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Vorwort 

zur  dritten  Auflage. 

Seit  mehreren   Jahren  hat  dieses  Werk  im  Bachhandel  gefehlt. 
Die  neue  Auflage   hat  sich  wegen  anderweiter  Arbeiten,  vornemlich 
aber  auch  desipvegeii  verzögert,  weil  ich  die  Nothwendigkeit  em- 
pfand, das  ganze  Buch  stärker  umznarbeiten.    Ich  hätte  es  auch 
eigentlich  vorgezogen,  zunächst  an  der  Finanzwissenschaft  weiter 
ZQ  arbeiten    und    diese  endlich  zum  Abschlnss  zu  bringen.    Aber 
ich  glauhte    schliesslich  doch,  dem  Wunsche  der  Verlagshandlang 
nachkooimen    zu    sollen  und  die  Neubearbeitung  der  Grundlegung 
in  die  Hand  zu  nehmen,  damit  das  Buch  nicht  gar  zu  lange  fehle. 
Die   zweite  Auflage  ist  im  Frühjahr  1879  erschienen.    Schon 
diese  lange    Spanne  Zeit,  welche  zwischen  den  beiden  Auflagen 
liegt,   bedingte   erhebliche  Aenderungen,   um  den  Entwicklungen 
der  Wissenschaft  Rechnung  zu  tragen  und  das  Buch  mit  meiner 
eigenen    wissenschaftlichen   Auffassung  im  Einklang  zu  erhalten. 
So  ist  diese  dritte  Auflage  in  der  That  eine  „wesentlich  um-,  theil- 
weise  ganz  neu  bearbeitete  und  stark  erweiterte'^  geworden. 

In  Verbindung  mit  einer  Umänderung  und  Erweiterung  des 
ganzen  Plnns  für  das  Gesammtwerk  und  mit  der  Gewinnung  einer 
Reihe  neuer  Mitarbeiter  für  einzelne  Tbeile,  worüber  ich  mich  im 
Eingang  dieses  Bands  selbst  (S.  IflF.)  näher  geäussert  habe,  hat 
aber  auch  die  Grundlegung  selbst  in  dieser  neuen  Auflage  materielle 
und  formelle  Aenderungen  und  Erweiterungen  erfahren. 

Es  wurde  ihr  auch  äusserlich  als  einer  „ersten  Hauptabtheilung'' 
(„Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie")  die  Stellung  eines  ge- 
meinsamen Fundaments  für  das  ganze  Werk  gegeben  und  sie,  wie 
von  der  practischcn,  so  auch  von  der  tbeoretischen  Nationalökonomie 
getrennt  (s.  S.  2  und  §.  102  ff,  S.  266  ff.).  Der  frühere  eine  Theil 
wurde  in  zwei  zerlegt  und  der  Inhalt  und  Umfang  erweitert. 
Der  erste  Theil,  unter  dem  eigenen  Titel  „Grundlagen  der  Volks- 
wirthschaft'^,  entspricht  der  ersten  Abtheilung  der  zweiten  Auflage 
(S.  1—342  daselbst),  aber  ist  durch  umfängliche  Ausführungen 
über  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen,  die  Motivation  im 
wirthscbaftlichen  Handeln  („ökonomische  Psychologie*'),  über  Ob- 
ject,  Aufgaben,  Methoden  („Methodologie"),  System  der  Politischen 
OekoDomie  (S.  70—285)  und  über  die  Beziehungen  zwischen  Be- 
völkerung und  Volkswirthschaft  („volkswirthschaftlicbe  Bevölkerungs- 


VI  Vorwort  zur  dritten  Auflage. 

lehre",  im  Beginn  des  2.  Halbbands)  stark  erweitert  worden.  Diese 
Abschnitte  fehlten  in  den  beiden  ersten  Auflagen  völlig,  gehörten 
aber  in  das  Werk  und  doch  wohl  am  Richtigsten  gerade  an  die 
Stelle,  wo  sie  sich  jetzt  befinden.  Die  Methodologie  und  Systemato- 
logie  war  früher  erst  für  den  Schluss  der  Grundlegung  geplant  ge- 
wesen. Der  zweite  Theil  der  Grundlegung  wird  dann  die  Gesammt- 
heit  der  wirthschaftlichen  Rechtsfragen  enthalten,  welche  in  der 
zweiten  Auflage  von  S.  343—821  behandelt  wurden,  zugleich  aber 
auch  sich  auf  das  mit  ausdehnen,  was  in  den  beiden  ersten  Auflagen 
auf  diesem  Gebiete  noch  rückständig  geblieben  war,  so  die  Lehre 
vom  „Inhalt  des  Eigenthums"  (vgl.  2.  Aufl.  §.286,  S.  587  flf.).  Dieser 
zweite  Theil  soll  den  Titel  führen:  „Volkswirthschaft  und  Recht, 
besonders  Vermögensrecht,  oder  Freiheit  und  Eigenthum  in  volks- 
wirthschaftlicher  Betrachtung. '^ 

Zunächst  erscheint  jetzt  Theil  1  der  Grundlegung.  Um  das 
Buch  nicht  noch  länger  im  Buchhandel  ganz  fehlen  zu  lassen  und 
es  gleichzeitig  mit  der  Buchenberger'schen  Agrarpolitik  zum  Be- 
ginn des  nächsten  Wintersemesters  zur  Verfügung  zu  stellen,  haben 
sich  Verfasser  und  Verlagshandlung  entschlossen,  die  im  Druck 
fertige  erste  Hälfte  dieses  Thcils,  enthaltend  die  Einleitung  und 
die  ersten  drei  Bücher,  als  ersten  Halbband  von  Theil  1  jetzt  apart 
herauszugeben.  Die  zweite  Hälfte  ist  im  Druck  und  folgt  binnen 
Kurzem.  Sie  enthält  die  Bücher  4 — 6:  Bevölkerung  und  Volks- 
wirthschaft, Organisation  der  Volkswirthschaft,  der  Staat,  volks- 
wirthschaftlich  betrachtet. 

Alle  einzelnen  Abschnitte  des  Buchs  sind  mehr  oder  weniger 
stark  überarbeitet,  auch  gegen  die  vorige  Auflage  noch  mehr  er- 
weitert, als  es  den  Anschein  haben  könnte,  indem  jetzt  auch  in 
dieser  3.  Auflage  der  Grundlegung  die  compendiösere  Einrichtung 
des  Drucks  wie  in  den  neueren  Bänden  und  Auflagen  der  Finanz- 
wissenschaft (Anwendung  von  Petitschrift  für  alles  Detail  und  alle 
näheren  Ausführungen  auch  im  Text)  stattgefunden  hat. 

Die  sachlich  wichtigste  Veränderung  in  dieser  Auflage  und 
speciell  in  dieser  ersten  Hälfte  des  ersten  Theils  liegt  aber  in  der 
in  den  früheren  Auflagen  fast  ganz  fehlenden  „Einleitung^'  (vgl. 
2.  Aufl.  S.  1 — 4  und  jetzige  3te  S.  5 — 67)  und  vor  Allem  in  dem 
neuen  nunmehrigen  ersten  Buche  von  der  wirthschaftlichen  Natur 
des  Menschen,  der  Motivationstheorie,  Methodologie  und  Syste- 
matologie  (vgl.  2.  Aufl.  S.  8—12  und  jetzige  3te  S.  70—285).  Man 
wird  hier  überall  den  Einfluss  spüren,  einmal  des  Socialismus,  ins- 
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besondere    in    den    Anregangen   zu  ^yökoDomisch-psychologischen'^ 
Stndien   nnd   ErörteniDgen ;   sodann  auch  der  neuerlichen  methodo- 
logischen  Controversen  zwischen  K.  Menger  nnd  der  deutschen 
jüngeren   historischen   Schule.    In  ersterer  Hinsicht  hielt  ich  eine 
Auseinandersetzung    mit  der  einseitigen  ökonomischen  Psychologie 
des  Socialismns  für  unabweisbar,  die  Ergebnisse  derselben  aber  auch 
für  das  Stadium    und  die  Entwicklung  der  Politischen  Oekonomie 
im  Allgemeinen   für  grundlegend.    Grade  in  seiner  Psychologie  liegt 
die   eigentliche    Schwäche  des  extremen  (radicalen)  theoretischen 
wie  practischen    Socialismus.     In  der  anderen  Hinsicht,    in  dem 
Methodenstreit,    verdanke  ich  K.  Menger  und  der  ganzen  ,,Ö8ter- 
reichischen    theoretischen  Schule'^  (vgl.  §.  19)  viel  nnd  bekenne 
das  hier  gern,  ohne  freilich  mich  durchaus  auf  ihre  Seite  zu  stellen. 
Wie  Nenmann,   dem  ich  hier  in  den  theoretischen  Partien,   wie 
in   der  Finanzwissenschaft  (vgl.  2.  Tbeil  S.   19  ff.)  ebenfalls  für 
vielerlei   Anregung  nnd  Belehrung  Dank  schulde,  suche  auch  ich 
eine  gewisse  vermittelnde  Stellung  einzunehmen,  wobei  ich  freilich, 
um  die   beiden  Hauptrufer  auf  den  extremen  Seiten  ihi  Methoden- 
streit zu   nennen,  K.  Menger  näher  als  6.  Schmoller  stehe.    Die 
ÄQseinandersetzangen  mit  der  jüngeren  deutschen   historischen 
Richtung   waren  mir  lange  ein  BedUrfniss.    Wenn  sie  hie  und  da 
etwas  scharf  ausgefallen  sind,  so  bitte  ich  zu  bedenken,   dass  es 
sich  nicht  nur  um  Verwahrung  gegen  einseitige  Richtungen,  welche 
ich  meiner  Ueberzeugung  nach  ftlr  schädlich  halte,  sondern  zugleich 
auch  um  Verwahrung  gegen  die  überhebende  Art  handelt,  wie  der 
jüngere  Historismus  Alles  behandelt,   was  sich   nicht  in   seinem 
Fahrwasser  bewegt,  d.  h.  was  nicht  auch  die  historische  Induction 
allein   gelten    lassen   und  concrete  Wirtbschaftsgeschichte  mit  Poli- 
tischer Oekonomie   identificiren  will:   Einseitigkeiten  der  entgegen- 
gesetzten, aber  nicht  minder  bedenklicher,  ja  im  Grunde  noch  bedenk- 
licherer Art,  als  die  viel  gerügten  der  älteren  britischen  deductiven 
und  abstracten  Richtung  (vgl.  §.  15,  16  und  passim  mehrfach). 

Der  principielle  socialpolitische  Standpunct,  den  ich  in  den 
früheren  Auflagen  einnahm,  ist  im  Uebrigen  in  dieser  3.  Auflage 
in  keiner  Weise  verändert,  am  Wenigsten  abgeschwächt  worden,  auch 
nicht  in  den  wirthschaftlichen  Organisations-  und  Rechtsfragen,  wie 
schon  das  1.  Bach,  mehr  noch  die  zweite  Hälfte  dieses  Bands  und  der 
zweite  Theil  der  Grundlegung  zeigen  wird.  Auch  meine  Stellung  zu 
ßodbertus  und  Schäflfle  ist  keine  andere  geworden,  —  denjenigen 
Autoren     welchen   ich  mich,  bei  vielfacher  Abweichung  in  Einzel 
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heiten  und  auch  in  Principienpuncten,  doch  anderseits  in  gewissen 
principiellen  Auffassungen  am  Nächsten  fühle  und  von  welchen  ich 
jedenfalls  glaube  am  Meisten  gelernt  zu  haben. 


lieber  Manches,  was  ich  hier  im  Vorwort  mit  berühren  müsste, 
habe  ich  mich  in  der  „Einleitung*^  (vgl.  bes.  §.  5,  7 — 12)  näher 
ausgelassen,  da  die  betreffenden  Puncte  eine  allgemeine  Bedeutung 
für  die  Bearbeitung  der  Politischen  Oekonomie  haben,  und  erlaube 
mir  hier  daher,  darauf  hinzuweisen. 


In  dieser  dritten  Auflage  habe  ich  auch  dahin  gestrebt,  meine 
„Grundlegung'^  dem  neuen  Plane  für  das  gesammte  umfassende 
„Lebr-  und  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie'*  möglichst  an- 
zupassen. Ueber  diesen  Plan  verbreiten  sich  die  ersten  Seiten 
(S.  1 — 3)  dieses  Bands  weiter.  Hier  sei  nur  noch  hervorgehoben, 
dass  wir  einzelnen  Bearbeiter  uns  auch  untereinander  unsere  wissen- 
schaftliche Selbständigkeit  und  innerhalb  der  von  einem  Jeden  be- 
arbeiteten Theile  freie  Bewegung  wahren.  Insbesondere  liegt  es 
mir,  als  dem  Herausgeber  des  Gesammtwerks,  fern,  meinen  Herren 
Mitarbeitern  in  Bezug  auf  principielle  Auffassungen  und  Streit- 
fragen vorgreifen  zu  wollen.  Wie  bei  allen  solchen  Werken  von 
verschiedenen  Autoren,  wenn  die  letzteren  sich  auch  in  Manchem 
nahe  stehen,  wird  es  grade  in  Bezug  auf  solche  Auffassungen  und 
Fragen  auch  unter  uns  nicht  an  Meinungsverschiedenheiten  fehlen. 
Das  muss  man  bei  einem  Zusammenwirken  verschiedener  Männer 
der  Wissenschaft  ob  der  anderen  Vortheile  der  wissenschaftlichen 
Arbeitstheilung  willen  hinnehmen  (vgl.  §.  9  und  10).  — 

Ich  hoffe,  dass  nunmehr  das  ganze  Werk,  welches  in  dem  ge- 
planten grossen  Umfang  allein  zu  bearbeiten  meine  Kräfte  weit 
überstiegen  hätte,  wie  ich  mich  immer  mehr  überzeugen  musste, 
rascher  vorrückt  und  in  absehbarer  Zeit  vollendet  vorliegt  Ich 
selbst  werde  noch  mehr  als  bisher  mich  darauf  einrichten,  mög- 
lichst alle  meine  fUr  litterarische  Arbeit  überhaupt  verfügbare  Zeit 
dem  Werke,  bzw.  den  von  mir  übernommenen  Theilen  zu  widmen. 
Und  wie  der  gleichzeitig  erscheinende  erste  Band  von  Herrn  Min.rath 
Buchenberger's  Agrarpolitik  zeigt,  werden  meine  Herren  Mitarbeiter 
auch  nicht  säumen,  ihre  einmal  übernommene  Aufgabe  zu  erfüllen. 

Berlin,  September  1802. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Bisher  sind  von  diesem  Werke  vier  Bände  erschienen,  der 
erste  Theil,  die  ,,6rundlegang'',  in  2.  Auflage  und  drei  Bände 
Finanzwissensehaft  (der  erste  in  3.,  der  zweite  in  2.  Auflage). 
Mit  dieser  dritten  Auflage  der  ,,6rundlegung''  tritt  zugleich  eine 
Abänderung  und  eine  Erweiterung  des  Planes  für  das  ganze  Werk 
ein  ^).  Die  Abänderung  ist  zwar  im  Ganzen  sachlich  nicht  erheb- 
lich, indessen  wie  die  Erweiterung  doch  mit  durch  sachliche,  im 
Uebrigen  tiberwiegend  durch  äussere  Gründe  veranlasst  worden. 
Diese  Gründe  sind  die  Gewinnung  neuer  Mitarbeiter  in  grösserer 
Zahl,  welche  mir  nach  dem  unerwartet  frühen  Tode  E.  Nasse's^) 
gelungen  ist,  und  der  Wunsch,  dem  Werke  in  allen  seinen  Theilen 
die  durch  den  Stoff  und  die  heutige  Entwicklung  der  Wissenschaft 
gebotene  und  der  bereits  erreichten  Ausdehnung  der  Finanzwissen- 
sehaft entsprechende  ebenfalls  eingehendere  Behandlungsweisc  an- 
gedeihen  zu  lassen.  Der  Plan  ist  nach  den  mit  meinen  Herren 
Mitarbeitern  getroffenen  Verabredungen  im  Wesentlichen  festgestellt, 
kann  aber  vielleicht  in  Einzelheiten  noch  kleinere  Abweichungen 
bei  der  Ausarbeitung  selbst  erfahren.  Auch  die  Hauptgliederung 
des  ganzen  Werks  ist  etwas  abgeändert  worden,  indem,  wohl  der 
Sache  und  insbesondere  der  von  mir  principiell  vertretenen  Auf- 
fassung gemäss,  der  „Grundlegung"  auch  äusserlich  die  Stellung 
eines  solchen  gemeinsamen  Fundaments  für  das  ganze  Werk 
gegeben  worden  ist.     lieber  die  Anreihung  einer  eigenen  fünften 

*)  S.  meinen  enten  Plan  in  der  Vorrede  zur  1.  Auflage  der  (irundleguug 
1S75).  S.  X — XVIII,  und  in  der  Uebersicbt  der  2.  Auflage  (IST'J*  S.  5,  sowie  die 
Bemerkanpen  in  Betrefi"  der  Finanzwissenschaft,  3.  Band  (lss<> — si»)  S.  1  in  der  Note 
^üd  2^Band,  2.  Auflage  (,1890)  S.  1. 

')  üeber  ihn,  sein  Ausscheiden  ans  der  Mitarbeiterschaft  und  meinen  Plan, 
ander»:  Mitarbeiter  zu  gewinnen,  s.  Finanzwissenschaft  2.  Bd.  2.  Aufl.  Vorwort  S.  Xlll. 

A.  Wagner,  Orandlegnog:  3.  Aailage.  1.  TheU.  Onmdlagen.  1 


2  Plan  dc5  Ge&ammtwerks. 

Abtheilung  litterarhistorischen  Inhalts  schweben  noch  die  Verhand- 
lungen. Die  früher  gehegte  Absicht,  einen  immerhin  schon  grösseren 
litterargeschichtlichen  Abriss,  in  der  Weise  anderer  ähnlicher  Werke, 
auch  Rau's,  in  einen  späteren  Abschnitt  der  Grundlegung  aufzu- 
nehmen, ist  aus  inneren  sachlichen  und  aus  äusseren  Gründen  auf- 
gegeben worden.  Ein  solcher  blosser  Abriss  würde  nach  der  ge- 
sammten  umfassenden  Anlage,  welche  das  ganze  Werk  nunmehr 
und  schon  in  den  bisherigen  drei  Bänden  der  Finanzwissenschaft 
erhalten  hat,  nicht  mehr  genügen.  Er  gehört  auch  sachlich  nicht 
eigentlich  in  die  Grundlegung,  noch  in  einen  der  anderen  Theile, 
sondern  beansprucht  eine  selbständigere  Stellung.  Die  Bearbeitung 
der  Litteratnrgeschichte  in  der  dabei  gebotenen,  ebenfalls  eingehen- 
deren Weise  erfordert  dann  aber  auch  einen  Speeialisten  der  Materie, 
den  ich  dafür  zu  gewinnen  hofTe. 

Noch  bemerke  ich,  dass  ich  dem  Werke  statt  des  bis- 
herigen Namens  „Politische  Oekonomie"  lieber  den  mir  passender 
erscheinenden  und  auch  für  die  von  mir  vertretene  Richtung  geeig- 
neteren „Socialökonomie"  gegeben  hätte,  den  ich  im  Buche 
selbst  öfters  anwende.  Ich  bin  bei  dem  alten  Namen  als  dem  ein- 
mal auch  bei  uns  wie  bei  den  übrigen  Gulturvölkern  üblichen  ge- 
blieben. 

Das  ganze  Werk  zerfällt  demnach  jetzt  in  fünf  „Haupt- 
abtheilungen", innerhalb  deren  wieder  je  nach  Bedürfniss 
„Theile"  unterschieden  werden.  Diese  „Theilc"  bilden  entweder 
je  einen  „Band"  oder  mehrere  Bände.  In  Betreff  der  letzteren 
werden  möglicher  Weise  noch  Abänderungen  eintreten.  Die  folgende 
Uebersicht  ergiebt  das  Nähere: 

I.  Erste  Ilauptabtheilung:  Grundlegung  der  Poli- 
tischen Oekonomie.     Bearbeiter  A.  Wagner. 

1.  Theil  (und  Band).  Grundlagen  der  Volkswirth- 
schaft. 

2.  Theil  (und  Band).  Volkswirthschaft  und  Kecht, 
besonders  Vermögensrecht  oder  Freiheit  und  Eigeuthum 
in  volkswirthschaftlieher  Betrachtung. 

II.  Zweite  Hauptabtheilung:  Theoretische  Volkswirth- 
schaftslehre.     Bearbeiter  H.  Dietzel. 

III.  Dritte  Hauptabtheilung:  Practische  Volkswirth- 
Schaftslehre. 
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1.  Theil.  Verkehrswesen  und  Verkehrspolitik^).  Be- 
arbeiter A.  Wagner. 

2.  Tb  eil.  Agrarwesen  and  Agrarpolitik,  in  zwei 
Bänden.     Bearbeiter  A.  Bnchenberger. 

3.  Theil  (ein  Band).  Forstwesen  und  Forstpolitik^ 
mit  Anbang:  Jagd  und  Fischerei.  Bearbeiter  K.  Bttcher  und 
A.  Buebenberger. 

4.  Theil.  Gewerbe-  und  Handelswesen  und  -Politik, 
in  zwei  Bänden.    Bearbeiter  K.  Bücher. 

IV.  Vierte  Hauptabtheilung:  Finanzwissenschaft. 
Bearbeiter  A.  Wagner.. 

1.  Theil  (und  Band).  Einleitung.  Ordnung  der  Finanz- 
wirtbschaft. Finanzbedarf.  Privaterwerb.  3.  Auflage.  1883. 

2.  Theil  (und  Band).  Theorie  der  Besteuerung:  Ge- 
bührenlehre und  allgemeine  Steuer  lehre.  2.  Auflage.  1890. 

3.  Theil  (und  Band).  Specielle  Steuerlehre.  Geschichte, 
Gesetzgebung,  Statistik  der  Besteuerung  einzelner  Län- 
der: Uebersicht  der  Steuergeschichte  wichtigerer  Staaten  und  Zeit- 
alter bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts. Einleitung.  Britische  und  französische  Besteuerung. 
1.  Auflage  1886 — 89  (Gesammtausgabe  des  Bandes  1889). 

4.  und  eventuell  5.  Theil  (nnd  Band).  System  der  spe- 
ciellen  Steuerlehre  und  Lehre  von  den  öffentlichen 
Schulden.     (Noch  nicht  erschienen.) 

V.  Fünfte  Hauptabtheilung.  Litteraturgeschichte  der 
Politischen  Oekonomie  (einschliesslich  Socialismus).  Bearbeiter 
noch  unbestimmt. 

In  dieser  dritten  Auflage  der  Grundlegung  sind  gegen  die 
beiden  ersten  auch  einzelne  Aenderungen  der  formellen  Anordnung 
des  Stoffs  vorgenommen  worden  und  Abschnitte  über  die  Moti- 
vation im  wirthschaftlichen  Handeln,  über  Aufgabe,  Methode 
und  System  der  Politischen  Oekonomie,  sowie  über  die  Bevöl- 
kerungslehre sind  hinzugekommen.  Die  Begründung  dafür  wird 
im  Buche  selbst  gegeben. 


V  Maass  uiiJ   Gewicht,  Geld-  und  Munzweacn,    Credit-  und  liankweseii ,    Ver- 
•sicheruny^swoscn,  Communications-  und  Trauspurtwesen. 
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Grundlegung  der  PoKtischen  Oekonomie. 


Einleitung. 

Erstes  Kapitel. 

Ziel  und  Aufgabe  dieses  Werks,  insbesondere  der 

Grundlegung. 

§.  1.  Die  smith'sche  oder  britische  Oekonomik. 
Eine  neue  „Grundlegung"  der  gesammten  Politischen  Oekonomie 
wird  in  den  letzten  Jahrzehnten  immer  dringender  als  eine  Noth- 
wendigkeit  empfunden.  Ausserhalb  des  kleiner  und  kleiner  werden- 
den Kreises  der  Anhänger  der  älteren  liberal -individualistischen 
Oekonomik,  der  sogenannten  britischen  (Smith'schen)  Freihandels- 
schule^  wird  das  wohl  fast  allgemein  zugestanden. 

Für  fast  ein  Jahrhundert  hat  Adam  Smith  den  Grund  gelegt 
gehabt.  Ein  unvergänglicher  Buhm,  welcher  ihm  bleibt.  Auch 
dann,  wenn  noch  mehr  als  bisher  die  Ueberzeugung  sich  verbreiten 
wird,  dass  seine  Originalität  geringer  war,  als  man  lange  ange- 
nommen hat,  selbst  seine  allgemeine  wissenschaftliche  Bedeutung 
und  Fähigkeit  geringer,  als  diejenige  einzelner  seiner  unmittelbaren 
Vorgänger  und  Zeitgenossen,  auf  deren  Schultern  vielmehr  doch 
auch  er  stand.  Denn  das  hat  entgegen  früheren  Annahmen,  die 
neuere  sorgfältigere  litterarhistorische  Forschung,  durch  Männer 
wie  W.  Eo scher,  W.  Hasbach ^)  u.  A.  m.  auch  bei  uns  vertreten, 
unzweifelhaft  nachgewiesen.   Wahr  bleibt  von  A.  Smith  gleichwohl 

')  S.  Koscher,  Zar  Geschichte  der  englischen  Volks wirthschaftslehre,  Leipzig 
1S50.  1S51.  Derselbe»  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland,  München 
1ST4.  vielfach  passim,  besonders  §.  135,  S.  593  li".  —  W.  Hasbach,  Die  allge- 
meinen philosophischen  Grundlagen  der  von  Qucsnay  und  Smith  begrllndeten  Poli- 
tischen Oekonomie,  Leipzig  1&90.  Derselbe,  Untersuchungen  über  A.  Smith  und 
die  Entwicklung  der  Politischen  Oekonomie,  Leipzig  1S91. 
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das  schöne  und  gerechte  Wort  Roschers  ^\  dass  Smith's  Ruhm  nicht 
verkleinert  wird  durch  solche  Nachweise;  dass  A.  Smith  nach  wie 
vor  als  der  Koryphäe  der  Politischen  Oekonomie  bezeichnet  werden 
kann,  auf  welchen  ,,alles  Frühere  als  Vorbereitung  auf  ihn,  alles 
Spätere  als  Fortsetzung  von  ihm  und  Gegensatz  zu  ihm  erscheint'^: 
Zielponct  und  Ausgangspunct  zugleich.  Ein  grösserer  Ruhm  kann 
keinem  Sterblichen  in  der  Geschichte  der  Wissenschaften  zu  Theil 
werden. 

Und  wären  wirklicli  ein  Hume,  sogar  ein  Stuart^,  ein  Turgot,  ^  Quesnay, 
in  einer  Beziehung  selbst  ein  Justi^),  wie  bald  dieser,  bald  jener  neuere  litterar- 
bistorische  Forscher  oder  Kritiker  A.  Smith's  gelegentlich  behaupten,  nicht  nur  grössere 
Geister,  tiefere  Denker,  ein  Hume  und  manche  andere  bedeutendere  Philosophen,  sondern 
die  genannten  —  um  nur  diese  zu  nennen  —  gerade  auch  „grössere  National- 
ökonomen'', als  A.  Smith  gewesen!  Die  eine  Thatsache  ist  doch  unumstösslich,  dass 
A.  Smith  durch  sein  Werk  einen  unendlich  nel  grösseren  Erfolg  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  erzielt  hat,  als  irgend  einer  dieser  seiner  „Rivalen"'  und 
irgend  ein  anderer,  welcher  ausser  diesen  noch,  und  mitunter  mit  kaum  geringerem 
Bechte  als  einer  von  diesen,  genannt  werden  könnte. 

Die  y^Theorie  des  ökonomischen  Liberalismus  und 
Individualismus'^  —  wie  man  sie  wohl  mit  einem  geeigneten 
wissenschaftlichen  Ausdruck  am  Besten  nennen  wird  —  oder,  nach 
ihrem  leitenden  Rechtsprincip  bezeichnet,  die  ,, Theorie  des 
Systems  der  freien  wirthschaftlichen  Concurrenz"  — 
auf  der  Grundlage  der  Rechtsprincipien  der  persönlichen  Freiheit, 
des  Privatei^enthums  und  privaten  Erbrechts  an  den  sachlichen 
Productionsmitteln,  Boden  und  Kapital,  und  der  Vertragsfreiheit,  — 
diese  Theorie  führt  daher  doch  mit  Fug  und  Recht  den  Namen 
der  „smith'schen'^  und  nach  der  Volksangehörigkeit  des  Meisters 
denjenigen  der  neueren  „britischen^'  Oekonomik. 

Auch  eine  andere  Thatsache,  an  deren  Richtigkeit  neueren 
Litterarhistorikern  des  Fachs  gegenüber  festzuhalten  sein  möchte, 
vermindert  den  Ruhm  und  die  Bedeutung  von  A.  Smith  nicht,  wenn 
sie  ihm,  seinem  Werke  und  seiner  Schule  auch  eine  andere,  rich- 
tigere und  in  einer  Hinsicht  allerdings  eine  etwas  herabgeminderte 
Stellung  einräumt:  die  Thatsache,  dass  das  smith'sche  „System'' 
und  die  sich  ihm  anschliessende  ganze  britisc|)e  Oekonomik  doch 
kein  eigentlich  „neues  System'^  im  Sinne  eines  neuen,  ganz 
eigenthümlich  ausgebildeten  Gedankenkreises,  sondern  nur  eine 
Phase  eines  solchen  Systems,  und  nicht  einmal  die  erste,  sondern 
die  zweite  Phase  desselben  ist. 


*)  Röscher,  Geschichte  a.  a.  0.  S.  594. 
*)  Hasbach,  Smith,  S.  229. 
»)  Ebend.  S.  225. 
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Der  zeitliche  Vorrang  vor  den  Briten  gebührt  den  französischen 
Physiokraten,  welche  doch  zuerst  mit  tieferem  wissenschaft- 
lichen Verständniss  in  der  Volkswirthschaft  einen  auf  dem  mensch- 
lichen natürlichen  Triebleben  beruhenden,  daraus  hervorgegangenen, 
dadurch  fungirenden  natürlichen  Organismus  erkannt  haben.  Ihre 
philosophischen  und  ihre  ökonomischen  Grundanschauungen  sind 
im  Wesentlichen  doch  auch  diejenigen  der  smith'schen  Lehre  und 
der  britischen  Oekonomik.  Ihre  ökonomische  Doctrin  ist  wie  die 
letztere  eine  Philosophie  des  Individualismus  und  des  Liberalismus 
auf  ökonomischem  Gebiete.  Deswegen  wird  die  ganze  Lehre  am 
Richtigsten  als  „physiokratisch-smith'sche  oder  ,,physio- 
kratisch-britische^'  Oekonomik  zusammengefasst  werden^). 

Sie  ist  in  einer  anderen  Hinsicht  ein  Seitenstock  jener  individualistisch-liberalen 
Becbts-  und  Staatsphilosophie  und  der  theoretischen  Politik,  welche  sich  seit  der 
Mitte  des  rorigen  Jahrhunderts  aus  dem  älteren  Naturrecht  heraus,  wenn  auch  zum 
Theil  sich  Ton  ihm  emancipircnd,  entwickelt  und  bis  gegen  die  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts geherrscht  hat. 

A.  Smith  und  seine  Schule,  darunter  vor  Allem  der  be- 
deutendste der  Nachfolger,  der  viel  verkannte,  auch  von  der 
jüngeren  deutschen  historischen  Schule  meist  gar  nicht  ver- 
standene D.  Ricardo,  haben  gerade  an  den  einzelnen  ökono- 
mischen Lehren  der  Physiokraten  viele  nothwendige  und  wichtige 
Berichtigungen  vorgenommen.  Darin  liegt  eines  der  besonderen 
wissenschaftlichen  Verdienste  auch  von  A.  Smith  selbst.  Die  smith'- 
sche  und  die  weitere  britische  Oekonomik  ist  deshalb  als  eine 
neue  und  höhere  Entwieklungsphase  des  ökonomischen  Indivi- 
dualismus und  Liberalismus  anzuerkennen,  aber  doch  eben  als  eine 
Phase  dieser  Doctrin,  zu  welcher  sie  selbst  noch  voll  und  ganz 
gehört. 

Denn  die  allgemeinen,  gefrenwürti^  in  ihrer  Unzulänglichkeit  erkannten  ])hilo- 
^/jphischcn .  die  psychologiächcn  (irundanschauuugcu ;  die  auf  ihnen  aufgebaute  Lehre 
Fon  den  volkswirthschaftlichen  Naturgesetzen:  die  ungescliichtlichc  Hetnichtung  des 
Wirthichaftslebens  und  des  Staats  und  seiner  Zwecke  sowie  seiner  Stellung  zur  Vulks- 
wirthschaft;  die  einseitige  Verurtheilung  der  geschichtlich  überkommenen,  vielfach 
noch  bestehenden  Beschränkungen  der  wirthschaftlichen  Freiheit;  die  Auffassung  von 
„Freiheit  und  (Privat-)  Eigenthum**,  von  Vertragsfreiheit,  der  ('onse(|uenz  beider,  als 
natürlich-ökonomischer  statt  als  historisch- rechtlicher  und  veränderlicher  Kategoricen; 
die  Folgerungen  für  die  „natürliche"  N'othwendigkeit,  Richtigkeit  und  im  Individual- 
wie  im  Gesammtinteresse.  segensreich  und  gerecht,  ja  allein  gerecht  fungirendtj  Wirk- 
samkeit der  „wirthschaftlichen  Freiheit",  der  „freien  wirthschaftlichen  Concurrenz", 
und  die  weiteren  besonderen  Folgerungen  hieraus  fiir  alle  einzelnen  (iebiet«i  des 
Wirthbchafrslebens    und    seiner    Rechtcjordnung ,   der  ausserordentliche   Optimismus   in 

M  Ingram,  Geschichte  der  Volkswirthschaftslehre  (deutsch  von  Koschlau, 
Tubinsren  IMiO,  fasst  die  Doctrin,  mit  einigen  weiteren  Vorläufern,  ganz  gut  unter 
dem  Namen  ..System  der  natürlichen  Freiheit"  zusammen ,  seine  „dritte  neuzeitliche 
Phase'-. 
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Bezug  auf  die  zu  erwartenden  Wirkungen  der  wirthschaftlichen  Freiheit:  dies  alles 
ist  doch  in  der  Hauptsache  der  Doctrin  der  Physiokraten,  der  französischen  ,,Oekono- 
misten'',  den  Forschem  nach  .^unwandelbaren  physisch -moralischen  Naturgesetzen, 
welche  allem  socialen  Leben  zu  Grunde  liegen/' ')  und  der  smithisch-britischen  Doctrin 
gemeinsam.  Jene  angeführten  Puncto  sind  aber  durchaus  das  Wesentliche,  nicht 
die  Special  lehren,  in  denen  beide  Richtungen  auseinander  gehen,  wie  in  Hetreff  der 
Productiyität  der  verschiedenen  Berufe  und  Arbeiten,  des  Boden-Reinertrags  (produit 
net),  der  Grundrente,  der  „einzigen  Steuer''  vom  Bodenertrag  bei  den  Physiokraten. 
Nach  jenem  Gemeinsamen  und  Wesentlichen  erscheint  die  Doctrin  als  eine  in  diesen 
entscheidenden  Puncten  einheitliche. 

Nach  ihrem  wichtigsten  Princip  für  die  wirthschaftliche  Kechts- 
ordnnng,  zugleich  nach  demjenigen,  welches  die  für  die  Praxis 
gewonnene  Bedentang  der  Doctrin  am  Richtigsten  kennzeichnet, 
kann  man  die  Lehre  atfch  kurzweg  diejenige  des  Systems  der 
freien  Concurrenz  nennen.  Diesen  Namen  wird  die  der  Lehre 
entsprechende  weltgeschichtliche  Epoche  im  Leben  entwickelter 
Völker,  wie  unsere  heutigen  „modernen",  vielleicht  in  der  Zukunft 
allgemein  führen. 

Der  geschilderte  Sachverhalt  thut  der  Bedeutung  der  britischen  Oekonomik  und 
ihres  ersten  Meisters  auch  deswegen  wenig  oder  gar  nicht  Eintrag,  weil  die  Theorie 
des  ökonomischen  Liberalismus  und  Individualismus  grade  vomemUch  in  dem  Gewände 
und  der  Form,  welche  sie  bei  und  durch  A.  Smith  und  seine  Schule  erhalten  haben, 
in  der  Wissenschaft  der  Culturvölker  einige  Menschenalter  lang  geherrscht  und  in  der 
Praxis  ihre  Verbreitung  und  Anerkennung  erlangt  hat.  Der  Physiokratismus  hat 
freilich  im  französischen  Revolutionszeitalter  direct  und  indirect  vielleicht  einen  noch 
grösseren  Einfluss  in  Frankreich  ausgeübt,  so  z.  B.  in  den  Finanzfragen. ^)  Aber  nicht 
er,  sondern  der  Smithianismus  hat  ^der  Theorie  und  Praxis  der  Culturwclt  sein 
Gepräge  aufgedrückt 

Freilich  bleibt  ja  wahr,  dass  die  besprochene  Doctrin  selbst  wieder  eine  reife 
Frucht  der  vorausgehenden  wissenschaftlichen  Arbeit  in  Philosophie  und  Wirtbschafts- 
lehre  war,  auch  bceinflusst  worden  ist  durch  die  ganze  geistige  Atmosphäre  der  Zeit, 
in  welcher  sie  ausgebildet  und  formulirt  wurde.  Auch  ohne  Adam  Smith  würde  es 
eine  Theorie  des  „ökonomischen  Individualismus  und  Liberalismus''  und  auch  gerade 
eine  britische  bezügliche  Theorie  gegeben  haben.  Aber  so  verhält  es  sich  im 
Gebiete  der  Geistes-  und  im  Grunde  aller  Wissenschaften,  zumal  im  Gebiete  der  socialen 
und  politischen  Wissenschaften  nothwendig  stets.  Das  vermindert  Bedeutung  und 
Werth  der  individuellen  Leistung  im  grossen  geschichtlichen  Zusammenhan E^e  der  Ideen- 
entwicklung betrachtet,  „vor  Gott",  gewiss,  aber  nicht  vom  Standpunct  einer  einzelnen 
Periode  und  der  Individuen  aus,  „nicht  vor  den  Menschen.''  Schliesslich  sind  es 
eben  doch  einzelne  Individuen,  in  welchen  sich,  wie  in  einem  Brenupunct.  alles 
das  vereinigt  und  von  welchen  alles  das  zum  klaren  wissenschaftlichen  Ausdruck  gebracht 
wird,  was  in  unzähligen  Anderen  an  Gedanken  lebt  und  gährt,  aber  zu  keiner  an- 
gemessenen Form  gelangt  Dieser  Brennpuhct  war  wieder  A.  Smith  und  diese 
angemessene  Form,  in  der  sie  allein  weiter  wirken  konnte  und  wirkte,  hat  er  der  neuttn 
ökonomischen  Doctrin  gegeben.  Das  ist  wiederum  der  Ruhm  und  das  unvergängliche 
Verdienst,  welche  ihm  gebühren  und  welche  kein  objectiver  Kritiker  ihm  rauben  wird^). 


')  Quesnay,  Mirabeau  (piTc),  Dupont  de  Nemours  (physiocratie  176S)  u.  A.  m. 
S.  auch  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland  §.  109,  Ingram, 
a.  a.  0.  S.  80  IC,  90. 

*)  Meine  Finanzwissenschaft  III,  iilb. 

')  In  den  beiden  vortrefflichen  neueren  Schriften  Hasbach 's,  denen  ich  viel 
verdanke  und  in  Vielem  ganz  beistimme,  wird  m.  E.  dies  Verdienst  von  Smith  nicht 
genügend  hervorgehoben.  Hasbach  hat  mich  durch  seine  Erörterungen  in  meiner 
lange  bestehenden  Ansicht  über  A.  Smith  nicht  erschüttert,  sondern  bestärkt. 
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Noch  mehr  und  noch  nnbedin^er  ist  ja  vollends  für  die  Praxis  ein  ähnliches 
Zogeständoiss  hinsichtlich  des  Smith  sehen  Werks  za  machen.  Ein  wissenschaftliches 
Werk,  auch  wenn  es,  wie  ein  nationalökonomisches  ?on  der  Art  des  wealth  of  nations, 
sich  unmittelbar  mit  Fragen  der  Praxis  der  Zeit  beschäftigt,  kann  and  wird  immer 
Dor  soweit  auf  deren  Behandlung  Einflass  gewinnen,  als  es  eben  Forderungen  stellt, 
welche  „im  Geist  der  Zeit''  liegeq  und  ohnehin  schon  durch  die  Entwicklunic  der 
practischen  Dinge  zur  Erfüllung  reif  sind  oder  demnächst  reif  werden.  Ein  derartiges 
Werk  wird  niemals  mehr  bewirken  können,  als  etwa  das  Tempo  der  Entwicklungen 
ia  der  öfientlichen  Meinung  und  im  practischen  Leben,  daher  auch  in  der  Gesetz- 
gebung zu  beschleunigen,  indem  es  noch  unklaren  und  erst  sich  heraosringenden 
Gedanken  und  Bestrebungen  den  klaren  Ausdruck  und  das  deutliche  Ziel  giebt.  Eine 
gTös>ere  Bedeutung  kann  auch  A.  Smith  nicht  beanspruchen.  Auch  ohne  ihn  würde 
»icherJich,  bedingt  und  begünstigt  durch  die  Entwicklung  der  ökonomischen  und 
technischen  GesammtFerhältnisse  der  modernen  Culturrölker,  der  ökonomische  In- 
diridualismus  und  Liberalismus  seinen  Siegeslauf  durch  die  Welt  gemacht  haben. 
Aber  wiederum:  mindert  nur  oder  nimmt  gar  dies  A.  Smith  seinen  Kuhm,  sein  Ver- 
dienst, seine  Bedeutung?  Sicherlich  nicht  im  Geringsten.  Im  (legentheil :  es  zeigt  nur, 
welcher  im  höchsten  Sinne  realistische  Oekonomist  er  war,  der  die  Signator  einer 
neuen  geschichtlichen  Entwicklungsperiode  so  scharf  und  so  richtig  erkannte,  um  förm- 
lich ein  Programm  dafür  aufstellen  zu  können,  das  im  allem  Wesentlichen  verwirklicht 
worden  ist.  nicht  nur  in  Smith 's  Yaterlande,  sondern  in  dem  grössten  Theil  der  Cultur- 
weit  europäischer  Cirilisation. 

§.  2.  Die  Krisis  der  britischen  Oekonomik  und  der 
Socialismus.  Allein  anch  der  Smithianismns ,  auch  der  allge- 
meine ökonomische  Individualismus  und  Liberalismus  hat  in  Wissen- 
schaft nnd  Leben,  in  Theorie  und  Praxis  seine  Zeit  gehabt. 

Seine  tieferen  philosophischen  und  psychologischen  (irundlagen  sind  erschüttert. 
Seine  rationalistische,  mechanische  und  ungeschichtliche  Auffassung  des  Gesellschafts- 
und  Wirtbschaftslebens  weicht  immer  mehr  einer  historischen  und  organischen.  Seine 
enge,  einseitige  und  selbst  kleinliche  Lehre  vom  Staate  und  vom  wesentlich  alleinigen 
Kechtizweck  desselben  macht  wieder  einer  anderen  Platz,  welche  sich  mehr  der  früheren 
tjudämonistisclien  oder  Wohlfahrtsstaatstheorie  nähert,  ohne  in  deren  Fehler,  dcnju 
nüchternen  platten  ütilitarismus,  deren  schrankenlose  Willkühr  fifogcnüber  der  berechtifj^tcn 
Freiheitssphäre  des  Individuums  zu  verfallen.  Seine  Voran.stdlung  des  Individuums, 
>eine  Neigung,  dessen  „Wesen"  —  oder  das,  was  dafür  gilt  —  dessen  natürliche 
Tri»ibe.  Wunsche ,  Bestrebungen  zum  Ausgangs-  und  Zielpunrt  alles  (iemeiiischafts- 
lebens  zu  machen,  —  an  sich  folgerichtig  im  Sinne  der  Idee  des  ., Individualismus"  — 
wird  verdrängt  durch  die  entgegengesetzte  Idee:  die  (iemeinscliaf t  und  deren 
Lebensbedingungen,  welche  zugleich  doch  auch  solche  des  Individuums  als  (ilieds  der 
Gemeinschaft  sind,  werden  bewusst  vorariicestellt ,  aus  ihnen  henus  werden  die  notli- 
wendigen  Grenzen  auch  für  die  Freiheitssphäre  des  Individuunis  und  seines  Eigenthums, 
daher  auch  für  die  wirthschaftliche  Freiheit  abgeleitet. 

So  tritt  die  gesellschaftliche,  die  „socialistische ''  an 
Stelle  der  iDdividualistischen  Betrachtung  des  Wirtbschaftslebens 
und  Behandlung  der  Wirthschaftsproblenie.  „Socialismus"  und 
„Communismus"  nehmen  die  Stelle  von  „Individualismus^'  und 
„Liberalismus"  ein.  Im  radicalen  wissenschaftlichen  und  practisch- 
agitatorischen  Socialismus  geschieht  dies  nur  leider  bereits  wieder 
mit  jener  Neigung  zum  Hinübergehen  ins  andere  Extrem,  wie  sie 
psychologisch  begreiflich  und  in  Theorie  und  Praxis  so  oft  wahr- 
zunehmen ist.  Allein  diese  IJebertreibungen  rechtfertigen  es  nicht, 
das  Richtige  und  Berechtigte  im  ökonomischen  Socialismus  gegen- 
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über  dem  Individnalismus  ^u  verkenDen,  sobald,  wie  es  freilieh 
notbwendigy  aber  auch  möglich  ist,  in  der  neuen  Richtung  Maass 
gehalten  wird. 

Der  britischen  Oekonomik  gegenüber  ist  weiter  festzustellen,  dass  der  ausserordent- 
liche Optimismus  ihrer  Lehre  und  Politik  auf  allen  Gebieten  des  wirthschaftlichen 
Lebens  immer  weniger  mehr  Stich  hält.  Stets  und  tiberall  glaubte  sie  wesentlich  nur  Gutes 
für  den  Einzelnen  und  die  Gesammtheit  von  der  „wirlhschaftlichen  Freiheit"  erwarten 
zu  dürfen;  lehrte  sie,  dass  alle  berechtigten  wirthschaftlichen  Interessen,  welche  die 
Menschen  verfolgten,  in  „natürlicher  Harmonie"'  stünden,  ein  Satz,  den  Bastiat  am 
Einseitigsten,  wenn  auch  am  Glänzendsten,  aber  keineswegs  zuerst  und  allein  vertreten 
hat.  Auch  A.  Smith  neigt  schon  dazu.  Handgreifliche  Erfahrungen  zeigen,  wie 
beschränkt  sich  diese  günstigen  Erwartungen  nur  erfüllt  haben  und  wie  viele  und 
schwere  unerwartete  ungünstige  Folgen  eingetreten  sind.  Immer  mehr  bestätigte  sich 
ein  Wort  Lange's,  dass  die  angegriffenen  Beschränkungen  der  wirthschaftlichen 
Freiheit  in  den  älteren  Eecbtsordnungen  auch  heilsame  Schranken  der  Kapitalmacht 
waren,  die  uns  in  der  heutigen  Ordnung  nur  zu  sehr  fehlen.  Immer  mehr  erwies 
sich  die  theoretische  Lehre  von  der  „natürlichen  Interessenharmonie"  beim  Verfolgen 
des  wirthschaftlichen  Individualvortheils  als  ein  Sophisma  der  Dialectik.  Statt  jenes 
Optimismus  verbreitet  sich  immer  mehr  ein  Pessimismus,  welcher  gewiss  oft  über- 
trieben ist,  die  gaten  Seiten  der  freien  Concurrenz  zu  gering,  die  üblen  zu  hoch 
anschlägt,  aber  doch  auch  in  vielen  Einzelheiten  und  namentlich  hinsichtlich  der 
Grundwirkung  der  wirthschaftlichen  Freiheit  nicht  unberechtigt  ist. 

Viel  bedenklicher  und  unberechtigter  erscheint,  dass  sich  an 
diesen  Pessimismus  gegenüber  dem  nunmehr  Bestehenden  bereits 
wieder  ein  neuer  Optimismus  gegenüber  dem  neu  Werdenden  und 
zu  Erstrebenden  anknüpft.  Hier  wird  alles  Heil  von  einer  völligen 
principiellen  Veränderung  der  wirthschaftlichen  Rechtsbasis,  ein 
„Himmel  auf  Erden"  erwartet,  wenn  die  wirthschaftsrechtlichen 
und  wirthschaftsorganisatorischen  Forderungen  des  Socialismus  er- 
füllt werden:  der  Optimismus  des  radicalen  Socialismus. 

Diese  Doctrin  glaubt  mit  den  neuesten  und  vermeintlich  durchaus  sicheren  natur- 
und  geschichtswissenschaftlichen  Forschungsergebnissen  der  ».Evolutionstheorie" ,  der 
„Prähistorie**  und  der  „Primitiv-Historie**  die  bisherigen  Entwicklungen  des  Wirtb- 
schaftslebens  allein  richtig  erklären  zu  können.  Sie  will  sie  sogar  auf  die  einfachen 
Formeln  ihrer  „materialistischen**  Geschichtsauffassung  zurückführen  und  meint  danach, 
wie  die  ,.einzig  richtige**  Diagnose  der  wirthschaftlichen  Zustände  und  Leiden,  so  auch 
die  ..allein  richtige**  Prognose  zu  stellen.  Die  Entiiicklung  müsse  und  werde  mit 
naturgesetzlichcr  Nothwendigkeit  zu  einer  ganz  anderen  wirthschaftsrechtlichen  und 
wirthbchaftsorganisatorischcn  Gestaltung  der  Dinge  hinüberführen :  von  der  dem  öko- 
nomischen Individualismus  und  Liberalismus  allein  vorschwebenden  „privatwirthschaft- 
lichen'*  Organisation  der  Volkswirthschaft,  —  d.  h.  der  auf  der  Basis  der  wirthschaft- 
lichen Freiheit  des  Individuums  und  des  vollen  und  ausgedehnten  Privateigcnthums 
desselben,  wie  an  allen  Sachgütern,  so  auch  an  allen  beweglichen  wie  unbeweg- 
lichen, sachlichen  Productionsmitteln  stehenden  Organisation  —  zu  einer  völlig 
„gemcinwirthschafilicheu*',  völlig  ,  socialistisch-communistischen'*,  auf  der  Basis  des 
ausschliesslich  gesellschaftlichen  Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productions- 
mitteln. Eine  Doctrin,  welche  psychologisch  noch  viel  eigenthümlicher  als  national- 
ökonomisch ist,  mit  wahrem  Glaubensfanatismus  ihre  Adepten  erfasst  und  aus  un- 
sicheren oder  halbwahreu,  aber  für  „wissenschaftlich  unumstösslich'*  geltenden  Sätzen 
neue  Dogmen  schmiedet.  Das  wichtigste  davon  ist.  dass  „der  Mensch**  in  psychischer, 
sittlicher  wie  physischer  Hinsicht  ausschliesslich  das  Product  ererbter  Eigenschaften 
und  der  äusseren,  d.  h.  in  letzter  Linie  stets  der  wirthschaftlichen  Umstände  und  Ein- 
flüsse sei.  Daher  werde  er  denn  auch  mit  Umänderung  dieser  letzteren  wie  physisch, 
so  psychisch  und  sittlich  ein   „anderer**,   nicht  nur  graduell  ein   besserer,   sondern 
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förmlich    ein    ..wesensanderer'\  mit  anderen  Trieben,   Motiven,    Wünschen,   Be- 
screbimgen.   Ein  neues  £?angelium  des  —  Supennaterialismus ,  mit  dem  sich  in  selt- 
samster   nnd    doch  wieder   bei   gegebenen   Vordersätzen    psychologisch    begreiflicher 
Mischung'  hier  eine  hyperideologische  Anschauung  verbindet;  ein  mixtum  compositum 
Ton  höchsten  modernen  vermeintlich  sicheren  Wissenschaftsergebnissen   mit  blödestem 
Dogmatismus,  wohin  man  mit  dem  Socialismus   ,.auf  dem  Wege  von  der  Utopie  zur 
Wissenschaft^*   gelangt  ist.    Geschichtsphilosophisch ,    völkerpsychologisch  und  social- 
ethisch    aber    betrachtet    doch   eine    wundersame    Umkehr    vom    extremsten    ludivi- 
dnalismns  und  Liberalismus  im   Wirthschaftsleben ,    wo   der  organisirten  Gesellschaft 
nichts  mehr  zu  thun  übrig,  dem  Staate  schier  kein  Platz  mehr  zu  bleiben  schien,  zum 
extremsten  Gegentheil,  .wo  Alles  von  der  organisirten  Gesellschaft,  vom  Staate  —  der 
sich  freilich  durch  die  socialistisch  organisirte  Gesellschafts-  und  Wirthscliaftsorduung 
selbst  wieder  überflüssig  machen  soll!  —  gerade  auf  ökonomischem  Gebiete  erwartet 
wird.   Und  doch  wieder  entgegengesetzte  Ansichten  des  ökonomischen  Individualismus 
und  Socialismus,   welche  im  Kern  nahe  verwandt  sind:    die  höchste  Schätzung,   ja 
Ueberschätzung   des  „irdischen  Gutes'',    das  grcuzeolose  Streben  nach  Verbesserung 
des  materiellen  Lebens  der  Individuen,  woraus  dann  schon  die  culturelle  und  sittliche 
Hebung  ..von  selbst''   folge,  ist  beiden  gemeinsam:    in  den  Mitteln  und  Wegen  zum 
Ziel,  mchi  im  Ziele  selbst  gehen  sie  auseinander.  Darin  liegt  die  Wahrheit  des  Satzes, 
dass  der  Socialismus  aus  derselben  Würze»,  wie  der  Individualismus  stamme,  ja  folge- 
richtig aus  letzterem  herausgewachsen  sei. 

Indessen  stehe  man  zu  diesen  Fragen,   wie  man  wolle,   und 
weise  man  auch  die  Ansprüche  des  Socialismus  hinsichtlich  seiner 
tieferen   entwicklungsgeschicbtlich  begründeten  Grundaut'fassnngen 
des  gesellschaftlichen  nnd  wirthschaftlichen  Lebens  und  seine  prac- 
tischen   Forderungen  ab  als  zu  weitgehend  und   unvereinbar  mit 
der  menschlichen  Natur,  wie  sie  einmal  war,  ist  und  bleiben  wird 
auch  bei  noch  so  grossen  Veränderungen  der  äusseren,  der  wirth- 
schaftsrechtlichen  und  wirthschaftsorganisatorischen  Verhältnisse,  — 
wenigstens  in  den  Zeiträumen,  vqn  immerhin  vielen  Jahrtausenden, 
mit   welchen   jede  menschheitsgeschichtliche    Betrachtung 
allein   zu   rechnen   hat;  und   die  Zeiträume  geologischer  Perioden, 
darwinistischer  Entwicklungsperioden  stehen  hierfür  ausser  Frage  — . 
Das    muss    doch    immerhin  zugegeben  werden ,    dass  gerade   die 
wesentlich  den  Grundsätzen  des  ökonomischen  Individualismus  mit 
zu  verdankende,   wenn   auch   freilich  noch  stärker  durch  die  Ent- 
wicklung der  Technik  bedingt  gewesene  Gestaltung  des  practiscben 
Wirthschaftslebens   in  den  letzten  Menschenaltern  zur  Entwicklung 
des  ökonomischen  Socialismus   und   hierdurch   zur  Kritik  der  libe- 
ralen Oekonomik  als  Wissenschaft  geführt  hat.     Die  socialistische 
Doetrin    ist   für  diese  Krisis   mehr  als  irgend  ein  anderer  wisseu- 
I     scbaftlicher  Factor  von  Einfluss   gewesen.    Mehr  insbesondere  als 
die  neuere  organische  und  historische  Staats-  und  Wirthschaftslehre, 
welche  freilich  ebenfalls  zu  dieser  Krisis  beigetragen  haben,  mehr 
f     vollends  als  der  neueste  deutsche  nationalökonomische  Historismus, 
«      der  das  wohl  gelegentlich  für  sich,  seine  „neue^*  „historisch-psycho- 
logisch-inductive"  Methode  in  Anspruch  genommen  hat. 
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Der  wichtigste  Gesichtspunct  der  „liistorischon  Nationalökonomie'* ,  welcher  von 
den  älteren  deutseben  Meistern  dieser  Richtung,  W.  lloscher,  K.  Knies  immer  so 
scharf  hervorgehoben  war,  ist  derjenige  der  „Relativität*',  der  Vermeidung  des 
„Absolutismus  der  Lösungen*'  in  practischen,  wirthschaftspolitischen  Fragen. 
Die  diesem  Gesichtspuncte  zu  Grunde  liegende  Auffassung  enthält  nun  allerdings  den 
wahren  Kern  der  „Evolutionstheorie"  in  der  Anwendung  der  letzteren  auch  auf  das 
menschliche  gesellschaftliche ,  wirthschaftliche  Leben ,  und  die  Unterscheidung  von 
„absoluten",  „rein  ökonomischen"  und  „historischen",  „historisch -rechtlichen"  Kate- 
gorieen  in  den  Organisations-  und  Rechtsverhältnissen  der  Volks wirthschaft  wenn  nicht 
deutlich  ausgesprochen,  so  doch  implicite  in  sich.  Allein  einmal  hat  der  Socialismus 
mindestens  gleichzeitig,  zum  Theil  früher  und  jedenfalls  unabhängig  von  der  neueren 
deutschen  „historisch- ökonomischen"  Schule  ähnliche  Gesichtspuncte  und  Lehren  ver- 
treten (St.  Simon,  vor  Allem  Rodbcrtus,  Marx,  Engels).  Sodann  hat  er  mit  grösserer 
dialectischer  Schärfe  und  logischer  Consequenz  in  den  theoretischen  und  mit  schär- 
ferer Analyse  in  den  practischen  Problemen  die  Nothwcndigkeit  nachgewiesen,  dass 
der  ökonomische  Individualismus  so  wirken  musste,  wie  er  gewirkt  hat.  Endlich  hat 
er,  was  das  Wichtigste  ist,  viel  bedeutenderes  positives  Vermögen  gezeigt,  als  bisher 
wenigstens  die  deutsche  oder  sonstige  „historische"  Nationalökonomie,  aus  der  ihm 
mit  dieser  gemeinsam  eigenen  geschichtlichen  Betrachtung  die  principiellen  Ergebnisse 
der  Entwicklungen  heraus  zu  arbeiten,  den  causalen  und  conditionellen  Zusammenbang 
der  Erscheinungen  zu  entwirren,  das  Wichtige  und  Maassgebende  vom  Nebensächlichen 
und  Unbedeutenden,  das  Grosse  vom  Kleinkram  zu  unterscheiden. 

§.  3.  Die  kritischen  Leistungen  des  Socialismns 
und  seine  positiven  Mängel.  Die  besondere  Leistung  des 
wissenscbaftlicben  Socialismus  ist  der  Nacbweis  des  beberrscbenden 
Einflusses  der  Privateigentbumsordnung,  specieli  des  Privat- 
eigentbums  „an  den  sacblicben  Productionsmitteln^'  (Boden,  Kapital) 
auf  die  Gestaltung  der  Production  und  der  Vertbeilung  des  Pro- 
ductionsertrags ,  zumal  bei  Wegfall  aller  Bescbränkuugen  der  Ver- 
ftigungsbefngnisse  des  Privateigentbtimers  im  System  der  freien 
Concurrenz.  Dieser  Nacbweis  ist  eine  kritische  Leistung  ersten 
Ranges,  deren  Wertb  weder  durch  die  Uebertreibungen  des  Socia- 
lismus, noch  durch  die  ungenügende  Begründung  der  positiven 
Gegenforderung  ^nes  allgemeinen  Ersatzes  jenes  Privateigen- 
thums  durch  ein  „gesellschaftliches  GemeineigeDthum'^  an  den 
sachlichen  Productionsmitteln  aufgehoben  wird. 

Durch  diese  seine  Leistung,  nicht  durch  seine  einseitige  Werthlehre  hat  der 
Socialismus  gerade  auch  für  die  Theorie  des  ökonomischen  Lidividualismus  und 
Liberalismus  zumeist  die  Krisis  herbeigeführt.  Denn  diese  Theorie  hatte  die  ge- 
schichtlich tlberkommene,  zu  Recht  bei  uns  bestehende  Privateigentbumsordnung  theils 
gar  nicht  hinsichtlich  ihres  wirthschaftlichen  Einflusses  auf  Production  und 
namentlich  auf  Vertbeilung  des  (arbeitstheilig  gewonnenen)  Productionsertrags  unter- 
sucht, sondern  als  etwas  Selbstverständliches,  im  Wesentlichen  unabänderliches,  noch 
dazu  mitsammt  der  mit  ihr  verbundenen  Privatrechtsordnung  ihrer  einzelnen  Normen, 
des  Vertragsrechts  u.  s.  w.  hingenommen;  theils  hatte  jene  Theorie,  wo  sie  sich  mit 
dem  Privateigenthumsprincip  beschäftigte,  dasselbe  mit  vielfach  sehr  einseitigen  wirth- 
schaftlichen Erwägungen  unterstützt,  um  es  für  Volks-  wie  für  Privatwirthschaft  gleich 
nothwendig  und  heilsam  erscheinen  zu  lassen.  Keine  der  modernen  kritischen  Richtungen 
gegenüber  der  britischen  Oekonomik,  auch  nicht  die  deutsche  „historische'*  National- 
ökonomie älterer  wie  neuerer  Phase,  hat  an  diesen  einen  Kempunct  des  gesammten 
nationalökonomischen  Problems,  an  die  Eigenthumsordnung,  ihre  Kritik  so  erfolgreich 
wie  der  Socialismus  eingesetzt.    Ja,  von  Knies  abgesehen,  der  auch  hier  sich  ais  der 
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tiefgründigste  Theoretiker  der  historischen  Schule  emrcist,  hat  sie  sich  kaum  näher 
mit  der  principiellen  Seite  der  Frage  dei:  Eigenthumsordnang  beschäftigt. 

Wie  man  nun  auch  wieder  diese  socialistische  Kritik  der  Privat- 
eigenthnmsordnung  und  die  positive  Gegenforderung  gesellschaft- 
lichen Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln 
benrtheile:  man  kann  und  darf  an  dieser  Kritik  und  diesem  Postulat 
Dicht  mehr  einfach  vorübergehen,  sondern  muss  sich  mit  beiden 
selbst  wieder  auseinandersetzen,  sowohl  um  dieser  Probleme  selbst 
willen,  als  um  dem  ökonomischen  Individualismus  gegenüber  die 
richtige  Stellung  zu  erringen. 

Durch  den  Socialismus  —  und  zwar  hier  speciell  durch  sein 
Postulat  und  durch  die  mit  diesem  in  Verbindung  stehende  weitere 
Forderung  einer  wesentlich  „gemeinwirthschaftlichen"  statt  der 
privatwirthscbaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft  —  ist 
aber  auch  das  andere  grosse  Hauptproblem,  dasjenige  der  Frei- 
heit und  ihrer  Rechtsordnung,  in  ein  neues  Stadium  getreten.  Hier 
begeht  der  Socialismus  nun  jedoch  trotz  seiner  scharfen  Kritik  der 
wirthschaftlichen  Freiheit  im  System  des  ökonomischen  Individualis- 
mus und  Liberalismus  principiell  denselben  Fehler,  wie  letzterer: 
auch  er  fasst  die  Freiheit  als  Axiom,  statt  als  Problem  auf 
(G.  Cohn),  ein  schwerstes  Problem  gerade  jeder  socialistischen 
Rechts-  und  Wirthschaftsordnung. 

So  wenig  wie  die  Theorie  der  britischen  Oekonomik,  auch  in  ihren  continentalcn 
Ansläafem,  einschliesslich  desjenigen,  welchen  immer  auch  die  deutsche  historische 
Nationalökonomie  älterer  und  jüngerer  Richtnug  noch  bildet,  so  wenig  hat  der 
Socialismus  in  Bezug  auf  die  Freiheit  die  hier  für  die  Nationalökonomie  vorliegende 
schwierige  Aufgabe  richtig  erfasst,  überhaupt  nur  ernstlich  in  Angriii"  genommen, 
geschweige  gelöst  Seine  Kritik  der  wirthschaftlichen  Freiheit  in  der  bestehenden 
Rechtsordnung  hat  wieder  in  besonderen  Maasse  zur  Krisis  der  britischen  Oekonomik 
beigctrag-en.  Aber  während  die  Forderung  des  gesellschaftlichen  Gemeineigenthums 
wenigstens  ein  Versuch  ist,  aus  der  blossen  Negative  herauszukommen  und  etwas  Posi- 
tives an  die  Stelle  des  durch  die  Kritik  Verworfenen,  der  Privateigenthumsordnung, 
zu  setzen ,  unterbleibt  selbst  ein  solcher  Versuch  in  der  Frage  der  Freiheit.  Die 
bisherige  wirthschaftliche  Freiheit  wird  verworfen,  aber  die  Beantwortung  der  Frage, 
wie  das  Freiheitsproblem  bei  völlig  sot.ialistischer  Organisation  der  Volkswirthschaft 
behandelt  werden  soll,  wird  nicht  einmal  ernstlich  versucht,  obgleich  es  handgreiflich 
ist,  dass  gerade  dies  Problem  hier  wieder  besondere,  neue  und  eigenthümliche 
Schwierigkeiten  machen  würde.  Das  alles  wird  —  einfach  der  Zukunft,  der  dermal- 
einstigen Praxis  des  „Socialstaats'*  überlassen ,  was  denn  freilich  sehr  beiiuem  ist, 
aber  der  Pflicht  einer  neuen  Social-  und  Wirthschaftswissenschaft,  wie  sie  nach  den 
Prätensionen  seiner  Gläubigen  der  Socialismus  sein  soll,  wenig  entspricht. 

Es  liegen  hier  gerade  für  den  Socialismus  in  Bezug  auf  die 
Freiheit  und  die  Durchführung  der  geplanten  Wirthschaftsorgani- 
sation  nicht  nur  practische,  ökonomisch-technische,  sonUern  psycho- 
logische Probleme  ersten  Ranges  vor.  Mehr  an  diesem  Umstand, 
weil  er  in  seinen  Gemeineigenthums-  und  Wirthschaftsorganisations- 


14  Eiuleitong.    1.  K.    Ziel  und  Aüff^^abe.    §.  3. 

Plänen  psychologisch  höchst  Schwieriges,  vermuthlich  Unmög- 
liches verlangt,  als  an  den  ja  sicher  auch  vorhandenen  ökonomisch- 
technischen  Schwierigkeiten  möchte  er  scheitern.  Diese  erscheinen 
immerhin  nicht  von  vorneherein  so  nahezu  unlösbar,  als  die  psycho- 
logischen. Mindestens  auf  einige  Dauer  einer  solchen  Organisation 
ist  nicht  wohl  zu  rechnen,  auch  wenn  es,  unwahrscheinlich  wie 
selbst  das  ist,  vorübergehend  den  Anhängern  des  Socialismus  ge- 
lingen sollte,  die  politische  Macht  zu  gewinnen,  um  sich  ernstlich 
an  den  Versuch  der  Verwirklichung  ihres  Programms  in  der  Praxis 
zu  machen. 

Diese  psychologische  Seite  des  ganzen  Problems  ist  aber  doch  gerade  etwas, 
woran  eine  theoretische,  eine  wissenschaftliche  Erörtemng  nicht  vorbei  gehen,  sondern 
womit  sie  sich  allem  zuvor  beschäftigen  mnss,  —  auch  um  fUr  ihre  Kritik  des  Bestehenden 
die  richtige  Tragweite  der  Schlüsse  zu  bestimmen.  Mit  dem  blossen  Hinweis  auf 
die  Evolutionstheorie  und  anf  die  ««Ergebnisse"',  wiU  grossentheils  sagen:  die  Thesen 
und  —  petitiones  principii  der  „materialistischen  Geschichtsauffassung''  wird  diese 
psychologische  Aufgabe  nicht  gelöst,  sondern  nur  umgangen.  Hie  Rhodus,  hie  salta! 
Das  muss  sich  der  Socialismus,  welcher  als  „Wissenschaft''  gelten  will,  entgegenrufen 
lassen.  Sonst  sind  und  bleiben  seine  „Argumente**  —  Behauptungen,  seine  „wissen- 
schaftlichen Lehrsätze"  —  Glaubenssätze,  Dogmen,  und  einseitigere,  unbegreiflichere, 
aller  Erfahrung  mehr  Hohn  sprechende  Dogmen,  als  sie  jemals  der  extremste  öko- 
nomische Individualist  und  Harmonie-Apostel  vertreten  hat.  „Socialis tische  Dogmen'', 
welche  psychologisch  betrachtet,  trotz  des  ihnen  umgehängten  wissenschaftlichen 
Mäntelchens  der  Evolutionstheorie  und  materialistischen  Geschichtswissenschaft  schon 
an  das  alte  „credo,  quamquam",  ja  „credo,  quia  absurdum  est"  erinnern.  Freilich, 
von  einem  anderen  Standpuncte  betrachtet,  auch  wieder  eine  Bestätigung  des  alten 
Satzes,  dass  das  „Glaubensbedtlrfniss"  dem  Menschen  nicht  auszutreiben  ist  und 
so  auch  eine  Sclbstwiderlegung  der  socialistischen  Hauptthese  von  der  Möglichkeit 
einer    psychischen    und    damit   ethischen  Weseusändorung    der  menschlichen   Natur. 

Diese  Schwäche  des  Socialismus  liegt  demnach  in  den  Ueber- 
treibungen  seiner  Kritik  gegen  den  ökonomischen  Individualismus 
und  vollends  in  seinen  positiven  wirthschaftsrechtlichen  und  wirth- 
schaftsorganisatorischen  Forderungen  mehr  noch  auf  dem  psycho- 
logischen, als  auf  dem  ökonomisch-technischen  Gebiete  —  welche 
beide  Gebiete  freilich  gerade,  weil  es  sich  auf  dem  letzteren  um 
menschliches,  von  Trieben  und  Motiven  bestimmtes  Thun  und  Lassen 
handelt,  enge  zusammenhängen  — .  Das  weist  auch  von  dieser  Seite 
auf  einen  Umstand  hin,  welcher  fUr  die  heutige  wissenschaftliche 
Aufgabe  der  Nationalökonomie  bestimmend  und  zugleich  von  der 
sonstigen  Kritik  der  britischen  Oekonomik  mit  Recht  in  den  Vorder- 
grund geschoben  worden  ist.  Es  zeigt  sich  nemlich,  dass  volks- 
wirthschaftliche  Probleme,  weil  sie  mit  dem  Menschen,  seinem  Thun 
und  Lassen,  daher  seinen  Motiven  und  Trieben  untrennbar  ver- 
bunden sind,'  in  erster  Linie  eben  Überhaupt  psychologische 
Probleme  sind  und  als  solche  aufgefasst  und  behandelt  werden 
müssen.    So  auch  in  Allem,  wo  es  sich  um  Rechts-  und  Organi- 
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sationsfragen  in  der  Volkswirthschaft  handelt.  Die  Nationalökonomie 
als  WisscDSchaft  ist  in  einer  Hinsicht  angewandte  Psycho- 
logie. 

Das  warde   in  den  Anfängen  dieser  Wissenschaft,  als  dieselbe  noch  mehr  als 
Theil  der  Ethik,  Politik  and  des  älteren  Naturrechts  behandelt  wurde,  weniger  über- 
sehen,   als    später.     Es    ist    das    grosse    Verdienst   von    W.    Hasbach,    das   jUngst 
wieder  genauer  nachgewiesen   zu   haben.     Ganz  vergessen  ist  es  allerdings  niemals. 
Aber  die  Psychologie  der  Disciplin  wurde  in  der  britischen  Doctrin   eine  zu  enge, 
zu  grobe,    zu  einseitige.    Sie  beschränkte  sich   schliesslich    immer  mehr  auf  wenige 
Sätze  TOD  einer  gewissen  allerdings  vorhandenen  Allgemeingiltigkcit  in  Bezug  auf  die 
Men^chennatur  überhaupt,  wie  in  der  Lehre  vom  „wirthschaftlichen  Eigennutz'',  vom 
^Streben  nach  Vermögen'",  Sätze,  deren  Relativität  in  der  Wirklichkeit  aber  doch  auch 
wieder  nicht  genügend  beachtet  wurde.    Vorsichtig  mit  solchen  Sätzen  operirend  ver- 
mochte man  immerhin  unter  strenger  Festhaltung  der  Voraussetzungen  der  Deduction 
zn  manchen   wichtigen   Schlüssen   und   Lehrsätzen  der  wirthschaftlichen  Theorie  zu 
gelanj^en.     Aber  wenn  man  solche  Lehrsätze  ohne  Weiteres  auf  das  practische  Leben 
anwandte,   gerieth  man  damit  doch  leicht  auf  Abwege  und  in  gefahrliche  Irrthümer. 
Denn    der  „winhschaftliche  Mensch   der  Theorie''  und   der  concrcte,  von  mancherlei 
Trieben  und  Motiven,  auch  in  seinem  „wirthschafdichen"  Verhalten  bestimmte  indivi- 
duelle Mensch  oder  jener  „allgemeine  Mensch"  und   der  „historische  Mensch"  ent- 
sprechen sich   eben  nicht  genau.     Eine   entwickeltere,  feinere  Psychologie,  die  Ein- 
sicht  in   die   Macht  der  „umgebenden   Verhältnisse",  der  „Gewöhnung"  fuhren  hier 
zu  einer  Berichtigung  der  Schlüsse  der  älteren  Theorie. 

Der  Socialismus  theilt  nun  mit  dem  Historismus  das  Verdienst,  dies  erkannt  zu 
haben.  Aber  er  verfällt  wieder,  wie  freilich  zum  Theii  auch  dieser,  in  das  andere 
Extrem.  Er  sieht  das  „wirthschaftliche  menschliche  Wesen"  als  etwas  zu  leicht 
variables  und  zu  grosser  Veränderungen  fähiges  an.  Ein  wiederum  auf  ungenügender 
Psychologie  beruhender  Trugschluss  von  grosser  Bedeutung  für  die  Würdigung  der 
socialistischen  Theorie  und  der  practischen  wirthschaftsrechtlichen  und  wirtbschafts- 
oTganisationischen  Postulate  des  Socialismus.  Denn  schliesslich  sind  eben  doch  die 
..Menschen**  das  Baumaterial  für  alle  socialen  und  volkswirtbschaftlichen  Organisationen. 
Diese  Menschen  aber  haben  eine  im  Wesentlichen  bestimmt  gegebene,  wesens- 
unTcränderliche  psychische  wie  physische  Natur,  mit  im  (ianzcu  typischem  Tricblcbcn, 
im  <janzen  typischem  Bestimmtwerdeu  durch  die  gleichen  Motive.  Nach  Individuen, 
auch  in  der  Masse  der  Individuen  nach  Zeitaltern,  Lrindern,  Völkern.  Entwicklungs- 
stQien,  Classen  bestehen  wohl  kleinere  Verschie<lcnheitcn  und  treten  kleine  Veränderungen 
ein.  Allein  jfegenüber  jenem  Festen  und  Wesensgleichen  in  der  menschlichen,  auch 
psychischen  Natur  sind  sie  geringfügig,  vollends,  bei  der  Macht  der  Gewöhnung,  in 
kurzer  Zeit.  Eben  darin  liegt  die  Berechtigung  der  Deduction  aus  dem  Motiv  des 
winhs^haftlichen  Vortheils,  was  die  neuere  hisiorische  Nationalökonomie  mit  Unrecht 
l>eniingclt  (s.  u.).  Die  Lehre  ^les  Socialismus  von  der  Bedingtheit  des  Mensclien  durch 
die  äusseren  ökonomischen  Verhältnisse  wird  durch  diese  Einsicht  von  der  Wesens- 
unreränderlichkeit  dos  Menschen  auf  ihr  richtiges  Maass  von  Wahrheit,  das  sie  ent- 
hält, beschränkt.  Damit  werden  auch  die  extremen  Fulgeruniren  aus  dieser  Lehre, 
p-Täde  auch  für  die  Praxis  des  Wirthschafblebeus,  als  vor  Allem  psychologisch 
uiirichtig,  die  betretTenden  Forderuni^en  als  psychologisch  unerfüllbar  abgewiesen. 
Aber  auch  umgekehrt  wird  allerdiniis  durch  diese  Verschiebung  —  oder  neue  Ilin- 
ichiebung  —  der  ökonomischen  Probleme  auf  das  psychologische  (iebiet  ein  neuer 
Siandpanct  für  die  Kritik  des  ökonomischen  Individualismus  gewonnen.  D<'nn  auch 
diesfir  litt,  wie  gesagt,  vor  Allem  bei  der  Anwendung  seiner  Sät/e  auf  die  Praxis 
an  einer  zu  einseitigen  Psychologie,  vereinfachte  sich  dadurch  schwierige  practische 
Fragen  zu  sehr  und  löste  sie  unbefriedigend.  Ueberspannt  der  Socialismus  s«;ine  An- 
forderungen an  den  Menschen  hinsichtlich  des  „Menschenmöglichen",  d.  h.  eb«Mi  des 
psyrhoiögisch  Möglichen,  sich  dabei  auf  eine  fadenscheinige  Wissenschaft  und 
deria  vermeintlich  sichere  Ergebnisse  stutzend,  fordert  er  vom  Menschen  ,,/u  viel", 
M,  b»??eLt  umgekehrt  der  Individualismus  den  entgegengesetzten  Fehler:  er  fordert  vom 
Menschen  ..zu  wenig",  er  würdigt  alle  anderen  psychischen  Motive  neben  dem 
Trieb  des   wirthschaftlichen  Selbstinteresses  und  den  daraus  hervorgehenden  Motiven 
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nicht  genügend,  bei  manchen  seiner  Vertreter  gar  nicht,  er  sieht  diesen  Trieb  als 
etwas  zu  konstantes,  Un?eränderlichcs,  Gleichmässiges  an,  dem  es  „menschen unmög- 
lich" und  nicht  einmal  wünschenswerth  sei,  Zügel  anzulegen,  und  er  gelangt  damit 
auch  seinerseits  zu  einer  falschen ,  zu  materialistischen  Auffassung  vom  „wirthscbaft- 
liehen  Menschen*'  des  wirklichen  Lebens. 

Weiteres  gerade  über  diese  Puncte  im  1.  Kapitel  des  1.  Buchs  unten. 

§.  4.  Der  Methodenstreit.  Folgt  aus  dem  Gesagten  und 
aus  den  Zugeständnissen,  welche  darin  nach  verschiedenen  Seiten 
der  neueren  zur  Krisis  der  britischen  Oekonomik  führenden  Kritik 
gemacht  worden  sind,  dass  Eine  Behauptung  richtig  sei:  diese  an- 
gegriffene, ja  schon  zum  Theil  preisgegebene  Doctrin  habe  vor 
Allem  an  einer  falschen  unbrauchbaren  Methode  gelitten? 
Das  sei  ihr  Hauptfehler  gewesen  und  eben  deshalb  könne  nur  von 
einer  Aenderung  der  wissenschaftlichen  Methode  für  die  Fort- 
bildung der  wissenschaftlichen  Theorie  und  einer  Theorie,  welche 
zugleich  für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens  ^)  werthvoU  sei, 
Gutes  erwartet  werden? 

Diese  Behauptung  wird  mit  mehr  oder  weniger  Schärfe  von  der  „deutschen 
historisch-nationalökonomischen  Schule",  besonders  der  jüngeren  Richtung  (G.  SchmoUer 
u.  A.  m.)  aufgestellt  Sie  >|^t  aber  auch  sonst,  auch  in  England,  wenngleich  hier 
selten  in  derjenigen  £inscitig)^cit  wie  bei  einzelnen  deutscheu  historischen  National- 
ökonomen, neuerdings  Unterstützung  gefunden  (Ingram  u.  A.).  Der  Vorwurf  ist,  die 
britische  Oekonomik,  zumal  in  der  Richtung  Ricardo^s,  habe  sich  wesentlich  nur  und 
in  einseitiger  Weise  der  Methode  der  Deduction  aus  willkührlich  angenommenen  Vor- 
aussetzungen und  Ursachen,  insbesondere  aus  dem  Triebe  des  wirthschaftlichen  Selbst- 
interesses, das  als  ein  in  allen  Indiriduen  aller  Zeiten  und  Länder  gleichmässig  wir- 
kender Factor  angesehen  worden  sei,  bedient.  Sie  sei  dabei  ganz  abstract  verfahren, 
ohne  CS  vorher  wie  hinterher  für  nothwendig  zu  halten,  die  Richtigkeit  ihrer  Voraus- 
setzungen, Ursachen,  Factoren  und  Schlüsse  zu  untersuchen,  in  völliger  Vernach- 
lässigung der  Erfahrung,  wie  sie  namentlich  die  Geschichte  der  Volkswirthschaft 
ergebe.  So  könnten  eben  die  Ergebnisse,  die  Sätze  dieser  Wissenschaft  gar  keinen, 
höchstens  nur  ganz  bedingten,  hypothetischen  Werth  haben.  Das  habe  man  jedoch 
stets  vergessen,  die  Ergebnisse  für  absolute,  unbedingte  Wahrheiten  gehalten  und 
danach  dann,  ohne  Rücksicht  auf  die  concreten  Verhältnisse,  gar  die  Praxis  meistern 
und  nach  der  Schablone  einer  falschen,  günstigen  Falles  nur  zufällig  hie  und  da  ein- 
mal zutreffenden  Theorie  gestalten  wollen.  Nur  indem  die  Wissenschaft  von  diesem 
Irr-  und  Abwege  umkehre,  ihre  Methode  gründlich  ändere,  statt  von  willkührlichen 
psychologischen  und  sonstigen  apriorischen  Annahmen  überall  streng  von  der  Erfah- 
rung ausgehe,  daher  beobachte,  beschreibe,  Material  zur  Vergleichung  sammle,  dieses 
verarbeite,  daraus  erst  Schltlsse  ziehe,  m.  a.  W.  nur  indem  die  historisch-statistische 
und  auf  feinerer  Psychologie  beruhende  Induction  an  Stelle  der  speculativen  De- 
duction trete,  werde  ein  wirklicher  Fortschritt  der  Wissenschaft,  ja  überhaupt  erst  eine 
„Wissenschaft"  von  der  Volkswirthschaft  möglich. 

Es  wird  die  Aufgabe  einer  besonderen  Erörterung  im  2.  Kapitel  des  1.  Buchs 
unten  sein,  das  Richtige  und  Unrichtige,  namentlich  das  Unklare  und  Uebertrcibende 
dieser  Auffassung,   zu    untersuchen    und  ihr  eine  andere  Auffassung  über  die  der 


^)  Ich  sehe  hier  noch  von  der  ebenfalls  vertretenen  Ansicht  ab,  dass  die 
„Wissenschaft"  eine  derartige  Aufgabe  überhaupt  nicht  habe,  da  sie  nur  darstellen 
und  erkennen,  erklären,  nur  die  Fragen  nach  dem  „Was  ist?''  „Wie  ist  es  geworden?", 
nicht  nach  dem  „Was  soll  sein?"  beantworten  soUc,  —  eine  Frage  der  Aufgabe  der 
Wissenschaft,  die  mit  der  der  Methode  zusammenhängt.     S.  u.  g.  57,  62  ff. 
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NatioDalökonomie  angemessene  Methode  oder  richtiger,  angemessenen  Methoden  gegen- 
Qbeiznstellen  nnd  zu  begrflndeo.  Vorläufig  muss  es  hier  an  einigen  kritischen  Bemer- 
kungen bezüglich  der  roransgehenden  Ansicht  nnd  Behauptung  genügen. 

Je  nach  der  Art  der  Probleme,  um  welche  es  sich  handelt, 
je  nach  der  von  diesen  Problemen  bestimmten  Specialaufgabe  der 
Wissenschaft  und  sicherlich,  wie  immer,  auch  mit  je  nach  der  indi- 
viduellen Geistesanlage,  Neigung  und  Richtung  der  betreffenden 
einzelnen  wissenschaftlichen  Vertreter  (§.  11)  ist  auch  in  der  bri- 
tischen wie  in  der  continentalen  Volkswirthschaftslehre  des  ökono- 
mischen Individualismus  bald  mehr  die  speculative  Deduction,  bald 
mehr  die  Induction  das  thatsächlich  angewandte  methodische  Ver- 
fahren gewesen. 

Bei  einzelnen  Autoren  liegt  wohl  die  Neigung  vor,  ersteres  voran  zu  steUen 
(Ricardo,  Senior,  Mill,  Herrmaon),  zum  Theil  aber,  weil  die  behandelten  Probleme 
dieses  zweckmässig  erscheinen  Hessen  (Preis-,  Vertheilungs -  oder  Einkommenlehre). 
Aber  gerade  z.  B.  A.  Smith  selbst  hat  sich  beider  Methoden  in  Verbindung  mit  ein- 
ander bedient,  so  sehr,  dass  bis  heute,  auch  noch  bei  den  neuesten  ihn  behandebiden 
LitteTarhistorikem  des  Fachs,  die  Ansichten  darüber  auseinandergehen,  ob  er  vornem- 
lich  deductiv  oder  indoctiv  verfahren  sei.  Schon  das  beweist,  dass  jener  allgemeine 
Vorwurf,  in  der  früheren  britischen  Oekonomik  sei  immer  nur  deducirt  worden,  un- 
begründet ist  Üass  aber  überhaupt  immer  mit  Unrecht  in  der  Nationalökonomie 
und  auch  in  der  üblichen  Weise,  dabei  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  vomemlich 
zum  Ansgangspnnct  zu  nehmen,  deducirt  werde,  ist  eben  —  eine  Behauptung,  welche 
aach  von  ihren  Vertretern  bisher  in  keiner  Weise  gedugend  begründet  worden  ist  und 
welche  durch  die  eigenen  volkswirthschaftlichen  Arbeiten  auf  Schritt  und  Tritt  Lügen 
gestraft  wird.  Denn  auch  diese,  so  auch  die  „historischen  Nationalökonomen'*,  be- 
dienen sich  bei  jeder  Gelegenheit,  mitten  in  den  „exaetesten  historischen  Forschungen'' 
zur  Erklärung,  zur  Beweisführung  der  Deductioneu  aus  dem  wirtbschaftlicheu  Interesse 
und  aus  den  damit  in  Verbindung  stehenden  Motiven,  Handlungen,  Unterlassungen 
und  mit  vollem  Rechte. 

Nicht  in  der  Benutzung  der  Methode  der  Deduction,  auch  nicht 
in  dem  an  sich  richtigen  Streben  nach  abstracten  Ergebnissen  bei 
der  Behandlung  der  Probleme  hat  die  Theorie  des  ökonomischen 
Individualismus  in  ihren  in  Betracht  kommenden  britischen  wie 
coDtinentalen  Vertretern  gefehlt.  Vielmehr  darin  lag  allerdings  öfters 
ihr  Fehler,  dass  sie  diese  Methode  nach  ihren  psychologischen 
Prämiäsen,  wie  vorhin  schon  gesagt  wurde,  nicht  genügend  funda- 
mentirt  und  nach  den  Voraussetzungen  ihrer  Anwendbarkeit  auf 
die  concreten  Verhältnisse  des  Wirthschaftslebens  nicht  vorsichtig 
genug  gehandhabt  hat.  Nicht  um  eine  völlige  Aenderung  der  Me- 
thode der  Deduction  und  gar  um  ihren  gänzlichen  Ersatz  durch 
die  Methode  der  Induction  kann  es  sich  daher  handeln,  welches 
letztere  Ziel  zu  erreichen  nicht  einmal  möglich,  und  wenn  möglich 
nicht  unbedingt  richtig  noch  erwünscht  wäre.  Nur  eine  Verbes- 
serung des  deductiven  Verfahrens,  eine  feinere  und  tiefere  psycho- 
logische Begründung  und  Ausbildung  desselben,  eine  vorsichtigere 
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Anwendung,  zumal  in  concreten  practischen  Fragen,  ein  stetes  Fest- 
und  In-Acht-Behalten  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  deducirt 
wird,  eine  schärfere  Einsicht  in  die  nothwendigen  Grenzen  der 
Anwendbarkeit  dieser  Methode,  nach  den  Gebieten  von  Fragen, 
Arten  von  Problemen ,  wissenschaftlichen  Specialaufgaben ,  eine 
richtige  Verbindung  in  vielen  Fällen  mit  der  Induction,  —  nicht 
in  allen,  was  eben  nicht  möglich!  —  ein  richtiger  Ersatz  der  De- 
duction  in  gewissen  Fällen  durch  die  Induction,  das  ist  die  Aufgabe. 

Hier  haben  auch  heiFürragende  Vertreter  der  britischen  Ockonomik  gewiss  öfters 
Fehler  begangen.  Aber  es  waren  dann  regelmässig  nicht  sowohl  Fehler  der  Methode, 
auch  nicht  solche,  die  unvermeidlich  im  Wesen  der  Methode  liegen,  sondern  Fehler 
in  und  bei  der  Anwendung  der  Methode.  Es  bedurfte  nicht  erat  des  Auftretens 
der  deutschen  historischen  Nationalökonomie,  welche  sich  immerhin  hier  in  ihrer 
Kritik  Verdienste  erworben  hat,  um  das  zu  erkennen.  Indem  diese  Richtung  dann 
auch  wieder  in  das  andere  Extrem  ging,  den  Werth  richtigen  deductiren  Vcifahrens 
unterschätzte,  denjenigen  ihres  eigenen  inductiren  Verfahrens  tiberschätzte  und  ihrer- 
seits die  Grenzen,  wo  das  letztere  den  Dienst  versagt  oder  weniger  leibtet,  als  das 
andere,  verkannte,  hat  sie  sicher  ebenso  viel,  wenn  nicht  mehr  geschadet,  als  dies 
allerdings  bezüglich  der  britischen  Schule  einzuräumen  ist  Aber  auch  in  letzterer 
waren  es  doch  immer  nur  einzelne  zu  einseitig  oder  zu  ausschliesslich  sich  der  De- 
duction  bedienende  Nationalökonomen,  keineswegs  alle,   welche  dieser  Vorwurf  trifft 

Kurz,  nicht:  Deduction  oder  Induction,  sondern  Deduction 
und  Induction,  in  beiden  Fällen  möglichst  sorgfältige,  correcte, 
dem  Ideal  beider  Methoden  sich  annähernde  Ausbildung  und  Hand- 
habung beider,  die  Benutzung  einer  jeden  möglichst  immer  da,  wo 
sie  nach  der  besonderen  Art  der  zu  lösenden  Aufgaben  vornemlieh 
hingehört,  soweit  als  möglich  —  es  i  s  t  eben  nicht  immer  möglich ! 
—  die  Verbindung  beider,  wenn  auch  im  concreten  Falle  die  eine 
oder  die  andere  voransteht  und  vorangeht  —  das  ist  die  richtige 
Lösung  des  MethodeDstreits. 

Allgemeine  Vorwürfe  in  Hinsicht  der  Methode,  wie  sie  der  jüngere  deutsche 
nationalOkonomische  Historismus  mitunter  mit  einem  Selbstgefühl,  welchem  die  Klar- 
heit und  logische  Schärfe  seiner  Beweisführung  nicht  entspricht,  der  ganzen  älteren 
Theorie  der  britischen  Oekonomik  wohl  gemacht  bat,  sind  ungerecht  und  unrichtig. 
Zu  bessern  in  der  Begründung,  Ausbildung,  Verfeinerung  und  Handhabung  der  Me- 
thoden ist  gewiss  viel,  zu  ändern  in  den  Methoden  selbst  wenig  oder  nichts.  Die 
heiden  Haupt-Methoden  sind  in  der  Nationalökonomie  durch  den  Stoff  und  durch  die 
Aufgaben  gegeben  (§.  66  If.).  Auch  das,  was  an  der  deutschen  „historischen''  Methode 
richtig  und  berechtigt  ist,  ist  nicht  neu.  Auch  viele  ältere  Theoretiker,  Systematiker  und 
Monographen,  vollends  Bearbeiter  practischer  Fragen  haben  diese  Methode  benutzt, 
wiederum  Adam  Smith  nicht  am  Wenigsten.  Und  ganz  unabhängig  von  der  deutschen 
historischen  Nationalökonomie  haben  Sociologcn  wie  A.  Comte  ähnliche,  freilich  auch 
zu  weit  gehende  Bedenken  gegen  Deduction  und  Abstraction  der  britischen  Oekonomik 
erhoben. 

§.5.  Das  Bedürfniss  und  dieAufgaben  einer  neuen 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie.  Die  britische 
Oekonomik,  die  Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und 
Liberalismus  hat  sonach  (§.  2)  eine  Krisis  durchzumachen,  welche 
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alle  ihre  Grnndlagen  erschüttert.  Daraus  ergiebt  sich  in  einer 
ersten  Beziehung  das  BedUrfniss  einer  neuen  Grundlegung.  £s 
handelt  sich  dabei  um  eine  eingehende  kritische  Auseinander- 
setzung mit  der  britischen  Oekonomik,  mit  dem  Ziele, 
80  festzustellen,  was  von  letzterer  nicht  mehr  haltbar  und  aufzu- 
geben, was  von  ihr  festzuhalten,  wenn  auch  vielleicht  mehr  oder 
weniger  umzugestalten  ist.  Unter  den  Angriffen  der  Kritik  ver- 
langen diejenigen  des  Socialismus  besondere  Beachtung.  Es  sind 
die  schärfsten  und  die  tiefstgrUndig  principiellen. 

Der  ökonomische  Socialismus  hat  aber  ausser  dieser  kritischen 
eine  positive  Seite  in  seinen  bekannten,  auf  die  ganze  wirth- 
schaftliche  Rechtsordnung  sich  beziehenden  Forderungen.  Letzteren 
liegt  ein  Versuch  der  allgemeinen  theoretischen  Begründung,  ausser 
in  den  Ergebnissen  der  socialistischen  Kritik  des  ökonomischen 
Individualismus,  insbesondere  in  den  socialistischen  Werthlehre  zu 
Grunde.  In  diesem  Auftauchen  des  kritischen  wie  des  positiven 
Socialismus  liegt  ein  zweiter  Umstand,  in  welchem  das  BedUrf- 
niss einer  neuen  Grundlegung  seinen  Ursprung  nimmt.  Hier  handelt 
es  sich  um  eine  eingehende  kritische  Auseinandersetzung 
mit  dem  Socialismus,  theils  um  eine  Antikritik  seiner  Kritik 
der  individualistischen  ökonomischen  Theorie  und  der  geschichtlich 
überkommenen  wie  der  neueren,  jener  Theorie  entsprechenden 
ökonomischen  Praxis,  theils  um  eine  Kritik  der  positiven  Lehren 
und  Forderungen  des  Socialismus,  besonders  in  Bezug  auf  die 
wirthschaftliche  Rechtsordnung  und  auf  die  an  letztere  sieh 
knüpfende  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

Nationalökonomische  Untersuchungen  über  die  wirth- 
schaftliche Rechtsordnung,  namentlich  über  die  Alles  be- 
herrschende Privatrechtsordnung,  und  über  die  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  namentlich  über  das  Ver- 
hältniss  von  Privat-  und  Gemeinwirthschaft  darin  zu 
einander,  principielle  Erörterungen  über  „Freiheit  und  Eigen- 
thum^'  in  volkswirthschaftlicher  und  socialpolitischer 
Betrachtung  sind  es  hiernach  vornemlich,  welche  in  eine  neue 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomic  gehören.  Die  letztere  ist 
dadurch  za  einer  wahren  Socialökonomie  umzugestalten. 

Natiooalökooomische  CntersDchungen  dieser  Art  Laben  der  britischen  Oekonomilk, 
Mch  in  deren  contlnentaler,  französischer,  italienischer,  deutscher  Gestalt  —  grüs:?on- 
theils  noch  die  neuere  historische  Nationalökonomie,  abgesehen  von  Knies,  oin- 
Iteschlossen  —  fast  ganz  gefehlt.  Erst  das  Auftreten  Schäffle's  mit  seinen  wichtigen 
Wüglicheu   Arbeiten,   insbesondere    bereits    mit   seinem    „gesellschaftlichen    System 
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Anwendung,  zumal  in  concreten  practischen  Fragen,  ein  stetes  Fest- 
und  In-Ach^Behalten  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  deducirt 
wird,  eine  schärfere  Einsicht  in  die  nothwendigen  Grenzen  der 
Anwendbarkeit  dieser  Methode,  nach  den  Gebieten  von  Fragen, 
Arten  von  Problemen ,  wissensch^iftlichcn  Specialaufgaben ,  eine 
richtige  Verbindung  in  vielen  Fällen  mit  der  Induction,  —  nicht 
in  allen,  was  eben  nicht  möglich!  —  ein  richtiger  Ersatz  der  De- 
duction  in  gewissen  Fällen  durch  die  Induction,  das  ist  die  Aufgabe. 

Hier  haben  auch  herrürragende  Vertreter  der  britischen  Ockonomik  gewiss  öfte» 
Fehler  begangen.  Aber  es  waren  dann  regelmässig  nicht  sowohl  Fehler  der  Methode, 
auch  nicht  solche,  die  unvermeidlich  im  Wesen  der  Methode  liegen,  sondern  Fehler 
in  und  bei  der  Auwendang  der  Methode.  £s  bedurfte  nicht  erat  des  Auftretens 
der  deutschen  historischen  Nationalökonomie,  welche  sich  immerhin  hier  in  ihrer 
Kritik  Verdienste  erworben  hat,  um  das  zu  erkennen.  Indem  diese  Richtung  dann 
auch  wieder  in  das  andere  Extrem  ging,  den  Werth  richtigen  deductiven  Verfahrens 
unterschätzte,  denjenigen  ihres  eigenen  indnctiren  Verfahrens  tlberscbätzte  und  ihrer- 
seits die  Grenzen,  wo  das  letztere  den  Dienst  versagt  oder  weniger  leibtet,  als  das 
andere,  verkannte,  hat  sie  sicher  ebenso  viel,  wenn  nicht  mehr  geschadet,  als  dies 
allerdings  bezuglich  der  britischen  Schule  einzuräumen  ist.  Aber  auch  in  letzterer 
waren  es  doch  immer  nur  einzelne  zu  einseitig  oder  zu  ausschliesslich  sich  der  De- 
duction  bedienende  Nationalökonomen,  keineswegs  alle,   welche  dieser  Vorwurf  trifft 

Kurz,  nicht:  Deduction  oder  Induction,  sondern  Deduction 
und  Induction,  in  beiden  Fällen  möglichst  sorgfältige,  correcte, 
dem  Ideal  beider  Methoden  sich  annähernde  Ausbildung  and  Hand- 
habung beider,  die  Benutzung  einer  jeden  möglichst  immer  da,  wo 
sie  nach  der  besonderen  Art  der  zu  lösenden  Aufgaben  vorDemlieh 
hingehört,  soweit  als  möglich  —  es  ist  eben  nicht  immer  möglich ! 
—  die  Verbindung  beider,  wenn  auch  im  concreten  Falle  die  eine 
oder  die  andere  voransteht  und  vorangeht  —  das  ist  die  richtige 
Lösung  des  Methoden  Streits. 

Allgemeine  Vorwürfe  in  Hinsicht  der  Methode,  wie  sie  der  jüngere  deutsche 
nationalökonomische  Historismus  mitunter  mit  einem  Selbstgefühl,  welchem  die  Klar- 
heit und  logische  Schärfe  seiner  Beweisführung  nicht  entspricht,  der  ganzen  älteren 
Theorie  der  britischen  Oekonomik  wohl  gemacht  bat,  sind  ungerecht  und  unrichtig. 
Zu  bessern  in  der  Begründung,  Ausbildung,  Verfeinerung  und  Handhabung  der  Me- 
thoden ist  gewiss  viel,  zu  ändern  in  den  Methoden  selbst  wenig  oder  nichts.  Die 
beiden  Haupt-Methoden  sind  in  der  Nationalökonomie  durch  den  Stoff  und  durch  die 
Aufgaben  gegeben  (§.  66  If.).  Auch  das,  was  an  der  deutschen  „historischen''  Methode 
richtig  und  berechtigt  ist,  ist  nicht  neu.  Auch  viele  ältere  Theoretiker,  Systematiker  und 
Monographen,  vollends  Bearbeiter  practischer  Fragen  haben  diese  Methode  benutzt, 
wiederum  Adam  Smith  nicht  am  Wenigsten.  Und  ganz  unabhängig  von  der  deutschen 
historischen  Nationalökonomie  haben  Sociologen  wie  A.  Comte  ähnliche,  freilich  auch 
zu  weit  gehende  Bedenken  gegen  Deduction  und  Abstraction  der  britischen  Oekonomik 
erhoben. 

§.5.  Das  Bedttrfniss  und  dieAufgaben  einer  neuen 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie.  Die  britische 
Oekonomik,  die  Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und 
Liberalismus  hat  sonach  (§.  2)  eine  Krisis  durchzumachen,  welche 
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alle  ihre  Grundlagen  erschüttert.  Daraas  ergiebt  sich  in  einer 
ersten  Beziehung  das  Bedttrfniss  einer  neuen  Grundlegung.  £s 
handelt  sich  dabei  um  eine  eingehende  kritische  Auseinander- 
setzung mit  der  britischen  Oekonomik,  mit  dem  Ziele, 
so  festzustellen,  was  von  letzterer  nicht  mehr  haltbar  und  aufzu- 
geben, was  von  ihr  festzuhalten,  wenn  auch  vielleicht  mehr  oder 
weniger  umzugestalten  ist.  Unter  den  Angriffen  der  Kritik  ver- 
langen diejenigen  des  Socialismus  besondere  Beachtung.  Es  sind 
die  schärfsten  und  die  tiefstgrttndig  principiellen. 

Der  ökonomische  Socialismus  hat  aber  ausser  dieser  kritischen 
eme  positive  Seite  in  seinen  bekannten,  auf  die  ganze  wirth- 
schaftliche  Rechtsordnung  sich  beziehenden  Forderungen.  Letzteren 
liegt  ein  Versuch  der  allgemeinen  theoretischen  Begründung,  ausser 
in  den  Ergebnissen  der  socialistischen  Kritik  des  ökonomischen 
Individualismus,  insbesondere  in  den  socialistischen  Werthlehre  zu 
Grunde.  In  diesem  Auftauchen  des  kritischen  wie  des  positiven 
Socialismus  liegt  ein  zweiter  Umstand,  in  welchem  das  Bedürf- 
niss  einer  neuen  Grundlegung  seinen  Ursprung  nimmt.  Hier  handelt 
es  sieh  um  eine  eingehende  kritische  Auseinandersetzung 
mit  dem  Socialismus,  theils  um  eine  Antikritik  seiner  Kritik 
der  individualistischen  ökonomischen  Theorie  und  der  geschichtlich 
überkommenen  wie  der  neueren,  jener  Theorie  entsprechenden 
ökonomischen  Praxis,  theils  um  eine  Kritik  der  positiven  Lehren 
und  Forderungen  des  Socialismus,  besonders  in  Bezug  auf  die 
wirthschaftliche  Rechtsordnung  und  auf  die  an  letztere  sich 
knüpfende  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

Nationalökonomische  Untersuchungen  über  die  wirth- 
schaftliche Rechtsordnung,  namentlich  Über  die  Alles  be- 
herrschende Privatrechtsordnung,  und  über  die  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  namentlich  über  das  Ver- 
hältniss  von  Privat-  und  Gemeinwirthschaft  darin  zu 
einander,  principielle  Erörterungen  über  „Freiheit  und  Eigen- 
thnm^'  in  volkswirthschaftlicher  und  socialpolitischer 
Betrachtung  sind  es  hiernach  vornemlich,  welche  in  eine  neue 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie  gehören.  Die  letztere  ist 
dadurch  zu  einer  wahren  Socialökonomie  umzugestalten. 

NatioDalöJkOnofflische  ÖDtersachungon  dieser  Art  haben  der  britischen  Ookonomik, 
Mch  in  deren  continentaler,  französischer,  italienischer,  deutscher  üestalt  —  grosscn- 
theik  noch  die  neuere  historische  Nationalökonomie,  abgesehen  von  Knies,  ein- 
ceschlossen  —  fast  ganz  gefehlt.  Erst  das  Auftreten  Schäffio's  mit  seineu  wichtigen 
bcfflglicheu   Arbeiten,   insbesondere    bereits    mit   seinem    „geselbchaftlichen    System 

2* 


20  Einleitung.    1.  E.   Ziel  and  Aufgabe.    §.  5. 

menschlicher  Wirthschaft'\  in  welchem,  schon  nach  dem  vielbedentenden  Titel,  die 
Aufgabe  richtig  erfasst  war,  hat  hier  Wandel  zu  schaffen  begonnen.  Denn  um  ein 
gesellschaftliches  System,  um  eine  wahre  SocialOkonomie  handelt  es  sich 
in  der  That.  Zu  einer  solchen  muss  die  Politische  Oekonomie  durch  eine  neue  Grand- 
legung  erhoben,  in  sie  dieselbe  dadurch  verwandelt  und  so  das  stark  priratOkonomische 
Element,  welches  der  britischen  Oekonomik  auch  als  „Politische  Oekonomie''  noch 
anhaftet,  vollends  abgestreift  werden.  Gesichtspuucte  der  grossen  socialistischen 
Theoretiker,  vor  Allem  von  Bodbertus,  sind  dabei  vielfach  mit  Recht  zu  verwerthen,  aucli 
bei  Abweisung  der  socialistischen  Forderungen  für  Rechtsordnung  und  Organisation 
der  Volkswirthschaft.  Nur  hat  sich  dabei  die  Antikritik  der  socialistischen  Kritik  der 
geschichtlich  überkommenen  und  bestehenden  Verhältnisse  die  nothwendigc  Unbefangen- 
heit und  Objectivltät  zu  erhalten.  Dann  braucht  man  sich  nicht  zu  scheuen,  manches 
richtige  Ergebniss  der  socialistischen  Kritik  anzuerkennen. 

Bei  den  hiernach  zunächst  und  vornemlich  in  die  „ Grund- 
legung^' der  SocialOkonomie  gehörigen  kritischen  wirthsehaftlichen 
und  wirthschaftsorganisatorischen  Untersuchungen  und  Erörterungen 
wird  folgenden  drei  Aufgaben  besondere  Aufmerksamkeit  zu  wid- 
men sein: 

1.  Viele  der  wichtigsten  Probleme  sind  in  der  oben  angedeu- 
teten Weise  als  psychologische  in  erster,  als  practisch  ökono- 
misch-technische in  zweiter  Linie  aufzufassen  und  zu  behandeln. 
Daher  muss  das  Triebleben  und  Motivsystem  (die  „Moti- 
vation'')  des  Menschen  genauer  betrachtet  und  zum  Ausgangs- 
punct  der  ganzen  Grundlegung  genommen  werden.  Insbesondere 
sind  dabei  die  Momente  der  sittlichen,  auch  der  religiösen  An- 
schauung, der  Sitte  und  Gewöhnung  in  Verbindung  mit  Trieb- 
leben, Motivsystem  und  Rechtsordnung  zu  verfolgen  (1.  Buch,  1.  Kap.). 

Hier  gilt  es  daher  die  zu  enge,  zu  grobe  „ökonomische  Psychologie"  der 
Smith 'sehen  Theorie  und  des  practischen  Systems  der  freien  Goncurrenz  zu  berichtigen 
und  zu  verbessern.  Das  führt  auch  zu  der,  wie  bemerkt,  erforderlichen  Berichtigung 
und  Verbesserung  der  Methoden,  welche  bei  den  verschiedenen  Aufgaben  der 
Wissenschaft  anzuwenden  und  zum  Theil  diesen  selbst  wieder  anzupassen  sind. 

2.  Bei  den  grundbegrifflichen  Erörterungen,  bei  den 
Fragen  der  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung und  bei  der  Betrachtung  und  Beurtheilung  der  ge- 
schichtlichen Entwicklungen  des  Wirthschaftslebens  wird 
es  sich  ferner  darum  handeln,  möglichst  den  rein-ökonomischen 
und  den  historisch-rechtlichen  Standpunct  der  Betrachtung 
und  danach  dann  absolute,  rein-ökonomische  und  va- 
riable, historisch-rechtliche  Kategorieen  zu  unterscheiden. 
Dies  entspricht  wiederum  einem  vornemlich  vom  wissenschaftlichen 
Socialismus,  nicht,  jedenfalls  nicht  zuerst  von  der  historischen 
Schule  der  Nationalökonomie,  der  es  eigentlich  am  Nächsten  ge- 
legen hätte,  vertretenen  Gesichtspuucte,  besonders  des  Rodbertus. 

Jene  Unterscheidungen  haben  zu  erfolgen  für  leitende  Grundbegriffe,  wie 
wirthschaftliches  Gut,  Vermögen,  Capital,  Werth,  Preis,  Kosten,  Geld,  Untemehmang, 
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f&r  Gnmdinstitate  der  Rechtsordnung,  wie  das  „Eigenthnm^.  Bei  den  historisch-recht- 
Üchen  Kategorieen  kommen  dann  die  grossen  geschichtlichen  Entwicklungsphasen  der 
Yolkswizthschaft  in  Betracht,  wobei  die  Ergebnisse  der  wirthschafts-  and  rechts- 
gescldcbtlichen  Forschungen  gebtihrend  za  verwerthen  sind. 

3.  Jede  eigentliche  Volkswirtbschaft  beruht  auf  dem  Princip 
der  Arbeitstheilung  (Arbeitsgliedernng).  Wo  dies  Princip 
noch  fehlt  oder  nur  wenig  entwickelt  ist,  besteht  eben  überhaupt 
noch  keine  „Volk8"-Wirthschaft  oder  bestehen  erst  Ansätze  dazu.  — 
In  der  „arbeitstheiligen'^  Volkswirthschaft  treten  dann  als  die  beiden 
Gnindprobleme  das  ,,Productionsproblem''  und  das  ,fPro- 
blem  der  Vertheilung  des  arbeitstheilig  gewonnenen 
Productionsertrags'^  unter  den  bei  der  Production  betheiligten 
Personen  tiberall  deutlich  hervor,  trennen  sich  von  einander,  aber 
bangen  immer  auf  das  Engste  zusammen.  Von  dem  dem  ent- 
sprechend zu  combinirenden  Doppelstandpunct  jedes  dieser  beiden 
Probleme  aus  müssen  gerade  auch  die  Fragen  der  „Grundlegung^' 
untersucht  und  erörtert  werden. 

Die  Lösong  des  Prodactionä-  und  Vertbeilangsproblems   gestaltet  sich  bei  ver- 
sdiiedener  Organisation  der  Volkswirthschaft  verschieden,  namentlich  je  nach  gemein- 
nnd  prifatwirtbscbaftlicher   nnd  damit  wieder  zasammenh&ngend ,   bei   verschiedener 
wirthschaftlicher  Rechtsordnnng,    namentlich   nach   Verschiedenheit   der  Bchandlang 
der    persönlichen    Freiheit   nnd    Unfreiheit,   der    Eigenthnmsordnung    (Privat-    oder 
Gemeineigenthum)  nnd  den  Vertragsrechts.    Bei  diesem  kommt  es  besonders  darauf  an, 
ob  die  Bestimmung  des  Inhalts  des  Vertrags  allein  oder  nur  in  beschränktem  Maasse 
von  dem  ,.  Willen  der  Parteien*'  abhängt  —  indem  letzteren  Falles  die  Rechtsordnung 
gewisse  materieUe  Normen  des  Vertragsrechts  vorschreibt  und  deren  Aufhebung  durch 
den  Willen   der  Parteien  verbietet  und   für  ungiltig  erklärt  —  Production  und  Ver- 
theilung werden   von  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft  bestimmt, 
ja  beherrscht.     Das  Ideal,  welches  fUr  Production  und  Vertheilung  unter  gegebenen, 
bezw.  angenommenen  psychologischen,  ökonomisch-technischen  und  culturellen  Voraus- 
!»eczungen   aufgestellt  werden  kann,  wird   so  nach   dieser   Organisation   und  Rechts- 
ordnung mehr  oder  weniger  erreichbar.     Daher  treten  wieder  Forderungen  in  Betreff 
beider  letzteren,  geschichtlich  wechselnd,  hervor,  um   eine    grössere  Annäherung  an 
das   Ideal    der   Production    und   Vertheilung  zu    ermöglichen.     Die  Thatsachcn.  Er- 
scheinungen, Entwicklungen  des  Wirthschaftslebens ,  die  Fragen  der  wirthschaftlichen 
Organisation    und    Rechtsordnung    unter    dem    Doppelgesicbtspuocte    der    Production 
Dod   der    Vertheilung    behandeln,    heisst  aber,    untersuchen,    was  dem   Productions- 
und    dem    Vertheiluugsinteresse    entspricht,    ob    und    wie    diese    zusammenfallen 
oder  Sjich  kreuzen,  welches  den  Vorrang  hat,  in  welchem  Verhältniss  eine  so  und  so 
(reirebene,  durch  den  Einfluss  der  Organisation  und  der  Rechtsordnung  gestaltete  oder 
durch  eine  Veränderung  beider  sich  mothmaasslich  so  und  so  gestaltende  Production 
und  Vertheilung    zu    dem  jeweiligen   Ideal  der  Production   und   Vertheilung  stehen. 
In  der  Wirklichkeit  ist  Alles  hier  in  Wechselwirkung,  Production  und  Vertheilung, 
Orpinisation    und   Rechtsordnung,  jene   ersteren   beiden   mit  diesen  letzteren   beiden 
immer  je   untereinander.     Psychologische   Factoren  kommen  auch  hier  in  eigenthüm- 
.  lieber  Weise  zur  Geltung.     Grade  jene  Wechselwirkungsvcrhältnisse  und  das  Mitspielen 
und  Variiren  der  psychologischen  Factoren  muss  in  der  Socialökonomie,  zumal  in  deren 
Grundlegung,  verfolgt  werden. 

Die  beiden  extremen  Richtungen  der  Theorie,  der  ökonomische  Individualismus 
wie  der  Socialismus,  haben  in  dieser  Hinsicht  entgegengesetzte,  aber  principiell  die- 
selben Fehler  begangen.  Der  erstere  hat  die  Abhängigkeit  der  Production  und  Ver- 
theilung von  Organisation  und  Rechtsordnung  zu  wenig  beachtet;  das  Prüductions- 
problem  zu  einseitig  in  den  Vordergrund  geschoben;  das  Vertheilungsproblem  zu  sehr 
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als  das  secnndäre  angesehen;  Organisation  und  Rechtsordnang  einer  bestimmten  Periode 
zu  sehr  als  die  selbstverständlichen  im  Wesentlichen  unveränderlichen,  als  absolute, 
statt  als  historische  Kategorieen  betrachtet;  Möglichkeit,  Nothwendigkeit,  Zweckmässig- 
keit einer  Aonderung  von  Organisation  und  Bechtsordnung,  Production  und  Vertheilung 
zu  wenig  untersucht  oder  wohl  ohne  Weiteres  wegen  der  „wirthschaftlicheu  Natur 
des  Menschen'*  gemäss  dem,  was  diese  Doctrin  nach  ihrer  einseitigen  Psychologie 
darunter  verstand ,  als  ausser  Frage  stehend  angenommen. 

Die  andere  Doctrin,  der  Socialismus,  hat  mit  Recht  die  Fragen  der  Organisation , 
der  Rechtsordnung  und  das  Vertheilungsproblem  besonders  betont.  Aber  die  psycho- 
logischen mehr  noch  als  die  practischen  ökonomisch -technischen  Bedingungen  einer 
Aenderung  dieser  Verhältnisse  hat  er  zu  leicht  genommen;  den  Character  der  historischen 
Kategorie  bei  Organisation  und  Rechtsordnung  tibertrieben;  das  Gebundensein  beider, 
wie  durch  die  äussere  Natur,  so  durch  die  physisch-psychische  Natur  des  Menschen 
unterschätzt;  das  Feste.  Unveränderliche  oder  nur  wenig  und  höchst  langsam  Veränder- 
liche der  psychischen  Seite  des  Menschen  neben  dem  historisch  Variablen  zu  wenig 
gewürdigt;  zu  einseitig  das  Vertheilungsproblem,  zu  wenig  ernstlich  das  Productious- 
problcm  behandelt;  namentlich  letzteres  zu  sehr  als  ein  bloss  technisches,  zu  wenig 
als  ein  gleichzeitig  und  in  hohem  Maasse  psychologisches  angesehen.  —  Denn 
bei  der  Sprödigkeit  der  äusseren  Natur  kommt  unvermeidlich  Alles  darauf  an,  richtige 
Motive  der  Arbeitsleistung  gentlgend  wirksam  zu  machen;  Autorität,  Disciplin, 
Subordination  in  allen  auf  Einrichtung  und  Durchführung  des  Productionsprocesses 
sich  beziehenden  Verhältnissen  ordentlich  zu  gestalten:  Puncte,  welche  bei  jeder 
denkbaren  Einrichtung  der  Production. für  den  schliesslicheu  Erfolg  der  letzteren,  von 
welchen  doch  alles  abhängt,  das  Entscheidende  sind.  Und  auch  bei  dem  Vertheilungs- 
problem hat  der  Socialismus  die  in  der  Natur  des  Problems  selbst  liegenden 
Schwierigkeiten  wiederum  mehr  noch  psychologischer  als  pracüsch- technischer  Art 
und  wiederum  zunächst  einerlei,  welche  Rechtsordnung  und  Organisation  für  die 
Vertheilung  bestehe,  viel  zu  leicht  genommen.  Fehler  bei  der  Behandlung  beider 
Probleme,  welche  die  nothwendige  Folge  seiner  falschen  Psychologie,  selbst  wieder 
eine  Consequenz  seines  „hyperideologischen  Supermaterialismus''  sind. 

Die  freilich  nicht  leichte.  Aufgabe  einer  neuen  socialökonomischen  Grundlegung 
ist  auch  hier,  möglichst  den  Fehler  des  ökonomischen  Individualismus  und  Socialis- 
mus zu  vermeiden  und  eine  richtige  Mitte  aufzufinden  und  innezuhalten. 

§.6.  iDdividaum  und  Gemeinschaft.  Alles  zusammen'^ 
fassend  ergiebt  sich:  der  Punct,  um  den  sich  auch  in  der  Poli- 
tischen Oekonomie  als  einer  wahren  Socialökonomie ,  nnd  insbe- 
sondere in  der  Grundlegung  dafür.  Alles  dreht,  ist  die  ahe  Frage 
vom  Verhältniss  des  Individuums  zur  Gemeinschaft, 
von  der  Combination  des  Individual-  und  Socialprincips 
in  der  gesellschaftlichen  und  wirtbschaftlichen  Rechtsordnung  und 
Organisation. 

Wer  mit  der  älteren  „individualistischen"  Rechts-  und  Staats- 
philosophie und  mit  der  ihr  verwandten  britischen  Oekonomik  das 
Individuum  in  den  Mittelpnnct  aller  Betrachtungen  stellt  und  zum 
Zweck  des  Gemeinschaftslebens  macht,  kommt  nothwendig  zu  den 
Resultaten  jener  britischen  Schule.  Aehnlich,  wer  die  ganze  Priva^ 
rechtsordnung,  speciell  das  Privateigenthum,  nur  aus  dem  Gesichts-^ 
pugct  des  Individualinteresses  betrachtet  und  nur  in  Zweckbeziehnng 
zu  letzterem  setzt,  gelangt  ebenso  nothwendig  zur  bloss  individual- 
rechtlichen („rein  privatrechtlichen^')  Auffassung  und  Behandlung 
dieser  Rechtsordnung  auch  als  der  Grundlage  der  Volks wirthschaft. 
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Wer  dagegen  vor  Allem  zunächst  nach  den  Bedingungen 
des  wirtbscbaftlicben  Gemeinschaftslebens  forscht  und 
nach  denselben  die  Sphäre  der  wirth schaftlichen  Freiheit  des  Indi- 
viduums, die  Befugnisse  auch  des  Privateigenthümers  in  Bezug  auf 
die  ihm  gehörenden  Eigenthumsobjecte,  die  Grenzen  der  Vertrags- 
freibeit  auch  in  Hinsicht  des  Inhalts  der  Verträge,  bestimmt;  wer 
die  ganze  Privatrechtsordnung,  auch  das  Privateigentbum  selbst, 
zuvörderst  in  ihrer  Zweckbeziehung  zu  und  ihrer  Function  für  das 
Gemeinschaftsinteresse  betrachtet,  der  kommt  —  nicht,  wiewohl 
behauptet  wird,  einfach  zum  „Socialismus^',  wohl  aber  zu  einer 
Anschauung  und  Lfchre,  welche,  allerdings  auch  das  Wahre  im 
Socialismns  anerkennend,  gerade  hier  die  eigentlichen  volkswirtb- 
schaftlicben  Grundprobleme  sehen:  diejenigen  der  Organisation  der 
Volkswirthschaft,  der  Beziehungen  von  Recht  und  Wirthschaft,  der 
Regelang  von  „Freiheit  und  Eigenthum'^  nach  dem  zu  combiniren- 
den  Doppelgesichtspunct  des  Gemeinschafts-  und  des  Individual- 
interesses und  nach  dem  Zielpunct  eines,  selbst  wieder  beständig 
zu  verändernden  Compromisses  zwischen  diesen  beiden  Interessen. 
Die  Geschichte  der  Volkswirtbschaft  und  der  Rechtsordnung  stellt 
den  Process  dieses  Compromisses  zwischen  diesen  Interessen, 
zwischen  dem  „Social-  und  Individualprincip''  dar.  Der 
Socialismus  tibertreibt  das  erste,  der  ökonomische  Individualismus 
das  zweite  dieser  Principien.  Die  unbefangene  Wissenschaft  und 
die  rationelle  ökonomische  Praxis  und  Politik  haben  beide  Ein- 
seitigkeiten zu  vermeiden,  aber  doch  auch  wieder  anzuerkennen, 
dass  das  Soeialprincip  das  vorherrschende  ist  und  sein  muss 
und  soll. 

Eine  derartige  Stellung  zu  den  volkswirtbschaftlichen  Fragen 
kann  man  wohl  passend  eine  socialökonomische,  zu  den 
Rechtsfragen,  auch  denjenigen  des  Privatrechts,  eine  social- 
rechtliehe  nennen. 

Sie  QDterscheidet  sich  wesentlich  von  der  noch  überwiegend  privat  ökonomischen, 
wenn  ^ich  auch  bereits  politisch* ökonomisch  nennenden  Stellung  der  britischen 
OtkoDomik.  Nicht  minder  von  der  wesentlich  individualrechtlicheu  Stellung  unserer 
Jnnspnidenz ,  namentlich  unserer  privatrechtlicben ,  vornemlich  romanis tisch 
denkenden,  construireuden,  begründenden«  und  von  jener  bisherigen  Rechtsphilosophie« 
Teiche  die  Gedanken  and  Auffassungen  dieser  Jurisprudenz  meist  einfacli  und  ganz 
uokritisch  übernommen  hat  Weit  näher  steht  der  socialrechtlichen  Auffassung  der 
0«ist  des  germanischen  Rechts  and  dessen  Jurisprudenz.  Aber  nicht  minder 
unterscheidet  sich  die  socialökonomische  und  socialrechtliche  Stellung  von  der  Stellung 
d»  Socialismas.  welcher  ohne  Compromisse  mit  dem  Individualprincip  glaubt  aus- 
kommen zu  können,  in  Widerspruch  mit  aller  Psychologie  und  mit  aller  geschicht- 
lichen Erfahrang. 
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Diese  socialökoDomische  und  socialrechtliche  Auffassung  nnd 
Stellung  führen  auch  von  dem  Pessimismus  und  dem  Optimismus 
des  Individualismus  wie  des  Socialismus  in  gleicher  Weise  ab. 

Sie  veranlassen  nicht  den  Wahn,  dass  das  System  der  freien  Concurrenz,  wo 
der  wirthschaftliche  Eigennutz  des  Individuums  die  nahezu  einzige  Triebfeder  ist,  ja 
sein  soll,  die  ,,beste  der  wirthschaftlichen  Welten'*  sei;  dass  nichts  Besseres  gethan 
werden  könne  und  solle,  als  möglichst  alles  „dem  freien  Spiel  der  wirthschafdichen 
Kräfte'',  will  sagen  des  Eigennutzes,  zu  überlassen;  dass  die  schier  einzige  Aufgabe 
sei,  die  Production  zu  vermehren,  zu  verbessern,  zu  verwohlfeilern  und  dazu  den 
technischen  Fortschritt  „durch  die  Concurrenz''  anzuspannen,  welche  letztere  hier 
immer  die  Panacee  ist.  Es  wird  vielmehr  von  jenem  socialOkonomischen  und  social- 
rechtlichen  Standpuncte  aus  nicht  verkannt,  welche  schwere  unvermeidliche  Nachtheile 
für  die  Gemeinschaft  und  für  alle  Einzelnen,  auch  die  scheinbar  Begünstigten,  die 
,.Starken" ,  aus  diesem  „System  der  freien  Concurrenz"  hervorgehen  müssen  und 
notorisch  hervorgegangen  sind.  Es  werden  daher  hier  auch  für  die  volkswirthschaft- 
liehe  Theorie  und  Praxis  grosse  und  schwere  Aufgaben  gestellt  und  deren  Lösung 
in  Aussicht  genommen. 

Aber  diese  Lösung  wird  nicht  im  reinen  Socialismus  gefunden,  vor  Allem 
weil  dessen  Aberglaube  nicht  getheilt  wird,  dass  unter  Menschen,  nach  deren 
psychischem  und  danach  bestimmtem  ethischen  Wesen,  sich  die  psychologischen  und 
practisch  ökonomisch -technischen  Schwierigkeiten  einer  socialistischen  Organisation 
und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft  überwinden  lassen;  und  wenn  Das  selbst 
möglich  wäre,  dass  dabei  vielleicht  andre,  aber  muthmaasslich  weit  grössere  und  un- 
erträglichere Uebelstände  für  die  Gemeinschaft  und  die  Einzelnen  hervortreten  würden, 
als  die  jetzt  bestehenden. 

Leidet  unter  dem  ökonomischen  Individualismus  gewiss  die 
Gleichheit,  so  unter  dem  Socialismus  die  Freiheit.  Beides 
schlimm,  aber  das  Schlimmere  wohl  doch  noch  das  Letztere. 
Zwischen  beiden  Gefahren  gilt  es-  wiederum  einen  Mittelweg  zu 
finden  und  in  der  Praxis  zu  wählen.  Das  eben  ist  das  Ziel  der 
socialOkonomischen  und  socialrechtlichen  Auffassung,  welche  beiden 
Principien,  dem  Social-  wie  dem  Individualprincip,  durch  rich- 
tige Compromisse  gerecht  zu  werden  sucht,  ohne  das  Schwierige 
gleich  für  unmöglich,  aber  auch  ohne  das  Unmögliche  nur  für 
schwierig  zu  halten. 

Dass  dabei  auch  unter  den  günstigsten  Umständen  das  etwa  als  Ideal  für  Pro- 
duction und  Vertheilung  vorschwebende  Ziel  niemals  erreicht  wird ;  dass  jede  Aende- 
rung  der  Rechtsordnung  und  der  Organisation  neben  neuem  Guten  manches  neue 
Ueble  schafien ,  manches  alte  Gute  beseitigen ,  manches  alte  Ueble  erhalten  wird,  ist 
gewiss  und  keinem  Verständigen  dieser  Richtung  unbekannt.  Es  handelt  sich  immer 
nur  um  ein,  oft  vielleicht  recht  geringfügiges.  Mehr  oder  Weniger  von  Besser 
und  Schlechter,  wozwischen  selbst  die  genaue  Bilanz  zu  ziehen  schwierig  genug 
sein  kann.  Aber  das  gilt  von  diesem  Standpuncte  aus  gegenüber  der  Kritik,  welche 
ihm  von  beiden  Seiten,  des  Individualismus  und  des  Socialismus,  wieder  zu  Theil  wird, 
für  keinen  irgend  durchschlagenden  Einwand,  sondern  im  Grunde  für  selbstverständ- 
lich. Denn  unter  menschlichen,  unter  irdischen  Verhältnissen  ist  ein  Ideal 
wohl  allenfalls  aufzustellen .  aber  doch  niemals  zu  erreichen.  Immer  mit  der  Ueber- 
zcugung,  dass  man  Alles  zu  thun  suchen  muss,  um  sich  dem  Ideal  mehr  zu  nähern, 
und  dass  man  immerhin  Einiges  in  dieser  Richtung  erreichen  kann,  aber  nicht  minder 
stets  in  der  Einsicht,  dass  das  Ideal  ewig  unerreichbar  sein  und  alles  Erreichbare 
nur  die  Entfernung  der  Wirklichkeit  vom  Ideal  um  Weniges  vermindern  wird:  das 
ist  der  Standpunct  der  socialOkonomischen  und  socialrechtlichen  Aufassung  gegenüber 
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practischen  Reformfragen  des  Wirthschaftslebeos.  Von  ihm  aas  werden  nicht  gleich 
bequemer,  ood  oft  genug  egoistischer  Weise  —  in  dem  mit  dem  Gesammtinteresse  za 
leidit  identificirten  Classeninteresse  der  Besitzenden  —  Unmöglichkeiten  angenommen, 
vo  nur  mehr  oder  minder  grosse  psychologische  und  practische  Schwierigkeiten  und 
Ansprüche  auf  Opfer  der  Besitzenden  vorliegen,  wie  es  der  ökonomische  Indindnalis- 
mns  so  leicht  that  Aber  auch  ebenso  wenig  werden  gleich  in  leichtfertiger  Weise 
MOf^lichkeiten  als  sicher  realisirbar  hingestellt,  wo,  wie  bei  den  Phantasieen  des 
Sociaüsmoa  fax  seinen  künftigen  „Socialstaar',  nicht  bloss  enorme  practische  Schwierig- 
keiten, sondern  für  jede  ernstere  und  tiefere  Betrachtang  der  menschlichen  Natur  und 
des  Verhältnisses  der  Menschen  zur  äusseren  Katar,  sowie  der  Individuen  zur  Gemein- 
schaft and  ZQ  sich  untereinander  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit  anUberwindliche 
psychologische  Hindemisse   und   eben  deshalb  so  gut  wie  Unmöglichkeiten  vorliegen. 

Solchen  entgegengesetzten  Einseitigkeiten  gegenüber  sucht  die 
socialökonomische  und  socialrechtliche  Auffassung  Realismus 
und  Idealismus  richtig  zu  verbinden:  d.  h.  den  Menschen 
zu  nehmen,  wie  er  ist,  aber  auch  sein  und  werden  kann,  als 
entwicklungsfähig,  auch  in  psychischer,  in  ethischer  Be- 
ziehung, aber  immer  als  „Menschen",  nicht  als  „Teufel",  nicht 
als  „Enger*.  Und  Engel,  wenn  nicht  gar  ein  Gott  selbst  —  und 
an  das  alte  „Eritis  sicut  deus"  wird  man  bei  den  socialistischen 
Phantasiegebilden  nur  zu  oft  wieder  gemahnt!  —  müssten  die 
Menschen  erst  sein,  wenn  der  volle  Socialismus  in  Erfüllung  gehen 
können  sollte. 

§.  7.  Ziel  und  Aufgabe  dieses  Werks.  Unser  Ziel  ist, 
diesen  socialökonomischen  und  socialrechtlichen  Standpunct  in  Be- 
zug auf  die  wirthschRftsorganisatorischen  und  wirthschaftsrechtlichen 
Verhältnisse  zur  Geltung  zu  bringen.  Insbesondere  wird  dies  mit 
vollem  Bewusstsein  und  unter  möglichster  steter  Festhaltang  und 
Folgerichtigkeit  dieses  Standpunctes  in  den  vom  Verfasser  selbst 
bearbeiteten  Theilen,  daher  vor  Allem  in  dieser  „Grundlegung", 
erstrebt  und  als  die  zu  lösende  Aufgabe  betrachtet. 

Specicll  femer  auch  in  manchen  Ausführungen  mehr  principicller  Natur  in  ver- 
schiedenen bezüglichen  Abschnitten  der  Finanzwissenschaft  (Staatsei^enthums-,  Ver- 
siaatiichnDgsfragcn  bei  Privaterwerbs-,  üebühren- ,  Kegal-  und  Monopolzweigen ,  bei 
Zröiterun^en  über  das  socialpolitische  Moment  in  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  u.  s.  w.). 
Dem  Plane  nach  ähnlich  später  in  der  Lehre  vom  Verkehrswesen. 

Die  auch  nur  einigermaassen  befriedigende  Lösung  dieser  an 
sich  schon  so  schweren  Aufgabe  wird  durch  die  vielen  Berührungen 
einer  „Socialökonomie"  mit  anderen  Disciplinen,  welche  ihr  als 
Hilfswissenschaften  zu  dienen  haben,  vollends  noch  schwieriger. 

Philosophie  im  Allgemeinen,  speciell  Psychologie,  Logik  und  Erkenntnisstheorie, 
Kechtsphilosophie,  Kechts-  und  Wirthschaftsgeschichte ,  Statistik,  Jurisprudenz,  auch 
des  Privatrechts,  allgemeine  Staatswissenschaft  und  (theoretische)  Politik ,  öffentliches, 
namentlich  Verwaltungsrecht,  Naturwissenschaften,  Technologie,  Privatökonomik  der 
verschiedenen  Productionszweige ,  Mathematik,  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  und  was 
aicht  noch  von  Theildisciplinen  weiter  bieten  zahlreiche,  oft  entscheidend  wichtige 
BeTüh7uog'>puncte  mit  der  SocialOkonomie.     £s  waltet  hier   ein  ähnlicher  Sachverhalt, 
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wenn  aacb  keine  so  schwere  Aufgabe,  wie  bei  der  sogenannten  ,,Sociologie*'  ob. 
Deren  Ausbildung  zu  einer  wirkUcben  Wissenschaft  findet  ja,  abgesehen  ?on  dem 
unklaren  Ziel  und  der  auch  aus  anderen  Gründen  kaum  lOsbar  erscheinenden  Aufgabe, 
auch  gerade  an  diesen  unendlichen  Bezügen  zu  jenen  anderen  Wissenschaften  kaum 
zu  überwindende  Schwierigkeiten. 

Wer  diese  Schwierigkeiten  erkennt,  wird  nur  mit  Zagen  an 
die  Aufgabe  gehen,  indessen  auch  auf  Berticksichtigung  dieser  Um- 
stände Seitens  einer  objectiven,  billig  denkenden  Kritik  rechnen 
dürfen. 

Aber  ist  überhaupt  die  Stellung  der  Aufgabe  selbst 
berechtigt?  Auch  das  wird  wohl  bestritten.  Denn  vielfach 
heisst  es:  das  Einzige  von  Werth  und  Bedeutung  für  den  Fort- 
schritt der  Wissenschaft  ist  Specialarbeit/ nicht  zusammen- 
fassende. 

§.  8.  Specialarbeit  und  zusammenfassende  Arbeit 
In  unserem  Zeitalter  ist  die  Nothwendigkeit  weit-  und  immer  weiter- 
gehender wissenschaftlicher  Specialisirung  immer  mehr  erkannt 
worden. 

Diese  Specialisirung  ist  im  letzten  Grunde  doch  die  Folge  der  gewonnenen  Ein- 
sicht, dass  die  Probleme  in  allen  Wissenschaften  viel  schwieriger,  die  GomplicatioDeii 
des  causalen  und  c^nditionellen  Zusammenhangs  der  Erscheinungen  ?iel  grösser  sind, 
als  man  früher  annahm.  Daher  müssen  die  vom  inductiven  Verfahren  geforderten 
Beobachtungen  viel  zahlreicher,  mannigfaltiger  und  sorgfältiger  sein,  verlange  das 
deductive  Verfahren  erst  eine  viel  vorsichtigere  Vorbereitung  seiner  Voraussetzungen 
zur  giltigen  Schlussziehung  und  eine  viel  umfassendere  Prüfung  dieser  Schlüsse. 

Nun  droht  aber  diese  Specialisirung  auch  den  Gesichtskreis 
der  Specialisten  immer  mehr  einzuengen,  den  Blick  vom  grossen 
Zusammenhang  der  Dinge  abzuwenden,  Verständniss,  Interesse  da- 
für beinahe  zu  ertödten. 

Gerade  diesen  Verhältnissen  gegenüber  hat  daher  die  zu- 
sammenfassende Arbeit,  welche  das  Einzelne  nicht,  wie  in  der 
Specialforschung  immer  mehr,  seiner  selbst  wegen,  sondern  nur 
in  seiner  Bedeutung  für  das  Ganze  würdigt,  doch  wieder  ihre  un- 
verkennbare Nothwendigkeit  und  auch  rückwirkend  ihren  Werth 
für  die  nicht  ganz  in  Mikrologie  aufgehende  Specialforschung. 

Allerdings  wird  auf  dem  gegenwärtigen  Standpunct  so  ziemlich  aller  Natnr- 
und  (icisteswii»scnschafteu  die  zusammenfassende  Arbeit  nicht,  wie  früher  so  leicht, 
namentlich  auch  in  der  Politischen  Oekonomie,  glauben,  etwas  Fertiges,  end- 
giltig  Abgeschlossenes  geben  zu  können.  Aber  sie  wird  es  doch  für  möglich« 
jedenfalls  für  eine  richtig  gestellte  Aufgabe  halten,  von  einer  in  bestimmter  Zeit  er- 
reichten wissenschaftlichen  Gesammtentwicklong  und  Gesammtanschauung  ein  einiger- 
maassen  zutreffendes  Bild  zu  geben. 

Allein  hier  entstehen  nun  die  Schwierigkeiten  für  die  zusammen- 
fassende Arbeit  aus  dem  Vorherrschen  der  wissenschaftlichen 
Specialarbeit. 
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Die  letztere  erfordert  so  riel  Zeit  und  Kraft,  dass  meist  ein  Jeder  durch  seine 
eine  oder  seine  wenigen  Specialitaten  ganz  in  Beschlag  genommen  wird,  selbst  inner- 
halb des  Gebiets  seiner  engeren  Fachwissenschaft  wieder  nur  auf  einigen  wenigen 
Specialgebieten  ganz  zu  Hause  ist,  andere  Theile  seiner  Wissenschaft  nur  noch  mehr 
oder  weniger  verfolgt,  Follends  aber  mit  anderen  Wissenschaften  immer  mehr  die 
Fühlung  Terliert.  Und  doch  ist  es  ein  alter  Erfahrungssatz  der  Geschichte  der  Wissen- 
schaften, wie  befruchtend  Erkenntnisse,  Sätze,  Methoden,  Ideen  der  einen  auf  die 
andere  eingewirkt  haben.  Wo  es  sich  zumal  um  nothwendige  Fühlungen  mit  so 
fielen,  zum  Theil  weit  entlegenen  anderen  Wissenschaften  handelt,  wie  in  der  Poli- 
tischen  Oekonomie  als  Socialökonomie.  machen  sich  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
für  eine  zusammenfassende  Arbeit  nattlrlich  noch  st&rker  geltend. 

Soll  deswegen  diese  zusammenfassende  Arbeit  unterbleiben? 
Etwa,  wie  man  gemeint  hat,  wenigstens  auf  dem  Gebiete  unserer 
Wissenschaft  ein  paar  Menschenalter  lang,  bis  die  Specialforschung, 
besonders  die  wirthschaftsgeschichtliche,  entsprechende  Fortschritte 
gemacht,  mehr  und  besseres  Baumaterial  gefördert  haben  wird? 
ÄbgeseheD  davon,  dass  letztere  Forderung  schon  deswegen  in  sich 
zerfallt,  weil  sie  nach  einigen  Menschen  altern  gerade  so  gut,  viel- 
leicht noch  aus  mehr  Gründen,  gestellt  werden  kann  und  die 
Specialforschung  „fertig''  im  eigentlichen  Sinne  niemals  sein  wird, 
abgesehen  hiervon  muss  u.  £.  jene  Frage  ans  entscheidenden 
anderen  Gründen  verneint  werden. 

Einmal  ist  das  practische,  auch  das  Lehr-  und  Lern- 
bedfirfniss  viel  zu  gross,  um  auch  nur  fttr  einige  Zeit  die  Auf- 
gabe der  zusammenfassenden  neben  der  Specialarbeit  ganz  zurück- 
stellen zn  können. 

Es  wiirde  dann  nur  um  so  mehr  flache  Popularisirung,  wie  aus  ähnlichen 
(jitaden.  ireil  die  Berufeneren  sich  der  zusammenfassenden  Arbeit  zu  wenig  widmen, 
in  den  Xatarwissenschaften ,  Platz  greifen.  Bei  der  engen  Beziehung  der  National- 
ökonomie zum  practischen  Leben,  zu  den  politischen,  socialen  Fragen,  zu  den  Auf- 
laben  der  Gesetzgebung,  bei  der  fortwährenden  Beschäftigung  der  Tagespresso  mit 
follawirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Fragen  um  so  stärker  und  —  um  so  ge- 
fihriicber.  Dem  engen  Dunstkreis  des  Specialisten  gegenüber,  in  welchem  der  Ge- 
lehrtendünkeK  oft  schon  in  recht  jungen  Jahren,  besonders  üppig  wuchert ,  mag  doch 
loch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  ja  auch  schon  das  Erforderniss  des  akade- 
mischen Unterrichts  im  mündlichen  Vortrage  zu  einer  solchen  zusammenfassenden 
Arbeit  nöthigt.  Sie  sollte  demnach  doch  wohl  in  litterarischen  Werken,  wo  an  die 
Qoalität  nnr  noch  höhere  Anforderungen  gestellt  werden,  nicht  als  etwas  Müssiges, 
wissenschaftlich  Geringwerthiges  angesehen  werden. 

Sodann  aber  wird  nur  durch  die  zusammenfassende 
Arbeit  etwas  geleistet,  was  die  blosse  Specialarbeit  überhaupt 
Die  leisten  und  die  Wissenschaft  doch  nicht  entbehren  kann,  ja 
etwas,  das  für  den  wissenschaftlichen  Fortschritt  und  rückwirkend 
fflr  fruchtbare  Specialarbeit  selbst  wieder  von  entscheidender  Be- 
deutung ist:  die  richtige  Würdigung  alles  Einzelnen  für 
das  Ganze  der  Wissenschaft. 

Nor  die   zusammenfassende   Arbeit   zeigt  die   wahre  Bedeutung  der  Ergebnisse 
*er  Specialarbeit,  die  Lücken  der  Erkenntniss,  welche  geblieben,  die  Kesultate,  welche 
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frewonnen  sind ;  weist  auf  die  wichtigen  weiteren  Aufgaben  hin ;  fahrt  za  den  richtigen 
Fragestellungen  auch  für  die  Spccialarbeit ;  verhütet,  wozu  der  Specialist  so  leicht 
geneigt  iät,  dass  man  den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  sieht;  mahnt  —  auch  ein 
„ethisches  Moment''  —  die  Specialforschung  und  ihre  Jünger  zur  Bescheidenheit,  in- 
dem sie  ihr  die  oft  für  das  Ganze  der  Wissenschaft  so  geringfügige  Wichtigkeit  ihrer 
^^Forschungsergebnisse''  klar  macht;  die  Neigung  zur  Ueberschätzung  dessen,  was  der 
eigenen  Schulrichtung  angehört,  zur  Unterschätzung  dessen,  was  einer  anderen  Bich- 
tung  zu  verdanken  ist,  auf  die  sachliche  Berechtigung  prüft 

Man  wird  sonach  bei  objectiver  Betrachtung  zugeben  mtisseD^ 
dass  hier  wie  überall  zusammenfassende  und  Special- 
arbeit neben  einander  herzugehen  haben,  keine  der 
anderen  entbehren  kann,  beide  gleich  werthvoll  sind.  Die  zusammen- 
fassende ist  auch  gewiss  nicht  die  in  Hinsicht  der  Geistesthätigkeit 
und  Geistesanspannung  leichtere.  Im  Gegentheil  wegen  ihres  noth- 
wendigen  Durchdringens  zu  den  leitenden  Puncten,  ihres  geistigen 
Beherrschens  des  Materials,  ihres  Umfangs  und  ihrer  Berührungen 
mit  anderen  Wissenschaften  ist  sie  die  weit  schwierigere.  Sie  ist 
endlich  jedenfalls  auch  diejenige,  welche  die  Führung  hat,  wie 
insbesondere  auch  die  Geschichte  der  Politischen  Oekonomie  in 
dem  Einfluss  der  Werke  der  grossen  Systematiker  und  derjenigen 
Autoren,  welche  mit  den  grossen  Principienfragen  sich  beschäftigen^ 
aller  Werthlegung  auf  die  monographische  und  specialistische  Litte- 
ratur  unerachtet,  deutlich  zeigt. 

§.  9.  Das  Zusammenwirken  verschiedener  Autoren 
auf  dem  Gebiete  der  zusammenfassenden  Arbeiten  in 
Sammelwerken.  Bei  der  Grösse  und  Schwierigkeit  der  zusammen» 
fassenden  Arbeit  in  der  Socialökonomie  und  der  auch  auf  diesem 
Wissenschaftsgebiete  eingetretenen  und  sich  immer  mehr  entwickeln» 
den  Specialisirung  der  Studien  steht  man  nun  freilich  auch  hier 
wie  in  anderen  grossen  Fachwissenschaften  vor  einem  Dilemma. 

Je  mehr  ein  Einzelner  für  das  ganze  Gebiet  die  zusammen- 
fassende Arbeit  allein  oder  grösstentheils  für  sich  zu  leisten  sncht| 
desto  mehr  versagen  natürlich  seine  Kräfte,  desto  weniger  wird  er 
auf  allen  Theilen  des  Gebiets,  was  er  freilich  auch  für  die  Bewäl- 
tigung der  zusammenfassenden  Arbeit  und  für  die  genügende 
Leistung  darin  in  einzelnen  Theilen  sein  muss,  selbst  Specialist 
sein  können.  Desto  langsamer  kann  seine  Arbeit,  wenigstens  bei 
einem  im  grossen  Styl  angelegten  umfänglichen  Werke,  vorrücken« 
Desto  unwahrscheinlicher  wird  sie  nach  den  gegebenen  Verhältnissen 
der  Lebensdauer,  der  Arbeitskraft  und  der  für  eine  solche  Arbeit 
dem  Einzelnen  verfügbaren  Arbeitszeit  vollendet  werden.  So  werden 
grosse  umfassende,   ins  Einzelne  gehende   Werke  aus  der  Feder 
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Eines  Autors  allein  auch  bei  dem  heutigen  Stande  der  wissen- 
schaftlichen Arbeit  auf  dem  Gebiete  der  Politischen  oder  Social- 
5konomie  immer  schwieriger. 

Was  Ran  seinerzeit  ftlr  ein  übrigens  auch  viel  kleiner,  mehr  noch  als  Gnindriss 
asgdegtes  Werk    noch  leisten   konnte,  ist  eben  beute  bei  der  seitdem  eingetretenen 
Ennrickiniig   und  Specialisirung  der  Wissenschaft  für  Einen  Mann  aliein  kaum  mehr 
mO^ch.    Die  Rau,  die  Röscher,  die  Stein  sind  freilich  auch  selten  gesät.    Selbst  der 
Bieneoile^  eines  Röscher  hat  über  ein  Menschenalter  gebraucht,  sein  grosses  Werk 
so  weit  zu.  fördern,  wie  es  jetzt  in  den  vier  Theilen  vorliegt.   Ganz  fertig  ist  es  immer 
noch  nicht  und  in  der  Anlage  ist  es  ausserdem  auf  einen  viel  kleineren  Umfang  be- 
stimmt, geht  es  auf  Einzelnes  nicht  genauer  ein.    Die  .,principielle  Erörterung''  fehlt 
ihm  grossenthcils,  gerade  sie  erfordert  besonderen  Raum,  wird  aber  freilich  auch   m. 
E.  aUein  den  verschiedenen  Seiten  eines  Problems  erst  gerecht.    Der  geniale  L.  Stein 
war  sicher   bis    in  sein  hohes  Lebensalter  auch  ein  Mann  von  seltener  Arbeits-  und 
Yerarbeitiingskraft,  wie  seine  umfangreichen,  zum  Theil,  wie  die  kleine  Verwaltungs- 
lefare  und  die  Pinanzwissenschaft,  in  mehreren  Auflagen  (3,  bezw.  5)  erschienenen, 
darin  immer  stark  um-  und  überarbeiteten  Werke ,  neben  den  zahlreichen  kleineren, 
Aulsitzen,  Zeitungsartikeln  u.  s.  w.,  zeigen.  Aber  auch  er  ist  trotz  seiner  Arbeitskraft, 
seiner  Fähigkeit   zum  Formuliren ,   und  trotz  seiner  flüchtigen  Schnellarbeit  —  grade 
auch  in  seinen   grossen   Werken  —  mit  seinem  im  grossen  Styl    angelegten  Haupt- 
werke, der  grossen  Verwaltungslehre,  nicht  fertig  geworden.    Andere  deutsche  Werke 
gestatten  nach  Anlage  und  Ausdehnung  keinen  Vergleich.    G.  Cohu's  auf  eine  An- 
zahl Bände  berechnetes  System  ist  doch  von  vornherein  absichtlich  in  kleinerem  Maass- 
stab angelegt,  aber  einstweilen  auch  bei  Cohn's  grosser  Arbeitskraft  und  schriftstellerischen 
Gewandtheit  doch  noch  nicht  über  die  zwei  Bände  der  Grundlegung  und  der  Finanz- 
Wissenschaft  hinaosgerückt.    In  der  ausländischen  Litteratur  fehlt  bisher  ja  fast 
allgemein  noch  grade  der  Theil,  auf  den  wir  Deutschen  besonderes  Gewicht  legen,  die 
ptactische  Nationalökonomie,   femer  die  Grundlegung,   eine  besondere  Forderung  von 
meisem  Standpancte    aus,   vielfach   auch    die    ausgebildete  Finanzwissenschaft.     Die 
fremden  .^Systeme*^*  sind  nach  Anlage,  Umfang  und  Inhalt  in  unserem  Sinne  „Com- 
pendien*^   oder   wie  die  vortrefilichen   Arbeiten  L.  Cossa's   Grundrisse  und  kommen 
als  solche  nicht  in  Vergleich. 

Diese  Verhältnisse  und  die  aDgedeuteten  inDcren  und  äusseren 
GrfiDde  führen  daher  neaerdings  auch^  wie  immer  mehr  schon 
läDger  auf  anderen  grossen  Wissenschaftsgebieten,  zur  Entstehung 
von  Samnaelwerken,  zu  welchen  sich  verschiedene  Autoren 
ftir  ein  im  grösseren  Styl  angelegtes  Werk  vereinigen,  unter  formaler 
oder  realer,  doch  auch  in  diesem  Falle  unvermeidlich  sich  in  ihrer 
Einwirkung  grosse  Beschränkungen  auferlegender  Redaetion  eines 
Einzelnen  oder  einer  Redactionsgesellschaft :  das  Princip  der  der 
heutigen  Specialisirung  jeder  Fachwissenschaft  entsprechenden 
Arbeitstheilung  von  förmlichen  Encyclopädieen ,  wo  es  schon 
lange  eingebürgert  war,  nun  auch  auf  die  zusammenfassende  Arbeit 
b  der  einzelnen  Wissenschaft  tibertragen.  Ein  immerhin  wissen- 
schaftsgeschichtlich  bemerkenswerthes  Entwicklungsstadium.  Der 
unverkennbare  äussere  Erfolg  dieses  Vorgehens  ist  freilich  nicht 
allein  entscheidend,  aber  er  beruht  doch,  zum  Theil  wenigstens, 
auch  mit  auf  guten  sachlichen  Gründen. 

Abgesehen  von  den  ,3taatslexicis",  „Staatswörterbüchern**  (Kotteck  und  Welcker, 
BloAtächli  u.  A.),  die  grade  auch  zahl-  und  umfangreiche  volkswirthschaftliche  Artikel 
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gebracht  haben,  ist  auf  rerwandtem  Gebiete  zu  erinnern  an  die  v.  Holt zendorf fachen 
Unternehmungen  (Encyclopädio  der  Rechtswissenschaft,  Straf  recht),  das  Endemann 'sehe 
Handelsrecht,  das  grosse  quellenreiche  Marquardsen*sche  Handbuch  des  Öffentlichen 
Rechts,  das  Bind  Ingusche  Unternehmen;  dann  auf  dem  Gebiete  der  Politischen 
Oekonomie  namentlich  an  das  Schön berg'sche  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie, 
welches  besonders  gut  eingehchlageu  und  in  9  Jahren  bereits  zur  3.  Auflage,  nun- 
mehr in  3  starken  Bänden ,  gediehen  ist,  ferner  an  das  ausserordentlich  umfang-  und 
iuhaltrciche ,  im  Erscheinen  begriffene  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  unter 
der  Rcdaction  von  Conrad,  Elster,  Lexis,  Löniug,  das  zu  der  lexicalischen 
alphabetischen  Form  zurückgekehrt  ist.  Dem  Vernehmen  nach  wird  von  Sfiten  einiger 
Anhänger  der  „historischen''  Nationalökonomie  trotz  aller  ablehnenden  Haltung  gegen 
die  zusammenfassende,  die  „systematische'*  Arbeit,  doch  nunmehr  auch  ein  derartiges 
zusammenfasbcndes  Sammelwerk  vorbereitet,  unbekümmert  um  den  Widerspruch  mit 
der  Auffassung  eines  Führers  dieser  Richtung,  wonach  es  noch  wenigstens  ein  paar 
Menschenalter  dauern  soll,  bis  derartige  Arbeit  neben  der  specialistischen  und  mono- 
graphischen wieder  am  Platze  sei.  Aus  der  fremden  Litteratur  seien  die  französischen 
„dictionnaires"'  von  Block,  das  im  Erscheinen  begriffene  „nouveau  dictionnairo  d'öconomie 
politique''  von  L.  Say  und  Challey,  das  vollends  gross  angelegte  „dictionnaire  de 
finances"  von  L.  Say,  Foyot  und  Lanjalley  erwähnt. 

Die  Hauptvortheile ,  welche  auch  den  äusseren  Erfolg  dieser  Sammelwerke  mit 
erklären  und  ihn  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  liegen  auf  der  Hand:  die  Ver- 
einigung vieler  Kräfte,  welche  auf  ihrem  Gebiete  Spccialisteu  sind,  der  rasche  Fort- 
gang der  Arbeit  bei  einem  solchen  System  der  Arbeitstheilung,  die  baldige  Vollendung 
auch  bei  grossen  umfassenden  Werken,  das  schnellere  BedUrfniss  nach  neuen  Auflagen 
auch  bei  grossen  kostspieligen  Werken,  wo  sich  dann  auch  eine  innere  sachliche  Ver- 
vollkommnung durch  die  vereinigte  Arbeit  Vieler  mit  geringerer  Muhe  herbeiführen 
und  immerhin  die  Einheitlichkeit  etwas  fördern  lässt.  Gewiss  bedingen  freilich, 
vollends  bei  dem  hierauf  berechneten  mechanisch-alphabetischen  System,  das  moderne 
BedUrfniss  und  die  übermässige  moderne  Neigung,  ein  Werk  bloss  „zum  Nachschlagen**, 
zu  rascher,  flüchtiger  Orientiruug  zu  haben,  den  äusseren  Erfolg  dieser  als  „Nach- 
schlagewerke'' mit  dienenden  Sammelwerke  wesentlich  mit.  Insofern  fördern  die 
letzteren  nicht  grade  immer  das  ein  zusammenhängendes  Durchlesen  und  Durch- 
denken eines  grösseren  Werks  verlaugende  solide  wissenschaftliche  Studium.  Auch 
die  Neigung  zur  Beschränkung  auf  Specialitäten  wird  aus  den  Kreisen  der  Wissen- 
schaft leicht  auf  immer  weitere  Kreise  durch  diese  Werke  übertragen:  gleichfalls 
keine  unbedenkliche  Folge. 

Indessen  der  diesen  Werken  anklebende  Hauptmangel  ist  noch  ein  anderer: 
die  ungenügende,  wenn  nicht  ganz  fehlende  Einheitlichkeit,  die  Lücken,  die 
Widersprüche.  Dieser  Mangel  ist  nicht  völlig  zu  beseitigen,  auch  nicht  von  einer 
wirklich  thätigen  Redaction,  deren  Macht  ihren  Mitarbeitern  gegenüber  doch  unver- 
meidlich beschränkt  ist.  Je  mehr  Mitarbeiter,  je  mannigfaltiger  die  Standpuncto,  je 
mehr  die  Abweichungen  unter  einander,  desto  mehr  geht  natürlich  die  Einheitlichkeit 
in  die  Brüche.  Daraus  ist  weder  der  Redaction  noch  den  Mitarbeitern  ein  Vorwurf 
zu  machen:  der  Fehler  liegt  in  der  Aufgabe  selbst,  die  Aufgabe  aber  ist  durch  die 
Entwicklung  auch  der  Einzel  Wissenschaften  gestellt  worden.  Auch  die  grosse  Un- 
gleichmässigkeit  der  Einzelarbeiten  in  formeller  Hinsicht,  in  Umfang,  Behandlungs- 
weibe  lässt  sich  nicht  genügend  abstellen.  Selbst  die  nahe  Verwandtheit  der  Richtung, 
der  Auffassung,  des  principiellen,  des  methodologischen  Standpuncts  hilft  über  diese 
Schwierigkeiten  nicht  hinweg.  Es  sind  eben  doch  immer  verschiedene  Menschen 
und  —  Gelehrte,  welche  hier  zusammenwirken  und  dabei  unmöglich  oder  nur  zum 
Schaden  der  Sache  das  Beste  opfern  können,  was  sie  haben,  ihre  geistige  Individualität 
Man  muss  daher  bei  Sammelwerken  mehrerer  Autoren  die  Ansprüche  in  den  an- 
gedeuteten Beziehungen  beschränken  und  die  unausbleiblichen  Mängel  in  Betreff*  der 
Einheitlichkeit  durch  die  erwähnten  unverkennbaren  Vortheile  aufgewogen  annehmen. 

Je  geringer  die  Anzahl  der  Mitarbeiter,  je  mehr  dieselben  wenigstens  in  gewissen 
Grundanschauungen  über  Methode,  Aufgabe,  Ziel  übereinstimmen,  je  mehr  die  Ver- 
theilung  des  Stoffs  unter  ihnen  den  Specialstudien,  der  Anlage,  der  Neigung  eines 
Jeden  entspricht  und  —  das  Wichtigste  von  Allem  —  je  mehr  die  von  dem  Einzelnen 
bearbeiteten  Theile  selbständige  Glieder  und  insofern  einigermaassen  wieder  je 
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ein  kleines  Ganzes  für  sich  darstellen,  desto  mehr  werden  die  Vortheilo  des 
Zasammenwirkens  die  Nachtheilo  Überwiegen  und  namentlich  die  Einheitlichkeit  nicht 
gar  ZQ  sehr  stören.  Freilich  bedingt  aber  eine  kleinere  Anzahl  Zusammenarbeitender 
wieder  eine  Cebemahme  grosserer  Theile  des  ganzen  Werks  durch  den  Einzelnen, 
welcher  dann  nicht  leicht  in  dem  ganzen  7on  ihm  Übernommenen  Gebiete  gleich- 
ig Specialist  sein  wird. 


§.  10.  ÄrbeitBtheilung  in  Sammelwerken  der  Poli- 
tischen Oekonomie  und  speciell  in  diesem  Werke. 
In  der  Politischen  Oekonomie  liegt  es  nahe,  nach  den  üblichen 
drei  grossen  Haapttheilen ,  der  theoretischen,  allgemeinen, 
der  practischen,  speciellen  Volkswirthschaftslehre 
und  der  Finanzwissenschaft  and  dann  etwa  weiter  auf  dem 
grossen  Gebiete  der  speciellen  Volkswirthschaftslehre  nach  den 
näher  zusammenhängenden  Gegenständen  den  Stoff 
unter  mehrere  Mitarbeiter  zu  vertheilen.  In  der  speciellen  National- 
ökonomie trennen  sich  die  Einzelgebiete  wieder  nach  sachlichen 
und  mit  Rücksicht  auf  die  Arbeitstheilung  der  Studien  auch  nach 
persönlichen  Gesichtspuncten  und  können  demnach  eher  von  ver- 
schiedenen Personen  bearbeitet  werden.  Äehnliches  würde  von  der 
Finanzwissenschaft  gelten.  Bei  einem  solchen  Vorgehen  werden 
auch  die  verbleibenden  Mängel  in  Bezug  auf  Einheitlichkeit  geringer 
Werden  können  und  weniger  stören. 

Schwieriger  und  misslicher  ist  eine  Theilung  des  all  ge- 
meinen theoretischen  Theils  unter  verschiedene  Mitarbeiter 
und  äonach  die  in  der  nunmehrigen  Bearbeitung  dieses  Werks 
erfolgte  Trennung  der  „Grundlegung"  von  der  theoretischen  National- 
ökocomie  und  die  Uebernahme  dieser  beiden  Theile  durch  ver- 
schiedene Personen.  Denn  gerade  hier  ist  die  Einheitlichkeit  der 
Auffassung,  Behandlung,  Durchführung  am  Meisten  Bedürfniss. 

Wenn  anderseits  hier  aach  die  zahlreichsten  BerUhruDgen  mit  allen  jenen  anderen 
Wissenschaften  Torliegen,  welche  die  Lösung  der  Aufgabe  dem  einzelnen  Autor  so 
erschweren,  so  wiegt  selbst  das  daraus  abgeleitete  berechtigte  Bedenken,  dass  ein 
Einzelner  fdr  sich  dieser  Schwierigkeiten  weniger  als  mehrere  vereint  Herr  werden 
dtiifte,  nicht  so  schwer,  als  das  andere  Bedenken,  grade  hier  die  nothwendige  Ein- 
heidichkeit  bei  einer  Theilung  der  Arbeit  unter  verschiedene  Personen  zu  sehr  ge- 
ührdet  zn  sehen. 

Ich  gestehe  daher  zu,  dass  nur  besondere  Umstände  diese 
Theilung  der  Bearbeitung  der  Grundlegung  und  der  theoretischen 
Nationalökonomie  unter  verschiedene  Personen  in  diesem  Werke 
reehtfertigen  können  und  dass  das  angedeutete  Bedenken  nicht 
ganz  verseh windet. 

Diese  Erwägung  hatte  mich  auch  früher  bestimmt,  wenigstens  die  Grundlegung 
nd  die  theoretische  Nationalökonomie  für  mich  zu  resenriren  und  sie  allein  zu  be- 
ubeiten.  Indessen  die  Ueberzeugung ,  die  ich  nach  längerer  Erfahrung  gewinnen 
aoäste,  dass  meine  Kraft  and  Zeit  für  eine  auch  hier  geplante  eingehende  und  umfang- 
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reiche  Behandlung  dieser  Theile  des  Werks  nicht  ausreichen  wurde,  —  zumal  nebea 
der  Uebemahme  andrer  Theile,  wie  Tor  Allem  der  Finanzwissenschaft  und  des  Ver- 
kehrswesens, auf  deren  Gebieten  ich  mich  am  meisten  als  Specialist  fahlen  darf  und 
woron  ich  die  Finanzwissenschaft  schon  grossentheils  fertig  gestellt  hatte  —  diese 
Ueberzeugung  bestimmte  mich  doch,  meine  Bearbeitung  auf  die  Grundlegung  nun- 
mehr zu  beschränken.  Da  es  mir  gelungen  ist,  als  Bearbeiter  für  die  theoretische 
Nationalökonomie  einen  mir  in  Richtung  und  Methode  besonders  nahe  stehenden 
Gelehrten,  welcher  sich  mit  diesem  Theile  mit  Vorliebe  beschäftigt  hat,  zu  gewinnen, 
darf  ich  auch  hoffen,  dass  zwischen  der  Grundlegung  und  diesem  anderen  Theile  des 
Werks  keine  zu  grossen  Differenzen  in  der  Gesammtauffassung  hcrrortreten.  Völlig 
werden  dieselben  freilich  hier  wie  auch  zwischen  mir  und  den  anderen  Herren  Mit- 
arbeitern in  unseren  verschiedenen  Thcilen  und  diesen  Herren  unter  einander  nicht  zu  ?er- 
meiden  sein.  Das  muss  man  bei  einem  Sammelwerke  verschiedener  Autoren  hinnehmen. 
In  der  practischen  Nationalökonomie  und  in  der  Finanzwissenschaft  werden  etwa  sieb 
zeigende  Meinungsdifferenzen  Übrigens  auch  bei  der  grossen  Relativität  aller  Ansichten, 
welche  grade  hier  anzuerkennen  ist,  weniger  bedenklich. 

Mehr  stören  kann  wieder  die  verschiedene  Auffassung  zwischen  den  Bearbeitern 
der  Grundlegung,  der  Theorie  einer-  und  anderseits  der  Litteraturgeschichte. 
Erwünscht  wäre  deshalb  gewiss  wieder  die  Bearbeitung  der  letzteren  durch  den  Be- 
arbeiter der  Grundlegung  und  der  Theorie,  um  der  grösseren  Einheitlichkeit  der 
Auffassung  Willen.  Indessen  fühlte  ich  mich  hier  nicht  Specialist  genug  und  wagta  ! 
es  nicht,  neben  den  anderen  umfänglichen  von  mir  übernommenen  Arbeiten  an  diesea 
Werke  mit  Rücksicht  auf  Kraft,  Zeit  und  Lebensdauer  die  Litteraturgeschichte  selbst  ! 
mit  zu  übernehmen,  da  ich  nicht  sicher  war,  ob  es  mir  möglich  sein  würde,  die 
erforderlichen  weiteren  Specialstndien  in  absehbarer  Zeit  zu  Ende  zu  führen.  i 

§.  11.  Die  geistige  iDdividualität  der  Gelehrten  \ 
als  Factor  ihrer  Arbeitsweise.  Bei  den  im  VorausgehendeD| 
Damentlieh  in  den  letzten  vier  Paragraphen  behandelten  Puneten 
und  Fragen  ist  Eines  Umstands  noch  nicht  näher  gedacht  wordeiii  ; 
welcher  doch  gerade  für  jede  wissenschaftliche  Arbeit  von  ent-  ^ 
scheidender  Bedeutung  ist.  Er  hat  bisher  auch  selten  gebührende  '■: 
Würdigung,  in  der  Regel  gar  keine  weitere  Beachtung  gefunden«  ' 
Ich  meine:  die  geistige  Individualität  jedes  einzelnen  : 
Mannes  der  Wissenschaft  und  wissenschaftlichen  Schriftstellers,  wie  : 
sie  nicht  nur  im  selbstverständlich  so  verschiedenen  Maassei  ] 
sondern  vor  Allem  auch  in  der  naturgegebenen  Art  sein^ 
Anlage,  Begabung,  und  wesentlich  davon  abhängig  in  seiner  wissen-  j 
schaftlichen  Methode  und  Arbeitsweise,  seiner  Neigang,  Richtung  [ 
seinem  Studiengang,  seinen  Studienobjecten  hervortritt  und  schliess-  , 
lieh  doch  seine  ganze  geistige  Arbeit  beherrscht.  In  der  Kunsti  '^ 
wo  es  freilich  offener  liegt,  im  practischen  Leben  und  Wirken  ist  ^ 
die  Bedeutung  dieses  Factors  weniger  verkannt  worden.  In  der  ^ 
Wissenschaft  glaubt  man  sie  ignoriren  oder  das  Mitspielen  eines  ^ 
solchen  Factors  selbst  für  unerlaubt  halten  zu  sollen.  Aber  er  l 
lässt  sich  einmal  nicht  eliminiren.  [: 

Namentlich  bei  den    üblichen  Schulstrüitifj^keiten    über  die  „richtige  Methodo'^, 
wie   sie    neuerdings    auch    in  der  deutschen   Nationalöiconomie  so  anmuthig  g«ftt]UI'| 
werden,  in  der  einer  bestimmten  geistigen  Individualität  entsprechenden  litterarischiM 
Kritik  der  Arbeiten  anderer  „Kichtungen**  zeigt  sich  die  Ignorirung  oder  falsche 
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■itfaeilüDg  des  Mitspieleas  jenes  l'^actors  in  recht  anecfreulichen  Folgen :  hochmutiges, 
bornirtes,  scbQlmeisterliches  Absprechen  über  andersartige  Leistungen,  als  die  eigenen 
und  der  der  geistesverwandten  Frennde.  BenrtheilQng  aller  litterarischen  Arbeiten 
iamex  nar  aa  dem  Maaasstab  der  eigenen  geistigen  Individualität,  die  damit  wie  selbst- 
v^ständlich  zur  allein  berechtigten  gemacht  and  zur  Alles  allein  entscheidenden  — 
^pipetUchen'*  —  Instanz  erhoben  wird,  was  denn  manches  Weitere,  auch  für  die 
iossereD  Lebensverhältnisse  und  persönlichen  Bestrebungen  nicht  Unwichtige,  aber 
wenig  ErwOnschte  mit  sich  führt.- 

Man  wendet  freilich  wohl  ein,  die  wissenschaftliche  Methode 
sei  etwas  durchaus  Ohjectives,  nichts  Subjectives,  die 
,yrichtige^'  Methode  sei  durch  Lehre  und  Beispiel  übertragbar  und 
mttsse  im  Interesse  „wahrer  Wissenschaft''  tibertragen  werdeu, 
was  „Duldung"  in  der  litterarischen  Kritik  u.  s.  w.  gegen  Ver- 
treter y,falscber"  Methode  ausschliesse. 

So  wird  etwa  gegenwärtig  seitens  der  „historischen  Nationalökonomie*'  das  Auf- 
treten gegen  die  rtlckständigen  Anhänger  veralteter  „Schuldogmatik'',  Seitens  „historisch- 
psychologisch inductiver  Forscher*'  gegen  die  alten  Sünder  der  „abstracten  Deduction'', 
Seitens  der  Spedalisten  und  Monographen  gegen  die  Systematiker,  zumal  gegen  die, 
welche  mit  unzulänglichen  Mitteln  weit  ve&Qht  .^Systeme  zusammenschmiedeten'', 
,,Theorieen  construirten,"  zu  rechtfertigen,  mindestens  zu  entschuldigen  gesucht. 

Allein  nicht  nur  liegt  hier  eine  besten  Falles  sehr  übertriebene 
CreringscbätzuDg  einer  anderen  als  der  eigenen  Methode  und  eine 
gleieb  fibertriebene  Ueberschätzung  der  eigenen  Methode  und  deren 
Leistungsfähigkeit  vor,  —  m.  E.  auch  eine  confuse  methodologische 
Auffassung  und  Stellung,  mit  in  Folge  der  unzalänglichen  Unterschei- 
dung der  verschiedenartigen  Aufgabender  Wissenschaft  (§.  55  flF.)  — ; 
selbst  davon  abgesehen,  ist  es  eben  ein  Irrthum,  dass  die  Me- 
thode und  alles,  was  mit  ihr  in  Betreff  der  wissenschaftlichen  Auf- 
fa^ung,  Stellungnahme,  Aufgabestellnng  u.  s.  w.  zusammenhängt, 
etwas  so  durchaus  Objectives,  durch  Lehre  Uebertragbares  sei. 
Die  Methode  und  Arbeitsart  eines  Jeden  ist  wesentlich  mit  bedingt 
durch  seine  geistige  Individualität,  die  der  Einzelne  so  wenig  wie 
seine  physische  Eigenart  abstreifen  kann.  Dass  er  danach  in 
bestimmter  Weise  arbeitet  und  nach  dem  ihm  innewohnenden 
eigenen  Maassstab  die  Arbeit  Anderer  beurtheilt,  ist  daher  auch 
nicht  zu  tadeln.  Was  aber  bei  aller  Anerkennung  einer  gewissen 
„Naturgebundenheit"  auch  der  einzelnen  geistigen  Individualität 
verlangt  und  auch  erreicht  werden  kann,  ist  nur,  dass  Jeder  sich 
der  Grenzen,  die  ihm  hiernach  gesteckt  sind,  bewusst  wird  und 
dass  er  den  seiner  eigenen  Individualität  entsprechenden  Maassstab 
»deren  Individualitäten  gegenüber  nicht  für  den  allein  richtigen 
hilt  So  wird  grössere  Gerechtigkeit  gegen  Andere,  aber  auch  gegen 
»ch  selbst  und  die  Erkenntniss  erreicht  werden,  dass  gerade  auch 
«rf  wissenschaftlichem   Gebiete    die   Leistungen,    welche  von   der 
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Verschiedenheit  der  geistigen  Individualität  abhängen,  sich 
zu  ergänzen  haben,  —  nach  dem  alten  Worte:  es  sind  mancher- 
lei Gaben,  aber  es  ist  Ein  Geist.  Nur  so  wird  man,  im  wahren 
Interesse  der  Wissenschaft,  dahin  gelangen,  dass  ein  Problem  nach 
den  verschiedenen  Seiten,  welches  es  bietet,  genügend  behandelt 
wird.  Wenn  in  irgend  einer  Wissenschaft,  so  ist  das  aber  in  der 
Politischen  Oekonomie  als  einer  Social^*konomie  wichtig. 

Der  leidige,  hüben  und  drüben  einseitig  und  ?erbitternd,  mit  rerletzendcm  Hoch- 
muth  und  engem  Blick  aber  am  Meisten  von  der  jüngeren  deutschen  historischen 
Schule  —  z.  B.  in  den  Drtheilen  über  Ricardo,  über  die  neuere  verdiente  österreichische 
„deductive  Schule''  —  geführte  Methodenstreit  liefert  zahlreiche  Belege  für  das 
Gesagte.  Die  Einen  werfen  den  Anderen  vor,  dass  sie  einseitig?  „deductive",  „dogma- 
tische", die  letzteren  jenen,  dass  sie  einseitig  „inductive  Köpfe''  seien.  Hiermit  be- 
stätigen sie  nur  die  Wahrheit,  dass  grade  in  dieser  Hinsicht  die  geistigen  Individuali- 
täten nach  ihrer  Naturanlage  sich  eben  unterscheiden.  Daraus  sollte  man  entnehmen, 
wie  gleichfalls  ans  einer  unbefangenen  Prüfung  des  Wesens,  der  Vorzüge,  der  Mängel 
jeder  der  beiden  Hauptmethoden,  aas  einer  Untersuchung  der  Voraussetzungen  beider, 
der  Anwendbarkeit  derselben  je  nach  den  speciollen  Aufgaben,  welche  vorliegen,  folgt, 
dass  beide  Methoden  und  die  mit  ihnen  Arbeitenden  sich  zu  ergänzen 
haben.  Statt  dessen  glaubt  der  Eine  auf  den  Anderen  herab  sehen  zu  können, 
weil  er  anders  argumentirt ,  anders  arbeitet,  sich  andere  Fragen ,  der  Wissen- 
schaft andere  Aufgaben  zur  Lösung  stellt,  als  er! 

Gewiss  ist  der  „ideale"  wissenschaftliche  Kopf  derjenige,  welcher  in  sich  die 
Eigenschaften  des  deductiven  und  inductiven  Kopfes  gleichmässig  vereinigt.  Aber 
solche  Ideale  schafft  die  Natur  auch  im  geistigen  Leben  nur  in  den  aller  seltensten, 
dann  freilich  phänomenalen  Fällen.  In  der  Kegel  überwiegt  die  eine  oder  andere 
Geistesanlage,  mitunter  bis  zu  dem  Grade,  dass  es  dem  specifisch  „deductiven*'  oder 
„inductiven  Kopf'  schwer  fäUt,  für  die  Beweisführung  des  Anderen  Verständniss  ZQ 
erlangen.  Nicht  selten  wird  mit  einer  solchen  einseitigen  Beanlagung  eine  besondere 
geistige  Leistungsfähigkeit  in  der  betreffenden  Richtung  verbunden  sein.  Aber  wenn 
das  dazu  führt,  der  eigenen  Auffassungs-  und  Arbeitsweise  eine  absolute  statt  einer 
immer  nur  relativen  Berechtigung  beizulegen  und  umgekehrt  etwa  derjenigen  des 
Andersbeanlagten  nicht  einmal  eine  solche  relative  Berechtigung  zuzugestehen,  so 
liegt  doch  eine  grosse  persönliche  Beschränktheit  vor.  Dieselbe  wird  dadurch  nicht 
entschuldigt,  dass  sie  auf  „ehrlicher  Ueberzeugung"  beruht  und  wird,  mit  dem  üblichen 
Hochmuth  gegen  den  Anderen  verbunden,  vollends  unentschuldbar. 

Gewiss  hängt  es  mit  dieser  naturgegebenen  Verschiedenheit  der  geistigen  Anlage 
zusammen  und  ist  insofern  in  gewissen  Grenzen  auch  berechtigt,  ja  völlig  gar  nicht 
anders  möglich,  dass  ein  Jeder  nach  seiner  Anlage  sich  seine  Aufgaben  in  der 
Wissenschaft  sucht.  Auch  das  ist  bogreiflich  und  nicht  unberechtigt,  dass  ein  Jeder 
Interesse  und  Werth  der  Arbeiten  Andrer  darnach  bemisst,  wie  weit  diese  eben  seiner 
eigenen,  von  seiner  individuellen  Anlage  bedingten  Auffassung  und  Richtung  ent- 
sprechen: m.  a.  W.  er  wird  danach  unwillkührlich  mehr  oder  weniger  sympathisch 
oder  antipathisch  zur  fremden  Leistung  stehen.  Das  ist  sein  gutes  Recht.  Aber  er 
kommt  ins  Unrecht,  wenn  er  sich  verleiten  lässt,  sein  Urtheil  zum  allgemein  giltigen 
erheben  zu  wollen,  es  für  objectiv  auszugeben ,  während  es  nur  ein  subjectives,  nicht 
nach  beinern  Willen,  aber  wohl  nach  seiner  Geistesanlage  ist.  Der  Einzelne  wird  z.  B. 
auf  dem  Gebiete  unserer  Wissenschaft  seiner  geistigen  Individualität  nach  eine  de- 
ductive  oder  eine  inductive  Beweisführung  fur  überzeugender  halten,  für  sich  mit 
Recht,  aber  als  allgemeine  Norm  für  AUe,  auch  für  Andersbeanlagte,  eben  nicht 
mit  Recht.  Das  möchte  in  der  Hitze  des  Methodenstreits  auch  oft  vergessen 
worden  sein. 

Gefahrlich  für  die  Entwicklung  der  Wissenschaft,  wie  auch  ethisch  in  so  mancher 
Hinsicht  bedenklich,  wird  es  vollends,  wenn  nun  eine  einer  bestimmten  Geistesanlage 
entsprechende  methodische  Richtung  durch  An-  und  Zusammenschluss  verwandter 
„Köpfe"  zu  einer  „Schulrichtung"  oder  „Schule"  wird,  wie  in  Epigonenperioden 
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in  Wissenschaft  und  Kanst  so  leicht.  Dann  bestärkt  man  sich  gegenseitig  —  ,,onter 
sich'*  —  nur  immer  mehr  in  der  Einseitigkeit.  Die  Schulrichtung  fahrt  zur  — 
^VerschnluDg'*,  wofUr  die  Geschichte  der  Wissenschaften  und  der  Künste  so  manche 
bedauerliche  Beispiele  geliefert  hat. 

Es  ist  nicht  tlberflOssig  und  nichts  weniger  als  ein  hors  d*oeu7ro  in  diesem 
Werke  und  an  dieser  Stelle,  das  Vorausgehende  einmal  herrorzuheben ,  gegenüber 
Tendenzen ,  welche  sich  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft  zeigen.  Auch  in  der 
Politischen  Oekonomie  soll  dann  wohl  nur  Eine  Arbeitsweise,  nur  Eine  Aufgabe- 
steUung  gelten.  Mit  der  Frage,  von  der  wir  ausgingen,  —  Beziehung  von  Special- 
und  zusammenfassender,  analytischer  und  synthetischer,  historischer  und  systemati- 
scher, descTipti?er  und  principiell  erörternder  Arbeit  und  Berechtigung  auch  immer 
der  zweiten  in  dieser  Reihe  neben  der  ersten  —  hängt  das  Gesagte  auch  eng  genug 
zisammen.  Denen,  an  deren  Adresse  diese  Apostrophe  geht,  möchte  ich,  das  Dichter- 
wort etwas  ferändemd,  zurufen: 

„Was  man  den  Geist  der  Wissenschaft  heisst. 
Das  ist  am  End  der  Herren  eigener  Geist, 
In  dem  die  Wissenschaft  sich  bespiegelt"" 

Zur  Herstellung  eines  allseitig  befriedigenden  wissenschaftlichen  Werks  im  grossen 
Styl  über  Socialökonomie  sind  geistige  Eigenschaften,  Fähigkeiten,  Studien  und  Kennt- 
Bi5se  erforderlich,  wie  sie  seit  A.  Smith  wenigstens  noch  nicht  wieder  in  ICiner  Per- 
sönlichkeit in  genügendem  Maasse  vereinigt  gefunden  worden  sind  und  wio  sie  heute 
zu  rereinigen  nach  einer  Entwicklung  von  vier  Menschenaltern  freilich  auch  viel 
schwerer  geworden  ist,  als  zu  Zeiten  A.  Smith 's.  Um  einmal  durch  Namennennong 
—  wenigstens  einiger  Hauptnamen  —  concret  zu  werden:  die  speculativc  Abstractions- 
^nd  Constmctionsfähigkeit  und  geniale  Intuition  eines  Schäffle  und  L.  Stein,  eines 
Bodbertus  und  Marx,  die  dialectische  Fähigkeit  beider  letzteren  und  eines  Engels, 
Lassalle,  die  deductive  Begabung  und  logische  Schärfe  eines  Ricardo,  Hermann, 
j.  Thünen,  Marx,  Knies,  Neumann,  Menger,  die  Tiefe  und  vielseitige  geschichtliche 
Auffassung  und  Bildung  eines  Röscher,  Knies,  Rodbertus,  Schmollcr,  die  Genialität 
uf  statistischem  Gebiete  eines  Engel,  die  geniale  Verknüpfong  des  Oekonomischen 
imd  Politischen  bei  einem  List,  die  systematische  Gründlichkeit,  Nüchternheit  und 
ObjectiTität  eines  Rau,  —  Alles  dieses  und  noch  manches  Weitere,  wie  au^<gedehnteste8 
und  intensivstes  Specialstudium  auf  allen  Gebieten  der  Theorie  und  Praxis  der  Volks- 
wirthickaft  in  Gegenwart  und  Vergangenheit,  wie  genaueste  Fühlung  mit  allen  den 
früher  genannten  Wissenschaften,  welche  für  uns  als  Hilfswissenschaften  in  Betracht 
kojDmeo,  müsste  sich  vereinigen,  um  aUo  Ansprüche  befriedigen  zu  können.  Man 
wird  sich  eben  deshalb  bescheiden  müssen. 

§.  12.  Die  Bearbeitung  der  Grnndlegung.  Zumal 
für  denjenigen  Theil  dieses  Werks,  welcher  doch  der  schwierigste 
Darb  seiner  Aufgabe  sein  möchte,  für  die  Grundlegung,  bin 
ich  mir  voll  bewusst,  dass  es  sich  nur  um  Versuche  handeln 
kann,  welche  milder  Beurthcilung  bedürfen. 

Mit  diesen  Versuchen  mache  ich  nicht  den  Anfang.  Namentlich  Schäffle  ist 
mir  darin  schon  in  seinem  gesellschaftlichen  System  der  menschlichen  Wirthschaft  mit 
futem  Erfolge  vorangegangen  (s.  u.  S.  42  ff.)  Er  und  Rodbertus  (s.  u.  S.  39  ff.)  sind  die 
beiden  zeitgenössischen  Schriftsteller,  welchen  ich  mich  für  Anregungen  zu  Ausführungen, 
wie  denen  in  der  Grundlegung,  am  Meisten  verpflichtet  fühle.  In  wichtigen  Lehren,  be- 
sonders in  denjenigen  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft,  speciell  über  das  ge- 
mein wirthächaftliche  System  schliessc  ich  mich  näher  an  Schäffle  an.  Auch  Knies' 
Hauptwerk  bin  ich  besonderen  Dank  schuldig.  Dasselbe  ist  in  einer  Hinsicht  ebenfalls  als 
ein  Verbuch  einer  Grundlegung,  welcher  von  einem  anderen  wissenschaftlichen  Stand- 
pmcte  au^'geht,  anzusehen.  Diesem  Standpunctc  stehe  ich  aber  nicht  so  fern,  als 
«  scheinen  könnte. 

Meinem  wissenschaftlichen  Standpunctc  gemäss  strebe  ich  auch 
in  der  „Grundlegung**   nach   systematischer  Behandlung  und 
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unter  gewissen  Voraossetzungen  und  in  gewissen  Grenzen  nach 
dogmatischer  Formnlirnng  und  abstracter  Fassung  der 
Ergebnisse  dep  Untersuchung. 

Dies  Bestreben,  wie  das  ähnliche  Schäffle'Sf  erfährt  zwar  70n  der  jOngeren 
deatschen  historisch-nationalokonoinischen  Richtung  den  Vorwurf,  es  sei  nicht  richtig, 
die  veraltete  Schuldogmatik  durch  eine  neue  „Dogmatik"  zu  ersetzen,  statt  sich  auf 
DarsteUung  des  historischen  Verlaufs  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Ent- 
wicklungen zu  beschränken,  neue  unhaltbare  und  mindestens  verfrühte  Versuche  der 
Systematisirung  zu  machen,  statt  concret  zu  describiren,  zu  schildern,  unreale  Ab- 
stractionen  zu  bilden.  Indessen,  diesen  Vorwurf  ertrage  ich  auch  mit  Sch&ffle  zu- 
sammen ruhig.  Zur  Widerlegung  genügt  es  hier,  auf  das  Vorausgeschickte,  femer 
auf  die  Erörterungen  im  2.  Kapitel  der  Einleitung  (besonders  §.  15),  sowie  auf  das 
spätere  Kapitel  von  Aufgabe,  Methode  und  System  im  ersten  Buche  Bezug  zu  nehmen. 
Im  Uebrigen  gilt  es  aber  bemüht  zu  sein,  soweit  die  Kräfte  reichen,  durch  das  Werk 
selbst  die  ja  nicht  in  jeder  Hinsicht  unrichtigen  Bedenken  zu  widerlegen,  welche  mit 
jenem  Vorwurfe  in  Verbindung  stehen*). 

Besonders  hervorheben  möchte  ich  an  dieser  Stelle  nur  noch, 
dass  Ziel  und  Aufgabe,  welche  mir  gerade  in  der  Grundlegung 
vorschweben  (§.  7),  die  principielle  Widerlegung  der  , »britischen 
Oekonomik'*,  des  „Systems  der  freien  Concurrenz"  und  die  Er- 
setzung dieser  Lehre  durch  eine  besser  fundamentirte  Socialökono- 
mie,  der  individualrechtlichen  durch  eine  socialrechtliche  Auffassung 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  unbedingt  systematische 
Behandlung,  dogmatische  Formulirung  undabstracte  Fassung 
der  Ergebnisse  fordern. 

Nur  diese,  nicht  die  „historische  Darstellung''  der  Entwicklung  einzelner 
wirthschaftlicher  Erscheinungen  und  Einrichtungen,  auch  nicht  die  kritische  Analyae 
und  Beurtheilung  einzelner  wirthschaftlicher,  socialer  Zustände,  endlich  auch  nicht  die 
Erörterung  einzehier  Beformfragen  kann  das  leisten.  In  der  Grundlegung  handelt  et 
sich  vornemlich  um  zwei  freilich  eng  zusammenhängende,  aber  doch  theoretisch  und 
practisch  zu  unterscheidende  Reihen  von  Problemen ,  nicht  nur  um  zwei  einzelne 
Probleme:  um  die  allgemeinsten  Principienfragen  einmal  der  Organisation,  zweitens 
der  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft.  Die  Beschäftigung  mit  diesen  Problemen 
und,  so  weit  das  in  der  Wissenschaft  möglich  ist,  die  Lösong  derselben,  fahrt  noth- 
wendig  zu  der  Behandlungs weise  des  Gegenstands  nach  den  angedeuteten  Zielpuncten. 


^)  Vgl.  unten  in  §.  16  das  über  Seh mo Her  Gesagte  und  dessen  dort  er- 
wähnte bezügliche  Ausführungen.  Den  SchmoUer'schen  verwandte  Ansichten  bei 
einem  meiner  Kritiker.  A.  Held,  „über  einige  neuere  Versuche  zur  Revision  der 
Grundbegriffe  der  Nationalökonomie**,  Hildebrand's  Jahrbücher  1876,  B.  27,  S.  144  C 
Ebendaselbst  aber  auch  eine  andere  Stimme  hierüber,  H.  v.  Scheel,  1877,  B.  28, 
S.  131.  Ob  meine  Vorwürfe  über  die  überhebende  Art  der  jüngeren  historischen 
Richtung  gegenüber  anderen  Richtungen  und  Arbeitsweisen  unbegründet  sind,  mag  ein 
Citat  einer  neuesten  bezüglichen  Aeosserung  G.  Seh  moller 's  beantworten.  Derselbe 
sagt  (Preuss.  Jahrbücher,  1802,  I,  458):  „Loben  wir  doch  in  einer  Zeit,  in  der,  um 
mit  Taine  zu  reden,  die  wissenschaftlichen  Operationen  auf  dem  Gebiete  der  Moni- 
und  Staatswissenschaften  nicht  mehr,  wie  es  wünsch enswerth  wäre,  ausschliesslich  in 
den  Händen  von  geschickten,  scharfsinnigen  und  vorsichtigen  Geschichtsforschern, 
Rechtgelehrten  und  Volkswirthen  ruhen,  sondern  ebenso  sehr  in  denen  von  Stuben- 
gelehrten, Dilettanten  und  öffentlichen  Marktschreiern.  Die  Folge  sind  halbfertige  Ent- 
würfe von  Wissenschaften,  voreilige  Systeme,  „  ..heillose  Compositionen  und  mörderische 
Explosionen"*'  — .*'     Sapicnti  sat. 
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Zweites  Kapitel. 

Verhältniss  zu  anderen  Standpuncten  und  litterarische 
Nachweisungen  fUr  die  Grundlegung. 

§.  13.  Der  Social! am ns.  Der  Standpunct  dieses  Werks 
steht  in  der  historischen  Grnndanffassnng  des  Wirthschaftslebens 
als  eines  mit  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  in  Wechsel- 
Wirkung  stehenden  Entwicklungsprocesses  und  in  der  Kritik  der 
Theorie  nnd  Praxis  des  ökonomischen  Individualismus  dem  wissen- 
schaftlichen Socialismus  nahe,  er  deckt  sich  aber  auch  in  diesen 
Puncten  nicht  mit  ihm.  Er  weicht  noch  mehr  und  principiell  von 
ihm  ab  in  den  positiven  Lehren  und  Forderungen  hinsichtlich  der 
der  Annahme  nach  natumothwendigen  Weiterentvrickluug  der  heu- 
tigen privatkapitalistischen  Wirthschaftsperiode  zur  voll  und  ganz 
socialistischen ,  auf  der  Grundlage  des  alleinigen  gesellschaftlichen 
Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  Boden 
nnd  Kapital,  d.  h.  zur  rein  gemeinwirthschaftlichen  statt  der  privat- 
wirthschaftlichen  oder  der  combinirt  gemein-  und  privatwirthschaft- 
fiehen  Organisation. 

Der  wisseDschaftliche  Socialismus,  und  zwar  vomemlich  doch  erst  in  der  ihm 
durch  die  Deotschen  gegebenen  Form  und  tieferen  Bekundung,  der  Verdienste  der 
frtiheren  Engländer  und  Franzosen  unbeschadet '),  hat  in  der  Unterscheidung  der  rein- 
Ökonomischen  and  der  historisch  -  rechtlichen  Auffassung  und  der  bezüglichen  Kate- 
l^een  deä  Wirthschaftslebens,  im  Nachweise  der  Wechselwirkung  zwischen  Recht, 
auch  PriTatrecht  und  Wirthschaft,  in  der  Darlegung  des  Einflusses  der  Productions- 
technlk  auf  Wirthschaft  und  Recht,  in  der  Aufdeckung  und  Erklärung  der  für  die 
gnsßen.  geschichtlichen  Entwicklungsperioden  der  Yolkswirthschaft  und  damit  schliess- 
lich auch  der  Politik  und  Cultur  mit  maassgebenden  materiellen  Factoren  sich  m.  £. 
Qfizweifelhafte  Verdienste  ersten  Rangs  erworben,  auch  hier  grössere  als  irgend  eine 
andere  Richtung  der  neueren  Nationalökonomie.  Gerade  den  vom  Socialismus  aus- 
gehenden Anregungen  entspringt  das  Bedilrfniss,  die  alte  mehr  noch  priratökono- 
miäche  ,. Politische''  in  eine  wahre  „Socialökonomie*'  hinübcrzubilden  und  er, 
der  Socialismus,  g^ebt  dazu  auch  die  wichtigsten  Hilfsmittel  an  die  Hand. 

')  So  hoch  ich  Anton  Menger's  Schrift  „das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag*' (s.  u.  §.  14)  auch  bezüglich  der  litterarhistorischen  Seite  schätze,  so  glaube, 
ich  doch.  Menger  thut  Rodbertus  und  Marx  Unrecht  mit  dem  Vorwurfe,  sie  hätten 
Jhre  wichtigsten  socialistischen  Theorieen  englischen  und  französischen  Theoretikern 
eotkhnt,  ohne  die  Quellen  zu  nennen'^  (s.  Vorwort  zu  Menger's  Schrift),  was  ihm  zu 
beweisen  auch  nicht  gelingt.  Aehnliche,  ja  gleiche  Ideen  und  selbst  diesen  an- 
gemessene sehr  ähnliche  Fassungen  beweisen  das  noch  nicht.  (S.  a.  a.  0.  1.  Aufl. 
S.  ^3.)  Ebensowenig  wird  Menger  darin  beizustimmen  sein,  dass  Rodbertus  und 
üux  „von  ihren  Vorbildern  an  Tiefe  und  Gründlichkeit  bei  Weitem  Übertreffen 
vwdcn^.  Aach  für  Proodhon  haben  ja  Andere  mitunter  alles  Verdienst  in  Anspruch 
genommen,  das  gewöhnlich  Rodbertus  und  Marx  zugeschrieben  wird.  Diese  beiden 
iifid  es  aber  doch  vomemlich,  welche  den  „Socialismus*'  als  ökonomische  Doctrin 
begründet  und  von  dem  Phantastischen  und  Vagen  der  nicht- deutschen  früheren 
Socialisten  losgelöst,  ihn  zu  einem  nationalökonomischen  System  erhoben  haben. 
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Meine  wesentlichen  und  principiellen  Abweichungen  vom  Socia- 
lismus  ergeben  sich  schon  aus  dem  Früheren  (§.  2,  3)  und  werden 
in  diesem  ganzen  Werke  überall  näher  hervortreten.  Sie  betrefifen 
die  einseitige  und  übertreibende  Hervorhebung  des  leiten- 
den Gedankens  der  ^^materialistischen  Geschichtsauffassung",  femer 
die  vollends  einseitigen  Consequenzen ,  welche  aus  letzterer  zur 
Erklärung  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Wirthschaftslebens 
und  gar  erst  des  ganzen  Gesellschafts-,  Cultnr-  und  geistigen  Lebens 
gezogen  werden.  Alle  anderen  Factoren,  selbst  Volksanlage,  Reli- 
gion und  die  von  ihr  ausgehenden  Motive  und  die  Legion  sonstiger 
Umstände  ignorirt  der  in  jener  materialistischen  Geschichtsauffassung 
befangene  Socialismus  oder  er  leugnet  ihre  Selbständigkeit  oder  er 
sucht  sie  gar  in  gewaltsamster  Weise  auf  die  materiellen,  tech- 
nischen, wirthschaftlichen  Verhältnisse  und  Zustände  allein  zurück* 
zuführen :  eine  Prokrustesmanier  ^).  Meine  Abweichungen  sind  end- 
lich, in  Zusammenhang  mit  dem  eben  Gesagten  und  nach  den 
früheren  Ausführungen  vor  Allem  psychologischer  Art. 

Wesentlich  daraus  folgt  für  mich  die  Unmöglichkeit,  dem  Socialismus  in 
seinen  m.  £.  vor  AUem  psychologisch  unhaltbaren  Gonsequenzen  bezüglich  der 
Weiterentwicklung  von  Yolkswirthschaft  und  Rechtsordnung  und  in  seinen  ,,zukunftstaat- 
liehen''  Phantasieen  mich  anzuschliessen.  Ich  kann  nicht  zugeben,  dass  hier  der 
Socialismus  den  Weg  ,,ron  der  Utopie  zur  Wissenschaff*  (Fr.  Engels^  schon  zurück- 
gelegt hat,  sondern  finde  ihn  noch  tief  in  der  Utopie  stecken  geblieben.  Das  bindert 
mich  nicht,  auch  hier  Einzelnes  als  erw&genswerth  und  ausfahrbar  anzusehen,  mehr 
als  andere  meiner  Fachgenossen,  oder,  in  der  Terminologie  des  Tages,  „Staats- 
socialist'',  nicht  „voller  (radicaler)  Socialist"  zu  sein*). 

Auch  alle  diese  Vorbehalte  und  Abweichungen  hindern  mich 
ebensowenig,  den  hohen,  vor  Allem  kritischen  —  aber  nicht  nur 
kritischen  —  Werth  der  deutlichen  socialistischen  Hauptlitteratnr 
für  die  Fortbildung  der  Politischen  Oekonomie  zqi*  Socialökonomie 
anzuerkennen.  Die  Schriften  von  Rodbertus,  Marx,  Engels, 
Lassalle  sind  ein  Ferment  ohne  Gleichen.  Die  jüngeren  socia- 
listischen Theoretiker  haben  freilich  im  ausgeprägtesten  und  un- 
günstigsten Maasse,  litterargeschichtlich  betrachtet,  den  Character 
des  blossen   Epigonenthums,    einer  „Schule",   ja  einer  „ver- 

')  Zeuge  des  mehr  noch  Engels  als  schon  Marx,  vollends  aber  beider  , jüngere 
Schule",  wie  sie  z.  B.  in  der  „Neuen  Zeit*',  in  der  „Volkstribüne"  sich  äussert 

*)  Ich  beziehe  mich  hierfür  a^|ser  auf  dies  Werk  auf  meine  beiden  Aufs&tze 
„Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus"  in  der  Tübinger  Zeitschr.  f.  Staatswissen- 
schaften, B.  43.  1887.  eine  polemische  Auseinandersetzung  mit  Röscher  und  besonders 
mit  L.  Stein  zo  Gunsten  des  Staatssocialismus.  S.  ferner  verschiedene  principieUe 
Ausführungen  in  meiner  Finanzwissenschaft,  so  I.  3.  Aufl.  §.  27,  S.  45  ff.,  und  II, 
2.  Aufl.  S.  207  ff.,  381  ff.,  sowie  meinen  Aufsatz  über  „sociale  Finanz-  und  Steuer- 
politik" in  Braun  8  Archiv  f.  soc.  Gesetzgebung  ß.  4,  1891  und  meine  Rede  über  das 
neue  socialdcmokratische  Programm  auf  dem  evangelisch-socialen  Congress  (April  1892). 
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schalt en*'  Secte.    Aber  einzelne  Talente,  wenn  auch,  wie  Bebel, 
stark  dilettirende,  fehlen  sicher  auch  hier  nicht 

Der  üble  Einflass  des  politischen  Parteilebens,  der  agitatorischen  Yenrerthang 
der  vissenschaftlichen  Doctrin  tritt  hier  grell  zn  Tage:  eine  Unduldsamkeit  gegen  alle 
anderen  Richtungen,  gegen  die  „Bonrgeoisökonomen'\  ein  bomirtes,  hochmtlthlges 
Absprechen  über  alles,  vas  nicht  auf  den  Socialismas  als  Wissenschaft  schwört,  eine 
Verhöhnung  aller  abweichenden  Meinungen,  die  anch  immer  nur  auf  Mangel  an  Con- 
Sequenz  oder  an  geistiger  Fähigkeit  oder  gar  an  moralischem  Muthe  zurückgeführt 
werden.  Aücji  hier  sind  es,  wie  gewöhnlich,  die  Jüngsten,  „die  Neusten,  die  am 
Meisten  sich  erdreusten*',  —  wieder  der  alte  gemeinsame  Zug  des  „Menschenthums'\ 
Das  giebt  nicht  gerade  einen  guten  Vorgeschmack  für  die  „Freiheit  der  wissenschaft- 
ticben  Foischung*'  im  socialistischen  Zukunftsstaate  und  für  den  wissenschaftlichen 
FortscJiritt  in  diesem,  —  und  eine  Weiterentwicklung  in  Wissenschaft  und  Leben 
würde  doch  auch  gerade  nach  der  „Evolutionstheorie''  und  „materialistischen  Geschichts- 
anfEassong"^  hier  eintreten  müssen!  £s  offenbart  sich  so  schon  die  Gefahr,  dass  der 
Socialismas  aus  einer  „Wissenschaft"'  eine  —  Glaubenslehre  werde,  der  Lehrsatz 
zum  Dogma.  Nebenbei  bemerkt:  diejenige  Seite  des  Socialismus,  welche  auch  prac- 
t^b  die  gefldirlichste  Folge  der  socialdemokratischen  Agitation  sein  möchte. 

Wir  beschränken  uns  hier  absichtlich  auf  Angaben  über  die  deutsche  socia- 
listische  Litteratur,  weil  gerade  diese  für  die  in  die  Grundlegung  gehörenden 
Fragen  allgemeinere  Bedeutung  gewonnen  hat  Für  die  sonstige,  namentlich  eng- 
lische und  französische,  muss  hier  auf  die  Litteratur geschichte  verwiesen  werden. 
Ueber  die  ältere  englische  hat  Anton  Menger  jüngst  neue  Aufschlüsse  gegeben 
(S.  37  Note  1).  Auch  hier  gilt,  was  Eingangs  (§.  1)  yon  Smith  gesagt  wurde:  Der 
entscheidende  Einflnss  auf  die  Theorie  der  Nationalökonomie  geht  jon  den 
deutschen  Socialisten  aus,  auch  wenn  dieselben  nicht  die  ersten  Vertreter  dieses 
Standpnncts  gewesen  sind,  und  auch  wenn  sie,  was  ich  freilich  bestreite,  an  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  unter  den  Fremden,  den  Engländern  und  Franzosen,  stehen 
sollten. 

Vor  Allen  ist  Bodbertus  zu  nennen,  dessen  fast  sämmtliche  grösseren  und 
kleineren,  auch,  wegen  gelegentlicher  Ezcurse,  die  practischen  und  historischen  Ar- 
beitoi  hierher  gehören.  In  allen  finden  sich  geistvolle  geschichtsphilosophische ,  echt 
udalrechtliche  Ansftxhrungen.  Dieselben  behaupten  ihren  Worth  auch  für  denjenigen, 
weidier,  wie  ich,  in  wichtigen  PrincipieQpuncten  und  Theoremen,  so  in  der  Lehre 
TOD  der  Grundrente,  Ton  der  Erisis,  in  der  Bevölkerungslehre  und  in  den  practischen 
Vorschlägen  Bodbertus  vielfach  nicht  beistimmt.  S.  namentlich;  ,,zur  Erkenntniss 
unserer  staatswirthschaftlichen  Zustände'%  1.  Heft,  5  Probleme,  Ncubrandeobarg  und 
Friedland  1842.  im  Abriss  von  J.  Zelier,  mit  Anhängen  (auch  dem  1.  socialen 
Briefi,  Berlin  1885.  —  Sociale  Briefe  an  v.  Kirchmann.  No.  1 — 3,  Berlin  1850 — 51, 
No.  2  und  3  in  2.  Auflage  noch  von  Bodbertus  selbst  besorgt  u.  d.  T.  ,,zur  Beleuch- 
tung der  socialen  Frage*',  Berlin  1875;  2.  Aufl.  dieser  Ausgabe,  herausgcg.  von 
Moritz  Wirth,  Berlin  1890.  Neue  Ausgabe  des  1.  Briefs,  mit  kleinen  Aenderungen 
TOD  Bodbertos  selbst,  in  „Ans  dem  litterarischen  Nachlass  von  Dr.  Carl  Rodbertus- 
Ja^etzov'%  herausgegeben  von  A.  Wagner  und  Tb.  Kozak,  III.  Band,  „Zar  Beleuchtung 
dtr  socialen  Frage,  Theil  11",  Beriin  1885,  daselbst  S.  93—192.  In  demselben  Werke 
Band  II,  ..das  Kapital,  4.  socialer  Brief',  Berlin  1884.  S.  femer  in  Band  III  den  Auf- 
iatz  aus  18.H7  „Bodbertus'  Staats wirthschaftliche  Ideen  vor  50  Jahren.  Die  Forderungen 
der  arbeitenden  Classen",  S.  193 — 223.  Aus  den  kleineren  Schriften  von  Bodbertus 
uch  noch:  über  den  Normalarbeitstag,  zuerst  in  der  Berliner  Revue  1871,  später  in 
der  Tab.  Ztschr.  f.  Staatswissenschaft  B.  34.  1878,  S.  323  ff.,  nebst  Briefen  von  Rod- 
V.ttn?  und  Peters  darüber,  und  in  dem  gen.  Werk  von  Zeller.  sowie  in  dem  Sammel- 
biod  ^Kleine  Schriften  von  Bodbertus"  herausgeg.  von  Moritz  Wirth.  Berlin  1*>90. 
Am  den  practischen  Arbeiten  von  Bodbertus  s.  in  der  Schrift  „zur  Erklärung  und 
Abhilfe  der  heurigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes",  2  Theile,  Jena  1869  (auch  in 
2.  Anfl.  Berlin),  gelegentliche  Excurse,  so  (in  der  1.  Aufl.)  II,  S.  205  ff.  Aus  den 
ki&toriächen  Arbeiten  über  altrömische  Agrar-  und  Steuerverhältnisse  gleichfalls 
EicurBe.  Hildebrand's  Jahrbücher  B.  2,  4,  5,  8,  so  die  Ausführnngcn  principieller 
Art  über  den  Cnterschied  antiker  und  moderner  Volkswirthschaft  (IV,  341 — 350,  V, 
iftS  ff.,  VIII .  437  ff.).     Manches  gerade  auch   für  die  Grandiegong  Beachtenswerthe 
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in  den  Briefen  7on  Rodbertus,  so  in  denen  an  mich,  in  meinem  AoCsatze  «JÜniges 
von  and  über  Rodbertas-Jagetzow'\  in  der  Tab.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  34,  1878, 
S.  199  ff.;  z.  B.  aber  die  Behandlung  der  Nationalökonomie  und  ihrer  Grundbegriffe 
S.  220  ff.,  femer  namentlich  in  den  Briefen  an  Rudolf  Meyer,  von  diesem  heraus- 
gegeben u.  d.  T.  „Briefe  und  socialpolitische  Aufsätze  von  Dr.  Rodbertus-Jaffetzov^, 
2  Bftnde,  Berlin  1881  (ohne  Jahreszahl);  s.  auch  aber  Rodbertus  in  Schmoller  s  Jahrb. 
f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.  des  Deutschen  Reiclis,  1891,  B.  1  (Autobiographisches  und 
Briefe). 

Aus  der  „Rodbertus-Litteratur'  s.  meinen  vorgenannten  Aufsatz,  meine  Yonroite 
bezw.  Einleitungen  za  der  von  mir  in  Verbindung  mit  Schuhmacher,  später  mit  Kozak 
besorgten  Herausgabe  von  3  Bänden  „aus  Rodbertns'  litterarischem  Nachlass'*;  femer 
Th.  Kozak,  Rodbertus'  socialOkonomische  Ansichten,  Jena  1882  (daselbst  Uebersichtea 
von  Rodbertus'  Publicationen  S.  7  ff.,  357);  G.  Adler,  Studie  aber  Rodbertus,  1883; 
H.  Dietzel,  C.  Rodbertus,  2.  Abtheil.  (Leben  und  Socialphilosophie),  Jena  1886/1888; 
Moritz  Wirth,  Rodbertus,  in  der  Allgem.  deutschen  Biographie,  B.  28^). 

Von  den  neueren  Vertretem  des  deutschen  demokratischen  wissenschaftr 
liehen  Socialismus  ist  doch  auch  neben  der  aberall  mitspielenden  Tendenz  und  den 
Uebertreibungen  der  Kritik  des  Bestehenden  grade  far  die  Fragen  der  Grundlegung 
in  Bezug  auf  den  Aufschluss  der  Erkenntniss  der  thatsächlichcn  wirthschaftlichen 
Entwicklung  und  der  Bedingungen  dafar  und  in  Bezug  auf  Ökonomische  Grandprobleme 
Ausserordentliches  geleistet  worden.  Das  kann,  und  muss  man  m.  K  ihnen,  wie 
Rodbertus  gegenüber,  anerkennen,  auch  wenn  man  wiederum  vielfach  den  Ergebnissen 
Doctrincn,  ( Werthlehre !)  und  Forderangen  nicht  beistimmt. 

Das  Wichtigste  rührt  von  K.  Marx  her.  Es  genagt  hier,  die  Hauptschriften 
zu  nennen.  S.  namentlich  dessen  „zur  Kritik  der  Politischen  Oekonomie'%  1.  Heft 
Berlin  1^59.  Dann  das  Hauptwerk  der  ganzen  betreffenden  Litteratur:  das  Kapital 
Kritik  der  politischen  Oekonomie,  1.  B.  der  Productionsprocess  des  Kapitals,  1.  Aufl., 
Hamburg  1867,  4.  Aufl.  herausgeg.  von  Fr.  Engels.  1890  2.  B. ,  der  Circulations- 
process  des  Kapitals,  nach  Marx'  Tode  von  Engels  herausgegeben,  Hamburg  1885. 
Ein  Abriss  der  Doctrin  für  den  Zweck  der  Agitation  ist  das  „communistische  Manifest*' 
von  Marx  und  Engel8l84S  (5.  deutsche  Ausg.  Berlin).  Eine  populäre  Darstellung  lieferte 
ein  jOngerer  socialdemokratisclier  Autor  K.  Kautsky,  K.  Marx'  ökonomische  Lehren,  Stutt- 
gart S.  über  Marx  u.  A.  Gross,  K.  Marx,  Leipzig  1S85  (erweitert  aus  der  deutschen  Bio- 
graphie). Ebenfalls  K.  Marx,  Elend  der  Philosophie  (Antwort  auf  Proudhon's  Philosophie 
des  Elends),  Deutsch  Stuttgart  18S5.  —  Vgl.  auch  den  Brief  von  Marx  zur  Kritik  des 

^)  Ueber  —  unnatze,  übrigens  von  Rodbertus  durch  unrichtige  Auslassungea 
mit  verschuldete  —  Prioritätsstreitigkeiten  zwischen  Rodbertus  und  Marx  s.  u.  A« 
Fr.  Engels  im  Vorwort  zu  Marx  Capital  B.  II  Hamburg  1885,  S.  VIII  ff.,  sowie 
in  der  Vorrede  zur  deutschen  Ausgabe  der  Marx'schen  Schrift,  „das  Elend  der  Philo- 
sophie'', Stuttgart  18S5,  und  dazu  meine  Bemerkungen  in  der  Einleitung  zum  3.  Bande 
von  Rodbertus  litterarischem  Nachlass  S.  XXVII — XXXI.  Der  Vorwurf  eines  Plagiats 
von  Rodbertns  gegen  den  grossen  demokratischen  Socialisten  ist  nach  Engel's  aber- 
zeugender Darstellung  sicher  unrichtig.  —  Ueber  einen  thörichtcn  Streit,  welcher  sich 
aber  Rodbertus'  littcrarischen  Nachlass  und  specicU  über  meine  behauptete  Mitschuld 
an  der  Gefahr  von  Verlusten  Rodbertus'scher  Schriften  erhoben  hat,  durch  einen 
aberspannten  Rodbertusianer,  Moritz  Wirth.  Verfasser  eines  anderen  sonderbaren 
Buchs  ..Bismarck,  Rieh.  Wagner  und  Rodbertus*',  ein  Schriftsteller  welcher  durch 
seine  kritiklose  Uebertreibung  von  Rodbertus'  Leistungen  und  Bedeutung  dem  von  ihm 
Verehrten  mehr  schadet  als  nützt,  s.  Wirth 's  Pamphlet  „der  drohende  Untergang  des 
Nachlasses  von  Rodbertus'^  Leipzig  lbS4  und  darauf  meine  Replik  und  Widerlegung 
all  des  Geredes  in  der  Einleitung  zu  B.  III  des  Nachlasses,  S.  XXXIV  ff.,  XLV  ff 
worauf  Herr  M.  Wirth  nichts  Berichtigendes  erwidern  konnte,  freilich  aber  auch 
nicht  so  ehrlich  und  anständig  war,  seine  Insinuationen  zurückzunehmen.  Vel.  auch 
H.  Dietzel,  das  Problem  des  litterarischen  Nachlasses  von  Rodbertus.  Conrad 's  Jahrb. 
N.  F.  B.  XIIL  Ueber  andere  ebenso  grundlose,  wie  gehässige  Insinuationen  gegen 
mich  und  meine  Beziehungen  zu  Rodbertus  Seitens  Herrn  Rud.  Meyer's  vielfacli 
in  Noten  in  seinen  „Briefen  u.  s.  w.  von  Rodbertus''  s.  meine  Replik  in  derselben 
Einleitung  S.  XL  ff. 
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Gothaer  Programms  der  deutschen  Socialdemokratie  (1875)  in  der  „Neacn  Zeit'',  1891, 
XI,  1.  B.  S.  561  ff. 

Sodann  aas  den  neueren  Schriften  von  Fr.  Engels,  Herrn  E.  DUhring's  Dm- 
vüznng  der  Wissenschaft  Leipzig  1878,  2.  Aufl.  Zttrich  1885  besonders  2.  und  3.  Ab- 
schnitt, in  den  grossen  nicht  -  polemischen  Theilen  eine  rein  wissenschaftliche  Fach- 
schrift, wohl  das  Bedeutendste,  was  neben  Marx  in  dieser  Richtung  vorliegt.  Der- 
selbe, die  Entwicklung  des  Socialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft,  Zttrich  1883, 
4.  Aufl.  Berlin  1891,  derselbe,  der  Ursprung  der  Familie,  des  Privateigenthums  und 
des  Staats  (im  Anschluss  an  Morgan 's  Forschungen),  Zttrich,  1.  Aafl.  1884,  Stuttgart 
4.  Aufl.  1892.     Ueber  Engels  und  A.  Neue  Zeit,  XI,   1.  B.,  S.  225  ff. 

Femer  F.  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  2  Theile,  Leipzig  1861 
(u.  A.  bes.  I.  193  ff.),  2.  Aufl.  von  L.  Bucher,  1880.  das  grosse  rechtsphilo- 
sophischc  W'erk,  die  wissenschaftliche  Hauptleistung  Lassalle's,  von  principieller  Be- 
deutung fflr  die  socialrechtliehe  Auffassung:  auch  der  Privatrechtsordoung.  Hier 
allein  ist  Lassalle  originell  und  nur  mit  dieser  Schrift  gehOrt  er  unter  die  litterarischen 
Koryphäen  des  Socialismus,  neben  Rodbertus,  Marx.  Engels.  In  seinen  ökonomischen 
Schriften  hängt  er  wesentlich  von  Rodbertus  und  Marx  ab  und  tritt  ausschliesslich 
oder  Qberwiegend  der  Agitator  hervor.  Aber  fttr  die  Gesammtentwicklung  des  Socia- 
lismiis  sind  auch  diese  Streitschriften.  Reden  u.  s.  w.  nicht  zu  Übersehen.  Die  wichtigste 
and  aach  wissenschaftlich  bemerkenswertheste  ist  die  >cogen  Schulze -Delitzsch  gerichtete, 
auch  IL  d.  T.  Kapital  und  Arbeit,  Bcriin  1861.  Fast  alle  dieser  kleineren  Schriften 
enthalten  aber  Hierhergehöriges.  Eine  Gesammtausgabe  der  „Reden  und  Schriften'', 
heraiegeg.  im  Auftrage  des  Vorstands  der  soc.-dem.  Partei  Deutschlands  von  £.  Bern- 
stein ist  1S92  im  Erscheinen  begriffen.  Vgl.  ttber  Lassalle  und  seine  Beziehungen 
zn  Rodbertus:  Briefe  von  F.  La^alle  an  C.  Rodbertus,  mit  einer  Einleitung  von 
A.  Wagner ,  Berlin  1 87S  (B.  I  „aus  d.  litterar.  Nachlass  von  Rodbertus'').  Ueber 
Lassalle  u.  A.  Brandes,  F.  Lassalle,  Berlin  1877,  v.  Plencr,  F.  Lassalle,  Leipzig 
1884  (ans  der  deutschen  Biographie). 

Die  vier  genannten  Autoren,  Rodbertus  auf  der  einen,  Marx,  Engels,  etwas 
apart  stehend  Lassalle  könnten  wohl  als  „die  Classiker  des  deutschen  wissenschaft- 
fidien  SociaUsmns"  gelten.  Alles  Andere  hat  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  durch- 
aus den  Character  des  Epigonen  th  ums,  auch  die  Schrifteu  von  Liebknecht,  Bebei, 
Kautsky,  Schippe!,  Bernstein,  den  vielleicht  bedeutendsten  neueren  Autoren  dieser 
BichtODg :  das  Meiste  ist  popularisirende  und  agitatorische  Litteratur.  S.  etwa  K  au  ts  k  y , 
Thoffiaä  Moore.  Bebel,  die  Frau  (11.  Aufl.  1891),  derselbe,  Ch.  Fourier,  Schippei, 
das  Qodeme  Elend  und  die  moderne  Uebervölkerung,  und  weiter  die  verschiedenen 
Schriften  der  bei  Dietz  in  Stuttgart  erscheinenden  „Internationalen  Bibliothek"  und 
den  sonstigen  socialistischen  Verlag,  dieser  Buchhandlung.  Unter  den  Zeitschriften 
bringen  die  „Neue  Zeit"  (10.  Jahrgang  1891/92),  das  frühere  Kichter'schc  Jahrbuch 
der  Social  Wissenschaft  und  Socialpolitik ,  die  Wochenschrift  „Volkstribüne"  (Berlin) 
aeben  Popolärem  und  Agitatorischem  auch  gelegentlich  Theoretisches,  principielle 
Erörterungen  und  Proben  „socialistischer  Philosophie",  welche  für  die  „ökonomische 
Psychologie"  und  —  den  materialistisch  -  ideologischen  Dogmatismus  des  Socialis- 
mus beachtenswerth  sind.  Vgl.  z.  B.  die  Aufsätze  über  den  Entwurf  des  neuen 
Paneiprogramms  in  der  „Neuen  Zeit"  1891,  XI,  2.  B. 

§.  14.  Dem  Standpuncte  dieser  Grundlegung  ver- 
wandte Standpuncte  in  der  Litteratur.  Als  Autoren,  weiche 
in  mancherlei  Wichtigerem  und  Principiellem  und  mehr  noch  in 
Nebenponcten  abweichen,  aber  doch  den  hier  in  der  Grundlegung  ver- 
tretenen wenigstens  mehr  oder  weniger  verwandte  Grundanschan- 
üngen  hegen,  glaube  ich  vor  Allem  A.  Schäffle,  dann  A.  Lange, 
R  V.  Scheel,  H.  Rösler,  F.  Tönnies,  ferner  Juristen  wie 
V.  Ihering,  Anton  Menger,  auch  wohl  Gierke  nennen  zu 
dürfen.  Männer,  welche  durchaus  nicht  „Eine  Schule**  bilden,  noch 
töden  wollen,  einzeln  von  einander  und  von  mir  vielmehr  vielfach 


) 
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8ehr  abweichen.  Aber  in  einem  entscheidenden  Punete  haben  sie 
unter  sich  doch  wieder  Gemeinsames,  welches  auch  meinen  Stand- 
punct  mit  dem  ihren  verbindet:  Sie  alle,  in  dieser  Hinsicht  den 
Soeialisten  ähnlich,  treten  von  der  socialen  Seite,  von  dem 
Interessenstandpunct  der  Gemeinschaft  an  die  Wirthschafts- 
nnd  Rechtsfragen  heran,  erkennen  die  gegenseitige  Bedingtheit  von 
Recht,  auch  Privatrecht,  und  Wirthschaft  nnd  ziehen  darans  Folge- 
rungen. Sie  setzen  so  eben,  wie  ich,  an  die  Stelle  der  üblichen 
älteren,  wesentlich  noch  privatökonomischen  die  socialökonomieebe 
Auffassung  der  Volkswirthschaft  und  der  Volkswirthschaftslebrei 
an  Stelle  der  üblichen  individnalrechtlichen  die  s  o  e  i  a  1  rechtliche 
Auffassung  alles  Rechts,  auch  des  Privatrecbts ,  der  Privateigen- 
thums-,  der  Vertragsordnung.  Das  beginnt  allmälig  weiter  n 
wirken  nnd  so  jene  allgemeinere  Verschiebung  des  Standpnnets 
in  der  Politischen  Oekonomie  zu  bewirken,  welche  vom  ökonomi- 
schen Individualismus  ab  mehr  zum  Socialismus  hinftihrt,  ohne  in 
letzteren  auszulaufen.  Jeder  Einzelne  ist  im  Wesentlichen  unab- 
hängig vom  Anderen  zu  dieser  Anschauung  gelangt  nnd  vertritt  gie 
in  ihm  eigenthUmlicher  Weise,  was  gerade  das  Beachtenswerike 
ist.  Einem  Jeden  aber  schwebt,  mehr  oder  weniger  klar  und 
folgerichtig,  doch  das  Ziel  vor,  zwischen  Individualismne 
und  Socialismus  eine  richtige  Mittelstellung  zu  ge- 
winnen, auch  wenn  dabei  der  Eine  meint,  noch  auf  dem  Boden 
des  Individualismus  zu  stehen,  der  Andere  sich  vielleicht  seihet 
schon  für  einen  vollen  Soeialisten  hält. 

Weil  solche  Auffassungen  Dicht  rein  in  die  eine  oder  die  andere  der  beiden 
doctrinären  Schablonen  passen,  unterliegen  sie  leicht,  wie  es  auch  mir  beg^net  Ift« 
doppelseitigen  Angriffen  und  werden  von  dem  Standpuncte  der  ««Klarheit'"  und  — 
Beschränktheit  des  reinen  Individualisten  oder  Soeialisten  wohl  der  «^Unklarheit**,  det 
«.Mangels  an  Folgerichtigkeit'*«  selbst  in  Uebertragung  des  Tadels  auf  das  ethische 
Gebiet«  des  .«Mangels  an  Muth  der  Ueberzeugung'^  beschuldigt.  Auch  werden  die 
bctreflenden  Autoren  wohl  wegen  einzelner,  scheinbar  sich  widersprechender 
Auffassungen  und  Aeusserungcn  von  den  Vertretern  der  beiden  gegnerischen  Stand- 
puncte. wenn  das  opportun  erscheint«  für  sich  vindicirt.  was  natürlich  nicht  richtig  iat 

A.  Schäffle  gehört  mit  seinen  grosseren  und  kleineren  Schriften  hierher,  die 
an  dieser  Stelle  aber  nicht  alle  aufgeführt  zu  werden  brauchen.  Die  wichtigsten 
für  die  Grundlegung  sind:  das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirthschaft, 

2.  Auflage  (in  Form   und  Fassung  mehrfach  der  3  ton   vorzuziehen)«  Tübingen  1867« 

3.  Aufl.  in  2  Bänden  eb.  1S73;  Kapitalismus  und  Socialismus«  Tübingen  ISTO;  die 
Quintessenz  des  Socialismus.  ursprünglich  ein  Aufsatz,  in  zahlreichen  Auflagen«  (zuerst 
anonym  1ST4,  neuste  181)1)  erschienen,  die  knappste,  formvollendetste  und  klarste« 
das  System  des  Socialismus  als  solchen,  —  nicht  desjenigen  einer  Parteischablone 
oder  eines  einzelnen  Theoretikers  —  die  Voraussetzungen  und  Conseciuenzen  vOllig 
objectiv  darlegende  Schrift  Schäßle's,  mit  welcher  der  Verfasser  sich  aber  nicht, 
wie  man  ihm  vorgeworfen«  einfach  als  vollen  und  reinen  Soeialisten  bekannt  hat;  zur 
Ergänzung  dazu,  nicht  in  dem  Schäti'le  ungerecht  und  gehässig  vorgeworfenen 
Widerspruch    dazu:     die    Aussichtslosigkeit    der    Socialdemokratie «   Tübingen    1S85, 
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4.  Aafl.   189 1.     Das  neuere  bezügliche  Hauptwerk  Schäffle's  ist  der  ,,Baa  und  Leben 
des  socialen  Körpers",  encydopädischer  Entwurf  einer  realen  Anatomie.  Physiologie 
nnd  Psychologie   der   menschlichen  Gesellschaft,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
Tolkswirthschaft    als    socialen    Stoffwechsel.      4   Bände,   Tübingen    1875 — 78,   neue 
Auflage   1880.     Dies  Werk    ist    ein    wahrer    „socialer  Kosmos'',    es    macht  freilich 
nach  Form   und  Inhalt  das  Studium  nicht  leicht,   enthält  auch  Vieles,  was  aus  dem 
Bahmen    der  Politischen  Oekonomie    weit  herausfällt  und  namentlich  zu  einer   all- 
gemeinen „Sociologie"  gehOrt  Wer  einer  solchen  neuen  Wissenschaft,  welche  das  ganze 
Gesdlschaftsleben  einheitlich  zusammenfassen  will,  als  einem  Überhaupt  und  jedenfalls 
in  der  bisher  rersuchten  Weise  kaum  lösbaren  Problem  skeptisch  oder  ganz  ablehnend 
gegenober  steht,  dem    wird  es  nicht  leicht  und  nicht  überall  möglich.  Schaff le  hier 
zu  folgen.     Auch   die   Uebertragung  der  naturwissenschaftlichen   Entwicklungstheorie 
auf  das  sociale  Gebiet  und  die  Ziehung  realer  Analogieen  zwischen  dem  „Socialen 
Körper^*^  und  der  Natur  bilden  neue  Versuche  in  einer  Richtung,  welcher  doch  wesent- 
liche principieUe  Bedenken  gegenüberstehen.    Man  wird  öfters  bezweifeln  dürfen,  ob 
dieser    greniÄle   Versuch  Schäffle's  das  Berechtigte   eines  solchen  Vorgehens   besser, 
als  es  frühere  Versuche   gethan,  beweisen  kann.    Auch  ich  vermag  dem  Verfasser 
hier  Tielfach  nicht  zu  folgen.    Aber  gleichwohl  darf  man  m.  £   auch  hier  nicht  die 
grosse  Förderung  socialer  und  ?olkswirthschaftlicher  Probleme  und  die  mehrfach  durch- 
aus geniale  und  orig^elle.  wie  auch  immer  anregende  Behandlongsweise  verkennen, 
welche    auch    diesem    grossen   Werke    eines    so    eminent    speculativ  und  constructlT 
beanlagten  Kopfes  zn  verdanken  ist    Der  Specialist,  der  ,.exacte  Historiker*  auf  einem 
einzelnen  Gebiete,  der  mikrologische  Kritiker  mag  daran,  wie  an  den  andren  grossen 
Wecken  Schäffle's,  leicht  Manches  tadeln,  manches  schiefe,  manchen  falschen  oder 
fibereüten  Schloss,  auch  Fehler  in  der  Thatsache  finden:  davor  ist  der,  welcher  sich 
auf  ein   kleines  „Forschungs''gebiet    beschränkt,    freilich   bewahrt.      Aber   das   Ver- 
dienst  Schäffle's    für    die    Aufdeckung   grosser    leitender    Zielpuncte   und    für   die 
Erweckung    des    Verständnisses    vom   Zusammenhang  socialer    und    wirthschaftlicher 
Verhältniase    sollte   darüber   auch  von   einem  billig   denkenden  und  nicht  bloss  am 
MaassBtab  seiner  eigenen  Anlage,  Arbeitsweise  und  Richtung  Alles  messenden  Kritiker 
nicht  verkannt  werden.    Für  die  Nationalökonomie  und  grade  für  Fragen  der  Grund- 
legung  enthält    der  „Sociale  Körper*'    zahlreiche   wichtige    Erörterungen    an    vielen 
Stellen.     Vomemlich  gehört  der  dritte  Band  (der  sich  auch  als  2.  Aufl.  des  Kapitalis- 
mus und  Socialismus  bezeichnet)  hierher,  besonders  im  12.  Hauptabschnitt  (S.  234—548), 
der  sociale  Stoffwechsel  und  seine  wirthschaftliche  Regelung.    Mit  den  Erörterungen 
dahji  stimme    ich    vielfach   überein,    wie  aach  umgekehrt  Schäffle  sich  zu   meiner 
Genogtfauung    zn    meinen   in  der  Grundlegung  enthaltenen   Auffassangen  öfters  bei- 
stimmend  äussert.  —  Ausser  diesem  Werke  Schäffle's  sind  auch  seine  neueren  practischen 
Schriften    über  Arbeiterversicherung,   Kreditwesen    wegen  ihrer  ganzen  principiellen 
Scdlungnahme    and   bezüglichen  Ausführungen   hier  ebenfalls   mit  zu  nennen,  so  die 
lacorporatioo   des  Hypothekarcredits,  der  corporative   Hilfscassenzwang .    ferner   zahl- 
reiche seiner  Aufsätze,   besonders   in  der  Tübinger  Zeitschrift  fUr  Staatswissenschaft, 
ans  älterer  Zeit  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein.    Manches  steht  in  der  Sammlung 
«gesammelte  Aufsätze**,  2  Bände  Tübingen  1885 — S6.  —  Von  meiner  ,.staatssocialisti- 
»ckea**  Richtung  weicht  Schäfile  mehr  ab.     Einiges  in  unserer  verschiedenen  Stellung- 
Dibme  zum  Staate  und  zu  dessen  auch  wirthschaftlichen  Aufgaben  mag  sich  psycho- 
kigisch  mit   der   Verschiedenheit  der  Eindrücke  erklären,  die  Jeder  von  uns  durch 
seioen    ganzen    Lebensgang,  schon  durch   den   Aufenthalt  in   verschiedenen  Staaten, 
erhalten  bat     In  Württemberg   bilden   sich   andre  Lebenseindrücke  vom  Staate  als  in 
Presäsen.     Aber  trotz  solcher  Differenzen,  vomemlich  über  die  practischen  Mittel  und 
Wege  der  SociaJpolitik   und   einer  überall  von  ..socialen"  Gedanken  getragenen  Wirth- 
schafts-,  ja  allgemeinen  Politik,  fühle  ich  mich  in  gewissen  Grundanschauungen  über 
die  heutige  Volkswirthschaft  und   über  deren  Fortentwicklung  und  in  der  objectiv 
kritischen  Stellung  zum  Socialismus  doch  Schäffle  sehr  nahestehend,  mehr  als  fast 
jedem  Anderen   meiner  Fachgenossen.     Es  ist  uns  auch   wohl  beiderseits  geschehen, 
kurzweg  mit  den  Socialisten  zusammengeworfen  zu  werden :  mit  Unrecht.     Wir  eignen 
las  beide  ans  der  socialistischen  Lehre  und  aus  den  practischen  Folgerungen  Manches 
*a.  aber  immer   ..cum  beneficio  inventarii**   und  suchen   den  Socialismus  ebenso   un- 
Wangeo  in  seinen  Irrthümem  wie  in  seinen  Wahrheiten  zn  erkennen.  — 

Schäffle  (s.   seinen  Kapitalismus  und  Socialismus,  besonders  S.  250  ff.)  hat  das 
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Verdienst,  das  bedeutende  Werk  von  Karl  Mario  (Prof.  Winkelblech),  Unter- 
suchungen über  die  Organisation  der  Arbeit  oder  System  der  WeltOkonomie,  wioder 
mehr  in  den  Vordergrund  und  in  die  neuere  Litteraturbewegung  geschoben  za  haben. 
Dasselbe  erschien  zuerst  1S49  ff.,  ohne  wesentlichen  Erfolg  zu  haben  oder  nur  grOflsen 
Beachtung  zu  finden.  Eine  neue  Ausgabe  davon  ist  in  Tübingen  1885—86  Teima- 
staltet  worden.  Es  kann  gerade  hier  an  dieser  Stelle  mit  genannt  werden,  wenn  es 
auch  vielfach  anders  steht,  als  die  übrigen  hier  erwähnten  Werke. 

Gewissen  Anschauungen  des  Schäffle'schen  Socialen  KOrpers,  und  zwar  mehr 
auch  in  den  von  mir  nicht  oder  weniger  getheilten,  begegnet  man  in  dem  immerhin 
gedankenreichen,  aber  dilettantischeren  Werke  von  P.  von  Lilienfeld,  Gedanken 
über  die  Socialwissenschaft  der  Zukunft,  Mitau  1873 — 79.  4  Bände. 

Der  leider  so  früh  verstorbene  A.  Lange  hat  kein  geschlossenes  System  der 
Socialökonomie,  wie  Schäffle,  und  auch  keine  umfassenderen  zusammenhängenden,  dm 
Gesammtgebiet  der  Grundlegung  behandelnden  principiellen  Erörterungen  hinterlassen« 
was  f^rado  bei  diesem  ausgezeichneten  Autor  sehr  zu  bedauern  ist  Aber  vieks 
eiuzehie  Hierhergehörige  ist  vorhanden,  besonders  in  seiner  Schrift  „Mill's  Ansichten 
über  die  sociale  Frage  und  die  angebliche  Umwälzung  der  Socialwissenschaft  darok 
€arey'\  Duisburg  1866;  in  der  „Arbeiterfrage'',  1.  Aufl.  1865,  namentlich  3.  AofL 
Winterthur  1875^)  (4.  Auflage,  Vorwort  von  Bleuler  1879),  der  bedeutendsten 
deutschen  Arbeit  hierüber;  in  Lange's  Geschichte  des  Materialismus,  3.  Aufl.  Iser- 
lohn 1877,  11,  453  ff.  (Volkswirthschaft  und  Dogmatik  des  Egoismus).  Als  eigentlicher 
voller  Socialist,  wie  es  wohl  geschehen,  kann  Lange  doch  noch  nicht  bezeichnet 
werden.  S.  über  ihn:  EUissen,  F.  A.  Lange,  eine  Lebensbeschreibung.  Leipzig  1891, 
besonders  in  dem  Kapitel  „Lange  als  Socialpolitiker"',  S.  228  ff.  Dieses  hübsche  Bock 
wird  freilich  dem  Menschen  mehr  als  dem  Nationalökonomen  (und  als  vollends  dem 
Philosophen  Lange)  gerecht,  doch  ist  auch  das  genannte  Kapitel  nicht  übel. 

H.  V.  Scheel  gehört  mit  manchen  seiner  früheren  kleineren  Schriften,  Auf* 
Sätze  und  Kritiken  hierher,  in  welchen  sich  immer  die  Vorzüge  dieses  Auto»:  Klnr- 
heit,  principiellc  Schärfe,  Knappheit  der  Form  zeigen.  Sie  liefern  manchen  braadi- 
baren  Baustein  zu  einer  socialökonomischen  und  socialrechtlichen  Behandlung  der 
Volkswirtbschaftslehre,  ihrer  Grundbegriffe,  sowie  zur  Kritik  der  wirthschafUichen 
Kechtsordnuner  und  der  Keform  der  leuteren.  8.  seine  Theorie  der  socialen  Frag«» 
Jena  1871  ;  Erbschaftssteuer  und  Erbrechtsreform,  2.  Aufl.  Jena  1878^);  volkswiith* 
schaftliche  Bemerkungen  zur  Reform  des  Erbrechts,  in  Hirth's  Annalen  1877,  S.  97; 
Eigenthum  und  Erbrecht.  Berlin  1877;  unsere  socialpolitischen  Parteien,  Leipzig  1878. 
Ausserdem  manche  kleinere  Aufsätze  und  Kritiken,  besonders  in  Hildebrands  Jahr- 
büchern. Zu  vergleichen  auch  die  beiden  Abhandlungen  v.  Scheeles  im  Schönberg'schen 
Handbuch  der  Politik.  Oekon.  (3.  Aufl.  B.  I)  über  die  politische  Oekonomie  als  Wissen- 
schaft und  über  Socialismus  und  Gommunismus. 

H.  Rösler  hat  das  doppelte  Verdienst,  in  der  neueren  deutschen  antündi- 
vidualibtischen  litterarischen  Bewegung  zuerst  mit  grösserer  Schärfe  gegen  den 
Smithianismus  principielle  Angriffe  gerichtet  und  ferner  das  Rechtsmoment  in 
den  Wirthschat'tsbegriffen ,  die  nothwendige  sociale  Seite  in  aller  Rechtsordnung« 
auch  im  Privatrocht,  stärker  betont  zu  haben.  Ersteres  vornemlich  in  der  allerdings 
wohl  mauchfach  das  Ziel  überschiessenden  Schrift:  ..über  die  Grundlehren  der  ron 
A.  Smith  begründeten  Volkswirthschaftstheorie",  Erlangen  1868,  2.  Aufl.  1871;  letztres 
besonders  in  seinem,  von  der  individualistisch -liberalen  Doctrin  (auch  des  öffentlichen 
Rechts)  begreiflich,  aber  im  Ganzen  mit  Unrecht  abgelehnten  Lehrbuch  des  deotscheft 


^)  Gegen  den  naiven  Vorwurf  des  prätentiösen  deutschen  Gewerkvereinstheoretikers 
L.  Brentano  (Arbeitsverhältniss  gemäss  dem  heutigen  Recht,  Leipzig  1876,  S.  Y), 
Lange  habe  es  versäumt,  .,sein  Buch  entsprechend  der  durch  Brentano's  Arbeit  er- 
langten Erkenntniss  neu  durchzuarbeiten",  m.  a.  W.  Lange  habe  nicht,  gleich  Brentano, 
in  der  Gewerkvcreinsorganisation  der  Arbeiter  nach  englischem  Muster  die  Panacet 
für  die  Lösung  der  ..Arbeiterfrage"  gefunden,  habe  ich  Lange  schon  in  einer  Be- 
sprechung dcä  Brentano'schen  Buchs  in  der  Jenaer  Litteraturzeitung  1877  v.  5.  Mni 
in  Schutz  genommen.  Nach  Gang  der  Dinge  und  Erfahrungen  seitdem  wtlrde  et 
wohl  kaum  mehr  uothwendig  sein. 

■-')  Vgl.  meine  Finanzwissensch.  B.  2.  2.  Aufl.  S.  568,  5'?S  ff. 
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ütnngsrechcs.  1.  B.  das  sociale  Verwaltongsrecht,  2  AbtheilaDgen  (1.  Einleitung, 
iienrecht,  Sachenrecht,  2.  Bernfsrecht,  Erwerbsrecht) ,  Erlangen  1872/1873.  Es 
•ei  BAsler  yielleicht  das  juristische  Moment  vor  dem  ökonomischen  zu  sehr  her- 
ber die  sociale  Seite  des  Bechts  wird  in  vielen  einzelnen  treffenden  Erörterungen 
Bümt  und  begründet  In  dieser  Auffassung  stimme  ich  Bösler  bei,  wenn  ich 
auch  nicht  immer  seinen  Ergebnissen  anschliesseu  kann.  S.  ?on  ihm  noch  die 
anngen  Qber  die  Gesetzmässigkeit  der  Folkswirthschaftlichen  Erscheinungen  in 
s  Annalen  1875  und  seine  Vorlesungen  über   Volkswirthschaft,  Erlangen  1878. 

Gmnds&tze  der  Volkswirthschaftslehre ,  Bostock  1864.  stehen  noch  anders  als 
späteren  Schriften  und  bieten  nichts  Besonderes). 

Von  dem  jüngeren  Philosophen  F.  Tönnies  (Kiel)  rührt  eines  der  tiefstgründigen 
>hilDSopbischen  Werke  der  neuesten  Zeit  her:  Gemeinschaft  und  Gesollschaft, 
idl.  des  Communismus  und  Socialismus  als  empirischer  Culturformen,  Leipzig  1887. 
^erk,  das  durch  seine  höchst  abstracto  Form  und  seine  schwere  Darstellungs- 
anch   dem,  welcher  sorgfältig   dem  Verfasser   auf  seinen   Gedankengängen   zu 

socht,  grosse  Mühe  des  Verständnisses  macht,  aber  diese  Muhe  auch  lohnt, 
handelt  vornehmlich  die  Organisationsfragen  der  Volkswirthschaft  in  Verbindung 
in  psychologischen  Factoren  und  vertritt,  in  näherem  Anschluss  an  Marx  und 
:,  auch  von  Schaffte  und  mir  berührt,  eine  Auffassung  der  gesellschaftlichen 
dkswirthschaftlichen  Entwicklung,  welche  die  tieferen  Grundzüge  der  letzteren 
:h  darlegt,  freilich  in  abstract  dedncirender  Weise  mehr  als  in  historisch  de- 
render.  Einen  Versuch,  den  gedankenvollen  Inhalt  des  Werks  durch  Zusammen- 
lg  und  andere  Fassung  leichter  zugänglich  zu  machen,  hat  Baltzer  in  der 
\  „F.  Tönnies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft'',  Berlin,  1890  gemacht'). 
Unter  den  Juristen  hat  kein  Geringerer  als  der  grosse  Bomanist  von  Ihering, 
ikuüpfung  an  sein  berühmtes  Werk  „Geist  des  römischen  Bechts',  in  seinem 
t  „der  Zweck  im  Becht"  (B.  1,  Leipzig  1S78,  2.  Aufl.  1884,  B.  2,  eb.  188:j, 
ifL  1S$6)   eine   meiner  „socialrechtlichen'*   ähnliche  Auffassung  des  Bechts  und 

Verhältnisses  zum  Wirthschaftsleben  vertreten.  Meine  in  der  1.  Auflage  dieser 
legung  (S.  500  Note  1)  ausgesprochene  Hoffnung  ist  dadurch  glänzend  in 
ong  gegangen.  Ihering  erörtert  (s.  „Zweck'*.  I.  Kap.  8)  ebenfalls  aus  den 
ngUDgen  des  Gemeinschaftslebens  heraus  die  Frcibeits-  und  Eigeu- 
fragen.  im  Wesentlichen  in  Cebereinstimmung  mit  meiner  in  der  Grundlegung 
r^dftgten  Grundanschanung  (s.  a.  a.  0.  S.  511).  Besonders  wichtiqr  für  die 
kaiökonomische  Eigeuthumslehre  ist  Ihcring's  Auffassung  des  Eigenthumä.  Siehe 
er  auch  im  „Geist"'  I.  3.  Aufl.  S.  7.  Beachtenswerth  für  die  unten  im  1.  Kap. 
.  Buchs  behandelten  Pnncte  die  Erörterungen  über  Zwecke  und  Motive  als 
J  der  socialen  Bewegung"  in  B.  1.  des  t,Zweckö."  —  Unter  sonstigen  Romanisten 
r  verwandte  Gesichtspuncte  J.  Baron  genannt,  in  Erörterungen  über  Erbrecht, 
in  einer  Besprechung  der  1.  Aufl.  dieser  Grundlegung  in  Pözl's  kritischen 
jahrschr.   1877. 

Der  germanistischen  Jurisprudenz  und  ihren  Vertretern  lag  eine  „social- 
che"  Auffassong  auch  des  Privatrechts  von  vornherein  näher  und  findet  sich 
hier  auch  mehr.  Die  vollen  Consequenzen  haben  aber  auch  die  Germanisten 
mmer  gezogen.  Das  Hauptverdienst  hat  sirh  hier  (J.  (Jierke  in  seinem  grossen 
ien  W'erke.  das  deutsche  Genossenschaftsrecht,  3  Bände  1S68 — 81.  erworben, 
ü  durch  Verbindung  des  juristisch -constructiven  und  dogmatischen  mit  dem 
jch-describirenden  Element  grade  fiir  die  in  die  sorialökonomische  Grundlegung 
ode  principielle  Erörterung  von   besonderem  Werthc  ist.    Jüngst  hat  Gierke 

durch  seine  scharfe  eingehende  Kritik  des  Entwurfs  des  deutschen  bürgerlichen 
>uchs  fznerst  in  Schmollers  Jahrbuch,  18SS,  dann  auch  selbständig  erschienen) 
'esentlich  auf  einen  ausgesprochen  socialrechtlichen  Standpunct  gestellt  und  die 
idividualistische.  romanisirende  Tendenz  dieses  Entwurfs  treflend  gekennzeichnet 

)  S.  eine  gute  Üebersicht  des  Gedankengangs  der  Tönnies'schen  Schrift  in  der 
Dhung  ¥on  Schmoller,  in  dessen  Jahrbuch  1S8S,  XII,  717—711),  mit  richtiger 
nnung  des  Werths  des  Buchs,  nur  unter  der  den  historischen  NationalOkonomen 
ü  Reserve  hinsichtlich  der  Methode.  Allein  grade  hierin  zeigt  das  Tönnies'sche 
dass  man ,  wenn  auch  unter  Mitbenutzung  der  historischen  Arbeiten  (Gierke), 
inen  solchen  Gegenstand  auch  erfolgroirh  «ranz  anders  behandeln  kann. 
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und  bekämpft:  wahrscheinlich,  wie  einzelne  andere  ähnliche  Versuche ,  ohne  ent- 
sprechenden Erfolg  für  die  Umgestaltung  jenes  Entwurfs,  aber  ein  Zeichen  der  Zeit« 
dass  doch  auch  unter  den  Lehrern  des  Privatrechts  die  socialokonomischen  ond  social- 
rechtlichen  Auffassungen  immer  mehr  getheilt  werden. 

Noch  bestimmter  und  mit  grösserer  Annäherung  zu  socialistischen  Auffassung^, 
tritt  dies  bei  dem  Juristen  Anton  Meoger  (dem  Bruder  des  NationalOkonomeii 
Karl  Menger)  hervor.  Derselbe  hat  in  seiner  vorzüglichen  Schrift  „das  Recht  auf 
den  vollen  Arbeitsertrag  in  geschichtlicher  Darstellung'',  Stuttgart  1887,  2.  Aufl.  1891, 
den  Zweck  verfolgt,  „die  Grundideen  des  Socialismus  vom  juristischen  Standpuncts 
aus  zu  bearbeiten,''  worin  er  mit  Recht  die  wichtigste  Aufgabe  der  RechtsphilosophiA 
unsrer  Zeit  erblickt  Er  hat  ferner  speciell  einmal  vom  Anschauungs-  und  Interessen- 
standpunct  der  unteren  arbeitenden  Classen  eine  Kritik  an  dem  Entwürfe  des  deutscbea 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  geübt,  welche  da  und  dort  wohl  Schiefes  enthält  (z.  B.  in 
der  Frage  der  unehelichen  Geburten),  aber  in  Vielem  berechtigt,  im  Ganzen  hOchst 
bemerkenswerth  ist.  S.  Menger 's  Arbeit  im  Braun'schen  Archiv  für  sociale  Gesetz- 
gebung 1889/1890  B.  II  und  III:  „Das  bürgeriiche  Recht  und  die  besitzlosen  Volk«- 
classen*'  (auch  selbständig  erschienen).  Eine  Arbeit  von  grundlegender  Bedeutung 
für  die  socialrechüiche  Auffassung  auch  des  Privatrechts. 

In  diese  socialrechtliche  Richtung  geboren  auch  die  Schriften  A.  Samter's, 
die  den  dilettantischen  Character  nicht  verleugnen  können,  den  begreiflich  nament- 
lich juristische  Recensenten  gerügt  haben,  aber  doch  manches  Beachtenswerthe  bieten, 
dessentwegen  Samter  wohl  einige  Schwächen  zu  Gute  gehalten  werden  könnten.  Siehe 
seine  Socialiehre,  Leipz.  1875.  sein  gesellschaftliches  und  Privateigenthum,  Leipz.  1877 
(darüber  und  über  meine  im  Resultate  abweichende  Stellung  zur  Grundeigenthumfrage 
meine  Anzeige  in  der  Jenaer  Litteratur-Ztg.,  31.  März  1877);-  dann  sein  Hauptwerk, 
das  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung,  Jena  1879.  —  S.  sonst  etwa  noch: 
A.  Lindwurm,  das  Eigenthum  recht  und  die  Menschheitsidee  im  Staate,  Leipz.  1878. 

§.15.  Die  deutsche  historisch-nationalökonomische 
Richtung.  In  dieser  steht  gesondert  fUr  sich,  aber  gehört  doch 
mit  hierher  und  sogar  an  die  Spitze  Friedrich  List.  Sonst 
sind  in  dieser  Richtung  zunächst  die  ältere,  vornemlich  durch 
W.  Röscher,  K.  Knies,  theilweise  auch  noch  durch  Br.  Hilde- 
brand vertretene,  auch  in  der  Gegenwart  noch  zahlreiche  jüngere 
Fachmänner  umfassende  und  die  jüngere  Schule,  voran 
G.  Schmoller  und  die  ihm  Näherstehenden,  in  mancher  Hinsicht 
und  zumal  für  uns  hier  in  diesem  Werke  auseinander  zu  halten. 
Gewisse  allgemeinere  Auffassungen  und  Forderungen  sind  von  der 
älteren  Richtung  zuerst  ausgegangen,  werden  von  der  jüngeren 
festgehalten,  aber  weitergeführt  und  sind  auch  von  Fachmännern 
ausserhalb  der  im  engeren  Sinne  „historischen^^  Schule  der  National- 
ökonomie, auch  im  Ganzen  vom  Verfasser  dieses,  angenommen 
worden.  Die  jüngere  historische  Schule  steht  in  der  Frage  der 
Methode  und  der  Aufgaben  unserer  Wisseoschaft  dagegen 
mehrfach  anders.  Sie  neigt  ferner  zu  einer  Vermischung  von  con- 
creter  Wirthschaftsgeschichte  und  Politischer  Oekonomie,  zu  einer 
zu  weitgehenden  Ablehnung  der  älteren  britischen  Dogmatik  als 
einer  Grundlage  für  die  eigentliche  wirthschaftliche  Theorie,  za 
einer  Verkennung  des  Unterschieds  von  concreter  Wirthschafts- 
geschichte  und   „specieller^'  oder  „practiscber'^   Nationalökonomie 
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(„Volkfiwirthschaftspolitik")  als  eines  eigenen  Haupttbeils  der  Poli- 
tischen Oekonomie,  ja  selbst  zu  einer  Verwischung  des  Unterschieds 
in  Aufgaben,  Methoden,  Bebandlungsweise  zwischen  Wirthschafts- 
gescbiehte  und  Wirihschaftstheorie  („theoretiscbcr^*  Nationalökono- 
mie)*), Soweit  diese  Tendenzen  der  jüngeren  historiscben  Schule 
herv  Ol  treten,  stebe  ich  denselben  auch  in  diesem  Werke,  wie  über- 
haupt, ablehnend  gegenüber. 

Friedrich  List  hat  das  grosse  Verdienst,  den  nationalen 
StandpuDCt  der  Politischen  Oekonomie  vor  dem  kosmopoli- 
tischen der  britischen  Doctrin  mit  Schärfe,  wenn  auch  mit  grosser 
Einseitigkeit,  hervorgehoben  zu  haben.  Er  stellt,  in  echt  histo- 
rischer Auffassong,  zwischen  Individuum  und  Welt  Nation,  Land 
und  Staat,  zwischen  die  Einzel-  und  die  Weltwirthschaft  die  natio- 
nale Volkswirthschaft  und  deckt  die  allgemeinen  historischen  Ent- 
wicklnngsbedingungen  der  letzteren  auf 

Seine  viel  zd  schablonenhafte,  aber  einen  richtigen  Kern  enthaltende  Lehre  ?on 
fdkswirthschaftlichen  Entvicklongsstufen ,  ?on  den  yolkswirthschaftlichen  Producü?- 
kriften  nnd  deren  Entwlcklnngöbedingangen,  ?on  der  Bedeutang  der  geseUschaftlichen, 
politischen,  bürgerlichen  Institutionen  nnd  Gesetze  neben  und  zum  Theil  ?or  den  lo- 
dindaen,  Natnrfonds,  Kapitalien  für  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  seine  prin- 
äpieile  Anffassang  ?on  Freihandel  uud  Schutzzoll  als  historisch  bedingter  handels- 
policiscber  Systeme,  —  dies  nnd  manches  Andre  zeugen  rom  Geiste  richtiger  nnd 
gnssartiger  wahrhaft  historischer  Anschauung  nnd  Erfassung  des  Wirthschaftslebens. 
IiSQfem  ist  List  nicht  nur  ein,  sondern  einer  der  grösstcn  „historischen*'  National- 
dkoDomen,  wenn  auch  weniger  Gelehrter,  als  Politiker  und  Agitator,  wie  G.  Schmoller 
mit  Becht  bemerkt.  Die  Mängel  seiner  Methode  und  Beweisführung,  die  Verkennung 
der  Bedingungen  eines  wahren  historischen  loductionäbe weises  in  den  Abrissen  der 
concrtten  handelspolitischen  Geschichte  und  zahlreiche  andere  Schwächen  in  der  Be- 
veisfährong  und  Schlussziehong  können  ihm  diesen  Ruhm  nicht  nehmen.  Gerade  die 
Bationale  Auffassung  der  Volkswirthschaft  im  List'schen  Sinne  ist  zugleich  eine 
echt  historische.  Bemerkcnswerth  ist  nur,  dass  List  (was  auch  neuere  Kritiker  wie 
Eheberg  nud  Schmoller  übersehen)  noch  wenig  von  der  heutigen  eigenüich  sociai- 
poli tischen  Anschauung  berührt  ist.  Auch  ihm  steht,  wie  der  von  ihm  so  bitter 
bekämpften  britischen  Oekonomik,  das  Productionsproblem  und  die  Förderung  des 
Prodoctionsioteresses  noch  ganz  im  Vordergründe;  in  den  Mitteln  zum  Ziele,  nicht  im 
£ele  selbst  weicht  er  ?om  Smithianismus  ab.  Das  Vertheilungsproblem  vernachlässigt 
er  oder  behandelt  es  in  der  ungenügenden  Weise  der  Früheren.  Auch  darin  zeigt 
äich,  welche  Förderung  der  theoretischen  Erkenntniss  eben  doch  erst  dem  Socialismus, 
Qicbt  der  historischen  Schule  zu  verdanken  gewesen  ist.  Iii  Betracht  kommt  hier 
ftr  die  Grundlegung  namentlich  List's  Hauptwerk,  das  „nationale  System  der  Poli- 
tBcfaen  OeLonomie'%  1.  Aufl.  Stuttgart  1S41,  7.  Aufl.  mit  historischer  und  kritischer 
Anleitung  Fon  Eheberg,  eb.  1883. 

Die  ältere  deutsche  historische  Schule  stellt  eine  Beaction 
gegen  Einseitigkeiten  der  britischen  Oekonomik  (insularer 
wie  continentaler  Richtung)  dar. 

Solche  Einseitigkeiten  sind,  um  mit  Röscher  uud  Ingram^)  zu  reden,    eine 

'    S.  dagegen  auch  Knies,  Polit.  Oekon.  2.  A.  Vorwort  S.  VIL 
^  Koscher,  Gesch.  d.  deutschen  Nationaiökonomik  S.  1)12  ff.;  über  die  extreme 
dest-che  individualistische  Richtung  S.  1014  ff.  Ingram,  nothwendige  Reform  d.  Volks- 
»inbsstb.lehre,  deutsch  v.  Scheel,  Jena  1879;  ders.,  Gesch.  d.  Volkswinh. lehre  S.  267  ff. 
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zu  ausschliessliche  Neigung  zu  und  Werthlegung  auf  die  abstracte  Deduction,  nament- 
lich in  der  Ricardo'schen  Richtung;  eine  schon  in  der  Theorie,  yoUends  in  pTactischea 
Fragen  zu  weit  gehende  Isolirung  und  Loslösung  der  ökonomischen  ron  den  mit  ilmoa 
verknüpften  sonstigen  socialen  Erscheinungen;  die  zu  absolute,  statt  der  richtigei 
historisch  relativen  Beurtheilung  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Einrichtungen 
und  Lösung  der  wirthschaftspolitischen  Fragen;  die  vielfach  falsche,  namentlich  rid 
zu  optimistische  Beurtheilung  der  freien  Goncurrenz  und  ihrer  Folgen  und  die  rieL 
zu  weit  gehende  Verdrängung  des  Staats,  seiner  Thätigkeit,  seiner  regulirenden  Wirth- 
schaftsordnung  aus  der  Volkswirthschaft. 

Hier  ist  die  historische  Schule  im  Ganzen  im  Recht  mit  ihren 
abweichenden  Auffassungen  und  Forderungen.  Aber  hier  und  da 
auch  schon  in  ihrer  älteren,  vollends  in  ihrer  neueren  Periode  reagirt 
sie  in  Betrefif  der  Methode  der  Politischen  Oekonomie  wieder  etwas 
zu  stark,  unterscheidet  sie  in  Betrefif  der  Aufgaben  zwischen  denen 
der  Theorie  und  der  Volkswirthschaftspolitik  nicht  immer  richtig 
und  klar  und  wirft  sie  der  ganzen  britischen  Doctrin  Manchef 
vor,  was  nur  an  einzelnen  Anhängern  derselben  zu  tadeln  und  wohl 
öfters  begleitende  Erscheinung,  aber  nicht  nothwendige  Folge  dieser 
Doctrin,  deren  Methode,  Auffassungsweise  ist. 

Beizustimmen  ist  der  historischen  Schule  wohl  in  dem  Verlangen,  dass  grossen 
Vorsicht  angewendet  werde  bei  der  Generalisirung  in  der  Theorie,  bei  der  Au&teUims 
der  Voraussetzungen  des  deductiven  Verfahrens,  vollends  bei  der  Uebertragung  solcher 
Schlüsse  der  Theorie,  welche  nur  unter  angenommenen  oder  nachgewiesenen  VoniM* 
Setzungen  richtig  sind,  auf  die  Verhältnisse  des  concreten  wirthschaftlichen  Lebeaik 
Nicht  minder  werden  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  mit  Recht  in  ihrem  ge- 
schichtlichen Entwicklungsprocess  als  etwas  Werdendes  und  sich  Veränderndes  ?er* 
folgt  und  wird  die  Aufhellung  und  Erklärung  dieses  Processes  als  eine  der  Aufgaben 
der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  angeschen.  In  practischen  Fragen  wM 
gleichfalls  mit  vollem  Rechte  der  «^Absolutismus  der  Losungen''  (Kn  ies)  yerworfen  und  bei 
der  Entscheidung  solcher  Fragen  dem  Relatiritätsprincip  gehuldigt.    S.  u.  B.  1,  Kap.  2. 

Eine  grössere  Verschiedenheit  der  Ansichten  besteht  zwischen 
uns  und  nicht  der  älteren,  namentlich  der  von  W.  Röscher  ver- 
tretenen, wohl  aber  der  jüngeren  historischen  Richtung  hinsichtlich 
der  „Theorie'^  und  der  dogmatischen  Fassung  dieser 
Theorie  io  unserer  Wissenschaft,  sowie  hinsichtlich  des  Werths  der 
Theorie  und  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik. 

In  der  jüngeren  Richtung  finden  sich  —  freilich  bei  ihren  Anhängern  bisher 
niemals  ganz  klar  entwickelte  —  Ansichten  über  das  Wesen  einer  nationalOkonomischen 
Theorie  und  über  die  erkenntnisstheoretiscben  Bedingungen  der  Aufstellung  einer 
solchen,  welchen  ich  nicht  beizutreten  vermag.  Die  britische  Oekonomik  hat  hier 
niclit  nur  ungleich  klarer  die  Aufgabe  und  die  Bedingungen  zu  ihrer  Lösung  erkannt, 
sondern  auch  bereits  das  WesenUichste  für  den  Auf-  und  Ausbau  der  Theorie  ge- 
leistet. Gewiss  ist  ihre  Methode  vieler  Verbesserungen,  ihre  Beweisführung  tieferer  ^ 
psychologischer  und  historischer  Begründung  bedürftig,  aber  auch  fähig.  Der  Haupt* 
mangcl  der  Theorie  und  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik  liegt  in  der  Verkennonf^ 
des  historischen  Charactcrs  des  privatwirthschaftlichen ,  auf  freier  Goncurrenz  be- 
ruhenden Verkehrssystems.  Mit  diesem  Mangel  verbindet  sich  der  weitere,  dass  die 
britische  Oekonomik  die  „Volkswirtbschaft''  in  diesem  privatwirthschaftiichen  Verkehrs- 
system aufgehen  lässt,  daher  durch  eine  Theorie  dieses  letzteren  bereits  eine  Theorie 
der  Volkswirthschaft  gegeben  zu  haben   glaubt.     Allein  diese  beiden    Mängel  lassen 
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sich  sehr  wohl  berichtisen.  ohne  da.^s  ihretwegen  kurzweg,  mit  historischen  Nationalöko- 
Bomen  der  jüngeren  Schule,  die  Theorie  und  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik  als 
TeimeiBtlich  ?ölÜg  reraltete  Schulcoustructionen  auf  durchaus  unhaltbarer  (iruudlage, 
einfach  fallen  gelassen  werden  mtlssten. 

Nach  unserer  Ansicht  dürfen  die  britische  Theorie  und  Dogmatik 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  einen  grossen  und 
dauernden  Werth  beanspruchen.  Sie  haben  im  Wesentlichen 
richtig  den  Knochenbau,  die  entscheidenden  Hauptpuncte  und 
Gnindzüge  der  Statik  und  Dynamik  des  privatwirthschaftlichen 
Verkehrssystems  aufgedeckt  und  verstehen  gelehrt,  unter  den  recht- 
lichen und  den  psychologischen  Voraussetzungen,  welche  im  Ganzen 
in  Verkehrsgesellschaften  entwickelter  Culturvölker,  wie  der  mo- 
dernen, vorliegen.  Was  übersehen  oder  nicht  genügend  beachtet 
oder  falsch  gewürdigt  wurde,  war,  dass  diese  beiderlei  Voraus- 
setzungen in  der  concreten  Wirklichkeit,  auch  heute  bei  uns,  nie- 
mals so  genau  und  allgemein  zutreffen,  wie  in  der  theoretischen 
Analyse  der  Erscheinungen  und  in  der  Beweisführung  angenommen 
wird,  sowie  dass  jene  Voraussetzungen  überhaupt  nicht  in  dem 
Haasse  constante,  wie  man  annahm,  sondern  immer  mehr  oder 
weniger  variable,  einigermaassen  historische,  nicht  abso- 
lute, Eategorieen  sind. 

Die  Vorgänge  selbst  im  privatwirthschaftlichen  Yerkehrssystem,  sogar  einer  be- 
scimmten  Zeit  in  i einem  bestimmten  Lande ,  vollends  in  der  allmäligeu  Entwicklung 
di^es  Systems  sind  daher  auch  nicht  so  einfach  mechanisch  zu  erklären,  wie  die 
Theode  und  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik  es  zu  thnn  versuchen.  Das  Moment 
der  .^t**  (ZeitTerlauf,  Zeitdauer)  spielt  z.  B.  eine  weit  grössere  Rolle,  als  hier  früher 
riel&ch  ang^euoinmen  wurde,  wie  jüngst  aber  auch  von  Männern,  wie  Marshall, 
Welche  ähnlich  wie  ich  zu  diesen  Fragen  der  Theorie  und  Dogmatik  stehen .  voll- 
Uounefi  anerkannt  wurde.  Zumal  die  Vorgänge  der  Volkswirthschaft  kann  mau 
dahtT  nicht  nach  den  einfachen  mechanischen  Principien  der  zu  einseitig  privatwirth- 
schaftlichen Theorie  der  britischen  Oekonomik  allein  erklären. 

Berichtigt  man  diese  Mängel,  was  nicht  bloss  nach  den  Gesichts- 
pnncten  der  historischen  Nationalökonomie,  sondern  recht  wohl 
aus  dem  Geiste  der  britischen  Oekonomik  selbst  heraus  möglich 
Dod  anch  schon  geschehen  ist,  so  entzieht  man  der  Kritik  des 
.  jüDgeren  Historismus  den  Boden  und  das  Wesentliche  der  Ergeb- 
nisse der  britischen  Theorie  und  Dogmatik  bleibt  bestehen. 

Im  EiBZelneu  ist  dann  mancherlei  zu  berichtigen,  anders,  feiner,  psychologisch 
tiefer  zu  begründen,  sind  neben  dem  Typischen  die  concreten  Erscheinungen  als 
solche,  neben  dem  Allgemeinen  und  Gesetzmässi^cn  das  Individuelle  und  Abweichende 
B«hr  zu  beachten  und  zu  verfolgen.  Das  bedingt  aber  immer  nur  einen  Um-  und 
^äterban,  nicht  einen  völligen  Neubau  der  Theorie  und  Dogmatik,  ganz  Überwiegend 
BW  TöTsicbtigere  Formulirungen  der  Lehrsätze,  vermehrte  Berücksichtigungen  der 
vaiiablen  Factoren  —  auch  psychologischer  Art  — ,  nicht  völlig  neue  Lehrsätze  in 
^r  The<jrie  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrssystems.  So  in  Hauptlehren,  von 
Preduction,  Arbeitstheilung ,  Umlauf.  Preis,  Productionskosten ,  Yerthcilung,  Ein- 
^jBiiBeii.  Daran  halte  ich  hier  mit  der  iilteren  gegen  die  jüngere  deutsche  historisch- 
utifT&alökonomische  Schule  fest.     Da   aber  auch  in   einem  stark  modificirten  privat- 
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wirthschaJfUichen  Yerkehrssystem  —  z.  B.  bei  wesentlicher  Beschränkung  der  Yer- 
tra^freibeit ,  bei  bedeutender  Entwicklang  anderer  Motive  neben  nnd  an  Stelle  dem- 
jenigen des  wirthschaftlichen  Yortheils  —  nnd  da  selbst  in  einem  gemein wirthschaft» 
liehen  (socialistischen)  Productions-  und  Yertheilungssystem  immer  doch  „Menschen^ 
mit  gegebener  physisch-psychischer  Natur  nnd  die  gegebene  äussere 
Natnr  die  Grundlagen  der  Wirthschaft  sind,  so  gestatten  die  Lehrsätze  der  Theorie 
und  Dogmatik  des  rein  priratwirtbschaftlichen  Yerkehrssystems  auch  eine  bedingte 
Anwendung  auf  solche  andere  Yerhältnisse.  (S.  u.  Buch  1 ,  bes.  Kap.  1 ,  Abschn.  t 
nnd  Kap.  2.) 

Uebereinstimmend  mit,  aber  noch  entschiedener  als' die  ältere 
nnd  die  jüngere  historische  Schule,  hierin  mich  der  socialistischen 
Auffassung  wieder  mehr  nähernd,  halte  ich  nur  das  privatwirth- 
schaftliche  Concurrenzsystem  in  seiner  modernen  Gestaltung,  das- 
selbe auch  als  ein  Ganzes  betrachtet,  fttr  eine  Yorübergehende 
Phase  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  für  viel  tiefer 
greifender  Umänderungen  bedürftig,  als  auch  die  historische  Schale^ 
mit  seltenen  Ausnahmen,  einräumt/  Namentlich  die  ganze  eigent- 
liche Rechtsgrundlage  unseres  heutigen  privatwirthschaftlichen 
Systems,  die  Rechtsordnung  fUr  Freiheit,  Privateigenthum  und  Ver- 
träge, erscheint  mir  mehr  als  der  historischen  Schule  als  etwas 
geschichtlich  Wandelbares  und  durch  absichtliche  legislative 
Eingrifife  zu  Veränderndes.  Und  nicht  minder  halte  ich  die  in  der 
ganzen  Volkswirtbschaft  erreichte  Stellung  des  privatwirthschaft- 
lichen Systems  für  etwas  Wandelbares,  das  auch  wieder  absieht^ 
lieh  verändert  werden  kann  und  muss. 

Die  historische  Schule  ist  mir  hier  einerseits  zu  quietistisch,  was  übrigens  auch 
mit   ihrer   abweichenden    Auffassung   der    Aufgaben   der   Disciplin   zusammenhingt^    . 
anderseits  noch  zu  sehr  geneigt,  in  ihren  Reformbestrebungen  sich  mit  einem  Garina 
an  den  Symptomen  zu  begnügen,  nicht  auf  die  tieferen  Ursachen  von  Uebelst&ndeii, 
auf  die  wirthschaftsrechtlichen  Normen  für  Freiheit  und  Eigenthum,  zurückzugehea. 
An  den  Fragen  der  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthschaftlichen  Organisation  der 
Volkswirthschaft  und   für   die   privatwirthschaftliche  an   den  Fragen   der  bewosatea    ^ 
schärferen  Einschränkung  der  freien  Bewegung  nnd  Regelung  des  Verkehrs,  der  Ycr-   , . 
träge  durch  ,,zwingendes  Recht",  kann  und  darf  man  nicht  so  vorbeigehen,  wie  es  im  -j 
Ganzen  die  historische  Schule  thut.    Mehr  als  für  letztere  liegen  daher  für  mich  diA    ] 
grossen  Probleme  in  der  Grundlegung,  wie  namentlich  auch  in  der  speciellen  (pno*    ? 
tischen)  Nationalökonomie  in    denjenigen  wirthschaftlichen  Rechtsfragen,   wekslie  ;? 
sich  auf  die  eigentlichen   Grundinstitute  des  Rechts,   auch  des  Privatrechtl« /j 
bezichen,  auf  die  Freiheits-,  Eigenthums-,  Vertragsrechts-Ordnung.  x\ 

Nicht  allein  von  der  jüngeren,  aber  mehr  von  ihr  als  von  der  i 
älteren  historischen  Schule  weiche  ich  in  methodologischen  ^ 
und  in  Ansichten  über  die  Aufgaben  der  Wissenschaft  der  Po&  ? 
tischen  Oekonomie  ab.  k 

Hierfür  auf  die  Ausführungen  oben  in  §.  4  und  unten  im  zweiten  Kapitel  dat  i 
ersten  Buchs  (g.  66  £)  verweisend,  beschränke  ich  mich  hier  nur  auf  einige  Bemerkongw.  > 
Die  Methode  der  speculativen  Deduction,  wie  sie  grade  der  Psychologie  auf  wiittpt  i 
schaftlichem  Gebiete  entspricht,  wird,  zumal  von  der  jüngeren  Schule,  bereits  wiodflf 
zu  sehr  zu  Gunsten  der  historisch -statistischen  Inductionsmethode  zurückgedrlbigl» 
freilich    mehr    behauptetermaassen    als  in   den  eigenen  Arbeiten  der  Schule  selblt«' 


Deatsclie  historisch-nation&lOkonomische  Richtung.  5X 

Die  Schwächen  der  ersteren  Methode  werden  zu  sehr,  diejenigen  der  letzteren  za 
wenig,  umgekehrt  die  Vorzüge  jener  zu  wenig,  dieser  zn  sehr  henrorgehoben ;  für  die 
AnwendbarJceit  der  ersteren  za  enge,  der  zweiten  zu  weite  Grenzen  gezogen.  In 
Betreff  der  Aufgaben  neigt  der  jüngere  Historismus  insbesondere  zu  sehr  dazu, 
Schüderong  (Description)  concreter  Einzelheiten,  kaum  selbst  noch  Aufdeckung  des 
CaasalzQsammenhangs  der  Erscheinungen  und  ihrer  Entwicklung  als  eigenmche, 
beinahe  alleinige  Aufgaben  anzuerkennen,  d.  h.  eben  Winhschaftsgeschichte  und 
Statistik  zur  „Politischen  Oekonomie*'  zu  machen.  Suchen  nach  dem  Typischen, 
beanheilen,  Ziel  aufhellen.  Weg  weisen  zum  Ziele  —  Beantwortung  der  Fragen:  wie 
ist  etwas?  was  soll  sein?  wie  ist  es  zu  erreichen?  neben  den  Fragen:  was  ist?  was 
war?  wie  ist  es  geworden?  —  wird  zu  sehr  in  den  Hintergrund  geschoben,  beinahe 
als  Aufgabe  abgewiesen.  Auffassungen,  in  welchen  die  historische  Nationalökonomie  mit 
äch  selbst  und  mit  der  richtigen  Abweisung  des  Characters  einer  Naturwissenschaft  für 
die  Politische  Oekonomie,  auch  mit  ihrem  Vorgehen  auf  ihrem  Lieblingsgebiete,  der 
„practischen"'  Nationalökonomie,  freilich  in  Widerspruch  kommt,  ohne  sich  dessen  klar 
bewQsst  za  werden.    (S.  u.  Buch  1,  Kap.  2,  Hauptabschn.  1,  bes.  §.  57  ff.) 

Nicht    bei   der  ganzen  jüngeren  historischen  Schule,  wohl  aber  bei   einzelnen 
ihrer  Anh&nger  findet  sich  dabei   eine  der  indi?iduellen  Anlage  entsprechende,  sub- 
jecti?  ganz  berechtigte  Vorliebe  für  archi?alische  geschichtliche  „Foischungen*'  —  der 
nicht  ganz  anspruchslose  Name  für  die  in  die  ,JlichtDng*'  gehörenden  Arbeiten  — , 
für  concrete  historisch -statistische  Schilderungen.    Aber  die  gewiss  erfreulichen  Er- 
gebnisse werden  leicht  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Politische  Oekonomie  überschätzt, 
mikrologischen  Dingen  mehr  Werth   beigelegt   als  sie  haben.    (Geschichte  einzelner 
Zünfte.)     Und  nicht  selten  verbindet  sich  hiermit  eine  Abneigung,  gelegentlich  eine 
fftnnliche  Idiosynkrasie  gegen  andere  Arbeitsgebiete  und  andere  Arbeitsaufgaben,  als 
die  eigens  gepflegten.    Da  tritt  denn  wohl  auch  bei  den  Vertretern  der  „ethischen'* 
Sitionaldkonomie,  wie  sich  die  jüngere  historische  Schule  auch  gern  nennt,  ein  Dünkel, 
eine  Ausschlnsstendenz  gegen  alles,  was  nicht  zur  Lehre  der  „Richtung^  schwört, 
eise  Unbilligkeit  des  Urtheils  oder  auch  —  das  bekannte  andere  derartige  Kampf- 
mittel —  ein  Todtschweigen  hervor,  wie  sie  die  ältere  historische  Schule  auch  gegen- 
über von  ihr  bekämpften  EUchtungen  und  Männern  sich  nicht  hat  zu  schulden  kommen 
laaseo.    Wie  wohlthuend  berühren  W.  Koscher's  anerkennende  Urtheile  über  einen 
A  Smith,   einen  Bau!    Epigonenhafte  Züge  der  jüngeren  Schule,  die  vollends  eine 
Zierats  sehr   deutliche  und  berechtigte  Reaction  gegen  diesen  „Historismus''  ver- 
stäriua  werden. 

§.16.  Historisch-nationalökonomische  Litteratur.  Hier  für  die  G  rund - 
le; mg  kommen  auch  aus  der  historischen  Schule  wesentlich  nnr  diejenigen  Arbeiten 
in  dieser  Litteraturübersicht  in  Betracht,  welche  sich  auf  die  allgemeineren 
Priacipien fragen  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft,  auf 
Methodologie,  Fragen  der  Aufgaben  u.  dgl.  m.  beziehen.  Anderes  ist  erst  in  den 
eiazdnen  Abschnitten  der  Grundlegung  und  auch  in  den  anderen  Theilen  dieses 
ginzen  Werks,  besonders  in  der  practischen  Nationalökonomie  zu  nennen.  Vornomlich 
in  deren  Gebiet  gehören  die  wichtigen  und  werthvollen  wirthschafts-historischcn 
Arbeiten  der  Schule,  wie  die  aligemeineren  von  Inama-Sterncgg  (deutsche  Wirth- 
schaftsgeschichte),  Lamprecht,  die  agrarhistorischon  vonG.  Haussen,  A.  Moitzen, 
di€  gewerbegeschichdichen  von  G.  Schönberg,  G.  Schmoller  und  dessen  näheren 
ScfaSem,  die  bevöIJcerungsgeschichÜichen  von  Bücher,  um  nnr  einige  Hauptrichtungen 
md  Autoren  zu  nennen.  Reiche  bezügliche  Bibliographien,  worauf  es  an  dieser 
Stelle  genf^en  mag,  für  diese  wirthschaftsgeschichUiche  Litteratur  zu  verweisen,  geben 
die  einzelnen  Specialartikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

In  der  Fachlitteratur  lassen  sich  zwar  die  ältere  und  jüngere  historische  Richtung 
oad  diese  beiden  von  anderen  „kathedersocialistischen''  und  von  der  „staatssocialistischcn'* 
Rkhcoag  (§  17,  IS)  wohl  unterscheiden.  Aber  mehrfa<!h  besteht  doch  eine  nähere 
VcrvaDdtschaft  aller  dieser  Richtungen  und  der  einzelnen  Autoren  unter  einander. 
jUrk  läast  sich  der  Einzelne  und  selbst  mitunter  ein  und  derselbe  Autor  in  seinen 
Ttnchiedenen  Arbeiten  und  nach  seiner  persönlichen  wissenschafUichen  Entwicklung 
Bkkt  immer  genau  in  eine  bestimmte  Specialrichtung  einfach  wie  in  ein  Schema 
cÄfiigeo.  In  diesem  §  16  finden  sich  daher  einige  Autoren  und  Schriften  mit  genannt, 
fdcke  aach  bei  den  Katheder-  und  den  Staatssocialisten  mit  erwähnt  werden  könnten. 


52  Eioleitiing.   2.  K.   Andre  Standpuncte.   Lkteratur.   §.  IC. 

Das  bedeutendste  Werk  grade  über  die  Principienf ragen  der  Grundlegang,  über 
Methode  Q.  s.  w.  ist  das  Bach  yon  E.  Kiües,  die  politische  Oekonomie  ?om  Stand- 
pnnct  der  geschichtlichen  Methode,  Braunsehweig  1853,  2.  Aufl.  u.  d.  T.  die  politische 
Oekonomie  .vom  Standpunct  der  Geschichte  (,,neue,  durch  abgesonderte  Zusätze  Ter- 
mehrte  Anflage'')«  eb.  1S83.  In  diesen  Zusätzen  zahlreiche  und  werthvollo  kritische 
Auseinandersetzungen  mit  der  neueren  Litteratur  über  Principienfragen,  Bechtsfragen 
u.  s.  w.,  darunter  mehrfach  mit  meinen  Ausführungen  in  der  Grundlegung.  Aach 
in  dem  Specialwerke  von  Knies,  Geld  und  Credit  (Berlin  1873,  1874,  2.  Aufl.  Ton 
Geld  eb.  1885),  so  in  I,  Kap.  1,  2,  3,  Abschnitt  1  finden  sich  Ausfilhnmgen  ttber 
Puncto  der  Grundlegung. 

Von  W.  Roscher's  grossem  System  der  Volkswirthschaft  gehört  der  1.  Band, 
die  „Grundlagen  der  Nationalökonomie'',  1.  Aufl.,  Leipzig  1854,  20.  Aufl.  1892,  be- 
sonders in  der  Einleitung  (so  Kap.  3,  Methoden)  im  1.  Buche  Kap.  4  und  5  (Un- 
freiheit und  Freiheit,  Gtltergemeinschaft  und  Privateigenthum),  im  3.  Buche  Kap.  1,  7, 
das  5.  Buch  (Bevölkerung)  vornehmlich  hierher;  femer  einzelne,  PrincipieUes  mil 
berührende  Ausführungen  der  drei  andren  Bände,  namentlich  der  Finanzwissenschaft 
Das  ganze  Roscher'sche  Werk  kommt  hier  für  seinen  Gesammtstandpunct  und  für  die 
Art  der  Ausführung  der  Aufgabe  von  diesem  Standpuncte  aus  in  Betracht  Es  isi 
die  grossartige,  stoffreiche  Ausführung  des  für  Koscher 's  Standpunct  immer  noch 
besonders  beachtenswerthen  Grundrisses  für  Vorlesungen  über  Staatswirthschaft  nach 
geschichtlicher  Methode,  1843.  S.  femer  im  Allgemeinen  Boscher 's  Geschichte  der 
Nationalökonomik  in  Deutschland,  München  1874,  welches  Werk  ausserordentlichstea 
Fleisses  und  umfassendster  Bclesenheix  nur  unter  der  dem  Verfasser  einmal  gestellten 
Aufgabe,  sich  wesentlich  auf  Deutschland  zu  beschränken,  —  wie  bei  allen  bezüglichen 
„Geschichten  der  Wissenschaft''  der  historischen  Commission  der  Baierischen  Akademie 
der  Wissenschaft  —  leiden  musste,  wodurch  Manches  in  schiefe  Stellung  gebracht 
wurde.  S.  daselbst  die  Ausfühmngen  über  einzelne  Kichtungen,  so  den  Katheder- 
socialismus  §  209  ff.,  die  deutsche  Manchesterschulo  §  205. 

BrunoHildebraud,  die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft,  Frank- 
furt a.  M.  1848,  1.  B.  (einziger).  Ferner  die  von  ihm  gegründete  Zeitschrift  «Jahr^ 
büchcr  für  Nationalökonomie  und  Statistik".  Dann  verschiedene  hierhergehörige 
Aufsätze  von  ihm,  u.  A.  der  programmatische  Eröffnungsaufsatz  „die  gegenwärtige 
Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Nationalökonomie",  1.  B.  (1863),  mit  principiellen 
Erörtemngen  über  volkswirthschaftliche  Gesetze,  wirthschaftlicho  Natur  des  Menschen« 
Methode  u.  s.  w.,  worin  bereits  eine  Hinneigung  zu  den  Einseitigkeiten  und  Ueber- 
treibungen  der  späteren  historischen  Schule  hervortritt. 

Unter  den  jüngeren  deutschen  Nationalökonomen  der  historischen  Richtung, 
welche  sich  von  den  Einseitigkeiten  der  neueren  historischen  Schule  freigehaltoi 
haben,  ist  namentlich  G.  Schönberg  zu  nennen,  mit  kleineren  Schriften  und  Auf- 
sätzen, wie  Volkswirthschaft  der  Gegenwart  in  Loben  und  Wissenschaft,  1869,  VoD»* 
wirthschaftslehre  Berlin  1873,  Arbeitsämter  1871,  über  die  deutsche  Freihandolspartci 
und  die  Partei  der  Eisenacher  (kathedersocialistischcn  Versammlung),  in  der  Tübinger 
Zeitschr.  f.  Staatswisseusch.  B.  29 ,  1873 ,  zur  Litteratur  der  socialen  Frage  eh. 
B.  28,  1S72,  u.  a.  m.  Jetzt  besonders  der  einleitende  Aufsatz  über  die  Volkswirth- 
schaft im  1.  Bande  des  grossen  Scböoberg'schen  Handbuchs  der  Politischen  Oekonomie, 
3.  Aufl.,  Tübingen  1890.  Dieses  ganze  Werk  auch  für  die  gegenwärtige  AuHassuig 
und  Behandlungsweise  der  Politis<:hen  Oekonomie  unter  deutschen  Fachmännern  aussei^ 
halb  des  engsten  Kreises  der  neueren  historischen  Schule. 

Die  oben  besprochene  jüngere  historische  Richtung  hat  ihren  HauptvertretflT 
in  G.  Schmoller.  .  Wegen  dieser  seiner  Bedeutung  und  wegen  der  grade  zwischen 
uns  in  besonderem  Maasse  bestehenden  principiellen  Richtungsdifferenzon  und  Meinung»- 
rerschiedeuhciten  über  Methode,  Aufgabe  und  Behandlungsweise  der  Politischen 
Oekonomie  glaube  ich  es  hier  nicht  unterlassen  zu  dürfen,  auf  ihn  hier  etwas  nfiheK 
einzugehen.  Der  auf  seinen  grossen  Specialgebieten,  der  Geschichte  der  Gewerbe* 
Verfassung  und  der  preussischen  Verwaltungsgeschichtc ,  so  hoch  verdiente  und  Bahn 
brechende  Führer  der  jüngeren  historischen  Richtung  der  Nationalökonomie  gehM 
mit  verschiedenen  grösseren  und  kleineren  Arbeiten,  auch  Rccensionen  u.  dgL  nndl 
in  diese  Uebcrsicht  der  ,. grundlegenden"  Litteratur.  Er  ist  ausserdem  wegen  doK 
Haltung,  welche   er    den   von  ihm   ausgehenden   oder  unterstützten  Zeitschriften  und 
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Sammelwerken  (Jahrbach  für  Gesetzgebang  u.  s.  w.  des  Deutschen  Reichs,  seit  ISSl, 
Staats-  und  socialwisseoschaftliche  Forschungen)  grundsätzlich  hat  zu  geben  gesucht 
und  wegen  seines  ablehnenden  Standpuncts  gegen  die  „ältere  Schuldogmatik*\  wegen 
seiner  Stellungnahme  in  der  Frage  der  Methode,  der  Aufgabe  der  Politischen  Ocko- 
nomie  hier  besonders  henrorznheben. 

Gewisse  socialökonomische ,  socialrechtlichc  und  ethische  Anschauungen  und 
Postulate.  gewisse  Zielpuncte  der  Disciplin  und  der  Social-  und  Wirthschaftspolitik, 
das,  was  der  jüngeren  mit  der  älteren  historischen  Richtung  gemeinsam  ist,  trennt 
meine  Anschauung  nicht  nur  nicht  von  Schmollcr.  sondern  sind  uns  im  Wesentlichen 
gemeinsam.  Auch  in  der  Nothwendigkeit  einer  tieferen  psychologischen  Beg^ndung 
der  Wissenschaft  stimmen  wir  Uberein.  In  Maass  und  Tempo  unserer  Forderungen 
an  die  Wiithschafts-  und  Socialpolitik  mehr,  als  in  den  Principien  dafür,  wenngleich 
auch  mit  in  diesen,  gehen  wir  etwas  auseinander,  was  vielleicht  mehr  im  Tempera- 
ment, als  in  der  Verschiedenheit  der  Auffassung  des  „Historikers'*  und  des  „Dogma- 
tikers^  liegt.  Mit  Schmoller's  hauptsächlich  hierher  gehöriger  nach  Inhalt  und  Form 
Tortreff liehen ,  wenn  auch  nicht  in  allen  Ausführungen  hinlänglich  scharf  und  klar 
gedachten  und  vielfach  zu  aphoristischen  Streitschrift  gegen  H.  ?.  Treitschke  „über 
einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Yolkswirthschaft'*  (Hildebrand's  Jahrbücher 
1S74  und  1875,  auch  selbständig,  Jena  IST 5),  einer  Art  allgemeinerer  philosophischer 
Begründung  der  Theorieen  der  jüngeren  „ethischen'*  historischen  Schule,  bin  ich  eben- 
£üb  grossentheils  einverstanden.  Hier  wie  in  seinen  anderen  bezüglichen  Aufsätzen 
betont  Schmoller  das  Moment  der  Sitte  und  der  Sittlichkeit  mehr,  dasjenige  des 
Zwangs  und  des  Rechts  weniger  als  ich,  was  aber  auch  wieder  mehr  auf  ein  Ab- 
weichen in  Maass  und  Grad,  als  in  Principien  hinauskommt. 

Eine  schärfere  und  in  der  That  principielle  Trennung  besteht  zwischen 
uns  dagegen  in  Betreff  der  Methode,  der  Aufgaben  der  Politischen  Oekouomie,  des 
Terhiltnisses  der  Wirthschaftsgeschichte  zur  W'irthschaftstheorie ,  der  Würdigung  der 
älteren  britischen  Theorie  und  Dogmatik  und  aller  Systematik  überhaupt,  auch  wohl 
hinsichtlich  der  Stellung  der  Politischen  Oekonomie  zu  den  verwandten  Wissenschaften, 
insbesondere  zur  sogen.  Socialwissenschaft.  Damit  hängt  eine  verschiedene  Anschauung 
Hber  die  Berechtigung  verschiedenartiger  wissenschaftlicher  Arbeitsweise  (§.  11) 
zusammen.  Für  Schmoller  ist  alles,  was  nicht  zur  historisch-statistischen  „exacton 
Forschung**  gehört,  mehr  oder  weniger  Gedankenspielerei.  Mit  Worten  wie  „specu- 
latire  Betrachtung''  in  der  „noch  metaphysischen"  Periode  der  Wissenschaft,  in  Comte'- 
scher  Weise,  wird  es  stigmatisirt  und  damit  abgethan.  Worte,  Worte!  darf  man  wohl 
erridero.  und  Worte.  Worte I  auch  bei  dem  Lieblingsausdruck  und  Begriff  „exact" 
—  für  historisch -statistische  ..Forschung"!  Auf  dem  Gebiete  der  „Geisteswissen- 
schaften", wo  doch  zuvor  die  Anwendbarkeit  eines  solchen  Ausdrucks  und  Begriffs 
erst  einer  sehr  genauen  Prüfung  bedürfte,  bis  zu  welclier  dieser  Begriff  selbst  an 
..£iactheit^  und  Klarheit  noch  nicht  weniger  als  Alles  zu  wünschen  übrig  lässt. 
IS.  a.  A-  den  besonders  characteristischen  Aufsatz  über  Zweck  und  Ziel  seines  Jahr- 
buchs, mit  dem  Schmoller  dasselbe  iB.  V,  1S81)  bei  der  L'ebernabme  der  Redaction 
einleitete.) 

In  entsprechender  grösserer  Ausfuhrung.  in  einer  zusammenhängenden,  auch  hier 
rermuthlich  von  ihm  abgelehnten,  aber  gerade  besonders  wünschenswcrthen  „systema- 
tischen" Weise  hat  sicli  Schmoller  bisher  über  die  angedeuteten  Puncte  nicht  ge- 
iiij9>erT.  Vomemlich  liegen  nur  kurze  Glaubensbekenntnisse,  Thesen,  kritisch-polemische 
Wendongen  vor.  aus  denen  die  principielle  Auffassung:  sich  doch  nicht  immer  sicher 
enmehmen  liisst  Offenbar  wird  dabei  Manches  schärfer  zugespitzt,  treten  die  Gegen- 
sätze «tirker  hervor,  als  es  eigentlich  der  Sachlage,  Schmoller's  wirklicher  Meinung 
ond  —  seinen  eigenen  vielen  werthvoUen  sonstigen  Arbeiten  entspricht.  Seine  kleineren 
Aufsätze,  vor  allem  seine  Recensionen,  worin  sich  Gelegenheit  giebt,  die  genannten 
Fragen  zu  berühren,  sind  bei  aller  scheinbaren  Objectivität  und  allem  Maassc  in  der 
Form  der  Kritik  und  der  Polemik,  doch  von  einem  starken  Subjectivismus  und  einem 
grossen  Selbstgefühl  getragen.  Aber  der  leicht  etwas  überlegene,  dadurch  nicht 
selten,  gegen  den  Willen  Schmoller's,  verletzende  Ton  gegen  Alles  und  Alle,  welche 
in  Methode.  Aufgabestellung,  Arbeitsweise,  wissenschaftlicher  (jesammtauffassunir  von 
ika  abweichen,  ihm  nicht  congenial  und  sympathisch  sind,  kann  es  doch  nicht  ver- 
Wfeo.  dass  Schmoller  gerade  in  principiellen  Fragen,  in  theoretischen,  begrifflichen  — 
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die  trotz  Allem  auch  der  Historiker  nicht  vermeiden  kann!  — ,  in  rechtlichen,  auch 
selbst  in  methodologischen  Puncten  sich  nicht  immer  selbst  ganz  klar  and  sich  seiner 
selbst  auch  nicht  immer  ganz  sicher  ist.  Wie  seine  grossen  wirthschaftsgeschichUichen 
Arbeiten  zeigen,  liegt  auch  seine  hohe  Begabung  weit  mehr  auf  anderen  GebietoQ 
und  in  anderen  Richtungen.  Er  hat  selbst  gelegentlich  gesagt,  dass  die  Historiker 
einer  Wissenschaft  selten  deren  ebenso  berufene  Theoretiker  sind,  was  sich  auch  au 
ihm  selbst  bestätigen  mOchte  (u.  A.  auch  nach  dem  —  hier  beabsichtigten  —  theo* 
retischen  Ergebniss  der  vorzüglichen  wirthschafts -  und  culturhistorischen  Unter- 
suchungen über  Arbcitstheilung  und  Unternehmungsformen).  Soweit  aber  ans  seinea 
mehr  sporadischen  Aeusserungen,  in  gelegentlichen  Excursen,  femer  implidte  ans  den 
wirthschaftsgeschichtlichen  und  practischen  Arbeiten  SchmoUer's  sein  Gesammtstand- 
punct  und  seine  ganze  Auffassung  über  unsere  Differenzpuncte  zu  entnehmen  sind, 
z.  B.  in  der  Kritik  Schäfifle's,  Menger 's,  des  Schönberg^schen  Handbuchs,  meüier 
Finanzwissenschaft,  Vorworten,  Programmaufsätzen  seiner  Zeitschriften,  zahlreicheA 
Becensionen  (noch  jüngst  Hasbach 's),  kann  ich  nur  sagen,  keinen  entscheidendea 
Grund  zur  wesentlichen  Aenderung  meines  eignen  wissenschaftlichen  Standpuncts  ge- 
fanden zu  haben,  so  sehr  auch  ich  mich  Schmoller  für  vielfachste  Förderung  ?er- 
pflichtet  weiss.  Vermochte  ich  mich  nicht  mehr  zu  ändern,  so  liegt  das  wohl  aa 
meinem  „dogmatischen  Kopf'  und  meiner  ««metaphysischen''  Ader  (§.  11).  Dann  kaim 
ich  eben* auch  nichts  dafür.  Und  immerhin  geht  es  vielen  Anderen  ebenso  wie  mir 
und  bin  ich,  nebenbei  bemerkt,  selbst  von  der  Statistik  zur  Nationalökonomie  gekommeii 
und  glaube  gezeigt  zu  haben,  dass  ich  „inductive"  Beweise  mit  statistischem  imd 
historischem  Material  auch  führen  kann,  dass  ich  mit  der  Deduction  überall  Indaction 
verbinde,  aber  —  die  erstere,  aus  nachgewiesenen,  wie  selbst  aus  angenommenem 
Voraussetzungen,  in  unserer  Disciplin  mir  vielfach  die  beweiskräftigere  erscheint,  zu- 
mal auf  dem  Gebiete  der  Theorie.  In  der  .^Grundlegung*'  kommen  unsere  Differens- 
puncte  unvermeidlich  schärfer  zum  Vorschein,  als  es  auf  anderen  Gebieten,  z.  B.  der 
practischen  Nationalökonomie  der  Fall  sein  würde  ^). 

S.  von  Schmoller  u.  A.  noch  die  gesammelten  Aufsätze  „zur  Litteraturgeschlchte 
der  Staats-  und  Socialwissenschaften''  Leipzig  1S88  (darin  u.  A.  der  Aufsatz  aber 
SchäfTle,  Menger,  Dilthey);  darüber  die  Besprechung  von  H.  Dietzel,  in  den  Göttinger 
Gelehrten  Anzeigen,  1889.  Ferner:  Das  Einlei  tu  ngscircular  der  Staats-  und  social* 
wissenschafUichen  Forschungen ;  das  Vorwort  zu  dem  Werke  „die  Strassburger  Tnchep- 
uiid  Weberzunft"  (Strassburg  1878);  die  Recension  des  Schön berg'schen  HandbncJiB 
der  Politischen   Oekonomic,  Jahrb.  1882,  H,  dazu  meine  Gegenbemerkungen  in  der 


^)  Hinsichtlich  der  Recensionen  SchmoUer's,  die  gerade  für  seinen  principiellen 
Standpunct  oft  am  Bezeichnendsten  sind,  mag  mir  auch  dem  Specialcollegen  gegenüber, 
nachdem  er  meine  Finanzwissenschaft  seinerseits  in  seiner  Weise  recensirt  hat,  eine  Be- 
merkung gestattet  sein.  Viele  davon,  besonders  ausserhalb  der  Specialitäten  Schmolier'a, 
gehen  zu  wenig  auf  die  Sache  selbst,  auf  die  im  behandelten  Gegenstand  liegendem 
sachlichen  Differenzpuncte  der  wissenschaftlichen  Behandlung  ein,  sondern  geben  du 
Urtheil  über  den  Autor  der  Schrift,  indem  derselbe  an  Schmoller^s  subjectiver  geistiger 
Anlage,  Arbeitsweise  und  Arbeitsneigung  wie  an  einem  objectiven  Maassstabe  ge- 
messen und  dann  etwa  noch,  wie  in  der  Schule,  prädicirt  wird,  günstig  der  Richtungt- 
verwandte,  ungünstig  der  Andere,  nicht  einmal  in  Betreff  seiner  gerade  besprochenen 
Leistung,  sondern  nach  seiner  ganzen  geistigen,  wissenschaftlichen  Persönlichkeit,  mit 
Note  1,  2,  3,  4  u.  s.  w.  Das  ist  doch  nicht  eigentlich  die  Aufgabe  der  RecensioB, 
und  —  es  ist  das  Verletzende.  Etwas  mehr  Duldsamkeit,  etwas  mehr  Wohlwollen« 
auch  etwas  mehr  Fähigkeit  und  —  Wille,  ihm  nicht  congeniale  Persönlichkeiten  und 
Leistungen  anzuerkennen  (Schaff le!  K.  Menger!),  wäre  doch  wohl  kein  unbilliges  Ver- 
langen. Wenn  aber  das,  was  allenfalls  dem  Meister  ob  anderer  Verdienste  zu  Gate 
gehalten,  obwohl  auch  bei  ihm  lieber  vermisst  wird,  bei  jungen  Schülern  und  Mit- 
arbeitern in  der  Recensirthätigkeit  und  in  dgl.  m.  noch  stärker  hervortritt,  so  ist  das 
wohl  noch  weniger  zu  billigen.  Es  zeigt  aber,  dass  Rieh  tun  gsexclusivität  auch  ethisdi 
nicht  eben  günstig  wirkt.  Mit  dem  Interesse  der  .,allein  seligmachenden"  —  GlaubeiM* 
Wahrheit,  nein  Wissenschaftswahrheit,  etwa  in  der  Methoden-,  der  Aufgabenfrage, 
wird  doch  da  leicht  etwas  gedecki,  was  —  nicht  wissenschaftlich,  sondern  „edit 
menschlich'*  ist. 
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Tab.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  Bd.  39,  1883,  S.  263  ff.  In  dem  Streite  mit  K.  Menger, 
Teranlafist  dorch  SchmoUers  in  der  Form  höfliche,  aber  etwas  yon  oben  herab  kom- 
jneiide  Becension  des  werthvoUen  Menger'scben  Bachs,  Untersachongen  über  die  Me- 
thode der  Social  Wissenschaften  (s.  n.  §.  19)  hat  Schmoller  sachlich  kaum  den  Sieg 
behaoptet  nur  dass  leider  sein  scharfsinniger  Gegner,  ein  „theoretischer"'  Kopf  ersten 
Banga,  vie  Schmoller  ein  , Jiistorischer*' ,  die  sich  eben  gegenseitig  schwer  verstehen, 
sich  ZQ  einer  Form  der  Polemik  hat  hinreissen  lassen,  zu  welcher  SchmoUer  keinerlei 
AnJass  gegeben  und  wodurch  Menger  seiner  Sache  nur  geschadet  hat.  Von  anderen 
Aufsätzen  Schmoller's  s.  für  die  Grundlegung  namentlich  noch  den  „über  Gerechtig- 
keit in  der  Yolkswirthschaft'*,  Jahrbuch  Y,  1881. 

Aehnliche  einseitige  Tendenzen  wie  bei  Schmoller  finden  sich  bei  einzelnen 
andeien  Fachmännern  der  „Strassburger  Schule*',  wie  Knapp,  Brentano  (classische 
IkationalOkonomie,  Antrittsreide,  Leipzig  1888). 

Aber  auch  unter  den  histoiischen  deutschen  Nationalökonomen  hat  sich  die 
Mehrzahl  doch  Ton  solchen  Einseitigkeiten  frei  gehalten.  Man  erkennt  auch  da,  wie 
wir  es  unsererseits  thun,  die  Berechtigung,  ja  die  Nothwendigkeit  yerschiedener 
mediodiacher  und  principieller  Richtungen  und  einer  wissenschaftlichen  Arbeitstheilung 
nach  Sach-  und  Studiengebieten,  Anlage,  Neigung  an  und  glaubt,  dass  erst  eine  Z  u  - 
tammenfassung  aller  Richtungen  u.  s.  w.  gerade  dem  Wesen  einer  Wissen- 
schaft der  Politischen  Oekonomie  als  Socialökonomie  entspricht 

In  die  ausländische  Wissenschaft  ist  neuerdings  die  historische  Richtung 
der  Bisdplin  ebenfalls  gedrungen,  nach  Italien,  Nordamerika,  England,  auch  Frank- 
reich.  Aber  ron  der  Ausschlnsstendenz  gegen  andere  Richtungen,  ?on  der  Aburthei- 
lung  aber  die  Leistungen  der  früheren  Autoren,  besonders  der  Briten,  hat  man  sich 
hier  doch  in  der  Regel  frei  gehalten.    Eine  Neigung  dazu  tritt  nur  vereinzelt  henror, 
in  England  etwa  bei  Cliffe  Leslie,  bei  Ingram  in  seiner  ?ortrefflichen  kloinen 
Geschichte   der  Yolkswirthschaftslehre,  bei  dem  Wirthschaftshistoriker  Rogers.     In 
Frankreich  hat  Gide  das  entschiedene  Yerdienst,  der  historischen  und  socialpolitischen 
Sichtung  Baum   gewonnen   zu   haben    (in  der  yon  ihm  herausgegebenen  Zeitschrift 
Rerue  u  econ.  politique).  Wo  er  rielleicht  schon  etwas  zu  weit  geht,  erklärt  sich  seine 
SteOnsgnahme   wohl  mit  aus  der  begreiflichen  Reaction  gegen  die  entgegengesetzte 
ßoseitigkeit  der  ,JPariser  Schule"',  welche  u.  A.  im  „Institut"'  —  wie  in  deutschen 
Akademieen  ähnlich  einseitig  der  Historismus  die  seine  —  nur  ihre,  d.  h.  wesentlich 
die  alte,  mehr  abstract  deducti?e,  freihändlerische  Richtung  quand  mßme  gelten  lässt. 
S.  diraber  Gide's  Au£satz  in  der  Polit.  Science  Quarterly  (America),  Dcc.heft  1^90. 
Clmacteristisch  dafür  ist  M.  Block 's  auch  noch  jüngste  litterarische  Thäti^keit,  etwa 
in  da  Richtung    der   „Berliner   Freihandelsschule'';    so  in   Blockes  Quintessenz  des 
Eathedersocialismus ,  Berlin  1879.  in  seinem  Werk  „les  progres  de  la  science  ^cono- 
Diqoe  depuis  Ad.  Smith",  2  rol.  Paris  1^90.  mit  übrigens  reichhaltigem  litterar-  und 
dd^imengeschicbtlichem  Material.    Competenteste  Fachmänner  des  Auslands,   wie   in 
ItaÜien  ror  Allem   L.  Cossa  mit  seiner  ausgesprochenen   Yorliebe  für  die  Litterar- 
historie    des    Fachs,    der   Belgier    E.    de   Laveleye,   die    Engländer   Sidgwick, 
Harshall,  Keynes,  zahlreiche  jüngere  amerikanische  Gelehrte,  welche  in  Dentsch- 
laad  ihre  Bildung  erhielten,  der  historischen  und  socialpolitischen  Richtung  gewonnen 
worden,  aber  dieselbe  mit  Maass  vertreten  und  an  Kernpuncten  der  älteren  Theorie 
f&thalten,  wie  u.  A.  besonders  die  Männer  der  Harvard  Univcrsity  und  deren  Organ, 
das  Quarteriy   Journal  of  Economics,  nehmen  die  ähnliche  vermittelnde  Stellung 
ein,  wie  in  Deutschland  doch  im  Ganzen  die  Hanptvertreter  der  älteren  historischen 
Schule,   femer   von  Männern,    welche  Schmoller's  und   meine  ungefähren   Goätanen 
sind  «um  mich  auf  Nennung  dieser  zu  beschränken),  G.  Gohn ,  Conrad .  Lexis,  Nasse, 
Neumann.  Schönberg,  wohl  auch  im  Ganzen,  trotz  seiner  besonderen  Hinneigung  zur 
Gruppe  .JSchmoUer,  Knapp,  Brentano*'  noch  v.  Miaskowski,  u.  A.  m.,  und  wie,  wenig- 
stens seinem  Streben  nach,  auch  der  Yerfasser  des  vorliegenden  Werks'). 


^)  Unter  den  neueren  Engländern  beziehe  ich  mich  besonders  auf  Marshall 
«ad  dessen  treffliches  Werk  „principles  of  economics",  1.  Aufl.  London  1890,  2.  Aufl. 
\h%\.  Darüber  eine  eingehendere  Besprechung  von  mir  im  Quarteriy  Journ.  of  Eco- 
loncs,  Aprilheft  1891  (Harvard  University  in  Nordamerica^,  worin  ich  mich  über 
die  im  Text    berührten   Puncte  geäussert  habe.     S.  femer  das  tüchtige  Buch  von 
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Unter  den  deutschen  Fachmännern  ausserhalb  der  engeren  historischen  Schule 
kommen  mit  Arbeiten  für  die  .^Grundlegung''  (freilich  mehr  noch  für  die  ««theoretische 
Nationalökonomie'')  besonders  Fr.  J.  Neumann  (Tubingen)  und  0.  Gohn  in  Betimchl 
Von  jenem  gehören  hierher  die  wichtigen  Arbeiten  tlber  die  wirthschafUichen  Onuid- 
begriffe  und  über  die  Gestaltung  des  Preises  im  1.  Bande  des  SchOnberg'schen  Hand- 
buchs (in  dessen  verschiedenen  Auflagen)«  sowie  die  älteren  Aufsätze  gleichen  Inhalts 
in  der  Tab.  Ztschr.  f.  Staatswiss«  B.  25«  26«  36;  femer  die  selbständige  Schrift 
«.Grundlagen  der  Yolkswirthschaftslehre",  1S89.  Auch  die  Neumann'schen  Arbeiten 
über  Steuern  kommen  nach  ihrem  Inhalte  theil weise  mit  in  Betracht.  S.  dieselben 
und  darüber  meine  Finanzwissenschaft,  II«  2.  Aufl.  S.  19  ff. 

G.  Cohn  hat  in  seinem  vorzüglichen  System  der  Nationalökonomie«  1.  Band« 
Grundlegung«  Stuttgart  1885«  eines  der  besten  und  zugleich  formgewandtesten  Bücher. 
über  Politische  Oekonomie  geschrieben «  mit  welchem  ich  besonders  in  BetreflT  der 
Methodologie  (Einleitung  1.  Kap.)  und  den  Erörterungen  über  die  Gestaltung  des 
A^'irthschaftslebens  (System  der  Wirthschaft«  2.  Hauptabschnitt«  worin  eine  Reihe  der 
von  mir  in  meiner  Grundlegung  behandelten  Puncto  durchgenommen  werden)  vielfack 
übereinstimme.  Näher  habe  ich  mich  in  dem  Aufsätze  ««systematische  Nationalöko- 
nomie" in  Conrad's  Jahrbüchern,  B.  46  (N.  F.  !2)«  1S8H  (S.  197  fif.)  darüber  aus- 
gesprochen. S.  in  Cohn's  Werk  auch  den  Abriss  einer  Geschichte  der  Nationalökonomie 
(Einleitung«  Kap.  3).  Ausführungen«  denen  ich  mich  nicht  ungetheilt«  aber  in  höherem 
Maasse  als  anderen  litterarhistorischen  Schriften  und  Ueberblicken  anschliessen  kann. 
Von  (i.  Cohn  sind  ausserdem  manche  Aufsätze  über  Principienpuncte  der 
Grundlegung  zu  nennen«  welche  jetzt  meistens  in  den  beiden  Bänden  «.volkswiith- 
schafüiche  Aufsätze'*«  Stuttgart  18S2«  und  ««nationalökonomische  Stuiien"«  Stuttgail 
18S6.  gesammelt  vorliegen.  Im  ersten  Buche  u.  A.  „Wehrateuer*'«  ««Ehre  und  Last  im 
der  Volkswirthschaft"«  „Arbeit  und  Armuth". 

Nicht  mit  eigenen  Schriften  und  Aufsätzen  gerade  über  die  Probleme  der  Grund- 
legung« wohl  aber  mit  mancherlei  bezüglichen  Ausführungen  in  seinen  Arbeiten  über 
besondere  Gegenstände  ist  auch  W.  Lexis  hier  zu  nennen.  So  seine  vortreflFlichen 
Abhandlungen  über  Handel  und  Consumtion  im  I.Bande  des  Schönberg'schen  Hand- 
buchs« Einleitungen  und  Excurse  in  seinen  statistischen  und  historischen  Arbeiten 
(über  französische  Ausfuhrprämien)«  in  zahlreichen  Aufsätzen«  Recensionen  in  deA 
Fachzeitschriften.  Die  Verbindung  abstract  deductivcr  und  historisch-statistischer  B*-  • 
handlung«  scharfer  begrifflicher  Erörterung,   feiner  psychologischer  Analyse  zeichnet 

Keynes,  scope  and  method  of  political  economy,  London  1891,  mit  welchem  ich  in 
diesen  Fragen   grösstentheils  übereinstimme.    Darin  u.  A.  die  Zurückweisung  der  xa 
grossen  Ansprüche  des  neueren  Historismus«   auch  der  Polemik   eines  Clifie  LesUa 
(p.  296  ffX    Mit  vollem   Rechte  hält  Marshall  an  der  «.Continuität"  in  der  Entwick- 
lung der  Wissenschaft  fest.   Von  ihm.  von  neueren  amerikanisch^'n  Schriftstellern  wird 
gegenüber  den  Uebertreibnngen  und  Unklarheiten  des  Historismus  einem  Ricardo,  dem 
neuere  deutsche   Autoren    gelegentlich    kurzweg   eine    ««Verirrung"   nennen  —  noch 
jüngst  ziemlich  so  der  hochverdiente«  aber  auch  zur  Einseitigkeit  des  jüngeren  Histo- 
rismus neigende  Hasbach  —  mit  Fug  und  Recht  und  in  richtiger  litterarhistorischer 
Dankbarkeit  wieder  die  maassgebende  Bedeutung,  trotz  aller  seiner  Einseitigkeit,  Yior 
dicirt.    Vollkommen  zutreffend  urtheilt  Marshall  (I,  1.  Aufl.  p.  519)   über  Ricardos 
Prodnctionskostenlehre:    ihre  Grundlagen    seien   bis   heute  intact  geblieben,    viel  sei     ; 
dazu  gefügt«  viel  darauf  gebaut«  wenig  davon  genommen.    Mit  dieser  maassvollen  Be-     i 
sonnenhcit  vergleiche   man  deutsche  Urtheile  des  jüngeren  und  jüngsten  Historismos     ! 
über  Ricardo   und  über  andere   ältere  Autoren  seiner  Methode  und  Richtung'.    Ein     j 
Hermann  wird  bei  uns  von  manchem  jüngeren   Fachmann  kaum   mehr  gekannt,  sein 
unübertroffenes  Hauptwerk  findet«  wie  auch  ein  v.  Thünen.  im  Auslande  um  so  mehr 
dankbare   Würdigung.     Ueber  die   „neuen  Doctrinen"  sagt  Marshall  (Vorwort  p.  V) 
ganz  richtig :  .,they  have  supplemented  the  oldcr,  havo  extended«  developed«  and  some^ 
times  corrccted  them«  and  often  have  given  them  a  different  tone  by  a  new  discnssioa 
of  emphasis;   but  very  scldom  have  subverted  them."     Aehnliches  gilt  TOflt     ^ 
jüngeren  Historismus.   Auch  in  der  deutschen  Wissenschaft  wird  das  wieder  aneduuuit    i 
werden,  davor  ist  mir  nicht   bange.     Die  jüngere   „österreichische  Schule*'  (§.  19)^     ^ 
H.  Dietzel  u.  A.  m.  werden  dafür  sorgen.  ^ 
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alle  Arbeiten  ?on  Lexis  im  hohen  Grade  aus.  Aehnliches  gilt  unter  den  Jüngeren 
fon  Btkcher  s  Arbeiten,  welche  aber  glei(-hfalls  wesentlich  den  Specialgobieten  an- 
gehören. Wie  die  Ergebnisse  der  historischen  Forschungen  für  die  nationalOko- 
Qomische  Theorie  verwerthet  werden  können  und  müssen,  zeigt  z.  B.  sein  rortreff- 
licber  Art  Gewerbe  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  B.  III. 

§.  17.  Der  Kathedersocialismus.  In  dem  im  §.  15  auch 
TOD  uns  zngestandenen  Maasse  gehören  so  ziemlich  alle  diejenigen 
dentscben  Nationalökonomen,  welche  mit  dem  Spitznamen  ,,Ka- 
thedersocialisten''  von  ihren  freihändlerischen  Gegnern  seit 
Beginn  der  1870er  Jahre  znsammengefasst  werden,  aach  zur 
„bistoriscb-nationalökonomischen''  Schule.  Dieser  Name  ,,Katheder- 
soeialisten'^  ist  von  den  so  Bezeichneten  nicht  weiter  abgelehnt, 
öfters  selbst  gebraucht  worden.  Was  man  indessen  so  zusammen- 
fasst,  nmschliesst  Richtungen  und  Personen,  welche  unter  sich 
principiell  und  practisch  weit  auseinander  gehen.  Das  Gemeinsame 
ist  wesentlich  nur  der  historische  Standpunct  in  der  angedeuteten 
Beschränkung  und  die  Abweisung  der  extremen  Richtung  des  öko- 
nomischen Individualismus  und  Liberalismus,  des  sogenannten 
Manchester 'St  an  dpuncts. 

Wihrend  sich  der  eine  Flügel  stark  dem  Socialismos  nähert.  Einzelne  darin  ihn 

nameotüch  in  der  Form  des  Staatssocialismus  vertreten,  steht  der  andere   Flügel 

der  älteren    liberalen  Doctrin    nnd  Praxis    noch  sehr  nahe,  nur  dass  auch   er  die 

.^freie  Concarrenz'^  nicht  so  zam  Dogma   macht,   nicht  so  optimistisch  aaffieisst  und 

mehr  Ausnahmen   für  nothwendig,   mindestens  für  berechtigt  und  zweckmässiff,  au^h 

aD^oDeinere  für  erwägenswerth  hält.    Zu  diesem  Flügel  gehört  auch  jene  englischen 

Torbildem   folgende  -Kichtung ,  welche   an  Stelle  der  Concurrenz  der  Individuen,  wie 

in  der  älteren   Theorie   und  Praxis,   diejenige  der   organisirten    Verbände  von 

Arbeitern  und  Arbeitgebern  (trade  unions,  (Jewerkvereins-Organisation  u.  s.  w.)  setzen 

will  (Brentano).     Innerhalb  dieser  Extreme  von  liniis  nach  rechts  —  oder  rechts  nach 

liflb.  wenn   man  will  —  um  Namen  zu   nennen,  etwa   von  Schäffle  und  mir  bis  zu 

Nsise,  Conrad,  Brentano,  zeigen  sich  wieder  in  theoretis«her  und  practischer  Richtung 

die  versohiedensten  Nuancen,  zahlreiche    Berührung»-  und    Uebereinstimmungspuncto 

Aller  mit  Allen,    der  Einzelnen  unter   einander,  aber  auch   ebenso  viele  und  starke 

Differenzpuncte.    Eine  wissenschaftliche  oder  practische  einheitliche  „Kichtung"  oder 

.^cbnle**  stellt  der  Kathedersocialismus  also  in  keiner  Weise  dar. 

Ein  andrer  gemeinsamer  Name  ist  schon  wegen  dieses  Umstands  kaum  passend. 
Die  von  einzelnen  Seiten  vorgeschlagenen,  wie  „ethische**,  „realistische", 
^socialpolitische"  Jiichtung,  sind  an  sich  angreifbar  und  würden  wieder  nur  für 
eiazelne  Richtungen  innerhalb  des  „Kathedersocialismus"  allenfalls  geeignet  sein.  Auch 
hier  mehr,  um  eine  gewisse  Färbung  und  Tendenz  einer  Richtung  und  eines  Autors 
(z.  B.  etwa  des  ,,Ethischen"  bei  Männern  wie  (f.  Schönborg,  G.  Schmoller,  G.  Cohn) 
als  um  die  Gesammtrichtnng  auch  nur  eines  einzelnen  Autors  richtig  zu  bezeichnen. 
Daher  verbleiben  wir  lieber  bei  dem  „historisch  gewordenen"  Namen  „Katheder- 
socialismus^\ 

Eine  Darlegung  dieses  Kathedersocialismus  hat  hiernach 
keinen  Sinn.  Eine  kritische  Auseinandersetzung  mit  ihm  ebenso- 
wenig. Eine  ihm  specifisch  eigenthümliche  Litteratur  hat  er  gleich- 
falls nicht.  Es  kann  sich  nur  darum  handeln ,  auf  die  Lehrmei- 
nüDgen   einzelner   in  ihm   enthaltener  Richtungen  und  zu  ihm  ge- 
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hörender  Autoren  von  Fall  zu  Fall  referirend  und  kritisch  einzu- 
gehen, wozu  auch  die  principiellen  Erörterungen  in  der  Grundlegung 
mehrfach  Anlass  geben. 

Die  werthrollen  Materialsammlangen ,  Gutachten,  ßeferato  und  VerhandlangB- 
berichte  über  practische  wirthscbaftspolitiscbe  Fragen  in  den  ,,Scbriften  des  Yereim 
für  Socialpolitik''  haben  etwa  nur  d  as  Gemeinsame  des  Standpanctcs,  dass  die  radical 
individualistische,  rein  freihändlerische  Auffassung  und  Behandlung  abgelehnt  xai. 
nach  einem  positiven  Aufbau  der  Wirthschaftsordnung  gestrebt  wird. 

§.  18.  Der  Staatssocialismus.  Auch  mit  dem  Namen 
,,Staatssocialismus''  werden  wohl  verschiedene  Richtungen 
belegt.  Mitunter  hat  man  gegnerischerseits  den  Staatssocialismus 
und  den  Kathedersocialismus  kurzweg  identificirt.  Das  ist  unrichtig 
und  abzuweisen. 

Der  Kathedersocialismus  ist  nach  dem  Gesagten  eben  überhaupt  kein  einheitlich6C 
Begriff,  eigentlich  überhaupt  kein  Begriff,  sondern  ein  populärer  CoUectivname  fte 
verschiedene  Richtungen,  welche  dem  reinen  ökonomischen  Individualismus  antagonistisdi 
sind ;  jedenfalls  als  Begri£f  aber  etwas  viel  Weiteres  als  der  Staatssocialismus.  DieMT 
gehört  wohl  zu  jenem,  aber  stellt  nur  £ine  von  vielen  Richtungen  in  ihm  dar  imd 
eine  bisher  keineswegs  sehr  verbreitete. 

Mitunter  ist  neuerdings  jede  Maassregel  ,,positiver  Socialpolitik^'i 
durch  welche  irgend  wie  in  das  ^^freie  Spiel  der  wirthschaftlichen 
Kräfte'^  eingegriffen  wird,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
verhältnisse, kurzweg  staatssocialistisch ,  Staatssocialismus  genannt 
worden. 

So  selbst  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  mehr  noch  die  neuere  deutsche  auf 
dem  ZwauR^sprincip  beruhende  Arbeiterversicherungsgesetzgebung;  gewisse  social* 
politische  Einrichtungen  im  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Oder  man  hat  auch  Maassregeln  wie  die  Uebernahme  grosser 
wirthschaftlicher  Unternehmungen  auf  die  öffentlichen  Körper,  anf 
Staat,  Gemeinde,  Staatsbahnwesen  und  Eisenbahnverstaatlichung 
u.  dgl.  m.  ohne  Weiteres  so  genannt.  Das  ist  unter  gewissen  Vor« 
aussetzungen  auch  nicht  unzulässig.  Aber  diese  Voraussetzungen 
liegen  bei  diesen  Maassregeln  nicht  nothwendig  immer  vor  und  in 
der  Praxis,  sowie  bei  ihren  theoretischen  und  politischen  Vertretern 
waren  sie  bisher  sogar  in  der  Regel  nicht  vorhanden. 

Man  kann  nur  sagen:  die  und  die  Maassregeln,  wie  die  genannten,  haben 
meistens,  wohl  oder  Übel,  unabhängig  vom  Willen  ihrer  Beförderer,  eine  staats- 
socialistische  Seite  und  Folge  und  können  eine  staatssocialistische  Tendenz  habeo. 
Kur  im  letzteren  Falle  stellen  sie  bewussten  Staatssocialismus  dar. 

Ganz  einseitig  und  tendenziös  ist  es,  wenn  in  den  Entwürfen  zu  dem  neusten 
(Erfurter)  Programm  der  Socialdemokratic  ein  (in  das  Programm  selbst  nicht  mit 
aufgenommener  Passus)  den  Staatssocialismus  als  ein  „System  der  Verstaatlichung  n 
fi scalischen  Zwecken'*  bezeichnete  und  ihn  verwarf  (Prot,  der  Erf.  Parteitags, 
Berlin  1891  S.  14).  Diese  Zwecke  können  mitspielen,  —  und  zum  Yortheil  graäe 
der  Gemeinschaft  —  aber  sie  sind  nicht  das  Entscheidende. 

Der  eigentliche  Staatssocialismus  ist  nun  in  der  That,  wie 
der    ökonomische   Individualismus   und   Socialismus,    eine  eigene 
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geschlossene    ökonomische    Doctrin    und    ein  System    der 
Wirthschaftspolitik.     Er    nimmt    bewusst    nnd    mit    be- 
stimmten  Tendenzen  und  Zielpnncten    und    gewollten 
Folgen  eine  vermittelnde  Stellung  in  Theorie  und  Praxis  der 
Volkswirthschaft  zwischen  jenen  beiden,  dem  Individualismus  und 
dem  SocialismnSy  ein.  Das  tbut  zwar  im  Grunde  jede  nicht  extreme 
individnalistische    oder  socialistische  wirthschaftlicbe  Doctrin  und 
vollends  jede  bisher  geschichtlich  vorgekommene  Praxis,  jede  con- 
crete   Volkswirthschaftspolitik ,    welche   stets  auf  ein   Compromiss 
zwischen   Individnal-    und  Socialprincip  (§.   6)  hinausläuft.     Der 
Staatssocialismus  unterscheidet  sich  hiervon  indessen  als  Doctrin 
und  Wirthschaftspolitik  dadurch,  dass  er  principiell  dem  Socia- 
lismus  en^egenkommt,  weil  er  dessen  Kritik  th  eil  weise  itir  be- 
rechtigt nnd  dessen  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Eigenthnms- 
Ordnung  th  eil  weise  für  erfüllbar  und  die  Erfüllung  für  erwünscht 
hält     Insoweit  entfernt  er  sich   auch  principiell  vom  Indivi- 
dualismus.    Aber  anderseits  hält  er  gegenüber  jenen  Forderungen 
des Socialismus  wieder  eine  principielleSchranke  inne,  weil 
er  eine  principielle  Berechtigung  und  Nothwendigkeit 
ancb  des  Individualismus  und  zwar  im  Gemeinschaftsinter- 
esse anerkennt    Nur  einen  schrankenlosen  Individualismus,  nicht 
einen  nach  socialen  Rücksichten  einzuschränkenden,  verwirft  er. 

Demgemäss    Tertritt  auch   der  Staatssocialismas  und   mit  aus  den  Gründen  der 
sociilistischen    Kritik   die  Ersetzung   von  Phvateigcnthum  an  Kapitalien   und   Grund- 
stQden  durch  ,,gesellschattliches**,  d.  h.  aber  gleich  genauer  bezeichnet  durch 
stiitliches,    commnnales    und    dgl.    Eigenthum    und    damit  die  Ersetzung    von 
PnfatwiTthächaft  darch  Gemeinwirthschaft     Aber  er  beschränkt  seine  Forderung  auf 
eine  theilweise  Ersetzung,  nemlich  nur  da,  wo  es  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
biltnisse,  ökonomisch   nnd  technisch   möglich  und  zweckmässig  und  zu- 
gleich socialpolitisch  wünschenswerth  und  passend  ist.     Das  Vorhandensein 
dieser  Bedingungen    nimmt    er  nicht,    wie   der  Socialismus  in  seinen   Behauptungen, 
überall  von  Tornherein  unbedingt  als  erwiesen  an,  sondern  er  verlangt  erst  den  Beweis 
dafor.    Elr  setzt  sich  dabei  auch  über  die  psychologischen  wie  practisch-technischen, 
politischen   Bedenken    und   Schwierigkeiten    einer    gemeinwirthschaftlichen,    auf    der 
Grundlage  gesellschaftlichen  Gemeineigenthums  ruhenden  Organisation  der  Yolkswirth- 
schaft  nicht    einfach  hinweg,  sondern   hält  eine   eingehende  objective   Auseinander- 
setzung mit  denselben  für  erforderlich  und  für  seine  Aufgabe. 

Danach  verbleibt  ihm  auch  für  einengrossen,  den  grösstcn  Theil  der  Volks- 
Tirthschaft  die  Privateigenthumsordnung  und  die  privatwirthschaftliche 
Organisation,  wiederum  nicht  im  Interesse  der  Besitzenden,  sondern  im  Gesellschafts- 
und  Volkswlrthschaftsinteresse  selbst.  Freilich  verzichtet  er  dabei  auf  den  Versuch, 
in  der  T\'eise  der  älteren  Dor:tnnen  (der  Nationalökonomie,  der  Rechts-  und  Staats- 
philosophie) die  Grenzen  zwischen  Privat-  und  gesellschaftlichem  Gemeineigenthum. 
zwischen  privat-  und  gemein wirthschaftlicher  Organisation,  zwischen  Individuum  und 
Staat  ein  für  allemal,  „principiell**  aus  dem  „Wesen"  —  oder  dem,  was  man 
so  nennt  —  sei  es  des  Staats,  sei  es  der  Individualfreiheit  ableiten  zu  wollen.  Denn 
er  sieht  dieses  „Wesen**  selbst  und  jene  Grenzen  als  etwas  nothwendig  und  zweck- 
Missig  historisch  Veränderliches   an.    Bei  der  jeweiligen  Feststellung   dieser 
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Grenzen,  auch  bei  der  Verschiebung  zu  Gunsten  von  Gemeineigenthum  und  Gemein- 
wirthschaft,  hat  auch  nach  Ansicht  des  Staatssocialismus  die  Entwicklung  und  der 
jeweilige  Stand  der  Productionstechnik  ein  gewichtiges  Wort  mitzusprechmi« 
freilich  aber,  und  zwar  vor  Allem  auch  aus  psychologischen  Gründen  und  um 
dos  Freiheitspostulats  Willen,  nicht,  wie  der  Socialismns  will,  das  alleinige 
AVort  Wieder  unter  Benutzung  der  socialistischen  Kritik  und  der  Erfahrungen  hin- 
sichtlich des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Function  unter  dem  Bechts- 
grundsatz  der  freien  Concurrenz  hält  der  Staatssocialismus  nur  principiell  eine 
beschränkende  Regelung  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Production»- 
mittein,  des  Vertragsrechts  und  des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  fur  noth- 
wendig  und  berechtigt.  Grade  dadurch,  das  erkennt  er,  soll  wieder  und  muss  und 
kann  auch  allein  das  Privateigenthum  als  ein  doch  in  erster  Linie  dem  Gemein- 
schaft sinteresse  dienstbares  Rechtsinstitut,  und  das  privatwirthschaftliche  System 
als  ein  ebenfalls  zuerst  für  dieses  Interesse  fungirendes  System  der  ganzen  Volkswiith- 
srhaft,  wirklich  in  den  Dienst  der  Gemeinschaft  gestellt  werden.  AVie  dabei 
aber  im  einzelnen  Falle  vorzugehen  ist,  entscheidet  der  Staatssocialismus  nicht  nadi 
einfachen  „Principien" ,  „Thesen" ,  „Axiomen",  sondern  unter  steter  BerUcksichtig^ong 
der  mitspielenden  psychologischen  Factoron  und  der  practisch-technischen,  auch 
der  politischen  Seite  der  Dinge  nach  genauer  Untersuchung  der  concreteft 
Verhältnisse. 

In  der  Kritik  der  geschichtlich  überkommenen  bestehenden  Verhältnisse  des 
WHrthschaftslebens  und  des  Wirthschaftsrechts  hütet  sich  der  Staatssocialismus  Tor 
den  Uebertreibungen ,  vor  dem  Pessimismus  des  Socialismus.  In  der  Annahme  der 
Veränderungs-  und  Verbesserungsmöglichkeit  der  wirthschaftlichen  und  socialen  Ver- 
hältnisse durch  die  vom  Socialismus  geforderten  wirthschaftsrechtlichen  und  wirtli- 
schaftsorganisatorischen  Reformen  hütet  er  sich  aber  nicht  minder  vor  den  optimistischen, 
wie  phantastischen  Uebertreibungen  des  Socialismus.  Er  hält  auch  hier  an  den 
psychologischen  mehr  noch  als  an  den  practisch- technischen  Bedenken  nnd 
Schwierigkeiten  einer  rein  socialistischen  Rechtsordnung  und  Organisation  fest,  er 
verkennt  bei  letzterer  nicht  die  ausserordentlichen  Bedenken  für  die  „Freiheit'*,  die 
persönliche,  die  wirthschaftliche,  die  politische,  die  geistige,, für  den  productiont- 
technischen  Fortschritt,  für  die  Arbeitsintensivität,  für  die  Bevölkerungsbewegung; 
Aber  anderseits  giebt  er  dem  Socialismus  darin  Recht,  dass  die  gesellschaftliche  and 
volkswirthschaftliche  Function  des  „völlig  losgebundenen"  Privateigenthums  an 
den  sachlichen  Productionsmitteln  und  des  „völlig  entfesselten"  privatwiith- 
sohaftlichen  Coucurrenzsystoms  sowohl  für  die  Production  der  Güter  als  für  die  Ver- 
thcilung  des  Productionsertrags  eine  vielfach  ausserordentlich  nachtheilige  ist 
Er  stimmt  dem  Socialismus  auch  darin  bei,  dass  alle  wirklich  tiefer  greifenden 
volkswirthschaftlichen  Reformen  solche  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthumsordnnng 
[und  implicite  der  Vertragsordnung)  und  der  ganzen  volkswirthschaftlichen 
Organisation  sein  müssen.  Insbesondere  im  modernen  entfesselten  Privat- 
kapitalismus  als  Wirthschaftssystcm  sieht  auch  der  Staatssocialismus  eine  Ein- 
richtung, welche  für  eine  gesunde,  dem  wahren  Gesellschafts-  und  Volkswirthschaft»- 
Interesse  entsprechende  Lösung  des  Productions-  und  Vertheilungsproblems  nicht 
geeignet  ist,  ohne  freilich  den  Ersatz  dieses  Systems  für  so  einfach  und  so  leicht, 
wie  der  Socialismus  es  thut,  zu  halten.  Jede  Erscheinung  des  Wirthschaftslebens, 
jede  Einrichtung  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung ,  aber  auch  zahlreiche  nnd 
wichtigste  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Lebens,  der  Cultur,  der  Sitte,  Sittlich- 
keit, welche  er  eben,  nicht  allein,  wie  der  Socialismus,  aber  immerhin  mit  als  Functionen 
wirthschaftlicher  Verhältnisse  —  wie  freilich  dann  diese,  wechselwirkend,  auch  wieder 
als  Functionen  der  gesellschaftlichen ,  sittlichen  Verhältnisse  n.  s.  w.  —  ansieht, 
bringt  er  in  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  Fragen  der  Eigenthumsordnung  nnd 
Wirthschaftsorganisation ,  untersucht  sie  in  ihrer  Wechselwirkung  mit  Production  und 
Vertheilung,  beurtheilt  sie  nach  dem  Ergebniss  dieser  Untersuchung  und  nimmt 
wesentlich  mit  danach  seine  Stellung  zu  ihnen  und  zu  allen  auf  sie  bezüglichen 
Fragen  der  Wirthschaftspolitik  und  Rechtsordnung. 

Diese  Andeutungen  mögen  vorläufig  genügen,  um  ersehen  zu  lassen,  was  ich 
hier  unter  „Staatssocialismus"  verstehe.  Der  Ausdruck  selbst  ist  neu,  hat  sieh 
aber,   wie  .,Kathedersocialismus",  ja  mehr   als    dieser,  bei  uns  wie  bei  den  anderen 
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CoItniTölkern  rasch  eingebürgert,  um  einen  freilich  den  meisten  Gegnern  und  manchen 
Anhängern   nicht  genügend  klar  umgesi^hlossenen  socialpolitischen  Gedankenkreis  zu 
bezeichnen.    Ich  halte  an   dem  Ausdruck   im  Sinne  des    Vorausgehenden  fest.    Er 
ist    auch    schver  durch    einen  anderen  ähnlich  geeigneten  und    namentlich   ebenso 
erwünscht   kurzen    zu  ersetzen.     Ein   Mangel,  weil  von  vornherein  Vorurtheile  und 
Missverstindnisse    leicht   hervorrufend,    ist  freilich  die  ausschliessliche  Bezugnahme 
auf  den  Staat  in  dem  Ausdruck.     Festzuhalten  ist  um  so  mehr,  dass  hier  nach  der 
Regel  ^  potiori    lit   denominatio*'    verfahren    ist    Der  „Staat**   bezeichnet  hier  alle 
anderen  Ofi'entlichen  Körper,  namentlich  die  Verbände  und  Gemeinden,  auch  öfientliche 
Zweckrerbände   mit;    ferner  der  „Staat**  im  Worte  „Staatssocialismus**  kommt   nicht 
nur  als  die  „Gemeinwirthschaft'*,  welche  unmittelbar  (wie  auch  die  Gemeinde  u.  s.  w.) 
Wirthschaftsaufgaben ,   auch  materielle   (z.   B.    Verkehrswesen)   übernimmt,   sondern 
auch   ala  der  Factor  für  Aus-  und  Fortbildung  wie  jeder  so  auch  der  privatwirth- 
schaftlichen  Bechtsordnung  bei  entwickelten  Cultun'ölkem  in  Betracht.    „Staatssocialis- 
mus" schliesst  daher  begrifflich  nicht  den  Gedanken  der  Uebertragung  der  gesammten 
Production   und    Vertheilung  auf  den   Staat  in  sich  und  besagt   ebenso   wenig  den 
srrundsatzlichen  Ausschluss  des  privatwirthschaftlichcn   Systems  aus  der  Volkswirth- 
schaft.     Wohl  aber  mag  der  Ausdruck  passend  gleich  auf  die  Aufgabe  der  Regelung, 
Normirung   der  ganzen  wirthschaftÜchen  Rechtsordnung,  auch  derjenigen  für  den 
priratwirthscbaftlichen   Verkehr,   namentlich   durch    den  Staat  und   im    „socialen** 
Interesse  hindeuten.    In  besonderen  Fällen   muss  man  sich  genauerer  Beschreibungen 
und  Umgrenzungen    bedienen,    hier    und  da  auch  statt  von   „Staatssocialismus**  von 
^Communalsocialismus'*  und  Aehnlichem  sprechen. 

Auf  dem  Boden  eines  ^^Staatssocialismus^',  ^^staatssoeialistischer^' 
Anschannng  in  diesem  Sinne  steht  auch  diese  ^^Grundlegung^^ 
Ueberall  wird  dabei  an  das  geschichtlich  Ueberkommene  und  zu 
Recht  und  thatsächlich  Bestehende  angeknüpft,  dasselbe  aber  nach 
den  angedeuteten  Gesichtspuncten  geprüft  und  danach  fortzubilden 
gesucht,  nur  unter  steter  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  psycho- 
logischen und  aller  sonstigen  Seiten  und  eventuell  Bedenken  und 
Schwierigkeiten,  auch  der  productionstechnischen,  der  vertheilungs- 
technisclien ,  der  politischen  einer  jeden  Frage,  welche  bei  jeder 
Aenderung  des  Bestehenden,  bei  jeder  weiteren  Annäherung  an 
socialistische  Ziele  auftauchen. 

Die  „historische**  Nationalökonomie  und  die  übrigen  Kichtungen  innerhalb  des 
soeen.  Kathedersocialismns  haben  sich  diesem  Staatssocialismus  gegenüber  mclir  ab- 
lehnend aL»  beistimmend  verbalten ,  dürfen  also  in  der  That  verlangen ,  nicht  ohne 
Weitres  mit  demselben  zusammengeworfen  zu  werden ,  wie  es  in  der  in-  und  aii>- 
ländischen  namentlich  polemischen  Litteratur  nicht  selten  geschehen  ist. 

Für  die  principiellen  Erörterungen,  die  dogmatischen  Formulirungen  u.  dgl.  m. 
auf  „staatssocialistischer**  Grundlage  und  nach  dementsprechender  Anschauung  darf 
ich  mich  wohl  besonders  auf  meine  eigenen  einschlägigen  Arbeiten  beziehen.  Miinner 
wie  Schaffte ,  einzelne  historische  Nationalökonomen,  wie  Schönberg,  Schmüller,  auch 
G.  Oohn  u.  A.  m.  vertreten  auch  wohl  einzelne  Ansichten,  welche  man  „staul^- 
Sö^nalbtisch"  nennt  und  allenfalls  so  nennen  kann.  Aber  sie  begründen  &ie  doch 
aberwiegend  anders  und  ziehen  andre  Consequenzen  daraus.  Sie  lehnen  daher,  von 
ihrem  Standpuncte  aus  nicht  unrichtig,  die  Bezeichnung  ..Staatsaociali&ten"  für  sii  h 
ab.     Ihre  Arbeiten  sind  deshalb   nicht  hier,   sondern  waren   schon  oben  anzuführen. 

Schon  in  den  beiden  ersten  Auflagen  der  Grundlegung,  sowie  in  der  Finanz- 
wissenschaft ^)  habe  ich  im  Ganzen  den  Standpunct,  welchen  ich  den  .,staatssocialistischen" 


^  S.  dasell)St  in  B.  1  (3.  Aufl.)  die  Abschnitte  über  die  (ieschichte  der  Finanz- 
nsseiü'. hafi  §.  27  ff.,  über  die  Principicnfragen    bei   den  Privaterwerbszweigen   -.ein- 
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im  besprochenen  Sinne  nenne,  vertreten.  In  dieser  neuen  Auflage  suche  ich  diesen 
Standpunct  noch  schärfer  zu  entwickeln,  aber  nach  beiden  Seiten,  des  Socialismiis 
wie  des  Individualismus,  ihn  auch  noch  deutlicher  abzugrenzen.  In  den  Aufsitzen 
über  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus''  (Tub.  Zisch,  f.  Staatswiss.  Jahrg,  1887) 
bin  ich  ebenfalls  genauer  auf  grundlegende  Principienfragen  eingegangen. 

Aus  der  Litteratur  sind  sonst  vornemiich  kritische  Erörterungen  über  die  Prin- 
cipienfragen hervorzuheben,  welche  bei  der  Behandlung  der  prac  tischen  Special- 
fragen der  neueren  Wirthschafts-  und  Sociaipolitik,  auch  der  Finanz- 
und  Steuerpolitik  aufigetaucht  sind.  Die  berühmte  Kaiserliche  Botschaft  rom 
17.  November  1881  hat  auch  hier  als  Ferment  gewirkt^)  Namentlich  die  Fragen 
der  Arbeiterorganisation,  der  Arbeiterversicherung,  des  Arbeiterschutzes,  die  Special- 
frage des  Yersicherungszwangs,  der  Staatsbeiträge  zur  Arbeiterversicherung,  femer  die 
Frage  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  der  Tarifpolitik  dabei,  der  finanziellen 
Behandlung  der  Bahnen,  auch  die  socialpolitische  Seite  der  Frage  von  Freihandel  und 
Schutzzoll  (Agrarzölle)  u.  A.  m.  haben  vielfach  den  Anlass  zu  neuen  und  tieferen 
principiellen  Erörterungen  Über  das  Verhältniss  von  Individuum  und  Gemeinschaft, 
über  die  Berechtigung  der  Staatshilfe  in  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  über  die 
Fragen  der  Staatsthätigkeit  gegeben.  Die  betreffende  Speciallitteratur  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  näher  anzugeben.  Auch  in  der  Grundlegung  ist  sie  aber  bisweilen  für 
Einzelnes  mit  heranzuziehen.^) 

'  Mehr  zusammenfassende  systematische  Litteratur  des  Staatssocialismus  fehlt  bisher 
noch.  Vornemiich  die  Gegner,  Freihändler,  Ultramontane  haben  versucht,  den  Staali- 
socialismus  zu  systematisiren,  um  ihn  besser  augreifen  zu  können,  aber  sie  machen 
eine  Carricatur  oder  einen  Popanz  aus  ihm.  Dies  gilt  z.  B.  von  der  Streitschrift  der 
drei  Freihändler  Bamberger,  Barth,  Brömel  „gegen  den  Staatssocialismus**, 
Berlin  1884  (aus  der  Sammlung  volkswirthschaftlicher  Zeitfragen.    Herausgegeben  von 


schliesslich  Eisenbahnen)  §.  201,  §.  218,  §.  267.  In  B.  2  (2.  Aufl.)  die  mehrfachen, 
sich  mit  den  Fragen  der  Grundlegung  nahe  bertihrenden  Erörterungen  tlber  das 
socialpolitische  Moment  im  Gebühren-  und  Steuerwesen  (§.  15  ff.,  Wesen  der  Gebttbren, 
§.  20  S.  Entwicklung  derselben,  §.49  volkswirthschaftliche  Gebahren,  §.  65  Gebühren 
bei  Communalanstalten ,  §.  85  ff.  Grund  der  Steuer,  §.  102  ff.  Beziehung  der  Steuer 
zur  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  Eigenthumsordnung,  §.  127  finanzpolitiBchd 
Steuerprincipien ,  g.  131  volkswirthschaftliche  Steuerquellen,  §.  236  ff.  Bestenenmg 
der  Conjuncturengewinne  u.  A.  m.).  Es  ist  mir  von  befreundeter  Seite  wohl  «die  Fngo 
entgegengetreten,   ob  ein   grosser  Theil  der  bezüglichen  Erörterungen,  besonders  im 

2.  Bande  der  Finanzwissenschaft  überhaupt  systematisch  nicht  richtiger  ganz  in  die 
Grundlegung  gehöre.  M.  E.  sind  indessen  in  letzterer  mehr  die  allgemeineren,  in 
der  Finanzwissenschaft  (ähnlich  in  der  practischen  Nationalökonomie)  mehr  die  spe- 
cielleren  Erörterungen  zu  geben,  um  durch  diese  eine  Frage  zum  Abschloss  zn 
bringen.  Wiederholungen  lassen  sich  dabei  nicht  ganz  vermeiden,  weil  dieselben 
Fragen,  nur  nach  einem  etwas  verschiedenen  Standpuncte  der  Betrachtung,  zn 
behandeln  sind.  In  der  Finanzwissenschaft  (wie  in  den  unten  weiter  genannten  Auf- 
sätzen) suche  ich  immer  nachzuweisen,  dass  die  allgemeiner  gehaltenen  principiellen 
Erörterungen  in  der  Grundlegung  doch  auch  für  concreto  practische  Fragen  frucht- 
bringend, zielgebend  sind  und  dass  umgekehrt  jede  solche  Frage  erst  richtig  beurtheilt 
werden  kann,  wenn  sie  mit  den  grossen  Principienfragen  der  volkswirthschaftlichen 
Organisation  und  Rechtsordnung  in  Zusammenhang  gebracht  wird. 

*)  S.    darüber  auch   schon   meine  Ausführungen   in   der  Finanzwissenschaft  I, 

3.  Aufl.  S.  50. 

*)  Von  meinen  eigenen  hierher  gehörigen  Arbeiten  beziehe  ich  mich  ausser  auf 
die  vorhin  genannten  für  die  weitere  Ausführung  mancher  Puncto  in  dieser  Grund- 
legung u.  A.  besonders  noch  auf  die  Abhandlung :  „Der  Staat  und  das  Versichemngt- 
wesen'\  in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.,  B.  37,  1881  (auch  selbständig  ausgegeben, 
Tübingen  1S81);  die  Abh.  Versicherungswesen  im  2.  B.  (3.  Aufl.)  des  Schönberg  sehen 
Handbuchs  der  Politischen  Oekonomie;  die  Abh.  Grundbesitz  Nr.  I.  im  B.  4  des 
Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften;  sowie  auch  wieder  auf  die  Abh.  „Ueber 
sociale  Finanz-  und  Steuerpolitik''  im  Braun'schen  Archiv  für  sociale  Gesetzgebung, 
1891,  B.  4. 
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der  Berliner  Tolkswirthschaftlichen  Gesellschaft);  7on  Barn  berger 's  Artikel  Socialisme 
d'vtmt  im  Noa?eaa  dictionnaire  d'6conomie  politiqae  (1891);  von  der  Schrift  L.  Say's, 
Le  socialisme  d'^tat,  Paris  1884:  von  der  nltramontanen  Schrift  Wilh.  Maier's,  „Der 
StaatBsocialismus  und  die  persönliche  Freiheit"*,  Regensborg  and  Amberg  1884;  Ton 
dem  Pamphlet  S.  Emele's,  „der  Socialismos,  Rodbertos-Jagetzow,  das  Sianchesterthom 
and  der  Staatssocialismas*\  Sigmaringen  1885.  In  anderen  Arbeiten  wird  der  Staats- 
socialismos  za  weit  gefasst,  in  der  oben  augedeateten  Weise  die  neuere  deutsche 
Wirthschafts-  and  Sodalpoiitik ,  der  Kathederaocialismas  za  sehr  mit  ihm  identificirt, 
so  ron  M.  StrOll,  die  staatssocialistische  Bewegung  in  Deutschland,  Leipzig  1885; 
aach  die  rerdienstrollen  Arbeiten  des  Engländers  Dawson  leiden  an  diesem  Fehler, 
so  die  Schrift  Bismarck  and  State  socialism.  London  1890.  K.  Umpfenbach,  Alters- 
refsorgang  und  Staatssocialismus ,  Stuttgart  1883,  bleibt  unklar^).  Ich  nenne  noch 
den  Abschnitt  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus  in  Stein 's  Finanzwissenschaft, 
5.  Anfl.  L  148 — 160,  worauf  sich  mein  genannter  Aufsatz  unter  diesem  Titel  Tor- 
nemlich  bezieht  Aus  der  englischen  Litteratur  z.  B.  der  Aufsatz  von  Rae,  State 
sodalisnu  Gontempor.  Beriew  Aug.-Sept.  1888,  Schriften  Ton  H.  Spencer,  wie  man 
rersos  State. 

§.  19.  Die  neaere  theoretische  Richtung,  besonders 
in  Oesterreich.  Die  Unklarheiten  und  Uebertreibungen  des 
jüngeren  deutschen  Historismus  haben  sich  in  der  ausländischen 
Wissenschaft  überhaupt  nur  vereinzelt  und  auch  da  nicht  in  gleichem 
&rade  gezeigt  Wo  man  das  Berechtigte  in  der  historischen  Rich- 
tung anerkannte  y  geschah  es  meistens  etwa  in  dem  Umfange  und 
in  der  Weise ,  wie  ich  es  oben  (§.  15)  gleichfalls  gethan  habe. 
Action  oder  zu  weitgehende  Reaction  ruft  aber  glücklicher  Weise 
immer  wieder  in  der  ,,freien  Wissenschaft''  ausserhalb  der  engeren 
Schalrichtungen  Reaction  hervor.  Eine  solche  in  der  deutschen 
Wissenschaft  in  schärferen  Gang  gebracht  zu  haben,  ist  das  Ver- 
dienst K.  Menger's  in  Wien.  Unter  seiner  Führung  oder  in  seiner 
Begleitung  hat  eine  Anzahl  Fachmänner,  vornemlich  in  Oesterreich, 
die  theoretischen  Probleme  der  Politischen  Oekonomie  wieder 
mit  Fug  und  Recht  in  den  Vordergrund  geschoben,  voran  das 
Werthproblem.  Jene  Reaction  beruhte  vornemlich  auf  einer 
scharfen  Kritik  der  Ziele  und  Methoden  der  historischen  Richtung 
and  auf  einer  einschneidenden  erkenntnisstheoretischen  Untersuchung 
der  Methodologie  und  der  verschiedenen  Aufgaben  der  Disciplin, 
wobei  der  Deduction  wieder  die  ihr  gebührende  Stellung  gegeben 
worden  ist  Diese  Kritik,  wie  diese  Untersuchung  und  ihr  metho- 
dologisches Ergebniss  ist  auch  für  die  „Grundlegung"  wichtig. 

Man  braucht  nicht  allen  einzelnen  Ergebnissen  der  Untersuchang  beizu- 
stimmen, um  doch  den  Ausgangspunct  fur  richtig  halten  zu  können:  ,,Die  Erkennt- 
aisswege,  die  Methoden  der  Forschung  richten  sich  nach  den  Zielen  dieser  letzteren, 
nach  der  formalen  Natur  der  WaJirheiten ,  deren  Erkenntniss  angestrebt  wird" 
(K.  Menger,  Untersuchungen,  Vorwort  S.  VI).    Die  Deduction  auf  dem  ücbiete  der 


^')  Ceber  die  meisten  hier  genannten  Schriften  Näheres  in  meinem  Aufsätze  über 
Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus,  Tab.  Ztschr.  1SS7,  S.  078  ff. 
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theoretischeD  Nationalökonomie  ist  durch  diese  Bestrebungen  K.  Mengers,  seiner 
Schule  und  Anhänger  mit  Recht  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft  gegenüber  den 
Prätensionen  des  Eistorismus  wieder  zu  Ehren  gebracht  worden.  Ein  entschiedenes 
Verdienst,  auch  vom  Standpuncte  Desjenigen  aus,  welcher  auch  im  Methodenstrait 
eine  mehr  mittlere  Stellung  glaubt  einnehmen  zu  sollen,  wie  der  Verfasser  diesesr 
Für  die  „Grundlegung'*  ist  diese  neuere  theoretische  Richtung  sowohl  durch  ihre 
Methode  als  durch  die  Arbeiten  über  ökonomische  Grundlehren,  wie  das  Werth-  und 
Preisproblem,  die  Kapitakinstheorie,  die  Gemein wirthschaft,  die  Staatswirthschaft  u.  A.m. 
von  Bedeutung.  Meinungsverächiedenheiteu  über  die  „Grenznutzen-Theohe**  und  deren 
Tragweite,  sowie  über  Methode  und  System,  wie  sich  weiter  unten  zeigen  wild, 
hindern  mich  nicht,  den  hohen  Werth  von  Menger 's  und  seiner  Schule  Leistungen 
anzuerkennen.  Dass  dieselben  im  Ausland  mehr  als  in  Deutschland  Beifall  gefanden 
haben,  i^t  aus  mancherlei,  auch  aus  mitspielenden  persönlichen  Momenten  und  Ein- 
flüssen von  Scholrichtungen  zu  erklären,  beweist  aber  nichts  gegen  den  Werth  dieser 
Leistungen.  Eine  gewisse  Neigung  zur  Uebertrcibung  und  Einseitigkeit  mag  da  und 
dort,  zumal  in  der  Hitze  des  Streits,  auch  bei  dieser  Beaction  gegen  den  Historismas  mil 
unterlaufen,  wie  fast  immer,  wenn  eine  berechtigte  Reaction  gegen  eine  andere  Ein- 
seitigkeit eintritt.  Das  wird  schon  wieder  berichtigt  werden.  Die  einzelnen  Autoren 
der  Richtung  haben  auch  nicht  die  sectenartige  Unselbständigkeit  gegen  einander  und 
gegen  K.  Menger,  wie  ihnen  in  Deutschland  wohl  vorgeworfen  wird.  Das  beweisen 
die  Schriften  von  v.  Böhm-Bawerk,  E.  Sax  u.  A.  m.  Und  Männer  wie  der  jüngere 
Dietzel  haben  auch  gezeigt,  dass  man  auf  eigenen  Wegen  zu  einer  ähnlichen 
Behandlung  der  theoretischen  Probleme  kommen  und  auch  in  wichtigen  Grundiehren, 
wie  in  der  Werth-  und  Grenznutzen-Theorie,  abweichen,  „ausserhalb  der  jangen  öster- 
reichischen Schule"  stehen  kann,  ohne  das  Verständniss  fur  die  Berechtigung  der 
letzteren  zu  verlieren. 

An  dieser  Stelle  sind  nur  einige  Hauptarbeiten  von  specieller  Bedeutung  auch 
fUr  die  Grundlegung  zu  nennen., 

K.  Menger 's  Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre,  1.  Theil,  Wien  1871.. — 
Die  Hauptschrift :  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Social  Wissenschaften  und  der 
politischen  Oekonomie  insbesondere,  Leipzig  1883.  Darüber  u.  A. :  H.  Dietzel  in 
Conrad's  Jahrbüchern,  B.  42  (N.  F.  VUI),  1884,  auch  N.  F.  B.  43  (IX);  Schmoller 
in  s.  Jahrbuch  B.  7  lbS3,  daraus  in  seinem  Buche  ..zur  Litteraturgeschichte  der 
Staats-  und  Socialwissens(^haften''.  S.  auch  meine  Bemerkungen  in  Gonrad*8  Jahr- 
büchern (Aufsatz  systematische  Nationalökonomie)  B.  46  (N.  F.  12)  1886.  S.  203  ff. — 
Gegen  Schmoller  replicirte  Menger  in  der  Schrift  ..die  Irrthümer  des  Historismus  in 
der  deutschen  Nationalökonomie",  Wien  1884,  sachlich  vielfach  richtig,  in  der  Form 
leider  nicht  ebenso.  S.  ferner  Mcnger^s  Aufsätze  in  Conrad's  Jahrbüchern,  zur 
Theorie  des  Kapitals,  B.  51  (N.  F.  17),  l&8b  und  Grundzüge  einer  Classiflcation  der 
Wirthschaftswissenschaften,  B.  53  (N.  F.  19),  18S9. 

E  Sax.  Wesen  und  Aufgabe  der  Nationalökonomie,  Wien  1884;  dann:  Grund« 
legung  der  theoretischen  Staatswirthschaft,  Wien  1887  (darüber  in  meiner  Finnnz- 
wissenschaft  II.  2.  Aufl.,  S.  26). 

E.  V.  Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins,  1.  Abth.  Geschichte  und  Khtik 
der  Kapitalziustheorien .  Innsbruck  1884,  2.  Abth.  positive  Theorie  des  Kapitals, 
eb.  1889.  —  Aufsätze  über  Theorie  des  wirthschaftlichen  Güterwerths,  in  Conrad's 
Jahrbüchern  B.  47  (N.  F.  Vi)  1886  (andere  Schriften  über  Werth,  Preis  von  Wieser, 
Zuckcrkandl  s.  u). 

Dargun,  Egoismus  und  Altruismus,  Leipzig  18H5.  Derselbe,  Art.  Altruismos 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  B.  L 

G.  Gross,  Wirthschaftsforaieu  und  Wirthschaftsprincipien,  Leipzig  1888,  Der- 
selbe. Art.  Gemeinwirthschafi,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  B.  III. 

H.  Dietzel,  über  das  Verhältniss  der  Wirthschaftslehro  zur  Socialwirthschafto- 
lehre  (Diss.).  Berlin  1882.  Der  Ausgang  der  Social wirthschaftslehre  und  ihr  Grund- 
begriir.  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  39,  1883.  Beiträge  zur  Methodik  der  Wirth- 
schaftswisscnschaft,  Conrad's  Jahrbücher  B.  43  (N.  F.  17),  1884. 

Die  neuen^  theoretische  Richtung  hat,  selbst  vom  Auslande  aus,  auch  wieder 
die  Aufmeiksamkeit  auf  ein  seinerzeit  wenig  beachtetes,  fast  vergessenes  Buch: 
Gossen.  Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs,  1853,  neue  Ausgabe« 
Berlin  1'>S9  gelenkt. 


S^cialOkonomie  als  solbst&ndige  Wissenschaft.  g5 

Gute,  m.  £.  im  Ganzen  zutreffende  Behandiong  des  neueren  Streits  über  Ziel, 
Aufgabe,  Methode  in  der  Freiburger  Antrittsrede  von  Philippovich  von 
Philippsberg,  über  Aufgabe  und  Methode  der  Politischen  Oekonomie,  Frei  bürg 
18S6.  Auch  zu  nennen  Berghoff-Ising,  aber  die  historisch -ethische  Richtung  in 
der  NatioD&lökonomie,  Leipzig  18S9. 

§.20.  Die  SocialökoDomie  als  eigene  selbständige 
Wissensehaft.  Die  in  diesem  Kapitel  vorgeführten  und  be- 
sprochenen verschiedenen  Standpnncte  in  unserer  Wissenschaft, 
d.  h.  in  der  als  Socialökonomie  anfgefassten  nnd  behandelten 
Politischen  Oekonomie,  werden  uns  in  dieser  Grandlegung  ebenso 
zu  kritischen  Auseinandersetzungen  mit  ihnen  Anlass  geben ,  wie 
der  Standpnnct  des  „ökonomischen  Individualismus  oder  Liberalis- 
mus" oder  der  britischen  Oekonomik.  So  verschieden  und  zum 
Theily  wie  der  des  Individualismus  und  Socialismus,  scharf  anta- 
gonistisch diese  Standpnncte  nun  auch  untereinander  sind,  das  ist 
ihnen  allen  doch  gemeinsam,  dass  sie  die  ,yPolitische  Oekonomie'' 
als  ein  eigen  es ,  sich  von  anderen,  wenn  auch  mehr  oder  weniger 
verwandten  abgrenzendes  Wissenschaftsgebiet  auffassen. 

Aurh  der  wissenschaftliche  Socialismus  negirt  nicht  eine  Politische  Oekonomie 
als  eigene  Wissenschaft,  er  will  die  ältere  ,4iberale''  nur  zu  einer  ,,socialistischen'' 
fonbilden.  Im  jangeren  Historismus,  so  bei  G.  Schmoller'),  findet  sich  allerdings 
auch  wohl  Hinneigung  zu  einer  Auffassung  und  gelegentliche  Andeutungen  daron, 
disä  dermaleinst  die  Politische  Oekonomie  in  eine  allgemeine  Socialwissenschaft  auf- 
zogehen  bestimmt  sei.  Indessen  zu  klaren  Forderungen  hinsichtlich  einer  solchen 
Umbildung  der  Politischen  Oekonomie  und  zu  ernstlichen  Vorbereitungen  dazu  hat 
das  DO'rh  nicht  geführt. 

An  dieser  Auffassung  der  Politischen  Oekonomie,  —  auch  als 
„Socialökonomie"  — ,  als  einer  eigenen  selbständigen  Wissen- 
schaft mit  eigenen  Objecten  und  Aufgaben  und  beiden  an- 
gepassten  Methoden  wird  auch  hier  festgehalten.  Sie  gehört  in 
die  Gruppe  der  Social-  und  Staatswissenschaften,  aber  sie  ist 
nicht  „die"  Social-  und  Staats  Wissenschaft,  weder  nach  ihrer 
bisherigen,  noch  muthmaasslich  nach  ihrer  zukünftigen  Entwicklung. 
Auch  wenn  eine  Sociologie  oder  eine  Social-  oder  Gesellschafts- 
wissenschaft in  einem  engeren  Sinne  sollte  aufgestellt  werden 
dürfen,  eine  Annahme,  welcher  wir  skeptisch,  vollends  für  jetzt, 
aber  auch  für  die  Zukunft,  gegenüber  stehen ,  so  würde  die  Poli- 
tische Oekonomie  —  auch  wieder  als  „Social Ökonomie*',  wie  wir 
es  thun,  anfgefasst  und  behandelt  —  nicht  in  dieser  Sociologie 
aufgehen    oder    zu   dieser  erweitert   werden   dürfen   oder  können, 


^1  S.  z.  B.  seine  Keoension  des  Schönberg's<hcn  Handbuchs,  Jahrbuch  f.  (Jesetz- 
?«bQii?  Js>2.  h.  2  S.  249  ff. 
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sondern  eine  eigene  selbständige  Wissenschaft  mit  eigenen  ObjeeteD, 
Aafgaben,  Methoden  auch  hier  bleiben  müssen. 

Der  Umstand,  dass  volkswirthscliaftliche  Erscheinungen  und  Einrichtangen  anok 
gesellschaftliche,  „sociale''  sind,  dass  jede  von  ihnen  eine  sociale  Seite  und  orngdLebit 
jede  sociale  Erscheinung  und  Einrichtung  ihre  wirthschaftliche  Seite  hat,  dass  hier 
überall  Wechselwirkungen  bestehen;  die  Einsicht,  welche  die  historische  National- 
ökonomie nicht,  wie  sie  wohl  behauptet,  zuerst  gewonnen,  wohl  aber  weiter  entwidcelt 
hat.  dass  alle  yolkswirthschaftlichcn  Erscheinungen  und  Einrichtungen  immer  in 
Zusammenhang  mit  den  übrigen  gesellschaftlichen,  politischen,  culturlichen  zu  be- 
trachten und  in  der  Wirklichkeit  niemals  aus  diesem  Zusammenhang  ganz  heraus  za 
lösen  sind ;  die  weitere  Einsicht,  dass  daher  auch  bei  der  Analyse  und  der  Isolirung  der 
Tolkswirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Einrichtungen  in  der  Theorie,  bei  dem 
Herausschälen  des  Typischen  aus  dem  Individuellen  und  Goncreten,  des  Wirth- 
schaftsgosetzmässigen  in  der  Entwicklung  jenes  Zusammenhangs  mit,  jener  Bedingtheit 
durch,  jenes  Verhältnisses  der  Wechselwirkung  dieser  Erscheinungen  und  Ein* 
richtungen  zu  sonstigen  socialen  niemals  vergessen  werden  darf:  das  Alles  bedingt 
durchaus  nicht  das  Aufgehen  der  Politischen  Oekonomie  in  eine  engere  Sociologto 
oder  in  eine  weitere  Social-  oder  Gesellschaftswissenschaft.  Gerade  fur  die  leCztero» 
wie  für  die  gesammten  Rechts-,  Staats-  und  Socialwissenschaften  und  ftlr  alle  Ter- 
suche  in  der  Richtung  einer  eigenen  „Sociologie''  kann  nur  eine  in  ihrem  Gebiete 
selbständige  Politische  Oekonomie  wieder  den  fruclitbringenden  Dienst  einer  wichtig« 
Hilfswissenschaft  leisten.  Bei  einer  Vermischung  der  Grenzen  zwischen  der  Poli- 
tischen Oekonomie  und  der  Sociologie  oder  allgemeinen  Socialwissenschaft  wird  Allei 
unklar  und  verschwommen,  in  derselben  Weise  wie  in  der  früheren,  hier  noch  den 
Ursprung  mit  aus  der  älteren  deutschen  Cameralwissenschaft  offenbarenden  deutschen 
Politischen  Oekonomie  bei  der  dort  Üblichen  Vermischung  der  Grenzen  zwischen 
Technologie  und  Politischer  Oekonomie  und  wie  bei  der  Behandlung  der  letzteren 
mehr  als  Privatökonomie.  Jede  volkswirthschafcliche  Erscheinung  und  Einrichtung 
hat  wie  ihre  sociale,  so  ihre  technische,  rechtliclie,  —  öffentlich-  und  privatrechtliche 
—  privatökonomische  Seite.  Auch  diese  Seiten  sind  in  der  Politischen  Oekonomie  so 
wenig  wie  die  sociale  Seite  zu  ignoriren,  in  Bezug  auf  ihre  Einwirkung  und  Rackwirknng 
auf,  wie  auf  ihr  Beeinflusstwerden  durch  die  volkswirthschaftliche  Erscheinung  oder  Ein- 
richtung, zu  denen  sie  gehören.  Aber  wie  deswegen  die  Trennung  von  Politischer  Oeko* 
nomie  und  Privatökonomie  nebst  Technologie  —  nach  den  scharfen  Unterscheidung^ 
Hermann's  — ,  von  ersterer  und  Rechtswissenschaften  und  sonstigen  Staats- 
wissenschaften gleichwohl  richtig  und  festzuhalten  ist,  so  auch  diejenige  von  Politischer 
Oekonomie  und  Socialwissenschaft  oder  „Sociologie''.  Auch  in  methodologischer 
Hinsicht  folgt  aus  dem  socialen  Moment  in  jeder  volkswirthschaftlichen  Erscheinung 
und  Einrichtung  so  wenig  als  aus  ihrem  technischen,  rechtlichen  Moment  —  wenn 
letzteres  vom  socialen  hier  noch  unterschieden  wird  — ,  dass  eine  „Isolirung"  dieser 
Momente  für  den  Zweck  der  Untersuchung  methodologisch  unzulässig  sei.  Im 
Gegentheil,  gerade  weil  wirthschaftliche  Erscheinungen  und  Einrichtungen  diese  rtr* 
schiedenen  Seiten  bieten,  von  jeder  derselben  aus  beeinilusst  werden  und  sich  diese 
Seiten  wieder  gegenseitig  beeinflussen,  kann  nur  durch  eine  —  wenn  auch  not 
hypothetische,  dem  Zweck  der  Analyse  dienende  —  Trennung  oder  Isolirung 
der  Seiten  und  Ursachen  zur  wissenschaftlichen  Erkenntniss  fortgeschritten  werden* 
Nur  so  wird  die  complexe  Erscheinung  in  ihre  Componenten  aufgelöst,  wie  in  den 
classischen  Untersuchungen  von  ThUnen's.  Und  wenn  Überhaupt,  so  ist  nur  auf 
diesem  Wege,  durch  Ausbau  der  „specicllen''  Wissenschaften  von  der  Gesellschaft 
das  erforderliche  Material  für  eine  allgemeine  Sociologie  zu  gewinnen. 

Die  Hauptschriften  von  Comte,  Spencer,  wie  der  ganzen  sociolog^hen 
Schule  des  In-  und  Auslands,  welche  sich  vornehmlich  an  die  Genannten  anschliesst, 
ferner  die  Speciallitteratur  Über  „Urgesellschaft'',  Entwicklung  der  Familie  eta 
(Lewis  Morgan,  Lippert,  Fr.  Engels),  nicht  minder  die  ethnologische 
Litteratur  und  diejenige  Über  primitive  Rechsvcrhältuisse  und  vergleichende 
Rechtswissenschaft  (Sir  H.  Maine,  Bastian,  Post,  Kohler  u.  A.  m.)  bieten 
daher  sicherlich  auch  dem  National-  und  Socialökonomcn  viel  Anregendes  und  manches 
werthvollü  Material.  Wenn  ein  Fachökouomist  wie  SchäiTIe  letzteres  verwerthet,  wird 
auch  die  Politische  und  SocialOkonomie  besonderen  Vorthcil  davon  ziehen.     Aber  fto 
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unsere  Disdplin  ist  doch  diese  genannte  Litteratur  diejenige  7on  Hilfswissen- 
schaften, wie  die  juristische,  historische,  philosophische,  technologische  etc.  Daran 
halten  wir  aach  hier  fest,  nm  nicht  ins  Grenzenlose  abzuschweifen.  Panegyrikern 
der  Sociologie,  wie  L.  Gumplovicz  gegenüber,  dessen  Schriften  gleichwohl  des- 
wegen nicht  unterschätzt  weitlen  sollen  (Rassenkampf,  sociologische  Untersnchangeo. 
Innsbruck  1SS8,  Grandriss  der  Sociologie,  Wien  18S5,  Sociologie  and  Politik,  Leipzig 
1S92)  behaupten  die  AnsfUhrongen  W.  Dilthey's,  auch  wenn  man  denselben  keines- 
wegs aberall  zustimmt,  doch  im  Ganzen  ihre  Zatreffendheit  (Einleitung  in  die  Geistes- 
wissenschaft I,  Leipzig  18S3,  besonders  S.  108 — 150).  „Wachsende  Ausdehnung  und 
VenroUkommnung  der  Einzelwissenschaften'',  insbesondere  der  Politischen  Oekonomie 
als  einer  solchen  nach  Objecten,  Aufgaben,  Methoden  eigenen  Einzelwissenschaft, 
scheint  anch  uns  das  richtige  Ziel,  nicht  eine  unklare  und  rerschwommene ,  einzige 
grosse  Socialwissenschaft  oder  „Sociologie'*.  Ich  verweise  hierfür  auch  auf  den  guten 
imd  scharfen  Artikel  „positinsm"  (und  A.  Gomte)  von  G16mence  Roy  er  und  den 
Artikel  sociologie"*  im  Say-Ghailley 'sehen  nouveau  dictionnaire  d'economic  politique, 
roL  II.  Arbeiten,  welche  zugleich  mehr  als  der  lediglich  absprechende  Artikel  von 
Gothein,  „Gesellschaft  und  Gesellschaftswissenschaff'  im  3.  B.  des  Handwörterbuchs 
der  Staatswissenschaften  bieten,  wenn  auch  insbesondere  der  erstere  ähnlich  ab- 
lehnender Tendenz  ist  In  der  von  Gothein  Comte  nachgerühmten  schlagenden  Kritik 
der  Hohlheit  der  Abstractionen  der  „classischen  Nationalökonomie"  finden  sich  eben 
nur  bereits  dieselben  Unklarheiten  über  Aufgabe  und  Methode  der  Politischen 
Oekonomie  wie  bei  dem  jüngeren  deutschen  nationalOkonomischen  Historismus. 
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Erster  Theü. 

Die  Grundlagen  der  Yolkswlrthschaft. 

Abweichend  toh  der  rorigen  Auflage,  wird  der  Gegenstand  hier  formal  in 
„Baoher'\  sutt  wie  damals  in  „Kapitel'',  alsdann  werden  £e  „BUchei^'  in  Kapitel 
und  diese,  soweit  erforderlich,  wdter  in  „H&nptabschnitte''  und  „Abschnitte'* 
eingetheilt.  Die  sachlichen  eriieblichen  Erweiterungen  in  dieser  dritten  Auflage, 
namentlich  die  nunmehrige  Dinbeziehung  der  Methodologie  und  der  BerOlkerungs- 
lehre,  haben  aber  auch  sonstige  grössere  Veränderungen  in  der  Behandlung  und  £in- 
theilung  des  Stoffes  verarsacht  lu  der  2.  Auflage  waren  in  vier  Kapiteln  behandelt: 
die  elementaren  Grundbegriffe  —  die  Wirthschaft  und  die  Volkswirthschaft  —  die 
Organisation  der  Yolkswirthschaft  —  der  Staat,  Tolkswirthschaftlich  betrachtet 
Im  1.  Kapitel  handelte  der  1.  Hauptabschnitt  in  KOrze  7on  der  „wirthschaftlichen 
Natur  des  Menschen'^.  Die  Bevölkerungslehre  wurde  nur  gelegentlich  bertthrt  lEm- 
gehende  Erörterungen  ftber  „die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen"  werden  jetzt 
im  1.  Kapitel  des  ersten  Buches  zugleich  als  Einleitung  zur  Methodologie  gebracht. 
Die  weiteren  Ausftlhrungen  über  „elementare  Grundbegriffe'*  des  früheren  1.  Kapitels 
folgen  jetzt  in  Bach  2,  das  3.  Buch  entspricht  den  ersten  4  und  dem  6.  und  7.  Haupt- 
abschnitte des  früheren  Kapitels  2.  Der  5.  Hauptabschnitt  des  letzteren  bildet 
mit  der  dabei  Torangehenden  Bevölkerungslehre  jetzt  das  4.  Buch.  Das  frühere 
Kapitel  3,  Organisation  der  Yolkswirthscbaft,  ist  nunmehr  das  5.  Bach,  das  Kapitel  4, 
rom  Staate,  das  6.  Buch  geworden.  Die  Paragrapheneintheilong,  welche  in  den  ersten 
beiden  Auflagen  in  Debereinstimmung  gehalten  war,  musste  jetzt  geändert  werden, 
wnide  aber  der  Uebersicht  des  Zasammengehörigen  wegen  und  um  danach  verweisen 
zu  können,  doch  als  zweckmässig  beibehalten.  Die  Nummern  der  früheren  Para- 
graphen sind  in  Eckklammem  hinter  den  Nummern  der  neuen  angegeben,  wo  der 
behandelte  Gegenstand  derselbe  ist 

Die  jetzige  Eintheilung  des  ersten  Theils  gestaltet 
sich  hiemach  folgendermaassen. 

I.Bach.  Wirthschaftliche  Natur  des  Menschen.  Ob- 
ject,  Aufgaben,  Methoden,  System  der  Politischen 
Oekonomie. 

2.  Buch.    Elementare  Grundbegriffe. 

3.  Buch.     Wirthschaft  und  Yolkswirthschaft. 

4.  Buch.    Bevölkerung  und  Yolkswirthschaft. 

5.  Buch.     Organisation  der  Yolkswirthschaft. 

6.  Buch.     Der  Staat,  Tolkswirthschaftlich  betrachtet. 


Erstes  Buch. 

Die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen. 

Object,  Aufgaben,  Methoden,  System 
der  Politischen  Oekonomie. 


Erstes  Kapitel. 

Die  ¥drthschaftliche  Natur  des  Menschen. 

§.  21.  Litteratar.  Aufgaben  dieses  Kapitels.  Aus  der  national- 
ökonomischen Litteratur  gehören  vornemlich  die  Erörterungen  ttber  die  Grand* 
begriffe,  femer  auch  diejenigen  ttber  die  Methode  hierher,  worin  r^elmlsBig 
auf  die  „Natur  des  Menschen'',  insbesondere  die  ,,wirthschaftliche''  Natur  ein- 
gegangen, auf  diese  Andres  zurttckgeführt ,  aus  dieser  abgeleitet  wird.  S.  darflber 
unten  Tor  Buch  2  und  7or  Kapitel  2  dieses  1.  fiuchs  Weiteres  im  Zusammenhang. 

Im  Allgemeinen  ist  die  psychologische,  mehr  noch  die  ethische  Litteratoz, 
soweit  sie  sich  mit  dem  Triebleben,  den  Motiven,  der  Willensbildang 
des  Menschen  beschäftigt,  hervorzuheben.  Freilich  liefert  sie  meistens  keine  besondeie 
Ausbeute  für  die  nationalökonomische  Seite  des  Problems,  das  in  der  Bec«l 
von  den  betreffenden  Autoren  gar  nicht  oder  nicht  näher  verfolgt  wird.  Die  ul- 
gemeinen  Erörterungen  der  Psychologen  und  Ethiker  gestatten  daher  wohl  eine  gewisse 
Anwendung  auf  unser  Gebiet,  aber  genau  welche  und  in  welchem  Maasse,  bleibt 
gewöhnlich  erst  noch  zu  entscheiden. 

Deshalb  muss  doch  der  Nationalökonom  selbst  den  Versuch  machen,  fttr  seine 
Zwecke  eine  den  Aufgaben  seiner  Disciplin  entsprechende  Theorie  der  menschlichen 
Triebe  und  Motive,  welche  das  wirthschaftliche  Handeln,  Thun,  Unterlassen 
bestimmen,  eine  wirthschaftliche  Motivatiooslehre  aufzustellen.  Das  Folgende 
knüpft  für  diese  Aufgabe  der  Grundlegung  an  die  Ausfahrungen  der  §§.  1—4  nnd 
§.  207  der  2.  Auflage  der  Grundlegung  an.  Im  letztgenannten  Paragraphen  war  bereits 
ein  Versuch  gemacht  worden,  „psychologische  Motive,  welche  die  Höhe  der  Arbeits- 
leistung bestimmen''  abzuleiten  und  zu  analjsiren,  sowie  weiter  (§.  20Sff.)  auf  Grand 
dieser  Analyse  Erscheinungen,  wie  die  unfreie  und  freie  Arbeit,  und  beider  letzteren 
ökonomische  Anwendbarkeit  und  Nutzcfi'ect  zu  erklären.  Allein  diese  Ausführungen 
hätten  mit  an  die  Spitze  des  Werks  und  gerade  in  den  Abschnitt  von  der  „wirth- 
schafdichen  Natur  des  Menschen"  gehört,  wohin  ich  sie  jetzt  ziehe,  denn  sie  sudien 
einen  allgemeineren  ErklärungsschlUssel  für  wirthschaftliches  Handeln  überhaupt  za 
bieten,  nicht  nur  für  die  Frage  nach  der  Höhe  der  Arbeitsleistungen.  Auch  halte 
ich  sie  für  brauchbar'  mit  als  Grundlage  der  Methodenlehre.  Das  habe  ich  seit 
der  2.  Aufl.  der  Grundlegung  mehrfach,  u.  A.  in  dem  Aufsatze  „systematische  National* 
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«köoomie**  (Gonrad's  Jahrbflcher,  B.  46,  N.  F.  12,  1886,  S.  228  ff.)  ^)  nachzuweisen  ge- 
sucht. Im  Folgenden  fUhre  ich  diese  ErOrteningen  in  diesem  and  dem  n&chsten 
Kapitel  jetzt  weiter  ans.  S.  auch  Quarterly  Journal  of  economics  (Amerika,  Harvard 
Uaifersity)  rol.  I.  p.  118  ff.  und  Keynes,  scope  etc.  (s.  o.)  p.  224. 

Aach  im  Kapitel  ron  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  (2.  Aafl.  S.  196  ff.) 
habe  ich  schon  früher  ebenfalls  an  die  Triebe  und  Motive  näher  angeknüpft,  um  die 
Organisation  za  erklären  and  in  den  verschiedenen  Organisationsprincipien  and  Systemen 
die  verschiedenen  Triebfedern  nachzuweisen.  Das  geschieht  auch  in  dieser  3.  Auf. 
Aber  systematisch  richtiger,  ja  nothwendig  ist  es  doch ,  Ausführungen  wie  in  diesem 
Kapitel  Foranzuschicken. 

Aas  der  psychologischen  Katar  beschränke  ich  mich  hier  auf  die 
NennoDg  zweier  neuerer  Werke,  welche  ich  mehrfach  benutzte:  H.  Höffding, 
Psychologie  in  Umrissen,  aus  dem  Dänischen  übersetzt  von  fiendixen,  Leipzig 
\^^',  u.  A.  über  Triebe,  Motive,  Willen  (S.  113 ff.,  296ff.,  396ff.),  W.  Wundt, 
Grundzuge  der  physiologischen  Psychologie,  2  B.,  3.  A,  Leipzig  1887,  ebenfalls  be- 
sonders über  Triebe,  Willen  (II,  410  ff.,  463  ff.).  Vgl.  ausserdem  in  Mill's  Logik 
das  6.  Buch  von  der  Logik  der  Geisteswissenschaften  und  in  Wundt 's  Logik  den 
gleichen  Abschnitt  (II,  478  ff.). 

Aas  der  neuesten  ethischen  Litteratur  nenne  ich  hier  auch  nur  diejenigen 
Schriften,  welche  ich  besonders  benutzt  habe.  Sie  repräsentiren  auch  verschiedene 
Richtungen.  Herbert  Spencer,  Thatsachen  der  Ethik,  deutsch  von  Vetter,  Stutt- 
etrt  1879,  bes.  Kap.  1,  2,  7,  10— 12.  — W.  Wundt,  Ethik,  Stuttgart  1886,  u.  A.  im 
Abschnitt  von  den  Principien  der  Sittlichkeit  S.  372 ff.  —  H.  Steinthal,  allgemeine 
Ethik,  Berlin  1885  (S.  312 ff.,  über  den  psychologischen  Mechanismus  des  mensch- 
Uchen  Handelns,  Mechanismus  der  Triebe).  —  N.  Porter,  elements  of  moral  science, 
London  1885,  bes.  1.  part  (theory  of  duty).  —  H.  Hoff  ding,  Ethik,  deutsch  von 
Ben d ixen,  Leipzig  1888  (vielfach).  —  Th.  Ziegler,  sittliches  Sein  und  sittliches 
Werden,  Grundlinien  eines  Systems  der  Ethik  (populäre  Vorträge),  Strassburg  1890; 
Derselbe,  die  sociale  Frage  eine  sittliche  Frage,  2.  Aufl.,  Stuttgart  1891.  — 
Pa Olsen,  System  der  Ethik,  2.  Aufl.,  1891,  vielfach,  bes.  3.  Buch,  Grundbogriffe 
und  Principienfragen,  Kap.  2,  6,  aach  3.  Buch  (Tugend-,  Pflichtenlehre).  —  v.J be- 
ring, Zweck  im  Recht,  I,  vielfach. 

S.  immerhin  auch  von  katholischer  Seite:  Ratzin ger,  Volkswirthschaft  in 
ihren  sittlichen  Grundlagen,  Freiburg  1883.  —  F.  Hasler,  Über  das  Verhältniss  der 
Volkswirthschaft  und  Moral,  Passau  1887. 

Für  die  nationalOkonomische  Litteratur  verweise  ich  vomemlich  auf  die 
späteren  Angaben  über  die  Litteratur  der  Methode  und  der  Grundbegriffe.  In 
neuester  Zeit  hat  sich  die  litteraturgeschichtliche  und  kritische  Forschung  näher  mit 
der  psychologisch  -  ethischen  Auffassung  der  menschlichen  Natur  bei  Adam  Smith 
beschäftigt.  S.  darüber  besonders  Hasbach's  genannte  Schriften;  ferner  Zeyss. 
A.  Smith  und  der  Eigennutz,  Tübingen  1889,  W.  Neurath,  A.  Smith,  Wien  1S84, 
E.  N  a  <  s  e ,  über  A.  Smith  in  den  Preuss.  Jahrb.  lS78,W.Paszkowski,A.  Smith,  Halle 
1S'>0  iDiss.),  Dr.  Schubert,  Smith's  Moralphilosophie  in  Wundt' s  philos.  Stadien,  IV,  4 
(1S9I);  auch  die  neueren  Werke  über  A.  Smith  von  Delatour  (Paris  1886), 
Haidane  (1S87,  London).  Die  deutschen  Schriften  von  Oncken,  v.  Skarzynski. 
H.  R  Osler  über  die  Grundlehren  (s.  o.  S.  44).  Vielfach  gehören  für  Litt  erat  ur- 
geschichtliches über  den  ganzen  Gegenstand  dieses  Kapitels  die  genannten  Bücher 
Ton  W.  Hasbach  hierher.  —  S.  sonst  Rau,  I,  §.  1  ff.,  Derselbe  in  der  TUbinger 
Ztschr.  t  Staatswiss.  B.  26,  1 870,  in  dem  Aufsatz  Volkswirthschaftslchre  im  Verhältniss 
zur  Sittenlehre.  —  W.  Röscher,  I,§.  1  ff.  —  Hermann,  staatswirthschaftliche 
Untersachangen,  S.  1  ff.  —  Schütz,  sittliches  Moment  in  der  Volkswirthschaft, 
Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  1  (1844).  —  Knies,  Politische  Oekonomie,  2.  Aufl., 
S.  223 ff.,  bes.  in  dem  Zusatz  S.  243 ff.  —  Schäffle,  Mensch  und  Gut  in  der  Volks- 
wirthschaft, Deutsche  Vierteljahrsschr.  1861,  jetzt  in  seinen  gesammelten  Aufsätzen  I, 
15>;  Derselbe,  Gesellschaftliches  System,  3.  A.  I,  §.  11  ff.,  ij.  23,  §.  lS6ff.  — 
Passim  Manches  in  v.  Mangoldes  Volkswirthschaftslchre.  —  G.  Schmoller,  ürund- 

*)  Der  Band    fuhrt   irrthümlich   auf  dem   Titel    die   Zahl   45    statt   46    und    im 
laaaitsverzcichniss  ist  durch  ein  Versehen  mein  Aufsatz  nicht  angegeben. 
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fragen«  bes.  Kap.  3.  —  Nenmann  in  den  oben  S.  56  genannten  Anfs&tzen,  auch  seine. 
,,Grandlagen  der  Yolkswirthscbscbaft'*.  —  G.  Scbönberg  in  seinem  einleiteaden 
Aufsatz  im  Handbuch,  I,  3.  A.,  §.  2ff.  —  G.  Cohn,  I,  S.  23ff.  —  W.  Nenrath, 
passim  mehrfach  in  seinen  nationalökonomischen  Schriften,  Aafe&tzeD,  Vortr&geo,  so 
in  seinen  volkswirthschaftlichen  and  socialphilosophischen  Essays,  Wien  18^,  bes. 
I— III;  in  dem  Vortrag  Moral  nnd  Politik,  Wien  1891.  —  F.  A.  Lange,  Geschichte 
des  Materialismus,  IL,  3.  A.,  S.  453 ff.,  Yolkswirthschaft  und  Dogmatik  des  Ecoismui. 

—  K.  Menger,  Untersnchnngen  S.  71  ff.  —  E.  Sax,  Grundlegung,  vielttch.  — - 
H.  Dietzel  in  den  oben  S.  64  genannten  Arbeiten.  —  0.  Gerlach,  tkber  die  Be- 
dingungen der  wirthschaftlichen  Thätigkeit,  Jena  1890,  bes.  S.  57  ff. 

H.  Sidgwick,  principles  of  political  economy,  2.  ed.,  London  1887,  introdnction 
eh.  3,  book  3,  eh.  9.  —  A.  Marshall,  principles  of  economics  I,  1.  und  2.  ed., 
London  1890.  1891,  bes.  book  1,  eh.  6.  —  Eeynes,  scope  a  method  of  political 
economy,  London  1891.  —  Rieh.  Ely,  introduction  to  political  economy,  Kew-Yoik 
1889,  p.  151  ff. 

H.  Baudrillard,  rapports  de  la  morale  et  de  l'^conomie  politique,  Paris  1860. 

—  Gh.  Gide,  principes  d'6conomic  politique,  2.  6d.,  Paris  1889,  Yorbemeritongen, 
dann  p.  33  ff.,  128  ff.  —  M.  Block,  les  progr6s  de  la  science  ^conomique  depnis 
A.  Smith,  2  foI.,  Paris  1890,  bes.  vol.  1.  Einleitung  und  1.  Buch  (auch  far  mancherlei 
Litteratur-  und  Dogmengeschichtliches,  in  scharfer,  freilich  meist  sehr  einseitiger 
Tendenz  gegen  die  deutsche  historische  und  socialpolitische  Schule,  aber  doch  gerade 
in  den  hierher  gehörigen  Erörterungen  mit  mancher  beachtenswerthen  kriüschen 
Bemerkung). 

M.  Minghetti,  deireconomia  publica  a  delle  sue  attinenze  colla  morale  e  con 
diritto,  Firenze  1859.  —  L.  Cossa,  gnida  alla  studio  d.  econ.  politlca,  verschiedene 
Auflagen,  deutsch  von  Moormeister,  Freiburg  1880,  allgemeiner  Theil.  Kinaelnee 
in  Schriften  und  Aufsätzen  7on  A.  Loria,  so  G.  Darwin  e  Teconomia  p<^ca» 
Milane  1884  (aus  Rivista  filosof.  scient);  derselbe  in  dem  grossen  Werke  analisidella 
proprietii  capitalista,  2  Fol.,  Torino  1889.  —  G.  Lampertico,  transformiamo  e 
sociologia  (Naovo  Antologia  1884,  vol.  45),  —  G.  Ducati,  suUa  libera  conconema 
Parma  1881. 

Auch  mit  hierher  gehört  ein  eigenthümlicher  Litteraturzweig  wenigstens  in 
einer  Hinsicht:  derjenige  der  socialen  Utopien.  Die  hier  behandelten  Probleme 
berühren  sich  mit  psychologischen  Fragen  und  diese  treten  dahei  öftere  besonden 
merkwürdig  henror.  Mehr  oder  weniger  gehört  die  ganze  socialistische  und 
commuuistische  Litteratur,  zumal  der  extremen  Eichtungen,  hierher,  in  der  Kritik 
des  Bestehenden,  wie  in  den  Gedanken  über  und  in  den  Gem&ldeentwttifen  fOtt  eiM 
neue,  bessere  Zukunftswelt  der  Gesellschaft,  so  besonders  Gh.  Fourier^s,  B.  Owen't 
Schriften,  aus  der  neuesten  Zeit  A.  Bebel's  „Frau''.  Sodann  aber  ist  auf  die  eigent- 
lichen „Utopien"'  im  engem  Sinne,  mit  ihren  zum  Theil  m&hrchen-  und  roman- 
artigen  Einkleidungen  des  Stoffs  zu  verweisen.  S.  über  diese  ganze  Litteratur  den 
Aufeatz  R.  V.  Mehl 's  über  „Staatsromane''  in  seiner  Geschichte  und  Littentur 
der  Staatswissenschaften,  I,  167  ff.;  Klein  wacht  er,  die  Staatsromanc,  Wien  1891; 
H.  ?.  Scheel  im  Schönberg'schen  Handbuch,  I,  3.  A.,  S.  1J6;  überhaupt  die  litten»- 
geschichtlichen  Werke,  welche  auf  den  Socialismus  und  diesem  verwandte  Schriftea 
näher  eingehen. 

Von  Plato's  Staat,  Th.  Morus'  Utopien  bis  zu  den  modernsten  ErscbeinuDgeB, 
welche  im  Gefolge  der  neuesten  socialistischen  Theorieen  und  Agitationen,  sowie  der  Est- ' 
Wicklung  der  Technik  hervorgetreten  sind  —  die  interessanteste  derartige  Schrift  ist  wdlil 
die  schnell  über  die  Welt  verbreitete  von  Bellamy ,  „Rückblick  aus  dem  Jahr  2000**,  sofib 
in  mehrfachen  deutschen  Uebersetzungen,  so  von  v.  Gizycki  —  liegt  doch  hierübentH 
der  Schwerpunct  der  Fragen  im  Psychologischen:  in  den  Yoraussetzungea  — 
auch  gelegentlich  Erörterungen  darüber  —  über  die  menschliche  Natur,  das  Seelift- 
leben, die  Triebe,  die  Motive,  über  die  Einwirkungen  innerer  und  äusserer  Ait  aaf 
den  Menschen,  über  das,  was  constant,  was  variabel,  was  durch  „Erziehung**  und 
durch  welche  Art  der  Erziehung  in  einer  beabsichtigten  Richtung  zu  beeinfluMB 
ist  u.  s.  w. 

Auch  die  kritische  Litteratur,  welche  der  Socialismus  und  die  ilterea  vaA 
neueren    Utopien   hervorgerufen  haben,   ist   nach  dieser  Seite  beachtenswerth ,   i.  B. 
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W.  Schäfer,  die  Cji?ereiiibtrkeit  des  sociaüstischen  Zukaoftsstaats  mit  der  meosch- 
fichen  Natar,  2.  (und  mehrfache)  Anfl.  (zuletzt  1891);  Th.  Ziegler^s  schon  genannte 
Schrift:  die  sociale  Frage  eine  sittliche  Frage ;  Y.  Kathrein  (S.  J.),  der  Socialismns, 
eine  Uiitarsachiuig  seiner  Grundlagen  and  Dnrchfahrbarkeit  (ans  des  Verfassers  Moral- 
philoaophie)«  Freiborg  i.  Br.  1890;  £.  Richter,  socialdemokratische  Zukunftsbilder, 
Beriin  1891.  F.  GregOTorins,  der  Himmel  auf  Erden,  Leipzig  1891  (düster  über- 
treibend in  der  Schilderong  der  Folgen  des  Siegs  der  Socialdemokratie ,  aber  mit 
manch'  richtiger  Ausfühmng  psychologischer  Art)  u.  v,  A.  m.  Ich  beziehe  mich 
ausserdem  auf  einige  Ausfti]hningen  in  meinem  Aufsatz:  Grundbesitz,  die  yolkswirth- 
schafUiche  Prindpienfrage  der  Rechtsordnung,  Hand  Wörterbuch  f.  Staatswiss.  IV,  bes. 
S.  134fil  und  auf  meinen  Vortrag  auf  dem  3.  erang.-soc.  Gongress  über  das  neue 
socialdemokratische  Programm  (1892). 


1.  Abschnitt. 

Analyse  der  wlrthseliafUielien  Natur  des  Menschen. 

I.  —  §.  22  [IJ.  Bedürfniss.  Befriedigung.  Befrie- 
dig nngstrieb.  Wie  alle  Lebewesen,  nur  in  dem  seiner  physisch- 
psychischen  Natur  als  „höchster  Form  des  organisirten  StoiTs'^  ent- 
sprechenden gesteigerten  und  steigemngsfähigen  Maasse  ist  der 
Mensch  ein  bedürftiges  oder  Bedürfnisse  empfindendes 
Wesen,  d.  h.  er  hat  „Gefühle  des  Mangels,  mit  dem  Streben,  diesen 
Hangel  zn  beseitigen''  (y.  Hermann^)).  Wird  dieses  mit  dem 
BedOrfniss  selbst  gegebene,  die  eine  Seite  desselben  darstellende 
Streben  erfüllt,  so  verschwindet  oder  vermindert  sich,  regelmässig 
nach  der  Natur  des  Menschen  aber  nur  zeitweilig,  jener  Mangel, 
d.  h.  es  erfolgt  Befriedigung  des  Bedürfnisses.  Jenes  Streben 
zur  Beseitigung  des  Mangels  kann,  weil  es  den  Menschen  antreibt, 
Befriedigung  des  Bedürfnisses  zu  erlangen,  Befriedigungstrieb 
genannt  werden. 

Cebcr  den  richtigen  Ausgangspunkt  in  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oeko- 
Qomie  ist  öfters  gestritten  worden.     Rau  ging  70m  Gute  aus  (§.  1),  ebenso  bis  zur 
4.  AuH.   seines  B.  I  Bescher,   Hermann  von  den  Bedürfnissen  ^2.  Aufl.,  S    1  if.\ 
ebenso  Bastiat   (hannonies  6conomiques)  und   nach    ihm  Viele,    z.  B.    M.  Wirth 
(Grundzüge  der  Nationalökonomie).     Neuerdings  hat  Seh  äff  le  als  besonders  betonten 
Ansgangspnnct  den  Menschen  selbst  genommen  (Deutsche  Vicrteljahrschrift  1861) 
und  nach  ihm  Koscher  (§.  1)  seit  der  5.  Aufl.     Lindwurm,  Grundzüge  der  Staats- 
und PriTatwirthschaftslehre  (BraunschweigH 866),  stellt  den  Begriff  der  Wirthschaft 
an  die  Spitze.     H.  Dietzel  hat  in  der  Abh.  über  den  Ausgangspunct  in  der  Social- 
wirthschaftslehre  (Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  37,  1883)  eine  scharfsinnige  Kritik  der  ver- 
schiedenen Ansichten   geliefert  und  als   „Grundbegriff  der  Wirthschaftswissenschaft** 
die  wirthschaftliche    Handlung    hingestellt    (S.  65).      Seine    Behandlung    des 
Gegenstandes  ist  für  meine  Umarbeitung  dieses  Abschnitts  mit  von  Einfluss  gewesen, 
ohne  dass  ich  mich  ihm  weiter,   als  es  hier   geschehen,   anzuschliesscn  vermochte. 
S.  aach  Note  2  in  der  2.  Aofl.  S.  9,  von  Neueren   bes.   auch  Neu  mann,  in  seinen 
obengenannten  Arbeiten. 


^)  Staatswirtlischaftlicbe  Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  5. 
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§.23  [1].  1.  Die  Bedürfnisse  sind  innere  psychische, 
wenn  ihre  Befriedigung  allein  durch  psychische  Vorgänge  im  Inneren 
des  einzelnen  fühlenden,  denkenden  Menschen  erfolgt  (Geftihls-, 
Gedankenwelt,  Seelenleben);  äussere,  wenn  die  Befriedigung 
Beziehungen  zur  Aussenwelt,  zur  äusseren  leblosen  und 
lebendigen  Natur  wie  zu  anderen  Menschen,  voraussetzt.  Jedes 
Mittel  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  wird  Gut  genannt 
Den  inneren  und  äusseren  Bedürfnissen  entsprechen  innere  und 
äussere  Güter. 

Die  physische  Natnr  des  Menschen  bedingt  schon  zur  Erhaltung 
seines  Lebens,  die  physische  und  psychische  vollends  zu  seiner 
Entwicklung  weit  länger  und  intensiver  als  diejenige  des  Thieres, 
auch  in  den  höchsten  Thierclassen,  pflegender,  schützender, 
fördernder  persönlicher  Dienste  anderer  Menschen.  Sie  macht 
die  Existenz  und  Entwicklung  jedes  Einzelnen  hierdurch  von  vom* 
herein  in  besonderem  Maasse  von  menschlichen  Gemein- 
schaft sbeziehungen  abhängig,  stempelt  den  Menschen  auch 
hierdurch  zum  Gemeinschaftswesen.  Seine  physische  Natur 
bedingt  ferner  wie  bei  allen  Lebewesen,  aber  wiederum  nach  Art, 
Umfang,  Entwicklung  seiner  Bedürfnisse  in  ungleich  stärkerem 
Maasse,  die  Verfügung  über  einzelne  sachliche  oder  stoffliche 
Bestandtheile  der  Aussenwelt,  über  „S  ach  gut  er'',  um  diese  Be* 
dürfnisse  ihrer  Befriedigung  entgegenzufahren.  Aber  auch  dte 
psychische  Natur  des  Menschen  bedarf  zum  Theil  solcher  Sach- 
güter zur  Befriedigung  der  ans  ihr  entspringenden  inneren  Bedflrf- 
nisse,  um  Eindrücke  zu  gewinnen  u.  s.  w.,  woraus  sich  ein  Zu- 
sammenhang zwischen  inneren  und  äusseren  Bedürfnissen,  beiw. 
Gütern  ergiebt. 

Danach  zerfallen  die  menschlichen  äusseren  Bedürfnisse  vor 
Allem  in  die  zwei  Hauptarten:  nach  persönlichen  Diensten 
anderer  Menschen,  insbesondere  zu  Pflege,  Schutz,  Förderang, 
und  nach  Sachgütern.  Die  äusseren  Güter  sind  daher  persön- 
liche Dienste  Anderer  und  Sachgüter. 

Zwei  absolute,  rein-ökonomiscbe,  weil  ans  dem  Wesen  der  menschliclMii 
Natar  folgende  Kategorien  der  Bedarfnisse  und  der  Güter,  auch  bei  jedem  einzelacA 
Menschen,  die  Sachguter  unbedingt,  die  persönlichen  Dienste  wenigstens  in  gewiasan 
Lebensperioden  ebenfalls. 

Nicht  in  diesem  ihrem  Grundcharacter,  sondern  nur  in  ihreif 
besonderen  Art  und  ihrem  Umfang  sind  die  (inneren  wie 
äusseren)  Bedürfnisse  und  Güter  nach  Individuen,  Classen,  StändeOi 
Völkern,  nach  Zeit  und  Ort  verschieden. 
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Die  menschlichen  Bedürfnisse  sind  ferner  in  dieser  ihrer  be- 
sonderen Art  und  ihrem  Umfang  einer  grossen  Vermehrung, 
Vervielfältigung,  Verfeinerung  fähig,  welche  auch  viel- 
fach, wenn  auch  nicht  immer  und  nicht  mit  naturgesetzlicher  Noth- 
wendigkeit,  bei  Einzelnen  wie  bei  Gruppen  (Völkern)  eintritt,  in 
Verbindung  mit  der  Entwicklung  des  physisch-geistigen  Lebens : 
Wirkung  und  wieder  Ursache  dieser  Entwicklung.  Genauer  gesagt: 
diese  Entwicklung  des  menschlichen  Lebens  selbst,  denn  diese  ist 
nichts  Andres  als  die  Entwicklung  der  Bedürfnisse,  freilich  auch 
der  psychischen,  inneren. 

Der  Unterschied  von  Mensch  und  Tbier,  auch  der  höchsten  Tbierclasse,  lieg^ 
mit  hierio  und  erscheint  auch  hiemach,  trotz  der  sonstigen  Verwandtschaft  thie- 
zischer  und  menschlicher  Bedürfnisse,  Befriedi^ngen  nnd  Befriedigungstriebe  als  ein 
absoluter. 

Die  Thatsacbe  und  die  Möglichkeit  der  Verschiedenheit,  Vermehrung,  Ver- 
Tielftltigiuig  and  Verfeinerung  der  menschlichen  Bedurfnisse  nach  Indinduen,  Völkern, 
Zeit  und  Art  sind  das  feststehende  Moment  in  der  Menschenwelt.  Die  sirh  concret 
findende,  Terschiedene  Gestaltung  der  Bedarfhisse  nach  deren  besonderen  Art  und 
Cmfuig  sind  das  historisch  variable  Moment,  welches  es  rechtfertigt,  ?on  be- 
stimmten Arten  Ton  Bedürfhissen  und  Gütern  als  historischen  Kategorieen  zu  sprechen. 

Die  menschlichen  Bedürfhisse  sind  einer  Vermehrung  u.  s.  w.  fähig.  Nur 
das  Usst  sich  erfahrungsm&ssig  allgemein  sagen.  Schon  von  einer  Tendenz  der 
Yermehning  ist  im  Hinblick  nicht  nur  auf  die  Lebensverhältnisse  ganz  roher  Völker, 
s<Hidem  auch  auf  die  Stabilität  des  Bedürfnissstandes  auf  schon  höheren  Wirthschafts- 
stofen,  so  bei  Nomaden,  und  unter  Völkern  und  Volksclassen  mit  fest  darch  Recht 
QDd  Sitte,  auch  durch  religiöse  Anschauungen  gebundenen  Lebens-,  Berufs-,  Erwerbs- 
rerfaältnissen  (Kastenwesen  u.  dgl.)  nicht  ganz  allgemein  zu  reden.  Man  generalisirt 
da.  wie  so  oft,  Erscheinungen  bei  den  eigentlichen  EntwicklungsvOlkem ,  bei  Galtur- 
fdlkem,  und  hier  häufig  sogar  wieder  nur  bei  einigen  Volksclassen,  wie  besonders 
der  städtischen  Bevölkerung,  sowohl  in  Betreff  der  äusseren  wie  der  inneren,  der 
materiellen  wie  der  psychischen  Bedurfnisse  zu  sehr.  Völker,  deren  Verhältnisse 
allerdings  zumeist,  aber  doch  nicht  allein  das  Untersuchungsobject  der  Politischen 
Oekonomie  bilden.  Noch  weniger  darf  aus  der  Erfahrung  hinsichtlich  der  that- 
sächüchen  Entwicklung  der  Bedürfnisse  bei  solchen  Völkern  und  bei  der  grossen 
Mehrzahl  ihrer  Angehörigen  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  die  regelmässig 
wahrnehmbare  Y^nnehrung  u.  s.  w.  der  Bedürfnisse  etwas  natnrgesetzlich  Noth- 
wendiges  sei  Vielmehr  ist  von  vornherein  zu  betonen,  dass  die  Menschen  dazu 
fähig  sind  oder  dazu  fähig  werden  können,  ihre  Bedürfnisse,  den  Umfang,  die  Art 
der  Befriedigung  derselben  zu  bourth eilen  und  danach  über  die  Befriedigung  selbst 
zu  entscheiden.  Urtheile  und  Entscheidungen,  welche  dem  ethischen  Gebiete  an- 
gehören, zwar  nicht  nach  einem  absoluten,  unveränderlichen,  sondern  nach  einem 
variablen  sittlichen  Maassstabe  erfolgen  und  erfolgen  dürfen,  aber  die  Anwendung 
eines  solchen  Maassstabes  doch  immer  gestatten.  Es  ist  wichtig,  dass  von  vom- 
berein.  daher  schon  hier,  für  die  individuelle  wie  namentlich  auch  für  die  sociale 
Seite  der  Bedürfnisse  und  ihrer  Entwicklung  und  Gestaltung  festzustellen  und  festzuhalten, 
so  für  die  Fragen  des  individuellen  und  des  Standes-  und  Classen-Luxus,  für  die  Fragen 
der  Vertheilxmg  des  Volkseinkommens  auf  Classen  und  Einzelne,  weil  von  dieser  Venhei- 
Iqb^  Umfang  und  Art  der  Bedürfuissbefriedigungen  mit  abhängen,  auch  für  die  Fragen 
der  Steigerung  des  individuellen  Familien-,  Volkseinkommens  unter  dem  Impuls  gesteiger- 
ter Bedurfnisse.  Gerade  das  Bedürfhiss  und  seine  Entwicklung  sind  hiemach  Momente, 
vdche  immer  auch  dem  Gebiete  der  Ethik  zu  vindiciren  sind,  was  in  der  Wissen- 
schaft der  Politischen  oder  Socialökonomie  nicht  scharf  genug  betont  werden  kann. 

§.  24  [1,  96,  139].     Eintheilung  der  Bedürfnisse. 

Von  einer  weiteren  Eintheilung  der  Bedürfnisse  kann  hier  theils  überhaupt,  tbeils 
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zunächst  abgesehen  werden.  Namentlich  die  deutsche  systematische  Wissenschaft  hat 
hier  öfters  zahlreiche  Glassen  und  Arten  unterschieden,  mitunter  aber  fast  zuriel 
Scharfsinn  dabei  aufgewandt,  weil  die  weitgehende  Classification  nicht  immer  be- 
sondere wissenschaftliche  und  practische  Bedeutung  hat^). 

Wir  begnügen  uns  hier  mit  der  vorläufigen  blossen  Hervor- 
hebung zweier  Eintheilungen ,  welche  erst  später  weiter  verfolgt 
werden  sollen: 

a)  Existenzbedürfnisse,  deren  Befriedigung  zum  Be- 
stehen des  Menschen  selbst,  absolut  oder  relativ,  nothwendig  ist, 
wonach  diese  Bedürfnisse  in  solche  ersten  und  zweiten  Grades 
unterschieden  werden  können;  anderseits  Culturbedürfnisse, 
deren  Befriedigung  einmal  zur  Erhöhung  des  feineren  Lebeng- 
genusses, materieller  wie  immaterieller  Art,  sodann  zur  weiteren 
Entwicklung  des  Menschen,  insbesondere  seiner  geistigen  Seite,  dient 

Weiteres  hieraber  im  4.  Buche,  Bevölkerung  und  Yolkswirthschaft  (2.  Aufl.  §.  96). 

b)  Individualbedürfnisse,  welche  aus  dem  physisch- 
geistigen  Wesen  des  Einzelnen  als  solchen  hervorgehen,  und  Oe* 
meinbedürfnisse,  welche  beim  Einzelnen  aus  dessen  Angehörig- 
keit zu  menschlichen  Gemeinschaften  entspringen. 

Weiteres  darüber  im  5.  Buche,  Organisation  der  Yolkswirthschaft  (2.  Aufl.  §.  189). 

§.  25.  —  2.  Befriedigung.  Das  unbefriedigte  Bedürfhiss 
ruft  Gefühle  des  Unbehagens,  der  Unlust  hervor  und  erweckt  gerade 
dadurch  den  Befriedigungstrieb,  d.  h.  regt  zu  Thätigkeiten,  Hand- 
lungen an,  deren  Zweck  —  instinctiv  wie  beim  Thiere  und  noch 
dem  kleinen  Kinde,  auch  bei  dem  Menschen  in  besonderen  ano- 
malen Lagen,  oder  bewusst,  wie  beim  normalen  entwickelten 
Menschen  —  eben  auf  Befriedigung  der  Bedürfnisse  und  Beschaffung 
der  geeigneten  Mittel  oder  Güter  dafür  hinausgeht.  Die  Befriedi- 
gung der  Bedürfnisse  ist  dann  mit  Behagen,  mit  Lustgefühlen  ver- 
bunden. Die  Erfahrung  in  Bezug  auf  diese  Lustgefühle  bei  der 
Befriedigung,  das  Vorschweben  derselben  in  der  Erinnerung  wirkt 
auf  den  Befriedignngstrieb  im  bewusst  handelnden  Menschen  an- 
spornend ein  und  giebt  demselben  die  Richtung  seiner  Bethätigung*). 

Die  Analogieen  zwischen  dem  Menschen  und  dem  Thier,  zumal  dem  hoch- 
organisirten    Thier,    in   Bezug   auf  Bedürfnisse  Befriedigung   und  BefriedigangstriM» 


^)  S.  mit  das  Beste  darüber  bes.  bei  y.  Hermann,  staatswirthschafU.  Unter* 
sochungen,  Abh.  II  (Bedürfnisse),  und  Schäffle,  gesellschaftliches  System,  3.  A.  I^ 
S.  103  ff. 

*)  Hier  hängt  die  ökonomische  Lehre  mit  der  psychischen,  psychophystschoi 
und  physiologischen  von  Empfindung,  Vorstellung,  von  Reiz,  Trieb,  Wille  znsamsiMi, 
Vgl.  Hoff  ding,  Psychologie,  S.  124  ff.,  150  ff ,  391  ff  Wundt,  Psychologie  h 
289  ff,  II,  225  ff,  261  ff,  463  ff 
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liegen  nahe,  bnncheD  aber  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  S.  u.  A.  Spencer 's 
Thalsachen  der  Ethik,  Kap.  1  u.  2  (Handeln  im  Allgemeinen  nnd  Entwicklang  des 
Handelns). 

Es  gehört  zum  Wesen  des  Bedürfnisses  der  Lebewelt,  dass 
jede  Befriedigung  stets  nur  eine  gewisse  Zeitdauer  hat,  verzehrt 
wird  oder  sich  verzehrt  und  dasselbe  Bedttrfniss  dann  von  Neuem 
hervortritt.  Daher  die  beständige  Wiederholung  zwischen 
Bedürfniss,  Erwachen  uud  Wirken  des  Befriedigungstriebs,  dem- 
gemässem  Handeln  und  erzielter  Befriedigung. 

Mit  der  Vermehrong  nnd  Yenrielfältigong  der  Bedarfnisse  demnach  ein  immer 
regerer  stetiger  Wechsel  zwischen  Bedürfniss  nnd  Befriedigung,  eine  immer  stärkere, 
unaufhörlichere  Anspannung  des  Befriedigongstriebes,  ein  immer  intensireres  ,,Leben'\ 
aber  anch  eine  immer  grössere  Lebensnnmhe ,  Thätigkeit  nnd  Beanspruchung  der 
physischen  und  psychischen  Organe,  welche  sich  freilich,  in  gewissen  Grenzen,  diesen 
Veihiltnissen  anpassen  können  und  anpassen.  Die  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der 
Organe  tritt  dann  mit  der  Entwicklung  der  Bedarfnisse  und  der  Befriedigungen 
wieder  in  Wechselwirkung,  eine  physiologische  und  auch  eine  psychophysische  That- 
Sache  ron  Bedeutung  auch  fOr  die  nationalökoocmische  Betrachtung  des  Bedilrfniss- 
triebs.  Die  Steigerung  der  Ansprache  an  die  Qualität  und,  in  gewissen  Fällen  und 
in  gewissen  Grenzen,  anch  an  die  Quantität  der  Bedarfnissbefriedigung  hängt  damit 
zosunmen  *). 

§.  26  [1].  —  3.  Der  Befriedigungstrieb.  Er  erscheint 
in  seiner  schärferen  Form  als  Trieb  der  Selbsterhaltung 
hinsichtlich  der  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  ersten  Grads, 
ab  Trieb  des  persönlichen  oder  Selbstinteresses  hinsicht- 
lich der  Befriedigung  der  übrigen  Bedürfnisse.  Als  mit  dem  Be- 
dürfniss selbst  schon  gegeben  und  bei  dem  Ursprung  des  Bedürf- 
nisses in  der  physisch-psychischen  Natur  des  Menschen  ist  er  selbst 
and  in  seinen  beiden  Erscheinungsformen  eine  Naturthatsache, 
etwas  dem  Menschen  wie  analog  jedem  Lebewesen  Angeborenes, 
demnach  auch  an  sich  ethisch  Berechtigtes. 

Deshalb  ist  seine  Bezeichnung  oder  auch  die  Bezeichnung  des  Selbstinteresses 
mit  AnsdrQckcn,  welche  sprachgebräuchlich  auf  ein  Moment  des  sittlich  Verwerflichen 
oder  Bedenklichen  hindeuten,  überhaupt  und  gerade  auch  in  der  Politischen  Oekonomie 
ZQ  Termeiden.  So  die  Bezeichnung  mit  dem  Namen  Eigennutz,  Egoismus  (in  der 
üblichen  engeren  üblen  Bedeutung),  Selbstsucht,  Eigensucht.  Der  Ausdruck 
Selbstinteressc  (selfinterest)  könnte  ähnlichen  Bedenken  unterließen,  aber  wenigstens 
nach  deutschem  Sprachgebrauch  erscheint  er  doch  als  ein  neutraler,  welcher  benutzt 
werden  darf.  Knies*  (2  A.  S.  230)  „Selbstliebe"  hätte  doch  schon  wegen  der  sprach- 
^ebräuchlichen  Nebenbedeutung  mehr  Bedenken.  Er  spricht  auch  70m  «Trieb  zur 
Selbsterhaltnng  und  zum  Wohlbehagen''  (Streben  nach  dem  Eigenwohl).  Nur  in  der 
Aasartung  kann  der  Befriedigungstrieb,  das  Selbstinteresse  Eigennutz,  Egoismus 
genannt  werden,  daher  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  nur,  wenn  sie  sich  geltend 
machen,  ohne  die  durch  Gewissen,  Sittengesetz  und  Recht  gezogenen,  freilich  wandel- 


*)  Das  Weber'sche  und  Fechner'schc  Gesetz  über  die  Intensität  der  Em- 
pSadangen  (fgl.  Höffding,  Psychologie  S.  186,  Wundt,  Psychologie  I.  350  ff.) 
barrt  noch  seiner  Verwerthung  ftlr  die  nationalökonomischc  Lehre  von  BedUrfniss  und 
Befa'edigung.  S.  indessen  Gossen,  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs.  2.  A.  S.  .>  lt., 
t  Sai.  Staatswirthschaft,  S.  178  (s.  auch  daselbst  §.  ^3,  84). 
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baren,   aber   im   concreten  Fall   sehr  wohl  fühlbaren  und  bekannten  Schranken  za 
achten.    Vgl.  anch  SchOnberg,  I,  in  seiner  Abh.  g.  3. 

Der  Trieb  der  Selbsterhaltung  kann  unter  Umständen 
allerdings  mit  der  Macht  einer  Natnrkraft  wirken  und  dann  oft- 
mals berechtigtermaassen,  ohne  Verletzung,  ja  in  Gemässheit  eines 
sittlichen  Gebotes.  Aber  selbst  in  extremsten  derartigen  FälieUi 
z.  B.  wenn  es  sich  um  Errettung  des  eigenen  Lebens  aus  Gefabren 
handelt,  wirkt  der  Selbsterhaltungstrieb  doch  mit  durch  das  Medium 
psychischer  Vorgänge  und  mancherlei  Motive,  und  vollends  verhält 
es  sich  in  anderen  Fällen  so.  Er  ist  daher  in  diesen  nicht  eine 
reine  Naturkraft  und  auch  seine  Vergleichung  mit  einer  solchen 
hinkt  und  muss  jedenfalls  mit  Vorsicht  vorgenommen  werden. 

Das  persönliche  oder  Selbstinteresse  ist  noch  weniger 
auch  nur  mit  einer  Naturkraft  zu  vergleichen,  geschweige  dass  in 
demselben  eine  solche  zu  sehen  ist.  Nicht  nur  steht  es,  kann  ond 
soll  es ,  wie  jeder  menschliche  Trieb ,  unter  der  Leitung  der  Ver- 
nunft und  des  Gewissens  stehen ,  nicht  nur  ist  jede  aus  ihm  her- 
vorgehende  Handlung  eine  verantwortliche,  welche  einem,  freilich 
geschichtlich  etwas  wechselnden  sittlichen  Urtheil  unterliegt:  das 
Selbstinteresse  vollends  wirkt  auch  immer  durch  das  Medium  eines 
ganzen  Systems  seelischer  Motivation  im  einzelnen  Menschen.  Die 
einen  Motive  entspringen  aus  dem  Selbstinteresse,  zeigen  unter  sieb 
aber  doch  mancherlei  Verschiedenheiten  in  ihrem  Wesen  und  in 
ihrer  Wirkungsweise.  Die  anderen  Motive  kreuzen  sich  mit  jenen 
ersteren.  So  kommt  es,  dass  selbst  diejenige  concrete  Handlang^ 
zu  welcher  das  Selbstinteresse  den  Anstoss  gegeben  hat,  doeh 
keineswegs  immer  rein  das  Resultat  desselben,  sondern  häufig  eine 
Resultirende  verschiedener  Motive  ist,  daher  auch  in  der  Wirklich- 
keit anders  ausfällt,  als  sie  es,  unter  der  Annahme  des  allein  ond 
„rein''  wirkenden  Selbstinteresses  thun  würde. 

Die  britische,  die  Oekonomik  des  Individualismas  und  Liberalismus,  hat  das. 
Wenigstens  in  manchen  ihrer  Vertreter,  zu  wenig  beachtet,  auch  in  ihrer  Methodo- 
logie für  die  Ökonomische  Theorie,  bei  ihrer  Handhabung  der  Methode  der  spocolap' 
tiven  Dednction  ,,an9  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse'',  dem  „Streben  nach  Ver- 
mögen'' (oder  aus  dem  „wirthschaftlichen  Eigennutz")  heraus,  vollends  in  der 
Yerwerthung  der  so  gewonnenen  Sätze  der  Theorie  für  practischc  concrete  Fn|^ 
und  Verhältnisse.  Fehler,  welche  freilich  fur  jene  Oekonomik  und  ihre  Methode  nahe 
liegen,  aber  gleichwohl  nicht  nothwendig  damit  verbunden  sind.  Die  „wirklichen'* 
Menschen  sind  eben  von  mancherlei  verschiedenartigen,  in  derselben  Eiohtnnff 
wirkenden,  aber  doch  durch  ihr  Nebeneinanderwirken  sich  modificirenden  und  anch 
von  sich  kreuzenden  Motiven  oft  auch  bei  ein  und  derselben  Handlung,  anch  einer 
„wirthschaftlichen'*  Handlung,  bewegt.  Sie  entsprechen  so  nicht  allgemein  und  \m 
concreten  Falle  jedenfalls  nicht  ohne  Weiteres  den  „Menschen  der  absoluten  wiitli- 
bchaftlichen  Theorie",  den  „bloss  vom  Eigennutz  getriebenen"  „absoluten  Mvrkl- 
menschen"  (city  men).     Ihre  Handlungen  fallen  daher  auch  anders  als  diejenigen  der 
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letzteren  aus.  Diese  wichtige  Wahrheit  ist  in  der  britischen  Oekooomik  öfters  über- 
sehen worden«  Sie  festzuhalten  ist  darchaas  nothwendig,  aber  aach  bei  der  An- 
wendung der  Methode  der  Dedaction  aas  dem  Selbstinteresse  recht  wohl  möglich. 
Die  Anerkennung  jenes  Fehlers  bedingt  daher  auch  keineswegs  das  Preisgeben  dieser 
Methode,  wie  die  historische  Nationalökonomie  in  einigen  ihrer  Vertreter  um  jener 
Wahrheit  Willen  anzunehmen  geneigt  ist 

n.  —  §.  27  [2].  Arbeit.  Für  die  Menschheit,  diese  als 
ein  Ganzes  betrachtet ,  ist  gegenüber  der  constanteo  BeschaiTen- 
heit  der  äusseren  Natur  und  den  dadurch  bedingten  Beziehungen 
zwischen  menschlicher  Bedttrfnissbefriedigung  und  dieser  Natur  die 
Arbeit  die  unbedingte  Voraussetzung  zur  Beschaffung  und  Ver- 
wendnog  von  Gütern,  insbesondere  auch  äusseren  Gütern,  und  da- 
mit zur  Erzielung  der  Möglichkeit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  : 
die  ^, Verbindungsbrücke  zwischen  Bedürfniss  und  Befriedigung'^ 
(besoin,  effort^  satisfaction,  Bastiat).  Für  den  Einzelnen,  für 
ganze  Gruppen  von  Einzelnen  nach  natürlichen  Verhält- 
nissen (wie  die  Kinder,  die  Greise,  die  Kranken),  für  gewisse 
Stände,  Classen,  Völker  nach  rechtlichen  und  Machtverhält- 
nisse d  gilt  das  freilich  nicht  oder  nicht  in  gleichem  Maasse,  je 
nach  der  persönlichen,  der  socialen  Lage  und  Stellung  der  Be- 
treffenden, indem  freiwillig  oder  gezwungen  die  Arbeit  Anderer 
ümen  die  Güter  zur  Verfügung  stellt.  Von  diesen  für  die  sociale 
and  historische  Stellung  der  menschlichen  Arbeit  freilich  sehr 
wichtigen  Verhältnissen  abgesehen  wird  die  Arbeit  regelmässig 
übernommen,  weil  der  Mensch,  durch  die  Erfahrung  und  Vernunft 
geleitet,  erkennt,  dass  er  nur  durch  die  Arbeit  zu  Gütern  und 
damit  aus  den  Unlustgefühlen  des  Mangels  im  uobefriedigten  zu  den 
Lnstgefhhlen  im  befriedigten  Bedürfniss  gelangen  kann. 

Arbeit  (im  wirthschaftlichen  Sinne)  ist  nun  eine  als  solche 
oder  als  blosses  Mittel  zum  Zweck  der  Ermöglichung  der  Bedürfniss- 
befriedigung mit  Opfern  (Pein,  Last,  Unannehmlichkeit,  Kraft- 
und  Zeitaufwand,  insofern  mit  Opfer  von  „Leben")  verbundene  per- 
sönliche Anstrengung  menschlicher  Kräfte. 

BegrifisbestimmuDgen  der  Arbeit  fehlen  auffällig  genug  vielfach.  Kau  nennt 
herrorbringende  prodactive  Arbeit  die  Anwendung  der  menschlichen  Kraft  als  Ur- 
sache Fön  Veränderungen  in  der  Körperwelt,  8.  Aufl.,  §.  S4,  was  mit  seiner  zu 
fü^n  Begrenzung  des  Begriffs  wirthschaftliches  Gut  zusammenhängt,  s.  unten. 
Koscher  erwähnt,  dass  zum  Begriff  Arbeit  immer  ein  Merkmal  der  Muhe,  die  auf 
einen  ausserhalb  ihrer  selbst  liegenden  Zweck  gerichtet  ist,  gehöre,  §.  30  Anm.  1. 
S.  auch  F.  Mango! dt,  §.5  u.  Art.  Arbeit  im  Staatswörterbuch,  Hermann,  S,  7,  1> 
Arbeit  als  Lebensaufopferung  characterisirt).    Schäffle,  soc.  KOrper,  III,  252. 

Diese  Auffassung  der  Arbeit  als  Last  steht  nicht  im  Widerspruch  mit  der  gleicli- 
i»ils  richtigen  Auffassung  derselben  Arbeit  als  sittlicher  Beruf  und  Lebens- 
iofg^abe,  und  insofern  auch  wieder  als  etwas,  das  als  solches  innere  Bcfrie- 
'iigang.  demnach  Lust,  Freude  gewährt,  wird  also  durch  letztere  Auffassung  nicht 
«geschlossen.      Bei  der  Bemessung  des  Lastmoments  in  der  Arbeit  wird  daher  auch 
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diesem  etwa  mitspielenden  anderen,  diesem  Lastmoment,  welches  aach  in  dem  Gefahl 
der  Pflichterfüllung  liegen  kann,  Rechnung  getragen.  Nur  soweit  es  sich  um  eine 
auch  in  letzterer  Beziehung  unnOthige,  auch  daftlr  unwirksame  Arbeit  handelt,  gilt 
das  im  folgenden  §.  28  Gesagte. 

Die  Arbeit  muss  sich  wegen  des  beständigen  Wechsels  zwischen  BedOrfniss  and 
Befriedigung,  wegen  der  nur  7orübergohenden  Dauer  der  letzteren  und  wegen  der 
Vermehrung,  Verriefältigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  immer  ?on  Neuem 
wiederholen,  regelmassig  und  planvoll  fortgesetzt  werden  und  immer  wirksamer, 
erfolgreicher  zu  werden  suchen. 

IIL  —  §.  28  [3].  Oekonomisches  Princip.  Bei  aller 
auf  BedürfDissbefriedigung  gerichteten  Thätigkeit  leitet  den  Men- 
schen —  und  darf  und  oft  auch  soll  ihn  leiten  —  das  ökono- 
mische oder  das  Princip  der  Wirthschaftlichkeit,  ein 
durchaus  psychologisches  Princip,  d.h.  das  Streben,  freiwillig 
nur  solche  Arbeit  vorzunehmen,  bei  welcher  nach  der  inneren 
Schätzung  des  Menschen  die  Annehmlichkeit  der  Befriedigung  die 
Pein  der  Anstrengung  (des  Opfers)  überwiegt,  sowie  das  fernere 
Streben  nach  einer  möglichst  hohen  Summe  (Maximum)  Arbeits- 
erfolg und  damit  Möglichkeit  der  Befriedigung  fttr  ein  möglichst 
geringes  Maass  (Minimum)  nicht  in  sich  selbst  ihren  Zweck  und 
Lohn  allein  tragender  Anstrengung  oder  Opfer  in  der  Arbeit. 

Immer  finden  daher  hier  psychische  Vorgänge  der  Vergleichung  und 
Prüfung  statt,  von  deren  Ausfall  die  Uebernahme  der  Arbeit,  der  Eifer,  auch  der 

zu  höherer  Anstrengung  fuhrende  Eifer  dabei,  insofern  wieder  der  Erfolg  der  Aibett  ' 

abhängt.    Je  mehr  nach  den  mitwirkenden  Motiven   das  Lastmoment  der  Arbeit  Ter-  i 

ringert,   das  Lustmoment  in  ihr  selbst  an  dadurch  erlangten  inneren  Gutern  und  dat-  j 

jeuige  im  Erfolg,   in  den  Ergebnissen   der  Arbeit,  wie   auch  in  der  dadurch  zu  er»  * 

zielenden  Befriedigung  mittelst  äusserer  Guter  erhöht  wird ,  desto  besser.    Lastmomflift  j 

und  Lustmoment  sind  daher  in  der  Arbeit  zweckmässig  in  Verbindung  zu  biingea,  | 

damit   letzteres   das   erstere  aufhebt  oder  vermindert;    eine    wichtige   Aufgabe  te  | 

„Organisation   der  Arbeit''   (der  Production)  und   der  erziehlichen  Entwicklung  dA  ] 

Trieblebens  und  der  Motivation.    (Einseitige,  carrikirte,  aber  nicht  an  sich  aniichtige  ^ 

Gedanken  Ch.  Fourier's  und  anderer  Socialisten.)  \ 

In  der  Hauptsache  konnte  das  ökonomische  Princip  bei  wirthschaftlichen  ünter^  ^, 

suchungen   nie   verkannt   werden.     In  den  Vordergrund  der  Betrachtung  ist.  es  Im-  j 

sonders  durch  Hermann 's  Lehre  von  der  Wirthschaft  und  von  der  Trennung  fOB  i 

Oekonomik  und  Technik  gestellt,  2.  Aufl.,  S.  Off.    Die  Formulirung  s.  bei  Seh  äff  1«^  \ 

2.  Aufl.  des  gesellschaftlichen  Systems,  S.  3,  832,  3.  Aufl.  I,  17.    Vergl.  auch  dett>  1 

Aufs,  über  Gcbrauchswerth  und  Wirthschaft  nach  den  Begritrsbe^timmungen  HermanA*!«  ■ 
Tub.  Zeitschr.  XXVI  (1870).     Der  erste  Satz  im  Texte,   worin  ich  das  Princip  fot» 

mnlirtc,  ist   in  SchäfTle's  Formulirung  nicht  enthalten,  fehlt  auch  bei  Held,  Gnuid-  ^ 

riss  S.  \).  findet  sich  aber  mit  Recht  bei  0.  Michaelis   „Das  Kapitel  vom  Wertki^  j 

(aus  einer  Abhandlung  von  1863  in  s.  u.  Fauch er's  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswiitib*  j 

Schaft  U.S.W.)  in   seinen  Volkswirthschaftlichen  Schriften,  1873,  II,  241.   —  Gewitt  * 

hat  H.   Dietzel    (Zeitschr.   f.  Staatswiss.  B.  39,  S.  29)   darin   recht,    dass   das   diw-  | 

nomische  Princip   eigentlich  ein  ganz  allgemeines  Princip  des  vernünftigen,  zireol*  Jt 

massigen  Handelns  und   demgemäss  nur  allgemeiner  zu  fassen  sei.     Aber  damft  lil  | 

die  Bedeutung  dieses  Princips  speciell  fUr  die  wirthschaftlichen  Handlungen  «ad  ^ 

Erscheinungen  doch   nicht  vermindert,  geschweige  widerlegt.     Auf  dem  wirthsdinft*  ' 
liehen  Gebiet  lässt  sich  nur  eine  genauere  Wirksamkeit  des  Princips  verfolgen  bei  401^ 
Bcschaff'ung    der    Güter    (Production    im   w.  S.)    und    bei    der   Vollziehung   der  B#* 
friedigung  (Consumtion).                                                                                                       "* 

I 
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IV.  —  §.  29  [4].  Wirthschaft.  Wirthschaftliche 
Natur  des  Menschen.    Wirthschaftslehre. 

1.  Der  Inbegriff  der  auf  fortgesetzte  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  Gütern  zur  Bedürfhissbefriedigung  gerichteten,  plan- 
voll nach  diesem  ökonomischen  Princip  erfolgenden  Arbeitstbätig- 
keiten  in  einem  geschlossenen  oder  geschlossen  gedachten  mensch- 
lichen Bedtirfniss-  und  Befriedigungskreise  ist  (im  allgemeinsten 
Sinne  des  Worts)  die  Wirthschaft;  jede  einzelne  hierzu  gehörige 
Thätigkeit  ist  eine  wirthschaftliche,  ökonomische  Hand- 
luDg,  jede  einzelne  bezügliche  Erscheinung  ist  eine  wirthschaft- 
liche Erscheinung. 

Man  kann  zweifelhaft  sein,  ob  man  beim  Wirthschaftsbcgriff  sagen  »oU:  Arbeits- 
thätigkeiteD  oder  bloss  Thätigkeiten.  Indessen  selbst  die  blosse  Verwaltung  des 
VermOgeus  zum  Zweck  des  Bentenbezugs  nöthigt  stets  za  Thätigkeiten ,  weicht)  anter 
den  BejETfifl'  Arbeit  gehören  und  ebenso  die  Verwendung  des  erzielten  Einkommens 
Zur  Bedurfniäsbefriedigung.  üeber  das  Maass  und  die  Art  der  Arbeit  dos  Wirth- 
sehaftsäabjectä  sagt  der  Begriff  der  Wirthschaft  aber  überhaupt  nichts  ans. 

Ran  definirt  die  Wirthschaft,  consequent  seinem,  m.  £.  unhaltbaren  Standpuncte 

s.  unten),     nur   Sachgttter    vvirthschaftliche    Güter    zu    nennen,    als    „Inbegriff   von 

Verrichtungen,  welche  zur  Versorgung  einer  Person  oder  einer  Verbindung  mehrerer 

Personen    mit  SachgQtern    bestimmt  sind,    oder  welche  sich  auf  die  Erlangung  oder 

Benatzung  Ton  Vermögen  beziehen'',  §.2.    Hermann  zieht  das  Princip  der  Wirth- 

schaftlichkeit    mit   herbei,   indem    er  die  Wirthschaft  bezeichnet  als:    „Die   qutn- 

titatire   Ueberwachung   der  Herstellung  und   Verwendung  der  Guter  in   einem 

cesQoderten  Kreise  von  Bedürfnissen",  —  eine  Begriffsbestimmung,   welche  in  dieser 

Formolining  aber  nicht  recht  verständlich  ist  und  erst  eingehender  Erläuterung  dafür 

b'^iiarf,  die  ihr  Hermann  auch,  und  zwar  vortrefflich,   giebt.     Die  sehr   eingehenden 

EröneruDgen     Schaf fle's    in    seinem    System    (s    Sachregister    s.   V.   Wirthschaft), 

im    Ganzen    das     Beste ,    was    wir    über    Wesen    und    Arten    der    Wirthschaft   und 

ihrer   Organisation    besitzen ,    ermangeln    im    Einzelnen    etwas    der   Präcision,    vergl. 

z-  B-  gleich  I,  4.  —  Lind  wurm 's  Analyse  des  Wirthschaftsbegriffs,  a.  a.  0.  S.  18  ff., 

UDtei^ucht  getrennt  die  Merkmale  „Wirth"  und  „Schaffen".  —  Neu  mann  (Abh.  (irund- 

begriffe  in  Schönberg's  Handbuch,  3.  A.  I,  162)   knilpft  den  Begriff  Wirthschaft  an 

Vorausgehende  andere  von  ihm  erörterte  Begriffe  und  bringt  ihn  in  unmittelbare  Ver- 

bindons^   mit   dem  Vermögensbegriff:  Wirthschaft,   Inbegriff  von   Thätigkeiten   (bezw. 

mit  einem   Vorbehalt,  auch  Arbeitsthätigkeiten)  zur  Gewinnung  oder  Erhaltunj?   von 

VtfriDögen  für  Jemand  (also  nicht  auch:  zur  Verwendung?).  —  Dietzel,  Tüb.  Ztschr. 

B. /J7,  S.  t)5),    Winhschaft,    der    Inbegriff  der   wirthschaftlichen    Handlungen    ««ines 

Snbje'.f>. 

2.  Wirthschaftliche  Natur  des  Mensehen.  Die  Natur 
des  Menschen ,  welche  sich  aus  dem  Wesen  menschlicher  Bedürf- 
nisse, aus  deren  Befriedigung,  aus  dem  Befriedigungstrieb  —  als 
Trieb  der  Selbsterhaltung  und  des  Selbstinteresses  — ,  aus  der 
Stellung  der  Arbeit  und  Wirthschaft  und  aus  der  Schätzung  aller 
dieser  Momente  in  der  Seele  des  Menschen,  daher  mittelst 
der  Erwägungen,  Vergleichungen  und  Urtheile  unter  dem  Walten 
des  ökonomischen  Princips  ergiebt,  nennen  wir  seine  wirthscli  aft- 
liche  Natur. 

A.  Wägaer,  Gmndlegnng.  3.  Auflage.   1.  Theil.   Gnmdlagen.  6 
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Dieselbe  ist  freilieb  selbst  wieder  keine  absolut  fest  gegebene, 
durchans  bei  Allen  gleicbmässige,  sondern  wie  unter  sonst  gleich- 
artigen Individuen,  so  nach  dessen,  Ständen,  Völkern,  Zeitaltern, 
Ländern,  nach  Sittenzustand  und  Cultur  bei  den  Einzelnen  ver- 
schieden in  der  innerlichen  Empfindung  der  Bedürfnisse  wie  in  der 
Schätzung  der  angegebenen  Momente.  Sie  steht,  wie  alles  Psychische 
im  Menschen,  unter  der  Einwirkung  des  Willens,  läest  sich  erziehen, 
ist  mancherlei  anderen  Motiven  zugänglich,  weil  sie  nur  eine 
Seite  der,  nicht  die  menschliche  Natur  überhaupt  ist,  modificirt 
sich  historisch,  aber  tritt  bei  allen  Menschen  doch  im  Kern  über- 
einstimmend, in  den  von  ihr  beherrschten  Motiven,  Gedanken,  Be- 
strebungen, Handlungen  im  wirthschaftlicben  Leben  hervor.  Denn 
die  Grundzüge  der  wirthschaftlicben  Natur  liegen  fest  in  der 
menschlichen  körperlich-geistigen  Organisation  und  verändern  sich 
so  wenig  wie  die  äussere  Natur  wenigstens  in  den  für  Menseben- 
geschichte  in  Betracht  kommenden  Zeiträumen.  Insofern  ist  diese 
„wirthschaftliche  Natur  des  Menschen'^  nach  diesen  ihren  Grund- 
zügen als  eine  absolute  Kategorie  zu  betrachten,  mit  welcher 
man  im  Wirthschaftsleben  stets  als  mit  einem  stark  mitspielenden, 
oft  entscheidenden  Factor  bei  den  Einzelnen  zu  thun  hat. 

Keinerlei  wirthschaftliche  Untersuchung  ist  möglich  ohne  diese  Annahme,  fOr 
die  man  sich  vor  Allem  auf  die  innere  Prüfung  und  die  «^allgemeine  Lebenserfahrong** 
berufen,  aber  auch  —  auf  die  psychologische  Auslegung  aller  geschichtlichen  Er- 
fahrungen über  wirthschaftliche  Erscheinungen,  Einrichtungen  und  Rechtsnormen  be- 
ziehen kann.  Denn  wir  sind  tlbeihaupt  nur  im  Stande,  menschliches  Handeln  im 
Allgemeinen  und  wirthschaftliches  im  Besonderen  bei  uns  unbekannten  Dritten,  daher 
auch  in  früheren  Geschichtsperioden,  zu  verstehen,  indem  wir  ihm  die  psychischen 
Triebfedern  und  Motive,  die  wir  aus  eigener  innerer  Prüfung  und  unmittelbarer 
Beobachtung  um  uns  kennen,  zur  Erklärung  unterlegen.  Ebenso  können  wir  auch  die 
aus  diesem  Handeln  hervorgehenden  Erscheinungen,  die  mit  Kückäicht  auf  dasselbe 
geschaffenen  Einrichtungen  und  Rechtsnormen  nur  durch  Zurückführung  auf  die 
menschliche  Natur,  aus  der  sie  entsprungen,  für  die  sie  bestimmt  waren  oder  sind, 
uns  verständlich  machen.  Jede  Untersuchung  und  Prüfung  z.  B.  der  BestimmangeA 
einer  Älteren  Rechtsordnung  (Agrarveifassung,  Gewerbeverfassung  —  Zunft!  — , 
Handelsverfaäsung ,  Zinsgesetze  u.  v.  a.  m)  zeigt  uns  dann,  dass  diese  Normen,  z.  B. 
in  der  Beschränkung  der  freien  wirthschaftlicben  Bewegung,  Menschen  mit  der- 
selben witthschaftlichen  Natur,  wie  wir  selbst  sie  haben,  voraussetzen.  Auch  die 
„exactestc  btaatswirthscbaftliche  Forschung''  kann  keinen  Schritt  ohne  diese  Annahme 
gehen.  Eine  feinere  psychologische  Analyse  der  wirthschaftlicben  Natur  des  Menscheft 
und  genaue  Beobachtungen,  wie  sich  die  letztere  zeitlich  und  örtlich  offenbart  und 
auch  diii'ercnzirt  und  modificirt,  sind  natürlich  weiteres  Erforderniss.  Aber  die 
„hibtorische"  Schule  t§.  15)  übertreibt  wieder  die  individuelle  Verschiedenheit  nnd 
die  geschichtliche  Ditterenzirung  und  Veränderung  der  wirthschaftlicben  und  der 
allgemein-menschlichen  Natur  und  übersieht  das  Gleichmässige,  Feste,  Überschätzt  diA 
Variable,  unterschätzt  das  Constaute. 

Dieses  Co n staute  in  der  wirthschaftlicben  Natur  des  Menschen,  daher  in 
seinem  Triebleben,  seinen  Motiven,  gestattet  dann  auch  den  Schluss,  ja  macht  U» 
nuth wendig,  da^s  insoweit  die  wirthschaftlicben  Handlungen  und,  soweit  diese  daftüT 
entscheiden,  die  wirthschaftlicben  Erscheinungen  selbst  constant,  daher  auch  gleich* 
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massig  sein  werden.  Ein  für  alle  Methodologie  der  Disciplin  wichtiger 
Schluäs  and  zugleich  ein  solcher ,  welcher  es  rechtfertiget  von  ,,  G  e  s  e  t  z  e  n  " ,  d.h. 
TOQ  gleichmässigem  Yerlaafe  wirthschaftlicher  Handlungen  und  Erscheinungen  unter 
der  Vonuäsetzung  des  Obwaltens  und  ausschliesslichen  Einwirkens  gerade  der  wir th- 
Schaft  liehen  Natur  des  Menschen  zu  sprechen;  daher  freilich  doch  nur  7on  Ge- 
setzen als  Gestaltnngstendenzen,  nicht  7on  Naturgesetzen,  da  die  Triebe 
und  Motire  in  der  wirthschaftlichen  Natur  wohl  regelmässig  in  der  abgeleiteten 
Weise  wirken,  aber  nicht  noth wendig  so  wirken  müssen  und  auch  wirklich  nicht 
immer  so  wirken  (§.  74.  auch  §.  86  ff.). 

3.  Der  geordnete  Inbegriff  der  die  Wirthschaft  im  obigen  Sinne 
betreffeDden  Lebren  ist  die  Wissenscbaft  der  Wirthschaftslebre, 
Oekonomie  oder  besser  Oekonomik:  der  allgemeinere,  weitere 
Begriff  gegenüber  den  engeren  Begriffen  National-,  Politische-, 
Social-  wie  auch  Privatökonomik. 

.,Im  Griechischen  heisst  die  Familie  oTxog,  olxia,  die  Haushaltung  olxovofila, 
die  Wirthschikftslehre  olxovofxixrf.  Daher  sollte  man  eigentlich  nur  die  Wirthschaft 
Oekonomie,  die  Wirthschaftslehre  aber  Oekonomik  nennen.  Darum  wird  neuerlich  von 
Chde  |,1S4*J)  und  Röscher  (1854)  das  Wort  Nationalökonomik  gebraucht" 
(Ran,  §.  2,  Anm.  f.). 

2.  Abschnitt. 

Differenzirung  und  Combination  der  Hotive  im  wirth- 
schaftlichen Handeln. 

Das  Folgende  in  Ktlrze  im  Wesentlichen  in  meinem  Aufsatze  in  Conrad's  Jahr- 
bäehem,  B.  46  iN.  F.  12),  S.  22S  ff.  Hier  jetzt  jedoch  auch  mit  einigen  principiellen 
Aendemngen  der  Auffassung. 

I.  —  §.  30.  Die  wirthschaftliche  Natur  bei  den  Indi- 
viduen. Die  im  vorigen  Abschnitt  analysirte  wirthschaftliche 
Xatnr  des  ,,Menschen  schlechtweg^'  bildet  den  Ansgangspunct  für 
alle  weiteren  Erörterungen  in  der  Wirthschaftslehre.  Dabei  sind 
aber,  wie  sieb  freilich  ausdrücklich  oder  iraplicite  aus  dem  Voraus- 
gehenden schon  ergiebt,  einige,  vorneralich  drei  wichtige  Puncte 
Dicht  ausser  Acht  zu  lassen:  die  individuelle  Differenzirung  der 
wirthschaftlichen  Natur,  die  Thatsache,  dass  die  wirthschaftliche 
Xatur  nur  eine  Seite  der  ganzen  menschlichen  Natur  ist  und  die 
weitere  Thatsache,  dass  der  Mensch,  wenn  auch  von  verschiedenen 
Motiven  bestimmt,  doch  ein  einheitlich  handelndes  Wesen  ist. 
Manche  bedenkliche  Irrthtimer  bei  Theoretikern  der  liberal-indivi- 
doalistiscben  Oekonomik  sind  daraus  entstanden,  dass  diese  Puncte 
nicht  oder  nicht  genügend  oder  nicht  richtig  berücksichtigt  worden 
sind. 

1.  Individuelle  (subjective)  Differenzirung  der 
wirthschaftlichen  Natur.  Beim  Einzelnen  als  Individuum 
ttnd  als  Glied  einer  örtlich   und   zeitlich  selbst  wieder  veränder- 
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liehen  Gemeinsebaft  differenzirt  und  modificirt  sieh  danach 
das,  was  wir  die  ^^wirthsehaftliehe  Natur^^  des  Menschen  nennen, 
möglicher  und  tbatsächlicher  Weise  mehr  oder  weniger,  wenn  auch 
in  der  im  vorigen  §.  29  angedeuteten  Weise  bei  allen  Menschen 
alsMenschen  ein  starkes  Element  dieser  wirthscbaftlichen  Natnr 
constant  bleibt.  Zahlreiche  variable  Elemente,  welche  bei  den 
allen  wirthscbaftlichen  Handlungen  zu  Grunde  liegenden  psychischen 
Vorgängen  mitspielen  können  und  mitspielen,  gestalten  sich  eben 
nach  den  individuellen  „Seelen"  verschieden.  Schlüsse,  welche 
das  unbeachtet  lassen,  sind  daher  principiell  unrichtig  und  that- 
sächlich  im  concreten  Falle  ebenfalls  oder  hier  doch  nur  zufällig 
richtig. 

Es  ist,  von  den  freilich   wieder  unterlaufenden  Uebertreibungen  abgesehen,  da 
Verdienst  der  „historischen  Nationalökonomie'',    dass  sie  den  Fehler  der  älteren  bri- 
tischen Doctrin  berichtigt  hat.  die  „wirthschaftliche  Natur"'  des  Menschen,  weil  sie  in 
den  Grundzügen   allerdings   die   gleiche   ist,    nun   auch  bei  den  Einzelnen  ab 
genau  dieselbe  anzusehen  und  dabei  eine  Abstraction  bezüglich  der  „wirthschaft- 
lichen  Natur''  aus  einer  bestimmten   Geschichtsperiode   und  bei  bestimmten  Yölkem 
(Gegenwart,   moderne   europäische  Culturvölker) ,  ja  bei  bestimmten   Glassen    dieser 
Völker,  den  im  Concurrenzkampf  stehenden  gewerblichen  Unternehmern  (dem  ,JIfindler- 
thum"),  zu  einer  allgemein  giltigen  zu  gcneralisiren :  ein  der  älteren  Methode  nicht 
inhärenter,  aber  sie  oftmals   begleitender  Fehler.     Als  Menschen   haben  fireilidi 
alle  Individuen  gewisse  grosse  Grundzüge  ihrer  wirthscbaftlichen  wie  ihrer  gesammtea     - 
physisch-psychischen  Natur  gemeinsam.    Aber  als  Individuen  an  sich  und  wieder  .;| 
als  Individuen,  welche  Glieder  eines  bestimmten  Stammes,  Volks,  einer  Classe,  eiBtti    ) 
Stands,  eines  Berufs  u.  s.  w.,  Angehörige  eines  Landes,  Staats,  einer  Kirche,  eiiiei    ^ 
Zeitalters  sind,  haben  sie  Verschiedenheiten  ihres  Denkens,  Fühlens,  Strebens  u.  8.  w^    ^ 
welche    auch    auf  ihre   wirthscbaftlichen   Handlungen    von  Einfluas   sota    <i 
können   und  oftmals  es  mehr  oder  weniger  sind.     Damit  dififerenziren  sich  auch  dieid    H 
und  folgeweise   wieder   die  wirthscbaftlichen  Erscheinungen   im    concreten    FaOcu    ^i 
Nur  weil  eben  doch  unter  dem  überwiegenden  Einfluss  des  Constanten  in  ihrer  wirfli-     i 
schaftlichen  Natur  —  und    bei   der  Gonstanz   der  äusseren   Natur  —  die  IndifidaeA    ü 
trotz   dieser   ihrer   individuellen   und   historischen    Verschiedenheiten   wlrthschafiliGli 
wieder  in  der  Masse  der  Fälle  gleichmässig  handeln,  und  soweit  sie  es  thun,  UM   L 
sich  für  diese  Masse  der  Fälle  eine  gleichmässige  Gestaltung  ableiten,  z.  B.  ta    '. 
der  Bildung  der  Preise,  Löhne,  Zinsen.    Aber  dieser  Schluss  ist  nur  ein  Wahrscheto-    >^ 
lichkeitsschluss,  der  noch  seiner  besonderen  Prüfung  auf  seine  Richtigkeit  bedarf,  da   .;; 
doch  auch  in   der  Masse  der  Fälle  die  variablen  Factorcn  bei  den  handelnden  Indi-     , 
viduen    einen   stärkeren  Einfluss  behaupten  können.      Vollends  der  Schluss   von  dar    '^ 
Masse   der  Fälle   auf  den  einzelnen  Fall  ist  von  vornherein  gewagt  und  bedarf  eat    ';. 
einer  Prüfung  der  concreten  mitspielenden  Factoren.  ;' 


§.  31.  —  2.  DiewirtbschaftlicbeNaturalseine  blosse  \ 
Seite  der  menschlichen  Natur.  Die  „wirthschaftliche  Natur**,  { 
wie  sie  im  §.  29  abgeleitet  und  characterisirt  wurde,  ist  nicht  did'i 
ganze  Natur  des  Menschen ;  sondern  nur  eine  Seite  derselben»  ^ 
Auch  als  solche  Seite  ist  sie  bei  den  Einzelnen,  diese -^ 
wiederum  als  Individuen  an  sich  wie  als  Glieder  menschlicher.*; 
Gemeinschaften  genommen,  nichts  völlig  Constantes,  ganz  Gleidli<'C 
massiges,  weder  an  sich  —  „absolut"  — ,  noch  im  Verhältniss  «1^ 

J 
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den  übrigen  Seiten  der  menschlichen  Natur  —  „relativ"  — ,  wie 
auch  bei  ein  und  demselben  Individaum  nicht,  je  nach  den  Lebens- 
umständen desselben. 

Allerdings  bleibt  die  ,,wirthschaftliche  Natar''  des  Menschen,  aus  den  froher 
dargelegten  Gründen,  stets  eine  Seite  seiner  ganzen  Natur,  auch  bei  jedem  Einzelnen, 
insofern  etwas  Constantes.  Aber  nach  Naturanlage,  Temperameut,  Erziehung,  innerem 
Seelenleben,  äusseren  Umständen  und  Einflüssen  des  Einzelnen  au  sich  und  als  Glieds 
ron  Gemeifischaften,  als  Persönlichkeit,  welche  unter  variablen  zeitlichen  und  räum- 
lichen Einflüssen  steht,  ist  diese  Seite  seiner  Natur  an  sich  und  neben  den  anderen 
Seiten  rerschieden  entwickelt  und  einer  verschiedenen  —  auch  zielmässig  beabsich- 
tigten —  Entwicklung  fähig.  Von  nicht  geringem  Einfluss  auf  diese  historische,  Örtliche, 
iadiriduelle  Diif'erenzirung  der  wirthschaftlicheu  Natur  als  einer  Seite  der  ganzen 
Katar  des  Menschen  sind  Zeitanschanungen,  sittliche,  religiöse  Anschauungen,  Ge- 
staltung der  Erziehung,  aber  namentlich  auch  Einrichtungen  und  Rechtsnormen  im 
Wirthschaftsleben  selbst.  Es  ist  eine  der  bedenklichen  Seiten  und  Folgen  des 
^Systems  der  freien  Concurrenz''  und  der  geistigen,  sittlichen  Atmosphäre,  aus  welcher 
di«s  System  entsteht  und  auf  welche  es  dann  selbst  wieder  ruckwirkt,  dass  die  „wirth- 
schafdiche  Seite''  der  menschlichen  Natur  übermässig  und  zu  sehr  auf  Kosten  anderer 
Seiten  sich  entwickelt,  der  „wirthschaftliche" ,  der  Erwerbs-Gesichtspunct  alles  über- 
wuchert (Mammonismus,  Pleonexie,  Geldgier,  Spielgeist,  Speculationscharacter  des 
WiitfaschaLftslebens ,  Ueberhandnehmen  des  Erwerbsgeists  auch  in  liberalen  Berufen, 
(kst  alleiniges  Walten  desselben  in  den  materiellen  Berufen  u.  dgl.  m.).  Aeltere  wirth- 
ächiftliche  Kechtsordnungcn  corporativen  Characters  (Zunftwesen)  mögen  neben  guten 
lach  manche  üble  Einwirkungen  auf  die  psychische,  die  sittliche  Natur  der  Einzelnen 
gehabt  haben,  wie  wir  das  heute  noch  in  analogen  Verhältnissen  <,Rureaukratie,  cor- 
pontire  Schulen,  Universitäten)  ähnlich  sehen.  Aber  jene  Rechtsordnungen  liessen 
ät  wirthschaftUche  Natur  der  Angehörigen  nicht  zu  so  einseitiger,  so  übermässiger 
Eotvicklung  kommen.  In  einer  „socialiätischen''  Rechtsordnung  des  Wirthschafts- 
kbens.  der  Prodoction  und  Vertheilung,  wurde  immerhin  ebenfalls  eine  Correctur, 
dne  Modification  dieser  jetzt  überspannten  Entwicklung  der  wirthschaftlicheu  Natur 
m5dich,  selbst  wahrscheinlich  und  an  sich  etwas  Erwünschtes  sein.  Nur  durfte  man 
sich  hier  nicht  wieder  der  Illusion  hingeben ,  die  „wirthschaftliche  Seite"  der  Natur 
des  Einzelnen  ganz  unterdrucken  zu  können  und  ohne  Schaden  für  die  Gesammtheit 
unterdrücken  zu  dürfen.  Ein  gewisses  normales,  wenn  auch  nach  Individuen  und  Zeit- 
aitem  nicht  granz  stabiles  und  gleichmässiges  Verhältniss  der  einzelnen  Seiten  der 
men^rhlichen  Natur  ist  auch  hier  das  Richtige. 

§.  32.  —  3.  Der  Mensch  als  einheitlich  handelndes, 
wenn    auch    von    verschiedenen    Motiven    bestimmtes 
Wesen.    Gerade  weil  die  wirthschaftliche  Natur  nur  eine  Seite 
der  ganzen  Natur  des  Menschen  ist,  sind  auch  die  wirthschaftlicheu 
Handlongen   nicht  nothwendig   nur  von  wirthschaftlicheu  Motiven, 
insbesondere   von  den   aus  dem  Trieb  des  Selbstinteresses  her\'or- 
gehenden,  abhängig.     Sie  können  vielmehr  zugleich  mit  und  unter 
Umstanden    selbst  stärker  mit,    ja  sogar  gelegentlich  allein   von 
anderen  Motiven  beeinflusst  und  bestimmt  werden  und  werden  das 
thatsäcblich   auch   öfters.     Gerade  im  concrcten  Falle  begeht  auch 
der  Einzelne    die   wirthschaftliche  Handlung  als  einheitliches 
Wesen,  welches   stets  einer  Summe  von  Beweggründen  verschie- 
dener Art  und  Stärke  und  in  verschiedener  Combination  unterliegen 
^n  und  vielleicht  gerade  in  diesem  Falle  thatsäcblich  unterliegt. 
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Daher  fallen  diese  HandlungeD  alsdann  auch  anders  aus,  als  wenn 
sie  rein  dnrcb  das  Selbstinteresse,  durch  das  Streben  nach  dem 
grösstmöglichen  wirtbschaftlichen  Eigenvortbeil  für  das  kleinst- 
mögliche  Opfer,  bestimmt  würden. 

Wiederum  ein  Pnnct,  welchen  die  ältere  Theorie  riel  zu  wenig,  in  der  Eegd 
g^r  nicht ,  und  namentlich  bei  der  Analyse  concreter  Verhältnisse  nicht  genügend 
beachtet  hat.  Was  für  den  „Händler'',  den  „city  man''  im  Grossverkehr,  im  BOrseo- 
treiben  unserer  privatkapitalistischen  Geschichtsperiode  allerdings  zu  gelten  pflegt,  aber 
doch  auch  da  nicht  einmal  ausnahmslos  —  eben  weil  auch  der  Händler,  auch  der 
moderne  Börsenmann,  immer  doch  „Mensch"  bleibt  — ,  das  wurde  ohne  Weiteres  auf 
die  wirthschaftenden ,  zumal  auf  die  im  Tauschverkehr  stehenden  Menschen  alier 
Zeiten,  Länder,  Berufe  u.  s.  w.  gleichmässig  tibertragen.  Und  was  fQr  den  Einen  nach 
dessen  individueller  Persönlichkeit  zutraf,  wurde  ebenso  ohne  Weiteres  auf  jeden 
Anderen  angewandt,  als  ob  alle  Einzelnen  in  gleichem  Maasse  und  ausschliessUcli 
nur  wirtbschaftlichen  Motiven  zugänglich  wären.  Die  einseitigste  Psychologie,  welche 
man  sich  denken  kann.  Das  einfache  Niederreisscn  der  ,.störenden"  —  aber  ander- 
seits schützenden!  —  älteren  wirtbschaftlichen  Rechtsordnungen  ,  die  gewaltsame 
Gleichstellung  der  agrarischen,  industriellen,  mercantilen  Berufe  im  Wirthschaftsrecht, 
die  Anwendung  des  Freihandels  auf  die  verschiedensten  Länder  und  Völker,  m.  a.  W. 
das  „Scheeren  Aller  über  Einen  Kamm"  war  mit  die  Folge  dieser  einseitigen  Psycho- 
logie und  dieser  Verkennnng  des  Cbaracters  jeder  wirthschaftlichen  Handlung  als  einer« 
wie  jede  menschliche  Handlung,  von  mancherlei  Motiven  immer  mit  bestimmbaren 
und  oft  wirklich  mit  bestimmten. 

n.  —  §.  33  [207J.  Analyse  der  Motive  im  wirthschaft- 
lichen Handeln,  insbesondere  die  Differenzirnng  der 
egoistischen  Motive.  Gerade  weil  die  „ wirthschaftliche  Natar*' 
nur  eine  Seite  der  menschlichen  Natur  ist,  weil  Jeder  doch  als 
einheitliches  (Willens-)  Wesen  handelt,  wie  überhaupt,  so  auch  auf 
wirthschaftlichem  Gebiete,  können  auch  bei  der  einzelnen  wirtb- 
schaftlichen Handlung  verschiedene  Motive,  in  verschiedener  Stärke 
und  Gombination,  mitwirken.  Diese  Motive  bestimmen  das  wirth- 
schaftliche Handeln  theils  als  menschliches  Handeln  Überhaupt^ 
theils  als  speciell  wirthschaftlicbes  Handeln.  Sie  entspringen  theils 
dem  Befriedigungstrieb,  insbesondre  auch  dem  wirtbschaftlichen 
Selbstinteresse,  theils  stehen  sie  mit  anderen  Seiten  der  psychischen 
Natur  des  Menschen  in  Verbindung. 

Dasjenige  Motiv,  welches  die  Nationalökonomie  meistens  allein 
in  seiner  Wirksamkeit  verfolgt  hat,  das  Streben  nach  dem 
wirthschaftlichen  (Eigen)  Vortheil,  erscheint  gerade  bei 
der  wirthschaftlichen  Handlung  besonders  mächtig  und  wichtig, 
aber  doch  wiederum  nicht  als  allein  wirksam.  Es  muss  auch  zur 
richtigen  Würdigung  seiner  selbst  und  seiner  Wirksamkeit  als 
Glied  einer  Kategorie  ihm  verwandter  Motive  aufgefasst 
werden,  welche  man  wegen  ihrer  aller  Beziehung  auf  positive  Lust- 
gefühle (oder  Vermeidung  von  UnlustgefUhlen)  des  eigenen  empfin* 
denden  und  urtheilenden  „Ich^^  unter  dem  —  hier  ohne  üble  Neben- 
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bedentung  genommenen  —  Ausdruck  egoistische  Motive  zu- 
sammenfassen kann.  Diese  egoistischen  Motive  differenziren 
sieh  dann  und  eines  dieser  Differentiale  ist  das  Motiv  des  wirth- 
schaftlichen  Vortheils.  Aber  zur  Erklärung  der  wirtbschaftlichen 
Handlongen  und  demgemäss  Erscheinungen  muss  man  gerade  auch 
die  anderen  egoistischen  Motive  mit  heranziehen,  —  was  wiederum 
die  ältere  Theorie  nicht  genügend  gethan  hat. 

Den  egoistischen  Motiven  kann  jedoch  auch  beim  wirthschaft- 
lieben  wie  bei  allem  menschlichen  Handeln  ein  nicht-egoisti- 
sches Motiv  corrigirend  zur  Seite  und  selbst  ersetzend  an  ihre 
Stelle  treten:  ein  Motiv,  bei  welchem  es  sich  zwar  mit  um  eigene 
Lustgefühle  oder  Vermeidung  von  Uni nstgefti bleu  handelt,  aber  doch 
nicht  diese  Gefühle  oder  diese  wenigstens  nicht  allein  das  treibende 
Moment  darstellen.  Freilich  wird  dies  Motiv  daher  nach  der 
;,ineDScblichen  Natur'%  ,,wie  sie  einmal  ist'%  selten  ganz  rein  als 
BDegoistisches  erscheinen,  mit  egoistischen  Bezügen,  wie  mit 
Schlacken,  leicht  immer  etwas  versetzt  bleiben.  Aber  dennoch  kann 
and  darf  es  seinem  eigentlich  treibenden  Moment  nach  als  ein 
Qoegoistiscbes  gelten. 

Es  lassen  sich  dann  folgende  Gruppen  von  Motiven  im  wirtb- 
schaftlichen Handeln  bilden. 

Die  Bezeichnung  der  einzelnen  Motive  ist  nach  dem  wichtigsten  nnd  charac- 
tehstischsten  Gesichtspuncte  bei  einem  jeden  gewählt  worden,  wiedernm  nach  dem 
Satze  a  potior!  tit  denominatio.  Alle  einzelnen  Seiten,  alle  Erscheinungsweisen  eines 
Motin  können  durch  eine  solche  Bezeichnung,  bei  welcher  auch  Knappheit  des  Aas- 
drocis  zQ  erstreben  war,  aber  nicht  genau  wiedergegeben  werden.  Deshalb  bedarf 
es  bei  jedem  einzelnen  Moti?  einer  Erläuterung  seines  Inhalts ,  d.  h.  der  Seiten  und 
Eischeinungsweisen,  welche  darunter  fallen.  Um  im  Folgenden  einen  kurzen  Ausdruck 
lawenden  zu  können,  werden  die  Motive  als  „Leitmotive"  1 — 5  und  in  jedem  Falle 
dann  mit  der  betreffenden  Nummer  (erstes,  zweites  u.  s.  w.)  bezeichnet. 

A.  Egoistische  Leitmotive. 

1.  Streben  nach  dem  eigenen  wirthscbaftlichen  Vortheil  und 
Fnrcht  vor  eigener  wirthschattlicher  Noth. 

2.  Furcht  vor  Strafe  und  Hoffnung  auf  Anerkennung. 

3.  Ehrgefühl,  Geltungsstreben  und  Furcht  vor  Schande  und 
Missachtung. 

4.  Drang  zur  Bethätigung  und  Freude  am  Thätigsein,  auch  an 
der  Arbeit  als  solcher,  und  an  den  Arbeitsergebnissen  als  solchen, 
8<>wie  Furcht  vor  den  Folgen  der  Unthätigkeit  (Passivität). 

B.  Unegoistisches  Leitmotiv. 

5.  Trieb  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen  Handeln,  Drang 
des  Pflichtgeftihls  und  Furcht  vor  dem  eigenen  inneren  Tadel  (vor 
Gewissensbissen). 
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Bei  jedem  dieser  Motive  ist,  was  die  Fassung  gleich  zeigen 
will,  eine  Doppelseite  zu  unterscheiden:  eine  angenehme,  eine 
unangenehme,  die  Erregung  von  Lustgefühlen  und  die  Ver- 
meidung von  Unlustgefühlen. 

Dies  gilt  allerdings  zugestanden ermaassen  auch  von  dem  fünften  Motiv.  Auf 
die  öfters  bejahte  Frage ,  ob  man  deswegen  doch  auch  dieses  Motiv  als  ein 
,,egoistisches''  in  dem  hier  gemeinten  Wortsinn  ansehen  muss,  kommen  wir  zurück  (§.  45). 

Man  kann  diese  Doppelseite  auch  allenfalls  als  die  positive 
und  die  negative  bezeichnen.  Zur  Erklärung  der  psychischen 
Vorgänge  im  wirthschaftlichen  Handeln  ist  die  Unterscheidung  nicht 
unwichtig. 

Den  egoistischen  Motiven  oder  kurzweg  dem  „Egoismus" 
wird  in  der  ethischen,  dann  in  der  neueren  sociologischen  Theorie 
und  danach  auch  wohl  von  Nationalökonomen  der  „Altruismus" 
gegenübergestellt. 

Wenn  nur  dieser  Altruismus,  wenigstens  in  seinen  wichtigsten  Erscheinungs- 
formen, nicht  wieder  nur  ein  ,, erweiterter  Egoismus"  wäre !  Wo  er  das  nicht  ist,  geht 
er  in  das  fünfte  Motiv  über.  Bei  demselben  handelt  es  sich  gerade  auch  um  Altmis- 
mus,  um  wirthschaftlichc  Opfer  „für  Andere",  aber  doch  noch  um  mehr  als  das. 
Deshalb  erscheint  uns  die  Aufstellung  und  die  Fassung  des  fünften  Motivs  als  des 
Gegensatzes  zu  den  egoistischen  Motiven  richtiger,  als  die  Gegenüberstellung  von 
Egoismus  und  Altruismus.  Im  Folgenden  wird  bei  einzelnen  Motiven  noch  des 
Altruismus  gedacht  werden.  Für  die  ganze  Lehre  sei  auf  die  Ausführungen  neuerer 
Ethiker  über  Egoismus,  Altruismus,  Sympathie,  Gewissen  u.  s.  w.  daher  auf  die  oben 
S.  71  genannten  Schriften  Bezug  genommen. 

Da  jedes  der  fünf  Motive,  wie  gesagt,  alle  ihm  verwandten  Spielarten  um- 
fasst,  möchte  es  möglich  sein,  die  wenigstens  im  wirthschaftlichen  Leben  vorkom- 
menden Motive  ohne  Zwang  und  ohne  eines  der  letzteren  zu  übersehen,  auf  die  üUif 
Hauptfälle  als  die  Leitmotive  zurückzuführen.  Natürlich,  dass  auch  hier  nach  In- 
dividuen, Völkern,  Zeitaltern,  Cnlturstufen  zahlreiche  Nuancen  eines  jeden  Leitmotivs 
und  der  zu  ihm  gehörigen  Spielarten  vorkommen,  ebenso  wie  mancherlei  verschieden- 
artige und  wechselnde  Combinationen.  Das  hindert  aber  doch  nicht,  zum  Zweck  der 
Analyse  der  Motive  für  die  Theorie  der  wirthschaftlichen  Handlungen  eine  solche 
fünffache  Kategorisirung  vorzunehmen  und  die  weitere  Erörterung  daran  zu  knüpfen. 

Für  die  Fragen  der  wirthschaftlichen  Organisation  und  der  Rechtsordnung,  auch 
für  diejenigen,  welche  sich  auf  den  Gegensatz  von  Individualismus  und  Sociaiismos, 
privatwirthschaftliche  und  gemeinwirthschaftliche  Organisation  der  Yolkswirthschnft, 
Privatcigenthum  und  Gemeineigenthum  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  beziehen, 
ist  die  Analyse  der  Motive,  die  Würdigung  jedes  einzelnen  und  die  Untersuchung 
der  Combination  der  Motive  von  auschlaggebendcr  Bedeutung.  Auch  deshalb  wird, 
nach  dem  Zwecke  dieses  Werks  (§.  7),  hier  auf  diese  Dingo  näher  eingegangen. 

A.  —  §.  34  [207].  —  1.  Erstes  Leitmotiv:  Streben  nach 
dem  eigenen  wirtlischaftlichen  Vortlieil  und  Furcht 
vor  eigener  wirthschaftlicher  Noth. 

a)  Wesen  und  Function  dieses  Motivs.  Dies  Motiv 
entspringt  unmittelbar  dem  Befriedigungstrieb,  schon  als  dem  Trieb 
der  Selbsterhaltnng,  dann  auch  als  dem  Trieb  des  Selbstinteresses* 
Es  bewirkt  wirthschaftlichc  Thätigkeit,  Arbeit,  Uebernahme  von 
Opfern  (§.  27),  um  GUter  für  die  Befriedigung  der  eigenen  Bedttri^ 
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nisse  des  letztre  empfindenden  und  nrtheilenden  Snbjects  (des  ,,Ich'') 
za  beschaffen  und  zn  verwenden.  Hierbei  kommt  dann  das  Öko- 
nomisehe Princip  (§.  28)  zar  Geltung. 

Soweit  es  sich  um  die  Befriedigung  der  Existenz bedürfnisse 
ersten  Grads  (§.  24)  handelt,  ist  dieses  erste  Motiv,  wenn  nicht 
das  einzige,  so  doch  gewöhnlich  das  stärkste,  um  zur  Arbeit  an- 
zutreiben, indem  es  regelmässig  jeden  Widerstand  in  der  eigenen 
Natur,  in  anderen  Motiven  überwindet.  Bei  den  Existenzbedürfnissen 
zweiten  Grads  und  den  Cnlturbedürfnissen  gilt  das  dagegen  nicht 
in  gleichem  Maasse  und  nicht  so  allgemein  noch  so  regelmässig. 

Trägheit ,  ,3tlsses  Nichtsthun'' ,  Gewohnheit  an  bestimmte  Lcbensfuhning  und 
Arbeitsart,  Bediirfhisslosigkeit .  individuelles,  Tölker-,  Standes-,  zeitalterweises  Nicht- 
verthle^en  oder  Nicht-soviel-Werthlegen  auf  weitere  materielle,  auf  Culturgenüsse, 
Höherschätzen  des  üeberirdischcn  als  des  Irdischen ,  sittliche ,  religiöse  An- 
schaaunj^en  u.  s.  w.  können  vielfach  die  Entwicklung  diese»  ersten  Motivs  hemmen, 
de&äen  Wirksamkeit  kreuzen  oder  selbst  aufheben.  Sie  thun  dies  auch  ohne  Zweifel 
vielfach,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  bei  Individuen  auf  allen  Culturstufen.  aber  selbst 
bei  der  grossen  Masse  der  Bevölkerung,  ja  sogar  bei  so  gut  wie  allen  Gliedern  der- 
selben aaf  gewissen  Culturstufen,  mit  unter  dem  Einfluss  äusserer  Verhältnisse 
(Rlima>,  der  ganzen  Lebens-  und  Anschauungsweise  (religiöse  Momente). 

Grade  bei  fortschreitenden  Völkern  und  Individuen,  d.  h.  eben  bei  solchen, 
welche  ihre  Bedürfnisse  vermehren,  verfeinern,  vervielfältigen  (§.  23),  ist  aber  ander- 
seits dies  er^te  Motiv  auch  regelmässig  dasjenige,  welches  dauernd  und  selbst  in 
steinendem  Grade  zn  wirthschaftlicher  Thätigkeit.  zu  Arbeit  anspornt  und  so  die  Be- 
diD^ungi^n  zar  Befriedigung  der  äusseren  Bedürfnisse  zu  erfüllen  ermöglicht.  Auch 
hier,  ja  grade  wieder  hier  treten  jedoch  Combinationen  und  Kreuzungen  mit  den 
iüdcren  Motiven  hervor,  wodurch  die  Wirksamkeit  dieses  ersten  Motivs  theüs  ver- 
staut, theils  auch  gehemmt  wird,  was  wiederum  von  der  älteren  „classischen"  Theorie 
imd  Doch  heute  von  deren  Nachläufern  (Manchesterschule)  nicht  genügend  beachtet 
Worden  isL 

Dieses  erste  Motiv  hat  die  classische  britische  Theorie  und 
die  ganze  Doctrin  des  ökonomischen  Individualismus  ihren  Erörte- 
rungen des  wirthschaftlichen  Handelns  und  der  von  diesem  be- 
dingten wirthschaftlichen  Erscheinungen  zur  psychologischen  Er- 
klärung vomemlich,  meistens  ganz  ausschliesslich  zu  Grunde  gelegt; 
anch  wohl  mit  der  Annahme,  dass  nur  dieses  Motiv  ein  ,,wirth- 
sc haftlich  es"  sei,  mit  welchem  und  mit  dessen  Wirksamkeit 
sich  im  Grunde  die  „Wirthschafts lehre",  auch  die  Politische 
Oekonomie,  allein  zu  beschäftigen  habe. 

Damit  wurde  die  Wirksamkeit  anderer  Motive  nicht,  wie  man  der  älteren 
Schule  wohl  vorgeworfen  hat,  kurzweg  geläugnet  oder  gar  gern iss billigt,  sondern  nur 
die  Ansicht  vertreten,  dass  diese  anderen  Motive,  so  wichtig  und  so  berechtigt  sie 
practisch  oft  sein  möchten,  doch  als  „nicht-wi  rthschaftlich  e*'  nicht  in  die 
Wirtbscfaaftslehre  gehörten,  sondern  in  die  Ethik,  Psychologie,  Politik  u.  s.  w. 

Auf  dieses  erste  Motiv  wurde  femer  in  der  älteren  Theorie 
anch  vomemlich  oder,  in  der  angedeuteten  Weise,  wieder  ausschliess- 
Vi'h  die  ilethode  der  Disciplin  begründet:  die  Deduction  aus 
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diesem   Motiv,   denn  das  will   die  Dedaction  „ans  dem  Selbst- 
interesse'', „ans  dem  Eigennutze''  im  Grunde  bedeuten. 

Ob  und  wie  weit  dieses  Vorgehen  richtig  und  berechtigt  ist,  wird  später,  be* 
sonders  im  Abschnitt  ?on  der  Methode  im  nächsten  Kapitel  erörtert  werden.  Vor- 
läufig nur  die  wiederholte  Bemerkung,  dass  es  unter  gewissen  Voraussetzungen  Dnd 
Cautelen  nicht  nur  zulässig,  sondern  auch  zweckmässig,  ja  nothwendig  ist  (g.  4,  §.67  ff.). 

§.  35.  —  b)  Behandlung  dieses  Motivs  in  der  Theo- 
rie. Dieses  erste  Motiv  wird  aber  nun  in  der  älteren  Theorie 
vielfach  als  zu  allgemein  und  gleichmässig  verbreitet  und  wirkend, 
zu  sehr  einer  wahren  Naturkraft  gleichend,  zu  unüberwindlich, 
überall  ohne  Weiteres  als  berechtigt,  als  naturgemäss  und  unbedingt 
nothwendig,  auch  in  seiner  Wirksamkeit  zu  sehr  als  allseitig  —  wie 
für  denjenigen,  der  sich  dadurch  leiten  lässt,  so  auch  für  die 
ganze  Verkehrsgesellschaft,  der  er  angehört,  —  günstig  wirkend 
angenommen.  Die  individuelle  und  historische,  nach  ZeitalterOi 
Culturgemeinschaften  erfolgende  Differenzirung  dieses  Motivs  wird 
dabei  ebenso  übersehen,  wie  seine  thatsächliche  und  oft  richtige 
und  nothwendige  Combination  mit  anderen  egoistischen  Motiven 
und  seine  mögliche  und  öfters  thatsächliche  Ersetzung  durch  diese 
und  durch  das  unegoistische  fünfte  Motiv.  Ueberall  laufen  hier  die 
oben  bei  der  „wirthschaftlichen  Natur  der  Individuen"  (§.  30—32) 
hervorgehobenen    einseitigen  und   unrichtigen  Auffassungen   unter. 

Trotzdem  geht  es  aber  doch  wieder  viel  zu  weit,  wegen  dieser 
eben  dargelegten  Umstände  dieses  erste  Motiv  als  ein  allgemein 
wirksames  überhaupt  nicht  gelten  lassen  und  daher  auch  die  Be- 
rechtigung dedactiver  Schlüsse  aus  ihm  in  Bezug  auf  wirthschaft- 
liehe  Handlungen  und  Erscheinungen  ganz  bestreiten  zu  wollen. 

Dazu  neigen  einzelne  Vertreter  der  historischen  Nationalökonomie,  speciell  ii 
der  M ethoden frage ,  so  Schmoller^).  Sie  begehen  dabei  den  entgegengesetzten, 
aber  dem  Grade  nach  einen  noch  grösseren  Fehler,  als  ihre  Gegner,  die  Oekonomea 
der  älteren  Theorie.  Ob  der  individaellen  und  der  historischen  Difierenzirong  und 
Modification  des  Motivs  des  wirthschaftlichen  Vortheils  und  ob  der  verschiedenen  und 
wechselnden  Stürkegrade  und  Combinationen  dieses  mit  anderen  Motiven  Terlieren  sie 
den  Blick  filr  das  bleibende,  constante  „allgemein  Menschliche''  grade  dieses  erston 
Motivs.  Das  ist  aber  in  der  That  ein  noch  grösserer  Fehler  als  das  Uebersehen  jener 
Diirerenzirung  dieses  Motivs  u.  s.  w.  Ein.  wie  sich  zeigen  wird,  auch  fUr  die  Streit- 
frage der  Methode  bcachtenswerther  Punct. 

')  Grundfragen  S.  87:  ,,Alle  concreten  volkswirthschaftlichen  Organisationsfragea 
sind  also  bedingt  durch  die  Vorfrage,  wie  die  psychologischen  Grundtriebe  bei  dem 
fraglichen  Volk  durch  Sitte  und  Recht  modificirt  sind.  Darum  ist  mir  aoch  die 
Lehre  von  dem  Egoismus  oder  Interesse,  als  dem  psychologischen,  steten  und  gleicil- 
massigen  Ausgangspunct  aller  wirthschaftlichen  Handlungen  nichts  weiter  als  eine 
bodenlose  Oberflächlichkeit''.  Ich  möchte  diese  Aeusserung  eine  bodenloee 
Üebertreibung  nennen,  weil  dabei  das  Kind  mit  dem  Bade  ausgeschüttet  wird,  80 
richtig  ja  der  Einwand  ist.  dass  der  Egoismus  keinen  steten  und  gleichm&ssigei 
Ausgangspunct  bilde.  Ob  Knies.  Polit.  Oek.,  2.  A.,  S.  249  der  Schmoller^sdieil 
Aeusserung  ganz  beistimmt,  ist  nicht  recht  klar. 
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Gerade  dieses  erste  Motiv  ist  es  sodaoD,  welches  sich  practisch 
oft  „altruistisch'^  erweitert,  d.  h.  es  wird  zum  Motiv  des 
Strebens  Dach  dem  wirthschaftlichen  Vortheil  Anderer,  allerdings 
regelmässig  solcher  Anderen,  an  deren  wirthschaftlichem  Ergehen 
der  Handelnde  ein  (Liebes-  oder  sympathisches)  Interesse,  gewöhn- 
lich ein  näheres  persönliches  Interesse  hat,  das  ihn  eben  za  der 
betreffenden  wirthschaftlichen  Handlung  antreibt.  Dies  ist  der 
im  Ganzen  wohl  wichtigste  Fall  des  Altruismus,  aber  eben  auch 
derjenige,  welcher  am  Deutlichsten  zeigt,  dass  trotz  des  etwa 
ausserdem  stattfindenden  Mitspielens  anderer  Motive,  auch  gerade 
hier  etwa  des  Drangs  des  Pflichtgefühls,  der  Liebe,  der  Hingebung, 
der  Sympathie,  doch  dieser  Altruismus  ein  wohl  etwas  modificirter, 
immerhin  aber  nur  ein  verkappter  Egoismus  ist. 

Die  haaptsacblichen  Einzelfälle  beziehen  sich  wenigstens  in  onserer  socialen 
Periode  aof  die  wirthschaftliche  FamilienfUrsorge  des  Familien-  nnd  Wirthschafts- 
haoptes,  insbesondere  im  engeren  and  engsten  Kreise  (Kinder,  Ehegatten,  Eltern;  schon 
weniger  andere  nahe  BlotSFerwandte.  wie  selbst  Geschwister).  Uebrigens  ist  hier  des 
..historischen''  Characters  unserer  heutigen  ,,Familie*'  zu  gedenken.  Im  Zeitalter  der 
rens.  der  Sippe  u.  dgl.  m..  ?i eil  eicht  in  einer  socialistisch  organi&irteu  Gesell- 
schaft mag  sich  das  etwas  anders  gestalten.  Auch  in  dem  in  einer  Hinsicht  ja  ,,un- 
egoistischen'^  Falle,  der  F&rsorge  für  die  Angehörigen  nach  dem  eigenen  Tode 
fflitttlst  der  gewöhnlichen  Kapitalbildung,  daher  in  den  Verhältnissen  des  Erbrechts, 
das  hier  neben  der  auch  für  die  Gesellschaft  wichtigen  Ökonomischen  Seite  eine  be- 
deotsame  sittliche  Seite  zeigt,  noch  schärfer  —  ?ollends  „unegoistisch''  —  bei  der 
Lebensrersicherung  auf  den  Todesfall,  bei  der  Wittwen-  und  Waisen -Rentenver- 
sicherung tritt  doch  in  anderer  Hinsicht  das  „egoistische'*  Moment,  innere  Beruhigung 
für  die  wirthschaftliche  Sicherung  meistens  der  nächsten  und  liebsten  Angehörigen 
zu  erianpen,  auch  wieder  unverkennbar  hervor.  Das  Motiv  des  erfüllten  Pflicht- 
gefühls, der  erfüllten  Liebespflicht  zeigt  sich  aber  freilich  ausserdem  hier  deutlich. 
Anderseits  aber  wiederum  das  Mitspielen  anderer  Motive,  welche  vornemlich  zu  dem 
driften  Leitmotive  (Ehrgefühl  u.  s.  w.)  gehören :  Gedanken  von  „Nachrede"  u.  dgl. 
Korz,  der  .JIgoismus''  ist  diesem  „Altruismus'*  durchaus  nicht  fremd.  Polare  Gegen- 
sätze, wie  nach  Ansicht  einiger  Sociologen.  sind  sie  durchaus  nicht,  was  Ethiker  auch 
&«iten  verliannt  haben. 

§.  36.  —  c)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  und  bezügliche  Auf- 
gaben. Für  alle  Wirthschaftsverhältnissc ,  namentlich  lllr  die 
Probleme  der  Organisation  und  der  Rechtsordnung  treten 
dann  in  Bezug  auf  das  erste  Motiv  immer  Hauptfragen  hervor,  wie 
die  folgenden:  wie  wirkt  dies  Motiv  thatsächlich  und  wie  kann  es 
wirken;  wie  differenzirt  und  wie  combinirt  es  sich  mit  anderen 
Motiven  und  wie  wird  es  durch  diese  modificirt,  ersetzt;  was  er- 
scheint in  dieser  Beziehung  ,, menschlich  möglich"  und  erwünscht; 
was  hat  zu  geschehen,  um  das  Motiv  für  den  Betreffenden  selbst 
üBd  ftir  Andre,  für  die  Gemeinschaft  wirthschaftlich  möglichst 
gfinstig  wirksam  zn  machen;  verdient  sein  freies  Walten,  seine  — 
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rechtliche  und  sittliche  —  Einschränkung,  seine  Ersetzung  durch 
andre  Motive  den  Vorzug  und,  wenn  dies  der  Fall,  ist  überhaupt 
und  wann  und  wie  ist  eine  solche  Einschränkung  und  Ersetzung 
richtig,  zweckmässig,  erreichbar? 

Lauter  Fragen  von  höchster  practischer  und  auch  theoretischer  Bedentnog, 
welche  sich  dann  auf  jedem  Specialgebiet  des  Wirthschaftslebens  —  der  ,,Prodaction^ 
und  „VertheilunR'*  —  in  zahlreiche  einzelne  bezügliche  Fragen  specialisiren.  In  der 
Beantwortung  dieser  Fragen  gehen  die  theoretischen  und  practischen  Bichtnngen  und 
Schulen  auseinander,  ?or  Allem  am  Weitesten  die  Richtung  der  freien  Concarrens 
und  diejenige  des  Socialismus.  Aber  alle  Kichtungen  begehen  den  gemeinsamen 
Fehler y  die  Beantwortung  dieser  schwierigen  Fragen  zu  leicht  zu  nehmen,  dabei  zn 
sehr  zu  generalisircn  und  zu  schablonisiren. 

Die  beiden  gegnerischen  Richtungen  des  Individualismus  und  Socialismus  ver- 
fallen in  den  entgegengesetzten  Fehler,  jener  das  erste  Leitmotiv  für  zu  fest,  zn 
mächtig  und  unveränderlich  in  der  Natur  des  Menschen  begründet,  für  zu  wenig 
difTcrcnzirbar  und  mit  anderen  Motiven  combinirbar  und  durch  sie  ersetzbar,  sein 
Wirken  für  den  Betreifenden  und  sogar  für  die  Gemeinschaft  für  zu  günstig  zu  halten; 
dieser,  der  Socialismus,  umgekehrt  dies  Motiv,  sei  es  durch  innere  Umbildung  des 
Menschen,  sei  es  durch  äussere  Umstände  und  durch  die  Rückwirkung  dieser  auf  jene 
Umbildung,  für  zu  weit  modiücirbar,  verdrängbar,  leitbar  zu  Gunsten  der  wirthschaft- 
liehen  Interessen  Anderer,  der  ganzen  Gemeinschaft  oder,  soweit  nOthig,  für  zu  weit 
ersetzbar  durch  andere  Motive,  für  zu  entbehrlich  im  Wirthschaftslcben,  auch  für  zt 
einseitig  ungünstig  unter  unseren  heutigen  wirthschaftÜchen  Verhältnissen  wirkend 
anzusehen. 

Dass  man  es  hier  unter  allen  Umständen  mit  schwierigsten  psychologischen 
Problemen  zu  thun  hat,  wird  von  keiner  dieser  Seiten  genügend  beachtet.  Alles,  wenn 
auch  in  entgegengesetzter  Weise,  zu  mechanisch  aufgefasst.  Den  grösseren  Iir»  [ 
thum  begeht  aber  doch  wohl  der  Socialimus  und,  wenn  auch  in  geringerem  Grade,  ." 
aber  doch  ähnlich,  die  historische  Richtung  der  Nationalökonomie  in  ihren  Annahmen»  ^ 
ihrem  „Glauben''  an  die  weitgehende  Dilferenzirbarkeit  und  Ersetzbarkeit  des  enten  ^ 
Motivs,  als  der  Individualismus  in  seiner  Annahme  der  Constanz  und  Unersetzbarkeit  ^ 
dieses  Motivs.  ,. 

Jedenfalls  rauss  es  in  der  Wirthschaftspraxis  und  in  der  ii 
Wirthschaftslebre  immer  als  Aufgabe  anerkannt  werden,  zu  unter- 
suchen, welches  die  individuelle  und  gesellschaftliche  Wirkung  des 
Motivs,  des  Strebens  nach  dem  wirthschaftlichen  Vortheil,  auf  dk  • 
wirthschaftlichen  Handlungen  und  folgeweise  auf  die  wirthschaft-  '^ 
liehen  Erscheinungen  sei  und  was  erwünscht  und  erreichbar  sei,  ^ 
um  nachtheilige  Wirkungen  dieses  Motivs  möglichst  zu  beseitigm  ^ 
oder  zu  vermindern,  es  an  vortheil  haften  Wirkungen  —  Beides  ina- 
besondere auch  für  Dritte,  für  die  Gemeinschaft  —  möglichst  er-  * 
giebig  zu  machen.  * 


I 


i 


Auf  die  Zweckmässigkeit,  ja  Noth wendigkeit,  den  Erfahrungstbatsachen  gemlM, 

das  Motiv  selbst  zu  leiten,  es  >o  zu  sagen  zu  erziehen,  es  mit  anderen  Motiven  zu  con»  | 

biniren.  es  je  nachdem   dadurch  zu  ersetzen,  führt  die  Untersuchung  dann  stets  Ml*  « 

Insbesondere    wird  auch  im    „freien  Verkehr",    bei  persönlicher  Freiheit  md  ; 

Privateigenthum  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  ein  solches  Vorgehen  sich  notk*  jj 

wendig  erweisen.    Die  „feineren",  wenn  gleichwohl  auch  egoistischen  Motive,  weldM  J, 

zur  Gruppe  3   und  4   gehören  (Ehrjrefubl.  Bethätigungsdrang),   werden,   wie  die  fgb^  '1 

schirhtli<-lie  Entwicklung  es  namentlich  mit  der  Gruppe  3  gethan  hat,  mit  dem  entaft  a 

Motiv   zu   verbinden,   hier  und  da  auch  ganz  an  dcsbcn  Stelle  zu  setzen  sein  (Staat*^  T 

dienst!   „luimateriallohn").     Die    schwierige   Frage    bezieht   sich    nur  immer  anf  dli  * 

I 
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doch  auf  Fnrcht  vor  Strafe  durch  dieselbe  hinauskommt,  tfaeils 
Hoffnung  auf  Erregung  von  Lustgefühlen ,  welche  nur  durch  diese 
Autoritäten  hervorgerufen  werden  können. 

Es  können  hier  Combinationen  und  nahe  Verwandtschaft  mit  anderen  Motifco, 
dem  dritten,  dem  ersten,  auch  dem  fünften  vorliegen,  aber  doch  sind  die  psychischen 
Vorgänge  verschieden.  Bei  dem  dritten  Motiv  handelt  es  sich  om  Ehre  bei  und  Aü- 
erkennung  darch  dritte  Personen  nicht  noth wendig  autoritativer  Art,  bei  dem  hier 
besprochenen  zweiten  um  dergleichen  grade  Seitens  Autoritäten  mit  Strafge- 
walt; bei  jenem  um  Furcht  vor  Schande,  bei  diesem  um  Furcht  vor  Strafe.  Bei 
dem  ersten  Motiv  kommen  nur  wirthschaftliche  Vortheile  und  Nachtheile,  dadurch 
bedingte  Lust-  und  Unlustgefuhle,  bei  dem  zweiten  theils  nicht- ökonomische  Vor- 
theile, theils  als  Strafe  entzogene  ökonomische  Vortheile  (z  B.  Nahrungsentziehang 
oder  Qualitätsvcrminderung)  oder  aufgelegte  Nachtheile  (z.  B.  vermehrte  Arbeitslast, 
Geldstrafen ,  Pfändungen .  Confiscationen)  in  Betracht.  Bei  dem  fünften  Motiv  kann 
Achtang  vor  dem  Gebot  der  Autorität,  dem  man  sich  pfiichtmässig  unterwirft,  z.  B. 
nach  der  Stimme  des  Gewissens,  des  religiösen  Glaubens,  der  entscheidende  Factor  zum 
wirthschaftlichen  Handeln  (z.  B.  im  Aimosengeben)  sein.  Aber  nur  wenn  diesem  Ge- 
bot, dieser  Gewissensstimme  aus  Furcht  vor  Strafe  wegen  Verletzung  des  Gebots  gefolgt 
wird,  geht  das  Motiv  hier  in  das  zweite  über.  So  wird  es  oft,  aber  nicht  nothwendig 
und  nicht  thatsächlich  immer  sein.  Ist  es  aber  nicht  so .  erfolgt  die  Handlung  iritfc* 
lieh  nur  aus  Achtung  vor  dem  Gebot  der  Autorität,  aus  Pflichtgefühl,  das  zu  thun,  wit 
die  Autorität  (Gott)  nach  der  Stimme  des  Gewissens,  nach  der  Forderung  des  Glaabeat 
verlangt,  so  ist  das  fünfte,  nicht  das  zweite  Motiv  doch  die  treibende  Potenz. 

Bei  diesem  zweiten  Motiv  wird  daher  als  äusseres  Mittel 
gewöhnlich  ein  äusserer  Zwang  verbunden  mitStrafandrohung 
bei  ungehorsam  angedroht  und  eventuell  ausgeübt.  Aber,  von 
extremen  Fällen  abgesehen,  kommen  Zwang  und  Strafe  doch  wieder 
nur  durch  das  Medium  solcher  psychischen  Vorgänge  zur  Wirk- 
samkeit, welche  den  Betreflfenden  selbst  zu  wirthschaftlichen  Hand- 
lungen (bzw.  Unterlassungen)  bewegen  (Arbeitszwang,  Sparzwang, 
Zahlungs-,  Steuerleistungs- Zwang  u.  s.  w).  Insofern  ist  aller  so- 
genannte „äussere",  „psychische"  Zwang,  soweit  er  ein  Handeln  -^ 
des  Gezwungenen  selbst  oder  ein  unmittelbar  durch  ihn  erfolgende*  ;>| 
Unterlassen  zum  Zweck  und  zum  Ergebniss  hat,  doch  immer  ein  i 
innerer  oder  psychischer. 

Bei  der  („technischen"')  Einrichtung  nnd  Anwendung  von  Zwang  und  Strafe  kl  ^ 
das  auf  wirthschaftlichem,  wie  auf  jedem  anderen  Gebiete  wichtig  zu  beachten.  Dia 
Möglichkeit  der  Wahl  zwischen  Zwang,  Strafe  und  anderen  auf  Handeln  und  Unter» 
lassen  einwirkenden  Mitteln  (Rath,  Beispiel  und  Anerkennung,  Gewährung  wirtk» 
schaftlichcr  Vortheile  u.  s.  w.)  beruht  gerade  darauf,  dass  alle  diese  Mittel  psych isck 
einwirken,  nur  eventuell  in  verschiedener  Art  und  Maass,  wo  dann  nach  Yergleichuiig 
in  letzterer  Beziehung  die  Wahl  getreuen  werden  kann. 

Auf  grossen  und  wichtigen  Gebieten,  in  ganzen  Zeitaltern  J 
spielt  nun  dieses  zweite  Motiv  mit  seinen  Hilfsmitteln  des  Zwangs.  ; 
und  der  Strafe  eine  grosse,  mitunter  die  entscheidende,  selbst  die"  [ 
einzige  Rolle,  sowohl  in  Bezug  auf  Handeln  und  Unterlassen  Uber^  j 
haupt,  als  auch  auf  wirthschaftliches  insbesondere.  'j 

In   ersterer  Hinsicht  sei  an  Heer.  Schule,  an  die  präventive  Einwirkung  TMü  i 

i 
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Polizei,  Justiz  erionert,  wenn  auf  diesen  Gebieten  hier  auch  meistens  andere  Motive 
sich  mit  dem  zweiten  combinireo,  öfters  es  ersetzen. 

Auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  würden  sieb  viele  Er- 
scheinoDgen  und  Entwicklungen,  ganze  Wirtbscbaftsverfassnngen 
nnd  Zustände  ebne  die  Wirksamkeit  dieses  zweiten  Motivs  psyeho- 
lr)gii?eb  gar  nicht  erklären  lassen.  Die  Tbeorie,  welche  nur  das 
erste  Motiv  kennt  und  anerkennt,  muss  hier  entweder  auf  alle  Er- 
klärung verziehten  oder,  wie  sie  es  ja  auch,  unbistorisch  genug, 
gethan  hat,  über  alle  Wirthscbaftszustände  und  Erscheinungen,  in 
welcher  das  Motiv  der  Furcht  u.  s.  w.  —  Unfreibeitsverbilltnisse!  — 
sich  wirksam  zeigt,  ein  Verdict  fällen.  Sie  verfährt  dann  nur 
folgerichtig,  wie  sie  es  ebenfalls  einseitig  und  namentlich  öfters  zu 
frfih  oder  zu  allgemein  gethan  bat,  unbedingt,  nicht  historisch 
und  örtlich  relativ  urtheilend,  wirthscbaftlicbe  Organisationen,  Ein- 
richtungen, Rechtsnormen,  in  welchen  das  zweite  Motiv  zur  Geltung 
kommt,  ohne  Weiteres  durch  solche  andere  ersetzen  zu  wollen,  wo 
dies  nicht  mehr  der  Fall  ist  und  namentlich  dem  ersten  Motiv 
offener  Spielraum  gewährt  wird. 

AUc  Verhältoisse  hierarchisch  beherrschter  oder  beeinflusster  Arbeiter.  Gaben- 
Spender,  wo  letztere  ans  Farcht  vor  der  directen  Straff^ewalt  der  hierarchischen  Auto- 
htiten  oder  vor  der  Strafgewalt  des  diesen  Autoritäten  zur  Seite  stehenden'  Gottes 
oder  der  Götter  handeln;  analoge  Verhältniäso  bei  weltlichen  Autoritäten  (Des- 
potismus); ferner  die  Verhältnisse  persönlich  unfreier  Arbeit,  des  Arbeitszwangs; 
¥riter  di»:jenigen  der  Arbeitsregelung  in  älteren  Wirthschaftsverfassungea 
gemtinsame  Feldarbeit  bei  Gemeineigenthum  am  ländlichen  Boden,  Hauscommunions- 
Ferhältni»e ,  Ackerbau  mit  Flurzwang,  familienwirthschaftlicher  Betrieb,  gewisse 
haosindostriellü  Verhältnisse,  gewisse  Einiichtuugen  im  Zunftwesen),  überhaupt  alle  Ein- 
ricLtUDgen  mit  Straf-,  Zachtigungsrecht  des  Stammes-,  Geschlechts-,  Familieahauptes  als 
des  leitenden  Arbeitsherrn  über  seine  tJntergegebenen ,  Familienglieder,  Lohnarbeiter, 
Dieastboten  n.  dgl.  m. ;  ja  auch  noch  mancherlei  Verhältnisse  bei  moderner  „freier 
Lohnarbeit**  (Arbeitsordnungen,  Strafen,  im  Fabrikbetrieb,  Tadelsertheilung, 
Jk-helten"  in  allen  Betrieben,  in  der  Haushaltung  [Dienstboten!]  u.  s.  w.)  beruhen 
psvchologisch  betrachtet,  mehr  oder  weniger  auf  Einwirkungen  durch  dieses  zweite 
Mötir,  wenn  :?ich  damit  auch  andere  Motive  combiniren.  Aehnliches  n'üi  von  den 
Vn:rhiltni^sen  der  Consumregelung,  des  Sparzwangs,  worauf  die  aufzwang  be- 
robenden,  mit  Zwangsbeiträgen  der  Betheiligten  (Arbeiter,  Unternehmer)  eingerichteten 
Arbeiter-  und  anderen  Personalversichcrungen.  Feuerversicherung  u.  s.  w.,  doch  hinaus- 
kommen. Das  ganze  Steuergebiet  endlich,  als  ein  doch  auch  eminent  wirth- 
•ic  haftlich  es,  ist  vom  Zwangsprincip  durchzogen  und  ist  mit  Straf  bestimmungen  aller 
Art  verbunden,  wodurch  es  mit  unserem  zweiten  Motiv  psychologisch  in  Verbindung  tritt. 

Das  in  jeder  Hinsicht  grade  auch  fUr  die  vorliegenden  psychologischen 
Fragen  der  Motivation  interessanteste  und  allgemein  wirthschaftsjceschichtlich  wichtigste 
Gebiet  ist  dasjenige  der  persönlichen  Unfreiheit,  insbesondere  —  doch  nicht 
«iji-rhiiesaJith  —  der  unteren,  band  arbeitenden  Classen.  Dasselbe  bietet  die  (ic- 
Icfeiiheit,  mit  dem  zweiten  Motiv  eine  grosse  Probe  seiner  Wirksamkeit  anzustellen 
ttjd  ea  in  dicker  Hinsicht  mit  der  Wirksamkeit  anderer  Motive,  namentlich  des  en>ten, 
^  der  „freien**  Arbeil ,  sowie  mit  der  Wirksamkeit  von  Gombinaiionen  dos  reinen 
BS«]  motiißcirten  zweiten  mit  anderen  Motiven,  besonders  mit  dem  ersten,  dritten, 
^-^fkn  zu  veffrleichen.  Der  eigenthümliche.  mit  aus  wirthschaftlichen  (ininden 
«  erklärende  Process  der  allmäligen  Modificationen ,  Milderungen  der  persönlichen 
^'■d:iib:it.  de?  schiiesslichen  ünproductivwerdens  jeder  Art  unfreier  Arbeit,  des  Ersat/.cs 
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derselben  durch  freie  Arbeit  findet  seinen  Erklämn^schlassel  wesentlich  mit  in  der 
Lehre  von  den  das  wirthschaftliche  Handeln  bestimmenden  Motiven  und  speciell  in 
dem  Nachweis,  dass  und  wann  und  warum  das  zweite  Motiv  für  Quantum  und  nament- 
lich für  Quäle  (Art  und  Güte)  der  Arbeit  nicht  genügend  wirksam  gemacht,  daher 
mit  anderen  Motiven,  besonders  dem  ersten  und  dritten,  im  Interesse  des 
Arbeitseffects  combinirt  und  schliesslich  dadurch  ersetzt  werden  muss  und  that- 
sächlich  mit  aus  diesem  Grunde  ersetzt  wird.  Im  2.  Tbeil  bei  den  Ausfahmngen 
über  persönliche  Unfreiheit  und  Freiheit  wird  das  näher  verfolgt  werden. 

§.  38.  —  b)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirth Schaftslebens  und  bezügliche  Aufgaben. 
Für  alle  Wirthschaftsverhältnisse ,  insbesondere  für  diejenigen,  bei 
welchen  es  sich  um  Arbeitsdienste  für  Dritte  oder  im  arbeits- 
tbeiligen  Productionsbetrieb  handelt,  ferner  in  den  grossen  Prin- 
cipieofragen  der  Organisation  und  Rechtsordnung  taucht  dann 
wiederam  die  Aufgabe  auf,  den  Erfolg  des  zweiten  Motivs  und 
derjenigen  Einrichtungen,  welche  die  Wirksamkeit  gerade  dieses 
Motivs  zur  alleinigen  oder  zur  besonderen  Voraussetzung  haben, 
zu  untersuchen.  Auch  wo  es  sich  darum  handelt,  die  Wirksamkeit 
anderer  Motive  einzuschränken  oder  zu  beseitigen,  so  in  mehr  ge- 
meinwirthschaftlicher,  „socialistischer''  Organisation  etwa  diejenige 
des  ersten  Motivs  (wirthschaftlicher  Vortheil),  entsteht  die  Frage,  ob 
und  welches  andere  Motiv  dafür  wirksam  oder  wirksamer  gemacht 
werden  kann  und  soll.  Können  dann  voraussichtlich  die  übrigen 
Motive  nicht  genügend  in  Function  treten,  so  muss  eventuell  auf 
das  zweite  Motiv  zurückgegriffen  werden.  Alsdann  aber  fragt  sieh 
wieder,  ob  dies  möglich,  muthmaasslich  von  genügendem  Erfolg  be- 
gleitet und  ob  es  nicht  mit  anderen  unliebsamen,  vielleicht  uner- 
träglichen Folgen  —  so  für  die  „Freiheit",  für  das  ganze  Em- 
pfindungsleben —  verbunden  sein  würde. 

Das  ist  das  DUemma,  For  welchem  der  Socialismus  mit  seiner  geplanten 
Wirthschaftsorganisation  steht  Gelingt  es  ihm  nicht,  dem  ersten  Motif  noch  eine 
genügende  Wirksamkeit  für  die  Arbeitsleistungen,  den  technischen  Fortschritt  n. s.v. 
in  seiner  Organisation  zu  belassen,  was  nicht  unmöglich,  aber  schwer,  wenn  überhaupt 
mit  den  sonstigen  Principien  des  Socialismus  über  die  individuellen  Antheile  aoi 
Prodnctionsertrag  und  namentlich  mit  dem  Streben  nach  Gleichheit  der  ökonomischen 
Lage  in  Einklang  zu  setzen  ist;  vermag  er  nicht  das  dritte,  vierte  und  vor  Allem 
das  fünfte  Motiv  in  seinem  System  zu  ordentlicher,  mächtiger,  wiederum  mit  seinen 
Principien  aber  noch  vereinbarer  Function  zu  setzen,  die  Combination  dieser  Motire 
psychologisch  und  practisch  richtig  zu  gestalten  und  ein  jedes  hierbei  zu  genügender 
Wirksamkeit  zu  bringen ,  was .  wenn  möglich ,  jedenfalls  wieder  ausserordentlioh 
schwierig  ist  und  durch  den  üblichen  Hinweis  auf  andere  und  „bessere**  Erziehung 
—  gegenüber  dem  Constanten  in  der  menschlichen  und  speciell  in  der  wirthschall- 
lichen  Natur  des  Menschen!  —  nicht  hinlänglich  wahrscheinlich  gemacht  wird:  so 
bleibt  eben  nichts  Anderes  übrig,  ah>  auf  Zwang,  Strafandrohung,  kurz  auf  das 
zweite    Motiv   zurückzugreifen. 

Zu  diesem  richtigen  Schluss  kommen  die  Gegner  des  Socialismus  und  des 
hat  der  Socialismus ,  der  wissenschaffRche ,  politische ,  agitatorische ,  niokti 
Haltbares  entgegenzusetzen  gewusst.  Damit  ist  noch  nicht  Alles ,  was  der 
Socialismus   behauptet  und   fordert,    für    unrichtig,    was   seine    Gegner   einwenden. 
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ethisch  nicht  unbedingt  empfohlen  werden,  weil  sein  Erfolg  von  anderen  um- 
ständen, ?on  zeitlich  und  Ortlich  Tariablen  Factoren,  wie  natürlich  ?on  iiidindaeUen 
Verhältnissen  der  betreffenden  Personen  abhängt. 

Realistisch  betrachtet  erscheint  das  zweite  Motiv  aber 
selbst  end giltig  mehr  oder  weniger  uncDtbehrlich,  mindestens  znr 
Ergänzung  der  andren  Motive,  wenn  man  Menschen  und  Dinge 
nimmt,  wie  sie  sind  and  einigermaassen  anch  vermnthlich  immer 
bleiben  werden  und  berücksichtigt,  dass  die  anderen  Motive  nicht 
leicht,  in  manchen  Fällen  überhaupt  kaum  ebenso  wirksam  ftlr 
wirthschaftliches  Handeln  als  das  zweite  Motiv  gemacht  werden 
können. 

Wären  Intelligenz,  Verstehendes  wahren,  eigenen,  wirthschaftlichen  Interesses, 
Ehr-  und  Pflichtgefühl  in  eigenen,  in  der  Angehörigen  und  in  Dritter  wirthschaft- 
lichen  Angelegenheiten,  Arbeitsfreude  (viertes  Motiv),  Selbsterkenntniss  hinlänglich 
verbreitet  oder  Hessen  sich  diese  Eigenschaften  und  Motive  mit  Wahrscheinlichkeit 
durch  Erziehung,  Beispiel,  Ausbildung,  genügend  entwickeln,  so  könnte  man  viel- 
leicht auf  das  zweite  Motiv  ganz  verzichten.  Wer  derartigen  Optimismus  nicht  hegt, 
wird  daran  zweifeln.  Der  Socialismus  bewegt  sich  hier  wieder  in  hyperideologischen 
Gedankenkreisen  und  in  einem  sehr  unrealistischen  Optimismus.  Auch  nur  durch  das 
erste  Motiv  alles  Erforderliche  an  Arbeitseifer,  Pünctlichkeit,  Ordnung,  Schonung  (der 
Stoffe,  Werkzeuge,  Maschinen  u.  s.  w.),  an  Um-  und  Vorsicht  zu  erreichen,  erscheint 
sehr  schwierig  und  verspricht  keinen  genügenden  Erfolg.  Ohne  Strafen  für  Ver- 
gehen und  Versehen  im  Arbeitsdienst  —  und  seien  es  wenigstens  Tadelsertheilungen 
—  wird  man  schwerlich  bei  irgend  einer  denkbaren  Organisation  des  Productions- 
betriebs  und  der  Arbeit  überhaupt  auskommen,  auch  nicht  im  „Socialstaaf".  Aller- 
dings können  die  Strafen  aber  vielfach  wirthschaftliche  sein  (Lohnabztlge,  Geld- 
strafen, ungünstigere  Arbeitsbedingungen  u.  A.  m.),  wobei  dann  das  Motiv  der  Furcht 
vor  ihnen  in  das  erste  Motiv  mit  übergeht. 

In  den  späteren  Erörterungen  über  den  Zwang,  die  „Zwangsgemeinwirthschaft^ 
im  5.  Buche,  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  werden  uns  diese  und  ver- 
wandte Fragen  weiter  beschäftigen. 

§.39.  —  3.  Drittes  Leitmotiv:  Ehrgefühl,  Geltungs- 
streben, Furcht  vor  Schande  und  Missachtnng. 
a)  Wesen  und  Function  dieses  Motivs. 

Gerade  hier  handelt  es  sich  um  mancherlei  Motive,  welche  unter  sich  viele  Ver- 
schiedenheiten zeigen,  auch  einzeln  und  gruppenweise  ethisch  sehr  verschieden  za 
beurtheilen  sind.  Nach  dem  gewöhnlichen  populären  Sprachgebrauch  können  sie 
auch  vielleicht  nicht  alle  unter  die  Bezeichnung,  welche  hier  für  das  Leitmotiv  ge- 
wählt worden  ist,  ohne  Weiteres  gebracht  werden.  Aber  es  mangelt  uns  eine  andere, 
passendere  Bezeichnung  des  Characteristischen  in  dem  Leitmotiv.  Bei  genügender 
Erläuterung  wird  auch  die  Ausdehnung  des  hier  gewählten  Ausdrucks  auf  alle  unter 
dieses  dritte  Motiv  gereihte  Specialfälle  zulässig  werden.  Die  Zusammenfassung  der 
Fälle  unter  Einer  Kategorie  rechtfertigt  sich  aber  dadurch,  dass  alle  diese  Special- 
motive, welche  wir  hierher  ziehen,  doch  in  der  That  grade  im  psychologischen 
Kern  übereinstimmen. 

Das  Wesen  dieses  dritten  Motivs  liegt  darin,  dass  aus  einem 
Streben  nach  Geltung,  Anerkennung,  „Ansehen"  bei 
Anderen  gehandelt,  auch  wirthschaftlich  gehandelt  wird. 
Dieses  Streben  nimmt  aber  sehr  verschiedene  Erscheinungsformen 
an.    Seine    genauere  Analyse    ergiebt  einerseits  höhere,  feinerCi 
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edlere,  verstäDdigere,  ethisch  und  ästhetisch  gÜDstiger  erscheinende 
GesichtspüDcte,  welche  das  Handeln  bestimmen,  als  bei  den  beiden 
ersten  Motiven,  andrerseits  niedrigere,  gröbere,  ordinärere,  gemeinere, 
ethisch  nnd  ästhetisch  ungünstiger  erscheinende. 

Gerechtes  Selbstgefühl,  Toroehmer  Stolz,  St&Ddesbewnsstscin  nnd  Verlangen  nach 
ADeiiennnng  der  Standes-(Benifs-)genossen ,  berechtigter,  aber  auch  schon  unberech- 
tigter Wunsch  der  Anszeichniing  7or  Anderen,  des  Zuvorthnns,  des  Her?orragens, 
Bedorfoiss  nach  Anerkennung  im  Allgemeinen.  Ehrgefühl,  Ehrliebe,  doch  aoch 
Herrscbsacht ,  Ehrgeiz  in  allen  Phasen  und  Formen,  und  auch  hohle  Prahlerei,  ge- 
meine Eitelkeit  —  and  grade  diese  nicht  am  Wenigsten  — ,  sodann,  zum  Theil  als  Gegen- 
seite dieser  Motive,  Furcht  ?or  Schande,  vor  Missachtung,  ?or  Nichtachtung,  vor 
Uebersehenwerden,  vor  Verkanntwerden  in  Betreff  der  Fähigkeiten,  Kenntnisse,  Characrer- 
eij^enschaften  —  das  und  Aehnliches  sind  die  wichtigeren  günstigen  und  ungünstigen 
Erscheinungsformen  dieses  dritten  Motivs. 

Bei  allen  diesen  Formen  tritt  der  egoistische  Character 
des  Motivs  —  im  neutralen,  wie  vielfach  gerade  hier  auch  im  üblen 
Nebensinn  des  Worts  —  deutlich  hervor,  oft  schärfer,  gröber,  wirk- 
samer als  bei  den  zwei  ersten  Motiven. 

Der  gemeinsame  psychologische  Kern  aller  Erschei- 
Dungsformen  des  Motivs  ist  aber  doch  unverkennbar:  er  ist  die 
Erregnng  von  inneren  Lustgefühlen  durch  die  Empfindung  der 
Geltung,  des  Ansehens  bei  Anderen,  insbesondere  bei  solchen, 
auf  deren  Urtheil  über  sich  man  im  concreten  Fall  Wertb  legt 
(bzw.  die  Verhütung  von  inneren  Unlustgeftihlen  durch  die  Ver- 
meidung der  Empfindung  der  Nichtgeltung  oder  der  ungünstigen 
Beurtheilnng  bei  Anderen). 

Darin  liegt  auch  der  äusserliche  Character  des  Motivs  in  ethischer  Hinsicht, 
die  ledige,  leidige  KUcksicht  auf  das,  „was  die  Leute  über  Dich  sagen  oder  — 
de  nken**,  die  schwächliche  Furcht  vor  dem  „Gerede  der  Leute",  im  unterschied  zum 
füofteo  Motiv  innerlichen  Characters,  mit  der  Rücksicht  auf  das,  „was  Du  selbst. 
Dein  Gewissen,  Dein  Gott  über  Dich  sagt  oder  denkt''. 

Auch  der  unterschied  vom  ersten  Motiv  ist  beachtenswerth.  Auch  in  scheinbar 
?aDZ  verwandten  oder  gleichen  Fällen  zeigt  er  sich  doch  psychologisch  deutlich. 
Aus  beiden  Motiven  wird  vielleicht  gleich  energisch  gearbeitet,  um  viel  zu  erwerben, 
über  viele  Güter  zu  verfügen  und  mit  dem  gleichen  wirthschaftlichen  Erfolg.  Aber 
bei  dem  ersten,  um  nun  die  Güter  selbst  zu  geniessen  uud  durch  diesen 
Genuss  sich  Lustgefühle  zu  verschaffen.  Bei  dem  zweiten,  um  dadurch,  dass 
Andren  die  Ergebnisse  des  Erwerbs,  die  Vornahme  des  (ienusses  Sichtbarwerden, 
ach  Lustgefühle  dieser  specifiscben  Art  —  auch  etwa  selbst  der  Neiderregung 
^  Andren  —  zu  erringen.  Im  concreten  Fall  können  ja  beide  Arten  Lustgefühle 
Terbonden  sein,  z.  B.  bei  der  Kleidung,  an  deren  Schönheit  mau  sich  wirklich  selbst 
freut  und  über  deren  Bewunderung  Seitens  Andrer  man  Lustgefühle  empfindet.  Im 
letiteren  Falle  können  diese  wieder  aus  verschiedenen  Erwägungen  entspringen,  z.  B. 
erregt  sein  durch  das  Bewusstsein,  dass  Andere  den  Geschmack  in  der  Wahl  der 
£leidang  anerkennen,  aber  auch  etwa  dadurch,  dass  sie  den  Aufwand,  welchen 
äe  darstellt,  bewundern  u.  s.  w.  Das  Streben  nach  materiellen  Genüssen  dieser  Art 
ttad  die  psychische  Bewegung  zu  wirthschaftlichen  Handlongen,  welche  zu  diesen 
Geaussen  fähren  (beim  Erwerb  der  Mittel  dafür,  wie  bei  der  Verwendung  dieser 
Ähtel  far  diesen  Zweck)  werden  sich  oft  auf  das  erste  und  dritte  Motiv  zugleich 
snackfohien   lassen,   aber  beide  sind  doch  sehr  wohl  zu  unterscheiden,    wenn  auch 
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bei  genauester  Selbstprtlfong  oder  Beobachtung  Dritter  kaum  in  ihrem  St&ikererh&ltniss 
zu  messen. 

Ftlr  unsere  Disciplin  sind  diese  Verhältnisse  sehr  wichtig.  Man  ersieht  immer 
wieder,  dass  die  psychologische  Analyse  der  Moti?e  eine  Hauptaufgabe  ist. 
Welche  Rolle  spielt  im  Wirthschaftsleben  für  Erwerb  und  Verbrauch  Grossthuerei, 
fttr  reich  Gelten-WoUen,  Eitelkeit  aller  Art  neben  wirklicher  Genusssucht! 
Was  neben  dem  ersten  Motiv  selten  gebührend  beachtet  worden  ist 

Die  ja  nicht  unrichtige  Hinweisung  historischer  NationalOkonomen  auf  die  Macht 
der  Sitte,  der  Nachahmung  —  z.  B.  in  der  Mode  —  erid&rt  doch  hier  an  sich 
noch  nichts.  Dazu  ist  erst  die  ZurQckfUhrung  auf  die  hier  zu  Grunde  liegenden 
Motive  nothwendig.  Das  hier  besprochene  dritte  Motiv  spielt  in  der  Sitte  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  ganz  besonders  mächtige  Rolle,  oft  eine  grössere  als  das  erste 
Motiv:  man  will  es  „Andren  gleich  thun'',  nicht  um  eines  materiellen  Genusses  selbst 
willen,  sondern  wegen  des  Genusses,  Andren  zu  zeigen,  dass  ,4nan  es  auch  kann** 
(ParvenuesI). 

Die  Specialmotive,  welche  hier  in  dem  dritten  Leitmotiv  unter- 
schieden wurden,  fliessen  an  ihren  Grenzen  schwer  anterscheidbar 
in  einander  über.  Sie  combiniren  sich  in  mancherlei  verschiedener 
Weise  miteinander  and  wieder  mit  anderen  Motiven,  namentlich 
dem  ersten,  hier  öfters  zn  dessen  ethischer  und  ästhetischer  Läute- 
rung und  Erhebung,  aber  auch  nur  gar  zu  leicht,  zu  dessen 
Nachtheil  und  ethischer  Herabwürdigung,  mit  dem  fünften  Motiv. 
Daraus  folgen  wichtige  Fingerzeige  für  die  Beurtheilung  und 
Wirksammachung  dieses  dritten  Motivs  auf  dem  wirthschafllichen 
Gebiete. 

§.  40.  —  b)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  und  bezügliche  Aufgaben. 
Auch  hinsichtlich  dieses  Motivs  liegt  dann  wieder  die  Aufgabe  vor, 
es  nach  seiner  thatsächlichen  und  möglichen,  günstigen  und  oo- 
günstigen  Function  im  Wirthschaftsleben,  besonders  für  die  Ge- 
staltung der  Organisation  und  der  Rechtsordnung,  nach  seiner  Ein- 
wirkung auf  Production  und  Vertheilung  des  Productionsertrags 
und  Verwendung  des  letzteren  zu  untersuchen. 

Tief  in  der  psychischen  Natur  des  Menschen  und  recht  eigent- 
lich auch  im  menschlichen  Gemeinschaftsleben  begründet  diffe- 
renzirt  es  sich  doch  wieder  an  sich  und  in  seinen  Erscheinungs- 
formen, deren  Combinationen  und  in  den  Combinationen  mit 
anderen  Motiven  individuell,  nach  Zeitaltern,  Ländern,  Völkern, 
Glassen  ausserordentlich  mannigfaltig.  Bald  treten  die  günstigen, 
bald  die  ungünstigen  Seiten  und  Erscheinungsformen  mehr  herv<Nr« 
Wegen  der  ersteren  wäre  es  nicht  wünschenswerth,  wegen  der  Be- 
gründung in  der  menschlichen  Natur  wäre  es  nicht  möglich,  das 
Motiv  überhaupt  oder  auch  nur  eine  seiner  wichtigeren  Erscheinungs- 
formen  —    selbst   schwerlich    eine    der  feineren  psychologischen 
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Xnancen  der  letzteren  —  unwirksam  zu  machen.  Das  Motiv  selbst 
nnd  seine  Erscheinungsformen  enthalten  ein  starkes  festes,  con- 
stantes  Element,  neben  zahlreichen  variablen.  Aber  sicher  ist, 
gerade  aach  wegen  letzterer,  dass  dies  Motiv  stark  von  äusseren 
Umständen,  Einrichtungen,  Anschauungen  im  Volke,  in  der  Classe 
abhängt,  mit  diesen  sich  in  seiner  Stärke,  in  seinen  Erscheinungs- 
formen verändern  kann  und  verändert,  danach  auch  absichtlich, 
planmässig  „erzogen'%  günstig  oder  ungünstig  entwickelt  werden 
kann.  Daraus  folgen  entsprechende  practische  Aufgaben,  auf 
welche  auch  die  Wissenschaft  hinweisen  muss. 

Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  verdient  wieder 
der  Zusammenhang  und  die  Wechselwirkung  zwischen  diesem  Motiv 
und  seinen  Erscheinungsformen  einerseits  und  der  wirthschaftlichen 
Organisation  und  Rechtsordnung  andrerseits  besondere  Be- 
achtung, namentlich  auch  die  Wirksamkeit  des  Motivs  in  den 
Wirthschaftsverfassungen  der  grossen  Productionsgebiete  (Ur-,  be- 
sonders Agrarproduction,  Gewerbe,  Handel,  liberale  Berufe,  öffent- 
licher Dienst)  und  in  den  historischen  Phasen  dieser  Verfassungen. 
Die  günstigen  und  ungünstigen  Erscheinungsformen  und  Seiten 
des  dritten  Motivs  entwickeln  sieh  je  nach  der  Verschiedenheit 
dieser  Organisation,  Rechtsordnung  und  Wirthschaftsverfassung  in 
verschiedener  Art  und  Grad.  Auch  für  die  socialistische  Frage 
liegen   hier  wieder  nicht  unwichtige  psychologische  Probleme  vor. 

Die  ältere  Rechtsordnung  im  Ganzen  und  besonders  die 
älteren  Wirthschaftsverfassungen  der  „Gebundenheit"  auf  allen 
Productions-,  Erwerbs-  und  Arbeitsgebieteu  haben  regelmässig  die 
Wirksamkeit  des  ersten  Motivs  bei  den  Einzelnen  eingeschränkt. 
Sie  haben  sich  um  so  mehr  einiger  der  anderen  Motive  bedient, 
wie  des  zweiten,  des  fünften,  aber  gerade  in  bemerkenswerther 
Weise  auch  des  dritten,  um  auf  Thätigkeit  und  Art  der  Pro- 
dnction,  Quantum  und  Quäle  der  Arbeit,  auch  auf  Art  des  Erwerbs 
überhaupt  und  auf  Verbrauch,  Verwendung  desselben  einzuwirken. 

Rein  sind  bei  diesem  dritten  Motiv  —  wiederum  nach  dem  „Constanteu"  in 
aller  menschlichen  Natur  auch  bei  allen  Einzelnen  —  überhaupt  die  günstigen  und 
ongOnstigen  Seiten  und  Erscheinungsformen  nicht  zu  trennen.  Aber  im  Ganzen  übcr- 
ngten  früher  wohl  die  gtlnstigen.  Das  Ehren-  und  das  Pflichtmoment,  d.  h.  eben  das  dritte 
ttiid  fünfte  Motif,  trat  im  Berufe  schärfer,  das  Erwerbsmoment,  d.  h.  das  erste  Moti?, 
schwächer  hervor.  M.  a.  W.,  auch  das  Gewerbe  war  mehr  und  zuerst  „Beruf",  in 
jedem  Beruf  stand  das  gewerbliche  und  erwerbliche  Moment  mehr  zurück.  Am 
DeQtlichsten  zeigte  sich  das  in  der  corporativen  Gestaltung  auch  der  Erwerbs- 
«Mt,  der  Productionszweige,  in  der  berufs ständischen  Ordnung,  mit  der  eigenen 
Standesehre,  dem  eigenen  Standesbewusstsein ,  dem  Zngehörigkeitsgefühl  zu  einem 
jreBossenschafUichen  Ganzen  als  dienendes  Glied,  als  „Genosse",  einem  Ganzen,   dem 
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anzugehören  Ehre  war,  dessen  Ehre  der  Einzelne  theilte,  dem  aber  anch  der  Einzelne 
Ehre  za  machen  hatte,  auf  das  die  Unehre,  die  Schande,  die  unttichtige  Leistung  des 
Einzelnen  mitfiel.  Daher  die  gegenseitige  Controle  der  Genossen,  die  Aufnahme-,  die 
Ausschlussbedingungen,  die  Strafen  far  verletzte  Standesehre  mit  bedeutenden  und 
grossentheils  guten  Folgen  für  die  wirthschaftlichen  Handlungen,  für  die  Arbeit,  für 
den  Verbrauch,  für  die  Lebensweise  u.  s.  w.  Einige  der  schönsten  und  besten  Seiten 
und  Folgen  der  Gilden-  und  Zunftrerfassungcn  treten  hier  hervor.  Sie  kamen 
auch  Dritten,  den  „Consumenten''  in  der  Tüchtigkeit  der  Leistung,  in  der  guten  Be- 
schaffenheit der  Waare  (Qualitätscontrolc ,  Verwendung  guter  Roh-  und  Hilfsstoffe, 
richtiger  technischer  Mittel  u.  s.  w.)  zu  Gute.  Das  wichtige  und  schwierige  Problem 
der  Qualitätscontrole  im  Consumcnteninteresse  ward  so  besser  gelöst,  als  in  anderen 
Wirthschaftsyerfassungen,  z.  B.  bei  unserer  modernen  Gewerbefreihoit,  wo  man  diesem 
Problem  fast  rathlos  gegenübersteht,  da  das  „wirthschaftliche  (Absatz-)  Interesse^* 
der  Producenten  —  d.  h.  das  erste  Motiv  —  und  die  „freie  Concurrenz"  derselben 
nicht  genügend  helfen  und  Ehrgefühl  nicht  mehr,  Pflichtgefühl  wenigstens  noch  nicht, 
Furcht  vor  Strafe  u.  s.  w.  nicht  ausreichend  Ersatz  schafien. 

In  der  neueren  „liberalen"  Rechtsordnung,  im  System  der 
freien  Concurrenz,  in  den  Wirthschaftsverfassungen  der  „indivi- 
dualistischen Ungebundenheit"  auf  allen  wirthschaftlichen 
Gebieten  hat  dagegen  das  erste  Motiv  alle  anderen,  insbesondere 
auch  dieses  dritte  überwuchert,  wenigstens  in  dessen  ethisch, 
ästhetisch  und  social  günstigen  Seiten.  Ein  schwerer  ökonomischer 
und  ethischer  Nachtheil.  Die  wirthschaftliche  und  sociale  Atomi- 
sirung  hat  Momente  wie  Standesehre,  Genossencontrole  in  ihrem 
Einfluss  auf  die  Güte  der  wirthschaftlichen  Leistung,  des  Products, 
wenn  nicht  ganz  beseitigt,  so  jedenfalls  sehr  abgeschwächt. 

Die  Folgen  hiervon  sind  für  den  Erwerb  und  Verbrauch 
eigenthtimlich  und  in  der  That  bedenklich. 

Ungehemmt  oder  wenig  gehemmt  durch  die  andren  Motive,  namentlich  auch 
durch  dieses  dritte,  begünstigt  durch  die  „freie  wirthschaftliche  Bewegung**,  an- 
gestachelt durch  die  „freie  Concurrenz''  treibt  das  erste  Motiv  immer  mächtiger  zu 
Erwerb  auf  jede  Art,  um  jeden  Preis,  in  möglichster  Höhe:  non  ölet!  Mit  dem  Weg- 
fall oder  der  Abschwächung  andrer  Rücksichten,  andrer  Maassstäbe  für  die  gesell- 
schaftliche Schätzung  des  persönlichen  Werths  der  Menschen  wird  der  Maassstab  des 
Gelderwerbs,  dos  Geldbesitzes  zum  einzigen  oder  hauptsächlichen.  Die  OffentUche 
Meinung  passt  sich  dem  an  und  steigert  so  die  Bedeutung  nnd  die  Wirksamkeit  des 
ersten  Motivs  —  des  „Strebens  nach  Vermögen"  in  der  britischen  Doctrin  —  noch 
immer  mehr  und  macht  es  zum  fast  ausschliesslich  wirksamen,  zumal  in  der  Sphäre 
der  zum  materieUen  Wirthschaftsleben  gehörigen  Berufe,  aber  auch  über  diese  hinaus, 
bei  vielen  nur  noch  sogenannten  „liberalen''  Berufen.  „DoUar  wird  König.**  Jeder 
Beruf  wird  nicht  nur  mit,  eventuell  nebenbei,  sondern  in  erster  Linie,  wenn  nicht 
ausschliesslich  Erwerbszweck. 

Diese  Sachlage  hat  aber  eigenthümliche  Rückwirkungen,  von 
denen  das  erste  Motiv  selbst  wieder,  zum  Theil  aber  auch  die 
anderen  Motive,  besonders  das  hier  besprochene  dritte,  mit  ge- 
troffen werden. 

Die  oft  bedenkliche  Art  des  Erwerbs,  die  häufige  Leichtigkeit  (Speculationl 
Ausnutzung  von  Conjuncturcn),  die  Höhe  des  Erwerbs  steigert  die  Genusssucht  „Wie 
gewonnen,  so  zerronnen.**  Das  erste  Motiv  wirkt  nun  im  Hinblick  auf  diese  ErmOg^ 
lichung  vermehrter,  feinerer  materieller  Genüsse  nur  wieder  stärker.    Aber  das  blosse 
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VieJ-Haben,  Viel-Enrerben,  Tiel-Gcoicssen  befriedigt  eben  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
die  Menschen  als  ^gesellschaftliche  Wesen'"  doch  noch  nicht  allein.  Andere  Personen 
mösen  Theil  nehmen  (Verüppigung  der  Geselligkeit !),  namentlich  aber  darum  wissen, 
dass  man  diese  Genüsse  hat,  sie  ,,sich  leisten  kann'',  ebenso  wie  Andre  oder  noch 
besser  als  sie;  dass  man  ,,das  Geld  nicht  za  achten  braucht  und  nicht  achtet''. 

Und  da  setzt  dann  wieder  das  dritte  Motiv  in  seinen  ethisch  und  ästhetisch 
bedenklichen  Erscheinungsformen,  besonders  als  Eitelkeit,  ein:  leichtfertiger,  fri?oler 
Verbrauch  erfolgt,  nicht  sowohl  oder  doch  nicht  nur  um  des  Genusses  desselben 
Willen,  als  um  damit  zu  prunken,  zu  prahlen,  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zu  ziehen. 
Ein  üppiger  Tafel-,  Kleidungs-,  Wohnungs-,  Reiseluzus,  ein  äusserlicher  Schein- 
Bildungsluxus  mit  Kunst  und  Wissenschaft  (und  mit  deren  Vertretern!),  aus  Eitelkeit, 
Grossthuerei  u.  s.  w.  Das  Alles  wirkt  dann  auf  die  Verbreitung  ?on  Genusssucht,  auf 
Keid  Andrer  hin.  Der  ganze  Gonsum  der  Nation  und  mit  ihm  die  ganze  Production 
bekommt  eine  ökonomisch,  social,  sanitär,  ethisch  bedenkliche  Richtung. 

Psychologisch  durchaus  begreiflich.  Der  moderne  Paryentl,  der  an  der  Börse 
reich  geworden,  stellt  nur  den  characteristischsten  Typus  einer  ganzen  Entwicklung 
dar.  die  wiederum  ?or  Allem  auch  psychologisch  erfasst  werden  muss.  Das  Er- 
werben, Besitzen,  Geniessen  befriedigt  ihn  eben  doch  nicht  genügend.  Geltung,  An- 
sehen, Auszeichnung  begehrt  er  doch  daneben,  kann  sie  aber  inner-  und  ausserhalb 
seiner  nächsten  Kreise  nur  durch  ostentatives  Auftreten  und  Ausgeben  erlangen :  d.  h. 
eben  das  dritte  Motiv  wird  für  sein  Handeln,  auch  sein  wirthschaftliches  Handeln 
wirksam  in  den  Formen  der  Eitelkeit  und  Prahlsucht  Die  Titel-  und  Ordonssucht 
solcher  Kreise  ist  ebenfalls  bekannt  Auch  hier  muss  nur  zu  oft  der  Zweck  das 
Mittel  heiligen,  bei  Beiträgen  „mit  öffentlicher  Namensnennung"  für  patriotische, 
politische,  kirchliche,  Wohltbätigkeitszwecke  u.  s.  w.  Leidige  Triebfedern  der  Eitel- 
keit müssen  in  Spannung  gebracht  und  dann  in  Auslösung  gesetzt  werden,  um  „die 
Taschen  zu  öffnen".  Aber  alles  das  sind  doch  Erscheinungen,  welche  die  „öko- 
nomische Psychologie"  nicht  übersehen  darf. 

§.  41.  —  c)  Besonders  wichtige  Fälle.  (Oeffentlicher 
Dienst.    Socialistisches  Wirthschaftssystem.   Ergebniss.) 

a)  Förmlich  in  ein  System  haben  die  grossen  anerkannten 
Autoritäten  wie  Staat  und  Kirche  in  der  hierarchischen  Ordnung 
ihres  Dienstes,  im  Rang-,  Titel-,  Ordenswesen  und  anderen  Formen 
der  autoritativen  Anerkennung  diejenigen  Momente  gebracht,  welche 
durch  das  Medium  des  dritten  Motivs  auf  tUchtige  Leistung  hin- 
wirken sollen. 

Diese  an  sich  ja  höchst  äusserlichen  Dinge  bilden  förmlich  ein  Seitenstück 
der  Entlohnung  der  Arbeitsdienste  im  Gehaltssystem  und  beruhen  doch  auf  richfijror 
Erkenntniss  der  Menschen,  „wie  sie  einmal  sind":  freilich  auch  wieder  mit  der 
ethisch  -  misslichen  Wechselwirkung,  dass  ..die  Menschen  immer  mehr  >o  worden", 
weil  man  sie  f'irmlich  dazu  erzieht,  Werth  auf  diese  Dinge  zu  legen. 

Aber  wiederum  realistisch  betrachtet,  ist  auch  zuzugestehen  ,  dass  der  Staat 
hier  ein  guter  Psychologe  ist,  welcher  die  Bedeutung  unsres  dritten  Motivs,  freilich 
auch  der  ungünstigeren  Erscheinungsformen  desselben  (Eitelkeit!)  kennt.  Es  darf 
auch  sogar  weittT  eingeräumt  werden,  dass  dem  ganzen  Kang-,  Titel-,  Ordensweseu^) 

^;  Das::elbc  ist  nicht  mit  der  rein  sachlichen,  auf  der  nothwendigen  Stufen- 
leiirfF  der  Aemter  im  Staats-  und  Kirchendienst  beruhenden  Rangordnung  der  Diener 
m  verwechseln.  Diese  entspricht  der  Arbeitstheilung  und  der  specitischen  Yer- 
5chied»;nheit  und  Höhe  des  gesellschaftlichen  Werths  der  Dienste  im  Aemtersystem. 
Aach  hier  spielen  zwar  bei  der  Einrichtung  Kucksichteu  auf  die  verschiedenen 
Mf^tivii.  welche  das  Handeln  bestimmen,  deutlich  mit  (das  erste  Motiv  in  der  (iehalts- 
»bstufung.  das  zweite  im  Disciplinarrecht.  das  dritte,  weil  der  Rang  des  Amts  seihst 
«i'^ier  in  verschiedenem  Maasse  Ehre  auf  den  Amtsträger  abfallen  lässt,  das  vierte,  weil 
Yoa  diesem  Rang  des  Amts  Genuss  der  Thätigkeit,  Einfluss,  Macht  abhängt,  das  fünfte. 
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ein  richtiger  und  schöner  und  an  sich  auch  ethisch  berechtigter  psychologischer 
Gedanke  zu  Grunde  liegt:  dass  auch  äussere  Ehren  von  Vertretern  der  Gemein- 
schaft sollen  ausgehen  und  grade  fUr  den  Durchschnitt  (das  Normale)  überragende 
Dienste  ftlr  die  Gemeinschaft  ertheilt  und  dadurch  den  auf  diese  Weise  Belohnten 
Ansehen  in  der  OfTentlichen  Meinung  und  ihnen,  wie  allen  Gliedern  der  Gemeinschaft, 
ein  Ansporn  (ein  „Motiv"',  eben  in  gewissen  Erscheinungsformen  des  dritten  Moüfs) 
zu  ttlchtigen  Leistungen  im  Gesammtinteresse  gegeben  werden  soll.  Indem 
Nicht-Staatsdiencr  in  dieses  System  äusserer  Auszeichnungen  mit  hineingezogen  werden, 
wird  das  betreffende  Motiv  nur  noch  allgemeiner  wirksam  zu  machen  gesucht,  psycho- 
logisch und  practisch  im  Princip  ganz  richtig. 

Nicht  die  Institution  des  Rang-,  Titel-,  Ordenswesens  an  sich  ist  daher  an- 
zugreifen und  kurzweg,  ab  auf  dem  blossen  Motiv  der  Eitelkeit  beruhend,  ethisch  zu 
verurtheilen ,  sondern  nur  ihre  practische  Durchführung.  Diese  ist  aber  frei- 
lich so  gut  wie  unvermeidlich  so  mangelhaft,  dass  dadurch  der  Werth  der  ganzen 
Institution  doch  practisch  und  ethisch  sehr  fragwürdig  wird.  Denn  die  beiden 
Voraussetzungen,  auf  denen  die  richtige  Anwendung  der  Einrichtung  beruhen  würde, 
sind  schlechterdings  auch  in  einer  nur  einigermaassen  genügenden  Weise  nicht  zu 
erfüllen:  es  lässt  sich  kein  richtiger,  practisch  anwendbarer  Maassstab  für  die  Wertk- 
schätzungen  der  Leistungen  finden ,  nach  denen  die  Ehren  u.  s.  w.  ertheilt  werden  • 
müssten,  und  es  giebt  und  kann  nicht  geben  eine  wirklich  unparteiische,  objcctire 
Instanz  für  die  richtige  Handhabung  eines  solchen  Maassstabes,  selbst  wenn  er  ge- 
funden wäre.  Daher  unterliegt  die  Durchführung  der  Einrichtung  der  WiUktmr, 
bestenfalls  der  Schablone,  wie  meistens  im  Staatsdienst,  zu  dessen  blossem  Anhängsel 
sie  grossentheils  wird.  Dass  freilich,  wenn  die  Einrichtung  erhalten  bleiben  soll,  dne 
gründliche  Reform  nothwendig,  aber  trotz  der  obigen  principiellen  Bedenken  auch  in 
gewissen  Grenzen  möglich  wäre,  ist  wohl  nicht  zu  bestreiten. 

Psychologisch  anspornend  auf  die  Leistungen,  wenn  auch  nicht  immer  in  der 
richtigen  Weise  und  mit  den  rechten  Mitteln,  wirkt  die  Einrichtung  gleichwohl  ohne 
Zweifel  dennoch.  Im  Staatsdienst  haben  die  ihr  entspringenden  Ehren  auch  noch 
als  eine  Art  Immateriallohn  die  wirthschaftliche  Bedeutung,  in  gewissem  Um£yig 
Materiallohn  ersetzen,  bezw.  ersparen  zu  können:  eine  nicht  unwichtige  wirthschafl- 
Uche  Seite  der  Frage,  auch  eine  Seite,  welche  schon  mit  dem  folgenden  Puncto  zu- 
sammenhängt 

Je  mehr  andere  Motive  fehlen  oder  nur  schwach  wirken,  desto 
mehr  mnss  natürlich  immer  mindestens  ein  bestimmtes  Motiv  vo^ 
banden  sein  and  wirken,  wie  in  allem,  so  auch  im  wirtbschaft- 
liehen  Handeln.  Gerade  in  Wirthscbaftsordnungen ,  welche  das 
erste  Motiv  beschränken,  das  zweite  grossentheils  nicht  anwenden, 
das  vierte  und  ftlnfte  nicht  genügend  entwickeln  können ,  mnss 
daher  das  dritte  nur  zu  um  so  mächtigerer  Wirksamkeit  gebracht 
werden.  Der  Staatsdienst,  zumal  der  Monarchie,  liefert  wieder  ein 
Beispiel  auf  einem  analogen  Gebiete.  In  den  materiellen  Wirtb- 
schaftssphären  würde  bei  einer  richtigen  ethischen  Auswahl  der 
verschiedenen  Erscheinungsformen  des  dritten  Motivs  manches 
Günstige,  manche  Besserung  heutiger  Erscheinungen  im  System  der 
freien  Concurrenz  zu  erzielen  sein. 


weil  das  Amt  das  Pflichtgefühl  erweckt  und  dann  von  letzterem  ein  günstiger  Einflois 
auf  die  Qualität  der  Leistung  erwartet  wird  u.  s.  w.).  Aber  diese  Dienstrangordnong« 
auch  mit  ihren  Amtstiteln,  welche  letzteren  doch  zunächst  aus  practischen  Grtmden 
der  Unterscheidung  gebotene  technische  Namen  sind,  hat  doch  auch  sonst  einA 
andre  psychologische  Grundlage  als  die  im  Texte  besprochene  Einrichtung. 


c 
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ß)  Im  socialistischen  Wirthschaftosystem  widerspricht  die 
Anwendung  des  dritten  Motivs,  auch  in  seinen  besten  Erscheinungs- 
formen, vollends  in  den  anderen,  wo  Specialmotive  der  Eitelkeit 
in  Wirksamkeit  treten,  dem  grossen  Hanptprincip  des  Socialismus, 
der  Gleichheit.  Denn  im  eminentesten  Maasse  beruht  das 
dritte  Motiv  auf  dem  Gedanken  der  socialen  Ungleichheit  der 
Einzelnen,  der  Familien,  wenn  auch  nicht  nothwendig  ebenso  der 
ökonomischen.  Gleichwohl  würde  gerade  der  Socialismus  auf 
dieses  dritte  Motiv  vermuthlich  stark  recurriren  müssen. 

So  wenigstens,    wenn  es  ihm  nicht  gelingen  sollte,   nach  den  utopischen  An- 
sichten   mancher  seiner  Vertreter,   das  nerte  nnd  fünfte  Motiv  zn  weit  mächtigcrem 
Dinfluss  za  bringen,  als  welchen  sie  gegenwärtig  nnd  in  aller  Vergangenheit  gehabt 
haben;  wenn  er  der  Nothwendigkeit  enthoben  sein  wollte,  das  unliebsame  zweite  Motiv 
bis  ZOT  UnerträgUchkeit  znr  Anwendung  zn  bringen   und  wenn  er  nicht,   seinen  son- 
stigen Principien,   auch  demjenigen  einer,   wenn    nicht  völligen,   doch  annähernden 
ökonomischen  Gleichheit  zuwider,  das  erste  Motiv  zu  stark  zur  Wirksamkeit  brächte. 
Aus  diesem  Dilemma   kommt  der  Socialismus  wieder  nicht  heraus,   so  lange  er  mit 
^enschen*\  nicht  mit  Engeln  oder  Göttern  seine  socialökonomischen  Bauten  ausführen 
muss».     Der  berufene  „Führercultus",  die  Verbreitung  der  Photographien  der  Führer, 
vog^en    sich    consequent,   aber  erfolglos  manche  überzeugte  Ideologen   der  Social- 
Demokratie    auflehnen,    giebt  einen  Vorgeschmack  der  Dinge,   die  kommen  müsston. 
Wir  erinnern  uns,  in  den  tSTOer  Jahren  in  einem  socialdcmokratischen  Blatte  einmal 
die  Frage  erörtert  gesehen  zu  haben:  wird  es  im  Socialstaat  Champagner  geben  und 
¥er  wird  ihn  trinken  ?  Die  Kranken  zur  Erholung  und  die  besonders  Ausgezeichneten 
zur  Extrabelohnung,  lautete  die  Antwort    Psychologisch  nicht  übel  gedacht.     Warum 
Aber  nicht  ebenso  Orden,  Titel  oder  ähnliche  äussere  Auszeichnungen,  wenn  auch  in 
neuen,   aber    unvermeidlich  ebenfalls   äusserlich    wahrnehmbaren  Formen  für 
liic    .,besönders   verdienten"     „Genossen"?     Das    widerspräche    freilich    dem    social- 
demokratischen  Postulat  der  „Gleichheit",  aber  es  entspräche  dem  echt  menschlichen 
Bedürfüiss  nach  „Ungleichheit" ,   auch  nach  einer  äusserlich   hervortretenden ,   wie  in 
den  hier  besprochenen  Dingen.     Und   ob  die  glcichmässigätc  Erziehung  nnd  sonätige 
Lebensweise    von  Jugend    an   daran   viel    ändern   wird?    JDas   ist  wiederum  einer  der 
Sätze,  an    die   man  mit  den  Socialisten  „glauben*'  muss,   auch  wenn  Erfahrung  und 
Verstand  dagegen  sich  auflehnen. 

y)  Für  unser  gegebenes  Wirthschaftssystem  und  dessen  organi- 
satorische und  rechtliche  Weiterbildung  gelangt  man  aus  den 
Erörterungen  über  dieses  dritte  Motiv  zu  dem  wichtigen  E  r  - 
gebniss,  dass  Einrichtungen,  welche  die  Wirksamkeit  dieses 
Motivs  in  seinen  besseren  ethischen  Erscheinungsformen  wieder 
stärken  würden,  gewiss  erwünscht  wären.  Bei  Reformen  wird 
darauf  der  Blick  mit  hinzulenken  sein.  Ein  Erfolg  in  dieser  Hin- 
sicht ist  zum  Theil  die  Voraussetzung  dafür,  das  erste  Motiv  un- 
bedenklicher in  seiner  Wirksamkeit  einschränken,  das  zweite 
mehr  ausser  Function  treten  lassen  zu  können,  üie  alte  Zeit  der 
Rechtsordnungen  der  Gebundenheit  war  in  diesem  Puncte  der 
modernen  Zeit  der  Rechtsordnungen  der  individualistischen  Un- 
gebundenheit  unzweifelhaft  überlegen. 

Vor  Alk-m  auf  dem  gewerblichen  und  mercaniilen  (jcbicto   wurden  Ein- 


106  1.  B.  1.  K.    Wirthschaftl.  Natur  des  Menschen.    2.  A.    §.  42. 

richtnngen,  wie  neue  corporative  Gestaltungen,  hier  durch  Stärkung  oder  eigentlich 
durch  neue  Einbürgerung  der  Standesehre,  des  Standesgeists  manche  Cebel- 
stände  beheben  oder  vermindern  können.  Die  Analogien  des  öffentlichen  Diensts,  des 
Lehrdiensts,  Wehrdionsts  möchten  das  bestätigen.  Auch  in  liberalen  Berufen 
scharfer  Erwerbstendenz  und  mit  starker  Concurrenz  der  Glieder  (Aerzte,  Rechts- 
anwälte, Schriftsteller)  wäre  durch  solche  Einrichtungen  Manches  zu  bessern.  Das 
erwachte  Standesbewusstsein  der  industriellen  und  montanistischen  Lobnarbeiter,  snunal 
der  gewerkschaftlich  organisirten,  wie  es  sich  in  den  schweren,  oft  von  vornherein  so 
aussichtslosen  Lohnkämpfen  bei  Strikes  zeigt,  liefert  immerhin  den  Beweis,  dass  in 
diesen  Kreisen  selbst  schwerste  wirthscbaftliche  Opfer  von  Einzelnen  aus  einem  michr 
tigen  Beweggrund  der  Standes  ehre  und  des  Pflichtgefühls  —  „Einer  für  Alle,  Alle  fftr 
Einen''  —  übernommen  werden ,  d.  h.  das  dritte  und  fünfte  Motiv  überwältigen  hier 
wenigstens  zeitweise  die  Wirksamkeit  des  ersten.  Eine  ethisch  und  social  beachtens- 
werthe  und  erfreuliche  Erscheinung. 

§.  42.  —  4.  Viertes  Leitmotiv:  Drang  zur  Bethä- 
tignng  und  Freude  am  Thätigsein,  auch  an  derArbeit 
als  solcher  und  an  den  Arbeitsergebnissen  als  solchen, 
sowie  Furcht  vor  den  Folgen  der  Unthätigkeit  (Pas- 
sivität). 

a)  Wesen  und  Function  des  Motivs.  Das  Vorhanden- 
sein, das  Wesen  und  das  Mitspielen  eines  solchen  Motivs  neben 
anderen,  mit  welchen  es  sich  combinirt,  unter  Umständen  auch 
statt  andrer,  tritt  auf  dem  Gebiete  menschlichen  Handelns  im  All- 
gemeinen und  wirtbscbaftlichen  Handelns  insbesondere  weniger 
deutlich  und  schwerer  von  den  anderen  Motiven  unterscheidbar 
hervor,  als  dies  von  einem  der  letzteren  gilt.  Als  eigenes  selb- 
ständiges Motiv  ist  dieses  vierte  Motiv  daher  auch  nicht  immer 
beachtet  und  betrachtet  worden.  Dennoch  wird  man  sein  Vor- 
handensein, seine  Eigenart  und  seine  Bedeutung  anerkennen  mtissen« 
Auch  wenn  keines  der  vier  anderen  Leitmotive  in  irgend  einer 
seiner  Erscheinungsformen  mitspielt,  wird  das  menschliche,  auch 
das  wirthscbaftliche  Thun  nicht  so  zu  sagen  auf  den  Nullpunct  der 
Bewegung  reducirt  werden.  Denn  ein  „Handeln"  irgend  einer 
Art,  ein  handelnd  Beschäftigtsein  gehört  zum  Wesen  menschlichen 
Lebens,  ein  darauf  Hintreiben  zum  Wesen  der  menschlichen  Seele. 
Dieses  Handeln  wird  sich  dann  aber  als  dasjenige  eines  ver- 
nünftigen Wesens  vernünftige  Ziel-  und  Strebepuncte  suchen  und 
solche  eventuell  auch  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  finden. 

Würden  nun  bloss  diejenigen  Ziel-   und  Strebepuncte   hier  in  Betracht  kommen 
können ,  welche  bei  den  anderen  vier  Motiven  vorschweben,  so  würde  man  allerdings 
dieses  vierte  Motiv  nicht  als  ein  eigenes  besonders  hervorheben  dürfen ;  es  wäre  höchstens 
eine  begleitende  Erscheinung  oder  ein  bei  den  anderen  Motiven  mitspielendes  Moment 
Allein    so    liegt   die  Sache  hier  doch  nicht  nothwendig  und  auch  thatsäcblich  nicht     \ 
immer.     Sondern  der  Betbätigungsdrang  sucht   sich  das  wirthscbaftliche  Gebiet  etvn     j 
aus,  weil  die  Person,  welche  von  ihm  zum  Handeln  angetrieben  wird,  ihrem  Beröfe.    1 
ihrer  Stellung   nach   diesem  Gebiete  augehört,    hier   ein   ihr  angemessenes  Feld  der    | 
Thätigkeit  findet.  1 
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Allerdings  wird  die  Person  hier  in  der  Regel  aocb  Erfolge  bestimmter  wirth- 
scbaftlicher  Art  erzielen  wollen,  auf  welche  es  ihr  bei  ihrem  Handeln  ankommt 
Diese  Erfolge  werden  dann  bei  genauerer  Beobachtung  and  Analyse  der  mitspielenden 
Specialmotire  im  Gebiete  der  anderen  vier  Leitmotive  liegen,  vielleicht  nur  besonders 
eigenthümlichen  Erscheinungsformen  eines  dieser  Motive  oder  gewissen  Combi nationen 
Ton  solchen  entsprechen:  am  H&afigsten  wird  es  sich  daram  handeln,  „Leistungsfähig- 
keit zu  zeigen*',  „GlQck  zu  zeigen**  (Spiel!),  „Macht  zu  gewinnen**,  „Einflnss  zu  er- 
ringen**, „mehr  Vermögen  als  Andre,  als  Rivalen  zu  erlangen**,  nicht  sowohl  um  des 
Besitzes  selbst,  als  um  grösserer  Macht,  Geltung  Willen  u.  dgl.  m.,  d.  h.  es  wird  das 
dritte  Motiv  (Ehrgefühl,  Ehrgeiz,  Eitelkeit  u.  s.  w.)  besonders  oft  betheiligt  sein. 
Aach  eigentliches  Erwerbsinteresse,  daher  das  erste  Motiv,  wird  öfters,  aber  doch 
nicht  nothwendig  immer  hier  mitspielen.  In  anderen  Fällen  werden  gemeinnützige 
Motive  (zum  fünften  Leitmotiv  gehörend)  mit  einwirken.  Aber  es  bleibt  häufig  immer 
noch  ein  „Rest**,  der  in  keinem  der  anderen  Motive  aufgeht,  und  gerade  mit  diesem 
,Jlesr^  als  einem  eigenem  Motiv  haben  wir  es  hier  zu  thun. 

Das  Wesen  dieses  vierten  Motivs  liegt  dann  in  dem  Reiz,  dem 
Antrieb  zum  Handeln,  hier  eventaell  zam  wirthscbaftliehen  Handeln, 
wegen  der  Lastgefüble ,  des  Genusses,  der  Freude,  welche  das 
Handeln  als  solches,  d.h.  als  Bethätigung  und  Beschäftigt- 
sein von  Seele  und  Geist  für  diese  selbst  in  sich  enthält  und  welche 
die  Fortsehritte  und  Ergebnisse  der  Bethätigung  als  solche  be- 
wirken. Umgekehrt  wird  die  mangelnde  Bethätigung,  die  Passi- 
vität in  diesem  Sinne,  das  Mttssigsein  als  Moment  der  Erregung 
von  Unlnstgeftihlen  —  und  sei  es  schliesslich  bloss  Langeweile  — 
empfunden  und  gescheut.  Und  das  eben  treibt  wieder  zur  Acti- 
vität  an. 

Oft  genug,  gerade  auf  wirthschaftlichem  Gebiete,  wird  diese 
Bethätigung  eben  Arbeiten  im  ökonomischen  Sinne  (§.  27),  mit 
dem  äusseren  Erfolgzweck  der  Beschaffung  und  Verwendung  von 
Götem,  sein.  Dann  nimmt  das  Motiv  die  Form  der  Freude  an 
der  Arbeit  (Arbeitsfreude)  als  an  einer  zweckmässigen  und  er- 
folgreichen Bethätigung  der  Kräfte,  ja  des  Lebens  selbst,  und 
weiter  auch  die  Form  der  Freude  an  den  Fortschritten  und  an  den 
Endergebnissen  des  Arbeitserfolgs  als  solchen  an:  eine  Freude, 
die  wieder  oft  mit  Freude  aus  einem  der  andren  Leitmotive,  dem 
ersten,  dritten,  fünften,  verbunden  sein  mag,  aber  doch  mit  diesen 
nicht  zusammenfällt  und  auch  gesondert  von  ihr  und  allein  vor- 
kommen kann  und  vorkommt. 

Das  Lastmoment  in  der  Arbeit  (§.  27)  braucht  damit  nicht  zu  verschwindeu, 
nicht  anfiihlbar  zu  werden ,  das  ökonomische  Princip  (§.  2*^)  nicht  ausser  Function  zu 
treten.  Aber  das  Lustmoment  in  der  Arbeit  spielt  mit,  überwiegt  vielleicht  und 
bildet  an  sich  schon  einen  Factor,  welcher  das  Lastmoment  vermindert  oder  aufhebt. 
Die  Freude  an  den  Fortschritten  und  Endergebnissen  des  Arbeitserfolf;:s  ist  auch  nicht 
die  Freude  an  den  letzteren,  weil  dieselben,  den  anderen  Motiven  gemäss,  wirth- 
schaftliche  Genüsse  unmittelbar  schaflen  oder  ermöglichen,  oder  weil  sie  Ansehen  ein- 
femieen  oder  weil  sie  Pflichterflülnng  enthalten  und  die  in  dieser  liegende  Befrie- 
«feroflg  Tcrschaffen,  was  ja  Alles  mitspielen  kann  und  oftmals  mitspielt.  Vielmehr 
häiidelt  es  sich  um  eine  Freude,  welche  sich  aus  derjenigen  am  Arbeiten  als  einem 
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Thun,  an  der  Arbeit  als  einer  Thätigkeit  und  an  den  Erfolgen  der 
Arbeit  selbst  als  den  gewollten  Erfolgen  dieser  Th&tigkeit  mit  innezer 
Kothwendigkeit  ergiebt. 

§.  43.  —  b)  Bedeatung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthsehaftslebens  tind  bezügliche  Aufgaben. 
Dieses  vierte  Motiv  kann  hiernach  eine  wahrhaft  ideale  Wir- 
kung ausüben:  es  erbebt  durch  die  Lust  an  der  Arbeit  als  solcher 
über  die  Last  der  Arbeit,  adelt  damit  die  Arbeit  und  bewirkt,  da88 
die  Arbeit,  auch  die  wirthschaftliche,  welche  Mittel  zum  Zweck,  zur 
Beschaffung  und  Verwendung  von  Gütern  ist,  in  Einer  Hinsicht 
Selbstzweck  wird. 

Das  vierte  Motiv  hOrt  auch  damit  noch  nicht  auf,  ein  ,, egoistisches**  in  dem 
frtlher  besprochenen  Sinne,  auf  das  angenehme  Empfinden  eines  urtheilenden  „Ich**  tänk 
beziehendes  zu  sein.  Und  um  unverkennbare  Lustgefühle  handelt  es  sich  doch  ud 
hier,  ja  grade  hier  um  vielleicht  sehr  starke  und  specifisch  eigenthttmliche.  Dieselbet 
stehen  im  Ganzen  ethisch  höher  als  die  den  drei  ersten  Motiven  zu  Grunde  liegeadM. 
Die  allgemeinere  Ökonomische  Bedeutung  des  Motivs  liegt  aber  darin,  dass  daf 
Lastmoment,  welches  bei  jeder  Arbeit  vorhanden  und  der  Hemmungsfactor  fHi 
die  Aostlbuog  der  Arbeit  und  für  Art  und  Höhe  des  Arbeitserfolgs  ist,  hliff 
durch  die  Arbeit  als  Lustmoment  selbst  mehr  oder  weniger,  unter  Uar 
ständen  sogar  vollständig  aufgewogen  wird.  Damit  entfällt  die  Hemmungswirkung  j«Mi 
Lastmoments  und  ein  ganz  andrer  Arbeitseffoct  entwickelt  sich. 

Hat  man  es  hier  bei  dieser  Auffassung  etwa  mit  blossen  Phan» 
tasieen  der  Ideologie  zu  thun?  Gewiss  nicht!  Wichtige  und  be- 
kannte Thatsachen  bestätigen,  dass  das  vierte  Motiv  solche  ideiit 
Wirkung  haben  kann  und  vielfach  hat.  j 

Die  geistigen,  zumal  die  höheren  geistigen  Thätigkeiten  auf  den  GebialM  t 
von  Kunst,  Wissenschaft,  Litteratar,  Beredsamkeit,  Erfindungen,  auch  bei  gewlMM  i 
Thätigkeiten  des  öffentlichen  und  kirchlichen  Dienstes  u.  dgl.  m.  sind  unwiderleglicht  | 
Beispiele,  wie  die  blosse  Freude  an  der  Arbeit  und  am  Arbeitsergebnlll,  S- 
selbst  ganz  ohne  jeden  Neben-  oder  gar  Hauptzweck,  des  Gelderwerbs,  des  mateiieOka  .1 
Genusses  mittelst  der  Arbeitsergebnisse,  des  Ruhmes  durch  letztere,  auch  des  erftütai  ^ 
Pfiichtgefühls,  der  Erreichung  irgend  eines  anderen  äusseren  Zwecks,  das  Motir  Vii  .$ 
mitunter  ein  stärkeres  als  jedes  andere  Motiv,  welches  in  analogen  FäUen  mitspielei^ 
mag,  werden  kann  und  wird.  Intensivste  Arbeit,  auch  angestrengteste,  Kräfte  bis  bei-  ..^ 
nahe  zum  letzten  Athemzug  verzehrende,  unter  äusseren  und  inneren  SchwierigkeitMl  "^i 
und  Leiden  aller  Art  erfolgende,  wird  vielleicht  unter  dem  Einfluss  keines  andenft^^ 
Motivs  verhältnissmässig  so  oft,  unter  Beiseitesetzung  jeder  anderen  Rücksicht  aw^' ^ 
g:eUbt.  Die  Freude  am  Schaffen  hilft  über  Alles  hinweg.  Welcher  echte  Kfinsdliy^j 
Dichter,  Mann  der  Wissenschaft  kann  das  nicht  bestätigen,  auch  selbst  dann,  wi 
CS  ihm  ausserdem  auf  den  äusseren  Erfolg,  den  Erwerb,  die  Anerkennung  mit 
kommt?  Nicht  unter  allen  Umständen,  aber  doch  überwiegend  wird  die  starke  WlA^i 
samkcit  des  Motivs  auf  dem  Gebiete  der  geistigen  Arbeit  freilich  auch  ao  dto> 
Voraussetzung  der  eigenen  freien  Wahl  von  Beruf  und  speciellem  ArbeitsolJMlAh 
geknüpft  sein,  was  wiederum  der  Socialismus  nicht  genügend  berücksicht^Mr 
möchte  (s.  u.).  m 

Auch  in  der  materiellen  Production   fehlt   es  nicht  an  wenigstens  ikaNliQ 
liehen   Fällen.      Einmal,    wo    es  sich   um  Arbeiten   handelt,   welche  das  geistifij 
Princip  in  dieser  Production  darstellen,  daher  bei  den  Leitungs-,  Combinations-  (f 
selbst  Speculations-,   Conjuncturenbenutzungs-,    den  darauf  bezüglichen  Rechni 
den  Veranschlagungsarbeiten  für  technische  Verbesserungen,  für  Kostenvermindei 
für  Absatzverbesserungen,   für   günstigere  Preisstellungen,   mithin   insbesondere 
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Arbeiten  des  Unternehmers  oder  der  ökonomischen  nnd  technischen  Leiter;  sodann 
spedell,  vo  die  in  dieser  und  in  anderer,  anch  im  Dien8t7erhiUtni8s  ausgeübter 
Arbeit  mit  enthaltene  ästhetische,  künstlerische,  erfinderische  und  ähnliche  Thätigkeit 
mit  in  Betracht  kommt,  ein  Ganzes  geschaffen  wird  (Eunsthandwerk  u.  dgl.)*  Endlich 
aber  kann  das  Motir  anch  selbst  bei  der  specialistischen  gewöhnlichen  technischen 
Verrichtong  noch  mitspielen,  auch  bei  der  Tbeilnng  der  Verrichtungen  unter  Mehrere, 
so  z.  B.  wenn  das  £rgebniss  der  7on  Einzelnen  ausgeübten  Verrichtung  noch  eine 
derartige  Selbständigkeit  hat.  um  einen  gewissen  ästhetischen  Genuss,  eine  persönliche 
Befriedigung  über  den  Erfolg  der  Arbeit,  über  die  nach  dem  eigenen  Ortheil  „gute'' 
Ausführung  derselben  gewähren  zu  können,  wofür  es  in  der  agrarischen,  besonders 
in  der  handweridichen,  hausindustriellen,  seltener  in  der  Fabrikations -Arbeit  an  Bei- 
q>ielen  nicht  fehlt. 

Eine  genaue  Grenze,  wo  die  Möglichkeit  der  Wirksamkeit 
dieses  vierten  Motivs  aufhört,  giebt  es  auch  weder  snbjectiv  noch 
objectiv.  Die  Grade  der  Wirksamkeit  sind  nach  Snbjecten,  nach 
empfindenden  nrtheilenden  Personen,  nach  Anlage,  AnsbilduDg, 
Gewohnheit,  Lebensführung  derselben,  wie  nach  Objecten,  nach 
Art  und  Maass  der  Thätigkeit  oder  Arbeit,  um  die  es  sich 
handelt,  ausserordentlich  verschieden.  Aber  das  möchte  doch  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  es  zahlreiche  und  wichtige,  auch  ganz 
nnentbehrliche  Arten  von  Arbeit  giebt,  bei  denen  auch  günstigen 
Falles  das  Lustmoment  ein  Minimum  wird  oder  verschwindet 
und  das  Lastmoment  ein  Maximum  wird  oder  allein  empfunden 
wird.  Hier  mag  durch  Verstärkung  der  Momente,  welche  die 
andern  Motive  —  besonders  das  erste  und  zweite,  schwieriger, 
wenn  Überhaupt,  der  Natur  der  Sache  nach,  das  dritte  —  be- 
einflussen, auch  —  und  eventuell  vomemlich  —  durch  das  fünfte 
ModF  der  innere  psychische  Widerstand  gegen  die  betreffende 
Arbeit  überwunden  werden  können.  Das  vierte  Motiv  wird  sich 
dabei  aber  kaum  mit  in  Wirksamkeit  oder  doch  nicht  in  eine  im 
Arbeitseffect  bemerkbarere  Wirksamkeit  setzen  lassen. 

Es  gilt  das  nicht  nur  von  ästhetisch  widerwärtigen  wie  unangenehmen  Keinigungs- 

oid  dergleichen  Arbeiten,  ?on  ungewöhnlich  schweren,  belästigenden  Arbeiten,  woran 

■an  in  solchen  Fällen  vomemlich  gedacht  —  Hinweise,   womit   man  auch  die  Ideo- 

lifiecn  des   Socialismus  öfters    besonders   gern  abgetrumpft  hat.     Das  möchten  nicht 

äfimal  immer  die  practisch  am  Schwersten  zu  erledigenden  Fälle  sein.     Schwieriger, 

Tdl  Tiel  allgemeiner,  sind  die  Verhältnisse  der  auf  weitgehender  technischer  Arbeits- 

fteünng  nnd  Maschinenanwendung  beruhenden  Prodnction,  daher   namentlich  in  der 

lodemen  Industrie,  im  Fabrikwesen«    Denn  eine  der  unvermeidlichen  Folgen  ist  hier 

ftc  Zerlegung    des  Arbeitsprocesses  in   zahlreiche  einzelne  Phasen,    mit   wesentlich 

«clianischer  Arbeit,  wo  jede  Theilarbeit  oder  technische  Verrichtung  ja  unbestreitbar 

b  AothweBdiger  Beziehung  zum  Arbeitsganzen  steht,  aber  nirgends  sds  solche  hervor- 

Bin.  und   auch    nicht  irgendwie  als   ein  kleines  Ganzes  erscheint,  das  als  solches 

tWfhaupt    und    gut    herzustellen,    dem    Einzelnen  Arbeitsfreude   macht.     Damit  aber 

leih  das.    was    das  Lustmoment  in    der  Arbeit  selbst  bildet,    „fehlt  leider  nur  das 

festige  Band'^ .  und   nur  das  Lastmoment   macht  sich  empfindbar.     Ja  es  wird  wohl 

»•ck  besonders  gesteigert  durch  die  der  Arbeitstheilung  und  den  technischen  Mecha- 

JäaBtn  mit  zu  verdankende  tödtende  Eintönigkeit  der  Verrichtungen,  durch  die  trotz- 

^  etwa   göleigerte   Kothwendigkeit  angespannter  Aufmerksamkeit   bei  jeder    Ver- 
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richtnng,  durch  die  unangenehmen  äusseren  Lebensbedingungen,  unter  denen  die  Arbeit 
ausgeübt  wird  u.  dgL  m. 

Besonders  in  den  socialistischen  Ideen  and  Plänen  der 
^.Organisation  der  Arbeit''  spielt  der  Gedanke,  durch  Steigerang 
des  Lasteffects  der  Arbeit  selbst  die  letztere  zu  einer  weniger 
lästigen,  selbst  za  einer  beliebten  Beschäftigang  and  dadarch  sie 
wirksamer,  productiver  zu  machen,  eine  Rolle.  Und  logisch  con- 
sequent,  psychologisch  auch  nicht  unrichtig,  je  weniger  man  auf 
Motive  wie  das  erste  und  zweite,  so  stark,  wenn  tlberhaupt,  wie 
im  heutigen  Wirthschaftssystem  recurriren  will,  und  je  deutlicher 
man  einsieht,  dass  man  das  dritte  und  tUnfte  Motiv  schwer  sq 
hinlänglich  mächtigen  Triebfedern  der  Arbeit  machen  kann. 

Zu  einem  förmlichen  System  hatFourier  in  seiner  Trieblehre  diesen  GedankflB 
ausgebildet,  mit  vielem  Phantastischen,  ..bis  zur  VerrUcktheit'%  wie  man  wohl  gespottet 
hat,  aber  doch  mit  einem  Kern  ?on  Wahrheit,  der  für  die  hier  behandelten  Fragea 
nicht  werthlos  ist  Auch  neuere  socialistische  Theoretiker,  z.  B.  ^ebel,  yerfolgoa 
in  ihren  Plänen  diesen  Gedanken  wieder  mehr,  freilich  auch  mit  grossen  ideologischea 
Uebertreibungen. 

Die  angedeuteten  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  der  Art 
der  Arbeiten,  namentlich  bei  der  weitgehenden  Arbeitstheilung  and 
Maschinenanwendung,  ergeben,  werden  indessen  dabei  nur  immer 
viel  zu  leicht  genommen. 

Man  greift  daher  auch  sofort  zu  Hilfsmitteln,  wie  Verminderung  der  ArbeHs- 
zeit,  höherem  Entgelt  bei  gewissen,  nicht  an  sich  lockenden  Arbeiten,  womit  man  aber 
doch  das  vierte  Moti?  schon  wieder  fallen  lässt  und  sich  zum  ersten  wendet  Oder 
man  glaubt  durch  den  häufigen  Wechsel  in  der  Arbeit  die  Anziehungskraft  der  einea 
Arbeit  zu  steigern,  die  Unlust  zur  andern  zu  vermindern,  womit  man  aber  letztexea 
Falles  bei  vielen  Arbeiten  doch  nichts  erreichen  kann  und  aller  Arbeit  den  Character 
des  Dilettantischen  zu  sehr  anheftet  und  damit  ihren  Erfolg  beeinträchtigt  Oder  mia 
denkt  an  Zwangsreihenfolge  ftlr  lästige  Arbeit  oder  an  Uebertragung  derselben  m 
Strafe,  womit  man  vollends  das  Gebiet  einer  Wirkung  des  vierten  Motivs  verlässt  und 
wieder  zu  dem  ominOsen  zweiten  gelangt 

Jedenfalls  kommt  man  auch  über  den  naturgemä8seD|. 
wenn  auch  fliessenden  Unterschied  der  „liberalen '',  der  mehr 
oder  weniger  geistigen,  dann  der  leitenden  Arbeiten  einer- 
und  der  gewöhnlichen  materiellen,  der  im  Arbeitstheilungssystem 
ausgetlbten  Handarbeiten  andrerseits  nicht  hinaus.  Wohl  bei 
jenen,  nur  mehr  ausnahmsweise  bei  diesen  wird  daher  das  vierte 
Motiv  in  allen  seinen  Erscheinungsformen  und  in  jeder  denkbaren 
Organisation  der  Arbeit  zur  Wirksamkeit  zu  bringen  sein.  Auch 
in  einer  socialistischen  Organisation  wird  man  hierüber  nicht  hin- 
weg kommen. 

Man  könnte  allenfalls  daran  denken,  wie  das  auch  geschehen  ist,  das  Recht,  «i 
sich  angenehme  Arbeiten  zu  übernehmen,  wie  eine  Art  Belohnung  zu  gewähren  und 
an  die  Bedingung  zu  knüpfen,  dass  ein  gewisses  Quantum  andrer  Arbeiten  in  eiaef 
Lebensperiode  (Bcllamy)  oder  regelmässig  neben  den  angenehmen  Arbeiten  aw- 
geübt  werden  müsse.    Allein  die  „technische''  Durchführung  eines  solchen  Gedankeu « 
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Türde  grosse  Schvieiigkeiten  machen,  and  ganz  übersehen  wird  dabei,  dass  grade 
die  Au^chliessUchkeit  der  Concentration  auf  Eine  Arbeitsart  nur  „Meistor  8chafi^'\ 
sovie  dass  die  so  erzwungene  Verbindung,  bezw.  Abwechslang  zwischen  ganz  hetero- 
genen Arbeiten  anch  auf  die  Qaalit&t  der  Leistang  beider  wenigstens  ungQnstig  ein- 
wirken kann,  wenn  auch,  wie  ich  zagebe,  nicht  noth wendig  immer  so  einwirken 
mos 8.  Ja  bisweilen  kann  in  derXhat  umgekehrt  ein  solcher  Arbcitswechsel  günstig 
sein  (regelmässige  Körperarbeit  von  Kopfarbeitern!).  Nur  darf  man  aber  auf  solche 
Fiäe  nicht  gleich  wieder  ein  ganzes  System  des  heilsamen  und  allgemein  Erfolg 
steigernden  Arbeitseffects  aufbauen. 

Das  Ergebniss  ist,  dass  dieses  vierte  Motiv  gewiss  erwünscht 
ist,  wann  und  wo  es  in  der  dargelegten  Weise  wirksam  gemacht 
werden  kann.  Aber  in  der  materiellen  Prodaction  und  zumal  in 
der  modernen,  darch  die  heutige  Technik  und  die  davon  wieder 
abhängige  Arbeitstheilung  bedingten  Productionsweise  ist  es  schwerer 
und  beschränkter  als  in  der  früheren  anwendbar  zu  machen. 
Auch  in  der  socialistiscben  Organisation  der  Production,  wo  die 
Arbeitsfrende  der  selbständigen  Leitung  und  der  eigenartigen  bei 
dieser  vorkommenden,  durch  sich  selbst  Befriedigung  gewährenden 
Thätigkeiten  so  gut  wie  fortfiele,  wenn  und  soweit  als  —  in  der 
Consequenz  des  socialistiscben  Systems  —  centrale  Oberleitung  der 
ganzen  Production  (auch  alsdann  in  Betreff  der  technischen  Pro- 
cesse  wenigstens  in  der  Hauptsache!)  stattfände,  würde  grade 
dieses  Motiv  weniger  als  in  der  heutigen  Organisation  in  Function 
treten  können.  Die  gegentheiligen  Auffassungen  von  Socialisten 
sind  Behauptungen,  welche  vor  einer  genaueren  objectiven  Ana- 
lyse der   in   Betracht  kommenden  Verhältnisse  nicht  Stich  halten. 

Der  Socialismus  setzt  sich  eben  auch  hier  wieder  hyperideologisch  über  die 
naturgemässe,  oft  in  den  einzelnen  technischen  Momenten,  aber  nicht  im  ganzen 
technischen  Wesen  sich  ?erändemde  Art  der  Arbeit,  zumal  der  Handarbeit  in  der 
materiellen  Production,  hinweg.  Er  übersieht  auch,  dass  seine  Panacee,  der  Fort- 
schritt der  Technik,  hier  nicht  nel  hilft.  Nicht  einmal  das  Lastmoment  in 
der  Arbeit,  bei  den  menschlichen  Verrichtungen,  wird  hier  immer  geringer,  sondern 
aar  rerändert ,  der  physische  Kraftaufwand  wird  vielleicht  kleiner ,  alle  anderen 
i«iten  der  physischen  Arbeit  und  die  DmstÄnde,  unter  welchen  die  Arbeil  ausgeübt 
tird,  werden  leicht  lästiger,  unangenehmer  (Fabrikbetrieb!  Maschinenanwendung I). 
Geviss  mag  dieser  Uebelstand  durch  ein  anderes,  vom  Socialismus  empfohlenes  Hilfs- 
mittel, Verminderung  der  Arbeitszeit  (besonders  der  täglichen),  gemildert  werden. 
Aber  beseitigt  wird  er  auch  dadurch  noch  nicht  und  in  Betreff  der  ökonomisch-tech- 
nischen Ermöglichung  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  laufen  wieder  ideologische 
Debertrei bangen  unter.  Das  Lustmoment  in  der  Arbeit  wird  dagegen  nach  der 
Art  der  Technik  und  nach  den  schon  angedeuteten  Verhältnissen,  vollends  bei  den 
»beitstheilig  in  Verbindung  mit  Maschinen  ausgeübten  Verrichtungen  der  Hand- 
tfbeiter  kleiner,  bis  zum  Verschwinden. 

Nicht  selten  begeht  der  Socialismus  auch  eine  völlige  Verwechslung  der  Lage 
des  Consumenten  der  Arbeitsproducte  und  des  Producenten  der  letzteren,  namentlich 
<iä  mit  Handarbeit  dabei  betheiligten  Arbeiters:  der  Fortschritt  der  Technik  führt 
—  oder  kann  wenigstens  führen  —  die  Producte  dem  Consumenten  besser,  wobl- 
feler,  bequemer  zu  (wie  in  den  Schilderungen  der  „Utopisten",  jüngst  wieder  in 
kübicher  Wei^e  Bellamy's,  auch  nach  einzelnen  Ausführungen  Bcbel's).  Aber  die 
tecbaischon  Arbeitsprocesse  bei  der  Herstellung  der  Producte  bedingen  eher  iin- 
Micenehmere,    lästigere  Thätigkeiten,   wenn    auch    nicht  immer  schwerere  (Muskel-) 
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Arbeit  der  Arbeiter.  FOr  die  Frage  von  den  Motiven,  welche  auf  die  Arbeit  selbst 
einwirken,  ist  aber  grade  der  letztere  Umstand  der  entscheidende,  welcher  namentlidi 
vor  einer  Ueberschätzong  dieses  vierten  Motivs  warnen  moss.  Die  an  sich  —  logisch 
und  psychologisch  —  richtige  Forderung  einer  Verktlrzung  der  Arbeitszeit  grmde  bei 
diesen  Arbeiten  und  eines  Wechsels  der  Arbeit  behebt  die  hier  in  der  Sache  selbst 
liegenden  Schwierigkeiten  nicht  und  hat  andere  Bedenken,  wie  sie  im  Yorausgehendeii 
schon  mit  berührt  wurden. 

Mit  einem  uralten  bekannten  Worte:  ,4^  Schweisse  seines 
Angesichts'^  muss  auch  bei  entwickelter  Technik  die  Menschheit 
oder  wenigstens  ein  grosser  Theil  derselben  die  Bedingungen, 
dafür  erfüllen,  dass  die  Gtlter  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  Menschheit  zur  VerfUgang  gestellt  werden  können,  lieber 
diese  Wahrheit  kommt  man  mit  den  ideologischen  Uebertreibungoi 
der  möglichen  practischen  Tragweite  des  vierten  Motivs  nicht  hinaus. 

§.  44.  Die  Differenzirung  der  egoistischen  MotiTe 
des  wirthschaftlichen  Handelns  in  ihrer  Bedeutung 
für  die  Frage  der  Methode  in  der  Theorie  und  Praxis. 
Die  vorausgehende  Analyse  der  egoistischen  Leitmotive,  ihrer 
Spielarten,  Combinationen  und  ihres  Einflusses  auf  das  wirthchaft- 
liehe  Handeln  im  Allgemeinen,  sowie  bei  den  einzelnen  Subjecten 
und  in  den  concreten  Fällen  hat  ergeben,  —  trotzdem  wir  dabei 
manches  Einzelne  tibergehen  mussten  oder  nur  kurz  berühren  und 
nicht  Alles  in  alle  Verästelangen  der  Motivation,  Combination  und 
Wirksamkeit  verfolgen  konnten  —  wie  ans seror deutlich  com- 
plicirt  auch  schon  die  egoistischen  Motive  sind,  welche  auch  bei 
einer  wirthschaftlichen  Handlung  wenigstens  mitspielen  können 
und  oftmals  thatsächlich  mehr  oder  weniger  mitspielen. 

Diese  Motive  sind  aber  nun,  von  dem  fünften  unegoistischen  nodi 
abgesehen,  die  Momente,  welche  als  Ursachen  und  Bedingungen 
auf  die  wirthschaftlichen  Handlungen  und  damit  auf  die  wirüh 
schaftlichen  Erscheinungen  einwirken  und  diesen  die  äussere 
Gestalt  und  Erscheinungsform  geben.  Hier  liegt  daher 
auch  ein  höchst  complicirter  causaler  und  conditioneller 
Znsammenhang  zwischen  Motiven  als  Ursachen  und  Be- 
dingungen einer-  und  Handlungen  und  Erscheinungen  als  WiF-^ 
kangen  und  Folgen  andrerseits  vor. 

Es  ergiebt  sich  daraus  für  die  Theorie  die  Nothwendigkeü 
der  Vorsicht  bei  allen  Schlussziehungen,  Deductionen,  aus 
den  Motiven  auf  die  Wirkungen  sowie  der  zunächst  nur  hypo» 
thetische  Character  aller  solcher  Schlüsse:  ein  entscheidender 
Punct  auch  für  das  methodologische  Problem  in  der  Theorie. 
Die  verschiedenen  Formen  und  Combinationen  der  egoistischen  Mothe^^ 
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Virken  in  derselben  and  in  sieh  kreazender  Bichtung  müssen 
a  eonstatirt,  die  Stärke  jedes  Motivs  geprtlft  werden,  wenn 
sicher  gehen  will. 

In  der  grossen  Zahl  der  Fälle  kann  man  dann  öfters  er- 
ingsmässig  nachweisen  und  demnach  annehmen,  dass  Ein  Motiv 
Eine  bestimmte  Combination  von  Motiven  vorwaltet,  bis  zur 
chliessong  der  anderen,  und  die  letzteren  an  Stärke  überragt: 
die  anf  der  Gleichmässigkeit  der  Coustanz  der  physisch- 
lischen  Organisation  der  Menschen  beruhende  Motivation  und 
Llnngsweise  der  Menschen  sich  geltend  macht,  so  in  der 
a-  oder  der  Vorherrschaft  des  ersten  Motivs  auf  dem  Wirth- 
Isgebiete.  Ist  das  richtig,  so  ist  auch  der  Schlnss  auf  den 
iU  der  Handlung  und  Erscheinung  sicherer,  selbst  bis  zu 
1  hoben  Maasse  sicher. 

So  ist  die  ältere  Theorie  bei  ihrer  Dedüction  ans  dem  ersten  Moti? 
reo.  Aber  sie  hat  dabei  eben  öfters  za  sehr  generalisirt  oder  die  Voraus- 
l^en  ihrer  Dednction,  das  alleinige  Vorhandensein  and  die  rücksichtslose  Wir- 
des  ersten  MotiFS  zu  sehr  ohne  genaue  Prüfung  angenommen;  auch  nicht 
et,   dass   sich   zeitlich,   örtlich,   in   Völkern,    Classen    die  gesammte  durch - 

ttliche  Motivation  immerhin  ändern  kann,  wenn  man  auch,  dem  Constanten 
enschlichcn  Natur  gegenüber,  grade  mit  dieser  Annahme  vorsichtig  sein  muss, 

es  wieder  die  historische  Bichtung  und  der  Socialismus  fehlen  lassen. 

Bine  doppelte  Prüfung  bleibt  so  immer  nothwendig:  die- 
e  der  Voraussetzungen  in  Bezug  auf  die  Motive  und  die- 
e  der  Wirkungen  in  Bezug  auf  die  Handlungen  und  Er- 
nungen.  Daraus  ergiebt  sich  schon  die  Noth  wendigkeit 
irischer  Methoden  auch  neben  der  psychologischen  Dedüction 
lotiven,  d.  h.  die  Nothwendigkeit  der  Induction  (§.  68  ff.,  75). 
kn  dieser  Stelle  sei  nur  betont,  dass  die  Differenzirung 
tgoistischen  Motive  für  alle  diese  Fragen  besonders  zu  beachten 
Die  ältere  Theorie  hat  in  der  Regel  nur  das  erste  Motiv 
Ausgangspunct  ihrer  Erörterungen  genommen  und  es  nicht 
jend  beachtet,  wie  dies  nur  ein  Fall,  wenn  auch  wohl  im 
en  der  Hauptfall  der  auch  auf  wirthscbaftlichem  Gebiete  mit- 
mden  egoistischen  Motive  und  Motivccombinationen  ist. 
ie  weil  auch  in  zahlreichen  Fällen  andere  egoistische  Mo- 
nitspielen,  wird  auch  im  grossen  Durchschnitt  der  Fälle 
ivirthsehaftliche  Handlung  und  Erscheinung  im  Productions- 
Vertheilungsgebiete  nicht  so  einfach  typisch  ausfallen, 
'enn  nur  das  erste  Motiv  allein  oder  in  voller  Stärke  mitwirkte. 
[m  concreten  Einzelfalle  ist  die  Vorsicht  der  8chliissziehuug 
»lotiven  auf  Handlungen  und  Erscheinungen  aber  vollends  ge 
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boten,  weil  gerade  hier  —  vielleicht  weil  der  betreflfende  Fall  eben 
wirklieh  ein  Ausnahmefall  von  der  Regel  ist  —  andere  als  das 
oder  die  vorausgesetzten  Motive  mitspielen  können  und  vielleicht 
das  Uebergewicht  haben. 

So  z.  B.,  indem  das  zweite,  dritte  oder  nerte  Moti?  statt  des  ersten  oder 
stärker  als  dieses  mitspielen.  Würde  eines  dieser  Moti?e  2 — 4  oder  eine  bestimmte 
Combination  gewisser  Erscheinungsformen,  z.  B.  des  dritten  und  vierten,  zu  allgemeinerer 
Verbreitung  und  gentlgender  Stärke  der  Wirksamkeit  gebracht  werden  kOnnen,  i.  B. 
im  ,,Socialstaate''  aus  der  heutigen  Ausnahme  zur  Kegel  werden,  unter  dem  Einfliui 
veränderter  Erziehung,  Lebensweise  u.  s.  w.  der  Bevölkerung,  —  so  unwahischeinlicli 
das  nach  dem  t'rüheren  ist  —  so  würden  freilich  auch  die  wirthschafUichen  Hand- 
lungen und  Erscheinungen  anders  als  heute,  bei  dem  regelmässigen  Vorwalten  des 
ersten  Motivs  im  Wirthschaftsleben ,  ausfallen.  Für  Dedactionen  aus  solchen  rer* 
änderten  Motiven  oder  Motivcombinationen  wäre  dann  aber  doch  das  Feld  geOffiiet 
Methodologisch  wäre  nur  wieder  die  Aufgabe,  festzustellen,  in  wie  weit  die  Voms- 
setzungen  des  Wirkens  solcher  Motive  der  Wirklichkeit  entsprechen. 

Dass  für  die  Fragen  der  practischen  Wirthschafts- 
(nnd  Social-)  Politik  die  Differenzirnng  der  egoistischen  Motive 
und  der  einzelnen  Erscheinungsformen  derselben  nicht  minder  die 
grösste  Beachtung  verdient,  daher  für  die  richtige  Methode 
dieser  ganzen  Politik  genau  bertlcksichtigt  werden  muss,  bedarf 
nach  dem  Vorausgehenden  wohl  keiner  besonderen  AusfUhning  and 
Begründung  weiter:  die  ethisch  besseren,  höheren,  feineren ,  an- 
ständigeren Motive  und  die  betreffenden  Erscheinungsformen  der- 
selben, d.  h.  doch  im  Ganzen  die  besseren  Formen  der  Leitmotive 
3  und  4,  müssten  in  den  Einrichtungen,  Organisationen,  Rechts- 
ordnungen des  Wirthschaft^slebens  möglichst  begünstigt,  zu  einem 
„Maximum^'  der  Wirksamkeit  gebracht  werden,  um,  vollends  in 
Verbindung  mit  dem  fünften  Motiv,  das  Bedürfniss  nach  der  Wirk* 
samkeit  und  nach  starker  Wirksamkeit  des  ersten  und  zweiten 
wenigstens  doch  abschwächen  zu  können.  Denn  freilich  wird  nach 
dem  Constanten  in  der  wirthscbaftlichen  Natur  schwer  noch  Wei- 
teres, gar  eine  Auslösung  dieser  beiden  Motive  1  und  2  aus  der 
das  wirtbschaftliche  Handeln  bestimmenden  Motivation  möglich  sein. 

Die  geschichtlichen  Organisationen,  Einrichtungen  und  Rechts- 
ordnungen im  Allgemeinen  und  auf  den  Specialgebieten  der  Pro- 
duction   und  Vertheilung  sind  danach  ethisch  und  ökonomisch  mit 
zu  beurtheilen,   auf  welche  Motive  und  Motivcombinationen  sie  fllr   | 
das  wirthschaftlicbe  Handeln  der  Menschen,  worauf  sie  sich  bezieheOi    j 
vornemlich  zurückgreifen.    Ihr  Erfolg  für  das  Quantum  und  Qoale   \ 
der  Production,  für  den  technischen  Fortschritt  ist  daher  nicht  nur   ] 
nach  den  äusseren  Ergebnissen  an  Gütern  und  an  Kosten,  sondern    \ 
immer  auch  mit  nach  diesen  psychologischen  Grundlagen  und  Mo-   j 
tiven,  welche  den  Willen  bestimmen,  zu  beurtheilen. 


\ 
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So  ist  das  moderne,  Tiel  gepriesene  System  des  ökonomischen  Indindualismos, 
der  freien  Concnrrenz  nicht  nur  in  Betreff  seiner  ftasseren  Ergebnisse  genannter  Art 
oft  gtmstiger  beortheilt  worden,  als  es  Ferdient  —  Kräfteverschwendnng,  Planlosigkeit 
der  Prodaction!  — ,  ror  Allem  ist  es  nach  seiner  psychologischen  Grundlage,  als 
wesentlich  nor  auf  dem  ersten  der  Leitmotire  bemhend  und  als  dieses  Moti?  zu  nn- 
gebührlicher  Macht  yor  allen  anderen,  und  zu  Auswüchsen  bässlichster  Erscheinongs- 
formen  treibend  (Specnlationsschwindel ,  BOrsentreiben,  Unreellität,  Geldgier,  Genoss- 
sacht n.  s.  V.)  in  hohem  Grade  zn  bemängeln.  Es  steht  daher  ökonomisch-technisch,. 
trotz  unbestreitbarer  Glanzseiten  in  dieser  Hinsicht,  nicht  so  hoch,  als  es  z.  B.  die 
freihlndlerische  Panegyrik  rühmt,  ethisch  und  social  aber  tiefer,  als  die  Rechts- 
ordnungen der  Gebundenheit  und  als  ein  socialistisches  System  stehen  wtkrde,  — 
wenn  sich  dieses  consequent  bei  dem  Gonstanten  im  Triebleben  und  in  der  Moti-* 
Tation  der  menschlichen  Natur  durchftlhren  liesse  und  nicht  muthmaasslich  wieder 
andere  psychologische  und  ethische  Mängel  (Moti7  2,  auch  3!)  zeigen  würde.  Das 
ungemein  schwere  und  wichtige  Bedenken  gegen  das  practische,  rein  auf  dem  ersten 
MoäT  aufgebaute  Wirthschaftesystem  des  Indiyidualismus  ist  die  psychologisch 
begründete,  daher  diesem  System  mehr  oder  weniger  inhärente  Steigerung  der 
Erwerbssocht  und  der  Genusssucht,  die  NOthigung  fast  eines  Jeden,  der  wirthschaft- 
lieh  bestehen  will,  die  Triebfedern  des  ersten  Motivs  möglichst  ausscbliesslich  auf 
dch  wirken  zu  lassen,  die  Verbreitung  Ton  Anschauungen  in  der  öfl'entlichen  Mei- 
nung, welche  das  als  fast  selbstyerständlich  erscheinen  lassen,  die  Abschwächung 
selb^  der  anderen  egoistischen  Motife  bei  einem  Jeden,  der  für  sie  noch  zugänglich 
ist,  geschweige  die  richtige  Würdigung  des  fünften  Moti?s  auch  für  das  wirthschaft- 
liehe  Leben.  Mit  dem  Worte  „die  IVummen  werden  nicht  alle**  setzt  man  sich  kühl 
über  die  Opfer  freilich  oft  ihrer  Erwerbsgier,  aber  auch  der  Ausbeutung  von  Leicht- 
snn,  Noth  und  begreiflicher  und  verzeihlicher  Unkenntniss  ökonomischer  Dinge 
(Börsen wesen ,  Kapitalanlagen)  hinweg.  Mit  dem  schlimmen,  übertreibenden,  aber 
characteristischen  Worte  „heute  zu  Tage  erwirbt  man  die  Millionen  nicht,  ohne  mit 
dem  Aermel  an 's  Zuchthaus  zu  streifen*^  prüft  man  nicht  die  Art  des  Erwerbs:  non 
ölet  heisst  es  auch  hier.  Das  erste  Motiv  artet  unter  solchen  Umständen  freilich  zum 
femeinen  Eigennutz  aus,  der  alles  wirthschaftliche  Handeln  immer  mehr  allein 
bestimmt  und  alles  gesellschaftliche  wie  individuelle  Leben  corrumpirt 

Ein  Wirthschaftssystem,  in  welchem  Ehrgefühl,  Arbeitsfreude  eine  stärkere  Bolle 
spielen,  steht  gewiss  ethisch  und  social  höher.  Wiederum  fragt  sich  nur,  ob  und 
vieweit  es  aus^rbar  und  wirksam  ist  Erziehung  kann  da  gewiss  Manches  leisten, 
tber  nicht  Alles.  Und  die  Gefahr  liegt  immer  vor,  dass  die  üblen  Erscheinungs- 
formen des  dritten  Motivs  (übertriebener  Ehrgeiz,  Eitelkeit)  und  mögliche  Begleit- 
erscheinungen bei  dem  vierten  Motiv  (Gewinnung  von  Einflass,  Herrschsucht)  sich 
eben  doch  auch  stark  verbreiten,  ja  verbreiten  müssen,  um  die  Motive  hinlänglich 
virksam  zu  machen.  Dann  geräth  man  in  ethischer  Hinsicht  von  der  Scylla  in  die 
Cbarybdis. 

Da  bleibt  nur  Eines  übrig:  das  Motiv  des  Pflichtgefühls 
nnd  die  höchstmögliche  Entwicklung  seiner  Wirksamkeit,  wie  in 
allem  menschlichen  Handeln,  so  auch  im  wirthschaftlichen.  Denn 
aUen  vier  Leitmotiven  und  ihren  speciellen  Erscheinungsformen 
kleben  eben  doch  die  Mängel  an,  welche  aus  ihrem  Wesen,  weil 
sie  sich  auf  die  Lustgefühle  des  „Ich"  beziehen ,  hervorgehen ,  so 
grosse  auch  ethische  Unterschiede  sich  im  Einzelnen  dabei  zeigen. 

B.  —  §.  45.  Unegoistisches  oder  fünftes  Leitmotiv: 
Trieb  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen  Handeln, 
Drang  des  Pflichtgefühls  undFurcht  vor  dem  eigenen 
inneren  Tadel  (vor  Gewissensbissen).  —  a)  Wesen  und 
Function    des   Motivs.     In   seiner   reinen    Gestalt   erscheint 
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dieses  Motiv  als  der  ,, kategorische  Imperativ'^  ^^^  ^^^ 
folgt,  weil  man  in  der  Seele  das  Gebot  des  Handelns  nnd  des 
So  nnd  So -Handelns  (bezw.  auch  Unterlassens)  ftlhlt  and  dieses 
Gebot  für  richtig,  seine  Forderung  für  sittlich  gut  und  demnach 
die  Erfüllung  des  Gebots  für  eine  Pflicht  hält. 

Die  Befolgung  des  Gebots  ist  dann  freilich  regelmässig  auch 
hier  mit  Lustgefühlen,  die  Nichtbefolgung  mit  Unlustgefühlen  ver- 
bunden. Diese  Gefühle  können  es  nun  sein  und  sind  es  oft, 
welche  zum  Handeln  oder  Unterlassen  antreiben  oder  mit  antreiben, 
vielleicht  stark  und  stärker  als  jener  kategorische  Imperativ.  Als- 
dann hat  das  fünfte  Leitmotiv  allerdings  auch  wieder  ein  egoistisches 
Element  in  sich  oder  geht  selbst  in  diesem  auf.  Auch  ethisch  Be- 
denkliches kann  sich  dann  und  schliesst  sich  oft  genug  thatsächlieh 
an:  eitle  Selbstzufriedenheit  über  die  eigene  gute  That,  weil  letztre 
den  eigenen  inneren  sittlichen  Werth  bekunde.  So  wird  es  bd 
altruistischen  Handlungen  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  leicht  sein. 
Das  Motiv  entartet  dann  selbst  zum  Pharisäismus. 

Allein,  von  solcher  Entartung  abgesehen,  auch  wo  und  wenn 
das  Motiv  so  als  treibendes  Element  die  „Freude  an  der  eigenen 
guten  That''  und  das  in  dieser  Freude  liegende  Lustgefühl  in  sicli 
enthält,  da  ist  doch  selbst  dieses  Lustgefühl  ein  ethisch  höher 
stehendes  als  bei  irgend  einer  Erscheinungsform  eines  der  vier  be- 
sprochenen, von  uns  unter  dem  Ausdruck  „egoistische''  zusammen- 
gefassten  Motive;  auch  ein  specifisch  andres  als  die  Lustgefühle 
bei  diesen  vier  Motiven;  desgleichen  die  Empfindung  bei  der  Ver- 
meidung der  Uulustgefüble  hier  bei  dem  fünften  Motiv  eine  specifiseh 
andre  als  im  analogen  Falle  bei  den  anderen  Motiven. 

Die   berechtigte  Zufriedenheit   mit  sich  selbst  brancht  nicht  zur  eitlen  pbazl- 
s&ischen  Selbstzufriedenheit   za  werden.     Insbesondere   die  Seelenrnhe,   welche  dtl 
Handeln  (ond  Unteriassen)  nach   dem  fünften  Motiv   za    ihrer  eigenthttmlichen  FolfO  . 
hat,  ist  ein  andersartiges  Lustgefühl,   als  diejenigen  sind,  welche  aus  dem  WM><t3a 
nach  den  anderen  Motiven  hervorgehen. 

Es  kann  aber  nnn  auch  sein,  dass  das  Lustgefühl  überhaupt 
nicht  ein  Element  in  dem  fünften  Motiv  selbst,  sondern  nur  eine  i 
Begleit-  und  Folgeerscheinung  ist,  wenn  diesem  Motiv  gemäss  ge- 
handelt wurde.  Die  innere  psychische  Erfahrung  und  Prüfung  «P- 
giebt,  dass  sich  dies  mitunter  wirklich  so  verhält.  Hier  bleibt  daim 
zwar  die  Thatsache  bestehen,  dass  die  „gute  That'*  in  diesem  aoi 
erfüllter  Pflicht  entsprungenen  Lustgefühl  ihren  Lohn  findet  Aber  , 
diese  Aussicht  auf  den  Lohn  ist  hier  doch  nicht  die  Triebfeder  det  ' 
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Handlung.    Damit  verschwindet  das  egoistische  Element  in  diesem 
ftlnften  Motiv. 

Das  filnfte  Motir  erscheint  ja  h&ofig  in  religiöser  Form,  auch  im  Christen- 
thnm.  Wirkt  es  hier,  nm  for  das  handelnde  Indi?iduum  Yortheile,  wenn  aoch 
höchst  ideale,  überirdische  zu  erreichen,  so  in  bekannter  Weise,  nm  „Anspruch  auf 
Seligkeit  zo  erwerben'*,  „nm  der  ewigen  Seligkeit  Willen",  d.  h.  wie  es  sich  doch 
immer  nor  anthiopomorphistisch  Tom  Menschen  Torstellen  lässt,  nm  Antheil  an  einem 
idealen  Zostand,  des  höchsten  Wohlgefühls  der  Seele  bei  nnd  mit  Gott  zn  erlangen, 
60  kann  dem  Moti?  ein  egoistischer  Character  nicht  abgesprochen  werden.  Anders, 
wenn  das  Moti?  die  gute  That  bewirkt,  weil  sie  gut  ist  oder  weil  sie  ein  Gebot 
Gottes  ist,  dem  der  Handelnde  Gehorsam  zu  leisten  —  auch  und  grade  ohne  jede 
Idee  eines  Entgelts  —  sich  Torpflichtet  fühlt,  weil  er  weiss,  dass  Gott  nur  das  Rich- 
tige, das  Gute  will  und  wollen  kann:  dann  erst  yersch windet  jener  egoistische  Character 
des  Motifs  völlig.  (Das  Arbeiten  in  erster  Linie  um  Gottes  Willen,  wie  Adam 
Müller  es  ausdrückt) 

Man  begreift  aber,  dass  Religionen,  Kirchen  in  ihren  Lehren  auch  leicht  und 
Heber  an  die  „schwache  Seite"  des  Menschen  appelliren,  idealen  Lohn,  Seligkeit  in 
Aussicht  stellen,  um  den  Widerstand  anderer  Triebe  und  Motive  zu  überwinden  und 
„gute  Handlungen"  eher  zur  Entstehung  zu  bringen.  Das  Gebiet  des  Almosenwesens, 
der  Armenpflege,  der  Barmherzigkeit  ist  ein  Beispiel  (katholische  Lehre  von  den 
guten  IXTerken).  Der  höchste  ethische  Standpunct  ist  das  gewiss  nicht,  aber  —  ein 
psychologisch  begreiflicher  und  practischer.  Wenn  sich  dann  nach  der  religiöäcn 
und  kirchlichen  Lehre  auch  noch  Gesichtspuncte  des  zweiten  Moti?s  (Furcht  vor 
Strafe)  nnd  nach  der  practischen  Gestaltung  des  dritten  Motivs  (Handeln,  Geben  „vor 
den  Leuten")  neben  dem  so  leicht  unterlaufenden  Pharisäiämas  anknüpfen,  so  wird 
das  fünfte  Motiv  in  seinem  Kern  vielleicht  ganz  aufgehoben  und  bleibt  nur  noch  seine 
iossere  Erscheinung  übrig.  Nur  wie  Menschen  und  Dinge  wohl  oder  übel  meistens 
sind,  wird  man  eben  bei  dem  fünften  Motiv  diese  mitspielenden  egoistischen  Momente 
schwer  und  selten  ganz  verdrängen  können.  Oft  wird  man  sich  in  der  Praxis  damit 
zureden  geben  müssen,  wenn  nur  von  dem  Kern  des  Motivs  noch  etwas  übrig  bleibt. 

Sieht  man  nun  aber  von  all  den  Lustgefühlen  als  mitspielenden 
Momenten  nnd  als  Begleit-  und  als  Folgeerscheinungen  des  fünften 
Motivs  ab,  so  erscheint  dasselbe  in  der  That  als  das  ethisch 
höchste,  dessen  Wirksamkeit  auch  auf  dem  Wirthschaftsgebiete 
erwünschter  als  diejenige  jedes  der  andern  vier  Motive  wäre,  um 
sich  dem  Idealzustand  der  Production,  des  technischen  Fortschritts 
darin ^  der  Arbeitsleistungen  nach  Menge,  Art  und  Güte,  der  Ver- 
theilung  des  Productionsertrags  möglichst  zu  nähern.  Aber  gerade, 
weil  es  das  ethisch  höchste  ist,  welches  im  Menseben  am  Meisten 
Verleugnung  oder  doch  Beschränkung  der  egoistischen  Triebe  und 
Motive  verlangt,  ist  es  auch  das  bei  Weitem  am  Schwierigsten  zu 
Terwirklichende,  oft  gar  nicht,  in  der  Regel  bestenfalls  nur  neben- 
bei mitwirkende  Motiv,  wie  im  menschlichen  Handeln  überhaupt, 
80  vollends  im  wirthschaftlichen  Handeln,  in  der  Beschaffung  und 
Verwendung  von  Gütern  und  in  der  darauf  bezüglichen  Arbeit. 

§.  46.  —  b)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  und  bezügliche  Auf- 
gaben. Die  Bedingungen  für  die  günstige  Entwicklung  und 
stärkere    Wirksamkeit  des  fünften  Motivs  in  seiner  Reinheit  und 
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als  eines  allgemeinen,  nicht  nur  bei  einzelnen  bevorzugten  Indivi- 
daen  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  mitwirkenden,  liegen  in 
solchen  Lebensverhältnissen  und  sittlichen  Anschauungen  des  VolkSi 
welche  den  Kampf  gegen  die  egoistischen  Motive  erleichtem  und 
ein  sittliches  Ideal  enthalten,  dem  nachzustreben  zu  einem  mäch- 
tigen inneren  Gebot,  mithin  zum  Antrieb  in  zahlreichen  Einzelnen 
wird.  Man  kann  daher  aus  dem  Wesen  der  Seelenvorgänge  in 
der  Motivation  wirthschaftlichen  Handelns  und  aus  der  Erfahrung 
durch  Beobachtungen  dieses  Handelns  und  der  dadurch  bestimmten 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  ableiten,  dass  von  grOsster  Be- 
deutung sind:  einerseits  —  negativ  —  Minderung  der  Ver- 
suchungen, sich  nur  oder  überwiegend  von  den  egoistischen 
Motiven  oder  von  vornherein  von  ethisch  bedenklichen  Erscheinung»» 
formen  dieser  Motive  leiten  zu  lassen;  andrerseits  —  positiv  — 
Kräftigung  von  Momenten,  welche  auf  das  Pflichtgefühl,  als 
treibende  Potenz  zu  sittlich  und  ökonomisch  richtigem  Handeln, 
stärkend  einwirken. 

In  ersterer  Hinsicht  sind  daher  wieder  die  concreten  Ein- 
richtungen, Organisationen  und  Rechtsordnungen  des 
Wirthschaftslebens  in  ihrem  Einfluss  auf  Art,  Function  und  Stärke 
der  egoistischen  Motive  so  wichtig. 

Sie  erschweren  —  wie  das  Wirthschaftssystem  der  freien  Concorrenz  im  Ganzen, 
wegen  dei  in  ihm  zn  sehr  losgebundenen  Wirksamkeit  des  ersten  Moti?8  —  oder  er- 
leichtem —  wie  im  Ganzen  in  den  älteren  Rechtsordnungen  der  Gebundenheit  —  die 
Entwicklung  des  fünften  Moti?s,  wenigstens  neben  den  anderen  Moti?en.  Sie  beein- 
flussen auch  das  Henrortreten  der  günstigeren  oder  der  ungünstigeren  Erscheinongn- 
formen  jener  anderen  Moti?e  und  wirken  auch  dadurch  fordernd  oder  hemmend  nof 
die  Entwicklung  und  die  St&rke  des  fünften  Motirs  mit  ein. 

In  der  zweiten  Hinsicht  kommt  es  auf  die  ethischen 
Mächte  an,  welche  in  der  Seele  des  Menschen  wirken. 

Welche  Factoren  hier  nun  von  Einfluss,  welche  von  entscheidender  Bedeotnnf 
sind,  ist  freilich  im  Allgemeinen  streitig  und  im  concreten  Fall,  auch  bei  objectifster 
Selbstbeobachtung  und  bei  schärfster  Menschenkenntniss,  ausnehmend  schwierig  n 
bestimmen.  Man  wird,  auch  ohne  in  die  Einseitigkeit  und  den  heutigen  DogmatiBmnt 
des  Materialismus  zu  verfallen,  wohl  zugestehen  dürfen,  dass,  wie  andre  körperliche 
und  geistige  Eigenschaften,  so  auch  die  ethischen  und  darunter  die  mit  dem  ftlnfteo 
Motiv  in  Verbindung  stehenden  bei  Individuen,  Classen,  Stämmen,  Yolkem  mit  ein 
Ergebniss  der  Vererbung  sind,  obwohl  alle  genaueren  physiologischen  Bedingungen 
dafür  noch  so  gut  wie  unbekannt  sind  und  man  selbst  nur  sehr  bedingt  von  einem 
empirisch -statistischen  Beobachtungsgesetz  der  Vererbung  sprechen  kann. 

Man  wird  weiter  sagen  dürfen,  dass  Beispiel,  Erziehung,  Gewohnheit, 
Sitte,  daher  die  entsprechenden  äusseren  Lebensverhältnisse  und  die  An- 
schauungen, welche  man  aus  seiner  Umgebung  durch  Uebertragung ,  Kachahmnng 
übernimmt,  einen  Einfluss  äussern;  deshalb  hier  auf  dem  Wirthschaftsgebiete  wieder 
die  Einrichtungen,  Organisationen,  Rechtsordnungen  und  das  ganze  practische  Getriebe 
des  Wirthschaftslebens,  der  darin  liegende  Geist.  Auch  in  dieser  Hinsicht  zeigen  steh 
wieder  vielfach  tlble  Einflüsse  des  individaalistisch-Iiberalen  Wirthschaftssystems  (An- 
schauungen tlber  das  im  Erwerb,  in  der  Speculation,   im  Handel,  an  der  BOne  Er« 
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Uobte,  ja  zum  Geliogen  Nothwendige) :  sittlich  comimpireDde  Einflttsse,  die  schon  das 
EhrezunomeDt  in  der  Arbeit,  das  dritte  Motiv,  abschwächen,  das  fünfte  vollends  gar 
nicht  aufkommen  lassen.  Wie  sehr  aber,  wenn  anch  regelmässig  nnter  Mitwirknng 
egoistischer  Motive,  vielleicht  in  deren  edleren  Erscheinungsformen  (3.,  4.  Motiv),  in 
der  That  doch  das  Handeln  und  doch  anch  das  wirthschaftliche  Handeln,  durch  der 
Entwicklung  des  fünften  Motivs  günstige  Organisationen,  Einrichtungen  und  Normen 
in  ethisch  bessere  Richtung  gebracht  werden  kann,  zeigt  die  Erfahrung  in  den  Beru^ 
ständen  des  öffentlichen  Civil-  und  Milit&rdiensts  und  des  Kirchendiensts  in  der 
Stärkung  des  Pflichtgefühls.  Freilich  nach  Zeitaltem,  Ländern,  Völkern,  Regierungen, 
Kirchen,  wie  natürlich  vollends  nach  Individuen  sehr  verschieden.  Aber  die  gün- 
stigen £ntwicklungen  beweisen  doch  die  Möglichkeit,  durch  bewusste  Thätigkeit  das 
Pflichtgefühl  zu  entwickeln. 

unter  allen  Factoren  sind  aber  scbliesslicb  doch  die  vom  Ein- 
zelnen Belbsttbätig  in  sich  aufgenommenen  Mo ralprincipien  als 
die  dem  Gewissen  und  dem  Gebot  der  für  maassgebend  er- 
achteten Antorität  entsprechenden,  die  wichtigsten  und  ethisch 
höchsten  fär  die  Entwicklung  des  fünften  Motivs  in  dessen  reiner 
Form  wie  auf  jedem  Gebiete  des  Handelns,  so  auch  insbesondere 
auf  demjenigen  des  wirthschaftlichen  Handelns. 

In  einer  Verkehisgesellschaft,  wo  Alle  demgemäss  handeln  würden,  das  Rechte 
um  des  Rechten,  das  Gute  um  des  Guten  Willen  thäten,  arbeiteten,  weil  es  und  wie 
es  Pflicht  ist,  sich  gegenseitig  entlohnten,  tauschten,  kauften  und  verkauften  und  auch, 
soweit  nothwendig,  unentgeltlich  wirthschaftliche  Hilfe  gewährten,  wie  es  dieser  Pflicht 
entspricht,  da  wäre  wieder  der  Idealzustand  des  wirthschaftlichen  Handelns  und  damit 
des  Wirthschaftslebens,  wie  nach  den  Ergebnissen,  so  nach  der  ethisch-psychologischen 
Grundlage  dieser  Ergebnisse  erreicht 

Die  „Ethisirnng''  des  Wirthschaftslebens,  die  Schärfang 
des  Gewissens  hinsichtlich  des  sittlich  Erlaubten  und  Unerlaub- 
ten,  Bicbtigen  und  Unrichtigen,  Rechten  und  Unrechten  in  den 
wirthschaftlichen  Handlungen  ist  nun  gewiss  denkbar  ohne  Be- 
ziehung zur  Beligion  und  kommt  bei  Einzelnen  auch  ohne  diese 
Beziehung  zur  Geltung. 

Durch  eine  Erziehung,  welche  planmässig  auf  diese  Ethisirung  und  Gewissens- 
schärfung  hinwirkt,  durch  practisches  Beispiel,  welches  die  Einnchtang  auch  des 
wirthschaftlichen  Handelns  nach  solchen  ethischen  Normen  zeigt,  die  Möglichkeit,  den 
Se^en  davon  beweist,  zur  Nachahmung  aneifert,  durch  die  Entwicklung  einer  öffent- 
lichen Meinung,  welche  ein  demgemässes  Handeln  günstig,  das  entgegengesetzte 
nnirOnstig  beurtheilt  (also  unter  Wirksammachung  des  dritten  Motivs"),  darch  Ein- 
bürgerung bezüglicher  Handlungsweisen  in  die  Sitte  und  allmälig  in  die  allgemeinen 
Sittlichkeitsnormen  eines  Zeitalters,  kann  wohl  auch  in  weiteren  Kreisen  eine 
grössere  Verbreitung  und  eine  stärkere  Wirksamkeit  des  fünften  Motivs  herbeigeführt 
werden.  Namentlich  die  Entwicklung  altruistischer  statt  rein  egoistischer  wirth- 
scbaftlicher  Handlungen  und  auch  solcher  altruistischer,  welche  nicht  nur  dem  nachst- 
rebenden Personenkreise  des  Handelnden  zu  Gute  kommen,  sondern  beliebigen  Dritten, 
ib  ,4Utmenschen'\  wo  daher  der  oben  betonte,  auch  noch  egoistische  Character  des 
Altruismus  rerschwindet,  —  namentlich  die  Entwicklung  eines  solchen  unegoistischen 
Altruismus  erweist  sich  hier  als  Aufgabe,  welche  auf  dem  angedeuteten  Wege  doch 
sieht  ron  Yomherein  ganz  unlösbar  erscheint. 

Allein  umfangreichere  Erfahrungen  in  Betreff  grösserer  Personen- 
kreise, gar  ganzer  Völker  über  die  practische  Möglichkeit  einer 
solchen   erfolgreichen  Ethisirung  des  Wirtbschaftslebens  und  einer 
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allgemeineren  Entwicklang  der  Wirksamkeit  des  fünften  Motivs  auf 
wirthsebaftlichem  Gebiete  ohne  Zusammenhang  mit  der 
Beligion  liegen  nicht  vor.  Vielmehr,  wo  wenigstens  Einiges  in 
dieser  Richtung  erreicht  wird,  ist  es  geschichtlich  in  diesem  Zu- 
sammenhang von  Moral  Vorschriften  und  Religion  geschehen. 

Allerdings  ja  auch  nur  in  geringem  Maasse,  so  dass  man  ge- 
wiss einem  bekannten  gegnerischen  Einwand  vielfach  recht  geben 
muss:  auch  die  Ethisirung  des  Wirthschaftslebens  unter  EinfloM 
der  Sittengebote  im  religiösen  Gewände  ist  nur  in  sehr  be- 
schränktem Maasse  gelangen. 

Damit  bestätigt  man  freilich  nichts  Anderes  als  die  bekannte  Thatsachc,  daas 
anch  die  höchsten  Religionsformen,  wie  die  jadische  nnd  sogar  die  christliche,  die 
««natürlichen  Menschen'*  nnr  wenig  gebessert  haben,  —  was  nichts  gegen  den  Werfh 
der  Religion,  sondern  nnr  Alles  far  die  Richtigkeit  der  Annahme  der  ethisch  tief 
mangelhaften  —  wie  jeder  Unbefangene  jedweden  Glaubens  oder  Unglanbens  es 
zugestehen  mnss  —  oder,  im  Grande  doch  ganz  in  demselben  Sinne,  fUr  die  „sün- 
dige'' Natur  des  „natOrlichen  Menschen"  beweist.  Alles  Gesichtspuncte  und  £r* 
wägungen ,  welche  fOr  unsere  wirthschaftlichen  Fragen  ,  besonders  ftlr  diejenigen  der 
Organisation  und  Rechtsordnung,  wahrlich  nichts  Gleichgiltiges  und  Uebeiflüssiges 
sind,  wie  man  wohl  von  der  oder  jener  Seite  einwenden  wird,  sondern  Etwas  ?oi 
fundamentaler  Bedeutung  für  die  grOssten  und  schwierigsten,  namentlich  filr  die 
zwischen  Indiddualismus  und  Socialismus,  Privat-  und  Gemeinwirthschaft,  freier  Gob- 
curronz  und  streng  regelnder  Wirthschaftsordnung  spielenden.  Denn  hier  handelt  es 
sich  immer  um  Cardinalf ragen  der  Psychologie,  der  Motivation,  der  Ethik  in  Besng 
auf  die  Menschen  und  ihre  Moti?e  im  wirthschaftlichen  Leben,  Fragen,  von  deren 
Erörterung  und  Entscheidung  eben  auch  die  Antwort  auf  die  Fragen  der  Wirthschaib- 
organisation  und  alles  damit  in  Verbindung  Stehenden  abhängt. 

Auch  weiter  ist  wohl  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Moralvorschrift 
in  Form  des  religiösen  Gebots  und  Verbots  selten  in  dem  vorhin 
erwähnten  höheren  Sinne  der  Folgsamkeit  gegen  ein  Gebot  oder 
Verbot  der  nur  Richtiges  und  Gutes  fordernden  Autorität,  — 
Gottes  — ,  eingewirkt  hat,  daher  nicht  sowohl  als  Ansfluss  des 
ftinften  Motivs  in  dessen  Reinheit,  sondern  häufiger  oder  seibat 
meistens  oder  wenigstens  in  grösserem  oder  geringerem  Maasse 
anch  mit  durch  das  Medium  des  zweiten  Motivs  (Furcht  vor  StrafCi 
Hoffnung  auf  Anerkennung,  auf  ideellen  Lohn). 

So  in  Handlungen  der  Barmherzigkeit,  Woblthätigkeit,  Ehrlichkeit,  bei  Arbeits* 
tUchtigkeit,  Fleiss,  Nüchternheit,  Sparsamkeit,  bei  Vermeidung  von  Unehrlichkeit,  tos 
Ausbeutung,  bei  „freiwilligen'*  Gaben  an  Kirche,  Stiftungen,  für  religiöse  Zwecke  n.  dgL  m. 

Allein  das  beweist  doch  auch  nur  wieder,  dass  das  fUnfte 
Motiv  zu  seiner  Wirksamkeit  meistens  der  Einkleidung  in  religiöse 
Formen,  der  Verbindung  mit  religiösen  Anschauungen  über  die 
Bestrafung  des  Bösen  und  die  Belohnung  des  Guten  psychologisch 
bedarf.  Auch  das  ist  fUr  die  ökonomische  Psychologie  und  Moti- 
vationstheorie beachtenswerth  und  für  Theorie  und  Praxis  des 
Wirthschaftslebens  von  Bedeutung. 
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3.  Abschnitt. 

Ergebnisse. 

I.  —  §.  47.  Ergebniss  für  die  Theorie.  Für  diese 
folgt  ans  dem  VoransgehendeD,  dass  jeder  dedactive  Schlass  aus 
einem  der  vier  egoistischen  Motive  nm  so  bedingteren  Werth  hat, 
je  mehr  das  fünfte  Motiv  in  dem  betreffenden  Falle  abändernd 
einwirkt  y  namentlich  dem  Handeln  eine  andre,  vielleicht  entgegen- 
gesetzte Bichtnng  giebt,  oder  es  modificirt.  Das  ist  indessen  nicht 
immer  die  Folge,  sondern  es  kann  dnrch  das  fünfte  Motiv  auch 
eine  ans  anderen  Motiven  hervorgehende  Handlang  in  der  Richtung 
dieser  Motive  noch  gefördert  werden. 

Z.  B.  ArbeitsanstreDgnng  aus  einem  oder  mehreren  der  ersten  Motive  nun  noch 
^estei^ert  dnrch  das  fünfte.  Aber  wo  umgekehrt  das  fünfte  Motiv  gegen  das  erste 
loliämpft  und  die  diesem  entsprechende  Erstrebung  eigenen  wirthscbaftlichen  Vor- 
theils  ermässigt,  werden  die  deductiren  Schlüsse  aus  dem  ersten  Motiv  erhebliche  Ein* 
schrinlrangen  erleiden. 

Nor  der  umstand  —  eine  Thatfrago,  welche  freilich  in  grossem  Umfang  bejaht 
▼erd^a  moss  — ,  dass  das  erste  Motiv  theils  allein,  theils  in  Verbindung  mit  einem 
oder  mehreren  der  anderen  egoistischen  Motive  die  wirthschaftlichen  Handlungen  des 
Menschen  so  Torwiegend  beherrscht  und  bestimmt,  bringt  es  mit  sieb,  dass  eine  Vor- 
aachlissigung  des  f&nften  Motivs  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  keinen  erheblichen 
Fehler  des  Schlusses  bewirkt.  Aber  mindestens  im  Einzelfalle  ist  doch  immer  erst 
zu  erforschen,  ob,  wann,  wie  weit  das  fünfte  Motiv  mitspielt  oder  überwiegt,  wenn 
der  Schlass  aus  den  egoistischen  Motiven,  zumal  aus  dem  ersten  allein,  sich  richtig 
erweisen  soll,  z.  B.  in  Fragen  der  Löhne,  Preise,  Zinsen,  der  sonstigen  Arbeits- 
bedingungen (Arbeitszeit,  Arbeitsschutz  u.  s.  w.)«  wenn  der  ökonomisch  mächtigere 
Theil  aus  Barmherzigkeit,  aus  sittlichen  Bedenken,  nach  dem  Spruch  seines  Gewissens 
s«ine  üebermacht  nicht  so  weit  zur  Geltung  bringt,  als  er  es  nach  der  Sachlage  vermöchte. 

Würde  sich  nun  etwa  ergeben,  was  wiederum  durch  Beobachtung  ermittelt 
Verden  müsste,  dass  wirklich  in  weiteren  Kreisen  solche  Gesichtsponcte  und  Motive 
mitiirken,  so  würde  auch  eine  allgemeinere  Modification  des  dodactiv  aus  dem 
ersten  Motiv  abgeleiteten  Schlusses  erfolgen  müssen.  In  welcher  Weise  und  in  welchem 
Müsse,  das  Hesse  sich  annähernd  wohl  aus  der  Mitwirkung  des  fünften  (wie  auch 
I  B.  des  dritten,  vierten)  Motivs  ableiten,  genau  wäre  es  erst  durch  Beobachtung 
festzustellen 

Je  mehr  andrerseits  im  practischen  Wirthschaftsleben  er- 
fabmngdmässig  die  egoistischen  Motive,  zumal  das  erste,  vorwiegen, 
die  ethischen  Gesichtsponcte  des  itlnften  Motivs  zurückstehen  oder 
fehlen,  im  Ganzen  oder  wenigstens  in  gewissen  Personenkreisen  auf 
gewissen  Gebieten,  z.  B.  im  Handelsverkehr,  desto  mehr  treffen  die 
Schlüsse  ans  den  egoistischen,  besonders  aus  dem  ersten  Motiv  mit 
den  wirklichen  Thatsachen  des  Wirthschaftslebens  zusammen. 

Freilich  auch  nicht,  von  anderen  Gründen  abgesehen ,  in  jedem  einzelnen  Falle, 
▼eil  hier  vielleicht  andere  Motive  Modificationen  der  wirthschaftlichen  Handlangen 
bewirkt  haben,  aber  doch  in  der  Regel  in  der  grossen  Masse  der  Fälle. 

Die  Aufgabe  ist  dann  wieder  nur,  zu  erforschen,  wie  in  einem 
Zeitalter,  in  einem  Volke,  in  einer  Wirthschaftsgemeinsehaft  die 
Motive  im  Darchschnitt  beschaffen  sind. 
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Grade  weil  in  der  modernen,  namentlich  in  der  neuesten  Zeit  die  wirthschaftendea 
Menschen  sich  ganz  überwiegend  selbst  mit  vollstem  Bewusstsein  und  vollster  Ab- 
sichtlicbkeit  von  dem  ersten  Motiv  leiten  lassen,  die  anderen  Motive,  vollends  das 
fünfte,  zurücktreten,  ist  die  Deduction  aus  dem  ersten  Motiv  hier  so  allgemein  be- 
rechtigt (§.  67  ff.).  Das  Eindringen  der  Geldwirthschafc,  der  Speculation,  der  kauf- 
männischen Gesichtspuncte  u.  s.  w.  in  immer  weitere  Kreise  unserer  BevOlkerong,  die 
„Veramericanisirung'*  oder  auch  die  „Yerjudaisirong"*  macht  die  Leute  dem  Händler- 
tham,  den  „city  men"  auch  im  grossen  Durchschnitt  ähnlicher.  Daher  kann  oline 
erheblichen  Fehler  vom  Mitspielen  des  fünften  Motivs,  auch  von  allen  oder  doch  dea 
günstigeren  Erscheinungsformen  des  dritten,  vierten  abgesehen  und  allein  oder  ww» 
nemlich  aus  dem  ersten  deducirt  werden.  Lauter  Puncto,  welche  für  die  Fragen  der 
Methodologie  wichtig  sind  und  auf  welche  wir  dabei  zurückkommen  werden 
(s.  u.  Kap.  2,  Haaptabschn.  2). 

Vorläufig  nur  die  Bemerkung,  dass  nach  dem  Gesagten  offenbar  die  Methode 
der  Deduction  aus  dem  ersten  Motiv  nach  Zeitaltern  und  Völkern,  wegen  der 
historischen  Differenzirung  der  Motivation  im  wirthschaftlichen  Handeln,  einen  histo- 
risch verschiedenen  Werth  hat:  grade  für  die  moderne  Zeit  einen  grOasem 
als  für  ältere  Perioden,  ftlr  die  europäisch-americanische  Cnlturwelt  einen  grOesereBt 
als  für  die  Volker  der  anderen  Erdtheile  auf  anderen  Culturstufen ,  auch  für  est* 
christlichte,  überhaupt  irreligiöse  Zeitalter  einen  grösseren  als  für  diejenigen 
eines  festen  religiösen  Glaubens,  welcher  auch  für  das  Wirthschaftsleben  sittlidM 
Normen  aufstellt  und  sie  in  dem  Menschen  zu  autoritativen  und  befolgten  Geboten  nid 
Verboten  macht.  Die  modernen  Menschen  worden,  die  Menschen  Griechen- 
lands und  Roms  in  der  späteren  Zeit  wurden  eben  vornemlich  vom  ersten  Motir  itt 
Wirthschaftsleben  beherrscht  und  handeln  daher  wirthschaftlich  meistens  so,  wie  dm 
aus  der  Wirksamkeit  dieses  Motivs  folgt.  Immerhin,  wie  gesagt,  auch  heute  nooi 
verschieden  nach  Wirthschaftsgebieten :  der  moderne  Händler,  Börsianer,  „GrOndei^, 
der  sie  in  Processen  vertheidigende  Rechtsanwalt  entspricht  den  Voraussetzungen  Ton 
Leuten,  welche  wesentlich  nur,  wenigstens  in  ihren  geschäftlichen  Verhältni«en«^ 
vom  ersten,  wenig  nur  daneben  vom  zweiten  (Furcht  vor  Strafe!)  und  von  beaeeren 
Formen  des  dritten  (Furcht  vor  Schande !),  so  gut  wie  nicht  von  den  übrigen  besseren 
Specialmotiven  der  Leitmotive  3  und  4  und  vom  Leitmotiv  5  bestimmt  werden:  so  kann 
man  ihre  wirthschaftlichen  Handlungen  in  der  That  mit  grosser  Sicherheit  im  Eimel* 
fall  wie  in  der  Masse  der  Fälle  aus  dem  ersten  Motiv  ableiten.  Aber  die  Ausdehnang 
des  Speculationswcsens,  Börsenspiels  (Fonds-,  Grundstücksspeculation)  auf  immer  weiten 
Kreise  bedingt  auch  in  diesen  immer  mehr  die  Motivation  des  „HändlerthmniT*« 
Ein  Vortheil  für  die  Anwendung  der  Methode  der  Deduction,  ein  hoher  ethischer 
und  socialer  Nachtheil  im  Leben.  Auf  den  hier  besprochenen  Pnnct  hat  mit  Beefcl 
u.  A.  H.  Dietzel  in  der  Methodenfrage  hingewiesen. 

II.  —  §.  48.  Ergebniss  für  die  Praxis.  FürdiePraxii 
ergiebt  sich  aus  dem  Gesagten,  dass  die  Wirksamkeit  des  fEbiftea 
Motivs  viele  Aufgaben  anf  dem  Productions-  und  dem  Yertheilangt- 
gebiete  zu  lösen  erleichtern  würde:  mehr  und  bessere  Arbeit ,  yet- 
ntinftigere,  sittlichere  Gestaltung  der  Vertheilung  des  Prodnctions- 
ertrags  und  der  Consumtion,  geringerer  Aufwand  für  Controlen 
und  dgl.  wäre  die  nothwendige  Folge.  Das  ökonomisch  mid 
ethisch  Schädliche  in  der  Wirksamkeit  der  anderen  Motive,  be- 
sonders des  ersten,  aber  auch  des  dritten  und  zweiten,  wQrde  sich 
sehr  vermindern  oder  ganz  beseitigen  lassen.  Das  Gute  in  den 
dritten  Motiv  (Ehrgefühl)  und  das  Motiv  der  Arbeitsfreude  wtfrdei 
in  Verbindung  mit  dem  fünften  Motiv  zu  gesteigerter  und  zu  nodl 
erfreulicherer  Wirksamkeit  kommen,  das  Berechtigte  im  eretea 
Motiv  nicht  unterbunden  werden.    Denn  auch  nach  dem  fllnftei 
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Motiv  bleibt  der  Satz  bestehen:  ^^Der  Arbeiter  ist  seines  Lohnes 
werth.''  Kurz:  die  Ethisirung  des  Wirthschaftslebens  wäre 
aaeh  ökonomisch  ein  ungemeiner  Vortheil. 

Um  einen  vollen  und  allgemeinen  Ersatz  der  anderen,  auch 
des  ersten  Motivs  durch  das  fünfte  handelt  es  sich  dabei  aber 
allerdings  nicht  Er  wäre,  wiederum  nach  dem  ,, Gonstanten^' 
in  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen,  nicht  wohl  möglich, 
auch  nicht  erwünscht,  da,  wie  eben  erwähnt,  die  günstigen  Seiten 
der  anderen  Leitmotive  berechtigt  und  von  guter  Wirkung  sind, 
das  Mitwirken  der  besseren  Erscheinungsformen  die  ganze  Auf- 
gabe,  aach  bezüglich  des  Wirksammachens  des  fünften  Motivs, 
psychologisch  und  practisch  erleichterte.  Aber  wohl  eine  Durch- 
dringung der  ganzen  Motivation  des  wirthschaftlichen  Handelns 
mit  den  ethischen  Gesichtspuncten  des  fünften  Motivs  wäre  zu  er- 
streben. Bei  einer  solchen  Beschränkung  der  Aufgabe  entfallen 
oder  vermindern  sich  wenigstens  die  Einwände  und  Bedenken, 
welche  aus  dem  „Wesen^^  der  wirthschaftlichen  und  der  ganzen 
menschlichen  Natur  entnommen  werden  und  mit  darauf  hinaus- 
gehen, dass  insbesondere  die  Schwächung  des  ersten  Motivs  dem 
allgemeinen  Productionsinteresse  widerspräche. 

Wäre  aber  auch  selbst  bei  einer  solchen  Beschränkung  — 
deren  Maass  zeitlich  und  örtlich  ja  verschieden  sein  könnte  und 
dürfte  —  die  Lösung  der  Aufgabe  möglich,  „menschen- 
möglich"? 

Die  meisten  Menschenkenner,  die  meisten  Psychologen  und 
selbst  Ethiker,  fast  alle  Nationalökonomen  zweifeln  daran,  sind 
alle  mehr  oder  weniger,  meist  grossentheils  Pessimisten  in  diesem 
Pmicte.  Wiederum  nur  bei  Socialisten  begegnet  man  in  dieser 
Hbsicht  einem  mitunter  weitgehenden  Optimismus.  Derselbe  hängt 
mit  dem  Pessimismus  dieser  Richtung  in  Bezug  auf  unser  heutiges 
Wirthschaftsleben ,  auch  nach  dessen  ethischer  Seite,  zusammen. 
Er  ist  aber  in  letzter  Linie  ein  Product  der  ganzen  „materialistischen 
Geschichtsauffassung**  und  der  „Evolutionstheorie"  in  deren  An- 
wendung auf  Wirthschaftsleben  und  Gesellschaft. 

IIL  Auseinandersetzung  mit  dem  Socialismus. 
§.49.  —  1.  Die  Lehre  vom  wir  th  Schaft  enden  Menschen 
als  auch  in  seiner  Motivation  einem  Product  der  Ver- 
hältnisse und  ihre  theilweise  Richtigkeit.  Der  Mensch 
ist  nach  der  socialistischen  Lehre  nach  seinen  geistigen  und  sitt- 
lichen wie  nach  seinen  körperlichen  Eigenschaften  das  Product  der 
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Abstammung  (VererbuDg)  und  der  äusseren  Lebensver- 
hältnisse und  Lebensanschauungen,  welche  wieder  be- 
dingt sind  durch  die  Wirthschaftsverhältnisse,  daher  für  einen 
Jeden  durch  seine  Stellung,  welche  er  im  Wirthschaftsleben  ein- 
nimmt und  durch  die  hiervon  abhängige  Lebensweise. 

Nicht  Ton  Nator,  wie  die  Holigionssysteme,  die  Bibel,  das  Ghristenthnm  lAhna, 
allgemeia  sittlich  fehlerhaft,  schlecht,  „sUndig*\  wenn  aoch  fähig,  das  zu  werdea, 
nicht  yon  Kator  sittlich  tüchtig,  got,  „sündenlos'',  wenn  auch  ebenfidls  fähig,  das  n 
werden,  ist  der  Mensch  als  Indindunm  so,  wie  ihn  seine  Abstammung,  das  ihm  da« 
dorch  Vererbte,  seine  Umgebung,  seine  Lebensrerhältnisse  machen  oder  werden  lasMi* 
Daher  das  „einfache*'  Recept:  sorget  für  günstige  Lebens?erh&ltni8se,  dadoich  te 
günstige  Abstammongs-  und  yererbangs?erh&ltnisse,  daher  vor  Allem  für  gUnatlfB 
Wirthschaftsyerhältnisse  eines  Jeden:  und  Ihr  habt  das  Problem  gelOst,  Ihr  er- 
haltet in  jeder  Hinsicht  bessere,  tüchtigere,  aach  sittlichere,  mehr  altruistisch  gesiimte 
Menschen,  kurz  solche,  bei  welchen  auch  die  wirthschafÜichen  Handlungen  ans  des 
fünften  und  den  gtlnstigen  Erscheinungsformen  der  vier  anderen  Motire  herroigehHU 
„Erziehung"'  ist  dann  auch  hier  die  Panacee,  um  die  schon  von  Geburt  zu.  aUefli 
Guten  und  Tüchtigen  fähigen  Menschen  ToUends  zu  vollkommenen  Spedes  ihrer  Gtt» 
tung  und  diese  Gattung  selbst  zu  etwas  auch  sittlich  viel  Yollkommnerem  als  die  Ut* 
herige  Menschheit  zu  erheben:  der  böse  Egoismus  wird  verschwinden,  der  edle 
Altruismus  herrschen.  Das  geplante  socialistische  Prodactionssystem  auf  der  Omiid- 
lage  des  gescUschaftlichen  Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionandtteh 
ist  der  wirthschaftsorganisatorische  und  wirthschaftsrechtliche  Hebel  zur  Erreichoiif 
dieser  idealen  Zustände.  Indem  der  Einzelne  dabei  ausserdem  für  die  Gemeinschaft 
und  für  sich  als  Glied  derselben  arbeitet,  nicht  mehr  für  die  „Drohnen",  die  Untef- 
nehmer,  Kapitalisten,  Grundeigenthümer,  Kentner  u.  s.  w. ,  wird  er  auch  den.  ihm  ge- 
bührenden, jedenfalls  absolut  und  relativ  viel  grösseren  Antheil  am  Productionsertragea 
welchen  er  mit  gewonnen  hat,  erlangen  und  insoweit  das  erste  Motiv  in  richtilm 
Weise  auch  hier  auf  ihn  mit  einwirken.  Neben  dem  dritten  und  vierten  Motir,  ol| 
in  ihren  besseren  Formen  ausserdem  in  derselben  Richtung  mitwirken,  wird  das  ftaftl 
Motiv  namentlich  in  viel  weniger  egoistischen  Formen  als  bei  dem  heutigen  Altruismoa  — * 
für  Weib,  Kind  u.  s.  w.  — ,  nemlich  in  der  social  und  sittlich  höheren  Form  altmistiMhflt 
Gesinnung  für  die  ganze  Gesellschaft,  die  grosse  Wirthschaftsgemeinschafta 
wirken.  Auf  diese  werden  jene  Interessen,  jene  sympathischen  und  LiebeegefkkUe 
übergehen,  welche  in  der  auf  Privateigenthum  an  sachlichen  Productionsmitteln  ud» 
damit  in  enger  entwicklungsgeschichüicher  und  ökonomischer  Verbindung  stehend, 
auf  fester  Ein-Ehe  (Monogamie)  und  Familie  beruhen  und  hier  so  eng  und  einseltilg, 
andere  „Mitmenschen"  ausschliessend,  hervortreten:  sowenig  „christlich'*  audite 
wahren  menschheitlichen  Sinn<^  des  Wortes,  so  spiessbürgerlich,  kaum  über  die  Pfihii 
des  Hauses  hinaussehend,  im  Grunde  nur  eine  kleine  Erweiterung  über  die  Interesses« 
Sphäre  des  eigenen  Ich  hinaus  darstellend,  das  überall,  indem  es  an  die  eigeae 
Familie  denkt,  doch  nur  an  sich  selbst  denkt,  nur  sein  Ich  und  dessen  Interessen  ia 
Sinne  hat. 

Der  grosse  socialistische  Gedanke  des  Christenthums  harrt  noch  nach  1900 
Jahren  seiner  Verwirklichung,  die  ihm  nicht  durch  den  schwachen  Willen  des  Ein- 
zelnen, sondern  nur  durch  ein  Gesellschafts-  und  Wirthschaftssystem  werden  kann, 
welches  seinen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Lebensverhältnisse ,  die  Lebeas- 
anschauungen  und  die  hierdurch  umgewandelten  Gesinnungen  und  Motive  der 
Menschen  ausübt. 

Bei  aller  Unsicherheit  und  theilweise  Unhaltbarkeit  der  Pri- 
missen,  bei  aller  wissenschaftlichen  Unbewiesenheit  der  Ausgangs* 
puncte,  welche  grossentheils  Glaubenssätze,  nicht  wissenschaftlich 
feststehende  Sätze  sind,  bei  aller  Einseitigkeit  der  Folgerungen 
und  den  Mängeln  der  ganzen  BeweisftthruDg,  bei  aller  an  bewussto 
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Bornirtheit  grenzenden  Missachtang  anderer  mit  einwirkender  Fae- 
toren:  der  ganze  Gedankengang,  wieder  ein  seltsames  Beispiel 
von  Snpermaterialismns  nnd  Hyperideologie,  hat  doch  etwas  Grosses, 
Begeisterndes,  enthält  neben  viel  Falschem  und  Unhaltbarem  auch 
manche  wichtige  theoretisch  und  practisch  werthvolle  und  be- 
herzigeng werthe  Wahrheit,  welche  die  Psychologie,  die  Pädagogik, 
die  Ethik y  die  Politik,  die  Wirthschafts-  und  Socialpolitik  bisher 
viel  zu  wenig,  meistens  gar  nicht  berücksichtigt  haben.  Es  wäre 
ein  grosser  Fehler,  das  gegnerischerseits  nicht  zugestehen  zu  wollen. 
Man  kann  diese  psychologischen  Lehren  und  diese  ganze  Doctrin 
Ton  den  Entwicklungsbedingungen  der  gesellschaftlichen  und  indi- 
viduellen Sittlichkeit  wie  alle  andren  socialistischen  Lehren  gewiss 
stets  nur  „cum  beneficio  inventarii''  antreten,  aber  man  darf  und 
mnss  das  auch.  Es  ergeben  sich  hier  practisch  wichtige  Finger- 
zeige nnd  eine  auch  theoretisch  wichtige  Verbindung  realistischer 
und  idealistischer  Auffassung,  woraus  fUr  Praxis  und  Theorie  des 
Wirthschaftslebens  mancher  richtige  Wink  zu  entnehmen  ist. 

Schon  nach  einer  Beweisführung  hinsichtlich  der  Umstände, 
welche  als  Ursachen  und  Bedingungen  bei  den  heutigen  sittlichen 
Zuständen  nnd  vorherrschenden  Motiven  für  wirthschaftliches  Handeln 
auf  wirtbschafUichem  Gebiete  mitspielen,  ergiebt  sich,  dass  die 
socialistische  Lehre  mindestens  Theilwahrheiten  hinsichtlich 
des  Zosammenhangs  zwischen  Wirthschaftsordnung ,  bestimmenden 
Motiven  nnd  Sittlichkeit  und  hinsichtlich  der  Abhängigkeit  letzterer 
beiden  von  ersterer  enthält.  Insofern  und  in  Hinsicht  auf  die 
Verbältnisse  bei  früheren  Wirthschaftsordnungen  (Agrar-,  Gewerbe- 
verfassung) entfällt  auch  der  Vorwurf,  dass  der  Socialismus  hier 
rein  mit  Phantasien  und  apriorischen  unrealistischen  psycho- 
logischen und  anthropologischen  Constructionen  operire:  er  kann 
sich  auf  Erfahrungen  berufen,  freilich  nur  partiell.  IiuPrincip 
hat  er  so  mit  seiner  Beweisführung  nicht  ganz  Unrecht,  nur  über- 
treibt er  die  Tragweite  derselben  im  höchsten  Grade.  Der  quanti- 
tative Unterschied  zwischen  dem,  was  in  der  socialistischen  Auf- 
fassung richtig  ist,  und  dem,  was  aus  diesem  Richtigen  abgeleitet 
wird,  ist  ein  so  gewaltiger,  dass  man  wohl  sagen  darf,  der  quanti- 
tative schlägt  durch  diese  seine  Grösse  doch  in  einen  quali- 
tativen um.  Das  mindert  die  Tragweite  der  Beweisführung 
wesentlich. 

Grade    das   practischo  Wirthschaftssystem   der   freien  Concurrenz  wirkt  ja  aller- 
äisgs  auf  das  erste  Motiv,  wie  wir  wiederholt  sahen,  ausserordentlich  ansj»oriicnd  ein, 
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verdrängt  die  Wirksamkeit  der  günstigen  Erscheinungsformen  der  anderen  Motire 
und  lässt  das  fünfte  Moti?  überhaupt  wenig  oder  gar  nicht  zur  Entwicklung  kommen. 

Auf  diese  Weise  bildet  sich  aber  jene  schon  erwähnte  geistige  und  sittliche 
Atmosphäre,  der  alle  Personen  im  Wirthschaftsleben  immer  mehr  unterliegen.  Die 
öffentliche  Meinung  und  das  sittliche  Gefühl  jedes  Einzelnen  stumpft  ab,  die  Art  des 
Erwerbs,  des  Verbrauchs  wird  gleichgiltig.  ««Gelderwerb  um  jeden  Preis^,  auch 
um  den  der  Ehre«  des  Anstands«  des  Gewissens«  ««Gelderwerb  auf  jede  Arf\  «ach 
durch  wildeste  Speculation«  durch  grösste  Ausbeutung  Anderer«  durch  sittlich  bedenk- 
lichste Mittel  mit  den  traurigsten  Folgen  für  Andre,  auf  hässlichsten  Wegen ,  „Geld- 
erwerb in  möglichster  Höhe''«  auch  weit  über  den  eigenen  Bedarf«  über  ein  fer- 
nünftiges  Maass  des  Yerbrauchs«  der  Lebensweise,  der  Yermögensbildung«  der  be- 
rechtigten Zukunftsfürsorge  ftlr  sich  und  die  Seinen  hinaus«  ««Geld?erbrauch  zu  frivolster, 
thörichtster  Genusssucht  und  Eitelkeif'  —  das  werden  die  Zielpuncte.  Die  Generationen 
werden  von  Jugend  auf  damit  bekannt«  daran  gewöhnt«  alle  Classeu  und  Stände  der 
Bevölkerung  wachsen  in  diesen  Anschauungen  auf  und  machen  dieselben  zu  den  ihrigen. 
Classen«  Stände«  Einzelne,  welchen  nicht  die  materiellen  Mittel  der  im  Concurrenzknmpf 
Obsiegenden  zu  Gebote  stehen«  werden  gegen  letztere  mit  Neid  und  Hass  erfOllL 
Auch  Wohlthätigkeit  und  Uiifswesen  aller  Art«  auch  geistige  Genüsse  und  Bildung 
werden  nicht  um  der  Sache  Willen«  aus  berechtigten  Motiven  gefördert  und  betrieben, 
sondern  vomemlich  aus  Eitelkeit. 

€m  Einzelnes  zu  nennen :  auch  in  den  nichtgeschäftlichen  Kreisen  wird  Börsen- 
speculation«  Lotteriespiel,  Grundstückspeculation «  zwar  nicht  immer  offen  getrieben, 
weil  die  ««Geheimhaltung  der  Einkommens-,  Erwerbs-  und  Vermögensverhältnisse'* 
Princip  der  heutigen  Gesellschaft  ist  und  aus  manchen  Gründen«  auch  der  Besteoerong 
gegenüber«  festgehalten  wird.  Aber  kaum  noch  scheut  sich  Jemand  vor  Anderen, 
die  Thatsache  derartiger  Thätigkeit  und  Erwerbs  zu  verbergen,  weil  er  oder  seiner 
Meinung  nach  Andre  darin  etwas  Unanständiges,  etwas«  was  ««unfair"  sei«  gar  etwas 
Unehrenhaftes  oder  sittlich  Anstössiges  sehen.  Am  Wenigsten  verurthcilt  sein 
eigenes  Gewissen  seine  Erwerbsweise.  Und  wenn  es  vielleicht  einmal  mahnt,  so 
ist  der  Trost  genügend:  ««sie  machen  es  Alle  so«  warum  nicht  ich  auch?"  In  den 
Geschäftskreisen,  zu  denen  aber  ein  immer  grösserer  Theil  auch  der  übrigen  BevOlke* 
rung  auf  gewissen  wirthschaftlichen  Gebieten  gehört,  fehlt  vollends  für  das  „Unfaire** 
und  für  die  üblen  Rückwirkungen  so  mancher  „Geschäfte"  auf  das  Gemeinwesen,  «nf 
die  Lage  ier  unteren  Classen  jede  Empfindung,  fast  schon  jedes  Yorständniss  für 
andersartige  ästhetische«  ethische«  sociale  Auffassungen.  Wenn  reiche  und  reichst» 
Leute,  nur  um  immer  noch  reicher  zu  werden,  durch  Speculationen «  Cartelle,  Ringe, 
Trusts  wichtige  Yerbrauchsgegenstände  übermässig  vertheuern,  dadurch  Noth  luid 
Elend  über  die  Abnehmer  bringen:  das  sittliche  Gefühl  so  wenig  als  ein  richtiget 
Ehrgefühl  dieser  Leute  und  ihrer  Geschäfts-  und  Geselligkeitskreise  reagirt  dagegen 
nicht  An  den  Tafelgenüssen  und  Festfreuden  dieser  „Gcldbarone"  Theil  zu  nehmen» 
scheut  sich  kaum  Jemand«  wenigstens  nicht  aus  Gründen,  die  mit  der  Art  des  Er- 
werbs zusammenhängen.  Man  beneidet«  man  bewundert  die  Leute  vielmehr  und  be- 
wirkt so«  dass  das  dritte  Motiv,  in  der  Form  der  Eitelkeit«  nun  auch  noch  auf  ild 
einwirkt  und  ihre  wirthschaftlichen  Handlungen  im  Erwerb  und  im  Yerbrauch  sittlick 
abermals  bedenklich  beeinflusst. 

Je  mehr  sich  aber  ein  solches  Wirthschaftssystem  in  dieser  Weise  entwickelt, 
desto  verderbter  wird  der  Yolksgeist  auf  dem  ganzen  Wirthschaftsgcbiete.  Einer  zieht 
den  Andern  mit  sich,  ja,  um  zu  bestehen«  muss  ein  Jeder  sich  ähnlicher  Mittel  be- 
dienen, auf  ähnlichen  Bahnen  sich  bewegen.  Geld  allein  oder  einige  äussere 
Eitclkeits ehren  werden  noch  gewürdigt.  Alles  Andere  verliert  seinen  socialen 
Wcrth.  Die  Yolksseele  geht  in  Mammonismus  auf  und  jede  neue  Generation,  die  in 
diesen  immer  allgemeineren  und  intensiveren  Einflüssen  aufwächst,  zeigt  diesen  mam- 
monistischen  Geist  immer  stärker«  überträgt  ihn  durch  Beispiel«  Lebensanschau luig  anf 
ihre  eigenen  Nachkommen  und  das  ganze  Geschlecht  passt  sich  diesen  YerhftltniaBen 
förmlich  an.  Wo  angestammte  Fähigkeit  und  Neigung  zu  derai*tigem  Erwerb  hintii* 
kommt,  (^enerationenlang  vielleicht  Berufe  betrieben  wurden,  welche  zum  Manunonit- 
mus  besonders  hinneigen  und  zum  Erfolg  darin  Anlage,  Uebung«  Geriebenheit  in 
besonderem  (irade  bedingen  —  wie  im  Handel,  Geld-,  Grcditgeschäft  — «  da  mag  in 
der  That  wohl  selbst  von  einer  gewissen  Yererbung  der  bezüglichen  Eigea- 
schafteu,   Geistes-   und  Gemüthsart,   mindestens  von   einer  Uebertragung  von  Kindes- 
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beulen  msl  gesprochen  werden  dürfen  (Juden th am).     Alles  Erscheinangen ,  welche 
mit  dem  hier  behandelten  Problem  zasammenh&ogen. 

Man  kann  anch  noch  auf  eine  andere  Seite  der  modernen  Entwicklung  hin- 
weisen, unter  deren  Einfluss  die  ethischen  Bedehangen  der  Menschen  unter  einander 
sich  nachtheilig  gestalten.  Wie  im  Grossbetriebe,  zumal  dem  industriellen,  sich 
die  Beziehungen  zwischen  Arbeiter,  Gehilfen  and  Arbeitshcrm  lockern,  za  bloss  rcr- 
tragsmisügen  werden  und  den  Character  persönlicher  Beziehungen  von  Mensch  zu 
Mensch  verlieren,  so  tritt  in  den  Grossst&dten,  dem  Product  moderner  technischer, 
ökonomischer,  politischer  Entwicklung,  eine  ihnliche  Lockerung  aller  rein  menschlichen 
Beziehungen  zwischen  Consument,  Kunden  und  Producent,  Lieferant,  Händler  ein: 
Alles  löst  fach  in  rorttbeigehende  Geschäftsbeziehuogen  von  Personen  auf,  die  sich 
weiter  nicht  kennen,  keinerlei  menschliches  Interesse  für  einander  haben,  nur  gegen- 
seitig ihren  wirthschafUichen  Yortheil  verfolgen.  Natarlich,  dass  anch  das  auf  die 
Motivation  im  wirthschafUichen  Handeln  und  einigermaassen  auf  den  sittlichen  Cha- 
racter der  Leute  einwirkt  Selbst  ausserhalb  des  wirthschaftlichen  Gebiets:  im  bloss 
reselligen  Verkehr  verkUmmert  dieGemttthsseite,  weil  die  persönlichen  Beriehungen 
zu  iuaseriiche  bleiben.  Die  „grossen  St&dte''  werden  nach  der  Gemuthsseite  der  Be- 
wohner „Menschenwtlsten*'.  Wer  die  herzliche  Geselligkeit  in  kleinen  und  die  gemüth- 
lose  in  grossen  Städten  kennt,  wird  das  nicht  läugnen.  Die  Schuld  liegt  auch  nicht 
an  den  Einzelnen,  sondern  in  der  That  an  den  Lebensverhältnissen,  den  weiten 
Wegen,  den  Wohnungszuständen,  dem  „Zeitmanger*.  Natürlich  Alles  cum  grano  salis 
genommen.  Aber  es  trägt  dazu  bei,  das  ganze  Leben  nüchtern,  die  Herzen  leerer 
zu  machen  und  so  die  geistig -sittliche  Atmosph&re  zu  schatTen,  das  „milieu*',  in 
welchem  auch  die  wirthschaftlichen  Handlungen  ihren  ausgeprägt  gcschäfts- 
mäasigen,  d.  h.  egoistischen  Character  erhalten. 

Es  ist  in  der  That  in  den  dargelegten  Beispielen  so  nicht  za 
verkennen^  dass  jene  socialistische  Lehre  von  der  Rückwirkung  der 
Wirthschaftsordnnng  aaf  das  Wirthschaftsleben ,  dieses  letzteren 
wieder  auf  die  LebensanschanuDgen  und  aaf  die  ethische  6e- 
»innang  grosser  Kreise  nnd  schliesslich  des  ganzen  Volkes  ein 
bedeutendes  Stfick  Wahrheit  enthält. 

Man  kann  ähnlich  an  anderen  Wirthschaftsordnungen,  so  auf  dem  gewerblichen 
Gebiete  am  Zunftwesen  in  dessen  guter  Zeit,  im  Unterschied  zur  Gewerbefreiheit, 
den  Beweis  führen,  wie  hier  auch  umgekehrt  die  Normen  des  Wirthschaftsrechts  Ver- 
hiltnisse  des  Wirthschaftslebens,  der  Concurrenz  schufen,  aus  welchen  andere  Lebens- 
Terkältnisse  und  Anschauungen,  und  weiter  auch  bessere  ethische  Grundsätze  und  an- 
uiadigeres  und  sittlicheres  practisches  Verhalten  henrorgej?angen  sind  :  mehr 
irenossenschafUiches  Gemeingefühl,  mehr  Standesehre,  mehr  Pflichtgefilhl  auf  dem 
Berufsgebiete,  weniger  unanständige  und  gewissenlose  Concurrenz.  Und  eben  als 
.Beruf  mit  gewerblich  er  Seite",  nicht  als  blosse  Erwerbseinrichtung  ohne 
Berufspflichten  wurde,  wie  schon  oben  hervorgehoben  (S.  102),  jedes  „Gewerbe** 
auff^.fasst  So  wenigstens  in  jener  äheren  Blüthczeit  der  Zünfte,  wo  die  öirentlich- 
rechiliche  und  sociale  Seite  derselben  vorwaltete  und  noch  nicht  die  Erstarrung  zu 
.,f'?3chiossenen  Privatrechts  -  Corporationen"  mit  privilegirter  Wirthschaftsstellung  der 
M^iiter  eingetreten  war. 

Freilich  besteht  nur  auch  hier  ein  Wechsel wirkungsv er- 
hältniss,  ähnlich  wie  zwischen  Wirthschaftstechnik,  der  damit 
Zusammenhängenden  Oekonomik  und  der  Wirtbschaftsordnnng;  so 
zwischen  diesen  und  der  wirthschaftlich-ethischen  Lcbensauscbauung, 
Gewöhnung,  Motiven. 

Eine  Bevölkerung  wie  unsere  heutige,  mit  Anschauungen  wie  den  dargelegten, 
Terii^rt  die  Fähigkeit,  sich  selbst  nur  in  ein  anderes  Wirthschaftssystem,  wo  sie  niclit 
^-  Tom  ersten    Motive   allein    im  Wirthschaftsleben  bestimmt   wird ,    hineinzudenken. 
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Sie  wurde  auch  unmittelbar  gar  nicht  föhig  sein,  ihr  Dichten  und  Trachten,  ihre 
Motive  einem  solchen  System  anzupassen.  So  extremen  Forderungen,  wie  denen  des 
Socialismus  gegenüber  ist  sie  aus  voller  Ueberzeugnng  gleich  mit  dem  Stigma  des 
Utopischen  bei  der  Hand,  ohne  zu  beachten,  dass  sie  eben  ihre  Anschauungen, 
Gewohnheiten,  Sitten,  Motive  zum  Theil  wenigstens  durch  die  bestehenden  Wirth- 
schaftsverhältnissc  gewonnen  hat.  Der  Socialismus  hat  hier  in  der  That  im  Princip 
recht,  wie  schon  bemerkt,  manche  der  Einwände,  welche  gegen  ihn  erhoben  werden, 
als  unrichtig  abzulehnen  und  die  Einwirkung  der  Wirthschaftsordnung  auf  die  An- 
schauungen, Gesinnungen,  Strebeziele  und  Motive  der  wirthschaftenden  Menschen 
zu  betonen. 

§.50.  —  2.  Einwände  gegen  die  Trag  weite  der  dar- 
gelegten Lehre.  Allein  gerade  der  Socialismus  berücksichtigt 
hier  doch  zweierlei  nicht  genügend  und  eben  darin  liegt  trotz  der 
principiellen  theilweisen  Richtigkeit  seiner  Auffassung  die  Schwäche 
seiner  Beweisführung  in  wissenschaftlicher  und  die  zu  vermutbende 
Schwäche  seiner  Resultate  in  practischer  Hinsicht. 

a)  Einmal  unterschätzt  er  die  Schwierigkeit,  eine  unter  einem 
anderen  Wirthschaftssystem  aufgewachsene,  unter  dessen  geistiger 
und  sittlicher  Atmosphäre  im  Denken,  Trachten,  Fühlen,  in  ihrer 
Motivation  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  so  und  so  gewordene 
Bevölkerung  nun  in  ein  ganz  andres  Wirthschaftssystem  hinttber- 
zufUhren,  für  welches  dieselbe  mit  ihrer  einmal  historisch  ererbten 
und  entwickelten  Motivation  gar  nicht  passt.  Und  das  Alles  so- 
fort  auf  Grund  des  Machtspruchs  einer  ökonomischen  Theoriei 
welche,  wäre  sie  selbst  vollständig,  nicht  nur  theilweise,  richtigi 
jedenfalls  zu  ihrer  Verwirklichung  in  der  Praxis  andere 
als  die  gegebenen  Menschen  mit  ihren  gegebenen  psychischen 
Eigenschaften  und  Motiven  voraussetzt^). 

Eigentlich  kommt  der  Socialismus  hier  mit  seiner  besprochenen  Theorie  über  die 
Wechselbeziehungen  zwischen  Wirthschaftsordnung  und  Motiven  der  wirthschaftenden 
Menschen  selbst  in  Widerspruch.  Jedenfalls  ?crf^hrt  er  ganz  ungeschichtlick, 
auch  dabei  in  Widerspruch  mit  seiner  oben  erwähnten  Theorie  und  mit  dem  richturen 
Kern  seiner  Psychologie  und  Motivationslehro.  Denn  aus  diesen  folgt  doch  settNt 
schon,  dass  bestenfalles  erst  in  langsamer  Umbildung  und  Gewöhnung  die 
Menschen  als  handelnde  Glieder  eines  socialistischen  Wirthschaftssystems  den  Anfor- 
derungen des  letzteren  an  die  psychische,  ethische  Beschatrenheit  und  an  die  noth- 
wendig  mitwirkenden  Moti?e  dieser  Glieder  sich  anpassen  mUsstcn. 

Nur  das  bleibt  richtig,  dass  und  soweit  als  in  der  That  das  bestehende  Wirth- 
schaftssystem auch  ethisch  uachtheilig  auf  die  Motivation  der  wirthschaftenden 
Glieder  und  auf  deren  ganze  Lebensanschauung  und  Gesinnung  einwirkt,  eben  vack 
aus  diesem  Grunde  passende  und  möglichst  weitgehende  Aenderungen  dee 
Wirthschaftssystems  herbeigeführt  werden  müssten,  um  die  Schwierigkeflea 
psychologischer  Art  fUr  eine  Verbesserung  des  Wirthschaftssystems  nicht  immer  nook 
grösser   werden    zu    lassen.     Eine  sofortige  oder  nur  eine  sehr  rasche  Dnith* 

^)  Allerdings  sehen  das  Männer  wie  K.  Marx  wohl  ein.  S.  z.B.  seine  be- 
merkcnswertben  kritischen  Ausführungen  über  das  Vertheilungsprincip  in  der  socii- 
listischen  Gesellschaft,  in  der  Kritik  des  Gothaer  Programms  (Neue  Zeit,  1891,  EC, 
1.  B.,  S.  507).  Erst  später  könne  es  heisscn:  Jeder  nach  seinen  Fähigkeiten,  JedeM. 
nach  seinen  Bedurfnissen. 
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fühmfif^  des  socialistischen  Programms  würde  im  Uebrigeo  grade  nach  der  Psycho- 
l(^e  des  Socialismos  selbst  anf  die  ErfaUang  der  altea  Forderung  hinaaslaüfen :  sich 
selbst  am  eigenen  Schöpfe  ans  dem  Sumpfe  herausziehen  zu  sollen.  Die  ,, anderen 
Menschen^*,  die  der  SociaÜsmus  brauchte,  sind  eben  nach  seiner  eigenen  Theorie 
nur  sehr  allmälig  aus  den  einmal  gegebenen  erst  „anders  zu  machen- 
den** Menschen  zu  erlangen. 

Für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens ,  der  Wirthsehafts- 
politik  nnd  des  Rechts  folgt  aas  dem  Allen,  dass,  von  allen  anderen 
Gründen  abgesehen  (technischen,  im  bestehenden  Rechtszustand 
und  in  der  hinter  diesem  stehenden  Macht  liegenden  Verhältnissen) 
gerade  aas  psychologischen  Gründen  langsame,  wenn  aach 
eingreifende  Reformen  das  Richtige  nnd  Erfolg  Ver- 
sprechende, ja  eigentlich  das  allein  Mögliche,  wenigstens 
aliein  d  a  n  e  r  n  d  Mögliche  sind. 

Solche  Reformen  müssen  dabei  immer  die  Leute  zunächst  nehmen,  wie  sie  sind, 
sie  soweit  nOthig  umzubilden  suchen,  auch  durch  den  Einfluss  der  Wirthschaftsord- 
nung,  aber  erst  wenn  das  uod  soweit  als  das  gelungen  ist,  selbst  sich  derartig 
gestalten,  wie  sie  mit  solchen  Toränderten,  daher  anderen,  besseren  Motiven,  vor 
Allem  mehr  dem  ftlnften  Motiv  zugänglich  gewordenen  Menschen  sich  ausfuhren 
lassen. 

Dass  der  richtige  psychologische  Weg  hierzu  freilich  nicht  der  des  agitatorischen 
SodaÜsmuB  ist,  den  Massen  „Classenbewusstsein^"  beibringen,  sie  nur  anspruchs- 
voller machen ,  nur  anf  ihre  „verdammte  Bedürfnisslosigkeit*',  als  auf  ihren  Haupt- 
fehler, schelten,  aber  nicht  von  ihnen  und  jedem  Einzelnen  darunter  in  erster 
Linie  Selbstzucht,  wenigstens  keine  andre,  als  den  „freiwilligen*'  Gehorsam  gegen 
die  ,^uhrer^*,  verlangen;  dass  die  materialistische  Weltanschauung  hier  die  '&R' 
zeben  fUr  ein  viel  mehr  Aufopferung,  Gemeinsinn,  Pflichtgefühl  forderndes  Wirth- 
schaftssystem,  wie  das  socialistische,  weit  weniger  wirksam  psychisch  geeignet  machen 
wird,  als  aller  Erfahrung  nach  eine  religiöse  Anschauung,  —  das  bedarf  für  den 
Kundigen  nnd  halbwegs  unbefangen  Ortheilenden  freilich  keines  Beweises.  Mit  dem 
letzteren  Einwurf  wird  aber  schon  das  zweite  Bedenken  berührt. 

b)  Ein  zweiter  Fehler  in  der  Beweisführang  des  Socialismus  ist 
nemlich  doch  der  noch  grössere.  Es  ist  der  mehrfach  schon  be- 
lührte^  welcher  im  Princip  aach  gewissen  Argamentationen  einzelner 
hiätorischer  Nationalökonomen  anhaftet:  weil  anch  das  geistig-sitt- 
liche Wesen  des  Menschen,  weil  aach  die  psychische  Motivation 
sich  modificirt  and  differenzirt  and  direct  nnd  indirect  unter  äusseren 
Einflüssen,  wie  der  Wirthschaftsordnung ,  steht,  wird  doch  nun 
wieder  diese  Modifieirbarkeit  und  DiflFerenzirbarkeit  und  die  Wirk- 
samkeit solcher  Einflüsse  übertrieben,  das  Constante  oder  höchst 
wenig  Veränderliche  in  der  menschlichen  Natur,  bei  den  Eiüzelnen, 
in  der  Motivation  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  unterschätzt, 
daher  in  unserem  concreten  Falle  selbst  die  Möglichkeit  ver- 
änderter, veredelter,  versittlichter  Motivation  in  den  wirthschaft- 
lichen  Handlangen  unter  der  Einwirkung  veränderter  Wirthschafts- 
ordnung für  viel  zu  gross  angenommen. 

Da  geht  in  der  That  die  materialistische  PäycboIog:ie  des  Socialismus  wieder  ins 
Ciopische  und  Hyperideologische  über  und  behalten  die  Einwände  der  philosophischen, 
1.  Wagaer,  GTiuidl^:uDg.  8.  Auflage.  1.  Theil.  Onmd lagen.  9 
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psychologischen,  ethischen,  nationalökonomischen  Gegner  ihr  Kocht,  —  anch  selbst 
gegen  die  angedeuteten,  wenn  auch  viel  weniger  weit  gehenden  Argumente  und  Be- 
hauptungen historischer  Kationalökonomen.  Auch  K.  Marx  kommt  hier  über  die  Be- 
fangenheit des  vulgären  Socialismus  nicht  hinaus,  wie  seine  in  der  Kote  auf  S.  128 
citirten  Ausführungen  zeigen. 

Der  Mensch,  auch  der  edlere,  bessere,  auch  der  auf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  von  den  höheren  und  besseren  Motiven  in 
seinem  Handeln  mitbestimmte,  bleibt  immer  —  „Mensch'^  Auch 
der  einzelne,  vollkommenste,  ausgezeichnetste,  —  vollends  die 
grosse  Mehrzahl. 

Und  eine  „natürliche  Gharacteraristokratio"  auf  ethischem  Gebiete 
ist  eben  doch  wohl  auch  eine  unumstösslicho  Thatsache,  deren  bedingende  und  be- 
stimmende Momente  wir  freilich  so  gut  wie  nicht  kennen,  muthmaasslich  niemsls 
genügend  kennen  werden.  Das  alberne  Wort:  „was  der  Mensch  isst,  ist  er%  ist  doch 
nur  eine  These,  ein  Glaubenssatz  der  plattesten  materialistischen  Orthodoxie.  Auch 
die  „Yererbungstheorie'" ,  die  heutige  Modedoctrin  des  fortgeschrittenen  Realismus, 
rechnet  ja  in  wissenschafdichcr  Hinsicht  mit  fast  lauter  unbekannten  Grossen  und 
phantasirt  sich  einige  Zusammenhänge  zurecht.  Aber  soweit  sie  sich  auf  „Erfahrung^ 
nach  freilich  denkbar  unvollkommenster  Methode  bemft,  geht  sie  eben  über  die  un- 
bestreitbarsten widersprechenden  Erfahrungen  für  ihre  These  einfach  hinweg. 
Wie  reimt  sich  z.  B.  mit  ihrer  Vererbungstheorie  die  grosse  physische  wie  psychische 
Temperaments-  ond  Characterverschiedcnheit  ?on  Geschwistern  aus  demselben  Ehe- 
bund, abstammend  von  Eltern,  die  während  der  Zeugangsperiode  ihrer  Kindergeneraüon 
physisch  wie  psychisch  sich  nicht  wesentlich  verändert  haben  ?  Denn  mit  dem  blossen 
Hinweis  auf  die  blosse  Alterszunahme  der  Eltern  würde  man  doch  nur  einen  weiteren 
unbekannt  wirkenden  Factor  zu  Hilfe  nehmen,  dessen  ja  nicht  unmöglicher  Einfloss 
mit  der  Beschaffenheit  der  Kinder  auch  gar  nicht  proportional  ist.  Wie  reimt  sich 
mit  der  These  die  Verschiedenheit  von  Geschwistern,  welche  auch  unter  denselbeft 
Lebensverhältnissen  aufwachsen,  namentlich  unter  denselben  wirthschaftlichen  Exi- 
stenzbedingungen stehen?  Würden  Erwägungen  dieser  Art  nicht  einen  Satz,  —  frei- 
lich auch  nur  eine  Hypothese  —  dass  Jeder  eine  bestimmte  individaelle 
Ausstattung  physischer,  geistiger,  sittlicher  Eigenschaften  und  Entwickhiiigt- 
keime  derselben  eigens  mit  sich  bekäme,  mindestens  ebenso  begründet  erschelMo 
lassen,  als  die  rein  materialistische  Hypothese  —  denn  mehr  ist  es  noch  in  keiaer 
Beziehung  —  vom  entscheidenden  Einfluss  von  Vererbung  und  äusseren  Lebens- 
Verhältnissen  ?  Jeder  Menschenkenner  wird  sicher  ebenso  viel,  ich  mOchte  sagen  mUts 
Beispiele  dafür  anführen  können,  dass  sich  ein  Individuum  durch  alle  Lebensperiodea 
und  die  verschiedensten  äusseren  Lebensumstände  hindarch  nicht  verändert,  tamäl 
nach  Temperament,  Character,  Motiven  „derselbe''  bleibt,  als  gegentheilige  BeisiMiL 
Die  äussere  Form  der  Handlungen,  des  Auftretens  mag  sich  sehr ,  das  innere  Wesei 
wird  sich  meist  wenig  oder  gar  nicht  ändern.  Gegenüber  den  Uebertreibungea  der 
socialistischen  Lehre  ist  das  doch  wohl  festzuhalten. 

§.  51.  —  3.  Schlussergebniss  hinsichtlieh  der  Moti« 
vatioD.  Gerade  im  wirthschaftlichen  Leben  wird  das  erste 
Motiv  aus  seiner  beherrschenden  Stellung  schwerlich  allgemeiner 
herausgedrängt  werden  können.  Das  practische  Problem  ist 
nicht,  es  durch  andere,  auch  nicht  durch  das  fünfte  und  die  guten 
Specialmotive  des  dritten  und  vierten  Leitmotivs  zn  ersetzeOi 
sondern  es  nur,  soweit  nöthig,  in  seiner  Wirksamkeit  einzu- 
schränken, es  mit  den  anderen  wünschenswerthen  Motiven  tu 
combiniren  und  so  in  seiner  Wirksamkeit  zu  modificiren,  end- 
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lieh   es   wirksam  zu  erhalten,  wo  es  and  soweit  als  es  im  be- 
rechtigten Einzel-  and  im  Gesammtinteresse  günstig  wirkt. 

Diese  Gesichtspancte  sind  namentlieh  wieder  bei  aUen  Fragen 
bezüglich  der  Einrichtangen,  Organisationen,  Reehts- 
Bormen  des  Wirthschaftsgebiets  za  beachten.  Die  practische 
Schwierigkeit  liegt  dabei  dann  grade  darin,  in  Bezng  auf  die 
Einwirkung  auf  die  Motive,  speciell  auf  das  erste,  das  Richtige  zu 
treffen,  nicht  zu  viel,  nicht  zu  wenig  vom  Menschen  als  nach 
Trieben,  Motiven,  Lustgefühlen,  Pflichtgefühl  handelnden  und 
handeln  könnenden  Wesen  zu  verlangen.  Der  Socialismus  verlangt 
zu  viel,  der  Individualismus  zu  wenig,  das  socialistische  Wirth- 
schaftesystem  bedarf  völlig  veränderter ^  förmlich  psychisch 
wesensanderer  Menschen,  das  System  der  freien  Concurrenz 
stumpft  die  edleren  und  anständigeren  Motive  des  wirtbschaftlichen 
Handelns  zu  stark  ab,  entfesselt  das  erste  Motiv  zu  sehr,  und  be- 
günstigt so  seine  Entwickelung  zum  Eigennutz.  Das  gilt  es  bei 
Reformen  dieses  Systems  zu  verhüten. 

Ueberall  liegen  da  dann  doch  Probleme  psychologischer 
und  ethischer  Art  vor.  Gewiss  sind  dafür  die  äusseren,  durch 
die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  bedingten  Lebensverhältnisse  und 
Anscbauangen  theils  von  günstigem,  theils  von  ungünstigem  Ein- 
flnss.  Theils  schaffen  oder  steigern  sie  Versuchungen  für  die  Ent- 
artung des  ersten,  des  dritten  Motivs,  theils  wirken  sie  auf  die 
Schwächung  und  Verkümmerung  des  vierten  und  fünften  hin. 
Aber  es  ist  und  bleibt  eine  Uebertreibung  der  Bedeutung  der- 
artiger Einflüsse,  auf  sie  alles  Böse  für  die  Motivation  im  wirth- 
schaMichen  Handeln  zu  schieben  oder  von  ihnen  alles  Gute  dafür 
tu  erwarten.  Es  ist  und  bleibt  nicht  minder  eine  Uebertreibung, 
die  allgemeine  menschliche  und  die  speciell  wirthscbaftliche  Natur 
für  überhaupt  so  weit  gehend  abhängig  von  diesen  Einflüssen  und 
fflr  so  umänderungsfähig  in  der  psychischen  Motivation  und  in  der 
ethischen  Seite  zu  halten,  wie  es  der  Socialismus  thut.  Endlich 
und  vor  Allem  ist  es  eine  beim  Einen  bewusste,  beim  Anderen 
Vbewusste  Selbsttäuschung  und  Täuschung  Dritter,  zu 
verkennen,  einmal:  dass  nach  aller  äusserer  geschichtlicher  Beob- 
achtung und  aller  innerer  Selbstprüfung  gerade  die  bösen  e  g  o  i  s  t  i  - 
sehen  Triebe  unserer  Natur  durch  Arbeiten  an  sich  selbst, 
eines  Jeden  an  seinem  Theil,  durch  In-sich-gehen  und  Selbst- 
lucht,  durch  Hören  auf  die  Stimme  des  Gewissens  be- 
kämpft   werden;    sodann:    dass    religiöser    Glaube    an    eine 
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höhere  Autorität,  an  Gott,  an  dessen  Allwissenheit,  dessen 
Allmacht,  dessen  Hilfe  im  Kampfe  mit  den  egoistischen  Trieben, 
dessen  6e-  and  Verbote,  auch  dessen  Gerechtigkeit  und  Strafgewalt 
hier  die  grösste  Unterstützung  der  besseren,  unselbstischeren  Motive 
leistet.  Das  ist  eine  psychologische  und  historische  Er- 
fahrungssache ersten  Rangs. 

Der  einzelne  unbefangen  Urtheilende  mag  dabei  persönlich  zu 
einem  solchen  Gottesglauben,  auch  zum  christlichen,  stehen,  wie 
er  will :  die  Wahrheit  des  Gesagten  wird  er  nicht  bestreiten  können, 
wenn  er  zwingender  psychologischer  Beweisführung  zugäng- 
lich ist.  Ein  Wirthschaftssystem ,  welches  wie  das  socialistischey 
die  höchste  Selbstverleugnung  und  Unterdrückung  der  bösen 
egoistischen  Triebe  und  Motive,  die  höchste  Entwicklung  des  Pflicht-| 
Ehrgefühls  und  desjenigen  der  Arbeitsfreude  verlangen  mosSi 
gräbt  sich  durch  die  grundsätzliche  Negirung  der  Beligion  und 
des  Glaubens  an  Gott  selbst  die  Wurzel  ab.  Denn,  wenn  and 
soweit  überhaupt  —  und  engste  Grenzen  bleiben  ja  nach  allem 
Gesagten  doch  noch  gezogen  —  es  psychologisch  ausführbar 
sein  sollte:  nur  aus  solchen  Wurzeln  könnten  und  müssten  sich 
die  Keime  entwickeln,  um  Menschen  zu  erhalten,  die  in  ihrer 
Motivation  wenigstens  einigermaassen  für  die  practische  Verwirk- 
lichung des  Socialismus  geeignet  wären. 

IV.    —   §.    52.     Bedeutung    der   Motivationstheorie 
für  den  psychologischen  Unterbau  der  socialökono- 
mischen  Methodologie  und  der  ganzen  Socialökono* 
mie.    Aus  der  ganzen  vorhergehenden  Lehre  ergiebt  sich  fUr  das 
wirthschaftliche  Thun,  bzw.  Handeln,  dass  es,  wie  alles  mensehlicha 
Handeln,  durch  verschiedene  Motive  bestimmt  wird  und  be- 
stimmbar ist,  sowie  dass  im  Menschen  das  psychische  Vermögea   : 
liegt,   auch  im  wirthschaftlichen  Handeln  verschiedenen  Motivai|  ^ 
in  verschiedener  Combination  und  Stärke  durch  innere  Selbstzaoht  ■,- 
und  durch  Erziehung  und  Gewöhnung  zugänglich  zu  werden.  ^ 

Es    lässt    sich    dann    hierbei    unterscheiden  ein  allgemeii  ^ 
menschli($hes  Moment  und  ein  individuell  variables  Moment  f 

1.  Nach  dem  ersten  haben  wir  es  in  der  menschlichen  Moti»  'c« 
vation  apch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  mit  Uranlagen  nad  ]ii 
Folgen  der  menschlichen  Natur  als  solcher  zu  thun.  Diesi  ji 
Natur  der  „Menschen"  ist  —  wenigstens  in  allen  hier  allein  il.' 
Betracht  kommenden  historischen  Zeitaltem  —  eine  physiidkli 
wie  psychisch,   aller  Evolutionstheorie  oder  richtiger  Evolationt- 1" 
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Phantasie  zam  Trotze,  wesensgleiche:  die  ,, Menschheit''  ein 
eigenes,  constantes  Natnrgebilde,  welches  sich  nach  unten  zu 
wie  physisch  so  auch  psychisch  von  allen  Thieren  principiell, 
nicht  nur  gradweise  unterscheidet,  nach  oben  zu,  „höheren  Wesen'' 
der  anthropomorphistischen  idealistischen  Phantasie  und  des  reli- 
giösen Glaubens,  „Engeln",  „Göttern",  der  Gottheit  gegenüber  aber 
nicht  minder.  Zum  allgemein  menschlichen  Moment  gehört  daher 
auch  die  wesensgleiche  Art  der  psychischen  Motivation, 
wie  für  alles,  so  auch  für  das  wirthschaftliche  Handeln,  daher  die 
Fähigkeit,  jenen  verschiedenen  Motiven,  in  verschiedenen  Gom- 
binationen  und  Stärkegraden,  zugänglich  zu  sein  oder  doch  zu- 
gänglich gemacht  werden  zu  können:  diese  Fähigkeit  als  eine 
allgemein  menschliche  Eigenschaft  und  Thatsache  genommen, 
welche  in  Art  und  Maass  ihrer  Entwicklung  und  allerdings  auch 
ihrer  eigenen  Entwicklungsfähigkeit  freilich  grosse  individuelle 
Verschiedenheiten  zeigt,  aber  doch  ein  Eriterion  des  Menschen  als 
Bolchen  ist,  wenn  man  von  gewissen  Stadien  des  Kindes-  und 
Greisenalters,  von  gewissen  Zuständen  der  Körper-  oder  Geistes- 
krankheit bei  Einzelnen  absieht. 

Wäre  diese  specifisch  gleiche  Fähigkeit,  nach  gleichartigen  Motiren  zo  handeln. 
Dicht  allem,  was  wir  „Mensch*'  nennen,  eigen,  so  würde  es  nnmOglich  sein,  sich 
gegenseitig  za  verstehen  oder  doch  zum  Verständniss  unter  einander  gebracht  werden 
ZQ  können  und  wurde  die  Menschheit  nicht  in  derartige  Gruppen  zerfallen,  wie  sie 
OBS  die  Geschichte  zeigt,  sondern  in  wesenartig  verschiedene  Gruppen.  Reine 
l^eschichtliche  Thatsache,  nicht  aus  der  fernsten  Zeit,  auf  die  wir  hinsichtlich  mensch- 
Hcben  Thuns  wenigstens  zurtlckschliessen  können,  gestattet  uns  irgend  etwas  einer 
derartigen  Annahme  sich  auch  nur  entfernt  Näherndes :  für  die  wirklich  geschichtlich 
bekannteren  Zeiten  waren  die  Menschen  „im  Wesentlichen'*  psychisch,  nach  ihren 
Motiven  des  Handelns  so,  auch  physisch  so ,  wie  wir  Heutigen.  Nichts  spricht  dafür, 
dass  das  in  naher  oder  entferntester  Zukunft  anders  werde. 

Damit  wird  auch  ein  Cardinalpunct  fUr  die  Methodologie,  für  die  Berechtig- 
ung des  deductiven  Verfahrens,  insbesondere  desjenigen,  wo  man  aus  dem  ersten 
Motiv  ableitet,  und  ebenso  ein  Cardinalpunct  für  alle  Fragen  der  Organisation,  Ein- 
richtungen, Rechtsnormen  des  Wirthschaftslebens,  für  Alles,  was  „Bau  und  Leben  des 
socialökonomischen  Körpers"  betrifft,  festgestellt.  Mit  „Menschen''  als  Menschen 
haben  wir  es  einmal  zu  thun.  Das  Co n staute  in  diesen  Menschen,  ihrer  Moti- 
vation, ihrem  Handeln  geht  aus  dieser  Wescnsgleichheii  aller  Individuen  hervor. 
Historische  und  socialistische  Nationalökonomie  übertreiben  hier  die  individuelle 
Differenzirung  in  ihren  Folgen  für  alles  und  auch  speciell  für  wirthschaftliches 
Handeln  ganz  ausserordentlich. 

2.  Das  zweite,  das  individuell  variable  Moment  in  der 
menschlichen  Natur,  hat  aber  deswegen  doch  auch  seine  grosse, 
wenn  auch  nicht  diejenige  durchschlagende  Bedeutung  wie  das  erste 
Moment. 

um  individuelle  Variabilität  handelt  es  sich,  nebenbei  bemerkt,  da  das 
«riose  unklare  AuH'assungen  mitunter  beinahe  zu  verkennen  scheinen,  natürlich  doch 
stets.    Denn  das,  was   wir  zusammenfassend  die  Variabilität  und  Differenzirung  nach 
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Zeitaltem,  Ländern,  Völkern,  Stämmen,  Gruppen,  Classen,  Ständen  u.  s.  w.  nennen^ 
ist  doch  schliesslich  immer  die  Variabilität  und  Difierenzirung  der  Indi?idaen, 
als  der  allein  bestehenden  physisch  -  psychischen  Einheiten,  worüber  figürliche,  Ana- 
logien anwendende  Bedeweisen  der  historischen  Nationalökonomie,  der  Sociologie,  der 
„organischen*'  Auf  fassang  n.  s.  w.  so  leicht  hinwegsehen  lassen. 

Gerade  die  Variabilität  und  Dififerenzirung  der  Individuen  zeigt, 
dass  bei  Festbaltung  des  Typus  im  körperlicb-geistigen  Wesen  des 
Menseben,  daber  innerbalb  der  dadurcb  gezogenen  Grenzen, 
docb  aueb  eine  unendlicb  mannigfaltige  Verscbiedenbeit 
der  Motivation,  der  Leitmotive  und  ibrer  Specialarten  und 
Nuancen,  der  Combinationen  und  Stärkegrade  der  Motive,  des 
ökonomiscben  und  etbiscben  Wertbs  derselben  bei  den  Individuen 
stattfinden  kann  und  stattfindet. 

Eben  daraus  folgt  die  Aufgabe,  die  Motive  nacb  ihrem  Werth 
für  das  Wirtbscbaftsleben,  für  Production  und  Vertbeilung  des  Er> 
trags,  zu  beurtbeilen,  zu  classificiren  und  darauf  binzustreben,  die 
ökonomisch  und  sittlich  wttnschenswerthen  zu  grösserer  Wirksam- 
keit, zu  zweckmässiger  Combination  zu  bringen,  die  entgegen- 
gesetzten zu  verdrängen  oder  docb  in  ibrer  Wirksamkeit  zn 
schwächen.  Der  Zielpunct  dabei  wird  das  wahre  und  berechtigte 
ökonomische  Interesse  der  Gattung  und  das  Interesse  ver- 
besserter Sittlichkeit  im  Volke  sein  müssen. 

Die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  nach  diesem  Zielpunct  liegt 
nun  allerdings  im  Gebiete  der  sittlichen  und  intellectuellen  Er- 
ziehung zur  wahren  Cultur,  der  Zucht  des  Einzelnen  an  sieh 
selbst,  der  äusseren  Erziehung  durch  Lehre,  Uebertragung,  Beispiel, 
Sitte,  durch  Entwicklung  der  feineren,  berechtigteren,  edleren  Formen 
der  egoistischen  Motive,  vor  Allem  aber  des  Pflichtgefühls. 
Dabei  wird  dann  jener  Einfluss  des  Zustands  der  Wirthschafts- 
organisation  und  des  Wirthschaftsrechts  auf  die  sittliche  Atmosphäre, 
dessen  oben  gedacht  wurde,  zu  berücksichtigen  und  eben  wegen 
dieses  Einflusses  Wirthschaftsorganisation  und  Recht  möglichst  so 
zu  gestalten  sein,  dass  dadurch  die  Motivation  des  wirthschaftliehen 
Handelns  günstig  beeinflusst  wird. 

Immer  wird  hier  jedoch  das  Erreichbare  von  —  dem  Con- 
stanten oder  nur  höchst  wenig  und  höchst  langsam  Modificirbaren 
und  sich  Modificirenden  in  der  allgemeinen  und  in  der  speciell 
wirthschaftliehen  Natur  des  Menschen  abhängen,  was  in  Theorie 
und  Praxis  niemals  vergessen  werden  darf.  Aber  anderseits  ist 
auch  niemals  eine  absolut  feste  Grenze  für  die  Entwicklung  der 
Motivation*  in  günstiger  Richtung  gezogen,  und  wenn  das  Ideal  auch 
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immer,  weil  wir  ^^Menscheii'^  sind  nnd  bleiben,  anerreichbar  und 
jede  Annähemng  daran  gegenüber  der  verbleibenden  Distanz  kaum 
merkbar  sein  mag,  so  wird  doch  die  Aufgabe  selbst  für  den  Ein- 
zelnen und  für  die  Gemeinschaft  immer  wieder  festgehalten  werden 
müssen.  Dann  erst  erfolgt  die  richtige  ,,Ethisirung''  der  Moti- 
Tation  und  des  Handelns  im  Wirthschaftsleben. 

Das,  was  in  dieser  Hinsicht  der  Einzelne,  die  Classe,  das 
Volk,  das  Zeitalter,  die  Menschheit  erreichen,  nicht  der  Güterbesitz, 
der  materielle  Reichthum  an  sich,  bildet  den  Maassstab  wie  ihres 
sittlichen  Werths  so  auch  der  wahren  Höhe  der  Entwicklung  der 
Wirthschaft  und  der  Cultur  der  Menschen. 

Für  die  Methodologie  aber  folgt  aus  dem  indinduell  variablen  Moment  der 
menschÜcLen  Natur  zweierlei.  Einmal  muss  es  neben  dem  coustanten  Moment  des 
.^eemein  MenschÜcben*',  insbesondere  bei  der  Deduction  aas  dem  ersten  Motiv,  ge- 
nügend mit  berücksichtigt  werden,  und  sodann  sind,  um  dies  zu  ermöglichen,  Beob- 
achtungen innerer  psychischer  Art  an  sich  selbst,  aber  auch  äusserer  Art  an  den 
wirthschaftlichen  Handlungen  und  den  davon  abhängigen  Erscheinungen  anzustellen, 
in  welchen  die  Motive  der  Handlungen  Dritter  und  (bei  der  Schwierigkeit  objoctiver 
und  selbständiger  Prüfung  unserer  eigenen  Motive)  unserer  selbst  ja  allein  äasserlich 
hervortreten  und  Beobachtungsobject  werden  können.  Daraus  ergicbt  sich  die  Noth- 
wendigkeit  steter  Verbindung  deductiven  und  inductiven  Verfahrens  (§.  65, 
70,  75  f.,  7Ö  ff.). 

V.  —  §.  53.  Fehler  der  verschiedenen  theoretischen 
Richtungen.  Fassen  wir  zum  Schluss  dieses  Kapitels  die 
Fehler  zusammen,  welche  nach  den  hier  gewonnenen  Ergebnissen 
den  verschiedenen  wissenschaftlichen  Richtungen  der  Nationalöko- 
nomie vorgeworfen  werden  dürften. 

Als  schwierige,  höchst  verwickelte,  feine  Probleme  gerade 
der  Psychologie  hat  die  bisherige  Wissenschaft  die  national- 
ökonomischen Probleme  nicht  immer  genügend  aufgefasst,  wenn 
auch  selten  dieser  Character  der  letzteren  ganz  verkannt  wurde. 
Der  Fortschritt  in  der  Vertiefung  der  Auffassung  ist  der  historischen 
Richtung  mit  zu  verdanken,  aber  diese  hat  dabei  selbst  wieder 
Dicht  das  richtige  Maass  inne  zu  halten  und  nicht  immer  die  rich- 
tige Nutzanwendung  ihrer  besseren  psychologischen  Erkenntoiss  zu 
machen  gewusst.  Der  Socialismus  ist  aber  noch  viel  weiter  ge- 
gangen und  hat  sich  ttber  die  psychologischen  Bedingungen  des 
menschlichen  Handelns  vielfach  ganz  hinweggesetzt;  wohl  von 
allen  sein  grösster  Fehler  in  seiner  Theorie  wie  in  seinen  prac- 
tischen  Bestrebungen  und  Zielen. 

Im  Einzelnen  war  der  Fehler  der  älteren  Theorie,  der  „briti- 
schen Oekonomik",  wohl  vornemlich  der,  dass  sie  die  wirth- 
»cbaftliche  Natur  des  Menschen  zu  sehr  aus  der  allgenieinen 
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Natur  desselben  herauslöste,  mit  ihr  allein  in  ihren  Deductionen 
und  Erörterungen  operirte,  zu  ausschliesslich  den  Menschen  in 
seinem  wirthschaftlichen  Handeln  vom  ersten  Motiv  auch  im  Leben 
selbst  bestimmt  ansah,  die  anderen  Motive,  die  Combinationen  der- 
selben unter  einander  und  mit  dem  ersten  Motiv,  die  verschiedenen 
Stärkegrade  dieser  Motive,  auch  des  ersten,  nach  Individuen  und 
bei  diesen  wieder  nach  Zeitaltem,  Völkern,  Classen  u.  s.  w.  zn 
wenig,  in  der  Theorie  öfters,  selbst  absichtlich,  gar  nicht,  in  der 
Praxis,  in  der  Politik  auch  nicht  genügend  beachtete.  Diesen 
Fehler  gilt  es  vor  Allem  zu  vermeiden.  Wesentlich  um  dies  zu 
begründen,  wurde  die  Motivationstheorie  hier  so  eingehend  ent- 
wickelt. 

Die  historische  Sichtung  hat  dazu  beigetragen,  diesen 
Fehler  zu  berichtigen.  Aber  sie  ist  ihrerseits  wieder  in  den  Fehler 
verfallen,  nun  gleich  den  Schluss  zu  ziehen ,  der  eben  aus  dem 
Gesagten  nicht  folgt,  dass  auch  nicht  einmal  zum  blossen  Zweck 
der  methodischen  Isolirung  der  Ursachen  und  der  De- 
duction  aus  einem  Motiv,  insbesondere  dem  ersten,  hypo- 
thetisch von  der  Wirksamkeit  der  anderen  Motive  abgesehen 
werden  dürfe,  um  zunächst  festzustellen,  wie  unter  dieser  Vor- 
aussetzung die  wirthschaftlichen  Handlungen  und  die  davon 
abhängigen  Erscheinungen  ausfallen  werden.  Wir  werden  im 
nächsten  Kapitel  sehen,  dass  ein  derartiges  methodisches  Vorgehen 
unter  gewissen  Bedingungen  durchaus  berechtigt  ist,  vielfach 
grösseren  erkenntnisstheoretischen  Werth  wie  jedes  andere  hat,  ja 
mitunter  —  und  nicht  bloss  zeitweise,  wegen  noch  mangelnder 
Ausbildung  des  anderen,  des  inductiven,  sondern  dauernd  —  das 
allein  mögliche  ist  (Kap.  2,  Hauptabschnitt  2). 

Der  Fehler  einzelner  historischer  Nationalökonomen,  nament- 
lich der  jüngeren  Richtung,  ist  ausserdem  noch,  umgekehrt  wie 
die  ältere  Theorie,  das  erste  Motiv  in  seiner  bleibenden  Be- 
deutung für  das  wirthschaftliehe  Handeln,  daher  in  der  That  als 
wesentlich  „Constante''  zu  unterschätzen,  die  einzelnen  Motive, 
weil  sie  zusammenwirken  und  weil  der  Mensch  als  einheitliches  Wesen 
handelt,  zu  wenig  zu  isoliren  und  mit  der  Verwerfung  der  hypo- 
thetischen Isolirung  der  Motive  die  Grundlage  des  deductiven  Ver- 
fahrens und  schliesslich  letzteres  selbst,  in  viel  zu  weitgehendem 
Maasse  zu  verwerfen. 

Der  Fehler  des  Socialismus  ist,  die  menschliche  Natur  im 
Ganzen,  bei  der  Menschheit,   und  bei  jedem  Einzelnen  als  etwas 
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za  ansschliesslicb  von  äusseren  (Jmständeii  Abhängiges  sluzu- 
sehen,  wenn  anch  eine  gewisse  Abhängigkeit  anzuerkennen  ist.  Da- 
her huldigt  er  einem  falschen  Optimismus  hinsichtlich  der  Ver- 
änderungs-  und  Verbesserungsfähigkeit  der  menschlichen  Natur 
und  Motivation  und  der  davon  bedingten  wirthschaftlichen  Hand- 
lungen und  Erscheinungen.  Er  überschätzt  dabei  für  eine  immer- 
hin,  wenn  auch  nur  sehr  begrenzt  mögliche  Veränderung  und  Ver- 
besserung der  Motivation  der  Einzelnen  und  schliesslich  der  Gesell- 
schaft den  Einfluss  materieller  Factoren,  wie  der  Verhältnisse  des 
Wirthscbafislebens ,  und  unterschätzt  denjenigen  ideeller  Factoren, 
namentlich  auch  religiöser. 

Es  ist  die  Aufgabe,  diese  Fehler  der  älteren  theoretischen,  der 
historischen  und  der  socialistischen  Sichtung  möglichst  zu  vermeiden, 
das  in  jeder  Richtung  enthaltene  Berechtigte  festzuhalten  und  zu 
verbinden  und  so  zunächst  den  psychologischen  Unterbau  der  Me- 
thode und  des  Systems  der  Socialökonomie,  in  diesem  Werke  spe- 
ciell  des  grundlegenden  Theils,  herzustellen. 

Allerdings  ein  eklektisches  Verfahren,  welches  aber  der 
Complicirtheit  der  zu  behandelnden  Probleme  auch  allein  entspricht. 


Zweites  Kapitel. 

Object,  Aufgaben,  Methoden,  System  der  Politischen 

Oekonomie. 

§.  54.  Vorbemerkung  und  Litteratur.  Der  Gegenstand  dieses  Kapitels 
steht  mit  dem  des  vorangebenden  ersten  Kapitels  in  engem  Zusammenhang,  wird 
daher  auch  in  der  Fachlitteratur  in  solchem  bebandelt.  Doch  ist  die  hier  von  mir  inne- 
gehaltene Trennung  des  Gegenstands  absichtlich  vorgenommen  und  mit  Absicht  auch 
das  vorige  Kapitel  vorangestellt  worden.  Zwischen  den  Lehren  von  den  Aufgaben  und 
der  Methodologie  wird  hier  ebenfalls  absichtlich  unterschieden  und  die  erste  wiederum 
absichtlich  im  1.  Hauptabschnitt  vorangeschickt  Auch  das  ist  noch  nicht  allgemein 
übhch,  aber  im  Interesse  der  Sache  und  um  leichter  Klarheit  zu  gewinnen  noth- 
veodig.     Die  Wahl  der  Methode  richtet  sich  nach  der  Aufgabe. 

In  der  deutschen  allgemeineren  systematischen  und  theoretischen  Fachlitteratur 
pfiegt  der  Gegenstand  dieses  Kapitels  in  den  „Einleitungen''  behandelt  zu  werden, 
aoch  in  den  grösseren  Werken«  indessen  selten  in  der  von  der  Bedeutung  der  Sache 
^forderten  Schärfe  und  Ausführlichkeit.  Grade  bei  den  vielen  und  tiefgreifenden 
CoDtroversen  auf  diesem  Gebiete  genügen  wenige  thesenartige  Bemerkungen  nicht. 
Sie  liefern  keine  Beweisführung,  sondern  nur  Behauptungen  und  geben  durch  ihre 
bize,  unvermeidlich  nicht  immer  unzweideutige  Fassung  selbst  zu  neuen  Zweifeln 
Qsd  Meinungsverschiedenheiten  Anlass.  Auch  die  ausländische  allgemeinere  bo- 
nrliche  Fachlitteratur  ist  indessen  nicht  viel  weiter  gekommen. 

In  derjenigen  Fachlitteratur,  welche  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  oder  wenig- 
stdis  Hanpttheile  davon,  wie  die  Methodologie,  monographisch  behandelt,  liegen 
»erthvoUe    grössere   Ausführungen    vor.      Besonders    das   Auftreten    der    deutschen 
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historisch  -  uatioiialökonomisclicn  liichtunjj^  und  die  Polemik  and  Beaction  derselben 
gegen  den  extremen  Smithianismus  und  JRicardoismus«  dann  wieder  die  Einseitlgkeiteii 
und  Uebertrcibungen  des  jüngeren  Historismus  (§.  15,  16)  und  die  Beaction  dagegen 
haben  hier  zu  her?orragenden  Leistungen  im  Gebiet  der  Methodologie  geführt.  Mark- 
steine in  der  litterargeschichtlichen  Entwicklung  bilden  hier  die  Bücher  von  K.  Knies 
und  K.  Menger.  Von  Deutschland  ist  dann  der  litterargeschichtliche  Streit  über  die 
Methode  ins  Ausland  hinübergegangen,  obwohl  es  hier,  wie  vor  Allen,  aber  nicht 
allein,  A.  Comtc  beweist,  an  ähnlichen  Bewegungen,  wenn  auch  geringeren  Erfolgs, 
schon  vor  dem  Auftreten  der  deutschen  historischen  Schule  nicht  gefehlt  hat-  Ebie 
die  Bedeutung  des  Gegenstands  und  den  Stand  der  Streitfragen  der  Gegenwart  dar- 
stellende grössere  zusammenfassende  Arbeit  fehlt  der  deutscheu  Litteratur  noch.  Eine 
solche  liegt  in  dem  guten  Buche  von  Heynes  in  der  englischen  Litteratur  vor. 

Auf  einem  verwandten  Gebiete  giebt  es  Erörterungen  über  Aufgabe,  Methode, 
über  das  Ob  und  Inwieweit  und  Wie  in  Bezug  auf  ,.Gcsetze*\  „Gesetzmässigkeiten** 
in  umfassenderem  Maasse:  auf  dem  Gebiete  der  Statistik.  Namentlich  haben  hier 
theoretisch -statistische  und  m  oral -statistische  Untersuchungen  Anlass  zu  solchen 
Erörterungen  gegeben,  von  denen  hier  auch  für  die  Nationalökonomie  Act  zu  nehmen 
ist.  Es  ist  vorzugsweise  die  Sussmilch-Quctcle tische  Bichtung  der  Statistik, 
auch  die  neuere  Beaction  gegen  dieselbe,  welche  zu  bezüglichen  Erörterungen  geführt 
hat.  Besonders  hen'orzuheben  sind  daraus  auch  für  uns  hier  die  Arbeiten  von 
Bümelin  und  neuerer  Moral-  und  Bevölkern ngsstatistiker,  wie  Engel,  v.  Oettin- 
gen,  sowie  mathematischer  Statistiker,  wie  Knapp,  Lexis,  Wcstergaard.  Ich 
folge  unten  (§.  SO  fl.)  mehrfach  genauer  meinen  eigenen  hier  einschlagenden  älteren 
Arbeiten. 

Mehr  und  mehr  hat  man  aber  auch  in  der  neueren  Nationalökonomie  erkannt, 
dass  es  sich  in  der  Methodologie  einer  Specialwissenschaft  schliesslich  doch  immer  um 
die  allgemeineren  logischen  und  erkenntnisstheoretischen  Probleme 
handelt,  daher  auch  um  die  Anwendung  der  allgemeinen  Methodologie  auf  den  be- 
sonderen Fall  der  einzelnen  Wissenschaft.  Deshalb  wird  mit  Kecht  Werth  auf  die 
genauere  Fühlung  mit  der  Fachlitteratur  der  Logik  und  Erkenntnisstheorie  gelegt, 
wobei  man  freilich  in  den  noch  unausgetragenen  Streit  über  das  Gemeinsame  und 
grundsätzlich,  nicht  nur  gradweise.  Verschiedene  zwischen  der  Logik  und  Erkenntniss- 
theorie der  Naturwissenschaften  und  der  Geisteswissenschaften  mit  hineingezogen  wird. 
Grade  die  Erörterung  des  bezüglichen  Problems  im  Gebiete  einer  Wissenschaft  wie 
der  Politischen  Oekonomie  als  Socialökonomie  bleibt  dann  aber  auch  nicht  ohne  Ge- 
winn für  diese  Streitfrage  und  für  die  allgemeine  Methodologie.  In  diesem  Weikd, 
wo  es  sich  nicht  um  monographische  Behandlung  der  nationalökonomischen  Metho- 
dologie handelt,  sondern  um  die  Darstellung  und  Begründung  der  letzteren  im  Bahmen 
eines  allgemeinereu  nationalökonomischen  Werks,  ist  die  methodologische  Frage  über- 
haupt nicht  zu  erschöpfen.  Aber  ich  habe  ihr  und  den  verwandten  Fragen  von  den 
Aufgaben  u.  s.  w.  einen  erheblich  grösseren  Baum  widmen  zu  sollen  geglaubt,  tb 
sonst  in  derartigen  Werken  üblich  ist.  Die  Gründe  ergeben  sich  aus  der  Einleitung 
und  aus  vielen  Stellen  dieses  ganzen  Werks.  Von  den  bezüglichen  neueren  Werken 
über  Logik  und  Erkenntnisstheorie  schliesse  ich  mich  dem  Mi  11 'sehen,  doch  aoch 
jetzt  noch,  wie  vor  26  Jahren  in  meiner  Theorie  der  Statistik,  mehrfach  näher  an,  da 
ich  glaube,  dass  grade  für  die  national  ökonomische  Methodologrie  doch  roB 
keinem  Lo;;iker  unmittelbar  und  mittelbar  mehr  als  von  Mill  zu  lernen  ist.  Die  Vor- 
wurfe der  deutschen  Logiker  und  Erkenntnisstheoretiker  gegen  Mill  und  gegen  seine 
die  „Logik  der  Geisteswissenschaften"'  zu  sehr  nach  der  Logik  der  Naturwissenschaften 
behandelnde  Art  (Dilthey,  S  ig  wart  u.  A.  m.)  habe  ich  nicht  ignorirt  Aber,  soweit 
leb  als  Nicht -Fachmann  mir  ein  Urtheil  bilden  konnte,  scheinen  sie  mir  überhaupt 
nicht  alle  zutrefleud  zu  sein.  Sie  gehen  vielleicht  aucli  in  der  an  sich  begreiflichen 
und  berechtigten  neueren  Beaction  der  Vertreter  der  „Geisteswissenschaften**  gegen 
die  Neigung,  bei  letzterer  alles  nach  naturwissenschaftlichem  Muster  einzurichten,  in 
Verkennung  des  principicUcn  Unterschieds  zwischen  Natur-  und  Geisteswissenschaften, 
doch  wieder  etwas  zu  weit.  Jedenfalls  aber  scheinen  mir  die  Mill'schen  Gesichtt- 
puncte  auf  dem  Gebiete  unserer  S  p  e  r  i  a  1  Wissenschaft  im  Wesentlichen  festgehaltea 
werden  zu  dürfen,  so  insbesondere,  was  die  Bechtfertigung  der  Dednction,  auch 
die  analoge  Anwendung  der  inductiven  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung anlangt.    Ausser  Mill  hebe  ich  besonders  S  ig  wart  und  Wundt  hervor. 
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Für  die  Litte  rat  ar  sind  auch  die  Angaben  oben  in  der  Einleitung,  Kap.  2,  und 
an  der  Spitze  des  vorigen  Kapitels  S.  70  ff.  zu  vergleichen. 

Nationaldkonomische  Special-   und   monographische  Litteratur  über 
die  Gegenstände  dieses  Kapitels,  besonders  über  Methodologie,  Aufgaben:  K.  Knies, 
Politische  Oekonomie  (s.  o.  S.  52),  bes.  III,  Abschn.  2,  3,  6,  10,  11 ,  aber  überhaupt 
das  ganze  Werk.  —  Kautz,  Nationalökonomik  als  Wissenschaft  (1.  Th.  der  Theorie 
und  Geschichte,  Wien  1858),  bes.  2.  Buch,  IL  Abschn.  (u.  A.  Aufgabe)  und  IV.  Abschn. 
(Methode,  S.  367  C),  mit  mancherlei  Litteraturangaben  zur  Methodologie,  worauf  hier 
ausdrücklich   verwiesen  werden  mag.  —  E.  Pickford,    Einleitung   in  die   Wissen- 
schaft der  Politischen  Oekonomie,  Frankfurt  a.  M.  1S60,  bes.  1.  Abschn.  Kap.  3  (De- 
daction.  Geschichte,  Statistik).  —  L.  Brentano,  Arbeitergilden  B.  II  (Leipzig  1872), 
S.  310  ft.  (nach  Comte).  —  L.  Gossa,  guida  allo  studio  etc.,  übersetzt  von  Moor- 
meister, Einleitung  in  das  Studium  der  Wirthschaftslehre ,  Freiburg  1S80,  bes.   im 
allgemeinen  Theil,    Kap.  4,   auch  3   (mit  weiteren  Litteraturangaben).  —  Gairnes, 
character  a.  iogical  method  of  polit.  economy,  2.  ed.,   London  1875.  —  Sidgwick, 
scope  a.  method  of  economic  science,  London  1885.  —  K.  Menger,  Untersuchungen 
über   die  Methode   dei    Socialwissenschaften    und    der    Politischen    Oekonomie    ins- 
besondere, Leipzig  1883.    Derselbe,  die  Irrthümer  des  Historismus  in  der  deutschen 
Nationalökonomie,  Wien  1884.  —  £.  Sax,   Wesen   und  Aufgaben   der  NationalOkon., 
Wien  1884.    Derselbe,  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswissenschaft,  Wien  18S7, 
Abschn.  I,  auch  sonst  passim,  so  §.24,  25.  —  H.  Dietzel,   Beiträge  zur  Methodik 
der  Wirthschaftswissenschaft,  Conrad's  Jahrbücher,  B.  43  (N.  F.  17),  1884. —  E.  von 
Philippovich,  über  Aufgabe  und  Methode  der  Politischen  Oekonomie,  Freib.  1886 
(vgl-   darüber   Hasbach   in   Schmoller's   Jahrbuch  X,    1886,    B.    2,    S.  990).    — 
G.  Schmoller,  Grundfragen,  bes.  Abschn.  II  und  III.    Derselbe  in  der  Recension 
TOD  Menger  und  Dilthey,  Jahrb.  1883  (jetzt  in  der  Sehr.  „Zur  Litteraturgesch.  etc.'', 
S.  275  ff.).    —    W.  Hasbach,   Beitrag   zur  Methodologie    der  Nationalökonomie,   in 
SchmoUer's  Jahrbuch  IX  (1885,  B.  1),  S.  545  ff.  (Anknüpfung  an  Sax'  Schrift).    Der- 
selbe, über  eine  andre  (Gestaltung  des  Studiums  der  Wirthschaftswissensch.,  eb.  XI 
(ISST,  B.  1),  S.  587,  mit  Zusatz  von  Schmoller,  S.  593.  —  A.  Wagner,  Aufsatz 
Systematische  Nationalökonomie  in  Conrad 's  Jahrbüchern  B.  46  (N.  F.  12),  18S6.  — 
Kleinwächter,  Wesen  u.  s.  w.  d.  Nat.ök.,  Conrad's  Jahrb.  B.  52  (N.  F.  18)  S.  601  ff.  — 
Keynes.  scope  a.  method  of  polit.  economy,  London  1891   (auch  für  weitere  litte- 
rarische Angaben).  —  M.  Block,  progrös  de  la  science  6conomiquc,   I,  Einleitung 
(ebeofalls  für  weitere  Litteratur).  —  Art.  m^thode  von  A.  Li  esse  im  nouveau  dictionn. 
d'ccon.  polit.  II,  256.  — 

Erörterungen  über  Methode.  Aufgabe  u.  dgl.  in  der  nationalökonomiscben 
systematischen  Litteratur.  Vgl.  Einzelnes  in  der  hernach  genannten  litterar- 
fescbichtlichen  Litteratur.  Hier  werden  nur  einige  wichtigere  Werke  hervorgehoben. 
Die  neueren  Schriften  enthalten  meistens  Ausführungen  über  Methode  u.  s.  w.  Rau, 
I  fVoIiswirthschaftslehre,  8.  Aufl  ,  Heidelberg  und  Leipzig  1868),  Einleitung,  bes. 
§.4,  10 — 12.  —  V.  Hermann,  staatswirthschaftliche  ünter:Juchungen ,  1.  Abschn., 
(jrandlegung ,  passim.  —  W.  Röscher,  System  I,  Einleitung,  bes.  Kap.  iK  auch  2. 
Derselbe  in  seinem  ursprünglichen  Grundriss  §.  1.  —  Schaf fle,  gesellschaftliches 
Svstem,  2.  Aufl.,  passim,  3.  Aufl.,  I,  bes.  §.  27,  2<^.  Derselbe,  socialer  Körper,  viel- 
iach  passim  (s.  Register  u.  d.  W.  Wirthschafts-Methode  in  B.  4),  bes.  I,  120  ff.  und 
Anhang  in  B.  IV,  480  ff.  —  H.  v.  Scheel  im  Schönberg'schen  Handbuch,  Abb. 
Polit.  üekön.,  §  5—7  (3.  A.,  S.  74  ff.).  —  G.  Cohn.  System  I,  Einleitung  Kap.  1 
(wjch  Kap.  2,  3  passim).  —  W.  Neurath,  Elemente  der  Volkswirthschaftslehre, 
lAofl.,  Wien  1892,  S.  4  ff.  und  passim  in  dem  geschichtlichen  Abschnitt—  Jevons 
iheorv  of  poL  econ.,  2.  ed.,  London  1879  (auch  3.  ed.>.  —  Sidgwick,  principles  of 
pöat.'econ..  2.  ed.,  London  1887,  Einleitung,  Kap.  2  und  3.  —  Marshall,  princ.  of 
economics  I,  (2.  ed.,  London  1892),  Kap.  5,  auch  6  und  7.  —  Gide,  princ.  d'econ. 
pi.  (3.  ed.,  Paris  1889),  allgemeine  Vorbemerkungen.  —  L.  Cossa,  elementi,  1.  Th. 
—  Palten,  premises  of  polit.  econ.,  Philadelphia  18S5,  Einleitung;  Ders.,  theory 
tCdynamic  economics,  Philadelphia  1892,  erste  Abschnitte.  —  R.  Ely,  introduction 
to  polit.  econ-,  Neuyork  1889,  Theil  1,  bes.  Kap.  13,  14.  — 

Mehrfache  Berührungen  des  Gegenstands  und  Darstellung  der  Ansichten  der 
Aworen  über  Aufgabe,  Methode  u. s.  w.  in  den  Werken  der  nationalökonomischen 
Litteratorgeschichte.     So  von  den  bereits  vorher    genannten  Schriften   in  denen 
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18&2.  —  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben,  München  1877.  — 
M.  Block-v.  Scheel,  Statistik,  Leipzig  1879.  —  A.  Meitzen,  Statistik,  Berlin 
18S6.  —  Westergaard's  gen.  Werk.  —  Kümelin's  Abh.  Statistik  im  3.  B.  ron 
Schönberg's  Handbuch.  —  Gabaglio,  teoria  d.  stat,  2.  ed.,  1888.  —  Speciell  aas  der 
Litteratur  der  sogen,  mathematischen  Statistik  sind  auch  für  die  hier  zu  bertlhrenden 
Probleme  zu  beachten  die  wichtigen  neueren  Arbeiten  von  Knapp,  über  Ermittlang 
der  Sterblichkeit,  18GS  and  Theorie  des  Bevölkerungswechsels,  1874,  ron  W.  Lezis, 
Einleitung  in  die  Theorie  der  Berölkerungsstatistik,  1875  und  bes.  seine  Theorie  der 
Massenerscheinangen,  1877;  auch  bezügliche  Arbeiten  von  Fach-Mathematikern  (Witt- 
stein 1867,  Zeuner  1869). 

Leider  erst  nach  Abschlnss  meiner  Arbeit,  als  die  betreffenden  Bogen  in  den 
Druck  gingen,  kam  mir  die  ueueste  einschlat^ende  Arbeit  Neumann 's,  Naturgesetz 
und  Wirthschaftsgesetz  (Tüb.  Ztschr.  1892,  Heft  3)  zu.    S.  darüber  u.  §.  86  ff. 

Die  Frage,  ob  und  wie  weit  in  der  allgemeinen  (auch  politischen)  Geschichte 
von  „Gcsetzen'%  „Gesetzmässigkeiten''  zu  reden,  wird  hier  and  da  in  der  yoraosgehend 
erwähnten  Litteratur  mit  berührt  Vgl.  die  gen.  Beden  von  Rümelin,  aach  Kea- 
mann's  Aufsatz  (S.  453).  Sonst  Bernheim,  bist.  Methode,  S.  66  ff.,  72,  90  ff.  (mit 
weiterer  Litteratur).  Die  Fachhistoriker  haben  meistens  den  Standpunct  eines  Bacle 
rundweg  abgelehnt.  Vgl.  G.  Droysen's  betr.  Aufsatz  in  r.  Sybel's  Historischer 
Zeitschrift,  B.  9.     üeber  die  Frage  der  wirthschaftlichcn  Gesetze  o.  §.  86 — 90. 

Ueber  systematologische  Fragen  handeln  die  nationalokonomischen  Werke 
gewöhnlich  in  Verbindung  mit  den  Fragen  der  Aufgabe,  Methode  a.  s.  w.  Besonden 
hervorzuheben,  ohne  dass  ich  ihr  grade  hier  immer  beistimmen  kann,  ist  wieder  das 
Werk  ron  K.  Meng  er,  auch  dessen  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrb.  B.  53.    S.  a.  §.  98. 


Erster  Hauptabschnitt. 
Object  und  Aufgaben. 

Die  Erörterungen  über  die  Aufgaben  hängen  mit  den  methodologischen  Fraget 
enge  zusammen.  Die  letzteren  werden  daher,  soweit  nothwendig  oder  zweckmtaig, 
schon  in  diesem  Abschnitt  mit  berührt,  einige  Puncto  davon  werden  schon  etwas 
näher  behandelt.  Im  darauffolgenden  2.  Hauptabschnitt  über  die  Methoden  wird  die 
betreffende  Lehre  aber  erst  zur  selbständigen  systematischen  Darstellung  and  zooi 
Abschluss  gebracht.  Einzelne  Wiederholungen  sind  bei  dieser  Behandiangsweise 
nicht  ganz  zu  vermeiden,  aber  das  Darzustellende  wird  dadurch  an  Klarheit  and  Ver- 
ständlichkeit gewinnen. 

I.  —  §.  55.  Zusammenhang  von  Object,  AufgabCi 
Methode  und  System.  In  jeder  Wissenschaft  ist  zunächst  das 
Object  festzustellen,  mit  welchem  sie  sich  als  eigene  Wissen- 
schaft zu  beschäftigen  hat.  Aus  dem  Wesen  dieses  ihres  Objects 
folgen  die  Aufgaben,  welche  eine  jede  Wissenschaft  in  Bezug 
auf  ihr  Object  zu  lösen  hat.  Nach  diesen  Aufgaben  richtet  sich 
nothwendig  die  Methode  oder  richten  sich  die  Methoden, 
deren  sich  die  Wissenschaft  zur  Lösung  dieser  ihrer  Aufgaben  be> 
dienen  muss.  Eine  Untersuchung  der  Aufgaben  hat  daher  einer 
Erörterung  der  Methoden  voran  zu  gehen. 

Eine  abstracto  Behandlung  der  Methodologie  gehört  in  die  Erkenntnisstheoria 
und  Logik,  in  einer  concreten  Wissenschaft  ist  sie  nicht  geboten,  ja  nicht  am  Flitis. 
Hier  kann  die  Methodologie  nur  in  Verbindung  mit  concretem  Object  and  concretaft 
Aufgaben  fruchtbringend  behandelt  werden,  was  in  dem  neueren  methodologischaa 
Streit  im  Gebiete  der  Politischen  Oekonomie  auch  nicht  immer  beachtet  worden  lat 
Aach    die  nothwundige  Abhängigkeit  der  Wahl  der  Methoden  von  den  An^bca  tat, 
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besonders  in  der  jttngeren  deatschen  historischen  Schale,  öfters  nicht  genügend  er- 
kannt oder  anerkannt  worden.  Mancher  Streit  über  die  Methode  wäre  za  vermeiden 
gevesen  oder  sofort  als  mOssig  erkannt  vordcn,  wenn  man  sich  zuvor  über  die  Auf- 
gaben verständigt  hUte,-  oder  der  Streit  w&re  vom  Gebiete  der  Methoden  anf  dasjenige 
der  Anfgaben  übertragen  worden,  wo  er  vielleicht  berechtigt  war  and  erst  aasgetragen 
werden  masste.  Und  in  der  That  liegen  wichtigere  and  schwierigere  Streitfragen  aaf 
letzterem  als  auf  ersterem  Gebiete  vor.  Für  alle  diese  Dinge  ist  besonders  aaf 
K.  Menger 's  Bach  za  verweisen.  Aach  wo  man  ihm  im  Einzelnen  and,  wie  ich, 
in  einigen  Ergebnissen,  so  für  das  System,  nicht  beistimmt,  wird  man  immer  durch 
seine  scharfsinnigen  Erörtemngen  Belehrung  and  Förderung  erlangen.  Gegenüber 
den  Unklarheiten  der  historischen  Schule  ist  dieses  grosse  Verdienst  Menger's  beson- 
ders anzuerkennen. 

Die  Bildung  des  Systems  einer  concreten  Wissenschaft  hängt 
ebenfalls  wieder  mit  der  Natur  ihres  Objects  nnd  insofern  auch 
mit  den  auf  dieses  bezüglichen  Aufgaben  zusammen.  Doch,  wie 
unten  (§.  98)  näher  gezeigt  werden  soll,  nicht  in  dem  Sinne,  dass  das 
System  aus  den  verschiedenen  Aufgaben  der  Wissenschaft  folgt 
und  etwa  jeder  besonderen  Aufgabe  ein  eigener  Theil  des  Systems 
entspricht  Die  verschiedenen  Aufgaben,  wenn  auch  nicht  noth- 
wendig  immer  alle  zusammen,  liegen  vielmehr  in  allen  Theilcn  des 
Systems  vor,  freilich  öfters  in  verschiedenem  Maasse  und  mit  ver- 
schiedenen Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Lösung  einer  jeden 
Aufgabe.  Im  Wesentlichen  wird  das  System  nach  formalen  Gesichts- 
poDcten  der  Zweckmässigkeit  und  nach  der  sachlichen  Verwandt- 
schaft von  Specialpuncten  und  Specialfragen,  daher  auch  nach  dem 
ganzen  Character  beider  letzteren  gebildet  werden  können  und 
dürfen,  m.  E.  auch  so  gebildet  werden  müssen.  Dabei  werden 
aber  dann  allerdings  in  dem  einen  Theil  des  Systems  mehr  diese, 
im  anderen  mehr  jene  Aufgaben  der  Wissenschaft  hervortreten, 
aoeh  wohl  im  einen  eine  einzelne  Aufgabe  ganz  fehlen,  welche  im 
anderen  voransteht. 

S.  unten  in  diesem  Kapitel  den  3.  Hauptabschnitt  vom  System.  Hier  ist  einer 
der  Pancte,  wo  ich  von  K.  Meng  er  abweiche. 

IL  —  §.  56.  Das  Object  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie  ist  die  wirthschaftliche  Erscheinung  oder 
Thatsache,  demnach  auch  das  ihr  zu  Grunde  liegende  wirtb- 
Bchaftliche  Thun  bzw.  Handeln  des  Menschen,  in  dem  oben 
(§,  29)  angegebenen  Sinne.  Daher  A^les,  was  sich  auf  die  Be- 
schaffung und  Verwendung  von  Gütern  zur  menschlichen  Bedürfniss- 
befriedigung bezieht. 

Jede  solche  Erscheinung  bietet  nun  verschiedene  Seiten  der 
Betrachtung  hinsichtlich  ihrer  Existenz,  ihrer  Entstehung,  ihres 
Verlaufs,  ihrer  Entwicklung,  dies  Alles  als  Tbatsachen  genommen ; 
liinsichtlich    der  Erklärung  dieser  Tbatsachen   nach   der  causalen 
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und  conditionellen  Seite;  hinsichtlich  der  Bedeutung  dieser  Tbat- 
Sachen  für  den  Einzelnen  und  für  Gemeinschaften;  hinsichtlich 
ihres  Verhältnisses  zu  einem  vorschwebenden  Idealbilde  des  Kreises 
von  Erscheinungen,  zu  welchem  die  einzelne  betreffende  Er- 
scheinung gehört;  endlich  hinsichtlich  der  ökonomisch-techniscben 
Hilfsmittel,  deren  sich  der  Mensch  bedienen  kann  und  bedient,  um 
die  Gestaltung  der  Erscheinung  in  für  wUnschenswerth  geltender 
Weise  zu  beeinflussen  und  zu  Stande  kommen  zu  lassen. 

Z.  B.  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  für  eine  bestimmte  Arbeitsleistang  sei  die  Er- 
scheinung. Welches  die  Höhe  ist,  wie  sie  sich  verändert  hat  und  weiter  yerändert, 
welche  Gestaltungstendenzen  oderBegelmässigkeiten  („Gesetze*")  dabei  hervortreten,  welche 
Umstände  darauf  eingewirkt  oder  dabei  mitgespielt  haben,  wie  sich  die  Höhe  des  Lohns 
zu  den  Leistungen  und  den  Bedurfhissen  des  Beziehers,  zu  den  Leistungen  und  dem 
Einkommen  Anderer  verhält  u.  s.  w.,  wie  sie  sich  zu  dem  Idealbilde  der  Prodactifitit 
der  Prodaction  und  zu  demjenigen  der  Yenheilung  des  Prodnctionsertrags  yerhitti 
welche  Mittel  sich  bieten,  um  sie  diesem  Idealbilde  zu  nähern:  das  sind  die  rer- 
schiedenen  Seiten  der  Betrachtung,  welche  die  Erscheinung  der  Höhe  des  Arbeits- 
lohns bietet,  wie  tlberhaupt,  so  auch  für  die  Wissenschaft,  wenn  man  alles  Einzelne 
auf  Kategorieen  näher  unter  sich  verwandter  Momeute  zurückfuhrt 

Diesen  (6)  Seiten  der  Betrachtung  ihres  Objects  entsprechen 
die  (sechs)  Aufgaben  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekouomie. 

Ili.  —  §.  57.  Die  Aufgaben  und  die  Classification 
der  Wissenschaften.  Die  Aufgaben  der  Politischen  Oekonomie 
als  Wissenschaft  können  in  Kürze  zusammenfassend  bezeichnet 
werden  als:  die  Feststellung  (Ermittlung)  der  Erscheinungen 
(und  ihres  Verlaufs),  die  Ermittlung  des  Typischen  darui| 
die  Erklärung  ihres  conditionellen  und  Causalnexus,  die  Be- 
urtheilung  ihrer  Bedeutung  (ihres  Werths),  die  Ziel- Auf- 
stellung für  ihre  Entwicklung,  die  Wegweisung  zu  diesem 
Entwicklungsziel.  Die  weiter  folgende  Darstellang  und  Erörterung  r 
dieser  Aufgaben  wird  erst  genau  ergeben,  was  unter  eine  jede  ^ 
derselben  fällt  f" 

r 

Um  den  wissenschaftlichen  Cbaracter  der  Probleme,  mit  welchea  T 

man   es  bei  verschiedenen  Aufgaben  zu  thun  hat,  hervortreten  u  ^ 

lassen,   kann   man  jede  der  sechs  Aufgaben  in  die  Form  korxer  * 

Fragstellungen  fassen.  * 

1.  In  Betreff  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen:  Was  ist?  \ 
Was   war?  Wie  ist  es?  Wie  war  es?  Was  und  wie  verläuft  es?  i 

2.  Zeigen    sich    im  Verlaufe  der  Erscheinungen  Gestaltongt-  'n 
tendenzen  oder  Kegelmässigkeiten  und  welche?  Ergiebt  sieh  ans 
dem  Individuellen,  dem  Concreten,  dem  Speciellen  ein  Generelle^ 
Principielles,    Typisches,  und  welcher  Art?  Ist  aus  dem  B^get 


t 

I 
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massigen  des  Verlaufs  anf  eine  Gesetzmässigkeit  nnd  ein  Gesetz  zu 
schliessen  and  anf  welche? 

3.  Welches  sind  die  Ursachen  und  Bedingungen  für  das  Was 
und  Wie  der  Erscheinungen,  des  Individuellen  wie  des  Typischen, 
und  der  Veränderungen  darin? 

4.  Welches  ist  die  Bedeutung  (der  Werth)  dieses  Was-  und 
Wie-Seins  und  Gewesenseins  der  Erscheinungen  für  die  Nächstbethei- 
iigten  und  ftir  die  Gemeinschaften? 

5.  Was  soll  sein  hinsichtlich  dieses  Was  und  Wie  der  Er- 
itcheinungen  ? 

6.  Was  hat  zu  geschehen,  was  ist  zu  thun,  um  dieses  Sein 
und  Sollen  der  Erscheinungen  herbeizuführen  oder  sich  ihm  mög- 
liehst zu  nähern? 

Ueberall  wo  das  Object  einer  Wissenschaft  dem  Einfluss  des 
menschlichen  Willens  ganz  entzogen  ist,  liegen  für  die  betreffende 
Wissenschaft  nur  die  drei  ersten  Aufgaben,  eventuell  selbst  nur 
die  erste  oder  die  erste  und  die  zweite,  vor.  Das  sind  die  rein 
theoretischen  Wissenschaften  im  strengen  Wortsinn  oder  die 
bloss  auf  ein  Erkennen  ausgehenden.  Wo  das  Object  einer 
Wissenschaft  aber  dem  Einfluss  des  menschlichen  Willens  in  seiner 
Gestaltung  wenigstens  mit  unterliegen  kann  und  wo  die  Ausübung 
eines  solchen  Einflusses  menschlichen  Wohlfahrtsinteressen  zu  dienen 
vermag ,  da  treten  auch  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  hervor. 
Die  Wissenschaften,  bei  welchen  dies  der  Fall  ist,  sind  in  Bezug 
auf  diese  drei  letzten  Aufgaben  die  practischen  Wissen- 
schaften, welche  zugleich  auf  ein  Lehren  zweckmässigen 
Handelns  und  Könnens  ausgeben,  insofern  mit  K.  Menger 
„Kunstlehren''  genannt  werden  können.  Kurz  gesagt,  handelt 
es  sich  also  bei  den  theoretischen  Wissenschaften  um  ErlanguDg 
eines  Wissens  zum  Kennen,  bei  den  practisehen  um  Erlangung 
eines  solchen  zum  Können,  aber  eben  um  Erlangung  eines 
Wissens  um  des  Wissens  Willen  doch  bei  beiden.  Auch 
die  letzteren  dürfen  daher  den  Namen  von  „Wissenschaften" 
beanspruchen  (vgl.  u.  §.  99). 

Die  Politische  Oekonomie  und  die  Gruppe  von  Wissenschaften, 
zu  welchen  sie  gehört,  die  Gesellschafts-,  Rechts-,  Staats-  und 
Wirtbschaftswissenschaften ,  umfasst  nun  alle  sechs  Aufgaben,  sie 
wie  jede  der  übrigen  Wissenschaften  ihrer  Gruppe  ist  eine  theo- 
retische Wissenschaft  hinsichtlich  der  drei  ersten,  einepractische 
hinsichtlich  der  drei  letzten  Aufgaben,  sowohl  eine  Erkennen-Lebre 

A.  Wagner,  Grondlegong.  3.  Auflage.    1.  Theil.   Grandlagen.  10 
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als  eine  Knnstlehre.  Als  theoretische  Wissenschaft  hat  sie  prin- 
cipiell  dieselben  Aufgaben  wie  die  rein  theoretischen  Wissen- 
schaften, was  für  die  Fragen  der  Methodologie  hervorzuheben 
wichtig  ist.  Nur  als  zugleich  practische  Wissenschaft  treten  bei 
ihr  jene  anderen  Aufgaben  noch  hinzu. 

Hiemach  ist  die  Streitfrage,  ob  die  Politische  Oekonomie  nur 
mit  der  Frage  nach  dem  ,,Wa8  ist?''  und  mit  den  damit  zu- 
sammenliängenden  Fragen  zu  thun  habe,  nicht  auch  mit  der  Frage: 
„Was  soll  sein?''  zu  entscheiden,  d.  h.  auch  letztere  Frage 
unter  die  Aufgaben  unserer  Disciplin  zu  reihen^). 

AUt)  empirischen  oder  Beobachtnngswissenscbaften,  Natur-  irie  Geisteswissen- 
schaften haben  es  mit  der  ersten,  regelmässig  mit  den  drei  ersten  Aufgaben  zu  than. 
Die  reinen  Naturwissenschaften  beschränken  sich  darauf,  die  ««beschreibenden*'  selbst 
auf  die  erste  Aufgabe  allein ,  die  „angewandten'* ,  z.  B.  die  Medicin,  die  Landwirth- 
Schaftslehre,  die  Technologie  ziehen  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  heran.  Mathematik, 
Logik,  Erkenntnisstheorie,  Psychologie  haben  nur  die  drei  ersten,  Ethik,  Pädagogik 
auch  die  drei  letzten  Aufgaben  mit.  Wissenschaften  auf  dem  Grenzgebiete  der  Hatar» 
und  Geisteswissenschaften,  wie  die  Sprachwissenschaft,  beschäftigen  sich  wieder  nur 
mit  den  ersten  Aufgaben,  ebenso  die  Geschichtswissenschaft.  Ob  die  letztere 
sich  aber  auch  nur  die  dritte  Aufgabe  mit  zu  stellen,  vollends  ob  sie  sich  auf  die 
zweite  und  die  vierte  mit  auszudehnen  habe,  ist  strittig,  wird  von  Ranke  und  seiner 
Schule,  im  Unterschied  zu  Bude  (Aufgabe  2  und  3)  und  Schlosser  (Aufgabe  4)  ab- 
gelehnt.*) Eine  verwandte  Tendenz  zeigt  sich  aber  sogar  für  die  Politische  Oekonomie 
bei  „historischen**  NationalOkonomen  von  der  Richtung  G.  Schmoller 's,  unter  Hinweis 
auf  ein  bekanntes  „stolz  bescheidenes**  Wort  Ranke's  tlber  dessen  Bestrebungen.  Es 
genügt  dem  gegenüber,  auf  die  Ausführungen  hier  und  im  Folgenden  zn  verweisen, 
dann  besonders  auf  K.  Menger,  Untersuchungen,  namentlich  Kap.  1  des  1.  Buchs, 
Anhang  III,  aber  überhaupt  auf  das  ganze  Werk.  Auf  die  Unterscheidung  der  ersten 
und  zweiten  Aufgabe  komme  ich  unten  noch  zurück.  Soweit  Statistilc  überhaupt 
als  eigene,  selbständige  Wissenschaft,  nicht  bloss  als  Methode  betrachtet  wiid, 
hat  auch  sie  die  drei  ersten  Aufgaben  zu  behandeln.  Doch  besteht  auch  bei  ihr  eine 
Richtung,  diejcni^re  der  älteren  „beschreibenden**  Statistik  (Staatskunde),  welche  die 
Aufgabe  dieser  Wissenschaft  auf  die  erste  beschränkt.  S.  darüber  meine  Abb. 
Statistik  im  Bluntschli'schcn  Staatswörterbuch,  B.  X,  S.  400  ff.  und  die  oben  genannten 
Arbeiten  von  Knies  und  Rü molin  über  Statistik,  sowie  unten  §.  80. 

A.  —  §.  58.  Die  drei  ersten  oder  theoretischen 
Aufgaben.    Sie    bilden  eigentlich  drei  Stufen  einer  einzigen 

^)  Vgl  darüber  treffend  auch  Knies  (Politische  Oekonomie,  2.  A.,  S.  34),  mit 
Gitat  aus  seiner  Recension  von  Roscher's  Werk  in  den  GOtt.  Gel.  Anz.  1855  (N.  9 — 1]): 
„Ich  bin  der  Meinung,  dass  die  Frage,  was  soll  sein?  keineswegs  als  eine  für  die 
Nationalökonomie  nach  geschichtlicher  Methode  ungehörige  betrachtet  werden  kann.** 
Femer  G.  Gohn,  System  I,  §.51,  der  ebenso  entscheidet  Mein  genannter  Aufsatz  in 
Conrad's  Jahrbüchern  B.  46,  S.  229.  Eisenhardt,  Geschichte,  2.  A.,  S.  284  ff.;  auch 
Buchonbcrger,  Agrarpolitik,  I,  S.  2,  64.  Anderseits  Röscher,  System  I,  §.  2S£ 
Auch  Kleiuwächter,  in  Conrad's  Jahrb.  B.  52  S.  603  (wohl  das  Ziel  überschiessend). 

*)  Vgl.  0.  Lorenz,  Geschichtswissenschaft  in  Hauptrichtungen  und  Aufgaben, 
Berlin  1886,  S.  139  ff.  (gegen  Dubois-Reymoud);  ferner  Bernheim,  historische 
Methode,  S.  70  ff.,  91  ff.:  „es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  Historikers,  allgemeine  Sitze, 
Gesetze,  Ideen  aus  den  Ereignissen  zu  abstrahiren,  noch  die  Ereignisse  als  Wirkungen 
allgemeiner  Grundgesetze  mechanisch  abzuleiten  und  quantitativ  zu  bestimmen,  die 
qualitativen  Unterschiede  der  Individualitäten,  welche  den  wesentlichen  Inhalt  der 
Geschichte  bilden,  widersprechen  principicU  und  practisch  dieser  Erkenntnissweise**« 
Nicht  einmal  von  empirischen  Gesetzen  sei  hier  zu  reden. 
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Aufgabe,  nemlich  der,  die  wirthschaftlicfaen  Erscbeinangen 
richtig  kennen  nnd  verstehen  zu  lernen.  Zu  diesem  Behufe 
müssen  sie  nicht  nur  gestellt  nnd  nach  Möglichkeit  gelöst,  sondern 
anch  in  der  angegebenen  Reihenfolge  behandelt  werden.  Alle 
drei  Aufgaben  hängen  enge  zusammen,  die  nachfolgende  setzt  die 
Lösung  der  vorangehenden  voraus.  Die  Politische  Oekonomie  wäre, 
wenn  überhaupt  noch  eine  „Wissenschaft^',  mindestens  keine  eigene 
Wissenschaft  mehr,  sondern  nur  ein  Theil  der  Geschichtswissenschaft 
nod  der  beschreibenden  Statistik  (Staatskunde)  zu  nennen,  wenn  sie 
sich,  nach  gewissen  Tendenzen  in  der  „historischen''  Richtung,  auf 
die  erste  Aufgabe  beschränkte.  Im  Gegentheil  hat  sie  sich  gerade 
bei  dieser  Aufgabe  anderer  Wissenschaften,  der  Geschichte,  der 
Statistik,  als  Hilfswissenschaften  und  Methoden  mit  zu  bedienen. 
Erst  mit  der  zweiten  und  dritten  Aufgabe  wird  sie  eiue  wahre 
eigene  und  zwar  theoretische  WiBsenschaft ,  für  welche  die 
Lösung  der  ersten  Aufgabe  nur  die  Vorbereitungsarbeit  zur 
Lösung  der  beiden  folgenden  als  ihrer  eigentlichen  und  Haupt- 
anfgaben  ist. 

Damit  wird  hier  die  rorhin  bereits  angedeutete  Neigung,  besonders  im  jüngeren 
Historismos,  abgelehnt,  die  erste  Aufgabe  nicht  bloss  einseitig  hervorzuheben,  sondern 
sie  sogar  beinahe  zur  alleinigen  auch  in  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomio 
ZQ  machen,  nur  oder  doch  zumeist  „Beschreibung"',  „Decription"  ,  nicht  Ableitung 
T0&  Begelmässigkeiten  u.  s.  w.,  nicht  Eindringen  in  den  Causalzusammenhang,  als 
Aufgabe  hinzustellen.  Folgeweise  wird  auch  die  Neigung  fUr  falsch  gehalten,  con- 
crete  —  nicht  einmal  vergleichende!  —  Wirthschaftsgeschichte  und  Wirth- 
schafbstatistik  mit  Politischer  Oekonomio  als  Wissenschaft  zu  identificiren, 
namentlich  mit  der  sogenannten  „speciellen'*  oder  „practischen'*  Nationalökonomie,  — 
eine  auch  logische  Verirrung  und  Verwirrung,  Grade  für  die  Politische  Oekonomie, 
und  zwar  für  die  gesammte,  als  eine  theoretische  Wissenschaft,  ist  die  zweite  und 
die  dritte  die  höhere  Aufgabe. 

Die  er&te  und  zweite  Aufgabe  hängen  besonders  enge  mit  einander  zusammen. 
Ich  habe  sie  frflher  (so  in  dem  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrbüchern)  wohl  als  eine  ein- 
äfe  in  zwei  Phasen  zusammengefasst.  Aber  es  ist  doch  richtiger,  von  vornherein  zu 
trennen.  Die  scharfen,  klaren  Auseinandersetzungen  K.  Menger 's  iiber  den  Gegen- 
satz zwischen  den  historischen  und  den  theoretischen  Wissenschaften,  entsprechend 
dem  Unterschied  zwischen  dem  Individuellen  und  dem  Generellen  der  Erscheinungen, 
haben  mich  bestimmt,  jetzt  so  vorzugehen.  Abweichend  von  Menger  reihe  ich  aber  doch 
Üe  eiste  Aufgabe  auch  mit  in  diejenigen  der  Politischen  Oekonomie.  (S.  u.  §.  103.)  Ich 
weise  daher  auch  nur  die  Forderung  ab,  dass  man  sich  in  dieser  Wissenschaft  auf 
blosses  Describiren  beschränken  solle,  nicht  die,  dass  letzteres,  allerdings  als  Arbeit, 
welche  wesentlich  die  wichtigeren  Aufgaben  Nr.  2  und  3  nur  vorbereitet,  auch 
eine  der  Aufgaben  unserer  Disciplin  sei.  Wenn  diese  Arbeit  bei  der  ersten  Auf- 
gabe dann  auch  vomemlich  historischer  und  statistischer  Art  ist,  so  kann  man  sie 
<iocb  immerhin  grade  als  Vorbereitung  zu  der  Materialsammlung  für  die  zweite  und 
dritte  Aufgabe  auch  eine  theoretische  nennen. 

§.  39.  —  1.  Die  erste  Aufgabe  ist  die  mögliebst  geoaue  Fest- 
stellung der  wirtbschaftlichen  Erscheinungen  und  Vorgänge,  ihrer 
Entstehung,  ihres  Verlaufs,  ihrer  Entwicklung,  ihrer  Veränderung 
als  individueller,    concreter    Thatsacben,    die    dabei    aber 

10* 
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bereits  darch  Massenbeobachtung   und  eventuell  womöglich 
Zählung  (statistisch)  zusammengefasst  werden  können. 

Beobachten,  darstellen,  schildern,  zusammenstellen,  eyentuell 
auch  bereits  vergleichen,  classificiren  und  tabellarisiren,  daher  be- 
nutzen derjenigen  Methoden,  welche  sich  zu  diesen  Zwecken,  ins- 
besondre zum  Beobachten,  bieten,  sind  die  technischen  Hilfsmittel 
zur  Lösung  dieser  ersten  Aufgabe. 

DemDach  und  allerdings  ror  Allem  nnd  wesentlich:  Anwendung  indoctiren 
Verfahrens ,  historischer  Forschung ,  statistischer  Aufnahmen ,  methodischer  Enqodten« 
methodischer  Einzelbeobachtung  (wie  der  im  engeren  Sinne  .,describirenden**  National- 
ökonomen, z.  B.  der  Schilderer  gewerblicher  Verhältnisse,  Arbeiterzustände  auf  Gnud 
persönlicher  Kachforschung,  „Ocularinspection'*),  sorgfältiger  und  objecti?er,  wenn 
auch  nicht  systematischer  „täglicher  Beobachtung''  und  Sammlunt;  von  Lebens- 
erfahrung (§.  77  ff.).  Aber  bei  den  noth wendig  immer  verbleibenden  Lücken  der 
Beobachtung,  dem  Fehlen  von  Bindegliedern,  den  unterlaufenden  Beobachtungsfehlem, 
auch  bei  sorgfältigster  und  oft  wiederholter  systematischer  Beobachtung,  darf  nnd  moss 
doch  selbst  hier  das  deductive  Verfahren  immer  zugleich  mit  und  als  Erg&nzong 
neben  dem  inductiven  angewandt  werden,  d.  h.  Schlüsse  aus  den  möglicher,  wahr- 
scheinlicher oder  sicherer  Weise  —  was  wieder  zu  beobachten  ist  —  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  mitspielenden  psychischen  Motiven  sind  zulässig  und  selbst 
geboten,  um  wirthschaftliche  Thatsachen,  Erscheinungen  als  Folgen  menschlicher 
Handlungen  wenigstens  hypothetisch  zu  ermitteln. 

Indem  die  Thatsachen  dann  verglichen,  classificirt,  tabellarisirt 
werden  —  Letzteres  vomemlich,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich, 
in  Zahlen  ausgedrückte  Thatsachen,  daher  in  der  statistischen 
Tabelle  (§.  82)  — ,  erfolgt  bereits  eine  Vorbereitung  des  gesam- 
melten Materials  für  die  Lösung  der  zweiten  und  dritten  Aufgabe. 

Auch  dieser  Umstand  rechtfertigt  es,  die  erste  Aufgabe  mit  für  die  Politisclie 
Oekonomie  selbst  zu  vindiciren  und  sie  nicht  ganz  anderen  Wissenschaften,  die  £tei- 
lieh  sich  für  ihre  Zwecke  auf  die  erste  Aufgabe  beschränken  können,  wie  der  WiiÜi- 
Schaftsgeschichte,  Wirthschaftsstatistik,  allein  zuzuweisen.  Schon  das  Urmaterial 
der  individuellen  Thatsachen  muss  mit  Rücksicht  auf  die  zweite  und 
dritte  Aufgabe  aufgenommen,  gesammelt,  vollends  verarbeitet  werden, 
auch  wenn  dabei  zunächst  die  Lösung  der  ersten  Aufgabe,  die  blosse  FeststeUung  der 
Thatsachen,  der  entscheidende  Gesichtspunct  ist  Für  die  Zwecke  der  PolitiMlien 
Oekonomie  kommen  dann  allerdings  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  nur  als  Hil^ 
Wissenschaften  und  als  Methoden  in  Betracht  Aber  als  solche  gehören  sie  hierher. 
Nur  die  Prätension  ist  abzuweisen,  dass  diese  Geschichte  und  Statistik  ,,PoUtische 
Oekonomie''  seien  und  vollends,  dass  diese  letztere  nichts  Weiteres  sei  (§.  76  ff.). 

§.  CiO.  —  2.  Die  zweite  Aufgabe  schliesst  sich  an  die  erste 
unmittelbar  und  enge  an.  Es  ist  dem  beobachtenden  menschlichen 
Geiste  kaum  möglich,  sobald  er  die  Beobachtungen  der  Erschei- 
nungen nur  mit  einiger  Aufmerksamkeit  auf  sich  wirken  lägst,  das 
Aehnliche  und  Unähnliche,  das  Gleichmässige  und  Ungleichmässige 
der  Erscheinungen  in  ihrem  Vorkommen,  ihrer  Entwicklung,  ihrer 
Reihenfolge  zu  übersehen.  Je  mehr  dann  die  Beobachtungen  sich 
ausdehnen  oder  wiederholen,  um  so  mehr  werden  eventuell  das 
Zufällige,  Gelegentliche^  Nebensächliche  einer-  und  das  Wesentlichei 
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Regelmässige  y  Hauptsächliche  anderseits  oder  m.  a.  W.  das  Con- 
crete  und  Individnelle  und  das  Typische  nnd  Generelle, 
das  Variable  und  das  Constante  in  den  Erscheinungen  sich 
von  einander  abheben.    Durch  isolirende  und  generalisirende  Ab- 
straction  wird  dann  Beides  verstandesmässig  von  einander  getrennt 
und  zum  vollen  Bewusstsein  und  Verständniss  gebracht.     Dieses 
Typische  tritt  in  der  Masse  der  beobachteten  Fälle  als  empirische 
Regelmässigkeit  hervor,  virelche  als  solche  bereits  auf  sie  be- 
dingende und  bestimmende  feste  oder  festere  Ursachen,  da- 
mit  auf   eine    Gesetzmässigkeit  hinweist.     Denn    für   unser 
immer  notb wendig  auf  Grund  des  Causalgesetzes  operirendes  Denken 
ergiebt  sich   denr  Schluss  von  selbst,   dass  es  mächtigere,  tiefere, 
gleichmässiger  wirkende  Ursachen   sein  mtlssen,  welche  sich  im 
Typischen  der  Erscheinungen  durchsetzen.     Das  führt  dann  aber 
auch  zu  der  Annahme,  dass  das  Typische,  das  Generelle,  nicht 
das  Concrete,  das  Individuelle  dasjenige  sei,  welches  das  wahre 
Wesen,    den    eigentlichen   Grundcbaracter    der  Erschei- 
nungen bilde,  und  dass  daher  die  Ermittlung  dieses  Typi- 
schen die  Aufgabe  —  unsere  zweite  Aufgabe  —  sei,  welche  zur 
tieferen  Erkenntniss  der  Erscheinungen  führe,  als  die  blosse  Fest- 
8tellang  des  Individuellen.    M.  a.  W. :  diese  zweite  Aufgabe  wird 
damit  flir  die  Wissenschaft  zur  wichtigeren,  als  die  erste,  wenn 
die  Erfüllung  dieser  auch  vorangehen  muss. 

Nun  gehen  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  aber  auf  die 
wirthschaftlichen  Thätigkeiten  der  Menschen  mit  zurück  and  diese, 
bzw.  die  Handlungen  werden  als  Willensactc  durch  Motive  bestimmt. 
Daher  führt  gerade  die  Ermittlung  empirischer  Regelmässigkeiten 
der  Erscheinungen  als  muthmaasslicher  von  festen  Ursachen  be- 
dingter und  bestimmter  Gesetzmässigkeiten  zu  der  Annahme,  dass 
in  der  hier  mitspielenden  menschlichen  Motivation  ein  starkes, 
wenigstens  einigermaassen  constantes  Element  enthalten  sein 
und  sich  in  den  Handlungen  und  dadurch  in  den  Erscheinungen 
durchsetzen  muss.  Denn  nur  mit  dieser  Annahme  neben  der 
Annahme  des  Constanten  in  der  äusseren  Natur  (der 
strengen  Naturgesetzlichkeit  hier)  ist  die  Wahrnehmung  von  Regel- 
mässigkeiten wirthschaftlicher  Erscheinungen  als  den  Folgen 
(Wirkungen)  menschlicher  Handlungen  vereinbar.  Nur  ein  einiger- 
maassen constantes  und  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  constant 
wirkendes  Motiv  oder  eine  entsprechende  constante  und  constant 
wirkende  Combination  von   Motiven   bietet  nach   dem   Satze  vom 
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zareichenden  Grunde  eine  genügende  Erklärung  der  Regelmässig- 
keit  der  wirthscbaftlicben  Handlungen  und  Erscheinungen. 

Daher  drängt  die  Wahrnehmung  solcher  Regelmässigkeiten  mit 
Nothwendigkeit  zur  Nachforschung  nach  einem  solchen  Motiv  oder 
einer  solchen  Motivcombination  hin,  mithin  zur  Analyse  der  das 
wirthschaftlicbe  Tbun  bestimmenden  oder  dabei  irgend  mitwirken- 
den Motive.  Sowohl  die  eigene  innere  Selbstprüfung  als  die  Beob- 
achtung an  dem  Tbun  (den  Handlungen)  Andrer  ftthrt  dann  zu  dem 
Ergebniss,  dass  von  allen  den  im  vorigen  Kapitel  analysirten  Leit- 
motiven und  den  zu  einem  jeden  derselben  gehörenden  Special- 
motiven den  Character  einer  einigermaassen  Constanten 
nicht  eine  bestimmte  Combination  von  Leit-  und  Specialmotiven, 
sondern  nur  ein  einzelnes  Leitmotiv,  und  zwar  das  erste,  das 
Streben  nach  dem  eigenen  wirthscbaftlicben  Vortheil,  allenfalls  mit 
der  ^^altruistischen''  Erweiterung  zum  Streben  für  diesen  Vortheil 
persönlich  Nahestehender,  an  sich  trägt. 

Allerdings  auch  nor  den  Character  einer  einigermassen  Gonstanten,  indem 
variable  Elemente  nach  Individuen,  Classen,  Völkern,  Zeitaltem  n.  s.  w.,  wie  oben  hin- 
länglich betont  worden  ist,  auch  hier  mitspielen  und  die  wechselnden  Gombinationen 
dieses  ersten  Motivs  mit  anderen  Motiven  als  weitere  variable,  die  Wirksamkeit  jener 
Constanten  beeinflussenden  Elemente  sich  geltend  machen;  aber  anderseits  doch  in 
der  That  auch  in  der  grossen  Masse  der  Fälle,  zumal  im  entwickelteren  freien  Wirth- 
schaftsv erkehr ,  wo  die  Personen  keinen  Grund  haben,  andere  BQcksichten  als  auf 
ihr  wirthschaftliches  Interesse  zu  nehmen,  eine  wirklich  einigermaassen  Con  st  ante 
(§.67  ff.,  81). 

Aus  dem  Allen  folgt,  dass  auch  gerade  wieder  bei  der  Lösung 
dieser  zweiten  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie  neben  der 
äusseren  Beobachtung  der  wirthscbaftlicben  Erscheinungen  und  der 
Nachforschung  nach  Regelraässigkeiten,  nach  dem  Typischen  dieser 
Erscheinungen  in  grösseren  Beobachtungsreihen ,  also  neben  der 
Anwendung  des  inductiven  Verfahrens,  das  deductive  Verfahren 
und  zwar  speciell  die  Deduction  aus  unserem  ersten  Leitmotiv  be- 
rechtigt ist.  Ja,  man  kann  dann  auch  einen  Schritt  weiter  geben 
und  auf  Grund  der  inneren  und  äusseren  Beobachtung 
der  die  wirthscbaftlicben  Handlungen  bestimmenden  Motive  und  der 
überragenden  Bedeutung  des  ersten  Leitmotivs  dabei  mit  der  De- 
duction aus  diesem  Motiv  beginnen,  in  der  Annahme  (Hypothese), 
dass  es  das  wirthschaftlicbe  Tbun  bzw.  Handeln  bestimme  und  allein 
bestimme  (§.  68). 

Nothwendig  bleibt  dabei  nur  immer  die  Berücksichtigung  der  Thatsache,  dass 
diese  Annahme  selbst  in  der  Masse  der  Fälle  und  vollends  im  einzelnen  Falle  nicht 
immer,  namentlich  nicht  immer  genau,  sondern  nur  einigermaassen  zutrifft,  daher 
die  deducti?cn  Schltlsse,  im  Allgemeinen  und  zumal  im  Einzelfall  nur  einen  bedingten, 
einen  mehr  oder  weniger  grossen  Wahrscheinlichkeitswerth  haben   und  einer  contio- 


Die  theoretischeii  Aufgaben.    Die  dritte.  151 

lirenden  NacbprOfang  an  den  Thatsachen  bedOrfen,  d.  b.  dass  wieder  das  ioductire 
Verfahren  mindestens  nacbtriglich  und  ergänzend  Platz  greifen  mnss  (§.  74,  75). 
Aber  die  Torsicbtige  Anwendung  der  Dedoction  ans  dem  ersten  Leitmotir  auch  schon 
znm  BefdnB  der  Untersuchang  wird  dnrch  diese  Erw&gung  nicht  ausgeschlossen.  Bei 
der  Schwierigkeit,  mitunter  der  Unmöglichkeit  äusserer  Beobachtung,  namentlich  ge- 
nügend zahlreicher  und  genügend  fehlerfrei<ir,  wird  um  so  mehr  Werth  und  Berech- 
tigung des  dednctiren  Verfahrens,  wenn  auch  immer  nur  in  den  angedeuteten  Grenzen, 
anzuerkennen  sein.  Das  ist  zu  Gunsten  der  Ansichten  und  Methcäe  der  älteren  bri- 
tischen und  der  neueren  Osterreichischen  Schule  gegen  die  Behauptungen  des  jüngeren 
Hidtorismus  festzuhalten. 

Für  den  Unterschied  des  Indinduellen  und  Generellen  in  den  wirthschaftlichen 
Erscheinungen  und  für  die  Bedeutung  dieses  Unterschieds  fUr  die  Classification  der 
Wissenschaften  ist  auf  K.  Menger*s  «.Untersuchungen''  zumeist  zu  verweisen.  Die 
Fachlltteratur  bietet  nichts  ähnlich  Eindringendes  und  Scharfes.  Auf  die  Erklärung 
und  Begründung  der  in  diesem  Paragraphen  gebrauchten  Ausdrücke  empirische  Regel- 
mässigkeit, Gesetzmässigkeit,  und  auf  die  Frage,  ob  diese,  insbesondere  der  zweite, 
überhaupt  in  der  Politischen  Oekonomie  gebraucht  werden  dürfen,  sowie  auf  die  ganze 
Frage  über  ,,Ge setze**  auf  diesem  Gebiete  komme  ich  im  nächsten  Abschnitte 
(Metboden)  noch  zu  sprechen  (§.  74,  86  ff.).  Ich  glaube  die  Terminologie  und  die  Auf- 
fassung festhalten  zu  dürfen,  welche  ich  bereits  vor  langen  Jahren  in  meiner  Schrift 
über  die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  willkuhrlicben  menschlichen  Handlungen 
(I,  Schlnssabschnitt)  uni  in  meiner  Abhandlung  Über  Statistik  im  Bluntschli'schen 
SuuitswOrterbuch  vertreten  und  dort  zu  begründen  versucht  habe.  Vgl.  auch  Ncu- 
mann's  neusten  Aufeatz  Ober  Natur-  und  Wirthschaftsgesetz  (o.  S.  142). 

§.  61.  —  3.  Die  dritte  Aufgabe  ist  die  Erklärung  der  Ur- 
sachen und  Bedingungen  des  causalen  und  conditionellen  Zusammen- 
hangs der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  ihrer  Entstehung,  ihres 
Verlaufs,  ihrer  Wechselbeziehangen  und  Abhängigkeitsverhältnisse, 
nnd  zwar  hier  nun  sowohl  des  Individuellen  als  des  Generellen 
der  Erscheinungen :  die  theoretisch  höchste  und  zugleich  die  Schluss- 
anfgabe,  an  welche  erst  geschritten  werden  kann,  wenn  und  soweit 
als  die  beiden  ersten  Aufgaben  nach  Möglichkeit  gelöst  sind.  Die 
Arbeit  an  dieser  dritten  Aufgabe  bildet  aber  ersichtlich  nur  eine 
Furtsetzung  und  Vertiefung  derjenigen  an  der  zweiten.  Das  That- 
sächliche  der  Erscheinungen  feststellen,  das  Typische  in  ihnen 
ermitteln,  Beides  alsdann  auf  Ursachen  und  Bedingungen  zurück- 
führen und  so  erklären  oder  nach  einander  beantworten,  was  ist, 
was  war,  was  ist  das  Wesentliche  dabei,  warum  war  und  ist  es 
und  so,  wie  es  war  und  ist:  das  ist  der  gebotene  methodische  Gang. 
Bei  der  Beschäftigung  mit  der  zweiten  Aufgabe  werden  wir  schon 
auf  Ursachen  und  Bedingungen  als  bestimmende  Factoren  hin- 
gewiesen, aber  nur  in  dem  Sinne,  dass  wir  zur  Annahme  des 
Vorhandenseins  solcher  aus  dem  Character  der  Erscheinungen 
nnd  ihres  Verlaufs  genöthigt  und  nur  etwa  muthmaassungsweise 
auf  bestimmte  (concrete)  Ursachen  und  Bedingungen  als  die  raaass- 
gebenden  oder  mitspielenden  geführt  werden.  Bei  der  dritten  Auf- 
gabe handelt  es  sich  dagegen  darum,  diese  Ursachen  und  Be- 
ding;ungen   selbst  wirklich  zu  ermitteln,  ihren  Einfluss  auf 
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die  ErscheinuDgen  und  wie  gesagt  nunmehr  sowohl  auf  das  Indi- 
viduelle —  daher  auch  die  Variationen,  die  Abweichungen  vom 
Typischen  im  concreten  Fall  —  als  auf  das  Generelle ,  Typische 
der  Erscheinungen  möglichst  genau  zu  bestimmen ,  demnach  das 
Abhängigkeitsverhältniss  der  Erscheinungen  von  den  Bedingungen 
und  Ursachen,  das  Wirken  der  letzteren  in  derselben  und  in  sich 
kreuzender  und  überhaupt  bestimmt  in  welcher  Richtung  genav 
festzustellen,  eventuell  selbst  es  in  Formeln  und  sogar  unter  Zahl 
und  Maass  und  Rechnung  zu  bringen,  woran  wenigstens  mitunter 
bei  Vorhandensein  betreffenden  statistischen  Materials  gedacht 
werden  kann  (§.  81,  82). 

Die  Aufgabe  darf  hier  nicht  mehr  auf  die  Untersuchung  de» 
Typischen  nach  seinen  conditionellen  und  causalen  Seiten  be- 
schränkt werden,  wenn  dies  auch  immer  noch  die  Hauptsache 
bleibt.  Auch  die  Abweichungen  vom  Typischen,  welche  sich  even- 
tuell wieder  auf  Regeln  zurückführen  lassen,  und  schliesslich  die 
concreten  einzelnen  Erscheinungen  in  ihrer  individuellen  Gestaltung 
und  in  ihrer  Uebereinstimmung  mit  wie  in  ihrer  Abweichung  von 
partiellen  und  allgemeinen  Regelmässigkeiten  und  Typen  rnttssen 
wie  das  Typische  selbst  auf  ihre  bestimmten  Ursachen  und  Be- 
dingungen zurückgeführt  und  so  erklärt  werden.  M.  a.  W.  man 
muss  ebenso  suchen  zu  erklären,  warum  das  und  das  Typische 
sich  zeigt  und  warum  es  da  und  da  zurücktritt,  warum  die  und 
die  Ursache  und  welche  Ursache  oder  Ursachen  die  im  Ganzen 
beherrschenden,  sich  regelmässig  durchsetzenden  sind  und  warum 
da  und  da  andere  Ursachen  und  alsdann  welche  Ursachen  das 
Individuelle  bestimmen,  warum  es  ähnlich  mit  den  Bedingungen 
geht  und  welche  Bedingungen  dies  sind. 

An  irgend  einem  practischen  Beispiel,  der  Preisbildung,  der  Lohnbewegong; 
der  Entwicklung  des  Grossbetriebs,  lässt  sich  leicht  verfolgen,  welche  Fragen  hier 
nach  dem  Vorausgehenden  bei  dieser  dritten  Aufgabe  auftauchen  und  der  Beant- 
wortung harren. 

Die  Unterscheidung  von  Ursachen  und  Bedingungen  ist 
bei  dieser  Aufgabe  beachtenswerth.  Sie  ist  aber  nicht  immer  ein» 
fach  und  sicher  durchzuführen.  Die  Ursache  ist  das  Moment^ 
welches  eine  wirthschaftliche  Erscheinung  bewirkt  und  ihr  die  und 
die  Gestalt  gegeben  hat,  die  Bedingung  dagegen  dasjenige,  welches 
sie  überhaupt  und  in  dieser  Weise  möglich  gemacht  hat(Ahren8); 
Ursachen  sind  die  bezüglichen  wirthschaftlichen  Thätigkeiten,  daher 
die  Willensacte  der  Menschen,  Bedingungen  theils  ebenfalls  menseh* 
liehe  Thätigkeiten,  theils  Einrichtungen,  Normen,  welche  freilich  ja 
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immer  anch  menschlichen  Willensacten,  Handlungen  ihre  Entstehung 
und  Fonction  verdanken.  Als  Ursache  wirkt  bei  einer  wirthschaft- 
liehen  Erscheinung  die  menschliche  Handlung  unmittelbar  auf  deren 
Entstehen^  Gestaltung,  Verlauf  ein,  als  Bedingung  sowohl  die  Hand- 
lung wie  die  Einrichtung,  die  Norm  mittelbar,  indem  sie  die  Vor- 
nahme der  direct  verursachenden  Handlung  oder  die  Wirkung 
dieser  Handlung  oder  die  Handlung  so  und  so  vorzunehmen,  ihr 
so  und  so  zu  wirken  erst  möglich  macht,  fördernden,  hemmenden 
Einfluss  darauf  übt  u.  s.  w. 

Die    grossen  Organisationen,   Einrichtungen,   Normen   des  Staats,   dor  Kcchts- 
ordnnngen,   die   Th&tigkeiten    der   öffentlichen   Körper   kommen    rornemlich  ab   Be- 
dingungen der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  in  Betracht.    Aber  anch  dio  Leitnngs-, 
Controlarbciten ,  die  Unternehmung  (der  untemehmnngsweise  Betrieb  als  Organisation 
der  Arbeit  Dritter   gedacht),    die  Kapitalbeschaffung  für   den  concretcn  Productions- 
zweck   sind   eigentlich  zon&chst,   mindestens    in  der  Regel  zumeist  Bedingungen, 
nicht  Ursachen   derjenigen   wirthschafUichen   Erscheinungen,    welche   die  Producte 
selbst,   die   Arbeitszeugnisse,   darstellen.     Hiernach   sind   überhaupt  nur  Natur  und 
öirect  auf  die  Natur  einwirkende  Arbeit  Ursachen,  Factoren,  Kräfte  der  Pro- 
doctioD,   Kapital   und    Unternehmung   Bedingungen  derselben.     Etwas  Derartiges 
schwebt  auch  gewissen  socialistischen  Richtungen   vor,   welche  nur  die  materielle 
Arbeit  in  der  Production  beachten.  Aber  der  Schlnss  aus  solcher  Auffassung  ist  falsch. 
Die  Erfüllung  der  Bedingungen  für  die  Production  (Kapitalbeschaffung,   Verwen- 
doLifsleitung,  Untemehmerth&tigkeit)  ist  ebenso  wichtig,  je  nachdem  wichtiger,  als  die 
Erfüllung    der    Ursachen    der   Production,    dio   directe    materielle   (lland-)Arbcits- 
leistoDsr.     Und  ,^rbeit^,  „wirthschaftliche*'  Arbeit  ist  Beides. 

Die  Methoden  zur  Lösung  der  dritten  Aufgabe  ergeben  sich 
wieder    aus    der  letzteren  selbst.    Hauptsache  ist  die  mindestens 
streng    logisch -gedankenmässige,    womöglich  experimentelle  oder 
nach  deren   Analogie  erfolgende   Isolirung  der  Ursachen,    Be- 
dingungen,   Wirkungen,  Folgen.     Für   die   gedankenmässige   Iso- 
lirnng    leistet  wieder  das  deductive   Verfahren,    wo   aus  nachge- 
wiesenen wie  angenommenen  psychischen  Motiven  abgeleitet  wird, 
besondere  Dienste.  Da  als  Ursache  wie  als  Bedingung  wirthschaft- 
licber  Erscheinungen   menschliche  Thätigkeiten   und  demnach  von 
Motiven  bestimmte  Willensacte  in  Betracht  kommen,  so  wird  gerade 
hier   das   deductive  Verfahren  von  vornherein   eine  bevorzugte 
Stellung  einnehmen.   Freilich  wieder  auf  Grund  innerer  und  äusserer 
Beobachtung  wird   man  möglichst  diejenigen  Motive   festzustellen 
haben,   welche,  und  die  Art  und  Weise,  wie  sie  einwirken   und 
dann  auf  die   Beschaffenheit  der  Handlung   und  Erscheinung  als 
einer  Wirkung  schliessen.  Aber  auch  von  angenommenen  Ursachen 
und  Bedingungen  wird  man  ausgehen   dürfen,    um   dann   zu   er- 
forjchen,  wie  die  Ableitungen  daraus  mit  der  Wirklichkeit  stimmen, 
wonach  darauf  jene  ersteren  Voraussetzungen   der  Deduction   be- 
nötigt  oder    berichtigt   werden.    Zu    diesem   Zweck    müssen    Be- 
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obachtungen  der  Erscheinungen  selbst  daher  immer  daneben  her- 
gehen, theils  nm  an  solchen  Beobachtungen  die  Schlüsse  des  de- 
ductiven  Verfahrens  zu  prUfen,  zu  berichtigen,  genau  zu  machen, 
theils  aber  auch  um  aus  ihnen  Regelmässigkeiten  in  der  Gestaltung, 
Wiederkehr,  Entwicklung  der  Erscheinungen  und  Abweichungen  da- 
von abzuleiten  und  so  direct  auf  die  Ursachen  und  Bedingungen  ge- 
führt zu  werden.  Demnach  also  auch  hier  die  Anwendung  des  inductiven 
Verfahrens.  Dasselbe  ist  dann  möglichst  so  zu  gestalten,  dass  es  die  Be- 
nutzung der  Methoden  der  expcrimentellenForschung  und  mit  deren  Hilfe 
eine  quasi-experimentelle  Isolirung  der  Ursachen  u.  s.  w.  ermöglicht 

Namentlich  die  vorgleicbende  Statistik,  ungleich  mehr  als  die  FoUendf 
niemals  einen  ,,cxactcn''  Beweis  gestattende  Geschichte  (Historik)«  wenigstens  die  rein 
liistorische  Methode,  und  immerhin  auch  noch  besser  als  die  vergleichende  historische 
Methode,  welche  sich  der  statistischen  doch  nur  nähert  (§.  81,  84  ff.),  hat  hier  eine 
wichtige  Aufgabe,  als  direct  die  Ursachen  und  Bedingungen  —  wenigstens  Dach 
hoher  Wahrscheinlichkeit  —  aufdeckendes  Probe  verfahren  gegenüber  den  Schlössen 
der  Deduction  aus  den  Motiven,  —  allerdings  Beides  unter  der  Voraussetzung  einer 
genügenden  technischen  Ausbildung  der  Statistik.  Weiteres  hierüber  unten  in  der 
Methodenlehre  (§.  81  ff.,  84),  wo  auch  darzulegen  sein  wird,  wie  die  Yerwickeltheit 
des  causalen  und  couditionellen  Zusammenhangs  die  Schwierigkeiten  der  ausschliess- 
lichen Anwendung  sowohl  des  deductivcn  als  iuductiven  Verfahrens  steigert  und  die 
Ergebnisse  jedes  einzelnen  unsicherer  macht,  was  wiederum  nur  um  so  mehr  znr 
Verbindung  beider  Verfahren  nOthigt.  Dass  auch  dabei  das  deductive  Verfahren 
seinen  Vorzug  behauptet,  erklärt  sich  daraus,  dass  es  Öfters  allein,  mindestens  ge- 
daiikenmässig,  die  Ursachen  zu  isoliren  und  methodisch  von  den  einfacheren  zu  den 
verwickeiteren  Fällen  vorzugehen  gestattet. 

B.  —  §.  62.    Die  drei  letzten  oder  die  practischen 
Aufgaben.     Hatten   es  die  drei  analysirten  ersten  Aufgaben  mit 
dem  Sein,   Werden,  dem  Wesentlichen  und  dem  Gelegentlichen, 
mit    den    Ursachen    und    Bedingungen    der    wirthschaftlichen  E^ 
scheinungen  zu  thun,  so  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  etwas  hier 
von  durchaus  Verschiedenem :  einmal  mit  Werthurtheilen,  die  vierte   - 
Aufgabe,  sodann  in  Anknüpfung  daran,  mit  Aufstellung  von  Ideat  ^ 
bildern   und   Messen   der  Wirklichkeit  daran ,  die  fünfte  Aufgabe^ 
und   schliesslich   mit  Hinweisungen   auf  die  Mittel  und  Wege,  am 
die  Wirklichkeit  in  der  Richtung  nach  diesen  Idealbildern  zu  siek    . 
entwickeln   zu   lassen  und  zu  diesem  Behufe  auf  sie  zweckmässig 
einzuwirken,  die  sechste  Aufgabe. 

Die  Möglichkeit  und  die  Vernünftigkeit,  solche  practische  * 
Aufgaben  überhaupt  zu  stellen,  ist  an  zwei  nicht  zu  trennende  : 
Voraussetzungen  gebunden,  dass  es  sich  hier  nemlich  um  mensch-  : 
liehe  Wo  hlfahrtsinteressen  handelt  und  dass  die  betreffen-  ! 
den  wirthschaftlichen  Erscheinungen  durch  den  menschlich ei  - 
Willen  (Tliun,  Handlungen,  Unterlassungen)  in  einer  diesen  Intev-  ■". 
essen  mehr  oder  weniger  dienlichen  Weise  beeinflusst  werden  können,   t 
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Fehlte  die  erste  VoranssetzuDg ,  so  hätte  es  keinen  Sinn,  selbst  nur  die  vierte, 
feschwdge  die  fünfte  und  sechste  Aufgabe  zu  stellen.  Fehlte  die  zweite  Voraus- 
Setzung,  so  iOnnte  zwar  immer  noch  die  vierte  Aufgabe  auftauchen,  wenn  Wohlfahrts- 
ioteressen  der  Menschen  in  Frage  kämen  —  z.  B.  menschlich  nicht  beeinflussbaren 
KatoTthatsachen,  so  doch  im  Wesentlichen  dem  Klima,  der  Bodenbeschaffenheit  (Structur, 
Inhalt)  gegenüber.  Selbst  die  fünfte  Aufgabe  fiele  nicht  nothwendig  völlig  fort, 
wenn  sie  aach  kein  practisches  Interesse  mehr  hätte.  Aber  die  sechste  Aufgabe 
käme  nattirlich  gar  nicht  in  Betracht. 

Die  Art  und  Weise,  wie  und  die  InteDsivität,  in  welcher  die  drei 
practischen  Aufgaben  hervortreten,  wird  daher  auch  bestimmt  einer- 
seits   von  der  Auffassung   dessen,    was  man  unter  menschlicher 
Wohlfahrt  versteht,  von  der  Werthlegung  darauf,  von  der  Bedeu- 
tung, welche  man  den  wirthschaftlichen  Dingen  flir  diese  Wohlfahrt 
beimisst  und   anderseits  von  der  Ansicht  und  Einsicht,  dass  und 
wie   menschliche  Willensacte,    Handlungen   im  Stande  sind,    die 
wirthschaftlichen  Erscheinungen    in    der   Richtung    der   dem    vor- 
schwebenden Wohlfahrtsideale  sich  nähernden  Entwicklung  zu  be- 
einflussen.    In    ersterer  Hinsicht   ist   deshalb    der  ganze  Cultur-, 
Sitten-,  Religionszustand  eines  Zeitalters,   in   zweiter  Hinsicht  das 
gewonnene  Verständniss  der   ökonomischen  und   technischen   Ent- 
wicklnngsbedingungen  desWirthschaftslebens,  die  naturwissenschaft- 
liche Einsicht  in  die  Naturkräfte  und  das  technische  und  ökono- 
mische  Vermögen,   diese  Einsicht  für   die  Zwecke  der  Production 
zn  ?erwertben,  maassgebend.  Das  Auftauchen  der  drei  practischen 
Aufgaben  ist  demnach  selbst  wieder  als  ein  notbwendiges  Product 
eines    bestimmten    höheren    Entwicklungsstadiums    von    Technik, 
Wirthschaft  und  Caltur  anzusehen. 

Es  wird  so  erklärlich,  was  die  Geschichte  der  Volkswirthschaft,  der  Politik,  der 
Culmr  bei  höher  entwickelten  Völkern ,  in  der  modernen  Welt  daher  besonders  seit 
dem  Ausgang  des  Mittelalters  in  den  letzten  Jahrhunderten  zeigt:  das  schärfere  und 
bevnsstere  Hervortreten  der  materiellen ,  der  wirthschaftlichen  Interessen  und  einer 
Wirtbschaftstheorie  und  Praxis,  welche  immer  zielbewusster  diesen  Interessen  dienen. 
^'is  wir  in  der  Gegenwart  sehen »  das  volle  üebergewicht  der  materiellen  Interessen, 
die  Ansicht  von  ihrer  entscheidenden  Bedeutung  für  das  geistige  und  sittliche  Volks- 
leben, die  üeberzeugung  von  derselben  Bedeutung  des  technischen  Fortschritts  für 
die  menschliche  Wohlfahrt,  d.  h.  für  das.  was  man  heute  darunter  versteht,  —  das 
Alles  ist  nur  ein  Glied  in  der  ganzen  Entwicklung  des  geistigen  Lebens  der  modernen 
Gulturrölker.  Die  „materialistische**  Geschichtsauffassung  und  Evolutionstheorie  des 
Socialismus  mit  ihrer  Ueberschätzung  der  Möglichkeit  und  der  practischen  Bedeutung 
d'js  technischen  Fortschritts  stellt  nur  wieder  das  äusserste  Extrem  in  dieser  Entwick- 
Isng  dar. 

Es  ist  daher  klar,  dass  bei  Völkern  und  in  Zeitaltern,  wo  die  irdischen  Inter- 
eaea  nach  religiösen,  allgemein  verbreiteten  und  mächtig  Jedermann  beeinflussenden 
Afischauungen  an  Bedeutung  znrück.«itehen ,  Aufgaben  wie  unsere  drei  practischen 
tWhaupt  wenig  hervortreten.  Nicht  minder,  wo  nach  Recht  und  Sitte  und  nach  der 
äe  tragenden  allgemeinen  Volksuberzeugung  das  gesammte  Wirthschaftsleben ,  die 
&eüang  der  Stände,  der  Einzelnen  darin  streng  gebunden  sind  und  vielleicht  sogar 
j  bkA  der  herrschenden  religiösen  Auffassung  als  gottgewollte  Einrichtungen  gelten, 
I  ^  fehlt  die  Kritik  des  Bestehenden  oder  bleibt  machtlos  auf  einzelne  Köpfe  be- 
scKräükt  und  damit  fehlen  auch  wieder  die  Bedingungen  für  das  Hervortreten  unserer 
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drei  Aufgaben.  Jo  niedriger  der  Stand  der  Prodactionstechnik  auf  allen  Gebieten 
wirthschafdicher  Tliätigkeit  ferner  ist,  je  sichtbarer  und  fühlbarer  bei  mangelnder 
Einsicht  in  Wesen  und  Wirken  von  Naturkräften  die  äussere  Natnr  wie  eine  fast  un- 
verrückbare Schranke  dem  Menschen  und  seinen  wirthschaftlichen  Bestrebungen 
gegenUberhtelit«  je  mehr  seine  Muskelkraft  in  der  Production  noch  allein  der  kraft- 
gebende  Factor  ist,  seine  Geisteskraft  sich  nur  in  eng  begrenztem  Maasse  bei  dar 
Losung  der  technischen  Productionsproblemc  erfolgreich  bethätigen  kann:  desto  mehr 
wird  natürlich  —  und  grade  von  den  Vernünftigsten,  Nüchternsten  —  der  historisch 
überkommene ,  thathächlich  bestehende  Zustand  des  Wirthschaftslebens  als  etwas 
Naturnothwendiges,  wenig  oder  nicht  Veränderliches,  die  mit  diesem  Zustand 
verbundene  sociale  Ordnung  ebenfalls  als  etwas  Festes,  wieder  aach  als  etwa» 
..Natürliches*',  nicht  als  etwas  in  Entwicklung  begriffenes  oder  gar  Willkührlichcft 
angesehen.  Und  abermals  tauchen  daher  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  jene 
drei  Aufgaben  auch  gar  nicht  auf,  ja  es  gicbt  unter  solchen  Verhältnissen  ttberhäopt 
noch  keine  „Wissenschaft'*  vom  Wirthschaftsleben.  Nur  in  der  Phantasie,  1» 
Mährchen,  in  einer  Zauberwelt  beschäftigt  sich  der  Volksgeist  mit  derartigen  Auf- 
gaben und  schafft  sich  ein  Rild  vom  „Schlaraß'enlande*'. 

Umgekehrt  natürlich,  je  mehr  religiöse  Anschauungen  an  Macht  verlieren,  da» 
.,Irdische*' ,  „Weltliche"  an  Werthschätzung  gewinnt,  die  Freude  daran  wächst,  die 
alte  wirthschaftlichc  und  sociale  wie  die  politische  Gebundenheit  der  Classen,  Stände, 
Einzelnen  sich  lockert,  der  Kriticismus  und  Individualismus  sich  verbreiten,  das  in 
liecht  und  Wlrthschaft  Ueberkommenc  und  Bestehende  als  etwas  mehr  oder  weniger 
Willkührliches  erscheint,  die  Naturwissenschaften  fortschreiten,  die  auf  sie  gestutzte 
Technik  ..Wunder  schafft**,  welche  alle  frühere  Phantasie  und  Zauberwelt  fibertreffen: 
desto  mehr  wird  das  Wiithschaftsleben  und  die  davon  bedingte  sociale  Ordnung  selbst 
Gegenstand  kritischer,  wissenschaftlicher  Betrachtung,  erkennt  man  es  als 
einen  sich  bewegenden,  sich  entwickelnden,  von  eigenen  „Gesetzen'*  abhängigen 
Organismus,  prüft  man  es  an  einem  Wohifahrtsideal ,  vergleicht  daran  die  Wirklich- 
keit und  sinnt  auf  „Reformen**,  d.  h.  man  stellt  sich  eben  immer  klarer  die  drei  hier 
in  Rede  stehenden  Aufgaben.  Einseitigkeiten,  wie  sie  dann  etwa  in  Betreff  der  WOr- 
digung  des  technischen  Productionsfortschritts  und  seiner  weiteren  Entwicklung,  ab 
eine  Art  „socialtechnische  Zukunftsmusik'*  begegnen  —  nirgends  mehr  als  in  den 
Phantasieen  des  Socialismus  —  werden  dann  wieder  psychologisch  begreiflich,  zonal 
in  einem  Zeitalter  wirklichen  raschen  technischen  Fortschritts.  Die  nüchterne,  die 
wirklich  wissenschaftliche  Auffassung  muss  vor  Ueberspanntheit  und  Illusionen  aiob 
in  diesem  und  grade  in  diesem  Puncte,  hinsichtlich  eines  „socialistischen  Schlaraffi»- 
lands**  natürlich  warnen.  Aber  sie  darf  und  muss  doch  auch  den  richtigen  Kern  Ten 
Wahrheit  festhalten,  welcher  hier  immer  mit  vorliegt. 

Man  läuft  am  Wenigsten  Gefahr,  bei  der  Beschäftigung  mit 
den  drei  practischen  Aufgaben  den  wissenschaftlichen  Bodai 
zu  verlassen,  wenn  man  in  Betreff  folgender  Puncte  besonnen  vor- 
geht. Einmal  wenn  man  das  geschichtlich  Ueberkommene  und 
thatsächlich  Vorhandene  selbst  als  ein  wenigstens  seinerzeit  Nodh 
wendiges  auffassen  und  verstehen  lernt,  das  eben  deswegen  aaeh 
seine  mindestens  relative  Berechtigung  hat  und  wenn  man  es  flir  « 
alle  Reformfrngen  in  Theorie  und  Praxis  zum  Ausgangspunct  nimmt 
Ferner  wenn  man  bei  der  allerdings  nothwendigen  und  richtigen  < 
Würdigung  des  Einflusses  der  Rechtsordnung  auf  die  Gestal-  ii 
tung  des  Wirthschaftslebens,  auf  Production  und  Vertheilang  — ,  . 
so  namentlich  bei  der  Würdigung  der  maassgebenden  Bedeotuog 
der  Eigenthun)s-,  auch  speciell  der  Privateigenthumsordnang  in  Be-  - 
treff  der  sachlichen  Productionsmittel  hierfür  —  in  der  Kritik  dit 
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Rechtsordunng  ans  den  wirthschaftlichen  und  socialen  Folgen  der 
letzteren  heraus  die  jeweilige  Rechtsordnung  doch  selbst  wieder 
als   ein    wenigstens    relativ  nothwendiges  geschichtliches  Product 
aoffassty  welches  nur  wieder  mit  Aenderung  auch  allgemeiner  tech- 
nischer,  wirthschaftlicher,   socialer,  culturlicher,  sittlicher  Verhält- 
nisse eine  passende  Aenderung  erfahren  kann.  Endlich  gilt  es  die 
wichtigste,   aber  auch  gerährlichste  Illusion  des  doctrinären  Radi- 
calismns,  wie  gegenwärtig  namentlich  des  extremen,  wissenschaft- 
lichen wie   politisck- agitatorischen  Socialismus,  zu  vermeiden,  auf 
die  im  vorigen  Kapitel  schon  wiederholt  hingewiesen  wurde:  nem- 
lieh  die  äussere  Natar,  weil  wir  grosse  Fortschritte  in  der  Erkennt- 
niss  ihrer  Gesetze  machen  und   diese  Erkenntniss  immer  mehr  in 
der  Technik  benutzen  lernen,  und  die  menschliche  psychische  Natur, 
weil  sie  von  äasseren,  auch  wirthschaftlichen,  socialen  Lebensver- 
baitnissen  beeinflusst  wird,  nicht  in  höherem  Grade  als  bewegliche, 
biegsame,   bildsame  Factoren  anzusehen,  als  sie  thatsächlich  sind. 

In  Betreff  der   äasseren  Natur  wird  dieser  Fehler  zwar,    wOrtlich   fi^esprochen, 
harn  ^macht,  indessen  in  der  Ueberschwänglicbkeit,  mit  der  die  uaturwissenschaft- 
Hcheo  und   technischen  Fortschritte  gepriesen  werden,   läuft  eine  Anschauung  leicht 
oater.  welche  die  bleibende  harte  SprOdigkeit   der  Natur  selbst  zu  übersehen  geneigt 
Bt    In  Betreff  der  psychischen  (ond  ethischen)  Natur  des  Menschen  aber  macht  sich, 
vie  wir  früher  sahen,  die  Neigung  bomerklich,  die  Vcränderungsfähigkeit  des  mensch- 
lichen Trieblebens  und  der  Motivation  nicht  nur  für  viel  zn  leicht,  sondern  auch  für 
Tiel  zu  gross  —  selbst  in  denkbar  weitestgehenden  Fällen  —  anzusehen,  woraus  denn 
jeae  viel  zu  optimistischen  Folgerungen   des  Socialismus  gezogen  werden.      Hier  g^lt 
es  Tor  Allem,    für   die   nüchterne  Wissenschaft  auch  bei  der  Behandlung  der  prac- 
äscben  Aufgaben  Maass  zu  halten  und  sich  vor  dem  Wahne  zu  hüten,  dass  durch  die 
Uose,    wenn    auch    vielleicht    noch  so  richtige   Kritik    des  Bestehenden    schon    der 
Beweis  für  dessen  noth wendige  und  erspriessliche  Beseitigung  und  Bcseitigbarkeit  und 
Ersetzbarkeit  durch  ein  völlig  Anderes,  Neues  geliefert  sei.   Denn  die  Möglichkeit  und 
die  bessere  Bewährung  eines  solchen  Neuen  ist  durch  eine  solche  Kritik  ja  nicht  schon 
bewiesen,  sondern  setzt  immer  einen  eigenen  directen  Beweis  voraus.    Bei  diesem  mag 
sieht  die  Angabe  jeder  Einzelheit   eines  socialökonomischcn  zukünftigen  Neubaues  im 
Torans    zu   verlangen   sein,    wohl  aber   die  Vereinbarkeit  des  Bauplans  wie  mit  den 
Naturgesetzen,  mit  welchen  jede  Technik  in  der  Production  zu  rechnen  hat,  so  aucli 
Bit   den   psychischen .    im  Wesentlichen   festen  Grundzügen   der  menschlichen  Natur. 
Das   mnss    namentlich  gegenüber  dem   positiven  Programm   des  Socialismus  und  der 
bequemen,   jet^t    sogar    mit  einem   wissenschafdichen  Mäntelchen   gedeckten  Doctrin 
festhalten   werden,    „keine  Gemälde  des  socialistischen   Zukunftsstaats** ,    als    etwas 
viseoschafilich  Unthunliches,  Utopisches,  entwerfen  zu  wollen  und  zu  können  (s.  fol- 
genden §.)^)- 

Dem  wissenschaftlichen  Character  der  drei  letzten  Auf- 
gaben nnd  der  Einheitlichkeit  der  Disciplin,  in  welcher  diese  Auf- 
§iben   eben   nur  ein   zweiter  Theil  der  wissenschaftlichen  Ge- 

'i  Vgl.  die  in  diesem  Puncto  characteristischen  Ausführungen  in  dem  Aufsatz 
4er  Entwurf  des  neuen  Parteiprogramms*'  in  der  socialdemokratischeu  Zeitschrift 
5«ie  Zeit,  B.  IX,  2,  S.  723  ff.,  749  ff.,  bes.  S.  757,  75S.  Darüber  meine  Kede  auf  dem 
w.-söc,  Congress  1S92. 
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sammtaufgabe  sind,  entspricht  es  auch  allein,  wenn  bei  denselben 
an  die  Ergebnisse  der  Beschäftigung  mit  den  drei  ersten  Anfgaben 
angeknüpft  wird.  Zu  diesen  Ergebnissen  gehört  nun  u.  A.  nament- 
lich die  Erkenntniss  der  Einwirkung  der  Privatrechtsordnung ,  be- 
sonders der  Privateigenthunis-  und  der  Vertragsrechtsordnung  auf 
die  gesammte  Gestaltung  der  Production  und  Vertheilung  und  auf 
die  einzelnen  wirthschaftlichen  Erscheinungen  auf  beiden  GebieteD. 
Diese  Einwirkung  gilt  es  zu  beurtheilen,  sie  an  einem  aufzustellen- 
den Idealbilde  der  Production  und  Vertheilung  zu  prfifen  und  danach 
Mittel  und  Wege  der  Reform  zu  erwägen,  aber  eben  immer  unter 
Berücksichtigung  der  gegebenen  äusseren,  wenn  auch  im  steigenden 
Maasse  durch  naturwissenschaftlich-technische  Fortschritte  unter  die 
Herrschaft  des  Menschen  gelangenden  Natur  und  der  im  Wesent- 
lichen ebenfalls  in  ihrem  Triebleben  und  ihrer  Motivation  gegebenen 
und  darin  nur  geringfügiger  und  besten  Falles  höchst  langsamer 
und  schwer  allgemeiner  zu  machender  Veränderungen  fähigen 
psychischen  menschlichen  Natur. 

Z.  B.  die  Bedeatnng  der  Specnlation ,  der  CoDJnnctor  fQr  Prodaction  and  Yer- 
theilong,  der  Einflass  der  zersplitterten  und  planlosen  Prodactionsweiso  auf  den  Gang 
der  Production,  die  Einwirkung  des  Privateigentbums  an  den  sachlichen  Production»* 
mittein  auf  den  Arbeitslohn ,  auf  Rentenbildung  (Grundrente !) ,  auf  prirate  Kapital- 
bildung, auf  sociale  SteUong  wird  durch  die  Untersuchungen  im  Gebiete  der  theo- 
retischen Aufgaben,  besonders  der  dritten,  ermittelt.  Es  ist  natürlich  und  wifcsen- 
schaftlich  durchaus  berechtigt,  diese  Ergebnisse  nun  bei  der  Behandlung  der  practischen 
Aufgaben  zum  Ausgangspuncte  zu  nehmen  und  daraufhin  z.  B.  auch,  wenngleich  zu- 
nächst nur  vom  Standpuncte  der  Kritik  aus,  selbst  sehr  weitgehende  Veränderongien 
der  Eigcnthumsordnung  für  wUnschenswerth  zu  erklären.  Ob  und  wie  dieselben  dann 
zu  erfolgen  haben,  hängt  freilich  erst  von  der  vorhin  geforderten  BeweisfQhrang  ihrer 
Ausführbarkeit  und  ihrer  wenigstens  muthmaasslich  besseren  Bewährung  ab.  Aber 
begreiflich  und  principicU  richtig,  auch  correct  wissenschafUich  ist  es  doch,  daM 
grade  nach  jenen  Ergebnissen  aus  der  Arbeit  im  Gebiete  der  theoretischen 
Aufgaben  tiefgreifende  Eigcnthumsreformen,  entsprechende  Veränderungen  der  wirtk- 
schaftlichen  Organisation  verlangt  werden  (z.  B.  in  den  Verhältnissen  slftdtischeii, 
namentlich  grossstädtischen  Grundeigenthums),  indem  eben  an  das  historisch  Ueber- 
kommene  und  zu  Recht  wie  tbatsächlich  Bestehende  der  Maassstab  der  social« 
Ökonomischen  Kritik  gelegt  wird.  Mit  der  Ausbildung  der  Politischen  Oekonomie 
als  theoretischer  Wissenschaft  hat  man  eben  einen  kritischen  Maassstab  gewonnei, 
welcher  früheren  Zeiten  fehlte.  Die  Diagnose  der  historischen  Wirthschaftsordnaag 
ist  eine  ganz  andere  geworden,  die  Prognose  desgleichen.  Es  ist  nur  natürlich,  dan 
auch  das  therapeutische  Verfahren  sich  demgemäss  ändern  muss.  Hier  trifit  die  Ana- 
logie mit  den  Verhältnissen  auf  naturwissenschaftlich-medicinischem  Gebiete  durchaM 
zu.  Die  Therapie  bleibt  freilich  auf  beiden  Gebieten  das  Schwierigste  und  bbher 
Mangelhafteste.  Aber  dass  sie  sich  in  den  Bahnen  der  wissenschaftlichen  Diagneie 
bewege,  ist  doch  ein  in  beiden  Fällen  gleich  berechtigtes  Verlangen,  bei  aller  Mangel- 
haftigkeit und  Lückenhaftigkeit  der  Diagnose  selbst  noch.  Ein  blosses  Guriren  aa 
den  Symptomen  ist  in  der  auf  den  Ergebnissen  der  theoretischen  Arbeit  der  PoU- 
tischen  Oekonomie  sich  aufbauenden  wirthschaftlichen  Praxis  oder  Therapie  lo 
wenig  mehr  ausreichend,  als  in  der  auf  naturwissenschaftlichem  Fundament  stehendei 
medirinisrhen  Therapie. 

§.  63.  —  1.    Die  vierte  und  fünfte  Aufgabe  stehen  in  so 
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Dgem  ZusammenbaDge,  dass  sie  gleich  vereint  hier  besprochen 
rerden.  Bei  der  vierten  Aufgabe  handelt  es  sich  um  Werth- 
rtheile,  bei  der  ftlnften  am  die  Gewinnung  eines  Maas s Stabes 
Ir  dieae  Urtheile  an  einem  Idealbilde,  welches  theils  zu  diesem 
Iweeke^  dem  Vergangenen  und  Gegenwärtigen  gegentlber,  theils 
u  dem  practischen  Zweck,  dem  Zukünftigen  eine  Richtung  an- 
uweisen,  aufzustellen  ist. 

In  der  vierten  Aufgabe  sind  daher  die  wirthschaftlichen  Er- 
^einuDgen  und  ihr  Verlauf,  ihre  bisherige  Entwicklung  und  ihre 
^eiterentwicklungstendenz  zu  beurtheilen  in  ihrer  Bedeutung  oder 
ihrem  Werthe  für  die  durch  diese  Erscheinungen  nächstberUhrten, 
mit  ihnen  in  unmittelbarer  Verbindung  stehenden  Personen  (Pro- 
dneenten,  Consumenten,  Theilnehmer  am  Productionsertrage ,  Ver- 
kiufer,  Käufer  u.  s.  w.),  fUr  engere  und  weitere  Volkskreise,  schliess- 
lich fQr  die  ganze  socialökonomische  Gemeinschaft,  das  „Volk'', 
daher  hinsichtlich  des  Arbeitsmaasses ,  der  Arbeitsart,  der  Be- 
dflrfnissbefriedigurg  nach  Kosten,  Art,  Umfang,  Gesichertheit. 

Ein  solches  Urtheil  setzt  aber  Vergleichungen  und  diese 
setzen  wieder  einen  Maassstab  voraus,  wie  er,  wenn  auch  nicht 
immer  mit  klarem  Bewusstsein ,  auch  bei  jedem  Urtheil  über  Er- 
scheinungen im  Gebiete  der  Production  und  Vertheilung  angewendet 
irird,  z.  B.  bei  der  Beurtheilung  der  Produetivität  eines  ökonomisch- 
eebnischen  Verfahrens,  eines  Kostenbetrags,  eines  Preises ,  eines 
l.ohDes,  Gewinnes  u.  s.  w.  Unmittelbar  ergiebt  jede  Vergleicbung 
iirischen  zwei  Erscheinungen  derselben  Art,  z.  B.  zwei  Productions- 
erfahren,  zwei  Kostensätzen,  zwei  Qualitäten,  Preisen  derselben 
Vaare,  Löhnen  derselben  Arbeit,  zwei  ökonomischen  Lebenslagen, 
ichon  Anhaltspuncte  zu  einem  Urtheil,  indem  die  Differenz,  welche 
lie  Beobachtung  zeigt,  im  einen  Fall  günstig,  im  anderen  un- 
(flnstig  erscheint  und  danach  sich  das  Urtheil  richtet.  Aber  da- 
nit  wird  noch  kein  allgemeiner  Maassstab  gewonnen,  nach 
irelchem  sich  ein  allgemeines  Urtheil  fällen  Hesse.  Ein  solcher 
ilaassstab  liegt  in  einem  Idealbilde,  mit  welchem  man  dann 
die  Wirklichkeit  vergleicht  und  die  Differenz  zwischen  Ideal  und 
Wirklichkeit  misst. 

Ein  solches  Idealbild  darf  aber  natürlich  kein  willkUhrliches 
Phantasiebild  sein,  das  keinen  practisch  brauchbaren  Maassstab 
abgeben  würde.  Es  braucht  aber  auch  keineswegs  ein  solches  zu 
*«ii.    Vielmehr  lassen   sich  genügende  Anhaltspuncte  finden ,   um 
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ein  Idealbild  von  realistischem  Werthe,  welches  einen  brauch- 
baren Maassstab  abgeben  kann,  aufzustellen^). 

Die  Aufgabe  theilt  sich  für  das  Gebiet  der  Fragen  der  Pro- 
duction  und  der  Vertheilung. 

Auf  erst  er  eni  niuss  zunächst  nach  dem  jeweiligen,  empirisch 
festzustellenden  Stande  des  besten  ökonomisch-technischeD 
Könnens  ermittelt  werden,  was  die  Production  qualitativ,  quanti- 
tativ, nach  dem  Kostenpuncte  überhaupt  zu  leisten  fähig  ist.  Damit 
ist  das  jeweilige  Ideal  der  ökonomisch-technischen  Leistungsfähige 
keit  der  Production  gefunden.    Mit  demselben  ist  die  ökonomisch- 
technische Wirklichkeit  des  Producirens  zu  vergleichen  und  nach 
der  Differenz  zwischen  Ideal  und  Wirklichkeit  die  letztere  zu  be- 
urtbeilen.  Das  Ziel  muss  dann  sein,  sich  diesem  Ideale  möglichst 
zu  nähern,   soweit  rein  ökonomisch -technische  Rücksichten  allein 
hier  maassgebend  sind,  was  freilich  nicht  immer  der  Fall  ist   So- 
dann ist  aber  auch  iUr  die  Production  und  ihre  Leistung  im  Ver-   ' 
hältniss    zum    Güterbedarf  für    die  Bedürfnissbefriedi* 
gung  ein  Ziel  aufzustellen  und  dadurch  wieder  ein  zweites  ent- 
sprechendes Ideal   zu    gewinnen,    welches  der  Wirklichkeit  zam 
Maassstab  der  Beurtheilung  dienen   kann.    Dieses  Ziel  und  Ideal 
ändert  sich  freilich  zeitlich  (geschichtlich)  und  örtlich  immer  wieder 
und  lässt  sich  nur  für  eine  gegebene  wirthschaftliche  Entwicklung 
und   für  eine  gegebene  Weiterbildung  derselben,  daher  besonden  ' 
nur  für  einen  gegebenen  Stand  der  Productionstechnik  und  eine  ' 
gegebene  Bevölkerungsgrösse  und  für  einen  gegebenen  Fortschritti-  } 
grad  ersterer  und  Zuwachsgrad  letzterer  aufstellen.   Das  Ziel  moai  H 
unter  diesen  Voraussetzungen  sein,  dass  innerhalb  eines  Gemeil^;;'^ 
Schaftskreises,   wie  insbesondere  eines  Volks  (in  der  „Volkswirdh  f 
schaff*),  eine  richtige  Höhe  und  Beschaffenheit  und  ein  richtigen  ^^ 
Kostenmaass  der  Production,  bzw.  der  Ergiebigkeit  derselben  nad  * 
der  Producte    selbst    behufs  der  angemessenen  Bedürfnieebe^  ^ 
friedigung  des  Gemeinschaftskreises,  des  Volks  erreicht  wird. 

Daher  in  ersterer  Hinsicht,  in  Botreff  der  Menge  und  Art  der  Prodacte  torlfllÄ 
und  Derartiges,  dass  die  gerechtfertigten  materiellen,  geistigen,  sittlichen  BedOrfidM.i 
des  Volks  in  nicht  zu  kleinem  und  dürftigem,  aber  auch  in  nicht  zu  groBiom  nA.i 
üppigem  Maasse  befriedigt  werden,  welches  letztere  ebenfalls  nicht  ein  „Ziel"  d«'^ 
wirthschaftlichen  Entwicklang  sein  darf,  wenn  man  in  der  Regel  auch  nur  an  4^^ 
andern  Fall,  an  die  Ucberschreitung  der  Production  gegenüber  den  BedürfdiBMa »  aa  1 
die  „zu  kleine''  Production  denkt.    In  zweiter  Hinsicht,  in  Betreff  der  Kosten,  fBOMr-f 


i    i.- 


')  Vgl.  auch  hier  wieder  die  zutreffenden  Bemerkungen,  welche  Knies 

1S55  gegen  Koscher  wesentlich  iihnlioh  machte,  Polit.  Ockon.  2.  A.  S.  42.    Awdtr. 
Eiscnhardt,  Geschichte,  2.  A.,  S.  234  ff.  .    ■-*' 
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öue  solche  Gestaitong  der  letzteren,  welche  dem  erreichbaren  Kostenminimum.  daher 
lern  erreichten  Stande  der  Technik  nnd  dem  regelmässigen  Fortschritt  denselben  mOg- 
ichdt  allgemein  entspricht,  was  dann  auf  die  ErmOglichung  angemessener  Bedürfniss- 
»efriedigong  des  Volks  zarttckwiikt  ^). 

Damit  ist  das  Ideal  einer  den  Bedürfnissen  entsprechenden 
LeistODgsfähigkeit  der  Prodnetion  gefanden,  mit  diesem  Ideal  ist 
ineder  die  Wirklichkeit  zu  vergleichen,  daran  za  messen,  danach 
m  benrtheilen  und  diesem  Ideal  gilt  es  sich  dann  in  der  Wirk- 
ichkeit  möglichst  zu  nähern. 

Aach  anf  dem  Grebiete  der  Fragen  der  Vert heilang  ist  es 
D5glicby  wie  wir  später  im  3.  Bache  näher  zeigen  werden,  ein 
ütl  und  Ideal  anfzastellen ,  freilich  aach  hier  nar  ein  historisch 
lod  Ortlich  veränderliches,  namentlich  immer  nar  für  einen  ge- 
i^benen  Stand  der  Prodactionstechnik  and  der  Bevölkerangsgrösse 
lud  ftir  eine  gegebene  Fortentwicklang  beider.  Der  Antheil  der 
blasse  nnd  des  Einzelnen  am  Prodactionsertrage  entscheidet  über 
lie  ihnen  mögliche  relative  Bedürfnissbefriedigang.  Wie  er  sich 
)assend  zn  gestalten  hat,  ist  vom  Standpancte  des  daaemden 
^rahren  Interesses  der  Gemeinschaft,  des  Volksganzen  aas 
erwägen.  Sobald  einmal  die  Prodactionstechnik  die  Prodactivität 
1er  nationalen  Arbeit  hinlänglich  gesteigert  hat  nnd  die  Bevöl- 
kerangsgrösse nnd  ihr  Wachsthnm  sich  in  den  erforderlichen 
Srenzen  im  Verhältniss  zam  technischen  and  Prodactionsfortschritt 
hält  —  immer  eine  indispensable  Bedingang  in  dieser  Frage, 
vras  der  Socialismas  fälschlich  ganz  anbeacbtet  lässt  —  so  darf 
aoch  bei,  ja  gerade  bei  einem  auf  der  Privateigenthamsordnung 
anfgebaaten  Prodactionssystem  als  ideales  Ziel  folgende  Vertheilung 
hingestellt  werden:  einmal  hinsichtlich  der  wesentlich  von  der  Ver- 
werthung  ihrer  Arbeitskraft  lebenden  Volksclassen,  der  sogen,  „ar- 
beitenden" Classen  i.  e.  S.,  eine  Beantheiligung  derselben  am  Er- 
trage, welche  ihnen  die  Befriedigang  der  Bedürfnisse  in  einem  ihre 
physische,  geistige  and  sittliche  Entwicklung  verbürgenden  Um- 
fang und  in  einer  entsprechenden  Art  sowie  ibre  Theilnahme  an 
Cultargütern   gestattet  und  mit  steigender  Productivität  der  natio- 

')  Vgl.  hierzu  das  Buch  you  H.  Losch,  nationale  Production  und  nationale 
BemCsgliedeniDg ,  Leipzig  1892,  wo  die  wirkliche  technische  Leistung  auf  vielen 
Prodoctioüsge bieten  mit  der  unter  besonders  günstigen  Umständen  S(^hon  erreichten 
'ersuchen,  die  Ditferenz  gemessen  und  die  allgemeine  Erreichung  dieser  technischen 
H&be  als  ideales  Ziel  hingestellt  wird.  Lehrreiche  statistische  Ausfiihrungen,  nur  dass 
Widern  Schiuss  die  Bedingtheit  der  wirklichen  allgemeinen  Lage  der  Produc- 
ti'Qite'.hnik  dunh  die  gegebenen  Verhältnisse ,  die  örtliche  Vertheilung  der  Be- 
^'.'.rTiing  und  dgJ.  nicht  genügend  beachtet  wird. 

1- Wa-ner,  Grandleifnng.    3.  Auflage.    1.  Theil.    Grundlagen.  11 
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nalen  Arbeit  dieser  Classen  eine  mindesteDS  verhältnissmässig  mit- 
wachsende Verbesserung  ihrer  wirthschaftliehen  Lage  gewährt 
(Rodbertns);  sodann  hinsichtlich  der  besitzenden  and  höheren  Gte- 
sellschaftsclassen  eine  Höhe  nnd  Art  des  Erwerbs,  welche  ihren 
wirthschaftliehen  Leistungen  im  Interesse  der  Production  nnd  ihrer 
Function  im  Interesse  der  gesellschaftlichen  Gultur  entsprechen, 
daher  mit  richtiger  Beschränkung  des  Maasses  des  Erwerbs  nnd 
mit  thunlichstem  Ausschluss  ökonomisch  unreellen  und  ethisch  be- 
denklichen Erwerbs. 

Mit  einem  solchen  Idealbilde  der  Vertheilnng  ist  dann  wieder 
die  wirkliche  Vertheilung  und  die  dadurch  bedingte  Lebenslage 
und  Lebensführung  der  Classen  und  Einzelnen  zu  vergleichen, 
daran  zu  messen,  danach  zu  beurtheilen. 

Die  Thatsachen  der  Wirklichkeit,  welche  man  zur  Lösnng 
der  vierten  und  fünften  Aufgabe  braucht,  sind  durch  äussere 
Beobachtung  zu  ermitteln;  die  Thatsachen  zur  Feststellung  der  i 
idealen  Production  nicht  minder.  Bei  der  Ableitung  der  Ent-  \ 
Wicklungstendenzen  der  beiderlei  Reihen  von  Thatsachen  wird  das  i 
ans  psychischen  Motiven  Schlüsse  und  Folgen  ableitende  Verfahren  '' 
der  Deduction  aber  auch  hier  mit  zur  Anwendung  kommen.  Bei  « 
der  Aufstellung  der  Idealbilder  der  Production  und  Vertheiiang  ;\ 
hat  man  sich  immer  auf  dem  Boden  derjenigen  Thatsachen  n  4 
halten,  welche  hinsichtlich  der  gegebenen  äusseren  Natur  and  ;^ 
psychischen  menschlichen  Natur,  der  gegebenen  Naturerkenntnte  ^ 
und  der  Fortschritte  darin  und  des  gegebenen  und  nach  bisherigen  ^ 
Maasse  sich  weiter  entwickelnden  technischen  Vermögens ,  sowie  ji 
der  nachweisbaren  Entwicklungsfähigkeit  der  geistig -sittlichea^ 
Seiten  des  Menschen  einmal  vorliegen.  Aber  innerhalb  der  Ump-  -a|j 
nach  gezogenen  Grenzen  bleibt  dann  doch  ein  Spielraum  fllr  die' n 
Thätigkeit  der  gestaltenden  schöpferischen  Phantasie.  Diese: ^ 
letztere  ist  es,  welche  alsdann  realistische  Idealbilder  der  Pro>  v] 
daction  und  Vertheilung  sehr  wohl  aufstellen  kann  und  darf.  BildeTi  ^1 
welche  in  den  Einzelheiten  der  subjectiven  Willkühr  nicht  entbehreSi::^ 
der  Berichtigung  durch  die  spätere  Erfahrung  bedürfen  werdeo, 
aber  doch  technisch  und  vor  Allem  psychologisch  richtig" 
entworfen  sein  können,  um  sie  als  Etwas  hinstellen  zu  dürfen,  iaM: 
ausführbar,  mindestens  als  Etwas,  dem  man  sich  durch  bei 
geleitete  Richtung  der  Production  und  Vertheilung  auch  in  der  Wirilb-I 
lichkeit  nähern  zu  können  möglich  erscheint.  Bei  der  Erwägung 
Wahrscheinlichkeit  bierfür  wird  immer  die  Deduction  aus  mattk^ 
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maasslich    mitwirkenden   Motiven    menschlicher    Handlungen    auf 
wirthschafUichem  Gebiete  die  Hauptmethode  zur  Prüfung  sein. 

In  den  sogen.  Utopien  und  anch  in  den  Bildern  des  Sodalismns  7on  seinem 
..Zoknnftsstaate'*  oder,  wenn  man  diesen  neuerdings  7om  ,,correct  wissenschafUichen*' 
Sodalismns  ?erworfenen  und  vermiedenen  Ansdnick  fallen  lässt,  ron  seiner  socia- 
lisdsehen  Prodnctions-  und  Vertheilungsordnnng  wird  ja  im  Princip  ebenso  verfahren, 
wie  es  hier  gefordert  worden  ist  In  einem  solchen  Verfahren  liegt  aber  auch  u.  £. 
nicht  der  Fehler  dieser  Utopien  und  des  Socialismus.  Im  GegentheU  ist  es  ganz 
richtig ,  so  Torzugehen  und  zur  Stützung  der  Kritik  des  Bestehenden  wie  zur  Unter- 
stützung der  positiven  Forderungen  der  Reform  (oder  der  „Revolution")  auf  social- 
dkonomischem  Gebiete  Idealbilder  der  Wirklichkeit  zum  Vergleich  gegenüber  zu  stellen. 
Diese  Idealbilder  müssen  eben  nur  technisch  und  psychologisch  richtig  ent- 
worfen sein  und  auf  diese  Seiten  hin  selbst  wieder  eine  freilich  immer  unvermeidlich 
Ton  der  bisherigen  Erfahrung  ausgehende  Kritik  vertragen.  Das  thun  die  uto- 
pistischen  und  socialistischen  Idealbilder  nicht  oder  viel  zu  wenig  und  eben  deswegen 
sind  sie  wissenschaftlich  unhaltbar,  in  der  That  nur  „utopisch''.  Grade  Die- 
jenigen, welche  so  tie^eifende  Umgestaltungen  der  socialokonomischen  Rechtsordnung 
planen,  wie  die  Socialisten,  haben  sogar  die  Verpflichtung,  die  Ausführbarkeit 
ihrer  Pläne  und  die  bessere  Function  ihres  Systems  im  Vergleich  mit  den  bestehenden 
Bniichtungen  technisch  und  psychologisch  wenigstens  in  den  Grundzügen  nach- 
zuweisen und  plausibel  zu  machen.  Die  neuere  Wendung  des  Socialismus,  wonach 
er,  wie  schon  im  vorigen  Paragraph  bemerkt,  ein  solches  Verlangen  abweist,  unter 
dem  Vorwand,  es  zu  stellen  und  zu  erfüllen  sei  „unwissenschaftlich'',  entspreche  nur 
der  älteren  Phase  des  phantastischen,  philantropischen,  utopischen,  nicht  des  neueren 
„wissenschaftlichen"  Socialismus  (s.  die  o.  in  Note  1  S.  157  genannten  Aufs&tze  der 
Jiieuen  Zeit^)  ist  eine  bequeme  Ausrede  der  Verlegenheit,  wie  gesagt,  und  auch 
deswegen  unzulässig,  weil  ja  doch  in  der  principiellen  Forderung  der  Verwand- 
lung des  Privateigenthums  an  den  Productionsmitteln  in  gesellschaftliches  Gemein- 
eigenthum,  der  Waarenproduction  in  socialistische  Productionsweise  (Erfurter  Pro- 
gramm von  1891  nach  Marx'schem  Recept)  ein  bestimmter  Plan  aufgestellt 
wird.  Für  diesen  muss  man  doch  Ideen  der  Ausführbarkeit  und  Ansichten  der  Bo- 
wihmng  haben  und  kann  keinem  Gegner  —  und  auch  gutgläubigem  Anhänger  — 
verdenken,  dass  er  darüber  etwas  hören  will.  Da  treten  nun  aber  sofort  Jedem 
schwerste  psycholog^che  wie  practisch- technische  Bedenken  entgegen,  mit  denen  sich 
der  Socialismus  auseinanderzusetzen  nicht  ablehnen  kann.  Thut  er  es  gleichwohl,  so 
ffluss  er  sich  auch  gefallen  lassen,  wenn  man  seine  „wissenschaftlich"  begründeten 
poetischen  Ziele  Utopien  nennt.  Was  der  Socialisrnns,  wie  jede  radicalere  social- 
ökonomische  Refonnrichtung,  allein  verlangen  kann,  ist  dass  man  sich  seine  Pläne  so 
Vernünftig  und  zweckmässig  wie  möglich  entworfen  und  durchgeführt  denke  und  dass 
man  sie  dann  in  dieser  Gestalt  gegnerischerseits  kritisire.  Ein  Vorgehen,  wie  etwa 
in  Schäfi'le^s  Quintessenz  des  Socialismus.  Wenn  aber  auch  dann  noch  psychologische 
Bedenken  unwiderlegbar  bleiben,  so  wird  man  wohl  der  Kritik,  auch  vor  der  Probew 
Becht  geben  müssen. 

Bei  der  hier  erörterten  vierten  und  fünften  Aufgabe  treffen  diese  Bedenken  gegen 
das  Aufstellen  von  Idealbildern   als  Beurtheilungsmaassstäben   nicht  zu,    sobald  man 
anr  in  der  angedeuteten  vorsichtigen  Weise  vorgeht,  immer  die  ökonomisch-technischen 
Bedingungen  des  Fortschritts,  die  Verhältnisse  der  Bevölkerungsbewegung  —  welche 
der  Socialismus  ebenfalls  ganz  unberücksichtigt  lässt  — ,  vor  Allem  aber  das  mensch- 
hdie,  erfahrungsmässig  bekannte  Triebleben  und  Motivationswesen  gebührend  beachtet 
Hier  ist   eben   deshalb  der  Roscher'sche  Vorwurf  falscher  Ideologie,    „idealistischer 
Methode"  nicht  am  Platze.    Nebenbei  bemerkt  muss  ja  auch  in  jeder  Frage  de  lege 
feieoda,  der  kleinsten  wie  der  grössten,  so  vorgegangen  werden,  wie  hier  befürwortet 
wird:  man  muss  am  bestehenden  Recht  und  seinen  Folgen  Kritik  üben,  sie  an  einem 
Ueslbilde  vergleichen  und  nach  letzterem,  als  einem  Zielpunct,   das  neue  Recht  ge- 
itihen.  So  wird  auch  in  jedem  einzelnen  Falle  verfahren.  Und  das  sollte  bei  den  g:rosscn 
tOgemeinsten   wirthschaftsrecbtlichen  und  winhschaftlichen  Reformfragen  nicht  auch 
pÄchehen  müssen?    Die  Ausführungen   W.  Röscher 's  über  die  von  ihm  sogenannte 
4dftili5 tische  Methode"  (System  I,  §.  23 — 25)  scheinen  mir  dies  Alles  nicht  ge- 
ll* 
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nügend  zu  beachten  und  das  Ziel  zu  überschiessen,  wie  ja  auch  von  dem  bedeu- 
tendsten Theoretiker  der  historischen  Schule,  von  Knies,  ebenüsdls  gezeigt  wor- 
den ist  (s.  0.  Note  1  S.  160). 

§.  64. — 2.  Die  sechste  Aufgabe  ist  die  im  strengsten  Sinne 
practische,  auch  noch  gegenüber  den  beiden  vorausgehenden. 
Sie  beschäftigt  sich  mit  der  Frage  des  Geschehen-Sollens  oder 
Thun-Sollens  nach  der  Frage  des  Sein-Sollens  und  Werden- 
Sollens  bei  der  fünften  Aufgabe.  Oder  genauer  gesprochen,  sie 
widmet  sich  der  Untersuchung  der  Frage:  welches  sind  die  Mittel 
und  Wege  zur  Erreichung  des  aufgestellten  Idealbildes  der  Pro- 
duction  und  Vertheilung  oder  zur  möglichsten  Annäherung  daran? 
An  dieser  Frage  kann  auch  die  Politische  Oekonomie  als  practische 
Wissenschaft  nicht  vorbei  geben. 

Da  alles,  was  an  solchen  Mitteln  und  Wegen  in  Betracht 
kommt,  richtiges  Thun  und  Lassen  voraussetzt,  so  ergiebt  sich, 
dass  erforderlich  sind:  wieder  zuerst  und  zumeist  psychische 
Einwirkungen  auf  den  menschlichen  Willen,  um  ihn  zur  Wahl 
richtiger  Mittel  und  Wege  zu  bestimmen,  ferner  Hinwirkungen  auf 
richtiges  Erkennen,  daher  auch  Ausbildung  des  WissenSi 
um  diese  Wahl  zweckmässig  zu  treffen,  und  endlich  Hinwirkungen 
auf  richtiges  Können,  um  das  richtig  Gewollte  und  richtig  Er- 
kannte nun  auch  richtig  zur  Ausführung  zu  bringen. 

In  Betreff  des  ersten  Punctes  handelt  es  sich  daher  um  Ent- 
wicklung, Befestigung  und  Verbreitung  ökonomisch  und  sittlich 
richtiger  Anschauungen  und  Grundsätze,  Einbürgerung  derselben 
in  die  Gewohnheit  und  Sitte  auch  bei  den  Willensacten,  Ent- 
schlüssen, Handlungen,  Unterlassungen  im  wirthschafllichen  Leben, 
um  bei  dem  Einzelnen,  bei  der  Classe,  bei  der  Gesammtheit  der 
Personen,  im  Volke,  die  richtigen  Motive  möglichst  zur  Wirk- 
samkeit zu  bringen.  Dafür  ist  auf  die  Erörterungen  im  vorigen 
Kapitel  zu  verweisen.  Erziehung  in  dieser  Richtung,  Lehren 
und  Lernen  der  Selbstzucht,  richtiges  Beispiel  geben  und  befolgen, 
Entwicklung  von  äusseren  Lebens-  und  Wirthschaftsverhältnissen, 
welche  günstig  auf  die  Willensbildung  und  Willensäusserung ,  auf 
das  wirthschaftliche  Thun  und  Lassen  einwirken,  Beseitigung 
oder  wenigstens  Hemmung  ungünstig  einwirkender,  versuchlicber 
Verhältnisse  —  das  sind  die  Factoren,  auf  welche  alles  ankommt 

In  Betreff  des  zweiten  und  dritten  Punctes  ist  die  Aufgabe 
wiederum  eine  erziehliche,  ein  Erziehen  zum  Lernen,  Verstand* 
ausbilden,   Wissen  -  aufnehmen ,    Urtheilen,    wie    zum    practischeo 
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Tbnily  indem  die  Organe  und  Fähigkeiten  dazu  richtig  aus- 
gebildet ^  die  Verfahrnngsarten  gelehrt  and  geübt,  entsprechende 
Gewohnheiten  richtigen  Vorgehens  eingebürgert  werden  n.  s.  w. 

Immer  ist  so  das  Individuum  das  Object,  auf  welches  so 
eingewirkt  werden  muss,  und  dessen  Wollen,  Wissen  und  Können 
doch  das  direct  Entscheidende  sind.  Möglichst  viele,  möglichst 
alle  Individuen  im  wirthschaftlichen  Leben  eben  in  diesen  drei 
Beziehungen  richtig  auszubilden  und  zum  richtigen  Thun  und 
Lassen  Willens  und  theoretisch  und  praktisch  befähigt  zu  machen 
and  wirklich  dazu  zu  bringen,  das  muss  das  Ziel  sein.  Je  mehr 
es  gelingt,  desto  mehr  wird  man  sich  dem  Idealbilde  der  Pro- 
dnction,  Vertheilung,  Bedürfnissbefriedigung  nähern. 

Hierbei  sind  aber  nun  auch  die  wirthschaftlichen 
Organisationen  und  Einrichtungen,  sowie  die  Normen 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  als  indirecte  Mittel 
und  Wege  zu  diesem  Ziel  zu  betrachten.  Die  bezüglichen  Fragen, 
die  damit  in  Verbindung  stehenden  6e-  und  Verbote,  Zwang,  Straf- 
androhung, Strafverhängung  treten  daher  bei  dieser  sechsten  Auf- 
gabe speciell  hervor.  Organisationen,  Einrichtungen  und  Rechts- 
normen bestimmen  den  Spielraum  des  individuellen  Thuns  und 
Lassens  und  bestimmen  als  Bedingungen  in  dem  früheren  Sinne 
des  Worts  (§.  61)  das  Ob  und  Wie,  Wo  und  Wann  dieses  Thuns 
und  Lassens  selbst  mit.  Sie  sind  deshalb  mögUchst  so  zu 
gestalten,  dass  sie  bei  den  Individuen  richtige  Motive  des 
Willens  und  Handelns  zur  Wirksamkeit,  unrichtige  zur  Unwirksam- 
keit oder  zum  Verschwinden  bringen.  Von  diesem  Gesichtspuncte 
ans  wird  in  diesem  Werke  in  den  späteren  Büchern  auf  diese 
Dinge  und  Fragen  eingegangen  werden.  Soweit  es  sich  um 
psychische  Einflüsse  dieser  Verhältnisse  handelt,  ist  davon  schon 
im  vorigen  Kapitel  gesprochen  worden. 

In  der  Politischeii  Oekonomie  als  Wissenschaft  hat  man  es  dabei  freilich 
nicht  mit  den  concreten  Problemen  eines  Landes  zu  einer  bestimmten  Zeit,  nicht 
mit  dem  practischen  Einzelfall  der  Frage,  was  geschehen  soll,  zu  thun.  Damit  be- 
^rhiftigt  sich  die  concrete  Yolkswirthschaftspolitik.  Aber  für  diese  liefern  die 
UnteTsnchoBgen  im  Gebiet  unserer  sechsten  Aufgabe  und  die  Ergebnisse  davon  do«h 
Bit  die  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Besultate  einer  vergleichenden  Behandlung  prin- 
cipiell  gleicher  anderer  Fälle.  Auch  filr  die  Lösung  concreter  praciischer  Probleme 
tfbeitet  daher  doch  die  wissenschaftliche  Nationalökonomie  vor,  wenn  sie  sich  mit  der 
K'Ju^en  Aufgabe  erfolgreich  beschäftigt. 

Die  methodischen  Hilfsmittel  bei  dieser  Aufgabe  sind  wieder 
äussere  Beobachtungen  des  Wirklichen  und  seines  Verlaufs,  er- 
(thrungsmässige   Erprobungen  der  Organisationen,   Einrichtungen, 
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Rechtsnormen,  wie  der  Gewohnheiten  nnd  Sitten,  daher  per- 
sönliche Einzelbeobachtungen  (§.  78,  79),  statistische  Aufnahmen, 
Anstellang  von  Enqueten  u.  dgl.  m.  Aber  auch  hier  haben 
psychologische  Analysen  der  Motive,  Dedactionen  aus  wirklich 
oder  voraussetzungsweise  wirkenden  Motiven  ein  grosses  Feld  der 
berechtigten  Anwendung.  Mitunter  sind  sie  selbst  allein  oder  am 
Besten  anwendbar. 

Namentlich  wird  bei  jeder  Erörterung  von  practischcn  Beformfragen  der  Orga- 
nisation, der  Rechtsordnung  aach  hier,  wie  bei  der  fünften  Aufgabe,  immer  7or  Allem 
nach  psychologischen  Gesichtspnncten  eine  Wahrscheinlichkeitsrechnang  anza- 
steUen,  eine  Wahrscheinlichkeits-Veranschlagong  vorzunehmen  sein,  ob  dies  und  das 
zu  thun,  einzurichten  richtig  sein  wird,  wie  es  zu  machen  ist,  welche  Folgen,  Bück- 
wirkangen  es  haben  wird,  eben  weil  man  es  mit  „Menschen*',  mit  Wesen  bestimmter 
Triebe  und  Moti?e,  mit  im  Wesentlichen  gegebenem  Sittlichkeits-  und  Sittenzustanda, 
gegebenem  Wissen  und  Können  zu  thun  hat.  Die  allerdings  blossen  Wahrscheinlichkeits- 
schltlsse  des  deductiven  Verfahrens  spielen  daher  bei  der  Lösung  der  sechsten  Auf- 
gabe eine  grosse  BoUe.  Man  muss  sich  mit  ihnen  um  so  mehr  und  um  so  l&nger 
begütigen,  weil  auch  die  Erfahrung  in  anderen  FäUen  nur  Analogieschltlsse  nelleidit 
noch  zweifelhafteren  Werths  zulässt  und  die  Erfahrung  mit  einer  zu  treffenden  Maass- 
regel, mittelst  Probe,  oft  in  einer  zu  fernen  Zukunft  liegt. 


So  haben  wir  die  Erörterungen  der  sechs  Aufgaben  —  noch- 
mals kurz  zusammengefasst :  bezüglich  der  Thatsachen,  des 
Typischen,  des  Gausalen  und  Gonditionellen ,  der  Urtheile,  der 
Zielpuncte,  der  wegweisenden  Fingerzeige  —  erledigt.  Diese  Ei^ 
örterungen  führten  uns  schon  öfters  nebenbei  auf  die  methodo- 
logischen Fragen.  Die  systematische  Behandlung  der  letztereii|  , 
zu  welcher  wir  uns  jetzt  wenden,  ist  dadurch  aber  nicht  entbeh^ 
lieh  geworden,  sondern  die  Ausführungen  in  diesem  ganzen  Abschnitt 
haben  sie  mit  vorbereitet. 

Zweiter  Hauptabschnitt. 
Methoden. 

1.  Abschnitt. 

Allgemeines. 

I.  —  §.  65.  Einleitung.  Nicht  mit  Einer  Methode,  sondern  ; 
mit  zwei  Methoden,  d.  h.  erkenntnisstheoretischen  Hilfsmitteln,  \ 
haben  wir  es,  wie  sich  schon  im  Vorausgehenden  wiederholt  ergabt  ] 
in  der  Politischen  Oekonomie  zu  thun.  Diese  beiden  Methoden  j 
werden  mit  den  alten  wissenschaftlichen  technischen  Namen  am  i 
Zweckmässigsten  auch  hier  bezeichnet,  als  Methode  der  (speenlativen)  i 
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Dedaction  —  deductives  Verfahren  —  und  der  Induction  — 
indactives  Verfahren.  Beide  Methoden  gestalten  sich  nach  dem 
Object  und  den  Aufgaben  der  Politischen  Oekonomie  eigenthümlich, 
aber  ihr  Grnndcharacter  wird  dadurch  nicht  verändert.  Ihre  An- 
wendung richtet  sich  nach  den  speciellen  Aufgaben,  den  besprochenen 
sechs,  um  welche  es  sich  handelt;  danach  auch,  ob  die  eine  zuerst, 
die  andere  alsdann,  die  eine  mehr,  die  andere  weniger,  die  eine  mit 
grösserem  Erfolge,  die  andere  mit  geringerem  Erfolge,  allenfalls 
aach  einmal  die  eine  allein ,  die  andere  gar  nicht  anzuwenden  ist. 
Zn  erstreben  ist  im  AUgemeinen,  beide  Methoden  gemeinsam,  wenn 
auch  in  wechselnder  Reihenfolge  und  in  wechselndem  Maasse,  je 
Dach  Aufgabe  und  Sachlage,  zur  Anwendung  zu  bringeu.  Einen 
unbedingten  Vorrang  stets  und  überall  hat  keine  von  beiden, 
der  Streit  darüber  ist  müssig,  ein  betreffendes  Urtheil  nur  eine 
Behauptung,  welche  sich  dann  meist  aus  der  individuellen  Begabung 
(§.  11)  und  der  individuellen  Beschäftigung  auf  einem  bestimmten 
Aufgabengebiete  erklärt  und  erst  bewiesen  werden  muss.  Eine 
allgemeine  und  unbedingte  Ausschliesslichkeit  kann  eben- 
falls keine  von  beiden  in  der  Disciplin  beanspruchen.  Von  bezüg- 
lichen Ansichten  gilt  wiederum  das  eben  Gesagte. 

Es  ^ebt  auch  thatsachlich  keinen  NationalOkonomen ,  ?on  welchem,  kaum  eine 
eiszclne  nationalökonomisobe  Arbeit,  in  welcher  nur  die  eine  oder  andere  Methode 
allein  angewandt  worden  wäre.  Derartige  Ansichten  der  betreffenden  Autoren  selbst 
>>eruhen  auf  Selbsttäuschung.  Mindestens  unbewusst,  in  der  Regel  bowusst  werden 
fäst  immer  beide  Methoden  benutzt.  Das  ist  in  der  Organisation  und  Function  unseres 
Deokfermögeos  selbst  schon  begründet,  in  unserer  wie  in  anderen  Wissenschaften 
ähnlicher  Objecte  und  Aufgaben. 

Theils  die  falsche  Analogie  der  Naturwissenschaften,  gelegentlich  selbst  die  Vin- 
dicÄtiön  der  Politischen  Oekonomie  für  diese,  theils  eine  begreifliche,  aber  über- 
treibende und  unklare  Reaction  des  nationalökonomischcn  Historismus,  besonders  der 
rinderen  Richtung  {§.  15\  gegen  Einseitigkeiten  der  britischen  Oekonomik  in  Methode 
ODd  Behaiidlungsweise  (Ricardo,  Senior)  haben  mehrfach  zu  einer  besonderen  Wcrth- 
Ie;:DDg  auf  die  Induction  geführt,  bisweilen  beinahe  zu  einer  Verwerfung  der  Deduc- 
tiöß.  Doch  sind  es  immer  nur  sehr  vereinzelte  Stimmen,  welche  so  geurtheilt  hal)en. 
Die  besondere  Zugänglichkeit  grade  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  als  vom 
menschlichen  Willen  bestimmter  und  daher  psychologisch  zu  erklärender,  für  das 
detJQctive  Verfahren,  wird  dabei  ganz  unbeachtet  gelassen.  Vorwürfe,  wie  der  (z.  B. 
ia  Anklängen  selbst  bei  Br.  Hildebrand),  dass  man  mit  dieser  Methode  in  der  Poli- 
ti^hen  Oekonomie,  ähnlich  wie  früher  in  den  Naturwissenschaften  mit  der  Natur- 
phi]..Riophie,  völlig  falsch  und  willkührlich,  rein  apriorisch  construirend  und  raisonnirend 
Terfahre,  zerfallen  wegen  dieser  psychologischen  Seite  der  wirthschaftlichen 
Phänomene  schon  in  sich  selbst.  Zum  deductiven  Verfahren  gelangen  zu  können, 
danach  streben  bekanntlich  auch  die  „exactesten*'  Naturwissenschaften,  nachdem  sie 
4ir<:h  Beobachtung,  durch  Induction  gewisse  Puncte  festgestellt,  als  Ursachen  ermittelt 
kabcn  und  nun  von  diesen  aus  dann  wieder  deduciren.  Die  psychologische  Grundlage 
4ef  Politischen  Oekonomie  gestattet  ganz  dasselbe  Verfahren  nur  bereits  in  einem 
früheren  Stadium  der  Arbeit.  Auch  hier  beginnt  man  allerdings  mit  Beobachtun<ren, 
*W  vomemlich  mit  inneren  in  Betreff*  der  eigenen  Motivation,  erkennt  hier  bestimmte 
Ä«iä?e.   findet   sie  auch  durch  äussere  Beobachtungen  bestätigt  und  nimmt  sie,   wie 
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namentlich  das  Motir  des  Strebens  nach  dem  wirthschaftlichen  Yortheil,  das  früher 
von  uns  so  genannte  „erste  Leitmotiv'*  (§.  34  ff.),  zum  Ausgan^spunct  der  Dednctioo. 
Es  ist  ein  besonderer  Vorzug  der  Politischen  Oekonomie,  welchen  scharfisinnige  Ver- 
treter der  Induction,  wie  der  Statistiker  Rümelin  (in  dem  Aufsatz  tiber  sociales 
Gesetz,  Keden  und  Aufsätze  S.  12),  mit  Recht  selbst  anerkannt  haben,  dass  man  hier 
so  vorgehen  kann.  Eine  Erfahrungsmethode  ist  daher  die  Deduction  in  unserer 
Wissenschaft  doch  ebenfalls. 

So  vage  Ausdrucke  wie  „philosophische''  Methode,  wesentlich  im  Sinne 
der  deductiven,  werden  besser  vermieden,  so  wenn  Bosch  er  noch  in  seinem  Grand* 
riss  (Gottingen  1843)  diese  und  die  „geschichtliche",  „historische'*  „Methode^*  gegen- 
überstellt und  jene  verwirft  (§.  1).  Die  Unhaltbarkeit  und  Unklarheit  des  Ausdrucks 
und  Gegensatzes  hat  schon  Knies  (Politische  Oekonomie,  2.  A.,  S.  455)  nachgewiesen. 

Aber  auch  der  Ausdruck  „geschichtliche"  Methode  für  eine  selbständige 
eigene  Methode  ist  zu  beanstanden  (Koscher,  System  I,  §.  26).  Was  so  genannt 
wird,  ist  nur  eine  bestimmte  Form  der  Beobachtungsmethode  oder  des  inductiren 
Verfahrens.  Mit  gutem  Grunde  hat  Knies  die  2.  Auflage  seines  tiefgründigen  Werks  nicht 
mehr  als  „Politische  Oekonomie  vom  Standpunct  der  geschichtlichen  Methode",  wie  in  der 
1.  Auflage,  sondern  „vom  Standpunct  der  Geschichte'*  betitelt  S.  darüber  und  &a 
weiteres  Bezügliche  seine  Vorrede  zur  2.  Aufl.,  S.  VI,  dann  Abschn.  I,  bes.  S.  39  £, 
Abschn.  III,  N.  10  u.  11,  S.  453  ff.  Noch  weniger  passend  ist  die  Bezeichnung  einer 
Methode  wie  der  „historischen"  in  der  Politischen  Oekonomie  als  „physiologische*^ 
(Röscher,  System  I,  §.  26),  nach  hinkender  naturwissenschaftlicher  Analogie :  daher 
auch  die  Bezeichnung  der  Aufgabe  als  „Anatomie  und  Physiologie  der  Volkswirth- 
schaft"  (freilich:  „gleichsam")  nicht  zu  billigen. 

In  ähnlicher  Weise  und  aus  principiell  gleichen  Gründen,  wie  bei  der  ,Jiiflto- 
rischen",  lässt  sich  auch  der  Ausdruck  „mathematische  Methode",  im  Sinne  einer 
selbständigen  eigenen  Methode  bemängeln  und  wird  er  besser  vermieden.     Was  mu     i 
darunter  versteht,  ist  nur  eine  bestimmte,  mathematischer  Formeln  und  Gonstmo- 
tionen  (Algebra,  Geometrie,  Diagramme)  sich  bedienende  Form  des  deductiven  Ver- 
fahrens ,  welche  unter  gewissen  Voraussetzungen  angewandt  wird  (s.  u.  §.  68).    Auch     1 
von  einer  allgemeinen  „Methode"  der  Analogie  (s.  Knies,  S.  479,  Kautx  I,    ^ 
389,  möchte  besser  nicht  gesprochen  werden. 

Vollends  Ausdrücke  wie  „theologische",  „juristische",  „idealistisch«*     i 
„Methode"  (Koscher,  System  I,  §.  22  ff.)  richten  nur  Verwirrung  an.    Der  Ansdmek 
„Methode"  wird  hier  überhaupt  in  einem  anderen,  nicht  im  erkenntnisstheoretiscbfli 
Sinne,  gebraucht.    Theils  handelt  es  sich  dann  dabei  um  Behandlnngsweisen  des    { 
Gegenstands  (wie  auch   bei   der   „historischen",    der    „mathematischen"     „Methode* 
s.  darüber  unten  §.  69),  theils  um  die  Berücksichtigung  gewisser  Gesichtspuncte     ' 
und  Principien   anderer  Wissenschaften   (oder   Dogmen)  in   der   Behandlung  oad    a 
Lösung  der  Probleme.  ■ 

II.  §.  66.  Allgemeine  Gharacteristik  beider  Metho-  ; 
den  in  der  Politischen  Oekonomie.  Bei  der  DednctiOB  , 
wird  von  dem  wirklich  bekannten  oder  als  bekannt  angenommene! 
Allgemeinen  zum  unbekannten  Besonderen,  bei  der  Induction  vom 
bekannten  Besonderen  zum  unbekannten  Allgemeinen  vorgeganges, 
bezw.  von  dem  einen  aus  nach  dem  anderen  gesucht.  Die  miii-  . 
destens  hypothetische,  eventuell  auch  bereits  erwiesene  Annahoie^ 
ist  in  beiden  Fällen  dabei,  dass  zwischen  dem  Allgemeinen  nnd  : 
dem  Besonderen  ein  Zusammenhang  und  zwar  derjenige  Yon  ' 
Ursache  und  Bedingung,  einwirkendem,  abhängig  machendefll  i 
Moment  einerseits,  Wirkung,  Folge,  der  Einwirkung  ausgesetztem»  ^^' 
abhängigem  Moment  andererseits  bestehe.  Die  weitere  stetej 
Annahme    ist,    dass    gleiche    oder    gleichförmige    Ursachen   nnA  "^ 
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BediDgQDgen  gleiche  oder  gleichförmige  Wirkungen  haben,  jene 
auf  diese,  diese  aaf  jene  schliessen  lassen,  die  Wirkungen  den  Ur- 
sachen proportional  sein  müssen.  M.  a.  W.  man  operirt  bei  der 
Anwendung  beider  Methoden  unter  der  Voraussetzung  des  Gausal- 
gesetzes  und  schliesst  in  beiden  Fällen  in  principiell  derselben 
Weise.  Die  Deduction  geht,  kurz  gesagt,  somit  von  der  voraus- 
gehenden Ursache  zur  nachfolgenden  Wirkung,  die  Induction  von 
der  nachfolgenden  Wirkung  zur  vorausgehenden  Ursache.  Wendet 
man  beide  Methoden  auf  das  Object  der  Politischen  Oekonomie, 
die  wirthschaftliche  Erscheinung  an,  so  ergiebt  sich  von  vornherein, 
dass  sich  beide  gegenseitig  zur  Ergänzung  zu  dienen  haben. 

Mit  einer  Thatsache   der  inneren  und  äusseren  Beobachtung 
b^nnt  man  in  beiden  Fällen  die  Handhabung  der  Methode,  nem- 
lich     mit    der,    dass    die    wirthschaftlichen    Erscheinungen     mit 
aus  menschlichen  Handlungen,   diese  aus  Willensacten ,   diese  aus 
Motiven   hervorgehen  und    durch  diese  mit  ihr  Gepräge  erhalten, 
wenn  die  sonstigen  Umstände,  namentlich  diejenigen  der  äusseren 
Xatur,  als  gegebene  Factoren  mit  gegebener  Einwirkung,  d.  h.  als 
constante  Grössen,   angesehen  werden.    Die  Deduction  nimmt  nun 
diese  Motive  zum  Ausgangspuncte,  sieht  sie  als  die  bewegenden 
psychischen  Kräfte  und  Ursachen   an  und  schliesst  aus  ihnen  der 
Reihe   nach    auf  die  Willensacte,    die  Handlungen,  folgert  dabei 
wieder  aus  gleichen    und   gleich    wirksamen  Motiven  gleiche  Er- 
scheinungen  bei   der  Constanz   der  übrigen  Umstände.     Sie  muss 
dabei   aber,    um   zu  richtigen  Ergebnissen   zu  gelangen,    die  ein- 
wirkenden Motive   selbst,  ihre  Combinationen ,    Kreuzungen,  ihre 
Wirksamkeit  richtig   bestimmen  und   richtige  Schlüsse  ziehen.     Zu 
diesem  Zweck  muss  sie  von  Beobachtungen  der  Motive  aus- 
gehen, Analogieschlüsse  in  Betreff  der  letzteren  ziehen  und  schliesslich 
möglichst  zur  Probe  ihres  Verfahrens  ihre  Schlüsse  in  Betreff  der 
Erscheinnngen  mit  den  Beobachtungen  an  diesen  selbst  vergleichen, 
d.  h.  eben  sich  zur  Hilfe  des  inductiven  Verfahrens  bedienen. 
Die    Induction    nimmt    umgekehrt    die    wirthschaftlichen    Er- 
scheinungen selbst  zum  Ausgangspunct,   sieht  sie  als  mit  bewirkt, 
bedingt    durch,   abhängig  von  menschlichen   Handlungen   an   und 
sacht  sie  nun  der  Reihe  nach  aufsteigend  auf  Handlungen,  Willens- 
icte,  Motive    zurückzuführen,    ebenfalls  unter  Voraussetzung  der 
Constanz  der  sonstigen  Umstände  der  Aussenwelt.     Um   ihrerseits 
M  richtigen  Ergebnissen  zu  gelangen,  muss  sie  die  Erscheinungen 
uchtig  beobachten  und  sie  in  richtige  Verbindung  mit  der  genannten 
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Reihe  von  MomeDten  bringen.  Um  den  Beweis  für  die  Richtigkeit 
zu  liefern,  muss  sie  dann  wieder  behnfs  der  Probe  zum  deduc- 
tiven  Verfahren  greifen  und  nachweisen,  dass  ihre  Schlüsse  nnd 
Ergebnisse  sich  mittelst  dieses  Verfahrens  richtig  bestätigen  nnd 
somit  erklären  lassen,  d.  h.  dass  die  beobachteten  Erscheinungen 
wirklich  in  dem  Abhängigkeitsverhältniss  stehen  können,  welches 
durch  das  indnctive  Verfahren  festgestellt  worden  ist. 

Bleibt  bei  diesem  Vorgehen  im  einen  wie  im  anderen  Falle 
ein  „Rest",  welcher  die  Probe  des  anderen  Verfahrens  nicht  be- 
steht, so  werden  Fehler  in  der  Beobachtung,  in  den  Ausgangs- 
pnncten,  in  den  Schlüssen  anzunehmen  sein.  Lässt  sich  die  Probe 
immer  je  mit  dem  anderen  Verfahren  aus  irgend  welchen  Gründen, 
namentlich  wegen  der  technischen  Schwierigkeit  oder  der  aus  dem 
Wesen  des  zu  lösenden  Problems  folgenden  Unanwendbarkeit  dieses 
anderen  Verfahrens  nicht  anstellen,  so  leidet  die  Sicherheit  des  nur 
mit  der  einen  Methode  gewonnenen  Ergebnisses  und  die  Richtig- 
keit des  letzteren  kann  nur  mit  mehr  oder  weniger  Wahrschein- 
lichkeit —  deren  Grad  sich  übrigens  unter  Umständen  wieder 
genauer,  selbst  mathematisch  genau,  bestimmen  lassen  kann  — 
angenommen  werden.  Die  Ergebnisse  haben  solange  nur  einen* 
hypothetischen  Werth.  So  ist  der  Sachverhalt  allerdings  nicht 
selten,  vomemlich  bei  den  Ergebnissen  des  deductiven  und  der- 
jenigen Form  des  inductiven  Verfahrens,  welche  als  „historische 
Methode"  bezeichnet  zu  werden  pflegt. 

Die  Ergebnisse  jedes  der  beiden  Verfahren  für  sich  allein 
haben  hiernach  ohne  oder  vor  der  Prüfung  mittelst  des  anderen 
Verfahrens  in  Bezug  auf  die  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  und 
auf  deren  Erklärung  stets  nur  einen  solchen  hypothetischen  Werth. 

Das  gilt  aber  nicht  nar  von  dem  deductiven  Verfahren,  wo  es  wenigstellt  ia 
neoerer  Zeit  selten  mehr  verkannt  nnd  auch  von  den  Vertretern  dieser  Methode  nidit 
bestritten  wird.  Erst  wenn  und  soweit  als  es  gelungen  ist,  diese  Ergebnisse  der 
Deduction  durch  die  äussere  Beobachtung  zu  bestätigen,  d.  h.  nachzuweisen,  dass  die 
wirklichen  Erscheinungen  mit  den  deductiv  abgeleiteten  übereinstimmen  —  oder  wie 
und  warum  sie  es  im  coucreten  Falle  nicht  thun  — ,  können  die  deductiven  Ergeb- 
nisse für  wirk  Hell  richtig  gelten.  Aber  auch  umgekehrt,  erst  wenn  die  durch  dai 
inductive  Verfahren  gewonnenen  Ergebnisse,  die  dadurch  festgestellten  Thatsachea, 
abgeleiteten  empirischen  ßegelmässigkeiten  („Gesetze"'),  aufgedeckten  causaleo  und 
conditionellen  Zusammenhänge  ihre  Erklärung  mittelst  des  deductiven  Verfahrens  g*» 
funden  oder  als  mit  den  bereits  bekannten  Ergebnissen  dieses  Verfahrens  in  Einklaaff 
stehend  erwiesen  sind ,  können  jene  ersteren  Ergebnisse  (des  inductiven  Verfahrens} 
beanspruchen,  als  richtig  beobachtet,  abgeleitet,  aufgedeckt  angesehen  zu  weidea. 
Das  wird  in  den  an  sich  nicht  unrichtigen  Angriffen  des  deutschen  Historismus  geg<eA 
die  deductive  Methode  öfters  übersehen  Seine  Vorwürfe  treffen  seine  eigene  Methode 
ebenso,  wenn  er  sich  darauf  beschränkt,  diese  allein  anzuwenden. 
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Aach  der  bloss  hypothetische  Werth  von  Ergebnissen, 
welche  nach  einer  richtigen,  wenn  anch  für  sich  allein  nicht  aus- 
reichenden wissenschaftlichen  Methode  richtig  gewonnen  worden 
sind  —  eine  ,yBichtigkeit'' ,  welche  freilich  in  solchem  Falle  vor- 
länfig  anch  erst  nur  hypothetischen  Werth  hat  und  noch  aaf  andre 
Weise  geprüft  und  erhärtet  werden  muss  —  ist  indessen  immerhin 
schon  ein  ,,  Werth'',  Etwas  von  wissenschaftlicher  und  auch 
prac  tischer  Bedeutung,  worüber  man  nicht  kurzweg  sich  hinweg- 
setzen kann,  wie  es  nicht  selten  geschieht. 

Gegenüber  blossen  Behauptungen,  den  oberflächlichen  generalisirenden  Induc- 
lottsschltLssen  und  schiefen  und  einseitigen,  ebenfalls  ohne  Weiteres  verallgemeinernden 
3eductionen  des  ,,täglichen  Lebens'',  in  wirthschaftlichen  Dingen  z.  B.  des  prac- 
ischen  RoQtiiiierB,  des  dilettantischen  Laien,  bei  welchen  ausserdem  Interesse,  Vor- 
iitheil,  Unlkenntniss  so  oft  mitspielen  und  den  Blick  trüben,  kann  auch  ein  solcher 
)loss  hypothetischer  Werth  von  Ergebnissen,  welche  mit  einer  Methode  allein  ge- 
ronnen sind,  selbst  schon  ein  recht  grosser  sein.  Jedenfalls  ein  solcher,  dass  der, 
welcher  ihn  nicht  mit  Hilfe  der  anderen  Methode  wirksam  bestreitet,  sondern  nur 
Bit  Hilfe  des  eben  angedeuteten  Verfahrens  angreift,  noch  nichts  dagegen  aus- 
richtet und  zum  besseren  Gegenbeweis  verpflichtet  bleibt.  Mit  einem  beliebten  Stich- 
ron der  Tagespolitik  in  Fragen ,  deren  Entscheidung  nach  einer  Theorie,  d.  h.  z.  B. 
oach  einer  deductiv  begründeten,  —  in  Finanz-,  Steuer-,  Arbeiter-,  Agrar-,  Ge- 
verbe-,  handebpolitischen  Fragen  u.  s.  w.  —  dem  Urtheilcnden  unlieb  ist,  kurzweg 
saren,  dass  man  es  in  solchen  Fällen  mit  „alten  Schulmeinungen'*  zu  thun  habe, 
oder,  in  verwandter  Redeweise  des  Historismus,  dass  der  und  der  Satz  oder  Schluss 
nur  der  „veralteten  Schuldogmatik*'  angehöre,  ist  natürlich  hier  gar  nichts  bewiesen. 

Welcher  wenn  auch  nur  einstweilen  hypothetische  Werth  von 
Ergebnissen  einer  Methode  allein,  der  deductiven  oder  der  induc- 
tiven ,  der  grössere  sei ,  lässt  sich  zwar  nicht  für  jeden  Einzelfall 
allgemein  sagen.  Aber  im  Ganzen  trifft  es  doch  wohl  zu,  diesen 
Werth  bei  den  deductiv  gewonnenen  Ergebnissen  höher  anzu- 
schlagen. 

Hier  wird  wenigstens  eine  Erklärung  von  Thatsachen,  Vorgängen,  Typischem 
der  Erscheinungen,  Zusammenhängen  gegeben,  welche  ?ielleicht  der  Correctur  bedarf, 
aber  Inii  logisch  richtiger  Anwendung  des  Verfahrens  doch  psychologische  \\  ahr- 
icbeinlichkcit,  erentueil  schon  bis  zu  einem  hohen  Grade,  für  sich  hat.  Die  inductiv 
gewonnenen  Ergebnisse  ermangeln  aber  als  solche  noch  einer  derartigen  Erklärung 
überhaupt  oder  doch  in  höherem  Maasse  und  stellen  nur  einzelne  Thatsachen,  besten- 
falls gehäufte  Thatsachen  und  empirische  Kegelmässigkeiten  dar,  welche  ja  für  die 
Kenntniäs  conc reter  Zustände  manches  Interesse  bieten  mögen,  aber  unerklärt  oder 
tuerklärlich  für  die  Wissenschaft  doch  einstweilen  nur  Rohstoff  sind,  der  erst  noch  der 
Bearbeitung  harrt.  Dem  Historiker  und  Statistiker,  die  beide  oft  so  selbstzufrieden 
uid  selbstgenügsam  sind,  darf  das  wohl  gesagt  werden. 

Ein  weiteres  Eingehen  auf  die  erkenntnisstheoretische  Darstellung  und  Kritik 
i«r  beiden  Methoden  gehört  nicht  in  dieses  Werk  und  nicht  zu  unserer  Competenz. 
Hier  kam  es  nur  darauf  an,  für  die  nationalökonomische  Methodologie  eine 
|iaz  generelle  Characteristik  der  beiden  Methoden  als  Einleitung  zu  den  für  uns 
»ichtigeren  specielleren  Ausführungen  über  jede  Methode  für  sich  voranzuschicken. 
S.  äoast  die  oben  S.  140  angegebene  Litteratur  über  Logik  und  Erkenntnisstheorie, 
^ÄSODders  Mill,  Logik  L  Buch  3,  IL  Buch  6.  und  Wundt,  IL  IT  ff.,  47^  ff..  .j«W)  ff. 


172  3.  B.  2.  K.  2.  H.-A.    Methoden.    2.  A.  Dedüction.    §.  67. 

2.  Abschnitt 

Das  deductive  Verfahren. 

I.  —  §.  67.  Die  Methode  der  Dednction  in  der 
Politischen  Oekonomie.  A.Art  und  Weise  undVoraus- 
Setzungen  ihrer  Anwendung.  Diese  Methode  geht  nachdem 
Vorausgehenden  von  den  psychischen  Motiven  aus  und  sucht 
daraus  die  Willensacte,  Handlungen  und  Erscheinungen  auf  wirtli- 
schaftlichem  Gebiete  abzuleiten  und  so  zugleich  zu  erklären.  Sie 
beginnt  daher  mit  der  Ermittlung  und  Analyse  der  Motive  des 
Thuns,  d.  h.  in  der  That  mit  Beobachtungen,  solchen  des 
eigenen  Inneren  und  äusseren  Beobachtungen  von  Erscheinungen 
und  Handlungen,  auch  Dritter,  welche  sie  auf  ihre  Motive  zurttck- 
zuttihren  sucht. 

Insofern  liegen  dieser  Methode,  wie  bemerkt,  in  der  That  in  ihrem  Ausganct- 
pancte  dieselben  Operationen  wie  der  inductiven  Methode  zu  Grunde  oder,  was  das 
Kemliche  besagen  will,  sie  bedient  sich  zur  Erlangung  ihrer  Operationsbasis  sellMt 
des  inductiven  Verfahrens.  Der  Umstand,  dass  eine  eigene  innere  Prüfung  mftgUeh, 
wenn  auch,  wie  immer  hier,  mit  vielen  Schwierigkeiten,  die  Selbsttäuschungen  und 
Irrthümer  zu  verhüten,  verbanden  ist,  giebt  der  deductiven  Methode  als  einer  au 
Motiven  ableitenden  in  allen  Wissenschaften  vom  menschlichen  Wollen  und  Handflh 
ihre  besondere  und  eigenthümliche  Bedeutung  von  vornherein.  Und  der  weitere  ümr 
stand,  dass  unter  den  Motiven  des  wirthschaftlichen  Thans  eines  eine  so  besonden 
wichtige  Rolle  spielt,  giebt  wieder  schon  im  Ausgangspunct  der  dedactiven  Methode 
auch  grade  in  der  Politischen  Oekonomie  ihre  characteristische  Stellung  und  ihm 
besonderen  Werth.  Die  Frage  der  Anwendung  der  Methode  der  Dedüction  in  der 
Politischen  Oekonomie  macht  daher  eine  Untersuchung  erforderlich,  wie  sie  im  TOiigei 
Kapitel  aufgestellt  worden  ist. 

Unter  den  Motiven,  welche  das  wirthschaftliche  Thun  be- 
stimmen, kann  an  und  für  sich  jedes  den  Ausgangspunct  der  De- 
düction bilden  und  dann  unter  Voraussetzung  seines  alleinigen  oder 
so  und  so  mit  anderen  Motiven  sich  combinirenden ,  aber  audi 
kreuzenden  Einflusses  abgeleitet  werden,  wie  es  auf  das  Handebi  1 
einwirken  wird,  welches  daher  die  aus  diesem  Handeln  entspringe»*  \ 
den  wirthschaftlichen  Erscheinungen  sein  werden.  ; 

Man  könnte  so  eine  Theorie  der  wirthschaftlichen  Handlungen  und  ErscM»    J 
nungen  unter  der  Annahme  der  alleinigen  oder  der  hauptsächlichen  Wirksamkeit  elMt    * 
jeden  der  früher  unterschiedenen  Leitmoti?e    und  selbst  der  einzeben  SpedalinoCiM 
bei  einem  jeden  aufstellen  und  darauf  Combiuationen  der  Moti?e   dabei  berOckddK 
tigen,  welche  dann  zu  Modificationen  der  Schlüsse  führen  würden.    So  Hesse  sich  eÜM 
Theorie  des  Wirthschaftslebens  nach   egoistischen  Motiven  und   nach  dem  MotiT  dev 
Pflichtgefühls,   nach   dem  alleinigen  Moti?  des  Eigenrortheils  und  nach  altruistischOBi 
Moti?en.  nach  dem  Motiv  des  Ehrgefühls,  der  Arbeitsfreade  ausbilden.     Vgl.  Kniet,  :c 
Polit.  Oek.,  2.  A.,  S.  504.     Wundt.  Logik,  II,  591.  ;= 

Als  das  am  Allgemeinsten  im  Wirthschaftsleben  verbreite!»  '^ 
und  am  Gleichmässigsten  wirkende  Motiv  ergiebt  die  psychologiaehfr.^ 
Prüfung  und  die  äussere  Beobachtung  unserer  eigenen  wie  Andrer  * 
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irthschaftlichen  Handlangen  das  erste  der  im  vorigen  Kapitel 
sprochenen  Leitmotive,  das  Streben  nach  dem  wirthschaft- 
chen  Eigenvortheil,  das  üblicher  Weise  sogenannte  wirth- 
haftUehe  Selbstinteresse,  den  ,,Eigennntz'',  „Egoismus^'  in  diesem 
Inne  (§.  34  ff.).  Dass  freilich  anch  dies  Motiv  kein  wirklich 
eiches  nnd  gleichmässig  wirkendes  bei  allen  Individuen,  in  allen 
Mtaltem,  Völkern  n.  s.  w.  ist,  zeigt  jede  etwas  genauere  Beob- 
'.htODg  and  ist  oben  genugsam  hervorgehoben  worden.  Dennoch 
:  es  an  gleichmässiger  Verbreitung  und  constanter  Wirkung  im 
inzen  doch  jedem  der  anderen  Leitmotive  überlegen,  wenn  nicht 
sts  and  überall,  eine  Annahme,  welche  sich  indessen  auch  schon 
änchfach  bestätigen  liesse,  so  doch  in  den  Verkehrsgesellschaften 
iserer  modernen  Culturvölker.  Bei  der  Abstammung  des  Motivs 
18  dem  Trieb  der  Selbsterhaltung  und  des  Eigenwohls  (§.  26)  ist 
18  auch  begreiflich. 

Daraas  erklärt  sich  und  rechtfertigt  sich,  dass  die  Methode  der 
ddaction  der  Politischen  Oekonomie  gerade  dieses  Motiv  vor  den 
irigen  zum  Ausgangspunct  genommen  hat.  Es  ergeben  sich  aber 
leh  sofort  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  allein  ein 
dches  Vorgehen  zulässig  ist,  die  Grenzen  fUr  den  Werth  der 
it  dieser  Methode  zu  gewinnenden  Ergebnisse  und  die  Forde- 
ingen  hinsichtlich  der  Controle  und  Prüfung  der  letzteren. 

Bei  der  Aufstellung  der  Voraussetzungen  für  die  An- 
endung  der  Methode  wird  hier  mittelst  isolirender  Ab- 
traction  vorgegangen:  man  sieht,  zunächst  wenigstens,  absicht- 
!h  von  dem  Mitspielen  anderer  Motive  neben  dem  genannten  ab; 
an  sieht,  wiederum  zunächst  wenigstens,  ebenso  ab  von  der  indi- 
duellen  (daher  auch  zeitlichen,  örtlichen,  gruppenmässigen  u.  s.  w.) 
ifferenziruDg  des  Motivs  und  seiner  Stärke,  überhaupt  von  irgend 
Der  Modification.  Man  nimmt  es  daher  an  als  den  einzigen 
onstanten  und  constant  und  gleichmässig  wirkenden 
actor  für  das  menschliche  Handeln  im  Wirthschaftsleben,  im  Ver- 
ehr. So  gelangt  man  zu  einer  der  ersten  und  wichtigsten  Vor- 
ossetzungen  (Prämisse)  im  deductiven  Veriahren  der  Politischen 
Ökonomie:  zar  Annahme,  dass  ein  Jeder  seinen  wirthscbattlichen 
Sgcnvortheil  allein  und  gerade  so  wie  jeder  Andre  verfolgen 
rolle,  ohne  durch  andere  Motive,  Erwägungen,  Rücksichten, 
Jso  z.  B.  auch  nicht  durch  Sitte,  ethische  Momente,  Urtheil  Dritter 
LdgL  m.,  sich  daran  hindern  zu  lassen.  Dazu  treten  aber,  wiederum 
''wenigstens     zunächst,     zwei     weitere    Voraussetzungen,     welche 
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gleichfalls  mit  Hilfe  isolirender  Abstraction  zur  ÄDwendang  ge- 
laDgen.  Es  wird  angenommen,  dass  ein  Jeder  seinen  wirthschaft- 
lichen  Eigenvortheil  richtig  and  Alle  ihn  gleichmässig  ver- 
stehen oder  kennen  nnd  dass  sie  durch  die  Rechtsordnung 
nicht  gehindert  sind,  diesen  Vortheil  wirklich  zu  verfolgeD. 
M.  a.  W.  zu  den  Voraussetzungen  des  Wollens  und  Könnens 
tritt  noch  diejenige  des  Dtirfens.  Auch  bei  der  zweiten  und 
dritten  Voraussetzung  wird  von  individueller,  zeitlicher,  örtlicher 
u.  s.  w.  Differenzirung  des  Kennens  und  Könnens  wie  des  Dttrfttis  [( 
abgesehen.  Die  dritte  Voraussetzung  entspricht  dem  System  dar 
freien  wirthschaftlichen  Concurrenz,  dies  System  als  völlig  eon-  j^ 
sequent  und  radical  durchgeführt  angenommen.  -„ 

Es  ist  klar,  dass  demnach  die  Schltlsse,  die  Ergebnisse  dei  le 
deductiven  Verfahrens,  diesen  drei  Voraussetzungen  gemäss,  in  « 
Bezug  auf  die  Wirklichkeit  nur  hypothetischen  Wertb  babett|  ii 
d.  h.  nur  mit  der  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  genau  tiberein-  tta 
stimmen  können,  wenn  und  soweit  die  Voraussetzungen  selbst  mit  iE 
der  Wirklichkeit,  daher  mit  den  in  dieser  wirksamen  äusseren  und  ^ 
inneren  Bedingungen  und  Ursachen  des  wirthschaftlichen  Handeliif|  i 
insbesondere  mit  der  hier  vorliegenden  und  zur  Wirksamkeit  gßr  ^ 
langenden  Motivation  tibereinstimmen.  Ausserdem  muss  selbstvw*  ji^ 
ständlich  immer  in  der  Durchführung  des  Verfahrens,  daher  nament»  ^ 
lieh  in  der  Schlussziehung  kein  logischer  Fehler  begangen  wordfli  jtt 
sein.  ha 


Da  nun  streng  genommen  jene  drei  Voraussetzungen  in  v 
Reinheit ,  zumal  alle  drei  auf  einmal ,  schwerlich  überhaupt  je 
der  Wirklichkeit  genau  erfüllt  werden,  so  kann  auch  das  lo, 
durchaus  richtig  abgeleitete  Ergebniss  der  Deduction  —  nnd 
dieses  —  absolut  genau  überhaupt  niemals  sich  mit  dem 
liehen  Thatbestand  und  Verlauf  der  wirthschaftlichen  Erschein 
decken. 

Dennoch  behauptet  das  deduetiv  gewonnene  Ergebniss 
Werth  und  die  ganze  zunächst  streng  unter  den  genannten 
Voraussetzungen  angewandte  Methode  der  Deduction  nicht  min« 
Denn    es    wird    so   doch  ein  Bild  der  Erscheinungen  gewoi 
welches  wenigstens  in  den  Grundzügen  der  Wirklichkeit  me! 
oder    weniger    ähnelt    und  ihr  durch  weitere  Modificatio] 
der  Voraussetzungen  noch  mittelst  derselben  Methode  (§•  70)  ii 
mehr,    schliesslich  bis   zu   einem   hohen  Grade,    ähnlich 
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srden  kann.  Znr  BestimmnDg  der  Grenzen  des  Werths  der 
ersty  nnter  den  voUen  Voranssetzungen  der  Methode  gewonnenen 
rgebnisse,  nnd  des  Werths  der  Ergebnisse,  welche  im  weiteren 
^lanf  des  methodisch  durchgeftthrten  deductiyen  Verfahrens  ge- 
onnen  werden,  fehlt  es  auch  nicht  an  Hilfsmitteln. 

B.  —  §.  68.  Die  („exacte")  Deduction  unter  den 
rei  Voraussetzungen  and  ihre  mathematische  Formu- 
rnng  (^^mathematische  Methode'').  Wenn  genan  unter  den 
nannten  Voraussetzungen  aus  dem  Leitmotiv  des  Strebens  nach 
m  wirthschaftlicben  Vortheil  richtig  deducirt  wird,  so  sind  die 
"gebnisse  dieses  Verfahrens  unter  diesen  Voraussetzungen  anch 
ircbans  richtig.  Die  Methode  der  Deduction,  und  diese  allein 
Grebiete  der  Politischen  Oekonomie,  verdient  daher  alsdann 
er  auch  den  Namen  einer  „exacten'',  nur  die  so  erzielten  Er- 
ibnisse  den  von  „exact''  gewonnenen,  im  Sinne  der  exacten 
issenschaften.  Die  Methode  kann  sich  denn  anch  hier  sogar 
8  Hilfsmittels  der  exacten  Wissenschaften,  der  mathematischen 
>nnulirang,  des  algebraischen  Ausdrucks  in  ihrem  ganzen  Ver- 
hren  nnd  in  der  Fassung  ihrer  Ergebnisse  bedienen.  Sie  ge- 
iint  dadurch  vollends  den  Gharacter  einer  exacten.  Die  mit  ihrer 
Ife  entwickelte  Politische  Oekonomie  wird  in  dem  Umfang, 
welchem  die  Methode  angewendet  wird,  so  selbst 
ae  exacte,  auch  eine  streng  theoretische  Wissenschaft,  welche 
it  der  theoretischen  Mechanik,  Physik  in  der  That  mit  Recht 
ters  verglichen  worden  ist. 

Will    man    den   aof  dem  Gebiete  einer  Geisteswissenschaft  immer  etwas  miss- 
ben.  mir  persönlich  wenigstens  auch  stets  zu  prätentiös  klingenden  Ausdruck  ,,exact'' 
.  Gebiete  der  Politischen  Oekonomie  Überhaupt  nicht  lieber  ganz  vermeiden,  so  kann 
in   ihn   jedenfalls    nur  in  der  angegebenen  Weise  anwenden,  nicht  in  Bezug  auf 
le   der   lodnctionsmethoden    und    auf  deren   Ergebnisse  in   unserer  Disciplin,    am 
ierwenigsten,  nach  einem  sehr  beliebten,   aber  ganz  schiefen  Sprachgebrauche  des 
^ercn  Historismus  (besonders  G.  Schmoller*s  und  der  ihm  Nahestehenden),  auf 
e  sogen,    ^^historische  Methode**   und  auf  die  mit  dieser  gewonnenen  Ergeb- 
sse.    Dann   immer  noch  eher  —  aber   auch  nur  missbräuchlich  —  auf  die  stati- 
ische  Methode  und  auf  das  mit  ihr  Erforschte  (§.  SO  H'.).    Der  Inductionsmethode 
lerhaupt,   ?ollends  aber  der  „historischen**,  fehlt  nicht  weniger  als  Alles,  um  sich 
id   ihre    Ergebnisse    „exact**    nennen    zu  dürfen.      Man    kann    hier  nur  der  Karl 
leoger*schen  Auffassang  und  Terminologie  nicht  bloss  den  Vorzug,  sondern  (unter 
en  erwähnten  Vorbehalt,  auch  bei  der  Deduction  lieber  den  Ausdruck  „exacf'    zu 
eimeiden)  aoch  allein  Recht  geben. 

Was  hier  über  die  Anwendung  der  Mathematik  gesagt  wurde,  bestätigt  eine 
iQh^e  Bemerkung  in  §.65,  dass  der  Ausdruck  „mathematische  Methode'*  in  der 
HkaX  anch  nicht  correct  ist  und  besser  vermieden  oder  wenigstens  nur  in  dem  aus 
IcB  Voraasgeheoden  sich  ergebenden  Sinne  für  die  „mathematische  Kormu- 
Uraog  des  streng  unter  den  erwähnten  drei  Voraussetzungen  operirenden  deduciiven 
TerCÄhrenä***  angewendet  wird.  Eine  eigene  selbständige  „Methode"  ist  die 
■iäiemaasche  vollends  nicht,   sondern  nur  eine  bestimmte  Form   der  exacten  deduc- 
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tiven  Methode,  wobei  algebraische  Zeichen  und  Formehi  und  geometrische  Dar- 
stellungen fUr  gewisse  Grössen-  und  gegenseitige  Abhängigkeitsverhältnisse  (Relationen) 
Ökonomischer  Elemente  zar  Anwendung  kommen.  Dadurch  kann  eine  knappere  und 
schärfere  Fassung  nationalOkonomischer  Sätze  als  mittelst  Wortfassung  erreicht  werden« 
aber  neue  Wahrheiten  werden  doch  dadurch  nicht  gewonnen.  Das  haben  nicht 
alle  Vertreter  dieser  mathematischen  Methode  immer  so  klar  erkannt,  wie  jtlngst 
Marshall  (principles  of  economics  I,  Vorwort),  der  sich  besonders  gern  der  Me* 
thode,  der  Diagramme  u.  s.  w.  als  Darstellungsmittel,  aber  nicht  eigentlich  zur 
Beweisführung  selbst  bedient. 

Namentlich  auf  den  Gebieten  ?on  Problemen,  wo  das  streng  deductiFe  Ver&lireii 
sich  am  Besten  anwenden  lässt,  in  der  Werth-,  Preis-,  Kosten-,  Vertheilnngstheorie, 
kann  diese  mathematische  Formulirung  aber  immerhin  eigenthümliche  Vortheile 
bieten.  Der  Werth  der  so  gewonnenen  Ergebnisse  ist  freUich  durchaus  begreiut 
durch  den  Werth  des  deductlven  Varfahrens  überhaupt,  aber  soweit  ist  er  docb 
auch  anzuerkennen.  Damit  viel  weniger  weit,  als  einige  scharfe  mathematische  und 
„abstracte''  Köpfe,  welche  diese  „mathematische  Methode''  in  der  Nationalökonomie, 
namentlich  im  Gebiete  der  genannten  Fragen  angewandt  haben,  wohl  annehmen, 
aber  doch  weiter,  als  die  einseitigen  „historischen  Köpfe''  es  zugeben  wollen.  Gau 
richtig  sagt  hierüber  W.  Wundt  (Logik  II,  5S8):  ,.Iudem  hierbei  (in  der  abstimctwi 
Theorie  von  Werth  und  Tausch  u.  s.  w.)  von  der  Qualität  der  Werth-  und  Tausch- 
objecte  ....  ganz  abgesehen  werden  kann,  gewinnt  die  Untersuchung  einen  Gharacter 
logischer  Allgemeinheit,  welcher,  da  alle  jene  Begriffe  eine  quantitative  Beschaffes- 
heit  besitzen  und  in  bestimmten  Relationen  zu  einander  stehen,  zur  mathe- 
matischen Formulirung  der  Schlussfolgerungeu  herausfordert.  In  der  That  ist  eine 
solche  mehrfach  mit  Erfolg  versucht  worden  (er  citirt  Walras  und  Jevons).  Sie  liat 
den  Vorzug,  dass  sie  zu  vollkommen  präcisen  Definitionen  nöthigt,  verwickelte  Schln»- 
folgerungen  übersichtlicher  gestaltet  und  manche  Irrungen  vermeiden  l&sst,  welcbe 
bei  der  unbestimmteren  logischen  Form  der  gewöhnlichen  Darstellung  leicht  sich  ein- 
stellen können." 

Im  Princip  sind  deswegen  die  Versuche  einer  „mathematischen  NationaK- 
Ökonomie"  oder  einer  mathematisch  behandelten  „reinen"  Politischen  Oekonomfe 
(economic  politiqne  pure  von  Walras  u.  A.  m.)  so  berechtigt,  wie  eine  zun&chtt 
rein  deductiv  behandelte  Nationalökonomie,  ja  ist  die  mathematische  Formulirung  oder 
„Methode"  eine  Verfeinerung  des  deductiven  Verfahrens,  eine  Steigerung  dai 
exacten  Characters.  Das  möchte  ich  auch  den  scharfsinnigen  und  wie  immer  bedeit- 
samsten  polemischen  Ausführungen  von  Knies  gegenüber  (Polit  Oekon.,  2.  A.» 
S.  500fr.)  gegen  Walras,  v.  Thüncu  festhalten.  Nicht  diese  mathematische  Foimir 
lirong  oder  Methode  ist  zu  beanstanden  oder  ganz  zu  verwerfen,  sondern  die  nir 
bedingte  und  ziemlich  eng  begrenzte  Bedeutung  der  Ergebnisse  ist  Imt* 
vorzuheben,  ganz  aus  denselben  Gründen,  wie  die  gleich  begrenzte  Bedeutung  dei  nbk 
deductiven  Verfahrens,  das  uns  hier  beschäftigt.  Was  Röscher  (System  I,  §.  22) 
über  die  „mathematische  Methode"  sagt,  daran  anerkennt  und  dagegen  einwendet, 
gilt  eben  in  Betreff  des  deductiven  Verfahrens  überhaupt. 

S.  Litteratur  über  die  Anwendung  der  Mathematik  in  der  Nationalökonomie  M 
Röscher  in  den  Noten  zu  §.22.     Hervorzuheben  sind:  Cour  not,  rechercbes  nr 
los   principes  math^matiques  de  la   tbeorie  des  richesses,   Paris  1838,   später  oliM 
Formeln   principes   de  la  thoorie  des  richesses,  Paris  1863   und  Revue  sommaire  d«l 
doctrines   ecouomiques   (s.  über   ihn   Mars  hall  a.  a.  O    und   Lexis  in  dem   Alt 
Coumot,  Handwörtcrh.  d.  Staatswiss.  II,   S89).     Mehrere  Schriften  von  L.  Walrat, 
bes.  seine  cl<''ments  d'economie  politique  pure,  Lausanne  1874,  1877;  throne  math6* 
mati(|ue  de  la  richcsse  sociale,  Lausanne  18^3:  Theorie   der  Preisbestimmunfc  wilüi- 
schaftlicher   Güter   (deutsch),   Stuttgart    lb81    (s.  darüber  Lexis  in   0)nrad8  Jibf^ 
biichem  B.  .S7,  N.  F.  3,  1881,  S.  427  fr.).    —  W.  St  Jevons,    theory   of  political 
economy,    London  1871  (s.  darüber  W.  Brthmert,  Jevons,   Leipzig  1891).  —   Ym    : 
Deutschen:    v.  Thünen,   isolirter  Staat,    Gossen,    Entwicklung  der  Gesetze  des    j 
menschlichen  Verkehrs.   Braunschweiir   1S54,    neue  Ausgabe  Berliu   1889.     Lana-    i 
hardt,  mathematische  Begründung  der  Volkswirthschaftslehre,  Leipzig  1884  (s.  darflÜMT    i 
Lehr  in  Conrad's  Jahrb.  B.  45,  N.  F.  11 ,  1SS5,  S.  102  ff.),     üeber  die  ganze  Rldk* 
tnng  Knies  a.  a.  0.,  Keynes,  scope  a.  method  eh.  S. 
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C.  —  §.  69.  Das  Verhältniss  der  deductiv  ge- 
ODoenen  Ergebnisse  zur  Wirklichkeit  der  Erschei- 
angen.  Mit  den  wirklichen  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
rürden  richtig  abgeleitete  Schlüsse  der  Deduction  genau  ttberein- 
timmen,  wenn  in  der  Wirklichkeit  die  drei  Voraussetzungen,  unter 
enen  dedncirt  wurde,  genau  so  vorlägen.  Das  ist,  wie  schon  be- 
lerkt,  nicht  der  Fall,  eben  deswegen  die  Incongruenz  der  de- 
netiTen  Ergebnisse  und  der  Wirklichkeit.  Aber  andrerseits  offen- 
er auch:  je  mehr  die  Verhältnisse  der  Wirklichkeit,  unter  denen 
irthschafUiche  Handlungen  vor  sich  gehen  und  wirthschaftliche 
rscheinuDgen  hervortreten,  den  drei  Voraussetzungen  entsprechen, 
esto  mehr  müssen  richtige  deductive  Schlüsse  mit  der  Wirklich- 
eit  barmoniren. 

Es  folgt  daraus,  wie  schon  früher  in  anderem  Zusammenhang 
errorgehoben  wurde,  dass  der  Werth  der  in  der  bisher  erörterten 
reise  angewandten  Methode  der  Deduction  um  so  grösser  ist  und 
ird,  je  mehr  wirthschaftliche  Handlungen  und  Erscheinungen 
nter  solchen  wirklichen  Voraussetzungen  vor  sich  gehen,  bzw.  zu 
tande  kommen,  welche  den  hypothetisch  angenommenen  ent- 
prechen.  Werden  die  Differenzen  zwischen  diesen  Voraussetzungen 
eringfügig,  schliesslich  minimale,  so  muss  auch  die  Ueberein- 
timmung  zwischen  deductivem  Schluss  und  wirklicher  Erscheinung 
ine  grosse,  schliesslich  eine  maximale  werden.  Daraus  ergiebt 
ich  zwar  immer  noch  ein  durchaus  begrenzter,  aber  doch 
»ereits  ein  positiver,  nicht  mehr  bloss  rein  hypothetischer  Werth 
les  deductiven  Verfahrens  auch  für  die  wissenschaftliche  Erkennt- 
liss  der  Wirklichkeit  des  Wirthschaftslebens   in   gewissen  Fällen. 

Die  Aufgabe  ist  dann,  wieder  beobacbtungsmässig  zu 
intersuchen,   ob   und   wie  weit  zwischen  den  angenommenen  Vor- 
inssetzungen   der  Deduction   und  den  wirklieben  Voraussetzungen 
1er    wirthschaftlichen     Vorgänge     Uebereinstimmungen     und    Ab- 
vreichungen   und  welche  eventuell  bestehen.    Insbesondere  ist  dies 
festzustellen   für  die  betreffenden  Personenkreise,  um  deren  wirth- 
schaftliche Handlungen  es  sich  handelt,  nach  der  psychologischen 
Beschaffenheit,  für  Stände,  Classen,  Völker,  Zeitalter,  Orte  u.  s.  w. 
ond  namentlich  auch  für  bestimmte  Gruppen  wirthschaftlicher 
Erscheinungen.   Es  wird  sich  dabei  dann  bald  finden,  dass  in  den 
einen  Fällen   mehr,   in   den   anderen  weniger,  in  gewissen  Fällen 
aber   in   der   That  in   sehr  hohem   Grade   die   wirklichen   Voraus- 
setzungen,  unter  denen  wirthschaftliche  Handlungen  und  Erschei- 

A.  Wai^ner.  Grundlegniig.    3.  Auflage.    1.  Theil.    Gruntllagen.  12 
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nnngen  zu  Stande  kommen,  den  im  streng  dednetiven  Verfahren 
angenommenen  entsprechen.  Hier  wird  dann  zwar  immer  noch 
die  ,,Probe^'  der  Richtigkeit  der  Dednction  durch  das  entgegen- 
gesetzte Verfahren  znm  vollen  Beweis  nothwendig  sein,  aber  doch 
auch  das  Ergebniss  der  reinen  Dednction  an  sich  schon  wirklichen 
practischen  Werth  haben. 

Da,  wo  der  rein  geschäftliche  Staudpunct  im  wirthschaftlichen  Leben  ein» 
genommen  wird  und  völlig  freier  Verkehr,  Vertragsfreiheit  besteht,  wie  am  Meisten 
im  Handel,  zumal  im  Grosshandel,  da  wird  der  dedücti?e  Schluss  nnd  die  WiriL- 
lichkeit  aach  übereinstimmen.  Je  mehr  die  geschichtliche  Entwicklang  des  Wirth- 
Schaftslebens  diesen  „rein  geschäftlichen''  Standpunct  zum  allgemeinen  macht,  daher 
diesem  entsprechende  Motive,  Anschauungen,  Sitten  sich  verbreiten  und  herrschen, 
mithin  mit  dem  Siege  der  reinen  Geldwirthschaft ,  mit  dem  Aufgehen  des  Bernfs  im 
Gewerbe,  mit  der  Einbürgerung  des  Systems  und  der  rechtlichen  und  sittlichen  Grund- 
sätze der  freien  Concurrenz  in  allen  BevOlkcrungskreisen,  desto  mehr  trifft  das  zn  (?gl. 
schon  oben  §.  47,  49).  In  den  älteren  Zeiten  bei  mehr  gebundenen  ökonomischen  und 
Rechtsverhältnissen,  bei  einem  anderen  Zustande  wirthschaftlicher  Sitten,  in  Glassen, 
Gegenden,  wo  der  ältere  Character  des  Wirthschaftslebens  sich  noch  behauptet,  ver- 
sagt das  deductive  Vorfahren  mehr,  aber  auch  nicht  völlig. 

Die  Gruppen  von  Erscheinungen  auf  den  Gebieten  des  „Umlaufs'*  und  der 
„Yertheilung",  daher  diejenigen  des  Tauschs,  Kaufs,  Preises,  der  Einkommen- 
bildung in  der  arbeitstheiligen  Production  auf  der  Grundlage  der  Privateigenthomt- 
ordnung  und  des  freien  Vertragsrechts,  die  Erscheinungen  des  Geld-,  Mttnz-,  Credit-, 
Bankwesens  und  anderes  Aeho liehe  sind  deswegen  überhaupt  stets  mehr,  unter  den  in- 
gedeuteten modernen  Verhältnissen  aber  wirklich  in  besonderem  Maasse  durch  das 
deductivo  Verfahren  in  einer  Weise  festzustellen,  abzuleiten  und  zu  erklären,  welche 
mit  den  wirklichen  Vorgängen  im  Wesentlichen  selbst  genau  übereinstimmt.  Bei 
dieser  ganzen  Gruppe  von  Erscheinungen  tritt  am  Meisten,  trotz  der  Abhängigkeit  von 
psychischen  Momenten,  ein  Mechanismus  der  Bewegung  hervor.  Eben  deshalb 
hier  auch  die  Anwendbarkeit  der  „mathematischen"  Methode.  Die  Erscheinnncea 
auf  dem  Gebiete  der  „Production"  und  „Consumtion"  entziehen  sich  zur  £^ 
mittlung  ihres  wirklichen  Aussehens,  Verlaufs  dem  dednetiven  Venahron  mehr,  aber 
doch  auch  nicht  so  weit,  wie  einseitige  Vertreter  der  nationalökonomischen  Indaction 
behaupten.  Ueberall,  wo  das  „ökonomische  Princip"  (§.  2S)  waltet,  das  ja  recht 
eigentlich  auch  ein  psychologisches  Princip  ist,  wo  es  sich  um  Steigerung  der 
Productivität  der  Arbeit  durch  Entbindung  und  Entwicklung  günstiger  Einflösse  «of 
die  Arbeitslust,  durch  Ausdehnung  der  Herrschaft  über  die  Katurkräfte,  durch  Ver- 
mehrung und  Verbesserung  de^  Arbeitstheilung  handelt,  gestattet  das  deductire  Ver- 
fahren immerhin  auch  manche  erfolgreiche  Anwendung  zur  Erschliessung  der  Wirk- 
lichkeit der  Erscheinungen,  wenn  auch  hier  das  inductive  Verfahren  an  sich  und  inr 
Probe  der  dednetiven  Schlüsse  eine  grössere  Bedeutung  und,  falls  es  genügend  teeh- 
nisch  entwickelt  ist,  auch  sicherere  Ergebnisse  hat  Durchaus  hiermit  übereinstimmend 
äussert  sich  Mars  hall,  princ.  of  economics,  Vorwort  p.  VII,  in  Bezug  auf  die 
Anwendung  der  Theorie  des  Normalwerths  auf  die  Handlungen  der  nichtgesch&fUichen 
wie  der  reingeschäfdichen  Classen,  indem  nur  die  Anwendung  auf  erstere  nicht  ndt 
derselben  Genauigkeit  des  Einzelnen  erfolgen  könne.  Die  ältere  Theorie  hat  gewiss 
zu  sehr  ohne  Weiteres  geschlossen,  dass  ..jeder  Mensch"  im  Wirthschaftsleben  wie 
ein  geriebener  Geschäftsmann,  city  man,  handle ;  die  historische  Schule  vorfällt  in  den 
entgegengesetzten,  aber  noch  grösseren  Fehler,  bei  den  Nicht- Geschäftsleuten,  bd 
Menschen  anderer  Culturstufen  eine  nicht  nur  gradweise,  was  richtig  ist,  sondern 
principiell  verschiedene  wirthschaftliche  Handlungsweise  anzunehmen. 

FUr  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  einen  Verkehrsge- 
sellschaft, so  der  modernen ,  bei  den  heutigen  Calturyölkem,  er- 
giebt  daher  das  deductive  Verfahren   bereits  einen  wesentliob 
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i  cht  igen  Einblick  in  die  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  und 
1  ihre  Bewegung  (ihre  Tendenzen  gleichförmiger  Gestaltung 
nd  Wiederkehr  oder  ihr  ,,Ge8etz'',  s.  u.  §.  74,  87  ff.),  namentlich  in 
lie Richtung  der  Bewegung  und  in  die  Zielpuncte  dafttr.  Fflr 
lie  Verhältnisse  einer  anderen  Verkehrsgesellschaft,  so  einer  älteren, 
eistet  es  erheblich  weniger  und  versagt  da  und  dort  ganz  den  Dienst, 
«"ür  die  eine  Gruppe  von  Erscheinungen  ist  es,  wenn  auch  wieder 
ach  dem  ganzen  Gharacter  der  wirthschaftlichen,  rechtlichen  Ent- 
dcklung  und  Zustände  in  ungleichem  Maasse,  brauchbarer,  für 
ie  andere  Gruppe  weniger  brauchbar,  bis  zur  vollen  Unzuläng- 
chkeit. 

Aach  in  dem  ^ttostigeren  Falle  wird  mit  der  Deduction  zwar  auch  noch  nicht 
13  letzte  Ziel  der  wissenschaftlichen  Aufgabe  erreicht:  die  Gewissheit,  dass  die 
}geleiteten  Erscheinungen  genau  der  Wirklichkeit  entsprechen.  Dazu  bedarf  es 
uner  wieder  erst  der  Gonstatirang  der  Thatsachen  durch  die  Beobachtung  dieser 
Ibst  Aach  wird  die  Deduction  öfters  nur  die  grossen  Hauptzttge  der  Gestaltung, 
ewegong,  Entwicklung  der  Erscheinungen  geben  können,  nicht  die  kleineren,  feineren 
ebeozQge,  nicht,  wie  die  beobachtungsmftstdge  Schilderung,  ein  photog^phiscb  ge- 
»es  Bild  alles  Einzelnen.  Aber  auch  diese  begrenzten  Leistungen  des  Verfahrens 
od  doch  immer  schon  sehr  wichtig.  Die  Grundstructur  und  Haupttendenzen 
sr  Bewegung  vieler  wirthschaftlicher  Erscheinungen,  —  im  Bilde  ?om  „social- 
(onomischen  Körper"':  das  Knochengerüst,  die  Bänder,  Sehnen,  Muskeln,  Nenren- 
ringe,  der  BIntumlauf,  die  hauptsächlichen  Functionen  —  werden  auf  diese  Weise 
Kh  bereits  zur  Kenntniss  und  zum  Yerständniss  gebracht.  Damit  ist  doch  schon 
ihr  fiel  gewonnen,  mehr  und  Wichtigeres  als  mittelst  des  inductiven  Verfahrens,  das 
}Tnemlich  bisher  nur  zu  Gontrole,  Berichtigung,  Bestätigung  und  zur  Verfeinerung 
er  deductir  gewonnenen  Sätze,  zur  Ausmalung  des  Einzelnen,  des  Kleineren  gedient 
it  Die  nationalökonomischen  Lehren  auf  den  vorhin  genannten  Gebieten  und  Er- 
!bemungsgruppen,  wo  sich  das  deductire  Verfahren  besonders  anwendbar  gezeigt  hat, 
&Dnen  zum  Beleg  dienen. 

Aus  Allem  folgt,  dass  die  Deduction  in  Bezug  auf  die  Wirk- 
chkeit  der  Erscheinungen  Näherungswerthe  verschiedenen 
rrades  giebt. 

Das  gilt  doch  selbst  da,  wo  es  sich  um  Verkehrsgesellschaften  bandelt,  welche 
ea  drei  Voraussetzungen  der  strengen  Deduction  weniger  und  eventaell  recht  wenig 
otsprechen,  mindestens  bei  denjenigen  Gruppen  ?on  Erschcinuni^en ,  welche  an  sich 
ie  Anwendung  der  Deduction  begünstigen.  Da  man  es  doch  auch  hier  mit  gewissen 
ypischen  Grandzügen  der  menschlichen  Natur,  ihrem  Triebleben  und 
irer  Motivation,  neben  der  Constanz  der  äusseren  Natur,  zu  thun  hat,  kann  das 
Dch  Dicht  anders  sein.  Die  gegentheilige  Ansicht  des  Historismus  übertreibt  wieder 
ie  indindaelle.  nationale ,  zeitalterliche  Difierenzirong  der  menschlichen  Natur,  wenn 
ie  zu  anderen  Ergebnissen  kommt.  Die  Züge,  welche  das  deductire  Verfahren  ab- 
otet  werden  hier  noch  mehr  nur  ins  Grobe,  das  ganze  Bild  der  Erscheinungen  noch 
lehr  ins  Rohe  entworfen  sein,  aber  es  braucht  doch  nicht  falsch  zu  sein  und  ist  es 
Bch  nicht  und  die  Leistungen  des  Verfahrens  sind  auch  hier  daher  nicht  werthlos 
'tl  die  ähnliche  Auffassung  bei  Mars  ha  11  a.  a.  0  und  in  seinem  Buch  1,  Kap.  6 

Die  Aufgabe  ist  mithin,  jene  Näherungswerthe  der  Wirklich- 
eit  immer  näher  zu  bringen,  ihre  Abweichung  von  der  Wirklichkeit 
inerseits  genauer  zu  bestimmeu,  womöglich  zu  messen,  andrerseits 
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ZU  verriDgern,  womöglich  zu  beseitigen.  Zu  beiden  Zwecken  dient 
das  inductive  Verfahren  mit  und  ist  dazn  schliesslich  nnentbehrlicb, 
wenngleich  leider  nicht  immer  anwendbar,  so  dass  man  sich  eben 
dann  mit  dem  begnügen  mnss,  was  das  dedactive  Verfahren  leisten 
kann^).  Zn  beiden  Zwecken  ist  aber  anch  gerade  letzteres  unter 
gewissen  Modificationen  seiner  Anwendung  mit  brauchbar:  d.  h.  es 
lässt  sich  immerbin  so  verfeinern,  dass  die  Näherungswerthe,  welche 
es  gewinnt,  immer  geringere  Abweichungen  von  der  Wirklichkeit 
zeigen.    Dies  geschieht  auf  folgende  Weise. 

D.  —  §.  70.  Die  Annäherung  der  deductiv  gewon- 
nenen Ergebnisse  an  die  Wirklichkeit  durch  metho- 
dische Aenderung  der  Voraussetzungen  der  Dedüction. 
Jede  der  drei  Voraussetzungen,  dass  im  wirthschaftlichen  Leben 
immer  nach  dem  ersten  Leitmotiv,  dem  wirthschaftlichen  Eigen- 
vortheil,  gehandelt  werden  will,  kann  und  darf,  lässt  sich  ein- 
zeln oder  je  zu  zweien  oder  zu  allen  dreien  auf  einmal  in  geringerem 
und  stärkerem  Maasse  modificiren.  Danach  ändert  sich  dann  notb- 
wendig  auch  der  abzuleitende  Schluss  auf  Willensacte  und  Hand- 
lungen, auf  die  Bewegung,  die  Richtung,  die  Intensivität  der  Hand- 
lungen. 

Diese  Modificationen  der  Voraussetzungen  können  zunächst 
wieder  rein  hypothetisch  und  willkührlich  vorgenommen 
werden.  Aber  natürlich  wird  dabei  bereits  das  Streben  obwalten, 
die  Modificationen  auf  Grund  der  persönlichen  Wahrnehmungen 
und  Kenntnisse  des  Operirenden  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit 
anzupassen.  Indem  man  dann  wieder  bei  den  Aendernngen  der 
Voraussetzungen  möglichst  methodisch  verfährt,  daher  in  Bezug 
auf  die  letzteren  systematisch  Beobachtungen  der  Wirklich- 
keit anstellt  und  auf  Grund  der  Ergebnisse  hiervon  die  Voraufl- 
setzungen  der  Dedüction  bildet  und  deducirt,  gelangt  man  %n 
Schlüssen  und  Ergebnissen,  welche  sich  den  wirklichen  Erschei- 
nungen und  Vorgängen  in  viel  höherem  Maasse  und  bei  correctem 
methodischem  Verfahren  in  der  Tbat  immer  genauer  nähern,  schliess- 
lich bei  hinlänglicher  Ausdauer  und  Vorsicht  in  der  Anwendung  des 
Verfahrens  bis  zu  dem  Puncte,  wo  sie  ihnen  wirklich  entsprechen 
(congruent  werden). 


^)  Ein  gutes  Beispiel  ist  die  Lehre  von  der  SteuertlberwÄlzung,  wofor  «if 
die  Untersuchung  im  2.  B.,  2.  AuÜ.  meiner  Finanzwissenschaft  (S.  832  ff.)  und  auf  di« 
dort  erwähnte  inductir-statistische  Arbeit  von  Schanz  über  die  baierische  Bientener 
verwiesen  sein  maL*-. 
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Yortheil  gleichmässig  so  nach  der  Rechtsordnung  folgen  dürfen, 
80  verfahren  wird,  die  andren  beiden  die  gleichen  bleiben.  Indem 
man  die  Verändemngen  auf  zwei,  schliesslich  auf  alle  drei  Vorans- 
setzuDgen  ausdehnt,  in  allen  drei  Fällen  sie  in  verschiedenem 
Maasse  vornimmt,  stets  unter  Benutzung  von  Beobachtungen,  welche 
die  Voraussetzungen  den  concreten  Verhältnissen  der  Wirklichkeit 
anzupassen  suchen,  nähert  man  auch  den  Werth  der  Schlttsse 
immer  mehr  der  Wirklichkeit.  Das  Verfahren  läuft  also  darauf 
hinaus,  neben  constanten  Factoren  methodisch  ge- 
wählte variable  Factoren  mehr  und  mehr  in  das  Rä- 
sonnement  einzufügen  und  dann  abzuleiten,  wie  unter  den 
so  gestellten  Voraussetzungen  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
aussehen  und  verlaufen.  Auch  hier  wird  schliesslich  zur  Controle 
und  Verification  die  Beobachtung  der  Erscheinungen  selbst 
nothwendig  sein  und  soweit  als  möglich  erfolgen,  also  wiederum 
inductives  Verfahren  hinzutreten  müssen.  Aber  wenn  die  Voraus- 
setzungen in  Uebereinstimmung  mit  der  Wirklichkeit  bestimmt  sind 
und  dann  nur  in  der  Deduction  selbst  Fehler  vermieden  werden, 
können  die  deductiven  Schlüsse  doch  auch  ohne  oder  vor  dieser 
Probe  schon  als  richtig  gelten. 

Die  Nothwendigkeit ,  immer  mehr  Teränderliche  Factoren  und  wechselnde  Gom- 
binationcn  derselben  unter  sich  und  mit  constanten  im  logischen  Bäsounement,  auf 
welches  das  deductivc  Verfahren  hier  hinauskommt,  einzufügen,  macht  auch  die  An- 
wendung der  mathematischen  Methode  immer  schwieriger  und  bald  nutzlos  (§.  68). 
Im  Käsonnement  kann  man  hier  den  Einfluss  ?ariabler  Factoren,  welche  als  Ursache  oder 
Bedingung  in  Betracht  kommen,  auf  Bewegung,  Bowegungsrichtung  der  ErscheinuDgeo 
leichter  und  deutlicher  erfolgen. 

§.  71.  Durchführung  der  Veränderungen  der  drei 
Voraussetzungen  im  Einzelnen. 

1.  Die  AenderuDgen  der  Voraussetzungen  in  Bezug  auf  das 
Wollen  —  dem  wirthschaftlichen  Vortheil  in  Willensacten  und 
Handlungen  zu  folgen  —  können  sich  auf  zweierlei  beziehen,  ein- 
mal auf  die  Thatsaehe  der  individuellen,  classenweisen  u.  8.  w. 
Differenzirung  der  Stärke  des  Motivs,  sodann  auf  Mitberflek- 
sichtigung  anderer  Motive. 

a)  Gerade  der  erste  Punct  ist  besonders  wichtig,  nm  die 
Voraussetzungen  der  Deduction  denen  der  wirklichen  Vorgänge 
mehr  anzupassen  und  so  die  Schlüsse  mehr  der  Wirklichkeit  der 
Erscheinungen  zu  nähern.  Denn  thatsächlich  ist  die  Stärke  des 
ersten  Leitmotivs  nach  Individuen,  Berufen,  Glassen,  Vdlkeni,  Zei^ 
altem,  Ländern  u.  s.  w.  wesentlich  verschieden,  was  daiiB 
wieder  auf  die   verschiedenen  Gruppen  wirthsohaftliober 
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Dgen  EiDfluss  ausübt,  je  nachdem  diese  Gruppen  je  mit  Individuen; 
issen  u.  8.  w.  von  verschiedener  Stärke  des  Motivs  in  besondrer 
Ziehung  stehen. 

Z.  B.  man  beobachtet ,  dass  die  practischon  Grundsätze  des  Händlerthüins  (,der 
ty  men^O«  ^on  denen  man  in  der  Ableitung  der  Preise  in  der  Dednctiou  ausgeht, 
a  keineswegs  die  allgemein  rerbreiteten  in  allen  GescIIschaftsclassen  sind.  Daraas 
^  sofort,  dass  die  streng  dedoctir  ermittelte  Theorie  des  Preises  zunächst  nur  da 
.aaer  zutreffen  wird,  wo  es  sich  um  das  Publicum  dos  Händierthums  handelt, 
ler  bei  den  Grosspreisen,  ausserhalb  dieses  Kreises  nicht,  daher  nicht  bei  den 
inpreisen.  Indem  man  hier  nun  die  einzelnen  Classen  (und  schliesslich  die  Indi- 
Deo)  beobachtet  in  ihrem  Verhalten  im  Verkehr,  beim  Kaufen  u.  s.  w.,  findet  man, 
welcher  Weise  die  Leute  von  rein  geschäftlicher  Auffassung  abweichen.  Daraus 
n  man  dann  ableiten,  wie  sich  hiemach  die  Bewegung,  Richtung  der  Preise,  ihr 
hiltniss  zu  den  Productionskosten  gestalten  wird ,  welche  Nachtheile,  welche  Vor- 
ile  die  einzelnen  Classen.  je  nachdem,  haben  werden  u.  s.  w.  Implicite  folgen  dann 
raus  für  die  richtigere  Beurtheilnng  von  Einrichtungen  des  Verkehrs,  der  Rechts- 
nung,  z.  B.  des  Princips  der  freien  Concurrenz,  das  eben  auf  der  Voraussetzung 
b  der  Gleichheit  des  wirthschaftlichcn  Wollens  beruht,  so  mancherlei  worth- 
e  und  practisch  wichtige  Schlüsse.  U.  A.  wird  man  namentlich  auch  bestimmen 
oen,  wie  nachdem  Durchschnittsverhalten  der  Bevölkerung  und  der  Ciasse, 
Berufästands  zu  dem  ersten  Leitmotiv  das  Princip  der  freien  Concurrenz  in  vcr- 
iedencD  historischen  und  in  verschiedenen  Personenkreisen  ganz  verschieden  wirken, 
ier  auch  ganz  verschieden  beurtheilt  werden  muss. 

b)  Zwecks  Mitberticksichtigung  anderer  Motive  als  mit- 
iwirkender  Factoren  können  nach  und  nach  alle  anderen  Leit- 
»tive  und  die  verschiedenen  zu  ihnen  gehörigen  Specialmotive, 
b  wechselnden  Combinationen  derselben  mit  dem  ersten  Leitmotiv 
d  untereinander,  altruistische  Erwägungen  u.  s.  w.  unter  die 
•raossetzungen  der  Deduction  eingefügt  werden.  Wiederum  vor- 
mlich  in  der  Weise,  dass  auf  Grund  von  Beobachtungen  die 
cbtigeren  Fälle  mitspielender  anderer  Motive  und  vorkommeudcr 
>mbinationen  unter  diesen  Voraussetzangcn  aufgenommen  werden, 
}  abzuleiten,  wie  sich  alsdann  die  Willcnsacte,  Handlungen, 
scheinungen  gestalten  werden.  Die  historische,  örtliche,  volks- 
issige,  classen-  und  berufsweise,  individuelle  Differenzirung  der 
«amniten  Motivation  im  wirthschaftlichcn  Handeln  lUsst  sich  hier 
ich  den  im  vorigen  Kapitel  dargelegten  Gesichtspuncten  mit  berllck- 
ihtigen.  Und  um  die  Methode  der  Deduction  zu  verfeinern,  ihre  Er- 
^bnisse  der  Wirklichkeit  genauer  anzunähern,  ist  das  nothwendig. 

Grade  dass  man  das,  zwar  keineswegs  immer,  auch  in  der  alteren  Theorie  nicht, 

•er  oftmads   unterlassen   oder  nicht  genügend   gethan  hat,    bedingte  die  häutige  Iii- 

Bgroenz   der  Ergebnisse  der  Dedoction   mit  den   wirklichen  Erscheinungen.     Noth- 

eadig  und  natürlich  um  so  mehr,  je  mehr  nach  Zeitaltern,  Völkern,  Classen,  Indi- 

doea,    nach  Sitten    und  Gewohnheiten,   nach  sittlichen  und   religiösen  Anschauun- 

ei  IL  s.  w.  die  betreflenden  Menschen  in  ihrer  ^Motivation  auch  auf  wirthschaftlichcm 

eUeta    eben    nicht  der  Voraussetzung  entsprachen,   nur  vom  ersten  Leitmotiv  des 

iitlifchafUiclien  Vortheils  bestimmt  zu  werden,    sondern  von  den  anderen  Motiven 

Ol  beeinÜiUBt   worden,  —  e?entuell   bis  zur  vollständigen  Uebcrwindung  des  pra» 

finfliUMi  des  ersten  Motivs,  wie  unter  der  Einwirkung  mächtitrcr  religiöser 

i:  ^Cbebet  Alles  den  Annen''  u.  s.  w. 
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Die  Erfüllung  dieser  Forderung,  entsprechend  der  Verschieden- 
heit der  wirklichen  Motivation,  die  Voraussetzungen  der  Dedaction 
zu  ändern,  und  die  Vomabrae  der  Deduction  unter  solchen  ver- 
änderlichen Voraussetzungen  ist  nun  gewiss  schwierig,  aber  sie  ist 
nicht  unmöglich,  wenngleich  auch  hier  wieder  das  Ideal  metho- 
dischen Verfahrens  nicht  erreichbar  sein  niag.  Auch  verändert  die 
so  gehandhabte  Methode  hier  wieder  nicht  ihren  Character  and 
geht  nicht,  wie  wohl  gemeint  worden  ist,  bereits  in  die  indnctiTe 
über,  indem  ihre  Voraussetzungen  so  der  Wirklichkeit  nahe  ge- 
bracht werden.  Denn  es  werden  doch  immer  nur  noch  die 
als  Ursachen  und  Bedingungen  fungirenden  Thatsachen  beob- 
achtet, die  Erscheinungen,  welche  davon  abhängen,  dedoctiv  ab- 
geleitet. 

ADdftrer  Aoäiclit  ist  hier  Wundt  (Logik  II,  51)0  ff.),  aber  ich  Tcrmag  mich  der- 
selben doch  nicht  anzuschliessen.  Er  Turglciclit  hier  die  Abstractionen  und  Hypothesen- 
bildungen  der  ,,abstractcn  Wirthäohaftälehre'%  deren  Werth  er  gebahrend  vUrdigt,  mit  dea 
Voraassetzungen  der  allgemeinen  Mechanik,  meint  aber,  der  Vergleich  falle  doch  zu  Un- 
gunsten der  erstcren  aus.  Man  kOnno  bei  dieser  doch  nur  objectire,  nicht  snbjoctir« 
Bedingungen  in  das  Verfahren  einfug:en.  Bei  einer  gründlicheren  Berttcksichtiging 
der  psychologischen  Eigenschaften  der  Menschen  unter  den  subjcctivcn  Yorau»- 
setzungen  ?erIiore  die  Theorie  ihren  exacten  Character,  der  grade  auf  ihrer  Einfachheit 
beruhe.  „Sobald  man  der  Mehrheit  widerstreitender  Motive  und  der  thats&chlichoi 
Ungleichheit  der  Menschen  Rechnung  tragen  will,  gelangt  man  zu  variablen  Factorea. 
deren  Wirksamkeit  von  Fall  zu  Fall  sich  verändert,  so  dass  dieselben  höchstens  nach 
jedem  Ereigniss  geschätzt,  nicht  aber  als  allgemeine  Voraussetzung  der  Erklinuig 
aller  Ereignisse  zu  Grunde  geirgt  werden  kann.  Die  abstracto  Wirthschaftsthforie 
bcgiebt  sich  also  von  selbst,  wenn  sie  diese  Zugeständnisse  macht,  auf  den  Boden  der 
historischen  NationalOkonomik.''  Sie  kOnne  nur  etwa  statt  des  Eigennutzes  n.  s.  v. 
andere  Eigenschaften  in  ähnlicher  Ausschliesslichkeit  voraussetzen,  die  dann  freilich 
zu  ebenso  einseitigen  Folgerungen  ftihrcn  würden  (s.  o.  §.  67).  Ich  möchte  hier  onr 
zugeben,  dass  die  Theorie,  bezw.  die  deductive  Methode  bei  der  Modification  der 
Voraussetzungen  ihren  „exacten''  Character  mehr  einbüsse.  Aber  das  ist  eigentlich 
kein  Nuchtheil ,  denn  grade  dieser  so  bezeichnete  Character  —  d.  h.  die  D^nction 
streng  unter  den  drei  Voraussetzungen  —  ist  das  Missliche,  weil  die  Methode  iha 
überhaupt  nur  der  Annahme  von  Hypothesen  verdankt,  welche  mit  der  Wirklichkeit 
nicht  stimmen.  Was  sie  hier  (daher  auch  z.  B.  im  Puncto  der  mathematischen  Fass^ 
barkeit)  einbOsst,  gewinnt  sie  an  realem  Werth  bei  der  Veränderung  der  Voraofr- 
setzungen  in  der  Kichtung  der  Wirklichkeit.  Nach  Kategoriccn  von  handelndes 
Subjocten  (Menschen),  daher  nach  Zeitaltern,  Völkern,  Classen  und  von  Gruppen 
wirthschaftlicht-r  Erscheinungen,  daher  in  der  oben  bereits  angegebenen  Weise,  wM 
man  in  der  Kegel  die  Voraussetzungen  bezüglich  der  einwirkenden  Motivation  üo  ver- 
ändern können,  dass  dieselben  mehr  und  mehr  der  Wirklichkeit  cnt^prechen.  Als- 
dann wird  man  doch  auch  hier  abzuleiten  vermögen,  wie  sich  dio  Willensacte,  Hand- 
lungen. Erscheinungen,  deren  Verlauf  in  (iemfissheit  der  Modification  der  Voraus- 
setzungen gestalten,  namentlich  auch  im  Verhältniss  zu  der  Gestaltung  streng  unter 
den  drei  Vuraussetzungen. 

An  der  angegebenen  Stelle  sn^t  Wundt  auch  einmal:  „der  menschliche  Wille 
schlägt  nicht  wie  ein  gestobsener  Körper  unter  der  Einwirkung  verschicdenüf  Motive 
eine  mittlere  Kichtung  ein,  sondern  pUcgt  einem  herrschenden  Motiv  ausschliesidich 
zu  folgen'*.  Das  trillt  doch  kaum  immer  zu.  Ich  kann  z.  B.,  dem  ersten  Leitmotif 
fol^eiiii,  für  einen  Minimalpreis  von  x  eine  Waare  als  Käufer  erlangen.  Allein  Ek> 
gefuhl.  Anstand.  Mitleid  u.  dul.  boMimmen  mich,  den  Preis  nicht  soweit  hcrab- 
zu'iriickeM.  tuidcrseifs  will  ich  doch  uiriiien  Vortheil  nicht  ganz  aufgeben,  d.h.  nicht 
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4 
keinen  llbermlasig  hohen ,  sondern  auch  nicht  den  ablichen  Preis  7on  z.  B.  -  -  x 

3         4 

31,  rielmehr  bewillige  ich  schliesslich  etwa  einen  mittleren  Preis  zwischen  diesen  zwei 

2tn,  also  -j-  X.    Dann  hat  doch  mein  ron  rerschiedenen  sich  lircozenden  Motifen 
o 

immter  Wille  in  der  That  eine  mittlere  Richtung  eingeschlagen.  So  aber  liegen 
Dinge  doch  im  Leben  nicht  selten,  speciell  auch  Öfters  im  Gebiete  der  wirthschaft- 
ui  Handinngen.  Auch  hier  ergeben  sich  Diagonalen  u.  s.  w.  Die  Veränderung 
Yoiaossetznngen  beztlglich  des  Woliens  behnfs  Anwendung  des  dedacti?cn  Ver- 
sus entspricht  dieser  Aaffassong. 

2.  In  ähnlicher  Weise  lässt  sich  nun  anch  die  zweite  Vor- 
setznngy  bezilglich  des  richtigen  Kennens  des  wirtbschaft- 
en  Eigenvortheils  und  demgemäss  des  ihm  Folgen-Könnens 
indem y  indem  man  namentlich  von  der  Annahme  gleich- 
ssigen  Kennens  nnd  Könnens  der  Individuen  absieht.    Auch 

ist  die  Aufgabe,  dann  diese  Veränderungen  der  Voraus- 
aogen  möglichst  der  Wirklichkeit  anzupassen,  daher  wieder 
ir  Beobachtungen  methodisch  anzustellen  und  besonders  die 
Bsendifferenzirung  dieses  Factors  nach  Zeitaltern,  Völkern, 
»n,  Classen,  Berufen  u.  s.  w.  festzustellen  nnd  die  Ergebnisse 
die  Verfeinerung  der  Deductionsmetbode  zu  benutzen. 

Auch  danach  kann  man  dann  wieder  bestimmen,  welche  Modi6cationen  die 
Lctiren  Schlüsse,  die  unter  den  Voraossetzungen  gleichmäs&igen  Kennens  and  Ver- 
m-Könncns  des  wirthschaftlichen  Vortheils  an  sich  richtig  abgeleitet  sind,  erfahren 
«D,  am  sich  mit  der  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  za  decken.  Man  wird  z.  B. 
lehr  auch  dedacti?  ermitteln  können,  welche  Individuen,  Berufe,  Classen  im 
sm  der  freien  Concurrenz  die  mehr  leidenden,  die  mehr  gewinnenden  sind,  weil 
ier  strengen  zweiten  Voraussetzung  weniger,  vielleicht  gar  nicht  oder  anderseits 
r,  vielleicht  vollständig  entsprechen;  wird  ableiten  können,  welche  verschiedene 
iutung  das  ökonomische  Princip  je  nach  der  Modification  der  zweiten  Voraus- 
Dg  für  das  wirthschaftliche  Handeln  der  Individuen ,  Classen ,  Zeitalter  u.  s.  w. 
en  Vorgängen  der  Production  wie  der  Vertheilung  haben  muss  u.  s.  w. 

3.  Aehnlich  wird  dann  auch  die  dritte  Voraussetzung,  be- 
lieb des  Verfolgen-DUrfens  des  Vortheils,  verändert,  indem 
a  statt  von  freier  Concurrenz  und  der  ihr  zu  Grunde  liegenden 
ihts-  (anch  Privatrechts-)  Ordnung  von  allgemeinen  oder  theil- 
sen,  nach  Subjecten,  Objecten  unterscheidenden  Beschränkungen 

freien   Concurrenz  und  von   anderen  Rechts-,    auch  anderen 
vatrechtsgmndlagen  ausgeht. 

Die  3Iodification  dieser  Voraussetzung  ist  von  besonderer  Bedeutung  fUr  alle 
ersuchnngen  der  Folgen  und  Einwirkungen  des  wirthschaftlichen  Uechts  und 
lit  in  Verbindung  stehender  Einrichtungen,  daher  namentlich  für  Fragen  der 
ctischcn  Nationalökonomie,  aber  doch  dafür  nicht  allein.  Auch  die  theoretischen 
gen  de:*  Cmlaofs,  der  Vertheilang,  von  Preis,  Lohn,  Zins  u.  s.  w.  gestalten  sich 
;  der  Modification  der  dritten  Voraussetzung  ganz  anders,  z.  B.  bei  Monopol- 
hiltnissen,  woraus  sich  dann  für  die  practische  Seite  dieser  Fragen  auch  wieder 
igerungeu  ergeben.  Auch  hier  sind  die  Aenderungeu  der  Voraussetzungen  wieder 
•glichbt  nach  Beobachtungen  der  Wiiklichkeit  vorzunehmen,  uin  dann  zu  dedu- 
eo.     Grade    in  Betreff  dieser  dritten  Voraussetzung  hat   srhon   die  ältere  Theoiic 
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fro^cnUber  offenkundigen  Thatsachcn  der  Rechtsordnung  auch  unter  Annahme  Ton 
Modificationcn  der  freien  Concnrrenz,  der  Vertragsfreiheit,  der  freien  Eigcnthums- 
rerfügung,  unter  Bertlcksichtigung  von  anderen  historischen  Ofientlichen  und  Prirat- 
rechtsordnungen.  z.  B.  der  Zunftverfassung,  der  Schutzzölle ,  der  PhFilegien  und  Mo- 
nopole, der  Verhältnisse  der  persönlichen  Unfreiheit,  des  fehlenden  oder  beschr&nkten 
Privateigenthums  am  Boden  u.  s.  w.  das  deductive  Verfahren  benutzt,  um  abzuleiten, 
wie  unter  der  und  der  concreten ,  historischen ,  örtlichen  Voraussetzung  in  Bezog  anf 
Rechtsordnung  und  Concurrenz  die  wirthschaftlicheu  Handlungen  und  Eischeinangen 
ausfallen  werden.  Freilich  sind  dabei  dann  wieder  öfters  Fehler  begangen  woraeD, 
die  jedoch  abermals  nicht  in  der  Methode  selbst,  sondern  in  mangelhafter  Anwendung 
der  letzteren  ihren  Grund  hatten.  Man  hat  z.  B.  unter  der  strengen  ersten  Voraas- 
Setzung  des  allein  und  gleichmässig  Vorfolgen-Wollens  des  Eigenvor^eils,  dedacirt  und 
die  Schlüsse  als  mit  der  Wirklichkeft  sich  deckend  angenommen,  ohne  zu  berQck- 
sichtigen,  dass  unter  anderen  Hechtsordnungen  und  damit  in  Verbindung  stehenden 
anderen  Wirthschaftsorganisationen  auch  das  ercte  LeitmotiF  sich  weniger  staxfc, 
weniger  gleichmässig,  nur  mit  anderen  Motiven  combinirt  und  dadurch  modifidiC 
geltend  macht.  Oder  man  hat  die  Ergebnisse  der  Deduction  unter  der  der  Wiik- 
lichkkeit  etwa  entsprechenden  Voraussetzung  einer  so  und  so  beschr&nkten  Concoirenz 
etwa  gar  schon  deswegen  ungünstig  beurtheilt«  weil  sie  von  den  unter  Voraussettong 
völlig  freier  Concurrenz  abzuleitenden  Ergebnissen  abwichen,  indem  man  das,  was 
theoretische  Voraussetzung  der  strengen  Deduction  war,  in  einem  seltsamen  logischen 
Missverständniss  zum  practischcn  Postulat  des  SeinsoUens  machte.  Solche  Fehler 
lassen  sich  aber  doch  vermeiden  und  werden  von  den  Vertretern  der  deductiven  Ma- 
thode jetzt  allgemein  vermieden. 

Auch  die  Verhältnisse  von  wirthschaftlicheu  Phantasiegebilden,  Utopien, 
voller  socialistischcr  Organisation  der  Production  und  Vertheilung  und  der  dabei  ge- 
botenen Rechtsordnung  unterstehen  der  Beurtheilung  mittelst  Anwendung  des  dedoo- 
tiven  Verfahrens,  ja  nur  mittelst  dieses,  da  hier  ja  von  einer  Beobachtung  von  no^ 
gar  nicht  existircnden  wirthschaftlicheu  Erscheinungen  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Man  deducirt  unter  Voraussetzungen  einer  Rechtsordnung,  wie  sie  dem  betrefiendea 
(icbilde  entsprechen  müsste,  indem  man  abzuleiten  sucht,  welche  Motive  wirthschaft- 
licheu Handelns  oder  welche  Gombinationcn  von  Motiven  hier  möglicher  Weise  mlN 
bpielcn  könnten  und  würden  und  wie  sie  auf  Handlungen  und  Erscheinungen'  einwiAen 
würden.  Auch  hierbei  kann  man  freilich  nur  von  der  uns  bisher  durch  innere  und 
äussere  Beobachtung  bekannten  menschlichen  Motivation  ausgehen,  immerhin  abtt 
eine  solche,  noch  auf  Grund  der  Erfahrung  und  des  psychologischen  Schlusses  mfl^ 
lieh  erscheinende  Modification  der  Motivation,  welche  den  Plänen  einer  sodalistisclMl 
Organisation  günstig  wäre,  mit  in  Erwägung  ziehen.  Stösst  man  hier,  wie  es  n.  & 
geschehen  wird ,  auf  unlösbare  oder  wenigstens  uns  auf  Grund  der  bisherigen  Eiftk* 
rung  über  die  Motivation  und  deren  Modiücirbarkeit  unlösbar  erscheinende  Schwierig 
keiten  zwischen  den  Anforderungen,  welche  in  einer  solchen  Organisation  an  & 
menschliche  Motivation  gestellt  werden  müssten,  und  der  thatsächlichen  nnd  miitik» 
maasslichen  Gestaltung  dieser  Motivation,  so  wird  man  zu  dem  deductiv  gewonnenes 
Ergebniss  der  wahrscheinlichen  psychologischen  Unmöglichkeit  einer  derartigen  Oigi* 
nisation  gelangen,  wie  wir  es  schon  im  bisherigen  Verlauf  unserer  Untersuchangw 
mehrfach  thaten  (§.  3,  GS).  Damit  ist  zwar  auch  hier  vor  wirklicher  Erfahrung  diuck 
die  Probe  noch  keine  endgiltige  Entscheidung  in  einer  solchen  Frage  gefUlt,  aber 
doch  mindestens  die  Beweislast  dem  Vertreter  solcher  Organisationen  zugeschoben. 
(Vgl.  meine  Rede  über  das  socialdemokratische  Programm,  1^1)2,  S.  39.) 

E.  —  §.72.  Die  auf  dem  deductiven  Verfahren  auf- 
gebaute Wirthschaftswissenschaft  als  ,,logi8che" 
Wissenschaft.  Gestaltet  man  das  deductive  Verfahren  in  der  t 
angegebenen  Weise,  so  entspricht  es  wissenschaftlichen  Anforde-  '< 
rungen  und  passt  sich  der  Natur  des  Objects  der  Wirthschafti-  ^ 
wissenschalt  bzw.  auch  der  Politischen  Oekonomie,  der  ans  menseb- V 
lich'jn  Handlungen  und  Willensacten  hervorgehenden  wirthschafr  Wj 
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!D  Erscheinang^  aDgemessen  an.  Das  logische  Element  der 
iplin  kommt  dabei  besonders  zar  Geltang.  Man  versteht  daher 
i,  dass  man  die  Wirthschaftswissenschaft  wohl  eine  ,,Iogische'', 

sagen  auf  einem  methodisch  angewandten  Verfahren  logischen 
)nnements  beruhende  Wissenschaft,  welche  ans  bestimmten  Prä- 
en  ihre  Schlüsse  zieht,  genannt  hat  (Senior):   eine  nicht  an 

durchaus  unrichtige,  aber  eine  zu  einseitige  Auffassang,  da 

auch  bei  diesem  Verfahren,  um  es  practisch  werthvoU  zu 
leD,  doch  gerade  die  Prämissen  beobachtungsmässig  fest- 
;o  mnss^  da  das  Verfahren  femer  an  reichen  Fehlerquellen 
t  (§.  74)  und  da  es  der  Ergänzung  und  der  Controle  und 
e  seiner  Ergebnisse  darch  das  entgegengesetzte,  das  inductive 
ihren,  bedarf  (§.  75).  Aber  gegenüber  den  gegenwärtig  sich 
reitenden,  ebenso  einseitigen,  nur  viel  unklareren  Bestrebungen, 
^kehrt  nur  die  Induction  gelten  und  der  Wirthschaftswissen- 
ft  den  reinen  Character  einer  Beobacbtnngswissenscbaft ,  d.  b. 

jetzt  einer  bloss  auf  Beobachtung  der  Erscheinungen  selbst 
tienden  Disciplin  vindiciren  zu  wollen ,  bat  jene  andere  Anf- 
ing doch  eine  relative  Berechtigung.  In  welchem  Maasse,  das 
bt  sich  aus  dem  Gesagten  und  ans  dem  Weiterfolgenden.  Auch 
angegriffene  Character  der  Wirthschaftswissenschaft  als  einer 
tracten  lässt  sich  in  demselben  Umfang  wie  derjenige  einer 
schen^'  Wissenschaft  des  angedeuteten  Sinnes  aufrecht  halten. 

Die  Auffassung   auch  der  Politischen  Oekonomie  specicll   als  einer  „logischen" 

[kächaft  tritt  am  Schärfsten,  freilich  auch  am  Einseitigsten,  in  der  Kicardo 'sehen 

5  und  bei  verwandten  Richtungen  des  Continents,  bei  Hermann,  v.  Thtlncn, 

611,  neuerdings  bei  der  österreichischen  Schule  (§.  19),  ferner  aber  in  den 

Uehren    grade    auch   beim  theoretischen    Socialismus,    bei   Kodbertus, 

I   und  seiner  grossen  Schule  hervor.     Aber  die  ganze  britische  oder  Smith'sche 

lomik    neigt    nach  ihren  psychologischen  Ausgangspuncten ,    dem    ,, Dogma    vom 

»nutz",    und   nach   ihrer  Anwendung  des  deductiven  Verfahrens  dahin,    weniger 

nith   selbst,    der  sich   beider  Hauptmethoden,    auch   der  zweiten  in   grösserem 

5C.  bedient,  als  seine  Schule,  d.  h.  im  Wesentlichen  die  wissenschaftliche  National- 

>mie  überhaupt  neigt  dahin ,  bis  zur  Reaction  des  Historismus ,   und   zwar  mehr 

ftngeren  und  jüngsten  (§.  15)  als  des  älteren,  welcher  in  der  Reaction  noch  Maass 

and  das  psychologisch-deductive  Verfahren  nicht  einfach  prcisgiebt.     In  der  Ein- 

keit    am  Weitesten,    auch   betreffs  der  Hervorhebung   des  Werths  und  der  Aus- 

^tichkeit  der  deductiven  Methode  und  des  streng  logischen  Characters  der  Poli- 

a  Oekonomie  ging   vielleicht  Senior  (political  economy,  in  vielen  Auflagen), 

Stimmfuhrer  der  „deutschen  Freihandelsschule'S  wie  Pri nee- Smith,  Faucher 

z.B.  dessen  Aufsatz  in  der  Bcrl.  volksw.  Vierteljahrschrift,  1S63,  B.  4,  S.  124  ff, 

«Ichlinge  auf  logischem  Gebiete  u.  s.  w.**).     Schon  lange  nicht  so  einseitig  stand 

kford,    dessen    bezügliche  Ausführungen  vielfach   das  Richtige   treffen  möchten 

«tong,   1.  Abschn,,  Kap.  8). 

Die  Einseitigkeit  der  älteren  Theorie  in  der  angedeuteten  Auffassung  hing 
fens  aach  mit  der  viel  zu  engen  Bestimmung  des  Gebiets  der  Politischen  Oeko- 
ic.  mit  der  ongeschichtlichen  Ansicht  von  der  Volkswirthschaft  und  mit  der  ein- 
gen  Werthleg'ung  auf  und  Beschäftigung  mit  gewissen  Problemen  zusammen.     In 
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eibterer  Hinsicht  identificirte  man  zu  sehr  die  Volks wirthschaft  mit  dem  fjreien  prira 
wirthschaftlichen  System  in  ihr.  In  zweiter  Hinsicht  sah  man  in  dem  System  d< 
freien  Concarrenz,  das  für  streng  dednctire  Schlüsse  eine  so  wünschenswerthe  Yoraoi 
setznng  ist.  zu  sehr  das  allein  richtige  und  practlsche  System  der  WirthschaftspoÜt: 
und  betrachtete  alles  Frühere  als  irrige  und  üble  Abweichungen  Ton  diesem  Systei 
Und  in  dritter  Hinsicht  beschäftigte  man  sich  Tornemlicb  mit  solchen  Problemei 
wie  dem  des  Tausches,  nebst  allem,  was  dazu  gehört,  d.  h.  mit  Folgen,  weld 
die  Anwendung  des  deductiren  Verfahrens  oder  die  Anwendung  der  dedactifen  Lo^ 
besonders  gut  gestatten. 

üeber  die  sonstige  Litterator  s.  die  Angaben  oben  in  der  üebeisicht  des  §.  S 
Von  Seiten  der  hiatorischen  Richtung  ist  weitaus  das  Bedeutendste,  Klarste  und  B« 
Knies'  Werk  auch  zu  den  hier  berührten  Fragen,  bes.  2.  A.,  S.  228  ff.,  45Stil,  ■ 
im  Ganzen  auch  richtigem  Maasshalten,  wie  man  es  bei  dem  Verfasser  fon  „Gel 
und  Credit''  und  anderen  Facharbeiten,  in  welchen  überall  das  logische  Element  eh 
grosse  Bolle  spielt,  nicht  anders  erwarten  kann.  Von  der  anderen  Seite  ist  fthnÜcfci 
Lob  hinsichtlich  der  Rechtfertigung  der  Dednction  K.  Menger's  „Unteisochiingeft 
(wesentlich  dem  ganzen  Werke,  bes.  Buch  1)  zu  ertheilen,  worin  in  monographisch« 
Ausführlichkeit  alle  Gründe  für  und  wider  und  alle  Einwendungen  der  prindpldk 
Gegner  vortrefflich  erörtert  werden.  Wie  weit  ich  mit  ihm  übereinstimme,  eigid 
sich  aus  diesem  ganzen  Kapitel.  Unsere  Uebereinstimmung,  besonders  hinsichtttc 
der  Methode  der  Deductiou,  ist  eine  weite,  aber  keine  ?ollst&ndige.  In  der  Anw^ 
?on  der  Zulässigkeit ,  ja  Xothwendigkeit  der  Veränderung  der  VoraussetziiBg« 
für  das  deductive  Verfahren,  in  der  Forderung  der  beobachtungsmässigen  FeststeDni 
nicht  nur  der  hypothetischen  Annahme  der  Voraussetzungen  und  in  der  Ansicht,  dl 
mit  dieser  Annahme  und  dieser  Forderung  der  Boden  des  dednctifen  Ver&hrens  sec 
nicht  ?erla»sen  sei,  weiche  ich  wohl  ?on  Menger  ab.  S.  ausser  seinem  We^  bi 
sonders  noch  die  oben  S.  64  genannten  H.  Dietzel'schen  Aufsätze.  Grössere,  am 
principielle  Abweichungen  von  K.  Menger's  Auffassungen  treten  dagegen  in  sefM 
Zugeständnissen  an  die  inducti?e  Methode,  in  meiner  Annahme  Fon  der  Nothveiidli 
keit  der  Berichtigung  der  deductiv  gewonnenen  Ergebnisse  und  ?on  dem  Erfofdeni 
der  Ergänzung  und  theilweiso  der  Ersetzung  der  Deduction  durch  das  indactire  Y« 
fahren  hervor.  Vgl.  hierzu  auch  den  neuesten  o.  S.  142  genannten  Au£niti  H«1 
mann 's,  der  mir  aber  in  seinen  Ausführungen  gegen  Menger  zu  weit  geht. 

F.  —  §.  73.  Deductiv  abgeleitete  wirthschaftlicb 
Gesetze.  Ob  überhaupt  nnd  alsdann  in  welchem  Sinne  auf  wiitl 
scbaftlichem  Gebiete  von  ,,  Gesetzen '%  ^yGesetzmässig 
keiten^'  gesprochen  werden  darf,  ist  eine  Frage,  deren  Erledign 
am  Scbluss  der  methodologischen  Erörterungen  erfolgen  soll,  nachdfll 
erst  die  inductive  Methode  behandelt  sein  wird  (§.  86 — 91).  Nim 
man  die  Frage  ;,0b  ?''  als  bejaht  an,  —  eine  Annahme,  welche  nj 
später  rechtfertigen  werden  (§.  87,  89) ,  —  und  statairt  man  daii 
die  Ermittlung  dieser  „Gesetze"  auch  als  Aufgabe  des  dednotifi 
Verfahrens,  so  würde  unter  einem  deductiv  ermittelten  „Ges^H 
einer  Erscheinung,  eines  Verlaufs  einer  Erscheinung  diejeii% 
gleichförmige  Gestaltung  und  Wiederkehr  zu  verstehen  sein,  wele| 
unter  gegebenen,  bzw.  angenommenen  Voraussetzungen  aus  dem  gleül 
massigen  Walten  und  Wirken  der  einen  oder  mehreren  bekannli 
Ursachen,  daher  insbesondere  des  und  des  Motivs,  abzuleiten  M| 
Strenge  (^^exaete")  Gesetze  in  diesem  Sinne  giebt  es  dann  aof  dci 
Wirthschaftdgebiete  wieder  nur  in  der  Hypothese,  nicht  in  Wii)| 
lichkeit,  nemiich  nur,  wenn  die  drei  Voraussetzungen,  unter  deM 
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Rrirthscbaftliche  Handeln  erfolgt,  genau  in  der  strengen,  früher 
'ocheDen  Weise  als  vorhanden  angenommen  werden,  was 
wie  wir  sahen,  in  der  Wirklichkeit  niemals  genau  vorkommt, 
ictiv  abgeleitete  ,,6esetze''  der  wirklichen  Erscheinungen 
daher  immer  nur  Tendenzen  der  gleichförmigen  6e- 
tung,  welche  mit  den  unter  den  angenommenen  strengen  drei 
ussetzungen  abgeleiteten  Gesetzen  um  so  mehr  übereinstimmen 
eOy  je  mehr  die  wirklichen  Voraussetzungen,  unter  denen  die 
leinnngen  entstehen,  sich  entwickeln,  verlaufen,  jenen  angenom- 
n  gleichen  und  umgekehrt,  —  wieder  nach  dem  Satze,  dass 
V'irkoDgeD  den  Ursachen  proportional  sein  müssen. 

unter  B^rölieruDgen ,  in  Zeitaltern,  unter  Classen,  Berufen  und  Indidduen  und 
m  TOD  Erscheinungen,  wo  die  psychologischen,  das  Kennen  des  Eigen rortheils 
■s  ihm  folgen  Können  betreffenden  und  die  rechtlichen  Voraussetzungen,  unter 

die  Erscheinungen  zu  Stande  kommen,  den  strengen  hypothetischen  Voraus- 
^en  wenigstens  annähernd  gleichen,  werden  daher  die  unter  letzteren  abgeleiteten 
retischen**)  Gesetze  zunichst  hypothetischen  Characters  auch  in  Wirklichkeit 
»nd  genau  zutroffen.  Daraus  folgt  die  Bedeutung  der  Tausch-,  Preis-,  Ein- 
sn-Gesetze  (z.  B.  in  Betreff  der  Rente !) ,  der  für  Geld ,  Münze ,  Credit ,  Banken, 
luch  ftlr  die  Entwicklung  der  Production  (Arbeitsthcilung,  Maschinenanwendung, 
«trieb,  Bodenanbau  u.  s.  w.)  abgeleiteten  theoretischen  Gesetze  für  die  Wirklich- 
ieses  ganzen  Gebiets  ron  Erscheinungen,  mehr  oder  weniger  stets,  romemlich 
inter  unseren  heutigen  Verhältnissen,  wo  die  wirklichen  Voraussetzungen  den 
)iiimenen  mehr  und  allgemeiner  entsprechen  und  ganz  besonders  unter  Völkern 
^lassen  (Geschäftskreise,  Händlerthum,  city  men),  wo  dieses  in  noch  rerstärktem 
e,  mitonter  fast  vollständig  der  Fall  ist.  Es  sind  Tomcmlich  die  Gestaltungs- 
lewegungsgesetze  der  wirthschafüichen  Erscheinungen,  theilweise  auch  die 
'icklangsgesetze  gewisser  Erscheinungen,  Einrichtungen,  Organisationen,  ?on 

Stadium  typischer  Gestaltungen  zu  einem  anderen,  höheren,  welche  sich  so 
st  des  deducti?en  Verfahrens  ableiten  lassen  (§.  90). 

Die  Aufgabe  der  Beobachtung  gegenüber  solchen  deductiv 

leiteten   Gesetzen  ist  dann  wieder  eine  doppelte,   einmal  die 

liehen   Voraussetzungen ,   unter  denen   die   Erscheinungen  vor 

gehen,   und  ihr  Verbältuiss  zu  den  angenommenen,  bzw.  den 

regelmässigen,  festzustellen,   sodann   die  Gestaltung   der  Er- 

innngen  selbst^  ihre  Bewegung,  ihre  Entwicklung  zu  beobachten 

aus  Beobachtungen  abzuleiten.   Bei  der  ersten  Aufgabe  handelt 

lieh  daher  nur  um  die  Gewinnung  sicherer  Grundlagen  für  die 

QCtioD,  aber  alsdann  um  Anwendung  des  dcductiven  Verfahrens, 

der  zweiten  Aufgabe  um  eine  selbständige  Benutzung  der  Beob- 

,Ting8ergebni8se   zu  Zwecken   der  Coutrole  der  Richtigkeit  und 

er    auch    behufs  Correctur   der  deductiv  abgeleiteten   Gesetze. 

zweite  Aufgabe  gehört  schon  ausschliesslich  dem  Gebiete  des 

ttctiven  Verfahrens  an.  Wir  kommen  unten  darauf  zurück  (§.7(3  ff.). 

Die  Streitfrage,  ob  es  wirthschaftlicbe  (volkswirthschaftliche)   „Gesetze'*  pebe 
ob   man    f'ir    gewisse  Regclmässigkeiten  hier  diesen  Ausdruck  anwenden   dürfe. 
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ist  tlieilweiäc  ein  Wortstreit,  da  eben  Alles  auf  den  Sinn  and  Begriff  „Gesetz^  (aach 
««Gesetzmässigkeit'')  ankommt,  aber  es  ist  damit  doch  auch  eine  principielle  Frage 
Terknüpft.  In  ersterer  Hinsicht  sprechen  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  in  der 
Wahl  der  Terminologie  mit,  die  mich  zum  Festhalten  des  ohnehin  dem  aitUblidieB 
wissenschaftlichen  (und  populären)  Sprachgebrauche  entsprechenden  Ansdracks  „GeeeC^ 
fUr  gewisse  Regelmässigkeiten  oder  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr  der  Gestaltmii^, 
Bewegung,  Entwicklung  der  Erscheinungen  bestimmen.  In  prindpieller  Hinsicht  kül 
man  mitunter  Bedenken  gegen  den  Ausdruck  gehabt,  die  nicht  ohne  Bedeatnng,  aber 
doch  kaum  ausschlaggebend  gegen  die  Benutzung  des  Worts  sind.  Es  ist  darQber 
aber  besser  erst  nach  den  Erörterungen  Über  die  inductire  Methode  zn  handeln  (§.  86  fL), 
Die  Einwände  der  historischen  Richtung,  wenigstens  gegen  den  Gebraach  des  Auf- 
drucks „Gesetz"^  für  dcductiF  abgeleitete  Regelmässigkeiten,  stehen  mit  den  Einwindea 
dieser  Richtung  gegen  das  ganze  deducti?e  Verfahren  in  Yerbindong,  tlberachleeMA 
daher  wie  dicbe  das  Ziel.    Auch  darüber  später  in  §.  86  ff. 

G.  —  §.  74.  Die  Fehlerquellen  des  deduetiven  Ver- 
fahrens. Es  sind  vornemlich  dreierlei,  einmal  schiefe,  ein- 
seitige; selbst  ganz  falsche  Schlussziehungen  aus  den  angenommenen 
Voraussetzungen;  zweitens  irrige  Annahmen  bei  der  Stellnng  der 
Voraussetzungen  und  drittens  falsche  Verallgemeinernngen  oder 
wenigstens  Ausdehnung  von  Schlüssen,  welche  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  richtig  sind,  auf  Fälle,  wo  diese  Voraussetzungen 
nicht  oder  doch  nicht  so,  wie  angenommen,  vorliegen. 

1.  Im  ersten  Falle,   bei  unrichtigen  Schlüssen  aus  den  ange- 
nommenen Voraussetzungen,    handelt   es  sich  um  Fehler  in  der 
logischen  Operation.  Dieselben  sind  natürlich  immer  mögli^ 
aber  Vorwürfe  darüber  treffen  wieder  nicht  die  Methode,  eondeiA  • 
nur  die,  welche  sie  nicht  zu  handhaben  verstehen.  Sie  werden  bet 
eigener  Wiederholung  der  Operation,  bei  Vornahme  derselben  dardr-  i 
Dritte,  bei  genügender  Schulung  und  Uebung  im  deduetiven  Denke#^^ 
vermieden.    An  sich  sind  sie  natürlich  bei  der  strengen  Dednefies  ^ 
unter  den  drei  Voraussetzungen  (§.   68),  wie  freilich  wohl  noek  • 
leichter    bei    dem  Verfahren    der   methodischen  Veränderung  dfl^i 
Voraussetzungen  (§.  70)  möglich.  Die  HinüberfÜhruDg  des  erst 
Verfahrens  in  die  mathematische  Formulirung  bietet  u.  A.  auch 
Vortheil,  alsdann  Fehler  der  Deduction  leichter  vermeiden,  gemael 
Fehler  leichter  aufdecken  und  berichtigen  zu  können. 

Grade   zur  Denkscholnng  nnd  -üebang   empfiehlt  sich   hier  auch  didactiti 
die  Beschäftigung  mit  solchen  theoretischen  Problemen,  welche,  wie  diejenigoi 
Tausch-,  Preis-,   Einkommenbildangs -Theorie,  die  Anwendung  des  deductifea  Tirj 
fahrens  unter  den  strengen  und  unter  den  modificirten  Voraussetzungen  desselbdii  ~ 
sonders    gut  gestatten.     Daher  sind  auch  die  Schriften   der  Ricardo,   Senior, 
JeFous,  Caimes,  Marshall,  der  Hermann,  r.  ThUnen,  v.  Mangoldt,  der  Neanuuui, 
Menger.  Sax,  Böhm-Bawerk  u.  A.  m.,  der  Rodbertus,   Marx  didactisch  so  \ 
nicht  miniler  diejenigen   der  „mathematischen"'  NationalOkonomen ,  nar  dass  dai 
dium  ihrer  Schriften  die  Beherrschung  der  mathematischen  Technik  bedingt'). 

^)  Zum  Schaden  der  Sache  und  ihrer  selbst  wird  ron  einem  grossen  ThfliI 
jüngeren,  einseitig  „historisch*'  ausgebildeten  deutschen  Nationalökonomen  dioM 


FehlerqaelleD  des  deducüFen  Vcrfabrenä.  19  X 

2.  Die  zweite  und  dritte  Fehlerquelle  öfhet  sich  besonders  bei 
CebertragODg  auf  und  Annäherung  an  die  Wirklichkeit  mit 
lasen,  welche  unter  den  strengen  drei  Voraussetzungen  ge- 
it  werden  und  unter  diesen  vielleicht  —  und  der  Annahme 

in  der  That  —  ganz  richtig  sind.    Beiderlei  Fehler  hängen 

zusammen,  sind  aber  doch  zu  unterscheiden. 

Wie  wir  sahen,  gilt  es  zur  möglichsten  Annäherung  der  unter 
drei  Voraussetzungen  gewonnenen  Ergebnisse  an  die  Wirk- 
eit  thanlich  auf  Grund  von  Beobachtungen  über  die  in  Wirk- 
eit  vorliegenden  Voraussetzungen  für  das  Zustandekommen 
schaftlicher  Handlungen  und  Erscheinungen  die  Voraussetzungen 
as  dednetive  Verfahren  zu  bestimmen.  Man  wird  dabei  zunächst 
lypothetisch  vorgehen  und  so  vorgehen  dürfen,  aber  die 
abe  ist  immer,  diese  Hypothesen  der  Wirklichkeit  so  weit 
A  möglich  anzupassen,  daher  in  Betreff  der  thatsächlichen 
ration  der  wirthschaffcenden  Personen,  ihres  Kennens  des  wirth- 
Hieben  Vortheils  und  Folgen-Könnens  und  ihres  Folgen-Dürfens 

den  Verhältnissen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung.  Irr- 
er in  allen  diesen  Beziehungen  sind  nun  aber  sehr  leicht  und 

natCfrlich  verhängnissvoll  für  das  an  sich  richtige  Ergebniss 
Sednction:  es  leidet  unter  der  falschen,  schiefen,  einseitigen 
lisse  nnd  kann  deshalb  nicht  richtig  sein,  den  wirklichen 
Bachen  der  Erscheinungen  nicht  entsprechen.  Mit  der  Com- 
tion    der    bebandelten  Probleme    steigen   die  Schwierigkeiten 

die  Gefahren  der  Aufstellung  irriger  Voraussetzungen  noch. 
Das  Mittel  der  Abhilfe  ist  hier  einmal  eine  immer  erneute, 
iältigere,  von  verschiedenen  Personen  auch  unabhängig  von 
ider  vorgenommene  Beobachtung  der  concreten  Voraussetzungen 
inigen  Deduction,  welche  den  Erscheinungen  der  Wirklichkeit 
cht  werden  soll,  —  also  insofern  bereits  ein  Zurückgreifen 
die  Induction,  wenn  auch  im  Dienste  des  deductiven  Verfahrens; 
nn  aber  eine  Probe  darauf,  ob  und  wie  weit  man  richtige 


und  Cebong:  im  streng  dedactiyeQ  Denken  arg  vernachlässigt,  wie  ich  aus  eigener 

iTong  in  Seminaren  n.  s.  w,  ersehen  habe.     „Sie  können  nicht  genügend  abstra- 

mid    nicht    scharf  logisch  ein  Problem   durchdenken",   das  ist  mein  Eindruck 

selten.      Eben   deswegen  sehen   sie  auch  so   oft  den  Wald  7or  lauter  Bäumen 

.    Man  beobachtet,  nach  meiner  Erfahrung  als  academischer  Lehrer,  hier  immer 

Tortheilhaften  unterschied  zwischen  mathematisch  geschulten,  auch  den  an  ju- 

iaches  Denken  gewöhnten  jungen  Männern  gegenüber  den  lediglich  im  Sammeln 

Verarbeiten,   Archif-Excerpiren  u.  s.  \v.  geübten  Historikern;   nebenbei   auch   im 

aen:     bei     letzteren    wohl    oft    bessere    gedächtnissmässige,     bei    ersteren 

^  ffedankenmässige,  Denkfähigkeit  und  Denkübung  bekundende  Ergebnisse. 
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Voraussetzungen  der  Deduction  auch  wirklich  aufgestellt  hat,  an 
den  Erscheinungen  der  \yirklichkeit  selbst,  deren  Ge- 
staltung man  deductiv  ermittelt  hat.  Damit  gelangt  man  aber, 
wie  schon  bemerkt,  in  das  inductive  Verfahren  voll  und  end- 
giltig  hinein :  man  sucht  nunmehr  von  den  Erscheinungen  als  Wir- 
kungen auf  die  Voraussetzungen,  als  Ursachen  und  Bedingungeo, 
zurück  zu  schliessen,  freilich  in  dem  speciellen  Zweck,  die  Propor- 
tionalität oder  Disproportionalität  der  Erscheinungen  zu  den  dem 
deductiven  Verfahren  zu  Grunde  liegenden  Voraussetzungen  fest- 
zustellen. Zur  Würdigung  dieses  letzteren  Verfahrens  ist  es  wichtig, 
zu  beachten,  dass  die  hier  besprochene  zweite  Fehlerquelle  die 
Nothwendigkeit  der  Herbeiziehung  des  deductiven  Verfahrens  zur 
Controle,  Berichtigung  und  Ergänzung  bedingt. 

3.  Jede  wirthschaftliche  Erscheinung  der  Wirklichkeit  ist  ver- 
ursacht und  bedingt  durch  eine  Reihe  von  Factoren  verschiedenen 
Grades  der  Constanz  und  Variabilität  und  verschiedener  Combina- 
tionen,  Kreuzungen,  Wirkungen  in  derselben  Richtung  und  Wir- 
kungen in  verschiedener,  entgegengesetzter  Richtung  bis  zur  gegen-   : 
seitigen  Aufhebung.  Die  Schwierigkeit  für  die  richtige  Anwendong   ' 
des  deductivc;n  Verfahrens  ist,  bei  der  Feststellung  der  Vorant-  . 
Setzungen  für  die  Deduction  allen  diesen  Factoren  überhaupt  and 
stets  richtig  Rechnung  zu  tragen,  keinen  zu  vergessen,  keinen  fatoeh 
anzusetzen,  keinen  falsch  zu  würdigen,  keinen  zu  berücksichtigeDy 
der  nicht  oder  nicht  so,  wie  angenommen,  jeden,  der,  und  jeden 
in  der  Weise,  wie  er  als  Ursache  oder  Bedingung  mitwirkt,  zu  h^ 
rücksichtigen.     Diese  Schwierigkeit  steigt  mit  der  Verwickeltheit 
der  causalen  und  conditionellen  Verhältnisse,  unter  denen  als  ihren 
Ursachen  und  Bedingungen  die  Erscheinungen  zu  Stande  kommen, 
mit  der  Schwierigkeit  der  bezüglichen,  diese  Voraussetzungen  be*. 
treffenden  Beobachtungen  selbst,  ihrer  Anstellung  überhaupt,  ihieV;', 
vollständigen,  richtigen,  objectiven  Anstellung  insbesondere. 

Daraus  ergiebt  sich  mit  Nothwendigkeit  die  dritte  FehlerqneUft:'^ 
beim  deductiven  Verfahren:  man  wird  so  leicht  einen  Schlni^i^ 
welcher  unter  angenommenen  Voraussetzungen  richtig  ist,  fOr  alt)^ 
gemeiner  richtig  halten,  als  zulässig  ist,  oder  in  falsche  Ver'f'" 
allgemcinerungen  verfallen,  indem  man  die  ermittelten 
vielleicht  überhaupt  allein  ermittelbaren  Voraussetzungen  als 
auch  allein  oder  ebenso,  nicht  mehr  und  nicht  minder  im  com 
Fall  maassgebenden  betrachtet.  Die  meisten  Fehler,  welche 
der  Anwendung   der  Deduction  in   der  Nationalökonomie  gei 
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rden  sind,  waren  wohl  derartige,  besonders  bei  der  Uebertragnng 
1  Schlüssen,  welebe  streng  unter  den  drei  Voranssetzangen  gezogen 
rden  waren,  anf  Verhältnisse  der  Wirklichkeit. 

Die  Hilfsmittel  gegenttber  dieser  Fehlerquelle  sind  die  nem- 
iien,  welche  in  Bezog  auf  die  zweite  Fehlerquelle  angegeben 
rden  sind.  Die  Nothwendigkeit  des  indnetiven  Verfahrens  zur 
Dtrole,  zur  Ergänzung,  zum  Ersatz  des  deduetiven  folgt  aus  der 
l^enthOmlichkeit  dieser  dritten  Fehlerquelle  wiederum  in  beson- 
em  Maasse. 

Bei  der  zweiten  und  dritten  Art  ?on  Fehlem  wird  namentlich  wieder  so  oft 
e^en,  dass  die  abstracten  wirthschaftenden  Menschen  der  Theorie,  des  dedactiren 
Ährens  unter  der  ersten  unserer  Voranssetzangen,  und  die  wirklichen  Menschen 
Leben  nicht  dieselben  sind,  besonders  in  ihrer  Moti?ation  abweichen,  daher  an 
richtige  Schiasse  ?on  jenen  auf  diese,  von  wirthschaftlichen  Handlangen  jener 
daron  abhängigen  wirthschaftlichen  Erscheinungen  auf  wirthschaftliche  Händ- 
en dieser  und  davon  bedingte  und  verursachte  wirthschaftliche  Erscheinungen 
t  ohne  Weiteres  zulässig  sind.  Ferner  wieder,  dass  nach  Gruppen  von  Menschen 
sen.  Berufen)  und  von  wirthschaftlichen  Erscheinungen  die  mitspielende  und  ent- 
idende  Motivation  Verschiedenheiten  zeigt,  welche  in  der  einfachen  Deduction 
r  der  ersten  Voraassetzung  nicht  angenommen  werden.  Aehnlich  geht  es  dann 
Statoining  falscher  Voraussetzungen  und  mit  unrichtigen  Verallgemeinerungen  in 
lg  auf  die  Kenntuiss  des  Eigenvortheils  und  auf  die  Rechtsordnung.  Nan  haben 
ja  oben  (§.  70)  schon  anerkannt,  dass  grade  eine  methodische  Veränderung  der 
smeinen  Voraussetzungen  der  sonstigen  Deduction  geboten  sei,  um  der  Wirklich- 
entsprechende Ergebnisse  zu  erhalten.  Aber  diese  Forderung  ist  eben  so  schwierig 
.Tfiülen,  dass  IrrthUmer  dabei  unterlaufen,  d.  h.  nichts  Andres,  als  dass  sich  eben 
zweite  und  dritte  Fehlerquelle  Offnet. 

H.  —  §.  75.  Das  Bedürfniss  nach  einer  Ergänzung 
8  deduetiven  Verfahrens.  Aus  dem  Vorausgehenden,  ins- 
iondere  aus  den  Erörterungen  über  die  Fehlerquellen  des  de- 
rtiVen  Verfahrens  folgt  das  wichtige  methodologische  Ergebniss: 
ses  Verfahren  allein  reicht  selten,  wenn  überhaupt  einmal,  für 
1  allein  aus.  Es  bedarf  zu  seiner  Ergänzung  des  zweiten,  ihm 
gegengesetzten,  des  inductiven  Verfahrens.  Nur  durch  eine  Ver- 
dung  des  letzteren  mit  dem  deduetiven  lassen  sich  Sätze  von 
lügender  wissenschaftlicher  und  practischer  Haltbarkeit  gewinnen, 
h.  solche,  welche  der  Wirksamkeit  der  Erscheinungen  sicherer 
sprechen,  und  lassen  sich  Fehler  des  deduetiven  Verfahrens  auf- 
jken,  welche  sonst  schwer  zu  vermeiden  und  oft  nicht  einmal  zu 
nerken  sind. 

Namentlich  zwei  Aufgaben  hat  das  inductive  Verfahren  hier  zu 
Wien:  einmal  zur  Verificirung  der  als  Prämissen  der  De- 
ction  angenommenen  (der  hypothetischen)  Voraussetzungen 
er  auch  von  vornherein  gleich  zur  Ermittlung  der  Voraus- 
tzungen  in  der  Wirklichkeit  zu  dienen,  aus  welchen  die  wirth- 
haftliehen  Erscheinungen  dann  deductiv  abgeleitet  werden;  sodann 
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die  Schlüsse  zu  controliren,  za  verificiren,  zn  bestätigen,  zu  be- 
richtigen,  welche  deductiy  abgeleitet  sind.  Im  ersten  Falle ,  wie 
bereits  mehrfach  bemerkt  wurde,  verbleibt  man  im  Uebrigen  noch 
ganz  im  dednctiven  Verfahren,  bereitet  demselben  aber  den  Boden 
und  den  Weg  doch  schon  mittelst  der  zn  dem  anderen  Verfahren 
gehörigen  Beobachtungen  mit  vor.  Im  zweiten  Falle  ist  die  de- 
ductive  Operation  bereits  abgeschlossen,  die  indnctive  beginnt  erst 
danach.  In  beiden  Fällen  steht  das  indnctive  aber  noch  im  Dienste 
des  dednctiven  Verfahrens,  oder  m.  a.  W.  es  liegt  eine  Ergänznngs- 
fnnction  des  ersteren  in  Bezug  auf  letzteres  vor.  Eine  selb- 
ständige Bedeutung  erlangt  das  deduetive  Verfahren  hier  noch 
nicht,  es  ist  noch  ein  Hilfsverfahren  des  anderen.  Erst  indem 
es  zum  Ausgangspunct  der  Operation  gemacht  wird  und  ganz  an 
Stelle  des  dednctiven  tritt,  die  Ersatzfunction  dafUr  flber^ 
nimmt,  wird  es  zu  einem  eigenen  selbständigen  Verfahren,  zn 
welchem  dann  umgekehrt  das  deduetive  in  das  Verhältniss  des 
Hilfsverfahrens  tritt.  Die  gleich  im  Eingang  der  Methodologie 
(§.  65)  hervorgehobene  Tbatsacbe  der  Doppelmethode  vonDe- 
duction  und  Induction  im  Gebiete  unserer  Disciplin  wird  so  be> 
stätigt.  Hiermit  gelangen  wir  dann  zur  näheren  Untersuchung  des 
inductiven  Verfahrens. 

3.  Abschnitt. 

Das  Indnctive  Verfahren. 

I.   —  §.  76.    Die  Bedingungen    der   Induction    und 
das    Beobachtungsverfahren    dafür.    Hier   werden,    naeh: 
dem  Früheren  (§.  65),  umgekehrt  wie  in  der  Deduction,  die  wirtb- 
schaftlichen   Erscheinungen    selbst    zum   Ausgangspunct 
des  Verfahrens  genommen,  daher  mit  Beobachtungen  dieser 
Erscheinungen  begonnen.    Auch  hier  wird  nach  dem  allgemeinea 
Causalgesetz    operirt,    demgemäss    werden    die   beobachteten   Ei^  ;,: 
scheinungen  als  etwas  durch  Anderes  Bedingtes  und  Bewirktes  aa-  {' 
gesehen  und  wird  gesucht,  dieses  „Andere^'  durch  Rückschlnss  voi  ^ 
den  betreffenden  Erscheinungen  aus  zu  ermitteln.    Die  Aufgabe  ist  ! 
dann,  dieses  „Andere'^  festzustellen  und  eventuell  in  seine  Bestand» ^ 
theile  aufzulösen,  um  es  so  in  seiner  Bedeutung  als  Bedingung  nndi^' 
Ursache  für  die  beobachteten  Erscheinungen  zu  erkennen.  So  8oUes>  ^^^ 
die  Entstehung,  Gestaltung,  Bewegung  dieser  Erscheinungen, 
Abhängigkeit  von  bestimmten  Bedingungen  und  Ursachen,  schli 


BediogoDgen  der  Indaction.  195 

wieder  von  bestimmten  meDschlichen  Handlnngen,  Willens- 
i  und  Motiven,  der  Zusammenhang  der  conditionellen  nnd 
den  Verhältnisse  ermittelt  und  erklärt,  eventuell  fttr  den  Zu- 
lenhang  und  die  Abhängigkeitsverhältnisse  Maassbestimmungen 
nnen  werden.  Alsdann  werden  wieder  umgekehrt  die  Er- 
isse  bezttglich  der  Bedingungen  und  Ursachen^  der  Abhängig- 
rerbältnisse  und  des  Zusammenhangs  hypothetiseh  zum  Aus- 
»puDCt  psychologiseher  Deduction  aus  Motiven,  Umständen, 
Utnissen  genommen,  um  festzustellen,  ob  sie  sich  so  befrie- 
d  als  diejenigen  Factoren  annehmen  lassen,  aus  welchen  die 
ichteten  wirthschaftlichen  Erscheinungen  folgen  mttssen  oder 
pstens  folgen  können,  und  mit  welchem  Grade  der  Wahr- 
ilicbkeit  So  tritt  hier  das  deductive  Verfahren  zur  Ergänzung, 
ole,  Bestätigung,  Berichtigung  des  inductiven  ein,  wird  zu 
I  Hilfs verfahren  fär  das  letztere,  womit  die  Bemerkungen 
chlnss  des  vorigen  Abschnitts  sich  bestätigen. 
)er  Erfolg  und  der  wissenschaftliche  wie  practische  Werth 
ndnctiven  Verfahrens  hängt  natürlich  vor  Allem  von  der  Zn- 
ässigkeit  der  Beobachtungen,  sodann  aber  auch  von  der 
gen  Wahl  und  Einrichtung  eines  Beobachtungsverfahrens 
reiches  von  vornherein  danach  eingerichtet  ist,  die  Erfüllung 
angedeuteten  Aufgaben  der  Induction  zu  ermöglichen  und 
ichst  ZQ  verbürgern. 

In  diesem  Behufe  muss  das  Beobachtungsverfahren  dem  eigen- 
liehen   Wesen    der  wirthschaftlichen  Erscheinungen    und   des 

zu  Gmnde  liegenden  Systems  von  Ursachen  und  Bedingungen, 
menschlichen  Handlungen,  Willensacten,  Motiven  entsprechen, 
jede  auch  nur  flüchtige  Betrachtung  der  wirthschaftlichen  Er- 
mngen  ergiebt,   zeigen  dieselben  eine  gewisse  Regelmässig- 
und  Gleichförmigkeit   neben   vielen  einzelnen  Abweichungen 
3n.   Wie  ferner  zugleich  auch  wieder  die  innere  psychologische 
ng    der    Motive    und    Willensacte    und    die    hinzukommende 
re    Beobachtung    der    Handlungen    Dritter    ergiebt,    spielen 
herlei  psychische  Motive  als  Factoren  in  den  wirthschaftlichen 
luDgeo  der  Menschen  mit,  aber  die  einen  regelmässiger,  con- 
3r,   die  anderen  unregelmässiger,  nur  gelegentlich,  variabler, 
erum   nach   dem  Satze,   dass  die  Erscheinungen  als  das  Be- 
e  and  Bewirkte  den  bedingenden  und  verursachenden  Factoren 
)rtional  sein  müssen,  wie  umgekehrt,   folgt,   dass  das  Regel- 
ige der  Erscheinung*en  auf  die  constanten  oder  coustanteren, 

13* 
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das  Unregelmässige  auf  die  variablen  oder  variablereu  Factoren 
and  Combinationen  von  Factoren  zurückzuführen  sein  muss. 
Welches  aber  die  wirkliche  Regelmässigkeit  der  Erscheinungen, 
die  Abweichungen  davon  und  die  kleineren  (partiellen)  Regel- 
mässigkeiten wieder  in  diesen  Abweichungen  sind,  das  ergiebt  sich 
nur  aus  einer  grossen  Zahl  beobachteter  Einzelfälle.  Diese 
Zahl  muss  so  gross  sein,  dass  in  ihr  die  constanten  und  variablen 
Factoren  und  Factorencombinationen  mit  Wahrscheinlichkeit  in 
demjenigen  Verhältniss  zur  Geltung  gelangt  sein  werden,  welches 
ihrem  wirklichen  Vorkommen,  Mitspielen  und  ihrer  wirklichen  Be- 
deutung für  die  von  ihnen  mit  bedingten  und  verursachten  Er- 
scheinungen entspricht.  Für  die  Anforderungen  an  die  Grösse  einer 
hierfür  ausreichenden  Zahl  lassen  sich  nach  der  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung Maassbestimmungen  finden,  sowie  mittelst  dieser 
Rechnung  zugleich  feststellen,  welchen  Wcrth  für  die  Rückschlüsse 
auf  bestimmte  Ursachen  kleinere  Zahlen  beobachteter  Fälle  haben. 
Aus  dem  Allen  folgt,  dass  das  Beobachtungsverfahren  auf  dem 
wirthschaftlichen  (und  socialen)  Gebiete  zwei  Bedingungen  stets  zn- 
sammen  erfüllen  muss:  es  muss  mit  höchster  Zuverlässigkeit  und 
Genauigkeit  der  Beobachtungen  selbst  genügende  Massen  hafti  g- 
keit  der  beobachteten  Einzelfälle  und  strenge  Systematik 
und  Methodik  der  Beobachtungen  in  allen  seinen  Stadien  v«^ 
binden. 

Nor  so  wird  mit  hOclistmOglicher  Wahrscheinlichkeit  erreicht,  dass  alle  in  dea 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  betreffender  Art  vorkommenden  Gestaltongen  und 
Bewegungen,  das  Typische,  Generelle,  Regelmässige,  wie  das  Individuelle,  Spedello, 
Unregelmässigc  darin  zur  Beobachtung  gelangen  und  dass  die  RUckschlttsse  auf  die 
den  beobachteten  Erscheinungen  zu  Grunde  liegenden  conditionellen  und  caosalMi 
Factoren  richtig  sind,  weil  anzunehmen  ist,  dass  diese  Factoren  alle  und  zwar  in  d«A 
Maasse  ihrer  wirklichen  relativen  Bedeutung  zur  Geltung  gelangt  sein  werden. 

Nur  ein  solches  Beobachtungsverfahren  entspricht  dem  Weaaa 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  ihrem  System  von  Ursachen; 
und  Bedingungen,  welches  ihnen  zu  Grunde  liegt,  und  bildet  wiedirj; 
den  Kern  des  ganzen  inductiven  Verfahrens    in    der  PolitiscliM:;« 
Oekonomie  oder,  allgemeiner  ausgedrückt,  den  Kern  der  social-*  H 
wissenschaftlichen  Induction.  Jt 

IL  —  §.  77.    Die  einzelnen  Beobachtungsmethodoi^^" 
im  inductiven  Verfahren.    Man  kann  deren  vier  haup 
liehe    unterscheiden,    von    welchen    die  erste  allerdings  nicht 
streng  wissenschaftlichen  Sinne  den  Namen  „Methode^'  führt 

1.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beobachtung. 

2.  Die  wissenschaftliche  Einzelbeobachtnng. 


Die  einzelnen  Beobachtongsmethoden  der  Induction.  19? 

3.  Die  streDgere  wissenschaftliche  MasseDbeobachtüDg  oder  die 
Statistik. 

4.  Die  miDder  streDg-wisseDsehaftliehe  nnd  weniger  massenhafte 
Beobachtung  oder  die  Geschichte  (Historik). 

istik   und  Geschichte  werden   hier  nicht  als   eigene   Wissen- 

iften,  sondern  als  Methoden  der  Beobachtung  aufgefasst. 

Die   erste  und  die  zweite  dieser  Methoden  genügen  den  An- 

aroDgen,  welche  nach  dem  Vorausgehenden  an  das  als  Grund- 

der  luduction  dienende  Beobachtungsverfahren  zu  stellen  sind, 

t,   können  daher  überhaupt  nur  als  Hilfsmethoden  und  auch 

solche  nicht  immer  und  alsdann  nur  mit  besonderer  Vorsicht 

wandt  werden.     Zu  entbehren  sind   sie  und  ist  insbesondere 

srste  aber  nicht  ganz,  weil  die  beiden  andern  nicht  oder  noch 

;  oder  wenigstens  nicht  ausreichend  ausgebildet  und  benutzt 

en   können.     Die  dritte  und  die  vierte  Methode  entsprechen 

ipiell  beide  den  vorhin  aufgestellten  zwei  Bedingungen,  aber 

igleichem  Grade,  die  dritte,  die  Statistik,  in  höherem,  die  vierte, 

listorik,  in  geringerem.    Man  kann  beide  auch  als  Eine  Me- 

3  mit  zwei  Unterarten,  einer  vollkommeneren  und  einer  un- 

ommeneren,  zusammenfassen. 

FQr  diese  Classification  der  Methoden  nnd  fUr  das  Folgende  yerweise  ich  noch- 
«sonders  anf  die  oben  in  dem  litterariscben  Paragraphen  54  an  der  Spitze  dieses 
Js  (S.  141)  genannten  vorzüglichen  Arbeiten  Rümelin's  znr  Theorie  der  Stati- 
owie  anf  desselben  Aufsätze  über  den  Begriti'  eines  socialen  Gesetzes  nnd  über 
e  in  der  Geschichte.  Ich  folge  sonst  in  der  Behandlang  des  Gegenstands  hier 
r  genaner  meinen  eigenen,  ebenfalls  oben  S.  141  genannten  älteren  Arbeiten 
Statistik,  mit  unwesentlichen  kleineren  sachlichen  Modificationen  der  Auffassung. 
ans  der  neueren  methodologischen  Litteratur  der  Nationalökonomie  und  aus  der 
hen  Fachlitteratur  tlber  Logik  und  allgemeine  Methodenlehre  konnte  ich  mich 
davon  überzeugen,  dass  grössere  Veränderungen  meiner  Anschauungen  geboten 
S.  besonders  die  „Theorie  der  Statistik''  in  meiner  Abhandlung  Statistik  im 
chli*schen  Staatswöiterbuche,  X,  S.  456  If.  Meine  damalige  (1^07)  Bemerkung, 
nch  Eümelin  in  seiner  ersten  Abhandlung  über  Statistik  (1863)  das  Gebiet  der 
en  noch  zu  eng  auf  die  menschlichen  Erscheinungen  beschränke  (a.  a.  0.  S.  463), 
r  in  seiner  zweiten  Abhandlung  (1S74)  als  richtig  anerkannt,  indem  er  darin 
it,  dass  die  statistische  Methode  von  universaler  Anwendbarkeit  sei  (^Reden  und 
ze,  S.  266). 

A.  —  §.78.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
tung  wirthschaft liehe r  Erscheinungen.  Sie  ent- 
ht  der  einen,  an  die  Methode  der  Discipliu  zu  stellenden  An- 
drang, der  Massenhaftigkeit  beobachteter  Einzelfälle,  möglicher 
^e  mehr  oder  weniger,  indessen  doch  kaum  jemals  genügend. 
sntspricht  jedoch  ganz  und  gar  nicht  der  zweiten  Anforderung 
ger  Systematik  und  Methodik.  Wegen  der  Mängel  in  ersterer 
icht  giebt  sie  keine  vollständigen  Beobachtungsdaten,   welche 
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mit  hinläDglicher  Wahrscheinlichkeit  als  Ausdrack  aller  mitspielenden 
Bedingungen  und  Ursachen  der  beobachteten  wirthschaftlichen  Er- 
scheinungen angesehen  werden  können.  Wegen  der  Mängel  in  der 
zweiten  Beziehung  sind  ihre  Ergebnisse  und  die  daraus  in  üblicher 
Weise  abgeleiteten  Schlüsse  auf  die  conditionellen  und  cansalen 
Verhältnisse,  Znsammenhänge  und  Abhängigkeiten  unsicher,  sehr 
häufig  und  sehr  leicht  einseitig  und  schief.  Sie  stimmen  daher  mit 
der  Wirklichkeit  nicht  überein  und  entbehren  so  des  wissenschaft- 
lichen und  practischen  Werthes  oft  ganz,  fast  immer  theilweise  und 
selbst  grossentheils.  Dennoch  kann  man  dieser  ,,täglichen  Beob- 
achtung'' nicht  jeden  Werth  absprechen ,  sie  überhaupt  gerade  auf 
dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  nicht  ganz  missen. 

Ihr  Werth  im  concreten  Falle  hängt  Tornemlich  tod  der  geistigen  und  Chaiacter- 
qualitftt  des  Beohachters,  Ton  seiner  Fähigkeit,  Eenntniss,  Gelegenheit  zum  Beobachteii 
und  caasale  und  conditionelle  Zusammenhänge  intniti?,  di?inatorisch  za  erkennen, 
seiner  Uninteressirtheit,  Unparteilichkeit,  Aufmerksamkeit  n.  s.  w.  ah.  Dnd  70Uig  ant* 
behrlich  ist  diese  Beobachtong  auch  sonst  nicht,  weil  sie  und  soweit  sie  die  einzig 
anwendbare  oder  thatsächlich  angewendete  ist.  also  die  an  sich  Tollkommneren  Methoden 
fehlen  oder  versagen,  Ausserdem  ist  nicht  zu  abersehen,  dass  die  Anstellung  solcher 
täglichen  Beobachtungen  und  die  weitere,  wenn  auch  unwissenschaftliche  Zoittck- 
führung  der  Beobachtungsergebnisse  auf  Ursachen  und  Bedingungen,  spontane,  gar 
nicht  zu  unterdrückende  geistige  Thätigkeiten  nach  der  Natur  unseres  Geistes  sind. 
Die  Aufgabe  ist  daher  nur,  dass,  was  wir  so  7on  selbst  thun,  methodisch  za  Uran« 
um  Fehler  und  Trugschlüsse  möglichst  zu  Tenneiden,  d.  h.  namentlich  die  tägliche 
Beobachtung  in  das  statistische  BeobachtungSTerfahren  hinüber  zu  Alhren. 

„Die  massenhaften  vereinzelten  Beobachtungen   bilden  gewissermaassen  das  vn- 
wissenschaftliche  statistische  Beobachtung8?erfahren ,  welches  täglich  im  Leben  an- 
gestellt wird.    Der  Yolkseeist  fasst  jene  Beobachtungen  (in  manchen  Fällen)  im  Sprich-     \ 
wort  zusammen,  wir  Alle  pflegen  dieselben   als  Grundlage  unserer  Urtheile  über  die    { 
meisten  regelmässigen,  aber  nicht  gleichförmigen,  weil  Ton  Terschiedenen  Ursachen 
bestimmten  Erscheinungen  um  uns  her  zu  benutzen,   z.  B.  bei  unserer  Beartheiling     ' 
der  Witterung,  von  Land  und  Leuten,  der  körperlichen,  geistigen  und  moralisclien    | 
Eigenschaften  der  Bevölkerung,  des  Nationalcharacters  u.  s.  w.    Der  menschliche  QM 
operirt  dabei  stets  bewusst  oder,  wie  bei  den  Ungebildeten,  mehr  instinctiv  inneriuA    ^ 
des   allgemeinen  Causalgesetzes.     In    allen    solchen  Urtheilen  pflegt  daher  auch  ein    ^ 
Korn  Wahrheit  zu  sein,   wie  z.  B.  im  Sprichwort.     Aber  wie  weit  sie  wahr  sind, 
bleibt  grade   die  Frage.     Hier  kommen  denn  die  beliebten  Generalisationen,  znail    ^ 
wenn  jene   massenhaften   vereinzelten  Beobachtungen,   welche  eben  nur  zu  nnfoB-    | 
kommenen  Inductionen  hinreichen,  sich  mit  oberflächlichen  und  schiefen  DeductSeiNn 
verbinden,  was  so  ausserordentlich  häufig  der  Fall  ist    Diese  in  der  Luft  stehendfli    ^ 
Generalisationen  bilden  vomemlich  das,  was  wir  so  gerne  unsere  „Lebenserfahnimf     y 
nennen,  —  nur  zu  oft  in  politischen,  wirthschaftlichen,  medicinischen  Fragen,  in  W 
Urtheilen  über  politische  Fähigkeiten  und  Stimmungen  der  Völker  u.  s.  w.  bei  betör-    1 
zugten  Geistern,   geschweige  bei  der  grossen  Masse  ein  Mixtum  Compositum  ob«r*    t 
flächlicher  Dednctionen,   unvollkommener  Inductionen   und  aprioristischer  Vomrthdlei 
Das  Falsche  ist  eben  hier,  verwickelte,  von  vielen  Ursachen  in  wechselnder  Weise  nb-    \ 
hängige  Vorgänge  auf  Grund  weniger  unsystematischer  Beobachtungen  beortheUen 
wollen."    (Aus  meiner  Abh.  Statistik  im  Staatswörterbuch,  X.  S.  471.) 

Ein  besonders  häufiger  Trugschlnss  aus  der  „täglichen  Beobachtung*^  ist 
und  namentlich  auch  auf  wirthschafdichem  Gebiete   der  des  post  hoc,  ergo  proDlar 
hoc,  wo  der  mögliche  Gausalzusammenhang  gleich  zum  wirklichen  gemacht  und  itm 
Weiteres  aus  der  Zeitfolge  der  Erscheinungen  abgeleitet  und  dadurch  als  bewietOL 
angenommen   wird.     Namentlich   der  ungebildete  Practiker,   der  Routinier  ntlMfl^ 
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dam  groaMn  Hanfaii  dar  Laien,  überall  nnd  immer  gern  so  and  ist  schwer 
nr  einar  Belehrung  zng&nglich.  Anf  wirthschafüichem  Gebiete  tritt  aach  noch 
Js  anf  manchem  anderen  —  obwohl  auch  hier  Ihnliche  Fille  oft  vorkommen 
diei,  religiöses  Gebiet!)  —  das  Mitspielen  des  Interesses  da  ein  störender 
auf,  schon  bei  der  Anstellang  der  Beobachtangen  selbst,  vollends  bei  der  can- 
nd  conditioneUen  EiUimng  des  Beobachteten,  z.  B.  bei  Frsgen  der  Preis- 
üf ,  dar  Wizthschafispolitik,  bei  JBeobachtong  7on  Erscheinungen,  welche  man 
an  TOD  bestimmten  missliebigen  wirthschafts-  (handeis*  u.  s.  w.},  finanz-,  stener- 
ion  Kaassregeln  glaabt  eri^ennen  za  können. 

)  Bach  dem  Haasse  der  indiTidneUen  Fähigkeiten,  der  geistigen  Unabhingig- 
m  Beobachten,  welcher  ans  dnzeben  Beobachtangen  Ursache  and  Bedingangea 
aatiscli  ableitet,  werden  fireilich  aach  diese  Fehler  wieder  mehr  oder  weniger 
atan  irod  aadi  rermieden.  Ein  grosser  Practiker  des  Wirthschaftslebens,  ein 
Staatsmann  wird  gewiss  aach  aas  der  „täglichen  Beobachtang**,  wie  in  Ailcm, 
hier  in  wirthschafuichen  Dingen  einen  Erfahrangsschatz  r on  wöth  ansammeln, 
«nhlnge,  Abhingigkeitsrerhlltnisse  in  der  That  intaitir  erschaaen  and  aos 
>  länzelbeobachtangen  das  „Gesetz  der  Erscheinang^  mitonter  richtig  ableiten, 
ispiel  dluer  Art  ist  Forst  Bismarck.  Aber  seilet  solche  M&nner  vermeiden 
wlaotaten  Fehler  schwer  ganz,  generalisiren  doch  ebenfalls  gern  gleich  za 
e  n.  A.  Bismarcks  einsdtige  Zoll-Ueberwftlzangsthese  zeigt  (s.  meine  Finanz- 
kaft  II,  2.  A.,  S.  937).     Ein  methodisches  Yerfthren  behält  doch  seinen 

Jedenfalls  kann  man  aber  so  manchem  anderen  wirthschaftlichen  and  Staats- 
ien  Practiker,  welcher  „nach  berohmtem  Master*'  einige  personliche,  oft 
cht  nnzof  erläasige  oder  doch  angenane  Beobachtangen  generaUsirt  and  an- 
a   Indoctionsschlflsse   in    wirthschaftspolitischen  Fragen   zieht«  sich   immer 

auf  „seine  Erfahrang^  beraft,  das  alte  grobe,  aber  wahre  Wort:  qaod  licet 
.  w.  entgegenrafen. 

MB  auch  nur  einigermaassen  sichere  Nachweisnng  von  Caasal- 
nenhängen  nnd  Znrttckfiihrnng  von  beobachteten  Enchei- 
ij  Vorgängen  auf  bestimmte  Ursachen  nnd  Bedingnngen, 
reige  die  Ermittlang  von  Maassbestimmnngen  für  Abhängig- 
rhältoisse  gestattet  die  nnwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
g  nach  den  ihr  aDklebenden  angedenteten  Mängeln  anch  des- 

nicht,  weil  sie  keine  genügende,  oft  gar  keine  methodische 
UDg  der  Wirkungen  nnd  Ursachen^  anch  nicht  einmal  eine 
ikenmässige,  vornimmt.  Das  ist  nm  so  schlimmer,  da 
irthschaftlichem  Gebiete  von  einer  absichtlichen  ex  per i- 
^llen  derartigen  Isolirang  nnr  Zwecks  der  Erforschung  von 
zusammenhängen  u.  s.  w.  ohnehin  nicht  die  Rede  sein  kann. 

aber  die  Thatsachen  des  Wirthschaftslebens  eine  Möglich- 
Icher  Isolimng  nnd  die  Mitbenutzung  der  letzteren  fUr  For- 
zwecke ergeben,  ist  dann  eben  nur  ein  streng  methodisches 
ren,  wie  das  statistische,  im  Stande,  die  Thatsachen  ent- 
3nd  zu  yerwerthen,  nicht  einmal  das  historische,  geschweige 
erfahren  der  unwissenschaftlichen,  wenn  auch  massenhaften 
en  Beobachtung.  Letztere,  als  Methode  angesehen,  steht 
anch  gerade  in  dem  hier  besprochenen  Puncto  hinter  der 
iyen  Methode  zurück,  deren  Stärke  in  der  strengen  wenig- 
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stens    gedankenmässigen  Isolirung  der  Ursachen  und  WirkaDgen 
liegt. 

Am  Ersten  wird  der  täglichen  Beobachtung  noch  eine  gewisse 
Bedentang  als  Gontrolmittel  für  dednctive  Schlüsse,  wenn  nnd 
solange  als  bessere  Gontrolmittel,  d.h.  die  anderen  Beobachtangsmetho- 
den  fehlen,  ferner  als  ein  Fingerzeig  für  mögliche  Fehler  in 
den  Beobachtungen  und  den  Schlüssen  daraas  bei  diesen  anderen 
Methoden  zugestanden  werden  dürfen.  Aber  gross  und  sicher  in 
Betreff  der  Ergebnisse  wird  auch  diese  ihre  Bedeutung  selten  werden. 

Schon  die  unsystematische,  nur  immerhin  zahlreichere  Fälle  umfassende  tftglicbe 
Beobachtung  hat  z.  B.  die  optimistischen  dedoctiven  Schlüsse  Über  das  Walten  de» 
Selbstinteresses,  die  Wirksamkeit  des  Systems  der  freien  Concurrenz  berichtigen,  jeden- 
faUs  einschränken  können.  Wenn  historische,  statistische  Ergebnisse  mit  der  täglichen 
Beobachtung  in  Widerspruch  stehen,  wird  das  doch  mitunter  auf  Mängel,  Lückei, 
Sprünge  in  den  beiden  methodischen  Beobachtungsverfabren  hindeuten,  zur  Wiedei^ 
holung,  Nachprüfung,  grösserer  Sorgfalt  in  der  Sammlung,  Sichtung,  Yerarbeitupg 
des  statistischen  und  historischen  Materials  bestimmen  u.  s.  w. 

B.  —  §.  79.  Die  wissenschaftliche  Einzelbeob* 
ach  tun  g.  Sie  erfüllt  die  eine  der  oben  gestellten  beiden  An- 
forderungen ^  diejenige  der  Methodik  oder  Systematik,  nicht  die 
zweite,  diejenige  der  Massenhaftigkeit  der  beobachteten  Einzel- 
fälle, hat  daher  für  unser  Gebiet  entgegengesetzte  Vorzüge  nnd 
Mängel,  wie  die  soeben  besprochene  „tägliche  Beobachtung''.  Sie 
genügt  deshalb  nur,  wo  man  es  mit  streng  typischen  Erscheinungen, 
mithin  mit  gewissen  Erscheinungen  des  Reichs  der  Natur,  wo  ,,das 
Einzelne  typisch  ist''  (Rttmelin),  zu  thun  hat,  oder  m.  a.  W.,  wo 
die  Erscheinungen  ausschliesslich  von  constanten  Ursachen  nnd 
Bedingungen  abhängen.  Sobald  hier  variable  Factoren  mitspieleOi 
welche  wieder  Variationen  des  Typischen  bedingen  und  bevrirkea, 
ist  aber  selbst  auf  dem  Gebiete  der  Naturerscheinungen  die  wissen- 
schaftliche Einzelbeobachtung  nicht  ausreichend.  Sie  mnss  viel- 
mehr auch  hier  in  das  statistische  Verfahren  hinüber  geführt  werdeOi 
um  neben  dem  Einfluss  der  constanten  Ursachen  denjenigen  oder 
diejenigen  der  variablen  abzuleiten  oder  den  Abweichungen  von 
der  Regel,  dem  auch  im  Naturgebiete  bereits  hervortretenden  Indi- 
viduellen, gerecht  zu  werden.  In  der  Menschenwelt,  im  Reiche  der 
menschlichen  Seele,  wie  wiederum  Rümelin  gut  hervorhebt,  ist  das 
Einzelne  aber  vollends  individuell,  d.  h.  hängt  eben  von  constantn 
und  variablen  Factoren  und  Factorencombinationen  mannigfaltigster 
und  wechselnder  Art,  als  seinen  Bedingungen  und  Ursachen,  ab. 
Daraus  folgt,  dass  auch  die  sorgfältigste,  genaueste  Einzelbeob- 
acbtung,  Beschreibung  von  Erscheinungen,  Vorgängen,   Entwick* 
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an  und  fUr  sich  hier,  daher  auch  aaf  volkswirthscbaftlichem, 
31  Gebiete  nur  den  Werth  der  Feststellung  des  Individuellen 
Qr  das  Typische  dieser  Erscbeinuugen  u.  s.  w.  kann  sie  nur 
1  Maasse  Bedeutung  beanspruchen,  als  entweder  die  Beob- 
leu  an  anderen  analogen  ErscheiDungen  wiederholt  werden 

demselben  Ergebniss  führen,  d.  h.  eben  als  das  statistische 
ren  angewendet  wird,  oder  das  Ergebniss  der  Einzelbeob- 
;  darch  das  deductive  Verfahren  als  ein  allgemein  in  allen 
tu  Fällen  zu  erwartendes  bestätigt  wird  und  alsdann  ver- 
iicert  werden  darf. 

:L  Ramelin,  zar  Theorie  der  Statistik  (in  den  Reden  u.  s.  w. ,  S.  215  IT.); 
Abb.  Statistik  (Staatswörterb.  X,  471,  476  ff.).  Grade  wenn  man  die  Erschei- 
in  der  Natur  und  in  der  Menschen  weit  auf  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
Igen  und  Ursachen  and  Combinationen  beider,  auf  das  Zusanuncnwirken  con- 
md  variabler  Factoren  zurückfuhrt,  was  auch  Rümelin  a.  a.  0,  wie  ich  schon 
iT  genannten  Abb.  Statistik  (S.  467)  hervorhob,  noch  nicht  genügend  gethan 
d  man  in  diesen  Fragen  des  Beobachtnngsverfahrens  und  der  ganzen  Mctho- 
jie  richtige  Entscheidung  treffen.  Das  Fliessende  des  Unterschieds  zwischen 
iscben  Einzelnen  in  der  Natur  und  dem  indivuellcn  Einzelnen  in  der  Menschen- 
ont  Hbrigens  auch  Rümelin  schon. 

Lt  constaLten  Erscheinungen,  weil  mit  constanten  Bedingungen  und  Ursachen 
rir  es  am  Meiätcn  in  der  anorganischen  Natur,  daher  hier  auch  mit  dem 
typischen  des  Einzelnen  zu  thun,  so  in  den  Erscheinungen  und  Vorgängen 
>iets  der  Physik  und  Chemie.  In  der  organischen  Natur  treten  bei  jeder 
scbeinung  immer  mehr  variable  Factoren  mit  hinzu,  auch  erfolgen  wechselnde 
Ltionen  von  Factoren,  daher  immer  mehr  Abweichungen  des  Einzelnen  vom 
!Ypischen,  was  sich  dann  bis  zu  den  höchsten  Gebilden  der  organischen  Natur 
steigert  In  den  Naturwissenschaften,  welche  sich  mit  der  organischen  Welt, 
i  physischen  „Leben'*  beschäftigen,  deshalb  auch  schon  die  geringere  Zurer- 
t   und    Ausreichendheit   der    Einzelbeobachtung    (Physiologie    der    Pflanzen, 

des  Menschen).  Aber  auch  wo,  wie  bei  den  Erscheinungen  der  Witterung, 
sltere  Combinationen  von  Ursachen  und  Bedingungen  obwalten  und  den  Erschei- 
jenes  bunte  Bild  des  Wechsels,  des  „Unberechenbaren'*,  des  „Wetterwendischen" 

muss  das  Bcobachtungs?erfahren  ein  anderes  werden ,  reicht  die  Einzel- 
.tung    niemals   aus.      Gelangt  man   dann  auf  das  Gebiet  der  vom  mensch- 

Seelenleben   mit  bestimmten  Erscheinungen,   so  muss  vollends  das  Beob- 

«verfahren    nach    dem    diesem    Verfahren    zu    Grunde    liegenden  System    von 

n   und  Bedingungen   sich   gestalten ,   daher  über  die  blosse  Einzelbeobachtuug 

eben.     So  insbesondere  auch   bei  den  wirthschaftlichen  Erscheinungen.     Nur 

stand,  dass    hier  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  ein  so  con- 

Factor  ist  —  und  freilich,   nach  dem  Früheren:  in  dem  Maasse,  in  welchem 

Q  es  ist,  denn  nur  ein  relativ,  nicht  ein  absolut  con>tanter  Factor  ist  auch  das 

teresse  — ,   ge>tattet   eben  die  Anwendung  der  Methode  der  psychologisch- 

liven  Deduction  hier  mit  Erfolg.     Aus  diesem  Sachverhalt  ist  aber  dann  auch 

zu  schliessen,  dass  eine  correcte  Einzelbeobachtung  einer  solchen  wirthschaft- 

Erscheinung,    bii   welcher   man  Grund  hat,  die   entscheidende  Bedeutung  des 

en   Motivs   auch   in    analogen   Fällen    anzunehmen,    doch    wieder   eine  allgc- 

i  Bedeutung    haben   kann.      Aber  diese  Annahme  ist  nicht  inductiv,    sondern 

r  begründet. 

'Fiederholuiig,   Prüfung,   Massenhaftigkeit  der  Beobachtungen 

streng  wissenschaftlicher  Genauigkeit  jeder  Einzelbeobachtung 

m.  a.  W.  Einführung  des  statistischen  Beobachtungsverfahrens 


( 
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ist  hiernach  mit  der  wecbselnden  ComplicatioD  des  Bedingungs- 
nnd  VenirsachuDgssystems  und  mit  der  davon  abhängenden  immer 
individuelleren  Gestaltung  der  Einzelerscheinung  stets  mehr  und  mehr 
geboten. 

Nicht  zn  Terwechseln  mit  dieser  Forderung  ist  die  Wiederholong  der  Eini«l- 
beobachtong  auch  bei  den  streng  typischen  Natorerscheinnngen  ans  einem  ganz  an- 
deren Grunde,  nemlich  nm  so  Beobachtnngs fehler  zu  constatiren  ond  zn  dimi- 
niren,  nicht  wie  in  den  anderen  Fällen,  spcciell  auch  in  denen  auf  wirthschaftlichaa 
Gebiete,  nm  das  Wesen  der  Erscheinungen,  das  Typische,  Genenlle,  wie  das  Indi- 
ndueile,  Spedelle  derselben  zu  ermitteln.  Eine  Wiederholung  der  BeobachtongeB 
kann  aber  auch  hier  zur  Verhütung  Ton  Boobachtungsfehlem  ausserdem  noch  ffleidi- 
falls  erwtlnscht  oder  nothwendig  sein.  In  beiden  F&Ilen  werden  vielleicht  Dorcli- 
schnitte  aus  den  Terschiedenen  Beobachtungen  gezogen,  welche  aber  wieder  eine 
ganz  ?erschiedene  Bedeutung  haben,  dort,  um  das  wahrscheinlich  richtigste  Baob- 
achtungsresultat,  hier  um  dasjenige  Yerhältniss  zu  finden,  welches  gewissen  rioh 
durchsetzenden  Bedingungen  und  Ursachen  und  Combinationen  beider  am  Meisten- 
entspricht  und  so  das  Typische  in  der  Erscheinung  am  Genauesten  herfortreten  UM. 
(S.  meine  Abb.  Statistik,  S.  471.) 

Diejenige  geschichtliche  und  statistische  Darstellung,  welche 
sich  auf  ein  einzelnes  Phänomen  oder  auch  auf  eine  Beihe  Yon 
Phänomen  als  Einzelerscheinung  beschränkt,  ohne  weiter  zn 
vergleichen  und  sich  auf  die  Frage  nach  den  Ursachen  nnd  Be- 
dingungen der  Erscheinungen  einzulassen  —  wenigstens  nicbt 
anders,  als  es  implicite  ans  der  Darstellung  selbst  sich  ergeben  ^ 
mag  —  kommt  eigentlich  auf  die  blosse  Anstellung  von  wissen-  «a 
schaftlicher  Einzelbeobachtung,  wie  die  hier  besprochene,  hinant.  ^ 
Dies  gilt  auf  unserem  Gebiete  daher  von  der  concreten  histe-  ^ 
risch-statistischen  describirenden  Richtung,  mithin  tob  ^ 
der  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  (Staatskunde)  eines  ein-  ^^ 
zelnen  Landes,  einer  einzelnen  Zeit.  !^ 

Ebendeshalb  sind  derartige  Arbeiten,  so  schwierig  und  rerdienstroU  sie  sali  <« 
und  so  grossen  Werth  sie  fUr  die  Eenntniss  einer  concreten  Entwicklung  und  Q»*  > 
staltung  haben  mögen,  für  alle  nationalökonomischon  Fragen,  welche  sich  aif  %^ 
das  Typische,  Generelle  der  Erscheinungen,  der  Gausalzusammenhlnfft  ^g 
und  Abhängigkeitsverhältnisse,  auf  das  Sein-Sollon  o.  s.  w.  beziehen  OW  > 
m.  a.  W. ,  welche  die  früher  (§.  57)  erwähnten  Aufgaben  2 — 6  betreffen ,  doch  nr  <^ 
bestenfalls  Vorarbeiten,  vieUeicht  wichtige,  werthvolle,  aber  doch  immer  sokkc.  ^ 
welche  erst  durch  Vermehrung  und  Ausdehnung  auf  andere  concreto  FiUe  ud  .. 
in  Anknüpfung  daran,  durch  Vergleichung  der  Resultate  sich  zur  Beantwortavf  ^ 
der  angedeuteten  weiteren  Fragen  und  Aufgaben  verwerthen  lassen.  Auch  daf  brt  ^ 
die  historische  Nationalökonomie  zu  wenig  beachtet,  wenn  sie  nicht  etwa  ron  ?tn-  .,. 
herein,  Nationalökonomie  mit  concreter  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  idaatl*  '^ 
ficirend  und  verwechselnd.  Überhaupt  nur  die  Constatirung  des  Thatsächliches  te  4|| 
Erscheinungen  und  ihres  Verlaufs  als  Aufgabe  der  Nationalökonomie  anerkennt,  d.k  . 
eben  nur  die  erste  der  früher  von  uns  unterschiedenen  Aufgaben  gelten  ÜMl  /% 
(§.  57,  59,  S4).  •    ^^ 

C.  —  §.  80.  Die  wissenschaftliche  Massenbeob- /^ 
achtung:  ,,Statistik'^  und  ^^Historik''.  Die  beiden  andeic%.|ii 
oben  (§.  77)  unterschiedenen  Beobachtungsmethoden,  die  dritte 
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die  statistische  (Statistik)  und  die  historische  (Hlsto- 

wenn  man  diesen  kurzen  Ausdruck  in  diesem  Sinne,  und 

dem    Worte   Statistik,    ftlr    „historische  Methode''    bilden 

)  Sachen  den  beiden  Anforderungen  der  Massenhafdgkeit 

r  Methodik  oder  Systematik  zugleich  gerecht  zu  werden, 

e  Vorzüge  der  beiden  ersten  Methoden  zu  vereinigen,   die 

derselben  zu  vermeiden.    In  dem  Maasse,  wie  ihnen  dies 

irer  ganzen  Beschaffenheit  gelingen  kann  und  gelingt,  er- 

ie  die  hier  vorliegende  Aufgabe.   Die  Statistik  als  Methode 

ber  hier  mehr  leisten,  sobald  eine  genügende  technische 

ang  derselben  gelungen  ist.  Alsdann  entspricht  sie  der  An- 

lg    der  Massenbeobachtung   viel    mehr  und  gestattet  auch 

el    systematischere  Anstellung,   Sammlung,    Sichtung   und 

ung   der  Beobachtungen.    Dadurch  wird  aber  der  Einblick 

M>Dditionellen  und  causalen  Verhältnisse  der  Beziehung  und 

igkeit  oft  erst  ermöglicht,  immer  erleichtert  und  zugleich 

Dgerer  Beweisführung,  auch  zur  Anwendung  von  genauen 

^Stimmungen  und  des  Calculs  Gelegenheit  gegeben. 

»esondere  kann  durch  die  Be-  und  Verarbeitung  des  Beobachtnngsmaterials 
sbe  Behandlang)  fSrmlich  statt  der  bloss  gedankenmässigen,  im  Wesentlichen 
h  auf  ein  Baisonnement  in  ?agen  Begriffen  sich  beschränkenden,  hier  eine 
rimenteUer ,  auf  quantitativ  bestimmte  Begriffe  sich  stutzender  Isolirung 
hen  und  Wirkungen  erfolgen,  die  Rechnung  ermöglicht  und  dadurch  der 
mng  und  den  Ergebnissen  hinsichtlich  der  cooditionellen  nnd  causalen  Ver- 
ein ^öäserer  Grad  der  Sicherheit,  der  „Exactheit**  gegeben  werden.  Wo 
ische  Verfahren  daher  überhaupt  anwendbar  ist,  was  freilich  nicht  überall 
ist  (§.  S2),  nimmt  die  Beweisfiihrung  etwas  von  der  Strenge  der  Beweis- 
i  denjenigen  Wissenschaften  an,  welche  sieb,  wie  die  experimentellen  Natur- 
aften,  des  Hilfsmittels  des  willkührlich  zum  Behuf  der  Forschung  angestellten 
Dts  bedienen.  Will  man,  trotz  der  früher  hervorgehobenen  Bedenken  (§.  68, 
on  „exacter"  Methode,  „exacten**  Ergebnissen  im  Gebiete  der  Geistes-, 
Iwissenschaften  nnd  speciell  der  Politischen  Oekonomie  sprechen,  so  wäre 
sinerseits  nach  dem  Früheren  (§.  6S)  bei  der  strengen  Methode  der  Deduc- 
nders  der  mathematisch  gefassten  und  den  so  erhärteten  Ergebnissen  dieser 
so  andrerseits  bei  der  in  Rechnung  auslaufenden  statistischen  Methode  und 
t  gewonnenen  Ergebnissen  der  Ausdruck  allenfalls  zulässig. 

allen  diesen  Beziehungen  steht  die  historische  Methode 
1er  statistischen  erheblich  zurück,  sobald  es  sich  um  irgend 
idere  Aufgabe,  als  die  besprochene  erste,  die  blosse  Dar- 
:  des  Thatsäcblicben  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
res  Verlaufs,  daher  um  mehr  als  wissenschaftliche  Einzel- 
itung  im  Sinne  der  zweiten  Methode  handelt.  Wird  diese 
che  Einzelbeobachtung  aber  systematisch  ausgedehnt,  ge- 
im  die  Ergebnisse  dann  zur  Grundlage  von  Vergleichungen 
ben,  so  geht  sie  eben  in  die  statistische  über,  was  wiederum 
grössere  Vollkommenheit  und  höhere  Brauchbarkeit  beweist. 
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Für  das  Gesagte  und  für  alles  Folgende  ist  nur  immer  im 
Sinne  zu  behalten ,  dass  es  sich  hier,  wie  schon  bemerkt,  am 
Statistik  und  Historik  als  Methoden  der  Beobachtung  und  weiter 
der  Beweisführung  im  inductiven  Verfahren,  nicht  um  sie  als  eigene 
selbständige  Wissenschaften  bandelt. 

Es  ist  eine  alte  Streitfrage,  ob  und  wie  weit  die  «^Statistik"  überhaupt  eiiia 
solche  eigene  „Wissenschaft''  sein  kOnne  nnd  thatsächlich  sei,  and  im  bejahendea 
Falle,  worin  das  Wesen  dieser  Wissenschaft  bestehe,  oder  ob  man  es  bei  der  Statistik 
mit  einer  Methode  nnd  nur  mit  einer  solchen  zu  thon  habe.  Diese  Streitfrage  ist 
wohl  folgendermaassen  zu  entscheiden.  Mit  dem  Ansdrnck  „Statistik"  wird  nachdem 
historisch  überkommenen  Sprachgebrauch,  wenn  man  eine  Statistik  als  Wissenacbaft 
Schaft  anerkennt,  zweierlei  wesentlich  Verschiedenes  bezeichnet,  einmal  eine  WiaseB- 
schaft  als  beschreibende  Staatskunde,  in  der  durch  Connng ,  AchenwiU, 
SchlOzer  angebahnten  Richtung,  und  sodann,  soweit  gegenüber  der  Statistik  aU  Me- 
thode hier  eine  besondere  „Wissenschaft"'  der  Statistik  festgehalten  wird,  eine  in- 
ductivo  Beobachtungswissenschaft,  welche  mit  Hilfe  der  Statistik  alt 
einer  eigenthümlichen  Methode  die  für  die  Behandlung  mit  dieser  Methode 
geeigneten  Erscheinungen  der  realen  Welt  nach  ihren  Causalrerhältnissen  zu  eikUrea 
und  die  Gesetze,  nach  denen  sie  sich  gestalten,  aufzudecken  sucht  Also  eine  Tren- 
nung der  „Wissenschaft"'  der  Statistik  in  zwei  gesonderte,  wenn  auch  unter  einander 
sich  im  Stoff  berührende  Wissenschaften,  eine  Auffassung,  deren  BegrfLndimg  das  ' 
besondere  Verdienst  ?on  K.  Knies  in  seiner  schar&innigen  Schrift,  iie  Statistik  all  ' 
selbständige  Wissenschaft  (Cassel  1850),  ist.  Vgl.  auch  Rümelin  (Tüb.  Ztschr.  1863«  E 
S.  668,  Reden,  S.  229.)  — 

Neben  einer  solchen  Statistik  als  einer  eigenen  Wissenschaft  auch  letzterer  Alt  ' 
hat  man  es  aber  sodann  jedenfalls  und  vor  Allem  bei  der  Statistik  mit  einer  eigen-  * 
thümlichen  Methode  zu  thun  und  als  solche  kommt  die  Statistik  hier  allein  is  - 
Betracht.  Es  kann  dann  sogar  fraglich  werden,  ob  neben  der  Statistik  als  Metfaoda  e 
eine  Statistik  als  VTissenschaft  in  dem  zweiten  eben  erläuterten  Sinne  des  Woifi  . 
nach  statuirt  werden  könne  oder  müsse.  Das  mochte  immerhin  zulässig,  aber  nidt  ■ 
unbedingt  geboten  sein.  S.  über  diese  ganze  Controverse  besonders  die  genannH  N 
Schrift  Ton  Knies,  die  Aufsätze  über  Statistik  ?on  Rümelin  und  meine  Ahlk  ^ 
Statistik  im  Staatswörterbuch c,  welche  in  litterarhistorischer  Weise  die  Frage  erOitflit  p. 
(B.  X,  S.  400  ff.,  452  ff.,  469).  Ich  glaube  die  hier  ?on  mir  Tor  26  Jahren  weiinkm  ^ 
Auffassung,  auch  grossentheils  in  der  Formulirung,  festhalten  zu  dürfen.  S.  ans  dff 
oben  genannten  neueren  Litteratur  den  ].  B.  von  John,  Geschichte  der  StitisA; 
M.  Haushofer,  Statistik,  bes.  Buch  1,  Kap.  2  und  3,  Block-7.  Scheel,  Statitdl)^ 
bes.  S.  56,  68.  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit  im  GeselJschaftsleben,  Mtlnchen  ISTj^ 
S.  11  ff.    Westcrgaard,  Theorie  der  Statistik,  S.  271. 

Röscher  verkennt  (S)stem  I,  §.  18)  die  Bedeutung  der  Statistik  ab  Methidi 
durchaus,  er  müsste  folgerichtig  grade  von  seinem  Standpuncte  aus  zur  Forderong  dit  p 
„statistischen  Methode"  und   zur  thunlichsten  Ergänzung,  je  nachdem  auch  zur  Ir*  c 
Setzung    der   „historischen"    durch    diese   gelangen    (s.   schon  meine   Abh.   StaHsdl;  :p. 
S.  467).     Sein  Satz:    „Statistik  nennen  wir  die  Schilderung  des  zuständlicheo,  batiA-  m 
ders  gegenwärtigen  Volkslebeos  nach  Maassgabe  der  Entwicklungsgesets#«  4f 
welche  von  den  oben  (ins.  §.  16  ff.)  erwähnten  theoretischen  Wissenschaften  )^ 
beobachtet  (sicl^  worden  sind"  (Anfang  des  §.  18),   dreht  den  wirklichen  Sn^  ^ 
verhalt   geradezu   um.     Denn   umgekehrt  ist  es  richtig:   mit  Hilfe  der  Statistik  all  ^ 
Methode  sind  eventuell  jene  «.Entwicklungsgesetze"  erst  zu  beobachten  (bezw.  richtig«  \ 
gesagt,  aus  Beobachtungen  abzuleiten)  und  auf  diese  Weise  ist  den  betreffenden  Mikct»  '^ 
retischen"  Wissenschaften  vorzuarbeiten,  von  diesen  dann  für  die  Ergebnisse  des  Mir  ^ 
tistischen  Bcobachtungs-  und  Abieitungsverfahrcns  eventuell  die  Eikläning  nnd  Bt»  ■ 
gründung  zu  liefern.    Richtiger  inmerhin,  wenngleich  die  Statistik  noch  nicht  dettlMh 
als  Inductionsmethodo  erkennend,  schon  Rau,  I,  §.25  vgl.  mit  §.12. 

Ucber  die  Beziehung  von  Geschichte  und  Statistik  s.  besonders  Bernheia^ 
historische  Methode,  S.  69,  74  ff.  Er  rechtfertigt  die  Geschichte  als  dnrsteUeMl^ 
schildernde,   sich   nur  mit  dem  Sein  und  W' erden  der  von  ihr  betrachteten 
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leUftigande  Wisaenschtfl  ganz  richtig  gegea  fkitche  Angriffe  ran  »oci»- 
»A  TOB  derjenigMi  staüstiscbea  Seite,  «eiche  ntch  Getetien  dw  Eischel- 
ISchL  Das  ist  ■ach  folgerichtig,  soweit  er  diejenigen  Anf^ben,  welche 
r^  DM  oben  onlerscbiedeae  erste  Anff*be  der  FeststeUnng  de*  thstsloli- 
■B  and  Vcrdeoa  der  Encbeianngen  hinaiiagBheD,  eben  mit  den  meüen 
fitr  die  Geschichte  *Is  eigene  Wlssenschnft  abweiil,  insbeBondere,  wie  In 
8.  146,  Note  i  ciürten  Salze  eine  Ableitnng  ran  „Geaetzen"  o.  dfL  nicht 
w  der  Geschichtswissenschaft  betrachtet.  Eine  Ansteht,  velehe  sich  jft  noch 
;atM  Grflndea  onterstotzen,  wenngleich  mit  einigen  «nderen  anfechten  UmL 
kbar  wo,  wie  es  doch  sach  die  Historikei  far  ihre  Wissenschaft  thnn, 
nmerer  Aafgat>en,  die  ErUArung  des  CansaizusammeDhangs  dar  concrstea 
che«  ErecheinnDgen  und  Vorginge,  mit  ins  Ange  geÜiast  wltd,  tot  die  Stä- 
üatm  ZftbleDDUterisl ,  d.  h.  mit  ihren  qaantilatir  genaa  beMirnnton  Beob- 
,  TielbchuieDtb ehrlich ,  stcheilich  ein  wertbroUes  Hilfimlllel  der  Bewäi- 
Befnhelm's  Aasfuhrangen  nateischeiden  bei  Statistik  and  bei  OescUchte 
und  Wissen  schalt  nicht  klar. 

endi  in  Wissenschaften,  wie  der  Potitischon  Oekonomie,  wo  ansser  der  eisten 

an,   inihesoadete  auch   die   zweite  der  besprochenen  Aufgaben  (AafBndong 

dien,  Generellen]  in  Betracht  kommen,   wlre  eine  BeweisfObninr,   wie  die 

toim  a.  a.  0..  gegen  die  Statistik  anzotreSend.     Der  eigenlhOmlkle  Vonng, 

r   geou  liestinunte  an  Stelle  der   dieses  HomeaU   entbehrenden ,  daher  nm 

t  weniger   ragen  geschicliüichea  Beobacbtongen  zn  setzen,    bldbt  hier  der 

es  vor  der  historischen  Methode.     Das  hat  die  neuere  Bichtnng  der  Wirth- 

Iftd  CnllorgeschichtD  snch  erkannt.  Indem  sie  eben  fttr  frohere  Zeiten  eben- 

jicbat   zablenmtssig   bestimmte   genane  Angaben  za   (.    a:   .    :>     i.<  Iji  iLum- 

r,  iBama-Stemegg.  Bücher  a.  A.  m.)-     Auf  dem  Geb.  :-    i   t      li^iiinscIiUD 

ogMlntistik"   (Schflnborg,  Bücher,  HOaiger,  Jastrow  a.  \   r...    --.uU  ubh  inii 

bUh,   die  statistische  Methode   aaf   dem  historischen  i^.^hkjIü   tuizuliuigerD, 

.  für  die  politische  Geschichte  zn  weithTollen  Ergebnissen  m  fahren  begiDiit. 

rde   man  klarer  nnd  schärfer,   wie  es  nnamehr  In  aar  Statistik  guscbiebi, 

)   der   Geschichte   „WiEseaschaft"   nnd  „Metlioilu"   uDlerscboiden, 

ans  Ihnliuhea  ürDaden  za  fordern  ist,  so   wurde  aac'i  iiiiii<'li>'r  Sif^it  über 

«rische  Methode"   in   unserer  Disciplin   leichter  nnd  f!'.!..   Ii.  i   m  -.liliublen 

M).     Auch  die  Terwecbalong  von  concreier  Wirthstbsi  ■     ■  i.     .,|-  oincr 

fen  Disciplin,  —  wie   ooncietcr  politischer  Ueschichie  —  nnd   Politischer 

lie   (theoretischer   wie   practischer)   ~~   wie   theoretischer  Politik  oder  Staats- 

würde   dann  leichter   renniedcn   und   sieb   sofort  noch  deotlicber  als  falsch 

.     Die  coDCtele  Wirthscbaftsgescbichte  stellt  sich  eben  nnr  die  erste  and  da- 

lentnlls  die  dritte  der  oben  getrennten  Anfgaben.  bedient  sich  zn  deren  LOsnng 

Ucfallichen   and  statistischen  Bcoba<'b langen,   daneben  aber  anch   immerhin 

der  ersten  znr  Ercänznog  der  BcobacbtangslQcken,  anch  zur  Anfdecknng  Ton 

itnngsfehlero ,  bei  der  dritten  eo^ar  in  stürkeiem  Maasse  zar  Begründung  nnd 

lg,  des  psychologisch-deductiven  Verfahrens.     Die  Politische  Ockonomie  stellt 

aen  diesen   lor  Allem  die  zweite,  und  erentuell  die  weiteren  drei  practiscben 

in,  WD  sie  mit  der  historischen  Mclhodo  der  Beobachtung  nicht  ausreicht  and 

statistiscben  nnd  deductircn  erheblich  bosser  fährt,  besonders  wegen  der  schon 

trrorgehobenen  Möglichkeit,  die  Ursachen  nnd  Wirkungen  gedankenm&ssig  nnd 

statistischen  Methode  selbst  in  einer  An  ciperim enteilet  Weise  zn  isoliren. 

.Di  noznlioghchen  Gründen.  —  zu  denen  neuerdings  auch  solche  getreten  sind, 

■OB  einer  an  sieb  nicht  unbcrecbligtcu.  aber  wieder  zn  weilgeheadea  Beacdon 

die   , jiatnrwissenschaf lliche" .    „mechanistische"   Auffassung   des   Wirthschafts- 

■^alen  Lebens  als  eines  Gebiets  des  Geisleslebeus.  der  Wirthschafts-  nnd  Social- 

«baflen    als  Theilen    der  (icintcswisscnschaften   ihren  Ursprang  haben   —  hat 

1  der  Politischen  Oekonomie,  besonders  in  der  historisch -nalienalokonomiBChen 

,  die  iweite  Aufgabe,  die  Erfonchong  dee  Typischen,  nnd  die  weiteren  ptac- 

I   Aufgaben,   die  Anf:jlellung   con  Idcalpostalaten ,    die  Besch&ttignng  mit  dem 

eo   nach  dem  Sein-Solleu  u,  s.  v.   mitunter   abgewiesen.      Wer   das  thot,   mag 

die   Statistik,    als   Metbode.    i^beuso   wie    die  specolatiro  Dedaction   bintor  die 

Ische  Methode"   auf  dem  Gebiete  unserer  Wissenschaft  reihon.     Aber  bei  der 


206  1.  B.  2.  E.  2.  H.-A.   Methoden.    3.  A.   Induction   §.  81. 

Lösno^  der  dritten  Aufgabe,  der  Miterforschung  der  caosalen  und  conditionellen  Zu- 
sammenh&nge,  eine  Aufgabe,  welche  doch  auch  der  historische  Nationalökonom  nicht 
abweist,  wird  er  mit  der  historisehen  Methode  allein  nicht  auskommen,  um  zwingendere 
Beweise  zu  fahren.  Und  bei  der  Lösung  der  ersten  Aufgabe  wird  auch  er  sich  noth- 
wendig  so  viel  als  möglich  der  statistischen  Methode  bedienen  mUssen,  um  eben  eine 
genauere  Feststellung  der  Thatsachen  nach  der  quantitatiren  Seite  zu   erreichen. 

§.  81.  —  1,  Die  Statistik  als  Methode. 

a)  Wesen  und  methodologischer  Werth  dieser  Me- 
thode. Als  Methode  ist  die  Statistik  die  genaue,  womöglich  in 
Zahlen  ausgedrückte  und  dadurch  messbare  Quantitätsbestimmungen 
bezweckende  systematische  Massenbeobachtung  aller  der- 
jenigen Erscheinungen  der  realen  Welt,  daher  auch  der  wirthschaft- 
liehen  Erscheinungen ,  welche  als  Functionen  von  constanten  und 
variablen  (accidentellen)  Ursachen  und  als  abhängig  von  eben 
solchen  Bedingungen,  keinen  absolut  gleichmässigen,  typischen,  son- 
dern einen  bloss  im  Ganzen,  in  der  Masse  der  Fälle  regelmässigen 
Gharacter  (Gestaltung,  Entwicklung)  haben,  in  den  einzelnen  Fällen 
aber  unter  dem  vorherrschenden  Einfluss  der  variablen  Ursachen 
und  Bedingungen  mehr  oder  weniger  von  dieser  regelmässigen 
Gestaltung  abweichen  und  ein  individuelles  Gepräge  zeigen. 

Diese  Begrifibbestimmung  ist  hier  in  der  Fassung  etwas  verändert  gegen  die 
kürzere  in  meiner  Abh.  Statistik  im  Staatswörterbuch  (X,  469),  aber  nach  Sinn  und 
Inhalt  doch  damit  identisch.  Zur  weiteren  Erläuterung  und  Begründung  beziehe  ich 
mich  auf  die  ganze  dort  aufgestellte  „Theorie  der  Statistik'*  (S.  456—480),  auch  für 
das  Folgende,  worin  ich  mich  mehrfach  an  das  dort  Gesagte  anschliesse.  An  dieser 
Stelle  handelt  es  sich  aber  nicht  darum,  alles  Dortige  zu  wiederholen. 

Unter  den  dem  inductiven  Verfahren  dienenden  vier  Beob- 
achtungsmethoden ist  nur  die  statistische  geeignet,  die  wich- 
tigeren und  schwierigeren  Aufgaben  der  Politischen  Oeko- 
nomie  (§.  57)  neben  oder  an  Stelle  des  deductiven  Verfahrens 
überhaupt  zu  lösen.  Sie  hat  aber  auch  da,  wo  die  drei  anderen 
Beobacbtungsmethoden  zur  Lösung  der  Aufgaben,  auch  der  ersten, 
mit  benutzt  werden  können,  Vorzüge  vor  diesen  anderen.  Nament- 
lich kann  mit  Hilfe  der  statistischen  Methode  der  Complicirtbeit 
des  Verursachungs-  und  Bedingungssystems,  dem  Zusammentreffen, 
dem  sich  in  den  Wirkungen  Aufheben  und  Modificiren  der  con- 
stanten und  variablen  Ursachen  Rechnung  getragen,  können  auch 
verwickelte  Erscheinungen,  Vorgänge  auf  ihre  bedingenden  und 
verursachenden  Factoren  mit  grösserer  Sicherheit  zurückgeführt 
werden.  Die  quasi  -  experimentelle  Isolirung  der  Wirkungen  und 
Ursachen  und  Bedingungen,  die  Anwendung  der  Messung  und  Rech- 
nung auf  die  causalen  und  conditionellen  Beziehungen,  die  mathe- 
matische Bestimmung    des  Grads    der  Zuverlässigkeit    der  Beob- 
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ogen  und  der  Sicherheit  der  Schlassziehnngen  aas  ihnen  wird 
iieser  Methode  und  bei  ihr  nnter  den  vier  Beobachtangs- 
>den  wieder  allein  möglich.  Anf  diese  Weise  kann  man  nnter 
ftnden  dahin  gelangen,  qualitative  Verschiedenheiten  anf  qoan- 
re  zorttckznflihren.  Die  zweite  und  dritte  Aufgabe  wird  so  mit 
dieser  Methode  besonders  erfolgreich  behandelt  und,  soweit 
Oberhaupt  die  statistisch  erfassbaren  Momente 
lieiden,  auch  gelöst:  das  wirklich  Generelle,  Typische,  vom 
iduellen,  Speciellen  genau  geschieden ,  der  wirkliche  Causal- 
imenhang  sicher  festgestellt  und  dadurch  erst  der  Boden  ge- 
sn,  wo  nun  die  Erklärung,  eventuell ;deductiy,  zu  erfolgen 
jedenfalls  zu  versuchen  ist  Auch  bei  den  drei  practischen 
kben  leistet  die  statistische  grössere  Dienste  als  eine  jede  der 
inderen  Beobachtungsn^ethoden. 

)er  Mangel  und  der  Uebelstand  bleibt  auch  bei  der  statistischen 
»de,  dass  dieselbe  nicht . überall  und  immer  anwendbar  ist, 
im  gegebenen  Fall  nicht,  weil  die  Dinge  zur  Zeit,  in  der  sie 
mtrugen,  nicht  oder  nicht  genügend  statistisch  aufgenommen 
m,  theils  weil  sie  sich  damals  überhaupt  nicht  statistisch  auf- 
an  Hessen  oder  auch  jetzt  nicht  oder  noch  nicht  so  aufnehmen 
I,  theils  endlich,  was  natürlich  viel  wichtiger  ist,  weil  sie  sich 
aupt  der  quantitativen,  vollends  der  zahlenmässigen  Fest- 
ig ihrer  Natur  nach  entziehen. 

n  ersterer  Hinsicht  ist  z.  B.  klar,  dass  das  statistische  Ver- 
1,  was  man  oft  richtig  hervorgehoben,  aber  unrichtig  zu  einem 
tigen  Scbluss  gegen  den  Werth  der  Statistik  benutzt  hat, 
las  zeitliche  Nacheinander  der  Erscheinungen  häufig  nicht 
viel  weniger  als  anf  das  räumliche  und  zeitliche  Nebenein- 
anwendbar  ist.  Allein  damit  ist  noch  nicht  viel  gegen  das 
isehe  Verfahren  bewiesen. 

'atürlich,  wean  in  Tergangenen  Zeiten  keine  entsprechenden  statistischen  Anf- 
I  auf  einem  Gebiete  ron  Erscheinungen  erfolgt  sind,  so  kann  man  das  statistische 
■en  in  Bezog  auf  dieses  Gebiet  auch  nicht  anwenden.  Das  gilt  aber  selbst* 
Uich  grade  so  hinsichtlich  der  anderen  drei  Beobachtnngsmethoden ,  aach  die 
che  versagt,  wenn  keinerlei  betreffende  geschichtliche  Thatsachen  seinerzeit 
rt,  aufgezeichnet  worden  sind.  Mit  diesem  practisch  oft  richtigen  Einwand 
die  Statistik  beweist  man  also  nichts,  weil  man  zu  ?iel  beweist  oder  eigentlich 
ibsCverst&ndliches  sagt  Wie  die  neuerliche,  auf  diesen  Punct  gerichtete  archi- 
3  Forschung,  Durchstöberung  alter  Register,  Rechnungen  u.  s.  w.  erwiesen  hat, 
issen  weit  mehr  selbst  zahlcnstatistischer  Stoff,  freilich,  abgesehen  7on  gewissen 
ngen,  Ton  meistens  unsicherer  und  geringerer  Gute  als  aus  der  Neuzeit  und 
r  Gegenwart,  schon  aus  viel  weiter,  bis  ins  Mittelalter  hinein  zurückliegenden 
noch  Torhanden,  als  man  früher  annahm.  Auch  weisen  sonstige  Spuren  auf 
)S   untergegangene,   aber  einst  doch  aufgenommene  statistische  Material  hin. 
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Je  länger  die  Jahresreihen  znrerliUsig  ermittelter  statistischer  Thatsachen  werden, 
desto  mehr  wird  (^nz  von  selbst  die  statistische  Methode  auch  auf  das  zeitliche 
Nacheinander  der  Erscheinungen  anwendbar. 

Ferner,  je  mehr  die  statistische  Technik  sich  vervollkommnet, 
schon  bei  der  ersten  Aufnahme  der  Thatsachen,  je  mehr  Arten  und 
Reihen  von  Thatsachen  für  diese  Aufnahme  sich  geeignet  erweisen 
und  je  mehr  Schwierigkeiten,  z.  B.  im  Widerstand,  in  der  Ab- 
neigung, im  Bildungsstand,  in  Vorurtheilen  der  Bevölkerung,  ver- 
schwinden oder  sich  überwinden  lassen,  gerade  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  wirthschaftlichen  Thatsachen  (wie  etwa  der  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erwerbsverhältnisse),  desto  umfangreicher  und  sicherer 
wird  die  statistische  Methode  zur  Lösung  von  Fragen  und  Auf- 
gaben, wie  der  früher  besprochenen,  anwendbar. 

Vielfach  wird  man  sich  bis  dahin  denn  auch  statt  mit  genauen«  auf  Grund  ron 
Zählungen  ermittelten  Zahlen  mit  Schätzungen  7on  Zahlen  nothgedrnngen  be- 
gnügen müssen.  Auch  solche  Schätzungen,  für  welche  man,  z.  B.  in  der  Bevölke- 
rungsstatistik, wissenscbastliche  Gesichtspuncte  aufstellen  kann,  sind  nicht  werthlos, 
können  daher  unter  gewissen  Cautelen  auch  die  Grundlage  weiterer  Operationen  des 
statistischen  Verfahrens  büden.  Eine  „ungefähre'*  Zahlenangabe  muss  eben  Öfters, 
kann  aber  auch  nicht  selten  für  manche  Zwecke  genügen.  Selbst  noch  allgemeinere 
Quantitätsbestimmungen  („viel",  „wenig",  „mehr",  „weniger",  „grosser*',  „geringer**  etc.) 
sind  in  Ermangelung  genauerer  Daten  nicht  aus  dem  Gebiete  der  statistischen  Me- 
thode schlechtweg  anszuschiiessen ,  so  dass  auch  die  häufig  erfolgende  begriffliche 
Beschränkung  der  Statistik,  als  Methode,  auf  zahlenmässige  Angaben  zu  weit  gehen 
mochte,  wenn  die  Erreichung  genauer  zahlenmässiger  Angaben  auch  das  Ziel  sein 
muss  (s.  meine  Abb.  Statistik,  S.  474). 

Wenn  die  angedeuteten  Umstände  den  Werth  der  statistischen 
Methode  vermindern  und  je  nachdem  auch  dazu  führen,  dass  die- 
selbe mitunter  den  Dienst  ganz  versagt,  so  liegen  die  Verhältnisse 
noch  ungleich  ungünstiger  in  dem  anderen  erwähnten  Pancte,  dass 
eben  Vieles  sich  quantitativ,  zahlenmässig,  statistisch 
nicht  erfassen  lässt.  Allerdings  ist  es  ja  an  sich  nicht  un- 
möglich, alles,  was  als  Thatsache  in  der  realen  Welt  in  die  Er- 
scheinung tritt,  daher  auch  alle  wirthschaftlichen  Thatsachen,  zu 
zählen,  zu  messen,  quantitativ  zu  bestimmen,  wenn  sich  auch  von 
diesen  Thatsachen  Vieles  wegen  unüberwindlicher  Schwierigkeiten 
der  Aufnahme  practisch  dieser  Behandlungsweise  entziehen  wird. 
Da  wird  dann  wieder  die  „tägliche  Beobachtung",  die  wissenschaft- 
liche Einzelbeobachtung,  die  historische  Methode  und  eventuell  die 
Deduction  zum  Ersatz  eintreten  müssen.  Misslicher  ist  aber  noch 
ein  ganz  anderer  Umstand,  selbst  bei  denkbar  vollendetster  sta- 
tistischer Technik:  die  Thatsachen,  welche  in  die  Erscheinung 
treten,  sollen  doch  nicht  nur  constatirt,  beschrieben,  sondern  in 
ihrem  Sein,  Werden,  Verlauf,  Vergehen  erklärt,  auf  ihre  Be- 
dingungen und  Ursachen  zurückgeführt,  ihre  Abhängig- 
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Yon  diesen  soll  ermittelt,  womöglich  geroesseD  werden. 
:t  non  die  Bedingungen  und  Ursachen  wieder  in  anderen, 
gehenden,  früher  in  die  Erscheinung  tretenden  bestimmten, 
rlich  genau  constatirbaren  und  quantitativ  bestimmbaren  That- 
a  bestehen,  mttssen  und  können  eventuell  auch  diese  beob- 

und  auch  statistisch  aufgenommen  werden.  Wo  das  mög- 
t|  erweist  sich  gerade  das  statistische  Verfahren,  z.  B.  mittelst 

Tabellarisirung ,  worin  schon  äusserlich  Functionenverhältr 
hervortreten,  sehr  förderlich. 
Jlein  im  Gebiete  der  Erscheinungen,  welche  direct  und  in- 

auf  menschliche  Handlungen,  daher  auf  Willens- 
nnd  innere  psychische  Motive  zurückzuführen  sind,  wie 
im  socialen  und  wirthschatUicben  Gebiete,  liegen  gerade  die 
1  tieferen  Gründe,  Ursachen,  Bedingungen  der  Erscheinungen 
eit  zurück,  wirken  nur  durch  eine  ganze  Reihe  von  Mittel- 
m  ein  und  entziehen  sich  der  äusseren  statistischen  Erfassung, 
l  sie  nicht  in  einzelnen  sichtbaren  Thatsachen,  welche  mit 
-heit  als  von  ihnen  ausgehend  erkannt  werden  können,  deut- 
hervortreten. Hier  spielen  geistige  Imponderabilien 
reiche  allenfalls  als  mitwirkende,  mitbedingende  Factoren  mit 
oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  ermittelt,  deren  Bedeutung 
1  nicht  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann.  Dies 
ber  gerade  von  sehr  wichtigen  Momenten  im  Wirthschaftsleben. 

iit  bedentsam  ist  z.  B.  der  Einflnss  der  gesammten  Staatsthätigkeit  in  der 
Dg  des  Rechtsschntzes,  in  der  Hebung  des  Bildnngsstands,  in  der  allgemeinsten 
ing  der  wirthschaftlichen  Interessen  durch  eine  Reihe  7on  Einrichtungen  (Yer- 
;8en  iL  s.  w.)  auf  die  Entwickluni?  der  Prodnction!  Und  doch,  wie  ?ergebllch 
Bemühen,  bei  dem  Mitspielen  vod  anderen  Einflüssen  in  derselben  und  in  sich 
der  Richtung,  nun  sicher  im  Einzelnen  nachzuweisen.  Öfters  schon  ob, 
s  aber  in  welcher  Weise  und  zumal  erst  in  welchem  Maasse  bestimmte 
haftliche  Erscheinungen,  z.  B.  die  Entwicklung  des  und  des  Industriezweigs  in 
i  der  Zeit  und  Gebend,  grade  auf  diese  S  taatsthätigkeit  und  auf  die  ein- 
1  dazu  gehörigen  Maassregcln,  Einrichtungen,  Acte  zurückzuführen  ist.  Auch 
Ji  hier  an  äusserlich  beobachtbaren  Thatsachen,  Erscheinungen  als  Wirkungen 
»eben  feststellen  lässt,  wird  eben  gleichzeitig  von  so  mancherlei  rerschiedenen  Um- 
i  beeinflusst,  dass  der  specielle  Einäoss  der  allgemeinen  und  der  der  besonderen 
iltigkeit  doch  wieder  nur  etwa  im  Ganzen  wahrscheinlich  gemacht,  aber 
^enau  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann. 

rteUkch  spielen  hier  auch  allgemeinere  psychische  Momente  mit,  in  Be- 
sren  wiederum  das  Ebcn^esagte  gilt ,  z.  B.  die  Hebung  des  Volks-  und  Staats- 
tseins  durch  grosse  politische  Erfolge  reagirt  auf  das  Wirthschaftsleben  durch 
iuug,  Steigerung  der  wirthschaftlichen  Initiative  der  Unternehmer,  durch  Er- 
;  des  Prestige 's  auch  der  wirthschaftlichen  Leistungen  im  In-  und  Auslande 
^hlaod  seit  1S70!).  Der  Icbcrgang  zu  einem  Schutzzollsystem  hebt  die  wirth- 
iebe Stimmung,  den  Muth  der  Unternehmer  u.  dgl.  m.  Gewiss  oft  sehr  wich- 
inflüsse,  deren  Einwirkun«?  auch  im  Ganzen,  z.  B.  in  der  Steigerung  der  ge- 
en  und  der  auf  gewissen  (n^bieten  stattfindenden  Productionsthätigkeit,  in  der 
hniiDg  des  auswärtigen  Handels  mit  Sicherheit  sich  mag  nachweisen,  richtiger 
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gesagt:  sich  mag  sehr  walirscheinlich  machen  lassen.  Aber  wiederum:  die  Nach- 
Weisung  dieser  EinfQsse  im  Einzelnen  und  die  Messung  der  letzteren  bleibt  eben 
das  unsichere,  vielfach  Unmögliche.  Da  man  nicht  experimentiren  kann,  da  notorisch 
so  mancherlei  Anderes  in  derselben  oder  in  sich  kreazender  Richtang  gleichzeitig 
mitspielt«  kann  man  auch  festgestellte  Thatsachcnreihen,  die  sich  einander  folgen  und 
im  Yerh&ltniss  ron  Ursache  und  Bedingung  zu  Wirkung  und  Folge  stehen  können, 
z.  B.  Maassregeln  einer  Schutzpolitik  und  Aufschwung  ?on  Productionszweigen,  doch 
eben  wiederum  nur  mit  yielleicht  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  die  Beziehung  ?on 
wirklicher  Ursache  und  Wirkung  im  concreten  Fall,  aber  das  wirklich  bestehende  Ab- 
hängigkeitsTerhältniss  doch  nicht  sicher  unter  Maass  und  Zahl  brin^^en.  Das  ist  die 
Schwierigkeit,  welche  im  Wesen  der  socialen,  der  wirthschaftlichen  Vorgänge  als  Pro- 
ducten  psychischer  Factoren  liegt  und  sich  genügend,  auch  mit  Hilfe  der  feinsten 
und  genauesten  statistischen  Methode,  nicht  überwinden  l&sst  Von  den  streitenden 
Parteien  wird  das  in  Bezug  auf  die  Erfolge  7on  wirthschaftspolitischen  Maassregeln 
so  oft  vergessen,  mit  allen  Zahlen  kein  genügender  Beweis,  der  den  Gegner  überzeugen 
müsste,  gefuhrt.  Daher  denn  auch  die  bleibende  Meinungsverschiedenheit  von  Geg- 
nern über  solche  Erfolge ,  z.  6.  der  mercantilistischen ,  schutzzöllnerischen  Handels- 
politik im  Ganzen  und  im  Einzelnen  in  einem  concreten  Falle:  „Ist  die  britische 
Handelsmariue  durch  oder  trotz  der  Kavigationsacte  zu  ihrer  Blüthe  gekommen?'' 

Die  UnzaläDglicbkeit  der  statistischen  Methode,  hier  wo  solche 
ImpoDderabilien  bei  complicirten  Erscheinaogen  im  Wirthschafts- 
leben  mitspielcD,  ist  demnach  unbedingt  zuzugeben.  Aber  zu  Gunsten 
der  anderen  Beobaehtungsmethoden ,  auch  der  historischen,  folgt 
daraus  nichts.  Denn  diese  Methoden  bewähren  sich  hier  nicht  in 
höherem,  sondern  in  der  Regel  selbst  in  noch  geringerem  Grade. 
Man  kann  mit  denselben,  insbesondere  mit  der  historischen,  auch 
bestenfalles  nur  gewisse  derartige  Einflüsse  als  vorhanden  con- 
statiren,  ihre  Bedeutung  aber  ebenso  wenig  oder  noch  weniger 
messen.  Oft  wird  man  die  Einwirkung  solcher  Einflüsse  nur  wahr- 
scheinlich machen  können.  Erst  wenn  und  soweit  es  gelingt,  sta- 
tistische Beobachtungen  mit  in  die  Beweisführung  zu  ziehen,  wird 
man  vielleicht  den  Grad  der  Wahrscheinlichkeit  eines  Zusammen- 
hangs zu  steigern  vermögen. 

Das  wird  von  den  Vertretern  der  historischen  Methode  wieder  nicht  gebührend 
berücksichtigt.  Gewiss  kann  grade  bei  der  Anwendung  dieser  Methode  der  Tbatsache 
des  Vorhandenseins  und  der  Mitwirkung  solcher  Imponderabilien  Rechnung  getragen 
werden.  Aber  die  Gewissheit  dieser  Mitwirkung,  geschweige  das  Maass  der  letzteren 
lässt  sich  damit  allein  nicht  feststellen,  z.  B.  wiederum  bei  der  Würdigung  des  Ein- 
flusses winhschaftspolitischer  Maassregeln.  Kur  die  Benutzung  statistischen  Materials 
vermag  birr  etwas  weiter  zu  helfen,  aber  nach  dem  Gesagten  auch  nicht  weit  genug. 
Es  ist  daher  gewiss  richtig,  wenn  winhschaftsgeschichtliche  Untersuchungen  sich  mög- 
lichst dieses  Materials  mit  bedienen.  Aber  selbst  dann  bleiben  die  angedeuteten 
Mängel  der  Beweisführung,  auch  bei  der  sich  so  nennenden  „exactcsten'*  wirthschafts- 
gcschichtlichen  Forschung,  soweit  es  sich  um  die  sichere  Aufdeckung  bestimmter 
Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Erscheinungen  und  um  die  Ge- 
winnung von  Maassbestimmungen  hierfür  handelt 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  dass  das  eben  überhaupt  in  aller  Mensch- 
heitsgeschichte, auch  in  der  politischen  Geschichte,  nicht  anders  sei:  auch  hier  könne 
man  immer  nur,  auch  mit  den  Hilfsmitteln  der  genauesten  Thatsachenerforschung, 
Zusammenhänge,  Verkettungen  von  Ursachen  und  Wirkungen,  Einflüsse  von  allgemeinen 
Maassregehi,  von  Persönlichkeiten  mehr  oder  weniger  wahrFcheinlich  machen.  Aller- 
dings verhält  es  sich  so.  Aber  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  sind  die  Schwierig- 
keiten   doch  noch  grössere,   die  Ergebnisse  der  historischen  und  statistischen  Beob- 
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%  und  UBteisQchang  in  Bezog  auf  die  Zasammenh&nge  der  ErscheiniiDgen  ond 
•n  EiDfloss  jener  angedeuteten  Imponderabilien  noch  nnsicherer,  weil  es  sich, 
teils  in  jeder  mehr  oder  weniger  freien,  iDdindnalistischen  Gestaltung  des  Wirth- 
lebens,  doch  um  spontane  oder  Ton  anderen  Motiven  bestimmte  indiridnelie 
keiten  und  h(Vch8tens  nm  mehr  oder  weniger  entfernte  Einwirknngen  jener  Fac- 
iHf  die  wirthschaftliche  Motivation  und  auf  die  daraus  herrorgehende  Hand- 
Biie  der  Indinduen  handelt.    Hier  eben  zu  trennen,  was,  rollends  in  welchem 

es  der  Wirklichkeit  entsprechend  auf  solche  Einwirkungen  zurückzufahren  ist, 
1  in  welchem  Maasse  nicht,  das  bleibt  das  mit  allen  Hilfsmitteln  der  äusseren 
ktong,  auch  der  feinsten  historischen  und  statistischen  Methode,  eben  nicht  ge- 

ZQ  losende  Problem. 

118  dem  Allen  folgt,  dass  in  solchen  Fällen  immer  wieder  anf 
sychologische  Dednction  zurückgegriffen  werden  mnss. 
diese  yennag  dann  freilich  nichts  Andres  als  Wahrscheinlich- 

der    Zusammenhänge    nnd  Abhängigkeitsverhältnisse    fest- 
en. Aber  diese  Wahrscheinlichkeiten  werden  einen  grösseren 

als  die  mit  den  Beobachtungsmethoden,  auch  der  historischen 
r  statistischen,  ermittelten  beanspruchen  können,  weil  die  Methode, 
Icher  sie  gewonnen  wurden,  gleichzeitig,  voraussetzungsweise, 
iingenden  und  verursachenden  Factoren  als  die  psychologisch 
er  Wirksamkeit  begreiflichen  wird  nachgewiesen  haben. 
oe  Maa 8  8  bestimm ungen  für  die  Beziehungen  zwischen  Ur- 

und  Bedingungen,  Wirkungen  und  Folgen  werden  zwar  auf 
Veise  gleichfalls  nicht  erreicht,  wohl  aber  Bestimmungen  der 
nng,  in  welcher,  und  einigermaassen  auch  der  Intensität, 
Icher  gewisse  Ursachen  und  Bedingungen  sich  wirksam  er- 
j  und  wiederum  hier  mittelst  der  Deduction  sicherer  und 
logisch  begreitlicber,  als  mit  den  Beobachtungsmethoden, 
dient  hier  die  deduetive  Methode  doch  zur  besseren  Erklä- 
od  Verständlichmachang  der  Zusammenhänge  und  Abhäugig- 

rhältnisse. 

82.  —  b)  Anwendung  der  statistischen  Methode. 

i  N&here  hierüber  gehört  in  die  Schriften  über  Theorie  der  Statistik.  Ich 
ke  mich  auf  einige  Bemerkungen,  bei  welchen  ich  meiner  Abb.  Statistik 
i6Stf.)  folge,  and  füge  einige  Stellen  daraus  wOrtlich  ein.  Vgl.  über  die 
gen  der  Kegelmässigkeit  und  über  die  Hauptsätze  der  Wahrscheinlicbkeits- 
D.  A.  die  Ausführungen  Westergaard's  (Statistik,  S.  10  ff.,  56  ff.).  Als  ßei- 
die  Behandlung  eines  Coinplezes  von  bestimmten  Erscheinungen  nach  der 
len  Methode  behufs  Feststellung  des  Generellen  und  der  conditionellen  und 
A'erbiltnisse  gemäss  den  von  mir  hier  in  der  Methodologie  Tcrtretenen  Ge- 
lten beziehe  ich  mich  auf  die  Selbstmordstatistik  im  2.  Theil  meiner  „Gesetz- 
t  scheinbar  willkührlicher  menschlicher  Handlungen*'. 

ofigende  Massenhaftigkeit  und  richtige  Systematik 
st  zuverlässiger  Beobachtungen ,  welche  Qualitätsbestim- 
,  bezw.  Zahlenausdrucke  dafür  von  den  betreffenden  Er- 
Dgen  ergeben,  sind  die  Momente,  um  welche  es  sich  bei  der 
eben  Methode  handelt  und  von  denen  der  Werth  der  Ergeb- 

14* 
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nisse  dieser  Methode  abhängt.  In  Betreff  der  Massenbaftigkeit  muss 
der  leitende  Gesichtspnnct  sein,  möglichst  so  viele  sichere  Beob- 
achtungen einer  Erscheinung  (oder  eines  Complexes,  einer  Reihe 
von  Erscheinungen  derselben  Art)  anzustellen,   dass   die  Ursachen 
und  Bedingungen,  welche  bei  dieser  Erscheinung  überhaupt  mit- 
wirken, nach  Wahrscheinlichkeitsgründen  in  den  betreffenden  Beob- 
achtungen bereits  sämmtlich  und  in  der  Weise,  in  dem  Verhähniss 
zur  Wirksamkeit  gelangt  sind,  wie  es  den  constanten  und  gelegent- 
lich mitspielenden  variablen  Ursachen  und  Bedingungen,  der  Dureh- 
schnittscombination    und    Durchschnittsbedeutung    und    Häufigkeit 
aller,  auch  der  variablen  Factoren,  entspricht.    Für  das  hiernach 
zu  fordernde  Maass   der  Masse  der  Beobachtungen  und  für  den 
Werth    der  Ergebnisse    nach  der  Grösse  der  Masse  lassen  sich 
mathematische  Kegeln  aufstellen.     Die   Systematik   der  Beobach- 
tungen verlangt  eine  möglichst  genaue  Verfolgung  der  Verände- 
rungen der  Erscheinung  in  Zeit  und  Raum,  daher  zu  diesem  Zweck 
die    erforderliche  zeitliche  und  räumliche  Ausdehnung  der  Beob- 
achtungen, die  Zerlegung  von  Zeit  und  Raum  in  kleine  Tbeile, 
und  die  Beobachtung  der  Erscheinung  in  jedem  dieser  Theile.  Die 
so    gewonnenen    statistischen  Elementardaten    der  systematischen 
Beobachtung  werden  dann  aufgezeichnet,   registrirt,  geprüft,   ge- 
sammelt, classificirt,  gruppirt,  tabellarisirt,  letzteres  insbesondre  so, 
um  Functionen  Verhältnisse  hervortreten  zu  lassen  und  festzustellen. 
Darauf  werden  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr,  der  Gestaltung, 
des    Verlaufs    der  Erscheinungen    und  Abweichungen   von  diesen 
Gleichförmigkeiten  gesucht  und  so  das  Generelle,   Typische   der 
Erscheinungen  vom  Individuellen  unterschieden.    Alsdann  werden 
die  sichtbar  oder  muthmaasslich  den  gleichförmigen  und  ungleich- 
förmigen   Gestaltungen   und    Bewegungen    der  Erscheinungen   zu 
Grunde    liegenden    constanten    und   variablen   Ursachen   und  Be- 
dingungen und  bezüglichen  Combinationen  und  auf  diese  Weise 
schliesslich  Regelmässigkeiten  und  Regeln,  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  der  Erscheinungen  zu  ermitteln,  sowie  die  Erklärung  daftlr 
und    für    die  Abweichungen  zu  gewinnen  gesucht.    Dieses  letzte 
Stadium  der  Erkenntniss  lässt   sich  aber  wieder  nicht  mittelst  der 
statistischen  Methode  allein  genügend  erreichen,  vielmehr  muss  hier 
wieder  die  Dednction  aus  psychischen  Motiven  hinzukommen,  um 
wirkliche  Erklärungen  zu  geben. 

Unter  den  technischen  Hilfsmitteln  des  statistischen  Verfahrens 
nimmt  die  Tabelle  eine  besonders  wichtige  Stellung  ein. 
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3ie  erleichtert   nicht  nur  die  Uebersichtlichkeit,  besonders  der  Zahlendaten, 
»rdentUch,  8<mdeTn  l&sst  aach  schon  dem  physischen  Auge  die  Gleichfözmig- 
(imd  die  üngleichfönnigkeiten)  entgegentreten.     Auch  die  formelle  kritische 
g  wird  durch  die  tabellarische  Zusammenstellang  erleichtert,  anff&llige  (fiel- 
■if  Beobachtnngs-,  Recheo-,  Schreibfehler  znrückzafbhrende)  Abweichnngen  fon 
eiehfftrmigkeit  werden  in  der  Tabelle  am  Deutlichsten  hervortreten ....    IMe 
Mdeotung  der  Tabelle  liegt  darin,   dass  sie  richtig  constmirt,   znglcdch  das 
lonelle  Yerb&ltniss  zwischen  dem  statistischen  Object  und  den  &rmuf  ein- 
len  lUnflUssen  zum  Ausdruck  bringt    ,,,J)ie  Tabelle  ist*'",  wie  Engel  (Ztschr. 
M.  stat  Bur.,  1S64,  S.  114)  sagt,  „,jnit  einer  Sammlung  fon  Functionen  fer- 
ner Art  zu  rergldchen,  indem  die  Werthe,  die  in  die  fordente  Spalte  gesetzt 
,  den  Unabhin^en  oder  Unyariablen  entsprechen,  wfthrend,  wenn  man  bezttg- 
BKT  eine  Feststellung  getroffen  hat,  die  Werthe  in  allen  folgenden  Spalten  sich 
dl  Haassgabe  jener  rerindem,  mithin  die  abhängigen  Variablen  sind.   Letztere 
Mr  die  Functionen  der  ersteren.'*"     Die  statistischen  Daten  Uber  ein  Object 
Ben  in  einer  solchen  Tabelle,  als  einer  Sammlung  yon  Functionen,  dann  als  ab- 
)  Variablen  der  nach  einander  zur  Prüfung  ihres  Einflusses  forzuftlhrenden 
m.    Man  wird  so  sofort  übersehen  können,  welche  Veränderungen  der  auf  ein 
bezüglichen  Daten  unter  dem  Einfluss  r&umlicher  und  zeitlicher  Veränderungen 
Mdien  und  Bedingungen  erfolgen ....    Die  Tabelle  mit  Zahlendaten  (bedingt 
dne  solche  mit  ungefähren  Qoantitätsbestimmungen)  ist  eine  arithmetische 
nag  des  functionellen  Verhältnisses  der  Erscheinung.    Auf  Grund  dieser  Daten 
ich  eine  geometrische  Darstellung  dieses  Verhältnisses,  z.B.  eine  Curren- 
ng  in  einem  Goordinatensystem,  eine  sogen,  graphische  Darstellung  oder  eine 
e,  mit  Farbenyerschiedenheiten,  Schattenabstufungen  gegeben  werden.''    (Aus 
Abb.  Statistik,  S.  474  ff.) 

ei  den  wichtigsten  Aufgaben,  zu  deren  Lösung  die  statistische 
de  in  besonderem  Maasse  beitragen  kann,  der  zweiten  und 

der  früher  von  uns  onterschiedenen ,  also  zur  Auffindung 
enerellen.  Typischen,  des  Gesetzmässigen ,  des  oder  der  Ge- 
ler Erscheinungen,  der  conditionellen  und  causalen  Zusammen- 

und  Abhängigkeitsverhältnisse,  lässt  sich  die  statistische 
le  wohl  förmlich  nach  Art  der  experimentellen  For- 
^smethoden  oder  wenigstens  in  der  Weise  ausbilden  und 
&ben,  dass  mit  ihr  nach  Analogie  dieser  letzteren  Methoden 
-en  werden  kann.  So  können  mit  Hilfe  des  geeigneten  und 
Muhend  bearbeiteten  (gruppirten,  tabellarisirten)  statistischen 
als  die  Methode  der  IJebereinstimmung,  die  Differenzmethode, 
ge  der  BUckstände  (Reste)  und  diejenige  der  sich  begleiten- 
oncarrirenden)  Umstände  zu  einer  der  experimentellen  For- 
:  ähnlichen  Anwendung  gelangen. 

über  diese  Methoden  Mi  11.  Logik,  3.  B.  Kap.  8  (Schiers  UebersetzuDg,  I, 
und  daza  Sigwart.  Lo^ik.  II,  41()fr.  —  Engel.  Bewegung  der  BerOlkerong 
greich  Sachsen  (1S52).  Vorwort.  S.  V,  meine  „Gesetzmässigkeit"',  II,  Motto 
lern  Titel)  aas  Engel,  meine  Abb.  Statistik,  S.  476.  Engel  sagt  hier  n.  A.; 
.nsalzusammenhang  der  beobachteten  und  arithmetisch  anfgefassten  Erschei- 
mass  analytisch  dargelegt  werden ,  die  zeitlich  und  räumlich  wahrnehmbaren 
sdenbeiten  sind  zu  deuten  und  ihre  wahrscheinlichen  Ursachen  zu  ergründen  .... 
fachste  (za  Grande  zu  legende)  Methode  ist  die  der  Naturwissenschaften: 
de  einzelne  Erscheinung  an  sich  nach  allen  Seiten  kennen  zu  lernen,  sodann 
teln,  in  welchem  Zubammcuhange  sie  mit  andern  steht,  und  darauf  erst  diesen 
enbang   oder   das  Abhängigkcitaverhältniss   zu   messen.     Namentlich    müssen 
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Ursachen  und  Wirkungen  unterschieden,  als  letztere  die  betreffenden  Erscheinungen, 
als  erstere  möglicher  Weise  Alles  betrachtet  werden,  was  uns  umgiebt,  wahrschein- 
licher Weise  sehr  Vieles,  dessen  Einfluss  wir  uns  nicht  träumen  lassen.  Bei  der  gei- 
stigen Analyse  des  bunten  Gewirrs  der  Erscheinungen  kann  man  einen  ähnlichen 
Weg  wie  in  der  Chemie  einschlagen:  die  Reihe  der  Erscheinungen  im  o£fentlichen 
Leben  zu  gewissen  Gruppen  und  Abtheilungen  vereinigen,  diese  gleichsam  als  liea- 
gentien  zur  Untersuchung  einer  bestimmten  Hcihe  anderer  Erscheinungen  betrachten, 
darauf  zunächst  das  Vorhandensein  einer  Beaction,  sodann  die  Quantität  und  Qualität 
derselben  beobachten.**  Ich  füge  dem  aus  meiner  Abh.  Statistik  (S.  475)  noch  hinzu : 
„Nach  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer  Reaction  sucht  man  die  Grösse  und  Be- 
Bchaffenheit  des  Einflusses  mittelst  solcher  Beobachtungen,  welche  eine  bestimmte 
Hodification  der  Ursache  (und  Bedingung)  und  der  Art  ihrer  Einwirkung  enthalten, 
m  bestimmen  ....  Schliesslich  geht  man  dann  daran ,  die  aufgefundenen  und  ge- 
nauer bestimmten  (gemessenen)  Abhängigkeitsverhältnisse  einer  Erscheinung  unter  sich 
und  mit  denjenigen  anderer  Erscheinungen  in  Znsammenhang  zu  bringen,  um  die 
generellere  Bedeutung  einer  Ursache  fdr  eine  Reihe  von  Erscheinungen  festzustellen 
und  dadurch  vielleicht  zu  einer  höheren  Ursache  empor  zu  steigen.  Ueberall  handelt 
es  sich  hier  um  Schlüsse,  deren  logische  Richtigkeit  an  den  Denkgesetzen,  deren  wirk- 
liche, der  Realität  entsprechende  Richtigkeit  an  den  Gesetzen  der  Wahrscheinlichkeit 
geprüft  werden  muss.''  Die  Methoden  der  experimentellen  Forschungen  sind  hier 
wenigstens  nach  Analogie  anwendbar,  „trotz  der  fast  immer  mangelnden  Möglichkeit 
des  künstlichen  Ezperimentirens ,  weil  man  die  Beobachtungen  grade  wegen  der 
Mannigfaltigkeit  der  ein  statistisches  Object  beeinflussenden  Ursachen  (und  Bedingungen) 
80  einrichten  kann,  dass  sie,  den  Wechselverhältnissen  der  realen  Welt  nachgehend, 
von  den  dadurch  gelieferten  natürlichen  Experimenten  Act  nehmen.''  (Eb.  habe  ich 
an  Beispielen  die  Anwendung  der  vier  genannten  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung in  der  Statistik  gezeigt) 

EiDe  wichtige  Aufgabe  ist  bei  dem  Scbluss  von  den  beob- 
achteten Wirkungen  auf  die  sie  herbeiführenden  Ursachen  die  Fest- 
stellung, ob  man  es  hier  mit  constanten  oder  variablen  Ursachen 
und  weiter,  ob  man  es  mit  einem  wirklich^  wie  angenommen,  be- 
stehenden Zusammenhang  und  Abhängigkeitsverhältniss  oder  mit 
einem  Spiel  des  Zufalls  zu  thun  habe.  Das  Erstere  ist  nach  dem 
„Gesetz  der  grossen  Zahl'',  Beides  alsdann  mit  Hilfe  der 
Wahrscheinlichkeitslehre  bez.  -Rechnung  zu  untersuchen. 

Auch  darüber  das  Nähere  in  der  Theorie  der  Statistik  und,  soweit  es  für  die 
Logik  und  Methodologie  in  Betracht  kommt,  in  den  Schriften  über  diese.  Vgl.  daher 
besonders  Mill,  Logik,  Buch  3,  Kap.  17  und  18  (II,  53  ff.),  Sigwart,  Logik,  IL 
§.  85,  101,  102  (Hilfsmethoden  der  Induction,  statistische  Methoden,  Wahrscheinlich- 
keit auf  statistischem  Boden,  II,  502  ff.).  Lexis,  Theorie  der  Massenerschcinungen, 
Westergaard  a.a.O.  Bümelin,  Beden,  S.  15ff.  Meine  Abh.  Statistik,  S.47Gff., 
460  ff.  und  die  daselbst  genannten  Schriften  (Qu^telet,  Littrow).  v.  Kries, 
Principien  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  Freib.  1886,  bes.  Kap.  9. 

Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  —  ein,  wie  Kümelin  mit  Recht  bemerkt, 
nicht  glücklicher  Ausdruck,  ich  habe  es  das  „Gesetz  der  constanten,  die  Wirksamkeit 
der  accidentellen  Ursachen  überwindenden  Ursachen"  zu  nennen  vorgeschlagen  — 
besagt,  „dass  bei  der  Beobachtung  einer  grossen  Zahl  Ton  Erscheinungen  derselben 
Art  schliesslich  ein  gewisses  constantes  Zahlenverhältniss  horrortritt,  welches  desto 
früher  und  deutlicher  bemerkt  wird  ,  je  besser  und  unter  sich  gleichförmiger  die  Be- 
obachtungen, je  grösser  die  Anzahl  derselben  und  je  geringer  die  Abweichungen  der 
einzelnen  Beobachtungen  von  jenem  constanten  Zahlen?erhältniss  sind''  (nach  LittrowX 
„Wir  beobachten  demnach  hier  eine  Hegelmässigkeit  in  den  grossen,  eine  Unregel- 
mässigkeit in  den  kleinen  Zahlen.''  Dies  deshalb,  „weil  die  Erscheinungen  in  ihrer 
Entwicklung  von  constanten  und  veränderlichen  Ursachen  (und  Bedingungen)  beherrscht 
werden.    In  den  grossen  Zahlen,  d.  h.  in  der  Masse  der  Einzelfälle,  winden  sie  ebenso. 
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lid  ihre  Wirkung  hier  gestOrt  (bezw.  aufgehoben)  and  deshalb  Terdockt  durch 
üegentiichen  Ursachen.  Diese  Störungen,  daher  das  Ob  und  Wie  der  Wirksun- 
or  gelegentlichen  Ursachen,  erfolgen  aber  wiedemm  nach  einer  Ordnong:  Qai- 
■  Gesetz  der  acddentellen  Ursachen.     Dies  Gesetz  zeigt,   „„ide  sich  auf  die 

eine  Beihe  ron  Erscheinungen  vertheilt,  welche  ?on  constanten  Ursachen,  deren 
Igen  aber  gelegentliche  Ursachen  stören,   beherrscht  werden.     Letztere  para- 

aich  schliesslich  und  es  bleibt  am  Ende  das  Resultat  tlbrig,  welches  sich  un- 
irÜch  wiederholt  bitte,  wenn  die  constanten  Ursachen  aUdä  wirksam  gewesen 
'".  Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  schliesst  das  Gesetz  der  acddentellen  Ursachen 
;te  mit  ein.  Die  Annahme,  dass  die  constante  Ursache  in  jedem  EinzeUUle 
kit,  aber  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  einer  regelmässigen  WeUe  fon  einer  ge- 
leben  Ursache  mitunter  überwunden  wird,  ist  eine  logische  Nothwendigkeit, 
e  GleidifÖrmigkeit  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  zu  erUären*"  (meine  Staüstik, 

461). 

>ies  Alles  gestattet  eine  Anwendung  im  wirthschaftlichen  Gebiete  auf  die  Ver- 
se der  Motiration.  Bei  denjenigen  zahlreichen  Erscheinungen  (z.B.  Preis- 
1^  im  freien  Verkehr),  wo  das  erste  Leitmotiv,  das  Streben  nach  dem  wirth- 
cJien  VOTtheil,  unter  den  Voraussetzungen  der  strengen  Dednction  (§.  68)  in 
aase  der  Fille  wirkt,  ergiebt  sich  eine  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  der 
Inungen,  indem  jenes  Leitmotiv  die  constante  Ursache  darstellt;  in  einzelnen 
treten  aber  andere  LeitmotiFC  modificirend,  paraljrsirend  hinzu:  die  gelegent- 
Ursachen,  welche  die  Abweichungen  ron  der  Regel  bestimmen. 

Die  Bestimmung,  ob  eine  Verbindung  ron  Erscheinungen  zuf&llig  oder  das 
t  eines  Gesetzes  sei,  erfolgt  in  der  Weise,  dass  man  prflft,  ob  sie  relati? 
r  Torkommt,  als  sich  ohne  Annahme  cioer  darauf  hinwirkenden  Ursache  nach 
heiulichkeitsgranden  vermuthen  lässt''  (a.  a.  0.  S.  477),  wofür  dann  die  For- 
ler W*ahrscheinlicbkeitsrechnung  zur  Anwendung  gelangen  können.  Weiteres 
t  in  den  oben  genannten  Schriften,  besonders  ron  Lexis ,  r.  Kries, 
rgaard. 

legen  eine  derartige  AnwenduDg  der  statistischen  Methode  auf 
Irthschaftlichen  ErscheiDUDgeo  nach  Analogie  der  Methoden 
menteller  Forschung  auf  Naturerscheinungen  könnte  sich  der 
nd  erheben  y  dass  man  dabei  wieder  in  den  Fehler  verfalle, 
beiderlei  Erscheinungen  zu  sehr  als  homogene  zu  betrachten, 
nd  sie  wegen  der  Abhängigkeit  der  ersteren  von  menschlichen 
angen,   Willensacten ,   psychischen  Motiven  eben  heterogene 

Indessen  würde  ein  solcher  Einwand  nur  zutreffend  werden, 
die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  die  ihnen  zu  Grunde 
len   Handlungen   entweder   indeterminirt   oder  nur   von 

variablen,  bei  jedem  handelnden  menschlichen  Individuum 
verschiedenen  Motiven  und  Motivecombinationen ,  von  „ganz 
€henbaren''  Factoren  abhingen.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist, 
ie  innere  nnd  äussere  Beobachtung  und  wird  mit  durch  die 
mässigkeiten  der  Erscbeinuugen,  welche  auf  wirthschaftlichen 
of  anderen  Gebieten  von  menschlichen  Willensacten  und 
ingen  abhängen  und  in  der  „grossen  ZahV^  der  Fälle  deut- 
jrvortreten,  genügend  widerlegt.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
hier     gewisse    bevölkerungs-,     namentlich    sogenannte 

Istatistische  Untersuchungen   solcher  Erscheinungen, 


216  1.  B.  2.  K.  2.  H.-A.  Methoden.    S.A.  Indaction.    §.  83. 

welche  vom   „freien  Willen''  der  Handelnden  abhängen  oder  mit 
abhängen. 

An  dieser  Stelle  muss  es  an  diesem  Hinweise  genügen.  S.  oben  in  §.  54,  (S.  140) 
die  litterarischen  Angaben  und  die  Bemerkungen  dazu^). 

§.83.  — 2.  DieHistoriky  d.h.  die  Geschichte  alsMethode. 

a)  Im  Allgemeinen  und  bezüglich  der  ersten 
nnd  dritten  Aufgabe.  Nach  den  wiederholten  Erörterungen 
im  Vorausgehenden  über  die  historische  Methode,  ihre  Berech tigung, 
ihre  Mängel  und  Unzulänglichkeit ,  wird  es  möglich  sein  uod  ge- 
nügen, hier  jetzt  diesen  Gegenstand  in  kürzeren  abschliessenden 
Ausführungen  zu  erledigen. 

Vor  Allem  ist  auch  bei  der  Geschichte  zwischen  ihr  als 
Wissenschaft  nnd  als  Methode  der  Beweisführung,  äbn- 


^)  Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ist  mir  gegen  die  zu  mechanistische  Auffassung 
der  moralstatistischen  Thatsachen  in  meiner  ersten  bezüglichen,  aus  1863 — 64  her- 
rührenden Schrift  über  „die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  willkührlichen  mensch- 
lichen Handlungen*'    eine  Polemik   zu  Theil   geworden,   deren    theilweise  sachliche 
Berechtigung   ich  selbst  l&ngst  anerkannt  habe.     Ich  hätte  dabei  aber  rielleicht  er- 
warten können,   dass  man  sich  nicht  immer  nur  an  den  1.  Theil  genannter  Schrift, 
z.  B.  an  mein  oft  citirtes  Bild  —  wie  ich  es  auch  damals   hingesteUt  habe  —  Tom 
Märchenlande     mit     der    Annahme     gesetzlich     vorgeschriebener     „moral- 
statistischer"'  Handlungen  (noch  jüngst  wieder  bei  Westergaard,  S.  280)  gehalten, 
sondern  meine  anderen  späteren  iürbeiten  mit  berücksichtigt  hätte.    Schon  der  2.  Theil 
meiner  genannten  Schrift,  die  Selbstmordstatistik,  —  die  ich  wohl  auch  heute  noch, 
trotz   der   seitdem   oft   und   mit  natürlich  Fiel  reicherem  und  besserem  statistischen 
Material  erfolgten  Bearbeitung  des  Gegenstands,  die  eingehendste  vergleichend-stati- 
stische Untersuchung  eines  solchen  Thatsachenkreises  nennen  darf,  welche  vorhanden 
ist,  —  beweist  doch  meine  Vorsicht  in  der  Schlussziehung.    Meine  Abh.  Statistik  (aus 
1865— 66)  ist,  glaube  ich,  den  Bedenken  wegen  zu  mechanistischer  Auffassung  bereits 
viel  weniger  als  die  etwas  ältere  Schrift  ausgesetzt  und  meine  „volkswirthschaftliche 
Grundlegung"'  unterliegt  wohl  solchen  Bedenken  überhaupt  nicht  mehr.    Keiner  meiner 
zahlreichen  Kritiker.  A.  v.  Octtingen  ausgenommen,  hat  das  aber  berücksichtigt,  auch 
Knapp,  Westergaard,  Schmoller  (noch  18881)  nicht.    Mit  einigen  ablehnenden,  öfters 
hochfahrenden  und  spöttelnden  Bemerkungen  sind  übrigens  die  von  mir  immer,  auch  in 
meiner  ersten  Schrift,  anerkannten  Schwierigkeiten,  die  Beziehung,  bezw.  den  Wider- 
spruch zwischen  der  grossen  statistischen  Begelmässigkeit  „willkührlicher''  Handlungen 
und  der  menschlichen  „WiUensfreiheir*  befriedigend  zu  erklären,  noch  durchaus  nicht 
beseitig^    Mir  und  m.  £.  Jedem,  der  hier  klar  zu  sehen  wünscht,  bleibt  grade  auf 
dem  moralstatistischen  Gebiete  noch  ausserordentlich  viel  Problem.    Einzelne  Regel- 
mässigkeiten, z.  B.  die  Yertheilung  der  Selbstmorde  auf  die  Jahreszeiten,  zeigen  cino 
Macht  äusserer  Einflüsse,   die  dadurch  nicht  weniger  erstaunlich  wird,    dass  einige 
Leute,  die  immer  das  Gras  wachsen  hören,  sie  gar  nicht  anffiUlig,  sondern  ganz  er- 
.  klärlich  finden.     Auch  G.  Schmoll  er 's  Ausführungen  (Über  die  Resultate  der  Be- 
völkerungs-   und  Moralstatistik,  1869,   wiederholt  in  seiner  Schrift   „zur  Litteratur- 
geschichte  der  Staatswissenschaften'',  S.  272)  gehen  über  die  angedeuteten  Schwierig- 
keiten Tiel  zu  leicht  hinweg,  und  zwar  grade  für  den,  der  wirklich  „das  tieferblickende 
Auge''  (S.  183)  besitzt.     Ich  verkannte  nie,   auch  in  meiner  ersten  Schrift  nicht,  die 
Unzulänglichkeit  der  mechanistischen  Auffassung,  aber  was  die  Gegner  vorgebracht 
haben,   scheint   mir  vielfach   keine  klarere  und  bessere  AnfTassong  an  die  Stelle  zu 
setzen.     Damit,   dass  man   von   „vulgärem",    „trivialem"  Qu^teletismus  spricht,    wie 
Knapp  u.  A. .   beweist   man  doch  noch  nichts.  —  Es  bedarf  übrigens  wohl  keiner 
besonderen  Hervorhebung,  dass  die  moralstatistischen  Controversen  grade  für  die  uns 
hier  beschäftigenden  methodologischen  Fragen  von  besonderer  Wiclitigkeit  sind. 
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)  bei  der  Statistik  (§.  80,  S.  204)  nnd  ferner  in  Bezog  auf 
i^enduDg  der  Oeschichte  als  Methode  zwischen  den  ver- 
lenen  Aufgaben    der  Politischen  Oekonomie  zn  unter- 

schichte  als  Wissenschaft,  Wirthschafts -  (Finanz-,  weiter 
,  Social-)  Geschichte  als  Theil  dieser  Wissenschaft  ist  eine 
brliche,  höchst  werthvolle  Hilfswissenschaft  flir  unsere  ganze 
n  und  Geschichte  als  Methode  wenigstens  ftir  gewisse  Auf«* 
der  Politischen  Oekonomie  nicht  minder  wichtig,  in  be- 
m  Fällen  auch  unentbehrlich. 

dl  wenn  sich,  nach  der  dorchaas  heute  forhenschenden  Ansicht  unserer 
iriker,  die  Ocsdiichtswissenschaft,  also  auch  die  Wirthschafts-  Geschiditswissen- 
I  Bolclie  ans  der  Stofe  der  bloss  referirenden  und  der  Stofe  dei  pragmatischen 
tnfe  der  genetischen  erhebt,  will  sie  anch  auf  dieser  Stufe  doch  nur  dant^en, 
,  wie  die  fon  ihr  behandelten  Dinge  sind,  geworden  sind,  sich  entwickelt  haben 
welchem  Zusammenhang  sie  unter  einander  stehen.  Sie  wiU  nicht  „allgemeine 
»etxe,  Ideen  aus  den  Ereignissen  abstrahiren*' ,  nicht  .,die  Ereignisse  als 
m  allgemeiner  Grundgesetze  mechanisch  ableiten  und  quantitativ  bestimmen** 
(im,  s.  0.  S.  146,  Note  2  und  S.  205). 

it  dergestalt  gefassten  Aufgaben  der  Geschichte  hat  es  nun 
litische  Oekonomie  in  ihrer  ersten  und  theil  weise  in  ihrer 
\n  der  oben  (§.  57)  unterschiedenen  Aufgaben  zu  tbun. 
r  Lösung  dieser  Aufgaben  dient  ihr  daher  die  Geschichts- 
schafty  speciell  die  Wirthschaftsgeschichts-Wissenschaft  als 
issenschaft  und  dient  zugleich  das  geschichtswissenschaftlich 
teilte  und  geordnete  Thatsachenmaterial  als  Mittel  der  Be- 
irung  dafür,  dass  die  Dinge  so  sind  und  in  dem  Zu- 
nhang  stehen,  wie  die  Geschichte  es  ergiebt 
on  besonderer  Bedeutung  ist  diese  Hilfe  bei  der  ersten 
r  Aufgaben,  und  hier  vor  Allem  für  die  hinter  derGegen- 
zurttckliegende  Zeit,  daher  fUr  die  Ermittlung  des 
j-  und  Wie-  früher  Gewesenseins"  und  des  „Was- 
^ie-Gewordenseins"  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen. 

enn  hier  Tersagen  die  erste   und  die  zweite  Beobachlungsmethode  oder  das, 
t  ihrer  Hilfe  seinerzeit  ennittelt  wnrdc,   wird  eben  erst  nach  geschichts- 
shaftlicher  Feststellung,  Prüfung  und  Ordnung  yerwendbar  und  yerwerthbar, 
IS  betreffende  Thatsachenmaterial  wird  „historisches*'  Material.     Und  hier  ver- 
lier nicht  minder,  aus  den  angeführten  nicht  principiellen,  aber  thats&chlichcn 
1  (S.  207)  häufig  ganz,  fast  immer  mehr  oder  weniger,  die  statistische  Methode, 
kann  aber  hier  auch  mit  der  deductiven  Methode  rielfach  gar  nicht\  immer 
sicherer  und  mehr  nur  aushilfsweise,  zur  Ergänzung  ron  Lücken  in  der  Be- 
rung  mit  der  historischen  Methode,  als  selbständig,   „schöpferisch**  gearbeitet 
.     Soweit  Letzteres   überhaupt  möglich  i^t,  können  dedueti?  auch  nur  gewisse 
oft  nur  ganz  grobe  GrundzU^e,  nicht  ein  genaues,  der  Wirklichkeit  entsprechendes, 
eiches,  das  Detail  mitgebendes  Bild  der  Erscheinungen  entworfen  werden.    Ob 
wieweit  die  historische  Methode  allein,  vollends  ohne  Hilfe   der  Statistik,  für 
!,   zumal    für   weiter  zurückliegende,    unter  wesentlich  verschiedenen  Gultur- 
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zuständen  hcrforgetretene  wirthscbaftliche  Erscheinungen  ein  solches  Bild  wirklich 
geben  kann,  lässt  sich  freilich  nicht  allgemein  sagen.  Lückenhaft,  durch  Deduction 
und  —  combinirende ,  gestaltende  Phantasie  zu  ergänzen  wird  Vieles  daran  bleiben, 
um  so  mehr,  je  nabänderlich  unzureichend  oder  mit  Fehlern  behaftet  das  historische 
Material  ist  und  je  weniger  statistische  Daten  vorliegen.  Zu  einer  sicheren,  über- 
zeugenden Beweisführung  auch  nur  im  Gebiete  der  ersten  Aufgabe,  also  dafür, 
dass  „die  Dinge  wirklich  so  waren",  wie  sie  die  Geschichtswissenschaft  darstellt, 
reicht  daher  die  Geschichte,  auch  als  Methode  betrachtet,  nicht  aus.  Aber  sie  leistet 
doch  mehr  als,  abgesehen  ron  der  eben  eventuell  nicht  anwendbaren  statistischen 
Methode ,  jede  andere.  Wir  erfahren  mit  ihrer  Hilfe  mehr  oder  weniger  genau,  wie 
die  wirthschaftenden  Menschen,  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  handelten,  die 
Motive,  nach  denen  sie  es  thaten,  und  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  welche 
AUS  diesem  Handein  hervorgingen,  waren.  Psychologisch -deductive  Schlüsse  sind 
dagegen  nach  dem  Früheren  grade  um  so  unsicherer,  je  mehr  die  Menschen  der  be- 
treffenden Periode  von  dem  abweichen,  was  in  der  strengen  Deduction  (§.  68)  als  ihr 
wirthschaftspsychologisches  Wesen  gilt  und  auch  von  den  uns  aus  eigenen  inneren 
und  unmittelbaren  äusseren  Beobachtungen  bekannten  Menschen  verschieden  waren. 

Je  umfassender  nnd  zuverlässiger  das  historische  Beobachtungs- 
material  wird,  je  mehr  es  sich  mit  statistischem  verbinden  lässt, 
desto  besser  kann  die  ganze  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  des 
Thatsächlichen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  mit  der  histo- 
rischen Methode  gelöst,  durch  dieselbe  der  Beweis  geliefert  werden, 
„dass  die  Dinge  wirklich  so  sind'^,  wie  sie  dargestellt  werden. 

Im  Ganzen  wird  daher  der  wissenschaftliche  Werth  der  Methode  absolut 
wachsen,  je  mehr  man  sich  der  Gegenwart  nähert,  wenn  er  auch  relativ  gegenüber 
demjenigen  der  anderen  Methoden,  der  deductiven  und  der  drei  übrigen  Beobachtungs- 
methoden dann  abnimmt  Denn  diese  aUe  werden  voraussetzungsweise  dann  auch 
anwendbarer.  Dass  sich  so  immer  mehr  Methoden  zu  demselben  Zweck,  der  Beweis- 
führung für  die  Richtigkeit  der  Schilderung  der  Thatsachen,  verbinden  lassen,  ist 
natürlich  ein  Vortheil  mehr. 

In  einer  anderen  Beziehung  leistet  die  Geschichte  noch  einen 
besonderen  weiteren  Dienst,  welchen  wiederum  für  vergangene 
Zeiten  keine,  für  die  Gegenwart  keine  der  anderen  Methoden 
ebenso  gut  leisten  kann.  Sie  schildert  die  politischen,  sittlichen^ 
socialen,  culturlichen ,  religiösen  Verhältnisse,  das  „milieu'S  in 
welchem  die  wirthschaftenden  Menschen  standen  und  stehen,  strebten^ 
wollten  und  streben,  wollen,  handelten  und  handeln  und  in  welchem 
die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  als  Theile  der  Erscheinungen 
der  Menschenwelt  und  als  solche  beeinflusst  durch  alle  die 
anderen  genannten  Seiten,  welche  für  diese  Menschenwelt  in  Be- 
tracht kommen,  hervortraten  und  hervortreten.  Gerade  dadurch 
weist  die  Geschichte  nach,  ob  und  welche  Einflüsse,  einigermaassen 
auch  in  welcher  Richtung  dieselben  neben  wirthschaftlichen  auf 
Motive,  Willensacte,  Handlungen  der  Menschen,  aaf  die  wirth- 
schaftlichen Erscheinungen  einwirken. 

Damit  werden  mit  Hilfe  dieser  Methode,  wie  ausserdem  freilich,  aber  weniger 
genügend  mit  Hilfe  der  ersten  und  zweiten  Beobachtungsmethode  und  in  Concurrenz 
mit  der  Hilfe  der  Methode  der  Deduction  jene  „Imponderabilien''  (S.  209)  gewürdigt. 
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'  dann  die  stadstische  Methode  meistens  renagt.  Die  methodologische  iso- 
bstncdoii  wild  hierbei  dann  freilich  ?erlassen,  damit  ein  HaapthÜfiimittel 
len  und  conditionelleii  Erkl&ruog  aufgegeben,  aber  dafür  werden  auch  die 
agen  in  deecriptirer  Weise  in  denjenigen  Znsammenhang  gebracht,  in  w^- 
in  der  Wirklichkeit  stehen,  was  dann  doch  wieder  gewisse,  wenn  noch  nor 
uichere  Schlosse  auf  die  Abh&ng^gkeitsrerh&ltnisse  zolisst 

allen  diesen  Beziehangen  ist  der  Werth  der  historischen 
3  flir  die  Lösung  der  ersten  Aufgabe  auch  der  Politischen 
mie  unverkennbar.  Kur  hinter  demjenigen  der  statistischen 
)  steht  er,  von  dem  letzterwähnten  Vorzug  abgesehen, 
weil  die  historische  Methode  nicht  zu  quantitativen  Be- 
igen genauerer  Art  führt.  Um  so  mehr  ist  sie  hier  mit 
istiscben  zu  verbinden,  eventuell  durch  dieselbe  zu  ersetzen, 
^ht 

Bezug  auf  die  dritte  Aufgabe,  welche  auch  in  der  Ge- 
wissenschaft bei  einer  wirklich  genetischen  Behandlung 
n  nicht  ausgeschlossen  ist,  fällt  dagegen  das  Urtheil  über 
torische  Methode  schon  viel  weniger  gUnstig  aus.  Denn 
achen  und  Bedingungen  des  Was-  und  Wie -Seins,  -Ge- 
leins  und  -Werdens  selbst  nur  der  concreten,  individuellen 
laftlichen  Erscheinungen  sicher  festzustellen,  ist  sie  eben 
lem  früher  Gesagten,  und  auch  trotz  des  soeben  ihr  ein- 
en Vorzugs,  nicht  genügend  l^hig. 

kann  wohl  das  Vorhandensein  causalcr  und  conditionelior  Zusammenhänge 
jigigkeitsFerhältnissc  aufdecken,  aber  scbon  nicht  immer  hinlänglich  sicher 
ToUcnds  aber  dieselben  nicht  messen.  Eben  deswegen  kommt  sie  hier  über 
nement  in  ragen,  statt  in  quantitativ  bestimmten  Begriffen  so  wenig  wie  die 
,  und  wie  die  erste  und  zweite  Beobaclitungämethode  hinaus  und  steht  sie 
sn  die  statistische  weit  zurück.  Auch  die  psychologische  Deduction  leistet 
r,  weil  sie  auf  Ursachen  und  Bedingungen  als  wenigstens  m'lgliche  £r- 
Unde   der  Erscheioungou   zurückgebt  und   nicht   nur   äusserlich   dieselben 

essen  mittelst  der  im  Folgenden  erörterten  Fortbildung  der 
storischen  zur  vergleichend-historischen  Methode 
^ar  diesem  Mangel  (|uantitativer  Bestimmtheit  nicht  abge- 
Btber  dennoch  ein  brauchbares  Hilfsmittel  gewonnen  werden, 
5h  Analogieschlüssen  auch  in  concreten  wirthschaft- 
ragen  den  causalen  und  conditionellen  Zusammenhang  und 
:tlglichen  Abhängigkeitsverhältnisse  aufzudecken.  Solche 
^Schlüsse  sind  aber  zulässig,  weil  wir  es  auch  bei  aller 
hen,  örtlichen  Diiferenzirung  der  maassgebenden  Ursachen 
ingungen  doch  immer  mit  den  beiden  grossen  Constanten  — 
nigstcns :  wesentlich  Constanten  — ,  der  menschlichen  Natur, 
svie    dieselbe    auf   wirthschaftlichem    Gebiete    zur  Geltung 
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m  (§.  57 ,  62  ff.)  zu  thun.  In  dieser  Form  kann  der  Me- 
ier ein  öfters  erheblicher  Werth  nicht  abgesprochen  werden. 
a  bleibt  nur  deswegen  ein  mehr  oder  weniger  bedingteri 
r  Methode  auch  in  dieser  Gestalt  Mängel  ankleben,  deren^ 
ne  wieder  den  Erfordernissen  einer  strengeren  Beweisfllhrang 
enttgend  nnd  weniger  als  die  statistische  und  als  die  de- 
Methode —  diese  wenigstens  innerhalb  der  Grenzen  ihrer 
Ibarkeit  —  entspricht. 

TerUeibenden  M&ngel  sind  wesentlich  drei :  einmal  setzt  man  sich  bd  der 
Ag  der  vergleichend  -  historischen  Methode  ttber  die  qualitatife  Ver- 
nheit  der  indi?idaellen  F&lle,  welche  man  vergleicht,  hinweg.  Das  ist  kein 
Her  Fehler,  weil  eben  aus  den  mehrfach  angeführten  GrOnden,  wegen  der 
)  Gonstanz  der  menschlichen  und  der  äusseren  Natnr,  doch  eine  generische 
issigkeit  der  allen  FUlen  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  und  Bedingungen 
ins  auch  wieder  eine  generische  Gleichm&ssigkeit  und  eine  VergleichDarkeit 
heinungen,  als  der  Wirkungen  dieser  Ursachen  und  Bedingungen,  folgt  Aber 
;  doch  ein  thatsächlicher  Fehler,  der  deswegen  störend  ist,  weil  sich  for  seine 
»einen  Grad  keine  Möglichkeit  der  Messung  bietet 

dann  U^  sich  auch  die  vergleichend -historische  Methode  doch  nur  in  be- 
em  Maasse,  nur  relativ,  dem  Erforderniss  der  Massenhaftigkeit  der  Be- 
igen anpassen.     Mit  den  Fortschritten   der  Geschichtsfonchung ,   der  immer 

Ausdehnung  auf  andre  Zeiten,  L&nder,  Völker  bietet  sich  zwar  immer  mehr 
.  zur  Yergleichung.  Aber  „massenhaft"'  im  eigentlichen  Sinne  wird  es  immer 
id  ohnedem  steigen  die  Schwierigkeiten  der  Yerglelchbarkeit  mit  der  Masse 
Stoffs,  weil  man  sich  dann  über  immer  mehr  und  verschiedenartigere  indi- 
Differenzen  des  zu  Vergleichenden  hinwegsetzen  muss,  also  das  erste  Be- 
stärker  wird. 

ndlich  bleibt  immer  der  Mangel  der  quantitativen  Bestimmtheit  der  Be- 
ngen. Er  lässt  sich  nur  dadurch  beheben,  dass  möglichst  die  statistische, 
ergleichend -statistische  mit  der  vergleichend -historischen  Methode  verbunden 
Aber  das  ist  eben  oft  nur  in  gcriogem  Grade  zu  erreichen.  Soweit  es  gc- 
,  wird  dann  überhaupt  nicht  mehr  mit  der  historischen,  sondern  mit  der  sta 
en  Methode  operirt. 

)as  Ergebniss  ist  sonach :  die  vergleichend-historische  Method 

t  sich  der  statistischen  Methode,  ja  man  könnte  sie  selbst  a 

Abart  der  letzteren  auffassen.    Aber  sie  bleibt  unvoUkomme 

sie  gestattet    ihre  Anwendung    immer    nur  mit  mehr    od 

jer  grossen  Fictionen,  mittelst  deren  man  sich  über  die  qus 

5  Verschiedenheit  der  verglichenen  Objecte  hinwegsetzt,  so  ö; 

ler  verbleibenden  Begrenztheit  der  Vergleicbbarkeit  der  Obje 

Ichlüsse  ans  der  Yergleichung  weniger  sicher  nnd  beweiskr^,! 

Sie  ist  auch  nicht  massenhaft  und  systematisch  außzugeata.! 

entbehrt  der  quantitativen   Bestimmtheit  der  Beobachtung 

he  sie  benutzt.  Eben  deshalb  erlaubt  sie  nicht  so  sicher,   Of^ 

nicht  genauer  eine  Isolirung  der  Wirkungen  und  Ursa^^^^^, 

en  und  Bedingungen,  als  die  statistische  Methode,  ebenso  1^^^ 

liebere  ZurUckführung  der   beobachteten   und  vetgVicheneix 

inungen  auf  Hauptursachen  und  Bedingungen  und^^^^^^^^^c 
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UDd  BedingUDgen,  auf  constante  und  variable  Factoren.  Deswegen 
sind  ihre  Resultate  in  Bezug  auf  die  Lösung  der  zweiten  Aufgabe, 
aber  auch  der  dritten  und  ebenso  der  practiseben  immer  nur  mit 
Vorsicht  zu  benutzen.  Klar  ist  aber  freilich,  dass  die  historische 
Methode  nur  in  dieser  Fortbildung  zur  vergleichend -historischen 
überhaupt  wesentlichere  Dienste  zur  Lösung  aller  derjenigen  Auf- 
gaben zu  leisten  vermag,  welche  über  die  Darstellung  concreter 
wirthschaftlicher  Erscheinungen  hinausgeheo. 

Der  nationalOkoDomische  Historismus,  besonders  in  der  jüngeren  Richtung 
(§.  15,  Ib)  ist  sich  wohl  Qber  verschiedene  hierher  gehörige  Puncte  nicht  immer  klar 
geworden.  Seine  Neigung,  nur  die  historische  Methode  gelten  zu  lassen,  übersieht, 
dass  mit  letzterer  in  ihrer  reinen  Gestalt  —  also  ohne  Yergleichungen  —  doch  nur 
die  erste  Aufgabe  allenfalls  gelöst  werden  kann,  aber  auch  nur  für  concreto  wirth- 
schaftliche  Erscheinungen.  Aber  alsdann,  woran  es  an  Hinneigung  auch  nicht  gefehlt 
hat,  den  Schluss  ziehen ,  dass  eben  deswegen ,  weil  nur  hier  diese  eine  Methode  an- 
wendbar, die  erste  Aufgabe  tlbcrhaupt  allein  der  Politischen  Oekonomie  zu  stellen 
sei,  läuft  doch  auf  eine  augenf&llige  petitio  principii  hinaus,  welche  noch  dazu  nur 
auf  der  doctrinären  Ueberscbätzung  der  historischen  Methode  beruht.  Dabei  wird 
denn  auch  wieder  Wirthscbaftsgeschichte  und  Politische  Oekonomie  verwechselt  oder 
identificirt.  Aber  selbst  in  ersterer  aU  einem  Theile  der  Geschichtswissenschaft  und 
grade  als  einem  dem  Stoffe  nach  aparten  Theile  wird  man  mindestens  die  dritte  Auf- 
gabe, die  Erforschung  der  Causalzubammenhänge ,  nicht  abweisen  dürfen  und  diese 
ist  mit  der  „rein  historischen"'  Methode  wiederum  nicht  zu  lösen,  sondern  eine  Fort- 
bildung derselben  zur  rergleichenden  mindestens  dafdr  geboten.  SteUt  man  der  Wirth- 
scbaftsgeschichte auch  noch  die  zweite  Aufgabe,  die  Ermittlung  des  Typischen,  wie 
das  doch  ron  Wirthschaftshistorikem  selbst  immer  mehr  als  berechtigt  an- 
erkannt wird,  so  kommt  man  vollends  mit  der  „rein  historischen''  Methode  nicht  mehr 
weiter  und  muss  dieselbe  in  die  vergleichende  hinUberbilden. 

Indem  man  das  gethan  hat,  hat  man  auch  erfreuliche  Resultate  für  die  Erkennt- 
niss  des  Typischen  der  Gestaltungen,  der  Entwicklungen  und  für  das  Yerst&ndniss 
des  causalen  und  conditionellen  Zusammenhangs  erzielt.  Grosse,  weitere,  allgemeinere 
und  speciellere  Aufgaben  liegen  hier  noch  vor.  Aber  schon  die  bisherigen  Ergeb- 
nisse der  vergleichenden  Agrar-  und  Grundeigenthums-,  Gewerbe-,  Handels-  und  bei- 
der Yerfassuogsgeschichte.  der  Arbeitstheilnng,  der  Unternehmuogsformen,  des  Geld-, 
Münz-,  Credit-,  Bank-,  Versicherungswesens  und  ihrer  Verfassungsgeschichte,  des 
Finanz-,  Einnahmearten-,  Steuer-,  öffentlichen  Creditwesens,  der  allgemeinen  volks- 
wirthscbaftlichcn  Organisation  und  Organisationspriocipien  und  Systeme  u.  s.  w.  sind 
nur  wichtige  Hauptbeispiele,  innerhalb  welches  jeden  Specialbeispiele  sich  finden,  wie 
etwa  in  der  vergleichenden  Zunftgeschichte,  der  Feldsystem  -  Geschichte.  Diese  Er- 
gebnisse sind  auch  für  die  Politische  Oekonomie  höchst  werthvoU.  Allein  man  muss 
sich  in  der  Frage  der  historischen  Methode  hier  doch  über  verschiedene  Puncto  klar  sein. 

Einmal:  die  concreto  wirthschafts-(finanz-)historische  Forschung  fördert  nur 
Stoff  zur  Lösung  der  ersten  Aufgabe.  Erst  durch  vergleichende  Sammlung, 
Sichtung,  Prüfung,  Verarbeitung,  Zusammenstellung  desselben  wird  unmittelbarer  für 
die  anderen  Aufgaben  gearbeitet.  Sodann,  wenn  so  vorgegangen,  verglichen  wird, 
so  bildet  man  eben  die  „historische**  Methode  schon  wesentlich  um  zur  vergleichend- 
historischen,  verläsbt  dann  aber  auch  die  Auffassung,  Wirthscbaftsgeschichte  und  Po- 
litische Oekonomie  zu  identificiren  und  stellt  sich  andre  Aufgaben  als  in  jener  aliein. 
Und  endlich  wird  man  sich  doch  immer  der  inhärenten  Mängel  auch  der  ver- 
gleichend-historischen Methode  zur  Schlussziehung  und  Beweisführung  für  jede 
Frage  auf  dem  Gebiete  der  zweiten  und  dritten  theoretischen  und  der  weiteren  prac- 
tischen  Aufgaben  bewusst  bleiben  müssen.  Wiederum  ist  daher  der  Gebrauch  des 
Ausdrucks  „exact'*,  „exact  gewonnen"  für  die  Ergebnisse  auch  der  vergleichend- 
historischen Methode  nicht  nur  viel  zu  anspruchsvoll,  sondern  auch  vöUig  unan- 
gemessen, weil  er  auf  einer  Verkennung  der  angedeuteten  Mängel  dieser  Methode 
beruht.      Diese  Einsicht   führt  dann  auch  zu  der  Forderung,  soweit  es  irgend  geht, 
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icbe  Methode  mit  heranznzieheD,  aber  auch  zu  der  Aoerkennung  des  Werths, 
benll,  auch  bei  wirthschaftshistorischen  Problemen,  die  dedoctive  Methode 
ton  kann. 

85.  —  c)  Anwendung  der  historischen  Methode* 
e  Anwendung  der  vergleichend  -  historischen  Methode 
I  analoge  Gesichtspunctc  und  Grundsätze  wie  für  die 
ihe  in  Betracht  (§.  82),  freilich  mutatis  mutandis  nach  der 
1  Verschiedenheit  des  Materials.  Gerade  weil  demnach 
3  zn  verändern  ist,  zeigt  sich  hier  wieder  die  höhere  tech- 
Vollkommenheit  y  bessere  Brauchbarkeit  und  grössere  Ge- 
dt  der  statistischen  Methode  als  Mittel  strengeren  Beweises, 
alogieschluss  spielt  bei  der  vergleichend -statistischen  Me- 
leibend  eine  grössere  Rolle.  Jene  Anwendung  der  Methoden 
enteiler  Forschung  (§.  82  S.  213)  ist  zwar  auch  bei  dieser 
asgeschlossen ,  aber  viel  enger  begrenzt  und  sie  bedingt 
shr  Vorbehalte  und  weniger  sichere  Schlüsse,  einen  viel 
gewissen  Werth  der  Ergebnisse.  Die  Bestätigung  durch 
on  ist  daher  hier  in  höherem  Maasse  als  bei  der  statistischen 
i  geboten,  einigermaassen  ähnlich  wie  bei  der  ersten  Beob- 
smethode  des  Inductionsverfahrens,  der  täglichen  nn- 
tischen  Massenbeobachtung  (§.  78),  wenn  auch  der  wissen- 
;he  Character  der  vergleichend -historischen  Methode  mehr 
e  bietet,  —  wenn  und  soweit  als  er  im  concreten  Falle 
ilten  werden  kann. 

I   Allermeisten  ist  Vorsicht  geboten,  in  Fragen  der  prac- 

Wirthschaftspolitik  sich  kurzweg  auf  die  „historische 

rung'^  zu  berufen,  wie  das  in  allen  Parteilagern  so  gern  ge- 

,  aber  auch  unter  Vertretern  der  Wissenschaft  nicht  selten 

;nn  das  „x^'  ist  hier  eben  immer:   was  besagt  die  „histo- 

Srfahrung'^  in  Bezug  auf  complexe  Erscheinungen,  welches 

Inhalt  dieser  Erfahrung?  Und  zur  genauen  Bewerthung 

„x"  reicht  die  rein  -  historische  und  auch  die  vergleichend- 

2be  Methode  auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  meistens  nicht 

eil  sie  eben  die  gedankcnmässige ,  geschweige  die  experi- 

e  Isolirung   der   Ursachen    nicht   genügend  gestatten.    Die 

che  und  die  deduetive  Methode  thun  das  in  höherem  Grade, 

eich    auch    nicht  genllgend.    Deswegen   geben   sie   fUr  ein 

„x"  immer  doch  mehr  und  sicherere  Näherungswerthe  als 

den  historischen  Methoden. 

.rh  das   wird  so  leicht  von  den  Vertretern   der  historischen  Nationalökonomie 
tfethodenstrcit   übersehen.      Es  werden  z.  B.  gegen  die   dedoctive  Methode 
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Vorwurfe  erhoben«  dass  mit  derselben  keine  genügend  sicheren  Ergebnisse  zu  erzielen 
seien.  Ganz  richtig !  Aber  verhält  es  sich  denn  mit  der  historischen  Methode  wenig- 
stens bei  allen  Aufgaben  Nr.  2 — 6  nicht  ebenso  oder  selbst  noch  ungünstiger?! 
Schwierigkeiten,  welche  in  den  Problemen  selbst  liegen,  werden  hier  der  Methode 
zur  Last  gelegt,  weil  dieselbe  ihnen  nicht  genügend  gewachsen  ist  Was  aber  dann 
für  alle  Methoden  immer  mehr  oder  weniger  gilt.  Gewiss  sind  da  von  den  Vertretern 
der  Deduction  und  der  Statistik  öfters  ganz  ähnliche  Fehler  begangen  worden,  aber 
gegenwärtig  sind  dieselben  wenigstens  seltener  und  geringer  als  in  gewissen  Rich- 
tungen der  historischen  Nationalökonomie,  auf  deren  Mühle  immer  das  Wort,  „exacte 
historische  For^chang'"  klappert  und  die  doch  nicht  einmal  den  erheblichen  Unter- 
schied zwischen  einer  historischen  und  vergleichend-historischen  Methode  und  zwischen 
den  mit  beiden  zu  lösenden  verschiedenen  Aufgaben  sich  klar  macht. 

Fehler  dieser  Art  sind  in  der  Methodologie   der  ganzen  historischen  National- 
ökonomie,  mehr  bei  der  jüngeren  als  bei  der  älteren  (§.  15),  aber  auch  bei  dieser 
nachzuweisen.    Selbst  Knies  möchte  davon  (s.  III,  Abschn.  10  u.  11,  S.  453  ff.  seiner 
Pol  Gek.,  2.  A.)  nicht  ganz  frei  zu  sprechen  sein.    Bei  Röscher,  Schmoller,  Hasbacb, 
Ingram   u.  A.    treten    sie   in  der   ungenügenden  Unterscheidung  zwischen    den  ge- 
nannten   beiden  historischen  Methoden    und   in   den    einseitigen  Urtheilen  über  die 
deductive  Methode,  bei  Röscher  auch  in  dem  Urtheil  über  die  „idealistische"'  Methode 
und   in   der  Verkennnng   des    Wesens   und  Werths    der  statistischen    Methode   nur 
schärfer  hervor.    Mit  Recht  hat  W.  Wundt  (Logik  II,  593  ff.)  auf  die  Noth wendig- 
keit  grade   der  Statistik   zur   Ergänzung   der   geschichtlichen   Untersuchung   hin- 
gewiesen.   Aber  seine  weiteren    bezüglichen,  freilich  sehr  kurzen  Ausführungen  leiden 
doch  auch  an  dem  Fehler,  die  Statistik  zu  eng  zu  fassen,  bei  der  historischen  Methode 
die    beiden    verschiedenen    Arten    nicht    zu    trennen    und    die    Leistungsfähigkeit 
der    historischen    Forschung    zu    überschätzen.     So    z.  B.    wenn    er  sagt  (S.  593V. 
„insbesondere  fällt  überall  da,  wo   man  ein  causa! es  Vcrhältniss  gegebener  wirth- 
schaftlicher  Zutsände  zu  gewinnen  sucht,  der  geschichtlichen  Entwicklung  die  Haupt- 
aufgabe zu  (?),   während  die  Statistik  nur  dazu  dient,  jene  Zustände  selbst  in  ihrem 
Detail   festzustellen'*  (?).     Mit  Recht  wird    gleichwohl  alsbald  darauf  von   den  „im 
Allgemeinen  bloss  qualitativen  Ergebnissen'*  der  historischen  Forschung  gesprochen,  — 
was  eben  doch  schon  eine  ungenügende  Leistung  ist.    Auch  die  weiteren  Bemerkungen 
Wundt's  über  die  Beziehungen  zwischen  abstracter  Wirthschaftstheorie  und  historischer 
Nationalökonomie  verkennen  hier,  wie  auf  den  vorausgehenden  Seiten  (S.  58S  ff.),  nicht 
den  Werth    und  die  Berechtigung  der  Deduction  und  der  abstracten  Theorie,    aber 
machen    doch   der   historischen  Richtung  zu   weite  und  vor  Allem  nicht  ganz  klare 
Zugeständnisse.     Was   hier    über   die   Psychologie    als    grundlegende    Disciplin    der 
Geisteswissenschaften   richtig   gesagt  ist  (S.  595),    scheint  mir  auch  nicht  zu  Gunsten 
des  inductiven,  sondern  gerade  des  deductiven  Verfahrens  zu  gelten.    Es  ist  eben  eine 
Behauptung,  welche  auf  falscher  Auffassung  des  methodologischen  Verfahrens  in  der 
abstracten   Wirthschaftstheorie   beruht,   wenn   dieser  vorgeworfen  wird,    es  habe   in 
ihrem  logischen  Schematismus  die  Psychologie  ihre  grundlegende  Stellung  verloren, 
wie  Wundt    unter   Berufung   auf  Schmoller   bemerkt.   —  Die   älteren  Ausführungen 
Pickford^s  (Einleitung),  die  neueren  Meng  er 's,  der  mir  nur  den  relativ  grossen 
Werth    der  vergleichend -historischen  Methode  doch  auch  für  die  Theorie  (die  Auf- 
gaben 2  und  3)  nicht  ganz  genügend  zu  würdigen  scheint  (vgl.  bes.  Untersuchungen, 
B.  2,  Kap.  2,  S.  118  ff.,   bes.  S.  124  ff.,  über  die  Parallolismen    der  historischen  Ent- 
wicklung), die  Erörterungen  H.  Dietzel's  a.  a.  0.  und  nunmehr  besonders  diejenigen 
von  Keyncs  (scope  a  method,  Kap.  9,  nebst  Anhang  S.  296  ff.),  auch  im  Ganzen  die 
von   M.  Block   (progr^  de  la  sciencc   ccon.  I,  18  ff.)   scheinen  mir  Idas  Richtigere 
mehr  zu  treffen,  wenn  auch  dabei  mitunter,  nicht  bloss  von  Menger,  der  historischen 
Methode  in  der  Form  der  vergleichend-historischen  weniger  Beachtung  geschenkt  und 
Werth  beigelegt  wird,  als  sie  mir  beanspruchen  zu  können  scheint 

Für  das  Technische  in  Betreff  der  Gewinnung  des  histo- 
rischen Stoffs  gelten  auch  für  den  Wirthschaftshistoriker  die  Grund- 
sätze der  allgemeinen  Geschichtswissenschaft. 

Dafür  sei  hier  auf  das  Buch  von  Bernheim  hingewiesen.  Es  ergiebt  sich  hier 
dann,  wie  bei  der  Statistik,  der  von  E.  Engel  wohl  sogenannte  Unterschied  zwischen 
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en  und  bUtorischeB  ^J^roducenten''  und  «^Consumenten''.  Schon  das  Princip 
itstheilnng  wird  in  der  Regel  eine  Trennang  zwischen  der  Thftdgkeit  beider 
.  10  weit  es  sich  um  etwas  Anderes  als  nm  Forschnng  auf  einem  concreten 
ftagesdiichtlichen  Gebiete  and  DarsteUung  der  Thatsachen,  also  um  etwas 
ds  um  unsere  erste  Aufgabe  handelt  Jedenfalls  muss  aber  deijenige  National- 
der  gleichzeitig  wirthschaftsgoschichtlichor  Specialforscher  sein  will,  allen 
logen  der  Quellenkunde,  Kritik  u.  s.  w.  der  Geschichtswissenschaft  entsprechen, 
dem  Umfkng  der  Gebiete,  den  rerschiedenen  Bedürfnissen  in  Bezug  auf 
idien  und  Kenntnisse  u.  s.  w.  schwer  zu  erfüllende  Anforderung.  Und  um- 
der  wirthschaftsgeschichtliche  Foncher,  welcher  auch  Nationiuökonom  sein 
rf  die  für  diesen  indispensablen  weiteren  Aufgaben  nicht  über  der  ersten 
asigen  oder  gar  ?ergessen.  Er  darf  aber  auch  nicht  das  ganze  SchuttgerOll 
er  Forschung  und  caltur-  und  wirthschaftshistorischer  Lesefrüchte,  nach 
iosichtspuncten  der  abstracton  Nationalökonomie  und  der  Deduction  geordnet, 
malOkonomisches  Ergebniss''  der  „inductiycn  historischen  Forschung"*  hin- 
Denn  einmal  ist  es  eben  noch  nicht  ein  nationalokonomisches  Ergeb- 
zweitens  giebt  es  sich,  soweit  es  selbst  so  genannt  werden  dürfte,  als  Gewinn 
stiren  Methode  aas,  wfthrend  es  doch  wesentlich  —  historische  Umkleidung 
ebnisse  der  dedoctiren  Methode  ist  Daran  erinnert  manche  „historisch*** 
conomische  Arbeit. 

4.  Abschnitt. 
Wirthsehaftliche  Oesetze. 

S6.  Einleitung  and  Litteratar.  Eine  bezügliche  Erörterung  wurde 
§.  73,  wo  Ton  deducti?  abgeleiteten  Gesetzen  die  Kode  war,  rorbeludten  bis 
olgter  Behandlung  des  dcdacti?eu  Verfahrens.  Es  ist  hier  jetzt  die  geeignete 
für  gekommen.  Die  ganze  Frage  steht  mit  den  übrigen  Gegenstinden  <Ueses 
,  besonders  mit  der  Methodologie,  und  dieses  ganzen  1.  Buchs  in  naher  Be- 
war  daher  auch  wiederholt  schon  zo  berühren.  Sie  gehOrt  aber  wieder  zu 
on,  welche  mit  grossen,  allgemcinsteo ,  schwierigsten  und  strittigsten  philo- 
sn  Fragen  in  Zusammenhang  stehen  und  bildet  insbesondere  selbst  wieder  eine 
mge  der  allgemeinen  Frage  yon  ßegritf  und  Wesen  von  „Gesetzen**,  „Gesetz- 
dt'*,  Caosalzusammenhang  in  der  realen  Welt  und  in  den  Wissenschaften  von 
Auch  diese  Frage  hier  nach  allen  Seiten  erschöpfend  zu  behandeln,  ist 
}glich.    Das  wäre  die  Aafga})C  der  Monographie. 

^enüber   einer   za   grossen   Güneigtheit   der  älteren  abstracten  theoretischen 
Ökonomie  und  ebenso  der  Statistik  der  Qu<!>telet*schen  Richtang,  immer  gleich 
e  genügende  Reserve,  auch  ohne  zuvorige  Feststellung  des  Begrifib,  auf  volks- 
Afüichem,  statistischem  Gebiete,   namentlich  auch  in  der  Statistik  „scheinbai 
lieber  menschlicher  Handlungen'*,   der   Moralstatistik  u.  s.  w.  den  Ausdruck 
.haftliches**,  „statistisches**,  „moralstatistisches**  Gesetz  anzuwenden,  sogar  von 
rge setzen*'   zu   sprechen,   ist    neuerdings   auch   hier   ein  Rückschlag   ein- 
Man  ist  der  Annahme   von  „Gesetzmässigkeiten**,  gar  von  „Gesetzen**  auf 
lebieten   mitunter  ganz  cutt;egougctreten ,  jedenfalls  ihr  gegenüber  skeptischer 
^rvirter  geworden,  mit  der  BogrUnduuK,  dass  es  sich  hier  immer  nur  höchstens 
isse  Regelmässigkeiten  handle,  die  ohnehin  kleiner ,  als  meistens  angenommen, 
nd  dass  man  es  mit  Erscheinungen  zu  thun  habe,  welche  mit  oder  wesentlich 
inter   dem  Einfluss   psychischer  Factorcn   ständen  und  deshalb  nur  gewaltsam 
Der  rein  mechanisti^ch-Inatc^ialistischen,  schliesslich   doch  auf  petitioues  prin- 
ruhenden  Anschauun^r  als  „gesetzmässig'*  verlaufend  aufgefasst  werden  könnten, 
lere  antiqo6teletsche  Richtung  in  der  Statistik  (s.  o.  S.  141)  und  die  historische 
g  in  der  Kationalukunomie  haben  hier  einen  ähnlichen  ablehnenden    Stand- 
^egen  „Gesetze**  auf  den   hier  besprochenen  Gebieten  eingenommen  und  auch 
D   richtigen  Einwand    erhoben.      Aber    auch    in   diesen  Richtungen  ist  nicht 
auf  die  Frage  von  Bes^riir  und  Wesen  von  „Gesetzen"  überhaupt  genügend  ein- 
en  und    hat   die  Polemik   das   Ziel  namentlich  öfters  deswegen  überschössen, 
5  „Gesetz**,  „statistisches**  Gesetz,  „wirthschaftliches**  Gesetz  ohne  Weiteres  für 

Vagnor,  Omndlegang.  3.  Aufla^'e.   1.  Theil.   Grandlagen.  15 
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„Natargesetz"  nahm,  wozu  freilich  ein  unpassender  Sprachgebrauch  und  jene  zu 
mechanistische  Auffassung  ?on  ««Gesetzen'*  auf  diesen  Gebieten  mit  den  Anlass  ge- 
geben haben.  Mit  der  zutreffenden  Widerlegung  der  Ansicht  von  wirthschaft- 
lichen  u.  s.  w.  „Naturgesetzen*"  ist  nicht  schon  die  Annahme  von  „Gesetzen**  überhaupt 
widerlegt  Die  Annahme  von  Gesetzen  und  damit  etwas  den  Naturgesetzen  im  Gebiete 
der  Naturwissenschaften  wenigstens  Analoges  auch  auf  dem  geisteswissenschaftlichen 
Gebiete  ist  dabei  auch  gewöhnlich  in  Folge  einer  unklaren  und  zwar  zu  strengen 
Auffassung  dessen,  was  vermeintlich  allein  ein  wirkliches  ««Naturgesetz**  sei,  kurzweg 
abgelehnt  worden.  Man  hat  hier  nicht  untersucht«  inwiefern  denn  das«  was  man 
Gesetz  im  Sinne  von  Naturgesetz  in  den  Naturwissenschaften  nennt,  nicht  auch  ähn- 
lichen Einwänden,  wie  das  „Gesetz**  in  unseren  Wissenschaften  ausgesetzt  sei,  man 
daher  mit  solchen  Argumenten  zu  viel  beweise. 

Trotz  der  von  mir  zugestandenen,  mir  so  oft  vorgeworfenen,  viel  zu  mecha- 
nistisch-naturwissenschaftlichen Auffassung  in  meiner  Schrift  „die  Gesetzmässigkeit  in 
den  scheinbar  willkuhrlichen  menschlichen  Handlungen**  (s.  o.  S.  141),  war  ich  doch 
bereits  damals  (1864)  zu  der  Einsicht  gelangt«  dass  man  sich  zum  Thcil  nur  in  einem 
Wortstreit  bewege,  weil  der  Sprachgebrauch  in  Betreff  der  Ausdrücke  ,«Gcsetz- 
mässigkeit** ,  .,Gesetz**  eben  nicht  feststehe  und  von  den  einzelnen  Autoren  diese 
Worte  in  verschiedenem  Sinne  genommen  würden ;  femer,  dass  auch  der  naturwissen- 
schaftliche und  der  Sprachgebrauch  der  sogen,  exacten  Wissenschaften  in  Betreff 
dieser  Ausdrücke  nicht  feststehe  und  endlich,  dass  Untersuchungen  zum  Zwecke  einer 
principiellen  Begründung  eines  richtigen  Sprachgebrauchs  es  grade  nach  den  auch  bei 
den  Gesetzen  der  Natur-  und  exacten  Wissenschaften  obwaltenden  Verhältnissen  des 
Erkenntnissstadiums  zulässig  und  logisch  und  erkenntnisstheoretisch  richtig  erscheinen 
Hessen,  doch  auch  auf  statistischem«  auf  volkswirthschafjtlichcm«  überhaupt 
allgemein  auf  geisteswissenschaftlichem,  d.h.  auf  solchem  Gebiete,  wo  psy- 
chische Factoren  einwirken,  von  „Gesetzmässigkeit**  und  „Gesetzen**  zu  reden.  Die 
bezüglichen  Untersuchungen  bilden  den  Anbang  zum  1.  Theil  meiner  Schrift  über 
««Gesetzmässigkeit**  (S.  63 — SO).  Ich  habe  schon  oben  mehrfach  darauf  Bezug  ge- 
nommen. Einiges  weitere  DahingehOrige  enthält  meine  Besprechung  des  moral- 
sUtistischen  Atlas  von  Guerry  in  der  Tüb.  Ztschr.«  B.  21,  1S04«  S.  273  ff.«  besonders 
S.  276— 278,  281— 2S5.  In  meiner  Abb.  Statistik,  Steatswörterbuch.  X,  456  ff.«  bes. 
456 — 463,  474 — 477,  habe  ich  dann  versucht,  meine  Ansichten  über  diese  Puncto  in 
knapper  Weise  systematisch  zusammenzufassen.  Ich  glaube  nun,  wie  in  den  obigen 
Erörterungen  über  die  statistische  Methode  (§.  80 — 82),  so  auch  hier  in  Betreff  der 
..Gesetzmässigkeit**  u.  s.  w.  an  meinen  damaligen  Auffassungen  im  Wesentlichen  und 
zum  Theil  auch  noch  an  meinen  damaligen  Fassungen  festhalten  zu  dürfen.  Dies, 
obwohl  sie  sich  nicht  besonderer  Beachtung  erfreut  und  von  den  später  über  denselben 
Gegenstand  schreibenden  Autoren,  mit  Ausnahme  wieder  AI.  v.  Oettingen's,  kaum 
einmal  erwähnt  worden  sind  (auch  von  Kümelin  nicht,  dessen  Arbeiten  über  Ge- 
setze« nebenbei  bemerkt«  späteren  Datums  als  meine  genannten  sind,  auch  in  der 
neuesten  Arbeit  von  Neu  mann  nicht).  Besondere  Citate  aus  meinen  Aufsätzen  sind 
im  Folgenden  unterblieben.  Für  die  nähere  Begründung  und  auch  für  die  Ab- 
weichungen von  Anderen  möchte  ich  mich  aber  ausdrücklich  darauf  beliehen. 

Ueber  die  ältere  Litteratur  (bis  1865)  enthalten  meine  früheren  Schriften  a.a.O. 
mancherlei  Angaben  (s.  bes.  ««Gesetzmässigkeit**«  S.  67  iW  und  den  Aufsatz  über  Guerry). 
Für  weitere  und  neuere  Litteratur  ist  auf  die  Angaben  oben  in  §.  54«  S.  140  ff.  zu 
verweisen«  namentlich  auf  die  betreffenden  statistischen«  philosophischen  Schriften, 
unter  denen  die  von  Rümelin  besonders  hervorzuheben  sind.  Er  steht  wie  in  seiner 
2.  Abh.  über  Statistik  etwas  anders  ab  in  seiner  ersten  Abhandlung«  so  auch  in 
seiner  späteren  Arbeit  über  Gesetze  in  der  Geschichte  etwas  anderes  als  in  der 
früheren  über  den  Begriff  eines  socialen  Gesetzes.  In  allen  diesen  Aufsätzen  aber 
übertreibt  er  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  des  Ausdrucks  „Gesetz** 
unter  Hinweis  auf  den  naturwissenschaftlichen  Sprachgebrauch«  der  deswegen  nichta 
beweist«  weil  er  einmal  auch  nicht  feststeht  und  zweitens  sich  auch  hier  zeigen  lässr. 
dass  in  gar  nicht  so  durchaus  von  dem  unseren  auf  wirthschafilichom  Gebiete  ver- 
schiedenen Sinne  hier  von  Gesetzen  (als  „Tendenzen*')  gesprochen  wird.  (S.  auch 
dafür  meine  älteren  Arbeiten  und  bes.  Neumann's  Aufsatz)  S.  sonst  auch  Lexis' 
gen.  Arbeiten«  auch  seinen  Art.  Gesetz  (im  gesellschaftlichen  und  statistischen  Sinne) 
im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.,  III,  844—849.    Vielerlei  litterarische  Angaben  neben 
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AiuflaliningeD  io  Kaatz,  a.  a.  0. 1,  bes.  §.  64  ff.,  6S  ff.,  118  ff.    S.  sonst  bes. 
PtfL  Oek.,  2.  A.,  Abschn.  11,  S.  474  ff.  and  passim,  sowie  K.  Menger, 
hiiDgeD.  bes.  B.  1,  Kap.  4  nnd  Anhang  2  n.  5,  und  ebenfalls  passim.    Klein- 
ir,  aber  Wesen  a.  s.  w.  der  Nationalökonomie,  Conrad's  Jahrbücher,  Band  52 
),  1889,  bes.  S.  607  ff.,  639  ff.  (gegen  den  Ansdnick  „Gesetz'',  nur  fOr  „Regel- 
if ').    G.  G  0  h  n ,  System,  §.  45  tt'.    M  a  r  s  h  a  1 1 ,  principles  of  economics,  B.  1 , 
Heynes,  scope,  bes.  K.  2.    Block,  progrcs,  I,  B.  1,  K.  9.    van  Honten, 
ialitftttigesetz  und  die  Socialwissenscbaften,  Haarlem  1888. 
e  neueste,  mir  leider  ent  w&hrcnd  des  Dnicks  zugegangene  yorzUgliche  Stndie 
i mann,  Naturgesetz  und  WirthschaftsgeseU,  TQb.  Ztschr.,  1892,  S.  405  £, 
ch  die  wichtigste  Arbeit   Kürzer  hatte  Neumann  den  Gegenstand  schon  in  dem 
rg'schen  Handbuche  (2.,   nicht  mehr  3.  Aufl.,   I,  148  ff.)  behandelt  (wirth- 
he  Gesetze:  „auf  regelmässig  fortwirkende  Ursachen  zurückzuführende  Begel- 
jten  in  der  Aufeinanderfolge  wirthscbaftlicher  Erscheinungen'*,  S.  149).    In 
en  Aofaatze  leitet  Neumann  weit  umfassender,  aber  doch  ähnlich  wie  ich  in 
iiteren  Arbeiten,  mit  einer  begrifflichen  Untenuchung  Qber  Gesetz  und  Natnr- 
ie  Erörterung  des  Wesens  wirthscbaftlicher  Gesetze  ein,  wird  zwischen  diesen 
sonstigen  socialen  Gesetzen  aber  ron  ihm  ein  m.  E.  zu  grosser  Unterschied  an 
in,  die  Unmöglichkeit  exacter  wirthscbaftlicher  Gesetze  (gegen  K.  Menger) 
reisen  gesucht,  jedoch  an  „Gesetzen"  im  Gebiete  der  Wirtschaft  festgeh Jten 
Sprachgebrauch  auch  dorch  Ycrgleichung  mit  den  „Gesetzen'*  auf  anderen 
gerechtfertigt     Die   ganze  Arbeit   ist  auch   für  die  neuere  (auch  iiatur« 
hsitliche)    Littcratur    der   Frage    henrorzuheben.     Sie   hat   mich   feranlasst, 
Abschnitt  w&hrend  des  Drucks  noch  einmal  zu  re?idiren. 
einigen  wesentlichen  Pancten   deckt  sich  Neumann's  Auffassung  mit  meiner 
Alteren,   u.  A.  auch    darin,   dass  auch  Neumanu  unter  wirthschaftlichen  Ge- 
omemlich  Tendenzen  beisteht   (S.  462).     In  anderen  Puncten  weiche  ich 
in   der  Ansicht  über  statistische   und  sociale  Gesetze,  zu  welchen  letzteren 
ch  die  wirthschaftlichen  als  Ncbeoart  gehören,  ferner  auch  etwas  in  den  zur 
ang  ron  Neumann  beigefügten  methodologischen  Erörterungen.    In  der  Wor- 
der  Deduction  steht  Übrigens  Neumann  Tielfach  ähnlich  wie  ich,  in  den  Be- 
en  gegen  Mcoger   über  die  Berechtigung  der  historischen  Methode  geht  er 
RS  zu  weit,  obgleich  wir  wohl  in  der  methodologibchen  Ge^ammtauffassung  ims 
rn  stehen  möchten.    Grade  für  die  Frage  der   wirthschafUichen  Gesetze  wäre 
ilieicht  noch   eine   ualiore  Erörterung  über   indnctiv  abzuleitende  Gesetze  er- 
gewesen.     Die  Bcgriltäbcätiioniung  Ncuuiann*s  (wirthschaftliche  Gesetze  „der 
k  für  eine  in  Folge  der  Ma«  ht  wirthscbaftlicher  Zusammenhänge  aus  gewissen 
sich    ergebende    regelmäsäif^c    Wiederkehr    wirthscbaftlicher    Erscheinungen 
sen  oder  Vorgänge]"  S.  HVl^  hcbeint  mir  gleich  zu  sehr  auf  die  deductive  Me- 
ableiten  aus  dem  „Eigeunut//*)  hinzuweisen.    Die  Worte  „in  Folge  der  Macht 
laftlicher  Zusammenhänge"  sind  auch  wohl  hier  entbehrlich.    Diese  Zusammen- 
rirkcn  doch,  wie  anderes  A<'usscre,   als  Empüudungen,   Vorstellungen,  Beize 
Motive  selbst  ein  und  erst  dadur«  h  auf  die  Handlungen    und  Erscheinungen. 
*gclmä^i>igc'*  Wiederkehr   der  letzteren    ist  die   Folge  der  regelmässigen  Ge- 
der  Motivation,    aber    für  diese  Motivation   bildet   grade   die  Macht  wirth- 
her  Zusammenhänge  einen  unre<rcluiääsig  wirkenden  (..störenden'')  Einfluss. — 
ganze  Frage  ist  Neumann's  Abiiandlung  von  grossem  Werth.    Eine  genauere 
ndersetzong   mit  ihm  ist  hier  nicht  mOj^lich  und  würde  mir  auch,   wenn  ich 
n*s   Aufsatz    erhalten   hätte,    bevor  ich    diese    Ausführungen   beendigt  hatte, 
ir  Stelle  nicht  möglich  gewe^^eu   sein.     Meine  Ucbereinstimmung  mit  ihm  ist 
als  meine  Differenzen  von  ihm  ^ind.  —  Vornemlich  sind  mit  meinen  folgenden 
fubruugcn  Kümelin'^  und  Noumann's  zu  vergleichen,  die  zum  Theü  Seite 
e  hier  zu  citiren  wären'). 

Im  Moment,   wo    diese  Blätt«r  in  den  Druck  gehen,  kommen  mir  zwei  neue 

gehörige  Arbeiten  zu,  die  ich  nicht  mehr  benutzen  konnte,  beide  im  2.  Heft 

err.)  Ztschrift  für  Voikswirthb-  Iiaft  u.  1=.  w.  (1S92,  B.  D  von  Bonar,  Gebrauch 

»drucks  „Gesetz"  in  der  Natiunalökouomic,   und   von  John,   zur  Methode  der 

1  Socialwissenschaft. 

15  ♦ 
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I.  —  §.87.  Die  allgemeine  Frage  von  der  Zulässig- 
keit  des  Ausdrucks  „Gesetz^'  und  die  Begriffsbe- 
stimmung von  ,,6esetz''  im  allgemeinsten  Sinne. 

Angenommen,  dass  man  überhaupt  von  wirthschaftlichen  (volks- 
wirthschaftlichen)  ,,6esetzen'^  sprechen  darf,  so  würden  dieselben 
zu  denjenigen  Gesetzen  der  realen  Welt  gehören,  welche  als  all- 
gemeinstes Merkmal  dasjenige  der  Gleichförmigkeit  der  Ge- 
staltung der  Erscheinung  bei  der  jedesmaligen  Wiederkehr  der 
letzteren  an  sich  tragen  (sogen.  Gesetze  der  Succession).  Eine 
bloss  solche  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  (gleichmässige  Wieder- 
kehr von  Vorgängen)  kann  aber  auch  nach  dem  weitesten  und 
losestem  Sprachgebrauch  hinsichtlich  des  Ausdrucks  Gesetz  noch 
nicht  ohne  Weiteres  „Gesetz^'  genannt  werden.  Es  lässt  sich  von 
ihr  zunächst  nicht  mehr  sagen,  als  dass  sie  auf  ein  ihr  zu  Grunde 
liegendes  Gesetz  hindeuten,  ein  solches  enthalten  kann.  Ob  das 
wirklich  der  Fall  und  ob  jene  Gleichförmigkeit  bereits  „Gesetz*' 
heissen  darf,  hängt  einmal  von  einem  zweiten  sachlichen 
Merkmal,  von  dem  Ghar acter  der  Gleichförmigkeit  in  dem  so- 
gleich näher  darzulegenden  Sinne  des  Worts,  sodann  aber  auch 
von  Erwägungen  hinsichtlich  des  zweckmässigen  wissenschaft- 
lichen Sprachgebrauchs  ab.  Die  Gleichförmigkeit  deutet 
nemlich  nur  dann  wirklich  auf  ein  Gesetz  hin  und  kann  nur  dann, 
vorbehaltlich  der  Entscheidung  über  den  passenden  Sprachgebrauch, 
bereits  den  Namen  „Gesetz''  führen,  wenn  sie  nicht  auf  dem  Zu- 
fall, einer  Combination  zufällig  mehrfach  so  zusammenwirkender 
Bedingungen  und  Ursachen  beruht,  sondern  wenn  die  Annahme 
nicht  abzuweisen  ist,  dass  sie  die  nothwendige  Folge  und  Wirkung 
eines  festen  Abhängigkeitsverhältnisses  von  gewissen  (wenn  auch 
noch  nicht  weiter  bekannten)  Bedingungen  und  Ursachen  sein  muss, 
wodurch  die  Regelmässigkeit  oder  Gleichförmigkeit  bedingt  und 
bewirkt  wird.  Ob  dies  aber  der  Fall,  das  ist  wieder  nach  Gründen 
der  Wahrscheinlichkeit  zu  bestimmen  (S.  214).  Wird  es 
danach  bejaht,  so  taucht  alsdann  die  weitere  Frage  hinsicht- 
lich des  Sprachgebrauchs  bezüglich  der  Anwendung  des  Worts 
„Gesetz"  auf. 

Bei  dieser  Frage  lässt  sich  eine  losere  (laxere)  und  eine 
strengere  Observanz  im  Sprachgebrauch,  danach  eine  aus- 
gedehntere und  eine  engere  Anwendung  des  Worts  „Gesetz" 
unterscheiden  und  zwar  wieder  nach  zwei  verschiedenen  Momenten, 
nemlich   einmal  nach  dem  Maasse   der  Erkenntniss  der  Ur- 
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I,  BedingUDgen  y  der  conditionellen  und  cansalen  Zusammen- 
und  Abhängigkeitsverhältnisse  in  Bezug  auf  die  Gleich- 
:keit  der  Gestaltung  der  Erscheinung,  und  zweitens,  womit 
vte  Moment  freilich  zusammenhängt,  nach  der  Strenge  der 
gigkeitsverhältnisse,  daher  auch  wieder  nach  dem  Character 
inzen  Gebiets  von  Erscheinungen,  um  welche  es  sich  handelt, 
kann  nun  gute  Gründe  für  Beides,  für  eine  ausgedehntere 
Dgere  Anwendung  des  Ausdrucks  Gesetz  geltend  machen  und 
schlechtweg  die  andere  Ansicht  falsch  nennen.  Wir  ent- 
en  uns,  mit  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch,  für  die  aus- 
hntere  Anwendung  des  Worts  „Gesetz''  und  sprechen  daher 
^on  „wirthschaftlichen  Gesetzen'^ 

Ir  die  Entscheidong  sind  Zweclmissigleitserwägangen  maassgebend ,  ob  man 
lehr  Gewicht  zunächst  anf  das  allen  („gesetzmässlgen'*)  Gleichftrmigkeiten 
nsame  oder  gleich  auf  das  die  einzelnen  Kategorien  derselben  Unter- 
lende legen  soll.  Anch  hier  ist  nicht  einfach  zo  sagen,  was  das  Bichtigere 
:h  nicht  einmal  unbedingt,  was  dorchaos  das  Zweckmiasigero  ist  Denn  richtig 
r  noch  vorsichtiger  aasgeidrUckt:  nicht  unrichtig  —  ist  Beides,  und  in  Betreff 
Bckmissigkcit  lassen  sich  Gründe  für  und  wider  geltend  machen,  welche  wohl 
r  den  Einzelnen  Terschieden  gewichtig  erscheinen,  es  aber  obje<^?  doch  kaum 
Eben  deswegen  wird  man  auch  im  wissenschaftlichen  Spra!chgebraach  dem 
en  folgen  dttrfen,  freilich  ihn  aber  dann  genauer  bertimmen  müssen.  Er  ist 
'die  weitere  Anwendung  des  Worts  „Gesetz''.  Gewiss  können  daraus,  wie 
:]i  grade  auf  geistes-,  social,  wirthschaftswissenschaftlichem  Gebiete,  in  der  Sta- 
.  s.w.  gezeigt  hat.  Gefahren  henrorgehen,  da»  nun  zwischen  den  „Gesetzen"' 
schiodenen  Erscheinungsgebietc  nicht  genügend  unterschieden  wird  (s.  folgenden 
iphcn).  Die  missbräucblicho  Auffassung  der  „Gesetze"  auf  diesen  Gebieten  im 
ron  wirklichen  (sogar  „cxactcn'')  Naturgesetzen  hängt  mit  diesem  loseren 
gebrauch  zusammen.  Allein  bic  ist  doch  keine  nothwendige  Folge  davon,  sie 
nd  wird  jetzt  auch  immer  allgemeiner  vormieden.  Auch  gehen  die  neueren 
düngen  und  Bedenken  von  superrigorosen  Vertretern  der  Geisteswissenschaften, 
1  da  auch  wieder  von  historischen  Kation alökonomen  und  Statistikern  zu  weit, 
ommt  ein  doch  auch  vorhandener  weiterer  Yortheil.  ncmlich  der,  nach  einem 
insamen  Merkmal  (der  in  der  angedeuteten  Weise  fest  bedingt  erkannten 
ftrmigkeit  der  Gestaltung  der  Erscheinungen)  auf  sonst  nach  den  obwaltenden 
n  und  conditionellen  Verhältnissen  sehr  verschiedenen  Erscheinungsgebieten  mit 
:1b en  Worte  „Gesetz"'  dieses  selbe  cbaractcristische  Merkmal  —  und  in  dem 
rwähnten  Puncto  ist  es  in  der  That  dasselbe  Moment  —  zu  bezeichnen, 
ach  die  Gleichförmigkeiten  anf  dem  wirthschaftlichen,  socialen  und  geistes- 
chaftlichen  Gebiete  wegen  des  Einflusses  psychischer  Factorcn  anderen  cau- 
ind  conditionellen  Characters  als  auf  dem  naturwissenschaftlichen  Gebiete,  so 
eben  doch  auch  Gleichförmigkeiten,  die  grade  als  solche  auf  unserem 
;  die  wissenschaftliche  Aufmerksamkeit  in  besonderem  Maasse  verdienen,  weil 
r  schwieriger  zU  erklären  sind. 

, Gesetze''  im  allgemeinsten  Sinne  würden  danach  als  solche 
ifi^nnigkeiten  der  Gestaltung  der  Erscheinungen,  demnach 
^leichmässigen  Wiederkehr  der  letzteren  (von  „Vorgängen") 
efiniren  sein,  welche  nach  WahrscheinlichkeitsgrQnden  als 
rendige  Folgen  und  Wirkungen  eines  festen  Abhängigkeits- 
Itnisses  von  gewissen  Bedingungen  und  Ursachen  angesehen 
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werden  müssen.  Die  Definition  von  Gesetzen  der  verschiedenen 
Hanpt-  und  Speeialgebiete  der  Erscheinungen  ergiebt  sich  daraus, 
so  betreffs  der  (reinen,  äusseren)  Naturerscheinungen,  wie  der- 
jenigen, wo  psychische  menschliche  Factoren  mitspielen,  daher 
der  socialen,  der  wirthscbaftlichen  Erscheinungen.  Damit  ist  die 
Frage  noch  nicht  entschieden,  ob  es  auf  letzteren  Gebieten  „Ge- 
setze" tlberhaupt  giebt,  noch  weniger,  welcher  besonderen  Art  sie 
sind,  sondern  nur  das  steht  fest:  dass,  wenn  sich  hier  Gleich- 
förmigkeiten der  Erscheinangen  von  der  bezeichneten  Art  finden, 
sie  auch  Gesetze,  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  daher  Gesetze 
der  wirthscbaftlichen  Erscheinungen  oder,  kurz  gefasst,  wirthschaft- 
liche  Gesetze  genannt  werden  dürfen. 

II.  —  §.  88.  Verschiedene  Arten  von  Gesetzen. 
Zwischen  Gesetzen  in  diesem  allgemeinsten  Sinne  ist  dann  wieder 
nach  den  zwei  bereits  angeführten,  in  Zusammenhang  stehenden 
Puncten  zu  unterscheiden,  einmal  nach  dem  Maasse  der  erreichten 
und  erreichbaren  Erkenntniss  der  Abhängigkeitsverhältnisse  und 
ferner  nach  der  Strenge  dieser  letzteren.  Mit  beiden  Puncten 
steht  auch  die  Art  der  Erkenntnissgewinaung  in  Verbindung  und 
diese  Art  sowie  das  erreichbare  Maass  der  Erkenntniss  werden 
wieder  von  dem  Gharacter  des  Untersuchungsobjects ,  daher  des 
ganzen  Gebiets  von  Erscheinungen,  um  welches  es  sich  handelt, 
bestimmt. 

Die  erste,  niedrigste  Stufe  nehmen  dann  sogen,  empirische 
Gesetze  ein.  Dieselben  stellen  noch  nichts  Weiteres,  als  solche 
auf  dem  Wege  äusserer  Beobachtung  der  Erscheinungen 
selbst  ermittelten  thatsächlichen  Gleichförmigkeiten  der  Wieder- 
kehr dar,  welche  in  der  angedeuteten  Weise  als  „Gesetze'*  ange- 
sehen werden  dürfen.  Ueber  die  Art  der  die  Gleichförmigkeit 
bestimmenden  Ursachen  und  über  die  Art  des  Zusammenhangs 
zwischen  den  Ursachen  und  Wirkungen  ist  hier  noch  nichts  weiter 
bekannt.  Nur  die  Thatsache  eines  solchen  Zusammenhangs  steht  fest. 

Hierhin  gehören  die  wohl  im  engeren  technischen  Sinne  des  Worts  sogenannten 
..empirischen'' Gesetze  der  Naturwissenschaften,  daher  eventuell  auch  die  eigent- 
lichen (^causalen)  Gesetze  der  letzteren  in  einem  früheren  Stadium  der  Erkenntniss. 
Ebenfalls  hierhin  möchten  wir  die  statistischen  ,,Regelmässigkeiten''  rechnen, 
für  welche  eine  causale  Erklärung  fehlt.  Sprachgebräuchlich  konnte  sich  für  empirische 
„Gesetze"',  wie  auch  für  statistische  Bcgelmässigkeiten  der  Ausdruck  ,, Gesetz- 
mässigkeiten'' empfehlen,  welcher  den  entscheidenden  Punct  richtig  bezeichnet^). 
_  I 

^)  Vgl.  Neumann,  S  408.  419,  aber  auch  schon  meine  Abh.  Statistik,  S.  45S. 
459,  mit  dem  Beispiel  der  fortschreitenden  Erkenntniss,  die  sich  an  die  Namen  von 
Copemicus,  Keppler,  Newton  knüpft. 
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lebe   empirisehe  Gesetze   oder  Gesetzmäftsigkeiten    müssen 
I  nun  aaf  ihre  BedioguDgen   und  Ursachen  zurückzuführen 
:  werden.    Hierzu  dienen  einmal  als  Methoden  des  indac- 
Verfahrens    die    eigentlichen    Methoden    der   experi- 
)llen   Forschung     und   diejenigen    analogen,    welche 
lem  Früheren   mit  Hilfe  der  Statistik  (und  im  unvollkom- 
n  Grade    der  vergleichenden  Historik)   auch  auf  Gebieten 
indt  werden  können ,  wo  dem  Mensehen  eine  willkührliche 
Dng  von  Experimenten  nicht  möglich  ist   Und  sodann  dient 
Dch  als  Hilfsmittel  die  hypothetische  Deduction  ans 
mmenen  Voraussetzungen  hinsichtlich  der  etwa  einwirkenden 
nngen  und  Ursachen,  um  festzustellen,  ob  und  welche  dieser 
Setzungen    den   Tbatsachen    der   empirischen    Gesetze  ent- 
.    Ist  es  auf  diese  Weise  gelungen,  das  empirische  Gesetz, 
atistische    Gesetzmässigkeit   auf   bestimmte   nächste   Ur- 
,  von  denen  sie  abhängen,   mit  Gewissheit  zurückzuführen, 
f  von  einem  eigentlichen  Gesetz  (nach  anderem  Sprach- 
ch:  von  einem  causalen  Gesetz)  gesprochen  werden, 
er  grosse  methodologischcGewinn,  wenn  es  gelungen  ist, 
Gesetze  festzustellen,  besteht  darin,  dass  dann  immer  —  sei  es 
.npt  zuerst,  wie  auf  naturwissenschaftlichen,  sei  es  gesicherter, 
if  wirthschaftswissenschaftlichem  Gebiete  —  das  deductive 
ren,   aus  wirklich  vorhandenen  (nicht  nur  aus  will- 
;h    angenommenen)   Ursachen   und  Bedingungen  abzuleiten, 
dbarer  und  mit  ihm  auch  die  Voraussage  in  Betreff  der 
tung  neuer  Erscheinungen  der  betreffenden  Art  möglich  wird. 
;u    erstrebende    wissenschaftliche    Fortschritt   ist   dann,    die 
en  Ursachen  und  Bedingungen,  welche  als   Grund  des  Ge- 
erkannt worden  sind,  selbst  wieder  auf  ihre  Ursachen  und 
;ungen    zurüekzuftlhren    und    so    succcssiv    zu   einer  immer 
ren    Art    von    immer    allgemeinereu    Gesetzen    fortzu- 
ten,  entsprechend   den  Stadien  immer  tiefer  dringender  Er- 
liss    der    causalen    und   conditionellen  Zusammenhänge  und 
igigkeitsverhältnissc. 

'ie  weit  der  Munscb  hier,  auch  auf  naturwisseuschaftlichem  Gebiete,  kommen 
isst  sich  Dicht  von  vornherein  angeben,  eine  bestimmte  Grenze  des  Erifennt- 
schritts  nicht  ziehen.  Nur  das  lüsst  sich  sa^^cn,  dass  es  sich  in  aller 
liehen  Wissenschaft  bei  Gcset/en  und  Ur&achcn  immer  nur  om  das  dem  mensob- 
Cieiste  überhaupt  allein  fa^sbare  Verhältniss,  daher  niemals  um  letzte  £nd- 
n  (ontologische ,  urwirkendc,  wahre  causae  cfficientes),  sondern  immer  nor  am 
>n  handeln  kann,  weiche  dem  menschlichen  Geibt  als  selbst  wieder  bewirkte, 
diesem  Sinne  physikalisrho  gelten,  seien  sie  ihm  nun  bereits  bekannt  oder  noch 
int  und  vielleicht  selbst  für  immer  unbekannt. 
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Zwischen  den  eigentlichen  (causalen)  Gesetzen  derselben 
und  der  verschiedenen  Wissenschaften,  auch  der  beiden  grossen 
Hauptgruppen ,  der  Natur-  und  der  Geisteswissenschaften ,  besteht 
nun  der  Unterschied  einmal  in  dem  hinsichtlich  der  causalen 
und  conditionellen  Verhältnisse  erreichten  Erkenntnissstadium, 
femer,  wieder  damit  zusammenhängend,  in  der  thatsächlichen 
Art  dieser  Verhältnisse,  oder  des  ganzen  Gausalsystems,  und 
der  dadurch  bedingten  Strenge  der  Abhängigkeit  der  Erschei- 
nungen als  Wirkungen  und  Folgen  von  den  Ursachen  und  Be- 
dingangen. 

Je  mannigfaltigere  Ursachen  und  Bedingungen  mitspielen,  je  mehr  constante 
Ursachen  in  ihrer  Wirkung  durch  yariablc  gekreuzt  werden,  je  yerwickelter  dadurch 
die  Gausalzusammenh&ngo  werden,  desto  schwieriger  ist  das  Alles  von  der  Erkenntniss 
zu  durchdringen,  desto  complicirter  sind  die  Gesetze  der  wirklichen  Erscheinungen 
selbst  wieder,  desto  mehr  wird  die  einfache  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung,  der 
Wiederkehr  Ausnahmen,  Unregelmässigkeiten  zeigen.  Dies  selbst  in  dem  Maasse, 
dass  in  mehr  oder  weniger  zahlreichen  concreten  Einzelfällen  die  Regelmässigkeit 
fast  Torschwindet  und  so  eine  Gesetzmässigkeit,  ein  Gesetz,  selbst  im  bloss  allgemeinen 
und  im  Sinne  des  empirischen  Gesetzes,  tlberhaupt  gar  nicht  mehr  da  zu  sein  scheint. 
Diese  Annahme  beruht  aber  gleichwohl  auf  einem  Irrthum,  weil  dabei  eben  wieder 
zwischen  Gesetzen  yerschiedener  Art  nach  Maassgabo  der  Art  der  mit- 
spielenden causalen  und  conditionellen  Verhältnisse  nicht  unter- 
schieden wird. 

Nur  da  wo  in  den  Ursachen  und  den  Bedingungen  einer  Er- 
scheinung keine  Veränderung  erfolgt,  daher  Dur  dieselben  constanten 
Ursachen  genau  gleichmässig  und  unter  stets  denselben  Voraus- 
setzungen wirken  y  wird  die  Erscheinung  immer  mit  strengster 
Regelmässigkeit  verlaufen  und  für  diesen  Verlauf  ein  streng 
exactes  Gesetz  abzuleiten  sein.  Hier  giebt  es  keine  ^^Aus- 
nahmen'^  hier  lässt  sich  das  Abhängigkeitsverhältniss  von  Ursachen 
und  Wirkungen  numerisch  feststellen  oder  ist  dies  wenigstens 
das  principiell  erreichbare  Ziel.  Hier  findet  daher  die  Rechnung, 
die  mathematische  Behandlungsweise  ein  Gebiet  ihrer  Anwendung. 

Sobald  dagegen  in  den  Bedingungen  und  Ursachen  Aende- 
rangen  eintreten,  zu  constanten  variable  Ursachen  hinzukommen, 
letztere  verschiedener  wechselnder  Art  sind  und  in  ihren  Combi- 
nationen  unter  einander  und  mit  den  constanten  wechseln,  können 
die  Erscheinungen,  welche  von  diesen  Ursachen  und  Bedingungen 
abhängen,  nicht  die  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung,  die  Vorgänge 
nicht  die  Regelmässigkeit  zeigen,  wie  unter  den  Voraussetzungen 
des  vorigen  Falles.  Dann  kann  auch  nicht  mehr  von  exacten 
Gesetzen  der  Erscheinungen  die  Rede  sein,  wenn  auch  immer 
noch,  bei  entsprechender  Entwicklang  der  Erkenntniss  in  Bezug 
auf  die  bestimmenden  conditionellen  und  causalen  Zusammenhänge 
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ibäDgigkeiisverbällDisse,  ron  eigentlichen  (canealen) 
a,  nicht  bloss  von  empiriechen  GeBetzeo  oder  blossen 
läBsigkeiten.  Die  iiamärische  Beatimmting  de§  Abhängig- 
hältnisses,  die  Anwendung  der  Rechnung  mag  nicht  ganz 
ch  sein,  aber  wird  viel  schwieriger  and  wird  nieht  hin- 

aller  in  Belraclit  konimeoden  Momente  gelingen.  Damit 
iederum  der  „esacte"  Cbaracter  solcher  Gesetze  ansge- 
n. 

I  wirklichen  Erscheintuigen  der  realen  Welt,  und  zwar 
liejenigen  der  SosBereo  Natur,  nicht  bloss  die  in  das  Ge- 
relÜBcber  EÜnflttsee  gebfiiigen,  sind  nun  aber  regelmSsaig 
hreren.  Öfters  von  vielen,  cosstanten  oder  auch  ron  con- 
nnd  rielerlei  variablen  Ursachen  nnd  Bedingungen  abbängig. 
atze  der  thatsächlichen  Gestaltung  dieser  Erscheinungen 
daher  auch  Überhaupt  nicht  wahrhaft  exacte  sein^).  Viel- 
»Uen  alle  Gesetze,  welche  sich  ftlr  die  thatsHchlicbe  Ge- 

von  Erscheinungen  der  erwähnten  Abhängigkeitsverh&lt- 
afstellen  lassen,  immer  nur  Tendenzen  der  Gestaltung 
siehe  anzeigen,  wie  unter  gewissen  hinsichtlich  des  Bin- 
der Ursachen  nnd  Bedingungen  auf  die  betreffende  Er- 
ig  ennittelteu  und  als  allein  einwirkend  angenommenen 
etzungen  die  Gestaltung  erfolgt. 

le  für  das  VcntftndDUs  dea  ^'ssens  und  Chtrkclers  >ach  der  wirthscbttt- 
«tze,  welche  TOr  deD  witklichea  Verlauf  der  winhschiiUichen  Eracheiuiuigea 

Verden,  ist  es  wichtig,  da  richtig  zn  erkcauen  imd  es  festzuhaltea.  Ein 
welcher  niclit  Bellen  nnler  Hinweis  saf  die  „axactea"  Gesetze  der  strengen 
tnacbuften  gegen  den  Gebraach  des  Anadiucks  Gesetz  *Df  den  Gebiele  nn- 
senschtfl  und  speciell  gegen  die  Bozcichnnng  der  dednclir  »na  dem  Wallen 
1  Moti?s,  des  Sircbens  nach  dem  wirtb ach aftli eben  Vortheil  (§.  34],  ab- 
Begelmbsigkeilen  ah  „Guaetze"  gemacht  wird ,  erscheint  gerade  hieroach 


t'enu  dieser  letztere  Ausdruck  im  alterätrengstea  Sinne  genommen  wird,  so 
beu  Gesagte  ancli  von  den  scheinbar  „allerexacteslen**  Geunen,  welche  (Br 
liebe  Gestihnng  tod  Naturerscheinungen  aufgestellt  werden,  t.B.  tob  den 
GtsTitationsjcesctz  abgeleiteten  Gesetzen. 

'gl.  ancb  hier  besonders  die  Ausführungen  Nenmann's,  so  (.a-O.,  S.  413. 
hier  u.  A.  in  Beiieff  der  sogen,  causalen  elementkien  Gesetze  der  Natnr- 
ifton:  „Der  Wirklichkeit,  wie  sie  sich  direct  der  Beobachtung  zeigt,  kennen 
tze  nicht  enisprechen.  Denn  alles  Thats&cbliche  eigiebt  sich  regelmässig 
i  Znsammenwirken  mehrerer  Dnachen,  june  Gesetze  aber  bringen  nni  Ten- 

d.  h.  eben  nnr  die  Wirksamkeit  einzelner  Crsachcn  als  solcher  zum  Ans- 
I  zeigen  sonach  als  ..hypothetische"  oder  , ideale"  Gesetze  nnr  was  gescbeben 
wenn  einzelne  Ursachen  allein  in  Wirksamkeit  wftren."  Schon  früher,  aber 
t,  Ähnlich  K.  Menger,  Untersuchungen,  Anhang  S,  S.  260  Ei  bck&mpft 
3ng.  dus  die  Naturerscheinungen  in  ihrer  rollen  empiriscben  Wirk- 

streng  typisch  sind:  „Vom  Standpnocto  des  empirischen  Bealismos  sind 
tnrgesctze  ebenso  uncrreiclibar,  als  exacli;  Gesetze  der  Socialerscheinungcn". 
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111.  — §.89.  Wirthschaftliche  Gesetze.  Von  „exacten", 
caasalen  Gesetzen  könnte  nach  dem  Gesagten  in  der  Social- 
^koDomie,  in  dem  auch  auf  naturwissenschaftlichem  Gebiete  immer 
bloss  relativen  Sinne,  nur  allenfalls  hinsichtlich  der  unter  den 
drei  Voraussetzungen  der  strengen  Deduction  abgeleiteten  Gesetze 
(§.  68,  73)  gesprochen  werden,  nicht  hinsichtlich  der  unter  Modi- 
ficationen  dieser  Voraussetzungen  (§.  70)  deductiv  noch  der  empi- 
risch auf  Grund  von  Beobachtungen  an  den  wirklichen  Erschei- 
nungen, daher  inductivgewonnenen.  Denn  wenn  jene  Voraussetzungen, 
um  sie  denen  der  Wirklichkeit  zu  nähern,  an  sich  ganz  mit  Kecht 
modificirt  werden,  kann  man  nicht  mehr  so  sieber  deduciren.  Die 
wirklichen  Erscheinungen  selbst  sind  aber  stets  das  Ergebniss  von 
Bedingungen  und  Ursachen,  welche  den  erwähnten  drei  Voraus- 
setzungen nicht  genau  entsprechen. 

W^ill  man  für  jene  deductiv  abgeleiteten  Gesetze  den  Namen 
„exacter''  (mit  K.  Menger)  anwenden,  so  wtirde  man  das  mit 
dem  naturwissenschaftlichen  Sprachgebrauch  nicht  unbedingt  ab- 
weisen können.  Dennoch  unterbleibt  es  besser,  wie  überhaupt  die 
Benutzung  des  Ausdrucks  „exact^'  auf  unserem  Gebiete  (§.68,  S.  175), 
weil  eben  doch  das  den  wirthschaftlichen  Erscheinungen  zu  Grunde 
liegende  Verursachüngssystem  aus  psychischen  Motiven  be- 
steht, welche  stets  nur  so  und  so  mitspielen  und  dann  so  und  so 
wirken  können,  nicht  wie  bei  den  reinen  Naturerscheinungen, 
aus  Ursachen,  die  immer  so  und  so  mitspielen  und  stets  so  und 
80  wirken  müssen,  wenn  auch  ihre  Wirkungen  durch  diejenigen 
anderer  Ursachen  thatsächlich  modificirt  oder  aufgehoben  werden 
können. 

Darin  nun  auch,  in  dieser  inneren  Verschiedenheit 
des  Vernrsachungssystems,  besteht  der  wahre  Unterschied 
von  reinen  Naturgesetzen  und  von  wirthschaftlichen  Gesetzen, 
nicht  in  der  Verschiedenheit  der  Wirkungen,  wenn  die  Ursachen 
gegeben  (bzw.  angenommen)  sind. 

Ein  reines  Naturgesetz  gilt  immer,  die  Ursache  oder  Ursachen,  deren  Beziehung 
zu  den  Wirkungen  es  anzeigt,  stehen  niemals  und  können  niemals  ausser  Wirksamkeit 
stehen  und  wirken  nothwendig  immer  so  und  so,  daher  mit  der  Folge  stets  gleicher 
Wirkung.  Aber  sie  können  in  der  thatsächlichen  Gestaltung  der  wirklichen  Erschei- 
nungen sich  nicht  oder  nicht  genau  zeigen,  wenn  auf  diese  Gestaltung  auch  noch 
andere  Ursachen,  als  die  im  Gesetz  angenommenen,  eingewirkt  haben,  und  das  bleibt 
möglich  und  war  eventuell  der  Fall.  Ein  wirthschaftiiches  Gesetz  gilt  aber  nicht 
immer,  sondern  immer  nur  dann,  wenn  die  Ursachen,  deren  Beziehung  zu  den 
Wirkungen  es  formulirt.  Überhaupt  vorhanden  waren  und  grade  so,  wie  im 
tiesetz  angenommen  wird,  wirken.  Das  aber  eben  ist  hier  nicht  nothwendig, 
sondern  die  Ursachen  selbst  waren  vielleicht  thatsächlich  im  concreten  Falle  über- 
haupt gar  nicht  vorhanden  oder  wirkten  nicht  so  und  so  mit. 
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rdcliQDj^n  in  Gestaltung  and  im  Vorlauf  der  wirklichen  Erscheinapgen 
doicli  das  Gesetz  angedeuteten  Gestaltungen  und  Vorl&afen  sind  daher  aaf 
irgebiete  auch  keine  Widerlegung  des  Gesetzes  selbst  und  des  in  ihm  for- 
Caiualzasammenhangs,  wenn  sie  sich  aus  der  thats&chlichen  Mitwirksamkeit 
Ursachen  erkliren  lassen,  welche  im  concretcn  Falle  die  Wirkung  —  nicht 
BD  Oberhaupt  —  der  im  Gesetz  Torgesehenen  aufgehoben  oder  beschränkt 
Abweichungen  gleicher  Art  auf  unserem  und  auf  jedem  Gebiete,  wo  psychische 
mitwirken,  können  sich  zwar  auch  so  erklären  und  beweisen  dann  ebenso 
^  das  Gesetz  selbst.  Sie  kOnnen  aber  auch  die  Folge  da?on  sein,  dass  in 
ichkeit  nicht  nur  die  im  Gesetz  angenommenen  Ursachen  eine  Anfhebong 
hränkung  ihrer  Wirkungen  durch  andere  Ursachen  erfahren  haben,  sondern 
ersteren  Ursachen  überhaupt  gar  nicht  yorhanden  waren  oder,  wenn  dies, 
gewirkt  haben. 

rthsohaftlicbe  Gesetze  briDgen  daher  noch  in  einem  anderen, 
nderem  Sinne  blosse  Tendenzen  der  tbatsäeblieben  6e- 

der  wirklieben  Erscheinungen  zum  Ausdruck ,  als  dies 
!m  Gesagten  von  elementaren  causalen  Gesetzen  auf  natnr- 
sbaftlicbem  Gebiete  gilt.  Hier  werden  die  tbatsäeblieben 
ngen  der  Erscheinungen  dem  Gesetz  genau  entsprechen, 
icht  andere  Ursachen,  als  die  in  diesem  angenommenen 
srücksichtigten ,  die  gesetzmässige  Wirkung  der  letzteren 
eben  oder  verändert  haben.  Auf  unserem  Gebiete  wird  das 
*  Fall  sein,  wenn  die  thatsäcblich  mitspielenden  auch  die 
3tz   angenommenen   Ursachen  sind  und  ihr  thatsäcblicbes 

dem  angenommenen  entspricbt,  was  eben  Beides  nicht 
endig  ist. 

3in,  dennoch  behaupten  auch  diese  wirthschaftlichen  Ge- 
ls Ausdruck  von  blossen  Gestaltungstendenzen  der  wirk- 
ilrscbeinungen  ihren  hoben  Werth,  wenn  sie  in  richtiger 
;haftlicher  Weise  gewonnen  worden  sind. 

setzt  bei  dedactiir,  aus  Motiven  als  Ursachen,  bczw.  Bedingungen  (und  aus 
tenen  äusseren  Bedingungen,  wie  Naturthatsachen,  Natargcsctzcn)  abgeleiteten 
Uichen  Gesetzen  voraus,  da^s  dicäc  Ursachen  und  Bedingungen  nach  innerer 
IT  Prüfung  und  äusserer  Beobachtung  den  thatsäcblich  mitspielenden 
tOglichst  entsprechen.    Hier  mass  also,  unseren  froheren  Erörterungen  gemäss 

eine  Ermittlung  der  tliat»ächli(-hcn  Voraussetzungen  des  deductiven  Ver- 
Icr  eine  tbatsäcblichc  Controlc  und  Vcrification  der  angenommenen  Voraus- 

stattfiuden,  demgemäss  das  iiiductivc  Vorfahren  für  diesen  Zweck  mit 
erden.  Bei  zunächst  dunh  äussere  Beobachtung  der  Efscheinungen  selbst 
;n  empirischen  Gesetzen,  welche  mittelst  experimentellen  oder  (im  statistischen 
achend-historischcn  Verfaliren)  ciuasi-experimentellen  Verfahrens  zu  eigent- 
(etzen  durch  AufJeckiin;;  ihrer  Ursachen  und  Bedingungen  erhoben  worden 
»s  bich  die  weitere  Untersuchung  zur  Feststellung  des  wissenschaftlichen 
Icher  Gesetze  auf  die  Ermittlung  erstrecken,  ob  und  wie  weit  diese  Ursachen 
ignngen  die  Gesetze  genU;::end  erklären  und  als  die  auch  in  anderen  ana- 
en  mitwirkenden  und  in  der  erkannten  Weise  so  und  so  einwirkenden  an- 
sind. Im  ersteren  Falle  daher  wieder  vornemlich  deductives,  im  letzteren 
dieses  und  neben  ihm  in  umfassendem  Maassc  beobachtungsmässiges  in- 
'^crfahren. 
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Der  Werth  der  deduetiv  gewonnenen  wirthschaftlichen  Gesetze, 
insbesondere  der  ans  dem  ersten  Leitmotiv  (dem  Streben  nach  dem 
wirthsehaftlichen  Vortbeil)  abgeleiteten  zur  Ersehliessung  eon- 
creter  Causalznsammenhänge,  der  aus  diesen  sich  ergebenden  Ge- 
staltung eoncreter  Erscheinungen  und  der  (,,compIexen''  oder  ,, wirk- 
lichen") Gesetze  dafür  ist  ein  ähnlicher  wie  der  Werth  exacter 
causaler  Eiementargesetze  der  Naturwissenschaften  für  die  Lösung 
der  Probleme  der  concreten  Naturerscheinungen  und  ihrer  Gesetze, 
Aufgaben,  mit  welchen  man  es  in  den  angewandten  Naturwissen- 
schaften zu  thun  hat.  In  beiden  Fällen  zeigt  das  Gesetz  die 
Tendenzen  der  Gestaltung  unter  dem  Einfluss  der  constanten  oder, 
wie  nach  dem  Gesagten,  der  für  constant  geltenden  Ursachen. 
Stimmt  hiermit  die  concrete  Gestaltung  der  Erscheinung  nicht 
ttberein,  so  ist  das  Mitspielen  anderer  Ursachen  anzunehmen,  die 
alsdann  wieder  methodisch  durch  Beobachtung  und  Indaction  und 
durch  Deduction  aus  hypothetisch  zur  Probe  angenommenen  Ur- 
sachen ermittelt  werden  müssen. 

Vgl.  auch  hier  bes.  Neumann,  a.  a.  0.,  S.  410  ff.,  414  ff.  —  Ein  immerhin  zur 
Erl&nterQDg  des  Aehnlichen  und  des  YerschiedeneD  7on  Natur-  und  wirthschaftlichen 
Gesetzen  brauchbares  Beispiel  ist  dasjenige  vom  Unterschied  zwischen  dem  mathe- 
matischen, von  der  Lage  eines  Pancts  auf  der  Erde  zum  Aeqoator  abhängigen,  und  dem 
physicalischen  oder  waiiren  Klima,  welches  ausserdem  von  der  Höhe  des  Orts  tlber  Meer, 
von  continentaler  und  Küstenlage,  Beschaffenheit  der  Gegend  u.  s.  w.  abhängt.  Das 
Klima,  welches  ein  Ort  nach  dem  Gesetz  des  mathematischen  Klimas  haben  würde, 
modificirt  sich  nach  dem  Gesetze  des  wahren  Klimas  eines  Orts  wegen  der  Mitwirkung 
der  Übrigen  Factoren,  welche  dieses  wahre  Klima  mit  bestimmen.  Die  Gestaltung, 
welche  eine  wirthschaftliche  Erscheinung  nach  dem  „idealen"  wirthschaftlichen  Gesetz 
unter  den  drei  strengen  Voraussetzungen  der  Deduction  haben  wUrde  (§.  68) ,  modi- 
ficirt sich  ähnlich,  wenn  und  soweit  sich  diese  Voraussetzungen  modificiren  (§.  69,  70), 
d.  h.  eventuell  eben  andere  Factoren  mit  einwirken.  Nur  tritt  auch  hier  wieder  jener 
besprochene  Unterschied  hervor,  dass  die  im  mathematischen  Klima  wirksame  Ursache 
immer  im  wahren  Klima  mitwirkt,  letzteres  stets  eine  Function  dieser  und  der 
übrigen  einwirkenden  Ursache  ist,  während  bei  der  wirthschaftlichen  Erscheinung  ein 
analoger  Sachverhalt  obwalten  kann,  aber  nicht  noth wendig  obwalten  muss.  Denn 
die  concrete  Gestaltung  der  Erscheinung  kann  auch  so  und  so  ausgefallen  sein,  weil 
dabei  nicht  nur  die  Wirkung  des  ersten  Leitmotivs  neatralisirt  worden,  sondern  weil 
dieses  Motiv  auch  einmal  gar  nicht  mitgewirkt  hat. 

Nach  der  Analogie  zwischen  Elementargesetz  und  abgeleiteten 
Gesetzen  in  den  Naturwissenschaften  kann  man  wohl  unter  den 
wirthschaftlichen  Gesetzen  diejenigen  unterscheiden,  welche  als 
psychologisch  -  ökonomische  ,,  Haupt-''  oder  ,,  Grundgesetze'^ 
(,,primäre",  Gesetze  ersten  Rangs)  und  ,,Folge-"  oder  (in  diesem 
speciellen  Sinne)  „ abgeleitete *'  Gesetze  (,,secundäre'%  Gesetze 
zweiten  Rangs)  erscheinen.  Die  ersteren  sind  diejenigen,  welche 
unmittelbar  aus  der  psychischen  Motivation,  daher  wieder  nament- 
lich aus  dem  ersten  Leitmotiv,    abgeleitet  werden,    Folgegesetze 
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ED,  (velche  sich  als  AnweDduDgen  des  Grimdgesetzcs  auf 
iebiete  specieller  Erschein  angen  zeigen.  Die  Grundgesetze 
gleich  die  einfachen,  elementaren,  unter  den  „idealen" 
^tznngen  der  Deduction  abgeleiteten,  die  Folgegesetze  die 
en,  bei  welchen  den  thatsücblicbeu  Bedingungen  und  Or- 
der Hpecielien  Erscheinungen  Rechnung  getragen  wird. 
ie  Folgegesetze  ist  daher  wieder  das  indnetire  Verfahren 
isaendem  Maasee  anzuwenden,  nm  diesen  thataächlicben 
in  gerecht  zu  werden. 

Üu  clemcDlares  Gmndf^csciz  im  SyMem  dor  ArHeilBthciluiig  und  des  Ver- 
het  aaf  dem  Gebiete  der  winhachaftlichcn  EncbciniiDgcn  des  Umlaufs 
eftfa eilnnf;  kann  diajeni^o  der  Preise  anter  den  drei  TaraDsseUnDgen 
ioo  gelten.  Das  ditaem  .jdealen"  PceisgeseU  am  Meisten  aicb  nlbenidc  Folge- 
d»s  Gesetz  dar  Gross-Preise  („en  gros")  nnler  Händlern  im  freien  Veriiebr. 
jlgegeselze  mit  mebr  oder  weojgcr  Abveicbnngun,  nach  der  tbalalcblicben 
m  der  Varanssetzangen  gegeaober  denjcDtgen  des  Haoptgesetzes .  dnd 
I  der  HoaoiKil-Preise.  der  Kleiii'Prelse  („en  dcUll"),  Jie  Gesetze  der  Stener- 
ig.  das  Gesetz  der  TerdrSngnng  des  gaten  Geldes  darcb  du  scblecbtere  im 
r  (natianalenl  Doppel vibmng.  das  Lohngcsetz  (im  freien  Verkebr.  anoh  bei 
unsorganisationca  d.  s.  w,),  das  Zinsgeseti,  das  Bentengesetz.  scbllesslicb  du 
Oeaett  der  Eioboiamenrertbellang  u.  A.  m.  Anf  dem  Prodnctions- 
ist  das  GrandgeseU  die  Geslattungsleadonz  dar  Prodnction  in  ihrer  Oko- 
ecbnischen  Einticbluag  nach  dem  OkonamUchen  Princip  (§.  2S).  Folge- 
id dann  die  Geselle  der  Entwicklung  des  Ackerbaus,  äet  EntwicUnng  iw 
lang,  des  Kapital fBclore  im  PradauCionsprocesa.  der  Vertbeilung  doa  K^itals 
fendes  and  stehendea,  der  Ersetzung  dur  menaclilicbea  Arbeitskraft  darcb 
ine.  der  Eniwickiung  des  Grosabetriebs  o.  A.  m. 

—  §.90.  Wirthschaftlicbe  Entwicklnngsgesetze. 
D  wirthscbaftlicbeD  Gesetzen  hat  man  nenerdings,  im 
IS  an  die  natarwissenschaftliche  Entwicklungstheorie  nnd 
Gestcbtspunete  der  letzteren  anf  das  socialOkonomiscbe 
übertragend,  wohl  zwischen  Bewegungageaetzen  und 
iklnngsgesetzen  der  Erscheinungen  nnterschieden ,  80 
enschaftlicben  Socialismus.  Der  hier  zu  Grande  liegende 
i  ist  nicht  uoricbtig,  aber  schon  nicht  ganz  leicht  klar  zn 
lod  scharf  durchzuführen.  Das  Streben  aber,  nicht  nnr, 
enfalla  noch,  freilich  auch  nnr  unter  besonderen  Cantelen, 

ist,  auf  den  Gebieten  einzelner  Gruppen  von  Er- 
igen, solche  ,, Entwicklungsgesetze"  abzuleiten,  sonj^ern  fQr 
'Sammte    Wirt hsehaft sieben    als   ein    Ganzes    ge- 

und  hier  sogar  ein  einheitliches ,  gar  ein  einfaches  all- 
8  Entwickinngsgesetz  finden  zu  wollen,  geschweige  die 
,  es  bereits  gefunden  zu  haben,  mnss  doch  der  höchsten 
begegnen,  ja  abgelehnt  werden. 

wegnngsgesetze  sind  insbesondere  diejenigen ,  welche 
igebenen  Voraussetzungen,  der  psychischen  Durcbscbnitts- 
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motivatioD,  des  Standes  der  ProduetionstechDik,  der  Rechts- 
ordnung, zum  Ausdruck  bringen,  wie  sieh  die  zu  einer  Gruppe 
von  Erscheinungen  gehörigen  Einzelerscheinungen  die  Tendenz 
haben,  zu  gestalten.  Namentlich  das  Preisgesetz  und  die  Folge- 
gesetze desselben  stellen  solche  Bewegungsgesetze  dar.  Entwick- 
lungsgesetze der  Erscheinungen  sind  dagegen  solche,  welche 
die  gesetzmässigen  Veränderungen  der  Voraussetzungen 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  daher  namentlich  in  den  drei 
maasegebenden  Puncten,  der  psychischen  Motivation,  des  öko- 
nomisch-technischen Könnens  und  der  Rechtsordnung,  sowie  die 
gesetzmässigen  Rückwirkungen  der  einen  Reihe  von  Vor- 
aussetzungen auf  die  andere,  z.  B.,  gerade  nach  der  socialistischen 
Lehre,  der  ökonomisch- technischen  auf  die  rechtlichen  und  beider 
auf  die  psychologischen,  angeben.  Aus  solchen  Entwicklungs- 
gesetzen der  Voraussetzungen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
wtirden  darauf  wieder  als  Folgegesetze  Veränderungen  der  Be- 
wegungsgesetze (selbst  „Entwicklungsgesetze  der  Bewegungsge- 
setze'^)  abgeleitet.  Auf  diese  Weise  gelangte  man  dann  auch  von 
einem  Stadium  typischer  Gestaltungen  zu  einem  anderen,  höheren 
(s.  S.  189)  und  zu  einem  Gesetz  fUr  die  Entwicklung  dieser 
Stadien,  was  in  der  That  eine  sehr  bedeutsame  wissenschaftliche 
Errungenschaft  wäre. 

Die  Gesetze  auf  dem  Productionsgebiete ,  wie  in  den  vorhin  genannten  Bei- 
spielen, sind  zum  Theile  nicht  oder  nicht  nur  Bewegungs-,  sondern  in  der  That  oder 
zugleich  £ntwicklnng^gesetze,  so  das  Gesetz  der  Entwicklung  des  Grossbetriebs  und  die 
damit  in  Verbindung  stehenden,  diese  Entwicklung  bedingenden  Gesetze  (vermehrte 
Arbcitsthcilung ,  Maschinenwesen).  Hier  werden  allmälig  durch  die  Neugestaltung 
der  Productionsweise  die  Voraussetzungen  für  letztere  selbst  verändert,  der  hier  be- 
sprochenen Annahme  nach  „gesetzmässig*" ,  und  so  wieder  die  Bewegungsgesetze  der 
Erscheinungen,  z.  B.  der  Lohn-  und  Gewinn-(Unternchmergewinn-)BiIdung,  der  Bil- 
dung der  Productenpreiso  verändert 

Allein  solche  sogenannte  Entwicklungsgesetze  auf  dem  Gebiete 
einzelner  Erscheinungsgruppen  sind  jedenfalls  öfters 
bereits  sehr  complexe  Gesetze,  in  welchen  das  Causalsystem  so 
mancherlei  verschiedene,  auch  nicht-ökonomische  Factoren  enthält 
und  selbst  so  höchst  complicirt  ist,  dass  es  schon  fraglich  werden 
kann,  ob  man  hier  auch  nur  im  frtiber  aufgestellten  allgemeinsten 
Sinne  des  Worts  immer  den  Ausdruck  „Gesetz''  brauchen  darf. 
Das  gilt  von  den  angeführten  Beispielen  wohl  vom  „Gesetz''  der 
Grossbetriebsentwicklung,  wo  Theilwahrheiten  nicht  hinlänglich 
sieber  festgestellter  Tragweite  so  gern  generalisirt  werden.  Selbst 
wenn  man  sich  aber  hier  bei  der  Entwicklung  solcher  einzelner 
Erscheinungsgruppen  diesen  Bedenken  noch  verschliesst,  so  treten 
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br  Zweifel  anf,  ob  man  für  das  Ganze  des  Wirthschafts- 
fUr  den  gesammten  y^socialökonomischen  Körper^'  über- 
a  Entwicklnngs  -  6  e  s  e  t  z  e  n  nnd  hier,  wie  bemerkt,  sogar 
n  einheitliehen,  allgemeinen,  einfachen  solchen  „Gesetz'^ 
d  annehmen  darf,  dass  sich  ein  solches  Gesetz,  selbst 
Yorhanden  wäre,  mit  den  nns  auf  socialökonomischem 
rerftigbaren  Methoden  ableiten  Hesse,  überhaupt  jemals^ 
sehen  heute. 

»materialistische  Gcscbichtsanffassung''   nnd   die   ,.E7o]otionstheorie'\  mit 
der  neuere  Socialismus  geglaubt  hat,  solche  Entwicklungsgesetze  oder  ein 
innen  zu  kdnnen,  sind  doch  eben  selbst  nur  Dogmen,  apriorische  Annahmen, 
adung   hier  auf  unserem  Gebiete   und   zur  „Beweisfohrung**  bemht  auf 
scheiniichen  petitio  principii.    Es  wird  damit  kein  Bäthsel  gelOst,  sondern 
nicht  begreiflicheres  an  die  Stelle  anderer  gesetzt.    Auch  methodologisch 
£ihren   durchaus   zu  beanstanden,   mit  welchem  hier  operirt  wird.    Die 
sh-deductire  Methode  ?ersagt  bei  so  complcxen  Erscheinungen  wie  den- 
che  man  als  „Entwicklung  des  Wirthschaftslebens"',  der  „Volkswirthschaft*', 
:haft*'  zusammen fasst,  den  Dienst.    Von  den  Iiiductionsmethoden  kann  schon 
blichen    Gründen,    weil    es   an    genügendem,   geschichtlich    weit  zurttck- 
nnd  aus  verschiedenen  Ländern  und  Volkswirthschaften  herrührendem  Be- 
aateriai  fehlt,   die  beste,   die  statistische  Methode,   nur  in  bescheidenem 
gewandt    werden.      Die    noch    am    Ersten    anzuwendende    ist    die    Ter- 
[-historische  Methode.    Allein  auch  bei  ihr  liegen  die  thatsächlichen 
nicht  viel  anders  als  bei  der  statistischen  und  principiell  zeigt  sie  grade 
Problemen  die  ihr  als  historischer  Methode  anhaftenden  M&ngel,  sie  ge- 
genauen Quantitätsbestimmungen   und  ist  schon  deswegen  nicht  entfernt 
l  genug.     Die  zahlreichen  nicht-ökonomischen  Factoren,  von  welchen  die 
jeder  concreten  Volkswirthschaft  und  damit  aller  Yolkswirthschaft  ttber- 
gt,  die  „Imponderabilien''  (S.  209),  welche  hier  mitspielen,  können  nach 
erfOgbaren  Methoden  genügend  in  Ansatz  gebracht  werden,  theils   Uber- 
theils  nicht  nach  Art  und  Maass  ihres  Einflusses. 

partiellen  Entwicklungsgesetze  von  Gruppen  von  Erscbei- 
tssen  sich  vielleicht  auf  höhere^  allgemeinere  zurückführen, 
und  durch  eine  Verbindung  von  ersteren  mag  man  dahin 
können,  auch  für  die  Entwicklung  von  immer  grösseren 
von  Erscheinungen  gewisse  Tendenzen,  insofern  „Gesetze" 
nen.  Aber  von  einem  allgemeinen  Entwicklungsgesetze 
mmtheit  der  Voraussetzungen  der  wirthschaftlichen  Hand- 
ad  damit  des  Ganzen  des  Wirtbschaftslebens  bleibt  man 
lit  noch  weit  entfernt.  Die  ungeheure  Menge  verschieden- 
Factoren,  welche  hier  einwirken,  die  Verschiedenheiten 
flnsses,  ihrer  Combinationen,  die  Mannigfaltigkeiten  der 
en  Diflferenziruug  (§.  30  ff.)  lassen  es  zweilelhaft  erscheinen, 
er  noch  von  einem  oder  einigen  Entwicklnngs  -„Gesetzen" 
reden  darf,  auch  nach  apriorischer  Annahme.  Wahrscheinlich 
die  Aufgabe,  solche  Gesetze  oder  ein  solches  Gesetz  zu 
Ibst  wenn  sie  bestehen,  die  Leistungsfähigkeit  der  mensch- 
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liehen  Geisteskräfte  und  auch  derjenigen,  welche  durch  die  besten 
noch  anwendbaren  wissenschaftlichen  Methoden  unterstützt  werden. 
Jedenfalls  aber  müsste  erst  noch  unendliche  methodische  Arbeit 
geleistet  sein,  bevor  man  auch  nur  ernstlich  an  derartige  Versuche 
denken  kann.  Was  in  dieser  Richtung  geschehen  kann,  wird 
aber  immer  in  Zerlegung  der  complexen  Erscheinungen 
in  ihre  Componenten,  daher  in  Isolirung  der  Ursachen 
und  Wirkungen,  der  Bedingungen  und  Folgen,  mithin  in  der  An- 
wendung der  Methoden  der  Deduction  und  der  statistischen ,  in 
zweiter  Linie  der  vergleichend -historischen  Induction  auf  einzelne 
Erscheinungen  und  auf  Gruppen  von  solchen  bestehen  müssen. 
Wie  weit  die  so  gewonnenen  Ergebnisse  sich  zu  allgemeineren 
und  immer  allgemeineren  wirthschaftlichen  Entwicklungsgesetzen 
generalisiren  lassen,  ist  natürlich  nicht  im  Voraus  zu  sagen.  Aber 
grösste  Vorsicht  wird  geboten  und  allzuviel  nicht  zu  erwarten  sein. 

Die  ganze  Frage  läuft  in  die  Probleme  der  Sociologie  ans  Ich  beziehe 
mich  dafür  auf  die  Bemerkungen  in  der  Einleitung  (§.  20);  für  die  methodologische 
Seite  der  Probleme  auf  das  Buch  vonDllthey,  Einleitung  in  die  Geisteswissenschaft. 

K.  Marx  rühmen  seine  Anhänger  wohl  nach,  er  habe  den  grossen  Fortschritt 
gegenüber  den  ««bürgerlichen  Oekonomen''  gemacht,  einmal  die  wirthschaftlichen 
,«Bewegung8gesetze'\  welche  die  letzteren  entdeckt,  verfeinert,  sodann  aber  vor  Allem 
neben  diesen  die  wirthschaftlichen  „Entwicklungsgesetze"*  der  modernen  Gesellschaft 
ermittelt  zu  haben  (s.  Neue  Zeit,  IX,  B.  2,  S.  749).  Diese  „Leistung''  kommt  indessen 
doch  auf  wenig  Anderes  hinaus  als  darauf,  in  ganz  übertreibender  Weise  die  technisch 
begründete  Grossbetriebstendenz  zum  Alles  bestimmenden  „Entwicklungsgesetz''  generali- 
sirt  und  daraus  mittelst  einseitigster  Anwendung  der  Methode  der  speculativen  Deduction 
und  mittelst  tendenziöser  Yerwerthung  historischer  und  statistischer  Daten  theils  zur 
Unterstützung  der  deductiven  Schlüsse,  theils  zur  inductiven  Gewinnung  gleicher  Re- 
sultate eine  Diagnose  und  ,.noth wendige*'  Prognose  und  Therapie  deducirt  zu  haben. 
Die  ungeheure  Mannigfaltigkeit  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  seiner  concreten  Ent- 
wicklungen nach  Ländern,  Völkern,  Zeitaltem,  gar  aber  erst  des  gesammten  geseU- 
Bchaftlichen  Lebens,  auf  ein  einfaches  Entwicklungsgesetz,  auf  die  Entwicklung  der 
Productionstechnik  und  der  Rechtsordnung  für  die  sachlichen  Productionsmittel,  zurück- 
fuhren und  dieses  „Gesetz"  in  eine  knappe  Formel  fassen  zu  wollen,  muss  als  ein 
?ergebliches  Bemühen,  aber  auch  als  ein  solches  angesehen  werden,  welches  auf  einer 
volligen  Verkcnnnng  der  Probleme,  namentlich  auch  der  psychischen  Seite  der- 
selben, und  auf  methodologischen  Grund irrthümem  beruht. 

Die  historische  Nationalökonomie  ist  sich  der  Vergeblichkeit  solchen  Versuchs 
nnd  dieser  methodologischen  Irrthümcr  bewusst  und  hat  zum  Theil  selbst  dazu  bei- 
getragen, das  Unzulängliche  und  Missliche  solcher  Bestrebungen  und  vollends  der 
socialistischen  Versuche  erkennen  und  begründen  zu  lehren.  Indessen  neigt  sie  mit- 
unter auch  ihrerseits  dazu,  mit  Hilfe  der  vergleichend-historischen,  ja  selbst  wohl  der 
rein  historischen  Methode  (§.  84),  (wobei  indessen  leicht  nachweisbar  Divination  nnd 
—  verkappte  speculativc  Deduction  ein  gut  Stück  der  Arbeit  leisten  und  die  Lücken 
der  „inductiven"  Beweisführung  ergänzen),  einzelnes  Ciiaractcristische  in  Entwicklungs- 
vorgängen ebenfalls  zu  Entwicklungstendenzen  und  einer  Art  allgemeinerer  Entwick- 
lungsgesetze zusammenzufassen  und  zu  generalisiren.  Auch  bei  einem  so  vorsich- 
tigen Gelehrten  wie  Röscher  fehlt  es  in  der  Agrarpolitik,  der  Gewerbepolitik  nicht 
an  Hinneigung  hierzu.  Gewiss  kann  aber,  wie  grade  Röscher  im  2.  und  3  ,  auch  im 
4.  Bande  seines  Systems,  wie  ferner  besonders  G.  Schmoller,  K.  Bücher  zeigen, 
mittelst  der  historischen,  besonders  der  vergleichend -historischen  Methode  mancher 
werthvolle   Beitrag   zur  Aufdeckung   allgemeinerer  Entwicklungstendenzen    auch   auf 


ErgebnisB.  241 

6ebi0lMi  Ton  Encheinongsgnippen  gewonnen  werden.  Ich  nenne  als  ein 
6  ronflgliehen  Ausführangen  G.  SchmoUer  8  aber  die  Entwicklung  der  stadt- 
diclien  zur  territorial-  nnd  staatswirthschafÜichen  Phase  der  YoUnwirtiischaft 
das  iMsthodische  Mitwiri[en  der  mercantilistischen  Handels-  nnd  ZoUpdlitik 
Nnr  bldbt  das  eben  Alles  weit  hinter  dem  Ziel  des  wissenschaftlichen 
s  hinsichtilch  der  wirthschaftlichen  Entwicklungsgesetze  znrOck. 

—  §.  91.  Ergebnis s.  Nach  Allem  ist  demnach  auf 
afUichem  Gebiete  allerdings  von  ,, Gesetzen'^,  von  Haapt- 
gegesetzen,  von  Beweguigs-  und  auch,  freilieb  noch  be- 
bedingty  von  Entwicklungsgesetzen  zu  sprechen.  Aber  mit 
letzen  haben  dieselben  doch  nnr  in  dem  dargelegten  be- 
en  Haasse  Aehnlichkeit,  ihre  principielle  Verschiedenheit 
der  Art  des  Verorsachangssystems  viel  grösser,  die  Strenge 
nger,  die  wirklichen  Erscheinungen  weichen  von  den  nach 
etzen  zu  erwartenden  viel  ,,unberechenbarer^^  ab,  als  auf 
Anrgebiete,  vor  Allem,  weil  die  individuelle  psychische 
)n,  welche  die  menschlichen  Handlungen  nnd  damit  auch 
Ischaftlichen  Erscheinungen  bestimmt,  zu  mannigfaltig  sich 
irt,  als  dass  man  einfache  Formeln  dafür  aufstellen  könnte. 
e  feinste  Ausbildung  der  Methoden  hilft  ttber  die  hier  vor- 
1  Schwierigkeiten  nicht  hinweg. 

noch  aber  besteht  ein  grosser  Vorzug  wie  auf  allen  geistes- 
haftlichen,  so  insbesondere  auf  unserem  wirthschaftswissen- 
lien  Gebiete  gegenüber  dem  naturwissenschaftlichen.  Er  liegt 
ISS  wir  eben  psychologische  Metboden,  wie  die  Deduction 


sehr  ich  SchmoUer 's  Verdienste  in  dieser  Sache  anerkenne,  so  erlaube 
lier  doch  eine  Bemerkung  persönlicher  Art,  welche  aber  aoch  mit  der 
rage  zusammenhängt.  Schmoller  yindicirt  sich  gern  das  Verdienet,  diese 
sgoschichtliche  Entwicklung  zuerst  gezeigt  und  die  bezügliche  Würdigung 
itilismus  zuerst  gegeben  zu  haben,  auch  wohl  mit  dem  Gedanken,  damit  die 
ihigkeit  seiner  Methode  zu  zeigen  (rgl.  z.  B.  noch  jüngst,  21.  Apr.  1892  den 

der  Berliner  Akademie).  Und  Andere  haben  dies  Verdienst  anerkannt,  wie 
b  thue.  Nur  möchte  ich  zum  Beweise  daftlr,  dass  man,  auch  ohne  Wirth- 
»riker  ron  Fach  zu  sein,  und  unabhängig  von  solchen  zu  einer  ganz  ähnlichen 
'  selbständig  durch  Heraushebung  des  Typischen  in  den  Entwicklungen  und 
lug  desselben  gelangen  kann,  auf  eine  wenig  beachtete  ältere  eigene  Arbeit 
In  dieser  habe  ich  an  20  Jahre  vor  den  bezüglichen  Arbeiten  SchmoUer's 
nen  mindestens  sehr  nahestehende  Auffassung  des  Mercantilismuä,  seiner  ZoU-, 
nd  Winhschaftspolitik  und  der  entscheidenden  allgemein-wirthschafUichen  und 
Bedeutung  derselben  für  die  Herausbildung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
len  nationalen  Yolkswirthschaft  entwickelt  und  in  Kurzem  begrtlndet  S.  meinen 
Olle,  im  Staatswörterbuch  XI,  343—346  (1868).  Schmoller  wird  diesen 
cht  gekannt  haben,  und  natürlich  ist  er  auf  seine  AufÜassung  durch  seine 
ad  —  durch  seine  Generalisationen  selbständig  gekommen,  wie  ich  auch, 
ne  Auffassung  mit  dem  ganzen  Apparate  seines  grossen  historischen  Wissens 
Aber  meine  eigene  ältere  Arbeit  zeigt  doch  in  der  That,  daäs 
edene  Wege   nach  liom    fuhren,    was   ich   für   un.^eren  Mcthodeustreit  nur 

wollte. 

i«r  Grandlegaag.    3.  Aaflage.    1.  Theil.    Grimdlageo.  16 
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aus  Motiven,  anwenden  können ,  daher  von  vornherein  auf  einem 
Stadium  stehen,  das  die  Naturwissenschaften  erst  erreichen  müssen : 
wirkennen  bereits  Ursachen,  von  denen  wir  ausgehen  können.  Aller- 
dings bedtlrfen  nach  allem  Gesagten  und  nach  den  methodologischen 
Schlusserörterungenim  nächsten  AbschnittimconcretenFalledie  Grund- 
lage dieser  Deduction,  die  Voraussetzungen,  von  denen  sie  ausgeht,  und 
die  Scblussiblgerungen ,  welche  man  gezogen  hat,  einer  Controle 
durch  die  Beobachtung.    Aber  ein  Vorzug  bleibt  doch  bestehen. 

Und  dieser  Vorzug  zeigt  sich  nun  auch  in  Bezug  auf  die 
Gesetze  beider  Gebiete.  Wirthschaftliche  Gesetze,  welche  aus 
Motiven  abgeleitet  oder  darauf  zurückgeführt  sind,  sind  uns  hin- 
sichtlich der  causalen  Verhältnisse  wenigstens  insoweit  verständ- 
lich und  erklärlich,  als  uns  die  betreffenden  Motive  bekannt  und 
diese  verständlich  sind.  Bei  elementaren  Naturgesetzen  bleibt 
uns  aber  die  Ursache  selbst  unbekannt  und  an  sich  unverständ- 
lich. Allerdings,  die  weiteren  Gründe  unserer  Motive  und  die 
Gründe,  warum  die  und  die  Reize,  Empfindungen,  Vorstellungen 
so  und  so  auf  uns  wirken,  entziehen  sich  unserer  Kenntniss  und 
unserem  Verständniss  ebenfalls.  Aber  damit  beginnt  das  völlig 
Unbekannte  und  Unverständliche  doch  auf  dem  Gebiete  wirth- 
scbaftlicher,  von  unseren  Handlungen  und  Motiven  abhängiger 
Erscheinungen  erst  in  einem  späteren  Stadium  als  bei  den  Er- 
scheinungen der  äusseren  Natur.  Was  wirthschaftliche  Gesetze 
an  „Exactheit"  gegenüber  Naturgesetzen  zu  wünschen  übrig  lassen, 
wegen  des  hier  das  Verursachungssystem  darstellenden  Motivations- 
systems, das  gewinnen  sie  so  an  leichterer  Ermittelbarkeit  und 
Verständlichkeit  eben  dieses  Umstands  wegen. 

5.  Abschnitt. 

Die  Verbindung  der  Methoden. 

I.  —  §.  92.  Der  Auf-  und  Ausbau  der  Politischen 
Oekonomie.  Aus  allem  Vorausgehenden  folgt,  dass  das  inductive 
Verfahren,  auch  selbst  in  seinen  besten  Methoden,  der  statistischen 
und  vergleichend -historischen,  nicht  für  sich  allein  ausreicht,  die 
Politische  Oekonomie  als  Wissenschaft  mittelst  seiner  aufzubauen. 
Der  Grund ri SS  wird  immer  entworfen,  das  Fundament  wird 
immer  gelegt  werden  müssen  mit  Hilfe  des  Verfahrens  psycho- 
logischer Deduction.  Dieses  Verfahren  hat  freilich  seinen  Aus- 
gangspunct  auch  in  Beobachtungen,   insbesondere  in  eigenen 
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vom  meDDcblicliGti  Trieblebeo  ttod  der  psychischen  Moti- 
inch  des   wirtlischaftlicheo  Handelns,  aber  eben  doch  in 
tUDgcn  der  wirksamen  KräTte,  nicht,  wie  das  indactire 
ü,  der  bewirkten  Gcittaltang  wjrtbscbafllicher  ErscheinnDgen. 
nicht    iiui'    GrundrisB    und    Fundament   werden   so   ge- 
sondern   ancb    der  Anfban    der  grossen   Omndpfeiter, 
Banptwände  des  wiBsenschaftlicben  GebSudes  wird  zunächst 
des  dednctiven  Verfahrens  erfolgen  mOssen  nnd  nnr  anf 
sise  erfolgreich  geschehen  kSnnen. 

indnctire  Verfahren  hat  dann  einmal  als  Mittel  zur 
le  des  deductir  hergestellten  Grandrissea,  Fundaments 
ans  nnd  sodann  selbständig  als  Mittel  zam  weiteren  Ans- 
wiBsenschaftlichen  Qebäades  zn  dienen.  In  beiderlei 
ist  es  unentbehrlich  nnd  faßcbst  werthvoU.  Erst  dnrcb 
erbioduDg  des  indnctiren  mit  dem  dednctiven  Ver- 
ird  ein  haltbarer  nnd  ein  allen  Anfgaben  der  Wissenschaft 
ender  Bau  entstellen. 

eio  Vaho,  la  glaabeo.  dot  mit  dem  einen  oder  d«m  inderen  VerfabrcD 
ea  Hieben  Bau  herslollen  in  kOitiieD.  Gross  vk  dkher  der  Fehler  det 
mcten"  Theorie,  weiche  äta  dedncüTe  Verfahren  mehr  ond  mehr  allein 
Aber  nindesteDS  ebenso  gtoaa  ist  der  entgegen  gesetzte  FeUer  dva  Hislo- 
indncti?en  Verfthren  allein  das  Mitlel  mm  Anfhao  der  Wissensohad  in 
nui  wird  diesen  Fehler  eigenilich  nach  i^TOsser  nennen  darfcn.  vcil 
r  Verliennang  des  psychologischen  PundaaieiiU  der  Wis^cnsebufl  der 
Oelionomie  boinht  \s.  15). 

im  Uebrigen  das  deductive  nnd  indnctire  Verfahren 
r  zn  greifen,  sich  gegenseitig  zu  ergänzen  und  nnter 
n  zn  ersetzen  haben,  das  hängt  wesentlich  ron  den 
en  Anfgaben  ab,  welche  gelöst  werden  sollen. 

nnd  wieder  jene  zwei  Keihen  je  dreigliedriger  theoretischer  und  prac- 
;aben,  im  Ganzen  al^o  jene  sechs  Anfgaben  zn  nnferscheiden ,  n-elchu  in 
itabschnitte  dieses  Kapitels  (§.  57  El  anfgcsiellt  nnd  erörtert  nnd  im 
den  wiederholt  schon  in  Verbindung  mil  den  methodolngischcn  Fragen 
rdcn.  FUT  rieles  Einzelne  ist  daher  auf  bereits  Gesagtes  hier  hinznwciseD. 
(ich  jetzt  nar  noch  nm  eine  Zusammenfassnug  alles  BezUglichen. 

-  §.  93.  Das  inductive  Verfahren  als  Control" 
(im  „ErgänzuDgsdienst"  anderer  Methoden), 
es,  daher  aucb  als  J'robe-  und  Correctivyerfahren, 
I  einmal  im  Ganzen  und  wieder  je  mittelst  seiner  vier 
ingsmethoden,  insbesondere  der  slafistiachen  und  histo- 
neben  der  spcciilativen  Deduction  in  Betracht;  sodann 
•,h  die  einzelnen  Beobachtungsmelhoden  aber  ancb  wieder 
itig  als  Controlmittel. 
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1.  Neben  der  Dednction  hat  das  inductive  Verfahren  wieder 
eine  doppelte  Fnnction,  einen  doppelten  Ergänzungsdienst: 

a)  Einmal  hat  es  zu  helfen,  die  angenommenen  Voraus- 
setzungen der  Deduction  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen,  sie 
danach  eventuell  zu  berichtigen,  unter  Umständen  auch  die  an- 
zunehmenden Voraussetzungen  selbständig  festzustellen,  um  so 
wichtige  und  leicht  sich  öflfnende  Fehlerquellen  des  deductiven 
Verfahrens  vermeiden  oder  verstopfen  zu  lehren,  oder  sie  wenigstens 
minder  ergiebig  laufen  zu  machen  und  Anhaltspuncte  zur  Be- 
messung der  daraus  hervorgehenden  Fehler  gewinnen  zu  lassen. 

Welche  BedOrfhisse  hier  vorliegen,  ist  firüher  näher  dargelegt  worden  (besonders 
§.74,  75,  aber  Uberhaapt  §.  67 — 75).  Ebenso,  wie  das  indacti?e  Verfahren  hier 
helfen  kann.  Dass  man  auch  bei  dieser  Function  der  Dednction,  die  Voraussetzungen 
der  Dedüction  selbständig  festznstellen,  doch  noch  auf  dem  Boden  der  letzteren  ver- 
bleibt, worde  gleichfalls  oben  schon  ausgeführt. 

b)  Sodann  hat  das  inductive  Verfahren  zur  Controle,  Probe 
und,  soweit  erforderlich,  zur  Correctur  der  Schlüsse  zu  dienen, 
welche  deductiv  aus  angenommenen  oder  erwiesenen  Voraus- 
setzungen abgeleitet  worden  sind.  Hier  müssen  diese  Schlüsse, 
welche  in  Bezug  auf  die  Erscheinungen  abgeleitet  wurden,  an  den 
beobachteten  wirklichen  Erscheinungen  geprüft  werden. 

Bei  allen  drei  theoretischen  Aufgaben,  daher  insbesondere  auch  bei  den  de- 
ductiv abgeleiteten  Zusammenhängen  und  Abhängigkeitsverhältnissen  und  den  deductiven 
Ennittelungen  des  Generellen,  Typischen,  der  Regelmässigkeiten,  Gesetzmässigkeiten 
und  Gesetze  (§.  73,  87 — 90)  ist  dieser  Probedienst  des  inductiven  Verfahrens  ge- 
boten. Warum  und  wie  er  einzurichten  ist,  das  ist  ebenfalls  im  Vorausgehenden 
bereits  erörtert  worden  (vgl.  bes.  §.  73,  75,  80  ff.),  l/lit  diesem  Dienste  tritt  man  schon 
endgiltig  auf  den  Boden  der  Induction. 

Völlig  auszuschliessen  von  dieser  Doppelfunction  des  inductiven 
Verfahrens  neben  dem  deductiven  ist  keine  der  besprochenen 
vier  Beobachtungsmethoden,  schon  weil  mitunter  nur  eine  und 
vielleicht  nur  die  unvollkommenere,  so  die  erste  (§.  78),  überhaupt 
in  Frage  kommen  kann.  Aber  mit  dem  Werth  der  benutzten 
Beobacbtungsmethode  steigt  natürlich  auch  der  Werth  der  Leistungen 
gegenüber  der  Deduction. 

Die  Methoden  rangiren  daher  in  derjenigen  Ordnung  ihres  >\'erths,  welche  sich 
aus  unseren  frtlheren  Ausführungen  ergiebt:  die  statistische,  die  vergleichend -histo- 
rische, die  rein  historische  stehen  im  Allgemeinen  in  dieser  Reihenfolge  voran.  Ob 
die  unwissenschaftliche  tägliche  (Ma8sen-)Beobachtung  oder  die  wissenschaftliche 
Einzelbeobachtung  den  Vorzug  verdient,  wird  mehr  nur  nach  dem  concreten  Fall  zu 
entscheiden  sein. 

2.  Gegenseitig  unter  einander  haben  sich  die  ver- 
schiedenen Beobacbtungsmethoden  des  inductiven  Verfahrens  femer 
ebenfalls  als  Controlmittel  zu  dienen,  und  zwar  auch  hier  in 
doppelter  Weise. 
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Einmal  so,  dass  die  nach  den  verschiedenen  Metboden 
teten  Thatsacben  verglichen  and  Beobacbtungsfebler 
edeckt  and  berichtigt  werden. 

r  dienen  Tomemlich  die  roUkommneren  BeobachtnngsmeÜioden  zur  (üontrole 
miflse  der  nnrollkommneren,  daher  die  statistische  gegenüber  allen  anderen, 
I  anch  der  Tergleichend-historischen  und  der  rein  historischen,  diese  wieder 
'  der  wissenschaftlichen  Einzel-  nnd  der  nnwissenschafUichen  t&gÜcheA 
leobachtnng«  Vor  Allem  die  zahlreichen  Fehler  der  letzteren  bedürfen,  er- 
er  auch  so  eine  Prufong  nnd  Berichtigung  (rgl.  §.  78).  Je  nach  den  Auf- 
•d  dann  die  eine  oder  die  andere  Methode  wieder  spedfische  YorzOge  oder 
deten  nnd  der  Controldienst  der  anderen  gegenüber  mehr  oder  weniger 
nd  erfolgreich  werden.  Bei  der  zweiten  theoretischen  und  bei  den  prao- 
ufgaben  wird  die  statistische  und  die  Tergleichend- historische  besondeiB 

Tersagen  die  anderen  in  höherem  Grade.  Dass  indessen  doch  mitonter 
Ihrigen  an  sich  auf  dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  ErBcheinnngen  nnroÖ- 
n  Methoden  zwar  nicht   sowohl  Ergebnisse   der  anderen   rolliommneren 

wirklich  berichtigen,  aber  doch  ZweÜel  daran  herrormfen  ktanen,  welche 
ffneuter  sorgfältigerer  Anwendung  der  statistischen  und  historischen  Methode 
)ben,  ist  auch  anzuerkennen  und  folgt  aus  den  früheren  ErOrterangen 
10).  —  In  der  Methodologie  hat  man,  nebenbei  bemerkt,  diese  nnd  die 
Function  eines  gegenseitigen  Control-  und  Correctirdiensts  der  Be- 
smethoden  nicht  immer  genügend  herrorgehoben  und  einen  solchen  Dienst 
»über  der  Dedoction  angenommen. 

Sodann  wird  bei  dem  Zarttckgehen  von  den  beob- 
i  Erscheinangen  aaf  die  Ursachen  and  Bedingangen 
•lebe  gegenseitige  Controle  der  Ergebnisse,  welche  nach 
-schiedeneo  Beobachtangsroetboden  gewonnen,  wurden ,  nnd 
iaction  dieser  Ergebnisse  auf  Ursachen  and  Bedingangen 
öderem  Maasse  wichtig  und  nothwendig. 

de  hier  gilt  es,  übereilte  and  schiefe  Indnctionsschlüsse,  so  den  üblichen  des 
ergo  propter  hoc  (S.  198)  zu  berichtigen.  Die  voUkommneren  Methoden,  die 
e,  dann  die  Tergleichend -historische  zeigen  hier  ihre  besonderen  Vorzüge 
Iren  auch  als  werth?olJe  Controlmittel,  sowohl  gegenüber  den  willkührlichen 
sschlüssen  der  unwissenschaftlichen  täglichen  Beobachtung  in  Bezug  auf 
und  conditionelle  Erklärungen,  als  gegrenttber  den  falschen  Generalisationen 
ction  nnd  der  wissenschaftlichen  Einzelbeobachtung.  Unsere  dritte  Auf- 
gehe Tomemlich  hier  vorliegt,  ist  daher  nur  mit  Hilfe  der  rollkommncren 
ingsmethoden  zu  lösen.  Aber  grade  sie  wird  im  Leben  so  gern  durch  die 
chaftliche  tägliche  Beobaclitang  zu  lösen  gesucht.  Und  Aehnliches  gilt  von 
ischen  Aufgaben,  besonders  der  sechsten  (§.  64),  der  Wahl  der  Mittel  und 
einem  bestimmten  Ziele. 

—  §.  94.  Das  inductive  Verfahren  als  selb- 
iges   Mittel   zam    Aasbau    der  Politischen  Oeko- 

(im  ,,ErsatzdieDSt''  statt  anderer  Methoden). 
e  Fehlerquellen  des  deduetiven  Verfahrens  zn  gross  werden 
eine  ansreichende  Abhilfe  gestatten  (§.  74),  wo  das  den 
hafUichen  ErscbeinuDgen  za  Grunde  liegende  System  von 
en  und  Bedingungen  zu  complieirt  wird,  um  durch  noch  so 
ische  Aenderung    der  Voraussetzungen  das  deductive  Ver- 

zur    ErzieluDg    richtiger,    mit    der    Wirklichkeit    tiberein- 
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Stimmender  Ergebnisse  genügend  leistungsfähig  zu  erhalten  (§.  70), 
—  da  versagt  eben  dieses  Verfahren  den  Dienst  mehr  oder  weniger^ 
eventuell  völlig.  Hier  kann  sich  nun  im  induetiven  Verfahren 
ein  Ersatz  bieten,  wenn  es  gelingt,  dieses  Verfahren  selbst 
richtig  technisch  auszubilden,  um  es  mit  Vertrauen  anwenden 
zu  können  (§.  75,  76flF.). 

Daher  liegt  hier  die  Aufgabe  vor,  zwischen  den  verschiedenen  Beobachtungs- 
metiioden  des  induetiven  Verfahrens  wieder  richtig  zu  wählen  und  jede  derselben  so 
ToUkommen  wie  mOglich  auszubilden.  Principiell  und  thatsächlich  kann  das  freilich 
nur  mit  der  statistischen  und  historischen,  namentlich  wieder  der  vergleichend-histo- 
rischen Methode,  gelingen,  welche  daher  hier  auch  wesentlich  allein  als  wissen- 
schaftliche Methoden  im  „Ersatzdienst"'  statt  der  Deduction  in  Betracht  kommen.  Je 
umfassender,  systematischer,  sorirf&ltiger  die  das  Beobachtungsmaterial  liefernden 
statistischen  Aufnahmen,  historischen  Forschungen  werden,  je  reichlicher  und  besser 
dieses  Material  so  selbst  wird,  desto  erfolgreicher  wird  auch  das  indnctive  Ver- 
fahren mit  Hilfe  dieses  Materials  den  Ersatzdienst  statt  der  Deduction  übernehmen 
können. 

Wie  dann  hierbei  vorzagehen  ist,  das  richtet  sich  wieder  nach 
den  verschiedenen  Aufgaben.  Besonders  die  Lösung  der  zweiten 
und  dritten,  welche  die  Lösung  der  practischen  mit  vorbereiten, 
wird  mit  Hilfe  des  statistischen  und  vergleichend -historischen  Ver- 
fahrens, in  der  in  §.  82 ff.,  84  geschilderten  Weise,  erheblich 
gefördert,  mitunter,  da  gerade  hier  die  unvollkommneren  Beob- 
achtungsmethoden und  die  Dedaction  am  Leichtesten  irreführen 
oder  versagen,  überhaupt  erst  ermöglicht,  wenigstens  soweit  von 
einer  „Lösung^'  geredet  werden  kann.  Die  statistische  Methode 
behauptet  aber  wegen  ihrer  quantitativen  Bestimmtheit  und  wegen 
des  bei  ihr  zumeist,  oft  allein  erreichbaren  genügenden  Grads 
systematischer  Massenhaftigkeit  der  Beobachtungen  den  Vorzug 
auch  hier,  auch  vor  der  in  diesen  beiden  entscheidenden  Puncten 
zurückstehenden  historischen  und  selbst  vergleichend  -  historischen 
Methode. 

Nur  sie  gestattet  die  genauere  Verfolgung  der  Erscheinungen  in  allen  Phasen 
durch  die  Kategorieeu  Kaum  und  Zeit  hindurch,  in  möglichst  kleinen  Kaum-  und 
Zeittheilen  (S.  212).  daher  unter  dem  Einfluss  hier  eintretender,  mitspielender  variabler 
Bedingungen  und  Ursachen,  was  öfters  die  Voraussetzung  zur  sichereren  Ermittlung 
der  Abhängigkeitsverhältnisse  und  des  Typischen  der  Erscheinungen  ist. 

IL  Ergebnisse.  §.  95.  —  A.  Ergebniss  im  Ganzen. 
Die  Weiterbildung  der  Politischen  Oekonomie  als  einer  Wissen- 
schaft, welcher  die  beiden  oft  erwähnten  Reihen  theoretischer 
und  practischer  Aufgaben  (§.  57)  zu  stellen  sind,  hängt  daher 
sicherlich,  wenn  auch  in  ungleichem  Grade  in  Betreff  der  einzelnen 
Aufgaben,  von  den  Fortschritten  der  Statistik  und  Historik  und 
von    der    immer    besseren    Verwerthung    des    von    diesen    oeiden 
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itongBiuetbodeD  gelieferteo  BeobachtangsetoSs,  daher  tlber- 
rom  indactiven  Verfahren  mit  ab.  Die  dednctiTen  Er- 
)  werden  ao  gesicherter  und ,  wo  sie  nicht  aoBreichen  oder 
werden  neue  inductive  Ergebnisse  hinsn  oder  an  Stelle 
!«ten.  Aber  freUich  wird  man  nach  der  bisherigen  £r- 
nnd  rnnthmaasslich  aach  in  Znknnft  nach  der  eigen- 
len  Katar  der  Objecte  unserer  Wissenschaft  mehr  vom 
«nden,  als  vom  selbständig  fongirenden  inductiveD  Ver- 
irwarten  dUrfen.  Auch  nicht  sowohl  ganz  ueue  Ergebnisse, 
ptaftchlich  nnr  Berichtigungen,  Verfeinemugeu,  Einzelans- 
jn  der  dednctiv  gewonnenen  Sätze  sind  aclion  bisher  und 
wohl  auch  weiter  dem  inductiren  Verfahren  zu  verdanken 
nch  das  i8t  sehr  wichtig  und  werthroU  und  »teigert  den 
h  der  Politischen  Oekonomie,  als  eine  wahre,  mit  guten 
n  arbeitende  Wissenschaft  gellen  zn  dHrfeu. 

«  Aasiobl  Qber  die  Schraalea  der  Lei^iuuKsfähiiikütt  ■its  indDcdven  Ver- 
cht  freilich  wieder  im  Widenpracii  luii  di^u  boliea  PrateDaioaen .  irei<.'lie 
I  der  jang^ere  Historiimua  zu  (ioaei.Mi  »eiuer  Methode  erbebt,  und  ebenso 
toaMB  Wortea  desüelbea,  wouach  dii;  dedariiie  Mulbode  abgewinhBchKftvt 
tbstncte  NitiODalfikoaomie  mit  ihrer  S.  huido^matik  ein  ubanrimdener  Stuiil- 
u  nicht  schoD  aei.  so  eicher  immer  m>^hr  werde,  und  die  Parole  dqt  sein 
i  roller  Neubau  laf  iadactii  K<^woaDeDer  Urnndlage.  Aach 
jetzt  schon  behanptet,  dass  zamal  <lio  „hisiuriache  FonchuDg''  hereia  er- 
[■ni  uene  Kesaltsle  fur  die  Fortbildung  di>r  Wiasenachaft  g^eliefen  hsb«. 
Verdienste  dieser  ForechauK  bestcdi:  iih  iiirhi  diiT<  lisos,  meine  abi^r 
I  diese  lEeaultue  im  (iiiazeci  eben  nicht  soTohl  nene.  als  da  nnd  dort  be- 
'oruemlicb  nur  verfeinerte  alte  deductir  gevonneae  und  auch  recht  gut  so 
3  »eieu.  Ich  weiss,  daoi  daa  wohl  ^el&agnel  vird,  miuste  aber  um  genauen 
teo,  dass  ich  im  Imhnm  bin.  Fui  die  Abweisnog  der  la  weit  gehenden 
ea  und  —  der  Wechsel,  welche  so  iftm  auf  die  zakunlligea  Lelstangen  des 
s.  nicht  fUr  concrele  Wirlhschafiügescluchle  natürlich,  wohl  aber  fUi  die 
t(t  der  Politischen  Oekonomie  gezogen  werden,  kann  ich  mich  nunmehr 
lieses  gau7«  erste  Buch  beziehen,  worin  ich  meine  Bemerkungen  in  der  Ein- 
«I  deu  Historismus  zu  begründen  gesucht  habe:  negaliT  im  Nachweis 
tonten  Mängel  der  Beobaihrumcsmethoden  und  des  indnctiren  Verfahrens. 
JD  Kachweis  der  Leitiungsrähigkcit  der  Dedactioo,  wenn  sie  in  der  dar- 
k'eise  gehandhabt  wird, 

—  §.  1)6.  Ergebniss  im  Einzelnen  für  das  Ver- 
ls der  Methoden  zu  den  Aufgaben.  Dass  sich  nnd 
1  die  Anwendung  der  einzelnen  Metboden  nach  den  ver- 
.en  Aufgaben  richtet,  wo  eine  jede  und  welche  Vorzflge 
ngel  sie  zeigt  und  in  welcher  Weise  sie  sieb  dann  zu 
1  nnd  eventuell  zu  ersetzen  haben,  das  ist  im  Voraus- 
n  im  Zusammenbang  der  Erörterungen  Über  die  Aufgaben 
len  methodologiscben  Ausfuhrungen  näher  dargelegt  worden, 
imaliger    kurzer    UberHichUicher  Zusammenfassung   ergiebt 
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1.  Bei  der  ersten  Aufgabe,  der  Ermittlung  des  Tbatsäch- 
liehen  der  Erscheinungen  und  ihres  Verlaufs  (§.  57),  steht  die 
Beobachtung  der  Erscheinungen  selbst  und  zu  diesem  Zwecke  die 
statistische  und  die  historische  Methode  ganz  voran.  Aber  die 
unvollkommneren  Beobachtungsmethoden  werden  daneben  immer 
eine  gewisse  Rolle  mitspielen  und,  bei  angemessener  Vorsicht 
sowie  unter  Controle  durch  die  voUkommneren  Methoden  und 
durch  das  deductive  Verfahren  auch  mitspielen  können.  Letzteres 
Verfahren  oder  der  Schluss  aus  nach  Wahrscheinlichkeitsgründen 
angenommenen  oder  bereits  als  vorhanden  nachgewiesenen  Voraus- 
setzungen der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  wird  ausserdem 
allgemein  zur  Controle  und  Ergänzung  der  Ergebnisse  der  in- 
ductiven  Beobachtungsmethoden  hinzu  kommen  (§.  59). 

2.  Bei  der  zweiten  Aufgabe,  der  Ermittlung  des  Typischen 
in  den  Erscheinungen,  der  Regel-  und  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  (§.  57,  73,  86  —  90),  ist  die  Deduction  aus  nachgewiesenen 
Leit-  und  Specialmotiven,  zumal  aus  dem  Motiv  des  Strebens  nach 
dem  wirthschaftlichen  Vortheil,  und  die  Anwendung  des  inductiven 
Verfahrens,  insbesondere  der  systematischen  Massenbeobachtung 
der  Statistik,  aber  auch,  wenn  auch  mit  geringerem  Erfolge,  der 
vergleichend  -  historischen  und,  mit  abermals  geringerem  Erfolge, 
unter  gewissen  Cautelen  auch  der  täglichen  unwissenschaftlichen 
(Massen - )Beobachtung  zulässig,  ja  geboten  und  sind  so  Deduction 
und  Induction  passend  zu  verbinden.  Beide  dienen  sich  gegen- 
seitig zur  Controle  und  Berichtigung  ihrer  Ergebnisse,  die  erstere 
den  Ergebnissen  der  letzteren  auch  mit  zur  Erklärung  und  die 
vollkommnere  indactive  Beobachtungsmethode  dient  wieder  zur 
Controle  und  Berichtigung  der  Ergebnisse  je  der  unvollkommneren 
Methode  (§.  60). 

3.  Bei  der  dritten  Aufgabe,  der  Erklärung  der  con- 
ditionellen  und  causalen  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsver- 
hältnisse der  Erscheinungen,  wird  zunächst  und  zumeist  das 
deductive  Verfahren  unter  Zugrundelegung  nach  der  Wahrschein- 
lichkeit entsprechend  angenommenen  Voraussetzungen  zum  Aus- 
gangspunct  genommen,  zur  gedankenmässigen  Isolirung  der  Ur- 
sachen und  Wirkungen,  der  Bedingungen  und  Folgen  benutzt. 
Darauf  tritt  aber  gerade  hier  in  sehr  bedeutsamer  Weise  das 
inductive,  vomemlich  wieder  das  statistische,  eventuell  auch  das 
vergleichend -historische  Verfahren  zur  quasi -experimentellen  Con- 
trole, Prüfung,  Berichtigung  der  Ergebnisse  des  deductiven  Ver- 
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hinzu.  Dieses  iiidnctive  vergleichend -statistische  und  -histo- 
/'erfabren  gestattet  aber  auch  weiterbiD  eine  sdbBOodig» 
ung  zar  Liianog  der  dritten  AnTgabe,  wobei  dann  die  Er- 
!  wieder  umgekehrt  mittelst  der  Deduction  zu  controlireo 
61). 

Bei   der  vierten  Aufgabe,  der  ersten  practiaehen,  wo  es 
0  Wertiinrtbeile   ttber  die  wirtbschal'tlictieu   Erscbeinnngen 
,   nnd   bei    der  eng   mit  der  vierten   zusammenbäRgenden 
n   Aufgabe,    der   iweiten    pracliscben ,    wo    ein    Ziel    für 
irieklDog  der  wirthscfaaftlicben  Erscbeiniingen   sufzuBtcIIen 
2,  63),  ist  znnäcbst  überall  &n  die  Ergebnisse  anzuknüpfen, 
bei  der  Erledigung  der  drei  theoretischen  Aufgaben   ge- 
worden sind.    Beobacbtungsmiissig  coustatirte  Thatsachen 
irklicbkeit    binsichtUch    der    bestehenden    Production    nnd 
ong  nnd  auch  bingicbtlich  der  nach  dem  Stande  der  Technik 
len  idealen  Production  bilden   den   Ausgangspunct  ftlr   die 
ang  beider  Aufgaben.  Bei  der  Aufstellung  von  Maassstäben 
otwicklnngszielen    idealer    Production    und    Yertheilung    ist 
)er  wieder  psychologische  Analyse  derjenigen  Motive  geboten, 
als  vorhanden  und  wirksam  vorausgesetzt  werden  mllssten, 
Ue  Erreichung  des  Ziels  psychologisch   mtiglich   erscheinen 
fier  erfolgt  dann  umfaMende  Anwendung    der  apeculativeu 
ion  unter  verschiedenen  hypotbetischen  Annahmen  beztl^ich 
itivation   des   nirtbacbaftlicben   Handelns.     Bei  der  fOnften 
t   der  folgenden  sechsten  Aufgabe  liegen  vor  Allem  p^cho- 
B  Probleme  vor,  wobei  psychologische  Indnction  und  De- 
in enge  Verbindung  treten  (s.  Weiteres  in  §.  63). 
Bei  der  sechsten,  der  dritten  practischen  Aufgabe,  der- 
I    der  WegweisuDg  zu  dem  aufgestellten  Entwicklnogsziel^ 
nssere  Beobachtungen  über  die  bisher  benutzten  Mittel  nnd 
wieder  mit  psychologischen  Analysen  der  Motive  nnd  mit 
ionen    aus   als  vorbanden   und  wirksam  beobachteten  und 
potbetiscb  angenommenen  Motiven  zu  verbinden.  Der  psyobo- 
le  Characler  der  Probleme  im  Gebiete  dieser  sechsten  Auf- 
irgiebt  sich  daraus,  dass  es  immer  mit  auf  Beeinflnssnng 
Villen 8    ankommt,    um  die  und  die  Gestaltung  der  Fro- 
D  nnd  Vertheiluug  herbeizufdbren  (§.  64). 
0   also   Überall:   eine  Verbindung  von  Deduction  nnd  In- 
a.    Fehlerquellen  haben  beide.    Die  Ergebnisse  der  De- 
n  sind  immer  nur  richtig,  wenn  die  Voraussetzungen  richtig 
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und  voIlstäDdig  statuirt  sind,  die  Motive  wie  aDgenommen  gewirkt 
haben,  die  Schlüsse  richtig  gezogen  sind;  die  Ergebnisse  der  In- 
duetion  sind  gleicher  Weise  immer  nur  richtig,  wenn  richtig  nnd 
allseitig  beobachtet  worden,  richtige  Zurückführung  auf  die  Ur- 
sachen nnd  Bedingungen  erfolgt  ist  und  dabei  alle  maassgebenden 
Factoren  richtig  gewttrdigt  sind.  Die  Methoden  und  ihre  Ergeb- 
nisse haben  sich  dann  gegenseitig  zur  Controle  zu  dienen. 

C.  —  §.  97.  Ergebniss  ftir  das  Verhältniss  der 
Methoden  bei  einzelnen  Fragen  und  in  den  einzelnen 
Theilen  des  Systems.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  einzelnen 
Fragen  der  grundlegenden,  der  theoretischen  und  practischen  National- 
ökonomie (§.103)  erfolgt  dieselbe  Verbindung  der  Methoden.  Und  nicht 
anders  verhält  es  sich  in  den  verschiedenen  Theilen  des 
Systems  der  Disciplin.  Auch  von  einem  allgemeinen  Vorrang  und 
einem  steten  Vorangehen  der  einen  oder  anderen  der  beiden  Haupt- 
methoden auf  Gebieten  von  Fragen  nnd  in  Theilen  des  Systems  lässt 
sich  kaum  sprechen.  Je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  der  ge- 
nannten Aufgaben  vorliegt,  wird  in  diesen  Gebieten  und  Theilen 
die  eine  Methode  zuerst  benutzt  werden  und  eventuell  auch  methodo- 
logisch einen  gewissen  Vorrang  behaupten.  Aber  zur  Ergänzung 
wird  dann  erst  immer  die  andere  hinzutreten  müssen. 

1.  Man  hat  wohl  gemeint,  die  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Production  und 
Gonsumtion  in  der  theoretischen  NationalOlionomie  beruhe  mehr  auf  der  äusseren 
Beobachtung  der  Thatsachen  und  Vorgänge,  auf  dem  inductiveu,  diejenige  der  Lehre 
fon  der  Verthcilung  und  vom  Umlauf  (Preis)  auf  dem  deductiven  Verfahren. 
Wo,  wie  in  beiden  letzteren  Lehren,  Gesetze  causaler  Bewe^^ung,  („Bewegungsgesetzc" 
§.  90),  schärfer  henortreten,  die  man  mittelst  Deduction  aus  wirlisamen  Mutiven  ab- 
leitet, mag  das  ja  einigermaassen  zutreQen.  Aber  tiieils  muss  und  kann  man  doch 
auch  hier  mit  der  Feststellung  der  Thatsachen  beginnen  und  von  ihnen  aus  suchen, 
auf  die  Ursachen  (und  Bedingungen)  zurUckzuschliessen ,  also  inductiv  vorzugehen; 
theils  muss  wieder  zur  Controle  nnd  Bestätigung  der  inductiven  Ergebnisse  hinsicht- 
lich der  Bewegung  der  Erscheinungen  doch  die  Beobachtung  der  Thatsachen  selbst 
hinzukommen.  Es  ist  daher  doch  auch  hier  die  inductive  Methode  kaum  die  wirk- 
lich zurückstehende.  Und  umgekehrt,  auf  dem  Gebiete  der  Production  wird  auch  zur 
ersten  Ableitung  von  Sätzen  und  zur  Begründung  und  Erklärung  inductiv  gewonnener 
die  Deduction  mit  benutzt  werden  können  und  öfters  müssen.  Eher  könnte  man  sagen, 
dass  nach  dem  bisherigen  Entwicklungsgang  der  Wissenschaft  thatsächlich  die 
Deduction  allerdings  auf  dem  (iobiete  der  Lehren  von  VertheUun^c  und  Umlauf,  die 
Induction  auf  demjenigen  der  Lehren  von  der  Production  in  gröss.3rem  Umfang  angewendet 
worden  sei.  Auch  entspricht  das  wohl  dem  Character  der  betreffenden  Probleme  und  wird 
daher  sich  nicht  völlig  ändern,  weil  das  andere  Verfahren  hier  grössere  Schwierig- 
keiten bietet  und  so  practisch  weniger  anwendbar  wird.  Allein  auch  diese  nicht  un- 
richtige Auffassung  begründet  sich  dann  doch  mehr  auf  einen  thatsächlichen ,  grade 
Mängel  der  Forschung  und  der  technischen  Ausbildung  der  Methoden  erweisenden 
Zustand,  als  auf  einen  principiollen  Vorzug  der  einen  vor  der  anderen  Methode. 

2.  Nicht  ganz  grade  so,  aber  doch  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  den  ver- 
schiedenen Theilen  des  Systems  der  Politischen  Oekouomie.  In  der  „theo- 
retischen'' Nationalökonomie  überwiegt  bisher  wohl  im  Ganzen  die  Deduction,  in  der 
practischen''  die  Induction,   wieder  in  verschiedenem  Grade  und  mit  manchen  Aus- 
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in  den  Einzelgebieten  beider.  Aach  mochte  das  aas  priDcipiellen  Granden. 
!es^  Grandcharacters  der  ganzen  Probleme,  mehr  so  Terbieiben«  als  die  gleiche 

in  den  genannten  Lehren  ron  Vertheilong  nnd  Umlaaf  einer-,  fon  Prodac- 
ererseits.  Aber  zn  einem  sehr  erheblichen  Theilo  sind  es  doch  anch  hier 
Iche  principiclle.  sondern  thats&chliche  Gründe,  die  in  den  Schwierigkeiten 
endung  und  den  Mängeln  der  Ansbildang  der  anderen  Methode  in  dem  an- 
leile  des  Systems  liegen  and  nach  and  nach  übenranden,  wenigstens  Ter- 
werden  können.     Aach  die   theoretische  Nationalökonomie  wird  dann  mehr 

anch  die  practische  mehr  dedactir  behandelt  werden  können. 

in  übersieht  auch  nicht  selten,  dass  dieselben  Probleme 
wesentlich  dednctiv  als  inductiv  untersucht  werden  können, 
Dan  mit  beiden  Methoden  etwa  gleich  weit,  leider  noch 
ichtiger  gesagt:  gleich  wenig  weit  kommen  kann,  dass  die 
ngig  Ton  einander  gewonnenen  Ergebnisse  aber  doch  den 
1  Werth  beanspruchen  dürfen  und  sich  gegenseitig  zur  Be- 
ig  dienen. 

mair  mir  erlanbt  sein ,  mich  zam  Belege  dafür  auf  einige  meiner  eigenen 
aaf  Specialgebieten  za  beziehen,  besonders  aaf  meine  grade  anch  metho- 
Terschiedenen  Schriften  ttber  Banken  and  über  gewisse  Finanzfragen.  In 
rsten  Schrift  über  Banken  habe  ich  die  betreffenden  Fragen,  so  die  Streit- 
r  ..Garren cy-Tbeoric*\  der  Controrerse  über  Centralbanken  and  Decentrali- 
Notenausgabe  wesentlich  historisch -statistisch  .indactir  behandelt  (Beiträge 
t  ron  den  Banken,  Leipzi«:  1857)  In  meiner  ..Geld-  and  Gredittheorie  der 
I  Acte''  (Wien  1862)  sind  groiitsentheils  dieselben  Probleme  wesentUch  de- 
Ortcrt.  Und  wenn  mir  da  etwa  der  Einwand  begegnet:  ,Ja,  nachtrftglich, 
Tooke 's  a.  A.  m.  und  Deine  eigenen  indactiren  statistischen  Forschungen 
angon'',  so  mOchte  ich  erwidern,  allerdings,  aber  überall  glaabe  ich  nach- 
können, and  habe  ich  damals  auch  die  Empfindung  gehabt,  dass  bei  sehr 
lichem.  hinlänglisch  scharfem  Eindringen  in  die  Probleme  das  dedoQtire 
anch  von  vornherein  ebenso  zulässig  nnd  erg^iebig  gewesen  sein  würde.  In 
meiner  Untersachangen  über  Papiergeld wesen  (Agiotheorie,  Preisbewegangs- 
0  schon  in  meinem  Anf:iatzc  ..znr  (ieschichte  nnd  Kritik  der  österreichischen 
Iperiodc*',  II  (am  Schlass.  Tüb.  Ztscbr.  1S63)  and  später  namentlich  in 
hrift  über  die  rassische  Papierwähmng  (Riga  186S)  ist  ebenso  streng  dc- 
fahren   nnd   sind  so  Ergebnisse  gewonnen  worden,    welche  die  historisch- 

Erforschangr  bestätigen  konnte  and  ja  allerdings,  am  sie  za  sichern,  be- 
ass.  Ich  verweise  ferner  auf  die  schon  erwähnte  Behandlung  der  Steuer- 
igslehre  in  meiner  Finanzwissenschaft,  bes.  II,  2.  A.,  S.  332—372),  wo  Er- 
eductiv  erzielt  wurden,  Ul>cr  die  doch  auch  die  rein  inductive  Forschung, 
•  Arbeit  von  G.  Schanz  über  die  baierische  Blersteaer  (ebd.  S.  366)  eigent- 
hinausirekommen  ist.  Problematisch  bleibt  nach  beiden  Methoden  Vieles, 
kann  nicht  allgemein  sasren :  in  höherem  Grade  beim  deductiven  Verfahren, 
re  diese  Beispiele  nur  an.  nicht  zur  besonderen  Empfehlung  der  deductiven 
inductiven  Methode ,  sondern  nur  znr  billigen  Beurtheilnng  der  ersteren. 
endi^keit  der  steten  Benutznno:  der  anderen  Methode  zur  Ergänzung  habe 
e  verhehlt  und  bestreite  ich  nicht  im  Mindesten,  habe  demgemäss.  z.  B.  in 
nkschriften,  auih  prehandelt.  Man  verjregenwärtigt  sich  nur  nicht  immer 
:hlich  oft  sehr  grossen,  mitunter  kaum  liberwindlichen  Schwierigkeiten,  z.  B. 
neben   oder   nach  der  Deduction  die   inductive  Methode  anzuwenden.     Ich 

ein  Beispiel  etwa   die  Ennitflunp:   der  Preisbewegung  unter  dem  Einfluss 

verändernden   (ieldwerths,    wie    in  dem   besonderen   Falle  der  Papiergeld- 

Wie    hierbei    metliodisch-statistisch   vorzugehen  wäre,   legt  meine  Abb. 

le  Aufgabe  der  Statistik  der  Preise"  im  Bulletin  de  statistique  international. 

So  mOsste  verfahren  werden,  wenn  man  einigermaassen  ..exact"  sein 
»r  wie  schwer,  wenn  nicht  unmöglich,  so  wirklich  zu  verfahren!  Die 
e  Forschung:''  auch  selbst  in  der  Fortbildung  zur  vergleichend -historischen 
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Methode  mit  ihren  paar  isolirten  Daten  stellt  sich  freilich  die  Aufgaben  nicht  so,  aber 
eben  deswegen  sind  ihre  Ergebnisse  auch  nicht  gesicherte. 

Zum  Schluss  der  methodologischen  Erörterungen  sei  auch  noch  einmal  auf  einen 
in  der  Einleitung  (§.  11)  bertlhrten,  grade  fur  die  Wahl  der  Methode  Seitens  der 
einzelnen  Autoren  wichtigen  Punct  hingewiesen.  Diese  Wahl  wird  immer  mit  beein- 
flusst  werden  durch  die  indi?iduelle  geistige  Anlage  eines  Jeden.  Es  giebt  eben 
zweierlei,  einigermaassen  typische  Verschiedenheiten  der  Veranlagung  hier,  eine  mehr 
zum  deducti?en,  eine  mehr  zum  inductiven  Verfahren  hinfuhrende.  Beide  sind  berechtigt, 
haben  ihre  specifischen  Vorzüge  und  ihre  specifischen  Nachtheile  und  M&ngel.  Die  Einen, 
die  inducti?  veranlagten  Köpfe,  neigen  zu  der  Gefahr,  um  ein  bekanntes  Sprichwort  zu 
brauchen:  „den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  zu  sehen";  die  Anderen,  die  dednctiv  ver- 
anlagten Köpfe,  umgekehrt,  wenn  man  im  Gedanken  dieses  Sprichworts  bleiben  darf, 
„die  Bäume  vor  lauter  Wald  nicht  zu  sehen''.  Jene  sind  weniger  befähigt  und  geneigt 
zum  Generalisircn,  zum  abstracten  Denken,  sie  vermeiden  aber  auch  die  hiermit  ver- 
bundenen Gefahren,  um  freilich  in  die  entgegengesetzte  Gefahr  zu  verfallen,  zu  sehr  am 
Einzelnen  hängen  zu  bleiben,  sich  in  Mikrologie  zu  verlieren,  das  Kleine,  das  Difie- 
rente  in  seiner  Bedeutung  zu  tiberschätzen:  so  enge  naturwissenschaftliche  und  — 
historische  Specialisten.  Die  Anderen,  die  dednctiv  Veranlagten,  sind  zum  abstracten 
Denken  und  Generalisircn  befähigter  und  geneigter,  sie  haben  mehr  Sinn  und  Ver- 
ständniss  für  die  grossen  Ztlge  der  Dinge,  für  das  Typische,  aber  sie  generalisircn 
und  abstrahiren  auch  zu  leicht  und  zu  frtlh,  sie  unterschätzen  die  Bedeutung  des 
Kleinen,  des  Differenten,  sie  construiren  zu  gern  und  werden  von  makrologischen, 
constructiven  Gesichtspuncten  oft  zu  sehr  beherrscht:  so  Philosophen,  Systematiker. 
Fehlerhaft,  zumal  in  den  Extremen,  ist  natürlich  Beides.  Wo  die  grösseren  Fehler 
liegen,  ist  nicht  allgemein  zu  sagen.  Auch  was  man  überhaupt  ftlr  das  Fehlerhaftere 
hält,  hängt  wohl  bei  einem  Jeden  von  seiner  individuellen  geistigen  Veranlagung  und 
der  mit  dadurch  bedingten  Arbeitsweise,  Richtung  und  Neigung  wieder  mit  ab» 
Ceber  subjective  Crtheile  ist  daher  auch  hierbei  schwer  hinauszukommen.  Alles  be- 
weist wohl  von  Neuem  nur,  dass  eine  Verbindung  der  methodischen  Wege  zur 
Aufsuchung  der  wissenschaftlichen  Wahrheiten  das  Gebotene  ist,  wenn  auch  ein  Jeder 
nach  seiner  eigenen  Anlage  und  Neigung  den  einen  oder  den  anderen  Weg  bevor- 
zugen und  auch  auf  dem  für  ihn  geeigneten  gewöhnlich  am  meisten  Erfolg  erzielen 
wird.    Ich  kann  mich  im  Uebrigen  nur  auf  die  Ausfuhrungen  in  §.11  beziehen. 

Dritter  Hauptabschnitt. 
System  und  Verwandtes. 

1.  Abschnitt. 
Die  Politische  Oekonomle  als  Wissenschaft. 

§.  98.  Einleitung  und  Litteratur.  In  der  Regel  wird  in  den  syste- 
matischen Werken  der  Politischen  Oekonomio,  namentlich  in  den  deutschen  Lehr-  und 
Handbüchern,  über  Begriff,  Wesen,  Aufgaben,  Methoden,  System,  d.  h.  Eintheilung 
der  Politischen  Oekonomle,  Stellung  derselben  im  Kreise  der  Wissenschaften,  Zu- 
gehörigkeit zu  den  grossen  Wissenschaftsgruppen  (Gesellschafts-,  Staatswissenschaften  etc.) 
im  Zusammenhang  gehandelt.  Daran  schliessen  sich  dann  auch  wohl  noch  Aus- 
führungen über  die  „Bedeutung*'  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomle  und  den 
Werth  ihres  Studiums.  Der  oder  die  betreffenden  Abschnitte  führen  verschiedene,  aber 
ähnliche  Sammelnamen. 

Hier  einige  Beispiele  dafür,  wie  wichtigere  neuere  Systematiker  in  diesen 
Dingen  formell  vorgehen.  Rau,  I,  handelt  in  der  „Einleitung"'  über  „Wesen  und 
Theile  der  Politischen  Oekonomle'',  (§.  1 — 20,  darin  über  die  Volkswlrthschaftslehre 
als  Wissenschaft  in  §.  9  ff.,  über  Gesetze,  Methoden  §.  10—12,  über  Eintheilung  §.11, 
16,  17),  alsdann  über  die  „äusseren  Verhältnisse  der  Politischen  Oekonomio  (§.  21 — 27, 
darin  über  die  Beziehung  zur  Staatswissenschaft,  §21,  22,  zur  bürgerlichen  Wirth- 
Schaftslehre,  Staatengeschichte  und  Statistik,  §.  23 — 25,  über  den  Nutzen  der  Disclplln« 
§.  26  ff.),  woran  sich  zum  Schluss  der  Einleitung  ein  litterargeschlchtlicher  Abriss  der 
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kaft  der  Politischen  Oekonomie  reiht  (§.  2S — 45).  —  Boscher  beginnt  den 

seines  Systems  mit  einer  Einleitong,  in  welcher  er  ein  erstes  Kapitel  ttber 

dbegriffe  (Qot,  Werth,  Vermögen.  Beichthom,   Wirthschaft)  an  me  Spitze 

uin  im   2.  Kapitel   die  Stellung   der  Nationalökonomie  im  Kreise  der  ?er» 

Wissenschaften  behandelt.    Hier  bespricht  er  die  Wissenschal^n  rom  Yolks- 

m  denen  er  die  Nationalökonomik  stellt,  und  erörtert  ihre  Beziehungen  zur 

bA  zur  Bechtswissenschaft,  zur  Staatswirthschafblehre  und  Finanzvivenseluüu 

Bfiiwissenschaft,   zur  Statistik  (§.  16—18),  alsdann   zur  Gameralwlssenschafit 

ratOkonomik  (§.  19,  20)  und  handelt  darauf  ebenfalls  ttber  die  „Wichtigkeit 

malökonomik''  (§.21).     Das  3.  oder  Schiusskapitel  der   Einleitung  widmet 

den  Methoden.    Eine  zusammenhängende  Darstellung  der  Litteraturgetchichte 

enschaft  enthält  sein  Werk  nicht.  —  Knies  fängt  seine  Politische  Oekonomie 

tiner  allg^emcinen  Kennzeichnung  deiselben  und  ihrer  Stellung  im  Kreise  der 

and  Gesellschaftswissenschaften,  sowie  der  letzteren   im   GMamiAti[rois  der 

Jiaften,  kommt  aber  auf  diese  und  rerwandte  Fragen,  ttber  Aufgabe  und  Me* 

s.  w,  mehrfach  im  Laufe  seines  Werks  zurück,  bes.  in  Abschn.  III,  10  u.  11, 

.  —  T.  Hermann  spricht  nur  am  Schluss  seines  1.  Abschnitts  der  „Grund- 

>  in  seinen  staatswirthschaftlichen  Untersuchungen,  kurz  ron  der  Wirthscbafts- 

8  solcher  (2.  A.,   §.  32,  S.  67  ff.).    —  y.  Mangold t  behandelt  in  seinem 

8  die  Yolkswlrthschaftslehre  im  §.  7  im  Anschlnss  an  den  Begriff  der  Yolks- 

aft  am  Ende  des  1.  Kapitels  seiner  Einleitung,  in  deren  zweitem  Kapitel  er 

lältniss  der  Yolkswlrthschaftslehre  zu  anderen  Wissenschaften  und  die  Methode 

shandlung  bespricht     Hier  wird  gleich  zuerst  (§.  8)  eine  dreifache  wissen- 

he  Behandlung  der  wirthschaftlichen  Seite  des  Yölkerlebens,  eine  historische, 

iche  und  practische  unterschieden,  und  danach  die  Wirthschaftswi^enschaft 

dsirt     In   der  grösseren,   aber  bei  des  Yerfassers  Tode  noch  unrollendeten 

irthschaftslehre'"  ?on  Mangoldt^s  fehlt  ein  solcher  Abschnitt    S.  sonst  ?.  Man- 

Aufs.  Yolkswirthschaft  und  Yolkswlrthschaftslehre  im  Blnntschli-Brater'schen 

Vrterbuch,  6.  XI.  —  Schaf  flc  bringt  in  der  2.  Aufl.  seines  gesellschaftlichen 

im  letzten  §.  5  der  Einleitung  einige  mehr  nur  aphoristische  Bemerkungen 

18  Yerhältniss  der  Nationalökonomie  zu  den  ttbrigen  Wissenschaften.     In  der 

dieses  Werks  wird   in  der  3.  Abth.  des  I.Buchs  etwas  eingehender,   aber 

»ch  kurz  und  aphoristisch,  über  Begriff,  Aufgabe,  Methode  (g.  26 — 28)  ge- 

(L  S.  46 — 50).  woran  sich  einige  Ausfuhrungen  zur  Geschichte  der  Naüonal- 

e  und  ihrer  Litteratur  anschliessen  (§.  29).  —  Im  Schönberg'schen  Hand- 

ehört   der    1.  Abschnitt  des  r.  Scheerschen  Au&atzes  ttber  die  Politische 

nie  als  Wissenschaft    hierher,  worin  über  Aufgabe  (auch  Begriff,  Name)  und 

der  Disciplin  (hier  auch  über  Beziehungen  zu  anderen  Wissenschaften,  über 

en)  gehandelt  wird  ('S.  Aufl.,  I,  69 — 76).   In  den  früheren  Auflagen  beschäftigte 

ch  Neumann  in  seiner  Abh.  über  die  Grundbegriffe  mit  den  hierher  gehörigen 

1,  wie  Aufgabe  der  Yolkswirthschaftslebre  (2.  Aufl.,  I,  135  ff.)  —  G.  Gohn  hat 

Einleitung  seines  Systems  I  ein  erstes  Kapitel  der  Methodologie,  ein  zweites 

ationalokonomie   im  Kreise  der  Wissenschaften'*  gewidmet,    wo  u.  A.  die  Be- 

;  zu  den  Natur-,  den  Geistes-,  den  Gesellschafts-,  den  Staatswissenschaften,  zu 

chnologischen  Fächern,  zur  Rechtswissenschaft  besprochen  und  einige  Bemer- 

ttber  System  (Eintheilung) ,    u.  A.    zur  Begründung  eines  allgemeinen  Theüs 

:  Erörterungen  der  Grundlagen  alles  wirthschaftlichen  Lebens  gemacht  werden 

.  —  Yon  Fremden  hat  z.  B.  L.  Cossa  in  seinen  primi  elementi  di  econ.  polit 

ol.  I  in  9.  Aufl.  als  „economia  sociale"   bezeiclinet,   Milane  1891)   in   einem 

:ile  („Yorbemerkungen'O  Begriff,  Grenzen,  Eintheilung,  Schwierigkeit  und  Wich- 

Gharacter,  Beziehungen  und  Methode  der  Politischen  Oekonomie  knirz  erörtert, 

'.  ein  litterargeschicbtlichcr  Abriss  folgt.    Bei  der  Oorrectur  dieses  Bogens  geht 

3  sehr  erweiterte  3.  Aufl.  von  L.  Cossa's  introduzione  etc.  zu  (MiL  1892),  worin 

snannten  Gegenstände  im  1.  Theil  (p.  11—128)  eingehend   behandelt  werden. 

leitet  seine  principcs  d'ccoii.  politique  mit  Ausführungen  ttber  den  Gegenstand, 

ethode,  die  Frage  wirthschaftlicher  Naturj^esetze  ein. 

In  grosser  Ausführlichkeit,  mit  zahlreichen  Citaten  aus  der  Litteratur,  worauf 
ror  Weiteres  verwiesen  werden  mag,  bat  Kautz  schon  in  seinem  1.  Bande 
nalökonomie  als  Wissenschaft,  iSbb)  im  ganzen  2.  Buche  (S.  279—442)  die 
enschaft  der  Yolkswirthschaft"   nach  Begriff,  Gegenstand,  Untersuchungsgebiet, 
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Aufgabe,  Cbaracter,  ihre  Stellong  im  System  der  WissenschafteD  rom  Volkslebeu,  ihre 
Methode,  Wcrth,  und  Bedeutung  behandelt.  Ausfuhrungen,  die  noch  jetzt  manches 
Beachtenswerthe,  ?ornemlicfa  nach  den  litterarhihtorischen  Seiten  der  erörterten  Fragen, 
bieten.  Ans  neuester  Zeit  sind  dann  wieder  vorncmlich  K.  Menger 's  bezügliche 
Arbeiten  herrorzubeben.  Seine  „Untersuchungen"  gehören  eigentlich  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  hierher,  da  sie  Systtcmatologie  und  Methodologie  und  Verwandtes  im 
Zusammenhang  in  eingehenden  systematischen  und  principielleu  Erörterungen  be- 
handeln. Bes.  s.  B.  1,  Kap.  1  und  die  Anhänge  ]— 6  (S.  232—266),  die  alle  BezOg- 
liches  erörtern  und  auch  für  die  einschlägige  Litteratnr  beachtenbwerth  sind.  Menger 
hat  dann  in  dem  inhaltreichen  Aufsätze  in  Gonrad's  Jahrbüchern,  B.  53  (K.  F.  19), 
1889,  S.  405 — 496,  „GrundzÜKC  einer  Classification  der  Wirthschaftswissens>chaften", 
seine  bezüglichen  früheren  Untersuchungen  wieder  aufgenommen,  sich  mit  anderen 
Ansichten  (Neumann,  Kleinwächter,  Brentano  u.  A.  m.)  gut  auseinandergesetzt  und  so 
die  Erörterung  der  betreffenden  syAtematologischen  Fragen  fortgeführt.  Im  Ganzen 
Wühl  das  Beste  in  der  Fachlitteratur  hierüber,  wobei  insbesondere  auch  deutlich  der 
von  mancher  Seite  unterschätzte  wissenschaftliche  Werth  solcher  Erörterungen  und 
Unterbuchungen  hervortritt.  Ich  möchte  diese  Verdienste  um  so  mehr  anerkennen, 
weil  ich  grade  hier  mehr  von  Menger  abweiche,  als  in  der  Methodologie.  Andere 
hierher  gehörige  Arbeiten  sind  die  von  Fr.  Kleinwächter,  die  Nationalökonomie 
als  Wissenschaft  und  ihre  Stellung  zn  den  übrigen  Disciplinen,  Berlin  1SS3  (aus  der 
Virchow-v.  Holtzendorff'schen  Vurtragssammlung)  und  bes.  der  Aufsatz  in  Gonrad's 
Jahrbüchern  über  Wesen,  Aufgabe  und  System  der  Nationalökonomie,  B.  52  ^N.  F.  18), 
1889,  S.  601 — 651,  worin  auch  Erörterungen  über  Methode.  Ich  kann  dem  Verfasser 
in  seinen  Ausführungen  zu  Gunsten  der  historischen  Schule,  gegen  Menger  und  in 
seiner  Systematologie  nicht  überall  beistimmen,  wofür  ich  mich  auf  die  Antworten 
Menger*s  an  Kleinwächter  in  dem  oben  genannten  Aufsatze  beziehe. 

Im  Uebrigen  werden  die  Fragen  von  Begriff,  Name,  System  u.  s.  w.  öfters  mit 
in  den  methodologischen  und  den  Erörterungen  über  wirthschaftliche  Natur  der  Men- 
schen, Aufgabe,  Gesetze  mit  bebandelt  oder  wenigstens  gestreift,  weshalb  auf  die 
Litteratu rangaben  oben  in  §.  21  und  54,  sowie  im  Allgemeinen  auf  die  Einleitung 
und  die  darin  angegebene  Litteratur  mit  zn  verweisen  ist. 

Ich  glaube  mich  nun  in  diesem  ganzen  Hauptabschnitt  auf  die  eingehenden 
Ausführungen  in  der  Einleitung  und  im  1.  Kapitel  dieses  ersten  Buchs  und  in  den 
vorausgehenden  Abschnitten  des  zweiten  Kapitels  über  die  wirthschaftliche  Natur  des 
Menschen,  die  Aufgaben  und  Methoden  beziehen  und  so  über  Manches,  was  sonst 
hier  noch  genauer  erörtert  werden  müssto,  kürzer  hinweg  gehen  zu  können. 

Der  Character,  welchen  nach  meiner  Auffassung  die  Politische  Oekonomie 
(besser:  die  Social  Ökonomie,  §.  IUI)  als  eigene  Wissenschaft  hat,  ihre  Stellung 
zu  anderen,  auch  den  verwandtun  Wissenschaften,  folgt  ans  dem  Früheren 
implicite  schon.  Unmittelbar  ist  darüber  bereits  in  §.  57  gehandelt  worden.  Die 
Aufgaben  haben  uns  näher  in  §.  57 — 64  beschäftigt.  Nicht  eine,  sondern  eine  ganze 
Anzahl  und  nicht  generisch  dieselben,  sondern  zwei  generisch  verschiedene,  theo- 
retische und  practische  Aufgaben  wurden  oben  unterschieden  (§.  57).  Die  Gesammt- 
aufgabe der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie,  als  Socialökonomie,  umfasst  alle 
jene  verschiedenen  Aufgaben.  Es  kann  daher  jetzt  unter  Verweisung  auf  das  Ge- 
sagte an  einigen  weiteren  Bemerkungen  zum  Abschluss  unten  im  2.  Abschnitt  bei  den 
Erörterungen  über  das  System  (§.102  ff.)  genügen.  Besondere  Ausführungen  über 
Bedeutung,  Werth,  „Nutzen*"  der  Disciplin  mögen  in  Vorlesungen  in  speciellcr  Be- 
zugnahme auf  ein  bestimmtes  Zuhörerpublikum  noch  am  Platze  sein,  in  Werken,  wie 
diesem,  scheinen  sie  uns  wenigstens  heutzutage  entbehrlich. 

Begriffsbestimmungen  unserer  Disciplin  als  solcher  knüpfen  noth wendig 
an  den  schwierigen  und  complicirten  Begriff  der  ,.Volkswirthschaft'*  selbst  an. 
Sie  setzen  also  eigentlich  die  vorausgehende  Bestimmung  dieses  Begriffs,  die  ein- 
gehende Analyse  dessen,  was  man  ..Volkswirthschaft'*  nennt,  auch  Erörterungen  über 
das  Wesen  der  Einzelwirthschaft  und  über  deren  Beziehung  zur  Volkswirthschaft 
voraus,  um  so  mehr,  je  weniger  die  Ansichten  über  Begriff  und  W'esen  von  „Volks- 
wirthschaft"" feststehen  und  in  diesen  Ansichten  Uebereinstimmung  vorhanden  ist.  Nur 
aus  formalen  Gründen  wird  daher  hier  bereits  eine  Begriffsbestimmung  der  Politischen 
Oekonomie  als  Wissenschaft  gegeben  (§.  100)  und  eine  terminologische  Erörterung 
über  den  Namen  der  Disciplin  (g.  101)  hinzugefügt.     Für  die  weitere  Begründung 
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Uenger's  Unlersuchnngcn .  S.  7,  255,  wonach  pracUsche  HationtlOkonomle 
izwissentchaß  „Kanstlehren"  seien,  halte  ich  nicht  für  falsch,  ftber  ebenfalls 
ti|: :  sie  sind  auch  Kunstlehren,  aber  uichl  nur  das.  Auch  In  ihnen 
sich  Dm  die  drei  theoretische  Aufgaben,  und  umgekehrt  in  der  Grandlegang 
!r  Iheorelischen  Nationalökonomie  auch  mit  um  diese  prulischen  (§.  103). 

—  §.  99.  Privatükonomik  nad  ihr  Verliältnisi 
■  Politischen  Oekonoinie  (Oekonomik).  Die  Wlrth- 
ehre  (Oekonomie,  besser  eigentlich  Oekonomik)  wurde  oben 
mit  Ran  aln  der  geordnete  InbegiifT  der  die  Wirtbschaft 
1  dargelegten  tiinne  betreffenden  Lebren  bezeichnet  nnd 
efaoben,  dass  ihr  gegenüber  auch  die  Politische  (Natio- 
cial-)  und  die  Piivatükonomik  engere  Begriffe  bildeten. 
DDd  Politische  Oekonomik  haben  das  gemeiosam,  dass  sie 
le  der  Arbeitstheilung  und  des  Verkehrs  voraussetzen,  durch 
die  einzelnen  Wirtbsc  hatten  unter  einander  verbünden  sind, 
ie  Privatökonomik  betrachtet  daber  nicht  die  einzelne  Wirth- 
Hb  eine  vülüg  isolirl  für  sich  bestehende,  wenn  auch  mehr 
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oder  weniger  innerhalb  ihres  Bereichs  für  sich  allein  thätige^ 
«ondem  zugleich  als  ein  Glied  eines  Verkehrssystems.  Aber  sie 
beschäftigt  sich  mit  der  einzelnen  Wirthschaft  als  einer  ihre  eigenen 
wirthscbaftlichen  Zwecke  nur  um  ihrer  selbst,  bezw.  um  der  ihr 
angehörigen  Personen  Willen  verfolgenden  und  demgemäss  nur 
vom  Standpunct  dieser  Wirthschaft  ans.  Sie  hat  es  daher  mit 
dieser  Wirthschaft  als  einem  Gliede  des  Verkehrssystems  nur  in- 
soweit zu  thun,  als  die  Thätigkeit  der  Wirtbschaft  und  die  Erfolge 
dieser  Thätigkeit  durch  die  Stellung  eines  solchen  Glieds  beein- 
flusst  werden.  Der  Verkehr ,  das  grössere  Ganze  (die  Volkswirth- 
achaft),  zu  dem  die  einzelne  Wirthschaft  gehört,  interessirt  die 
Privatökonomik  nur  soweit,  als  diese  Beeinflussung  geht.  Die 
Politische  Oekonomie  dagegen  hat  es  mit  der  einzelnen  Wirth- 
schaft nur  als  mit  einem  solchen  Gliede  eines  VerkehrssystemS; 
als  eines  grösseren  complicirten  Ganzen,  zu  thun,  mit  einem  Gliede, 
das  sie  nur  insoweit  interessirt,  als  es  zu  diesem  Ganzen  gehört 
and  auf  dasselbe  einwirkt. 

Die  Privatökonomik  ist  demgemäss  begrifflich  zu  bestimmen 
als  der  Inbegriff  der  Lehren,  welche  sich  auf  die  einzelnen,  ihre 
wirthscbaftlichen  Interessen  innerhalb  ihres  eigenen  Berufs  wie  im 
Verkehr  verfolgenden  Wirthschaften  und  auf  die  sich  hierbei  als 
Privatangelegenheiten  ergebenden  wirthscbaftlichen  Erschei- 
nungen beziehen.  Sie  bildet  eine  wesentlich  dem  practischen 
Bedürfniss  dienende  Sammlung  von  Regeln  vorwiegend  natur- 
wissenschaftlicher, technologischer  Art,  verbunden  mit  Lehnsätzen 
anderer  Disciplinen,  der  Rechtswissenschaft,  auch  der  Politischen 
Oekonomie  u.  a.  m.,  zu  dem  Zweck,  den  jeweilig  technisch  besten 
und  ökonomisch  erfolgreichsten,  daher  (einzelwirthschaftlich)  rein- 
ertragsreichsten (rentabelsten)  Betrieb  der  Wirthschaft  zu  zeigen. 

Sie  gliedert  sich  nach  den  grossen  Hauptgruppen  des  Arbeit- 
theilungssystems  und  nach  weiteren  Specialgruppen  innerhalb  dieser 
Hauptgruppen  mit  immer  grösserer  Specialisirung  entsprechend 
<iem  Fortschritt  der  Technik  und  der  Arbeitstheilung. 

Landwirthschafts-,  Forstwirthschaftslehre ,  Bergbaakunde,  Gewerkslehre  (gewerk- 
liehe,  mechanische,  chemische  Technologie),  Handelslehre,  Bank-,  Yersicherungs-, 
Transportlehre  sind  Hauptgrnppen ,  mit  ziäilreichen  weiteren  Specialisirungen ,  bis  zu 
den  Lehren  von  einzeben  Gewerbebetrieben  (z.  B.  Branntweinbrennerei,  Rttbenzucker- 
fabrikation,  einzelne  Zweige  der  Teztilindostrie)  hin.  Auch  eine  etwaige  Hauswirth- 
schaftslehre  gehört  zur  Priratökonomik.  Im  Ganzen  ein  onermcssliches  and  grade  in 
der  Neuzeit  wegen  der  ungeheuren  Entwicklung  der  Technik  extensi?  und  intensi? 
immer  grösser  werdendes  Gebiet  menschlichen  Wissens.  Aber  —  doch  im  Ganzen 
und  Einzeben  nicht  eigentliche  Wissenschaften,  auch  nicht  sogenannte  „practische^' 
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haiten:  nicht  bloss,  weil  es  sich  darin  grossentheils  nur  nm  eine  ZoMuounen- 
ron  Sitzen  rerschiedener  anderer  Wissenschaften,  anch  nicht,  weil  es  sich 
«n  f&r  den  Zweck  des  practischen  Könnens  handelt,  sondern  weil  diese 
onichst  wenigstens,  aberhaopt  nnrdiesem  Zweck,  d.  h.  dem  Wissen  ?om  KOnnen 
dieses  letzteren  behofs  Verfolgung  prirater  wlrthschaftlicher  Interessen 
eiUch  nach  folkswirthscbafüiche  w^en  können  — ,  nicht  dem  Wissen  ?ob 
im  des  Wissens  Willen  dienen. 

r  die  Politische  Oekonomie  hat  die  Privatökonomik  grosse 

logy  weil  jene  aus  ihr  viele  Sätze  zu  entlehnen  hat,  welche 

Lösung  ihrer  Aufgaben  braucht,  welcher  sie  sich  mit  zu 

teweisflihrangen    bedient   und  an  welche  sie  oftmals  ihre 

Untersuchungen  anknUpft.  Aber  die  Privatökonomik  ist 
3  Helferin,  wenn  man  sie  eine  „Wissenschaft''  nennt,  eine 
senscbaft  für  die  Politische  Oekonomie,  sie  bildet  keinen 
der  letzteren,  ihre  Forschungen  und  deren  Ergebnisse  sind 
lationalökonoroischen  Forschungen  und  Ergebnisse. 
Qe  Trennung,  welche  in  der  älteren,  besonders  der 
m  Politischen  Oekonomie,  namentlich  in  deren  Vorläufer, 
;en.  Camer al Wissenschaft,  nicht  genügend  erfolgt, 
leil  gar  nicht  als  Aufgabe  angesehen  worden  ist,  muss 
edrungen  werden.  Das  ist  in  der  neueren,  auch  deutschen 
chaft    auch   jetzt   anerkannt,    worauf   die   wichtige   und 

Unterscheidung  v.  Hermann 's  zwischen  Oekonomik 
thnik  von  günstigem  Einfluss  gewesen  ist. 

! ermann,  staatswirthsch.  Untersuch..  2.  A.,  bes.  S.  67  £  S.  tlber  die  &ltere 
irissens chaft  und  Pmatökonomik  Rau,  über  GameralirisseDschaft,  Heidel- 
;  Ders.,  I,  §.3,  Finanzwiss.  I.  §.5,  21;  Banmstark,  cameralist  £ncy- 
855;  Röscher,  L  §.19,  20;  Ders.,  Geschichte  der  deutschen  Nat.-OeL, 
er  einzelne  Autoren ;  (Morhoff,  S.  338ff.;  Zinckc,  S.  433ff.;  ?.  Pfeifer, 
A.  m.^;  Kautz,I,  §.92,  93;  meine  Finanzwiss.  I.  3.  A.,  §.23  ff.;  Gohn, 
ioch  K.  Menger,  Untersuchungen,  S.  25C.     Die  Cameralwissenschaft 

einerseits   als  Vorläuferin .   anderseits   als   die  eine  Wurzel  der  neueren 

Politischen  Oekonomie   (.einschließlich   Finanzwissenscbaft) ,    aber  auch  als 

fassung  der  älteren  privatökonomiächeu  Lehren   ansehen.     Sie  stellt  sich  in 

»ren  systematischen  Entwicklung  und  in  ihrer  Verbindung  mit  der  Polizei- 

;haft,   welche  theils  von  ihr  unterschieden,  theils   auch  als  Theil  ron  ihr 

und  behandelt  wurde,  im  Wesentlichen  dar  als  „Inbegriff  der  fUr  einen 
a  der  sogen,  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse''  (Rau,  Finanzwiss. 
iher  als  eine  diesem  practischen  BedUrfniss  entsprechende  Verein! gang 
»eben  (privat-  und  ötlentlich-rechtlichen),  staatswissenschaftlicheu  (privat-  und 
Ökonomischen),  finanzwissenschaftlichen,  naturwissenschaftlichen,  techno- 
Lehrsätzen,  Regein,  Maximen.  Dabei  hatte  das  Bedürfniss  der  Finanz-  und 
M^haftlichen  Landcsverwaltung  (Domänenwesen,  Forstwesen,  Staatsgewerks- 
besondere  Berücksichtigung  gefunden.  Diese  ältere  systematische  Cameral- 
ft  war  daher  eine  Art  Encyclopädie  des  Wissens  des  Verwaltungsbeamten, 
dieser  Weise  nicht  zu  halten  gewesen  und  hat  sich  im  19.  Jahrhundert  in 
jien  Bestandtheile  aufgelöst.  Letztere  haben  sich  dann  zum  Theil  wieder 
sren  Wissenschaften,  wie  die  Politische  Oekonomie,  die  Finanzwissenschaft, 
heren  Pblizeiwissenschaft  entsprechende  moderne  Vcrwaltungslehre (L.  Stein) 
seits  zu  jenen  genannten  Speciallehren  fUr  die  Uebertragung  des  practischen 

j^ner,  Grundlegang.    3.  Anflatfc.    1.  Theil.    Grundlagen.  17 
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Könnens  um  dieses  Könnens  selbst  Willen  ans^ebildet.  Man  kann  diese  Lehren  mit 
Koscher  (I,  §.  20)  passend  mit  dem  Namen  Privatökonomik  zusammenfassen, 
was  in  Deutschland  auch  üblich  geworden  ist. 

Schon  die  Specialisirong  aaf  diesem  Gebiete  bildet  ein  heate  nnüberstelgliches 
Hinderniss,  dass  ein  Einzelner  dieses  ganze  Gebiet  der  Privatökonomik  umfasse,  auch 
wenn  er  das  zum  Lebensberuf  machte  (ge werkliche  Technologie!).  Vollends  nebenbei 
dies  Wissensgebiet  mit  dem  des  Nationaiökonomen  von  Fach,  wie  Seitens  der  älteren 
Gameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  und  in  unserem  noch  bis  in  die  Zeiten  Kau 's 
hinein,  oder  mit  dem  des  Juristen,  des  öficntlichen  Yerwaltungsbeamtcn  zu  vereinigen, 
ist  schlechterdings  nicht  mehr  möglich.  Aber  es  sind  nicht  diese  doch  nur  äusser- 
lichen  Grtlnde,  welche  eine  Trennung  der  PrivatOkonomik  von  der  Politischen 
Oekonomie  nothwendig  machen,  sondern  diese  wird  principicU  bedingt  durch 
die  Verschiedenheit  der  Aufgaben  und  Standpuncte  in  der  oben  gekennzeichneten 
Weise.  Ich  kann  daher  hier  auch  K.  Meng  er  nicht  beistimmen,  welcher  in  seiner 
dritten  Abtheilung  der  Wirthschaftswissonschaften,  derjenigen  der  practischen  (nach 
den  historischen  und  theoretischen),  diese  gliedert  in  Volkswirthschaftspolitik  und 
„practische  Singularwirthschaftslehre'' .  letztere  wieder  in  Finanzwissenschaft  und  in 
„practische  Privatwirthschaftslehro".  Diese  ist  für  Menger  „die  Wissenschaft  von  den 
Grundsätzen,  nach  welchen  (unter  unseren  heutigen  socialen  Vorhältnissen  lebende) 
Privatpersonen  (je  nach  Maassgabe  der  Verhältnisse)  ihre  Wirthschaft  am  Zweck- 
massigsten  einzurichten  vermögen**  (Untersuch.,  S.  256).  Menger  meint  sodann,  zwischen 
der  practischen  Privatwirthsc haftsieh ro  (nemlich  in  diesem,  Mengcr'schen  Sinne, 
d.  h.  eben  im  Sinne  von  Privatökonomik,  nicht  in  dem  Sinne,  wie  wir  später  den 
Ausdruck  brauchen  werden)  und  der  practischen  Volkswirthschaftslehre  einen  prin- 
cipieilen  Gegensatz  zn  erkennen,  sei  durchaus  irrig:  auch  jene  beziehe  sich  auf  die 
Wirthschaft  social  organisirter  Menschen  und  finde  ihre  theoretische  Grundlage 
nicht  in  einer  besonderen  theoretischen  Privatwirthschaftslehre ,  sondern  in  der  theo- 
retischen Nationalökonomie.  Allein  dass  es  sich  auch  in  der  Privatökonomik  um 
Wirthschaften  „social  organisirter  Menschen*'  oder,  wie  ich  es  oben  bezeichne,  „im 
Verkehrssystem**  handelt,  wie  in  der  Politischen  Oekonomie,  hebt  den  prlncipiellen 
Unterschied  zwischen  beiden  in  der  oben  von  mir  angegebenen  Weise  m.  K.  nicht 
auf.  Auch  hat  doch  die  Privatwirthschaftslehre  mehr  in  anderen  Lehren  als  in 
denen  der  theoretischen  Nationalökonomie  ihre  Grundlage,  vor  allem  in  technologischen. 

In  der  heutigen  Privatökonomik  und  fast  in  allen  ihren  Theilen  überwiegt 
das  technologische  Moment  stark  und  vermuthlich  immer  mehr.  Auch  das  hat 
es  mit  sich  geführt,  dass  der  Nationalökonom  der  Gegenwart  weit  weniger  als  noch 
derjenige  zu  Zeiten  Hermann's  und  Kau 's  und  vollends  als  der  alte  Cameralist  der 
Privatökonomik  ferner  steht.  Ich  habe  meiner  Zeit  (1S5G)  selbst  noch  bei  Kau  in 
Heidelberg  ein  Colleg  über  Landwirthschaftslehre  (nicht  Agrarpolitik)  gehört.  Der 
Umstand,  dass  heute  auch  bei  uns  wie  im  Auslande  die  fachmännischen,  theoretischen 
Nationalökonomen  meistens  aus  den  Geisteswissenschaften ,  Jurisprudnnz,  Geschichte, 
Philosophie,  Philologie  hervorgehen,  hat  freilich  weiter  eine  gewisse  Entfremdung  der 
Politischen  Oekonomie  mit  der  Privatökonomik  bewirkt.  Das  hat  auch  seine  Ublen 
Folgen,  besonders  fiir  die  Behandlung  gewisser  Fragen  der  practischen  Nationalökonomie, 
der  Finanzwissensrhaft  (indirecte  innere  Steuern),  aljer  auch  für  die  Entwicklung  des 
ganzen  Farhs.  Dass  auch  vom  privatökonomi^chen  Standpuncte  aus  mit  Erfolg  an 
der  Aubbildunjr  der  Politischen  Oekonomie  mitgearbeitet  werden  kann ,  zeigen  nicht 
nur  die  v.  Thilnen,  v.  Hermann,  sondern  aus  neuerer  Zeit  auch  die  vortrelflichen, 
geistvollen  Arbeiten  Emanuel  Herrmann's  (Wien).  Auf  einzelnen  Gebieten,  z.B. 
in  der  Lehre  von  (je!d,  Banken.  Börse,  Versicherung,  Communication  und  Transport, 
auch  von  Handel,  i^t  ausserdem  auch  die  scharfe  Trennung  des  Privatökonomischcn 
und  Nationalökonomischen  nicht  immer  möglich.  Beides  geht  herüber  und  hinüber  in 
einander  über.  Aber  damit  wird  das,  was  vorhin  über  die  principiellc  Nothwcndig- 
keit  der  Trennunsr  nach  Standpunct  der  Betrachtung  und  Auftrabe  gesagt  wurde. 
doch  nicht  widerlegt. 

II.  Politische  Oekonomie.  A.  —  §.  100  (53J.  Be- 
griff. Unter  Hinweisung  auf  die  späteren  Erörterungen  über 
Begriff  und  Wesen  von  Einzel-  und  von  Volkswirthschaft  und  der 
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mg  von  beiden  zn  einander  (Buch  3),  Erörterungen,  durch 
wie  schon  bemerkt  (§.  98),  auch  erst  die  Begriffsbestimmnng 
litischen  Oekonomie  genauer  erklärt  und  begründet  wird, 
BT  innäcbst  nnr  einige  Pnucte  hervorzuheben,  welche  fttr 
riffilbestimmnog  der  Politischen  Uekonomie  eotscheidend  sind. 
ae  Disciplin  verfolgt  die  wirthsehaitlichen  Erscheinungen, 
ijltigkeiten  der  Menschen,  wie  sieb  dieselben  iui  und  au« 
Dsammenhang  der  Wirthschal'ten  zn  einander  er- 
nd  ein  auf  Arbeitstheiliing  und  GUterllbertraguug 
r)  xwischeo  den  einzelnen  Wirtbachaften  he- 
8  „Ganzes"  oder  ein  bezllgüches  System  bilden.  Dieses 
',  dieses  „System",  als  solches  ist  das,  was  wir  in  einem 
l  Stadium  seiner  Entwicklung  nnd  unter  gewissen  recht- 
'oranssetzungen,  welche  in  diesem  Stadium  regelmässig 
BD  sind,  „Volkswirthscbaft'=  nenneu.  Dieselbe  stellt  daher, 
Q  es  auch  ausdrucken  kann,  ein  als  abgegrenzt  gegen 
gleichartige  „Ganze"  gedncbtcs  „geselUchat'tliohes 
meDschlicher  Wirtbschaft"  (SchälHe)  dar.  Sie  ist  ein 
rtiger  Complex  wirthBiliaJ'tiicher  Erscheinungen ,  ein 
Btivphänomen"  (Menger).  Gerade  als  Theile  eines 
a  Compleses  sind  dann  lüe  wirthscbattlicben  (Eiu/el-) 
ongen  das  Untersuchnng^dbject  der  Politischen  Oeko- 
,  56).  Allein  dies  nicht,  wie  in  der  Privatükonomik,  vom 
let  der  einzelnen  Wirthschaft  und  ihrer  flkoBoniischeii 
le,  sondern  von  demjenigen  eben  jenes  „Ganzen",  der 
tbscbaft,  zu  dem  sie  als  Theile  gehören,  und  tu  ihrer 
g  fOr  dieses  Ganze  aus.  Indem  die  wirtbschaftlicben 
ingen  als  solche  Theile  eines  CoIlectiTpbänomens  betrachtet 
soll  dann  auch  das  Wesen  und  die  Function  dieses 
selbst  erforscht  werden. 

Politische  Oekonomie  ist  demnach  die  Wissenschaft  von 
iscbaftlichen  Erscheinungen  als  den  Theilerscheinangen 
mponenten  des  eine  Volkswirthscbaft  bildenden  Er- 
^complexes,  oder,  anders  ausgedrückt,  die  Wissenschaft 
Volkswirthscbaft  als  einem  eigenartigen  Complex  wirth- 
er  Erscheiuungen,  Ihre  Objecte  sind  daher,  wie  hier 
genaueren  als  der  in  §.  56  erfolgten  Bezeicbnnng  der- 
inzugefUgt  werden  kann,  allerdings  nicht  die  wirthschaft- 
scheinnngeu  schlechtweg,  sondern  die  als  solche  Tbeil- 
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erscheinangen  der  Volkswirthschaft  hervortretenden  und 
in  dieser  Eigenschaft  anfgefassten. 

Es  liegt  in  dieser  HinzofÜgUDg  kein  Widerspruch  mit  der  Bezeichnang  des 
Olitjects  der  Politischen  Oekonomie  im  Eingang  zn  §.  56  (S.  143).  Damals  genügte 
diese  Bezeichnung  und  der  jetzige  Zusatz  wäre  noch  nicht  verständlich  gewesen.  Das 
wird  er  nunmehr  nach  den  Ausführungen  über  die  Aufgaben  und  die  Methode  sein. 
Denn  hier  sind  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  immer  schon  als  solche,  wie  sie 
soeben  genauer  bezeichnet  wurden,  aufgefasst  und  behandelt  worden. 

Obige  Definition  ist  eine  allgemeine  fur  die  ganze  Politische  Oekonomie, 
noch  ohne  weitere  Unterscheidung  der  Aufgaben  und  beschränkt  sich  absichtlich,  ab- 
weichend von  den  unten  am  Schluss  dieses  §.  100  erwähnten  Anforderungen  Karl 
Menger's  an  Definitionen  von  Wissenschaften  (Untersuchungen,  S.  238  £),  auf  die  Be- 
zeichnung des  Objects  in  der  Definition  allein. 

Die  Definition  der  Politischen  Oekonomie  wird  immer  mehr  oder  weniger  eng 
an  den  Begriff  der  Volkswirthschaft,  daher  an  die  Definition  der  letzteren  sich  an- 
schliessen.  Eben  deswegen  setzt  sie  aber  in  der  That  auch  bezügliche  Erörterungen 
über  die  Yolkswirthschan  voraus,  um  nach  allen  Seiten  verständlich  zu  sein  und  be- 
gründet zu  erscheinen.  Die  obige  Definition  weicht  von  meiner  eigenen  früheren, 
wörtlich  und  auch  im  Sinne  und  Inhalte  ab,  doch  steht  sie  in  letzterer  Hinsicht  nicht 
mit  ihr  in  Widerspruch,  sondern  hebt  nur  etwas  Anderes  als  das  Wesentliche  hervor, 
was  aber  in  der  früheren  implicite  mit  enthalten  war,  nemlich  das  Moment  „wirth- 
schaftliche  Erscheinung",  entsprechend  meiner  Betonung  und  Behandlung  grado 
dieses  Moments  in  diesem  ganzen  1.  Buche  in  der  3.  Auflage  und  weiterhin.  In 
der  2.  Auflage  (§.  53  am  Schluss,  S.  70)  definirte  ich  die  Politische  Oekonomie  im 
Anschluss  an  meine  Auffassung  der  Volkswirthschaft  (S.  6S)  als:  „Die  Wissenschaft 
von  der  Volkswirthschaft  als  dem  Organismus  der  Einzelwirthschaften  staatlich  orga- 
nisirter  Völker*'. 

Eine  Zusammenstellung  verschiedener  Definitionen  gicbt  Kautz,  I,  289  ff.  und 
Menger,  Untersuchungen,  S.  241  ff.,  auch  Block,  progrds,  I,  70  ff.  Menger  ver- 
wirft diese  Definitionen,  wie  es  scheint,  alle,  weil  sie  seinen  Anforderungen  an  eine 
bezügliche  Definition ,  wofür  er  bestimmte  Grundsätze  aufstellt  (§.  237  ff.),  nicht  ent- 
sprechen. Indessen  kommt  er  selbst  bei  seiner  Unterscheidung  von  drei  Gruppen 
Wissenschaften  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthschaft  (S.  8)  nicht  zu  einer  einheitlichen 
Definition ,  welche  m.  E.  auch  bei  der  scharfen  Unterscheidung  der  Aufgaben ,  worin 
ich  Menger  beistimme,  möglich  und  nothwendig  ist. 

An  Beispielen  von  Definitionen  (oder  Beschreibungen  dessen,  was  der  Ein- 
zelne glaubt  unter  der  Politischen  Oekonomie,  bezw.  der  theoretischen  Nationalökonomie 
verstehen  zu  sollen)  mögen  folgende  hier  Platz  finden.  Bei  dem  engen  Zusammenhang 
dieser  Dinge  mit  der  Nomenclatur  und  mit  terminologischen  Puncten,  sowie  mit  der 
Eintheilung  (Systemisirung)  der  Disciplin  wird  hierüber  bei  einigen  Autoren  gleich 
einiges  Betreffende  hinzugefügt,  worauf  dann  unten  Bezug  genommen  wird. 

Rau,  welcher  für  alle  Fragen  der  Definitionen  und  der  Systematik  mit  seiner 
nüchternen,  aber  klaren,  wenn  auch  nicht  immer  tief  genug  dringenden  Weise  auch 
heute  noch  besonders  beachtenswerth  bleibt,  stellt  der  „bürgerlichen  Wirth- 
schaftslehre*'  oder  „Privatökonomie'*  die  Politische  Oekonomie,  „öffent- 
liche Wirthschaftslehre'*,  „Staatswirthschaftslehre**,  im  „weiteren  Wortverstand**  gegen- 
über und  versteht  unter  ihr  „die  Wissenschaft  von  den  wirthschaftlichen  Angelegen- 
heiten des  Staats  oder  von  der  Versorgung  desselben  mittelst  sachlicher  Güter*' 
(I,  §.  3).  In  dieser  bildet  ihm  den  ersten,  theoretischen  Haupttheil  die 
„Volkswirthschaftslehro**  oder  „Nationalökonomie**,  d.  h.  „die  Wissen- 
schaft, welche  die  Wirthschaft  der  Völker  nach  ihrem  Wesen  vollständig  entwickelt, 
oder  welche  zeigt,  wie  ein  Volk  durch  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  seiner 
Mitglieder  fortwährend  mit  Sachgütem  versorgt  wird**  (§.  9).  Die  stete  besondere 
Bezugnahme  bei  Bau  auf  Sachgüter  ist  eine  Folge  seiner  (zu  engen)  Begriffsbestimmung 
von  Gut,  bezw.  winhschaftlichem  Gut  (s.u.§.  120).  Als  zweiten.  practischenHaupttheU 
der  Politischen  Oekonomie  unterscheidet  Rau  dann  die  „wirth schaftliche  oder 
ökonomische  Politik**,  die  er  als  „den  wissenschaftlichen  Inbegriff  der  Grund- 
sätze fur  das  Verfahren  der  Regierung  in  wirthschaftlichen  Angelegenheiten**  bezeichnet 
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In  der  Okonomischeu  Politik  trennt  er  dann  wieder  zwei  Theile,  die  Yolka- 
baftspolitik  (Wirthscbafts-,  GewerbepoUzei),  d.h.  den  Inbegriff  der  Gnind- 
den  die  Yolkswirthschaftspflege  bildenden  Zweig  der  Regierongsthitigkeit, 
Finanzwissenschaft,   Finanzpolitik,   die  ihm   also  ab  Abtheilang  des 
m  Theils  zor  Politischen  Oekonomio  gehOrt  (I,  §.  16,  17). 

scher  (I,  §.16)  „TCTstebt  unter  NationalOkonomik,  Yolkswirthschaftslebre 
)  ?on  den  Entwicklnngsgesetzen  der  Yolkswirthschaft ,  des  wirthschaftÜdien 
HS  (Philosophie  der  Yolkswirthschaftslebre  nach  v.  Mangoldt)."  Die  „Staats» 
baftslehre'\  formell  ein  Zweig  der  Politik,  HUlt  ihm  materiell  nach  ihrem 
d  fast  g&nzlich  mit  dem  der  NationalOkonomik  zusammen.  Die  Finanz- 
chaft  gebort  ihm  ihrem  Zwecke  nach  zur  Politik,  ihren  Mitteln  nach  zur 
(onomik  (§.17).  Kautz,  I,  288,  m&chte  die  Wissenschalt  der  Kational- 
als  eine  „Lehre  ron  den  Grandlagen,  den  Mitteln  ond  den  Entwicklongs- 
1er  Yolkswohlfahrt'*  bezeichnen. 

I ermann  (Untersuchnngen,  2.  A.,  S.  67£)  definirt,  nach  seiner  Trennang 
aik  und  Oekonomik,  die  „Wirthschaftslehre  als  die  GrOssenlehre  der  G&tttr** 
hinzu:  „Die  Darlegung  der  Gesetze  und  Kegeln,  nach  denen  die  quantitatiTe 
Itung  der  Gtlter  zu  möglichst  wirksamer  Befriedigung  der  Bedttrfbisse  in 
rch  das  Recht  geordneten  Gemeinwesen  erfolgt,  ist  die  Aufgabe  der  all- 
Wirthschaftslehre,  der  Yolkswirthschaftslebre  im  engeren  Sinne  (sicV'  (S.  68), 
«heidet  dann  ein  Eingreifen  des  Staats  auf  dreierlei  Weise  in  die  Yolks- 
X  wobei  er  bei  N.  1  auf  die  Finanz- ,  bei  N.  3  auf  die  Wirthschaftspdizei 
72  ff.).  Die  «j-eine  Wirthschaftslehre  (die  Yolkswirthschaftslehre)''  sammt 
Ton  der  Wirthschaftspolizei  werde  in  der  deutschen  Litteratur  mit  dem 
len  Namen  Nationalökonomie  bezeichnet,  diese,  nebst  der  Lehre  Ton 
sen  zusammen  von  den  englischen  Wirthschaftslehrem  „PolitLsche  Oekonomie^ 
Hermann  hat  an  dem  Namen  „Staatswirthschaff'  dafOr  festgehalten, 
I  in  der  2.  Aufl.  (S.  79). 

angoldt  (Grundriss,  2.  A.,  von  Kleinwächter,  §.  7,  8,  10)  definirt  die  Yolks- 
talehre  als  „die  wissenschaftliche  Darstellung  der  der  Wirthschaft  der  YOlker 
liegenden  Kräfte,  der  Richtungen,  in  denen  sie  sich  äussern,  der  Gesetze 
csamkeit  und  der  Bedingungen  ihres  Erfolgs**  (S.  9);  sie  erhebe  sich  zur 
lit  „?on  den  Entwicklungsgesetzen  der  Yolkswirthschaft**  (S.  11).  Ftlr  eine 
ikunf^  wird  von  einer  „Weltwirthschaftslehre*',  d.  h.  „einer  Philosophie  der 
tÜchen  Entwicklung  der  Menschheit  mit  Darlegung  der  den  yerschiedenen 
darin  einzuräumenden  Stelle"  gesprochen*'  (S.  9).  Ygl.  auch  Kapitel  1  in 
>ldt's  Yolkswirthscbaftslehre. 

es  kommt  in  seinen  eindringenden  Untersuchungen  nur  zu  einer  allgemeinen 
lung,  nicht  zu  einer  eigentlichen  knappen  Definition  der  Politischen  Oeko- 
Wissenschaft,  Tielleicht  absichtlich  nicht  (2.  Aufl. ,  S.  1  ff.). 
iffle  giebt  in  der  2.  Auflage  seines  gesellüchaftlichen  Systems  auch  keine 
I  Definition,  sondern  nur  Erörterungen  über  Wesen  und  Aufgabe  der  „Wissen- 
der menschlichen  Wirthschaft".  die  als  „Yolkswirthschaftslebre**,  „Na- 
momie'*,  „allgemeine  Wirthschaftstehre*'  auftreten  mUsse  (S.  4).  Mau 
er  nach  den  dortigen  Ausführungen  und  auf  Grund  des  von  Schäffle  für 
gewählten  characteristischen  Titels  vielleicht  sagen,  dass  ihm  die  Politische 
I  die  „Lehre  vom  gesellschaftlichen  System  der  menschlichen  Wirth- 
i.  In  der  3.  Aufl.  definirt  er  dagegen  ganz  kurz:  „Die  Nationalökonomie 
hre  von  der  Erscheinung  des  wirthschaftlichen  Princips  in  der 
len  Gesellschaft'*  (§.  2ß,  S.  46\  wof^egen  ich  schon  in  der  2.  Aufl.  derGrund- 
70,  Note  5)  bemerkte,  dass  die  Aufgabe  in  der  Darlegung  der  Yerwirk- 
eses  Princips  in  der  Volkhwirthtichaft  liege  und  Schäffle's  Definition  zu  weit 
ie  ebenso  für  die  Wirthschafts-.  als  ftlr  die  Yolkswirthschaftslebre  passe.  Im 
des  „socialen  Körpers'' ,  S.  234  ff.  erörtert  Schäffle  die  Yolkswirthschaft  als 
offwechsel**  und  Begritl'  und  Auf)2:abe  der  Nationalökonomie.  Er  will  letztere 
siner  „allgemeinen  Stofi'wechsellehre"  erweitern;  ihr  Gegenstand  sei  „im 
inne  die  wirthschaftlichc  Regelung  der  Stoffwechselvorgänge  an  der  Be- 
und  an  dem  Volksvermö^cn,  im  weiteren  Sinne  die  Gesammthcit  der  That- 
»  Socialstoff'wcchscls",  eine  Lehre,   die  „nifht  bloss  die  wirthschaftliche  Re- 
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güWmüg  des  Socialstoffwechsels,  sondern  auch  alles  Zeit-,  Raum-,  Geschäfts-,  Kunst-, 
Staats-  und  Geistesleben,  soweit  es  dem  Socialstoii'wecbsel  angehört,  gründlich  und 
methodisch  behandelt''.  Damit  käme  man  aber  doch  ins  Grenzenlose.  Die  Begritii»- 
bestimmung,  wenn  man  das  Gesagte  dafür  gelten  lässt,  ist  nur  im  Zusammenhang  mit  den 
ganzen  Ausführungen  Schäffle's  und  mit  seiner eigenthümlichen  Terminologie  verständlich. 

Auch  ▼.  Scheel  (Schönberg's  Handbuch,  3.  A.,  I,  69  ff.)  definirt  nicht  eigent- 
lich, sondern  bezeichnet  nur  Aufgaben  und  Gegenstand.  —  Neumann  ist  sich  nicht 
gleich  geblieben.  In  dem  älteren  Aufsatze  in  der  Tüb.  Ztschr.,  B.  28  (1872)  wird 
nach  einer  kritischen  Erörterung  über  die  Aufgabe  der  Yolkswirthschaftslehre  und 
Über  die  Definitionen  Anderer  definirt:  „die  Lehre  von  den  Beziehungen  einzehicr 
Wirthschaften  zu  einander  und  ihrem  Verhältniss  znm  Staate,  dem  sie  angehören", 
oder  knapper:  „die  Lehre  vom  Verhalten  der  Einzelwirthschaften  zu  einander**  (S.  266). 
In  der  2.  Aufl.  des  Schönberg'schen  Handbuchs  (I,  133)  lautet  die  Begriffsbestimmung 
(unter  ausdrücklichem  Ausschluss  der  Finanzwissenschaft  aus  der  Volkswirthschafts- 
lehre):  „die  Lehre  von  dem  Wesen  der  wirthschaftlichen  Dinge,  insbesondere  der  in 
diesen  sich  vollziehenden  sog.  Gesetze,  von  den  Beziehungen  jener  Dinge  zum  ge- 
meinen Wohl  und  von  den  beztlglich  eben  derselben  zu  treffenden  öffentlichen  Maass- 
nahmen''.     S.  daselbst  die  Erläuterung  hierzu  und  Neumann's  Schrift  „Grundlagen''. 

Zu  vergleichen  sind  noch  die  allgemeineren,  aber  nicht  zu  einer  eigentlichen 
Definition  gelangenden  hierher  gehörigen  Erörterungen  von  G.  Cohn,  System  I,  Einl. 
Kap.  1,2,  auch  3  passim.  —  H.  Dietzel,  über  das  Verhältniss  der  Volkswirth- 
schaftslehre  u.  s.  w.  (Diss.  1882),  S.  9  ff.  und  in  der  Tüb.  Ztschr.,  B.  39  (18S3),  S.  1  ff., 
doch  auch  ohne  eigentliche  Definitionen.  —  Kleinwächter  (Conrad's  Jahrb.,  B.  .52, 
S.  604  ff.,  607  ff.);  Definition  in  Verbindung  mit  den  Aufgaben  gebracht,  welche  Klein- 
w&chter  unterscheidet  und  wobei  er  sich  wesentlich  auf  die  von  mir  sogen,  theo- 
retischen Aufgaben  beschränkt.  —  L.  Gossa  geht  vom  Begriff  ricchezze  aus  (elem.. 
9.  ed.,  p.  7)  und  definirt  die  economia  politica  als  „dottrina  dcir  ordine  sociale  delle 
ricchezze'*;  ihre  Aufgabe  sei  eine  doppelte,  Natur  und  Ursache  der  ricchezze  sociale 
zu  erforschen  und  Grundsätze  für  die  ökonomische  Thätigkcit  der  öffentlichen  Gewalt 
zu  gewinnen.  Eingehender  jetzt  in  der  3.  ed.  der  introduzione  p.  11  ff. 
—  Zahlreiche  sonstige  Definitionen  deutscher  und  fremder  Nationalökouomen 
sind  nicht  sowohl  Definitionen,  als  Angaben  über  die  Aufgaben  der  Dis- 
ciplin.  Manche  sprechen  gleich  und  allein  von  den  „Gesetzen",  welche  zu  erforschen 
seien.  Auch  die  Theile,  in  welchen  die  theoretische  Nationalökonomie  gewöhnlich 
zerlegt  wird ,  hat  man  öfters  gleich  in  die  Definition  gezogen.  So  hat  noch  jüngst 
M.  Block  (progr6s  I,  70)  kurzweg  die  Politische  Oekonomie  als  eine  Wissenschaft 
und  als  eine  Kunst  bezeichnet,  als  erstere  erforsche  sie  die  Gesetze,  welche  Production. 
Vertlieilun^  und  Verbrauch  der  Güter  regeln,  als  letztere  suche  sie  nach  der  besten 
Art,  diese  Gesetze  zur  Befriedigung  unserer  wirthschaftlichen  Bedürfnisse  anzuwenden. 

Die  Mängel  aller  dieser  Definitionen,  Um-  und  Beschreibungen  möchte  ich  so 
wenig  läugnen.  aU  Menger  es  thut  und  auf  dessen  genannte  bezügliche  Ausführungen 
(bes.  Anh.  II  in  den  Untersuchungen)  mich  trotz  mehrfacher  Meinungsverschiedenheit 
Tornemlich  hier  bezichen.  Ich  kann  ihm  namentlich  in  dem  Puncto  nicht  beistimmen, 
welchen  er  als  hanptsächlichcn  Mangel  der  meisten  Begriffsbestimmungen  der  theo- 
retischen Nationalökonomie  bezeichnet  (S.  239).  dass  sie  nemlich  den  formalen  Ge- 
sichtspunct,  unter  welchem  das  wissenschaftliche  Object  betrachtet  werden  solle,  nicht 
genau  angäben.  Einmal  übersieht  er,  dass  viele  Definitionen  nicht  spcoiell  für  die 
theoretische,  sondern  für  die  ganze  Politische  Oekonomie  im  Allgemeinen  von  den 
betreffenden  Autoren  aufgestellt  werden,  was  diese  eben  für  zulässig,  ja  nothwendig 
halten;  sodann  möchte  ich  ihm  gegenüber  festhalten,  dass  dies  auch  meine  Meinung 
ist;  und  endlich  kann  ich  überhaupt  nicht  einräumen,  dass  Menger  hier  mit  der  For- 
derung, jener  formale  Gesichtspunct  müsse  in  der  Definition  selbst  hervor- 
gehoben werden,  durchaus  im  Rechte  ist.  Meine  eigene  obige  Definition  hat  diesen 
Gesichtspunct  allerdings  schon  deswegen  weggelassen .  weil  sie  eben  eine  allgemeine 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie  sein  sollte.  Aber  in  die  Definition  gehört  er 
m.  E.  überhaupt  deswegen  nicht,  weil  er  sich  auf  die  Aufgabe  einer  Wissen.^chaft 
bezieht.  Mir  scheint  es  richtiger,  nur  nach  dem  genüg-end  genau  bezeichneten 
Object  die  Wissenschaft  selbst  zu  definiren,  nicht  mit  nach  der  Aufgabe.  Ich  be- 
schränke mich  also  auf  das  zweite,  bezw.  das  erste  und  zweite  der  Momente,  wehhc 
Menger  als  für  die  Definition  einer  Wissenschaft  nothwendig  ansieht. 


Stpifi.  Nune  der  Poliüichen  Oekononiie-  H3 

«r  bat  in  Minen  UmeKUcbangeo  (S.  T  IT,,  25!  IT.)  fUr  die  Winhscb&fU- 
(  —  »la  „die  Gesammüieit  der  auf  dio  in onac bliebe  Wirthaclufi  beiUglicbea 
üen"  —  enUprecbend  den  drt»  Haopuaf^aben .  irelcbe  der  menHcbliche 
er  Erfoncbnug  der  Wldhacfaaflspb&nomeDc  sieb  la  srellen  Terntfiice.  droi 
apca  anlenchiedeu ;  die  hUlarischen.  die  tlieorGtiscbeii.  dio  pr«cllscliea 
ein  schon  von  Mangoldi  im  (irondriss,  ^.H:  historische.  da^maUscbe. 
Die  arsien  hiOea  „das  IndiiidaeUa  Wesea  uad  den  indiridaellsa  Za- 
;  der  winhscbafllichcn  Encheiaangca  in  erfarscheo  und  dartnstellen" 
id  Geachicbtd  der  menscblietien  Wlrtbscbafl);  d.  b.  hier  haDdotl  es  sich 
ante  Auf^be  (§.  S9).  Ibcilveise  wobl  ancli  nm  aanaa  drille  li.  61).  Die 
1  WisacnscbaAeD  hstteu  ..du  generelle  Uesen  ond  den  genurellmi  Zu- 
;  der  «inhachafllichea  £ncb?iuangcn  zn  erfar^chen  aad  darzastullon" ; 
ia  ihrer  (iesammlbeit  die  Tbeorie  der  Volksnirlbechafi;  d.  b.  hier  liegt 
IC  Anffibe  cor  tä-  ''1)'  ^'^  praciiscbcu  Wisseascbafleo  endlich  sollen 
tue  lehren,  narh  «eichen  die  irinbschaftlicheo  Absichten  dnr  Menschen 
lusgkbe  der  Vcrbaltnisse)  am  Zweckmäßigsten  erreicht  la  Verden  ver- 
IkstrinbscbtfUtpoDiik.  ab  „Wissenschaft  ron  den  (iruadaUien  tur  zvack- 
irderung  äft  VoUswlrthschafl  Seiions  der  SffeDllicbon  Gciralten".  dann 
inpilaiwirthschafislehre,  die  wie  schon  bemerkt  [S.  3&$].  in  die  Finanz- 
ond  in  die  practische  Priialiririhschiflslabre  ton  Hangur  ^etbeilt  wird), 
«ren  Aataatie  in  Conrads  Jahrbachem  (B.  63,  S.  4TT)  wird  noch  utiraa 
tnUisirt  in  1  Thailv,  (1)  diu  historischen  Wissenschaften  lon  der  Volks- 
Wirtluehaftsstatistili  nod  Wirthschafbgescbichle),  (3)  die  Morpholope  der 
tncheintingen  (Clft«»ilicaiian  nnd  Danitellnng  du»  generellen  Wcsoiia). 
denelbcn.  (4)  practiacbo  oder  anfruwandte  Wissen  sc  baflun.  Ich  beache 
Ukd  gegenüber  anf  den  frlllieren  Ab^cbnitt  von  den  Aufgaben  (^.  57  IT.) 
ne  eigene  Sysiamatisirong  In  §■  102  u.  S. 

-  §.  101.  Name  der  Wissenschaft  Auch  nicht 
»er  gleht  für  DDSerc  Disciplin  allgemein  und  unbestritten 
a  auch  der  Name  „Poütische  Oekonoraie"  der  bei 
Völkern  eingetiUrgerteist  und  elien  deswegen  Anspruch  auf 
iDg    hat,    trotzdem    er    kein    besonders    passender   ist 

empfiehlt  sich  aber  gerade  fUr  eine  „internationale" 
aft  wie  die  unsere  ein  dem  neutralen,  ausserhalb  der 
Itseifersncht  liegenden  Wortschatz  der  alten  classischeu 
entnommener  Name,  wie  „Politische  Oekonomie",  weil 
solcher  atlgemeinen  Curs  in  der  Culturwelt  haben  kann, 
r  sehr  erwanschl  ist.  Kann  man  sich  daher  nicht  mit 
□licbkeit  des  praclischen  Erfolgs  auf  einen  anderen, 
assenderen  Ausdruclis  dieses  Ursprungs  einigen,  so  wttrde 
ingte  Beibeb.iltnng  des  Namens  „Politische  Oekonomie", 
n  drei  anderen  leitenden  GulturvUlkern  auch  der  flblichste, 
st  allein  vorkommende  ist  und  bei  den  übrigen  VSlkem 

meistens  gebraucht  wird,  das  Beste  sein.  Jedenfalls 
lieser  Ausdruck  wenigstens  als  Name  f^r  die  ganze 
den  Vorzug  vor  einem  bloss  nationalen,  wie  unserem 
irthschafi sichre",  einem  an  sieb  ohnehin  nicht 
n  gebildeten  Worte,  oder  gar  wie  „Staatswirth- 
;hre",  welcher  Name  auch  sachlich  unangemessen  ist. 
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Eher  kann  man  den  erstgenannten  (Volkswirtbschaftslehre)  dann 
in  Verbindung  mit  Adjectiven  zur  Bezeiebnong  einzelner  Theile 
des  Systems  verwenden ,  obwohl  auch  hier  ein  wirklich  geeigneter 
Name  antiken  Ursprungs  vorzuziehen  wäre.  Der  besonders  in 
Deutschland  eingebürgerte  Name  ,, Nationalökonomie '^  erfüllt 
letztere  Anforderung,  aber  möchte  noch  weniger  passend  als 
„Politische  Oekonomie''  sein.  Der  dem  angedeuteten  Bedtirfniss 
entsprechende  und  sachlich  angemessenste  Name  ffir  die  ganze 
Disciplin  und  mit  adjectivischen  Zusätzen  ftir  die  ersten  drei 
Haupttheile  des  Systems  ist  der  hier  und  da  von  einzelnen  Autoren 
schon  länger  gebrauchte,  aber  noch  nicht  allgemein  üblich  ge- 
wordene, wenn  auch  in  sichtbarer  Ausdehnung  begriffene:  Social- 
Ökonomie  oder,  allerdings  correcter  (S.  83)  Socialökonomik. 

Yjrl.  über  die  Tenninologie  Rau,  I,  8,  9,  16,  17  in  den  Noten,  Rosclicr,  I, 
§.  16,  Noten,  KaDtz.  l,  285,  Neumann,  Tüb.  stat.  Ztschr.,  1872,  B.  28,  S.  257  tf. 
in  den  Noten,  Menger,  Untersach.  Anhang  IV.  Cossa,  intriduzione,  3.  ed.  p.  60  tf. 

Ueber  das  Wort  „Oekon omie'*  (Oekonomik)  in  den  genannten  antiken  Ans- 
drücken  besteht  keine  Meinaugsreischiedenheit  Es  ist  sprachgebränchlich  durchaus 
geeignet  nnd  auch  für  sich  unserer  „Wirthschaftslehre"'  vorzoziehen.  Allerdings  ist 
aber  bei  uns  die  popul&re  Bezeichnung  von  gewissen  Landwirthschaftsbetrieben  als 
„Oekonomie*'  ein  misslicher  Pnnct,  weil  er  im  grossen  Publikum  wohl  zu  Miss- 
Terst&ndnissen  nicht  immer  unbedenklicher  Art  (daher  auch  fUr  die  Vertreter  der  Dis- 
ciplin) geführt  hat  und  mitunter  noch  führt 

Der  Aosdruck  „Politische**  Oekonomie  ist  deswegen  zu  beanstanden,  weil 
er  nach  dem  antiken  wie  modernen  Sprachgebrauch  betreffs  des  Worts  „politisch'' 
dem  Namen  ?on  vornherein  einen  gewissen  tendenziösen  Sinn  geben  kann  und  aoch 
oft  gegeben  hat,  so  namentlich  aoch  auf  die  Beziehung  des  Staats  zur  Oekonomie 
und  Oekonomik  zu  sehr  hinweist.  Aber  die  allgemeine  Verbreitung  und  die  Ein- 
bürgerung bei  den  Gultarrölkem  seit  200  Jahren  (6conomie  politique,  economia  poli- 
tica,  political  economy)  flült  doch  für  den  Namen  schwer  ins  Gewicht,  der  dadurch 
auch  als  angenommener  wissenschaftlicher  Terminus  seine  mögliche  tendenziöse  Neben- 
bedeutung thats&cblich  fast  ganz  verloren  hat.  Historisch  wird  er  in  der  Wissenschaft 
auf  den  französischen  Autor  Montchrötien  de  Watteville  zurückgeführt,  der  im 
Jahre  1615  ein  Werk  unter  diesem  Namen,  wesentlich  über  practische  Wlrthschafts- 
lehre,  erscheinen  liess:  traitö  deconomie  politique  (Ronen).  Er  ist  vielleicht  aber, 
wie  K.  Menger  wahrscheinlich  macht  (Unters.,  S.  10),  nicht  einmal  aus  einem  prin- 
cipiellen  Grunde  zur  Wahl  dieses  Namens  gelangt,  so  dass  Roscher's  Bemerkung, 
der  Titel  allein  w&re  damals  ein  grosses  wissenschaftliches  Verdienst  gewesen  (Gesch. 
der  Nationalökonomie,  S.  185,  Note  2)  unzutreffend  w&re.  —  Statt  „politische''  Oeko- 
nomie wird  mitunter  in  verschiedenen  Sprachen  im  gleichen  Sinne  auch  das  Wort 
„öffentliche",  ital.  pubblica,  engl,  public  gebraucht,  zugleich  mehr  im  Sinne  unseres 
,3taatswirthschaft"  nnd  wie  dieses  dann  auch  wohl  die  Finanz wirthschaft  bezeichnend. 
Die  Briten,  immer  nach  Kürze  strebend,  brauchen  neuerdings  (Marshall  u.  A.) 
für  political  economy  wohl  auch  das  eine  Wort  „economics",  was  aber  eben  doch 
den  Fehler  hat,  zu  eindeutig  zu  sein. 

Besonders  in  Deutschland  hat  sich  fast  mehr  als  Politische  Oekonomie  der 
Name  Nationalökonomie  für  unsere  Wissenschaft  eingebürgert,  für  die  ganze  und 
mit  Adjectiven  (theoretische,  practische,  allgemeine,  specielie  u.  dgl.)  für  die  Haupttheile. 
Unbekannt  ist  er  auch  im  Auslande  nicht  durchaus  (ital.  ec.  nazionale)  und,  wie  es 
scheint,  von  Einzelnen  (in  England  von  Ferguson  1767,  in  Italien  von  Ortes  1771) 
früher  als  l>ei  uns  gebraucht,  wo  er  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts  der  übliche  Ausdruck  in 
der  Fachlitteratur  und  neben  „Cameralwissenschafr'  wird,  dieses  Wort  allmälig  ver- 
dringend  (bis   auf   die    nationalökonomischen   Professuren    als    amtlich   solche    der 
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nd  Ctmeralwissenschaften**  und  bis  auf  unsere  stud.  jur.  et  cam  und  stud. 
im  Sprachgebrauch  unserer  UniFersiUUen  fUr  das  betreuende  Fach  fast  allein 
;baft  kommt  und  darin  geblieben  ist.  Allein  der  Ausdruck  ist  bei  dem  mit 
I  „Nation'*,  ,, national''  einmal  sprachgebr&uchlich  sonst  Torbundenen, 
igen  Sbne  noch  weniger  paraend  als  „  Volks wirthschaftslehre'*,  wo  das  Wort 
sidgstens  dieses  Bedenken  nicht  bietet  Man  wttrde  eher  unter  National- 
rerstehen  können,  was  List  mit  „nationales"  System  der  „Politischen  Oeko- 
int.  Der  Ausdruck  ist  so  zu  eng,  wie  es  etwa  der  analoge  „kosmopolitische'* 
in  entgegengesetzter  Bichtung  wire.  „Politische"  Oekonomie  ist  da  immer 
xiehen.  Und  in  Wörtern  fremden,  antiken  Ursprungs  brauchten  dann  doch 
en  modernen  CultunrOlker  Tollends  nicht  einem  besonderen  Sprachgebrauch 
1. 

Wort  Volks wirthschaftsl ehre  ist  einfach  im  Anschluss  an  das  ein- 
Wort „Yolkswirthscbaft"  gebildet  und  zuerst  mehr  in  der  Litteratur, 
auch  im  allgemeinen  Sprachgebrauch  üblich  geworden.  Eine  gewisse 
1  einheimischen  deutschen  Ausdrücken,  wenn  sich  geeignete  f&nden,  statt 
am  dem  wohl  zu  statten.  Allein  so  sehr  man  das  ja  sonst  billigen  mag, 
den  concurrirendon  Wörtern  aus  dem  antiken  Spracltöchatz  ist  eine  solche 
)ch  überhaupt  weniger  berechtigt  und  aus  den  schon  angedeuteten  Gründen 
die  Wissenschaften,  wofür  jener  Wortschatz  so  allgemein  und  auch  aus 
1  Gründen  die  regelmässig  und  international  gebräuchlichen  Namen  ge- 
nicht  am  Platze.  Sprachparistische  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete  &d 
migstens  bei  den  leitenden  Gultumationen  glücklicher  Weise  nicht  üblich 
iland  wird  das  Wort  „Yolkswirthschaftslehre"  jetzt  wohl  meistens  ganz 
atend  mit  Nationalökonomie,  Politischer  Oekonomie  gebraucht  Einzelne, 
.  2t0)  haben  damit  aber  speciell  den  ersten  theoretischen  Theii  der  Dis- 
sichnet,  wofür  Bau  auch  das  Wort  „Nationalökonomie"  anwendet.  Diese 
ng  ist  jedoch  wiUkührlich  und  sprachlich  kaum  haltbar.  —  Vollends  eine 
Vortmissbildung  ist  „Volkswirth"  für  die  fachmännischen  Vertreter  oder 
(Dilettanten)  der  „Yolkswirthschaftslehre'*,  eine  besonders  wohl  durch  den 
^aftlichcn  Congress  und  die  öffentliche  Presse  bei  uns  aufgekommeno 
nströse  Bezeichnung  („Schenkwirth" ,  „Bierwirth",  „Volkswirth"  u.  s.  w.!). 
iten  doch  wirklich  Worte  wie  „Oekonomist" ,  ..Nationolökonom" ,  „Social- 
en Vorzog  verdienen.  Der  mit  Vorliebe  in  socialistischen  wissenschaftlichen 
^brauchte  Ausdruck  „Ockonom",  „Oekonomen**  („bürgerliche  Oekonomen") 
dem  Inventar  in  Deutschland  ungebräuchlicher  Kuustausdrücke,  mit  denen 
arx'sche  Richtung  ohnehin  mehr  als  uötbig  beglückt  hat,  immer  mit  einer 
i'endenz,  dem  deutschen  Sprachgefühl  Nachgiebigkeit  gegen  ,4iOheres  We»t- 
»"  unnöthiger  Weise  zuzumuthen. 

er  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  ist  der  schon  im  vorigen  (so  von 
brauchte  Name  „Staatswirthschaft"  fUr  Yolkswirthscbaft,  „Staats- 
aftslehre"  für  Volküwirthschaftslehre  oder  Politische  Oekonomie  häufiger, 
1  niemals  allgemeiner  angewendet  worden.  Durch  v.  Hermann 's  cias- 
:rk  ragt  er  in  diesem  Sinne  bis  in  unsere  Zeit  hinein,  und  Hermann  hat 
geglaubt,  ihn  festhalten  zu  sollen  (.Untersuch.,  2.  A.,  S.  77,  s.  o.  S.  2bl). 
uck  unterliegt  aber  mit  Recht  nach  seinem  Wortsinn  doch  überwiegenden 
So  noch  im  höheren  Maasse  dem  gegen  „Politische"  Oekonomie  bestehen- 
noch  speciell  dem .  dass  er  für  die  Finanzwirthschaftslehre  oder  Finanz- 
ft  eher  als  für  die  Yolkbwirthschaftslehre  passen  würde  und  auch  gelegent- 
gebraucht  worden  ist.  Jetzt  wird  er  bei  uns  auch  nur  selten  noch  in  dem 
:hen  Sinne  benutzt.  Ein  neueres  Beispiel  ibt  E.  Saz'  Grundlegung  der 
en  Staats wirthsc ha ft,  worunter  hier  indessen  nicht  die  Yoliiswirt tisch aft, 
:  die  Finanzwirthschaft,  sondern  wesentlich  die  Gemeinwirthschaftslehre  ver- 
ird.  Dafür  ist  aber  der  Ausdruck  auch  nicht  recht  geeignet.  Im  Ausland 
i  analoge  Ausdrucke  selten  oder  gar  nicht  (Röscher  erwähnt  Gavard's 
;on.  d'6tat  17^  G).  Doch  ist  neuerdings  in  Italien  der  Ausdruck  economia 
e  degli  stati  von  Lampertico  gebraucht  worden. 

1  diesen  Ausdrücken    würde   ich   den  der  „Socialökonomie"   vorziehen, 
Frankreich  nicht  eclti-n  ist  (economic  sociale),  auch  in  Deutschland  neuer- 
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dings  öfters  gebraucht  wird  (Duhring  a.  A.  m.),  in  Italien  von  L.  Cossa  nunmehr 
gewählt  wurde  (economia  sociale),  auch  in  anderen  Sprachen,  bezw.  Ländern  vorkommt 
(social  ecoDomy)  und  jedenfalls  allen  Gulturvölkem  leicht  verständlich  und  mund- 
gerecht ist  Er  ist  auch  kein  tendenziöser,  wie  vielleicht  hier  und  da  eingewandt 
wird,  und,  wenn  auch  etwa  wegen  der  sprachlichen  Verwandtschaft  mit  „socialistisch'* 
da  und  dort  etwas  beargwöhnt,  doch  bei  der  Einbürgerung  des  specifischen  Sinns 
des  Worts  socialistisch  keinem  derartigen  Einwand  im  Ernst  ausgesetzt  Er  bezeichnet 
vielmehr  das,  was  neben  dem  „Oekonomischon"  das  Wesentliche  in  der  Disciplin  ist, 
das  gesellschaftliche,  „sociale*'  Moment  und  entspricht  der  Anforderung,  den 
alten  Sprachen,  noch  dazu  beiden  classischen,  zu  entstammen  sich  so  dem  Sprach- 
schatz der  romanischen  Völker  und  der  Engländer  gut  einzufügen,  aber  auch  bei  uns 
und  den  Slawen  leicht  sich  einbürgern  zu  können.  Nicht  im  Sinne  von  Social- 
Ökonomie  oder  Politischer  Oekonomie  hat  H.  Dietzel  neuerdings  den  Ausdruck 
„Socialwirthschaftslehre"  gebraucht  (Diss.,  1882,  S.  10,  Tüb.  Zoitschr.  1882). 
Er  will  diese  grade  von  der  Volks wirthschaftslchre  unterscheiden  und  zwar  nach  der 
Methode,  indem  er  für  sie  Deduction  und  absolute  Lösungen,  fUr  letztere  luduction 
und  relative  Lösungen  fordert  Ganz  abgesehen  von  den  principiellen  Bedenken  hier- 
gegen möchte  die  neue  Wortbildung  grade  zur  Bezeichnung  dessen,  was  Dietzel  vor- 
schwebt, nicht  geeignet  sein. 

Kur  vereinzelt  sind  in  Deutschland  und  anderen  Ländern  noch  andere  Namen 
für  die  Disciplin  benutzt  worden,  ohne  eine  Verbreitung  zu  erreichen,  z.  B. 
Nationalwirthschaftslehre,  Volkshanshaltskunde,  Qüterlehre,  Volksgüterlehre,  economia 
civile  (u.  A.  Genovesi),  auch  zu  eu^e,  halb  -  tendenziöse  Namen,  Plutologie  (He- 
arne),  Katallaktik  (Tauschlehre,  Whately),  u.  A.  m.  (s.  Kau,  I,  §.  4,  Note).  Lehre 
oder  Theorie  vom  Volks-  oder  öffentlichen  Beichthum,  Vermögen,  vom  wealth  of 
uations,  wie  in  A.  Smith 's  berühmtem  Werke,  richesse  sociale.  Und  an  Bezeich- 
nungen, welche  das  Gebiet  der  Disciplin  durch  Hcraushebung  einzelner  Momente 
characterisi^en  und  danach  etwa  den  Büchertitel  richten,  hat  es  auch  sonst  nicht  ge- 
fehlt Alles  das  deutet  darauf  hin,  dass  die  üblichsten  Bezeichnungen  den  Autoren 
nicht  immer  als  die  geeigneten  erscheinen  und  —  dass  eben  in  dieser  ,Jungeu  Dis- 
ciplin" noch  Vieles  gährt. 

Es  giebt  wichtigere  und  interessantere  Dinge  als  diese  Fragen  vom  Namen  einer 
Wissenschaft  Aber  so  ganz  glcichgiltig  sind  sie  nicht.  Sie  berühren  sich  doch  mit  tieferen 
Principienfragen.     Eben  deswegen  sind  sie  hier  etwas  eingehender  behandelt  worden. 

2.  Abschnitt. 
System  der  Politischen  Oekonomie. 

I.  —  §.  102.  Bisherige  Entwicklung  des  Systems^). 
Bei  einem  solchen  System  handelt  es  sich  um  zweierlei,  einmal 
nm  die  Haupteintheilung  der  ganzen  Wissenschaft  sei  es  in  Stoff- 
gruppen,  sei  es  —  eventuell  zugleich  mit  für  diese  StoflFgruppen  — 
in  Gruppen  von  Problemen  und  Aufgaben,  nach  verschiedenen 
dafür  aufzustellenden  Gesicbtspuncten ;  sodann  um  die  weitere 
Eintheilung  jedes  dergestalt  gebildeten  Haupttheils. 

Hier  haben  wir  es  namentlich  nur  mit  jener  ersten  Haupteintheilung  zu  thun, 
die  zweite  wird  nur,  boweit  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt  und  erforderlich 
für  die  Frage  der  Haupteintheilung  ist,  berührt  (vgl.  «;j.  104).  Das  Nähere  und 
Einzelne  darüber  gehört  in  die  betrell'cuden  Theile  dieses  (jcsammtwerks. 

Die  bisherige  Entwicklung  unserer  Wissenschaft  war  in  Bezug 
auf  die  Haupteintheilung  im  Ganzen  in  Deutschland  anders  als 
bei  den   leitenden  übrigen  Gulturvölkem,  welche  uns  in  der  Aus- 

M  Das  Nähere  hierüber  gehört  in  die  nationalftiionomische  Litteraturges<]iichte. 
Aber  die  Hauptpuncte  der  Entwicklung  mUssen  hier  hervorgehoben  werden. 
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der  PoliÜBchen  Oekonomie  ala  einer  eigenen  Wii-geasrbat'l 
tgangeo  sind.  Erat  nenerdinga  bcgiunt,  wie  st-hon  länger 
ViAsenacbaft  deijenigen  Völker,  welche  unmittelbarer  von 
lohen  Wissenachaft  abbäogig  war  and  ist  (Osteuropa),  so 
b  bei  den  aDderen  HanptTOlkern,  den  Italienern,  Franzosen, 
'ordamerikanerD  eine  Sjstemiairang  der  Disciplin,  welche 
detttschen  mehr  nähert  nnd  ancb  von  hier  au«  WeintliiBsl 
at  Aber  nocb  ist  doch  die  deutsche  Wiasenschati  des 
er  in  der  Entwicklung  des  Systems  erheblich  voran  nnd 
nche  bemerkenswertbe  Abweicbungen  von  der  Behand- 
e  im  ADslaad. 

eatschland  wird  seit  längerer,  in  der  Flauptsacbe  schon 
!eit,  wo  an  die  Stelle  der  alten  Cameralwissenscbat't  die 
ihe,  namentlich  britische  Oekonomik  getreten  war  und 
ger  fortgebildet  wurde,  ein  System  Ubiicb,  welches 
itlichen  auf  eine  Dreitbeilnng  hinaus  kam.  Dieselbe 
rigens  selbst  wieder  nicht  immer  in  derselben  Weise  in 
f  das  Verhältnisa  der  drei  Theile  zu  einander  duichge- 
iter  verschiedenen  Namen  ontersi-bied  mau  einen  vor- 
beoretischen  —  ancb  wohl  „allgemeiner"  ge- 
-,  einen  practiscben  —  ähnlich  „speeiellen"  — 
nnd  als  einen  dritten  solchen  die  Finanzwissen- 
Wie  die  Kamen  und  die  Abi^cheidimg  im  Einzelnen, 
zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Theil,  so  sind  aber 
EiDtheilungsgpsichlspuncte  nnd  Kriterien  wenigstens 
schieden  gewesen. 

riet  OmsliQile  haben  zu  diesem  System  geführt.  Einmkl  DacliwiikeDde 
a  der  Camcrilwiaseuschaft.  nameDtlicli  das  BcdOrfniss,  practiache 
.ebren  derüelben.  wulcbc  oiclit  ganz  in  die  PrivatOtoDomik  UberKegajig«ii 
lOllig  fallen  zn  lassen ,  sonduru  sie  in  die  uene  .Ji'alitiscbe  Oekonomie" 
bmen.  Hier  passen  sie  in  d;is  ans  dem  AusUod,  beaeodera  ans  Eug- 
nene  System  nicbt  recht  bincin,  verwegen  maii  ihnen  in  einem  practiscben 
cn  Fachwissen scbaft  einen  Platz  fsii  and  »ie  biei  nnn ,  veibundan  mit 
bren.  weiterbildete.  Siidaun  hat  wobl  das  Bodurfnias  des  akade- 
lerricbts  zu  dieser  lüntwicklung  des  S?slcms  beigetragen  und  dies 
h  gegenwärtig  io  dieser  Iticbiung  geltend.  Weiter  mochte  die  dentache 
lliche  Neigung  und  Befäbigoog  zur  systematischen  Aas- 
Wissen  schafien  überhaupt  nuch  biet  mitgewirkt  haben  und  endlich, 
neiaten.  bat  diu  deutsche  wirtbschaftlicbc  Praxis  unserer  Staaten 
aate  und  seiner  Gesei^iiebung  und  Verwaltung  besondere  Aufgaben  anf 
ea  Gebiete  nai*.!!  uij3urt;r  itan^en  historiscben  Entwickinng  gestellt,  was 
iQcb  im  Zeitalter  des  tbcotvtiscben  und  prakliscben  .. Ökonom iscben 
>  nnd  Liberalismus'-  nacbiewirkt  und  auch  anf  die  Poliliscbe  Oekonomie 
ft.  wie  auf  alle  Sraia^wlz<-enschafl  seinen  EinSuss  ane^geübt  hat  nnd 
ansUbt. 

n   deutschen   S\>fL'inat}ki.'rn   des  Fachs   hat   wohl  Bau    durch   sein  be- 
rbuch    der    I'ülitiacbi  ii    Uttünoniie" .    wenn    aucli    an    camcralistische 
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Traditionen  ond  an  Vorgänger  anknüpfend,  sowie  ?on  Zeitgenossen  begleitet,  welclie 
unabhängig  von  ihm  wie  ihm  folgend  ähnliche  Wege  gingen,  den  gröbsten  Einfloss 
aof  jene  Oreitheilang  des  Systems  aosgeUbt.  Dass  dieselbe  bei  ihm  etwas  anders  und 
kaum  in  dieser  Weise,  auch  wenn  man  seine  Eintheiluugsgrundsätze  sonst  billigt, 
ganz  richtig  vorgenommen  war  —  nämlich  eigentlich  in  zwei  Haupttheilo  und  der 
zweite  praktische  weiter  in  zwei  Theüe  (I  und  II,  a  und  b,  s.  S.  260)  —  hat  diese 
Bedeutung  Baa's  für  die  Eintheilung  nicht  vermindert  (s.  u.  §.  103).  Im  akademischen 
Unterricht,  namentlich  in  Stlddeutschland ,  wo  das  eigene  cameralistiscbe  Studium 
oder  die  Einrichtung  auch  des  juristischen  Stadiengangs  und  der  Prüfungen,  im 
Unterschied  leider  besonders  zu  Preussen,  za  einem  intensiveren  Betrieb  der  Poli- 
tischen Oekonomie  führte,  neuerdings  aber  allgemeiner,  jetzt  allmälig  auch  in  Preussen  und 
Oesterreich,  hat  sich  diese  Dreitbeilung  fest  eingebürgert.  Alsdann  hat  auch  wieder 
diese  Einrichtung  des  Unterrichts  auf  die  systematische  Behandlung  der  Disciplin 
rückgewirkt.  Ihr  ent-^prechen  die  drei  nationalökonomischen  Hauptcollegien,  an  welche 
sich  dann  die  Specialvorlesungen  ergänzend  anschliessen. 

Nicht  ohne  Einfluss  war  auch  die  übliche  Aufnahme  der  „Wirthschafts- 
poIizei''  in  die  sogen.  Polizeiwissenschaft  Diese  Wirthschaftspolizei  fiel  im 
Stoff,  wenn  auch  nicht  durchaus  in  der  Auffassung,  Behandlung  und  den  leitenden 
Qesichtspuncten ,  mit  der  ..praktischen  Nationalökonomie*'  oder  „Yolkswirthschafts- 
Politik'*  grosbentheils  zusammen.  Je  mehr  nun  die  ältere  Polizeiwissenscbaft,  ähnlich 
wie  ihre  Schwester,  die  Cameralwissenschaft,  veraltete  und  sich  zur  Inneren  Yer- 
waltungslehre  entwickelte,  was  dann  freilich  erst  endgiltig  noch  nicht  R.  v.  Mohl, 
sondern  L.  Stein  herbeigeführt  hat,  desto  mehr  erschien  nun  auch  der  Inhalt  der 
praktischen  Nationalökonomie  und  Winhschaftspolizei  als  „wirth schaftliche  Yer- 
waltungslehre**  und  damit  als  ein  Theil  dieser  Inneren  Verwaltungslehre. 
Trat  dann  auch  in  diesem  Theil  mehr  der  Character  einer  Staats-  und  selbst,  wie 
im  eigentlichen  Yerwaltungsrecht  derjenige  einer  Rechtswissenschaft,  nicht  einer 
Wirthschaftswissenschaft  hervx>r,  so  dass  diese  „wirthschaftliche  Yerwaltungslehre*^ 
nicht  ohne  Weiteres  die  Yolkswirthschaftspolitik  ersetzen  konnte,  so  wirkt  doch  die 
Behandlung  desselben  Stoffs,  derselben  „Fragen''  vom  Staats-  und  rechts  wissenschaft- 
lichen Standpnncte  aus  auf  die  Behandlung  in  der  Politischen  Oekonomie  ein.  Die 
schärfere  Trennung  des  theoretischen  und  praktischen  Theils  der  letzteren  war  die 
Folge  davon. 

Allerdings  ist  auch  in  der  deutschen  systematischen  Litteratur  die  Dreitheilung 
nicht  allgemein  angenommen  und  namentlich  nicht  immer  streng  und  gleichmässig 
durchgeführt  worden.  So  nicht  in  kleineren,  in  populären  Schriften.  Aber  auch 
die  grösseren  Fachwerke  haben  sie  nicht  alle  streng  festgehalten,  insbesondere 
Einzelnes  aus  der  praktischen  Nationalökonomie,  aus  der  Finanzwissenschaft,  mehr 
in  der  Weise  des  Auslands,  in  die  „allgemeine'',  die  „theoretische*'  hineingezogen, 
oder  anhangsweise  behandelt.  So  z.  B.  Schäffle  im  gesellschaftlichen  System. 
Auch  das  grosse  Werk  von  Röscher  und  das  Schönberg'sche  Handbuch  haben 
die  übliche  Dreitheilung  nicht  genau  aufgenommen,  wenn  sie  auch  immerhin  sich  ihr 
nähern.  Boscher's  1.  Band,  die  „Grundlagen  der  Nationalökonomie",  entspricht  einiger- 
maassen  dem  ..theoretischen"  Theil.  wenn  auch  mit  mancherlei  Hineinziehung  von  Stoff 
und  Gesichtspuncten  aus  dem  practischen,  die  Bände  2  und  3  enthalten  in  der  Haupt- 
sache diese  letztere,  der  4.  Band  die  Finanzwissenschaft  Im  Schönberg'schen  Hand- 
buch stellt  der  1.  Band  im  Grossen  und  Ganzen  die  „theoretische"  Nationalökonomie 
dar,  der  zweite  die  „practische",  der  dritte  die  Finanzwissenschaft  (nebst  Innerer 
Verwaltungsichre,  welche  mindestens  einen  besonderen  Band  bilden  sollte).  Aber  im 
ersten  Bande  befinden  sich  zum  Theil  sehr  umfangreiche  Abhandlungen  über  Maas:» 
und  Gewicht  Geld-  und  Münzwesen,  Credit  und  Bankwesen,  Transport-  und  Communi- 
cationswescn ,  welche  ihrem  Inhalt  nach,  soweit  sie  auf  Practisches  eingehen  (daher 
besonders  Münzwesen,  Bankwesen,  Yerkehrsmittel),  in  die  practische  Nationalökonomie 
gehörten,  demnach  in  B.  2.  ebenso  wie  die  hier  stehende  Abb.  Yersicherungswescn. 
In  den  ersten  theoretischen  Band  gehörte  nur  die  Theorie  des  Geldes,  Credit^, 
Yerkehrbwesens.  Allerdings  führen  beide  Bände  den  einfachen  gemeinsamen  Namen 
..Yolkwirthdchaftslehre'*,  ohne  dass  weiter  zwischen  theoretischer  und  practischer 
Nationalökonomie  unterschieden  wird.  Die  Yertheilung  der  Materien  scheint  der 
Tübinger  akademischen  Gewohnheit  zu  entsprechen  und  wird  auch  principiell,  so  von 
Neumann  gebilligt  m.  E.  mit  Unrecht,  wie  ich  unten  zeigen  werde. 
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der  ansländiacben,  speciell  iu  der  britischen,  t'ran- 
n,  snch  italienisebeD  Literatur  ist  dagegen,  aach  hier  alten 
Den  gemäsa,  in  der  Regel  eine  „theoretische"  und  „prac- 

eine  „allgemeine"  nnd  „specielle"  Politische  Oekonomie 
etrennt  nnd  gewöhnlich  auch  nicht  einmal  eine  eigene 
issenschaft  ansgeechieden  worden. 

VeAa  Dbei  Polituche  Oekonomie  si;iil  ito  ft'vsuiiüicLeji  du,  »s  in  Deatscb- 
^eoredsdier"  oder  „ktlgenieiner'  NnlioiiRlatDJiomie  tentindeu  irird.  doch 
«T^liebiuig  eüuelner  Gegenstlnde  <.l<^r  pracdscbun,  so  bwonden  aus  dem 
Buk*e»ea,  dei  H»adeIspcUtik,  der  A  i  ij<:iierfri<go,  >lem  AnDenwcsea  u.  A.  ol, 
die  mit  „theoreüschco"  Fn^ea  n:Ji,!r  2iis:i min uuh Ingen .  selicncr  aua  der 
imd  Anrupolitik.  Auch  die  BekAmllung  solcliEr  (iugeiuiaadG  bleibt  >bet 
I  lud  dient  mehr  dot  ili  Beispiul  ond  2ur  BeirctsfuhniDg  oder  bildet 
Asch  den  FinuizeD,  Steaeni.  SUstsschalden  hat  man  oinu  ähnliche 
(,  nnlar  HenoBliebiinf  einteloer  liegeuetiude .  zu  Tbcil  Verden  lusen. 
tt  dch  nicht  aelteo  fDr  die  Finao/un  der  Anfaoe  einer  knippen  «yslems- 
budluif  de«  gaoiea  Gebiets,  dann  civa  am  ScbJass  den  Wert»  über 
Oekonomie  oder  als  Anhang,  wofQr  die  Bebandlungawcise  von  A.  Smith  in 
chei  LitterUDr  bis  heute  maassgeb^'ud  geblioben  i«l  (meine  Fiuaniviss.  I. 
!6). 
Werke  der  dentachen  wie  vielfach  auch  der  fremden 
Aber  Politische  Oekonomie,  insbesoudere  in  dem  etwa 
iedenen  theoretischen  Theile,  schidccn  gewöhnlich  in  der 
ler  „Einleitung"  einige  Ausftibrnugeu  allgemeiner  Art, 
indbegriffe,  über  Begriff,  AVesen,  Aufgabe ,  Methode  der 
,  ttber  die  iu  diesem  3.  Hau|itabsc1jitilte  hier  von  uns  be- 
]  Gegenstände,  mitunter  auch  literar:;escliielit liehe  Abrisse 
Bisweilen  wird  in  diesen  „Einleitungen"  auch  auf  weitere 
lere  Principienfragen,  wie  über  wirthschaftliche  Psychologie, 
correnz,  Freiheit  und  Unfreiheit,  Rechts-,  besonders  Eigen- 
nnng,  Organisation  der  Volkswirthschaft ,  VerhältoisB  von 
thscbaft  und  Staat  zu  einander,  u.  dgl.  m.  wenigstens 
aphoristisch,  aber  in  principieller  Erärternng  einzugehen 
,  Dadurch  entwickelt  sich  aus  der  „Einleitung"  eine 
guDg",  ein  grundlegender  Theil  des  ganzen  Systems, 
freilich  bisher  auch  in  der  dentschen  Literatur  in  den 
ier  systematischen  Nationalökonomie  noch  nicht  allgemein 
m  n.  E.  gebübrcuden  Ausdehnung  und  Bedeutung  gelangt 
1  ancb  ein  Streben  iu  dieser  Richtung  immer  dentlicher 
''obl  aber  liegen  monographische  bezUglicbe  Vorarbeiten 
iger  vor. 

die  Angaben  betrellj  icr^cbi edener  herTorrBgender  Syatematiker  oben  in 
OS  der  2.  Aafl.  dur  r.  Hermann'achen  staatsvirthschaAlichen  Onier- 
^ehflrt  ala  Beispiel  dieser  Hinllbeibildang  der  „Einleimng"  in  die  „Gmod- 
1  erste  Abb.  „«nind legung-  (S.  1—77)  hierher;  aga  Schlffle's  gesell- 
I   System    in   dor    ^weilen   Ault.   die   Einleitung,  aber   anch   Manches  im 
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zweiten  und  besonders  in  den  ersten  Theilen  des  dritten  Abschnitts  (Grandelemente 
aller  Wirtbschaft,  gesellschaftlicher  Organismus  menschlicher  Wirthschaft).  In  der 
dritten  Auflage  dieses  Werks  wird  das  erste  Bach  auch  „Grundlegung''  genannt,  aber 
Vieles  dann  in  eine  solche  HineingehOrige  findet  sich  noch  in  den  folgenden  Bachern 
zerstreut  v.  Mangoldt's  grössere  Yolkswirthschaftslehre  enthält  in  den  ersten 
Kapiteln  „Grundlegendes*';  das  ganze  tüchtige  Work  kommt  aber  Überhaupt,  zumal 
in  der  ersten  Hälfte  bereits  auf  eine  Art  selbständiger  Grundlegung  hinaus.  In 
besonderem  Maasso  g^lt  das  ?on  Knies'  politischer  Oekonomie  und  Ton  Kantz' 
1.  Bande  seiner  Kationalökonomik,  welche  beide  Werke  am  Passendsten  den  Namen 
einer  systematischen  „Grundlegung"  führen  wtlrden.  Auch  G.  Schmoll er's  „Grund- 
fragen" stellen  zwar  keine  systematische,  aber  doch  eine  Art  „Grundlegung''  dar. 
Aus  neuester  Zeit  ist  das  grosso  Werk  von  £.  Sax  za  nennen,  das  doch  mehr 
als  eine  Grundlegung  bloss  der  7on  ihm  sog.  „Staatswirthschaft"  giebt.  Besonders 
Knies  hat  am  Meisten,  wenn  auch  nicht  sofort,  so  doch  später  auf  die  allmälige 
Erweiterung  und  Ausbildung  der  üblichen  „Einleitungen"  zu  einer  „Grundlegung" 
hingewirkt,  wenn  die  letztere  auch  von  den  meisten  Systematiken! ,  zum  Theil  wohl 
schon  aus  äusseren  Gründen,  Raumrücksichten  u.  dgl.,  in  knappem  Umfang  gehalten 
wird  und  nicht  alle  zu  ihr  gehörigen  Erörterungen  aus  anderen  Abschnitten  der 
Werke  in  sie  hinein  gezogen  werden,  wie  es  m.  £.  geschehen  sollte.  Vgl.  z.  B.  die 
Behandluogsweise  von  G.  Cohn,  der  nach  einem  „Ueberblick  (S.  1 — 22)  die  oben 
(S.  253)  erwähnte  ,JEinleitung"  (S  23 — 212)  bringt,  dann  aber  im  zweiten  Haupt- 
abschnitt seines  „Systems  der  Wirthschaft"  unter  dem  Titel  „Gestaltung  des  Wirtb- 
Schaftsiebens"  (S.  356 — 452)  Ausführungen  giebt,  welche  nach  meiner  Terminologie 
als  „grundlegende"  zu  bezeichnen  und  in  den  mit  diesem  Namen  zu  belegenden  Theil 
des  Systems,  in  Verbindung  mit  der  Einleitung,  aufzunehmen  wären.  Cohn 
nennt  übrigens  den  ganzen  1.  Band  seines  Systems  „Grundlegung"  der  National- 
ökonomie. Der  Inhalt  umfasst  auch  die  üblich  so  genannte  „theoretische"  Nationalökono- 
mie mit.  Im  1.  Bande  des  Schönberg'schen  Handbuchs  wird  das  ganze  Werk  mit 
Schönbcrg's  eigner  Abb.  „Volkswirihschaft"  (Wesen,  Wirthschafu>stufen  in  der 
Geschichte  der  Volkswirthschaft ,  moderne  Volkswirthschaft)  «nngeleitet,  woran  sich 
dann  die  Abhandlungen  ,.Die  Politische  Oekonomie  als  Wissenschaft"  und  „Socialismus 
und  Communismus",  beide  von  v.  Scheel,  und  über  „wirthschaftliche  Grundbegrifl'e"  von 
Neu  mann  anschliessen.  Die  Bevölkerungslehre  von  Rümelin  steht  aber  ganz  am 
Schluss  des  Bandes  und  eine  Abb.  über  Rechtsordnung  und  Organisation  fehlt  überhaupt. 

Die  ausländische  Litteratur  hat  sich  früher  auch  meistens  auf  kurze  „Ein- 
leitungen" beschränkt,  welche  auch  nicht  alle  die  Gegenstände  der  üblichen  deutschen 
Einleitungen  behandelt  haben.  Soweit  sie  sonst  auf  grundlegende  Principienfragen 
überhaupt  eingegangen  ist,  wie  freie  Concurrenz,  Eigenthumsordnung,  ündcn  sich 
bezügliche  Erörterungen  aber  meistens  in  späteren  Abschnitten .  in  Verbindung  mit 
den  Fragen  der  Production.  der  Vertheilung,  wie  ähnlich  in  Deutschland  uuch  bei 
Röscher  ^^Unfreiheit  und  Freiheit.  Gütergemeinschaft  und  Priva(ei>;^euthum  im  ersten 
Buche  von  der  Production).  Der  hervorragendste,  nicht  nur  britische,  sondern  aus- 
ländische Syttcmatiker  in  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts,  J.  St.  Mill.  der  in  seinem 
mit  Recht  berühmten  Werke  doch  bereit:*  ..(irundsatze  der  Politischen  Oekonomie**  mit 
einigen  Anwendungen  auf  die  „Gesellschaftswissenschafr*  geben  will,  schickt  nur 
eine  dürftige  allgemein  gehaltene  Einleitung  voraus,  crOlIhet  dann,  das  zweite  Buch 
(Vertheilung)  mit  Kapiteln  vom  Eigenthum  und  kommt  hier  in  weiteren  Kapiteln  auf 
Concurrenz  und  Herkommen,  Sclaverei  und  in  Vcrbinduny:  hiermit  auf  ländliche 
Eigenthums-  und  Betriebsverhältnisse  zu  sprechen.  Im  5.  Buche  behandelt  er  die 
Beziehungen  des  Staate  ider  Re}:ierun«r)  zur  Volkswirthschaft,  mitten  dazwischen  aber 
die  Lehre  von  den  Steuern  nnd  den  Staatsschulden.  Sonst  ist  aus  früherer  Zeit  für 
richtige  „grundlegende*  Erörtcrunge,  wenn  auch  nicht  in  einem  eigenen  Theil  des 
Werks,  der  immer  noch  besonders  beachtenswerthen  Schriften  Sisniondi's  zu  ge- 
denken. —  Neuerdinirs  wächst  sich  aber  auch  in  der  fremden  systematischen  Litteratur 
die  „Einleitung"  zu  einer  Art  Grundlogun«**  aus,  so  z.  B.  in  Marshall's  Werk 
(B.  \y  wenn  darin  auch  noch  Manches  fehlt  und  an  einer  anderen,  nicht  immer 
passenden  Stelle  (die  Bevölkerungslehre  noch  in  der  Lehre  von  der  ProJuction  bei 
der  Erörterung  über  supply  of  labour)  behandelt  wird;  in  Nordamerika  in  Ely's 
introduction  (part  1.) 


Das  System  s«lb*L  271 

AlkoruDsslelire  in  d,:,, 
Such  seines  1.  Bande«,  bei 
]  der  Pcoduction.  unJ  hier 

dem  Gedanken,  die  ..Einleilong"  der  ,.iheoreii9chun  NairanklOkononie"  znr 
reit  „Gmndlegiuig"  m  erweitern  und  eysicmati.'-ch  zu  eatwickeln.  Indem  diu 
I  •OKemeincn  nnd  prlnciplelleti  Hsapipimcle  zusuomeniiSngend  beliandett 
'letOglicbe  ■ni  den  „aDSfDhienden"  Tbtilen  lienas^namuiua  wurde,  berubtfl 
Tennch  schon  in  dar  ersten  and  noch  mehr  entwlcUU  io  der  zweiten  AoF- 

Wetkü,  hier  unter  dem  demgcmte«  euwäliliea  Titel:  .Allgemeine  oder 
I  VoUuwinhscbtflsielire,  erster  Tketl  (irunJkgung:  (Grundlagen  der  Vo!k»- 

TolkiwiniiBch*ft  and  Bechl,  beMOtJera  VermOKenatecht')".  Allein  hier 
«Mm  Bande  noch  der  ^nze  lehalt  di^es  1.  Buchs  in  dieser  S.  Anflagu. 
),  velche  erat  am  Schluss,  im  2.  Bande  der  (itundlegang.  neben  einem 
dcbtlichen  Abschnitt  kommen  sollten,  jedoch  an  den  Beginn  dct 
BS"  E^bOrt  bitten,  woUn  leb  sie  nanniehr  in  dieser  nenen  Andage  g«- 
Dnd  gar  nicht  in  Aussiebt  genonim<;n  für  die  Onindleguag  war  eino 
nnenb&ogende  Behandlung  der  BeTDUurungslehre,  wie  ich  sie  ebeii- 
bt  »ufgeDommen  habe.  Erst  so  wird  diu  Grandiegang  nach  Umfang  nnd 
vaa  sie  sein  soll,  wird  dann  aber  m.  E.  uuch  besser  aas  dem  „theorotischen" 
fatams  ganz  herausgenommen  und  zu  einem  selbs  lindigen  eigenen, 
iltere  In  der  That  ..den  Grund  legeni)L-n"  Theil  erhoben,  wiu  ich  e»  jetzt 

AnascheiduDg  der  Litteraiurgesclilcbie  .  fUr  die  allerdinp  aucli  iaaseni 
.  8.  2)  für  mich  mit  bestimmend  waren,  ist  do':b  auch  ucbUch  zu  rccht- 
lenn  in  der  Thal  gehört  die  Li(temiurgi.-4chi<'hte  itla  solche  nicht  in 
[ong,  wenn  auch  Zweckmtssigkeitsgninde  für  eino  nähero  Verbindung 
ihea  können. 

-  §.  103.  Das  HyBtem  selbst.  A.  Bildung  des 
.  (BaupteiotbeiltlDg).  Die  iinvurigen  g.  102  dargelegte 
ng  des  Systems  der  DiscipÜD  epeiiell  in  Deutscbland  ist  wob! 
B,  daher  die  Einlbeilung  in  vier  Hnupttheile,  von  denen  die 
1  wieder  zusammen  als  die  „ausflilirenden"  im  Unter- 
a  ersten  als  dem  „grundlegenden"  bezeichnet  werden 
)rati  sieb  dann  als  ein  fUnlter  die  Literatnrgescbicbte  an- 
kann. Der  grundlegende  und  der  erste  ausführende 
m  aber  wieder  vurwirgend  theoretischen,  die  beiden 
isfUbrenden  Tbeile  vorwiegend  practisehen  Gharacter 
1  sich  dadurch  unter  einander  näher.  Auch  sind  jene 
reo  Gegenständen  nach  mehr  allgemeinen,  diese 
;hr  speciellen  Inballs.  Andrerseits  ist  die  „Grand' 
jeder  allen  „aiisfllhrenden"  Tbeilen  gegenüber  eine  „all- 
'  Lehre,  das  Wort  ,, allgemein"  in  noch  prägnanterem 
innen. 

g3  „Itaeorciischcii"  und  „pr^tr tischen"  Characlers  sind  ja  Tbeit  1  und  2 
ind  4  nicht  in  dem  Sinim,  das»  in  dL-n  beiden  crsien  nur  die  früher 
thearet lachen .  in  Jen  beiden  luiiiun  nur  die  praktischen  Anfgnben  der 
n  ff.)  zu  behandeln  wären.  Im  Gc^entheil.  alle  diese  Aufgaben  liegen 
Fheilen  vor,  wenn  auch  nicht  immer  in  gleichem  Maasse.  Vielmehr  in 
sa  in  den  beiden  let/ii-n  TlieiJen  die  praktischen,  in  den  beiden  ersten  die 
Aufgaben  varwir^i'n  \uui  aucb  in  diesen  mehr  als  in  den  beiden 
lei  barer  der  l'ra\is  Ji?  ttirlliMhallslebensTorgearboitct  sind.  Dies  auch. 
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weil  erst  hier  auf  die  specielleren  Einzclfragen  n&her  eingegangen  and  darcli 
bezügliche  Erörterungen  sich  den  concreten  Aufgaben  der  Praxis  mehr  genähert 
wird.  Auch  in  diesem  Sinne  dürfen  daher  die  ersten  beiden  Theile  auch  wohl  als 
allgemeine,  die  beiden  letzten  als  specielle  Politische  Ookonomie  bezeichnet 
werden,  wenngleich  in  jedem  Theil  stets  allgemeinere  und  spcciellere  Erörterungen 
und  Abschnitte  vorkommen,  wie  E.  Menger  mit  Recht  hervorgehoben,  aber  mit  Un- 
recht zu  einem  Grunde  der  Ablehnung  von  solchen  Bezeichnungen  für  die  Haupt- 
theile  des  Systems  gemacht  hat  (Untersuch.,  S.  246  ff.,  Gonrad's  Jahrb.,  B.  53,  S.  474). 
Die  Bezeichnung:  theoretischer  oder  specieller  Theil  bedeutet  nicht,  dass  diese  beiden 
Worte  dasselbe  ausdrücken  sollen,  sondern  dass  es  sich  um  zwei  Gesichtspuncte 
(theoretisch  und  practisch)  und  zwei  Inhalte  und  Behandlungsweisen  (all- 
gemein und  spedell)  handelt.  Die  letzteren  und  jene  Gesichtspuncte  stehen  in  ge- 
wisser Beziehung  zu  einander,  aber  bedeuten  nicht  dasselbe.  Um  Missverständnisse 
der  Art  zu  vermeiden,  wird  man  besser  sagen:  theoretischer  und  allgemeiner  und 
practischer  und  specieller  Theil  statt  „oder*'.  Die  „Grundlegung''  ist  dann  allerdings 
wieder  noch  in  einem  etwas  anderen  Sinne  ein  „aligemeiner"  Theil,  insofern  sie 
für  das  ganze  System  das  gemeinsame  Fundament  legen  soll. 

Die  vier  Theile  des  Systems  sind  sich  ferner  nicht  genau 
coordinirt  Die  drei  ausführenden  sind  vielmehr  dem  grund- 
legenden nur  als  Ganzes  coordinirt,  die  einzelnen  Theile  dann 
wieder  Glieder  dieses  Ganzen.  Auch  diese  Glieder  sind  sich  aber 
nicht  alle  coordinirt,  sondern  das  sind  nur  der  erste  und  zweite 
(in  der  ganzen  Reihe  der  zweite  und  dritte)  Theil,  während  der 
dritte  (bzw.  der  vierte),  die  Finanzwissenschaft,  eher  beiden  als 
subordinirt  erscheint,  im  Sinne  eines  Tbeils,  worin  eine  speciellere 
Ausführung  bezüglich  einer  besonders  eigenthümlichen  Einzelwirth- 
flchaft,  deren  Functionen  von  grosser  Bedeutung  für  die  ganze 
Volkswirthschaft  sind,  erfolgt  Es  ist  für  das  Verständniss  des 
Systems  und  für  Manches,  was  aus  der  Systematik  folgt,  nicht 
unwichtig,  sich  hierüber  klar  zu  sein. 

Indem  man  daher  für  die  nähere  Bezeichnung  der  einzelnen  Theile  des  Systems 
Adjecti?a  wie  „theoretisch'*,  „practisch",  „allgemein",  „speciell"  gebraucht,  muss 
man  sich  über  den  Sinn  dieser  Worte  verständigen.  Hier  werden  sie  in  dem  an- 
gedeuteten Sinne  genommen.  Ob  man  der  Eintheilung  des  Systems  eine  schärfere 
principieUe  Unterscheidung,  so  die  von  K.  Menger  verlangte,  zu  Grande  legen  soll, 
ist  eine  Frage,  auf  welche  wir  alsbald  zurückkommen.  Ich  möchte  sie  doch  ver- 
neinen, wenn  ich  auch  den  Gesichtspuncten  Mcni^er's  eine  gewisse  Berechtigung  nicht 
abspreche.  Sie  haben  m.  £.  nur  nicht  die  Tragweite  für  die  Bildung  des  ganzen 
Systems,  der  oben  (S.  266)  sogenannten  „Haupteiutheilung" ,  welche  ihr  Menger  bei- 
legt, sondern  nur  eine  Bedeutung  für  die  Scheidung  der  Aufgaben  in  jedem  Theil 
des  Systems. 

„Kunstlehren"  (im  Sinne  K.  Menger 's)  sind  die  einzelnen  Theile  des  Systems 
der  Politischen  Oekonomie,  soweit  sie  sich  mit  den  drei  practischen  Aufgaben,  vor 
Allem  mit  der  sechsten  (§.  57,  62,  64)  befassen.  Da  dies  nun  u.  £.  in  allen  Theilen 
mehr  oder  weniger  geschieht,  auch  im  grundlegenden  und  im  theoretischen  aus- 
führenden immerhin  etwas,  so  kann  man  auch  nicht  unbedingt  diesen  Character  der 
Kunstlehre  zum  durchgreifenden  Kriterien  machen.  Dies  um  so  weniger,  da  in 
allen  Theilen,  auch  in  dem  zweiten  und  dritten  ausführenden  (practische  National- 
ökonomie und  Finanzwissenschaft)  die  theoretischen  Aufgaben  (§.  57,  58  ff.)  ebenfalls 
vorliegen.  Man  kann  nur  wieder  sagen,  der  Character  als  Kun^tlebre  tritt  in  der 
practischen  Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft,  besonders  weil  es  sich  hier 
wieder  um  speciellere  Erörterungen  über  Einzelfragen  handelt,  erheblich  schärfer 
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ms  würde  es  rechtfertigen,  zu  sagen,  diese  beiden  TheÜe  seien  in  beson- 
aasse  Kunstlehren.  Aber,  um  bedenkliche  Irrthümer  und  Missrerst&nd- 
erhttten,  mOsste  man  sich  immer  ausdrttcicen:  in  besonderem  Maasse  auch 
n,  nemÜch  lieineswef^  dies  allein,  weil  sie  ausserdem  eben  auch  mit  den 
sehen  Aufgaben  der  ganzen  Disciplin  zu  thun  haben.  Eben  deswegen 
a^  die  Menger'sche  Bezeichnung  als  „Kunstlehren'*  fUr  die  beiden  ge- 
heile auch  nicht  zur  principiellen,  wie  er  will,  sondern  nur  lor  gra- 
Unterscheidung  ?on  den  anderen  Theilen  Werth  legen,  damit  aber  freilich 
weniger  Werth,  als  er  es  thut,  ohne  sie  fUr  unrichtig  zu  halten. 

mach  ergiebt  sich  folgendes  Schema  für  die  Eintheilang 
i  System  der  PolitiscbeD  Oekonomie: 

nndlegUDg    oder   grnnd- 
er    Theily    zugleich    allge- 
r  Theil  im  umfassendsten  Sinne 
rts. 

isführnng  oder  ausfüh- 
Theile,  zugleich  zusammen 
11  e  Tbeile  im  Unterschied 
ten  y,allgemeinen'^  Theil. 
Theoretische  Nationalöko- 
nomie (Volkswirthschaftslebre). 

Practische  Nationalöko- 
nomie, 
(aber  A  und  B  subordinirt 
im  Verhältniss  dieser  allge- 
meineren Tbeile  zu  dem  spe- 
cielleren)    Finanzwissen- 


I.  und  II.y  A. 
Theoretische  Tbeile  und  all- 
gemeine Tbeile  (in  diesem 
Sinne y  nämlich  als  vor- 
wiegend dieses  Charac- 
ters). 


II.  B  und  C. 
Practische  und  specielle 
Tbeile  (wiederum  in  diesem 
Sinne y  als  vorwiegend 
dieses  Characters);  zugleich 
in  besonderem  Maasse 
Schaft.  auch  Eunstlehren. 

4 

ht  man  von  der  Angabe  des  Verhältnisses  der  Coordination 
bordination  der  einzelnen  Tbeile  ab,  so  ergiebt  sich  eine 
ung  in  vier  Haupttheile  oder  Hauptabtbeilungen  in  der 
bige  des  Schemas,  woran  sich  dann  als  fünfte  die  Litteratur- 
hte  der  Politischen  Oekonomie  anreihte.  Diese  Hauptein- 
f  ist  jetzt  diesem  Werk  zu  Grunde  gelegt  worden  (S.  2,  3). 
—  §.  104.  Begründung  und  Durchführung  dieses 
ms.  Dieses  System  stimmt  im  Ganzen  mit  dem  in  der 
1  deutschen  Wissenschaft  entwickelten  und  auch  mit  dem 
'sehen  überein,  nur  dass  es  den  grundlegenden  Theil  beraus- 
^eiter  ausbildet  und  ihn,  nach  der  nunmebr  in  diesem  Werke 
altenen  Behandlung,  als  das  gemeinsame  Fundament  der 
1  Tbeile  binstellt.  In  der  principiellen  Begründung  und 
auch  in    der  Durchführung    der  Scheidung   der  einzelnen 

igner,  Grondlegnog.  3.  Auflage.  1.  Theil.  Grundlagen.  18 
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Tbeile  weicht  dieses  System  dagegen  von  der  üblichen  deutschen 
nnd  mehr  noch  von  der  Menger'schen  ab.  Im  Uebrigen  sind  für 
nns  auch  nicht  nur  principielle  Gründe,  sondern  besonders  auch 
Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  fUr  diese  Systematik  mit  maass- 
gebend. 

In  die  ,, Grundlegung''  sind  alle  diejenigen  Lehren  und 
Fragen  gezogen  worden,  welche  das  Ganze  der  Wissenschaft  der 
Politischen  Oekonomie  als  solches  betreffen  und  als  eigentliche 
allgemeine  Principienfragen  einer  principiellen  Be- 
handlung bedürfen,  aber  auch  zugänglich  sind.  Wir  sehen  als 
derartige  Lehren  und  Fragen  einmal  diejenigen  oben  (S.  69)  schon 
genannten  an,  welche  sich  auf  die  Gegenstände  dieses  ersten 
Buchs,  auf  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen,  auf  die  Motive 
des  wirthschaftlichen  Handelns,  auf  die  Aufgaben,  die  Methoden, 
das  System  u.  s.  w.  der  Politischen  Oekonomie  beziehen,  sodann 
diejenigen,  welche  die  elementaren  Grundbegriffe  der  Disciplin,  die 
allgemeinen  Grundverhältnisse  von  Wirthschaft  und  Volkswirth- 
Schaft,  die  principiellen  Beziehungen  zwischen  Bevölkerung  und 
Volkswirthschaft,  die  Principien  der  Organisation  der  Volkswirtb- 
schaft die  principielle  Bedeutung  des  Staats  fUr,  sowie  seine 
Stellung  in  der  Volkswirthschaft,  endlich  die  grossen  Principien- 
fragen der  Rechtsordnung,  persönliche  Unfreiheit  und  Freiheit, 
Vermögens-,  insbesondere  Eigenthamsrecht  und  damit  weiter  Zu- 
sammenhängendes betreffen. 

Nach  der  Natur  der  einzelnen  Gegenstände  nnd  nach  ZweckmässiglieitsgrUnden 
wird  das  Eine  knapper,  das  Andere  eingehender  behandelt  werden  können,  wobei 
snbjective  Ansichten  nnd  Umstände  (Neigungen,  Stadien)  allerdings  mitspielen  werden. 
Wie  frtlher  bemerkt  (S.  2),  soU  in  dieser  3.  Auflage  die  „Grundlegung**  in  zwei  Theilo 
(Bände)  zerfallen,  ?on  denen  der  zweite  ganz  den  Fragen  der  Rechtsordnung  („Volks- 
wirthschaft und  Recht,  besonders  Vermögensrecht  oder  Freiheit  und  Eigenthum  in 
volkswirthschaftlicher  Betrachtung**)  gewidmet  sein  und  nach  der  dort  darzulegenden 
Systematik  diesen  Gegenstand  behandeln  wird,  während  im  ersten  Theile  alle  die 
anderen  eben  genannten  Lehren  und  Fragen  unter  dem  Gesammtnamen  „Grundlagen 
der  Volkswirthschaft**  zusammengefasst  werden. 

In  der  „Ausführung'*,  den  „ausführenden"  Theilen 
des  Systems  sind  dann  alle  übrigen  Lehren  und  Fragen  der  Poli- 
tischen Oekonomie  zu  behandeln.  Dieselben  stellen  doch  sammt 
und  sonders  gegenüber  den  grossen  allgemeinen  Principienfragen 
der  „Grundlegung"  tbeils  nur  Principienfragen  zweiter  Ordnung, 
theils  überhaupt  nicht  immer  mehr  Principienfragen  dar  und  er- 
scheinen auch,  wie  schon  bemerkt,  in  ihrer  Gesammtheit,  diejenigen 
der    sogen,    theoretischen   Nationalökonomie    inbegriffen,    als    die 
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^teuj  welche  sich  an  die  allgemeineren  der  Qrnndlegong 
)n  weitere  Specialisirang  anknüpfen. 

Trennang  zwischen  „Gnmdlegrung^  und  „AnsAhrong^  wiid  in  Einzel- 

mmer  wieder  etwas   vom  snbjectiven  Ennessen  abh&ogen  und  eine  rOQige 

dmmong  darüber  nicht  leicht  erzielt  werden.     Daraof  iLommt  es  aber  anch 

Ueber  das,  was  hanpts&chlich  in  die  eine  oder  andere  Abtheilnng  ge- 

man  sich  doch  nnschwer  verständigen.    Diese  Frage  Jiegt  anch  ein&cher, 

r  piincipieUer  Natur ,  als  wenigstens  nach  der  Ansicht  l^nzelner,  wie  Karl 

8,  diejenige  der  Trennung  zwischen  theoretischer  nnd  pnctischer  National- 

im  ansfithrenden  Thei).    Nach  den  Aufgaben,  anch  nicht  nach  den  zwei 

Terschiedenen  Kategorieen   derselben,   den  theoretischen  nnd  practischen 

die  Trennung  zwischen  Grundlegung  und  Ausführung  tlberhanpt  nicht  ?or- 

Auch  in  der  Grundlegung  handelt  es  sich  um  Aufgab  beider  KategiMrieen, 

mehr  in  genereller,  prindpieller,  wie  in  der  Ausführung  mehr  in  specieUer, 

practischer  Weise  und  die  sechste  Aufgabe  wird  auch  im  Ganzen  in  der 

lg  zurüclitreten,  obwohl  ebenfalls  nicht  ferschwinden. 

der  ,,Au8führnng''  schliessen  wir  nns  nan  der  üblichen 

nng    in    theoretische    (allgemeine),    practische   (specielle) 

Ökonomie  und  Finanz  Wissenschaft  an,  indem  wir  nnr  das 

itions-  nnd  Subordinationsverhältniss  dieser  Tbeile  zn  ein- 

1  der  angegebenen  Weise  (S.  272)  auffassen.    Die  princi- 

[anptfirage    der  Systematik    ist   hier    dann    die    Trennung 

i  der  theoretischen  and  practischen  Nationalökonomie,  eine 

That   schwierigere   Frage,    als    diejenige    der    Trennung 

dem  grundlegenden  und  den  ausführenden  Tbeilen  des 

Denn  hier  fragt  sich  vor  Allem,   ob  und  wie  weit  jene 

;    überhaupt  principieller  Natur  oder  doch  nur 

ligstens  mit  durch  Zweckmässigkeitserwägungen 

und  daher  nur  oder  zugleich  mit  gradueller,  quanti- 

Natur  ist.    Im  Ganzen  neigen  wir  uns  zu  letzterer  Auf- 


Itere  deutsche  Systematik,  einigermaassen  auch  noch  Rau  (s.  o.  §.  102),  ist 
iem  Gedanken  aasgegangcu,  in  der  theoretischen  Nationalökonomie  mehr 
rt  Natur  lehre  der  auf  dem  menschlichen  Triebleben  sich  aufbauenden 
chaft  zu  geben ,  „wo  die  Volkswirthscbaft  als  etwas  vor  der  Ein- 
:  Regierung  Bestehendes  vorausgesetzt  wird*'  (Raa,  I,  j$.  13,  9),  „wo 
lannigfaltigstcn  Gestaltungen  der  wirthschaftlicheu  Verhältnisse  auf  un- 
Gesetze  zurückzufahren   bucht  und   das   Besondere    hauptsächlich   wegen 

sich  bekundenden  Allgenieineu  beachtet*'  (Rau,  I,  §.  13a).  Diese  Au- 
:  doch  im  Ganzen  darauf  hii:aus,  in  diesem  theoretischen  Theil  die  Volks- 
„ohne  Rücksicht  auf  <len  Staat,  wohl  gar  vor  Entstehung  des  Staats'*, 
er  sagt,  zu  betrachten,  womit  man  aber,  wie  er  mit  Recht  einwendet, 
iet  gelangt,  „welches  kaum  recht  denkbar,  wahrscheinlich  ganz  unmöglich 
Us  der  Erfahrung   unzui^än^lich  ist"  (Koscher,  I,  §.  17).     Trotzdem  wird 

der  Staat  und  die  von  ihm  ausgehende  und  geschützte  Rechtsordnung 
stillschweigend  als  in  der  Volkswirthschaft  vorhanden  und  fungirend,   als 

von  Sichcrhcir'  an*:csehen,  um  mit  deutschen  extremen  Individualisten 
mith  und  andere  Miti^lieder  der  deutschen  Freihandelsschule)  zu  reden, 
t  sich  also  in  unklaren  Selbstwidersprüchen,  indem  man  Vorhandensein 
ste,  auch   i^rade   für  Verkehr  und  Volkswirthschaft  wichtigste  Functionen 

IS» 
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des  Staats  doch  voraossetzt  and  voraussetzen  muss  und  nur  von  einer  speciell  sonst 
noch  in  den  „freien  Verkehr**  einseifenden,  regnlirendeu  Wirthschaftspolitik,  d.  h.  von 
dem  jenen  anderen  Functionen  gegenüber  doch  nur  Seeundären  absieht  Man 
kann  aber  sogar  in  Specialmaterien,  welche  doch  regelmässig,  wenigstens  in  den  Grund- 
zügen und  Bauptpuncten ,  in  dem  „theoretischen**  Theil  behandelt  werden,  z.B.  in 
den  Lehren  von  Geld,  Münze,  Credit,  Banken,  von  dem  Vorhandensein  einer 
wirthschaftspolitischün  Specialgesetzgebuug  und  eventuell  eigenen  wirthschaftlicheu 
Thätigkcit  des  Staats  (Münzwesen!)  nicht  absehen  In  dieser  priucipiellen  Weise: 
Volkswirthschaft  ohne  Rücksicht  auf  den  Staat  im  theoretischen,  mit  dieser  RUcksicbt 
im  practischen  Theil  kann  daher  die  Trennung  zwischen  beiden  Theilen  nicht  vor- 
genommen werden.  (Vgl.  auch  Keumann  in  Schönberg's  Handbuch,  I,  2.  Auflage, 
S.  134.) 

In  jener  älteren  Systematik,  wie  sie  in  Rau  ihren  bedeutendsten  und  einfluss- 
reichsten Vertreter  hat,  wird  die  Trennung  aber  auch  noch  mit  einem  anderen  Argu- 
ment unterstützt,  welches  dort  von  dem  eben  besprochenen  nicht  immer  klar  unter- 
schieden wird,  obwohl  es  offenbar  anderer  Art  ist  Danach  sollen  nemlich  auch 
die  Aufgaben,  die  Ziele  beider  Theile  verschieden  sein,  was.  wenn  es  richtig 
wäre  und  die  angenommene  Tragweite  hätte,  dann  auch  zu  einer  anderen,  aber  vollends 
priucipiellen  Trennung  beider  Theile  führen  würde.  „Das  Ziel  (der  wirthschaftlichen 
Politik  als  Theils  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie)**,  meint  Rau  im  An- 
schluss  an  die  vorhin  mitgetheilte  Stelle  (L,  §.  13  a),  „sei  nicht  die  Wahrheit  (wie  implicite 
also  für  den  theoretischen  Theil),  sondern  die  Erkenntniss  der  besten  Mittel  für  den 
beabsichtigten  Erfolg**;  „für  jede  Besonderheit  von  Umständen**  habe  jene  practische 
Nationalökonomie  „das  zweckmässigste  Verfahren  zur  Erreichung  gewisser  Zwecke  an- 
zugeben**. Das  Messe  nach  unseren  früheren  Ausführungen  und  nach  unserer  Ter- 
minologie, diese  practische  Nationalökonomie  hätte  sich  nur  mit  jenen  oben  unter- 
schiedenen practischen  Aufgaben  (§.  57,  C2  ff.),  besonders  mit  der  dritten  (der  sechsten 
der  gesammten  Aufgaben,  §.  64)  abzugeben,  wäre  in  Menger^s  Terminologie  „Kunst- 
lehre** und  nur  allein  dies.  Grade  das  erscheint  uns  aber  ebenfalls  als  Inthum. 
bezw.  als  zu  einseitige  Auffassung.  Wie  mehrfach  schon  bemerkt:  die  practische 
Nationalökonomie  ist  auch,  aber  nicht  nur  Kunstlehre,  sondern  hat  es  ebenfalls  mit 
den  theoretischeli  Aufgaben,  denen  des  Erkennens  zu  thun,  auch  ihr  Ziel  ist 
„Wahrheit**,  nicht  bloss  Erkenntniss  zweckmässiger  Mittel  für  einen  beabsich- 
tigten Erfolg.  Und  anderseits:  auch  im  theoretischen  Theil  fehlen  die  practischen 
Aufgaben  und  damit  der  Gharacter  der  „Kunstlehre**  nicht,  wenn  er  auch  mehr  zurück- 
tritt M.  a.  W,,  das  Unterscheidungsmerkmal  ist  nicht  das  angegebene,  nicht  ein 
„Entweder  —  Oder**,  sondern  nur  ein  „Mehr  oder  Weniger**  in  Betreff  des  Characters 
als  „Kunstlehre**  liegt  hier  vor.  Damit  aber  gelangen  wir  zu  der  priucipiellen  Diffe- 
renz mit  K.  Menger. 

Dieser  scharfsinnige  Gelehrte  hat  auch  in  dieser  Frage  der  Systcmatologie  die 
wichtigste  neuere  Arbeit  geliefert  Er  entscheidet  sich  in  seinen  Untersuchungen  und 
in  seinem  Aufsatz  im  B.  53  der  Conrad'schen  Jahrbücher  in  voller  Consequenz  seines 
methodologischen  Standpuncts  und  aller  seiner  Ausfahrungen  in  jenen  Arbeiten. 
Aber  trotz  meiner  Annäherung  an  Menger's  methodologischen  Standpunct  kann  ich 
mich  ihm  hier  nicht  anschliessen,  in  Folge  der  doch  auch  in  der  Frage  der  Methode 
und  namentlich  in  Betreff  der  Aufgaben  der  Disciplin  zwischen  uns  verbleibenden 
Differenzpuncte. 

Menger  unterscheidet,  wie  schon  bemerkt  (s.  S.  258,  263)  historische,  theoretische 
und  practische  „Wissenschaften**  auch  innerhalb  der  Wirthschafts Wissenschaft 
nach  den  betreffenden  drei  Hauptaufgaben  des  menschlichen  Geistes  bei  der  Er- 
forschung der  Wirthschaftephänomene  (Untersuchungen,  1.  B.,  Kap.  1,  auch  Anhänge, 
bes.  IV,  S.  252).  Diese  Unterscheidung  ist  für  mich  indessen  nicht  eine  der  Wissen- 
schaften selbst,  sondern  der  Betrachtungsweisen,  Standpuncte  und  Auf- 
gaben innerhalb  Einer  Wissenschaft,  wie  der  Politischen  Oekonomie.  Bei  unserer 
ersten  Aufgabe  (§.  59)  hat  man  es  vornemlich  mit  der  historischen  Betrachtungsweise, 
bei  der  zweiten  und  dritten  mit  derjenigen  zu  thun,  welche  Menger  die  „theoretische** 
nennt;  für  uns  sind  aber  alle  diese  drei  Aufgaben  „theoretische**  in  dem  frtlher  er- 
läuterten Sinne  (§.  57).  Bei  unseren  practischen  Aufgaben  (§.  62  ff.)  kommen  die 
Gesichtspuncte  in  Betracht,  welche  Menger  diejenigen  seiner  practischen  Wissenschaften 
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deltren  nennt,  aber  u.  E.  fehlen  eben  in  diesen  ?on  Menger  zn  eng  be- 
Wissenschaften  aach  die  theoretischen  Aufgaben  nicht  Ebendeshalb  sind 
iche  Nationalökonomie  nnd  Finanzwissenschaft,  anch  wenn  beide  als  besondere 
tften,  nicht  nur  als  Theile  der  Politischen  Oekonomie  betrachtet  werden 
sht  nur  ^nnstlehren*',   sondern  auch  (in  Menger's  Sinne)  theoretische  und 

Wissenschaften.  Denn  sie  sollen  uns  nicht  bloss  Grunds&tze  ftlr  die  zweck- 
rreichung  wirthschaftlicher  Absichten  der  Menschen  lehren  (Menger,  Unter- 
,  S.  7,  255).  sondern  in  der  That  doch  auch  (gegen  Mengers  Meinung, 
n,  „was  Ist?''  Auch  was  war,  ward,  wie  ward  es,  was  ist  neben  dem  In- 

das  Generelle,  Typische,  was  ist  der  cansale  und  conditionelle  Zusammen- 
Dinge  ?  M.  a.  W. ,  in  der  ganzen  Falle  ergeben  sich  auch  hier  die  Frag«- 
(S.  144,  145),  Welche  unseren  theoretischen  Aufgaben  entsprechen,  in  dem 
kd  in  allen  einzelnen  Theilen  der  practischen  Nationalökonomie  und  der 
enschaft  Für  letztere  habe  ich  das  in  diesem  Werke  bereits  niher  aus- 
inanzwiss.  I,  S.  Aufl.,  §.  12  ff.).^ 

Folge  dieser  von  den  Menger'schen  abweichenden  Auffassungen  ist  dann 
me,  dass  zwischen  der  ,.theoretischen''  und  „practischen''  Nationalökonomie 
ftt  nicht  ein  prindpieller ,  generischer,  qualitativer,  sondern  nur  ein  gra- 
tantitativer  Unterschied  besteht.  In  beiden  Theilen  kommen  historische, 
e,  practische  „Aufgaben"  ror.  Diese  sind  zu  trennen,  nicht  die 
/issenschaften",  wie  Menger  es  nennt    Seine  Vorwurfe  gegen  die  deutsche 

Schule  in  der  Nationalökonomie  und  gegen  die  ganze,  insbesondere  die 
Qstionalökonomische  Wissenschaft  sind  in  gewissem  Umfang  berechtigt,  so 
ron  uns  unterschiedenen  Aufgaben  vermengt  oder  einige  davon  ganz  ab- 
3rden,  jedoch  nicht,  so  weit  sie  richtig  getrennt,  aber  in  dieser  Trennung 

auch  alle  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Systems  verfolgt  werden. 

;h  dieser  unserer  Aaffassang  lässt  sich  dann  eben  anch 
ff.)  die  theoretische  Nationalökonomie  nur  nach  ihrem  vor* 
id  theoretischen,  die  practische  nach  ihrem  vorwiegend 
iien  Character  mit  diesem  Namen  bezeichnen ;  femer  jene 
itsammt  der  Grundlegnog)  als  die  allgemeine  (besser: 
leinere)  nnd  diese  als  die  specielle  (speciellere); 
ehr,  in  besonderem  Maasse,  als  „Knnstlehre",  die  andere 
demselben  Grade  als  eine  solche  betrachten  nnd  so  nennen. 

diesem  Pancte  der  Terminologie  stimme  ich  mit  Neumann  aberein  (im 
'sehen  Handbuch,  2.  Aufl.,  I,  135),  fasse  aber  die  beiden  Theile  doch  sonst 
3  er  auf,  führe  die  Trennung  zwischen  dieser  „aligemeinen"  und  „spe- 
ationalokonomie  etwas  anders  durch  und  begründe  sie  auch  etwas  anders  als 
Die  Ausdrücke  „allgemein"  und  „specieii"  haben  nur,  wie  schon  oben 
nicht  immer  genau  denselben  Sinn  und  leider  liegen  andere  nach  diesem 
^er  unterscheidende  sprach  gebräuchliche  Ausdrücke  nicht  vor.  Meng  er 
ja  Recht  (Untersuch.,  S.  246  ff.,  Conrad's  Jahrb.,  B.  53,  S.  474),  dass  in  dem 
gemeinten  Sinne  die  theoretische  und  die  practische  Nationalökonomie  je 
gemeinen  und  speciellen  Theil  hätten.  Aber  damit  ist  nicht  widerlegt,  dass 
iinem  etwas  anderen,  wenn  auch  verwandten  Sinne  die  ganze  theoretische 
(onomie  auch  .^tllgemeinc",  die  ganze  practische  auch  „specielle"  nennt,  nem- 
lass  onter  „allgemein"  hier  verstanden  wird  das  mehr  Principielle ,  Haupt- 
,  das  Wichtigere,  Wesentlichere,  unter  „specieii"  dann  mehr  die  weiteren 
ügen  des  „Allgemeinen"  im  Einzelnen,  in  die  Specialisirung,  daher  aber  auch 
»ncrete,  Practische  hinein. 

de  bei  dieser  Aaffassung  worden  dann  allerdings  die  Grenzen  zwischen  der 
hen  und  allgemeinen  und  der  practischen  und  speciellen  Nationalökonomie 
isende.  Zweckmässigkcitser wägungen  mehr  wechselnder  und  mehr  subjectiver 
;hen  mit  und  führen  za  etwas  verschiedenen  Entscheidongen ,  von  welchen 
kurzweg  richtige  oder  falsche,  sondern  nur  die  mehr  oder  weniger  passende  ist. 
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Die  Unterscheidung,  welche  mir  yorschwebt  und  welche  icli  insbesondere  in 
diesem  Werke  zur  Durchfahrung  gebracht  sehen  möchte,  ist  an  einigen  Beispielen, 
wie  den  folgenden,  am  Besten  zu  erläutern.  In  die  „Grundlegung*'  gehört  danach  die 
allgemeine  Principienfrage  der  Eigenthumsordnung  auch  bezüglich  des  Grund  und 
Bodens,  auch  des  ländUchen,  in  die  „Ausführung''  und  zwar  in  den  theoretischen 
Theil  die  Lehre  von  dem  Boden,  auch  dem  ländlichen,  als  Naturfactor  im  Productions- 
process  (daher  z.  B.  die  Lehre  von  der  Mitwirkung  des  Bodens  bei  der  Pflanzen- 
bildung und  Ernährung,  die  Liebig  sehe  Bodenerschöpfungstheorie  nach  ihrer  national- 
ökonomischen Seite);  femer  die  Grundrentenlehre;  in  den  practischen  Theil  (Agrar- 
wesen  u.  s.  w.)  die  Lehre  von  den  landwirthschaftlichen  Feld-  und  Betriebssystemen, 
die  nähere  Ausführung  der  ländlichen  Grundeigen thumsfrage  nach  der  principicUen. 
aber  besonders  nach  der  historischen,  statistischen,  practischcn,  ökonomisch-technischen 
Seite,  die  Erörterung  über  Selbstbewirthschaftung  und  Pachtwesen,  die  mehr  prac- 
tische  und  concrete  Betrachtung  der  Grundrentenverbältnisse ,  der  Bildung  der  Kauf- 
preise der  Grundstücke  u.  s.  w.  Für  das  Alles  sei  jetzt  auf  Buchenberge r's  Agrar- 
politik verwiesen.  In  die  Finanzwissenschaft  endlich  gehört  die  Lehre  vom  staatlichen 
ländlichen  Grundeigenthum ,  daher  vom  Domänenwesen ,  den  Domänenpachten  u.  s.  w., 
wiederum  nach  der  principiellen,  hier  auch  nach  der  finanziellen,  aber  auch  nach  der 
historischen,  statistischen,  ökonomisch-technischen  Seite.  ,Ich  beziehe  mich  hier  auf 
die  Domänenlehre  im  1.  Bande  meiner  Finanzwissenschaft. 

Ein  anderes  Beispiel  ist  die  Lehre  von  Gold  und  Münze.  Die  allgemeine  prin- 
cipielle  Geldlehre  gehört  in  den  theoretischen  Theil  (Wesen,  Begri£f,  Functionen  von 
Geld  und  Geldarten,  Erörterungen  über  Edelmetallgeld,  Geldwertb,  ferner  allgemeinste 
Puncto  der  Währungs-  und  Münzlehre).  In  die  practische  Nationalökonomie  gehört 
die  „speciellere"  historische,  statistische,  legislative,  technische  Seite  der  Geld-,  Wäh- 
rungs-, Münzfrage,  daher  namentlich  Edelmetallgeschichte,  Productionsbedingungen, 
WlUirungs-  und  Münzgeschichte  und  Politik,  das  eigentliche  Währungsproblem  als 
Frage  de  lege  ferenda.  Die  Finanzwissenschaft  hat  wieder  die  finanzielle  Seite  des 
Münzwesens,  die  Verhältnisse  der  fiscalischen  Ausnutzung  des  Münzregals,  die  Schlag- 
schatzfrage als  finanzielle  Frage  zu  behandeln. 

Aehnlich  würde  m.  E.  die  allgemeine  Greditlehre  in  die  theoretische  National- 
ökonomie, etwa  in  der  Weise  und  in  dem  Umfang  des  1.  Abschnitts  meiner  Abb. 
Credit  und  Bankwesen  im  Schönberg'schen  Handbuch  (S.A.,  I,  379 — 416)  gehören: 
vom  Bankwesen  nur  weniges  Allgemeinste,  was  z.  B.  die  Stellung  desselben  im  Credit- 
system  betrifft,  vom  Creditrecht  nur  die  Erörterung  der  wichtigsten  Principien.  Die 
practische  Nationalökonomie  hätte  dann  die  Specialfragon  vom  Creditrecht,  soweit  sie 
überhaupt  in  die  Politische  Oekonomie  gehören,  fast  die  ganze  Lehre  vom  Bankwesen 
nach  allen  in  Betracht  kommenden  Seiten  (meine  gen.  Abb.,  S.  416 — 196)  zu  bringen. 
In  der  Finanzwissenschaft  wäre  der  öffentliche  Credit,  die  Beziehung  der  Banken  zu 
den  Finanzen  zu  behandeb. 

Nach  Analogie  dieser  Beispiele  halte  ich  es  für  nicht  so  schwierig,  zwischen 
der  theoretischen  und  practischen  Nationalökonomie  die  Scheidung  durchzuführen. 
Man  wird  einwenden,  dass  es  dann  an  Wiederholungen  nicht  ganz  fehlen  wird. 
Aber  theils  kommen  doch  bei  demselben  Gegenstand  verschiedene  Fragen,  Gesichts- 
puncte  und  Behandlungsweisen  in  Betracht,  theils  kommt  man  eben  vom  Allgemeinen 
mehr  ins  Besondere  oder  umgekehrt,  so  dass  sich  Alles  zu  ergänzen  und  auch  —  zu 
berichtigen  hat 

Denn,  um  hiermit  auch  einem  anderen  Einwand  von  historisch-methodologischer 
Seite  zu  begegnen,  die  vier  Theile  des  Systems  sind  nicht  in  dem  Sinne  als  erster, 
zweiter  u.  s.  w.  in  der  angegebenen  Reihenfolge  zu  bezeichnen,  dass  der  folgende 
immer  die  Consequenz  des  vorangehenden,  nur  Ableitung  aus  diesem  sei,  daher  z.  B« 
die  ausführenden  drei  Theile  ans  der  Grundlegung,  die  practische  aus  der  theoretischen 
zu  „deduciren"  wäre.  Mit  der  methodologischen  Controvcrse  haben  wir  es  hier  in 
der  Bildung  des  Systems  gar  nicht  zu  thun.  Die  richtige  Entwicklung  und  Aus- 
bildung der  Grundlegung  und  des  theoretischen  Theils  beruht  wesentlich  mit  auf  der 
Toraufgehenden  Arbeit  der  practischen  Nationalökonomie  und  der  Finanzwissen- 
schaft. Alle  Theile  haben  sich  vielmehr  gegenseitig  als  Hilfswissenschaften  zu  dienen 
und  in  allen  kommen  die  verschiedenen  Methoden  nach  Maassgabe  der  früheren  Aus- 
führungen zur  Anwendung. 
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—  §.  105.    Weiteres  über  die  Systematik  in  der 

tischen  nnd  allgemeinen  wie  in  der  practischen 

eciellen  Nationalökonomie,  insbesondere  die 

lg  der  Lehre   vom  Verkehrswesen   im  System. 

anere  DarcbfUhning  der  Systematik  in  diesen  Theilen,  wie 

der  Finanz  Wissenschaft ,  bleibt  den  betreffenden  späteren 

vorbehalten^),    wo   sie   anch  für  die  Finanzwissenschaft 

»rfolgt  ist.    Hier  soll  nur  noch  eine  grade  für  die  Systematik 

tesammtwerks  nach  dem  jetzigen  Plan  desselben  (S.  2,  3) 

iwicbtige  Frage  berührt  werden,  nemlich  die  Abgrenzung 

genständlichen  Umfangs   zwischen    der  theoretischen 

ctischen  Nationalökonomie  und,  damit  zusammenhängend, 

1  den  einzelnen  Hanpttbeilen,  in  welche  wieder  die  letztere 

wird. 

handelt  sich  hier  vomemlich  nm  die  systematische  Stellung 
en  Gegenstände,  welche  ich  unter  dem  Namen  „Verkehrs- 
und Verkehrspolitik''  zusammenfasse  und  wofUr  in 
(Verke  ein  eigener  Theil  nnd  zwar  der  practischen  National- 
ie  (III,  1  auf  S.  3)  geplant  ist.  Ich  verstehe  darunter  eine 
llgemeiner  Verhältnisse  nnd  Angelegenheiten  der  ganzen 
rthsebaft  sowie  diesen  dienende  Einrichtungen,  insbesondere 
1  Gebiete  des  Verkehrs  und  Verkehrswesens  im  weiteren 
ler  letzteren  Ausdrücke,  im  Unterschied  von  den  speciellen 
lissen,    Angelegenheiten    der    und    Einrichtangen   für   die 
nen  grossen  Productionszweige.  Zu  jenen  ersteren 
;änden    gehören:    Maass-  und  Gewichtswesen,    Geld-  und 
5sen,   Credit-  und  Bankwesen  (die  genannten  Zweige  auch 
isammen  als  „Umlaufswesen''  bezeichnet,  so  von  L.  Stein), 
erangswesen,  Communications-  und  Transportwesen  (letzteres 
das  Verkehrswesen  im  engeren  Sinne).    Die  speciellen 
^enbeiten    der   grossen    Productionsgebiete    grappiren    sich 
Q  zum  Agrar-,   Forst-,  Montan-,  Gewerks-,  (Gewerbe-)  und 
swesen  zusammen,  woran  sich  kleinere  Gruppen,  wie  Jagd, 
ei  anschliessen. 

e  allgemeioeo  Ycrhältnisse  u.  s.  w.  berühren  sich  nun  freilich  anf  das  Yiol- 

mit   den    speciellen  der   einzelnen  Productionsgebiete  und  specialisiren  sich 

il   danach ,    wie   besonders  diejenigen  des  Credit- ,   Bank- ,    Versicherungs-, 

twesens.     Aber  sie  bilden  eben  wegen  ihrer  Beziehung  zu  dem  Ganzen  der 


Wir  einzelnen  Bearbeiter  des  ganzen  Werks  wahren  uns  auch  hierin  aus- 
1  freie  Bewegung,  auch  unter  einander,  und  mir  speciell  liegt  es  ferne,  meinen 
ditarbeitem  hier  vorgreifen  zu  wollen. 
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Yolkswirthschaft  doch  eine  enger  zusammengehörige  Hauptgrnppe  von  Verhältnissen, 
Angelegenheiten  und  Einrichtungen,  haben  eine  grössere  allgemeine  Bedeutung, 
auch  Über  das  volkswirthschaftliche  Gebiet  hinaus,  ifur  Gesellschaft,  Politik  und  Cultur 
(Communicationswesen  I) ,  nehmen  geschichtlich  daher  auch  regelmässig  eine  andere 
Stellung  ein,  als  die  Angelegenheiten  der  einzelnen  Productiouszweige ,  werden  von 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  anders  behandelt  und  haben,  wie  wir  später 
sehen  werden,  eine  immanente  Tendenz^  vom  Staate  näher  an  sich  heran  gezogen, 
genauer  geregelt,  dem  freien  Verkehr  mehr  oder  weniger,  eventuell  vollständig  ent- 
zogen, auf  die  „Öffentlichen  Gemein wirthschaften''  zur  Ausfuhrung  übernommen  („ver- 
staatlicht"', monopolisirt)  zu  werden.  Gewiss  sind  manche  bezügliche  Einrichtungen, 
wie  MUnz-,  gewisses  Bank-,  Communicationswesen  Öfters  in  besonderem  Maasse  auch 
„Forderungsmittel  des  Handels'\  als  welche  sie  in  der  früheren  Systematik  betrachtet 
und  demgemäss  etwa  in  die  Erörterungen  über  Handel  eingereiht  wurden.  Aber  sie 
sind  doch  ungleich  mehr,  nicht  nur,  wie  die  eben  genannten  Gebiete,  von  ebenso 
maassgebender  Bedeutung  tHr  die  übrigen  grossen  Productionszweige  (Communications- 
wesen im  Einfluss  auf  Agrarproduction  und  gesammte  Agrarverhältnisse ,  Währungs- 
wesen desgleichen!),  sondern  sie  haben,  wie  gesagt,  eine  universelle  wirthschaft- 
liche  und  Culturbedeutung.  Deswegen  glauben  wir  sie  in  der  angedeuteten  Weise 
herausheben  und  zusammenfassend  behandeln  zu  sollen  (Theil  III,  1  des  Werks).  Es 
ist  das  principiell  richtig  und  practisch  besser,  weil  so  allein  einseitige  Betrach- 
tungsweisen, z.  B.  bei  der  Behandlung  von  Währnngs- ,  Bank- ,  Communicationsfragen 
aus  dem  Gesichtspuncte  bloss  des  Handels  und  seiner  Interessen  verhütet  werden. 

Das  yy Verkehrswesen'^  in  diesem  weiteren  Sinne  gehört  aber 
auch  in  die  practische  und  specielle  Nationalökonomie 
wenigstens  seinem  Hauptinhalte  nach,  indem  nnr  gewisse  allge- 
gemeinere  Principienpuncte,  in  der  oben  (S.  274)  erwähnten  Weise, 
der  grundlegenden  sowie  theoretischen  und  allgemeinen 
Nationalökonomie  vorbehalten  bleiben.  Denn  überall  handelt  es 
sich  hier  nm  Specielleres  in  der  ebenfalls  vorhin  characterisirten 
Art  und  um  Anknüpfung  der  wirthschaftspolitischen  Fragen, 
daher  namentlich  derjenigen  über  die  bezüglichen  Einrichtungen, 
an  die  Darstellung  und  Erörterung  der  Verhältnisse  und  Angelegen- 
heiten. Oder  m.  a.  W.  das  Verkehrswesen  wird  in  Verbindung 
mit  der  Verkehrspolitik,  im  Ganzen  und  auf  den  eiuzelnen  ge- 
nannten Gebieten  (Währnngs-,  MUdz-,  Bank-,  Eisenbahnpolitik  u.  s.  w.) 
behandelt y  ebenso  wie  Agrar-,  Gewerbewesen  u.  s.  w.  mit  Agrar-, 
Gewerbepolitik.  Die  practische  Nationalökonomie  wird  demnach 
eigentlich  in  zwei  Unterabtheilungen  einzutheilen  sein,  „Verkehrs- 
wesen und  Verkehrspolitik'',  deren  weitere  Theile  dann  den 
genannten  Gebieten  entsprechen,  und  „(Wirthschafts-)Wesen 
undPolitik  der  einzelnen  Productionszweige",  mit  der 
weiteren  Eintheilung  in  Agrar-,  Forst-,  Gewerbewesen  und  Politik  u.  s.  w. 

Demnach  eigentlich  nicht,  wie  in  unserer  Uebcrsicht  der  Eintheilung  dieses 
Gesammtwerks,  S.  3:  III,  1,  2,  3  ff.,  sondern  III A  (Verkehrswesen  u.  s.  w.),  1  (Maass 
und  Gewicht),  2  (Geld  und  Mtlnze)  u.  s.  w.  und  B  (einzelne  Productionsgebiete),  1  (Agrar- 
wesen),  2  (Forstwesen),  8  (Gewerbewesen)  u.  s.  w. 

Das  Gesagte  mache  ich  im  Besonderem  gegenüber  Neumann  geltend  (so  im 
Schönberg'schen  Handbuch,  2.  A.  1.1 85;  s.  auch  oben  S.  26S),  welcher  aus  einem 
ähnlichen  Erwägungsgrunde,  wegen   des  „allgemeinen''   Charactcrs  (Beziehungen  all- 
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r<rtehiMncfaeli]iuis«D  lam  «llfemeiDen  \^~obl.  Offcntliclio  fliege  dieser  Dlnga) 
■il  Terkebnwesea  im  veiteraa  Siaafe  seusiinle  Gobiei  ia  seinen  etalea 
•  Thdl  MIzt,  wihread  ich  aa  tb  eine  enle  AbtbeiloDg  dM  zweiten 
•■  TleUf  in  du  System  einfUedere. 

die  Syeteaaük  diesM  Werks  nod  fat  die  Vcnheilan;  der  Go^nsOado  luf 
■M  Theüe  (B&ode)  der  prutiscben  NatioualoLouomie  und  auf  die  rer- 
I  HitMbelier  ist  du  GcMfte  dsbu  hier  ta  bcuibiuii.  Nar  Einielri^,  wu 
den  AsfielegenheilGii  und  ElniichlDB»ea  de»  Verkcbisweeen  epeciell  *af 
llulsaa  elnzeber  PitMlnctloDUTelge  bnzifbl.  z.  B.  das  landTtnhschaftlicbe 
«1  TonicbenuigiweaeD,  gehört  dmber.  veaifslens  id  a&berer  Aasfabioog,  in 
fEnden  Tbeil,  c  B.  in  die  Agrarpolitik. 

Utea  Eimchlena  empfiehlt  dcb  dieae  Systematik  anch  ans  äusseren  Gründen 
.  Nur  «0  irlrd  jedem  Geg«istuid  lein  Kechi  nnd  kemtuen  die  loaasagebeDden 
nncie  fenagend  lor  Geltiiii|t.  Andi  im  cloDointschcn  Caterrichi  irürde  sich. 
h.  paesend  die  practische  NatioDalakoii.<niir<.  äoweil  ne  aberbaupt  aocb  elao 
tfache  Diadplin  bleiben  soll,  alEO  i^.  hr  ^^im  in  conciete  —  oder  aneh 
Ende  —  Wirthscbattsgeschlchle  dch  aiiii  .t  ii.  Sk'hmotler.  s.  seinem  Jahfb.. 
)]  S.  58T)  nach  dem  angedeuteten  Geaj.  i,i~{>iiiii  lu  in  zirei  grOsuere,  einigcr- 
gegen    einander  selbetSsdige   VoileeDii;;i'Fi    ilK'iIcn.    vaa    Ctoilicb    eine   ent- 

I  inlensiTere  EutvicklDng  des  ganMc  naiiuuilakono mischen  Pachaiudiania 
tte.     Tenaebe  in  der  Richtung  dieser  Zweiihcilang  der  practiachen  Nationul- 

habe  ich   in  Berlin   an  der  ÜniTenitlii  )romscht  und   mich  auch  dabei  ton 
tobtigkeit  nberzengt 
rgvesen  nimmt  in  mancher  Hinsicht  eine   mittler.'  l^ielluiiK  zwlscben  Ur- 

II  nnd  Gewerksweaen  ein.  Es  konnte  in  einem  uuif.L'ueiiden  Wecke  «ohl 
Monderen  Theil  der  zweiten  Abtheilong  der  pmrii^iKin  >*ati(.naiakoDeDiie 
Ib  dieaem  Geeunmiwefke  ist  geplant,  dasselbe  mit  in  ili^iu  Tbeile  rem  (ie- 
id  der  Gewerbepolitik  (III,  4.  Seaibeiter  K.  Bücher,  tu  bi^bandeln. 

I.  —  §.  106.  Die  Stellung  äer  Politischen  Oeko- 
e  im  Kreise  der  verwandten  Wiaseofichatten.  Die 
ibe  Oekonomie  als  GaDzes  und  die  einzelnen  Theile  ibrea 
18  geboren  zn  der  grossen  Gmppe  der  GeisteBwiBBen- 
'tCD  nnd  bier  zn  derjenigen  Ablbeilnng  derselben,  welche 
ater  sich  wieder  näher  verwandten  „Wissenscbat'ten 
Volksleben",  wie  man  sie  wohl  znsammenfasaeDd  ge- 
faat,  d.  h.  die  GeBellscbaftB-,  Staats-,  Rechts-  nnd 
ibBch  aft  swissenschaften  Dm&Bst.  In  allen  diesen 
nsebaften  handelt  es  sich  nm  Verhältnisse  des  mensch- 
n  Znsammenlebens  —  des  „gesellschaftlichen" 
i8  in  diesem  Sinne  —  und  in  jeder  der  vier  genannten 
aigmppen  am  verschiedene  Seiten  dieses  Zusammen- 
)  Qod  der  dasselbe  bildenden  sowie  der  ans  ihm  hervor- 
[den  Erscheinungen.  Diese  Seiten  hängen  aber  in  der  Wirk- 
sit  anf  das  Engste  zusammen  nnd  lassen  sich  nur  durch  die 
action  trennen.  In  jeder  der  betreffenden  Wissenschaften 
ffeiter  in  jeder  einzelnen,  welche  wieder  in  der  Specialgrnppe 
schieden  wird,  wird  daher  auch  eigentlich  dasselbe  Object: 
menschliche  („gesellschaftliche")  Znsammeulcben  nud  die 
Ine  dazn  gehörige  Erscheinung,  betrachtet  und  behandelt,  nur 
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von  einem  verschiedenen  Standpnncte  ans:  von  demjenigen 
der  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  Individuen,  welche  in 
Berttbrung  stehen,  überhaupt,  von  dem  der  Zusammenfassung  im 
und  Ueberwachung y  Ordnung,  BeschUtzuDg  durch  den  Staat ,  von 
dem  der  Regelung  durch  das  Becht,  endlich  von  demjenigen  der 
Bedeutung  für  die  Wirthschaft  der  Menschen  aus.  Die  genannten 
Wissenschaften  gehören  auch  deswegen  selbst  eng  zusammen, 
ergänzen  sich  gegenseitig,  sind  einander  gegenseitig  Hilfswissen- 
schaften. Soweit  das  Object,  welches  jede  dieser  Wissenschaften 
von  ihrem  Standpnncte  aus  behandelt,  nach  anderen  Seiten  auch 
den  anderen  Wissenschaften  angehört  und,  um  es  nach  der  zu  ihr 
gehörigen  Seite  richtig  zu  behandeln,  auch  auf  diese  Behandlungs- 
weise  der  anderen  Seiten  durch  diese  anderen  Wissenschaften  in 
jeder  einzelnen  derselben  BUcksicht  genommen  werden  muss,  er- 
weist sich  die  genannte  Gruppe  von  Wissenschaften  als  ein  aus 
verschiedenen  Gliedern  bestehendes,  aber  ein  einheitliches  Ganzes 
bildendes  Wissenschaftssystem. 

Das  Glied  der  Wirthschaftswissenschaften  in  diesem  System 
wird  dann  wesentlich  dargestellt  durch  die  Politische  Oekonomie. 
Dieselbe  ist  nach  dieser  Auffassung  nicht  eigentlich  selbst  und  un- 
mittelbar, wie  sie  öfters  angesehen  und  bezeichnet  wird,  eine  Ge- 
sellscbafts-  oder  eine  Staatswissenschaft.  Sie  könnte  mit  kaum 
minderem  Rechte  sonst  auch  eine  Rechtswissenschaft  genannt 
werden.  Sie  ist  vielmehr  eine  Wirth sc hafts Wissenschaft,  deren 
Object  die  im  menschlichen  Zusammenleben  hervortretende  wirth- 
schaftliche  Erscheinung  ist  (§.  56,  100).  Aber  sie  berührt  sich  auf 
Schritt  und  Tritt  mit  den  Gesellscbafts-,  Staats-,  und  Rechtswissen- 
schaften, weil  dies  ihr  Object  eben  stets  auch  eine  gesellschaftliche, 
eine  im  Staatsverband  vor  sich  gehende  Erscheinung  ist  und 
rechtliche  Seiten,  rechtliche  Voraussetzungen  und  Folgen  hat. 

Diese  Auffassung  möchte  dem  wirlilichen  Sachverhalt  hinsichtlich  der  Beziehungen 
der  genannten  Wissenschaften  zu  einander  mehr  entsprechen,  als  wenn  man,  wie 
gewöhnlich,  die  Politische  Oekonomie  kurzweg  eine  Gesellschafts-  oder  Staatswissen- 
schaft nennt,  ohne  dass  dies  deswegen  durchaus  als  falsch  bezeichnet  werden  soll. 
Man  kann  nicht  einwenden,  dass  die  „Gesellschaft"'  das  Allgemeinere,  Höhere,  Frtlhere 
als  die  Wirtschaft,  als  das  wirtschaftliche  Zusammenleben,  die  Volkswirthschaft  sei. 
Beides  cnt-  und  besteht  und  entwickelt  sich  in  enger  Beziehung  zu  und  Wechsel- 
wirkung mit  einander.  Man  kann  ebensowenig  einwenden,  die  Politische  Oekonomie 
müsse  desshalb  ron  vornherein  eine  Staatswissenschaft  genannt  werden,  um  damit 
gleich  darauf  hinzudeuten,  dass  man  es  in  der  Volkswirthschaft  immer  mit  der  Volks- 
wirthschaft im  Staate,  nicht,  nach  einer  früher  vorgekommenen  Auffassung, 
wenigstens  in  dem  theoretischen  Theilc  der  Disciplin,  mit  ihr  ohne  Bezug  zum 
Staate  (§.  104,  S.  275)  zu  thun  habe.  Gewiss  ist  letztere  Auffassung  unrichtig.  Aber 
das  nöthigt  nicht,    die   Politische  Oekonomie    als  Ganzes    ohne  Weiteres  unter  die 
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ssenscbaften  zu  reihen.    Man  könnte  umgekehrt  mit  demselben  Bcchte  sonst 

eren  unter  die  Wirthschaftswissenschaften  stellen,  weil  kein  Staat,  keine  Staat- 

litigkeit  ohne  wirthschaftliche  Mittel,  Zwecke,  Wirkungen  zu  denken  ist 

ich  die  Grundlegung  (§.  103),  die  prac tische  Nationalökonomie  und  die 

Wissenschaft  sind   als  solche  und  als  Theile  der  Politischen  Oekonomie 

Schafts  Wissenschaften**.     Sie  stehen  nur  theilweise  gewissen  Staatswissen- 

,  so  der  (theoretischen)  Politik  (Staatslehre),  der  Yerwaltungslehre,  wie  ander- 

h  gewissen  Bechtswissenschaften,  so  dem  Staatsrecht,  dem  Yerwaltungsrecht 

's  die  theoretische  Nationalökonomie  es  thut    Mit  BUcksicht  darauf  mag  man 

trmaler  Hinsicht  auch  wohl  als  Staats  Wissenschaften  bezeichnen,  wie  es 

n   Werke  mit   der  Finanzwisscnschaft  auch    geschehen  ist  (1.  B.,  S.  Aufl. 

S).    Unbedingt  geboten  ist  das  gleichwohl  nicht    Soweit  man  es  in  diesen 

secialtheilen  der  Politischen  Oekonomie  und  anderseits  auch  im  grundlegenden 

theoretischen  Theile  mit  dem  positiven,  geschichtlich  tlberkommenen  und 

ien  Wirthschafts-  und  Finanzrecht  zu  thun,  dieses  selbst  darzulegen  und  zu 

hat.  oder  m.  a.  W.  den  Standpunct  der  Erörterung  de  lege  lata  einnimmt 

ie  Politische  Oekonomie    ebensogut   eine   Bechts Wissenschaft,    als    wegen 

ciehung  zum  Staate  eine  Staats  Wissenschaft  genannt    werden.     Soweit  sie 

derum  besonders,  aber  nicht  allein,  in   dem  practischen  Theile  und  in  der 

tsenschaft)  mit  den  oben  (§.  57,  62  ff.)  unterschiedenen  practischen  Aufgaben, 

h  mit  der  letzten  (§.  64),  beschäftigt,  daher  in  Erörterungen  de  lege  ferenda 

nimmt   sie  den  Character  einer  staatswissenschaftlichen  Disciplin,    wie  der 

len,  inneren  u.  s.  w.)  Yerwaltungs lehre  (im  Unterschied  zum  Yerwaltungs- 

,  da   es  sich  dann  bei  ihren  Problemen  vornemlich    mit   um   Fragen  der 

tzgebung  und   öffentlichen  Ycrwaltang  handelt    Auch  das  macht  es  wohl 

aber  nicht  nothwendig,  sie  als  förmliche  Staats  Wissenschaft  zu  bezeichnen. 

Yorausgehenden  ist  in  der  besprochenen  Gruppe  von  Gesellschafts-  und 

ssenscbaften  im  Sinne  zweier  verwandter,  aber  gesonderter  Glieder  geredet 

Damit  soll  über  die  in  Deutschland  besonders  von  B.  v.  Mohl  (Gesch.  und 

Aatswissensch.  I,  Abb.  1)  angeregte  und  von  ihm  bejahte  Frage,  ob  diese 

—  und  vollends,  ob  die  Art,  wie  sie  Mohl  geplant  —  richtig  sei,  nicht 

n  werden.     Es  ist  indessen  nicht  die  Aufgabe,  auf  diese  Controverse,  auf 

endungen    H.    v.   Treitschke's   (die    GesellschaAswissenschaft    1859)   auf 

L.  V.  Stein  vertretene  Auffassung  an  dieser  Stelle  und  überhaupt  in  diesem 

ler  einzugehen.    Ich  will  nur  bemerken,  dass  mir  eine  Scheidung  zwischen 

fts-   und  Staatswissenschaften  doch  wiederum,  wenn  auch  nicht  unbedingt 

>  zulässig  und  zweckmässig  erscheint.    Damit  wird  übrigens  dem  Postulat  einer 

ichen  „Gesellschaftswissenschaft*' (im  Sinne  einer  allgemeinen  „Soci  ologie'*) 

(  beigetreten,  das  ich  schon  oben  (§.  20)  abgelehnt  habe.     Ich   wäre  sonst 

lie  Politische   Oekonomie,    wenn    ich    sie   auch    als    ein    selbständiges 

genannten  Wissenschaftsgroppe  betrachte  (§.  20),   eher  noch    als  eine  Ge- 

fts-,  denn  kurzweg  als  eine  Staats  Wissenschaft  zu  bezeichnen.     Der  mir 

idste  scheinende  Name  ,,Socialökonomic''   hat  u.  A.  auch  den  Yorzug, 

esonders  enge  Beziehung  der  Disciplin   zu   den  Gesellschaftswissenschaften 

n. 

Stellung,  welche  die  verschiedenen  Autoren  der  Politischen  Oekonomie  im 
Wissenschaften  geben,  hängt  mit  ihrer  ganzen  Disciplin  mehr  oder  weniger 
Bau  ([,  §.  21  If.)  stellt  z.  B.  den  theoretischen  Theil  (seine  „Yolks- 
slehre'')  ausdrücklich  aasserbalb  der  Staatswissenschaft  während  er  in  diese 
rirthschaftspolitik  und  die  Finauzwissenschaft  reiht,  die  demnach  eine 
tellung  hätten.  Koscher  (I,  §.16)  fasst  als  „sociale  Wissenschaften  im 
nnc'*  die  von  Becht,  Staat  und  Wirthschaft  zusammen,  deren  Gegenstände 
lent  seien,  nur,  dass  sie  dieselben  aus  verschiedenen  Gesichtspuncten  be- 
Ygl.  sonst  noch  die  Bemerkungen  von  v.  Scheel,  in  Schönberg's  Hand- 
.bh.  2  (3.  A..  S.  70\  §.  8;  G.  Cohn,  Grundlegung,  Einleitung,  Cap.  2. — 
liehe  Classification  L.  v.  Stcin's,  nur  verständlich  im  Zusammenhang  mit 
:en  Auffassung.  Vgl.  sein  System  der  Staatswiss.  B.  1  (Stuttg.  1952)  und 
.856\  seine  Volkswirthsch.  lehre,  2.  Aufl.  (Wien  1878),  bes.  S.  554  ff.  Am 
ten  Kautz,  I,  S.  841  ff.,  zugleich  für  weitere  Litteratur;  iieucstcns  L.  Cossa 
Vufl.  seiner  introduzioue,  S.  471t'. 
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IV.  —  §.  107.  Hilfswissenschaften  der  Politischen 
Oekonomie.  Welches  dieselben  sind  und  wie  sie  in  Betracht 
kommen  und  welche  Dienste  sie  leisten,  folgt  aus  den  Ausführungen 
dieses  ganzen  ersten  Buchs,  so  dass  es  hier  an  einer  kurzen 
Uebersicht  und  wenigen  Bemerkungen  genügt. 

Vgl.  im  Allgemeinen  in  der  neuesten  (S.)  Auflage  von  L.  Cossa's  introduzione, 
parte  1,  Cap.  3.  Sonst  die  oben  in  §.  98  angegebene  Litteratur.  Uebcr  die  Hilfs- 
wissenschaften der  Finanzwissenschaft  s.  Fiu.  3.  A.,  I,  §.  17 — 19. 

A.  Psychologie,  Logik,  Erkenntnisstheorie  und 
allgemeine  Methodologie. 

S.  dazu  oben  Cap.  1,  bes.  Abschn.  2  (§.  30  ff.),  Cap.  1,  H.  A.  2  (§.  65 IT.). 
Litterariächo  Angaben  in  §.  21,  54,  S6. 

B.  Die  gesammten  Gesellschafts-,  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften (vgl.  vorigen  §.  106),  deren  einzelne  Theile 
wieder  in  verschiedenem  Maasse  und  fUr  die  verschiedenen  Theile 
des  Systems  der  Politischen  Oekonomie  Hilfswissenschaften  sind. 
Besonders  hervorzuheben  ist  die  (Staats-  und  Privat-)  Bechts- 
geschichte. 

C.  Privatökonomik,  in  allen  ihren  einzelnen  Theilen  und 
die  sogen,  angewandten  Naturwissenschaften  (vgl.  §.  99). 

D.  Geschichte  und  Statistik,  beide  hier  als  eigene 
Wissenschaften,  — daher  die  Statistik  auch  als  Staatskunde  — 
nicht  als  Methoden  genommen  (vgl.  §.  74,  80  —  85).  Und  zwar 
kommt  hier  sowohl  die  allgemeine  (politische)  Geschichte, 
Statistik  und  Staatskunde,  als  insbesondere  die  concrete  und 
die  vergleichende  Cultur-,  Wirthschafts-,  Finanzge- 
schichte (und  die  unter  B  schon  hervorgehobene  beztigliche  Rechts- 
geschichte) und  Statistik  in  Betracht. 

Es  wird  genügen,  hier  auf  die  früheren  Aasfühmngen  an  verschiedenen  Stellen 
dieses  Buchs,  besonders  in  den  ebengenannten  §§.  (im  Abschnitt  vom  indactiven  Ver- 
fahren) und  in  der  Einleitung  (so  §.4,  15,  IG)  zu  verweisen.  Ueber  Geschichte  und 
Statistik  als  Hilfswissenschaften  und  Methoden  s.  auch  §.  IS  der  Finauzwissenschaft 
I,  3.  Aufl. 

Die  vorausgehenden  Gruppen  und  Gebiete  der  Wissenschaften 
kann  man  als  die  unmittelbaren  Hilfswissenschaften  bezeichnen, 
deren  Sätzen  nnd  Ergebnissen  man  sich  in  der  Politischen  Oeko- 
nomie, in  verschiedener  Weise  und  in  verschiedenem  Maasse  je 
nach  den  zu  lösenden  Aufgaben  (§.  58  —  64),  häufig  zu  be- 
dienen hat.  Aber  damit  ist  der  Kreis  der  Wissenschaften,  welche 
im  weiteren  Sinne  als  Hilfswissenschaften  der  Disciplin  dienen, 
noch  bei  Weitem  nicht  erschöpft.  Es  giebt  wenige  Wissenschaften, 
auf  welche  nicht  da  und  dort,  dann  und  wann  zurückzugreifen  ist: 
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eine  Philosophie,  Rechtsphilosophie  insbesonderey  beider  6e- 
te,  Mathematik,  NaturwisseDsebafteD ,  Theologie,  Kirchenge- 
te  n.  8.  w.  Die  schwierige,  yoUends  bei  der  heutigen  Entwicklung 
issenschaften  nnd  der  Arbeitstheilung  unerfüllbare  Forderung, 
)  wir  oben  schon  andeuteten  (§.  7),  wenn  nicht  Alles  zu  be- 
len,  so  mit  Allem  Fühlung  zu  haben,  von  Allem  etwas  zu  wissen 
il  humani  a  se  alienum  esse  putare  —  liegt  in  der  Politischen 
omie,  gerade  wenn  dieselbe,  wie  es  geboten  ist,  als  Social- 
mie  aufgefasst  und  behandelt  werden  soll,  vor,  in  höherem 
,  als  mit  Ausnahme  der  Philosophie,  wohl  in  jeder  Wissenschaft. 

deshalb  die  schwierigen,  die  langsamen  und  die  kleinen 
hritte,  die  vielen  Irrwege,  die  zahlreichen  Irrthttmer  und  — 
^dilettantische'^  Character  so  mancher  allgemeineren 
alökonomischen  Arbeiten  oderwenigstens  von  Abschnitten  darin, 
ilettantismus ,  welcher  freilich  auf  dem  Gebiete  einer  engen 
ilwissenschaft  leichter  vermieden  wird,  aber  fast  mit  Noth- 
gkeit  aus  dem  Character  des  Objects  der  Wissenschaft 
olitischen  Oekonomie,  aus  der  Verbindung,  in  welcher  dies 
t  mit  allen  Seiten  menschlichen  Lebens  und  mit  so  mancherlei 
Itnissen  der  äusseren  Natur  steht,  hervorgeht.  Einen  Vorwurf 

unsere  Wissenschaft  und  gegen  besonnene,  auch  mit  den 
leinen  Problemen  der  Disciplin  sich  beschäftigende  Vertreter 
'achs  können  nur  Unverständige  aus  diesem  leicht  hervor- 
den  Moment  des  „Dilettantischen'^  erheben,  wie  das  freilich 
ter  geschehen  ist. 

lende  bei  der  heutigen  Unmöglichkeit,  alle  Hilfswissenschaften  der  Disciplin 

nd  und  gleichmässig  zu  beherrschen,  erhebt  sich  wohl  die  Frage,  von  welchem 

eenschaftlichcn  Gebiete  aus  man  am  Besten  zum  Fachstudium  der  Politischen 

mie  übergehe  oder  m.  a.  W.iauf  welche  Weise  man  sich  dazu  am  Besten  rorbc- 

3ine  besonders  für  die  ganze  Einrichtung  des  Studiums,  den  Stodiengang,  daher 

lieh  für  Jüngere,  nicht  unwichtige  Frage.    Eine  allgemeine  unbedingte  Antwort 

ch  offenbar  nicht  geben.    Auch   hier  wird  Geistesanlage  (§.  11),  sonstiger  bis- 

'  Studiengang,  Neigung,  Specialgcgenstaud  der  Beschäftigung,  daher  die  näher 

te  Aufgabe  (§.  57 ff.),   mit  bestimmend  sein  und  auch  in   gewissen  Grenzen  es 

Irfen,  ja  es   sein   müssen.    Vorzüge   und  Mängel  hat  jede  bestimmte  einseitige 

lung.     Im  Ganzen   möchte  eine  mehr  geistcs-  als   naturwissenschaftliche  Yor- 

;  den  Vorzog  verdienen,  nach  dem  psychologischen  Character  der  Dis- 

Die   juristische    möchte  ich  subjecti?    der    rein    historischen   vorziehen 

.  190),   beide  wären   aber  zu   verbinden.     Eine  allgemeine  philosophische 

iung  ist    dabei    ausserdem  wohl  in   hohem  Maasse   erwünscht  und   eine  Er- 

ing  durch  mathematische,  naturwissenschaftliche,   technologische  Studien  kann 

^enug  empfohlen  werden.     Indessen,  —  auch  hierbei  wird  Geistesanlage  und 

ng  mitsprechen,  bei  der  Empfehlung,   wie  bei  der  Befolgung  der  Empfehlung, 

ie  Unmöglichkeit,  ja  die  Gefährlichkeit,  „Alles"'  zu   betreiben,  nöthigt  ohnehin 

»chränkungen,  auch  in  den  hilfswissenschaftlidien  Studien,  um  zu  grosso  Zer- 

ung    zu  vermeiden    und   sich    in  der  gebotenen   Weise    concentriren   zu 

I.    Polihystorie  ist  auch  bei  uns  nicht  mehr  an  der  Zeit  und  unfruchtbar. 


Zweites  Buch. 


Elementare  Grundbegriffe. 

§.  108.  Litteratarnachweis  und  Vorbemerkungen  über  die  Grand- 
begriff c.  Yergl.  besonders  die  auch  litterargeschichtlich  reichhaltigen  verschiedenen 
Arbeiten  Fr.  J.  Nenmann's,  so  die  Beiträge  zur  Revision  der  Cirnndbegriffe  der 
Yolkswirtbscbaftslehre,  Tflb.  Ztschr.  fUr  Staatsviss.  B.  25  (1S69),  S.  493  ff.,  B.  28  (1872) 
S.  256  ff.  Der  Verf.  erOrtert  in  dem  ersten  Aufsätze  die  allgemeinen  Grundsätze  für 
die  Definition  foIkswirtschafUicher  Begriffe  und  kommt  zu  dem  Ergebniss,  dass  der 
allgemeine  Sprachgebrauch  zu  bertlcksichtigen  sei,  aber  nicht  die  allein  und  endgihig 
entscheidende  Norm  bilden  dürfe,  vielmehr  müsstcn  ausserdem  Gründe  der  Zweck- 
mässigkeit und  Opportunität  ins  Gewicht  fallen  (B.  25,  517).  Die  Anwendung,  welche 
der  Verf.  hier  und  in  seinen  anderen  einschlägigen  Arbeiten  von  seinen  Definitionsgrund- 
sätzen für  die  Begriffe  Werth,  Preis  und  andre  mehr  macht,  ist  methodologisch 
und  litterarhistorisch  lehrreich,  auch  wenn  man  mit  den  Resultaten  nicht  immer  über- 
einstimmt. S.  ferner  von  Neu  mann  den  Aufs,  über  die  Gestaltung  des  Preises,  Tüb. 
Ztschr.  B.  36  (1880)  S.  175  ff.,  und  die  Abh.  über  die  wirthschaftlichcn  Grundbegriffe 
in  den  drei  Auflagen  des  1.  B.  von  Schönberg's  Handbuch  (3.  A.,  I,  133,  über  Gut, 
Werth,  Preis,  Vermögen,  Wirthschaft,  Ertrag,  Einnahme,  Einkommen)  und  Keumann's 
Grundlagen  der  Volkswirthscbaftslehre ,  1.  B.  1889.  Ferner  A.  Held  in  dem  Auf- 
satz über  neuere  Versuche  zur  Revision  der  Grundbegriffe,  Jahrb.  f.  Nat-Oek.  B.  27, 
S.  144  u.  ders.  in  s.  Grundriss.  Auch  Lindwurm,  Eigenthamsrecht,  bes.  Kap.  4, 
S.  265  ff.  und  503  ff.,  mit  theilweiser  Polemik  gegen  meine  Behandlang.  Er  nimmt 
einen  zu  einseitigen  Standpunkt  ein,  indem  er  die  Production  durch  die  „freie  Indivi- 
dualität der  Drheberschafr*  bedingt  sein  lässt,  was  der  Wirklickkeit  widerspricht  und 
keine  richtige  volkswirthschafbiorganisatorische  Forderung  wäre.  Seh  äff le,  Soc. 
Körp.  HI,  245  ff.,  807  ff.,  namentlich  wichtig  für  die  Werthlehre.  — 

Die  Grundbegrifie  der  Volkswirthscbaftslehre  haben  die  eingehendste  und  scharf- 
sinnigste Erörterung  in  der  deutschen  Litteratnr  des  Fachs  gefunden,  wenn  dabei 
auch  öfters  Spitzfindigkeiten  nicht  genügend  vermieden  worden  sind.  Die  fremde 
Litteratnr  steht  hier  zurück.  Die  ältere  deutsche  Litteratar,  besonders  aus  der 
I.Hälfte  des  19. Jahrhunderts,  s.  bei  Neumanu  a.  a.  0.,  bes.  in  denn  Aufs,  in  der 
Tüb.  Ztschr.  1869  u.  1872.  Hervorzuheben  und  noch  heute  beachtenswerth :  G.  Hufe- 
land, neue  Grundlegung  der  Staatswirthschaftskunst,  durch  Prüfung  und  Berichtigung 
ihrer  Hauptbegrifle  von  Gut,  Werth,  Preis,  Geld  und  Volksvermögen,  2  Thie.,  Giess. 
u.  Wetzl.  Ib07,  1S13;  J.  F.  E.  Lotz,  Revision  der  Grundbegriffe  der  Nationalwirth- 
schaftslehre.  1811  — 14,  derselbe  Handbuch  der  Staatswirthschaftslehre,  1821,  2.  A. 
Erlangen  137— 38,  3  Bände. 

In  der  neueren  deutschen  Litteratnr  ist  für  die  Grundbegriffe  und  für  verwandte 
Puncto  der  Theorie  von  bleibender  Bedeutung  geworden:  B.  F.  W.  Herman  n,  staats- 
wirthschaftliche  Untersuchungen,  1.  Aufl.  München  1S32,  2.  Aufl.  München  lb70 
(nach  des  Verf.  Tode  erschienen).  Die  1.  Aufl.  enthält  dogmengeschichtliche  Er- 
örterungen, die  in  der  2.  fehlen,  letztere  hat  der  Verf.  nur  noch  zum  Theil  vermehrt 
und  verbessert.  Ich  citire  meistens  nach  der  2.  Aufl.  Ausserdem  vergl.  für  die 
Grundbegriffe  noch  besonders  H.  v.  Mangel  dt,  Grundriss  der  Volkswirthscbaftslehre, 
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1863,  2.  Aufl.,  besorgt  v.  Kleinwftchter,  Stuttgart  1871  (dor  beste  Grond- 
mtscher  Sprache,  scharfsinnig,  doch  hier  und  da  etwas  spintisirend);  ferner 
II  enger,  Grundsätze  der  Yolkswirthschaftslehre,  1.  Tbl.  Wien  1871.  —  Von 
(eren  Lehrbüchern  s.:  Bau,  Grundsitze  der  Yolkswirthschaftslehre,  8.  Aufl., 
.  Heidelberg  1S68,  §.  1  ff..  §.  46  ff.  Die  Erörterungen  ttber  die  Grundbegriffe 
a  theils  in  der  Einleitung  §.  1 — 20,  theils  im  1.  Buch  vom  „Wesen  des  Volks- 
s**  §.  46 — 81.  W.  Röscher,  I.  (Grundlagen  der  Nationalökonomie),  §  )  bis 
I.  auch  das  1.  Buch  7on  der  Production  der  Guter  §.  SO  ff. ;  fOr  einzelne 
Ingen  von  principieUer  Bedeutung  sind  die  früheren  Auflagen  Roecher's  mit 
zu  rergleichen.  Schftffle,  Ges.  Syst.  3.  A.,  bes.  Buch  1,  Abschn.  2  (Wirth- 
}.  Cohn,  Einl  Kap.  4.  Aus  der  neoesten  deutschen  Litteratur  (aus  der  Zeit 
.  Aufl.  dieses  Werks)  sind  für  die  Grundbegriffe  die  genannten  Neumann'schen 
»  und  die  an  K.  Menger  sich  anschliessenden  bezüglichen  Arbeiten  der 
lischen  theoretischen  Schule,  besonders  diejenigen  ?on  E.  Saz.  r.  BOhn- 
,  Wieser  u.  a.  m.  hervorzuheben  (s.  dieselben  o.  S.  64,  v.  BOhm-Bawerk 
echte  und  Yerhftltnisse  vom  Standpuncte  der  volkswirUisch.  Güterlehre,  1881). 
htigsten  sind  dieselben  fUr  die  Wert  hl  ehre,  wo  wir  darauf  zurückkommen 

S.  ausserdem  auch  die  o.  S.  64  gen.  Arbeiten  H.  Dietzel's. 
IS  der  fremden  Litteratur  s.  R.  Malthus,  deflnitions  of  polit.  economy, 
1817,  Cairnes,  char.  a.  logical  method  of  polit  econ.,  London  1874pa88im. 
,  scope  a.  method,  eh.  5.  Marshall,  princ  L,  book  2.  —  Gide,  princ. 
Block,  progr^  I,  eh.  3 — 5.  —  Cossa,  introduzione,  3.  ed.,  S.  73  ff. 
,  definizione  dell'  ecom.  pol.  Mil.  1883. 

aige  mehr  oder  weniger  eingehende  Erörterungen  über  Grundbeg^ffe  haben 
deutschen  und  fremden  Werke  der  systematischen  und  theoretischen  National- 
).  Auch  die  socialistischen  Theoretiker,  besonders  Marx,  Rodbertus 
oben  S.  40,  39,  genannten  Schriften)  sind  für  die  Grundbegriffe,  namentlich 
ths,  der  Kosten,  des  Kapitals,  wichtig. 

ft  Grundbegriffe  sind  von  den  meisten  vorausgehend  genannten  Schriftstellern, 
I  V.  Hermann,  mehrfach  noch  zu  sehr  aus  dem  privatwinhschafUichen 
icte  erörtert  und  festgestellt  worden ,  und  die  dergestalt  gewonnenen  Begriffe 
ters  ohne  Weiteres  zu  volkswirthschaftlichen  Begriffen  gemacht  oder  es  ist 
n  zwischen  der  Bedeutung  eines  wissenschaftlichen  terminus  technicus  im 
bez.  im  einzelwirtbschaftlichen  und  im  volkswirthschaftlichem  Sinne  nicht 
ichtig  unterschieden  worden.  Aach  mnss  das  Streben,  immer  nur  eine  Be- 
eines  Begriffs  zuzulassen,  wie  auch  Neu  mann  (Tub.  Zeitschr.  B.  25,  512) 
tunter  als  falsch  bezeichnet  werden. 

lenso  ist  es  öfters  falsch,  gewisse  Kechtsbegriffe  und  Wirthschaftsbegriffe 
tificiren,  wie  ich  schon  in  der  1.  A.  meiner  Finanzwissenschaft  an  dem  practischen 
)  der  Staatseinnahmearten  (Rau -Wagner,  Fin.  6.  Aufl  ,  I,  §.  85  ff.)  begründete, 
(chärferen  Scheidung  der  rein  ökonomischen  und  der  Rechts  begriffe  und 
eil  in  Folge  hiervon  zu  der  genaueren  Ausbildung  der  volkswirthschaftllchen 
rschied  von  einzel-  und  privatwirthschaftlicben  Begriffen  haben  Rodbertus 
deutschen  socialistischen  Thcrotiker  am  Meisten  beigetragen.  Im  Folgenden 
e  principiell  auch  von  Schaf  fle,  A.  Held  möglichst  consequent  zwischen  rein- 
sehen  und  historisch-recbtiicben,  allgemein  volkswirthschaftlichen  und  einer  be- 
1  Phase  der  Privatwirthschaft  angehöngcn  Kategorieen  und  Begriffen  unter- 
i  und  hierin  in  dieser  3.  Auflage  noch  conseqoenter  verfahren,  anch  die 
beiduug  noch  anf  weitere  Begriffe  ausgedehnt,  als  in  den  beiden  ersten  Auf- 
Samentlich  zum  Yerstandniss  der  grossen  Streitfragen  zwischen  dem  ökonomischen 
lalismus  und  Socialismus  über  die  Rechtsgrundlagen  der  Yolkswirthschaft,  be- 
über  die  Eigentbumsorduung  (Gemein-  und  Privateigenthum)  ist  diese  Onter- 
Dg  von  entscheidender  Bedeutung:. 

ndlich    ist    mitunter  auch   fur    die   Grundbegriffe  schon    der  Standpunct   der 
ctiou  und  der  Vertheilun  g  i,S.  21)  zu  unterscheiden. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Güter. 

I.  —  §.  109  [7],  Die  Unterscheidung  rein-ökono- 
mischer und  socialer  oder  historisch-rechtlicher 
Standpnncte  der  Betrachtung  in  der  Politischen  Oeko- 
nomie.  Auf  dem  ersten  Standpuncte  stellt  man  den  Menschen 
überhaupt  (die  Menschheit  als  ein  Ganzes)  der  äusseren  Natur 
gegenüber  und  verfolgt  die  sich  so  ergebenden  wirthschaftlichen 
Beziehungen.  Auf  dem  zweiten  Standpuncte  berücksichtigt  man 
zugleich  die  Lage  der  einzelnen  Menschen,  der  Volks-,  Standes-, 
Bcsitzclassen  in  einem  Volke  zu  einander  und  weiter  auch  die 
gegenseitigen  politischen  und  Machtverhältnisse  der  verschiedenen 
Völker,  welche  irgendwie  unter  einander  verbunden  sind,  und  ver- 
folgt dann  die  sich  mit  aus  diesen  Umständen  ergebenden  wirth- 
schaftlichen Verhältnisse  der  Einzelnen,  der  Glassen,  der  Völker 
zu  einander  und  zur  äusseren  Natur.  Diese  Standpuncte  der  Be- 
trachtung kann  man  mit  den  Worten  des  „rein-ökonomischen'^  und 
des  „socialen^'  oder  „historisch-rechtlichen''  wohl  passend  bezeichnen. 
Die  Unterscheidung  dieser  Standpuncte  führt  dann  auch  zur  Unter- 
scheidung von  rein-ökonomischen  und  socialen  oder  historisch-recht- 
lichen Kategorieen  im  Wirthschaftsleben  und  insbesondere  auch 
bereits  bei  wichtigen  GrundbegriflFen. 

Die  Unterscheidung  ist  ?or  Allem  anf  Rodbertus  zurackznfahren ,  welcher  sie 
namentlich  for  den  Kapitalbegriff  gemacht  hat  (s.  darüber  unten  §.  127,  129).  Sie 
ist  aber  viel  allgemeiner  durchzuführen,  in  der  Weise,  wie  es  jetzt  hier  geschieht. 
Die  von  mir  gebrauchten  Ausdrücke  sind  wohl  nicht  ganz  unzweideutig.  Aber  man 
kann  sie  kaum  durch  andere  passendere  und  weniger  zweideutige  ersetzen.  Die  Be- 
zeichnung des  ersten  Standpuncts  als  des  „natürlichen**  wäre  zulässig,  aber  zu 
undeutlich;  die  von  mir  früher  gebrauchte  ^^kosmopolitisch''  (2.  Aufl.  S.  13)  ist 
auch  nicht  deutlich  und  nicht  unzweideutig  genug.  Der  Ausdruck  „sociaT'  für 
den  zweiten  Standpnnct  unterliegt  auch  nach  dem  Sprachgebrauch  in  Betreff  dieses 
Wortes  einigen  Bedenken,  ist  indessen,  namentlich  in  Verbindung  mit  dem  Zusatz 
„oder  historisch- rechtlich''  doch  wohl  nicht  bloss  zulässig,  sondern  der  passendste, 
welcher  sich  linden  lässt. 

II.  —  §.  110  [5],  Die  Güter  im  Allgemeinen.  A.  Be- 
griff. Unter  „Gut"  wird  in  der  Politischen  Oekonomie  jedes 
Mittel  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  des  Menschen  verstanden 
(§.  23):  es  ist  ein  rein-ökonomischer  Begriff,  der  aus  dem 
Wesen  des  Menschen  und  der  äusseren  Natur  folgt. 

Vgl.  Bau,  I,  §.  1,  2,  46,  47.  Die  Definitionen  von  „Gut"  weichen  bei  den 
Autoren  mehrfach  ab,  s.  die  Zusamme-nstellung  von  K.  Menger,  Volkswsch.  1.,  I,  3. 
—  Kau  behandelt  nur  die  Sachgüter  (körperliche,  materielle,  stoffliche,  äussere V. 
„Bcstandtheilc  der  Sinnenwelt,  die  den  menschlichen  Absichten  entsprechen,  und  da- 
her wünschens-  und  begehrenswerth  sind"  (§.  1).  Vgl.  auch  Neumann,  Tüb.  Ztschr. 
B.  28,  S.  25S  ff.  —  Koscher   nennt   Gut   „aUes   dasjenige,    was   zur    Befriedigung 
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iren  menschlichen  Bedürfnisses  anerkannt  brauchbar  ist''  (§.  1).  Der  Zu- 
kannf'  ist  Überflüssig,   weil  selbstvorst&ndlich,   da   nur  in  Beziehung  auf 

ttberhanpt  von  Qntern  gesprochen  irird.  Der  Znsatz  ^w^n^*  bei  dem  Be- 
tt üiüsch  and  wird  mit  Roscher's  Motivirang  nicht  begründet  Denn  auch  das, 
irernttnltiges  und  unsittliches  Bedurfniss  befriedigt,  iit  ein  „Gnt**,  sobald  eben, 

Qbel,  das  Bedarf uiss  besteht.  „Um  den  Grundbegriff  der  Yolkswirthschafts- 
i  gleich  als  einen  Geuccnstand  ethischer  wie  psychologischer  Untertachong 
ren^,  bedarf  es  des  Zusatzes  ebensowenig.  Dies  folgt  schon  ans  dem  Um- 
ass  Guter  wie  Bedürfnisse  dem  menschlichen  Triebleben  unterstehen.  — 
n  (im  SchOnberg'schcn  Uandb.  I,  3.  A.,  S.  136,  §.  3)  bringt  gleich  die 
en  mit  in  die  Definition,  rcrsteht  auch  unter  „Gutem  schlechtweg*'  gleich 
hschafUiche'*  oder  „winhschaftliche*'  Güter  und  sagt:  „Güter  sind  Sachen 
te,  i.  c.  S.,  soweit  sie  geeignet  rcsp.  ihrer  Natur  nach  dazu  bestimmt  scheinen, 
stinteresse  Jemandes  dienstbar  gemacht  zu  werden.'*  Ich  glaube  doch  dem 
r  an  meiner  früheren  Auffassung  und  Behandlung  festhalten  zu  dürfen.  — 
;elmSssig  und  mit  Eecht  wird  der  Begriff  „Gut'*  (bez.  wirthschaftliches  Gut) 
)itze  der  Grundbegriffe  gestellt  und  ron  ihm  aus  zum  Begriff  YermOg^  und 
h  Werth  fortgeschritten.  Umgekehrt  ist  G.  Cohn  rorgegangen,  der  erste 
üdlre  Begriffe  (I,  1S9  ff.)  unterscheidet,  unter  jenen  den  Begriff  Wirthschi^ 
t,  dann  zum  Begriff  des  Werths  kommt,  und  von  diesem  Begriff  ans  erst 
les  Guts  gelangt,  den  er  unter  die  secund&ren  (?)  Begriffe  weist  und  als  „jeden 
id,  der  Werth  hat"  definirt  (S.  204).  M.  £.  ist  die  übliche  Behandlungs- 
d  Reihenfolge  die  logisch  richtigere  und  natürlichere. 

—  §.  111  [5].  Entwicklung  der  Güter.  Die  Göier 
Ten,  vervielfältigen y  verändern,  verfeinern  sich  mit  den  ent- 
mden  Vorgängen  bei  den  Bedürfnissen  (§.  23);  zum  Theil 
imgekehrt:  so  dass  ein  Wechselwirknngsverhältniss  besteht, 
B.  ein  grosser  Theil  des  Absatzes  von  Luxusartikeln  und 
I  Dingen  überhaupt  darauf  beruht,  erst  das  Bedurfniss  her- 
>cken.  Femer  ist  die  wachsende  Einsicht  des  Menschen  in 
esen  und  in  die  Brauchbarkeit  der  Dinge  für  die  Entwick- 
er  Güter  von  Einfluss. 

Uurwisseoschaftlichc  Fortscliritte',  Entwicklung  der  Technik.  Auffindung  neuer 
)ducte  fremder  Linder.  K.  Menger,  Yolkswirthschaftslehre  S.  3,  stellt 
lingungen  dafür  auf,  dass  ein  Ding  ein  Gut  werde. 

.  —  §.  112  [6].  Eintheilung  der  Güter.  Innere  und 
3re  Güter.  Die  Eintheilung  knüpft  sich  zunächst  an  die- 
der  Bedürfnisse  an  (§.  23),  wonach  vor  Allem,  in  der  früher 
dargelegten  Weise  (§.  23),  innere  und  äussere  Güter  zu 
cheiden  sind,  die  erste  und  wichtigste  Eintheilung. 
.  Ein  äusseres  Gut  ist  das,  was  Jemand  in  sich  findet  oder 
itig  in  seinem  eigenen  Inneren  erzeugt  (v.  Hermann), 
:elkraft,  Gesundheit,  inneres  Seelenleben,  Gedankenwelt,  Gaben, 
Schäften,  Kenntnisse).  Solche  Güter  können  in  persön- 
3n  Diensten  des  Besitzers  zu  äusseren  Gütern  eines  Anderen 

sn. 

l.  Ein  äusseres  Gut  ist  ein  solches,   welches  Jemandem  aus 

Lussenwelt  Bedürfnissbefriedigung  ermöglicht. 

V^af  aer,  Orondlegang.  3.  Auflage.   1.  Theil.   Grundlagen.  19 
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S.  Kau  I,  §  46  ff.  Er  nennt  §  1  die  inneren  Güter  persönliche.  ir.  Hermann, 
Untersuchungen,  2.  A.,  S.  103  ff.,  sehr  speciell  von  Mangold  t,  Grundriss  §  4, 
vgl.  auch  desselben  Art.  Gut  im  Staatsw^Orterbuch  (Bluntschli-Brater)  B.  lY.,  Schäffle, 
System.  3.  Aufl.,  I.  §.  31,  32.,  S.  66.  Neu  mann  (in  d.  gen.  Arbeiten  im  Schön  b  er  ge- 
sehen Handb.  I.  3.  A.,  S.  136)  identificirt  gleich  den  Gutsbegriff  mit  dem  der  volks- 
wirthschafUichcn  Güter  aus  mich  nicht  überzeugenden  Zweckmässigkeitsgründen.  Ebenso 
wie  Neumann  Cohn  (I,  204),  und  auch  Sax,  Staatswirthschaft  S.  114.  —  Die 
lehrreich  ausgeführte  Unterscheidung  Meng  er' s,  Volkswirthschaftl.  §.  2  („über  den 
Causalzusammenhang  der  Güter"')  von  Gütern  1.,  2.,  3.  Ordnung  u.  s.  w.  ist  doch 
eigentlich  nur  eine  Umschreibung  des  anerkannten  Satzes,  dass  zur  Herstellung  von 
Gütern  Kapital  und  zwar  nicht  abstractes,  sondern  concret es  Kapital  der  und  der 
Art  nothweudig  vorhanden  sein  muss. 

D.  —  §.  113  [7  und  8].  Eintheilang  der  äusseren 
Güter.  Diese  sind,  je  nachdem  die  Erlangung  dem  Begehrer 
Arbeit  (Opfer)  (§.  27)  kostet  oder  nicht,  freie  oder  wirthschaft- 
liehe  Guter  ^).  Diese  Unterscheidung  gestaltet  sich  aber  wesentlich 
verschieden  nach  den  beiden  vorher  (§.  109)  unterschiedenen 
Standpuncten  der  Betrachtung,  wobei  sich  gleich  an  einem  ersten 
wichtigen  Beispiel  die  Bedeutung  dieser  Anseinanderbaltung  der 
beiden  Standpuncte  zeigt. 

1.  Rein-ökonomischer  Standpunct.  Freie  (,,natur- 
freie'')  Güter  sind  hier  solche,  welche  der  Menschheit  von  der 
Natur  ohne  menschliche  Arbeit,  bezw.  wenigstens  nur  gegen  die 
bloss  occupatorische  Arbeit  des  Aneignens  in  jedem  einzelnen 
Falle  des  Bedürfnisses  (wobei  Thätigkeiten  des  Sammeins,  Suchens, 
Verfolgens  u.  s.  w.  vorkommen  können)  geliefert  werden.  Wirth- 
schaftliche  Güter  dagegen  sind  hier  diejenigen,  zu  deren 
Erlangung  behufs  der  Bedürfnissbefriedigung  irgend  eines  Men- 
schen irgendwelche  menschliche  Arbeit  die  Vorbe- 
dingung ist. 

Auch  die  freien  Gtlter  werden  im  einzelnen  FaUe  daher  insoweit  wirthschaft- 
licbe,  als  sie  jene  Aueignungsarbeit  irgendwie  erfordern,  z.  B.  wild  wachsende  Fruchte, 
Thiere,  Wasser  u.  dgl.  —  v.  Mangoldt  nennt  dem  ersten  Standpunct  gemäss  ganz 
richtig  wirthschaftliche  Guter  die,  welche  durch  menschliche  Arbeit  hergestellt  oder 
erworben  wurden  —  nicht  werden,  d.  h.  nicht  nothwendig  im  einzelnen  Fall 
werden. 

Jene  freien  Güter  bilden  wieder  zwei  Classe'n: 
a)  Die  allgemeinen  Güter,  d.  h.  solche,  deren  ausschliess- 
liche Aneignung  durch  einzelne  Menschen,  durch  Vereinigungen 
von  solchen  und  selbst  durch  Völker  unmöglich  ist,  wie  die 
Luft,  das  Tageslicht,  die  Sonnenwärme,  das  Weltmeer  als  Ganzes 
und  seine  grösseren  Abtheilungen  (Oceane). 

h  Hermann,  S.  104 If.  —  Kau,  §.  40fr.  —  Schäffle,  Syst.  {ij.  .H:i.  —  Besonders 
eingehend  und  bcharf  über  die  ökonomischen  und  uichtökonomischen  Guter  und  ihr 
Yerhältniss  zu  einander  Menger,  I.,  51  ff.  — 
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''enigstens  liegt  kein  Beispiel  vor,  dass  grosse  Meere   wirblich  so  Toa 
MIds  allein  l^eberrscht  sind,  wenn  auch  theoretische  Ansprttche  dieser  Art  be- 
Anders  bei  kleinen  Meeren  oder  Theilcn  der  See.    (Theorien  rom  mare 
I,  d.  h.  Ton  fbr  den  Verkehr  eines  Volkes  rorbehaltenen  Meeren.) 

)  Freie  Be8itzgttter(y,bediDgt  freie'',  Held),  d.  h.  solche, 
5  ihrer  Wesenheit  nach  eine  ausschliessliche  ÄDeignang  zwar 
en  würden,  aber,  wenigstens  was  ihren  Gesammtvorrath 
;t,  noch  herrenlos  geblieben  sind,  weil  die  vorhandene  Menge 
edarf  tibersteigt,  indem  die  Natnr  sie  an  dem  Orte,  wo  sie 
icht  werden  können,  in  solcher  Fülle  zur  VerfOgnng  stellt, 
kein  Beweggrund  vorhanden  ist,  von  einem  überschüssigen 
he  Besitz  zu  nehmen. 

Dm  Theil  nach  Bau  I.  §.  47.)  Zu  diesen  Qatem  geboren  in  primitiTen  Ver- 
n  des  Volkslebens,  ?or  der  festen  Ansiedlung  an  bestimmten  Orten  und  auch 
der  ersten  Zeit  nach  derselben,  nellach  Grundstücke  überhaupt  und  auch 
1  noch  bestimmte  Arten  von  Grundstücken,  wie  Waldboden,  Weide- 
eide, Wasserstücke;  ferner  vom  Boden  abtrennbare  Naturproducte,  wie 
Steine,  Holz,  wildwachsende  Pflanzen,  Früchte,  Thiere.  Mit  steigender  Volks- 
Sit  pflegt  indessen  eine  mehr  oder  weniger  vollständige  ausschliessliche  Besitz- 
ig durch  Einzelne,  geschichtlich  anfänglich  meistens  durch  Vereinigungen  von 
n  (als  Stamm,  Geschlecht,  Siedelungsgemelode)  mit  diesen  freien  Besitzgütem 
nmen  zu  werden.  Die  Rechtsordnung  in  ihrer  sp&teren  Entwickelung 
rt  dies  in  der  Gewährung  von  privaten  Eigenthums-  und  Nutzungsrechten  an 
ien  Besitzgütem.  Alsdann  nehmen  diese  Güter  immer  einige,  mitunter  alle 
:hen  Eigenschafton  der  wirth&chaftlichen  Güter  an,  d.  h.  sie  werden  ins- 
-e  besitzbare  (Rau),  d.  h.  eine  dauernde,  auch  private  Aneignung  und  beliebige 
lg  durch  den  Einzelnen  gestattende  und  werden  daher  auch  verkehrsm&ssig 
i  und  fortgegeben  (§.  115). 

114  [9].  2.  Socialer  oder  historisch-rechtlicher 
Ipunct  (der  Einzelnen,    der  Volksclassen,   eines 

derenVolkes).  Die  eben  erörterte  Unterscheidung  zwischen 

und  wirthschaftlichen  Gütern  verschiebt  sich  hier  nach  der 
Ien  Stellung  der  Einzelnen  und  der  Classen  und  nach 
r  die  Freiheit,  Unfreiheit,  Arbeit  des  Menschen  und  für  die 
bums-  und  Nutzungsrechte  der  Güter  (der  freien  Besitzgüter 
er  eigentlich  wirthschaftlichen  Güter)  geltenden  Rechts- 
ing, —  hier  wird  daher  der  BegriflF  des  wirthschaftlichen 
zugleich  ein  Rechts  begriff  — ;  ferner  zwischen  ver- 
men  Völkern  nach  der  politischen  Machtstellung  — 
auch  die  durch  die  geographische  Lage  des  Landes 
nen  natürlichen  Vorzüge  und  Nachtheile  gehören  können. 
ier  ist  zu  erwähnen : 

Der  vorerwähnte  Fall,  das  freie  Besitzgttter  durch 
rgang  in  das  Eigenthum  oder  Nutzungsrecht  Ein- 
oder  gewisser  Classen  den  Character  wirthschaft lieber 

19* 
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Güter  annebmen,   theils  allgemein,  anch  für  die  Besitzer,  tbeils 
insbesondere  für  Dritte  (Nicbtbesitzer,  Bedürfende,  Begebrer). 

So  besonders  bei  EotstehuDg  des  Priyateigenthams  arnGmod  und  Boden 
und  an  den  darauf  frei  ?on  der  Natur  geschaffenen  Producten.  Diese  Auffassung  wird 
nicht  alterirt  durch  die  verschiedene  Entscheidung  der  Streitfrage,  ob  im  Tauscliwcrtli 
des  Grund  und  Bodens  nur  die  Zuthaten  an  menschlichen  Leistungen  (Arbeit,  Kapital) 
rergolten  werden,  wie  Bastiat  meint,  oder  dieser  Werth  hoher  ist  oder  wenigstens 
sein  kann.  Das  Eigenthumsverhältniss  als  solches  bewirkt,  dass  der  Boden  in  die  Eeihe 
der  wirthschaftlichen  Gtlter  tritt. 

Namentlich  bewirken  Naturm onopole  der  Lage,  so  besonders  in  städ- 
tischen Verhältnissen,  dann  unter  dem  Einfluss  des  Klimas  für  die  Agrarproductiou 
ganzer  Länder,  ferner  Naturmonopole  der  specifischen  Bodenergiebigkeit 
z.  B.  bei  besonders  guten  W'einbergen  und  zwar  auch  zwischen  verschiedenen  Völkern, 
z.  B.  beim  Absatz  tropischer  Producte  nach  Ländern  der  gemässigten  Zone^)  —  dass 
wenigstens  partiell  naturfreie  Güter  zu  rein  wirthschaftlichen,  beim  Erwerbe  höchst- 
möglich vergoltenen  werden. 

Die  Ricardo-Thttnen'sche  Grundrentenlehre,  die  auch  was  Ricardo  botritit 
in  ihrem  Kern  m.  £.  unumstOsslich  ist,  femer  die  richtige  Erweiterung  dieser  Lehre 
durch  Hermann  und  besonders  durch  von  Mangoldt  und  Schäffle  stimmt  hier- 
mit aberein. 

b)  Umgekehrt  werden  Güter,  welcbe  vom  rein-ökonomiscben 
Standpnncte  der  Menscbbeit  ans  wirtbscbaftlicbey 
weil  nnr  nnter  Vermittlang  menscblicber  Arbeit  gewonnene  sind, 
für  Einzelne,  Stände,  Glassen,  Völker  ganz  oder  tbeilweise  zu 
freien,  d.  b.  zu  unentgeltlich  erworbenen. 

Die  wichtigsten  Fälle  dieser  Art  kommen  bei  den  Rechtsinstituten  der  person- 
lichen Unfreiheit,  bei  der  Sclaverei,  Leibeigenschaft  und  bei  Frohnarbeit  vor. 
Diese  Fälle  haben  fdr  das  gesammte  Volksleben  eine  grosse  Bedeutung,  weil  die  Ver- 
fügung über  die  Producte  der  gezwungenen  Arbeit  der  Unfreien  der  herrschenden 
Glasse  und  durch  sie  dem  Staate  die  Mittel  zu  besonderer  —  namentlich  auch  früh- 
zeitigerer, als  sonst  möglich  —  Cultur-  und  Kunstbluthe  bieten  kann.  Aehnlich 
wirken  im  Volkerleben  Tribut  Verhältnisse,  in  Weltreichen  und  grosseren  Staaten 
Ausbeutung  der  Provinzen  vom  Centrum  aus  (Alt-Rom!);  vielfach  überhaupt 
schon  die  stärkere  Centralisation  der  Staatsthätigkeiten  in  der  Hauptstadt.  Die 
Cultnrgüter  des  Unterrichts,  der  Bildung,  der  feineren  Sitte  u.  s.  w.  kommen  z.  B. 
dem  Hauptstädter  bei  uns  wohlfeiler  als  dem  Provincialen,  weil  sie  eben  partiell  für 
jenen  freie  Güter  im  angegebenen  Sinne  sind.  Ausserdem  hat  aber  auch  bei  per- 
sonlicher Freiheit  die  social  gedrückte  Lage  der  unteren  Classen  Öfters 
allgemein  die  Tendenz,  jedenfalls  schafft  sie  leicht  die  Möglichkeit,  die  Güter,  welche 
für  diese  Classen  rein  wirthschaftliche  sind,  für  die  übrigen  (höheren)  Classen  mehr 
oder  weniger  zu  freien,  d.  h.  zu  nicht  genügend  vergoltenen  zu  machen. 

Ein  Punct  von  grosser  Bedeutung  für  die  richtige  und  unbefangene  Beur- 
thcilung  der  heutigen  Arbeiterfrage  und  der  Bestrebungen,  den  Lohn  auf  Kosten 
des  Gewinns  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  und  auf  Kosten  der  höhere  Preise 
zahlenden  wohlhabenderen  Consumenten  zu  steigern.  A.  Wagner,  Rede  über  die 
sociale  Frage,  S.  23  ff.,  L,  Brentano,  zur  Lehre  v.  d.  Lohnsteigerungen,  Hildebr. 
Jahrb.  XVI,  251  ff..  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  S.  190.  Solche  Verbesserung 
der  Lage  der  Arbeiter  vollzieht  sich  auf  dieselbe  Weise,  wie  diejenige,  welche  aus 
Luzuseinschränkung  der  Wohlhabenden  hervorgeht.  Mi  11  hat  dafür  die  Schablone 
gut  aufgestellt,  Polit.  Oekon.,  Deutsch  v.  Sotbeer,  2.  Aufl.,  Hamb.  1S64,  1.  Buch. 
Kap.  5,  §.  3. 

')  Einen  interessanten  Belegfall  bilden  die  Ausfuhrzolle  auf  Producte  einer 
Art  Naturmonopols,  welche  in  manchen  Ländern  (Südeuropa,  tropische  Länder)  in  der 
sicheren  Voraussetzung,  sie  auf  die  fremden  Consumenten  zu  wälzen,  aufgelegt  werden. 
Vergl.  hierüber  meinen  Art.  Zolle,  Staats wOrterb.  XL,  350,  353  fl. 
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iese    yySociale''    oder   ^^historisch-rechtliche''   Aaf- 

g    des  Begriffs    der  freien  and  wirthschaftlichen  Güter  ist 

der    erstbesprochenen    rein-ökonomischen    bisher    m 

beachtet  worden,  obgleich  sie  grössere  Wichtigkeit  hat,  als 
tztere.  Es  ergiebt  sich  darnach  ans  dem  Dargelegten  das 
ge  Resoltaty  dass  die  Unterscheidung  zwischen  diesen  Güter- 

keine  absolute ,  sondern  eine  relativOi  von  der  Rechts- 
nng  and  der  socialen  Stellang  der  Betheiligten  mit  ab- 
;e  ist  Der  Zasammenhang  der  Unterscheidung  mit  dem 
leilangsproblem''  ist  damit  zugleich  erwiesen. 
[I.  Arten  der  Erwerbung  wirthschaftlicher  GOter. 
>  [10].    A.  Uebersicht. 

gl.  hierzu  besonders  onten  in  Buch  3  die  ErOrteroogen  Qber  den  Wirth- 
«trieb  und  das  ganze  Buch  5  (Organisation  der  Yolkswirthschaft).  Der  hier 
15  ff.  behandelte  Gegenstand  wird  gewöhnlich  in  den  Systemen  an  andere 
gebracht  Aber  es  erscheint  passend,  ihn  schon  hier  in  Kürze  zu  behandeln, 
ichst  nur  die  rein  natürlichen  Möglichkeiten  bez.  die  historisch 
len  Arten  eines  Gotcrwerbs  Seitens  des  einzelnen  Bedürftigen  zu  kategorisiren. 
ermann,  S.  129—132. 
ie   ältere,   besonders   die  britische  Theorie  hat  hier  zwei  Fehler  begangen, 

erkannt  und  vermieden  werden  müssen.  Sie  hat  einmal  die  ganze  Entwick- 
3S  derivativen  Erwerbes  zu  mechanisch  und  zu  abstract  aus  einer  Art  natt^- 
„Tausch  trieb  es''  abgeleitet  und  dabei  regelmftssig  nur  die  verkehrs- 
;e  Erwerbung  der  Güter  beachtet  oder  wenigstens  fast  allein  betrachtet;  und 

zweitens  die  historische  Bedingtheit  und  Beeinflussung  der  Ent- 
g  der  Erwerbsarten  und  der  dafür  mit  maassgebenden  Verhältnisse  der  Ar- 
heilung  und  des  Verkehrs,  daher  insbesondere  auch  der  verkebrsm&ssigen 
nng  der  Güter,  durch  die  Besitzverh&ltuisse  und  die  hierdurch  wieder 
en  Herrschafts-  oder  Auto rit äts-Ycrhältnisse  (U er m.  ROslor  s.  u.)  und 
lic  Einrichtungen  und  Normen  des  Marktwesens  und  der  weiteren  mit  diesen 
)indung  stehenden  Einrichtungen  nicht  genügend,  häutig  gar  nicht  berück- 
.  In  diesem  Puncto  ist  der  historischen  Nationalökonomie  die  Berichtigung 
;ren  ganz  abstractcn  Behaudlungsweise  dieser  Dinge  zu  verdanken. 

)ie  Erwerbung  der  wirthschaftlichen  Güter  zum  Bebute 
(edtlrfnissbefriedigung  kann  für  den  einzelnen  Bedtlrf- 
1  oder  fllr  das  Haupt  einer  Wirthschaft  (das  einzel- 
ichaftliche  Subjeet  §.  147)  auf  zweierlei  Weise  erfolgen, 
lenen  sich  die  zweite  dann  weiter  in  eine  Reihe  besonderer 
,  deren  hier  vier  unterschieden  werden,  specialisirt.  Die  erste 
tart  nennen  wir  die  ursprüngliche,  die  zweite  umfasst 
ier  Arten  des  abgeleiteten  (derivativen)  Erwerbs. 
..  Die  ursprüngliche  Erwerbung  (Eigengewinnung, 
stgewinnung,  Eigenproduction,  naturale  Ge- 
lung)  stellt  wieder  die  rein-ökonomische  Kategorie  der 
•erwerbung  dar.  Sie  erfolgt  unmittelbar  durch  Arbeits- 
:ung  des  oder  der  Bedürftigen  selbst,  indem  die  Arbeit 
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stets  unter  Mitwirkung  der  Natur,  auf  die  erstmalige  Natural -Ge- 
winnung der  bedurften  concreten  oder  naturalen  Güter  gerichtet 
wird.  Die  menschliche  Arbeit  hat  dabei  die  Aufgabe,  die  Güter 
der  Natur  abzugewinnen  und  die  Natur  demgemäss  zu  deren  Her- 
stellung entsprechend  anzuleiten.  Diese  Erwerbsart  ist  natürlich 
für  die  Menschheit  die  eigentliche  und  einzige. 

2.  Die  verschiedenen  Arten  des  abgeleiteten  Erwerbs  stellen 
historisch-rechtliche  Kategorien  dar,  für  welche  die  Normen 
der  Rechtsordnung  in  Bezug  auf  Unfreiheit,  Freiheit,  Besitz 
(Eigei)thum) ,  Verträge,  und  die  öffentlichen  Einrichtungen 
und  Normen  des  Marktwesens  und  weiter  des  ganzen  Ver- 
kehrswesens mit  bestimmend,  auch  wohl  entscheidend  sind.  Daher 
auch  ein  verschiedenes  historisches  und  örtliches  Vorkommen 
der  einzelnen  hierhergehörigen  Erwerbsarten,  und  eine  verschiedene 
historische  Reihenfolge  und  Verbindung  derselben  miteinander  und 
eine  verschiedene  Ausbildung  einer  jeden  derselben.  Von  solchen 
abgeleiteten  Erwerbsarten  lassen  sich  vier  typische  unterscheiden, 
welche  hier  mit  den  Namen  Zutheilung  von  Gütern  durch 
Autoritäten,  caritativer  Erwerb,  Zwangserwerb,  ver- 
kehrsmässiger,  bzw.  vertragsmässiger  Erwerb  bezeichnet 
werden  sollen. 

Dieso  Untcrscheidnogen  sind  namentlich  wieder  fUr  die  grossen  Fragen  der  Or- 
ganisation und  der  Rechtsordnung  der  Yolkswirthschaft  und  für  die  historischen  Phasen 
beider  wichtig,  daher  einmal  für  die  Zustände  persönlicher  Unfreiheit  und  Freiheit, 
primitiver,  patriarchaler  und  entwickelter,  freier  Verhältnisse  der  Yolkswirthschaft; 
ferner  für  die  Verhältnisse  einer  auf  Privateigen thum  an  sachlichen  Productions- 
mitteln  (Boden  und  Kapital)  und  einer  auf  gesellschaftlichem  Gemeineigenthum  au 
diesen  Objecten  beruhenden  Yolkswirthschaft,  daher  für  die  „Yertheilungsfragen'\ 
welche  zwischen  dem  Ökonomischen  Individualismus  und  Socialismus  spielen. 

a)  Zutheilung  der  Güter  durch  Autoritäten. 

Hierhin  gehören  die  Verhältnisse  im  Familienverbande  und  in  ähnlichen  Ver- 
bänden älterer  Wirthscbafts-  und  Cultnrstufen  bis  zu  den  noch  in  die  Gegenwart  hinein- 
ragenden (sUdslavische  Hauscommunionsvcrhiiltnisse  u.  s.  w.);  ferner  die  Verhält- 
nisse in  der  mit  Unfreien  oder  sonst  Abhängigen  arbeitenden  Wirthschaft  (antike  Oeken- 
wirthschaft,  mittelalterliche  Frohnhof-  und  Klosterhofwirthschaft,  neuere  Sclavereiwirth- 
Schaft,  Klosterwesen  und  verwandte  Einrichtungen,  Strafanstalten  u.  dgl.)  —  Ob  man 
im  „Socialstaate"'  eine  andere  Form  der  Zufuhrung  der  Guter  an  die  Bedürftigen  würde 
überhaupt  durchführen  können,  ist  bei  der  Grundlage  einer  socialistische  Organisation 
der  Yolkswirthschaft  und  bei  den  aus  dieser  Organisation  sich  nothwendig  ergebenden 
Folgen  für  die  Gestaltung  des  „Vertheilungsproblems"  mindestens  fraglich. 

b)  Caritativer  Erwerb  (bzw.  caritativc  Zutheilung 
der  Güter). 

Hierher  gehört  die  freiwillige,  unentgeltliche  (bez.  die  nicht  voll  nach 
den  Grundsätzen  des  verkebrsmässigen  Erwerbs  erfolgende  Ueberlassung  von  Gütern 
seitens  der  Besitzer  oder  Verfüger  an  die  Bedürftigen:  Fall  des  Geschenks,  des  Almosens, 
überhaupt  der  werkthätigen  Menschenliebe.    Eventuell  würde  man  einige  Fälle  der 
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erwähnten  Zutheilong  auch  hier  mit  einreihen  können.  (Unterhalt  der  Familien- 
gen, der  Verwandten). 

oe  solche  Einführnng  eines  neuen  Ausdrucks  wie  „caritatirer**  Erwerb 
Hissliches,  aber  sie  ist  ein  BedUrfniss,  um  mit  einem  Gesammtnamen 
iet  der  nach  den  Grundsätzen  des  Gemeinsinns,  der  Liebe,  des  religiösen 
ier  Humanität  erfolgenden  Erwerbsarten  zusammen  zu  fassen.  Einen  besseren 
k  als  den  gewählten  und  einen  ebenso  unzweideutigen  kenne  ich  nicht. 

Zwangserwerb:  zwangsweise  nnentgeltliehe  bez. 
enerell  und  nach  FeststelluDg  bloss  der  einen  betheiligten 
entgoltene  Ueberlassnng. 

srhin  gehören: 

Die   unrechtmässigen,  d.  h.  streng  wOrtlich:    dem  Bechte  nicht  ge- 

und  gewaltthätigen  Erwerbungen  winhschaftlicher  Goter. 
gesichts  flagranter  Thatsachen  in  jedem  Zeitalter  und  des  Forherrschenden 
9  der  Erwerbsart  ganzer  Völkerschaften  in  gewissen  Zeitaltern  (Seeraob,  wo- 
ch  erst  ein  wahres  jus  gentium  als  bestehend  angenommen  werden  muss,  dem 
*werb  nicht  gemäss  ist)  kann  dieser  Fall  nicht  ausgelassen  werden. 
Die  rechtmässigen,  d.  h.  wieder  wörtlich:  dem  (einerlei  wie  beschaff<snen) 
gemässen  Erwerbungen,  bei  welchen  das  Recht  die  Dnentgeltlichkeit  oder 

generell  und  einseitig  entgoltene  Ueberlassnng  regelt,  nämlich 

die  Fälle  der  ?erschiedcnen  Arten  der  persönlichen  Unfreiheit  eines 
er  Bevölkerung,  wo  immer  nur  höchstens  generelle  (im  Lebensunter- 
i  in  der  Schutzgewähr  der  Sclaven)  und  einseitig  70m  Herrn  be- 
specielle  Entgeltlichkeit  ^Gegenleistung  des  Herrn  an  den  Leibeigenen, 
aarbeitcr)  oder  rom  Rechte  zum  Nachtheil  des  Unfreien  festgestellte  Ent- 
it  (im  Oolonat.  Hörigkeit  u.  s.  w.)  stattfindet: 

die  Fälle  der  „öffentlichen  Körper*'  oder  der  ökonomisch  so  zu  ncnnen- 
ingsgemcinwirthschaftcn.    insbesondere    des  -Staats,    wo  gleichfalls 

Besteuerung  und  Leistungen  dieser  Wirthschaften  fUr  die  ihnen  Angehörigen 
Princip  genereller,  einseitig  vom  Subjecte  der  Gemein wirthschaft  fest- 

Entgeltlichkeit  obwaltet. 

drei  genannten  Hauptfälle  der  Zwangserwerbsarten  lassen  sich  mit  einem 
en  Ausdrucke  als  unrechtmässige  und  rechtmässige  Ausbeutung 
Arbeit  und  fremden  Besitzes  und  als  Besteuerung  bezeichnen. 

Verkehrsmässiger,  bzw.  (weil  dies  hier  die  in  Betracht 
nde  Rechtsform  ist)  vertragsmässiger  Erwerb.  Hier 
Voraussetzung  persönliche  Freiheit  und  Privateigenthum 
sh  der  Objecte,  um  deren  Weggebung  oder  Erwerbung  es 
indelt.  Freiwillig  und  im  einzelnen  Fall  nach  einem, 
den  Parteien  vereinbarten  speci eilen  Entgelt  erfolgt  hier 
bergang  von  Gütern  von  dem  Einen  auf  den  Anderen. 

rher  gehören  namentlich:  Tausch,  Kauf  und  Verkauf 'von  Sachgütem,  Güter« 
i  in  Folge  ?on  Kreditverträgen  (Darlehen,  Ueberlassnng  von  Gtltern  zur  Nutzung 
Pacht);  Uebertragun^rcu  von  Schuldurkunden  und  Antheilscheinen  (Actien); 
ang  der  Arbeitskraft  gegen  Entgelt  ^  Dienstmiethe,  Arbeitslohnvertrag  u.  dgl.  m.). 

—  §.  116  [11].  Vorkommen  und  Berechtigung 
'  Erwerbsarten.  Die  Wirthschaftslehre  hat  meistens  zu 
iesslich  die  ursprüngliche  und  die  verkehrsmHssige  Erwerbs- 

wirthschaftlichen  Güter  betrachtet,  weil  man  gewöhnlich 
iche  Freiheit  und  Eigenthum  und  genügenden  Rechtsschutz 
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dafür  durch  den  Staat  als  selbstverständliche  Voraassetzungen 
der  Wirthschaft  und  des  Erwerbs  ansah. ^)  Die  drei  anderen  Arten 
abgeleiteten  Erwerbs  haben  in  den  verschiedensten  Phasen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Menschheit  und  ihrer  Theile,  der 
Völker,  aber  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  besessen 
und  besitzen  sie  noch,  dürfen  daher  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 
Die  autoritativen  Zutheilungen  wenigstens  in  gewissen  Fällen 
(Familie!)  und  allgemeiner  in  gewissen  Zeitaltern  und  geschich^ 
liehen  Phasen  der  Besitz  Verhältnisse,  die  caritativen  und  die  recht- 
mässigen Zwangserwerbsarten  haben  auch  ihre  principielle 
Berechtigung,  theils  dauernd  und  allgemein  und,  soweit  die  Zwangs- 
gemein wirthschaften  in  Betracht  kommen,  heute  mehr  als  je,  theils 
selbst  was  die  persönliche  Unfreiheit  anlangt,  in  gewissen  Zeit- 
altern. 

Die  Fonn  der  Zuthoiloog  von  Gütern  durch  Autoritäten  war  in  ganzen  Zeit- 
altern und  auf  ganzen  Wirthschaftsstufcn  für  die  Masse  der  Bevölkerung  die  vor- 
herrschende, ja  selbst  die  einzige  für  die  BedUrfnissbefricdif^ung  in  Betracht 
kommende.  Und  im  Familien  verbau  de  hat  sie  eine  bleibende  Stelle,  solange 
68  „Familien"'  gab  und  geben  wird. 

Nicht  nur  die  religiösen  Motiven  entspringende  Wohlthätigkeit  und 
Freigebigkeit  (mittelalterliche  Kirche!),  sondern  auch  die  politischen  Zvccken 
dienenden  Bezahlungen,  ja  förmlichen  Besoldungen  der  Bürger  für  die 
Theilnahme  an  den  Staatsgeschäften,  selbst  an  den  Volksversammlungen  in  Athen, 
die  Fälle  des  athenischen  Theorikon,  der  Speisungen,  der  Getreidespenden  in  Athen, 
Khodos  (Büchsenschütz,  Besitz  u.  Erwerb  im  griech.  Alterth.,  Halle  1869,  S.  2S0  ff., 
Böckh,  Staatshaush.  Athens,  2.  Aufl.,  I,  318  ff.),  das  umfassende  System  der  römi- 
schen Getreidespenden  (Ihering,  Geist  d.  röm.  Kechts,  3.  Aufl.,  Leipz.  1S74, 
II,  1.  Abth.  S.  254,  Mommson,  röm.  Staatsrecht,  II,  1.  Abtii.,  Leipz.  1874,  S.  472, 
Marquardt,  röm.  Staatsverwalt.,  Leipz.  1S7S,  II,  106  fi'.),  der  Spiele  u.  s.  w.  nicht 
zu  gedenken  (Mommsen,  eb.  S.  4S6  if.,  über  die  Bcivirthungcn  dabei  s.  Fried- 
länder, Sittengesch.  Roms,  3.  Aufl.,  Leipz.  1874,  II,  285)  —  dies  Alles  sind  doch 
so  wichtige  geschichtliche  Beispiele  von  Bedürfnissbefriedigungen  der  Einzelnen  oline 
oder  gegen  geringen  Entgelt,  dass  sie  nicht  einfach  ignorirt  werden  können,  nur  weil 
sie  bei  uns  nicht  mehr  vorkommen  oder  wie  gewisse  kirchliche  Wohlthätigkeit  ungern 
gesehen  werden.  Dazu  denke  man  an  denEinfluss  der  antiken  Sciaverei  (s.  Büchsen- 
schütz, S.  104—208,  Ihering.  a.  a.  0.  234  ff.,  245  ff.),  an  die  zur  Ehrensache  der 
bevorzugten  Classen  werdende  Freigebigkeit  der  Reichen  (Ihering.  cb.  S.  250),  an 
die  Anweisungen  von  Ländereien  im  ager  publicus  oder  durch  Anlegung  von  Colonicn 
(eb.  S.  253),  —  lauter  Momente,  welche  die  caritadve  und  zom  Theil  die  Zwangs- 
erwerbsart  für  die  Einzelnen  eine  heute  unbekannte  Bedeutung  gewinnen  Hessen,  und 
als  geschichtliche  Thatsachen  Grunds  genug,  um  nicht  immer  nur  Eigenproduction 
und  verkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter  zu  berücksichtigen. 

Rein  und  ausschliesslich  kommt  kaum  je  für  die  gesammtc  Bedürfnissbefriedigung 
auch  nur  eines  Individuums  oder  einer  Familie  bloss  eine  einzige  dieser  Erwerbs- 
arten vor.  Ein  solcher  Ausnahmefall  mit  ausschliesslicher  Eigengewinnung  der  Güter 
ist  die  Robinsonnade  und  partiell  ihr  ähnelnde  Lebensverhältnisse  vereinzelt  ange- 
siedelter Ackerbauer,  herumschweifender  Jäger  u.  a.  m.  Davon  kann  die  Wirthschafts- 
lehre  abstrahiren  oder  sie  macht  von  der  Annahme  solcher  Fälle  nur  Gebrauch  zu 
Zwecken   der  Erläuterung  und  Analyse  wirthschaftlicher  Vorgänge.    Die  abgeleiteten 


^)  S.  auch  Hermann,   S.  18  ff.    liier  liegt  der  Gedankensprung  der  absoluten 
Freihändler. 
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bsarten  sind  die  Folge  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  der 
ben.  Die  wissenschaftliche  Aufgabe  ist,  joder  derselben  ihre  richtige 
ing  für  die  menschliche  Bedürfnissbefriedigung  anzuweisen,  eine 
der  Organisation  der  Yolkswirthschaft.  Von  vornherein  ist  dabei  nur  der  un- 
lässige  Zwangserwerb  unbedingt  auszuschliessen, 

D.  —  §.  117  [12,  13].  Entwicklang  der  verkehrs- 
sigen  Erwerbsart;  Tausch,  Arbeitsgliederang 
Verkehr.  Die  Eigengewinnung  der  Güter  pflegt  schon 
eitig  in  den  ersten  Stufen  der  Entwicklung  des  Volkslebens 
meiner  mit  der  ersten  und  dritten,  auch  wohl  mit  der  zweiten 
ativen  Erwerbsart  der  Güter  verbunden  zu  werden,  während 
Fcrkehrsmässige  Gewinnung  noch  fehlt  oder  nur  sporadisch 
schhandel)  vorkommt. 

Die  historische  Erklärung  hierfür  liegt  in  den  älteren  Zuständen  des  Volkslebens 
lechterordnung),  den  damit  verbundenen  Verhältnissen  des  Bodencigenthums  und 
Bodennutzung,  der  mangelnden  persönlichen  Freiheit  oder  wenigstens  socialen 
Irthschaftlichon  Unabhängigkeit  von  den  natürlichen  Verbünden  und  Autoritäts- 
tnissen,  welchen  der  Einzelne  untersteht  Erbt  mit  der  Auflösung  und  Um- 
g  dieser  älteren  Zustände  und  Verhältnisse,  mit  der  Ausbildung  voller  persOn- 
Freiheit  und  individualistischer  Unabhängigkeit,  mit  der  Entwicklung  des  Privat- 
bums  an  Boden,  treten  rein  gesellschaftliche  und  (privat-)  wirthschaftliche  an 

der  naturlichen  oder  auf  fester  Sitte  beruhenden  Gemeinschaftsbeziohungen  der 
hen.     Damit    werden    die   Voraussetzungen    fUr    die  „verkehrswirthschaftliche" 
bung  der  (itlter  erfttllt 
S.  Bau  I,  §.  7,  114  ff.,  der,  dem  Gesichtspuncte  der  englischen,  besonders  Smith'- 

Schule  gemäss,  zu  sehr  bloss  die  technische,  nicht  auch  die  allgemein-volks- 
chaftlichc  und  dadurch  sociale  Bedeutung  der  Arbeitstheilung  beachtet.  — 
lann,  S.  193  ff.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  1.  B.,  1.  Kap.  —  Die  Noth- 
gkeit  einer  gewissen  Arbeitstheilung  konnte  bereits  bei  der  ersten  theoretischen 
jung  ökonomischer  Dinge  nicht  verkannt  werden.  Schon  Plato  hat  im  Buch 
>taate  das  Princip  der  Arbeitstheilung  in  seiner  Bedeutung  fiir  die  Thätigkeiten, 

welche  menschliche  Bedürfnisse  befriedigt  werden,  dargelegt,  richtig  begründet 
rklärt.  Vgl.  Büchsenschutz,  a.  a.  0.  S.  250.  —  H.  Rösler,  Vorlesungen 
14,  20  fl'..  hebt  richtig,  nur  etwas  zu  einseitig  hervor,  wie  der  Besitz  die  Arbeit 

auch  in  den  primitiven  Verhältnissen  leite  und  wie  am  Wenigsten  von  Anfang 
e  Individuen  nur  im  Vcrhältniss  des  Tauschs  gegenseitiger  Dienstleistungen 
tn:  das  ursprüngliche  Verhältniss  sei  nicht  das  der  Gegenseitigkeit,  sondern 
Jnterweifung.  Die  Weiterentwicklung  beruht  aber  gleichwohl  auf  der  Aus- 
ig des  Tauschs  und  der  damit  sich  verbindenden  Arbeitsgliederung.  Nur 
jht  sich  dieser  Process  völlig  erst  bei  „freier  Concarreiiz".  wie  z.  B.  im  rö- 
en  Alterthum  erst  mit  der  der  Concurrenz  zuzuschreibenden  Auflösjung  der  natural- 
»chaftlichen  Einheit  des  Oikos.  S.  Rodbertus  in  Hildebr.  Jahrb.  a.  a.  0.  — 
auch  Tön  nies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft,  bes.  §.  10  11.,  17  ff.,  19  tf. 
;r  G.  Schmoller's  stoffreiche  Aufsiitze:  Thatsachen  der  Arbeitstheilung,  Jahrb. 
(1SS9\  Heft  .*J,  S.  57,  Wesen  der  Arbeitstheilung  und  der  socialen  Olassen- 
ag,  eb.  XIV,  Heft  1,  S.  45,  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung, 
'.  u.  II,  die  älteren  Arbeitsjrenosaenschaften  und  die  ältere  agrarische  Familien- 
ächaft,  eb.  XIV,  Heft  .S,  S.  1  und  die  Fortsetzung  dieser  Arbeiten  (Handel, 
werk,  Hausindustrie),  eb.  Heft  4.  Arbeiten  mit  einer  Fülle  richtiger  und  werth- 
•  Gesichtspuncte  und  Aufachlussc,  aber  mit  mehrfach  unzulänglichen  Begriils- 
nmungcn  und  m.  E.  nicht  befriedigender,  zum  Theil  unterlassener  Verwerthung 
reichen  Stoffs  für  die  Herau^schiilung  des  Typischen  der  Entwicklungen  und 
ie  theoretisch-systematische  Auff;:abe,  die  hier  doch  auch  vorlag. 

Die   verkehrsmässige  Erwerbung  der  Güter  wird  häufiger  und 
ilmässiger,   wenn   die  Möglichkeit  des  Tauschs   zur  Arbeits- 
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gliederung  (Arbeitstheilung  und  Arbeitsvereinigung)  innerhalb 
der  Ortsbewohner  oder  Nahewohnender,  schliesslich  des  Volks 
führt,  bei  etwas  grösserer  Rechtssicherheit  und  nicht  zu  starken 
natürlichen  Hindernissen  für  die  Communication  der  Menschen  und 
Güter  auch  zwischen  entfernter  Wohnenden  oder  unter  umher- 
schweifender und  sesshafter  Bevölkerung  und  von  Volk  zu  Volk. 
Leicht  transportable,  daher  im  Allgemeinen  feinere  Producte  („Luxus- 
artikel", Artikel  eines  hohen  specifischen  Werths),  bilden  dabei 
früher  einen  Gegenstand  des  Tauschs,  als  schwer  transportable, 
gemeinere  Producte.  In  der  Arbeitsgliederung  widmen  sich  die 
verschiedenen  Wirthschaften  den  Thätigkeiten  zur  Eigengewinnung 
bestimmter  einzelner  Güter  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
schon  in  der  Ab-  und  Voraussicht,  die  den  Bedarf  übersteigenden 
eigengewonnenen  Erzeugnisse  mit  denjenigen  anderer  Wirthschaften 
auszutauschen.  Eine  solche  Gestaltung  setzt  bereits  ein  ent- 
wickelteres Vertrauen  in  das  wahrscheinliche  Gelingen  dieser 
Absicht  und  demgemässe  Zustände  des  Volkslebens  vornus.  Die 
Eigengewinnung  der  Güter  hört  dann  auch  selbst  mehr  und  mehr 
auf,  reine  Eigengewinnung  zu  sein,  indem  sie  die  Mittel  zu  ihrer 
eigenen  Vornahme  zum  Theil  selbst  wieder  verkehrsmässig  bez. 
durch  Verträge  beschafft  (Miethen  von  Sclaven,  Dingen  von  fremden 
Arbeitskräften,  Anleihen  von  Kapital,  Pachten  von  Grundstücken, 
Miethen  von  Häusern).  Tauschen  und  Arbeitstheilung  bilden  so 
allmälig  eine  enger  und  enger  werdende  wirthscbaftliche  Ver- 
bindung unter  der  Bevölkerung. 

Eine  solche  regelmässig  und  wenigstens  in  gewisser  Weise 
planmässig  gewordene,  weil  auf  fester  Arbeitsgliederung 
beruhende  Verbindung  unter  der  Bevölkerung  heisst  Verkehr 
oder  genauer:  wirthschaftlicher  Verkehr.  Das  Gebiet 
regelmässigen  Austauschs  (Absatzes)  einer  Guterart  ist  ihr 
Markt.  Die  wirthschaftlichen  Güter,  welche  austauschbar  sind, 
heisscn  als  solche  Tauschgüter  und  als  Gegenstand  des  Ver- 
kehrs Verkehrsgüter  (§.  122). 

Die  Zunahme  und  die  Innigkeit  des  Verkehrs,  die  Ausdehnung  des  Markts,  die 
Arbeitsgliederung  stehen,  wie  man  leicht  einsieht,  in  enger  und  reger  Wechselwir- 
kung.   Die  Ausbildung  des  Verkehrs  wird  besonders  durch  drei  Momente  begünstigt: 

1)  durch  ein  natürliches  und  eigentlich  wirthschaftliches  Moment,  die  Vermehrung, 
Vervielfältigung  und  Verfeinerung  der  Bedtlrfnisse,  weil  dadurch  eine 
immer  grössere  Menge  und  Mannigfaltigkeit  von  Gtltern  verlangt  wird,  zu  deren  Ge- 
winnung die  verschiedenen  natl^rlichen  Fähigkeiten  und  erlernten  Uobungen  der 
Menschen  und  die  verschiedene  Naturausstattung  der  Länder  benutzt  werden  müssen; 

2)  durch  ein  rechtliches  Moment:  die  verbesserte  Rechtssicherheit,  wofür 
der  Staat   vornehmlich    wichtig  ist,  und  die   specielle  Gestaltung    der   den  Verkehr 
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anden  Rechtsordnung ;  3)  darch  ein  technisches  Moment:  die  Entwicklung 
>mmunic&tionen  nnd  Transportmittel,  von  deren  Beschaffenheit  die  riam- 
tewegnng  der  Menschen  und  Guter  bedingt  nnd  der  Kostenbetrag  dafor  abhängig  ist 

D.  —  §.  118  [14J.  Ursprung  des  Tausches  and  Be- 
dangen der  Entwicklung  von  Tausch  und  Verkehr. 
Impuls  zu  Tausch  und  Verkehr  liegt  in  erster  Linie  im 
»stinteresse,  welches  eben  in  den  Folgen  des  Tausches 
befriedigt  ttlhlt,  womit  schon  die  Naturgemässheit  beider 
ner  Folge  der  wirthschaftlichen  Natur  der  Menschen  aner- 
t  ist.  Die  Naturgemässheit  folgt  aber  weiter  aus  dem  socialen 
gesellschaftlichen  Wesen  der  Menschen,  welches  diese 
SU  allem  sonstigen,  so  auch  zum  wirthschaftlichen  Ver- 
fuhrt. Indessen  damit  ist  weder  gesagt,  dass  der  ,,Tausch'' 
I  sozusagen  eigenen  menschlichen  Triebe  (,,Tanschtrieb'')  ent- 
;e,  ein  ,,Trieb'%  von  welchem  keine  Rede  sein  kann,  noch 
Tausch  und  Verkehr,  wie  die  beiden  zu  Grande  liegende 
tsgliederung,  „rein  natürliche''  Entwicklungen  in  dem 
solcher  sein,  welche  einfach  und  gleichmässig  ohne  Weiteres 
der  „wirthschaftlichen  Natur''  des  Menschen  hervorgingen, 
ehr  sind  auf  diese  Entwicklungen  regelmässig  von  bestimmen- 
Einfluss  die  gegebenen  Ordnungen  des  Volkslebens, 
)rganisationen  des  Wirthschaftslebens  und  die 
itsnormcn  für  den  Besitz;  ferner,  sobald  einmal  eine 
se  Arbeitsgliederung  und  daran  anknüpfend  ein  gewisser  Ver- 
sich zu  entwickeln  begonnen  haben,  die  Rechtsnormen 
lie  (öffentlichen  und  sonstigen)  Einrichtungen  des  Markt- 
en s  and  des  Verkehrs,  besonders  des  städtischen.  Hadurch 
dem  Verkehr  und  rückwirkend  der  Arbeitsgliederung  ihr  spe- 
\  historisches  und  örtliches  concretes  Gepräge  gegeben.  Beide 
jomit  geschichtlich  nicht  „freie"  Gestaltungen  des  Trieblebens, 
m  durch  die  genannten  Momente  maassgebend  beeinflusst. 

:bcn  das  hat  die  ältere  abstracto  Theorie  in  ihrer  Constrnction  von  Verkehr 
'beitsgliedening  fast  f^ar  nicht  beachtet.  Alles  ?iel  zn  einfach  und  unhisto- 
.08  dem  wirthschaftlichen  Wesen  des  Menschen  deducirt.  Das  Nähere  gehört 
cht  hierher  sondern  iii  andere  Theile  dieses  Werkes. 

V.  —  §.  119  [15].  Umfang  des  Begriffs  „wirth- 
ftliches  Gut"  und  Eintheilung  (Arten)  der  wirth- 
ftlichen  Güter. 

au  I,  §.  1,  46.  4t)a.  Koscher,  §.  8;  Hermann,  S.  114  ff.;  Schäffle, 
.  3.  Aufl..  S.  8,  bes.  S.  14411;  anders  Soc.  Körper  III,  258.  Ders.,  Theorie  d. 
iess.  Absatzverhältnisse,  Tilb.  1S6T.  A.  Held,  Grundriss,  S.  S,  9,  12,  14,  42 
lildebr.  Jahrb.  1ST6,  B.  27.  S.  1G2,  186.  mehrfach  abweichend  von  mir.  Er 
i.  E.  das  formal  Juristischo  wieder  zu  sehr  vor  dem  Kein-Oekonomischcn  voran. 
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Bei  Tausch  u.  s.  v.  handelt  es  sich  allerdinfi:»  juristisch  um  Uebertragung  ?on  Ver- 
mögensrechten. Das  ist  aber  in  der  Nationalökonomie  nicht  das  Wesentliche,  sondern 
hier  kommt  die  Uebertragung  von  Ökonomischem  Gebrauchswerth  in  Betracht,  die  eben 
nur  in  der  und  der  Rechtsform  erfolgt  (gegen  Held  S.  42).  Ich  kann  mich  daher  auch 
Held 's  Begriffsbestimmungen  von  Gut,  Waare,  seiner  Classification  u.  s.  w.  nicht  an- 
schliessen.  Ebenso  nicht  seiner  Bem.  S.  9  des  Grundrisses  in  Betr.  der  immateriellen 
Guter.  Aus  der  neueren  Litteratur  besonders  Neumaun's  oben  S.  286  gen.  Arbeiten, 
namentlich  im  Seh  ö übergesehen  Handbuch  und  in  seinen  Grundlagen.  Er  beschränkt 
neuerding;»  in  Acnderung  seiner  früheren  Ansicht  den  Begriff  des  Guts  (d.  h.  bei 
ihm:  des  wirthschaftlichcn  Guts,  (o.  S.  290)  auch  nicht  mehr  auf  Sachen.  — 
V.  Böhm-Baverk  in  der  o.  S.  287  gen.  eigenen,  scharfsinnigen  und  beachtens- 
Schrift,  will  Rechte.  Verhältnisse,  nicht  als  besondere  Arten  Güter  anerkennen.  Ich 
halte  indessen  doch  seine  Gründe  nicht  für  durchschlagend,  in  Uebereinstimmung  mit 
N  e  u  m  a  n  n  betreffs  der  „Rechte''.  Die  Controverse  über  den  Umfang  des  Begriffs  wirth- 
schaftlicho  Güter  ist  in  den  theoretischen  und  systematischen  Werken  bis  in  die 
neueste  Zeit  hinein  meistens  lebhaft  behandelt  worden. 

A.  Uebersicht  der  Arten.  Die  Erörterung  über  die  Unter- 
scheidung zwischen  freien  und  wirthschaftlichen  Gütern  hat  bereits 
ergeben,  dass  der  Begriff  „wirthschaftliches  Gut"  kein  rein- 
ökonomischer,  sondern  zugleich  ein  Rechtsbegriff  ist, 
sobald  man  von  dem  zweiten,  dem  socialen  Standpnnete  der 
Betrachtung  aus  die  socialen  Verschiedenheiten  in  der  Lage 
der  Individuen  und  der  Menscheugruppen  berücksichtigt.  Dieser 
Gharacter  des  genannten  Begriffs  tritt  auch  bei  der  Festsetzung 
seines  Umfangs  und  Inhalts  hervor,  d.h.  bei  der  Frage,  welche 
Güter  überhaupt  zu  den  wirthschaftlichen  zu  zählen  sind  und 
welche  Stellung  die  hergehörigen  Güter  dann  unter  den  wirthschaft- 
lichen Gütern  einnehmen :  die  in  ihrer  Beantwortung  ebenfalls  vom 
jedesmaligen  Recht  mit  abhängige  Frage  der  Eintbeilung 
(Classification)  dieser  Güter. 

Zu  diesen  gehören  nun  drei  besondere  Arten  vonGtitern: 

1.  Personen  und  persönliche  Dienste. 

Ob  und  wie  weit  die  ersteren,  darüber  entscheidet  das  geltende  Hecht.  Wo 
Sclaverei  und  Leibeigenschaft  bestehen,  gehören  Sciaven  und  Leibeigene,  wo  mildere 
Formen  unfreier  Arbeit,  z.  B.  Frohndeu,  rechtlich  anerkannt  sind,  gehören  die  Pflich- 
tigen Leistungen  der  Fröhner  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern.  Bei  Anerkennung 
voller  perbOnlicher  Freiheit  sind  nur  Leistungen  bestimmter  Dienste  auf  bestimmte 
Zeit  zu  diesen  Gütern  zu  rechnen  und  stellen  die  betreffenden  Ansprüche  „Rechte"' 
dar,  die  zur  dritten  Art  (Unterart  d)  der  wirthschaftlichen  Güter  gehören. 

2.  Sachen  oder  Sachgüter:  Stoffe  der  Natur  oder  vom 
Menschen  verarbeitete  Stoffe. 

3.  Verhältnisse  zu  Personen  und  Sachen  (res  incor- 
porales),  deren  gegenständliche  Abgeschlossenheit  auf  einer  Ab- 
straction  beruht  (v.  Mangoldt)  und  daraus  eventuell  folgende 
Rechte. 
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Slerhin  gehören: 

a)  aus  dem  ganz  freien  Verkehr:  die  F&Ue  der  Kundschaft,  Firma  n.  dgl.  m. 
rtheilhafte  Beziehungen  zu  anderen  Menschen,  velche  durch  menschliche  Th&tig- 
osgehildet  sind,  entgeltlich  überlassen  und  erworben  werden  können; 

b)  auf  Grund  gewisser  rechtlicher  Beschränkungen  des  Verkehrs: 
Üessliche  Gewerberechte,  Realgerecbtigkeiten ,  Privilegien,  Monopole,  auch 
:e  u.  dergl.  m.; 

c)  Einrichtungen  und  Anstalten  fur  die  regelmOsse  Vornahme  gewisser 
Jicher  Dienste:  insbesondere  „öffentliche  Einrichtungen",  wie  der  Staat 
it,  seine  einzelnen  Anstalten,  die  Gemeinde  und  andere  ähnlichen  Veranstal- 
1  der  menschlichen  Gesellschaft 

d)  Rechte,  ausser  dem  (Sach-)  Eigenthumsrecht,  welche  Anspruch  auf  Leistungen 
(te,  Sachgüter,  Geld,  Nutzungsüberlassungen)  Dritter  gewähren;  daher  auch  be- 
be Fertragsmässige  Rechte. 

Die  Sachen   können  als  materielle  Güter  den  Diensten  nnd 
Verhältnissen    als    immaterielle    Güter  gegenüber  gesetzt 
.en. 

B.  —  §.  120  [16  —  18].  Die  Streitfrage  über  den  Be- 
f  „wirthschaftliches  Gut".  In  der  Wissenschaft  be- 
;  ein  noch  heute  nicht  ganz  erledigter  Streit  darüber,  ob  der 
ifT  der  wirthschaftlichen  Güter  auf  die  Sachgüter  zu  be- 
inken  oder,  wie  im  Obigen  geschieht,  auf  die  Dienste  und 
ältnisse  (einschliesslich  der  j^Rechte")  mit  auszudehnen  sei. 

Die  erstere  Ansicht  ?ertretcn  vornehmlich  die  älteren  Lehrer  und  überhaupt 
!Utc  am  Meisten  die  Engländer,  von  den  Deutschen  insbesondere  Rau.    Die 

ren  Lehrer,  besonders  in  Frankreich  und  Deutschland,  haben  dagegen 
ins  die  zweite  Ansicht  angenommen.  Es  tritt  hierin  also  auch  ein  characteri- 
er  nationaler  und  zeitlicher  Unterschied  hervor. 

S.  Kau  1,  §.  46a;  die  Stellen  der  oben  in  §.  119  gen.  Autoren.  S.  auch 
ger,  Volkswirthsch.l.  S.  53ti".  Für  die  Einreibung  der  Dienste  unter  die  wirth- 
lichcn  Güter  mit  zuerst  Storch,  der  sich  mit  dadurch  bestimmen  läs^t,  dass  die 
te  dem  Einzelnen  ein  Einkommen  gewähren ,  welches  von  freiwillig  gesuchter 
gezahlter  Arbeit  herrührt.  Handb.  B.  II.  und  „Zur  Kritik  des  Begriffs  v.  National- 
h.",    Petersb.    1827.     Dann    besonders  J.  B.  Say,    Handb.  I.,    133  (traite,    ed. 

Livre  L,  eh.  XIII.).  Hermann,  Untersuch.  1.  Aufl.  S.  5,  6,  2.  Aufl.,  114  fi*., 
nstark,  Cam.  Encycl.  S.  547,  Koscher,  I,  §.  3,  Schäffle,  System  I,  14."».  — 
ilteren  Gegnern  dieser  Ansicht:  Malthus,  principles eh.  I.,  Senior,  Bernhard i 
k  d.  Gründe  f.  o.  s.  w.  Grundcigenth.,  Petersb.  1S49,  K.  11),  Kaufmann,  aber 

von  Neueren  noch  (oder  wieder  i  J.  St.  Mill,  Grundsätze,  1.  B.,  Kap.  3,  §.  3, 
[off,  Baudrillart,   von  deutschen  früher  Neu  mann   (Tübingen)   in  d.  Aufs. 

Tüb.  Zeitschr.    XXVIIL,   258  ff.,    der   aber   mit  Kecht  ebenso  wie  Kau  §.  46 

c  sagt,  es  sei  bemerkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  die  Dienste  in  die 
Schaftslehre  ziehen,  doch  fa^t  nur  die  Sachguter  behandeln.  Das  ist  allerdings 
sequent.  Die  Auffassung  der  Dienste  und  Verhältnisse  als  wirthschaftliche  Güter 
irt  vielmehr  folgerichtig  m.  E.  diejenige  Ausdehnung  der  Disciplin,  welche  ich 
n  diesem  Werke,  besonders  in  den  Erörterungen  über  die  Gemeinwirthschaften 
ien  Staat  zu  geben  suchte.  Neu  mann  unterscheidet  weiter,  als  von  mir  geschehen, 
hen  Verhältnissen  und  Kechten;  letztere  reiht  er  jetzt  im  Gutsbegritf  ein;  in 
ff  der  Verhältnisse  entscheidet  er  sich  nicht  unbedingt  und  lässt  beide  Auf- 
Dgen  (Einbeziehung  in  den  Gutsbegritf  und  Ausschliessung)  zu.  Schäffle 
etzt  (Soc.  Körper  III,  258)  die  sog.  immateriellen  Güter  aus  dem  Begriff  wirth- 
tliches  Gut  ausgeschlossen,  entgegen  seiner  früheren  Auffassung,  aber  mit  anderer 
rirung  als  die  Aelteren.  Er  zieht  dagegen  die  ..persönlichen  Güter"  in  ihrem 
fliehen  oder  leiblichen  Bestand  (Nerven,  Muskeln,  vegetative  Gewebe)  in  den 
iff  ein.    Die  Neuerung  hängt   mit  Schäffle's  Auffassung  der  Volkswirthschaft 
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als  socialer  Stoffwechsel  zasammen.    Ich  habe  mich  nicht  von  ihrer  Richtigkeit  tlber- 
zengea  kOnneo. 

Man  hat  die  ganze  Streitfrage  gelegentlich  als  müssig  be- 
zeichnet.   Das  ist  sie  entschieden  nicht. 

Denn  von  ihrer  Beantwortung  hängt  einmal  die  Begrenzung  des  Gebiets  der 
Politischen  Oekonomie  ab,  was  ich  gegen  Neu  mann  festhalte,  und  sodann  ist  die 
Beantwortung  präjudiciell  für  die  wirthschaftliche  Beurtheilang  aller  derjenigen  Ctassen, 
welche  berufsmässig  persönliche  Dienste  ausüben,  demnach  des  Gesindes, 
der  Angehörigen  der  liberalen  Berufe  und  folglich  auch  des  Staats.  Nur  wenn 
die  Dienste  auch  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  gerechnet  werden,  sind  die  genannten 
Classen  u.  s.  w.  im  wirthschaftlichen  Sinne  „productiv"'.  Die  Beschränkung  des 
Begriffs  „winhschaftliches  Gut''  auf  die  Sachgüter  hindert  die  richtige  wirthschaft- 
liche Würdigung  dieser  Classen  wie  des  Staats.  Die  einseitige  Werthlegung  auf  die 
Handarbeit  in  der  materiellen  Production  in  einigen  socialistischen  Lehren  hängt  mit 
jener  Beschränkung  ebenfalls  zusammen. 

Bei  der  Erörterung  der  Streitfrage  ist  von  beiden  Seiten  öfters 
der  Fehler  begangen  worden,  zwischen  wirthschaftlichen  und 
Tausch-  und  VerkehrsgUtern  (§.  122)  nicht  gehörig  zu  unter- 
scheiden und  den  Vermögensbegriff  unnöthiger  Weise  in  diese 
Discussion  zu  ziehen. 

Der  Ausschluss  der  immateriellen  Güter,  insbesondere  der  personlichen  Dienste, 
von  den  wirthschaftlichen  Gütern  ist  nemlich  u.  A.  auch  deswegen  erfolgt,  weil  jene 
Dienste  nicht  oder  nicht  unbedingt  und  jedenfalls  nur  in  anderer  Weise  als  die  Sach- 
güter zu  den  Verkehrsgutem  und  dem  Vermögen  gerechnet  werden  konnten.  Allein 
diese  Folgerung  ist  unrichtig,  denn  sie  beruht  auf  der  irrigen  Annahme,  dass  sich 
die  Begriffe  wirthschaftliches  Gut  und  Verkehrsgut  decken  müssten.  und  auf  einer 
einseitigen  Auffassung  des  VermOgensbegriffs.  Dies  ist  auch  gegen  Rau  und  Andere 
einzuwenden. 

An  Rau's  Lehre  lässt  sich  die  Streitfrage  gut  erörtern. 
Rau  begrtindet  in  der  lets^en  (8.)  Auflage  seines  Werkes  seinen 
Standpunct  in  der  Frage  (I  §.  1,  2,  46,  46  a)  wörtlich  in  folgender 
Weise : 

„Alle  Bestandtheile  der  Sinnenwelt,  die  den  menschlichen  Absichten  entsprechen, 
werden  körperliche,  materielle,  stoffliche,  äussere  oder  sachliche  Güter 
genannt.  Unter  ihnen  bilden  diejenigen,  welche  eine  dauernde  Aneignung  und  be- 
liebige Benutzung  durch  den  Menschen  gestatten  und  daher  diesen  zu  vielfacher 
Thätigkeit  anregen,  eine  grosse,  durch  viele  Eigenthümlichkeiten  ausgezeichnete  und 
für  die  wissenschaftliche  Betrachtung  vorzüglich  wichtige  Classe  von  Gutern,  die  man 
die  besitzbaren  nennen  kann.  Den  Sach-  oder  Stoffgütern  werden  zunächst  die 
persOn liehen  Güter  entgegen  gesetzt,  welche  in  Zuständen  und  Eigenschaften  des 
Menschen  bestehen  (z.  B.  Gesundheit.  Stärke,  geistige  Fähigkeiten,  Kenntnisse)  und 
theils  ihrer  selbst  willen  (als  Zwecke),  thcils  als  Mittel  zur  Erlangung  anderer  Guter 
geschätzt  werden.'*  —  „um  Sachgüter  beliebig  als  Mittel  zu  gebrauchen,  muss  man  über 
dieselben  ungehindert  verfügen  können.  Die  Menge  von  Gütern,  auf  welche  sich  in 
einem  gewissen  Zeitpuncte  die  YerfUgungsfrewalt  einer  Person  erstreckt,  bildet  das 
Vermögen  derselben  (s.  dagegen  u.  ^.  124 ff.).  —  „Wie  alles  Vermögen  der  Menschen 
so  besteht  auch  das  gesammte  YolksvermOgon  (s.  dagegen  u.  §.  125)  aus  einer 
Gewalt  über  Sachgüter  und  die  wirthschaftlichen  Thätigkeiten  sind  zunächst  nur 
auf  den  Besitz  und  (iebrauch  solcher  Güter  gerichtet.  Als  sinnlich  wahrnehmbare 
körperliche  (einen  Kaum  einnehmende)  Dinge,  in  denen  der  Mensch  Mittel  zu  seinen 
Zwecken  erkennt,  unterscheiden  sich  dieselben  wesentlich  von  den  persönlichen 
Gütern,  die  mit  dem  Menschen  selbst  innig  verbunden  sind  und  sich  in  ihrer  Ent- 
stehung,   Aufbewahrung,    Uebertragung    und  Zerstörung  ganz  anders  verhalten.    Sie 
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>n  der  Person  des  Besitzers  nicht  za  trennen,  die  YerfUgangsgewalt  über  bie 
I  sehr  beschränkte,  sie  treten  nicht  in  den  Verkehr  and  gestatten  in  derBegei 
estimmong  nach  Zahl  and  Maass.  (^Ausnahmen  hier?on  sind  z.  B.  die  Messung 
iskelst&rke  mit  dem  Dynamometer,  der  Schärfe  des  Gesichts  and  GehOrs,  —  die 
er  Sprachen,  die  Jemand  versteht  a.  dgl/*  Anm.  Kau 's.)  Persönliche  and 
he  Guter  Leonen  einander  nicht  vertreten.  Wollte  man,  dem  Sprachgebraache 
r,  den  Be^rriff  des  Yermugeiis  and  der  Wirthschaft  aoch  auf  die  persönlichen 
ausdehnen^),  so  wQrde  die  Politische  Oekonomie  sich  zur  Wissenschaft  aller 
fUr  den  Staat,  d.  h.  zur  Staatswissenschaft  aasdehnen*'*),  —  was  aller- 
n  einer  Hinsicht  die  Folge  der  hier  von  Rau  bekämpften  Ansicht  ist,  aber  m. 
1  durchschlagender  Gegengrond.  (S.  jedoch  o.  §.  1U6.)  —  „Man  würde  aber 
li  nicht  umhin  kOnuen,  das  Verhalten  der  Menschen  iji  Biezug  auf  die  SachgOter, 
af  die  wirthschafUichen  Thätigkeiten ,  wieder  einer  abgesonderten  Botrachtang 
irwerfen,  weil  sie  von  eigenthOmlicher  Art  sind  und  unter  Gesetzen  stehen,  die 
persOnUchen  Güter  nicht  bezogen  werden  können.  Indess  hat  jeno  WissenschafI 
nnoch  auch  mit  den  persönlichen  Gütern  zu  beschäftigen,  weil  sie  auf  mehr- 
Weise  in  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  eingreifen: 


I  „Storch   hat   auf  die  persönlichen  Guter  die  bei  den  sachlichen  gangbaren 
ungen,   Begriffe   und  Eintheilangen  mit  gutem  Erfolge  angewendet,   s.  dessen 

d.  Nationalwirthsch.  II.  —  Wie  bei  den  SachgUtern,  so  kann  man  auch  bei 
rsOnlichen  den  Besitz  des  Einzelnen  und  die  Gosammtheit  der  in  einem  ganzen 
vorhandenen  Güter,  z.  B.  die  Masse  von  Wissen,  Geschicklichkeit,  Urthellskraft 
.  unterscheiden.  —  Es  giebt  noch  eine  dritte  Art  von  Gütern,  die  nicht  in  der 
5n  Person,  sondern  im  Verhältniss  derselben  zu  anderen  Menschen  oder  zum 
liegen,  z.  B.  Ehre,  Zuneigung,  Schutz,  Freiheit;  gesellschaftliche  Güter, 
r  gehören  die  von  Hermann  sogenannten  Lebensverhältnisse.  Versuche,  beide 
lannte  Arten    von  Gütern    in    der  wissenschaftlichen  Behandlung  zusammen  zu 

von  Arnd  und  Gioja;  auch  Bülau,  Handbuch  der  Staatswirthschaftslehre; 
ahin  neigen  sich  Hufeland,  neue  Grundlegung,  I,  S.  84.  POlitz,  Staats- 
chaft II,  §.  IS  If.  Hasse,  Coinam  nostri  aevi  populo  etc.  S.  12  und  manche 
Am  auffallendsten  erscheint  das  Zusammenwerfen  ungleichartiger  Güter  bei 
3snil-Marigny,  Cat6ch.  S.  12.  —  Die  ausländischen  Schriftsteller,  welche 
griff  von  Vermögen  und  Wirthschaft  nicht  haben ,  konnten  leicht  Veranlassung 

das  Merkmal  der  Körperlichkeit  bei  den  Sachgütern  zu  übersehen  und  bloss 
Sützlicbkeit  oder  die  Tauglichkeit  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  zu  denken.  — 
bemcrkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  den  BegrilT  des  Vermögens  über 
'.hgüter  hinaus  erweitern  wollen,  doch  in  dem  Verlaufe  der  Wi^benschaft  sich 
jene  Güter  halten/'     (Anm.  Kau's,  8.  Aufl.  §.  46.) 

)  „Es  lässt  sich  desshalb  keineswegs  behaupten,  dass  die  Staatswirthschaftslehre 
Ausschliessung  der  persönlichen  Guter  in  eine  fehlerhafte  Einseitigkeit  gerathe, 
urch  diese  Beschränkung  gewinnt  sie  ein  abgerundetes  eigcnthümliches  Gebiet 
;augt  erst  die  volle  Gründlichkeit  und  Fruchtbarkeit.  Die  persönlichen  Güter 
rn  zwar  eine  Pflege  durch  den  Staat,  aber  diese  Thätigkeit,  die  mau  Staats- 
ng.  Cuhurpolitik ,  Volksbildungssorge  nennen  kann,  ist  von  der  Sorge  für  den 
ohl^tand  verschieden  und  verdient  in  dem  Systeme  der  Staatsverwaltung  eine 
Steile.  .,Man  hat  es  oft  den  Staatsökonomen  schwer  vorgeworfen,  dass  sie  ihre 
rksamkcit  bloss  auf  die  sachlichen  Güter  (wealth)  richten  und  alle  Beachtung 
Uckseligkeit  und  Tugend  verabsäumen.  —  Niemand  tadelt  einen  Schriftsteller 
ie  Taktik,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  bloss  auf  kriegerische  Angelegenheiten 
,  ebensowenig  schliefst  man  aus  dicker  Handlungsweise,  dass  er  einen  immer- 
den  Krieg  empfiehlt.  Allerdings  wUrde  ein  Schriftsteller,  der,  nachdem  er  ge- 
at,  dass  ein  gewisses  Verfahren  SachgUter  erzeugt,  dasselbe  bloss  darum  zur 
muDg  empfiehlt,  den  grossen  Fehler  begehen,  Wohlfahrt  (happine^s)  und  den 
von  sachlichem  Vermögen  (wealth)  fur  einerlei  zu  halten.  Aber  sein  Irrthum 
icht  darin,  dass  er  s«'ine  Aufmerksamkeit  auf  das  sachliche  Vermögen  beschränkt, 
1  in  der  Verwechslung  von  Wohlfahrt  und  Vermögensbesitz."  Senior,  Outl. 
.     (Anm.  Rau 's,  §.  IG.) 
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,J.  sie  unterstützen  die  Herrorbringung  und  Erwerbung  von  Sachgütern  so  sehr, 
dass  der  Wohlstand  der  Volker  wie  der  Einzelnen  grosseutheils  von  dem  Beistande 
sittlicher  und  geistiger  Kräfte  bedingt  wird; 

,,2.  die  Sachgüter  sind  dazu  bestimmt,  den  Zustand  der  Menschen  zu  verbessern, 
daher  ist  das  Vermögen  nicht  für  sich  allein,  sondern  nach  seiner  Beziehung  auf  die 
menschliche  Gesellschaft,  d.  h.  in  seiner  Anwendung  zur  Erzeugung  persönlicher 
Guter,  zu  würdigen".    (Kau,  §.  46.) 

„Auch  die  persönlichen  Dienste,  d.  h.  Arbeiten,  wodurch  der  Mensch  un- 
mittelbar dem  Menschen  einen  Vortheil  (ein  persönliches  Gut)  zu  Wege  bringt,  z.  B. 
Unterricht,  Pflege,  Beschützung,  sind  keine  Theile  des  Vermögens,  obgleich  viele  der- 
selben gegen  eine  Vergütung  in  Sachgütern  geleistet  werden  und  daher  gleich  diesen 
einen  Preis  (Tauschwerth)  haben,  z.  B.  die  bezahlten  Thätit^keiten  des  Arztes,  Lehrers, 
Künstlers  u.  s.  w.  Wenn  jedes  Verkehrsgut.  d.  h.  jeder  Gegenstand,  der  einen  Preis 
hat  und  in  den  wirthschaftlichen  Verkehr  kommt,  als  ein  Theil  des  Vermögens  an- 
gesehen werden  sollte,  so  müsste  dies  von  sämmtlichen  Lohnarbeiten,  nicht  bloss  von 
den  persönlichen  Diensten  gelten.  (Ein  auch  von  Neumann,  Schönberg's  Handb  I, 
8.  A.  S.  137,  Note  13  gemachter  Einwand).  Selbst  eine  Unterlassung  wird  bis- 
weilen bezahlt,  z.  B.  das  Nichtbieten  bei  einer  Versteigerung,  das  Nichtbewerbcn  um 
eine  Gunst,  das  Nichtanzeigen  eines  Vorfalls,  das  Nichttheilnehmen  an  einer  Wahl.'' 
(Anm.  Kau*s.)  „Diese  persönlichen  Dienste  sind  zwar  wie  die  sachlichen  Güter 
Mittel  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  und  dienen  zum  Theil  als  Erwerbs- 
mittel, unterscheiden  sich  aber  wieder  von  jenen  Gütern  zu  sehr,  um  mit  Nutzen  für 
die  Wissenschaft  mit  ihnen  im  Begriff  von  Vermögen  zusammen gefasst  werden  zu 
können,  denn  sie  sind  nicht  besitzbar,  kommen  nar  in  einer  Folge  von  Zeitmomenten 
zur  Erscheinung,  sind  also  nicht  in  einem  Vorrathe  vorhanden;  auch  erfordert  ihr 
Erfolg  meistens  eine  entsprechende  Mitwirkung  dessen,  für  welchen  der  Dienst  ge- 
leistet wird,  z.  B.  Aufmerksamkeit  des  Hörers,  Fleiss  des  Schülers,  Folgsamkeit  des 
Kranken''  (was  doch  ebenso  bei  der  Benutzung  eines  Sachguts  gilt).  „Die  Fähigkeit 
eine.s  Menschen,  gewisse  Dienste  zu  leisten,  bildet  dagegen  ein  persönliches  Gut, 
welches  seiner  Natur  nach  von  ungewisser  Dauer  ist.  Weder  ein  Einzelner  noch  ein 
Volk  ist  durch  eine  gewisse  Menge  möglicher  oder  bereits  begonnener  Arbeiten  selbst 
schon  reich,  sondern  nur  wenn  vermittelst  derselben  Sachgüter  erworben  worden  sind. 
Die  öfters  als  Beispiel  erwähnte  Sängerin,  die  im  Schiffbruch  ihre  Habe  verliert,  ist 
nicht  mehr  reich,  aber  sie  kann  es  wieder  werden  und  mag  in  dieser  Wahrschein- 
lichkeit einstweilen  Credit  haben.  Indess  haben  die  Dienste  für  die  Volkswirthschait 
aus  zwei  Ursachen  Wichtigkeit,  sowohl  wegen  ihrer  Wirkungen,  als  weil  sie  denen, 
die  sie  leisten,  einen  Antheil  an  dem  jährlichen  Erzeugniss  von  Sachgütern  ver- 
schaffen" (nach  Rau  §.  46a). 

§.  121  [19,  20J.  Einbeziehung  der  Dienste  in  den 
Begriff  des  wirthschaftlichen  Gutes.  Diese  Erörterung 
Ran's,  in  welcher  dieser  Standpunct  in  der  Streitfrage  gut  be- 
gründet wird,  beweist  indessen  doch  wohl  nur,  dass  die  Dienste 
manche  Eigen thiim lieh k ei ten,  verglichen  mit  den  SachgUtern, 
haben  und  eben  desshalb  eine  besondereArt  der  wirthschaft- 
lichen Güter  bilden;  femer,  dass  die  Dienste  entweder  gar  nicht 
oder  jedeufalls  nicht  in  derselben  Art  zum  Vermögen,  wie 
zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  gehören.  Aber  sie  beweist  nicht; 
dass  die  Dienste  gar  keine  wirthschaftlichen  Guter  sind. 

Selbst  solche  Eigenschaften,  welche  besonders  gern  gegen  die  Einbeziehung  der 
Dienste  unter  die  wirthschaftlichen  Güter  geltend  gemacht  werden,  wie  die  rasche  Ver- 
gänglichkeit.  die  Unfähigkeit,  zu  Vorräthen  angesammelt  zu  werden,  theilen  die  per- 
sönlichen Dienste  mit  manchen  Sachgütem.  Eine  aparte  Stellang  nehmen  die  Dienste 
auch  dadurch  ein,  dass  bei  ihnen  leichter  als  beiden  meisten  Sachgütern  ein  Deber- 
maass    droht,    theils   wegen    der  Annehmlichkeit,    welche  mit  der  Leistung  solcher 
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)  öfters  verbunden  ist  (liberale,  besonders  wissenscliaftliclie,  ktUisÜerische«  mit 
tr  Ehrenstellung  verbundene  Berufe),  wobei  dann  die  Arbeit  das  ihr  characte- 
e  Merkmal  des  Opfers  mehr  oder  woniger  verliert,  theils  wegen  des  maass- 
en  Einflusses  des  Staats  auf  die  Nachfrage  nach  besonderen  Arton  der  Dienste 
enthum,  Milit&rwesen). 

ü^ir  halten  die  Einreibung  der  Dienste  anter  die 
hschaftlichen  Güter   für    das  Richtige.    Ran  sagte  in 

früheren  (nicht  mehr  in  der  letzten)  Auflage  (6.  A.  §.  46a 
d.)  ganz  richtig:  ,,Es  hängt  von  der  Definition  des  Ver- 
ns  —  und  ebenso  der  wirthschaftlichen  Güter,  so  darf  man 
fügen  —  ab,  ob  die  Dienste  dazu  gehören  oder  nicht''.  Das 
^ahr,  aber  es  folgt  daraus  nur,  dass  eine  solche  Definition 
mommen  werden  muss,  welche  die  Dienste  in  die  wirthschaft- 
Q  Güter  einschliesst.  Werden  nun  unter  letzteren  diejenigen 
rfnissbefriedigungsmittel  verstanden,  welche  nur  gegen  Arbeit 
)r)  für  die  Menschheit  zu  erlangen  sind,  so  passt  dies  auf  die 
Bte  ebenso  wie  auf  die  Sachgüter  (selbst  bei  unfreier  Arbeit, 
m  der  Gewährung  des  Lebensunterhalts  und  Rechtsschutzes), 
entscheidende  Grund  fUr  die  Einbeziehung  der  Dienste  in  die 
ischaftlichen Güter  liegt  alsdann  darin,  dass  die  Befrie  digungs- 
tel  eben  unmöglich  nur  in  Sachgtttern  bestehen 
nen,  weil  die  Bedürfnisse  sich  nicht  bloss  auf 
;he,  sondern  auf  persönliche  Dienste  Dritter 
lentlich  auch  des  Staats,  wie  Rechtsschutz  und  Förderung 

Art)  bezieben,  ja  solche  pflegende,  schützende,  fördernde 
iste  Anderer  gerade  für  den  Menschen  unentbehrlich, 
lestens  in  gewissen  Lebenslagen,  sind  (§.  23). 

Mitunter  können  zur  Bedürfnissbefriedigung  überhaupt  nur  solche  Dienste  und 
kltnisse  wie  die  genannten  (z.  B.  gewisse  Pflegedienste),  mitunter  kOnnen 
ben  wenigstens  alternativ  mit  Sachgütern  dienen.  Oft  hängt  es  von  reinen 
iigkeitcn,  z.  B.  von  gewissen  persönlichen  Eigenschaften  des  Bedürftigen,  wie 
ngsstand  u.  dergl.  m.,  ab,  ob  die  eine  oder  die  andre  Form  der  Bedürfnisse 
idigung  gewählt  wird  (z.  B.  ärztlicher  Rath  —  Arznei;  Vortrag  —  Buch;  Staats- 
z  —  eigener  Schutz).  Der  Unterschied  zwischen  dem  Dienste  und  dem  Sach- 
liegt  daher  nur  in  dem  relativ  untergeordnetem  Momente,  dass  Jemand  beim 
ite  unmittelbar  (durch  die  Arbeit)  einem  Anderen  Bedürfnissbefriedigung  ver- 
ft,  beim  Sachgute  mittelbar,  durch  das  Mittel  eines  von  der  Narur  erhaltenen 
,  an  welchem  sich  erst  seine  Arbeit  äussert 

V.  —  §.  122  [21,  22].  Tausch-  oder  Verkehrsgüter, 
tedingungen  für  das  Verkehrsgut-Sein  wirthschaft- 
ler  Güter.  Die  wirthschaftlichen  Güter  müssen,  um  Tausch- 
er oder  Verkehrsgüter  zu  werden,  ausschliesslich  an- 
eignet und  übertragen  werden  können.  Darüber  entscheidet 
it  sowohl  und  nicht  nur  die  (ökonomisch-technische)  Natur  der 
effenden  Güter,   als  vielmehr  das  Recht.    Von  diesem  hängt 

.  Wagner,  Gnmdlegung.  8.  Auflage.  1.  Theil.  Gmndlmgen.  20 


306  2.  B.  Gnmdbegrifie.   2.  K.  Vermögen.   §.  122,  123. 

es  daher  ab,  ob  und  wie  die  wirthsehaftlichen  Güter  zu  Verkehrs- 
gütern  werden.  Ob  und  wieweit  jene  zu  letzteren  werden  sollen, 
kann  zwar  nach  rein  ökonomischen  Rücksichten  erörtert,  aber 
selten  allein  nach  ihnen  entschieden  werden.  Der  Begriff  „Ver- 
kehrsgut'' ist  demnach  wiederum  kein  rein  ökonomischer, 
sondern  immer  zuvörderst  ein  Rechts  begriff. 

Da  die  Rechtssätze  über  die  wirthsehaftlichen  wie  über  die  Ycrkehrsgttter 
wandelbar  sind  und  auch  sein  müssen,  so  folgt  daraus,  dass  die  Begriffe  „wirth- 
schaftliches  Gut''  und  „YerkehrsguC'  auch  keine  absoluten,  logischen  oder 
rein  natürlichen,  sondern  geschichtlich-rechtliche  sind,  was  aach  die 
Wissenschaft  bisher  viel  zu  wenig  zu  beachten  pflegt.  Dieses  wesentliche  Rechts- 
moment in  Begriffen  wie  Verkehrsgut,  Vermögen  u.  A.  m.  konnte  zwar  nicht  wohl 
ganz  übersehen  werden,  trat  indessen  bisher  unTerhältnissmässig  stark  in  den  Hinter- 
grund, so  auch  bei  Rau,  z.  B.  in  der  charactcristisch  kurzen  Anm.  a  des  §  2,  und 
doch  auch  noch  bei  Hermann  (s.  2.  Aofl.  S.  19  ff.)«  Röscher  und  den  Neueren. 
Anders  und  im  Princip  m.  £.  richtig  H.  ROsler,  ?.  Scheel,  bes.  A.  Held  an  d. 
auf  299  S.  genannten  Stellen. 

2.  Engerer  Begriffvon  Verkehrsgut  als  von  wirth- 
schaftlichem  Gut.  Das  Recht  hat  regelmässig  den  Begriff 
Verkehrsgut  enger  gefasst,  als  den  Begriff  wirthschaftliches  Gut. 

Selbst  manche  Sachg^ter  sind  rom  Rechte  ausserhalb  des  Verkehrs  gestellt  und 
in  diesem  FaUe  also  nicht  Yerkehrsgüter.  So  die  res  quarum  non  est  commercium 
des  romischen  Rechts,  s.  Puchta,  Pandecten  §.  35,  Institut.  II,  §.  223  (S.  552  ff.). 
Die  National  Ökonomen  kennen  natürlich  solche  Ausnahmen,  aber  iguoriren  sie  als 
zaf&llige  Gestaltungen  des  Rechts,  was  sie  freilich  im  Einzelnen  sind.  Aber 
es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Gemeinwohl  und  insofern  die  Volkswirthschaft 
Immer  solche  Ausnahmen  verlangen  wird,  man  also  unmöglich  sich  in  der  Politischen 
Oekonomie  nur  mit  Verkehrsgütern  beschäftigen  kann.  Der  Verkehr  in  anderen  Sach- 
gutem  unterliegt  wesentlichen  Beschränkungen,  so  z.  B.  vielfach  derjenige  in  Grund- 
stücken. Aach  wo  das  Recht  persönliche  Unfreiheit  anerkennt,  ist  die  Verkehrsgut- 
Qualität  der  Unfreien,  welche  hier  zu  den  wirthsehaftlichen  Gutern  zählen,  selten  eine 
ganz  unumschränkte.  Mit  der  Milderung  der  Unfreiheit  pflegt  sie  regelmässig  immer 
beschränkter  zu  werden,  wie  z.  B.  der  Uebergang  von  Sclaverei  zu  Schollenpflichtiger 
Leibeigenschaft  zeigt.  Koch  maassgebender  ist  das  Recht  für  das  Vorhandensein 
und  den  Grad  der  Yerkehrsgut-Qualität  der  „Verhältnisse''  und  „Rechte'^  i.  e.  S.  (§.  119), 
z.  B.  fehlende  oder  nur  bedingte  Uebertragbarkeit  von  Privilegien  u.  dergl.  m.  Den 
oben  genannten  Öffentlichen  Einrichtungen  und  Anstalten  (§.  119)  und  natürlich 
vor  Allem  dem  Staat  selbst  fehlt  diese  Qualität  gänzlich.  Aber  der  Umstand,  dass 
ein  Gut  nicht  Yerkehrsgut  ist,  hindert  nicht,  es  zu  den  wirthsehaftlichen  Gütern  zu 
rechnen. 


Zweites  Kapitel. 

Das  Vermögen  (und  Kapital). 

§.  123.     Vorbemerkungen  und  Litteratur. 

Die  folgende  Behandlang  des  Vermögens,  besonders  die  Unterscheidung  der 
beiden  VermOgensbegriffe  nach  den  beiden  in  §.  109  unterschiedenen  Standpuncten 
der  Bctracbtong  sehe  ich  als  eine  contequente  Fortbildung  der  Bahn  brechenden  Er- 
örterungen von  Rodbertus  an  (vielfach  passim,  in  Hildebrand*s  Jahrb.  a.  a.  0.  in 
d.  Soc  Briefen,  bes.  in  d.  Schrift  Zur  Erklär,  und  Abhilfe  der  heut.  Creditnoth  des 
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Sitzes,  Jena  1869,  I,  90  ff.,  II,  286  ff.,  auch  Tub.  Ztschr.  1878,  S.  224,  Ka- 
.  304)    über  die  nothireudige   Unterscheidong  ?on  Kapital  in  rein  öko- 
;hem  Sinne  als  Vorrath  naturaler  Kapitalgegenstände  and  Mittel  zur  Pro- 
aberhanpt   and   ?on   Kapital   im   historisch  -  rechtlichen   Sinne  da 
ermOgen    oder   onzweideatiger   als   Kapitalbesitz.    Diese   Rodbertas'sche 
leidang  lässt  sich  aber  noch  eine  Stafe  höher  hinauf  fuhren,  znm  Vermögen 
Dd  ttberhaapt,  wie  oben  gezeigt,  verallgemeinern  und  auf  andere  Grundbegriffe 
thschafUiche  Yerhältni&se  mit  anwenden.    Aehnliche,  gewiss  richtige  Tendenz 
,   ohne   Übrigens    an  Rodbertos  anzuknüpfen,   Knies  in  seiner  Analyse  des 
egriffs  (Geld  u.  Credit,  I.  d.  Geld,  1.  A.  Berl.  1873,  Kap.  I,  s.  bes.  S.  31): 
ionalökonomik  brauche  Kapital  in  einem  doppelten  Sinne,  nämlich  als  „reales 
ivmittel''  (analog  dem  „Vermögen  an  sich*'  im  Text)  und  als  „ein  für  den 
erworbener  Gütcnrorrath''  (analog  dem  „Vermögensbesitz**)-    Bei  Koscher 
h  von  einer  solchen  Unterscheidung  früher  keine  Spur  (I,  §.  7).    Er  äSgt:  „Ver- 
ist  die  Summe  aller  wirthschaftlichen  Güter,  welche  sich  im  Eigenthum  einer 
len  oder  juristischen  Person  befinden.    Es  giebt  demnach  (?)  Privat-,  Gor- 
8-,  Gemeinde-,  Staats-,  Volks-  und  WeltvermOgen.**    Offenbar  passt  auch  auf 
beide  Vermooren  diese  Definition  des  Vermögens  nicht,    denn  „Volk**  und 
sind  keine  „Person'*.     Auch  bei  Rau  (Vermögen:  Die  Menge  von  Sach- 
auf welche  sich  in  einem  gewissen  Zeitpuncte  die  Verfügungsgewalt  einer 
erstreckt)  kommt  der  Unterschied  nicht  zur  Geltung,  obgleich  er  Kapital 
kswirthschaftlichen    und   im   Sinne   der    einzelnen    bürgerlichen 
Schaft  unterscheidet,  §.  52,  53,  S.  u.  §.  127. 

as  Besitzmoment,  die  privatrechtliche  Seite  wird  meistens  allein  im 
ensbegriff  betont,  so  von  Röscher  (der  in  seiner  Kapital-Definition  §.  42  da- 
das  andre  Moment:  zur  Production  aufbewahrtes  Product  sein,  hervorhebt), 
och  Hermann,  S.  21,  v.  Mangoldt,  Grundriss  §.4;  bei  Schäffle  SystI,  72, 
rd  die  ausschliessliche  Beziehung  des  Vermögens  auf  eine  es  besitzende  Person 
esonders  scharf  hervorgehoben,   also   die   erste  Bedeutung  oben  abgewiesen, 
noch  im  Soc.  Körper  III,   2G3:   ,J)as  Vermögen  lässt  sich  ohne  Beziehung 
bjecte   des   wirthschaftlichen  Thuus   und    Lassens  nicht   definiren.    Es  ist 
seh  gedacht  der  Inbegriff  der  effectiven  (Belastungen  aus-,  materielle  Anrechte 
essenden)  äusseren  materiellen  Macht  eines  Subjects.**    Aber  jene  erste 
ing  scheint  mir  durchaus  in  der  Sache  begründet    Natürlich  muss  jedes  Ver- 
schliesslich  menschlichen  Zwecken  dienen,  ist  insofern  also  ohne  Beziehung 
tonen  nicht  zu  denken,  schwebt  allerdings  nicht,   wie  Schäffle  sagt,  in  selbst- 
er Bewegung  durch  das  volkswirthschaftliche  Universum.   Aber  die  geschieht- 
1  Rechtsinhaber  des  Vermögens  lassen  sich  ohne  letzteres  und  dieses 
ohne  sie  betrachten.   (S.  auch  Schäffle,  Soc.  Körper  S.  264.)  Ein  Privat- 
thumsverhältniss,  wie  mau  stillschweigend  immer  ohne  Weiteres  annimmt,  für 
Vermögen  oder  für  besondere  Vermögensarten,   wie  das  Kapital,  ist  ferner 
das  allein  denkbare,  noch  das  allein  bestehende.     Die  Vermögensbesitzer  sind 
auch  nicht  immer  diejenigen,  welche  das  Vermögen  bildeten  (vom  Erbrecht 
bgesehen),  und  noch  weniger  diejenigen,   welche  es  durch   ihre  alleinige 
gkeit  bilden  können:  der  Staat,  als  „Vermögen  erzeugende  Societät'*  (Stahl) 
ielmehr  grade  hierbei  neben  den  Vermögensbesitzern  stets  direct  und  indirect 
d  die  Rechtsordnung  entscheidet  ebenfalls  mit  über  die  Vertheilung  des 
^ensbesitzes  bezw.  der  Fähigkeit,  Vermögen  zu  bilden  (Ertragstheilimg  zwischen 
im  und  kapitalistischen  Unternehmern,   zwischen  Kapitalisten  und  Grundeigen- 
n,  zwischen  Producenten   und   Consumenten   u.  s.  w.)     Für   das  Problem  der 
eilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  d.  h.  für  das  zweite  Hanpt- 
n  der  Nationalökonomie  ist   die  Unterscheidung   im  Texte  daher  von  grosser 
i^keit.   Vermögen  im  reinökonomischen  Sinne  und  Vermögensbesitz  schlechtweg  zu 
ciren,  heisst  nichts  Andres,  als  die  einmal  bestehende  Rechtsordnung  des  Ver- 
ibesitzes  für  die  allein  mögliche  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  anzusehen, 
)en  petitio  principii  ist.    Auf  diesem  höchst  einseitigen  Standpuncte  stehen  ein- 
V'ertreter   des   radicalen  Smithianismus,  z.  B.  Prince-Smith,   wie  immer  so 
lier  der  einseitigste,  aber  auch  der  rücksichtslos  consequen teste  und  ehrlichste 
ter  dieser  Richtung,  so  in  dem  Aufsatz  „Die  Socialdemocratie  auf  dem  Reichs- 
in  Faucher's  Vierteljahrsschrift  1^69  B.  1  (wo  die  „Besitzenden"  alles  geleistet 
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haben,  was  uns  in  Yolkswirthschaft  und  Gnltar  Über  den  Katnrzostand  der  Armuth 
hinansbracbte,  s.  bes.  S.  1521),  ders.  im  Artikel  Handelsfreiheit  in  Reotzsch' 
Handwörterbuch  der  Volkswirthschaftslehre  (in  nnce  das  ganze  Lehrgebäude  der  sog. 
Manchestertheorie).  Weiteres  in  der  sehr  geschickten  Zasammenstellang  radical  frei- 
hftndlerischen  Aeasserangen  aber  die  Grundlagen  des  Wirthschaftslebens  von  G.  S  chOn  - 
berg.  Tub.  Zeitschr.  28.  (1872)  S.  404  ff. 

Vgl.  auch  Held,  GrundrissS.il,  33  u.  in  Hildebrands  Jahrbachem  B.  27,  161, 
meiner  Auffassung  beistimmend  im  Wesen,  abweichend  in  der  formellen  Behandlang 
der  joristischen  Seite.  „So  einfach''  wie  Held  meint  (S.  183)  ist  die  Sache  aber 
mit  Nichten.  Die  Unterscheidung  von  „GUterarten''  und  „rechtlichen  Beziehungen 
von  Personen  zu  Gutem'*  macht  die  „schwerfällige"  Unterscheidung  obiger  beider 
Standpuncte  noch  nicht  entbehrlich.  Held  übersieht,  dass  in  der  Smith'schen  National- 
Oekonomie  eben  die  historisch-rechtliche  Auffassung  allein  besteht  und  fUr  die 
selbstverständliche  gilt.  Grade  meine  Unterscheidung  von  Gatervorräthen  und 
Rechten  daran,  in  Rodbertus'  Weise,  die  er  mir  seltsam  genug  als  „beständige 
Verwechslung"  beider  vorwirft,  beseitigt  diesen  Irrthum  der  Schule. 

Aus  der  neuesten  Litteratur  (seit  der  2.  Aufl.  dieses  Werks)  hebe  ich  Neu- 
mann's  Erörterungen  und  Bezugliches  aus  der  österreichischen  theoretischen 
Schule  als  besonders  beachtenswerth  hervor.  Neumann  in  seinen  oben  (S.  2S6) 
gen.  Arbeiten  (bes.  im  Schönberg'schen  Handbach,  Abh.  Grundbegriffe,  2.  A.  I,  175, 
8.  A.  1, 160)  zergliedert  mit  seinem  bekannten  Scharfsinn  auch  den  VermOgensbegriff, 
zieht  die  juristische  Auffassung  (auch  aas  der  Litteratur)  mit  hinein,  hat  Übrigens 
auch  noch  neuerdings  in  seiner  Begriffsbestimmung  etwas  gewechselt.  Er  erörtert 
den  Begriff  in  der  gen.  Abh.  erst  nach  dem  von  Werth  und  Preis,  über  welche  beide 
er  nach  dem  Gutsbegriff  handelt.  In  der  2.  Aufl.  unterscheidet  er  zwei  Begriffe 
(„nach  einer  mehr  äusserlichen,  an  den  einzelnen  Objecten  haftenden  Erfassung"): 
1.  Der  Inbegriff  der  Jemand  um  seiner  selbst  Willen  zu  gewisser  Zeit  thatsäch- 
11  ch  zu  Verfügung  stehenden  Guter,  oder  2.  der  gleiche  Inbegriff  der  rechtlich 
zur  Verfügung  stehenden  Guter;  in  der  3.  A.  fasst  er  beides  zusammen:  „Das  Ver- 
mögen Jemandes"  ist  „der  Inbegriff  der  Guter,  über  die  derselbe  in  seinem  Interesse 
verfügen  kann  und  zwar  entweder  thatsächlich  oder  rechtlich"  (doch  wohl  auch: 
thatsächlich  und  rechtlieh  ausserdem).  Jene  mir  so  wichtig  scheinende  Unterschei- 
dung des  Doppelbegriffs  findet  sich  hier  nicht 

Eine  sehr  dankenswerthe  Erörterung  hat  v.  Böhm-Bawerk  in  seinem  Werk 
„Kapital  und  Kapitalzins''  B.  II,  S.  64  ff.  der  Unterscheidung  zwischen  Social-  und 
Privatkapital   gewidmet    Er  erkennt  ihre  Bedeutung  völlig  an,  wendet  aber  ein,  sie 
falle  nicht  mit  der  Unterscheidung  von  Kapital  als  rein-ökonomische  und  als  historisch- 
rechtliche Kategorie,  von    naturalen  Kapitalgütem    und   Kapitalbesitz   zusammen;    es 
lägen   hier  zwei  selbständige  Unterscheidungen,  jede  mit  einem  anderen  Unterschei- 
dungsgrund vor,  Social-  und  Privatkapital   stellten  auch  zwei  verschiedene  naturale 
Gütermengen  dar  (S.  66).    Ich  kann  mich  dem  doch  nicht  anschliessen  und  halte  im 
Wesentlichen  an  meiner  Mheren  Behandlung  des  Problems  fest.    Zum  Theil  dreht 
sich  der  Streit  um  die  Frage,  ob  die  „Unterhaltsmittel  der  productiven  Arbeiter*'  auch 
zum  Social-(National-) Kapital  gehörten,   was  v.  Böhm-Bawerk   mit  Rodbertus  (Ka- 
pital S.  299  ff.)  u.  a.  m.  bestreiten,  ich  aber  von  einem  bestimmten  Stand- 
puncte der  Betrachtung  aus  auch  fUr  die  Volkswirthschaft  (diese  nem- 
lich  als  Productionseinrichtung  betrachtet,  was  doch  auch  zulässig  und  unter 
Umständen  geboten  ist)  festhalte.    S.  u.  §.  129.    Eingehend   und  beachtenswerth  er- 
örtert auch  E.  Saz,  Staatswirthschaft,  die  betreffenden  Fragen  (S.  308  ff.  324),  aber 
mit  gleichfalls  falschem  Einwand  gegen   mich  wegen  der  Einbeziehung  der  Löhne 
(Subsistenzmittel)  der  Arbeiter  in    das  Kapital.      Vergl.  femer  K.  Menger,   Volks- 
wirthschaftslehre. und  ders.  in  dem  Aufs,  zur  Theorie  des  Kapitals  in  Conrad's  Jahrb., 
B.  51  (S.  F.  17),  1888,  S.  1—49,  und  manchfach  passlm  bezügliche  Erörterungen  in 
Menger's  „Untersuchungen"  und    in  den    unten  in  §.  135  genannten  Arbeiten  der 
Osterreichischen   Schule  über  Werth.    Eine  eingehende  Auseinandersetzung  mit  den 
abweichenden  Ansichten  dieser  Autoren  über  Einzelnes  ist  indessen  hier  nicht  mög- 
lich.   Jedenfalls  ergiebt  sich  aber,  welche  entscheidende  Bedeutung  der  Kapitalbegriff 
hat  und  wie  verkehrt  die  bei  historischen  Nationalökonomen  hervorgetretene  Ansicht 
ist  dass  Erörterungen  über  Begriff  und  Wesen  des  Kapitals  (z.  B.  in  Vorlesungen  für 
Studenten)  unnöthig  seien.    S.  sonst  noch  Mars  ha  11,  principles,  book  2,  ch.  5. 
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08  der  jaristisclien  Litteratar  ist  besonders  die  romanistische  in  be- 
in  £rOrtenin|en  über  Vermögen  heirorzuheben  (Pandectenwerke  u.  dgl.).  Eine 
iphie  ist  Birkmeyer,  über  das  Vermögen  im  jaristischen  Siime.  £r- 
J879. 

—  §.  124  [23,  24].  Vermögen  im  Allgemeinen, 
oppelter  Vermögensbegriff.  Entsprechend  jenem 
Jstandpunet  der  Betrachtung  (§.  109)  ist  auch  ein  doppelter 
fgeDsbegriff  zu  unterscheiden:  ,, Vermögen  an  sich'% 
3nal-,  Volks-,  Social  vermögen,  bzw.  Theile  davon  einer-, 
lögensbesitz,  persönliches  Vermögen  andrerseits. 
)  Ersteres,  Vermögen  als  rein  ökonomischer  Begriff,  ist  ein 
inem  Zeitpnncte  vorhandener  Vorrath  wirth- 
ftlicher  Güter  als  realer  Fonds  für  die  Bedürf- 
befriedignng. 

Uer  wird  nur  gedacht  an  die  Brauchbarkeit  der  dieses  Vermögen  bildenden 
kls  Vorrath  für  menschliche  BedUrfnissbefriedigong  überhaupt,  nicht  an  die 
er  Rechte,  welche  bestimmte  einzelne  Personen  in  Bezug  auf  dieses 
^n  haben.  Dieses  „Vermögen  an  sich''  erscheint  demnach  als  eine  wesentliche 
ingnng  gesicherter  wirthschaftlicber  Lage,  sowohl  zur  unmittelbaren  BedOrfniss- 
ignng  (Gebrauchs  vermögen)  als  zur  mittelbaren,  nemlich  als  Mittel  zu  neuer 
bringung  von  Gütern  (P r o d u c t i v vermögen  oder  Kapital,  $.  12S).  In  diesem 
wird  der  Ausdruck  in  den  Worten  Volksvermögen,  Weltvermögen  ge- 
t  Alle  oben  (§.  119)  genannten  Arten  wirthschaftlicber  Güter  gehören 
sem  Vermögen,  einerlei  ob  sie  Verkehrsgüter  (§.122)  sind  oder  sein  können 
icht  und  einerlei,  ob  sie  eine  Schätzung  nach  dem  Tausch verth  zulassen 
lebt.  Insbesondere  sind  zum  Volksvermögen  zwar  nur  in  Ausnahmefällen^)  die 
chtlicher  Beschränkung  des  Verkehrs  beruhenden  „Verhältnisse"'  (§.  1 19  n.  3,  b), 
inbedingt  die  übrigen  Verhältnisse  (eb.  a  und  c),  namentlich  auch  der  Staat 
t  zu  rechnen.  Ein  tüchtiger  Staat  (Preusseu!)  kann  einen  wesentlichen  Bestand- 
les  Volksvermögens  bilden. 

2)  Vermögen  als  Vermögenbesitz  oder  als  geschicht- 
-rechtlicher  Begriff  bezeichnet  dagegen  den  im  Besitz, 
Eigenthum  einerPerson  stehenden  Vorrath  wirth- 
aftlicher  Gtiter:  Jedes  solches  Vermögen  ist  Einzelver- 
;en,  d.  h.  Vermögen  einer  (physischen  oder  juristischen) 
on,  weshalb  es  auch  „persönliches"  Vermögen  genannt 
[en  kann. 

Hier  wird  in  erster  Linie  an  das  Rechtsverhältniss  gedacht,  welches 
eben  dem  Besitzer,  bez.  Eigonthümer  und  dem  Vermögen  besteht, 
n  zweiter  Linie  an  das  „(iütervorrathsein"  des  Vermögens. 


^)  Wenn  in  bestimmten  Verhältnissen  die  Gewährung  eines  ausschliesslichen 
hts  an  einen  Unternehmer  die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist,  dass  die 
rnehmung,  welche  eine  Gesammtheit  bedarf,  überhaupt  ins  Leben  trete,  so  wird 
iolches  auf  rechtiicber  Be>chränkung  des  Verkehrs  beruhendes  Verhältniss  in  der 

zum  Volks  vermögen  gehören.  So  liegt  der  Fall  aber  in  mittelalterlichen 
hschaftsverhältnissen  öfters,  z.  B.  bei  Realgerechtigkeiten,  Bann  rechten,  etwa  für 
len.    S.  u.  §.  131. 
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Für  das  Vermögen  in  diesem  Sinne  und  für  seine  wirthschaft- 
licbe  Function  ist  das  Recht  dann  in  dreierlei  Hinsieht  ent- 
scheidend, nerolich  hinsichtlich  der  Person,  welche  „besitzt" 
oder  Eigen thum  hat,  der  Dinge,  welche  im  Besitz,  bez.  Eigen- 
thnm  stehen,  und  der  Rechte,  welche  das  Besitz-,  bez.  Eigen- 
tbumsrecbt  in  Bezug  auf  diese  Dinge  gewährt. 

Für  aUes  Weitere  müss  ich  auf  die  AbscLnitte  aber  das  Vermögensrecht,  bez. 
die  Eigentliamsordnung  im  2.  Theil  der  Grundlegung  verweisen,  besonders  über  den 
Eigenthamsbegriff.  Der  von  mir  schon  in  der  1.  Auflage  im  Ausdruck  «^YcrmOgens- 
besitz'*  mitgebrauchte  Ausdruck  ,,Besitz*\  den  ich  in  der  zweiten  anwandte,  den  auch 
Held  und  H.  B Osler  als  „Innehaben  von  Vermögensrechten''  brauchen,  lässt  sich 
juristisch  beanstanden,  entspricht  aber  dem  Sprachbrauch  besser,  als  bloss  der  Aus- 
druck ,.Eigenthum''.  Ueber  eine  Polemik  A.  Held 's  gegen  meine  formelle  und  syste- 
matische Bohandlungsweise  dieser  Gegenstände  s.  in  2.  Aufl.  S.  33,  Note  2. 

a)  Vom  Rechte  hängt  der  Begriff  der  Person  und  deren 
Fähigkeit,  rechtlich  zu  „besitzen'^  ab. 

Wo  keine  solche,  bez.  keine  Eigen thumsfähigkeit,  da  auch  kein  Vermögen  in 
diesem  zweiten  Sinne  des  Worts,  in  welchem  man  daher  nicht  von  Volks-  und  Welt- 
rermOgen  sprechen  kann.  Im  Uebrigen  wird  dieser  Pnnct  besonders  wichtig  in  Be- 
treff der  Bildungen  des  Vereinswesens  wegen  der  Bedingungen  für  die  Erlangung  des 
Bechts  der  juristischen  Person,  bezw.  der  selbständigen  Vermögensfähigkeit. 

b)  Das  Recht  bestimmt  die  Dinge,  welche  überhaupt,  bzw. 
von  Privatpersonen  (physischen,  wie  nicht  physischen)  ,, besessen" 
werden  oder  in  Eigentbum  stehen  können  (Extensität,  Umfang 
des  Eigenthums).  Nur  solche  Dinge  können  also  Vermögen  im 
historiscbrechtlichen  Sinne  sein. 

Personen,  persönliche  Dienste,  „Verhältnisse"'  sind  nur  nach  den  Bedingungen 
der  Rechtsordnung  zum  Vermögen  zu  zählen.  Auch  bei  Sachgütem,  insbesondere  bei 
ursprünglich  freien  Besitzgütem  (§.  1 1 3)  kann  die  Fähigkeit,  im  Eigenthum  zu  stehen, 
wenigstens  für  ganze  Kategorien  von  Personen  („Private'')  vom  Rechte  aasgeschlossen 
sein.  Die  Verwirklichung  der  Postulate  des  Socialismus  würde  Grundstücke  und  Kapi- 
talien vom  Vermögensbesitz  physischer  Personen  und  sonstiger  Personen  des  Privat- 
recbts  ansschlicssen :  die  Periode  des  „Kapitaleigenthums''  damit  aufhören,  wie  die 
des  „Menscheneigenthums*'  nach  grundsätzlicher  Beseitigung  des  Instituts  der  persön- 
lichen Unfreiheit  aufgehört  hat  (Rodbertus). 

c)  Das  Recht  bestimmt  endlich  auch  die  einzelnen  Rechte, 
oder  Befugnisse,  welche  es  in  Bezug  auf  die  im  Besitz  bez. 
Eigenthum  einer  Person  stehenden  Güter  gewährt  (Inten  si tat, 
Inhalt  des  Eigenthumsrechtes). 

Dieser  Inhalt  des  Eigenthums  ist  rcchtsgeschichtlich  wandelbar,  er 
ändert  sich  nach  Zeit  und  Ort  und  nach  den  Gegenständen,  die  im  Eigenthum 
sich  befinden  (Personen  —  SachgQtcr  —  Verhältnisse;  bewegliche  Sachen  —  Grund- 
stücke  und  Häuser;   ländliche  —  städtische  Grundstücke;    Uausplätze  —  landwirth- 

Bchaftlicher  —  Forstboden  —  Bergwerks Wegeboden;  bewegliche  Gcnussmittel  — 

bewegliche  Mittel  zur  Erzeugung  neuer  Güter  [Productionsmittcl  oder  Kapital]  u.  s.  w.). 
Der  Eigenthumsbegrifif  ist  demnach  selbst  wieder  kein  absoluter,  sondern  ein 
historisch-rechtlicher  relativer.  Das  Eigenthum  giebt  nur  gewisse  Ver- 
fOgungsbefugnisse  und  gewisse  Ausschlussbefugnisse  Anderen  gegen- 
über.    Das    Maass    dieser   Befugnisse   wechselt.     Der  schroffe  römisch  -  rechtliche 


Oefientllches,  PriTatrermOgen.   Beichthum.  311 

lamsbegriiT,  welcher  allerdings  aücli  im  modernen  wirthschaftlichen  Verkehr 
nd  mehr  zur  Geltang  gekommen  ist,  ist  nicht  schlechtweg  ,,dcr  Eigenthams- 
.  Oder  wenn  eine  Beschränkung  der  VerfUgangs-  und  Ausschlussbefugnisse 
^enchümers  als  Widerspruch  gegen  den  Eigeuthumsbegriff  gilt,  so  muss  statt 
igenthum''  eben  ?on   einem  ,Jnbegriif  gewisser  Verfügungs-  und  Ausschloss- 

gesprochen  werden,  wenn  dafQr  auch  ein  anderer  Gesammtname  fehlt  Auch 
se  Auffassung  iat  die  Begrilnduüg  erst  im  2.  Theile  der  Grundlegung  zu  geben. 
y.  I  he  ring,  Geist  des  römischen  Bechts,  3.  A.  1873,  I,  7  und  Zweck  im 
h  510,  wo  der  erste  lebende  Bomanist,  in  specieller  Billigung  meiner  Ansicht, 
.es  ist  nicht  wahr,  dass  das  Eigcüthum  seiner  „Idee''  nach  die  absolute  Yer- 
igewalt  in  sich  schlösse'".  S.  auch  Knies,  politische  Oekonomie,  2.  Auflage, 
—223  (Nachweis,  dass  wir  es  bei  dem  Eigenthum  mit  einem  historischen, 
ferencirung  und  der  Wandelung  zugänglichea  Begriff  und  Yerh&ltniss  zu  thun 
und    ein  völlig  unbeschränktes  Pri?ateigenthum  nie  und  nirgends  vorhanden 

Ders.,  Geld,  1.  A.  S.  84  ff, 

)ie  Politische  Oekonomie  operirt  mit  beiden  Begriffen  des 
t)gens.  Wo  sie  den  zweiten  Begriff  gebraucht,  ist  auch  fUr 
ie  rechtliche  Seite  desselben  von  grösster,  aber  selten  ge- 
id  gewürdigter  Bedeutung. 

).  —  §.  125  [25].  Eintheilung  des  persönlichen 
nögens  in  öffentliches  und  Privatvermögen  Das 
ilvermögen  zerfällt  nach  der  rechtlichen  Stellnng  der  inne- 
iden  Personen  in  zwei  wesentlich  zu  unterscheidende  Arten: 
ntliches  und  Privatvermögen. 

Sum  öffentlichen  Vermögen  gehört  insbesondere  das  Vermögen  der  „öffent- 
n  Körper'',  der  später  von  mir  sogen.  Zwangsgemein wirthschaften, 
imentlich  das  Staats-,  Kreis-,  GcmeindeFermögen.  Dieses  Vermögen  ist 
1er  zur  allgemeinen  Benutzung  bestimmt  und  dem  Staate  u.  s.  w.  wird 
igeuthum  daran  als  dem  rechtlichen  Vertreter  der  Gesammtheit  (Volk,  Orts- 
inerschaft  u.  s.  w.)  zugeschrieben  (Wege,  Flüsse  u.  dergl)  (öffentliches 
gen  im  engeren  Sinne)  oder  es  ist  e^entliches  Staats-,  Gemeinderer- 
,  nemlich  entweder  V er waltungs vermögen,  das  zur  Herstellung  der  Staats- 
gen u.  s.w.  mit  dient  oder  Finanzvcrmögen,  das  vom  Staate  zur  Erwerbung 
inkOnften,  als  den  Mitteln  für  die  Herstellung  seiner  Leistungen,  benutzt  wird. 
.^ri7at?ermögeu  gehört  dasjenige  der  einzelnen  physischen  Personen,  der  juristi- 
Personen  des  Privatrechts,  der  Erwerbsgesellschaften,  der  freien  Vereine  u.  s.  w. 

C.  —  §.  126  [26].    Der  Begriff  des  Reichthums. 

Vergi.  Rau,  §.  73  ff.  Röscher,  §.  9.  Leser,  Begriff  des  Reichthums  bei 
Smith,  Heidelb.  1874.  Neumann,  im  Schönbcrg'schen  Handb.,  3.  A.  I,  163. 
remden  Sprachen  brauchen  diesen  Ausdruck  oder  verwandte  (richesse,  richezza, 
i)  vielfach,  wo  wir  das  Wort  „Vermögen''  anwenden,  weil  sie  kein  für  unsere 
>lin  passendes  Wort  für  letzteren  Begnli'  haben.  Auch  unsere  Sprache  braucht 
z.  B.  im  Wort  „Volksreicbthum'',  den  Ausdruck  ,^ichthum'*  wohl  mehr  im 
den,  bloss  „Vermögen"',  „wirthschaftliche  Mittel''  bedeutenden  Sinne,  ohne  die 
ibedeutung  von  „grossen"  Mitteln.  {In  Abänderung  einer  Bemerkung  in  der 
iff.  S.  35)  S.  auch  Neu  mann  au  der  eben  gen.  Stelle  Über  Wohlstand  und 
Wohlstand. 

Auch  dieser  mit  dem  Begriff  des  Vermögens  zusammenhängende 
riff  hat  wie  jener  eine  doppelte  Bedeutung.  Reichthum  im 
1  ökonomischen  Sinne  bezeichnet  ein  grosses  Vermögen, 
«  einen   grossen  Fonds  von  wirtbschaftlichen  Gütern:  gross 
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im  Verhältniss  zu  der  damit  zu  erzielenden  BedQrfnissbefriedignng. 
Reichthum  im  geschichtlich-rechtlichen  Sinne  bezeichnet 
wieder  einen  grossen  Vermögensbesitz  und  zwar  gross  nicht 
nur  im  Verhältniss  zum  Bedarfe  des  Besitzers  und  zum  Besitze 
anderer  Personen,  sondern  auch  gross,  um  als  Kapital fonds 
oder  Grundrenten  fonds  (Grundbesitz)  ohne  Verminderung 
seines  Bestands  (Werths)  ein  ohne  oder  mit  verhältnissmässig 
sehr  weniger  eigener  Arbeit  (bloss  Verwaltungsarbeit)  erzieltes 
Einkommen  zu  reichlicher  Bedürfnissbefriedigung  seinem  Besitzer 
zu  gewähren. 

Reichthum  in  diesem  Sinne  setzt  also  eine  Rechtsordnung  voraus,  welche 
Privateigenthum  an  Prodnctionsmitteln  und  neben  dem  Einkommen  aus 
Arbeit  (Arbeitslohn)  Einkommen  aus  Besitz  (von  unfreien  Arbeitern,  Grundstücken, 
Kapital),  daher  Rente  und  Zins  zulässt.  In  diesem  zweiten  Sinne  des  Worts  spricht 
man  von  Privatreichthum.  Es  ist  klar,  dass  auch  ein  bedeutender  Yolksreichthum, 
begrifflich  wenigstens,  nicht  nothwendig  bedingt  ist  durch  solchen  Privatreichthum 
und  praktisch  nur  insofern  von  letzterem  abhängt,  als  Privateigenthum  an  Produc- 
tionsroitteln  und  Rente-  und  Zinsbezug  als  Einkommenarten  wirklich  indispen- 
sable Rechtsinstitute  sind,  um  die  Bildung  eines  grossen  Yolksvermögens  herbei- 
zuführen.   (S.  2.  Theil  der  Grundlegung.) 

IL  Eintheilung  oder  Arten  des  Vermögens,  insbe- 
sondere Kapital. 

§.  127.  Vorbemerkung.  Vergl.  die  Vorbemerkung  im  §.  123  tiber  den 
Doppel  begriff  von  Vermögen  und  Kapital,  bes.  Kodbertus  a.  a.  0.  und  Knies, 
der  übrigens  nicht  dieselben  Consequenzen  aus  dem  Dualismus  des  Kapitalbegrifls  zieht. 

Die  Unterscheidung  des  volks-  und  des  oinzel-  bez.  privatwirthschaftlichcn 
Standpunctes  bei  der  Feststellung  ökonomischer  Begriffe  ist  grade  bei  dcmKapital- 
begriff  schon  dlter.  doch  f&Ut  die  Unterscheidung  im  Text  nicht  mit  der  bei  Kau 
u.  A.  m.  vorkommenden  genau  zo^pnmen.  FUr  den  einzelnen  Autor  ist  auch  beim 
Kapitalbegriff  maassgebend  seine  Auffassung  der  wirthschaftlichcn  Güter  (besonders  ob 
Dienste  oder  Verhältnisse  dazu  gerechnet  werden  oder  nicht),  der  Grnndätücke  (ob 
diese  nur  als  Naturfactor  oder  ob  sie  als,  eventuell  ob  sie  allein  als  wirthschaftlicbe 
Güter  betrachtet  werden),  dann  seine  Stellung  zu  der  oben  behandelten  Frage  (ob 
VermOgcnsbesitz  schlechtweg  als  Vermögen  gilt  und  ob  die  Bildung  des  Volksver- 
mögens nur  in  der  Form  des  privaten  Verroögensbcsitzes  für  möglich  oder  wenigstens 
allein  so  für  gentlgend  wirksam  angesehen  wird  oder  nicht).  Die  verschiedenen  For- 
mulirungen  des  Kapitalbegriffs  und  der  verschiedene  Inhalt,  welcher  ihm  gegeben  wird 
(z.  B.  ob  Grundstücke  oder  nur  bewegliche  Guter,  oder  ob  bloss  Erwerbs-  oder  auch 
gewisse  Genussmittel,  die  auch  nur  als  solche  dienen,  darunter  gereiht  werden),  können 
daher  auch  gar  nicht  auffallen,  sondern  sind  eine  noth wendige  Consequenz  des  ver- 
schiedenen Stand-  und  Ausgangspuncts.  Das  wird  in  der  Kritik  der  Begriffe  andrer 
Autoren  so  oft  übersehen,  selbst  von  Koscher  in  seinen  dogmengeschichtlichcn  Be- 
merkungen (§.  42  Anm.  1),  wie  Knies,  d.  Geld.  1.  Aufl.,  S.  12,  richtig  einwendet. 
Man  kann  nur  den  Ausgangspunct  kritisiren  und  etwaige  folgewidrige  Schlüsse  aus 
demselben  abweisen.  Für  die  Unterscheidung  und  für  die  Erörterungen  über  die 
älteren  Autoren  (Turgot,  A.  Smith,  die  deutschen)  ist  Knies  a.  a.  0.  besonders 
zu  vergleichen.    Schade,  dass  er  Kodbertus  übersehen  hat. 

Beachtenswerth  hinsichtlich  der  Unterscheidung  der  einzel-  und  volkswirthschaft- 
lichen  Begrifio  ist  von  den  Früheren  namentlich  Storch,  besonders  in  der  Betrachtung 
über  die  Natur  des  Nationaleinkommens  (aus  dem  Französ.),  Halle  1S25,  S.  1  ff..  42  ff., 
(hier  Scheidung  von  Einzel-  und  Volkskapital,  welches  Beides  unter  den  allgemeinen 
Begriff  vom  Kapital  falle:  Einkommen,  das  zur  Hervorbringung  eines  neuen 
Einkommens  angewandt  wird).    Vergl.  ferner  Kumpf,  wirthschafiliche  Natur  des 
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ns,  Tfib.  Zeitschrift  B.  11.  Sam.  Oppcoheim,  Natur  des  Kapitals  und  Credits, 
1868,    I,    Kap.  1,    der   drei  Arten  des  Kapitals  scheidet:    National-  oder 
aturalkapital   („ein   sich   selbst  aufrecht  haltender,   erzeugter  Güterstamm, 
bne   sich  selbst  dabei  zu  vernichten,  der  Nation  stets  ein  Gutereinkommen  ab- 
nd  auf  diese  Weise  ihr  als  Nahrungsquelle  dient'\  S.  9),   dann  das  Unter- 
er- oder  W er th kapital,   endlich  das  Rentner-  oder  Leihkapital,  S.  10.  — 
beidet  I,   §.  50  ff.:    „Die   inländischen  Bestandtheilo   des  Volksvermögen''    1) 
tirer  Entstehung  und   ihrem  Verhältniss   zur  Erde  in  Grund  st  ticke  und 
: liehe  Stoffguter,   2)    nach   ihrer  Bestimmung   fQr  gewisse  Zwecke   in 
smittel,  die   unmittelbar   dazu    dienen,   irgend  einen  Vortheil  hervorzu- 
I  und  in  Erwerbsmittel,  die  als  Mittel,  neue  Sachgtlter  in  das  Vermögen 
gen,  sei  es  durch  Erzeugung,  sei  es  durch  Verkehr,  benutzt  werden.  In  Ver- 
Bg  der  beiden  Eintheilungen  scheidet  er  dann:  1)  Grundstücke  (meist  Er- 
ittel),  und  2)  von  der  Erde  getrennte  Stoffgtlter,  nemlich  a)  beweg- 
(oder  beweglich  gewesene)  Genuss mittel  (Menge  davon:  Gebraucbsvorrath), 
jegliche  Erwerbsmittel  (Vorrath  davon:  Kapital).    Das  Kapital  sei:  „die 
irte   und  werbend   angelegte  Frucht  einer  früheren  Gütererzeugung",   der   viel 
chte  Satz,  Kapital  sei  „angesammelte  Arbeit'',  sei  nur  eine  Metonymie  (§.  51). 
Erkl&rung    von    Kapital    entspreche     „dem    Standpunct    einer    einzelnen 
irlichen  Wirthschaft,  die  neben    anderen   und  im  Verkehr  mit  denselben 
....    Man   verstand  unter  Kapital  anfänglich   nur  eine  zum  Ausleihen  be- 
e,  eine  Einnahme   von  Zinsen  versprechende  Geldsumme.  —  Kapital,   capitale, 
Uebersetzung  des  griechischen   xetfaksiov ,  womit  man  die  Forderung  einer 
mme  im  Gegensatz  des  Zinses,  roxog,  bezeichnete,  s.  die  Stellen  bei  Du  (Jange, 
'.  s.  V.  Capitale  und  Macleod,  Dict.  I,  323.  Capitale,  caput  pecuniae  —  caput 
uptsache.  Wesentliches,  Ursprüngliches  —  wurde  erst  im  Mittelalter  üblich.    Im 
hen  brauchte  man  das  Wort  Hauptgeld.   (Vergl.  Knies,  Geld,  S.  6  ff.)   Später 
te  man,  dass  ein  beweglicher  Gutervorrath  auch  auf  andre  Weise,  in  Vor- 
ig  mit  Arbeit   oder   ohne   dieselbe,    fortdauernd   zum  Erwerb   von  Sachgütem 
könne   und   daher   zum  Kapital  im  privatwirth schaftlichen  Sinne  zu 
n   sei''    (Rau  §.  53).    Anders   aber   gestaltet   sich   nun    der  Kapitalbegriff  im 
wirthschaftlichen  Sinne:  Kapital  bildeten  hier  .,die  beweglichen  Mittel  zu  einem 
a  Erwerbe,   durch   welche  Sachgüter   neu    in  das  Vermögen  von  Staatsbürgern 
ten,  indem   sie  überhaupt  erst  zum  Vorschein  kommen  oder  vom  Ausland  ein- 
t  werden"  (eb.  §.  53).     In  der  Privatwirthschaftslehre  rechne  man  des- 
cum  Kapitale  nicht  nur  das  wahre  volkswirthschaftlichc  Kapital,   sondern  auch 
Genussmittel,  die  der  Eigenthümcr.  statt  sie  selbst  zu  brauchen,  zu  einem  Mittel 
,  sich   eine  Einnahme  zu  vcrschafTen  (§.  54).  —  Meine  Auffassung  im  Texte 
derjenigen  von  Kau   also  doch  nahe,  wenn   sie  sich   auch  nicht  mit  ihr  deckt 
zwar  abgesehen  von  der  verschiedenen  Behandlung  der  wirthschaftlichen  Güter 
ier  Grundstücke).     Aehnlich  Neumann   (Tüb.),   Tüb.  Zeitschr.  B.   28,  811.  — 
ner  die  in  §.  123  angegebene  Litteratur,  besonders  die  österreichische,  auch 
;chon  älteren    Aufsatz   von   Klcinwächter,    Beitrag  zur  Lehre    vom   Kapital, 
brand's  Jahrb.,  B.  9  (1809)  S.  :U0,   369,   und  ders.  im  Schön berg'schen  Hand- 
Abh.  Production.  3.  Aufl.,  I,  189  ff.  speciell  über  die  beiden  Vermögensarten. 
I,    §.48ff,     bes.    50— 54.      Hermann,    S.    109   ff.,    221—309.    Koscher 
42   ff.  V.  Mangoldt  §.  4.     Schäfflc,  System,    I,    10.    127,    135  ff,;    Soc. 
srlll,  265.    Menger,  Volkswirthschaftsl.  S.  70  ff.,  ders.,  Conrad's  Jahrb.  B.  51, 
—    Knies,    d.    Geld.    Kap.  1.    —    Held,    Grundr.    S.  33.    —    G.  Cohn  I, 
5—147. 

A.  —  §.  128  [27].  Die  zwei  Vermögenszwecke  und 
ten.  Das  Vermögen  in  den  beiden  Bedeutungen  des  vorigen 
ebnitts  zerfällt  nach  seinem  Zwecke  und  der  mit  ihm  wirk- 
erfolgenden Verwendung  in  zwei  Bestandtheile :  in  Ge- 
suchs- oder  Genuss  vermögen  und  in  Productivver- 
gen  oder  Kapital.     Die  Unterscheidung  beider  Bestandtheile 
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gestaltet  sieb  aber  für  das  Vermögen  in  seinen  beiden  Bedeutungen 
wieder  nicht  ganz  gleich. 

1)  Das  Gebrauchsvermögen  („Vermögen  im  engeren 
Sinne")  ist  ein  Vorrath  solcher  wirtbschaftlicher  Güter,  welche  zur 
unmittelbaren  Bedürfnissbefriedigung  dienen  und  zu  diesem 
Zwecke  besessen,  bzw.  erstrebt  werden.  Es  ist,  nach  der  Art 
und  der  Dauer  des  Gebrauchs  unterschieden, 

a)  Verbrauchsvermögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche 
bei  der  Bedürfnissbefriedigung  sofort  gänzlich  oder  wenigstens  in 
ihrer  individuellen  Gutsform  als  Güter  untergehen,  z.  B.  Nahrungs- 
mittel ; 

b)  Nutzvermögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche  erst 
durch  eine  etwas  andauernde  Benutzung  für  die  Bedürfnissbe- 
friedigung ihre  Gutseigenschaft  verlieren.  Ein  wesentlicher  Theil 
des  Volksvermögens  und  des  Vermögensbesitzes  der  Personen  be- 
steht aus  solchem  Nutzvermögen. 

So  Wohngebäade,  Mobiliar,  Betten,  Kleidang,  Geräthe,  —  aacli  Vorräthe  ohne 
sofortige  BestimmoDg  der  Yerwonduug,  besonders  Lebensmittel-  und  Geld^orräthe 
(s.  Hermann  S.  226  fl'.,  mit  der  guten  Katzanwendung  auf  den  Staatsschatz).  Ein 
Versuch  einer  Werthstatistik  des  KutzrermOgens  fdr  Baiern  bei  Hermann,  S.  229. 

KutzrcrmOgen  wird  ?on  Anderen  Nutzkapital  (Hermann,  221)  oder  Ge- 
brauchskapital genannt  (Röscher  §.  43),  entsprechend  den  Kapitaldefinitionen 
dieser  Schriftsteller  ^Hermann:  Güter,  welche  dauernde  Grundlage  einer  Nutzung 
sind,  die  Tauschwerth  hat).  Aehnlich  Say,  Handb.  I,  220  ((iebrauchsvorrath:  capi- 
taux  productifd  d'agremcnts  ou  d'utllite),  M'Culloch  S.  72,  Steinlein  (Nähr-  und 
Zehrkapital)  Unters.  S.  60.  Aach  G.  Cohn  I,  §.  147  will  allen  Gtttenrorrath  als 
Kapital  bezeichnen  und  dann  in  Gebrauchskapital  und  Productivkapital  scheiden  Yergl. 
auch  Gerstner  (Beitr.  z.  Lehre  ?.  Kap.,  Erlangen  1S57).  Mir  scheint  es  mit  Kau 
(§.  51,  GebrauchsForrath:  eine  in  irgend  einer  Beziehung  zusammengefasste  Menge 
beweglicher  Gcnussmittel;  Kapital,  Erwerbstamm,  werbender  GuterForrath: 
ein  Vorrath  beweglicher  Erwerbsmittel)  zweckmässiger,  um  der  terminologischen  Klar- 
heit und  Unzweideatigkeit  willen,  das  Wort  Kapital  nicht  für  Nutzvermögen  mit  zu 
gebrauchen.  A.  Smith  nennt  das  GebranchsvermOgen:  stock  which  supplies  immediate 
consumption.  ü,  5  (Bas.)  und  versteht  darunter  den  Vorrath  der  mit  Hilfe  der  Arbeit 
erlangten  beweglichen  Gater. 

2)  Das  Kapital  im  Allgemeinen  (,,eigentlicbes''  Kapital, 
Productivkapital)  ist  ein  Vorrath  wirthschaftlicher  Güter,  welche 
als  Mittel  zur  Herstellung  bez.  Gewinnung  neuer  wirthschaftlicher 
Guter  dienen. 

Yergl.  über  die  Dogmengeschichte  des  Kapitalbegriffs  die  reichhaltige  lite- 
rarische Zusammenstellung  von  Boscher,  §.  42  Anm.  1,  damit  aber  wieder  die  Er- 
örterungen von  Knies,  d.  Geld,  Kap.  1,  worin  mit  Recht  das  vergebliche  Bemühen, 
einen  einzigen,  allein  wissenschaftlichen  Begriff  von  Kapital  aufzustellen,  nachgewiesen 
wird.  S.  ferner  jetzt  das  Werk  von  Böhm-Baweik,  Kapital  und  Kapitalzins  passim 
vielfach,  bes.  II,   Buch  1,  auch  den  Aufsatz  von  Menger  in  Conrads  Jahrb.  B.  51. 

Auch  beim  Kapital  findet  eine  der  Unterscheidung  in  Ver- 
brauchs- und  Nutzvermögen  analoge  Unterscheidung  nach  Art  und 
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er  der  Verwendnng  in  umlaufendes  und  stehendes 
dtal  statt. 

a)  Umlaufendes  Kapital  ist  das,  welches  ganz  auf  ein- 
I  (also  seinem  vollen  Werthe  nach,  vom  Werth  etwaiger  Ab- 
3  abgesehen)  bei  der  Herstellung  eines  Products  verbraucht 
1,  indem  es,  bzw.  seine  einzelnen  Bestandtheile  (Güter)  dabei 
rt  die  Gutseigenschafl  verlieren.  Es  geht  daher  mit  seinem 
en  Werth  in   die  Productionskosten  des  neuen  Prodncts  über 

wird  nach  erfolgtem  Absatz  des  letzteren,  die  Deckung  der 
ten  durch  den  Preis  vorausgesetzt,  wieder  völlig  disponibel. 

b)  Das  stehende  Kapital  dient  bei  einer  Reihe  von  Otlter- 
luctionen.  Nur  der  Betrag  der  Abnutzung  (Amortisation) 
t  in  die  Kosten  des  neuen  Products  tiber.  Es  wird  daher  auch 
t  allmälig  aus  dem  Erlöse  aller  der  Producte  ersetzt,  zu 
m  Herstellung  es  diente  und  erst  dann  wieder  ganz  disponibel. 
-  und  Hilfsstoffe  sind  die  wichtigsten  Beispiele  umlaufenden, 
rkzeuge,  Maschinen,  Gebäude  diejenigen  stehenden  Kapitals. 

B.  —  §.  129  [28].  Der  Doppelbegriff  Kapital.  Für 
genauere  Analyse  des  Kapitalbegriifs  und  fltlr  das  Verständniss 

wirthschaftlichen  Function  des  Kapitals  ist  wieder,  wie  beim 
DQÖgen,  der  rein  ökonomische  und  der  geschichtlich- 

htliche  Standpunct  der  Betrachtung  zu  unterscheiden. 

1)  Kapital  als  rein  ökonomische  Kategorie,  also  wieder 
bhängig  betrachtet  von   den   geltenden  Rechtsverhältnissen  für 

Kapital  besitz,  ist  ein  Vorrath  solcher  wirtbschaftlicher,  zunächst 
eglicher  Gtlter  —  „naturalen  Güter*'  — ,  welche  aus  einer 
heren  Production    herrühren    und   als   technische  Mittel 

die  Herstellung  neuer  Güter  in  einer  Wirthscbaft  dienen 
nen  und  dafür  erforderlich  sind:  esistProductionsmittel- 
rrath  oder„Volk8-,  National-Kapital",  —  „Social- 
ital*',  wenn  man  mit  einigen  Neueren  diesen  Ausdruck  vor- 
len  will  —  bez.  Theil  (Partikel)  davon. 

Diese  GQter  können  aach  zur  unmittelbaren  BedQrfoissbcfriedifi^aog  —  also  in- 
n  als  GebranchsYcrmögcn  —  dienen,  aber  .^Kapital'*  sind  sie  nur,  wenn  sie  für  solche 
sehen  dienen,  welche  während  dieser  BedUrfnissbcfriedigang  arbeiten ,  bez.  durch 
3re  in  denStand  dazu  gesetzt.  So  die  Unterhaltsmittel  im  nothwendigen  Dmfang  für 
während  der  Dauer  der  Production  und  bis  zur  Erzielung  des  Uegenworths  der  Pro- 
e  —  Absatz  —  nothwendig  zu  beschäftigenden  Arbeitskräfte,  ausführende 
.rbeiter  i.  e.  S.,  —  beaufsichtigende,  leitende  (^einschliesslich  Unternehmer).  Gerade 
i  Auffassung  ist  angegritt'en  und  mir  speciell  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  So 
Rodbertus  zum  Nationalkapital  nur  die  Arbeitsstoü'o  und  Arbeitswerkzeuge, 
ht  den  Unterhalt  der  Produccnten  rechnen.  (,,Z.  Erkenntn.*'  1.  Theorem.  S.  Tüb, 
jchr.  1878,  S.   226,   Kapital  S.  299   ff.)    Und   diese  Ansicht  ist  in   der   sociali- 
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stischeo  Litteratar,  aberaucli  ausserhalb  derselben  ?ielfach  verbreitet,  so  bei  7.  BOhm- 
Bawerk  (Kapital  II,  71  ff.),  Sax,  (Staatswirthschaft  S.  824),  auch  bei  den  theo- 
retischen Gegnern  der  Lohnfondsthcorie  (Thomton,  George,  Brentano),  und  ihnen 
sich  anschliessend  bei  Vertretern  des  jüngeren  Historismus,  welche  dann  freilich  die 
ganze  Streitfrage  (auch  bezüglich  der  Lohnfondsthcorie^  ?erwirrt  haben.  Das  Richtige 
ist  doch  wohl  dieses:  Gewiss  ist  die  Kobbertns'schc  Auffassung  richtig  nach  einer  Seite 
betrachtet,  weil  der  Unterhalt  Zweck,  jene  Stoffe  u.  s.  w.  Mittel  aller  Production  sind. 
Aber  nach  einer  andern  Seite  lässt  sich  doch  auch  die  Yolkswirthschaft  als  selb- 
ständiges Ganzes  ansehen,  von  dessen  Standpunct  aus  der  Unterhalt  so  gut  als 
diese  Stoffe  Mittel  für  die  Production  sind.  So  wäre  die  Sache  doch  auch  in 
einem  „Socialstaat"'  ohne  Privatkapital  für  mancherlei  Zwecke,  z.  B.  zur  Beuriheilung 
der  technischen  Productivität.  aufzufassen.  Insofern  fällt  der  Arbcitcrunterhalt  dann 
auch  hier  nicht  aus  dem  National-Kapital-Begriff  heraus.  Der  Einwand,  dass  die 
Lohne  u.  s.  w.  nicht  nur  für  den  Arbeiter  „Einkommen'',  sondern  anch  für  die  Yolks- 
wirthschaft Theil  des  Nationaleinkommens  seien,  beweist  daher  in  dieser  Frage  auch 
nichts.  Denn  wiederum  die  ganze  Yolkswirthschaft  als  Productionseinrichtung  be- 
trachtet, erscheint  alles  das  als  Nationalkapital,  was  an  nothwendig  zu  verwendenden 
Sachgtttern  Bedingung  der  Production  neuer  Güter  ist,  daher  hier  jene  Löhne,  d.  h. 
die  durch  sie  vertretenen  Unterhaltsmittcl,  ebensowohl  als  die  Roh-  und  Hilfsstoffe  u.  s.  w. 
Die  Auffassung  der  Löhne  als  Theil  des  Nationaleinkommens  und  als  Theil  des 
Nationalkapitals  stehen  auch  nicht  in  Widerspruch  mit  einander,  sondern  sind  beide 
richtig  von  einem  verschiedenen  Standpunct  der  Betrachtung  aus.  Für  ver- 
schiedene Probleme  sind  aber  diese  beiden  Standpuncte  zu  unterscheiden. 

Das  Nationalkapital  ist  für  die  Herstellung  von  Gütern,  wenn  auch  nicht  von  Ursprung 
an,  so  doch  sehr  bald,  einerlei  welches  sonst  die  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Yerkehrs 
sei,  eine  indispensable  Bedingung  (einer  der  gewöhnlich  sogenannten  „Productiv- 
factoren'*  neben  Natur  und  Arbeit,  aber  nur  diese  beiden  verdienen  diesen  Namen, 
sind  Ursache,  das  Kapital  ist  nur  Bedingung  der  Production).  Die  Grundstücke 
gehören  zu  dem  Kapital  in  diesem  Sinne,  soweit  sie  durch  die  menschliche 
Arbeit  wirthschaft liehe  Güter  geworden  („meliorirt'*.  ergiebig  gemacht)  sind, 
während  sie  als  freie  Güter  (§.  118)  vom  Standpunct  der  Menschheit  aus 
nicht  zum  Vermögen  und  demnach  auch  nicht  zum  Kapital  zählen. 

2)  Kapital  im  historisch-rechtlichen  Sinne  oder  Kapi- 
talbesitz, „PrivatkapitaP' ,  ist  derjenige  Tbeil  des  zunächst  be- 
weglichen Vermögen sbesitzes  einer  Person,  welcher  derselben 
als  Erwerbsmittel  zur  Erlangung  eines  Einkommens  aus 
ihm  (Rente,  Zins)  dienen  kann,  also  zu  diesem  Zwecke  von 
ihr  besessen  und  erstrebt  wird:  bestimmungmässig  ein  „Renten - 
fonds". 

Dazu  gehören  sowohl  Yorrätho  beweglicher  Erwerbsmittel  als  auch  Grund- 
stücke und  Gebäude,  welche  durch  Yerwendung  beweglicher  Erwerbsmittel  die 
Eigenschaft  als  Rentenfonds  erlangt  haben.  Doch  wird  der  Ausdruck  Kapital  mit- 
unter auf  jene  Yorräthe  beschränkt  und  letztere  als  Privatkapital  dem  privaten 
Grundeigen thum  gegenüber  gestellt  Gebäude  nehmen  dann  eine  Zwischen- 
stellung ein,  haben  characteristische  Merkmale  dos  Privatkapitals  und  des  Privat- 
eigenthums,  aber  in  der  Regel,  besonders  wenn  es  sich  um  grössere  stabilere  Bauten 
handelt,  mehr  Merkmale  des  letzteren. 

Die  Voraussetzung  solchen  Kapitalbesitzes  ist  mithin  in  recht- 
licher Hinsicht  dieselbe  wie  beim  PriYatreichthum :  eine  Rechts- 
ordnung, welche  Privateigenthum  an  Productionsmitteln 
und  Renten-  und  Zinsbezug  daraus  anerkennt. 

In  einem  Verkehrssystem  auf  dieser  Grundlage  nimmt  das 
Kapital  als  ökonomische  Kategorie  oder  als  Productions- 
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elvorratb  dann  überwiegend  die  Gestalt  des 
italbesitzes,  und  zwar  des  Besitzes  der  Privatper- 
n  an.  Dies  bedingt  neben  der  Fanction  als  Rentenfonds 
eitere  Function  dieses  Kapitals,  als  das  Mittel  zu  dienen,  die 
Dg  der  Prodnction,  die  Beschäftigong  der  Arbeitskräfte  in  die 
e  der  Kapitalbesitzer  oder  derjenigen  Personen  zn  legen, 
len  diese  Besitzer  ihr  Kapital  überlassen.  Die  Kapitalbesitzer 
3n  so  ZQ  Funetionären  der  Gesammtheit  (des  Volks) 
iie  Bildung  und  Beschäftigung  des  nationalen  Productions- 
Ifonds:  eine  ungemein  wichtige  Folge  der  Institution  des 
tkapitals  gerade  für  die  volkswirtbschaftliche  Würdigung 
etzteren. 

Möglicher,  ja  nach  geschichtliclier  Erfahrung  wahrscheinUcher  Weise  ist  das 
»te  Einiichtang  zur  technisch  vorzüglichsten,  reichhaltigsten  und  am  Meisten 
dem  ökonomischen  Princip  (§.  28)  erfolgenden  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
eines  ganzen  Volks.  Aher  jedenfalls  ist  es  nicht  die  allein  denkhare, 
hlechterdings  natürliche  Ulogische'*)  Einrichtung  hierfür,  sondern  ein 
et  einer  bestimmten  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  sich  damit  selbst 
als  eine  ^erändernngsfähige  Gestaltung,  und  als  eine  Einrichtung, 
wirthschaftliche  Wirksamkeit  auch  von  der  Beschaffenheit  der  Rechtsordnung 
apitalbesitzes  abh&ngt,  erweist. 

Der  Umstand,   dass   geschichtlich  das  Kapital  als  ökonomische  Kategorie 
lässig   in   der  Gestalt  oder  Rechtsform  des  privaten  Kapital  besitz  es  erscheint, 
i  bewirkt,  dass  so  selten  richtig  zwischen  beiden  Bedeutungen  unterschieden  wird, 
t  z.  B.  gegenwärtig  oft  noch  der  Angriff  auf  den  Kapital  besitz  als  ein  solcher 
IS  Kapital  an  sich,  was  die  mögliche,  aber  nicht  absolut  noth wendige  Folge 
ersten  Angriffs  ist  und  jedenfalls  als  wirkliche  Folge  erst  erwiesen  werden 
Wenn   man  daher  die  socialiätische  Polemik   „gegen  das  Kapital**   einfach  als 
lig  bezeichnet,   weil  so  eine  nothwendige  Wirthschaftsbedingung  zerstört  werde, 
.cht  man  sich  doch  nur  durch  ein  grobes  Missverständniss  die  Widerlegung  leicht 
cht  mit  Windmühlen.     Die  socialistischc  Forderung  heisst  nicht:  Weg  mit  dem 
i]  (d.  h.  mit  dem  ökonomischen  Kapital,  dem  Productionsmittelvorrath),  son- 
Her  mit  dem  Kapital  (d.  h.  mit  dem  Kapital  besitz),  verlangt  also  nicht  eine 
chtung  des  Kapitals  an  sich,  sondern  eine  andre  Vertheilung  des  Kapitalbesitzes, 
;war  auch  nicht  in  dem  Sinne,  dass  an  Stelle  der  bisherigen  Privat-Kapitalbesitzer 
e,    z.  B.   die  Arbeiter   treten,   sondern  in  dem  Sinne,    dass  das  Nationalkapital, 
es  im  Besitze  der  Privatkapitalisten  ist,  aus  der  Rechtsform  des  Privateigenthums 
ejenige    des    gesellschaftlichen    GcmcineiRenthoms   hinübergeftüirt    werden    soll, 
dies  ausdrücklich    nicht  bloss,    um  die  Function  des  Privatkapitals  als  Renten- 
für Private   zu  beseitigen,   sondern  um   auch  die  Leitung  der  nationalen  Pro- 
3n  den  Händen  der  Privatkapitalisten  zu  entziehen.   Ob  dies  möglich  oder  zweck- 
g.  ist  eine  andere  Frage,  jedenfalls  iät  aber  so  der  Angriff   des  Socialismus  auf 
,Kapital*',  d.  h.  eben  das  Pnvatkapital  zu  verstehen.     Für  das  Genauere  über  die 
'ext  behandelte  Frage  s.  im  2.  Theil  der  Grundlegung  die  Erörterungen  über  das 
.tkapital. 

C.  —  §.  130  [29].    Bedingungen   für  die  Zugehörig- 
t  der  Güter  zum  Kapital.   Ob  und  wie  weit  die  einzelnen 

creten   („naturalen")  Güter,  welche  das  Vermögen  bilden,  Ge- 

achsvermögen  oder  Kapital  sind,  hängt 
1)  allgemein,  d.  h.  einerlei,  ob  man  es  mit  der  rein  öko- 

lisehen  oder  der  geschichtlich-rechtlichen  Bedeutung  der  Begriffe 
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ZU  tbun  hat,  von  der  specifischen  Beschaffenheit  (objec- 
tiven  Brauchbarkeit)  des  einzelnen  Guts  ab. 

Insoferne  ist,  was  mitanter  unrichtiger  Weise  bestritten  wurde,  auch  die  ,.K ap i  tal- 
eigen sc  haft**  eine  Eigenschaft  der  Güter  an  sich  (z.  B.  bei  Werkzeugen,  Maschinen). 
Hill  l.B.  4.  Kap.  §.  1  (Soetbeer's  Ausg.  2.  Aufl.  S.  45):  ,JDer  Unterschied  zwischen 
Kapital  und  Nicht- Kapital  liegt  nicht  in  der  Art  der  Sachgüter,  sondern  in  der 
Absicht  des  Kapitalisten,  in  seinem  Willen,  dieselben  lieber  für  den  einen  als  für  den 
anderen  Zweck  zu  verwenden.''  Dieser  Satz  und  der  von  Bau  I,  §.52  ist  nicht 
falsch,  aber  zu  absolut  ausgedrückt.  Sind  diese  Güter  nicht  Kapital,  z.  B.  weil 
sie  die  objective  Brauchbarkeit  veiloren  haben,  so  verlieren  sie  mit  ihrem  ExistenzzwecJc 
auch  die  Gutseigonschaft  überhaupt. 

2)  Bei  vielen  anderen  Gütern  ist  die  Kapitaleigenschaft  dagegen 
keine  den  Dingen  inhärente.  Ob  ein  concretes  Gut  Kapital  oder 
Gebrauchsvermögen  ist,  hängt  hier 

a)  beim  Vermögen  im  rein  ökonomischen  Sinne  davon 
ab,  ob  die  betreffenden  Güter  nothwendige  Vorbedingung 
neuer  Gütererzeugung  sind  und  als  Mittel  zu  diesem 
Zwecke  wirklich  Anwendung  finden. 

In  einem  Zustande  der  Yolkswirthschaft.  wo  nur  Arbeitseinkommen  zugelassen 
würde,  w&re  der  weitaus  grOsste  Theil  des  YolksvermOgens  Kapital,  weil  er  immer 
zur  Hervorbringung  neuer  Güter  in  der  Beschäftigung  von  Arbeit  verwendet  würde. 
Nur  der  über  die  Befriedigung  der  nothwendigen  Lebensbedürfnisse  hinausgehende 
Yermögensbetrag  würde  auch  hier  als  GebrauchsvermOgen  zu  charakterisiren  sein. 
Aehnlich  wirkt  eine  Gestaltung,  wo  der  Zinsfuss  und  der  Gewinnsatz,  etwa  in  Folge 
einer  tüchtigen  Organisation  der  Arbeiter  für  den  Concurrenzkampf,  sehr  herab- 
gedrückt und  daher  ein  grösserer  Theil  des  Productionsertrags  den  Arbeitern  über- 
lassen wird.  Erhöht  sich  dann  das  Lohnniveau  allgemein  und  gewöhnt  sich  die 
Bevölkerung,  es  für  unentbehrlich  zu  halten,  so  nimmt  ein  immer  grösserer  Theil  des 
Vermögens  Kapitaleigenschaft  an,  weil  er  Vorbedingung  der  Güterzeugung  wird. 

b)  Beim  Vermögen  als  Besitz  hängt  dagegen  die  Zutheilung 
der  Güter  zum  Gebrauchsvermögen  oder  zum  Kapital  grössten- 
theils  vom  Willen  des  Besitzers  ab. 

Hier  —  aber  auch  nur  hier  —  gilt  die  oft  aufgestellte  Regel,  dass  die  Kapital- 
eigenschaA  eines  Guts  vom  Willen  des  Eigenthümers  bedingt  sei.  Vollständig  aUein 
entscheidend  ist  dieser  Wille  aber  auch  hier  nicht,  weil  der  Umfang  der  noth- 
wendigen Auslagen  zum  Zwecke  der  Herstellung  neuer  Güter  (z.  B.  für  Arbeitslöhne) 
für  die  Zutheilung  der  Güter  zum  Gebrauchsvermögen  oder  zum  Kapital  des  Besitzers 
mit  von  Einfluss  ist. 

D.  —  §.  131  [30].  Nicht-Identität  von  National- 
und  Privatkapital.  Aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt  sich, 
dass  sich  Kapital  im  rein  ökonomischen  Sinne  und  Kapitalbesitz, 
National-  (Social-)  und  Privatkapital,  angewendet  auf  be- 
stimmte G^tervorräthe,  zwar  in  der  Hauptsache,  aber 
keineswegs  vollständig  decken.  Letzterer  Begriff  ist  der 
weitere,  indem  einzelne  Bestandtheile  des  Kapitalbesitzes  nicht 
Partikel  des  Nationalkapitals  sind.  Dies  zeigt  sich  besonders 
in  folgenden  drei  Fällen: 
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1)  Verleih-  und  vermiethbares  Nutz  vermögen  kann  fUr  den 
tzer  als  Kapital  l'ungiren,  während  es  vielleicht  Itir  das 
:  nur  Nntzvermögen ,  d.  h.  nicht  Bedingung  einer  neuen 
3rgewinnung  ist  (z.  B.  Wobngebäude,  über  das  nothwendige 
inbedUrfniss  der  in  der  GUtergewinnung  thätigen  Bevölkerung 
us). 

2)  „Verhältnisse^',  welche  auf  Grund  rechtlicher  Be- 

ränkungen  des  Verkehrs  bestehen  (§.  119,  Nr. 3 b.)y  fallen  unter 

Kapitalbegriff  der  zweiten  Bedeutung.    Allgemein  dagegen 

sie  meistens  nicht  Kapital,  mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn 

eine  für  das  Volk  (die  Volkswirthschaft)  nothwendige  Be- 
ung  der  neuen  GütergewinnuDg  bilden. 

Diese  AoäDabme  kann  allerdings  aUgemeiner  ?orkommen  und  ist  geschichtlich 
fach  vorhanden  gewesen,  z.  B.  insofern  Vorrechte  des  Gewerbebetriebs  die  Voraus- 
ig  eines  solchen  zu  einer  gewissen  Zeit  und  an  einem  gewissen  Orte  überhaupt  sind 
S.  309  Note).  Ein  noch  heute  hierher  gehöriger  Fall  eines  „Verhältnisses"',  welches 
al  in  beiderlei  Bedeotnng  sein  kann,  ist  der  des  Patents.  Debrigens  kann  sich 
hmsweise  auch  der  Begriff  des  Kapitals  vom  Standpuncte  des  Volks  und  der 
schheit  in  Bezug  auf  solche  .«Verhältnisse''  wieder  verschieden  gestalten  (yergl. 
3,  114).    Eine  Einrichtung  wie  z.  B.  der  Sundzoll  war  ein  Kapital  Dänemarks, 

wie  ein  Gewerbspri?ileg  ein  Kapital  des  Gewerbetreibenden  sein  kann.  Das  Ver- 
as  eines   klimatischen    Monopols  fUr  gewisse   Producte  eines   Landes,  welches 

in  Ausfuhrzöllen  ausgenutzt  wird,   ist  ebenfalls   ein  Kapital  für  das  betrefiende 

wenn  auch  nur  ein  Mitel  der  Einkommenübertragung  zwischen  verschiedenen 
m. 

3)  Güter ,  welche  ein  Einzelner  nach  den  bestehenden 
htsverhältnissen  oder  nach  den  Gestaltungen  des 
kehrs  zum  Zweck  der  Gewinnung  (Herstellung)  neuer  Güter 
enden  muss,  sind  Kapital  für  ihn,  aber  Nationalkapital 
dann,  wenn  diese  Güter  indispensabel  für  die  Gewinnung 
r  Güter  überhaupt  sind. 

So  muss  z.  B.  der  Unternehmer,  welcher  Arbeiter  beschäftigt,  den  ganzen  wäh- 
der  Production  auszuzahlenden  Lohnbetrag  als  Kapital  betrachten  und  besitzen, 
:nd  nur  derjenige  Güterbetrag,  welcher  zur  Subsistenz  der  Arbeiter  ausreicht, 
ü  im  allgemeinen  Ökonomischen  Sinne  und  für  die  Arbeiter  wieder  Gebranchs- 
^en  bildendes  Einkommen  ist  (§.  129). 

Vergl.  die  z.  Th.  etwas  abweichende  Uebersicht  der  einzelnen  Kategorien  von 
ten,  welche  das  Social-  und  Privatkapiul  bilden,  bei  r.  Böhm-Bawerk, 
i  II,  69  ff. 

E.  —  §.  132  [31].  Ergebniss.  Abhängigkeit  des 
ntalbegriffs  von  der  Rechtsordnung.  Es  ist  demnach 
Kapitalbegriff  an  sieb,  sein  Umfang  und  Inhalt  ganz  wesent- 
abbängig  von  der  Rechtsordnung  über  Kapital  und  über 
Dthum  an  Personen  und  Gütern. 

Für  die  Klarstellung  des  Einflubses  der  Rechtsordnung  nicht  nur  auf  die  Ge- 
igen des  Verkehrs,  sondern  sogar  auf  die  wirthschaftlichen  Begrifie,  wird  es 
rhin  zulässig  sein,  hypothetisch   ?on  der  Annahme   einer  ganz  anderen  als  der 
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heute  bestehenden  Rechtsordnung  auszugehen.  Wesentliche  Modificationen  in  dem 
Eigenthumsrecht  an  Personen  (Scla?en  u.  s  w.),  an  au  sich  freien  natürlichen  Besitz- 
gtltern  (Grundstttcken) ,  an  realen  beweglichen  Productionsmitteln  (Privatkapital,  Ar- 
beitswerkzeugen, Lohnfonds)  verschieben  die  jetzt  geltende  Unterscheidung  zwischen 
Gebrauchsvermögens  -  Besitz  und  Kapitalbesitz  sofort  wesentlich.  Ebenso  können  sie 
bewirken,  dass  ein  Thcil  der  heutigen  privaten  Gebrauchsvennögensvorräthe ,  freilich 
Dach  vorausgehender,  aber  sehr  wohl  durchführbarer  Veränderung  der  individuellen 
Gntsform  der  einzelnen  dazu  gehörigen  Güter,  die  Function  des  Kapitals  im  Ökonomi- 
schen Sinne  annimmt.  Lohnerhöhung,  Luxuseinschr&nkungen  wirken  derartig,  so  dass 
die  Production  von  Luxusartikeln  für  die  Wohlhabenden  abnimmt,  von  Arbeiter- 
consumptibilien  zunimmt.  Auch  hier  hat  wieder  vor  Allen  Bodbertns  mit  grosser 
Schärfe  nachgewiesen,  wie  sich  der  Kapitalbegriff,  sein  Umfang  und  Inhalt  mit  der 
Veränderung  der  Rechtsordnung  verändert,  z.  B.  die  freien  Arbeiter  aus  diesem  Be- 
griff ausscheiden,  zu  dem  sie  als  Sclaven  selbst  gehörten,  während  jetzt  nur  die  Unter- 
haltsmittel der  Arbeiter  (Löhne)  zum  Kapital  des  Unternehmers  zählen.  In  prägnanter 
Kürze  Tüb.  Zeitschr.  1878.  S.  225;  eingehend  analysirt  in  der  Sehr.  „Zur  Erkennt- 
niss  u.  s.  w.**  1842,  bes.  1.  Theorem;  angewendet  auf  die  altrömischen  Verhältnisse 
in  Hildebrand*s  Jahrb.  VIII,  390.  Kapital  (4.  soc.  Brief)  in  der  ganzen  Schrift,  bes. 
in  den  Abschnitten  S.  255  ff.,  289  ff.  (Nationalkapital  in  einem  Zustande  ohne  und 
anderseits  mit  Grund-  und  Kapitaleigen thum). 

F.  —  §.  133  [32J.  Todtes  Kapital  Kapital  in  den  beiden 
besprochenen  Bedeutangen  kann  endlich  als  todtes  (,,schlafendes'0 
oder  müssiges  vorkommen,  nemlich  wenn  es  seinem  Zweck 
thatsächlich  nicht  dient,  wie  z.  B.  bei  Stockungen  des  Absatzes, 
Krisen.  Auch  tUr  den  Umfang  des  todten  Kapitals  ist  die  Rechts- 
ordnung über  Kapital  insoferne  von  Einfluss,  als  von  ihr  wieder 
die  Bedingungen  von  Stockungen  und  Krisen  mit  abhängen  können, 
z.  B.  in  unserem  heutigen  Verkehrssystem  der  freien  Concurrenz 
(Buch  5). 


Drittes  Kapitel. 

Der  Werth. 

§.  134.    Vorbemerkungen  und  Litteratur. 

Die  Litteratur  der  Werthlehro  ist  eine  der  weitschichtigsten,  die  Behandlung 
nicht  immer  besonders  fruchtbar,  oft  Einfaches  unnütz  durch  abstruse  Ontersuchungen 
complicirend,  ein  Vorwurf,  welcher  namentlich  manchen  deutschen  Arbeiten  nicht  zu 
ersparen  sein  möchte.  Im  Folgenden  wird  die  Werthlehre  und  Preislehre,  für  welche 
auf  die  theoretische  Volkswirthschaftslehre  (2.  Hauptabtheilung  dos  Gesammtwerks) 
verwiesen  wird,  thunlichst  getrennt.  Doch  kann  dies  nicht  durchaus  geschehen,  wie 
denn  auch  in  der  Litteratur  beide  Materien,  Werth  und  Preis,  vielfach  im  unmittel- 
baren Zusammenhang  behandelt  sind.  Auch  in  der  Preislehre  moss  auf  die  Werth- 
lehre zurückgegriffen  werden.  Grade  in  diesem  Abschnitt  soll  daher  auch  den  Auf- 
fassungen und  Erörterungen  des  Bearbeiters  der  theoretischen  Volkswirthschaftslehre, 
H.  Dietzers  ,  welcher  in  dieser  Lehre  von  Werth  und  Preis  eine  eigene  selbstän- 
dige Stellung  einnimmt  und  wohl  zum  Theil  von  mir  abweicht  (s.  §.  1 33),  nicht  pr&- 
jndicirt  werden.  Zur  Ergänzung  des  Folgenden  und  betreu  der  näheren  Beziehungen 
zwischen  Werth  und  Preis  ist  überhaupt  auf  die  theoretische  Wirthschaftslehre  zu 
verweisen.  Hier  in  der  „Grundlegung*'  und  in  diesem  Buche  von  den  Grundbegriffen 
handelt  es  sich  um  terminologische  Erörterungen  und  um  Darlegung  der  Werälehre 
nur  in  den  GmndzQgen. 
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Schwierigkeiten  fttr  die  Lehren  von  Werth  nnd  Preis  macht  schon  die  un- 
tere Terminologie,  sowohl  des  allgemeinen  Sprachgebrauchs  als  die  wissen- 
ftljphe,  dann  der  Umstand,  dass  die  Ausdrucke  der  einen  modernen  Sprache  in 
.mmten  terminis  technicis  der  anderen  (deutsch,  englisch,  französisch,  italienisch) 
er  gegeben  werden  sollen,  wobei  dann  Tollends  Undeutlichkeiten  nicht  vermieden 
len.  Hierüber  äusserte  sich  schon  Rau  (I,  §.57  Note  d)  folgendermaassen : 
eur,  valuo  eutsprechen  nicht  genau  dem  deutschen  Worte  Werth,  denn  jene  Aus- 
ke,  Ton  ?alor,  valere  abstammend,  gehen  mehr  auf  die  äussere  Anerkennung, 
Gelten,  also  auf  den  Preis  im  Verkehre,  während  Werth  mehr  auf  die  einem 

anhaftenden  nützlichen  Eigenschaften  bezogen  wird.  (Dictionnaire  de  Tacadömie; 
ur,  ce  que  vaut  une  chose,  suivant  la  juste  6stimation  qu'on  en  peut  faire.)  Werth 

auch  nicht-körperlichen  Dingen  und  Personen  beigelegt,  yaleur  niemals;  merk- 
liger  Weise  spricht  man  in  Frankreich  bei  diesen  eher  von  priz,  z.  B.  der  Freund- 
ft,  der  Zeit  —  Bei  den  Griechen  wurde  d^la  mehr  von  dem  Gebrauchswerthe, 
I,  xlfirifia  mehr  ron  dem  Anschlag  des  Preises,  dem  Tauschwerthe  gebraucht 
ROmer  bezogen  yalere,  wenn  ron  Sachgütem  die  Rede  war,  auf  den  Preis,  das 
m.  (Res  ubi  plurimum  proficere  et  yalere  possunt  collocari  debent  Cicero  pro 
.)  Im  Deutschen  kommen  schon  früher  die  zwei  Bedeutungen  ?on  Werth  ror: 
lieh  sowohl  Grad  von  Güte,  VorzQglicbkeit  bei  Personen  und  Sachen,  als  Schätzung 

dem  Preise:  kleinot  tuscnd  marke  wert  (Parciral),  —  eines  pfundes,  pfennigs, 
werth.  Mittelhochdeutsch.  (Müller  u.  Zarncke,  Mittelhochd.  Wörterb.  III.  B. 
r  wert.)  —  Die  Eigenschaftswörter  wertlich  und  wertsam  verdienen  wieder  in  Go- 
ch zu  kommen.  —  Um  Missverständnisse  zu  vermeiden,  ist  es  nOthig,  festzusetzen, 
unter  Werth  schlechthin  gemeint  sei,  und  es  ist  dem  deutschen  Sprachgebrauch 
messen,  hierzu  den  Gebrauchswerth  zu  wählen.  Den  Tauschwerth  im  Deut- 
n  ausschliesslich  Werth  zu  nennen,  ist  daher  eine  nicht  zu  empfehlende  ungenaue 
trtragung  der  erwähnten  fremden  Ausdrücke,  zu    der  vielleicht  beigetragen  hat, 

man  beide  Arten  des  Werthes  für  näher  verwandt  hielt,  als  es  wirklich  der  Fall 

In  den  meisten  Fällen  ist  valeur  durch  Preis  zu  übersetzen.    Das  Wort  Tausch- 

Yerkehrswerth  kommt  im  gemeinen  Leben  nicht  vor.^'  Mehrere  französische 
englische  Schriftsteller  nennen  den  Gebrauchswerth  Nützlichkeit  und  behalten 
Wort  valeur,  value  lediglich  zur  Bezeichnung  des  Tauschwerthes  oder  Preises, 
J.  Torrens,  On  the  production  of  wealth  p.  8,  Mac-Culloch,  auch  Storch, 
r  des  Nationaleinkommens  S.  XXXVI).  Ricardo  versteht  unter  value  meistens 
Productionskosten . 

Für  Litterargeschichte  vgl.  mit  die  Revision   der  Begriffe  Werth  und  Preis  von 

L  Neumann,   Tub.  Zeitschr. ,   B.  28,  S.   257  ff.     Aus  der  älteren,    nament- 

der  classischcn  britischen  Littcratur  kommen  heute  noch  besonders  A.  S m i t h 

D.  Ricardo  in  Betracht.     Smith,  wealth  of  nations,   bes.  book  I,  Schluss  von 

4  (Unterscheidung  von  valne    in    use   und    value   in    exchange)  und  noch  mehr 

5—7.   Ricardo,  bes.  fUr  die  Begründung  der  Productionskostentheorie,  principles, 

1   u.   20.    S.  weitere  ältere  Litteratur  bei  Rau  I,   §.   57    und   danach  in  der 

.ufl,  der  Grundlegung  S.  44,  woraus  noch  hervorgehoben  werden  mögen:  Hufe- 

i,    N.  Grundlegung,    I,    US.  —  Lotz,   Revision,   I,   §.  3   und  Handb.  I,   20.  — 

rch,  I,  27,  und:  ücber  die  Natur  des  Nationaleinkommens,  S.  XXXIV.  —  Baum- 

•k,  Volksw.  Erl?4Ut.  S.  297.  —  Thomas,   Die  Theorie  des  Verkehrs,  L  Abtheil, 

in  1841,   S.  11.   —   Fricdländer,   Theorie   des  Werths,  Dorpat   1852,   4.  (zu- 

ih  Geschichte  dieser  Lehre  und  besondere  Gebrauchswerththeorie). 

Vgl.  sonst  Rau,  I,  §.  55—67.  Hermann,  S.  1  ff.,  103  ff*.  Röscher,  §.  4—6. 
:angoldt,  Grundr.  §.  1,  6,  Menger,  I,  76  ff".  J.  St  Mill,  B.  3,  Kap.  1.  Held, 
idr.  S.  41.  Knies,  Tüb.  Zeitschr.  1S55:  ders.,  d.  Geld,  Berlin  lb73,  S.  105  ff'.; 
Idichaelis,  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch.  1863,  B.  1  (jetzt  in  seinen  ge- 
adelten Schriften  B.  2);  Lindwurm  in  Hildebrand's  Jahrb.  IV  (1865);  H. 
5ler,  eb.  XI  (186S).  ders.  in  s.  Vorl.  §.  7,  Schäffle  in  der  Quintess.  d.  So- 
,  4.  Aufl.  S.  32,  46  ff*.,  u.  eingehend  im  Soc.  Körper  III,  272  ff".,  307  ff*.;  ders., 
;.,  3.  Aufl.  I,  22,  bes.  162  ff".;  ders.,  Kapitalism.  Vortr.  3.  v.  Scheel  in  Hild. 
rb.  28,  S.  135.  Moll,  der  Werth,  eine  neue  Theorie  dess.,  Leipz.  1877,  nebst 
htrag:  allgemeinste  Formulirung  des  Werths,  nicht  bloss  des  wirthschaftlichen 
rths.    Neumann   in   der  gen.  Abh.,  dann   im  Schönberg'schen  Handbuch,  Abb. 

A.  Wagner,  Orandlegnnf;:.    3.  Anflöge.    1.  Theil.    Orundlogen.  21 
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Grondbegriffe  (3.  A.  I,  §.4  —  19,  S.  138  fl*.)  und  Grundlagen;  sowie  die  Abb. 
Gestaltung  des  Preises  im  Scbönb.  Handbuch  (3.  A.  I,  241)  und  der  betreff.  Aufs,  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1880.  —  G.  Cobn,  I,  g.  139  ff.,  §.  366  ff.  « 

unter  den  neueren  Werththeorieen  bezw.  Werth-,  Preis-  und  Kostentheorieen 
haben  drei  eine  grössere  Bedeutung  erlangt  und,  besonders  die  zweite  und  dritte, 
eine  lebhafte  Ütterarischo  Bewegung  hervorgerufen,  in  welcher  wir  gegenwärtig  (1S92) 
in  Betreff  dieser  beiden  noch  mitten  inne  stehen.  Es  sind  dies  einmal  die  vornemlich 
an  die  Namen  Ton  Bastiat  und  Carey  sich  anknüpfende  Werthlehre,  dann  die 
socialistische  Werththeorio ,  endlich  die  von  verschiedenen  Seiten,  insbesondere, 
aber  unabhängig  von  anderen,  von  der  Osterreichischen  theoretischen  Schule  ent- 
wickelte sogen.  „Grenznutzontheorie'^ 

An  Bastiat  hat  sich  in  Deutschland  besonders  Max  Wirth,  an  Carey  £. 
Dtlhring  angeschlossen,  sonst  wenige  Autoron. 

S.  Bastiat,  harmonies  economiqucs  eh.  V:  le  valeur  (Tauschwcrth)  c*est  le 
rapport  de  deux  senrices  öchang^es  (ed.  von  1855,  p.  129),  M.  Wirth:  Werth  => 
Maass  der  Dienstleistung,  später  (4.  Aufl.  der  Nationalökonomie  I,  237):  Wenh  ist 
die  Schätzung  des  Verhältnisses  des  Bedürfnisses  zu  den  Hindernissen,  welche  der 
Erlangung  des  Gegenstandes  zu  dessen  Befriedigung  entgegenstehen,  —  in  welcher 
Definition  (richtiger  Umschreibung)  alle  Momente  und  Arten  des  Werths  enthalten 
sein  sollen  (?).  Bastiat  geht  hier  stets  von  der  petitio  principii  aus,  Nützlichkeit 
(utilit6)  und  Werth  (valeur)  seien  in  der  Art  zu  unterscheiden,  dass  letzterer  nur  auf 
menschliche  Leistungen  zurückzuführen  sei,  im  Tauschwerth  nur  die  mensch- 
liche Arbeit  vergolten  werde,  während  die  Leistungen  der  Natur,  die  darauf  beruhende 
Nützlichkeit,  immer  gratuits  seien  (praktische  Tendenz,  so  das  Grundeigen thum  zu 
rechtfertigen,  bei  welchem  die  Ricardo'sche  Bodenrente  geleugnet  wird).  Carey, 
princ.  of  soc.  science.  3  vol.  Philad.  1858 — 59,  ders. ,  Lehrbuch  der  Volkswirthschaft 
und  Socialwissenschaft,  deutsch  von  Adler,  München  1866,  Kap.  6  sagt:  Werth  (value) 
sei  die  Schätzung  des  Widerstands,  der  zu  überwinden  ist,  ehe  wir  in  den  Besitz  des 
begehrten  Gegenstands  gelangen  (S.  80),  was  Rau  mit  Recht  nur  eine  „Umschreibung 
der  Kosten'*  nennt  (oder  des  seit  lange  betonten  Moments :  der  Schwierigkeit  der  Er- 
langung, das  die  Werth  höhe  mit  bestimmt).  Die  weitere  Hinzufügung  (Lehrbuch 
S.  80,  100):  Werth  sei  das  Maass  der  Uebermacht  der  Natur  über  den  Menschen, 
Nützlichkeit  umgekehrt  das  Maass  der  Macht  des  Menschen  über  die  Natur,  dient 
nicht  zur  Klärung.  Dühring,  krit.  Grundleg.  d.  Volkswirthschaftslehre,  Berlin  1866, 
S.  95  ff,  120  ff.,  ders.,  Cursus  d.  Nat.-  u.  Soc-Oekon.,  Berlin  1S73  (S.  26,  Werth: 
die  Geltung,  welche  die  wirthschaftlichen  Dinge  und  Leistungen  im  Verkehr  haben. 
Und  was  ist  diese  Geltung?).  Man  kann  es  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  Dühring's 
Versuch,  Bastiat  des  Plagiats  an  Carey  in  der  Werthlehre  (und  gleichzeitig  der  Ver- 
balihornung  der  letzteren)  zu  beschuldigen,  gelungen  sei  (s.  das  Vorwort  zur  Uebcr- 
setzung  dos  Carey 'sehen  Lehrbuchs  von  Adler,  auch  Grundleg.  S.  115).  Beider  Werth- 
theorieen haben  keine  nachhaltige  Bedeutung  erlangt  und  können  jetzt  als  überwunden 
gelten,  soweit  sie  nicht  mit  der  socialistischen  sich  berühren,  was  trotz  alles  Gegen- 
satzes der  Fall  ist.    Sonst  haben  sie  nur  noch  litterargeschichtliches  Interesse. 

Ungleich  bedeutender  und  von  nachhaltigem  Einfluss  ist  die  socialistische 
Werthlehre,  welche  sich  bei  allen  socialistischen  Theoretikern  im  Kern  doch  überein- 
stimmend findet,  wenn  auch  nicht  immer  in  derselben  Formulirung  und  mit  etwas 
abweichender  Motivirung.  Sie  erscheint  im  Ganzen  als  eine  einseitige,  aber,  wenn 
man  die  zu  enge  Fassung  des  Ausgangspuncts  zugiebt,  folgerichtige  Fortbildung  der 
Ricardo*schcn  Werth-  oder  eben  richtiger  gesagt  Kostenlehre.  In  der  Formulirung 
und  Ausführung  von  K.  Marx  hat  sie  aber  erst  ihre  grosse  wissenschaftliche  und 
practische  Bedeutung  erlangt  Jenes  als  Eckstein  des  wissenschaftlichen  Systems  des 
Socialismus  als  einer  Ökonomischen  Theorie,  dieses  als  Begründung  der  positiven 
Forderungen  der  Socialdemokratio  in  Bezug  auf  die  Rechtsordnung  für  die  sachlichen 
Productionsmittel  (Boden  und  Kapital).  Unter  den  älteren  socialistischen  Theore- 
tikern (über  die  Anton  Menger,  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  sich  weiter  ver- 
breitet, 2.  A.,  Stuttgart  1892,  S.  41  ff.)  ist  für  die  Werthlehre  bes.  W.  Thompson 
hervorzuheben:  an  inquiry  iuto  the  distribution  of  wealth  etc.,  London  1824,  worin 
sich  die  Grundzüge  der  sogen.  Mehrwerththeorie  schon  finden  (s.  Meng  er,  a.  a.  0., 
S.  53 ff.).  Ferner  bes.  Rodbertus,  namentlich  in  der  Lehre  „Zur  Erkenntniss  u.s.w.''  von 
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2  bereits  (Abschn.  ])  und  mehrfach  später.    Vgl.  anch  Lassalle,    Kapital  und 

dit,  Kap.  3.  Ders.,  Briefe  an  Rodbertos,  S.  62.  Vomemlich  aber  doch  K.  Marx, 
B.  1  des  Kapitals.  (Wider  A.  Meof^er's  Vorwurfe  des  Plagiats  gegen  Bodbertus 
Marx  an  Thompson  und  anderen  älteren  Autoren  habe  ich  schon  oben  S.  37 

)  1  beide  in  Schutz  genommen).     Die  ganze   neuere  socialistische    theoretische 

iiator  dreht  sich  um  diese  „Mehrwerththeorie*'  von  Marx. 

Marx  findet  die  gemeinsame  gesellschaftliche  Substanz  des  von  ihm 
n  hier  gemeinten  Tauschwerths  in  der  Arbeit,  das  Grössenmaass  des 
(chwerths  in  der  gesellschaftlich  nothwendigen  Arbeitszeit,  welche 
ien  vorhandenen  gesellschaftlich -normalen  Productionsbedingungen  und  dem  ge- 
chafüichen  Durchschnittsgrad  von  Geschick  und  Intensi?ität  der  Arbeit  zur  Her- 
ing eines  Guts  (Gebrauchswerths)  erforderlich  ist  (S.  4  £  d.  1.  Aiifl.\  Diese 
>rie  ist  aber  nicht  sowohl  eine  allgemeine  Werth-  als  eine  Kostentheorie,  ange- 
ft  an  Ricardo.  Sie  berücksichtigt  zu  einseitig  nur  dieses  eine  Werth  bestim- 
ie  Moment,  die  Kosten,  nicht  das  andere,  die  Brauchbarkeit,  den  Nutzen,  das 
arfsmoment  Sie  entspricht  nicht  nur  nicht  der  Tauschwerthbildung  im  heutigen 
n  Verkehr,  sondern  auch,  wie  Schäffle  in  der  Quintessenz  und  besonders  im 
üen  Körper  a.  a.  0.  vortrefflich  und  wohl  abschliessend  nachweist,  nicht  den 
i&ltnissen,  wie  sie  sich  im  Marx'schen  hypothetischen  Socialstaat  nothwendig  ge- 
rn mtlssten.  Schlagend  lässt  sich  das  namentlich  am  Beispiel  des  Getreides  u.  dgl. 
weisen,  dessen  Tauschwerth  wegen  des  Einflusses  der  wechselnden  Ernten  bei 
lieh  gleichem  Bedarf  nothwendig  anch  in  einem  System  von  „Socialtaxen**  an- 
i  als  bloss  nach  den  Kosten  regulirt  werden  mUsste.  Auch  R  od  b  er  tu  s' Tausch- 
itheorie leidet  an  dem  Fehler  der  einseitigen  Betonung  des  Kostenmoments.  Er 
^arx  verfahren  aber  ausserdem  willkohrlich,  wenn  sie  diese  Kosten  nur  auf  die 
mgsten  Sinn  sogen.  Arbeitsleistung,  gar  die  blosse  Hand-  oder  Muskei- 
tsleistung, zurtlckf Ohren.  Das  setzt  immer  erst  eine  Beweisführung  voraus, 
!ie  bisher  fehlt,  nemlich  dass  der  Productionsprocess  ganz  ohne  Vermittlung  der 
tal  bildenden  und  verwendenden  Thätigkeit  von  Privatkapitalisten  mOglich  und 
big  sei.  So  lange  ein  solcher  Beweis  nicht  geführt  ist,  ist  in  der  That  auch 
Kapitalgewinn  ein  „constitutives^  Element  des  Werths,  nicht  nach  socia- 
cher  Auffassung  nur  ein  Abzug  oder  „RauV  am  Arbeiter,  ist  der  Kapital-  und 
mehmergewinn ,  die  Rente  in  diesem  Sinne,  der  „Mehrwenh*',  den  nach  Marx 
Arbeiter  allein  producire.  über  das  Maass  seiner  Unterhaltskosten  hinaus,  wenig- 
s  im  Princip,  wenn  auch  nicht  ohne  Weitres  stets  dem  Maasse  nach  „ver- 
it'',  grade  auch  im  ökonomischen  Sinne.  Für  Weiteres  genügt  es,  hier  auf  den 
beil  der  Grundlegung,  Abschnitt  vom  Privatkapital,  zu  verweisen. 

§.  135^  Fortsetzung.  Die  Grenznutzen  -  Theorie  und  die  sich 
in  schliessende  neueste  Behandlung  des  Werths  in  der  Litteratur. 
hängig  von  einander  haben  neuerdings  in  verschiedenen  Ländern  verschiedene 
retiker  die  psychologische  Seite  des  Werthproblems  genauer  ins  Auge  gefasst 
ind  dabei  zu  einer  eigenthümlichen  Theorie  gekommen,  welche  nach  ihrem  charac- 
^chen  Begriff  und  Ausdruck  „Grenznutzentheorie**  genannt  wird.  Aller- 
sind es  nicht  erst  diese  Theoretiker,  wie  mitunter  angenommen  und  von  be- 
gter  Seite  auch  gelegentlich  wohl  behauptet  worden  ist,  welche  im  Werthproblem 
laopt  ein  psychologisches  Problem  gesehen  haben.  Als  ein  solches  ist  das- 

kaum  je  ganz  verkannt  worden  und  diejenigen  Autoren,  welche  sich  mit  dem 
'auchswerth,  mit  der  Seite  der  Nachfrage  im  sogen.  „Gesetz  von  Angebot 
Nachfrage**  näher  beschäftigt  haben,  konnten  auch  unmöglich  das  psychologische 
3nt  im  Werth  übersehen  und  haben  das  auch  nicht  nur  nicht  gethan,  sondern 
ch  wohl  besonders  hervorgehoben.  Aber  die  neueren  „Grenznutzentheoretiker** 
I  das  Verdienst,  diese  Seite  des  Problems  schärfer  betrachtet  und  in  einigen 
hungen  die  Erkcnntniss  der  hierbei  mitspielenden  Gefühle  und  deren  Zusammen- 
j  und  Abstufungen  gefördert  zu  haben.     Das    führte   sie   zu  dem  Versuch,   für 

Gefühle  und  ihre  Abstufuner,  daher  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  mit 
omten  Gütern,  unter  Berücksichtigung  der  Vertheilung  der  Bedürfnisse  über  die 
und  in  Bezu^  auf  die  Gutervorräthe  und  die  wechselnde  persönliche  Lage  ur- 
nder  Subjecte  eine  „Theorie",  eben  die  vom  „Grenznutzen**,  aufzustellen.  Ob 
:h  diese  Theorie   auch    sachlich    so    neu,    als   ihrer   Wortfassung   nach,   ob  sie 

21* 
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wirklich  richtig  und  vor  Allem,  ob  sie  eine  so  grosse  Tragweite  hat,  wie 
ihre  Anhänger  annehmen,  wird  von  anderer  Seite  bestritten  und  auch  ich  hege  nament- 
lich in  Betreff  der  ersten  und  letzten  der  eben  erw&hnten  Pnncte  Zweifel.  Insbeson- 
dere scheint  mir  (in  theilweiser,  doch  nicht  völliger  Cebereinstimmnng  mit  H.  Diet- 
zel, s.  u.)  die  Grenznatzentheorie  doch  nur  anf  eine  feinere  Analyse  der  auf  der 
Nach  frage -Seite  entscheidenden  psychischen  Momente  hinauszukommen.  Hier  er- 
giebt  diese  Theorie  genauere  und  tiefere  Einblicke  in  diese  Momente  und  damit  in 
die  Factoren,  welche  von  dieser  Seite  der  Nachfrage  aus  auf  die  Bildung  der  Höhe 
des  Werths,  auch  des  Tauschwerths  und  Preises  bestimmend  sind.  Aber  die  Trag- 
weite dieses  wissenschaftlichen  Fortschritts  ist  doch  nicht  so  gross  und  so  bedeutsam, 
wie  die  Anhänger  der  Theorie  meinen.  Die  bisherige  Werth-,  Tauschwerth-  und 
Preistheorie,  insbesondere  die  Theorie  der  Productionskosten  als  Preis  bestimmenden 
Factor's,  sind  dadurch  nicht  umgeworfen,  sondern  nur  nach  einer  Seite  ergänzt.  Mau 
konnte  das  etwa  so  ausdrucken:  in  der  Lehre  von  den  Productionskosten  (Ricardo, 
socialistische  Theoretiker)  hat  man  es  namentlich  mit  der  An  gebot- Seite  zu  thun 
und  hat  darüber,  wie  tlbrigcns  auch  Andere,  so  namentlich  Schaf fle  längst  ein- 
gesehen und  gelehrt  haben,  die  Nachfrage -Seite  zu  wenig  beachtet.  Die  Greiiz- 
nutzentheorie  hat  das  Verdienst,  die  letztere  Seite  in  zum  Theil  neuer  und  eigen- 
thtUnlicher  Weise  zu  betrachten  und  eben  dadurch  eine  Ergänzung  für  die  ganze 
Werth-  und  Preistheorie  zu  liefern. 

Die  wichtigsten  Grundgedanken  der  Grenznutzentheorie  oder,  wie  sie  ihre  An- 
hänger, z.  B.  Y.  BOhm-Bawerk  mitunter  kurzweg  nennen,  der  „modernen**  Werth- 
theorie  (auch  wohl  der  „psychologischen**  Werth-Theorie) ,  sind  zuerst  von  (jossen 
in  seinem  Buche  „Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Yerkehrä  und  der  daraus 
fliessenden  Regeln  für  menschliches  Handeln*'  (Braunschweig,  1S54)  entwickelt  worden. 
Dies  gestehen  die  neueren  Anhänger  der  Theorie  selbst  zu.  Aber  diese  Schrift  ist 
ohne  jede  Einwirkung  geblieben  und  vergessen  worden,  bis  sie  neuere  Theoretiker 
der  Richtung  (Walras,  Jevons)  erst  wieder  entdeckten.  Unabhängig  von  Gossen  und 
unabhängig  von  einander  sind  dann  drei  Gelehrte  verschiedener  Nationalitäten  wesent- 
lich auf  dieselbe  Werththeorie  gekommen.  Der  Deutsche  (Oesterreicher)  Karl  Menger, 
der  Engländer  Jevons  und  der  Franzose  (Schweizer)  Wal  ras.  Ein  Zusammentreffen 
von  Ansichten,  das  wiederum  gerne  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Theorie  an- 
gefahrt worden  ist  (z.  B.  von  v.  BOhm-Bawerk,  Kapital  II,  139,  Note),  aber  doch 
nur  beweist,  dass  aus  gewissen  Vordersätzen,  zu  welchen  analog  (hier  streng  deductiv 
und  mathematisch)  veranlagte  KOpfe  nicht  so  unbegreiflich  kommen,  dann  gleiche 
Schlüsse  gezogen  werden  (wie  mau  es  z.  B.  so  deutlich  bei  völlig  unabhängig  von 
einander  stehenden  socialistischen  Theoretikern  sieht,  was  Anton  Menger  verkannt  hat). 
Vergl.  zur  Litteraturgeschichte  der  neuen  Theorie  v.  Wies  er,  naturl.  Werth,  1889, 
Vorwort,  S.  VIII  ff.  S.  bes.  K.  Menger  in  s.  scharfsinnigen  Volkswirthschaftslehre 
S.  87  ff.  S.  98  daselbst  eine  freilich  etwas  schwerfällige  Formulining  des  Gesetzes 
Fom  Grenznutzen.  Jevons,  theory  of  polit.  economy,  zuerst  1871,  2.  A.,  p.  40  ff. 
(darüber  W.  BOhmert,  Jevons,  S.  24  ff.,  45).  Wal  ras  in  yerschiedcnen  der  oben 
S.  176  gen.  Schriften,  so  in  den  Elements  d'6con.  pol.  pure,  1874  ff.,  in  der  theorie 
de  la  monnaie  (1886),  wo  Anhänger  genannt  werden  (p.  VIII),  in  s.  Elements  d'Econ. 
pol.  (1889)  2.  6d.,  S.  65  ff. 

An  die  hier  gegebenen  Anregungen  hat  sich  nun  in  Oesterreich  i^nur  spärlich 
in  Deutschland)  und  theilweise  auch  im  Ausland  eine  ganze  Schule  der  ..(irenzuutzen- 
Theoretikcr**  angeknüpft.  Unter  diesen  ist  besonders  von  BOhm-Bawerk  und 
V.  W'ieser  hervorzuheben.  Ersterer  namentlich  in  seinen  schonen  Aufsätzen  „Grund- 
züge der  Theorie  des  wirthschaftlichen  Güterwerths*^  in  Conrad 's  Jahrbüchern 
(N.  F.  B.  13,  1886,  S.  1  ff.,  S.  477  ff.),  in  seinem  grossen  und  bedoatenden  Werke 
„Kapital*'  II,  S.  134  ff.  und  in  gelegentlichen  weiteren  Ausführungen,  so  in  Repliken 
gegen  H.  Dietzel  i.s.  u.).  Auf  v.  BOhm  sei  besonders  wegen  der  Klarheit  der  Dar- 
stellung einer  nichts  weniger  als  leicht  verständlichen  Lehre  und  wegen  der  ge- 
lungenen Formulirungcn  verwiesen.  Er  hat  den  Namen  „Grenznutzen**  von  v.  Wies  er 
übernommen  und  sagt  kurz:  „Der  Werth  eines  Gutes  bestimmt  sich  nach  der  Grosse 
seines  Grenznutzens**  (Kapital  II,  158)  oder  genauer:  ,.nach  der  Wichtigkeit  des- 
jenigen concreten  Bedürfnisses  oder  Theilbedürfnisses ,  welches  unter  den  durch  den 
verfügbaren   Gesammtvorrath    von    Gütern    solcher   Art   bedeckten    Bedürfnissen   das 
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idest  wichtige  ist";  oder  m.  a.  W.  für  den  Werth  eines  Guts  sei  maassgebend 
r  kleinste  Nutzen,  zu  dessen  Herbeiführung  es  oder  seinesgleichen  in  der 
treten  wirtbschaftlichen  Sachlage  rationeller  Weise  noch  verwendet  werden  dOrfte'* 

S.  157).  Freilich,  wie  kaum  zu  bestreiten  sein  möchte,  immer  Formulinmgen, 
iht  ohne  sehr  eingehende  Darlegung  der  ganzen  Theorie,  wie  sie  übrigens  (Uese 
oren  geben,  schwer  überhaupt  nur  zu  verstehen  sind.  Ueber  die  nach  Ansicht 
er  Gelehrten  bestehenden  Beziehungen  des  Grenznutzengesetzes  zum  Kostengesetze 
.  A.  F.  Böhm,  a.  a.  0.,  II,  200  („Das  Kostengesetz  ist  kein  selbständiges  Werth- 
stz,  sondern  bildet  nur  einen  Incidenzfall  innerhalb  des  wahren,  allgemeinen  Ge- 
es  Tom  Grenznutzen*'  [?]).  Ausser  ▼.  BOhm-Bawerk  ist  namentlich  7.  Wies  er  zu 
Den  mit  seiner  Schrift  „über  den  Ursprung  und  die  Hauptgesetze  des  wirthschaft- 
en  Werths'',  Wien  1884,  bes.  s.  126  ff.,  146  ff.,  ders.,  der  natürliche  Werth, 
n,  1889,  ders.,  in  dem  kleinen  Art  Grenznutzen  im  HandwOrterb.  d.  Staats- 
L,  IV,  107  (s.  auch  dess.  Verf.  Art  Gut,  eb.  S.  225).  Hier  wird  unter  „Grenz- 
en'* verstanden:  ,J[)er  geringste  Nutzen,  zu  dem  ein  Gut,  bei  gegebener  Sachlage, 
Bücksicht  auf  Bedarf  und  Vorrath  wirthschaftlicher  Weise  noch  verwendet  werden 
i''.  Femer  £.  Saz,  Grundlegung  der  theoret  Staatswirthschafk ,  bes.  S.  250  ff., 
r  eigentJich  das  ganze  Werk,  worin  die  „neue  Theorie''  auf  die  Lehre  von  den 
etlichen  Abgaben,  freilich  m.  £.  mit  zweifelhaftem  Erfolge,  angewandt  wird  (an* 
\T  Meinung  darüber.  Wies  er,  natürl.  Werth,  p.  XI,  während  v.  Böhm  sich  auch 
enüber  Sax  etwas  verwahrt  Kapital  II,  140.  Note).  Von  8ax  auch  ein  die  Bedeu- 
1^  der  Theorie  m.  £.  sehr  übertreibender  Vortrag  darüber:  „die  neuesten  Fort- 
itte der  nat.-Ok.  Theorie"  (Leipzig,  1889).  S.  ferner  die  auf  den  Preis  bezüglichen 
ichlagenden  Arbeiten:  Auspitz  und  Lieben,  Untersuchungen  über  die  Theorie 

Preises,  Leipzig,  1889  (vgl.  darüber  L.  Lehr,  in  Conrad 's  Jahrb.,  B.  52,  N.  F.  18, 
138  ff.),  Zuckerkandl,  zur  Theorie  des  Preises  mit  besonderer  Berücksich- 
ng  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Lehre,  Leipzig,  1889. 

In  den  letzten  Jahren  ist  dann  über  die  Grenznutzentheorie  eine  lebhafte  Dis- 
(ion  besonders  in  Conrad's  Jahrbüchern  zwischen  Anhängern  und  Gegnern  der 
re  geführt  worden.  Hervorzuheben  ist  der  treffliche  Aufsatz  von  J.  Lehr,  Werth, 
Qzwerth  und  Preis,  eine  kritische  Revision  der  neueren  bcztlglichen  Litteratnr, 
i  Theil  in  mathematischer  Behandlung  des  Problems,  und  mit  billiger  Anerkennung 

Bedeutung  der  Theorie,  wenn  auch  nicht  mit  Ucberscbätzung  dieser  Bedeutung, 
m  mit  nur  bedingter  Zustimmung  Scbarling,  Werthtbeorieen  und  Werthgesctz, 
rad's  Jahrb.,  B.  50,  N.  F.  16,  1S88,  S.  417  ff.,  513  ff.  (über  die  gen.  Theorie, 
130,  Kote),  worauf  v.  Böhm  replicirt  hat  (Kapital  II,  169,  Note).  Mit  scharfer 
emik,  besonders  in  Betreff  der  Beschränkung  der  Bedeutung  der  Theorie,  hat  sich 

soubt  der  Osterr.  Schule  müthodologisch  verwandte  H.  Dietzel,  die  classische 
rththeorie  und  die  Theorie  vom  Grenznutzen,  eb.  B.  54,  N.  F.  20,  1890,  S.  561  ff., 
en  diese  Theorie  gewandt   In  der  Form  unnOthig  scharf,  in  der  Sache  wohl  auch 

Bedeutung  der  Grenznutzentheorie   für   die  Analyse   der   auf  der  Nachfrageseite 

ienden  Motive  und  Rücksichten  doch  unterschätzend,  aber  in  seinem  Haoptergeb- 

i  m.  £.  gleichwohl  im  Ganzen  im  Rechte  (S.  605):  die  Theorie  sei  zutreffend  für  die 

ägorie  der  nicht-reproducirbaren  oder  SeltenheitsgUtcr,  gebe  hier  eine  ergänzende, 

aoere   Bestimmung    des  Vorpaiiges   der  Werthschätzong ,    doch    widerspreche   sie 

eriell  weder   der   Formel  Ricardos,    dass   der  Werth  der  Guter  dieser  Kategorie 

ch  „Neigung"'  und  „Wohlstand**  der  Begehrenden  sich  be&timmc,  nach  dem  „Ge- 

;  von  Angebot  und  Nachfrage*'.     Der  (irundfchler  der  Theorie   sei,   dass  sie  die 

eidung  der  Kategorie    der   nicht  -  reproducirbaren   von   der   der   reproducirbaren 

er,  die  Basis  der  classischen  Werthtbeorie,   möglichst  zu  verwischen  strebe.     Für 

reproducirbaren  Güter  sei  die  Theorie  vom  Grenznutzen   der  bisherigen  Theorie 

enüber   inferior;    die  Gabelung   des  Werthgesctzes   nach    den  zwei  Güterarten  sei 

ütastbar.   Repliken  hierauf  von  Lehr,  Conrad's  Jahrb.  55  (N.  F.  21)  1890,  S.  1S2, 

spitz  eb,  S.  28S,  Zuckerkandl  S.  509,   v.  Böhm-Bawerk  S.  519.    Duplik 

H.  Dietzel  eb.  B.  56  (3.  Folge  B.  1)  1891.  S.  6S5— 707,   mit  Festhaltung  seiner 

üicht     In  einer  inhaltreichen ,    ^ebr  beachtensweitheu  Abhandlung  betheiligte  sich 

in  der  Americauer  Patten  an  dem  Streit:  eb.  ß.  57  (N.  F.  B.  2)  8.  481 — 534.   Er 

ht,    unter  Festhaltung   der  deductiven  Methode,    den  Beweis   zu  führen,    dass  in 

isequenz  der  gesellschaftlichen  Auffassung  des  Wirthschaftslebens  die  Ricardo'schen 
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YoraQssetzuugcD  der  Doduction  zo  berichtigen,  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
mehr  als  subjective  aufzufassen  und  demgemäss  der  Theorie  ?om  Grenznutzen  bei- 
zustimmen und  ihr  dieselbe  Bedeutung  wie  dem  Rentengesetz  für  das  Smith-Ricardo'- 
sehe  System  zuzuerkennen  sei  (?).  Doch  mUsse  man  über  die  Theorie  rom  Grenz- 
nutzen hinaus  zu  weiteren  Untersuchungen  subjectiver  Thatsachcn  gehen  (S.  533,  534). 
8.  ?on  de  ms.  Verf.  die  methodologisch  und  zum  Tbcil  sachlich  einschlagenden 
Schriften:  premises  of  polit.  econ.,  lbS5,  consumption  of  wealth  18!^9  u.  bes.  theory 
of  dynamic  economics,  1892.  y.  Böhm-Bawerk  hat  die  ganze  neuere  Werthlitteratur 
des  In-  und  Auslands  einer  eingehenden  kritischen  Besprechung  unterzogen  (Conrad's 
Jahrb.  B.  5G,  3.  F.  B.  1,  S.  875 — 899)  und  dabei  scharf  andere  Theorieen  und  bes.  die 
Kritiker  der  Grenznutzentheorie  angegriffen,  so  Neumann,  sachlich  im  Ganzen  aber 
doch  nur  Einiges  zu  seiner  eigenen  Theorie  ergänzt  und  gegen  Missrerständni&se 
besser  gewahn.  Gegen  Dietzel  erwiderte  er  in  Conrad's  Jahrb.  B.  5ä  (3.  F.  B.  3) 
1892,  S.  320 — 367.  Indessen  kann  ich  auch  hier  v.  Böhm  nicht  weiter  beistimmen, 
als  oben  geschehen,  und  vermag  ich  Dietzel  in  den  Hauptpuncten  nicht  für  widerlegt 
zu  halten.     Der  ganze  Streit  droht  auch  etwas  in  Wortstreit  auszulaufen. 

Von  sonstiger  neuerer  deutscher  Litteratur  über  Werth,  worin  regelmässig  auf 
die  Grenznutzentheorie  mehr  oder  weniger  beistimmend,  ablehnend  oder  in  der  Ten- 
denz der  Vermittlung  mit  anderen,  namentlich  der  Kostentheorie  eingegangen  wird  — 
in  den  vorausgehend  genannten  Arbeiten  werden  diese  Schriften  meistens  erwähnt 
und  kritisirt  —  seien  hier  noch  genannt:  J.  Wolf,  zur  Lehre  von  Werth,  Tub.  Ztschr. 
f.  Staatswiss.  B.  42,  1886,  S.415,  Flatow,  Studie  über  den  Werthbegriff*,  eb.  B.  45, 
1889,  S.  261,  V.  Komorzynski,  Werth  in  d.  isolirten  Wirthschaft,  1889,  0.  Ger- 
lach, Bedingungen  wirthschaftlicher  Thätigkeit,  Jena  1890  (über  Marx,  Knies, 
Sch&ff'Ie,  Wieser,  vgl.  bes.  S.  29  ffl,  57  ff.;  über  Gerlach  v.  Böhm  in  Conrad*s  Jahrb., 
8.  F.  B.  1,  S.  389  ff.)  —  üebei  das  ganze  Werthproblem  s.  sonst  bes.  Schäffle  in 
den  im  vor.  §.  134  gen.  Stellen  und  Neu  mann  im  SchOnberg'schen  Handbuch  (die 
3  Auflagen  sind  hier  zu  vergleichen)  und  „Grundlagen'%  auch  betreffs  Abweichungen 
von  der  Grenznutzentheorie.  Dass  sich  Neumann  hier  immer  nur  auf  die  Ausarbei- 
tung von  Definitionen  beschränke  und  in  seiner  neuesten  Werthdefinition  (Schönberg's 
Handb.  I,  3.  A.,  S.  147:  Werth  im  subjectiven  Sinne  „die  Bedeutung  für  das  Inter- 
esse bestimmter  Personen,  welche  der  Verftlgungsgewalt  tlber  ein  Ding  beigelegt 
wird'^)  im  Grunde  die  Auffassung  der  Grenzwerth-Theoretiker  angenommen  habe,  wie 
V.  Böhm  meint  (Conrad's  Jahrb.,  3.  F.  B.  1,  S.  891  ff.),  kann  ich  doch  nicht  zugeben. 
Die  wie  immer  fein  zergliedernden  scharfen  Ausfahrungen  Neumann's  Über  die  Be- 
griffsbestimmung von  Werth  geben  doch  erheblich  mehr  als  bloss  formalistische 
Definitionen.  Aber  allerdings  kommen  sie  öfters  aus  Yerclausulirungen  nicht  heraus 
und  legen  auf  W*ortfassungen ,  deren  nur  relati\re  Richtigkeit  Neamann  selbst  immer 
zugiebt,  zu  viel  Werth.  Ich  kann  ihm  in  der  Zerlegung  des  Werthbegriffs  auch  nicht 
Überall  folgen  und  halte  Manches  für  Streit  um  Worte,  auch  z.  B.  was  er  über  die 
Unterscheidung  von  subjectivem  und  objectivcm  Werth,  gegen  den  Ausdruck  Ge- 
brauchbwerth  und  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  gegen  Rau's 
Unterscheidung  von  abstractem  und  concretem  Werth,  an  der  ich  festhalte,  sagt. 
Dogmen-  und  litteraturgeschichtlich  sind  auch  diese  Arbeiten  sehr  reichhaltig  und 
zur  Denkübung  und  Schulung  gut  geeignet 

Auch  in  der  fremden  Litteratur  spielt,  besonders  neuerdings,  mehr  noch  in 
Folge  des  Eindringens  der  „österreichischen"  Theorie,  als  in  Folge  von  Jcvons  und 
Walras,  die  aber  hier  auch  schon  Wirkung  ausgeübt  haben,  die  Controverse  ebenfalls, 
und  werden  Anhänger  und  Gegner  förmlich  abgezählt  und  jede  neue  Beistimmung 
zur  „modernen  Werththeorie''  gern  gebucht  (rgl.  die  genannten  Schriften  von  Walras, 
V.  Wieser,  v.  Böhm).  Ucber  die  Italiener,  unter  denen  z.  B.  Loria  ein  scharfer 
Gegner  ist  (Nuova  Antologia,  April  1S90)  s.  v.  Böhm  in  Conrad*s  Jahrb.  3.  F.  B.  1. 
S.  881  ff.  In  America  hallt  der  Streit  auch  wieder,  so  in  den  Spalten  des  Quarterly 
Journal  of  economics  (Harvard  Universität)  und  sonst.  S.  ferner  die  gen.  Schriften 
von  Patten.  In  England  hat  Marshall  in  seinen  principlcs  eine  Auffassung 
vertreten,  die  sich  der  meinen  darin  nähert,  dass  auch  er  die  Bedeutung  der  Theorie 
des  Grenznutzens  (mai^ginal  oder  final  Utility  im  Englischen)  für  die  Nachfrageseite 
anerkennt,  ohne  das  Productionskostengesetz  aufzugeben  (s.  Princ.  book  3,  eh.  2). 
(Ueber  Marshall  mein  Aufsatz  im  Quart.  Journal  of  economics,  April  1891,  worin  ich 
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Werthproblem  berührte).  In  Frankreich  ist  z.  B.  Gide  Anhänger  der  Grenz- 
entheorie (principes,  1.  li?re,  2.  eh.,  valenr),  in  Holland  Pierson  (leerbook 
Staats-hniskonde,  Uarlem  1S84).  Hier  hat  man  auch,  mit  mir  vollends  zveifel- 
em  Erfolge,  wie  £.  Sax,  begonnen,  die  „neue  Werththeorie''  fOr  das  Problem 
Vcrtheilung  der  Steaerlast,  besonders  in  der  Frage  des  progressiven  Steaerfasses, 
'erwerthen  (Cohen  Stuart,  Beitr.  z.  Theorie  der  progr.  Einkommensteuer,  1889, 
[ees  desgl.,  s.  v.  Böhm  in  Conr.  Jahrb.  3.  F.,  B.  1,  S.  875).  Aehnlich  neuestens 
5ax  im  1.  Heft  der  österr.  Ztschr.  f   Volkswirthschaft,  1892. 

Wie  man  nun  auch  zu  dieser  ganzen  Streitfrage  stehe:  eine  unverkennbare  be- 
ende geistige  Denkarbeit  stell  die  umfassende  Litteratur  Über  den  Grenznutzen 
i  Zweifel  dar.   Sie  zu  ignoriren  oder  gar  sie  missachtend  zu  behandeln,  ist  sicher 

Grund  da.  Für  uns  Deutsche  ist  es  auch  besonders  erfreulich,  unter  unseren 
jsleuten   in  Oesterreich  hier  eine    so  lebhafte  und   erfolgreiche  geistige  Th&tig- 

Platz  greifen  und  damit  wie  mit  der  Hochhaltung  der  deductiven  Methode  dort 
nng  gegen  Einseitigkeiten  der  wissenschaftlichen  Entwicklung  in  Deutschland 
nen  zu  sehen.  Ich  kann  daher  auch  spöttelnde  Bemerkungen,  wie  die  gelegent- 
m  G.  Cohn's,  nicht  billigen.  Die  deutsche  jüngere  historische  Schule  hat  sich 
dem  Gebiete  solcher  Fragen  völlig  passiv,  im  Grunde  impotent  erwiesen.  Wie 
imüthig  abnrtheilend  sie  sich  aber  auch  hier  verhält,  wie  immer,  wo  es  sich  um 
^e  und  Probleme  aussserhalb  ihrer  Richtung  und  Neigung  handelt,  zeigen  Becen- 
en  im  Schmoller'schen  Jahrbuch,  wie  die  von  W.  Sombart  über  einen  so  ge- 
enen,  scharfen  und  gedankenvollen  Autor  wie  v.  Wieso r  (XIII,  18S9,  B.  4, 
88j.  —  Immerhin  anders  benrthcilt  ein  hervorragender  jüngerer  socialistischer 
Dretiker,  wenn  auch  durch  seinen  Standpunkt  etwas  befangen,  Conrad  Schmidt, 
Theorie  (in  dem  Aufs,  die  psychologische  Richtung  der  neueren  Nationalökonomie 
Neue  Zeit'*  X,  2.  B.,  1892,  S.  421  ff.),  wie  denn  für  den  Socialismus  diese  Seite 
Problems  beachtenswerth  genug  ist. 

Im  Folgenden  habe  ich  nach  reiflicher  Ueberlcgung,  wozu  mir  seit  lange  jähr- 

insbesonderc  auch  die  Behandlung  der  Werth-  und  Preislehre  in  meinen  Yor- 
Qgen  Ablass  gegeben  hat,  doch  an  meiner  früheren  sachlichen  und  formellen 
wdlung  des  Gegenstands  in  diesem  Werke  nicht  viel  gegen  die  zweite  Auflage 
idert  Mancherlei  sehe  ich  auch  wirklich  nur  mehr  als  Wortstreit  an,  so  auch 
tges  von  Neumann's  Einwänden  in  den  Erörterungen  über  subjectiven,  objec- 
1,  concreten,  abstracten  Werth.  Im  Wesentlichen  habe  ich  mich  hier,  der  Auf- 
i  in  diesem  2.  Buche  von  den  Grundbegriffen  gemäss,  auf  Feststellung  der 
minologie,  Definitionen  und  die  allgemeinsten  Principienpuncte 
Lehre  von  der  Werth-  und  Preisgestaltung  beschränkt,  gehe  daher  an  dieser 
e  auf  die  sachliche  Controverse  über  Werth,  Preis,  Kosten,  Grenznutzen  nicht 
er  ein,  als  es  im  Vorausgehenden  geschehen  ist,  das  absichtlich  meinem  Mit- 
iter  H.  Dietzel   für   die   theoretische  Nationalökonomie    überlassend.     Für  mich 

auch  hier,  nachdem  ich  über  die  Werthlitteratur  und  die  neueren  Streitfragen 
itirt  habe,  das  Wichtigere,  diejenigen  socialen  Gesichtspuncte  und  Unterschei- 
den von  Kategoriecn  auch  in  dieser  Lehre  zur  Geltung  zu  bringen,  welche  ich 
n  in  der  2.  Aufl.  (zum  Theil  abweichend  von  der  ersten)  im  Anschluss  an  Rod- 
tus  hervorgehoben  habe. 

I.  Werth  im  Allgemeinen.  Gebrauchswerth.  §.  136 
,34].   A.  Ableitung  des  Werthbegriffs.   Es  ist  ein  natür- 

es  Bestreben  des  Mensehen,  insbesondere  des  wirthschaftenden, 
1  das  Verbältniss,   in  welchem  die  inneren  und  äusseren  Güter 

seinen  Bedürfnissen  stehen,  zum  deutlichen  Bewusstsein  und 
Btändniss  zu  bringen.  Dies  geschieht  durch  die  Schätzung 
erthschätzung),  wodurch  den  Gütern,  beziehungsweise  den  Dingen 

Aussenwelt  Werth  beigelegt  und  derselbe  gemessen  wird. 

Der  vielfach  streitige  und  durch  manche  oft  nur  scheinbar 
sinnige  Untersuchungen  noch  verdunkelte  WerthbegriflF  entwickelt 
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sich  einfach,  wenn  man,  wie  bisher  geschehen,  vom  Bedürfniss 
und  von  der  wirtbschaftlichen  Natar  des  Menschen  ausgeht,  dann 
zum  Gutsbegriff  gelangt  und  an  diesen  den  Werthbegriff  anknüpft. 
Die  Eigenschaft  eines  Outs,  zur  menschlichen  Bedürfnissbefriedigung 
tauglich  zu  sein  (seine  „Gutseigenschaft''),  kann  als  Nützlich- 
keit (Brauchbarkeit)  bezeichnet  werden.  Die  Bedeutung, 
welche  vom  Menschen  dem  Gute  wegen  dieser  seiner  Nütz- 
lichkeit beigelegt  wird,  ist  im  allgemeinsten  Sinne  der  Werth 
des  Gutes.  Derselbe  ist  also  keine  Eigenschaft  der  Dinge  an 
sich,  wenn  er  auch  objectiv  die  Nützlichkeit  eines  Dinges  zur 
Voraussetzung  hat,  sondern  er  ist  eine  Eigenschaft  des  Guts, 
welche  dasselbe  dadurch  erhält,  dass  der  Mensch  es  in  bewusste 
Beziehung  zu  seiner  bedürftigen  Natur  setzt.  Dieser  Werth  ist  immer 
Werth  im  snbjectiven  Sinne,  von  einer  und  für  eine  urtheilende 
Person  empfunden  und  erkannt.  Im  objectiven  Sinne  bedeutet 
„Werth",  „Werthe"  dann  auch  die  werthhabenden  Güter  selbst, 
wo  Gut  und  Werth,  Güter  und  Werthe  im  Wesentlichen  identische 
Begriffe  werden. 

Hermann  (2.  A.  S.  5,  6,  in  einer  Hinsicht  Kan,  I,  §.  57)  gehen  in  der  Ab- 
leitung des  Werthbegriffs  ebenso  ?or.  Ersterer  nnd  Andere  unterscheiden  nur  nicht 
weiter  zwischen  Nützlichkeit  und  Werth,  wogegen  Bau  einwendet,  dass  dann  einer 
von  beiden  Ausdrucken  Überflüssig  wäre.  Das  würde  kein  durchschlagender  Gegen- 
grund  sein,  aber  die  Unterscheidung  im  Texte  bringt  mit  Recht  ein  subjectivcs  Moment 
mit  in  die  Definition.  Aehnlich  auch  Sch&ffle  nationalökon.  Lehre  y.  Werth,  1862 
und  Ges.  Syst.  3.  Aufl.  S.  102,  Werth  subjectiv  betrachtet:  Die  einem  Gute  beigelegte 
Bedeutung  oder  Geltung.  Röscher  (Werth  die  Bedeutung,  welche  ein  Gut  für  das 
Zweckbewusstseiu  des  wirtbschaftenden  Menschen  hat),  Mangoldt  Grundr.  §.  1.  — 
Rau  hat  eine  andere  Werthdefinition  gegeben  §.  57.  £r  geht  auch  von  der  „Nütz- 
lichkeit*' aus,  glaubt  aber  dann  gleich  mehrere  Güter  in  Bezug  auf  ihre  Nützlichkeit 
vergleichen  zu  müssen  und  gelangt  darauf  zunächst  zum  Gebrauchswerth 
oder  zum  Werth  im  engeren  Sinne:  „der  im  menschlichen  Urtheil  anerkannte  Grad 
von  Nützlichkeit  eines  Sachguts**.  Indem  er  dann  den  Gebrauchs-  und  den 
Tausch-  oder  Yerkebrswerth  unter  dem  Gattungsbegriff  Werth  zusammenfasst, 
ist  ihm  dieser  „der  Grad  der  Fähigkeit  eines  Sachguts  zur  Förderung  mensch- 
licher Zwecke  zu  dienen**.  Hier  wird  aber  mit  Unrecht  der  zweite  Schritt  bei  der 
Schätzung  zum  erbten  gemacht.  Die  Einwendung  Kau 's,  dass  sich  vom  Werthe  einer 
Sache  allein,  ohne  Yergleichung  anderer  Güter  oder  mehrerer  individueller  Schätzungen 
nicht  sprechen  lasse,  und  wenn  man  einer  Sache  schlechthin  Werth  zuschreibe,  ohne 
sie  mit  einer  anderen  zu  vergleichen,  darunter  ein  vergleichsweise  hoher  Werth  zu 
verstehen  sei,  scheint  mir  unrichtig  und  dem  Sprachgebrauch  auch  zuwider. 

Marx,  Kapital  a.  a.  0.  S.  2  braucht  Gebrauchsweilh  und  Gut  gleichbedeutend.  — 
In  anderem  Sinne  als  im  Texte  spricht  Hermann  von  subjectivcm  und  objcctivem 
Werth,  und  Andere  nehmen  die  Unterscheidung  wieder  anders,  v.  Böhm-Bawerk 
(Gonrad's  Jahrbuch  B.  52,  N.  F.  13,  1886,  S.  4,  auch  Kapital  II,  137)  versteht  unter 
Werth  im  subjectiven  Sinne:  die  Bedeutung,  die  ein  Gut  oder  ein  Gütercomplex  für 
die  Wohlfahrtszwecke  eines  Subjects  hat,  im  objectiven  Sinne:  „die  Kraft  oder  Tüch- 
tigkeit eines  Guts  zur  Herbeiführung  irgend  eines  objectiven  Erfolgs.'*  Genauer  aber 
bestimmt  v.  Böhm  (Jahrb.  a.  a.  0.  S.  18)  den  subjectiven  Werth  als:  „diejenige  Be- 
deutung, die  ein  Gut  oder  Gutercomplcx  als  erkannte  Bedingung  eines  sonst  zu  ent- 
behrenden   Nutzens    für   die    Wohlfahrtszwecke   eines  Menschen   erlangt"    (wie,    was 
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)Ohm  auch  bemerkt,  nicht  ganz  unähnlich  schon  von  Mangoldt  in  der  Volks- 
hschaftslehre  S.  132).  Neumann  (Handbuch  I,  3.  A.,  S.  139,  151),  welcher  der 
nition  der  einzelnen  Wertharten  eine  allgemeine  Definition  ?on  Werth  voraus- 
'/bicken  ,,ganz  Terkehrt'*  nennt  (S.  138  Note  21),  unterscheidet  durchweg  zwei 
9gorien  von  Werthbegrifien,  die  subjectiven  und  die  objectiven,  jene,  „die  sich 

gewisse  Personen  und  ihre  Vermögensinteressen,  resp.  ihre  Interessen,  Wunsche, 
r  Neigungen  überhaupt  beziehen'^  oder  kurz :  nach  der  Schätzung  eines  Dings  nach 
er  Bedeutung  oder  Tauglichkeit  für  gewisse  Personen;  die  objectiven  nach  der 
Itzung  von  Dingen  ohne  solche  Rücksicht,  wo  von  gewissen  Personen  abgesehen 

vorzugsweise  die  Tauglichkeit,  gewissen  Bedürfnissen,  Interessen,  Wünschen, 
tcken  u.  s.  w.  als  solchen  zu  genügen,  beachtet  wird.  Ich  kann,  trotzdem  das 
mann  fast  unorkl&rlich  nennt  (a.  a.  0.,  S.  152,  Note  62)  auch  jetzt  noch  nicht 
lin,  in   dieser   seiner  Unterscheidung  wesentlich  dasselbe  wie  in  der  Ban*schen 

concretem  und  abstraciem  Werth  zu  sehen,  und  auch  v.  Böhm's  Unterscheidung 
t  auf  wenig  Anderes  hinaus. 

Die  Analyse  der  psychologischen  Vorgänge  bei  der  subjectiven 
srtbschätzang  ergiebt,  dass  zuerst  die  Beilegung  von  Werth 
olgt,  darauf  die  Höhe  dieses  Werthes  gemessen  wird.  Ersteres 
ichiebt  in  der  Weise,  dass  die  Güter  zu  den  Bedürfnissen  in 
Ziehung  gesetzt  werden;  letzteres  dann  in  doppelter  Weise: 
werden  die  Güter  verglichen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Brauch- 
*keit  zur  Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse  und  auf 
e    Brauchbarkeit    zur    Befriedigung    desselben    Bedürfnisses. 

ersten  Falle  hängt  für  das  schätzende  Subject  die  Höhe  des 
irthes  der  Güter  allgemein  von  der  Rangordnung  seiner  Bedürf- 
te, speciell  von  der  iStärke  und  Dringlichkeit  der  von  ihm  im 
icreten  Falle  zu   befriedigenden  Bedürfnisse  ab:  es  entscheidet 

0  zugleich  die  Natur  der  Güter  und  die  jeweilige  persönlicbe 
ge   des  schätzenden  Meoschen  über  die  Höhe  des  Werthes:  der 

sich  einfache  und  richtige,  der  Grenznutzentheorie  zu  Grunde 
gende  Sachverhalt.  Im  zweiten  Falle  hängt  die  Werthhöhe 
sentlich  von  dem  Grade  der  Brauchbarkeit  eines  Gutes,  demnach 

1  dessen  objectiven  Eigenschaften,  bei  derselben  Gutsart  von 
r  Qualität,  Sorte  ab.  Die  Rangordnung  der  Brauchbarkeiten  be- 
nmt  also  die  Höhe  des  Werthes  der  verschiedenen,  für  dasselbe 
dürfniss  dienenden  Güter. 

Die  von  Rau  und  anderen  Autoren  gegebene  Definition  des  Werths.  wonach 
ier  den  Grad  der  Fähigkeit  eines  Guts  (Sachguts  Kau),  zor  Förderuu)^  mensch- 
ler  Zwecke  zu  dienen,  bezeicbue,  wird  nur  ucni  zweiten  Vorgange  bei  der  Schät- 
g  gerecht  und  ist  zu  cni2:.  Die  Vergleichnng  der  Guter  unter  sich  ist  zur 
rthmessung,  nicht  zur  Werthbeilegung  erforderlich.  Meine  Bezugnahme  auf 
Grenznutzentheorie  in  obiger  Weise  wird  vielleicht  Widersprach  linden,  aber  mit 
echt. 

B.  —  §.  137  [35,  36].    Der  Werth  als  Gebrauchswerth. 

:r  also  abgeleitete  Werth   ist  Gebrauchswerth.     „Es  giebt 

ir  Eine  Art  Werth   und   das  ist  der  Gebrauchswerth.     Dieser 

entweder  individueller  Gebrauchswerth  oder  socialer  Ge- 
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branchswerth.  Der  erstere  besteht  dem  Individuum  und  seinen 
Bedürfnissen  gegenüber  ohne  alle  Berücksichtigung  einer  socialen 
Organisation.  Der  zweite  ist  der  Gebrauchswerth ,  den  ein  aas 
vielen  individuellen  Organismen  (bez.  IndividucD)  bestehender 
socialer  Organismus  hat"  (Rodbertus).  Der  sociale  Ge- 
brauchs werth  setzt  also  Arbeitstheilnng  und  eine  bestimmte 
Rechtsordnung  bezüglich  der  sachlichen  Productionsmittel  ^  damit 
die  Nothwendigkeit  einer  Organisation  der  Vertheilung  der 
arbeitstheilig  gewonnenen  Güter  voraus. 

Das  Mittel  hierzu  ist  im  freien  Verkehr  auf  der  Grandlage  der  PriFateigen- 
thumsordnung  und  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft 
die  Einrichtung  des  Tausches,  bez.  unter  Vermittlang  des  Gelds,  des  Kaufs  und  Ver- 
kaufs, wo  dann  der  Werth  als  Tauschwerth  und  Vertrags-Preis  hervortritt. 
Der  Tauschwerth  ist  daher  nicht  eine  dem  Gebrauchswerth  coordinirte  Art  des  Werths, 
kein  logischer  Gegensatz  zum  Gebrauchswerth.  sondern  er  ist  ein  historischer  Be- 
griff, der  bestimmten  geschichtlichen  Perioden  des  Verkehrs  entspricht  Er  hat 
im  Taxwerth  und  Taxpreis  einen  anderen  historischen  Werthbegriff  neben  sich: 
ein  durch  Autorit&ten  festgesetzter  Werth  und  Preis  fUr  die  GuterQbertraguug 
zwischen  zwei  Personen.  In  einem  obrigkeitlich  oder  durch  Organe,  denen  die 
betreffende  Macht  hierzu  gewährt  ist,  geregelten  Verkehr  kommt  dieser  Taxwerth 
und  Taxpreis  auch  in  einer  Volkswirthschafc  mit  privatwirthschaftlicher  Organisation 
and  Privateigenthumsordnung  vor.  In  einer  auf  der  Kechtsgrondlage  gesellschaft- 
lichen Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  beruhenden  Volks- 
wirthschaft  mit  „sccialistischer*'  Organisation  der  Prodaction  und  Vertheilung  mUsste 
folgerichtig  der  Tauschwert!!  und  Preis  des  freien  Verkehrs.  —  mindestens  der  Regel 
nach,  streng  genommen  unbedingt—  verschwinden  und  allgemein  durch  „Social - 
Taxen''  ersetzt  werden.  Die  nothwendige,  aber  missliche,  weil  nicht  oder  unendlich 
schwer  auszuführende  Consequenz  des  Systems!  (S.  §§.  141,  142.) 

Vgl.  Rodbertus  in  dem  Briefe  an  mich  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1S78,  S  223.  Ich 
habe  mich  dieser  Auffassong  angeschlossen,  deren  Bedeutung  ich  schon  in  der  1.  Aufl. 
einmal  hervorhob.  Rodbertus  schliesst  seine  dortige  Erörterung:  ,J)cr  Tauschwerth 
ist  nur  der  historische  Um-  und  Anhang  des  socialen  Gebrauchswerths  aus  einer  be- 
stimmten Geschichtsperiode.  Indem  man  dem  Gebrauchswerth  einen  Tauschwerth  als 
logischen  Gegensatz  gegenüberstellt,  stellt  man  zu  einem  logischen  Begriff*  einen  histo- 
rischen Begriff  in  logischen  Gegensatz,  was  logisch  nicht  angeht.''  Das  ist  vollkommen 
richtig  und  nöthigt  zu  einer  Aenderung  der  üblichen  unlogischen  „Einthoilung"  des 
Werths  in  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  wie  ich  sie  in  §.  35  d.  1.  Aufl.  auch  noch 
vorgenommen  hatte.  —  Die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  schon 
im  Keime  (wie  Neu  mann,  Tüb.  Zeitschr.  B.  28,  275,  mit  Recht  berichtigt)  bei 
Aristoteles,  Polit.  I,  9.  Die  eigene  Benutzung,  der  Gebrauch,  die  häusliche  Ver- 
wendung {olxelcc  xQ^^^q)  ^^^  ^^™  Vertauschen  gegenüber  gesetzt.  Vergl.  auch 
eb.  I,  3,  4  und  die  ganze  Theorie  des  Erwerbs  des  Aristoteles,  wovon  Büchsen- 
schütz  a.  a.  0.  S  252  ff*,  eine  Uebersicht  giebt.  —  Auch  A.  Smith  I,  eh.  4  unter- 
scheidet value  in  use  und  in  exchange,  behandelt  aber  nur  den  letzteren.  Ebenso 
seine  meisten  Nachfolger,  Ricardo  und  überhaupt  besonders  die  Freihändler.  Von 
zwei  entgegengesetzten  Seiten  ist  denn  auch  die  Ansicht,  besonders  in  neuerer  Zeit, 
vertreten,  dass  nur  der  Tauschwerth  der  in  der  Nationalökonomie  zu  betrachtende 
Werth  sei,  nemlich  von  radic^l  freihändlerischer  und  von  socialistischer  oder  den 
Socialisten  verwandter  Seite.  Von  ersterem  Standpuncte  aus  soUtc  die  Wissenschaft 
eine  reine  Tausch-Lehre  werden,  eine  ausseronlentlich  enge  und  einseitige  Auf- 
fassung. Von  der  anderen  Seite  s  Marx,  ].  Kap,  H.  ROsler  in  Hirth's  Ann.  1875 
S.  10,  Dühring,  Cursus  S.  38  (Gebrauchswerth  nur  „in  der  veralteten  Tradition  der 
gemeinen  Lehrbücher*',  „wissenschaftlich  überwundener  Irrthum").  —  Ich  stelle  im 
Einklang  mit  der  Rodbertus'schen  und  auch  der  Schäffle'schen  Auffassung 
(Soc.  Körper  III,  272,  276)  den  Gebrauchswerth- Character  alles  Werths  voran 
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hebe  die  Gebracchsirerth-Scbätzang  um  so  mehr  henror,  weil  die  Tauschwerth- 
Uznog  aof  Tiele  der  wichtigsten  wirthschaftlicben  Güter  schlechterdings  gar  nicht 
andbar  ist,  so  nicht  auf  den  Staat  ond  seine  Leistungen,  noch  auf  andre  gemein- 
IschaftUche  Verhältnisse.  (S.  unten  §.  139.)  Aber  auch  im  priyatwirthschafUichen 
cehr  reicht  die  Tauschwerth-Sch&tznng  nicht  aus  und  muss  namentlich  zur  Erklärung 
einfachsten  Tauschacte  im  Verkehr  auf  die  Schätzung  nach  dem  concreten  Werth 
ckgegriffen  werden  (u.  §.  138).  Rau  hat.  trotzdem  er  nur  Sachguter  betrachtet, 
ler  Tausch  und  der  rerkehrsmässige  Erwerb  so  voran  stehen,  mit  Recht  doch  auch 
Gebrauchswerth  eine  eingehende  Betrachtung  gewidmet  (§.  58  ff).  Die  Erweite - 
des  Begriffs  der  wirthschaftlicben  Güter  auf  persönliche  Dienste  und  Verhältnisse 
tit  dies  noch  nothwendiger.  Neumann  (z.  B.  Handb.  I,  3.  A.,  S.  139,  Note  23, 
12)  wendet  sich  auch  gegen  die  Eintheilung  des  Werths  in  Gebrauchs-  und  Tausch- 
h,  wie  sie  bei  Rau,  Röscher,  Hermann  sich  findet,  sowie  gegen  die  Behandlung 
sr  als  coordinirte  Begriffe.  Aber  seiner  völligen  Verwerfung  jeder  bezüglichen 
rscheidung  vermag  ich  nicht  zu  folgen  und  finde  das,  was  Neumann  darüber  aus- 
t,  auch  nicht  recht  verständlich. 

Der  Gebrauchswerth  (Werth  im  engeren  Sinne  bei 
d)  läast  sich    definiren    als  der  Werth  eines  Guts,    betrachtet 

den  Zweck  der  BedUrinissbefriedignng  mit  ihm,  dem  Gute, 
;en  der  specifischen  Nützlichkeit  des  Gutes  und  wegen  des 
arfs,  welcher  auf  Güter  dieser  Art,  daher  aus  Gründen  der  all- 
lein  menschh'chen  wie  eventuell  der  individuell  persönlichen 
ürftigkeit  und  Lage  und  der  daraus  hervorgehenden  Bedürf- 
-Empfindung  gerichtet  ist.  Er  ist  so  die  Grundlage  jeder 
ätzung. 

Modification  meiner  Definition  in  §.  35  d.  1.  Aufl.,  woza  ich  mit  durch  Held, 
dr.  S.  41  bewogen  wurde.  „Wenn  man  den  Gebrauchswerth  einmal  erkannt  hat,  so 
tt  er  sich  so  lange  gleich,  als  nicht  in  den  Absichten  (und.  füge  ich  hinzu,  in  den  auf 
>  Absichten  bestimmend  einwirkenden  Verhältnissen)  des  Menschen  oder  in  der  aner- 
ten  Brauchbarkeit  eines  Mittels  für  dieselben  ein  Wechsel  eintritt''  (Rau,  §.  58.) 

Der  individuelle  wie  der  sociale  Gebrauchswerth  ist  zu 

erscheiden: 

1)  nach  dem  subjectiven  Zwecke  des  Besitzers  (Begehrers) 
1  nach  der  objectiven  Brauchbarkeit  des  Gutes:  als  Ge- 
is werth  für  die  directe  Bedüri'nissbefriedigung  mit  dem  Gute 
st  und  Productionswerth  (mitunter  Erwerbswerth  ge- 
Qt,  so  bei  Rau,  was  aber  sprachlich  den  Tauschwerth  mit 
assen  würde)  für  die  Herstellung,  bez.  Gewinnung  neuer  Güter 

dem  Gute.  Die  Güter  lassen  sich  mit  Rücksicht  hierauf  in 
lussmittel  und  Productionsmittel  (Erwerbsmittel) 
^scheiden. 

Ob  ein  Gut  zur  einen  oder  anderen  Glasse  gehört,  hängt  allerdings  bei  manchen 
m,  welche  ihrer  Beschaffenheit  nach  beide  Verwendungen  gestatten,  vom  Willen 
Menschen  (Besitzers)  ab.  Aber  vorherrschend  maassgebend  ist  doch  die  Be- 
fenheit  der  Güter  selbst,  wonach  viele  Güter,  wenigstens  rein  ökonomisch  be- 
tet, nur  Genussmittel  (z.  B.  Nahrungsmittel,  Luxusartikel),  —  was  natürlich  nicht 
3rt,  dass  sie  ein  Theil  des  Kapitals  als  Productionsmittelfonds  sind,  indem  sie  von 
Producenten  während  der  Production  und  um  zu  dieser  fähig  zu  werden,    ver- 
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zehrt  werden  (s.  o.  §.  129)  —  viele  nur  Prodoctiousmittel  (z.  B.  Werkzeuge,  Ma- 
Kchinen,  yiele  Rohstoffe,  Hilfsstoffe)  sind.  Insofern  yerb&lt  es  sich  ähnlich  mit  dieser 
Unterscheidung  wie  mit  derjenigen  zwischen  Gcbrauchs?ermögen  und  Kapital  (§.  130). 
Von  Wichtigkeit  ist  dieselbe  auch  bei  der  Beunheilung  der  natürlichen  Aus- 
stattung der  Länder  mit  sogen,  freiwilligen  Natur^aben. 

8)  Die  Höbe  des  Genusswerthes  ist  zwar  vom  subjeetiven 
Urtheil  des  einzelnen  Menscben,  bisweilen  selbst  von  der  Laune 
und  dem  Spiele  der  Einbildungskraft  mit  abhängig,  aber  in  der 
Hauptsache  beruht  sie  doch  auf  festen  Zwecken  der  Menschen 
und  gewissen  Eigenschaften  der  Güter  und  ist  deshalb  auch  der 
wissenschaftlichen  Betrachtung  zugänglich. 

Kach  Bau,  §.  58,  der  hier  ein  Wort  von  Shakespeare,  Troil.  u.  Cress.  II,  1, 
citirte:  Value  dwells  not  in  particular  will  —  It  holds  its  estimate  and  dignity  — 
As  well  wherin  'tis  precious  of  itself,  —  As  in  the  pricer.  Bau  fügt  hier,  §.  58, 
Abs.  2,  hinzu :  „Die  Grösse  des  Gebrauchswenhs  einer  Sache  kann  aus  der  durch  den 
Mangel  derselben  verursachten  Beschwerde  (der  Entbehrung)  erkannt  werden^',  was 
an  V.  Mangoldt*8  Begriffsbestimmung  vom  Werth  in  der  Y olkswirthschaftslehre ,  die 
auch  V.  Böhm-Bawerk  anerkennt,  und  —  insofern  an  den  leitenden  Gesichtspunct 
der  Grenznutzeutheorie  anklingt,  der  demnach  wieder  nicht  so  „neu''  wäre.  Die  Rang- 
ordnung der  menschlichen  Bedürfnisse,  denen  ein  Genussmittel  dienen  kann,  und  der 
Grad  der  Brauchbarkeit  eines  solchen  für  die  Befriedigung  eines  bestimmten  Bedürf- 
nisses entscheidet  speciell  auch  über  die  Höhe  des  Genusswenhs. 

b)  Die  Höhe  des  Productionswerthes  richtet  sich  „nach 
der  Stärke  des  Beistandes,  welchen  die  Productionsmittel  zur  Her- 
stellung neuer  Güter  leisten,  daher  nach  der  mit  ihrer  Hilfe  ent- 
stehenden Werthmenge,  nach  Abzug  des  etwa  nöthigen  Kosten- 
aufwandes.'^ 

Da  hierbei  die  objective  Brauchbarkeit  der  Güter  und  der  Stand  der  Technik 
entscheiden,  so  lassen  sich  durch  „fortgesetzte  Beobachtungen  in  der  Gütererzeugung 
viele  Erfahrungss&tze  zur  Bemessung  der  Höhe  des  Productionswerths  gewinnen,  be- 
sonders in  der  Sachgttterproduction ,  im  Gebiete  der  Landwirthschaft  und  der  Stoff- 
veredlung (Industrie)''.  Nach  Bau,  §.58.  —  Z.  B.  Kährkraft  eines  Centners  Heu  für 
Melkthiere  oder  Mastvieh  —  Düngkraft  eines  Centners  Mist  —  Ertragsfähigkeit  eines 
Morgen  Acker  oder  Wald  bei  einer  gewissen  Bodenart  und  andren  gegebenen  Um- 
Bt&nden  — ,  Leistungen  einer  Dreschmaschine  — ,  Heizkraft  der  verschiedenen  Brenn- 
stoffe u.  s.  w.  (Bau.)  Der  Werth  in  diesem  Sinne  wäre  der  objective  v.  Böhm- 
Bawerk 's  und  auch  eine  der  von  ihm  als  annehmbar  erkannten  Arten  des  Werths 
im  objectivcn  Sinn  bei  Neumann,  als  welche  er  noch  besonders,  in  nicht  recht  an- 
mutheudcr  Behandluugsweise,  den  gemeinen  Werth  (gemeinen  Yermögenswerth),  den 
Tausch-  oder  Kaufwerth  im  objectiveu  Sinne  und  den  Werth  als  Ertragswerth  desgl. 
unterscheiden  will  (Handb.  S.  152,  158,  3.  Aufl.). 

2)  Nach  der  Art  und  der  Zeitdauer  des  Gebrauchs  eines 
Gutes  ist  dessen  Gebrauchswerth  Verzehrungs-  (Verbrauchungs) 
werth  bei  Verbrauchsvermögen,  Benutzungswerth  bei  Nutz- 
vermögen (§.  128). 

3)  Nach  dem  inneren  Grunde  des  Gebrauchswerths  kann 
bei  Sachgtitem  Stoff-,  Form-  und  Ortswerth  unterschieden 
werden. 

Kach  Knies,  Tub.  Zeitschr.  1855.  Letztere  beiden  Arten  sind  namentlich 
wichtig  zur  Beurtheilnng  der  Leistungen  der  Industrie  und  des  Handels. 
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C.  —  §.  138  [37].  Der  Gebranchswerth  als  Mengen- 
er  Gattnngswerth  oder  als  concreter  und  abstracter 
6rth:  eine  UnterscheiduDg ,  welche  uicht  die  Bedeatnng  einer 
ÜDtheilang'',  sondern  zweier  von  einem  verschiedenen  Stand- 
DCte  der  Betrachtung  ans  sich  ergebeuden  Auffassungen  hat 

Nach  Bau 's  TenaiDologie,  s.  bei  ihm  I,  §.  62,  62  a.  Sich  anschliessend,  aber 
it  ganz  ebenso  Röscher  g.  6.  Aach  dieser  Unterscheidung  ist  neaerdings  die 
ientnng  und  selbst  die  Richtigkeit  und  Zaiässigkeit  abgesprochen  worden,  so  von 
amann  in  s.  kritisch  so  werthvollen  Ontersachnngen  in  der  Tub.  Zeitschr.  B.  28,  288  ff., 

wiederholt  Er  will  den  Werth  nur  unterscheiden  insnbjectiven  and  objectiven 
1  hält  an  der  Abweisung  des  concreten  und  abstracten  Werths  auch  in  seinen 
esten  Arbeiten  fest  Wie  schon  bemerkt,  scheint  mir  jedoch,  dass  sein  subjecti^er 
rth  im  Wesentlichen  Rau's  concreter  Werth  nnd  sein  objectiver  Werth  ebenso  in 

Hauptsache  Rau's  abstracter  Werth  und  der  gewöhnlich  sogen.  Tauscbwerth  ist, 
e  dass  aus  der  neuen  Nomenclatur  und  Werthointheiinng  ein  besondrer  Gewinn 
iltirt  Ich  halte  im  Ganzen  an  Rau's  Lehre  auch  in  dieser  3.  Auflage  hier  fest  Auch  sonst 
i  in  der  neueren  Werthtbeorie,  auch  in  der  Grenznutzentbeorie,  die  hier  besprochene 
erscheidung  dem  Wortlaut  nach  meist  fallen  gelassen,  um  aber  m.  E.  im  Grunde 
er  anderen  Namen  und  in  den  Ausfuhrungen  sachlich,  wenn  nicht  genau  ebenso, 
ioch  ähnlich  herrorzutreten.  Ich  sehe  nach  wiederholter  Prüfung  und  auch  nach 
I   Studium    der   reichen    und    im    Einzelnen   manches    Gute   fördernden   neueren 

neuesten  Wertblittoratur  keinen  Grund,  die  alte,  m.  E.  auch  ganz  passende, 
infalls  durch  keine  passendere  bisher  ersetzte  Terminologie  aufzugeben.  Ebenso 
e  ich  in  der  sachlichen  und  formellen  Behandlung  bis  auf  einen  Punct  (bei  dem 
ickungsverhältniss'')  gegen  früher  nichts  Wesentliches  zu  ändern  fUr  nothwendig 
anden.    In  den  früheren  Sätzen  (2.  Aufl.,  S.  51)  über  die  Abhängigkeit  der  Höhe 

concreten  Werths  und  über  dessen  Grenzen  war  auch  das,  was  ich  jetzt  etwas 
ers  fasse,  und  insofern  auch  ein  Gedanke  der  Grenznutzentheorie,  implicite  ent- 
;en. 

1.  Die  ursprüngliche  und  natürlichste  Werthschätzung  ist  die 
dividuelle,  d.  h.  die  besitzende,  bez.  behalten  wollende 
er  die  bedürfende,  bez.  begehrende,  erlangen  wollende 
rson  beurtheilt  die  Bedeutung  eines  bestimmten  Gutes  in 
stimmter  Menge  in  einem  einzelnen  Zeitpuncte  für 
re  bestimmten  Bedürfnisse.  Der  hiernach  sich  ergebende 
brauchswerth  dieses  Gutes  ist  sein  concreter  oder  sein  Mengen- 
irth.  Er  regt  den  Willen  an  beim  Besitzer,  das  Gut  zu  be- 
Iten,  beim  Begehrer,  es  zu  erwerben,  nnd  bestimmt  die  Be- 
ugungen, daher  auch  die  Höhe  des  Entgelts  mit,  gegen 
Iches  ein  Gut  fortgegeben,  bez.  erworben  werden  kann  und 
3ntuell  wird.   Er  ist  daher  von  unmittelbar  practischer  Bedeutung 

den  Verkehr,  demnach  für  den  Tauscbwerth  und  Preis. 

Seine  Höhe  ist   abhängig  einmal  vom  Bedarf,  daher  von 

r  jeweiligen   persönlichen  Lage   des   Schätzenden,    der 

von  bedingten  Art,  Umfang,  Stärke,  Dringlichkeit  des 

befriedigenden  Bedürfnisses  sowie  von   der  Brauchbarkeit 

IS   Gutes   zu   der  betreffenden   Bedürfnissbefriedigung,   sodann 
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von  dem  „Deckungsverhältniss"  zwischen  dem  Bedarf  und 
dem  Vorrath,  daher  in  Bezug  auf  besessenen  Vorrath  des  Schätzenden 
von  der  Grösse  und  den  Bedingungen  der  Ergänzung,  Wiederbe- 
schaffung des  erforderlichen  Vorraths,  in  Bezug  auf  überhnupt  erst 
zu  erlangenden  Vorrath  von  solchen  Bedingungen  für  die  noth- 
wendige  Vorrathsbeschaffung  nach  Quantum  und  Quäle  alleiu.  Diese 
Bedingungen  laufen  auf  die  Opfer  und  Mühen  für  diese 
Beschaffung  hinaus,  die  ganz  passend  sogenannten  ,, Schwierig- 
keiten derErlangung"  (wie  festzuhalten  ist).  Diese  Schwierig- 
keiten der  Erlangung  hängen  bei  den  nicht  regelmässig  wieder- 
herstellbaren (irreproduciblen)  Gütern  von  dem  Maasse  der  Selten- 
heit dieser  Güter  —  an  sich  oder  nach  den  für  sie  einmal 
vorhandenen  Besitz-  und  Angebotsverhältnissen  —  endgiltig  ab. 
Bei  den  viel  wichtigeren  regelmässig  herstellbaren  (reproduciblen), 
der  Masse  aller  Güter,  sind  die  Schwierigkeiten  der  Erlangung  auf 
die  Kosten  der  Herstellung  und  Herbeiführung  (Productions- 
kosten)  zurückzuführen  und  diese  auch  hier  (wie  beim  Tausch- 
werth)  auf  der  Seite  des  Vorraths  für  den  concreten  Fall  ent- 
scheidend. Die  Grenzen  der  Höhe  des  concreten  Werthes  sind, 
soweit  der  Bedarf  entscheidet,  für  eine  schätzende  Person  nahezu 
„Null"  und  „Unendlich". 

Durchaus  abhängig  von  individuellen  Umständen  ist  der  concrete 
Werth  nothwendig  bei  demselben  Gute  fUr  verschiedene 
Personen  verschieden,  weil  eben  verschiedene  Personen  schätzen 
and  die  individuellen  Umstände  fUr  diese  ohnehin  in  irgend  Etwas 
immer  abweichen  werden.  Hierauf  beruht,  psychologisch  betrachtet, 
die  Möglichkeit  und  im  Verkehr  der  Antrieb  zum  Tausche 
(immer  eigener  Gebrauch  des  Gutes  als  Zweck  voraus- 
gesetzt). Güter  verschiedenen  concreten  Gebrauchswerthes  für 
die  Tauschenden  erlangen  dabei  denselben  Tauschwerth.  Man 
strebt  regelmässig  nach  Erwerb  und  Besitz  von  Gütern  solchen 
concreten  Werthes  und  giebt  demnach  im  Verkehr  Güter  fehlenden 
oder  geringeren  gegen  solche  höheren  concreten  Werthes  hin. 

Das  Ziel  ist  also  immer,  mit  Bau  zu  sprechen,  „in  den  znm  eigenen  Gebraache 
bestimmten  Gutem  die  grOsste  Menge  von  concretem  Werthe  zu  besitzen.  Yer- 
ünsserangen  der  tlberflassigen  Yorr&tbe  und  Erwerbungen  der  noch  fehlenden  Guter 
(Sachguter  Raa)  dienen ,  den  Besitz  so  umzuändern ,  dass  er  jenem  Ziele  am  Besten 
entspricht,  d.  i  s&mmtliche  Bedurfnisse  am  Vollständigsten  befriedigt*'  (Rau  I,  §.  62a). 
„Der  Einflnss  des  Bedarfs  und  Besitzes  auf  die  Schätzung  des  Gebranchswerths  ist 
TorzUglich  bei  den  Genussmittoln  ganz  entscheidend.  Lässt  sich  auch  von  man- 
chen Gutern,  die  zum  Vergnügen  dienen  (Luxusgegenst&nde) ,  nicht  genau  angeben, 
wie  viel  man  braucht,  so  giebt  es  doch  ein  Maass  derselben,  dessen  Ceberschreitung 
als  Ueberfluss  cmpfonden  wird,  und  auch  innerhalb  dieses  Maasses  pflegt  der  con- 
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6  Werth  eines  einzelnen  Stücks  oder  Quantums  desto  kleiner  zu  werden,  je  hoher 

ganze    Yorrath  eines  EigenthUmers    steigt/'    Ist  das  nicht   im    Gründe  —  der 

1  der  ganzen  GrenznatzenUieorie,  nur  in  einfacheren  Worten?    ,,Der  Grenznntzen 

:t  mit  dem  Bedarf  und  sinkt  mit  dem  Yorrathe'*  (Wies er  «HftQclwÖrterb.  d.  Staats- 

..  Art.  Grenznntzen,   lY.  107).    ,,Der  concrete  Werth  (und  danach  Tauschwerth 

Preis),   Gleichbleiben  der  Bedingungen  der  Schwierigkeiten  der  Erlangung,  der 

haffuog  oder  Wiedererg&nzung  der  Yorr&the  vorausgesetzt,  steigt  mit  dem  Bedarf 

sinkt  mit  dem  Yorrath",  kann  man  ebensogut  sagen.   Ueber  den  concreten  Werth 

Productionsmittel  s.  Rau  §.  62a  u.  2.  Aufl.  dieses  Werkes  S.  52. 

Ich  beschränke  mich   auch  hier  auf  die  kurze  Hiostellnng  der  Sätze  im  Text 

die  Werthgestaltuog.  Sätze,  welche  dann  freilich  hier  mehr  nur  erst  als  Thesen 

leinen,  welche  durch  weitere  Ausfuhrungen  noch  des  Beweises    bedürfen.    Nach 

hier  festgehaltenen  Auffassung  ist  auch  das  Kostengesetz  für  die  Gestaltung 

[^oncfeten  Werths,   nicht   bloss   des  Tauschwerths   mit   entscheidend.    Yon   den 

in  der  Wiederergänzung  von  Yorrath  oder  der  ersten  Beschaifnng  Ton  solchem 

t  es  mit  ab,  wie  sich  die  Motive  zur  Fortgabe  von  Yorrath  und  zur  Beschaffung 

1   gestalten  werden.     Diese  psychologischen  Momente  wirken  eben  zuerst 

die  Schätzung  und  daher  auf  die  Höhe  des  concreten  Werths,  erst  von  da  aus  als- 

auf  diejenigen  des  Tauschwerths  (§.  142). 

§.  139  [38—40].  2.  Zam  Gattungs-  oder  abstracten 
.*tbe  gelangt  man  darch  eiD  blosses,  den  Willen,  ein  Gnt  zu 
alten  oder  zu  erwerben  nicbt  nothwendig  anregendes  Urtbeil 

Verstandes  des  Schätzenden,  hinsiebtlicb  der  Bedeutung  der 
er  ftlr  die  BedUrfnissbefriedigung  des  Menseben  überhaupt 
es  Volkes,  grösserer  Kreise,  nach  Durchscbnittspersönlicbkeiten 
$hätzt).  Der  Gattangswerth  ist  daher  der  Gebraucbswertb  der 
terarten  für  menschliche  Bedürfnissbefriedigung  im  Allge- 
len  nach  der  Erfahrung  und  nach  Maassgabe  der  im  Ganzen 
inem  Bevölkerungskreise  bestehenden  Bedürfnisse,  Befriedignngs- 
D  und  Befriedigungssitten  geschätzt. 

Seine  Höhe  hängt  ab  ?on  der  natürlichen  und  historisch-socialen  Rangordnung 
Bedürfnisse  (z.  B.  wichtige  Nahrungsmittel  stehen  ?or  Luxusartikeln)  und  von 
Grade  der  Brauchbarkeit  einer  Gutsart  zur  Befriedigung  eines  Bedtlrfnisses  (z.  B. 
werth  verschiedener  Nahrunfcsmittel).  Auch  hier  kommen  die  oben  bei  der  psy- 
gischen  Analyse  der  bei  der  Wcrthschätzung  mitspielenden  Momente  (§.  136,  S.  329) 
:  in  Betracht.  Wegen  des  ersten  Umstandes  ist  auch  der  Gattungswerth  der 
nicht  in  der  ganzen  Menschheit  der  gleiche,  sondern  er  wird  durch  alle 
ente  verschieden ,  welche  die  Kangordnung  der  Bedürfnisse  eines  Volks  oder 
erer  Kreise  verschieden  gestalten,  wie  namentlich  Klima  und  Landesart,  Sitten, 
rzustand.  Selbst  bei  Nahrungsmitteln  ersten  Rangs,  wie  z.  B.  bei  Weizen  und 
en,  kann  sich  das  zeigen.  Letzterer  hat  z.  B.  in  Deutschland  verglichen  mit  dem 
en  einen  nicht  in  demselben  Maassc  höheren  Gattungswerth  als  in  England. 
Zwischen  dem  Gattungswerthe  einer  Güteiart  und  dem  concreten  Werthe  einer 
itat  dieser  Güterart  besteht  kein  solches  Verhältniss,  das  eine  genaue  Ver- 
lung  ihrer  Höhe  für  dieselbe  Person  gestattete.  Man  kann  daher  nicht  wohl 
tau  sagen:  „bis  zur  Grenze  des  Bedarfs  ist  der  concrete  dem  Gattungswerthe 
1,  über  jenen  hinaus  ist  er  schwächer  oder  ?erschwindet  völlig"  (§.  62,  S.  Aufl ). 
jen  kann  man  wohl  für  ein  gan7es  Volk  den  concreten  Werth  des  nationalen 
ögens  „nach  dem  Gattungswerthe  der  zu  letzterem  gehörigen  Güter  anschlagen, 
1  man  annimmt,  dass  ihr  ooncrcter  Werth  schon  bei  den  jetzigen  Besitzern  oder 
beendigtttr  Vertheilung  dem  ersteren  gleichkommt.  Solche  Guter  aber,  die  für 
rauze  Volk  zur  Zeit  übcrflü.ssij?  sind,  haben  für  dasselbe  keinen  concreten  Werth, 
mmt  ihnen  für  jetzt  nur  ein  Verkehrswerth  zu,  wenn  sie  zur  Ausfuhr  als  Mittel 
ezahlung  anderer  ins  Land  einzuführenden  (iüter  gelangen  können"  (Rau  §.  62n). 
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In  einem  ganzen  durch  Arbeitstheilang  verbundenen  Volke  ist,  vom  auswärtigen 
Verkehr  abgesehen,  das  Streben  auf  möglichst  viel  Guter  von  hohem  Gattungsvrerthe 
zu  richten.  Wie  weit  dies  verwirklicht  wird,  hängt  wesentlich  mit  7on  der  Verthei- 
long  des  Volkseinkommens  ab,  welche  dann  wieder  die  Richtung  der  nationalen  Pro- 
dnction  bestimmt:  gleicbmässigere  Vertheilung  bedingt  mehr,  ungleichmässige  bedingt 
weniger  Gtlter  allgemeinen  hohen  Gattnngswerths. 

Je  mehr  die  Eigen  gewinn  an  g  der  Güter  vorherrscht,  daher 
regelmässig  in  primitiveren  Verhältnissen  des  Volkslebens,  bei  sog. 
Naturalwirthscbaft,  desto  mehr  tiberwiegt  die  Gebrauchsweith- 
schätzung  die  Verkehrswerthsebätzung,  die  individuelle  die  sociale 
Gebranchswerthschätzang  und  die  Schätzung  nach  dem  concreten 
Gebrauchswerth  diejenige  nach  dem  abstracten.  Für  sehr  wichtige 
wirthschaftliche  Güter,  wie  namentlich  für  den  Staat  und  die  öffent- 
lichen Einrichtungen,  ist  natürlich  nur  eine  Gebrauchswerthschätzung, 
keine  Tauschwerthscbätzung  anwendbar. 

Auch  dies  beweist,  neben  vielem  Anderen,  dass  die  einseitige  Berücksichtigung 
des  Tausch-  oder  Verkehrswerths  in  der  Wirthschaftalehrc  (und  auch  in  der  Volks- 
wirthschaftslehre)  oder  gar  die  beinahe  völlige  Verbannung  der  Betrachtungen  über 
den  Gebrauchswerth  aus  ihr  falsch  ist. 

IL  —  §.  140  [41  —  43].  Der  Tauschwerth  oder  Ver- 
kehrswert h.  Je  mehr  die  Eigengewinnung  der  Güter  für  den 
persönlichen  Bedarf  der  verkehrsmässigen  Gewinnung  weicht,  desto 
mehr  tritt  der  sociale  Gebrauchswerth  der  Güter  hervor: 
es  wird  vom  Einzelnen  absichtlich  und  planmässig  für  den  Bedarf 
anderer  Mitglieder  der  Gesellschaft  gearbeitet  und  es  werden  daher 
solche  Güter  hergestellt,  die  diesem  gesellschaftlichen  Bedarf  ent- 
sprechen, d.  h.  eben  „socialen  Gebrauchswerth"  erlangen.  Die 
Entwicklung  dieses  Hervortretens  des  socialen  Gebrauchswerths 
ist  die  Begleiterscheinung  der  oben  (§.  117,  118)  skizzirten  Ent- 
wicklung von  Tausch,  Arbeitsgliederung  und  Verkehr,  geschicht- 
lich daher  von  denselben  Bedingungen  abhängig.  Je  freier  von 
Individuum  zu  Individuum  sich  der  Verkehr  gestaltet,  desto  melir 
wird  die  regelmässige  geschichtliche  Rechtsform,  in  welcher  der 
sociale  Gebrauchswerth  der  Güter  erscheint  und  die  arbeitstheilig 
gewonnenen  Güter  den  einzelnen  Bedürftigen  und  ihrerseits  andere 
Güter  herstellenden  Personen  zugeführt  werden,  der  freie  Ver- 
tragsschluss  über  die  gegenseitige  Ueberlassung  der  Güter. 
Namentlich  geschiebt  letztere  mittelst  des  Tausch  Vertrags  oder, 
nach  der  Einbürgerung  des  Geldes,  des  Kaufvertrags,  eventuell 
auch  eines  Credit  Vertrags  {§.  143).  Die  Voraussetzung  ist  hier 
also  eine  solche  wirthschaftliche  Rechtsordnung,  welche 
die  Einzelnen  getrennt  für  sich  Güter  herstellen  lässt,  indem  sie 
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len  das  (Privat-)  Eigenthum  an  den  dazn  erforderlichen  sach- 
hen  Productionsmitteln  (Boden,  Kapital)  einräumt;  welche  ihnen 
nn  das  Eigenthum  an  den  gewonnenen  Gütern  gewährt  und  sie 
3ht8giltig  jene  Verträge  über  die  Ueberlassnng  der  Güter  unter 
n  ihnen  genehmen  Bedingungen  des  Entgelts  schliessen  lässt. 
ese  wirthschaftliche  Rechtsordnung  wird  später  unter  dem  Namen 
s  privatwirthschaftlichen  Systems  der  freien  Concurrenz  näher 
tersucht  werden  (Buch  5). 

Der  Werth,  welcher  einem  Gute  von  socialem  Gebrauchswerth 
gen  dieser  allgemeinen  Möglichkeit,  Gegenstand   eines  solchen 
rtrags,  insbesondere  des  Tauschvertrags,  zu  sein,  beigelegt  wird, 
sein  Tauschwerth. 

Bau  I,  §.  56,  57,  60.  —  Hormann  S.  106:    Tauschwerth:    die  Möglichkeit, 
en  Ueberlassung  eines  Gutes  ?on   anderen  Personen   Vergeltung  zu  erlangen.  — 
Tauschwerth  kann  auch  als  Yerkchrswerth  bezeichnet  werden,  wenn  jene  Mög- 
keit  des  Austauschs  der  Güter  im  Verkehr  als  Regel  betont  werden  soll.     Der 
idruck  „Yerkehrswerth"'  erscheint  daher   besonders  passend  bei  denjenigen  Gutem, 
che  vorherrschend  zum  Absatz  im  Verkehr,    statt  bloss  zur  eigenen  unmittelbaren 
lürfnissbefriedigung  erzeugt  werden.    Im  Uebrigen  ist  die  Unterscheidung  zwischen 
len  Ausdrücken  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung  und  wird   von  Rau,   welcher 
etwas  anders  fasst,  wohl  überschätzt.    Rau  §.  00:    Verkehrswerth,  der  Grad  von 
iglichkeit  einer  Sache,  ihrem  Besitzer  zum  Erwerbe  andrer  Güter  im  Verkehr  be- 
lieb zu  sein.    £r   soll   ausschliesslich  dann  Tauschwerth  heissen,    „wenn  das  zu 
Itzende  Gat  selbst  als  Verkehrsgegenstand  dient,   wo  sich  sein  Verkehrswerth  aus 
1  dafür  zu  erwartenden  Preise  nach  Abzug  der  etwa  nöthigen  Fracht-  und  Ver- 
fskosten   ergiebt".    Von  diesem  Tauschwerth   unterscheidet   Kau   eine  zweite   Art 
Verkehrswerths ,  wenn  ein  Gut  dazu  benutzt  wird,   um  andre  verkäufliche  Sach- 
»r   oder   persönliche  Leistungen    zu  Stande   zu    bringen.  —  Andere  Terminologie 
Begriffsbestimmungen  bei  seiner  Verwerfung  der  Unterscheidung  von  Gebrauchs- 
Taaschwcrih  bei  Neu  mann  a.  a.  0.  (z.  B.  Schönberg's  Handb.  I,  3.  A.,  S.  139  ff'., 
ff.,  158  ff.),  aber  m.  £.  keine  Verbesserung  der  üblichen  Behandlungsweise  dieser 
icte,   namentlich  auch   keine  Tcrmehrte  Klärang  der  hier  vorliegenden  Probleme, 
:  das  Gegentheil. 

Der  Tauschwerth  lässt  sich  auch  als  mittelbarer  („auf- 
schobener'^)  Gebrauchswerth  auffassen.  Ein  Gut  hat  nach 
lem  Tauschwerth  für  alle  diejenigen  Verwendungen  Gebrauchs- 
fth,  für  welche  die  Güter  sich  eignen,  gegen  welche  es  sich 
tauschen  lässt. 

Der  Tauschwerth  eines  Gutes  hat  ausser  den  schon  genannten 
3i  Voraussetzungen,  dass  das  Gut  nemlich  anerkannten  socialen 
3rauchswerth  habe,  d.  h.  Mehreren,  Vielen  in  einer  Verkehrs- 
ellschaft wegen  seiner  Nützlichkeit  begehrenswerth  erscheine 
I  dass  es  rechtlich  zulässig  sei,  das  Gut  ausschliesslich  zu  be- 
sen  und  es  an  Andere  entgeltlich  zu  tibertragen,  oder  m.  a.  W. 

Verkehrsgut  (§.  122)  zu  sein,  die  weitere  Voraussetzung 
•  Erlangbarkeit  des  Gutes   im   concreten  Falle  nur  durch  Auf- 

L.  Wagner,  Grnndlegrang.    3.  Auflage.    1.  Theil.  QmnJlageD.  22 
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opferupg  (Arbeit).  Hieraus  folgt,  dass  in  der  Regel  nur  die  wirth- 
scbaftlicben  und  von  diesen  wiederum  nur  die  Verkebrsgüter  Tausch- 
werlb  oder  Verkehrswerth  haben. 

Freie  Besitzgüter  (§.  113)  erlangen  aläo  gleichfalls  nur  unter  diesen  Yoraus- 
setzangen  Tauschwcrth,  daher  z.  B.  namentlich,  insofern  sie  auch  im  einzelneu  Falle 
der  Bedurfnissbefriedigung  occupatorischo  Arbeit  kosten  (Wasser  holen,  Früchte 
sammeln,  Thiere  jagen,  Fische  fangen  u.  s.  w.)  und  allgemein,  wenn  der  Bedarf 
den  Yorrath  tibersteigt,  aber  auch  wenn  durch  Anerkennung  des  Eigenthums  (an  Grund- 
stacken u.  dergl.)  die  freie  Yersorgung,  wenigstens  an  Ort  und  Stelle,  für  Dritte 
ausgeschlosäcn  ist  Wenn  der  Bedarf  den  Yorrath  tlbersteigt,  d.  h.  m.  a.  W^,  wenn 
das  Gut  relativ  selten  ist,  relativer  Mangel  daran  besteht,  und  es  deswegen 
„schwierig  zu  erlangen'*  ist.  Diese  alte  Formulirung  der  Bedingungen  des 
Werth-  auch  Tauschwerth- Habens  eines  Guts  ist  von  den  neueren  Grenznutzeutheore- 
tikern  bemängelt  und  durch  eine  andere  zu  ersetzen  gebucht.  Aber  die  betreffenden 
Ausfuhrungen  laufen  doch  in  anderen  Worten  auf  dasselbe  hinaus  und  diese  anderen 
Worte  sind  nicht  eben  besser,  noch  weniger  klarer  als  die  alten  {vgl,  z.  6.  r.  B  ö  h  m  - 
Bawcrk,  Kapital  II,  140  ff.,  143). 

Bei  Sachgtitern  kann  man  von  speeifisebem  Tauseb- 
werth  sprechen,  indem  man  den  Tauscbwertb  mit  dem  Volumen 
und  Gewicht  eines  Gutes  in  Beziehung  bringt. 

Gtlter  von  kleinem  Yolumen  oder  Gewicht  und  hohem  Tauschwerth  besitzen 
hohen  spccifirchen  Tauschwerth,  im  umgekehrten  Falle  niedrigen.  Yen  der  Höhe  des 
specifischen  Tauschwerths  eines  Sachguts  hängt  unter  übrigens  gleichen  Umständen 
seine  Trausportirbarkeit,  also  seine  Fähigkeit  der  Bewegung  im  Kaume,  theil- 
weise  auch  seine  Aufbewahrbarkeit  (und  Yerbergbarkeit)  ab.  Mit  entschei- 
dend ist  die  UOhe  des  specifischen  Tauschwerths  auch  für  die  Auswahl  des  Geld- 
stoffs unter  den  an  und  für  sich  zum  Gcldstoff  geeigneten  Gutern.  Die  edlen  Metalle 
haben  in  dieser  Hinsicht  vor  den  unedlen,  Gold  vor  Silber  YorzUge. 

Eine  andere  historische  Rechtsform  des  socialen  Gebrauchs- 
werthes  als  der  besprochene  (Vertrags-)Tauschwerth  ist  der  scLon 
oben  in  §.  137  erwähnte  Tax  werth:  der  nach  einem  als  maass- 
gebend  anerkannten  Urtbeil,  von  Autoritäten,  fest- 
gestellte Tauscbwertb. 

m.  —  §.  Ul  [44,  45].    Der  Preis.    A.  Begriff. 

Zum  Theil  wörtlich  nach  Bau  I,  §.  56,  Hermann  S.  106:  Preis  eines  Guts 
ist  die  Menge  der  gegen  Ueberlassung  dieses  Guts  von  anderen  Personen  zur  Yer- 
geltong  empfangenen  Guter.  YergL  auch  Röscher  I,  §.  100.  Neu  mann, 
a.  a.  0.  in  den  verschiedenen  Arbeiten.  Im  Schöiibcrg'schen  Haudbuche  (I,  3.  A., 
S.  159)  will  er  dreierlei,  was  mit  „Preis"  bezeichnet  werde,  unterscheiden:  I)  den 
Umstand,  dass  fur  einen  Gegenstand  nach  ein-  oder  zweiseitiger  Normirung  andere 
Dinge  eingetauscht  oder  einzutauschen  sind;  2)  den  Grad,  in  dem  dies  geschieht, 
daher  den  Grad  der  in  solcher  Normirung  hervortretenden  Tausch-  oder  Kauf- 
kraft eines  Dings;  3)  dasjenige  selber,  was  nach  solcher  Normirung  für  ein  Ding 
eingetauscht  oder  einzutauschen  ist  Ich  halte  auch  verschiedenen  Gegenbemerkungen 
Neumann's  gegenüber  meine,  bezw.  grade  hier  mehrfach  die  ältere,  besonders  von 
Bau  vertretene  Auffa^bung  und  Fassung  fest.  Auch  die  Grenznutzentheoretiker  unter- 
scheiden ähnlich  zwischen  Tauschwerth  und  Preis,  wie  die  früheren,  v.  Böhm- 
Bawerk  z.  B.  sagt:  beide  Begriffe  seien  keineswegs  identisch,  der  Tauschwerth  sei 
die  Fähigkeit  eines  Guts,  im  Austausch  ein  Quantum  anderer  Guter  zu  erlangen, 
der  Preis  sei  dies  Guterquantum  selbst.  Beider  Gesetze  fielen  aber  zusammen  (Ka- 
pital II,  139). 
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Der  Tanschwerth  verhält  sich  zum  Preise,  wie  die  blosse  Mög- 
likeit  für  ein  Gut,  ausgetauscht  zu  werden,  zur  Wirklichkeit  des 
sgetauschtwerdens.  Der  Preis  eines  Ontes  ist  „die  Menge  anderer 
ter,  für  welche  es  wirklich  vertauscht  wird."  Im  freien  Ver- 
hr  ist  wieder  die  Rechtsform,  in  welcher  Güter  socialen  Ge- 
luchswerthes  Preis  erlangen,  die  des  Vertragsschlusses, 
r  in  einem  solchen  Vertrage  wirklich  realisirte  Tauschwerth  der 
rtragspreis  (Concurrenzpreis  „freie"  Preis)  oder  der  ge- 
hnlich  in  diesem  Sinne  gemeinte  Preis  schlechthin. 

Es  werden  hier  also  zwei  GtUerqaantiUtcn  —  ein  Ausdrack,  welcher  nicht  aaf 
tigütcr  beschränkt  ist  —  im  Tausche  einander  insofern  gleichgesetzt,  als  die  eine 

Gegen  wert  h  (das  Aeqni?alent)  der  andren  bildet'',  während  ihr  concrcter 
1h  für  die  Tauschenden  grade  ?crschiedeu  ist  (S.  334).  Die  Grösse  des  Preises 
l  in  dem  betreffenden  Vertrage  nach  Zahl  und  Maass  derjenigen  andren  Guter 
lu  bezeichnet  oder  in  der  Menge  dieser  andren  Güter  ausgedrückt  oder  gemessen, 
:ho  für  das  Gut  im  Tausch  hingegeben  werden.  Die  oben  (?or.  §.)  genannten 
aussetzungen  fur  den  Tauschwerth  gelten  ebenso  für  den  Preis  und  erweisen  sich 

natürlich  noch  unmittelbarer  ?on  entscheidender  Bedeutung. 

Das  regelmässig  zum  Tausche,  daher  namentlich  zum  Ueber- 
lg  in  den  Verkehr  bestimmte,  dafür  producirte  Gut  pflegt  Waare, 

Gut,  gegen  welches  es  regelmässig  ausgetauscht  wird,  pflegt 
hlmittel  (Tauschmittel)  genannt  zu  werden. 

An  und  für  sich  kann  ein  Gut  soviel  Preise  haben,  als  es 
er  giebt,  gegen  welche  es  ausgetauscht  wird.  Mit  anderen 
rten:  jedes  Verkehrsgut  kann  als  Zahlmittel  für  jedes  andere 
kehrsgut  dienen.  Der  Geldpreis  ist  nur  eine  Preisform, 
üblichste  (§.  143). 

Wenn  daher  „Viele,  z.  B.  A.  Smith  und  zahlreiche  seiner  Nachfolger,  unter 
»  nur  denjenigen  Tauschwerth  verstehen,   welcher  in  Geld  gegeben  wird,   so  ist 

eine  zu  enge  Begriffsbestimmung  des  Preises.  Denn  der  Kauf  gegen  Geld  ist 
Btls  eine  Art  des  Tausches,  freilich  als  die  regelmässige  in  jedem  etwas  ent- 
älteren  Verkehr  anzusehen.  Warum  sollte  man  bei  Völkern,  die  den  Gebrauch 
jeldes  noch  nicht  kennen,  die  aber  tauscheu,  nicht  ebenso  gut  von  Preisen  der 
uschten  Dinge  sprechen?"  (^Kau  I,  §.  60). 

Der  Begriff  des  Preises  ist  also  so  allgemein  zu  lassen,  dass 
8  Tauschäquivalent,  es  sei  Geld  oder  etwas  Anderes,  unter  ihn 
acht  werden  kann. 

Die  , «allgemeine  Möglichkeit*'  der  Austauschbarkeit  giebt  beim  Tausch-  oder 
3hrswerth  eines  Guts  noch  nichts  Näheres  über  die  Bedingungen  der  Aus- 
hbarkeit  und  daher  namentlich  über  die  ungefähre  Höhe  des  Werths  in  dem 

kund,  dass  der  Tausch  verwirklicht  werden  soll.  Darüber  ist  etwas  Bestimmteres 
'.n   entnehmen  aus  den  wirklich   vorgekommenen  oder  vorkommenden  Preisen, 

welchen  die  Höhe  des  Verkchrswerths  sich  bemisst.  Hierbei  berechnet 
dann  Mittelpreise  fdr  einen  vergangenen  Zeitraum  oder  bildet  Vermuthungspreiso 
ie  weitere  naheliegende  Zukunft.  In  der  Praxis  dient  zur  Ermittelung  des  Ver- 
werths  die  zu  einer  ausgebildeten  Kunst  gewordene  Taxation  oder  Werth- 
h&tzung,   für   welche    sich   auch  eine  theoretische  Grundlage  gewinnen  lässl. 

22  ♦ 
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Nach  den  Objecten,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  ergeben  sich  dann 
rerschiedenc  Grundsätze  dieser  Taxation  (Schätzung  von  Ertragswerth ,  YermOgcns- 
werth,  landwirthschaftliche  Taxationslehre  u.  s.  w.).  S.  Bau  I,  §.  60  und  mancherlei 
bezügliche  Erörterungen  tlber  hier  noch  weiter  zu  unterscheidende  Begriffe  in  Neu- 
mann's  genannten  Arbeiten. 

Auch  der  Vertragspreis  ist  ein  historiscb-rechtlicher 
Begriff.  Sein  Correlat  ist  ein  anderer  historisch -recbtlicb er  Begriff, 
der  schon  oben  (§.137)  ebenfalls  erwähnte  Taxpreis:  der  durch 
eine  Autorität  (Obrigkeit)  festgestellte  Preis. 

Er  hat  geschichtlich  im  polizeilichen,  gewerblichen  Taxwesen  eine  wichtige 
Bolle  gespielt,  meistens  aber  doch  eine  Ausnahme  neben  dem  vorherrschenden  reinen 
Vertragspreis  gebildet.  In  Besten  ragt  er  auch  noch  in  Perioden  sonst  wesentlich 
freien  Verkehrs,  wie  die  unsere,  hinein.  Immerhin  zeigt  sein  Vorkommen,  dass  der 
Vertragspreis  nicht  der  kurzweg  selbstverständliche  oder  natürliche  ist. 

B.  —  §.  142  [46,  47].  Bestimmgrttnde  der  Höhe  von 
Tauschwerth  und  Preis  im  freien  Verkehr. 

Der  enge  Zusammenhang  zwischen  Tauschwerth  und  Preis  macht  es  räthlich, 
bei  der  in  unserem  Verkohrssystem  weit  vorherrschenden  practischen  Bedeutung  des 
Preises,  die  Lehren  von  den  Bestimmgründen  der  Höhe  des  Tauschwerthes  und  der 
Höhe  des  Preises  zu  verbinden  und  sie  genauer  erst  in  der  theoretischen  Volks wirth- 
schaftslehre  zu  behandeln,  wie  wir  schon  oben  vorbehalten  haben.  Daher  hier  jetzt 
nur  folgende  Andeutungen. 

Für  den  Tauschwerth  eines  Gutes  sind  immer  zwei  Bestimm- 
grttnde maassgebend,  welche  den  zwei  inhärenten  Eigenschaften 
des  wirthschaftlichen  Gutes  entsprechen.  Das  Gut  repräsentirt 
Gebrauchswerthy  bez.  als  Gegenstand  des  Verkehrs  socialen 
Gebrauchswerthy  und  es  bietet  Schwierigkeiten  des  Erlangens, 
d.  h.  seine  Beschaffung  macht  Kosten.  Mit  letzterem  Grund- 
begriff werden  wir  uns  im  nächsten  Buche  näher  beschäftigen. 
Der  Tauschwerth  eines  Gutes  ist  dann  im  einzelnen  Falle  um  so 
höher,  je  mehr  sein  concreter  Gebrauchswerth  und  die  Schwierig- 
keiten des  Erlangens,  bez.  die  Kosten  steigen  und  umgekehrt. 
Im  freien  Verkehr  stellt  sich  demgemäss  der  Vertragspreis. 

Im  entwickelten  Verkehr  mit  regelmässiger  Production  für  den 
Absatz  sind  für  die  hier  als  Waaren  erscheinenden  Güter  bei 
allen  regelmässig  erzeugten  (rcproduciblen)  Gütern  einerseits 
die  Herstellungskosten  einschliesslich  der  zur  Stellung  der 
Waaren  auf  den  Markt,  bzw.  zur  Verfügung  des  Käufers  erforder- 
lichen Kosten  auf  die  Dauer  maassgebend.  Diese  Kosten  werden 
durch  den  Aufwand  an  Arbeit  aller  Art  —  einschliess- 
lich aller  indispensablen  „Thätigkeiten''  der  direct  und  in- 
direct  betheiligten  Personen,  daher  auch  derjenigen,  welche  in 
ihrem    Privatkapital    das   Nationalkapital    bilden    und    verwenden 
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.  129)  —  gebildet,  der  zur  Herstellung  und  HerbeischafiFung  des 
ites  nothwendig  ist.  Dieser  Arbeitsaufwand  richtet  sich  nach 
m  Stande  der  Productionstechnik  und  lässt  sich,  unter  Reduction 
ir  qualitativ  Tcrschiedcnen  Arbeit  auf  eine  bestimmte  Arbeitsart, 
hliesslich  als  ein  Quantum  gesellschaftlich  nothwendiger 
rbeit,  bez.  Arbeitszeit  (Marx)  fassen. 

S.  Marx,  das  Kapital,  S.  5,  nur  dass  hier  die  ,,KapitalbilduDgs- Arbeit*'  eliminirt 
"d.  S.  unten  im  2.  Tbeil  der  Grundlegang  die  Lehre  vom  Privatkapital.  An  der 
lannten  Marz'schen  Formel  kann  bei  den  hier  besprochenen  Waaren  festgehalten 
rden,  sobald  man  den  Ausdruck  «.gesellschaftlich  nothwendige  Menge  Arbeit,  bezw. 
beitszeif'  nicht  tendenziös  eng,  unter  Beschränkung  auf  (Hand-) Arbeit  im  engren 
n,  sondern  in  zul&ssiger  und  nothwendiger  Weise  weit  auslegt,  so  dass  eben  alle 
rklich  in  einer  gegebenen  Epoche  erforderlichen  ,,Thätigkeiten''  mit  darunter  fallen. 
Im  freien  Verkehr  ist  es  die  Concurren  z,  welche  auf  eine  diesem  Moment  der 
3ten  auf  die  Dauer  entsprechende  Stellung  der  Vertragspreise  hinzuwirken  strebt 

ergiebt  sich  dies  auch  aus  der  Geschichte  und  Statistik  der  Preise,  namentlich 
'  Fabrikate  einerseits,  welche  wegen  der  den  Fortschritten  der  Technik  zu  ?er- 
ikenden  Verminderung  der  ftlr  die  Herstellung  nothwendigen  Arbeitsmenge  eine 
kende  Richtung,  und  der  Preise  der  Bodenproducte  anderseits,  welche  eher  eine 
igende  Richtung  haben,  weil  sich  die  erforderliche  Arbeitsmenge  nicht  entsprechend 
mindert,  eondem  eher  steigt.  (Vergl.  Laspeyres'  Aufs,  in  der  Tub.  Zeitschr. 
2:  Welche  Waaren  werden  theurer?) 

In  einem  durch  Gesellschaftsorgano  geregelten  Verkehr   wird   die  Bestimmung 

Taxwerthe,  bez.  der  Taxpreise  unter  angemessener  Berttoksichtigung  dieses 
itenmoments  erfolgen,  wie  es  in  den  früheren  obrigkeitlichen  und  gewerblichen 
cen  im  Princip  auch  geschah,  und  bei  einem  etwaigen  neuen  Taxsystem  wieder 
chehen  mttsste.  So  auch  in  einer  „socialistischen"'  Organisation  der  Volkswirth- 
aft Doch  bliebe  es  bei  einem  solchen  „Social-Taxwesen''  immer  mOglich  und  ist 
h  schon  in  der  bisherigen  Praxis  bei  Taxen  vorgekommen  (Arzneien  der  Apotheken), 
!ere  Momente,  als  bloss  die  Kosten  der  einzelnen  Waaren,  mit  zu  bertlcksichtigen, 
J.  nach  Gesichtspuncten  der  Gerechtigkeit  (oder  dessen,  was  dafür  gilt),  der  Zweck- 
isigkeit,   der  absichtlichen   Regelung  des   Consums  die   Abstufung  der  Taxpreise 

Waaren  abweichend  von  der  Proportion  der  Kosten  zu  gestalten,  wie  etwa  in 
eren  Verhältnissen  die  Wohistandsvcrschiedenheiten  und  die  Kaufkraft  der  Con- 
lenten  sich  berücksichtigen,   bei  Arzneien  die  Taxen  sich  so  abstufen  lassen,  dass 

mit   theuren  Stoffen    hergestellten   absichtlich   etwas  billiger,   zum  Ausgleich  die 

wohlfeilen  Stoffen  bereiteten  absichtlich  etwas  theurer  gehalten  werden. 

Die  genannten  Kosten  sind  aber  im  freien  Verkehr  nicht 
*  ausschliessliche  Bestimmgrund  der  Tauchwerthe  und  der 
3ise  und  können  dies  in  keinem  denkbaren  gesellschaftlichen 
Stande  sein.  Denn  unabhängig  von  den  Kosten  müssen  stets 
ibrauchswerth-  und  Bedarfsschwankungen  stattfinden, 
en  Einfluss  auf  den  Tauschwerth  und  die  Preise  (Vertrags-  wie 
xpreise)  dann  den  Einfluss  der  Kosten  modificirt  und  modificiren 
88.  Die  Tauschwerthe  und  Preise  der  Güter  können  daher 
cht  beständig  den  „gesellschaftlich  nothwendigen"  Kosten  der- 
ben proportional  sein.  Sie  werden  zeitweilig  mehr  oder  weniger 
iron  abweichen,  bei  denjenigen  Gütern  steigen,  deren  Gebrauchs- 
irth  grösser,  bei  denen  fallen,  deren  Gebrauchswerth  kleiner  ge- 
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worden  ist.  Nor  auf  die  Dauer  werden  sich  die  Kosten  immer 
wieder  als  entscheidender  Regulator  geltend  machen  können  und 
auch  geltend  machen. 

Die  scharfsinnige  Berichtigung  der  socialistischen  Wcrthlehre,  bei  aller  berech- 
tigten Anerkennung  Ihres  richtigen  Kerns  — der  ein  partiell  richtiges  Postulat  für 
die  Tauschwerth- Regelung  bildet  —  ist  Seh  äff  le  a.a.O.  zu  verdanken.  Er  sagt 
mit  Recht,  See.  Körper  III,  278 :  „Bei  keiner  Art  gesellschaftlichen  Beeinflussung  der  Bc- 
darfe  und  der  Productionen  lässt  es  sich  vermeiden,  dass  (nicht  immer)  alle  Bedarfe 
qualitativ  und  quantitativ  je  mit  den  Productionen  im  Gleichgewicht  bleiben.  Ist  dem 
aber  so,  so  können  die  socialen  Kostenwerths-Quotienten  nicht  zu- 
gleich proportional  als  sociale  Gebrauchswerths-Quotienton  gelten.''  — 
Dann  eb.  S.  307  ff.,  bes.  321  ff.  Sehr  unklare  Polemik  gegen  die  Productionskosten- 
Lehre  bei  Held,  Grundr.,  bes   S.  42,  43,  50. 

IV.  —  §.  143  [48].  Andere  Grundbegriffe.  Geld. 
Credit. 

Die  iu  diesem  Buche  erörterten  Grundbegrifl'e  Gut,  Vermögen,  Werth  und  die 
damit  In  Verbindung  stehenden,  bezw.  daraus  abgeleiteten  bilden  die  wichtigsten 
elementaren,  wobei  freilich  schon  der  Yermögensbegriff  und  einige  der  im  Voraus- 
gebenden mit  erörterten  Spccialbegrifle  und  abgeleiteten,  besonder»  der  Kapitalbegriff, 
nicht  mehr  als  rein  elementare  aufgefasst  werden  können,  sondern  bereits  vcrwickcl- 
tcre  sind.  So  verhält  es  sich  auch  mit  anderen  der  üblich  sogenannten  Grundbegriffe, 
wie  Wirthschaft,  Ertrag,  Kosten,  Einkommen,  deren  Erörterung  und  Fest- 
stellung uns  besser  im  Zusammenhang  mit  anderen  Puncten  im  nächsten  Buche  be- 
schäftigen wird. 

An  dieser  Stelle,  im  unmittelbaren  Anschluss  au  die  Erörterungen  über  Werth 
rmd  Preis,  wird  hier  jetzt  nur  eine  vorläufige  Begriffsbestimmung  zweier  anderer 
volkswirthschaftlich  höchst  wichtiger  Puncte,  des  Geldes  und  des  Gredits  gegeben, 
nm  mit  diesen  Ausdrücken  als  wissenschaftlichen  Begriffen  im  weiteren  Verlauf 
operiren  zu  können« 

1.  Das  Geld.  Die  BegriiFsbeBtimmung  des  Geldes  wird  mit 
Becht  an  die  Functionen  des  Geldes  im  Verkehr  angeknüpft. 
Solcher  Functionen  sind  im  Wesentlichen  drei,  zwei  volkswirth- 
Bchaftliche,  eine  rechtliche  zu  unterscheiden,  indem  die  sonst  wohl 
noch  (so  von  Knies  u.  A.)  unterschiedenen  weiteren  sich  doch 
auf  diese  drei  möchten  zurückführen  lassen.  Die  beiden  volks- 
wirthschaftliehen  Functionen  sind  die  des  thatsächlichenZahl- 
mittels  (Tauschmittels,  Tauschäqi valen ts ,  Umlaufsmittels) 
und  des  Preis  m aas s es  (Preismessers,  Werthraessers,  Werthmaass- 
stabs).  Die  rechtliche  Function  ist  die  des  gesetzlichen  (recht- 
lichen) Zahlmittels  oder  der  Währung,  Zum  Geldbegriff 
als  rein-ökonomischem  Begriff  oder  zum  ursprünglichen 
Geldbegriff  gelangt  man,  indem  man  die  Begriffsbestimmung  an 
die  beiden  volkswirthschaftlichen,  zum  Geldbegriff  als  historisch- 
rechtlichem Begriff,  indem  man  sie  zugleich  an  die  rechtliche 
Funtion  anknüpft. 
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Als  thatsächlicbcs  Tauschmittel  fangirt  Geld,  indem  es  frei- 
illig  im  Verkehr  auf  Grund  allgemeiner  Sitte  gegen  andere 
ncrete  Güter  als  Preis  angenommen  und  hingegeben  wird,  uro 
itens  des  Empfängers  dann  erst  wieder  gegen  das  begehrte  con- 
3te  Gut  ausgetauscht  zu  werden.  Als  Preismaass  fungirt  Geld, 
lem  in  Geld  die  Preise  aller  anderen  Güter,  ebenfalls  nach  all- 
meiner  Sitte,  ausgedrückt  und  so  darin  (bez.  daran)  gemessen 
jrden.  Als  Währung  fungirt  Geld,  indem  es  kraft  der  von  der 
^chtsordnung  (dem  Gesetz)  dem  Gelde  beigelegten  Eigen- 
laft,  als  (Geld-) Schuldlösemittel  (Solutionsmittel),  Mittel  der 
bertragung  von  abstracter  Vermögensmacht  (z.  B.  bei  Ent- 
lädigungen,  Bussen),  Object  der  auf  Geld  schlechtweg  lautenden 
ntracte  (der  „Geld vertrage",  gewisser  Creditverträge  wie  im 
trieben)  auch  unabhängig  vom  Willen  des  Empfängers,  bez. 
s  zu  Anspruch  auf  Zahlungsempfang  Berechtigten  dient. 

Das  Geld  im  rein-ökonomischen  Sinne  ist  daher  ein  Ver- 
hrsgut,  welches  durch  die  Sitte  thatsächlich  zum  allgemeinen 
ihl mittel  und  zugleich  zum  allgemeinen  Preismaass  ge- 
»rden  ist.  Geld  im  rechtlichen  Sinne  und  damit  in  Verhält- 
isen  des  entwickelten  Verkehrs  erst  im  vollen  Sinne  ist  ein 
rkehrsgut,  welches  Währung  ist.  Damit  ist  es  regelmässig  auch 
'.htlich  zugleich  Preismaass  und  gewöhnlich  auch  that- 
chliches  Zablmittel,  obwohl  es  gerade  in  letzterer  Function 
rch  als  Tauschmittel  dienendes  Geld,  welches  nicht  Währung 
,  durch  Creditumlaufsmittel  (Wechsel,  Anweisungen,  Banknoten, 
piergeld  u.  s.  w.)  und  Einrichtungen  des  Creditverkehrs  zur 
hlungsvermittlung  mehr  oder  weniger  ersetzt  werden  kann  und 
.tsächlich  in  entwickelten  Verhältnissen  des  Creditwesens  er- 
at wird. 

Das  geschichtlich  wichtigste  Geld  ist  bekanntlich  das  Metallgeld,  namentlich  das 

tlmetallgeld  aus  Gold  und  Silber.     Dasselbe   ist  aber  wiederum ,    weder  historisch, 

h    principiell    und    rechtlich,    das  ,,Geld  schlechthin".     Auch  bei   Edelmetallgeld 

den  Quantitäten  und  Qualitäten   eines  Sachguts  bei   der  Preisbestimmung  in  Geld 

den  Quantitäten  und  Qualitäten  eines  anderen  Guts  verglichen  bezw.  gleichgesetzt. 

üeber  alles  Weitere  s.  die  theoretische  Volkswirthschaftslehre  (2.  Hauptabthei* 
5)  und  den  Band  vom  Verkehrswesen  (5.  Hauptabth.,  Theil  1).  Vergl.  aus  der 
Kau  I,  §.  128  u.  II.  §.  257  li.  (Geld:  das  allgemeine  ümlaufsmittel.  welches  im 
enrerkehr  alle  anderen  Güter  vertritt  oder  repräsent irt).  Röscher  §.  116,  bes. 
B.  5  tlber  die  Dogmengescliichte  des  Geldbegrifi's;  er  bezeichnet  Geld:  als  die 
emein  beliebte  Waare,  die  eben  deshalb  zur  Vermittelung  der  verschiedenartigsten 
ischoperationen  und  zur  Messung  der  Tauschwcrthe  überhaupt  augewendet  wird; 
ch  hinzukommende  Anerkennung  des  Staats,  dass  dieselbe  Waare  als  stillschweigend 
»tandenes  Zahluiittel  für  alle  Verbindlichkeiten  gebraucht  werden  soll,  vollende  sich 
Begriff  des  Geldes.  Menger,  I,  S.  231  ff.  Marx,  Kapital,  1.  Aufl.  S.  91  ff. 
io  Waare,  welche  als  Werthinaass  und  daher  auch  persönlich  oder  durch  Stell- 
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Vertreter,  als  Circulationsmittel  functionirt,  ist  Geld/')  Fr.  X.  Ncq mann  (Wien), 
Volkswirthschaftsl.,  Wien  1873,  §.  58  ff.  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Banken, 
Leipz.  1S57,  Kap.  II,  Absch.  3,  v.  Gelde  (S.  34—46).  Ders.,  Art.  Münzwesen  im 
Staatswörterb.  YII.  65  ff.  v.  Scheel,  Begr.  d.  Geldes  in  s.  bist.  ökon.  Entwicklung, 
in  Hildebr.  Jahrb.  VI  (1866).  t.  Mangoldt,  Art.  Geld  im  Staatswörterb.  IV,  93  ff. 
£.  Nasse,  Abb.  Geld-  ond  Mttnzwesen  im  1.  B.  ron  Scbönberg's  Handbuch,  woselbst 
weitere  Litteratnr.  Er  defiuirt  Geld  „im  weiteren  rein  wirthschaftlicheu  Sinne''  als 
„ein  allgemein  beliebtes  Tanschgut,  welches  die  Functionen  sowohl  eines  Werth- 
maassstabes,  wie  die  eines  Tausch-,  Zahlnngs-  und  Werthaufbewahrnngsmittels  yer- 
sieht"  (3.  Aafl.  I,  S.  315);  Geld  im  rechtlichen  Sinne  oder  das  Wahmngsgeld  des 
Staats  als  „das  von  der  Rechtsordnung  des  Staats  als  Zahlungs-  und  Solutiousmittel 
und  als  Werthmaassstab gesetzlich  anerkannte  Geld."  R.  Hildebrand  (jun.),  Theorie 
des  Gelds,  1883  (mit  unrichtiger  Polemik  gegen  die  Bezeichnung  der  Währungseigen- 
schaft mit  „Function").  Das  deutsche  Hauptwerk  über  Geld  nach  der  theoretischen 
Seite  ist  K.  Knies,  Geld,  1.  Aufl.  1883,  2.  Aufl.  1885.  Aus  der  englischen 
Litteratnr  s.  J.  St.  Mill,  principles,  b.  3,  Kap.  7—9,  19,  21,  22.  —  üeber  die  juris- 
tische Seite:  Sarigny,  Obligationenrecht  I.  Goldschmidt,  Handelsrecht, 
G.  Hartmann,  über  den  rechtl.  Begr.  des  Geldes,  Braunschw.  1868. 

Die  Einbürgerung  des  Geldes  im  Verkehre  bewirkt  dann, 
dass  die  Preise  gemeinlich  als  Geldpreise  erseheinen,  so  sehr, 
dass  späterhin  beim  Worte  Preis  meistens  nur  an  den  Geldpreis 
gedacht  wird.  Aber  letzterer  ist  nicht  schlechtweg  „der  Preis", 
sondern  wie  schon  bemerkt,  nur  die  üblichste  Preisform. 

2.  Der  Credit.  Im  wirthschaftlichen  Verkehr  können  Ueber- 
tragungen  von  wirthschaftlichen  Gütern  zwischen  verschiedenen 
Personen  entweder  so  erfolgen,  dass  sie,  daher  Leistung  der  einen 
und  Gegenleistung  der  anderen  Person,  genau  gleichzeitig  statt- 
finden oder  so,  dass  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  (ab- 
sichtlich oder  unabsichtlich)  irgend  welche  Zeitdifferenz  liegt. 

Ersteres  beim  gewöhnlichen  Tausch,  Kauf-  und  Verkauf  (Knies*  Baar- Ge- 
schäfte), letzteres  wenn  eine  oder  beide  Leistungen  an  Zeitverlauf  gebunden  (Ueber- 
lassungcu  zur  Nutzung,  Miethe,  Pacht,  Arbeits-,  Dienstmiethe),  oder  absichtlich  zwi- 
schen beiden  ein  solcher  eingerichtet  wird  (Darlehen,  Stundung  u.  a.  m.). 

Verkehr  der  zweiten  Art  heisst  Creditverkchr,  der  der  ersten 
Art  Tausch-,  Kauf-,  und  Verkauf-  (Baar)  Verkehr.  Der  wesent- 
liche Unterschied  zwischen  beiden  liegt  in  der  angedeuteten  ver- 
schiedenen Beziehung  zur  Kategorie  „Zeit^^  Daraus  ergiebt  sich 
aber  auch  weiter  das  Mitspielen  eines  Moments  des  „ Vertrau e n- 
Gewährens"  in  verschiedener  Weise:  beim  Tauschverkehr  u.  s.  w. 
eventuell  auf  beiden  Seiten,  ob  richtig  geleistet,  bzw.  gegen- 
geleistet worden  ist,  beim  Creditverkchr  ausserdem  und  zunächst 
ob  überhaupt  gegen-,  bez.  rückgeleistet  werden  wird:  immer  eine 
Frage  an  die  Zukunft. 

Mit  Rücksicht  auf  dieses  Moment  der  Zeitdifferenz  und  des 
davon  bedingten  Vertrauengewährens,  ob  gegen-  oder  rUckgeleistet 
werden  wird,  ist   der  Credit  im   wissenschaftlichen   national -oko- 
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miscben  Sinne  begriftlich  zu  bestimmen  als:  y^derjenige  (privat-) 
rtbscbaftlicbe  Verkehr  oder  dasjenige  freiwillige  Geben  und 
ipfangen  wirtbsebaftlicher  Güter  zwiscben  verschiedenen  Fer- 
ien, wo  die  Leistung  des  Einen  im  Vertrauen  auf  die  gegebene 
Sicherung  späterer  (ktinftiger)  Gegenleistung  des  Anderen  erfolgf 

Wörtlich  nach  meiner  Abb.  Credit  und  Bankwesen  im  Scbönberg'schen  Hand- 
;b  B.  I  (3.  Aufl.,  S.  779);  daselbst  weitere  Litteratar  nnd  Begründung  der 
Snition,  sowie  Auseinandersetzung  mit  anderen  Autoren.  Die  wichtigsten  dentscbeD 
oretischen  Arbeiten  über  Credit  sind  diejenigen  ?on  K.  Knies  (Tub.  Zeitschr.  t 
atswiss.  B.  15  n.  16  n.  bes.  das  eigene  Work  „der  Credit^,  2.  Band  von  ,,Qeld'\ 
'6,  1879).  Knies  hat  namentlich  das  Moment  der  ZcitdifTcrenz  fttr  die  Begriffs- 
timmnng  in  den  Vordergrund  geschoben,  er  definirt:  „Credit  ist  derjenige  Verkehr, 
welchem  die  Leistung  des  Einen  in  die  Gegenwart,  die  Gegenleistung  des  Anderen 
die  Zukunft  fällt'*  (I,  6S).  Er  bestreitet,  dass  das  Vertrauonsmomenf,  als  tlberflUssig, 
ein  gehöre  und  dass  das  Moment  „freiwillig''  richtig  sei.  S.  darüber  und  dagegen 
on  meinen  Art.  Credit  im  Rentz'schen  Handwörterbuch  d.  Volkswschlehre  und 
Et  meine  gen.  Abh.  im  Schönberg'schen  Handbuch.  Aus  der  Litteratur  s.  u.  A. 
n  I,  §.  278  ff..  Röscher  I,  §.  89  ff,  Sch&ffle,  ges.  System,  3.  A.  H,  304  ff. 
.  Körper  IH,  448  ff.,  v.  Mangoldr,  Grundriss,  §.  53  ff.,  G.  Cohn  I,  S.  549  ff. 
68  Weitere  auch  hier  im  Bande  der  theoretischen  Volkswirthschaftslehre  und  im 
ide  Tom  Verkehrswesen.  Vorläufig  beziehe  ich  mich  auf  meine  gen.  umfängliche 
h.  im  Schönberg'schen  Handbuch.  —  Die  Begriffsbestimmung  des  Credits  fehlte 
den  früheren  Auflagen  an  dieser  Stelle,  eine  bezügliche  Ausführang  kam  erst 
§.  65,  66  in  anderem  Zusammenhang  (s.  u.  §.  158).  Die  Begriffsbestimmung 
chien  aber  wie  die  des  Gelds  doch  schon  hier  erwünscht,  um  den  Begriff  im 
genden  unbedenklich  anwenden  zu  können. 


Drittes  Buch. 


Wirthschaft  und  Volkswirthschafl. 

§.  144.     Vorbcmcrkang  und  Littcratur. 

Der  Begriff  der  Wirthschaft  ist  Mittel-  und  Kernpunct  der  Wirih- 
schaftsichre  (§.29),  der  Begriff  der  Volkswirthschaft  (§.  149  ff.)  und 
die  Organisation  der  Volkswirthschaft  (Bach  5^  Mittel-  nnd  Kernpnnct  der 
Volkswirthschaftslchre  oder  Politischen  Oekonomic  (§.  100).  Die  sach- 
liche Rechtfertigung  dieser  Auffassung  liegt  in  den  Erörterungen  im  Texte.  Der 
liier  eingenommene  Standpanct  fuhrt  aber  auch  zu  einer  wesentlich  anderen  for- 
me! Ion  Behandlung  des  Stoffs  im  System  und  daher  besonders  zu  grossen  Abwei- 
chungen in  Inhalt,  Umfang  und  Form  der  Darstellung  im  vorliegenden  Werke  rer- 
gliclien  mit  früheren  Behandlungswcisen,  auch  derjenigen  Rau's. 

Ein  grosser  Th eil  meiner  Erörterungen  in  der  Grundlegung,  theils  schon  im 
ersten  und  in  diesem  dritten  Buche,  namentlich  aber  im  5.,  G.  Buche  nnd  im  zweiten 
Theil  (Recht  und  Volkswirtlischafi^  fehlt  bei  Ran  und.  den  Früheren  gänzlich  oder 
es  finden  sich  bei  ihnen  nur  spärliche,  mehr  aphoristische  Bemerkungen,  so  über  die 
verschiedenen  Arten  der  Wirthschaft  und  die  sich  an  sie  schliessenden  Wirthschafts- 
wissenschaften,  über  das  VorhUltniss  des  Staats  7ur  Volkswirthschaft  in  §.  3 — 10, 
13—20  von  Rau's  8.  Aufl.  des  theoretischen  Theils  (vcrgl.  auch  die  Einleitung  zu 
>einer  Volkswirthschaftspolitik).  Dabei  kommt  der  Begriff  und  das  Wesen  der  Volks- 
wirthschaft, sowie  die  Organisation  der  letzteren  zu  kurz  und  die  Furagen  der  ge- 
sammten  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  Stellung  des  Staats  zur  Volkswirthschaft  über- 
haupt, (perbönliche  Freiheit  und  Unfreiheit,  Eigenthum  u.  s.  w.)  werden  fast  gar  nicht 
berührt,  jedenfalls  nirgends  principicil  behandelt.  Bei  Rau  liegt,  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  ausländischen  und  der  älteren  deutschen  volkswirthschaftlichen  Litteratur. 
der  Schwerpunct  in  den  Erörterungen  über  das  Wesen  des  Volks  Vermögens, 
wovon  bei  ihm  das  erste  Buch  des  theoretischen  Theils  (der  „Volkswirthschaftslchre'*) 
handelt  (S.  Aufl.  S.  69—119).  Rau  untersucht  hier  in  einem  1.  Abschnitte  die  Be- 
st andtheile  des  Volksvermögens  (§.  4H — 54),  behandelt  die  Schätzung  desselben 
nnd  hiermit  die  Werthlehre  in  einem  2.  Abschnitte  (§.  55—07),  bespricht  dann  die 
Veränderungen  im  VolksvermOgen  im  3.  Abschnitte  (§.  OS — 72)  und  die  Zu- 
stände der  Volkswirthschaft  im  4.  Abschnitte  (§.  73— sl).  Diese  im  Einzelnen 
mustergihiiren  Erörterungen,  besonders  des  1..  2.  und  4.  Abschnittes,  leiden  aber  alle 
an  dem  Mangel,  dass  keine  genauere  Untersuchung  des  Begriffs  Wirthschaft  und 
Volkswirthschaft  und  der  Organi^ationsprincipien  der  Volkswirthschaft,  femer  der 
wirthschaftlichen  Rechtsordnung  erfolgt.  Im  nachstehenden  3.  Buche  finden  sich  dem 
Inhalte  nach  Rau*d  Erörterungen  im  3.  und  4.  Abschnitte  seines  1.  Buchs,  während 
ich  die  riegenständc  des  1.  und  2.  Abschnitts  schon  im  vorausgehenden  zweiten  Buche 
abgehandelt  habo. 

Den  erwähnten  Mangel  der  Behandlungsweise  theilt  Rau  so  ziemlich  mit  allen 
Fachgenossen  seiner  Zeit.  Dieser  Mangel  liegt  in  letzter  Linie  wieder  in  der  zu 
einseitig  privat  wirthschaftlichen  statt  der  eigentlich  volkswirthschaftlichen  und 
socialen  Auffassung  und  in  der  unvermerkten  Einschiebung  privatwirthschaftlicher 
statt  volkswirthschaftlicher  Begriffe  und  Erörterungen  in  die  Politische  Oekonomie. 
Vcrgl.  darüber  die  Bemerkungen  am  Schluss  des  §.  lOS  i,S.  2S7). 
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Die  ausländische  Wissenschaft  ist  über  diesen  Standpnnct  überhaupt  noch 
jte  sehen  hinausgckomincn.  Doch  wird  Ton  J.  St.  Mi  11  in  seinen  „Grundsätzen  der 
litischeu  Oekonomie  nebst  einigen  Anwendungen  derselben  auf  die 
scllschaftswissenschaft'\  besonders  im  3.  Buche  ron  der  Yertheilung 
mentlich  Kap.  1  und  2)  und  in  B.  5  (Kap.  1,  S— 11)  ein  wichtiger  Fortschritt  ge- 
cht,  aus  dem  Mill  nur  nicht  alle  Consequenzen  fUr  die  Begriffe  und  Erörterungen 

Politischen  Oekonomie  zieht.  Eigentlich  grundlegende  Erörterungen  über  den 
^ff  und  das  Wesen  der  Volkswirthschaft  fehlen  auch  bei  ihm.  Die  franzö- 
che  socialistischo  Litteratur  (St.  Simon,  Fourier,  L.  Blanc,  auch 
oudhon)  hat  nur  Anregungen  gegeben  fUr  eine  neue  Grundlegung  der  Poli- 
hcn  Oekonomie.  Die  französischen  Kationalökonomen  der  SmitVschen  (freihänd- 
schen)  Richtung  haben  es  nicht  verstanden,  aus  diesen  Anregungen  das  Richtige 
I  Werth?oIle  für  eine  neue  Grundlegung  herauszuziehen  und  sind,  wie  die  Eng- 
der  lange  nur  wenig  Ober  A.  Smith,  so  sie  wenig  über  J.  B.  Say  hinausgekommen, 
i  Bedeutendsten  ist  immer  noch,  auch  für  Fragen  der  Grundlegung,  Sismondi 
»lieben  (s.  Simonde  de  Sismondi,  Neu?,  princ.  d'6conom.  polit.,  2  vol.  2.  6d., 
•.  1S27  und  audes  sur  r6con.  polit.  2  rol.  Brux,  1837—38  und  über  ihn  den 
fsatz  ron  L.  Elster  in  Conrad's  Jahrbüchern  B.  48  (N.  F.  14),  1887,  S.  321). 

In  der  deutschen  systematischen  Litreratur  bezeichnet  auch  hier  W, 
scher   einen    wichtigen   Fortschritt.     Er   hat   dem    Begriffe   der   Wirthschaft 

besonders  der  Volkswirthschaft  eingebende,  wenn  auch  jetzt  kaum  mehr 
reichende  Erörterungen  (§.  11—15)   und    der   Unfreiheit   und    Freiheit   und 

Gütergemeinschaft  und  dem  Pri?ateigenthum  2  umfassende  Kapitel 
ind  5)  des  1.  Buchs  von  der  Production  gewidmet,  die  reich  an  cultorhistorischen 
zelheiten  sind,  aber  principiell  die  wirthschaftliche  Seite  dieser  grossen  Rechts- 
ten nicht  scharf  genug  behandeln.  Die  Stellung  dieser  Kapitel  im  System,  nemlich 
Roseber  in  dem  Buche  von  der  Production,   ist  auch  keine  ganz  richtige.     Denn 

persönliche  Stand  und  die  Eigenthumsordnnng  sind  Fundamentalpuncte  für  die 
ze  Volkswirtl)fl:haft  und  für  die  Vertheilung  der  Güter  ebenso  wichtig  als  für 
Production,  gehören  daher  systematisch  in  den  von  Röscher  als  Einleitung 
andelten  ersten  Theil.  Die  tiefste  geschichtsphilosophische  Auffassung  der 
Iks wirthschaft  findet  sich  in  Knies'  Politischer  Oekonomie  (o.  S.  52),  ein  Buch, 
grade  für  die  von  mir  in  der  Grundlegung  erörterten  Principienfragen,  besonders 
den  Gegensatz  der  eigentlich  volkswirthschaftlichen  und  privatwirthschaftlichen 
'fassung,  eine  grosse  bleibende  Bedeutung  beansprucht,  wenn  es  auch  die  formelle 
»bildung  der  systematischen  Volkswirthschaftstheorie  sich  nicht  direct  ange- 
m  sein  lässt  Aehnliches  gilt,  in  freilich  erheblich  geringerem  Grade,  von  Br.  Hilde- 
ind's  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft  (oben  S.  52),  dagegen  mehr 
1er  von  Fr.  L ist's  genialem  ,,Naiionalen  System  der  Politischen  Oekonomie", 
;n  S.  47).  Seiner  ganzen  Geistesanlage  und  wissenschaftlichen  Richtung  gemäss 
für  die  Systematik  L.  Stein  gearbeitet  (besonders  in  seinem  System  der  Staats- 
;ensch.,  1.  B.  System  der  Statistik,  Popolationistik  und  Volkswirihschaftslehre, 
tg.  u.  Tüb.  1852,  2.  B.  Gesellschaftslehre,  1850,  dann  im  Lehrbuch  der  Volks- 
hschaft,  Wien  185S,  2.  Aufl.  1S7S,  3.  Anfl.  18S7),  ohne  gleichwohl  hier  einen 
)lg  zu  erzielen,  welcher  ihm  so  vollständig  in  seinem  grossen  System  der  Ver- 
Ituugslehre  (Stuttg.  1865  fF.,  im  Grondriss:  Handbuch  der  Verwaltungslehre, 
0,  2.  Aufl.  1S76,  3.  Aufl.  li)S7— ^S,  bereits  selbst  wieder  3  Bändc^l  und  im  Ganzen 
h  in  seinem  System  der  Fiuanzwissenscliaft  zu  Theil  geworden  ist  (vergl.  darüber 
ine  Finanzwiss.  B.  2,  2  A.,  S.  9).  Auch  die  neuen  Auflagen  der  Volkswirth- 
iftslehre  werden  kaum  das  Urthcil  ändern,  dass  Stein 's  Kraft  nicht  in  seinen 
.  volkswirthschaftlichen  Scliriften  liegt.  Um  so  mehr  darf  aber  den  übrigen  Stein'- 
;n  Schriften,  besonders  auch  seinen  unübertroffenen  Werken  über  den  französischen 
lalismus  und  Communismus  (Socialismus  und  Communismus  des  heutigen  Frank- 
h,  Leipz.  1842,  dass.  Werk  2.  Aufl.  lS4b;  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in 
nkreich  von  1789  bis  auf  unare  Tage,  3  R.,  Leipz.  1850)  das  Verdienst  zuerkannt 
den,  dass  sie  für  die  organische  Auffassung  von  Volkswirthschaft,  Staat  und 
(illschaft  epochemachend  waren  und  damit  auch  fiir  die  principielle  Auf- 
ung  der  hier  in  der  Grundlegung  behandelten  Puncto  der  Theorie  der  Volks- 
:hschaft.  Vergl.  hinsichtlich  einer  der  Stein'schen  ähnlichen  Auffassung  auch 
1  Dietzel,   die  Volkswirthschaft   und   ihr   Verhältniss  zu  Staat  und  Gesellschaft, 
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Frankf.  tS64;    für  EiDzelnes  von  Aelteren  auch  Schütz,    Grundsätze  der  National- 
ökonomie, Tüb.  1S43. 

Für  die  Lehre  7on  der  Wirtbschaft  und  den  einzelnen  Wirthschaftsarten  speciell 
ist  wiederum  Hermann  in  seinen  staatswirthschaftlichen  Untersuchungen  grade  in 
der  theoretischen  Nationalökonomie  ?on  grossem  Einflüsse  geworden,  s.  in  der  2.  Aufl. 
überhaupt  die  Grundlegung  S.  1— 78,  bes.  10,  15  ff'.,  34  £,  dann  124—142.  Der 
organische  Character  der  Yolkswirthschaft  wird  ?on  Hermann  aber  noch  nicht  so 
stark  betont,  wie  früher  schon  Fon  Adam  Müller  in  seinen  „Elementen  der  Staats- 
kunst*' (Berlin  1S09.  3  B.)  und  wie  von  den  Neueren,  namentlich  auch  von  Röscher. 
Die  Yolkswirthschaft  ein  Aggregat  von  Ein zel wirthschaft en ,  sagt  Hermann,  wenn 
auch  er  durchaus  nicht  mehr  auf  dem  atomistischen  Staudpuncto  der  eng- 
lischen Schule  oder  vollends  der  neueren  deutschen  Freibandelsschule  steht  (Prince- 
Smith  u.  a.  m). 

In  Anknüpfung  an  Hermann  bat  dann  Schäfflo  neuerdings  die  Lehre  Ton 
der  Wirthschaft,  Yolkswirthschaft  und  besonders  Fon  der  Organisation  der 
Yolkswirthschaft  (priratwirthschaftliches  und  g  e m o i  n  wirthschaftliches  System  u.  s.  w.) 
behandelt.  Ohne  ihm,  wie  sich  unten  im  Text  ergiebt,  in  allen  Einzelheiten  bei- 
zustimmen, halte  ich  doch  seine  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete,  besonders  hinsichtlich 
der  Gemein wirthschaftcn ,  für  Epoche  machend  und  in  der  Hauptsache  seine  Aus- 
führungen für  richtig.  Kein  Andrer  hat  (ileiches  geleistet  und  die  richtigen  Puncto 
in  den  socialistischen  Systemen  für  die  Yolkswirthschaftslehre  so  erfolgreich  ?er- 
werthet,  wie  hier  Schäffle.  Erst  durch  die  neue  Lehre  Fon  den  Gemeinwirthschaften 
ist  m.  E.  eine  wahre  Yolkswirthschaftslehre  begründet  und  der  einseitig  priFat- 
wirthschaftliche  Character  der  älteren,  besonders  englischen  Nationalökonomie  Fon  der 
bisher  sogenannten  Yolkswirthschaftslehre  abgestreift  worden.  Die  ausländische  Wissen- 
schaft bewegt  sich,  soweit  sie  nicht  auf  ganz  socialistischer  Basis  ruht,  fast  durchaus 
noch  in  diesen  alten  Gleisen  einer  bloss  priFatwirthschaftlichen  „Politischen'* 
Oekonomie  und  einer  reinen  Tauschiohre,  wennschon  in  einzelnen,  dann  aber 
immer  noch  mehr  gelegentlichen  und  an  Forschiedenen  Stelleu  des  Systems  (in  der 
Productionslehre  namentlich)  Ferstreuten  Erörterungen  auch  hier  sich  eine  Wendung 
Forzu bereiten  beginnt  (Fergl.  z.  B.  Sidgwick,  principles  book  3,  art  of  political 
economy).  In  Deutschland  bezeichnet  SchSlTle  gegen  Kau  und  in  diesen  Puncten 
auch  gegen  Koscher  (der  die  Gemeinwirthschaften  früher  nur  eben  erwähnte, 
§.  12)  in  dieser  Lehre  Fon  der  Yolkswirthschaft  und  den  Gemeinwirthschaften  einen 
entscheidenden  Fortschritt  der  Wissenschaft,  Ycrgl.  Schäffle 's  Abhandlung  über 
Gebrauchswcrth  und  Wirthschaft,  Tüb.  Zeitschr.  XXYI  (1870),  ders.,  gesellschaft- 
liches System,  2.  Aufl.,  §.  19  ff.  (S.  62  tt.)  und  bes.  §.  176  If  (S.  331  ti.),  3.  Aufl. 
§.  11  ff.,  17  fr.  (I,  S.  24  ff.\  §.  186  ff  (II,  S.  1  ff.),  §.  199  ff.,  §.  227  ff.,  Socialismus 
und  Kapitalismus,  S.  465  ff'.,  619  ff.,  sowie  die  in  seinen  selbständigen  Schriften 
citirten  und  Fielfach  hineinFerarbeiteteu  Abhandlungen  Schäffle*s  in  der  Tüb.  Zeit- 
schr. Auch  die  Quintessenz  des  Socialii>mus  u.  bes.  das  3.  B.  vom  Socialen  Körper, 
nam.  S.  365  ff.,  gehört  hierher.  —  Beachtenswerth  für  einzelne  Puncto  der  Lehre 
Fon  der  Wirthschaft,  obgleich  durchaus  nicht  so  neu,  wie  er  denkt,  ist  Lindwurm, 
Grundz.  d.  Staats-  u.  Privatwirthschaftslehre,  Brannschw.  1866.  sowie  das  Werk  dess. 
Yerf.  Das  Eigenthumsrecht,  nam.  Kap.  4,  ferner  der  Fortreff liebe  Aufsatz  Fon  f.  Man- 
gold t  (seine  letzte  Arbeit),  Yolkswirthschaft  und  -Lehre  im  Staats wörterb.  XI,  97  ff. 
Ygl.  auch  im  Allgemeinen  Samt  er 's  Sociallehre. 

An  Schäffle*s  und  zum  Theil  auch  an  meine  Grundlegung  knüpfen  dann  in 
neuester  Zeit  einzelne  deutsche  Autoren  theils  mehr  kritisch,  theils  mehr  beistimmend  und 
fortbildend  an,  so  namentlich  in  der  österreichischen  theoretischen  Schule.  S.  G. 
Gross,  Wirthschaftsformcn  und  Wirthschaft«principien ,  Leipz.  lbS8.  Ders..  Art. 
Gemeinwirthschaft  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  III,  803.  G.  Cohn,  Aufsatz  Ge- 
meinbedürfniss  und  Gemeinwirthschaft,  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss,  18S1.  B.  37,  S.  464, 
ders.,  System  I,  S.  187  und  überhaupt  1.  Hauptabschn.  Kap.  3  und  2.  Hauptabschn. 
Das  wichtigste  neue  Werk  ist  E.  Saz'  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirth- 
schaft,  das  seinem  ganzen  Inhalte  nach  wegen  des  Yersuchs,  den  der  Titel  andeutet, 
als  eine  Theorie  der  Gemeinwirthschaft  hierher  und  besonders  zum  5.  Buche  unten 
geholt.  —  Neu  mann  hat  nicht  sowohl  in  seinen  grundbe^fi liehen  Arbeiten  (s.  den 
Aufs,  im  Schönberg'schen  Handb.  2.  A.  I.  179,  3.  A.  I,  162),  als  in  seinen  mehr  ins 
ffnauzielle  Gebiet  gehörigen  Schriften   sich   mit  den  hier  behandelten  Problemen  be- 
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&ftigt.  S.  bes.  die  Schrift  „die  Steuer  und  das  Ofifentliche  Interesse"  ] .  B.,  Leipz. 
n  und  weitere  (darüber  meine  Finanzwiss.  II,  2.  A.,  S.  20).  —  G.  SchOnberg's 
leitender  Aufsatz  in  seinem  Handbuch  behandelt  speciell  auch  die  Wirthschaft  und 
e  Arten  (3.  A.  I,  8  ff.)  und  widmet  im  Anschluss  daran  dem  Wesen  der  Volks- 
thschaft  auch  eine  gute  Erörterung.  Eine  scharfe  kritische  Betrachtung  des  Be- 
Ss  Wirthschaft  bei  verschiedenen  Autoren  hat  H.  Dietzel  gegeben  (Tab.  Ztschrift. 
89,  1883,  S.  20  ff.,  65)  mehrfach  mit  spociellor  Bezugnahme  auf  mich.  Ich  habe 
essen  doch  geglaubt,  meine  frühere  Auffassung  beibehalten  zu  dürfen. 

Weiteres  über  die  bisherige  Behandlung  der  Yolkswirthschaftslchre  und  noth- 
idig  erscheinende  Acndorungen  in  den  späteren  litterarischen  Vorbemerkungen, 
onders  in  Buch  5. 


Erstes  Kapitel. 

Wesen  und  Arten  der  Wirthschaft. 

Einzel-,  Volks-  und  Weltwlrthschaft. 

I.  —  Die  Wirthschaft  im  Allgemeinen.  §.  145  [49]. 
Begriff  der  Wirthschaft.  Die  Wirthschaft  im  allgemeinen 
ine  des  Wortes  wurde  oben  (§.  29)  bereits  bezeichnet  als  der 
l)egriflF  der  auf  fortgesetzte  Beschaffung  und  Verwendung  von 
item  zur  Bedtirfnissbefriedignng  gerichteten ,  planvoll  nach  dem 
onomischen  Princip  erfolgenden  Arbeitsthätigkeiten  in  einem  ge- 
ilossenen  oder  als  geschlossen  gedachten  menschlichen  Bedürf- 
s-  und  Befriedigungskreise.  Diese  Begriffsbestimmung  nehmen 
r  auch  für  das  Folgende  zum  Ausgangspuncte. 

Sie  weicht  etwas  von  unserer  eij^cncn  früheren  (2.  Aufl.,   S.  60,  63)  ab,  indem 

t   absichtlich   der  Ausdruck  Arbeitsthätigkeiten   „einer  Person**   bei   diesem   ganz 

remeinen  Begriff"  Wirthschaft   fortgelassen  und  das  Moment  des  geschlossenen  Be- 

fniss-  und  Befriedigungskreises  einbezogen  ist,  wodurch   die  sonst  nicht  zu  leug- 

ide  Schwierigkeit,   die  Volkswirthschaft  unter  den  Wirthschaftsbegriff  zu   bringen, 

fallt.    S.  bes.  Dietzel,  a.  a  0.,  S.  29,  mit  dem  Einwand  gegen  die  Einbeziehung  des 

ments  des  ökonomischen  Princips  und  dagegen  schon  oben  S.  80  meine  Bemerkung. 

Die  Begrifisbestimmongcü  der  Wirthschaft   unterscheiden  sich  nothwcndig  nach 

verschiedenen    Auffassung    der    wirthschafilichcn    Ciütcr    und    des    Vermögens. 

u    beschränkt    folgerichtig   die  Wirthschaft   auf  den   Inbegriff  von  Verrichtungen, 

che  zur  Versorgung  einer  Person  mit  Sach^ütern  bestimmt  sind,  und  bezeichnet 

die  älteste  Wirthschaft  die,    welche  in  der  Familie  oder  dem  Hause  und  für  die- 

be  geführt  wird,  die  Haushaltung,    Hauswirthschaft  {lian  I,  §.  2).     Grade  hierbei 

^   sich   iedoch,   dass   die   ausschliessliche  Betonung   der  Sachgüter  unhaltbar  ist 

120,  121).     Warum  soll  speciell  nur  die  Verrichtung  zur  Versorgung  einer  Person 

Sachgütem,   nicht  auch  diejenige  zu  ihrer  Versorgung  mit  persönlichen  Diensten 

Hauswirthschaft  gehören?  S.  schon  o.  S.  81  die  Definitionen  von  Kau,  Hermann, 

umann,  Dietzel.    Koscher  definirt  die  Wirthschaft  iij.  2:   planvolle  Thätigkeit 

es  Menschen,  um  seinen  Bedarf  an  äusseren  Gütern  zu  befriedigen     v.  Mangoldt, 

indriss  §.  5:    Wirthschaft  ist  die  gesammte    Bethätigung  eines  Menschen   in    der 

*;htung,  die  äusseren  Gegenstände  und  bestehenden  Verhältnisse  seinen  Bedürfnissen 

l  Zwecken  entsprechend   zu    gestalten.     Schaf fle,  System,  3.  Aufl.  I,  4:    Wirth- 

laft   eine  bewusste  planvolle  Kegelung  einer  Vielheit  nützlicher  Bewegungen  und 

üftäusserungen  in  der  Richtung;  höchsten  reinen  Nutzens,  S.  16  ff'.;  Soc.  Körper  III, 

1:    Wirthschaft   ist  der  Inbegriff  der   Stoflwechselthätigkeiten   eines  Subjects,  in 
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der  RicbtDDg  mindester  Kosten  und  grösster  Notzeffecte  geregelt.  Schönberg 
(Handb.  3.  A.  I,  S.  S)  anterscheidet  rerschiedeno  Bedeutungen  des  BegrilTs:  in  der 
Hauptbedeutung  sei  Wirthschaft  „nach  dem  üblichsten  Sprachgebrauch''  der  Inbegritf 
der  wiithschaftlicbcn  Thätigkeit  einer  Per&Oulichkeit  (Person  resp.  Pensonengemein- 
schaff),  d.  h.  die  Gesammtheit  der  Handlungen  einer  Persönlichkeit,  welche  sich  auf 
die  Beschallung  und  Verwendung  materieller  Güter  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
beziehen,  also  auch  das  Hesultat  (?)  derselben,  der  dadurch  bedingte  Zustand  ihrer 
wirthschaftlichen  Bedürfnissbefriedigung  und  Lage*'.  Gegen  meine  Hervorhebung  des 
Moments  des  ökonomischen  Princips  wendet  auch  er  sich,  da  es  doch  wirthschaftendc 
Personen  gäbe,  die  nicht  nach  diesem  Princip  handelten  (bewusst  nicht  immer,  un- 
bewusst  doch  wohl,  s.  o.  S.  SO).  £b.  eine  Zusammenstellung  anderer  Definitionen, 
mit  kriiischcn  Bcmcrkunj:en.  —  £.  Sax  spricht  ron  ,,Haushalt"  (Staatswirthsch.  S.  116, 
156):  „verdenkende  Thätigkeit,  gerichtet  auf  wechselseitige  zeitliche  Anpassung  von 
Einkommen  und  (ökonomisch  durchgeführtem)  Verbrauch'*.  S.  seine  gesammten  Aus- 
fühiungcn,  bes.  im  Abschnitt  HL     Weiteres  über  den  Begriff  bei  Dietzel,  a.  a.  0. 

II.  —  §.  U6  [50J.  Technik  und  Oekonomik.  In  jeder 
Wirthschaft  sind  nach  der  richtigen ,  bierin  Bahn  brechenden  und 
Grund  legenden  Lehre  Hermann's  (S.  257)  zwei  in  enger  Be- 
ziehung stehende y  aber  sehr  verschiedene  Seiten  zu  unterscheiden: 
die  technische  und  die  (im  engeren  Sinne)  ökonomische, 
oder  Technik  und  Oekonomik  und  dementsprechend  zweierlei 
Thätigkeiten  der  wirthschaftenden  Peison.  Die  technische  Thätig- 
keit in  der  Wiithschaft  geht  darauf  aus,  die  erforderlichen  wirth- 
schaftlichen Güter  überhaupt,  in  richtiger  Qualität  und  Menge 
(Hermann  erwähnt  dies  Moment  nicht,  es  gehört  aber  hierher), 
am  rechten  Orte,  zu  rechter  Zeit  für  die  BedUrfnissbefriedigung  zu 
beschaffen.  Die  ökonomische  Thätigkeit  erstrebt  Beschaffung  und 
Verbrauch  der  wirthschaftlichen  Güter  möglichst  nach  dem 
Principe  der  Wirthschaftlichkeit  (§.  28).  Technik  und 
Oekonomik  beeinflussen  sich  gegenseitig.  Die  letztere  muss  aber 
jener  erst  Maass  und  Ziel  geben  und  ihr  Leitstern  sein.  Ohne 
Technik  freilich  keine  Wirthschaft,  aber  ohne  Oekonomik  keine 
erfolgreiche  und  heilsame  Wirthschaft.  Nur  mit  ihr  hat  sich  die 
Wirthschaftslehre  zu  befassen,  nicht  mit  der  Technik  als  solcher. 

Bloss  zur  Darlegung  und  Erläuterung  und  daher  mitunter  auch  zur  Begründung 
ökonomischer  Verbältnisse  und  Aufgaben  der  Wirthschaft  mm^s  auf  die  Technik  oft 
Bezug  genommen  werden.  £s  ist  von  grOsster  Wichtigkeit  für  die  wissenschaftliche 
Behandlung  der  Wirthschaftslehre  wie  der  Politischen  Oekonomie  (§.  100)  diesen  üe- 
sichtspunct  festzuhalten,  was  fiüber  selten  geschehen  ist  (§.  99). 

Ueber  die  Scheidung  ron  Technik  und  Oekonomik  s.  v.  Hermann,  Untersuch. 
2.  A.,  S.  7  If ,  10  tf.,  HO  «.,  Auch  E.  Sax,  Wesen  und  Aufgaben  (lSb4)  S.  9,  Staats- 
wirthschaft  S.  38,  117.  —  Der  Einwand  gegen  die  in  diesem  Werke  vertretene  Behand- 
lung der  Staatsleistungen,  duss  man  alsdann  die  ganze  Darstellung  der  Civil-  und 
Militärverwaltung  in  die  Politische  Oekonomie  ziehen  müsse,  überscbiesst  eben  des- 
halb das  Ziel,  weil  er  auf  einer  Verwechslung  von  Technik  und  Oekonomik  beruht. 
Die  Technik  der  Staatsverwaltung  gehört  so  wenig  hierher,  als  die  Technik  der 
materiellen  Production,  7.  B.  des  Landbaus.  Der  ältere  deutsche  cameralistischc 
StandpuDct,  der  auch  bei  Bau  noch  stark  nachklingt,  bat  freilich  auch  in  der  ma- 
teriellen Production  noch  zu  sehr  Technik  und  Oekonomik  verwechselt.    S.  über  Ver- 
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tsrecbt  und  Technik  auch  bezügliche  Ansfahrnngen  im  1.  Bache  und  später  im 
rheil  der  Gnindlegaug;  über  die  Technik  70m  socialwissenschaftlichen  Standpunct 
Sch&ffle,  See.  Körper  III,  549  tf. 

III.  —  §.147  [51].  Die  Einzelwirthschaft.  A.  Begriff, 
le  Wirtbschaft,  welche  von  einem  einheitlichen  Willen  gc- 
;et  wird,  ist  eine  Einzel-  oder  Personalwirthschaft.  Sie  stellt  als 
che  ein  selbständiges,  für  sieh  abgegcblossenes  Ganzes  Yon 
ibschaftlichen  Thätigkeiten  in  rechtlicher  und  wirthscbaftlicher 
dehung  dar,  welches  seine  Einheit  in  einer  (physischen  oder 
istischen)  Person  als  dem  Organ  der  technischen  und  öko- 
nischen  Thätigkeiten  und  der  Vertretung  der  Wirthschaft  in 
htlicher  Hinsicht  findet. 

Sie  ist  wieder  keine  rein  winhschaftliche  Erscheinung,   sondern  zugleich  von 

Geätaltong  des  Bechts  abhängig.  Denn  dieses  bestimmt  darüber,  wer  als  Person 

und  damit  dann  wer  an  der  Spitze  einer  Wirth&chaft  als  jenes  Organ  bteben  kann, 

:hes    dessen    allgemeine   Hechte  und  Pflichten    hier   sind   und   welcherlei  Wirth- 

iften  es  demnach  nach  dt-r  Art  der  rechtlich  zulässigen  Personen  giebt 

B.  —  §.  148  [52].    Arten  der  Einzelwirthschaft. 

Rau  §.  3  unterscheidet  1)  bürgerliche  oder  Pri?atwirthschaften,  wo  die 
hschaftliche  Gemeinschaft  nnter  einem  einheitlichen  Willen  steht:  dahin  a)bä08- 
lie  Wirthschaftcn ,  nemlich  natürliche,  die  Familie,  nnd  künstliche,  wie 
dken-,  Armenhäuser  n.  s.  w.,  also  etwa  „Extrahaushaltuns^en''  im  Sinne  der  neuesten 
OlkerongSätatistik ;  ferner  b)  Verbindungen  ohne  häasliche  Gemeinschaft  für 
eine  Zwecke  mit  Hilfe  7on  Sachgütcrn;  dann  2)  die  Verbindung  der  in  einem 
de  beisammen  wohnenden  Menschen  zu  einem  nach  Aussen  sclbbtändigen  Ganzen, 
m  Staate.  Uober  die  Volkswinhschaft  bei  Ran  s.  §.  5  u.  unten  §.  149.  Der 
druck  Priva;wirth?chaft  wird  von  Rau  u.  A.  m.  oft  im  Sinne  von  Einzelwirthschaft 
l  auch  von  Privatwirthschaft  in  dem  späteren  von  uns  diesem  Worte  gegebenen 
te  gebraucht.  Ich  unterscheide  beide  Ausdrücke  durchweg  genau.  S.  auch  Schön- 
g's  Handb.  I.  3.  A.,  S.  10,  wo  aber  in  der  ersten  Unterscheid ong  Cnach  dem 
and  der  Persönlichkeit')  Wirthschaftcn  wie  F'amilien-,  Stammes-,  Volkswirth- 
.ft  als  Nr.  3  m.  E.  unzulä^^ig  als  Corrclat  mit  der  Kr.  1  (Wirthschaften  physischer 
juristischer  Personen)  und  mit  der  Nr.  2  (private  und  öfl'enrliche  Winhschaften) 
mmengestellt  werden;  bei  seiner  zweit«n  Unterscheidung  (nach  dem  Zustande  der 
:hschaft)  stellt  Schönberg  zusammen :  eine  Wirthschaft  (Einzelwirthschaft)  und 
me  von  Wirthschaftcn  in  organischer  Verbindung  (GesammtwiithscLaft ;  Stammes-, 
iö wirthschaft,  Wirthschaften  commun istischer  Gemeinden,  —  was  aber  wieder  nicht 
"elatc  sind;  die  letztgenannten  sind  Einzclwirthschaften). 

Man  kann  die  Einzclwirthschaften  unterscheiden  nach  der 
t  der  leitenden  Wirtbschaftssubjecte  und  nach  den  all- 
neinen  Zwecken  der  Wirthschaft. 

1.  In  erster  er  Hinsicht: 

a)  Der  typische  Normalfall  der  Einzelwirthschaft  ist  in  der 
eren  geschichtlichen  Entwicklurg  die  Wirthschaft  des  e in- 
nen Individuums,  welche  in  der  Familien  wirthschaft 
5  besondere  Erweiterung  erfährt:  Individual-  und  Familien- 
thschaft. 
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Eine  Erweitoning,  weil  in  der  Familie  das  Princip  der  Liebe  waltet  und  in 
wirthscbaftlichcr  Hinsiebt  keine  specicUc  Entgeltlicbkeit  Fon  Leistung  und  Gegen- 
leistung besteht,  s.  u.  Buch  5.  Schäffle  rechnet  daher  auch  die  Familie  schon  zu 
den  Gemein wirthschaften,  Syst.  2.  Auä.  §.  190  E;  in  der  3.  Aufl.  11,  91  bezeichnet  er 
sie  als  Grundform  freigebiger  Mittheilung  zur  Consumtion  unter  den  Formen  der 
Liberalität  Ich  betrachte  die  Familie,  wenigstens  in  unserer  Socialepoche,  nicht  das 
Individuum  als  die  eigentliche  niedrigste  Einheit  im  Volks-  und  Wirthschaftslcbcn  und 
weise  sie  daher  unter  die  Einzelwirthschafton.  Gegen  diese  meine  Auffassung  S  ch  äf  fle , 
Soc.  Körper,  III,  2SG ;  über  d.  Familien wirthsch.  eb.  8.  376.  FUr  ganz  andere  Cultur- 
perioden  kann  ich  Schäffle  beistimmen;  fUr  die  in  der  Politischen  Oekonomie  meist 
zu    betrachtenden   neueren   nicht. 

Auch  für  diese  Einzel  wirthschaft  ist  das  Recht  wesentlich  maassgebend  hin- 
sichtlich der  Anforderungen,  welche  es  stellt  für  die  persönlichen  Eigenschaften 
des  W'irthschaftssubjects  (z.  B.  privatrcctliche r  in  Betreff  des  Geschlechts, 
Alters  [Mündigkeit],  der  geistigen  Beschaflenheit,  rerwaltungsrechtlicher  hinsichtlich 
der  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  und  des  Nachweises  dafür,  wie  Fähigkeitsbeweise 
u.  s.  w.),  und  für  gewisse  Rechtsrerhältnisse  zwischen  den  Familien- 
gliedern und  dem  Wirthschaftssubject  (z.  B.  für  den  Anspruch  auf  Unterhalt, 
Bildung),  wie  Pflicht  der  Eltern,  die  Kinder  in  die  Schule  zu  schicken,  und 
zwar  auch  in  dem  Fall,  dass  Schulgeld  für  sie  zu  zahlen  ist,  oder  sie  sonst  unter- 
richten zu  lassen,  Armenunterstützungspflicht  selbst  für  etwas  entferntere  Verwandte 
u.  dgl.  m.),  daher  für  den  Verbrauch  der  Güter  in  der  Wirthschaft. 

b)  Andere  Einzelwirthschaften  sind  diejenigen  nicht- phy- 
sisch er  Personen,  wie  der  eigentlichen  juristischen,  des 
öflTentlichen  Rechts,  der  „öffentlichen  Körper'*  (Gemeinden  u.  s.  w. 
unsere  später  so  zu  nennenden  Zwangs-Gemeinwirthschaften),  eigent- 
licher Corporationen ;  ferner  der  (sogenannten)  juristischen  Per- 
sonen des  Privatrechts  (Vereine,  Erwerbsgesellschaften,  Genossen- 
schaften u.  s.  w.) 

Der  hier  als  technischer  gebrauchte  negative  Ausdruck  „nicht-physische'*  Per- 
sonen kommt  in  diesem  gleichen  Sinne  vielfach  in  der  neueren  Steuergesetzgebung 
For  und  empfiehlt  sich  mehr  als  der  strittige  Begriff  „juristische"  Person.  Auch 
die  juristische  Auffassung  der  Erwerbsgesellschaftcn ,  selbst  der  Actiengesellschaft 
schwankt  in  dem  Puncto,  ob  und  wie  weit  sie  überhaupt  als  «.juristische'*  Personen 
(„pri?atrechtliche*0  gelten  sollen.  Die  Bedingungen  für  die  Bildung  solcher  nicht- 
physischer  Personen  und  für  die  Befugnisse  derselben  werden  durch  das  Recht  fest- 
gestellt. S.  über  Zwischengebilde  zwischen  physischen  und  eigentlichen  juristischen 
Personen,  Genossenschaften  des  deutschen  Rechts  (nicht  zu  verwechseln  mit  unseren 
neuesten  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschafteu)  Beseler's  System  des  deut- 
schen Privatrechts,  2.  Aufl.  §.71  und  dessen  frühere  Lehre  von  den  Genossen- 
schaften. Hermann's  Zweck wirthschaften,  S.  31,  gehören  in  die  unter  b 
unterschiedenen  Formen  von  Einzelwirthschaften. 

2.  Nach  den  Zwecken,  denen  die  Einzelwirthschaften  dienen, 
sind  zu  unterscheiden: 

a)  Privat  wirthschaften:  Einzelwirthschaften,  welche  —  bzw. 
soweit  als  sie  —  die  wiithschaftlichen  Zwecke  der  an  ihnen  be- 
theiligten Personen  nach  den  aus  dem  Walten  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteresses  sich  ergebenden  ökonomischen  Grundsätzen  verfolgen. 

b)  Gern  ein  wirthschaften:  Einzelwirthschaften,  welche,  und 
soweit  als  sie,  bei  der  Beschaffung  und  Verwendung  der  zur  Be- 
friedigung   der   Bedürfnisse,    insbesondere   der  Gemeinbedlirfnisse 
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Q  Personengeiueinschaften ,  für  die  sie  bestehen ,  nnd  von  deren 
tgliedern  dienenden  Guter  (CoIlectivgUter)  absiclitlich  nicht  nach 
^sen  eben  genannten  ökonomischen  Grundsätzen,  noch  nach 
»ssen  Grundsätzen  freier  Liebesthätigkeit  (^^caritatives''  Princip) 
rfahren,  sondern  nach  einem  eigenthümlichen ,  dem  sogenannten 
smeinwirthschaftlichen'^  Princip  dabei  vorgehen. 

An  dieser  rorläufigen  Begrißäbestimmnog  moss  es  hier  noch  genügen.  Sie  kann 
;  rersUndlich  werden  und  wird  erst  ihre  Begründung  finden  durch  die  Aus- 
rangen im  5.  Bache  über  die  volkswirthschaftliche  Organisation,  deren  Principien 
i  Systeme. 

IV.  Die  Volkswirthschaft.  —  §.  149  [53J.  A.  Begriff 
I d  Wesen.  Ein  einheitlicher  Wille  fehlt  bei  der  Volkswirth- 
hafty  wenigstens  wenn  dieselbe  in  ihrer  bisherigen,  sogut  wie 
snahmslosen  geschichtlichen  Erscheinung  betrachtet  wird,  im 
gensatz  zu  gewissen  socialistisch-commnnistischen  Ideen  von 
ler  „Zukonfts-Volkswirthschaff '  mit  einheitlich  geregelter  „socia- 
äscher"  Productions-  und  Vertheilungsweise.  Die  Volkswirthschaft 
ihrer  geschichtlich  überkommenen  und  tbatsächlich  bestehenden 
rm  entbehrt  überall  eines  leitenden  Wirthschafts-  und  Rechts- 
)jects  an  ihrer  Spitze.  Sie  ist  der  als  abgeschlossenes  Ganzes 
lachte  Inbegriff  der  unter  einander  durch  Arbeitsgliederung  ver- 
tipften  nnd  nach  Maa8Sgabe  einer  bestimmten  wirthschaftlichen 
chtsordnung  (Privat-  und  Verwaltungsrechtsordnung)  verkehrenden 
bständigen  Einzelwirthscbaften  in  einem  zum  Staat  (auch  Bundes- 
rat)  organisirten   oder  durch   staatliche  Wirthschaftsmaassregeln 

einem  Wirthschaftsgebiete  („Zollverein")  verbundenen  Volke : 
L  organisches  Ineinander,  nicht  ein  mechanisches  Nebeneinander 
Q  Einzelwirthscbaften. 

Auch  Rau,  §.  5,  hebt  scharf  das  Fehlen  eines  einheitlichen  Willens  in  der 
kswirthschaft  hervor,  die  Volkswirthschaft  ist  ihm  der  Inbegriff  der  wirthschaft- 
len  Tbätigkciten  aller  einem  Staate  angehörenden  Personen.  ,J)iese  ist  keine  ein- 
lie,  TOD  einem  einzelnen  Willen  gelenkte  Wirthschaft,  sondern  eine  Vielheit  selb- 
idig  neben  einander  stehender  und  z.  Th.  in  einander  greifender  Wirthschafton, 
im  Begriff  als  ein  höheres  Ganzes  zusammengefasst  und  als  solches  zum  Gegen- 
id  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung  gemacht  werden."  Er  vergleicht  die  aus- 
ildetere  Volkswirthschaft  auch  mit  einem  Organismus.  S.  auch  Rau,  Tub. 
sehr.  1S70,  114.  üebcr  die  Entwicklung  des  Wesens  der  Volkswirthschaft  und 
IT  Terschiedenen  Gestaltungen  s.  Rau,  Ansichten  der  Volkswirthschaft,  Leipzig 
11.  Schönberg,  Handb.  I,  3.  A..  S.  11  ff.  Knies,  pol.  Oek.,  2.  A.,  Absch.  II, 
44  ff.  G.  Schmoller  in  seinen  o.  S.  297  gen.  Aufsätzen  über  Arbeitstheilung 
i.  w.  Gothein  in  seiner  Schrift  der  christlich-sociale  Staat  der  Jesuiten  in  Para- 
y,  Leipzig  1883  (über  dessen  communistische  Wirthschaftsordnung,  S.  33  ff.):  eine 
kswirthschaftliche  Organisation,  welche  es  allenfalls  erlauben  würde,  diese  „Volks- 
thschaft'',  ähnlich  wie  es  die  streng  sociiüistische  sein  müsste,  eine  „Einzelwirth- 
aft" in  der  oben  festgestellten  Bedeutung  des  Worts  zu  nennen.  S.  sonst  die  oben 
§.  144  citirten  Autoren,  besonders  Hermann,  Röscher  und  Schäffle.    Dieser 

▲.  Wftgner,  Grondlegimg.    3.  Auflage.    1.  Theil.    Gnmdlagen.  23 


354     3.  B.  Wirlhschaft  und  Volkswirthschaft.   1 .  K.  Wesen  und  Arten.  §.  149. 

bezeichnet  die  Volkswirthschaft  jetzt  im  Sog.  Körper  III.  286  als  „den  mit  Rück- 
sicht auf  geringste  Kosten  und  grOssten  Nutzen  geregelten  Gesammtstofiwechbel  aller 
socialen  Einheiten,  den  Inbegriff  der  so  geregelten  Gesammtbefriedigung  des  Gesell- 
8chaftskOrpers'\  S.  auch  eb.  S.  381  if.  Lindwurm  a.  a.  0.  bes.  Kap.  1  d.  2  sagt  grade 
hier  im  Gewände  heftiger  Polemik  wenig  Neues.  In  s.  „Eigenthumsrecht"  S.  491»  ff. 
kommt  er  von  Neuem  auf  diese  Puncto,  gegen  meine  Behandlung  polemisirend.  Er 
hat,  wie  ich  schon  früher  nicht  bestritt,  Eecht  darin,  dass  die  „Volkswirthschaft* 
nicht  im  Sinne  der  „Einzelwirthschaft**  eine  „Wirthschaff*  sei.  weil  sie  subjectlos 
ist.  Sein  Bestreben,  den  Begriff  „Volkswirthschaft'*  und  „Volkswirthschafislehre** 
als  unlogisch  zu  erweisen  und  nur  eine  „Staats wirthschaft'*  (und  Lehre  davon, 
nebst  Gewerksiehren)  anzuerkennen,  ist  aber  nur  die  Folge  seiner  unhaltbaren  Prä- 
misse von  der  „freien  Individualität  der  Urheberschaft'*,  die  die  Production  bedingt. 
Auch  als  Staatswirthschaft  hat  die  Volkswirthschaft  kein  leitendes  Subject  im  Sinne 
der  Einzelwirthschaft  an  der  Spitze.  —  Der  Ausdruck  Volkswirthschaft  soll  zuerst  bei 
Hufeland,  Grundl.  I.  14  vorkommen.  Mitunter,  doch  selten  und  unpassend,  wird 
das  Wort  auch  für  Volkswirthschaftsleh  re  (neuestens  wieder  von  Sax)  gebraucht. 

Hit  KUcksicht  auf  geschichtliche  Vorgänge  wird  auch  das  Moment  „Zollverein** 
im  Sinne  des  Tezts  zu  betonen  sein.  In  Deutschland  konnte  von  einer  Volkswinh- 
schaft  des  Zollvereins  gesprochen  werden. 

So  aufgefasst  beruht  die  Yolkswirtbscbaft  zunächst  allerdings 
nur  auf  einer  Abstraction,  aber  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
als  ,,da8  Volk''  auf  einer  solchen  beruht.  Sie  ist  daher  auch  trotz 
ihrer  Subjectlosigkeit,  wodurch  sie  sich  von  der  Einzelwirthschaft 
unterscheidet,  ebenso  gut  wie  das  Volk  ein  reales  Ganzes,  welches 
sich  in  entscheidenden  Puncten  als  ein  Organismus  darstellt^ 
dessen  nicht  bloss  Theile,  sondern  Glieder  die  Einzelwirthschaften, 
und  zwar  einschliesslich  der  vom  Staate  reprUsentirten  Ge- 
meinwirthschaft,  sind.  Denn  wie  »päter  dargelegt  werden  wird 
(Buch  5  u.  6),  ist  der  Staat  selbst  auch  als  eine  Wirthschaft  auf- 
zufassen. Eine  Seite  dieser  Wirthschaft  ist  wieder  die  Finanz- 
wirthschaft. 

Als  solche  Glieder  haben  die  Einzelwirthschaften ,  neben  ihrem  Eigenzweok, 
doch  immer  gleichzeitig  Functionen  für  den  Zweck  des  Ganzen,  der  Volks- 
wirthschaft. und  sind  insoferne  Mittel  für  die  Zwecke  der  letzteren.  Die  Bezeichnung 
der  Volkswirthschaft  als  Ganzes  weist  auf  den  Character  derselben  als  Organismus 
und  auf  die  gliedliche  Zusammengehörigkeit  und  dadurch  bewirkte  gegenseitige 
Abhängigkeit  und  Bedingtheit  der  Einzelwirthschaften  hin,  wobei  dann  von  der 
Selbständigkeit  der  letzteren  abgesehen  wird.  Arbeitbtheilung  und  Verkehr,  in 
Wechselwirkung  mit  einander  stehend,  d.  h.  wiederum  Arbeits  Vereinigung,  sind 
es,  welche  aus  den  Einzelwirthschaften  des  Volks  ein  Ganzes,  eine  Volkswirth- 
schaft machen.  Geber  die  organische  Auffassung  der  Volkswirthschaft  gegenüber 
der  atomistischen  s.  auch  Koscher.  §.  12  nebst  der  litterari^chen  Anmerkung.  Sis- 
mondi  und  besonders  List,  früher  schon  A.  Maller,  Elemente  der  Staat&kunst 
1801)  haben  diese  organische  Auffassung,  die  jetzt  die  wissenschaftlich  heirschende 
ist,  lange  vertreten.  Die  Schutzzöllner  wie  die  älteren  mcrcantilistischen  Theoretiker 
konnten  bei  ihrer  Werthlegung  auf  staatliche  Wirthschaftsi)olitik  auch  nicht  wohl  zu 
der  Einseitigkeit  der  atomistischen  Auffassung  der  Physiokraten  und  der  Freihändler 
(^Smith'sche  Schule)  kommen.  S.  über  diese  atomistische  im  Gegensatz  zu  der  hier 
vertretenen  organischen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  besonders  unten  Buch  ö. 
Lindwurm  fällt  in  der  vorerwähnten  Polemik  in  diese  atomistihche  Kichtung  zurück, 
die  er  doch  mit  Recht  in  der  Grundtendenz  seiner  Schrift  und  in  seiner  Annäherung 
au  socialifrtische  Auffassungen  ablehnt. 
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Indem  jenes  y,6anze^'  gleichzeitig  ein  abgeschlossenes 
»nze  genannt  wird,  wird  wiederum  von  dem  Verkehre  der  eine 
Ikswirthschaft  bildenden  Einzelwirtbschaften  mit  den  zu  einer 
deren  Volkswirthschaft  gehörenden  Einzelwirthschaften  abgesehen, 
ch  dies  aber,  und  damit  die  Trennung  der  Weltwirth- 
haft  in  verschiedene  ^^selbständige''  Volkswirth- 
haften  und  die  Unterscheidung  zwischen  Volks-  und  Welt- 
rthschaft,  ist  mit  Rücksicht  auf  durchaus  reale  Verhältnisse 
tthaft,  ja  nothwendig. 

Denn  die  Einzelwirthschaften  in  einer  \olkswirthschaft  sind  zunächst  regelmässig 
3r  sich  durch  Arbeitstheilong  und  Verkehr  näher  ?erbunden  und  übernehmen  als 
(der  ihrer  Volkswirthschaft  bestimmte  Functionen  (in  der  Gewinnung  gewisser 
lischaftlicher  Güter)  gerade  für  die  Zwecke,  d.  h.  fUr  die  gcsammte  Terlangte  6e- 
fnissbefriedigung  in  ihrer  Volkswirthschaft.  Man  erkennt  dies  besonders  deutlich 
ier  entwickelteren  Volkswirthschaft  eines  grösseren  Landes  an  der  räumlichen 
ippirung  der  wichtigeren  Productionszweige,  namentlich  der  industriellen.  Eine 
istriegruppe  einer  Pro?inz  z.  B.  arbeitet  für  die  Versorgung  des  ganzen  Landes 

ihren  Producten  und  dafür  ist  die  Provinz  wieder  darauf  angewiesen,  aus  dem 
de  das  zu  beziehen,  was  sie  braucht  und  was  eben  wegen  des  Vorwaltens  des 
effenden  Industriezweigs  nicht  in  ihr  selbst  erzeugt  wird  (Elsass  in  seinem  früheren 
hältniss  zu  Frankreich).    Die  Gewerbe-  und  Hand  eis  Statistik  und  die  Statistik 

Robpro duction  zeigen  die  räumliche  Verbreitung  der  verschiedenen  wirth- 
ifüichen  Productionszweige.    Nach  den   von   ihnen  gelieferten  Thatsachen  lassen 

Productionskarten  entwerfen,  welche  diese  räumliche  Verbreitung  am  Besten 
Jischaulichen.    Die  nothwendige  gegenseitige  Bedingtheit  der  Einzelwirthschaften 

der  Character  derselben  als  Glieder  der  Volkswirthschaft  und  darüber  hinaus  der 
twirthschaft  tritt  dabei  deutlich  hervor.  Besonders  interessant  sind  die  neuer- 
en Karten  der  Circulation  der  fossilen  Brennstofle  (nach  Eisenbahn-  und  Wasser- 
en), mit  denen  das  organische  Wesen  der  Volkswirthschaft  sebr  hübsch  an 
A  wichtigen  Beispiel  illustrirt  werden  kann  (vergl.  einen  ähnlichen  Versuch  in 
tschildernng  für  Deutschland  schon  in  meinem  Aufsatze  „Die  Kohlen''  u.  s.  w. 
er  Tüb.  Zeitschr.  1856).    Lehrreiche   und  interessante  statistische  Arbeiten  über 

Standort  der  Gewerbe  lieferte  E.  Laspeyres  für  Nordamerica  in  der  Berl. 
teljahrsschrift  für  Volkswirthschaft,  1570,  11,  63;  eb.  III,  1;  1871,  IL  1.  S. 
1  Röscher,    Studien    über   die  Naturgesetze,    die    den    zweckmässigen   Standort 

Industriezweige  bestimmen,  jetzt  in  der  3.  Aufl.  s.  Ansichten  d.  Volkswirthsch., 
>z.  1878,  H,  1. 

Die  Natur  der  Volkswirthschaft  als  eines  Organismus  bringt 
dann  auch  mit  sich,  dass  zwischen  den  Einzelwirthschaften  als 
edern  der  Volkswirthschaft  und  zwischen  ihren  Functionen  sowie 
sehen  den  Berufsgruppen  von  Einzelwirthschaften  (z.  B.  Ur- 
duction,  Landwirthschaft,  Industrie)  ein  nothwendiges  Gleich- 
wicht  und  Ebenmaass  stattfinden  muss.  Abweichungen 
rvon  können  nur  durch  die  Erweiterung  des  volkswirthschaft- 
len  Verkehrs  zum  internationalen  und  weltwirthscbaftlichen  er- 
;en  und  ihre  Rechtfertigung  finden,  wie  die  moderne  Entwicklung 
3er  Verhältnisse  das  zeigt. 

Mit  der  Volkswirthschaft  in   dieser  Auffassung  hat  es  denn 
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auch,  nach  dem  Früheren  (§.  100),  die  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie  zu  thnn. 

B.  —  §,  150  [54J.  Entwicklung  der  Volkswirthschaft. 
Dafür  sind  viererlei  Momente  maassgebend:  ein  persönliches 
und  nationales,  das  im  Volk  und  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wicklung, ein  natürliches,  geographisches,  das  im  Lande 
und  seiner  Naturbeschaffenheit,  ein  technisches,  das  in  der  Ge- 
staltung des  Productionsbetriebs  und,  in  engem  Zusammen- 
hange mit  dem  zweiten  Moment,  in  der  Gestaltung  der  Com- 
munications- und  Transportverhältnisse,  endlich  eiu  recht- 
liches und  politisches,  das  im  Staat  und  in  der  Gestaltung 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  liegt. 

Die  Volkswirthschaft,  als  Gollectivphänomen ,  wie  sie  oben 
(S.  259)  genannt  wurde,  ist  ein  geschichtliches  Product  aller  dieser 
Momente,  die  einzelne  concrete  Volkswirthschaft  eiu  geschichtliches 
Product  der  concreten  Gestaltung  (Differenzirung)  und  concreten 
Combinatiou  dieser  Momente. 

Die  „Volkswirthschaft"  geht  daher  von  älteren  einfacheren  Ge- 
staltungen, in  welchen  sie  noch  unentwickelt  und  selbst  nur  erst 
im  Keime  vorbanden  ist,  durch  die  verschiedenen  Phasen  hindurch, 
welche  insbesondere  die  menschlichen  Gemeinschaften  selbst  von 
Geschlecht,  Gens,  Stamm  hindurch  bis  zum  „Volke"  durchlaufen. 
Jeweilig  erhält  sie,  die  Volkswirthschaft^  oder  das,  was  in  früheren 
Phasen  als  ihr  Vorläufer  und  ihr  Analogen  bezeichnet  werden 
muss,  dann  ihr  Gepräge  durch  diejenigen  Gestaltungen  der  wirth- 
schaftlichen Prodnctionsweise  und  Vertheilung  und  durch  die  für 
diese  Gestaltungen  wieder  maassgebenden  Besitz-  und  Arbeitsver- 
hältnisse und  deren  Ordnung  nach  Sitte  und  Recht,  welche  sich  an 
die  Gestaltungen  der  jeweilig  hervortretenden  Organisationsformen 
jener  menschlichen  Gemeinschaften  anschliessen.  Alle  diese  Ver- 
hältnisse stehen  dann  aber  in  Wechselwirkung. 

Erst  indem  und  nachdem  die  auf  engerer  Blutsverbindung  be- 
ruhenden menschlichen  Gemeinschaften  sich  lockern,  d.  h.  durch 
die  persönlichen  Gefühle  und  Ansichten  der  Angehörigen,  durch 
die  auf  diesen  Gefühlen  und  Ansichten  beruhenden  Autoritätsver- 
hältnisse und  durch  die  das  Alles  stutzende  Sitte  und  Rechtsordnung 
—  soweit  hier  von  letzterer  schon  zu  reden  ist  —  nicht  mehr  zusam- 
men gehalten  werden,  erst  wenn  daher  an  Stelle  solcher  Gemeinschafts- 
beziehungen mehr  und  mehr  nur  „gesellschaftliche"  und  ins- 
besondere wirthschaft  liehe  Beziehungen  treten,  wie  sie  durch 
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beitstbeilnng,  Verträge;  Tausch  u.  s.  w.  bedingt  werden,  —  erst 
lern  und  nachdem  diese  Entwicklungen  vorangegangen  sind  oder 
h  gleichzeitig  vollziehen,  entsteht  und  entwickelt  sich  das,  was 
r  „Volkswirthschaff'  im  eigentlichen  Sinne  nennen  (vgl. 
§.  117,  118). 

Wie  sich  diese  Volkswirthschaft  alsdann  gestaltet,  hängt  wieder 
n  der  Entwicklung,  Gestaltung,  Gombination  aller  jener  vier 
>mente  ab.  Danach  erhält  dann  jede  concrete  Volkswirtbschaft 
'  individuelles  nationales,  geographisches,  ökonomisch- 
chnisches  und  politisch-rechtliches  Gepräge,  erhalten 
er  auch  die  verschiedenen  Volkswirthschaften  wieder  einen  ge- 
3insamen  Typus,  Obereinstimmende  Grundzttge,  nach 
m,  was  eben  in  diesen  vier  Seiten  bei  ihnen  übereinstimmt, 
id  nach  diesem  gemeinsamen  Typus,  wie  ihn  in  etwa  gleicher 
Schichtsperiode  die  Volkswirthschaften  von  Völkern  im  Ganzen 
lieber  Culturentwicklung  zu  zeigen  pflegen,  kann  man  dann 
storische  Typen  (typische  Phasen)  der  „Volkswirth- 
laft  tlberhanpt'S  als  eines  allgemeinen  GoUectivphänomens 
inschlicber  Geschichte,  unterscheiden.  Die  HeraDsscbälung  gerade 
es  es  Typischen  fällt  in  die  früher  unterschiedene  zweite 
eoretische)  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie  (§.  60). 

Solche  typische  Phasen  sind  io  der  antiken  Welt  die  ««einheitliche  Oekenwirth- 
afr'  und  ihre  spätere  Auflösung  mit  dem  Siege  des  „freien  Verkehrs^'  (Rodbertas). 
der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  der  neueren  Völker,  nach  den  Phasen  älteren 
rarcommuni^mus'  und  ihm  folgender  agrarischer  Wirthschaft  freier  Baaerschaften 
l  höriger  Hofwirthschaften,  die  frühmittelalterliche  und  spätere  grundherrschaftliche, 
igs-,  frohn-  und  klosterhot'wirtbschaftlichc,  die  neben  die  agrarischen  Wirthschaften 
'.ende,  aber  diese  selbst  zum  Theil  in  sich  aufnehmende,  sonst  rornemlich  Gewerbe- 
1  Handelsbetrieb  in  corporativcn  Formen  ^Zunftverfassung)  darstellende  „stadtwirth- 
aftliche''  (G.  Schmoller);  darauf  die  Stadt  und  Land  mehr  zusammenfassende,  die 
Itischo  Autonomie  auch  auf  wirthschaftlicbem  Gebiet  beschränkende  territorial-  und 
itswirthschaftliche  Phase  im  Zeitalter  des  Mercantilismus  und  der  emporsteigenden 
itsgewalt:  lauter  Entwicklnngsstadicn,  welche,  im  Einzelnen  mit  kleinen  Yerschieden- 
ten,  in  den  Hauptztlgen  doch  gleicbmässig,  die  west-  und  mitteleuropäischen  Volks- 
thschaften  auf  dem  Wege  zur  „modernen''  Volkswirthschaft  „freien  indi?idualisti- 
en''  Verkehrs  auf  der  Grundlage  des  Privateigenthums  am  Boden  und  Kapital 
chlaufen  haben. 

§.  151  [55,  56].  Die  vier  einzelnen  Momente,  welche 
e  Entwicklang  der  Volkswirthschaft  beherrschen. 

1.  Es  ist  auch  erst  ein  langer  und  langsamer  geschichtlicher 
ocess,  welcher  das  Volk  als  Ganzes  im  Sione  der  im  Staats- 
sw, staatlichen  und  vertragsmässigen  Wirthschafts -)  Verbände 
reinigten  Personen  zum  eigentlichen  Träger  der  Volkswirthschaft 
macht  hat,  —  ein  Process,  welcher  wieder  von  all  jenen  anderen 
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geographischen,  technischen,  rechtlichen,  politischen  Factoren  be- 
dingt gewesen  nnd  dadurch  beeinflusst  worden  ist. 

Die  bistorische  Tbatsache  gemeinsamer  Abstammung,  die  gemeinsamen  gesr.bicbt- 
lichen  Erlebnisse,  der  Besitz  eines  gemeinsamen  Wohngebiets,  die  Gemeinsamkeit  und 
Eigenausbildung  (die  „nationale"  Ausbildung)  wichtiger  („nationaler")  Besitzthümer, 
der  Sprache,  der  Sitte  —  eigenthümlichcr  Weise  wird  grade  dies  so  charactcristische 
Moment  yon  Röscher  §.  16  weggelassen — ,  des  Rechts,  des  Staats,  der  Wirth- 
schaft, selbst  der  Kunst,  Wissenschaft  und  Religion,  diese  Momente  alle  sind  es, 
auf  denen  das  Volk  im  Sinne  Fon  Kation  beruht.  Die  Yolkswirthschaft  ist  eines 
der  genannten  nationalen  Besitzthümer,  ist  Nationalökonomie  und  insoweit  ein  Natur- 
pro duct.  Aber  wie  dio  Nation  selbst  und  die  andere  verwandte  Seite  des  Volks- 
lebens, das  Yolksrecht,  erhält  auch  die  Yolkswirthschaft  erst  durch  den  Staat 
ihre  Gestaltung:  die  Nation  wird  „StaatsFolk'\  die  Yolkswirthschaft  wird  Kunst- 
product,  der  natürliche  Organismus  wird  zum  Theil  künstliche  Organi- 
sation. Die  Yolkswirthschaft  wird  hierdurch  ans  der  Nationalökonomie  die  Wirth- 
schaft des  Yolks  im  staatswissenschaftlichen  oder  politischen  Sinne  des  Worts  Yolk, 
also  die  Wirthschaft  der  im  Staats  verband  vereinigten  Personen:  wird  politische 
Oekonomie  (in  diesem  Sinne).  Ihr  spcciüsch  nationales  Gepräge  verliert  oder  mo- 
dificirt  die  Yolkswirthschaft  alsdann  in  derselben  Weise,  wie  in  den  Wcchsclfallcn  der 
Geschichte  die  in  einem  concreten  Staate  vereinigte  Bevölkerung  aufhört,  mit  der 
Kation  im  ursprünglichen  Sinne  des  Ausdrucks  identisch  zu  sein.  Und  wie  etwa  durch 
den  geschichtlichen  Process,  in  Folge  des  Zusammenlebens  in  einem  Wohngebiete, 
des  wirthschaftlichen  Yerkehrs.  der  gemeinsamen  Rechtsordnung  und  der  staatlichen 
Zusammenfassung  die  Angehörigen  eines  Staatsverbands  wieder  zu  einer  eigenartigen. 
neuen  „Nation"  werden,  so  nimmt  die  Yolkswirthschaft  in  diesem  Yerbande  auch 
wieder  ein  neues  specifisch  „nationales"  Gepräge  an.  (Vcrgl.  Neumann,  Yolk  und 
Nation,  Leipz.  1888). 

2.  Das  innige  Verwachsen  der  Einzelwirthschaften  unter  ein- 
ander, der  agrarischen  nnd  städtischen  Wirthschaftcn  und  aller 
zur  Yolkswirthschaft  wird  in  den  verschiedenen  Entwicklungs- 
phasen und  auch  noch  heute  wesentlich  beeinflusst  durch  das 
Land  und  dessen  Natur,  insbesondere  die  geographische  Lage, 
Beschaffenheit  und  selbst  durch  die  geometrische  Form  des  Volks- 
wirthschaftsgebiets.  Gleiches  gilt  dann  auch  wieder  von  der  Ab- 
trennung der  einzelnen  Volkswirthschaften  von  einander. 

Die  verticale  und  horizontale  Conüguration  des  Gebiets,  die  Höhe,  Richtunsr. 
Zugänglichkeit  der  Gebirge,  die  gesammten  orographischen ,  hydrographischen,  locai- 
Idimatischen  Yerh&ltnisse ,  dio  Seeverbindung  und  die  natürlichen  Rinnen -Wasser- 
strassen, die  von  allen  diesen  Momenten  abhängige  Entwicklung  der  Communications- 
mittel,  die  Lage  eines  Yolkswirthschaftsgebiets  zu  anderen  Gebieten,  die  Lage  der 
einzelnen  Landestheiie  zu  einander  und  zum  Auslande  entscheiden  zum  Theil  maass- 
gebend  über  dio  Art  und  Innigkeit  des  Verkehre  innerhalb  der  Yolkswirthschaft  und 
zwischen  verschiedenen  Volkswirthschaften  oder  Theilen  derselben,  z.  B.  Grenzpro- 
TiBzen.  Die  Bedeutung  der  geometrischen  Form  des  Gebiets  zeigt  sich  in  YerhUlt- 
Bissen  wie  Dalmatiens  Lage  zu  Oesterreich,  Tirols  jetzt,  nach  Abtretung  Lombardo- 
Yenetlens,  desgl. ;  Ostpreussens  Lage  zu  Deutschland  u.  dergl.  m.  Die  Gestaltung  der 
Yolkswirthschaft  unter  dem  Einflüsse  dieser  räumlichen  Verhältnisse  wirkt  dann  auch 
wieder  auf  das  politische  Leben  des  Yolks,  auf  das  losere  oder  engere  politische  Band 
verschiedener  nationaler  Theile  der  Bevölkerung  bedeutungsvoll  ein. 

3.  Besondere  Beachtung  für  die  Entwicklung  der  typischen 
Phasen    der  Yolkswirthschaft  verdienen  dann  die  technischen 
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d  rechtlichen  Momente ,  welche  in  näherer  Beziehung  unter 
lander  stehen  und  sich  gegenseitig  beeinflussen. 

Der  Zustand  der  Commonicationsmittel,  welcher  ausser  7on  der  Natar- 
chatienheit  des  Landes  und  der  Natur- Wege  (besonders  Wasserwege)  ror  Allem 
I  Stande  der  Technik  —  wozu  auch  der  Stand  der  Zähmung  der  Thiere  und  der 
Hglichen  Verwendung  derselben  gehört  —  und  von  den  für  Bau  und  Betrieb  ron 
nmunications-  und  Transportmitteln  FerfUgbaren  wirthschaftlichen  Mitteln  abhängt ; 

Stand  der  Productionstechnik,   namentlich  ob,   wie  weit  und  wie  an  Stelle 

menschlichen  Muskelkraft  thierische  und  (sog.  todte)  Naturkräfte  benutzt  werden 
ischine);  die  vom  Stand  der  Technik  mit  bedingten  Verhältnisse  der  nothwendigen 
r  zweckmässigsten  Arbeitstheilung  und  Betriebsgestaltung  (Concentration ,  Gross- 
rieb);    die  Art,  die   räumliche  Ausdehnung  des  Absatzes   und  Markts;   anderseits 

Gestaltung  der  personlichen  Bechtsverhältnisse  (Unfreiheit,  Freiheit, 
ddewesen),  die  Gestaltung  der  Besitz-  und  Besitzrecht8?erhältnisse,  nament- 
1  des  Grundbesitzes,   davon  abhängig  der  Arbeits-  und  Erwerbsgelegenheiten 

Bedingungen  Im  Gebiete  des  lange  Zeit  fast  alleinigen,  fast  immer  wichtigsten 
onalen  Productionszweigs,  der  Landwirthschaft  (und  Viehzucht);  der  Zustand  der 
gemeinen  Rechtssicherheit  von  Person  nnd  Eigenthum,  der  Einrichtung  der 
htsordnung  für  Absatz-  und  Marktwesen,  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb,  Unter- 
mungsformen:  weiter  die  von  Technik  und  Becht  mit  bedingte  Vertheilung 
*  BevOlkeruntr  über  das  Land,  als  das  Volkswirthschaftsgebiet,  die  Art  der 
nedlung,  der  Wohn-  und  Lebensverhältnisse  (HOfe,  Dörfer,  Städte)  —  das  und 
iches  Aehnliche  weiter  sind  die  hier  fur  die  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  und 
die  Entwicklung  ihrer  Phasen  wirksam  werdenden  Momente. 

In  markanter  und  mehr  oder  weniger  klar  bewusster  Weise 
durch  den  Staat  die  Ausbildung  besonderer  ,,Volkswirth- 
Laften'*  innerhalb  der  europäisch -amerikanischen  Welt  seit  dem 

und  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart 
lein  begünstigt  und  so  die  stadtwirthschartliche,  grnndherrschaft- 
le  in  die  staatswirthschaftliche  Phase  hinüber  geleitet  worden. 

Die  besonderen  „Staatsindividualitäten'*  treten  seitdem  schärfer  hervor, 
straffere  Central^ewalt  vernichtete  oder  verminderte  die  provincielle,    communale 

ständische  Autonomie  auch  auf  wirthscbaftlichem  Gebiete,  suchte  aus  dem  Staats- 
iete  einen  grossen  einheitlichen  Markt  zu  schallen  und  sperrte  oder  er- 
xrerte  den  Verkehr  mit  dem  Auslände.   Von  grOsster  Bedeutung  ward  insbesondere 

Ausbildung  der  LandesgrcnzzoUsysteme,  innerhalb  deren  zunächst  das 
Igebiet  die  territoriale  Basis  der  nationalen  Volkswirthschaft 
)lberi)  wurde.  Die  Volkswirthschaft  wuchs  dann  gewissermaasscn  in  das  Zoll- 
iet  hinein  und  indem  letzteres  möglichst  auf  das  Staatsgebiet  (Frankreich,  Gross- 
annien  und  Irland.  Kussland,  Ocsterreich,  Italien)  oder  auf  das  Nationalgebiet 
Qtschland,  Zollverein)  ausgedehnt  wurde,  verwuchsen  auch  die  national  und  poli- 
ti  disparaten,  die  neuerdings  etwa  erst  mit  dem  Staate  verbundenen,  die  geogra- 
ich  abgelegeneren  Landes-  und  Volksthcile  zuerst  mit  der  Volkswirthschaft. 
in  mit  dem  Staate  selbst  (EIsass-Lotb ringen  und  andere  ostfranzösische  Grenz- 
rinzcn  in  ihrer  volkswirthschaftlichen  Verbindung  mit  Frankreich  seit  der  Revo- 
>n,  die  russischen  westlichen  Annexionsgebiete,  Oesterreichs  Kronländer,  die  ehe- 
s  polnischen  Gebictstheile  Preussens,  die  Staaten  des  Zollvereins,  Elsass- Lothringen 
seiner  Verbindung  mit  dorn  Deutschen  Reiche  u.  a.  m).  Das  Landesgrenz- 
Isystem  und  die  damit  in  enger  Verbindung  stehende  gesammte  mercanti- 
:ische  Volkswirth Schafts-  (nicht  nur:  Handels-)  Politik,  beide  gewöhnlich 

zu  enge  nur  aus  dem  handelspolitischen  Gesichtspuncte  beurtheilt  und  oft 
ug  von  doctrinären  Freihändlern  vcrurtheilt,  erweisen  sich  hiernach  von  grösster 
gemein  wirthschaftlicher  und  politischer  Bedeutung  und  in  Folge  davon 
wt  wieder  von  maassgebendem  Einflüsse  auf  die  Cultur  eines  Volks.     Diese  Wir- 
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kling  ist  bänfig  durch  begleitende  politische  oder  polizeiliche  Absperrnngsmaassregeln 
(wie  z.  B.  das  Passwesen)  noch  gesteigert  worden.  Die  Wechselwirkung  zwischen 
yolkswirthschaftlichen  und  politischen  Verbältnissen  tritt  in  den  genannten  Thatsachen 
und  Maassregeln  sehr  frappant  hervor.  Erst  die  physiokratisch-Smith'sche  National- 
ökonomie mit  ihrer  einseitig  kosmopolitischen  Tendenz  hat  dies  wahrhaft  Staats- 
wirtbschaftliche  Moment  in  der  Volkswirthschaft  in  seiner  Bedeutung  verkannt  und 
mit  unter  dem  Einfluss  dieser  und  verwandter  Lehren  (Kant'sche  Rechts-  und  Staats- 
philosophie) ist  es  auch  in  der  Praxis  der  Wirthschaftspolitik  zurückgedrängt  worden. 
Ganz  anders  fasst  dagegen  die  Aufgabe  unserer  Zeit  ein  Kodbertus  auf:  ,,Die 
Volkswirthschaft  muss  wieder  mehr  Staatswirthschaft  werden'',  womit  man  eben 
nur  auf  das  Richtige  im  Mercantilismus  zurückkommt.  Demgemäss  wird  denn  auch 
wieder  eine  dem  Ge  s  am  mtbedtlrfniss  des  Volks  entsprechende  Gestaltung  der  wirth- 
schaftlichen  Rechtsordnung,  der  Besitz-  und  Erwerbsordnung  durch 
den  Staat  verlangt. 

Die  radicalen  Freihändler,  z.  B.  Basti at,  haben  diese  hohe  volkswirthschaf:- 
liche  und  politische  Bedeutung  der  LandesgrenzzoUsys^teme  und  der  leitenden  Gesichts- 
puncte  und  Maassregeln  des  Mercantilismus  gewöhnlich  verkannt,  in  richtiger  Conse- 
quenz  ihres  atomistischen  Standpuncts,  von  welchem  aus  die  Volkswirthschaft  nur 
ein  Nebeneinander,  keine  organische  Verbindung  von  Einzelwirthschaften.  S.  die 
characteristische  Aeusserung  Basti at 's  über  den  deutschen  Zollverein,  bei  Berg ius, 
Finanzwiss.,  1865,  S.  889,  Vergl.  dagegen  Fr.  List,  nation.  Syst.,  Kap.  2ü  u.  27 
und  A.  Wagner,  Art.  Zölle  im  Staatswörterb.  XI,  344  ff.  Anwendung  des  Ge- 
sagten auf  die  practische  politische  Frage  der  Wiedervereinigung  Elsass-Lothringens 
mit  Deutschland  in  A.  Wagner,  Eis.  u.  Lothr.,  6.  Aufl.,  1871,  S.  53  ff.,  — jetzt  schon 
mannigfach  durch  die  That  bewahrheitet.  —  S.  Rodbertus,  in  der  Ttlb.  Ztschr.  1S7$, 
S.  232.  Die  Consequenz  dieser  Auffassung  ist  von  mir  in  den  folgenden  Büchern  und  in 
dem  2.  Theil  der  Grundlegung  (vom  Recht  in  der  Volkswirthschaft)  gezogen  worden, 
was  dann  freilich  eine  ganz  andere  Behandlung  der  nat- ökonomischen  Grundlegung, 
als  die  übliche,  mit  sich  bringt.  Auch  im  wissenschaftlichen  Socialismus  ist  diese 
Auffassung  der  richtige  Kempunct.  Die  Schutzzölluer,  Fr.  List  inbegriffen,  ver- 
fehlen es  freilich  daiin,  dass  sie  nur  ein  handelspolitisches  ..nationales'*  System 
der  Politischen  Oekonomie  wollen:  ein  das  ganze  Wirthschaftsleben  umfassendes  ist 
zu  verlangen.  Der  Schutzzoll  ist  kein  „System"',  sondern  nur  ein  Glied  eines  wirth- 
schaftspolitischen  Systems,  und  nicht  für  sich,  sondern  nur  als  solches  Glied, 
daher  nur  bei  principieller  Bemängelung  des  „Systems  der  freien  Concurrenz" 
haltbar.  Die  gewöhnlichen  Schutzzöllner  sind  hier  ebenso  unzulänglich  in  ihrer  Ar- 
gumentation wie  ihre  Gegner. 

Es  mu$>s  hier  an  diesen  wenigen  Andeutungen  über  die  erwähnten  Momente, 
welche  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  beherrschen,  genuinen.  Für  alles  Weitere 
ist  auf  die  Ausführungen  in  der  Practischen  Nationalökonomie  (besonders  Agrarweseu, 
wo  jetzt  bereits  der  1.  Band  von  Buchenberg er's  Werk  vieles  Hierhergehörige 
enthält,  und  Gewerbe-  und  Handelswesen,  aber  auch  Verkehrswesen)  zu  verweisen. 

Die  ältere,  „abstracto",  „unhistorische"  Nationalökonomie  hat  jene  Momente 
theils  gar  nicht,  theils  nicht  genügend  gewürdigt  oder,  wo  sie  darauf  einging,  hat  sie 
sich  die  geschichtliche  Entwicklung  zu  einfach  construirt,  namentlich  Arbeitätheilung, 
Verkehr.  Tausch  sich  zu  einfach  mechanisch  nach  den  Anschauungen  des  modernen 
ökonomischen  Individualismus  aus  dem  Wirken  des  Selbstiuteresses  entwickeln  lassen, 
ohne  die  Factoren  zu  erforschen,  welche  das  Wirken  dieses  Motivs  und  Arbeits- 
theilung.  Verkehr  und  Tausch  selbst  wieder  beeinflusst  haben.  Hier  liegen  die  auch 
methodologisch  bedeutsamen  Verdienste  der  „historischen  Richtung"  (§.  15),  ins- 
besondere der  Arbeiten  Roscher's,  Lamprecht's,  v.  Inama-Sternegg's, 
Bücher 's,  und  namentlich  G.  Schmoller's  (speciell  über  die  proussischen  Ver- 
hältnisse in  den  schönen  Autführungen  über  städtische,  territoriale,  staatliche  Wirth- 
schaftspolitik, Jahrb.  B.  8,  S.  15,  lb84,  s.  auch  oben  S.  241,  Note)  u.  A.  m.,  wie 
anderseits  aber  auch  von  Rodbertus,  Marx. 

Der  UnterscbeidoDg  von  Einzel-  und  Volkswirthschaft  ent- 
spricht in  Theorie  und  Praxis  die  wichtige  Unterscheidung  der 
Betrachtung  wirthscbaftlicher  Verhältnisse,    Fragen,    Streitfragen, 
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eressen  u.  s.  w.  vom  Standpancte  beider  und  wieder  je  vom  Stand- 
DCte  der  yerschiedenen  Einzel wirtbschaften  and  Gruppen  von  solchen 
s.  Der  Betracbtnngsstandpnnct  der  Volkswirtbscbaft  mnss  eben 
rjenige  der  wirthscbaftlicben  und  der  weiter  davon  bedingten  Inter- 
nen des  Volksganzen  sein:  eine  ebenso  leicbt  binznstellende, 
^entlieh  selbstverständlicbe,  als  scbwer  im  Einzelnen,  niebt  nur  in 
r  Praxis,  sondern  ancb  in  der  Theorie  richtig  darcbzaflihrende  For- 
rang. Namentlich  liegt  immer  die  Gefahr  vor,  einzelwirtbschaft- 
he  Glasseninteressen  zu  volkswirthscbaftlichen  Volks-  (and  Staats-) 
:ere8sen  zu  machen. 

V,  Die  Weltwirthschaft.  —  §.  152  [57].  A.  Begriff  und 
escn.  Die  Weltwirthschaft  ist  der  Inbegriff  der  miteinander 
rkebrenden  Einzelwirthschaften  vieler,  schliesslich  aller  Völker 
er  Volkswirtbschaften  der  Erde.  Innerhalb  dieser  gesammten 
eltwirthscbaft  lassen  sich  in  bestimmten  Zeiten  wieder  Volks- 
rtbscbaftsgrappen  unterscheiden,  welche  sich  in  einigen  Be- 
ihangen gegen  einander  ähnlich  abscheiden  wie  die  Volkswirth- 
laften.   Sie  werden  mitunter  ebenfalls  „Weltwirthschaften''  genannt. 

Man  kann  so  für  die  antike  Zeit  die  Weltwirthschaft  der  Volker  des  Mittelmeor- 
:ken8  (mit  den  EnreiteruDgen  im  rOmischeD  Weltreich)  und  diejenige  der  mittel- 
i  ostasiatischen  Völker,  für  die  neuere  Zeit  und  die  Gegenwart  die  Weltwirthschaft 
:  europäisch -americanischen  Coltarvölker  (incl.  Australiens)  als  occidentalischo 
r  Weltwirthschaft  der  asiatischen  GaltorvOlker  als  der  orientalischen  gegenüber 
lleu.    Für  manche  WirthschaftSTerh&ltnisse,  z.  B.  für  den  Character  und  für  das 

der  sog.  Handebbilanz  zum  Vorschein  kommende  Endergebniss  des  auswär- 
men   Handels    (dauernde  Passivität  des   europäischen  Handels  gegen    Asien, 

Wesentlichen  seit  den  Römerzeiten),  ferner,  zum  Theil  in  Verbindung  damit,  ftlr 

Edelmetallgeldrerhältnisse  bilden  diese  beiden  „Weltwirthscbaften'*  fOrm- 
ti  wieder  jede  ein  Ganzes,  ähnlich  wie  die  einzelnen  Volkswirtbschaften  und  treten 

einen  gewissen  Gegensatz  zu  einander. 

B.  —  §.  153  [58].  Die  Entwicklung  der  Weltwirth- 
haft.  Sie  ist  von  denselben  Factoren,  wie  diejenige  des  Ver- 
hrs  überhaupt  (§.  117)  und  theilweise  von  den  gleichen  Factoren, 
ie  diejenige  der  Volkswirthschaft  (§.  150)  abhängig.  Man  kann  dabei 
3hl  die  mehr  die  Entwicklung  bedingenden  Momente, 
h,  die,  welche  die  Weltwirthschaft  möglich  machen,  und  die 
^hr  eigentlich  verursachenden  Momente,  welche  auf  die  Ent- 
cklung  der  Weltwirthschaft  unmittelbar  hinwirken,  unterscheiden. 
e  ersteren  sind  einmal  die  Rechtsverhältnisse,  insbesondere 
e  rechtliche  Sicherheit  (Völkerrecbtszustand,  tbatsächlicher 
ichtsschntz  in  der  Fremde,  Kriegsmarine  als  Scbutzanstalt)  und 
e  rechtliche  Zulässigkeit  (wirtbschaftliche  „Freiheit'*)  des 
jrkehrs  sowie  die  rechtliehen  Bedingungen  für  diesen,  in  der  Volks- 


362     8-  B-  Wirtbschaft  und  Volkswirthschaft.  1.  K.  Wesen  und  Arten.  §.  153, 154. 

wirtliscbaft  nnd  über  dieselbe  hinaus  (wirtbscbaftliche  RecbtsoräntiDg 
besonders  des  Handels  im  und  mit  dem  Auslände ,  „Freihandel^'); 
sodann  der  Zustand  der  Communicationsmittel.  Die  zweiten, 
die  eausalen  Momente  sind  erstens  die  verschiedene  natür- 
liche Ausstattung  der  Länder  und  (zum  Theil  davon  abhängig) 
der  Völker,  zweitens  die  Verschiedenheit  der  Entwick- 
lungsstufen der  einzelnen  Volkswirthschaften.  Die 
nationale  Arbeits theilung  erweitert  sich  in  der  Weltwirth- 
Bchaft  zur  internationalen.  Die  beiden  ersten,  wesentlich  be- 
dingenden,  Momente  sind  also  wieder  ein  rechtliches  und  ein 
technischeSydie  beiden  letzten,  wesentlich  bewirkenden,  Momente 
ein  natürliches  (geographisches)  und  ein  historisch-nationales. 
Die  Weitwirthschaft  kann  dann,  wie  die  Volkswirthschaft, 
wieder  die  Natur  eines  grossen  Organismus  annehmen,  in 
welchem  die  einzelnen  Volkswirthschaften  (oder  genauer  gesagt 
die  Einzelwirthschaften  in  ihnen)  die  Function  von  Gliedern 
erhalten. 

Tliatsächlich  neigt  sich  der  heutige  Verkehr«  unter  den  ihn  bei^Unstigenden  Ein- 
lassen in  der  Gegenwart,  mehr  als  in  irgend  einer  früheren  Periode  der  Weltgeschichte 
dahin,  die  Volkswirthschaften  zu  einem  die  ganze  Erde  umspannenden  welt- 
wirthschaftlichen  Organismus  zu  vereinigen.  Die  Welthandelsstatistik 
ist  ein  Spiegelbild  dieser  Gestaltung.  (Vergl.  die  Fortretflichen  Berichte  von  Fr.  X. 
Neumann  [Wien]  in  Behm's  geogr.  Jahrbüchern,  später  selbständig  u.  d.  T.  Ucber- 
sichten  über  Production,  Verkehr  u.  s.  w.  in  d.  Weitwirthschaft,  nach  Ncumann's  Tode 
fortgeführt  von  J  u  rasch ek.)  Ob  freilich  diese  Gestaltung  in  der  jetzii^en  Ausdehnung 
schon  allgemein  richtig  ist  und  ob  nicht,  nach  der  Theorie  von  Fr.  List,  die  Volks- 
wirthschaften der  Culturvölkcrerst  eine  gl  ei  ch  m  äs si  gere  Entwicklung  erreichen  sollten, 
bevor  das  kosmopolitische  Princip  in  der  Wirtbschaftspolitik ,  daher  die  Aufgabe  des 
Ausbaues  der  Weitwirthschaft,  far  diese  Völker  und  ihre  Staaten  so  sehr  in  den 
Vordergrund  treten  darf,  —  das  kann  hier  nur  als  eine  mindestens  zu  erwägende 
Frage  hingestellt  werden.  Ihre  Entscheidung  hängt  von  der  gesammtcn  Auffassung 
des  Wirthscbaftslebens  und  der  Wirthschaftspolitik  mit  ab.  iJie  im  §.  151  hervor^ 
gehobene  Aufgabe,  dass  die  Volkswirthschaft  wieder  mehr  Staatswirthschaft  werde. 
i&sst  sich  wohl  nicht  lösen,  ohne  dass  die  weltwirthschaftliche  hinter  die  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung  zurückgestellt  wird  (s.  unten,  und  List,  nat.  System 
S.  13  fi.).  Die  Wiederhinneigung  zu  stärkerem  und  für  die  Agrarproduction  zu  er- 
neutem Zollschutz,  besonders  seit  Ende  der  1870er  Jahre,  deutet  darauf  hin,  dass  auch 
in  der  Praxis  derartige  Erwägungen  durchgedrungen  »nd. 

§.  154  [62,  59  —  61].     Die  vier  einzelnen  Momente. 

Die  Bedeutung  der  einzelnen  vier  Momente,  der  Bedingungen  und  Ursachen  der 
Verkehrsentwicklung  über  die  heimische  Volkswirthschalt  hinaus  zur  weltwirthschafi- 
lichen  ist  hier  wieder  nur  anzudeuten  und  erst  in  der  practischen  Nationalökonomie 
genauer  dar/.ulegen. 

1.  Für  die  ältere  Entwicklung  und  für  die  Gestaltung  dieses 
Verkehrs  unter  wilden,  barbarischen  und  Halbculturvölkern  noch 
heute,  komnien  vor  Allem  die  Znstilnde  der  allgemeinen  Rechts- 
sicherheit und  die  Rechtsnormen  bezüglich  des  Fremdenrechts 
in  Betracht. 
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Daher  in  letzterer  Hinsicht  die  Bedingaogen,  unter  welchen  in  einem  anderen 
ide  nod  Staate,  ausserhalb  der  Heimath,  dem  fremden,  insbesondere  dem  Kaufmann 
odel  zu  treiben,  Niederlassungen  zu  errichten  und  der  einheimischen  BefOlkerang 
tattet  wird,  an  diesem  Handel  sich  zu  betheiligen,  sowie  die  weiteren  Bedingungen 
'  wiithschaftlichen  ßechtsordoung.  die  ßechtsformen,  die  etwaigen  corporatiFen 
lossenschaftlichen  Gestaltungen,  unter  welchen  die  ins  Ausland  handelnden  Stadt- 
l  Staatsbürger  diesen  Handel  nur  betreiben  können  und  dürfen. 

Auch  für  die  moderne  Zeit  der  Calturvölker,  wo  nach  völker- 
jhtlichen  Grundsätzen  der  Fremde  vollen  Rechtsschutz  für  sich, 
n  Eigenthum,  seine  Vertragsschltisse  geniesst,  sind  doch  noch 
)  speciellen  Normen  des  Gewerberechts  für  die  Zulassung  des 
emden  zum  Gewerbetrieb  im  Inland,  daher  eventuell  völker- 
jhtliche  Verträge  (Handelsverträge,  Schiffahrtsverträge  u.  s.  w.) 
jr  auf  die  Verkehrsentwicklung  von  Einfluss.  Weiter  ist  die  den 
äwärtigen  Handel  betreffende  Zoll-  und  Handelspolitik  maass- 
bend.  Endlich  kommt  die  gesammte  Gestaltung  des  Verkehrs- 
chts  i.  e.  S.,  auch  desjenigen  für  den  inländischen  Gewerbe- 
d  Handelsbetrieb,  auch  für  die  Betheiligung  einer  Volkswirth- 
laft  am  Aussenhandel  und  Weltverkehr  mit  in  Betracht. 

Von  der  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  hängrt  das  Maass  der  rechtlichen 

lässigkeit  der  internationalen    wie    der   nationalen  Arbeitsthcilang  und  des  be- 

fenden  Verkehrs   mit   ab,    in  welcher  Hinsicht   dort  das   Freihandelssystem, 

r  das  System  der  Markt-  und  Gewerbe  fr  eiheit,    beides  Folgen  des  Princips 

Verkehrsfreiheit,  der  Betheiligung  am  Welthandel  gUnstig  sind. 

Die  grosse  Entwicklung  des  Weltverkehrs  und  z.  B.  auch  des  britischen  Aus- 
Einfuhrhandels  in  neuester  Zeit  ist  von  der  DarchfUhrung  des  Freihandelssystems 
abhängig  gewesen.  Die  wichtigere,  diesem  Moment  gegenüber  nicht  immer 
Qhrend  gewürdigte  Voraussetzung  dafür  lag  aber  in  der  ungeheueren  Ver- 
iserung  der  Communications-  und  Transportmittel.  Diese  hat  Länder 
immer  grosserer  Verschiedenheit  der  natürlichen  Ausstattang  und  der  Folkswirth- 
aftlichen  Entwicklung  bis  tief  ins  Binnenland  hinein  und  selbst  für  den  Aus- 
ich  ?on  Artikeln  niedrigen  specifischen  Tauschwerths  sich  gegenseitig  zugänglich 
lacht. 

Vgl.  für  frühere  Zeiten  G.  Schanz,  englische  Handelspolitik  gegen  Ende  des 
telalters,  2.  B.,  Leipzig,  ISSl.  Lexis,  Abh.  Handel  im  Schönberg'schen  Handb. 
J,  3.  A.,  u.  Abschnitt  VI  und  VII  daselbst. 

Der  Identificirung  von  Ursache  und  Voraussetzung  der  Entwicklung  des  Welt- 
dels  und  der  einseitigen  Betonung  des  handelspolitischen  Moments  haben  sich  die 
ihändler  sehr  oft  schuldig  gemacht,  so  auch  in  den  emphatischen  Verherrlichungen 
Zunahme  des  auswärtigen  Handels  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Diese 
«ahme,  welche  die  Handelsstatistik  überall  unzweifelhaft  ergiobt,  ist  relativ  in 
Ländern  verschiedener  Handelspolitik  nicht  immer  sehr  ungleich,  was  schon  be- 
st, dass  das  Freihandelssystem  nicht,  wie  man  angenommen  hat,  der  allein  oder 
h  nur  der  vorzugsweise  maassgebende  Factor  sei,  wenn  auch  dadurch  einzelne 
:h  tun  gen  des  Handels  mitunter  besonders  begünstigt  sind  (z.  B.  der  englisch- 
DzGsische  Handel).  Die  Statistik  der  inländischen  Güterbewegung,  wie  sie  be- 
ders  die  Eisen  bahn  Statistik  liefert,  zeigt  dann  aber  noch  genauer,  dass  der  Ein- 
s  der  verbesserten  Communicationsmittel  auf  den  auswärtigen  Handel  mächtiger  als 
jenige  der  Handelspolitik  war.  Der  auf  trockenen  Strassen  (Eisenbahnen)  erfolgende 
reide-,  Vieh-  und  Kohlonvcrkehr,  der  sich  über  Mitteleuropa  zwischen  Ungarn, 
en,  Russland,  Frankreich  und  Italien  bewegt,  ist  ein  significantes  Beispiel.  Vgl. 
rüber  auch  Baxter  im  Journ.  of  the  Statist,  society  in  London  vol.  XXIX  (1S66), 
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p.  549,  bes.  5S5 — 588.    Fawcctt,  Freihandel  u.  Zollschntz,  übersetzt  ron   Passow, 
Berl.  1878,  S.  14  hebt  dies  auch,  aber  noch  nicht  genügend,  herror. 

2.  Das  Communications-  und  Transportwesen  be- 
günstigt nach  dem  ihm  innewohnenden ,  auf  rein  physicalischen 
Momenten  beruhenden  Entwicklungsgesetze  den  Verkehr  zuvör- 
derst und  am  Meisten  auf  der  See,  besonders  an  den  Küsten 
und  in  kleinen  Meeren,  ferner  auf  den  natürlichen  Binnenwasser- 
strassen.  Der  Land  verkehr  entwickelt  sich  noth  wendig  später, 
am  Leichtesten  noch  in  ebenem  Terrain  fruchtbarer  Länder  massiger 
räumlicher  Ausdehnung. 

Vergl.  den  genialen  Aufsatz  E.  EngeTs  ttber  die  Grenzen  des  Erfindungs- 
goibtes  im  Transportwesen,  Zeitschr.  d.  K.  preuss.  Stat.-Bur.  1864,  S.  113  ff.,  auch 
A.  Wagner.  Art.  Schiflfahrt  in  Rentzsch's  HandwOrterb.  d.  Volkswirshschaftslehrc 
(186G)  8.  726  ff.    Götz,  die  Verkehrswege  im  Dienst  des  Welthandels,  1888. 

Aus  diesen  Ycrh&Itnissen  erklärt  sich,  dass  vielfach  der  internationale  Verkehr 
und  damit  die  W*eltwirthschaft  sich  früher  entwickelt  als  der  Verkehr  zwischen  ver- 
schiedenen Landestheilen  einer  Volks  wirthschaft,  der  „Fernverkehr'  früher  als  der 
„Nahverkehr"',  der  Vorkehr  in  Artikeln  höheren  specifischen  Tauschwerths  (§.  140), 
in  Fabrikaten,  Kunst-  und  Luxusartikeln  und  Consumptibilien  der  Reichen  zwischen 
verschiedenen  L&ndern  früher  und  bedeutender  als  der  Verkehr  in  schweren  volumi- 
nösen Massenartikeln  des  Inlands,  welcher  vielfach  im  Binnenlando  ferne  von  Strömen 
erst  eine  Schöpfung  des  Eisenbahnzeitalters  ist,  so  namentlich  von  grösster  Bedeutung 
der  Getreide-  und  Kohlen  verkehr. 

3.  Die  verschiedene  natürliche  Ausstattung  der  Länder 
und  daher  der  Volkswirthschaften  weist  auf  eine  gewisse  Natur- 
gemässheit  der  internationalen  Arbeitstheilung  und 
daher  der  Weltwirthschait  hin,  woraus  sich  wesentliche  GrUnde 
zu  Gunsten  des  sog.  F'reihandelssystems  ableiten  lassen. 

Eines  der  populärsten  und  relativ  richtigsten  Argumente  der  Freihandelsthcorie, 
dem  auch  SchutzzOllner  beistimmen.  So  betont  Fr.  List  in  seinem  nationalen  System 
stets  die  Zweckmässigkeit  der  internationalen  Arbeitstheilung  und  des  Freihandels 
zwischen  den  Landein  der  gcmäs£.igten  Zone  und  der  Tropen.  Die  Möglichkeit  der 
internationalen  Aibeitstheilung  bei  Freihandel  wird  daher  auch  regelmässig  unter 
den  Yortheilen  der  Arbeitstheilung  aufgeführt.  Doch  geht  die  Behauptung  oft  zu 
weit.  Denn  einmal  zeigt  die  allmälige  Verbreitung  von  Nutzpflanzen  und  Haus- 
thieren  nach  fremden  Ländern  durch  die  menschliche  Cultur,  dass  auch  hier 
nicht  reine  Naturverhältnisse,  Klima  u.  s.  w.  entscheiden  (Verbreitung  des 
Weinbaus,  der  Seidenzucht  u.  s.  w.),  (vgl.  das  schöne  Buch  von  Hehn,  (])ultur- 
pflanzen  und  Hausihiere  in  ihrem  Uebergang  aus  Asien  nach  Griechenland  und  Italien, 
sowie  in  das  übrige  Europa,  2.  Aufl.  Berl.  1874  und  seitdem  neue  Aufl.).  Sodann 
liegen  die  Veihältnisse  auch  nicht  immer  so.  wie  in  dem  beliebt  gewordenen  Beispiel 
Senior 's  von  den  Kosten,  welche  es  Grossbritannien  machen  würde,  seinen  Thee- 
bedarf  im  Innlande  selbst  zu  produciren,  statt  ihn  aus  China  zu  decken  (Polit.  ccon., 
4.  ed.  1858,  p.  70).  Hier  ist  auch  der  volkswirthschaftliche  Nachtheil  freilich  evident, 
in  vielen  anderen  Fällen  ist  er  aber  jedenfalls  gering,  oft  gar  nicht  oder  nur  kurz 
vorübergehend  voihanden  (Tabak.  Zucker  u.  A.  m.)  und  andre,  auch  culturliche  Vor- 
theile  (Einfluss  der  Industrie  auf  Städtewesen,  bürgerliche  Freiheit,  höheres  Geistes- 
leben u.  8.  w.)  fallen  ausserdem  ins  Gewicht.  Endlich  zeigen  neuere  Erfahrungen, 
besondere  in  Indien,  dass  auch  das  im  Texte  ei wähnte  indubtriello  Arbeitsmonopol 
der  nördlicheren  Ländern  kein  so  absolutes  ist,  wie  froher  öfters,  besonders  in  England, 
von  Theoretikern  und  Praktikern  angenommen  wurde.    England  fangt  bereits  an,  die 
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Dcurrenz  der  billigen  asiatischen  mit  europäischer  Technik  ausgerüsteten  Arbeit  zu 
rchten  und  hat  einigen  Grund  dazu.  Yorgl.  z.  B.  Ja  gor,  ostindisches  Handwerk 
d  Gewerbe  mit  Bucl^icht  auf  den  europäischen  Arbeitsmarkt.  Berl.  1S7S  (Vortrag), 
itdem  sind,  wie  auch  die  Prodnctions-  und  Handelsstatistik  zeigt,  schon  erhebliche 
rtschritte  in  Asien,  zumal  Indien,  Japan,  in  der  Benutzung  europäischer  Technik, 
ischinerie  in  der  Industrie  gemacht  und  die  Entwicklang  des  Eisenbahnwesens  hat 
I  Goncurrenzfähigkeit  dieser  Länder  nicht  nur  fUr  den  Import,  sondern  auch  fUr 
1  Export,  freilich  immer  noch  yomemlich  fdr  Agrarproducte,  gesteigert.  —  Hübsche 
riegung,  wie  das  menschliche  Streben  nach  gewissen  Thieron,  Pflanzen  und  Mine- 
ien  den  Weltverkehr  begünstigt  hat,  giebt  Kohl  in  „die  nattlrlichen  Lockmittel  des 
*lker?erkehr8'\  Bremen,  1878. 

a)  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  das  Klima  in  seinem  Ein- 
sse  auf  organische  Prodaete,  auf  die  Ergiebigkeit  des  Boden- 
baus in  Land-,  Forstwirthschaft  und  auf  den  wirthschaftlichen 
laracter,  besonders  auf  die  Leistungsfähigkeit  und  Arbeitsamkeit 
r  Bevölkerung.  Weiter  kommt  in  Betracht  die  natttrliche  Frucht- 
rkeit  des  Bodens,  die  Verbreitung  unterirdischer,  durch  Bergbau 

gewinnender  Producte,  besonders  der  Metalle,  unter  denen  Gold 
d  Silber  von  jeher  den  grössten  Einflass  auf  die  Entwicklung 
s  internationalen  Verkehrs  und  der  Colonisation  ausübten,  neuer- 
igs  die  Verbreitung  der  Mineralkohlen,  das  Vorhandensein  von 
asserströmen,  welche  sich  als  mechanische  Triebkraft  ausnutzen 
)sen  (z.  B.  in  Gebirgsgegenden)  u.  A.  m. 

Steigende  Bedeutung  dieses  letzteren  Moments  im  neuesten  Zeitalter  der  Ent- 
rklung  der  Electrotechnik.  —  Sonst  war  und  ist  doch  von  durchgreifender  Be- 
itung  für  die  Entwicklung  der  Weltwirthschaft  vor  Allem  der  Productenaustausch 
ischen  den  Ländern  wärmeren  und  kälteren  Klimans,  daher  zwischen  den 
openländern  einer  und  den  Gebieten  der  gemässigten  Zone  andererseits, 
)  zwischen  den  betreffenden  Theilen  Amcricas,  Asiens  und  Europa,  ferner  zwischen 
ttel-,  Nord-  und  Sudeuropa.  Hier  kommen  die  Producte  des  klimatischen 
»nopols  mit  den  Producten  des  industriellen  Arbeitsmonopols  zum  Ans- 
sch,  denn  wie  die  Natur  im  Süden  die  Bodenproduction ,  so  begünstigt  sie  im 
'den  mehr  die  industrielle  Arbeit  der  BcrOlkernng.  Der  Handel  mit  „Colonial- 
aren'',  „Südfrüchten"'  u.  dgl.  m.,  welche  zum  Austausch  mit  Industrie- und 
intan producten  kommen,  bildet  gewisscrmaassen  die  Axe  des  Weltverkehrs,  be- 
ders  des  transatlantischen.  Dieser  Verkehr  muss  am  Meisten  als  naturgemäss 
eichnet  werden.  Handelspolitische  Hemmungen  können  hier  allerdings  leicht  zu 
3m  bedenklichen  Kückschritt  der  internationalen  Arbcitsthcilung  führen,  was 
;h  immerhin  auch  von  Producten  wie  Tabak,  Wein,  Zucker  etwas  gilt. 

b)  Ein  zweiter  berechtigter  Haupttheil  des  Weltwirthschafts- 
'kehrs  wird  durch  den  Austausch  von  Montanproducten  der 
len  mit  Agrar-  und  Industricproducten  der  anderen  Länder 
i)ildet. 

Doch  ist  die  „Katurgemässheit''  dieses  Verkehrs  insofern  nicht  so  unbedingt  als 
enige  des  vorerwähnten  vorhanden,  weil  die  Entwicklung  von  Bergbau  und  Montan- 
ostrie  nicht  nur  von  der  natürlichen  Verthcilung  der  Kohlen,  Mineralien,  Erze, 
taUe  im  Boden,  sondern  auch  von  der  Ausbildung  der  Technik  der  Gewin- 
g  und  Verarbeitung  und  von  der  Kechts Ordnung  und  deren  Handhabung 
ängt     Wie   sehr  dieses  Moment    ^rade  auf  den  Bergbau   von  Einfluss   ist,    lehrt 
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z.  B.  die  neuere  Gescliichto  Mexicos.  Für  Californicn  legte  v.  Kichthofen  in 
seiner  Schrift  über  d.  Metallproduction  Californiens  (Petermann's  geogr.  Mittb.,  £r- 
gänzh.  14,  Gotha  1864)  in  den  50er  und  60cr  Jahren  das  Hauptgewicht  mit  auf  die 
Eeform  des  Bergrechts  und  geordnete  Rechtszustände,  damit  der  grosse  Metallreich* 
thum  des  Landes  allseitig  ausgebeutet  und  das  Land  zu  diesem  Zwecke  gehörig  colo- 
nisirt  werden  könne.  Die  Quecksilbergowinnung  sank  in  Folge  von  Processen, 
welche  die  Einstellung  der  Arbeit  in  den  Hauptgruben  bewirkten,  von  24.152  Flaschen 
(Ausfuhr)  in  1858  auf  3399  Flaschen  in  1859,  9348  in  1860,  um  1861  wieder  auf 
35,895  Flaschen  zu  steigen  (a.  a.  0.  S.  42).  Manche  Belege  fOr  die  obige  Auffassung 
enthält  Pechar,  Kohle  u.  Eisen,  Berl.  1878. 

Oft  veranlasse  far  ein  Land  nur  das  Zurückstehen  in  Technik  und  Rechtsord- 
nung, nicht  der  Mangel  dieser  Productc  in  seinem  Boden  den  Bezug  der  betreffenden 
Artikel  aus  dem  Auslande. 

Dieser  zweite  Haupttheil  des  weltwirthschaftlichen  Verkehrs 
unterliegt  daher  viel  mehr  als  der  erste  dem  geschichtlichen 
Wandel  und  Wechsel,  im  Znsammenhange  mit  dem  vierten 
Pnncte. 

c)  Ein  dritter  ebenfalls  berechtigter  Theil  des  Weltwirth- 
schaftsverkehrs  betrifft  die  Ausgleichung  der  Deficite  in 
der  Ernte  wichtiger  Nahrungsmittel,  namentlich  des  Ge- 
treides, zwischen  verschiedenen  Ländern,  in  Folge  von  Miss- 
wachs  u.  dgl.  Die  Länder  bilden  hier  durch  ihren  Handelsver- 
kehr einen  grossartigen  Assecuranzverein  uud  tragen  die 
Folgen  eines  solchen  Elementarereignisses  gemeinsam,  so  dass  das 
gerade  von  der  Missernte  betroffene  Land  wesentlich  erleichtert 
wird. 

Neu  mann  (Wien),  üebersichten ,  Jahrg.  1S78,  S.  8.  Es  ist  diese  Seite  des 
internationalen  Gctreidehandeb  von  der  allgemeinen  Function  desselben  noch  zu  unter- 
scheiden, nemlich  den  normalen  Bedarf  eines  Landes  an  Getreide  mit  decken  zu 
helfen,  dessen  einheimische  Production  dazu  nicht  ausreicht. 

4.  Die  Verschiedenheit  der  wirthschaftlichen  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Volkswirthschaften,  auch  nach 
den  oben  (§.  150)  sogenannten  typischen  Phasen,  und  überhaupt 
die  Verschiedenheit  der  CulturundBildung  der  Volk  er  ist  ein  Factor, 
welcher  stets  den  internationalen  Verkehr  und  somit  die  Welt- 
wirthschaft  sehr  erheblich  mit  beeinflusst  hat  und  beeinflussen  wird. 
Jedoch  nur  soweit  diese  Verschiedenheit  der  Entwicklung  auf  mehr 
oder  weniger  festen  natürlichen  Grundlagen,  auf  Klima, 
Landesart,  ganz  oder  fast  ganz  unabänderlicher  Beschaffen- 
heit derBevöIkerung  (fester  Rasseneigenthümlichkeit),  beruht, 
bewirkt  der  aus  ihr  hervorgehende  Weltverkehr  selbst  wieder  eine 
einigermaassen  bleibende,  „natürliche^'  Gestattung  der 
Weltwirthschaft.  Darüber  hinaus  unterliegt  gerade  dieser  Verkehr 
und  mit  ihm  die  jeweilige  Gestaltung  der  Weltwirthschaft  einem 
grossen  geschichtlichen  Wechsel. 
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Man  kauD  freilich  auch  hier  von  ««Nator^emässbeit'*  der  Weltwirthschaft 
en  im  Hinblick  auf  den  natürlichen,  wirthschaftlich  richtigen  Austausch  zwischen 
idem  reiner  und  forherrschender  Agrarproductlon  und  Industrieländern,  zwischen 
idem  verschiedenartiger  industrieller  Entwicklung,  sowohl  was  Gattung  als  was 
ikommenheit  der  Erzeugnisse  anlangt.  Ein  solcher  Verkehr  wird  immer  bestehen 
l  in  einer  bestimmten  Periode  in  beiderseitigem  Interesse  durch  Freihandels- 
litik,  d.  h.  durch  zollfreien  oder  nur  mit  massigen  Finanzzöllen  belegten  Aus- 
3ch  der  sonst  bloss  die  Handels-  und  Frachtspeseu  tragenden  Güter  gefördert 
rden.  Aber  wenigstens  innerhalb  einer  Gruppe  von  L&ndern  und  Völkern  von 
;ht  gar  zu  grosserVerschiedenheit  der  nattlrlichen  Productionsbedingungen 
l  der  Gulturentwicklung,  also  z.  B.  innerhalb  der  europäischen  und  nordamerica- 
*hen  Welt,  kann  die  Stellung  als  Agrarstaat  und  Industriestaat  und  vollends  die- 
ige  als  Industriestaat  der  und  der  Art  und  Entwicklung  gar  sehr  einem  geschicht- 
hen  Wechsel  unterliegen  und  hat  sie  thatsächlich  demselben,  sogar  mitunter 
erhalb  nicht  sehr  langer  Zeiträume,  unterlegen.  Daher  kann  die  jeweilige  Ge- 
tnng  des  Weltverkehrs  meist  nur  als  eine  Phase  der  Entwicklung  angesehen 
den. 

Die  WeiterbilduDg  kann  hier  sogar  wieder  mehr  zur  Be- 
hränkung  auf  den  inner- volkswirthscbaftlichen  Verkehr  führen, 
0  insofern  einen  Rückschritt  in  der  Weltwirthschaft  bedingen 
ordamerika  seit  dem  Bürgerkriege,  tbeil weise  der  europäische 
QtiDcnt  seit  der  Bückkehr  zu  verstärkter  Schutzzollpolitik,  zu 
rarschutzzöllen  im  letzten  halben  Menschenalter),  ein  Rückschritt, 
•  sich  vielleicht  nur  äusserlich  mehr  verbirgt,  weil  die  Ver- 
iserung  der  Communicationsmittel  die  absolute  Grösse  des  ge- 
amten  auswärtigen  Handels  steigert. 

Jedenfalls  beachtet  die  radicale  Freihandelstheorie  in  ihrer  Predigt  von  der 
)luten  Richtigkeit  der  Freihandelspolitik  für  jedes  Land  in  jeder  Zeit  die 
s  relative  Berechtigung  der  Weltwirthschaft,  welche  in  der  verschiedenen 
twicklungsstufe  der  Volkswirthschaften  liegt,  nicht  genügend,  auch  abi?eseheu 
>n,  dass  sie  die  Abhängigkeit  höherer  Cultur  von  weiter  gediehener  und  feinerer 
«itstheilung,  wie  sie  sich  in  der  Industrie  gegenüber  dem  rohen  Ackerbau  zeigt, 
zu  wenig  berücksichtigt. 

Fr.  List's  grosses  Verdienst  ist  es.  echt  historisch  diese  bloss  relative  Be- 
itigong  des  Freihandels  und  der  Weltwirthäcbaft  in  seinem  nationalen  System 
Politischen  Oekonomie  dem  kosmopolitischen  System  der  britischen  Schule 
enüber  nachgewiesen  zu  haben.  Carey  übertreibt  den  richtigen  Lisl'schen  Ge- 
len gleich  wieder  und  geht  in  seiner  Polemik  Regen  das  „britische  System*'  eben- 
aalb  zu  weit.  Auch  übersieht  er  in  seiner  These  von  der  Nothweudigkeit,  dass 
erbauer  und  Industrieeller  nebeneinander  sitzen  sollen,  um  „unproductivo'* 
;ht-  und  Handelsspesen  zu  ersparen  und  in  den  Schlüssen,  welche  er  gegen  den 
handei  und  das  britische  natioualökonomische  System  und  damit  gegen  die  Welt- 
hschaft  zieht,  dass  im  In  lande  ein  solches  Nebeneinanderwohnen  von  Acker- 
;rn  und  Industriellen  auch  nur  partiell  erfolgt  und  dass  andre  wichtige  wirth- 
itliche  Gründe  für  die  räumliche  (provinciale.  locale)  Concentratiou  der 
istrie  sprechen,  was  dann  Fracht-  und  Handclsspesen,  wenn  auch  innerhalb  der 
Qischen  VoJkswirthschaft,  doch  unvermeidlich  macht.  Ist  vollends  das  Inland 
ho  grosses  Gebiet,  wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamcrica,  mit  grosser  Ver- 
edenheit  der  klimatischen,  Boden-,  Bevölkerungs-  und  Culturverhältnisse  der  ein- 
en Landestheile,  so  tritt  auch  hier  eine  breite  räumliche  Trennung  der  vorherr- 
:nden  Agrarproduction  und  Industrie  ein  (die  Staaten  an  den  grossen  Seen  —  die 
itischen  Küstenstaaten,  Neu-Englaiid,  Newyork).  Eine  internationale  Arbeits- 
luug  und  ein  weltwirthschafriicher  Verkehr  zwischen  England  und  Theilen  der 
einigten  Staaten  ibt,  zumal  bei  Wasscrverbiudung,  auch  volkswirtlischaftlich  ebenso 
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zweckmässig,  als  eine  territoriale  Arb eitstheilong  zwischen  Massachusetts  und 
Jowa.  Die  von  der  britischen  Kationalökonomie  mitunter  überschätzten  cuitur- 
liehen  und  politischen  Folgen  der  Weltwirthschaft  werden  endlich  Fon  Garey 
ebenso  einseitig  unterschätzt  Das  Napoleonische  System  der  gemäsbigt  liberalen 
Handelsverträge  hat  z.  B.  gewiss  für  Frankreich  England  gegenüber  auch  politisch- 
günstige Folgen  gehabt. 

Nicht  geleugnet  werden  kann  in  Betreff  der  ?on  ireihändlerischer  Seite  öfters 
zu  panegyrisch  behandelten  Entwicklung  der  Weltwirthschaft  freilich  auch,  dass  die 
locale  Trennung  von  Producent  und  Consument,  die  Abhängigkeit  Fon  fremden  poli- 
tischen Ereignissen  (britische  „cotton  famine*'  durch  den  nordamericacischen  Bürger- 
krieg) und  von  fremder  egoistischer  „nationaler"'  Handelspolitik  (Nordamerica,  Mac- 
Kinleybill,  1891,  Russland  gegenüber  West-  und  Mitteleuropa),  dass  die  grössere 
Gefahr  von  Ueberproductioncn  und  Handelskrisen,  die  auch  politische  Gefahr,  in 
Betre£f  der  Hauptnahrungsmittel  ?om  Ausland  und  vom  nicht  immer  politisch  hin- 
länglich gesicherten  Bezug  über  See,  über  fremde  Länder  abhängig  zu  sein,  dass  die 
einseitige  Begünstigung  des  Händlerthums ,  die  Nothwendigkeit ,  Fabrikatenexport  zu 
erzwingen  mittelst  niedriger  Arbeitslöhne  und  damit  Niederhaltung  der  Consumtions- 
kraft  der  Massen  im  Inland,  Kuin  althistorischer  nationaler  Industrieen  und  damit 
Ton  Cultur  im  Auslande  (Asien)  und  mittelst  mühseliger  Eröffnung  fremder  Märkte  zum 
Absatz  (Colonieen  der  Gegenwart)  —  nicht  geleugnet  kann  doch  werden,  dass  dies  Alles 
missliche,  zum  Theil  recht  bedenkliche  Folgen  der  ^,weltwirthschaftlicben"  Entwick- 
lung sind,  worüber  man  nicht  so  leicht  hinweg  sehen  sollte. 

Wie  zwischen  dem  Standpunete  der  Einzel-  und  Volkswirth- 
schaft  (§.  151  am  Schlnss)  ist  auch  wieder  zwischen  demjenigen 
der  Volks-  (bzw.  einer  einzelnen  bestimmten  Volks-)  und 
der  Weltwirtbschaft,  oder  zwischen  dem  nationalen  und  kosmo- 
politischen Standpunete  bei  den  einzelnen  Fragen,  Interessen 
u.  s.  w.  zu  unterscheiden.  Der  erstere  Standpunct  ist  —  wenig- 
stens in  der  bisherigen  geschichtlichen  Entwicklung  und  wohl  noch 
für  lange,  wenn  nicht  für  immer  —  voranzustellen.  Gerade 
sehr  wichtige  Fragen  (Schutzzoll  —  Freihandel,  Militärwesen, 
Arbeiterfrage,  agrarische,  gewerbliche  Frage!)  erlangen  von  diesen 
beiden  Standpuncten  aus  eine  öfters  wesentlich  verschiedene  Ent- 
scheidung. 

Die  physiokratisch-smithische  Oekonomik  neigt  zu  sehr  zur  kosmopolitischen 
Auffassung,  die  mercantilistisch-proctectionistische  übertreibt  mitunter  die  nationale. 
Aber  principiell  und  practisch  ist  sie  doch  im  Ganzen  die  richtigere.  Auch  hier  hat 
sich  besonders  List  Verdienste  erworben,  während  Carey  schon  wieder  zu  ein- 
seitig ist. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  Leben  der  Einzelwirthschaft  in  der 

Volkswirthschaft. 

§.  15').    Vorbemerkung  und  Litteratur. 

Es  ist  eine  unhaltbare  Fiction  der  Volkswirthschaftslehre ,  besonders  in  der 
ith'schen  Schule,  dass  die  Voränderungen  im  Werthe  und  zum  Theil  in  den  Ob- 
ten  selbst  im  Gttterbestand  einer  Wirthschaft  und  eines  Vermögensbesitzes  immer 

bestimmte  Thätigkeiten  des  Wirthschaftssubjects,  vollends  auf  solche  mit 
cm  bestimmt  gewollten  virthschaftlichen  Ergebniss,  zurückgeführt 
rden.  Auch  die  strengere  deutsche  Wissenschaft  hat  sich  von  dieser  Fiction  nicht 
lügend  frei  gehalten.  Sie  häogt  auch  mit  der  atomistisch-individualistischen  Auf- 
sung  der  Volkswirthschaft  auf  das  Engste  zusammen.  Einzelne  theoretische  Lehren 
i  durch  diese  Fiction  vollständig  verkehrt  geworden,  so  namentlich  die  Lehre  von 

privaten  Kapitalbildung  durch  individuelle  Ersparung  der  Producte  des  eigenen 
)eitsertrags  des  sparenden  Wirthschaftssubjects  (verg).  Theil  II  der  Grundlegung). 
'■  These,  welche  die  Smith 'sehe  Nationalökonomie,  besonders  die  sogen.  Manchester- 
itung,  aufgestellt  hat,  dass  nemlich  Jedermann  vollständig  allein  „seines  eigenen 
thschaftlichen  Glücks  Schmied",  allein  für  sich  verantwortlich  sei  und  der  Staat 
1  nicht  weiter  um  das  wirthschaftliche  Ergehen  der  Individuen  zu  kümmern  habe, 
nur  eine  richtige  Consequenz  jener  Fiction.  Die  letztere  muss  nun  theils  gänz- 
h  aufgegeben,  theils  erheblich  eingeschränkt  werden.  Es  ist  zu  unterscheiden 
sehen  denjenigen  Veränderungen  des  Wirthschafts-  und  Vermögensbestands  einer 
rson,  welche  durch  die  spontane  Thätigkeit  der  letzteren  erfolgen,  und  den- 
igen  Wert h Veränderungen,  insbesondere  Tau  seh werthveränderungen,  welche  un- 
häufrig  von  solcher  Thätigkeit  durch  ganz  allgemeine  Ursachen,  über 
che  der  Einzelne  wenig  oder  gar  keine  Macht  hat,  vor  sich  gehen.  Diese  Unter- 
eidung  wird  im  Folgenden  streng  durchgeführt. 

Für  die  in  diesem  Werke  vertretene  organische  oder  sociale  Auffassung  der 
Ikswirtlischaft  sind  die  Veränderungen  der  zweiten  Art  besonders  wichtig:  grade 
il  die  Einzelwirthschaften  Glieder  der  Volkswirthschaft  sind,  werden  sie  von 
gemeinen  Vorgängen  in  der  letzteren,  ohne  ihr  eigenes  Zuthun,  oft  so  maass- 
)end  berührt  Ganz  übersehen  worden  ist  dies  natürlich  auch  früher  nicht.  So  hat 
u  diese  Fälle  der  zweiten  Art  wenigstens  zum  Theil  mit  erwähnt,  wo  er  von  den 
ränderungen  der  Preise  (I,  §.66),  des  Geldwerths  (§.  174)  und  den  Verändeiungen 
Volksvermögen  handelt  (§.  68,  t)l)).  Aber  er  zieht  daraus  fast  gar  keine  weiteren 
isequenzen.  Im  g.  60  heisst  es  z.  B.:  ,,ohne  eine  im  Stoff  der  Vermögenstheile 
gehende  Veränderung  kann  der  Werth  derselben  vcrgrössert  werden,  a)  .  .  .  und 
durch  äussere  Umstände,  welche  die  Folge  haben,  dass  ein  höherer  Werth  in  den 
hgütern  erscheint*'.  Als  Beispiele  nennt  er  Werth  Vermehrung  von  Häusern  und 
idereien  an  einer  Eisenbahn,  einer  Strasse  in  der  Stadt  u.  s.  w.  und  fügt  nur  hinzu, 
äe  Gattung  von  Fällen  der  Werthvermehrung  sei  von  der  Production  „in  vielen 
isichten  verschieden".  Viel  eingehender  und  mehrfach  einer  echt  socialen  Auf- 
ung  entsprungen  sind  die  Erörterungen  Hermann's  über  „den  Zu-  und  Abgang 

Gütern  durch  Wertherhöhung  und  Werthverminderung  derselben"  (Untersuchungen, 
V.,  S.  132  fl.),  wo  Veränderungen  im  Gebrauchswerthe ,  im  Tauschwerthe  und  in 
den  zugleich  unterschieden  und  an  dem  besonders  wichtigen  Falle  der  Getreide- 
uerung  nach  Missernten  die  P'olgen  solcher  Veränderungen  für  die  Einzelnen,  die 
Iksclassen  und  die  ganze  Volkswirthschaft  treulich  dargelegt  werden.  S.  auch 
Mangold  t,  Grundr.  §.  13,  134,  135.  Aber  eine  vollständig  principielle  Behand- 
g  der  Einflüsse  der  „Conjunctu  r*'  ist  vornemlich  doch  erst  den  so ciali Sti- 
len Theoretikern  zu  verdanken  und  Keiner  hat  darin  jene  oben  erwähnte  Fiction 
scharf  und  glänzend  abgefertigt,  als  Lassallc  in  seiner  Schrift  über  Kapital  u. 
beit,  besonders  Kap.  1,  u.  a.  namentlich  S.  27  ff.     Der  Kern  dieser  Argumentation 

richtig  und  ein  bleibender  wissenschaftlicher  Gewinn  von  grosser  Bedeutung, 
häffle  im  Kapitalismus  S.  405  t\\  suchte  dies  in  Bezug  auf  den  „fatalistischen" 
jfluss  der  Conjunctur  auf  den  Arbeiter  noch  zu  widerlegen.  S.  indessen  später 
häffle.  Syst,  I,  1S2  ff.  u.  Soc.  Körper  III,  450,  II,  297,  Lange,  Arbeiterfrage  3.  A. 

A.  Wagner,  Graodlegung.  3.  Au  flutte.  1.  Theil.  Grundlagen.  24 
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Kap.  2  und  3.  Nicht  klar  ist  Lindwnrm^s  Stellung,  s.  Eigenthamsrecbt^  S.  300  ff. 
£r  polemisirt  halb  nnd  halb  gegen  meine  Auffassung,  konnte  aber  grade  an  der 
„Conjunctar"'  sehen,  daas  seine  These  von  dem  Bedingtsein  der  Prodaction  durch  die 
freie  Individaalität  der  Urheberschaft  partiell  eine  petitio  principii  ist  gegenüber  dem 
thats&chlichen  Zustande  der  Yolksvirthschaft,  wo  grade  diese  „Zusammenhänge"*  die 
Production  bedingen.  —  Die  Lehre  von  der  Conjunctur  hängt  eng  mit  der  Lehre 
von  der  Entstehung  der  Wirthschaftskrisen  in  unserem  heutigen  System  der  freien 
Concurrenz  zusammen.  S.  darüber  Rodbertus,  Soc.  Briefe  N.  2  u.  Fr.  Engel's, 
Dühring*s  Umwälzung,  Absch.  3,  Kap.  2  u.  3.  Es  gilt  jetzt,  der  Conjunctur  im 
System  der  Volkswirthschaftslehro  ihre  richtige  Stellung  einzuräumen  und  ihre  Func- 
tion klar  zu  legen. 

Eine  allgemeinere  Annahme  hat  die  hier  vertretene  Auffassung  auch  seit  dem 
Erscheinen  der  2.  Aufl.  dieses  Werks  (1879),  soviel  ich  sehe,  bisher  in  der  theore- 
tischen Nationalökonomie  noch  nicht  gefunden.  Bei  der  Erörterung  über  Speculation, 
Börse  und  BOrsentreiben,  Cartelle  u.  dgl.  m.  ist  mau  wohl  auf  einige  Puncto,  wie  die 
hier  von  mir  behandelten,  gekommen  (G.  Cohn),  aber  ohne  zu  einer  allgemeineren 
principiellen  Behandlung  zu  gelangen,  auch  wohl  mehr  mit  Ablehnung  meiner  leitenden 
Gesichtspuncte  in  der  Frage.  Ich  habe  mich  trotzdem  nur  immer  mehr  davon  über- 
zeugt, dass  die  Lehre  von  der  Conjunctur  eine  wichtige  Stelle  schon  in  der  „Grund- 
legung*' einzunehmen  berechtigt  ist.  Mit  dem  Cohu'schen  Einwand,  dass  die  BOrsen- 
speculanten  die  zukünftigen  Preise  und  Curse  allmälig  immer  richtiger  im  Zeitgeschäft, 
im  Terminhandel  zu  treffen  lernten,  wie  man  auch  statistisch  feststellen  kOnne  (§.  168), 
halte  ich  meinen  Standpuuct  durchaus  nicht  erschüttert,  ganz  abgesehen  von  der 
unsicheren  „inductlven"  Beweisführung  mit  dem  bisherigen  Material.  Vgl.  übrigens 
passim  Manches  in  G.  Cohn*8  Nationalökonomie,  bes.  im  3.  Hauptabschnitt  Kap.  2 
(Verkehr)  und  dess.  Aufs,  über  Differenzgeschäfte  in  den  volkswirthsch.  Aufsätzen 
(1882,  S.  C69),  sowie  die  in  §.  168  genannten  weiteren  Arbeiten. 

1.  Abschnitt. 

Der  Wlrthschaftsbetrieb  nnd  die  selbständige  Function  oder 
die  aetiye  Seite  der  Einzelwirthschaft. 

I.  —  §.  156  [63].  Einleitung.  Das  doppelseitige 
Leben  der  Wirthschaft.  Jede  Einzelwirthschaft  „lebt",  d.  h. 
sie  wirkt  zweckbewusst  mit  ihrem  Willen,  ihren  Handlungen  und 
Unterlassungen  auf  die  Aussenwelt  ein  und  sie  unterliegt  unab- 
hängig von  ihrem  Willen  nnd  ihrem  Thun  und  Lassen  dem  Ein- 
flüsse der  Aussenwelt.  Ihre  Entwicklung,  ihr  Gedeihen  wie  ihr 
Verfall  ist  stets  das  gemeinsame  Product  dieser  ihrer  Function 
einerseits  und  dieses  Abhängigkeitsyerhältnisses  andrerseits.  Die 
Wirthschaft  ist  dort  actiy,  hier  oft  ausschliesslich,  sonst  über- 
wiegend, immer  mehr  oder  weniger,  passiv.  Es  ist  nothwendig, 
sie  nach  dieser  activen  und  passiven  Seite  zugleich  zu  betrachten. 
Gewöhnlich  hat  man  nur  die  erstere  berücksichtigt. 

A.  Das  zweckbewusste  Einwirken  der  Wirthschaft  auf  die 
Aussenwelt  hat  zum  Ziel  die  Erwerbung  nnd  Verwendung  von 
wirthschaftlichen  Gütern  für  die  Aufgaben,  welche  das  Wirthschafts- 
subject  sich  stellt  oder  stellen  muss.  Dieses  Wirken  der  Wirthschaft 
fuhrt   nothwendig   zu  einem  beständigen,    dem  natürlichen  Stoff- 
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cbsel  real  analogen  Wechsel  in  den  (naturalen)  Bestand- 
eilen der  Oütermasse,  über  welche  die  Wirthschaft  jeweilig 

ihre  Thätigkeit  yerftlgt.  Dieser  auf  den  bewassten  Willens, 
ten  des  Wirthschaftssubjects,  daher  auf  seinen  bezüglichen 
ndlnngen  und  Unterlassungen  beruhende  Wechsel  im  Güterbe- 
od  der  Wirthschaft  kann  Wirthschaftsbetrieb  oder  Wirth- 
baftsprocess  genannt  werden.  Er  ist  meistens  ein  ^läasserer'*^ 
ch  Zu-  und  Abgänge  von  Ofltem,  also  mit  den  Gütern 
Ibst  sich  vollziehender  Wechsel :  bestimmte  einzelne  wirthschaft- 
le  Güter  gehen  zu  und  ab,  wie  es  die  Zwecke  des  Wirthschaftens 
de  mit  sich  bringen,  —  „Gut er- Wechsel". 

B.  Der  Einfluss  der  Äussenwelt,  welcher  sich  unabhängig  vom 
Uen  und  der  Thätigkeit  der  Wirthschaftssubjecte  auf  die  Wirth- 
aft und  ihren  Güterbestand  geltend  macht,  führt  dagegen  im 
iteren  zu  einem  „inneren^'  Wechsel:  die  Güter  selbst  bleiben, 
T  sie  verändern  ihren  Werth,  ihren  concreten  Ge- 
such swerth  für  das  Wirthschaftssubject  oder  für  Angehörige 
selben,  und  in  der  Volkswirtbschaft  ihren  Tausphwerth, 
em  mit  ihnen  oder  mit  den  Beziehungen  der  Menschen 

ihnen  Veränderungen  vor  sich  gehen,  —  „Werthwechsel". 
s  ist  ein  Umstand  von  entscheidender  Bedeutung  ttlr  die  eigent- 
t  Volks  wirthschaftliche  Betrachtung  des  „Lebens  der  Wirthschaft". 

Von  diesem  inneren  oder  Werthwechsel  handelt  der  folgende  2.  Abschnitt. 
03  ff. 

IL  —  §.  157  [64].    Wirthschaftsbetrieb  und  äusserer 
ichsel  im  Güterbestand  der  Wirthschaft. 
A.  Wesen  dieses  Wechsels. 

1.  Auch  ausserhalb  jedes  Verkehrs  führt  die  Einzel- 
thschaft,  die  Individual-  und  Familienwirthschaft,  in  der  Eigen- 
innung und  in  der  Verwendung  der  Güter  für  die  unmittelbare 
.ürfnissbefriedigung  ihrer  Angehörigen  oder  zum  Eigen cons um 
Familie  u.  s.  w.  einen  „Betrieb",  welcher  nothwendig  mit  Ab- 
Zugängen von  Gütern  den  Zwecken  und  Zielen  der  Wirth- 
ift  gemäss  verbunden  ist. 

Die  Eigengewinnnng  neuer  Guter,  specicll  der  SachgUter  macht  regelm&ssig  eine 
Opferung  vorhandener  Guter  oder  sogen.  Prodactionskosten  (§.  142) 
-derlich,  an  Rohstoffen,  die  verarbeitet,  an  Hilfsstoffen,  die  dabei  verbraucht,  an 
(zeugen  u.  dgl.  m.,  die  abgenutzt  werden.  An  Stelle  dieser  abgehenden  Guter 
1  die  neuen  Guter  hinzu.  Die  BcdUrfnissbefriedigung  mit  den  Gütern,  die  Ver- 
lung  derselben  ihrem  concreten  Zweck  gemäss,  zur  Ernährung,  Erwärmung,  Be- 
ong  U.S.W,  fuhrt  andere  Guter abgänge  mit  sich,  ist  aber  gleichzeitig  die 
nssetzung  fUr  die  Erhaltung  und  Erneuerang  der  Arbeitskraft,  also  auch  wieder 
Voraussetzung  für  die  Eigengewinnung,  mithin  fUr  den  Zugang  neuer  Güter. 

24* 
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2.  In  der  Volkswirthschaft  oder  m.  a.  W.  bei  den  in 
Verkehr  stehenden  Einzelwirthschaften  ändert  sich  dieser  äussere 
Güterwechsel,  welcher  in  der  Eigenproduction  und  im  Eigenconsum 
stattfindet,  an  sich  nicht.  Nur  tritt  neben  die  Eigenproduction  die 
,,yerkehrsmässige''  Erlangung  der  Güter,  nebst  etwaigen 
sonstigen  Erwerbsarten,  wie  sie  in  §.  115  aufgeführt  worden  sind. 

Dadurch  entsteht  dann  eine  Reihe  Terschiedener  Formen  des  Zugangs  von 
Gutem,  denen  auf  der  anderen  Seite  eine  gleiche  Beihe  von  Abgängen  bei  der 
anderen  betheiligten  Wirthschaft  neben  dem  Abgang  durch  Consum  und  durch  Ver- 
wendung bei  der  Production  entspricht.  Fllr  alle  diese  Zu-  und  Abgänge,  oder 
Ein-  und  Ausgänge,  durch  welche  Güter  in  die  Verfügungsgewalt  des  leitenden 
"Wirthschaftssubjects  treten  oder  aus  derselben  ausscheiden,  lässt  sich  ein  Schema  auf- 
stellen, wie  es  in  §.  160  geschieht. 

Der  Eigenproduction  gegenüber  sind  alle  anderen  Erwerbsarten 
einer  Wirthschaft  oder  Zugänge  der  Güter  zu  ihr  abgeleitete 
oder  derivative,  welche  nothwendig  aus  der  Eigenproduction 
irgend  einer  anderen  Wirthschaft  herrühren  müssen  (§.   115  if.). 

B.  —  §.  158  [65,  66J.  Die  Verträge  für  die  verkehrs- 
mässige  Erwerbung  der  Güter,  insbesondere  dieCredit- 
verträge.  Diese  abgeleitete  Erwerbung  setzt  nothwendig  eine 
bestimmte  Rechtsordnung  voraus,  auf  Grund  deren  sich  der 
Verkehr  vollzieht.  Es  muss  hier  zunächst  ein  Eigenthums- 
recht  der  Wirthschaft  an  den  von  ihr  erzeugten  Gütern  und,  in  Ver- 
bindung damit  oder  als  Consequenz  desselben,  ein  Recht  der  Wirth- 
schaft anerkannt  sein,  die  Güter  an  Andere  entgeltlich  nach  eigenem 
Ermessen  und  meistens  —  so  im  „freien"  Verkehr,  bei  „freier 
Concurrenz",  die  freie  Ueberlassung  von  Gütern  nach  irgend  welchen 
von  einer  Autorität  festgestellten  Taxpreisen  gehört  jedoch  auch 
hierher  —  nach  Bedingungen,  welche  die  Betheiligten  allein  und 
frei  unter  sich  feststellten,  zu  überlassen:  das  Vertragsrecht. 

Die  nähere  Betrachtung  dieser  allgemeinen  Rechtsbasis  des  Verkehrs  erfolgt  im 
5.  Buche,  diejenige  des  Eigenthums  und  Vertragsrechts  im  zweiton  Thcilc  der  Grund- 
legung (Volkswirtibschaft  und  Recht,  besonders  Vermögensrecht). 

Hier  ist  nur  daran  zu  erinnern,  dass  die  im  Verkehr  in  Be- 
tracht kommenden  Verträge  sich  nach  §.  143  ökonomisch  auf 
zwei  Haupt  formen  zurückführen  lassen: 

1.  Verträge,  durch  welche  die  Vertragschliessenden  gleich- 
zeitig Leistung  und  Gegenleistung  durch  Hingabe  und  Empfang 
der  Güter  vollständig  zar  Ausgleichung  bringen,  so  dass  die 
betreffenden  Gebrauchs werthe  der  Güter  vom  Empfänger  sofort 
realisirt  werden  können.  So  ist  es  bei  dem  wichtigsten  Fall  der 
bezüglichen  Verträge  im  Verkehr:  beim  Tausch  vertrag  und,  in 
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tr  Geldwirtbschafty  beim  Kaufvertrag,  dem  eigentlich  typischen 
er  Normalvertrag  der  verkehrsmässigen  Erlangung  der  Güter. 

2.  Verträge,  durch  welche  die  gegenseitige  Ueberlassung  von 
ätem  ohne  volle  Gleichzeitigkeit  von  Leistung  und  Gegen- 
!stung  festgestellt  wird,  wo  daher  wegen  des  hier  zwischen  den 
iistnngen  liegenden  —  einerlei  ob  ganz  kleinen  oder  sehr  grossen 
zeitlichen  Zwischenraums  (Intervalls)  von  der  noch  nicht 
er  noch  nicht  voll  befriedigten  Partei  Vertrauen  auf  die  Zu- 
sherung  der  künftigen  (6egen-)Lei8tung  gewährt  werden  muss: 
3  nach  der  früheren  Begriffsbestimmung  von  Credit  als  Credit- 
'.rträge  zu  bezeichnenden.  Die  betreffenden  Verkehrsgeschäfte, 
rch  welche  Güter  in  dieser  Weise  zwischen  zwei  Einzelwirth- 
haften  übergehen,  sind  Creditgeschäfte. 

S.  für  alles  Weitere  vorläufig  die  oben  S.  345  genannte  Littoratnr,  insbesondere 
iine  Abb.  Credit  im  ScbOnberg'scbon  Handbach  B.  I  im  Abschn.  I  (8.  A.  S.  374 
415),    Hier  werden  jetzt  nur  einige  Puncte  noch  henrorgehoben,  an  welche  an- 
ttelbar  im  Folgenden  anzuknüpfen  ist 

Die  Gegenleistung  im  Creditgeschäft  kann  bestehen  in  der 
Ickgabe  des  übergebenen  wirthschaftlichen  Gutes  selbst  oder  in 
rjenigen  seines  Werthes.  Ausserdem  kann  sie  verbunden  sein, 
d  ist  dies  in  der  heutigen  wie  in  aller  bisherigen  Volkswirth- 
haft  in  der  Begel  auch,  mit  einer  Vergütung  fUr  die  Ueber- 
3sung  der  creditirten  Güter,  d.  h.  mit  einem  Zinse  (Leihzinse). 

Im  Creditgeschäft  ist  dann  zu  unterscheiden  : 

a)  Die  einer  Wirthschaft  zur  Verfügung  durch  den  Credit 
^erlassenen  Güter  können  juristisch  in  das  Eigenthum  dieser 
irthschaft  übergehen,  sclieiden  also  aus  demjenigen  der  creditiren- 
n  Wirthschaft  juristisch  aus. 

Dies  findet  statt  mit  den   sogen,  fungiblen  oder  Fertretbaren  Gütern,  ins- 

sondere  daher  aach  mit  dem  Gelde.  Das  wichtigste  hierhergehOrige  Creditgeschäft 

das  Darlehn.     Hier   wird   nur  die  Rückgabe  desselben  Werths   rersprochen 

d    bleibt   der    creditirenden  Wirthschaft   ein  Forderungsrecht  für  den  Betrag 

ses  Wenhs. 

b)  Die  im  Wege  des  Credits  tiberlassenen  Güter  können  aber 
ich  im  Eigenthum  des  Creditors  bleiben  und  nur  aus  seinem 
esitz  ausscheiden,  indem  der  letztere  und  damit  die  daraus 
essende  Nutzniessung  einer  anderen  Wirthschaft  überlassen 
rd. 

So  in  Mieth-  und  Pachtgeschäften,  welche  Sclayen,  Grundstücke,  Gebäude, 
wegliche  Güter  zum  Gegenstande  haben.  Hier  wird  die  Rückgabe  desselben  Ob- 
;ts  (Species)  versprochen. 

Die  im  Wege  des  Credits  aus  der  unmittelbaren  Verfügung  einer  Wirthschaft 
so  derjenigen  des  Gläubigers)  ausscheidenden  Güter  bleiben  auch  im  ersten 
Ue  (Darlehn  u.  s.  w.)  als  Rechte  auf  eine  Handlung  des  Schuldners ,  nemlich  den 
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Werth  der  Guter  znrückzugebcn,  —  oder  als  (passiv  ausgedrückt)  Obligationen, 
(acti?  ausgedrückt)  Forde rnngs rechte  —  doch  ihrem  Werthe  nach  Bcstandtheile 
Sles  Vermögens  dieser  Wirthschaft,  bilden  daher  als  Schulden  keinen,  wenigstens 
keinen  positiven  Bestandtheil  des  Vermögens  derjenigen  Wirthschaft  (des  Schuldners), 
an  welche  die  Verfügung  über  sie  übertragen  worden  ist. 

Die  jnristiche  Auffassung  des  Vermögens  anerkennt  positive  und  nega- 
tive Bestandtheile  desselben,  Activa  und  Passiva,  vergl.  z.  B.  Puchta,  Pandecten 
§.  B4:  die  Sache  Grundlage  des  Vermögens;  Vermögen:  „Gesammtheit  der  Rechte 
einer  Person,  die  entweder  in  der  Macht  über  eine  Sache  bestehen,  oder  in  dieser  ihr 
Aequivalent  finden'*:  ..ein  Gegenstand,  den  ich  einem  Anderen  zu  leisten  verpflichtet 
bin,  hat  dadurch  specifisch  nicht  aufgehört  zu  meinem  Vermögen  zu  gehören,  aber 
er  geht  dem  Werthe  meines  Vermögens  ab'\  Deshalb  sind  die  Schulden  als 
passiver  Bestandtheil  des  Vermögens  unter  diesem  zu  begreifen,  Hiernach  existirt 
Vermögen  einer  Person,  einerlei  in  welchem  Verhältniss  die  activen  und  passiven 
Bestandtheile  desselben  stehen  mögen.  Berufung  auf  L.  49  D.  de  V.  S.  (50,  16), 
L.  89  §.  1  eod.,  L.  8  pr.  D.  de  bonor.  possess.  (37.  1).  Vergl.  auch  ebendas.  §.  219 
über  den  Begriff  der  Obligatio:  „die  Obligatio  enthält  für  den  Gläubiger,  der  ein 
Recht  (Forderung)  an  einer  Handlung  des  Schuldners  hat,  eine  Vermehrung  seines 
Vermögens,  nur  dass  der  specifische  Bestandtheil,  der  diese  Vermehrung  bildet,  sich 
noch  in  dem  Vermögen  eines  Anderen  befindet,  der  ihn  schuldet'*,  umgekehrt  dann 
für  den  Schuldner.  Hiemach  kann  also  juristisch  ein  Sach werth  gleichzeitig 
im  Vermögen  zweier  Personen,  des  Gläubigers  und  des  Schuldners,  stehen.  Für 
die  wirthschaftliche  Betrachtung  ist  es  richtiger,  in  Abweichung  von  dieser 
juristischen,  unter  Vermögen  nur  den  Activrest,  der  nach  Abzug  der  Schulden 
bleibt,  zu  verstehen. 

Die  mittelst  eines  Creditgesehäftes  Uberlassenen  Guter  können 
von  der  empfangenden  Wirthschaft  zur  blossen  unmittelbaren  Be- 
dürfnissbefriedignng  (Consumtiveredit)  oder  zur  Herstellung 
neuer  wirthschaftlicher  Güter  mit  ihrer  Hilfe  (Productiveredit) 
bestimmt  und  verwendet  werden.  Der  Consumeredit  waltet  auf 
niedrigeren  Wirtbschaftsstnfen  und  später  unter  gewissen  Classen 
(untere  bedrängte,  dann  höhere  verschwenderische),  der  Productiv- 
eredit immer  mehr  auf  höheren  Wirthschaftsstufen  bei  scharfer 
Ausbildung  des  Privateigenthums  (auch  am  Boden)  und  der  Ver- 
tragsfreiheit, sowie  bei  weitgehender  Arbeitstheilung 
vor,  besonders  bei  derjenigen,  wo  sich  die  Berufe  und  Unter- 
nehmungen immer  mehr  auf  die  Herstellung  bestimmter  einzelner 
Güter  beschränken,  daher  immer  weiter  theilen.  Namentlich  erweist 
sich  sonach  der  Productiveredit  als  ökonomischer  Factor  der 
auf  Privateigenthnm  an  Grundstücken  und  beweg- 
lichen Kapitalien  basirten,  freie  Concurrenz  zulassenden 
Volkswirthschaft.  Er  knüpft  sich  an  den  Vermögensbesitz 
(§.  124),  nicht  an  das  Vermögen  als  rein  ökonomische  Kategorie 
an  und  erscheint  wie  ersterer  daher  doch  selbst  nur  als  histo- 
risch-rechtliche Kategorie. 

In  der  modernen  Volkswirthschaft  überträgt  der  Credit  die  Benutzung  von 
Grundstücken,  Gebäuden  und  beweglichen  Kapitalien,  besonders  von  Geld  von  einer 
Wirthschaft  in  die  andere.  In  der  antiken  Volkswirthschaft  spielte  die  Vermiethung 
von  Sclaven  daneben  eine  Rolle. 
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S.  meinen  Artikel  Credit  im  Handwörterbuch  Fon  Rentzsch,  S.  193,  im  SchOn- 
(^*8chen  Handbuch  3.  A.  I,  382  ff.  —  Ueber  die  Verschuldnngsursachen  im  alten 
m  8.  Ihering,  Geist  d.  röm.  Rechts,  U,  2.  (3.  Aufl.)  S.  234  ff.  (Quellen  des 
iperismus,  Ernteschwankungen,  Kriegsdienst,  Sclavenconcurrenz).  Ueber  Griechen- 
id:  Bttchsenschütz,  Besitz  und  Erwerb  in  Griechen!.  S.  194.  —  Auf  den  Innigen 
ammenhang  Fon  Privatoigenthum  und  Credit  und  darauf,  dass  der  Creditverkehr 

allen  seinen  Folgen  wieder  eine  noth wendige  Folge  grade  nur  der  auf 
irat-,  Grund-  und  Kapitaleigenthum  basirten  Volkswirthschaften  ist,  hat 

genialen  Gedankenblitzen  Rodbertus-Jajetzow  hingewiesen.  Vgl.  seine  Credit- 
ti  des  Grundbesitzes  U,  269  ff.  und  schon  die  ältere  Schrift:  Die  heutige  preussi- 
B  Geldkrisis,  Anclam  1845. 

Seine  volkswirthschaftlich  nützliche  Wirkung  hat 
r  Credit  immer  dann,  aber  anch  nur  dann,  wenn  die  durch  ihn 
ertragenen  Güter  von  der  empfangenden  Wirthschaft  besser  als 
1  der  hingebenden  verwendet  werden:  der  Productivcredit  daher, 
nn  der  Schuldner  mehr  und  bessere  Güter  mit  Hilfe  des  Credits 
rstellt,  als  es  der  Gläubiger  im  Besitze  der  überlassenen  Güter 
:han  hätte. 

Es  ergiebt  sicli  übrigens  hierbei  auch,  wenn  man  den  letzten  Zweck  aller  Volks- 
thscbaft  ins  Auge  fasst,  nemlich  die  möglichst  reichliche  und  zweckmässige  Be- 
fnissbefriedigung  der  gesammten  Bevölkerung,  dass  der  ConsumtiFcredit  wohl 
cel-  (privat-)  wirtbschafüich,  keineswegs  aber  immer  Foikswirthschaftlich  zu  vcr- 
fen  ist,  namentlich  nicht  bei  einer  sehr  grossen  Ungleichheit  des  Pri?atver- 
^ens.  Consomtircreditbenutzungen  zur  Hebung  wirklicher  Noth  des  Schuldners 
r  zur  Erlangung  ?on  Mitteln  zu  geistig<*T  Ausbildung  (in  welchem  Falle  der  Con- 
itiFcredit  wenigstens  bei  Anerkennung  der  wirthschaftlichen  Gtlterqualit&t  der  per- 
lichen  Dienste,  §.  141,  auch  Productircredit  wUrde)  oder  zur  Herstellung  der  Ge- 
dheit  sind  Beispiele, 

§.  159  [67—69].  Die  Hauptarten  des  äusseren  Güter- 
ichsels. 

Der  populäre,  der  Sprachgebrauch  der  Praxis  und  der  wissenschaftliche  sind 
sichtlich  der  Ausdrücke  Einnahmen  und  Ausgaben  schwankend.  Die  Ein- 
ge  aus  Creditoperationen  werden  z.  B.  im  Privat-  wie  im  Staatshaushalte  gewöhn- 
I  zu  den  Einnahmen  gerechnet,  aber  als  „ausserordentliche'*  von  den 
igentlichen*\  „ordentlichen"  unterschieden.  Aehnlich  werden  SchuldrUck- 
lungen,  Darlehensgewährungcn  wohl  zu  den  (ausserordentlichen)  Ausgaben 
echnet.  In  der  theoretischen  Volkswirthschaftälehro  ist  die  hier  gemachte  Unter- 
eidung,  deren  praktische  Bedeutung  doch  klar  ist,  meistens  gar  nicht  beachtet 
■den.  Hermann,  untersuch.  S.  129  stellt  z.  B.  die  Formen  der  „Mehrung  und 
iderung  der  wirthschaftlichen  GiUer  in  einer  Einzeiwirthschaft''  als  Guterzngang 
.  Guterminderung  zusammen,  ohne  die  Credit -Ein-  und  -Ausgänge  auch  nur  zu 
ahnen.  Er  hat  also  eigentlich  nur  die  Vermögens  Veränderungen  in  der  Wirth- 
aft im  Sinne,  worin  aber  die  Gutcrzagänge  und  Minderungen  in  der  Einzelwirth- 
afl  durchaus  nicht  aufgehen.  Auch  Rau  I,  §.  70  will  hier  wie  in  dem  ganzen 
Abschnitt  §.  68  ff.  nur  von  den  Veränderungen  des  Vermögens  sprechen,  und 
ucht  in  Bezug  hierauf  die  Worte  Einnahme  und  Ausgabe,  übersieht  also  auch  die 
leutung    der   fremden   Güter   im   eigenen  Wirthschaftsbetrieb   (seine  Definition 

Einnahmen  i.  w.  S.  als  „die  sämmtlichen  neu  in  den  Besitz  einer  Person  ge- 
ilenden Werthmengeu''  könnte  sich  allerdings  auf  Wirthschaft-,  nicht  nur  auf 
rmögens Zugänge  bezichen,  doch  denkt  Rau  hier  nur  an  letztere).  Röscher  I, 
L44  beschränkt  den  Begriff  Einnahme  auf  Zugänge  ins  Vermögen  (.,alle  Güter, 

innerhalb  einer  gewissen  Periode  neu  ins  Vermögen  treten"  inci.  Geschenk, 
teriegewinn,  Erbschaft  u.  s.  w.^  —  Es  ist  m.  E.  ein  entschiedenes  wissenschaftliches 
lürfniss,  um   den   realen  Verbältnissen  der  einzelwirthschaftlichen  Processe  in  der 
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Volkswirt hschaft  Rechnung  zn  tragen,  die  Ein- und  Aasgänge  in  der  Wirthschaft 
und  im  Vermögen  zn  unterscheiden  nnd  dafür  empfiehlt  sich  die  im  Texte  tot- 
genommene  Beschränkung  der  Begriffe  Einnahme  und  Ausgabe  auf  Vermöge os- 
Teränderungen.  Ich  halte  diese  Terminologie  im  weiteren  Verlaufe  fest  und  bringe 
sie  auch  in  der  Finanzwissenschaft  zur  Anwendung.  Vergl.  diese,  2.  A.  I,  §.  50  ff., 
8.  A.  I,  S.  131  u.  die  Ausftihrungen  im  Schön  berg'schen  Handbuch  B.  III,  bes.  8.  A., 
in  meiner  Abh.  Ordnung  der  Finanzwirthschaft;  hier  und  in  der  Finanzwissenschaft 
sind  auch  die  Abschnitte  Über  Etats-,  Kassen-,  Kechnungs-,  Controlwesen  zu  beachten, 
wo  die  Unterscheidungen  unmittelbar  ihre  grosse  practische  Bedeutung  zeigen.  Hier 
und  fUr  die  practischen  Aufgaben  der  Buchführung  in  allen  Arten  von  Haushalten 
sowie  fttr  statistische  Untersuchungen  ist  eine  solche  bestimmte  Unterscheidung  und 
feste  Terminologie  tiberall  nothwendig,  was  A.  Held  in  seiner  Bemerkung  in  Hilde- 
brand's  Jahrb.  B.  26  S.  153  verkennt 

Eingänge  (Zugänge)  sind  diejenigen  Gtlter,  welche  in  die 
rechtliche  nnd  thatsächliche  Verfügung  des  Wirthschaftssubjects 
ftlr  die  Zwecke  des  Wirthschaftsbetriebs  neu  ein-  oder  zurück- 
treten; Ausgänge  (Abgänge)  umgekehrt  diejenigen ,  welche 
aus  dieser  Verfügung  aus-  oder  wieder  austreten.  Man  kann  von 
beiden  vier  Hauptarten  unterscheiden:  1)  Einnahmen  und  Aus- 
gaben,  2)  Ein-  und  Ausgänge  in  Folge  von  Creditgeschäften, 
3)  scheinbare  (nominelle)  Ein-  und  Ausgänge,  4)  Uebergänge 
zwischen  den  zwei  Abtheilungen  der  Wirthschaft. 

1.  Einnahmen  sind  Eingänge ,  welche  nicht  nur  die  zur 
Verfügung  des  Bechts-  und  Wirthschaftssubjects  stehende  Güter- 
menge, sondern  zugleich  das  Vermögen  dieser  Person  vermehren 
und  anderseits  Ausgaben  sind  Ausgänge,  welche  nicht  nur  jene 
Gütermenge,  sondern  zugleich  das  Vermögen  des  Wirthschafters 
vermindern. 

Die  Begriffe  ««Einnahme''  und  „Ausgabe*'  sind  also  eni2:cr  als  diejenigen  von 
,«Ein-  und  Ausgang",  indem  die  Einnahme  sich  nicht  mit  auf  die  durch  den  Credit 
zur  Verfügung  des  Wirthschafters  erlangten  fremden  Güter  und  die  «.Ausgabe''  sich 
nicht  mit  auf  die  an  fremde  Wirthschaften  durch  den  Credit  übertragenen  eigenen 
Güter  bezieht. 

2.  Ein-  und  Ausgänge,  welche  durch  Creditgeschäfte 
des  Wirthschaftssubjects  bewerkstelligt  werden:  Eingänge  durch 
Eingehung  activer  und  Abwicklung  passiver  Creditgeschäfte  (Credit- 
aufnabme,  Crediteinziehung) ;  Ausgänge  durch  Eingehung  activer 
und  Abwicklung  passiver  Creditgeschäfte  (Creditgewährung,  Credit- 
ablösung,  Abzahlung). 

3.  Scheinbare  (nominelle)  Ein-  und  Ausgänge  sind 
solche,  welche  bloss  einen  Substanzwechsel,  einen  Wechsel 
in  den  naturalen  Bestandtheilen  des  Vermögens  des  Wirth- 
schaftssubjects, bei  gleichbleibendem  Vermögenswerth,  bilden,  des- 
wegen keine  wahre  (wenn  auch  meistens  sogenannte)  Ein- 
nahme und  Ausgabe  sind. 
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Es  findet  dies  seine  ErU&mng  in  den  Verhältnissen  der  arbeitstheiligen  Volks- 
rthscbaft,  wo  Güter  für  den  Absatz  erzengt  nnd  nach  erfolgtem  Absätze,  ins- 
sondere  gegen  Geld,  dieses  Geld  als  Einnahme  und  andrerseits,  wo  Güter  für 
u  eigenen  Bedarf  eingetauscht  und  nach  erfolgtem  Eintausche  (Kaufe),  also 
mentlich  gegen  Geld,  dieses  Geld  als  Ausgabe  bezeichnet  und  auch  weiter  so 
handelt  wird.  Allein  genauer  betrachtet  ist  dies  offenbar  unrichtig  und  itann  nur 
t  äusserlichen  Gründen,  z.  B.  den  Bedürfnissen  der  Buch-  und  Bechnungs- 
brung  in  der  Geldwirthschaft  oder  dem  practischen  Bedttrfniss,  die  einzelnen  Ab- 
eilungen  der  Wirthschaft  (namentlich  die  Haus-  und  die  Productionswirth- 
laft,  s.  Nr.  4)  rechnungsm&ssig  hinsichtlich  ihres  Güterwechsels  zu  trennen,  gerecht- 
tigt  werden. 

a)  Die  Geldausgänge,  welche  ans  dem  Absatz  der  Pro- 
icte  an  andere  Wirthschaften  hervorgehen,  sind  keine  eigentlichen 
enen)  Einnahmen,  sondern  letztere  bestehen  eben  in  den 
rodncten  selbst,  soweit  dadurch  das  Vermögen  der  Wirth- 
haft  vermehrt  worden  ist 

Nur  derjenige  Theil  des  Gcldeingangs  beim  Productenabsatze,  welcher  den 
hliesslich  realisirten  Gewinn  darstellt,  könnte  daher  etwa  Einnahme  genannt  werden, 
ber  auch  dieser  Theil  steckt  doch  streng  genommen,  wenn  auch  gewissermaassen 
tent,  in  den  Producten  selbst,  bez.  in  deren  Werth. 

b)  Die  Geldeingänge,  welche  ans  dem  Ankauf  der  Pro- 
icte  anderer  Wirthschaften  hervorgehen,  führen  einen  entsprechen- 
m  Werth  solcher  Prodncte  in  die  Wirthschaft  zum  Ersatz  ein. 
aber  liegt  auch  hier  zunächst  keine  Ausgabe,  keine  Ver- 
ögensverminderung ,  sondern  nur  ein  Substanzwechsel  im 
ermögen  vor.  Erst  die  Verwendung  der  Producte  zur 
edttrfnissbefriedigung  (Consumtion),  und  streng  ge- 
)mmen  sogar  erst  der  vollständige  Verbrauch  der  Güter 
erbei,    ist    die   eine  Vermögensminderung    bildende    Ausgabe. 

Soll  noch  genauer  unterschieden  werden,  so  könnte  man  sagen:  derjenige  Theil 
s  im  Ankauf  erfolgenden  Gcldansgangen  einer  Wirthschaft  ist  sofort  eine  Aus- 
kbe  im  festgestellten  Sinne  des  Worts,  welcher  die  meistens  den  Uebergang  eines 
oducts  in  die  sogen,  zweite  Hand,  auch  in  die  der  Hauswirthschaft  begleitende 
iuschwenh?erminderung  des  Guts  darstellt.  Ein  Beispiel :  eben  neu  gekaufte  Klei- 
ingsstücke  des  Consnmenten.  Für  die  richtige  Behandlung  der  „Ausgaben''  bei  der 
Qschatfung  von  NutzrermOgen  z.  B.  im  Individaal-  und  Familien  haushält  — 
Q  Punct,  der  auch  für  die  richtige  Fassung  des  Einkommenbegriffs  wichtig  ist, 
173  —  ist  diese  Unterscheidung  von  „Geldausgang"  und  reeller  Yerbrauchsausgabe 
ndamental. 

Daher  haben  diese  Unterscheidungen  auch  practischo  Bedeutung  für  eine 
ch  streng  rationellen  Grundsätzen  erfolgende  Buch-  und  Rechnungsführung  der 
irthschaften,  namentlich  auch  der  Finanz  wirthschaft  des  Staats. 

4.  Ein-  und  Ausgänge,  welche  eigentlich  nur  Güter- U ehe r- 
änge  zwischen  den  zwei  Abtheilungen  einer  Wirthschaft  zu 
3n  Verwendungszwecken  der  anderen,  nicht  wirkliche  Einnahmen 
id  Ausgaben,  Vermögensvermehrungen  und  Verminderungen  der 
inen  Wirthschaft  sind.  Mit  der  allgemeineren  Ausbildnog  der 
rbeitstheilung    und   der  Geldwirthschaft   trennen    sich   in    den 
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Einzelwirthschaften,  besonders  auch  in  den  Privatwirthschaften  der 
Familien,  immer  mehr  und  vollständiger  zwei  Wirt h Schaft s- 
abtheilungen,  welche  in  vieler  Hinsicht  wieder  die  Natur  selb- 
ständiger Wirthschaften  annehmen:  die  Hauswirtbschaft  (Wirth- 
schaft,  auch  Hanshalt  schlechthin  mitunter  genannt)  und  die 
Productionswirthschaft.  Die  erstere  bezweckt  die  Verwendung 
der  der  Wirthschaft  für  die  laufende  BedUrfnissbefriedigung  der 
Wirthschaftsangehörigen  zur  Verfügung  stehenden  Gütermenge  oder 
m.  a.  W.  die  Verzehrung  und  somit  schliesslich  die  reelle 
Verausgabung  der  Güter  im  ^^Haushalt'^  Man  könnte  sie 
danach  auch  Verbrauchs-  oder  Ausgabewirthschaft  nennen. 
Die  zweite  hat  die  Erwerbung  der  Güter  oder  des  Ein- 
kommens und  damit  eben  der  Mittel  fttr  die  Hauswirthscbaft 
zum  Zwecke:  Einnahme-  oder  Erwerbs  wirthschaft. 

Die  blossen  Gttterübergänge  zwischen  diesen  beiden  Wirtbscliaftsabtheilungeo, 
welche  doch  wieder  die  Eine  Wirthschaft  unter  Einem  Kechtssobject  und  mit  Einem 
Vermögen  bilden,  werden  non  auch  wohl  als  Einnahmen  und  Ausgaben  be- 
zeichnet, und  im  Interesse  richtiger  Bach-  und  Rechnun^rsfuhrung,  wobei  die  Wirth- 
schaftsabthcilungen  personificirt  werden,  besonders  im  System  der  doppelten  Buch- 
haltung, mit  Recht.  Aber  an  und  fOr  sich,  wenn  die  Wirthschaft  als  Einheit 
betrachtet  wird,  liegt  offenbar  auch  hier  zunächst  keine  Veränderung  des  Ver- 
mögens vor;  welche  die  Bezeichnung  als  Einnahme  und  Ausgabe  rechtfertigte. 

In  der  Gegenwart  kommen  Fälle  dieser  Art  besonders  bei  dem  Natural  verbrauch 
der  Landwirihe  ?or.  Die  Abgabe  von  Naturalien  aus  der  Productionswirthschaft  des 
Gutsbesitzers  an  seine  Haushaltung  ist  mit  Recht  namentlich  auch  bei  der  Bemessung 
des  Einkommens  für  Steuerzwecke  nicht  als  ^.Ausgabe"  zu  betrachten,  sondern 
bildet  einen  Bestandtheil  des  steuerpflichtigen  Einkommens,  —  ein  an- 
erkannter, wenn  auch  practisch  schwer  ^enau  durchführbarer  Rechtsgrundsatz  in  den 
modernen  Einkommensteuergesetzen,  z.  B.  dem  preussischen  schon  bisher  (auch  vor 
dem  neuen  Gesetz  von  1891). 

D.  —  §.  160  [70,  71].  Schema  der  Ein-  und  Ausgänge. 
Unter  Zugrundelegung  der  so  eben  vergefllhrten  Hauptarten  erhält 
man  folgendes  Schema. 

Vergl.  Hermann,  Untersuch.,  2.  A.,  S.  129  ff.  (unvollständig). 

(I.)  Eingänge. 

(A.)  Eingänge,  welche  zugleich  Einnahmen  sind: 
(1)  Unmittelbareigens  erworbene  Einnahmen  der  Wiith- 
schaft,  welche   auf  die   eigene  Verwendung  der  dem  Wirth- 
schaftssubject  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte,  Grundstücke 
und  Kapitalien  zurttckzuftihren  sind. 

Und  zwar  thcils  auf  die  Verbindung  dieser  drei  Katcgorieen  in  der  Unter- 
nehmung, theils  auf  die  Ausübung  der  eigenen  Arbeitskraft  allein,  in  der 
eigenen   Unternehmung')  oder  im  Dienste  der  Unternehmung  eines  Anderen, 


')  So  bei   gewissen    persönlichen  Dienstleistungen,    welche  wesentlich    nur   mit 
der  persönlichen  Arbeitskraft  selbständig  ausgeübt  werden,   z.  B.  Botendienst; 
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h.  im  Yerhältniss  der  Lohnarbeit.    Diese  Einnahmen  bestehen,  und  zwar  auch 
letzterwähnten  Falle^),   in  concreten  wirthschaftlichen  Gütern   oder  Pro- 
cten,  sind  Natnralcinuahmen.    Die  Winhschaftsth&tigkeit,  durch  welche  sie  ge- 
anen  werden,  ist  die  Naturalproduction  (Natural-Erzeagung). 

(2)  EiDDahmen  einer  Wirthschaft  ans  Fordernngsrechten 
Folge  von  Creditgeschäften. 

Letztere  haben  ihren  Ursprung  in  Eigenthums-  und  rerwandten  Hechten 
Unfreien,  Grundsttlcken  und  Kapitalien,  welche  das  Wirthschaftssubject  nicht  selbst 
r  Herstellung  Ton  Gutem  verwendet,  sondern  andren  Wirthschaften  zur  Benutzung 
erlassen  hat.  Die  Einnahmen  sind  hier  Yergatungen  für  die  Ueberlassnng  der 
tzung  (beim  Unfreien  eventuell  für  die  Einräumung  der  Verfügung  über  seine 
beitskraft  an  ihn  selbst),  bestehen  in  Entrichtung  einer  Beute  (Abgabe  des 
freien,  z.  B.  russischer  Obrok*),  Pacht-  und  Micthzins  bei  Grundstücken  und 
bänden,  Zins  bei  anderen  Kapitalien,  und  kOnnen  insgesamrat  Benteneinn ahmen 
oannt  werden.    Sie  bestehen  in  Sachgütem,  Dienstleistungen  oder  Geld. 

(3)  Einnahmen  ans  Erbschaften  and  Legaten  kraft  des 
rbrechts. 

Bei  der  eigenthümlichen  rechtlichen  Stellung  des  Erbrechts  wohl  richtig  als  be- 
ll der  e  Einnahmekategorie  hervorzuheben  (bei  Hermann  mit  N.  4  zusammen). 

(4)  Einnahmen  ans  unentgeltlich  und  freiwillig  einer 
irtbschaft  von  anderen  überlassenen  Gütern:  Geschenk^  Almosen. 

(5)  Einnahmen  in  Folge  von  spontan-natürlichen  (ohne 
mschliches  Zuthun  erfolgenden)  Zuwächsen  zu  vorhandenen 
Itern  (Früchte  von  Pflanzen,  Thieren;  Bodenanschwemmungen). 

(6)  Einnahmen  aus  Funden  und  aus  der  Aneignung  herren- 
er,  verlorener  u.  dgl.  m.  Sachen. 


kleines  Kapital  pflegt  allerdings  auch  hier  nicht  leicht  ganz  zu  fehlen  (Tasche, 
ck  des  Boten,  Basirzeug  des  Barbiers  u.  dergl.  m.);  davon  kann  aber  hier  ab- 
«hen  werden. 

')  Die  Geldlohnauszablung  scheint  mit  dieser  Auffassung  in  Widerspruch  zu 
hen.  Indessen  ist  grade  zur  richtigen  Würdigung  derselben  und  der  Lohnarbeit  im 
inste  fremder  Unternehmung  überhaupt  schon  hier  zu  betonen,  dass  die  Einnahme 

Arbeiters  im  Grunde  doch  immer  nur  eine  Quote  des  Productionsertrages 
r  Unternehmung  ist.  in  der  er  beschäftigt,  und,  wie  dieser  Ertrag  selbst,  in 
oducten  besteht.  Dass  er  dafür  im  Lobnvertrago,  und  zwar  gewöhnlich  in 
Id  abgefunden  wird,   in  der  Kegel  mittelst  eines  Vorschusses  aus  dem  Kapital 

Unternehmers  gewisscrmaassen  auf  Rechnung  des  endgiltigen  Prodnctionsergeb- 
}e3,  ändert  dieses  Grundverhältniss  nicht.  Ebenso  folgt  aus  der  hier  vertretenen  Auf- 
sung,  dass  die  Einnahme  (Einkommen  §.  173),  der  Lohn  des  Arbeiters  seine  ei  gen - 
ivorbene,  nicht  vom  Unternehmer  gegebene  sei  („Brot  des  Unternehmers  essen"), 
-gl.  Röscher  I,  §.  144. 

*)  Geldabgaben,  wie  eine  Art  Kopfsteuer  an  die  Herren,  mit  denen  sich  die 
beigenen  ihren  Herren  gegenüber  abfanden.  Besondere  Entwicklung,  seitdem  in 
ssland  Fabrikwesen  aufgekommen.  S.  Tschitscherin,  Art.  Leibeigen- 
aft  im  StaatswOrterbuch  VI,  40S;  v.  Hazthausen,  l&ndl.  Verfassung  Russlands, 
pz.  1SC6,  S.  34.  —  Aehnlichc  Gestaltungen  schon  im  Alterthum;  über  Griechen- 
d  s.  Büchsenschütz,  a.  a.  0.  S.  195  (avaipOQo).  Näheres  unten  im  2.  Theil 
Abschnitt  von  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem.  —  Rodbertus  hat  mit  Recht 
3rs  darauf  hingewiesen,  dass  die  volkswirthscbaftliche  Bedeutung  des  Privat-Grund- 
enthums  und  des  Privat-Kapitaleigenthums  durch  den  Vergleich  mit  Sclaveneigen- 
m  erst  in  das  richtige  Licht  gestellt  werde. 
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Hierzu  wtirden  dann  (7)  Einnahmen  aus  Zutheilungen(8.  o. 
§.  115),  soweit  bei  derartigen  Verhältnissen  von  einer  „eigenen" 
Wirthschaft  und  „eigenen'^  Einnahme  dessen,  welcher  die  Zn- 
theilung  empfängt,  geredet  werden  darf,  und  (8)  widerrecht- 
licher Zwangserwerb  (§.  115)  treten. 

Alle  diese  Einnahmen  sind  bei  allen  Arten  Einzelwirthschaften 
möglich,  namentlich  auch  bei  den  Gemein-  und  speciell  bei  den 
Zw  an  gs  gemein  wirthschaften.  Bei  diesen  tritt  als  neunte  Ein- 
nahmeart die  Besteuerung  hinzu. 

(B.)  Eingänge  in  Folge  von  Greditgeschäften: 

(1)  Güter,  welche  der  Wirthschaft  aus  anderen  Wirthschaften 
creditirt  werden  und  demnach  ftlr  die  empfangende  Wirthschaft 
beztlgliche  Schuldverbindlichkeiten  involviren. 

Unter  die  hiehcr  gehörigen  passiven  Creditgeschäfte  sind,  ökonomisch  be- 
trachtet, auch  die  Pacht-  und  Miethgeschäfte  des  Pächters  und  Miethers  za  reihen, 
bei  Postnnmerando-Zahlnng  noch  in  eigen thümlicher  Wei&e.  —  Die  Vermehrung 
der  Passiva  bewirkt  an  sich  keine  Verminderung  des  Vermögens  (Actiwermögens), 
da  sich  dadurch  die  Activa  zun&chst  ebenso  vermehren.  Erst  die  Verzehrang  der 
creditirten  Güter  hat  diese  Wirkung. 

(2)  Rtickzahlungen  anderer  debitirender  Wirthschaften  an 
die  creditirende,  bez.  Rückgaben  der  vermietheten  oder  ver- 
pachteten Gtiter  an  sie. 

Da  diese  Güter  wohl  aus  der  unmittelbaren  Verfügung  der  creditirenden  Wirth- 
schaft, aber  nicht  aus  deren  Vermögen  ausgeschieden  noch  in  dasjenige  der  debi- 
tirenden  Wirthschaft  eingegangen  waren,  involvirt  die  Rückzahlung  oder  Rückgabe 
auch  keine  Vermögensverändorung. 

(III.)  Eingänge,  welche  nur  ein  Substanzwechsel  des  Ver- 
mögens und  insofern  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  sind* 

(1)  Durch  Tausch  (oder  Kauf  in  der  Geldwirthschaft)  von 
einer  anderen  Wirthschaft  gegen  Hingabe  wirthscbaftiicher  Güter 
(incl.  Dienstleistungen)  erlangte  Gtiter,  oder  Eingänge  aus  dem 
verkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter. 

Auch  diese  können  in  Sachgütern,  Dienstleistungen  oder  Geld  bestehen  und  zum 
Zweck  der  reinen  oder  der  reproductiven  Consumtion  erfolgen  (s.  unter  II, 
A,  1  und  II,  C,  2). 

(2)  An  die  Stelle  verwendeter  alter  Güter  bei  der  eigenen  Er- 
zeugung tretende  neue  Güter  (s.  unter  II,  C,  2). 

Z.  B.  die  fertigen  Fabrikate,  welche  an  die  Stelle  der  verbrauchten  Boh-  und 
Hilfsstoffe,  Unterhaltsmittel  der  Producenten  u.  s.  w.  treten. 

(II.)  Ausgänge. 

A.  Ausgänge,  welche  zugleich  Ausgaben  sind: 

(1)  Unmittelbar  eigens  behufs  der  Bedürfnissbefriedigung 
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n  den  Wirtbschaftsangehörigen  verzehrte  Güter  (Co ns um tion, 
ine  oder  eigentliche  Consumtion). 

Hier  erfolgt  eine  Werthvernichtnng,  bez.  ein  Verbrauch  der  naturalen 
ter  selbst:  Naturalausgabe. 

(2)  Rentenausgaben,  bestehend  in  Zahlungen  von  Renten 
8  passiven  Creditgeschäften  Seitens  der  debitirenden  Wirthschaft. 

(3)  Ausgaben,  bestehend  in  unentgeltlicher  und  frei- 
illiger  Ueberlassung  von  Gütern  an  andere  Wirthschaften. 

Geschenk,  Almosen. 

(4)  Ausgaben  in  Folge  natürlicher  Zerstörung  vor- 
.ndener  Güter  (nicht  zusammcD fallend  mit  dem  in  §.  163  er- 
Ihnten  natürlichen  Qualitätsverschlechterangen  der  Güter):  natür- 
ehe  Consumtion. 

(5)  Ausgaben  in  Folge  von  Verlieren,  De  relinquiren  von 
ttem. 

(6)  Ausgaben,  bestehend  in  zwangsweiser,  aber  vom 
echte  gebilligter  Ueberlassung  von  Gütern  an  andere  Wirth- 
iiafien,  ohne  Erlangung  speci eilen  Gegen werthes. 

Im  Gegensatz  zu  dem  generellen,  für  die  einzelne  Wirthschaft  nicht  mess- 
-en  Gegenwerth,  der  allerdings  auch  für  die  Steuern  in  der  allgemeinen  Staats- 
derung  (Rechtsschutz  u.  s.  w.)  erlangt  wird. 

Hierher:   Steuern    und  zwar  eigentliche,    allgemeine 
euem,  während  Gebühren  (meine  Finanzwiss.  II,  2.  Aufl.,  S.  15, 
,  83),    weil    dabei    ein    speci  eil  er   Gegenwerth  erlangt  wird, 
•eng  genommen  nicht  ganz  hierher  gehören. 

(7)  Ausgaben  in  Folge  der  in  §.  115  erwähnten  Zutheilungen 
id(8)in  Folge  rechtswidrigen  Zwangs  gegen  den  Hergebenden, 
w.  Beraubten,  Bestohlenen  u.  s.  w. 

Der  Ausgang  der  Güter  aus  einer  Wirthschaft  durch  Erbrecht  ist  hier  nicht 
;    zu  erwähnen,  denn  er  ist  eben  Auflösung  der  Wirthschaft  selbst. 

(B.)  Ausgänge  in  Folge  von  Creditgeschäften: 

(1)  Gewährung  von  Crediten  an  andere  Wirthschaften. 

Active  Creditgeschäfte ,  incl.  Vermiethungen  und  Verpachtungen  bei  Post- 
merandozahluDg  noch  in  eigenthUmlicher  Weise  (s.  I,  B,  1). 

(2)  Rückzahlungen,  bez.  Rückgaben  von  Gütern  an  die 
editirende  Wirthschaft,  oder  Abwicklung  passiver  Creditgeschäfte 

I.  B.,  2). 
C.  Ausgänge,   welche   nur  einen  Substanz  Wechsel  des  Ver- 
9gens  bilden: 
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(1)  im  Tausch  oder  Verkauf  gegen  Empfaug  anderer  Güter 
fortgegebene  Cttter,  —  verkehrsmässiger  Ausgang. 

(2)  Verwendung  wirthschaftlicher  Güter  als  Mittel  zur  eigenen 
Herstellung  neuer  wirthschaftlicher  Güter :  reproductive  Con- 
sumtion. 

Hier  tritt  an  Stelle  des  verbrauchten  Guts  ein  neues,  erhält  sich  also  der 
Werth  im  Formwechsel  der  Güter.  Die  dergestalt  verwendeten  Gtlter  heissen 
Erzengungs- (Prodnctions-, Herstellungs-, Gewinnungs-) kosten  oder  Kosten  schlecht- 
weg (§.  142). 

E.  —  §.  161  [72].  Natural-  und  Geldrechnung  bei 
dem  äusseren  Güter- Wechsel.  Jeder  Güter-Wechsel  in 
der  Wirthschaft,  d.  h.  jeder  Ein-  und  Ausgang  der  Güter,  ferner 
jede  Veränderung  des  Vermögens,  d.  h.  jede  Einnahme 
und  Ausgabe  und  danach  dann  der  Güterbestand  in  einer 
Wirthschaft  und  im  Vermögen  lässt  sich  auf  zweierlei  Weise 
verfolgen : 

1.  an  den  Gütern  selbst,  insbesondere  in  der  Art,  dass 
die  einzelnen  Güter  durch  Maassbestimmungen  genau 
qualitativ  und  quantitativ  bestimmt  werden,  was  alsdann  auch  eine 
Summirung  der  qualitativ  gleichen  Gütermengen  gestattet:  sog. 
Natural  rechnung. 

Sie  wird  gleichzeitig  zur  ,,Gcbrauchswerth-Rechnung''  und  kommt  im  practischen 
Leben,  z.  B.  bei  der  Aufnahme  der  Lager-In?entare  der  Kauf leute,  in  vielen  Zweigen 
des  Staatshaushalts  u.  s.  w.  vor.  Bei  den  Sachgütern  muss  hier  die  Waaren- 
kunde  und  das  Maass-  und  Gewichtswesen  die  Hilfsmittel  zur  genauen  Na- 
turalrechnnng  Uefem. 

2.  Am  Werthe  der  Güter,  und  zwar  am  Tanschwerthe 
und  insbesondere  am  Geldwerthe:  Geldrechnung.  Hier 
werden  die  Güter  durch  den  Werthanschlag  oder  den  Preis- 
ansatz in  Geld  auf  einen  gleichen  Nenner  zurückgeführt,  wobei 
dann  eine  vollständige  Summirung  nach  Wertheinheiten  möglich  ist. 

Ausser  der  Waarenkunde  und  dem  Maass-  und  Gewichtswesen  bedarf  es  zum 
Werthanschlag  der  SachgUter  und  auch  der  etwa  in  Betracht  kommenden  Dienst- 
leistungen und  ««Verhältnisse''  des  Geld-  und  Munzwesens,  der  Preislisten 
(Preiscourantc)  und  eventuell  der  Taxation  (§.  141). 

Die  am  Ende  einer  Rechnungsperiode  sich  ergebende  Diffe- 
renz zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  beisst  Bilanz.  Sie 
ergiebt  einen  „Ueberschnss'',  wenn  die  Einnahmen,  und  einen 
„Abgang''  (in  diesem  Sinne,  Deficit),  wenn  die  Ausgaben 
grösser  waren. 

Auch   diese   in   diesem  §.  besprochenen  Verhältnisse  sind  für  die  Finanzwirth- 
schaft  von  besonderer  Bedeutung,  vergl.  Finanzwissensch.  I,  3.  A.  §.  133,  144 — 147. 


Ziel  des  Wirthschaftsbetriebes.  3g3 

F.  —  §.  162  [73].  Das  Ziel  des  Wirthschaftsbetriebs. 
D  solches  lässt  sich  nicht  für  alle  Arten  der  Einzelwirtbschaften 
iichmässig  hinstellen.  Bei  dem  typischen  Hanptfall,  der  In- 
yidual-  and  Familienwirthschaft,  hängt  es  mit  der  Lehre 
m  Auskommen  und  dem  Bedttrfnissstand  (4.  Buch)  zusammen. 

Allgemeinen  ist  hier  das  Streben  nach  VergrOsserung  der  Ein- 
hmen,  um  richtige  und  beilsame,  die  Gesammtentwicklung 
les  menschlichen  Individuums  und  dadurch  wieder  der  ganzen 
rgerlicben  Gesellschaft  forderliche  Bedtirfnisse  der  Wirthschafts- 
)jecte  und  ihrer  Angehörigen  genügend  befriedigen  zu  können, 
I  berechtigteres  Princip,  als  das  Streben  nach  Verminderung  der 
sgaben,  wenn  damit  eine  jene  Entwicklung  hemmende  Be- 
iränkung  der  Consumtion  verbunden  ist:  so  für  die  einzelne 
milie,  so  für  das  ganze  Volk.  Zugleich  sollte  aber  in  jeder 
irthschaft  nach  einem  Wirthschaftstiberschuss  gestrebt 
rden.  Derselbe  ist  nicht  nur  die  Vorbedingung  einer  weiteren 
igerung  der  Entwicklung,  sondern  auch  ein  Reserve-  oder 
cherheitsfonds  für  die  Rückschläge,  welche  der  Wirth- 
aftsbetrieb  und  der  erreichte  Vermögensbestand  durch  ungünstige 
iflüsse  der  Aussenwelt,  besonders  durch  die  „Conjunctur'^,  un- 
längig  vom  Willen,  Tbun  und  Lassen  des  Wirthschaftssubjects, 
;iden  kann. 

Ein  solcher  Reservefonds  ist  daher  eine  allgemeine  Forderung 

jede  Einzelwirthschaft. 

Vgl.  Hermann  in  d.  staatsw.  Ootcrsucb.  S.  226.  Im  Staatshaushalt  die  Frage 
Staatsschatzes.    S.  darüber  meine  Fin.  I,  3.  A.  §.  75. 

£s  mag  auffallen,  dass  hier  nicht  als  Ziel  des  einzelrirthschaftlichen  Betriebs, 
al —  wie  man  oft  sagt —  der  IndiFidoal-  und  Familienwirthschaft  die  Kapital- 
lung,  insbesondere  um  dadurch  einen  Kcntenfonds  und  Kenteneiukommen  für 
e  Wirthschaft  zu  erlangen,  hingestellt  wird:  ein  Ziel,  weiches  thatsächlich  in 
irem  Wirthschaftsleben  so  allgemein  verfolgt  und  dessen  Verfolgung  Allen,  auch 
Angehörigen  der  unteren  Klassen  („Sparen'',  Einlegen  in  Sparl^assen  u.  s.  w.)  als 
hschaftliche,  selbst  wohl  als  bittliche  Pflicht  vorgehalten  zu  werden  pflegt,  auch 
notbwendig  für  die  Entwicklung  der  Volkswirtiischaft ,  die  „vor  Allem  Kapital 
arfe'%  gilt.  Indessen  sind  das  eben  doch  durchaus  privatwirthschaftliche  An- 
inungen,  nur  giltig  für  die  privatwirthschaftliche  Organisation  der  Yolkswirtbscbaft 
für  Epochen  des  individualistischen  freien  Verkehrs,  wo  der  Einzelne  auf  sich 
st  gestellt  wird  und  die  Bildung  des  Nationalkapitals  fast  nur  in  der  Bechtsform 
Privatkapitals  geschieht  und  hier  meist  auch  nur  so  geschehen  kann. 

Hier  ist  allerdings  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  des  Wirtbschaftslebens 
b  dieses  Ziel  richtig,  ja  notbwendig.  Aber  als  allgemeines,  aus  der  Stellung 
Einzelwirthschaft  in  der  Volkswirthschaft  notbwendig  folgendes  Ziel  kann  man 
licht  hinstellen.  Wir  kommen  auf  diesen  Punct  im  4.  Buche  in  den  Erörterungen 
:  Bedürfnissstand  und  Yenheilung  des  Volkseinkommens  und  im  2.  Theil  der 
Qdlegung  bei  der  Erörterung  tlbcr  Privat-  und  Nationalkapital  zurUck. 

Weiteres  zum  Gegenstand  dieses  ganzen  Abschnitts  im  3.  Kapitel  unten. 
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2.  Abschnitt. 

Einzelwlrthsehaft  und  YermOgen  unter  den 

Einwirkungen  der  Aussenwelt,  besonders  unter  dem  Elnfluss 

der  Conjunctur  In  der  Volkswlrthseliaft  oder  die  passive 

Seite  der  Einzelwlrthsehaft. 

I.  —  §.  163  [74].  Hierher  gehörige  Fälle.  Der  jetzt 
zu  betrachtende  „innere*'  oder  Werth- Wechsel  der  Güter, 
welcher  unabhängig  vom  Willen  und  der  Thätigkeit  der  Wirth- 
Bchaftssubjecte  vor  sich  geht  (§.  156),  umfasst  drei  Arten  solcher 
Fälle:  1)  die  natürliche  Veränderung  der  Qualität  der 
Güter,  2)  die  veränderte  menschliche  Kenntniss  der 
Eigenschaften  derGUter,  3)  die  veränderte  Conjunctur 
hinsichtlich  der  Herstellung  und  des  Begehrs  derjenigen 
Güterart,  zu  welcher  die  betreflPenden  concreten  Güter  gehören. 

Hier  gehen  mit  den  Gütern  selbst  oder  in  den  Beziehungen 
der  Menschen  zu  ihnen  Veränderungen  vor  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  die  individuellen  wirthschaftlichen  Kosten,  welche  für  ein 
concretes  Quäle  und  Quantum  aufzuwenden  waren,  und  ändern  in 
Folge  dessen  die  Güter  ihren  Werth  (Gebrauchswerth,  Tausch- 
werth).  Soweit  diese  Werthänderung  die  ökonomische  Lage  einer 
Wirthschaft,  bzw.  eines  Wirthschaftssubjects,  nach  aussen  zu, 
in  Bezug  auf  das  gliedlicbe  Verhältniss  der  Wirthschaft  zur  Volks- 
wirthschaft,  wegen  des  Einflusses  auf  Vermögen,  Kaufkraft  be- 
einflusst,  wird  sie  zu  einer  auch  volkswirthschaftlich  und  social 
wichtigen  Thatsache,  deren  Tragweite,  einer  organischen  und 
socialen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  gemäss,  hier  gewürdigt 
werden  muss. 

Die  beiden  ersten  Reihen  von  Fällen  sind  einfach  und  beddrfen  hier  keiner 
eingehenderen  Behandlung,  die  dritte,  die  Conjunctur,  ist  um  so  verwickelter  und 
wichtiger  und  hier  näher  zu  verfolgen. 

A.  —  §.  164  [74].  Die  Güter,  insbesondere  die  Sachgüter,  er- 
fahren durch  Naturein flüsse  Veränderungen  ihrer  Qualität, 
daher  ihrer  Brauchbarkeit  für  menschliche  Zwecke  und  des 
davon  abhängigen  Gebrauchswerthes,  und  zwar  zum  Guten 
und  zum  Schlechten. 

Sie  verbessern  sich  in  einigen  Fällen,  z.  B.  manche  Güter  einfach  durch 
Zeitverlauf,  als  Bedingung  gewisser  Naturprocesse,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
(Wein,  Cigarren  u.  A.  m.  —  Geigen);  sie  verschlechtern  sich  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle,  aller  dagegen  getroffenen  Vorkehrungen  ungeachtet:  die  Sach- 
güter  lösen  sich  wieder  in  ihre  stofflichen  Bestandtheile  auf,  Zufälle  aller  Art 
schädigen  sie. 
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Der  eiDgetretenen  Veränderung  des  Gebrauchswerthes  pflegt 
le  Aenderung  des  Tanscbwerthes  in  derselben  Richtung  zu 
tsprechen.  Die  Verbesserung  der  Güter  führt  also  zu  einer 
ertherhöhung,  die  Verschlechterung  zu  einer  Werthver- 
inderung.  Daraus  ergeben  sich  dann  entsprechende  Ver- 
derungen  im  Werthe  des  Güter bestandes  der  Wirthschaft,  des 
trmögens  einer  Person,  beider  Stellung  in  der  Volkswirthschaft. 

Wem  diese  Veränderungen  zu  Gute  kommen  oder  zur  Last 
len,  hat  wesentlich  wieder  das  Recht,  freilich  ,,nach  der  Natur 
r  Sache^^,  zu  bestimmen. 

Die  allgemeine  Regel  ist,  dass  sie  den  EigenthUmer  treffen,  bei  gemietheten 
[  gepachteten  Sachen  also  nicht  das  Wirthschaftssnbject,  das  im  Aagenblick 
aber  vcrftlgt  Jedoch  sind  Ansnahmon  ron  dieser  Regel  weder  undenkbar  noch 
Leben  und  im  Rechte  ganz  unbekannt.  In  dem  „System  der  freien  Contracte** 
n  bei  Greditgeschäften,  namentlich  bei  Mieth-  und  Pachtgeschäften  die  Last  der 
irlichen  Werthverminderung  vom  juristischen  EigenthOmer  auf  den  Benutzer  tlber- 
zt  werden  und  die  social  gedrückte  Stellung  des  einen  Contrahenten  l&sst  der- 
chen  wohl  zu :  Verschiebung  des  Risicos  aus  ZufäUen  z.  B.  auf  den  Miether  einer 
inung. 

Casus  a  nullo  praestantur  ist  bei  Obligationen  die  Rechtsregel,  Puchta,  Pau- 
len §.  272,  302:  Specics  peht  ei  cui  debetur.  In  den  modernen  grossstädtischen 
ethyerträgen,  einem  characteiistischen  Beispiele  der  volkswirthschaftlichen  und 
»tischen  Fiction  der  Gleichheit  der  Parteien  bei  der  Gontractschliessung,  heisst 
z.B.  in  Berlin,  oft:  „Der  Miether  tiägt  den  durch  Hagelschlag,  Sturm  und  andre 
3wendbare  Naturereignisse  der  Wohnung  und  insbesondere  den  Fenstern  zugefüg^n 
iden.**  Uebcr  die  Entwicklung  des  sogen.  Remissionswesens  bei  den  land- 
hschaftlicben  Pachtverträgen  s.  Finanzwiss.  I,  3.  A.  §.  229  und  die  dort  citirten 
iften  von  Ubbelohde,  Drechsler,  Blomeyer. 

Wo  eine  Werthverminderung  der  Güter  durch  Qualitätsver- 
[erung  ohne  Schuld  des  Betroffenen  eintritt ,  liegen  ähnliche 
hältnisse  und  Bedürfnisse ,  wie  bei  einer  Zerstörung  oder 
an titäts Verminderung  von  Sachgütern  durch  Unfälle ,  Natur- 
gnisse  u.  s.  ve. ,  vor.  Einmal  wären  solche  Veränderungen 
rhanpt  möglichst  zu  verhüten  (Prävention),  sodann  den- 
h  eintretende  in  ihrer  nachtheiligen  Einwirkung  möglichst  zu 
schränken  (Repression)  und  endlich  soweit  sie  ohne 
uld  des  Betroffenen  diesen  benachtheiligen ,  er  mittelst  des 
icips  der  Versicherung  schadlos  zu  halten.  In  Betreff  der 
len  ersten  Puncte  handelte  es  sich  dann  auch  hier,  wie  in  dem 
eren  Falle,  um  technische,  polizeiliche  Einrichtungen, 
Schriften  und  zu  befolgende  Grundsätze  und  Regeln;  in  Betreff 

letzten  Punctes  um  Ausdehnung  des  Versicherungsprin- 
s.     Indessen   sind   die   bezüglichen  Schwierigkeiten  sehr  gross 

bisher  finden  sich  höchstens  vereinzelte  Ansätze  dazu,  in  der 
edeuteten  Weise   einzuschreiten   und  Hilfe  zu  gewähren.     Aber 

.  Wagner,  Gnindlegnng.  3.  Auflage.    1.  TheiL   Grundlagen.  25 
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ein  entsprechendes  Bedürfniss  besteht  eigentlich  ebenso  wie  in  dem 
anderen  Falle.  Auch  die  Frage  der  Staatshilfe  kann  bei  all- 
gemeinerer Ausdehnung  unverschuldeter  Verluste  in  Folge  von 
Qnalitätsverschlechterungen  der  besessenen  Sachgüter  wohl  analog 
wie  in  dem  anderen  Falle  auftauchen. 

Die  nationalokonomißchc  Lehre  von  der  Versicherung  und  die  damit  zu- 
sammenhängeode  von  der  Vermeidung  (Verhütung)  und  Bekämpfung  bestimmter 
nachtheiHger  Umstände  lässt  sich  auch  auf  die  hier  berührte  Frage  anwenden. 
S.  meine  Abh.  Versicherungswesen  im  SchOnberg'schen  Handbuch  II,  3.  A.  S.  939 ff. 
(bes.  §.  li  8  ff.)  und  die  daselbst  gen.  Litteratur,  namentlich  Em.  Hermann,  Theorie 
der  Versicherung  vom  wirthschafüichen  Standpuncte,  2.  A.  1869. 

B.  —  §.  165  [75J.  Die  veränderte  menschliche  Eennt- 
niss  der  Eigenschaften  der  Güter,  besonders  der  Sachgtiter, 
wird  „durch  die  Thätigkeit  des  Verstandes  erlangt,  der  neue 
Eigenschaften  der  Stofife  ans  Licht  bringt  oder  eine  neue  Be- 
ziehung derselben  zu  menscblichen  Zwecken  entdeckt.  Die  fort- 
schreitende Naturkenn tniss  und  die  Geschicklichkeit  in  der  Be- 
nutzung der  Naturgebilde  ist  bei  den  geistig  entwickelten  Völkern 
eine  reichliche  Quelle  der  Vermögens v erraehrung"  (Rau).  Denn 
letztere  ist  wieder  die  Folge  einer  höheren  Brauchbarkeit  der 
Güter:  Gebrauchs-  und  oft  auch  Tauschwerth  steigen.  Aber 
die  entgegengesetzte  Erscheinung,  eine  Verminderung  der  Brauch- 
barkeit, daher  des  Werthes  und  des  Vermögens ,  fehlt  keineswegs, 
z.  B.  bei  der  Entdeckung  nachtheiliger  Eigenschaften  der 
Güter  (z.  B.  Trichinen  im  Schweinefleisch,  Gifttstoflfe  in  Farben, 
Pflanzen  u.  dgl.  m.). 

Die  für  Wirthschaft  und  Vermögen  günstigen  und  ungünstigen 
Folgen  trefifen  wie  im  vorigen  Falle  der  Regel  nach  den  Eigen- 
thümer,  was  wieder  zu  besonders  wichtigen  weiteren  Folgen  für  den 
Grundeigenthümer  führt,  wenn  an  den  Grundstücken  oder  den 
Stoffen  darin  neue  Eigenschaften  erkannt  werden  (Bergbau). 

S.  Rau  I,  §.  68,  69,  r.  Hermann,  untersuch.  S.  132,  ?.  Mangoldt,  Grundr. 
§.14.  Näheres  gehört  in  die  Technologie  und  Pri?at«konomik.  Einige  Beispiele  bei 
Rau,  I,  g.  68  Note  d  und  darnach  in  der  2.  Aufl.  dieses  Werks  S.  97  Note  4. 

II.  DieConjunctur.  — §.166[76].  A.Wesen  und  Wirkung. 
Am  Wichtigsten  ist  der  EinfluBS  der  Conjunctur  auf  den  Werth 
der  Güter  in  der  Wirthschaft  und  des  Vermögens,  der  hier  allein 
etwas  näher  zu  betrachten  ist. 

Auch  Menger  a.  a.  0. 1,  §.  2  über  den  Gausalzusammenbang  der  Güter  enthält 
manches  Hierhergehörige.  Vgl.  bes.  Lassalie,  Kap.  u.  Arb.  a.  a.  0.  u.  Sch&ffle, 
Soc  Körper  a.  a.  0.  (s.  o.  §.  155). 


Conjunctor.  Wesen  und  Wirlrangen.  3g7 

Unter  der  Gonjanctur  wird  hier  die  Gesammtheit  der  tech- 
ichen,  ökonomischen,  socialen  und  rechtlichen  Bedingungen  ver- 
inden,  welche  in  der  auf  Arbeitstheilung  und  Privateigentbum  — 
ibesondere  Privateigentbum  an  sachlichen  Productionsmitteln 
ivatem  Grundeigentbum  und  Privatkapital)  —  beruhenden  Volks- 
rthschaft  die  Herstellung  der  Güter  für  den  Verkehr,  ihren  Be- 
br  und  Absatz  in  demselben,  daher  den  Werth,  insbesondere 
Q  Tauschwerth  und  Preis  der  Gtlter  überhaupt  und  auch  des 
zelnen,  schon  fertigen  Gutes  allgemein  wesentlich  mit,  im  con- 
iten  Falle  selbst  allein  bestimmen,  in  der  Regel  ganz  oder 
nigstens  überwiegend  unabhängig  vom  Willen  und  von  den 
istungen  (Handlungen  und  Unterlassungen)  des  Wirthscbafts- 
)ject8,  bez.  des  Eigenthümers,  daher  auch  von  dem  individuellen 
»sten-  (Arbeits-)  Aufwand  für  ein  bestimmtes  Quäle  und  Quantum 
\  betrefifenden  Gutes  im  concreten  Falle. 

Die  Conjunctur  gewinnt  mit  der  feineren  Ausbildung  der  Arbeits- 
ilnng  und  des  Verkehrs  immer  allgemeinere  und  grössere  Be- 
ttung und  tritt  vielfach  als  dritter  Hanptfactor,  von  welchem 

Tauschwerthsumme  des  Güterbestandes  in  der  Wirthscbaft 
I  des  Vermögensbestandes  einer  Person  abhängt,  neben  die 
den  anderen  hierfür  maassgebenden  Factoren,  die  indivi- 
ille  Productionsleistong    und   Consumtion.     Namentlich  gelangt 

Conjunctur  in  dem  System  der  freien  Concurrenz  zur 
tung.  Darin  liegt  die  Signatur  der  modernen  Volkswirth- 
aft. 

Lindwurm,  Eigenthomsrecht  S.  301  nennt  dies  eine  petitio  principii.  Im  alten 
chenland  habe  es  ebenso  gut  wie  heute  Conjunctnren  gegeben.     Gewiss,    soweit 

dort  (and  in  Rom)  die  Volkswirthschaft  auf  demselben  Bechtsboden  wie  heute 
i,  aber  niemals  ist  mit  solcher  Consequenz  Volkswirthschaft  und  wirthschaftliche 
itsordnung  ««individualistisch"'  gestaltet,  wie  heute.  Daher  auch  gegenwärtig 
besonders  grosse  Einfluss  der  Conjunctur. 

Dem  Einzelnen  wächst  so  durch  die  Conjunctur  kraft  des  Privat- 
mthumsprincips  ein  Vermögenswerth  hinzu,  den  er  nicht  oder  doch 
it  ganz  durch  eine  der  oben  (§.  160)  erwähnten  Einnahmearten, 
lentlich  nicht  durch  eine  eigene  Production  oder  Arbeitsleistung 
orben,  insofern  ökonomisch  nicht  oder  nur  zum  Theil  „verdient** 

Und  ebenso  erleidet  der  Einzelne  Einbussen  am  Werthe  seines 

mögens  oder  der  Güter  in  seiner  Wirthscbaft,   ohne  dass  einer 

genannten  Fälle  der  Ausgaben  oder  Ausgänge,  ohne  dass  ins- 

andere  eine  eigentliche  Consumtion  stattgefunden  hat;  insofern 

idet  er  also  ökonomisch  unverschuldet  Verluste.   Wichtige  That- 
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Sachen  für  die  Theorie  vom  Wesen  and  der  Function  der  auf  diesem 
Rechtsboden  beruhenden  und  demgemäss  organisirten  Volkswirth- 
scbaft,  wie  nicht  minder  für  die  Beurtheilung  der  Praxis ,  des  in- 
dividualistischen Systems  der  freien  Concurrenz  (§.  167). 

So  stoUt  sich  die  Sache  wenigstens  heraas,  wenn,  der  heutigen  wirthschaftlicheu 
Rechtsordnung  nnd  speciell  dem  geltenden  Privatrecht  gemäss,  das  Eigenthnmsrecht 
sich  nicht  bloss  auf  die  Substanz,  oder  auf  eine  bestimmte  WerthhOhe  der  Gtlter.  son- 
dern schlechtweg  auf  ihren  Werth  bezieht,  keinerlei  Gorrcctur  der  günstigen  Folgen 
der  Conjunctur  durch  ein  diesen  Verhältnissen  angepasstes  Stcuerrecht  erfolgt  und 
keine  Entschädigungen  den  von  ungünstigen  Gonjuncturen  Betroffenen  durch  die  Ge- 
sammtheit,  bez.  durch  den  Staat  zu  Theil  werden.  Die  Werthvermehrung  und  Ver- 
minderung, welche  die  Folge  bloss  des  Gonjuncturen  wechseis  ist,  trifll  dann  allein  und 
Tollständig  den  Eigcnthtlmer  oder  das  Wirthschaftssubject. 

In  den  sogen.  Verkehrssteuern  wird  allerdings  der  Gewinn,  welcher  aus  dem 
Eigo  nthumswechsel  hervorgeht  und  damit  unter  Umständen  auch  der  Gewinn, 
welcher  einer  werthsteigemden  Gonjunctur  zu  verdanken  ist  und  mittelst  Verkaufs  des 
Objects  realisirt  wird,  besonders  beim  Grundeigenthum  (Grundstücke  und  Gebäude),  mit 
getroffen,  so  durch  die  in  unseren  modernen  Staaten  verbreitete  Besitzwcchselsteuer 
von  Grundeigenthum  (franz.  Enregistrement  u.  A.  m.).  L.  Stein  gründete  auf  den  Ge- 
danken, die  bei  solchem  Besitzwechsel  gemachten  Gewinne,  welche  durch  die  gewöhn- 
lichen Ertrags-  und  Einkommensteuern  nicht  getroffen  werden,  zu  besteuern,  seine  ältere 
Theorio  der  Verkehrssteuern,  (Finanzwiss.  2.  Ausg.  S.  217,  466  ff).  Er  stellte  indessen 
dabei  die  neue  Fiction  auf,  als  ob  bei  jedem  solchen  Besitzwechsel  immer  ein  Ge- 
winn vorkomme,  der  ein  steuerbares  Object  bilde,  und  verfolgte  nicht  das  Ziel,  grade 
die  Gonjuncturengewinn  e  durch  solche  Verkehrssteuern  zu  treffen.  Insofern  war 
Stein's  Theorie  doch  nur  eine  Bechtfertigung  der  fehlerhaften  Praxis,  so  richtig  es 
auch  ist,  die  betreffenden  Abgaben  nicht  mit  den  älteren  Theoretikern  unter  den  hier 
nicht  zutreffenden  Begriff  der  Gebtlhr  zu  zwängen.  Die  Praxis  besteuert  ununter- 
schiedlich, ob  ein  (jcwinn  beim  Besitzwcchsel  von  Eigenthum  realisirt  wurde  oder 
nicht,  diesen  Besitzwechsel  und  darin  liegt  das  Bedenkliche  ihrer  Verkehrssteuem, 
mOgen  sie  Grundeigenthum  oder  bewegliches  Eigenthum  (Börsensteuer)  treffen.  So- 
weit sie  aber  wirklich  den  realisirten  Gonjuncturengewinn  treffen,  was  sie 
wenigstens  in  Zeiten  der  Preissteigerung  des  Grundeigenthums,  der  Waaren  und  der 
Werthpapiere  thun,  sind  sie  nicht  nur  zu  rechtfertigen,  sondern  auch  ein  Postulat 
der  vertheilenden  Gerechtigkeit  in  der  Volkswirthscbaft.  Namentlich  sind  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  auch  Börsensteuern,  als  Gorrectur  der  dem  Einzelnen  kraft 
des  Privateigenthumsprincips  zufallenden  zufälligen  Gewinne,  ausdrücklich  zu  ver- 
langen. Die  bestehenden  Verkehrssteuern  müssen  nur  demgemäss  ergänzt,  möglichst 
dazu  eingerichtet  werden,  die  Gonjuncturengewinne ,  besonders  am  Grundeigenthum, 
zu  treffen,  und  verlangen  für  diese  Gewinne  eine  starke  Erhöhung.  Steuertechnisch 
bieten  sich  für  eine  solche  Reform  der  Verkehrssteuern  freilich  erhebliche,  m.  E. 
aber  nicht  unüberwindliche  Schwierigkeiten,  wie  ich  seit  der  2.  Aufl.  dieser  Grund- 
legung mittlerweile  näher  im  2.  Bande  meiner  Finanzwissenschaft  dargelegt  habe. 
Daselbst  eine  principielle  Behandlung  der  Frage  von  der  „Besteuerung  der  Gonjunc- 
turengewinne", bes.  in  der  2.  Aufl.  §.  236  ff.  (S.  566  ff.,  570  ff.,  mit  weiterer  LitteraturV 
Wie  man  ohne  Voreingenommenheit  zu  demselben  Gesichtspunct  wie  ich  gelangt,  zeigt 
Ihering,  Zweck  im  Recht  I,  519  ff.  —  Die  ganze  Frage  ist  keineswegs  allein  eine 
f  in  an  z  wissenschaftliche,  sondern  eine  allgemein-volkswirthschaftliche.  Ge- 
länge eine  Steuerreform,  wie  die  angedeutete,  so  fiele  ein  Theil  der  richtigen  Be- 
denken gegen  den  Eiufluss  der  Gonjunctur  auf  die  wirthschaftlicbe  Lage  der  Einzelneu 
und  besonders  gegen  das  private  Grundeigenthum  fort. 

Gegen  die  Gonsequenzen ,  welche  ich  aus  dem  Einfluss  der  Gonjunctur  ziehe, 
A.  Held,  Grundr.  mehrfach,  u.  A.  S.  70:  immer  mit  dem  das  Ziel  Uberschiessendeu, 
deshalb  unhaltbaren  Einwand ,  das  doch  eine  „volle  Gerechtigkeit  unerreichbar**  sei, 
als  ob  man  deshalb  nicht  das  Mögliche  erstreben  mllsse.  Mit  solchen  (Gründen 
kann  man  jeden  Versuch  nach  Reformen   auf  irgend    einem    Gebiet   widerlegen.    8. 
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ch   Held   in    Conrad's  Jahrb.   1878,  B.  2,  S.  257  ff..    Lindwarm,   Eigenthums- 
;ht  S.  302. 

B.  —  §.  167  [81].  Die  einzelnen  Hanpt-Momente, 
elebe  die  Gonjnnctnr  bilden.  Sie  lassen  sich  kaum  auch 
ir  für  eine  Zeit,  einen  Ort,  eine  GUterart,  geschweige  ganz 
Igemein  aufzählen.  Von  besonderer  Wichtigkeit,  namentlich,  mit 
eilweiser  Ausnahme  des  ersten  Falles,  in  den  Volkswirthschaften 
serer  heutigen  Gulturwelt,  pflegen  aber  folgende  Umstände  zu  sein : 

1)  Schwankungen  in  den  Ernte-Erträgen  der  Haupt- 
ihrungsmittel  unter  dem  Einfluss  der  Witterung,  mitunter 
ch  politischer  Verhältnisse  (Störungen  des  Anbaus  durch  Krieg)  ^). 

Dadnrcb  wird  die  wirthschaftliche  Lage  der  Prodncenten  ^,  andererseits  der 
isse  der  den  unteren  Klassen  angehOrigen  Gonsomenten  in  einer  oft  geradezu  ent- 
leidenden  Weise  beeinflusst").  Allerdings  haben  es  aber  in  der  Keazeit  die  Ver- 
isemngen  der  Commonicationsmittel,   zugleich  die  wichtigste  Yoraassetzung  eines 

Preise  ausgleichenden  specnlati^en  Korn  band  eis,  aoch  die  rerändorten  Bodenanbaa- 
thoden  (Fruchtwechselwirthschaft  in  stark  bevölkerten  L&ndem,  sie  bildet  z.  B.  mit- 
>t  des  Anbaus  rerschiedener  Producte,  welche  durch  die  verschiedenen  Witte- 
igen rerschieden  begünstigt  oder  benacbtheiligt  werden,  eine  Art  Selbstassecuranz), 
glich  gemacht,  hier  den  Einfluss  der  Conjnnctur  zu  beschränken.  Dies  zeig^  sich 
den  kleineren  Schwankungen  der  Getreidepreise  innerhalb  kurzer  Zeiträume  in  der 
^enwart,  verglichen  mit  dem  Mittelalter  und  Alterthum.  Eine  feststehende  That- 
he  der  Geschichte  und  Statistik  der  Getreidepreise.  Immerhin  sind  auch  gegen- 
rtig  und  selbst  in  den  reichsten  Ländern  und  bei  hochentwickeltem  Gommuni- 
ionswesen  und  Getreidehandel  die  Schwankungen  von  1  :  2  innerhalb  eines  Jahres 
gekommen.    So  stand  z.B.  sogar  der  wöchentliche  Durchschnittspreis  von  Weizen 

den  englischen  Märkten  p.  Qu.  im  September  1846  49  sh.,  im  darauffolgenden 
kl  1847  (Mitte)  1U2  sh.  6  d.,  und  Anfang  September  1847  wieder  49s  b.  6  d.  Welche 
ränderungen  für  die  Lage  der  Masse  der  Consumenten,  der  Producenten,  der  Händler. 

oke,  Hist.  of  pric.  VI.,  462.   S.  auchN  eumann  (Tüb.)  in  Hildebr.  Jahrb.  XVIII, 


*)  Vergl.  Ihering,  Geist  des  röm.  Rechts,  II,  2.  S.  287  ff, 
*)  Vergl.  was  die  Getreidehändler  anlangt  unten  §.  168  und  überhaupt  hinsieht- 
i  dieser  wie  der  Anbauer  selbst  Tooke's  Geschichte  der  Preise  (deutsch  von  Asher, 
3.  1858 — 59)  in  den  Abschnitten  über  Getreide.  Die  niedrigen  Getreidepreise  der 
er  Jahre  haben  auch  auf  dem  Continente  viele  Gutsbesitzer  ruinirt.  Der  Preisfall 
:  Ende  der  1870  er  Jahre  drohte  es  wieder  zu  thun.  Daher  bekanntlich  die  RUck- 
T  zu  agrarischen  Schutzzöllen  auf  dem  west-  und  mitteleuropäischen  Continent. 
.de  eine  solche  wirthschaftspolitische  Frage,  wie  diese,  erhält  auch  principiell  eine 
lere  Behandlang  vom  Standpunct  unserer  Lehre  von  der  Conjnnctur  aus  betrachtet, 
vom  üblichen  Standpunct  der  individualistischen  Nationalökonomie  aus,  welche 
ner  nur  auf  die  bewusste  Thätigkeit  des  Individuums  Alles  zurückfuhrt. 

*)  Eine  bekannte  Thatsache  im  Alterthum,  vgl.  für  Griechenland  Böckh, 
atshaushalt  der  Athener  I.,  1  §  15,  für  Rom  Ihering,  a.  a.  0.,  S.  238.  Für  die 
deme  Zeit  lässt  sich  selbst  heute  noch  der  Zusammenhang  zwischen  der  allge- 
inen  Sterblichkeit  der  Bevölkerung,  d.  h.  eben  überwiegend  der  unteren  Classen, 
l  dem  Preise  des  Hauptnahrungsmittels  nachweisen  und  zwar  noch  Mitte  des 
Jahrhunderts  ein  so  starker  Einfluss,  dass  jede  kleine  weitere  Erhöhung  des 
tises  im  Grossen  und  Ganzen  von  einer  vermehrten  Sterblichkeit  begleitet  war,  — 
^iss  ein  Beweis,  wie  wenig  der  Durchschnittslohn  in  der  Masse  der  arbeitenden 
sse  den  zum  Leben  absolut  nöthigen  Betrag  übersteigt.  Vergl.  Wappäus,  Be- 
lerungsstatistik,  2  B.,  Leipzig  1S59,  I.,  197  ff..  Lange,  Arbeiterfrage,  8.  Aufl., 
162,  199  ff 
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291,  818.  Geber  die  Fanction  des  internationalen  Getreidehandels  in  der  hentigen  Zeit 
X.  V.  Neumann  (Wien),  Uebersichten  (1871)  S.  9  ff.  Dass  selbst  bei  heutigen  Gom- 
mnnicationsverh&ltnissen  die  Getreidepreise  in  knrzer  Zeit  stark  steigen  und  wieder 
rasch  erheblich  fallen  kOnnen,  hat  die  Preisbewegung  1890 — 92  gezeigt,  —  worauf 
freilich  grade  hier  der  Einflass  der  speculativen  Ausbeutung  der  Conjunctur  als  st&rker 
mitspielender  Factor  mit  gewirkt  haben  konnte. 

2)  Veränderungen  in  der  Technik  and  in  Folge  davon  in 
der  Oekonomik  der  Herstellung  der  Güter  (neue  Prodnctions- 
methoden). 

Dadurch  treten  vielfach  neue  bessere  Güter  für  dasselbe  Bedürfuiss  an  die 
Stelle  alter  Güter  oder  es  werden  letztere  mit  geringeren  Kosten  erzeugt:  Beides 
drückt  den  Werth  der  alten  Guter  und  der  Kapitalien,  mit  denen  sie  hergestellt  werden, 
lierab,  und  bringt,  wenigstens  zeitweise,  die  bisherigen  Produceoten  (Unternehmer  wie 
Arbeiter)  leicht  in  eine  missliche  ökonomische  Lage.  Ein  Hauptbeispiel  aus  der  Neu- 
zeit ist  die  Einführung  von  Maschinen  an  Stelle  der  Handarbeit  mit  unvollkommnen 
\V'erkzeugen.  Vergl.  hierzu  G.  Schmoller's  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe, 
Halle  1869.  Ein  anderes  ganz  specielles  neues  Beispiel :  Die  Folgen  des  Bessern er- 
Stahlerzeugungsprocesses  (und  des  Siemens-Martin 'sehen  Verfahrens)  für  die 
Eisenindostrie.  Immer  weitergehende  Verdrängung  des  Eisens  durch  den  wohlfeilen 
and  viel  dauerhafteren  Stahl.    (S.  Pechar  S.  2  ff.) 

3)  Veränderungen  in  den  Communications-  und  Trans- 
portmitteln,  welche  die  räumliche  Bewegung  der  Menschen 
und  Güter  beeinflussen,  —  der  Regel  nach  bei  fortschreitenden 
Völkern  erleichtem. 

Dadurch  wird  namentlich  der  Werth  des  Grund  und  Bodens  und  der  Ar- 
tikel von  niedrigem  specifischen  Werth  berührt,  ganze  Prodactionszweige  zu 
einem  schwierigen  Uebergang  zu  anderen  Botriebsmethoden  genöthigt.  Steigerung 
des  Bodenwerths  in  der  Nähe  der  guten  Gommunicationen  wegen  besseren  Absatzes 
der  hier  gewonnenen  Erzeugnisse;  Erleichterung  starker  BevOlkerungsanhäufungen  in 
den  St&dten,  in  Verbindung  mit  N.  H  und  7,  daher  enormes  Steigen  des  Werths  des 
städtischen,  besonders  grossst&dtischen  Bodens  und  des  Bodens  in  der  N&he  solcher 
Orte.  —  Erleichterte  Abfu  hr  aus  Gegenden  mit  bisher  billigen  Preisen  des  Getreides 
und  anderer  land-,  forstwirthschaftlicher  Rohstoffe,  Bergbauproducte  in  Gegenden  mit 
höheren  Preisen ;  dadurch  erschwerte  wirthschaftliche  Lage  aller  Bevölkerungselemente 
mit  stabilerem  Einkommen  in  erstcren  Gegenden  und  besondere  Begünstigung  der 
Producenten  und  namentlich  der  Grandbesitzer  daselbst.  Ein  sehr  characteristisches 
Beispiel  ist  die  seit  Mitte  unseres  Jahrhunderts  immer  mehr  erfolgte  Ausgleichung 
der  Getreidepreise  des  continentalen  Mitteleuropas  mit  den  französischen  und  englischen 
Preisen;  sehr  instructiv  dargestellt  in  den  schönen  statistischen  Arbeiten  von  £.  Las- 
peyres,  z.  B.  Deutsches  Handelsbl.  1874,  S.  394  über  die  ungarischen,  böhmischen, 
preossischen ,  französischen,  englischen  Preise.  —  Umgekehrt  wirkt  die  erleichterte 
Anfuhr  von  Getreide  und  anderen  Stoffen  niedrigen  specifischen  Werths:  Begünstigung 
der  Consumenten,  Benachtheiligung  der  Producenten  in  dem  Bezogslande.  Hier  dann 
ebenso  NOthigung,  zu  anderen  Prodnctionen  überzugehen,  vom  Kornbau  mehr  zur 
Viehzucht,  wie  in  England  seit  den  40  er  Jahren,  wie  neuerdings  in  Folge  der  Con- 
currenz  des  billigen  osteuropäischen  und  überseeischen  Getreides  in  Deutschland  und 
Westeuropa.  Schwierige  Lage  für  unsere  Landwirthe  wegen  unseres  Klimas,  dann 
wegen  der  neuerlichen  starken  Lohnsteigerungen,  die  sie  nicht  so  leicht  wie  die 
Industriellen  auf  die  Producte  schlagen  können;  lauter  treffende  Beispiele,  wie  sehr 
die  Gesammtheit  der  Lebensbedingungen,  m.  a.  W.  wie  sehr  die  Conjunctur, 
nicht  die  individuelle  Thätigkeit  oftmals  das  wirthschaftliche  Ergehen  des  Ein- 
zelnen bestimmt. 
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4)  Veränderungen  in  den  Anschaanngen  der  Menschen  von 
sr  Brauchbarkeit  der  Güter ,  daher  Wechsel  in  der  concreten 
''erthschätzung,  in  Folge  dessen  im  Begehr  nach  den  Gütern. 

Geschmacksreräodeningen,  Modewechse)  u.  dg\.  m.  mitunter  sich  so  rasch  roll- 
ihend,   dasä  die  Prodacenten  wenigstens  vorabergehend  in  prec&re  Lage  gerathen. 

5)  Veränderungen  in  denjenigen  allgemeinen  Bedingungen  der 
roduction  und  des  Absatzes  der  Güter,  sodann  des  Credits, 
eiche  in  den  öffentlichen  Zuständen  des  nationalen  und 
fcernationaleD  Verkehrs  gebiets,  in  dem  Vertrauen  auf  dieselben 
.er  dem  Misstrauen  gegen  sie  liegen:  ein  politisches  Moment. 

Dasselbe  wird  bei  der  steigenden  Bedeutung  der  Arbeltstheüung  im  Inlande,  bei 
*  Ausbildung  weltwirthschaftlichen  Verkehrs  (§.  152  ff.)  und  bei  dem  st&rkeren  Mit- 
rken  des  Greditfactors  (§.  158),  andererseits  bei  den  ungeheuren  Dimensionen  mo- 
:ner  Kriegsfilhrung  immer  wichtiger.  Sehr  lehrreiche  Mittheilungen  Über  die  Ein- 
»e  grosser  politischer  Störungen  auf  die  Production  in  den  Handelskammer- 
richten der  neueren  Zeit,  in  Deutschland  besonders  in  denjenigen  fär  1866, 1870.  — 
thwendigkeit  auch  wegen  der  complicirten  Wirthschaftsrerh&Itnisse  und  der  Sensibilität 
>  Credits,  die  Kriege  in  kurzen,  wuchtigen  Schiigen  zu  Ende  zu  führen,  was  wieder 
sprechende  Pr&\renti7th&tigkeiten  des  Staats  und  stehende  Heereseinrichtungen  he- 
gt. S.  darüber  unten  Buch  6.  Auch  A.  Wagner,  Reichsfinanzen  in  \r.  Holtzendorflf's 
rb.  d.  D.  Reichs  HI,  120  ff.    Dann  Finanzwiss.  2.  Aufl.  I,  §.  108,  3.  Aufl.  §.  183. 

6)  Veränderungen  in  der  wirth schaftlichen  Rechts- 
dnung  für  den  nationalen  und  internationalen  Verkehr. 

Dadurch  wird  die  Herstellung,  der  Absatz,  der  Bezug  der  Gater,  die  Wahl  der 

Kluctionsstelle  wesentlich  beeinflusst,  was  alsdann  auf  den  Werth  der  fertigen  Guter, 

Kapitalien,  mit  denen  sie  hergestellt  werden  und  des  Grund  und  Bodens,  wie  auf 

jenigen  der  neu  herzustellenden  Güter  mehr  oder  weniger  maassgebend   einwirkt: 

änderungen  der  Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik.   Ein  Beispiel  bietet 

Reform  der  britischen  Korngesetze,    die  in  derselben  Richtung  wirkte,  wie 

Erleichterung  der  Getreideeinfuhr   nach  Grossbritannien   in   Folge   der    besseren 

amunicationsmittel. 

7)  Veränderungen  in  der  räumlichen  Vertheilung  und 
der  ökonomischen  Gesammtlage  der  ganzen  Bevölkerung 
es  Volkswirthschaftsgebietes. 

Dadurch  werden  der  Werth  des  Bodens,  überhaupt  und  local,  die  Prodnctions- 

Absatzbedingungen  vieler  Güter  erheblich   beeinflusst:    z.  B.  Steigen  des  Boden- 

ths  bei  grosserer,  reicherer,  räumlich  stärker  concentrirtcr  Bevölkerung,  unter  dem 

fluss  der  Freizügigkeit,  der  Auswanderung,  vom  platten  Lande  in  die  St&dte.    Die 

ische,  besonders  die  nordostdeutsche  Landwirthschaft  ist  auch  dadurch  in  neuester 

in  eine  precäre  Lage  gerathen.    S.  im  2.  Theil  der  Grundlegung  über  Freizügig- 

Am  Schärfsten  tritt  der  Einfluss  dieses  siebenten  Moments  wieder  in  den  gross- 

dtischen  Bodenverbältuisseu   hervor,    wo   die    ungeheuersten   „privaten  Kapital- 

ungen*'  in  grossem  Umfang  durch  Grundstückspeculation  und  Steigen  des  Boden- 

:hs  erfolgen,  —  auf  Kosten  endloser  Miethergenerationen.    Darüber  auch  in  der 

idlegung  Theil  11  im  Abschnitt  vom  städtischen  Wohnungsboden. 

8)  Veränderungen  in  der  socialen  und  ökonomischen 
je    der   einzelnen   Bevölkerungsc lassen,    welche  durch   ihren 
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Einflu88  auf  Lohnhöhe  und  Zinshöhe,  anf  die  Nachfrage  nach 
Ma88enconsamptibiIien  und  Luxusartikeln  wiederum  den  Werth  des 
Bodens,  des  Kapitals  als  Privatbesitz  und  die  ProductionsbedioguDgen 
vieler  Gtiter  sehr  wesentlich  mit  bestimmen. 

Z.  6.  Gew&hmng  voller  Coalitionsfreiheit  an  die  lobnarbeitendcD  Glassen  und 
staatlichen  Schatzes  derselben  gegen  Ausbeutung  mittelst  der  sogen.  Fabrik-  oder  der 
neuerdings  besser  sogen.  Arbeiterschutzgesetzgebung  u.  dgl.  m.,  wodurch  der  Lohn 
steigen,  der  Zins  der  Kapitalnuuung  fallen,  der  Werth  gewisser  Kapitalanlagen  (auch 
des  Bodens)  herabgedrttckt ,  das  Einkommen  der  unteren  Glassen  crhOht,  der  oberen 
Termindert,  dadurch  die  Nachfrage  nach  Productcn  von  gewissen  Artikeln  fur  die 
Wohlhabenderen  weg  nach  Artikeln  für  die  Arbeiter  hintlber  geleitet  und  durch  dies 
Alles  die  Production  der  Yolkswirthschaft  umgestaltet  werden  kann;  lauter  Ycrftn- 
derungen,  welche  den  Werth  vieler  Privatvermögen  stark  beeinflussen  müssen.  So 
giebt  es  z.  B.,  wie  in  der  Lehre  vom  Kapitalgewinn  und  Zinse  zu  zeigen  ist,  über- 
haupt kein  festes  Gewinn-  und  Zinsminimum,  dies  kann  vielmehr  auf  nahezu  Kuli 
herabgedrückt  werden,  und  zwar  durchaus  nach  den  Grundsätzen  des  Systems  der 
freien  Ck>ncurrenz.  Je  mehr  es  den  Arbeitern  gelingt,  einen  steigenden  Antheil  am 
Productionsertrage  für  sich  zu  erlangen,  desto  n&ber  kommt  man  dem  eben  erwähnten 
Falle.  Ein  Herabgehen  des  Zinses  auf  2—2^1^%  halte  ich  mit  Schmolle r  Grund- 
ftragen  des  Bechts  und  der  Yolkswirthschaft  in  absehbarer  Zeit  bei  unseren  mittel- 
enropüschen  Völkern  für  sehr  wohl  möglich,  und  gewiss  im  Ganzen  für  wohltbfttig, 
8.  unten  §.  94  ff.  Aber  welche  ungemein  grosse  Yeränderungen  in  der  ökonomischen 
Lage  vieler  Tausende,  welche  direct  bei  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und 
Kapitalisten  gar  nicht  betheiligt  sind,  werden  durch  ein  solches  volkswirthschaftliches 
Ereigniss  bewirkt! 

Ein  grossartiges  practisches  Beispiel  von  Yorgängen,  wie  den  hier  berührten, 
unter  dem  Einflüsse  eines  zuf&lligen  geschichtlichen  Ereignisses  liefern  die  Er- 
scheinungen, welche  in  Deutschland  1871  ff.  die  Mitfolge  der  französischen  Milliarden 
waren.  S.  darüber  A.  Wagner,  Reichsfinanzen  a.  a.  0.  III,  228  ff.,  besonders  das 
Resum6  S.  250—252  und  dcrs.  in  Hildebr.  Jahrb.  1874,  XXII,  S89  ff.  über  die  Gou- 
tributionslitteratur.  Der  damalige  Krieg  und  die  Milliarden  ein  neues  gutes  Beispiel 
der  bestimmenden  Macht  der  Gonjunctur  in  der  Yolkswirthschaft. 

C.  —  §.  168  [77  —  79].  Bedenken.  Der  dargelegte  Ein- 
flnss  der  Gonjanetur  bat  volkswirtbscbaftlich  und  socialpolitiscb  seine 
Bedenken.  Denn  die  Ergebnisse  des  Wirtbscbaftsbetriebs  werden^ 
auch  wenn  letzterer  noeb  so  ökonomisch  ricbtig  geleitet  worden  ist, 
durch  die  Conjunctnr  bei  jeder  Gelegenheit  gekreuzt.  Nicht  bloss, 
und  oft  nicht  einmal  vorwiegend  eigenes  Verdienst  und  eigene 
Schuld,  nicht  Arbeit,  Vorsicht,  Sparsamkeit,  nicht  Trägheit,  Leicht- 
sinn, Verschwendung,  sondern  die  Gonjunctur  bestimmt  daher 
oft  entscheidend  das  Loos  der  Wirtbschaft  und  ihres  Subjects. 

Kur  unter  zwei,  leider  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen 
würde  dies  weniger  bedenklich  sein:  einmal,  wenn  die  Ghancen 
der  Gonjunctur,  also  die  Aussicht  auf  eine  wertherhöhende  und 
das  Bisico  einer  weribyermindemden  Gonjunctur,  im  Grossen  und 
Ganzen  bei  allen  Gttterarten,  in  allen  Zeiten  und  Orten  der  Volks- 
wirthschaft  gleich  wären;  dann  wttrde  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  Gompens.ntion   der  Vortheilc  und  Nachtheile  der  Gonjunctur 
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Qr  alle  Vermögen  nnd  aacb  f&r  das  Vermögen  des  Einzelnen,  aus 
T^elcben  Gütern  es  immer  bestehen,  wo  immer  es  sieh  befinden  mag, 
ngefähr  gleich  liegen ;  sodann,  wäre  die  Conjnnctnr  vom  Einzelnen 
wenigstens  nur  (nnd  andrerseits:  aber  auch  wirklich)  durch  sorg- 
lltige  Beobachtungen  und  angestrengte  Bemühung,  Fleiss,  Sorg- 
ailt,  mit  anderen  Worten  durch  Arbeit,  einigermaassen  sicher  zu 
erechnen,  so  läge  in  der  Benutzung  der  Conjunctur  für  die  wirth- 
ßhaftlichen  Zwecke  des  Einzelnen  etwas  Berechtigteres  und  in 
en  dabei  durch  die  Speculation  auf  die  günstige  Conjunctur  er- 
leiten  Grewinnen  doch  einigermaassen  eine  ökonomisch  verdiente 
lelohnung  tHr  reelle  Arbeit  und  in  dem  bezüglichen  Ansporn  fllr 
en  Einzelnen  etwas  auch  dem  Gesammtinteresse  Dienliches. 

Allein  erfahrungsgemäss  entspricht  die  Conjunctur,  so  sehr 
ies  und  damit  dann  die  unbedingte  Berechtigung  und  die  nicht 
ur  einzel-,  sondern  die  volkswirthschaftliche  Nützlichkeit  der 
peculation  auch  gelegentlich  behauptet  worden  ist,  diesen 
wei  Voraussetzungen  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  nicht 
ier  nur  wenig. 

Yergl.  besonders  0.  Michaelis,  die  wirthschaftliche  Holle  des  Speculations- 
indels  in  der  Ber].  Yierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch.  18G4,  IV,  ISO;  1865,  I,  196; 
)65,  n..  77  und  ders.  die  dauernde  Frucht  der  Conjunctur.  eb.  1S66,  IL,  121, 
tzt  im  2.  B.  seiner  voikswirthschaftlichen  Schriften.  Anderseits  hat  J.  Neuwirth, 
^eculationskrise  von  1873,  Leipzig  1874,  S.  Sil  ff.  sehr  gerechtfertigte  Zweifel  an 
IT  ,J^roducti?ität'^  des  Speculationshandels  geäussert.  S.  ferner  die  Arbeiten  von 
.  Cohn.  Zeitgeschäfte  und  Difrerenzgeschäfto,  in  Hildebrand's  Jahrb.  YII  (1866), 
77  ff.,  IX,  73  ff.,  and  dessen  statistische  Untersuchungen  über  die  Wirksamkeit  der 
oeculation  im  Berliner  Roggenhandel   in   d.  Zeitschr.  d.  K.  Preoss.  Stat.  Bür.  1868, 

21  ff.,  nnd  in  Hildebr.  Jahrb.  XVI  (1S71),  282  ff.,  sowie  den  oben  S.  370  gen.  Auf- 
itz  in  seiner  Sammlung.  Cohn  fallt  unbefangenere  Urtheile  tlber  den  Speculations- 
indel,  abweichend  von  Michaelis'  optimistischen,  obgleich  er  einen  nicht  uninter- 
santen  Nachweis  7U  Gunsten  der  speculativen  Berechnungen  im  Kornhandel  liefern 
»nnte  (s.  unten).  Die  im  Gegensatz  zum  Effecten-  und  vollends  zum  Grundstück- 
>ecuIationshandel  (vergl.  über  diesen  meine  Bemerkungen  auf  der  Eisenacher  Ver- 
mmlung  1872.  Verhandl.  S.  285  ff.  und  ebendas.  Engel's  Ref.  über  Wohnungsnoth, 
».  179  ff.  u.  u.  im  2.  Theil  die  Ausführungen  über  den  städtischen  Wohnungsboden) 
ich  allgemein  relativ  nützlichste  Art  des  Speculationshandels  ist  der  Handel  in  Ge- 
side  in  Zeiten  der  Missemtcn,  wie  dies  unter  den  Neueren  besonders  Röscher  in 
:iner  Schrift  über  den  Kornhandcl  (1847)  nachgewiesen,  vgl.  auch    sein  System  IL 

Kap,  12.  Uebersehen  wird  dabei  freilich  auch,  dass  das  Abhilfsmittel,  nemlich 
e  rechtzeitige  genügende  Preissteigerung,  um  den  Consum  auf  (oder  unter)  das 
inimalmaass  bei  der  Masse  der  Bevölkerung:  zu  drücken  und  um  Zufuhren  möglich 
td  rentabel  zn  machen,  doch  den  Nachtheil  der  ungünstigen  Conjunctur,  der  Miss- 
nte,  grOsstentheils  allein  auf  die  unteren  Classen  abwälzt.  Lindwurm  Eig.  S.  .'i02 
iederholt  nur  die  alte  Vertheidigung  der  Speculation,  die  ich  ja  nicht  für  ganz  un- 
chtig,  aber  für  richtig  nur  mehr  in  Ausnahmefällen  hake. 

Den  ersten  Punct  anlangend ,  so  sind  die  günstigen  und  un- 
instigen  Chancen  der  Conjunctur  nach  Zeiten,  Orten  undOb- 
5cten  (Güterarten)  bleibend  ausserordentlich  verschieden. 
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In  einer  an  BcrOlkerang  und  Wohlstand  fortschreitenden  Volkswirtliscbaft  über- 
wiegen durchschnittlich  namentlich  die  günstigen  Chancen,  wenn  auch  mit  gelegent- 
lichen zeitlichen  und  localcn  Rückschlägen  und  Schwankungen,  beim  Grund  ei  gen - 
thum,  besonders  beim  städtischen  (grossstädtischen),  während  bei  beweglichen 
Gütern,  Theilen  des  GebrauchsFermOgens ,  wie  des  Kapitals,  der  Wechsel  der  Gon- 
junctnr  viel  häufiger  und  eingreifender  ist,  eine  Richtung  der  Gonjunctur  überhaupt 
nicht  so  andauernd  vorwaltet,  weil  die  jeweilig  wechselnden  Productionsverb&ltnisse 
(Ernten)  einen  unmittelbareren  Einfluss  üben. 

Der  übliche  Einwand,  dass  dem  Conjuncturengewinn  eine  ebenso  grosse  Chance 
des  Oonjuncturenvcrlusts  gegenüber  stehe  und  höchstens  der  wirthschaftlich  Tüchtigste 
eben  den  „verdienten"  Yortheil  ziehe,  ist  insbesondere  beim  grossstädtischon  Grund- 
eigenthum  unrichtig,  obgleich  er  hier  besonders  gern  gemacht  wird.  Dies  ergiebt 
sich  aus  den  statistischen  Daten  über  den  mittleren  Miethwerth  einer  Wohnung  in 
Berlin  mit  genügender  Sicherheit.  Yergl.  die  Tabelle  bei  Bruch,  Wohnungsnotb, 
im  Berl.  Stadt  Jahrb.  VI  (1S72).  S.  23,  und  die  Daten  bei  Engel,  Eisen.  Verbandl. 
1872  S.  172,  182.  Der  Durchschnittspreis  einer  Wohnung  stieg  von  1815  bis  1831 
von  :^9.06  auf  85.06,  von  da  bis  1872  auf  171.19  Thlr.  Von  1831—72  sUeg  er  mit 
nur  3  Ausnahmen  in  den  J.  1849—51,  wo  er  von  104.65  in  1848  auf  101.1  in  1849, 
98.6  in  1850  und  9S.4  Thlr.  in  1851  sank,  ununterbrochen.  Jene  kleine  Vermin- 
derung war  schon  1854  wieder  eingeholt  (106.34).  Ob  selbst  die  ausserordentliche 
Ueberspeculation  der  J.  1871  ff.  in  neuester  Zeit  zu  einer  längeren  Periode  des  BUck- 
schlags  führen  würde,  war  zur  Zeit  der  Bearbeitung  der  2.  Aufl.  dieses  Werks  (1878) 
noch  nicht  zu  bestimmen,  aber  schon  damals  nicht  sicher.  Durchschnittswerth  einer 
vormietheten  Wohnung  (oder  eines  sonstigen  Gelasses)  Ende  1872 — 77:  609,  717,  752, 
744,  748,  722  M.  (Berl.  Sut.  Jahrb.  1877  S.  88,  1878  S.  95.)  Seitdem  ist  er  in  Folge 
der  stärkeren  Vermehrung  der  kleineren  Wohnungen  wegen  vermehrten  Bedarfs  der 
betreffenden  Volksciassen  herabgegangen.  So  war  er  1888  642,  1889  652  M.  (Jahrb. 
B.  15,  1888,  Berlin,  1890,  S.  140). 

Ein  Hauptbeispiel  aus  der  neuesten  Zeit  liefert  die  Gonjunctur  und  die  dadurch 
geschaffene  Lage  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  (in  allen  Gultnrl&ndem, 
nicht  nur  in  denen  einer  bestimmten,  freihändlerischen  oder  schutzzOUnerischcn 
Handelspolitik,  in  England  wie  in  Nord -America  und  Deutschland).  Veränderungen 
der  Technik  (Bessemer-Stahlcrzeugung)  steigerten  freilich  den  Rückschlag.  Vergl. 
Pechar,  Kohle  u.  Eisen  u.  die  Berichte  der  Hüttenwerke,  z.  B.  der  Dortm.  Union  f. 
1877/78.  Durchschnittspreis  für  schottisches  Roheisen  in  Glasgow  p.  Ton.  1870—77 
Maik:  55.45,  60.13,  123.97,  189.35,  89.33,  67.12.  59.67,  55.45  (Pechar  S.  39). 
Maximalpreis  für  deutsches  Qual.  -  Pudeleisen  1873  p.  1000  Kil.  180—192,  Mitte 
1878  54,  für  Bcssemer -  Roheisen  210  u.  65,  für  Bleche  480—510  u.  150—160  Mk. 
(Bericht  der  Union).  Seitdem  haben  auf  diesem  Gebiete  die  „Garteile''  immer  mehr 
zu  wirken  begonnen,  wohl  mehr  Regclmässigkeit  in  die  Preise  gebracht,  aber  auch 
selbst  auf  die  Schaffung  von  Preisgestaltungen  und  Gonjuncturen  dafür  zur  besseren 
Ausbeutung  der  Gonsumenten  mit  hingewirkt. 

Auch  die  zahlreichen  Veränderungen  derTcchnik  machen  die  Gonjunctur 
wechselnder,  schaffen  aber  in  einem  fortschreitenden  Gemeinwesen  mehr  Momente, 
welche  die  bisherigen  Werthe  eines  Theils  der  Güter  (der  Industrieproducte  und  der 
Kapitalien,  z.  B.  der  Werkzeuge  und  Maschinen,  mit  denen  sie  bisher  hergestellt 
wurden)  herab  als  herauftreiben  (Sinken  der  Preise  der  Fabrikate).  So  spielt  die 
Gonjunctur  doch  insbesondere  dem  Grundeigenthümer  Gewinne  zu,  die  wenigstens  er 
nicht  ökonomisch  verdient,  sondern  nur  der  Institution  des  Prirateigenthums  und  der 
Mitbeziehung  desselben  auf  den  Werth  der  Güter  zu  verdanken  hat,  —  Gewinne, 
für  welche  Andere  und  die  ganze  Volkswirthschaft  durch  ihre  Arbeit  erst  die 
Bedingungen  geschaffen  haben. 

Schlagende  Beispiele  von  realisirten  Gonjuncturengewinnen  aus  der  Baustellen- 
speculation  in  Berlin  bei  Engel  a.  a.  0.  S.  180.  Aus  der  neuesten  Aera  1888  ff. 
sind  ähnliche  zu  constatiren.  Der  Einwand  von  A.  Held  a.  a.  0.  und  von  Andren, 
dass  die  Gonjuncturengewione  ausserhalb  des  Grundeigenthums  nicht  zu  verfolgen 
wären,  ist  nicht  so  allgemein  richtig.  Die  ganz  aparte  Ökonomische  Stellung 
des  Grundeigenthums,  besonders  des  städtischen,  wird  aber  ganz  übersehen, 
wenn  die  Gonjuncturcngewinne  hier  und  bei  den  beweglichen  Gütern  ohne  Weiteres 
gleichgestellt  werden. 
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Den  zweiten  Panct  betreffend ,  so  sind  diese  wie  die  meisten 
inderen  Gewinne  am  Werth  aus  der  Conjnnetur  aber  ausserdem 
n  der  Haaptsacbe  doch  nur  Spielgewinne  —  denen  insofern 
wenigstens  mit  ßecht  wieder  Spielverlnste  entsprechen  — , 
veil  die  etwa  zn  Grunde  liegende  Speculation  weit  überwiegend 
lur  den  Gbaracter  des  Spiels  und  nicht  der  Berechnung  und 
lamit  der  Arbeit  hat  und  haben  kann.  Dies  lehrt  die  Erfahrung^ 
1.  A.  auch  die  Beobachtung  über  die  speculirenden  Personen  selbst^ 
md  sie  bestätigt  damit  nur  das  Ergebniss  der  Analyse. 

,J)ie  Summe  der  nicht  wissbaren  Umstände  ttbennegt jederzeit  anendlich 
ie  Summe  der  wissbaren  Umstände/'  ,Je  richtiger  und  genauer  die  Schätzung 
er  wissbaren  Umstände  ist,  auf  welche  der  verständige  CalcUl  des  Speculanten  ge- 
•ant  ist,  desto  grösser  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  unendlich  überwiegende  Summe 
1er  nicht  wissbaren  Umstände  das  Besultat  Ferändem  wird*'.  (Lassalle,  Kapital  und 
Arbeit  S.  2d.)  Manche  Umstände  (z.  B.  Verhältnisse  des  politischen  Lebens,  Vor- 
;ommen  neuer  Erfindungen)  sind  selbst  hinsichtlich  ihres  Auftretens  oder  Nichtauf- 
retens  yollständig  unberechenbar  und  doch  leicht  die  entscheidenden.  Die 
•tärke  des  Einflusses  der  einzelnen,  selbst  gekannten  Umstände  ist  ebenso  wenig 
n  Yoraus  genau  zu  messen.  Es  heisst  den  Dingen  Zwang  anthun,  will  man  dies 
erkennen. 

S.  die  Torgenannten  Aufsätze  ?on  G.  Cohn  mit  dem  Ergebniss,   dass  der  Lrr- 

lum  der  Erwartung  der  Speculation  in  Roggen  in  Berlin  im  Laufe  der  Jahre  in  der 

liat  kleiner  wurde,   was  indessen  die  im  Texte  aufgestellten  Sätze  nicht  aufhebt. 

n  Getreidehandel  kämpft  man  allerdings  mit  dem  besonders  variablen  Causalfactor, 

er  Witterung,   hat   aber  andrerseits  bei  dieser  wichtigsten  Waare  die  längsten  und 

eutzutage  die  räumlich  umfänglichsten  Beobachtungen  gesammelt  und  vermochte  die- 

ilben  neuerdings  in  ein  ordentliches  System  zu  bringen.    Yergl.  besonders  über  die 

eobachtungen,  welche  die  grossen  englischen  Kornhändler  über  die  Emteaussichten, 

Th.  durch  besondere  Sendlingc,  anstellen  lassen,  und  über  die  Methoden,  practische 

Ute  -  statistische  Daten  durch  Privatthätigkeit  zu  erlangen,  Tooke  a.  Newmarch, 

ist  of  prices,  V,  Th.  1  (Asher's  Uebersetz.  II,  1).    Wie  sehr  aber  auch  hier  oft 

Ie  Berechnungen  täuschen,   das   zeigt   sich   in   den  besonders  schweren  Krisen  des 

streidehandels,  den  plötzlichen  PreisrUckschlägen  u.  s.  w.  (z.  6.  im  J.  1847,  s.  meine 

eiträge  zur  Lehre  von  den  Banken,  S.  205  ff.  und  o.  §.  167  unter  Nr.  1),  den  dann 

isbrechenden  zahlreichen  Bankerotten.  —  Jiingst   sind  Cohn's  ältere  statistische  Unter- 

chungen    fQr  den  Berliner  Getreidehandel  fortgesetzt  (Kantorowicz,    Wirksamkeit 

T  Speculation  im  Berl.  Kornhandel  1850 — 90,  in  SchmoUer's  Jahrbtlch.  XV,  1891, 

1183  ff.).    Danach  würde  sich  Cohn's  Ergebniss  einigermaassen  bestätigen  (S.  1195). 

dessen  ist  hier  doch  selbst  in  der  neuesten  Zeit  (1885 — 90)  eine  Zunahme  des  Irr- 

ums  in  der  Caiculation  herausgerechnet,    was  ausdrücklich  mit  auf  Beunruhigungen 

r  Speculation   durch    politische  Maassregeln    zurückgeführt  wird   (S.  1193).     Gross 

tnug  sind  die  Irrthümer   in  Betreff  der   wirklichen  Zukunftspreise   ohnedem  immer 

ch,  um  zu  zeigen,  wie  sehr  es  sich  hier  um  nnberechenbare  Momente  handelt  und 

s  Geschäft  Spielcharacter  behauptet.     Zweifel  bleiben  ausserdem  in  Betreff  der  Be- 

[^hnung  der  Durchschnitte  und  der  Schlüsse.     Lassalle's  Sätze   scheinen  mir  durch 

rartige  „inductive"  Beweisführungen  nicht  im  Mindesten  erschüttert  zu  werden. 

Ja,  die  Bedenken  steigen  noch,  wenn  man  noch  andere  Puncte 
srücksichtigt ,  welche  mit  der  Frage  der  Speculation  und  mit 
in  Schwankungen  der  Conjunctnren  zusammenhängen.  Soweit 
er  wirklich  in  der  Speculation  und  in  der  speculativen  Ausbeutung 
;r  Conjuncturen   etwas   unterläuft  ^   was  als   ein   wirthschaftliches 
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Arbeitsmoment  angesehen  werden  darf^  soweit  daher  bei  einer 
solchen  Ausbeutung  der  wirthschaftliche  Erfolg  als  Ergebniss  be- 
wusster  Willensacte,  Handlungen,  Unterlassungen,  nicht  mehr  bloss 
als  Ergebniss  des  Zufalls  und  der  Consequenzen  des  Eigenthums- 
princips,  wenigstens  in  gewissem  Umfang,  gelten  darf,  erhebt  sich 
das  Bedenken,  dass  entweder  immer  nur  eine  kleine  Minorität  an 
dieser  Ausbeutung  Theil  nimmt,  die  Uebrigen  es  nicht  können  oder 
(glücklicher  Weise)  auch  nicht  wollen,  oder  aber  sich  die  Specala- 
tionssucht  immer  weiter  verbreitet  und  dann  vollends  das  wirthschaft- 
liche Leben  den  Character  des  Spiels  und  der  Ueberlistung  annimmt 

Wo  die  CoDJunctoren  sich  dann  nicht  ?on  selbst  zur  Ausbeutang  bieten,  sucht 
man  sie  künstlich  zu  schaffen  oder  zu  steigern,  was  wiederum  nur  mittelst  sittlich  be- 
denklicher, wirthschaftlich  weite  Kreise  schädigender  Practiken  und  mit  der  Folge 
abermals  gesteigerten  Spielcharacters  der  Volkswirthschaft  geschehen  kann.  Da  er- 
geben sich  denn  auch  jene  üblen  Rückwirkungen  auf  den  ganzen  sittlichen  Zustand 
der  Gesellschaft,  Fon  welchen  schon  im  ersten  Buche  mehrfach  gehandelt  worden  ist 
(§.  41,  44).  Grosse  Umwälzungen  in  den  Einkommen-  und  VermOgcnsFerh&ltnissen 
erfolgen,  zu  Gunsten  der  glücklichen  Spieler,  der  erfolgreichen  Spcculanten,  auch  der 
Geriebensten,  Gewissenlosesten,  zu  Ungunsten  der  unglücklichen  Spieler  und  Specu- 
lanten  und  zum  Nachtheil  der  übrigen.  Massenhaft  wird  arbeitsloses  Einkommen,  in 
Spiel  und  Conjuncturen -Ausbeutung  errafiltes  Vermögen  auf  Kosten  Andrer,  schliess- 
lich auch ,  z.  B.  mittelst  speculativer  Preissteigerung  der  Waaren ,  auf  Kosten  der 
Yolksmassen  erworben.  Eine  ungünstigere  Yertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Vermögens,  Verbitterung  und  Neid,  Geldstolz  und  maassloser  Luxus  sind  die  Folgen. 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  kann  man  doch  kaum  mit 
Optimisten  sagen,  die  Wirkungen  der  Conjunctur  und  ihrer  Aus- 
beutung seien  unbedenklich,  sogar  für  das  Ganze  segensreich,  weil 
auf  richtiges  wirthschaftliches  Handeln  hinwirkend,  dieses  belohnend, 
Trägheit,  unrichtiges  Hnndeln  strafend.  Und  ebenso  wenig  kann 
man  sich  mit  kühleren  Köpfen  einfach  dabei  beruhigen,  alles  das 
sei  nothwendig  und  unabänderlich,  weil  eine  Consequenz  der  Privat- 
eigenthumsordnung  und  des  freien  Verkehrs  und  damit  eben  hin- 
zunehmen. Damit  geht  man  über  die  Frage,  ob  denn  dem  wirk- 
lich so  sei  und  ob  sich  gar  nichts  daran  ändern  lasse,  doch  gar 
zu  leicht  und  bequem  hinweg. 

D.  —  §.  169  [80].  Wissenschaftliche  Stellungnahme 
gegenüber  der  Conjunctur.  Statt  solcher  Ansichten  wie  der 
eben  erwähnten,  ist  das  offene  Anerkenntniss,  dass  in  der  Volks- 
wirthschaft, zumal  der  modernen,  zahlreiche  persönlich  öko- 
nomisch unverdiente,  bez.  unverschuldete  Gewinne  and 
Verluste  oder  Vermehrungen  und  Verminderungen  des  Vermögens 
einer  Person  unter  dem  Einflüsse  der  Conjunctur  vorkommen,  und 
dass  dies  wesentliche  Bedenken   hat,  geboten.    Aber  dies  Aner- 
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enntniss  schliesst  nicht  sofort  Dothwendig  die  Forderung  in  sich, 
ass  anf  die  völlige  principielle  Beseitigung  dieses  Verhältnisses 
nbedingt  hinznstreben  sei.  Diese  Forderung  setzte  die  klar  con- 
^tirte  Möglichkeit  einer  solchen  Beseitigung  voraus.  Eine 
aranf  bezügliche  Frage  ist  bisher  selten  genug  auch  nur  auf- 
eworfen  worden,  jedenfalls  hat  eine  genügende  Untersuchung  nicht 
;attgefnndeD.  Die  socialistische  Untersuchung  ist  nicht  ge- 
ttgend,  weil  sie  die  Schwierigkeiten  der  principiellen  Aenderung 
erkennt  Die  Nationalökonomie  aber  hat  freilich  bisher  gewöhn- 
ch  umgekehrt  ohne  Weiteres  das  dargelegte  Verhältuiss  als  eine 
othwendige  Folge  des  Eigenthumsprincips  anerkannt 
nd  ruhig  hingenommen:  ein  ebenso  wenig  haltbarer  Standpunct. 
Was  dagegen  der  Conjunctur  gegenüber  von  der  Wissenschaft 
u  verlangen  ist,  besteht  in  Folgendem: 

1.  Die  Misslichkeit  solcher  ökonomisch  vom  Einzelnen  nicht 
erdienten  und  nicht  verschuldeten  Vermögensveränderungen  und 
er  weiteren Consequenzen  hiervon  darf  nicht  bestritten  werden. 

Die  Conjanctur  mit  ihren  Einflüssen  erscheint  nun  als  ein  besonders  unserer 
mtigen  „freien"'  Yolkswirthschaft  characteristisches  Moment.  Kann  man  letzteres 
cht  beseitigen  oder  seine  Wirkung  ausgleichen,  so  muss  die  Gonsequenz  dieser  Sach- 
ge  offen  anerkannt  werden :  diese  Gonsequenz  ist,  dass  die  wirthschaftliche  Lage  des 
inzelnen  oder  der  Familie  von  deren  eigenen  wirthschaftlichen  Thätigkoit  (Arbeit, 
^arsamkeit.  Kapitalverwendung,  Bodenbenatzung)  oder  vom  „Wirthschaftsbetrieb'' 
.  157)  nicht  immer  vorwiegend,  geschweige  allein  abhängt,  sondern  wesentlich  mit 
n  Product  der  Conjunctar  ist.  Das  ist  aber  ein  Umstand,  welcher  nothwendig  die 
ideutung  der  persönlichen  wirthschaftlichen  Verantwortlichkeit  abschwächt.  Es  ist 
iher  auch  nicht  richtig,  von  unserer  Yolkswirthschaft  auszusagen,  sie  beruhe  ganz 
ler  auch  nur  tiberwiegend  auf  diesem  Princip  der  eigenen  Verantwortlichkeit  des 
irthschaftssubjets.  Es  ist  nicht  minder  falsch,  den  Grundsatz  der  sog.  Selbsthilfe 
}  das  leitende  Princip  der  Wirthschaftspolitik  hinzustellen:  lauter  Fehler,  welche 
e  neuere  Nationalökonomie  der  britischen  Schule  begangen  hat.  Dieser  Grundsatz 
tzte  vielmehr  eine  Yolkswirthschaft  voraus,  in  der  die  Conjunctur  nicht  so  mächtig 
Qwiiite  und  der  eigene  Wirthschaftsbetrieb  über  die  wirthschaftliche  Lage  des 
ibjccts  wesentlich  allein  entschiede. 

2.  Gilt  die  heutige  Organisation  der  Yolkswirthschaft 
id  die  ßechtsbasis  dafUr,  daher  das  Privateigenthum  an  den 
ichlichen  Productionsniitteln  (Boilen  und  Kapital),  die  Vertrags- 
eiheit,  der  speculative  Privat- Unternehmungstrieb,  überhaupt 
18  sogen,  privatwirthschaftliche  System  der  freien  Concurrenz 
»uch  5)  für  die  in  der  Hauptsache  unabänderliche  Einrichtung 
T  Yolkswirthschaft  nnd  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  dann 
uss  wenigstens  die  Aufgabe  für  berechtigt  erkannt  werden,  den 
isslichen  Folgen  der  Conjunctur  entgegen  zu  arbeiten. 

Dies  kann  in  Betreff  der  ökonomisch  nicht  oder  nicht  genügend  ..verdienten'' 
njuncturen gewinne    wohl    mit    durch    ein   rationelles  Steuersystem    der   oben 
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angedeuteten  Art,  welches  diese  Gewinne  zu  treffen  sacht;  in  Betreff  der  ökonomisch 
unverschuldeten  Verluste,  welche  Folge  der  Conjunctur  sind,  und  der  weiteren 
daraus  hervorgehenden  Uebelständo,  wie  Stockung  des  Absatzes,  Krisen,  Arbeiterent- 
lassung, Lohnreductionen  u.  s.  w.,  durch  ein  rationelles,  den  Verhältnissen  angepasstes 
System  der  Versicherung  (u.  A.  auch  der  Arbeitenrersicherung)  und  durch  An- 
erkennung der  grundsätzlichen  Berechtigung  auch  von  Staatshilfo  in  geeigneten 
Fällen  einigermaassen  geschehen:  freilich  Alles  nur  Mittel  zur  Bekämpfung  der 
Symptome,  der  Folgen  des  Uebels,  nicht  der  Ursachen  desselben,  daher  nicht 
dieses  Uobels  selbst.  Aber  deshalb  doch  weder  etwas  ganz  Unwirksames,  noch  Fal- 
sches. Namentlich  ist  das  Princip  der  Staatshilfe  als  ein  in  den  geschilderten  Verhält- 
nissen unserer  Volkswirthschaft  begründetes  anzusehen,  während  es  die  liberal- 
individualistische  Doctrin  vOllig  falsch  als  mit  diesen  Verhältnissen  in  Widerspruch 
stehend  hinzustellen  und  deshalb  zu  bekämpfen  pflegt. 

3.  Die  tiefergehende  Untersnebung  wird  sieh  aber  freilieh  des- 
halb doeh  immer  der  Aufgabe  gegenüber  gestellt  sehen,  zu  forschen, 
ob  und  wie  weit  nicht  das  Uebel  selbst,  der  maassgebende  Einfluss 
der  Conjunctur  beseitigt  oder  wenigstens  gemindert  werden  kann. 
Das  flihrt  zu  der  Frage  von  der  dem  entsprechenden  Veränderung 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  der  wirtbschaftlichen 
fiechtsordnung,  um  regelmässigere  Production  und  richtigere  und  ge- 
rechtere Vertheilung  herbeizuführen. 

Die  princip ale  Frage  der  heutigen  Nationalökonomie,  die  der  wissenschaft- 
liche Socialismus  das  Verdienst  hat,  aufgestellt  zu  haben,  nur  dass  er  sie  viel  zu 
leicht  nahm  und  sie  einseitig  apodictisch  beantwortete.  Im  3.  bis  5.  Buche 
und  im  2.  Theil  der  Grundlegung  (von  Volkswirthschaft  und  Becht)  wird  sie  eingehend 
erörtert  werden:  durchaus  mit  in  Gonsequenz  der  hier  dargelegten  Anschauungen. 

In  Vorwegnahme  des  Ergebnisses  der  späteren  Erörterungen 
sei  hier  nur  bemerkt ,  dass  zweierlei  in  Betracht  kommt:  soweit 
es  ökonomisch  und  technisch  zulässig  und  socialpolitisch  nicht  be- 
denklich ist,  gilt  es  die  Privatwirthschaft  durch  die  Gemeinwirth- 
schaft,  besonders  des  Staats,  der  Gemeinde  zu  ersetzen;  soweit 
das  —  in  der  Masse  der  Fälle,  wenigstens  für  die  zu  übersehende 
Periode  —  nicht  statthaft  ist,  muss  die  Privatwirthschaft  selbst 
mehr  geregelt  werden.  Durch  Beides  lässt  sich  der  Einfluss  der 
Conjunctur  und  ihrer  Schwankungen  beschränken,  das  zufällige 
Zugutekommen  der  Vortheile  der  Conjunctur  an  oder  die  spe- 
culative  Ausbeutung  der  Conjunctur  durch  Private  hemmen,  die 
Uebertragung  der  guten  und  üblen  Wirkungen  verbleibender  Con- 
juncturenschwankungen  auf  die  Gemeinschaft,  als  immer  noch  das 
Beste,  herbeiführen. 


399 
Drittes  Kapitel. 

Ertrag  und  Einkommen, 
oder  die  Einkommenlehre  aus  dem  Productions- 

standpunct  betrachtet. 

§.  170.  Vorbemerkung  und  Litteratur. 

Die  Lehre  yom  Ertrag  und  Einkommen  bildet  eine  weitere  Ausfahrung  der  im 
Abschnitt  des  ?origen  Kapitels,  §.  156  ff.,  eingeleiteten  Lehre  vom  Wirthschafts- 
trieb.  Sie  ist  hier  für  die  Einzel-  und  für  die  Volkswirthschaft  zu  unterscheiden, 
her  die  Eintheilung  in  die  folgenden  zwei  Abschnitte.  Dabei  ist  dann  mehrfach 
einzelnen  Puncten,  auch  in  der  Lehre  vom  Einzeleinkommen,  der  Doppelstand- 
nct  der  Betrachtung,  der  einzel- und  der  yolkswirthschaftliche,  zu  trennen, 
nentlich  bezüglich  der  Kosten,  eine  besonders  wichtige  Trennung,  deren 
:htbeachtung  oder  falsche  Beachtung  noth wendig  zu  Irrthamem  fahrt,  wie  die  Altere 
handlung  zeigt  Auch  die  ganze  Einkommenlehre  muss  aber  wieder  ?on  dem  schon 
eis  7on  uns  unterschiedenen  weiteren  doppelten  Standpuncte  aus  behandelt  wer- 
a:  lon  demjenigen  der  Production  der  Gater  in  der  Yolkswirthschaft  und  ?on 
m jenigen  der  GUtervertheilung  in  derselben  aus.  Erst  durch  diese  Behandlung 
1  den  zwei  Seiten  aus,  welche  für  alle  diese  Fragen  in  Betracht  kommen,  erhält 
le  Lehre  ihren  richtigen  theoretischen  Abschluss.  In  diesem  Kapitel  wird  die  Ein- 
nmenlehre,  soweit  sie  nach  meiner  Auffassung  in  den  allgemeinen  grundlegenden 
eil  gehölt,  vom  Productionsstandpunct  aus  erOrtert  Im  folgenden  vierten  Buch 
?t  die  ergänzende  Behandlung  vom  Vertheilungsstandpuncte.  Die  National- 
»nomie  der  Smith'schen  Schule  hat  hier  wie  in  allen  ihren  Erörterungen  zu  einseitig 
\  ersten  Standpunct  vertreten  und  dabei  ausserdem  noch  den  Producentenstand- 
ict  des  einzelwirthschaftlichen  Subjects  (des  Unternehmers)  Öfters  mit  demjenigen 
I  ganzen  Volks  (der  Yolkswirthschaft)  in  der  Productionsfrage  verwechselt. 
)er  die  zu  lösende  Aufgabe  s.  unten  Weiteres  in  Buch  4  (litterarische  Vorbemer- 
gen). 

Für  Litteratur  vgl.  die  reichen  Angaben  in  dem  Aufs.  Einkommen  von  Rob. 
3yer,  HandwOrterb.  der  Staatswiss.  III,  67  u.  ders.  in  der  Monographie  „das  Wesen 
i  Einkommens'',  Berlin  18S7.  S.  Ricardo,  principles  eh.  26  u.  32.  —  Bern- 
rdl.  Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  für  kleines  und  grosses  Grundeigcn- 
m  sprechen,  Petersb.  1848  §.  14  ff.  —  Kau  I,  §.  70,  71,  auch  §.  165,  245  ff.  — 
scher  I,  §.  144  ff,  auch  J$.  106.  —  Mangoldt,  Grundr.  §.  85  ff.,  ders.  Art.  Ein- 
imen  im  StaatswOnerb.  III,  ders.  Volkswirthschaftslebre,  Kap.  12.  —  Besonders 
Eier  mann.  Untersuch.  Kap.  IX,  S.  582  ff.  und  G.  Schmoller,  Lehre  vom  Ein- 
imen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Grundprincipien  der  Steuerlehre,  Tub.  Ztscbr. 
»taatswiss.  XIX.  (1863)  S.  1  ff.,  auf  welche  Arbeit  auch  fUr  die  Dogmengeschichtc 
Begrlfis  Einkommen  mit  zu  verweisen  ist.  —  Schaf  fle,  Syst.  3.  Aufl.  I,  §.  168  ff.  — 
ih,  Lehre  v.  Eink.  2.  Aufl.,  Lpz.  1878.  —  B.  Weisz,  Lehre  v.  Eink.  Tüb.  Ztschr. 

7  u.  1S7S.    Vergl.  auch  H.  ROsler,  zur  Lehre  vom  Einkommen,  Hildebr.  Jahrb. 

8  I,  und  aus  der  socialistischen  Litteratur  besonders  die  Arbeiten  von  Rodbertus, 
I.  und  Marx,  Kapital  II,  Kap.  19,  20.  Weitere  litterarische  Nachweise  in  der 
bemerkung  Abschnitt  2  unten. 

Neumann  in  seinen  „Grundlagen'*  und  im  SchOnberg'schen  Handbuch  I,  Abb.  4, 
^.  S.  169,  Tb.  Mithoff  eb.  Abb.  11,  S.  575.   G.  Cohn,  System  I,  S.  563  ff.  — 

Wichtigste  ist  jetzt  das  Buch  von  Rob.  Meyer,  mit  dem  eine  Auseinander- 
ung  über  unsre  Differenzpuncte  aber  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen  würde.  Ich 
e  doch  an  meiner  bisherigen  Behandlung  im  Wesentlichen  festgehalten,  die  Fas- 
^  aber  im  Einzelnen  zu  verbessern,  besonders  zu  verschärfen  gesucht. 

Von  practischer  Bedeutung  wird  die  Einkommen-,  Ertrags-  und  Kostenlehre  für 

Steuerlehre,  besonders  auch  für  die  Fragen  in  Betreff  des  (wenn  auch  in  den 
etzcn  mit  Recht  öfters  nicht  specicll  formulirten,  aber  doch  noth  wendig  vorschwe- 
den)  Einkommenbegriffs  und  des  Kostenbegriffs  (Abzüge  u.  s.  w.)  bei  der  (nomi- 
en)  Einkommensteuer.  Dafür  ist  auf  die  flnanzwiss.  Litteratur  zu  verweisen.  Vgl. 
ne  Finanzwiss.  II,  2.  A.  S.  314  ff.     S.  u.  A.   meine  Abb.    über   die   Reform   der 
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directen  Steuern   in  Preussen.   speciell  über  die  Einkommensteuer,  im  Schanz'sclien 
Finanzarchir  1S91  B.  2. 

1.  Abschnitt. 
Ertrag  der  Elnzelwirthsehaft  und  Elnzeleinkommen. 

I.  Ertrag.  —  §.  171  [82].  A.  Begriffsbestimmungen. 
Der  Begriff  des  Ertrags  ergiebt  sich,  wenn  die  Einnahmen  aaf 
das  Object,  aas  dem  sie  hervorgehen,  znrückbezogcn  oder  als 
Ausflüsse  eioer  Erwerbsquelle,  d.  h.  einer  Tbätigkeit,  eines  Rechts 
oder  einer  bestimmten  Erwerbseinrichtung,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Person,  der  sie  zufallen,  betrachtet  werden.  Ertrag  ist  dann  der 
aus  einem  solchen  Object  herrührende  Zuwachs  von  Gütern,  daher 
vom  Werth  derselben,  in  seiner  Rückbeziehung  zu  dem  Object, 
als  seiner  Ursacbe  und  Bedingung,  betrachtet:  eine  naturale  Güter- 
menge, welche  ein  bestimmtes  Werthquantum  (von  Gebrauchs-  und, 
eventuell,  regelmässig  auch  vom  Tauschwerth)  darstellt,  wobei 
gewöhnlich  nach  bestimmten  Zeiträumen  gerechnet  wird.  8o  viel 
Einnahmearten  (§.  159,  IGO),  so  viel  Ertragsarten  können  vor- 
kommen. 

Dieser  Ertrag  ist  zunächst  Roh-  oder  Bruttoertrag,  indem 
er  die  zu  seiner  Gewinnung,  als  Mittel  zum  Zweck,  erforderlichen 
Aufwendungen  von  wirthschaftlichen  Gütern,  d.  h.  die  Auslagen 
oder  Kosten  ihrem  Werthe  nach  noch  in  sich  enthält.  Diese 
Kosten  werden  schliesslich  reell  aus  dem  Werthe  des  Rohertrags 
bestritten.  Nach  Abzug  derselben  ergiebt  sich  erst  der  Rein- 
oder  Nettoertrag:  das  Ziel  jeder  Einzelwirthschaft  und  allein  die 
wirkliche  Vermehrung  des  Vermögens. 

Die  Kosten  bei  den  unmittelbar  eigens  gewonneneu  Einnahmen  oder  bei 
der  NaturalprodDction  kOunen  noch  speciell  Prodactionskosten  genannt 
werden.  Doch  wird  letzterer  Ausdmck  auch  für  die  Kosten  der  Gewinnung  aller 
Einnahmen  and  Erträge  gebraucht 

Neumann  (Handbuch  I,  8.  A.  S.  169)  glaubt  beim  Ertrag,  ,,äDsserlich  auf- 
gcfasst'\  den  Inbegriff  der  Güter  selbst,  der  ans  einem  Object  hervorgeht,  dann  erst 
den  Werth  dieses  Inbegriffs  unterscheiden  zu  sollen.  Erst  bei  letztrer  Bedeutung  von 
Ertrag  spricht  er  dann  von  Koh-  und  Keinertrag.  Mit  hoff  (ob.  S.  574)  hebt  hervor, 
dass  bei  der  isolirten  Einzelwirthschaft  die  nationale  Gütermenge,  bei  der  im  Verkehr 
stehenden  (Verkehrswirthscbaft)  der  Erlös  aus  dem  Verkauf  der  erzeugten  Güter  den 
Rohertrag  bildet. 

B.  —  §.  172  [82,  83].  Nähere  Betrachtung  der  Kosten. 
Einzel-  und  volkswirthschaftliche  Kosten. 

Ueber  die  Kosten  ist  schon  oben  in  der  Werthlehre  g.  141  in  Kürze  gehandelt 
worden.  Weiteres  gehört  in  die  Lehre  vom  Preise  in  der  theoretischen  Volkswirth- 
Schaftslehre.    Aber  auf  die  folgenden  Hauptpuncte  ist  auch  hier  einzugehen. 
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Begriff  und  Wesen  der  Kosten  ^  welche  znr  Gewinnung  von 
Roh-)  Erträgen  aufgewendet  werden  mflssen,  sind  verschieden 
om  Standpuncte  der  Einzel-  und  der  Volkswirthschaft.  Auch 
om  letzteren  Standpuncte  aus  ist  aber  wieder  zwischen  volks- 
^irthschaftlichen  Kosten  in  zweierlei  verschiedener  Bedeutung 
es  Wortes  zu  unterscheiden :  einmal,  indem  man,  wie  schon  früher 
i.  308,  316)  als  möglich  anerkannt  wurde  und  mitunter  zweckmässig, 
i  nothwendig  ist,  auch  die  Volkswirthschaft  als  Productions- 
inrichtung  mit  eigenem  Zweck,  daher  als  Person  gedacht 
nd  als  ein  Object  der  Ertragsgewinnung  betrachtet  und 
ann  folgerichtig  hier  dasjenige  „Kosten^'  nennt,  was  an  mens ch- 
ichen  Leistungen  unmittelbar  und  mittelbar  (in  der  Form 
ereits  vorhandener  Arbeitsproducte)  zu  dieser  Ertragsgewinnung 
erwendet,  seinem  Werthbetrage  nach  daher  dabei  zu- 
e setzt  werden  muss,  bzw.  wird;  und  zweitens,  indem  man  die 
'olkswirthscbaft  nur  als  Mittel  zum  Zweck,  nemlich  als  Pro- 
uctionseinrichtnng  zur  Erzielung  von  Gütern  fUr  menschliche  Be- 
ürfnissbefriedigung  (im  Wesentlichen:  zur  Bildung  von  Ein- 
ommen  als  ,,Consumtionsfonds'S  I^^b.  Meyer)  ins  Auge  fasst, 
'0  sich  dann  der  Begriff  „Kosten'^  und  zwar  volkswirthschaftliche 
.Osten,  gegen  den  ersten  Begriff  verengt,  in  der  unten  dar- 
elegten  Weise. 

In  dieser  Art  habe  ich  zwar  schon  in  der  2.  Auflage  (S.  111  ff.)  zu  unter- 
.heiden  begonnen,  aber  doch  die  Scheidung  noch  nicht  klar  und  scharf  genug  hervor- 
ihoben  und  durchgeführt.  Die  Polemik  gegen  meine  Einbeziehung  der  Unterhalts- 
ittel  der  Producenten  (Arbeiter)  in  den  Kapitalbegrilf  und  unter  die  auch  volks- 
irthschaftlichen  Kosten  (s.  o.  §.  129)  hat  mich  zu  dieser  nunmehrigen  Behandlung 
eser  Dinge  und  Fassung  meiner  Sätze  geführt,  wodurch  mir  der  Streit  einfach  ge- 
hlichtet zu  werden  scheint.  Denn  man  verstand  sich  nicht,  weil  man  die  verschie- 
nen  Standpuncte  auch  in  Betreff  der  volkswirthschafUichen  Kosten  nicht  trennte, 
ich  so  scharfe  Denker  wie  Rodbertus,  und  auch  die  besten  neueren  Autoren  auf 
esem  Gebiete,  Bob.  Meyer,  Neumann.  Mithoff  haben  diesen  noth wendigen 
hritt  unterlassen. 

1.  Kosten  vom  Standpuncte  der  Einzelwirthschaft 
US.  Mit  diesen  wird  hier  am  Besten  zu  beginnen  sein,  weil  es  sich 
ibei  um  die  einfacheren  Fragen  handelt. 

Es  sind  hier  dann  dreierlei  Kosten  zu  unterscheiden,  von 
3nen  die  beiden  ersten  Kategorien  als  „  e  i  n  z  e  Iwirthschaftlicbe'^ 
IT  dritten,  den  volkswirthschaftlichen  Kosten  in  unserem  zweiten 
inne,  gegenüberstehen. 

a)  Kosten,  welche  die  Einzelwirthschaft  für  die  Mitwirkung 
res  leitenden  Wirthschaftssubjects  mit  seiner  Arbeit  und  mit 
en  ihm  gehörigen  sachlichen  Productionsmitteln  (Grund- 

A.  Wagner,  Grandlegnng.  3.  Auflage.  I.  Theil.  Ornndlagen.  26 
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stücke,  Gebäude y  bewegliche  Kapitalien)  anzusetzen  hat.  Diese 
Kosten  sind  volkswirthschaftlich  nicht  „Kosten^',  sondern  Rein- 
ertrag des  Wirthschaftsbetriebs  oder  Einkommen  des  Wirth- 
schaftssubjects. 

Die  Begründung  dieser  Auffassung  ist  in  den  Auseinandersetzungen  unter  den 
folgenden  zwei  Puncten  mit  enthalten. 

b)  Kosten,  welche  eine  Einzelwirthschaft  aufwenden  muss, 
um  die  Mitwirkung  anderer  Wirthschaften  und  Personen  oder 
der  Arbeit  Dritter  und  diesen  Dritten  gehöriger,  bzw.  zu  deren 
rechtlicher  Verfügung  stehender  sachlicher  Productionsmittel  zur  Er- 
tragsgewinnung zu  erlangen:  demnach  wieder  in  letzter  Linie  Ver- 
gütungen aus  dem  ßoh-,  aber  Antheile  an  dem  ßeinertrag, 
welche  eine  Einnahme  anderer  Wirthschaften  und  Personen 
bilden:  Arbeitslöhne,  Gehalte  und  dergleichen,  Gewinnantheile, 
Kapital-,  Mieth-,  Pachtzinsen  u.  s.  w. 

Diese  «Rosten"'  sind  eine  Folge  der  Selbständigkeit  der  einzelnen  Wirth- 
schaften, der  Arbeitstheilung,  der  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit 
der  Arbeitenden  und  des  PriFateigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln, 
der  Greditgesch&fte  (§.  143,  15S).  Daher  z.  B.  in  der  antiken  Productionswirthschaft 
(§.  1 59),  welche  mit  Sclaven  und  auf  eigenen  Grundstücken  (z.  Th.  als  Latifundien-  und 
Plantagenwirthschaft,  mit  Sciarenschaaren)  betrieben  wurde  und  wo  Fabrikation,  Hand- 
werk und  Landwirthschaft  noch  yielfach  verbunden  war,  eine  ganz  andere  Be- 
rechnung der  einzelwirthschaftlichen  Productionskosten  und  demnach  auch  des  Ein- 
kommens des  einzelwirthschaftlichen  Subjects  (des  Einen  Oikeneinkommens)  als  in  der 
modernen  Productionswirthschaft  mit  freien  Arbeitern  und  etwa  wie  vorherrschend  in 
England  auf  gepachteten  Grundstücken.  Auf  diese  Unterschiede  und  ihre  weittragende 
Tolkswirthschaftliche  und  sociale  Bedeutung  hat  besonders  Rodbert us  in  seinen  Ar- 
beiten über  Wirthschafts-  und  Steuerverhältnisse  des  Alterthums  in  Hildebrand*8 
Jahrbuch.,  in  den  Anmerkungen  zu  seiner  Creditnoth  des  Grundbesitzes  oftmals  hin- 
gewiesen, s.  z.  B.  daselbst  I,  81  ff.,  auch  II,  107  ff.,  272  ff.,  295  ff.,  302  ff.,  und  in 
anderen  Schriften  ähnlich,  so  im  Kapital  S.  73  ff.,  160  ff..  289  ff.  Jene  Kosten 
sind  eben  deshalb  wieder  nur  einzelwirthschaftlich  aufgefasst,  nicht  volks- 
wirth schaftlich  „Kosten"',  volkswirthschaftlich  vielmehr  Antheile  am  Bein- 
ertrag.  Ihre  Veränderung  involvirt  nur  eine  veränderte  Vertheilung  dieses 
Beinertraics  (des  Volkseinkommens,  §.  176  ff.)  unter  den  Einzelwirthschaften  und  der 
Bevölkerung,  in  der  Praxis  unseres  heutigen  Verkehrs  vermittelst  veränderter  Löhne, 
Zinsen,  Renten,  Untemehmergewinnste,  Preise  der  Güter.  Eine  Ersparung  an  diesen 
bloss  einzelwirthschaftlichen  Kosten  einer  Wirthschaft  oder  eine  Vermehrung  dieser 
Kosten  steigert  oder  mindert  daher  nur  denjenigen  Theil  des  Rohertrags,  welcher  dem 
Subject  der  Wirthschaft  als  Reinertrag  verbleibt,  zu  Ungunsten  oder  zu  Gunsten 
fremder,  irgendwie  mit  Arbeit  oder  Rechten  (aus  Creditgeschäften ,  wie  Darlehen. 
Vermiethungen,  Verpachtungen  u.  s.  w.)  an  jener  Wirthschaft  Betheiligten.  0  b  und 
wie  weit  jene  Ersparung  oder  Vermehrung  dieser  Kosten  volkswirthschaftlich 
günstig  oder  ungünstig  zu  beurtheilen  ist,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  son- 
dern hängt  von  dem  Urtheil  über  die  eben  genannten  Folgen  dieser  Erscheinung  für 
die  Vertheilung  des  Einkommens  im  Volke  ab  (Buch  4). 

c)  Kosten,  welche  eine  Einzelwirthschaft  aufwenden  muss, 
ohne  dass  dieselben  irgend  einer  Wirthschaft  oder  Person 
direct  als  Einnahme^  bez.  als  Reinertrag  und  Einkommen, 
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a  Gate  kommeD,  welche  vielmehr  direet  ohne  eine  menschliche 
edttrfnissbefriedignng  zu  bewirken,  ^^genosslos'^  in  diesem  Sinne^ 
3rzehrty  zugesetzt,  auch  im  y  o  1  k  s  wirthschaftlichen  Sinne,  werden, 
ies  sind  die  natürlichen  oder  eigentlich  und  allein  volks- 
irthschaftlichen  Productionskosten ,  in  einem  speciellen 
inne  des  Worts,  in  unserer  zweiten  Bedeutung  volkswirthschaft- 
;her  Kosten. 

Daher  in  der  SachgUtergewinnoug  der  Werth  der  verbranchten  Stoffe  (Roh-  und 
l&stoffe  u.  s.  w.)  nnd  der  Werthbetrag  der  Abnntznng  der  „Prodactions-  and  Arbeits* 
itnunente''  oder  „Werkzeuge  (i.  w.  S.) :  das  unbedingt  noth wendige  Mittel  zur  Er- 
zgewinnung, unabhängig  von  der  Gestaltung  der  Arbeitstheilung  und  der  Bechts- 
rhätnisse  in  Bezug  auf  Personen  und  Eigenthum.  Mit  diesen  Kosten  wird  die 
itwirkung  der  Natur  und  ihrer  Kräfte  an  der  Production  erkauft.  Eine  Ersparung 
ihnen  heisst  allgemein:  auch  eine  Ersparung  an  menschlicher  Arbeit,  welche  die 
'brauchten  Stoffe  und  Werkzeuge  herzustellen  gekostet  haben;  heisst  daher  ein 
ästigeres  Yerhältniss  zwischen  Roh-  und  Beinertrag  bei  der  Production,  mithin  eine 
>ssere  Summe  aller  einzelwirthschaftlichen  Beinerträge,  des  volkswirthschaftlichen 
inertrags  (§.  176)  und  des  Volkseinkommens;  heisst  Möglichkeit  einer  reichlicheren 
dürfnissbefhedigung  Aller.  Die  Gesammtheit  gewinnt  also  bei  solcher  Ersparung 
ner,  wenn  der  Vortheil  davon  auch  nicht  Allen  gleichmässig  zu  Gute  zu  kommen 
.ucht,  indem  weniger  nationale  Arbeit  zur  Herstellung  jener  Stoffe,  Werkzeuge  u.  s.  w. 
braucht,  daher  entbunden  wird,  sei  es  zur  Gewinnung  arbeitsfreier  oder  arbeits- 
sichterter  Zeit,  sei  es  zur  Verwendung  in  anderer  Weise,  auch  fur  im  Ganzen  ver- 
hrte  Gewinnung  von  Gütern  als  Genussmitteln. 

Die  Einzelwirthschaft,  welche  diese  Kosten  zu  vermindern  weiss,  macht  sich 
er  auch  um  das  Ganze  verdient.  Die  auf  der  Arbeitstheilung  beruhende  einzel- 
thschaftliche,  namentlich  privatwirthschaftliche  Productionsweise  findet  ihre  allge- 
ne,  dem  Gesammtinteresse  entsprechende  Rechtfertigung  unter  Anderem  besonders 
in,  dass  sie  auch,  wenn  auch  zunächst  nur  im  Interesse  des  einzelwirthschaftlichen 
•jects,  die  Ersparung  an  solchen  natürlichen  Productionskosten  zu  Wege  zu  bringen 
bt,  in  vielen  Fällen  jedenfalls,  wenn  auch  nicht,  wie  behauptet  wurde,  stets, 
ter  als  irgend  eine  anders  organisirte,  besonders  als  die  gemein wirthschaftliche 
ductionsweise. 

Der  Streit  zwischen  Socialisten  und  unbedingten  Vertheidigem  des  privatwinh- 
ifUichen  Systems  lässt  sich  hier  wissenschaftlich  auf  den  einen  Hauptpunct  zurück- 
en,  dass  die  letzteren  das  volks wirthschaftliche  Interesse  bei  der  privatwirthscbaft- 
sn  Productionsweise  am  Besten  gewahrt  zu  sehen  glauben ,    weil  hier  auch  mit 
geringsten     volkswirthschaftlichen    Productionskosten     (also    am 
isten    nach    dem    Ökonomischen  Princip)  producirt  werde,  während  ohne 
le   maassgebende   Mitwirkung    des    privatwirthschaftlichen  Interesses   viele  Güter 
haupt  gar  nicht,  jedenfalls  aber  alle  schlechter  und  kostspieliger  hergestellt  würden. 
Socialisten  läugnen  dies   einmal   wenigstens  für  viele  Fälle  und  betonen  die  Be- 
tiguug    und    Nothwendigkeit    des    gemcinwirthschaftlichen    Systems,    andrerseits 
.upten  sie,   dass  im  privatwirthschaftlichen  System,  namentlich  dem  heute  herr- 
nden,  wo  der  „Arbeiter**  für  seine  Mitwirkung  an  der  Production  im  Lohnvertrag 
gefunden"*    werde,   der  Unternehmer   zu    sehr   an  jenen    einzelwirthschaftlichen 
luctionskosten  sparen  kOnne  und  spare  bloss  auf  Kosten  der  übrigen  an  der  Pro- 
ion betheiligten  Classen,    besonders  der  Arbeiter.    Letztere  erhielten   bei  diesem 
im  also  zu  wenig,    würden  regelmässig  nur  mit  dem  unentbehrlichen  Unterhalts- 
rf  abgefunden  (Lassalle's   „ehernes   Lohngesetz")»    während    der   darüber   hinaus 
ihnen,    den    Arbeitern   (nach  Marx:    von  den  Arbeitern   sogar  allein)  prodncirte 
rwerth  den  kapitalistischen,   d.  h.  kapitalbesitzenden  (s.  o.  §.  129)  Unternehmern 
bührlicher  Weise  verbliebe  und  auch  die  Hauptquelle  des  privaten  Kapitalbesitzes 
vergl.  Marx.  Kapital  I,  Kap.  3 — 5,  besonders  I,  Abschn.  1,  ähnlich  schon  früher 
)ertus.  Zur  Erkenntniss  u.  s.  w.  1.  Theorem  und  Sociale  Briefe).    Die  Socialisten 
rschätzen  dabei  aber  die  Ökonomisch-technischen  Schwierigkeiten,  welche  der  Her- 
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stellang  aller  Güter  nach  nicht-priTatwirthscliafdicher  Prodoctionsweise  entgegenstehen, 
sowie  die  wirklich  yolkswirthschaftlichen  Leistungen  der  privaten  Kapitalbildang  und 
Kapital?erwendang  (in  der  PriFatantemehmung).  Ihre  imbedingten  Gegner  überschätzen 
jene  Schwierigkeiten  wenigstens  für  manche  Fälle,  legen  der  privaten  Kapitalbildang 
and  Yerwendang  oft  einen  zu  grossen  Werth  bei  and  übersehen  die  allerdings  zahl- 
reichen Fälle  Ton  Aasbeatangsverhältnissen,  in  welchen  die  Reinerträge  nicht  richtig 
Tertheilt,  die  einzelwirthschaftlichen  Prodactionskosten  der  Unternehmungen  zu  sehr 
zu  Ungunsten  der  Arbeiter  (mitunter  auch  der  Leih-Kapitalisten)  und  zu  Gunsten  der 
Arbeitgeber  vermindert  werden.  Die  richtige  Ausgleichung  der  Gegensätze  wird  am 
Ersten  durch  eine  rationelle  Ausbildung  des  gemeinwirthschaftlichen  neben  dem 
privatwirthschaftlichen  System  und  richtige  Combination  beider,  sowie  durch  zweck- 
mässige Gontrole  des  letzteren  Seitens  des  Staats  erfolgen.  S.  darüber  das  ganze 
5.  Buch.  An  dem  angegebenen  Beispiel  lässt  sich  gut  zeigen,  wie  enge  die  einfachen 
GrundbegriffserOrterungen  im  Texte  mit  den  wichtigsten  practischen  Problemen  der 
Volkswirthschaft  zusammenhängen,  daher  auch,  wie  wichtig  sie  selbst  sind. 

2.  Kosten  vom  Standpnnct  der  Volkswirthschaft 
ans.  Hier  sind,  wie  schon  angedeutet,  zweierlei  Kosten  zn 
unterscheiden,  je  nachdem  die  Volkswirthschaft  als  Mittel  zur  Er- 
zielung von  Gütern  fttr  Menschen,  als  Prodnctionseinrichtung  hier- 
fttr,  oder  als  Person  mit  Selbstzweck  gedacht  (ähnlich  wie  die 
private  Unternehmung  im  Unterschied  von  Unternehmer)  zum 
Ausgang  der  Betrachtung  genommen  wird. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  fallen  die  Kosten  im  volkswirthschaft- 
liehen  Sinne  hier  mit  den  unter  No.  1,  c  besprochenen  zusammen. 
Die  gleichen  Probleme  der  Organisation  der  Arbeit,  der  Volks- 
wirthschaft tauchen  hier  bezüglich  der  Frage  der  Kostenersparung  auf. 

b)  In  zweiter  Hinsicht  sind  Kosten  im  eigentlichen  und 
höchsten  volkswirthschaftlichen ,  gesellschaftlichen  Sinne,  d.  b. 
eben  vom  menschlichen  Standpuncte  gesprochen,  die  Leistungen 
menschlicher  Arbeit,  directer  wie  indirecter,  materieller  wie 
geistiger,  die  Herstellung  neuer  Güter,  Erträge  (§.  171),  verur- 
sachender wie  bedingender  Arbeitsleistungen  (§.  61,  S.  152),  mit 
welchen  die  Gflter,  die  Erträge  gewonnen  werden:  die  alleinigen, 
aber  die  wahren  „Kosten^'  im  rein-ökonomischen  Sinne. 

Insofern  ist  der  Satz  wahr,  dass  Erträge  (Productensammen)  wie  (einzelne)  Pro- 
docte  „Arbeit  and  nar  Arbeit  kosten"  (Rodbertas).  Aber  zu  dieser  »»Arbeit**  ge- 
hört eben  Alles,  was  nach  den  gegebenen  Verhältnissen,  daher  insbesondere 
der  volkswirthschaftlichen  Organisation  and  Rechtsordnung,  „gesellschaftlich  noth- 
wendige''  menschliche  Thätigkeit  ist,  welche  stattfinden  mass,  um  Erträge,  Prodacte 
za  gewinnen :  die  Arbeit  des  Handarbeiters,  die  geistige  Thätigkeit  des  Leiters,  Unter- 
nehmers, wie  die  Thätigkeit,  durch  welche  das  Nationalkapital,  eventaell  in  der  Rechts- 
form des  Privatkapitals  (§.  129),  gebildet,  erhalten,  vermehrt,  verwendet  wird. 

Das  Ziel  mass  sein,  diese  „gesellschaftliche  noth wendige**  Arbeit  so  zweck- 
mässig als  möglich  einznricbten ,  sie  daher  auf  ein  Minimum  za  vermindern,  damit 
die  so  entbundene  Arbeit  wiederum  zu  arbeitsfreier  Zeit  führt  oder  fUr  andere  passende 
Zwecke  verwendet  wird.  Auch  hier  tauchen  dann  wieder  die  organisatorischen  und 
die  die  Rechtsordnung  betreffenden  Probleme  auf,  welche  vorhin  bcrtlhrt  wurden. 
Der  Socialismus  greift  das  geschichtlich  überkommene  rechtliche  und  wirthschaftliche 
Productionssystem  auch  an,   weil  es  ökonomisch-technisch  nicht  Genügendes  leiste. 


Kosten  vom  Standpanct  der  Yolkswirthschaft.  405 

eine  hinl&ngliche  Arbeits-,  Arbeitszeit-Verminderang.  Koetenermässignng  und  Ertrags- 
teigeruDg  bewirke.  Es  greift  speciell  aucb  die  Bildung  nnd  Venrendung  des  National- 
apitals aJs  PriFatkapitals  und  dessen  Function  als  Bentenfonds  an  (§.  129  ff.).  Aber 
r  ftlhrt  eben  den  Beweis  für  die  Bichtigkeit  seines  Ziels  nicht  nnr  nicht  erfahmngs- 
lisdg,  was  nicht  mOglich  w&re,  sondern  auch  nicht  wirthschafts-psychologisch  de- 
lictis, was  zu  verlangen  w&re  (§.  38  ff.,  49).  Nor  darin  hat  er  Recht,  dass  es  auf  Ver- 
linderang  der  jeweilig  gesellschaftlich  nothwendigen  Menge  und  Zeit  der  Arbeit 
nkommt,  welche  Ertr&ge  und  Prodncte  ,J[08ten''  und  dass  Ton  dem  Fortschritt  hierin  in 
stzter  Linie  das  Maass  des  eigentlichen  yolkswirthschafUichen  und  auch  des  gesell- 
:haftlichen  und  Culturfortschritts  mit  abhängt,  —  freilich  nur.  soweit  die  „frei 
erdende^  Zeit  wOrdig  verwendet  und  auch  die  so  entbundene  Arbeit  nicht  anderswo 
ur  zur  Herstellung  der  Mittel  ^r  bedenkliche  GenUsse  benutzt  werden  würde. 

Für  die  begrifflichen  Erörterungen  ist  aber  hervorzuheben,  dass  grade  auch  far 
ie  Fragen  der  Organisation  und  Rechtsordnung,  ftlr  den  Vergleich  des  individuidisti- 
3hen  und  socialistischen  Productionssystems  u.  s.  w.  diese  zweite  Art  der  Be- 
rachtung  „volkswirthscbaftlicher''  „Kosten''  von  grosser  Bedeutung  ist.  Auch 
er  „Socialstaaf'  hat  z.  B.  das  höchste  Interesse  daran,  —  und  ebenso  haben  es  seine 
regner  — ,  dass  festgestellt  wird,  mit  welchem  Betrage  und  mit  welcher  Art  (auch 
ach  den  mitspielenden  Motiven  bemessen  (§  38  ff.)  von  nationaler  Arbeit,  daher  mit 
elchem  Kostenbetrage  die  personificirt  gedachte  „sociaüstische  Yolkswirthschaft''  eben 
i^hliesslich  Erträge  prodocirt  Auch  da  würden  die  den  Arbeitskräften  zu  gewährenden 
onsumtionsbeträge  als  Kosten  erscheinen  und  soweit  sie  während  des  und  ftlr  den  Pro- 
uctionsprocess  zur  Ausübung  von  Arbeit  an  die  Individuen  überwiesen  werden  müssen, 
im  (National-)  Kapital  gehören,  sogut  wie  jetzt  die  Arbeitslöhne  zum  (Privat-) 
apital  (S.  316). 

IL  —  §.  173  [84].  Einkommen.  A.  Der  Begriff  des- 
üben  ergiebt  sieb,  indem  die  Einnahmen  oder  Erträge  in  Be- 
leb ung  ZQ  der  Person,  welche  sie  empfängt ,  bezw.  zu  dem 
/^irthschaftssnbject  gebracht  werden.  Er  wird  dann  genauer  durch 
ngabe  des  Umfangs  bestimmt,  den  das  Einkommen  einer  Person 
Eit,  was  eine  besondere  Formulirung  des  Begriffs  entbehrlich,  aber 
odrerseits  sie  leichter  macht.  Indessen  bestehen  gerade  über  den 
mfang  des  Begriffs  Meinungsverschiedenheiten.  Einigermaassen 
inig  ist  man  über  Folgendes: 

Das  Einkommen  umfasst  zweierlei: 

1)  diejenige  Summe  wirthschaftlicher  Güter,  welche  einer 
erson  in  gewissen  Perioden  (üblicher  Weise  nach  Jahren  be- 
chnet)  regelmässig  und  daher  mit  der  Fähigkeit  der  regel- 
ässigen Wiederholung  als  Beinerträge  einer  festen 
rwerbsquelle  neu  als  Vermögen  (bezw.  zum  Vermögen) 
nzuwachsen. 

Dieser  Theil  des  Einkommens  einer  Person  rührt  daher  aus  der  Wirthschafts- 
hrung  überhaupt  (Unternehmung)  oder  aus  einzelnen  wirthschaftlichen 
Tätigkeiten  (Arbeit")  oder  aus  Eigenthums-  oder  Fordernngsrechten 
{besondere  (Sclaveneigenthnm.  Grundeigentbum,  Kapitaleigenthum,  Forderungen  aus 
editgeschäften)  oder  aus  regelmässigen  unentgeltlichen  Einnahmen  (Zu- 
silungcn,  Almosen,  Geschenk)  her. 

Eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  besteht  hier  u.  A.  hinsichtlich  des  Moments 

r  Begclmässigkeit,   der  Periodicit&t.     Manche  nehmen   es   nicht  mit  auf. 

Mithoff  (Handb.  Schönberg's,  I,  576\    der  dann   als  ,,Arten''   des  Einkommens 

deutliches  und  ausserordentliches  nach  diesem  Moment  unterscheidet.    Eingehende 
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Erörterungen  Über  dies  Moment  hat  Rob.  Meyer  angestellt,  er  lehnt  es  mehr  ab 
(Einkommen  §.  2,  3,  9).  Neu  mann  hält  daran  fest  (Einkommen:  ,Jnbegriff  der- 
jenigen Guter,  geldwerthen  Leistungen  i.  e.  S.  nnd  Nutzungen  fremder  [sie!]  Sachen, 
welche  als  regelmässiges  Ergebniss  dauernder  Bezugsquellen  in  gewisser  Zeit  Jemand 
der  Art  zu  Theil  werden,  dass  er  darüber  im  eigenen  Interesse  rerfUgen  kann*', 
Handbuch  1, 170),  Und  in  der  That  mochte  ich  es  doch  auch,  wenn  nicht  für  unbedingt 
noth wendig,  so  doch  für  zweckmässiger  halten,  auf  das  Moment  der  Regelmässig- 
keit  wenigstens  für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  des  Einkommens,  bei  der 
eben  dauernde  oder  Durchschnitts ?erhältnisse  das  Entscheidende  sind,  Gewicht 
zu  legen.  Zufällige,  einzeln  vorkommende  Einnahmen,  wie  gelegentliche 
Geschenke,  Erbschaften,  Legate  sind  auch  danach  nicht  zum  Einkommen  zu  rechnen, 
80  auch  Bau,  §.  70.  Kehren  solche  Einnahmen,  z.B.  im  Falle  des  regelmässigen 
Almosenempfangs,  der  eine  regelmässige  Unterstützung  bildenden  Geschenke,  auch, 
wie  in  Zeiten  des  altrOmischen  Eaiserthums  im  Falle  der  förmlich  zur  regelmässigen 
Einnahmequelle  der  Senatoren  werdenden  Legate  (Friedländer,  rOm.  Sitten- 
gesch.  I,  253)  periodisch  wieder,  so  gehören  sie  dagegen  zum  Einkommen.  Hier- 
nach sind  auch  die  gelegentlichen  VermOgensvermehrungen  aus  der  Realisirung 
zufälliger  Gonjuncturengewinne,  z.  B.  beim  Grundbesitzwechsel,  nicht  „Einkommen"' 
In  diesem  strengeren  Sinn.  Wohl  aber  können  jene  Gewinne  im  (speculati?en)  Han- 
delsgeschäft zum  Einkommen  zählen,  weil  hier  nach  der  Einrichtung  des  Geschäfts 
eine  gewisse  Wiederholbarkeit  anzunehmen  ist.  Practisch  wichtig  wird  das  Alles 
besonders  wieder  für  die  Einkommensteuer.  Hier  wird  man  allerdings  auch  ge- 
wisse Kategorieen  von  Fällen  nicht  regelmässiger  Einnahmen  doch  zum  „Einkommen'" 
im  Sinn  der  Steuer  rechnen  müssen.  Vergl.  die  Arbeit  von  Burckhardt  in  Hirth's 
Annalen  1876,  S.  24  über  Einkommensteuer  und  meine  gen.  Abh.  im  Finanzarchir 
1891  II,  über  die  preussische  Einkommensteuer,  wo  die  Fragen  im  Einzelnen  erOrtert 
werden.  Hie  und  da  fallen  einmalige  Conjuncturen  -  Gewinne ,  Erbschaften  unter 
den  Begriff  Einkommen  (s.  jetzt  Bremer  Einkommensteuergesetz).  Vergl.  übrigens  unten 
unter  Nr.  3. 

Derjenige  Reinertrag,  von  welchem  hier  die  Bede  ist,  versteht  sich  nach  Ab- 
zug aller,  auch  derjenigen  Kosten,  welche  für  andere  an  der  Gewinnung  des  Er- 
trags betheiligte  Personen  selbst  wieder  Einkommen  sind  (§.  172.  unter  b).  —  Der 
enge  Zusammenhang  des  Einkommens  der  Person  mit  dem  Beinertrag  des  Geschäfts, 
der  Thätigkeit,  eines  Rechts  ist  bei  diesem  Haupttheil  des  Einkommens  gar  nicht  zu 
läugnen.  In  Schmoll  er  *s  Ausführungen  a.  a.  0.,  denen  ich  sonst  beistimme,  findet 
sich  ein  Satz  S.  52,  der,  wörtlich  genommen,  als  Bestreitung  des  vorausgehenden  Satzes 
gelten  konnte,  mir  daher  auch  nicht  correct  erscheint  Er  sagt:  „Unter  Einkommen 
verstehen  wir  die  Summe  von  Mitteln,  welche  der  Einzelne,  ohne  in  seinem  Vermögen 
zurückzukommen,  für  sich  und  seine  Familie,  für  seine  geistigen  und  körperlichen 
Bedürfnisse,  für  seine  Genüsse  und  Zwecke,  kurz  für  Steigerung  (richtiger  wohl,  grade 
nach  Hermann*s  und  SchmoUer's  Standpunct:  zunächst  für  die  Erhaltung,  sodann  erst 
für  die  Steigerung)  seiner  Persönlichkeit  in  einer  Wirthschaftsperiodc  verwenden  kann". 
Einverstanden,  aber  wenn  der  Verfasser  dann  unmittelbar  fortfährt:  „Das  Einkommen, 
wie  wir  es  nach  Hermann  auffassen,  ist  also  (?)  keine  Ertragskategorie,  kein 
Product  eines  beliebigen  (?)  wirthschaftlichen  Rechnungsexempels,  sondern  ein  leben- 
diges Ganze,  wie  es  aus  dem  Begriffe  der  Persönlichkeit  und  der  Bedürfnissbefriedi- 
gung  hervorgeht'*,  —  so  ist  hier  der  Umstand,  dass  der  Haupttheil  des  Einkommens 
eben  doch  als  Reinertrag  der  Wirthschaftsführung  oder  bestimmter  einzelner  Thätig- 
keiten  und  Rechte  resultirt,  zu  stark  bei  Seite  gesetzt. 

2)  Die  Genüsse  (Nutzungen)  oder  selbst  nur  die  Genuss- 
möglichkeiten, welche  das  Nutzvermögen  (§.  128)  einer 
Person,  nach  Abrechnung  der  dabei  stattfindenden  Abnutzung  und 
Verkehrswerth-Verminderung  periodisch  fortdauernd  gestattet 

Mit  Recht  hat  Schmoll  er  diese  Consequenz  gezogen,  a.  a.  0.  S.  53.  Dies  ist 
u.  A.  auch  für  die  Steuertheorieen  und  für  die  Gesetze  über  Einkommensteuern  wichtig, 
wo  man  freilich  bisher  meistens  nur  den  „Miethwerth  der  Wohnung  im  eigenen 
Hause*'  demgemäss  zum  Einkommen  im  steuerlichen  Sinne  rechnet,  folgerichtig  den 
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l^ntzwerth  andren  NotzvermOgens  aber  anch  dazn  ziehen  mttsste.  Neu  mann  meint, 
»in  der  Wissenschaft''  darfte  an  diesem  Pnncte  bei  eigenen  Sachen  nicht  festzn- 
lalten  seiii(?),  während  er  Nutzungen  fremder  Sachen  zum  Einkommen  schl&gt  (?). 
kblebnend  auch  Rob.  Meyer,  Einkommen  §.  7.  Ich  habe  mich  aas  diesen  £r- 
rterongen  nicht  überzeugen  kOnnen,  dass  der  zweite  BestandtheU  des  Einkommens, 
ne  ich  ihn  nenne,  fortzoiassen  sei. 

Je  nach  der  Ansicht  über  das  Moment  der  ^^regelmässigen 
Viederkehr"  und  der  „Herkunft  aus  festen  Erwerbs-  oder  Bezugs- 
uellen'^  als  zum  Wesen  des  Einkommens  gehörig  oder  nicht, 
ird  man 

3)  einen  dritten  Bestandtheil  überhaupt  nicht  zum  „Ein- 
ommen''  im  wissenschaftlichen  Sinne,  wenn  auch  zu  den  „Ein- 
ahmen'^  einer  Person,  als  Vermögenszuwächsen  fär  sie,  rechnen 
der  dies  thun.  Letzteren  Falls  möchte  es  sich  dann  empfehlen, 
amerhin  nach  dem  Moment  der  ßegelmässigkeit  u.  s.  w.  zwischen 
inem  ersten  (Haupt-)  Bestandtheile,  in  der  vorhin  formulirten 
/'eise,  und  diesem  „unregelmä8sigen^%  „unständigen^^  „wechseln- 
3n''  Posten,  als  einem  dritten  Bestandtheile,  zu  unterscheiden. 

Was  dann  im  Einzelnen  za  diesem  dritten  Bestandtheil  zu  setzen  ist,  lässt  sich 

iilich  aUgemein  theoretisch  und  speciell  practisch  für  die  Steaergesetzgebong  nicht 

mer  leicht  und  sicher  beantworten.    Specnlations-,  Conjanctnrengewinne,  letzteren- 

Is  znf&llig  erlanfrte  (z.  B.  beim  Besitz  ?on  Gnmdeigenthum ,  Gebäoden,  Effecten) 

9r  bestimmt  erstrebte,  Spiel-,  Lotterie-,  Wettgewinne,  Legate.  Erbschaften  bieten 

i  dieser  Ausdehnung  des  Einkommen-Cmfangs  und  danach  des  Einkommenbegri£Gs 

ilich  manche  Schwierigkeiten.   Die  engere  und  die  weitere  Begrenzung  des  Dmfangs 

mir  doch  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  mehr  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit  sils 

i  Princips.    Auch    bei    der.   Alles  in  Allem   wie  gesagt  mir  doch  passender    er- 

leinenden  engeren  Begrenzung  hindert  nichts,  fur  die  Praxis  z.  B.  des  Steuerrechts, 

le  einzelne  Posten,  welche  zu  der  Abtheilung  S  gehören  würden,   bei  einer  £in- 

Dmensteuer  mit  zu  erfassen,   was   auch   häufig  sogar  geboten  ist.    Die  betreffende 

ner  ist  eben  dann  mehr  eine  „Einnahmesteuer''  als  eine  „Einkommensteuer"*.  Vgl. 

B.  die  Streitfrage  über  die  Trennung  zwischen  steuerpflichtigem  Einkommen  und 

ht   einkommensteuerpflichtigem   Zuwachs    zum    StammrermOgen    bei   der    jüngsten 

ussischen  Steuerreform  (meine  Abb.  im  Finanzarchi?  1891  II,  S.  210  ff.). 

Der  Einkommenbegriif  selbst  muss  sich  folgerichtig  nach  diesen 
scbiedenen  Bestimmungen  des  Umfangs  des  Einkommens  ver- 
lieden  gestalten.  Nach  unserer  im  Vorausgebenden  begründeten 
ffassung  ist  Hinkommen:  der  periodische,  sich  regelmässig 
^derholende  Reinertrag  einer  festen  Erwerbsquelle,  dessen  Bezug 
er  Person  rechtlich  und  thatsächlich  zusteht,  einschliesslich  des 
trtbes  der  Genüsse  und  Genussmöglichkeiten  aus  dem  Nutz- 
mögen dieser  Person.  Nach  der  anderen  Auffassung  bezüglich 
es   dritten  Bestandtheiles   wäre  dann  noch  hinzuzufügen:  sowie 

weitere,  unregelmässig  der  Person  zufliessende  Güterbetrag 
I  zugutekommende  Werthbetrag,  welcher  eine  Vermögensver- 
irung  dieser  Person  darstellt. 


408    3.  B.  Wirthsch.  q.  Volkswirthsch.  8.  K.  Ertrag  u.  Einkommen.  I.A.  §.  173,  174. 

Ein  besondrer  Hinweis  anf  Absetzung  ron  Gewinnungskosten  des  Einkommens 
oder  anf  das  Moment,  dass  ein  Gttterzofluss  oder  eine  WertlierbOhnng  nicht  Kapital- 
ersatz sein  dtlrfe,  wenn  sie  als  Einkommen  gelten  sollen  (Mit hoff  a.  a.  0.  S.  576) 
ist  überflQssig,  weil  das  in  den  Ausdrücken  „Reinertrag^  und  ««VermOgensrermehrung*' 
schon  enthalten  ist. 

Das  EiDkommen  einer  Person  bildet  zunächst  und  vor  Allem 
den  Gttterfonds  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse.  Seine  Er- 
werbung ist  das  Mittel  zu  letzterem  Zweck.  Es  kann  in  derselben 
Periode,  wo  es  erlangt  wurde,  vollständig  verzehrt  werden, 
ohne  dass  dadurch  das  frühere  Vermögen  geschmälert  wird. 
Eben  desshalb  ist  bei  dem  zweiten  Bestandtheil  des  Einkommens 
die  Abnützung  abzurechnen.  Die  Tausch werthhöhe  des  Ein- 
kommens einer  Person  entscheidet  dann  über  das  Maass  der 
letzterer  möglichen  dauernden  BedUrfnissbefriedigungen  im  Ver- 
kehr, ist  doch  volkswirthschaftlich  von  grösster  Bedeutung. 

Gelegentlich  wird  wohl  noch,  wie  früher  allgemein,  zwischen  Boh- und  Rein- 
einkommen einer  Person  ebenso  wie  zwischen  Roh-  und  Reinertrag  eines  Objects 
(z.  B.  eines  Geschfifts)  nnterschieden  (so  noch  Ran,  §.  71,  aber  auch  noch  Röscher, 
§.  145).  Kacb  der  obigen  Begriffsbestimmnng  des  Einkommens  füllt  diese  Unter- 
scheidung mit  Recht  besser  fort:  das  Einkommen  ist  danach  nur  „Rein-Einkommen*\ 
nur  dies  bildet  das  Strebeziel  des  Wirthschaftssubjects.  So  in  Hermann's  Ein- 
kommenlehre, 2.  Aufl.  S.  595  ff.,  auch  Schmoller  a.  a.  0.  S.  21,  53.  Doch  hat 
neuerdings  Rob.  Meyer  (Einkommen  S.  201)  die  Unterscheidung  beschränkt  aufrecht- 
gehalten  und  anch  Neu  mann  (Handbuch  S.  171)  kommt  auf  sie  zurück. 

Die  Früheren,  auchRau,  unterschieden  anch  noch  zwischen  ursprtlnglichem 
und  abgeleitetem  Einkommen,  indem  sie  von  jenem  nur  bei  denjenigen  Glassen 
sprachen,  welche  nach  ihrer  Auffassung  allein  wirthschaftliche  Gtltcr  hervorbringen, 
d.  h.  bei  den  direct  an  der  SachgUterproduction  betheiligten  Classen  oder  Per- 
sonen, w&hrend  sie  das  Einkommen  aller  anderen  Personen,  also  namentlich  das 
ftUr  persönliche  Dienste  bezogene,  abgeleitetes,  d.  h.  eben  aus  jenem  ur- 
sprUnglichen  Einkommen  fliessendes,  nannten.  Diese  Unterscheidung  steht  und  fMlt 
mit  der  Beschr&nknng  des  Begriffs  „wirthschafUiches  Gut''  auf  die  Sachgtlter  oder, 
was  dasselbe  sagen  wül,  mit  der  Beschränkung  der  sog.  productivon  Leistung  auf 
Hervorbringen  von  Sachgütem.  Ran 's  Unterscheidung  war  also  von  seinem  Stand- 
puncte  aus  (§.  120)  ganz  folgerichtig,  muss  aber  von  demjenigen  der  jetzigen 
Wissenschaft  aus  aufgegeben  werden  (§.  121).  Jedes,  auch  das  Einkommen  Des- 
jenigen, der  nur  persönliche  Dienste  leistet  (Gesinde,  liberale  Berufe,  Beamte,  Soldaten 
u.  s.  w.),  ist  also  ursprüngliches,  ist  sein  Einkommen. 

S.  Rau,  §.  I,  251.  Er  fügt  in  einer  Anm.  aber  selbst  schon  hinzu:  „insofeme 
die  Dienste  mittelbar  die  Erzeugung  von  Sachgütem  befördern  (was  Ran  in  §.  107 
der  8.  Aufl.  unter  Hinweis  auf  eine  Aeusserung  Moltke's  im  norddeutschen  Reichs- 
tage anch  hinsichtlich  des  Militärdiensts  anerkennt)  ist  ihr  Lohn  ebenfalls  zum  Theil 
als  ursprüngliches  Einkommen  anzusehen,  aber  dies  lässt  sich  nicht  in  Zahlen  be- 
stimmen''. Und  in  §.  107:  „Das  Vorhandensein  einer  gewissen  Anzahl  von  Dienst- 
leistenden ist  deshalb  anch  von  volkswirthscbaftlicher  Seite  vortheilhaft".  Man 
kann  verbessern:  nicht  nur  dies,  sondern  unentbehrlich  und  eben  deshalb  ent- 
spricht einer  organischen  Anffassung  der  Yolkswirthschaft  auch  nur  die  Behand- 
lung der  Dienste  mit  ab  wirthschaftliche  Güter,  die  ,J'roductivität"  der  Dienste  nnd 
die  Statuirung  bloss  ursprünglichen  Einkommens.  (S.  Hermann,  S.  593.)  Ueber 
die  mögliche  Benutzung  des  terminus  „abgeleitetes  Einkommen"  in  einem  anderen 
Sinne,  s.  folg.  Abschnitt  —  YergL  anch  Mithoff  a.  a.  0.  S.  577.  —  Die  richtige 
Consequenz  der  einseitigen  socialistischen  Lehre  (Rodbertus,  Marx)  ist  wieder  die 
Auffassung  alles  Renteneinkommens  als  abgeleitetes  Einkommen  aus  dem  nur  durch 
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ie  SachgüterprodnctioD  der  materiellen  Arbeit  gewonnenen  ,^ationalprodncf  \  welches 
ier  das  „nr^rüngliche''  l^ationaleinkommen  ist. 

6.  —  §.  174  [85].  Freies  und  gebnndenes  EinkommeD. 

S.  Boscher  I,  §.  145.  Wenn  Nenmann  (Haudb.  I,  S.  172)  meint,  ein  er- 
leblicher  Gewinn  könne  aus  solcher  Begriffsbestimmung  nicht  erwartet  werden,  weil 
lie  Unterscheidung  ganz  von  indindueiler  Auffassung  abhänge,  so  kann  ich  weder 
lese  Behauptung  noch  ihre  Begründung  als  richtig  gelten  lassen.  Die  Trennung 
Isst  sich  nach  hinl&nglich  genau  bestimmbaren  allgemeinen  Merkmalen  durchführen 
ind  ist  dann  in  der  That  wichtig  genug,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt 

Id  einem  anderen  Sinne  kann  im  Einkommen  (Gesammtein- 
ommen)  zwischen  gebundenem  und  reinem  oder  besser  freiem 
Einkommen  bei  der  typischen  Hauptform  der  Privatwirthschaft, 
emlich  bei  der  Wirthschaft  des  einzelnen  Menschen  und  bei 
er  Familienwirthschaft,  unterschieden  werden.  Das  freie 
ankommen  umfasst  hier  denjenigen  Theil  des  Einkommens, 
welcher  nach  der  Befriedigung  der  nothwendigen  Bedürfnisse  oder 
ach  der  Bestreitung  des  Unterhaltes  des  Menschen  oder  der 
amilie  frei  zu  beliebiger  anderer  Verfügung  übrig  bleibt, 
er  andere  Thejl  des  Einkommens  ist  durch  natürliche  Verhält- 
isse,  durch  Sitten  und  sociale  Momente  kein  frei  verfügbarer, 
mdern  ein  gebundener,  welcher  im  Wesentlichen  einer  be- 
immten  Verwendung  zugeführt  werden  moss.  Man  kann  dies 
inkommen  daher  passend  „gebundenes^'  nennen. 

Das   freie  Einkommen   der  Individaen   und  Familien    lässt  sich  in  doppelter 
eise  berechnen: 

1)  so,  dass  man  die  Höhe  des  ünterhaltsbedarfs  rein  nach  natürlichen 
erh&ltnissen  und  nur  mit  KUcksicht  auf  die  Consumtionsgewohnheiteu 
IT  Masse  des  Volks  far  alle  Individuen  und  Familien  gleich  setzt,  also  von 
T  Verschiedenheit  der  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  innerhalb  der  Be- 
Ikerung  absieht;  das  freie  Einkommen  giebt  alsdann  das  deutlichste  Büd  von  der 
irmOgens-  und  Einkommens -Vertheüung,  bez.  von  der  ökonomischen  und  socialen 
igleichbeit  in  der  Bevölkerung. 

2)  Oder  man  berücksichtigt  auf  Grund  von  Beobachtungen  im  Leben  und  nach 
itistibchen  Feststellungen  die  classen  weise  Verschiedenheit  dessen,  was  nach  den 
msumtionsgewohnheiten  der  ökonomischen  und  socialen  Bevölkemngsclassen  als 
lOthwendiger  Unterhalt*'  gilt,  wonach  dann  das  freie  Einkommen  der  besser  Situirten 
:ht  ebenso  stark  wie  im  vorigen  Falle  dasjenige  der  schlechter  situirten  Classen 
•erragt.  Hier  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  der  für  die  Wohlhabenderen 
i  machte  Abzug  an  („standesgemässem'')  Unterhalts  bedarf  vom  Einkommen 
reits  eine  bedeutend  reichlichere  Bedürfnissbefriedigung  enthält,  welche 
sofern  eine  freiere  Verfügung  über  die  Güter  darstellt. 

Beide  Berechnungen  des  Unterhaltsbedarfs  und  des  freien  Einkommens,  welche 
r  viele  sociale  und  wirthschaftliche  Probleme  von  grosser  Wichtigkeit  sind,  setzen 
le  gute  Statistik  der  Privathaushalte  voraus.  An  dieser  fehlt  es  noch  sehr, 
)  bietet  auch  grössere  Schwierigkeiten ,  als  man  im  ersten  Augenblick  zu  meinen 
egt.  Besonders  wichtig  sind  für  die  Beurtheilang  der  Lage  der  unteren  arbeitenden 
issen  Haushaltbudgets  von  Arboiterfamilien.  Aeltere  Daten  darüber  in  Ducp6- 
lux  budg.  6conom.  des  classes  ouvrieres  en  Belgiqne,  1855,  LePIay,  les  ouvriers 
ropt'cns,  1855;  die  Auszüge  daraus  und  die  Bearbeitung  des  Materials  in  E.  E ng  el's 
höner  Arbeit  über  Conäumtionsverhältnisse  in  d.  Zeitschr.  d.  Sachs.  Statist.  Bureaus 
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1857,  S.  153  fi.  Neueres  Material  zerstreut  in  den  Schriften  über  die  Arbeiterfrage, 
in  der  „Concordia**,  Zeitschr.  f.  d.  Arbeiterfrage,  fttr  landwirthschaftliche  Arbeiter 
in  der  Enqnctearbeit  des  dentsclien  landwirthschaftlichen  Congresses  „Die  Lage  der 
]&ndichen  Arbeiter  im  Deutschen  Reiche'',  herausgegeben  7on  y.  d.  Goltz,  Berlin 
1875,  freilich  nicht  detaillirt  genug.  (S.  darüber  Laspeyres  in  d.  Tub.  Zeitschr. 
1876.)  In  neuester  Zeit  ist  das  bezügliche  Material  vermehrt  und  verbessert  worden. 
Yergl.  y.  BOhmert,  im  Art.  Arbeitslohn  im  Handwörterbuch  der  Staatswiss.  B.  I, 
S.  712;  daselbst  Litteratur  S.  722  Die  neueren  Schriften  über  Arbeiterrerh&ltnisse, 
auf  Grund  realistischer  Studien,  enthalten  öfters  auch  derartige  Berechnungen.  S.  Tüb. 
Zeitschr.  1879.  B.  37  S.  147,  B.  38  S.  133  (von  Schnapper).  Bes.  Schnapper- 
Arndt,  fünf  Dorfgemeinden  auf  dem  hohen  Taunus,  Leipz.  1883.  Weiteres  darüber 
in  der  practischen  Nationalökonomie  (gewerbliche  und  landwirthschaftliche  Arbeiter- 
rerh&ltnisse).  S.  auch  meine  Finanzwiss.  I.  3.  Aufl.  S.  365.  —  Für  allgemeine 
▼olkswirthschaftliche  Fragen  und  Steuerfragen  bedarf  es  aber  ebenso  sehr  Haashalt- 
budgets der  übrigen  Gesellschaftsclassen,  worüber  noch  weniger  Material  vorhanden, 
.was  bei  der  nicht  genügenden  Buchfühmng  auch  dieser  Classen  und  bei  der  Scheu, 
über  ein  solches  Gebiet  persönlicher  Verhältnisse  Mittheilungen  zu  machen,  nicht  zu 
verwundem  ist.  Einige  Beispiele  in  dem  Buche  von  0.  v.  Leixner,  sociale  Briefe 
aus  Berlin.  Berl.  1890.  —  Wichtig  ist  diese  Statistik  auch  für  die  Beamten -Besol- 
dungsfrage, wie  ich,  mit  Anführung  einiger  statistischer  Daten,  in  der  Finanzwiss.  I. 
3.  A.  §.  161  nachgewiesen  habe.  Yergl.  auch  E.  Laspeyres,  Kathedersocialisten 
ti.  d.  Statist.  Congresse,  Berl.  1875,  S.  22  ff. 

Ein  höheres  freies  EiDkommen  ist  die  Quelle  besserer  Lebenslage, 
gewährt  daher  wesentlich  die  Möglichkeit,  die  nothwendigen  Bedürf- 
nisse (die  Existenzbedürfnisse)  reichlicher  nnd  besser,  die  Cultur- 
nnd  Bildungsbedürfnisse  überhaupt  in  etwas  beträchtlicherem  Um- 
fange befriedigen,  nnentgeltliche  Hingabe  von  Gütern  in  wirksamem 
Umfange  vornehmen,  Privatkapital  mit  geringeren  persönh'chen 
Opfern  und  in  bedeutenderer  Höhe  bilden,  endlich  Steuern  an  den 
Staat  und  die  Zwangsgemeinwirthschaften  leichter  entrichten  zu 
können.  Die  individuelle  und  familienweise  Steuerfähigkeit  be- 
misst  sich  wesentlich  nach  dem  freien  Einkommen.  Vom  Stand- 
puncte  der  Volkswirthschaft  aus  wird  daher  auch  bei  den  un- 
günstigst Situirten  das  Vorhandensein  und  wenigstens  eine  gewisse 
Höhe  des  freien  Einkommens  zu  wünschen  sein,  die  Gleichheit 
des  freien  Einkommens  Aller  deshalb  noch  keineswegs. 

Vffl.  unten  Bnch  4  ond  Finanzwissenschaft  II,  2.  A.  §.  183  ff. 

Die  Anwendung  des  Begriffs  des  freien  Einkommens  auf  andere  Einzelwirth- 
schaftcn,  als  die  Indindaal-  and  Familien wirthschaften.  hat  keinen  Sinn,  weil  hier 
(auch  beim  Staate)  der  Begriff  des  nothwendigen  Bedarfs  nicht  anwendbar  ist. 
Wohl  aber  lässt  sich  vom  freien  Einkommen  des  Volks  und  schliesslich  der  Bevöl- 
kerung der  Erde  sprechen  (s.  §.  179). 
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2.  Abschnitt. 
Ertrag  der  Yolkswirthsehaft  und  Yolkseinkommeii. 

§.  175.    Vorbemerknngen  and  Litterator. 

S.  auch  die  Litteratnrnachweise  in  den  Yorbemerknngen  §.  170.  Besonders  Bau, 
.  71a,  245 — 250.  Boscher,  §.  146,  147  (hier  besonders  Dogmcngeschichtliches), 
[ermann,  S.  589  fif.,  597,  7.  Mangoldt,  Grnndr.  §.  91,  Yolkswirthschaftslehre 
3S.  S.  316  ff.  Von  der  älteren  Litteratur:  A.  Smith,  wealth  of  nations  b.  II., 
1.  2,  Bicardo,  principles  of  political  economy  eh.  26,  Ganilh,  syst  d'econ.  pol. 
Par.  1809)  I,  213,  J.  B.  Say,  trait6  d'dcon.  polif.  I,  II,  eh.  5,  10  (6d.  1841,  bes. 
.  354).  Fulda,  tlber  Nationaleinkommen,  Stnttg.  1805.  Fortschritt  bei  Sismondi, 
oQT.  princ.  I.  1.  2,  eh.  4  pass,  eh.  5,  eh.  6  pass..  II,  I.  6  eh.  2  pass.,  Storch, 
etrachtnngen  Über  die  Natur  des  Nationaleinkommens,  deutsch,  Halle  1825,  Bern- 
ardi,  Kritik  d.  Gründe  f.  gr.  u.  kl.  Grundeigenth.,  §.  14 — 16.  Schmoller  a.  a.  0. 
bschn.  1.  —  Neumann  im  SchOnberg'schen  Handb.  3.  A.  I,  S.  172  (Unterschei- 
ong  noch  weiter  zwischen  Berölkerungs-  und  Volkseinkommen);  Mithoff  im  Hand- 
ach eb.  S.  579.  Besonders  jetzt  Bob.  Meyer.  Einkommen,  namentlich  §.  11 — 13, 
er 8.  im  HandwOrterb.  d.  Staatswissensehaften,  Art.  Einkommen,  B.  III,  S.  53  ff. 
ciit  Kritik  der  Bereehnungsmethoden  und  Auszügen  aus  neueren  statistischen  Bereeh- 
ongen);  eb.  S.  67.  Uebersieht  der  betreffenden  statistischen  Litteratur. 

Aeltere  statistische  Berechnungen  des  gesammten  Volkseinkommens  und  seiner 
!auptbestandtheile  und  Quellen  nach  Moreau  de  Jennys,  Bevue  encyclop.  XXY., 
)9,  549,  878;  ders.  Statist,  de  ragrieult.  de  la  France  1848;  ders.  Statist  de  la 
r.-Brit  1838,  I,  312;  deLavergne  essai  sur  T^con.  rur.  de  TAnijlet  p.  77  ff.; 
uart  Beview,  1850  N.  170,  S.  437;  Pebrer  Hist  financ.  etc.  de  1  emp.  Britann. 
)34  U.,  90;  Lowe,  England  nach  s.  gegenwärt.  Zustande;  Ghaptal,  de  l'industr. 
anc,  de  Lareleye,  essai  sur  T^con.  rur.  de  la  Befg.  p.  313,  Sehnitzler  cr6at 
i  la  rieh.  I,  19,  392,  auszugsweise  bei  Bau,  8.  Aufl.  S.  247—250. 

Alle  solche  Schätzungen  des  Volks-  oder  Nationaleinkommens  und  kaum 

dniger   die  noch  häufigeren  des  VolksvermOgens  sind   durchaus  unsicher  und 

tkde  in  der  Neuzeit  trotz  oder  richtiger  wegen  der  Fortschritte  der  exaeten  Statistik 

im  er  mehr  als  unbrauchbar  erkannt  worden.    Aus  diesem  Grunde  sind  sogar  Ver- 

che  solcher  Schätzungen  eine  Zeit  lang  seltener  geworden.    Doch  scheint  die  Nei- 

[ng  dazu  jetzt  wieder  stärker  zu  werden.   So  finden  sieh  z.  B.  Daten  über  den  Werth 

s  Bealbesitzes.   Viehstands  und  Ackergeräths  für  Oesterreich   von  v.  C zornig 

d  in   den  amtl.  Statist  Jahrb.,  im  Auszug  bei  Kolb,  Handb.  d.  vergleich.  Statist. 

Aufl.,  Leipz.  1875,  S.  310;  ebendas.  S.  371  amtliche  Schätzungen  des  Bodenwerths 

d  Beinertrags  des  Grundbesitzes  in  Frankreich;  ob.  S.  451   Werth  des  ganzen 

.tionalvermögens  in  Grossbritannien  und  Irland;  eb.  S.  533  sogar  für  Buss- 

nd    (nach    v.   Buschen);    eb.   S.  730   für  Nordamerica   (nach   Berichten    des 

batzsecretärs).     Meistens  nur  grosse  blendende  Zahlen,  vielfach  mit  der  Unrichtig- 

it  oder   grössten  Zweifelhaftigkeit   beim   ersten  Anblick  und  zumal  bei   ein   wenig 

itik.    Vollends   die  Sehätzungen   des  VolksvermOgens  von  Staaten   früherer  Zeit 

e    sie    Böckh    (Staatshaush.    der   Athener,    2.  Aufl.  I,   642)  für    Athen    angestellt 

)— 40000  Talente  ohne  das  steuerfreie  Staatsgut),  haben  natürlich  gar  keinen  Werth 

d  wurden  von  einem  Statistiker  und  NationalOkonomen,  der  die  Schwierigkeit  in  der 

genwart  kennt,  schwerlich  nur  versucht  werden.  Büchsensehütz,  S.  589,  stimmt 

n  mit  Becht  bei. 

Trotz  aller  Mängel,  —  die  hier  zum  Theil  wegen  der  ümgehungstendenz  bei 
uem,  bezw.  der  ung:enUgenden  Einschätzung,  wie  z.  B.  in  Preussen  bis  1891, 
ch  nach  der  ganzen  Veranlagungsmethode  und  Einrichtung  der  Einkommensteuer, 
3  in  Gross-Britannien,  Italien  selbstverständlich  sind  —  möchten  die  Schätzungen 
$  Volkseinkommens  nach  den  Daten  der  Einkommensteuer-Schätzungen  oder 
clarationen  immer  noch  die  relativ  weniger  unbrauchbaren,  verglichen  mit  den  Er- 
^nissen  andrer  Schätzungsmethoden  sein,  namentlich  auch  was  die  wichtigere  Frage 
•  Vertheilung  des  Volkseinkommens  anlangt,  so  die  britischen,  selbst  die 
herigen  Daten  der  preussischen  Classen- und  classificinen  Einkommensteuer,  die 
;h  nach  Engel's  Ansicht  in  seinem  Aufsatze  über  die  Classensteuer  u.  s.  w.  und 
Einkommenvertheilung  in  Preussen,   im  Jahrg.   1875   der   Zeitschr.    des   Preuss. 
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Statist.  Bureaus,  nicht  so  unbrauchbar  sind,  als  Nasse,  Schmoller  o.  A.  m.  an- 
nehmen, wenn  anch  die  neuste  Veranlagung  der  Einkommensteuer  nach  dem  neuen 
Gesetz  in  1892  bereits  die  Annahme  besonders  der  Unterschätznng  der  wohlhaben- 
deren Leute  in  Preossen  bestätigt,  und  ein  von  mir  seit  lange  angegriffenes  Vorgehen 
SOtbeers,  bei  den  grossen  Einkommen  zur  Kichtigstellong  kleinere  (10  ®/o),  bei  den 
kleineren  grössere  (25  7o)  Zuschläge  zur  Einschätzungsziffer  zu  machen,  als  unhaltbar 
erwiesen  hat  Eher  umgekehrt  wäre  es  richtig  gewesen.  Femer  die  Daten  ron  Ham- 
burg, Bremen,  besonders  vom  Königreich  Sachsen,  Hessen,  Baden,  Fon 
schweizer  Cantonen  (Basel)  u.  s.  w.  S.  D.  Baxter,  nat.  income  of  the  United 
^ngdom,  Lond.  1868.  Giffen,  recent  accumulation  of  the  capital  of  the  United 
Eingdom  in  dem  Journ.  of  the  Statist,  society,  1878,  ders.  ebendas.  1883,  1886,  jetzt 
in  seinen  essays  in  finance.  2.  vol.  Lond.  1880  und  1886.  Wesentlich  auf  Grund  der 
Einkommensteuerdaten,  mit  gewissen  Berichtigungen  und  Ergänzungen,  wird  hier  das 
britische  Volksvermögen  veranschlagt:  1865  auf  6113,  1875  auf  8548  MilL 
Pf.  St.,  p.  Kopf  204  u.  260  Pf.  Auszug  in  d.  SUtist.  Gorrespond.  v.  Engel,  1878 
N.  38.  —  In  Frankreich  hat  man  neuerdings  wieder  aus  dem  Kapitalweith  der 
Erbschaften,  nach  den  Daten  der  im  Enregistrement  mit  enthaltenen  Erbschaftssteuer 
(s.  meine  Finanzwiss.  B.  3  §.  241  ff.)  einige  Schlüsse  auf  die  stark  ansteigende  Be- 
wegung des  Volksvermögens  zu  ziehen  gesucht.  (L.  Say,  Bull,  de  Stat  et  de  löglsL 
comp.  vol.  1  u.  3,  im  Auszuge  in  d.  Stat.  Corresp.  1877  N.  5.)  Auch  nur  unsichere 
Schlüsse,  wie  schon  aus  der  rapiden  Vermehrung  in  damaliger  Zeit  folgen  möchte. 
Kapitalwerth  der  Erbsch.  1826  1337,  1850  2025,  1870  3372.  1874  3931,  1877  (Vor- 
lauf Berechn.)  4702  Mill.  Fr.  Einige  weitere  Daten  bei  Fr.  X.  v.  Neu  mann,  Ueber- 
sichten  u.  s.  w.  Jahrg.  1878,  S.  2  ff.  und  in  den  folgenden  Bänden,  so  Jahrg.  1883 — 84 
(Stuttg.  1887)  S.  10  ff.  S.  auch  Bob.  Meyer  im  Handwörterbuch.  Deber  Prenssen 
besonders  Sötbeer,  Arb.freund  1875.  Auch  verschiedene  Artikel  von  ihm  tlber 
Pteussen  und  England  im  D.  Handelsblatt.  Femer  seine  Schrift  Umfang  und  Ver^ 
theilung  des  Volkseinkommens  im  preuss.  Staate,  1879,  sowie  Au&ätze  in  Gonrad's 
Jahrb.  B.  52  (1889),  in  der  Volkswirthsch.  Vierteljahrschr.  (auch  über  Sachsen,  Gr.- 
Britannien)  1884  B.  81,  1887—88,  B.  96--98,  1891  B.  109.  Ueber  Sachsen  Zeit- 
schr.  des  sächs.  stat.  Bur.  mehrfach,  bes.  Jahrg.  1890.  —  Heil,  Resultate  der  Ein- 
schätzung zur  Einkommensteuer  in  Hessen,  Sachsen,  Hamburg,  Jena  1 888.  Material  auch 
in  d.  Preuss.  stat.  Ztschr.  (1875,  1879),  Hamburger  amtl.  Statistik  u.  s.  w.  Eine  ganz 
vorzügliche  Bearbeitung  des  steuerstatistischen  Materials  für  Basel  hat  K.  Bücher, 
Basel's  Staatseinnahmen  und  Steuervertheilung,  Basel  1888,  geliefert.  Vergl.  die  ver- 
schiedenen Angaben  von  Bob.  Meyer  im  Handwörterbuch.  —  Zur  Kritik  s.  österr. 
stat.  Monatsschr.  B.  XIII,  und  speciell  zur  Kritik  Sötbeers  v.  Heyking  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  B.  36,  1880,  S.  164  ff.  Vorschläge  zur  Statist  Ermittlang  im  Compte  rendu 
des  Statist.  Congre.<se8  im  Haag  1869. 

Eine  eigenthümliche  Stellung  nimmt  das  beachtenswerthe  Buch  von  H.  Losch, 
Volksvermögen,  Volkseinkommen  und  ihre  Vertheilang,  Leipz.  1888  (Schmoller,  For- 
schungen, VII,  I)  ein:  ein  Versuch  einer  Revision  auch  der  in  Betracht  kommenden 
theoretischen  Grundlagen  für  statistische  Berechnungen,  mit  dem  Bestreben,  die  ver- 
schiedenen Factoren  aufzusuchen,  welche  für  den  organischen  Character  der  Volks- 
wirthschaft,  des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens  maassgebend  sind.  Bei  man- 
chem Guten  fehlt  aber  Klarheit  und  Schärfe  der  principiellcn  Erörterungen,  weshalb 
auch  die  Ergebnisse  nur  mit  Vorsicht  anzunehmen  sind. 

Umfassendere  Mittheilungen  statistischer  Daten,  auch  der  hier  berührten,  liegen 
nach  dem  theoretischen  Character  dieses  Werks  ausserhalb  unserer  Zwecke. 

Ueber  die  Methoden  der  Schätzung  des  Volkseinkommens  s.  §  177  und  Rob. 
Meyer  a.  a.  0.  Bis  jetzt  ist  es  wohl  richtiger,  das  offene  Zugestäudniss  zu  machen, 
dass  die  Statistik  mit  ihren  gegenwärtigen  Hil&mittcln  und  Daten  keine  hin- 
länglich brauchbare  Ucbersicht  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  im  Ganzen 
und  nach  den  einzelnen  Bestandtheilen  und  vollends  nach  deren  Tauschwerth,  geben 
kann.  —  Vgl.  auch  über  eine  statistische  Aufgabe,  welche  mit  der  Zusammenstellnng 
und  Schätzung  des  Volkseinkommens  enge  zusammenhängt  und  dabei  besondre 
Schwierigkeiten  macht,  nemlich  über  die  Berechnung  der  internationalen  Zahlungs- 
und speciell  Handelsbilanz,  den  Aufsatz  von  Sötbeer  in  Hirth's  Annalen,  1875, 
S.  731  ff.  (in  Anknüpfung  an  die  neue  deutsche  Werthstatistik  des  auswärtigen  Han- 
dels).   S.  besonders  den  Entwurf  zur  Aufstellung  der  internationalen  Zahlungsbilanz 
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.  773.   Femer  y.  Scheel,  Berechnung  der  Handelsbilanz  in  SchmoUer's  Jahrb.  XIII, 
SS9,  S.  983. 

Ein  Hauptfehler  besonders  der  älteren  Theorie  war  in  der  Frage  rem  Volks- 
inkommen  die  Confnsion  in  Betreff  der  Kosten  im  einzel-  and  im  Tolkswirthschaft- 
chen  Sinne.  Alle  statistische  Ermittlung  moss  sich  auch  auf  Arten,  Sorten, 
|aalit&ten  nnd  Tausch werthe  und  zwar  vomemlich  ron  Sachgtttern  beschränken, 
'ährend  eben  auch  persönliche  Dienste,  „Verhältnisse"  und  Gebrauchswerthschätzung 
i  Betracht  kommen. 

I.  —   §.   176   [86].     ÄDwenduDg   der   erörterten    Be- 
riffe   aus   dem   Wirthschaftsbetrieb    auf   die   Volks. 

7irth8chaft.  Die  Begriffe  der  Ein-  und  Ausgänge ,  Einnahmen 
nd  Ausgaben,  Ertrag,  Roh-  und  Reinertrag  lassen  sich  auch  auf 
ie  als  ein  Ganzes  gedachte  Volkswirthschaft,  die  Begriffe 
ünkommen  und  freies  Einkommen  zwar  nach  dem  oben  fest- 
estellten Sprachgebranch  besser  nicht  auf  die  Volkswirthschaft, 
as  Ertrag  gebende  Object,  wohl  aber  auf  das  Volk,  das  den 
leinertrag  beziehende  Subject,  anwenden. 

Welche  einzelne  Posten  von  wirthschaftlichen  Gütern  unter  die  einzelnen   gc- 

unten  Begriffe  in  der  Volkswirthschaft  sich  reihen,  bedarf  fUr  mehrere  der  hierher 

■hörigen  F&lle  keiner  besonderen  Darlegung.    Selbstverständlich  umfassen  die  Ein- 

d  Ausginge  der  Volkswirtbschafl  auch  die  durch  den  Credit  mit  anderen  Volks- 

nhschiiten  oder  richtiger  mit  den  Einzelwirthschaften  (incL  deijenigen  des  Staats) 

ihnen  ausgewechselten  Güter.    Die  zwischen  inländischen  Einzelwirthschaften 

lenfalls  ind.  des  heimischen  StaUts)  durch  den  Credit  bewegten  Gütor  compensiren 

h  für    die   Volkswirthschaft   als   Ganzes.    Andrer  Meinung  ist  Fr.  J.  Neumann, 

b.  Zeitschrift  B.  28,  303:  es  sei  unrichtig  anzunehmen,   die  Rechtsansprüche  und 

tderungen  der  VolksangehOrigen  unter  einander  seien  für  die  Grösse  des  Volks- 

*mOgens  gleichgültig.    Das  allerdings  nicht,  wie  z.  B.  beim  Producti?credit  deutlich 

rd.     Aber  wie  veranschlagen? 

II.  —  §.  177  [87].  Ermittlung  und  statistische  Er- 
ssung  von  Roh-,  Reinertrag  der  Volkswirthschaft 
id  Volkseinkommen.  Durch  eine  hierauf  bezügliche  Er- 
:erung  wird  besser  als  durch  eine  vorausgeschickte  formale  De- 
ition  Wesen  und  Begriflf  dieser  Thatsachencomplexe  klar  ge- 
lebt.    Daher  wird  das  hier  zuerst  ins  Auge  gefasst. 

Man  kann  dabei  ohne  und  mit  Rücksiebt  auf  die  Einzelwirth- 
laften,  welche  die  Erträge  erwerben  und  über  das  Einkommen  ver- 
len,  vorgehen  und  danach,  wie  man  es  genannt  hat,  eine  reale 
)bjective")  und  eine  personale  („subjective")  Methode  der 
nittlung  und  Erfassung  unterscheiden.  Zwischen  beiden  sind 
mbinationen  verschiedener  Art  möglich,  in  der  Praxis  mit  Rück- 
lit  auf  die  nach  dem  Stand  der  amtlichen  Aufnahmen,  auch 
!h  der  Art  der  Steuergesetzgebung,  deren  Daten  zu  benutzen 
i,  vorhandenen  Daten  öfters  allein  durchführbar,  was  daun 
imischte"  Methoden  giebt. 

Bei  der  realen  Methode  knüpft  die  Darstellung  an  die  Werth- 
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objecte  selbst  oder  an  die  Gütermengen  an,  welche  den  Roh- 
und  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  als  Ganzes  bilden;  bei  der 
personalen  Methode  werden  die  einzelwirthschaftlichen 
Reinerträge,  bez.  die  Einkommen  der  Subjeete  der  Einzel- 
wirthschaften  summirt,  wo  dann  nur  die  Zusammenstellung  des 
Reinertrags  der  Volks wirthschaft  oder  des  Volkseinkommens 
stattfindet. 

Beide  Berecbnungsarten  bei  Boscher  I,  §.  146,  die  erste  bei  Ban  I,  §.  247 
die  zweite  (annähernd)  eb.  §.  248,  die  zweite  anch  bei  Hermann,  S.  590.  Nähere 
Benrthedlnng  beider  Methoden  bei  v.  Mango! dt,  Yolkswirthschaftslehre,  S.  316  ff. 
Bob.  Meyer,  HandwOrterb.  a.a.O.  S.  auch  Henschling,  Joom.  de  Econ.  XXVI 
(1872),  p.  575. 

A.  Erste  Art  der  Darstellung. 

1)  Der  Rohertrag  der  Volkswirthschaft  wird  in  einer  Periode 
(einem  Jahre)  gebildet: 

a)  von  der  Gesammtheit  der  in  dieser  Zeit  neu  im  Inlande 
erzeugten  wirthschaftlichen  Güter  aller  Art. 

Arten,  Sorten,  Qnalit&ten,  Quantitäten  dieser  GQter  müssen  daher  nnterschieden 
werden  and  gekannt  sein.  Aber  anch  ,.Dienste''.  Verhältnisse"',  „Einrichtungen^ 
(öffentliche ,  Staat  u.  s.  w.)  in  Bezug  auf  ihre  Dienste  (§.  1 1 9)  gehören  hieher.  Da 
hier  vielfach  eine  Tausch-  oder  Geldwerthschätzung  gar  nicht  erfolgen  kann,  eine 
Gebrauchswerthschätzung  nicht  zu  vergleich-  und  messbaren  Grössen  fahrt,  ist  nicht 
nur  eine  Summirung  solcher  heterogenen  Werthgrössen  unmöglich,  sondern  es  erglebt 
sich  auch,  dass  das  ganze  Problem  der  Schätzung  des  Volkswirthschaftsertrags  and 
Volkseinkommens  eigentlich  practisch  unlösbar  ist  Man  kann  nur  angeben,  welche 
Elemente  dazu  gehören.    (Vgl.  von  Heyking  a.  a.  0.,  auch  Losch *s  gen.  Bach). 

Allein  auch  bei  den  Sachgütern  ergeben  sich  überaus  grosse  Seh wieri^eiten, 
die  wiederum  halbwegs  genügend  nicht  zu  lösen  sind,  weil  die  aUein  anwendbare 
Methode,  die  statistische,  vielfach  practisch  den  Dienst  versagt.  Die  inländischen 
Bohstoffe  sind  vollständig  ihrem  Werthe  nach  einzusetzen.  Die  aus  solchen  nnd  aas- 
ländischen  Stoffen  hergesteUten  Gegenstände  (Indnstrieproducte,  Fabrikate),  am  einen 
volkswirthschaftlichen  Doppelansatz  der  Bohstoffe  zu  vermeiden,  nur  für  den  Betrag 
der  durch  die  Ge Werksarbeit  erzielten  WertherbOhung  (oftmaliger  Fehler  auch  der 
amtlichen  Statistik  der  Bergwerks-  und  Hüttenproduction).  Die  im  Handel  amgo- 
setzten  und  transportirten  Bohstoffe  und  Fabrikate  für  den  Betrag  der  dadurch  be- 
wirkten Wertherhöhung.    Aber  eben  diese  lässt  sich  zu  schwer  richtig  ermitteln. 

b)  Von  der  Ein  fuhr  von  Gütern  (Sachgtitern,  Geld)  ans  dem 
Aus  lande  aus  dem  Titel  der  Renten  von  Forderungsrechten 
des  Inlandes  aus  Creditgeschäften  oder  der  Renten  von 
früheren  Kapitalanlagen  inländischer  Staatsangehöriger  im 
Auslande; 

c)  von  dem  mittelst  Einfuhr  ausländischer  Güter  reell  bezahlten 
Frachterwerb  der  inländischen  Rhederei  im  auswärtigen 
Handel  und  Zwischenverkehr; 

d)  von  den  in  Baar  und  in  Waaren  bestehenden  Ein- 
fuhren des  Auslandes  ins  Inland,  welche  als  Rimessen  fbr  die 
im  Inland  sich  aufhaltenden  Fremden  dienen  oder  von 
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•leben  mitgebraeht  werden,  —  unter  bentigen  Verbältnissen^^eine 
sbende  Rubrik  in  unseren  Volkswirtbscbaften ; 

e)  von  der  gleicben  Einfubr  aus  dem  Titel  unentgelt- 
cher  Gaben,  z.  B.  Contributionen  des  Auslandes  an  das 
land,  Einwanderungsvermögen,  sobald  diese  Einfuhr 
Qigermaassen  regelmässig  stattfindet. 

So  bei  daaernden  Tributverh&ltnissen  des  Auslands  an  das  Inland,  bei  dan- 
nder  Einwandernng.  Das  mitgebrachte  Vermögen  der  Einwanderer  kann  hier, 
B.  im  Falle  der  nordamericanischen  Vereinigten  Staaten,  in  der  That  zn  den  regel- 
issigen  Einnahmequellen  des  Einwandemngslands  gerechnet  werden,  eine  Qaelle, 
Iche  dem  Lande  deshalb  fiiesst,  weil  es  durch  seine  (wirklich  oder  vermeintlich) 
nstigeren  gesammten  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  den  Einwanderungs- 
om  an  sidi  zieht  Hier  werden  also  bleibende  Ursachen  der  Massenein-  und 
iswanderung  vorausgesetzt  (vgl.  L.  Stein,  Verwaltungsrecht,  2.  Thl.,  Inn.  Verw., 
182  ff.  u.  im  1.  Thl.  meiner  Grundlegung  den  Abschn.  vom  Einwanderungsrecht).  — 
frtlheren  Zeiten,  z.  B.  im  griechischen  Alterthum,  sp&ter  in  einzeben  islamitischen, 
asiatischen  Staaten  bildete  Seeraub,  anderswo  wieder  Kriegsbeute  eine  form- 
h  regelmässige  Erwerbsquelle  der  heimischen  Bevölkerung.  —  Einmalige 
ntribntionszahlungen  des  Auslands,  z.  B.  als  Kriegsentschädigung,  das  Vermögen 
reinzelter  Einwanderer,  bilden  nur  zufällige  Einnahmen  und  Vermögensver- 
hmngen  und  sind  zum  Ertrag  der  Volkswirthschaft  nicht  zu  rechnen.  Gleiches 
t  von  Erbschaften  u.  dergl.  m.,  die  aus  dem  Auslande  in  concreten  Gütern  oder 
Id  eingehen. 

f)  Vom  etwaigen  Werthttberschuss  der  im  internationalen 
mdel  erfolgenden  Waaren-  und  Geld  ein  fuhr  ans  dem  Aus- 
ide  ttber  die  bezügliche  Ausfuhr. 

Wird  der  ganze  Betrag  der  Einfuhr  hier  eingesetzt,  so  muss  bei  dem  ersten 
sten  (a)  von  dem  inländischen  Gütererzeugniss  die  daraus  stattfindende  Ausfuhr 
gezogen  werden. 

Wenn  von  Bau,   Koscher  u.  A.  zum  Rohertrage  der  Volkswirthschaft,   bez. 

sie  es  nennen  zum  rohen  Volkseinkommen  die  ganze  inländische  Gutererzongung 
d  zugleich  die  Einfuhr  von  Gutem  aus  dem  Auslande  gerechnet  wird,  so  findet 

Doppelansatz  statt,  welcher  auch  schon  bei  der  Berechnung  des  Robertrags  un- 
itig  ist.  Es  genügt  daher  nicht,  mit  den  genannten  Autoren  den  Abzug  der  im 
ndel  erfolgenden  Güteransfuhr  erst  zur  Berechnung  des  reinen  Ertrags  oder  Ein- 
imens  vorzunehmen.  —  üeber  die  Dilferenzen  zwischen  dem  Werth  der  Waaren- 
•  und  Ausfuhr  der  Länder  und  die  besonderen  Ursachen  der  grösseren  Wertbhöhe 

Einfuhr  s.  So t beer  in  dem  gen.  Aufs,  über  Handelsbilanz;  eb.  auch  über  die 
serordentliche  Lückenhaftigkeit  unserer  früheren  deutschen  (Zollverein)  Ausfuhr- 
istik.  Vgl.  über  diesen  Gegenstand  auch  die  zahlreichen  fleissigen  und  instruc- 
n  Artikel  v.  E.  Laspeyres  im  Deutschen  Handelsbl.,  so  über  die  Handelsbilanz 

1877  im  Nov.  1S7S,  u.  v.  Scheel  a.  a.  0. 

g)  Vom  Werthbetrage  der  Nutzungen  des  Nutzver- 
igens,  einzusetzen  in  Gemässheit  des  zweiten  Bestandtheils 
\  Einkommens  (§.  173). 

2)  Der  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  ergtebt  sich  alsdann 
lurch,  dass  folgende  Posten  vom  Rohertrag  abgezogen  werden; 

a)  Die  im  §.  172  unter  1,  c  (S.  402)  genannten  eigentlichen  oder 
ttirlichen  volkswirthschaftlichen  Productionskosten 
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(im  erBten  dort  unterschiedeneD  Sinne  des  Wortes):  die  Verwen- 
dnngen  für  die  Mitwirkung  der  Natur  bei  der  Produetion,  nicht 
aber  die  ebenfalls  in  §.  172  (unter  1,  a  und  b)  besprochenen  bloss 
einzelwirthschaftlichen  Productionskosten,  welche  für  irgend  Jemand 
ein  Einkommen  bilden. 

Daher  namentlich  nicht,  wie  Bau  annahm,  „der  Lebensbedarf  der  hervor- 
bringenden Arbeiter  nnd  Unternehmer  mit  ihren  Familien'',  Posten,  welche  vielmehr 
durchaus  einen  Theil  (und  bei  Weitem  den  Haupttheil)  des  Reinertrags  der 
Yolkswirthschaft  oder  des  Volkseinkommens  bUden. 

Bau 's  und  der  Aelteren,  d.  h.  insbesondere  Ricardo 's  und  seiner  Schule 
damit  vielfach  übereinstimmende  Annahme  beruhte  auf  der  Yermengung  des  einzel- 
(privat-)  und  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncts  und  führte  zu  der  falschen  Con- 
struction  eines  nationalen  Beineinkommens,  das  wesentlich  nar  Uoberschuss- 
einkommen  der  besitzenden  Classen  war.  Daraus  sind  auch  fOr  wichtige  practische 
Fragen  falsche  Schlüsse  hervorgegangen,  besonders  im  Steuerwesen  (Finanzwiss.  IL 
2.  A.  S.  314  flf.)«  —  S.  Ricardo 's  Übrigens  Öfters  missverstandene  Lehre  in  seinen 
principles  eh.  26.  Dazu  Bernhardi  a.  a.  O.  §.  14  ff..  Mithoff,  a.  a.  0.  S.  579.  — 
Berichtigung  dieser  IrrthUmer  erst  besonders  durch  Hermann's  Einkommentheorie, 
a.  a.  0.  Yergl.  namentlich  den  Aufsatz  von  Schmoller.  —  Jener  Abzug,  den 
Bau  macht,  hat  nur  bei  der  Berechnung  des  freien  Volkseinkommens  stattzufinden, 
8.  u.  N.  4. 

Dagegen  sind  abzusetzen:  vom  Werth  weniger  noch  brauchbarer  Abfälle  ab- 
gesehen, der  Werth  der  Boh-  und  Hilfsstofie  der  Production,  z.  B.  Saatkorn,  Vieh- 
fotter.  Streu  in  der  Laudwirthschaft,  der  Yerarbeitungsstofie,  Brennstoffe,  Schmierstoffe 
in  der  Industrie,  den  Transportgowerben  (Eisenbahnen):  ferner  der  Werthbetrag  der 
Abnutzung  der  zu  mehreren  successiven  Productionen  dienenden  Kapitalien,  d.  h. 
der  sog.  stehenden  Kapitalien,  wie  Wirthschaftsgcb&ude ,  Maschinen,    Werkzeuge. 

b)  Die  Ausfuhr  Yon  Gütern  (Sachgtttem,  Geld)  nach  dem 
Auslande,  aus  dem  Titel  der  Renten  von  Kapitalanlagen 
und  von  Forderungsrechten  des  Auslandes  aus  Credit- 
geschäften  im  In  lande. 

c)  Die  Guterausfuhr  als  Bezahlung  für  Frachterwerb  frem- 
der Rhederei. 

d)  Baar-  und  Waarensendungen  ins  Ausland  als  Rimessen 
jfllr  dort  sich  aufhaltende  Inländer ;  dgl.  von  solchen  mit  hinausge- 
nommene Güter  und  Gelder  (Reiseverkehr). 

e)  Die  Güter-  und  Geldausfuhr  aus  dem  Titel  unentgelt- 
licher, periodischer  Gaben  ans  Ausland  (Tribute;  nicht 
Auswanderungvermögen). 

Dies  könnte  im  Widerspruch  zu  stehen  scheinen  mit  der  obigen  Einsetzung 
des  EinwanderungsvermOgens  als  Posten  des  Bohertrags  der  Yolkswirthschaft  des  Ein- 
wandererlands.  Aber  für  das  Auswanderungsland  liegt  die  Sache  auch  anders. 
Das  mitgenommene  AnswanderervermOgen  ist,  zum  weitüberwiegenden  Theile  wenig- 
stens, kein  Bestandtheil  des  in  der  betreffenden  Wirthscbaftsperiode  gewonnenen 
Ertrags  der  Yolkswirthschaft,  sondern  des  Yermögens  derselben,  muss  also  nar 
bei  einer  YolksvermOgensbilanz ,  nicht  bei  einer  Ertrags-  oder  Einkommensbilanz 
abgezogen  werden.  —  Neben  dauernden  Tributen  sind  regelmässige  Zahlungen  an 
fremde  Unterthancn  im  Auslande  (Bestechungsgehalte,  wie  Seitens  Persiens 
an  Griechen,  Besoldungen  fremder  Gelehrter  unter  Ludwig  XIY. ,  Peterspfennige) 
zu  nennen. 
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f)  Der  etwaige  WerthttberBchuss  der  Handels-Aus- 
uhr  über  die  Einfuhr  im  auswärtigen  Verkehr. 

g)  Der  Werthbetrag  der  Abnutzung  des  Nutzvermögens. 

3)  Das  Volkseinkommen  besteht  in  diesem  Reinertrag 
er  Volkswirthsehaft.  Es  lässt  sich,  nach  allem  Vorausgehenden, 
ann  begrifflieb  bestimmen  als :  die  Summe  des  Werths  (Gebrauchs- 
zw.  Tanschwertbs)  aller  Art  wirthschaftlicher  Güter  (nicht  bloss: 
•achgttter),  über  welche  ein  als  einheitliches  Ganzes  oder  als 
*er8on  und  insofern  als  Subject  seiner  Volkswirthsehaft  ge- 
achtes  ,,Volk''  periodisch  regelmässig  zu  Genüssen  und  Nutzungen 
sofortigen  oder,  wie  bei  der  Kapitalbildung  aus  dem  Einkommen, 
erschobenen)  in  einem  bestimmten  Zeitraum  (Jahr)  verfügt,  ohne 
Verminderung  des  im  Anfang  dieses  Zeitraums  vorhanden  ge- 
wesenen Werths  des  VolksvermOgens,  daher  nach  Abzug  bloss  der 
olkswirtbschaftlichen ,  d.  h.  kein  Einkommen  einer  physischen 
^erson  bildenden  Kosten  vom  Rohertrag  der  Volkswirthsehaft. 

Ich  halte  diese  Auffassong  und  Begriffsbestimmung  auch  den  kritischen  £r- 
rterangen  Nenmann's  und  Bobort  Meyer*s  gegenüber  aofrecht.  Die  Neumann'- 
3he  Unterscheidung  ron  BevOlkernngs-  und  Volkseinkommen  ist  nicht  geboten. 

4)  Das  freie  Volkseinkommen  umfasst  denjenigen  Theil  des 
'Volkseinkommens  einer  Wirthschaftsperiode,  welcher  nach  Abzug 
les  nothwendigen  Unterhaltsbedarfs  —  hier  berechnet 
luf  Grund  der  ersten  in  §.  174  angegebenen  Methode  —  der 
;anzen  Bevölkerung,  auch  die  mit  zu  erhaltenden  nicht-erwerbenden 
'ersonen  inbegriflfen,  —  weshalb  z.  B.  Armenstenern  u.  dgl. 
lier  vom  Volkseinkommen  abzusetzen  sind  —  übrig  bleibt. 

Die  Berechnung  des  Roh-  und  Reinertrags  der  Volkswirthsehaft  und  des  Volks- 
ermOgens  kann  wieder  Katuralrechnung  und  Geldrechnung  sein  (§.  161).  Die 
rstere  hat  aber  gerade  hier  grösseren  practischen  und  wissenschaftlichen  Werth. 

Die  ältere  Streitfrage,  ob  der  Rohertrag  oder  der  Reinertrag  der  Volkswirth- 
chaft  der  wichtigere  sei,  kann  auf  Grund  der  neueren  berichtigten  Theorie  des  Ein- 
:ommens  überhaupt  und  des  Volkseinkommens  speciell  als  mUssig  betrachtet  werden. 
)enn  wenn  7om  Reinertrag  der  Volkswirthsehaft  nicht,  wie  früher  vielfach,  bereits 
rgend welche  Güterconsumtionen  von  Menschen  abgezogen  sind,  so  versteht  sich  von 
elbst,  dass  der  Reinertrag  das  allein  richtige  Moment  ist  Vergl.  auch  Hermann, 
1.  595  ff.,  Röscher  I,  g.  147,  Schmoller,  a.a.O.  Die  Controverse  konnte  nur 
ntstehen  bei  der  Vermengung  des  einzel-  oder  privat-  mit  dem  volkswirthschaftlichen 
esichtspancte. 

B.  —  §.  178  [88].  Zweite  Art  der  Darstellung  und 
Jerecbnung  des  Volkseinkommens  oder,  wieder  damit 
zusammenfallend,  des  wahren  Reinertrags  der  Volkswirthsehaft. 

Sie  erfolgt  in  der  Weise,  dass  die  sämmtlichen  Einkommen 
nländischer  Einzelwirthschaften,   aus  in-  wie  aus  aus- 

▲.  Wagner,  Grnndlegung.   3.  Auflage.    L  Theil.    Omndlagen.  27 
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läDdischem  Erwerbe,  summirt  und  von  dieser  Summe,  um  Doppel- 
rechnnng  zu  vermeiden,  die  von  anderen  inländischen  Wirthschaften 
an  den  Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Gemeinwirtbschaften 
entrichteten  Beiträge  und  Steuern  in  Abzug  gebracht  werden, 
sowie  dass  das  Einkommen,  welches  physische  Personen  aus  Er- 
werbs- und  ähnlichen  Gesellschaften  (Genossenschaften)  be- 
ziehen, nur  einmal,  entweder  nur  bei  letzteren,  als  selbständigen 
Einzelwirthschaften ,  oder  gleich  bei  den  physischen  Personen,  als 
deren  oder  als  Theil  ihres  Einkommens,  gerechnet  wird. 

Ueber  die  Behandlung  der  Steuern  ebenso  Hermann«  S.  590,  wogoren 
Röscher«  §.  146,  zwar  neben  dem  „reinen  Einkommen  der  selbständigen  Privat- 
wirthschahen''  auch  nur  das  ,,reine  Einkommen  des  Staats,  der  Gemeinden,  Corpora - 
tionen,  Stiftungen,  welches  dem  eigenthtlmlichen  Vermögen  entspringt*',  aufführt, 
dann  aber  doch  gleich  darauf  hinzufügt;  von  Steuern  gelte  nicht  der  Satz  wie  foo 
Schuldzinsen,  dass  sie  bloss  auf  Seiten  dos  Gl&ubigers  aufgeführt,  auf  Seiten  des 
Schuldners  aber,  um  enor  dupli  zu  vermeiden,  abgezogen  wurden,  „weil  die  Unter- 
thanen  des  guten  Staats,  die  Gläubigen  der  guten  Kirche  wirklich  neue  und  minde- 
stens gleichwerthe  Güter  dadurch  erkauften'\  Letzteres  ist  gewiss  ganz  richtig  und 
Uoscher's  Schluss,  wonach  die  Staats-  und  Kirchenleistungcn  als  Einkommentheilo 
der  Privaten,  im  Werthe  der  Steuerzahlung  der  letzteren,  angesetzt  werden,  erscheint 
in  einer  Hinsicht  auch  als  Consequenz  der  Einreihung  der  Leistungen  in  die  wirth- 
BchafUichen  Güter.  Indessen  l&sst  sich  anderseits  doch  mit  Fug  einwenden,  dass 
schliesslich  alle  solche  Berechnungen  des  Volkseinkommens  nur  erfolgen,  um  die  Lage 
der  physischen  Personen  beurtheilen  zu  können  und  für  diese  physischen  Personen, 
d.  h.  in  der  Hauptsache  für  die  Subjecte  der  Privatwirthschaften ,  die  Beiträge  und 
Steuern  an  die  juristischen  Personen,  an  Staat  und  Gemeinwirthschaften ,  nicht  Ein- 
kommen, sondern  Ausgaben  sind,  was  bei  der  Berechnung  des  Volkseinkommens, 
d.  h.  eben  doch  schliesslich  des  Einkommens  einer  bestimmten  Anzahl  Menschen 
(nicht  schlechtweg  „Einzelwirthschaften'')  den  im  Texte  vorgenommenen  Abzug  der 
Steuern  u.  s.  w.  bei  den  Gemeinwirthschaften  u.  s.  w.  rechtfertigt.  Man  könnte  das 
Einkommen  der  Gemeinwinhschaften ,  einschliesslich  des  Staats,  aus  Beiträgen  und 
Steuern  andrer  Einzelwirthschaften,  etwa  abgeleitetes  Einkommen  nennen,  in 
einem  richtigeren  Sinne,  als  dieser  Ausdruck  früher  gebraucht  wurde  (s.  §.  173  am 
Schluss).  VgL  übrigens  auch  Bob.  Meyer,  Einkommen,  bes.  §.  12,  S.  243  ff.  und 
im  Handwörterbuch  HI,  55  (theilwcise  abweichend);  ferner  Neu  mann  und  Mit- 
hoff a.  a.  0. 

Die  Bemerkung  betreffe  der  Gesellschaften  (Zusatz  gegen  die  2.  A.  S.  125) 
ist  auch  mit  durch  die  neueren  theoretischen  und  practischen  Streitigkeiten  über  die 
Behandlung  dieser  oder  bestimmter  Kategorieen  dieser  Gesellschaften  (besonders  der 
ActiengeseUschaften)  in  der  Einkommensteuer  veranlasst:  ob  sie  als  „selbständige'* 
Personen  mit  „eigenem^'  Einkommen  und  das,  was  von  ihnen  an  die  Berechtigten 
(z.  B.  die  Actionäre  als  Dividende)  noch  einmal  als  eigenes  Einkommen  dieser  letz- 
teren aufzufassen  seien  oder  nur  Ein  Einkommen  angenommen  werden  könne  (vergl. 
meine  Finanzwiss.  II,  2.  A.  S.  417  ff.  und  meine  Abh.  im  Schanz'schen  Finanzarchiv 
1891,  II,  S.  179  ff).  Die  zweite  Auffassung  ist  die  richtige  und  ihr  gemäss  bei  der 
Ermittlung  des  Volkseinkommens  wie  angegeben  zu  verfahren. 

Die  Schuldzinsen  und  ähnliche  Zahlungen  erscheinen  hier  bei  dem  Ein- 
kommen des  Empfängers  (auch  die  aus  dem  Ausland  kommenden  beim  inländischen) 
eingesetzt,  wie  sie  ja  auch  nicht  zum  Einkommen  des  zahlenden  Schuldners  ge- 
hören. Die  an  Ausländer  gelangenden  Schuldzinsen,  daher  auch  diejenigen,  welche 
der  inländische  Staat  ins  Ausland  zu  zahlen  hat,  müssen  dabei  ebenfalls  schon  nach 
dem  Einkommenbegriff  abgezogen  worden  sein.  D.  h.  also,  folgerichtiger  Weise, 
das  Einkommen  des  Staats,  der  Gemeinden,  vieler  Erwerbsgesellschaften  (Eisen- 
bahnen, Banken;  Actienbetheiligung  muss  hier  der  Betbeiligung  als  kapital- 
ieihender    Gläubiger    gleichgestellt    werden)    ist    für    diesen    Zweck    der    Be- 
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rechnong  des  VolkseinkommeDs  nnr  mit  dem  dorch  Schaldzinsen  nnd 
Dindenden,  welche  ins  Ausland  gehen,  verringerten  Betrag  einzusetzen. 
Ein  nicht  unwichtiger  Punct,  um  die  Lage  stark  ans  Ausland  verschuldeter 
Staaten,  wie  Oesterreich,  Italien,  Russland,  früher  Vereinigte  Staaten  u.  a.  m., 
ichtig  zu  beurtheilen.  Bei  Privaten  ist  dies  nicht  erst  noch  besonders  hervorzu- 
leben,  denn  die  von  ihnen  gezahlten  Scholdzinsen  gehören  als  einzelwirthschaftliche 
?roductionskosten  nicht  zu  ihrem  Einkommen  und  gelangen  bei  der  obigen  zweiten 
Berechnung  des  Volkseiokommens  ohnehin  nicht  zum  Ansatz,  wenn  sie  an  Ausländer 
m  Auslände  gezahlt  werden. 

Unserem  Einkommenbegriffe  gemäss  sind  die  Nutzungen  des  NutzvermOgens 
LUch  im  Einkommen  der  Einzcben  schon  enthalten,  brauchen  also  bei  dieser  Berech- 
lung  des  Volksvermögens  nicht  mehr  besonders  aufgeführt  zu  werden. 

Die  Summe  der  WirthschaftsüberschOsse  aller  in- 
ändischen  Einzelwirthschaften  am  Ende  einer  Periode  ist  dann 
vieder  identisch  mit  der  dauernden  Vermehrung  des 
r^olksvermögens. 

Statistisch  lassen  sich  beiderlei  Ermittlungen  der  Erträge 
ler  Volkswirthschaft  und  des  Volkseinkommens,  die  reale  und  die 
personale  Methode,  durchfuhren,  wenn  es  möglich  ist,  die  erforder- 
ichen  Daten  zu  gewinnen.  Aber  in  dieser  Hinsicht  muss  man  für 
ßtzt  noch  in  erheblichem  Maasse,  wohl  für  immer  in  gewissem 
Irade  sich  resigniren  und  daher  auch  den  von  verschiedenen 
Itatistikern  angestellten  Ermittlungen  mit  Skepsis  und  grosser  Re- 
erve  gegenüber  treten. 

Beide  Methoden  bieten  sonst  verschiedene  Schwierigkeiten  und  ergänzen  sich 
egenseitig.  Die  erste  Methode  gewährt  gleichzeitig  Einblicke  in  die  Technik  der 
*roduction  (Yerhältniss  des  Roh-  zum  Reinertrag,  Betrag  der  volkswirthschafllichen 
'roducüonskosten),  im  Ganzen  und  in  den  Hauptzweigen  der  nationalen  Arbeit  und 
efert  Uebersichten  über  die  Gebrauchswerthmengen  der  verschiedenen  wirth- 
;haftlichen  Guter,  Daten  aus  denen  ein  wenig  auch  auf  die  Yertheilung  des  Volks- 
inkommens  rückgeschlossen  werden  kann.  (S.  v.  Mangoldt,  Volkswirthschaftslehre 
.  SIS.)  Die  zweite  Methode  lässt  die  Gebrauchswerthe  zurücktreten,  giebt  aber  einen 
enaueren  Einblick  in  die  Yertheilung  des  Yolkseinkommens  und  implicite  auch 
1  diejenige  des  YolksvermOgens  und  Yolkskapitals  unter  der  Bevölkerung  sowie 
rischen  physischen  und  juristischen  Personen  (auch  betrefi*s  des  Einkommens  der 
:odten  Hand'*). 

Vollends  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Ländern  und 
n  Ganzen  doch  auch  zwischen  verschiedenen  Perioden  für  das- 
3lbe  Land  sind  bei  der  Ungleichartigkeit  der  Grundlagen  für  die 
atistischen  Ermittlungen  nur  mit  grosser  Vorsicht  anzustellen  und 
aber  auch  Schlussziehungen  ans  solchen  Vergleichen,  zu  welchen 
lan  leicht  veranlasst  wird,  skeptisch  zu  behandeln. 

Indem  man  dann  Daten  der  realen  und  personalen  Methode 
3mbinirt,  mag  man  bisweilen  mittelst  einer  solchen  ,,gemischten^' 
[ethode  auf  etwas  sichereren  Boden  kommen.  Aber  IrrthUmer 
ind  auch  da  nicht  ausgeschlossen,  ja  sie  werden  sich  in  mancher 
[insiebt  noch  leichter  einstellen. 

Rob.  Meyer  a.  a.  0.  hebt  das  nicht  ausreichend  hervor. 

27* 
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C.  —  §.179  [87],  Bedeutung  des  freien  Volkseinkommens. 
Die    Höhe    des    freien    Einkommens    entscheidet    wesentlich 

1)  über  den  Umfang  der  Bedürfnissbefriedigungen,  welche  sich 
das  Volk,  als  Ganzes  betrachtet,  erlauben  darf,  damit  auch  über  Höhe 
und  Art  der  Culturentwicklung  eines  Volks,  soweit  letztere  durch 
die  Verfügung  über  wirthschaftliche,  insbesondere  auch  über  Sach- 
güter, bedingt  ist; 

2)  über  die  nachhaltige  Vermehrungsfähigkeit  der 
Bevölkerung,  soweit  dafür  die  blosse  Grösse,  nicht  auch 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  maassgebend  ist,  welche 
letztere  wieder  die  Art  der  Güter  wesentlich  mit  bestimmt,  aus 
denen  dies  Volkseinkommen  besteht; 

3)  über  die  Höhe  der  Steuerfähigkeit  des  Volks,  nament- 
lich der  Steuern,  welche  es  dauernd  zahlen  kann  (falls  hierfür 
nicht  schon  ein  Betrag  im  nothwendigen  Unterhaltungsbedarf  ein- 
gesetzt ist,  was  zulässig  erscheint),  sowie  über  den  Steuerdruck; 

S.  u.  in  Boch  5  Über  die  Zwangs^emeinwirthschaften  und  Buch  6.  Ein  gewisses 
Minimnm  von  Bechtsschntz  und  CuItarf&rdeniDg  durch  den  Staat  gehört  zum  „noth- 
wendigen Unterhaltsbedaxf''  ebenso  gut  als  ein  gewisses  Minimum  von  SacbgUtern  für 
die  materieUen  Existenzbedtlrfoisse. 

4)  über  die  Grösse,  um  welche  sich  periodisch  das  Volks- 
vermögen und  das  National-Kapital  —  unabhäugig  von 
Vermögens-  und  Kapital  besitz  betrachtet  —  dauernd  vermehren 
kann  vermittelst  des  Wirthschaftsüberschusses  (der  Wirth- 
schaftsbilanz),  d.  h.  desjenigen  Betrags  des  Volkseinkommens, 
welcher  am  Ende  der  Wirthschaftsperiode  vom  Einkommen  übrig  ist. 

Bau  I,  §.  72,  250. 

Ein  möglichst  hohes  freies  Volkseinkommen  muss 
daher  als  Strebeziel  der  volkswirthschaftlichen  Entwickelung  be- 
zeichnet werden.  Diejenige  Organisation  der  Volks wirthschaft, 
welche  die  Erreichung  dieses  Ziels  am  Meisten  begünstigt,  so  dass 
maximaler  Nutzen  mit  minimalen  Opfern  an  Kosten  erlangt  wird, 
ist  unter  übrigens  gleichen  Umständen,  d.  h.  vor  Allem 
unter  Voraussetzung  einer  günstigen  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens, gemäss  der  im  vierten  Buche  entwickelten  Grundsätze, 
die  vorzüglichste.  Nach  einer  solchen  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft  ist  daher  in  der  Theorie  zu  forschen,  in  der  Praxis  zu 
streben:  das  Problem  des  fünften  und  sechsten  Buches  in  diesem 
ersten  Theile  der  Grundlegung. 

Vgl.  Schäffle,  Sog.  Körper  III,  272  ff.  u.  Abth.  6  u.  7  des  1 2  Hauptabschnitts 
daselbst  „Die  Nationalökonomie  hat  auf  das  geseUschaftlich  mögliche  Minimum 
der  DuTchschnittskosten   und   auf  das   gesellschaftlich  mögliche  Maximum   der  Ver- 
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nntzuDg  den  Hauptnachdrnck  za  legen.  Die  privatwirthschaftlichen  Bemühungen  um 
geringste  Eigenkosten  und  höchste  Nntzefifecte  haben  nationalokonomische  und  ethi- 
sche Haaptberechtigong  als  Vermittlungsvor^änge  zur  Begulirung  des  gesellschaftlichen 
Koetenminimums  und  l^utzmaximums"'.    £b.  S.  274. 


Viertes  Kapitel. 

Einzel-  und  volkswirthschaftliche  Werthschätzung. 

Bau,  I.  §.  63— 68,  Röscher,  I.  §.  10.  Hermann,  Abth.  I,  bes.  III  pass.,  z.  B 
S.  111,  und  Manches  in  der  allgemeinen  Litteratur  über  Werth  (^.  134,  J3o),  Wirth- 
schaft  (§.  144).  U.  A.  die  Arbeiten  Neumann's  und  der  österreichischen 
Schule  (Meyer,  v.  Böhm-Bawerk,  Wieser  u.  s.  w.). 

§.180  [89].  Die  Werthschätzung  des  Vermögens  gestaltet 
sich  wesentlich  verschieden  vom  Standpancte  der  im  Verkehr 
stehenden  Einzelwirthscbaft  nnd  von  demjenigen  der  ganzen 
V  0 1  k  s  wirthsehaft  ans. 

FQr  die  noch  fast  ganz  ausserhalb  des  Verkehrs  stehende  Einzelwirthscbaft,  na- 
mentlich tüLT  die  Familie,  welche  ihren  Gtlterbedarf  fast  ganz  eigens  prodncirt,  erfolgt 
die  Schätzung  der  Goter  sogut  wie  nur  nach  dem  Gebrauchs  werth,  des  einzelnen 
Stacks  nach  seinem  concreten  Werth  für  den  Besitzer.  Diese  ursprüngliche  Schätzung 
nennt  Beccaria  absoluten  Werth  im  Gegensatz  des  später  hinzugetretenen  rela- 
tiTen  oder  Tauschwerths,  Elementi  di  economia  publica,  in  den  Scrittori  classici  XIX, 
339  (nach  Ran  §.  63). 

I.  Einzelwirthschaftliche  Schätzung.  Die  Einzelwirth- 
Schaft  legt  nur  denjenigen  Gütern  in  ihrem  Vermögen  oder  in  ihrem 
VVirthschaftsbetrieb  concreten  Gebrauchswerth  bei,  deren  sie 
rar  die  unmittelbare  Consumtion  (einschliesslich  der  reproductiven 
Konsumtion  §.  160)  bedarf. 

Dass  auch  für  diese  einzelwirthschaftliche  (gewöhnlich  sogenannte  privat- 
wirthschaftlichc)  Schätzung  der  Tauschwertli  nicht  ausreicht,  hat  Bau  in  I,  §.  64  noch 
besonders  nachgewiesen.  S.  auch  Torr  ans,  prodoction  of  wealth,  1S21,  pag.  10, 
11.  Kossi,  cours  d'«icon.  polit.  183S,  I,  65,  während  Cournot,  rech,  sur  las  princ. 
mathem.  de  la  thcorie  des  richesscs.  183S,  sogar  so  weit  gebt,  die  Zerstörung  eines 
Theils  eines  Waarenvorraths ,  um  den  Hast  vortheilhafter ,  d.  h.  zu  einem  höheren 
Preise  verkaufen  zu  können,  p.  7  une  vcritablc  cr6ation  de  richesse  dans  le  sens 
commercial  du  mot  zu  nennen.    Yergl.  oben  §.  137  ff. 

Für  alle  übrigen  Güter  ist  der  Einzelwirthscbaft  nur  der 
Tauschwerth  (eventuell  der  Taxwerth),  oder  in  der  Geldwirth- 
schaft  der  Geldwerth  und  Preis  wesentlich. 

Denn  dieser  entscheidet  darüber,  ob  nnd  welche  Macht  diesen  Gütern  inne- 
wohnt, andere  Guter  concreten  Gebrauchswerths  eventuell  in  das  Vermögen  oder  in 
die  Wirthsehaft  einzuftüiren.  Da  nun  in  der  Yolkswirthschaft ,  welche  sich  regel- 
mässig des  Geldes  als  Verkehrsinstrument  bedient,  oder  in  der  sogenauntcn  Geld- 
wirthschaft  (§.  189)  das  Geld  das  regelmässig  am  Leichtesten  in  Güter  concreten 
Gebrauchswerths  umsetzbare  Gut  ist,  so  ist  der  Einzelwirthscbaft,  über  ihren  un- 
mittelbaren   oder   beständigen   Bedarf  an   naturalen  Gütern   concreten  Werths 
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hinaas,  auch  das  GeldrermOgen  bez.  ein  solches,  welches  sich  sofort  nach  Bedarf 
leicht,  sicher,  verlustlos  in  Geld  umsetzen  lässt  (Geldforderungen,  Wertbpapiero  u.  dgl.  m.) 
das  erwünschteste:  freilich  immer  unter  Voraussetzung  normaler  Verkehrs  Ver- 
hältnisse in  einer  Volkswirthschaft,  in  welcher  die  Arbeitstheilung  weit  gediehen 
ist.  Denn  sobald  diese  Voraussetzung  fehlt,  sind  die  Güter  und  ist  auch  das  Geld 
nicht  beliebig  oder  nur  zu  sehr  ungünstigen  Bedingungen,  d.  h.  zu  einem  niedrigen 
Tauschwerth  und  Preis,  in  die  wichtigeren  naturalen  Güter  (also  in  diejenigen  von 
bedeutenderem  Gattungswerth),  deren  die  Einzelwirthschaft  im  concrcten  Fall  bedarf, 
umzusetzen  und  nur  in  diesem  Falle  gilt  dasselbe  vom  Umsatz  von  Geldforderungen 
in  Geld  und  weiter  in  naturale  Güter.  Alsdann  zeigt  sich  erst,  wie  Besitz  und  Er- 
werb von  GeldvermOgen  und  von  Vermögen,  welches  die  Einzelwirthschaft  nur  seines 
Tauschwerths  wegen  besitzt,  schliesslich  stets  nur  die  Bedeutung  eines  Mittels, 
nicht  diejenige  eines  Zwecks  der  Wirthschaft  hat. 

Lehrreich  fUr  diese  Verhältnisse  sind  die  Beobachtungen  im  Verkehr  abgesperrter 
Orte  und  Gegenden,  wie  namentlich  in  belagorten  Festungen.  Interessante  Fälle 
der  abnormen  Preisbildungen  besonders  im  belagerten  Paris  1870—71,  worüber  Le- 
goit  eine  Arbeit  veröffentlichte. 

§.181  [90,91].  Betrachtung  einiger  besonderer  Ver- 
hältnisse. Vertheilung  von  Gebrauchsvermögen  und 
Kapital,  von  Natural-  und  Geldkapital  der  Wirthschaften. 
Eine  bemerkenswerthe  Erscheinung,  welche  mit  der  fortschreitenden 
Arbeitstheilung,  der  Verbesserung  der  Communicationen,  der  grösseren 
Rechtssicherheit,  der  gesicherten  Regelmässigkeit  des  Verkehrs  zu- 
sammenhängt, zeigt  sich  darin,  dass  die  Individual-  und  Familien- 
wirthschaften  und  zum  Theil  selbst  die  anderen  Einzelwirthschaften 
in  unserer  Culturperiode  eine  kleinere  Quote  ihres  Vermögens  in 
Gütern  concreten  Gebrauchswerths,  eine  grössere  in 
Gütern,  welche  für  sie  bloss  ihres  Tausch-  und  Geldwerths  halber 
in  Betracht  kommen,  anlegen. 

1)  Bei  der  Individual-  und  Familienwirthschaft  zeigt 
sich  dies  darin,  dass  der  Vermögensbestand,  welcher  zur  Verfügung 
der  h  a  u  s  wirthschaftlichen  Abtheilnng  der  Wirthschaft  (§.  159) 
steht,  relativ  kleiner,  derjenige  zur  Verfügung  der  erwerbs- 
wirthschaftlichen  Abtheilung  grösser,  als  in  Zeiten  weniger  ent- 
wickelten Verkehrs,  wird.  Dies  kommt  aber  einfach  darauf  hinaus, 
dass  das  Nutzvermögen  zu  Gunsten  des  Kapitalbesitzes 
solcher  Wirthschaft  abnimmt,  also  auch  ein  grösserer  Theil  des 
Gesammtvermögens  eines  Wirthschaftssubjects  Rente  giebt. 

Beispiele:  die  früheren  YcrmOgensanlagcn  der  wohlhabenden  Mittelstände  in 
Schmuck,  Silbergeräth,  gediegenem  Mobiliar,  Betten,  Tafelgeschirr,  Kleidern,  der  wohl- 
habenden Banern  in  Leinenzeug«  Betten,  Kleidern,  in  müssigen  Summen  gemünzten 
Geldes  („Schatz*');  neuerdings  immer  allgemeiner  knappe,  nur  dem  nothwendigsten 
Bedarf  entsprechende  Yorräthe  solchen  NutzvermOgens  und  „rentable'*  Kapitalanlagen 
in  Werthpapicren ,  Hypotheken  u.  s.  w.,  besonders  im  Zusammenhange  mit  der  Ent- 
wicklung der  Industrie,  des  Staatsschulden wesens  (welches  spcciell  für  die  Hentabel- 
machung  solcher  müssiger  Vermögen  gelegentlich  selbst  empfohlen  wurde),  des  Credit- 
wesens  überhaupt.  Wohlhabende  Agrarländer,  wie  Hannover,  Mecklenburg,  Schleswig- 
Holstein   haben   solche  Entwicklung   zum  Theil  erst  in   neuester  Zelt  durchgemacht 
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Anschloss  an  den  Zollverein).   Die  asiatischen  ColtarrOllier  sammeln  noch  immer  Über- 
wiegend ,,Schätze'^  oder  legen  das  Vermögen  in  Schmuck  u.  dgl.  au. 

In  den  grossen  Verkehrscentren  der  modernen  Cultor  (Grossst&dteu)  und  in  neuen 
Ländern  und  Orten  mit  einer  BerOlkerung  ohne  viel  alträterische  Tradition  in  der 
lauswirthschaft  tritt  dies  ganz  besonders  hcr?or.  Berlin  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerica,  besonderd  die  adantischen  KOstenstaaten  bieten  da, 
de  in  manchen  socialen  und  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  viel  Aehuliches.  In  den 
jrossstädten  wirken  die  Knappheit  der  Wohnräume,  die  hohen  Miethen,  die  bestän- 
ligen  UmzUge  auch  zu  dieser  ethisch  und  socialpolitisch  keineswegs  immer  günstigen 
Beschränkung  des  NutzrermOgens  ein. 

Durch  Ausbildung  der  Technik  und  billigen  Production  vojt  Gegenständen  des 
^utzrermögens  wird  diese  Entwicklung  noch  begtlnstigt:  BlUthe  der  „Imitations- 
ndustrieen"  in  unserer  Zeit,  „unechte",  „falsche**  Dinge  in  allen  möglichen  Zweigen, 
luch  keine  sittlich,  socialpolitisch  und  künstlerisch  oder  kunstindostriell  immer  gUn- 
tige  Gestaltung  der  Production  und  Consumtion!  Die  Entstehung  besonderer  Leih- 
md  Miethgesc hafte  für  die  Verborgung  von  solchen  Gegenständen  (Bttcher,  Möbel, 
Tafelgeschirr  u.  dgl.  m. ,  Kleider)  fuhn  sogar  dazu,  dass  viele  an  und  für  sich  der 
iauswirthschaft  unentbehrliche  Güter  gar  nicht  mehr  eigenthUmlich  ron  ihr  be- 
essen,  sondern  immer  nur  leihweise  benutzt  werden. 

Am  Weitesten  ist  das  wieder  in  den  Grossstädten  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
liehen, aber  auch  in  Berlin  und  anderen  europäischen  Grossstädten  bemerkbar  genug. 
—  Blüthe  der  Leihbibliotheken,  von  weittragenden  Folgen  in  mehr  als  einer  Hin- 
icht.  —  Wichtiger  freilich  ist  noch  das  städtische  und  besonders  grosstädtische  Mieth- 
Fohnungswesen  statt  des  „eigenen  Hauses''  und  vollends  das  Chambregami-  und  gar 
las  iichlafstellen Wesen.  Das  WohnbedUrfniss  wieder  wie  im  alten  Born  in  der  „BlUthe- 
eit'*  (Priedländer,  Sittengeschichte  I,  26  ff.)  das  einzige  der  materiellen  Haupt- 
»edOrfnisse,  das  in  unserer  arbeitstheiligen  Volkswirthschaft  gewöhnlich  nicht  mittelst 
ies  Kaufcontracts,  sondern  des  Miethcontracts  befriedigt  wird,  —  mit  weiteren  be- 
enklichen  Folgen.  (S.  im  2.  Theil,  über  städtisches  Grundeigenthum.)  Vergl.  auch 
ie  schöne  moralstatistische  Arbeit  von  £.  Laspeyres,  der  Einfluss  der  Wohnung 
uf  die  Sittlichiieit  (nach  Pariser  Materialien),  Bcrl.  1869. 

Die  Wirthschaftlichkeit  gewinnt  hier  freilich  auf  der  einen 
>eite.  Aber  diese  Entwicklung  ist  auf  der  anderen  Seite  sittlich, 
ulturgeschichtlich,  socialpolitisch  und  selbst  in  artistischer  Hin- 
icht  nicht  ohne  grosse  Bedenken.  Ein  gesunder  Conservatismus 
[er  hauswirtbschaftlichen  Consumtion,  besonders  auf  dem  Gebiete 
[es  Nutzvermögens,  weicht  der  hastigen  Ruhelosigkeit  des  Markts, 
lern  ewigen  rast-  und  rücksichtslosen  Jagen  nach  Erwerb. 

Die  kunstgewerbliche  Seite  z.  B.  leidet  gewiss  unter  einer  Entwicklung, 
^0  die  Mobilien  und  das  Geschirr  nicht  mehr  Gegenstände  des  dauernden  Besitzes, 
ondern  nur  der  Leihe  sind.  Denn  wenn  auch  im  letzteren  Fall  vielleicht  mehr  Pracht- 
lücke hergestellt  werden,  so  ist  doch  die  ganze  Production  kleiner. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  sind  so  manche  Gesichtspuncte  und  Bemerkungen  eines 
.  Moser,  eines  Riehl  nur  zu  berechtigt.  Indem  z.  B.  das  moderne  Creditwesen, 
as  Staatsschulden  Wesen .  die  B'^rsenpapiere ,  das  Inhaberpapier,  die  Mobilisirung  der 
[ypothek  im  Pfandbriefe  die  Anlage  ?on  Kapitalien,  auch  von  kleinen  Beträgen,  er- 
:ichtert,  nutzen  diese  Einrichtungen  einzel-  und  volkswirthschaftlich  in  einer  Hinsicht 
ewiss  auch  dadurch,  dass  sie  der  „Nutzvcrmögenswirthschaft"  entgegenwirken.  Die 
jtztere  war  auch  volkswirthschaftlich  unökonomischer  als  diese  „Kapitalwirthschaft". 
Lber  fast  unvermeidlich  wird  bei  dieser  Art  der  Kapitalanlagen  jeder  „Effecten- 
csitzer**  tiber  kurz  oder  lang  in  den  Börseustrudel  gezogen  oder,  wenn  er  sich  wirk- 
ch  fern  h&lt  und  nur  feste  Anlagen  sucht,  leidet  er  eben  unter  umständen  leicht 
ie  empfindlichsten  Verluste  („Dividendenpapiere" Ij.  Diese  sociale  Wirkung  des 
Kreditwesens,  speciell  z.  B.  des  Inhaberpapiers,  der  Actie,  ist  neben  der  reinökonomi- 
chen  und  technischen  Seite  ohne  Zweifel  bisher  viel  zu  wenig  beachtet  worden  (auch 
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in  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten  über  Credit-  nnd  Bankwesen,  die,  besonders  die 
ersten,  noch  viel  zq  einseitig  priratwirthschaftlich  und  technisch  gehalten  waren 
und  diese  Behandlung  des  Stoffs,  der  herrschenden  Richtang  der  Wissenschaft  gem&ss, 
ohne  Weiteres  für  roikswirthschaftlich  ansahen).  Der  Zusammenhang  dieser  Verhält- 
nisse mit  den  im  Text  berührten  Vorgängen  ist  nur  zu  klar. 

2)  In  der  Erwerbs-  oder  Produetionswirthschaft  kommt 
eine  der  eben  gescbilderten  analoge  Entwicklung  in  zweierlei 
Weise  zum  Vorscbein.  Einmal  darin,  dass  im  Geschäftskapital 
die  Quote,  welche  aus  den  zur  neuen  Gütererzeugung  erforderlichen 
naturalen  Gütern  selbst  besteht,  zu  Gunsten  der  in  Geld  (oder 
geldwerthen  Papieren,  leicht  realisirbaren  Forderungsrechten)  be- 
stehenden sich  verringert,  —  auch  dies  ist  keine  durchweg  günstige 
Gestaltung;  sodann  vielfach  so,  dass  auch  die  Geldquote  durch 
Benutzung  von  Credit  ersetzt  oder  ergänzt  wird,  was  oft  nur  zu 
ungesunden  Verhältnissen  der  Produetionswirthschaft  führt. 

Oder  in  der  Sprache  der  Praxis:  es  wird  in  der  Hoffnung  auf  stete  Verfügung 
über  Credit  mit  zu  wenig  eigenem  Betriebskapital  gcwirthschaftet,  indem 
das  Anlagekapital  im  Verhältniss  zu  dem  GesammtvermOgen  der  Wirthschaft  zu  hoch 
angesetzt  ist. 

3)  Bei  anderen  Wirthschaft en,  von  Corporationen,  juri- 
stischen Personen,  auch  in  der  Wirthschaft  des  Staats 
finden  sich  endlich  ebenfalls  analoge  Erscheinungen:  zu  knappes 
Gebrauchs-  und  Nutzvermögen,  zu  wenig  Betriebskapital, 
und  zu  viel  Verlass  darauf,  die  erforderlichen  Güter  concreten 
Werths  jederzeit  durch  den  Credit  beschaffen  zu  können,  immer 
in  der  von  der  Theorie  zu  einseitig  begünstigten  Tendenz,  Zins- 
verluste zu  vermeiden.  Gleichfalls  eine  Gestaltung,  welche  oft  nur 
scheinbar  dem  Princip  der  Wirthschaftlichkeit  gerecht  wird  und 
auf  der  Verkennung  der  wirthschaftlichen  Function  des  Nutzver- 
mögens (und  der  Beservefonds)  beruht. 

Yergl.  die  richtigen  Bemerkungen  von  Hermann,  S.  226  ff.  über  die  Yorrathe 
ohne  sofortige  Bestimmung  der  Verwendung,  über  Geld  als  Cassenverlag.  Mit  Recht 
tadelt  auch  er  S.  223,  dass  die  Wirthschaftblehre  zu  wenig  KUcksicht  auf  das  Nutz- 
kapital  (NutzrermOgen)  genommen  und  das  eigentliche  oder  Productivkapital  fast  aus- 
schliesslich ins  Auge  gefasst  habe.  Nutzanwendung  auf  die  wichtige  Doanziello  Frage 
vom  Staatsschatz  siehe  in  meiner  Finanzwissenschaft  I,  3.  A.  §.  75. 

IL    —    §.    182  [92].     Volkswirthschaftliche    Werth- 

Schätzung.     Vom  Standpuncte  der  Volkswirthscbaft  oder 

des    ganzen   Volks  aus   ist  die  Werthschätzung  des   Vermögens 
folgende : 

Wesentlich  hiermit  übereinstimmend  Kau  I,  §.  65. 

1)  Die  grosse  Masse  der  Güter,  welche  den  Ertrag  der  Volks- 
wirthscbaft, das  Einkommen  des  Volks  und  demnach  in  einem 
bestimmten  Zeitpuncte  betrachtet  das  Volksvermögen  bilden,  wurde 
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über  darchsias  und  wird  auch  selbst  bei  heutiger  Entwicklung  des 
uswärtigen  und  Weltverkehrs  (§.  152 ff.)  grossentheils  im  Inland 
rzeugt  und  auch  hier  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  oder  zu 
euer  GUtererzeugung  verwendet.  Für  das  Volk  ist  ebendeshalb 
ei  diesen  Gütern  der  Gebrauchswerth  entscheidend.  Der 
'auschwertb  dieser  Güter  kommt  nur  für  die  Einzelwirthschaften 
es  Volks  und  daher  für  die  Vertheilung  des  volkswirthschaft- 
eben  Ertrags  und  Vermögens  unter  jenen  in  Betracht. 

Auch  bei  hochentwickeltem  internationalen  oder  weltwirthschaft liehen 
'erkehr  ist  die  Quote  der  mit  dem  Auslände  ausgetauschten  Guter  rerglichcn  mit  den 
n  Inlande  erzeugten  und  hier  verzehrten  Gütern,  wenigstens  in  allen  grosseren 
olkswirthschaften ,  selbst  noch  der  britischen,  nur  eiue  relativ  kleine,  wenn  sie 
ach  bei  einzelnen  wich  t igen  Producten  erheblich  gestiegen  ist  und  weiter  steigt. 

Das  Yerh&ltniss  der  Waarenein-  und  -Ausfuhr  zur  heimischen  Erzeugung  und 
erwendnng  (eigentliche  wie  reproductive  Consumtion)  wechselt  natürlich  im  Laufe 
er  Geschichte  und  von  Land  zu  Land  vielfach.  Die  früher  erörterte  Entwicklung  der 
«^eltwirthschaft  führt  jedenfalls  zu  einer  absolut  grösseren,  mitunter  wohl  auch 
1  einer  relativ  grösseren  Bedeutung  des  auswärtigen  Handels,  d.  h.  das  Inland 
;nrendet  zu  einer  wachsend  grösseren  Quote  seiner  Consumtionen  fremde,  cinge- 
ihrte  Güter  und  umgekehrt  arbeitet  eine  wachsend  grössere  Quote  seiner  Production 
ir  den  Consum  des  Auslands. 

Die  hierfür  im  Allgemeinen  maassgebenden  Factoren  sind  oben  in  §.  152  ff. 
irgelegt  worden.  Specielle  Einflüsse  auf  die  Gestaltung  des  genannten  Verh&lt- 
isses  in  den  einzelnen  Ländern  sind  namentlich: 

(1)  Die  geographische  Lage  und  die  Verbindungen  mit  anderen  Ländern, 
eiche  den  Austausch  erleichtern  (Grossbritannien  in  der  heutigen  Richtung  des 
Telthandels,  Italien  im  Mittelalter;  See  Verbindung;  Eisenbahnen,  welche  z.  B.  in 
euester  Zeit  bewirkten,  dass  der  russische  Handel  in  immer  stärkerem  Betrage  über 

entschland  geht.  Königsberg  russischer  Theehafen  wurde  u.  s.  w.). 

(2)  Die  Volksdichtigkeit,  die  Beschaffenheit  des  heimischen  landwirth- 
;haftlichen  Bodens  und  des  Klimas,  die  Entwicklung  des  heimischen  Bergbaus 
od  der  Industrie,  Momente,  welche  ein  Land  nöthigcn  und  anderseits  bc- 
ähigen,  seinen  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  und  Gcwcrkstoffon,  der  im 
iland  nicht  mehr  ganz  oder  nur  sehr  kostspielig  aus  der  heimischen  Naturalproduc- 
on  gedeckt  werden  kann,  in  immer  stärkerem  Maas^6  aus  dem  Auslande  und  zwar 
3S  weniger  dicht  bevölkerten  Ländern  extensiverer  Landwirthschaft,  günstigeren  Bo- 
ens  und  Klimas  und  weniger  entwickelten  Bergbaus  und  Fabrikwesens  mit  zu  decken, 
[auptbeispiel  der  Gegenwart,  wo  so  ziemlich  alle  ebenerwähnten  Momente  zusammen- 
effen,  ist  Grossbritannien,  das  nach  Fr.  X.  Neumann  (Wien)  den  auf  G's  bis 
Ö  Mill.  Hectoliter  gestiegenen  Bedarf  an  seiner  wichtigsten  Brotfrucht,  dem  Weizen, 
'.hon  in  den  ISTOer  Jahren  zu  mehr  als  der  Hälfte,  35— 3S  Mill.,  im  J.  1877 
►gar  zu  43  Mill.  Hectoliter,  übrigens  bei  z.  Tb.  ungünstigen  Ernten,  aus  dem  Aus- 
mde,  besonders  aus  den  Vereinigten  Staaten  und  Kussland  decken  musste  („üeber:J." 
ihrg.  1878,  S.  43),  eiue  Entwicklung,  welche  in  dieser  Richtung  einstweilen  immer 
eiter  geht.  Frankreich  und  neuerdings  auch  Deutschland  kommen  nach  und 
ich  in  eine  ähnliche  Lage;  kleinere  Gebiete,  wie  Belgien,  Holland,  die 
chweiz,  KOnigr.  Sachsen,  Rhüinland  gleichen  England  darin  noch  mehr,  in 
ebirgsländern  wirkt  besonders  der  absolute  Mangel  an  culturfähifrem  Boden  mit 
n.  Die  Vermehrung  und  der  steigende  Wohlstand  der  Bevölkerung  in  den 
ändern  des  Getreideimports  lassen  diese  Entwicklung  immer  schärfer  hervortreten 
ad  hängen  von  derselben  selbst  wieder  mit  ab.  Dagegen  können  in  den  Getreide- 
xpori- Ländern  dieselben  Momente,  welche  grade  durch  lucrativen  Verkauf  der 
odenfrüchte  ans  Ausland  begüustijurt  werden,  neben  dem  Aufblühen  der  heimischen 
idustrie  wieder  zu  einer  rückläufigen  Bewegung  (wenigstens  relativ,  wenn  auch 
icht  immer  absolut)   führen,   so  z.  B.  was  in  neuerer  Zeit  Deutschland  anlangt. 
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welches  aus  der  Keibe  der  regelmässig  mehr  Getreide  exportircnden  in  die  Beibe  der 
solches  mehr  importirenden  Länder  übergegangen  ist.  Interessante  Daten  in  Neu- 
mann 's  Uebersicbten ,  die  in  den  verschiedenen  Jahrgängen  grade  diese  Seite  (Ge- 
treidehandel) immer  genauer  verfolgt  haben. 

(3)  Endlich  ist  die  Production  von  Artilieln  eines  Quasi- Naturmonopols 
oder  eines  zur  Zeit  bestehenden  Industrie-  und  Montan-Monopols  des  expor- 
tirenden  und  der  Bedarf  an  Artikeln  dieser  Art  in  dem  importirenden  Lande,  wel- 
ches in  diesen  Prodoctioncn  aus  natürlichen  oder  geschichtlich-volkswirthschaftlichen 
Gründen  zurücksteht,  noch  von  besonderem  Einfluss  auf  die  Relation  des  auswärtigen 
Handels  zur  heimischen  Production  und  Consumtion :  Colonialwaaren,  Baumwolle 
als  Gewerkstofi'  bei  uns,  Fabrikate  überhaupt  für  den  Bedarf  der  europäischen 
Colonialstaaten ,  haben  in  der  Neuzeit  das  Verhältnlss  zu  Gunsten  des  auswärtigen 
Handels  in  vielen  Ländern  sehr  verschoben. 

Es  ist  eine  interessante  Aufgabe  der  Productions-,  Consumtions-  und 
Handelsstatistik,  die  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  zeitlich  und  räumlich 
genau  zu  erforschen  und  in  Zahlen  auszudrücken:  eine  öfters  versuchte  Aufgabe, 
welche  aber  mit  den  heutigen  Hilfsmitteln  der  Statistik  doch  nur  für  wenige  einzelne 
Producte,  am  Besten  wohl  noch  für  die  Gruppe  der  Montanproducte  (freilich  nur 
thcilweise  für  die  Edelmetalle)  einigermaassen  sicher  zu  lOsen  ist.  Die  Statistik  des 
auswältigen  Handels  würde  trotz  ihrer  notorischen  Lücken  und  Fehler  (bes.  bei 
der  Ausfuhr)  noch  leidlich  genügen  (s.  darüber  SOtbecr  a.  a.  0.  in  Hirth's  Ann.  1S75). 
Aber  die  Statistik  der  einheimischen  Production,  fast  nur  mit  Ausnahme  der 
Bergbaustatistik,  die  hier  weniger  Schwierigkeiten  bietet,  liegt  selbst  in  unseren 
West-  und  mitteleuropäischen  Culturstaaten  noch  so  im  Argen,  dass  zuverlässige  Daten 
selbst  für  die  Agrar-,  vollends  für  die  Industricproduction  noch  wenig  vorhanden 
sind,  wenn  sich  auch  neuerdings  die  agraiische  Productionsstatistik  erbeblich  ver- 
bessert hat.  Berechnungen  wie  die  älteren  von  Moreau  de  Jonncs  (le  commerce 
au  XIX.  siecle,  Par.  1825,  I,  ll4ff.),  von  Hau  L  §.  65  Anm.  a  citirt,  über  das 
Vcrhältniss  der  jährlichen  Verzebrung  fremder  Producte  zur  ganzen  Consumtion  und 
über  das  Verbältuiss  der  Güterausfuhr  zur  gesammten  inländischen  Erzeugung  in  Nord- 
america,  Frankreich,  Grassbritannien  haben  eben  deshalb  kaum  irgend  einen  Werth. 
Denn  die  Haupt  Ziffern,  diejenige  für  die  einheimische  Production  und  Gesammt- 
Consumtion  (aller  Artikel),  sind  durchaus  unsicher.  Man  muss  sich  daher  vor- 
läufig darauf  beschränken,  für  einige  Artikel,  über  welche  zuverlässigere  Daten  vor- 
liegen, statistische  Berechnungen  der  Relation  des  auswäitigen  Handelsumsatzes  zur 
heimischen  Production  und  Consumtion  anzustellen.  Die  besten  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiete  sind  die  schon  genannten  des  Oesterreichers  Fr.  X.  Neu  mann  über  Pro- 
duction, Welthandel  und  Volkswirtbschaft,  zuerst  in  Behm's  Geogr.  Jahrbüchern,  dann 
selbständig  in  den  „Ueber&ichteu",  jetzt  von  v.  Juras chek  fortgesetzt,  wonngleich 
auch  hier  freilich  unvermeidlich  noch  mit  vielen  Conjecturalzahlen  gerechnet  werden 
muss.  Vergl.  auch  Kolb's  Statistik,  besonders  7.  Aufl.  S.  785  ff.  Das  seinem  Plane 
nach  nicht  üble  Werk  von  0.  Hausner,  Vergleichende  Statistik  von  Europa,  Lemb. 
1865,  2.  B.,  operirt  leider  mit  ganz  unsicheren  Zahlen,  vor  Allem  auf  dem  Ge- 
biete der  volkswirthschaftlichen  Statistik  und  macht  auch  nicht  eine  Quellenangabe; 
vor  den  speciell  hierher  gehörigen  Daten  II,  132,  137  und  vollends  262  ist  nur  zu 
warnen.  —  Die  Vorgleichungen  hinsichtlich  der  Gesammterzeugung  und  des  Han- 
dels sind  endlich  auch  noch  unsicherer,  weil  hier  eine  Umsetzung  der  mitunter  noch 
leidlicheren  statistischen  Daten  über  die  Monge  der  Producte  in  geldwert h- 
statistische  Daten  erfolgen  muss,  worin  eine  neue  grosse  Fehlerquelle  (auch  beim 
Handel)  liegt.  Vergl.  SOtbeer  a.a.O.,  die  Vorbemerkungen  zur  Werthstatistik 
unseres  auswärtigen  Handels  in  der  „Statistik  des  Deutschen  Reichs''  und  Hirth, 
,.die  Methoden  der  Handelsstatistik  in  England,  Frankreich,  Holland,  Hamburg,  Bremen, 
Zollverein"  in  s.  Annal.  1870  S.  407  ff.  Auch  in  dieser  Werthstatistik  des  Handels 
hat  sich,  auch  im  Deutschen  Reiche,  neuerdings  Manches  gebessert  Aber  die  Schwierig- 
keiten liegen  in  der  Natur  des  Problems  (z.  B.  betreffs  der  Unterscheidung  der  Waaren- 
«orten  und  Qualitäten  und  der  richtigen  Preisansät/e  dafür),  und  werden  sich  kaum 
genügend  beseitigen  lassen.  Vgl.  über  die  verschiedenen  Methoden  der  Bearbeitung 
der  Statistik  des  auswärtigen  Waarcnverkehrs  in  ausscrdeutschcn  Staaten  B.  43  der 
Statistik  des  Deutschen  Reichs. 
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2)  Derjenige  Theil  iDländischer  Güter,  welcher  als  Ausfuhr 
Q  Handel  (ebenso  auch  in  Rentenzahlungen)  ins  Ausland  geht 
id  zur  Bezahlung  der  Gtttereinfuhr  (ebenso:  zur  Tilgung  der 
erbindlichkeiten  aus  Renten  u.  s.  w.)  dient,  kommt  dagegen  aach 
Ir  die  Volks wirthschaft  nach  seinem  Tausch-  oder  Geldwerth, 
ich  seinen  Verkaufspreisen  in  Betracht. 

Denn  letztere  entscheiden  Über  die  Kauffähigkeit  der  Aasfohr  im  Aoilande. 
ie  eingeftihrten  (jdter,  die  im  Handel  oder  für  Rentenzahlungen  u.  s.  w.  ein- 
ihen,  werden  dagegen  in  der  heimischen  Yolkswirthschaft  schliesblich  wieder  nur 
ich  ihrem  Gebrauchs wertho  angeschlagen. 

3)  Das  Geld  hat  die  Volkswirthschaft  zu  schätzen: 

a)  nach  dem  Tauschwerthe,  soweit  es  im  Import  und 
xport  gegen  Güter  concreten  Gebrauchswerths  umgesetzt  wird; 

So  mithin  besonders  in  den  Ländern  der  grösseren  Edelmetallproduction  (America, 
sonders  Galifomien,  Australien.  Knssland-Sibirien). 

b)  das  im  Inlande  umlaufende  Geld  ebenfalls  nach  dem 
auschwerthe,  d.  h.  nach  dem  Durchschnittswerthverhültnisse 
ßlches  zwischen  dem  Gelde  und  den  übrigen  Gütern  besteht  und 
3h  daher  in  den  Durchschnittspreisen  der  letzteren  ausdrückt. 

Denn  hiervon  hängt  die  Höhe  des  Geldbedarfs,  bei  einem  bestimmten 
inde  der  Preise,  mithin  das  dieser  Geldsumme  entsprechende  Quantum  concreter 
brauchswerthe  ab,  welches  die  Volkswirthschaft  dauernd  in  ihren  nationalen  Geld- 
ids,  als  in  das  Mittel  zur  Bewerkstelligung  der  Umsätze  im  Geldverkehr,  stecken, 
muach  einer  anderen  Verwendung,  zur  Consumtion  oder  Production,  entziehen  muss. 
Q  Pnnct,  welchen  die  einseitigen  Gegner  des  Banknotenwesens  und  unsere  im  Reichs- 
ikgesetz  von  1875  zur  Geltung  gelangende  stark  restringirende  Zettelbaukpolitik  zu 
nig  beachtet  haben.  S.  dagegen  A.  Wagner,  Zettelbankreform  im  Deutschen 
iche,  BerL  1875,  bes.  III,  2.  S.  20  ff.,  42  tf.  Vergl.  auch  Arendt,  internationale 
tüungsbilanz  Deutschlands  u.  s.  w.  Bcrl.  187S. 

c)  Im  Uebrigen  ist  dieser  nationale  Geldfonds  von  der  Volks- 
rthschaft  nach  seinen  Leistungen,  daher  nach  seinem  Ge- 
auchswerth  als  allgemeines  Verkehrsinstrument 
er  als  Maschinerie  für  Umlauf  und  Vertheilung  der 
Qter  im  System  der  Arbeitstheilung  zu  schätzen. 

Nicht  ein  beliebig  grosser  Geldbetrag,  —  der  hauptsächliche  Irrthum  vieler 
rcantilisten  —  sondern  derjenige  Betrag,  welcher  bei  einem  bestimmten  Werthver- 
tniss  fQr  den  Austausch  von  Geld  und  anderen  Gutem  ausreicht,  ist  für  die  Volks- 
thschaft  zu  wünschen. 

111.  —  §.  183  [93].  Statistik  des  Volkseinkommens 
id  Volksvermögens.  Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass 
ch  wegen  dieser  verschiedenen,  für  die  Werthschätzung  wichtigen 
»mente  statistische  Zusammenstellungen  und  Berechnungen  des 
Iksvermögens,  Volkseinkommens  oder  des  Ertrags  der  Volks- 
rthschaft  nach  Geldwerth,  ganz  abgesehen  von  der  schon  her- 
rgehobenen unvermeidlichen  Unzuverlässigkeit  aller  solchen  Be- 
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rechnuDgen,  in  volkswirthschaftlicher  Hinsicht  wenig  Be- 
deutung besitzen  und  oft  nur  mit  grossen  Zahlen  blenden.  Statt 
dessen  ist  eine  Statistik  zu  verlangen,  welche  möglichst  genau  die 
Quantitäten  der  einzelnen,  möglichst  nach  Qualitäten  (Sorten 
u.  8.  w.)  unterschiedenen  Güterarten  im  Volksvermögen  und 
Volkseinkommen  für  eine  ganze  Volkswirthschaft  darstellt.  Daraus 
lassen  sich  dann  auch  einige,  freilich  noch  bedingte  Schlüsse  auf 
das  VTohlbefinden  und  die  ganze  ökonomische  Lage  der  Be- 
völkerung, wenn  nur  die  Zahl  der  letzteren  bekannt  ist,  ziehen, 
und  auf  den  wichtigeren  Punct,  die  Vertheilung  des  Vermögens 
und  Einkommens  unter  der  Bevölkerung,  werden  wenigstens  Streif- 
lichter geworfen. 

S.  die  Vorbemerkangcn  in  §.  175  and  das  folgende  Kapitel. 


Fünftes  Kapitel. 

Kennzeichen  des  Volkswohlstands. 

§.  1S4.    Vorbemerkungen  und  Litteratar. 

Siehe  Rau  I,  §.  80,  81,  auch  §.  25,  Koscher  I,  §.  10.  —  Vergl.  Neumaun 
(Tübingen)  „Unsere  Kenntniss  von  den  socialen  Zuständen  um  uns*\  besonders  auch 
die  statistischen  Anmerkungen  dazu,  mit  guten  kritischen  Bemerkungen  tlber  die  Mängel 
des  statistischen  Materials  auf  diesem  wichtigen  Gebiete,  in  Hildebr.  Jahrb.  18  (1S72), 
278  ff.,  299  ff.  S.  von  Neumann  auch  dtn  §.  25  seiner  Abh.  über  Grundbegriffe  im 
Schon berg'schen  Handbuch  I,  3.  A.  Der  um  die  ?olkswirthschaftliche  Privatstatistik 
rPreibe,  Industrie,  Handel  u.  s.  w.)  sehr  verdiente  £.  Laspeyres  hat  in  der  kleinen 
Schrift  „Die  Kathedersocialistcn  und  die  statistischen  Congressc,  Gedanken  zur  Be- 
gründung einer  nationalOkonomischen  Statistik  und  einer  statistischen  NationalOkonomie*\ 
Berl.  1875  (H.  52  d.  deutschen  Zeit-  u.  Streitfragen),  beachtenswerthe  Vorschläge  für 
die  weitere  Ausbildung  der  volkswirthschaftlichen  Statistik  gemacht  und  zwar  dircct 
für  die  Zwecke  der  Nationalökonomie.  Auch  er  nennt  die  Kenntniss  der  socialen  Zu- 
stände um  uns  „bisher  jämmerlich  bestellt**,  S.  41. 

Sonst  ibt  für  einigermaasseu  verarbeitetes  geschichtliches,  cultur-  und 
wirthschaftsgeschichtlichcs  und  besonders  statistisches  Material  auf  die  allgemeinen 
Handbücher  der  Statistik  und  Staatskundo  zu  verweisen,  die  freilich  nicht 
immer  mit  genügender  Kritik  an  den  Stoff  herantreten;  ferner  auf  die  grösseren 
Werke  der  politischen  Geographie,  welche  letztere  im  Stoff  mit  der  Staats- 
kunde grossenthcils  zusammenfällt;  und  auf  die  speciellen  Staatskunden  ein- 
zelner Länder,  welche  Werke  sammt  und  sonders  den  wirthschaftlichen  Verhält- 
nissen grössere  oder  geringere  Aufmerksamkeit  schenken ,  einzeln  übrigens  natürlich 
von  sehr  verschiedenem  Werthe  sind. 

Einzelne  wichtige  Seiten  der  Volkswirthschaft  finden  ihre  eingehendste  Be- 
handlung in  den  zahlreichen  Pnblicationen  der  statistischen  Bureanx  unserer 
modernen  Staaten,  besonders  der  Ackerbau,  der  Handel,  die  Communicationsmittel,  die 
Creditanstalten,  die  Finanzen,  weniger  die  gesammte  Industrie,  doch  haben  neuere  ge- 
werbestatistische Aufnahmen  hier  jetzt  die  Lücken  zu  vervollständigen  begonnen  (vgl. 
bes.  Preuss.  Statistik  N.  XXXX,  Ergebniss  der  Gewerbezählung,  Berl.  1878;  Engel, 
d.  indubtr.  Enquete  n.  d.  Gewerbezähl.  u.  s.  w.  Berl.  1S78).  Bcich  an  schönen  mono- 
graphischen Arbeiten  im  Gebiete  der  volkswirthschaftlichen  und  Socialstatistik  sind 
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)9onders  die  von  Engel  begründeten  Zeitschriften  des  E.  S&chsischeu  und  K. 
reussischen  Statist.  Bureau,  mit  ihren  neueren  Fortsetzungen  unter  Böhm  er  t 
id  Blenck,  die  von  v.  Hermann,  später  eine  Zeit  lang  ron  G.  Mayr,  jetzt  von 
asp  herausgegebenen  Hefte  und  Zeitschriften  des  K.  Bayerischen  Statist.  Bureau, 
e  Ton  GzOrnig-Ficker 'sehen,  jetzt  von  Inama-Sternegg'schen  amtlichen  stä- 
dtischen Publicationen  in  Oesterreich,  die  italienischen  von  Bodio,  die 
)lgischen  Veröffentlichungen,  die  englischen  Blaubflcher,  die  Veröffent- 
'.hungen  der  städtischen  Statist.  Bureauz  (Berlin,  Wien  u.  a.  m.)«  Q.  s.  w. 

Besonders  hervorzuheben  sind,  auch  zu  Zwecken  der  Vergloichung  der  periodi- 
hen  Daten,  die  neuerdings  immer  allgemeiner  Üblich  gewordenen  statistischen 
;hrbücher,  unter  denen  dasjenige  des  Deutschon  Reichs  nach  Anlage,  Knapp- 
it  und  Vollständigkeit  eine  erste  Stelle  einnimmt  (begrOndet  von  Becker,  fort- 
führt von  V.  Scheel,  13.  Jahrgang  von  1892).  Ferner  die  Jahrbücher  von  Preussen, 
alien,  Frankreich  u.  a.  L.  Aehnlich  derartige  Jahrbücher  von  Städten,  unter 
ilchen  das  Berliner  (begründet  von  Schwabe,  fortgeführt  von  Böckh)  hervor- 
]^  Diese  Werke  sind  zum  Theil  als  amtliche  Schriften  an  Stelle  der  früheren 
Ivaten  „Staatskunden''  getreten,  die  jetzt  seltener  werden. 

Für  wirthschaftliche  vergleichende  Statistik  auch  mancher  wichtiger  Ge- 
tto sind  V.  Neu  mann -Spallart's  Ueborsichtcn  der  Weltwirthschaft  hervorzuheben, 
stzter  Jahrg.  18S3— 84,  erschienen  1887,  Fortsetz,  für  1885—89  langsam  in  Heften 
€heinend  von  v.  Juraschek.)  Hier  wird  auch  dem  theoretischen  Problem  der 
ssung  des  Volkswohlstands  Aufimerksamkeit  gewidmet  (Jahrg.  1883 — 84  S.  10)  und 
e  symptomatische  Messung  der  wirthsohaftUchen  Lage  versucht,  nach  primären 
mptomen  (Veränderungen  der  Production,  der  Consumtion,  Lebhaftigkeit  dos  Ver- 
irs.  Umfang  des  Handels),  nach  secundären  (Güterpreise  und  Arbeitslöhne,  Disconto- 
ce,  Gründungen  und  Emissionen,  Beutabilität ,  Curswerthe,  Fallimente),  und  nach 
ectorischen  Symptomen  (Arbeiterentlassungen,  Strikes,  Ein-  und  Auswanderung, 
iraths-  und  Gebnrtenfrequenz,  andere  socialethische  Symptome). 

Wichtige  Materialien  bieten  neuere  Enqueten,  besonders  über  Ag rar ver- 
Itnisse  ^Italien,  Frankreich,  Baden),  über  Arbeiterverhältnisse;  statistische 
fnahmen  über  Armenwesen  (England,  jetzt  auch  Deutschland).  Besondres  Ver- 
ost  hat  sich  der  Verein  für  Socialpolitik  durch  seine  inhaltreichen  Sammel- 
leiten  über  verschiedene  wichtige  wirthschaftliche  Verhältnisse  (bäuerliche  Zustände, 
icher,  Wohnungsverhältnisse,  Handel,  Arbeiterverhältnisso  u.  s.  w.)  erworben.  Näheres 
über  und  daraus  (wie  auch  in  betreff  der  Enqueten)  in  der  practischen  National- 
nomie;  vgl.  Buchcnberger's  Agrarpolitik  B.  1. 

Hier  können  sonst  nur  einige  wenige  Hauptwerke  besonders  hervorgehoben 
rden.  Weiteres  gehört  in  die  Bibliographie  der  Statistik,  worüber  der  Ka- 
>g  der  Hamburger  Commerzbibliothek  und  der  der  Bibliothek  des  K.  Prenssischen 
dstischen  Bureau,  femer  fortlaufend  Conrad 's  Jahrbücher  ziemlich  vollständige 
gaben,  wenigstens  für  die  neuere  Littcratur  enthalten.  Auch  Neu  mann  (Wien) 
)t  manche  litterarische  Nachweise  in  seinen  Uebcrsichten. 

Für  das  Alterthum,  und  zwar  Griechenland  s.  Böckh,  Staatshaushalt  d. 
euer,  2.  Aufl.,  Berl.  1851,  besonders  B.  1,  dann  das  schöne  Buch  von  Büchsen- 
ütz, Besitz  und  Erwerb  im  griechischen  Alterthum;  für  Rom  Friedländer's 
Stellungen  aus  der  Sittcngesch.  Roms,  in  d.  Zeit  v.  Augustus  bis  zum  Ausgang  der 
onine,  verschiedene  Aufl.,  3.  B.  Auch  die  Werke  über  Staats-  und  Privat- 
er thüm  er  der  alten  Welt  enthalten  manches  einzelne  Hierhergehörige  (Mar- 
irdt.  Lange  u.  A.  m.). 

unter  den  etwas  älteren  Werken  der  beschreibenden  Statistik  oder  Staats- 
ide sind  F.  W.  Schubert's  Handbuch  der  allgemeinen  Staatskunde  von  Europa, 
ände,  Königsb.  1S35  ff.,  dann  v.  Malchus,  Statistik  und  Staatenkundo,  Stuttg.  u. 
.  1826  mit  die  besten  und  für  älteres  Material  noch  am  Ersten  zu  gebrauchen; 
späteren  zahlreichen  Schriften  von  v.  Reden  sind  sehr  ungleich  gearbeitet  und 
leichen  Werths.  In  der  neuesten  Littcratur  nimmt  Kolb's  Handbuch  der  ver- 
:henden  Statistik,  der  Völkcrzastands-  und  Staatenkunde,  7.  Aufl.,  Leipz.  1875, 
Lufl.  (verkürzt)  IST 8,  nach  dem  Keichthum  des  Materials  die  erste  Stelle  ein,  die 
tische  Tendenz  des  Verfassers  trabt  aber  mitunter  die  Darstellung.  Vor  0.  Haus- 
es Statistik  von  Europa  (Lemb.  18(55)  ist  leider   mehr  zu  warnen   (s.  o.  S.  426). 


430  3.  B.  Wirthsch.  a.  Volkswirthsch.  5.  K.  Kennzeichen  d.  Volks  Wohlstands.  §.  184,  185. 

In  nnce  findet  man  die  wichtigsten  Daten  über  Bevölkerung,  Finanzen,  Handel,  Schiff- 
fahrt,  Communicationen  u.  s.  w.  für  alle  Colturländer  am  Vollständigsten,  Zuverlässigsten 
and  Neuesten  stets  in  dem  Gothaer  genealog.  Taschenbuch,  besonders  seit 
der  Hedaction  von  Herrn.  Wagner  (bis  incl.  187G),  und  seinen  Nachfolgern:  ferner 
in  M.  Block 's  Annuaire  de  l'^conomie  polit.  et  de  la  Statist,  Par.,  und  Martinas 
Statesman's  Yoarbook. 

Unter  den  Werken  der  politischen  Geographie  nimmt  das  jetzt  freilich  in 
seinen  Daten  mannichfach  veraltete  grosse  Werk  von  Wappäus,  Handbuch  der 
Geographie  und  Statistik,  Leipzig  1849 — 70,  in  Verbindung  mit  anderen  Gelehrten 
( B  räch  eil  i  u.  A.  m.)  herausgegeben,  später  mit  einzelnen  Fortsetzungen  (toq  Bra- 
ch eil  i  über  Oesterreich,  Deutsches  Reich  u.  s.  w.  u.  A.)  versehen,  die  erste  Stelle  ein. 

Für  einzelne  moderne  Staaten  sind  ausser  den  genannten  statistischen  Publi- 
cationen  aus  etwas  früherer  Zeit  etwa  zu  nennen:  Grossbritannien,  Porter, 
progr.  of  the  nation,  8.  ed.  Lond.  1S51,  M 'Gull och,  Statist,  account  of  the  Brit 
empire,  2  vol.  1837  u.  1889,  auch  Tooke  a.  Newmarch,  Hist.  of  prices,  6.  toI, 
1837  ff.  —  1857,  deutsch  von  Asher,  2  B.,  Dresd.  1858—59.  —  Frankreich, 
ältere  Schriften  von  Chaptal,  de  l'industr.  franc.  P.  1819  U,  Dupin,  forces  pro- 
duct.  etc.  de  la  Fr.  1^27,  II,  Schnitzler,  de  la  cr6at.  de  la  rieh,  et  des  inter. 
mater.  en  France  P.  1842,  II,  ders.  Statist.  gcn6r.  de  la  Fr.  P.  1846,  II,  M.  Block, 
Statist,  de  la  France,  2.  6d.  Par.  1875,  1.  B.  —  Deutschland  v.  Viebahn.  Sta- 
tistik des  zollver.  u.  nördl.  Deutschlands,  3.  B.,  Berl.  1858— 68  (Hauptwerk).  G.  Neu- 
mann, d.  Deutsche  Beich,  1.  B.  1874.  Preussen;  Krug,  Betracht,  über  d.  National- 
reich th.  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1805,  II,  Dieterici,  d.  Volkswohlst.  im  prouss.  Staate, 
Berl.  1846.  ders.,  Handb.  d.  Statist,  d.  preuss.  Staats,  1861.  Meifzen,  d.  Boden  u.  d. 
Jandwirthsch.  Verhältn.  d.  preuss.  Staats,  4.  B.,  Berl.  1868  ff.  (Hauptwerk).  Keller, 
Preuss.  Staat,  2.  Aufl.,  Berl.  1873  (2.  B.  des  „Deutschen  Reichs*').  Sachsen:  ältere 
Arbeiten  von  Engel,  bes.  Jahrb.  1851.  —  Oesterreich:  v.  Czörnig,  Oesterreichs 
Neugestalt.,  Stuttg.  1858,  Spicker,  Statistik  von  Oesterreich-Üngarn,  Wien  1878.  — 
Russland:  v.  Haxthausen's  Studien  über  Russl.,  3  B.,  Hannover  1847,  (auch 
franzOs.).  v.  Reden.  Russlands  Kraftelemente,  Frankf.  1854,  v.  T6goborski,  forces 
prod.  de  la  Russie,  1854,  II,  de  Buschen,  forc.  prod.  de  la  Russie,  Par.  1867. 
Schnitzler,  l'empire  des  tsars,  Par.  et  Strassb.,  3  vol.,  1862  ff.  —  66,  v.  Saurow, 
das  russische  Reich  in  s.  flnanz.  Okon.  Entwickl.  seit  d.  Krimkriege,  Leipzig  1873. 
Leroy-Beaulieu,  l'ompire  de  tsars  et  les  Busses.  Par.  18S2.  —  Schweiz: 
Emminghaus,  die  Schweiz.  Volkswirthschaft,  Leipzig  1863.  M.  Wirth,  allgem. 
Beschreib,  u.  Statist,  d.  Schweiz,  Zur.  1871  (Land.  Volk,  Verkehr,  Versicherungswesen, 
Justizstatistik).  —  Belgien:  Hörn,  statist.  Gemälde  v.  Belgien,  1S53  u.  v.  a.  m.  — 
Bigelow,  6tats  Unis  d'Am6r.  en  1S63,  Paris  1863.  Straus,  les  Et.  ünis,  Paris 
1867.  —  M.  Block,  ein  Wendepunci  in  America,  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch. 
1873,  IV,  157  ff.;  von  älteren  Werken:  K.  Andree,  Nordamerica,  Braunschw.  1851. 
—  Vgl.  auch  die  oben  S.  411  gen.  Litteratur  über  Volkseinkommen  u.  s.  w.  und  die 
Arbeiten  über  Vertheilung  des  Volkseinkommens  ?.  SO t beer  (Arbeiterfreund,  1675 
S.  273  ff.,  ders.  im  D.  Hand.bl.  1877,  1S78  über  Preussen,  Gr.-Brit.).  Laspeyres 
eb.  1875  N.  41.  Michaelis,  Gliederung  der  Gesellschaft.  Weitere  Nachweise  hin- 
sichtlich der  einzelnen  wichtigeren  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  s.  unten  in  den 
einzelnen  Paragraphen. 

In  neuerer  und  neuester  Zeit  tritt,  wie  bemerkt,  diese  Art  „Staatskunde",  be- 
sonders in  Deutschland,  vor  den  amtlichen  statistischen  Werken  immer  mehr  zurück. 
Unter  letzteren  befinden  sich  aber  auch  mitunter  schildernde,  darstellende,  die  eine 
Art  Staatskunde  geben,  Kreisbeschreibnngen  u.  dgl.  Hierhin  gehören  auch  Arbeiten 
in  den  Württemberger  Jahrbücher,  in  der  Bavaria,  Schilderungen  von  Land  und 
Leuten,  von  allgemeinen  Culturverhältnissen.  Ganz  wird  durch  das  Alles,  auch  durch 
den  reichhaltigen  Zablenapparat  der  statistischen  Jahrbücher  indessen  die  ältere  „Staats- 
kunde'' nicht  ersetzt. 

I.  —  §.  185  [110,  111],  Geschichtliche  und  statistische 
Thatsachen  als  Kennzeichen   des  Volkswohlstands^). 


')  Ueber  den  letzteren  Ausdruck  als   technischen  in   der  Politischen  Oekonomie 
8.  folgendes  Buch  4. 
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^er  WohlstaDd  eines  Volks,  an  nnd  fUr  sich  und  in  Vergleichang 
lit  demjenigen  einer  früheren  Zeit  and  anderer  Völker  betrachtet, 
tost  sich  durch  mancherlei  Kennzeichen  ermitteln,  die  in  be- 
immten  Thatsachen  des  Volkslebens  und  der  Volkswirthschaft 
egen.  Diese  Thatsachen  müssen  zn  diesem  Zwecke  beobachtet, 
esammelt,  gesichtet  und  systematisch  verarbeitet  werden.  Es  ge- 
'/hieht  dies  theils  durch  die  Geschichte,  insbesondere  die 
^irthschafts-  und  Culturgeschichte  der  Völker,  tbeils  und 
i  Ganzen  genauer  und  vollständiger  in  einer  sicherere  Schlüsse 
^stattenden  Weise,  durch  die  systematische  Massenbeob- 
chtung  der  Statistik  über  Bevölkerungs-,  ökonomische  und 
•ciale  Verhältnisse.  Die  betreffenden  Thatsachen  überliefert  die 
atistik  alsdann  der  beschreibenden  Disciplin  der  sogenannten 
taatskunde. 

Vgl.  1.  Bach,  Kapitel  2  von  der  Methode,  bes.  §.  76,  80  ff. 

Um  solche  Thatsachen  für  den  hier  besprochenen  Zweck  ver- 
snden  zu  können,  müssen  sie  bestimmte  Anforderungen  erfüllen, 
e  müssen  nemlich  so  gewählt  werden,  dass  aus  ihnen  nicht  nur 
f  die  Höhe  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  sondern 
ch  auf  die  Vertheilung  derselben,  daher  auf  die  Güter- 
*ten  oder  Gebrauchswerthmengen,  aus  denen  sie  he- 
rben, und  besonders  auf  die  Theilnahme  der  Massen  des 
olks,  der  unteren  Classen  am  Consum  der  Güter,  und  auf 
i  Verwendung,  welche  die  reicheren  Classen  von  ihrem 
nkommen  und  Vermögen  machen,  geschlossen  werden  kann. 

Es  kommen  hier  die  im  folgenden  Boche  in  der  Lehre  vom  Bedarf  und  Aus- 
nmen  zu  erörternden  Momente  in  Betracht. 

Nach  diesen  Gesichtspuncten  lässt  sich  folgendes  Schema 
r  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  aufstellen. 

Dasselbe  enthält  nur  Hauptrubriken.  Die  Ansfallung  dieser  Enbriken  mit 
i  bezüglichen  Thatsachen  der  Geschichte  and  Statistik  ist  nicht  die  Aufgabe  der 
Ikswirthschaftslehre,  sondern  der  beiden  Disciplincn,  welche  die  Thatsachen  sammeln 
1  sichten,  der  Geschichte  und  der  Staatskunde. 

II.  —  §.  186  [112|.  Einzelne  Kennzeichen  des  Volks- 
)hlstands. 

A.  Die  materielle  Lage  des  Volks  im  Ganzen,  daher 
mentlich  seiner  unteren  Classen,  welche  die  grosse  Mehrzahl 
Volke  bilden. 

1)  Die  Bevölkerungsverhältnisse,  welche  unter  einem 
tistisch  nachweisbaren  deutlichen  Einflüsse  der  materiellen  Lage 
i  Volks  stehen. 
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Hauptwerk  gerade  auch  für  die  Interessen  des  NationalOkonomcn :  Wappäus, 
Bevölkerungsstatistik,  Leipz.  1S59 — 61,  2.  B.,  an  Keichthum  des  Inhalts,  Sorgfalt  der 
Bearbeitung,  feinen  Bemerkungen  unerreicht;  jetzt  natürlich  in  den  Daten  etwas  ver- 
altet, was  aber  die  Brauchbarkeit  dos  Werks  fiir  die  Zwecke  des  NationalOkonomen 
wonig  beeinträchtigt.  Eine  neue  Auflage  des  vergrifl'onen  vortrefflichen  Werks  leider 
seit  des  Verfassers  Tode  nicht  in  Aussicht.  Kein  neueres  Werk  bietet  vollen  Ersatz. 
Weitere  Litteratur  ebendaselbst.  Von  Wichtigkeit  sonst  besonders  die  anthropolo- 
gische, statistische  und  moralstatistische  (incl.  criminalstatistische) 
Litteratur  in  Anknüpfung  an  die  Bevölkerungsstatistik,  siehe  namentlich  A.  Quetelet, 
Thomme  et  de  d6velopp.  de  ses  facult6s,  Par.  1835,  deutsch  von  Kiecke,  Stuttg. 
1838,  2.  Aufl.  unter  d.  T.  Physique  sociale,  2  vol.  Bruz.,  Par.  1869  (naturalistiscb- 
mechanist  Auffassung),  ferner  A.  v.  Oettingen,  Moralstatistik  1.  Aufl  ,  Erlangen  1867, 
2.  Aufl.  1874,  3.  Aufl.  1882  (social  -  ethische  Auffassung  von  epochemachender  Be- 
deutung). G.  Mayr,  die  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftslcben ,  statistische  Studien. 
(B  23  d.  „Naturkräfte'')«  München  1877.  W.  Lexis,  Aufs.  Anthropologie  und  Anthro- 
pometrie  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  B.  I,  S.  318,  Litteratur  hierüber 
daselbst  S.  335.    S.  ferner  unten  Buch  4,  Kap.  1. 

Besonders  wichtig  ist: 

a)  die  natürliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  welche 
sich  in  den  Thatsachen  der  Statistik  der  Geburten,  Heirathen 
Todesfälle,  in  der  schliesslichen  Bilanz  zwischen  Ge- 
bnrten  und  Todesfällen,  daher  in  der  Vermehrang  oder  Verminderung 
der  Volkszahl  ausdrückt. 

Im  Einzelnen  ist  hier  noch  besonders  zu  beachten  die  allgemeine  Sterb- 
lichkeit, namentlich  die  Kindersterblichkeit,  das  Durchschnittsalter  der 
Gestorbenen  unter  Ausschluss  der  Kinder  (z.  B.  der  über  10-  oder  wenigstens  der 
über  5jährigen  Personen),  die  wahrscheinliche  und  die  mittlere  Lebensdauer, 
die  Yertheilung  der  Altersclassen  in  der  Bevölkerung,  die  Sterblichkeit  in 
den  verschiedenen  socialen  und  ökonomischen  Ciassen,  die  Todesursachen, 
das  Heirathsalter  der  Getrauten,  die  Combination  en  zwischen  dem  Heirathsalter 
der  Männer  und  Frauen  u.  a.  m. 

Ueber  die  Methoden  der  Berechnung  der  Sterblichkeit  und  das  in  der  prac- 
tischen  Statistik  noch  ungelöste  Problem  der  Bezifierung  der  wahren  mittleren  Le- 
bensdauer 8.  Wappäus  a.  a.  0.  ,  Hopf  in  KolVs  Statistik  S.  814  fiP.,  7.  Aufl.,  L. 
Moser,  Gesetze  der  Lebensdauer,  Berl.  1839,  G.  Meyer,  mittlere  Lebensdauer,  in 
Hildebr.  Jahrb.  VIII  (1867),  S.  1,  und  besonders  die  neuere  mathematisch-statistische 
Litteratur:  G.  F.  Knapp,  Ermittlung  der  Sterblichkeit  aus  den  Aufzeichnungen  der 
Bevölkerungsstatistik,  Leipz.  1867,  ders.,  Sterblichkeit  in  Sachsen,  Leipz.  1869,  ders. . 
Theorie  des  Bevölkerungswechsel,  Braunschw.  1874,  Zeuner,  Abhandlungen  aus  der 
mathematischen  Statistik,  Leipz.  1869,  Becker,  Zur  Berechnung  von  Sterbetafeln  an 
die  Bevölkerungsstatistik  zu  stellende  Anforderungen,  Berlin  1S74,  Lexis,  Einleitung 
in  die  Theorie  der  Bevölkerungsstatistik,  Strassb.  1875.  Böckh,  preussische  Stcrb- 
lichkeitstafel,  Hildebr.  Jahrb.  1875,  B.  25,  S.  201,  Lewin,  Bericht  über  die  zur  Be- 
rechnung von  Sterbetafeln  an  d.  Statist,  z.  stellend.  Anforderungen,  Budapest  1870. 
Oldendorff,  Einfluss  der  Beschäftigung  auf  die  Lebensdauer  der  Menschen,  BerL 
1878.  Westergaard  ,  Statistik  a.  a.  0.  Rümelin  im  Schöuberg'schen  Handbuch,  3. 
A.  I,  749. 

b)  Die  (räumliche)  Bewegung  („Wanderung")  der  Be- 
völkerang,  welche  durch  Ein-  und  Auswanderung,  besonders 
durch  die  gewöhnlich  tieferen  ökonomischen  und  socialen  GrUnden 
zuzuschreibende  Massen-Ein-  und  Auswanderung,  ferner  durch 
Ab-  und  Zuzug  der  Bevölkerung  im  Inlande  vom  platten 
Lande  in  die  Städte  (selten  umgekehrt)  stattfindet. 
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S.  im  2.  Theil  der  Grandiegang  die  AasfQhningen  über  diese  Pancte. 

c)  Der  GesuDdheitszastand  der  Bevölkerung  im  Ganzen 
wie  bei  den  verschiedenen  Glassen,  auch  bei  den  Altersclassen. 

Wichtig  sind  bes.  amtliche  Öffentliche  Berichte  Qber  den  Gesundheits- 
astand,  vornemlich  in  kritischen  wirthschaftlichen  Zeiten,  so  in  England 
während  der  Baamwollnoth.  Report  on  public  Health,  f.  1863,  Lond.  1864,  a.  a.  m. 
etzt  allgemeine  periodische  Berichte  des  deatschon  Reichsgesa ndheitsamtes  über  Ge- 
andheitszastand  grosser  St&dte.  —  Hirt,  Kranitbeiten  der  Arbeiter,  Breslaa  1877.  — 
itatist.  Jahrbuch  der  Deutschen  Reichs  1892,  S.  155. 

d)  Die  Zahl  and  Lage  der  Armen,  welche  anf  öffentliche 
»der  private  Mildthätigkeit  angewiesen  sind. 

Besonders  entwickelte  Statistik,  in  Zusammenhang  mit  der  Gesetzgebung  über 
^rmenpflege,  in  England.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Nene  Folge  B.  29  über 
ficntliche  Armenpflege,  Auszug,  Statist.  Jahrb.  f.  1891,  S.  193. 

e)  Zahl  und  Arten  der  im  Lande  begangenen  Verbrechen 
nd  Vergehen  (Criminalstatistik);  zeitliche  und  räum- 
te he  Veränderungen  darin. 

Vergl.  darüber  besonders  Quetelet,  phys.  soc.  H,  249  fiP.,  t.  Oettingen, 
.  Aufl.,  S.  338  ff.,  A.  Wagner,  Gesetzmässigkeit  I,  26  ff.;  über  das  verwandte  Ge- 
ict  der  Selbstmordstatistik  eb.  I,  21  ff.  u.  H,  102-295,  Oettingen,  S.  689  ff. 
uttst&dt  in  d.  Preuss.  Sut.  Ztschr.  1874,  S.  248  i;  Guerry,  stat  morale  de 
inglet.  et  de  la  France,  Par.  1864  (darüber  die  Besprechung  von  mir  in  der  Tüb. 
sitschr.  XXI,  (1865),  S.  278—291);  G.  Mayr,  Stotist  d.  Bettler  und  Vaganten  in 
ayem,  München  1865,  rergl.  darüber  auch  y.  Scheel  in  Hildebr  Jahrb.  1866,  VI, 
>5  ff.;  Mayr,  Statistik  der  gerichtl.  Polizei  in  Bayern,  Heft  16  d.  Beitr.  d.  Statist, 
areaus,  1867,  u.  and.  Aufs.  dess.  Verfass. ;  auch  ders.  in  s.  Gesetzmässigk.  im 
ssellschaftslcben,  S.  327  ff.  —  Criminalstatistik  des  Deutschen  Reichs,  Statistik,  Neue 
olge  B.  8,  13,  18,  23,  30,  37,  45,  52;  Auszüge  im  amtlichen  Jahrbuch. 

2)  Der  Arbeitslohn  für  gemeine  Handarbeit  und  ftir  die 
ßrschiedenen  Arten  der  qaalificirten  (höheren)  Arbeit. 

Er  kommt  nicht  nach  seinem  Geldbetrage,  sondern  nach  seinem  Betrage  in  ge- 
gneten  Arbeiterconsumptibilien  oder  als  effcctiver  oder  Reallohn  in  Betracht.  Bei 
ildlöhnen  müssen  also  die  Preise  der  bezüglichen  Artikel  mit  beachtet  werden, 
»onders  wichtig  ist  die  zeitliche  und  locale  Bewegung  des  Lohns.  Sodann  sein 
erhältniss  zur  Bewegung  des  ganzen  Volkseinkommens,  daher  nament- 
;h  auch  die  Bewegunji:  des  Gesammtbetrags  der  Löhne  zu  derjenigen  des  Betrags  des 
enteneinkommens  (Rodbertus'  Standpunct  zur  Frage). 

Vergl.  ?.  d.  Goltz,  Bcr.  über  d.  Lage  d.  ländl.  Arbeiter  im  Deutsch.  Reiche, 
5rL  1S75,  ders.,  die  ländl.  Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  1874.  Laspeyres  in  d.  Tüb. 
dtschr.  1876  B.  32,  Hamburger  amtl.  Statist.  Heft  IX,  1876,  Beitr.  z.  Statist,  d. 
>hne  u.  Preise  S.  114  ff.  (Daten  aus  d.   grossen  H.  C.  Meyer'schen  Stockfabr.).  — 

Böhmer t,  Methoden  d.  soc.-statist.  Untersuchungen  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
e  Statistik  der  Preise  und  Löhne,  in  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statist.  H  3,  1874 
sicher  Inhalt).  Englische  Enqueten  über  die  Lage  der  Industrie- Arbeiter ;  in 
iutschl.  f.  d.  J.  1S75  vom  Reichskanzleramt  angeordnet  u.  Ergebnisse  veröffentlicht. 

V.  Studnitz,  nordam.  Arbeitcrverhältnissc,  Leipzig  1879.  Vergl.  auch  Lange, 
beiterfrage.  Neumann  a.  a.  0.,  bes.  283  ff.,  K.  Strassburger,  Statist  Beitr.  z. 
hre  V.  Arbeitslohn,  Hildebr.  Jahrb.  XVIII,  125  ff.  (Jenaer  Setzerlohn,  geschichtlicher 
ickblick).  Für  die  neueste  Zeit  (seit  1879)  genUgt  es,  hier  auf  den  reichhaltigen 
ifsatz  V.  Böhmert's  über  Statistik  des  Arbeitslohns  im  HandwOrterb.  d.  Staats- 
SS.  I,  692 — 723  für  Thatsachcn,  Erhebungsmethoden  zu  verweisen,  sowie  auf  die 
ttcratorangaben  daselbst  S.  723. 

A.  Wmgner,  Grundlegung.  3.  Auflage.  1.  Theil.  Grundlagen.  28 
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3)  Die  Hauptnahrungsstoffe  der  Masse  des  Volks. 

Rangstufe  der  Brotätoile.  Menge  des  Cousums.  Unterschied  von  Stadt  und  Land. 
Preis  des  Artikels.  Mängel  der  Statistik  in  BetrcfT  der  inländischen  Production.  S. 
0.  S.  412  und  die  gen.  Arbeiten  des  Wiener  Neuniann;  auch  Nouinann  (Tüb.) 
a.  a.  0.  S.  280.  L.  Levi,  history  of  british  commerce,  Loml.  1S72,  p.  497  (Consum 
p.  Kopf  von  verschiedenen  Producten  1S40 — 70). 

4)  Consum  animalischer  Produete. 

Gattung,  Menge,  Preis,  Unterschied  von  Stadt  und  Land.  Zunahme.  Gleich- 
falls Mängel  der  Statistik.  Schmoller,  bist.  Entwickl.  d.  Fleischconsums,  sowie  d. 
Vieh-  und  Fleiscbpreise  in  Deutschi.,  Tüb.  Ztschr.  XXVII  (1S71)  S.  2S4  «'.,  dcrs., 
Grösse  d.  prenss.  Viehstands  v.  1802 — 67  in  d.  Neuen  landw.  Ztg.,  1871,  eine  Arbeit, 
deren  ungünstige  Schlüsse  indessen  eingehend  widerlegt  werden  durch  die  trefflichen 
„agrarstatisüschen  Studien"  Conrad 's,  Hildebr.  Jahrb.  XVIII  (1872),  21  ff.  (ähn- 
lich von  G.  Hanssen,  Funke).  Vergl.  auch  Neumann  (Tüb.)  a.  a.  0.  S.  2^1, 
800,  Neumann  (Wien)  Uebersichten  I,  S.  67  ff.,  LambI,  Depecoration  (Vieh- 
abnahme) in  Europa,  Leipzig  1878.  Ueber  die  Consumtion  von  Getreide  und  Fleisch 
in  den  preussi sehen  ehemaligen  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten,  fUr 
die  bei  uns  allein  eine  sichere  Berechnung  mOglicli  war,  s.  d.  Zeitschr.  d.  Preuss. 
Statist.  Bureaus. 

5)  Consum  sogen.  Luxusnahrungsstoffe  und  Reiz- 
mittel der  Masse  des  Volks. 

Gattung  (Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Thee,  Gewürze),  Menge.  Preis.  Consumtions- 
verbältnisse  der  Einkommenclassen.  Zuverlässigere  Daten  über  die  consumirte  Menge 
als  bei  dem  Hauptnahrungsstoff  und  bei  Fleisch  liegen  über  diese  Artikel  vor,  weil 
diese  meistens  in  unseren  Ländern  aus  dem  Auslande  bczollt  eingehen  und  dabei  leicht 
die  Menge  ermittelt  werden  kann  und  weil  auch  die  inländischen  hierher  gehörigen 
Produete  einer  Steuer  zu  unterliegen  pflegen  (Tabak,  Zucker). 

Besonders  beliebte  Daten,  um  den  „Fortschritt''  des  Wohlstands  und  zwar  auch 
unter  der  Masse  des  Volks  nachzuweisen,  so  in  England  seit  den  liberalen  Tarif- 
und  Accisereformen  der  40er  Jahre,  deren  Eiufluss  übrigens  auch  wegen  des  Bruchs 
des  britischen  Colonialmonopols  u.  der  dadurch  bewiriiten  abnormen  Preisreduction 
besonders  stark  war  (Zucker!).  Für  Deutschland  mancherlei  Berechnungen  in 
Uirth's  Annalen.  Vergleichuugen  verschiedener  Länder  bei  Kolb,  S.  808,  bei 
Neu  mann  (Wien)  in  den  Uebersichten.  Für  das  Deutsche  Reich  im  statistischen 
Jahrbuch. 

Abgesehen  von  den  schon  erwähnten  Schwierigkeiten  der  zeitlichen  und  räum- 
lichen Vergloichnng  des  Oonsnms  dieser  Waaren  wissen  wir  eben  auch  sonst  meistens 
nur  die  Höhe  des  Durchschnittsconsums  der  Bevölkerung,  aber  nicht  diejenige 
in  den  verschiedenen  Volksclassen.  Denn  dafür  fehlen  fast  alle  Daten,  indem 
Kewöhulich  nicht  einmal  eine  Statistik  der  betreffenden  Waaren  nach  Sorten  und 
Qu ali  täten  vorliegt,  woraus  für  die  classenweise  Consumvertheilung  etwas  geschlossen 
werden  könnte,  da  bekanntlich  die  Verzollung  und  Besteuerung  dieser  Artikel  meistens 
nach  dem  Princip  des  reinen  Gewichtszolls  erfolgt  Die  Versuche  von  Privatstatistikern 
(in  England  L.  Levi),  den  Consum  in  den  verschiedeneu  Wohlstands-  und  Bevölke- 
rungsclassen  zu  ermitteln,  können  daher  nur  sehr  unsichere  Ergebnisse  haben.  Der 
SchluMs  aber  aus  der  grossen  Zunahme  des  Gesammtconsums,  in  Verbindung  mit  der 
täglichen  Wahrnehmung,  dass  ncmlich  „offenbar*'  diese  Zunahme  überwiegend  auf 
Betheiligung  der  Masse  des  Vollis  müsse  zurückzuführen  sein  (in  Deutschland  bez. 
im  ersten  Jahrein  Preussen  z.B.  Kaffee  1822  1.2  Pfund,  1836—40  1.01,  18t)l  — 66 
1.87,  l>bl— 85  2.44,  1886—90  2.38  Kil.,  Zucker  1828  3.32  Pfund,  1871—76  im 
Durchschnitt  6.7,  1881—86  7.8,  1886—90  8.2  Kil.  (Uohzucker)  pr.  Kopf),  ist  zwar 
wohl  nicht  unrichtig,  jedoch  nicht  so  unbedingt  beweisend,  wie  gewöhnlich  ange- 
nommen wird.  Wenigstens  lässt  sich  daraus  m.  E.  nicht  eine  der  Gesammtsteigernng 
proportionale  Zunahme  des  Consums  der  unteren  Classen  ableiten.  Jene  Geuuss- 
mittel   werden   vielmehr   gerade   von    denen,   welche  sie  schon  länger  goniessen,  in 
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rachsend  gr&sserem  Betrage  genossen,  was  sich  z.  Tli.  selbst  physiologisch  oder 
renn  man  will  psychophysisch  (im  Fee hn er' sehen  Sinn)  erklären  lassen  mOchte: 
er  Reiz  moss  immer  stärker  werden,  am  denselben  Efi'ect  herrorznrufen.  Die  wohl- 
labenderen  Classcn,  welche  die  Mittel  dazu  haben,  handeln  hiemach  nnd  consumiren 
ben  auch  deshalb  wohl  pr.  Kopf  mehr  (Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Theo,  —  ähnlich 
^uzusgetränke). 

6)  Consom  von  Luxusgetränken:  Spirituosen,  Bier,  Wein. 

Genauere  Statistik  aus  denselben  Gründen  wie  im  vorigen  Falle.  Yergl.  die 
twas  älteren  Daten  von  v.  Czörnig,  d.  österreichische  Budg.  v.  1862  vergl.  mit 
Dderen,  Wien  1862,  II,  468  ff.  Viel  Statist  Material  in:  A.  Baer,  der  Alkoholismus, 
>erl.  1878    Daten  (wegen  der  Besteuerung)  in  allen  amtlichen  Statistiken. 

Die  VergleicbuDg  zwischen  verschiedenen  Zeiten  und 
Völkern  wird  bei  den  Luxusnäbr-  und  Reizmitteln  und  bei  den 
retränken  indessen  dadurch  sehr  erschwert,  dass  diese  Artikel 
löUen  und  Verbrauchssteuern  in  sehr  ungleicher  Höhe  zu 
nterliegen  pflegen. 

Sie  stellen  sich  daher  in  den  einzelnen  Zeiten  und  Ländern,  auch  abgesehen 
DU  den  Ortlich  und  zeitlich  so  verschiedenen  Productions-  und  Transportkosten,  auf 
ihr  verschiedene  Preise,  so  dass  eine  gleich  starke  Consnmtion,  z.  B.  auf  den 
!opf  der  Bevölkerung,  eine  sehr  angleiche  Belastung  des  Einkommens  oder  eine  sehr 
ngieiche  wirthscbaftliche  Leistungsfähigkeit  beweisen  kann.  Bei  Vergleichen  wird 
aher  zu  beachten  sein,  dass  ein  hoher  Consum  bei  hohen  Steuern  und  Preisen  im 
ianzen  einen  grosseren  Wohlstand  des  Einzelnen  und  des  Volks  documentirt. 

Ausserdem  ist  aber  der  eigenthUmliche  Einfluss  des  Vorhandenseins  einer 
illigen  nationalen  Prodoction,  z.  B.  bei  Wein  in  Weingegenden,  und  der  Einfluss 
er  Sitte,  vielleicht  auch  der  Unsitte,  wie  z.  B.  bei  Branntwein,  zu  beachten,  wovon 
ie  ungewöhnliche  Hohe  des  Consums  solcher  Artikel  mit  abhängt  Auch  die  Fähig- 
eit  der  Artikel,  sich  gegenseitig  zu  ersetzen,  was  z.  B.  selbst  von  Bier  und  Kaffee 
1  gewisser  Weise  gilt,  stOrt  die  Vergleichungen.  Neu  mann  (TOb.)  in  Hildebrand's 
ahrb.  a.  a.  0.  S.  282. 

Aus  den  angedeuteten  Gründen  ist  die  Vergleichung  des  Stenerertrags ,  z.  B. 
on  Tabak,  Wein,  Bier,  Branntwein,  oft  lehrreicher,  als  diejenige  des  Consums 
1  Quantitäten  pr.  Kopf,  so  CzOrnig  a.  a.  0.  Deber  die  grosse  Ungleichheit  der 
inanzzOlIe  verschiedener  Länder  besonders  bei  Tabak.  Branntwein,  s.  A.  Wagner, 
.rt.  Zölle,  StaatswOrterb.  X,  360  ff.,  378  ff.,  z.  Th.  nach  SOtbeer,  z.  B.  Tabak  da- 
lals  in  England  mit  116 — 129,  im  französischen  Monopol  mit  70 — 80,  im  Oster- 
dchischen  Monopol  mit  33,  in  Kussland  mit  fast  20  Thaler  besteuert,  im  Zollverein 
ohtabak  mit  4,  Cigarren  mit  20  Thir.  pr.  Centner.  Neuere  Daten  über  die  Steuer- 
elastung  solcher  Artikel  in  verschiedenen  Ländern  bei  Gerstfeldt,  Beiträge  zur 
eichsstcuerfrage,  Leipz.  1879.  Freilich  wirkt  auch  die  verschiedene  Finanzlage  der 
taaten  oder  m.  a.  W.  die  verschiedene  Nothlago  auf  die  Wahl  eines  höheren  oder 
iedrigcren  Steuersatzes  mit  ein,  was  wieder  Schlüsse  aus  solchen  Daten  auf  die  Con- 
imtionskraft  erschwert. 

Bei  Luxusnährmitteln  und  Getränken  ist  ferner  ein  Fehler 
n  vermeiden,  welcher  freilich  bei  allen  statistischen  Vergleichungen 
ur  zu  häufig  vorkommt,  jedoch  hier  noch  mehr  wie  in  den  meisten 
nderen  Fällen  stört.  Es  dürfen  nemlich  nur  ungefähr  gleich 
rosse  und  gleich  bevölkerte  Länder,  welche  einigermaassen 
eibständige  Volkswirthschaften  oder  Abtheilungen  von 
)lchen  bilden,  nicht  schlechtweg,  wie  besonders  in  der  Staats- 
unde, „Staaten"  mit  einander  verglichen  werden. 

2b* 
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Denn  kleinere  Staaten  sind  in  volkswlrthschaftlicher  Hinsicht  etwa  nur  ProTiuzcn, 
vielleicht  sehr  indastriello  Provinzen,  eines  grösseren  Gebiets.  Im  grossen  Staate 
kommen  ebenso  entwickelte  Landestbeile  vor,  aber  bei  den  Dorchschnittsberechnungen 
der  Statistik  stellen  sich  die  „Kopfqüoten*'  niedriger  als  in  jenem  kleinen  Staate,  weil 
Landestheile  verschiedener  Entwicklung  und  Consums  fUr  die  Berechnung  zusammen- 
gezogen werden.  So  mag  man  z.  B.  Grossbritannien,  Frankreich,  Deutschland,  Oester- 
reich,  Italien,  Bussland  mit  einander  hinsichtlich  jener  Consumtionen  vergleichen, 
oder  Holland,  Belgien,  die  Schweiz,  nicht  aber  schlechtweg  letztere  Länder  mit  jenen 
Grossstaaten,  sondern  nur  mit  einzelnen  Provinzen  derselben,  z.  B.  mit  deutschen 
Mittelstaaten.  Wird  diese  Regel  unbeachtet  gelassen,  so  fahrt  die  Statistik  nur  zu 
Trugschlüssen. 

Vgl.  auch  Finanzwissenschaft  I,  3.  A.  S.  25. 

Der  Fehler  hängt  enge  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Statistik  und 
mit  der  m.  £.  unrichtigen,  noch  heute  vielfach  festgehaltenen  Verwechslung  von 
Statistik  und  Staatskunde  zusammen,  (s.  o.  S.  204  und  meine  Abh.  Statistik  a.  a.  0). 
Er  wird  z.  B.  oft  gemacht  bei  Vergleichen  der  Yolksdichtigkeit,  dann  von 
Steuern,  von  Umlaufsmitteln  (Geld,  Banknoten,  s.  mein  System  der  Zettel- 
bankpolitik, Freib.  1875,  S.  189)  in  verschiedenen  Ländern  und  ist  sogar  gesetz- 
lich anerkannt  in  unserm  deutschen  System  der  Matricularbeiträge  nach  gleichen 
„Kopfquoten*'.  Reuss  ä.  L.  und  Preussen,  Rassland  und  Lichtenstein  werden  dann 
verglichen ! 

7)  Die  Wohnungsverhältnisse,  besonders  die  städtiseheD 
und  specieli  die  grossstädtiBchen. 

Darüber  hat  die  neuere  Statistik  in  Verbindung  mit  den  Volkszählungen  sehr 
genaue  und  interessante  Aufschlüsse  fttr  einige  Orte  gewährt.  Zahl,  Beschaffenheit, 
Einrichtung  der  Wohnräume  u.  s.  w. 

Yergl.  namentlich  die  schOne  Bearbeitung  des  Berliner  statistischen  Materials 
in  H.  Schwabe's  Berl.  Volkszähl.  v.  1867,  Berl.  1869  u.  v.  1871,  Berl.  1874;  seit- 
dem von  Bock h  in  d.  amtl.  Sehr.  Bcvölkcr.,  Gebäude-  u.  Wohn.aufn.  in  Berlin  1875. 
Berlin  18' 8  Heft  2  und  in  den  gleichen  Veröffentlichungen  über  die  neueren  Volks- 
zählungen; desgl.  f.  Hamburg  in  d.  dort.  amtl.  Statist.  Heft  9,  Hamb.  1878  und 
später;  desgl.  für  andere  Städte,  z.  B.  f.  Leipzig  (Knapp,  Hasse),  fUr  Pest  die 
Arbeiten  von  KOrösi.  Alles  fOr  die  Frage  der  Wohlstandsgliederung  der  Gesellschaft 
verwerthet  in  Michaelis'  gen.  Schrift:  für  diesen  Zweck  ist  dies  Material  allein 
nicht  brauchbar  genug,  aber  es  wirft  einige  characteristischo  Streiflichter  auf  öko- 
nomische und  sociale  Zustände.  S.  auch  Neumann  (Tüb.)  in  Hildcbr.  Jahrb.  a.  a.  0. 
S.  814  ff.  Neueste  Litteratur  über  die  Wohnungsfrage  in  G.  Schönborg's  Abb.  ge- 
werbliche Arbeiterfrage  in  seinem  Handbuch  (II,  3.  A.  S.  671)  zusammengestellt 
Daselbst  Behandlung  der  ganzen  Frage  S.  670  ff.,  733  ff.,  771. 

B.  Aufwand  für  verbreitete  feinere  Bedürfnisse. 

1)  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  zweiten 
Grads:  qualitativ  bessere  Befriedigung  besonders  des  Nahrungs-, 
Wobnungs-,  Kleidungsbedürfnisses. 

Die  Schlüsse  ans  Consumverschiedenheiten  der  Zeiten  und  Volker  auf  entspre- 
chende Unterschiede  des  Wohlstands  verlangen  freilich  wieder  Vorsicht,  weil  klima- 
tische Einflüsse,  zufällige  Volkssitten  u.  dergl.  m.  auf  jene  Verschieden- 
heiten besonders  mit  einwirken. 

Z.  B.  beim  Gebrauch  von  Teppichen  (England,  feuchtes  Klima).  —  Bessere 
Wohnungseinrichtung  in  Nord-  als  in  Sttddeutschland  im  Mittelstände,  aber  geringere 
Nahrungsqualität  —  In  Berlin  in  der  letzten  Kellerwohnung  Vorhänge  (Gardinen)  an 
den  Fenstern,  in  den  russischen  Ostseeprovinzen  selbst  bei  Bemittelten  mitunter  fehlend. 

2)  Befriedigung  der  Cuiturbedürfnisse,  besonders  der  Ge- 
meinbedürfnisse;  der  geistigen  (wissenscbaftlicben ,  künstleri- 
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eben)  BedürfniBse.    —    Verbreitung    der  freien  Gemeinx^irth- 
ebaften,  der  Einricbtongeu  des  caritativen  Systems. 

a)  Umfang,  Inbalt  and  Kosten  der  Staatsleistangen  nnd  der- 
3nigen  der  anderen  öffentlicben  Körper  (,,Zwang8gemeinwirtb- 
cbaften^'),  besonders  der  Gemeinden,  obne  Steaerdrack,  Deficit, 
erarmang. 

Der  Ertrag  der  verschiedenen  Arten  der  Steuern  (Gebühren,  Ein- 
ommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchs-,  Luxnsstonern)  in  verschiedenen  Zeiten 
nd  Ländern  darf  allerdings  bei  der  Verschiedenheit  des  Staatsbedarfs  (besonders  auch 
egcn  des  SchuldorfordemibsesI),  des  privatwirthschaftlichen  Staatseinkommens,  der 
[öhe  der  Steuersätze  und  besonders  der  Veranlagungs-  und  Erhebungsmethoden  der 
teuem  auch  nur  mit  Vorsicht  zur  Schlussziehung  auf  den  relativen  Volkswohlstand 
enutzt  werden. 

Mit  das  Beste  in  vergleichender  Finanzstatistik  immer  noch  von  GzOrnig  österr. 

udget  von  1862.    S.  auch  die  vergleichenden  Finanztabellen  im  Goth.  Alma  nach 

m   Herm.    Wagner   (1870er  Jahre),   v.   Kiecke,    internationale    Finanzstatistik, 

ire  Ziele  und  Grenzen,  Stuttg.  1876.    Gerstfeldt's'  bezügliche  Arbeiten,  bes.  die 

gen.  Schrift  Keichsdteuerfrage  und    in   Conrad's  Jahrbttchem  (1883,  B.  41),  sowie 

Kaufmann's  finanzstatistische  Vergleichnngen  eb.  (1889,  B.  52). 

b)  Zahl,  Stellang,  Verbreitang  der  den  liberalen  Berafen 
asser-nnd  innerhalb  des  Staats- and  Gemeindediensts 
ngehörigen. 

Statibtik  der  Presse  und  Litteratnr,  des  Bucherverkaufs  nnd  der  Leih- 
bliotheken,  der  Kunstproduction  u.  dergl.  m.  —  Preise  der  Guter  fOr  geistige  nnd 
idere  C  u  1 1  u  r  bedarfnisse,  der  Leistungen  der  Personen,  welche  solche  Guter  produciren. 

Namentlich  die  Verbreitung  von  Aerzten  lehrreich,  s.  Preuss.  Statist.  Ztschr. 
878,  S.  351  fi'.  (Vergleich  mit  der  Verbreitung  der  Apotheken,  auch  von  Interesse 
ir  die  Frage  der  Gcwcrbefreiheit  im  Apothekergewerbe.)  Preuss.  amtl.  Statist, 
eft  43  u.  46  (Beitr.  z.  Medic. Statist.).  Für  das  Deutsche  Keich  in  1876,  Statistik 
.  XXV,  Sept.heft. 

Eine  Statistik  über  den  „Büchcrconsum''  insbesondere  nach  Classen  der  Bevöl- 
srung  (Berufe)  nnd  nach  Kategorieen  der  Litteratur,  wäre  von  grossem  Interesse  und 
lUsstc  sich  besonders  in  Deutschland  bei  der  hier  üblichen  Art  des  Sortimentsgeschäfts 
idlich  rollständig  und  nicht  allzoschwer  aufstellen  lassen.  Vji^l.  auch  v.  Oettingen, 
[oralstatist,  2.  Aufl.,  S.  530  (f. 

Der  Einflass  der  Volkssitte  bei  allen  CulturbedUrfnissen 
rscbwert  aber  wiederum  Rückschlüsse  aus  Consamverschieden- 
eiten  auf  den  Volkswohlstand  sehr. 

C.  Aufwand  für  grosse  Unternehmungen  bedeuten- 
en  Kapitalbedarfs. 

1)  Monamentale  Gebäude,  öffentliche  des  Staats  und 
er  Gemeinde,  kirchliche,  private.  Beschaffenheit  der  Privatge- 
äade,  woraus  manche  Schlüsse  auf  die  Vertheilung  des  Volksein- 
ommens  za  ziehen  sind,  so  z.  B.  aach  in  Athen  und  Rom. 

2)  Bleibende  Bodenverbesserangen,  wie  Austrocknungen,  Flass- 
^gulirangen,  Wasserableitungen,  Dränirungen. 

3)  Kanststrassen  aller  Art,  besonders  Chausseen  und 
hnliche,  Kanäle,  Eisenbahnen. 
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Letztere  das  grossanigste  Beibpicl  eines  in  kurze  Zeit  zusainioeDgedr&ngteu  rie- 
sigen Kapitalaufwands  fur  wirthscliaftliclie  Zwecke,  welches  die  Geschichte  kennt. 
Bei  Vergleichen  ist  zu  beachten,  wer  das  Baukapital  stellte,  ob  das  In-  oder 
auch  das  Ausland. 

Erste  englische  Dampf  bahn  1830,  erste  deutsche  1835  eröffnet!  Eisenbahnnetz 
der  Welt  nach  Stürmer,  Geschichte  der  Eisenbahnen,  Bromb.  1872,  und  im  Goth. 
Alm.  E.  1830  332,  1840  8591,  1850  38,022,  1860  10G.886,  1870  221,980,  1873  270,071, 
1876  309,000  Kilometer.  Das  Kilometer  (steigende  Kosten  im  Lauf  der  Jahre!)  kann 
in  der  ganzen  Welt  ungefähr  mit  demselben  Kosteubetrag  wie  in  Deutschland  im 
Durchschnitt  (England,  Frankreich  bedeutend  hOlier)  veranschlagt  werden,  d.  h.  um 
1876  mit  ca.  210.000  Mark,  Gesammtauf  wand  in  47  Jahren,  1829 — 76,  also  ca.  05  Mil- 
liarden Mark.  S.  Näheres  in  meiner  Fin.wiss.  2.  Aufl.  I,  S.  592  fl'.,  3.  A.  S.  042  ff. 
Ende  1889  war  die  Länge  der  in  Betrieb  beliodJichen  Eisenbahnen  auf  der  Erde 
595,767  Kil.,  mit  einem  Anlagekapital  ron  128.5  Milliarden  Mark  (215,630  M.  p.  Kil.) 
(Archiv  fUr  Eisenbahnwesen  1891,  S.  428,  431).  Vor  Ueberschätzung  unseres  heu- 
tigen Communicationswesens,  wenn  man  nur  von  den  Eisenbahnen  absieht,  hütet 
übrigens  der  Vergleich  mit  dem  Strassennetz  des  altrömischen  Kaiserreichs, 
s.  darüber  H.  Stephan  (der  deutsche  Generalpostdirector) ,  das  Verkehrswesen  im 
Alterthum  in  Raumor's  histor.  Taschenb.  1868,  und  Friedländer,  Sittenge- 
schichte I,  1  ff. 

D.  Internationale  Creditverhältnisse.  Die  einzelnen 
Volkswirthschaften  lassen  sich  als  ins  Ausland  Credit  gebende, 
vom  Ausland  Credit  nehmende  und  neutrale  unterscheiden. 

So  schon  Storch  I,  145.  Sehr  wichtiger  Punct  für  Fragen  der  internatio- 
nalen Zahlungsbilanz  und  des  Geld-,  Papiergeld-  und  Bank-,  namentlich  Zettelbank- 
wesens, worauf  mit  Recht  besonders  Seyd  in  seinen  Schriften  über  Geld-  und  Bank- 
wesen hingewiesen. 

Der  Credit  kommt  beim  Handel  (Creditfristen  für  die  Ausfuhr,  Vor- 
schüsse für  die  Einfuhr),  bei  den  verschiedensten  Thätigkeiten  der  Productiou, 
welche  z.  B.  im  Inlande  mit  ausländischem  Kapital  betrieben  werden,  vor.  Neuer- 
dings spielt  die  wiclitigste  Rolle  der  Besitz  internationaler  Werthpapiere 
(Staatsschuldverschreibungen,  Actien,  Prioritätsobligationen,  Pfandbriefe  u.  s.  w).  Die 
Creditoren-Volkswirthschaften  sind  nicht  nothwendig,  wenn  auch  gewöhnlich  die  rei- 
cheren, die  Debitoren-Volkswirthschaften  die  ärmeren.  Jene  haben  den  niedrigeren, 
diese  den  höheren  Zinsfuss.  Es  kann  aber  auch  in  ersteren  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  und  Vermögens  eine  so  ungleiche  sein,  dass  bei  grossem  Privat- 
reichthum,  neben  vielleicht  nur  massigem  Durchsclinittswohlstand,  viel  Kapital  in  der 
Fremde  angelegt  wird. 

E.  Gesammtbetrag,  Art  und  Grösse  der  Zahlmittel: 
des  Metallgelds,  Kupfer,  Silber,  Gold;  des  Papiergelds;  der  Bank- 
noten; Checks;  Wechsel  u.  s.  w.;  wobei  die  Grösse  derStUcke 
(MünzstUcke,  Appoints  des  Papiergelds  und  der  genannten  Geld- 
snrrogate)  besonders  beachtenswerth  ist  und  Rückschlüsse  auf  die 
Höbe  der  Durchscbnittsumsätze  und  dann  wieder  in  Etwas  auf  den 
Volksreichthum  gestattet. 

Nur   kann    auch    hier   das   Vorhandensein   grossen   Privatreichthums    die    bloss 
scheinbar  günstige  Gestaltung  der  Zahlmittel,  d.  h.  das  Vorwalten  grosser  Stücke  er- 
klären.    Ebenso  überwiegen  die  grossen  Stücke  in  Speculatiouszeiten. 
S.  meine  Zettelbankpolitik  S.  701. 

Tooke  and  Newmarch,  history  of  priccs  VI,  5^0  11";  meine  Beiträge  zur 
Lehre  von  den  Banken,  S.  1:J2  fl.  (über  britische  Banken);  mein  Syst.  d.  Zettelbauk- 
polit.,  S.  20S,  701  (Preuss.  B.),  73S  (Franz.  B.),  733  (nordamer.  Banken).    Uebrigens 
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och  Zasammenbang:  der  Bewegung  der  Noten  nnd  PapiergeldstUckelung  mit  dem  Gang 
er  Geschäfte  in  der  Yolkswirthsciiaft,  s.  eb.  anch  S.  550  fi'.,  ond  meine  Rassische 
Papierwährung,  Rijia  1868,  Kap.  4.  —  Ucber  Statistik  der  Metallgeldcircoiation  s.  be- 
)nders  die  reichhaltigen  und  sorgfältigen  Arbeiten  So  t  beer 's,  die  besten  vorhandenen, 
osammenfassung  in  „Materialen  etc.  betr.  EdelmetallTcrhältnisse'',  2.  Aufl.  1886 
Fortsetzungen  in  Conrad's  Jahrb.,  zuletzt  l!»91,  und  in  der  Schrift  ?on  SOtbeer 
itteratumachweis  über  Münz-  und  Geldwesen  u.  s.  w.,  Berlin  1892);  aber  Moten- 
nd  Papiergeldcircul.  Paasche,  in  Conrad's  Jahrb.  1878,  B.  30,  S.  331  ff.  —  Auch 
eumann  s  Uebcrsichten. 

Bei  allen  diesen  Kennzeichen  des  Volkswoblstands  sind  dann 

ie    Veränderungen    im    Zeitverlauf   besonders    zu    verfolgen. 

[amentlich  ist  zu  prüfen,   ob  sich  daraus  eine  durchschnittliche 

erbesserung  in   der  Lage  der  Masse  des  Volks  und  in  der 

»efriedigUDg  von  Culturbedtirfnissen  ergiebt. 


Sechstes  Kapitel. 

Yerkehrszustände  in  der  Volkswirthschaft. 

§.  1S7.   Vorbemerkung  und  Litteratur. 

Es  handelt  sich  hier,  ähnlich  wie  in  den  früheren  Bemerkungen  über  Geld, 
redit  (§.  143)  nur  um  vorläufig  orientirende  Characteristik  über  Natural- 
id  Geldwirthschaft  u  s.  w,  und  um  Feststellung  der  schwankenden  Ter- 
inologie.  Die  genauere  Darstellung  nnd  Entwicklung  gehört  in  die  theoretische 
olkswirthschaftslchre,  in  die  Lehre  vom  Verkehrswesen,  z.  Th-  auch  in  die  Agrar- 
id  Gewerbepolitik.  Ich  glaube  daher  hier  den  Wünschen  v.  Scheel's  in  der  Bc- 
»rechung  meiner  Grundlegung  in  Hildebrand's  Jahrb.  28,  S.  134  nicht  nachkommen 
1  sollen. 

Rau  hat  nur  wenig  Principicllcs  über  diese  Puncto  geäussert,  I,  §•  257  IF., 
52  Ü".  —  Röscher  I,  §.  90.  —  Br.  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegen- 
art und  Zukunft,  I,  27«  ff.,  und  ders. ,  Art  Natural-,  Geld-  und  Creditwirtlischaft 
s.  Jahrb.  IF,  ilS64),  1—24.  Er  unterscheidet  die  beiden  Begriffe  der  Natural- 
irthschaft  nicht  genügend  und  beachtet  nicht,  dass  anch  in  der  Creditwirthschaft 
IS  Geld  als  Währung  und  Preismaass  bestehen  bleibt,  nur  als  Umlaufsmittel  ersetzt 
ird.  S.  darüber  auch  Knies  in  der  Tub.  Zeitschr  1860,  S.  154  ff.,  und  Röscher, 
90  Anm.  6  (die  Einwände  des  letzteren  widerlegt  Hildebrand  in  seiner  Zeitschr. 
23  m.  E.  nicht)  und  v.  Scheel,  der  Begriff  des  Gelds  in  s.  historisch -ökonomi- 
hen  Entwicklung.  Hildebr.  Jahrb.  18C6,  VI,  12  ff.  Jetzt  besonders  Knies,  das 
eld  und  der  Credit,  ders.,  polit.  Oekonomie,  2.  A.  HI.  Absch.  Nr.  6  bes.  382  ff. 
Credit  II.  S.  205 ff.    Schönberg,  in  seinem  Handbuch  I,  3.  A.  S.  43  ff. 

Vollständige  Theorie  der  Creditwirthschaft,  unter  Darlegung  ihres  Ver- 
iltnisses  zur  Geldwirthschaft,  in  Anknüpfung  an  und  Fortführung  der  Lehren  von 
ooke  und  F'ullarton  (regulation  of  currencies  Lond.  1844)  über  Geld-  und  Bank- 
isen  (sog.  engl.  Banking-school,  gegenüber  der  Overstone-M^Culloch-Peel'- 
hen  Currency-school)  in  meinen  Beitragen  zur  Lehre  Ton  den  Banken,  Leipzig 
»57,  bes.  S.  35  ff.,  und  namentlich  in  meiner  Geld-  und  Credittheorie  der  Peel'scheii 
cte,  Wien  1862;  s.  auch  meine  Kussische  Papierwährung,  bes.  Kap.  4;  Termino- 
gisches  in  meinem  Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII,  646  ff.,  und  im  Art. 
redit  in  Rcntzsch'  Handwörterb. ,  woselbst  S.  202  auch  bereits  auf  die  beiden  ver- 
hiedenen  Begriffe  der  Naturalwirthschaft  hingedeutet  wird,  forner  in  meiner  Abli. 
redit  im  Schönberg'schen  Handbuch,  I,  3.  A.  S.  379  ff.,  443  ff.  S  auch  v.  Man- 
aldt,  Grundr.,  bes.  §.  58,  39  u.  ders.,  Art.  Credit  im  Staatswörterb.  VI,  Neu- 
ann  (Wien),  Volkswirthschaftslehre,  §.  60  ff.,  Nasse's  einschlägige  Credit-  und 
stnkaufsütze    in   der  Tüb.  Zeitschr.  ß.  15,  21,  30,   ders.,    in   dem   Bankartikel    im 
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HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  B.  II,  Hildebrand  (juo.)  Theorie  des  Gelds  ]883.  Aus 
der  engliscben  Litteratar  bes.  Mill,  polit.  Oekon.  3.  B.  Kap.  11,  12,  13,  24,  und 
Made  od,  tbeory  and  practice  of  bankiog,  2  vo]„  Lond.  1855  (vgl.  darüber,  nam. 
Über  die  Einseitigkeit  der  M.'scben  Credittheorie  meine  Anzeige  in  d.  GOtt.  Gel. 
Anz.  1858,  S.  281  —  307),  und  Dictionary  of  political  cconomy  I,  unter  den 
terminis  tocbnicis  des  Credit-  und  Bankwesens.  Die  Darlegung  in  meiner  Geld- 
und  Credittheorie  der  Peerschen  Acte  ist,  glaube  ich,  frei  von  den  Maclcod'schen 
Uebertreibungen.  Ich  halte  erhebliche  Aenderungcn  daran  auch  den  Macle od* sehen 
und  Knies 'sehen  Schriften  und  derjenigen  von  R.  Hildebrau  d  (jun.)  gegenüber 
nicht  für  geboten.  S.  ferner  Jevons,  Geld-  und  Geld?erkehr,  deutsch  1870.  Auch 
die  Schriften  von  Bagehot  (Lombard-Street),  deutsch  von  Beta,  Bcrl.  1874,  und  von 
Seyd,  the  Bank  of  England's  note  issue  and  its  error.  Lond.  1874,  ders,  die  wahren 
Grundsätze  des  Banknoten wesens  u.  s.  w.,  Leipz.  1875  (und  andere  Broschüren  des- 
selben Verf.),  haben  die  in  meiner  erwähnten  Schrift  dargelegte  Theorie  der  Credit- 
wirthschaft  nicht  wesentlich  anders  auseinandergesetzt  und  die  mit  dieser  Theorie  eng 
zusammenhängende  Polemik  gegen  die  Peel'sche  Acte  nicht  wesentlich  anders  geführt 
als  dies  in  meinen  Schriften  von  1857  und  1861  bereits  geschehen  ist.  Weitere 
Litteratur  in  meiner  Abb.  Credit  im  Handbuch  und  in  den  verschiedenen  einschlä- 
gigen Arbeiten  (von  Nasse,  Lotz,  Lezis)  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften. 

§.  188  [113].  In  der  Volkswirthschaft  lassen  sieb  folgende 
Zustände  des  Verkehrs  unterscheiden:  einmal  Natural-  und 
Tausebwirthschaft  als  Gegensätze,  sodann  Natural-, 
Geld-  und  Creditwirthschaft  als  Formen  der  Tausebwirthschaft 

I.  Naturalwirthschaftlieher  und  tauseh-  oder  ver- 
kehrswirthsehaftlicher  Zustand,  in  einem  gegensätzlichen 
Sinne  des  Worts.  Ersterer  bezeichnet  (in  einer  ersten  Bedeutung 
des  Ausdrucks)  hier  einen  solchen  Zustand  der  Volkswirthschaft 
wo  die  Einzelwirthschaften  noch  mehr  isolirt  fttr  sich  stehen  und 
die  Eigengewinnung  (Eigenproduetion)  der  Güter  iHr  die 
eigene  BedUrfnissbefriedigung  gegenüber  der  verkchrsmässigen 
Gewinnung  und  daher  auch  dem  Absatz  im  Verkehr  vorwaltet 
Im  Gegensatze  dazu  ist  der  tausehwirthscbaftliehe  ein  solcher 
Zustand,  wo  sich  bereits  eine  gewisse  Arbeitsgliederung,  be- 
sonders auch  der  selbständigen  einzelwirtbschaftlichen  Productions- 
betriebe  („Unternehmungen")  und  in  Folge  dessen  eben  der  Cha- 
racter  der  Einzelwirthschaften  als  Verkehrswirthschaften 
entwickelt  hat. 

In  primitiven  Verhältnissen  des  Volkslebens  überhaupt,  zumal  unter  älteren 
menschlichen  Gemcinschaftszustäudcn  (§.  11  (Hi.),  unter  der  ländlichen  Bevölkerung  ins- 
besondere aber  bis  in  die  Zeit  der  entwickeltsten  Volkswirthschaft  hinein  tkberwiegt 
der  naturalwirthschaftliche  Zustand.  Erst  in  einem  langen  geschichtlichen  Process 
entwickelt  sich  die  Verkehrswirthschaft  aus  der  Naturalwirthschaft.  Das  Alterthum 
ist  erst  durch  die  .^Sprengung  der  agrarisch -industriellen  Wirthschaftseinbeit  des 
Oikos''  (Uodbortus)  und  niemals  entfernt  gleich  der  modernen  Welt;  das  euro- 
päische Mittelalter  doch  bereits  in  höherem  Grade  aus  der  Naturalwirthschaft  herans- 
gekommen,  wegen  der  grosseren  Trennung  der  agrarischen  und  der  iudnstrieUen  Ar- 
beit in  Land  und  Stadt  —  wenn  auch  in  letztrer  „ländliche'*  Beschäftigung  noch 
stark  verblieb  —  und  wegen  der  selbständigen  Organisation  der  städtischen  (^werbe 
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den  St&dten  (Zunftwesen)  und    in  Folge  des  Ansschlasses  der  meisten  dieser  Ge- 
rbe vom  platten  Lande  (besonders  den  Dörfern). 

IL  —  §.189  [114].  Nach  den  Formen,  in  welchen  sich  der 
erkehr  im  tanschwirthschaftlichen  Zustande  der  Volks- 
rthschalt  vollzieht,  und  nach  den  Ausgleichnngsmitteln, 
ren  er  sich  zur  Bewerkstelligung  der  Umsätze  bedient,  lassen 
;h  drei  Entwieklungsphasen  jenes  tanschwirthschaftlichen  Zu- 
inds  unterscheiden,  nemlich  die  naturalwirthschaftliche 
1  diesem  zweiten  Sinne  des  Worts),  die  geldwirthschaft- 
che  und  die  creditwirthschaftliche. 

A.  In  der  ersten  Phase,  welche  sich  keineswegs  nothwendig 
•llig,  wenn  auch  regelmässig  als  concrete  historische  Erscheinung 

einigen  Puncten,  mit  dem  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der 
stgenannten  Art  deckt,  werden  die  Güter  noch  ohne  Vermitt- 
ng  des  Geldes  in  natura  gegen  einander  vertauscht: 
gentlicher  Tauschhandel. 

So  im  Verkehr  ganz  nncultivirter  Volker  („Wilden'')  and  zwischen  ihnen  und 
rilisirten.  Dass  hierbei  ein  irgend  lebhafteres  Tauschen  überhaupt  noch  nicht  be- 
»hen  kann,  ist  natürlich.  Damit  fehlt  aber  aach  weitere  Arbeitstbeilung.  Der  Mangel 
B  Geldes,  deshalb  neben  dem  Maugel  des  Tauschmittels  auch  der  des  gemeinsamen 
erthmaasscs,  nOthigt  daher  ?on  selbst  zur  vorherrschenden  Eigenproduction 
r  wenigen  Güter,  welche  hier  für  die  Bedürfnissbefriedigung  vorkommen  können: 
(ofem  besteht  hier  Naturalwirthschaft  in  beiden  Bedeutungen  des  Worts. 

B.  Die  höheren  Formen  der  Tauschwirthschaft  sind  die 
eld-  und  die  Creditwirthschaft;  in  jener  dient  Geld  als  Preis- 
äass  und  Tauscbmittel  und  wird  durch  Geld  erst  eine  bedeutendere 
itwicklung  der  Tauschwirthschaft,  eine  stärkere  Herausbildung 
s  der  naturalwirthschaftlichen  Eigengewinnung  der  Güter,  eine 
t3ssere  und  festere  Arbeitsgliederung  möglich. 

Der  naturalwirthschaftliche  Zustand  im  ersten  Sinne  schliesst  die  Geldwirthschaft 
ht  nothwendig  aus,  d.  h.   die  Einzelwirthschaften    beschaffen  sich  zum  Theil  die 
er  schon  unter  Vermittlung  des  Gelds  im  Verkehr  und  produciren  etwas  mit 
den  Absatz  gegen  Geld. 

C.  In  der  Creditwirthschaft  endlich  bleibt  zwar  Geld  als 
ihrung  und  Preismaass  bestehen,  aber  es  hört  mehr  und  mehr 
*,  unmittelbar  als  Tauscbmittel  zu  dienen.  In  dieser  seiner  Eigen- 
aft  wird  es  durch  Urkunden  (Dokumente,  Papiere)  aus 
editge Schäften,  d.  h.  aus  solchen  Geschüften,  wo  zwischen 
stung  und  reeller  Gegenleistung  ein  zeitlicher  Zwischenraum 
;t  (§.  143),  sowohl  durch  solche  Urkunden,  welche  absichtlich 
1  Zweck  der  Geldfunction  geschaffen  worden  (Papiergeld,  Bank- 
en, Checks),   als  durch  solche,  welche  aus  Creditgeschäften  zu 
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anderen  Zwecken  hervorgegangen  sind,  aber  sich  zur  Geldfnnction 
benutzen  lassen  (girirte  Anweisungen,  Wechsel,  Depositenscheine, 
Postwerthzeichen,  Coupons  u.  s.  w.),  ferner  durch  gewisse  Mecha- 
nismen des  Zahlungs-  und  Abrechnungswesens  (Giro- 
einrichtungen von  Banken,  Clearing-Häuser)  im  Anschluss  an  jene 
Urkunden,  ersetzt. 

In  der  Creditwirthschaft  erfolgen  daher  die  Tauschacte,  bez.  die  Käufe  und 
Verkäufe  nur  so,  dass  die  Leistung  unmittelbar  bloss  mit  Versprechen  auf 
Gegenleistung  in  Geld  vergolten  wird. 

Theorie  der  Geldrerdrängung  durch  die  Creditwirthschaft  näher  in  meinem 
Art.  Papiergeld,  Staatswörterb.  VII,  650  ff.,  besonders  in  der  Geld-  und  Credittheorie 
der  Peel'schen  Acte  S.  111  ff.,  Abb.  Credit  im  Schönberg'schen  Handbuch  I,  3.  A., 
S.  143.  Art.  Check  und  Clearinjr-House  in  Rentzsch'  Handwörterbuch  S.  147 — 151, 
Syst.  d.  Zettelbankpolit.  S.  53,  450,  667,  730,  734  (Statistik). 

Die  Creditwirthschaft  setzt  zu  ihrer  umfassenderen  Entwicklung  selbst  wieder 
eine  grössere  Benutzung  des  Credits  voraus,  namentlich  ein  starkes  Mitspielen  des 
Ciedits  im  Productionsprocess ,  wie  es  erst  bei  hoher  Rechtssicherheit,  weitgehender 
Berufs- Arbeitsth eilung  und  grosser  Freiheit  im  Verkehr  vorkommt.  Die  Creditwirth- 
schaft ist  daher  eine  Verkehrsgestaltung  hoher  Wirthschafts-  und  Culturstufen,  deren 
Glanz-  und  Schattenseiten  sie  besonders  scharf  zeigt.  Sie  führt  zu  einer  grossartigen 
Ersparung  an  Geld,  bez.  bei  uns  an  Edelmetall. 

Das  Verbältniss  der  drei  tauschwirthschaftlichen  Phasen  zu 
einander  ist  aber  nicht  dasselbe.  Die  Creditwirthschaft  ist  nicht 
in  derselben  Art  eine  Fortbildung  der  Geldwirthschaft,  wie  diese 
eine  solche  der  Naturalwirthschaft,  denn  sie  hat  selbst  den  Geld- 
verkehr  und  die  Function  des  Gelds  als  Währung  und  Preis- 
maass  zur  bleibenden  Voraussetzung.  Geschichtlich 
bilden  die  drei  Formen  der  Tauschwirthschaft  überhaupt  nicht 
völlig  getrennte  Zustände  der  Volkswirthschaft,  lösen  sich  nicht 
förmlich  ab,  sondern  bestehen  neben  einander  fort,  nur  dass 
die  ältere  Form  immer  mehr  zurücktritt.  Das  relative  üeberwiegen 
in  der  geschichtlichen  Reihenfolge  von  Natural-,  Geld-  und  Credit- 
wirthschaft giebt  dann  dem  Verkehr  sein  Gepräge  und  führt  zu 
der  Benennung. 

Auch  dabei  aber  ist  zu  beachten,  dass  in  den  verschiedenen  Gebietstheilen 
einer  Volkswirthschaft  und  besonders  in  den  verschiedenen  Gruppen  der  wirthschafi- 
Uchen  Arbeit  (Stadt  —  Land,  industrielle  —  agrarische  Th&tigkeit)  gewöhnlich  nicht 
dieselbe  Verkehrsform  vorwaltet.  Die  Creditwirthschaft  ist  mehr  die  Verkehrsform 
der  Städte,  der  Industrie,  während  das  platte  Land  vielleicht  noch  fast  ganz  in  der 
Geldwirthschaft  und  theilweise  etwa  auch  noch  in  der  Naturalwirthschaft  im  ersten 
Sinne  der  vorwaltenden  Eigengewinnung  der  Güter  steckt. 

III.  —  §.  190  [115J.  Mit  der  Creditwirthschaft  ist  die  Papier- 
geldwirt hschaft  nicht  zu  verwechseln,  welche  ihr  nur  aus  ser- 
lich in  der  Verdrängung  des  Metallgelds  als  Umlaufsmittel  gleicht. 
Die  Creditwirthschaft  beruht,  dem  Wesen  des  Credits  entsprechend, 
auf   freier   Entwicklung,    die   Papiergeldwirthschaft    auf  Staat- 
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lichem  Zwange.  In  ihr  dient  Papiergeld  anstatt  des  Metall- 
gelds nieht  nnr  als  Tansehmittel,  sondern  auch  als  Währung  nnd 
E^ismaass:  d.  h.  das  Papiergeld  hat  den  sogen.  Zwangsenrs 
ind  ist  zugleich  an  einlösbar  gegen  Metallgeld,  oder  es  ist 
D.  a.  W.  Papierwährung,  nicht  nur,  wie  die  oben  genannten 
^reditwirthschaftlichen  Umlaufsmittel,  PapiercirculationsmitteL 
)ie  wirthschaftliche  Function  und  Wirkung  von  Greditwirthschaft 
md  Papiergeldwirthschaft  und  die  volkswirthschaftliche  Beurtheilung 
»eider  sind  daher  auch  grundverschieden. 

S.  meinen  Art.  Papiergeld  im  Staats wOrterbnch  S.  647,  662,  662  ff.,  meine 
leitrige  S.  35,  38,  Gredittheorie  d.  Peel'schen  Acte  S.  63  ff.,  Rnss.  Papierwihr.  Kap.  4. 
ibh.  Öffentlicher  Credit  im  SchOnberg'schen  Handbuch  in,  3.  Anil.  S.  600  ff.  — 
.  Mangoldt,  §.  59.  Mohl,  Polizeiwiss. .  8.  Aufl.,  II,  §.  184.  Anders  noch: 
lau  I,  §.  293  ff,  bes.  §.  295. 

Eines  der  beiden  Momente  (Zwangscors,  UneinlOsbarkeit)  allein  fOr  sich 
chafil  noch  kein  Papiergeld  im  obigen  Sinne.  So  sind  einlOsbare  Banknoten  mit 
vangscurs  (sogen.  Legalcnrs,  Englische  Bank,  legal  tender)  nicht  Papiergeld, 
>ndem  Geldsnrrogat  der  Greditwirthschaft;  oneinlOsbares  Staatspapiergeld,  ohne 
wangscnrs,  aber  mit  Annahme  an  den  Staatscassen,  ist  auch  noch  nicht  Papier- 
ihrong. 
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Uebersetzun^recht  vorbehalten. 


Vorwort 

zum  zweiten  Halbband  des  ersten  Theils  der 
dritten  Auflage  der  Grundlegung. 


Wie  ich  im  Vorw'ort  zu  dem  im  Üctober  v.  J.  erschienenen 
rsten  Halbband  in  Aussicht  gestellt  habe ,  folgt  nunmehr  der  zweite 
laibband.  Damit  ist  der  erste  Theil  der  Gnmdlegimg  in  der  neuen 
Bearbeitung  dieser  dritten  Auflage  beendigt. 

Durch  die  wesentlich  erst  hier  erfolgte  Aufnahme  der  Be- 
ölkenmgslehre  ist  auch  Inhalt  und  Umfang  dessen,  was  dieser 
weite  Halbband  im  Vergleich  mit  der  früheren  Auflage  bringt,  sehr 
rweitert  worden.  Die  Einleitung  zu  dem  4.  Buche ,  Bevölkerung 
md  ,Volkswirthschaft,  und  das  erste  Kapitel,  volkswirthschaftliche 
^evölkenmgslehre ,  umfassen  221  Seiten  (S.  445  —  666)  com- 
resseren  Drucks,  an  Stelle  der  kurzen  Bemerkungen  S.  145 — 146 
i  der  2.  Auflage.  Auch  das  zweite  Kapitel  dieses  4.  Buchs  (Be- 
arf  und  Vertheilim<2:sproblem),  S.  666 — 760,  welches  an  Stelle  des 
.  Hauptabschnittes  S.  134  — 180  der  2.  Auflage  getreten  ist,  hat 
ine  gründliche  Umarbeitung  und  Erweiterung  erfahren,  namentlich 
1  den  eingehenden  principiellen  Erörterungen  über  die  Kegelung 
er  Vertheihmg  (2.  Abschnitt  S.  684—749). 

Die  beiden  Bücher  5  und  6,  Organisation  der  Volkswirthschaft 
5.  761  —  869,  in  2.  Aufl.  Kap.  3  S.  196  —  288)  und  „der  Staat 
Dlkswirthschaftlich"  betrachtet  (S.  870—924,  in  2.  Aufl.  Kap.  4, 
.  196  —  342),  sind  zwar  ebenfalls  überall  revidirt,  stellenweise  um- 
earbeitet  worden.  Aber  im  Wesentlichen  ist  ihr  Inhalt  doch  der- 
'nige  der  zweiten  Auflage  geblieben,  so  dass  hier  dasselbe  gilt  wie 
m  Buch  2,  elementare  Grundbegriffe,  und  Buch  3,  Wirthschaft 
iid  Volkswirthschaft,  im    t^rsten  Halbbande.     Ohne   kleinere  for- 
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melle,  hie  und  da  sachliche  Aenderungen,  Zusätze  u.  s.  w.  ist  aber 
auch  in  diesen  4  Büchern  2,3,5,6  kaum  ein  Paragraph  geblieben. 

Die  äussere  Veränderung  des  ganzen  Werkes  in  dieser  dritten 
Auflage  ergiebt  sich,  abgesehen  von  der  stärkeren  Anwendung  der 
compresseren  Petitschrift ,  schon  aus  der  grossen  Ausdehnung  dieses 
ganzen  Theils  auf  924  gegen  342  Seiten  in  der  zweiten  und  290 
Seiten  in  der  ersten  Auflage.  Die  so  gut  wie  völlig  neu  in  diese 
dritte  Auflage  hineingezogenen  einleitenden  Erörterungen,  dann 
namentlich  die  Ausführungen  über  die  wirthschaftliche  Natur  des 
Menschen,  die  Motivation,  die  Methoden  u.  s.  w.  (Buch  1)  und 
über  die  Bevölkerung  (Kap.  1,  Buch  4)  umfassen  indessen  allein 
506  Seiten,  gegen  bloss  c.  16  Seiten  der  2.  Auflage.  Was  dagegen  aus 
dieser  Auflage  in  die  neue,  wenn  auch  mehr  oder  weniger  um-  und 
übergearbeitet,  übergegangen  ist,  beträgt  daher  nur  418  Seiten 
gegen  c.  326  S.  in  der  vorigen  Auflage.  Das  Buch  ist  somit  freilich 
ein  inhaltlich  ziun  grösseren  Theil  ganz  neues  geworden. 

Für  die  bevölkerungsstatistischen  Ausführungen  und 
die  darin  enthaltenen  zahlreichen  kleinen  Tabellen  bin  ich  be- 
sonderen Dank  der  vortrefflichen  Veröffentlichung  des  Kaiserlichen 
Statistischen  Amts  des  Deutschen  Keichs,  „Stand  und  Bewegung  der 
Bevölkerung  des  Deutschen  Keichs  und  fremder  Staaten  in  den 
Jahren  1841  — 1886"  (Neue  Folge),  schuldig.  Dieses  noch  grössten- 
theils  der  Initiative  des  froheren  Directors  Dr.  Becker  und  seiner 
wie  Dr.  Schumann 's  Bearbeitung  zu  verdankende  Werk  bildet  die 
Grundlage  des  bezüglichen  statistischen  Abschnitts  dieses  Buchs. 
Aber  natürlich  konnte  und  wollte  ich  nur  dasjenige  Material  jener 
statistischen  Arbeit  benutzen,  welches  für  die  von  mir  behandelte 
Frage  in  Betracht  kam.  Ich  möchte  dem  reichsstatistischen  Amt 
und  den  Herren,  welche  an  diesem  Werke  besonders  betheiliirt 
waren,  aber  wenigstens  zeigen,  dass  ich  als  „statistischer  Consument'* 
für  meine  volkswirthschaftliche  Bevölkenmgslehre  den  grössten 
Nutzen  aus  ihrer  eminenten  Leistung  gezogen  habe.  Auch  der 
die  Tabellen  begleitende  vorzügliche  Text,  grossentheils  aus  der 
Feder  Dr.  Schumann's,  hat  mir  wesentliche  Dienste  geleistet. 

Das  Ergebniss  meiner  Lehre  von  Bevölkemng  und  Volks- 
wirthschaft  ist:  „Kobert  Malthus  behält  in  allem  Wesent- 
lichen Recht"  (S.  665).  Ein  Ergebniss,  auf  welches  ich  dem 
falschen  Optimismus  des  Socialismus  gegenüber  ähnlichen  Wertli 
lege,  wie  auf  das  Ergebniss  im  ersten  Buche  hinsichtlich  der  Psy- 
chologie und  Motivationstheorie. 
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Die  Litteratur  habe  ich,  soweit  ich  vermochte  und  soweit  es 
mir  angemessen  schien,  bis  zum  Jahre  1892  benutzt.  Doch  Schriften, 
welche  mir  erst  während  der  Bearbeitung  und  ziun  Theil  während 
des  Druckes  zukamen,  meist  nicht  mehr,  von  gelegentlicher  Er- 
wähnung abgesehen.  Namentlich  grössere  und  wichtigere ,  aber  erst 
in  diesem  Stadium  an  mich  gelangte  Werke,  welche  sich  auf  dem- 
selben Gebiete,  wie  das  meine,  bewegen  und  mit  welchen  daher 
mehrfach  eine  genauere  principielle  Auseinandersetzung  nothwendig 
gewesen  wäre,  habe  ich  absichtlich  nicht  mehr  mit  hereingezogen. 
Dies  gilt  insbesondere  von  J.  Wolfs  System  der  Socialpolitik, 
Band  1  imd  von  E.  v.  Philipp o vi ch's  Grundriss  der  Politischen 
Oekonomie,  Band  1. 

Berlin,  Februar  1893. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Viertes  Buch, 


Bevölkerung  und  Volkswirthschaft. 

§.  191.    Vorbemerkungen. 

Die  folgenden  ErOrtemngen  Über  die  BeyOlkerangsfrage,  genauer  gesagt,  well  das 
allein  hieher  gehört,  aber  die  rolksirirthscbaftliche  Seite  dieser  Frage  einleitnngs- 
weise  in  diesen  Vorbemerkungen  und  in  der  LitteraturUbersicht  (§.  191 — 197)  und  so- 
dann statistisch  und  systematisch-dogmatisch  im  ersten  Kapitel  dieses  vierten  Buchs  sind 
im  Wesentlichen  in  dieser  8.  Auflage  der  „Grundlegung**  neu  hinzugekommen.  Als  ich 
die  1.  Auflage  der  letzteren  zun&chst  noch  im  AdscSIuss  an  Bau  bearbeitete,  fasste 
ich  in  Uebereinstimmung  mit  diesem  die  BevOlkerungslehre  als  solche  nicht  als 
Theil  der  Politischen  Oekonomie  auf.  Bau  hatte  ihr,  im  Unterschied  ?on  Boscher, 
keine  umfassende  principielle  Erörterung  gewidmet  und  ihr  auch  keine  selbständige 
Stellung  in  seinem  System  gegeben.  Er  bebandelte  sie  nur  im  Zusammenhang  mit 
anderen  wirthschaftstheoretischen  und  wirthschaftspolitischcn  Fragen  (s.  u.).  Ich  wollte 
damals  ähnlich  wie  Bau  ?erfahren  und  der  BevOlkerungslehre  auch  in  der  Neubear- 
beitung des  Bau'schcn  Werks,  welche  ich  ursprünglich  plante,  ebenfalls  keine  selb- 
ständige Stellung  geben.  Wohl  aber  hielt  ich  die  Bausche  Behandlungsweise  doch 
schon  far  nicht  mehr  ausreichend  und  gedachte  die  Lehre  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  Entwicklung  des  ProductiYfactors  Arbeit  und  far  Vertheilung  des  Volkseinkommens, 
besonders  für  den  Arbeitslohn,  principieller,  als  Bau  es  gethan,  zu  wardigen  (vgl.  die 
Vorrede  zur  1.  Aufl.  meiner  Grundlegung,  1876,  S.  XII).  Das  hatte  nach  meiner 
damaligen  Auffassung  aber  nur  thellweise  in  der  Grundlegung  selbst,  im  Uebrigen 
mehr  erst  in  dem  damals  beabsichtigten  2.  Theile  der  „allgemeinen  oder  theoretischen 
Volkswirthschaftslehre''  (der  „allgemeinen  Volkswirthschaftelehre  des  privatwirthschaft- 
lichen  Systems'',  s.  obige  Vorrede  S.  XIII)  zu  geschehen.  In  der  Grundlegung  selbst, 
auch  noch  in  der  2.  Aufl.,  bin  ich  daher  auch  nur  nebenbei  auf  die  BevOlkerungs- 
frage,  die  Malthuä'sche  Lehre  u.  s.  w.  eingegangen,  allerdings  bereits  in  scharf  prin- 
cipieller Weise,  durchaus  den  Kern  der  Malthus'schen  Lehre  vertretend  (s.  1.  Aufl. 
§.  97,  bes.  S.  123  und  Note  13  daselbst,  mehr  noch  in  der  2.  Aufl.  §.  97a,  bes. 
S.  145  und  Note  14).  In  den  Erörterungen  über  die  „socialen  Freiheitsrechte'',  Ehe- 
schliessungsrecht,  Ein-  und  Answanderung,  Zngrecht  wurden  dann  Consequenzen  aus 
jener  principiellen  Auffassung  gezogen  und  verschiedene  Seiten  der  Bevölkerungsfrage 
eingehend  theoretisch  und  verwaltungspolitisch  behandelt  (1.  und  2.  Aufl.,  in  letzterer 
noch  genauer  und  schärfer,  bes.  §.  225  ff.,  230  ff.,  236  ff.,  247  fl.,  s.  auch  2.  Aufl. 
S.  477  ff.).  Meine  Stellung  zu  Malthus  und  seiner  Lehre  tritt  hier  wohl  überall  bereits 
deutlich  hervor,  wie  das  auch  von  anderer  Seite  anerkannt  worden  ist  (s.  El  st  er 's 
Q.  gen.  Aufs,  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  II,  517). 

Allein  ich  habe  mich  allmälig  davon  überzeugt,  dass  diese  doch  nur  mehr  neben- 
sächliche Behandlung  des  Bevölkerungsproblems  nicht  genügt;  dass  es  auch  nicht  aus- 
reicht, in  der  vielfach  bei  den  Theoretikern  und  Systematiken!  des  Fachs  (so  in  Eng- 
land bis  heute)  üblichen  Weise  über  diese  Frage  nur  bei  dem  Factor  Arbeit,  in  der 
Lehre  von  der  Production  (supply  of  labour)  und  etwa  in  der  Lehre  vom  Arbeitslohn 
im  Abschnitt  von  der  Vertheilung  zu  handeln;  dass  dieser  BevOlkerungslehre  auch 
nicht,  wie  G.  Schmoller  einmal  richtig  bemerkt,  eine  „Verlegenheitsstelle",  z.  B.  am 
Schluss  des  theoretischen  Theils,  wie  in  Koscher 's  Band  l  (Buch  6),  gegeben  worden 

A.  Wagner,  Grundlegruig.   8.  Auflage.    1.  Theil.    Gnindlageii.  29 
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darf,  sondern  sie  durchaus  in  den  Vordergrund  zu  schieben  ist  und  sie  zu  einem 
Grandpfeiler  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  gemacht  werden  muss,  daher 
lach  schon  in  den  „grandlegenden'*  Theil  gehört  Aach  Röscher  sagt  übrigens  in 
einer  Vorrede  za  seinen  neaeren  Aaf lagen  seines  1.  Theils,  dass  er  nar  aas  äasseren 
Gründen  an  seiner  früheren  Reihenfolge  der  Gegenstände  festhalte  and  wenn  er  jetzt 
noch  die  1.  Aaf  läge  (statt  der  20sten,  welche  stolze  Zahl  sein  1.  Band  erreicht  hat) 
zu  veranstalten  hätte,  den  grössten  Theil  der  Bevölkerangslehrc  vor  der  Prodactions- 
lehre  abhandeln  würde,  „°™  ^^^  Sabjecte  jeder  wirthschaftlichcn  Thätigkeit  vor  die 
Objecto  za  stellen"  (s.  „aas  den  Vorreden  zar  2. — 19.  Aaf  läge",  in  der  20.  Aafl., 
1892,  S.  XI). 

Es  sind  nan  freilich  nicht  solche,  doch  nar  mehr  formelle  Gründe,  als  vielmehr 
principielle  Aaffassangen,  welche  mich  bestimmen,  die  BevOlkerangslehre  hier  in  die 
„Grandiegang"  hinein  za  ziehen  and  sie  grade  an  dieser  Stelle,  zwischen  dem  voraas- 
gehenden  3.  Bache  and  dem  2.  Kapitel  dieses  4.  Buchs,  welches  den  Bedarf  and  die 
Einkommenlehre  vom  Vcrtheilangsstandpanct  aas  behandelt,  za  setzen. 

Allerdings  halte  ich  auch  jetzt  noch  Raa's  and  meine  frühere  Ansicht  lafrecht, 
dass  die  Bevölkerangslehre  nicht  kurzweg  eine  politisch -ökonomische  Lehre  ist  and 
daher  schon  an  sich  einen  Theil  im  System  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie 
bilde.  Sie  ist  mehr  als  das  und  auch  in  gewissem  Sinne  eine  eigene  selbständige 
Gesellschaftswissenschaft  neben  der  Politischen  Oekonomie.  Diese  Auffassung  vertritt 
auch  Bümelin  (Schönberg 's  Handbuch  I,  3.  A.,  S.  724),  dem  ich  darin  beistimme, 
wenn  er  sagt,  „die  Bevölkerungslehre  ist  kein  Zweig  oder  Bestandtheil  der  Volks- 
wirthschaftslehre,  sondern  ein  ihr  coordinirtes  Glied  der  Gesellschaftswissenschaften, 
das  nur  im  Verhältniss  einer  innigen  wechselseitigen  Einwirkung,  eines  unentbehr- 
lichen Hil&wissens  zu  ihr  steht.  Aber  sie  greift  zugleich  auch  über  die  wirthschaft- 
lichen  Fragen  nach  allen  Richtungen  hinaus;  sie  berührt  ebenso  auch  physiologische, 

anthropologische,  politische,  historische  Probleme "    Rümelin  möchte  an  eine 

grundlegende  und  einleitende  allgemeine  Gcsellschaftslehre  als  erste  der  Zweiglehren 
die  Bevölkemngslehre ,  als  zweite  die  Volkswirthschaftslehre  anschliessen.  Er  zieht 
daher  auch  den  mir  richtig  scheinenden  Schluss,  dass  diese  Lehre  im  System  der 
Politischen  Oekonomie  nicht  ein  den  übrigen  Abschnitten  gleichartiger  und  coordinirter 
Bestandtheil  sei.  Kur  solche  Thatsachen  und  Regelmässigkeiten  aus  dieser  Lehre 
gehölten  in  die  Politische  Oekonomie,  welche  von  den  Gesichtspuncten  der  letzteren 
aus  bedeutsam  und  eingreifend  erschienen  (eb.  S.  724). 

Dieser  von  mir  in  der  Hauptsache  getheilten  Auffassung  gemäss  ziehe  auch  ich  bei 
Weitem  nicht  die  ganze  Bevölkerungslehre  jetzt  hierher,  sondern  nur  die  eigentlich 
volkswirthschaftlichen  Seiten  derselben.  Deren  sind  zwei,  die  eine,  welche 
mit  dem  volkswirthschaftlichen  Productionsproblem,  daher  mit  dem  menschlichen 
Arbeitsfactor,  vor  Allem  nach  dessen  quantitativer,  aber  auch  nach  dessen 
qualitativer  Seite,  zusammenhängt,  weil  in  einer  Hauptbeziehung  die  Menge  und 
theilweise  auch  die  Art  der  Arbeit  und  weiter  die  Höhe  der  Production,  demnach 
die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  mithin  auch  des  „Dividendus^* 
für  die  Vertheilung  von  den  Bevölkerungsverhältnissen,  Zahl,  Zusammensetzung,  Eigen- 
schaften (Geschlecht,  Alter  u.  s.  w.)  der  Bevölkerung  bedingt  ist;  die  zweite  Seite 
sodann,  welche  in  ähnlicher  Weise  mit  dem  Vertheilungsproblem  zusammen- 
hängt, weil  wiederum  in  einer  Hauptbeziehung,  und  in  dieser  Hinsicht  unabhängig 
von  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft,  von  den  Besitzverhält- 
nisscn  u.  s.  w.,  die  Bevölkerungsgrösso  für  die  individuelle  Einkommen-  und  Ver- 
mögensverthcilung  eine  entscheidende  Bedeutung  hat,  der  „Divisor*'  ist,  von  dessen 
Grösse  bei  gegebener  Productivität  der  nationalen  Arbeit  and  gegebener  Grösse  von 
Volkseinkommen  und  Volksvermögen  unvermeidlich  schliesslich  die  „Quotienten"  als 
relative  wie  als  absolute  Grössen  abhängen,  welche  den  Einzelnen,  den  Familien  als 
Einzeleinkommen  und  Vermögen  überhaupt  zufallen  können.  Für  diese  beiden  Grund- 
probleme der  Social -Oekonomie  (§.  5,  S.  21)  ist  daher  die  Bevölkerungslehre  von 
entscheidender  Bedeutung,  indem  sie  zeigt,  wie  die  Zahl,  die  Veränderung  der  Zahl, 
die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  aus  verschiedenartigen  Individuen,  besonders, 
aber  nicht  allein,  nach  Geschlecht  und  Alter,  die  Veränderung  in  dieser  Zusammen- 
setzung auf  wirthschaftliche  Vcihältnisse ,  auf  Production  und  Vertheilung  einwirken 
und  umgekehrt  durch  solche  Verhältnisse  selbst  bceinflusst  werden,  ja  wie  Production 
und  Vertheilung  in  ihrer  Gestaltung  und  Entwicklung  mehr  oder  weniger  auf  der 
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Gestaltnng  imd  Entwicklong  der  BeFölkerangsrerhältnisse  und  amgekehrt  diese,  nach 
dem  hier  obwaltenden  Wechselwlrknngs  -  und  Wechselbeding^gsverhAltniss,  wieder 
auf  der  Gestaltnng  und  Entwicklung  der  Production  und  Verthcünng  beruhen. 

Besonders  wichtig  ist  hier  dann  die  Untersuchung  der  Fragen,  welche  wirth« 
schaftlichen  Voraussetzungen  und  welche  wirthschaftlichen  Folgen  in 
Bezug  auf  Production  und  Vertheilung  Veränderungen  in  Zahl  und  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  (besonders  nach  Altersclassen)  haben.  Grade  diese  Fragen 
sind  es,  welche  aus  der  Bevölkerungslehre  und  aus  den  Problemen,  mit  weichen  sich 
dieselbe  beschäftigt,  in  die  Politische  Oekonomie  und,  wenigstens  in  principieller  und 
genereller  Behandlungsweise,  schon  in  die  „Grundlegung"'  gehören.  Nach  dieser  Auf* 
fassung  ist  denn  auch  die  sich  an  den  Namen  von  £.  Malthus  knüpfende  Lehre 
und  die  ganze  daraus  hervorgegangene  bertüimte  Controverse  zwar  nicht  nur,  aber 
doch  auch  und  in  bevorzugtem  Maasse  grade  eine  socialOkonomische  Lehre,  zu 
welcher  der  Nationalökonom  als  solcher,  nicht  bloss,  ja  nach  dieser  wirth- 
schaftlichen Seite  der  Fragen  überhaupt  nicht  unmittelbar  der  Statistiker,  Historiker, 
Politiker  Stellung  zu  nehmen  hat 

Alle  concreto  historische  Gestaltung  von  Production  und  Verthdlung  in  der 
Volkswirthschaft  wird  nun  allerdings  wesentlich  mit  bedingt  von  der  concreten  Ge- 
staltung der  Organisation  und  der  Rechtsordnung,  namentlich  der  Rechts- 
ordnung für  „Freiheit  und  £igenthum'\  der  Privateigenthumsordnung,  auch  in  Bezug 
auf  die  sachlichen  Productionsmittel,  Boden  und  Kapital,  der  Vertragsrechtsordnung; 
wird  mit  bedingt  von  der  unter  dem  Einfluss  dieser  Organisation  und  Rechtsordnunir 
sich  vollziehenden  historischen  Gestaltung  und  Entwicklung  der  Besitz-  und  Erwerbs- 
verhiltnisse  (Grundeigenthumsvertheilungl).  Aber  eben  doch  nur  mit  bedingt,  nicht: 
ausschliesslich  bedingt  Vielmehr  bildet  die  Bevölkerungsbewegung,  die  Ver- 
änderung in  Zahl  und  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  eben  (^ine  andere  wesent- 
liche Bedingung  für  die  Gestaltung  von  Production  und  Vertheilung  und  einen 
Factor,  welcher  Insbesondere  selbst  wieder  auf  die  Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse 
einen  schliesslich  beherrschenden  Einfluss  ausübt  einen  Einfluss,  welchem  gegenüber 
der  Einfluss  der  concreten  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  Rechtsordnung  auf 
jene  Verhältnisse  zurücktritt  „Schon  eine  mittlere  eheliche  Fruchtbarkeit  von  3  bis 
4  Kindern  sprengt  bei  gleicher  Gutertheilung  (im  Erbgang  bäuerlichen  Besitzes)  in 
alten  Culturländem  in  100  Jahren  jede  Agrarverfassung  und  kommt  bei  unhaltbaren 
Zuständen  an''  (Rümelin,  Reden  und  Aufsätze,  1881,  S.  591).  Nur  unter  Berück- 
sichtigung dieses  mit  Naturgewalt,  förmlich  mechanisch  sich  vollziehenden  Einflusses 
einer  gegebenen  (bezw.  angenommenen)  Bevölkerungsbewegung,  welche  selbst  wieder 
das  Product  wirthschaftlicher  Verhältnisse,  des  Trieblebens  und  psychischer  Factoren 
ist  lässt  sich  daher  das  volkswirthschaftliche  Productions-  und  Vertheilungsproblem 
und  lassen  sich  auch  die  Fragen  von  Bedarf,  Auskommen  und  diejenigen  der  aus  dem 
Vertheilnngsstandpuncte  erörterten  Einkommenlehre  (Kapitel  2  dieses  Buchs),  sowie 
die  weiteren  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Organisation  (Buch  5  und  6)  und 
Rechtsordnung  (2.  Theil  der  Grundlegung)  richtig  behandeln.  Daher  gehört  die  an- 
gedeutete volkswirthschafüiche  Seite  der  Bevölkerungsiehre  in  der  That  in  die  Poli- 
tische Oekonomie  und  auch  schon  in  die  Grundlegung  und  findet  grade  an  dieser 
Stelle,  wo  wir  sie  hier  behandeln,  ihren  richtigen  Platz. 

§.  192.  Fortsetzung.  Die  Bevölkerungsiehre  und  der  Socialismus. 
Speciell  in  dieses  Buch,  welches  nach  principieller  Behandlung  der  wirthschaft- 
lichen Fragen  strebt  und  eine  seiner  Aufgaben  in  principieller  Auseinandersetzung 
mit  dem  Socialismus  sieht,  gehören  jene  beiden  Seiten  der  Bevölkerungslehre, 
namenUich  die  zweite,  hinsichtlich  der  Beziehung  zwischen  Bevölkerungsbewegung 
und  Vertheilung,  auch  noch  aus  einem  besonderen  Grunde.  Der  wissenschaftliche 
Socialismus  glaubt  in  seinen  Hauptvertretern,  mit  seltenen  Ausnahmen  (§.  193,  196), 
grade  in  der  Bevölkerungslehre  einen  Standpunct  einnehmen  zu  sollen,  von  welchem 
aus  die  Malthus'sche ,  im  Kern  von  der  wissenschafdichen  Nationalökonomie,  —  in 
der  Sprechweise  der  Socialisten :  von  der  „vulgären  Bourgeois-Oekonomie"  —  gebilligte 
Auffassung  (§.  195)  scharf  abgelehnt  wird.  Die  Thatsachen,  auf  welche  sich  die 
, ^althusianer"  stützen,  können  zwar  nicht  ganz  geleugnet  werden,  aber  sie  werden 
anders  ausgelegt.  Sie  sollen  das  Product  nicht  von  physischen  und  psychischen  Fac- 
toren sein,  welche,  wenn  auch  individuell  und  nach  Völkern,  Zeitaltem,  Klassen  ver- 
schieden,  doch  im  Ganzen  dem  Menschen  als  solchem  eigenthümlich   sind,  zu  seiner 
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Katnrausstattung  geliOren,  sondern  das  Pioduct  7on  Factoren,  welche  nur  unter  unserer 
gegebenen  geschichtliclien  Gestaltung  der  Besitz-  und  ErwerbsyerhiUtnisse ,  nur  bei 
unserer  Rechtsordnung  Älr  die  sachUchen  Productionsmittel  und  unserer  volkswirth- 
schafUichen  Organisation  so  wirken,  wie  es  die  Erscheinungen  in  der  BeTÖlkerung  bei 
uns  zeigen.  In  der  Malthus'schen  Lehre  hätte  man  es  danach  nur  mit  einer  histo- 
rischen Kategorie  von  Erscheinungen  im  Menschenleben  zu  thun  (Marx*  Standpunct, 
8.  sein  Kapital  1.  A.  I,  618,  Ygl.  u.  §.  196).  Nicht  das  BeYölkerungsproblem  biete 
Schwierigkeiten  far  die  wirthschaftliche  und  weiterhin  physische,  geistige,  fdttliche 
Hebung  des  Volks,  auch  der  Massen,  sondern  dies  Problem  sei  überhaupt  gar  keines 
oder  lOse  sich  wenigstens  einfach,  sobald  die  socialistische  wirthschafUiche  Rechts- 
ordnung ftlr  die  sachlichen  Productionsmittel  —  Beseitigung  des  Privateigenthums 
daran ,  des  „Monopols''  der  Grund-  und  Kapitalbesitzer,  der  ausschliesslichen  Inhaber 
der  Arbeitsinstrumente  und  Arbeitsmittel  —  und  die  socialistische  wirthschaftliche 
Organisation  fUr  Production  und  Vertheilung  angenommen  und  durchgeführt  werde. 
Nur  auf  dem  Boden  unserer  heutigen  Rechtsordnung  und  Organisationsform  biete  eine 
„zu  rasche"  oder  überhaupt  eine  grosse  Volkszunahme  Bedenken  und  sei  dieselbe 
auch  nur  zu  fürchten.  In  der  socialistischen  Ordnung  und  Organisation  werde  sie 
gar  nicht  eintreten  oder  nur  wohlth&tig  wirken.  „Proletariat"  sei  eine  Folge  unserer 
Rechts-  und  WirthschaftsrerhiUtnisse,  nicht  eine  Gefahr,  welche  das  in  der  BoTölkerungs- 
bewegung  mitspielende  Triebleben  schon  an  sich  überall  und  immer  mit  sich  führe. 

Diese  durchaus  optimistische  Auffassung  halte  ich  ftlr  die  zweite  grosse 
Irrlehre  des  Socialismus,  neben  der  früher  besprochenen  psychologischen  hin- 
sichtlich der  Motire  des  wirthschaftlichen  Handelns  (Buch  1,  besonders  §.  SO  ff.), 
Ton  welcher  sie  freilich  in  einer  Hinsicht  nur  eine  Consequenz  ist.  Der  Kern  ?on 
Malthus*  Theorie  —  und  nur  um  diesen  Kern  handelt  es  sich,  nicht  um  die 
mehrfach  angreifbare  Begründung  in  allen  Einzelheiten,  noch  vollends  um  die  Fassung 
(geometrische,  arithmetische  Reihe,  s.  u.  §.  194)  —  steht  und  f2Lllt  mit  der  heutigen 
„kapitalistischen  Prodnctionsweise"  durchaus  nicht  (gegen  K.  Marx,  Kapital  I, 
bes.  Kap.  6).  Im  Gegentheil,  wie  die  psychologische  Seite  in  Bezug  auf  die  Motivation 
im  wirthschaftlichen  Thun  und  Lassen  der  Individuen,  wie  in  Verbindung  vor  Allem 
hiermit,  schon  die  Ökonomisch  -  technischen  Schwierigkeiten  der  „Organisation  der 
Arbeit",  so  würde  grade  in  einer  socialis tisch  organisirten  Volkswirthschaft  mit 
höchster  psychologischer  Wahrscheinlichkeit  und  nach  dem  Schluss  aus  allem,  was 
wir  von  den  die  Bevölkerungsbewegung  bestimmenden  Factoren  wissen,  eine  andre, 
kaum  geringere  Schwierigkeit  in  der  Nothwendigkeit  der  gesetzlichen  Bevöl- 
kerungsregelung bestehen,  mehr  wie  in  jedem  anderen  Volkswirthschaftssystem,  — 
es  mtlsste  denn  eben  selbst  die  physisch-sinnliche  und  die  geistig- sittliche  Natur  des 
Menschen  in  der  ,j)euen  Gesellschaft"  eine  nicht  nur  gradweise  verschiedene,  sondern 
specifisch-wesensandere  werden:  die  socialistischen  ütopieen,  von  denen  im  1.  Buche 
genügend  gehandelt  worden  ist. 

§.  193.  Fortsetzung.  Nothwendige  Behandlungsweise  der  Lehre 
in  der  Politischen  Oekonomie.  Die  Behandlung  der  „volks wirthschaftlichen'* 
Bevölkerungslehre  muss  gegenüber  der  bisher  in  den  nationalökonomischen  Werken 
üblichen  und  in  einem  ersten  wichtigen  Puncto  auch  gegenüber  Malthus  allerdings 
einige  nicht  unwichtige  Veränderungen  erfahren,  womit  gleichzeitig  beliebten  Ein- 
wänden von  gewissen  Gegnern,  so  den  freihändilerischen  Optimisten,  entgegen  ge- 
treten wird. 

Einmal  muss  die  Erweiterung  eines  einzelnen,  mehr  oder  weniger  abgeschlossenen 
Volkswirthschaftsgebiets  zu  einem  Theile  des  Weltwirthschaftsgebiets  mehr 
berücksichtigt  werden,  neueren  tbatsächlichen  fortschreitenden  Entwicklungen  gemäss. 
Der  internationale  Waarenaustausch,  der  Bezug  von  Landesproducten,  auch  Nahrungs- 
mitteln, voran  Brotkom,  aus  der  Fremde,  die  Bezahlung  derselben  mit  Producten 
feinerer  heimischer  Arbeit  (Fabrikaten),  die  nicht  nor  interlocalen,  sondern  auch  die 
internationalen  Wanderungen,  insbesondere  die  Massenauswanderung  aus  alten  Gultur- 
ländem  in  neue,  noch  schwach  bevölkerte,  zum  Theil  erst  noch  neu  zu  besiedelnde 
und  zu  urbarende  mit  jungfräulichem  guten  Boden,  —  das  sind  nicht  nur  wichtige 
Thatsachen  im  practischen  Leben,  sondern  auch  solche,  deren  Voraussetzungen  und 
Folgen  die  volkswirthschafUiche  Bevölkerungstheorie  mehr  Beachtung  schenken  muss, 
als  dies  namentlich  im  älteren  Malthusianismus  und  auch  von  Malthus  selbst  geschieht 
obwohl  auch   dieser  schon  diese  Seiten  mehr  gewürdigt  hat,   aHa  ihm  Gegner  wohl 
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DAchsAgen.  Bei  der  unbefangenen  Untersuchung  dieser  Seiten  des  Problems  wird 
man  aber  nicht  zu  einer  „Widerlegnng*'  7on  lUGdthas,  sondern  zu  einer  bloss  ?or- 
sichtigeren  und  bedingteren  Fassung  seiner  Sätze  gelangen.  Im  Uebrigen  wird  grade 
der  Kern  seiner  Lehre  nur  bestätigt  werden.  Insbesondere  wird  sich  ergeben,  dass 
die  wirthschafUichen  Voraussetzungen  einer  immer  stärkeren  BevOlkemngsyermehrang 
and  Yolksdichtigkeit,  bei  starkem  Bezug  ron  Agrarprodncten,  Nahrungsmitteln  aus  dem 
Auslande  und  Fabrikatenausfuhr  zur  Bezahlung,  schwierig  zu  erfüllen  und  7on  einer 
Reihe  Factoren  abhängig  sind,  Ton  denen  jeder  selbst  wieder  eigenthOmliche  Voraus- 
setzungen und  Folgen  hat;  dass  ebendeshalb  auch  die  Folgen  einer  an  solche  Voraus- 
setzungen gebundenen,  yermeintlich  „unbedenklichen*',  oder  selbst  durchaus  er- 
wUnschten  Volkszunahme  ernste  Bedenken  genug  bieten.  Nur  die  Unhaltbarkoit  der 
Malthus'schen  wie  jeder  sonstigen  „mathematischen'*  Fassung  (z.  B.  auch  der  Que- 
telet' sehen,  s.  u.  §.  197)  des  sogen.  BerOlkerungsgesetzes,  der  Wachsthumstendenzen, 
bezw.  gar  der  Wachsthumsfahigkeiten  der  Bevölkerung  einer-,  der  Unterhalts-,  nament- 
lich auch  der  Nahrungsmittel  andrerseits  wird  sich  bei  der  Erhebung  des  volkswirth- 
schafUichen  BeTölkerungsproblems  zu  einem  weltwirthschafUichen  noch  schärfer  heraus- 
stellen. Indessen  ist  diese  Unhaltbarkeit  auch  Ton  Malthus'  meisten  Anhängern  schon 
längst  eingeriumt  worden,  ohne  dass  man  den  Schluss  Ton  Gegnern,  wie  Garey 
u.  a.  m.  (8.  u.  §.  196),  hätte  zuzugeben  brauchen,  dass  das  Fallenlassen  oder  die  — 
abrigens  auch  nicht  strict  mögliche  —  thatsächliche  „Widerlegung**  der  bekannten  Mal- 
thus'sehen  Formel  von  der  Zuwachstendenz  der  Bevölkerung  in  geometrischer,  der 
Nahiungsmittel,  bezw.  der  Znwachsmöglichkeit  der  letzteren  nur  in  arithmetrischer 
Progression  ein  Preisgeben  der  Malthus'schen  Lehre  in  ihrem  Kerne  selbst  sei. 

Sodann  muss  m.  £.  die  Beweisführung  in  der  Frage  mehr  und  tiefer  und  ?or 
Allem  vielseitiger  als  es  von  Malthus  und  auch  seinen  besten  und  wissenschaftlichsten 
Anhängern  in  der  Regel  geschehen  ist,  die  in  Betracht  kommenden  psychologi- 
schen Momente,  welche  auch  hier  überall  mitspielen,  berücksichtigen  und  auf  sie 
Bezug  nehmen.  Die  das  menschliche  Triebleben  bestimmenden  Factoren  sind  auch 
hier,  ebenso  wie  auf  dem  ganzen  Wirthschaftsgebiete.  verwickelter,  mannigfaltiger, 
differenziren  sich  individuell  nach  Glassen,  Berufen,  Völkern,  Zeitaltem  mehr,  als 
h&ufig  in  der  Beweisführung  angenommen  worden  ist  Aus  dem  Geschlechtstrieb  kann 
hier  so  wenig  allgemein  und  sicher  immer  deducirt  werden,  wie  aus  dem  Trieb  des 
Seibetinteresses  in  wirthschaftlichen  Dingen.  Manche  Einwände  und  Gesichtspuncte 
der  Gegner  enthalten  hier  Beachtenswerthes.  Die  Ausführungen  im  1.  Boche  über 
die  wirthschafUiche  Natur  des  Menschen  sind  hier  wieder  mehrfach  in  Bezug  zu 
nehmen.  Freilich  aber  trifft  auch  wieder  ein  Ergebniss  jener  obigen  Analyse  der 
Motive  zu :  wie  trotz  aller  individuellen  Difierenzirung  der  Motivation  im  Wirthschafts- 
leben  der  Grund  trieb  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  wenn  auch  selbst  in 
verschiedener  Stärke,  Difierenzirung,  Combination  mit  und  Abschwächung,  hie  und  da 
selbst  Aufhebung  durch  andere  Motive  ein  im  Ganzen  beherrschender  bleibt, 
so  nicht  minder  auf  diesem  Gebiete  des  Bevölkerungswesens,  trotz  ähnlicher  Gom- 
binationen  und  Kreuzungen  mit  anderen  Motiven,  der  Geschlechtstrieb.  Das 
sollten  wiederum  radicale  Gcsellschafts-  und  Wirthschaftsreformatoren  wie  die  Socia- 
listen  am  Wenigsten  vergessen.  Denn  es  folgt  aus  diesen  Verhältnissen  mit  Noth- 
wendigkeit,  dass  alle  socialen  und  wirthschaftlichen  Einrichtungen,  welche  direct  und 
indirect  durch  psychische  Medien  hindurch  auf  Verminderung  des  Verantwortlich- 
keitsgefühls für  Kindererzeugung  hinwirken  und  alles  zu  thun  suchen,  um  die  öko- 
nomischen repressiven  Hemmnisse  der  Volksvermehrung  zu  beseitigen,  grade  das 
Bevölkerungsproblem  zu  einem  immer  schwierigeren  für  die  Gesell- 
schaft machen:  so  doch  sicherlich  wiederum  nach  höchster  psychologischer  Wahr- 
scheinlichkeit in  einer  social! stischen  Wirthschaftsorganisation. 

Endlich  moss  das  Bevölkerongsproblem  in  der  Beweisführung  und  ganzen  Be- 
handlung in  der  Politischen  Oekonomie  mehr  als  wie  gewöhnlich  geschieht  hier  als 
ein  wesentlich  national  ökonomisches  aufgefasst  werden,  nicht  als  ein  statisti- 
sches, psychologisches,  anthropologisches,  ethisches,  culturhistorisches,  allgemein 
historisches  u.  s.  w.  Wohl  sind  einzelne  Argumente  nur  und  andre  am  Besten  aus 
der  Bevölkerungsstatistik  zu  entnehmen,  aber  Bevölkerungsstatistik  und  volkswirthscbaft- 
liche  Bevölkerungslehre  decken  sich  nicht  (s.  u.  §.  197).  Jene  umfasst  ein  viel  wei- 
teres Gebiet,  hat  mit  manchen  specicllcn  Erscheinungen  und  Problemen  (z.  B.  in  der 
mathematischen  Behandlung  des  Bevölkerungswechsels,  in  der  Ableitung  der  mittleren 
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Lebensdauer,  der  Absterbeordnnng  nnd  der  Feststellung  der  Methoden  dafür)  zu  thnn, 
welche  nicht  in  die  Politische  Oekonomie  hineinzuziehen  oder  in  Betreff  deren  hier 
h(Vch8ton8  Act  von  den  Ergebnissen  der  Statistik  zu  nehmen  ist.  Auch  auf  ein- 
zelnes Physiologische,  Anthropologische,  Ethische,  Culturhistorischo,  allgemein  (auch 
politisch)  Historische  ist  da  und  dort  in  der  volkswirthschaftlichen  Bevölkerungsiehre 
Bezug  zu  nehmen,  zur  Beweisführung  und  Erläuterung.  Aber  die  Summe  der  popu- 
lationistischen  Thatsachen  dieser  Art  gehört  wieder  nicht  in  die  Politische  Oeko> 
nooüe,  daher  z.  B.  die  concrete  BerOlkerungsgeschichte  einzelner  Länder,  Zeitalter, 
wiiB  etwa  in  den  schönen  Aufsätzen  von  v.  Inama -Sternegg  und  Ed.  Meyer 
über  mittelalterliche  und  antike  BoTOlkerung  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften nicht  und  ebensowenig  die  Fülle  culturhistorischer  Anecdotik  über  BcfOI- 
kerungsverhältnisse  und  Erscheinungen  inRoscher's  darin  so  reichhaltigem  6.  Buche 
in  seinem  B.  L  Auch  hier  ist  —  zugleich  gemäss  unserem  oben  dargelegten  und  be- 
gründeten methodologischen  Standpuncte  (§.  65  ff.)  —  eben  Statistik,  Geschichte, 
Cnlturgeschichte  von  Erscheinungen  und  Verhältnissen,  welche  auch  eine  yolkswirth- 
schaftliche  Seite  haben,  nicht  das,  was  als  solches  in  die  nationalOkonomi- 
sche  Betrachtung  dieser  Erscheinungen  und  Verhältnisse  gehört. 

Ja,  diese  Betrachtung  leidet  sichtbar  in  einer  Darstellung,  welche  die  Samm-» 
hing  und  Vorführung  des  statistischen,  des  geschichtlichen  Materials  über  BevOlkerungs- 
Terhältnisse  und  etwa  die  Aufsuchung  von  Eegelmässigkoiten  in  den  bezüglichen  £r- 
ftcheinungen  mit  zur  Aufgabe  von  nationalökonomischen  Werken  machte.  Die 
tigentliche  Aufgabe,  grade  nur  die  wirth schaftlichen  Voraussetzungen  und  Folgen 
von  bestimmten  Erscheinungen  in  der  Bevölkerung  (Zunahme.  Abnahme,  Stillstand, 
rasche,  langsame  Zunahme  durch  Geburtsüborschuss,  Altersclasscnvertheilung,  Ein- 
tnd  Auswanderung  u.  s.  w.)  genauer  zu  erforschen,  zu  analysiren,  daraus  Schlüsse 
fta  das  Bedenkliche,  Erfreuliche,  Wünschenswerthe,  zu  Vermeidende  einer  bestimmten 
Gestaltung  und  Entwicklung  (nach  der  Aufgabe  Nr.  4  u.  5  in  §.  62,  63)  zuziehen,  und 
soeben  die  Erkenntniss  der  volkswirthschaftlichen  Seite  der  BevOlkerungsfrage, 
einer  Schrift  über  Politische  Oekonomie  gemäss,  soweit  als  mOglich  zu  fordern,  — 
g^de  diese  eigentliche  Aufgabe  kommt  dabei  zu  kurz,  wie  selbst  das  sonst  so 
reichhaltige  und  vortreffliche  sechste  Buch  Boscher's  bestätigen  mOchte.  Die  Fülle 
litterarhistorischer  und  culturhistorischer  Notizen,  die  trefflicho  Gharacteristik  der  Be- 
vOlkerungscrscheinungen  in  verschiedenen  wirthschafUichen  Zeitaltern  und  die  histo- 
rische Uebersicht  der  verschiedenartigen  vorgekommenen  Maassregeln  der  BevOlkerungs- 
politik  bieten  eben  doch  noch  nicht  eine  eingehende  principi eile  Untersuchung  der 
Wirthschaftlichen  Voraussetzungen  und  Folgen  einer  grossen  Volksdichtigkeit, 
einer  relativen  UebervOlkerung,  des  Angewiesenseins  auf  immer  stärkeren  Import  von 
Agrarproducten  und  Export  von  Fabrikaten,  insbesondere,  worum  es  sich  doch  vor- 
liemlich  handelt,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  modernen  Gulturwelt  Unter 
den  neueren  Theoretikern  ist  es  vomemlich  Rümelin,  welcher  in  seinen  zwar  nur 
skizzenhaften,  aber  doch  hinlänglich  die  entscheidenden  Puncto  würdigenden,  scharfen 
und  geistvollen  hierhergehOrigen  Aufsätzen  grade  dieser  wirthschaft liehen  Seite 
der  BevOlkerungsfrage  gerecht  wird  (s.  u.  §.  195).  Auch  die  NationalOkonomen  be- 
handeln meistens  zu  ausschliesslich  die  statistische  Seite  der  Fragen,  liefern  nichts 
tieweisende  statistische  Untersuchungen  über  thatsächliche  Zuwachsraten  der  Bevölke- 
rung und  der  Production  und  erörtern  die  Fragen  der  positiven  BevOlkerungspolitlk  als 
Bolche  der  Verwaltungspolitik,  lauter  mit  der  wirthschaftlichen  Seite  des  Problems  zu- 
sammenhängende,  aber  doch  nicht  diese  Seite  erschöpfende,  geschweige  sie  allein 
bildende  Puncto.  Im  folgenden  ersten  Kapitel  liegt  ein  Versuch  vor,  gerade  jene 
Seite  der  Frage,  die  wirthschaftlichen  Voraussetzungen  und  Folgen  verschieden- 
artiger Bevölkern ngs-,  Volksdichtigkeits-  und  Wachsthumsverhältnisse  der  Bevölkerung 
zum  eigenUichen  Untersuchungsgegenstand  nach  den  Gesichtspuncten  der  Politischen 
Oekonomie  zu  machen;  ein  Versuch,  für  welchen  die  angedeuteten  Gesichtspuncte 
wenigstens  die  leitenden  waren.  Für  diesen  Versuch  sind  aber  allerdings  eingehende 
statistische  Untersuchungen  im  1.  Absch.  des  1.  Kap.  vorausgeschickt  woHen,  dieselben 
ftber  möglichst  so  gefuhrt,  wie  es  die  „ wirthschafüiche  BevOlkerungslehre '*  verlangt 

Erst  eine  derartige  bezügliche  Arbeit  liefert  dann  auch  das  Fundament  für 
alle  weiteren  Erörterungen  in  der  Grundlegung.  So  zunächst  schon  für  die  Fragen 
des  zweiten  Kapitels  dieses  4.  Buchs,  welche  nach  meiner  jetzigen  Auffassung  ohne 
ein  solches  vorausgelegtes  Fundament  für  die  wirthschaftliche  Seite  der  BevOlkerungs- 
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lehre  doch  nicht  genQgend  erledigt  werden  können.  Ich  erkenne  in  dieser  Hinsicht 
einen  Mangel  in  den  froheren  Auflagen  (2.  Aufl.,  S.  134— l&O)  an.  Sodann  aber 
sind  auch  die  gesammten  Organisations-  und  Bechtsfragen  erst  von  dem  auf  jenem 
Fundament  sich  erhebenden  Standpunete  aus  sicherer  zu  behandeln:  eine  Einsicht 
und  Ueberzeugung,  welche  ich  namentlich  wieder  durch  die  Beschäftigung  mit  den 
socialistischen  Gedankenkreisen  und  Plänen  gewonnen  habe. 

§.  194.  Litteratur,  insbesondere  Malthus  und  seine  Lehre.  Gute 
litterarhistorische  und  bibliographische  Hilfsmittel  Air  die  ganze  Bevölkernngslehre 
und  auch  für  die  wirthschaftUche  Seite  der  Frage,  insbesondere  far  die  Malthus'sche 
Controverse,  bieten  zunächst  folgende  Arbeiten.  Robert  y.  Mohl,  Geschichte  und 
Litteratur  der  Staatswiss.,  B.  III,  Erlangen  1838,  Abh.  14,  Geschichte  und  Litterator 
der  BeTÖlkerungslehre,  S.  411 — 517,  eine  vorzügliche,  reichhaltige  und  besonnene 
Arbeit;  femer  L.  Elster,  der  fleissige  und  sehr  gelungene  Haupttheil  der  Abh.  tlber 
BevOlkerungslehre  und  BevOlkernngspolitik  im  HandwOrterb.  d.  Staatswissenschaften 
(II,  465),  wesentlich  eine  knapp  gehaltene,  aber  recht  vollständige  Litteratnrgeschichte 
der  Lehre  (bes.  S.  469  —  528),  woneben  die  eigene  Behandlung  der  Gontroverse  in 
<ier  mir  nach  dem  Obigen  erforderlich  erscheinenden  Weise  allerdings  zu  sehr  zurück- 
tritt Besonders  beachtenswerth  ist  in  diesen  beiden  Abh.  die  im  Ganzen  wohl  richtige 
Classification  der  Ansichten  der  Autoren  älterer  wie  neuester  Zeit  Auf  die  Biblio- 
graphie dieser  Mohl'schen  und  £  Ister  *schen  Arbeiten  sei  hier  besonders  hingewiesen. 
Ich  muss  mich  hier  auf  die  Characterisirong  der  Hauptrichtungen  und  die  Hervor- 
hebung einzelner  wichtiger  Autoren  und  Schriften  beschränken.  Für  Weiteres  wäre 
eventuell  auf  die  V.  Hauptabtheilung:  dieses  Werks  (die  Litteraturgeschichte  der  Polit. 
Oekonomie)  zu  verweisen.  S.  femer  J olles,  Ansichten  d.  deutschen  nat-Okon.  Schrift- 
steller des  16.  u.  17.  Jahrh.  über  BevOlkemngswesen  in  Gonrad's  Jahrb.  N.  F.-B.  13, 
1886;  H.  SOtbeer,  die  Stellung  der  Socialisten  zur  Malthus'schen  Bevölkerungslehre, 
Berl.  1886.  Bibliographische,  litterar-  und  dogmengeschichtliche  Notizen  finden  sich 
mehr  oder  weniger  in  allen  im  Folgenden  genannten  Schriften,  vornemlicb  in  den 
reichen  Noten  zu  Wappäus*  Bevölkerangsstatistik  und  in  den  Noten  bei  Bosch  er. 
bes.  §.  254  (20.  Aufl.  S.  7:U  ff.  Note  2). 

,4)ie  Ansichten  der  Theoretiker  über  diesen  Gegenstand  (Bevölkerung  und  Be- 
vOlkerangspoIitik)  l&ssen  regelmässig  einen  Wechsel  von  Ebbe  und  Fluth  bemerken: 
während  der  letzten  schwärmt  man  fUr  die  Vermehrung  des  Volks,  die  man  unbedingt 
als  eine  Wohlthat  betrachtet;  hernach  wieder  ängstigt  man  sich  vor  Ueberyölkerung*^ 
(Röscher  I,  S.  732).  Man  wird  dabei  aber  doch  in  der  Regel  den  Einfluss  der 
concreten  Verhältnisse  des  BevOlkerongswesens,  der  geringen  oder  grossen  Volks- 
zanahme,  Volksdichtigkeit,  der  Zeit-  und  Landesverhältnisse,  auch  der  wirthschaftlichen, 
politischen  (Wehrkraft!),  welche  das  Eine  oder  Andre  wtlnschenswerth  oder  bedenklich 
erscheinen  lassen,  ferner  auch  den  Einfluss  der  jeweiligen  Verwaltungspolitik  in  Bezug 
auf  die  Bevölkemng  (Ein-,  Auswanderungsrecht,  Zugrecht,  Eheschliessungsrecht,  be- 
gUnstigende  oder  hemmende  legislative  und  administrative  Maassregeln)  auch  auf  die 
Ansichten  der  Theoretiker  nicht  verkennen  können.  Bis  zum  19.  Jahrhundert  leidet 
ausserdem  auch  alle  theoretische  Erörterung  der  Bevölkerungsfragen  an  dem  Mangel 
oder  der  Unzuverlässigkeit  der  Bevölkerungsstatistik,  besonders  in  Betreff  der  Zahl  der 
Bevölkemng  auch  sogar  in  der  unmittelbaren  Gegenwart  und  des  eigenen  Landes 
(so  noch  im  18.  Jahrhundert),  von  der  und  von  dem  man  handelt,  vollends  far  weiter 
zurückliegende  Zeiten  (Alterthum,  Mittelalter)  und  für  fremde  Länder.^) 

Eine  halbwegs  wissenschaftliche  Behandlung  der  Bevölkerangsfragen  beginnt  kaum 
▼or  dem  17.  Jahrhundert  und  gelangt  erst  mit  der  Herrschaft  des  Mercantilismus  in 
Theorie  und  Praxis  zu  einer  gewissen  Bedeutung  und  methodischen  Ausbildung.  Die 
Torherrschende,  wenn  auch  nicht  ausnahmslose  Ansicht  ist  schon  im  17.  Jahrhundert, 
besonders  in  dessen  2.  Hälfte,  namentlich  in  Deutschland,  und  wird  im  18.  Jahrhundert 

^)  Controversen  über  die  Grösse  der  Bevölkerung  in  den  Culturstaaten  des  Alter- 
thums,  über  das  Verhältniss  der  gegenwärtigen  und  ehemaligen  Bevölkerung  (z.  B.  in 
Frankreich  im  18.  Jahrhundert  und  zur  römischen  Zeit),  über  die  wirkliche  Ab- oder 
Zunahme  und  wahre  Höhe  der  Bevölkemng  noch  im  17.,  18.  Jahrhundert  (Frankreich, 
EngUnd),  Controversen,  z.  B.  über  die  antike  Bevölkemng,  über  Alt-Italiens,  der  Stadt 
Bom  Bevölkemng,  sind  zwar  auch  heute  noch  nicht  erledigt  und  können  mit  dem 
spärlichen  und  unsicheren  überkommenen  Material  nicht  sicher  entschieden  werden. 
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immer  mehr  eine  der  YolksTermehning,  grossen  Yolkszahl  und  Dichtigkeit  günstige: 
im  Ganzen,  zumal  in  Deutschland,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  BedUrfhiss,  den  An- 
schauungen und  der  Yenraltungspolitik  der  Praxis ,  namentlich  im  Zeitalter  des  auf- 
gdtlärten  Absolutismus.  Die  eng  zusammenhängende  BefOlkerungs-  und  Wirthschafis- 
und  Culturpolitik  in  der  2.  H&lfte  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert  irar  ein  noth- 
wendiges  Ergebniss  der  gegebenen  Yerhäitnisse  nach  den  furchtbaren  ZerrOttungen, 
des  30jährigen  und  anderer  £ricge.  In  dem  wirthschaftlichen  Musterlande  der  Zeit, 
in  den  Niederlanden,  sah  man  auch  die  wirthschaftlichen  Yortheile  grosser  und  dichter 
Bevölkerung,  wobei  freilich,  wie  in  Betreff  der  gesammten  wirthschaftlichen  Ent- 
wicklung, der  richtige  Einblick  in  den  Causalzusammenhang  zwischen  Bevölkerung 
und  Yolkswirthschaft  nicht  immer  bestand.  Die  Gefahren  zu  grosser  Yolkszahl,  zu 
rascher  Zunahme  wurden  indessen  zeitweise  und  von  einzelnen  Theoretikern  wie 
Praktikern  doch  schon  in  dieser  Periode  nicht  immer  verkannt,  selbst  überschätzt, 
Auswanderung,  Golonisation  ids  Abhilfmittei  empfohlen  und  versucht  Und  der  fUr 
jeden  ein  wenig  Nachdenkenden  doch  auf  der  Hand  liegende  Zusammenhang  zwischen 
Yolkszahl,  Zunahme  derselben  und  volkswirthschaftlichen  Hilfsmitteln,  Entwicklung 
der  Production,  des  Yerkehrs  wurde  doch  auch  nur  ausnahmsweise  ganz  übersehen. 
Es  fehlt  daher  auch  nicht  an  Stimmen  und  gelefi^entlichen  Aeusserungen  einzelner 
Autoren,  die  sonst  anders  stehen,  welche  an  Malthus'sche  Anschauungen  anklingen 
und  mit  mehr  oder  weniger  Becht  als  „Yorläufer  von  Malthus''  bezeichnet  werden, 
80  in  Italien  im  16.  Jahrhundert  G.  Botero,  im  18.  Genovesi,  Ortes,  in  England 
Baleigh,  im  16.  und  17.,  Ghild  im  17.,  J.  Stewart,  Young  im  18.,  in  Deutsch- 
land namentlich  J.  Moser).  Doch  sie  bildeten  die  Minderheit  (s.  Mo  hl,  a.  a.  0., 
&  468  ffl,  Elster  a.  a.  0.  S.  486  fi*.).  Fast  am  Einseitigsten,  aber  eben  wohl  be- 
sonders unter  dem  Einfluss  von  Anschauungen,  welche  die  betreffenden  Autoren  in 
Folge  der  notorischen  Bedürfhisse  ihrer  Zeit  und  ihrer  Länder  nach  einer  grösseren 
YolKszahl  und  unter  der  herrschenden  Yerwaltungspolitik  gewonnen  hatten,  stand  die 
deutsche  Cameralistik  und  Polizeiwissenschaft  der  Mitte  und  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts,  so  auch  in  ihren  hervorragendsten  Yertretcm,  von  Justi,  von 
Sonnenfels  u.  A.  m.  (vgl.  die  Gitate  aus  mehreren  Schriften  bei  Elster  a.  a.  0. 
S.  482  ff.).  Die  „populationistische*",  der  Yolksvermehrung  fast  um  jeden  Preis ,  mit 
jedem  Mittel  günstige  Theorie  dieser  Männer  ist  das  Seitenstück  von  ihrer  und  ihrer 
Zeitgenossen  sonstiger  cameralistischor  und  polizeiwissenschaftlicher,  ja  rechtsphilo- 
sophischer Theorie  (Ghr.  Wolffl)  und  beide  sind  der  Beflez  der  practischen  Bodürf- 
niise  und  der  Yerwaltungprazis.  Ich  möchte  den  Satz  von  Elster,  „die  gekenn-> 
zeichnete  Bevölkerungspolitik  (des  17.  und  18.  Jahrhunderts)  stützte  sich  auf  die 
herrschende  Bevölkerungslehre  jener  Zeit**  (a.  a.  0.  S.  476)  eher  umkehren,  mindestens 
ihn  auch  in  dieser  umgekehren  Fassung  für  richtig  halten.  Denn  wie  gewöhnlich 
auf  solchen  Gebieten  haben  Theorie  und  Praxis  sich  freilich  wohl  auch  Mer  gegen- 
seitig beeinffusst 

Auch  die  Physiok raten  entzogen  sich  dem  Einfluss  dieser  Zeitanschauungen 
meistens  nicht  und  führten  nur,  ihrer  principiellcn  Anschauung  gemäss,  zurück- 
bleibendes Wachsthum  der  Yolkszahl  und  zu  geringe  Yolksdichtigkeit  gern  auf  Mise- 
stände  in  der  landwirthschaftlichen  Cultur  zurück.  Die  Hebung  der  letzteren  war 
ihnen  daher  auch  ein  Mittel  zur  Yermehrung  der  Bevölkerung. 

Theologen  und  bibelgläubige  Laien  vertraten  auch  unter  der  Berufung  auf  das 
bekannte  Bibelwort  „Seid  fruchtbar  und  mehret  Euch  und  erfüllet  die  Erde"  die  der 
Yolksvermehrung  günstige  Auffassung,  wofür  der  erste  Statistiker  seiner  Zeit,  der  Probst 
J. P. Süssmilch,ein  besonders  wichtiges  Beispiel  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ist 

A.  Smith  hat  die  Bevölkerungsfrago  nur  gelegentlich  gestreift,  aber  noch  keine 
principielle  Stellung  zu  ihr  eingenommen.  Keichthum  und  änsserste  Armuth  hält  er 
für  gleich  ungtlnstig  für  die  Yolksvermehrung,  erkennt  aber  die  Begrenzung  der  Be« 

aber  sie  werden  doch,  freilich  z.  Th.  schon  seit  Hume's  Zeiten,  in  ganz  andrer 
wissenschaftlicher  Weise,  mit  viel  mehr  Kritik,  namentlich  gegen  phantastisch  über- 
triebene Zahlen,  jetzt  erörtert.  YgL  über  das  Alterthum  den  gut  zusammenfassenden 
Aufsatz  von  Ed.  Meyer  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  II,  443  ff.  und  bes.  Bei  och, 
Bevölkerung  der  griech.-röm.  Welt,  1886  I;  über  die  noch  unsichereren  und  spä> 
lieberen  Daten  für  das  Mittelalter  v.  Inama-Sternegg,  eb.  II,  433  ff.,  mit  weiterei 
Litteraturangaben  S.  442. 
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TöllierDDg  darch  die  Subsistenzmittel  deatlich  an  (s.  wealth  of  nations,  B.  I,  eh.  YIII, 

4.  Lond.  Aug.  1786«  auch  eh.  IX,  p.  255:  „countries  are  populons  oot  in  pioportion 
to  the  nnrnber  of  people  whom  their  prodnce  can  clooth  and  lodge,  bot  in  proportion 
to  that  of  those  whom  it  can  feed'O* 

Diese  BeYölkertingslchro  des  IS.  Jahrhunderts  war  also  überwiegend  opti- 
mistisch, aber  entsprach  im  Ganzen  doch  den  Zeitverh&Itnissen  and  practisehen 
Bedarfhissen  der  Linder  und,  wie  bemerkt,  wurde  sie  auch  nicht  ?on  allen  Anhängern 
kritiklos  nnd  ohne  jede  BOcksicht  aaf  die  Frage  der  vorhandenen  Uuterhaltsmittel 
nnd  deren  Yermehrbarkeit  vertreten.  Dieser  optimistischen  Auffassung  huldigte  u.  A. 
auch  der  socialistisch  angehauchte  englische  Schriftsteller  Godwin,  dessen  Schriften 
und  Anfe&tze  dadurch  eine  gewisse  bleibende  litterarische  Bedeutung  beanspruchen« 
dass  er  es  war,  welcher  das  Auftreten  von  Th.  Robert  Malthus,  nach  dessen  eigenem 
Bekenntniss,  zuerst  veranlasst  hatte.  (Godwin  in  seinem  Enquirer  über  Geiz  und  Yer- 
schwenduDg,  1797,  dem  eine  Schrift  enquiry  concemig  political  justice  and  its 
inflnence  on  geueral  virtue  and  happioess  1793  vorangegangen  war,  welche  später 
noch  3  Auflagen  erlebte.  Erheblich  später  erschien  mit  specieller  Polemik  gegen 
Malthns  Godwin's  Schrift  on  population,  London  1S20.  S.  tlber  Godwin  Mohl a.a.O. 

5.  496,  Elster  a.a.O.  S.  502,  den  bibliograph.  Artikel  „Godwin''  von  Lippert  im 
HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  III,  S.  80 ;  Malthns'  Vorrede  zur  2.  Aufl.  seines  essay,  1803.) 

Die  grosse  bleibende  Bedeutung  von  Malthus  liegt  darin,  dass  er  jenen  opti- 
mistisch«! Ansichten  über  den  unbedingten  Segen  der  Yolksvermebrung  entgegentrat, 
die  Kehrseite  aufdeckte,  den  nothwendigen  Zusammenhang  zwischen  Yolkszahl,  Dichtig- 
keit, Vermehrung  und  Unterhalts-,  speciell  Nahrungsmittel  und  deren  Beschaff  barkeit 
and  Vermehrung  nachwies,  die  Gefahren  zeigte,  welche  nothwendig  aus  einer  Ueber- 
holnng  der  Nahrungsmittelvermehrung  durch  die  BevOlkerungsvermehrung  hervorgehen 
attssten  und  nach  geschichtlicher  Erfahrung  hervorgegangen  wären,  die  namentlich 
anf  den  Geschlechtstrieb  zurückzuführende  starke  Volksvermehrungstendenz  einerseits, 
die  Schwierigkeiten  einer  stets  damit  Schritt  haltenden  Vermehrung  der  Unterhalts- 
mittel andrerseits  hervorhob  nnd  eine  Lehre  von  den  Hemmungsmitteln  (checke)  der 
Volksvermehrnog  entwickelte,  nach  welcher  dieselben  zweierlei  Art  seien,  repressive, 
positive,  insbesondere  Laster  und  Elend,  woraus  sich  mehr  Todesfälle  und  präventive, 
negative,  moralische  Selbst beschränkung  (moral  restraint)  in  Bezug  auf  Verheirathnng 
nnd  Kindererzengung,  woraus  sich  weniger  Geburten  ergäben,  während  gewisse  Laster, 
Ausschweifungen  nach  beiden  Seiten  hemmend  wirkten.  Er  empfiehlt  allein  moralische 
Selbstbeschränkung  und  sucht  zn  beweisen,  dass  ohne  diese  unter  den  starken  Antrieben 
zur  Volksvermehrung  die  letztere  stets  die  Tendenz  habe,  die  Vermehrung  der  Unter- 
haltsmittel zu  überholen,  wo  dann  nichts  Andres  eintreten  könne  und  werde,  als  eine 
Wiederverminderung  der  Bevölkerung  durch  Elend  und  in  directer  und  indirecter  Folge 
davon  durch  vermehrte  Todesfälle.  Diese  Sätze  sind  in  ihrem  Kerne,  der  das  sogen. 
Malthus*sche  Bevölkerungsgesetz  bildet,  und  in  dem  wahren  Sinne,  welchen  sie  bei 
Malthus  selbst  haben,  unumstösslieh  und  von  einleuchtendster,  in  der  That  auch 
erfahmngsmässig  bestätigter  Wahrheit.  Leider  hat  sie  Malthus  selbst,  allerdings  doch 
im  Grunde  mehr  zur  Erläuterung  und  zur  knappen,  leicht  verständlichen  Fassung  seiner 
Lehre,  zn  sehr  zugespitzt,  sie  zu  absolut  formulirt  und  sich  sogar  verleiten  lassen,  für 
sie  eine  Art  mathematischer  Formel  aufzustellen:  die  Bevölkerung,  wenn  sie  durch 
keinerlei  Hindemiss  aufgehalten  werde,  verdopple  sich  alle  25  Jahre  und  wachse  von 
Periode  zn  Periode  in  geometrischer  Progression.  Die  Subsistenzmittel  könnten  sich 
dagegen  niemals  rascher  als  nach  einer  arithmetischen  Progression  vermehren  (Kap.  1 
des  essay).  Diese  Formel  trifit  einmal  überhaupt  nicht  zu,  gilt  vollends  nicht  für  die 
Subsistenzmittel  und  beruht  auch  bei  der  Bevölkerung  auf  einem  statistischen  Fehler. 
Femer  lassen  sich  aber  überhaupt  die  viel  zu  mannigfaltigen,  veränderlichen  Verhält- 
nisse nnd  Einflüsse,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  gar  nicht  unter  eine  solche  ein- 
fache nnd  knappe  mathematische  Formel  bringen.  Und  endlich  liegt  hier,  wie  auf 
anderen  Gebielen  der  Politischen  Oekonomio,  bei  einem  derartigen  Versuch  wieder  die 
Verwechslung  zwischen  einem  wahren  Naturgesetz  und  einem  socialen  Gesetz  vor. 
Kar  um  ein  sociales  Gesetz  kann  es  sich  bei  dem  Bevölkerungsgesetz  handeln.  Die 
Anf&ssung  desselben  als  ein  Naturgesetz  kommt  nur  der  gegnerischen  Ansicht  zn 
Gute.  Der  Uaupttheil  der  Malthus  so  reichlich  gewordenen  Polemik  trifll  die  natur- 
gesetzliche Auffassung  seines  Bevölkerungsgesetzes.  Wenn  man  diese  aber  fallen  lässt, 
80  ergiebt  sieh  auch,  dass  diese  Polemik  und  die  sogen.  „Widerlegung''  von  Malthus 
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Dar  die  Form,  nicht  den  Kern  der  Sache  treffen  and  in  keiner  Weise  dorchschUji^en 
(7gL  bes.  B.  I,  eh.  1  des  unten  gen.  Hauptvrerks  von  Malthos).  Immer  auch  noch 
zu  schroff  formaiirt,  aber  doch  weniger  den  aDgedeuteten  Einwänden  aasgesetzt,  als 
die  Formel,  welche  Malthns  aufstellte,  sind  die  Sätze,  in  welche  er  (am  Schloss  seines 
2.  Kap.  im  1.  Buche)  seine  Lehre  zasammenfasst  und  von  denen  er  alsdann  nament- 
lich den  zweiten  and  dritten  mit  Hilfe  des  von  ihm  gesammelten,  reichen,  wenn  aach 
gegenwärtig  durch  weit  mehr  und  besseres  zu  ersetzenden  und  zu  ergänzenden  histo- 
risch-statistischen Materials  in  seinem  ganzen  umfassenden  Werke  zu  beweisen  sucht: 
„1)  die  BevOlkerang  ist  nothwendig  darch  die  Subsistenzmittel  begrenzt;  2)  die  Be- 
völkerung vermehrt  sich  unveränderlich  überall,  wo  die  Subsistenzmittel  sich  ver- 
mehren, falls  sie  nicht  durch  sehr  mächtige  und  deutliche  Hemmnisse  (checks)  daran 
gehindert  wird ;  3)  diese  Hemmnisse  und  diejenigen,  welche  die  ttberwältigende  Macht 
der  Bevölkerung  zurückdrängen  und  die  Wirkungen  dieser  Macht  im  Gleichgewicht 
mit  den  Subsistenzmitteln  erhalten,  sind  alle  auf  moralische  Selbstbeschräukung,  Laster 
und  Elend  zurückzufahren.'' 

Auch  noch  in  einem  anderen  Puncto  bedarf  die  Lehre  von  Malthus  einer  Be- 
richtigung, es  ist  der  Punct,  wo  auch  die  socialistische  und  verwandte  Polemik  nicht 
ganz  ohne  Erfolg  gegen  ihn  einsetzt,  nur  dass  dieselbe  nach  der  anderen  Seite  noch 
?iel  mehr  der  Einschränkung  und  Berichtigung  bedarf.  Malthus  hat  natOrlich,  ähn- 
lich wie  Ricardo,  nach  dem  Stande  der  Naturwissenschaften  und  der  Produc-tions- 
technik  seiner  Zeit  noch  zu  wenig  die  durch  naturwissenschaftlich-technische  Port- 
schritte bedingte  und  in  gewissem  Umfang  der  Verwirklichung  fähige  Entwicklungs- 
möglichkeit der  Productivität  der  Arbeit  (auch  auf  Boden,  im  Ackerbau)  berücksichtigt 
Das  war  ein  begreiflicher  Fehler.  Malthus  war  aber  auch  darin  ein  Kind  seiner  Zeit, 
dass  er  die  geschichtlich  überkommene  und  gegebene  volkswirthschaftliche  Organi- 
sation und  Rechtsordnung  zu  sehr  als  etwas  Festes  ansah  und  die  günstige  Bück* 
Wirkung  einer  Veränderung  derselben  auf  gesteigerte  Productivität  der  Arbeit  in  allen 
Gebieten  der  Production  zu  wenig  mit  in  Erwägung  zog,  nach  der  technischen  wie 
auch  nach  der  psychologischen  Seite.  Der  Socialismns,  einigermaassen  auch  andre 
Optimisten,  wie  (krey,  übertreiben  nur  wieder  die  Tragweite  dieser  Gesichtspuncte 
und  behandeln  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft,  aller  Psycho- 
logie und  Erfahrung  zum  Trotz,  zu  sehr  wie  Wachs  in  den  Händen  geschicktar 
Socialreformatoren. 

Trotz  dieser  und  ähnlicher  Einwände  nimmt  Malthus  durch  diese  seine  Lehre 
auf  dem  Gebiete  der  Bevölkerungslehre  eine  ähnliche  Stellung  ein,  wie  A.  Smith  auf 
demjenigen  der  ganzen  Politischen  Oekonomie.  Man  kann  das  Frühere  (S.  2)  schon 
citirte  Wort  Röscher 's  über  Smith  auf  Malthus  ebenfalls  anwenden :  er  steht  im  Mittel- 
punct  der  litterarischen  Bewegung,  seine  beistimmenden  wie  anders  stehenden  Vor- 
läufer weisen  auf  ihn  hin,  alle  Späteren  nehmen  in  erster  Linie  Stellung  zu  ihm,  als 
Anhänger,  als  Gegner  in  mancherlei  Abstufungen,  aber  Niemand  kann  ihn  und  hat 
ihn  ignorirt.  Die  richtige  Bedeutung  seiner  Lehre  hat  wohl  Rümelin  besonders 
treffend  characterisirt:  „Die  bekannten  Sätze  von  Malthus  sind  ebenso  anfechtbar  in 
Ihrer  statistischen  und  psychologischen  Begründung  im  Einzelnen  als  unumstOsslich 
und  von  einleuchtendster  Wahrheit  im  Ganzen''  (Reden,  1875,  S.  H05).  Malthus  nimmt 
durch  diese  seine  Leistung  eine  bleibende  Stelle  unter  den  ersten  Meistern  des  Fachs 
«in,  wird  mit  Recht  zu  den  „classischen*'  englischen  Nationalökonomen  gerechnet,  in 
einer  Reihe  mit  A.  Smith  und  Ricardo  und  verdient  es  daher  auch,  dass  die  von  ihm, 
zwar  nicht  zuerst  angedeutete,  aber  zuerst  bewusst  vertretene  und  fundamentirte  Lehre 
seinen  Namen  trägt,  dass,  wenn  man  den  Ausdruck  „Gesetz"  brauchen  will,  was  nach 
unserem  oben  (§.  89)  festgestellten  Begriff  hier  zulässig  erscheint,  dies  Bevölkerungs- 
gesetz das  „Malthus'sche"  dauernd  und  offen  genannt  wird,  auch  wenn  man 
darunter  nicht  die  unhaltbare  Malthus'sche  Formel,  sondern  den  dargelegten  Kern 
der  Lehre  vom  Zusammenhang  zwischen  Bevölkerung  und  Unterhaltsmitteln  versteht 
Röscher  hätte  eben  deshalb,  da  er  wesentlich  dieselbe  Ansicht  über  Malthus  und 
dessen  Lehre  hegt,  wie  sie  hier  vertreten  wird,  die  Nachgiebigkeit  gegen  Vomrtheile 
und  Gegner  von  Malthus  nicht  haben  sollen,  den  Ausdruck  „Malthus*  seh  es*'  Be- 
Fölkerungsgesetz  aufzugeben,  „um  flüchtige  Loser  vor  dem  Wahn  zu  schützen,  als  ob 
von  ihm  etwa  das  gelehrt  würde,  was  der  grosse  Haufen  mit  dem  Wort  ,3^- 
4husianismus"  bezeichnet,  worauf  sie  vielleicht  den  ganzen  Abschnitt  überschlagen 
möchten"  (?!).    Meint  er  doch  selbst,  die  fernere  Zukunft  werde  Malthus,  wie  Ri* 
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cardo,  „in  ihre  volle  Ehre  als  nationalökonomische  Forscher  nnd  Entdecker  ?om  aller- 
ersten Bang  wieder  einsetzen''  (Vorwort  za  fi.  I).  Wer  hatte  sie  denn  entsetzt,  ausser 
einige  Fachmänner  zweifelhaften  Banges,  die  einen  Malthus,  Bicardo  eben  nicht  ?er- 
«tanden  nnd  eine  Berichtigung  ?on  Nebenpnncten  für  eine  Widerlegnog  der  Haupt- 
sachen gehalten  haben,  nnd  einige  Schreier  ans  dem  grossen  Haafen?  Leute  ?om 
Schlage  des  Herrn  E.  Dtthring,  die  den  „PfaflPen  Malthus''  verhöhnen,  Confusionarien 
und  Phantasten  wie  Carey,  ^ige  Polemiker,  wie  K.  Marx,  der  Malthus  ob  einiger 
den  seinen  ähnlicher  Gedanken  bei  Frtüieren  einen  ,J'lagiator'*  nennt,  sind  hier  doch 
wohl  nicht  die  competenten  Stimmen,  mit  BUcksicht  auf  welche  man  jene  Namens- 
bezeichnung ändern  müsste. 

Das  Malthus'sche  Werk  ist  zuerst  als  Skizze  u.  d.  T.  essay  on  the  principle  of 
Population,  179S,  anonym  erschienen,  dann  erweitert  in  2.  Aufl.  1S03.  Bis  zu  Mal- 
thus' Tode  (1834,  geb.  1766)  erschienen  6  Aufl.,  eine  7.  1872.  Mehrfach  Ueber- 
aetzungen  in's  Deutsche,  von  Hege  wisch.  Altena  1807  (nicht  vollständig),  neuerdings 
von  F.  Stöpel,  Berlin  1879,  in's  Französische  von  P.  u.  G.  Provost,  mit  Einleitung 
▼on  Boss!,  kurzer  Biographie  von  Gh.  Comte,  Noten  der  Uebersetzer  u.  J.  Gar* 
nier's,  mehrfache  Auflagen  (ich  benutzte  die  von  1845),  auch  als  Theil  der  GolL 
des  principaux  economistes.  S.  über  Malthus  fast  alle  Schriften  Über  die  BevOlkerungs- 
lehre,  über  nat-ökon.  Litteraturgeschichte  (Kautz,  Gesch.  II,  §.  73  £,  Ingram, 
deutsche  Uebersetz.  S.  151  ff..  Eisenhart,  Gesch.  2.  A.  S.  78  ff.,  Cossa,  intro- 
ducione,  3.  ed.  p.  323  ff.,  mehr  zur  Gharacteristik  Herrn  Dühring's  selbst  und  seiner 
Manier  als  zur  Beurtheilung  von  Malthus  Du  bring,  krit.  Gesch.  d.  Nat.-Oekon. 
2.  A.  Beri.  1S75,  S.  174  ff.;  dann  insbesondre  B.  v.  Mohl  a.  a.  0.  S.  479  ff.,  Elster 
a.  a.  0.  S.  484  ff.,  mit  der  bei  beiden  reichlich  angegebenen  weiteren  Litteratur  der 
Terschiedenen  Bichtungen  der  Anhänger  und  Gegner  von  Malthus. 

§.  195.  Fortsetzung.  Die  Malthus'sche  Lehre  in  der  Litteratur. 
In  der  oben  angegebenen  Beschränkung  auf  den  Kern  und  in  Gemässheit  der  weiter 
im  nächsten  Kapitel  folgenden  Ausfahrungen  hat  die  Lehre  von  Malthus  in  der  neueren 
Nationalökonomie  weit  überwiegend  Zustimmung  gefunden,  in  England  wie  auf  dem 
-Gontinente,  auch  in  Deutschland.  Bericlitigt  hat  man  nur  Einzelnes,  die  Formel,  die 
Beweisführung.  Für  zahlreiche  einzelne  Schriftsteiler  sei  auf  Mohl  und  Elster  ver- 
wiesen.   Ich  beschränke  mich  auch  hier  auf  die  Hervorhebung  einiger  Namen. 

In  England  hat  Bicardo  nicht  die  Lehre  selbst  behandelt,  aber  sie  gebilligt 
(BaomsUrk's  Uebersetz.  2.  A.  S.  368).  J.  St.  Mi  11  hält  in  seinen  principles  of  pol. 
econ.  allen  Einwänden  gegenüber  an  dem  Kern  der  Maltbus^schen  Lehre  durchaus 
fest,  mit  der  richtigen  Bemerkung,  dass  es  immer  nur  ephemere,  bald  vergessene 
Theorieen  seien,  welche  dagegen  in's  Feld  geführt  würden.  Er  behandelt  die  Lehre 
in  s.  1.  Buche,  von  der  Prmiuction,  im  Kap.  10,  vom  Gesetze  der  Arbeitsvermehrung, 
§.  2,  3.  Von  Senior  s.  seine  two  lectures  on  population,  London  1831,  mit  einem 
Briefwechsel  mit  Malthus.  Er  steht  der  Frage  optimistischer  gegenüber.  Aeltere  noch 
beachtenswerthe  englische  Werke  sind:  Sadler,  law  of  population  etc.,  Lond.  1830, 
ein  Gegner,  und  Thornton,  overpopulation  and  its  remedy,  Lond.  1816,  im  Wesent- 
lichen Anhänger.  Von  Neueren  sei  Mars  hall  genannt,  der  eine  gute  Behandlung 
der  BevOlkerungslehre  in  seinen  principles  of  economics  gegeben  hat,  ebenfalls  in  der 
Lehre  von  der  production  oder  supply,  book  4,  eh.  4  ff.  Er  berücksichtigt  dabei  die 
neuesten  Wirthschaftsverhältnlsse  mehr,  meint,  die  erste  These  von  Maltbus  bleibe 
bestehen,  die  beiden  anderen  seien  etwas  zu  berichtigen,  macht  mir  aber  den  neueren 
naturwissenschaftlichen  Hypothesen  —  oder  Dogmen  —  über  die  Beziehung  von  Ge- 
himthätigkeit  und  Zeugungskraft,  bezw.  Lust  schon  etwas  zu  viel  Zugeständnisse  (1 .  ed. 
p.  233).  Er  (wie  auch  Sidgwick)  halten  auch  das  Gesetz  der  abnehmenden  Boden- 
•erträge,  welches  für  die  Bevölkerungslehre  seine  besondere  Bedeutung  hat,  fest. 
Sid  gwick,  principles  of  pol.  ec.  2  ed.  Lond.  1887,  steht  ähnlich:  (B.  1,  eh.  4,  S.  140  ff.) 
Malthus'  law  of  population  (and  the  law  of  diminisbing  retums  from  Land)  are  valid, 
when  duly  qualified,  as  abstract  Statements  of  tendencies,  also  the  concreto  stafement 
that  in  old  countries  population  is  limeted  by  the  difficulty  of  procuriog  subsistence; 
but  the  limit  is  not  rigid,  and  the  Standard  of  comfort  that  partly  determines  it  is 
•rariable  (s.  Besum6  im  Inhalt). 

In  America  stehen  die  Anhänger  Gare y 's  (u.  §.  196),  auch  H.  George 
Anden  zur  Lehre  und  unter  den  eigenthümlichen  Verhältnissen  eines  solchen  neuen 
Landes  neigen  auch  wohl  andere  Oekonomisten  eher  zu  einem  gewissen  Optimismus. 
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In  Frankreich  hat  die  liberal-indi?idaalistische  Nationalökonomie  Smith'scher 
Bichtang  doch  seit  J.  B.  Say's  Zeiten  überwiegend  Malthus'  Standpunct  eingenommen, 
so  insbesondere  Say  selbst  (conrs  complet  d'6con.  pol.  p.  VI  ond  trait6  d'6con.  pol 
lirro  II,  eh.  11).  Etwas  abweichend,  namentlich,  wie  die  Socialisten  und  die  Neueren 
überhaupt  darauf  hinweisend,  dass  die  gegebene  Rechtsordnung  nnd  Organisation  der 
Wirthschaft,  die  Besitzverhältnisse  (Grnndeigentham)  —  darauf  läuft  seino  Argumen- 
tation, principiell  aufgefasst,  hinaus  —  practisch  gewöhnlich  mehr  als  der  directe 
Mangel  an  Subsistenzmitteln  die  Bevölkerungs?ermehrnng  hemme  und  zu  Znst&nden 
der  Uebervölkerung  führe,  steht  Sismondi  zu  der  Frage  (nour.  princ.  d'6con.  pol., 
livre  7,  ?ergl.  Mohl,  a.  a.  0.  S.  510,  Elster  a.  a.  0.  S.  495  und  ders.  in  Conrads 
Jahrb.  N.  F.  B.  14,  S.  321  fP.,  345  fP.  über  Sismondi).  Femer  haben  die  freihändlerischen 
Enthusiasten  und  Vertreter  des  Dogmas  der  volkswirthschaftlichen  „Harmonie*\  wie 
Fr.  Bastiat,  eine  mehr  principiell  gegnerische  Stellung  zu  Malthus  eingenommen^ 
aber  eben  hier,  wie  sonst,  sich  über  Thatsachen  mit  Phrasen  und  mit  der  üblichen 
petitio  principii  hinweggesetzt,  dass  Malthos  im  Ganzen  Unrecht  haben  mUsse,  weil 
sonst  die  volkswirthschaftlicho  Harmonie  gestört  oder  selbst  zerstört  werde  (s.  harmo- 
nies  6conomique8,  mehrfach,  s.  Stellen  bei  Elster  im  Handwörterb.  S.  510).  Auf 
richtigerem  Standpuncte  steht  die  Monographie  ?on  J.  Garnier,  du  principe  de 
Population,  2.  6d.  Paris  1885  (1.  1857).     Wesentlich  Malthusianer  ist  M.  Block. 

Frankreich  zeigt  im  Be?ölkerungswcsen  die  in  der  modernen  Gulturwelt  (neben 
Irland,  wo  eben  noch  besondere  Umstände  obwalten)  alleinstehende  Erscheinung  einer 
im  Vergleich  zu  anderen  Ländern  ungemein  langsamen  einheimischen  Volksvermehrung, 
welche  in  neuerer  Zeit  noch  immer  langsamer  geworden  ist  und  in  den  letzten  Jahren 
frelegentlich  selbst  schon  einer  Abnahme  und  zwar  in  Folge  Ueberwiegens  der  Todes- 
fälle über  die  Geburten  Platz  gemacht  hat,  trotzdem  bekanntlich  die  Auswanderung 
in  Frankreich  gering,  der  Zuzug  Fremder  bedeutend  ist.  Diese  Erscheinung  wird  Tor- 
nemlich  mit  aus  politischen  Gründen  im  Vergleich  mit  der  raschen  Volkszunahme  in 
germanischen  und  anderen  Ländern  in  Frankreich  seit  lange  und  neuerdings  noch 
mehr  mit  einer  gewissen  Aengstlichkeit  betrachtet.  Sie  ist  auch  auf  die  theoretischen 
Anschauungen  über  Bevölkerung  nicht  ohne  Einflass  geblieben.  Characteristiach  für 
französische  Anschauungen  hat  man  sie  sich  wohl  mit  auf  eine  Weise  zu  eridären 
gesucht,  welche  dem  französischen  Selbstgefühl  oder  richtiger  der  nationalen  Eitelkeit 
nicht  zu  sehr  Abbruch  thut.  Die  These,  dass  mit  fortschreitender  Volksdichtigkeit« 
grösserem  Wohlstand  und  höherer  Gultur  die  Bevölkerungszunahme,  besonders  durch 
Verminderung  der  Geburten,  der  Durchschnittskinderzahl  in  der  Ehe  immer  langsamer 
werde,  also  in  gewissem  Sinne  ein  Symptom  höherer  Entwicklung  sei,  ist  grade  in 
Frankreich  seit  länger  nicht  selten  besonders  gern  yertreten  worden.  Dabei  hat  man 
freilich  ihre  relative  Richtigkeit  sehr  übertrieben,  indem  man  sich  über  die  viel  weniger 
mit  der  These  stimmenden  Thatsachen  andrer  Länder  (England,  Deutschland,  Italien)  hin- 
wegsetzte (8.U.  §.207 — 214).  Scharf  trat  mir  selbst  schon  diese  Auffassung  auf  einem 
kleinen  statistischen  Gongress  entgegen,  welcher  im  Jahre  1867  bei  Gelegenheit  der  Welt- 
ausstellung in  Paris  stattfand  und  das  Thema  behandelte  (Legoit  u.  A.  m.).  Darüber 
ein  Aufsatz  von  mir  im  Bremer  Handelsbl.  1867  vom  21.  und  28.  Sept.  In  neueren 
Aeusserungen  P.  Leroy-Beaulieu*s  klingen  verwandte  Anschauungen  durch  (vgl. 
die  Citate  von  Elster,  Handwörterb.  S.  519,  527):  immer  eine  gewisse  Neigung, 
sich  über  unangenehme  oder  für  unangenehm  geltende  Thatsachen  hinwegzutäuschen. 
S.  im  Uebrigen  den  Art  population  im  nouveau  dictionn.  d'6con.  polit  von  Levasseur, 
woselbst  II,  517  eine  Zusammenfassung  der  „experimentellen  Bevölkerungsgesetze'^ 
in  17  Sätzen,  sowie  ders.  la  population  fran^aise,  3  vol.  Par.  1889/91. 

Auch  die  italienische  Nationalökonomie  Smith'scher  Richtung  steht  wohl  im 
Ganzen  auf  Malthus'schem  Boden  in  den  angegebenen  Grenzen.  Sie  hat  aber  in  ein- 
zelnen ihrer  Vertreter  EigenthUmlichkeiten.  Hervorzuheben  ist  etwa  Messedaglia, 
della  teoria  della  popuh^one  etc.  vol.  I,  Verona  1858  und  besonders  aus  neuester 
ZeitA.  Loria,  la  legge  di  populazione  ed  ll  sistema  sociale,  Siena  1882  und  ders. 
in  dem  Werke  analisi  della  proprietä  capitalista,  Tonne  1889  in  den  hierhergehörigen 
Aasführungen,  bes.  vol.  I,  1.  1,  cap.  5,  p.  615  ff. 

In  Deutschland  ist  in  der  wissenschaftlichen  Nationalökonomie,  etwa  ausser^ 
halb  der  extrem  freihändlerischen,  dem  Bastiat'schen  volkswirthschaftlichen  Harmo- 
nismus huldigenden  und  der  socialistischen  Kreise,  der  modificirte  Malthosianismu« 
wohl  als  die  vorherrschende  Richtung  zu  bezeichnen,  auch  unter  den  Vertretern  der 
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neueren  socialen  Auffaasnngen  (,,Katheder80ciali8ten*\  «^taatssocialisten^,  „ethische", 
f,80ciaIpoIitische",  „historische'*  Schule),  wenn  auch  mit  mancherlei  kleineren  Ver- 
schiedenheiten unter  den  einzelnen  Autoren.  S.  die  Uebersicht  bei  Elster  a.  a.  0. 
S.  515  ff.  Herforzuheben  ist  aus  der  schon  etwas  zurQcklieg^enden  Litteratur  R. 
T.  Mohl's  rerst&ndige  (nur  den  phantastischen  Garey  viel  zu  sanft  behandelnde)  Er- 
(Vfterung  der  Frage,  theils  in  seiner  genannten  litterarhistorischen  Arbeit,  theils  und 
namentlich  in  seiner  PoUzeiwissenschaft,  s.  3.  Aufl.  Tab.  1866  I,  §.  12—20.  Femer 
Bau,  welcher  die  BeyOlkemngsfrage,  wie  schon  bemerkt,  nicht  in  systematischer 
Weise  erörtert,  aber  doch  zu  ihr  deutlich  Stellung  nimmt  und  sie  fttr  einzelne  national- 
Ökonomische  Lehren  verwerthet  S.  seine  Grunds&tze  d.  Yolkswirthschaftslehre,  8.  A., 
B.  1,  §.  196,  201,  bes.  die  Noten,  in  der  Lehre  ?om  Arbeitslohn,  und  seine  Yolks- 
wirthschaftspolitik,  5.  A.,  B.  1 ,  §.  1 1  ff.,  bei  den  „Maassregeln  in  Bezug  auf  die  Zahl 
der  Arbeiter**,  ein  Abschnitt,  den  Rau  im  Inhalts?erzeichniss  selbst  als  „BeTölkerungs- 
politik**  bezeichnet.  Die  eingehendste  neuere  deutsche  Behandlung  der  BoTOlkerungs- 
lehre  in  nationalokonomischen  Schriften  ist  das  stoi&eiche,  wenn  aach  fast  mehr  die 
culturhistorische,  als  die  yolkswirthschaftliche  Seite  behandelnde  6.  Buch  im  1.  Band 
Fon  W.  Roscher's  System,  20.  Aufl.,  S.  662 — 771),  wo  ich  nur,  wie  schon  bemerkt, 
das  Fallenlassen  des  Namens  „Malthus'sche  Lehre**  bedauere  und  wo  nach  meiner  Auf- 
fassung, wie  es  freilich  einmal  Roscher's  Standpunct  entspricht,  die  principielle  Be- 
handlung des  Problems  za  sehr  zurücktritt.  Eine  verständige  Behandlung  der  Frage 
hat  Gerstner,  Grnndlehren  der  Staatsverwaltung  II,  1.  Abth.  BerOlkorangslehre, 
Wttrzb.  1864,  gegeben  (s.  bes.  S.  99—114).  Sch&ffle  steht  im  Ganzen  doch  anch 
auf  Malthus'schem  Boden,  früher,  nur  vielleicht  weniger  scharf  als  neuerdings.  Vgl. 
bes.  seine  „BevOlkemngslehre**  in  der  2.  Anfl.  des  G^Ischaftl.  Systems  S.  419—431, 
in  der  3.  Aufl.  II,  S.  566  ff..  Socialer  Körper  II,  234  ff.  („BerOlkerungsgesetz,  vom 
Standpunct  der  Entwicklungslehre**),  auch  III,  1  ff.  (Familie  als  Organ  der  Bevölkerung), 
51  ff.  (Stand  und  Bewegung  der  Gesammtbe?Olkerung)  und  mehrfach  passim.  Auch 
H.  V.  Mangoldt  (s.  bes.  seinen  trefflichen  Aufs.  Bevölkerung  im  2.  B.  des  Blnntschli- 
Brater*schen  StaatswOrterbuchs),  A.  Lange  (Arbeiterfrage,  Kap.  1,  2,  auch  3,  4  und 
„Mill's  Ansichten**  Kap.  1)  urtheilen  im  Ganzen  zu  Gunsten  von  Malthus.  Lange  hält, 
auch  Marx  gegenüber,  den  „richtigen  theoretischen  Kern  der  Malthns*schen  Lehre** 
fest  (Arb.fr.  S.  14).  Ich  stimme  mit  seinen  Ausführungen  darüber  vollständig  überein, 
namentlich  anch  mit  seiner  in  der  zweitgenannten  Schrift  erfolgenden  trefflichen  Ab- 
fertigung Garey 's.  Nicht  minder  vertreten  G.  Sc  hm  oll  er  (in  s.  Grundfragen  und 
sonst),  G.  Cohn  (bes.  in  seinem  System  I,  1.  H.-A.  2.  Kap.)  den  gekennzeichneten 
Standpunct  Yomemlich  sind  in  dieser  Hinsicht  aber  verschiedene  Arbeiten  Rümelin's, 
wie  schon  bemerkt,  rühmend  hervorzuheben:  in  seinen  „Reden  und  Aufsätzen'*,  1875, 
über  die  Malthus'schen  Lehren,  S.  305,  über  Stadt  und  Land,  S.  333,  auch  über  den 
Begriff  und  die  Dauer  einer  Generation  S.  285,  über  die  menschliche  Lebensdauer  S.  356; 
dann,  mehrfach  von  bes.  Bedeutung  für  die  volkswirthschaftliche  Seite  des  Problems, 
die  „unbehaglichen  Zeitbetrachtungen**  in  der  Allgemeinen  Zeitung  (24. — 31.  Januar 
1878)  und  letztre  Aufsätze  weiter  ausführend  und  überarbeitend  der  wichtigste  und 
eingehendste  hierhergehörige  Aufsatz  Rümelin's  über  die  Uebervölkerungsfrago  in  den 
„R^en  und  Aufsätzen'*.  1881,  N.  F.  S.  568  ff.,  worin  zwar  einzelne  Ausführungen  und 
auch  hie  und  da  die  statistischen  Beweisführungen  als  irrig,  auch  in  der  Aufdeckung 
von  Causalzusammen hängen  etwas  übereilte  Schlüsse  beanstandet  werden  können,  aber 
die  Argumentation  in  ihren  Hauptpnncten  durchaus  richtig  ist,  so  dass  das  Ganze  zum 
Besten  gehört,  was  wir  über  die  volkswirthschaftliche  Seite  der  Bevölkerungsfrage 
besitzen.  Dazu  kommt  dann  die  gen.  Abh.  Rümelin's  im  Schönberg'schen  Handbuch 
B.  I  über  die  Bevölkerungslehre,  welche  in  B.  III,  3.  A.,  durch  Geffcken's  Abh. 
über  BevOlkerungspolitik,  Auswanderung  und  Colonisation  noch  eine  Ergänzung  findet 
Hanchfach  der  Rumelin'schen  Auffassung  verwandte  Ansichten  habe  ich  selbst  in 
einer  Artikelserie  über  Yolksvermchrung  und  Auswanderung  in  der  Allgemeinen  Zei- 
tung, Beilage  Nr.  160 — 170,  Juni  18S0,  vertreten,  welche  Arbeit  hier  und  im  Fol- 
genden von  mir  mehrfach  benutzt  worden  ist  S.  auch  Elster  a.  a.  0.  S.  525,  der 
sich  wesentlich  ebenso  wie  ich  hier  zur  Malthus'schen  Lehre  stellt. 

§.  196.  Fortsetzung,  üeborwiegend  polemische  Litteratur.  (Carey. 
Soci allsten.)  Ungeachtet  so  seit  länger  in  weiten  wissenschaftlichen  Kreisen  der 
Kern  der  Malthus'schen  Lehren  nicht  bestritten  war,  hat  es  doch  von  Anfang  an  und 
bis  in  die  Gegenwart  hinein   nicht  an  Gegnern  gefehlt  und   unter  dem  Einfluss  von 
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solchen  uod  bei  gewissen  Strömungen  im  öffentlichen  Leben  ist  sogar  Malthns  ausser- 
halb jener  wissenschaftlichen  Kreise  gelegentlich  ^errehmt  und  verlästert  worden.  D«^ 
,J*faffe  Malthns''  und  seine  „pessimistische''  Lehre,  das  , J^hantom  der  UeberrOlkenuig" 
erregten  Anstoss,  ja  Erbittemng,  die  Lehre  galt  mitunter  als  eine  besonders  chino- 
teristische  Erscheinung  in  der  „kapitalistischen  Bourgeoisökonomie"  oder  wurde  kurzweg 
verspottet.  Optimisten  der  harmonistischen  Richtung  des  Bastiat*schen  Freihindler> 
thums  wie  des  Careys*chen  Schutzzöllnerthums,  die  Socialisten  mit  wenigen  Ausnahmen 
verwarfen  die  Lehre  entweder  ganz,  ihnen  war  sie  nur  eine  „veraltete  Schuldoctrin'', 
welche  gleich  der  Ricardo'sohen  Grundrentenlehre  höchstens  noch  an  den  Universitäten, 
diesen  „steten  Depositorien  des  verrottetsten  alten  Plunders",  ein  Scheinleben  führe. 
Oder  man  gab  höchstens  zu,  wie  Seitens  Marx  u.  A.,  das  Malthus'sche  Gesetz  gelte 
nur  unter  unserer  heutigen  privatkapitalistischen  Wirthschaftsordnung,  nicht  allgemein. 
Indessen  sind  doch  diese  ablehnenden  Meinungen  nicht  allgemeiner  durchgedrungen. 
Die  einzelnen  Einwendungen,  auch  wo  sie  etwas  Bichtiges  enthielten,  wie  in  dem 
Hinweis  der  Socialisten  auf  die  von  Malthus  und  seinen  Anhängern  zu  wenig  berück- 
sichtigte Bedeutung  der  Fragen  der  wirthschaftlicheu  Organisation  und  Rechtsordnung 
ftlr  das  ganze  Problem  oder  wie  in  dem  optimistischen  Hinweis  auf  Auswanderung, 
Colonisation ,  weltwirthschaftlichcn  Productenaustausch ,  hat  man  Seitens  der  Mal- 
thusianer  unbefangen  gcprtlft,  Manches  davon  angenommen,  aber  unschwer  nach- 
weisen können,  dass  damit  der  Kern  der  Lehre  nicht  widerlegt,  mitunter  gar  nicht 
berOhrt  oder,  bei  richtigem  Vcrständniss  der  Sache,  sogar  bestätigt  werde.  Seitdem 
nun  aber  in  wissenschaftlichen  und  Laicukreisen  der  Darwinismus  und  sein  „Kampf 
ums  Dasein*'  mit  mehr  oder  weniger  Recht  die  Modedoctrin  des  Tages  fOr  die  Er- 
klärung der  Entwicklung  in  der  organischen  Welt  geworden  ist  und  Darwin  sogar 
selbst  seine  berühmte  Lehre  als  eine  Erweiterung  des  Malthus'schen  Gedankens  be- 
zeichnet hat,  wagen  auch  wieder  Kreise  und  Männer,  welche  sich  durch  eine  solche 
nicht  immer  mit  den  feinsten  Waffen  geführte  Kampfweise  wie  diejenige  der  Anti- 
Malthusianer  zu  leicht  einschüchtern  lassen,  offener  den  Malthus'schen  Standpunct  zu 
vertreten,  nunmehr  auch  so  ziemlich  ohne  die  Gefahr,  darob  eines  „wissenschaftlich 
überwundenen  Irrthums"  geziehen  zu  werden.  Und  sogar  aus  socialistischem  Lager 
hat  Malthus  neuerdings  wieder  Anerkennung  erfahren. 

Die  Gegner  gehen  von  verschiedenen  Gesichtspuncten  aus,  welche  jedoch  auch  wohl 
wieder  bei  dem  und  jenem  Autor  verbunden  werden.  Sie  lassen  sich  danach  und  nach  ihrer 
sonstigen  Richtung  classificiren,  wie  es  vonMohl  und  jüngst  von  Eistor  geschehen  ist  Auf 
deren  Arbeiten  für  das  Einzelne  verweisend  hebe  ich  auch  hier  wieder  nur  einige  Autoren 
und  Schriften  hervor,  welche  auch  grade  noch  in  neuerer  Zeit  eine  gewisse  Bedeutung 
beanspruchen  oder  sie  wenigstens  nach  der  Ansicht  von  Anhängern  beanspruchen  dtLrfen. 

Dies  gilt  namentlich  von  dem  Americaner  H.  Carey,  obwohl  es  schwer  ver- 
ständlich ist,  wenn  man  grade  dieses  Autors  kaum  glaublich  oberflächliche  und  platte 
„Gegenbeweise"  uud  „Widerlegung"  von  Malthus  liest,  wo  sich  vielfach  ein  völliges 
Missverständniss  des  Kerns  der  Malthus'schen  Lehre  und  eine  staunenerregende  Yer- 
kennung  der  Erfordernisse  eines  Inductionsschlusses  findet,  z.  B.  in  dem  köstlichen 
Beispiel  ¥on  der  geringen  Durchschnittskinderzahl  der  americanischen  Präsidenten 
zum  Beweis  der  Abnahme  der  Zeugungslust  bei  hervorragenden  (?)  Intelligenzen 
(Lehrbuch  S.  614)  oder  in  dem  ähnlich  zotreffenden  Beispiel  von  den  Indianern,  deren 
Vermehrungstendenz  unter  der  Anspannung  der  geistigen  Kräfte  bei  der  Jag:d  leide 
(Soc.  science  III,  802  ff.)I  Die  Beweisführung  Carey 's  beruht  im  Uebrigen  thcils  auf 
einer  petitio  principii,  wie  in  der  Behauptung,  dass  eiue  so  disharmonische  Lehre 
wie  die  Malthus'sche  unmöglich  richtig  sein  könne,  weil  sie  der  Harmonie  in  der 
Welt  widerspreche;  theiis  ferner  auf  Halbwahrheiteu ,  mit  denen  hier  nichts  zu  be- 
weisen ibt,  wie  der  Annahme  nothwcndig  steigender  Arbeitsproductivität  bei  grösserer 
Yolksdichtigkeit,  engerem  Zusammenwohnen,  stärkerer  Reibung  der  Menschen,  wo  eben 
alle  wesentlichen  Gegenwirkungen  übersehen  werden;  endlich  auf  naturwissenschaft- 
lichen unbewiesenen  und  mit  den  augenfälligsten  Thatsachen  in  der  Menschwelt  in 
Widerspruch  stehenden  Hypothesen  oder  selbst  blossen  Speculatiouen  in  Betreff  eines 
vermeintlich  allgemein  giltigen  und  feststehenden  Naturgesetzes  in  der  ganzen  organi- 
schen Welt,  einschliesslich  der  Menschheit,  wonach  mit  der  Entwicklung  des  Nerven- 
systems und  der  Gehimthätigkeit  die  Fruchtbarkeit  regelmässig  abnehme,  daher,  auf 
die  Menschheit  angewandt,  mit  der  Entwicklung  des  geistigen  Lebens  und  der  Gultur 
von  selbst  ein  Gleichgewichtszustand  zwischen  Bevölkerung  und  Unterhaltsmitteln  und 
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beider  YeriDehrang  sich  herstelle.  Aehnliche  AnHassungen  sind  zirar  mitunter  auch 
Ton  Naturforschern  vertreten  (s.  u.),  aber  ermangeln  eben  bisher  des  Beweises  jeden- 
falls bei  ihrer  Anwendung  aof  die  Menschenwelt  Bei  Carey  werden  sie  anch  nur 
durch  die  dilettantische  naturwissenschaftliche  Analogiespielerei  zu  beweisen  gesucht. 
Phantastische  Ideen  Ober  die  Entwicklungsfähigkeit  der  Technik  in  der  Production, 
über  die  Abnahme  des  Nabrungsbcdarfs  bei  stärkerer  Ersetzung  der  Muskelarbeit 
durch  Maschinenthätigkeit  und  übenriebene  Anklagen  gegen  die  bestehende  wirth- 
schaftliche  Organisation  und  Rechtsordnung,  z.  B.  des  Grundeigenthums,  wie  in  Irland, 
als  alleiniger  Ursache  proletarischer  VolksTermehrungs?erhältnisse,  laufen  ausserdem, 
ähnlich  wie  bei  den  Socialisten,  auch  bei  Carey  mit  unter.  Sein  Gesetz  der  «.sich 
selbst  regulirenden  Be?Olkerungszunahme''  schwebt  daher  vOUig  in  der  Luft  und  ist 
in  keiner  Weise  geeignet,  die  Malthus'sche  Lehre  zu  ersetzen.  Carey  gehört  übrigens 
auch  zu  denjenigen,  weiche  sich  einbilden,  durch  Widerleg^ing  der  Malthus 'sehen 
mathemathischen  Formel  die  Malthus'sche  Lehre  selbst  widerlegt  zu  haben.  S.  seine 
Ausfdhrungen  in  seinen  priDciples  of  pol.  econ.  3  rol.  Philad.  1837—40,  III,  1  ff., 
in  den  principles  of  social  science,  3  ?ol.  Philad,  1858  ff.,  bes.  III,  Kap.  46  ff.  (auch 
deutsch  Ton  Adler,  München  1863—64),  kürzer  in  seinem  von  Adler  übersetzten 
Lehrbuch  der  Yolkswirthschaft  (München  1866),  Kap.  38  ff.  Ueber  ihn,  speciell  seine 
Bevölkerungslehre  u.  A.  Mohl  in  der  Littgesch.  S.  509  und  in  den  Noten  in  seiner 
Polizeiwissenschaft,  wo  zwar  Carey  richtig  abgewiesen  und  gelegentlich  verspottet, 
aber  er  sonst  noch  zu  glimpflich  behandelt  wird;  A.  Held,  Carey's  Socialwissensch. 
u.  8.  w.  Wflrzburg  1866,  bes.  2.  B.,  2.  A.,  §.  41  ff.,  S.  134  ff.;  Lange  in  «.Mill's  An- 
sichten'*; Elster  a.  a.  0.  S.  510;  Lezis,  Art.  Carey,  im  Handwörterb.  II,  810,  wo 
es  ebenfalls  heisst:  „die  Malthus'sche  Be?ölkerungslehre  verfolgte  Carey  mit  einer 
wahren  Leidenschaft,  ohne  indessen  etwas  Stichhaltiges  gegen  den  eigentlichen  Kern 
derselben  vorzubringen''.  —  In  Deutschland  hat  auch  hier  E.  Dühring  in  seinen 
nationalökonomischen  Schriften  die  Carey'schen  Ansichten  angenommen  (Kritische 
Grundlegung,  Cursus  der  Socialökonomie,  Litteraturgeschichte),  ohne  damit  mehr  Er- 
folg als  mit  seiner  sonstigen  übertreibenden  Hochschätzung  Carey^s  zu  finden,  es 
audi  nur  in  der  Verhönung  des  „Pfaffen  Malthus''  weiter  als  sein  Meister  bringend. 
Vgl.  z.  B.  die  vortreffliche  Anzeige  von  Dühring's  krit.  Grundlegung  von  v.  Scheel 
in  Hildebr.  Jahrb.  VI,  352  ff.  So  ist  im  Ganzen  auch  diese  besonders  scharfe  Oppo- 
sition g^en  den  Kern  der  Malthus'schen  Lehren  schon  jetzt  wieder  verhallt.  Auch 
von  ihr  hat  sich  Mill's  Wort  in  seinen  principles  (book  I,  eh.  10  §.  1)  bestätigt. 

In  der  „naturwissenschaftlichen''  Polemik  gegen  Malthus  steht  übrigens, 
wie  bemerkt,  Carey  nicht  allein.  Nicht  ganz  dieselben,  aber  verwandte  Ansichten 
haben  schon  früher  Doubleday  (true  law  of  popuIation  etc.,  London  1840,  und 
neuere  Aufl.,  s.  Mohl  Littgesch.  S.  497),  dann  namentlich  Herbert  Spencer  ver- 
treten (theory  of  popuIation,  Lond.  1S52,  auch  in  seinen  principles  of  biology,  2.  ed. 
Lond.  1867,  deutsch  von  Vetter,  Stuttg.  1876/77;  darüber  Mohl  a.  a.  0.  S.  447, 
Elster  a.  a.  0.  S.  513  ff.).  Hier  wird  aus  einem  behaupteten  Fortschritt  der  „ Indi- 
viduati on"  des  Menschen  mit  der  Culturcntwicklung  ebenfalls,  freilich  erst  für  eine 
ohnehin  unbestimmt  ferne  Zukunft  eine  Abnahme  der  Yermehrungstendenz  und  Frucht- 
barkeit abgeleitet:  geistvolle,  vielleicht  ein  Korn  Wahrheit  enthaltende,  aber  doch  im 
Grunde  des  festen  Bodens  der  Thatsachen  entbehrende  luftige  „sociologische"  Specula- 
tionen,  mit  denen  doch  in  der  Frage  nichts  bewiesen  wird.  Es  ist  cheracteristisch, 
dass  sich  an  dergleichen  vermeintlich  feste  „wissenschaftliche  Ergebnisse  auch  Socia- 
listen anklammem,  wie  z.  B.  Bebel,  um  Malthus  zu  „widerlegen".  Wie  wenig 
überdies  für  eine  ganze  Bevölkerung  aus  den  Carey'schen  und  Spencer 'sehen  Sätzen 
folgen  würde,  selbst  wenn  sie  für  gewisse  Individuen  und  Classen,  die  eigentlichen 
^eistesarbeitenden,  zutreffen  sollten,  was  freilich  auch  höchst  zweifelhaft  ist,  hat  schon 
Mohl  (Litt.gesch.  S.  498)  sehr  richtig  hervorgehoben. 

Nicht  alle,  aber  grade  die  Koryphäen  des  Socialismus  sind  erklärte  Gegner 
von  Malthus*  Lehre.  S.  Einzelnes  in  der  gen.  Schrift  von  Heinr.  Sötbcer,  in  dem 
Aufs.  El  st  er 's  a.  a.  0.  S.  502  ff.,  auch  in  dem  Aufs.  Platt  er 's,  Marx  und  Malthus 
in  Hildebr.  Jahrb.  B.  29,  1877,  S.  321—341.  Fourier  wie  Proudhon,  Engels, 
Marx,  Lassalle,  Rodbertus,  Bebel  u.a.m.  sind  solche  Gegner.  Marx,  auch 
hier  der  wichtigste  bezügliche  Autor  (s.  bes.  Kapital  I,  Kap.  6  u.  A.  S.  603,  617  ff 
der  1.  Aufl.)  erkennt  das  Malthus'sche  Gesetz  nur  für  die  gegenwärtige  kapitalistische 
Productionsweise ,   nicht   allgemein   an.    Jede  besondere  historische  Productionsweise 
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habe  ihre  besondren,  historisch  gültigen  Productionsgesetze,  ein  abstractes  Popolations- 
gesetz  ezistire  nar  für  Pflanze  und  Thier,  nicht  fttr  den  Menschen.  Nnr  unsere  Tolks- 
wirtlBchaftliche  Organisation  und  kapitalistische  Accnmnlation  schaffe  die  Ueber- 
vOlkerang.  Und  ähnlich  Andere,  mit  daneben  unterlaafendon  sonstigen  Argumeoten, 
wie  z.  B.  bei  Bebcl  (die  Fran,  9.  Anfl ,  Stuttg.  1891,  im  Abschnitt  Ton  BefOlkerang 
und  Uebervölkerung,  S.  350  ff.),  wo  mit  der  grössten  Sicherheit  auch  die  unsichersten 
natunrissenschaftlichen  und  technischen  Bebaaptongen ,  z.  B.  hinsichtlich  der  Ab- 
hängigkeit der  Yermehrnngsfähigkeit  der  Bevölkerung  ?on  der  Art  der  Ernährung 
(S.  371),  hinsichtlich  der  Entwicklungsfähigkeit  der  landwirthächaftlichen  Bodenerträge 
aufgestellt  und  damit  die  Malthus'schc  Lehre  „widerlegt''  wird:  die  BeweisfOhrung 
hier,  wie  in  der  ganzen  Schrift  Bebol's  (z.  B.  in  dem  Abschnitt  „die  Frau  in  der 
Vergangenheit'*  mit  den  prähistorischen  und  primiti?histori8chen  Hypothesen  und 
Speculationen  über  früheren  Geschlechtsverkehr  u.  s.  w. !)  zugleich  ein  Beispiel  des 
anmaassendsten  autodidactischen  Dilettantismus,  der  unsicherste  Hypothesen,  Gonjec- 
turen  und  wilde  Speculationen  für  feste  Ergebnisse  der  Wissenschaft  ansieht.  Immer 
noch  günstiger  ist  gegenüber  solchen  Auslassungen  die  SchriftdesSocialisten  Schippel, 
das  moderne  Elend  und  die  Uebervölkcrung,  Leipz.  1883,  ferner  H.  George,  Fort- 
schritt und  Armuth,  Deutsch,  18S1'),  zu  beurtheilen. 

Trotzdem  ist  aber,  wie  schon  angedeutet  (§.  192),  aus  der  socialistischen  Polemik 
gegen  Malthns  ein  Punct  als  wenigstens  relati?  berechtigt  anzuerkennen,   wenn  er 
auch  schon  ?on  andrer  Seite  hervorgehoben  worden  ist  und  seine  Tragweite  eben  riel 
geringer  ist,  als  diejenigen,  welche  ihn  betonen,  einräumen  wollen :  es  muss,  wie  oben 
(S.  454)  bemerkt,  zugestanden  werden,  dass  allerdings  die  gegebene  Organisation 
und   Rechtsordnung   der  Yolkswirthschaft,  specicU  für  die   sachlichen 
Productionsmittel  und  davon  abhängig  für  die  Gestaltung  der  Production 
und  Yertheilung  ein  wesentlicher  Factor  in  der  BevOlkerungs-,  Yolkszunahme  und 
UebenrOlkerungsfrage  ist.    Hemmungen  der  Production,  starke  Ungleichheit  der  Ein- 
kommen- und  Yermögensvertheilung ,   welche  aus   einer  bestimmten  Organisation  und 
Rechtsordnung  hervorgehen  (Grundbesitzvertheilung,  Kapitalconcentration),  können  hier 
erschwerend  wirken,  eine  Yolkszunahme,  Yolkszahl  bedenklich,  eine  gegebene  Bevöl- 
kerung, wenigstens  partiell,  local  und  zeitweilig,  als  relative  Uebervölkerung  erscheinen 
lassen ,   während  das  unter  anderen ,   günstigeren  Yerhältnissen  der  Organisation  und 
Rechtsordnung  nicht  oder  nicht  in  dem  Maasse  der  Fall  sein  würde.    Eben  deshalb 
muss  diese  Seite  der  Sache  mehr  berücksichtigt  werden,  als  es  bei  den  Malthusianem 
üblich  ist  und  namentlich  früher  üblich  war.    Selbst  Rumelin's  Ausführungen  er- 
heischen hier  hie  und  da  mit  Bezug  auf  diese  Seite  Ergänzungen  und  Berichtigungen. 
Indessen  die  Socialisten    übersehen    hier   doch   auch   ihrerseits  wieder   Wesentliches. 
So  zunächst,  dass  eine  gegebene  Organisation  und  Rechtsordnung,  Besitzgestaltung, 
auch  wenn  man  wollte,  nicht  so  beliebig  und  vollends  nicht  rasch  und  mei- 
stens nicht  über  ein  gewisses  Maass  hinaus  umgestaltet  werden  kann:    die 
unhistorische  und  unreale  Illusion,   in  welcher   sich    der   theoretische  und  politische 
Socialismus  bewegt.    Sodann :  ob  eben  überhaupt  eine  radicale  Umgestaltung  der  Pro- 
ductions-  und  Yertheilungsordnung,  wie  sie  der  radicale  Socialismus  plant,  möglich 
und,  wenn  selbst  dies,  Dauer  und  guten  Erfolg  versprechend  sein  würde;  dafür 
bleibt  der  Socialismus  auch   hier  wieder  den  Beweis  schuldig.     Und  endlich:    selbst 
wenn  mehr  oder  weniger  bedeutende  organisatorische  und  wirthschaftsrechtliche  R<>- 
formen  und  schliesslich  sogar  die  geplante  HinUberführung  der  heutigen  „kapitalisti- 
schen" in  die  socialistische  Yolkswirthschaft  gelänge,  spricht  eben,  wie  schon  früher 
hervorgehoben,  alle  psychologische  Wahrscheinlichkeit   und  alle  bisherige  Erfahrung 
in  Betreff  der  physischen  und  psychischen  Factoren,    von   welchen  die  Yolkszunahme 
abhängt,  dafür,  dass  das  Schreckgespenst  der  Uebervölkerung  nicht  verschwindet,  son- 
dern grade  erst  recht  auftaucht,  d.  h.  dass  Malthus  Recht  behält.    Nicht,  wie  Marx 
will,  jede  historische  Productionsordnung  hat  ihr  eigenes  Bevölkerungsgesetz,  sondern 
nach  dem  stets  geltenden  Gesetz  nur  ihren  eigenen  Bovölkerungsspielraum, 
welcher  vielleicht  in  einer  Hiosicht  bei  einer  Yolkswirthschaft  ohne  privates  Grund- 
und  Kapitaleigenthum  und  bei  gleichmässigerer  Yertheilung  des  Einkommens  grösser, 

*)  S.  über  diesen  H.  Sötbeer,  a.  a.  0.  S.  101  ff.  und  meine  Recension  in  der 
Tüb.  Zeitschr.  1881,  S.  619  ff.  George's  Polemik  gegen  Malthus  erhebt  sich  freilich 
nicht  viel  über  diejenige  Carey's. 
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Als  unter  unseren  heutigen  Verhältnissen  sein  kann,  aber* jedenfalls  auch  seine  enge 
Grenze  hat,  wenn  nicht  UebenrOikerong  und  in  ihrem  Gefolge  die  repressiven  Hemm- 
mittel der  YolksFcrmehrung  eintreten  sollen.  Da  würde  sich  denn  doch  wieder  zeigen, 
dass,  wie  Mill  sagt,  „die  Nothwendigkeit  des  Zarückhaltens  der  Bevölkerungszunahme 
sich  nicht  auf  einen  Zustand  der  Ungleichheit  des  Eigenthums  beschränkt'*  (principles, 
B.  I,  eh.  13,  §.  2).  Ob  aber  eben  unter  den  in  einem  socialistischen  Gemeinwesen 
obwaltenden  \  erhältnissen  dieses  „Zurtickhalten'*  leichter  als  jetzt  und  überhaupt  ohne 
directen  Zwang  möglich  und  wirksam  sein  wird,  das  bleibt  immer  die  grosse  Frage. 
Hill 's  Satz,  dass  man  allenfalls  dem  Individuum  ein  unbedingtes  Ezistenzrecht,  nicht 
aber  das  Recht,  beliebig  viel  neue  Individuen  in  Existenz  zu  setzen,  gewähren  könne, 
dürfte  grade  in  einem  socialistischen  Gemeinwesen  die  grOsste  practische  Be- 
deutung gewinnen. 

Das  jedoch  möchte  zuzugestehen  sein,  dass  alle  Fragen  der  volkswirth- 
schaftlichen  Organisation  und  Rechtsordnung,  insbesondere  daher 
auch  diejenigen  der  Grundbesitz-  und  der  Kapitalvertheilung  sowie 
der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  überhaupt  zugleich  mit 
aus  dem  Gesichtspuncte  des  Bevölkerungswesens  zu  behandeln  sind, 
wie  es  im  weiteren  Verlaufe  in  diesem  Werke  auch  geschieht.  Es  muss  gezeigt 
werden,  wie  die  und  die  Organisation  und  Rechtsordnung  auf  die  Bevölkerungsver- 
mehrung einwirkt,  an  welche  organisatorische  und  rechtliche  Voraussetzungen  letztre 
gebunden  ist  und  welche  Anforderungen  dieserhalb  in  dieser  Hinsicht  zu  stellen  sind. 
Hier  ist  eine  Lücke  in  der  Malthos'schen  Bevölkerungslehre  und  zugleich  in  den 
nationalökonomiscben  Lehren  von  der  Einkommen-  und  Besitzvertheilung  anzuerkennen, 
auf  welche  die  socialistische  Polemik  und  Beweisführung  zwar  einseitig,  aber  nicht 
durchaus  unrichtig  hinzeigt  und  weiche  es  auszufüllen  gilt.  Es  wird  sich  dabei  aber 
auch  wieder  ergeben,  dass  der  Kern  der  Mahhus'schen  Lehre  nicht  alterirt  wird. 

Mit  der  Bcvöikerungslehre  steht  die  nationalökonomische  Lehre  vom  Arbeits- 
lohn In  näherem  Zusammenhang,  öfters  wird  jene  in  der  Litteratur  grade  bei  Ge- 
legenheit letztrer  erörtert.  Auch  das  von  Lassallc  sogen,  „eherne  Lohngesetz'\ 
weiches  er  freilich  mit  Unrecht  als  Lehre  Ricardo 's  und  der  classischon  britischen 
Kationalökonomie  hinstellt,  steht  in  deutlicher  Verbindung  mit  der  Bevölkerungslehre. 
Jüngst  hat  die  deutsche  Socialdemokratie  dieses  eherne  Lohngesotz  fallen  lassen  und 
bezügliche  Steilen  darüber  aus  dem  Gothaer  Parteiprogramm  in  das  neue  Erfurter 
(1891)  nicht  aufgenommen.  Das  ist  auf  Anregungen  von  K.  Marx  zurückzuführen, 
für  dessen  Standpunct  in  der  Bevölkerungslehre  es  characteristisch  ist,  dass  er  in 
jenem  Lohngesetz  nur  eine  Anerkennung  der  Malthus'schen  Lehre  sieht,  weshalb  er 
das  Vorhandensein  jenes  Gesetzes  leugnet.  Sei  die  Malthus'sche  Theorie  richtig,  so 
könne  man  das  Lohngesetz  nicht  aufheben,  auch  wenn  man  die  Lohnarbeit  aufhebe, 
denn  dann  beherrsche  das  Gesetz  nicht  nur  das  System  der  Lohnarbeit,  sondern  jedes 
gesellschaftliche  System  (s.  Marx,  zur  Kritik  des  socialdemokratischen  Parteipro- 
gramms, in  der  „Neuen  Zeit",  IX,  B.  1,  S.  570).  Ein  ganz  folgerichtiger  Schluss 
von  Marx,  nur  dass  damit  nichts  für  ihn  und  seine  Polemik  gegen  die  Malthus'sche 
Lehre  bewiesen,  sondern  diese  Polemik  als  auf  einer  petitio  principii  beruhend  erwiesen 
wird.  Man  braucht  Lassalle's  ehernes  Lohngesetz  nicht  anzuerkennen,  muss  aber  eben 
zageben,  dass  in  jedem  Zustand  der  Gesellschaft,  der  volkswirthschaftlichen  Organi- 
sation und  der  Rechtsordnung  die  Volkszunahme  Gefahren  für  die  Au  frech  thaltung 
hoher  Löhne  oder,  in  einem  socialistischen  Gemeinwesen,  absolut  hoher  Individnal- 
antheile  am  Volkseinkommen  mit  sich  führt,  worüber  auch  Marx  nur  mit  Behaup- 
tungen, nicht  mit  Gegenbeweisen  hinweg  kommen  kann. 

Uebrigens  fehlt  es  doch  auch  unter  den  Socialisten  nicht  an  Anhängern  der 
Malthus'schen  Lehre  (s.  Elster  a.a.O.  S.  507).  So  hat  Winkelblech  (Mario) 
sie  doch  im  Wesentlichen,  trotz  Abweisung  mancher  Folgerungen,  anerkannt,  zwar 
auch  von  Fortschritten  der  Production  viel  erwartet,  aber  auch  dabei  die  Nothwendig- 
keit von  legislativen  und  administrativen  Hemmmitteln  gegen  abnorm  starke  Volks- 
zunahme nicht  verkannt  (Untersuch,  über  die  Organisation  der  Arbeit,  2.  Aufl.,  bes.  II, 
220  ff.  IV,  67  ff.  Nebenbei  hat  auch  er,  wie  Andere,  auf  Vorgänger  von  Malthus 
hingewiesen,  ohne  wie  Marx  daraus  den  Vorwurf  des  Plagiats  gegen  ihn  zu  erheben. 
Er  nennt  ihn  mit  Recht:  nicht  den  Entdecker,  sondern  den  Begründer  des  Bevölkerungs- 
gesetzes II,  220).  Ferner  hat  sogar  einer  der  jüngeren  Theoretiker  der  deutschen 
Socialdemokratie,  K.  Kautsky,  in  einer  tüchtigen  wissenschaftlich  gehaltenen  Schrift 

A.  Wagner,  Grandlegung.  3.  Auflage.  1.  Theil.  OruDdlagen.  30 
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(der  Einfluss  der  YolksTermehning  auf  den  Fortschritt  der  Gesellschaft,  Wien,  1S8(>) 
sich  in  gewissem  Sinne  zu  Malthns  bekannt.  Er  kritisirt  ebenfalls  die  mathematische 
Formel,  berichtigt  die  Behanptang,  dass  die  Lebensmittel  sich  bloss  in  arithmetischer 
Progression  ?ermehren  konnten.  Das  „Malthus'sche  Becept'',  dass  die  Arbeiter  sich 
zum  Zweck  der  Lohnerhöhung  langsam  ?ermehren  mttssten,  weist  aach  er  in  der 
heutigen  „kapitalistischen  Productionsweise*'  ab,  weil  im  Maschinenzeitalter  dann  nur 
um  so  mehr  Maschinen  an  die  Stelle  der  Ferthenerten  Handarbeit  treten  würden. 
Dagegen  erkennt  er  die  Gefahr,  welche  ans  der  starken  Tendenz  zur  Yolksvermehrang 
Itlr  die  Lage  des  Volks  herrorgehe  nnd  vollends  im  „Socialstaate'',  bei  einer  Schwi- 
chnng  der  „präventiven  Checks''  hervorgehen  müsse,  offen  an.  Er  will  seine  Partei- 
genossen zu  der  Ueberzengung  bringen,  dass  „ohne  Berücksichtigung  des  BevOlkenings- 
gesetzes  eine  befriedigende  Losung  der  socialen  Frage  unmöglich  sei*'.  Er  gelangt 
dann  zur  Forderung  einer  absichtlichen  „Regelung  der  BevOlkcrungsbewegung*%  mittelst 
pr&rentiven  Geschlechtsverkehrs.  Wenn  Kautsky,  wie  Bebel  (Frau,  S.  357)  s&gt, 
jetzt  längst  nicht  mehr  auf  dem  Boden  dieser  Schrift  stehen  sollte,  so  bewiese  das 
nichts  gegen  den  Werth  derselben,  wie  man  auch  vom  Standpuocte  der  Physiologie 
und  der  Moral  über  sein  Abhilfmittcl  gegen  zu  grosse  Yolkszunahme  denke. 

In  letzterer  Hinsicht  hat  sich  aber  neuerdings  eine  theoretische  und  agitatorische 
Bewegung,  besonders  in  England,  aber  auch  auf  dem  Continente,  entwickdt,  welche 
die  Malthus'sche  Lehre  anerkennt,  nur  von  „moral  restreinf  keinen  genügenden  Er- 
folg erwartet  und  sich  offen,  freilich  in  Ueberschätzung  der  Macht  des  Geschlechts- 
triebs, der  physiologischen  Kothwendigkeit  seiner  Befriedigung,  der  Gefahren  seiner 
Nicht-Befriedigung  und  in  Unterschätzung  der  physiologischen,  ästhetischen  und  ethi- 
schen und  schliesslich  auch  populationistischen  Bedenken  gegen  das  befürwortete 
Mittel,  für  den  präventiven  Geschlechtsverkehr,  mit  absichtlicher  Yerhinderung  der 
Zeugung,  bezw.  künstlicheir  Regelung  der  letzteren  („facultative  Sterilität"),  erklärt: 
der  sogen.  Neu- Malthusianismus.  Es  sind  namentlich  Mediciner,  aber  doch 
sie  nicht  allein,  sogar  Frauen,  welche  diesen  Standpunct  einnehmen,  ihn  offen  ver- 
treten und  besonders  im  Interesse  der  Hebung  der  unteren  Klassen  bei  diesen  dafllr 
Propaganda  machen:  eine  Yerallgemeinerung  des  „Zwei - Kindersystems*\  welches 
practisch  in  Frankreich,  hier  wohl  in  Zusammenhang  mit  Erbrecht  und  besonders  auch 
unter  der  ländlichen  Bevölkerung,  verbreitet,  aber  auch  in  anderen  Ländern,  selbst  in 
Deutschland  da  und  dort  unter  bäuerlicher  Bevölkerung,  nicht  unbekannt  ist  S.  darüber 
Elster  a.  a.  0.  S.  519 — 522  und  daselbst  die  Litteratur.  Hervorzuheben:  Elements  of 
social  science  or  physical,  sexual  and  natural  religion,  by  a  Dr.  of  medicine,  Lond. 
1854,  in  zahlreichen  Auflagen;  auch  deutsch:  Grundzüge  der  GesellschaftswissenscbAft, 
Berlin  2.  A.  1876  und  seitdem  mehrfach.  Hier  und  in  anderen  ähnlichen  Schriften  zum 
Theil  unerhörte,  ja  ekelhafte  Ausführungen,  wenn  auch  ein  gewisser  wissenschaft- 
licher Ernst  nicht  bestritten  werden  soll;  auch  eben  lediglich  „medicinischer** 
Standpunct  (wie  öfters  in  der  modicinischen  Prostitutionslitteratur),  mit  Ansichten  über 
die  physiologische  und  schliesslich  auch  psychologische  Nothwendigkeit  und  Heilsam- 
keit der  Befriedigung  des  Geschlechtstriebs,  die  Gefahren  einer  Nicht-Befriedigung, 
welche  als  feste  wissenschaftliche  Sätze  hingestellt  werden,  während  sie  mindestens 
gesagt  unbewiesen,  zum  Theil  reine  Behauptungen  sind. 

Immerhin  wird  aber  zuzugestehen  sein,  dass  hier  ein  Gebiet  vorliegt,  auf  welchem 
Manches  strittiger  sein  dürfte,  als  es  nach  den  geschichtlich  überkommenen  ethischen 
und  religiösen  Anschauungen  bei  uns,  rein  negircnd,  aufgefasst  zu  werden  pflegt.  Es 
giebt  zu  denken,  wenn  Männer  wie  Rümelin  sich  in  kaum  misszuverstehender 
Weise  nicht  ohne  Weiteres  ablehnend  über  das  französische  Zweikindersystem  äussern. 
Gegenüber  der  optimistischen  deutschen  Anschauung  über  die  starke  Yolkszunahme, 
welche  er  wegen  der  seiner  Ansicht  nach  unbestreitbaren  Symptome  der  Oeber- 
völkerung  verwirft,  meint  er:  „man  möge  aufhören,  auf  das  französische  Beispiel 
einer  langsamen  Yolks?ermehrung  verächtlich  herabzublicken  und  mit  dem  hoch- 
müthigen  Pharisäer  zu  sprechen:  ich  danke  Dir  Gott,  dass  ich  nicht  bin,  wie  dieser 
da,  fast  als  ob  die  französischen  Ehepaare  nicht  so  gut  wie  die  deutschen  im  Stande 
wären,  auch  5 — C  Kinder  zu  erzeugen,  statt  2—8,  wenn  sie  dies  wollten,  und  als  ob 
sie  mit  ihrer  Sitte  schlimmer  wären  und  schlimmer  fuhren  als  wir  mit  der  unsiigen ; 
dann  soll  man  uns  diese  Sitte  nicht  als  den  „dunkeln  Pancf'  warnend  hinstellen,  wie 
wenn  es  bei  uns  nicht  viel  dunklere  Puncto  gäbe,  wie  wenn  es  überhaupt  in  diesen 
Dingen  ohne  dnnlde  Puncto  abgehen  könnte  und  blosse  Sittenpredigten  im  Stande 
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w&ren,  die  dämonischen  Gewalten  der  sexuellen  Naturtriebe  za  b&ndigen  und  dio 
farchtbaren  Gefahren,  die  der  Gesellschaft  daraus  erwachsen,  fernzuhalten**  (Reden 
und  Aufs&tze,  N.  F.  1881,  S.  613  ff.).*) 

Die  Extreme  berflhren  sich  aach  hier  wieder.  Der  socialistische  Optimismus 
findet  sein  Gegenstück  in  dem  freihändlerischen,  harmonistischen  Optimismus 
in  der  BevOlkerungsfrage,  bei  fiastiat  und  seinen  Anhängern,  und  zugleich  begegnet 
hier  eine  verwandte  Anschauung  über  die  Hilfsmittel  gegen  UebenrOlkerung.  Dort 
Abschaffung  der  kapitalistischen  Productionsweise,  hier  grade  umgekehrt  vOllig  freie 
sociale  und  wirthschaftliche  Rechtsordnung  und  Bewegung,  aber  mit  der  angenommenen 
Folge,  dass  dann  Alles  sich  schon  ?on  selber  genügend  regeln  werde:  durch  liberale 
Agnrverfassungen,  Entwicklung  der  Communicationsmittel,  Freihandel,  internationalen 
Agrarproducten-  und  Fabrikatenaustausch,  Auswanderung  und  Besiedelung  der  neuen 
Welt  und  uncultivirter  oder  wenig  cultirirter  Gegenden.  Auf  diesem  Standpuncte  steht 
im  Ganzen  die  deutsche  Freihandelsschule.  Vgl.  den  Aufis.  ?on  Kef  er  stein  „Yolk** 
in  Rentzsch'  Handwörterb.  der  Yolkswirthschaftslehre  (Leipz.  1866).  M.  Wirth,  in 
seiner  Nationalökonomie  z.  B.  I,  4.  A.  Köln,  1881  S.  178  ff.,  E.  Wiss  (früher  Heraus- 
geber der  Berl.  Tolksw.  Yierteljahrschrift)  das  Gesetz  der  Bevölkerung  und  die  Eisen- 
bahnen, Berlin  1867.  Eine  neueste  Schrift  geht  mir  während  der  Ausarbeitung  dieses 
zu:  Prof.  L.  Hoff  mann,  die  Be?Olkerungszunahme  ist  keine  Gefahr;  gegen  die 
Malthusianer,  Stuttg.  1S92. 

§.  197.  Fortsetzung.  Statistische  Litteratur.  Alle  Schriften  über 
BeFOlkemng  beschäftigen  sich  mehr  oder  weniger  eingehend  mit  der  statistischen 
Seite  der  Fragen  und  verwerthen  statistisches  Material.  Auch  die  Fach-Statistiker, 
insbesondere  die  BerOlkerungsstatistiker,  haben  begreiflich  die  Malthus'sche  Lehre 
berücksichtigt,  ihre  statistischen  Grundlagen  geprtlft,  namentlich  die  „geometrische 
Progresssion**  untersucht  und  berichtigt,  die  thatsächlichen  Verhältnisse  der  Yolkszahl, 
Yeränderungen  durch  die  natürliche  Bewegung  (Geburt,  Tod)  und  durch  die  localen 
und  internationalen  Wanderungen  auf  Grund  der  amtlichen  Statistik,  der  Geburts-, 
Heiraths-,  Sterbestatistik,  der  Wanderungsstatistik,  der  Yolkszählungen  festzustellen, 
auch  die  Entwicklung  der  Production  der  Güter  und  der  Steigerung  der  Productions- 
fUkigkeit  zahlenmässig  zu  bestimmen  und  so  Beiträge  zur  f^rage  ?on  der  Zuwachs- 
rate der  Production  (Malthus'  arithmetischer  Progression)  zu  liefern  gesucht  Es 
muss  dabei  aber  doch  immer  festgehalten  werden,  dass  die  Malthus'sche  Frage 
und  was  mit  ihr  zusammenhängt  nicht  eine  statistische,  sondern  eben  eine  folks- 
wirthschaftliche  ist  und  die  Statistik  nur  Thatsachen  liefern,  Gausal-  und  con- 
ditionelle  Zusammenhänge  aufdecken,  falsche  deductive  Schlüsse  berichtigen  helfen 
kann,  kurz  eben  auch  hier  nur  als  Methode  (§.  80  ff.)  in  Betracht  kommt,  deren 
sich  der  NationalOkonom  mit,  aber  auch  hier  nicht  allein  zu  bedienen  hat  Das  wird 
zu  ofr  übersehen.  Der  Statistiker  als  solcher  hat  daher  hier  auch  nicht  das  letzte, 
nicht  das  entscheidende  Wort,  was  z.  B.  Wappäus  (Be?Olk.statistik,  I,  43)  auch  direct 
anerkennt:  die  tiefere  Untersuchung  über  die  Malthus'sche  Lehre  u.  s.  w.  komme  der 
Politischen  Oekonomie  zu.  Wenn  der  Statistiker  sich  zur  Malthns'schen  Lehre  äussert, 
wird  er  eben  NationalOkonom,  der  auch  mit  den  ?olkswirthschaftlichen  und  allen  den 
übrigen,  im  Yorausgehenden  berührten  Beweisgründen  operirt.  Die  einzelnen  Statistiker 
haben  sich  übrigfens  zur  Lehre  verschieden  gestellt  Quetelet  erkennt  sie  an,  sucht 
nur  trotz  seiner  Zweifel  über  die  Anwendbarkeit  mathematischer  Formeln  auf  diesem 
Gebiete   eine  andre  Formel  für  die  Bevölkerungszunahme  aufzustellen,   die  er  auch 

^)  Unter  der  neueren  Litteratur,  welche  den  präventiven  Geschlechtsverkehr  be- 
fürwortet, befindet  sich  auch  eine  kleine  Schrift  von  „Dr.  A.  Wagner,  zur  Errettung 
des  deutschen  Yolks  aus  seiner  Yerarmung,  Berlin,  Breslau,  Leipzig''  (1891).  Da  es 
mir  passirt  ist,  dass  ich  in  socialdemokratischen  Yolksversammlungen  und  Blättern 
[Gassei)  ftlr  den  Yerfasser  dieser  Schrift  gehalten  und  heftig  angegriffen  worden  bin, 
sei  doch  auch  hier  die  für  den  Kundigen  freilich  unnOthige  Bemerkung  gemacht  dass 
ich  selbstveiständlich  dieser  Schrift  vOllig  fern  stehe,  mir  ihr  Yerfasser  (es  soll  ein 
Lehrer  in  Breslau  sein  [?]),  ebenso  wie  bis  zu  jenen  Angriffen  seine  Schrift  gänzlich 
unbekannt  waren  und  hier  nur  eine  zufällige,  allerdings  sogar  auf  den  Anfangsbuch- 
staben des  Yornamens  sich  erstreckende  Namensvetterschaft  vorliegt.  Mir  jene  Bro- 
schüre zuzuschreiben,  verrieth  nicht  eben  viel  kritische  Befähigung  bei  den  Herren 
Sodahlemokraten. 

30* 
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noch  in  der  2.  Aufl.  seines  bekannten  Hauptwerks  aufrecht  erhält,  ohne  sie  übrigens 
irgend  als  richtig  zu  beweisen:  „la  population  tend  ä  croitre  selon  one  progressioi 
g6om6trique ;  la  r^sistance  ou  la  somme  des  obstacles  k  son  d6?eloppement  est  toates 
choses  Egales  d*ailleurs,  comme  le  carr6  de  la  vitesse  avec  laquelle  la  population  tend 
k  croitre'',  —  ein  ebenso  vergeblicher,  als  auch  principiell  falscher  Versuch,  Yer- 
hiltnisse,  welche  von  so  vielen  variablen  Factoren  abhängen,  in  einer  einfachen  mathe- 
matischen Formel  zusammenzufassen  (Sur  llfomme  et  lo  d6veloppement  de  ses  facoltte, 

1.  6d.  Paris,  1835.  deutsche  Uebersetzung  von  Biecke,  Stuttg.  1835,  hier  S.  290, 

2.  6d.,  physique  sociale,  Bruz.  et  Paris  1869,  hier  tom.  I,  432).  Wapp&ns,  überall 
den  Widerspruch  der  Thatsachen  mit  der  Malthus'schen  Formel,  besonders  in  Betreff 
der  Volkszunahme  in  geometrischer  Progression  und  der  Verdopplung  unter  selbst 
günstigsten  Umständen  in  25  Jahren  zeigend,  bemerkt  doch,  ohne  Bedenken  zu  äuflsen, 
also  doch  wohl  beistimmend,  dass  „gegenwärtig  die  Nationalökonomie  die  Grund- 
ansichten von  Malthus  als  ein  festes  Eigen thum  der  Wissenschaft  ansieht"  und 
weist  auf  Röscher  hin  (BevOlk.stat  I,  44).  Kein  geringerer  dagegen  als  Ernst  Engel 
hat  sich,  früher  wenigstens,  in  sehr  optimistischer  Weise,  mit  Garoy 'sehen  Argumenten, 
absprechend  über  die  Malthus'sche  Lehre  geäussert  (s.  das  Citat  bei  Elster  a.  a.  0. 
8.  512  aus  der  sächs.  Statist.  Zeitschr.  1855  S.  141  ff.). 

Die  grossen  Fortschritte  der  Bevölkerungsstatistik  gewähren  gegenwärtig  viel 
besseres  Material  zur  Erläuterung  und  Beweisführung  in  allen  Einzelheiten  des  BevOl- 
kerungsproblems ,  soweit  dieses  sich  überhaupt  statistisch  untersuchen  lässt,  vollends 
verglichen  mit  dem  unvollkommenen  Material,  welches  Malthus  zur  Verfügung  stand. 
Die  genaueren  Volkszählungen,  auch  mit  ihrer  Altersstatistik,  die  sichereren  standes- 
amtlichen Aufzeichnungen  über  Geburten,  Eheschliessungen,  Todesfälle,  die  Ver- 
besserungen der  Wanderungsstatistik,  welche  freilich  immer  noch  erhebliche  Mängel 
hat,  machen  es  leicht,  manche  frühere  Annahmen  oder  Beweisführungen  mit  und 
Schlüsse  aus  statistischen  Daten,  bei  Malthus  und  vielen  Anderen,  zu  berichtigen. 
Auch  die  verbesserte  Productionsstatistik  und  wirthschaftliche  Statistik  überhaupt  er- 
möglicht Berichtigungen  früherer  Annahmen,  wenn  sie  auch  immer  noch  in  wichtigeD 
Puncten  im  Stich  lässt  oder  nur  unsichere  Schlüsse  gestattet  Mit  allen  solches 
Berichtigungen  wird  aber  wiederum  in  der  volkswirthschaftlichcn  Seite  der  Bevöl- 
kerungsfrage keine  principielle  Aenderung  an  dem  Kern  der  Malthus'schen  Lehre 
nothwendig. 

Früher  waren  es  mehr  privatstatistische  Werke,  welche  das  für  die  Be- 
Tölkerungsfrage  wichtige  statistische  Material  zusammentrugen  und  schlussberechtigend 
verarbeiteten.  Neuerdings  sind  auch  die  amtlichen  Tabellen  werke  selbst  herbei- 
zuziehen, namentlich  wo  sie,  wie  z.  B.  diejenigen  der  Deutschen  Beichsstatistik,  Auf- 
sätze in  den  amtlichen  statistischen  Zeitschriften,  Vergleichungon  nicht  nur  ans 
längeren  Perioden  für  dasselbe  Gebiet  und  dessen  Theile,  sondern  auch  mit  fremden 
Ländern  anstellen.  Von  besonderem  Interesse  sind  Vergleichungen  aus  Jahren  und 
Gebieten  mit  bestimmt  wechselnden  äusseren  Verhältnissen  (Friedens-,  Kriegszeiten, 
Perioden  wirthscbafüichcn  Aufschwungs  und  der  Depression,  der  Krisen,  verschie- 
dener Ernten  und  Preise  der  Lebensmittel  u.  s.  w.)  und  unter  Ländern  mit  specifisch 
verschiedener  natürlicher  und  durch  Wanderungen  vermittelter  Volksbewegung,  daher 
z.  B.  besonders  zwischen  Grossbritannien  und  seinen  Theilen,  dem  Deutschen  Reich 
und  seinen  Bestandtheilen  einer-,  Frankreich  andererseits,  Europa  einer-,  Nordamerica, 
Australien  andererseits.  Im  Folgenden  werden,  bei  der  hier  nur  möglichen  spärlichen 
Hereinziehung  statistischer  Daten,  besonders  das  Deutsche  Reich  und  Frankreich  ver- 
glichen und  deren  Daten  zur  Illustration  und  Beweisführung  benutzt  werden.  Nament- 
lich stellen  im  Grossen  und  Ganzen  Preussen  und  Frankreich  scharfe  Gegensätze  der 
Erscheinungen  in  der  Bevölkerungsbewegung  dar,  wenn  auch  wieder  mit  mancherlei 
Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Gebietstheilen. 

Aus  der  Litteratur  der  Bevölkerungsstatistik  werden  hier  nur  einige 
Hauptwerke  genannt  Die  wichtigsten  sind  immer  noch:  Quetelet's  Schriften. 
namenUich  sein  Werk  über  den  Menschen  (S.  432  u.  vorhin),  Wappäus'  Bevölkerungs- 
statistik (8.  432),  auch  A.  v.  Oettingen's  Moralstatistik  (S.  432).  S.  femer  G. 
May r 's  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben,  München  1877.  und  die  Handbücher 
der  Statistik,  soweit  sie  statistische  Daten  selbst  bringen,  bes.  Kolb,  auchWalcker. 
Von  älteren  Werken:  Bernouilli,  Handbuch  der  Populationistik.  Ulm  1841,  mit 
Nachtrag  1843;  Hörn,  Bevölkerungswissenschaftliche  Studien  aus  Belgien,  Leipzig  1854. 
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Haujptdaten  aller  Linder  jährlich  im  Gotha  er  Jahrhuch.  Yergleichungen  im  Bulletin 
de  1  institut  de  statistique  internationale.  Sorgfältigste  Bearbeitung  des  statistischen  und 
Sch&tznngsmaterials  fttr  die  ganze  Erde  in  den  ferschiedenen  Jahrgängen  der  ^Be- 
Tölkernng  der  Erde",  von  Behm  nnd  Hermann  Wagner,  neuerdings  von  letzterem 
und  Supan,  zuletzt  No.  YIII.  Gotha  1891.  Heiraüis-,  Geburts-,  Ein-  nnd  Aus- 
wandemngsstatistik  etc.  auch  in  ?.  Neumann-Spallart's  und  ?.  Juraschek's 
Uebersichten  der  Weltwirtbschaft.  Zusammenstellung  einiger  wichtiger  Zahlen  in 
H.  Bauch  borg 's  Aofs.  Be?Olk.statistik  der  neuesten  Zeit  im  Handwörterbuch  d. 
Staatswiss.  U,  427 — 433,  auch  in  Eister's  Aufs.  S.  523  ff.  (Eb.  die  Abb.  BerOl- 
kemngswechsel  yon  Lexis  S.  456  ff.) 

Aus  der  amtlichen  Statistik  ist  besonders  auf  die  grossen  TabeUenwerke  tlber 
Stand.  Eigenschaft  (Zusammensetzung)  der  Berölkerung  nach  den  jedesmaligen  Yolks- 
jählnngen  und  auf  die  gleichen  über  die  Bewegung  der  BerOlkerung  zu  verweisen. 
Die  Hauptdaten  daraus  meistens  in  den  amtlichen  Zeitschriften  und  Jahrbüchern. 
Daselbst  dann  auch  Jahresreihen  über  die  Veränderungen  und  etwaige  Vergleiche. 
Die  statistischen  Bureauz  nnd  Aemter  aller  Länder  wetteifern  in  Reichthum  und 
Sorgfalt  der  bezüglichen  Publikationen  neuerdings  immer  mehr.  Für  die  Zwecke  des 
Folgenden  sei  namentlich  auch  hier  auf  die  Daten  im  Statist  Jahrbuch  des  Deutschen 
Beichs  nnd  auf  die  Veröffentlichungen  des  reichsstatistischen  Amts  über  die  jährliche 
natürliche  Bewegung  der  Be?Olkemng  und  über  Auswanderung  hingewiesen.  In  Be- 
treff der  natürlichen  Bewegung  werden  hier  Vergleichnngen  mit  den  Daten  anderer 
Hauptstaaten  Forgenommen,  welche  ich  hier  vomemlich  benutze.  S.  die  bezügliche 
neueste  Publikation :  Stand  und  Bewegung  der  BeTölkerang  des  Deutschen  Reichs  und 
fremder  Staaten  (alle  europäischen  ausser  Portugal,  doch  fehlen  gewisse  Daten  eben 
auch  für  einige  andere  Länder),  mit  graphischen  Darstellungen,  K.  F.  B.  44  der 
Statistik  des  Deutscheu  Reichs,  Berlin  1892,  mit  Einleitung  von  Becker  und  Scha- 
mann: ein  eminentes  statistisches  Werk,  dem  übrigens  andere  ähnliche  vergleichende 
(so  Tom  schwedischen  Bureau,  stat.  Internat,  ötat  de  population,  Stockholm,  1875 — 76, 
?om  italienischen  Bureau,  populazione,  monmento  dello  stato  ci?ile,  J.  1865 — 83, 
Roma  1884)  vorangegangen  sind.  Debersicht  über  Geburten  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reich 
J.  1890,  in  den  Vierteljahrsheften,  1892,  auch  mit  einigen  Vergleichnngen  mit  anderen 
Grossstaaten.  Es  ist  ein  besonderer  Vorzug  dieser  reichsstatistischen  Arbeiten,  der  grade 
für  die  wissenschaftliche  Seite  der  Bevölkerungsstatistik  ins  Gewicht  f&Ilt,  dass  man  nicht 
nur  nach  „Staaten'*  und  administrativen  Abtheilungen  (Provinzen  u.  s.  w.),  also  nach 
grade  in  Deutschland  vielfach  rein  zufälligen  Landes-  und  Volksabtheilungen  einer  selt- 
samen geschichtiichen  Entwicklung  der  Staaten-  und  Grenzbildnng,  sondern  auch  nach 
einer  Art  geographisch-  und  volkswirthschaftlich- natürlichen  gruppenweisen  Gebiets- 
eintheilung  die  Materialien,  so  für  die  natürliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  verarbeitet 
Aus  dem  Reichsgebiet  hat  man  so  15  „Gebietsgruppen'*  gemacht,  wobei  man  sich 
freilich  immer  noch  stark  an  die  Staats-  und  Provinzialgrenzen  anlehnt,  aber  doch 
mancherlei  sich  näher  stehende  Theile,  auch  wenn  sie  zu  verschiedenen  „Staaten'* 
oder  Provinzen  gehören,  namentlicli  die  Kleinstaaten  unter  sich  und  mit  anderen 
zusammenfasst  (z.  B.  K.  Sachsen  und  die  8  thUriug.  Staaten ,  Rheinpfalz  und  £lsas$, 
Würtemberg,  Baden  und  Hohenzollorn).  Man  erreicht  so  auch  immerhin  ein  wenig 
mehr  Annäherung  an  die  S  t  a  m  m  e  s  eintbeilung  der  Nation  (vgl.  das  letztgen.  Heft 
S.  18),  was  für  bevölkerungsstatistische  Fragen  von  Interesse  ist.  Die  mechanische 
französische  Departementseintheilung  und  ähnlich  die  verwandte  anderer  Länder  zer- 
reisst  willkührlich  auch  hier  dergleichen,  wie  alle  historischen  Bande,  zum  Nachtheil 
«nch  für  die  Statistik. 

Ueber  Statistik  der  Ein-  und  Auswanderung,  ferner  der  örtlichen  Ver- 
th eilung  der  Bevölkerung  (nach  Grössen  der  Wohnorte,  Stadt  und  Land,  auch  nach 
Geburtsorten)  ist  ebenfalls  in  erster  Linie  jetzt  auf  die  amtlichen  statistischen  Publi- 
cationen  selbst  zu  verweisen.  In  der  obigen  statistischen  und  nationalökonomischen 
Litteratur  werden  diese  Verhältnisse  regelmässig  mit  berührt  Die  neuere  deutsche 
^olonialbewegung  hat  natürlich  auch  auf  die  litferarische  Behandlung  der  be- 
treffenden Fragen  eingewirkt  Für  diese  Litteratur  muss  aber  auf  die  anderen  Theile  dieses 
Werks  (2.  Thcil  der  Grundlegung,  in  den  Abschnitten  von  den  socialen  Freiheitsrechten. 
Practische  Nationalökonomie)  hingewiesen  werden.  Vergl.  u.  A.  bes.  W.  Röscher 
und  Jannasch,  Colonieen,  Colonialpolitik  und  Auswanderung,  8.  A..  Leipzig  1885, 
femer  Geffcken's  Abb.  im  Schönberg'schen  Handbuch  B.  III,  mit  weiterer  Litteratur. 
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Ein  eigenthümliches,  geistvolles,  auch  in  wichtigen  Puncten  wohl  das  Bichtig« 
treffendes,  in  anderen  freilich  doch  daneben  schiessendes  Werk  ist  endlich  auch  hier 
noch  rühmend  zn  erw&hnen:  Georg  Hansen  (nicht  mit  Georg  Hanssen,  dem  GOttinger 
Altmeister,  zu  verwechseln,  übrigens  auch  Schleswig-Holsteiner),  die  drei  BevOlkenmgs- 
stnfen,  „ein  Versuch,  die  Ursachen  für  das  Blühen  und  Altem  der  Völker  nadi- 
zuweisen'',  München  1889.  Die  Haupttondenz  desselben  lässt  sich  nur  mit  dem  ge- 
brauchten (und  allerdings  allein  bisher  vorhandenen)  statistischen,  geschweige  dem 
historischen  Material  vom  Verfasser  nicht  genügend  erhärten,  wenn  auch  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  wahrscheinlich  machen:  wie  beständig  ein  Austausch  zwischen  Land- 
und  Stadtbevölkerung  erfolgt  und  erfolgen  muss,  um  das  Volk  physisch  und  geistig 
In  Kraft  und  Blüthe  zu  erbalten  und  welche  heillosen  Folgen  daher  der  Untergang 
der  Landbevölkerung  auch  für  die  Gesammtheit  hat:  ein  ernstes  Momente  auch  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  des  weltwirthschaftlichen  Industrialismus  auf  die  Bevölkerung. 
(S.  auch  Buchen  berger,  Agrarpolitik  S.  610.) 


Erstes  Kapitel. 

Die  volkswirthschaftlichen  Seiten  des 
Bevölkerungswesens. 

(TolkswlrthschaftlicheBeTSlkerungslehre.) 

Erster  Hauptabschnitt 

Bevölkerungsstatistische  Thatsachen  und 

Untersuchungen. 

1.  Abschnitt. 
Theoretisches. 

I.  — §.  198.  Das  volkswirthsehaftliche  Prodnctions- 
nnd  Vertheilnngsinteresse  in  Bezug  auf  Grösse  und 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  und  auf  Ver- 
änderungen darin. 

1.  Standpunct  des  Productionsinteresses.  Voiks- 
wirthschaftiieh  betrachtet  ist  die  Bevölkerung  eines  Volkswirth- 
Schaftsgebiets  in  ihren  arbeitsfähigen,  arbeitswilligen  und  thatsächlich 
arbeitenden  Gliedern  der  Vertreter  des  Factors  „wirthschaft- 
liche  Arbeit"  in  der  Production  der  wirthschaftlichen  Güter. 
Setzt  man  übrigens  gleiche  Umstände  voraus,  d.  h.  nimmt  man 
an,  dass  die  für  den  Nutzefifect  der  nationalen  Arbeitsleistung 
mit  entscheidenden  Momente  die  gleichen  bleiben,  —  wie  die  Be* 
herrschung  der  Naturkräfte  für  die  Zwecke  der  Production,  der 
Stand  der  Technik,  die  Eapitalverfügung,  die  individuelle  Arbeits- 
fähigkeit  und  Arbeitslust  y   die  Einrichtung  der  Arbeitsgliederung 
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( Arbeitstheiinng) ,  des  unternehmuDgBweisen  Betriebs  — ,  so  hängt 
die  Prodactionsfähigkeit  und  die  wirkliche  Produetionsleistang  in 
einer  Volkswirthschaft  in  einem  gegebenen  Zeitpancte  nothwendig 
von  der  Grösse  und  der  Zusammensetznng  (Gliedernng) 
der  Bevölkerung  aas  den  genannten  Gliedern^einer-  nnd  den  übrigen 
andrerseits  ab. 

Die  Zunahme  der  Production  in  Quantität  und  Qualität  ist 
dann  unter  denselben  Voraussetzungen  von  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  oder  von  einer  fttr  die  Arbeitsleistung  günstigeren 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  oder  von  Beidem  zu- 
gleich abhängig.  Insofern  bedeutet  daher  Vermehrung  und  günstigere 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  Vermehrung  der  nationalen 
Arbeitsfähigkeit  und,  wenn  gewisse  andre  Bedingungen  zugleich  er- 
füllt werden,  auch  regelmässig  thatsächliche  Vermehrung  der  Arbeits- 
leistung und  damit  der  Production. 

So  gelangt  man  zum  Standpunct  des  volkswirthschaftlichen 
Productionsinteresses  in  der  Bevölkerungsfrage:  es  erheischt, 
wenn  man  die  Angelegenheit  zunächst  für  einen  gegebenen  Zeit- 
punct,  imRuhepunct,  betrachtet:  eine  möglichst  grosse  Be- 
völkerung, mit  möglichst  vielen  und  tüchtigen  arbeitsfähigen,  arbeits- 
willigen und  wirklich  arbeitenden  Gliedern  (Individuen),  um  Viel 
nnd  Tüchtiges  an  wirthsehaftlichen  Gütern  produciren  zu  können; 
and  es  erheischt  ferner,  wenn  man  die  Angelegenheit  im  Fluss 
der  Bewegung  unter  Annahme  steigenden  Volksbedarfs 
an  wirthsehaftlichen  Gütern  (für  eine  grössere,  aber  auch  für  eine 
besser  lebende  Bevölkerung)  betrachtet,  eine  Zunahme  und  eventuell 
eine  andre,  der  Arbeitsleistung  günstigere  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung. 

In  Betreff  letzterer  kommt  von  natürlichen  Momenten  namentlich  die  Alters- 
classenTertheilong,  ?or  Allem  in  ihrer  Bedentnng  fUr  die  Arbeitsfähigkeit  (Unter- 
scheidung nach  „prodactiren'*  nnd  ,,iinprodiictiven''  Jahren,  d.  h.  im  Wesent- 
lichen zw^iächen  ziemlich  Erwachsenen  bis  zu  einer  gewissen  Altersgrenze  —  z.  B. 
über  15  bis  incl.  70  oder  auch  nnr  65,  60  Jahre  —  einer-  nnd  Kindern  and  Greisen 
andererseits),  sodann  auch  die  Geäcblechterverth eilung  unter  homogener,  der 
gleichen  Rage,  Nationalität  angehöriger  Bevölkerung  vornemlich  in  Betracht;  weiter 
aber  sind  auch  noch  andere  Umstände  wichtig,  wie  die  körperlich-geistige  Verschieden- 
heit der  Individuen,  das  Verhältniss  der  in  dieser  Hinsicht  normalen  und  anomalen 
Menschen  (Gebrechliche,  an  organischen  Mängeln  leidende,  geistig  und  sittlich  Schwache), 
der  Gesundheitszustand,  der  Bildungsstand  u.  a.  m. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  wird  behufs  Steigerung  der  Arbeitsleistung  nnd  damit 
der  Production  die  Zunahme  und  ^ünbtigere  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  einer- 
seits, wenn  die  übrigen  for  den  Nutzeffect  der  nationalen  Arbeit  in  der  Yolkswirth- 
Bchaft  maassgebenden  Umstände  gleich  bleiben  oder  sich  nicht  so  entwickeln  lassen 
und  entwickeln,  wie  es  das  Productionsinteresso  fordern  wurde,  oder  ihre  Entwick- 
lung Bedenken  bietet,  wie  z.  B.  in  gewissen  Verhältnissen  der  technischen  Arbeits- 
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theilang,  der  MaschinenanwencInDg ;  anderseits,  wenn  die  Entwicklong  dieser  Um- 
stände selbst  die  Yermehrnng^  und  andere  Zasammensetznng  der  BeTölkerung  zur 
YoTanssetznng  hat. 

Von  diesem  Standpnncte  des  ProductionBinteresses  ans  fragt 
sich  daher  bezüglich  der  Bevölkerung,  welches  die  thatsäch- 
lichen  erfahrungsmässigen  nnd  die  etwa  abzuleitenden  mög- 
lichen Verhältnisse  der  Vermehrung  und  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung  sind. 

Hier  ist  ?or  Allem  bei  der  Statistik  in  Betreff  der  Thatsachen  und  ihrer 
conditionellen  nnd  cansalen  Abhängigkeitsverhältnisse  von  physischen  (physiologischen)« 
pisychologischen ,  ethischen ,  socialen ,  wirthschaftlichcn ,  politischen  n.  s.  w.  Factoren 
Käthes  zu  erholen.  Soweit  sich  diese  Abhängigkeitsverhältnisse  feststellen  lassen,  er- 
geben sich  auch  Anhaltspancte  zu  Schlüssen  hinsichtlich  dessen,  was  in  Betreff  der 
Grösse,  Znnahme,  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  als  mOglich  erscheint,  daher 
auch  hinsichtlich  dessen,  was  eintreten,  bezw.,  wenn  dies  möglich  und  zulässig  ist, 
was  absichtlich,  z.  B.  auch  Seitens  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  geschehen 
muss,  wenn  eine  bestimmte  Veränderung  der  Bevölkerung  nach  Grösse  und  Zusammen- 
setzung im  Productionsinteresse  liegt  und  erstrebt  werden  soll. 

§.  199.  —  2.  Standpunct  des  Vertheilungsinteresses. 
Von  der  Grösse  und  von  der  Zusammensetzung  der  Be- 
völkerung, hierbei  zunächst  noch  ganz  von  der  socialen  und 
ökonomischen  Klassenschichtung,  der  Vermögens-,  Einkommensver- 
theilung  unter  einer  gegebenen  Bevölkerung  eines  Volkswirthschafts- 
gebiets  abgesehen,  hängt  aber  auch  die  Grösse  und  einigermaassen 
auch  die  Art  des  Bedarfs  an  wirthschaftlichcn  Gütern  ab. 

Die  Grösse  der  Bevölkerung  ist  unmittelbar  von  Einfluss  auf  den  Bedarf,  wenn 
man  eine  bestimmte  Lebensweise  und  Art  der  BcdtlrfnissbefriedigunK,  daher  z.  B. 
auch,  soweit  das  hier  mit  entscheidet,  ein  bestimmtes  Klima,  bestimmte  nationale 
Eigenschaften,  als  gegeben,  die  und  die  Art  der  BedQrfnissbefriedigung  auch  als 
nothwendig  voraussetzt.  Und  zwar  kommt,  wenigstens  nach  den  sittlichen  und  recht- 
lichen Anschauungen,  Sitten  und  Rechtsnormen  unserer  Culturperiode,  die  ganze 
Bevölkerung  hier  in  Betracht,  die  nicht  arbeitsfähigen,  selbst  die  nicht  arbeitswilligen 
nnd  die  thatsächlich  nicht  arbeitenden  Bcstandtheilo  eingeschlossen,  da  dieselben  min- 
destens zu  erhalten  sind  oder  nach  den  Eechtsprincipien  unserer  Yolkswinhschaften 
auch  „arbeitsloses*'  Einkommen  zu  ihrer  Bedarfsdeckung  beziehen  können.  Neben  der 
Grösse  ist  aber  die  Zusammensetzung  (Gliederung)  der  Bevölkerung,  nach  Lebens- 
alter, Geschlecht,  auch  die  Arbeitsart  ebenfalls  von  Bedeutung,  weil  Umfang;  und  Art  der 
regelmässigen  und  wiederum  der  nothwendigen  Bedurfnissbefriedigung  einigermaassen 
auch  davon  mit  abhängen. 

Nimmt  man  dann  wieder  die  Productionsfäbigkeit  und  wirk- 
liche Prodnctionsleistung  bezüglich  der  Menge  und  Art  der  wirth- 
schaftlichcn Güter  in  der  ganzen  Volkswirthschaft  als  gegeben  an, 
so  entscheidet  ofifenbar  die  Grösse  und  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  über  die  absolute  und  relative  mögliche  Höbe  und 
auch  über  die  Art  der  Güter,  welche  als  Einkommenquote  den 
EinzelncD,  den  Familien  aus  dem  volkswirtbschaftiicben  Produetions- 
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ertrag  oder  dem  Volksemkommen  im  Durchschnitt  zufallen 
können,  daher  bei  einer  gleichen  Vertheilnng  auch  zufallen 
würden. 

In  unseren  historischen,  auch  in  allen  heute  vorhandenen  Volks- 
wirthscbaften  besteht  nun  aber  principiell  and  praktisch  eine  Organi- 
sation und  Rechtsordnung,  welche  auf  ungleiche  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  unter  Individuen,  Familien,  Classen  hinwirken. 
Insbesondere,  aber  durchaus  nicht  allein,  hat  das  Rechtsprincip  des 
Privateigenthums  an  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden,  Kapital) 
unmittelbar  und  mittelbar  diese  Folge.  Für  die  Vertheilungsfrage 
ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  Quote  des  Volkseinkommens  zur 
Gewährung  überdurchschnittlicher  Einkommen  für  gewisse 
Individuen,  Familien  und  Classen  abzusetzen  ii?t  und  nur  die 
Restquote  für  die  Masse  der  Bevölkerung  mit  unterdurch- 
schnittlichem Einkommen  verbleibt.  Diese  Restquote  ist  es 
dann,  in  welche  diese  Masse  der  Bevölkerung,  daher  namentlich 
die  sogenannten  unteren  „arbeitenden  Classen^'  und  die  ihnen  wirth- 
schaftlich  und  social  nahestehenden,  sich  theilen  müssen.  Die 
Grösse  und  die  Zusammensetzung  dieser  Volksmasse  entscheiden 
daher  wieder  darüber,  welche  absolute  und  relative  Quote  von 
diesem  Reste  des  Volkseinkommens  auf  die  Einzelnen  und  die 
Familien  im  Durchschnitte  überhaupt  fallen  können. 

Damit  gelangt  man  zum  Standpunct  des  volkswirthsehaftlichen 
Vertheilungsinteresses  in  der  Bevölkernngsfrage :  es  er- 
heischt, bei  gegebener  Production,  daher  Höhe  und  Art  des  Volks- 
einkommens, eine  nicht  zu  grosse  Gesammt- Bevölkerung  und 
eine  Zusammensetzung  der  letzteren  aus  Bestandtheilen,  welche 
mit  der  Durchschnittsquote  der  Einzelnen  und  Familien  als  Ein- 
kommen zu  genügender  Bedürfnissbefriedigung  ausreichen,  also 
damit  eventuell  wenigstens  vorlieb  nehmen  können.  Dieses  Desi- 
derat tritt  bei  einer  Organisation  und  Rechtsordnung  in  der  Volks- 
wirthschaft,  welche  die  Ungleichheit  der  individuellen,  der  Fami- 
lien- und  Klasseneinkommen  ermöglichen,  nur  um  so  stärker 
hervor  und  in  gesteigertem  Maasse,  je  mehr  dies  der  Fall  ist  und 
eine  je  kleinere  Quote  vom  Volkseinkommen  daher  für  die  Masse 
der  Bevölkerung  verfügbar  bleibt.  So  kann  vom  Vertheilungs- 
standpuncte  aus  auch  das  Dilemma  auftauchen,  bei  gegebener 
Prodnctionsfähigkeit  und  Ergiebigkeit  eine  Verminderung  (und  bzw. 
andere  Zusammensetzung)  der  Bevölkerung  oder  eine  andere  Ge- 
staltung der  Organisation  und  Rechtsordnung  wünschen  zu  müssen, 
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welche   für   die    Volksmasse   eine   grössere    Quote    des   Volksein- 
kommens zur  Verfügung  bringt. 

Hinsicbtlich  der  Zunahme  der  Bevölkerung  aber  erheischt 
das  Vertheilungsinteresse,  dass  dieselbe  nicht  rascher  vor  sich  gehe, 
als  die  Zunahme  des  Volkseinkommens,  und  dass  insbesondere  die 
Hasse  der  Bevölkerung,  bei  dem  Recbtsprincip  ungleicher  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  nicht  rascher  wachse,  als  der  ab- 
solute Betrag  (die  Gebrauchswerthmenge)  jener  Restquote  vom 
Volkseinkommen,  welche  hier  für  diese  Volksmasse  allein  ver- 
fügbar ist. 

So  in  beiden  F&Uen  nnter  der  regelmässig  zotreffenden  Voranssetznng  weniic^ 
stens,  dass  die  ganze  BeFölkernng  oder  doch  die  untere  Volksmasse  nicht  nur  nicht 
eine  Vermindernng  und  Verschlechterung  ihrer  fiedUrfnissbefriedigung  ertragen  kann, 
sondern  eine  Vermehrung  und  Verbesserung  derselben  berechtigt  und  auch  im  natio- 
nalen Gesammtinterosse  zu  wünschen  ist 

Diese  Desiderate  treten  wieder  um  so  zwingender  hervor,  je 
mehr  die  Steigerung  der  Production  die  Vermehrung  und  eventuell 
eine  bestimmte,  für  Arbeitsleistung  günstigere  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung  selbst  zur  Voraussetzung  hat,  also  nicht  die 
übrigen,  die  Productionsfähigkeit  und  Ergiebigkeit  bestimmenden 
Momente  sich  günstiger  gestalten  lassen ;  ferner  aber  auch,  je  mehr 
die  Umstände,  welche  die  Ungleichheit  der  VertheiluDg  des  Volks- 
einkommens bedingen  und  bewirken,  als  feste  gegebene  Thatsachen 
anzusehen  sind,  sich  nicht  oder  nicht  wesentlich  ändern  lassen, 
vielleicht  aus  anderen  Gründen  im  gesammten  volkswirthschaft- 
liehen  und  Culturinteresse ,  etwa  weil  sonst  ein  nachtheiliger  Ein- 
fluss  auf  die  Ergiebigkeit  der  Production  droht,  unverändert  er- 
halten werden  müssen ,  sodass  die  „Klassen quo ten^'  —  der 
„Besitzenden,  nicht  „besitzenden''  Classen  u.  s.  w.  —  keine  Ve^ 
Schiebung  zu  Gunsten  der  unteren  Volksmasse  erfahren  können 
und  aürfen. 

§.  200.  —  3.  Ergebniss.  Im  Ganzen  muss  man  daher, 
immer  unter  den  beiden  Voraussetzungen,  dass  in  allem  Uebrigen 
die  Productions-  und  Vertheilungsverbältnisse  gleich  bleiben,  sagen: 
dem  Productionsinteresse  entspricht  grössere  Bevölkerung  und 
raschere  und  stärkere  Zunahme  derselben,  soweit  diese  Zu- 
nahme die  wirthschaftlich  arbeitenden  Glieder  betrifft;  umgekehrt 
dem  Vertheilungsinteresse  entspricht  kleinere  Bevölkerung  und 
nnter  Umständen  Abnahme,  jedenfalls  nur  langsamere  und 
geringere  Zunahme  derselben,  insbesondere  der  nur  ver- 
zehrenden, nicht  producirenden  Individuen  und  Classen,  aber  auch 
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eine  ZoDabme  der  wirthschaftlich  arbeitenden  Glieder  nur  dann 
nnd  in  dem  Maasse,  als  dieselbe  die  Voraussetzung  gesteigerter 
Prodnetion  ist. 

Hier  liegt  daher  unverkennbar  ein  Antagonismus  der 
Interessen  in  Bezug  auf  Grösse  und  Zunahme  der  Bevölkerung 
von  den  beiden  unterschiedenen  Standpuncten  aus  vor.  Dieser 
Antagonismus  bildet  den  Hauptpnnct,  um  welchen  sich  die  volks- 
wirthschaftliche  Betrachtung  des  Bevölkerungsproblems  dreht. 

In  der  Malthus 'sehen  Lehre  werden  ror  AUem  die  angedeuteten  Bedenken  be- 
tont, welche  sich  7om  Standpouct  des  Veitheilongsintercsses  aus  erheben,  und  an  sich 
ganz  richtig.  Aber  allerdings  wird  dabei«  wie  oben  bemerkt  (S.  447  u.  S.  460).  nicht 
immer  genügend  berücksichtigt,  dass  diese  Bedenken  bei  einer  Organisation  und  Bcchts- 
Ordnung,  welche  in  der  hervorgehobenen  Weise  Ungleichheit  der  Yertheilang,  vollends 
starke  Ungleichheit  zur  Folge  haben,  schärfer  herrortreten,  also  in  einer  Hinsicht  bei 
einer  entsprechenden  Aenderung  dieser  Organisation  und  Rechtsordnung  mehr  zurück- 
treten konnten,  —  freilich  nur,  wenn  hierdurch  nicht  eine  noch  raschere  Zunahme 
der  BeTOlkerung  herbeigeführt  wird.  Die  socialistischen  Gegner  von  Malthus  und  ein- 
zelne andre  knüpfen  hier  mit  ihrer  Polemik  an.  Aber  sie  ttborsehen  oder  unter- 
schätzen zweierlei:  einmal,  datss  bei  einer  solchen  Aenderung  die  Bevölkerung  zu- 
nächst wenigstens  in  der  That  wahrscheinlich  noch  rascher  steigt  und  dadurch 
der  „Druck  der  Bevölkcrang  auf  die  Uuterhaltsmittel*'  noch  grösser  wird ;  sodann,  dass 
eben  die  Frage  ungelöst  bleibt,  ob  bei  einer  solchen  Aenderung  das  Productions- 
interesse  nicht  leidet  Jedenfalls  bleibt  so  auch  hier  der  Satz  bestehen,  dass  die 
schUessliche  wirthschaftliche  Lage  des  Volks  und  seiner  einzelnen  Glieder  maassgebend 
bestimmt  wird  von  dem  Verhältuiss  der  Grösse  und  Zusammensetzung  des  Volks  zur 
Höhe  und  Art  des  Volkseinkommens  und  von  dem  Verhältuiss,  in  welchem  sich  diese 
beiden  Momente  gegen  einander  ändern,  gleichmässig  oder  ungleichmässig  und  hier 
in  welcher  Bichtung  und  in  welchem  Grade.  Darüber  kommt  keine  wie  immer 
organisirte  und  rechtlich  eingerichtete  Volkswirthschaft  hinaus,  dass  die  Lage  des 
Volks  und  der  Einzelnen  sich  durchschnittlich  verschlechtert,  wenn  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  rascher  und  grösser  als  diejenige  des  Volkseinkommens  ist,  —  wenn  der 
Divisor  mehr  wächst  als  der  Dividend us.  Es  kann  sich  daher  nur  fragen,  bei  welcher 
gewesenen  oder  bestehenden  Organisation  and  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft 
erfahrnngsmässig  der  Divisor  oder  Dividendus  mehr  gewachsen  ist  und  wächst  und 
weiter,  ob  und  welche  Entwicklung  beider  Grössen  in  Zukunft  und  etwa  auch  unter 
Voraussetzung  anderer,  als  bisheriger.  Organisation  und  Rechtsordnung  auf  Grund 
bisheriger  Erfahrungen  und  auf  Grund  psychologischer  Deductionen  wahrscheinlich 
ist    Darum  dreht  sich  das  socialistische  Bevölkerungsproblem. 

Andere  Gegner  von  Malthus,  wie  die  optimistischen  und  ,.harmonistischeu"  Frei- 
händler und  Schutzzöllner  (S.  44S  u.  S.  458),  stimmen  mit  den  Socialisten  darin  überoin, 
dass  sie  aus  grösserer  Bevölkerung  auf  gleichem  Raum,  also  bei  höherer  Volksdichtig- 
kdit  und  namentlich  bei  stärkerer  localer  Conceatration  der  Bevölkerung,  im  Ganzen 
eine  mehr  als  der  vergrössorten  Bevölkcrunf^szahl  entsprechende  Steigerung  der  Lei- 
stungsfähigkeit als  nothwendige,  fast  naturgemässe  Folge  ableiten  oder  vielmehr  ohne 
Weitres  und  ganz  allgemein  behaupten  und  auf  diese  Weise  den  Dividendus,  das 
Volkseinkommen,  immer  rascher  und  stärker  als  den  Divisor,  die  Bevölkerung,  steigen 
lassen:  die  eigentliche  Frage,  welche  aber  eben  umgangen  wird.  Wo  etwa  noch 
Missstände  und  Bedenken  bleiben,  werden  dieselben  auch  hier  übrigens  auf  Mängel 
der  volkswirtbschaftlicbeu  Organisation  und  Rechtsordnung  zurückgeführt  und  ent- 
sprechende Aenderungen  in  dieser  gefordert,  wobei  man  sich  eben  gewöhnlich  nur 
schon  die  genauere  Angabe  solcher  Aenderungen  zu  leicht  macht  und  vollends  ihre 
Durchführbarkeit  für  zu  sicher  hält 

Welche  Schwierigkeiten  hier  nnn  erfahrungsmässig  nnd  da- 
nach sowie  nach  psychologischen  Deductionen  mit  Wahrscheinlich- 
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keit  bei  jedweder  volkswirthschaftlichen  Organisation  and  Rechts- 
ordnung lUr  die  richtige  Wahrnehmnng  des  Vertheiinngsinteressea 
in  den  Bevölkernngsverhältnissen  sich  geltend  machen,  —  nach 
dem  in  diesen  mitspielenden  Triebleben,  nach  den  psychologischen 
Sfickwirkungen  äusserer  Verhältnisse  und  Einflüsse  auf  dies  Trieb- 
leben and  wieder  dadurch  nach  dessen  Wirkungen  auf  die  Be- 
Tölkerungsbewegung  — ,  das  ergiebt  sich  auch  mit  aus  be- 
YÖlkerungsstatis tischen  That Sachen. 

In  der  ,,yolkswirthschaftlichen  Bevölkerungslehre'^  mnss  nach 
allem  Gesagten  durchweg  der  Standpunct  des  Prodnctions-  und 
des  Vertheilungsinteresses  auseinander  gehalten  werden. 

Das  nöthigt  aber  nicht  zu  einer  formalen  Trennung  der  ganzen  Untersuchung, 
die  im  Gegentbeil  bei  dem  engen  Zusammenbang  der  Sache  nicht  zweckmässig  ist 
und  nur  zu  Wiederholungen  fahren  wurde. 

IL  —  §.  201.  Zur  Terminologie,  Technik  und  Kritik 
der  Bevölkerungsstatistik  vom  Standpuncte  volks- 
wirthschaftlicher  Betrachtung  aus. 

Das  N&here  gehört  in  die  Werke  Ober  Statistik  (s.  o.  S.  140)  und  Bevölkerungs- 
statistik (o.  S.  432,  463),  auch  über  Verwaltungslehre  (L.  Stein,  Mo  hl  u.  A.).  Aber  auf 
üiniges  mnss  auch  hier  eingecrangen  werden,  um  die  Anforderungen  an  die  Be- 
rölkerungsstatistik  7om  nationaiökonomischen  Standpuncte  aus  klarzustellen  und  zu 
begründen :  zugleich  auch  ein  methodologischer  Beitrag  hinsichtlich  der  statistischen 
Methode  auf  einem  einzelnen  statistischen  Gebiete  (§.  80  ff.).  Vergl.  far  Einzelnes 
vomemlich  Wappäus,  Bevölk-statistik  und  die  Einleitung  in  der  oben  S.  465  gen. 
grossen  Arbeit  ttber  Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Deutschen  Reich  und 
fremden  Staaten. 

In  der  Bevölkerungsstatistik  wird  der  Stand  und  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  unterschieden ,  wonach  sieb  dann  auch 
die  technischen  statistischen  Operationen  in  zwei  wesentlich  ver- 
schiedenCy  aber  sich  ergänzende  trennen. 

Unter  dem  Stand  der  Bevölkerung  versteht  man  die  Zahl 
der  in  einem  bestimmten  Zeitpuncte  in  einem  bestimmten  Gebiete 
vorhandenen  lebenden  Menschen  (sogen,  wirkliche,  factisehe,  orts- 
anwesende Bevölkerung);  unter  der  Bewegung  der  Bevölkerung 
die  Veränderungen,  welche  im  Zeitverlanf  in  einer  Bevölkerungs- 
zahl durch  Geburt  und  Tod  („natürliche"  Bewegung)  und 
durch  Wanderungen  („örtliche",  „räumliche"  Bewegung) 
vor  sich  gehen. 

Ä.  Der  Stand  der  Bevölkerung.     1.  Volkszahl. 

Sie  wurde  früher  meistens  nur  durch  Schätzungen  ermittelt,  am  Besten 
durch  Schätzungen  auf  Grund  von  Verhältnisszahlen,  d.  h.  ?on  Zahlen,  welche  man 
mittelst  partieller  Zählungen  gewonnen  hatte,  deren  Ergebnisse  man  zu  einem  be- 
stimmten, ebenfalls  gezählten  Pactum  (z.  B.  Familienzahl,  W  ohubauszahl,  Wohnungs- 
zahl, namentlich  Geburtszahl,  Sterbezabl)    in  Verhältniss   brachte   und    dann   verall- 
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^emeinerte.  Dafür  lassen  sich  übrigens  bereits  gewisse  wissenschaftliche  Gmnds&tze 
aufstellen,  welche  den  Werth  der  Schätzungen  und  der  übrigen  Operationen  wenig- 
stens erhohen.  Die  neuere,  freilich  erst  nach  und  nach  im  19.  Jahrhundert  selbst  in 
den  Gulturstaaten  all  gerne  in  angenommene  allein  richtige  Methode  ist  die  wirkliche 
Tolks Zählung,  die  Grundlage  aller  genaueren  Bevölkerungsstatistik:  eine  grossartige, 
mühsame,  kostspielige  Verwaltungsoperation,  für  deren  Technik  sich  eine  Reihe  wissen- 
schaftlicher und  practischer  Grundsätze  aufstellen  lassen,  wie  das  die  neuere  Theorie 
und  Praxis  auch  gethan  haben.  Durch  Befolgung  solcher  Grundsätze  ist  es  allmälig 
gelungen,  wenigstens  im  grössten  Theil  Europas  (in  „Gultur-Europa"),  nemlich  ausser- 
halb Busslands  und  der  Türkei,  auch  in  den  meisten  americanischen  Staaten,  besonders 
in  Nordamerica ,  in  Australien ,  in  Indien ,  Japan  und  den  kleinen  unter  wirklicher 
europäischer  Herrschaft  stehenden  africanischen  Gebieten  den  wahren  Stand  der  Be- 
fOlkerung  periodisch  mit  einiger  Sicherheit  festzustellen.  S.  H.  Wagner-Supan, 
Be?ölk.  d.  Erde.  Nr.  VUI,  Vorwort.  Für  56— 577o  «^er  muthmaasslichen  Bevölkerung 
der  Erde  liegen  jetzt  Zählungen  vor. 

Für  die  uns  hier  beschäftigenden  Fragen  und  für  deren  Er- 
örterung mittelst  bevölkerangsstatistiseher  Daten  ist  in  Betreff  der 
durch  Schätzungen  und  Zählungen  gewonnenen  Zahlen  des  Stands 
der  Bevölkerung  dann  zunächst  von  zwei  wichtigen  Thatsachen 
Act  zn  nehmen: 

Einmal:  ganz  zuverlässige,  daher  genau  vergleichbare 
^Zahlen  für  dasselbe  Land  aus  verschiedenen  Zeitpuncten  und  vollends 
fbr  verschiedene  Länder  fehlen  aus  der  Zeit  vor  dem  19.  Jahr- 
hundert, selbst  noch  aus  dem  ersten  Drittel  dieses  Jahrhunderts 
grossentheils.  Die  verschiedenen  Zahlen  sind  nach  verschiedenen 
Methoden,  von  verschiedenen  Organen  verschiedener  administrativer 
Tüchtigkeit  aufgenommen  und  auch  deswegen  nicht  immer  sicher 
vergleichbar.  Man  muss  daher  bei  Vergleichungen  älterer  Daten 
untereinander  und  mit  neueren  und  bei  Schlüssen  daraus  sehr  vor- 
sichtig vorgehen,  um  wirklich  Beweise  führen  zu  können. 

Sodann,  der  zweite  Punct:  im  Laufe  der  Zeit,  zumal  in 
diesem  Jahrhundert,  besonders  vom  zweiten  Drittel,  zum  Theil 
erst  von  der  Mitte  an  und  mitunter  noch  später  sind  die  Volks- 
zählungen auch  in  demselben  Lande  und  in  immer  mehr  Ländern 
der  Culturwelt  immer  vollkommener,  ihre  Ergebnisse  daher  immer 
zuverlässiger  geworden.  Vergleichungen  verschiedener  Perioden  und 
Länder  und  Schlüsse  daraus  werden  daher  auch  statthafter  und 
sicherer.  Aber  andrerseits  hat  gerade  diese  Verbesserung  des 
Zählungswesens  einen  Umstand  für  Vergleichungen  und  Schlüsse 
noch  störender  werden  lassen:  jede  neuere  Zählung  pflegt  gegen 
die  frühere  verbessert  zu  sein,  zählt  daher  leicht  Individuen  jetzt 
mity  welche  in  der  früheren  Periode  schon  lebten,  aber  übergangen 
waren  und  überhaupt  jetzt  alle  Individuen  oder  fast  alle,  früher 
eine  grössere  Zahl  nicht.    Ein  Theil  der  späteren   höheren  Zahl 
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kann  also  eyentnell  nicht  einer  wirklieben  Volksznnahme,  sondern 
nnr  einer  solchen  in  den  Tabellen  der  Statistik  entsprechen. 

Es  möchte  dies  z.  B.  wahrscheinlich  selbst  in  West-  nnd  Mitteleuropa  in  Betreff 
der  Zahlen  ans  dem  zweiten  verglichen  mit  denen  aus  dem  ersten  Drittel  unseres  Jahr- 
hunderts, namentlich  der  Zahlen  ans  dem  2.  und  3.  Jahrzehnt  gegenüber  späteren 
gelten,  wie  wohl  mit  Becht  von  vielen  Statistikern  angenommen  wird.  Ist  das  richtig, 
so  folgt,  dass  die  besonders  starke  Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  ersten  Zeiten 
nach  der  grossen  französischen  Eriegsperiode  in  manchen  Ländern  (auch  Deutschland, 
Frankreich)  doch  in  Wirklichkeit  etwas  kleiner  war,  was  bei  Yergleichungen  mit  der 
späteren  Zeit  und  bei  Schlüssen  dann  zu  berücksichtigen  ist.  Da  die  Fehlergrössen 
ron  einer  Zählungsperiode  zur  anderen  und  in  verschiedenen  Ländern  wieder  manchfach 
verschieden  gewesen  sein  werden,  ergiebt  sich  für  Yergleichungen  und  Schlüsse  aber- 
mals eine  Schwierigkeit.  Durch  ganz  zuverlässige  Daten  der  Statistik  der  Bewegung 
der  Bevölkerung  Hessen  sich  jene  Fehler  wohl  feststellen  und  eliminiren.  Aber  solche 
Daten  fehlen  vielfach,  besonders  für  die  Wanderungen,  ans  früherer  Zeit,  auch  in 
diesem  Jahrhundert,  und  sind  nicht  mehr  genügend  zu  beschaffen. 

Für  genaue  Yergleichungen  auch  zu  unseren  Zwecken  hier 
ist  ferner  zu  beachten,  dass  die  Volkszählungen,  zum  Theil  bis  in 
unsere  Zeit  hinein,  sich  nicht  immer  auf  ganz  denselben  Umfang 
der  Bevölkerung  erstrecken,  was  wieder,  zumal  für  kleinere  Ge- 
biete, Orte  Störungen  bewirkt. 

Die  Bevölkerungsstatistik  unterscheidet  namentlich  die  factische  oder  orts- 
anwesende Bevölkerung,  zu  welcher  alle  im  Normalzeitpuncte  der  Zählung  am 
Zählungsorte  lebende  Menschen  gehören,  einerlei  welcher  Staatsangehörigkeit,  Orts- 
angehörigkeit, welchen  dauernden  Wohnsitzes,  ob  dauernden  oder  vorübergehenden 
Aufenthalts  u.  s.  w.  Das  jetzt  meistens  angenommene  richtige  Princip  ist,  diese  Be- 
völkerung zu  zählen,  dann  etwa  unter  den  in  der  „Volksbeschreibung*'  (s.  u.)  bei  der 
Zählung  zu  ermittelnden  „Eigenschaften"  festzustellen,  welches  die  Staats-,  Gemeinde-, 
Orts-,  Aufenthalts-,  Wohnortsangehörigkeit,  der  Geburtsort,  die  Aufentbaltsart  (dauernd, 
vorübergehend)  u.  s.  w.  jedes  einzelnen  Gezählten  sei.  Danach  kann  man  dann  die 
rechtliche  Bevölkerung  (Reichs-,  Staatsangehörige,  Ausländer,  Orts-,  Gemeinde- 
angehörige, Fremde),  die  für  einzelne  specielle  Verwaltungszwecke  festzustellende 
(z.  B.  im  Zollverein  ehemals  die  „Zollabrechnnngsbevölkerung'',  nach  welcher  die 
ZoUeinkünfto  vertheilt  wurden),  die  dauernde,  die  Wohn-,  die  nur  vorübergehend 
anwesende  (flottirende)  Bevölkerung  rechnungsmässig  construiren,  wie  das  für  manche 
Verwaltungszwecke  geboten  ist  und  geschieht.  Ergänzungen  erfolgen  dann  durch  die 
Mitzählung  der  zeitweise  oder  vorübergehend  Abwesenden  (z. b.  der  im  Auslande, 
in  einem  anderen  inländischen  als  dem  Wohnorte  sich  befindenden  Inländer):  eine 
technisch  schwierige,  an  Fehlern,  Auslassungen  leidende  und  in  Verbindung  mit  der 
Zählung  der  Anwesenden  leicht  zu  Doppclzählungen  führende  Operation.  Offenbar 
bedingen  nun  alle  diese  Momente  kleinere  und  grössere  Fehler,  welche  wieder  die 
Vergleichbarkeit  stören,  besonders  abermals  zwischen  den  neueren  vollständiger  und 
sicherer  gewordenen  und  den  älteren  unvollständigeren  und  unsichereren  Zahlen  und 
auch  zwischen  Ländern  verschiedener  Zählungsmcthoden  und  verschiedener  technischer 
und  administrativer  Qualität  des  Volkszählungswesens.  Indem  ferner  etwa  für  ein 
Land  oder  einen  Ort  aus  verschiedenen  Zeiten  die  Zahl  einer  verschiedenen  „Be- 
völkerung'* vorliegt,  z.  B.  der  der  Wohn-,  der  rechtlichen,  der  factischen  (so  aus 
Frankreich,  wo  erst  neuerdings  der  Uebergang  von  der  Wohn-  zur  factischen  Bevöl- 
kerung in  der  Zählung  erfolgt  ist),  oder  die  Zahlen  verschiedener  Länder,  Orte  sich 
auf  solche  verschiedene  „Bevölkerungen**  beziehen,  ergeben  sich  wieder  weitere,  mehr 
oder  weniger  erhebliche  Störungen  für  Vergleichungen,  die  um  so  weniger  leicht  zu 
beseitigen  sind,  da  mitunter  vielleicht  (namentlich  aus  früherer  Zeit)  nicht  einmal 
sicher  feststeht,  auf  welche  „Bevölkerung**  sich  eine  betreffende  Volkszahl  bezieht, 
oder  es  keine  Mittel  giebt,  die  verschiedenen  Zahlen  auf  dieselbe  „Bevölkerung** 
(rechtliche,  factische,  wohnhafte)  umzurechnen.   Lauter  Momente,  welche  zeigen,  dass 
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schon  ans  solchen  in  der  Beschaffenheit  des  statistischen  Materials  lie- 
genden Grflnden  die  „exacte  statistische  indactive"  Beweisftthning  Manches  zn  wün- 
schen übrig  lassen  mnss,  selbst  ganz  abgesehen  von  den  unvermeidlichen  Fehlem  in 
allem  solchen  Material,  welche  die  Folge  der  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  bei 
allen,  auch  den  rationellsten  und  sorgfältigsten  statistischen  Aufnahmen  sind  (§.  80  ff.). 
Ein  Hanptübelstand  bleibt  meistens,  dass  zwar  die  Fehlerquellen,  auch  die  Richtung, 
wie  sie  sich  geltend  machen,  aber  nur  selten  die  Grösse  der  wirklich  sich  ergebenden 
Fehler  festgestellt  werden  können.  Neuere  sorgfältige  Privat-  wie  amtliche  Statistiker 
mtlssen  sich  daher  auch  gewöhnlich  damit  begnügen ,  nur  auf  solche  Fehler  hin- 
zuweisen. 

§.  202.  —  2.  Volksbeschreibung.  Die  Volkszählung  er- 
giebt  zunächst  nur  den  Stand  der  Bevölkerung  in  einer  Zahl. 
Hit  ihr  wird  aber  regelmässig  die  sogenannte  Volksbeschreibnng 
oder  Eigenschaftsstatistik  der  Bevölkerung  verbunden,  d.  h. 
es  werden  gleichzeitig  mit  der  Zählung  eine  Reihe  von  Merk- 
malen der  gezählten  Individuen  amtlich  statistisch  aufgenommen 
und  später  danach  dann  tabellarisch  zusammengestellt.  Grade 
diese  Volksbeschreibung,  welche  sich  früher  nur  auf  einige  Haupt- 
merkmale, wie  Geschlecht,  Kindesalter  und  Erwachsensein,  etwa 
auch  Religionsbekenntniss  zu  erstrecken  pflegte,  ist  in  den  neueren 
Zählungen  der  Cultarstaaten  immer  reichhaltiger,  detaillirter,  zu- 
verlässiger geworden  und  hat  so  auch  für  die  volkswirthschaftliche 
Bevölkerungslehre  sehr  wertbvoUes  Material  zur  Verfügung  gestellt. 

Neben  der  Aufnahme  des  Geschlechts  bietet  die  genaue  Aufnahme  des 
Lebensalters,  bei  der  Zahlung  selbst  etwa  sogar  des  Geburtstags,  in  den  Tabellen- 
werken wenigstens  des  Geburtsjahrs,  bezw.  des  danach  sich  bemessenden  Alters  for 
unsere  Zwecke  besonders  grosses  Interesse,  indem  so  eine  ziemlich  genaue  Classifica- 
tion der  Bevölkerung  nach  Altersclassen  möglich  wird.  Die  bezügliche  Auf- 
nahme galt  noch  bis  Mitte  unseres  Jahrhunderts  fdr  eine  kaum  lösbare,  weil  zu 
schwielige  administrative  Aufgabe,  während  sie  jetzt  immer  allgemeiner  durchgeführt 
worden  ist. 

Freilich  liegen  auch  hier  sogar  beim  Geschlecht,  vollends  beim  Alter 
Fehlerquellen  vor,  die  wiederum  die  Daten  nicht  immer  ganz  sicher  vergleichbar 
machen,  zumal  aus  weiter  auseinander  liegenden  Perioden  desselben  Landes  und  aus 
verschiedenen  Ländern  auch  noch  in  derselben  Zeit  Wo  z.  B.  Interessen  oder  Yor- 
urtheile  bestehen,  Seitens  der  zu  zählenden  und  zu  beschreibenden  Bevölkerung  die 
Zahlen  in  Betreff  des  einen  oder  anderen  Geschlechts  zu  verkleinern  oder  zu  ver- 
grössem,  wie  etwa  wegen  der  Stcuerverhältnisse  (männliche  Kopfsteuer),  der  Militär- 
consciiptionsverhältnisse  die  Zahl  der  männlichen  Personen  kleiner  anzugeben,  selbst 
den  Aufnahmeorganen  gegenüber  direct  Täuschungen  vorzunehmen  (polnische  Juden 
in  Russland),  wo  der  Einblick  in  die  ehelichen  und  Familienverhältnisse  erschwert, 
weibliche  Personen  verborgen  oder  ignorirt  werden  (Muhamedaner ,  Verhältnisse  in 
Britisch-Indien ,  die  wohl  noch  beim  Census  von  1881  auf  Auslassungen  von  weib- 
lichen Personen  bei  der  Zählung  hinwirkten),  da  ist  nicht  einmal  die  Geschlcchts- 
statistik  richtig.  In  der  Altersstatistik  ergeben  sich  aus  ähnlichen  Gründen  (Steuer-, 
Militärverhältnisse),  namentlich  aber  aus  der  in  den  unteren  Volksclassen ,  in  der 
Landbevölkerung  selbst  heute  noch  und  sogar  bei  uns,  vollends  früher  und  in  anderen 
Ländern  nicht  so  seltenen  ungenauen  Kcnntniss  des  eigenen  Lebensalters,  Geburts- 
jahrs freilich  noch  viel  grössere  Fehler.  So  z.  B.  hinsichtlich  sehr  alter  Personen 
(über  90,  über  100  Jahre),  wie  nachträgliche  Prüfungen  der  Einzelfälle,  auch  durch 
Controle  der  Kirchenbücher,  Standesregister,  wo  sie  möglich  war,  gezeigt  haben; 
femer  ergiebt   die   öfters  wahrgenommene  stärkere  als  der  Wahrscheinlichkeit  ent- 
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sprechende  Besetzung  ron  gewissen  Altersclassen,  so  in  den  „nuiden*"  Jahren  der 
Jahrzehnte  des  Alters  (30,  40,  50  u.  s.  w.),  dass  olfenbar  hier  uurichtige  Angaben 
ZQ  Grande  liegen.  Hat  man  doch  selbst  wohl  nachweisen  können  (Livland),  dass  bei 
solchen  Angaben  auch  hier  das  weibliche  Geschlecht  die  Neigung  hat,  das  Alter 
niedriger,  das  m&nnlicho,  es  höher  anzugeben,  als  es  wirklich  ist  Lauter  Fehler- 
quellen, welche  wiederam  um  so  misslicher  sind,  da  man  nicht  immer  sicher  ihr 
Vorhandensein,  die  Hichtung  ihrer  Wirkung,  namentlich  aber  nicht  die  Grösse  dieser 
Wirkung  angeben  kann.  Man  wird  nur  im  Ganzen  sagen  dürfen,  dass  das  neuere 
Material  immer  besser  wird.  Daher  kann  es  lOr  zeitliche  und  theilweile  fflr  örtliche 
und  Landesvergleichungen  und  Schlüsse  daraus  immer  zuverlässiger  benutzt  werden, 
wird  aber  freilich  zum  Vergleich  mit  älterem  Material  nicht  brauchbarer.  Der 
auch  wirthschafüich  so  wichtige  „Altersaufbau**  einer  Bevölkerung  fttr  unsere 
Zwecke  hier  ist  indessen  doch  wohl  mit  dem  jetzigen  Material  hinlänglich  sicher 
festzustellen. 

Von  anderen  natürlichen  Thatsachen  der  Volksbeschreibung  sind  national- 
ökonomisch die  Zahlen  Über  gewisse  körperliche  und  geistige  Gebrechen,  dann  Hber 
anthropometrische  Verhältnisse  in  der  Bevölkerung  ebenfalls  von  Interesse,  Daten, 
welche  freilich  nicht  immer  bei  der  Volkszählung  selbst  ermittelt  werden  und  werden 
können,  eben  deshalb  aber  auch  weniger  vollständig  zu  sein  pflegen.  In  der  Volks- 
zählung lassen  sich  nur  solche  Thatsachen  gut  ermitteln,  welche  offenkundig  und  nicht 
•penibel  von  den  Gezählten  selbst  oder  von  ihren  Angehörigen  anzugeben  sind,  daher 
z.  B.  Blindheit,  Taubstummheit,  Cretinismus  u.  dgl.  Umfassende  anthropometrische 
Untersuchungen  über  das  ganze  Volk,  besonders  die  Glassen,  Berufsstände  wären 
nationalökonomisch,  vollends  bei  Vergleichen  zwischen  verschiedenen  Zeiträumen  und 
Ländern  sehr  werthvoll,  lassen  sich  aber  mit  der  Volkszählung  nicht  wohl  verbinden. 
Man  ist  daher  auf  Material  aus  der  Recratirangsstatistik  und  aus  Specialaufnahmen 
angewiesen.  Die  zeitliche  und  örtliche  Vergleichbaikeit  des  ersteren  leidet  aber  unter 
der  Verschiedenheit  der  Heeresergänzungssysteme,  der  Prüfungsmethoden  und  der 
militärischen  Anforderungen  betreffs  der  Einstellung,  und  das  übrige  Material  ist 
selten  umfassend  genug. 

Aus  dem  Gebiet  der  socialen  und   verwandten  Thatsachen  der  neueren  mit 
der  Zählung  verbundenen  Volksbeschreibung  sind  diejenigen  über  den  sogen.  Civil- 
stand  der  Bevölkerung  (ledig,  rerheirathet,  geschieden),  besonders  für  die  erwachsene 
Bevölkerang,  jetzt  regelmässig  vorhanden  und  nationalökonomisch  sehr  wichtig.   Femer 
bieten  auch  diejenigen  über  die  Beligion   und  Gonfession,  Ober  die  Sprache, 
namentlich  die  regelmässig  in   der  Familie  gebrauchte,  ein  natürliches  und  sociales 
Merkmal,  als  das  statistisch  meist  allein  erfassbare,  wenn  auch  dafür  nicht  ausreichende 
Kennzeichen  der  Nationalität  (Juden!),   über   die  Verbreitung  gewisser  Bildungs- 
elemente  (Eenntniss  von  Lesen  und  Schreiben    bei    der  Bevölkerung,   welche  ein 
gewisses  Lebensalter  überschritten  hat)  für  die  volkswirthschaftiiche  Seite   des  Be- 
völkerungsproblems Interesse  genug,  z.  B.  um  bei  zeitlichen  und  örtlichen  Vergleichnngen 
die  Venheilung  der  Keligionen   (Juden,    Christen)    und    Confessionen  (Evangelische, 
-Katholiken),  auch  der  Nationalitäten  und  die  Veränderungen   der  Vertheilung  darin 
(z.  B.  bei  den  Juden,  ihr  „Zug  nach  Osten'',  vom  Land  in  die  Städte,  von  kleinen  in 
grosse  Städte)    zu    verfolgen.     Die   Aufnahme  der  wirthschaftlichen   Stellung 
endlich  (Erwerbende  oder  Erwerbsthätige,  Angehörige,  Selbständige,  Unternehmer,  in 
Dienst  Stehende,  Beamten,  Gehilfen,  Lohnarbeiter  u.  s.  w.)  und  der  Berufsverhält- 
nisse,   wofür  neben   oder   statt   der  Volkszählungen    auch    wohl   besondere  Berafis- 
zählungen  (deutsche  von  18S2)  vorgekommen    sind,   die  Combinationen   der   be- 
treffenden Daten  mit  anderen,  Geschlecht,  Alter,  Religion  und  Confession,  Nationalität, 
ist  natürlich   für  eine  Menge  Specialfragen   des  Bevölkerangswesens  und  der  Volks- 
wirthschaft  von   grossem  Werth,  Fragen,    auf  welche  wir  aber  in   diesem  Abschnitt 
nicht  weiter  einzugehen  haben. 

Mit  Hilfe  der  zeitlichen  und  ränmlicben  (örtlichen)  Ver- 
gleichnngen der  Daten  der  Volkszählungen  und  Volksbeschreibnngen 
aas  verschiedenen  Perioden,  Ländern  nnd  Orten  wird  dann  auch 
ein  Einblick  in  die  Abhängigkeitsverhältnisse  conditioneller 
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and  cansaler  Art  bei  den  BevölkerangserscbeinnDgen  und  den  Ver- 
schiedenheiten nnd  Veränderungen  darin  erlangt. 

Dabei  handelt  es  sich  um  die  eigentliche  Anwendang  der  statistischen 
Methode  nach  den  im  ersten  Buche  dargelegten  Gesichtsponcten  und  Grundsätzen 
<§.  80  ff.)  Die  Mannigfaltigkeit  der  Einflüsse,  die  Wechselwirkungä7erhälmisse  er- 
schweren freilich  die  Lösung  der  hier  vorliegrenden  Anjfjgaben.  Vorsicht  in  der 
Schlassziehnng  thut  daher  auch  hier  Noth.  Sie  ist  von  den  Bevölkern ngs-.  den  Moral- 
statistikern,  beim  Suchen  nach  und  der  Aufstellung  von  ,,<iesetzmässigkeitcn'*  nnd 
„Gesetzen"  (§.  86  ff.)  der  Erscheinungen,  auf  diesem  Gebiet  nicht  immer  genügend 
bewiesen  worden. 

§.  203.  —  3.  Vertheilnng  der  Bevölkerung  über  den 
Raum  (das  Gebiet)  and  Volksdichtigkeitnnd  Berechnungen 
dafür.  Unter  den  Thatsachencomplexen  und  Reihen,  welche  durch 
technische  Verarbeitung  des  Materials  der  Volkszählung  und 
Volksbeschreibung  zum  Augenschein  gebracht  und  in  Tabellen  zu- 
sammengestellt werden,  sind  auch  für  die  volkswirthschaftlichen 
Seiten  der  BeYölkerungsfrage,  namentlich  für  die  hier  in  der  „Grund- 
legung'^  mit  zu  behandelnden,  die  Verhältnisse  der  Vertheiiung  der 
Bevölkerung  im  Ganzen  und  in  ihren  wichtigsten  Unterscheidungen 
(so  Geschlecht,  Alter)  über  das  Gebiet  von  besonderer  Wichtigkeit 
Einmal  die  Vertheiiung  auf  die  Wohnorte,  sodann  die  Vertheiiung 
über  das  Gebiet  im  Ganzen  und  in  seinen  einzelnen  Abtheilungen, 
woraus  sich  die  gesammte  und  die  locale  Volksdichtigkeit 
ergiebt. 

Die  Vertheiiung  der  Bevölkerung  auf  die  Wohnorte  wurde 
früher  und  wird  doch  auch  heute  noch,  wenn  auch  in  geringerem 
Grade,  vornemlich  mit  durch  wirthschaft liehe  Umstände  und 
zwar  durch  solche  bedingt,  welche  doch  in  letzter  Linie  durch  die 
Natur  und  die  Technik  der  Productionszweige  selbst  wieder  be- 
dingt werden:  die  landwirthschaftliche,  auch  forstwirtshchaftilche 
und  verwandte  Arbeit  einer-,  die  stoffverarbeitende,  industrielle, 
mercantile  und  fast  alle  übrigen,  auch  die  liberale,  die  politische 
Berufsarbeit  (Schutz,  Sicherheit,  Leitung,  Verwaltung,  öffentlicher 
Dienst)  andrerseits.  Jene  überwiegend,  selbst  fast  bis  zur  Aus- 
schliesslichkeit „auf  dem  (platten)  Lande",  in  den  Dörfern,  auf 
den  Höfen,  in  kleineu  (Acker-)  Städten,  diese  „in  der  Stadt",  in 
mittleren,  grösseren,  in  Gross-  und  Weltstädten.  Daher  grade  auch 
das  volkswirthschaftliche  Interesse,  welches  sich  an  diese 
Statistik  der  Wohnortsbevölkerung,  an  die  statistische  Unter- 
scheidung von  „Stadt  und  Land"  und  an  die  Statistik  der 
Grössenclassen  der  Ortschaften,  sowie  an  die  Statistik 
der  nach  sich  folgenden   Volkszählungen  in  diesen  Verhältnissen 
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sich  ergebenden  Veränderungen  anknüpft.  Aach  hier  sind  es  dann 
wieder  zeitliche  und  räumliche  Vergleichungen,  welche 
für  die  yolkswirthschaftliche  Betrachtung,  für  die  Ableitung  Ton 
Abhängigkeitsverhältnissen  ^  anzustellen  sind.  Für  die  Anstellung 
solcher  Vergleichungen  und  für  die  SchlnssziehuDg  daraus  bietet 
aber  das  statistische  Material  wieder  gewisse  Schwierigkeiten,  die 
beachtet  sein  wollen  und  zur  Vorsicht  mahnen. 

Der  historische  und  vervraltungsrechtliche  Begriff  „Stadt"  hat  gewechselt  und 
ist  auch  heute  nicht  der  gleiche  in  verschiedenen  Ländern  nach  Stadt-  und  Land- 
gemeindererfassung.  Er  ist  mitunter  als  verwaltungsrechtlicher,  wie  in  Frankreich 
und  einigen  anderen  ihm  folgenden  L&ndem,  verschwunden.  Hier  kann  man  sich  also 
nicht  an  dies  Kriterion  in  der  Statistik  halten.  Die  eigentliche  Besiedlungs-,  Coloni- 
sationsgeschichte  einzehior  Länder,  z.  B.  solcher,  wo  historisch  noch  heute  das  „Hof- 
system'' statt  des  ,J)orfsystems''  (Westfalen)  oder  wo  grosse  (Bitter-)  Güter  und  Höfe 
(„Gutsbezirke'*)  statt  oder  neben  Dörfern  bestehen  oder  vorherrschen  (norddeutsches 
Colonisationsgebiet  auf  früher  slawischem  Boden  östlich  der  Elbe),  bestimmt  natürlich 
auch  die  Ortliche  Yertheilung  der  Bevölkerung,  die  Art  und  Grösse  der  Wohnsitze 
mehr  oder  weniger  und  dauernd,  auch  heute  noch  bei  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit, 
Eisenbahnen  u.  s.  w.  Da  diese  Verhältnisse  nach  Zeitaltern  und  Ländern  öfters  durch- 
greifend verschieden  sind,  auch  wenn  etwa  dieselben  Benennungen  (Stadt,  Hof,  Dorf) 
üblich  sind,  sind  auch  unmittelbare  statistische  Vergleichungen  misslich  oder  nur 
bedingt  zulässii?.  Der  mit  verbliebene  Ackerstadt-Cbaracter  selbst  bedeutender  Städte 
im  Mittelalter  (Frankfurt  a.  M.,  Bücher),  der  Industriesitz-Character  älterer  und  neuerer 
haasindustrieller  Landgemeindon  und  neuerer  Fabrikorte  auf  dem  Lande  stört  wiederum 
Vergleiche  von  „Stadt"  mit  „Stadt",  „Land"  (Landgemeinden)  mit  „Land".  Es  ist 
daher  ein  zwar  begreif liches ,  auch  kaum  durch  ein  besseres  zu  ersetzendes,  aber  doch 
ein  unvollkommenes  Aashilfsmittel,  wenn  die  neuere  Bevölkerungsstatistik  nach  dem 
rein  mechanischen  Moment  der  blossen  Bevölkerungsgrösse  unterscheidet  und 
nur  danach  „Ortschafts-  und  Wohnortsciassen"  in  ihren  Tabellen  bildet,  so  z.  B.  jetzt 
gewöhnlich  die  Orte  bis  2000  Einwohner  als  „Land"  den  grösseren  als  ,3tädten" 
gegenüber  stellt.  Ausserdem  kommt  hier  noch,  wie  freilich  auch  bei  der  Unter- 
scheidung nach  verwaltungsrechtlichen  Begrififen  und  Verwaltungseinheiten  die  weitere 
Schwierigkeit  hinzu,  richtig  zu  bestimmen,  was  als  Ortseinheit  zu  gelten  habe.  Diese 
Schwierigkeit  lässt  sich  nur  mit  einer  gewissen  Willkühr,  genauer  bloss  nach  sorg- 
fältiger localer  Untersuchung  jedes  einzelnen  Falls  lösen,  indem  festgestellt  wird, 
welche  Vororte,  abgelegene  Häuser  u.  s.  w.  noch  zum  Orte  gerechnet  werden  sollen. 
Je  nach  der  concreten  Entscheidung  sind  aber  die  Ergebnisse  leicht  erheblich  ver- 
schieden, was  dann  wieder  bei  Vergleichungen  stört.  (Vorstädte,  Vororte  grosser 
Städte;  selbständige  Gommunen  neben  einander,  wie  Hamburg -Altena,  Elberfeld- 
Barmen,  Berlin-Charlottenburg  und  andre  Vororte.)  Als  Ortseiuheit  im  statistischen 
Sinne  mtlsste  gelten,  was  wesentlich  eine  wirthschaftliche  und  culturliche 
locale  Gemeinschaft  darstellt.  Aber  feste  Merkmale  fehlen  dafür  eben,  und  bei 
der  heutigen  Entwicklung  des  Verkehrswesens  noch  mehr  als  früher,  weil  dabei  Vor- 
orte, „Villencolonieen"  und  dergl.  vom  Hauptort  auch  räumlich  weiter  getrennt  sein 
können.  Alles  das  will  auch  bei  der  volkswirthschaftÜchen  Seite  der  Frage  von  Stadt 
und  Land,  Klein-,  Mittel-.  Gross-,  Weltstadt  berücksichtigt  sein. 

Eine  besonders  wichtige  Seite  auch  des  volkswirthschaftÜchen 
Bevölkern ngsproblems  betrifft  die  sogenannte  Volksdichtigkeit. 
Da  hohe  Dichtigkeit  mitunter  fälschlich  mit  Uebervölkerung 
ideutificrt  wird,  während  nur  ein  Zusammenhang  zwischen  beiden 
bestehen  kann,  aber  nicht  nothwendig  bestehen  muss  (s.  u.  2.  H.-A.), 


YoUsdichtigkeit  47^ 

ist  es  auch  fQr  unsere  Betrachtang  geboten,  die  statistische  Frage 
der  Berechnung  der  Volksdichtigkeit  richtig  zu  erledigen. 

Unter  Volksdichtigkeit  (auch  wohl  relative  Bevölkerung  ge- 
nannt) versteht  man  diejenige  Bewohnerzahl,  welche  auf  eine  be« 
stimmte  Flächeneinheit  fällt,  indem  man  die  gesammte  Bevölkerung 
zum  Gebiet  in  Beziehung  setzt.  Regelmässig  wird  in  der  Be-» 
Völkerungsstatistik  diese  Volksdichtigkeit  als  eine  aus  Durch« 
Schnitts berechnungen  hervorgehende  Zahlengrösse  behandelt, 
was  sie  auch  sein  kann  und  ftlr  die  statistischen  Zwecke  in  der 
Hegel  aus  äusseren,  auch  technischen  Gründen  sein  muss.  Aber 
zum  Begriff  der  Volksdichtigkeit  gehört  nicht  nothwendig  der 
Character  der  Durchschnittsgrösse.  Im  Gegentheil  ist  dieser  Character 
eigentlich  ein  störender  Umstand. 

Meistens  berechnet  man,  wie  nel  Menschen  im  Darchschnitt  auf  eine  Baum- 
einheit  des  ganzen  Staatsgebiets  und  seiner  Verwaltongsabtheilangen  (Pro7inzen, 
Kreise  o.  s.  w.),  aUenfalis  aoch  der  und  der  geographischen  Gebietsabschnitte  kommen. 
Frtlher  wurde  hier  gewöhnlich  die  (geographische)  Quadratmeile,  neuerdings  wird  auch 
bei  nns  und  sonst  vielfach  das  Quadratkilometer  als  Ranmeinheit  genommen.  Letzteres 
hat  den  Vortheil,  dass  man  mit  kleineren,  daher  fur  Ged&chtniss,  Miederschrift  and 
Yergleichnng  bequemeren  Zahlen  operirt ;  für  alle  älteren  Belatiyzahlen,  und  far  alle 
älteren  Leute,  welche  noch  an  die  Quadratmeilengrundlage  gewohnt  sind,  ergiebt  sich 
nur  die  l&stige  Nothwendigkeit  der  Umrechnung.  Das  Beductionsverh&ltniss  ist  ttbri- 
gens  einfach,  rund  1  :  55  (1  Qu.-M.  =>  55.063  D  Kil.),  also  z.  B.  2750  Einwohner 
p.  D  M.  =-  50  p.  D  KiL 

Das  Miasliche  ist  aber  nun,  dass  bei  solchen  Durchschnittsberechnungen  die 
concreten  Verhältnisse  leicht  zu  sehr  verwischt  werden  und  zwar  um  so 
mehr,  fklr  je  gr(tesere  Gebiete  man  Durchschnitte  berechnet  und  je  mehr  zufällige 
Abgrenzungsyerhältnisso  einwirken,  z.  B.  ob  eine  grosse  Stadt,  die  yielleicht  an  der 
Grenze  zweier  Provinzen,  Bezirke,  Kreise  liegt,  zur  einen  oder  anderen  dieser  Yer* 
waltungsabtheilungcn  gehört  und  dazu  dann  gerechnet  hier  die  Ziffer  der  Yolksdichtig- 
keit  sehr  erhöht,  während  dieselbe  dort  viel  kleiner  erscheint.  Diesem  störenden 
Umstand  lässt  sich  auch  schwer  und  völlig  genügend  überhaupt  nicht  abhelfen. 
Namentlich  die  Städtebevölkerung,  zumal  der  Grossstädte,  auch  die  hohe  Be- 
völkerung ganzer  Industrie-  und  Montanbezirke  beeinflusst  die  Durchschnittszahlen 
auch  fUr  grössere  Landestheile  leicht  bedeutend.  (Brandenburg  1885  mit  Berlin  91.8, 
ohne  Berlin  58.9  Einw.  p.  Qo.-Kil.).  Wenn  etwa  in  demselben  Landestheil  schwach 
bevölkerte  rein  agrarische,  Gebirgsdistricte  sich  befinden,  entspricht  die  Darchschnitts- 
ziffer  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  weder  im  einen  noch  im  anderen  Falle.  Sie 
täuscht  nur.  Auch  zu  Vergleichungen  mit  anderen  Zeiten,  Gegenden  eignet  sie  sich 
wenig  und  fuhrt  dabei  irre. 

Ein  correcteres  Verfahren  der  Feststellung  der  Volksdichtigkeiten  wäre  folgendes. 
Es  ist  freilich  auch  von  gewissen  störenden  Mängeln  nicht  ganz  zu  befreien  und 
macht  statistisch-technisch  grosse  Schwierigkeiten,  aber  es  lieferte  doch  erheblich 
bessere  Besultate  als  die  jetzt  übliche  Durchschnittsberechnung  und  würde  auch  für 
das  volkswirthschaftliche  Problem  der  Volksdichtigkeit  gute  Dienste  leisten.  Man 
mtlsste  nemlich  für  das  ganze  Staatsgebiet  ein  Netz  kleiner  Baumquadrate  entwerfen, 
(womöglich  Quadratkilometer,  was  freilich  bei  der  Durchführung  sehr  viel  Mühe 
machte,  aber  auch  Baumeinheiten  von  der  Grösse  der  Qnadratmeile,  des  Quadrat- 
myriameters  böten  schon  sehr  viel  Interesse).  Für  jedes  solche  Quadrat  wäre  dann 
die  Bevölkerung  zu  ermitteln,  was  nach  dem  heutigen  Zählungswesen  keine  zu  grossen 
Schwierigkeiten  hat  und  darauf  wären  tabellarisch  in  absoluten  und  rela- 
tiven Zahlen  (Procenten)  Zusammenstellungen  der  Quadrate  für  die 
grösseren    administrativen    oder    sonstigen    Gebietsabtheilungen    zu 
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machen.  Auf  diese  Weise  würde  man  ein  viel  richtigeres  Bild  der  wahren  Volks- 
dichtigkeitsvcrhältnisse  erhalten,  nebenbei  bemerkt  auch  far  graphische  Darstellungen 
der  Dichtigkeit  besseres  Material.  Vergleichungen  nach  solchen  Daten  wurden  gleich- 
falls brauchbarer  als  diejenigen  nach  den  heutigen  rohen  Dorchschnittsdaten  sein. 
Der  Mangel  auch  dieser  Methode  liegt  darin,  dass  doch  auch  hier  nicht  nnr  die 
Wahl  der  Banmgrösse,  sondern  auch  die  Entwerfnng  jenes  Netzes  kleiner  Quadrate 
willkahrlich  ist,  und  je  nachdem  die  Grenzen  eines  Quadrats  danach  so  oder  so  fallen, 
sich,  besonders  wieder  wegen  der  Städte,  grosse  Dichtigkeitsverschiedenheiten  ergeben 
irttrden,  Städte  yielleicht  auch  verschiedenen  Quadraten  zogetheilt  werden  mUssten. 
(Bei  Zugrundelegung  von  kleinen  Dreiecken  desselben  Flächeninhalts  statt  Quadraten 
wttrde  sich  jener  Mangel  etwas,  aber  auch  nur  ein  wenig  vermindern  lassen.)  Aber 
immer  bliebe  dies  Verfahren  dem  heutigen  erheblich  tiberlegen. 

Eine  Annäherung  an  dieses  Verfahren  besteht  darin,  dass  man  für  die  ad- 
ministrativen Einheiten,  für  welche  meistens  die  absoluten  Bevölkerungszahlen 
vorliegen,  namentlich  für  die  kleineren  (wie  unsre  Kreise  oder  wenigstens  Bezirke, 
Departements)  die  Dichtigkeitsdnrchschnitte  berechnet  und  dann  feststellt,  wie  viele 
solcher  administrativen  Einheiten  von  der  Gesammtzahl  derselben 
die  und  die  Dichtigkeitsziffern  haben.  S.  u.  Tab.  XXVIII.  Die  betrefienden 
absoluten  Zahlen  und  Quoten  lassen  sich  dann  wieder  mit  den  analogen  anderer  Länder 
vergleichen,  wobei  freilich  meist  nur  annähernd  gleich  grosse  administrative  Einheiten 
(z.  B.  preussische  Bezirke  und  französische  Departements)  nnd  bestimmte  administrative 
Theile  von  solchen  aus  practischen  Gründen  werden  verglichen  worden  können,  was 
ein  störender  Umstand  bleibt.  Besser  als  die  blossen  rohen  Dnrchschnittsdichtigkeits- 
Ziffern  eignen  sich  jene  Zahlen  indessen  immer  zum  Vergleich. 

Nur  für  gewisse  gröbere  Vergleichungen  der  Dichtigkeit  behalten  die  üblichen 
Berechnungen  übrigens  doch  ihren  Werth.  Und  in  Ermangelung  jener  anderen  moss 
man  sich  ihrer  auch  sonst  allgemeiner  bedienen.  Auch  hier  sollten  dann  übrigens 
gewisse  Grundsätze  bei  der  Berechnung  von  Durchschnittsdichtigkeitcn  gleichmässig 
befolgt  werden.  So  betreffs  der  Art  des  Gebiets,  welches  zu  Grunde  gelegt  wird, 
grössere  Landseeen,  ganz  wüste  Strecken,  Wüsten,  Steppen,  Hochgebirge  n.  dgl.  m. 
wären  eventuell  in  gewisser  gleichmässiger  Weise  auszuscheiden,  da  sie  eben  gar 
nicht  oder  so  g^t  wie  gar  nicht  bewohnt  sind  und  sein  können.  Auch  in  dieser  Hin- 
sicht lassen  aber  die  Berechnungen  bisher  viel  zu  wünschen  übrig. 

Grade  für  die  volkswirthschaftliche  Seite  der  Dichtigkeitsfrage,  z.  B.  für 
die  Ermittlung  der  wirklichen  Dichtigkeit  in  rein  agrarischen  Gegenden  nach  der 
Verschiedenheit  der  Bodengüte,  Höhenlage,  des  Klimas,  des  Ackerbausystems,  wäre 
jenes  correctere  Verfahren  von  grossem  Werth.  Ueber  die  bisherigen  Versuche  in 
dieser  Richtung  s.  u.  §.  229. 

B.  —  §.  204.  Die  Bewegung  der  Bevölkerung,  be- 
sonders die  natürliche.  Sie  bietet  für  die  volkswirthschaft- 
lichen  Seiten  des  Bevölkerungsproblems  in  mancher  Hinsicht  noch 
mehr  Interesse  als  Stand  und  Beschreibung  der  Bevölkerung,  weil  in 
ihr  die  dynamischen  Momente  unmittelbarer  hervortreten  und 
die  conditionellen  und  causalen  Abhängigkeitsverhältnisse  des  Be- 
völkerungswesens sich  an  ihr  schärfer  verfolgen  lassen. 

1.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  für  die  volkswirthschaftliche 
Bevölkernngslehre  zunächst  die  durch  Geburten  und  Todes- 
fälle dargestellte  sogenannte  natürliche  Bewegung  der  Be- 
völkerung und  die  bezügliche  Statistik,  an  welche  sich  diejenige 
der  Eheschliessungen  anschliesst.  Die  letztere  bietet  als  eine 
Reflexerscheinung  grade  auch  wirthschaftlicher  Verhältnisse  eben- 
falls für  uns  besonderes  Interesse  und  steht  ausserdem  wegen  der 
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beherracbenden  Bedentuog,  welche  Dach  unseren  Rechtsnormen  nnd 
Sitten  die  Ehe  ftlr  die  Zeugungen  und  Geburten  hat,  mit  der 
Statistik  der  Geburten  in  nächster  Beziehung. 

Die  Gebarts-,  Heiraths-  and  TodesfallsUtistik  ist  in  unseren  Ländern,  namentUch 
wegen  des  Zasammenhangs  dieser  drei  Thatsachenreihen  mit  religiösen  und  kirch- 
lichen Acten  (Taafe,  Tranang,  Beerdigung)  schon  länger,  früher  als  die  Volkszählung, 
und  rollkommener  als  die  Bevölkerangsätatistik,  ausgebildet  worden,  besonders  seit  der 
Kirchenspaltung  im  Beformationszeitaltcr  (System  der  Kirchenbücher,  das  ?id 
älter  ist,  aber  seitdem  erst  regelmässiger  wird),  auch  bereits  mit  für  staatliche  Yer- 
waltungszwecke  und  unter  staatlichen  Einflüssen  immer  mehr  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, wo  dann  auch  die  statistische  Verwerthung  der  Daten  in  Verwaltung  und 
Theorie  beginnt.  Daher  sind  schon  aus  dieser  Periode  manchfach  leidlich  Follständige 
Statistiken  dieser  „Bewegung"  vorhanden,  deren  Daten  auch  bereits  damals,  ror  der 
genügenden  Ausbildung  der  Volkszählungen,  zur  Grundlage  rationeller  Schätzungen 
der  BeTölkerungszahlen  gedient  haben.  Mit  der  Verweltlichung  des  Standesamtswesens 
und  der  Begiätrirung  der  Geburten,  Eheschliessungen  und  TodesßÜle  (System  der 
Civilstandsregister)  seit  dem  Zeitalter  der  französischen  Bevolution  und  mit  der 
genaueren  und  eindringenderen  administrativen  und  technischen  Begclung  des  etwa 
verbliebenen,  durch  Geistliche  der  Rcligionsgesellschaften  geführten  Kirchenbuch- 
systems sind  dann  im  19.  Jahrhundert  in  den  Cultorstaaten,  namentlich  in  Europa, 
die  Aufzeichnungen  über  jene  drei  Facta  immer  vollständiger  und  zuverlässiger  ge- 
worden. Gegenwärtig  kann  man  wohl  annehmen,  dass  wenigstens  in  West-  und  Mittel- 
europa hier  eine  Vollständigkeit  und  Genauigkeit  erreicht  ist,  wie  auf  keinem  anderen 
Gebiete  der  Bevölkerungsstatistik  und  zum  Theil  aller  Statistik  (etwa  die  öffentliche, 
auf  controlirten  Rechnungen  beruhende  Finanzstatibtik  ausgenommen).  Daher  sind 
Vergleichungen  der  statistischen  Daten  und  Schlüsse  daraus  auf  diesem  Ge- 
biete für  die  vorncmlich  in  Betracht  kommenden  Staaten  auch  in  besonderem  Grade 
zulässig.  Für  frühere  Zeiten  werden  die  betrefl'enden  zur  Verfügung  stehenden  Daten, 
ebenso  wie  für  manche  Länder  mit  mangelhafteren  bezüglichen  Einrichtungen  (Russland, 
Irland)  noch  heute,  nicht  für  ebenso  vollständig  und  richtig,  den  neueren  Daten  daher 
nicht  gleichwerthig  gelten  können.  Namentlich  sind  früher  und  in  Ländern  mit  fehlr 
ender  bürgeriicher  Gleichberechtigung  der  Religionen  und  Confessionen  noch  jetzt 
wohl  manche  Auslassungen  von  Daten  bezüglich  der  Bewegung  der  Bevölkerung  in 
gewissen  Kreisen,  so  denen  der  nicht  geduldeten  oder  nicht  gleichgestellten  Culte, 
anzunehmen.  Femer  sind  die  älteren,  aus  Kirchenbüchern  construirten  Geburtslisten 
nicht  immer  lückenlos,  weil  nicht  die  Thatsache  der  Geburt,  sondern  der  Taufe  ver- 
zeichnet wurde.  Bei  Vergleichungen  zwischen  älteren  und  neueren  Daten  und  zwi- 
schen den  Daten  eines  in  verschiedenem  Grade  zuverlässigen  Rcgi»trirung8systems 
(z.  B.  zwischen  mittel-  und  westeuropäischen  mit  russischen,  irischen,  americanischen) 
ist  alfro  immer  Vorsicht  nothwendig.  Schlüsse  aus  sich  zeigenden  Verschiedenheiten  der 
statistischen  Daten  können  möglicher  Weise  der  Wirklichkeit  nicht  ganz  entsprechen. 

Bei  der  Geburtsstatistik  (und  in  Folge  dessen  auch  bei  der  Tode^fallstatistik) 
bildet  auch  heute  noch  die  Behandlung  der  Todtgeburten  einen  störenden  Umstand. 
Ganz  vollständige  Registrirung,  auch  wenn  sie  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  wird  hier 
kaum  erreicht  werden.  Und  locale  wie  internationale  Verschiedenheiten  in  der  Re- 
gpstrirung  sind  auch  wohl  schwer  ganz  zu  vermeiden,  z.  B.  zwischen  katholischen  und 
protestantischen  Ländern  und  nach  Sitten  und  Rechtsnormen  (s.  Reichsstat.  a.  a.  0. 
B.  44,  S.  13*).  Regel  ist  aber  in  unseren  Staaten  die  Anmeldepflicht  auch  für  die 
Todtgeburten  zur  Registrirung  und  dann  meistens  die  Aufnahme  derselben  sowohl  in 
die  Geburts-  als  gleichzeitig  in  die  Sterbefallatatistik.  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet 
in  dieser  Beziehung  jedoch  u.  A.  England,  wo  die  Geburts-  und  Tode»8tatistik  die 
Todtgeburten  nicht  umfasst.  was  bei  Vergleichungen  zu  beachten  ist.  Die  Zahl  der 
Todtgeburten  ist  in  Deutschland  3.9 — 4%  der  Geborenen,  in  Frankreich  4.4.  in  anderen 
europ.  Ländern  mit  einigermaasscn  zuverlässiger  Statistik  zwischen  3  und  4;  für  Eng- 
land wird  in  der  gen.  Reichsstaiistik  3,6^0  bei  den  Geburten  hinzugeschlagen.  — 
Ob  die  Statistik  der  unehelichen  Geburten  immer  und  überall  ganz  vollständig  ist, 
könnte  a  priori  auch  zweifelhaft  erscheinen.  Doch  sind  nach  Allem  bleibende  Unter- 
lassungen der  Anmeldungen  und   demnach  Auslassungen   in  der  Statistik  auch  hier 
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wenigstens  in  unseren  Ländern  wohl  nur  selten,  so  für  länger  lebende  und  nicht 
sehr  bald  nach  der  Gebart  sterbende  Kinder.  Dagegen  ist  allerdings  mit  Verheim- 
licbong  von  Geborten,  Unentdecktbleiben  derselben  and  der  etwaigen  Beiseiteschafiong 
der  Kinder  and  der  Kinderleichen  zu  rechnen,  wofUr  aber  doch  kaum  erheblichere 
Zahlen  anzunehmen  sind,  wenigstens  bei  uns  nicht.  Mehr  Störung  veranlasst  das 
Findelwesen,  namentlich  das,  wo  Kinder  auch  ohne  jede  Controle  der  Ueberbringer 
aufgenommen  werden  (System  der  ,.DrehIade'').  Hier  entstehen  Unsicherheiten,  ob 
solche  Kinder  überhaupt  bereits  regisrirt  waren,  ob  sie  ehelich  oder  unehelich  sind. 
Statistische  Zweifel  bes.  in  Italien.  —  Einige,  aber  wohl  noch  kleinere  Lttcken 
][ommen  auch  in  der  Statistik  der  Todesfälle  vor  (Yerschwundeno,  bisweilen  Fälle 
von  Selbstmord,  Mord,  gewisse  Unglücksfälle). 

Es  ist  nach  dem  Allen  auf  die  Statistik  der  Datttrlichen  Be- 
wegung der  Bevölkerung  fUr  die  Fragen  des  Bevölkerungswesens 
und  auch  für  die  volkswirthschaftlichen  Seiten  dieser  Fragen  auch 
wegen  der  guten  Beschaffenheit  dieser  Statistik  besonderer 
Werth  zu  legen.  Indem  diese  Statistik  dann  mit  derjenigen  des 
durch  die  Volkszählung  ermittelten  Standes  der  Bevölkerung  und 
mit  der  Volksbeschreibung  in  Verbindung  gebracht  wird,  ergänzen 
und  controliren  sie  die  Daten  beider  gegenseitig.  Für  die  be- 
sonders wichtige  Frage  der  Veränderung  des  Stands  der  Be- 
völkerung und  der  Verhältnisse  der  Zusammensetzung  werden  auch 
erst  durch  die  Statistik  der  natürlichen  Bewegung  der  Bevölkerung 
'die  hauptsächlichsten  causalen  Momente  aufgedeckt. 

Die  genannte  Statistik  giebt  zunächst  wieder  nur  die  Zahlen 
der  drei  Facta,  auf  welche  sie  sich  bezieht,  und  gestattet  Einblicke 
In  die  Beziehung  der  Tbatsachenreihen  zu  den  Kategorien  Zeit 
und  Raum  (Ort)  durch  entsprechende  Tabellarisirung  nach  Zeit- 
und  Gebietsabschnitten.  Indem  aber  nun  auch  hier,  analog  der 
Volksbescbreibung  bei  den  Volkszählungen,  in  den  amtlichen  Re- 
gistrirungen  eine  Reihe  weiterer  Momente  oder  Merkmale, 
welche  die  registrirten  Facta  betreffen,  aufgezeichnet  und  danach 
dann  statistisch  zusammengestellt  und  tabellarisirt  werden,  gewinnt 
man  erst  ein  reiches  Material  zur  Ermittlung  wichtiger  specieller 
conditioneller  und  causaler  Einflüsse  und  Abhängigkeitsverhältnisse 
ftQr  die  verschiedenen  Seiten  und  darunter  auch  für  die  wirth- 
Bchaftliche  des  Bevölkerungsproblems. 

Natürlich  hängt  hier  Alles  ab  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  standesamt- 
lichen Anfzeichnongen  and  der  Vollständigkeit  nnd  ZoFerlässigkeit  der  An- 
gaben der  zur  Meldung  n.  s.  w.  verpflichteten  Personen.  In  letzterer  Hinsicht  zeigen 
flieh  nur  wieder  in  den  Altersangaben  (bei  den  Heirathen,  Todesfällen)  einige  der 
Missstände  wie  bei  den  Volkszählungen,  soweit  nicht  die  Forderung  der  Vorlegung 
fon  Geburtsscheinen  hier  Abhilfe  gewährt  und  überall  besteht  und  durchgesetzt  werden 
kann.  Ferner  ist  die  Angabe  der  Todesursachen  sicher  oft  sehr  anzorerlissig, 
wenn  nicht  ein  gutes  System  der  Todtcnscheine,  mit  der  Vorschrift  von  Angaben 
Sachverständiger  (Aerzte)  über  die  Todesursache  besteht,  vorausgesetzt,  dass  die  letztere 
von  solchen  Organen  richtig  angegeben  werden  kann  und  wird.  Auch  bei  ans 
(Deutschland,    Prenssen)   genügen   die    betreffenden    Einrichtungen   noch   nicht     In 


Natürliche  Bewegung  der  BeFOlkerang.  4g3 

«rsterer  Hinsicht,  in  Bezug  auf  die  standesamtlichen  Anfzeichnnngen  selbst,  werden 
aber  eben  nicht  alle  Anforderungen  gestellt,  welche  das  statistische  Interesse  gebietet, 
zum  Theil  nicht,  weil  man  gewissen  Vornrtheilen  der  Bevölkerung,  mehr  noch  weil 
man  der  Arbeitslast  und  Bequemlichkeit  der  Standesbeamten  Rechnung  trägt  oder  das 
statistische  Interesse  nicht  überall  für  wichtig  genug  hält,  um  es  zu  bertloksichtigen, 
(was  in  einigen  Puncten  auch  von  der  deutschen  Givilstandesgesetzgebung  gelten 
möchte).  Natürlich  kann  dann  auch  die  auf  den  standesamtlichen  Aufzeichnungen 
beruhende  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  nicht  das  erforderliche  Material 
zur  Beantwortung  mancher  Fragen  bieten.  In  Betreff  der  Geburten  sind  z.  B.  die 
Lebensalter  der  Eltern,  das  Alter  der  Ehe,  die  Zahl  der  lebenden  und  verstorbenen 
Kinder  aus  derselben  Ehe,  auch  fUr  die  so  wichtige  Frage  der  durchschnittlichen 
nominellen  —  Incl.  die  vor  der  Emancipation  sterbenden  —  und  nachhaltigen  —  ezcl. 
der  letzteren  —  ehelichen  Fruchtbarkeit,  der  durchschnittlichen  Dauer  der  Periode 
der  Kindererzeugung  für  Mann  und  Frau,  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  durch 
die  eheliche  Progenitur  von  Bedeutung,  auch  grade  wieder  für  die  volkswirthschaft- 
liehe  Seite  der  Fragen.  Aber  die  standesamtlichen  Aufzeichnungen  über  solche 
Puncte  fehlen  vielfach  (so  auch  bei  uns).  Die  Statistik  lässt  uns  daher  im  Stiche. 
Mitunter  werden  auch  wohl  solche  Aufzeichnungen  gemacht,  aber  die  Daten  nicht 
oder  nicht  genügend  statistisch  zusammengestellt  und  verarbeitet,  z.  B.  hinsichtlich 
der  Lebensalter,  der  GivUstandsverhaltnisse  der  Eheschliessenden ,  in  welchen  Ver- 
hältnissen sich  wirthschaftliche  Einflüsse  charactcristisch  abspiegeln.  Namentlich  liegt 
nicht  ans  allen  Ländern,  deren  Bewogungsstatistik  sonst  brauchbar  ist,  und  nicht 
immer  lange  zurück  bezügliches  statistisches  Material  vor  oder  es  ist  nicht  genan 
vergleichbar.  Mit  das  beste  Material  über  dergleichen  Momente  besitzen  wir.  Dank 
der  Anregung  Quetelet's  und  anderer  dortiger  Statistiker,  schon  länger  aus  Bel- 
gien. In  Deutschland  hat  es  nicht  bei  den  Statistischen  Bureaux,  aber  wohl 
bei  den  leitenden  Behörden  mitunter  an  dem  erforderlichen  Interesse  für  die  Sta- 
tistik gefehlt. 

§.  205.  Rechnnngsgrössen  ans  dem  Gebiet  der 
Statistik  der  natürlichen  Bewegung  der  Bevölkerung. 
Auch  für  die  volkswirthschaftlicbe  Seite  des  Bevölkerungsproblems 
sind  dann  wieder  gewisse  Berechnungen  wichtig ,  welche  mit 
dem  Material  der  Statistik  der  natüriichen  Bewegung  der  Bevölkerung 
angestellt  werden,  weil  erst  diese  Berechnungen  Einblick  in  wichtige 
und  maassgebende  Grössen-  und  Abhängigkeitsverhältnisse 
.gewähren.  Zum  Theil  schliessen  sich  diese  Berechnungen  zugleich 
an  Thatsachen  der  Volkszählungsstatistik  mit  an.  Namentlich  die 
sogenannte  Geburts-,  Heiraths-,  Sterblichkeitsziffer  oder 
Frequenz,  die  durch  das  Verhältniss  der  Geburten  zu  den  Todes- 
fällen bewirkte  absolute  und  relative  Grösse  der  Veränderung 
im  Stande  der  Bevölkerung  (Geburten-,  TodesfallüberschusSy 
Vermehrung,  Verminderung  der  Volkszahl  dadurch),  die  mittlere 
und  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  der  Bevölkerung,  das 
Durchschnittsalter  der  Lebenden  und  Gestorbenen  und 
ähnliche  Berechnungen,  dann  besonders  die  Schwankungen  und 
Verschiedenheiten  nach  Zeit  und  Raum,  welche  in  diesen 
absoluten  und  relativen  Zahlen  hervortreten  und  auf  betreffende 
.Abhängigkeitsverhältnisse  hindeuten  u.  A.  m.  ziehen  auch  die 
Aufmerksamkeit  des  Nationalökonomen  in  hohem  Maasse  auf  sich. 
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Er  sieht  sich  vor  die  Aufgabe  gestellt,  mit  Hilfe  dieser  Daten  die 
wirthschaftlicben  VoraussetzuDgen  und  Folgen  bestimmter  Erschei- 
nungen im  BeyölkeruDgswesen  nach  der  statistischen  Methode 
(§.  80  ff.)  zu  erforschen  oder  an  jenen  Daten  dednctive  Schlüsse 
auf  diesem  Gebiete  zu  prüfen  (§.  74,  75,  93).  Wenn  dabei  das 
Ergebniss  mitunter  ein  negatives  ist,  z.  B.  dass  ein  etwa 
a  priori  als  wahrscheinlich  oder  sicher  angenommener  oder  auf 
Grund  ungenügenden  Tbatsachen-Materials  gezogener  Schluss  auf 
Zusammenhänge,  z.  B.  etwa  zwischen  dem  wirthschaftlicben  Beruf, 
dem  Aufenthalt  in  Stadt  oder  Land  und  der  Heiraths-,  Geburts-, 
Sterblichkeitsfrequenz  nicht  oder  nicht  so  wie  vorausgesetzt  be^ 
steht,  so  ist  das  natürlich  auch  ein  Gewinn  der  Erkenntnisse  auch 
wenn  ein  weiteres  positives  Ergebniss  nicht  erlangt  wird. 

Unter  der  Geburts-,  Heiraths-,  Sterblichkeitsziffer  oder  Frequenz 
wird  das  Yerb&ltniss  der  in  einem  bestimmten  Zeitraum  (Jahr,  Jahrestheil,  Periode 
Ton  Jahren)  und  Land  (Staat,  Yerwaltungsabtheilung,  Ort)  vorgekommenen  Geborten, 
Eheschliessnngen  nnd  Todesfälle  zur  Zahl  der  in  demselben  Zeitraum  und  Gebiet 
lebenden  gesammten  Bevölkerung  oder  —  und  im  Allgemeinen  be&>er  —  zur  Zahl 
bestimmter  Theile  und  Katcgorieen  dieser  Bevölkerung  verstanden  (z.  B.  bei 
den  Geburten  zur  Zahl  der  Erwachsenen,  speciell  der  Frauen  im  gcbärfäbigen  Alter, 
bei  den  unehelichen  Geburten  zu  derjenigen  der  unveiheiratheten  Frauen  in  diesem 
Alter,  bei  den  Eheschliessenden  zur  Zahl  der  erwachsenen  Dnvcrheiraihetcn  von  einem 
(gewissen  Lebensalter  an,  bei  den  Todesf&llcn  nach  Geschlecht,  Alrersciassen,  Givil- 
stand,  Beruf  u.  s.  w.  der  Verstorbenen  zur  Zahl  der  gleichzeitig  Lebeoden  deiselben 
Kategorie,  bezw.  zu  einer  berechneten  Zahl  für  die  als  stationär  gedachte  Bevölkerung. 
Dass  es  richtiger  sei,  solche  Theile  der  Bevölkerung  zur  Berechnung  der  Frequenzen 
zu  benutzen,  wird  mit  Kecht  in  der  Beichsstatistik  B.  7,  S.  VI,  5  fT.  und  jüngst  wieder 
im  gen.  B.  44,  S.  8*  ff.  hervorgehoben  und  statistisch  nachgewiesen).  Diese  „Fre- 
quenzen*' und  die  zeitlichen  und  örtlichen  Verschiedenheiten  und  Schwankungen  darin 
sind  ftlr  die  Ermittlung  von  Abhängigkeitsverhältnissen,  Voraussetzungen,  Folgen  von 
besonderer  Wichtigkeit.  Die  physiologische  und  die  psychologische  Seite  der  Be- 
Tölkerungsfrage  (§.  207  ff.),  die  Frage  von  den  BefÖrderungs-  und  Hcmmungsmitteln  der 
Yolkszunabme  (§.  219),  der  Einfluss  wirthschaftlicher,  socialer,  politischer  Factoren  wird 
durch  diese  Frequenzen  oft  in  besonders  significanter,  schlussberecbtigcnder  Weise  be- 
leuchtet. Schwierigkeit  macht  nur  die  Feststellung  der  richtigen  Grundzahl  der  Be- 
völkerung, zu  welcher  die  Zahlen  der  Geburten  u.  s.  w.  in  VcrhiUtniss  gesetzt  werden. 
Ganz  streng  correct,  namentlich  ohne  ausserordentlichen  Kechnungsaufwand,  ist  diese 
Grundzahl  kaum  zu  bestimmen.  Man  findet  sie.  für  nicht  zu  lange  Perioden  und  bei 
nicht  zu  grosser  Veränderung  der  Anfangs-  und  Endzahlen,  nur  leidlich  richtig  aus  dem 
Mittel  zwischen  letzteren  beiden  (z.  JB.  aus  dem  Mittel  des  ganzen  Bevölkerungs- 
stands oder  des  betreffenden  Theils  davon  nach  zwei  Yolkszähiungen,  wenn  es  sich 
um  die  zwischen  dieser  liegende  Periode  handelt).  Formell  berechnete  man  die 
Frequenzen  früher  meistens  in  der  Form  eines  gewöhnlichen  Bruchs:  1  Geburt  u.  s.  w. 
auf  z  Lebende.  Neuerlich  hat  sich  auch  hier  die  Procent-  oder  Promilleberechnung, 
auf  100  oder  1000  der  mittleren  Bevölkerung  so  und  so  ?iel  Procent  oder  Promille 
Geburten  u.  s.  w.,  eingebürgert. 

Aus  der  Yergleichnng  der  Zahlen  des  etwaigen  Geburts-  oder  Todesfall- 
überschusses  in  der  Periode  zwischen  zwei  Volkszählungen  mit  den  Zahlen  der 
Vermehrung  oder  Verminderung  des  Stands  der  Bevölkerung  nach  diesen  Zählungen 
ergiebt  sich,  wenn  beide  Zahlenreihen  als  gleich  zuverlässig  angenommen 
werden,  die  Erklärung  dieser  Veimehrung  oder  Verminderung  der  Bevölkerung  und, 
wenn  Differenzen  verbleiben,  die  Grösse  der  Veränderung  der  Volkszahl  durch  Wan- 
derungen. Jene  Annahme  der  vollen  Gleichwerthigkeit  der  beiden  genannten  Zahlen- 
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reiben  bedarf  indessen,  nacb  dem  Früberen  (S.  481),  der  Einscbränkang.  Die  Daten 
der  Statistik  der  natürlicben  Bewegung  bieten  FoHends  frttber,  aber  ancb  wobl  beute 
nocb  and  selbst  in  den  ersten  Staaten  der  Calturwelt  etwas  mehr  Garantie  der  Bicbtig- 
keit.  Zur  Ziffer  lässt  sich  jedoch  der  Unterschied  nicht  wohl  bringen,  er  ist  nur  bei 
SchlfLsseo  aus  den  Daten  nicht  ganz  zu  vergessen.  Misslich  ist  femer  häufig,  dass  die 
Termine  der  Volkszählungen  und  der  Perioden,  für  welche  die  Statistik  der  Bevöl- 
kerungsbewegung aufgestellt  wird,  nicht  genau  zusammenfallen  und  hier  dann  mehr 
oder  weniger  conjecturale  Umrechnungen  erfolgen  (z.  B.  im  Deutschen  Reich  Zahlungs- 
termin 1.  December,  Periode  der  Bewegungsstatistik  das  Kalenderjahr).  Nimmt  man, 
der  Wirklichkeit  gemäss,  die  Daten  der  Bewegungsstatistik  als  annähernd  correct  an, 
und  diejenigen  der  Volkszählungen  hypothetisch  als  gleich werthig,  so  ergäbe  die 
Difierenz  z.  B.  zwischen  dem  Geburtstlberschuss  und  der  durch  Zählung  constatirten 
Vermehrung  oder  Verminderung  der  Bevölkerung  auch  genau  den  Verlust  durch 
Wanderungen.  Nimmt  man,  wohl  ebenfalls  der  Wiiklichkeit  gemäss,  an,  dass  die 
Zählungsstatistik  die  etwas  incorrectere  ist,  so  würde  auch  die  so  abgeleitete  Ziffer  für 
den  Wanderverlust  etwas  unsicherer.  Unter  der  wahrscheinlichen  Voraussetzung  der 
Verbesserung  der  Zählnngsergebnisse  bei  jeder  späteren  Zählung  stellte  die  abgeleitete 
Ziffer  des  Wanderverlnsts  nur  ein  Minimum  dar,  dessen  Abweichung  von  der  Wirk- 
lichkeit nur  auf  andre  Weise  festgestellt  werden  könnte.  Bei  den  mehr  oder  weniger 
unvermeidlichen  Mängeln  aller  interlocalen  wie  internationalen  Wanderungsstatistik 
(§.  206)  behauptet  aber  jene  abgeleitete  Ziffer  fUr  den  Verlust,  wie  natürlich  um- 
gekehrt für  den  Gewinn  durch  Wanderungen,  doch  einen  grossen  Werth  (s.  §.  224 — 228). 

Die  absolute  Zahl  der  Veränderung.  Vermehrung,  Verminderung 
der  Bevölkerung^grösse  zwischen  zwei  Zeitpuncten,  z.  B.  zweier  Volkszählungen,  pflegt 
zur  Verdeutlichung  und  zur  besseren  Vergleichbarkeit  wieder  in  eine  Relativzahl, 
Procent  oder  Promille  von  der  anfänglichen  oder  einer  anderen  Bevölkerungszahl, 
umgerechnet  zu  werden.  Für  die  richtige  Bcrechnungt»methodo  dieser  Relativzahl 
kommt  folieende  Erwägung  in  Betracht.  Man  hat  es  hier,  z.  B.  im  gewöhnlichen 
Falle  der  Volksvermehrung,  mit  einer  zunehmenden  Bevölkerungszahl  zu  thun,' die 
durch  Einrücken  neuer,  immer  stärker  besetzter  Jahrgänge  der  Bevölkerung  ins  Zeu- 
gungsalter  und  durch  hierdurch  absolut  vermehrte  Geburten  im  Lauf  der  Periode, 
gleiche  Geburtsfrequenz  vorausgesetzt,  auch  fortschreitend  immer  mehr  wächst,  nament- 
lich stärker  als  der  Einbusse  an  Grösse  und  Wachsthum  entspricht,  welche  sie  durch 
die  Todesfälle  und  durch  Eotgang  an  Geburten  in  Folge  des  Aufhörens  der  Kinder- 
zeugung in  den  aus  dem  Zeugungsaiter  ausi>cheidenden,  aber  eben  —  und  zwar  auch 
schon  von  früher  her,  in  den  noch  jüngeren  Jahren  —  schwächer  besetzten  Jahr- 
gängen der  Bevölkerung  erleidet.  Daher  ist  es  nicht  richtig,  wenn  man  einfach  das 
Vermehrungsprocent  (und  danach  z.  B.  die  Länge  der  Verdopplungsperiode)  direct 
aus  der  Vergleichung  der  Zahl  der  eingetretenen  Vermehrung  mit  der  ursprün »blichen 
Zahl  und  etwa,  zum  Behufe  der  Ermittlung  der  jahresweisen  Vermehrung,  durch  ein- 
fache Division  dieses  Vermehrungsprocents  der  ganzen  Periode  durch  die  Anzahl  der 
Jahre  berechnet.  Diese  Ziffer  würde  um  so  fehlerhafter  und  zwar  um  so  mehr  zu 
hoch,  je  länger  die  Periode  ist.  welche  man  zum  Ausgangspunct  nimmt  und  je  stärker 
in  ihr  die  Vermehrung  war.  Die  richtige  Methode  ist  die  Anwendung  der  Ziuses- 
zinsrechnung.  Das  seiner  gröi>8ercn  Einfachheit  wegen  empfohlene  Verfahren 
(dem  auch  Rümelin,  Schöuberg's  Handbuch  3.  A.  I,  760.  Note  bedingt  das  Wort 
redet),  die  ProcentvermehruDg  nach  dem  Mittel  zwischen  der  Anfangs  und  Endzahl 
der  Bevölkerung  zu  berechnen,  ist  allerdings  im  Ergebniss  weniger  fehlerhaft,  als 
die  gleiche  Berechnung  nach  der  Anfangszahl,  aber  doch  immer  nur  einigermaassen 
statthaft,  wenn  die  Periode  nicht  sehr  lang  und  die  absolute  Vermehrung  der  Be- 
völkerung so  keine,  auch  in  den  einzelnen  Zeitabschnitten  keine  zu  ungleiche,  zu 
grosse  war. 

Das  Zuwachs- (oder  Abnahme-)Procent  der  Bevölkerung  ist  auch  für  die 
Tolkswirthschaftliche  Seite  der  Bevölkern ngsf rage  wieder  von  besonderem  Interesse 
and  spielt  daher  hier  eine  wichtitirc  Rolle  (s.  §.  214  ff,  223.  228).  Freilich  ibt  mit 
wenigen  bevölkerungsstatistischen  Zahlen  so  viel  Missbrauch  getrieben  worden  wie  mit 
diesen,  z.  B.  bei  der  Anwendung  eines  bestimmten  bibherii^cn  (auch  grösseren)  aus 
einer  kurzen  Periode  abgeleiteten  Vermehrunfcsprocents  auf  die  Zukunft,  während  man 
leicht  nachweisen  kann,  zu  welchen  Unmöglichkeiten  man  gelangt,  wenn  man  mit 
demselben  Procentsatz  zurückrechnet.    Mit  Recht  hat  Rümelin  damit  öfters  die  Un- 
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thnnlichkcit  gezeigt,  einen  grade  in  einer  Periode  constatirten  Procentsatx  der  Ver- 
mehrung als  einen  fdr  lange  Zeiträume  geltenden  anzunehmen.  Nichts  hat  auf 
diesem  Gebiete,  vom  EinÜuss  der  Wanderungen  selbst  abgesehen,  mehr  gewechselt 
(§.  214,  223).  Aus  solchen  Procentsätzen,  des  Geburtsüberschusses,  der  durch  die 
Voihszählung  ermittelten  Vermehrung,  wahrscheinliche  zukünftige  Yerdopplungsperioden 
und  ungeheure  Volkszahlen  abzuleiten,  wie  es  auch  Malthusianer  wohl  gethan  haben, 
ist  daher  irreführend  und  werthlos.  Jedenfalls  lässt  sich  damit  auch  in  der  wirth- 
schaftlichen  Seite  der  BevOlkerungsfrage  nichts  beweisen. 

Die  Altersclasscnstatistik  der  lebenden  Bevölkerung  nach  der  Volks- 
zählung und  die  Statistik  der  St  erbe  fälle  in  Verbindung  mit  derjenigen  der  er- 
reichten Lebensalter  der  Gestorbenen  lassen  sich,  jede  Ton  beiden  allein, 
theils  in  Verbindung  mit  einander,  zu  mancherlei  Terschiedcnen  Berechnungen  ver- 
wenden, welche  in  der  Bevölkerungsstatistik  und  für  practische  Zwecke  (Lebensver- 
sicherungswesen )  Bedeutung  haben  und  auch  das  allgemeine  nationalökonomische 
Interesse  wegen  der  Beziehung  zu  den  volkswirthschaftiichen  Seiten  des  Bevölkerangs- 
problems  berühren.  Indessen  ist  grade  in  letzterer  Hinsicht  grosse  Vorsicht  bei  der 
Auswahl  und  der  Benutzung  der  ausgewählten  Berechnungen,  bei  Vergleichungen 
derselben  und  bei  Schlussziehungen  aus  ihnen  auf  wirthschafUiche  Voraussetzungen 
und  Folgen  noth wendig.  Auch  können  öfters  einfachere  Berechnungen  anderer  Art 
dieselben,  ja  bessere  Dienste  leisten,  nicht  nur,  weil  sie  einfacher  und  nach  un- 
bestritteneren Muthoden  angestellt  werden,  sondern  auch,  weil  sie  das  für  die  voiks- 
wirthschaftiiche  Betrachtung  Wesentiiche  schärfer  hervortreten  lassen  und  geringere 
Gefahr  irriger  Schlüsse  mit  sich  bringen. 

Vom  Standpunct  der  Volkswirthschaft  und  zwar  von  demjenigen  speciell  des 
Prodnctionsinteresses  aus  wird  man  wünschen  müssen,  dass  das  Verhältnis^  zwischen 
den  sogen,  productiven  und  unproductiven  Lebensjahren,  z.  B.  15/20  —  65/70 
zu  den  Jahren  bis  15/20  und  über  65/70,  in  der  Bevölkerung  ein  möglichst  günstiges 
sei.  Wie  sich  dies  Verhältniss  wirklich  im  concreten  Falle  gestaltet,  ergiebt  sich 
unmittelbar  aus  der  Altersclasscnstatistik  der  Bevölkerung  nach  der  Volkszählung  doch 
am  Sichersten  und  Einfachsten.  Man  kann  nun  freilich  auch  argumentiren :  wenn 
viele  Individuen  in  einer  Bevölkerung  ein  höheres  Alter,  weit  in  die  productire 
Lebensperiode  und  über  dieselbe  hinaus  erreichen,  so  muss  sich  das  in  einem  hohen 
Durchschnittsalter  der  Lebenden  und  auch  der  Sterbenden  ausdrücken,  z.  B.  in 
Vergleich  mit  einem  anderen  Volke,  wo  die  Verhältnisse  anders  liegen.  Das  nach 
den  Volkszählungsdaten  berechnete  Durchschnittsalter  (mittlere  Lebensalter)  der  Le- 
benden und  das  nach  den  Sterbelisten  berechnete  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen 
hat  man  daher  auch  wohl  benutzt,  um  für  die  ganze  Bevölkerung  die  prodactiren 
und  unproductiven  Jahre  zu  unterscheiden  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen 
Völkern  anzustellen.  Allein  in  diesen  Durchschnittszahlen  wird  Alles  viel  mehr  ver- 
wischt, als  in  der  einfachen  Altersclassenstatistik.  Die  unproductiven  Jahre  der  Kinder 
und  der  Greise,  wozwischen  doch  zu  unterscheiden  ist,  fallen  zusammen  und  compen- 
siren  sich  mehr  oder  weniger.  Jene  Durchschnittsgrössen  sind  das  Product  zu  fieler 
und  mannigfaltiger  Verschiedenheit  der  Altersverhältnisse  der  Lebenden  und  Gestor- 
benen und  können  trotzdem  sehr  ähnlich  sein. 

Aehnliche,  selbst  noch  grössere  Bedenken  bietet  die  Benutzung  der  für  die 
mittlere  und  für  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  von  ganzen  Bevölkerungen 
berechneten  Zahlengrössen  zu  Vergleichen  und  Schlüssen  daraus  auf  volkswirthschaft- 
liche  Voraussetzungen  und  Folgen  von  Verschiedenheiten  dieser  Zahlengrössen.  Bei  dem 
grossen  Einfluss  der  immer  in  dieser  Altersclasse  relativ  hohen,  wenn  auch  wieder  sehr 
verschiedenen  Kindersterblichkeit  (§.  211)  auf  die  allgemeine  Sterblichkeit  und  bei 
der  Abhängigkeit  der  absoluten  Zahl  der  Todesfälle  im  Kindesalter  von  der  so  ausser- 
ordentlich verschiedenen  Geburtsziffo.r  ist  auch  die  mittiere  und  die  wahrscheinliche 
Lebensdauer  der  Bevölkerung,  für  den  Zcitpunct  der  Geburt  berechnet,  wenig  brauchbar 
zu  Vergleichen  und  Schlüssen  auf  die  Beziehungen  zwischen  Bevölkerung  und  Volks- 
wirthschaft. Jedenfalls  muss  man  dann  zuvor  erst  künstiich  eine  „stationäre'*  Be- 
völkerung (mit  Gleichheit  der  Zahl  der  Geborenen  und  Gestorbenen)  construirt  haben, 
um  eine  richtige  Bechnungsgrundlage  für  die  Berechnung  der  Sterblichkeit  und  der 
mittieren  Lebensdauer  zu  gewinnen,  was  aber  ohne  manche  unsichere  Conjectaien 
kaum  abgeht.  Die  Wanderungen,  für  das  ganze  Staatsgebiet  die  Ein-  und  Aus- 
wanderung, für  inländische  Orte  und  Gegenden  die  interlocalen  Ab-  und  Zuzüge,(§.224ff.) 
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.  in  welchen  Volksbowegongen  die  Altorsclassenvcrtheilang  eine  ?on  der  darchscbnittlichen 
der  Gesammt-  nnd  der  sesshaften  Iie?Olkerang  nicht  unerheblich  abweichende  ist, 
bedingen  femer  ebenfallä  mancherlei  Vcrschiebangen  und  Störungen  fUr  die  Berech- 
nongen  z.  B.  der  mittleren  Sterblichkeit,  Lebensdauer,  des  Durchschnittsalters  der 
Lebenden  und  Gestorbenen,  so  dass  abermals  Vergleiche  solcher  Rechnun^grössen 
und  Schlüsse  daraus  auf  jene  Beziehungen  misslich  werden,  wenn  man  nicht  wiederum 
hypothetisch  und  conjcctural  diesen  störenden  Factor  der  Wanderungen  zu?or  eliminirt 
bat  NationalOkonomische,  socialpolitibche  „Beweisführungen''  mit  mittleren  Lebens- 
dauern, deren  (öfters  nur  behaupteten,  jedenfalls  unsicheren)  Verschiedenheiten  nach 
Zeiten  und  L&ndem,  z.  B.  mit  der  wohl  behaupteten  Zunahme  der  mittleren  Lebens- 
dauer in  der  l^euzeit  verglichen  mit  früheren  Perioden  (für  welche  letzteren  ohnehin 
richtige,  Tergleichbare  Daten  nicht  Torliegcn)  sind  daher  mit  grosser  Skepsis  zu  be- 
trachten.   Besser  unterbleiben  sie. 

Dies  um  so  mehr,  weil  das  wichtigste  hierher  gehörige  Verhältniss,  die  mitt- 
lere Lebensdauer  ganzer  Bevölkerungen,  aus  äusseren,  aber  kaum  zu  be- 
seitigenden Grtlnden,  nemlich  wegen  der  Unmöglichkeit  administrativer  Controle  aller 
Individuen  von  der  Geburt  an  während  ihrer  ganzen  Lebensdauer,  bis  zum  Tode  des 
letzten  gleichzeitig  Geborenen,  wegen  der  unbew&ltigbaren  Verwaltungsarbeit  hierfür, 
und  wegen  der  Wanderungen  u.  s.  w.,  vollends  in  der  Gegenwart,  für  ganze  Be- 
völkerungen sich  direct  und  daher  allein  correct  überhaupt  nicht  feststellen  l&sst, 
sondern  nur  Näherungswerthe  mittelst  unvollkommenerer  Methoden,  in  der  vorher 
angedeuteten  Weise,  dafar  berechnet  werden  können.  Diese  Methoden,  selbst  die 
Terminologie  sind  in  der  Bevölkerungsstatistik  nicht  einmal  unbobtritten.  Die  Berech- 
nongen  sind  complicirt  und  schwierig  und  die  erlangten  Zahlen  sind  eben  wieder 
Dnrchschnittsgrössen,  welche  aus  sehr  verschiedenen  Componenten  hervorgehen  können. 
Unter  „mitderer  Lebensdauer**  versteht  man  (seit  Deparcieuz)  „die  Anzahl  Jahre, 
welche  der  Mensch  von  einem  gewissen  Alter  an  im  Durchschnitt  noch  zu  leben 
Aussicht  hat''  (Hopf  in  Kolb's  Statistik,  7.  Aufl.  S.  819),  also  auf  Grund  statistischer 
Dorchschnittserfahrnng  (Wappäus'  „Vitalität",  Bevölkerungsstat.  II,  15).  Andere  (so 
Wappftus)  verstehen  unter  „mittlerer  Lebensdauer*'  einer  Bevölkerung  „die  Anzahl 
von  Jahren,  welche  durchschnittlich  ein  jeder  der  innerhalb  eines  Jahres  Verstorbenen 
durchlebt  hat"  (eb.  II,  1),  eine  Zahl,  welche  natürlich  stark  von  der  Geburtsziffer  und 
der  Kindersterblichkeit  becinflusst  wird,  also  vollends  nicht  unmittelbar  für  unsere 
Zwecke  brauchbar  ist.  Unter  „wahrscheinlicher  Lebensdauer"  wird  die  Anzahl 
Jahre  verstanden,  für  welche  in  einem  bestimmten  Lebensalter  die  Erlebenswahrschein- 
lichkeit Vt  1^^«  '^'  ^-  ebenso  gross,  als  die  Wahrscheinlichkeit,  alsdann  todt  zu  sein. 
Sie  ist  für  uns  hier  noch  weniger  verwendbar.  Für  alles  Weitere  über  die  Termino- 
logie, die  Berechnungsmethodeu  und  deren  Werth,  die  Streitfragen  auf  diesem  Gebiete 
ist  anf  die  fachstatistische,  namentlich  auch  die  mathematisch-statistische  Litteratur 
(s.  0.  S.  140  u.  S.  432)  zu  verweisen.  S.  auch  für  die  Litteraturgeschichte  des  Gegen- 
stands (Sterblichkeitstafeln  u.  s.  w.)  Karup,  Handb.  d.  Lebensversicherung,  Leipzig 
1871,  2.  A.  1885,  Populäre  Behandlungen  des  Themas:  Hopf,  in  Kolb's  Statistik, 
so  7.  A.  8.  812—826,  Rümelin  im  Schönberg'schen  Handb.,  Abb.  Bevölkerung,  I, 
S.  A.  S.  749 — 755  (über  Sterbetafeln  u.  Lebenswahrscheinlichkeiten,  wo  aber  nicht 
ftllen  Aasführungen  beizustimmen  sein  möchte).  Bei  beiden  mancherlei  statistische 
Daten.  Eingehende  statistische  Erörterungen  bei  Wappäus,  Bevölkerungsstat,  bes. 
Kap.  5  im  2.  B.,  mit  reichstem  Material  bis  Ende  der  50er  Jahre,  doch  auch  mit 
einzelnen  Ausführungen,  deren  Bichtii^keit  nicht  unbestritten  ist.  Westorgaard, 
Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbilit&t. 

§.206.  —  2.  Die  räumliche  (örtliche)  Bewegung  der 
Bevölkerung  oder  die  Wanderungen.  Diese  zweite  Art 
der  Bevölkerungsbewegung ,  durch  welche  der  Stand  und  die  Zu- 
Bammensetznng  der  Bevölkerungen  Aenderungen  erleidet,  ist  für 
die  volkswirthschaftlicbe  Betrachtung  deshalb  noch  wichtiger,  als 
die  natürliche  Bewegung,  weil  sie  unmittelbarer  mit  volkswirth- 
schaftlichen  Verhältnissen,  als  ihren  Voraussetzungen  und  Folgen^ 
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verknüpft  ist.  Manches  in  Betreff  der  Einflüsse ,  Abhängigkeits- 
Verhältnisse,  Zusammenhänge  liegt  hier  auch  sichtbarer  vor  Augen 
oder  lässt  sich  wenigstens  leichter  aufdecken  und  feststellen.  Frei- 
lich aber  keineswegs  Alles.  Verwaltungspolitische  Versuche,  in 
die  Bewegung  bewusst  regelnd  einzugreifen,  sind  auf  diesem  Gre- 
biete  begreiflich  zahlreicher  gewesen  und  wichtiger  geworden,  ab 
auf  dem  Gebiete  der  natürlichen  Bewegung.  Freilich  deswegen 
aber  auch  noch  nicht  immer  erfolgreicher,  da  auch  hier  mächtige 
Strömungen,  wie  in  den  grossen  Massenwanderungen,  sich  geltend 
machen,  denen  gegenüber  die  regelnde,  vollends  die  kreuzende, 
hemmende  Verwaltungspolitik  nicht  immer  besondere  Erfolge  hat 
erzielen  können.  Im  zweiten  Theile  der  Grundlegung,  bei  der  Er- 
örterung der  socialen  Freiheitsrechte,  wird  dies  weiter  untersucht 
werden. 

Für  die  statistische  Controle  und  Feststellung  der  inter- 
localen  wie  internationalen  ViTanderungen  liegen  nun  eigenthümliche 
Schwierigkeiten  vor,  wie  sie  in  dieser  ViTeise  nur  in  geringem 
Maasse,  meistens  gar  nicht,  bei  der  natürlichen  Bewegung  vor- 
kommen. Sie  erklären  es,  dass  von  jeher,  aber  auch  heute  noch, 
ja  zum  Theil  gerade  beute  nach  Sitten,  Rechtsanschauungen,  Rechts- 
normen und  nach  den  jetzigen  Communicationsverhältnissen,  die 
Statistik  der  ViTanderungen  unvollständig  war  und  ist. 

Diebe  Schwierigkeittio  entspringen  offenbar  folgenden  Umständen:  die  OffeDtliche 
Gewalt  und  ihre  Verwaltung  verfolgt  bei  der  Aufnahme  Znrecke,  welche  in  der  Be- 
völkerung unpopulär,  bei  den  ßetroü'enen  oft  unmittelbar  missliebig  sind  (Steuer-, 
Militär-,  polizeiliche  u.  dgl.  Zwecke),  deren  Erfüllung  mindestens  lästig  und  unbequem 
ist,  wie  die  Erfüllung  der  Meldepflichten,  oder  etwa  bestenfalls  Zwecke,  deren  Nutzen 
nicht  allgemein,  jedenfalls  nicht  immer  von  den  durch  die  Controlen  Betroflenen  ein- 
gesehen, noch  weniger  als  ein  Nutzen  für  sie  selbst  empfunden  wird,  wie  doch  z.  B. 
im  Ganzen  bei  den  standesamtlichen  Melduni^en  und  Acten.  Daher  spricht  hier  nicht 
nur  kein  eigenes  Interesse  für  die  regelmässige  Anmeldung  der  Wanderung  mit, 
sondern  dies  oft  oder  doch  das  vermeintliche  Interesse  dagegen.  Strafandrohungen 
für  unterlassene  An-  und  Abmeldungen  werden  zwar  nicht  immer  fehlen,  aber  theüs 
müssen  sie  doch  mit  Bücksicht  auf  die  Verhältnisse  und  Anschauungen  sehr  Maass 
halten,  wirken  daher  psychologisch  nicht  erheblich,  theils  kann  man  ihrer  Verwirk- 
lichung sich  zu  leicht  entziehen,  als  dass  sie  grössere  Bedeutung  erlangen  könnten. 
Zumal  die  Grundsätze  der  persönlichen  Freiheit  und  die  daraus  abgeleiteten  Rechts- 
normen, Anschauungen  und  Sitten  bei  unseren  modernen  Culturvölkern  und  im  „Zeit- 
alter des  Dampfes''  nöthigcn  auch  zum  Verzicht  auf  Controlon  und  amtliche  Auf- 
nahmen der  örtlichen  Bewegung  der  Bevölkerung,  vollends  etwa  um  bloss  statistischer 
Interesben  Willen.  Namentlich  die  Wanderungen  im  In  lande,  bei  denen  das  Gesagte 
meistens  in  besonderem  Maasse  gilt,  entziehen  sich  daher  der  fortlaufenden  Con- 
trole und  Aufnahme  auch  in  den  Ländern  strengeren  polizeilichen  Meldewesens  immer 
mehr  oder  weniger  und  sind  nur  nachträglich  in  ihrem  Ergebniss  durch  die  Volks- 
zählnngen,  die  Gcbartsort-Aufnahme,  sicherer  zu  constatiren.  Bei  den  Wanderungen  tlber 
die  Grenzen,  bei  Aus-  und  Einwanderungen  brauchen  nicht  immer  dieselben  Rück- 
sichten genommen  zu  werden  und  werden  sie  auch  nicht  genommen.  Allein  bei 
strengem  Passsystem  hat  man  dann   hier  mit  heimlicher  Grenzüberschreituog  (Roas- 
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Und),  mit  Bestechung  der  Controlorgane «  bei  freiem  Verkehr,  wie  im  ganzen  West- 
und  Mittel-Europa  und  America,  auch  hier  wieder  mit  Unterlassung  7on  An-  und 
Abmeldungen  zu  rechnen.  Nur  de.r  zufällige  Umstand,  dass  die  überseeische  Massen- 
aus- und  Einwanderung  eben  auf  Scbifdbeiiutzung  angewiesen  ist  und  sich  auf  einige 
Ein-  und  Ausschiffh&fen  concentrirt,  ermöglicht  eine  bessere,  wenn  auch  keine  ganz 
ausreichende  Controle  und  Aufnahme  und  daher  eine  leidliche  Vollständigkeit  der 
Daten,  wobei  sich  dann  die  europäischen  EinschiiF-  und  die  americanischen  Ausschiff- 
zahlen gegenseitig  einigermaassen  controliren.  Innerhalb  des  europäischen  und  ameri- 
canischen  Continents  bei  Landverkehr  bleiben  die  Controlen  immer  mangelhaft,  die 
Zahlen  deshalb  lückenhaft. 

Bei  Vergleichangen  y  Schlüssen  und  Beweisfübrangen  mit  dem 
dir  ect  gewonnenen  statistischen  Material  über  Wanderungen  ist  daher 
wegen  unvollkommener  Beschaffenheit  dieses  Materials  wiederum 
Vorsicht  geboten.  Gewöhnlich  steht  das  Material  an  Werth  und 
Verwerthbarkeit  für  statistische,  volkswirthschaftliche  Fragen  hinter 
dem  aus  den  Volkszählungen  indirect  für  Wanderungsstatistik 
abgeleiteten  zurück,  dient  aber  immerhin  zu  dessen  Ergänzung  nach 
einigen  Seiten.  Vomemlich  gilt  das  von  der  relativ  wohl  besten 
hierhergehörigen  Wanderungsstatistik,  der  überseeischen  Massen- 
Aus-  und  Einwanderung. 

Dieselbe  ist  begreiflich  im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  erst  ordentlich  organisirt 
und  erst  nach  und  nach,  mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Aus-  und  Einwanderung 
selbst  und  in  Verbindung  mit  Gesichtspunctcn  und  Maassregeln  der  Aus-  und  Ein- 
wanderungspolitik sowie  wegen  der  verhältnissmässigen  Leichtigkeit  der  Controle  an 
den  Häfen  immer  besser  geworden,  so  auch  in  Deutschland.  Neben  der  Ermittlung 
der  Zahlen  erfolgt  hier  jetzt  gewöhnlich  auch  eine  Aufnahme  gewisser  Eigen- 
schaften der  Aus-  und  Einwanderer.  Geschlecht,  Alter.  Civilstand,  Nationalität,  ört- 
liche Herkunft.  FamilicuFerband ,  Berufe  u.  dgl.,  was  für  die  Gewinnung  auch  des 
Einblicks  in  die  winhschaftlichen  und  socialen  Voraussetzungen,  Ursachen,  Folgen 
des  Phänomens,  namentlich  in  Verbindung  mit  dem  Zeitpunct  der  Wanderung,  wichtig 
ist.  Die  von  derjenigen  der  Gesammtbevölkcrung  abweichende,  fUr  das  Auswande- 
rungsland in  Betreff  des  Productionsintcresses  ungünstigere,  für  das  Einwanderungs- 
land günstigere  Geschlechts-  und  Altcrsvertheilung  unter  den  Auswanderern  ist  z.  B. 
ein  Umstand,  welcher  für  die  volkswirthschaftliche  Beurtheilung  der  Erscheinung  mit 
ins  Gewicht  fällt  (s.  §.  225—227). 

Viel  unvollkommener,  weil  unvollständiger  ist  das  Material 
der  directen  inländischen  Wanderungsstatistik  auf  Grund  polizei- 
licher Meldepflichten  und  laufender  polizeilicher  Controlen.  Viel- 
fach fehlt  es  an  diesen  Pflichten  und  Controlen  überhaupt  ganz, 
so  im  Allgemeinen  ausserhalb  Deutschlands  in  West-  und  Mittel- 
europa. Um  so  wichtiger  wird  hier  das  Volkszählungsmaterial 
und  dessen  zweckmässige  Verarbeitung  zur  Verwerthung  für  die 
hier  vorliegenden  statistischen,  administrativen,  volkswirthschaft- 
lichen,  socialpolitischen  Fragen  und  Interessen. 

In  dieser  Beziehung  liegt  vielerlei  Material  und  manche  treffliche  Bearbeitung 
desselben  jetzt  vor,  so  in  der  Geburtsstatistik  der  factischen  Bevölkerung.  Für 
die  volkswirthschaftliche  und  socialpolitische  Seite  der  Bevölkerungsfrage  ist  besonders 
wichtig,  zu  verfolgen,  wie  sich  unter  dem  Einfloss  der  Wanderungen,  und  zwar  hier 
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doch  auch,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  etwa  Irland,  Scandinanen,  weit  mehr  noch 
durch  die  inländischen  Wanderangen  als  durch  eigentliche  Auswanderung  die  Ge- 
schlechts-, Alters-,  Civilstandsvertheilnng  verschoben  hat  und  beständig  ?er- 
schiebt  (Städte,  Grossstädte,  Indastrie-  und  Montanbezirke,  die  massenweise  vom  Land 
und  aus  kleinen  Orten  Bevölkerung  an  sich  heranziehen,  anderseits  eben  das  platt» 
Land,  Dörfer,  Kleinstädte).  Die  blossen  Zahlen  der  Veränderung  der  BevOlkerong, 
der  verschieden  starken  Vermehrung,  lassen  hier  noch  gar  nicht  die  volle  Bedeutung 
dieser  Momente  erkennen.  Die  Veränderungen  nnd  Verschiedenheiten  der  Geschlechts-, 
Alters-  und  Civilstandsvertheilnng  müssen  dazu  erst  hinzugenommen  werden.  Sie 
erklären  dann  auch  wieder  erst  manche  andere  bevOlkerungsstatistische  Verschieden- 
heiten, z.  B.  die  Verschiedenheiten  der  Geburts-,  Heiraths-,  Sterbeziffern,  welche  man 
sonst  vielleicht  gar  nicht  recht  erklären  kann  oder  falsch  erklärt,  wie  das  z.  B.  Rtt- 
melin  einmal  in  dem  htlbschen  Aufsatze  tlber  Stadt  und  Land  an  einem  guten 
Beispiel  gezeigt  hat.    (S.  u.  §.  224  ff) 

Bei  allen  bevölkerungsstatistischen  Vergleicbungen  nach  Ranm- 
grössen  (Ländern)  ist  endlich  auch  hier  wieder  die  schon  frflher 
(S.  435)  ausgesprochene  Mahnung  wichtig,  nur  einigermaassen 
homogene,  daher  eben  allein  wirklich  vergleicbbare  Gebiete  zn 
vergleichen,  somit  z.  B.  grosse,  mittlere,  kleinere  Staatsgebiete  je 
untereinander,  aber  nicht  oder  nicht  ohne  Weiteres  mit  solchen  der 
anderen  Gruppe,  wohl  aber  wieder  Provinzen  eines  Grossstaats 
mit  einem  Mittelstaate,  Kreise  beider  unter  sich  und  mit  einem 
Kleinstaate  u.  dgl.  m.  Die  directe  Vergleichung  von  ganz  hete- 
rogenen Gebietsgrössen  führt  fast  noth wendig  irre. 

Trotzdem  kommt  sie  immer  noch  vor  und  dient  selbst  zu  Schlussziehnngen. 
Zum  Theil  freilich,  weil  die  amtliche  Statistik  sich  eben  an  die  politische,  admini- 
strative Eintheilung  fUr  die  practischen  Zwecke  anschliesst.  Sogar  in  der  vortreff- 
lichen genannten  neuesten  Arbeit  des  reichsstatistischen  Amts  werden  noch  mehrfiich 
Reuss  ä.  L.,  Birkenfeld,  Lübeck  direct  mit  preussischen  Provinzen  und  Mittelstaaten 
verglichen  und  Schlüsse  aus  Verschiedenheiten  gezogen! 

Es  ist  nach  dem  Allen  klar,  welche  grosse  Bedeutung  eine 
correcte  Bevölkerungsstatistik  und  die  nach  richtiger  Methode  an- 
gestellten Vergleicbungen  statistischer  Daten  und  Berechnnngs- 
grössen,  sowie  die  daraus  gezogenen  Schlüsse  gerade  auch  für  die 
volkswirtbschaftlichen  Seiten  des  BevOlkerungsproblems  haben. 

Eine  ungemeine  Fülle  von  Einzelfragcn  taucht  dann  hier  auf,  welche  sich  mit 
Hilfe  der  statistischen  Methode  mehr  oder  weniger  sicher  und  erfolgreich  behandeln 
lassen.  Das  ist  aber  natürlich  nur  in  monographischer  Ausführlichkeit  in  Werken 
über  Bevölkerungsstatistik  selbst  mOglich.  Hier  müssen  wir  uns  mit  der  Heraushebung 
einiger  wichtigerer  Fragen  und  Puncto  begnügen,  welche  für  eine  grundlegende 
Untersuchung  jener  volkswirtbschaftlichen  Seiten  des  BevOlkerungsproblems  nach  den 
früher  angedeuteten  Gesichtspuncten  (§.  198  —  200)  besonders  in  Betracht  kommen. 
Da  die  statistischen  Daten,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  aber  auch  für  viele  andere 
Fragen,  welche  in  dieser  Grundlegung  und  in  den  Theilen  der  Praktischen  Volks- 
wirthschaftslehre  und  der  Finanzwissenschaft  behandelt  oder  doch  berührt  werden, 
wichtig  sind,  ist  Manches  auch  mit  Rücksicht  darauf  in  folgendem  Abschnitt  etwas 
eingehender  behandelt  worden,  immer  aber  wesentlich  nur  das,  was  mit  der  volks- 
wirtbschaftlichen Seite  zusammenhängt. 
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2.  ÄbschDitt. 

BeTOlkerangsstatistiselie  Ergebnisse. 

I.  —  §.  207.  Die  mögliche  und  die  thatsäcbliche 
natürliche  BevOlkernngsvermehrung. 

Die  Materialien  sind  thanlichst  aus  neuerer  und  nenester  Zeit  und  wesentlich 
nur  ans  europäischen  Ländern  genommen,  da  wir  es  hier  doch  vornemlich  mit  diem 
heutigen  europäischen  BevOlkerungsproblem  zu  thun  haben.  Die  meisten  stammen 
aus  der  genannten  reichhaltigen  vergleichend -statistischen  Arbeit  des  reichs&tatist. 
Amts  (B.  44),  mit  Ergänzungen  aus  älteren  Arbeiten  (so  im  Juliheft  1879  der  Monats- 
hefte, über  die  Volkszahl  der  deutschen  Staaten  seit  1816),  auch  ans  dem  reichsstat. 
Jahrbuch  und  anderen  Jahrbüchern  und  amtlichen  Quellen  bis  in  die  letzte  Zeit 
hinein.  In  jener  reichsstatistischen  Arbeit  sind  nicht  nur  fUr  die  deutschen  Staaten, 
sondern,  soweit  das  Material  vorlag,  auch  für  wichtige  fremde,  allerdings  aus- 
schliesslich europäische,  viele  Daten  bis  1841  zurück  und  bis  1885/86  hin  mitgetheilt: 
besseres,  einen  längeren  Zeitraum  und  mehr  Länder  umfassendes  Material,  als  es 
bisher  fttr  derartige  vergleichende  statistische  Untersuchungen  benutzt  werden  konnte. 
Für  die  Periode  bis  etwas  über  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  (in  die  50er  Jahre 
hinein)  bildet  auch  hinsichtlich  des  Materials  Wappäus'  sorgfältiges  Werk  noch 
immer  die  beste,  wenn  auch  secundäre  Quelle,  die  hier  auch  benutzt  wurde.  Einzelne 
neueste  Daten  sind  auch  dem  zuverlässigen  Gothaer  Hofkalender  und  Jahrbuch  mit- 
unter entnommen  worden.  Erst  Detailuntersuchungen  über  einzelne  Länder  können 
freilich  Manches  genauer  aufklären.  Vgl.  die  von  Neu  mann  (Tttb.)  herausgegebenen 
werthvoUen  „Beiträge  zur  Geschichte  der  Bevölkerung  in  Deutschland  seit  Auf.  d. 
19.  Jahrhunderts'',  bes.  B.  1  von  v.  Bergmann,  B.  2  von  Markow.  Ferner  ftlr 
Oesterreich  Hainisch,  Zukunft  der  Deutsch-Oesterreicher,  Wien,  1S92. 

Für  die  natürliche  VermehruDg  der  Bevölkerung  sind  physio- 
logische und  s  0 c i a  I e  Factoren  (darunter  auch  ethische,  Cultur-, 
Sitten-,  politische,  Rechts-,  wirthschaftliche  psychologisch  wirkende  in- 
begriffen) maassgebend.  Dieersteren  entscheiden  über  die  mögliche 
maximale  Vermehrnng,  daher  über  das  maximale  jährliche  Ver- 
mehruDgsprocent  und  davon  abhängig  über  die  minimale  Länge  der 
Verdopplungsperiode  durch  Ueberscbuss  der  Geborenen  über  die  Ge- 
storbenen. Die  letzteren,  die  socialen  Momente,  bestimmen  die  Ab- 
weichungen der  Vermehrung  von  jenem  physiologisch  möglichen 
Maximum  und  somit  die  thatsäcbliche  Vermehrung.  Wir  fassen 
zunächst  das  physiologisch  mögliche  Maximum  für  die  Menschheit 
überhaupt  ins  Auge.  Dabei  wird  allerdings,  soweit  es  sich  um  sta- 
tistische Daten  handelt,  wesentlich  nur  mit  Erf abrangen  aus  der  euro- 
päischen Menschheit  und  deren  Abkömmlingen  operirt.  Dass 
auch  unter  dieser  und  vollends  nnter  der  gesammten  Menschheit 
eine  natürliche  Differenzirung  auch  in  Bezug  auf  „physio- 
logisch-mögliche'^  Vermehrangsfäkigkeit,  unter  NatureinflUssen, 
wie  Klima,  Race,  Nationalität,  Stammesart,  vielleicht  auch  der 
Ernährungsweise  und  der  psychisch-geistigen  Gesammtentwicklung 
stattfinden  mag,  braucht  nicht  bestritten  zu  werden,  lässt  sich  aber 
hier  nicht  näher,  und  mit  den  vorhandenen  Erfahrungsthatsachen  über- 
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baupt  noch  Dicht  geDUgend  sicher  verfolgCD.  Der  etwaige  Einflass 
solcher  Factoren,  so  derjenige  mir  wahrscheinliche  und  statistisch  wohl 
hervortretende  der  Nationalität,  des  Stammes  ist  von  demjenigen 
der  mancherlei  socialen  Momente  schwer  zu  trennen,  kommt  aber 
allerdings  möglicher  Weise  in  der  thatsächlichen  Gestaltung 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  mit  zur  Geltang.  Das  Problem 
der  ,,physiologisch-möglichen''  Bevölkerungsvermehrung  bat  übrigens 
auch  noch  eine  specielle  mehr  practische  Bedeutung  für  die  Be- 
völkcrungsfrage  innerhalb  einer  socialistischen  Volkswirtbschafls- 
organisation,  in  welcher  die  heutigen  hemmenden  socialen  Factoren 
nicht  oder  doch  weniger  wirken  würden,  während  es  fraglich  bleibt, 
ob  sie  durch  andere  genügend  ersetzt  würden. 

A.  —  §.   208.  Physiologisch   mögliche  Vermehrung. 
Die  natürliche   Vermehrung  der  Bevölkerung  hängt,   rein   physio- 
logisch betrachtet,  offenbar  von  folgenden  fünf  Factoren  ab :  l)von 
der  Zahl  der  Frauen  im  gebärrähigen  Alter  in   der   Bevölkerung; 
2)  von  der  Zahl   der  fruchtbaren   Frauen   hierunter;   3)   von   der 
Höhe  der  Geburtsfrequenz,  d.  h.  von  der  Zahl  der  Geburten,  welche 
eine    Frau    durchschnittlich    während    ihres    gebärfähigen    Alters 
leistet,  bzw.  nach  physiologischer  Auffassung  wahrscheinlich  leisten 
kann;   4)  von   der  Zahl  der  Kinder,   insbesondere  der  wenigstens 
etwas  lebensfähigen,   daher  einige  Zeit  lebenden  Kinder,  welche 
auf  einen   Geburtsact  durchschnittlich  fallen;   5)  von   der  Grösse 
der  Sterblichkeit.    Je  grösser  die  Zahlen   für  No.  1,  2,  3,  4  und 
je  kleiner  die  Zahlen  für  No.  5  sind,  desto  grösser  wird  die  natür- 
liche Vermehrung.   Mit  den  vorhandenen  Materialien  lässt  sich  nun 
erfahrungsmässig  für  unsere  europäischen  und  einige  andere  Völker, 
die  von  jenen   abstammen,  statistisch   feststellen,   welche  Zahlen- 
verhältnisse  für  No.  1,  3,  4,  5   sich   in  der  Wirklichkeit  und   bei 
grösseren  Bevölkerungsmengen,  die  allein  hier  statistisch  in  Be- 
tracht kommen  und  etwas  beweisen,  finden.   In  Anknüpfung  hieran 
und    unter    Benutzung    anderer   Erfahrungsthatsaehen ,    zum   Theil 
auch   statistischer,    kann   man   mit  einiger   Sicherheit,    wiederum 
wenigstens   für  grössere   Bevölkerungen,   ableiten,   welche  Grösse 
als  Maximum  für  No.  1,  3,  4  und  als  Minimum  für  No.  5  an- 
genommen werden  darf.   Am  Wenigsten  sicher,  mangels  genügender 
statistischer  Aufnahmen  und  Daten,  ist  die  Beantwortung  der  No.  2 
betreffenden  Frage.     Einigermaassen  lässt  sich   aber  so  doch   er- 
mitteln,  welches  das  physiologisch  mögliche  Maximum  und 
weiter  das  auch  tbatsächlich  noch  für  etwas  grössere  Volks- 
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zahlen  unter  besonders  günstigen  Umständen  mögliche  Maximum 
der  natürlichen  Volksvermehrung  sein  möchte.  Es  bewegt  sich 
muthmaasslich  um  3^0  der  Bevölkerung  herum,  ich  möchte  es 
auf  Grund  der  im  Folgenden  (§.  204—213)  angestellten  Unter- 
suchungen auf  c.  2.8%  veranschlagen  (vgl.  bes.  §.  213). 

Die  betreffende  Frage  ist  öfters  iu  der  BevOlkerangsstatistik  erörtert  worden,  s. 
schon  J.  G.  Hoftmann,  in  dem  Aufs,  über  die  Besorgnisse,  welche  die  Zunahme 
der  Be?ölkerung  erregt,  in  der  Sammlung  kl.  Schriften  staatswirthsch.  Inhalts,  Berl. 
1843,  S.  r^Oli'.,  bes.  S.  .S4,  ders.  über  die  Grenzen  des  Wachsthums  der  Be?öikerang 
in  den  christlichen  Staaten  Europas,  im  Nachlass  kl.  Schriften,  Berl  1847,  bes. 
S.  202.  Zum  Theil  im  Anschluss  an  ihn  namentlich  dann  Wappäns  I,  OOfi*.  und 
dazu  die  Noten  S.  121  ff.  Er  formulirt  die  einzelnen  Puncto  aber  etwas  anders,  über- 
sieht den  Pnnct  No.  2  und  behandelt  das  ganze  Problem  auch  sonst  abweichend. 
S.  ferner  Rümelin,  Reden,  1.  Folge  S.  312tf. 

§.209.  Ausführungen  zu  den  einzelnen  fünfPuncten. 

Zu  No.  1:  Nach  Klima,  Race  u.  dgl.  schwankt  bekanotlich  An- 
fang,  Ende  und  Dauer  des  gebährfähigen  Alters  der  Frauen. 
Mit  Ho  ff  mann  und  Wappäus  u.  A.  eine  Dauer  von  29  Jahren 
(bei  uns  vom  17.  —  45.sten  incl.)  duicbscbnittlich  anzunehmen, 
möchte  auch  für  das  physiologische  Maximum  zu  hoch  gegriffen 
sein.  Die  Frauen  dieses  Alters  schlagen  beide  auf  nahe  20^0  der 
Bevölkerung  in  unseren  Ländern  an,  was  annähernd  mit  neueren 
Daten  stimmt.  Rümelin  u.  A.  nehmen  wohl  richtiger,  mindestens 
für  unsere  Bevölkerungen,  nur  c.  22  Jahre  Dauer  der  Gebähr- 
fähigkeit an  (etwa  19 — 41);  die  Frauen  dieses  Alters  betragen  etwa 
16.5%.  Die  durchschnittliche  Dauer  der  ehelichen  Fruchtbarkeit 
bei  uns  schätzt  Rümelin  auf  nur  12  — 13  Jahre. 

In  der  gen.  reichsstatist.  Arbeit  wird,  um  Süd-  und  Nordeuropa  gleicher  Weise 
zu  berücksichtigen,  das  gebährfähige  Alter  mit  über  15  —  50  Jahre  angenommen 
(Einl.  3,  54).  Im  Deutschen  Reich  standen  im  Mittel  von  1872 — 80  in  diesem  Alter 
von  1000  weiblichen  Personen  492.2,  in  dem  von  20 — 45  350.3,  ?on  15 — 45 
442.8,  was  ziemlich  jener  Annahme  von  Wappäus  entspricht.  In  Westösterreich  war 
der  Promillesatz  der  Frauen  von  15 — 45  Jahren  1871 — 80  452.7,  in  Frankreich 
1872  —  80  448.4.  Nach  den  allerdings  nur  wenigen  vorlie;;enden  Daten  über  das 
Alter  der  Mütter  bei  der  Niederkunft  (s.  B.  44  d.  Keichsst.  S.  178  der  Tabellen)  ist 
die  Zahl  der  Geburten  von  Frauen,  insbesondere  verheiratheter ,  im  Alter  von  über 
45 — 50  Jahren  sehr  klein,  in  einigen  deutschen  Kleinstaaten  auf  100  letzterer  Frauen 
1.3,  in  einigen  nordischen  Ländern  1.3.  2.4,  2.7,  4.3  (Norwegen),  bei  verheiratheten 
Müttern  von  über  50  J.  ganz  verschwindend  (in  jenen  deutschen  Staaten  O.Ol,  Nor- 
wegen 0.06  7o)^  ^<^i  verheiratheten  Müttern  von  40 — 45  aber  allerdings  doch  noch 
10.2  in  deutschen,  12  —  I8.77o  i'*  scandinavischen  Ländern.  In  der  Altersclasse 
1 5 — 20  sind  die  Frauen  natürlich  viel  fruchtbarer  (in  jenen  deutschen  Staaten  kommen 
auf  100  verheirathcte  Frauen  59.3,  in  Dänemark  sogar  72.9 '^/q  Niederkünfte).  Klein 
ist  nur  bei  uns  und  doch  ziemlich  überall  die  Zahl  der  in  diesem  Alter  schon  ver- 
heiratheten Frauen  (im  Deutschen  Reich  1872 — 80,  1.7,  Max.  Prov.  Posen  4.1,  auch 
West-Oesterreich  1.9,  England,  Schottland  2.7,  selbst  in  Italien  nur  4.5,  Frankreich 
6.1,  Griechenland  10.5,  Galicien  u.  Bukowina  9.9,  Reichsstat.  B.  44,  Tab.  S.  116, 
122),  was  natürlich  zu  beachten  ist,  wenn  es  sich  um  die  unter  unseren  socialen 
u.  8.  w.  Verhältnissen  mögliche  Geburtsziffer  und  die  davon  abhängige  Volks- 
yermehrung  handelt. 

A.  Wagner,  Ornndlegniig.    3.  Aaflage.    1.  ThelL  Orandl^en.  32 
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Zu  No.  2:  Genaue  statistische  Daten  über  Unfruchtbar- 
keit der  Ehen  sind  wenige  vorhanden  (u.  a.  ans  Frankreich). 
Aber  dass  f&r  unsere  Frage  mit  diesem  Umstand  der  Unfrucht- 
barkeit vieler  Frauen  zu  reebnen  ist,  folgt  doch  wohl  aus  der 
notorisch  nicht  uoerheblichen  Zahl  kinderloser  Ehen. 

Von  diesen  steht  es  ja  freilich  dahin ,  wie  weit  die  Ursache  in  der  Frau  oder 
in  dem  Manne,  bz.  in  dem  concreten  Ehemanne  in  Bezng  anf  die  concreto  Ehefinn 
liegt,  femer,  ob  die  bisher  kinderlose  Ehe  es  dauernd  bleibt.  Aber  wenn  man,  wohl 
gegen  die  Wirklichkeit  nnd  geg:en  medicinische  Ansichten,  selbst  nur  die  H&lfte  der 
Fille  unfruchtbarer  Ehen  auf  Bechnung  der  Frau  setzt,  etwa  mit  unter  der  hier  auch 
nicht  zu  übersehenden  Annahme,  dass  man  ?ielleicht  einen  Theil  der  unfruchtbaren  Ehen 
auf  zu  spätes  Heiratben  ?on  Frauen  in  unseren  socialen  Verhältnissen  schieben  muss,  so 
bleibt  doch  immerhin  far  die  hier  behandelte  Frage  mit  diesem  Umstand  weibUcher 
Unfruchtbarkeit  zu  rechnen.  Nimmt  man  mitRtlmelin  (a.  a.  0.  S.  314)  an,  dass  V, 
der  gebährfähigen  Frauen  unfruchtbar  seien,  so  würde  die  Quote  der  nach  Wappäus  for 
die  Progenitur  in  Betracht  kommenden  Frauen  von  20  sinken  aaf  c.  177o«  w^enn  man 
die  FäUe  alle,  auf  18 — 19,  wonn  man  sie  zur  Hälfte  auf  Rechnung  der  Frau  setzt 
Kach  der  niedrigeren  Annahme  der  Dauer  der  Gebährf&higkeit  von  22  Jahren  ergäbe 
sich  hiernach  aber  nur  eine  Quote  von  c.  14.1,  bzw.  von  c.  15.S7o* 

§.  210.  Fortsetzung.  Näheres  über  die  Gebnrts- 
frequenz. 

Zu  No.  3:  Auch  bei  der  Frage  nach  der  möglichen 
durchschnittlichen  Zahl  der  Geburten  (Niederkünfte)  können  die 
vorliegenden  statistischen  Daten  nicht  unbedingt  entscheiden,  da 
die  statistisch  ermittelte  Fruchtbarkeit  der  jetzigen  gebährenden 
Frauen,  speciell  in  der  Ehe,  eben  auch  das  Ergebniss  unter  unseren 
socialen  Verhältnissen  ist,  so  dass  man  unvermeidlich  hier  auf 
gewisse  Conjecturen  angewiesen  wird. 

Mit  Physiologen  und  Statistikern  wie  Wappäus  wird  man 
es  für  möglich  halten  können,  dass  eine  gesunde  und  auch  bei 
zahlreichen  Geburten  gesund  bleibende  —  eben  eine  schwer  zu 
erledigende  Frage!  —  und  selbst  stillende  (daher  schwerer  con- 
eipirende)  Frau  allerdings  alle  2  Jahr  während  ihrer  Periode  der 
Gebährfähigkeit  gebähren  kann.  Darauf  hin  hat  man  auch  eine 
Geburtsfrequeez  von  10%  der  Bevölkerung  (bei  20%  Frauen  in 
dem  genannten  Alter)  als  „physiologisch  möglich^'  bezeichnet,  wenn 
das  auch,  wie  Wappäus  (I,  91)  selbst  meint,  „aus  Gründen,  die 
eben  in  den  socialen  Verhältnissen  civilisirter  Länder  liegen^', 
thatsächlich  sicher  bei  Weitem  nicht  erreicht  werden  würde.  Man 
muss  aber  auch  schon  behaupten,  dass  eine  solche  Frequenz  in 
irgend  etwas  grösseren  Bevölkerungen  überhaupt  nicht,  jeden- 
falls nicht  auf  irgend  einige  Dauer  und  auch  schwerlich 
bei  uncivilisirten  Völkern,  vorkommen  kann,  vielmehr  für  Durch- 
schnittsverhältnisse auch  schon  physiologisch  nicht 
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möglich  erscheint,  weil  sie  an  sanitäre,  medicinische  und 
anderweite  rein  natürliche,  physiologische  Voraussetzungen 
gebunden  wäre,  die  sich  nur  sehr  unwahrscheinlich  allgemein  er- 
füllen können.  Auch  mit  Rücksicht  auf  die  Unfruchtbarkeit  vieler 
Frauen  müsste  ohnehin  die  Zahl  10  auf  9%  und  vermuthlich  dar- 
unter, nach  der  obigen  Annahme  einer  überhaupt  kleineren  Quote 
der  gebährfähigen  Frauen  noch  erheblich  mehr,  aaf  7  —  8  und 
darunter,  und  endlich  wegen  der  angedeuteten,  muthmaasslich 
auf  die  Dauer  allein  möglichen  weiblichen  Geburtsleistang  auf 
noch  ansehnlich  weniger  herabgemindert  werden.  Ich  möchte  die 
Wappäus'sche  Annahme  von  5%  Geburtsfrequenz,  die  er  nur  ftlr 
die  ,,Zustände  des  Lebens  in  Cnltursstaaten'^  als  Maximum  annimmt, 
auch  fast  fttr  das  richtigere  dauernde  physiologische  Maximum, 
wenigstens  für  Völker  unserer  Racen  und  Klimata,  ansehen,  jeden- 
falls nur  wenig  mit  der  Ziffer  höher  gehen,  vielleicht  bis  aaf 
6%  oder  ein  Geringes  darüber  allerhöehstens. 

Die  statutischen  Thatsachen  ans  neuerer  Zeit  ergeben  Folgendes  (nach  B.  44 
der  Bcich8statistil[).  Die  Gebartsziffer  für  die  ganze  Bevölkerung  —  allerdings  nach 
dem  Frtlheren  (S.  484)  kein  ganz  correcter  Vergleichungsmaassstab  —  berechnet, 
war  in  zehnjährigen  Durchschnitten  (bei  einzelnen  L&ndem  in  Theilen  einer  solchen 
Periode)  (B.  44  der  ReicbssUt,  Einl.  S.  11  und  dazu  gehörige  TabeUen)  auf  1000 
der  mittleren  Bevölkerung  incl.  Todtgeborene  (bei  Gr.-Britannien  und  Russland  excl.^): 

Tab.  I.    Geburtsfrequenz  verschiedener  Länder. 
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Die  Maximaljahre  sind  beim  Deutschen  Reich  1876,  West-Oesterreich  1873, 
Galicien  1864,  Italien  (nur  aus  1863—80)  1876,  Frankreich  (immer  ohne  Elsass- 
Lothringen  gerechnet)  1841,  Gr.-Britannien  (ohne  Irland,  bis  1860  ohne,  dann  mit 
Schottland)  1876,  Bussland  (ohne  Polen  und  Finnland,  aber  nur  aus  1867—80)  1873, 
Belgien  1841  und  1874,  Korwegen  1S59.  Die  Minimaljahre  sind  beim  Deutschen 
Beich  das  erste  1855  (niedriger  als  selbst  1847  und  1848  mit  34.61  und  34.71), 
das  zweite,  das  durch  den  Krieg  naturgem&ss  einen  starken  Ausfall  gebende  J.  1871 

')  Die  Ziffern  stimmen  übrigens  in  den  verschiedenen  Publicationen  des  reichs- 
statist  Amts  in  den  Decimalen  nicht  immer  ganz  tiberein,  vgl.  B.  44  Einl.  S.  11, 
Tab.  S.  3,  Jahrb.  1888  S.  14. 

*)  In  einem  einzelnen  Jahre  der  ganzen  Periode. 

32» 
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(1870  40.09,  1872  41.09),  West-Oesterreich  das  erste  1855,  zweite  1848,  Galicien 
das  erste  1855,  das  zweite  1848,  Italien  1880,  Frankreich  1880  (zunächst,  zwischen 
1841—80,  dann  1855  mit  25.9,  1847  mit  26.2),  das  zweite,  das  Krie^sjahr  1871 
(1870  26.7,  1872  27.9,  wie  1801,  Maximum  seitdem),  Gr.-Britannicn  1847,  Rassland 
1878  (Turkenkricg,  sonst  47,9  In  1868  und  1881),  Belgien  1S47  (zunächst  dann  1846 
mit  28.9,  1849  mit  29.0.  1S55  29.3),  Norwegen  1869. 

In  den  einzelnen  Gebietstheilen  dieser  Länder  zeigen  sich  natUrlicli  grosse  Ver- 
schiedenheiten der  Durchschnitte,  der  Maxima  und  Minima.  Unter  den  preassischen 
Pronnzen  haben  nach  dem  10 jähr.  Durchschnitt  die  östlichen,  z.  Th.  slamchea 
Provinzen  das  Maximum,  so  Posen  1871—80  46.22  (Min.  1851—60  43.46),  Preussen 
1861—70  46.08  (wenig  geringer  in  den  drei  anderen  Decennien),  Ostpreussen  1851  bis 
60  44.70;  dagegen  das  Minimum  Schleswig -Holstein  1841  —  50  32.8,  Hannorer 
1841  —  50  32.17  (in  beiden  seitdem  Steigerung  jahrzehntweise).  Die  Maxima  nach 
einzelnen  Jahren  und  pro?inzweise  finden  sich  in  Ostpreussen  mit  52.65  in  1849 
(nach  18481  und  nach  vorausgehendem  Minimum  in  der  ganzen  Periode  in  184S, 
nach  der  Tbeuerung  von  1847,  mit  34,75,  in  1S50  wieder  46.37),  in  Westpreassen 
ebenfalls  in  1849  mit  50.51  (in  1848  auch  nahezu  das  Minimum  der  Periode  mit 
39.79,  noch  etwas  kleiner  nur  im  Kriegsjahre  1871  mit  39.41).  In  Posen  war  dad 
Maximum  in  1845  49.19,  1849  47.87  und  wiederum  nach  dem  Kriege  in  den  70er 
Jahren  zwischen  47—48  und  i.  J.  1875  48.03.  Auch  in  Berlin,  dessen  Yerhiltnisse 
nach  seiner  BevOlkernngsgliederung,  besonders  seiner  Alterszusammensetzang  aber 
nicht  unmittelbar  eine  Yergleichung  gestatten,  ist  in  einzelnen  Jahren  die  Geburts- 
Ziffer  von  40  öfters,  von  45  auch  noch  überschritten  und  ein  Maximum  von  47.05 
in  1876  vorgekommen  (Mitte  der  80  or  Jahre  dagegen  nur  c.  36).  Auch  in  Schlesien 
wird  43 — 44  erreicht,  in  Westfalen  44  einmal  überschritten,  in  Rheinland  43,  aber 
die  Durchschnitte  bleiben  niedriger,  und  die  hohen  Zahlen  bilden  hier  und  in  den 
anderen  Provinzen  ,  wo  40  kaum  einmal  erreicht  wird ,  die  Ausnahme.  In  Bayern 
kommen  zeitweise  die  hohen  Zahlen  von  45  und  darüber  in  der  Mitte  der  70  er  Jahre 
in  den  nicht-fränkischen  rechtsrheinischen  Provinzen,  also  im  eigentlichen  Alt-  oder 
Südbayem,  vor  und  wird  1871  —  80  hier  ein  Durchschnitt  von  43.41  erreicht,  auch 
in  der  Pfalz  findet  sich  1876  das  Maximum  von  44.77.  K.  Sachsen  zeigt  hohe  und 
steigende  Decennial- Durchschnitte,  1871—80  mit  44.69,  Maximum  1876  mit  47.27, 
Würtemberg  ähnlich  bz.  44.76  (1871—80)  und  47.16  (1875).  Niedriger,  durchschnitt- 
lich unter  40,  bleiben  Baden,  Hessen  und  die  übrigen  Mittel-  und  Kleinstaaten,  in 
denen  nur  ausnahmsweise  40  erreicht  wird  (einzelnen  thüringischen),  mehrfach  35  ein 
Maximum  bildet.  Doch  sind  die  Zahlen  dieser  Gebiete  wegen  ihrer  Kleinheit  und 
specifischen  Verhältnisse  nicht  direct  vergleichbar.  Jedenfalls  ist  auch  in  Deutsch- 
land dem  starken  Tempo  und  der  grossen  Geburtsfrequeuz  nach  dem  französischen 
Kriege,  besonders  Mitte  der  70er  Jahre,  ziemlich  überall  wieder  eine  erhebliclie 
Abnahme,  wenn  auch  mit  Schwankungen,  gefolgt  (s.  u.  §.  218  £). 

Die  hohen  Frequenzen  von  45  —  50  und  darüber,  wenigstens  in  den  einzelnen 
Jahren,  und  in  Landestheilen  selbst  von  der  Grösse  prcussischer  Provinzen  und 
deutscher  Mittelstaaten  zeigen,  dass  man  osteuropäischen  (galicischen ,  russischen), 
slavischen  hohen  Frequenzzahlen  doch  vielleicht  nicht  ganz  mit  dem  Misstrauen  gegen 
ihre  Richtigkeit  begegnen  darf,  welches  sich  zunächst  bei  ihrem  Anblick  wohl  ein- 
stellt und  bei  der  Unzuverlässigkeit  der  Statistik  wenigstens  in  Russland  wohl  nicht 
von  vornherein  unberechtigt  ist.  Für  das  mittlere  und  das  Ostliche  Russland  wird  im 
Durchschnitt  von  1871  —  80  bei  den  nach  dem  Familienstand  unterschiedenen  Neu- 
geborenen sogar  eine  Frequenz  von  50.4  und  bzw.  53.4  berechnet  (Etcichsstat  B.  44, 
Tab.  I.  S.  64  und  Note  S.  70).  Finnland  zeigt  geringere  Frequenzen  (fast  immer  unter 
40),  Ungarn  (i.  w.  S.)  aber  auch  im  neueren  Durchschnitt  über  43,  mit  Jahres- 
Maximum  von  45 — 46,  Serbien  auch  40—41  und  44 — 45  im  längereu  Durchschnitt, 
46 — 47  in  einzelnen  Jahren,  Rumänien  und  Griechenland  dagegen  bleiben  (wenn  die 
Daten  correct  sind ,  was  in  Griechenland  und  früher  wohl  auch  in  Rumänien  zu  be- 
zweifeln ist),  jenes  mit,  dieses  ohne  Todtgeborene,  unter  30,  doch  weisen  die  letzten 
Jahre  auch  in  Rumänien  meist  35 — 37  auf.  —  Dass  die  französische  niedrige 
Geburtsfrequenz  doch  ziemlich  allein  steht,  auch  nicht  etwa  romanischen  Völkern 
heute  zu  Tage  eigenthümlich  ist.  zeigt  schon  der  Vergleich  mit  Italien,  auch  mit  dem, 
allerdings  zu  mehr  als  der  Hälfte  germanischen  Belgien.     Aber  auch  Spanien  hat 
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eine  Dnrchschnittsfrequenz  (1861 — 70)  ?on  38.1«  mit  Jahresschwankangen  nur  zwischen 
39.7  und  35.7,  RumänieD,  wenn  man  es  mit  als  romanisch  gelten  lassen  will,  zeigt 
jetzt,  wo  vermnthlich  die  Daten  erst  vollständiger  sind,  die  höhere,  Italien  gleich 
kommende  Frequenz.  Bloss  Irland  und  Griechenland  haben  ähnlich  niedrige  Gebnrts- 
frequenz  wie  Frankreich,  Irland  (ohne  Todtgeborene)  im  Durchschnitt  26.3 — 26.5,  in 
den  80  er  Jahren  nur  noch  23  —  24.  Neben  bekannten  anderen  hier  mitspielenden 
Momenten  auch  wohl  der  Alterszusammensetzung  der  6e?0lkernng.  und  unter  der 
Annahme,  dass  die  irischen  Daten,  welche  für  unvollständig  gelten,  doch  nicht  gar  zu 
sehr  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleiben  —  keltische  Verwandtschaft  mit  Frankreich? 

Nach  allen  diesen  Daten  wird  man  eine  Gebnrtsfreqnenz  von 
45 — 50  Promille  der  Gesammtbevölkerung  allerdings  auch  für  etwas 
längere  Perioden  im  slaviscben  Osten  als  erreichbar  nnd  thatsäch- 
lich  erreicht  ansehen  dürfen,  in  der  continentalen  und  grossbritannischen 
germanischen  und  in  der  romanischen  Bevölkerung  Europas,  ausser- 
halb Frankreichs,  von  35  —  40,  in  der  nordgermanischen  von 
30  —  35,  wobei  die  höhere  GrenzzifiFer  etwa  mit,  die  niedrigere 
ohne  Todtgeborene  anzunehmen  wäre.  Ich  bezweifle  auch  nach 
diesen  Thatsachen,  ob  eine  höhere  Geburtsfrequenz  als  50 — 60, 
höchstens  noch  ein  wenig  darüber  als  „physiologisch-mög- 
liche" angenommen  werden  darf. 

Die  erwähnten  Thatsachen,  die  hohe  slavische,  die  bei  uns  in 
günstigen  Jahren  stark  und  rasch  steigende  Frequenz,  ein  wichtiger 
Funct  in  der  Schwankungsstatistik,  auf  welchen  wir  noch  zurück- 
kommen (§.  217  ff),  zeigen  aber  auch,  wie  selbst  unter  socialen 
Verhältnissen  der  Gegenwart  —  oder  gerade  hier  werden  die 
Socialisten  auf  dem  Boden  ihrer  petitio  principii  sagen  —  das 
physiologische  Maximum  der  Frequenz  trotz  eines  so  bedeutenden 
Theils  lediger  und  nicht  gebährender  Frauen  gar  nicht  so  sehr 
stark  unterschritten  und  bei  gewissen  Änreizungen,  wie  in  günstigen 
Jahren,  ihm  sofort  erheblich  näher  gekommen  wird,  was  genug 
zu  denken  giebt. 

Hält  man  sich  auch  hier  an  die  an  sich  correctere  Berechnung 
der  Geburtsfrequenz  nach  der  Anzahl  der  Geburten  (Geborenen), 
welche  nicht  auf  die  ganze  Bevölkerung,  sondern  auf  die  An- 
zahl der  Frauen  im  gebährfähigen  Alter  fallen,  so  er- 
geben sich  nicht  ganz  dieselben,  aber  doch  ähnliche  Unterschiede 
und  Reihenfolgen  der  Geburtsfrequenzen  der  Länder  oder  Völker, 
wie  bei  der  vorausgehenden  üblichen  Berechnungsweise.  Man  ge- 
langt auch  hier  zu  einer  auf  die  ganze  Bevölkerung  berechneten 
physiologisch  möglichen  Maximal-Geburtsfrequenz,  welche  von  dem 
obigen  Anschlag,  freilich  unter  gewissen  hypothetischen  Annahmen, 
nicht  allzuviel  abweicht. 

S.  Beichsstat.  B.  44,  Einl.,  S.  9,  10,  Tah.  S.  76,  77. 
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verhcirathete, 

nicht  verhoir., 
kommen  jährlich 

ehelich 

unehelich 

Geborene 

Geborene 

Deutsches  Reich 

293 

30 

Westöstcrrcich 

258 

40 

GalicieD,  Bukowina 

260 

47 

Italien 

254 

24 

Frankreich 

174 

18 

Belgien 

289 

19 

Norwegen 

268 

20 

Die  weibliche  BcTölkerung  zwischen  15  und  50  Jahren  kann  auf  c.  25^0  ^ 
GesammtbeFÖIkerung  veranschlagt  werden.  Die  Gehurtsfrequenz  (incL  Todtgeboreo«) 
war  im  Deutschen  Reich  1872 — 80  164  Promille,  auf  alle  diese  Frauen,  293  auf  die 
verheiratheten ,  30  auf  die  unverheiratheten  (uneheliche  Kinder),  mit  Schwankungen 
dieser  drei  Daten  in  den  einzelnen  Jahren  zwischen  bzw.  170  und  158,  30  und  29, 
303  und  276,  und  mit  Schwankungen  nach  Provinzen.  ProvinztheiU  Gruppen,  Mittel- 
staaten zwischen  bzw.  204  (Rg.-Bz.  Arnsberg)  und  145  (Hannover  und  Elsass-Lotbringen, 
135  Mecklcnb.-Schwerin),  von  kleineren,  nicht  genau  vergleichbaren  Gebictstheilen  ab- 
gesehen, in  der  Gesammtfrequenz,  38  (unehel.  Frequenz),  (Rg.-Bz.  Breslau  und  Liegnitz) 
und  9  (Rg.-Bz.  Mtlnster  und  Minden),  351  (eheliche  Frequenz)  (Rg.-Bz.  Düsseldorf) 
und  256  (Hannover,  224  Mcckl.- Seh  worin)  Die  gleichen  Quoten  einiger  anderer 
Länder  (meist  auch  aus  1871  —  SO)  waren  im  Vergleich  mit  Deutschland  (vgL  auch 
u.  Tab.  ILI  S.  505): 

Tab.  IL    Gebährfrequenz  der  Frauen. 

Auf  1000  15 — 50  Jahre  alte  Frauen  und  zwar 

überhaupt 

im  Ganzen 

164 
145 
175 
149 
106 
142 
129 

Schweden,  Dänemark  zeigen  ähnliche  Zahlen  wie  Norwegen,  Niederlande  wie 
Belgien  (etwas  höher  in  Col.  1  und  3),  Schweiz  wie  Italien  (in  der  ehei  Frequenz, 
niedriger  in  der  unehelichen  und  gesammten,  hier  125). 

Nimmt  man  die  hohe  eheliche  Geburtsfrequenz  im  Deutschen 
Seiche  mit  rund  290  oder  im  Reg. -Bez.  Düsseldorf  mit  350  Pro- 
mille als  eine  allgemein  und  dauernd  von  der  ganzen  weiblichen 
gebährfähigen  Bevölkerung  physiologich  erreichbare  und  diese 
weibliche  Bevölkerung  wieder  auf  rund  25%  der  gesammten  an, 
obgleich  der  Uebertragung  der  Gebnrtsfrequenz  bei  den  verheiratheten 
auf  alle  anderen  Frauen  manche  Bedenken  entgegenstehen,  so  er- 
hielte man  eine  Maximal-Geburtsfrequenz,  auf  die  ganze  Bevölkerung 
berechnet,  von  allerdings  c.  7.25%  i^  ersten,  8.75%  im  zweiten 
Falle,  was,  nach  dem  Frtlheren,  wesentlich  zu  hoch  erscheint 
Legt  man,  wohl  richtiger,  eine  Geburtsfrequenz  aller  gebähr- 
fähigen Frauen  von  etwa  250  Promille  zu  Grunde,  so  würde  eine 
Maximalfrequenz  von  6.25  %  auf  die  Gesammtbevölkerung  gerechnet 
herauskommen,  was  annähernd  unserer  obigen  Annahme  entspräche. 

Verglichen  mit  der  wirklichen  von  c.  3.5 — 4%  im  europäischen 
Durchschnitt  zeigte  sich  dann  freilich  auch,  welches  starke  Hemm- 
mittel (check)  flir  die  thatsächliche  Geburtsfrequenz  unsere  Ehe- 
ordnung dadurch  ist,   dass  durch  sie,  namentlich  auch  wegen  der 
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Verheirathnng  erst  geraume  Zeit  naeh  Eintritt  der  Gebährfähigkeit, 
doeh  ein  erheblicher  Theil  der  gebährfähigen  weiblichen  BevOlkerang 
Yom  Gebähren  grösstentheils  mit  Erfolg  ausgeschlossen  wird,  wie 
die  überall  so  viel  geringere,  bei  uns  nur  c.  lO^/o  der  ehelichen 
betragende  uneheliche  Geburtsfrequenz  der  unverheiratheten  gebähr- 
fähigen  Frauen  zeigt.  In  einer  anderen  „Gesellschaftsordnung'^, 
mit  anderem  Ehe-  oder  Geschlechtsverkehrs  -  Rechte  wtlrde  das 
doch  anders  liegen  und  daher  leicht  eine  allgemein  höhere 
Geburtsfrequenz,  auf  die  ganze  Bevölkerung  berechnet,  als  die  sich 
jetzt  bei  dieser  zeigende,  eintreten  können,  wenn  —  nicht  der 
„präventive  Geschlechtsverkehr",  nach  dem  neueren  Vorschlage 
(S.  462)  Abhilfe  gewähren  soll.  Gerade  diese  Seite  der  Frage  ist 
für  die  Kritik  gewisser  socialistischer  Illusionen  über  das  volks- 
wirthschaftiiche  Bevölkerungsproblem  wiederum  nicht  unwichtig. 

Zu  No.  4:  Hier  handelt  es  sich  um  die  Fragen  der  sogen. 
Mehrlingsgeburten  und  deren  statistische  Bedeutung  für  die 
Bevölkernngsvermehrung  durch  die  Geburten.  Genügendes  stati- 
stisches Material  liegt  hierüber  seit  länger  vor.  Es  ergiebt  sich 
daraus ,  dass  die  statistische  Bedeutung  dieses  Phänomens  Tür  die 
hier  erörterte  Frage  ganz  untergeordnet  ist. 

Schon  die  Zahl  der  Zwillingsgeburten  ist  klein,  c.  1  %  der  Geburten,  c.  279V0 
der  Geborenen,  auch  davon  kommen  schon  2 — 3  mal  soFiel  todt  zur  Welt,  als  bei  den 
einfachen  Geburten.  Die  Lebensfähigkeit  und  Lebensdauer  der  Z^llinge  ist  wohl 
auch  geringer,  wenn  auch  keine  genaue  Statistik  dafür  vorliegt.  Die  Zahl  der  Drillings- 
und  sonstigen  Mehrgeburten  ist  so  minimal  und  die  Kinder  sind  gewöhnlich  so  wenig 
lebensfähig,  wenn  sie  selbst  lebendig  geboren  werden,  dass  man  von  diesen  Fällen 
ganz  absehen  kann.  Sie  haben  mehr  nur  ein  rein  physiologisches  oder  pathologisches 
Interesse.  Im  Deutschen  Reich  (exci.  einige  Kleinstaaten  und  Elsass- Lothringen) 
kamen  1876  —  80  jährlich  19,139  Zwillinirsgeburten ,  12.37oo  ^^n  allen  Geburten 
(darunter  98T.567oo  einfache),  209  Drillingsgeburten,  und  2  Vier-,  bzw.  FUnfiings- 
geburten  (im  Ganzen  8  in  5  Jahren,  davon  eine  FUnf lingsgebart) ,  oder  zus.  0.13®/^ 
?or.  Unter  1000  Geborenen  überhaupt  waren  24.69  Mehrlingskinder.  In  anderen 
Ländern  sind  die  Zahlen  nicht  sehr  verschieden,  hier  und  da  ein  Geringes  bei  Zwillingen 
hoher,  nur  Frankreich,  neben  Spanien,  Rumänien,  steht  auch  hier  mit  bloss  9.81 
Zwillingsgeburten  etwas  zurück  (s.  B.  44  d.  Reichsstat.  Einl  S.  60,  Tab.  S.  140,  178). 
Schlägt  man  zur  Zahl  der  Geburtsacte  also  etwa  l7o  hinzu,  was  bei  den  durchaus 
nur  approximativen  Ziffern,  mit  welchen  wir  es  in  der  hier  erörterten  Frage  zu  thun 
haben,  aber  nicht  ins  Gewicht  fällt,  so  hat  man  der  statistischen  Bedeumng  der 
Mehrlingsgebnrten  genügend  Rechnung  getragen. 

§.  211.  Fortsetzung.  Näheres  über  die  Sterbefall- 
frequenzy  besonders  Kleinkindersterbliehkeit. 

Zu  No.  5:  Ftlr  die  Entscheidung  der  Frage  der  physiologisch 
möglichen  natürlichen  Bevölkerungsvermehrung  kommt  endlich  gegen- 
über der  maximalen  Geburtsfrequenz  die  minimale  Sterblich- 
keit in  Betracht.  Die  directe  Feststellung  ist  selbstverständlich 
nicht  möglich,  die  vorliegenden  statistischen  Thatsachen  ergeben 
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immer  nur  Grössen,  welche  FnDctionen  unserer  socialen  Verhält- 
nisse mit  sind.  Immerhin  wird  man  auch  diese  Daten  wiederum 
mit  zur  Beweisführung  herbeiziehen  müssen  und  dürfen.  Aber  un- 
vermeidlich bleibt  hier  für  Conjecturen  ein  noch  weiterer  Spielraum 
als  bei  der  Geburtsfrequenz.  Für  solche  Conjecturen  lassen  sich 
jedoch  richtige  Anhaltspuncte  hinsichtlich  der  Verhältnisse  und 
Einflüsse,  welche  für  die  Sterblichkeit  in  Betracht  kommen,  fest- 
stellen, wozu  man  dann  auch  wieder  statistische  und  andere  £r- 
fahrungsthatsachen  benutzen  kann. 

Die  Sterblichkeit  ist  nach  allen  Erfahrungen  naturgemäss 
nach  den  Lebensaltern  sehr  verschieden.  Art  nnd  Maass  dieser 
Verschiedenheit  sind  nun  zwar  gewiss  wieder  von  den  socialen 
Verbältnissen  beeinflusst,  durch  Aenderungen  darin  also  selbst 
einer  Verändernng  fähig,  die  Erfahrungs-,  auch  die  statistischen 
Thatsachen  der  Sterbefrequenz  in  den  Lebensaltern  also  insofern 
variable  Grössen  in  Abhängigkeit  von  den  socialen  Verhältnissen, 
so  dass  man  aus  den  einer  bestimmten  Bevölkerung  in  der  und 
der  Zeit  entnommenen  Daten  nur  wieder  mit  Vorsicht  Schlüsse 
auf  ein  nothwendiges  Maass  der  Sterblichkeit  ziehen  kann. 
Auf  dieser  Erkenntniss  der  Abhängigkeit  der  Sterblichkeit  von 
socialen  Factoren  beruht  ja  auch  alle  rationelle  Theorie  und  Ver- 
waltungspolitik zur  Verbesserung,  zur  Verminderung  der  Sterblich- 
keit. Aber  die  Grösse  der  Verschiedenheit  und  der  im  Ganzen 
regelmässige  Gang  der  Sterblichkeit,  wie  er  sich  bei  allen  kleineren 
zeitlichen  und  örtlichen  Abweichungen  unverkennbar  ergiebt,  zeigt 
doch  auch  deutlich,  dass  eine  gewisse  Eigenart  der  Sterbefrequenz 
eine  natürliche  Mitgabe  des  Lebensalters  ist,  dass  es  daher 
für  deren  hier  in  Frage  stehende  Verminderung  gewisse  natür- 
liche Grenzen  giebt,  welche  zwar  nicht  unverrückbar  sind,  in- 
dessen sich  doch  nicht  über  ein  nicht  zur  Zahl  zu  bringendes,  aber 
deshalb  doch  vorhandenes  Maass  verschieben  lassen  möchten. 

Dies  gilt  von  den  drei  grossen  Abschnitten,  in  welche  man 
das  menschliche  Lebensalter  für  diese  Fragen  nach  aller  bisherigen, 
hier  aber  auch  wohl  allgemein  giltigen  Erfahrung  zerlegen  kann, 
nicht  in  gleichem  Grade,  aber  es  gilt  doch  für  alle  drei:  das  frühe, 
namentlich  das  allererste  Kindesalter  (stufenweise:  Leben 
vor  der  Geburt,  unmittelbar  nach  derselben,  erste  Wochen,  Monate, 
1.,  2.  Jahr,  etwa  noch  3. — 5.  Jahr),  das  spätere  Kindes-  und 
das  erwachsene  Alter  bis  zur  Schwelle  des  Greisenalters 
(5—10  bis  60,  65,  70  Jahre)  und  das  Greisenalter  über  letztere 
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Jahre  hiDans  bis  zum  Tode.  Für  den  letzten  Abschnitt  scheint  die 
Grenze  der  Sterblichkeit  und  Lebensdauer  am  Wenigsten  verrückbar 
za  sein.  Für  das  Kleinkindesalter  lässt  sich  durch  Verbesserung 
der  socialen  Verhältnisse  eine  erhebliche  Verminderung  der  Durch- 
schnittssterblichkeit erreichen,  aber  gross  wird  diese  Sterblichkeit 
hier  nach  Allem  in  Vergleich  zu  den  mittleren  Altersclassen  immer 
bleiben.  Nur  fttr  den  mittleren  Lebensabschnitt  möchten  die  Chancen 
günstiger  liegen,  wenn  alles  geschieht,  was  „menschenmöglich'^ 
zur  Verbesserung  der  Lebensverhältnisse  ist.  Dass  hier  überhaupt 
mit  Natur fa Ctoren  zu  rechnen  ist,  ergiebt  wohl  auch  die  tiberall 
wahrnehmbare  Verschiedenheit  der  Sterblichkeit  zwischen  dem 
männlichen  und  weiblichen  Geschlecht  und  in  den  ver- 
schiedenen Lebeusaltern  beider,  die  sicher  zwar  auch  mit,  zum 
Theil  nachweisbaren,  socialen  Factoren  zusammenhängt,  aber  sich 
daraus  nicht  allein  erklären  lässt. 

Dem  Kinde  droht  schon  vor  und  bei  der  Geburt  der  Tod, 
dem  Knaben  mehr  als  dem  Mädchen,  wie  die  Statistik  der  Todt- 
gebnrten  zeigt. 

Im  Deutschen  Reich  (1872 — 80)  kommen  4%  Todt^eborene  unter  den  Geborenen 
vor  mit  Jahresschwankungen  von  3.9  —  4.1  und  Schwankungen  in  den  grösseren 
Gebietsfcruppen  nach  mehrjährigem  Durchschnitte  von  5"/o  (Rg--Bz.  Breslau  und 
Liegnitz)  und  5.1  (Oppeln,  2.D  in  Alt-Bayern,  doch  sind  die  Zahlen  gewisser  katholischer 
Gegenden  wohl  nicht  ganz  richtig,  wahrscheinlich  etwas  zu  niedrig).  Die  todtgeborenen 
Knaben  überwiegen  stark,  weit  mehr  als  sie  es  bei  den  lebendgeborenen  thun  (im 
Deutschen  Reich  kommen  bei  den  Geburten  auf  100  lebende  Mädchen  105.4  Knaben, 
auf  100  todtgeborene  Mädchen  12S.9)  (Reichsstat.  B.  44,  Eiul.  S.  58,  Tab.  S.  176, 
Daten  f.  fremde  Länder  eb.  S.  177).  Die  localen  unterschiede,  ebenso  der  höhere 
Procentsatz  Todtgeborener  bei  unehelichen  Geburten  (in  Deutschland  hier  5 ,  bei  den 
ehelichen  3.9%,  eine,  wie  Schumann  a.  a.  0.  in  der  Reichsstatistik  mit  Recht  sagt, 
um  so  erheblichere  Dili'erenz,  weil  die  unehelichen  Mütter  häufiger  in  einem  Lebens- 
alter mit  an  sich  geringerer  Fre(|uenz  der  Todtgeburten  stehen)  und  andere  medicinische 
Erfahrungen  beweisen,  dass  bei  den  Todtgeburten  sociale  Factoren  mitspielen;  wie 
weit  das  eine  Geburtsstatistik  nach  Wohlstandskate^orien  u.  dgl.  noch  mehr  zeigen 
würde,  mag  dahingestellt  bleiben.  Ein  gewisser  Procentüatz  der  Todtgeburten  wird 
aber  doch  als  nothwendigaus  Naturverhältnissen  hervorgehend,  mindestens 
bei  Culturvölkern ,  anzusehen  sein.  Die  Verschiedenheit  der  Todtgeburten  nach  den 
Geschlechtern  beweist  das  wohl  mit,  wenn  auch,  wie  ich  zugebe,  doch  nicht  unbedingt. 

Die  grosse  Sterblichkeit  ira  ersten  und  überhaupt  im  früheren 
Kindesalter,  nach  den  vorhin  angegebenen  Zeitstufen,  wird 
durch  alle  Erfahrung  und  die  Statistik  aller  Länder  bestätigt,  frei- 
lich auch  die  sehr  verschiedene  Höbe  dieser  Kleinkindersterblichkeit. 
Der  Einfluss  mannigfacher  socialer  Factoren,  Wohlstand,  Bildung, 
Gewissenhaftigkeit,  Sittlichkeit  der  Eltern,  Zustände  der  hygienischen 
Verhältnisse,  des  Sanitäts-  und  Medicinalwesens,  Auftreten  von 
Epidemien  u.  a.  dgl.  ni.  lässt  sich  theilweise  auch  aus  zeitlichen 
und  örtlichen  statistischen  Vergleichungen,  theils,  wenn  auch  weniger 
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genan,  aus  bekannten  anderen  Erfabrangsthatsachen  nachweisen. 
Danach  bat  man  es  in  erbeblicbem  Maasse  gerade  in  der  Kinder- 
sterblichkeit mit  einer  variablen,  den  socialen  Verh'ältnisseo 
stark  unterliegenden^  bei  einer  Verbesserung  derselben  verminderungs- 
fähigen Grösse  zu  thun.  Allein  alle  weiteren  Erwägungen  in  Be- 
treff des  Phänomens,  alle  in  Betracht  kommenden  physiologischeD, 
medicinischen  Erfahrungsthatsachen  und  doch  auch  wieder  zu- 
lässige Schlüsse  aus  gtlnstigen  statistischen  Daten  über  KleiD- 
kindersterblichkeit  führen  doch  wieder  zum  Ergebniss,  dass  diese 
grosse  Sterblichkeit  wohl  sich  vermindern  lässt,  aber  eine  relativ 
starke,  besonders  im  ersten  Lebensjahre,  gegenüber  allen  übrigen 
Altersclassen,  selbst  die  hohen  (wenn  auch  nicht  die  höchsten)  ein- 
geschlossen, auch  unter  den  günstigsten  Verhältnissen 
bleiben  wird,  insofern  eben  doch  etwas  Natürliches  ist. 

Das  ist  ja  auch  7on  Tornheroin  bei  der  physischen  Natur  des  kloioen  Kiod« 
und  bei  den  nn?ermeidlichen  Gefahren,  denen  es  durch  und  während  seiner  Entwickiimg 
unterliegt,  auch  wegen  des  Cbaracters  der  Krankheiten,  denen  es  besonders  leicht  aas- 
gesetzt ist,  begreiflich.  Gesundheitliche  und  sittliche  Besserung  der  Eltern,  ?or  und 
nach  der  Gebart  dos  Kindes,  Hebung  der  Ökonomischen  Lage  und  Bildung  derselben, 
naturwissenschaftlich -medicinische  Fortschritte,  lauter  Factoren,  mit  denen  ja  nicht 
mit  Unrecht,  aber  wie  gewöhnlich  Ubenreibcnd  der  socialistische  und  sonstige  Optimis- 
mus rechnet,  werden  das  nicht  principiell,  wenn  auch  dann  und  wann  gradueU  ändern 
können.  Selbst  ein  platonisches  Aussetz-  oder  Tödtungssystem  „schwächlicher**  Kiuder 
böte  bei  der  Unbestimmtheit  der  Merkmale  und  bei  der  Ungewissheit  späterer  Ge- 
fahren keine  genügende  Abhilfe,  während  das  drastische  Mittel  ja  selbst  nur  sofort  za 
erhöhter  Kindersterblichkeit  führte. 

Für  die  Frage  des  Einflusses  einer  somit  als  mehr  oder 
weniger  feste  Minimalgrösse  gegebenen  Kleinkindersterb- 
licbkeit  auf  die  Volksyermehrung  kommt  nun  gerade  für  unsere 
Frage  von  der  natürlichen  Volksyermehrung  der  Zusammenhang 
dieser  Sterblichkeit  mit  der  Geburtsfrequenz  in  Be- 
tracht. Besonders  grosse,  namentlich  dauernd  besonders 
grosse  Gesammtsterblichkeit  einer  Bevölkerung  findet  sich 
meistens  bei  besonders  grosser  Geburtsziffer  und  ist  nach- 
weisbar vomemlich  darauf  zurückzuführen ,  dass  eben  von  der 
grossen  Kleinkinderzahl  ein  erheblicher  Tbeil  sehr  bald  wieder 
stirbt.  Selbst  vorübergehende  Ursachen  höherer  Gesammtsterb- 
lichkeity  wie  wirthschaftliche  Nothstände,  Seuchen,  Epidemien  de- 
cimiren  vor  Allem  eben  auch  die  kleinen  Kinder  und  steigern  die 
allgemeine  Sterbeziffer  durch  die  grosse  Kindersterblichkeit  unter 
grosser  Kinderzahl  bei  einer  starken  Geburtsfrequenz.  Die  viel 
ungünstigere  Sterblichkeit  in  Deutschland  gegenüber  Frankreich, 
in  manchen  (nicht  allen)  unseren  geburtsreichen  Provinzen  gegen- 
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tiber  den  gebartsannen  ist  in  erheblichem  Maasse  auf  die  grössere 
Gebnrtszahl  zarückzaführen ,  indem  der  Tod  unter  den  Kindern 
wieder  eine  reiche  Ernte  hält  Freilich  gehen  aber  Gebnrts-  und 
allgemeine  Sterbeziffern  nicht  parallel  und  ebenso  wenig  wächst 
die  Kleinkindersterblichkeit  immer  proportional  der  Geburtsziffer 
oder  gar  progressiv  zu  ihr.  Auch  Länder,  z.  B.  England,  Landes- 
theile,  z»  B.  Rheinland  und  Westfalen,  mit  ziemlich  hoher  Geburts- 
ziffer haben  eine  massige  Gesammtsterblichkeit  (s.  Tab.  III),  zeigen 
also,  dass  sich  das  vereinigen  lässt.  Aber  eine  Gefahr  ist  doch 
nicht  zu  verkennen,  dass  mit  der  Zahl  der  Geburten  die  Kinder- 
sterblichkeit eher  wächst,  als  abnimmt,  weil  die  Kinder  weniger 
gepflegt  werden,  sich  zu  rasch  folgen,  vielleicht  auch  deswegen 
schwächer  sind,  ihr  Leben  selbst  den  Eltern  weniger  Werth  hat, 
die  ökonomischen  Mittel  knapper  werden  u.  s.  w.  Die  regelmässig 
wahrnehmbare  grössere  Sterblichkeit  unter  den  unehelichen  Klein- 
kindern, auch  psychologisch  begreiflich,  zeigt  derartige  Einflüsse 
besonders  und  reflectirt  sich  dann  auch  in  der  höheren  Gesammt- 
sterblichkeit von  Ländern  mit  starker  Zahl  unehelicher  Geburten. 
Ungünstige  Verhältnisse  dieser  Art  zeigen  bei  uns  besonders  Alt- 
Bayern,  aber  auch  Wtirtemberg  und  die  östlichen  prenssischen  Pro- 
vinzen, Ungarn,  Galicien.  Bei  uns,  wie  in  manchen  anderen  Ländern 
hoher  Geburtsfreqnenz,  sind  so  Hunderttausende  von  Kindern  nur 
ein  rasch  durchlaufender  Posten,  der  alsbald  wieder  in  den  Todes- 
listen erscheint.  Mit  Recht  von  Rümelin  etwas  Trauriges,  ja 
eine  Schmach  genannt,  ethisch  wie  wirthschaftlich  jedenfalls  ein 
schwerer  Uebelstand.  Aber  wenn  auch  bei  geringerer  Gebnrts- 
frequenz  und  unter  günstigeren  Verhältnissen  selbst  bei  grosser 
sich  ein  solches  Verhältniss  mildern  kann:  ein  erhebliches 
Conti ngent  zum  Todtenbudget,  namentlich  im  ersten  Lebens- 
jahr, werden  die  Kleinkinder  immer  stellen  und  stellen  sie  auch 
heute  in  den  Ländern  mit  geringerer  allgemeiner  wie  Kindersterb- 
lichkeit 

Das  ergiebt  sich  aus  jeder  bezüglichen  Statistik,  aach  aus  den  Daten  und  Be- 
rechnongen  in  der  neuesten  ?ergleicheiid  -  statistischen  Arbeit  des  reichsstat  Amts 
(8.  bes.  EinL  S.  67ff. ,  Tab  S.  182;  es  müssen  aber  für  die  Fraire  des  Zusammen- 
hangs zwischen  Geburtsfrequenz  und  allgemeiner  wie  Kindersterblichkeit  verschiedene 
TabeUen  und  Daten  vereinigt  werden).  Das  Material  ist  zu  umfttssend,  um  hier  Auf- 
nahme finden  zu  kOnnen.  Folgende  Tabellen  III  und  lY  geben  wenigstens  einige 
Anhaitspuncte  (meist  für  1872 — 80).  Reihenfolge  der  L&nder  nach  der  Kindersterb- 
lichkeit im  1.  Lebensjahre  (s.  gen.  Werk  £inl.  S.  67,  Tab.  S.  182,  176). 
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Tab.  111.    Sterblichkeit8-  und  Gebährfreqaenz  in 
deutschea  Ländern. 
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Die  crslo  Tabelle  (III)  Über  die  dcnlfchcn  Gcbietsgriippcii  zeifit  im  Quiieo  einen 
ZuBamnieiibsiif  zwUcIk:»  der  KindeisicrblicbLvit  und  di:r  sllfcmeinen  Slurblichkeil, 
wie  die  ziemliche  ÜebctciuBiimmung  der  Ksngoi'dnunic  in  Col.  8  nod  9  ergiebt. 
Aber  einige  Vcncbiebunficn  (rcten  doch  ein.  wornuf  die  Aherscl>:<sunTenbeiiang 
miiuoter  von  Einfluss  wii^ca  der  verschiedenen  Sterblichkeit  in  dcD  LubunsallorD  »ein 
kann.  Zwitchun  der  Ueburl^f^e'luenz  (in  der  hier  bvn^chiielcn  Ueiäe>  (Col.  10.  a.  11) 
und  der  KindcrBieiblichkeii  (Col.  9)  mscbl  sich  iber  ein  Zusammenhang  tiel  «enfger 
gellend,  vedcr  bei  der  obelirhcD  noch  d>:r  ganzen  lieburtsfrcijuenz.  in  einigen  Fäliea 
(Berlin,  Düsseldorf,  übrige  lilieinproiini,  Arnsberg)  rerachiebt  sieb  diu  Bangordanng 
sogar  ansterordcntlicb ,  vas  den  Eiuflnsa  socinter  Kactoren  auf  die  Kinder-  und  tU* 
gemeine  Stcrblichlicit  ergiebf,  günstigere  Umsi&nde  wiu  in  Uhcinland,  uiiEUustigerc  wie 
in  BeiÜD.  l)io  Verb&ltnisbe  der  hohen  Kindi-rslurblichkeil  in  Sadbaicni.  Wurtcmberg 
erscheinen  nacb  der  Verschiebung  der  Kuiheniahlen  in  Cut.  10.  1 1  Terglicben  mit  8,  9 


Tab.  IV.    Sterblichkeits-  und  Gebnrtafreqnenz 
europäischer  Länder. 
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•Dch  noch  bedenklicher.  Mehrfach  besonder  in  dea  Gebieten  mit  niedriger  Gebarts- 
ziffer  (Col.  10,  combioirt  mit  11)  i^t  aber  doch  such  gleichzeitig  die  Eindetstcrb- 
lichlieii  niedrii;,  was  auf  einen  Zusammenhang  der  Enchoiaungen  hier  doch  hin- 
weisen möchte. 

In  der  2.  Tabelle  (IV),  wo  wegen  des  Fohlens  der  Daten  fflr  Geburlsfreqaeni 
der  gobhlrffthigon  Frauen  in  einigen  Ländern  unch  eine  besondere  Colosne  (S)  für  die 
Gebunsftequenz  iu  der  üblichen  Wciäo  (ron  der  üesammtberDlkerang)  berechnet  ist, 
ist  die  Gessmmtsterbtichlieit  und  die  Kindersterblichkeit  nach  der  Reihenfolge  der 
Linder  in  Col.  9  und  10  in  grosser  Uebereiustimmung.  nur  WeslOsterroicb  und  Deutsch- 
land stehen  in  der  Kindersterblichkeit  noch  ungünstiger  als  in  der  gesammten,  was 
wieder  aaf  besondere  Uebctständc  in  jener  bei  uns  hinweist.  Die  eheliche  und  die 
Gesammtgebnrtsfrcqnenz,  nnd  zwar  letztere  in  beiden  Berech nungsv eisen,  zeigt  auch 
hier  viel  erheblichere  Abweichungen  in  der  Beilienfolge  der  Länder  von  derjenigen 
in  der  Sterblichkeit  {Col.  11  bis  i;!  verglichen  mit  Col.  9  nnd  10).  aber  grade  io  den 
Ltndero  mit  Mazimis  und  Minimis  aurh  einige  sehr  deutliche  üebereinatimmangen, 
welche  aaf  den  nahen  Zusammenhang  der  Sterblichkeits-,  besonders  der  Klcinkiader- 
sterblichkeitsfrequenz  mit  der  Gebunsfrequenz  hinweisen.  Die  Linder  mit  besonders 
hoher  Geburtsfrequenz  (Gatizien,  Deutschland.  Spanien.  Italien.  WestOsterroich)  haben, 
wenn  auch  nicht  genau  in  derselben  Reihenfolge,  eine  höhere  Kinder-  und  allgemeine 
Sterblichkeit,  die  Linder  mit  geringerer  GcbortsziOer,  besonders  Frankreich,  auch  eine 
niedrigere  Sterblichkeit.    In  dieser  Tabelle  IV  machten   einige  der  grosseren  Ab- 

■)  Die  Zahlen  in  Col.  1  —4  ohne  Wurtemberg  und  Hamburg. 
*)  Die   ein  gekümmerten  Zahlen   in  CoL  9  und    10   zeigen   die   Reihenfolge  an, 
wenn  die  5  Linder,  wo  in  Col.  5  und  7  die  Daten  fehlen,  weggelassen  werden. 
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weichungen  in  der  Reihenfolge  der  Geburts-  und  Sterbefallfreqnenzen  besonders  bei 
den  Mittelstaaten  sich  übrigens,  wie  z.  Th.  auch  in  Tab.  III,  daraus  erklären,  dasa 
in  diesen  Ländern  und  Landestheilen  mit  kleinerer  absoluter  GesammtbevOlkerong 
zufällige  Momente  mehr  einwirken  und  die  Zahlen  daher  mit  denjenigen  der  grossen 
Länder  sich,  wie  oben  schon  bemerkt,  nicht  so  gut  vergleichen  lassen.  In  der  Ta- 
belle IV  fehlt  (wie  in  dem  gen.  B.  44  der  Keichsstatistik ,  S.  67,  182)  Belgien. 
Mit  einer  Geburtsfiequenz  der  verheiratheten  gebärfäbigen  Frauen  von  289,  aller 
Frauen  von  142  nähert  es  sich  in  ersterer  Ziffer  Deutschland,  in  der  zweiten  West- 
Osterreich,  seine  Geburtsfrequenz  von  der  GesammtbevOlkerung  (lebende)  ist  32.6, 
etwas  hoher  als  in  Dänemark,  seine  Sterblichkeitsfrequenz  (ohne  Todtgeborene)  22.9, 
etwa  wie  die  französische. 

Eine  etwas  andere  Berechnung  der  Kleinkindersterblichkeit  ergiebt  ähnliche 
Resultate,  nemlich  das  Yerhältniss  zwischen  den  Lebendgeborenen  und 
den  im  ersten  Lebensjahre  Gestorbenen  (s.  B.  44,  Einl.  S.  70,  71,  Tab.  S.  ISd). 
Hiemach  war  in  dem  grössten  Theil  des  Deutschen  Reichs  die  Sterblichkeit  im 
1.  Lebensjahre  auf  1000  223  (eheliche  212,  uneheliche  351),  mit  Abweichungen  fon 
372  in  Südbaiem  bis  155  in  Hannover  (bei  der  nothwendigen  Beschränkung 
der  Vergleichung  auf  vergleichbare  annähernd  gleiche  Gebiete,  in  kleineren  Gebieten 
gehen  die  Zahlen  bis  auf  125  herab,  übrigens  je  nach  den  zn  Grunde  gelegten  Darch- 
schnittsjahren  mit  kleinen  Abweichungen).  In  Russland  ist  die  Ziffer  296,  im  Osten 
sogar  345,  in  WestOsterreich  256,  Galizien,  Bukowina  257,  Italien  214,  Gross- Bri- 
tannien 145,  Frankreich  166,  in  Schweden  aber  nur  130,  in  Norwegen  sogar  nur  101, 
in  Irland  97.  Ueberall  sind  die  Zahlen  für  die  unehelichen  Kinder  ungünstiger,  selbst 
fast  bis  zum  Doppelten  (Frankreich  300  gegen  155).  Nicht  allein,  aber  doch  ?or- 
nemlich  bei  geringerer  Geburtsfreqnenz  wird  die  Sterblichkeit  im  1.  Jahre  erheblich 
niedriger.  Sie  aber  wesentlich  noch  unter  10  7o  bringen  zu  kOnnen ,  das  irisch- 
norwegische Minimum  (bei  ehelichen  Kindern  in  Norwegen  ist  sie  99,  bei  unehelichen 
anch  hier  120  7oo)<  erscheint  doch  nicht  sehr  wahrscheinlich.  Auch  von  deutschen 
kleineren  Gebieten  ist  es  nur  das  Grossh.  Oldenburg,  welches  solchen  Ziffern  näher 
kommt  (bei  ehelichen  119,  bei  unehelichen  auch  gleich  wieder  243,  i.  G.  125  7oo)* 
Dass  im  Uebrigen  Natur factoren  hier  einwirken,  ergiebt  sich  wohl  auch  wieder 
aus  der  überall  in  allen  Ländern  und  Gebietsgruppen,  allen  Jahren,  bei  ehelichen  und 
unehelichen  Kindern  grosseren    relativen  Sterblichkeit  der  Knaben   im   1.  Lebens- 

i'ahre  verglichen   mit  den  Mädchen.    Eine  nicht  unwesentliche  Abnahme   der  Sterb- 
ichkeit  im  1.  Jahre  ist  für  Deutschland  von  1872 — 80  übrigens  nachgewiesen,  von 
über  340  bis  auf  unter  270. 

§.  212.  Fortsetzung.  Sterblichkeit  im  spätercD 
Kindes-  und  im  erwachsenen  Lebensalter.  Nach  Ablauf 
des  ersten  Lebensjahres  (und  schon  vorher)  nimmt  die  Sterb- 
lichkeit erheblich  ab,  wenn  sie  auch  bis  zum  sechsten  Jahre 
nicht  unbeträchtlich  bleibt.  In  die  Einzelheiten  hinein  können  wir 
das  hier  nicht  näher  verfolgen.  Eine  allgemeine  Characteristik  der 
Erscheinung  gentigt  für  unsere  Zwecke. 

Yergl.  die  Tabellen  im  B.  44  der  Keichsstatistik  S.  62  der  Einl.  u.  S.  182  der 
Tabellen,  daselbst  auch  für  grossere  Altersclassen  graphische  Darstellungen  fOr  das 
Deutsche  Reich. 

Der  allgemeine  Gang  der  Sterblichkeit  ist  überall  im  Ganzen 
so  gleichmässig ,  wenn  auch  in  den  verschiedenen  Lebensaltern, 
Zeiten  und  Ländern  wieder  mit  von  veränderlichen  socialen  Ver- 
hältnissen (Kriegsdienst y  Berufsart)  abhängig,  dass  auch  hier  der 
Einfluss  von  Naturverhältnissen  nicht  zu  verkennen  ist.  Wo 
die  Sterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre  besonders  hoch  ist,  bleibt 
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sie,  wie  von  vornherein  wahrscheinlich  ist j*^  auch  in  den  nächsten 
Perioden  des  Kindesalters  gewöhnlich  noch  höher,  als  da,  wo  sie 
auch  zuerst  kleiner  war:  der  „Durchsiebungsprocess^^  zieht  sich 
über  eine  Beibe  von  Lebensjahren  hin.  Später  tritt  dann  aber 
begreiflich  eine  gewisse  Aasgleiehnng  ein,  indem  die  Sterblichkeit 
in  den  mittleren  und  höheren  Altersclassen  in  Ländern  mit  solcher 
schon  früher  „darchsiebter^^  Bevölkerung  auf  das  Maass  der  all- 
gemeinen Sterblichkeit  anderer,  in  den  jüngeren  Classen  günstigerer 
Länder  und  selbst  darunter  fällt.  Ein  characteristisches  Beispiel 
bietet  Südbayern  (s.  die  auf  S.  508  folgende  Tab.  V).  Vom  ersten 
Lebensjahre  an  etwa  bis  zur  Zeit  der  Pubertät  vermindert  sich 
die  Sterblichkeit  überall  fast  regelmässig.  Das  Minimum  erreicht 
sie,  nach  Qninquennien  berechnet,  in  Europa  fast  ausnahmslos  in 
der  Periode  des  10. — 15.  Jahres.  Beinahe  ebenso  niedrig,  meist 
nur  ein  Geringes  höher,  in  wenigen  Fällen  selbst  noch  etwas 
niedriger,  ist  sie  in  der  Periode  des  15. — 20.  Jahres.  Die  grossen 
Differenzen  zwischen  verschiedenen  Ländern  im  frühen  Kindes- 
alter fehlen  meistens,  die  Länder  nehmen  aber  mehrfach  eine 
wesentlich  andere  Bangordnung  ein. 

In  Deutschland  ist  die  Sterblichkeit  vom  10.-1.5.  Jahre  auf  1000  Lebende  der 
Altersclasse  4.1  (Min.  Thüringen  2,9,  Würtemberg,  E.  Sachsen  3.0,  aber  auch  Sad- 
bayem  mit  nur  3.1.  Max.  jetzt  R.-B.  Münster,  Minden,  Westpreusson  mit  5.5,  Grossh. 
Oldenburg  mit  5.6),  Norwegen  hier  nur  ebenfalls  4.1,  Frankreich  4.3,  Gross- Bri- 
tannien 3.9. 

Nach  der  Pubertätszeit  steigt  die  Sterblichkeit  wieder  langsam, 
aber  stetig  und  regelmässig  von  Jahr  zu  Jahr,  von  Quinquennium 
zu  Quinquennium,  stärker  wird  sie  nach  dem  50.  Jahre  und  von 
da  an  mit  steigend  grösser  werdenden  Zunahmedifferenzen  gegen  die 
vorausgehende  Periode  bis  ins  höchste  Alter  hinein,  obgleich  die 
Zahlenwerthe  hier  bei  der  viel  kleineren  absoluten  Zahl  der  Fälle 
weniger  sicher  werden.  In  den  mittleren  Jahren  werden  die  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse der  einzelnen  Länder  sich  im  Ganzen  noch 
ähnlicher,  um  nur  im  höheren  und  höchsten  Alter  wieder  mehr 
Verschiedenheiten  zu  zeigen. 

Nur  an  folgenden  Beispielen  aus  Ländern  sonst  sehr  Terschiedener,  zum  Theil 
hier  extreme  Gegensätze  zeigender  Bevölkerungsbewegung  mag  der  Gang  der  Sterb- 
lichkeit, nach  Lebensaltern  hier  noch  illustrirt  werden.  Deutschland:  (ohne  WUrtem- 
bergs  und  Hamburgs  Zahlen)  und  Frankreich,  Sudbayern  und  Norwegen  (Reichsstat. 
B.  44,  Tab.  S.  182).    S.  Tab.  V.  S.  508. 

Bei  einer  Zusammenfassung  der  Lebensalter  in  grössere  Classen  von 
Lebensjahren,  wie  sie  die  gen.  reichsstat.  Arbeit  gemacht  hat  (siehe  S.  63),  erhält 
man  folgende  Ergebnisse,  mit  Heranshebung  nur  einiger  Hauptländer  und  der  Maxima 
und  Minima  in  jeder  Classe  (Deutschland   ohne  Würtemberg,   bei  „überhaupt'"  auch 
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ohne  Hamburg),   bei   den   Gebietsgrappen   ganz   kleine   absichtlich   unberücksichtigt 
gelasssen.    S.  Tab.  VI. 

Tab.  V.    Sterblichkeit  nach  LebeDsaltern. 


Lebende 

des  betreffenden  Alters  kommen  Gestorbene  (ohne  Todtgeborene): 

Lebensalter 

Deutschland 

Frankreich 

1 

Sudbaiern 

Norwegen 

überhaupt 

26.8 

22.4 

34.1 

17.0 

0—  1  Jahr 

294.0 

210.0 

560.0 

111.0 

1—  2 

am 

700    ) 

29.0 

{ 

65.0 

39.0 

2—  5 

- 

25.0     / 

19.0 

160 

5—10 

- 

8.7 

6.7 

7.1 

6.6 

10—15 

- 

4.1 

4.3 

3.1 

4.1 

15—20 

- 

5.1 

6.0 

4.2 

5.5 

20—25 

- 

7.5 

8.4 

6.9 

7.4 

25—30 

- 

8.8 

9.8 

8.2 

8.0 

30—35 

- 

10.0 

9.8 

9.5 

8.0 

35—40 

- 

11.8 

10.1 

10.9 

9.3 

40—45 

- 

13.4 

11.4 

11.9 

9.6 

45—50 

- 

15.9 

13.0 

14.5 

10.8 

50—55 

- 

21.0 

17.0 

19.0 

13.0 

55—60 

- 

29.0 

22.0 

2fi.O 

17.0 

60—65 

- 

41.0 

330 

38.0 

26.0 

65—70 

- 

63.0 

50.0 

62.0 

40.0 

70—75 

- 

94.0 

80.0 

97.0 

58.0 

75—80 

- 

145.0 

122.0 

137.0 

88.0 

über 80 

. 

234.0 

201.0 

279.0 

162.0 

Tab.  VI.    Sterblichkeit  nach  grösseren  Altersclassen. 


Auf  1000  Lebende  kommen  Gestorbene  im  Alter  von  Jahren 


i 

unter  15 

15—40 

40—60 

über  60 

überhaupt 

Deutschland 

41 

8.3 

19.0 

76.0 

26.8 

1.  Maximum 

69 

11.0 

23.0 

84.0 

84.1 

(Berlin) 

(Arnsberg) 

(Arnsberg) 

(Hess.-Nass.) 

(Sudbaiem) 

2. 

64 

10.0 

21.0 

82.0 

29.9 

(Sudbaiem) 

(Herz.01denb.) 

(verschied.) 

(Münst.  Mind. 
Franken) 

(Berlin) 

1.  Minimum 

25 

7.0 

16.0 

67.0 

20.9 

(Herz.01denb.) 

(Anhalt) 

(Schlesw- Hol- 
stein. Schwer.) 

(Berl.  Schles- 
wig-Holstein) 

(M.-Schwer.) 

2. 

26 

7.3 

17.0         1         C9.0 

21.0 

(Schlw.- Holst. 

(Pommern) 

(Pomm.  Süd-    (Westpreuss. 
baiern  u.a.m.)     Pommern) 

(Schleswig- 

jM.-Schwerin.) 

Holstein) 

West-Oesterr.  ll          47 

9.7 

19  0 

76.0 

29.3 

Italien              1           50 

9.6 

18.0 

77,0 

30.0 

Frankreich       ;           27 

8.7 

16.0         !         69.0 

22.4 

Gr. -Britannien  ii          27 

8.2 

18.0                  71.0 

20.9 

1.  Maximum 

60 

12.0 

31.0                  98.0 

37.1 

(Galizien) 

(Galizien) 

(Galizien)          (Galizien) 

(Galizien) 

2.        -            '51 

10.0 

21.0                 85.0 

30.4 

(Spanien) 

(Spanien) 

(Spanien) 

(Spanien) 

(Spanien) 

1.  Minimum     j          16 

7.3 

12.0 

60.0 

17.0 

(Irland) 

(Dänemark) 

(Norwegen) 

(Norw.  FinnL) 

(Norwegen) 

2.-19 

7.4 

14.0 

64.0 

18.2 

',  (Norwegen) 

(Norwegen) 

(Schweden) 

(Dänemark) 

(Irland, 

1 

18.3  Schwed. 

i 
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Diese  letzte  Debersicht  (VI)  zeigt  in  den  Maximis  und  Minimis  der  Sterblich- 
Iceit  bemcrkenswerthe  Constanz  derselben  oder  ähnlicher  (so  der  skandinaTischen) 
frrödscrer  Länder  in  allen  Altersclassen,  wenijrer,  aber  immerhin  aach  eini^ermaassen, 
bes.  bei  den  Minimis  in  den  deotächen  Gebietsgruppen  (gewisse  norddeutsche  Länder, 
was  sich  durch  Herbeiziehen  der  den  angegebenen  nächsten  Zahlen  noch  mehr  ergiebt). 

Eine  Sterblichkeit  der  Kinder  (bis  15  Jahre)  von  1.5—2,  der 
zweiten  Classe  (15—40  J)  von  0.75—1,  der  dritten  (40-60  J.) 
von  1.25  — 1.5,  der  vierten  (über  60)  von  6  —  7%  und  eine  Ge- 
sammtsterhlicbkeit  (ohne  Todtgeburten)  von  1.75  —  2^/^  wird  man 
nach  diesen  Tbatsachen  neuerer  europäischer  Statistik  hier  als 
Minimum  ableiten  dürfen.  Dasselbe  kann  nur  unter  besonders 
günstigen  Umständen,  namentlich  auch  wieder  nur  bei  einer,  wenn 
nicht  unbedingt  sehr  niedrigen,  so  doch  höchstens  bei  einer  mittleren 
Geburtsfrequenz,  erreicht  werden.  Ob  es  danach  gerechtfertigt 
ist,  hypothetisch  ein  noch  niedrigeres  Minimum  als  „physiologisch 
möglich  anzunehmen,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Es  möchte 
kaum  zu  wagen  sein,  die  Frage  zu  bejahen,  jedenfalls  dürfte  wohl 
nur  um  Weniges,  vielleicht  noch  V4  %  für  die  Gesammtsterblichkeit, 
herabgegangen  werden,  aber  nur  bei  gleichzeitiger  Annahme  nicht 
sehr  hoher  Geburtsfrequenz.  Ist  letztere  stärker,  so  wird  auch  das 
Minimum  um  V2^/o  ^^^  mehr  zu  erhöben  sein. 

§.  213.  Das  Ergebniss  wäre  daher  auf  Grund  der  voraus- 
gehenden Ausführungen  in  Betreff  des  physiologisch  mög- 
lichen Maximums  der  Bevölkerungsvermehrung  durch  Geburts- 
tiberschuss:  bei  grösster  denkbarer  Geburtsfrequenz  von  5,  viel- 
leicht von  6 — 6.25 ®/o  und  geringster  hierbei  noch  anzunehmender 
Minimalsterblichkeit  von  2.5 — 2.75  7o  ein  Zuwachs  von  2.25  —  2.5 
im  einen,  von  3.25  —  3.5  im  zweiten,  von  3.5 — 3.75  im  höchsten 
Falle,  letztere  Proportion  nach  Allem,  wenn  nicht  unmöglich,  so 
für  einige  Dauer  und  für  grössere  Bevölkerungen  mit 
regelmässiger  Altersgliederung  schon  nicht  mehr  wahr- 
scheinlich. Das  wahrscheinlichste  erreichbare  Maxiraum  möchte 
zwischen  der  ersten  und  zweiten  Proportion  liegen,  daher  2.75 — 3®/o, 
im  Mittel  c.  2.8  betragen.  Ein  Ergebniss,  zu  welchem  auch  Andere, 
so  Wappäus,  der  3^0  annimmt,  gelangt  sind.  Die  Verdoppelungs- 
periode ist  bei   c.  2.8 ®/o  c.  25.2  Jahre ^).     Eine  immer  nur  unter 


*)  Nach  Wappäus  I,  112  ergeben 
stehenden  Verdopplungsperioden : 

Zunahme    Vcrdopp.per.           Zunahme 
0.27o       34().9  Jahre              0.667 

sich  bei  folgendi 

Verdopp.per. 
104.3  Jahre 

en  Znnahmequoton  die  bei- 
Zunahme    Verdoppper. 
2.5            28.1  Jahre 

0.25 

277.6     -                     1.0 

69.7     - 

3.833         21.1     - 

0,333 

20S.3     -                    1.25 

55.8     - 

4.0             17.7     - 

0.4 

173.6     -                     1.333 

52.3     - 

0.5 

139.0     -                    2.0 

35.0     - 

A.  Wagner,  Gnmdlegnnj;.  3.  Auflage.    1.  Theil.   Grundlagen.  33 
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besonders  günstigen  Umständen  in  einem  grösseren 
Gemeinwesen  einige  Dauer  hindurch  als  möglich  erscheinende  Zu- 
nahme. 

Malthus'  Annahme  einer  regelmässigen  Yerdopplangsperiode  yon  25  Jahren  ist 
daher  mit  Recht  schon  lange  als  ?iel  zu  optimistisch,  oder  you  seinem  Standpuncte 
aus  gesprochen,  als  viel  zu  pessimistisch  angesehen  worden. 

B.  —  §.  214.  Wirkliche  Volksvermehrung. 

Die  wirklichen  Zanahmeraten  der  Bevölkerung,  soweit  man 
sie  aus  zuverlässiger  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  und 
aus  Volkszählungen  constatiren  kann,  sind  wenigstens  in  alten, 
ganz  besiedelten  Cultarländern,  wie  den  europäischen,  viel  geringer 
und  zwar  selbst  im  19.  Jahrhundert,  wo  nach  Allem  in  vielen 
Ländern  eine  raschere  Zunahme  stattgefunden  hat,  als  vielleicht 
jemals  früher,  und  viel  geringer  sogar  in  den  in  dieser  Hinsicht 
die  stärkste  Zunahme  zeigenden  Ländern,  wie  einigen  germanischen 
und  muthmaasslich  auch  slavischen.  In  einzelnen  Jahren  wird 
wohl  ein  Geburtsüberscbuss  von  14—1.6%  in  grösseren  Ländern, 
selbst  bis  1.8,  ja  bis  2  und  2.3  7o  ^^^  etwas  darüber  in  grösseren 
Landestbeilen  erreicht,  in  längeren  Perioden  ist  er  auch  hier 
um  einige  Decimalen  selbst  in  den  günstigsten  Fällen  kleiner. 
Nur  junge  überseeische  Colonialländer  mit  allseitig  günstigen 
Lebensbedingungen  haben  vielleicht  periodenweise  einen 
natürlichen  Zuwachs,  also  auch  hier  von  Einwanderung  (und  deren 
weiterem  Geburtsüberscbuss)  abgesehen,  welcher  jenem  vorhin  ab- 
geleiteten Maximum  gleich  oder  nahe  kommt,  also  nicht  viel  unter 
3%  beträgt,  aber  wie  es  scheint,  auch  nur  vorübergehend,  so  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach 
ihrer  Selbständigkeit,  wenn  die  Berechnungen  wenigstens  einiger- 
maassen  zuverlässig  sind.  Eine  Verlangsamung  des  natür- 
lichen Zuwachses  ist  aber  auch  hier  eingetreten  und  in  Europa 
ebenfalls  mehrfach,  wenn  auch  nicht  allgemein  und  gleichmässig, 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  für  das  man  fast  allein  genügend 
zuverlässiges  Material  hat,  zu  constatiren,  in  Ländern  mit  rascherer 
wie  langsamerer  Vermehrung.  Grosse  periodische  Schwan- 
kungen des  Geburtsüberschusses,  durch  solche  in  der  Geburts- 
wie  auch  in  der  Sterblichkeitsziffer  verursacht,  zeigen  sich  ohnedem 
hier.  Sie  sind  namentlich  für  die  volkswirtbschaftliche  Seite  der 
Frage  von  Interesse,  weil  sie  mehrfach  deutlich  unter  wirthschaft- 
lichen  Einflüssen  (Erwerbsverhältnisse  im  Allgemeinen,  Preisver- 
hältnisse der  Hauptlebensmittel)  stehen  (s.  u.  §.  217). 
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Wo  die  Statistik  der  Bewegung  der  Beyölkernng  nicht  ansreicht,  sind  die  Daten 
der  Volkszählungen  mit  zu  benutzen.  Aber  diese  sind  eben  das  Ergebniss  auch  der 
Wanderungen  und  zugleich  der  jeweiligen  Technik  und  Qualität  des  Zählungswesens, 
so  dass  sie  keine  sicheren  Schlüsse  auf  die  wirkliche  Veränderung  der  Volkszabl  über- 
haupt und  specicU  auf  das  Verhältniss  zwischen  Geborenen  und  Gestorbenen  gestatten. 

§.  215.  Einzelne  Aasführungen.  Erste  Hälfte  nnd 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts. 

Für  die  frühere  Zeit  des  19.  Jahrhunderts  sei  auch  hier  yomemlich  auf 
Wappäus'  Werk,  hinsichtlich  des  Deutschen  Reichs  auf  das  Juliheft  1879  der 
Statistik  des  Reichs  verwiesen.  Vornemlich  soll  hier  wieder  nur  das  letzte  halbe  Jahr- 
hundert, seit  1841,  betrachtet  werden,  für  welches  das  relati?  zuverlässigste  Material 
vorliegt  und  in  dem  gen.  B.  44  der  Beichsstatistik  gut  bearbeitet  wird.  Ueber  die 
frühere  Zeit  nur  einige  Bemerkungen. 

Ftlr  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  liegt  ein 
ireilieb  unvermeidlich  zum  Theil  mit  Gonjecturalzahlen  rechnender 
Versuch  vor,  die  natürliche  Zunahme  der  weissen  Bevölkerung, 
abgesehen  von  der  Einwanderung,  zu  berechnen.  Das  Maximum 
wäre  danach  anfangs  fast  3%  (2.89%)  gewesen. 

S.  Tucker,  Progress  of  the  United  states  etc.  Newyork  1843,  an  den  sich  nament- 
lich gute  Ansfahrungen  von  Wappäus  angeschlossen  haben  (I,  92  ff.,  122 — 127, 
auch  ders.  in  Stein -Wappäus  Handb.  d.  Geogr.  I,  192,  496  ff.).  Die  betreffenden 
Durchschnittsraten  dieser  Zunahme  in  den  6  Jahrzehnten  von  1790—1850  wären 
danach  gewesen:  jährlich  2.S9,  2.83,  2.74,  2.64,  2.52,  2,27  7«,  also  niemals  3  7« 
erreicht  und  auch  hier  eine  fortschreitende  Abnahme  des  Zuwachses.  In  Australien 
war  1887  —  90  der  mittlere  jährliche  GeburtsUberschuss  c.  1.67  7o  ^^^  Bevölkerung. 

In  Europa  constatirt  man  für  das  19.  Jahrhundert  vielfach, 
in  Ländern  rascherer  (germanische)  und  langsamerer  (Frankreich) 
natürlicher  Zunahme ,  eine  besonders  starke  Vermehrung  in  den 
ersten  Zeiten  nach  Abschluss  der  französischen  Kriegsperiode,  also 
seit  1815—20. 

Freilich  vornemlich  auf  Grund  der  Daten  der  Volkszählungen,  bei  welchen  man 
mit  dem  schon  mehrfach  hervorgehobenen  Umstände  der  allmäligen  Verbesserung 
der  Zählungen  zu  rechnen  hat,  ohne  durch  Controle  der  theils  fehlenden,  thoils  auch 
noch  unvollständigeren  Statistik  der  natürlichen  Bewegung  der  Bevölkerung  den  muth- 
maasslichen  Fehler  der  Volkszäblungsstatistik  zur  Ziffer  bringen  zu  können.  Aber  eine 
starke  Vermehrung  nach  jener  Kriegszeit,  die  dann  später  wieder  langsamer  wurde,  — 
um  freilich  hinterher,  besonders  in  neuester  Zeit,  in  vielen  Ländern,  den  meisten 
ausser  Frankreich,  von  Neuem,  wenn  auch  meist  nicht  mehr  so  hoch,  wie  1815 — 20  IT., 
zu  steigen  —  möchte  doch  richtig  bleiben,  ist  von  vornherein  wahrscheinlich  und  mit 
anderen  ähnlichen  Erfahrungen  in  Uebereinstimmnng. 

Einige  Beispiele  zum  Beleg:  im  Gebiete  des  heutigen  Deutschen  Beichs 
wird  vom  reichsstat  Amt  auf  Grund  sorgfältiger,  aber  eben  nicht  überall  mit  voll- 
ständigem und  correctem  Material  operirender  Berechnung  die  Zunahme  folgender 
Maassen  angegeben  (s.  Juliheft  1879  S.  63,  Hauptdaten  regelmässig  im  stat  Jahrb., 
so  £  1892  S.  2).    S.  Tab.  VII.  S.  512. 

Hier  kommen  aber  auch  die  Wanderungen,  neuerdings  daher  die  Mehr- 
Auswanderungen,  übrigens  mit  erheblichen  Schwankungen  in  den  einzelnen  Perioden 
zum  Ausdruck.  Im  Kgr.  Preussen  (heutigen  Umfangs)  allein  wäre  die  Zunahme 
(Jüüheft  1879  S.  43)  zuerst  1.G7  (1816—19)  und  1.69  (1819—22)  gewesen,  um 
1828—37  auf  0.77  herab,  1837—40  wieder  auf  1.67  hinauf  zu  gehen,  seitdem  aber 
iinter  diesem  Satze  zu  bleiben  (Minim.  1846—49  0.42,  1852—55  0.43,  Maxim. 
1858 — 61   1.26,  1872—75  1.04  ^/o,  nach  einer  mit  1875  abschliessenden  Berechnung^. 

33* 
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Tab.  VII.    BevölkerungsvermehrHDg  im  Deutschen  Reich 

1816—90. 

Jahr    lOOOEinwohiL    J&hrl.Zanahme<^'         Jahr    1000  Einwohn.  Jährl.ZunahmeX 


1816 

24,833 

1855 

36.114 

0.40 

1820 

26,294 

1.43 

1860 

37,747 

0.88 

1825 

28,113 

l.U 

1865 

39,656 

0,99 

1830 

29,520 

0.98 

1870 

40,S18 

0.58 

1835 

30,938 

0.94 

1875 

42,729 

0.91 

1840 

32,787 

1.1(> 

1880 

45.236 

1.14 

1845 

34,398 

0.96 

18S5 

46,858 

0.70 

1850 

35,397 

0.57 

1890 

49,428 

1.07 

In  Baiern  Bank  die  Zunahme  ?on  0.96  in  ]818 — 27  mit  Schwankungen,  aber  ziemlich 
stetig  auf  0.09  in  1846 — 49  (eb.  S.  44).  In  Sachsen,  dessen  ältere  Daten  wohl 
noch  weniger  sicher,  ist  eine  Zunahme  von  1  %  ^^^  immer  überschritten,  abgesehen 
?on  einer  offenbar  falschen  höheren  Zahl  1.64  1861 — 64  erreicht  worden  (eb.  S.  44).  — 
FUr  die  ganze  Periode  1816 — 75  (eb.  S.  63)  berechnet  sich  die  Zunahme  in  längeren 
Zeiträumen  für  das  Deutsche  Reich:  1816— 34  auf  1.15,  1834— 52  auf  0.88,  1852—67 
auf  0.75,  1867—75  auf  0.^0  %.  Nach  den  statistischen  Gebietsabschnitten  der  Reichs- 
statistik war  die  Zunahme  (abgesehen  ?ou  Berlin  und  den  Stadtstaaten)  1814 — 34  am 
GrOssten,  2.22  °/o,  im  R.-B.  Gumbinncn,  1.84  in  der  Provinz  Preussen  (grösste 
Zählungsverbesserungen  ?) ,  1834 — 52  1.73  im  R.-B.  Marienwerder,  1.58  in  der  Pro- 
vinz Brandenburg  (ohne  Berlin)  und  Pommern,  1852 — 67  1.85  im  R-B.  Arnsberg. 
1.75  im  R.-B.  Düsseldorf,  1867—75  2.72  ebenfalls  in  Arnsberg  (eb.  S.  64),  Auch 
hier:  Einfluss  der  Wanderungen,  welche  in  neuerer  Zeit  mehr  nach  den  industriellen 
westlichen,  früher  mit  nach  den  agrarischen  Ostlichen  Gegenden  gingen. 

In  Frankreich  (Ann.  stat.  1888,  p.  18)  wäre  nach  der  Statistik  der  Be- 
wegung der  Bevölkerung  der  Geburtenüberschuss  im  J.  1S16  auf  0.84  %  gestiegen, 
vorher  (seit  1806)  war  er  schon  in  einem  Jahre  auf  0,38  gesunken.  Dieser  Satz  ist 
seitdem  nicht  wieder  erreicht  worden.  Mit  Schwankungen,  aber  im  Ganzen  mit  deut- 
licher Tendenz  zum  Sinken,  ist  er  schon  vor  1848  mehrfach  unter  0.5  gewichen. 
1854 — 55  (Krimkrieg,  Theuerung)  ist  bereits  zweimal  ein  Ueberschuss  der  Todesfälle 
eingetreten,  auch  danach  die  Zunahme  nicht  wieder  auf  0.5  gestiegen  (Max.  0.49  in 
1862);  im  Kriege  von  1870—71  überwogen  wieder  die  Todesfälle  (am  0.28  und 
1.22  7o)«  Auc^  danach  war  in  1872  das  Maximum  dos  Geburtsüberschusses  nur  0.49, 
1874  0.48,  seitdem  fast  stetig  weniger,  in  neuester  Zeit  auch  im  Frieden  sogar  wieder 
mehr  Todesfälle  als  Geburten  (1890/91,  Epidemien.   Influenza). 

Die  Verlangsam ung  der  Zuwachsrate  zeigt  sich  hier  und  wie  schon  bemerkt 
mehrfach,  aber  keineswegs  überall  und  stetig  und  hat  auch  grade  in  germanischen 
Ländern  wieder  neuerdings  Öfters  einer  unter  Jabresschwankuiigen  doch  ziemlich  an- 
haltenden Steigerung  der  Rate  Platz  gemacht.  Sie  aber  ohne  Weiteres  zu  einem 
„statistischen  Gesetz''  zu  stempeln  und  auf  die  steigende  Volksdichtigkeit  zurück  zu 
fbhren,  durch  die  sie  noth wendig  werden  soll,  ist  unzulässig,  wenn  auch  ein  nicht 
seltener  Trost  in  Frankreich  (s.  o.  S.  450  u.  folg.  §.  216). 

Nach  einer  Berechnung  von  Hermann  Wagner,  damals  Redacteur  des  sta- 
tistischen Theils  des  Gothaer  Hof kalenders ,  stellt  sich  für  die  Zeit  nach  den  fran- 
zösischen Kriegen  bis  in  die  60er  Jahre  in  wichtigeren  europäischen  Staaten  folgende 
Veränderung  der  Bevölkerung  nach  den  Volkszählungen  heraus  (Goth.  Jahrb.  1869 
S.  994,  die  correcte  Berechnungsformel  im  Vorwort  daselbst  S.  VD.  Reihenfolge 
nach  der  GrOsse  des  Zuwachses.     S.  Tab.  VIII,  S.  513. 

Für  Vergleichungen  und  Schlüsse  aus  dieser  Tabelle  ist  freilich  Manches  zu 
bedenken.  Kleine  und  grosse  Staaten  gestatten  auch  hier  wieder  keinen  unmittelbaren 
Vergleich.  Die  Zahlen  sind  wegen  der  Verschiedenheit  der  Zählungsqualität  nicht 
gleicbwerthig.  Weil  bei  einigen  Staaten  die  früheren  Perioden,  wo  die  Zunahme 
rascher  war,  fehlen,  ist  auch  für  diese  die  Durchschnittszunahme  in  der  Hauptperiode 
im  Vergleich  mit  den  anderen  Staaten  zu  klein  (Sachsen,  Dänemark,  Niederlande, 
Belgien,  bes.  Süddeutschland).  Endlich  zeigt  sich  neuerdings  in  einigen  Staaten 
(Gr.-Britannien.  Irland,  Scandinavien,  Süddeutschland,  auch  Preussen)  auch  die  Aus- 
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Wanderung  von  Einfluss,  wenigstens  poriodenweiso«  wenn  sie  auch  vielleicht  auf  die 
Dauer  die  thats&chliche  Zanahme  der  Gesammtbeyölkerong  ganzer  L&nder  mitunter 
nicht  wesentlich  aufhält     (§.  225  ff.) 

§.  216.  Fortsetzung.  Mitte  und  zweite  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts.  Für  das  letzte  halbe  Jahrhundert  ist  eine 
bemerkenswerthe  Erscheinung  die  mehrfache ,  wenn  auch  unter 
zeitlichen  Schwankungen  sich  vollziehende,  schon  erwähnte  Wieder- 
zunähme  der  Zuwachsrate,  besonders  durch  Geburtstiber- 
schuss,  in  Europa,  unter  dem  deutlichen  Einfluss  der  Wallungen 
im  wirtbschaftliehen  und  politischen  Leben  (§.  217);  ferner  trotz 
stark  steigender,  wenngleich  auch  erheblichen  Schwankungen  unter- 
liegender überseeischerMassenauswanderung,  die  in  der 
Regel  in  grösseren  Ländern  und  Gebieten  dennoch  verbleibende 
bedeutende  Volkszunahme,  sodass  also  die  Auswanderung 
vom  Geburtsüberschuss  nur  einen  Theil  aufzehrt.  Davon 
bilden  nur  Irland  und  kleinere  Landestheile,  freilich,  unter  dem 
gleichzeitigen  Einfluss  der  inneren  Wanderungen,  in  Preussen  und 
Deutschland  doch  schon  solche  von  der  Grösse  von  Regierungs- 
bezirken und  Provinzen,  Ausnahmen.  Auch  in  diesen  Verhältnissen 
treten  wirthschaft liehe  Einflüsse  besonders,  mehr  als  ehedem, 
hervor,  in  Deutschland  namentlich  die  immer  raschere  Entwicklung 
der  Industrie,  des  Bergbaus,  Städtewesens:  schon  nicht  mehr  bloss 
der  Uebergang  aus  der  „Agricultur-''  in  die  ,,Industrie-  und 
Mercantilperiode'^,  sondern  wie  in  Grossbritannien  die  selbständigere 
und  intensivere  Entwicklung  der  letzteren.  Das  allein  abweichende 
Bild  in  den  Erscheinungen  der  europäischen  Bevölkerungsbewegung 
zeigt  ausser  Irland  Frankreich. 

Die  folgenden  Daten,  welche  anch  für  die  Folgerungen  im  nächsten  Kapitel 
besonders  wichtig  sind,  worden  wieder  nach  den  Materialien  des  B.  44  der  Beichs- 
statistik  in  der  für  unsere  Zwecke  passenden  Weise  zusammengestellt  Diese  7orzQg- 
liche  Arbeit  des  reichsstatist  Amts  liefert  überall  auch  die  erforderlichen  BelaÜTzahlen, 
mit  denen  wir  hier  zu  operiren  haben.  Für  eine  Menge  einzelner  Puncto  und  Fragen 
findet  sich  daselbst  weiteres  Material,  namentlich  für  Deutschland  in  Bezug  auf  die 
einzelnen  Staaten,  Gebietstheile  und  Gruppen.  Dafür  ist  im  Wesentlichen  auf  das 
'Werk  selbst  zu  verweisen.  S.  zur  Ergänzung  bis  incl.  1890  die  Viertel]. -Hefte  der 
Beich&statistik  1892  H.  1,  S.  18,  auch  S.  5.  Hier  wird  jetzt  Einzelnes  nur  mehr  zum 
BeiApiel  und  zur  Illustration  und  besseren  Gharactcristik  einiger  wichtiger  Thatsachen 
herrorgehoben. 

Zunächst  als  Beispiele  zweier  in  der  Bevölkerungsbewegung  sehr  ver- 
schiedener Länder,  das  Deutsche  Reich  und  Frankreich.  S.  Tab.  IX, 
S.  515. 

Man  ersieht  aus  Tab.  IX  sofort,  dass  es  in  Deutschland  die  hohe  Geburta- 
freqnenz  ist.  welche  Frankreich  gegenüber  den  grossen  Geburtsüberschuss  und  die 
starke  Volkszunahme  trotz  der  bedeutenden  Mehrauswanderung  bewirkt.  Die  Geburts- 
frequenz  war  fa^t  immer  mehr  als  10,  neuerdings  mehr  als  12,  ja  über  IS^oo  grosser 
als  die  französische ,  die  Sterblichkeit,  welche  im  letzten  Jahrzehnt  etwas  zurück- 
gegangen ist,  Oberragt  die  französische  nur  um  4,  jetzt  um  d7oo*    ^^^  höchste  in  der 
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Tab.  IX.    Bevöll 

ceransTS 

bewegung  im  Deutsches 

1  Reich 

und  Frankreich  von 

1841—90. 

t 

Auf  1000  der  mittleren  JahresbevOlkerung  jährlich 

Land 

Geborene  i  Gestorbene 

Gebnrts- 

Wander- 

verlust 

(4-  Gewinn) 

Voliö- 

(incl.  Todtgeborene) 

Oberschoss 

1 

zunahme 

1          1         2 

1 

8 

4 

5 

Deutsches  Reich 

1841—50 

!       37.6       1        28.2 

9.4 

1.7 

7.7 

1851—60 

1       36.8              27.8 

9.0 

2.5 

6.5 

1861—70 

388       ,        28.4 

10.3 

2.2 

8.1 

1871—80 

40.7 

28.8 

11.9 

1.8 

10.1 

1881—90») 

38.2 

26.5 

i  11.3 
\12.1 

4.3 
1.4 

7.0 
10.7 

Maximam  ') 

j       42.6 

32.2 

14.5 

c.  5.0 

11.4 

im  Jahre 

'      1876 

1866 

1876 

1881 

187«— 80 

Minimam^) 

33.5 

24.8 

4.25 

c.  0.5 

1.77 

im  Jahre 

1855 

1860 

1848 

1877 

1853—55 

Frankreich') 

1841—50                ' 

28.2 

24.2 

4.0 

+  0.4 

4.4 

1851-60 

27.3 

25.0 

2.3 

+  0.1 

2.4 

1861—70 

27.3 

24  8 

2.6 

+  0.2 

2.8 

1871— bO 

i       26.6 

24.8 

1.7 

+  0.3 

20 

1881-90 

•J5.1 

23.3       ! 

1.8 

00 

1.76 

Maximum 

29.2 

35.9       1 

6.7 

— 

—. 

im  Jahre 

1841 

1871 

1845 

Minimum                i 

23.0              21.9 

—  12.2 

— 

im  Jahre 

1890       1 

1889 

1871 

— 

__ 

50 jähr.  Periode  vorgekommene  französische  Geburtsfrequenz  ist  immer  noch  37oo 
kleiner  als  die  kleinste  deutsche.  Das  Maximum  der  französischen  Sterblichkeit  in 
einem  Jahre  ist  sogar  höher  als  das  in  Deutschland  vorgekommene,  freilich  in  dem 
Kriegsjahre  1871  (wo  sie  in  Deutschland  31.03  war,  wobei  die  TudesföUe  im  Kriege 
auf  französischem  Boden  nicht  alle  aufgenommen  zu  sein  scheinen).  Das  zweite 
französ.  Maximum  der  Todesfälle  war  mit  immerhin  nur  29.5  im  Kriegsjahr  1870, 
das  dritte  im  Kriegs-  und  Theuerungsjahr  1854  mit  28.4.  In  Deutschland  traf  das 
Maximum  der  Todesfälle  auf  das  Kriegs-  und  Cliolerajahr  1866,  das  zweite  und 
dritte  Maximum  auf  die  Knegsjahre  1^71  und  1872  mit  31.03  und  30.62,  das  vierte 
Maximum  auf  das  Revolutiontgahr  1848,  das  unter  den  Nachwirkungen  der  Theuerung 
von  1846/47  litt,  mit  30.46.  Aber  der  üeberschuss  der  Geburten  über  die  Todes- 
fälle ist  selbst  in  diesem  hierfür  das  Maximum  zeigenden  Jahre  1848  in  Deutschland 
mit  4.25  noch  höher  als  er  in  einem  der  5  Decennialdurchschnitte  in  Prankreich  war. 
Nur  in  11  einzelnen  von  den  50  Jahren  von  1841—90  war  er  hier  höher,  meist  nur 
ein  Weniges,  davon  noch  in  6  im  1.  Decennium  1841 — 50,  in  3  im  2.  1851 — 60,  in 
1  im  3.  1861 — 70,  in  2  im  4.  1871—80,  selbst  hier  aber  nach  dem  Kriege  nur  4.8 

^)  In  Col.  3—5  die  erste  Reihe  für  1881—85,  die  zweite  für  1886—90. 

*)  Der  Wanderverlust,  bozw.  Gewinn  lässt  sich  nur  durch  die  Volkszählungen 
indirect  ermitteln,  daher  nur  für  die  Perioden,  welche  zwischen  zwei  Zählungen  liegen, 
nicht  für  ein  einzelnes  Jahr.  Die  Zahlen  in  Col.  5  sind  daher  nur  geschätzt  auf 
Grund  der  überseeischen  Auswanderung  in  den  betreflenden  Jahren. 

*)  S.  über  das  Ergebniss  der  Zählung  von  1891  den  Bericht  des  Ministers  des 
Innern  an  den  Präsidenten  der  Republik,  im  Bulletin  de  Statist.  1892,  I,  40  ff. 
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in  1872  und  4.0  in  1874,  in  keinem  Jahre  mehr  im  5.  Deccnniam  1881-^90,  während 
der  Gcbortsüberschnss  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Deutschland  noch  gewachsen 
ist,  nnd  zwar  nenester  Zeit  erfreulicher  Weise  bei  verringerter  GeburtsziÜer  darch 
Abnahme  der  Sterblich iieit.  In  Frankreich  ist  so^ar  in  5  Jahren  auter  den  50  ein 
Ueberschnss  der  Todesfälle  gewesen,  davon  allerdings  in  den  2  Kriegsjahien  1870/71 
(2.8  nnd  1.227oo)  °^^  ^"  ^^^  ^^^^  Krimkriegs-  und  Theucrungsjahreu  1^54  und  1855 
(2  nnd  0.9).  aber  auch  bereits  in  dem  ruhigen  Frieden^jahre,  freilich  höherer  Preise 
des  Getreides,  1890  (und  ebenso  1891).  In  Deutschland,  dies  als  Ganzes  genommen, 
ist  ein  solcher  Fall  in  diesem  halben  Jahrhundert  nicht  vorgekommen  und  auch  nur 
selten  in  einzelnen  grösseren  Gebietstheilen  gewesen  (s.  u.).  Auch  trotz  unserer 
grossen  überseeischen  Auswanderung  hat  in  keinem  Jahre  die  Bevölkerung  im  ganzen 
Beiche  positiv  abgenommen.  Sogar  in  dem  Jahre  der  grössteu  deutschen  Auswande- 
rung 1881,  wo  die  constatirte  überseeische  211.000  Kopf  betrug,  thatsächlich  noch 
etwas  höher  war,  ca.  57ooi  absorbirte  sie  vom  damaligen  GeburtsUbcrschuss  von  1  1.57 
®/oo  noch  nicht  die  Hälfte  nnd  übertraf  nur  etwas  den  kleinsten  Geburtsüberbchuss  eine» 
einzelnen  Jahres  in  der  ganzen  Periode  (4.25).  Auch  nach  Abzug  jenes  grössten 
Wanderverlubts  in  einem  Jahre  verblieb  in  Deutschland  1881  noch  ein  Ueberschnss 
ron  ca.  6.67oo*  ^>  ^-  soviel  wie  in  einem  einzigen,  hierin  aber  ganz  alleinstehenden 
Jahre,  1845,  einmal  der  französische  Geburtsüberschuss  im  Maximum  betrug  (6.7Voo) 
Die  kleinste,  nach  Abzug  der  Mehrauswanderung  vorgekommene  jährliche  Volkszu- 
nahme  (1.77^0^  in  185S — 55)  war  immer  noch  so  gross  wie  der  neuere  französische 
Geburtsüberschuss  (1871 — 90)  und  wie  die  ganze  Yolkszunahmc  in  Frankreich  im 
letzten  Jahrzehnt  1881—90. 

Die  Zahlen  Frankreichs  liefern  das  wichtige  statistische  Ergebniss,  dass  bei 
einer  Geburtsfrequenz  von  nur  23 — 24  (incl.  Todtgeborene,  ohne  diese  von  ca.  22 — 23\ 
sogar  bei  massiger  Sterblichkeit  die  Bevölkcruni:  eben  nur  in  der  Stabilität 
der  Zahl  erhalten  wird.  Jede  auch  nur  kleinere  Vermehrung  der  Todesfälle  führt 
zu  einem  positiven  Rückgang  der  BovölkerunKSzahl  (so  in  1890  in  Frankreich)  und 
auch  bei  gleichbleibender  Sterblichkeit  hat  jede  kleine  weitere  Verminderung  der 
Geburtszificr  denselben  Erfolg.  Da  sich  die  Sterblichkeit  schwer,  namentlich  nicht 
in  kurzer  Zeit  erheblich  vermindern  lässt,  zumal  nicht  allgemein  in  einem  grossem 
Lande,  so  kann  nur  durch  Steigerung  der  Geburttiziiler  noch  eine  natürliche  Volks- 
vermehrung durch  Geburtsüberschuss  herbeigeführt  werden.  In  dieser  Lage  ist 
Frankreich,  dessen  neuere  GeburtsziÜer  von  23 — 24  (incl.  Todtgeborene,  die  hier  ca. 
1 — l,2"/oo  betragen)  demnach  bei  dort  gegebener,  schon  nicht  hoher  Sterblichkeit 
eben  deshalb  als  das  Minimum  bezeichnet  werden  kann,  das  zur  Erhaltung  anch  nur 
des  Gleichblcibens  der  Bevölkerungszahl  wenigstens  im  Durchschnitt  nothwendig  ist 
(Frankreich  hatte  eine  Gcburtszitfer  1890  ohne  Todtgeborene  von  21.97oo«  ^^"^ 
Ziffer,  welche  die  Sterblichkeit  dort  nur  in  wenigen  Jahren  nach  unten  zu  erreicht, 
ganz  ausnahmsweise  unterschritten  hat). 

Die  mitgetheilten  Zahlen  Deutschlands  und  Frankreichs  sind  natürlich  das  £nd- 
ergebniss  aller  der  zahlreichen  Verschiedenheiten  der  betretenden  Daten  in  den 
einzelnen  Land  estheilen.  Wir  können  die  Untersuchung  hierauf  in  diesem  Werke 
nicht  ausdehnen,  obwohl  dadurch  erst  der  richtige  Einblick  in  dieses  Thatsachengebiet 
und  für  vielerlei  Schlüsse  das  vorhandene  statistische  Material  gewonnen  wird.  Nur 
einige  Zahlen  von  Mazimis  nnd  Minimis  seien  noch  aus  einzelnen  Gebietstheilen 
im  Deutschen  Beich  heiTorgehoben  und  zwar  in  Betretf  der  in  irgend  einem  etwas 
grösseren  Gebietötheil  (preuss.  Provinzen,  Gebietsgruppen  der  Reichsstati^tik)  vorge- 
kommenen Durchschnittsmazima  und  Minima  in  einem  der  5  Decennien  nnd  in 
einem  einzelnen  Jahre  in  dem  halben  Jahrhundert  1S41  —  90  auf  1000  der  mittleren 
Jahresbevölkemng.    S.  Tab.  X.  S.  517. 

Die  Schwankungen  selbst  zwischen  den  10jährigen  Maximis  und  Minimis,  mehr 
noch  den  einjährigen  sind,  wie  man  sieht,  doch  recht  gross.  Die  östlichen  z.  Th. 
slavischen  Gebiete  haben  grösste  Geburt^-,  aber  auch  Sterblichkeitsmazima  nnd  im 
Ganzen  auch  die  grössten  Schwankungen  in  der  Bilanz  zwischen  Geborenen  und  Ge- 
storbenen. Uebrigens  finden  sich  auch  noch  ein^.clnc  grössere  Gebiete,  welche  in 
einzelnen  Jahren  einmal  einen  UeberschubS  der  Todesfälle  oder  wenigstens  nur  einen 
iranz  kleinen  Geburtsüberschuss  hatten,  so  z.  B.  in  Obtpreussen  1852  auch  ein  Aus- 
fall von  U.21,  in  Westpreussen  in  demselben  Jahre  von  O.OS,  in  Berlin  1849  von  0.85 
(1871   unter  den  besonderen  Verhältnissen,    Kriegslazarethe ,   Kriegsgefangene,  3,39), 
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Tab.  X.    Deutsche  Maxima  und  Minima  der  natürlichen 
Bevölkerungsbewegung  nach  Gebietstheilen. 


Auf  1000  der  mittleren  Jahresbevölkeruug 

Geburtbfrequenz 

Stcrblicbkeitsfrequ. 

GeburtsUberschuss 

(.incl.  Tüdtgcborenc) 

(incl.  Todtgeborene) 

(      Deficit) 

lOj&hr. 

Maximam 

46.22 

36.14 

16.3 

Gebiet 

Pr.  Posen 

Westpreussen 

Pr.  Posen 

Jahre 

1^71— 18b0 

1851—1860 

1881—1890 

Einj&hr. 

Maximum 

52.65 

52.89 

2377 

Gebiet 

Pr.  Ostpreussen 

Pr.  Posen 

Ostpreussen 

Jahr 

1849 

1852 

1849 

10  jähr. 

Minirnnm 

30.89 

21.71 

4.23 

Gebiet 

Elsass-Lotbringen 

Schleswig- Holstein 

Südbaiern 

Jahre 

1S51  — 1860 

1851—1880 

1851—1860 

Ein  jähr. 

Minimum 

2745 

19.05 

—  7.08 

Gebiet 

Eliiass-  Lothringen 

Schleswifi:- Holstein 

Pr.  Posen 

Jahr 

1855 

1856 

1852 

1855  in  Schlesien  von  2.41,  1854  und  1855  (Krimkrieg,  Theuerung)  in  Ebass-Loth- 
ringen  fon  0.90  und  335  (1871  ?on  2.34)  7oo-  ^^^  genauere  Analyse  zeigt  Überhaupt 
deutlich  pro?inzielIe ,  wohl  mit  Stammesart  und  Sitte  zusammenhängende  Verhältnisse 
der  natürlichen  Bewegung,  bei  Geburten,  Todesfällen,  Ueberschuss,  wie  sich  u.  A.  aus 
den  ähnlichen  Zahlen  in  benachbarten  Gebieten  (so  u.  A.  besonders  deutlich  im 
ganzen  Hauptgubiet  des  niedersächsischen  Stammes,  auch  wiederum  mit  Achnlichkeit 
mit  den  nordgermanischen  Verhältnissen)  crgiebt.  Die  Ueberlegenheit  der  deutschen 
Geburtsfrequenz  auch  in  jedem  grö>seren  Geliietstheii  über  die  aligemeine  französische 
zeigt  Tab.  X  ebenfalls.  Selbst  das  cisass-lothr.  zehnjähr.  Minimum,  das  niedrigste 
in  Deutschland,  steht  noch  über  dem  französischen  Durchschnitt  der  Geburtsfrequenz, 
wenigstens  letztere  seit  1851  j^enommcn,  das  einjährige  ebenfalls  in  Elsass-Lotbringen 
Forkommende  nur  wenig  unter  dem  ganz  im  Beginn  der  Periode,  1841,  zu  findenden 
einjährigen  französischen  Maximum. 

Eine  Yergleichung  bloss  des  GeburtsUberschusses  und  des  Gewinns  und  Ycr- 
lusts  durch  Wanderungen  liefert  noch  die  Tab.  XI  auf  S.  518  für  eine  grössere 
Beibe  grosser  und  mittlerer  Länder  in  Europa.  In  der  germanischen,  freilich  wenn 
die  Zahlen  zuverlässig  sind,  auch  in  der  slavisch- russischen  Welt  sind  die  Geburts- 
uberschUsse  meistens  über  l^o  jährlich,  neuerdini^s  auch  fast  überall  gewachsen,  auf 
1.1  bis  fast  1.47o-  ^°  Ocsterreich  mit  seiner  national -gemischten  Bevölkerung  sind 
sie  kleiner,  auch  schwankender,  ebenso  in  Italien,  wo  aber  in  neuester  Zeit  ein  ger- 
manischen Ziffern  nahekommender  Gebu^tsüber^chuss  erreicht  wird.  Belgien ,  Irland, 
die  Schweiz,  stehen  etwas  zurück,  kommen  so  Frankreich  etwas  näher,  aber  immerhin 
doch  selbst  Irland,  dessen  Statistik  ohnehin  für  unvollständig  gilt,  und  sogar  noch  in 
der  neuesten  Zeit  weit  über  Frankreich,  das  auch  vom  romanischen  Spanien,  wenn 
die  wenigen  Zahlen  für  dieses  zuverlässig  sind  und  einen  Vergleich  gestatten,  bedeu- 
tend übertroHen  wird.  Frankreich  ist  dann  freilich  das  einzige  Land,  welches 
dauernd,  wenigstens  bis  1880.  einen  kleinen  Wanderungsgewinn  durch  Mehrein- 
wanderung  zeigt.  Aber  derselbe  kommt  gegenüber  der  grossen  Yulkszunahme,  welche 
selbst  die  Länder  der  Massenauswanderung,  Gr.-Britannien,  Deutschland,  Scandinavien 
dank  ihrem  starken  Geburtsubernchuss  behalten,  gar  nicht  in  Betracht  Es  er^riebt 
sich,  wie  namentlich  die  germanischen  Länder  durch  ihre  ungemein  starke 
Geburtszifferu  in  die  Lage  gesetzt  werden,  ungeheure  Menschenmassen  an  die  neue 
Welt  abzugeben  und  diese  somit  der  germanischen  Völkerfamilie  definitiv  zu  gewinnen, 
ebne  selbst  eine  grosse  Einbusse  au  ihrem  Bevölkerungszuwachs  zu  erleiden.  Von 
der  romani^chen  Welt  gilt  das  neuerdings  nur  einigermaassen  ähnlich  von  Italien, 
w&hrend  Russlands  Geburtsüber^chuss,  wenn  er  in  der  Wirklichkeit  den  statistischen 
Zahlen  entspricht,    eine   Verbreitung   der  Bevölkerung   in   den    weiten  Räumen   des 
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Tab.  XL    Geburtsüberschuss  und  Wanderungsverlust  in 

europäischen  Ländern. 


Auf  101)0  der  mittleren  Bevölkerung  jährlich 

Verlust  (t  Gewinn)  durch 

Geburtsüberschuss 

Wanderungen 

1841  i  1851 

1861 

1871 

1881 

1841  I  1851 

1861    1871    1881 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis       bis 

bis       bis 

bis 

1850 

1860 

1870 

1880 

18y0»)jl850    18ti0 

1870    ISSO 

1890 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

!    6.        7. 

8.         9. 

10. 

Deotscbes  Beich 

9.4 

9.0 

10.3 

11.9 

11.4 

1.7       2.5 

2.2 

1.8 

2.9 

AVestösterreich 

6.1 

6.9 

6.6 

7.5 

7.2 

0.6       0 

1.0 

0.5 

— 

GalizicD,  Bukowina 

1.9 

4.2 

11.0 

7.5 

10.1 

0.1 

t3.0 

0.1 

tO.3 

Ungarn 

2.3 

7.3 

— 

1.5 

— 

Frankreich  *) 

4.0 

2.3 

2.6 

1.7 

2.3 

t  0.4    t  0.1 

tO.2 

tO.3,   0.0 

Grossbritannien*) 

10.2 

11.9 

12.7 

14.1 

13.9 

1 2.0       0.7 

0.8 

0.9      — 

Irland 

9.7 

8.2 

6.0 

16.7 

12.6      - 

Italien 

7.3 

7.0 

10.2 

0.5 

1.3  1    - 

Spanien 

— 

92 

— 

3.7 

— 

Russiand 

12.0 

13.7 

13.6 

—    1     — 

0.6 

tO.5 

Schweiz 

— 

7.3 

7.3 

—        — 

— 

0.8      — 

Belgien 

6.1 

7.8 

8.5 

9.8 

10.0 

tl.2 

1.5 

1.1 

0.6      — 

Niederlande 

6.9 

7.7 

10.4 

12.1 

13.2 

0.2 

0.6 

2.0 

0.4  1    - 

Dänemark 

10.1 

11.9 

10.9 

12.0 

13.8 

0.4    t  0.8 

0.8 

2.2      — 

Schweden 

10.5 

11.1 

11.1 

12.3 

12.1 

0.1 

0.7 

3.7 

3.2      - 

Nurwegen 

12.5 

15.9 

12.9 

13.9 

13.0 

0.9 

1.9 

5.1 

4.0 

— 

Finnland 

12.0 

7.2 

7.4 

8.0 

7.1 

tO.4 

0.7 

0.9 

tO.6 

russischen  Reichs   in 

Euroi 

}a   unc 

i   Asie 

n    erm 

Oerlicht 

und 

auch 

cinifire 

rmaass« 

ßn  zur 

Folge  zu  haben  scheint.  Darin,  dass  trotz  eines  nicht  ganz  unbeträchtlichen  Geburt»- 
Uberachusses  Irland  eben  auch  jetzt  noch  immer  durch  die  Auswanderung  (übrigens  nicht 
nur  nach  America,  sondern  auch  nach  Grosäbritannicn),  wie  seit  den  1840  er  Jahren, 
an  Bevölkerung  verliert,  liegt  der  wesentliche  Onterscliied  der  Bevölkerungsverhilt- 
nisse  dieses  keltisch -germanischen  Masscnauswanderungslandes  gegenüber  den  ger- 
manischen und  Italien. 

Schliesslich  kommen  nun  natürlich  und  gerade  auch  für  die 
volkswirthschaft liehen  Seiten  der  Bevölkerungsfrage  die 
absoluten  Zahlen  der  Geborenen  und  Gestorbenen,  des  lieber- 
Schusses  ersterer  oder  letzterer ,  des  Wanderungsverlustes  und  Ge- 
winns und  der  wirklichen  Veränderung  der  Volkszahl  und  daher, 
auf  gegebenem  Gebiete,  der  Dichtigkeit  in  Betracht. 

Letzteres  Yerhältniss  noch  für  die  spätere  Betrachtung  in  §.  229  (T.  zurückstellend 
und  für  die  übrigen  Zahlen  auf  die  erwähnten  statistischen  Weike  verweisend,  steUe 
ich  hier  nur  in  Tab.  XII  einige  absolute  Zahlen  des  Geburtsüberschusses  (bzw. 
Deficits)  für  5  Hauptländer  und  in  Tab.  XIII  die  schliesslich  nach  den  Zählongen 
(bzw.  Berechnungen)  eingetretene  Veränderung  der  Bevölkerung  für  dieselben  und 
einige  weitere  europäische  Länder,  sowie  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica 
und  für  Australien  zusammen. 


^)  Immer  ohne  Elsass-Lothringen,  bis  1860  ohne,  seit  1861  mit  Savoyen  und  Nizza. 
")  Bis  1860  nur  England  und  Wales,  seit  1861  auch  mit  Schottland. 
')  Beim    Deutschen    Reich,    Frankreich,    Grossbritannien,    Irland,    Italien   tür 
1881  —  1890,  bei  den  anderen  meist  fUr  1881  —  1885  oder  1886. 


Wirkliche  YolksrermehrDiig. 
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Tab.  XU.    Absoluter   Geburtsüberschass   in  fünf 

europäischen  Ländern. 


Geburtsttberschoss  ( —  Deficit)  in  1000  Kopf  (absolute  Zahlen) 

Jahr 

im  jährlichen  Durchschnitt 

Deutsches 

Gross- 

West- 

Italien^ 

Eeich 

Frankreich 

britannien  ^) 

Osterreich 

1841—1850 

320 

134 

172 

77 

1851—1860 

326 

79 

226 

91 

1861—1870 

408 

94 

312 

93 

183 

1871—1880 

511 

64 

386 

113 

192 

1881—1890 

551 

67 

405 

115») 

317 

Maziznam 

627 

223 

441») 

150 

381 

Jahr 

1876 

1845 

1877 

1876 

1889 

Mioimam 

147 

—  445 

283») 

—  75 

61 

Jahr 

1855 

1881 

1864 

1855 

1867 

Tab.  XIII.     Absolute   Volkszahl   einiger 

19.  Jahrhundert.     1000  Kopf. 


Länder  im 


Deutsches  Beich^) 

Frankreich  •) 

Grossbritannien*) 

1816 
1840 
1870 
1890 
Zunahme 
1816—90 

24.833  =  1000 
32,787  —  1323 
40,818  =  1644 
49,428  =  1^90 

24,595 

1816 
1841 
1870 
1891 
Zunahme 
:  1816—91 

1  ohne  SaToj. 
und  Nizza 

27.769  =  1000 
82,721  —  1178 
36,765  =  1324 
38,343  —  1381 

10,574 
9,684  —  1349 

risoi 

\1821 

1841 

1871 

1880 

Zunahme 

1821—91 

10.501  — 
14,092  =.  1000 
17,5:^4  =  1244 
26.072  =  1850 
33,090  —  2348 

18,998 

Oesterreich  ohne  Ungarn^) 

1                  Italien 

1 

Europäisi 

ches  Bussland®) 

1818 
1840 
1869 
1890 
Zunahme 
1818—90 

13.380  —  1000 
16,575  —  1239 
20.218  —  1510 
23,710  —  1772 

10,330 

i      1871 
1890 
'  Zunahme 
i  1871—90 

26,801  =  1000 1 
30,158  —  1125 

3.357 

1 

!      1870 
'      1S86 
Zunahme 
lb70-86 

65.705  —  lüOO 
85,200  —  1297 

19,495 

'"^  Bis  1860  nur  England  und  Wales,  später  auch  Schottland. 
Seit  1861. 
Nur  in  1881—1886. 

^)  Seit  1863,  fttr  1863—1871  und  1872—1880,  1881—1890. 

'^)  Gebiet  des  heutigen  Deutschen  Beichs  von  Anfang  an  gerechnet  Zahlen 
nach  der  Beichsstatistik. 

•)  Ohne  Eltass-LothrinRen  (1816  1,281.000,  1871  1,550,000)  auch  vor  1870  und 
bis  1861  ohne,  seitdem  mit  Savoyen  und  Nizza  gerechnet,  wodurch  ein  Zuwachs  von 
Anfangs  737,000  Kopf,  die  mit  ihrer  weiteren  Vermehrung  seitdem  eigentlich  fttr 
1870  und  1891  zum  Vergleich  abzusetzen  wären.  Fttr  1816  und  1S70  (Anfanir  1871) 
berechnete,  fttr  1841  und  1891  gezählte  Bevölkerung.  Im  Mai  1872  gab  die  Zählung 
selbst  nur  36,103.000. 

^  England.  Wales,  Schottland,  ohne  die  Canalinseln.    Daten  der  Volkszählun|2:en. 

*)  Mit  Galizien  und  Bukowina.   Nur  CivilbevOlkerung.   S.  Osterr.  Jahrb.  1890,  S.  1. 

*)  Unsichere  Bevölkerungszahlen.    Hier  ohne  Polen  nnd  Finnland. 
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f 

Schweiz 

Niederlande 

Belgien 

1860 
1870 
1888 
Zanahmo 
1860—88 

1 

2.507  =  1000 
2,669  —  1064 
2,933  —  1170 

426 

1829 

1839 

1869 

'      1889 

Zunahme 

1829—89 

2,613  —  1000 
2,860  —  1094 
3,580  =  1370 
4,511  —  1726 

1.898 

i      1846 
1871 
•      1890 
!  Zunahme 
U846— 90 

4,337  =  1000 
5,020  «1157 
6,147  —  1417 

1,810 

Dänemark 

Schweden 

Norwegen 

1840 

1870 

1890 
Zunahme 
1840—90 

1,283  =  1000 
1,785  —  1391 
2,172  —  1849 

889 

1815 

1840 

1870 

1890 
Zunahme 
1815—90 

2.465  =  1000  j 
3.139  —  1273  ! 
4,169  —  1691 
4,785  —  1941 

2,320 

1815 

1840 

1S70 

1890 
Zunahme 
1815—90 

885  =  1000 
1  264  —  1407 
1,740  —  1866 
1,989  =  2259 

1,104 

Irland*) 


Vereinigte  Staaten*) 
Nordamerica 


Britisch  -  Australien 


1801 

.    1821 

1841 

1851 

1861 

1871 

1891 

Abnahme 

1821—91 


5,216 
6.802 
8,195 
6,572 
5,799 
5.412 
4,706 

2,096 


1000 
12ii5 
966 
852 
797 
692 


1790 
1820 
1840 
1870 
1890 
Zunahme 
1820  bis 
1890 


3,930 

9.638 

17,069 

38,926 

62,981 


51,343 


1000 
1771 
4039 
6533 


1863 

1871 

1891 

Zunahme 

1863—91 


1,331 
1.922 
4.523 

3,192 


1000 
1307 
3398 


Die  älteren  Zahlen  in  Tab.  XIII  sind  nicht  so  sicher  wie  die  späteren  und 
unter  sich  nicht  so  gleich werth ig,  aber  mit  diesem  Vorbehalt  doch  zu  Vergleichungen 
brauchbar.  Leider  liegen  nicht  einmal  so  sichere  Zahlen  für  alle  Länder  aus  der 
Zeit  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  vor. 

§.  217.  Ergebnisse  bezüglich  der  Volksvcrmehrung. 
Die  mitgetheilten  Zahlen  der  beiden  letzten  Tabellen  XII  und  XIII 
and  mehrerer  der  früheren  zeigen  für  dievolkswirthschaftlichen 
Seiten  der  Bevölkerangsfrage  zweierlei  deutlich.  Einmal  ftir  das 
Vertheilungsproblem,  welche  Bedeutung  eine  auf  grossem  Ge- 
burtsUberschnss  beruhende  starke  Volksvermehrung  wegen  der 
Kosten  der  Auferziehung  der  Kindergenerationen,  als  volkswirth- 
scbaftlicher  Belastungscoef ficient,  hat,  so  in  Deutschland 
verglichen  mit  Frankreich.    Sodann,   wie   nun   freilich  die  so  er* 


^)  Die  erste  für  sicherer  geltende  Zählung  ist  die  von  1821.  Kleine  Ab- 
weichungen, je  nachdem  die  MilitärbevOlkerung  (20  —  30,000)  mit  gezählt  oder  nicht 
Hier  inbef^riffen. 

*)  Wirkliche  Zählbevölkerung  auf  dem  jeweiligen  Unionsgebiet,  das  dch  freilich 
im  19.  Jahrhundert  sehr  vergrOsserte ,  aber  doch  meist  um  zunächst  sehr  schwach 
bevölkerte  Gebiete. 
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reichte  Volksvermehrang ,  nameDtlich  wenn  die  Altersclassenver- 
theilung,  die  Vertheilung  zwischen  „productiven"  und„unprodactiven" 
Jahren  wenigstens  nicht  ungünstiger  wird,  auch  für  das  Pro- 
ductionsproblem  absolut  die  Vermehrung  des  Factors  „Ar- 
beit", Arbeitsfähigkeit  (wenn  auch  wegen  der  verscbiedenen 
Geschlechtsvertheilung  nicht  immer  in  gleichem  Grade)  bedeutet; 
sowie  nicht  minder  für  das  ebenfalls  mit  der  Bevölkerungsfrage 
zusammenhängende  politische  und  militärische  Problem, 
die  Vermehrung  des  Factors  „Macht",  Wehrkraft. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Yergleichüngcn  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich«  Nord-  und  Suddeutschland,  auch  Preussen  und  Oesterreich  ebenfalls 
belehrend.  Der  Ausgang  der  politischen  Ereignisse  von  1866  und  1870/71  hängt 
wenigstens  auch  mit  dieser  Bevölkerungsbewegung  zusammen ,  wenn  auch  andere 
Factoren,  und  darunter  so  manche  Imponderabilien,  dabei  noch  mehr  eingewirkt 
haben  mögen.  Und  der  Niedergang  der  französischen  Bedeutung  in  der  grossen 
Weltpolitik,  der  Politik  der  Machtfragen,  was  dann  so  manches  Andere  im  Gefolge 
hat,  ist  doch  auch  mit  eine  Folge  davon,  dass  die  Bevölkerung  Frankreichs  von  gut 
ca.  ^/f  der  europäischen  um  1815  auf  weniger  als  V»  in  der  Gegenwart  herab- 
gegangen ist,  während  ausserhalb  Europas  die  wichtigsten  Wcltgebiete  den  Germanen 
gewonnen  und  von  ihnen  besiedelt  und  bevölkert  wurden,  Franzosen  aber  auch  hier 
eher  ab-  als  zugenommen  haben.  An  diesen  Thatsachen  wurde  selbst  der  Rückgang 
Elsass- Lothringens  an  Frankreich,  dessen  Verlust,  wie  gesagt,  ja  wenigstens  eine 
Mitfolge  dieser  Bevölkerungsbewegungen  war,  nichts  irgend  Wesentliches  ändern. 

Das  ist  freilich  die  Glanzseite  der  germanischen,  die  trUbe  Seite  der  französischen 
Bevölkerungsbewegung:.  Die  ungünstige  und  gUnstige  Kehrseite  liegt  in  beiden  Fällen 
in  der  Einwirkung  der  Volksvermehrung  durch  Gcburtsüberschuss  auf  die  Belastung 
der  Erwachsenen,  auf  die  steigende  Goncnrrenz  im  Leben,  welche  sich  die  Menschen 
machen,  und  auf  die  Verhältnisse  der  Vermögensvermehrung  und  Vertheilung. 

Wie  begreiflich,  wenigstens  unter  heutigen  Rechts-  und  Verkehrs- 
verhältnissen, ja  wie  nothwendig  in  gewisser  Hinsicht  bei  solchem 
natürlichen  Bevölkerungszuwachs,  wie  ihn  die  germaniscben  Völker 
zeigen,  auch  die  Auswanderung,  andrerseits  die  Erweiterung 
des  auswärtigen  Markts  für  Bezug  und  Absatz  von  Producten, 
zumal  bei  ungünstigen  Naturverhältnissen  (Scandinavien) ,  auch 
die  directe  Ausdehnung  des  einheimischen  Markts  durch  Zollver- 
einigungen, Colonienerwerb ,  Eroberung  von  passendem  Gebiet 
wird,  —  das  geht  aus  den  mitgetheilten  Zahlen  wohl  auch  deutlich 
hervor.  Die  grossen  Hauptculturgebiete  der  neuen  Welt  zeigen  in 
ihrer  eigenen  raschen  Volkszunahme  mit  durch  die  Einwanderung 
aus  Europa  schliesslich  doch  auch  die  Wirkungen  der  europäischen, 
namentlich  germaniscben  Volksvermehrung.  Aber  man  sieht  auch, 
wie  rasch  sich  diese  neuen  bisber  volksarmen  Gebiete,  zugleich 
bei  der  grossen  weiteren  natürlichen  Zunahme  ihrer  älteren  wie 
neueren  Einwanderungsbevölkerung,  anfüllen  und  so  sich  nach 
und  nach,  wenn  auch  zunächst  nur  in  einzelnen  ihrer  Theile,  den 
Bevölkerungsverhältnissen  der  alten  Welt  zu  nähern  beginnen,  wie 
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es  im  Dordamerikanischen  östlichen  und  mittleren  Gebiete  immer  deut- 
licher wird  (§.  234).  So  erweitert  sich  freilieh  das  nationale  zu  einem 
internationalen  Bevölkerungsproblem,  das  enropäische,  insbesondere 
west-  nnd  mitteleuropäische  zu  einem  den  Haupttheil  der  neuen 
Welt  mit  umfassenden.  Aber  es  zeigt  sich  auch  schon  hier,  das« 
Auswanderung  und  Theilnahme  am  Weltverkehr  nur  zeitweilige 
Abhilfsmittel  gegen  die  Folgen  einer  raschen  natürlichen  Volks- 
yermebrung  sein  können. 

II.  —  §.  218.  Die  Schwankungen  in  der  natürlichen 
Volksbewegung,    ihre    Bedingungen    und    Ursachen. 

A.  Allgemeines  und  Theoretisches. 

Im  Vorausgehenden  ist  schon  vielfach  der  zeitlichen  und  Ortlichen  Yeischieden- 
heiten  in  der  durch  Geburten  und  TodesfUIIe  verorachten  natürlichen  Bewegung  der 
Bevölkerung  und  davon  abhängig  weiter  des  Standes  der  Be?ölkerung  gedacht  worden. 
Zeitliche  Verschiedenheiten  zeigten  sich  in  kleineren  Zeitabschnitten,  den  Jahren,  und 
in  grösseren,  in  Perioden  von  Jahren^).  Oertliche  Verschiedenheiten  traten  in  der 
Statistik  der  einzelnen  Länder  und  Völker,  sowie  in  denjenigen  der  Gebietstheile, 
ebenfaUs  deutlich  mit  hervor.  Diese  Verschiedenheiten  deuten  auf  Einflüsse,  auf 
causale  und  conditionelle  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  hin,  welche 
sich  zum  Theil  schon  ohne  Weiteres  ergeben,  zum  Theil  durch  eine  Untersuchung 
der  zeitlichen  und  örtlichen  Umstände  und  der  Verschiedenheiten  der  lezteren  ab- 
leiten lassen.  Auch  hier  wird  wieder  die  Vergleichung  und  mittelst  ihrer  die 
Anwendung  der  Methoden  der  experimentellen  Forschung  (§.  SO  ff.)  Platz  zu  greifen 
haben. 

Nicht  schon  an  sich  Zeit  und  Raum  (Ort),  sondern  Ursachen  und  Bedingungen 
der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung,  welche  nach  Zeit  und  Ort  wechseln,  können 
die  Verschiedenheiten  dieser  Bewegung  allein  erklären.  Es  ist  die  interessante  Auf- 
gabe der  vergleichenden  Bevölkerungsstatistik,  diesen  zeitlichen  und  örtlichen  Ursachen 
und  Bedingungen  nachzugehen,  ihren  directen  und  iudirectcn  Einflnss  festzustellen, 
womöglich  zu  messen  und  so  Einblick  in  die  und  Verständniss  der  Abhängigkeits- 
verhältnisse der  Bevölkerungserscheinungen  zu  gewinnen.  Die  Verbesserungen  der 
statistischen  Technik  haben  die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  erheblich  gefördert  Hier 
handelt  es  sich  für  uns  nur  darum,  aus  den  Ergebnissen  der  statististischen  V«r- 
gleichnngen  einige  Thatsachen  hervorzuheben  und  daraus  einige  Schlüsse  für  unseren 
Zweck ,  für  das  Verständniss  der  volkwirthschaftlichcn  Seiten  des  Bevölkerungsproblems, 
zu  ziehen  und  zugleich  zu  begründen. 

Die  einzelnen  y  auch  für  uns  hier  in  der  Socialökonomie  be- 
achtenswerthen  Thatsachen  der  natürlichen  Bevölkerungsfrequenz, 
welche  die  Statistik  ergiebt,  lassen  sich  in  zwei  Gruppen,  je 
nach  ihrer  Einwirkungstendenz  oder  ihrer  wirklichen  Einwirkung 
anf  die  Veränderung  des  Stands  und  der  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  bringen.  Die  eine  Gruppe  umfasst  der  Volksvermehrung 


^)  Auch  innerhalb  des  Jahres,  nach  den  Jahreszeiten,  Monaten  ergeben  sich 
characteristische  Verschiedenheiten,  in  den  Gonceptionen  nnd  Geburten,  in  den  Todes- 
fällen, was  hier  indessen  nicht  näher  verfolgt  werden  soll,  obwohl  es  z.  B.  bei  den 
Gonceptionen  mit  physiologischen  und  psychologischen  Seiten  des  Bevölkerungsproblems 
zusammenhängt  und  insofern  doch  auch  für  die  volkswirthschaftlichcn  Seiten  dieses 
Problems  von  Interesse  ist  S.  u.  A.  in  dem  gen.  B.  44  der  Reichsstatistik  die  Unter- 
suchungen über  die  , Bevölkerungsbewegung  nach  Monaten*'.  Einl.  S.  75  ff  u.Tab.  S.  187 ff. 
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günstige,  die  andere  dieser  ungünstige  Thatsachen.  Zu  jener  ge- 
hört die  Vermehrung  der  Heirathen,  als  der  für  die  Fortpflanzung 
in  unseren  socialen  Verhältnissen  wichtigsten  Einrichtung  des  frucht- 
baren Geschlechtsverkehrs,  die  Verringerung  des  Lebensalters,  in 
welchem  die  Heirathcnden  in  die  Ehe  treten,  die  Vergrösserung 
der  Zahl  der  stehenden  Ehen,  namentiich  derjenigen  von  Ehegatten 
im  Lebensalter  des  der  Kindererzeugung  günstigen  und  ausdrück- 
lich darauf  abzielenden  ehelichen  Geschlechtsverkehrs,  die  Ver- 
mehrung der  Geburten,  an  sich  (rein  vom  popnlationistischen,  nicht 
vom  socialen  und  ethischen  Standpuncte  betrachtet)  auch  der  un- 
ehelichen, endlich  die  Verminderung  der  Todesfälle,  und  hier,  was 
gleichzeitig  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  berührt,  nament- 
lich die  Verminderung  der  Todesfälle  im  wirthschaftlich  productiven 
Lebensalter.  Zur  zweiten  Gruppe  gehören  die  gerade  entgegen- 
gesetzten Thatsachen,  also  insbesondere  die  Verminderung  der 
Heirathen,  der  stehenden  Ehen,  der  Geburten,  die  Erhöhung  der 
Lebensalter  der  Eheschliessenden ,  die  Vergrösserung  der  Sterb- 
lichkeit. Alle  Umstände,  welche  auf  die  Thatsachen  der  ersten 
Gruppe  in  der  angegebenen  Richtung  steigernd  einwirken,  kann 
man  als  der  Volksvermehrung  förderliche,  alle  Umstände,  welche 
umgekehrt,  also  ebenfalls  steigernd  auf  die  Thatsachen  der  zweiten 
Gruppe,  einwirken,  kann  man  als  der  Volksvermehrung  hinder- 
liche, sie  hemmende  bezeichnen. 

Die  Verfolgung  der  zeitlichen  und  örtlichen  Veränderungen 
in  der  Statistik  der  Heirathen,  Geburten,  Todesfälle,  stehenden 
Ehen,  der  Lebensalter  der  Eheschliessenden,  der  Gestorbenen 
führt  nun  gerade  zur  Auffindung  solcher  förderlichen  und  hinder- 
lichen Umstände.  Die  letzteren  erscheinen  hier  als  Bedingungen, 
welche  auf  die  in  der  Bevölkerungsbewegung  mitspielenden  phy- 
sischen und  psychischen  Factoren  als  Förderungs-  und  als 
Hemmungsmittel  einwirken  und  erst  durch  das  Medium  dieser 
Factoren,  daher  indirect,  den  Gang  der  Bevölkerungsbewegung, 
die  Veränderungen  in  der  Zahl  und  Zusammensetzung  der  Bevölkerung 
bestimmen.  Jene  Umstände  erleichtern  oder  erschweren  die 
Eheschliessung,  die  Erhaltung  der  Familie,  der  Kinder  und  be- 
wirken so,  dass  die  psychischen  und  physischen  Reize  zur  Ehe- 
schliessung, zum  Familienleben,  zum  Geschlechtsverkehr  und  zur 
Kindererzeugung  in  wie  ausser  der  Ehe  stärker  oder  schwächer 
wirksam  werden,  weil  die  etwaigen  psychischen  Bedenken  gegen- 
tlber   jenen  Reizen    mehr   zurück-  oder  mehr  hervortreten.     Jene 
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Umstände  erleichtern  und  erschweren  aber  anch  die  Erhaltung  und 
Schonung  des  Lebens  und  bewirken  so,  dass  die  das  Leben  be- 
drohenden Gefahren  leichter  oder  schwerer,  mit  grösserem  oder 
geringerem  Erfolg  überwunden  werden.  Man  hat  es  daher  hier 
wieder  mit  einem  verwickelten  Geftige  physich-psychischer  Factoren 
in  der  Bevölkerungsbewegung  zu  thun,  dessen  jedesmalige  Ge- 
staltung und  Wirksamkeit  die  thatsächliche  natürliche  Bewegung 
der  Bevölkerung,  wie  sie  in  den  Geburten  und  Sterbefällen  sich 
zeigt,  bestimmt.  Die  Veränderungen  und  Verschiedenheiten  der 
statistischen  Zahlen  weisen  zunächst  immer  nur  auf  die  äusseren 
als  Bedingungen  fungircnden  Umstände  hin.  Erst  die  Analyse 
der  letzteren  und  die  Zurückfübrung  ihres  Einflusses  auf  die  direct 
einwirkenden  physischen  und  psychischen  Factoren  deckt  die  hier 
obwaltenden  Abhängigkeitsverhältnisse  in  befriedigender  Weise  auf 
und  macht  sie  verständlich. 

Dio  Malthus'sche  Theorio  ?on  den  präFentiven,  d.  h.  zugleich,  wie  man  es  auch 
ausdrucken  kann,  den  wesentlich  psychologisch  wirkenden,  und  den  rcpresslTen,  d.  h. 
den  wesentlich  psysiologisch  wirkenden  Heinmmitteln  (checks)  der  VoIksvcrmchniDg 
(8.  453)  stimmt  mit  dem  Obigen  überein.  Nur  muss  sie  oben  zu  einer  Theorie  der 
Hemm-  und  Förderungsmittel  erweitert  werden.  Eine  Theorie  der  letzteren  cnth&lt  sie 
allerdings  implicite  und  in  manchen  Ausführungen  von  Malthus  und  seinen  Anhängen 
schon  mit,  aber  dieselbe  muss  doch  auch  deutlich  als  die  andere  Seite  der  Theorie 
der  Checks  heraustreten.  Ferner  sind  namentlich  in  der  ganzen  Theorie  der  FOrderungs- 
und  Hemmmittel  die  psychologischen  Momente,  welche  gerade  hier  mitspielen, 
schärfer  hervorzuheben  und  zu  analysiren.  Was  oben  für  die  Bevölkerungslchre  Überhaupt 
verlangt  wurde  (S.  449),  gilt  von  dieser  Theorie  in  besonderem  Maasse:  das  betreffende 
Problem  oder  die  beiden  Probleme,  welche  in  den  Einflüssen  der  Fördernngs-  und 
Hemmmittel  enthalten  sind,  stellen  eben  nicht  nur  physiologische,  sondern  immer  zu- 
gleich auch  psychologische  Probleme  dar  Das  ist  gerade  für  die  Fragen  vom  Einflüsse 
der  socialen,  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  der  bezüglichen  Organisationen,  der 
Wohlstands-  und  Bildungsdifferenzen,  daher  der  socialökonomischen  Classen Schichtung 
auf  die  natürliche  Bevölkerungsbewegung  so  wichtig  zu  beachten;  nicht  zum 
Wenigsten  auch  für  das  Bevölkerungsproblem  in  einer  social  istischen  Organisation 
der  Production  und  Venheilung  der  wirthschaftlichen  Güter. 

B.  —  §.219.  Die  Förderungs-  und  Hemmungsmittel 
der  natürlichen  Volksvermehrung.  Die  Statistik  zeigt 
namentlich  in  den  zeitlichen  und  örtlichen,  dauernden  nnd  ver- 
änderlichen Verschiedenheiten  und  Schwankungen  der  Thatsachen, 
welche  die  natürliche  Volksbewegang  betreffen,  dass  hier  über- 
haupt £infl(lsse  einwirken,  welche  mächtig  genug  sind,  sich  in  der 
Masse  der  Fälle,  in  der  „grossen"  und  „grösseren"  Zahl  (S.  214) 
geltend  zu  machen  und  dadurch  den  betreffenden  Zahlen  ihr  Gepräge 
aufzudrücken.  Man  kann  aus  der  Statistik  dann  auch  regelmässig 
jene  förderlichen  und  hemmenden  Einflüsse  ableiten,  welche  lUr  die  je- 
weilige Volksvermehrnng  bestimmend  sind.  Die  Wahrnehmungen, 
welche  man  hier  macht,  rechtfertigen  es,  auch  beiCnlturvölkem  von  einer 
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Tendenz  zur  Volksvermehrung,  niindesteos  von  einer  Tendenz 
zu  sprechen,  durch  die  Geburten  immer  wieder  Ersatz  für  die 
Todesfälle  zu  8(^haffen  und  so  dco  Bevölkerungsstand  wenigstens 
einigermaassen  zu  erhalten.  Diese  Tendenz  tritt  bei  ver- 
schiedenen Völkern  zeitweilig  und  bleibend  und  auch  hei  demselben 
Volke  zeitlich  und  örtlich  in  verschiedenem  und  wechselndem  Grade 
hervor.  Dabei  sind  gewisse  nationale  EigenthUmlicbkeiten  kaum 
zu  verkennen.  Dieselben,  ein  Product  der  ganzen  Volkvsanlage  und 
Volksgeschichte,  bedingen  und  bestimmen  die  bei  allen  Scbwan- 
kangen  dauernden,  daher  einigermaassen  constanten  Verschieden- 
heiten in  der  natürlichen  Volksbewegung  und  machen  eine  be- 
stimmte durchschnittliche  Heiraths-,  Geburts-,  SterbeziflFer  und 
davon  abhängig  eine  bestimmte  Gestaltung  des  Stands  der  Bevölke- 
rung und  Richtung  dieser  Gestaltung  zu  einer  einigermaassen 
fest  gegebenen  Grösse.  Aber  daneben  äussren  sich  auch 
die  jeweilig  fördernden  und  hemmenden  Einflüsse  deutlich  überall, 
wenngleich  wiederum  in  verschiedenem  und  wechselndem  Maasse. 
Deutschland,  speciell  Norddeutschland  (Preussen)  und  Frankreich 
z.  B.  mit  ihren  grossen  und  wenigstens  für  längere  Perioden  con- 
statirten  bleibenden  Verschiedenheiten  der  natürlichen  Volksbe- 
wegung, zeigen  das.  Sie  beweisen,  in  Verbindung  mit  zahlreichen 
anderen  Beispielen  aus  verschiedenen  Ländern  und  Zeitaltern,  dass 
in  der  That  jene  genannten  Einflüsse  auch  für  Culturvölker  ihre 
Bedeutung  haben  und  in  gewisser  Weise  universeller  Natur  in 
der  Menschenwelt  sind,  dass  man  daher  mit  ihnen  mindestens 
mehr  oder  weniger  allgemein  und  überall  als  mit  Förderungs-  und 
Hemmungsmittel  der  erwähnten  Wirksamkeit  im  concreten  Falle 
rechnen  muss. 

Pessimistische  Auffassung  des  Lebens,  Negation  seiner  Nothwendigkeit,  Wille, 
wenigstens  keine  neuen  (ieschlecliter  ins  „elende  Dasein  dieser  Welt"  zu  rufen,  wie  der- 
gleichen wohl  in  einzelnen  modernen  Kopien  hier  und  da  spukt,  religiöse  und  sittliche 
Verwerfung  des  Geschlechtsverkehrs,  auch  des  ehelichen,  tlberhaupt,  wie  etwa  in  früh- 
christlicher Zeit,  milssten  eine  gewaltige  Ausdehnung  gewinnen,  bevor  sich  etwa  ein 
Einfluss  solcher  Gesinnungen  in  der  Bewegung  der  Bevölkerung  sollte  deutlicher 
zeigen  können.  Oder  anderseits  der  heutzutage  schon  hie  und  da  gepflegte  und 
empfohlene  präventive  Geschlechtsverkehr  inUsste  erst  allgemein  und  dauernd  Maxime 
und  Praxis  geworden  sein,  wenn  er  einen  deutlichen  Einfluss  auf  die  Volksbewegung 
zeigen  sollte.  Die  kleinen  GeburtsziHern,  wie  in  Frankreich  (S.  515),  weisen  auf  die 
hier  vorliegende  Gefahr  hin.  Aber  gerade  die  französische  Heiraths-  und  Geburts- 
statistik ergiebt  doch,  dass  auch  hier  die  Bevölkerung  jeweilig  denselben  wechselnden 
fOrdenden  und  hemmenden  Einflüssen ,  wenn  auch  im  Ganzen  in  geringerem  Grade, 
unterliegt,  wie  in  anderen  Ländern. 

Die  statistische  Beobachtung  zeigt  nun,  dass  günstige  wirth- 
schaftliche  und  sociale  Verhältnisse  und  namentlich  solche  günstiger 
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werdende,  welche  auf  ungünstige  folgen,  regelmässig  einen 
förderlichen  Einflnss  auf  die  Bevölkerangsbewegang  und  das» 
umgekehrt  ungünstige  wirthschaftliche  und  sociale  Verhältnisse 
und  wiederum  analog  ungünstiger  werdende  den  entgegen- 
gesetzten, hemmenden  Einfluss  ausüben.  Im  ersten  Falle  ver- 
mehren sich  die  Eheschliessnngen ,  namentlich  auch  diejenigen 
zwischen  bisher  ledigen  und  zwischen  jüngeren  Personen,  vermindert 
sich  das  Heirathsalter,  vermehrt  sich  die  Gebartszahl,  die  eheliche, 
wie  auch  wohl  selbst  die  uneheliche,  verringert  sich  die  Zahl  der 
TodestUlle,  auch  besonders  in  den  Altersclassen  mit  regelmässig 
grösserer  Sterblichkeit,  steigt  in  der  Bevölkerung  etwas  die  Zahl 
der  verheiratheten  Personen,  insbesondere  unter  den  Erwachsenen 
auch  relativ,  und  selbst  allgemein  in  der  ganzen  Bevölkerung  re- 
lativ, wenigstens  so  lange,  als  nicht  etwa  die  rasche  Vermehrung 
der  Geburten  hier  wieder  Verschiebungen  der  Quoten  bewirkt  Im 
zweiten  Falle  treten  bei  allen  diesen  Thatsachen  die  entgegen- 
gesetzten Bewegungen  ein.  Dort  ist  daher  das  Ergebniss  eine 
raschere  und  stärkere,  hier  eine  langsamere  und  schwächere  natür- 
liche Volksvermehrung,  vielleicht  selbst  ein  Stillstand  oder  sogar 
eine  Abnahme  der  Bevölkerung. 

Alle  diese  Erscheinungen  sind  das  Ergebniss  von  psychischen 
und  physischen  Massenwirkungen  auf  Menschenmassen.  Die  grosse 
Masse  der  Bevölkerung  ist  es,  welche  hier  beeinflusst  wird.  Für 
sie  macht  sich  die  Gunst  oder  Ungunst  der  allgemeinen  wirth- 
schaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  unmittelbar  und  mittelbar 
geltend,  physisch,  wie  in  der  Lebensweise,  im  Gesundheitszustand, 
psychisch,  wie  in  der  frohen  oder  trüben  Auffassung  der  Lebens- 
aussichten. Diejenigen  Glieder  der  Gesellschaft,  welche  in  ihrer 
persönlichen  wirthschaftlichen  und  socialen  Lage  vom  Stande  der 
allgemeinen  Verhältnisse  nicht  oder  nur  wenig  berührt  werden, 
unterliegen  natürlich  auch  den  betreffenden  Einflüssen  wenig  oder 
gar  nicht,  obgleich  selbst  gewisse  psychische  Wirkungen,  z.  B.  von 
schwereren  allgemeinen  Nothständen  (Seuchen,  Krieg)  auch  bei 
ihnen  sich  kundgeben  werden  und  in  Verminderung  der  Heirathen, 
der  Geburten  auch  in  diesen  Kreisen  sich  zeigen.  Wenn  die  Statistik 
der  Bewegung  der  Bevölkerung  deutlich  den  Einfluss  der  Gunst  und 
Ungunst  der  allgemeinen  Lage  abspiegelt,  so  ergiebt  sich  nur  wieder, 
dass  eben  für  den  grössten  Tbeil  der  Bevölkerung  auch  die  per- 
sönliche Lage  der  Einzelnen  wirklich  oder  der  Annahme  nach 
von  jener  allgemeinen  Lage  bestimmt  wird.    Die  Veränderungen 
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in  der  Zahl  derjeDigen  Thatsacben,  welche  wie  Heirathen,  Kinder- 
erzengangen  direct  uoter  dem  Einfluss  des  meDScblicben  WillenB 
und  der  Handlungen  und  Unterlassungen  stehen,  zeigen  aber 
auch  dass  die  Bevölkerung  in  ihrer  Masse  von  bestimmten  Er- 
wägungen der  Folgen  und  der  eigenen  Verantwortlichkeit  für 
die  Folgen  in  Bezug  auf  diese  Thatsachen  geleitet  wird,  „Vernunft" 
das  blosse  Triebleben  mit  beeinflusst,  wenn  auch  nicht  ausschliess- 
lich beherrscht:  ein  wichtiger  Pnnct  fUr  die  Würdigung  der  Be- 
deutung der  socialen  und  ökonomischen  Organisation  in  der  Be- 
völkerungsfrage.  Wie  mächtig  aber  eben  doch  das  geschlechtliche 
Triebleben  hier  bleibt,  zeigt  wohl  am  Deutlichsten  die  Thatsache, 
dass  jeder  durch  solche  Erwägungen  bestimmten  Verminderung, 
also  häufig  auch  Verschiebung  von  Heirathen,  jeder  Verminderung 
der  Geburten  immer  alsbald  wieder  mit  dem  Wegfall  oder  dem 
Nachlassen  der  ungünstigen  Umstände,  welche  psychisch  als  Hemm- 
mittel gewirkt  haben,  eine  rasche  Steigerung  der  Heirathen  und 
Geburten  folgt,  gewissermaassen ,  als  hätte  die  Bevölkerung  Ver- 
säumtes nachzuholen.  Nicht  selten  folgt  daher  einem  Minimum 
von  Heirathen  und  Geburten  ein  Maximum  beider,  wie  auch,  was 
ans  anderen,  auch  physiologischen  Gründen  begreiflich  ist  —  nament- 
lich weil  die  schwächeren  Elemente  in  der  ungünstigen  Zeit  be- 
sonders stark  ausgeschieden  wurden  —  wohl  ein  Minimum  von 
Todesfällen  auf  ein  Maximum  folgt. 

Die  Grösse  der  Schwankungen,  der  Extreme  ist  ein  Gradmesser 
in  mehrfacher  Hinsicht:  für  die  Grösse  der  wirklichen  oder  der 
psychisch  angenommenen  Differenz  zwischen  Gunst  und  Ungunst 
der  allgemeinen  Lage,  für  das  Maass  der  Abhängigkeit  der  per- 
sönlichen Lage  der  Einzelnen  hiervon,  aber  auch  für  das  Maass 
des  Leichtsinns,  der  Unbedachtsamkeit,  wie  eine  Bevölkerung  eine 
günstige  allgemeine  und  eine  momentan  dadurch  verbesserte  per- 
sönliche Lage  auf  sich  wirken  lässt,  und  umgekehrt  für  das  Maass 
der  Vorbedachtsam keit,  wie  sie  sich  diesem  Einfluss  entzieht  oder 
wenigstens  nicht  gedankenlos  sanguinisch  Preis  giebt.  Dass  in 
günstiger  Lage  die  Heiraths-  und  Geburtsziffer  nicht  zu  rasch  und 
stark,  unverhältnissmässig ,  über  den  Durchschnitt  steigt,  in  un- 
günstiger Lage  nicht  zu  sebr  herabgeht,  während  etwa  gleich- 
zeitig die  Todesfälle  enorm  steigen,  das  muss  als  das  Wünschens- 
werthere  bezeichnet  werden.  Dass  Heirathen  und  Geburten  aber 
in  ungünstigen  Zeiten  überhaupt  herabgehen,  wird  als  Zeichen  ver- 
nünftiger Vorbedachtsamkeit   angesehen   werden   dürfen.     Es   ist 
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kaum  zu  leugnen,  dass  Frankreich  in  allen  diesen  Puncten  ein 
besseres  Bild  zeigt,  als  Deutschland  und  der  slavische  Osten, 
zumal  als  einige  deutsche  Gebiete  mit  durchschnittlich  grosser 
Geburtsziffer. 

Die  wirthschaft liehen  Verhältnisse  machen  sich  in  doppelter 
Weise  hier  als  Förderungs-  und  Henimungsmittel  geltend,  Einflüsse, 
welche  sich  dann  wieder  nach  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirthschaft,  den  vorwaltenden  Hauptberufen  der  Bevölkerung 
di£ferenziren.  Einmal  kommen  die  Erwerbsverhältnisse,  sodann 
die  Consumtions-  und  demnach  die  A u s g a b e Verhältnisse  in 
Betracht. 

Bei  den  ersteren  entscheiden  daher  für  die  ländliche  selbst  wirtschaftende 
Bevölkerung  (Bauern .  Pachter,  grossere  Gutsbesitzer)  die  Ernten  und  Absatzpreise,  fdr 
die  industrielle  Unternehmerbevölkerung  die  Conjcncturen  und  die  Absatzprei'KS. 
fbr  beide  auch  die  auszulegenden  Productionskosten,  die  Lohne,  Preise  der  bezogenen 
und  verarbeiteten  Producte  u.  s.  w.;  far  die  Arbeiterbevölkerung  die  Kegel- 
m&ssigkeit  der  Beschäftigung  und  die  Lohnhöhe.  Bei  den  Consumtionsverhältnissen 
kommt  es  vor  Allem  auf  die  Preise  der  nothwendigen  Unterhalts-,  besonders  der 
Nahrungsmittel,  zumal  des  hauptsächlichen,  wie  des  Brotkorns  und  Brotes,  bei  der- 
jenigen Bevölkerung  an,  welche  diese  Artikel  einkaufen  mnss,  daher  namentlich 
bei  der  städtischen,  der  industriellen,  der  auf  Geldlohn  gesetzten  ArbeiterbevOlkerun?. 
Es  ist  klar,  dass  hier  das  Vorwalten  der  Natural-  und  der  Geldwirthschaft,  der  agrarisch- 
ländlichen  und  der  städtisch- industriellen  Thätigkeit,  daher  auch  die  Vertheilung  der 
Bevölkerung  auf  Landwirthschaft  und  Industrie,  Land  und  Stadt,  der  Character  der 
Industrie,  die  grössere  oder  kleinere  Abhängigkeit  von  den  Conjuncturen  des 
Wirthschaftslebens  erhebliche  Unterschiede  auch  für  die  Bedeutung  jener  in  den 
Wirthschafts Verhältnissen  liegenden  Förderungs-  und  llemmungsmittei  in  Bezug  auf 
die  Bevölkerungsbewegung  bedingen  muss.  Der  lange  und  schon  früh  beobachtete 
Einflass  des  Standes  des  Preises  des  Brotkomes  macht  sich  in  der  industriellen  Phase 
der  Volkswirthschaft  nicht  mehr  ebenso  stark  als  früher,  aber  immer  doch  auch 
heute  noch  deutlich  geltend,  wiu  noch  die  neueste  vergleichend -statistische  Arbeit 
für  Deutschland  zeigen  konnte.  Aber  natürlich  ist  der  Einfluss  der  Schwankungen 
der  grossen  volks-  und  weltwirthschaftlichen  Conjuncturen  (1871  ff.  und  der  Rückschlag 
seit  Mitte  der  70  er  Jahre)  jetzt  mehr  als  ehedem  und  auch  bei  uns  zu  spüren. 
Auch  hier  sind  die  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  übrigens  öfters 
verwickelte  und  kann  dassellbe  Ereigniss  auf  mancherlei  verschiedene  Weise  in  der- 
selben Bichtung  einwirken,  mehr  direct,  mehr  indirect.  Z.  B.  die  Missemte  kann  den 
Korn-  und  Brotpreis  steigern  und  so  direct  die  Consumenten,  welche  Brot  kaufen  müssen, 
in  ungünstige  Lage  bringen,  aber  auch  die  Kaufmittel  der  Landwirthe,  weiter  der  au 
diese  und  die  Arbeiter  absetzenden  Städter  und  Industriellen  vermindern.  Dadurch 
können  Erwerbsstockungen,  Lohn-  und  Gewinnverminderungen  bewirkt  und  auf  diese 
Weise  indirect,  durch  verschiedene  Zwischenglieder  hindurch,  auf  weite  Kreise  der 
Bevölkerung  ein  ungünstiger  Einfluss  ausgeübt  werden,  welcher  sich  in  der  Bevölkerungs- 
bewegung abspiegelt. 

§.  220.  Schlüsse  bezüglich  der  Förderungs-  und 
Hemnimittel  für  die  Frage  der  Volksvermehrung.  Man 
kann  dann  nach  Allem  in  Betreff  der  angedeuteten  förderlichen  und 
hemmenden  Einflüsse,  in  Erweiterung  der  Malthus'schen  Lehre  von 
den  Hemmmitteln  (Checks)  der  Volksvermehrung,  auf  Grund  der 
statistischen  Beobachtungen  und  der  Analyse  der  hier  mitspielenden 
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Umstände  die  folgenden  Sätze  fär  die  natürliche  Bevölkerungs- 
bewegung und  den  von  ihr  abhängigen  Stand  der  Bevölkerung 
aufstellen : 

Die  Bevölkerung  bat  unter  dem  Einfiuss  des  geschlechtlichen 
Trieblebens,  auch  des  Sinnes  für  Familienleben  unter  normalen 
Verhältnissen  regelmässig  eine  deutliche  starke  Tendenz  zur  Er- 
haltung ihres  Stands  mittelst  Wiedererzeugung  des  natürlichen 
Abgangs,  welchen  sie  durch  die  Todesfälle  erleidet,  durch  Qe- 
burten  und  gewöhnlich  auch  eine  ebenfalls  deutliche  starke  Tendenz, 
durch  Qebnrtsüberschuss  ihren  Stand  zu  vermehren.  Diese  Tendenz 
ist  in  jedem  Volke  zu  gegebener  Zeit,  auch  während  längerer 
Perioden,  eine  einigermaassen  feststehende  gegebene  Grösse,  welche 
als  Product  der  physisch -psychischen,  ethischen  Constitution  und 
Eigenschaften  des  Volks  erscheint.  Jene  Tendenz  wird  aber  je- 
weilig theils  direct  und  mittelst  Zurttckdrängung  ihrer  Gegen- 
tendeuzen  auch  indirect  gefördert,  theils  in  ihrer  Wirksamkeit 
gesteigert  durch  wirkliche  Lebenserleichterung  und  günstigere  Lebens- 
auffassung in  der  Gegenwart  und  für  die  Zukunft  in  Zeiten,  in 
welchen  die  Bevölkerung  in  wirthschaftlicher  und  socialer  Beziehung 
günstiger  lebt  und  zu  leben  hofft,  als  für  gewöhnlich:  hier  wirken 
die  psychologisch  präventiven  Tendenzen  schwächer  oder  ver- 
wandeln sich  in  ihr  Gegentheil  und  wirken  die  physiologisch  re- 
pressiven Tendenzen  ebenfalls  schwächer;  es  vermehren  sieh  die 
Ehen,  die  Geburten,  während  unter  solchen  Verhältnissen  gleich- 
zeitig die  Zahl  der  Sterbefalle  abzunehmen  pflegt.  Jene  Ver- 
mehrungs- Tendenz  wird  aber  auch  umgekehrt  theils  direct  und 
durch  Stärkung  ihrer  Gegentendenzen  indirect  geschwächt,  theils 
in  ihrer  Wirksamkeit  gehemmt  durch  wirklich  erschwerte  Lebens- 
lage und  Furcht  davor  in  Gegenwart  und  Zukunft  in  Zeiten,  wo 
die  Bevölkerung  in  wirthschaftlicher  und  socialer  Beziehung  un- 
günstiger lebt  und  zu  leben  furchtet,  als  für  gewöhnlich:  hier  zeigen 
sich  die  psychologisch  präventiven  und  die  physiologisch  repressiven 
Tendenzen  stärker;  es  vermindern  sich  die  Ehen,  die  Geburten, 
während  unter  solchen  Verhältnissen  gleichzeitig  die  Zahl  der 
Sterbefälle  zuzuuehoien  pflegt. 

Die  wirkliche  natürliche  Volksbewegung,  die  für  sie  maass- 
gebenden  Verhältnisse  der  Elieschiiessungen,  Zeugungen  und  Ge- 
burten und  Todesfälle,  demnach  weiter  der  Stand  der  Bevölkerung, 
insbesondere  Richtung  und  Maass  seiner  Veränderung  hängen  daher 
einmal  von  einer  mehr  oder  weniger,  wenigstens  für  gewisse  Zeit- 
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räume,  gegebenen  ziemlich  constanten  Grösse,  der  in 
einer  Bevölkerung  einmal  bestehenden  Vermehrungstendenz  und 
daraas  folgenden  thatsäcblichen  Vermehrung;  sodann  aber  von 
einer  wechselnden  Grösse  ab,  derjenigen  der  Wirksamkeit, 
welche  die  gegebene  Vermebrungstendenz  unter  dem  Einfioss  7er* 
änderlicher  concreter  psychischer  und  physischer  Förderungs-  und 
Hemmungsmittel  in  bestimmter  Zeit  und  an  bestimmtem  Ort  that- 
säcblich  erlangt.  In  letzterer  Hinsicht  zeigt  sich  dann  die  Leichtig- 
keit oder  Schwierigkeit,  eine  Familie  zu  begründen  und  für  mehr 
Menschen  Unterhalt  zu  beschaffen,  sowie  die  hierüber  herrschende 
Ansicht,  oder,  kurz  gesagt,  der  wirkliche  und  der  angenommene 
Unterhaltsspielraum  von  entscheidender  Bedeutung.  Indem  aber 
eine  bestimmte  Ansicht  über  das,  was  in  Bezug  auf  den  Unter- 
halt einerseits  ausreichend,  andrerseits  nothwendig  sei,  in  einer 
Classe,  einem  Volke,  einem  Zeitalter  zur  herrschenden  wird,  kann 
diese  Ansicht  dann  auch  zu  einem  Factor  werden,  welcher  hier 
dauernd  auf  die  Heiraths-  und  Gebnrtsfrequenz  einwirkt,  damit 
deren  Durchschnittsgrösse  und  so  auch  jene  als  gegebene 
Grösse  anzunehmende  nationale  Vermehrungstendenz  mit  bestimmt, 
bzw.  ändert,  sie  beschleunigt,  sie  verlangsamt.  So  erklären  sich  die 
dauernden  Vermehrungsverhältnisse  und  die  Veränderungen,  welche 
darin  erfolgen,  bei  der  Bevölkerung  überhaupt  und  bei  verschiedenen 
Völkern  und  in  verschiedenen  Zeitaltern  bei  demselben  Volke. 

Ich  sehe  in  den  vorausgehendeD  Sätzen  nur  eine  Erweiternng  der  Malthos'- 
schen  Lehren  von  der  starken  Vermehrungstendenz  der  BeFölkerang  und  von  den  Checks 
dagegen,  nicht  eine  eigentliche  Uniändcrong;  daher  auch  mehr  nur  eine  Modification 
ihrer  Fassung,  als  ihres  Inhalts.  Maithus  hat  nur  zu  sehr  verallgemeinert  und  die 
Vermehrungstendenz,  wie  die  Gegentendenzen  fOr  zu  gleichmässig  unter  den  Völkern 
angesehen,  während  hier  doch  dauernde  Verschiedenheiten  bestehen,  sei  es  als  Folge 
von  Verschiedenheiten  des  geschlechtlichen  Trieblebcns  selbst,  sei  es  als  Folge  von 
Verschiedenheiten  in  den  Wirkungen  dieses  Trieblebens  auf  die  Volksvermehrung 
(Verbreitung  dos  „moral  restraint'',  des  präventiven  Geschlechtsverkehrs  in  Völkern, 
Ständen,  Classen)  oder  sei  es  von  mehr  oder  weniger  bleibenden,  einem  Volke  eigen- 
thtlmlichen  Verschiedenheiten  in  der  Art  und  Starke  der  Gegentendenzen  (Furcht  vor 
Mangel,  Noth,  vor  erschwerter  Lebenslage  fur  sich,  vor  Gefährdung  der  gesellschaft- 
lichen Stellung  fUr  sich  und  die  Nachkommen,  bestimmte  Sitten  in  Bezug  auf  Heirathen 
u.  s.  w.).  Daher  wird  man  eine  im  Ganzen  als  constante  Grösse  .gegebene  Ver- 
mehrungstendenz und  die  zeitlichen  und  örtlichen  Schwankungen  darin,  bzw.  in 
der  Verwirklichung  dieser  Tendenz,  unterscheiden  müssen.  Femer  sind  eben 
den  Malthus'schen  Hemmmitteln  die  Förderungsmittel  der  Vermehrungstendenz 
und  ihrer  Wirksamkeit  gegenüber  zu  stellen  und  bei  beiden  statt  directer  und  in- 
directer,  positiver,  repressiver  und  negativer,  präventiver  besser  phy&isch  und  psychisch 
wirkende  zu  unterscheiden,  d.  h.  solche,  wo  direct  in  Folge  besserer  oder  schlechterer 
Lebenshaltung  weniger  oder  mehr  Todesfölle ,  aber  auch  indirect  weniger  oder  mehr 
menschenverheerende  Debel  eintreten  oder  sich  verbreiten  (Seuchen,  Krieg)  und 
anderseits  solche,  wo  aus  Furcht  vor  Verschlechterung  der  eigenen  oder  der  Angehörigen 
Lebenslage  Heirathen,  Zeugungen.  Geburten  unterbleiben,  sich  vermindern  oder 
erfolgen  und  zahlreicher  werden.    Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  dauernde  Ver- 
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ändernngen  der  Heiraths-,  Gobarts-  und  Sterbefreqaenz  and  bestimmte  Richtungen, 
welche  diese  Frequenzen,  Fon  den  kleineren  zeiüicben  Schwanicungen  abgesehen,  in 
Bezug  auf  Zunahme,  Abnahme,  Gleichbleiben  auch  im  Durchschnitt  zeigen.  Denn 
sie  weisen  darauf  hin,  dass  die  physischen  und  psychischen  Förderangs-  and  Hemm- 
mittei  selbst  eine  gewisse  constante  Gestaltung  und  Wirksamkeit  erlangt  haben  und 
das  Volksleben  sich  ihnen  dauernd  angepasst  hat,  so  CFentuell  in  den  Ansprüchen  in 
Bezug  auf  die  Lebenshaltung,  in  den  Sitten  in  Bezug  auf  Heirathen,  Kinderzeogen, 
in  den  physisch-psychischen  Bedingungen  der  Lebensdauer  und  der  Sterblichkeit 

§.  221.  Statistische  Belege  zum  VoraasgehendeD, 
namentlich  für  constante  Verhältnisse  und  daaernde 
Verschiedenheiten    der    natürlichen  Volksbewegung. 

Die  meisten  der  früheren  Tabellen  ond  manche  einzelne  statistische  Daten  in 
den  Ausfahrungen  der  §§.  210  —  216  enthalten  auch  schon  die  Belege  fUr  die 
Ausfahrungen  im  §.  219  und  far  die  Schiasse  daraus  in  §.  220.  Namentlich  die 
dauernden  constanten  Verhältnisse  der  natarlicheu  Bewegung  der  BefOlkemng 
und  die  gleichen  Verschiedenheiten  in  der  Geburtsfrequenz,  Sterblichkeit,  im  Geburts- 
überschuss  nach  Ländern,  Gebietstheileu ,  Völkern,  Stämmen  (Deutschland)  ergeben 
sich  schon  zur  Genage  aus  jenen  Tabellen  und  Daten.  Was  dabei  die  entscheidenden 
Ursachen  und  Bedingungen  seien,  physischer,  psychischer  Volkscharacter ,  For- 
herrschende  Beschäftigung  (agrarisch -ländliche,  industriell -städtische),  gesammte 
Lebensweise  (Landleben,  Stadtleben),  Sitten,  äussere  Verhältnisse,  wie  Klima  u.  s.  w., 
bleibt  dabei  allerdings  meistens  dahin  gestellt  Die  bestimmte  constante  Gestaltung 
der  natQrlichen  Bewegung  ist  regelmässig  das  Ergebniss  aller  dieser  Momente,  welche 
als  Ursachen  und  Bedingungen,  als  bleibende  und  beherrschende  Förderangs-  und 
Hemmuiigsmittel  hier  mitspielen.  Die  vergleichend  -  statistische  Methode  kann  aber 
zur  Ermittelung  des  thatsächlichen  Einflusses  einzelner  solcher  Momente  und  der 
annähernden  Feststellung  der  Grösse  dieses  Einflusses  mit  einer  gewissen  Wahrschein- 
lichkeit fahren.  Freilich  ist  bei  der  Anwendung  dieser  Methode  und  bei  Schiassen 
aus  den  verschiedenen  statistischen  Daten,  als  den  bedingten  and  bewirkten  Erschei- 
nungen, auf  die  Bedingungen  und  Ursachen,  z.  B.  auf  das  und  das  einzelne  Moment 
und  die  and  die  Abhängigkeit  einer  Erscheinung  von  demselben,  grosse  Vorsicht 
nothwendig.  Dies  gilt  u.  A.  von  der  ZurUckfahrung  von  Verschiedenheiten  der 
Heiraths-,Geburts-,  Sterblichkeitsfrequenz  auf  den  vorwaltenden  Beruf  und  die  gesammte 
Lebensweise  einer  Bevölkerung,  Verschiedenheiten,  wie  sie  sich  etwa  zwischen  „Stadt 
und  Land*\  Gross-  und  Kleinstadt  zeigen.  Denn  hier  muss  immer  erst  nachgewiesen 
werden,  ob  jene  Verschiedenheiten  nicht  etwa  nur  oder  überwiegend  Folge  einer  Ver- 
schiedenheit der  Geschlechts-,  Altersverthcilung  in  der  Bevölkerung,  davon  abhängig 
einer  Verschiedenheit  der  Zahlen  der  erwachsenen  Ledigen ,  Verheiratheten ,  der  Lebens- 
alter der  letzteren  sind  (vgl.  den  gen.  Aufsatz  Rümeli  n's  aber  Stadt  und  Land).  Das  genau 
festzustellen,  ist  aber  öfters  mit  dem  vorhandenen  statistischen  Material  nicht  möglich 
oder  setzt  eine  zumal  für  den  Privaten  nicht  zu  bewältigende  Kechcnarbeit  voraus. 
Grade  für  die  volkswirthschaftliche  Seite  des  Bevölkerungsproblems  ist  der  Zusammen- 
hang zwischen  der  Bevölkerungsbewegung,  ihren  drei  Hauptpuncten ,  dem  Geburts- 
über^huss  einer-  und  dem  vorherrs«chendcn  wirthschaftlichen  Beruf  und  der  dadurch, 
sowie  durch  den  Wohnort  (Stadt,  Land,  Art  und  Grösse  des  Orts)  bedingten  Lebensweise 
andrerseits  von  besonderem  Interesse.  Doch  muss  ein  Eingehen  darauf  der  monographi- 
schen Behandlung  dieser  Fragen  vorbehalten  werden.  Die  Arbeiten  auch  der  besten 
Statistiker  haben  hier  die  vorerwähnte  nothwendige  Vorsicht  bei  Vergleichen  and 
Schlüssen  nicht  immer  bewährt  und  sind  dadurch  in  Betreff  der  Abhängigkeit  der 
Bevölkerungsbewegung  von  Beruf,  Thätigkeit,  Wohnort  and  Lebensweise  mitunter  za 
falschen,  jedenfalls  zu  unsicheren  Ergebnissen  gelangt.  Vgl.  über  bezügliche  Ein- 
flüsse z.  B.  Wappäus,  n,  Kap.  9,  S.  476  ff..  Engel,  Bewegung  and  Bevölkerung 
in  Sachsen,  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit. 

Aus  den  in  den  früheren  Tabellen  für  Länder  and  Gebietstheile  enthaltenen 
Daten  lassen  sich  auch  einige  Rückschlüsse  auf  den  Einfluss  von  Volksart,  Hauptberuf, 
Lebensweise  auf  die  Volkrsbewegung  machen,  z.  B.  in  Deutschland  beim  Vergleich 
wesentlich  agrarischer  östlicher  und  mittlerer  Provinzen,  wie  Ost-  und  Westpreussen, 
Posen,  Pommern,  Mecklenburg,  Schleswig- Holstein,  Hannover  mit  dem  industriellen 
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Westen,  Theilen  von  Rheinland  und  Westfalen,  K.  Saclisen.  Aber  in  diesen  Zahlen 
kommen  doch  auch  andre  Factoren,  Stammesart,  ?ou  Beruf  anabhängige  Sitten  u.  s.  w. 
mit  zur  Geltung.  F'erner  sind  die  Zahlen  eben  das  Ergebniss  von  Durchschnitts- 
berechnungen ,  worin  sich  die  Verschieden bciten  der  einzelnen  Bestandtheile  des  Ge- 
biets, der  Stadt-  und  Landverhältnisse,  des  Berufs  bereits  ausgleichen  und  in  ver- 
schiedener Weise.  Bei  der  ländlichen  Bevölkerung  sind  die  agrarischen  Besitz-  und 
Wirthschaftsverhältnisse  (Klein-,  Mittel-,  Grossbesitz  und  Betrieb),  ferner  etwaige  länd- 
liche Hausindustrieverhältnisse  auch  wieder  von  einem  gewissen  Einfluss  auf  die 
Bovölkerungsverhältnisse,  die  natürliche  Volksbewegung;  ähnlich  bei  der  städtisch- 
industriellen die  Betriebsformen,  Handwerk,  Fabrik.  In  den  Land  es- Durchschnitts- 
zahlen kommt  das  wieder  zur  Ausgleichung.  Auch  hier  kann  aber  immer  erst  wieder 
richtiger  verglichen  und  aus  Vo.rgleichen  ein  zuverlässigerer  Schluss  auf  constante 
Einfitlsse  von  Beruf,  Lebensweise  u.  s.  w.  auf  die  Bevölkerungsbewegung  gemacht 
werden,  wenn  man  die  Geschlechts-,  die  Altersclassification.  die  Grösse  und  die  Lebens- 
alter der  in  der  Ehe  lebenden  Bevölkerung  mit  berücksichtigt. 

Zur  Ergänzung  der  früheren  Tabellen  und  Daten  wird  hier  nur  noch  in  der 
folgenden  Tab.  XIV  ein  Beitrag  zur  Statistik  der  Ehoschlicssunifen  gegeben, 
ebenfalls  vornemlich  um  die  constanten  Verhältnisse  und  Verschiedenheiten  ein- 
zelner Länder  und  Landesthcile,  bezw.  Völker  und  Voiksthciic,  daneben  aber  auch 
die  Schwankungen  dieser  Zahlen  unter  dem  Einiluss  variabler  zeitlicher  Einflüsse 
zu  zeigen.  Die  Eheschliessungen  sind  auch  für  die  volk(<wirthschaftliche  Seite  des 
Bevölkerungsproblems  eine  besonders  wichtige  Erscheinung,  in  deren  bleibender  Durch- 
schnittszahl constante  Eigenthümlichkeiten  von  Land  und  Leuten,  von  Erwerbs-,  BeMtz-, 
Sitten  Verhältnissen  sich  geltend  machen.  Anderseits  auch  eine  Er^cheinuntr,  in  deren 
absoluter  und  relativer  Zahlengrösse,  Zusammensetzung  nach  Lebensaltern  und  Clvil^tand 
der  Heirathenden  sich  der  Einfluss  veränderlicher  Zeit-  und  Orbverhältnisse,  des 
Erwerbslebens,  politischer  umstände.  Hoffnung  und  Furcht,  besonders  characteristisch 
abspiegelt.  Erst  die  ganz  ins  Einzelne  gehende  Vergleichung  und  Analy>e  der 
Daten  und  bedingenden  und  verursachenden  Umstände,  wiederum  unter  Berücksichti- 
gung namentlich  der  Altersgliederung  der  Bevölkerung,  gestattet  freilich  auch  hier 
sicherere  Schlüsse  auf  Art  und  Maass  der  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhält- 
nisse. Auf  die  interessante  Seite  grade  der  Ehescbliessnng>statistik  als  eines  Gebiets 
der  Moralstatiatik  sei  hier  nur  im  Vorbeigehen  hingewiesen  (s.  Quetelet's, 
A.  V.  Oettingen's  Schriften,  meine  Gesetzmässigkeit  der  scheinbar  willkührlichen 
menschlichen  Handlun^:en  u.  A.  m.).  Ueber  Heirathsfreqnenz  im  Allgemeinen  s. 
Oettingen,  Moralstatistik,  3.  A.  1.  Abth.  2.  Kap.  und  die  Tabellen  1 — 6  im  An- 
fang.    Keichsstatistik  B.  44.  Einl.  S.  8  ff.,  44  ü\ 

S.  Tab.  XLV  auf  S.  533. 

Die  Tab.  XIV  zeigt,  dass  die  Trauungsziffem  der  grossen  Staaten,  abgesehen 
von  Russland,  und  zum  Theil  auch  diejenigen  der  Mittelstaaten,  nicht  allzusehr  in 
den  Durchschnitten  von  einander  al)Weichen.  Irland  (mit  muthmaas>lich  auch  unvoll- 
ständigen Zahlen)  steht  apart  da.  Der  slavische  Osten  hat  di«^  höch>ten  Zahlen.  Eine 
wenn  auch  nicht  regelmässige,  aber  doch  in  neuester  Zeit  deutliche,  ziemlich  all- 
gemeine kleine  Abnahme  der  Heirathen ,  auch  in  den  Decennialdurchschnitten,  ist 
unverkennbar.  Sehr  bemerkenswcrth,  zum  Beleg  des  Einflusses  äusserer  günstiger  und 
ungünstiger  Umstände  auf  die  Erwägungen  (den  ..Hang"  zur  Verheirathung  zu  schreiten), 
sind  die  Schwankungen,  die  Minima  in  winhschaftlirhen  und  politischen  Nothzeiten 
(Kriege),  die  Maxima  mehrfach  danach,  nach  wiedcrerlanjfter  Ruhe  und  bei  Besserung 
der  Verhältnisse,  worüber  noch  im  nächsten  §.  222  mehr.  —  Für  die  Zahlen  der 
Heirathsfre(iuenz  und  die  Veränderungen  in  letzterer  in  einzelnen  Gebietstheilen 
Deutschlands  liefert  die  gen.  reichssfati>t.  Arbeit  reiches  Material. 

Eine  bessere  Berechnung  der  Heirath>frequenz  als  die  übliche,  in  Tab.  XIV 
gegebene  ist  auch  hier  diejenige,  welche  die  Frecpienz  unter  dem  heirathsfahinen 
Theil  der  Bevölkerung,  daher  unter  den  unverheiratheten  Erwachsenen  von  einem 
bestimmten  Lebensalter  zeigt.  Da  dieser  Theil  nach  dorn  verschiedenen  Altcrsauf  bau 
der  Bevölkerung  verschiedener  Länder  eine  ungleiche  Quote  au-macht,  ergeben  sich 
auch  andere  Heihenfolgen  und  mehr  Abweichungen  in  der  so  berechneten  Heiraths- 
freqnenz. Auch  darüber  Daten  und  Berechnungen  der  Kelativzahlen  in  B  44  der 
Keichsstatistik  (s.  bes.  Einl.  S.  8  ff.,  44  «'.,  Tab    S.  16G  II).    Danach  hciratheten  z.  B. 
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Tab.  XIV. 


Heirathsfrequenz  im  Verhältniss  znr  ganzen 

Bevölkerung. 


Auf  1000  der  mittluren  JahresbevOlkcrang  kommen  jäbrlich 

Eheschliessungen 


Deutsch.  I    West- 
Kcich    .  Oesterr. 


1841—50 

1851—60 

1861—70 

1871—80 

1881—90») 

Maximum 

Jahr 
Minimum 

Jahr 


8.05 
7.81 
8.52 
8.61 
7.81 
10.30 
1872 
6.99 
1855 


7.70 

7.25 

8.1 

8.1 
«7.65 

9.75 
IS6^> 

5.95 
1S55 


Frank- 
reich 


Irland*) 


Nieder- 
lande 


8.0 

8.0 

7.8 

8.0 

7.5 

9.98 

1872 

6.05 

1870 

Belgien 


1841-50 

7.4 

6.8 

1851—60 

1 

7.9 

7.4 

1861-70 

5.25 

8.2 

7.5 

1871-SO 

4.7 

8.1 

7.35 

1881—90 

4.3 

'      7.1 

6.95 

Maximum 

5.5 

8.9 

8.35 

Jahr 

1865 

1850 

l*^58 

Minimum 

3.9 

6.3 

5.55 

Jahr 

;     1880 

1^47 

1847 

Gross- 
Britann  *) 


Italien») 


Europ.    I    Galiz. 
Russind.^)  Bukowina 


S.05 

8.45 

8.15 

8.0 

7.38 

8.95 

1853 

6.95 

1886 

Schweiz«) 


— 

7.55 

9.9 

7.70 

9.3 

8.00 

9.1 

9.1 

10.25 

1865 

1872 

5.65 

7.25 

1866 

1877 

9.55 

8  55 

9.85 

9.15 

8.50 

11.65 

1867 

9.25 

1866 


Däne- 
mark 


;  Scbwed.  j  Norweg 


__ 

7.9 

8.85 

7.45 

7.7 

7.S5 

6.80 

7.72 

9.0 

9.9 

1874 

1851 

6.8 

5.6 

1881 

1864 

7.45 

7.60 

6.55 

6.80 

6.42 

8«i0 

1847 

5  2 

1865 


78 

7.7 

6.65 

7.25 

6.62 

8.55 

1854 

6.15 

1809 


von  1000  über  15jährig:en  unverheiratheten  Personen  beiderlei  Geschlechts  jährlich  im 
Durchbchuitl  (meist  von  1872—80): 

Tab.  XV.   Heirathsfrequenz  Heirathsfähiger: 


Ungarn 

81.4 

Frankreich 

504 

Schweiz 

42  6 

Galii.,  Bnk. 

73  1 

Niederland 

50.3 

Griechenland 

41.8 

Deutsch.  RHch 

55.7 

Dänemark 

49.4 

BeUien 

41.5 

Gross- Britann. 

53.1 

Italien 

48.<i 

Schweden 

40.3 

Finnland 

52.7 

Wcst-Oesterr. 

47.5 

Irland 

25.8 

Spanien 

51.8 

Norwegen 

43.2 

In  den  einzelnen  «^^rflsseren  Gebietslheilen  des  Deutschen  Reichs  war  das  Ma- 
ximum der  Heiraih>frcquenz  während  der  Periode  1872 — 80  im  Kgr.  Sachsen  mit 
65.67  (Anhalt  mit  65  92"),    auch  Westpreussen .    Pr.  Posen,    Pr.  Sachsen,   Thüringen 


*)  Bei  Deubchland  1S81 — 90,  bei  den  anderen  Ländern  1881—86,  bei  einzelnen 
1881—84  oder  85. 

von  1861  an  mit  Schottland. 

1S72-S0.  1881—80. 

1871— so.  1881  —  85. 

1S71-S0,  1881-86. 
1S81— 86. 


«) 

3^ 


*) 
') 
«) 


Bis  1^60  ohne. 
Für  l'-63— 71, 
Für  1867  —  70. 
Für  1864-70, 
Für  1871—80, 
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hatten  ciuo  Frequenz  von  63—64  oder  von  fast  63  (Berlin);  das  Minimum  traf  auf 
Eisass-Lothringen  mit  43.37,  Sudbaiern  mit  47.02,  Baden  mit  48.11,  Rhein  pro  vinz  and 
Frauken  mit  51 — 52.  Der  wohl  von  Nationaiökonomcn  mitunter  behauptete  dorch- 
greifcude  Eiufluss  der  Agrarverfassung,  Grundbcsitzvertheilung  auf  Heirath»-  (auf 
Geburts-)freqaenz  ergiebt  sich  hier  nicht  sicher. 

§.  222.  Fortsetzung.  Statistische  Belege  für  Schwan- 
kungen und  Bewegungsrichtungen  der  natürlichen  Be- 
völkerungsbewegung. 

Für  die  mehr  wechselnden,  von  veränderlichen  Factorcn  abhängigen  Yer- 
hältnisse  der  natürlichen  Bevölkerangsbcwegong  und  für  die  Lehre  von  den  FOr- 
derungs-  und  Hemmungsmittelu  dieser  Bewegung  sind  die  Schwankungen  und 
Schwankungsrichtungen  der  Frequenzen  in  kurzen  Zeiträumen,  nach  der  üb- 
lichen Zusammenfassung  und  Verarbeitung  des  statistischen  Materials  insbesondere  in 
einzelnen  Jahren,  und  die  Richtungen  der  Bewegung  der  Frequenzen  wieder 
in  längeren  Zeiträumen,  in  Perioden  von  Jahren,  von  besonderem  Interesse. 
Auch  dafür  geben  die  meisten  früheren  Tabellen  und  Daten  schon  mancherlei  zun 
Beleg  dienendes  Material,  und  wurde  bei  der  Erörterung  bereits  öfters  auf  die  eben 
erwähnten  Puncto  hingewiesen.  Die  genauere  statistische  Beweisf abrang  ist  uns  ao 
dieser  Stelle  auch  hier  nicht  möglich.  Die  gen.  reichsstatist.  Arbeit  liefert  auch  für 
diese  Verhältnisse,  besonders  für  die  jährlichen  Schwankungen,  viel  gutes  Material 
und  die  erforderlichen  Berechnungen  (vgl.  u.  A.  S.  15  IT.  und  die  graphischen  Dar- 
stellungen bei  S.  20  für  Deutschland  in  1841—85). 

Die  Grösse  der  jährlichen  Schwankungen  gegenüber  dem  Mittel  einer  längeren 
Periode,  das  plötzliche  Hinabgehen  nach  unten  oder  Hinaufschnellen  weit  über  den 
gewöhnlichen  Stand  oder  gegen  das  Vorjahr  zeigt  das  Vorhandensein  und  die  GrOsse 
des  Einflusses  starker  Fördcrungs-  und  Hemmungsmittel ,  aber  auch  die  Zug&nglich- 
kcit  der  betreffenden  Bevölkerung  für  derartige  Einflüsse  an.  Diese  ZugängUchkeit 
kann  wieder  von  der  wirthschaftlichen  und  socialen  Lage,  aber  auch  vom  Yolks- 
character  abhängen. 

Auch  die  neuere  und  neueste  Statistik  zeigt  noch  deutlich  den  Einfluss  von 
Brotthcuerungen ,  Erwerbsstockungcn,  politischen  Krisen,  Kriegen  und  anderseits  von 
günstigen  Erwerbsverhältnissen,  politischer  Buhe  und  RuhegefUhl  auf  die  Bewegung 
der  Bevölkerung.  In  ersterer  Hinsicht  kann  z.  B.  ziemlich  allgemein  in  Europa  ftir 
die  Theuerungsjahre  1846 — 47,  1854 — 55  (wo  ausserdem  da  und  dort  der  Krimkrieg 
und  Seuchen  einwirkten)  eine  deutliche  und  starke  Abnahme  der  Eheschliessaugeu 
und  Geburten  (so  in  Deutschland),  meist  auch  eine  Zunahme  der  Todesfälle  (weniger 
in  Deutschland,  wo  andere  Factoren  mächtiger  sind)  constatirt  werden.  Das  Minimum 
oder  eine  demselben  nahekommende  Quote  der  Trauungen  und  Geburten  und  mehr- 
fach das  Maximum  oder  eine  sich  demselben  nähernde  Quote  der  SterbefäUe  findet 
sich  in  dieser  halbhundertjährigen  Periode  meistens  in  den  genannten  Jahren.  Wo 
einzelne  Länder  in  einem  anderen  Jahre  das  Minimum  bezw.  Maximum  zeigen,  er- 
klärt sich  das  aus  besonderen  Verhältnissen,  wie  namentlich  aus  Kriegs-  u.  dgl.  Zeiten, 
aus  dem  Auftreten  von  Epidemieen,  die  aber  grade  auch  in  Zeiten  wirthschaftiicher 
Nüthbtände  sich  leicht  am  Stärksten  verbreiten  (1854.  1860).  Schwerere,  zumal  länger 
andauernde  Kriegszeiteu  zeigen  sich  begreiflicher  Weise  direct  von  Einfluss,  nicht 
nur  und  nicht  einmal  am  Meisten,  wenn  sich  nicht  schwere  Epidemieen  gleichzeitig 
stark  verbreiten,  bei  der  heutigen  Art  der  Kriegsführung,  die  nicht  mehr  allgemein 
verheert  und  Unterhaltsmittel  zerstört,  in  der  Steigerung  der  Todesfälle  (die  1870 — 71 
nur  in  Frankreich  unter  dem  Einfluss  ganz  abnormer  Verhältnisse,  Commune  u.  s.  w. 
sehr  bedeutend  war);  vielmehr  ebenso  sehr,  ja  noch  mehr  selbst  sofort  in  der  geringeren 
Zahl  der  Eheschliessuiigen  und  bald  darauf  der  Geburten,  was  aus  dem  Rriegsberof 
eines  grossen  Theils  heiraths-  und  geschlechtsverkehrsfahiger  Männer  sich  ja  einfach 
erklärt  (s.  1870—71,  bes.  in  Frankreich.  Deutschland,  1859,  1866  in  Oesterreich, 
Italien,  1877  in  Kussland,  1848,  1850,  1864  in  Dänemark).  Aber  auch  indirect  sind 
schwere  Kriegs-,  Kevolntionszeiten  von  Einfluss  auf  Abnahme  der  Trauungen,  Ge- 
burten in  der  nicht  unmittelbar  vom  Kriege  berührten  Be?Ölkerung:  psychologische, 
nicht  unverständliche  Momente  spielen  hier  mit  und  zeigen  grade  den  Einfluss  solcher 
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„präFenti?"  wirkender  Factorcn  (Frankreich,  Theile  von  Deutschland  1871 — 72,  mehr- 
fach grösserer  Ausfall  an  Trauungen  und  Geburten  als  zu  erwarten  gewesen  wäre, 
wenn  dieser  Ausfall  bloss  auf  die  im  Kriege  abwesenden  Männer  zurückzuführen  wäre, 
von  G.  Mayr  näher  für  Baiern  erwiesen). 

Nicht  minder  aber  nimmt  man  wahr,  dass  günstige  Zeiten  des  Erwerbslebens, 
der  poliiischeu  Verhältnisse  und  Aussichten  der  allgemeinen  „HofihunKSseeligkeit"' 
übereinstimmend  zu  einer  raschen  und  starken  Zunahme  der  Eheschliessungcn,  Ge- 
barten, auch  wohl,  wenngleich  nicht  in  demselben  Maasse,  da  hier  mancherlei  Andres 
mit  einwirkt,  zu  einer  Abnahme  der  Todesfälle  führen.  Förmlich  sprungweise  zeigt 
sich  jene  Zunahme  besonders  unmittelbar  nach  schwereren  Nothzeiten,  wie  Kriegen, 
Theuerungcn,  Erwerbs>tockungen,  so  vielfach  in  Europa  nach  1846 — 47  in  1848—49, 
nach  1854—55  in  1856  ff ,  nach  1870—71  in  1872  ff.,  natürlich  vor  Allem  in  den 
Ländern,  welche  vorher  von  dem  Nothstand  am  Meisten  getroffen  waren,  vorausgesetzt, 
dass  sie  nicht  f<Qrmlich  rninirt  worden,  wo  dann  die  Ausgleichung  länger  dauert. 
Die  wirklichen  oder  annähernd  die  Maxima  der  Trauungs-,  Geburtsfrequeuz  und  zum 
Theil  auch  die  Minima  der  Sterbefrequenz  fallen  vielfach  in  die  genannten  günstigen 
Jahre  (Deutschland,  Frankreich).  Auf  das  Minimum  des  Geburtsüberschusses  oder 
selbst  auf  das  Deberwiegen  der  Todesfälle  in  der  vorausgehenden  Nothstandszeit  folgt 
daher  nicht  selten  das  Maximum  jenes  Ueberschusses  in  der  darauf  folgenden  günstigen 
Zeit:  eben  ein  statistischer  Beleg  für  die  vorhandene,  immer  wieder  wirksam  werdende 
Tendenz  der  Bevölkerung  sich  zu  vermehren  oder  wenigstens  Verluste  möglichst  aus- 
zugleichen (§.  219,  220). 

Die  früheren  Tabellen  und  die  Erläuterungen  dazu  enthalten  auch  für  die  eben 
hervorgehobenen  Thatsachen  schon  viele  Belege.  In  der  folgenden  Tab.  XVI  sind 
noch  einige  weitere  Daten  für  besonders  characteristische  Perioden  (die  Theuerungs- 
zeiten  1846—47  und  1854—55  und  die  Kriegszeit  1870—71)  für  Deutschland  und 
Frankreich,  unter  den  grossen  Ländern  ziemlich  die  Extreme  der  natürlichen  Volks- 
bewegung in  Westeuropa,  ferner  für  die  Periode  um  1846 — 50  für  zwei  wesentlich 
agrarische,  auch  in  den  Grundbesitzverhältnissen  nicht  die  extremsten  Gegensätze 
zeigende,  freilich  national  nicht  gleichartige  Provinzen,  Ostpreussen  und  Hannover, 
zusammengestellt,  welche  in  den  Schwankungen  der  Frequenzen  ziemlich  scharfe 
Unterschiede  zeigen,  ersteres  grosse,  letzteres  kleine  (beide  übrigens  in  Deutschland 
hierin  nicht  die  Extreme,  s.  Rcichsstatistik  B.  44,  Einl.  S.  15).  Erst  umfassendere 
Vergleichungen  auch  mit  normaleren  Zeiten  und  mit  Ländern,  in  denen  diese  Ein- 
fltlsse  sich  ähnlich  zeigen  und  fehlen  oder  nicht  so  stark  waren,  liefern  aber  die 
genügenden  Belege.  Das  betreffende  Material  fordert  jedoch  zu  viel  Baum.  Für  die 
zu  vergleichenden  Länder  können  wegen  der  ungleichen  Berührung  durch  Kriegs- 
ond  dergl.  Verhältnisse  nicht  immer  dieselben  Perioden  zur  Beweisführung  gewählt 
werden.  Die  Theuerungs-  und  wirthscbaftlichen  Nothstand^jahre  (Krisen  u.  s.  w.)  sind 
dagegen  unter  heuti^^en  Verhältnissen  für  Europa  ziemlich  dieselben,  wenn  sich  auch 
gradweise  mancherlei  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Ländern  zeigen. 

Für  Vergleichungen  der  Trauungs-,  Geburts-,  unehelichen  Geburtsfrequeuz  sind 
übrigens  auch  die  betreffenden  Ehescbliessungs-.  Niederlassungsgesetze  u.  dergl.  zu 
beachten.  Sind  darin  Veränderungen  erfolgt,  z.  B.  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten  in 
deutschen  Mittelstaaten ,  besonders  in  Baiern.  so  äussert  das  auch  auf  jene  Fre- 
quenzen Einfluss  und  stört  die  Vergleichbarkeit  der  Zahlen  mit  denen  anderer  Zeiten 
and  Länder. 

Die  Materialien  zu  Tab.  XVI  aus  B.  44  der  Reichsstatistik. 

S.  Tab.  XVI  auf  S.  536. 

Die  deutschen  Zahlen  ergeben  meistens  eine  stärkere  Sensibilität  der  Frequenzen 
gegenüber  den  äusseren  hemmenden  und  fordernden  Einflüssen  als  die  französischen, 
äinlich  die  ostpreussischen  als  die  hannoverschen.  Aber  alle  ergeben  doch  immerhin 
prifcipiell  die  gleiche  Sensibilität,  in  derselben  Richtung,  was  eben  für  die  Frage  der 
Förderungs-  und  üemmungsmittel  das  Bemerkenswerthe  ist.  Frappante  Ausgleichungs- 
tendenzen zwischen  Extremen  in  der  Bevölkerungsbewegung  zeigen  die  Verhältnisse 
in  Ostpreussen  1849  verglichen  mit  1847 — 48.  Immer  kommt  aber  nach  kürzerer  oder 
längerer  Zeit  wieder  das  ziemlich  coustante  Verhältniss  der  Frequenzen  und  der  Vor- 
mehrungstendenz zur  Geltung, 

Die  ganze  Bewegungsrichtung  der  drei  Frequenzen  und  ihres  Ergebnisses 
für  den  Stand  der  Bevölkerung   wird   durch  die  Daten  der  Mehrzahl  der  früheren 
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Tab.  XVI.     Schwankungen  in  der  natürlichen  Bewegung^ 

der  Bevölkerung. 


Auf  1000  Lebende  kamen 


Deutsches  Reich 


Jahr 


1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 

1853 
1854 
1855 
1856 
1857 

1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 


1844 
1845 
1846 
1S47 
184S 
1849 
1S50 
1851 
1852 
1853 
1>*54 
1855 
1856 


Xi 

a 

a 

p 

c 

« 

^o 

ci 

o 

Vt 

o 

t^ 

'fi 

o 

'■   . 

■».* 

U 

Xi 

c-< 

<J 

<ü 

t» 

C5 

(1( 

O 

s 

Xi 
c     ho 

2  H 


X3    V 


16.3 
15.8 
14.4 
15.3 
16.4 
17.0 

15.3 

14.15 

14.0 

15.05 

16.70 

19.0 
15.4 
16.4 
20.6 
20.0 
19.1 


38.9 
37.4 
34.6 
34.7 
39.7 
38.7 

36.0 
35.4 
:i3.5 
34.9 
37.5 

39.4 
40.1 
35.9 
41.1 
41,3 
41.75 


20.0 
17.8 
193 
16.1 
19.4 
24.1 
22.2 
21.2 
17.8 
19.2 
17.1 
17.3 
1S.7 


26.7 

4.14 

28.6 

4.14 

29.7 

3.72 

30.5 

3.51 

28.6 

4.45 

27  2 

4.54 

28.6 

3.*-4 

28.3 

3.88 

29.4 

3...2 

26.6 

3.94 

28.7 

4.40 

28.5 

403 

2^».0 

4.05 

31.0 

3.52 

30.6 

3.66 

29.9 

3.81 

28.4 

3.62 

Ostpreussen 


43.9 

38.8 
39.9 
39.5 

:<4.7 
56.6 
46.6 
49.1 
43.4 
44.4 
41.6 
41.6 
40.0 


25.8 
oo.d 
33.4 
47.6 
47.6 
28.9 
30.2 
28.9 
43.6 
42.8 
38.2 
39.4 
31.0 
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1 
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C3 
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c 

^ 

"O 

es 

o 

o 
x> 

o 
H 

O 

o 

•l> 

er 

p^ 

!^ 

incl. 

Frankreich 


12.0 

8.8 

4.15 

4.25 

11.05 

11.5 

7.4 
7.0 
4.1 
83 

8.85 

10.8 
11.1 
4.9 
10.5 
11.4 
13.4 


16.3 

28.8 

22.1 

15.3 

28.1 

24.1 

14.2 

26  2 

24.8 

16.7 

27.2 

24  4 

15.7 

28.5 

28.5 

16.7 

27.5 

22.3 

15.5 

26.6 

22.7 

15.1 

26.5 

28.4 

15.8 

25.9 

26.8 

15.8 

27  3 

24.3 

16.3 

26.9 

24.9 

16.5 

27.0 

24.7 

12.1 

26.7 

29.5 

14.4 

23.7 

35.9 

19.5 

27.9 

232 

17.7 

27  3 

24  5 

16.6 

27.4 

22  6 

4.07 

3.76 

3.31 

3.42 

2.69    I- 

4.74 

bA)3 

4.97 

4.07 

366 

3.42 

3.32 

3.61 


2.1 
2.1 
1.9 
2.0 
2.1 
2.1 

2.0 
2.1 
1.9 
2.0 
2.1 

21 
2.1 
1.8 
2.1 
2.1 
2.1 


I      Vi 

OD       9 

■o   E 

0 


6.7 
3.9 
1.4 
2.8 
0.1 
5.2 

3.9 

-2.0 

-0.9 

3.0 

2.0 

2.3 
2.S 
12.2 
4.8 
2.8 
4.7 


Hannover 


j     18.1 

14.8 

1 
31.0 

'       3.3 

15.0 

32.3 

6.4 

14.7 

t    H1.6 

-M 

14.6 

28.6 

-12.9 

16  2 

31.2 

;     23.8 

17.2 

34.3 

1     16.4 

17.3 

34.0 

20.2 

16.8 

33  5 

-   02 

16.2 

32.4 

1.6 

16.8 

32.5 

3.4 

16  1 

31.4 

2.15 

15.8 

31.7 

9.Ü 

16  1 

32.2 

23.5 

f  3.10 

8.1 

22.7 

3.29 

9.6 

27.0 

354 

4.6 

27.1 

3.04 

1.5 

26.1 

1   3.03 

5.1 

•J3.1 

1  3.73 

11.1 

23.0 

.  3.67 

11.0 

22.1 

!  3.56 

11.4 

24.4 

:  3.32 

8.0 

24.4 

i  3.31 

8.1 

24.0 

3.16 

7.4 

25.0 

3.15 

6.6 

22.0 

3.26 

9.6 

Tabellen  und  der  Tabelle  XIV  ebenfalls  beleuchtet.  Man  muss  aber  freilich  hier 
mit  Schlüshen  hin.siclitlich  einer  mehr  oder  weniger  bleibenden  Tendenz  einer 
solchen  Bewepunpsrichtung:  noch  besonders  vor&icl»tig:  sein.  Einmal  sind  die  Zeit- 
räume, far  welche  man  mit  einij^er  Sicherheit  die  Bewegung  der  Bevölkerung  imd 
die  Aendurung  der  VoJks/ahl  verfolgen  kann,  doch  viel  zu  kurz,  höchstens  einige 
Menschenalfer,  meistens  noch  viel  weniger  lang.  Es  ist  von  vornherein,  auch  bei  80 
rascher  Veränderung  der  wirthschaftiiclien  und  socialen  Verliiiltni*se  wie  in  der  Gegen- 
wart,  nicht  wahrscheinlich,   dass  in   solchen   kleineu  Zeiträumen  auf  diesem  Gebiete 
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fiwte,  principUUe  Vcr&nderuuKCU,  wie  cit  snldie  in  der  fuien  definitiTeti  BewegnngH- 
iJchtDD);  väruD,  ror  sich  gehen.  Die  nnbefangen  feproftua  Duon  ergeben  solche 
■nch  nur  ausDatimsWeise ,  wie  clwa  in  ReireQ'  dur  Htii«th>-,  der  ebetichen  OuburU' 
ftequcn^  eine  geH'isse  Tendern  zur  Ahnaliine,  so  lulzlvrca  in  Frankiaicb ,  enteres 
rielleichl  neuerding»  alltcemclnet  (S.  539).  Natürlich  mus»  nan  Uberhkupl  hier  nur 
mit  Uurchacbuitieu  lus  l.iiii^urvn  Puriüdun  opuriren,  wie  z.  B.  mit  5'  oder  lOJährigen 
■iw  einem  grüs^reii  Zeilraum.  Aber  »uch  diese  Dutcbschultlo  löaneii  durcli  zufUlige 
ZeitcinflUsse,  darcli  Ausgleichung  reu  Extremen  ubeceiuütimmen  oder  in  bestimmter 
Bichtang  abwuicbeii,  uhiie  davj  dadurch  sicher  eine  Aeoderuu{(  der  couslantcD  Ue- 
ibltang  uii'l  Bichtuiig  bevieseii  \Fird.  Je  nachdem  maii  die  Uarcbscbuitte  bildet. 
Ü6  ein  Jahr  mit,  ein  acidrcs  uicbt  mit  nrnfassen.  ericobuti  sich  abenuils  loicbt  Detier- 
dnuimmun^en  oder  Verachludeiibeitea ,  «reiche  Dii^t»  bewuiMu.  Aach  wenn  dauQ 
«tvft  periodincbe  UurcbM'liiiiltu.  selbst  lüjäbrigo,  eine  gcwiMM  Eicbluug  zeigen,  z.  B. 
im  Ueubiehen  Ii<:ich  Tun  1>>JI— IUI  durch  l^Ul— 70  hindurch  in  Ib7t-ä0  eine  &uf- 
■Ug«iide  der  lleiratbs-.  tieburtsfreiiaanz  —  bezw.  T.SI.  S.52,  S.ttl  und  S'i.SO,  S6.TT, 
W.SS'/n— ,  aucJi  des (Jebiirtsabei^chuäMS  —  'iM.  ia;t3,  HM2'>/„  — ,  daneben  diu 
Smtlichlieit  eine  ebeulalls  etwa«  ansleigeade  —  2T.t)4,  28.44,  2S.Tti  */«  — <  und  man 
•Bl  aolcheo  Thntsacheii  eine  constaulo  Tendenz,  bezw.  eine  doGuitiTo  Aendvrung 
ftibeier  constanivc  Verfa.'üinisse  ableiten  wollte,  wiu  dergleichen  gegenüber  solcbea 
ZtUeareibeu  wobl  gesi^hiaht  —  wie  loicbt  lano  eine  solcbo  Annabmu  durch  £r- 
fithroDKen  au:i  weitorur  Zeil  um^us(nsi>ea  werdeu !  So  in  diesem  Buispiel:  denn  im 
blgendea  Jabr/vbiil  13^1 — !IU  war  diu  lleiraihs-  und  Uuburtsfruiiuenz  wieder  goiuuken, 
jene  auf  7.Sl7„.  wie  l^.tl— fiil,  diese  auf  31.IS,  noch  etwas  uular  ISöl— 7U,  duc 
6ebun«Uber>cbuns  alleiJing«  fail  auf  :iuiuer  HSbe  geblieben,  aber  docb  uicbt  weiter 
gestiegen.  11.70.  auch  dies  nur,  weil  auch  die  Sterblichkeit  eine  absteigende  Rieh- 
long,  wie  diu  lieburtszillur,  erhalten  bat,  2ü.4S  7u-  ^lan  sieht  auch  aus  diesem  Bei- 
spiel, wie  .1US  zalilrvii'lieJi  anderen  and  wie  jedes  Nachdenken  Über  die  Bildmifif  von 
Michen  Durcbs(.'bnil(.s«^thteii  ergiubt.  dass  eben  eine  solche  (irSsse,  welche  wie  der 
GebnrbUbcriciius:!  noch  da^u  da.i  Krgebiiiss  zweier  Keiben  verschiedenartiger  Tliat- 
lacheu  ist,  au»  gnu  versi:liiuduiieii  liniudeii  Kluichgeblicben  sein  oder  sich  ge* 
lodert  haben  kauii  und  die  Annabme  eiiiei  bestimmten  lirundeii  immer  erst  bewiesen 

Bei  ünrchsi.luiilbzahlen  der  freijucnzcn,  falb  dieselben  in  der  ablieben  WeiBo 
für  die  (ieaamuillMVölkerun;^  berechnet  werden,  ist  aber,  wenn  man  aus  diesen  Zahlen 
eine  besliuimte  Tendenz  ableil<-n  will,  aneh  wieder  /a  bedenken,  dass  die  Zahlen 
luter  dem  Gicidriss  einer  bei  demsislbun  Volke  verschieden  gewordenen,  bei  rer- 
achledenen  VStkern  au  sii'h  verschii'denen  tiesclilechls-  und  Altersgliederung  der  Be- 
TÜkeruug  sich  so  und  so  gestalten  miissun.  Das  mnss  auch  bei  Vergleichungen  und 
SchlUSaeu  daraus  gebührend  berUck^icbiigt  werden.  Eben  deshalb  Dind  für  Trauungs- 
ind  Geburlifreiiucuzun  Berechnuiicen  nicht  rou  der  ticäammtberOlkeruug,  sondern  von 
daem  Tbcil  derselben,  wie  den  Ileiroihsf&higeu.  den  gcbürrübigen  t'rauen,  das  Rich- 
tigere. Da  die  allgemeine  Sterblichkeit  durch  die  Kiudersterblicbkelt  mit  beoiallasst 
wird  tind  diese  leEzCeru  bei  grosser  (ieburtsfre'jueiiz  hHuIlg  wieder  grösser  wird,  so 
HUBS  eigentlich  auch  filr  die  Sterbefri'i|ueuz  in  einem  bcstiwuiteu  Theil  der  BevOl- 
Wnng  iz.  B.  der  iltier  ,'>jitbri^'n)  eine  (inindlaxe  zur  Berechnung  gesuclit  werden. 
Allein  die  Aiin:ihNie  der  Zablenicntnzeu  für  suli-be  BeiOlkuningstbuile  ist  wieder  mehr 
oder  weniger  willtubrlich ,  die  gleichen  UrenzcD  passen  nicht  fUr  alle  Völker  (Hei- 
rubuller.  (iebärfahigkcit!)  und  für  nur  etwas  weitet  zururkliegendo  Zeilen  fehlt  es 
Ml  der  Allers-tutiüiik'  der  Iterfllkerung,  um  die  t'rcqucnzberechuungen  richtiK  aosfUhreii 
IQ  können.  Sa  la>~en  sich  alwmials  „Bewegung?  riebt  engen"  and  detinilire  Aende- 
rungen  der  Frequenzen  iiicbl  i'der  nur  unsicher  ableiten. 

Zeitliclic    Icräuderun^'un   aoeb   der   Durcbsclmittszablen   wie   das  Gleichbleiben 

.,    ..liii"hiü   wieder  das  Ergebniss  der  verschiedensten  Vetindetmigen 

'  :i  .1  iMirl  socialen  Yerli.'ilinis<e  sein,   so  dass  die  Durchschoittszafalen 

'   I  .     rj. -'iiamie  TL'iideuii   des  llcliarrejis   oder  der  Veründerung  in  der 

Zu   II.    zuiiäcbsi    über   die   Ursachen    dieser  Tendenz   noch    gar 
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zeige  mit  fortschreitender  BeTöIkcrungsvermehrung  und  Yolksdichtigkeit  eine  in» 
Ganzen  regelmässige  und  wenigstens  in  längeren  Perioden  constante  Abnahme  der 
Yermehrangsquote,  besonders  eine  Abnahme  der  (allgemeinen,  namentlich  ehelichea) 
Fruchtbarkeit,  der  Geburtsfreqnenz,  auch  wohl  der  Heirathsfrequenz.  A  priori  wäre 
das  ja,  wenigstens  fUr  altbesicdelte,  schon  ziemlich  volksdichte  Länder  mit  allgemein 
in  Besitz  genommenem  Boden  nicht  unverständlich  und  nicht  ganz  unwahrscheinlich 
und  manche  Thatsachen  der  Statistik,  auch  in  den  früheren  Tabellen  and  den  Er- 
örterungen dazu  enthaltene,  lassen  sich  zum  Beleg  anfahren.  Aber  Fon  einer  der- 
artigen „statistischen  RegeT'  oder  .^Gesetzmässigkeit''  kann  gegenüber  so 
zahlreichen  Ausnahmen  bedeutendster  Art,  wie  sie  die  Statistik  hier  zeigt,  und  gegen- 
über der  Analyse  der  Umstände,  welche  bei  der  Trauungs-  und  Geburtsfrequenz  und 
bei  der  Yolksdichtigkeit  in  Betracht  kommen,  doch  nicht  die  Rede  sein.  Es  sind  in 
diesem  Jahrhundert  mehrfach  grade  die  Länder  mit  grösster  Yolksdichtigkeit,  welche, 
wenn  auch  mit  Schwankungen,  dauernd  die  grösste  weitere  Yermehrung,  sei  es  durch 
Gcburtaüberschusi),  sei  es  durch  Wanderungen,  aufweisen,  Gross-Britannien,  besonders 
England,  Theile  von  Deutschland,  Kgr.  Sachsen,  Rheinland,  auch  das  Deutsche  Reich 
im  Ganzen  und  noch  neuerdings,  wo  unsere  Volksdichtigkeit  bereits  lange  nicht  unbe- 
trächtlich die  französische  überstiegen  hat,  ferner  Italien.  Die  Trauung^  und  Geburts- 
frequenzen dieser  Länder  sind  meist  nicht  die  höchsten  yorkommenden,  aber  durchweg 
ziemlich  hohe,  jedoch  auch  bei  steigender  Yolksdichtigkeit  nicht  dauernd  abnehmende, 
mehrfach,  so  in  den  genannten  deutschen  Ländern  und  einigen  weiteren  Fon  ähnlichen 
Yerhältnissen,  wie  die  Gcburtsüberschtlsse  desgleichen,  eher  steigende.  Gross- Britannien, 
auch  Deutschland  zeigen  allerdings  im  Ganzen,  die  bevölkertsten  Gegenden  aber  nicht 
in  besonderem  Maasse,  im  letzten  Decennium,  seit  1881,  eine  Abnahme  der  Trau- 
un)!:en,  Geburten,  aber  nach  einer  ungewöhnlichen  Zunahme  in  Deutschland  im  Foraos- 
gehcnden,  in  Gross-Britannien  im  zweitvorausgehenden  Jahrzehnt.  Ob  diese  Bewegung 
von  Dauer  ist,  steht  nach  früheren  Erfahrungen  dahin.  Auch  die  sich  an  Yölkszahl 
vermehrenden,  volksdichtcr  gewordenen  wesentlich  agrarischen  Gegenden  mit  Klein- 
und  Mittelbesitz  zeigen  keine  entschiedene  Abnahme  der  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenzen,  die  Hinüberbildung  unserer  Yolkswirthschaft  aus  der  agrarischen  in  die 
industriell -montanistische  Phase,  die  steigende  Entwicklung  des  Städtewesens  hat 
keinen  durchgreifenden,  vielfach  kaum  einen  sichtbaren  Einflnss  auf  jene  Frequenzen 
und  auf  den  Geburtsüberschuss  ausgeübt,  wenn  aber  einen,  so  eher  einen  etwas  stei- 
gernden ,  als  den  entgegengesetzten .  ohne  dass  man  von  „proletarischer  Yolksvermeh- 
rung"  reden  müsste.  Tiefere  constante  Yeränderungon  sind  nach  Allem  bei  Trau- 
ungen und  Geburten  nicht  eingetreten,  trotz  der  so  rasch  gewachsenen  Dichtigkeit. 
Eher  zeigt  sich  eine  Abnahme  der  Sterblichkeit 

Es  würde  zu  weit  führen,  das  Alles  im  Einzelnen  mit  statistischen  Zahlen  zu 
belegen,  aber  es  Hesse  sich  thun.  Die  gen.  reichsstatistische  Arbeit  giebt  Fielerlei 
Material  dafür.  Yen  einem  wirklichen  „Gesetz"  der  Abnahme  der  natürlichen  Zu- 
wachsrate der  Bevölkerung  bei  steigender  Yolksdichtigkeit,  besonders  einer  Abnahme 
der  Gebnrtsfrequcnz,  zumal  der  ehelichen,  Hesse  sich  auch  nur  sprechen,  wenn  ans 
dieser  steigenden  Dichtigkeit  allgemein  als  nothwendige  Folge  eine  auf  solche  Ab- 
nahme des  Zuwachses  hinwirkende  Aenderung  des  physisch-psychischen  Wesens,  des 
Trieblebens,  der  Willensrichtung  der  Menschen  abzuleiten  wäre.  In  einzelnen  Gesell- 
schaf tsclasseu,  den  höheren,  reicheren,  auch  wohl  in  gewissen  ländlichen  Mittelclasseo 
mag  man  Spuren,  ja  deutlichere  Beweise  solcher  Aenderung  finden.  Aber  eine  ein- 
fache Function  der  wachsenden  Yolksdichtigkeit  wäre  eine  solche  Aenderung  auch 
hier  nicht  und  bezügliche  Wahrnehmungen  ohne  Weiteres  zu  verallgemeinern,  bliebe 
auch  unstatthaft. 

Eher  könnte  man  denken,  dass  die  allgemeine  Zunahme  des  Wohlstands 
durch  psychologische  Medien  hindurch  hemmend  auf  die  von  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenz abhängige  Yolksvermehrung  einwirkt,  zu  späterer  Heirath,  geringererer 
Kinderzahl  in  der  Ehre  führe.  Wahrnehmungen  in  den  wohlhabenderen  Classcn  hat 
man  auch  wohl  zum  Beleg  für  diese  Ansicht  herangezogen,  aber  wiederum  leicht  za 
sehr  verallgemeinert,  von  einem  Yolke  auf  das  andre,  von  einer  Classe  auf  das  ganze 
untere  Yolk  zu  leicht  übertragen.  Eine  für  Frankreich  von  Tallquist  angestellte 
Untersuchung  weist  auf  einen  gewissen  Zusammenhang  zwischen  steigender  Steuer- 
kraft und  höherem  Yermögensbesitz  und  Abnahme  der  durchschnittÜchen  Kinderzahl, 
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welche  aaf  die  verheiratheten  Frauen  kommen,  hin.  S.  Tallquist,  recherches  Statist, 
sur  la  tendence  ä  uno  moindre  f6conditä  des  mariages,  Helsingfors  1886,  Tab. 
S.  88  ff.,  im  Auszug  im  Art.  populatlon  von  Lorasscur  im  dictionn.  d'öcon. 
pol.  II,  521).  Aber  auch  hier  licfren  doch  zu  mancherlei  Einflüsse  vor  und  ron  einem 
„Gesetz''  der  Fruchtbarkeits -Abnahme  mit  der  Wohlätands- Zunahme  wird  man  auch 
ftlr  Frankreich  selbst,  geschweige  fUr  andre  Länder  nicht  reden  dürfen. 

Es  ist  wichtig,  das  Alles  zu  beachten,  weil  die  optimistischen  Anti-Malthusianer 
(§.  196)  mit  Argumenten,  welche  sich  auf  solche  vermeintlich  feststehende  „That- 
sachen"'  oder  „Gesetze",  wie  die  besprochenen,  stützen,  gern  operiren,  um  sich  über 
unliebsame  Malthus'sche  Bedenken  hinwegtäuschen  zu  können.  Die  in  der  Regel 
starke  Vermehrungstendeiiz  der  Bevölkerung  bleibt  eine  Thatsache,  mit  welcher  einmal 
zu  rechnen  ist  und  findet  nicht  ,.von  selbst'"  ihre  jeweilige  richtige  Beschränkung, 
es  sei  denn  durch  die  „repressive  Gegentendenz''  vermehrter  Sterblichkeit 

III.  —  §.  223.  Ergebnisse  hiDsichtlich  der  natür- 
lichen Volksbewegung.  Die  vorausgehenden  statistischen 
Thatsachen  und  Untersuchungen  haben  den  Beweis  geliefert,  dass 
die  unter  dem  Einfluss  des  Geschlechtsverkehrs  und  der  natürlichen 
Sterbeordnung  stehende  Bevölkerungsbewegung  ihr  jeweiliges  und 
innerhalb  gewisser  Grenzen  auch  in  gewissem  Umfang  ihr  bleibendes 
Maass  durch  eine  Reihe  äusserer  Umstände  erhält,  welche  theils 
psychologisch  fördernd  oder  hemmend  auf  Ebeschliessung,  Zeugungen 
und  Geburten,  theils  physiologisch  fördernd  oder  hemmend  auf  die 
Sterblichkeit  einwirken.  Solcher  Umstände  kann  man  vornemlich 
dreierlei  unterscheiden,  ökonomische,  ethische  und  recht- 
liche, welche  zum  Theil  wieder  unter  einander  in  Verbindung 
und  selbst  wieder  in  einem  Wechsel wirkungs-  und  Wechseibe- 
dingungsverhältniss  stehen. 

Die  ökonomischen  Umstände,  ihrerseits  wieder  von  politischen  (Krieg,  Frieden) 
beeinflusst,  kommen  in  den  Erwerbs-  und  in  den  Consumtions-  bezw.  Ausgabeverhält- 
nissen zur  Geltung,  in  verschiedener  Art  und  in  verschiedenem  Maass,  je  nach  der 
Entwicklungsstufe  der  Volkswirthschaft ,  nach  der  Art  des  Berufs,  der  Beschäftigung, 
des  Erwerbs,  in  der  oben  (S.  528)  angedeuteten  Weise.  Die  ethischen  Momente 
äussern  sich  in  den  Sitten  des  Geschlechtslebens,  in  Bezug  auf  Eheschliessung,  Lebens- 
alter dafür,  auf  ausserehelichen  und  ehelichen,  der  Zeugung  und  den  Geburten  förder- 
lichen oder  sie  hemmenden  Geschlechtsverkehr,  daher  eventuell  präventiv  hinsichtlich  der 
Heirathen  und  Geburten;  anderseits  in  Bezug  auf  die  ganze  physische  und  geistig- 
sittliche Lebensweise,  unter  wiederum  förderlichen  oder  hemmenden  Rückwirkungen 
derselben  auf  Eheschliessungen,  Zeugungen,  Geburten  und  auch  auf  die  Sterblichkeit. 
Nach  ganzen  Zeitaltem,  nach  Völkern,  Classen,  Ständen,  Berufen,  nach  Stadt  und 
Land,  nach  dem  vorherrschenden  wirthschaftlichen  und  socialen  Character  des  Wohn- 
orts treten  auch  in  diesen  Sitten  und  ethischen  Momenten  erhebliche  Verschieden- 
heiten und  Veränderungen  ein.  Aeltero  „patriarchalische",  den  Einzelnen  mehr 
bindende,  sittenstrengere,  einfachere  Zeiten  haben  manche  Hemmnngsmittel  in  Sitte 
und  sittlichen  Anschauungen  besessen,  welche  in  moderner  Zeit,  bei  individualisti- 
scherer Gestaltung  der  bezüglichen  Lebensauffassungen,  bei  grösserer  Laxheit  der 
Geschlechtssitten  fortgefallen  oder  geschwächt  worden  sind.  Die  rechtlichen  Momente 
endlich  gelangen  namentlich  direct  im  (materiellen)  Eheschliessungsrecht,  indirect  im 
Zug-,  Wanderungs-  und  Niederlassungsrecht,  im  Erwerbs-  und  Besitzrecht  (Agrar- 
verfassung.  Gewerbeordnung)  zur  Geltung,  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Trauungen,  die 
Lebensalter  und  Civilstandsverhältnisse  der  Eheschliessenden ,  die  eheliche  und  die 
uneheliche  Geburtsfrequenz,  dadurch,  insbesondere  in  Betreff  der  letzteren,  auch  wieder 
hinsichtlich  der  Sterblichkeit.     Die  älteren  Rechtsordnungen,   welche  den  Einzelnen 
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mehr  nach  Gesichtsponctcn  von  Gemeinschaftsintoressen  banden,  wirkten  wie  die 
analogen  älteren  Siiten  und  sittlichen  Anschauuni^eu  mehr  hemmend  auf  die  Be- 
völkeruuj^vcrmehruug:,  besonders  in  Bezug:  auf  Verheiratbuug.  Die  neueren  ,Jiberaien" 
,4ndividualiätischen''  Kcchtsorduungeu  wirken  mehr  fördernd,  während  aiierdingä  bei 
den  eratereu  der  uneheliche,  wenigstens  der  zu  Geburten  führende  zum  Nachtheil  des 
ehelichen  Geschlechtsverkehrs  begünstigt  wurde,  wenn  nicht  Sittenstrenge  eine  beäoudere 
Kraft  und  damit  Hemmungswirkung  behauptete. 

Die  Verbesserung  der  materiellen  Lebensverhältnisse,  die  ver- 
mehrte   naturwisseDSchaftlicbe   Einsicht    in    die  Bedingungen    von 
Gesundheit   nnd   Krankheit,    die    besseren   Vorkehrungen    für   das 
Gesundheitswesen    und    zur    Verhütung    und    Beschränkung    von 
Seuchen  und  Epidemien,   die  Entwicklung  der  Verkehrsmittel,  als 
der  wichtigsten  Vorbedingung  zur  Ausgleichung  von  Ernteausfällen 
der  Hauptnahrungsmittel   und   damit  zur  Verhütung  von  Hungers- 
noth   und    von   ganz   exorbitanten  Preissteigerungen,  der  grössere 
innere  und  äussere  Rechtsschutz,   die  selteneren,  kürzeren  Kriege 
und   die  humanere,   nicht  die  Productivkrätte   selbst  systematisch 
oder  wenigstens  unbedacht  zerstörende  Kriegsführnng  und  sonstige 
sociale   und  doch  auch  ethische  Fortschritte  (so  in  der  Pflege  der 
Kranken,   der   Schwachen,   der  Kinder,   der  Greise)   erklären   es, 
dass  sich  bei  Culturvölkern  die  Sterblichkeit  vermindert,  namenüicb 
nicht  in  wirthschaftlichen  und  politischen  Kothzeiten  die  „repressiven 
Tendenzen   der  Volksvermehrung"  völlig  verheerend  auftreten  und 
ganze  Bevölkerungen  decimirt  oder  vernichtet  werden.     Aber,  wie 
die  fast  überall  noch  grosse  Kleinkinder -Sterblichkeit,   zumal  die- 
jenige  in   einigen  Ländern,   wozu   leider   auch   deutsche   gehören, 
zeigt,   liegen  hier  doch  auch  bei  Culturvölkern,  wie  den  heutigen 
europäischen,  noch  manche  ernste  Uebelstände  vor,  welche  um  so 
schlimmer  erscheinen,   wenn   die   Kleinkindersterblichkeit  die  Be- 
gleiterin grosser  Geburtsfrequenz,  unehelicher  wie  ehelicher,  ist 
Wo   die  allgemeine  Sterblichkeit,   z.  B.    bei  Epidemien,   in  Folge 
von  Berufskrankheiten,    und   die   Kindersterblichkeit  in  gewissen 
Volksciassen ,  wie  den  unteren,  arbeitenden,  dürftigeren  besonders 
stark  ist  und  bleibt,  weist  das  neben  gewiss  mitspielenden  ethischen 
und  Bildungsmängeln  —  freilich  wenigstens  theilweise  wieder  eine 
Folge  von  ökonomischeu  und  dadurch  bedingten  allgemeinen  Lebens- 
verhältnissen —  doch  vornemlich  auf  ökonomische  Missständc  hin. 
Diese  können  aus  unzulänglicher  volkswirthschaftlicher  Production, 
zu   kleinem  Volkseinkommen   hervorgehen,    sind   möglicher  Weise 
aber  doch  auch  wenigstens  die  Mitfolge  einer  zu  ungünstigen,   zu 
ungleichmässigen  Vertheilung  des  an  sich  vielleicht  für  eine  bessere 
Lebenshaltung  der  unteren  Classen  ausreichenden  Volkseinkommens. 


Ergebnisse  hinsichtlich  der  natürL  Yolksbewegang.  541 

Die  Termehrte  Einsicht  in  die  ZnsammeDhänge  zwischen  Einzel- 
nnd  Familien-Einkommen,  Familiengrösse  und  Lebensflihrang,  das 
Bedtlrfniss  nach  Erhaltung  der  einmal  erreichten  und  gewöhnt  ge- 
wordenen und  nach  weiterer  Verbessernng  dieser  Lebensführung, 
der  Wunsch,  seine  Angehörigen;  seine  Nachkommen  wenigstens  in 
dieser  Hinsicht  nicht  wieder  in  eine  schlechtere  Lage  und  damit 
regelmässig  in  eine  tiefere  sociale  Ciassenschicht  herabsinken  zu 
sehen;  anderseits  freilich  auch  egoistische  Bequemlichkeit  und  Ge- 
nusssucht, mindestens  Ueberschätzung  der  materiellen  Lage  und 
Annehmlichkeiten  können  freilich  bei  Gulturvölkern ,  zunächst  bei 
deren  höheren  Classen,  dann  aber  auch  weiter  allgemein  zu  einer 
stärkeren  Macht  der  „präventiven  Tendenzen  der  Volksvermehrung" 
führen.  Das  tritt  in  der  Statistik  in  Veiminderung  der  Heiratbs-  und 
Geburtsziffer,  besonders  aach  der  ehelichen,  der  Erhöhung  der 
Lebensalter  der  Eheschliessenden ,  in  gewissen  Civilstandsverhält- 
nissen  der  letzteren  (Vermehrung  der  Trauungen  unter  bereits  ver- 
heirathet  gewesenen),  in  Verminderung  der  Zahl  der  in  der  Ehe 
lebenden  in  der  Bevölkerung  hervor. 

Kcben  Ökonomischen  spielen  auch  hier  Factoren  der  Sitte,  der  sittlichen  An- 
schauung (in  Bezug  auf  ausserehelichen  Geschlechtsverkehr,  präventiven  auch  in  der 
Ehe.  wie  anderseits  wirkliche  geschlechtliche  Enthaltsamkeit  aus  moralischen  und  aus 
Vernunft-  und  VorsichtsgrUnden),  ferner  solche  der  Eechtsordnung,  wie  wohl  nament- 
lich Gestaltung  des  Erbrechts,  insbesondere  des  agrarischen  (Frankreich  muthmaass- 
lich,  auch  deutsche  bäuerliche  Gegenden)  mit.  Die  geringere  Trauuugs-  und  Geburts- 
frequenz, die  kleineren  Schwankungen  derselben  in  günstigen  und  ungünstigen  Zeiten, 
welche  die  Statistik,  auch  die  früher  mit^etheilten  Daten,  in  manchen  Ländern  und 
Landestheilen  zeigen  und  andere  statistische  Daten ,  so  tlber  die  Verhältnisse  der 
Lebensalter,  des  Cinlstands,  der  Quote  der  in  Ehe  Lebenden  unter  der  Bevölkerung 
heirathsfähigen  Alters,  machen  es,  neben  den  freilich  unvollkommenen  Ergebnissen 
der  „täglichen  Beobachtung''  (§.  78)  besonders  in  den  höheren  und  wohlhabenderen 
Ständen,  in  Betreff  deren  Trauungs-  und  ehelichen  Geburtsfrequenz  die  Statistik  noch 
kein  genügendes  Material  gesammelt  hat,  nicht  unwahrscheinlich,  dass  sich  gewisse 
Classen  und  selbst  grosse  Volkskreise  der  Culturvölker  dem  Einfluss  der  Förderungs- 
mittel der  Trauungs-  und  Geburtsfrequenz  weniger  hingeben,  als  andere  Classen,  als 
die  Masse  der  unteren,  namentlich  der  Arbeiterbevölkerung,  und  als  ganze  Völker 
niedrigerer  Culturstufe;  sowie  dass  jene  ersteren  Classen  und  Volkskreise  psychisch 
den  Erwägungen  fur  grössere  Vorsicht  in  Bezug  auf  Verheirathung  und  Kindererzeu- 
gung stärkeren  Einfluss  auf  sich  gewähren ,  dass  daher  die  „Prävention''  dauernd 
starker  wirkt;  in  welcher  Form  und  mit  welchen  Mitteln  in  Bezug  auf  die  Einder- 
erzeugung mnss  dahin  gestellt  bleiben.  Nur  zeigen  sich  doch  auch  in  dieser  Hinsicht, 
bei  Trauungen  und  Geburten  auch  unter  den  Gulturvölkern,  innerhalb  desselben  Volks 
von  Land  zu  Land,  Laudestheil  zu  Landestheil,  Zeit  zu  Zeit  und  selbst  unter  den 
hölieren  Classen,  bei  welchen  jene  psychischen  Präventivtendenzen  vielleicht  schon 
allgemein  mehr,  als  unter  der  übrigen  Bevölkerung,  verbreitet  sind,  sehr  erhebliche 
unterschiede.  Ob  man  dieselben  auf  nationale,  physische,  psychische,  ethische,  auf 
Culturverschiedenheiten ,  auf  Einflüsse  bestimmter  ökonomischer,  rechtlicher  Facloren 
im  concreten  Fall  zurückführen  kann ,  muss  immer  erst  speciell  genau  untersucht 
werden,  wird  sich  aber  häufig  nur  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit,  nicht  selten 
überhaupt  auch  nicht  einmal  mit  einer  solchen  nachweisen  lassen.  Dass  eine  stärkere 
Entwicklung  der  Präventivtendenzen   selbst  in   einer  grossen   Bevölkerung  überhaupt 
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möglich  sei,  dann  aber  freilich  anch  Gefahren  einer  das  nationale,  das  politische,  das 
Folkswirthschaftliche  Interesse  schädigenden  zu  starken  Yerringerang  des  natOrlichen 
Zuwachses  dnrch  Geburtstlberschnss  mit  sich  bringen  könne,  möchte  das  Beispiel  der 
französischen  Bevölkerangsbewegung  im  19.  Jahrhundert  immerhin  beweisen. 

Jedenfalls  ergiebt  die  Statistik  aber  aueh  bei  Galturvölkem, 
wie  den  heutigen  europäisehen ,  unter  den  hier  bestehenden  öko- 
nomisehen,  socialen,  sittlichen  Verhältnissen,  die  Fähigkeit  und  die 
Neigung  zu  weiterer,  je  nachdem  auch  zu  starker  Vermehrung. 
Dafür  liefern  gerade  die  doch  im  Ganzen,  in  periodischen  Durch- 
schnitten, sich  zeigende  relative  Stabilität  der  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenz und  die  Erhöhungen  dieser  Frequenzen  in  günstigen  Zeiten 
und  selbst  darüber  hinaus,  in  mehr  oder  weniger  langen  Zeit- 
räumen, den  Beweis.  Die  Verminderung  beider  in  ungünstiger  Zeit 
zeigt  dann  jedoch,  dass  die  Bevölkerung  Erwägungen,  welche  zur 
Prävention  in  Bezug  auf  Eheschliessung  und  (fruchtbaren)  Ge- 
schlechtsverkehr führen,  zugänglich  ist.  Die  Vermehrung  der 
Todesfälle  in  solcher  Zeit,  die  grosse  Kindersterblichkeit,  die  nicht 
mehr  so  stark  wie  früher,  aber  immer  doch  noch  deutlich  hervor- 
tretende Wirkung  von  Thenerungen,  Epidemien  auf  vermehrte 
Sterblichkeit  liefert  indessen  auch  den  Beweis,  dass  auch  gegen- 
wärtig noch  mit  dem  Repressivprincip  zu  rechnen  ist,  vollends 
dann,  wenn  eben  nicht  Prävention  genügend  wirksam  war,  wie 
z.  B.  im  Falle  sehr  grosser  Kindersterblichkeit  bei  starker  Gt- 
burtsfrequenz.  Soll  Bepression  vermieden  werden,  sind  darauf 
hinwirkende  ökonomische  Reformen  in  Bezug  auf  die  Productions- 
und  Vertheilungsordnung  nicht  möglich  oder  nicht  durchzusetzen 
oder  haben  sie  nicht  den  erforderlichen  Einflnss,  so  muss  ver- 
mehrte Prävention  als  das  einzige  Mittel  zur  Abhilfe  bezeichnet 
werden. 

IV.  —  §.  224.  Die  Wanderungen.  Der  zweite  Factor, 
welcher  für  die  Grösse  und  die  Gliederung  der  Volkszahl,  daher  für 
die  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  Einfiuss  ist,  sind  die  Wande- 
rungen, die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  die  nationalen  oder 
heimischen,  interlocalen  Wanderungen  innerhalb  eines  Staats- 
und Volkswirthschaftsgebiets  und  die  internationalen  von  einem 
solchen  Gebiete  zum   anderen,   die  Ein-  und  Auswanderung. 

A.  Die  heimischen  Wanderungen,  deren  allgemeinere 
Bedeutung,  Ursachen,  Wirkungen  —  ein  sehr  umfassendes  social- 
ökonomisches  Thema  —  hier  nur  kurz  berührt  werden  können, 
gehen  vor  Allem,  wenigstens  soweit  sie  massenhaft  sind  und  daher 
für   die   örtliche  Vertheilung    der  Bevölkerung  eine  grössere  Be- 
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deutnng  gewinneD,  aus  wirtbscfaaft lieben  Motiven  hervor:  um 
Gelegenheit  zum  Erwerb  oder  zu  besserem  Erwerb  zu  erlangen. 
So  von  jeher,  so  vollends  in  unserer  Zeit,  unter  dem  Einflnss  so 
starker  Förderungsmittel,  wie  das  moderne  Gommunicationswesen, 
die  neuere,  dem  Grossbetrieb  günstige  Productionsteehnik ,  die 
Freiztigigkeit,  die  freiheitliche  Wirtbschaftsordnung ,  insbesondere 
auf  gewerblichem  Gebiete  (Gewerbefreiheit).  Sociale  Einflüsse 
wirken  in  derselben  Bichtung:  der  Zug  nach  der  freieren  Be* 
wegung,  der  individualistischen  Gestaltung  der  Lebensverhältnisse, 
der  besseren  socialen  Stellung  (auch  abgesehen  von  derjenigen, 
welche  durch  die  Rechtsstellung  und  die  ökonomische  Lage  be- 
dingt ist),  dem  genussreicheren  Leben  (Stadt  gegenüber  Land) 
u.  dgl.  mehr. 

PeTsönliche  und  Familienverhältnisse  machen  sich  dem  gegenüber  doch  nnr  bei 
Einzelnen  geltend  nnd  üben  auf  die  Massenbewegungen  keinen  Einflnss.  Das  die 
ältere,  die  mittelalterliche  einheimische  Wanderung  mit  bestimmende  Moment,  Suchen 
nach  besserem  Rechtsschutz,  höherer  RechtssteUung ,  welches  die  Landbevölkerung, 
die  Unfreien  mit  in  die  Städte  fahrte,  ist  dagegen  unter  der  Rechtsordnung  im  mo- 
dernen Staate  kaum  mehr  ein  wichtiger  Factor  in  den  Wanderungen,  ebenso  wenig, 
beim  Grundsatz  der  Religionsfreiheit,  religiöse  Motive.  Und  nur  in  Ländern  sehr 
grosser  Ausdehnung,  mit  wesentlichen  Verschiedenheiten  des  Klimas,  der  Boden- 
beschaffenheit und  der  Besiedlung,  wie  etwa  in  Russland,  Nordamcrica  werden 
klimatische  Momente  als  Factoren  der  heimischen  Wanderungen  mit  anzusehen 
sein,  während  die  Motive  auch  hier  doch  wesentlich  wirthschaft liehe  sind.  FUr 
agrarische  Gegenden  macht  sich  für  Zu-  und  Abzug  ausser  der  Rechtsordnung 
für  den  Grundbesitz  und  dessen  Yertheilung  auch  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  mit 
geltend.  Der  GeburtsUberschuss  findet  in  fruchtbareren  Gegenden  begreiflich  leichter 
als  in  unfruchtbaren  dauernde  Unterkunft,  muss  aus  letzteren  dagegen  bei  einer  einmal 
erreichten  Yolksdichte  mehr  durch  Wanderungen  abfliessen  (s.  die  u.  gen.  Arbeit  von 
Schumann,  2.  Ualbb.,  S.  524,  auch  passim  „Bäuerl.  Zustände'',  Schriften  d.  Yer. 
f.  Soc.polit).  Auf  die  bezüglichen  Rechtsfragen,  Zugrecht  u.  s.  w.  wird  im  2.  Th. 
der  Grundlegung,  bei  der  Untersuchung  der  persönlichen  Freiheit,  eingegangen. 

Die  einheimisehen  Wanderungen,  namentlich  diejenigen,  welche 
zu  bleibender  oder  wenigstens  länger  dauernder  Veränderung  des 
Wohnsitzes  führen  —  im  Unterschied  zu  den  kürzeren  periodischen 
Wanderungen,  z.  B.  in  der  Arbeiterwelt,  „Sachsengängerei"  u.  dgl. 
und  zum  Reiseverkehr  — ,  sind  es  auch  noch  in  der  Gegenwart 
regelmässig,  welche  in  unseren  europäischen  Ländern  vomemlich 
die  grossen  örtlichen  Bevölkerungsverschiebungen  bewirken,  nicht 
die  Auswanderung  ins  Ausland  und  die  Einwanderung  von  da, 
welche  in  dieser  Hinsicht  von  geringerem  Einflüsse  ist. 

So  mindestens  von  einzelnen  wenigen,  meistens  nur  kleineren  Gebietstheilen  und 
fast  nur  von  Irland  abgesehen,  für  welches  die  Wanderungen  nach  der  britischen 
Hauptinsel  übrigens  auch  stark  neben  der  überseeischen  Auswanderung  die  Volks- 
abni2bme  mit  erklären.  Kur  bei  einzelnen  Städten,  Weltstädten,  wie  London,  Paris, 
grossen  Seestädten  kommt  auch  die  Einwanderung  von  Ausländem  für  die  Volks- 
zunähme  mehr  mit  in  Betracht;  dann  etwa  vorübergehend  der  periodische  ausländische 
Arbeiterzufluss  bei  grossen  Bauten  (Bahnen,  Canälen  u.  dgl.). 
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Die  einheimischen  Wanderungen  haben  hier  auch  in  unseren 
Ländern  neuerdings  öfters  den  Geburtsttberschuss  des  platten  Landes, 
der  kleinen  Städte  in  die  Industrie-  und  Montanbezirke,  in  die 
grösseren,  namentlich  die  Gross-,  die  Welt-,  die  bedeutenderen 
Handelsstädte  überführt  und  vielfach  mehr  als  der  Geburtsttber- 
schuss die  Bevölkerung  in  den  letztgenannten  Gegenden  und  Orten 
so  stark  vermehrt,  den  etwaigen  kleinen  Geburtsttberschuss  daselbst 
ergänzt,  den  vorkommenden  Ueberschuss  der  Todesfälle,  den  Aus- 
wanderuogsabfluss  ersetzt.  Fttr  die  Fortwanderungsgegenden  und 
Oiiie  haben  die  einheimischen  Wanderungen  so  den  Einfluss  der 
neuerlichen,  vielfach,  wenn  auch  unter  starken  Schwankungen 
gerade  auch  aus  diesen  Gegenden  sich  recrutireoden  ttberseeischen 
Auswanderung  noch  gesteigert,  das  Wachsthum  der  Bevölkerung 
gehemmt,  da  und  dort  und  hie  und  da  auch  wohl  io  einzelnen 
Orten,  in  kleineren  und  mitunter  doch  auch  schon  in  grösseren 
Gebietstheilen,  bis  zur  Grösse  von  Provinzen,  wie  den  preussischen, 
selbst  einen  Rttckgang  der  Bevölkerung  verursacht.  Ausserdem 
haben  die  einheimischen  Wanderungen  aber  auch  in  den  Abzugs- 
und Zuzugsgegenden  und  Orten  die  Gliederung  der  Bevölkerung 
nach  Geschlecht  und  Alter,  auch  nach  Civilstand,  Berufsstellung 
und  Beruf  mehr  oder  weniger  verschoben  und  so  von  den  natttr- 
lichen,  durch  die  Geburtsziffer  und  die  Sterblichkeit  bedingten 
Ordnung  abweichen  machen.  Das  wirkt  aber  dann  wieder  weiter 
auf  die  Trauungs-,  Geburts-,  Sterbefrequenz,  die  wirthschaftliche 
Productivität  dieser  nunmehr  verschieden  von  der  natttrlichen 
Ordnung  und  verschieden  in  den  einzelnen  Gegenden  und  Orten 
zusammengesetzten  Bevölkerung  ein.  So  entstehen  durch  diese 
Wanderungen  auch  wieder  Einflttsse  auf  die  natttrliche  Bewegung 
der  Bevölkerung  von  nachhaltiger  Bedeutung.  Soweit  die  Aenderung 
des  Wohnsitzes,  damit  vielfach  verbunden  der  Lebensweise,  des 
Berufs,  des  „gesellschaftlichen  Mediums'^,  in  welchem  die  Menschen 
leben,  auch  wieder  auf  das  physische,  psychische,  ethische  Sein, 
Denken,  Wollen  Einflttsse  äussert,  sind  die  Wanderungen  natür- 
lich auch  in  dieser  Beziehung  von  wichtigem  Einflüsse.  Einige 
der  characteristischsten  Erscheinungen  auch  des  geistigen,  sittlichen, 
politischen  Lebens  der  Bevölkerung  und  Veränderungen  darin  in 
unserer  Zeit  sind  so  mit  auf  die  heimischen  Wanderungen  zurttck- 
zuftihren,  welche  selbst  wieder  vornemlich  ein  Product  der  Um- 
gestaltung der  technischen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse  sind. 
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Die  genauere  statistische  Verfolgung  der  einheimischen  Wandemngen,  bezir., 
was  meistens  allein  möglich  ist,  ihrer  Ergebnisse,  wie  sie  dann  erst  die  Yolksz&hlangen 
constatiren  nnd  die  ans  diesen  stammenden  Daten  (so  für  die  Gebnrtsortstatistik  der  Orts- 
anwesenden  nnd  Wohnbe?Olkemng)  knndthnn,  müssen  wir  nns  hier  versagen.  In  jenen 
Ergebnissen  nnd  Daten  hat  man  zugleich  das  Ergebniss  der  natürlichen  Bewegung  der 
Bevölkerung  und  der  Ein-  und  Auswanderung,  ohne  das  gewöhnlich  im  Einzelnen  genau, 
namentlich  was  die  Ergebnisse  der  heimischen  und  der  zwischen  In-  und  Ausland  sich 
Follgehenden  Wanderungen  anlangt,  zerlegen  zu  können.  Man  muss  sich  daher  mit 
ann&herungsweiser  Abschätzung  des  Einflusses  der  einheimischen  nnd  der  fremd- 
ländischen Wanderungen  häufig  begnügen. 

Auch  in  Deutschland  zeigt  die  Statistik,  was  ?on  Fomherein  auzunehmen  war, 
dass  erst  mit  der  Entwicklung  der  Grossindustrie,  dem  Uebergang  aus  der  vorwaltend 
agrarischen  und  handwerklichen  in  die  mehr  industrielle  und  städtische  volkswirth- 
schaftliche  Phase,  mit  dem  neuen  Dampfcommnnicationswesen  und  mit  der  durch  das 
Alles  erst  mächtig  gewordenen  Wirksamkeit  des  Freizügigkeitsprincips,  der  Gewerbe- 
freiheit, die  einheimischen  Wanderungen,  die  Yermengung  der  örtlichen  Bevölkerung, 
das  Strömen  in  die  Städte  und  Industrie-  und  Montangegenden,  auch  die  periodischen 
Wanderungen  der  Feld-  und  anderer  Arbeiter,  die  Bichtung  der  Wanderung  immer 
mehr  von  Osten  und  Nordosten  nach  der  Mitte  und  nach  dem  Westen  (auch  in  Betreff 
der  Juden  aus  den  preussisch-polnischen  Ländern,  namentlich  seit  der  rechtlichen 
Gleichstellung  der  Juden),  so  bedeutsam  geworden  sind  und  so  ausserordentliche  locale 
Verschiebungen  der  Bevölkerung,  so  grosse  Yermehrung  derselben  in  den  Zuzug- 
gegenden und  Orten  bewirkt  haben.  Die  noch  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses 
Jahrhunderts,  besonders  nach  der  Kriegszeit,  wahrnehmbare  Veränderung  der  Volks- 
zahi  der  einzelnen  Landestheile  —  wobei  man  freilich  hier  besonders  mit  älteren 
Mängeln  und  späterer  allmäliger  Verbesserung  der  Zählungen  und  mit  daraus  ent- 
springenden Störungen  der  Vcrgleichungen  zu  rechnen  hat  —  lässt  mehrfach  auf 
einen  Zug  vom  Westen  und  Süden  nach  dem  Norden  und  Osten,  von  den  volks- 
dichteren in  die  weniger  dichten  Gegenden,  auch  in  agrarische,  schliessen.  Seit  der 
industriellen  und  der  Eisenbahnentwicklong,  seit  den  40er  Jahren,  wird  die  Bichtung 
der  Wanderungen  immer  mehr  eine  entgegengesetzte,  nach  Mitte  und  Westen  gehende, 
in  die  Städte  und  Industriebezirke.    Aehnliches  zeigt  sich  in  anderen  Ländern. 

Materialien  zur  genaueren  Untersuchung  dieser  Einflüsse  und  Verhältnisse  bieten 
für  Deutschland  jetzt  auch  wieder  bes.  die  gen.  neueren  Publicationen  des  reichsstat 
Amts  (s.  u.  A.  Juliheft  1879  der  Monatshefte  S.  64  ff.),  auch  die  aus  manchen  Län- 
dern vorhandenen  und  jetzt  verarbeiteten  Daten  der  Geburts&tatistik  der  Ortsbevölke- 
rung, woraus  sich  die  Zusammensetzung  einer  solchen  zu  bestimmter  Zeit  nach  der 
örtlichen  Herkunft  ihrer  Glieder  ersehen  und  Schlüsse  auf  die  Wanderungen  und  ihre 
Bichtungen  mit  ziehen  lassen  (eine  Störung  machen  die  Weg-  und  Zugezogenen,  welche 
am  Zählungstermin  bereits  gestorben  waren  und  bei  den  Weggezogenen  die  Aus- 
wanderer, die  im  Inlande  nicht  mehr  anderswo  als  Zugezogene  erscheinen).  S.  eine 
vortreffliche  Bearbeitung  des  reichsstatist.  Materials  für  1885,  mit  Untersuchung  der 
muthmaasslichen  und  nachweisbaren  Einflüsse,  in  dem  Aufs,  von  Schumann,  die 
inneren  Wanderungen  in  Deutschland,  AUgem.  Statist.  Archiv  1890,  2.  Halbbd. 
S.  503  ff. ,  ein  werthvoller  Beitrag  zur  Erörterung  der  volkswirthschaftlichen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  Wanderungen. 

Nach  dem  gen.  Juliheft  1879  der  Reichsstatistik  ersieht  man,  dass  in  der  60 jähr. 
Periode  1816—75,  die  hier  in  die  4  kleineren  1816  —  34,  1834  —  52,  1852—67 
und  1867 — 75  getheilt  wird  ,  die  gesammte  Volksvennehrung,  als  das  gemeinsame 
Ergebniss  der  drei  Momente,  natürliche  Bewegung,  heimische  Wanderungen  und  Ein- 
und  Auswanderung,  anfangs  mehrfach  am  Stärksten  im  agrarischen  Osten  und  Norden 
(Ost-,  Westpreussen ,  B.-B.  Bromberg,  Pommern)  war  —  freilich  vorbehaltlich  des 
erwähnten  Fehlers  wegen  anfangs  grösserer  Unvollständigkeit  der  Zählungen  grade 
hier  — ,  später  immer  mehr  die  Gegenden  mit  Grossstädten  und  mit  hochindustrieller 
und  montanistischer  Entwicklung  die  stärkste  Vermehrung ,  die  rein  agrarischen 
Gegenden  die  kleinste  oder  wenigstens  nur  eine  mittlere  Vermehrung  aufweisen.  (S. 
bes.  a.  a.  0.  S.  65,  67  die  Zusammenstellung  der  Keihenfolge,  welche  die  unter- 
schiedenen 90  Gebietstheile  des  Eeichs  in  den  4  genannten  kleineren  Perioden  in 
Bezug  auf  die  Volksvermehrung  eingenommen  haben  und  unten  Tab.  XVII  u.  XVIII 
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nebst  Erläuterangen  daza).  Die  hohen  jährlichen  Znnahmeprocente  einiger  Gegenden 
und  Orte  zeigen  schon,  dass  man  es  hier  mit  einem  starken  Mehrzufloss  darch  Wan- 
derungen zu  than  hat.  In  agrarischen  Gegenden  giebt  sich,  wie  anch  Schomann 
nachweist,  in  Betreff  des  Festhaltens  und  des  Abflosses  des  Gebortsttberschosses  nebea 
demjenigen  der  einmal  erreichten  Volksdichtigkeit  nnd  Fruchtbarkeit  des  Bodens  der 
iEinfluss  der  Agrar^erfassung,  Wie  auch  für  die  Auswanderung,  kund,  wenn  anch 
nicht  immer  so  stark,  als  a  priori  und  nach  politischer  Tendenz  öfters  geschlossen 
worden  ist. 

• 

In  der  vergleichend-statistischen  Arbeit  des  reichsstat  Amts  (B.  44)  finden  sich 
für  die  einzelnen  deutschen  Staaten  und  die  grossen  Yerwaltungsabtheilongen  der 
l^rösseren  für  1841 — 85  Berechnungen  der  Zunahme  (bzw.  Abnahme)  der  Yolks-v 
Zählungen,  des  Geburtsttberschusses  (bzw.  Deficite)  nach  der  Statistik  der  Bewegung 
der  Bevölkerung  und  des  aus  dem  Vergleich  dieser  beiden  Daten  sich  ergebenden 
Wandeirerlusts  und  Gewinns.  Letztere  Ziffer  wird  bei  dieser  Feststellungsweise 
natürlich  durch  die  Fehler  in  den  Zählungen  und  Geburts-  und  Sterbezahlen  beeinflosst 
nnd  ist  ausserdem  mit  das  Resultat  der  Ein-  und  Auswanderung.  Aber  sie  ist  doch 
anch  einigermaassen  brauchbar,  um  die  Bedeutung  der  heimischen  Wanderungen  er- 
messen und  Rückschlüsse  auf  die  hier  einwirkenden  wirthschaftlichen  Einflüsse  machen 
zn  lassen.  Für  das  ganze  Reichsgebiet  kommt  in  der  betreffenden  Ziffer  der  Answande- 
rungsverlust ,  dem  hier  nicht,  wie  in  vielen  Landestheilen  durch  die  heimischen 
Wanderungen,  ein  betreffender  Gewinn  gegenüber  steht,  noch  schärfer  zom  Aosdnick 
(s.  0.  Tab.  XI  auf  S.  518).  Die  folgenden  beiden  TabeÜen  XVU  und  XVUI  auf 
S.  547  und  548  geben  für  das  ganze  Deutsche  Reich  und  für  die  wichtigeren  Staaten, 
sowie  für  die  preussischen  Provinzen  und  baierischen  Provinzialgmppen  für  1841 — 85, 
bzw.  90  die  Relativzahlen  für  die  genannten  3  Thatsachen  an  nnd  zeigen  so  den 
Einfluss  der  heimischen  Wanderungen  und  freilich  davon  ungetrennt  anch  der  Ein- 
nnd  Auswanderung.  (Nach  den  Tabellen  S.  2  ff  in  B.  44  und  den  Bercchnnngen  im 
ersten  Vierteljahrheft  1892  der  Reichsstatistik,  S.  6,  17  ff.). 

Bei  Vergleichungcn  der  Zahlen  der  beiden  Tabellen  XVII  und  XYIII  und 
Schlüssen  daraus  muss  hier  der  vorherrschende  wirthschaftliche  Cbaracter  der  einzelnen 
Länder  und  Provinzen  und  der  einzelnen  Perioden  einigermaassen  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden.  Da  die  Länder  und  Provinzen  in  dieser  Hinsicht  erhebliche  Unter- 
schiede in  der  agrarischen  und  industriellen  Entwicklung,  der  Bodenbeschaffenheit 
nnd  geographischen  Lage,  der  Agrarverfassung  zeigen  und  da  doch  vornemlich  eist 
seit  den  1850  er  Jahren  und  dann  mit  immer  mehr  Macht  die  industrielle  und  gross- 
städtische Entwicklung  beginnt,  ist  gerade  dies  deutsche  Material  der  beiden  Tabellen 
ftlr  Schlüsse  auf  den  Einfluss  wirthschafüicher  Factoren  anf  die  Bevölkerungsbewegung 
überhaupt  und  auf  die  in  Wanderungen  sich  vollziehende  werthvoll.  Man  beobachtet 
leicht,  wie  die  GebortäüberschUsse  in  den  vorwaltend  agrarischen  Gegenden,  nament- 
lich des  Ostens  und  Nordens  und  der  Gebiete  mit  viel  Grossgrundbesitz  (Ost-  und 
Westprenssen,  Posen,  Pommern,  Mecklenburg,  z.  Tb.  Schlesien,  Hannover,  Schleswig- 
Holstein,  aber  doch  auch  mit  anderen  Agrarverhältnissen  Hessen -Nassau,  Hessen, 
Pfalz,  Franken,  Baden,  Württemberg)  durch  die  Wanderungen  neuerdings  immer 
mehr  abfliessen,  theils  nach  Westen,  in  die  Städte  und  Industriesitze,  theils  aber  See, 
während  die  industriellen  Gegenden,  die  Grossstädte  ihren  Geburtsüborschuss  behalten 
oder  nur  wenig  vermindert  und  ihre  Volkszahl  durch  die  Zuwanderungen  wohl  noch 

fe:i(teigert  sehen  (Berlin,  Hamburg,  Bremen,  Königr.  Sachsen,  Rheinland,  Westfalen, 
*rov.  Sachsen,  Braonschweig ,  Anhalt).  Znfiillige  Umstände,  wie  die  politische  Ab- 
trennung von  Hamburg,  Bremen  aus  den  Provinzen,  in  denen  sie  liegen,  von  Frank- 
furt a.  M.  aus  dem  süddeutschen  Gebiet,  lassen  das  noch  deutlicher  hervortreten.  Der 
Einfluss  von  Städten  wie  Berlin,  München  (in  den  Ziffern  Südbaierns),  macht  sich 
besonders  geltend.  Erst  bei  einer  weiteren  Zerlegung  der  Länder  in  Abtbeilangcn 
zeigen  sich  die  EinfltLsse  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  noch  deutlicher,  während 
die  Zahlen  Preussens  und  der  Mittelstaaten,  ebenso  diejenigen  grösserer  Provinzen 
von  sehr  verschiedenem  Wirthschaftscharacter  in  den  einzelnen  Landestheilen,  so 
Schlesiens,  Rheinlands,  Westfahlens,  eben  wieder  bereits  ausgeglichene  sind.  Industrielle, 
montanistische,  Grossstädte  enthaltende  Ländertheile,  —  z.  B.  R.-B.  Oppeln  und  Breslau 
gegenüber  R.-B.  Liegnitz  in  Schlesien,  R.-B.  Hannover  gegenüber  den  anderen 
Bezirken  der  Provinz,  R.-B.  Arnsberg  in  Westfalen  gegenüber  Minden  und  MUnster, 
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1841-50 

12.13      13.41 

+  1.18 

10.17 

10  SJ        9.87 

0.4S 

1851-60 

9.S0      11.03 

+  1.24 

11.66 

8.72 

2.94 

10,79 

10.90 

+  0,12 

1861-70 

13  01      11.05 

2  55 

11.02 

7.62 

3.39 

11.42 

11.54 

+  0.13 

1871—80 

15.06        7.29 

7.77 

12.88 

9.57 

3.31 

13.24 

13.12 

1881—85 

14.47        0.34  1      14.13 

12.67 

9.80 

2-87 

12.17 

12  88 

0.71 

1886-aO 

—          SfiU  1       — 

12.10 

16.20 

P»e„ 

Prorinz  Han 

.,„ 

PWi 

1841- 5ol  11.1.1 

10.44 

0.69 

7.75 

3.16 

4.59 

14  07         5.97 

8.11 

1851- RO  !     7.44 

8.58 

0.85 

8.SH 

4.49 

4.39 

lti.03 

11.75 

1861-70 

13,S0 

T.89 

5.91 

9.39 

4.5U 

4.80 

11.85 

?7S 

9.12 

16.18 

8  34 

10.21 

7.94 

2.27 

14.93 

8.91 

6.02 

1881-85 

14  73 

1.42 

13  31 

J0.82 

4,93 

5.89 

13.97 

5.54 

8.43 

1886-30 

19.92 

4.20 

15  72 

— 

9,50 

— 

9  00 

— 

Schlcaien 

Sclileavig-Ho 

ataia 

Franken 

1841-50 

S.50  i    8.90 

0  26 

9  52  1     8.14 

118 

6.19 

2.70 

3.49 

1861—60 

8.40 

7.87 

0.53 

11.29 

7.86 

fl4H 

5.77 

1.99 

3.78 

1881—70 

1102 

9.72 

1.30 

11.19 

5,60 

5-09 

7.47 

5  09 

2.38 

1871-80 

Il.OJ 

8.14 

2.90 

11.72 

7.60 

4.12 

10,23 

7.64 

2.39 

1881-85 

9.2S 

5.1.^ 

4.12 

13,23 

4.09 

8-14 

8.47 

2.40    1    6.0T 

1888—90 

— 

5.40 

— 

— 

11,30 

— 

— 

— 

- 

<)  Diese  Zahlen  acheinea  jd  den  Dedmalen  c 
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Tab.   XVIII.     Gewinn  und   Verlust   in   preussischen 

Provinzen  und  baierischen  Gruppen 

auf  1000  der  mittleren  Jahresbevölkerung  jährlich. 


1 
1 

Sudbaiern 

Gebürts- 

Volkszunahmo 

Wanderverlast 

ttberscbuss 

( —  Abnabme) 

(+  Gewinn) 

1841—50 

443 

3.87 

0.57 

1851— 1)0 

4.23 

4.82 

+  0.59 

1S61— 70 

5.72 

5.15 

0.57 

1871—80 

7.70 

8.92 

+  1.22 

1881—85 

!           8.08 

6  63 

1.45 

1^86—90 

— 

B.-B.  Dusseldorf  im  Rheinland  gegenüber  den  anderen,  besonders  Coblenz  nnd  Trier 
B.-B.  Oberbaiern  gegenüber  den  anderen  baierischen,  die  k.  sächsischen  Kreishaupt* 
mannschaften  Leipzig,  Dresden,  Zwickau  gegenüber  Bautzen,  der  Württemberg.  Neckar- 
kreis gegenüber  den  anderen,  der  badische  Kr.  Mannheim  desgleichen,  —  halten  ihren 
Gebortsüberschnss  fest  oder  gewinnen  noch  durch  Mehreinwanderung  in  stärkerem 
Maasse,  als  das  Land  oder  die  Provinz,  zu  welcher  sie  gehören.  Elbass  -  Lothringen 
zeigt  schon  in  der  französischen  Zeit  den  starken  Abfluss  der  Bevölkerung,  vornem- 
lieb  nach  Westen.  Uebrigens  werden  alle  solche  Zahlen  anch  noch  in  anderer  Weise 
Ton  Zufälligkeiten  beeinflosst.  So  würde  z.  B.  Brandenburg  ohne  Berlin  eine  kleinere 
Yolkszunabme  zeigen,  wenn  nicht  die  doch  schliesslich  von  Berlins  Entwicklung  ab- 
hängigen, an  Yolkszahl  stark  steigenden  Vororte  administrativ  von  Berlin  getrennt 
wären,  daher  znr  Mark  gehörten;  ähnlich,  wenn  nicht  in  Schleswig-Holstein  sich  der 
Einfluss  der  Hamburger  Entwicklung,  namentlich  neuerdings,  mit  geltend  machte. 

Die  mitgetheilten  Daten  lassen  nur  in  dem  Rest  der  Volkszu-  und  Abnahme, 
welcher  von  Geburtsüberschuss  bleibt,  das  Endergebniss  der  heimischen  und 
fremdländischen  Wanderungen  ersehen.  Die  Geburtsortstatistik  hat  den  Vorzug,  den 
wirklichen  Austausch  der  Bevölkerung  zu  zeigen,  freilich,  wie  bemerkt,  ohne 
die  mittlerweile  gestorbenen  ehemals  Fortgezogenen  und  die  Ausgewanderten  in  den  Zu- 
zugortan  berücksichtigen  zu  können.  Dadurch  wird  noch  ein  genauerer  Einblick  in 
die  Bedeutung  der  Wanderungen  überhaupt  und  für  diu  Vermischung  der  Bevölkerung 
erlangt,  auch  mehrfach  die  Erkcnutniss  der  wirthschaftlichen  Einflüsse  und  die  socialen 
Folgen  der  Wanderung  gefördert,  so  u.  A.  für  das  von  Georg  Hansen  behandelte 
interessante  Problem  (s.  o.  S.  466).  Auch  hierfür  ist  der  gen.  Aufsatz  von  Schumann 
beachtenswerth. 

Am  Bedeutsamsten  und  Schärfsten  tritt  das  Ergebniss  namentlich  auch  der 
heimischen  Wanderungen  schliesslich  in  der  Volkszahl  der  Städte  und  der  kleineren 
einzelnen  Landestheile  (Kreise  und  deren  Theile)  und  in  der  zeitlichen  Veränderung 
dieser  Volkszahl  hervor.  Darüber  unten  in  §.  238  und  in  den  §§.  über  Volksdichtig- 
keit, 229  fr. 

B.  —  §.  225.     Ein-  und  Auswanderung. 

Ueber  die  statistische  Ermittelung  und  die  Mängel  und  Lücken  derselben  s.  o. 
§.  206.  Auch  hier  haben  wir  es  nur  mit  der  Erscheinung  der  Massen  Wanderung,  nicht 
mit  der  Wanderung  vereinzelter  Personen  und  wesentlich  nur  mit  der  modernen 
überseeischen  Massenaus-  nnd  Einwanderung  zu  thun,  ferner  bloss  mit  denjenigen 
Seiten  dieses  wichtigen  Phänomens,  welche  mit  der  volkswirthschaf tlichen 
Bevölkerungsfrage  der  Gegenwart  näher  zusammenhängen.  Eine  allge- 
meinere Betrachtung  der  mancherlei  sonstigen  Seiten  der  Erscheinung  liegt  ausserhalb  des 
Zwecks  dieser  Erörterungen.  S.  dafür  die  hübsche  reichhaltige  Abb.  von  Philippe  vi  ch 
von  Philippsberg  im  Handwörterb.  der  Staatswiss.,  zugleich  auch  mit  für  die 
Statistik,  nebst  dem  Anhangsartikel  über  Italien  von  L.  Bodio,  L,  1000—1041. 
Daselbst  auch  Litteraturübersicht  S.  1033.  Femer  die  neuste  Publication  des  Ver.  f. 
Socidpolitik  über  Auswanderung  in  Deutschland  1892. 


550     4.  B.  Bevölk.  u.  Volksw.scli.  1.  K.  Bcvölk.lehre.  1.  H.-A.  Statist.  §.  225. 

Die  moderne  Massenwanderung  aus  der  alten  enropäischen 
in  die  neue  überseeische  Welt  wird  ausschliesslicher  als  frtlhere 
ähnliche  Wanderungen,  namentlich  diejenigen  innerhalb  Europas, 
durch  wirthschaft liehe  Beweggründe  bestimmt,  welche  gerade 
mit  den  verschiedenen  Bevölkerungsverhältnissen,  der  verschiedenen 
Volksdicbte  in  Verbindung  stehen,  wenn  auch  dadurch  keineswegs 
allein  und  unmittelbar  hervorgerufen  werden. 

Auch  die  iüteren  grossen  Wandoningen  sind  vielfach  mit  und  öfters  rornemlich 
durch  wirthschaftliche  Gründe  veranlasst  worden,  so  die  grosse  germanische  Völker- 
wanderung. Aber  politische  Momente,  Eroberungssucht,  Wunsch,  einen  religiösen 
Glauben  zu  verbreiten  oder  sich  religiösen,  politischen  Verfolgungen  zu  entziehen, 
absichtliche  Vertreibung  von  Fremdnationalen,  Andersgläubigen  waren  ausserdem 
nicht  seltene  GrUude  der  Wanderungen.  Heute  spielen  solche  Gründe  selten  auch 
nur  nebenbei  in  der  Massenaus-  und  Einwanderung  mit.  Ein  Beispiel  wäre  allen- 
falls noch  die  mormonische  Bewegung  in  America,  die  freilich  innerhalb  desselben 
Staatsgebiets  sich  vollzog,  die  mohamedanische  Auswanderung  aus  Ländern,  welche 
unter  christliche  Herrschaft  gekommen  sind,  allenfalls  die  mennonitiscbe  n.  dgl. 
kleinere  Wanderbewegungen.  Man  könnte  auch  an  die  beginnende  jüdische  halb 
Auswanderung,  halb  Vortreibung  aus  dem  slavischen' Osten  denken,  aber  dieselbe  hat 
keine  religiösen,  sondern  wesentlich  sociale  und  wirthschaftliche  Gründe,  hei  den 
Vertriebenen  und  Auswandernden,  wie  bei  den  Vertreibenden. 

Der  tiefe  und  letzte  entscheidende  Grund  der  europäischen 
überseeischen  Massenauswanderung  ,,kleiner  Leute'^  —  welche  doch 
die  grosse  Hauptmenge  bilden  —  in  die  neue  Welt  liegt  in  den 
wirthschaftlichen  Schwierigkeiten  des  Erwerbslebens  in  der  Heimath, 
in  der  grossentheils  wirklich  vorhandenen,  anderseits  wenigstens 
vermeintlichen  Leichtigkeit,  drüben  Erwerb  zu  finden,  namentlich 
auch  billig  Land  zu  erlangen,  wozu  wohl  auch  hie  und  da  noch 
Wünsche  kommen,  sieb  gewissen  öffentlichen  Lasten  daheim  zu 
entziehen  und  eine  nicht  nur  wirthschaftlich ,  sondern  auch  social 
bessere  Stellung  zu  erreichen.  Eigentlich  politische  Motive  (so 
etwa  in  Bezug  auf  Verfassungs-  und  Regierungsform  und  Wünsche 
eines  Wechsels  darin)  spielen  dagegen  direct  bei  der  Massen  ans- 
Wanderung  nach  Allem  wenig  mit.  Die  wirkliche  und  ver- 
meintliche Differenz  der  wirthschaftlichen  und  doch 
vornemlich  dadurch  bedingt  der  socialen  Lage  ist  es, 
welche  den  meist  entscheidenden  Einfloss  bildet.  Diese  Differenz 
ist  nun  nicht  allein,  aber  doch  in  besonderem  Grade  direct  die 
Folge  der  verschiedenen  Bevölkerungsverhältnisse  im  Ans-  and 
Einwanderungslande,  indirect  von  solchen  Verhältnissen,  welche 
wieder  mit  denen  der  Bevölkerung  zusammenhängen,  wie  allgemeine 
Occupation  und  erfolgter  Uebergang  des  Bodens  ins  Privateigen- 
thum,  höherer  Preis  des  Bodens,  erschwerter  Erwerb  desselben, 
gesteigerte  wirthschaftliche  Concurrenz  bei  allgemein  grösserer  oder 
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doch  bei  eioer  die  heimischen  Erwerbsquellen  und  Ge- 
legenheiten überschreitender  Volksdichtigkeit  (Scandinavien, 
{östliches  Deatschland)  in  den  altbesiedelten ,  stärker  bevölkerten 
europäischen  Ländern  in  Vergleich  zur  neuen  Welt,  wenigstens  zu 
grossen  Theilen  derselben,  welche  tlir  die  Auswanderer  mit  in 
Betracht  kommen.  Das  Schwergewicht  einer  alten  geschichtlichen 
Entwicklung  und  Tradition,  einer  historisch  überkommenen,  zu 
fiechte  bestehenden  Grundbesitzgestaltung  fällt  ausserdem,  wie 
auch  für  die  heimischen  Wegwanderungen  in  andere  Theile  des 
Inlands,  mit  in  die  Wagschale. 

Die  Verbesserung  und  Verwohlfeilerung  der  Communicationen, 
der  allgemein  grössere  Rechtsschutz,  auch  im  neuen  Heimathlande, 
in  heutiger  Zeit,  die  freiere  persönliche  Bewegung  sind  nur  förder- 
liche Bedingungen,  nicht  selbst  Ursachen  der  immer  gewaltiger 
gewordenen  überseeischen  Massenauswanderung.  Nachdem  die- 
selbe aber  einmal  längere  Zeit  in  Gaog  ist,  die  Einwanderer  im 
neuen  Lande  sich  eingelebt  und  günstig  wirthschaftlich  entwickelt 
haben,  kommen  dann  auch  noch  persönliche  Momente,  verwandt- 
schaftliche ,  bekanntschaftliche ,  landsmannscbaftliche  (nationale) 
Beziehungen  zwischen  drüben  und  hüben,  neben  rein  wirthschaft- 
lichen  und  socialen  mit  zur  Geltung.  Sie  führen  in  geeigneten 
günstigen  Zeiten  neue  Schaaren  in  die  neue  Welt,  auch  mit  der 
Unterstützung  durch  materielle  Mittel  der  bereits  Vorangegangenen. 
•Grade  durch  diese  Massenwanderangen  werden  aber  nun  freilich 
auch  allmähiig  die  neuen  Länder  den  alten  in  den  Bevölkerungs- 
yerhältnissen ,  dadurch  in  den  wirthschaftlichen ,  socialen,  in  den 
Grundbesitzgestaltungen  ähnlicher.  Das  wird  über  kurz  oder  lang 
doch  wahrscheinlich  eine  Verminderung  der  Auswanderang,  nicht 
nur,  wie  heute  schon  oft,  in  gewissen  wirthschaftlich  ungünstigen  Peri- 
oden, sondern  dauernd  bewirken,  wenigstens  soweit  die  Massen- 
bewegung eben  durch  jene  Differenz  der  Lage  und  gerade  auch 
.der  Bevölkerungsverhältnisse  in  der  alten  und  neuen  Welt  hervor- 
gerufen wird. 

Je  mehr  sich  daher  z.  B.  Nordamerica  anfüllt,  desto  mehr  mOssen  die  Bevölkemogs- 
TeriiAltnisse  za  ähnlichen  „Malthus'schen  Fragen*^  wie  in  Europa  fahren.  Die  Ezcesse 
des  freien  Goncurrenz-Systems,  die  Eotfesselang  wilder  Bodenspecalationen 
uid  Festlegung  von  Landmassen  in  U&nden  ?on  Specalanten  bewirken  das  nicht  wohl 
unmittelbar  selbst,  wie  H.  George  annimmt,  als  dass  sie  eben  nur  diejenigen  Ent- 
wicklongsprocesse  verfrUhen,  beschleunigen  und  auch  schon  bei  noch  geringerer 
Berölkernng  hervortreten  lassen,  welche  ans  der  natürlichen  und  durch  Einwanderung 
bewirkten  Volksvermehrung  so  wie  so  nothwendig  über  kurz  oder  lang  henrorgehen. 
Auch  die  besonders  rasche  und  grossartige  Entwicklung  der  Technik  wirkt  in 
Nordamerica  in  derselben  Richtung,  weil  und  soweit  dadurch  der  Bedarf  an  (Hand-) 
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Arbeitskräften  besonders  stark  vermiDdert  nnd  so  in  agrarischen  wie  in  Indoätrie- 
gebieten  aach  schon  bei  geringerer  Yolkszahl  nnd  Dichte  die  Be?Olkerungs-  nnd 
die  Wirthschaftsverhältnisse  für  die  Yolksmasse  in  diesem  besonderen  Pancte  vielleicht 
sogar  schon  schwieriger  werden,  als  hierin  ceteris  paribus  in  Europa. 

Auf  die  fördernden  und  hemmenden  Factoren,  Ursachen  wie 
Bedingungen  der  überseeischen  Massenaus-  und  Einwanderung  wird 
durch  die  betreffende  Wanderungsstatistik  nun  auch  wieder 
Licht  geworfen.  Sie  liefert  namentlich  einen  Erklärungsschlflssel 
fUr  die  zeitlichen  und  örtlichen  Schwankungen  der 
Bewegung  und  damit  für  Puncte  des  Bevölkerangsproblems, 
welche  auch  die  wirthschaftlichen  Seiten  des  letzteren  betreffen. 
Sie  zeigt  ausserdem  die  dauernden  oder  zeitweiligen  Verschieden- 
heiten in  der  Betheiligung  der  einzeloen  Nationen 
und  Stämme  an  der  europäischen  Auswanderung  und  lässt  so 
das  starke  Mitspielen  eines  nationalen  Moments  in  dieser  Be- 
wegung neben  den  übrigen,  auch  den  wirthschaftlichen  Factoren 
erkennen. 

§.  226.  Statistischer  Ezcars  über  die  überseeische  europäische 
Massenaaswanderung  nnd  dortige  Einwanderung. 

S.  die  amtlichen  Daten  jährlich  in  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Monats-, 
jetzt  Yierteljahrshefte,  daraus  die  hauptsächlichen  im  Jahrbuch.  Für  Grossbritannien, 
Nordamerica  jährliche  Beports,  fttr  Italien  eine  eigne  statistische  Publication,  fttr  die 
anderen  Länder  Daten  in  ihren  sonstigen  Statist.  Werken,  Jahrbüchern  u.s.  w.  Vergleichende 
Internat.  Statistik  in  B.  44,  N.  F.,  der  Reichsstatistik.  Eine  italienische  vergleichende 
Statist  Arbeit  über  überseeische  Auswandemng  auch  im  Bulletin  de  Tinstitat  inteinat 
de  Statist  tom.  II,  Heft  2,  tom.  III,  H.  3  und  4  (1887,  1888).  Die  Haoptdaten 
Immer  für  alle  Länder  im  Gothaer  Jahrbuch.  S.  auch  v.  Philippovichs  und 
Bodio's  Abhandlungen  und  B.  52  der  Sehr.  d.  Ver.  f.  Socialpolit  über  Aus- 
wanderung. —  Da  wir  diese  statistischen  Daten  auch  noch  weiter  in  der  „Grund- 
legung'', bes.  im  2.  Theil  (bei  den  Erörterungen  über  die  socialen  Freiheitsrechte) 
mehrfach  benutzen,  ist  in  diesem  §.  226  das  statistische  Material  reichlicher  ge- 
geben worden. 

Die  überseeische  europäische  Massenauswanderung  des  19.  Jahrhunderts  ist  in 
der  Hauptsache  eine  gewaltige  germanische,  deutsche,  britische,  scandi- 
navische  Völkerwanderung,  an  der  ausserdem  im  stärksten  Maasse  nur  noch  die 
keltisch -germanische  Bevölkerung  Irlands,  neuerdings  auch  die  italienische 
betheiligt  ist  und  in  allerjüngstcr  Zeit  auch  die  sla?ische  (und  jüdische)  Ost- 
europas etwas  mehr  Theil  zu  nehmen  beginnt  Frankreich  namentlich  in  seinen  rein 
französischen  Theilen  (vor  1871),  auch  im  Ganzen  doch  Spanien  stehen  erheblich 
zurück.     Mehr  als  letzteres  hat  Portugal  eine  Auswanderung  (bes.  nach  Brasilien). 

Die  germanische  Auswanderung,  besonders  die  deutsche  und  scandinavische, 
wendet  sich  weit  überwiegend,  letztere  beide  zu  907o  ^^^  mehr  nach  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerica,  die  irische  desgleichen,  ausserdem  nach  Britisch-Nordamerica 
und  Australien,,  welche  beide  aber  nur  für  die  britische  Auswandemng  in  stärkerem 
Grade  das  Ziel  sind.  Britisch-Nordamerica  ist  jedoch  theilweise  nur  Durchgangsland 
nach  den  Vereinigten  Staaten,  wie  die  starke  Einwanderung  in  letztere  ans  Canada 
u.  s.  w.  zeigt.  70 — 80^0  ^^^  gesammtcn  britischen  und  irischen  Auswanderung  geht 
nach  Gesammt-Nordamerica.  Auch  nach  Südafrica  wenden  sich  etwas  germanische  Ein- 
wanderer. Das  romanische  Sud-  und  Mittelamerica  wird  von  ihnen  nur  schwächer, 
xneist  ganz  schwach,  aufgesucht  Es  ist  das  Hauptziel  der  italienischen  (bei  dieser 
zu  70 — 807o)  ^ncl  sonstigen  romanischen,  auch  mit  der  kleinen  französischen 
Auswanderung  (zu  50  —  607o)t    welche    übrigens  auch  nach  einzelnen  Theilen  der 
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Vereinigten  Staaten  und  Ganada  geht.  Das  bisherige  stark  nationale  Gepr&ge 
der  überseeischen  Massen  aus  Wanderung  ist  so  unverkennbar  und  beweist,  dass  die 
übrigen,  aach  die  wirthschaftlichen,  die  durch  die  Massen-  oder  Dichtigkeits-  und  Zu- 
nahmeverhältnisse  der  BevOlkerang  bedingten  Factoron  nicht  gleichmässig,  sondern 
bisher  wenigstens  nur  in  Verbindung  mit  einem  bestimmten  nationalen  Moment, 
bzw.  auf  dasselbe  einwirken.  Allerdings  sind  die  germanischen  Auswanderungsländer 
eben  auch  diejenigen  einer  besonders  starken  natürlichen  Vermehrung  der  Bevölkerung, 
forner  mehrfach  die  am  Weltverkehr  besonders  stark  bethoiligten  und  auch  diejenigen, 
welche  in  den  überseeischen,  für  die  Einwanderung  von  Europäern  am  Besten  ge- 
eigneten Gebieten  die  sprachliche,  die  sociale,  die  politische  Herrschaft  haben  und 
wegen  der  Ansiodekng  und  Verbreitung  von  Volks-  und  Stammesgenossen  auf  die 
in  der  Heimath  Zurückgebliebenen  die  meiste  Anziehungskraft  gerade  mit  steigender 
Einwanderung  aus  dem  Mutterlande  immer  mehr  ausüben.  Aus  den  übrigen  Theilen 
der  alten  Welt  kommt,  nach  dem  ziemlichen  Aufhören  des  Negersclavenimports,  nur 
die  chinesische  Auswanderung  nach  der  neuen  Welt  (America,  Australien),  wie 
auch  nach  anderen  Theilen  Asiens  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Betracht,  ist  aber 
durch  gesetzliche  und  administrative  Maassregeln ,  namentlich  in  Nordamerica,  bereits 
wieder  gehemmt  worden:  ein  auch  wirthschaftspolitisch  interessanter  Fall,  über  den 
mehr  im  2.  Theilc  der  Grundlegung  beim  Einwanderungsrecht,  wo  auch  andere 
Seiten  der  Ein-  und  Auswanderongsfrage  erst  behandelt  werden. 

Die  Massenhaftigkeit  und  die  — ,  mit  starken  Schwankongen  in  den 
kleineren  Perioden  und  in  den  einzelnen  Jahren  (s.  u.  Tab.  XXI)  —  erfolgte  Zu- 
nahme der  europäischen  Auswanderung,  sowie  die  Betheilignng  der  einzelnen  Länder 
und  Völker  daran,  lässt  sich  am  Besten  und  für  unsere  Zwecke  hier  genügend  an  der 
Einwanderung  in  die  Vereinigton  Staaten  von  Nordamerica  ersehen, 
welche  zugleich  in  die  causalen  Verhältnisse  jener  Schwankungen  und  der  europäischen 
Wanderung  überhaupt  guten  Einblick  eröffnet.  Die  genauere  Registrirung  der  nord- 
americanischen  Einwanderung  erfolgt  dort  seit  Ende  1819.  Neuerdings  werden  die 
Einwanderer  auch  von  den  bloss  als  Reisende ,  mit  der  Absicht  des  Wiederrückreisens 
Ankommenden  unterschieden.  Auch  der  Reiseverkehr  ist  natürlich  immer  grösser 
geworden.  Doch  verlieren  seine  Zahlen  gegenüber  denen  der  Einwanderung  ihre 
Bedeutung.  Eine  scharfe  Trennung  ist  auch  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  mög- 
lich. Ob  die  Einwanderung  über  Land,  besonders  von  Britisch -Nordamerica  her, 
vollständig  sicher  controlirt  wird,  steht  dahin.  Ebenso,  ob  neuerliche  Erschwerungen 
der  Einwanderung  geheime  Einwanderung,  etwa  über  Land,  begünstigen.  Doch 
kann  jedenfalls  durch  alle  solche  Umstände  keine  erhebliche  Fehlerstörung  der  amt- 
lichen Zahlen  erfolgen. 

Die  folgenden  beiden  Tabellen  XIX  und  XX  betreffen  die  nordamericanische 
Einwanderung.  Die  germanische  lässt  sich  nicht  ganz  genau  ausscheiden,  da  die 
britische,  deutsche,  österr.-ungarische,  schweizerische,  britisch-nordamerikanische,  auch 
andere  nationale  Elemente,  wenn  auch  wohl  nur  in  geringer  Zahl  (mit  Ausnahme 
der  österr.-ungarischen)  umfasst,  und  die  ,,nicht  specificirtc*'  aus  Grossbritannien  und 
Irland  vollends.  Der  Fehler  wird  aber  nicht  allzagross,  wenn  man  diese  nicht  speci- 
ficirte  und  diejenige  aus  den  genannten  Ländern  ganz  als  germanische  rechnet  und 
dafür  die  grosse  irische,  die  belgische,  französische,  russische,  auch  diejenige  anderer 
äusseren ropäischen  Länder,  welche  alle,  zumal  die  irische,  germanische  Elemente 
mit  enthalten,  bei  der  germanischen  unberücksichtigt  lässt.  Die  „deutsche"'  Ein- 
wanderung, namentlich  für  die  frühere  Zeit,  vor  18T1,  wird  ausserdem  auch  in  der 
americanischen  Statistik  nicht  genau  richtig  sein,  bzw.  früher  gewesen  sein. 

Die  Promilleberechnang  (7oü  <^er  nordamericanischen  Einwanderung  von  der 
Bevölkerung  des  betreffenden  Herkunftslands  um  1S90)  hat  nur  den  Zweck,  die 
ungefähre  Bedeutung  dieses  überseeischen  Abzugs  in  den  einzelnen  Ländern  zu 
verdeutlichen  und  vergleichbar  zu  machen.  Natürlich  sind  von  den  Einwanderern  ?on 
1821 — 90  viele  nicht  mehr  am  Leben,  aber  immerhin  noch  die  grosse  Mehrzahl,  da 
die  meisten  doch  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  angelangt  sind.  Mit  ihrem  Zuwachs 
durch  natürliche  Vermehrung  repräsentiren  die  Auswanderer  auch  einen  erheblich 
grösseren  Ausfall  fUr  das  Heimathland,  —  freilich  nur  unter  der  Annahme,  wenn 
in  letzterem  ohne  die  Auswanderung  die  heimische  natürliche  Bevölkernngsvcrmehrung 
ebenso  gross  gewesen  sein  würde,  was  sich  natürlich  nicht  feststellen  lässt.  In  den 
^ropäischon  Ländern,   deren   Auswanderung  in   starkem   Maasse,  wie  die  britische, 
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und  tiberwiegend,  wie  die  romanische,  nach  anderen  überseeischen  L&ndern  gM^ 
ist  die  Promilleziffer  zum  Vergleich  mit  den  anderen  Landern  sehr  zu  erhöhen.  (Die 
Zahlen,  nach  den  amtlichen  americanischen,  aus  dem  Gothaer  Jahrbach  1892,  S.  628.) 

Tab.  XIX.    Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  von 

Nordamerica  für  zehnjährige  Perioden. 


Absolute 
Zahl  in 
1000  Kpf.    Steigerung  i       Jahr 


Maximum  in  1000  Kopf  ''  Minimum  in  1000  Kopf 
Kopf      j'       Jahr      1       Kopf 


1821—30 
1831—40 
1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—90 
Summe 


143 
599 
1J13 
2.598 
2,467 
2,945 
5,lb9 
15,654 


1,000 
4,189 
11,979 
18,168 
17,252 
20,595 
36,287 


1828 
1840 
1850 
1854 
1869 
1880 
1882 


27.4 

84 
362 
428 
385 
593 
730 


1823 
1831 
1843 
1859 
1861 
1877 
1885 


6.3 

3S 

52 
121 

92 
131 
351 


Tab.  XX.     Einwanderung   nach  den  Vereinigten  Staaten 

aus  anderen  Ländern  von  1821  —  90. 


Promille 

Promille 

Absolute 

der  Be- 

Absolute 

der  Be- 

Zahl  in 

völkerung 
des  betr. 

Zahl  in 

fUVkemng 
des  betr. 

1000  Kopf 

Landes 
um  1890 

1000  Kopf 

Landes 
um  1890 

Irland 

3,508 

852 

Italien 

402 

12 

England  und  Wales 

1,682 

6G 

Frankreich 

369 

10 

Schottland 

334 

106 

Spanien,  Portugal 

44 

2 

Nicht  Specificirte 

793 

— 

Belgien 

45 

7 

Grossbrit.  u.  Irland^) 

6,317 

166 

Romanische  Länder 

860 

Deutschland 

4,554 

96 

Europ.  Rnssland 

339 

4 

Schweden,  Norwegen 

954 

129 

And.  Europa 

13 

— 

Dänemark 

146 

68 

Europa  •) 

13,915 

c.  42 

Schweiz 

174 

59 

Westindien 

94 

Niederiand 

103 

22 

Mexico 

27 

, 

Oesterreich-Ungam 

454 

11 

Centralamerica 

2 

*^ 

Germanische  Länder 

Sudamerica 

11 

(obige  auss.  Irland) 

9,194 

Atlantische  Inseln 

34 

■ 

Brit.-Nordamerica 

1,047 

c.  200 

Pacif.  Inseln 

25 

» 

Germanische  Länder 

And.  Länder,  ausser 

(incl.  Br.-Nordam.) 

10,241 

Asien  u.  Africa 
Mittel-,   Sudamerica 

199 

— 

und  Inseln,  Austr. 

892 

, 

Africa 

1 

China 

291 

Uebriges  Asien 

8 

Ges.'Ein  Wanderung 

15,654 



oder  7oo  ^^^r  ünions- 

be?ölkernng 

C.250 

')  Die  nicht  Specificirten  für  die  Promillcbcrechnung  pro  rata  auf  die  3  Theilc 
vertheilt. 

*)  Die  Promilleberechnnng  incl.  der  Einwanderung  über  Britisch -Nordamericft. 
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Die  abnorme  Gestaltung  der  irischen  Answandening  zeigt  sich  aas  der  Pro- 
milleberechnung am  Schlagendsten,  ebenso,  dass  die  britisch-nordamericanische  Ein- 
wanderung in  die  Vereinigten  Staaten  grossen  theils  Durch  Wanderung  ?on  Europ&ern 
sein  wird.  Die  Bedeutung  der  schwedisch-norwegischen  Auswanderung  tritt  ebenfalls 
in  dem  Promillesatz  scharf  hervor,  —  beachtenswerth  bei  einem  so  dünn  bevölkerten 
Lande  für  die  wirthschaftliche  Seite  der  Bevölkerungsfrage.  Die  scandinavische  (iucl. 
dänische)  Auswanderung  geht  mit  verschwindenden  Ausnahmen  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  so  dass  obige  Zahlen  ziemlich  die  ganze  darstellen.  Von  der  deutschen 
kommen  nach  der  deutschen  Auswanderungsstatistik  in  den  1870er  Jahren  92,  neuer- 
dings meist  noch  mehr,  95 — 98^/0,  auf  diejenige  nach  den  Vereinigten  Staaten,  der 
Rest  geht  meist  nach  Sttdamerica.  Die  überseeische  Einwanderungsstatistik,  soweit 
sie  vorhanden,  bestätigt  das  ziemlich  genau.  Die  schweizerische  Auswanderung  wendet 
sich  zu  tiber  SO  Vo  ^^^^  ^^^  Verein.  Staaten,  der  Rest  auch  meist  nach  Sudamerica. 
Die  irische  Auswanderung  möchte  auch  zu  85 — 90%  ^°f  <^lo  Vereinigten  Staaten 
zu  rechnen  sein,  die  tlbrige  geht  meist  nach  brit.  Colonieen  in  America  und  nach 
Australien.  Dagegen  geht  von  der  englischen  und  schottischen  zwar  auch  die  er- 
heblich grössere  Hälfte  direct  oder  über  Britisch-Nordamerica  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  jedoch  ein  bedeutender  Theil  nach  Canada  u.  s.  w.  und  nach  Australien,  ein 
weiterer  kleiner  Theil  nach  anderen  Ländern  und  Colonieen.  Nach  der  erst  seit  1853 
die  Herkunft  der  Auswanderer  tlber  britische  Häfen  unterscheidenden  Statistik  macht 
die  Gesammtauswanderung  (übrigens  incl.  Reisende)  aus  dem  Vereinigten  Königreich 
1853—90  7,129,000  Einheimische  aus,  wovon  4,296,000  Engländer  und  Schotten, 
2.833,000  Iren.  Von  jenen  gingen  2.398,000  oder  56—57  "/o  «ach  den  Vereinigten 
Staaten  direct,  von  den  Iren  2,342,000  oder  83  %.  Nach  den  brit-americ.  Besitzungen 
gingen  557,000  Engländer  und  Schotten  und  175,000  Iren,  aber  von  da  aus  vielfach 
weiter  nach  den  Vereinigten  Staaten.  Dies  berücksichtigend  wird  man  mit  60  bis 
65  %  d®^  britischen ,  90  7o  ^^^  irischen  Auswanderer  nach  den  Vereinigten  Staaten 
kaum  zu  hoch  greifen.  Nach  Australien  gingen  1853—90  1,038,000  Briten,  293,000 
Iren,  nach  anderen  Ländern  bezw.  321,000  und  23,000.  Die  Einwanderung  in 
Canada  war  von  1S81— 90  886,000,  Max.  1883  133,000,  Min.  1881  48,000.  Die 
Einwanderung  nach  Australien  ist  grösstentheils  germanischer,  namentlich  britischer, 
daneben  irischer  Nationalität.  Die  deutsche  und  scandinavische  Auswanderung  dahin 
ist  unbedeutend.  Der  starken  Einwanderung  (1881—90  zus.  2,235,000,  Max.  1886 
253.000,  Min.  1881  166,000)  steht  eine  starke  Auswanderung  gegenüber,  1881—90 
1,622.000,  was  auf  einen  lebendigen  Wanderungswechsel,  auch  wohl  zwischen  den 
einzelnen  austral.  Colonieen,  hinweist. 

Zur  Würdigung  des  maassgebcnden  Einflusses  der  nordamericanischen  Wirth- 
schaftslage  und  (in  den  1860er  Jahren  besonders,  während  des  Bürgerkriegs)  der 
politischen  Lage  als  des  die  „zeitliche  Auswanderungswelle"  (Kurve)  vomemlich  bestim- 
menden Factors  (s.  u.)  ist  es  wichtig,  festzustellen,  dass  die  germanische  und  irische 
Massenauswanderung  so  ganz  überwiegend  nach  dem  Vereinigten  Staaten  sich  wendet. 

Anders  steht  es  mit  der  romanischen  und  hier  auch  namentlich  mit  der 
italienischen  Auswanderung,  welche  der  Zahl  nach  die  wichtigste  ist  und  von  der 
die  beste  Statistik  vorliegt  (jährlich  in  der  Statistica  della  emigrazione  italiana,  frei- 
lich nach  nicht  ausreichenden  Grundlagen,  s.  darüber  Bodio,  Handwörterbach  der 
Staatswissensch.  I,  1035).  In  dieser  überwiegt  im  Ganzen,  übrigens  mit  erheblichen 
Schwankungen  auch  in  den  jährlichen  Quoten,  welche  von  der  überseeischen  Aus- 
wanderung auf  diejenige  nach  Nordamerica  kommen,  die  Auswanderung  nach  Sud- 
america, besonders  nach  Argentinien  und  Brasilien.  Von  der  überseeischen  Aus- 
wanderung Italiens  nach  America,  ausser  Europa,  gingen  in  der  Periode  starkor 
Auswanderung  von  1S86  — 90  von  053,000  im  Ganzen  176,000  oder  rund  ca.  27^0 
nach  Nordamerica.  Hier  ist  daher  auch  die  politisch-wirthschaftliche  Lage  in  Sud- 
america der  wesentlich  die  Höhe  der  Gesammtauswanderung  mit  bestimmende 
Factor.  1889  —  1890  sank  sie  sehr,  vomemlich  diejenige  nach  Brasilien  und 
Argentinien,  während  diejenige  nach  Nordamerica  stieg.  Das  starke  üeberwiegen 
der  Romanen  unter  den  Einwanderern  in  Sudamerica  wird  auch  durch  die  Statistik 
der  dortigen  Einwanderungsländer  und,  wo  sie  vorliegt,  durch  die  Nationalitätsstatistik 
bestätigt  So  kamen  von  65,000  Einwanderren  in  Brasilien  in  18S9  (1S88  132,000, 
1885—89  261,000)  34,920  aus  Italien.    15,240  aus  Portugal,   8662  aus  Spanien,  584 
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aus  Frankreich,  dS7  aus  Belgien,  nur  1903  ans  Deutschland,  7ß  ans  England,  126  ans 
Schweden.  In  Argentinien  wanderten  1890  138,000  ein  (18S9  261,000,  1986—90 
770,000),  davon  waren  1890  direct  nach  Baenos-Ayres  77,815  gekommen,  worunter 
89,122  Italiener,  17,104  Franzosen,  13,560  Spanier,  nur  1271  Deutsche  und  1108 
Engländer,  der  Rest  aus  andern  Ländern.  Die  Auswanderung  nach  den  africa- 
ni sehen  Ländern  am  Mittelmeer  und  nach  anderen  Welttheilen  ist  auch  Fon  Italien 
aus  schwach. 

Die  ungeheure  Vermehrung  der  europäischen  Massenauswanderung  in  die  neue 
Welt  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  seit  der  politischen  Ruhe  in  Europa  und  Nord- 
america  nach  der  französischen  Kriegszeit  tritt  in  Tab.  XIX  in  der  Progressions- 
berechnung am  Deutlichsten  hervor.  Nimmt  man  hinzu,  dass  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten auch  die  Auswanderung  nach  Australien,  im  letzten  die  nach  Stldamerica 
immer  grösser  geworden  ist,  so  wUrde  sich  für  die  europäische  Gesammtauswandemng 
in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  eine  noch  stärkere  Progression  zeigen.  Der  kleine 
Ruckgang  in  den  iS60er  Jahren  ist  vorncmlich  auf  das  Stocken  der  Auswanderung 
nach  Nordamerica  während  des  Burgerkriegs  zurUck  zu  fuhren.  Auch  in  den  1870er 
Jahren  ist  der  Durchschnitt  der  50er  noch  nicht  so  sehr  viel  überholt,  erst  in  den 
80er  Jahren  steigt  die  jährliche  Einwanderung  nach  den  Vereinigten  Staaten  fast  auf 
das  Doppelte  der  vorausgehenden  Jahrzehute.  Die  Stockung  in  den  60cr  Jahren, 
andere  ähnliche  Wahrnehmungen  in  anderen  überseeischen  Einwanderungsländern,  so 
jungst  in  Argentinien,  Brasilien,  zeigen  schon,  wie  sehr  die  jeweilige  wirthschaft- 
liche,  sociale  und  politische  Lage  dieser  Länder  sich  als  Körderungs-  und 
Hemmungsmittel  der  europäischen  Auswanderung  geltend  macht:  ein  wichtiger  Punct 
in  der  Frage  der  conditionellen  und  causalen  Verhältnisse  dieser  Auswanderung. 

Noch  mehr  ergiebt  sich  das,  wenn  man  die  zeitliche  Schwankung  der  Aus- 
und  Einwanderung  mehr  im  Einzelnen,  jahresweise  und  für  jedes  einzelne  Ein- 
wanderungs-  wie  Answanderangsland ,  bei  beiden  dann  weiter  für  die  einzelnen  Ge- 
bietstheile  (Provinzen  u.  dgl.)  verfolgt  Letztrcs  kann  hier  nicht  wohl  geschehen. 
Aber  für  die  ganzen  Staatsgebiete  ist  doch  in  der  folgenden  Tabelle  XXI  einiges 
bezügliche  Material  zusammengestellt  und  in  den  Erläuterungen  dazu  einiges  weitere 
auch  für  Gebietstheile  gegeben  worden,  weil  es  auch  für  die  uns  hier  beschäftigenden 
principiellen  populationistischen .  wirthschafis-  und  socialpolitischen  Fragen  unerläss- 
lich  ist,  einen  Einblick  in  die  Schwankungsursachen  der  Auswanderung  zu  erhalten 
und  dadurch  zugleich  implicite  manche  aufgetauchte  Meinung  über  diese  Ursachen 
und  über  diejenigen  der  Auswanderung  überhaupt  zu  berichtigen  und  je  nachdem  ganz 
zu  widerlegen. 

Die  Materialien  für  die  einzelnen  Länder  sind  nicht  ganz  gleich werthig,  noch 
gleichartig.  Die  deutsche  amtliche  Auswanderungsstatistik  bezieht  sich  nur  auf  die 
deutschen  EinschiSbäfen,  namentlich  Bremen  und  Hamburg,  neuerdings  (regelmässig 
seit  1871/72)  auch  auf  die  über  Antwerpen  und  über  französische  Häfen,  in  neuester 
Zeit  (seit  18S5)  auch  auf  die  über  Rotterdam  und  Amsterdam  Auswandernden.  Die 
sonstige  Auswanderung,  über  britische  Häfen  u.  s.  w.,  fehlt  hier.  Doch  umfasst  die- 
jenige über  die  genannten  continentalen  Häfen  die  grosse  Masse,  besonders  immer 
mehr  in  den  letzten  Jahrzehnten,  so  dass  aus  den  Zahlen  dafür  die  Gesammtbewegung 
ersehen  werden  kann.  Ob  die  nationale  Scheidung  der  Auswanderer  immer  ganz 
genau,  namentlich  früher  und  im  Auslande  (so  zwischen  Reichsdeutschen  und  son- 
stigen Deutschen)  erfolgt  ist  und  erfolgt,  steht  dahin  Aber  sehr  erhebliche  Fehler 
werden  kaum  vorliegen.  S.  B  44  der  Rcicbsstatistik,  Tab.  S.  157  ff.,  Vierteljahrs- 
hefte 18^)2,  N.  L  S.  85  ff.  und  die  am  Eingang  dieses  §  226  gen.  amtlichen  Quellen, 
sowie  zur  Ergänzung  Gothaer  Jahrbuch,  v.  Neumann  -  Spallart's  Uebersicbten, 
V.  Philippovich's  Aufs,  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  u.  Kolb's  Statistik,  wo- 
selbst die  Daten  vor  1S70. 

S.  Tab.  XXI  auf  S.  557. 

In  den  Zahlen  der  Tab.  XXI  und  ebenso  in  denjenigen  früherer  Zeit,  soweit 
sie  sich  finden,  tritt  deutlich  der  Parallelismus  der  europäischen  über- 
seeischen Massenauswanderung  in  allen  hauptsächlich  betheiligten 
Ländern  hervor,  namentlich  den  germanischen,  auch  selbst  in  Frankreich:  der 
grosse  Aufschwung  im  Beginn  der  70or  und  wiederum  noch  stärker  im  Anfang  der 
SOer  Jahre,  die  sehr  bedeutende  Verminderung  Mitte  der  70er  und  von  Neuem,  aber 
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Tab.    XXI.      Europäische    überseeische    Auswanderungs- 
bewegung von  1871  —  90  in  1000  Kopf. 


EiuwaDderung 
in  d.  Vereinigt. 

>  Zs 

i 

a 

1 

1 

•CS 

'S 

a 

Staaten 

S 
<v 

e 

% 

^ 

2 

e 

9 

ans 
zasam.j  Europa 

*  -  t= 

193 

*3  "Ö  C 

3  a  e 

a  e«  o 

76 

o 
OD 

17.4 

O 

»— « 

J871 

1 
347 

297 

12.3 

8.9 

4.2 

^-^■M 

1872 

438 

381 

210 

128 

15.9 

13.9 

6.7 

5.5 

15.8 

— 

1873 

423 

369 

228 

HO 

13.6 

10.4 

7.2 

5.5 

8.4 

>— 

1874 

261  !  208 

197 

48 

7.8 

4.6 

3.3 

3.0 

7.6 

1875 

191 

144 

141 

32 

9.7 

4.0 

2.1 

2.0 

4.3 

— 

1876 

157 

115 

109 

30 

9.4 

4.4 

1.6 

2.0 

2,2 

19 

1877 

i:jl 

96 

95 

23 

7.6 

3.2 

1.9 

1.9 

2.1 

21 

1878 

153 

112 

113 

26 

9.0 

4.9 

3.0 

2.6 

2.3 

21 

1879 

251  ;  184 

164 

36 

17.6 

7.6 

3.1 

4.3 

8.6 

37 

1880 

593 

442 

228 

117 

42.1 

20.2 

57 

7.3 

4.6 

33 

1881 

720 

600 

243 

221 

46 

26.0 

8.0 

10.9 

45 

41 

1882 

730 

603 

279 

204 

50 

29 

11.6 

12.0 

4.9 

60 

1883 

570 

499 

320 

174 

32 

22 

8.4 

13.5 

4.0 

64 

1884 

461 

408 

242 

149 

24 

14.S 

6.3 

9.6 

6.1 

56 

1885 

351 

327 

208 

110 

23 

14.0 

4.3 

7.6 

6.1 

74 

1886 

393 

385 

232 

83 

33 

15 

63 

6.3 

7.3 

83 

1887 

517 

50S 

281 

105 

51 

21 

8.8 

7.6 

11.2 

130 

188S 

597 

537 

280 

104 

50 

21 

8.7 

8.3 

— 

205 

1889 

444 

43:^ 

258 

96 

13 

9.0 

8.4 

— 

124 

1890 

455 

443 

221 

97 

— =- 

11 

10.3 

7.7 

— 

115 

schwächer,  Mitte  der  80er,  worauf  dann  länger  eine  gewisse  Gleich mässigkeit  der 
Bewegung,  jedoch  auf  einem  höheren  Zahlennivean,  eintritt.  Slaximum  und  Minimum 
fallen  fast  immer  in  dasselbe  oder  in  die  Nachbarjahre  in  den  verschiedenen  Ländern. 
Dies  deutet  doch  unverkennbar  darauf  hin.  dass  hier  die  Schwankung  der  Be- 
wegung von  ein  und  demselben  Hauptfactor  abhängt,  vom  übereinstim- 
menden Gang  der  gcsammten  wirthschaftlichen  Bewegung,  namentlich  in  dem  als 
Hauptzielpunct  wirkenden  Nordamerica,  dessen  wirthschaftlicb  günstige  und  ungünstige 
Coojuncturen  in  der  auf-  und  absteigenden  Bewegung,  in  den  Maximis  und  Minimis 
der  Auswanderung  in  jeder  Periode  bich  abspiegeln,  wobei  zu  bedenken  ist,  dass  die 
europäische  wirthschaftliche  Lage,  zumal  in  den  Ländern  grösserer  industrieller  Ent- 
wicklung, mit  der  nordamericanischen  in  Wechselwirkung  steht  und  einigermaassen 
parallel  geht.  Nur  die  italienische  Curve  bewegt  sich  anders,  hängt,  wie  schon 
bemerkt,  mehr  vom  Gang  der  wirthschaftlichen  Bewegung  in  Südamerica  ab,  zeigt 
danach  aber  auch  starke  Schwankungen,  so  eine  Abnahme  in  jüngster  Zeit. 

In  der  Periode  vor  1870  treten  in  der  nordamericanischen  Einwanderung,  der 
britischen,  irischen,  deutschen  Auswanderung  ähnliche  Erscheinungen  und  Einfltlsse 
darauf  hervor.  Die  periodischen  nordamericanischen  und  britischen  Wirthschafts- 
krisen  wirken  stets  stark  vermindernd,  die  Aufschwung-  und  Speculationsperioden 
stark  steigernd  ein,  woneben  dann  der  Einfluss  besonderer  Umstände,  wie  der  Theue- 
Tung  (Kartoöelkrankheit)  1846 — 47,  der  politischen  Ereignisse  in  Europa  1848  ff.,  der 
Goldentdeckungen  in  Californien  1848  ff.,  in  Australien  1851  ff.,  der  beginnenden 
Reaction  des  Amcricanerthums  gegen  die  Einwanderung  Mitte  der  50er  Jahre  (Know- 
nothing- Bewegung),  des  americanischen  Bürgerkriegs  1861  ff.,  sich  zeigt,  in  einzelnen 
Ländern,  so  in  Irland  1846  ff.   in   besonderem  Maasse.    Aber  die  durchgängige 

^)  Ind.  der  meist  geringen  nicht -transatlantischen  Auswanderung  (einige  1000 
jährUch). 
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Bewegung  wird  doch  ?on  der  jeweiligen  Haoptgestaltung  der  wirtbschaftlichen  Lage 
und  deren  Bichtong  bestimmt.  Scbon  in  den  80er  Jahren  sinkt  die  Einwaudorang 
in  den  Vereinigten  Staaten  vom  Maximum  von  79,000  in  1837  (Krisis)  auf  39,000 
in  1838,  die  Gesammtauswanderung  (incl.  Fremde)  aus  (ir.-Britannien  und  Irland  tob 
72,000  auf  33,000  (nach  den  Vereinigten  Staaten  ?on  37,000  auf  14,000,  diejenige 
nach  Brit.  Nordamerica  von  30,000  auf  4600),  die  deutsche  Einwanderung  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  24,000  in  1837  (Maximum  der  Periode)  auf  unter  12.000, 
um  dann  in  allen  Fällen  in  den  folgenden  Jahren  wieder  zu  steigen.  Nach  einem 
neuen  starken  Rückschlag  1842  auf  43  wächst  dann  die  Bewegung  eine  Keihe  von 
Jahren  fortwährend,  bis  1854,  wo  sie  das  Maximum  erreicht.  In  Europa  bes.  in 
Gr.-Britannien  fallen  in  diesen  Zeitraum  die  Speculationsjahre  1844 — 47  („railway- 
mania''),  dann  das  Theuerungsjahr  1846 — 47  und  die  grosso  Handelskrise  von  1847, 
darauf  die  continentalen  politischen  Wirreu  1848  IT.,  der  KUckscblag  dagegen  1850  if., 
der  Krimkrieg  und  neue  Theueruug  1854  ff.  Die  Einwanderung  in  die  Vereinigten 
Staaten  wächst  von  52,000  in  1843  in  den  folgenden  Jahren  auf  77,  114,  154,  235, 
227,  297,  362,  379,  372,  369  bis  428  Tausend  Kopf  in  1S54.  Die  Auswanderung  über 
Gr.-Britannien  und  Irland  incl.  Fremde  steigt  von  57,000  in  1843  auf  369,000  in 
1852,  diejenige  nach  den  Vereinigten  Staaten  allein  von  28,000  auf  244.000  (1651 
267,000),  diejenige   britischer  Unterthanen  allein   erreicht  im  Ganzen  1853  278,000, 

1854  267,000.  In  diesem  Zeitraum  fand  auch  die  grosse  erstmalige  irische  Massen- 
auswandernng  statt:  1845  noch  78,000,  1846  110,000,  1847  218,000,  seitdem  nur 
einmal  (1848)  etwas  unter,  fast  stets  über  200,000,  1853  293,000.  Auch  die  deutsche 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  zeigt  dieselbe  Bewegung:  sie  stieg  von 
14,000  in  1843  auf  74,000  in  1847,  erfährt  dann  1848  und  1849  einen  kleinen  Bück- 
gang (auf  58,000  und  60,000),  steigt  1850  von  Neuem  auf  79,000,  1851—54  ist  bie 
72,  146,  142,  215  Tausend,  womit  sie  in  diesem  Zeitraum  ihr  Maximum  erreicht, 
ein  Jahr  nach  der  britischen  und  irischen.  Darauf  erfolgt  allgemein  eine  starke  Ab- 
nahme und  eine  mit  Schwankungen  andauernde  sinkende  Richtung :  Die  Einwanderung 
nach  den  Vereinigten  Staaten  fällt  auf  die  Hälfte,   ja  auf  unter  ein  Viertel;    scheu 

1855  ist  sie  nur  208  (gegen  428  in  1854),  1857  zwar  wieder  251,  nach  der  damaligen 
schweren  Wclthandelskrise,  die  in  Nordamerica  entsprang  und  dort  besonders  stark 
auftrat,  1858  und  1859  nur  123  und  121,  nach  einer  kleinen  Steigerung  in  1S60 
auf  154,  in  1861  und  62  im  Beginn  des  Bürgerkriegs  nur  je  92  Tausend  Kopf.  Auch 
die  gesammt-britischo  Auswanderung  sinkt  1855  auf  150,  beträgt  von  1858  (nach  der 
Krise  von  1857!)  bis  1862  unter  100,  1861  nur  65  Tausend.  Die  deutsche  Einwande- 
rung in  die  Vereinigten  Staaten  sinkt  ebenso  1855  auf  den  dritten  Theil  von  1854, 
auf  72,000,  und  geht  unter  Schwankungen  bis  1862  auf  28,000  heiab.  Von  1^63  au, 
dann  immer  mehr  mit  dem  Siege  der  Nordstaaten  in  der  Union  und  mit  dem  Wieder- 
aufleben der  Volkswirthschaft  daselbst  nimmt  die  Bewegung  wieder  rasch  einen 
grobsen  Aufschwung.  Die  Einwanderung  in  die  Union  ist  schon  1^63  fast  doppelt 
so  hoch  wie  1861  und  62,  176.000,  steigt  weiter  bis  349,000  in  1866  und  h&lt  bich 
nach  einem  Rückgang  um  50,000  in  1867  und  68  in  die  70er  Jahre  hinein  auf  dieser 
Höhe  (1869  385,000),  um  dann  die  aus  Tab.  XXI  zu  ersehenden  Ziffern  zu  erreichen, 
d.  h.  in  den  Jahren  1872 — 73  zu  culminiren,  und  von  da  an,  wo  keine  besonderen 
politischen  Factoren  mehr  störend  eingreifen,  sich  noch  genauer  als  früher  dem  Gang 
des  Wirthschaftslebens  in  der  geschilderten  Weise  anzupassen:  nicht  das  Maximum, 
wie  man  a  priori  deducirt  hat,  in  Zeiten  der  Depression,  sondern  in  denjenigen  dest 
wiithschaftlichen  Aufschwungs  in  Europa,  nicht  das  Minimum  in  solchen  Zeiten, 
sondern  grade  in  denen  der  Depression  zu  erreichen.  Die  Hauptperioden  des  Auf- 
schwungs (bis  1873,  1879—83),  des  Abschwungs  (1873—79,  U>83  ff.),  des  gleich- 
massigeren  Geschäftsgangs  (1885  ff.)  in  der  Union  reflectiren  sich  so  in  der  euro- 
päischen Auswanderungs-,  der  nordamericauischen  Einwauderungsbewegung  deutlich. 
Auch  die  britisch-irische  nationale  Auswanderung  steigt  sofort  1863  auf  das  Doppelte, 
193,000,  und  hält  sich  mit  kleineren  Schwankungen  als  früher  (Min.  1S67  und  68 
138  und  186  Tausend)  etwa  auf  dieser  Höhe  (Max.  1873).  Die  deutsche  Einwan- 
derung in  der  Union  steigt  von  1863  an  auch  alsbald  wieder,  zunächst  jedoch  lang- 
samer, stärker  erst  1866  ff,:  1S63  33,  1865  83,  1866—70  116,  133,  123,  125, 
92  Tausend.  Mögen  die  politischen  Ereignisse  von  1866  hier  etwas  mitgewirkt  haben, 
wie  mehrfach   behauptet  worden  ist:    die  Bewegung  der  britischen  Auswanderang  ist 
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doch  nicht  so  sehr  yerschieden,  diejenige  der  schweizerischen  und  scandinaTischen 
ebenfalls  nicht. 

In  Bestätigung  einer  Untersnchang  Giffen's  fOr  Grossbritannien  und  —  eines 
bekannten  Worts  des  Fürsten  Bismarck,  dass  die  periodische  Vermehrung  der  Aus- 
wanderung grade  auf  Verbesserung  der  wirthschaftlichen  Lage  hinweise,  — 
worüber  ihn  seine  politischen  Gegner  stark  mitgenommen  haben  —  kann  man  daher 
V.  Neumann-Spailart  darin  beistimmen,  wenn  er  sagt:  ,M  Zeiten  wirthschaft- 
lichcr  Prosperität  ist  überhaupt  die  Lebhaftigkeit  der  Wanderungen  und  des  Menschen- 
abflusses aus  Europa,  in  Zeiten  der  Depression  dagegen  die  Betardation  dieser  Er- 
scheinung als  characteristisch  anzusehen''  (Uebersichten  der  Weltwirthschaft,  Jahrg. 
18S1/S2,  S.  58).  Davon  ist  für  die  Erklärung  der  caasalen  und  conditioneUen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse der  Massenauswanderung  (wie  ähnlich  auch  der  heimischen 
Wanderungen)  Act  zu  nehmen.  Mit  Recht  sieht  daher  Neumann  auch  in  der  Aus- 
und  Einwanderung  reflec torische  Symptome  zur  Beurtheilong  der  wirthschaft- 
lichen Lage. 

Nebeneinflüsse,  wie  sie  bei  Erörterung  der  deutschen  Auswanderung  öfters  her- 
vorgehoben worden  sind,  besonders  von  Seiten  derjenigen,  welche  in  dieser  Bewegung 
etwas  Uebles  und  ein  Symptom  politischer,  socialer,  wirthscbaftsrechtlicher,  ihnen 
bedenklich  erscheinender  Momente  sehen,  z.  B.  Furcht  vor  Krieg,  vor  Militarismus 
(18C6  if.,  1871  if.  in  Deutschland),  poliüscbe  Auffassungen  (1850  fil,  1866  S.  in  einigen 
Gegenden,  z.  B.  Hannover),  Grund  besitz  Verhältnisse  (preussischer  Osten),  Freihandeis- 
und  Schutzzollpolitik  (jene  1864  ff„  1871  if.,  diese  1879  ff.),  Agenteuwerbnngen  u.  s.  w., 
wirken  ja  gewiss  in  hie  und  da  auch  zahlreicheren  Fällen  mit,  aber  grade  die  grosse 
Uebereinstimmung  der  Bewegung  in  Europa  zeigt,  dass  hier  viel 
mächtigere,  universellere  Einflüsse  entscheiden.  Wenn  es  in  Deutsch- 
land z.  B.  1866  ff.,  1871  ff.  Kriegsfurcht,  Militärlast  gewesen  wären,  die  die  Aus- 
wanderung so  steigerte,  warum  gleichzeitig  dieselbe  Erscheinung  in  Gr.-Britannien, 
Irland,  Schweiz?! 

Für  unsere  Bevölkerungsfrage  ist  aber  nicht  minder  beachtenswerth ,  dass  es 
hiemach  grade  die  Zeiten  einer  rascheren  natürlichen  Volksvermehrung,  durch  Ver- 
mehrung der  Heiraths-,  Geburtsfrequenz ,  Verminderung  der  Sterbefrequenz,  sind,  in 
denen  bezw.  nach  denen  die  heutige  Massenauswanderong  als  Ventil  stärker  wirkt,  und 
dass  umgekehrt  in  und  nach  Zeiten  langsamerer  natürlicher  Vermehrung  auch  die  Aus- 
wanderung schwächer  wird.  Es  sind  darin  nicht  direct  causale  Abhängigkeitsverhält- 
nisse, wohl  aber  wichtige  begleitende  und  folgende  Erscheinungen  von  gegenseitig 
sich  compensirender  Wirkung  auf  die  Bevölkerungsbewegung  zu  sehen.  In  Deutsch- 
land folgte  z.  B.  auf  die  Maxima  des  Geburtsüberschusses  1844 — 45  damals  die  starke 
Auswanderung,  1845 — 47,  auf  die  neuen  Maxima  jenes  1849 — 51  die  Steigerung  der 
Auswanderung  1852 — 54,  auf  die  anhaltende  Höhe  des  Geburtsüberschusses  1858 — 65, 
1867 — 70  die  nur  zeitweise  durch  den  nordamcricanischen  Bürgerkrieg  gehemmte  neue 
Auswanderungsvermehrung  1865 — 69.  Der  ungeheuren  Steigerung  des  Geburtsüber- 
schusses von  1872  ff.  ging  einigermaassen  parallel  die  zweimalige  maximale  Steigerung 
der  Auswanderung  1871 — 73,  1880 — 84,  freilich  mit  einer  starken  Unterbrechung  in 
den  Jahren  der  Depression  1874 — 79.  So  wurde  in  der  Culminationspcriode  der  Aus- 
wanderung der  70er  Jahre  V4»  der  80er  Jahre  Vs  ^^^  ^^^  V«  ^*^^  Geburtsüberschusses 
durch  die  überseeische  Auswanderung  wenigstens  für  die  Gesammtzabl  der  Bevölkerung 
aufgewogen,  während  dann  freilich  seit  Mitte  der  80er  Jahre  der  fortwährend  hoch 
bleibende,  sich  selbst  noch  steigernde  Gebortsüberschuss  bei  der  Wiederabnahme  der 
Auswanderung  nur  noch  zu  ^/q  durch  diese  compensirt  wurde. 

Welche  Bedeutung  für  die  Bevölkerung  Europas  und  der  neuen  Welt,  besonders 
der  Vereinigten  Staaten,  die  Gesammtaus-  und  Einwanderung  hat,  ergiobt  sich  bereits 
aus  den  Daten  der  Tabelle  XX  und  aus  anderen ,  im  Vorausgehenden  mitgetheilten. 
Zur  Ergänzung  sei  noch  bemerkt,  dass  die  ganze  deutsche  Auswanderung  seit  An- 
fang der  1820er  Jahre  bis  1S90  auf  ca.  5.4  Mill.,  d.  h.  auf  eine  hinter  der  heutigen 
Bevölkerung  des  Kgr.  Baiern  nur  wenig  zurückbleibende  Zahl,  geschätzt  wird  (nach 
Fortführung  älterer  Schätzungen  des  reichsstatist.  Amts  bis  zur  Gegenwart,  s.  Goth. 
Jahrb.  1S92  S.  499).  Das  wäre  von  der  gegenwärtigen  Bevölkerung  ca.  ll^o»  ^^^ 
aber  nicht  verhindert  hat,  dass  die  Bevölkerung  des  Kelchs  von  l?5l6 — 90  sich  ver- 
doppelte, von  24.^  auf  49.4  Mill.  gestiegen  ist     Im  Jahre  1891   ist  die  überseeische 
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deutsche  Aaswandernng  wieder  etwas  gestiegen  (aaf  ca.  120,000,  Viertelj.hefte  1892. 
I,  S.  85).  Die  beiden  Häfen  Bremen  und  Hamburg  kommen  antor  den  deatschea 
fkst  allein  in  Betracht,  ?on  fremden,  ausser  etwaigen  britischen,  bes.  Antwerpen.  Die 
Hamburg-Bremer  Auswanderungsstatistik  (in  den  dort  handelsstat  Pnblicationen  und 
in  der  Auswanderungsstatistik  des  reichsstat  Amts)  spiegelt  die  zeitlichen  Schwan- 
kungen der  Bewegung  natürlich  ziemlich  ebenso  ab,  wie  andere  Statistiken  (9.  z.  B. 
Gotbaer  Jahrb.  1892  S.  499).  Da  aber  auch  Fremde,  Nicht-Deutsche,  besonders  in 
wachsender  Zahl  seit  1S80  und  namentlich  seit  1886  Osteuropäer  (aus  Oesteneich, 
Ungarn,  Russland),  sich  in  Hamburg  und  Bremen  einschiffen,  d.  h.  Auswanderer,  wie 
die  aus  slawischen  Ländern,  bei  denen  die  Bewegung  erst  neuerdings  stärker  geworden 
ist  und  7on  specifischen  heimischen  Factoren  mit  beeinflusst  wird,  zeigen  die  Ham- 
burg-Bremer Gesammtdaten  nicht  durchweg  den  gleichen  Parallelismus,  wie  die  bri- 
tischen, deutschen,  scandinayischen.  In  den  letzten  Jahren  gingen  mehr  Fremde  als 
Deutsche  über  die   deutschen  Häfen   fort  (1S86 — 91)  bez.: 

100,  93,  106,  107,  168,  197  Fremde  gegen 
67,  79,     81,     74,     85,    93  Deutsche. 

Im  Ganzen  sind  von  1832 — 91  4,921.000  Personen  tlbor  deutsche  Häfen  ausgewandert! 
Nur  "/s  ^i^*'  weniger  als  die  heutige  Bevölkerung  des  Kgr.  Baiern.  Für  das  Ver- 
einigte Königreich  ergiebt  die  amtliche  Berechnung  ebenfalls  incl.  Nicht-Briten  eine 
Gesammtauswanderung  (mit  Reisenden)  über  die  dortigen  Häfen  nach  überseeischen 
Ländern  von  li>15 — 90  von  12.8  MilL,  wovon  8.55  direct  nach  den  Vereinigten  Staaten, 
2.02  nach  brit  Nordamerica,  1,69  nach  Australien  (und  Neuseeland),  0  54  nach  andren 
Ländern.  Früher  gingen  Continentale,  auch  Deutsche  mehr  über  britische  Häfen  als 
neuerdings.  Anderseits  gehen  Briten  und  Iren  kaum  über  continentale  Hftfen  fort 
Die  Gesammtzahl  aller  einheimischen  Auswanderer  des  Ver.  Königreichs  wird  man 
für  die  Zeit  vor  1853,  wo  sie  statistich  nicht  apart  ermittelt  wurde,  Fon  1815 — 52 
wohl  auf  2 — 2Vü  Mill.  (von  3,47  Mill.  aller  Auswanderer  über  brit  Häfen)  schätzen 
dürfen,  daher  (s.  0.  S.  555)  die  Zahl  von  1815—90  auf  ca.  9—97«  MilL  oder  auf 
ca.  25°/o  der  gegenwärtigen  Bevölkerung  des  Ver.  Königreichs,  das  gleichwohl  da- 
neben seine  im  Inland  gebliebene  Bevölkerung  in  jener  Zeit  von  ca.  19.5  auf  37.9  MilL 
vermehrt  hat  Allerdings  haben  die  europäischen  Auswanderungsländer,  bes.  Gross- 
britannien,  Italien,  etwas  auch  Deutschland,  auch  einige  überseeische  Rückwanderung 
und  in  Grossbritannien  ist  auch  die  Gesammteinwanderung  (bezw.  Zahl  der  Ankom- 
menden) nicht  unerheblich,  50 — 100,000  und  mehr  im  Jahre,  neuerdings  mit  steigenden 
Zahlen.  Dieselbe  Quote  von  ca.  25  7o*  welche  die  brit.  Inseln,  ohne  Gegenrechnung 
letztrer  Einwanderung,  durch  Auswanderung  verloren  hätten,  beträgt  die  Gesammt- 
einwanderung in  die  nordamerican.  Union  von  1821 — 90  von  der  gegenwärtigen  dort 
lebenden  Bevölkerung.  Während  Europa,  insbesondere  die  germanischen  Länder, 
neuerdings  auch  Italien,  in  dem  Zeitraum  von  1825 — 90  etwa  42 ^/gg  seiner  heu- 
tigen Bevölkerung  an  die  Union  abgegeben,  dabei  aber  selbst  noch  ausserordentlich 
stark,  zumal  in  den  Ländern  der  Massenauswanderung  (ausser  Irland  und  neuerdings 
einigen  östlichen  deutschen  Ländern)  seine  einheimische  Bevölkerung  vermehrt  hat 
hat  die  Onion  also  mehr  als  das  Sechsfache  dieser  Quote  von  ihrer  heutigen  Be- 
völkerung, in  Folge  des  Geburtszuwachses  aus  der  Einwanderungsbevölkerung  natür- 
lich noch  weit  mehr,  aus  Europa  erhalten.  Der  Gesammtverlust  Europas  an  über- 
seeische Länder  durch  Auswanderung  seit  1815—20  bis  1890  wird  20  Millionen  kaum 
übersteigen,  d.  h.  ca.  CO  Promille  der  heutigen  europäischen  Bevölkerung  erreichen. 
Mit  dieser  „Völkorübertragung''  ist  aber  auch  die  Gewinnung  der  neuen  Welt  und 
von  Theilen  der  übrigen  Erdtheile  für  europäische  Cultur,  die  Germanisirung,  leider 
überwiegend  die  Anglicanisirung  jener  Länder  erreicht  worden,  und  welche  wirth- 
schaftliche  Bedeutung  hat  diese  Wanderung  nicht  sammt  ihren  Folgen!  Welche  Be- 
deutung für  Rhedcrei,  Schifffahrt  und  Handel  hat  allein  das  überseeische  Transport- 
geschäft die  „Menschen- Ausfuhr'*  gehabt  und  hat  sie  heute  noch! 

§.  227.  Fortsetzung.  Andere  statistische  Verhältnisse  der  über- 
seeischen Auswanderung.  Für  die  ökonomische  und  populationistische  Seite  der 
Auswanderung  kommen  aber  ausser  den  besprochenen  Zahlenverhältnissen  noch  die 
örtliche  Herkunft,  die  Geschlechts-,  Alters-  und  Berufsyertheilung 
unter  den  Auswanderern,  für  andere  ökonomische  Seiten  der  Frage  die  Aufer- 
ziehungskosten    und   das    mitgenommene   Vermögen    der   Auswanderer  in 


Andre  Statist  Ycrhältnisse  der  Answandening.  561 

Betracht.  Auf  die  beiden  letzten  Pnncte  werden  wir  hier  nicht  eingehen.  ^)  Die 
Tier  erstgenannten  lassen  sich  wenigstens  theilweise  mit  Hilfe  der  Auswandernngs- 
Statistik,  anch  der  deutschen ,  verfolgen,  worüber  hier  aber  einige  Bemerkungen  ge- 
nfigen mögen. 

Die  Statistik  der  örtlichen  Herkunft  der  Auswanderer  (so  jetzt  in  Deutsch- 
land für  den  Haupttheil  der  über  deutsche  und  die  wichtigsten  anderen  continentalen 
Häfen  gehenden  nach  Unterscheidung  der  preussischen  Provinzen  und  der  Eiuzelstaaten, 
genauer  für  Italien)  liefert  namentlich  das  Mittel,  gewisse  apriorische  Annahmen  und 
Yorurtheile,  auch  solche  politisch  und  wirthschaftspolitisch  tendenziöser  Art,  tlber  die 
besonderen  Ursachen  der  localen  Massenauswanderung  zu  berichtigen,  bezw.  sorgfältigere 
apriorische  Schlüsse  der  Deduction  zu  bestätigen.  So  ergiebt  sich,  dass  natürlich  kein 
directer  Zusammenhang  zwischen  Yolksdichtigkeit  sowie  der  mit  dieser 
etwa  verwechselten  absoluten  Uebervölkerung  und  der  Grösse  der  Auswanderung,  ihrer 
absoluten  Zahl  und  ihrer  Höhe  im  Yerh&ltniss  der  Bevölkerung,  besteht.  £3  kommt 
vielmehr  auf  die  Erwerbsverh&ltnisse,  die  Erwerbs-  und  Arbeitsgelegen- 
heiten an.  Daher  leicht,  wie  grade  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  die  stärkste 
Auswanderung,  wie  auch  heimische  Fortwanderung,  im  deutschen,  wesentlich  agraria 
sehen  Osten  mit  geringer  Yolksdichte,  freilich  auch  mit  starkem  Geburtsüberschuss, 
die  schwächste  in  hochindustriellen,  sehr  volksdichten  Gegenden  (Rheinland,  West- 
falen, beide  Sachsen),  wohin  auch  in  Zeiten  der  wirthschaftlichen  Depression  nur  die 
heimit>che  Einwanderung  etwas  stockt  und  von  wo  alsdann  allenfalls  heimische  Fort- 
wanderungen, nicht  sowohl  grössere  Auswanderungen  erfolgen.  Grund  besitz  ver- 
theilung,  Agrarverfassung  scheinen  mehr  einen  Einfluss  zu  üben,  wie  auch 
auf  die  heimischen  Fortwanderungen,  so  vielleicht  jetzt  im  deutschen  Nordosten. 
Aber  dass  man  auch  hier  vorsichtig  urtheilen  muss,  ergiebt  sich  u.  A.  daraus,  dass 
auch  in  Deutschland  die  Auswanderung  nach  ganzen  Perioden  in  verschiedenen 
Gegenden  mit  ganz  verschiedenen  Agrar-  und  Grundbesitzverhältnissen  culminirte,  in 
den  50er  Jahren  am  Rhein,  in  Westfalen,  z.  Th.  in  Südwestdeutschland  mit  stark 
verbreitetem,  freilich  z.  Th.  proletarischem  Kleingrundbesitz,  in  den  60or  Jahren  an 
der  Weser  und  zwischen  Weser  und  Elbe,  in  Hannover,  Hessen-Nassau,  dort  mit  viel 
mittlerem  und  bäuerlichem  Besitz,  in  den  70er  Jahren  an  der  Oder  und  östlich  davon, 
in  Pommern,  Posen,  Preussen,  in  den  SOer  Jahren  wiederum  hier  und  an  der  Weichsel, 
besonders  in  Westpreussen.  während  doch  auch  grossgrundbesitzliche  Länder  wie  die 
Mecklenburg,  jetzt  wenigstens  kleinere  als  jene  öbtlichen  und  nur  etwa  dieselbe  mittel- 
grosse  Auswanderung,  wie  gegenwärtig  die  Bauemländer  Hannover,  Schleswig-Holstein 
und  die  Kleinbesitzländer  Sudwestdeutschlands,  andere  eine  noch  geringere  haben,  so 
Ostpreussen,  Schlesien,  rechtsrheinisches  Baiem  (z.  B.  Westpreussen  1885 — 91  600 
bis  1100  p.  Jahr  auf  100,000  Einw.,  das  Maximum,  Ostpreussen  nur  86 — 137,  Posen 
400  bis  über  1000,  Schlesien  50—70,  Mecklenburg-Schwerin  200—400,  Hannover 
260 — 400  u.  8.  w.  Vgl.  die  betreflcnden  Tabellen  der  Reichsstatistik,  die  letzten  Daten 
in  d.  Yiertelj.heftcn  1892.  I,  S.  86,  für  Preussen  speciell  Bödiker  die  preuss.  Ein- 
und  Auswanderung  seit  1S44,  Düsseldorf  1^79).  Auch  die  bleibenden  Ver- 
schiedenheiten der  Auswanderungsstärke  und  zeitlichen  Bewegung  in  den  ein- 
zelnen Gegenden,  Provinzen,  Ländern  innerhalb  eines  Sprach-,  Staats-  und  Wirth- 
schaftsgebiets,  wie  des  deutschen,  zeigen  wieder,  dass  hier  wohl  etwas  wie  Stammesart 
und  Sitte,  mitspielen  mag,  was,  mindestens  bisher  noch,  dem  nationalen  Moment  der 
Verschiedenheiten  der  Auswanderung  ganzer  Yolksgebiete  ähnlich  ist.  Die  grosse 
Auswanderung  aus  dünn  oder  nur  mittelstark  bevölkerten  agrarischen  Gegenden  bäuer- 
lichen wie  Grossgrundbesitzes  mit  vorherrschender  Komproduction  in  den  SOer  Jahren 
weist  auch  wohl  auf  den  Einfluss  der  agrarischen  Krisis  hin.  Bei  unfruchtbarem 
Boden,  fehlender  Industrie  und  stagnirendcm  Städtewesen  muss  freilich  bei  jeder 
Agrarverfassung  und  Grundbesitzvertheilung  die  natürliche  Volksvermehrung  zu  Wan- 
derungen   und    eventuell   aueh   zur   Auswanderung    führen.     Dafür   liegen   auch   in 


^)  S.  darüber  v.  Philippovich  a.  a.  0.  S.  1012  ff.,  Becker,  in  SchmoUcrs 
Jahrb.  XI,  B.  2  {\Sh7)  S.  1  ff.,  K.  Jannasch,  im  Export,  1887.  Auch  E.  Engel's 
Berechnungen  über  den  „Werth  des  Menschen".  Keine  dieser  Borechnungsweisen  und 
Behandlungen  der  volkswinhschaftlichen  Seiten  des  Problems  ist  einwandfrei  und 
befriedigend. 
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Dentschland  Belege  ?or.  Ein  Preisdruck  aaf  die  wichtigsten  Aj^rprodocte,  wie  Ijl 
den  80er  Jahren,  wird  das  aber  früher  und  schärfer  zu  Wege  bringen. 

Das  Geschlecht  anlangend,  so  überwiegt  regelmässig  bei  der  Aoswandemog 
begreiflicherweise  das  männliche  Geschlecht,  In  Deutschland  jetzt  etwa  mit  55—56 
gegen  43 — 44^0  ^^  weiblichen,  anderswo,  so  in  Italien,  noch  mehr;  abrigens  etwas 
verschieden  nach  den  Altersclassen,  bei  den  Kindern  sind  beide  Geschlechter  in  der 
deutschen  Auswanderung  ziemlich  gleich,  bei  den  Auswanderern  im  rüstigsten  pro- 
ductiven  Alter  (21 — 40,  50  Jahren)  die  Männer  erheblich  stärker  vertreten.  Bei  der 
familienweisen  Auswanderung,  welche  in  Deutschland  früher  ca.  Vs«  ^^  neuester 
Zeit  weniger,  doch  meist  einige  50  %  von  allen  Auswanderern  beträgt,  überwiegt  das 
weibliche  Geschlecht  etwas,  bei  der  Auswanderung  von  Einzelpersonen  das  männliche 
erheblich,  bei  uns  hier  im  Verhältniss  von  2:1.  Es  ist  das  insofern  wichtig,  als 
hiernach  in  Auswanderungsläudern ,  wie  auch  die  Statistik  zeigt,  in  der  zurück- 
bleibenden  Gesammtbevölkcrung  das  weibliche  Geschlecht  überwiegen  wird,  auch 
grade  schon  in  jüngeren  Jahren  der  Erwachsenen,  und  umgekehrt  die  Ein  wand  emngs- 
länder  mehr  kräftigsten  männlichen  Zuwachs  erhalten  (§.  239  CT.). 

Aehnliches  gilt  vom  Lebensalter  der  Auswanderer.  Schon  die  Kinder  sind, 
da  die  Einzelauswandercr  natürlich  fast  nur  den  Erwachsenen  angehören  und  Familien 
mit  grosser  Kinderzahl  bei  der  Auswanderung  besondere  Schwierigkeiten  finden,  etwas, 
wenn  auch  nicht  ?ici,  schwächer,  die  älteren  (schon  über  40  Jahre)  und  vollends  die 
ältesten  Altorsclassen,  die  Greise  erheblich  schwächer,  dagegen  die  kräftigsten,  arbeits- 
rüstigsten, zeugungsfähigsten  Leute  zwischen  20  und  30,  auch  nach  30 — 40  Jahren 
wesentlich  stärker  unter  den  Auswanderern  als  unter  der  Gesammtbevölkerung  ver- 
treten. Der  Altersclassenaufbau  der  Bevölkerung  im  Heimathlande  wird  also  un- 
günstig, derjenige  in  der  Fremde  günstig  beeinflusst,  dem  Inlande  besonders  arbeits-. 
heiiaths-,  zeugungsföhige  Elemente  entführt,  dem  Auslande  zugeführt,  was  für  die 
wirthschaftliche  und  die  populationistische  Seite  der  Frage  beachtenswerth  ist  (Ge- 
nauere statistische  Daten  zum  Beleg  in  der  deutschen  Statistik,  danach  u.  A.  in 
Philippovich's  gen.  Aufsatz).    (S.  u.  §.  241  ff.) 

Weniger  sichere  Aufschlüsse  giebt  die  Auswandemngs-  und  Einwanderungs- 
statistik und  ergänzend  etwa  der  nordamericanische  Gensus  über  die  Berufsstellung 
und  den  Beruf  der  Aus-  und  Einwanderer.  Die  Angaben  sind  meist  zu  unvoll- 
ständig und  ungenau,  die  Bubrik  „ohne  oder  ohne  bestimmte  Berufsangabe**  zu  gross, 
(so  in  Deutschland  in  der  Hamburger  Auswanderungsstatistik),  so  manche  Personen 
wechseln  freiwillig  oder  gezwungen  den  heimischen  Beruf  im  neuen  Lande.  Auch 
kann  nur  durch  einen  genauen  Vergleich  der  jedem  Beruf  und  jeder  Bcrufsstellang 
angehörigen  Auswanderer  mit  der  Zahl  der  botreffenden  Genossen  im  Heimathlande 
und  hier  wieder  mit  derjenigen  in  der  Heimathsgegend  ein  sichererer  Schluss  auf 
causale  Verhältnisse  gezogen  werden.  Dass  die  grosso  Masse  der  Auswanderer 
niedrigeren  Lebens-,  Berufsstellungen  und  Berufen  angehört,  der  Schaar  der  „kleinen 
Leute*'  ist  freilich  gewiss.  Die  Verthcilung  auf  agrarische  und  städtisch-industrielle 
Berufe,  auf  Lohnarbeiter  und  kleine  Handwerker,  Gewerbtreibende,  Landwirthe  ist 
schon  viel  unsicherer  nach  dem  vorhandenen  statistischen  Material  vorzunehmen. 
Einige  Thatsachen  des  americanischen  Ccnsus  und  der  deutschen  Auswanderungs- 
statistik machen  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  deutschen  Auswanderer  sich  be- 
sonders stark  aus  gewissen  besseren  städtischen  Gewerben,  Handwerken  recrutiren  oder 
wenigstens  in  America  darin  Beschäftigung  finden,  die  ländliche  Beschäftigung,  zumal 
als  ländlicher  Arbeiter,  schwächer  darin  vertreten  ist  Aber  doch  sind  selbst  die  be- 
dingten Schlüsse,  zu  denen  z.  B.  Philip pnvich  a.  a.  0.  (S.  1008,  1022)  kommt, 
nicht  unanfechtbar.  Allerdings  sind  die  Klagen  der  östlichen  Grundbesitzer  wohl 
noch  mehr  gegen  die  heimischen  Wanderungen,  als  gegen  die  Auswanderung  ihrer 
Arbeiter  gerichtet, 

C.  —  §.228.  Ergebnisse  hinsichtlich  der  Wanderungen 
und  der  Volksvermehrung  überhaupt  Unmittelbar  be- 
wirken die  Wanderungen,  wie  die  bezügliche  Statistik  näher  zeigt, 
öfters  erhebliche  Veränderungen  der  localen  Bevölkerungszahl,  der 
Geschlechts-,  Alters-,  Berufsgliederung  der  Bevölkerung.    In  den 
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Zuzugs-  UDd  Einwanderungsorten  und  Gegenden  steigern  sie  aueh 
wohl  mittelbar,  genügende  wirthschaftliche  Erwerbsquellen,  Erwerbs- 
nnd  Arbeitsgelegenheiten  vorausgesetzt,  durch  Zuführung  frischen 
Blutes,  heiraths-  nnd  zeugungsfähiger  und  williger  Elemente  die 
natürliche  Vermehrungsfähigkeit  nnd  wirkliche  Vermehrung  der 
Bevölkerung.  In  den  Fortzngs-  nnd  Auswandernngsorten  nnd  Ge- 
genden wird  aber  auch  wieder  mehr  Raum  geschafft  nnd  der 
Menschenabfiuss  nicht  immer,  aber  doch  öfters  durch  fortdauernden 
hohen  Geburtsüberschuss  mehr  oder  weniger  ersetzt,  daher  die 
Volkszahl  wenigstens  nicht  nothwendig  dauernd  und  jedenfalls 
nicht  stets  um  den  vollen  Betrag  der  Wegziehenden  vermindert. 
Eine  dauernde  positive  Abnahme  der  Bevölkerung  in  nur  etwas 
grösseren  Gebieten  ist  selbst  bei  der  heimischen  und  der  über 
See  gehenden  Massenwandernng  des  19.  Jahrhunderts  nur  eine 
seltene  Ausnahme,  welche,  wie  in  Irland,  auf  ganz  besondere 
Verhältnisse  zurückzuführen  ist.  Selbst  ein  annähernder  Still- 
stand der  Bevölkerungszahl  ist  in  grossen  Gebieten  eine  seltene 
Erscheinung,  wie  neuerdings  in  Frankreich,  wo  er  sich  nicht 
durch  Mehrauswanderung,  sondern  durch  eine  ungewöhnlich  niedrige 
Geburtsfrequenz  erklärt.  Nur  in  kleineren  Gebietstheilen ,  von 
der  Grösse  etwa  der  preussischen  Kreise,  nnd  in  noch  kleineren 
Theilen,  sowie  häufiger  unter  dem  Einfluss  specieller  örtlicher  Ver- 
hältnisse, der  Lage,  der  wirthschaftlichen  Zustände,  in  einzelnen 
ländlichen  Ortschaften  und  Städten  nimmt  man  wohl  auch  für 
längere  Perioden  eine  wirkliche  Abnahme  der  Bevölkerung  in  Folge 
heimischer  Fort-  und  überseeischer  Auswanderung  wahr.  Für  die 
grösseren  Volks-  nnd  Staatsgebiete,  in  welchen  sich  die  heimischen 
Wanderungen  natürlich  ausgleichen  und  nur  locale  Verschiebungen 
der  Bevölkerung  darstellen,  zeigt  sich  selbst  bei  der  grössten  bis- 
herigen Massenauswanderung  ausser  Landes,  namentlich  über  den 
Ocean  in  die  neue  Welt,  mit  Ausnahme  Irlands  nirgends  in  Europa 
eine  wirkliche  Verminderung  der  Bevölkerung,  sondern  immer 
wieder  eine  baldige  Ausfüllung  der  entstandenen  Abnahme  durch  den 
Geburtsüberschuss.  Wie  die  gerade  in  den  Massenauswandernngs- 
ländern,  ausser  Irland,  hervortretende  weitere,  meist  sogar  besonders 
starke  Erhöhung  der  Volkszahl  zeigt  —  Gr.-Britannien ,  Deutsches 
Reich,  bisher  selbst  Italien  —  macht  sich  an  sich  nnd  im  Vergleich 
zu  den  Ländern  geringer  Auswanderung  sogar  zeitweilig  nicht 
einmal  immer  eine  erhebliche  Verringerung  der  Zuwachsrate  geltend: 
die  Tendenzen  der  natürlichen  Volksverraehrung  sind  so  anhaltend 
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und  so  stark,  zumal  wcdd  äussere  FörderuDgsmittel,  wie  gfiDStigere 
wirthschaftliche  Lage,  hinzukommen,  dass  die  durch  die  Aas- 
wanderung gerissenen  Lücken  immer  bald  wieder  mehr  als  ersetzt 
sind.  Auch  deswegen  kann  man  die  Auswanderung  volkswirth- 
schaftlich  und  populationistisch  nicht  immer  einen  Verlust  nennen, 
wenigstens,  was  die  Zahl  der  Bevölkerung  anlangt.  Etwasanders 
steht  es  hinsichtlich  der  Gliederung  nach  Geschlecht  und  Alter, 
welche  durch  die  Auswanderung  allerdings  ungünstiger  wird. 

Die  statistischen  Belege  fUr  das  Vorausgehende  liegen  in  den  früheren  Tabellen, 
Daten  und  Erlänterungen  dazu.  Für  eine  umfassende,  allseitig  genügende  Beweis- 
führung reichen  sie  freilich  noch  nicht  aus,  Hessen  sich  aber  aus  dem  reichen  heute 
vorliegenden  Material  leicht  vervollständigen.  Hier  nur  noch  einiges  Wenige  zur 
Ergänzung. 

Irland  zeigt  ja  allerdings,  wie  auch  in  einem  grösseren  Gebiete  durch  Aus- 
wanderung über  den  Ocean  und  freilich  auch  durch  diejenige  nach  Grossbritanoien, 
welche  für  das  ganze  Vereinigte  Königreich  als  heimische  Wanderung  gelten  muss, 
die  Gesammtbevölkerung  nachhaltig  fast  ununterbrochen  und  bedeutend  venniudert 
werden  kann,  allerdings  auch  unter  Mitwirkung — wenn  die  betretenden  Zahlen  genügend 
correct  sind,  was  zweifelhaft  ist  —  einer  ungewöhnlich  kleinen  Heirathsfrequeuz,  die 
sich  noch  immer  weiter  vermindert  hat  und  neuerdings  nicht  viel  höher  als  halb  so 
gross  wie  sonst  in  Westeuropa,  auch  in  Grosi^britannien ,  ist,  ferner  unter  Mitwirkung 
einer  sehr  kleinen,  sich  ebenfalls  noch  vermindernden,  jetzt  sogar  hinter  der  fran- 
zösischen stehenden  Geburtsfrequenz.  Beide  Erscheinungen,  sehr  niedrige  und  sich 
verringernde  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz,  freilich  wohl  die  Mitfolge  der  Wanderungs- 
bewegung,  welche  heiraths-  und  zeugungsfähige  Elemente  in  besonderem  Maasse 
fortführt.  Jedenfalls  in  Verbindung  mit  der  niedrigen  Gebortsfrcquenz  allerdings 
auch  eine  recht  niedrige  Sterblichkeit  und  so  doch  noch  nicht  ganz  unbedeutender 
Geburtsüberschnss ,  zwar  nicht  halb  so  hoch  wie  in  Gr. -Britannien,  aber  doch  noch 
mehr  als  doppelt  so  hoch,  wie  in  Frankreich,  jedoch  bei  Weitem  nicht  ausreichend, 
um  den  riesigen  Wanderungsverlust  zu  decken.  Daher  das  phänomenale  Endei^ebuiss 
für  die  Volkszahl:  die  bis  1841  iehr  rasch  bis  8.179  Mill.  gestiegen,  schon  1851 
auf  6.552  gesunken  und  seitdem  in  den  folgenden  Jahrzehnten  (nach  den  Zählungen) 
weiter,  1861  auf  5.799,  1871  auf  5,412,  1881  auf  5,175,  1891  auf  4.706  Mül.  Dem 
Geburtsüberschnss  von  1^64—70  von  0.97,  von  1871—80  von  0.827o  stand  ein  Wander- 
verlust von  bzw.  1,67  und  1.26Vo  jährlich  gegenüber  (s.  o.  S.  505,  513,  518,  520). 

Frankreich  zeigt,  wie  trotz  geringer  Auswanderung  und  zeitweiliger  Mehr- 
einwanderung (S.  515)  bei  neuster  Zeit  etwas  abnehender  Heiraths-,  niedriger  und 
weiter  sinkender  Geburtsfrequenz  die  Bevölkerung  auch  in  einem  grossen  Gebiete  nur 
sehr  wenig  steigt,  ja  bei  einiger  Vermehrung  der  Todesfälle  (1886  —  SS)  fast  gar 
nicht  mehr,  bei  etwas  weiterer  Vermehrung  derselben  (1890)  sogar  zurückgeht,  zumal 
wenn  gleichzeitig  die  Geburtsziffer  sinkt  (Geburtsüberschnss  1886 — 89,  52.616,  56.536, 
44.772,  85.646,  Ausfall  1890  38.446,  Geburtszahl  1S86-90:  912.8,  899.3,  882.6, 
880.6.  838.1,  Sterbefälle  desgl.  860.2,  842.8,  837.9,  794.8,  876.5).  Wie  unter  dem 
Einflnss  der  heimischen  Wanderungen  sich  die  Volkszahl  in  den  einzelnen  Gebiets- 
theilcn  verschiebt  und  unter  dem  zusammenwirkenden  Einfluss  derselben  und  der 
örtlichen  Verschiedenheit  der  Geburts-  und  Sterbefrequenzen,  sowie  bei  dem  Umstände, 
dass  es  doch  nur  einige  Gegenden  und  Orte  sind,  nach  denen  eine  Mehreinwanderung 
Fremder  erfolgt,  zahlreiche  und  grosse  Gebietstheile  an  Bevölkerung  mehr  oder  weniger 
dauernd  ab-,  andere  auf  Kosten  jener  und  durch  die  fremde  Einwanderung  auch 
bei  geringem  oder  fehlendem  Ceberschuss  zunehmen  können,  —  dafur  liefert  Frank- 
reich auch  lehireiche  Belege.  Von  1881  —  85  haben  nach  der  Zählung  von  87 
Departements  29  an  Bevölkerung  ab-,  58  zugenommen,  von  1880 — 91  bereits  bzw.  32 
und  nur  55,  hier  jene  um  399.000  ab,  diese  um  523.000  zu,  bei  einer  Gesammt- 
zunahmc  von  bloss  124,000,  während  der  Geburtsüberschuss  1886  —  90  nach  den 
Stand esrcgiätern  ca.  203.000  gewesen,   also  die  Mehrauswanderung  c.  78.000  in  fünf 


Ergebnisse  hiosicbtiich  der  Wanderungen  n.  s.  w.  565 

Jahren  betragen  hätte.  Im  Jahre  1890  tiberwogen  nur  in  27  Departements  die  Gebarten, 
in  60  die  TodesfaUe.  Von  56  Städten  Über  30,000  Einwohner  hatten  9  eine  meist  nar 
kleine  (zns.  9.603  Kopf)  Abnahme,  47  eine  Zunahme  (zns.  350,026  KopÖ  in  dieser 
erstmaligen  der  französischen  fUnQährigcn  Zählnngsperioden  im  Frieden,  1886 — 91,  er- 
fahren, wo  die  BevOlkerang  im  Ganzen  abgenommen  hat.  Die  kleinstädtische  und  die 
ländliche  Bevölkernng  neben  der  fremden  Einwanderung  hat  also  zu  Gunsten  jener 
grösseren  Städte  einen  wirklichen  Verlast  erlitten,  die  Gesammtbevölkernng  durch 
diese  Wanderangen  muthmaasslich  an  innerer  Kraft  zu  weiterer  natürlicher  gesunder 
Yermehrong  wieder  etwas  eingcbüsst.  (S.  den  Bericht  über  die  letzte  Volkszählung 
Ton  1891  im  Bull,  de  stat.  1891,  sowie  den  Aufs,  über  die  Ergebnisse  dieser 
Zählung  und  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  1890  in  Block's  Annaire  1892). 

Wie  trotz  der  grossen  Auswanderung  sonst  auch  noch  neuerdings  überall  die 
Bevölkerung  in  den  betreffenden  Staatsgebieten  gestiegen  ist,  ergeben  die  früheren 
Daten  und  Tabellen  (s.  bes.  S.  519).  Grossbritanniens  Volkszahl  stieg  von  1871  bis 
1891  noch  von  26.07  auf  33.00  Mill.,  wobei  die  Bück-  und  Neneinwanderung  aller- 
dings etwas  mitgewirkt  hat.  Schweden  hat  trotz  der  relativ  enormen  Auswanderung 
zwischen  1880 — HO  seine  Bevölkerung  doch  noch  von  4.666  auf  4,784,  Norwegen 
desgleichen  bei  zeit  weise  noch  grösserer  Auswandeiung  von  1.819  (Wohnbevölkerung) 
auf  1.989  (factische)  zwischen  1875  —  90  vermehrt.  Dänemarks  Bevölkerung  ist 
von  188(.' — 90  von  1.969  auf  2.172,  die  der  Schweiz  (wo  auch  Einwanderungen  in 
Betracht  kommen)  von  2.846  auf  2.933  Mill.  gestiegen.  Auch  Italien  hat  vom  J. 
1881  (Zählung)  bis  J.  1890  (Berechnung)  bei  sehr  grosser  überseeischer  Auswande- 
rung im  letzten  Jahrzehnt  doch  noch  seine  Bevölkerung  von  28.46  auf  30.16  Mill. 
vermehrt. 

Ueber  die  Veränderung,  bzw.  Zunahme  der  Bevölkerung  im  heutigen  Deutschen 
Reich,  in  seinen  wichtigeren  Staaten  und  grösseren  Gebietstheilen  in  diesem  Jahr- 
hundert enthalten  die  grösseren  Tabellen  und  Daten  (S.  512, 513, 515,  518,  519)  ebenfalls 
bereits  viele  Zahlen.  Es  ist  aber  von  Interesse,  hier  noch  etwas  mehr  ins  Einzelne 
zu  gehen,  um  das  vereinigte  Ergebniss  der  natürlichen  Volksbewegung,  der  heimischen 
und  der  Aus-  und  Einwanderungen  etwas  näher  zu  verfolgen,  wofür  die  gen.  Publl- 
cationen  des  reichsstat.  Amts  (bes.  Juliheft  1879,  N.  F.  B.  44,  Vierteljahrh.  1892,  I) 
die  Zahlen,  auch  die  wünscheubwerthen  Relativzahlen  liefern. 

Hiemach  haben  von  den  unterschiedenen  90  Gebietstheilen  (Kleinstaaten ,  Reg.- 
Bezirke  in  Preusscn,  Provinzen,  Kreise  und  dergl.  der  Mittelstaaten,  Schleswig, 
Elsass-Lothringen  auch  vor  der  Annexion  immer  schon  eingerechnet),  in  der  Periode 
von  1816 — 34,  bis  zur  Gründung  des  einheitlichen  Wirthschaftsgebiets  für  den  grösseren 
Theil  des  heutigen  Reichs  im  Zollverein,  in  einer  Periode,  wo  die  Auswanderung 
noch  unbedeutend,  die  heimischen  Wanderungen  noch  klein  waren,  alle  zugenommen 
(Max.  jährlich  2.227^,  R.-B.  Gumbinncn,  Min.  R.-B.  Osnabrück  0,057o);  "fou  1834 
bis  52,  der  ersten  Aufschwungsperioiie  im  Zollverein,  der  Zeit  des  Beginns  des 
Eisenbahnbaus,  aber  auch  der  Zeit  der  Theuerung  1846  —  47,  der  politischen  Be- 
wegungen 1848  il'.  haben  von  jenen  90  89  zugenommen  (Max.  jährlich  Berlin  2.7^^ 
Min.  Waldeck  O.lO^/o)»  nur  1  abgenommen  (R.-B.  Osnabrück  0.057o);  in  der  dritten 
Periode  von  1852—67,  wo  wiederum  Theuerungs-  und  ungünstige  Zeiten  zu  Anfang, 
die  Speculationsperiode  1856-57,  die  Handelskrise  von  1857,  die  politischen  Ereignisse 
von  lb59,  1864,  1866  einwirkten,  das  Eisenbahnnetz,  die  industrielle  Entwicklung, 
die  Betheiligung  am  Welthandel  aber  schon  immer  grösser  wurden,  haben  doch  immer 
noch  83  zugenommen,  freilich  davon  eine  grössere  Anzahl  sehr  wenig  (Max.  Berlin 
8.08,  12  weniger  als  "'sVo^  «nd  7  haben  abgenommen  (Max.  hess.  Prov.  Oberhessen 
0.41,  R.-B.  Cassel  0.51);  von  1867  —  75,  in  der  Periode  des  französischen  Kriegs, 
der  grossen  Spcculationszeit  nach  demselben,  des  beginnenden  Rückschlags,  haben 
noch  79  zugenommen,  daiunter  13  um  weniger  als  Vs — 1  (Max.  Berlin  3.98,  Brem. 
Staat  8.20,  Hamb.  Staat  2.99,  R.-B.  Arnsberg  2.72,  Kr.  Mannheim  2,22,  R.-B.  Düssel- 
dorf 202,  Kr.  Dresden  27ü)  und  11  haben  abgenommen,  darunter  beide  Mecklen- 
burg, R.-B.  Stralsund,  beide  Elsass,  Lothringen,  dies  im  Max.  0.847o»  letztrc  3 
unter  politischen  Einflüssen.  Eine  ähnliche  Berechnung  nur  getrennt  für  die  deutschen 
Staaten,  prcuss.  ganzen  Provinzen  (und  Hohenzollern),  rechts- und  linksrheinisches 
Baiern,  für  die  4  Volkszählungspcriodcn  von  1871  —  90  ergiebt,  dass  nur  2  preuss. 
Provinzen  wirklich   abgenommen  haben,  Pommern  1880 — 85  (starke  Auswanderung) 
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nm  0.457o;  j&liriich  Zanahme  J871— 75  0.53,  1875—80  1,04,  auch  1885—90 
wieder  0.207o)  ond  Ostpreassen  1S85— 90  um  0.0l7o  (Zonahme  1880—85  auch  nur 
0.267o  jährlich);  Westpreussen  und  Posen  haben  1>80  —  85  sehr  wenig  mehr  zu- 
genommen, bzw.  0.03  und  0.1 47o»  ^8^5 — 90  (grösserer  Agrarschutz)  auch  sie  wieder 
mehr,  0.36  und  0.427o'  Abgenommen  hat  ausserdem  das  Gebiet  von  Hohenzollem 
in  den  2  letzten  Zählperioden,  um  0  27  und  0.1 97o*  ^on  den  übrigen  deutschen  Staaten 
zeigen  nur  die  beiden  Mecklenburg  mehrmals  eine  Abnahme,  Schwerin  187] — 75 
um  0.18  und  wieder  1880— b5  um  0.07  (1885—90  Zunahme  von  0  11)  und  StreliU 
in  der  ersten,  dritten  und  vierten  Periode  (um  0.34,  0.38,  0.087o).  ferner  in  der 
1.  Periode  Waldeck  (0.67)  in  der  ersten  und  dritten  Elsass- Lothringen  0.29  und 
0.037o)«  Klein,  unter  747o  gesunken,  war  die  Vermehrung  in  der  3.  Periode  in 
Württemberg  (0.247o)«  ebenso  in  Oldenburg  (0  24),  in  der  ersten  in  Schwarzb.-Sonders- 
hausen,  in  der  3.  und  4.  Per.  in  Waldeck  (0.02,  0.25). 

Geht  man  auf  kleinere  Gebietseintheilungen  Preussens  und  der  Mittelstaaten, 
Begierungsbezirke,  Kreise  ein,  so  ergeben  sich  natürlich  unter  dem  Einflnss  der 
Wanderungen  und  der  Verschiedenheit  der  natürlichen  Vermehrung  grössere  Ver- 
schiedenheiten und  auch  mehr  Fälle  einer  Abnahme  oder  einer  ganz  geringen  Zunahme. 
So  hat  nach  Regierungsbezirken  1885 — 90  im  ostpreuss.  Gumbinnen  die  Bevölkerung 
ein  Weniges  ab-,  im  R.-B.  Königsberg  um  noch  weniger  zu-,  in  Pommern  in  den 
B.-B.  Göslin  und  Stralsund  ab-,  nur  im  B.-B.  Stettin  zugenommen.  In  BaieTU  zeigen 
in  derselben  jüngsten  Periode  3  von  8  Bezirken,  Oberfranken,  Unterfranken,  Oberpfalz 
(dies  nur  ganz  geringfügig)  eine  Abnahme,  Kiederbaiem  eine  nur  sehr  kleine  Zu- 
nahme. In  Würtcmberg  hat  der  Jagstkreis  abgenommen.  Die  Bevölkerungsstatistik 
der  Kreise  in  Preu^sen  u.  s.  w.  giebt  noch  mehr  Einblick  in  das  Detail  der  Ver- 
änderungen .  ebenso  die  Statistik  der  Ortsbevölkerung ,  worauf  wir  hier  nicht  weiter 
eingehen  können,  (S.  u.  A.  über  die  Orte  mit  über  2000  Einwohnern  im  Deutschen 
Reich  etc.  die  Zu-  und  Abnahme  der  Bevölkerung  daselbst  von  1885 — 90  die  Viertel- 
jahrshcfto  1892,  N.  II).  Neben  zahlreichen  kleinen  Landstädten  kommen  doch  ver- 
einzelt auch  Fälle  vor,  wo  unter  ungünstigen  Conjuncturen  grössere  Städte  über  10,000, 
selbst  über  20.000  Einwohner  eine  Abnahme  oder  einen  relativen  Stillstand  zeigen, 
Beispiele  sind  Stralsund,  das  mehrfach  abnahm  ,  unter  heutigen  Verkehrsverhältnissen 
sehr  ungünstig  liegt,  1885  28.984,  1890  27.814  E.,  aus  ähnlichen  Gründen  Emden. 

Die  gewaltigen  nachhaltigen  Verschiebungen  der  Bevölkerungszahl  und  der 
weiteren  Vermehrung  derselben  ergiebt  auch  die  Statistik  der  Ortschaftsbevölkenng 
nach  Grössenclasscn.  Darüber  mehr  unten  in  §.  237.  So  sind  im  Deutschen  Reiche 
18()7 — 85  die  jährlichen  Zunahmequoten  gewesen  bei 

Tab.  XXII. 

Beriin  3.36  7« 

allen  Städten  über  100.000  E.  2.66  „ 

„     Orten  von  20—100,000  E.  2.36  „ 

5—20,000  E.  1.83  „ 

„      2—5,000  E.  0.99  „ 

„      solchen  Orten  überhaupt  1.85  ,. 

„      kleineren  Orten  (plattes  Land)   0.20  „ 

bei  der  Gesammtbcvölkerung  0.86  „ 


(S.  für  Weiteres:  Reichsstat.  n.  F.  B.  32,  auch  B.  30,  Oct.-Heft,  mit  Rücksicht  auf 
den  Einfluss  der  Eisenbahnen  auf  die  örtliche  Bevölkerungsveränderung;  ähnliche 
Arbeiten  für  einzelne  Staaten,  so  für  Preussen,  in  der  Zeitschr.  des  Stat  Bureaus, 
ein  Aufsatz  von  Jan  nasch). 

Natürlich,  dass  nun  diese  Wanderungen  auch  durch  ihren 
Einfluss  auf  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach  mancherlei 
anderen  Richtungen  weiter  wirken,  was  wieder  für  die  populatio- 
nistische  wie  die  wirthschaftliche  Seite  der  Bevölkerungsfrage  wichtig 
ist.     Namentlich   die  Vermischung,   welche  sich  so  in  der  Be- 
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vöIkeruDg  in  Bezug  auf  Nationalität,  Stamm,  natürliche  und  er- 
worbene körperliche,  geistige,  sittliche  Eigenschaften  u.  s.  w.  voll- 
zieht, wenn  auch  erst  nach  und  nach,  da  die  landsmannschaftlichen 
Elemente,  zumal  im  fremden  Sprach-  und  Confessionsgebiet,  länger 
zusammen  zu  halten  pflegen,  wird  auf  die  Dauer  von  grosser  Be- 
deutung auch  populationistisch ,  für  die  natürlichen  Vermehrungs- 
verhältnisse, wie  für  Vermischung  alter,  die  Ausbildung  neuer 
körperlicher,  geistiger,  sittlicher  Eigenthtimlichkeiten  werden.  Schon 
jetzt  zeigt  sich  das  in  den  Gross-  und  Weltstädten,  in  den  Industrie- 
bezirken, in  den  Masseneinwanderungsländem  etwas.  Welches 
neue  Volksthum  wird  sich  bei  grösserer  Volksdichte  in  den  Ver- 
einigten Staaten  in  einigen  Menschen  altern,  vollends  in  einigen 
Jahrhunderten  herausgebildet  haben,  wenn  die  nicht -britischen 
Nationalitäten  amalgamirt  werden  und  die  Union  ein  einziges  poli- 
tisches Gemeinwesen  verbleiben  sollten! 

WerthFoUe  Einblicke  in  diese  aus  den  Wanderungen  heirorgehenden  Yer- 
mischnngen  der  Ortsbevölkcrang  giebt  namentlich  die  Geburts  Statistik  der  letzteren. 
Ygl.  für  Deutschland  B.  32  der  Reichsstat.«  Auszug  im  Jahrb.  1890,  ttber  Berlin 
speciell  Statist.  Jahrb.  v.  Berlin  XIII,  S.  8.  Die  Berechnungen  betreffen  dann  auch 
den  Bevölkerungsaustausch  durch  Wanderungen,  insbes.  durch  die  heimischen.  So 
waren  z  B.  ?or  der  Berliner  ortsanwesenden  Bevölkerung  am  1.  Dec.  1885  von  1,315,236 
(nach  Abzug  von  51  Personen  ohne  Angabe)  nur  557.226  in  Berlin  selbst 
geboren,  683,405  in  anderen  Thcilen  des  preuss.  Staats,  davon  45.324  in  Ost-, 
41.183  in  Westpreussen ,  251.646  in  M.  Brandenburg  ausserhalb  Berlin,  81,663  in 
Pommern,  58.776  in  Posen.  99.783  in  Schlesien,  69.446  in  Prov.  Sachsen,  3661  in 
Schlesw.-Holst.,  9016  in  Hannover.  6595  in  Westfahlen,  5081  in  Hess.-Nass.,  11,105 
in  Rheinland,  126  in  HohenzoUero.  67.140  in  anderen  Staaten  des  Reichs,  davon  in 
Baiern  3479,  in  K.  Sachsen  12.821,  in  Wttrtemberg  1498,  in  Baden  1571,  in  Grossh. 
Hessen  1610,  in  beiden  Mecklenburg  12,450,  in  den  sächs.  Herzogthtlmern  6054,  in 
den  Hansastädten  3105,  in  Braunschweig  2308,  in  Oldenburg  716,  in  Elsass-Lothringen 
1306,  der  Rest  in  den  übrigen  Kleinstaaten;  im  Reichsausland  und  auf  dem  Meer 
(nur  2)  geboren  waren  17.465,  davon  in  Oesterr.-Ungam  6417,  in  Russiand  4163,  in 
der  Schweiz  903,  in  den  Vereinigten  Staaten  1059  u.  s.  w.  Weiches  ,jieue  Deutsch- 
thnm**,  mit  Yerwiscliung  und  Vermischung  der  Stammesart  bildet  sich  so.  und  wie 
verwischt  in  nationaler  und  Stammes-Hinsicht  ist  erst  die  Bevölkerung  von  Orten  wie 
Wien,  London,  Paris,  Newyork  u.  s.  w!  Durch  „Bevölkerungsaustausch'*  innerhalb  der 
reichsgebürtigen  Bevölkerung  liatte  1885  nach  der  Geburtsortstatistik  Berlin  628,066 
mehr  gewonnen  als  abgegeben  (geborene  „Berliner**  ausserhalb  Berlins  fanden  sich 
doch  auch  im  Reiche  112,479,  freilich  über  die  Hälfte  davon  in  der  Mark  Branden- 
burg, meist  in  den  Berliner  Vororten),  aber  auch  Rheinland  hatte  104,  Westfalen  45, 
Königreich  Sachsen  140,  Baden  10,  Herzogthum  Braunschweig  18.6,  Anhalt  2.7,  Staat 
Lübeck  11.6,  Staat  Bremen  47,  Staat  Hamburg  188,  Elsass-Lothringen  (aus  allen 
Thellen  des  Reichs)  107  Tausend  gewonnen,  ein  Gewinn,  den  die  übrigen  preussischen 
Provinzen  und  deutschen  Einzelstaaten  aus  ihrer  Geburtsbevölkerung  hergegeben  hatten, 
«absolut  am  Meisten  die  vorwiegend  agrarischen  Länder  (Ostpreussen  158,  West- 
preussen 56,  Mark  Brandenburg  116,  Pommern  117,  Posen  119,  Schlesien  228,  Provinz 
Sachsen  168,  Schleswig-Holstein  9,  Hannover  41,  Hessen-Nassau  14,  Hohenzollern  4, 
Baiern  40,  Wttrtemberg  62,  Grossh.  Hessen  10,  beide  Mecklenburg  69,  Oldenburg  6, 
die  kleinen  thOring,  Staaten  62,000,  den  kleinen  Rest  die  übrigen.  Bei  den  Mittel- 
Staaten  und  in  den  preuss.  Provinzen  erscheinen  die  Wanderungen  in  diesen  Zahlen 
zu  klein,  weil  diejenigen  innerhalb  des  Heimathsstaats ,  bezw.  der  Provinz  hier 
nicht  berücksichtigt  sind). 
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Wie  in  der  Fremde  doch  noch  die  nationalen  und  landsmannschaftlichen  Be- 
ziehungen auf  ein  Znsammenhalten  einwirken,  ergiebt  die  französische  Heiraths* 
Statistik  der  nicht-staatsangehOrigen  Bevölkerung  in  der  starken  Ziffer  der  Heirathen 
unter  Landsleuten  gegenüber  den  Mibchheirathen  mit  der  französischen  und  anders- 
nationalen Bevölkerung,  wobei  natürlich  in  den  mehrfach  nur  kleinen  Zahlen  zuf&Uige 
Einflüsse  mitwirken  und  zu  bedenken  ist,  dass  beide  Geschlechter  derselben  fremden 
Nationalität  überhaupt  nicht  gleich  stark  und  in  entsprechendem  Alter  und  so  nament- 
lich nicht  immer  an  demselben  Ort  vertreten  sind  (s.  die  Statistik  für  1890  in  Block's 
Ann.  1892,  S.  30). 

VI.  —  §.  229.    Volksdichtigkeit. 
A.  Behandlung  der  ganzen  Frage. 

Ueber  die  Berechnungsmethode  und  die  Mängel  blosser  Durchschnitte  s.  o. 
§.  203,  bes.  S.  479. 

Von  ähnlichen  Ansichten  über  diese  Mängel  ausgehend  und  ähnlichen  Gesichts- 
puncten  folgend,  haben  namentlich  Geographen  und  geographische  Statistiker 
schon  seit  länger  beachtenswcrthe  Versuche  gemacht,  die  Volksdichtigkeit  correcter, 
mehr  der  Wirklichkeit  entsprechend  statistisch  darzustellen  und  rationellere  Methoden 
dafür  und  namentlich  auch  für  die  kartographische  Behandlung  der  Yolksdichte 
zu  finden.  Dieses  letztere  Problem  hat  die  neuere  wissenschaftliche  Kartographie  öfters 
beschäftigt,  in  Deutschland  camentlich  seit  H.  Bcrirhaus*  physik.  Atlas  (1849). 
Vgl.  auch  Petermann,  Skizze  zur  Ucbersicht  der  Dichtigkeit  der  verschiedenen  Theile 
der  Erde,  in  den  Geogr.  Mittheil.  1859,  bes.  aber  Behm  in  Behm  und  H.  Wagner, 
Bevölkerung  der  Erde.  Nr.II,  1874,  S.  91  fl,  über  die  betrefi'ende  Methode,  G.  Hayr 
in  d.  Beitr.  z.  Statist,  v.  Baiern,  Heft  22,  Deutsch,  kartogr.  Darstellung  der  Be- 
Tölkerungsdichtigkeit  von  Westdeutschland,  auf  Grund  hypsometrischer  und  geoirnosti- 
scher  Verhältnisse,  Leipzig  1865.  Einer  der  ersten  practischen  Versuche,  die  if&ogel 
der  üblichen  Durchschnittsberechnungen  der  Volksdichtigkeit  zu  vermeiden  und  ein 
richtigeres  Princip  auch  für  die  kartographische  Darstellung  der  Volksdichte  nament- 
lich in  kleineren  Gebietst  heilen  zu  gewinnen .  rührt  von  dem  Dänen  Ra?en  her  (dän. 
stat.  Tab.werk  N.  F.  B,  12),  wo  nach  den  Materialien  der  Zählungen  ?on  1845  und 
1855  das  Gebiet  Dänemarks  in  1700.  das  Schleswig-Holsteins  in  150  Theile  zerlegt 
und  dafür  die  Berechnungen  ausgeführt  wurden.  Böhm  a.  a.  0.  unterscheidet  nur  3, 
aber  immerhin  doch  3  Dichtestufen  (über  8000,  2 — 8000  [ein  zu  grosser  Spielraum!] 
und  unter  2000  p.  Q-Meile)  für  die  Erdtheile  und  fügt  weitere  Berechnungen  hinzu. 
S.  femer  die  Karte  der  Volksdichtigkeit  in  Deutschland  mit  Text  in  Petermann's 
geogr.  Mittheil.  1874.  Heft  1,  auch  in  Reichsstat.  B.  80,  Märzheft  nach  der  Zählung 
von  1875,  Sydow-H.  Wagner,  mcthod,  Schulatlas  Karte  10,  Volksdichte  auf  der 
Erde,  und  Karte  14  in  Mitteleuropa,  auch  R.  Andrce,  Handatlas,  Karte  17,  Deutsch- 
land; die  Arbeit  nebst  Karte  über  die  Volksdichtigkeit  in  Vorder- Indien  ron  H. 
Wagner  in  Behm  u.  Wagner,  Bevölk.  d.  Erde  N.  IV,  1876. 

Neuerdings  sind  aus  dieser  geographisch -statistischen  Richtung,  welche  dabei 
namentlich  den  Einflübsen  der  Natur  (Höhe,  Klima,  Bodenart,  Bodenbescbaffenheit) 
auf  die  Besiedlung,  die  Volksdichte  u.  s.  w.  nachgeht,  interessante  und  höchst  fleissige 
Special-Arbeiten  hervorgegangen,  welche  auch  die  Beachtung  des  NationalOkonomen 
in  hohem  Grade  verdienen.  So  in  der  Göttinger  Diss.  von  Sprecher  von  Bernegir, 
Vertheilung  der  bodenständ.  Bevölkerung  im  rhcin.  Deuti>chland  i.  J.  1820  (Gött.  1S^7), 
ferner  in  den  von  A.  Kirchhoff  herausgegebenen  „Forschun^ren  zur  deutschen 
Landes-  und  Volkskunde*',  u.  A.  B.  V,  N.  3,  Käsern  acher,  Volksdichto  in  der 
thüring.  Triasmulde,  und  jüngst  B.  VII,  N.  I  L.  Neu  mann  (Prof.  d.  Geogr.  in  Frei- 
burg i.  Br.)  Volksdichtc  in  Baden,  mit  einer  Höhenschichten-  und  Volk&dichtekarte, 
eine  „anthropogcogr.  Untersuchung"  (1^92)  (daselbst  umfassende  Litterat urUbersicht). 
Erst  durch  derartige,  ganz  ins  Detail  eingehende  Arbeiten  werden,  neben  anderen, 
auch  die  mit  der  volkswirthschaftlichen  Frage  der  Volksdichte  zusammenhängenden 
Seiten  statistisch  richtig  behandelt  und  wird  in  die  conditionellen  und  caosalen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse ein  sichererer  Einblick  verschallt,  als  dies  bei  der  Benutzung 
von  Durchschnittsgrössen  für  die  Dichtigkeitsmessung  grösserer  Gebietstheile,  vollends 
ganz  grosser  Lander,  wo  der  Durchschnitt  eben  alles  Verschiedene  und  Concreto  ver- 
wischt, möglich  ist. 
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Diese  und  ibnliche  neuere  Arbeiten,  wohin  ich  anch  die  von  Levassenr 
(popnl.  fran^.  n.  Bull,  de  l'inst.  Internat,  de  stat  188S,  LH,  H.  3,  p.  64  E)  rechne, 
dienen  der  neueren  „anthropogeographischen*'  Richtung,  wie  sie  namentlich 
Fr.  Batzel  vertritt.  Dessen  bezügliches  geistvolles,  wenn  auch  za  sehr  construirondes 
und  mehr  nur  Probleme  andeutendes  als  lösendes  Werk  ist  für  die  hier  behandelten 
Fragen  ebenfalls  nicht  ohne  Interesse:  „Anthropogeographie"'  (Anwendung  der  Erd- 
kunde auf  die  Geschichte),  1.  B.  Stuttg.  1SS2,  S.  11  fl*.,  Einfluss  der  Naturbedingungen 
auf  die  Menschheit,  S.  143  i\\,  Venheilung  der  Wohnstätten,  Zus.fassung  S.  437  ff., 
mit  ZurOckfUhrung  der  Erscheinungen  auch  in  der  Menschenwelt  auf  Moritz  Wagner's 
„Migrationstheorie"),  B.  2,  Stuttgart  1891  (geograph.  Verbreitung  der  Menschen,  bes. 
S.  180  (F.,  über  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  S.  2ö5  ff.,  über  Beziehungen  zwischen 
Dichte  und  Culturhöhe,  S.  2*U  ff.,  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung,  und  auch 
sonst  in  diesem  Bande  mancherlei  Ausführungen,  welche  mit  dem  uns  hier  beschäfti- 
genden Problem  zusammenhängen.) 

Auch  diese  Frajüre  der  Volksdichtc  liegt  freilich  für  den  „Anthropogeographcn", 
den  Katurforscher,  den  Statistiker  anders  als  fUr  den  Nationalökonomen :  die  Höhenlage, 
die  Bodenart,  der  Mangel  an  agriculturfähigem  Boden ,  die  Abnahme  der  Erträge  des 
Ackerlandes  bei  ungünstigerem  Klima  werden  jene  als  mitwirkende  Ursachen  der  ge- 
ringeren Volksdichte  und  der  langsamen  oder  selbst  unmöglichen  ferneren  Volkszunahme 
nachweisen.  Aliein  in  weiteren  Grenzen  ist  doch  eine  Zunahme  und  eine  stärkere 
Yolksdichte  bei  industriecllcr  und  überhaupt  bei  jeder  Entwicklung  möglich,  wo 
die  Ortsbevölkerung  nicht  allein  oder  gar  nicht  auf  an  Ort  und  Steile  gewonnene 
Bodenprodncte,  namentlich  Nahrungsmittel  angewiesen  ist,  sondern  diese  im  Austausch 
gegen  Industrieproductc  und  politische  u.  s.  w.  Dienstleistungen  beziehen  kann.  Mit 
dieser  Möglichkeit  erweitert  sich  der  Spielraum  der  Volksdichte  und  der  Zunahme 
der  letzteren  ausserordentlich,  nur  dass  oben  dabei  jene  rechtlichen  und  wirthschaft- 
lichen  Bedingungen  erfüllt  werden  müssen,  welche  ein  solches  Austauschsystem  zur 
Voraussetzung  hat  und  jene  Schwierigkeiten,  daher  auch  jene  Bedenkon  eintreten, 
welche  die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  und  die  Folgen  eines  solchen  Austausch- 
systems begleiten.  In  diesen  Puncten  hat  man  es  wesentlich  nur  mit  der  volkswirth- 
scbaftlichen  Seite  der  Volksdichtc  zu  thun,  welche  dann  freilich  wieder  physiologische, 
sanitäre,  sociale,  culturliche,  ethische  Puncto  des  Bevölkerungsproblems  berührt.  S. 
auch  unten  Hauptabschnitt  2  dieses  Kapitels. 

Vorbehaltlich  aller  der  soeben  wieder  und  der  in  §.  203  an- 
gedeuteten Bedenken  hinsichtlich  der  Benutzung  von  Dichtigkeits- 
grössen,  welche  Durchschnittszahlen  sind,  und  mit  Ver- 
wahrung gegen  alle  voreilige  und  schiefe  Schlussziehungen  aus 
statistischen  Grössen  dieses  Characters  dienen  doch  die  so  be- 
rechneten Dichtigkeitsziflfern  dazu,  gewisse  Haupt  Verschieden- 
heiten in  den  Beziehungen  zwischen  der  Volkszahl  und  dem 
Raum;  auf  welchem  dieselbe  lebt  und  wirthschaftet,  deutlicher,  auch 
in  ihren  Voraussetzungen  und  Folgen  verständlicher  zu  machen, 
als  es  der  Vergleich  bloss  der  absoluten  Volkszahlen  thut  Man 
vergleicht  hier  passend  zunächst  die  Durchschnittsdichte  von  Länder- 
gebieten, welche  von  Natur  oder  nach  der  Culturentwicklung  homo- 
gener sind  und  so  für  die  Beziehungen  zwischen  Bewohnern  und 
Boden  unter  sich  mehr  Aebnlichkeit  haben,  daher  z.  B.  ganz  grosse, 
mittelgrosse,  kleine,  namentlich  geographisch  ähnlich  gelegene,  ähn- 
liches Klima,  ähnliche  Bodenbeschaffenheit  besitzende  je  unter  ein- 
ander.  Hierbei  kann  man  doch  einigermaassen  zutreffend  annehmen. 
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dass  solche  Gebiete  dann  hinsichtlich  der  wirthschaftlichen  Coltivir- 
barkeit  Dicht  völlig  verschieden  sein  werden.  Alsdann  wird  eine 
solche  Vergleichung  immerhin  für  gewisse  Fragen  der  Bevölkernngs- 
lehre,  auch  der  wirthschaftlichen,  Werth  haben  und  lehrreich  sein. 
Betrachtet  man  femer  von  vornherein  die  Volksdichte  wenigstens  mit 
als  ein  Product  der  natürlichen  Ausstattung  der  Länder  für  die  wirth- 
schaftliche  Cultur,  so  ergiebt  eine  Vergleichung  dieser  Dichte  selbst 
von  Gebieten  natürlicher  Heterogenität  immerhin,  wie  verschieden 
wenigstens  für  den  Zeitpunct  der  Vergleichung  die  Volksdicbte  als 
solches  Product  ausgefallen  ist.  Das  lässt  dann  wieder  mancherlei 
Schlüsse  nach  rückwärts  und  nach  vorwärts  zu;  so  für  die  Frage 
des  Einflusses  des  Menschen  selbst  auf  die  Schaffung  wirthschaft- 
lieber  Lebensbedingungen  für  sich,  für  die  Fragen  der  Wanderungen, 
des  Abflusses  aus  Ländern  hoher  Volksdichte  in  andere  geringer 
u.  dgl.  m. 

In  solchen  Erwägungen  liegt  die  Berechtigung,  doch  auch 
grosse,  nach  natürlicher  Ausstattung  und  bisheriger  Culturentwicklung 
sowohl  heterogene  als  homogenere  Länder  auf  ihre  durchschnitt- 
liche Volksdichte  zu  prüfen  und  zu  vergleichen.  Dabei  mag  man 
passend  mit  ganz  grossen  Ländern  beginnen,  um  zunächst  einmal 
in  der  verschiedenen  Durchschnittszahl  den  Hauptcharacter  in  Bezug 
auf  Volksdichte  scharf  hervortreten  zu  lassen.  Indem  man  dann 
diese  Länder  in  kleinere  und  immer  kleinere  Theile  zerlegt,  werden 
sich  schrittweise  auch  die  Durchschnittszahlen  der  Dichte  dafttr 
immer  mehr  der  Wirklichkeit  annähern,  bis  man  mit  Darstellungen 
und  Vergleichungen  der  Dichtigkeit  kleinster  Gebietstheile  in  der 
oben  (§.  203)  dargelegten  Berechnungs-  und  Behandlungsweise 
schliesst. 

B.  —  §.  230.    Statistik  der  Volksdichtigkeit. 

Nach  den  Gesichtsponcten  des  Torigen  §.  229  sind  dio  folgenden  Tab.  XXIII 
bis  XXVIII  entworfen  worden.  In  denselben  wird  die  Frage  der  Volksdichte  fort- 
schreitend von  den  Erdtheilen  beginnend  bis  zu  Gebietsgrössen  von  der  Art  unserer 
(preussisch- deutschen)  Regierungsbezirke  verfolgt.  Ein  noch  weiteres,  an  und  far  sich 
fUr  dio  Erledigung  der  ganzen  Frage  erwünschtes,  ja  noihwendiges  Hinabgehen,  etwa 
bis  zu  Gebietsgrössen  von  der  Art  unserer  Kreise,  muss  der  monographischen  Be- 
handlung der  Frage  vorbehalten  bleiben.  Hier  fohlt  daftlr  auch  der  Kaum,  da  zahl- 
reiche Tabellen  und  Daten  fUr  die  Fortführung  der  Untersuchung  bis  in  dieses  DetaU 
hinein  erforderlich  sind. 

Die  Materialien  für  die  Tabellen,  auch  die  Dichtigkeitsberechnungen  für  1  Qu.- 
Kil.  zum  Theil  nach  Nr.  VIII  der  „Bevölkerung  der  Erde**  von  H.  Wagner  and 
A.  Supan,  S.  XI  ü'.,  doch  mit  Abweichungen  in  der  Zusammenfassang  der  L&nder- 
gruppen  und  sonst  in  Manchem,  femer  aus  dem  Gothaischen  Jahrbuch,  Jahrganj^ 
iSl)2.  Die  übrigen  Daten  aus  den  neuesten  amtlichen  Statist.  Publicationen,  Jahr- 
büchern u.  s.  w.,  namentlich  den  reichsstatistischen.  Die  Zahlen  meist  ans  der  neuesten 
Zeit,  um  1S90. 
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Da  die  absolute  Grösse  des  Landes  und  der  Bevölkerung  auch  für  die  Wür- 
digung der  Dichtißkeitszahl  von  Bedeutung  ist  und  au  und  fUr  sich  Interesse  bietet, 
ist  sie  in  Tab.  XXIII  u.  XXIV  beigefügt  worden,  und  zwar  auch  nach  der  gen, 
Arbeit  ^«Bevölkerung  der  £rdo'%  wo  die  Zahlen  für  die  Gebietsgrösscn,  welche  nicht 
auf  genauen  YermessuDgen  beruhen,  und  für  die  geschätzten  Volkäzahlen  der  Länder 
ohne  eigentliche  Volkszählung  ihre  sorgfaltige  Begründung  finden.  S.  ebenda  auch  fUr 
die  Erdtheile  und  die  Gebietsgruppen,  was  dazu  und  nicht  dazu  gerechnet  wurde  (in 
Betreff  abgelegener  Inseln,  der  Landseeen  u.  s.  w.).    S.  Tab.  XXIII,  S.  572. 

Die  grossen  Grundunterschiede  der  bisher  erreichten  Volks- 
dichte lässt  die  Tabelle  XXIII  frappant  hervortreten.  Bei  den  Erd- 
theilen  Asien  und  Afrika  beruhen  dabei  freilich  die  absoluten  Grund- 
zahlen grossentheils  nur  auf  mehr  oder  weniger  unsicheren  Schätzungen 
(China!  Mittelafrika!).  Da  ein  bedeutender  Theil  des  nördlichen 
Gebiets  von  Asien,  America  und  selbst  Europa  aus  klimatischen 
Gründen  wenig  oder  gar  nicht  besiedelbar  ist  und  in  den  tropischen 
Gebieten  ähnliche  Gründe  die  Besiedlung  überhaupt  oder  wenigstens 
für  die  europäischen  Völker  hindern,  ist  natürlich  bei  Vergleichungen 
der  Volksdichte  der  Erdtheile  und  der  grossen  Gebietsgruppen 
dieses  Umstands  zu  gedenken.  Die  Differenzen  der  Volksdichte 
sind  wesentlich  mit  ein  Ergebniss  dieser  Einflüsse.  Aber  auch  der 
Einflnss  der  bisherigen  gesammten  Besiedlungsgeschichte  und  Wirth- 
schafts-  und  Cnlturentwicklnng  tritt  doch  in  den  Dichtezahlen 
deutlich  mit  hervor,  so  beim  Vergleich  von  Europa  mit  America, 
von  Central-  und  Nordwest-  mit  dem  übrigen  Europa.  Für  die 
Bevölkerungsfrage  ist  das  zu  beachten  wichtig,  im  Hinblick  auf  die 
Aussichten  von  Aus-  und  Einwanderung,  für  das  allmälige  Nach- 
rücken der  zurückgebliebenen  Länder  auf  die  Dichtigkeitsstufe 
vorangeschrittener,  so  in  den  Verhältnissen  Americas,  Australiens 
gegenüber  Europa,  Osteuropas  gegenüber  Mittel-  und  Westeuropa. 
In  historischer  Retrospective  betrachtet,  ist  der  Schwerpunct  der 
europäischen  Volksdichte  vom  Mittelmeergebiete  im  Alterthum  nach 
Nordwest-  und  Centraleuropa  gerückt,  wesentlich  erst  in  der  neueren 
und  neuesten  Zeit,  unter  dem  Einfluss  der  technischen  und  wirth- 
schaftlichen  Entwicklung  und  der  modernen  Richtung  des  Welt- 
verkehrs. Dass  so  grosse  Verschiebungen  in  Zukunft  sich  wieder- 
holen sollten,  in  der  Richtung  nach  Ost-  und  Nordeuropa  und  Nord- 
america,  ist  zwar  aus  mancherlei  Gründen,  klimatischen,  mit  der  geo- 
graphischen Lage  zusammenhängenden,  nicht  wahrscheinlich.  Aber 
eine  gewisse  Verschiebung  findet  doch  durch  die  Auswanderung 
über  See,  die  innere  Colonisation  Nordamericas  und  durch  die  starke 
natürliche  Volksvermehrung  des  slavischen  Ostens ,  die  schwächere 
des  übrigen  Europas,   zumal   Frankreichs,  schon  jetzt  statt   und 
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Tab.  XXIII.    Grösse,  Bevölkerung,  Volksdichte  derErd- 
theile  und  ihrer  geographisch-politischen  Haupttbeile. 


Erdthoile 


Gebietsp^rössc 

1000 
Qaadratkilom. 


BevOlkerang 

absolut, 

Millionen  Kopf 


Dichte 

auf 
Qu.-Kilom. 


Europa  .  . 
Asien  .  .  . 
Africa  .  .  . 
America  .  . 
Australien .  . 
Occan.  Inseln 
Polargobieto  . 
Erde     .     .     . 


Europa: 

Central)  . 
Nordwest*) 
Nordost')  . 
Südwest*)  . 
Sudost  *)  . 
Ost«)     .    .     . 


Asien'): 
Sibirien 

Rass.Ccntr.- Asien  ü.Tarkestan 

Vorder 

Centr.  u.  Ost 

fdaron  China 

[     „      Japan   

Vorderindien 

[davon  Brit  Indien  .     .     . 

Hinterindien 

Ostiud.  Inseln 

Africa'): 

Nord 

Sahara 

Nordtrop.  Zone 

Südtrop.       „       

Aussertrop.  Sudafr 


') 


America'): 

Nord      ..... 
da?on  Brit     . 
Ver.  Staat 
Mexico 

Central .... 

Westindien      .     . 

Süd 

davon  Brasilien 
Paraguay 
Uruguay 
Argentinien 
Chile    .     . 


9.730 

357.4 

37 

44.143 

826  0 

19 

29.207 

164.0 

5 

38.334 

121.7 

8 

7.69C 

:^.23 

0.4 

1.899 

7.42 

4 

4.483 

0.0^ 

— 

135.491 

1479.73 

11 

1.328 

105.85 

80 

315 

37.89 

124 

815 

8.96 

11 

1.410 

90.16 

64 

52(> 

18.48 

35 

5.336 

96.04 

18 

12.488 

4.31 

0.8 

4.342 

7.11 

1.6 

7.522 

BS.M 

5.0 

11.717 

412.36 

35.0 

4.005 

350.0 

90.0 

382 

40.07 

105    ' 

3.942 

2^5.68 

73    ' 

3.656 

27S.58 

76    ] 

2.12f> 

38.68 

IS 

2.004 

39.40 

20 

3.564 

21.19 

7 

C.ISO 

2.50 

0.4 

10.303 

104.76 

10 

7.842 

31.96 

4 

1.317 

3.55 

8 

19.810 

79.66 

4 

8.412 

5.27 

0.6] 

9212 

62.9S 

7 

1.947 

11.40 

6 

647 

8.23 

6 

244 

5.48 

22 

17.732 

33.34 

2 

8.361 

14.60 

1.7] 

253 

0.38 

1.3 

179 

0.71 

4 

2.789 

3.20 

1.2 

776 

3.17 

4 

Noten  1—7  s.  S.  678. 
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würde  bei  einer  dauernden  Verringernng  der  wirthschaftlichen 
Hilfsmittel  Central-,  West-  und  Südeuropas  noch  schärfer  werden. 
Nur  die  Aufrechthaltung  der  Suprematie  in  Technik,  Wirth- 
scbaft  und  Cnltur  in  den  letztgenannten  Theilen  Europas  kann 
das  verhüten.  Die  Nothwendigkeit  eines  Zusammenhaltens  von 
„Cultureuropa"  gegen  den  slavischen  Osten  wie  gegen  Nordamerica, 
und  ganz  Europas,  Americas  und  Australiens  gegen  die  ungeheuren 
Bevölkerungsmassen  der  asiatischen  continentalen  Culturvölker 
springt  auch  aus  den  absoluten  und  relativen  Bevölkerungszahlen 
hervor. 

§.    231.    —      Die    einzelnen    europäischen    Reiche 
und  Staaten. 

Die  Tab.  XXIV  (auf  S.  574')  enthält  die  Daten  für  die  gegenwärtigen  euro- 
päischen Staatsgebiete.  Grade  für  diese  Daten  gilt  die  mehrfach  schon  ge- 
machte BtimerliQng,  dass  nur  Länder  von  ungefährer  Gleichheit  der  Grösse,  Bevöl- 
ierungäverhältniäse ,  wirthschaftlichen  Stellung  u.  s.  w.  verglichen  werden  können ,  so 
hier  in  Be^ug  auf  die  Voiksdichte.  Daher  z.  B.  die  europäischen  Grossstaaten 
nebst  Spanien  unter  einander,  wobei  nur  Kussland  wegen  seiner  ungeheuren  Land- 
grosse  und  geringen  Gesammtcntwicklung  sich  nicht  ohne  Weitres  mit  den  anderen 
▼ergleichen  lässt.  Dagegen  können  nicht  wohl  diese  Grossstaaten  unmittelbar  mit 
den  Mictelstaaten  verblieben  werden,  von  denen  z.  B.  Belgien  und  Holland  nur  ihre 
besonders  hohe  Volksiiichte  ihrer  geographischen  Lage  und  ihrer  mit  dadurch  be- 
dingten Fonction  fUr  den  Weltverkehr  Deutschlands  und  Frankreichs  verdanken.  Volks- 
und —  was  ^rade  hier  geboten  ist  —  weltwirthschaftlich  betrachtet  kommt  in  der 
Grösse  der  Bevölkerung  und  der  Volksdichte  dieser  beiden  Staatsgebiete  die  central- 
und  westeuropäisch  -  contincntalc  volkswirthschaftliche  Gesammtentwicklung  mit  zum 
Ausdruck,  wie  in  derjenigen  Sachsens  und  R.-B.  Düsseldorfs  die  deutsche,  in  der 
des  Dep.  du  Nord  die  französische,  Lancasters  die  britische.  Die  bei  den  Statistikern 
übliche  Behandlung  solcher  Fragen  im  engen  Rahmen  der  politischen  Staatsgrenzen, 
regelmässig,  wie  in  dem  hier  besprochenen  Falle,  eines  Products  zufälliger  Geschichts- 
gestaltung, fuhrt  auch  hier  irre  und  bedarf  nach  solchen  volks wirthschaftlichen  Ge- 
sichtspuncten  der  Berichtigung. 

Die  Vergleiehung  der  Durchschnittsdichtigkeit  in  der  Gegen- 
wart vom  Deutschen  Reich  und  Frankreich  mit  91  und  71  giebt 
genug  zu  denken.  Sie  zeigt,  wie  wirthschaftliche  Entwicklung  und 
politische  Ruhe  selbst  bei  grosser  Auswanderung  eine  natürliche 
Volks  Vermehrung  bei  uns  in  diesem  Jahrhundert  ermöglicht  haben, 
durch   welche  wir  in  Bezug  auf  Volksdichte  nunmehr  weit  über 

^)  Deutsches  Reich,  Ocsterreich-Ungarn  (mit  Bosnien  und  Herzegowina,  Lichten- 
stein), Schweiz,  Luxemburg,  Niederlande,  Belgien. 

*)  Gr.-Britannicn  und  Irland  (N.  2  u.  3  in  der  „Bevölk.  d.  Erde**  als  Nordwest- 
enropa  zusammengefasst,  besser  doch  zu  trennen). 

^)  Dänemark,  Schweden,  Norwegen. 

*)  Frankreich,  Spanien,  Portugal,  Italien  mit  den  kl.  selbständ.  u.  fremdländ. 
Gebieten  (Malta,  Gibraltar). 

^)  Türkei  mit  Bulgarien,  aber  ohne  Bosnien  und  Herzegowina,  ferner  Rumänien , 
Serbien,  Montenegro,  Griechenland. 

^)  Russland  mit  Polen  und  Finnland. 

')  S.  „Bev.  d.  Erde''  VIII,  S.  XII  die  Bestandtheilo  der  Gebietsgruppen. 

A.  Wagner,  Onndlepranf?.  3.  Anflago.  1.  Theil.  Gnmdlagen.  37 
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Tab.  XXIV.    Grösse;  Bevölkerung  und  Volksdichte  der 
einzelnen  europäischen  Reiche  und  Staaten.^) 


GebietsgrOsse 

BevOlkefung 

Dichte 

1000 

absolut. 

auf 

Quadratkilom. 

1000  Kopf 

1  Quadratkilom. 

Deutsches  Reicht 

540.4 

49,424 

91 

Oosterreich-  Dogam  ^ 

625.5 

41.345 

66 

da?on  West-Oesterr. 

300.2 

2;<.896 

79 

„     Ungarn  etc. 

325.3 

17,450 

53 

Bosnien,  Herzegowina 

51.1 

1,836 

26 

Schweiz*) 

40.8 

2,933 

72 

Laxembarg 

2.59 

211 

82 

Niederlande 

33.0 

4.558 

138 

Belgien 

29.5 

6,147 

208 

D&nemark 

38.3 

2,172 

57 

Schweden 

450.6 

4,785 

11 

Norwegen 

325.3 

1,989 

6 

Gr.-Britann.  n.  Irland 

314.6 

37.888 

124 

davon  Engl  u.  Wales 

150.7 

29.001 

192 

.,     Schottland 

78.9 

4,033 

51 

„     Irland 

84.3 

4,706 

56 

Frankreich 

5M6.4 

38.343 

71 

Spanien  ■) 

497.2 

17,247 

85 

Portagal  *) 

89.4 

4.307 

48 

Italien 

286.6 

30,158 

105 

Griechenland 

65.1 

2.217 

34 

Eorop.  Türkei*) 

168.5 

5,600 

32 

Bulgarien,  Ostrumelien 

96.7 

3,154 

33 

Montenegro 

9.1 

200 

22 

Serbien 

48.1 

2,157 

45 

Kum&nien 

131.0 

c.    5.000 

38 

Europ.  Bussland 

4889. 

c.  85,4 

17 

Russ.-Polen 

111.9 

8,257 

65 

Finnland 

373.6 

2,338 

7 

Frankreich  hinaus  gekommen  sind,  während  um  1816  Deutschland 
nur  46,  Frankreich  bereits  53  Volksdichte  auf  1  qkm  besass. 
Italien  steht  nicht  mehr  so  sehr  viel  über  Deutschland.  Gross- 
britannien und  Irland,  zumal  England  allein,  überragt  aber  freilich 
bei  Weitem  uns  und  Italien,  dank  seiner  heutigen  wirthschaftliehen 
Weltstellung.  West-Oesterreich  übertrifft  auch  bereits  Frankreich 
und  steht,  trotz  seiner  dünn  bevölkerten  AlpcDländer,  im  Durch- 
schnitt zwischen   Deutschland  und  Frankreich   etwa  in   der  Mitte. 


^)  In  der  Reihenfolge  der  Tat.  XXIII. 

*)  Ohne  Bodensee,  Schweiz  auch  ohne  Genfersee. 

^)  Ohne  canar.  Inseln. 

*)  Ohne  Madeira  u.  Azoren. 

*)  Mit  KreU. 
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Die  Länder  der  pyreDäischen  und  der  Balkanhalbinsel;  uralte  Cultnr- 
gebiete,  stehen  dagegen  beute  ungemein  zurück  hinter  den  grossen 
Gebieten  Mittel-  und  Westeuropas ,  ,,den  transalpinen^'  im  antiken 
Sinne,  Gallien,  Germanien,  Britannien :  ein  Beleg  dafür,  wie  „poli- 
tische'^  Factoren  freilich  auch  bier  mit  einwirken  und  wie  es  eben 
im  heutigen  Zeitalter  der  Technik  und  des  Wirthschaftslebens 
andere  Factoren,  als  Klima  und  agrarische  Bodenfruchtbarkeit  sind, 
welche  die  Bevölkerungsgr^sse  und  Dichte  maassgebend  mit  be- 
stimmen. Dass  indessen  auch  rein  oder  noch  überwiegend  agrarische 
Länder  eine  gute  mittlere  und  selbst  eine  bedeutendere  Volksdichte 
sogar  im  östlichen  Mitteleuropa  erreichen  können,  zeigen  Russisch- 
Polen,  Ungarn,  Galicien  (s.  Tab.  XXVII). 

Unter  den  Mittelstaaten  Europas  ist  der  Vergleich  von 
Belgiens  und  Hollands  Dichte  mit  derjenigen  der  Schweiz,  dann 
der  Dichte  dieser  drei  Länder  mit  derjenigen  der  scandinavischen 
Staaten  und  Dänemarks,  auch  mit  derjenigen  Schottlands  und  Irlands 
beachtenswerth ,  zum  Beleg  wie  stark  doch  allerdings  von  Gunst 
und  Ungunst  des  Klimas,  des  Bodens,  der  geographischen  Lage 
die  gesammte  Entwicklung  auch  der  wirthschaftlichen  und  dadurch 
wieder  der  Bevöikerungs Verhältnisse  selbst  heute  noch  bedingt  ist. 

§.  232.  —  Volksdichte  in  kleineren  Gebiets- 
theilen  Deutschlands. 

In  der  folprenden  Tabelle  XXV  wird  zunächst  für  grössere,  in  der  Nr.  XXVI 
für  kleinere  GebietstbeiJe  des  Deutschen  Reichs  die  Volksdichte  ersichtlich  ge- 
macht   S.  Tab.  XXV  auf  S.  576,  Tab.  XXVI  auf  S.  577. 

In  den  beiden  Tabellen  XXV  und  XXVI  ist  in  den  drei  Colonnen  Deutschland 
?on  Nordosten  nach  Sud  westen  in  drei  ost-westliche  Streifen  zerlegt  und  das  geo- 
graphische mit  dem  politischen  und  administrativen  Eintheilungsprincip  ver- 
bunden worden.  Bei  jeder  Anknüpfung  an  die  politische  und  adminibtrative  £in- 
theilung  zerreisst  man  freilich,  zumal  in  einem  einheitlichen  Volks wirthschaftsgebiet 
wie  hier,  mancherlei  geographisch  und  wirthschaftlich  Zusammengehöriges,  was  aber 
ohne  ein  Eingehen  auf  speciellste  Einzelheiten,  und  auch  dabei  doch  nur  wieder  mit 
einer  gewissen  Uillkühr,  nicht  zu  vermeiden  ist.  Die  Vertheilung  der  Bevölkerung 
grosser  Städte,  Weltstädte,  wie  Hamburg  und  Berlin,  deren  Gesammtentwicklung  und 
Bcvölkernngsgrössc  nicht  das  Product  einer  einzigen  Landschaft,  in  der  sie  liegen  — 
auch  nicht  von  der  ürös&e  einer  Provinz  —  ist,  macht  dabei  natürlich  wieder  be- 
sondre Schwierigkeiten.  Immerhin  giebt  es  ein  richtigeres  Bild,  wenn  man  z.  B.  die 
Bevölkerung  Hamburgs  und  Lübecks  zur  schleswig-holsteinschen,  Bremens  zur  hanno- 
verschen (K.-B.  Stade).  Berlins  zu  Brandenburg  rechnet,  als  wenn  man  die  Volksdichto 
dieser  Provinzen  und  Bezirke  ohne  diese,  von  Schleswig- Holstein  ja  ganz  zufällig 
politisch  getrennten  Städte  feststellt.  Man  muss  nur  immer  bei  der  Beurtheilung  der 
Zahl  daran  denken,  dass  man  in  ihr  den  Einfluss  der  betreffenden  Städte  mit  zum 
Ausdruck  gebracht  sieht.  Gebiete  wie  die  der  kleinen  deutschen  Staaten,  Anhalt, 
Braunschweig.  Oldenburg,  Lippe  u.  s.  w.,  gehören  natürlich  für  unsere  Betrachtung, 
wie  geographisch,  so  wirthschaftlic.h  und  populationistisch  zu  der  betreffenden  Provinz, 
in  der  sie  liegen.  Da  in  Deutschland  die  Provinzen  und  Miltelstaaten  aber  auch 
nur  ann&hernd  geographische,  stammesartige,  wirthschaftliche  Einheiten  innerhalb  des 
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Tab.  XXV.    Volksdichtigkeit  des  Deutschen  Reichs 
nach    geographisch  -administrativen    Gebietstheilen 

von  Provinzialgrösse.*) 


l^orddeutschland 


Ostpreussen 

Westpreussen 

Pommern 

Mecklenburg 

[Schleswig-Holstein 

dgl.  mit  Encl. 
[Hannover 

dgl.  mit  Encl. 
[Westfalen 

dgl.  mit  Encl. 
Rheinland 


3|:; 

eil 


53 

56 

51 

45 

65] 

97 

59]  I 

66  I 
120], 
119 
173 


Schlesien 
Posen  Pr. 
Brandenborg 

[dgl.  ohne  Berlin 
[Pr.  Sachsen 

dgl.  mit  Encl. 
Kgr.  Sachsen 
Thüringen 
[Hessen-Nassau 
dgl.  mit  Encl. 


Mitteldentschland      2, 


A 

.:ji 

Ol 

=) 

a 

o» 

'S 

c*^ 

^ 

3 
< 

CQ 

105 

61 

103 

641 

102] 

104 

233 

104 

106] 

99 


Stlddentschland 


Südbaiem 
Bair.  Franken 
[Wünemberg 

dgl.  mit  Hoh.zoll. 
Baden 
Gr.  Hessen 
Sudhessen  allein 
Pfalz 

Sudhessen  u.  Pfalz 
Elsass-Lothringen 


'  .1— _L       ^ 


63 
82 
104] 
102 
110 
129] 
1651 
123] 
141 
111 


Gesammtgebiots  bilden,  sind  freilich  auch  die  so  gebildeten  „provinzialen"'  Ge- 
bietstheile  in  Tab.  XXY  und  vollends  die  „bezirk liehen''  in  Tab.  XXVI  inuner 
nnr  mit  Vorbehalt  fUr  unsere  und  verwandte  Fragen  der  Untersnchang  za  Grande  zq 
legen.  In  den  anderen  Ländern  kehren  ähnliche  Bedenken  wieder.  Desgleichen  bleibt 
die  immerhin  starke  Verschiedenheit  der  Grösse  der  Gebietstheile  in  beiden 
Tabellen  ein  die  Yergleichnng  nnd  Schlüsse  daraus  störender  Factor,  ein  Umstand, 
welcher  sich  bei  dieser  Behandlung  des  Gegenstands  nicht  beseitigen  lässt,  bei  der 
Schlussziehung  nur  wieder  beachtet  werden  muss  und  auch  einigermaassen  es 
werden  kann. 

In  den  grösseren  (provinzialen)  Theilen  der  Tab.  XXV 
gleichen  sich  natürlich  mehr  wie  in  den  kleineren  (bezirklichen) 
der  Tab.  XXVI  die  Durchschnitte  der  Volksdichte  aus,  so  in  Betreff 
der  Bevölkerungszahlen  grosser  Städte  in  sonst  dünner  bevölkerteD 
Provinzen  (Schleswig-Holstein  mit  Hamburg,  Brandenburg  mit  Berlin, 
Oberbayem  mit  Itfünchen)  und  zwischen  etwaigen  vorwiegend 
industriellen  und  montanistischen  stark  und  agrarischen  schwächer 
bevölkerten    Landestheilen    (Westfalen,    Rheinland,    K.  Sachsen). 


^)  Mit  möglichster  Zusammenfügang  dessen,  was  geographisch  und  volkswirfh- 
schaftlich  einigermaassen  zusammengehört,  aber  mit  Anlehnung  an  die  historisch- 
politische  und  administrative  Eintheilung:  daher  die  preuss.  Provinzen,  die  grosseren 
Mittelstaaten,  die  baier.  genannten  Pronnzgruppen  m  den  durch  den  Namen  von 
Staat  oder  Profinz  bezeichneten  Grenzen,  nur  bei  Rheinland  incl.  das  oldenb.  Birten- 
feld.  Sonst  aber:  bei  Mecklenburg  beide  zusammen;  Schleswig-Holstein  mit  EncUven: 
Staat  Hamburg  und  Lübeck,  oldenb.  Fürst.  Lübeck;  bei  Hannover  mit  Enclaven: 
Herz.  Braunschweig,  Herz,  (nicht  das  ganze  Grosshz.)  Oldenburg,  Staat  Bremen;  bei 
Westfalen  mit  Enclayen:  Lippe  u.  Schaumb.-Lippe ;  bei  Provinz  Sachsen  mit  EncL: 
Anhalt;  bei  Thtlringen:  die  4  sfichs.  Lande,  beide  Schwarzburg,  beide  Benss;  bei 
Hessen  -  Nassau  mit  Enclaven:  Waldeck  und  hess.  Pro?.  Oberhessen;  bei  Südbessen 
und  Pfalz:  hess.  Prov.  Starkenburg  und  Sheinhessen  nebst  baier.  Pfalz.  Die  ein- 
geklammerten Zahlen  sind  für  die  Zusammenstellung  in  Tabelle  XXVIII  unten  nicht 
berücksichtigt,  sondern  statt  ihrer  die  betreffenden,  die  Enclaven  umfassenden. 
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Tab.  XXVI.   Volksdichtigkeit  des  Deutschen  fieichs 
nach    geographisch -administrativen    Gebietstheilen 

von  Bezirksgrösse.*) 


• 

1 

i 

Nord  den  tschland 

=3    S| 

Ost-westl. 
Mitteldeutschland 

flQu. 
wohn 

Süddeutschland 

=3^ 

<1  w 

Gambinnen 

55  1 

Oppeln 

119 

Niederbaiern 

02 

Köni^berg 

50 

Breslau 

119 

Oberbaiern 

66 

Marienwerder 

4S  1 

Liegnitz 

77 

[dgl.  ohne  München 

45] 

Danzig 

74  ' 

Posen 

64 

Oberpfalz 

56 

Köslin 

40 

Bromberg 

65  1 

Schwaben 

68 

StetÜD 

62 

Frankfurt  a.  0. 

59  ■ 

Oberfranken 

82 

StraiäiiDd 

52 

Potsdam 

142  i 

:    Mittelfranken 

92 

Meckl.-Strelitz 

33; 

[Potsdam  ohne  Berlin 

6S) 

Unterfranken 

74 

Schwerin 

44 

Magdeburg 

93 

Würt.  Donaukreis 

78 

[Schleswig- Holstein 

r.5)j 

Anhalt 

HS 

105 

[  -    Schwarzw.kr. 

101] 

dgl.  mit  £dc1. 

1)7  ' 

Merseburg 

dgl.  mit  Hoh.zoll. 

92 

Lüneburg 

a? 

Erfurt 

123 

Würt.  Neckarkreis 

200 

[Stade 

50]! 

Banuen 

150  1 

[dgl.  ohne  Stuttgart 

158] 

Stade  mit  Bremen 

73 

Dresden 

219  . 

-    Jagstkreis 

78 

Hildesheim 

90  1 

Leipzig 

243  ! 

Bad.  B.  Gonstanz 

68 

Herz.  Braanschweig 

109 

Zwickau 

284 

-    Freiburg 

99 

Hannover 

92  , 

S.-Altenburg 

129  1 

-    Karlsruhe 

173 

Herz.  Oldenburg 

52 ; 

S.- Weimar 

91 

-    Mannheim 

128 

Osnabrück 

48  • 

S.-Coburg-Gotha 

106  1 

Hess.  Pr.  Starkcnb. 

139 

Anrieh 

70  , 

S.-Mciningen 

91  ! 

Bheinhessen 

224 

[Minden 

105], 

Beide  Keuss 

160  , 

Pfalz 

123 

Minden  mit  2  Lippe 

106  : 

Beide  Schwarzburg 

89  ' 

Oberelsass 

134 

Münster 

74 

[Thüringen 

104]; 

Unterelsass 

130 

Arnsberg 

174  i 

[Cassel 

81], 

Lothringen 

82 

Düsseldorf 

361 

Cassel  mit  Waldeck 

73     : 

Köln 

20S 

>\icsbaden 

150  1 

Aachen 

136  '■ 

Oberhessen 

81  ' 

Goblenz 

102  , 

Trier  mit  Birkeufeld 

99  1 

Aber  der  Einfluss  von  Lage  im  deutschen  Wirthschaftsgebiet  und 
zum  Ausland,  Klima,  Bodenart,  vorwaltender  wirthscbaftlicher  Be- 
schäftigung, Agrarverfiissung,  Industrie-  und  Städteentwicklung 
zeigt  sich  doch  in  den  Daten  der  Tab.  XXV  noch  mehrfach  recht 
deutlich:  rein  oder  doch  überwiegend  agrarische  Gegenden,  nicht 
allzu  günstiger  Bodenart  und  Klimas,  mit  einer  den  Grossgrund- 
besitz begünstigenden  Verfassuug,  nicht  besonders  vortheilhaiter 
geographischer  Lage  bringen  es  anch  bei  uns,  bisher  wenigstens, 
noch  auf  keine  hohe  Volksdichte  (45 — 63,  das  ganze  Küstengebiet 
an  der  Ost-  und  Nordsee,  im  Innern  Prov.  Posen,  Brandenburg,  im 

*)  Die  preuss.  Begierungsbezirko  und  die  Provinzial-  und  Kreis-  und  Bezirks- 
eintheilung  der  Mittelstaateu  in  den  administrativen  Grenzen,  Schleswig-Holstein  mit 
den  Enclaven  wie  in  Tab.  XXV  (.Hamburg,  Ltlbeck,  Fürst  Lübeck). 
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Süden  Sttdbaiern,  Damentlich  Hamburg,  Bremen,  Berlin,  München  ab- 
gerechnet). Allgemein  für  den  Dnrehschnitt  der  Provinz  höhere  Zahlen 
setzen  grosse  Städte  (Brandenburg  mit  Berlin,  Schleswig-Holstein  mit 
Hamburg),  entwickelte  grössere  Indnstriebezirke  (Rheinland,  West- 
falen mit  Arnsberg,  E.  Sachsen,  Schlesien,  Thüringen,  Prov.  Sachsen, 
Theile  von  Süddeutschland)  oder  besonders  günstige  Agrarver- 
hältnisse, nach  Boden,  Producten,  Agrarverfassung,  Absatz  u.  s.  w. 
(Prov.  Sachsen,  West-  und  Südwestdeutschland)  voraus.  Die  ganz 
hohen  Zahlen  (Sachsen,  Rheinland,  besonders  einige  Theile  davon) 
finden  sich  nur  unter  besonders  mächtigen  Einflüssen  hochindustrieller, 
grossstädtischer,  hochintensiv-agrarischer  Entwicklung. 

In  den  kleineren  (bezirklichen)  Gebietstheilen  der 
Tab.  XXVI  tritt  das  Alles  noch  deutlicher  hervor,  indem  sich  hier 
die  provinzialen  Dichteziffern  der  Tab.  XXV  in  ihre  Componenten 
auflösen. 

Die  administrative  und  die  politische  Eintheilong  ist  hier  mit  den  angedeuteten 
Modificationen  in  Betreff  der  kleinen  onclavirten  Gebietstheile  für  Preussen  und  die 
Mittelstaaten  (bis  incl.  Hessen)  zn  Grande  gelegt.  Die  daneben  (in  der  2.  Colonne) 
gestellten  thüringischen  Kleinbtaaten  bleiben  freilich,  wie  auch  Mecklenborg-Strelitz, 
hinter  der  DorchschnittsgrOsse  der  Bevölkerung  eines  der  übrigen  bezirklichen  Gebiets- 
theile  znm  Theil  nicht  unerheblich  zurück,  wurden  aber,  um  „Thürin^iren'*  einmal 
aufzulösen,  hier  apart  aufgeführt.  Auch  die  proussischen  Bezirke  weichen  unter 
einander  (Düsseldorf  1,973.000,  Stralsund  208.0001)  und  von  denen  der  Mittelstaaten 
zum  Theil  erheblich  an  GrOsse  ab,  was  wieder  bei  Vergleichen  und  Schlüssen  daiaos 
zu  beachten  bleibt. 

Wie  sehr  die  specifisch  hochintensive  Industrieentwicklung,  namentlich  gewisser 
Fabrikzweige,  und  damit  zusammenhänicend  die  städtische  Entwicklung  die  ganz  hohen 
Zahlen  der  Yolksdicbte  bedingt,  ergiebt  besonders  der  Vergleich  der  5  Bezirke  der 
Bheinprovinz  (Düsseldorf,  Ooln,  Aachen,  Coblenz,  Trier),  der  3  Westfalens  (Arnsberg. 
Minden,  Münster),  der  4  des  Kgr.  Sachsen  (Zwickau,  Leipzig,  Dresden,  Bautzen)  je 
unter  einander.  Den  Einfluss  auf  starke  Erhöhung  der  Durchschnittszifi'er  des  Bezirks 
durch  grosse  Städte  zeigt  ß.-B.  Potsdam  mit  und  ohne  Berlin,  Oberbaiera  mit  und 
ohne  München:  zwei  Städte,  die  eben  wirthschaftliche  Mittel  und  Bevölkerung  aas 
Kreisen  weit  über  den  Bezirk  hinaus  herbeiziehen.  Rein  agrarische,  wenig  günstige 
Bezirke  sinken  auf  50,  40  und  darunter  (Ostsee-,  z.  Th.  auch  Nordseegebiet,  Ober- 
baiern),  während  die  süd westdeutschen,  bes.  die  rheinischen  Gegenden  vorwaltend 
agrarischen  Characters  doch,  freilich  immer  auch  hier  mit  Hilfe  mehr  städtischer  und 
industrieller  BerOlkerang,  auf  erheblich  grossere  Ziffern  der  Dichte  kommen. 

So  wird  manches  Schlaglicht  auf  die  Bedingungen  der  Yolksdicbte  schon  durch 
die  verschiedenen  Daten  der  Tab.  XXYI  geworfen,  wenn  man  sie  mit  den  gegebenen 
und  als  bekannt  vorauszusetzenden  wirthschaftlichen  und  sonstigen  Verhältnissen  der 
einzelnen  Bezirke  in  Zusammenhang  bringt  Genauer  Hesse  sich  das  aber  auch  hier  eist 
durch  Auflösung  der  Dichtigkeitszahlen  in  ihre  Componenten,  mittelst  Ruckgehens  auf 
die  Ziffern  für  Kreise  und  noch  kleinere  Einheiten  verfolgen.  S.  über  die  badiscben 
und  rheinländischen  Verhältnisse  die  gen.  Arbeiten  von  Neumann  (Freibnrg)  und 
Sprecher  von  Bernegg. 

Von  Interesse  für  die  ganze  Frage  der  Volksdichte  ist  auch  die  Vergleichung 
mit  den  Verhältnissen  der  Nachbarländer  ausserhalb  des  Reichs.  Die  hohen  Ziffern 
des  R.-B.  Düsseldorfs  begefrnen  nur  in  einigen  niederländischen,  belgischen  und  nord- 
französischen  (Depart  du  Nord)  Bezirken  wieder,  mit  ähnlich  günstigen  Industrie-, 
Handels-,  Agrarverhältnissen,  grossen  Städten  u.  s.  w.  An  die  sächsischen  schlicssen 
sich  verwandte  nordbOhmütche  Verhältnisse  an. 
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§.  233.  —  Volksdichte  in  kleineren  Gebietstheilen 
anderer  Länder,  besonders  Europas. 

In  der  folgenden  Tab.  XXYII  sind  nnn  für  einen  grossen  Theil  des  übrigea 
Europa  sowie  für  Theile  von  America  and  Asien  ähnliche  Dichtezahlen  zosammen- 
gestellt  worden. 

S.  Tab.  XXVII  anf  S.  580— 5S3. 

In  dieser  Tab.  XXVII  entsprechen  die  grosseren  Gebietsgmppen  nnd  Pro- 
vinzen u.dgl.  den  deutschen  Provinzialabtheilungen  der  Tab.  XXV  einigermaassea, 
ebenso  die  kleineren  den  deutschen  Hezirksabtheilangen  der  Tab.  XXYL  Aber 
bei  der  Verschiedenheit  der  Gesammtgrösse  der  einzelnen  Länder  und  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  administrativen  Eintheilung  eines  jeden  ergeben  sich  nur  Grössen, 
welche  annähernd,  immer  nur  unter  den  mehrfach  ftlr  solche  Vergleiche  hervor- 
gehobenen Vorbehalten,  anter  einander  und  mit  den  betreffenden  deutschen  ver- 
glichen werden  können.  Fttr  alle  Schlüsse  aus  solchen  Vergleichen  sind  daher 
auch  wieder  Vorbehalte  geboten.  Nimmt  man  diese  und  verglast  sie  bei  den  Ver- 
gleichungen  und  Schlüssen  im  Einzelnen  nicht,  so  lassen  sich  doch  immerhin  werth- 
volle  Folgerungen  aus  den  zahlreichen  Daten  aber  die  Verhältnisse  der  Volksdichtig^ 
keit  in  Tab.  XXVII  ableiten. 

In  Oesterreich- Ungarn  tritt  der  entscheidende  Einflnss  der  Boden- 
beschaffenheit und  des  Klimas,  ebenso  wie  in  der  Schweiz  in  der  niedrigen 
Dichte  der  Alpenländer  deutlich  hervor,  zumal  derer,  in  welchen  nicht  grosse  Städte 
(Wien)  und  Indnstriesitze  die  Dichte  erhöhen. 

Ohne  Wien  zeigen  die  gesammten  österreichischen  und  schweizerischen  Alpen- 
länder, in  der  in  der  Tab.  innegehaltenen  Eintheilung,  dieselbe  Dichte  (4b)  und  auch 
kleinere,  geographisch  ähnliche  Gebiete  ähnliche  Zahlen.  Mit  diesen  stimmen  die- 
jenigen aus  den  französischen  Alpengegenden  tiberein.  Die  Ziffern  bleiben  aber 
meist  doch  höher  als  in  den  nordischen  Gegenden  Busslands,  Scandinaviens  und  selbst 
Schottlands.  In  der  fUr  Oesterreich  hier  bloss  verfolgten  Provinzialgruppirung  sind, 
von  den  reinen  Alpenprovinzen  abgesehen,  die  Dichtedifferenzen  zwischen  den  mehr 
industriellen  Provinzen  mit  Grossstädten  und  den  mehr  rein  ag^rarischen  Provinzen 
nicht  so  gross  wie  in  Deutschland  und  vollends  in  Grossbritannien.  Es  zeigt  sich 
also  dort  noch  eine  gl  eich  massigere  Bevölkerungsvertheilung.  Die  schweizer 
Verhältnisse  ergeben  grosse  Differenzen  der  Dichte  zwischen  den  einzelnen  Kantonen 
nach  Klima,  Boden,  wirthschaftlicher  Thätigkeit,  Städtewesen.  Aber  die  Kantone  sind 
zu  verschieden  in  der  Grösse,  die  Schweiz  zu  klein  im  Ganzen,  der  Einfluss  der 
Nachbarländer  herüber  und  hinüber  (Deutschland,  Frankreich)  zu  bedeutend  (Basel, 
Genf),  als  dass  man  aus  den  Schweizer  Verhältnissen  der  Dichte  sonst  vielschliessen  dürfte. 
In  Italien  fallt  bei  der  hier  auch  nur  nach  der  Provinzialeintheilung  ver- 
folgten Volksdichtigkeit  die  relativ  hohe  Dichte  in  allen  diesen  Landestheilen ,  ab- 
gesehen von  Sardinien,  auch  heute  noch  auf.  Der  Einfluss  der  Boden beschaffenheit 
(und  nach  der  Höhenlage  auch  des  Klimas)  tritt  in  Mittel-  gegenüber  Ober-  und 
Unteritalien,  in  Umbricn,  Latium,  Abruzzen,  Basilicata  gegenüber  der  lombardischeu 
Ebene,  Gampanien  noch  immer  deutlich  hervor.  —  Sardinien  und  Corsika  fallen  un- 
gemein ab:  geographische  Lage,  Boden-  und  allgemeine  Cultur-  und  politische  Ein- 
flüsse machen  sich  entscheidend  geltend. 

In  den  Niederlanden  und  Belgien  sehen  wir  ungemein  hohe  Dichte  in  den 
mercantil,  bezw.  industriell  und  montanistisch  und  in  Bezug  auf  Städte,  unter  dem 
Einfluss  davon  auch  im  Ackerbau  hoch  intensiv  entwickelten  Provinzen:  8  von  20  Pro- 
vinzen mit  über  200  Bewohnern  auf  dem  Quadratkilometer!  In  solchen  Verhältnissen 
tritt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  der  Einfluss  der  geographischen  Lage  am  Mün- 
dungsgebiet von  Bhein,  Maass  und  Scheide  und  damit  an  derjenigen  Stelle  hervor, 
worüber  ein  grosser  Theil  des  Weltverkehrs  des  westlichen  und  mittleren  Continents 
naturgemäss  geht.  Wie  die  abgelegeneren  und  durch  die  Bodenbeschaffenheit  weniger 
begünstigten  Gegenden  auch  in  diesen  Ländern  nur  eine  viel  niedrigere  Dichte  bisher 
erreichen  konnten,  zeigen  einige  andere  niederländische  und  belgische  Provinzen,  wo 
die  Dichte  auf  die  Zahl  Pommerns  und  Mecklenburgs  sinkt. 

In  Frankreich  macht  sich  im  Vorgleich  mit  fast  allen  übrigen  hier  berück- 
sichtigten europäischen  Ländern  auch  in  den  Zahlen  der  Volksdichtigkeit  der  Depar- 

(Forts.  des  Textes  S.  583.) 
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Tab.  XXVII.  Volksdichtigkeit  in  einigen  andern  Ländern 
nach  geographisch-administrativen  Gebietstbeilen. 


:as 

• 

1 

2f  oi 

1 

1 

1 

Oesterr-Ungarn 
Ganz  Ungarn 

6fi 

5a 

S  c  h  w  e  i  z  *)  gross.  Kant. 
Kanton  Bern 

71   ' 

78  I 

Sardinien 

30 

Ung.u.  Siebenbürgen 
Kroatien 

55 
52 

Zürich 
Aargan 

197  ' 
138 

Corsika 

32 

[Bosnien,  Herzegov. 

26]. 

St.  Gallen 

114 

Oder«) 

Ganz  Westösterr. 

79  ! 

Waadt 

78  ' 

über- Italien 

128 

Bukowina 

61  ' 

Luzern 

90 

Mittel     - 

85 

Galizien 

84 

Graubünden 

13  1 

unter     - 

116 

Schlesien 

116 

Wallis 

19 

Niederlande*) 

138 

Mähren 

102 

Tessin 

45 

Groningen 

120 

Böhmen 

112 

Oder:  Alpen-Schweiz 

48  , 

Drenthe 

49 

Niederösterr. 

133 

Üebrige  Schweiz 

143 

Friesland 

102 

[dgl.  ohne  Wien 

65J 

Italien 

105  1 

Oberyssel 

89 

Oberösterr. 

65 

Venetien 

120 

Gelderland 

101 

Steiermark 

57 

Lombardei 

160 

Utrecht 

162 

Krain 

49  i 

Piemont 

112  ' 

Nord-Holland 

305 

Triest,  Istr.,  Görz 

87  ' 

Romagna 

114 

Süd 

321 

[dgl.  ohne  Triest 

68]  1 

Parma,  Modena 

100  1 

Limburg 

116 

Dalmatien 

41  ' 

Ligurien 

liJl 

Nordbrabant 

99 

Kärnthen 

35 

Marken 

98 

Seeland 

112 

Salzburg 

24  ' 

Umbrien 

61  1 

OderNord-Ost-Niederl. 

94 

Tirol 

30 

Toscana 

94 

Mittel- 

284 

Vorarlberg 

45 

Abruzzen  etc. 

81  1 

Süd-West- 

106 

1 

1     Latium  (Rom) 
Apulicn 

Sl 

Belgicn 
Limburg 

Oder^): 

\J  A 

93  1 

93 

Alpenländer 

60 

'     Basilicata 

55 

'    Luxemburg 

49 

dgl.     ohne  Wien 

48  1 

1     Campanien 

190  1 

Namur 

93 

Sudetenländer 

110 

[dgl.  ohne  Neapel 

151-.]' 

Lüttich 

260 

Karpathen   - 

60 

Calabrien 

86  1 

Antwerpen 

247 

Illyrischo    - 

42 

1     Sicilien 

12« 

;    Brabant 

343 

*)  Oesterreich-Üngarn  s.   Herm.  Wagner:    „die  Bevölkerung  der  Erde** 

Kr.  VIII,  S.  258.    Oesterr.  Alpenländer:  Ober-,  Niederösterreich,  Salzburg,  Tirol  and 

Vorarlberg,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain;  Sudetenländer:  Böhmen,  Mähren,  Schlesien ; 

^arpathenländer:  Galizien,  Bukowina.  Ungarn.  Siebenbürgen ;  illyr.  Länder:  Küstenland, 

Dalmatien,  Kroatien  (mit  Fiume)  und  hier  auch  Bosnien  und  Herzegowina. 

^)  Schweiz.  Scheidung  nach  ganzen  Kantonen  zwischen  Alpenscbwelz  und 
übriger  Schweiz,  daher  nur  nach  dem  vorwaltenden  Character  und  ungefährer 
Zugehörigkeit  zum  einen  oder  andren  Theil.  Als  Alpenschweiz  wurde  gerechnet: 
Kantone  Luzern,  beide  Appenzell  (224  u.  73  Dichte),  St  Gallen.  Schwyz,  Uri  (Dichte  16), 
beide  Dnterwalden  (ob  d.  Walde  19  Dichte),  ganz  Bern.  Wallis,  Graubünden,  Tessin, 
daher  doch  neben  Hochalpengebietcn  auch  niedrige  Gebiete  und  industrielle;  zur 
„übrigen  Schweiz''  alle  anderen  Kantone,  von  denen  natürlich  ganz  städtische  wie 
Baselbtadt  und  Genf  sehr  hohe  Dichtigkeitsziflern  haben. 

*)  Italien.  Zu  Oberitalien:  Venetien,  Lombardei.  Piemont,  Bomagna,  Parma- 
Modena,  Ligurien;  zu  Mittelitalien:  Marken,  Umbrien.  Toscana,  Abruzzen  u.  Molise, 
Latium  (Rom);  zu  Unteritalien  die  übrigen  in  der  Tabelle  genannten  Landschaften 
des  Festlands. 

*)  Niederlande:  zu  Ost-Niederlanden  die  ersten  5,  zu  Mittel-  die  mittleren  3, 
zu  Südost-  die  letzten  3  Provinzen  der  Tabelle. 
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^    O 


Henoegaa 

Obtflandern 

Weätflandera 

Oder^): 

Oestliches  Belgien 

Mittleres 

Westliches 

Frankreich*): 
Dcpart.groppen 
Nördliche 
Max.  Seine  (Paris) 

-    Nord 
Min.  Seine-Marne 
Nördliche  ohne  Paris 
Nordwestliche 
Max.  Seine  inf6r. 
Min.  Eure- Loire 
Nordöstliche 
Max.  Meorthe-Mos. 
Min.  Haote-Mame 
Oestlicho 
Max.  Rhone 
Min    Haute- Saune 
Alpendepart. 
Max.  Isere 
Min.  Basses  Alpes 
Südöstl.   n.  Mit- 

telmeor 
Max.  Rhunemilnd. 
Min.  Var 
Ob.  Centraldep. 
Max.  Puy-de-Dome 
Min.  Lozcre 
Unt.  Centraldep. 
Max.  Allier 
Min.  Indre 
Westliche 
Max.  Fini&t^re 
Min.  Maycnne 
Mittlere  wcstl. 
Max.  Char.  iufer. 
Min.  Vienne 


286'    Sudwestliche 
319:     Max.  Gironde 
2391;     Min.  Landes 


2SS 

274 

71 

ISO 
0227 

294 
62 

12S 
76 
89 
4S 
53 
82 
40 
74| 

277 
54 
46 
70 
18 

70 
119 
47 
53 
72 
27 
51 
58 
44 
84 
05 
66 
59 
6*» 
49 


^    93 

■  3  5 


oo; 
79 
32! 

32 

i 

129 
2091 
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Corsika 

Gr.-Britannien  nd 
Irland«) 

England 
Gebietbabth. ,    Graf- 
schaften u.  dgl. 
Metro  polit^Lond.)  1805:' 
Davon  Middlesex        4430 

-      Surrey  882 

Süd-östliche  189' 

Max.  Kent  283 

Min.  Berkshire  128l 

Sud-midländ.  105> 

Max.  Bedfordsh.  135,' 

Min.  Huntingdonsh.  i'>2|i 

Oestliche  121 

Max.  Essex  196; 

Min    Norfolk  831 

Sudwestliche  91 

Max.  Some^s»et^h.  1 14 

Min.  Wilt  u.  Dorset  76 

West-mitl&nd.  204| 

Max.  Stafibrdsh.  358: 

Min.  Hercfordsh.  54, 

Nord-mitländ.  12^j 

Max.  Nottinghamsh.  209 

Min.  Rutlandsh.  54 

Nordwestliche  619' 

Max.  Lancash.  803' 

Min.  Chesh.  270 

Yorkshire  242 

Max.  We>triding  341 
Min.  Northrid.            I     67 

Nördliche  134' 

Max.  Durham  389 

Min.  Wcstmoreland  33 

Monmouthsh.  168! 
W  a  1  e  s  (m.  Monmouth 

86)  80.. 


I 


Süd-Wales 
Max.  Glamorgan 
Min.  Brecknock 
Nord- Wales 
Max.  Flintsh. 
Min.  Montgomery 
Inse    Man 
Canalinseln 

chottland 
Nördliches 
Max.  Orkneyinscln 
Min.  Sutherlaud 
Nord-westl. 
Nord-östl. 
Max.  Aberdeen 
Min.  Nairn 
Ost-Midland 
Max.  Clackmannan 
Min.  Perth 
West-Midland 
Max.  Dumbarton 
Min.  Argyl 
Südwestliches 
Max.  Lanark 
Min.  Ayr 
Sudöstliches 
Max.  Edinburgh 
Min.  Pcebles 
Sudliche 
Max    Roxbourgh 
Min.  Kirkcudbr. 

rland 

Leinster 

Max.  Dublin 

Min.  Wicklow 

Munster 

Max.  Cork 

Min.  Cläre,  Kerry 

Ulster 

Max.  Antriin 

Min.  Donegal 


97 

329 

31 

57 

118 

29 

95 

471 

51 

18 

29 

4 

9 

44 

55 

18 

58 

220 

19 

29 

135 

9 

263 

454 

75 

127 

467 

16 

24 

31 

16 

56 
61 

467 
31 
48 
58 
37 
73 

139 
38 


^)  Belgien:  zu  östlichem  die  ersten  3,  zu  mittlerem  die  folgenden  4,  zu  nörd- 
lichem die  letzten  2  Provinzen  der  Tabelle. 

^  Frankreich.  Die  Eintheilung  in  geographische  Gebiets^ruppen  und  die 
Yertheilung  immer  der  ganzen  Departements  darauf  nach  Herm.  Wagner,  in  der 
Bevölkerunir  der  Erde  Nr.  VIII,  S.  17,  woselbst  die  einzelnen  Departements  mit  ihrer 
speciellen  Yolksdichte  genannt  sind.  In  der  Tab.  XXVII  sind  nui  d  e  Departements 
mit  Maximal-   und  Minimaldichte  in  jeder  geographischen  Gruppe  angeführt  worden. 

^  Gr.-Britannien  und  Irland.  S.  ebenfalls  die  Daten  für  die  einzelnen 
Grafschaften  u.  s.  w. ,  von  denen  hier  nur  in  jeder  Gruppe  diejenigen  mit  Maximal- 
und  Miuimaldichte  genannt  wurden,  bei  Herm.  Wagner,  Bevölkerung  der  Erde, 
Nr.  VIII,  S.  19  u.  260. 
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1 

—4   »^ 

'                                ,3  S 

°  5 

>d  c 

o^t 

o^-g 

lO'o 

^1 

5« 

15« 

Gonnaught 
Max.  Sligo 
Min.  Galway 

Dänemark 
Inselämter 

dgl  ohne  Kopenhagen 
Jutland 

Schweden^) 
Läne: 
Gotland 
Max.  MalmOhos 
Min.Kroubg.  Ins.  Gotl. 
Srearike 
Max.  Stockholm  Geb. 
Min.  Kopparberg 
Norrland 
Max.  Weütnorrland 
Min.  Norbotten 

Norwegen') 
Stifter  und  Aemter : 
Christiania 
Max.  Jarlsb.,  Laurr. 
Min.  Buskerud 
Gbristianssand 
Max.  Stavanger 
Min.  Bratäberg 
Hamar 
Bergen 
Drontheim 
Tromsoe 
Max.  Nordland 
Min.  Finnland 


Finnland*) 
Max.  Nyland 
Min.  Uleaborg 


41 
53 
34 

57 
94 
70 
37 

11 

28 
77 
16 
16 
52 

7 

1.7 

8 

0.9j 

6 

22 
43 

7 
9 
13 
6 
4 
8 
6 
2 
3 
0.9 


R  u  s  8 1  a  n  d  (ohnePol.)^) 
Gruppen  und  Gou- 
vernements. 

Nord-(Gro88-)R. 
Max.  Wjatka 

Min.  Archangel 
Central-(Gros8-) 
Davon  nördl. 
Max.  Jarosl. 
Min.  Pskov 
Bezw.  südL 
Max.  Moskau 
dgl.  ohne  Stadt  Mosk. 
Sonst  Max.  Kursk 
Min.  Kalüga  u.  and. 
Ostseeprov. 
Max.  Petersburg 
dgl.  ohne  Stadt  Pet. 
Min.  Estland 
Westrus8l.(oh.Pod.) 
Max.  Kowno 
Min.  Minsk 
Kl.rossl.  (m.Podol/) 
Max.  Podolien 
Min.  Tschemigow 
Sudrussland 
Max.  Bessarab. 
Min.  Don'sches  Geb. 
Kasan 
Max.  Kasan 
Min.  Perm 
Astrachan 
Max.  Saratow 
Min.  Astrachan 


6    IRoss.  Polen*) 
20    ll     Max.  Warschau 
1.4 1     dgl.  ohne  Stadt  W. 
Min.  Siedice 


17 


4.2 

19 

0 

37 
20 
36 
22 
45 
66 
43 
50 
40 
27 
31 
15 
20 
29 
38 
19 
51 
60 
42 
21 
35 
12 
17 
32 

8 

9 
27 

3.5 

65 

99 
GS 
47 


Nordamer.   Union^ 
Gruppen  u.  Staaten 
Ncu-Engl.  St 
Max.  Rhode-Island 
Massachusetts 
Min.  Maine 
Mittl.  atlant 
Max.  New-Jersey 

Newyork 
dgl.  ohne  Newyork 

und  Broklyn 
Max.  Pennsylvanien 
dgl.  ohne  Philad. 
Min.  Delaware 
Nordöstl.  Centr. 
Max.  Ohio 
Min.  Wiscons.,  West- 
virginien 
Nordwestl.  Centr. 
Max.  Missouri 
Min.  Nord-Dacota 
Sudatlant 
Max.  Virginien 
Min.  Florida 
SudöstL  Centr. 
Max.  Tennessee 
Min.  Alab.,  Mississ. 
Sudwestl.  Centr. 
Max.  Louisiana 
Min.  Territorien 
Felsengebirge 
Max.  Colorado 
Min.  Wyoming 
Plateau 
Tcrr.  Utah 
Nevada 
Pacif.  St 
Max.  Californ. 
Min.  Oregon 


27 
106 
104 

S 
46 
71 
47 

30 
45 
36 
32 
20 
84 

12 
7 

15 
1 

11 

15 
2 

12 

16 

11 
4 
9 

0.7 
0.7 
1.5 
0.2 
0.4 
0.9 
0.2 
2 
3 
1.3 


^)  Schweden.    S.  ebendas.  S.  24  das  Einzelne. 

*)  Norwegen.    S.  eb.  S.  25,  261. 

»)  Finnland.    S.  eb.  S.  263. 

*)  Russland.  S.  eb.  das  Einzelne  S.  50.  Goth.  Jahrb.  1892  S.  1022  (unricht. 
Angabe  fur  Dichte  ganz  Russlands,  ausser  Polen  und  Finnland,  mit  20,  statt  mit  17; 
auch  incl.  Polen  nur  18). 

*)  Russisch-Polen  s.  Bevölk.  d.  Erde  S.  51. 

^)  Nordam.  Union  s.  Supan  in  Bevölk.  d.  Erde  S.  205  ff.,  auch  mit  einigen 
anderen  Berechnungen,  so  fUr  die  Yolksdichte  nach  Oberflächengestaltung  (Maxim, 
atlant  Ebene  29,  Gebiet  der  Yorhöhen  27,  Min.  0.3,  0.5  Felsengebirge,  Prärien, 
grosse  Ebenen),  mittlerer  Temperatur,  Höhenlage  der  Gegenden  u.  a.  m.  Die  3  Haopt- 
gruppen  der  Union  nach  der  Elntheilung  bei  Supan  S.  20 i>.  Näheres  im  Censusbericht 
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12  Ö 

1 

• 

°  5 
2fo 

^1 

i; 

ss 

'^  55 !! 

^  £ 

a   4) 

1 

1 

^« 

Hauptgrnppen 

Centralprov. 

39 

'l      '                            '     ' 
'     Centralnipon 

164 

der  Union 

1 

i    Max.  gross.  Distr. 

61 

■J     Max. 

304 

Nordstaaten 

17 

Min.       -         -     31     28 

-    noch  3mal  üb. 

200 

Sudstaaten 

8 

;    Berar 

.58 
86 

Min. 

86 

Weststaaten 

1 

Max. 

Westnipon 

171 

Min. 

39 

Max. 

348 

Britisch-Indien  m. 

^    Haiderabad 

46 

,:     Min. 

104 

Schotzstaaten^) 

1 

Max. 

81 

1     Shikoku 

157 

Gebiete  ,    Divisions, 

Min.  gross.  Distr.  38—27 
Maisar                         58 

Max. 

203 

Districte. 

Min. 

82 

Assam 

30 

Max. 

75 
35 
89 

Kiu-shiu 

141 

Max.  Snnnathal 

129 

Min. 

Max. 

258 

Min.  (Bergdistr.) 

4 

Madras 

,        -    noch  2mal  üb. 

200 

Bengalen 

139 

,    Max. 

225 

Min. 

54 

Max.  Presid.  Div. 

263 

-    Ticlfach      200— 100|,  Sch&tznngen    für 

-     mehrfach  über 

200 

Min.  gross.  Distr.  47— 4oi             China') 

Min.  gross.  Di:>tr.  31 

—16 

-    Bergst.  Distr.    ■     18 

Eigentl.  China 

88 

Nord  westproT. 

160 

Bombay                   1     46 

Nördl.  u.  nordvest- 

Max.  Benares,  Ebene 

242 

Max.  klein.  Distr.       !  193 

i             liehe  Provinzen 

47 

mehrfach  über 

200 

-    gross.    -              117 

Max. 

120 

Min.  gross.  Distr.  7^ 

-28 

-  Präs.!     18 

Min.                          \] 

—18 

Panjab  mit 

1 

Baroda                         98 

Centr.  u.  unt.  Prov. 

146 

Kaschmir: 

42 

Brit.  Barma          i     17 

Max. 

210 

Max. 

197 

Ceylon                    .     42 

Min. 

97 

-     mehrfach  über 

100 

Max.                             101 

1     SüdOstl.  Küstprov. 

108 

Min.  gross.  Distr.  03 

—18 

Min.                           14—7 

Max. 

170 

Rajpatanagcb.üb 

'M)  Japan«) 

105 

Min.                        6( 

-83 

Max. 

126 

Gruppen  u.  Theile: 

Südwest].  Binn.proF. 

53 

Min.  gross.  Distr. 

9—2 

Jeso 

44 

,     Max.  (?) 

112 

Central-Iudia 

48 

Nordnipon 

77 

'     Min.                        25 

—31 

Max.  gross.  Distr.     \ 

75 

Max. 

136 

1 

Min.       -          -     51 

—41 

Min. 

49 

; 

tementalgruppen  und  einzelnen  Departements  die  schwache  Yolksvermehrung  geltend. 
Von  wenigen  Departements  abgesehen,  wo  sich  der  Einfluss  grosser  Städte,  hoch- 
industrieller  oder  mcrcantiler  Entwicklung  und  heimischer  und  fremder  Zuwanderungen 
besonders  deutlich  zeigt  (Seine  mit  Paris,  Nord  mit  Lille  und  grosser  Industrie,  Rhune 
mit  Lyon,  Rhönemündungcn  mit  Marseille)  gehen  die  Dich tigkeitszi Sern  nirgends  viel 
über  den  Durchschnitt  des  ganzen  Staats  und  erreichen  nicht  eine  Höhe  wie  in  Gross- 
britannien, Deutschland.  Italien.  Das  erklärt  sich  mit  daraus,  dass  die  heutigen  fran- 
zösischen Zahlen  bei  der  geringen  absoluten  Yolkszunahme  nicht  den  heutigen  der  anderen 
Länder,  sondern  etwa  denjenigen  entsprechen,  welche  diese  Länder  auch  in  ihren 
einzelnen  Theilen   schon    vor  einem  Menschenalter  und  länger  erreicht  hatten.    In 


*)  Britisch-Indien.  S.  vieles  Detail  darüber  in  Herm.  Wagner,  BevOlk. 
d.  Erde  Nr.  IV  (1876)  und  Nr.  VIII  S.  79  ff.,  260.  Die  Zahlen  der  Tabelle  noch 
die  des  Census  von  1881.  Das  Detail  bietet  auch  hier  besondres  Interesse,  indem 
die  Beziehungen  zwischen  Dichte  und  Lage,  Bodenart,  Bodencultur  näher  verfolgt 
werden  (s.  u.). 

*)  Japan  s.  eb.  S.  117;  vgl.  auch  Rathgen,  Japans  Volkswirthsch.  u.  Staats- 
haushalt, Leipzig  1891,  S.  135  ff. 

«)  China.  S.  Herm.  Wagner,  Bevölk,  d.  Erde  Nr.  VIU,  S.  104  ff ,  mit 
Kritik  der  Schätzungen  der  Bevölkerung. 
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Frankreich  erscheint  die  ^anze  BcFölkerang  übrigens  so  auch  noch  gl  eich  massig  er 
—  wenigstens  nach  der  Vergleichnng  nach  Departementalgnippen  und  Departements  — 
Yertheilt,  als  in  Deutschland  und  vollends  in  Grosbbritannien.  In  einigen  Departements 
sinkt  indessen  die  Dichte  unter  dem  Eiufluss  der  Bodenart,  des  Klimas,  der  Abgelegen- 
heit,  der  mangelnden  Industrie  auf  so  niedrige  Zahlen,  wie  kaum  in  ähiilich  grossen 
Bezirken  Deutschlands.  Die  inneren  Wanderungen  in  die  Grossstädte  und  Industriebezirke 
haben  dazu  mit  beigetragen,  aber  auch  der  durchweg  kleine  Gcburtsüberschuss, 
welcher  durch  seine  Höhe  in  Deutschland  den  gleichen  Einfluss  der  heimischen  und 
der  hier  noch  hinzutretenden  Auswanderungen  mehr  ausgleicht. 

In  Grossbritannien  und  Irland  zeigen  sich  in  Tabelle  XXVII  grössere 
Differenzen  der  Yolksdichte  als  in  irgend  einem  anderen  Lande.  Die  Maxima  steigen 
viel  höher  als  in  den  dichtbevölkertsten  Provinzen  und  Bezirken  des  Gontinents.  Die 
Minima  sinken  viel  tiefer,  selbst  auf  das  Niveau  russischer,  scandinavischer  und  nord- 
americanischer  Minima  (wenigstens  wenn  man  in  letzteren  Ländern  sich  auf  den  Ver- 
gleich mit  Überhaupt  noch  oder  bereits  besiedelten  Gebieten  beschränkt).  In  diesen 
eigenthUmlichen  Gestaltungen  der  Vertheilung  der  Volksdichte  auf  das  ganze  Staats- 
gebiet tritt  allerdings  der  Einfluss  von  Wirthschaftsfactoren,  der  hochiudustriellen 
und  mercantilen  Entwicklung,  der  Agrarverfassung,  der  dadurch  bedingten  inneren 
Wanderungen  (in  der  neueren  Zeit  und  schon  länger)  besonders  deutlich  hervor.  In- 
dessen wirkt  doch  auch  Andres  mit  darauf  ein,  dass  die  Unterschiede  so  gross  sind: 
klimatische  und  Factorcn  der  Bodenbeschaffenheit,  wie  in  Schottland,  besonders  dem 
nördlichen,  und  in  Wales,  die  in  jeder  Hinsicht  abnorme  Lage  der  Dinge  In  Irland, 
und  ausserdem  der  Umstand,  dass  die  in  der  Tabelle  benutzte  Eintheilung  des  Landes 
hier  mehrfach  Bezirke  und  Gruppen  (so  namentlich  in  Schottland  und  Wales)  7on  be- 
sonders grosser  absoluter  Verschiedenheit  der  Gröshe  der  betreffenden  Gebiete  und 
Bevölkerungen,  auch  namentlich  eine  Anzahl  sehr  kleiner  Bezirke  enthält.  Bei  dieser 
treten  dann  Differenzen  auch  in  der  Dichte  schärfer  hervor.  Aber  auch  wenn  man 
das  Alles  berücksichtigt,  bleibt  der  mächtige  Einfluss  der  genannten  Wirth- 
schaftsfactoren doch  unverkennbar:  vor  Allem  die  ungeheure  Entwicklung  der 
Industrie  und  des  Handels,  die  Concentration  beider  in  einigen  Gegenden  und  Pnncten, 
in  riesigen  Städten,  auch  selbst  von  London  abgesehen,  die  Verödung  des  platten 
Landes  durch  die  Fortwanderungen,  aber  doch  auch,  wie  besonders  in  Irland,  Schott- 
land mit  unter  dem  Einfluss  der  Agrarverfassung  und  der  neueren  mit  durch  die  Frei- 
handelspolitik bedingten  landwirthbchaftlichen  Entwickluntr,  von  der  Kömer-  zur  Vieh- 
und  Weide-,  ja  —  zur  Jagdwirthschaft.  Bei  einer  anderen  Volkswirthschaftspolitik 
und  namentlich  bei  einer  anderen  Agrarverfassung  würde  die  Hypertrophie  der  In- 
dustrie- und  städtischen  Bezirke  geringer,  aber  auch  die  Atrophie  der  agrarischen 
Gegenden  schwerlich  so  gross  sein.  Grossbritannien  ist  auf  seine  heutige  ökonomische 
Politik  mit  durch  seine  geographische  Lage  hingedrängt,  aber  auch  nur  durch  diese 
letztere  ist  jene  Politik  möglich  geworden  und  —  bisher  wenigstens  —  ohne  sonstige, 
namentlich  für  die  Machtstellung  des  Staats  verhängnissvolle  Folgen  geblieben:  es 
nutzte  seine  günstige  Lage  im  heutigen  Weltverkehr  und  seine  insulare,  relatiT  poli- 
tiäch  gesicherte  Lage  aus,  lioss  aber  auch  seine  Wehrkraft  und  diejenigen  Volksclassen 
verkümmern,  aus  denen  sich  dieselbe  vomemlich  recrutirt:  die  ländliche  Bevölkerung. 
Irland  hat  jetzt  bloss  56,  im  Jahre  1S41  hatte  es  97  Volksdichte! 

In  Dänemark  und  ganz  Scandinavicn  zeigt  sich  der  beherrschende  Einfluss 
der  nördlichen  Lage  und  Bodenbeschaffenheit  auch  heute  noch  deutlich.  Nur  in  den 
Bezirken  der  Hauptstädte,  von  denen  Kopenhagen  fUr  das  kleine  dänische  Volks-  und 
Staatsgebiet  unverhältnissmässig  angeschwollen  ist  (7?  der  Staats-,  ^4  ^«r  Insel- 
bevöikerung)  und  in  den  südlicheren  Theilen  werden  die  niedrigeren  Oichtigkeits-- 
zahlen  Mitteleuropas  erreicht,  in  allen  anderen  weit  unterschritten.  Der  Einfluss  des 
Golfatroms  macht  ja,  namentlich  in  Norwegen ,  noch  nördliche  Gegenden  bewohnbar 
und  wirthschaftlich  brauchbar,  welche  in  America  dauernd  culturunfähig  sind,  aber 
der  Gebirgscharacter  und  die  Höhenlage  kommen  als  weitere  und  definitive  Hinderung 
hinzu.  Der  grosse  Geburtsüberschuss  bleibt  daher  nicht  im  Lande,  sondern  wendet 
sich  nach  Nordamerica,  soweit  die  grösseren  Städte,  Industrie  und  Seeberuf  ihn  nicht 
aufnehmen  können. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Daten  für  Kussland  in  Tab.  XXVII  ist  daran  zu  er- 
innern, dass  die  russischen  Bevölkerungsaufnahmen  in  den  meisten  Gouvernements  deA 
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Anfordemngen  moderner  rationeller  Volkszühlongen  nicht  entsprechen.  Daher  sind 
die  Daten  nicht  immer  ganz  sicher  und  wohl  aach  unter  einander  nicht  gleich werthig. 
Indessen  werden  die  Zahlen  doch  zur  Berechnung  der  Volksdichte  leidlich  brauchbar 
sein.  Die  Grösse  der  GouFernements  und  der  Gruppen  von  solchen  stört  aber  freilich 
wieder  die  Yer^leichun^  mit  den  Zahlen  des  übrigen,  in  allen  seinen  Dimensionen 
Sossland  gegentlber  so  viel  kleineren  Europa.  In  diesen  riesigen  Goavernements  giebt 
es  auch  nach  der  Verbreitung  und  Grosse  der  Städte,  nach  Bodenbeschaffenheit  u.  s.  w. 
wieder  mancherlei  Verschiedenheiten  der  Volksdichte,  welche  in  den  Durchschnitts- 
zahlen verschwinden.  Wo  indessen  nicht  die  gute  und  namentlich  die  schlechte  Boden- 
beschaffenheit,  Verbreitung  von  Wald  u.  dgl.  sehr  stark  einwirkt  und  nicht  innerhalb 
eines  Gouvernements  in  dieser  Beschaffenheit  grosse  Verschiedenheiten  bestehen,  sind 
die  Dichtedifferenzen  innerhalb  eines  Gouvernements  bei  der  viel  geringeren  Ent- 
wicklung des  Städtewesens  und  der  Industrie,  der  weithin  gleichmässigen  Be- 
schaffenheit von  Boden  und  Klima,  der  Gleichheit  oder  Aehnlichkeit  der  Agrarvcr- 
fassung  meist  nicht  so  bedeutend  und  eher  kleiner  als  grösser  wie  in  den  analogen 
Provinzialgebieten  Westeuropas.  Die  relativ  grosse  Gleichheit  der  Dichte  benachbarter 
geographisch  einigermaassen  zusammengehöriger  Gouvernements  (so  besonders  im  süd- 
lichen Central-  und  in  Kleinrussland)  ergiebt  das  auch.  Man  sieht,  dass,  abgesehen 
vom  eit^entlichen  Polen,  von  grossen  Gebietsgroppen  nur  in  2,  im  südlichen  Theile 
von  Central-  und  in  Kleinrussland,  die  niedrigeren  mitteleuropäischen  Provinzialdichten 
(45 — 51)  erreicht,  nur  von  weuij^cn  einzelnen  Gouvernements  etwas  überschritten  werden 
(vd.  auch  unten  Tab.  XXVIil).  Dies  trotz  der  notorisch  grossen  natürlichen  Volks- 
vermehrung in  unserem  Jahrhundert.  Wie  tief  die  Dichte  ohne  Einrechnung  der 
Grossstädte  Moskau  und  Petersburg  (mit  753  und  801  Tausend  Einwohner  um  1SS5) 
in  den  betreffenden  Gouvernements  ^rleich  wieder  sinkt,  zeigen  die  Zahlen  der  Tabelle. 
Das  Petersburger  „Gouvernement"  ohne  die  Hauptstadt,  das  alte  Ingermanland,  in  der 
Ecke  des  Finnischen  Meerbusens,  bis  zum  60.  Breitengrad  reichend,  auch  heute  noch 
fast  eine  Einöde,  und  Gouvernement  Moskau  ohne  die  Hauptstadt  mit  einer  nicht 
höheren  Dichte  als  das  ganze  südliche  Central russland.  Die  übrigen  Gouvernements 
aber  haben  Dichten  höchstens  wie  die  Alpenländer,  meist  viel  niedriger  (s.  auch  dafür 
Tabelle  XXVUI).  Die  inneren  Wanderungen,  in  die  Hauptstädte,  nach  Mittel-  und 
Südrussland,  nach  Asien  tragen  dazu  wohl  bei.  Sie  zeigen  aber  wohl  auch,  dass 
bei  den  gegebenen  geographischen,  klimatischen,  Bodenbeschaffenheitsbedingungen  im 
grössten  Theile  selbst  des  europäischen  Kasslands  hier  wohl  dauernde  starke 
Hemmnisse  einer  grösseren  Volksdichte  liegen  möchten,  mindestens,  solange  die 
Bevölkerung  vorwiegend  auf  Ackerbau  und  gewisse  primitivere  Hausindustrie  an- 
gewiesen ist  und  der  Ackerbau  sich  nicht  selbst  hebt,  vielleicht  unter  dem  Einfluss 
grossrussischer  Agrarverfassung  sich  nicht  oder  nicht  genügend  heben  kann.  Ob  und 
wie  weit  die  neuere  Ausdehnung  des  Getreideabsatzes  ins  Ausland  zur  Erweiterung 
und  Verbesserung  der  landwinhschaftlichen  Cultur  und  dadurch  indirect  zur  Ermög- 
lichung einer  grösseren  ländlichen  und  durch  die  Steigerung  der  Kaufkraft  der  letz- 
teren auch  zu  einer  grösseren  städtischen  Bevölkerung  geführt  hat  und  weiter  führen 
kann,  wage  ich  nicht  zu  beantworten. 

Russisch-Polen  zeigt  immerhin  eine  grössere  Volksdichte  als  die  günstigsten 
Theile  des  eigentlichen  Kossland.  Es  steht  im  Durchschnitt  der  Provinz  Posen  hierin 
gleich,  selbst  etwas  höher,  einzelne  Gouvernements  sinken  auf  die  Ziffer  vom  K.-B. 
Bromberg.     Gegen  Galizien  steht  es  nicht  unerheblich  zurück. 

§.  234.  —    Volksdichte  in  Nordamerica. 

Gegenüber  allen  diesen  Thatsachen  in  Bezug  anf  die  Volks- 
dichte Europas  ist  es  doch  yon  Interesse,  einen  Blick  auf  das 
grosse  überseeische  Haupteinwanderungsland,  die  nordamerica- 
nische  Union  zu  werfen.  Steht  dieselbe  bei  der  ungeheuren 
Grösse  ihres  Gebiets  und  der  in  grossen  Theilen  desselben  noch 
fast  fehlenden  oder  eben  erst  beginnenden  Besiedlung  auch  im 
Durchschnitt  des  ganzen  Landes  weit  hinter  Europa,  selbst  hinter 
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finssland  znrUck,  so  haben  die  alten  nördlichen  und  mitteren  Staaten 
der  Ostkfiste  doch  bereits  einzeln  die  Dichtigkeit  Mitteleuropas 
erreicht,  selbst  überschritten,  während  freilich  auch  hier  andere 
nur  die  Dichte  der  europäischen  Alpenländer  und  schwächst  be- 
völkerter Flachländer  zeigen.  Der  „Zug  nach  Westen"  in  der 
europäischen  Einwanderung  und  zum  Theil  bei  der  Beyölkernng 
der  Ostktlstenstaaten  selbst  erklärt  sich  aus  diesen  Verhältnissen 
mit.  Die  grossen  mittleren  Gebiete  sind  durch  ihn  erschlossen  und 
Millionen  haben  hier  bereits  eine  bleibende  Stätte  gefunden.  Die 
Durchschnittszahlen  der  Volksdichte  in  den  freilich  meist  sehr 
grossen  inneren  Staaten,  bis  zu  einem  Umfang  von  Vs  ^^^  mehr  des 
Deutschen  Reichs  oder  Frankreichs,  sind  aber  bisher  noch  durchweg 
sehr  niedrig  geblieben,  zumal  an  mittel-  und  westeuropäischem 
Maassstabe  gemessen.  Sie  stehen  noch  auf  und  unter  den  Ziffern 
der  schwächer  bevölkerten  Theile  Russlands.  Nur  in  einzelnen 
Gegenden  dieser  Binneustaaten,  und  besonders  wo  grosse  Städte 
sich  gebildet  haben,  geben  die  Zahlen  höher.  In  den  noch  weiter 
nach  Westen,  Süden,  Norden  gelegenen  Staaten  und  Territorien 
finden  sich  nur  ganz  geringe  Dicbtigkeitsziffem.  Am  stillen  Ocean 
hat  es  auch  Californien,  freilich  für  ein  riesiges  Gebiet  (410,000  qkm) 
erst  auf  eine  Dichte  von  3  (1.21  Mill.  Einw.)  gebracht.  Sicher  finden 
in  der  Mitte  und  im  Westen  der  Vereinigten  Staaten  noch  Millionen 
und  aber  Millionen  Platz.  Indessen  Klima,  Bodenbesehaffenheit 
hemmen  hier  doch  vielfach  wohl  definitiv  eine  starke  Dichte. 

Die  interessanten  Berechnungen  nach  den  Censusmaterialien  über  die  Yerthei- 
long  der  Bevölkerung  nach  der  SeehOhe,  nach  der  mittleren  Jahrestemperatur  aod 
anderen  ähnlichen  Momenten  (s.  Snpan,  in  der  Bewölk,  d.  Erde  Nr.  VIII  S.  210) 
zeigen,  dass  hier  gewisse  natürliche  Begünstigungen  und  Hemmungen  vorliegen,  welche 
die  Tendenz  haben,  einen  dauernden  und  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Volksdichte 
auszuüben.  Alles  Umstände,  welche  für  die  europäische  Auswanderungsfrage  und  f&r 
die  volkswirthschaftliche  Seite  der  Bevölkerungsfrage  zu  beachten  sind. 

§.  235.  —     Volksdichte  asiatischer  Länder. 

In  der  Tab.  XXVII  sind  endlich  auch  noch  einige  Daten  für 
die  grossen  asiatischen  Reiche  enthalten.  Besonders  die  britisch- 
indischen  Verhältnisse,  welche  jetzt  nach  eigentlichen  Volks- 
zählungen genauer  verfolgt  werden  können,  bieten  grosses  Interesse 
für  die  Vergleichung  mit  den  europäischen  Verbältnissen.  Be- 
merkenswerth  ist  namentlich,  dass  die  Durchscbnittsdichte  nicht 
nur,  wie  in  Europa  in  kleinen  Gebieten,  Bezirken,  Provinzen, 
sondern  in  grossen,  ja  nach  europäischem  Maassstab  gemessen, 
in  riesigen  Gebieten  eine  ausserordentliche  Höhe  erreicht. 
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Z.  B.  schon  1881  in  Bengalen  139,  anf  einem  Gebiet  Ton  508,000  Qa.kil.,  nicht 
Tiel  weniger  als  Deutsches  Reich  oder  Frankreich,  mit  64.6  Hill.  £inw.,  in  Nieder- 
bengalen allein  171,  auf  einem  Gebiete  fa^t  so  gross  wie  Irland.  Aehnliches  zeigt 
sich  in  China,  sogar  noch  stärker:  in  den  Central-  and  unteren  Provinzen  eine  Dichte 
Ton  146  sogar  auf  einem  Gebiet  grösser  als  Deutsches  Kcich  und  Frankreich  zusammen 
(1,144.000  Qu.kil.  mit  164.7  Mill.  Ein w.),  —  freilich,  wenn  die  Schätzungen  einiger- 
maassen  richtig  sind.  Aber  durch  die  Zählungen  Indiens  bekommen  sie  doch 
indircct  eine  gewisse  Bestätigung. 

Innerhalb  der  grossen  Gebiete  dann  allerdings  auch  hier  wieder 
starke  Verscbiedenheiten  der  Dichte  auch  in  diesen  asiatischen 
Gebieten^  nach  Höhenlage,  Klima,  Bodenbeschaffenheit,  allgemeinen, 
auch  rechtlichen,  politischen,  Caltnrbedingungen.  Welche  nngehenre 
Menschenmassen  in  solchen  Ländern,  bei  günstigerem  Klima,  so 
leben  können,  freilich  in  primitiver  Einfachheit  der  Lebenshaltung^ 
„proletarisch  kümmerlich'^  nach  enropäischem  Maassstabe,  zeigen 
diese  Verhältnisse.  — 

Japan  endlich  nähert  sich  in  seinen  BevOlkemngsrerhSltnissen  bei  vorherr- 
schender agrarischer  und  eigoner  altindu»trieller  Thätigkeit  schon  jetzt  den  Verhält- 
nissen der  entwickelsten  Länder  Westeuropas,  welche  diese  erst  in  der  Epoche  der 
maschinellen  Industrie- und  Verkebrsentwicklung  erreicht  haben:  eine  sehr  bemerkens* 
werthe  Thatsache,  freilich  auch  hier  eine  Bevölkerung,  welche  nach  europäischem 
BedUrfnissstab  eine  mehr  als  kümmerliche  Lebenshaltung  hat. 

Die  asiatischen  Verhältnisse  sind  für  das  ganze  Bevölkerungs- 
problem auch  deswegen  besonders  wichtig,  weil  sie  zeigen,  dass 
selbst  bei  einem  niedrigen  Volkseinkommen  und  bei  grossen  Reich- 
thümern  Einzelner  eine  sehr  starke  Bevölkernng  und  deren  weitere 
starke  Vermehrung  möglich  ist,  wenn  eben  die  Masse  in  kümmer- 
licher Weise  ihr  Leben  fristet. 

Die  britisch-indische  Bevölkerung  stieg  von  1881—91  von  258.2  auf  285.7  Mill., 
am  10."  *^/o,  fast  so  stark,  wie  die  deutsche.  Wie  HungersnOthe  als  „repressives 
Hemmmittel"  wirken,  zeigen  dann  solche  asiatische  Bevölkerungen  allerdings  auch  noch 
deutlich.  In  Mysore  in  Indien  ist  wesentlich  durch  die  Noth  von  1877  die  Bevöl- 
kerung von  5.055.000  auf  4,186,000  gesunken  (s.  Herm.  Wagner  in  Bev.  d.  Erde 
Nr.  VIII  S.  86). 

§.  236.  —  Vergleichende  Uebersicht  der  Volks- 
dichtigkeitsverhältnisse verschiedener  Länder. 

In  der  folgenden  Tab.  XXVIII  werden  die  Daten  der  Volks- 
diehtigkeit  nach  Gebieten  von  Bezirks-  und  von  Provinzialgrösse 
für  einige  wichtige  Länder  auf  Grund  des  Materials  der  früheren 
Tabellen  noch  einmal  übersichtlich  zusammengefasst.  Freilich  sind 
bei  Vergleichungen  und  Schlüssen  daraus  die  mehrfach  hervor- 
gehobenen Vorbehalte  hier  wieder  besonders  nothwendig,  da  eben 
die  der  Classification  zu  Grunde  liegenden  geographisch-administra- 
tiven Gebietstheile  in  den  einzelnen  Ländern  mannigfach  nach 
Grösse  und  Gharacter  verschieden  sind. 
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Die  am  Ende  der  Colonnen  in  der  Tab.  XXYIII  angegebenen  Zahlen  der  6e- 
sammthcit  der  betreffenden  Bezirke  und  Provinzen,  der  absoluten  Durchschnitts- 
grosse  des  Gebiets  und  der  Bevölkerung  und  der  absoloten  Maxima  und  Minima  beider 
für  die  betreffenden  Gebietstheile  jedes  Landes  sind  daher  bei  der  Schlussziehung  mit 
zu  berOckbichtigen.  Wo  z.  B.,  wie  in  (irossbritannien  in  der  Bezirkt»abtheilung«  die 
Zahl  der  Bezirke  grösser  ist,  zeigt  die  Tabelle  genauere  Abstufungen,  als  in  den 
Ländern  mit  kleinerer  Bozirkszahl.  Doch  stört  hier,  grade  z.  B.  in  Grossbritannien 
wieder,  die  sehr  gnrosse  DifTerenz  zwischen  Maximum  und  Minimum. 

Indessen,  cum  grano  salis  betrachtet,  giebt  die  Tab.  XXVIII  doch  auch  vor- 
zügliche Einblicke  in  die  Abstufungen  der  Volksdichte  innerhalb  der  einzelnen  Länder 
und  in  die  characteristischen  Verschiedenheiten  der  letzteren  in  Betreff"  dieses  Ver- 
hältnisses. 

S.  Tab.  XXVIII  auf  S.  589. 

Es  bestätigt  sich  gleich  beim  Ueberblick  der  Tabelle  die 
Richtigkeit  der  im  Vorausgehenden  gemachten  Bemerkungen  über 
das  Eigenthtimliche  der  Volksdichte  der  verschiedenen  Länder. 

Die  erste  Abtheilung  der  Tabelle,  wo  kleinere  und  daher  zahl- 
reichere Gebietstheile  unterschieden  werden,  ist  besonders  lehrreich. 
Wie  sehr  Deutschland  hier  in  der  Dichte  Frankreich  überschritten 
hat,  wie  bei  uns  in  den  Grenzen  zwischen  60—125  Einw.  p.  qkm 
bereits  die  meisten  Bezirke  liegen,  volle  zwei  Drittel  (49), 
10  schon  oberhalb  dieser  Grenze,  nur  13  unterhalb,  in  Frankreich 
dagegen  nicht  die  Hälfte  (40)  innerhalb,  nur  3  oberhalb,  volle  44 
unterhalb,  das  ist  doch  in  hohem  Maasse  beachtenswerth  und  giebt 
genug  zu  denken.  So  manche  neuerliche  Wahrnehmungen  über 
wirthschaftliche  Schwierigkeiten  in  Deutschland  finden  mit  in  diesen 
Verhältnissen  ihre  Erklärung.  In  Grossbritannien  und  Irland  treten 
die  starken  Verschiedenheiten,  fast  Extreme  der  Volksdichte,  an 
sich  und  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  frappant  hervor: 
10%  der  Bezirke  riesig  bevölkert,  über  300  Einwohner  p.  qkm, 
aber  ebensoviel  nur  mit  50 — 60,  fast  doppelt  soviel,  beinahe  20%, 
nur  mit  30 — 40  und  eine  ganze  Anzahl  noch  viel  geringer.  Die 
hypertrophische  Bevölkerungsentwicklung  der  Niederlande  und 
Belgiens  zeigt  sich  ebenfalls  sofort  deutlich. 

In  der  zweiten  Abtheilung  der  Tabelle,  welche  die  Dichten 
der  Provinzialgebiete  übersichtlich  macht,  treten  besonders  die 
grossen  Gegensätze  Mittel-  und  Westeuropas  einer-,  Russlands  und 
der  nordamericanischen  Union  andrerseits  scharf  hervor.  Femer 
wiederum  der  Vorsprung,  welchen  Grossbritannien,  Deutschland, 
auch  Italien  vor  Frankreich  erreicht  und  auch  noch  vor  Oesterreicb 
behalten  haben. 

Neben  der  industriell- montanistisch -mercantilen  Entwicklung 
mit  ihrem  Einfluss  auf  die  inneren  Wanderungen  hat  hier  in  West- 
und  Mitteleuropa   die  raschere  und  langsamere  natürliche  Volks- 
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Tab.  XXVIII.    ClasaificatioD  der  Volksdicbtigkeits- 
verbältnisse*). 
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vermehroDg  in  diesem  Jahrhundert  den  einzelnen  Ländern  die  ver- 
schiedene SteltuDg  in  der  Votkadichte  ihrer  Gebietetbeile  wesentlich 
mit  gegeben.  Die  inneren  Wanderungen  haben  sich  aneh  in  Frank- 
reich in  derselben  KichtUDg  der  Verschiebung  der  Volkedichten 
geltend  gemacht,  aber  wurden  in  den  Gebieten  des  Fortzugs  nicht, 
wie  in  den  anderen  Ländern,  dnrch  starken  GebartsUberscbuss 
einigermaassen  ausgeglichen.  Paris  und  die  französischen  Industrie- 
Dud  Handelsbczirke  wachsen  daher  relativ  stärker  ant' Kosten 

■)  N«ch  den  D»len  dor  Tab.  XXV.  XXVI,  XXVII  und  in  Betreff  der  ansset- 
denUcben  Länder  nach  deu  weiteren  erfordern  eben  Oaleti,  welche  in  Tab.  XXVII 
Dicht  alle  Aufnahme  fanden.  Russland  hier  ohne  Pole»  (und  Finnland)  gerechnet, 
Oeaterreich  ohne  Dngarn.  Die  erste,  eingeklammerte  Ziffer  bei  Nordamarica  bezieht 
sich  auf  den  kleinen  Dislrict  Columbia  (Washington),  und  iat  in  der  Qesammtzahl  nicht 
einberechnet.    S.  anch  die  Note  za  Tab.  XXT  S.  676  am  Schlnss. 

k.  Wiitntr,  OumdlaitaiiK.  S.  IdKikb.  1.  ThalL  OniDiltigsiL  38 
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der  übrigen  Landestheile ,  als  das  Yon  den   betreffenden  Städten 
(Berlin)  und  Gebieten  Deutschlands  und  ähnlich  anderer  Länder  gilt. 
C.  —  §.  237.   Städte,  besonders  Grossstädte,  nament- 
lich in  Deutschland. 

Das  starke  Mitspielen  der  städtischen  localen  BevöIkerungsanh&afQngen  bei  grosser 
Yolksdichtigkeit  ist  schon  im  Vorausgehenden  öfters  berForgehoben  worden.  Diese 
Seite  der  Frage  statistisch  näher  za  rerfolgen,  ist  von  besonderem  Interesse  und  mit 
dem  jetzt  vorhandenen  statistischen  Material  nnd  bei  dessen  Bearbeitung  meist  schon 
in  den  statistischen  Boreaux  auch  nicht  schwierig.  Nur  in  der  richtigen  Feststellung 
des  BegrifTs  ,,Stadt''  nnd  in  der  richtigen  Begrenzung  der  einzelnen  Stadt,  besonders 
der  modernen  Grossstadt,  bieten  sich,  wie  oben  (S.  478)  bemerkt,  gewisse  Schwierig- 
keiten, welche  sich  völlig  befriedigend  nicht  lösen  lassen.  Indessen  führte  es  in  diesem 
Werk  zu  sehr  ins  Detail  und  verlangte  zu  viel  Raum,  wenn  hier  eine  genauere,  an 
sich  erst  gentlgende  statistische  Behandlung  dieses  Gegenstands  erfolgen  würde.  Wir 
begnügen  nns  daher  mit  einigen  Andeutungen,  einigen  specielleren  Zahlen  nur  für 
das  Deutsche  Reich  und  nur  wenigen  Daten  für  die  grösseren  Städte  anderer  Länder 
zum  Vergleich.  Das  Material  für  die  letzte  Volkszählung  von  1890  im  Deutschen 
Reich  liegt  noch  nicht  vollständig  bearbeitet  vor.  Vergl.  namentlich  Vieteljabrshefte 
1892,  Heift  2,  Gemeinden  und  Wohnplätze  von  2000  Einwohner  und  mehr.  Für  die 
Volkszählung  von  1885.  B.  32,  N.  F.  (S.  26  ft\  d.  Einl.)  der  Reichsstatistik,  worau» 
die  hier  mitgetheilten  Daten. 

Für  die  Gegenden,  die  kleineren  und  grösseren  Gebietstheile  sehr 
starker  Volksdichtigkeit,  namentlich  einer  den  Landes-  oder  Staats- 
gebietsdnrchschnitt  erheblich  übersteigenden,  übt  die  städtische, 
zumal  die  gross  städtische  locale  Concentration  der  Bevölkerung 
regelmässig  einen  besonders  bedeatenden  Einfluss  aus.  Die  Be- 
völkerung dieser  Städte  treibt  ausser  etwas  Milchwirthschaft,  Garten- 
cultar  und  gartenartigem  Feldbau  an  der  Peripherie  grösstentheils 
meist  nur  Gewerbe,  Handel,  liberale  und  andere  persönliche  Dienste, 
in  leitenden  und  dienenden  Stellungen  (als  Unternehmer,  Arbeiter). 
Sie  ist  also  für  ihre  Versorgung  mit  Nahrungsmitteln  und  Roh- 
und  Hilfsstoffen  zur  Verarbeitung  fast  ganz  auf  den  Austausch 
ihrer  städtischen  Erzeugnisse  mit  näheren  und  heute  gewöhnlieh 
mehr  noch  mit  ferneren,  in-  wie  ausländischen  Gegenden  ange- 
wiesen. Daraus  ergiebt  sich,  dass  gerade  für  die  volkswirth- 
schaft liehe  Seite  der  ganzen  Bevölkerungsfrage  und  der  localen 
Volksdichtigkeitsfrage  speciell  die  grossstädtische  Entwicklung  be- 
sonders wichtig  ist.  Je  mehr  sie  vorwärts  geht,  desto  mehr  entfernt 
man  sich  von  den  einfacheren  Verhältnissen  der  naturalen  Eigenpro- 
duction  der  Nahrungsmittel  und  Verarbeitungsstoffe  und  geräth  in 
das  künstliche  System  des  Austauschs,  der  Geld-,  Credit-,  und 
Weltwirthschaft.  Die  Statistik  der  absoluten  und  relativen  Grösse 
und  Zunahme  der  grossstädtischen  Bevölkerung  liefert  einen  wichtigen 
Gradmesser  für  diese  Entwicklungen,  ähnlich,  aber  fast  noch 
besser,  als  die  Berufsstatistik  der  Bevölkerung  (§.  243  ff.).     Was  sehr 
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grosse  locale  Volksdichte  volkswirthschaftlich  eigentlich    bedeutet , 
tritt  dabei  in  besonders  scharfer  Weise  hervor. 

Von  Interesse  ist  daher  die  Grössenclassification  der 
Wohnorte  (Städte,  Gemeinden),  die  absolute  Volkszahl,  welche  in 
jeder  Grössenclasse  lebt,  die  Quote  dieser  Zahl  von  der  Gesammt- 
bevölkerung,  die  zeitliche  Veränderung  in  diesep  absoluten  und 
relativen  Zahlen.  Besonders  beachtenswerth  ist  die  Entwicklung 
der  eigentlichen  Gross-  und  Weltstädte,  der  stai^tlichen  und  pro- 
vinzialen  Hauptstädte,  wiederum  in  Bezug  auf  absolute  und  relative 
Zahlen.  Denn  diese  Städte  sind  die  Mittel-  und  Brennpuncte  der 
wirthschaftlichen  und  geistigen  Gultur,  üben  die  stärkste  Anziehungs- 
kraft aus  auf  die  übrige  Bevölkerung  des  Staats-,  Provincial-  und 
Wirthschaftsgebiets  und  darüber  hinaus,  setzen  sich  am  Meisten 
aus  Elementen  verschiedenster  örtlicher  (Geburts-)  Herkunft  zu- 
sammen und  äussern  durch  ihre  gesammten  Lebensverhältnisse, 
durch  die  von  ihnen  ausgehenden  Ideenströmuhgen ,  Sitten,  sitt- 
lichen Anschauungen,  Moden,  durch  ihre  Presse  wieder  auf  die 
Bevölkerung  im  ganzen  Lande  einen  bedeutenden  Einfluss.  Sie 
und  ihre  Bevölkerungen  zumeist  schaffen  jene  ganze  geistig-sittliche 
Atmosphäre  und  *  bilden  sie  um,  welche  als  das  „milieu^'  für 
die  „ökonomische  Psychologie''  und  die  ökonomische  Motivation 
und  damit  für  die  Gestaltung  und  Entwicklung  der  wirthschaft- 
lieben  Handlungen  und  des  ganzen  Wirthschaftslebens  so  wichtig 
wird  (§.  33  ff.). 

Für  das  Deatsche  Reich  im  heutigen  Gebietsumfang  zeigen  die  Tab.  XXIX 
und  XXX  die  neueren  Entwicklungen  dieser  städtischen  Verhältnisse  von  1S6T — 90, 
wobei  aber  für  1867  nicht  alle  betretfcnden  Zahlen  yorlagen  und  für  1890  noch  nicht 
aUe.     S.  auch  schon  oben  S.  566,  Tab.  XXIL 

Tab.  XXIX.    Bevölkerungvertheilung  nach  Wohnorten 
(Stadt  und  Land)  im  Deutschen  Reich. 


Stadt- 

Land- 

BeyOlkcrung 

in  Orten 

Zus. 

Stadt-         Land- 

über 

unter 

Bevölkerung 

2000  Einw. 

in  Mill. 

Einw. 

Mill. 

7o                 Vo 

1^67 

14.64 

25.46 

40.09 

35.5             64.5 

1871 

14.79 

26.22 

41.01 

36.1             63.9 

1875 

16.61 

26.07 

42.73 

39.0             61.0 

1880 

18.72 

26.51 

45.23 

41.4             58.6 

1885 

20.48 

26.3S 

46.86 

43.7             56  3 

1890»)  ( 

?c.  23.12)     (? 

c.26.3) 

49.42 

(?c.46.7^     (?c.53.3) 

*)  Die  eingeklammerten  Zilfern  Schätzungen. 
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Tab.  XXX.   Grössenclassification  der  Wohnorte  (Städte) 

im  Deutschen  Reich. 

Zahl  1871  1875  1880  1885  1890 


Grossstädte  .    .    . 

8 

12 

14 

21 

26 

Mittelstädte.     .     . 

75 

88 

102 

116 

124 

Kleinstädte  .     .     . 

529 

591 

642 

683 

9 

• 

Landstädte  .    .    . 

1716 

1837 

1950 

1951 

? 

Bevölkerung 

1000  Kopf 

Grossstädte  .    .    . 

1969 

2666 

3273 

4446 

5988») 

Mittelstädte      .    . 

3147 

3488 

4027 

4172 

? 

Kleinstädte  .    .    . 

4588 

5124 

5671 

6055 

? 

Landstädte  .     .    . 

5087 

5379 

5749 

5806 

? 

Andere  Orte    .    . 

26219 

26070 

26514 

26379 

? 

Unter  1000  Einw. 

lebten  in 

Grossstädten.    .    . 

48 

62 

72 

95 

121») 

Mittelstädten    .    . 

77 

82 

80 

89 

? 

Kleinstädten     ,    . 

112 

120 

126 

129 

? 

Landstädten      .    . 

124 

126 

127 

124 

? 

Anderen  Orten.    . 

639 

610 

586 

563 

(?  c.  533) 

Als  Grossstädte  sind  hier  die  über  100,000,  als  Mittelstädte  die  Orte  Ton  Qber 
20,000—100.000,  als  Kleinstädte  diejenigen  von  über  5000—20,000,  als  Landstädte 
diejenigen  von  2 — 5000  Einwohnern  gerechnet  Der  Begriff  „Stadt"  und  „Ort**  in 
diesem  statistischen  Sinne  deckt  sich  nicht  immer  (s.  o.  S.  578).  Wie  mitunter  nicht 
unwesentlich  die  Zahlen  der  Bevölkerung  und  danach  selbst  diejenigen  einer  solchen 
Ortsgrössen  -  Classification  durch  die  Zufälligkeit  der  Gommunalgrenzen  beeinflust 
werden,  ergeben  grade  auch  einige  deutsche  grossstädtische  Verhältniss  der  neuesten 
Zeit  In  der  Tabelle,  wie  in  der  amtlichen  Statistik  sind  hier  die  Orte  (Städte)  nach 
den  Communalbezirken  und  Grenzen  gezählt,  also  z.  B.  Hamburg- Altona,  Elber- 
feld-Barmen,  Berliu-Charlottenburg  als  je  2  Orte.  Wurde  man  sie,  grade  nach  der 
für  uns  hier  maassgebenden  wirthschaftlichen  Betrachtung,  vereinigen,  so  veränderten 
sich  entsprechend  die  Zahlen  der  Orte  und  die  dazugehörigen  Bevölkerungszahlen  in 
den  einzelnen  Grössenclassen.  Berlin  in  seinem  Weichbild  hat  z.  B.  (1.  Dec.  1890) 
1,578,794  Einw.;  die  unmittelbar  anstossenden  Vororte,  welche  jetzt  auch  meist  direct 
die  Berliner  Strassenzüge  fortsetzen,  erhöhten  diese  Ziffer  um  Hunderttausende;  so 
wenn  man  nur  die  3  grösstcn  (Charlottenburg,  Schöneberg,  Rizdorf)  mit  dazu  fOgte, 
um  141,282,  auf  1,710,076  und  mit  Inbegriff  von  7  weiteren  grössten  Yoronen  um 
weitere  77,000,  auf  1,787,000.  Die  sonstigen  kleineren  und-local  etwas  entfernteren, 
aber  im  Grunde  ganz  zu  Berlin,  dessen  Wirthschaftsleben  und  „wirthschaftsgeistiger^' 
Atmosphäre  gehörenden  Vororte  mUssten  aber  eigentlich  auch  noch  hinzugerechnet 
werden,  um  die  wahre  Berliner  Voikszahl  zu  erhalten,  welche  fUr  die  uns  hier  be- 
schäftigende Frage  in  Betracht  kommt.  —  Wie  sehr  die  Weichbildsbegrenzung  hier 
den  wahren  Sachverhalt  verdeckt  und  Aenderungen  in  jener  die  Bevölkerungsgrösse 
verschieben,  zeigt  sich  an  den  beiden  anderen  nach  Berlin  jetzt  grössten  Städten 
Deutschlands:  Hamburg  und  Leipzig.  Jenes  nahm  1885  auch  ohne  seine  Vororte 
noch  die  2.  Stelle  ein  (305,6H0  Einw.)«  1890  ist  es  in  dieser  Begrenzung  trotz  seines 
Wachsthums  auf  323,923  Einw.  an  die  5.  Stelle  gerückt,  nach  Leipzig,  Mtlnchen, 
Breslau.  Allein  mit  seinen  10  gemeindeselbständigen  Vororten  (245.337  Einwohner) 
hat  es  569,260  Einwohner  und  steht  damit  weitaus  an  2.  Stelle.  Bechnet  man  aber, 
sachgemäss  als  seinen  „holsteinischen  Vorort  auch  Altena  mit  143,249  Einwohner 
hinzu  (von  anderen  kleinen  benachbarten  Orten  abgesehen),  so  steigt  seine  Bevölkerung 
auf  712,509,  —  die  eigentlich  bevölkerungs-  und  wirthschafts  statistisch  richtige, 


')  Gross-Berlin,  Gross-Hamburg,  Gross-Leipzig  (dies  nach  Stand  am  1.  Januar  1891) 
gerechnet  gegen  Vi  Million  oder  10  7oo  ™ö^r  (^^1)-    S.  Text 
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zu  benutzende  nnd  mit  anderen  zn  vergleichende  Zahl.  Leipzig  ist  von  1885 — 90  nur 
an  die  zweite  (oder  „Gross-Hamburg''  gerechnet,  an  die  dritte)  Stelle  gerflckt,  weil 
gros^ve  Einverleibungen  von  Vororten  stattgefunden  haben  (ohne  diese  hatte  es  1885 
170,340,  nach  dem  Gebietstand  vom  1.  December  1890  aber  schon  251,224  Ein- 
wohner, am  1.  December  1890  wirklich  293,525  und  mit  neuen  Einverleibungen  am 
1.  Januar  1891  353,272  Einwohner).  Auch  in  München,  in  Magdeburg  (nominell 
stieg  dessen  Bevölkerung  von  1885 — 90  von  114,291  auf  202,235  Einwohner,  aber 
auf  dem  in  diesem  Zeiträume  einverleibten  und  dem  alten  Stadtgebiet  wohnten  1885 
auch  schon  159,520  Einwohner)  und  in  anderen  Orten  erklären  sich  neuere  Yolks- 
zunahmen  und  dadurch  erlangte  andere  Stellungen  in  der  Grössenreihe  aus  solchen 
Einverleibungen  mit  (so  ist  München  von  1885 — 90  dadurch  in  die  Stelle  vor  Breslau 
gerückt).  Streng  genommen  müsste  man  also  in  der  That  hier  Ort  für  Ort  erst  auf 
Grund  genauer  Localkenntniss  vornehmen  und  seine  „wahre"'  Bevölkerung  feststellen 
(s.  0.  S.  478).  Das  lässt  sich  hier  und  von  Privaten  überhaupt  kaum  durchführen. 
Aber  es  ergiebt  sich,  dass  auch  derartige  Grössenclassificationen  der  Statistik  ihre 
anklebenden  Mängel  haben  und  Schlüsse  daraus  immer  gewisse  Yorbehalte  voraussetzen. 
Natürlich,  dass  auch  in  anderen  Ländern  dieselben  Verhältnisse  vorliegen.  Bei 
London  und  überhaupt  bei  britischen  Städten  auch  nach  der  Eigenthümlichkeit  der 
Communalverfassung,  bei  italienischen  Städten  dgl.,  bei  Paris,  Wien  u.  a.  m.  ergeben 
sich  dieselben  Nothwendigkeiten  der  Zahlencorrectur.  Wien  z.  B.  ist  durch  die  Er- 
weiterung zu  „Gross- Wien"  von  ca.  806,000  Einwohner  in  1888  auf  ca.  1,3K5,()00  Ein- 
wohner 1S90  gestiegen. 

Legt  man  für  statistische  Untersuchungen,  wie  die  uns  hier  beschäftigenden,  die 
kleineren  Bevölkerungszahlen  der  Städte,  besonders  der  Grossstädte,  zu  Grunde,  so 
ergiebt  sich,  dass  die  betreffenden  Daten  die  Entwicklung  in  der  Richtung  zum  Gross- 
stadtthum  schwächer  hervortreten  lassen,  als  der  Wirklichkeit  entspricht.  Das  ist 
zu  beachten,  auch  fur  die  Schlussziehungen. 

Die  Daten  der  Tab.  XXIX  und  XXX  bedürfen  sonst  kaum  einer  weiteren  Er- 
läuterung, sie  sprechen  deutlich  für  sich.  Bemerkenswerth  ist  immerhin,  dass  die 
Bevölkerung  der  Wohnorte  unter  2000  Einwohner,  die  Landbevölkerung,  noch  nicht 
absolut  abgenommen  hat,  trotz  heimischer  Wanderungen  und  der  Auswanderung.  Das 
wäre  dann  dem  starken  Geburtsübcrschuss  zu  verdanken  und  ergäbe  eine  günstige 
Abweichung  von  Frankreich.  Allein,  wenn  man  alle  die  kleinen  Vororte  von  Städten, 
besonders  wieder  Grossstädten,  immer  mehr  schon  städtischen  Gharacters,  deren  Be- 
völkerung je  unter  2000  Einwohner  zählt,  abrechnen  würde,  fragt  sich,  ob  nicht  doch 
bereits  eine  wirkliche  und  nicht  ganz  unbeträchtliche  Abnahme  sich  herausstellte. 
Ausserdem  ist  aber  besonders  nach  dem  Altersaufbau,  den  Givilstandsverhältnissen, 
vielleicht  auch  nach  der  Gescblechtsvertheilung  die  ländliche  Bevölkerung  wohl  un- 
günstiger als  ehemals  in  Folge  der  Wanderungen  znsammengesetzt. 

In  Grossbritannien  ist  die  Entwicklung  ähnlich,  nur  noch  rapider  und  stärker 
zu  Gunsten  der  städtischen  Bevölkerung.  Diese  erreichte  schon  1850  hier  die  volle 
Hälfte,  schon  1871  61.8  7o*  Frankreich  ist  hier  datcegen  wieder  zurückgeblieben, 
wenn  es  auch  die  gleiche  Entwicklungstendenz  zeigt  (1871  31.06  Vo  ^i^^t  Bevölkerung 
in  Orten  über  2000  Einwohner). 

Die  folgende  Tabelle  XXXI  enthält  noch  eine  Uebersicht  der  grösseren  Städte 
einiger  Länder  nach  Grössencladscn  ftlr  die  letzten  Zäblungsperioden  (um  1890).  Dabei 
ist  freilich  die  genaue  Vergleichung  des  Einzelnen  nur  unter  denselben  Vorbehalten, 
wie  in  Betreff  der  Uebersicht  der  Städte  des  Deutschen  Reichs  statthaft,  was  Vororte 
von  Grossstädten,  selbständige  Zählung  ?on  grossen  Nachbargemeinden  (z.  B.  Newyork 
und  Broklyn)  anlangt.  Indessen  auch  so  ergiebt  sich  doch  ein  ganz  guter  Einblick 
in  diese  Verhältnisse  des  Städtewesens  und  bezüglich  der  Bedeutung  desselben  für  die 
volkswinhschaftliche  Seite  der  Bevölkerungs-  und  der  Volksdichtigkeitsfrage. 

S.  Tab.  XXXI  aof  S.  594. 

Das  Uebergewicbt  der  ,.Grossstädte''  über  100,000  Einwohner  in  Grossbritannien, 
aber  auch  bereits  im  Deutschen  Reich  und  in  Nordamerica  ist  bemerkenswerth,  auch 
wieder  Frankreich  gegenüber.  Wie  sehr  die  politischen  und  wirthschaftlichen  Gentral- 
puncte  regelmässig  alle  andre  Städte  ihres  Landes,  auch  die  grössten,  überragen,  tritt 
auch  deutlich  hervor.  In  Nordamerica  würde  Newyork  (1,515,000  Einwohner)  mit 
Broklyn  (806,000  Einwohner)  vereinigt  auch    bereits   in   die  erste  Glasse  mit  über 
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Tab.  XXXI.  GrüBeenclassen  der  grOBseren  Städte  (Orte) 
in  TersehiedeneD  Ländern. 
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11 
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1.25—15      „ 

1      —1.25    „ 
-    0.75—1 

0.6  —0.75    „ 

0.25-0.5      .. 

0.2  — U.25    .. 

0.1  ä— 0.2     ,. 

0.1  —0.15    „ 
75—100.000 
50—  75.000 
25—  50.000 
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1 
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1 
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1 
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20 

1 

1 

» 
11 

3 
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15 

Ü.39 
151 

2 
4 

4 

0.S7 
(17 

1 

5 

1 

7 

ii 

u 
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12 
3.01 

1O0 

1 

9 
6 

4 
5 
11 
13 
29 
? 

30 

10  78 

■m 

2 
2 

-, 

fi 
3 

18 
[30J 

12 

S.4S 

37 

1 

19 

[16] 
2S 
9.70 

155 

2  um.  EiDvobnern  slel^BP,  Berlin  mil  seinen  Vororten  isl  jetzt  niihe  dtrau  and  wird, 
WCDD  die  bidhcriBe  Eatvicifluug  so  weitet  geht,  in  nicht  ferner  Zeit  Paris  (lS9t 
2,44S,ÜO0  Eiairohoor,  ganzes  Seiuedapaitements  3,112.000.  wovon  ein  grosser  Theil 
fiellich  aach  zn  „Gross- Paris"  als  Einer  Stadt  gehOri)  an  Einwohnerzahl  UbeitreSeB. 
Fieilich  bleiben  beide  hinter  London  doch  nocb  immer  weit  zorilcli.  das  jetzt  in  den 
Grenzen  des  atatistischon  Dislticlä  4,2[l,noy  Einwohner,  wit  allen  sonatigeii  Torarlei 
aber  kanm  viel  onter  5  Mil!.  Einwohner  lihh. 

Man  kann  mancherlei  weitere  ßechnnngscombinationen  an  diese  GrOssenclassi- 
fication  der  StAdte  knUpfen,  z.  B.  wie  gross  absolut  und  als  Quote  ron  der  Gesammt- 
berOlkernng  die  Velksuthl  jeder  GrOssencUsse  ist,  wie  in  den  2  letzten  Reiben  d«r 
Tabelle  XXXI  fUr  die  Gross^^tfidte  Über  lUO.OOO  Einwohner  geschehen  isL  Gross- 
britanniens vorauseilende  Entwicklung  wird  durch  die  Thatsaehe,  dass  daselbst  Qber 
28  °/ii'^B''BuTOltierang;  (Irland  eingerechnot)  in  solchen  Stidtcn  wohnen,  scharf  belenchlet. 

Die  Bedentung  der  Hauptstadt  und  die  Steigerang  dieser  Bedeutung  ergiebl  sieh 
ans  der  Berechnung,  der  wie  vialsia  Landesbewohnor  Hauptstädter  ist.  in  bequemer 
Debersicht.  So  war  Londoner  IHOl  der  17.,  1S4I  der  14.,  1S71  der  9.Ste.  l^Ul  der 
ca.  7.6te  Brite.  Pariser  1S0I  der  40..  1B21  der  42.,  1841  der  ST..  1ST1  der  ISOte, 
1891  der  15.6Ie  (bez.  ca.  IS.bte,  Vororte  mitgerechnet)  Franzose:  Berliner  1SI6  der 
125.  Deutsche  (auf  heutigem  Beichsgebietc)  (der  52.  Preasse),  tS40  der  100.  Deutsche 
(der  45.  Preusse),  1^64  der  OD.  DcDtscho  (der  SO.  Freosae).  1891  der  31.  Deutsche 
(der  16.  Prevsse   des  vor-tJ6-er   Cmfangs   des  Staats)  (incl.   Vororte  schoD   circa  der 

')  Hambnrg  mil  Vororten  zwoitgrOsste  deutsche  Stadt. 

■)  Brüssel  mit  Vorortea  grOssto  bekische  Stadt. 

^  Letzte  Eubril:  Stldte  ton  30-50.000  Einwohner. 

*)  Die  Gemeinden,  die  Sfters  erheblich  grosser  als  die  eigentlichoD  Orte. 

»)  Letzte  Kubrik;  StSdle  lon  40— bO.OOU  Einwohner. 

"i  Bei  Deutschem  Bcich  mit  den  Zahlen  für  Gross-Bcrlin.  -Hambtirg,  -Leipzig, 
bei  Frankreich  mit  Zuschlag  fUr  Vororte  von  Paris,  bei  Grossbritannien  fallea  die 
Vororte  Londons  ofaDehio  meist  onter  die  Studie  mit  über  100,000  Einwohner. 
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27.  Deotsche).  Man  sieht,  dass  trotz  der  bandesstaatlicheD  Gestaltung  aach  des  heu- 
tigen Deutschen  Reichs  sich  die  Centripetalkraft  der  jungen  Reichshauptstadt,  des 
ersten  Gentralpuncts,  welchen  das  Deutsche  Volk  in  seiner  bisherigen  G^hichte  er- 
reicht hat.  in  derselben  immer  mächtigeren  Weise  geltend  macht,  wie  in  allen  Ein- 
heitsstaaten, wenn  auch  die  mittelstaatlichen  Hauptstädte  die  Entwicklung  immer  etwas 
hemmen.  Die  junge  italienische  Kapitale  ist  in  dieser  Hinsicht  noch  weit  zurttck, 
noch  ist  erst  der  71.  Italiener  ein  Römer,  aber  die  neuere  Entwicklung  der  alten 
Weltstadt  geht  doch  schon  in  derselben  Richtung  wie  diejenige  andrer  moderner  Haupt- 
städte. 

D.  —  §.  238.  Ergebnisse  bezüglich  der  Volks- 
dichtigkeit. Ans  den  vorausgehend  mitgetheilten  statistischen 
Tbatsachen  kann  man  für  die  causalen  und  conditionellen  Ver- 
hältnisse der  Volksdichtigkeit  und  der  Verschiedenheiten  derselben 
wenigstens  für  die  europäisch- nordamericanische  Welt  wohl  einige 
allgemeinere  Sätze  ableiten.  Ob  dieselben  ebenso  für  wärmere 
Länder,  für  die  asiatischen  Culturländer  gelten ,  mag  dahin  ge- 
stellt bleiben. 

In  unseren  Ländern  der  gemässigten  Zone  findet  sich  eine 
sehr  starke  Volksdichtigkeit  und  eine  weitere  Steigerung  derselben 
durch  Geburtsüberschuss  und  durch  Mehrzu-  und  Mehreinwanderungen 
regelmässig  nur  in  einigen,  meistens  nur  in  wenigen,  auch 
nicht  immer  sehr  ausgedehnten  Gebieten.  Es  sind  das  solche,  in 
welchen  hohe  Entwicklung  von  Industrie,  Bergbau,  Städtewesen 
auf  dem  Austausch  von  Fabrikaten  und  politischen  und  Gultur» 
leistnngen  mit  den  Roh-,  namentlich  Agrarproducten  anderer,  viel 
dünner  bevölkerter  Gegenden  des  Inlands  und  des  Auslands  beruht. 
Mehr  oder  weniger  ist  daher  Fernabsatz  derProducte 
und  Leistungen  und  Fernbezug  der  Rohstoffe  und 
Nahrungsmittel  hier  Voraussetzung  der  grossen  Volks- 
dichtigkeit. 

Die  Abhängigkeit  der  letzteren  von  der  Bodenfruchtbarkeit  und  Tom  agrarischen 
Bodenertrage  der  Gegenden  dieser  grossen  Dichte  selbst  tritt  hier  zurück.  Wohl 
aber  besteht  zwischen  der  hohen  Volksdicbte,  dem  grossen  Bedarf  an  Agrarproducten 
für  diese  Bevölkerung,  den  lohnenden  Absatzpreisen  wenigstens  mancher  Agrarproducte 
auch  für  die  agrarischen  Gebietstheilo  solcher  dicht  bevölkerten  Gegenden  ein  Ver- 
h&ltniss  der  Wechselwirkung:  es  liegen  die  Bedingungen  für  intensivere,  auch  für 
faochiutensivste  Landwirthscbaft  mit  Specialen Ituren  vor,  welche  ihren  lohnenden  Ab- 
satz in  die  Städte  und  Industricsitzo  hat,  ihrerseits  städtischen  Dünger  und  Kunst- 
dünger benutzen  kann  und  nun  auch  selbst  wieder  mehr  Menschen  beschäftigt  und 
ernährt.  So  wird  auch  dadurch  wieder  die  Bedingung  für  höhere  allgemeine  Volks- 
dichtigkeit in  solchen  Gegenden  erfüllt. 

Aber  alle  Wirthschafts  -  und  Lebensbedingungen  werden  bei 
solcher  auf  der  genannten  Voraussetzung  beruhenden  hohen  Volks- 
dichtigkeit künstlicher.  Schon  die  Erhaltung  dieser  Dichtigkeit 
ist  an  mancherlei  schwierige  ökonomische,  technische,  rechtliche, 
politische  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich  nicht  immer  sicher 
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yerbürgen  lassen.  Daraus  entsteht  die  Gefahr,  hier  hohe  Volks- 
dichtigkeity  mindestens  zeitweise,  bei  Verkehrs-  nnd  Absatzstockungen 
n.  dgl.,  in  Uebervölkernng  übergehen  zn  sehen.  Vollends  die 
immer  weitereSteigerung  dieser  Volksdichtigkeit  in  gewissen 
Gegenden  steigert  auch  die  Künstlichkeit  solcher  Verhältnisse  nnd 
macht  die  Erfüllung  ihrer  Voraussetzungen  immer  schwieriger.  Je 
mehr  volksarme  Gegenden  des  In-  und  Auslands  (so  die  Länder 
der  Masseneinwanderung)  allmälig  aber  selbst  bevölkerter  werden, 
bei  sich  Industrie,  Gultur,  Städtewesen  entwickeln ,  desto  weniger 
können  sie  mehr  als  Absatzmärkte  der  Producte  und  Leistungen 
der  Yolksdichten  Gegenden  und  Länder  und  als  Bezugsquellen  der 
Rohproducte,  Nahrungsmittel,  sowie  als  Aufnafameplätze  der  Zu- 
nnd  Einwanderung  dienen.  Sehr  grosse  Volksdichtigkeit 
der  einen  Landestheile  und  ganzer  Länder  setzt  in- 
sofern geringere,  selbst  sehr  geringe  der  anderen, 
im  In-  und  Auslande,  mit  welchem  Austausch  von 
Producten  und  Leistungen  besteht,  voraus. 

In  diesen  Verhältnissen  der  gegenseitigen  Abhängigkeit  volks- 
dichter und  volksdtinner  Gegenden  und  Länder  liegt  das  Bedenk- 
liche in  volkswirthschaftlicher  Beziehung  für  die  Gebiete  hoher, 
vollends  durch  Geburtsüberschuss  und  Mehr -Zuwanderung  noch 
immer  stärker  werdender  Volksdichtigkeit.  Diese  Erwägungen 
ergeben,  dass  hier  doch  eine  freilich  nicht  ziffermässig  zu  be- 
stimmende, nicht  leicht  absolute,  sondern  stets  eine  einigermaassen 
elastische  und  etwas  elastisch  bleibende  Grenze,  aber  eben  doch  eine 
Grenze  fUr  die  Volksdichtigkeit  und  für  die  Volks  Vermehrung 
vorliegt,  deren  Druck  deutlich  genug  empfunden  wird  und  als 
Warnung  gelten  muss.  Den  verschiedenerlei  —  freihändlerischen, 
schutzzöUnerischen ,  socialistischen  (§.  192 ff.).  —  Optimisten 
gegenüber  ist  das  durchaus  festzuhalten.  Die  erreichte  hohe  nnd 
selbst  noch  zunehmende  Volksdichtigkeit  gewisser  Gegenden  und 
ganzer  Länder  West-  und  Mitteleuropas  beweist  wahrlich  nichts 
gegen  Malthus. 

Wo  Industrie,  Handel,  Städtewesen  fehlen,  die  Voraussetzungen 
dafür  sich  nicht  schaffen  lassen,  wo  die  locale  Bevölkerung  daher 
wesentlich  auf  die  landwirthschaftliehe  Cultur  für  den  eigenen 
Bedarf  angewiesen  ist,  da  sind  die  Grenzen  für  die  Volksdichtig- 
keit und  für  weitere  Volksvermehrung  viel  enger  gezogen.  Sie 
können  hier  leicht  als  so  gut  wie  absolute  sich  geltend  machen» 
Freilich  in   ungleichem  Grade,  später  oder  früher  je  nach  Boden- 
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fruchtbarkeity  Klima,  agrarischer  Technik  und  Intelligenz  der  Land- 
lente,  nach  Agrarverfassung,  Lebenshaltnng  nnd  Lebensansprüchen 
der  BevölkeruDg,  aber  immer  verhältnissmässig  bald  nnd  scharf 
werden  sie  sich  fühlbar  machen.  Bei  dauerndem  Gebnrtsüberschuss 
werden  Fortwanderungen,  sonst  die  präventiven  nnd,  wenn  sie  nicht 
wirksam  genug  sind,  die  repressiven  Tendenzen  die  Ausgleichung 
herbeiführen  müssen.  Das  lehrt  in  Europa  Irland  auch  heute  noch 
und  in  Asien  Indien  und  China. 

Die  EntwickluDg  landwirthschaftlicher  Specialen ItnreD ,  bei  welchen  mehr 
Menschen  Beschäftigung  und  Erwerb  finden  können,  bietet  in  rein  agrarischen  Gegenden 
kein  genügendes  Hilf&>iDitteI ,  weil  es  eben  ohne  heimische  Industrie,  grössere  Städte 
und  Femverkehr  an  Absatz  für  die  Producte  dieser  Specialculturen  unter  den  hier 
besprochenen  Voraussetzungen  fehlen  würde. 

Insbesondere  an  diese  wichtigen  Ergebnisse  hinsichtlich  der 
Frage  der  Volksdichtigkeit  ist  im  2.  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels 
näher  anzuknüpfen. 

VI.  —  §.  239.  Geschlechtsvertheilung  in  der  Be- 
völkerung. 

In  allen  vorausgehenden  statistischen  Thatsachen,  Untersuchungen  und  Er- 
örterungen in  diesem  ganzen  2.  Abschnitte  (von  §.  207  an)  haben  wir  es  wesentlich 
mit  der  Bevölkerung  überhaupt  zu  thun  gehabt,  wenn  auch  dabei  ab  und  zu 
die  Unterscheidung  dieser  Bevölkerung  nach  ihrer  Gliederung  (Zusammensetzung) 
berührt  wurde.  Im  Folgenden  wenden  wir  uns  noch,  zwar  auch  nur  in  Kürze,  aber 
doch  etwas  näher,  zur  Betrachtung  der  beiden  Hauptmomente  der  natürlichen 
Gliederung  der  Bevölkerung,  derjenigen  nach  Geschlecht  und  Alter,  welche 
beide  auch  für  die  volkswirthschaitlichen  Seiten  der  Bevölkerungsfrage  besonders 
wichtig  sind,  sowohl  für  die  Betrachtung  vom  Productions-  als  für  diejenige  vom 
Yertheilungsstandpuncte  aus.  Daran  soll  sich  dann  auch  noch  ein  Blick  in  die  social- 
ökonomische  Gliederung  der  Bevölkerung  nach  wirthschaftlicher  Berufs- und 
Erwerbs-Stellung  und  Art  anknüpfen  (§.  243  ff.),  eine  Seite  der  Bevölkerungs- 
statistik, welche  indessen  hier  nur  in  ihren  Hauptpuncten  und  Kategorieen  herein- 
gezogen wird.    Denn  nur  mit  diesen  gehört  sie  in  diese  „Grundlegung'^ 

A.  Allgemeine  Uebersicht.  Die  Geschlechtsvertheilung 
in  der  Bevölkerung  beruht  natürlich  zunächst  auf  der  Vertheilung 
der  beiden  Geschlechter  unter  den  Neugeborenen,  —  die  wesent- 
lich physiologische  oder  biologische,  anthropologische  Seite 
der  Frage;  sodann  auf  den  Veränderungen,  welche  diese  Ver- 
theilung bei  der  Geburt  einmal  durch  die  verschiedene  Sterb- 
lichkeit der  Geschlechter  an  sich  und  wieder  in  den  einzelnen 
Lebensjahren  und  sodann  durch  die  Wände  runigen  errährt. 
Die  Verschiedenheit  der  Sterblichkeit  der  Geschlechter  ist  eine, 
wie  man  nach  ihrer  Constanz  annehmen  möchte,  ebenso  feste 
Ordnung  der  Natur,  wie  die  Vertheilung  der  Geschlechter  unter 
den  Neugeborenen.  Sie  hängt  aber  ausserdem  deutlich  von  socialen 
Factoren,  wie  Beruf,  Lebensweise  mit  ab.    Nur,  soweit  letztere 


5^)8     ^'  B.  Bevölk.  ü.  Volksw.sch.  1.  K.  Bevölk.lchrc.  1.  H.-A.  SUtist.  §.  239. 

wieder  durch  die  NaturordnuDg  selbst  mehr  oder  weniger  fest  be- 
stimmt sein  sollten  — ,  die  Streitfrage,  welche  meistens  von  beiden 
Seiten  nur  in  Form  der  petitio  principii  „gelöst"  wird  —  könnte 
man  auch  hier  von  naturgebundener  Gestaltung  der  verschiedenen 
Sterblichkeit  der  Geschlechter  reden.  In  dem  Einfluss  der  Wan- 
derungen, der  heimischen  wie  der  Aus-  und  Einwanderung,  an 
welcher  die  Geschlechter  in  verschiedenem  Maasse  betheiligt  sind 
(S.  562),  hat  man  es  wiederum  mit  socialen  Factoren  zu  thun. 
Wegen  der  verschiedenen  Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  den 
einzelnen  LebeDsaltern  und  ebeufalls  wegen  der  verschiedenen 
Betheiligung  der  Geschlechter  an  den  Wanderungen  in  diesen 
Leiiensaltern  hat  die  Bevölkerung,  zumal  die  durch  Wanderungen 
stark  beeinflusste ,  auch  einen  verschiedenen  Altersaufbau  der 
beiden  Geschlechter  (§.  241  fi.). 

Eine  allgemeinste,  mit  grösster  Constanz  in  jeder  nur  etwas 
grösseren  Bevölkerungszahl  sich  zeigende  statistische  Erfahrungs- 
thatsache  ist,  dass  die  Neugeborenen  sich  nicht  gleichmässig  auf 
die  beiden  Geschlechter  vertheilen,  sondern  dass  die  Knaben 
regelmässig  überwiegen  und  zwar  (bei  den  Lebeodgeborenen) 
ziemlich  überall  und  constant  um  4 — 6%  (104 — 106  Knaben  auf 
100  Mädchen):  ein  wahres  statistisches  „Gesetz*'. 

Es  ist  dieses  Ueberwiogen  der  männlichen  Geburten  zugleich  diejenige  be- 
völkerungsstatistische Thatsache,  welche  „das  befriedigendste  bisher  bekannte  Beispiel 
für  die  Anwendbarkeit  der  Wahrscheinlichkeitdrechnung  auf  bevOlkerungsstatistische 
Beobachtungen  darbietet''  (Lezis).  Eine  Erscheinung,  in  Hinsicht  deren  in  der  That 
auch  nach  den  Anforderungen  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  es  berechtigt  ist,  von 
einem  ,, Gesetz''  zu  sprechen,  weil  die  Abweichungen  von  der  Kegel  sich  innerhalb 
der  Grenzen ,  welche  die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  hier  nur  zulassen  kann ,  halten 
und  mit  der  Annahme  eines  festen  causalen  Abhängigkeitsverhältnisses  noch  vereinbar 
sind.  S.  über  diese  Seite  der  Frage  bes.  W.  Lexis,  Geschlechtsvcrhältniss  der 
Geborenen  u.  Wahrscheinlichkeitsrechnung.  Hildebr.  Jahrb.  1876.  B.  27,  Ders.  Zor 
Theorie  der  Masseuerschcinungen,  S.  64  ff.  u.  Ders.  im  Art.  Geschlechtsverhältniss  im 
Handw.b.  d.  Staatswiss.  111,  816,  wobolbbt  weitere  Litteraiur.  Die  ganze  Frage  seit 
Graunt  und  Süssmilch  ein  Lieblingsobject  der  Untersuchung  der  Bevölkerungsstatistiker, 
das  aber  in  diesem  Werk  nicht  näher  zu  verfolgen  ist. 

Es  genüge  die  Bemerkung,  dass  die  zeitlichen  und  Ortlichen  Verschiedenheiten 
und  Schwankungen  des  männlichen  Geburtsubcrschnsscs  sehr  gering,  wenn  auch 
sichtbar  sind.  Bei  den  Todtgeborenen  finden  sich  mehr  Knaben  als  bei  den  Lebend- 
geborenen  im  Vcrhältniss  zu  den  Mädchen  (S.  501).  Ucber  die  Ursachen  und  Be- 
dingungen der  Thatsacho  überhaupt  und  ihrer  kleineren  zeitlichen,  örtlichen,  nationalen 
und  sonstigen  Verschiedenheiten  sind  bisher  von  Physiologen  und  Statistikern  nnr 
Hypothesen  aufgestellt.  Dieselben,  zumal  diejenigen  der  Statistiker,  aber  doch  auch 
die  bisherigen  der  Physiologen,  liefern  indessen  keine  eigentliche  Erklärung  and 
sind  auch  bisher  nicht  genügend  gesichert.  Länger  vertretene,  mit  manchem  Material 
stimmende  sind  durch  spätere  und  genauere  Untersuchungen  an  grosserem  und 
besserem  Material  und  noch  besseren  Methoden  widerlegt  oder  wenigsten  nicht  sicher 
bestätigt  worden.  So  die  (lange  verbreitete,  mit  der  allgemeinen  Thatsache  der 
männlichen  Mehrgeburten  ttimmende,  aber  sonst,  namentlich  physiologisch  nichts 
erklärende)   sogen.  Hofacker  -  Sadler'scbc  Hypothese,    dass  „die  Altersverbchiedenbeit 
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der  Eltern  ?oq  wescütlichem  Eiufluss  auf  das  Geschlecht  der  Geborenen  sei,  indem 
bei  überwiegendem  Alter  des  Vaters  mehr  Knaben,  anderenfalls  mehr  Mädchen  ge- 
boren würden**  (Lexis  H.  W.  B.  S  817),  was  neuere  Untersuchungen  nicht  bekräftigten 
(s.  eb.).  Auch  die  neuesten  physiologischen  Erklärungsversuche,  z.  Th.  nach  Ana- 
logien mit  höheren  Säugethieren  und  selbst  mit  Pflanzen,  sind  bisher  nicht  über  den 
Character  Fon  Hypothesen  hinausgekommen  und  liefern  auch  wieder  nicht  eine  eigent- 
liche „Erklärung*"  (Thury,  ßicharz,  Düsing  u.  A.).  S.  über  die  statistische  Unter- 
suchung der  Frage  bes.  Wappäus,  Bevölks.st.  II,  S.  150  ff.  n.  Oettingen,  Moral- 
statist., meine  Gesetzmässigkeit  u.  aus  der  Speciallitteratur  neuere  Arbeiten  von 
W.  Stieda  (Geschlechtsverh.  d.  Gebor.  1S75),  Francke.  Schumann,  Kollmann, 
Lehr  o.  A.  (näher  angegeben  bei  Lexis,  H,  W.  B.  S.  820),  sowie  Lexis'  KesnmÄ 
eb.  S.  817. 

Für  Qosere  Zwecke  ist  es  genügend ,  constatiren  zu  können, 
dass  das  kleine  Uebergewiclit  der  Knaben  bei  den  Geborenen  eine 
ganz  allgemeine  Thatsache  der  Bevölkerungsstatistik  ist.  Die- 
selbe trifft,  soweit  man  bisher  Beobachtungen  hat,  auch  für  andere 
Rassen  als  die  kaukasische,  für  andere  Völker  als  die  europäischen, 
für  andere  Culturstnfen  als  die  unsrigen  im  Wesentlichen  ebenso 
zu  (u.  A.  auch  für  polygame  Völker;  die  wohl  vorgekommene  Er- 
klärung oder  Rechtfertigung  der  Polygamie  mit  einem  Ueberschuss 
weiblicher  Geburten  ist  völlig  aus  der  Luft  gegriffen).  Die  zwar 
kleinen,  aber  sehr  constanten,  insofern  zu  den  nationalen  Eigen- 
thümlichkeiten  gehörigen  nationalen,  ferner  die  Verschiedenheiten 
bei  ehelichen  und  unehelichen  Geburten  (etwas  mehr  Knabenüber- 
schuss  bei  jenen),  diejenigen  in  der  Bevölkerung  verschiedener 
Berafe  und  Lebensweise  —  wo  ein  etwas  stärkeres  Plus  der  Knaben- 
mehrgeburten  auf  dem  Lande  gegenüber  den  Städten  sich  zu  be- 
stätigen scheint  —  in  Bezug  auf  den  Knabenüberschuss  unter  den 
Geborenen  sind  im  Uebrigen  doch  zu  geringfügig,  um  auf  die 
geschlechtliche  Gliedernng  der  Bevölkerung  einen  etwas  stärkeren 
Eiufluss  auszuüben.  Daher  sind  diese  kleinen  Differenzen  bei  den 
Geborenen  auch  für  die  volkswirthschaftliche,  die  politische  (mili- 
tärische) Seite  der  Frage  der  Geschlechtsvertheilung  nicht  weiter 
besonders  wichtig. 

Nach  der  neuesten  vergleichenden  Arbeit  des  reichsstat.  Amts  (N.  F.  B.  44,  S.  176) 
kamen  im  Deutschen  Hcich  1872  —  80  im  Mittel  auf  1000  Mädchen  unter  den  Ge- 
borenen 1062  Knaben  (einjähr.  Max.  1067,  Min.  1059.  Max.  nach  den  grösseren 
Gebietsgruppen  im  Deutschen  Eeich  von  1872—80  1069  [Pommern,  Brandenburg  ohne 
Berlin,  R.-B.  Münster  und  Minden],  Min.  1051  [Würtemberg,  1054  Baden],  kleine 
Oebiete  zeigen  grössere  Difl'erenzen.  1077 — 1017);  unter  den  ehelichen  10()3,  den  un- 
ehelichen 1051,  den  Lebendgeborenen  1054,  den  Todtgeborenen  1289.  Unter  den 
verglichenen  übrigen  enrop.  Gross-  und  Mittelstaaten,  ebenfalls  nach  mehrjährigem 
Mittel,  war  das  Max.  bei  allen  Ländern  1076,  in  Galizien  und  Bukowina,  1071  in 
Italien,  1109  (?  Rumänien),  das  Min.  1058  Belgien  und  Dänemark  (Frankreich  hatte 
1068,  bei  Lebendgeborenen  allein  1047,  Grossbritannien  nur  bei  letzteren  1042,  Rass- 
land auch  nur  bei  diesen  1050). 
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Der  Ueberschuss  der  Knaben  bei  den  Gebarten  bewirkt,  das» 
in  den  jüngeren  Lebensjahren  in  der  Bevölkerung  das  männliche 
Geschlecht  etwas  überwiegt.  Allein  das  gleicht  sich  bald  ans, 
weil  die  Sterblichkeit  der  Knaben  von  der  Geburt  an  (ja  schon 
vor  nnd  bei  der  Geburt,  wie  die  viel  grössere  Anzahl  todtgeborener 
Knaben  als  Mädchen  beweist),  zumal  in  den  ersten  Lebensjahren, 
aber  im  Allgemeinen  etwa  bis  ins  höhere  Kindesalter,  doch  meist 
nicht  mehr  ganz  bis  zur  Zeit  der  Geschlechtsreife,  eine  ungünstigere 
als  diejenige  der  Mädchen  ist. 

Um  diese  Zeit  und  von  da  an  ungefähr  in  der  ganzen  Periode 
des  geschlechtlichen  Zusammenlebens,  bis  gegen  Ende  der  40er 
Lebensjahre  besteht  am  Meisten  eine  annähernde  Gleichzahl  der 
beiden  Geschlechter  in  der  Bevölkerung,  wenigstens  unter  normalen 
Verhältnissen,  d.  h.  unter  solchen,  welche  nicht  durch  Wanderungen 
und  durch  anomal  stark  das  Leben  der  Männer  mehr  gefährdende 
Berufe  der  letzteren  zu  abweichender  Vertheilung  der  Geschlechter 
führen.  In  diesen  Jahren,  zum  Theil  schon  vom  10— 15ten,  mehr 
noch  von  15 — 20  bis  40 — 45,  auch  noch  bis  45 — 50  ist  die  Sterblich- 
keit beider  Geschlechter  nicht  mehr  so  wesentlich  verschieden,  wenn 
auch  im  Ganzen  noch  etwas  günstiger  bei  den  weiblichen ;  jedoch 
mit  Schwankungen  in  den  kleineren  Perioden,  hie  und  da  auch 
einmal  etwas  ungünstiger  für  die  Frauen,  namentlich  in  der  Lebens- 
periode, wo  die  Geschlechtsfunction  des  Weibes  (in  der  Zeit  der 
Entwicklung  der  Geschlechtsreife  und  in  der  Hauptzeit  der  Gebähr- 
thätigkeit)  am  Stärksten  wirksam  wird. 

Nach  dieser  Periode  bis  ins  höhere  und  höchste  Lebensalter 
überwiegt  im  Ganzen  normal  wieder  das  weibliche  Geschlecht,  wegen 
durchweg  grösserer  Sterblichkeit  der  Männer,  welche  letztere  erst 
im  Greisenalter  für  beide  Geschlechter  wieder  gleichmässiger  wird. 

Doch  scheineD  sich  hier  die  Verhältnisse  bei  verschiedenen  Völkern  auch  ab- 
gesehen von  dem  Einfloss  von  Berofsverbältnissen  etwas  verschiedener  als  im  Kindes- 
.alter  zu  (gestalten.  Auch  bei  einzelnen  europäiscben  Bevölkerungen  (in  Italien,  Spanien, 
Griechenland,  Galizien  und  Bukowina,  selbst  in  einzelnen  deutschen  Gebieten  wie 
Westfalen)  zeigt  sich  ausnahmsweise  im  höheren  Alter  eine  ungünstigere  Sterblichkeit 
der  Frauen  (s.  u.). 

Im  Ganzen  kann  die  verschiedene  Sterblichkeit  der  Geschlechter 
in  den  einzelnen  Lebensaltern  und  besonders  den  grösseren  hier 
unterschiedenen  Perioden  derselben,  in  der  dargelegten  Weise  «Is 
eine  statistisch  feststehende  Thatsache  gelten. 

Eine  allgemeine  physiologische  Erklärung  fehlt,  denn  die  Annahme  einer 
grösseren  passiven  Widerstandsfähigkeit  des  weiblichen  Organismus  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  für  die  Thatsache  selbst.    Eher  kann  man  an  eine  stärkere  Lebensabsorption 
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des  männlicheD  Organismos  durch  ziemlich  alle  Lebensphason  hindarch  denken,  wie 
sie  dorch  Geschlechtscbaracter ,  Tbätigkeit,  Lebensweise,  Beruf  eben  aach  darch- 
schnittlich  bedingt  ist.  Das  Leben  des  Knaben  und  des  Mannes  ist  im  Ganzen  direct 
und  indirect  mehr  gefährdet  als  das  des  Mädchens  und  der  Frau.  Es  bleibt  dabei 
bemcrkenswerth,  dass  die  specifische  Geschlecbtsfnnction  des  Weibes  sich  nicht  als 
durchgreifend  die  Sterblichkeit  steigernder  Factor  zeigt,  wenn  auch,  wie  bemerkt, 
in  den  Jahren  der  hauptsächlichen  Gebäbrthätigkeit  die  weibliche  Sterblichkeit  sich 
der  männlichen  mehr  nähert  und  sie  hier  und  da  erreicht  und  etwas  überschreitet 

Die  regelmässige  Sterblichkeit  des  männlichen  Geschlechts  wird 
aber  nan  anter  b  e  s  o  n  d  e  r  e  n  Verhältnissen  durch  die  specifischen 
Gefahren  bestimmter  Berufe  gesteigert.  Das  kann  sich  bei  grosser 
Verbreitung  solcher  Berufe  und  bei  besonders  starker  Lebensge- 
fährdung auch  in  der  Erhöhung  der  allgemeinen  männlichen  Sterb- 
lichkeit zeigen. 

Namentlich  der  Kriegsberuf  in  Kriegszeiten,  einzelne  gefährliche  Erwerbsberufe 
(Seewesen,  gewisse  bergmännische,  industrielle  Tbätigkeit)  sind  hier  7on  Einflnss  und 
rerschieben  durch  die  grössere  Sterblichkeit  der  Männer  in  ihnen  die  nattlrliche  Ver- 
theilung  der  Geschlechter,  besonders  in  den  betreffenden  Lebensaltern. 

Endlich  aber  führen  die  einheimischen  und  die  internationalen 
Wanderungen  die  beiden  Geschlechter  in  ungleichem  Maasse 
überhaupt  und  besonders  in  gewissen  Lebensaltern  fort  und  herbei. 
Sie  üben  so  auf  die  wirkliche  Geschlechtsvertheilung  der  Bevölkerung 
im  Ganzen  und  wieder  in  bestimmten  Altersclassen  einen  ziemlich 
erheblichen  Einfiuss  aus.  Jedenfalls  ändern  sie  die  von  der  Ge- 
schlechtsvertheilung bei  den  Geburten  und  von  der  verschiedenen 
Sterblichkeit  bedingte  ,, natürliche"  Geschlechtsvertheilung  mehr 
oder  weniger. 

Da  in  der  zurückgebliebenen  Bevölkerung  im  einen  und  in  der  durch  Zu-  und  Ein- 
wanderung vergrOsserten  im  anderen  Falle  so  die  Geschlechtsyertheiinng  eine  andere  wird, 
übt  auch  weiter  die  verschiedene  Sterblichkeit  der  Geschlechter  Überhaupt  und  in  den  ver- 
schiedenen Alterschiassen  noch  ihren  Einflnss  aus.  Im  Ganzen  sehen  namentlich  die 
Länder  der  Massenauswanderung  trotz  des  Knabenüberschusses  bei  den  Geburten  und 
auch  dann,  wenn  nicht  jene  besonderen  Umstände,  wie  Krieg  und  andere  Berufs- 
gefahren mehr  Männer  dahinraffen,  in  ihrer  GesammtbevOlkerung  die  weibliche,  die 
Länder  der  Masseneinwanderung  die  männliche  Bevölkerung  und  zum  Theil  gerade 
in  den  yolkswirthscbaftlich  und  populationistisch  wichtigsten  mittleren  Lebensjahren 
noch  besonders  überwiegen  (s.  u.).  Die  heimischen  Wanderungen  äussern  in  den 
Wegzug-  und  Zuzuggegenden  vielfach  einen  ähnlichen  Einflass,  aber  doch  nicht  immer 
und  nicht  in  demselben  Grade.  Denn  der  specifisch  weibliche  Massenberuf  der 
Dienstboten  führt  auch  Weiber  in  starker  Zahl  von  der  Geburtsheimath  fort,  oft  auf 
die  Dauer.  Und  die  Beschäftigung  der  Frau  in  der  Fabrik  hat  ähnliche,  wenn  auch 
dem  Grade  nach  an  sich  und  vollends  im  Vergleich  mit  den  betreffenden  Männern 
geringere  Wirkungen.  In  der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  Geschlechts-  und  der 
geschlechtlichen  Altersclassenvertheilung  der  Bevölkerung  nach  Stadt,  besonders  Gross- 
stadt und  Land,  industrieller  und  agrarischer  Gegend  gelangt  daher  der  Einfluss  der 
heimischen  Wanderungen  und  in  ihm  derjenige  der  wirthschaftlichen  Berufsverhältnisse 
mit  zum  Ausdruck. 

Da  doch  im  Ganzen  das  männliche  Geschlecht,  namentlich 
in  den  productiveren  Lebensjahren,  der  Hauptträger  der  wirth- 
schaftlichen, der  politischen,   der  Culturarbeit  ist,   so  sind  Rück- 
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Wirkungen  der  Geschlechtsvertheilnng  überhaupt  und  derjenigen  in 
bestimmten  Altersclassen  auf  das  volkswirthschaftlicfae  Productions- 
interesse  nicht  wohl  zu  bestreiten.  Dieses  wird  in  Einwanderungs- 
ländern begünstigt,  in  Auswanderungsländem  benachtheiligt  Aehnlich 
verhält  es  sich  in  einheimischen  Zuzugs-  und  Fortzugsgegenden 
öfters.  Nimmt  man,  wohl  nicht  mit  Unrecht,  an,  dass  die  durch- 
schnittliche weibliche  wirthschaftliche  Bedürftigkeit  geringer  als  die 
männliche  ist,  so  liegen  die  Dinge  vom  Standpuncte  der  volks- 
wirthschaftlicben  Vertheilung  betrachtet  indessen  nicht  in  demselben 
Maasse  günstiger  und  ungünstiger,  wie  vom  Standpuncte  des  Pro- 
ductionsinteresses  aus.  Aber  die  Erwerbsfähigkeit,  mindestens  die 
Erwerbsthätigkeit  der  Frauen  fehlt  vielfach  oder  ist  beschränkter 
und  sie  müssen  vom  Einkommen  der  Männer  mit  unterhalten  werden. 
Daher  wirkt  eine  grössere  Anzahl  weiblicher  Personen  in  der  Be- 
völkerung ähnlich  wie  eine  grössere  Quote  Kinder,  nemlich  doch 
wieder  als  höherer  Belastungscoefficient  für  die  männliche  erwachsene 
Bevölkerung:  d.  h.  das  Vertheilungsinteresse  wird  dadurch  un- 
günstig berührt. 

B.  — §.  240  Statistische  Beleg:e.  S.  die  Werke  Ober  Bevölkerungsstatistik, 
wo  die  Geächlechtsvertheilong  mit  Vorliebe  genauer  verfolgt  wird,  so  bei  Wappäas, 
V.  Oettingen,  G.  Mayr  n.  a.  m. ').  Auch  in  dem  gen.  B.  44  N.  F.  der  Keicbs- 
statistik  sind  viele  vergleichende  Daten  gegeben  worden.  S.  bes.  Einl.  S.  21  ff.,  24  fEl, 
in  Combination  mit  Altersgliederung,  Tab.,  Verhältnisszahlen,  bes.  S.  114  ff.,  179  ff. 
Aus  diesem  neuesten  reichen  Material,  meistens  aus  1871  oder  1872  —  80,  sind  die 
folgenden  Daten  im  Text  und  in  den  Tab.  XXXII — XXXIV  entnommen,  mit  Er- 
gänzungen für  die  neue  Welt  aus  anderen  Quellen. 

S.  Tab.  XXXII  auf  S.  603. 

Der  Ein  flu  SS  der  Wanderungen  zeigt  sich  im  Deutschen  Beich,  Gross- 
britannien. Schweden,  Norwegen  u.  a.  als  Auswanderungsländern,  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Australien  als  Eiuwanderungsländern  deutlich,  auch  gegenüber  FrankreicL 
Seit  der  neuerlichen  starken  Auswanderung  wird  auch  Italien  vermuthlich  bald  eine 
andere  Geschlechtsverthcilang  aufweisen.  In  Nordamerica,  Sadaustralien  war  früher 
das  Uebergewicht  der  Zahl  der  Männer  noch  grösser.  Je  stärker  die  Bevölkerung 
wächst,  auch  durch  GeburtsUberschuss ,  und  eine  je  kleinere  Quote  selbst  die  neue 
Masseneinwanderung  in  kurzen  Zeiträumen  von  der  bereits  grö>seren  ansässigen  Be- 
TOlkerung  beträgt,  desto  mehr  wird  auch  in  den  grossen  Einwanderungsländern  die 
Geschlcchtsvertbeilung  in  der  Bevölkerung  eine  der  normalen  gleichkommende.  In 
den  älter  colonisirten,  den  atlantischen  Küstenstaaten  überwiegt  schon  jetzt  (bz.  schon 
1881)  das  weibliche  Geschlecht  (z.  B.  Massachusetts  fast  1080,  New-York  fast  1030): 
in  den  neueren,  den  westlichen  Staaten  ist  das  männliche  um  so  stärker  vertreten. 
Aehnlich  in  Australien,  wo  in  Neu-Südwales  1888  nur  812  weibliche  auf  1000  männ- 
liche Bewohner  kamen.  Bei  Indien  wirkt  vielleicht  frühere  Beseitigung  weiblicher 
Kinder  nach.  Die  Zahlen  der  Weiber  sind  daselbst  aber  auch  vermuthlich  unvollständiger, 
als   die  der  Männer  bei  der  Zählung  aufgenommen. 

Die  einheimischen  Wanderungen  spiegeln  sich  am  Deutlichsten  in  den  Siahlen 
der  Geächlechtsverthcilung  in   der  Bevölkerung  in  den  Maximis    und  Minimis  inner- 

')  Eine  jüngste  Arbeit  von  K.  Bücher  über  die  Geschlechtervertheilung  auf 
der  Erde,  in  G.  v.  Mayr's  stat.  Arch.  1891  —  92,  2.  Halbb.,  geht  mir  leider  erst 
beim  Druck  zu. 
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Tab.  XXXII.   Geschlechtsvertheilnng  unter  den  Geborenen 

und  unter  der  ganzen  Bevölkerung  nebst  Verhältniss  der 

Sterblichkeit  beider  Geschlechter  zu  einander. 


4 

4uf  1000 

Auf  1000 

männl.  komm.  \ 

^eibl. 

männl.  komm,  weibl. 

anter  den 

i 

nnter  den 

Geb. 

BcFÖlk. 

Gest. 

Geb. 

Bewölk. 

Gest. 

1. 

2. 

3. 

1. 

2. 

2. 

Deutsches  Keich 

949 

1037 

880 

Schweden 

950 

1064 

010 

Extreme  nach 

Grossbritannien 

961 

1058 

890 

Differ.  in   Bevölk. 

Westösterreich 

946 

1052 

870 

(CoJ.  2) 

Irland 

947 

1051 

940 

Max.  Breslau,  Liegn. 

952 

1101 

840 

Finnland 

953 

1049 

930 

„    Oppeln 

945 

1085 

830 

Norwegen 

9n0 

1047 

930 

,,    Ostpreassen 

954 

1084 

840 

Schweiz 

950 

1044 

SbO 

Min.  Arnsberg 

947 

925 

920 

Deutsches  Reich 

949 

1037 

880 

„     Düsseldorf 

953 

972 

900 

Dänemark 

952 

1033 

940 

„    Uhr.  Kbeinland 

950 

999 

920 

Spanien 

938 

1026 

910 

Berlin 

955 

1012 

860 

Galizicn.  Bukowina 

934 

1026 

910 

Ganz  Prcussen 

94S 

10:U 

890 

Niederlande 

951 

1025 

940 

M     Baiern 

948 

1051 

880 

Ungarn 

951 

1015 

• 

Königr.  Sachsen 

948 

1047 

8t;  0 

Frankreich 

955 

1008 

930 

Wunemberg 

959 

1073 

870 

Belgien 

955 

995 

? 

Baden 

955 

1051 

900 

Italien 

940 

992 

960 

Elsass'Lothringcn 

947 

1046 

880 

Griechenland 

895 

919 
965 

980 

Ver.  Staat,  in  1880 

__ 

Aastr.  Colin  1888 

843 

Indien  in  1881 

954 

halb  des  Beichs  (preuss.  Bezirksgruppen)  ab.  Wenn  Orte  wie  Berlin  (auch  Hamburg) 
doch  einen  weiblichen  Ueberschuss  haben,  kommt  die  weibliche  Dienstbotonzahl ,  in 
Sachsen  wohl  auch  diese  (Grossstädte)  und  die  weibliche  industrielle  Bevölkerung  mit 
in  Betracht. 

Die  Col.  1  und  3 ,  welche  in  beiden  Abtheilungen  der  Tab.  XXXII  die  Ge- 
Bchlechtsproportion  der  Bevölkerung  flankiren,  zeigen  das  Ueberwiegen  der  Knaben  bei 
den  Geburten  und  die  günstigere  weibliche  Sterblichkeit  Die  Differenz  zwischen 
Col.  2  und  1  ergiebt,  unter  Berücksichtigung  der  Sterblichkeitsproportion  der  Col.  3, 
das  Maass  des  Einflusses,  welchen  die  Wanderungen  auf  die  Umwandlung  der  ur- 
sprünglichen Geschlecht^p^oportion  bei  den  Geburten  in  dasjenige  unter  der  Gesammt- 
bevölkerung  ausüben,  natürlich  verschieden,  auch  in  der  Richtung,  je  nachdem  es 
sich  um  Ab-  oder  Zuzu^  handelt. 

Die  folgende  Tab.  XXXIll  giebt  einen  Einblick  in  die  verschiedene  Sterblichkeit 
der  Geschlechter  in  den  verschiedenen  Lebensaltern. 

S.  Tab.  XXXIII  auf  S.  604. 

Es  wird  dadurch  auch  die  frühere  Ucbersicht  der  allgemeinen  Sterblichkeit 
(§.  212,  bes.  Tab.  V  u.  VI,  S.  500)  noch  ergänzt.  Die  Daten  nach  gen.  B.  44  der 
Beichhstat.  S.  1 79  fl.  Diejenigen  für  das  Deutsche  Reich  schliessen  die  Daten  für 
Würtemberg  und  Hamburg  z.  Th.  nicht  mit  ein.  Ebenda  sind  auch  für  die  meisten 
übrigen  Staaten  Beobachtungen  gleicher  Art  angestellt.  Erheblichere  Verschieden- 
heiten der  relativen  Sterblichkeit  der  Geschlechter  finden  sich  wenig.  Für  die 
höchsten  Altersclassen  sind  die  absoluten  Zahlen  so  klein,  dass  die  Werthe  der  Relativ- 
zahlen unsicher  werden.  So  zeigt  z.  B.  eine  doppelte  Berechnung  für  das  Deutsche 
Reich,  einmal  für  1S72  —  SO  (excl.  Würtemberg,  Hamburg  und  einige  Kleinstaaten) 
und  zweitens  für  1816 — 80  (incl.  Würtemberg)  nur  geringe  unterschiede  bis  zum  80., 
ja  90.  Jahre,  grössere  alsdann  (a.  a.  O.  S.  179).  Nur  im  höheren  Kindesalter  (5 — 10  J.), 
mehr  noch  in  der  Periode  der  Entwicklung  der  Geschlechtsreife  (10 — 15,  auch  15 — 20  J., 
mit  kleinen  Unterschieden  zwischen  südlichen  und  nördlichen  Ländern,  die  verständlich 
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Tab.  XXXIII.    Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  den 

verschiedenen  Lebensaltern. 


Auf  1000  Lebende  Gestorbene  (ohne  Todtgeborene) 

Alter,  Jahre 

Deutsch  Reich 

Westösterr.    ;       Italien 

Frankreich   1  Grossbritann. 

männl. 

weibl.  1 

1 

männl. 

1 
weibl.  1  männl. 

weibl. 

männl.)  weibl.  1  männl. 

1 

weibl. 

Ueberhanpt 

28.5 

25.2 

31,4 

27.2  ,   30.6 

29.3 

23.2      21.6  j    22.7  1 

20.2 

unter  1 

321 

267 

359 

287       300 

267 

229 

191     Ijl93 

154 

1—    2 

71 

69 

86 

83       170 

169 

] 

( 

69 

64 

2—    3 

34 

33 

44 

42     1    58 

59 

>68 

66    1 

28 

28 

3—    4 

1    23 

23 

30 

28     1    36 

37 

19 

18 

4—     5 

1    18 

18 

24 

23     :    28 

29 

j 

l 

14 

13 

5—  10 

8.8 

8.6 

10.7 

10.7      12.2 

12.8 

1     6.5 

6.9 

7.0 

6.5 

10—  15 

3.9 

4.2 

4.5 

4.0 

,      5.8 

6.6 

1      3.9 

4.7 

3.9 

3.9 

15—  20 

5.3 

49 

6.7 

6.5  '      6.6 

7.3 

{      5.5 

6.5' 

5.5 

5.7 

20—  25 

8.1 

6.9 

10.9 

8.3  i    10.5 

9.1 

'      9.5 

•7.41 

7.6 

7.0 

25—  30 

8.8 

8.9 

10.8 

9.6 

94 

10.5 

1      97 

9.8 

86 

8.0 

30—  35 

9.8 

10.2 

11.1 

10.4  !      9.7 

11.1,1      9.8 

9.9!    10.4 

9.6 

35—  40 

1    12 

11.6 

12.8 

11.5 

11.4 

12.3  ,    10.4 

9.9'     12.S 

U.l 

40—  45 

1    14.7 

12.2 

15.0 

12.1 

i    13  6 

12.7      12.2 

10.5  j 

14.8 

12.3 

45—  50 

19.5 

13.5 

1    18.1 

14.0 

,    16.8 

14.2,'    14.2 

11.9 

18.4 

14.3 

50—  55 

24 

18 

24 

19 

22 

19     '    19 

15 

22 

17 

55—  60 

32 

26 

31 

25 

1    28 

26     '    24 

20     , 

31 

25 

60—  65 

44 

38 

1    43 

39         41 

40        35 

31 

39 

32 

65—  70 

66 

60 

59 

57    1    61 

64         53 

47     1 

61 

52 

70—  75 

97 

91 

101 

99 

95 

101     ;    84 

76 

82 

72 

75—  80 

149 

142 

147 

143 

!131 

138 

130 

116     1 

128 

113 

80—  85 

216 

205 

227 

225 

186 

199 

187 

182 

200 

176 

85—  90 

303 

279 

340 

319 

1255 

262 

:237 

230 

294 

255 

90—100 

<356 

331 

412       377 

236 

225 

303 

270    ' 

464 

428 

üeberlOO 

;369 

322 

300 

300 

240 

232 

433 

257 

1467 

469 

sind)  und  in  der  folgenden  Periode  der  hauptsächlichen  Gebährthätigkeit  der  Frauen 
(20  er,  auch  wohl  mitunter  noch  80  er  Jahre  des  Alters)  nähert  sich  die  weibliche 
Sterblichkeit  der  männlichen,  kommt  ihr  gleich  und  übertrifllt  sie  öfters  etwas.  Der 
genauere  Vergleich  einzelner  Länder  verschiedenen  Klimas  und  l^ationalität,  z.  E 
Italiens,  Scandinaviens ,  bietet  besonderes  Interesse.  In  wiefern  die  italienischen 
Daten,  welche  einiges  Auffallende  und  Abweichende  zeigen,  völlig  correct  sind,  moss 
dahin  gestellt  bleiben. 

Auf  die  Verschiedenheit  der  Altersclassification  beider  Geschlechter  (männlicher, 
weiblicher  Altersaufbau)  kommen  wir  im  folgenden  §.  241  noch  zurück.  Wie  sich 
nach  der  Geschlechtsvcrtheilung  bei  den  Gebunen  und  bei  den  Altersclassen  der 
Sterbefälle  und  Wanderungen  schliesslich  das  Verhältniss  der  männlichen  zur  weib- 
lichen Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Lebensaltern  stellt,  ist  fUr  die  volkswirth- 
schaftlicho  Seite  der  Bevölkerungsfrage  ebenfalls  von  besonderem  Interesse.  In  der 
amtlichen  und  Privatstatistik  ist  das  öfters  genauer  ermittelt  oder  berechnet  worden. 
Die  gen.  trefi' liehe  Arbeit  Schumanns  in  B.  44  der  Keichsstatistik  liefert  auch 
hierüber  lehrreiche  Berechnungen  und  Untersuchungen  fQr  4  grössere  Altersclassen 
der  Bevölkerung,  0  —  15,  15  —  40,  40  —  60  und  über  60  Jahre  (Einl.  S.  31),  zugleich 
mit  Berücksichtigung  der  relativen  Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  diesen  Glassen. 
Für  unsere  Zwecke  wäre  es  erwünscht,  wenn  die  3.  Classe  bis  zum  70.  oder  wenigstens 
bis  zum  65.  Jahre  ginge.  Für  das  Deutsche  Beich  liegen  die  Berechnungen  f&  die 
Gebietsgruppen  vor.  Einige  dieser  Daten  sind  in  Tab.  XXXIV  zusammeng^tellt 
worden.  Bei  den  Differenzzahlen  der  deutschen  Gebiete  blieben  die  einzelnen  Klein- 
staaten, welche  die  gen.  reichsstat.  Arbeit  besonders  giebt,  wieder  nnberQcksichtigt, 
weil  sie  aus  zu  kleinem  uud  der  zufälligen  Gebietsbegrenzung  entstammendem  Material 
herrflhren. 
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Tab.  XXXIV.   Verhältniss  der  Geschlechter  zu  einander 

in  grösseren  Altersclassen. 

Auf  1000  männliche  kommen  weibliche  Personen: 


Unter  15  Jahren 

15—40  Jahre 

40 

—60  Jahre 

Über  60  Jahre 

1. 

2. 

3. 

4. 

Deutsches  Reich         997 

1044 

1069 

1126 

Ditferenzen: 

1.  Maximum 

1038 

1144 

1167 

1602 

Gebiet 

Sttdbaiern 

B.  Oppeln 

Breslau,  Liegnitz 

Berlin 

2.  Maximum 

1036 

1135 

1126 

1292 

Gebiet 

Würtemberg 

Pr.  Posen 

Elsass-Lothnngen 

Ostpreussen 

1.  Minimum 

970 

875 

918 

941 

Gebiet          Münster,  Minden 

B.  Arnsberg 

B. 

Arnsberg    Monster,  Minden 

2.  Minimum 

971 

960 

953 

1000 

Gebiet 

B.  Arnsberg 

Berlin 

B. 

D abseid.    BheinLohneDQsseld 

Westösterreich 

1006 

1055 

1111 

1079 

GalizicnfBukow. 

1012 

1063 

1009 

894 

Ungarn 

1006 

1034 

996 

1000 

Griechenland 

901 

957 

861 

940 

Italien 

965 

1020 

992 

965 

Spanien 

976 

10Ö5 

1030 

1029 

Frankreich 

976 

1011 

1010 

1068 

Grossbritannien 

996 

1074 

1101 

1200 

Irland 

972 

1104 

1196 

1057 

Schweiz 

1002 

1057 

1072 

1077 

Belgien 

984 

984 

992 

1087 

Niederlande 

989 

1021 

1035 

1175 

Dänemark 

980 

1042 

1039 

1189 

Schweden 

982 

1055 

1123 

1315 

Norwegen 

971 

1073 

1070 

1204 

Finnland 

994 

1029 

1108 

1330 

Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Tabelle,  dass  im  Kindesalter  unter  dem  Einfluss  des 
männlichen  Geburtsuberschusses  und  weil  hier  sich  die  Wanderungen  noch  nicht  be- 
sonders geltend  machen,  regelmässig  auch  in  der  Bevölkerung  die  Knaben  überwiegen, 
aber  doch  nur  mit  nicht  seltenen  Ausnahmen.  Diese  sind  dann  wohl  auf  die  un- 
gewöhnlich ungünstige  Sterblichkeit  der  männlichen  Kleinkinder  mit  zurückzuführen, 
wie  in  Südbaiern,  Würtemberg  (auch  in  Hohenzollem,  Baden  und  anderen  deutschen 
Ländern  mit  Mädchenüberschuss  im  Kindesalter),  in  Oesterreich,  Schweiz,  wo  statistisch 
eine  relativ  hohe  Sterblichkeit  der  Knaben  verglichen  mit  den  Mädchen  hervortritt 
(s.  Reichsstat.  a.  a.  0.  S.  32). 

In  der  2.  Altersclasse,  derjenigen  der  kräftigsten  Lebensjahre,  macht  sich  inner- 
halb Deutschlands  wie  ausserhalb  der  Einfluss  der  Wanderungen  und  der  wirthschaft- 
Üchen  Hauptberufe  der  Bevölkerung  stark  geltend,  derjenige  der  hier  auch  für  das 
männliche  Geschlecht  nicht  so  viel  ungünstigeren  Sterblichkeit  (100  :  96  in  Deutsch- 
land, gegen  100  :  88  im  Kindesalter)  kaum.  Die  prenssischen  östlichen  Provinzen 
(ausser  Brandenburg),  Mecklenburg,  Hessen-Nassau,  Franken,  Thüringen,  Würtemberg 
Pfalz  haben  hier  alle  ein  ziemlich  starkes  Ueberwiegen  der  Frauen  (6 — 14  ^/q),  ein 
schwächeres  (0 !  bis  5  ®/o  und  mehr) ,  haben  Westfalen  ohne  Arnsberg,  Pr.  Sachsen, 
Hannover,  Rheinland  ohne  Düsseldorf,  K.  Sachsen,  Südbaiern,  Baden,  Elsass-Loth ringen, 
Hessen,  Oldenburg  und  verschiedene  Kleinstaaten.  Nur  Berlin  und  Brandenburg,  Arns- 
berg und  B.  Düsseldorf,  Brannschweig  und  (ein  Weniges)  Schleswig-Holstein  haben  hier 
einen  männlichen  Ueberschuss  in  der  Bevölkerung,  Hamburg  fast  ein  Gleichgewicht  (1 004). 
Die  Massenauswanderungsländer,  Deutschland,  die  übrigen  germanischen,  auch  Spanien, 
Italien,  die  österr.-ungar.  Lande  (wo  Andres  mehr  mitspielen  muss)  zeigen  weniger 
Männer,  so  besonders  im  Vergleich  mit  Frankreich,  Belgien. 

In  der  3.  Classe,  von  40 — 60  Jahren  ergeben  sich  innerhalb  Deutschlands  wie 
in   den  anderen  Ländern,    wohl    unter  Nachwirkung  der  Wanderungen  in  jüngeren 
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Jakren,  yielfach  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  der  vorausgehenden  Glasse,  doch  so, 
dass  der  weibliche  Ueberschass  meistens  noch  grösser  geworden  ist,  oder  da  eintrat, 
wo  er  früher  fehlte.  Indessen  finden  sich  mehrfach  Ausnahmen,  welche,  wie  in 
Galizien,  Italien,  mit  nicht  so  günstiger  Sterblichkeit  der  Frauen  zusammenhängen 
können. 

In  der  höchsten  Altersclasse,  von  über  60  Jahren,  überwiegt  mit  ganz  wenigen 
Ausnahmen  überall  das  weibliche  Geschlecht  und  meistens,  z.  Th.  erheblich  stärker, 
als  in  den  jüngeren  Jahren.  In  Deutschland  macht  nur  B.-B.  Minden  und  Münster 
(yon  kleineren  Gebieten  Hohenzollem,  Birkenfeld),  yon  fremden  Ländern  nur  Gali- 
zien u.  8.  w.,  Italien,  Griechenland  hiervon  eine  Ausnahme :  hier  überwiegt  in  dieser 
Glasse  das  männliche  Geschlecht,  auch  zeigt  sich  (ausser  in  Hohenzollern)  hier  eine 
grössere  weibliche  Sterblichkeit.  Im  Ganzen  tritt  der  Einfluss  der  Sterblichkeit  auf 
die  Geschlechtsvertheilung  unter  der  BevOlkerunir  in  diesen  höheren  Jahren  wieder 
stärker  hervor.  Die  auffallend  hohe  Zahl  alter  Fraoen  gegenüber  alten  Männern  in 
Berlin  findet  durch  ähnlich  hohe  Zahlen  in  den  3  Hansestädten  ihre  Wiederholung.  — 
Im  Einzelnen  kann  man  für  Massenauswanderunj^sländer,  namentlich  für  solche,  welche 
es  schon  lange  sind,  und  für  Länder  mit  gefährlicheren  Lebensberufen  der  Männer 
mehrfach  (nicht  allgemein,  wie  Irland  zeigt)  ein  besonders  grosses  Ueberwiegen  der 
Frauen  im  höheren  Lebensalter  und  eine  weitere  Steigerung  im  höchsten  Alter  nach- 
weisen, (über  80  und  90  Jahre,  s.  Wappäus  II,  180,  212,  der  für  den  Durchschnitt 
einer  Reihe  von  11  europ.  Ländern  berechnet: 


Tab. 

XXXV, 

> 

Auf  1000  Männer  Weiber: 

0—  5  Jahre  980 

30—40  Jahre  1025 

5—10 

,,      977 

40—50 

„       1017 

10—15 

„      970 

50—60 

„       1068 

15—20 

„      984 

60—70 

,,       1173 

20—25 

„    10t)8 

70—80 

„       1171 

25—30 

»    1042 

80—90 
über  90 

„       1345 
„       1552 

Für  manche  Specialfragen  der  Bevölkerungsstatistik  und  aach  für  manche  be- 
sondere Puncto  der  volkswirthschaftlichen  Seite  der  Berölkerungsfragc  und  für  andere 
wirthschaftliche  Specialfragen,  anch  solche  der  practischen  Nationalökonomie,  z.  B.  der 
Lebensversicherung,  des  Wittwenkassenwesens,  ist  grade  diese  Verschiedenheit  der  Ver- 
theilung  der  Geschlechter  in  den  Altersclassen  besonders  wichtig.  Sie  verdient  daher  auf- 
merksam beachtet  zu  werden.  In  der  gen.  reich s&tatistischen  Arbeit  liegt  noch  viel 
weiteres  Material  gut  verarbeitet  vor,  um  den  interessanten  Gegenstand  ins  Einzelne 
hinein  zu  verfolgen. 

VII.  —  §.  241.  AltersvertheiluDg  in  der  Bevölke- 
ruDg  (AlterscIassificatioD).  A.  Allgemeine  Uebersicht. 
Wichtiger  noch  als  die  Geschlechtsvertheilung  ist  für  die  volkswirth- 
schafiliche  Seite  der  Bevölkerungsfrage  die  Vertheilung  der  Lebens- 
alter und  die  danach  sich  ergebende  Classification  der  BevölkeruDg. 
Denn  hiervon  hängt  wieder  die  Vertheilung  der  Lebensjahre  ab, 
Vielehe  aus  nattirlichen  und  aus  socialen  Gründen  prodnctiv  und 
unproductiv  oder  nur  theilweise  productiv  sind  und,  soweit  bloss 
natürliche  Gründe  obwalten,  auch  nur  so  sein  können :  der  wichtige 
Punct  in  dieser  Frage  für  das  volkswirlhsehaftliehe  Productions- 
problem,  aber  zugleich  der  fast  noch  wichtigere  für  das  Vertheilungs- 
problem,  weil  sich  danach  entscheidet,  welcher  Theil  der  Bevölkerung 
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naturnothwendig  oder  nach  den  einmal  in  Bezog  aaf  die  Lebens- 
alter bestehenden  socialökonomischen  Erwerbsyerhältnissen  von  dem 
anderen  unterhalten  werden  mnss,  also  für  diesen  den  ökonomischen 
,,Bela8tiingscoefficienten'^  darstellt. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  daher  vor  Allem  die  absolute 
und  relative  Grösse  der  Bevölkerung  im  Kindesalter,  d.  h.  etwa 
bis  zum  vollendeten  15ten  Lebensjahre. 

Wie  man  dieses  Alter  hier  zu  begrenzen  habe,  ist  allerdings  nicht  so  ohne 
Weiteres  zn  bestimmen.  Meistens  wird  es  aach  in  der  Altersstatistik  der  Bevölkerung 
mit  nach  einem  wirth schaftlichen  Gesichtspunct,  bis  zn  demjenigen  Lebensjahre 
gerechnet,  wo  regelmässig  in  der  Masse  der  Bevölkerung  die  Erwerbsarbeit  beginnt 
nnd  der  jonge  Mensch  (beiderlei  Geschlechts)  die  Last  seiner  Erhaltung  seinen  Eltern 
oder  Angehörigen  oder  sonstigen  rechtlich  Verpflichteten  oder  thatsächlich  bisher 
Helfenden  wenigstens  theilweise  abnimmt.  Dieses  Lebensjahr  hängt  mit  der  natür- 
lichen Entwicklung  des  menschlichen  Organismus  zusammen,  bildet  daher  einiger- 
maassen  auch  die  natürliche  Grenze  des  Kindesalters:  annähernd  die  Zeit  des  Ein- 
tritts der  Geschlechtsreife,  ein  Zeitpunct,  welcher  freilich  nach  Klima,  Race,  Nationalität, 
selbst  unter  den  europäischen  Cnlturvölkem ,  etwas  verschieden  ist  Es  ist  zugleich 
etwa  der  Zeitpunct,  wo  die  Schulpflicht  zu  enden  und  auch  thatsächlich  fOr  die  grosse 
Masse  des  Volks  der  Schulbesuch  aufzuhören,  die  kirchliche  Confirmation  stattzufinden 
pflegt.  Für  den  grossen  europäischen  Durchschnitt  kann  man  so  das  15te,  am  Besten 
das  vollendete  15te  Jahr  annehmen,  wie  es,  zum  Theil  in  Verbindung  mit  der  neuer- 
lich beliebten  Qoinquennialperiode  auch  in  der  Statistik  jetzt  meistens  geschieht  (früher 
mehr  das  vollendete  14te  Jahr).  Physiologisch  ist  dieses  Jahr  allerdings  für  süd- 
liche Völker  etwas  zu  hoch,  für  nördliche  noch  etwas  zu  niedrig.  Und  vo  Iks  wirth - 
Schaft  lieh  bleiben  bei  einem  solchen  Ansatz  die  thatsächlichen  Verhältnisse, 
welche  bei  dem  Einzelnen  von  allgemeinen  socialen  und  wirthschaftlichen  Umständen 
und  von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten  socialen  Ciasse  abhängen,  unberück- 
sichtigt Denn  in  den  unteren  Classen,  wenigstens  bei  Hausindustrie  und  Fabrikwesen, 
solange  ein  allgemeines  Verbot  der  Kinderarbeit  fehlt,  auch  im  Handwerk  wenigstens 
vom  vollendeten  14.  Jahre  an,  etwas  auch  in  der  Landwirthschaft  und  im  Gesinde- 
dienst u.  dgl.  beginnt  die  Erwerbsarbeit  und  damit  die  mindestens  theilweise  öko- 
nomische Emancipation  von  der  Familie  früher;  bei  den  höheren  Classen  andrerseits 
bekanntermaassen  viel  später,  wenn  überhaupt  (Haustöchter!).  Man  kann  daher  die 
Bevölkerung  im  Kindesalter  bis  iucl.  15  Jahre  nur  im  Grossen  und  Ganzen  und  unter 
den  angedeuteten  Vorbehalten  als  die  durch  Alters  Verhältnisse  unproductive 
ansehen. 

Beginnt  man  dann  das  „erwachsene"  ,,productive" 
Alter  vom  16ten  Lebensjahre  an,  so  kann  auch  das  in  der  volks- 
wirthschaftlichen  Betrachtung  der  Altersclassification  nnd  bei 
{Schlüssen  daraus  wiederum  nur  mit  Vorbehalten  geschehen. 

Denn  die  regelmässige  Erwerbsthätigkeit  und  auch,  nach  den  hier  obwaltenden 
Berufen,  die  Erwerbsfähinkeit  der  höheren  Classen  fängt  erst  viel  später  an.  Aber 
auch  in  der  Masse  des  Volks  sind  die  Erhaltungskosten  meist  noch  einige  Jahre  lang 
von  den  Eltern  etc.  wenigstens  zu  ergänzen  und  auch  hier  tritt  manchmal  Erwerbs- 
fähigkeit und  Thätigkeit  erst  etwas  später  ein.  Für  die  ökonomische  Betrachtung 
kann  daher  namentlich  die  Altersclassc  16 — 20  noch  nicht  allgemein,  für  die  höheren 
Schichten  kaum  die  Classe  26 — 30  Jahre  schon  als  productiv  gelten.  Bei  den  statistischen 
Zahlen  und  bei  Schlüsbcn  daraus  will  das  wiederum  bedacht  sein. 

Nicht  minder  macht  die  Frage  Schwierigkeit,  mit  welchem 
Lebensjahre  man  die  „productive"  Altersclasse  abschliessen  soll. 
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Man  pflegt  dafür  das  vollendete  60.,  65.,  auch  70.  Jahr  anznseheD, 
kann  für  jedes  derselben  und  für  dazwischen  liegende  manche 
Gründe  geltend  machen.  Aber  allgemein  und  durchaus  passt  wieder 
nach  den  natürlichen,  den  socialen,  den  individuellen  Verhältnissen 
kein  einzelnes  bestimmtes  Jahr  immer  als  Norm  und  als  statistische 
GrenzzifFer. 

Physiologisch  wird  man  sich  mehr  für  das  70.  als  fUr  ein  jüngeres  Jahr  ent- 
scheiden. Yolkswirthschaftlich  ist  für  die  Masse  der  unteren  und  theilveise  auch  der 
Mittelclassen  (in  städtisch-industrieller  nnd  in  ländlicher  Beschäftignng)  das  65.  wohl 
richtiger,  weü  die  Arbeits-  nnd  Erwerbsfähigkeit  hier  früher  nnd  stärker  abzunehmen 
pflegt  Man  könnte  mit  Rücksicht  darauf  wohl  auf  ein  noch  jüngeres  Jahr  zurückgehen. 
Aber  für  Durchschnittsverhältnisse  ist  doch  das  60ste  wohl  eine  etwas  niedrige  Grenze. 
In  den  höheren  Glassen  kann  man  hier  eher  das  70ste  annehmen.  Anch  kommt  doch 
in  Betracht,  dass  die  ältere  Bevölkerung  yon  dem  Doppelstandpunct  der  Production 
und  der  Yertheilung  aus  nicht  der  Bevölkerung  im  Kindesalter  gleich  gestellt  werden 
kann:  sie  ist  im  Ganzen  weder  wirthschaftlich  so  unproductiv  noch  so  ausschliesslich 
und  namentlich  nicht  so  direct  wie  diese  Belastungscocfficicnt  für  Dritte,  für  die 
Hauptclasse  der  Bevölkerung  im  kräftigen  productiven  Alter. 

Innerhalb  der  drei  Hauptclassea  des  Kindes-,  des  mittleren  und  des  älteren 
Lebensalters  lassen  sich  kleinere  Altersclassen,  welche  nur  einige  Jahre  (z.  B.  5,  10) 
oder  selbst  nur  1  Jahr  umfassen ,  auch  für  die  volkswirthschaftliche  Auffassung  mit 
Rücksicht  auf  die  Aendcrungen  in  der  Productivität  und  in  dem  Gewicht  als  Be- 
lastungscoefficient  für  Andere  weiter  unterscheiden,  so  z.  B.  das  jüngere  (bis  5,  bis  10], 
das  höhere  (10 — 15  Jahre)  Kindes-,  das  jüngere  und  höhere  Greisenalter  (65  —  70, 
70 — 75 ,  über  75,  über  80  Jahre).  In  der  mittleren  Lebcnsalterclasse  kann  man  auch 
wieder  passend  grössere  Zwischenclassen  bilden,  z.  B.  15 — 20 — 40,  die  Zeit  der  auf- 
steigenden und  für  die  Arbeitermassen  meist  productivsten  und  erwerbsgünstigsten 
Jahre,  40 — 60 — 65  die  Zeit  der  wieder  abnehmenden  Productivität  und  des  sinkenden 
Erwerbs  in  diesen  Kreisen,  freilich  umgekehrt  wohl  meistens  des  Höhcpuncts  der  höheren 
Classen  darin.  Die  4  Jahresgruppen  der  Reichsstatistik  (B.  44)  bis  15,  15 — 40, 
40 — 60,  über  60  (besser  bis  65)  können  so  hier  auch  für  unsere  Zwecke,  immer  mit  den 
geäusserten  Vorbehalten,  gut  benutzt  werden. 

Die  Vertheilung  der  Lebensalter  in  der  Bevölkerung  wird 
normal,  d.  h.  wenn  nicht  die  zu  erwähnenden  besonderen 
Umstände  einwirken,  wesentlich  bedingt  von  der  Geburtsfrequeni 
und  von  der  Sterblichkeit  in  den  verschiedenen  Lebensjahren. 
Auch  wenn  bei  hoher  Geburtsfrequenz  (gewisse  germanische,  slaviscbe 
Länder)  eine  grössere  Quote  der  Kleinkinder  wieder  stirbt,  als  in 
Ländern  mit  geringerer  Geburtsfrequenz  (Frankreich  u.  a.  m.,  s.  o. 
§.  211),  so  bleibt  doch  regelmässig  ein  grösserer  Ueberschuss  von 
Kindern  vorbanden,  welcher  die  Quote  der  Bevölkerung  im  Kindes- 
alter  bei  entsprechender  Höhe  der  Geburtsfrequenz  dauernd  erhöht, 
—  den  durch  die  Kinder  für  die  erwachsene  productive,  erwerbende 
Bevölkerung  gebildeten  Belastnngscoefficienten  steigert  (Dentschland, 
Grossbritannien  gegenüber  Frankreich).  Oberhalb  des  Alters  der 
Kleinkinder  macht  sich  dann  die  relative  Sterblichkeit  der  einzelnen 
Lebensjahre  und  Jahresclassen  geltend,  wofHr  auf  die  frühere  Dar- 
legung des  Sterblichkeitsverhältnisses  zu  verweisen  ist  (§.  211,  212> 
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Da  die  Sterblichkeit  der  beiden  Geschlechter  im  Kindes-  und  späteren  Alter 
verschieden  ist  (§.  240),  zeif2;t  sich  aoch  die  Geschlechtsyertheilang,  als  Resultat  der 
darauf  einwirkenden  Umstände,  auf  die  durchschnittliche  Yertheilung  der  Lebens- 
alter in  der  Gesammtbevölkerung  etwas  mit  von  Einfluss.  Länder  mit  einem  Ueber- 
schuss  der  weiblichen  Personen  müssen  daher  auch  in  der  Altersverth eilung  ein  etwas 
anderes  Bild  geben,  als  Länder  mit  einem  Gleichfrewicht  beider  Geschlechter  oder 
einem  Ueberschnss  des  männlichen:  die  älteren  Jahrgänge  werden  im  Ganzen  in 
ersterem  etwas  stärker  besetzt  sein. 

Diese  normale  Vertheilung  der  Altersclassen  in  der  Bevölkerung 
wird  nun  auch  hier  wieder,  wie  diejenige  des  Geschlechts,  mehr 
oder  weniger  verschoben  durch  besondere  Umstände,  welche 
einzelne  Altersclassen  in  ungleichem  Maasse  berühren.  Dabin 
gehören  Galamitäten,  wie  Krieg,  Epidemien  (z.  B.  unter  Kindern), 
wirthschaftliche  Nothzeiten  (mit  höherer  Sterblichkeit  der  schwächeren 
Elemente,  Kinder,  Greise)  und  namentlich  auch  wieder  Ein-  und 
Auswanderung,  an  welcher,  nach  dem  Früheren  (§.  225 ff.),  die 
verschiedenen  Altersclassen  ungleich  betheiligt  sind. 

Die  Länder  der  Massen einwanderung  sind  daher  hier  wieder  etwas  begünstigt, 
diejenige  der  Auswanderung  benachtheiligt ,  weil  die  Altersclassen  der  beginnenden 
und  der  stärksten  Productivität  mehr  als  die  tlbrigen  die  wandernden  sind  (S.  562). 
Li  der  Altersclassenstatistik  der  Einwanderungsländer  tritt  das  nur  nicht  so  deutlich 
hervor«  weil  hier  oft  die  grosse  Geburtsfrequenz  der  einheimischen  Bevölkerung  die 
Quote  der  Kinder  stark  erhöht.  Die  Bevölkerung  in  höherem,  im  Greisenalter  muss 
femer  in  jungen  Einwanderungsländern,  wo  die  Einwanderung  gross  ist  und  so 
gegentiber  der  einheimischen  Bevöll^erung  stark  ins  Gewicht  fällt,  wieder  ein  kleinerer  Theil 
werden,  selbst  bei  günstiger  Sterblichkeit  in  allen  Altersclassen,  denn  die  Einwanderer 
füllen  namentlich  die  jüngeren  und  mittleren  Jahrgänge  an.  —  Grosse,  andauernde 
Kriege  mit  starken  Verlusten  durch  Schlachten,  Krankheiten  und  Elend  unter  dem 
Heere  (russischer  Feldzng  von  1812!)  schwächen  natürlich  die  Jahrgänge  der  be- 
treffenden männlichen  Altersclassen,  was  sich  1 — 2  Menschenalter  lang  in  der  Gliederung 
der  Bevölkerung  nach  dem  Lebensalter  bemerkbar  machen  kann;  so  in  Frankreich 
nach  der  grossen  napoleonischen  Kriegszeit  lange  hin  später  in  der  schwächeren  Be- 
setzung derjenigen  Jahrgänge  der  männlichen  Bevölkerung,  welche  durch  die  Kriege 
früher  besonders  mitgenommen  worden  waren.  —  In  Irland  wurde  durch  die  l^oth- 
zeit  des  5.  Jahrzehnts  dieses  Jahrhunderts  grade  die  Kindergeneration  besonders  ver- 
mindert. —  Manche  Einflüsse,  so  diejenigen  der  Epidemien,  zumal  unter  den  Kindern, 
werden  freilich  vornemlich  nur  in  der  Altersclassification  derlocalen,  einigermaassen 
stabilen  (namentlich  nicht  durch  Wanderungen  stark  beeinflussten)  Bevölkerung  hervor- 
treten; nicht  leicht  in  der  Bevölkerung  ganzer  Länder  oder  grösserer  Landestheile. 
Dafür  sind  sie  selten  mächtig  genug  oder  beschränken  sich  wenigstens  nicht  scharf 
auf  bestimmte  Altersclassen  oder  werden  in  ihrer  Wirkung  durch  andere  Momente 
gekreuzt  und  aufgehoben. 

Unter  allen  Einflüssen  auf  die  Gliederung  der  Bevölkerung 
nach  dem  Alter  ist  derjenige  der  Geburtsfrequenz  der  deutlichste 
und  für  die  volkswirthschaftliche  Seite  der  Frage  auch  der  wichtigste. 
Die  auf  die  grössere  Geburtsfrequenz  zurückzuführende  stärkere 
Quote  der  Bevölkerung  im  Kindesalter  macht  sich  am 
Meisten  als  höherer  Belastungscoefficient  und  verminderter  Pro- 
ductivitätscoefficient  für  die  Gesammtbevölkerung  in  der  Volks- 
wirthscbaft  geltend.    Hierin  liegt  der  unverkennbare  Nachtheil  der 
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Länder  mit  starker  Geburtsfrequenz  und  hoher  Quote  der  Kinder 
gegenüber  einem  Lande  mit  ganz  entgegengesetzten  Erscheinungen 
wie  Frankreich.  Nur  die  schliessliche  Folge  der  höheren  Geburts- 
freqnenz,  das  raschere  und  stärkere  Wachsthum  der  Gesammtbe- 
Yölkerung,  kann  hier  wieder  Ausgleichungen  herbeiitihren,  nemlicb 
wenn  und  soweit  als  diese  grössere  Bevölkerung  über  absolut 
stärkere  Jahrgänge  im  productiven  Alter  verfügt  und  die  wirth- 
schaftlicbe  Productivität  dieser  Bevölkerungstheile  stärker  als  deren 
Bedarf  an  wirthschaftlichen  Gütern  wächst.  Aber  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  aller  Art  bleiben  immer. 

Wir  kommen  darauf  im  nächsten  Hauptabschnitte  dieses  Kapitels,  bei  den  volks- 
wirthschaftlichen  Folgerungen,  znrttck.  Der  ganze  Ponct  hängt  eng  mit  den  ,3Ial- 
thos'schen  Fragen**  zusammen  und  ist  einer  der  wichtigsten  grade  fur  die  rolkswirth- 
schaftliche  Betrachtung  des  Bevölkerung^problems. 

B.  —  §.  242.    Statistische  Belege. 

S.  für  Material  aus  etwas  weiter  zurückliegender  Zeit  wieder  romemlich 
Wappäus.  (II,  40  ff.,  126  ff.);  auch  für  die  ganze  hier  behandelte  Frage  sind  seine 
Ausführungen  besonders  beachtenswerth.  Nach  den  von  ihm  berechneten  Zahlen  ans 
den  damals  noch  unvollständigeren  Daten  der  Altersstatistik  einer  Reihe  von  Ländern 
ist  die  Tabelle  XXXVI  zusammengestellt  worden.  Die  europäischen  Länder  umfassen 
hier  Frankreich,  Grossbritannien  mit  Irland,  Niederlande,  Belgien,  Schweden,  Norwegen, 
Dänemark  mit  seinen  damaligen  deutschen  Provinzen  (Schleswig-Holstein,  Lauenburg), 
Sardinien  und  Kirchenstaat.  Deutschland  fehlt  hier  also  fast  ganz.  Die  americani- 
sehen  Länder  sind  die  Vereinigten  Staaten  und  Canada.  Die  Zahlen  aus  Mitte  der 
40er  und  Anfang  der  50er  Jahre  (Irland  bei  den  europ.  Ländern  noch  nach  der  Zählung 
von  1S41,  also  vor  der  grossen  Yolksabnahmc). 


Tab.  XXXVI.     Altersclassification  der  Bevölkerung  in 
verschiedenen  Gebieten  amMitte  des  19.  Jahrhunderts. 

Auf  10,000  Lebende: 


Jahre 

Europ. 
Länder 

Amer. 
Länder 

Frank- 
reich 

Grossbrit. 
(ohnelrl.) 

Belgien 

Norweg« 

0—  5 

1120 

1512 

929 

1306 

1164 

1353 

5—10 

1066 

1389 

922 

1168 

1091 

1140 

10—15 

993 

1229 

880 

1072 

978 

1000 

15—20 

941 

1095 

881 

988 

899 

855 

20—25 

887 

|l842| 

832 

935 

908 

891 

25—30 

806 

802 

817 

753 

851 

30—40 

1373 

1222 

1475 

1308 

1352 

1356 

40—50 

1107 

807 

1247 

982 

1180 

876 

50—60 

846 

488 

1017 

690 

780 

781 

60—70 

548 

265 

646 

451 

549 

569 

70—80 

250 

113 

301 

222 

269 

246 

80—90 

58 

33 

63 

56 

71 

73 

über 90 

.■> 

5 

5 

0 

6 

9 

Oder 

0—16 

3179 

4130 

2731 

3546 

3233 

3493 

15-40 

4007 

4159 

391)0 

4048 

3912 

3953 

40—60 

1758 

1295 

2264 

1672 

1960 

1657 

Über 60 

861 

416 

1015 

734 

895 

897 
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Die  Verschieden heiten  zwischen  europäischen  nnd  americanischon  Ländern, 
<iirosshritannien  and  Frankreich  bestätigen  die  Bemerkungen  im  vorigen  §.  Der  Ein- 
flass  der  Massenauswanderang  kommt  damals  und  in  den  Daten  der  aufgeführten 
europäischen  Länder  (ausser  bereits  etwas  in  Grossbritannien)  aber  noch  nicht  stark 
zur  Geltung,  mehr,  aber  immerhin  auch  noch  nicht  so  stark  wie  später,  der  Einfluss 
der  Einwanderung  in  America.  Die  Daten  für  die  nordamericanische  Union  allein 
weichen  nur  wenig  yon  den  in  der  Tab.  XXXVI  angegebenen  Durchschnittsdaten  fUr 
America  (nemlich  ind.  Canada)  ab. 

Nach  den  Daten  in  Band  44  der  Beichsstatistik  sind  die  folgenden  Tab.  XXXVII 
und  XXXVIII  zusammengestellt  worden.  S.  daselbst  bes.  Einl.  S.  24  u.  Tab.  S.  114  ff., 
wo  die  Berechnungen  auch  für  die  Übrigen  europäischen  Länder.  In  der  Tabelle  sind 
die  Geschlechter  getrennt  worden,  um  die  Verschiedenheiten  im  Altersaufbau  derselben 
zu  zeigen.  Die  Daten  fUr  die  nordamericanische  Union  sind  yon  mir  nach  dem 
Oompendium  of  the  tenth  census  (1S80),  part.  I,  Washington,  1883,  p.  607  be- 
rechnet worden. 

S.  Tab.  XXXVII  auf  S.  612. 

S.  Tab.  XXXVIII  auf  S.  612. 

Der  Vergleich  zwischen  dem  Deutschen  Beich  und  Grossbritannien  einer-,  Frank- 
reich andrertieits  ergiebt  namentlich,  wie  die  grosse  Geburtsfrequenz  dort  im  1.  Lebens- 
jahre auf  eine  hohe  Quote,  ca.  3  7o  ^^^  Bevölkerung,  1  7o  ii^^hr  als  in  Frankreich, 
einwirkt.  Schon  in  den  folgenden  Jahren  sind  wegen  der  grösseren  Sterblichkeit 
unter  den  Kleinkindern  die  Jahrgänge  nicht  mehr  in  demselben  Grade  stärker  be- 
setzt wie  in  Frankreich.  Aber  io  der  ganzen  ersten  fünfjährigen  Periode  hat  Deutsch- 
land und  Grossbritannien  doch  beinahe  4  ^/^  Kinder  mehr  in  der  Bevölkerung  als 
Frankreich.  Das  wirkt  bis  zu  Ende  der  20er  Jahre  nach.  In  der  Hauptaltersperiode 
der  Militärdienstleistung  (20 — 30,  bez.  — 35  Jahre)  hat  Deutschland  immerhin  noch 
eine  etwas  grössere  Quote  seiner  männlichen  Bevölkerung  stehen,  als  Frankreich, 
bzw.  1586  und  2281  auf  10,000  gegen  1560  und  2271  (in  der  Periode  20-25  allein 
ist  allerdings  Frankreich  etwas  überlegen).  Erst  in  den  SOer  Jahren  steigen  dann  die 
<2uoten  der  Bevölkerung  der  betreffenden  Altersclassen  und  im  Ganzen  immer  mehr 
mit  höherem  Alter  in  Frankreich  übei  diejenigen  in  Deutschland  und  Grossbritannien 
weit  hinaus.  Einen  ,,retardirenden'\  „conservativen'*  Einfluss  dieser  reicheren  Be- 
setzung der  mittleren  und  höheren  Lebensalter  auf  die  französische  „Volksseele"',  wie 
man  nach  der  Annahme  einzelner  Statistiker  vermuthen  müsste,  sucht  man  freilich 
wohl  in  Frankreich  vergebens.  Im  Gegentheil:  rerum  novarom  semper  Studiosi,  wie 
ihre  alten  gallischen  Vorfahren,  sind  die  Franzosen  heute  noch  mehr  als  jedes  andre 
europäische  Volk.  Nordamerica  (Union)  zeigt  in  der  ersten  Kindesperiode  (bis  5  J.) 
ziemliche  Uebereinstimmung  mit  Grossbritannien,  im  späteren  Eindesalter  höhere 
<2uoten;  hinterher  aber  nur  in  der  Periode  20 — 25  Jahre  stärkere  Besetzung  der 
Jahrgänge  und  mehrfach  abermals  grosse  Uebereinstimmung  mit  Grossbritannien,  erst 
vom  40.— 45.  Jahre  an  werden  die  Quoten,  und  zwar  im  Ganzen  wachsend,  immer  kleiner. 

In  Tab.  XXXVIII  (nach  Beichsstat.  B.  44  Einl.  S.  25)  sind  die  Länder  nach 
der  Reihenfolge  der  Kinderquote  in  der  Bevölkerung  geordnet.  Man  sieht,  wie  doch 
in  Mittel-  und  Westeuropa  (ohne  Galizien  n.  s.  w.)  die  Unterschiede  dieser  Qaote  nicht 
sehr  gross  sind,  nur  Frankreich  steht  weit  zurück.  Auch  Spanien,  Belgien,  Italien 
weit  über  ihm.  Das  Gleiche  —  die  Kleinheit  der  Unterschiede  —  gilt  von  der  Klasse 
der  Ueber- 60-jährigen  (hier  ohne  Spanien  mit  vielleicht  nicht  ganz  richtigen  Zahlen 
und  ohne  Ungarn  und  Finnland),  während  hier  Frankreich  viel  stärker  vertreten  ist 
In  den  mittleren  Jahren  zeigt  Frankreich  mehr  Uebereinstimmung  mit  dem  übrigen 
Europa,  namentlich  in  der  ersten  Hälfte  (15 — 40  Jahre)  dieser  Periode.  Irland  weist 
hier  doch  grössere  Verschiedenheiten  von  Frankreich  als  in  der  Geburtsfrequenz  und 
mehr  Uebereinstimmung  mit  Grossbritannien  (d.  h.  England  und  Schottland)  auf. 
Nordamorica  (Union)  steht  in  der  Reihenfolge  der  Kinderquoten  hoch,  aber  nicht  an  der 
Spitze,  in  der  Classe  der  15  —  40  jährigen  am  Günstigsten  (von  Spanien  mit  einer 
höheren,  aber  kaum  ganz  correcten  Quote  abgesehen),  eine  Mitfolge  der  Einwan- 
derung, während  es  in  den  letzten  Classen  erheblich  hinter  Mitteleuropa  zurückweicht. 
Zerlegt  man  die  Kindesperiode  wieder  in  kleinere  Zeiträume  und  für  die  ersten 
5  Jahre  in  Einzeljahre  (nach  den  Berechnungen  in  B.  44  S.  118,  122  d.  Tab.),  so 
ergeben  sich  einige  weitere  Verschiedenheiten.  Irland  hat  die  ersten  Kinderjahrgänge 
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Tab.  XXXVII.   Altersclassification  der  Bevölkerung  in  ver- 
schiedenen Ländern  um  1870—80.     Auf  10,000  Lebende: 


Jahre 


Deutsches  KeicL 
männl.  i  weibl.  j    zas. 


Frankreich 
männL  1  weibl.      zos. 


0—1 

1—2 

2—3 

3—4 

4—5 
Zus.  0—5 

5—10 
10—15 
15—20 
20—25 
25—80 
30—35 
35—40 
40—45 
45—50 
60—55 
65—60 
60—65 
65—70 
70—75 
75—80 
über  SO  : 


316 

300 

277 

267 

274 

264 

262 

252 

241 

232 

1370 

1315 

1151 

1109 

1054 

1010 

947 

926 

837 

850 

749 

766 

695 

702 

624 

630 

548 

555 

482 

493 

440 

460 

367 

385 

295 

317 

205 

221 

134 

146 

68 

75 

34 

40 

308 

272 

269 

257 

236 

1342 

1130 

1032 

936 

844 

757 

699 

627 

551 

487 

450 

377 

306 

213 

140 

72 

37 


206 
187 
195 
192 

187 

967 

899 

881 

864 

850 

710 

711 

691 

649 

603 

544 

481 

414 

I    311 

I    221 

i    130 

74 


199 
181 
190 
18« 
183 
939 
872 
848 
849 
912 
706 
698 
676 
635 
604 
549 
493 
419 
324 
234 
145 
97 


Grossbritannien 
(ohne  Irland) 

männl.  |  weibl.  I    zus. 


203 
184 
193 
189 
185 
954 
886 
864 
856  * 
881 
708 
705 
683 
642 
603 
547  j 
487  ! 
417 
317 
227 
137 
86 


306 

270 

279 

272 

262 

1383 

1257 

1114 

1000 

874 

767 

664 

579 

529 

441 

394 

305 

267 

183 

131 

73 

47 


287 
255 
263 
258 

1316 

1170 

1040 

952 

906 

feOO 

685 

598 

547 

460 

411 

320 

289 

205 

150 

87 

64 


296 

262 

271 

265 

260 

1354 

1203 

1076 

975 

891 

784 

675 

589 

538 

451 

403 

312 

279 

194 

140 

80 

56 


Nord- 
amer. 

zus. 


288 

256 

284 

255 

279 

1361 

1292 

1139 

998 

1014 

813 

673 

599 

492 

416 

366 

255^ 

239 

144 

99 

56 

44 


Tab.  XXXVIIL    Altersclassification  nach  grösseren 
Altersperioden  in  verschiedenen  Ländern  um  1870—80» 

Auf  1000  Lebende  der  beiden  Geschlechter: 


Länder 

Bis  15  Jahre 

15— 40  Jahre 

40— 60  Jahre 

über  60  Jahre 

Griechenland 

387 

402 

154 

57 

Galizien,  Bukow. 

381 

401 

176 

41 

Nordamer.  Union 

379 

410 

153 

58 

Grossbritannien 

363 

391 

171 

75 

Ungarn 

355 

402 

183 

60 

Irland 

352 

375 

177 

96 

Deutsches  Reich 

350 

386 

187 

77 

Finnland 

346 

398 

188 

68 

Niederlande 

345 

375 

195 

85 

Norwegen 

344 

375 

191 

90 

Dänemark 

337 

376 

194 

93 

Schweden, 

333 

376 

203 

88 

Spanien ') 

330 

412 

193 

65 

Belgien 

329 

376 

197 

98 

Italien 

323 

392 

202 

83 

Westösterreich 

322 

391 

203 

84 

Schweiz 

319 

384 

208 

89 

Frankreich 

270 

383 

228 

119 

')  Für  1861—70. 
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auch  schwach  besetzt,  aber  doch  immer  noch  wesentlich  stärker  als  Frankreich.  Bei 
der  Ycrgleichung  der  Länder  in  Tab.  XXXVIII  ist  übrigens  wieder  daran  zu  er- 
innern, dass  grosse  und  mittlere  Länder  auch  hier  nur  mit  Vorbehalt  unter  einander 
verglichen  und  Schlüsse  aus  solchen  Vergleichungcn  gezogen  werden  dürfen. 

Zwischen  den  Wappäus'schen  Daten  in  Tab.  XXXVI  und  denen  der  Reichs- 
Statistik  in  Tab.  XXXVIII  liegt  etwa  ein  Menschen  alter.  Grosse  Veränderungen  sind, 
z.  B.  in  Grossbritannien  und  Frankreich,  nicht  eingetreten,  aber  immerhin  bemerkbare 
und  auch  wegen  der  Richtung  beachtenswerthe.  Die  Kinderquote  hat  sich  dort  noch 
etwas  erhöht,  hier  noch  etwas  ermässigt,  die  Quote  der  Aeitesten  ist  in  Frankreich 
nicht  unbedeutend,  in  Grossbritannien  ein  Geringes  gestiegen.  Die  Quote  der  15-  bis 
40  jährigen  hat  in  beiden  trotz  der  Verschiedenheit  der  Geburtsfrequenz  und  der  Aus- 
wanderung ziemlich  gleichmässig  ein  wedig  abgenommen.  Die  Quote  der  40 — 60jährigen 
ist  in  beiden  Staaten  fast  dieselbe  geblieben.  In  Belgien  sind  kleine  Verschiebungen 
zu  Gunsten  der  ältesten  Classe ,  zu  Ungunsten  der  Kinder  und  der  jüngeren  Mittel- 
kategorie eingetreten.  In  Norwegen  hat  die  ältere  Mittelclasse ,  etwas  die  Kinder- 
quote zu-,  die  jüngere  Mittelclasse  abgenommen,  was  wohl  auf  die  Auswanderung  zu- 
rückzufuhren ist.  In  Nordamcrica  hat  besonders  die  Kinderquote,  etwas  auch  die 
Quote  der  15  —  40 jährigen  bereits  gegen  die  Zeit  ?or  30  Jahren  abgenommen.  Die 
beiden  anderen  sind  gewachsen,  d.  h.  die  Altersclassification  ist  derjenigen  der  alt- 
europäischen  Culturländcr  bereits  ähnlicher  geworden. 

Auch  die  weiteren  Vergleichungcn  der  altern  Wappäus'schen  mit  den  neueren 
reichsstatistischen  Berechnungen  der  Quoten  der  Altersclassen  für  andere  Länder  sind 
lehrreich.  Doch  muss  ich  dafUr  auf  die  Werke  selbst  verweisen.  Es  sei  nur  noch 
angeführt,  dass  in  Irland  die  Kinderquote  1841  3S25  war,  neuerdings  nur  3525  auf 
10,000  ist  (von  0  — 5  J.  12H0  und  bzw.  11G2). 

Die  Verfolgung  der  Vcrtheilung  der  Altersclassen  in  die  kleineren  Gebiete  der 
grösseren  Länder  hinein  ist  deswegen  von  Interesse,  weil  sich  dabei  mehr  der  Einfluss 
der  localen  Geburtsfrequenzen,  Sterblichkeiten  der  Lebensalter  und  der  heimischen 
neben  den  internationalen  Wanderungen  zeigt.  Die  gen.  reichstatistische  Arbeit  ge- 
stattet das  wiederum  für  das  Deutsche  Reich  genauer  und  zwar  auch  für  beide  Ge- 
schlechter getrennt  nach  den  einzelnen  Staaten,  Provinzen  und  anderen  Gebiets- 
abschnitten zu  verfolgen  (Einl.  S.  25,  Tab.  S.  114  (f.).  Es  würde  zu  weit  führen^ 
diese  Materialien  hier  hineinzuziehen  und  specieller  zu  analysiren.  Es  sei  nur  er- 
wähnt, dass  die  nahe  liegende  Vermuthung  in  den  hauptsächlichsten  Zuwanderungs- 
gegenden eine  Vei-stärkung,  in  den  Fortzugsgegenden  eine  Schwächung  besonders  der 
Quote  der  Jüngeren  in  der  Mittelclasse  (15 — 40  J.)  zu  finden,  ihre  Bestätigung  erhält. 
In  Berlin  z.  B.  steigt  diese  Quote  (für  beide  Geschlechter  zusammen)  auf  über  die 
Hälfte  der  Bevölkerung  (518%o)  (männliche  allein  532),  auch  in  Hamburg  auf  461, 
Bremen  44'.),  R.-B.  Arnsberg  401,  R.-B.  Düsseldorf  403,  Königreich  Sachsen  400, 
während  sie  in  den  östlichen  nnd  nördlichen  und  den  sonstigen  überwiegend  agrarischen 
Gebieten  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  unter  den  Reichsdurchschnitt  von  3viH,  auf 
360 — 380  fällt.  Die  Verschiedenheit  der  Geburtsfrequenz,  welche  sich  in  der  Kiuder- 
quote  (bis  15  J.)  geltend  macht,  lässt  das  übrigens  in  einigen  östlichen  Gegenden 
etwas  zu  stark  hervortreten.  Aber  leicht  bewirken  die  heimischen  und  sonstigen  Fort- 
wanderungen doch,  dass  die  Bevölkerung  in  solchen  Gegenden  in  Bezug  auf  die  productivste 
Altersclasse  ungünstiger  gegliedert  und  der  Belastungicoefficient,  welcher  die  Kinder- 
und  Greisegeneration  darstellt,  gr<»sscr  wird.  In  Posen  z.  B.  ist  die  Quote  der  Kinder 
und  der  Greise  über  70  J.  414,  in  Pommern  ,'^90,  in  Berlin  nur  289,  im  Königreich 
Sachsen  374,  im  R.-B.  Düsseldorf  390.  Das  will  doch  Alles  in  den  Bevölkorungs-, 
Freizügigkeits-  und  anderen  socialökonomischen  Fragen  beachtet  sein. 

VIII.  — -  §.  243.  Die  Berufsvertheilung  in  der  Be- 
völkern d  g. 

A.  Behandlung  der  ganzen  Frage. 

Die  Berufsvertheilung  ist  ftlr  eine  Menge  volkswirthschaftlicher  Fragen,  nament- 
lich solcher,  welche  in  die  Practische  Volkswirthschaftslehre  gehören,  von  grosser  Be- 
deutung. Die  neueren  Volkszählungen  oder  besondere  agrar-,  gewerbe-  und  namentlich 
eigentliche  berufsstatistische   Aufnahmen   haben  auch  viel  wichtiges  und  werthvolles 
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Material  über  die  BerofsvertheiluDg  benrorgef^rdert  AUein  eine  frocbtbare  BenotiODg 
dieses  Materials  bedingt  ein  solcbes  Eingeben  in  das  Einzelne  und  namentlicb  aocb 
eine  Toraosgebende  oder  begleitende  genauere  Erörterung  und  Verständigung  aber  die 
mctbodiscbe  Seite  der  Berufsstatistik,  wie  es  bier  scbon  ans  Bflcbicbten  auf  dea 
Baum  ausgescblossen  ist.  Hier  in  die  „Grundlegung**  und  speciell  in  dieses  Kapitel 
TOQ  der  Bevölkerung  gebort  aucb  immerbin  nur  Weniges  aus  diesem  Gebiete.  Ein 
kurzer  Blick  in  dasselbe  muss  und  kann  aucb  bier  unserm  Zwecke  genOgen.  Aucb 
dabei  bandelt  es  sieb  nur  um  Beispiele. 

Die  Berufsstatistik  bietet  bei  der  beutigen  weitgebenden  Arbeitstbeilung,  der  Ver- 
bindung ron  Nebenberufen  mit  dem  Hauptberuf,  der  ßeweglicbkeit  der  Berufs- 
▼erbältnisse,  den  Wanderungen  u.  s.  w.  u.  s  .  w.  ungemeine  Schwierigkeiten.  Scbon 
die  Beantwortung  der  Frage,  was  ermittelt  werden  soll,  ist  bier  viel  schwieriger,  als 
bei  den  meisten  sonstigen  Tbatsacben  der  Bevölkerungstatistik.  Die  weiteren  Fragen, 
wie  ermittelt  werden  soll  (Aufoabmeverfabren) ,  wie,  nach  welchen  Gesicbtspnncten 
•das  aufgenommene  statistische  Crmaterial  zusammengestellt  und  verarbeitet  werden  soll, 
stellen  neue  Probleme.  Die  wichtigste  Feststellung  und  Unterscheidung  ron  Haupt- 
nnd  Nebenberuf,  von  Erwerbstbätigen  und  Anderen,  von  Selbständigen  (Unter- 
nehmem  u.  s.  w.)  und  im  Dienstverhältniss  in  den  Productionsbetrieben  Stehenden,  von 
Hausgesinde  und  wirtbscbaftlichem  Arbeitspersonal,  von  Angehörigen  im  Famiüen- 
veiband,  welche  nur  unterhalten  werden  oder  mit  verdienen,  die  richtige  Berufi- 
bezeichnung  und  Einschaltung  des  betrefienden  Berufs  in  die  richtige  Berufsdasse  imd 
vieles  Andere  mehr  fuhren  bei  der  Uraufnahme  selbst  und  bei  der  Verarbeitung  des 
Urmaterials  auf  Schritt  nnd  Tritt  zu  Zweifeln  und  Unsicherheiten,  welche  mit  dem  ^sten 
Willen  nicht  immer  genügend  gelöst  werden  können.  Auch  bei  der  Bemfsaufnahme 
eines  einzelnen  Landes,  einer  besonderen,  wie  im  Deutschen  Reiche  18S2  (3.  Juni) 
oder  einer  mit  agrar-  und  gewerbsstatistischen  Aufnahmen,  wie  bisher  gewöhnlich, 
verbundenen,  lässt  sich  eine  völlige  Gleicbmässigkeit  des  Verfahrens  nicht  ver- 
bürgen. Anordnungen,  Instructionen,  nachträgliche  Revisionen  fuhren  aocb  nicht  zu 
•einer  solchen.  Die  localen  Verhältnisse,  Auffassungen,  Benennungen  sind  eben  zo 
verschieden,  zu  mannigfaltig.  Man  denke,  dass  im  Deutschen  Reiche  1S82  ein  Ver- 
zeichniss  von  6179  Berufsbenennungen,  in  England  1S81  sogar  von  11  — 12,000 
aufgestellt  wurde  (v.  Scheel).  Selbst  die  vermuthlich  beste  bisherige  Berufsanfnahme, 
eben  die  deutsche,  welche  getrennt  von  den  periodischen  Volkszählungen  eigens  für 
den  Zweck  stattfand,  lässt  daher  doch  in  ihren  Ergebnissen  zu  wünschen  übrig.  In 
die  Unmasse  der  Schwierigkeiten  und  Zweifel  einer  derartigen  Operation  gewährt  die 
tretlliche  Verarbeitung  der  Materialien  dieser  Aufnahme  im  reichsstatistischen  Amt  selbst 
den  besten  Einblick  (s.  namentlich  die  .,Einleitung'*  zu  den  betreffenden  reichhaltigen 
umfangreichen  Publicatiouen  über  die  Berufsstatistik,  in  B.  2  N.  F.  der  Reichsstatistik, 
1884.  Weiteres  in  B.  3  und  4;  Hauptdaten  in  B.  VI— XII  des  sUti^tlschen 
Jahrbuchs). 

In  den  verschiedenen  Ländern  sind,  trotz  der  im  Ganzen  in  den  heutigen  Cultur- 
staaten  übereinstimmenden  technischen,  wirthschaftlichen ,  rechtlichen  Grundlagen  der 
Berufsverhältnisse,  die  Verschiedenheiten  der  letzteren  doch  meist  noch  grösser  als 
innerhalb  eines  einheitlichen  Wirtbschafts-  und  Staatsgebiets.  Noch  mehr  Unterschiede 
zeigen  die  Methoden  und  die  Durchführung  des  Aufnahmeverfahrens  sowie  die  Zu- 
sammensetzung und  Verarbeitung  des  statistischen  Urmaterials.  Deswegen  fehlt  den 
betreffenden  Daten  noch  mehr  das,  was  fur  unsere  Zwecke  vor  Allem  in  Betracht 
itommt  und  doch  bei  der  übrigen  Bevölkerungsstatistik  im  Ganzen  genügend  vorhanden 
ist:  die  Vergleichbarkeit  in  viel  höherem  Grade.  Jede  Vergleicbung  der 
statistischen  Daten  setzte  eigentlich  immer  er^t  eine  genaue  Vergleicbung  und  Kritik 
der  einzelnen  Aufnahmemethoden  und  Verarbeitungsweisen  voraus,  wenn  man  sich 
vor  unrichtigen  Vergleichen  der  Daten  nnd  vor  falschen  Schlüssen  daraus  hüten  will. 
Auch  dafür  sei  auf  das  Werk  des  reichsstatistischen  A.mts  über  die  Deutsche  Berufs- 
statistik verwiesen.  Daselbst  werden  auch  die  Aufnahmen  einiger  anderer  europäischer 
Länder  und  Nordamericas  (Union)  zum  Vergleich  mit  herangezogen  (s.  bes.  B.  2,  Einl. 
S.  28  ff.).  Mit  Vorsicht  und  Umsicht  und  doch  violleicht  schon  in  grösserem  Umfange, 
als  es  die  Verschiedenheit  des  Materials  eigentlich  gestattet.  Jedenfalls  bleiben 
Zweifel  genug,  ob  und  was  aus  den  Daten  verschiedener  Länder  und  wie  weit  es 
vergleichbar  ist,  wie  übrigens  in  jener  Arbeit  auch  immer  hervorgehoben  wird.     In 
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ürmaDgelang  anderer  besserer  vergleichbarer  Daten  ItOnnen  wir  qds  hier  aber  nur 
an  die  Zosammenstellaugen  des  reichsstatistischen  Amts,  unter  den  angedeuteten 
Eeser^en,  halten. 

Günstiger  ist,  dass  in  einem  grossen  Yolkswirthschaftsgebiete  wie  dem  deutschen, 
Provinzen,  Staaten,  Gebietstheilc  sehr  verschiedener  Berufsverhältnisso  enthalten  sind. 
Freilich  bietet  gerade  dieser  Umstand  wieder  für  eine  einheitliche,  nothwendig  mit 
bestimmten  Merkmalen,  Kategoricen,  Schablonen  operirende  Aufnahme  besondere 
Schwierigkeiten.  Wie  dieselben  gelöst  sind,  das  ist  aus  dem  deutschen  amtlichen  Werke 
selbst  zu  entnehmen.  Für  uns  liegt  keine  Veranlassung  vor,  an  der  erfolgten  Lösung 
hier  Kritik  zu  üben,  was  die  Aufgabe  monographischer  Behandlung  des  ganzen 
statistischen  Problems  der  Berufsaufnahme  wäre.  Es  mag  nur  bemerkt  werden,  dass 
manche  der  hier  auftauchenden  scheinbar  lediglich  technisch -statistischen  Fragen  mit 
volkswirthschaftlichen,  mit  socialen  Principienfragen  zusammen- 
hängen und  zwar  auch  mit  solchen,  welche  uns  hier  in  der  .^Grundlegung"'  nahe 
liegen,  z.  B.  was  den  Betriff  „Erwerbsthätige*-,  „Dienende"  anlangt.  Die  Erörterung 
darüber  hängt  mit  der  Lehre  von  der  „Productivität" ,  die  Behandlung  z.  B.  der 
reinen  Rentiers,  der  Pensionäre  mit  der  principiellen  Auffassung  des  Privateigenthums 
an  Boden  und  Kapital,  der  Pension  zusammen.  Die  Entscheidung  des  Statistikers 
wird  folgerichtig  eigentlich  nach  seiner  principiellen  Stellung  in  diesen  volkswirth- 
schaftlichen Fragen  stattfinden  müssen  und  danach  dann  von  anderer  Sette  Beistimmung 
oder  Widerspruch  erfahren  (vgl.  die  Bemerkungen  in  gen.  B.  2  der  Reichsstatistik, 
£inl.  S.  13,  über  das  Hausgesinde,  wo  dieser  Punct  berührt  wird).  Es  liegt  sogar 
grade  für  den  Nationalökonomen  ein  Reiz  vor,  die  Auffassungen,  die  Unter- 
scheidungsmerkmale zwischen  den  Berufen,  wie  sie  in  der  amtlichen  Berufsstatistik 
vorkommen,  nach  seinen  Gesichtspnncten  zu  prüfen:  eine  bisher  noch  wenig  ver- 
folgte Aufgabe.  Hier  ist  das  indessen  unmöglich.  Wir  müssen  nicht  nur  die  Daten, 
sondern  auch  die  zusammenfassende  Bearbeitung  derselben  zu  Gruppen  u.  s.  w.,  wie 
sie  einmal  die  amtliche  Statistik  geliefert  hat,  von  dieser  übernehmen,  ohne  sie  des- 
halb überall  für  ganz  richtig  anzuerkennen. 

S.  über  die  Methodik  der  Beiufsaufnahme  und  Materialverarbeitnng  ausser  dem 
gen.  grossen  reichsstatistischen  Werke  (in  der  „Einleitung''  namentlich  in  den  „Vor- 
bemerkungen" zu  den  einzelnen  Abschnitten)  den  sehr  knappen,  aber  gut  übersicht- 
lichen Artikel  des  jetzigen  Directors  des  reichsstatistischen  Amts,  H.  v.  Scheel,  über 
„Beruf  und  Berufsstatistik"  im  Handwörterbuch  d.  Staatswiss.,  B.  II,  S.  395—403, 
auch  mit  Angaben  über  die  bezuglichen  Aufnahmen  andrer  Länder  und  einigen  ver- 
gleichend-statistischen Daten,  ferner  RUmelin  über  Berufsstatistik  im  Anhang  zu 
seiner  Abh.  Bevölkerungslehre  im  Schönberg'schen  Handbuch,  3.  A.  II,  774 — 783  (mit 
Daten  aus  der  Reichsstatistik). 

B.  —  §.  244.  Bedeutung  der  Berufsvertheilung  für 
das  volkswirthschaftliche  Bevölkerungsproblem. 

Die  Berufsvertheilung  (Berufsgliederung)  in  der  Be- 
völkerung steht  zunächst  in  Verbindung  mit  der  natürlichen  Ge- 
schlechts- und  Altersgliederung,  ohne  derselben  genau 
parallel  zu  gehen  und  ihr  überall  und  alle  Zeit  in  derselben  Weise 
zu  entsprechen.  Klimatische,  nationale  Factoren  in  ihrem  Einflnss 
auf  die  Entwicklung  der  Kinder,  technische,  socialökonomische, 
rechtliche  und  Sittenverhältnisse  in  ihrem  Einfluss  auf  Frauen-  und 
Kinderarbeit  machen  sich  auch  hier  geltend  und  bewirken  Ver- 
schiedenheiten nach  Völkern,  Zeiten,  Berufsarten. 

Im  Uebrigen  ist  die  Berufsvertheilung  vornemlich  die  Folge 
des  technischen  und  wirthschaftlichen  Princips  der  Arbeits- 
theilnng.    Gleichzeitig  steht  sie  unter  dem  Einfluss  der  früheren, 
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noch  nach  wirkenden  und  der  bestehenden  Rechtsordnung  in 
der  Volkswirthschaft.  Id  letzterer  Beziehung  ist  namentlich  das 
Rechtsprincip  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Privat- 
eigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  an 
Grundstücken,  Gebäuden ^  Kapitalien,,  die  historisch  überkommene 
GrundbesitzvertheiluDg  und  Agrarverfassung,  die  GewerbeverfassuDg 
auch  hier  von  Bedeutung.  Auch  die  geltende  Rechtsordnung  für 
den  Familienverband  und  für  die  daraus  hervorgehenden  Rechte 
und  Pflichten  zwischen  Familienhaupt  und  Familiengliedem  äussert 
ihren  Einfluss. 

Hier  in  der  ,,volkswirthschaftlichen  Bevölkerungslehre'^  sind 
namentlich  diejenigen  Verbältnisse  der  Berufsgliederung  wichtig, 
welche  mit  dem  volkswirthschaftlicben  Productions-  und  Vertheilungs- 
problem  in  Beziehung,  eigentlich  in  Wechselwirkung  stehen.  Von 
diesen  Verhältnissen  erscheinen  folgende  drei  hier  besonders  be- 
achtenswerth. 

1.  Das  Verhältniss  der  erwerbsthätigen  und  der  ge- 
sammten  übrigen  Bevölkerung. 

Letztere  wird  direct  oder  indirect  durch  die  Thätigkeit  der  ersteren  mit  erhalten, 
d.  h.  mit  wirthschaftlichen  Gütern,  wie  die  Familienangehörigen,  Anstaltsinsaasen 
(Arme,  Gefangene),  je  nach  der  Rechtsordnung  auch  mit  eigenem  Einkommen,  wie 
Bentiers,  Pensionäre,  Hausarme  versehen.  Die  Geschlechts-  und  Altersvertheilong 
in  der  Bevölkerung  kommt  namentlich  hier  in  diesem  Puncto  mit  zur  Geltung,  wiederum 
aber  ohne  dass  die  Verschiedenheiten  in  den  Quoten  der  Geschlechter  und  der  Lebens- 
alter genau  in  den  Proportionen  von  Erwerbsthätigen  und  unterhaltenen  Angehörigen 
hervortreten. 

Ceteris  paribus  bedeutet  eine*  grössere  Quote  Erwerbsthätiger 
in  der  Bevölkerung  eine  grössere  Productionsfähigkeit  und  Pro- 
ductionsergiebigkeit,  ein  höheres  Nationaleinkommen,  eine  geringere 
Belastung  dieses,  in  diesem  Sinne  ,,productiven'^  Volkstbeils  mit 
der  Unterhaltung  der  Uebrigen :  eine  Erhöhung  des  Produetivitäts-, 
eine  Ermässigung  des  Belastungscoefficienten  in  der  Gesammtbe- 
völkerung. 

2.  Die  („sociale*^)  Berufsstellung. 

D.  h.  ob  der  Einzelne  selbständig  als  Unternehmer,  Leiter,  Arbeit- 
geber, als  Besitzer  eigener  sachlicher  Productionsmittel ,  als  ein  solcher,  welchem 
Andre  die  ihnen  gehörigen  derartigen  Mittel  zur  selbständigen  Benutzung  zur  ye^ 
fügung  gestellt  haben,  als  Rechts-  und  Wirthschaftsobject  fungirt,  daher  auch 
mit  der  Rechtsfolge,  dass  er  zunächst  das  Privateigenthum  an  den  neu  gewonnenea 
Producten  besitzt  und  die  sonst  an  der  Production  Betheiligten  nach  Vertrag  (and 
Sitte,  Rechtsnorm)  fur  ihren  Antheil  abfindet;  oder  ob  es  sich  um  Abhängige  ifi 
verschiedener  Dienststellung  (als  höheres,  als  niederes  Arbeitspersonal  im 
Geschäft,  im  Productionsbetrieb,  als  Hausgesinde)  handelt. 

Von  dieser  socialen  Berufsstellung  hängt  die  Art  und  die  Höbe 
der    Leistungen    des  Einzelnen    im   Productionsprocess   und  seine 
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Stellnog  im  Vertheilangsprocess  der  arbeitstheilig  gewonnenen 
Prodncte  oder  Erträge,  deshalb  auch  mehr  oder  weniger  die  Art 
und  Höhe  seines  Antheils  (Einkommens)  vom  Gesammtertrage  ab. 
Hier  treten  daher  die  Personen  der  betreffenden  Berufsstellung  als 
sociale  Classen  der  grossen  Erwerbsgesellschaft,  welche  die 
Volks wirthschaft  bildet,  mit  ihren  Interessengegensätzen  in 
Bezug  auf  Zuschiebung  der  Arbeitslast  in  der  Production  und  auf 
Erzielung  von  Antheilen  am  Productionsertrage,  hervor.  Hier  zeigen 
sich  zumeist  die  Folgen  des  Rechtsprincips  des  privaten  Grund- 
und  Kapitaleigenthums  und  der  sich  daran  knüpfenden  (privatwirth- 
schaftlichen)  Organisation  der  Volkswirthschaft  (siehe  Buch  5  unten 
und  Abth.  2  der  Grundlegung). 

3.  Endlich  ist  die  Berufsart  des  Einzelnen  von  Wichtigkeit. 
Davon  hängt  sowohl  einmal  wieder  die  Art  und  Höhe  seiner  Mitwirkung 
am  gesammten  nationalen  Productionsertrage,  als  andrerseits  nament- 
lich auch  seine  Stellung  im  Volks-  und  weltwirthschaftlichen  Austausch- 
und Verkehrssystem  und  in  den  hierdurch  bedingten  Abhängigkeits- 
verhältnissen ab. 

Je  ausschliesslicher  eine  Berofsart  wirthschaftliche  Güter  (SachgUter.  Dienst- 
leistQDgen)  für  den  Bedarf  Dritter,  nahe,  fern  Wohnender,  In-,  Ausländer  producirt, 
daher  auf  einen  Absatz  an  sich  und  auf  einen  lohnenden  Absatz  dieser  Güter  an- 
gewiesen ist,  um  selbst  zu  gesicherter  und  genügender  Verfügung  über  die  wieder 
?on  Anderen  producirten  Güter  zum  eigenen  Bedarf  zu  gelangen:  desto  mehr  er- 
scheint einzel-  und  yolkswirthschaftlich  eine  solche  Berufsart  zu  ihrer  und  ihrer  An- 
gehörigen sicherer  und  gedeihlicher  wirthschaftlicher  Existenz  an  alle  jene  ?erwickelten 
Voraussetzungen  gebunden,  ?on  welchen  die  Sicherheit,  Regelmässigkeit  und  hinlängliche 
„Lohnendheit''  (die  richtige  Preisbildung)  des  Absatzes  und  Austauschs  der  eigenen, 
des  Bezugs  und  Eintauschs  der  fremden  Güter  abhängt. 

Für  die  Bevölkerungsfrage  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine 
grosse  und  steigende  Quote  der  Bevölkerung,  der  erwerbsthätigen 
Personen,  wie  der  Angehörigen  der  letzteren,  in  derartigen  Berufs- 
arten, daher  besonders  in  der  Industrie,  zumal  in  der  auf  Massen- 
und  Fernabsatz  berechneten  Gross-  und  Hausindustrie,  im  Bergbau, 
im  Handel,  in  den  öffentlichen  und  privaten  liberalen  Berufen,  im 
Gesindedienst,  aber  freilich  auch  in  der  nach  Art  und  Menge  ihrer 
Erzeugnisse  auf  Absatz  an  Dritte  (Städte,  Industriegegenden,  Aus- 
land) angewiesenen  Landwirthschaft  eben  ihre  Bedenken  hat. 
Sobald  in  dem  complicirten  und  feingliedrigen  Absatz-  und  Bezugs- 
system, in  welchem  die  eigenen  und  fremden  Leistungen  und  Pro- 
dncte zum  Austausch  kommen,  nicht  Alles  ordentlich  in  Gang  bleibt, 
treten  unvermeidlich  Störungen  und  Gefabren  ein.  Die  repressiven 
Tendenzen  der  Volksvermehrung  greifen  vielleicht  sofort  Platz, 
jedenfalls    ergeben   sich   Nothwendigkeiten ,    dass   die  präventiven 
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Tendenzen  hinlänglicb  zur  Wirksamkeit  gelangen.  Thnn  sie  da» 
nicht,  so  müssen  die  repressiven  Tendenzen  um  so  stärker  wirken 
oder  wenigstens  die  Lebenslage  der  Bevölkerung,  znmal 
der  unteren  Classen,  auf  ein  niedrigeres  Maass  zurtlck- 
sinken  oder  darauf  verbleiben.  Ueber  einer  Volkswirth- 
sehaft  mit  sehr  weiter  Zurlickdrängung  der  für  den  eigenen  (Natural-) 
Bedarf  arbeitenden  agrarischen  Bevölkerungsquote  zu  Gunsten  der 
übrigen  schwebt  daher  doch  immer  mehr  oder  weniger  nahe  ein  — 
Damoklesschwert,  was  für  die  Bevölkerungsfrage  bei  „hoch  in- 
dustriellen^' Nationen  genug  zu  denken  giebt  (s.  u.  §.  251). 
C.  —  §.  245.     Berufsstatistisches. 

Wir  beschränken  nns  hier  aaf  diese  drei  Unterscheidungen  in  der  Benifs- 
gliedemng,  nehmen  dieselben  anch  in  der  Weise  der  deutschen  Beruüsstatistik ,  be- 
trachten dabei  namentlich  nur  den  Hauptberof  jeder  Person  nnd  fassen  nor  die 
grösseren  Grnppen  ?on  Berufsarten  bei  dem  dritten  Pnncte  ins  Ange.  Vielerlei  kleinere 
weitere  Unterscheidungen  sind  freilich  möglich  nnd  yon  Interesse,  so  die  Verfolgung 
der  Verhältnisse  der  Nebenberufe  nnd  der  Gombinationen  mit  dem  Hauptberufe,  die 
Gombinationen  der  drei  Unterscheidungen  mit  Geschlecht,  Alter,  FamiUenstand ,  die 
Untersuchung  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Berufe  in  jeder  Bemfsgruppe  und  Bemfs- 
art,  nach  den  beiden  ersten  Unterscheidungspuncten,  die  Verhältnisse  des  Betriebs- 
umfangs  (Gross-,  Mittel-,  Kleinbetrieb)  in  den  Hauptzweigen  und  den  wichtigeren 
Einzelzweigen  der  nationalen  Arbeit,  in  Verbindung  mit  den  BesitzgrOssen  u.  r.  A.  m. 
Aus  dem  Gebiete  dieser  Thatsachen  kann  hier  in  Folgendem  indessen  nur  Einzelnes 
mit  berührt  werden.  Die  deutsche  Berufsstatistik,  schon  in  der  vortrefflichen  Be- 
arbeitung des  Materials  in  der  „Einleitung'*  zu  B.  2  der  Reichsstatistik  N.  F.,  yollends 
in  den  Tabellen  und  weiteren  Ausführungen,  in  den  folgenden  Bänden,  enthält  hier 
eine  Fülle  von  Material  für  zahlreiche  volkswirthschaftliche  Specialfragen,  welche  mit 
den  BerufaverhäUnissen  in  Verbindung  stehen. 

1.  Statistik  der  erwerbsthätigen  und  der  übrigen 
Bevölkerung. 

Nach  der  deutschen  Berufszählung  von  1882  (Rcichsstatistik  N.  F.  B.  2,  Einl. 
8.  16)  vertheilt  sich  die  hier  ermittelte  Gesammtbevölkerung  folgendermaassen  in 
absoluten  Zahlen: 

Tab.  XXXIX.    In  1000  Kopf  im  Deutschen  Reich : 


Erwerbs- 

Häusliche 

Angehörige 

Berufs- 

Gesammt- 

thätige 

Dienstboten 

lose  u.  s.  w. 

zahl 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Ueberhaupt 

17,632 

1,325 

24,911 

1,354 

45,222 

Davon  unter  15  Jahren 

460 

63,7 

15,880 

42,4 

15,94t> 

Männliche 

13,:i73 

42,5 

8,083 

652 

22,151 

Davon  unter  15  Jahren 

818 

2,4 

7,625 

26,4 

7,971 

Weibliche 

4,259 

1,282 

16,828 

702 

23,071 

Davon  unter  15  Jahren 

143 

01,2 

7,755 

16 

7,975 

Die  Erwerbsthätifren  nur  im  Hauptberuf.  Nebensächlich  erwerbend  waren 
in  Col.  2  230,500  (davon  männliche  8,400,  weibliche  228,000),  in  Col.  3  636,000 
(m.  54.500,  w.  5bl,00o),  in  Col.  4  180.000  (m.  110,100,  w.  79,500),  im  Ganzen 
1,052,000  (m.  163.000,  w.  889,000).  Die  Dienstboten  in  Col.  2  sind  nur  die  im 
häuslichen  Dienste  wirkenden,  bei  der  Herrschaft  lebenden;  die  landwirthschaftlichen 
und  gewerblichen  Dienstboten  sind  in  Col.  1  bei  den  Erwerbäthätigen  mit  enthalten. 
Die   Col.  4  umfasst   die  berufslosen  Selbständigen  (auch  Rentner,    Pensionäre,    von 
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Unterstützong  Lobende),  Anstaltsinsasscn  aller  Art,  in  Bernfsrorbereitnng  Begriffene 
nnd  für  sich  (ansscrhalb  ihrer  Familie)  Lebende  (Studenten,  Schüler  über  14  Jahre 
n.  dgl.).  Zu  den  „Angehörigen"'  in  Col.  3  gehören  ausser  den  in  der  Familie  lebenden 
Kindern  namentlich  die  Hausfrauen,  welche  nicht  für  sich  einen  eigenen  Haupt- 
beruf ausüben. 

MaD  sieht  schon  aus  diesen  absoluten  Zahlen,  wie  die  Scheidung 
zwischen  den  Erwerbsthätigen  und  der  übrigen  Bevölkerung  von 
den  Geschlechts-  und  den  Lebensaltersverbältnissen  (Erwachsene  — 
Kinder)  vorherrschend  bestimmt  wird. 

Die  folgende  Tabelle  XL  giebt  nach  der  Reichsstaüssik  B.  2,  Einl.  S.  10  die 
VerhältnisBzahlen  der  hier  besprochenen  Hauptgliedernng  der  Bevölkerung  für 
das  Deutsche  Reich  nach  der  Bcrufszählung  von  1882,  für  die  übrigen  Länder  meist 
nach  Aufnahmen  um  1880  (lulien  1871,  Schweiz,  Schweden  1870,  Norwegen  1876). 
Wie  bemerkt,  sind  nach  der  Verschiedenheit  der  Aufnahmemethoden  und  der  Ver- 
arbeitung des  Urmaterials  freilich  die  Daten  und  die  danach  berechneten  Verhältniss- 
zahlen der  verschiedenen  Länder  nicht  gleichwerthig  und  nicht  ganz  gleichartig. 
Daher  entsprechen  die  sich  zeigenden  Difi'crenzen  in  der  Vertheilung  der  Bevölkerung 
anf  die  einzelnen  Gruppen  nicht  sicher  genau  der  Wirklichkeit,  was  bei  Schlüssen  zu 
beachten  ist  Nur  eine  annäherungsweise  Yergleichung  ist  also  statthaft.  Die 
Quellen  der  Daten  der  anderen  Länder  s.  in  der  Reichsstatistik  a.  a.  0.  In  diesem 
Werke  sind  diese  Daten  den  deutschen  soweit  als  möglich  vergleichbar  gemacht. 
Mehr  lässt  sich  eben  vorläufig  bei  der  Verschiedenarti^keit  der  Aufnahmen  und  der 
Verarbeitung  nicht  erreichen.     S.  Tabelle  XL  auf  S.  620. 

Auch  hier  tritt  deutlich  hervor,  dass  Geschlecht  und  Lebens- 
alter (Eindesalter)  einen  beherrschenden  Einfluss  auf  die  Scheidung 
zwischen  Erwerbsthätigen  und  Angehörigen  ohne  Erwerb  ausüben, 
aber  nicht  in  dem  Sinne,  wie  man  a  priori  vermuthen  möchte^ 
dass,  wo  mehr  weibliche  Personen  und  Kinder  in  der  Bevölkerung, 
die  Quote  der  Erwerbsthätigen  allgemein  und  entsprechend  niedriger 
wäre  und  umgekehrt. 

Das  mtlsste  sich  sonst  in  den  Zahlen  Frankreichs  gegentlber  denen  Deutschlands, 
Grossbritanniens  deutlich  zeigen  (vgl.  auch  Keichsstat.  B.  2,  S.  15).  Die  ungleiche 
Quote  der  Personen  in  höherem  Lebensalter  (S.010,612)ibt  allerdings  hier  auch  möglicher 
Weise  von  Einfluss.  Sonst  aber  macht  sich  eben  der  Umstand  mit  geltend,  dass  mehr 
Frauen  und  Kinder  mit  erwerbsthätig  sind.  Die  höchsten  Quoten  der  Erwerbsthätigen 
weist  Italien,  im  Ganzen  und  bei  jedem  der  beiden  Geschlechter,  auf,  vornemlich, 
wenn  auch  nicht  allein,  weil  hier  ungewöhnlich  viel  Kinder  (bis  15  J.  gerechnet)  unter 
die  Erwerbsthätigen  (von  lüOO  noch  nicht  15jährigen  127,  bei  den  männlichen  116, 
bei  den  weiblichen  150)  gerechnet  sind,  3 — 4 mal  so  viel  als  bei  einigen  anderen, 
in  diesem  Puncto  vergleichbaren  Ländern.  Auch  bei  den  Dienenden  finden  sich  in 
Italien  weil  mehr  Kinder,  als  sonst.  Auch  unter  den  Erwachsenen  ist  in  Italien 
die  Quote  der  Erwerbsthätigen  nnd  Dienenden  zusammen  (bei  beiden  Geschlechtern 
zusammen  und  beim  weiblichen,  nicht  beim  männlichen  Geschlecht)  die  grösste,  aber 
die  Diflerenzen  sind  kleiner  (Italien  708.  Deutsches  Reich  G30,  England  644  beide  Kate- 
gorien zusammen  gerechnet,  bez.  667,  5b7,  563  für  die  Erwerbsthätigen  allein).  Soweit 
diese  Verschiedenheiten  der  Wirklichkeit  entsprechen,  also  wieder  nicht  nur  Folge  ver- 
schiedenen Aufnahme-  und  Bearbeitungsverfahrens  des  Statist.  Materials  sind,  zeigen 
sich  vielleicht  gerade  in  diesen  italienischen  Daten  klimatische,  nationale  Ver- 
hältnisse neben  den  Erwerbsverhältni&sen  von  Einfluss,  daher  ungünstig  für  Frauen 
und  Kinder  in  Italien  (vgl.  die  Daten  S.  IS  der  Einl.  zu  B.  2  d.  Reichsstat.). 

Ob  man  sonst  ans  den  Daten  der  Tab.  XL  für  die  Hereinziehung  von  Weib 
und  Kind  in  die  Erwerbsarbeit,  für  die  Gunst  und  Ungunst  der  allgemeinen  Erwerbs- 
und  Wohlstandsverhältnisse  (Kentiers   u.  dgl.  in  grösserer  Anzahl   unter  den  Berufs- 
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Tab.  XL.     Gliederung  der  Bevölkerung  nach  Beruf  und 
Erwerb  in  verschiedenen  Ländern.    Von  je  1000  waren: 


GesammtbovOlkerung      Männl.  BoFölkeriiDg     Weibliche  Be?ölkenio; 


Länder 


I 

in 

i    ^^g 

o 


j  o 

«2        .2     !       ho 


Deutsch.  Reich  j;  890 
do.  (mit  Neben- 
erwerb*) 413 
Oesterrcich         i  465 
Ungarn                I  427 


Italien 

do.  (ohne  gew. 
Neben  erw.)') 

Schweiz 
Frankreich 

Engl.  u.  Wales 

Schottland 

Irland 

Dänemark 
Norwegen 
Norweg.   (gew. 
Nebenerw.)*) 
Schweden 

Ver.  Staaten 


516 

516 

448 
373 


29 

24 
35 
28 


31 

16 

36 
68 


:   374  i  55 

380  I  42 
393  :  5J 

37ir 

361 


454 
347 

32rr22 


o 


3 

0 


C/3 


-£  ho       ä 

«•S    i     ö 


o 

hO 

C 

o 

hO 

ä 


3    0)       tk  t« 


n 


KttB 


1> 

«3      I 
«      I 


^J 


bO 

a 

< 


ig 


gt 


551 


30      604 


587  26 
480  20 
oHl   ,   14 


468 


452 
508 


64 
51 


571 
578 
556 

516      44 
597   :  42 


504 


42 


570      82 
653 


611 

592 

5S 


19 
6 


453       ,  677   .   10 


677      10 


619 
540 

'  597 
593 
589 


9 
56 

16 
13 
12 


554 
520 

599 
514 

573   :     5 


I 


365  :  29  J  185  ;  55  !  729     31 


362      25 


313 

314  :  58 
314  ;  50 

387 
394 
394 


;  223  ,  46 

I  344  '  51 

200      49 

'  353  I  52 

i 
I 

I  353      23 


284 
206 

I  163 
I  181 
I  205 


63 
80 

92 
69 

88 


408 
442 


363 
412 


38 
88 

38 
74 


422 


191 
210 

317 
193 

69^    38 


704  .  27 
5S6  19 
725      16 

^"595" 

624 

öSTi  69 
HH2  I  52 

^4T 
750 
707 


760 
744 

637 
71S 


49 
4» 

46 

89 


893 


losen  in  Frankreich,  der  Schweiz,  günstige  Verhältnisse  in  Nordameiica).  für  den  Ein- 
fluss  der  vorwiegend  agrarischen  und  industriellen  Entwicklung  auf  die  Quoten  der 
urwerbsthätigen  und  der  übrigen  Bevölkerung,  für  die  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit 
vFi'ankreich,  England  gegenüber  Deutschland),  Neigung  oder  Abneigung  (Europa  gegen- 
über Nordamerica) ,  häusliche  Dienstboten  zu  halten,  u.  f.  a.  m.  aus  den  Daten  der 
Tabelle  Weiteres  und  Bestimmtes  mit  einiger  Sicherheit  ableiten  kann,  muss  dahin 
gestellt  bleiben.  Ich  möchte  es  nicht  ganz  verneinen,  aber  noch  weniger  es  sicher 
behaupten.  Manche  Zahlen  weichen  zu  sehr  ab,  als  dass  man  sie  als  der  Wirklichkeit 
entsprechend  ansehen  möchte  (so  die  hohe  Zahl  für  die  Dienenden,  bes.  die  männ- 
lichen, in  Frankreich,  verglichen  selbst  mit  den  britischen). 

Innerhalb  der  einzelnen  Länder  zeigen  sich  in  den  Provinzen,  Gebietsabthcilungcn. 
Oiten  manche  Verschiedenheiten  der  Quoten  der  hier  unterschiedenen  Bevölkerungs- 
theile.  Mit  der  Grösse  der  Städte  steigt  in  Deutschland  (und  ausserhalb)  im  Ganzen 
die  Quote  der  Dienstboten,   der  Bentiers,  Pensionäre  u.  dgl.     Ein  deutlicher  Einfluss 


^)  Berechnung,  wenn  die  oben  (S.  618)  angegebenen,  lediglich  nebensächlich 
beschäftigten  Personen  bei  den  Erwerbsthätigen  eingerechnet,  bei  den  andrer  Kate- 
gorien abgesetzt  werden. 

*)  Berechnung,  wenn  397,000  „mit  Hausarbeit  beschäftigte  Personen"  nicht  wie 
in  der  ersten  Reihe ,  bei  den  Dienenden ,  sondern  bei  den  Angehörigen  einge- 
rechnet werden. 

■)  Berechnung,  wenn  168,000  dem  Familienhaupt  beim  Erwerb  helfende  Personen 
nicht,  wie  in  der  ersten  Reihe,  bei  den  Angehörigen,  sondern  bei  den  Erwerbs- 
thätigen eingerechnet  werden. 
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des  Forwaltenden  wirthschaftlichen  Gharacters  eines  Landestheils  (agrarischen,  industriollen) 
auf  die  Gestaltang  der  Quoten,  namentlich  auf  das  Verhältniss  der  Erwerbsthätigen 
(mit  nnd  ohne  hAuslich  Dienende  gerechnet)  zur  übrigen  Bevölkerung  macht  sich,  in 
Deutschland  wenigstens,  kaum  bemerkbar.  Yorvaltend  agrarische  Länder  haben  die 
meisten  und  die  wenigsten  Erwerbsthätigen  (Max.  Südbaiern  488,  Franken  441,  Pfalz 
439,  Min.  Mecklenburg,  Schleswig-Holstein,  Ostpreussen,  Hessen-Nassau,  Westfahlen, 
Posen,  Pommern.  Westpreussen  370 — 344).  Stark  oder  vorwaltend  industriolle  Gegenden 
stehen  dem  Maximum  nahe  (Elsass- Lothringen  442,  Könii^reich  Sachsen  412,  Berlin 
411)  und  wieder  in  der  Mitte  oder  näher  zum  Minimum  (Rheinland  373,  ebenso  die 
3  Hansestädte).  (Vgl.  Weiteres  a.  a.  0.  S.  19Ü'.)  Ob  man  mit  der  Beichsstatistik 
(S.  21)  liier  und  In  Betreff  der  Stellung  Deutschlands  im  Vergleich  zu  anderen 
europäischen  Ländern  einen  Einfluss  klimatisch-nationaler  oder  mit  Stammes- 
Verhältnissen  in  Verbindung  stehender  Factoren  annehmen  darf,  —  „es  zeige  sich 
mit  grosser  Bestimmtheit  die  Tendenz  einer  Zunahme  der  Erwerbsthätigen  von  Norden 
nach  Stiden'',  (S.  20)  —  ist  mir,  mindestens  gesagt,  zweifelhaft.  —  Ergänzungen  za 
den  Tbatsachcn  in  diesem  §.  245  und  zu  den  Ausfahrungen  darin  finden  sich  im 
Folgenden  noch  mehrfach  in  den  §§.  246  ff. 

Als  ErgebDiss  wird  man  auf  Grund  der  neueren  Berufs- 
Statistik,  nach  der  Tabelle  XL  und  weiteren  statistischen  Materialien, 
immerhin  etwa  Folgendes  aufstellen  können:  Die  Tabelle  XL  be- 
stätigt, was  im  Voraus  aus  der  „täglichen  Beobachtung '^  (§.  78) 
und  aus  Schlüssen  daraus  sich  ergab,  dass  die  Erwerbsarbeit  der 
Nation  überall  weit  überwiegend  auf  der  erwachsenen  und, 
wenn  auch  in  geringerem  Grade,  überwiegend  auf  der  männlichen 
Bevölkerung  ruht.  Sie  gestattet  in  Verbindung  mit  anderem  vor- 
handenen Material,  das  auch  einigermaassen  zu  beziffern  und 
zugleich  das  Verhältniss  zwischen  der  erwerbsthätigen  und  der 
übrigen  Bevölkerung  annähernd  durch  eine  Durchschnittszahl  aus- 
zudrücken. Meist  sind  über  zwei  Fünftel  der  Bevölkerung 
erwerbsthätig  (einschliesslich  der  im  häuslichen  Dienste  thätigen), 
aber  mit  Schwankungen  zwischen  einem  Drittel  (Nordamerica, 
auch  (?)  Scandinavieu)  und  mehr  als  der  Hälfte  (Italien). 
Von  der  erwachsenen  (über  15 -jährigen)  Bevölkerung  sind 
nahezu  drei  Fünftel  erwerbsthätig,  mit  den  häuslich  Dienenden 
zwei  Drittel;  von  der  männlichen  Bevölkerung  ebenfalls 
etwa  drei  Fünftel,  mit  den  Dienenden  nur  ein  Geringes  mehr, 
von  der  weiblichen  in  Europa  bloss  ein  Fünftel  bis  ein 
Drittel,  mit  den  Dienenden  ein  bis  zwei  Fünftel.  Von  der 
männlichen  erwachsenen  Bevölkerung  gehören  dagegen 
neun  Zehntel  (Deutsches  Reich  921,  England  914®/oo)  zu  den 
Erwerbsthätigen,  einschliesslich  der  häuslich  Dienenden,  je  nach 
der  Verbreitung  männlicher  Dienstboten,  noch  etwas  mehr  (Deutsch- 
land nur  3,  England  25 %o),  während  die  erwachsene  weib- 
liche Bevölkerung,  freilich  unter  Nichteinrechnung  der  Haus- 
frauen u.  dgL   zu  der  Kategorie,  nur  ein  Viertel  und  darüber 
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(Deutsches  Reich  273,  EnglaDd  240,  Italien  allerdings  440)  Erwerbs- 
thätige  und  selbst  mit  Einscbluss  der  Frauen  in^häuslichen  Diensten 
nur  ein  Drittel  bis  zwei  Fünftel  (Deutsches  Reich  erwachsene 
weibliche  Dienstboten  81,  England  132,  Italien  hier  nur  69)  zählt  >). 

Natürlich  ist  das  das  Ergebniss  von  socialen  Verhältnissen, 
wie  den  heute  in  der  Culturwelt  bestehenden.  Eine  völlige  sociale 
und  wirthschaftliche  Eniancipation  des  weiblichen  Geschlechts  und 
Gleichstellung  desselben  im  Erwerbsleben  mit  dem  männlichen  würde 
auch  eine  Verschiebong  der  Quoten  zuwege  bringen,  den  Belastungs- 
coefficienten ,  welchen  überwiegend  die  Kinder  und  Frauen  in  der 
Bevölkerung  darstellen,  mehr  zu  Ungunsten  des  Weibes  verschieben 
müssen.  Umgekehrt  würde  natürlich  der  weitere  Ausschluss  des 
weiblieben  Geschlechts  und  der  Kinder  aus  der  regelmässigen 
Erwerbsarbeit  die  Quote  der  Erwerbsthätigen  und  Dienenden  ver- 
mindern, diejenige  der  zu  unterhaltenden  Angehörigen  und  damit 
den  Belastongscoefficienten  für  die  männlichen  Erwachsenen  erhöhen. 
Die  umfassendere  Ausbildung  und  strengere  Durchführung  des 
Arbeiterschutzrechts  auf  allen  Arbeitsgebieten,  nicht  bloss  in  der 
Fabrik,  sondern  auch  im  Kleingewerbe,  Hausindustrie,  Handel, 
Landwirthscbaft,  Gesindedienst  hätte  diese  Folge  ^). 

Auf  die  Bedeutung,  welche  die  überwiegende  Belastung  der 
Erwachsenen  und  Männer  mit  der  nationalen  Erwerbsthätigkeit 
in  popnlationistischer  Beziehung  bat,  namentlich  bei  grosser  Volks- 
dichtigkeit, starker  Geburtsfrequenz  und  hohem  Geburtsttberschuss 
und  auf  Volkswirt hschaftliche  Folgen,  welche  mit  dieser  Belastung 
in  Verbindung  stehen ,  wird  im  folgenden  Hauptabschnitt  zurück- 
zukommen sein. 

§.  246.  —  2.     Statistik  der  Berufsstellung. 

Die  Bemfsstcllung  wird  hier  wieder  an  der  Haod  der  Bemfsstatistik  des  Reichs 
(8.  Eiol.  ZQ  Bd.  2,  S.  63)  und  in  den  dortigen  Combinationen  mit  den  grossen  Groppen 
der  materiellen  Berufsarten  betrachtet.     Für  die  Unterscheidungsmerkmale  ist  auf  die 

')  Erwähnt  sei  noch,  dass  Fon  allen  Erwerbsthätigen  die  Kinder  in  Deutschland 
27.6,  die  (ireiso  (über  60 -jahrigen)  83.5,  die  anderen  daher  888.9 ®/o«  ausmachen;  in 
Italien  die  Kinder  mehr,  70.8,  in  England  47.6  und  Nordamerica  64.3,  auch  die  Greise 
in  England  (die  tiber  65 -jährigen)  4o.6  und  Nordamerica  57.8,  etwas  woniger.  Die 
mittlere  Kategorie  ist  nicht  viel  von  der  deutschen  verschieden  (England  906.8,  Nord- 
america 877.97oo)i  (s-  V.  Scheel.  Staatswissenschaftl    Handwörterbuch  II.  402). 

*)  Dass  moderne  hochindustriello  (fabrik-,  manufactur-,  hausindustrielle)  Länder 
in  dieser  Beziehung  keine  sehr  starke  (England,  Schottland  verglichen  mit  ganz 
Deut^'chland).  Öfters  nicht  einmal  eine  deutlich  wahrnehmbare  (deutsche  Länder  unter 
einander  verglichen)  Erhöhung  der  Quote  der  Erwerbsthätigen  unter  den  Kindern  haben, 
zeiüt  doch,  zumal  im  Vergleich  mit  Italien,  dass  jene  Industrie  nicht  oder,  dank  dem 
Arbeiterschutz,  nicht  mehr  so  nachtheilig,  wie  vielfach  angenommen  wird,  auf  die 
Ueberlastung  der  Kinder  mit  Erwerbsarbeit  einwirkt. 
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Aasführoogen  in  dieser  amtlichen  Statistik  zq  verweisen.  Die  „Selbständigen"*  um- 
fassen ausser  dem  Hauptcontingent  der  Eigentbümer,  Unternehmer,  Arbeitgeber  u.  s.  w, 
auch  die  leitenden  Beamten  und  sonstigen  Geschäfts leiter  (Directoren  u.  s.  w.), 
Sie  zerfallen  insbesondere  beim  Gewerbe  in  solche  Selbständige ,  welche  ftlr  eigene 
und  welche  für  fremde  Rechnung  (,,zu  Hause,  in  eigener  Wohnung,  fOr  ein  fremdes 
Geschäft'')  arbeiten.  Zum  „höheren*'  Arbeitspersonal  gehört  das  Verwaltungs-  und 
Aufsichts-,  das  Bechnungs-,  Bureaupersonal,  Geschäfts-  und  Handlungsreisende, 
Schreiber,  überhaupt  wissenschaftlich,  technisch,  kaufmännisch  (vor-  und  au8-)ge- 
bildetes  Personal  Zu  den  „Arbeitern*'  alles  niedere  Gehilfen-,  Arbeiter-,  Tage- 
lOhnerpersonal  u.  s.  w. 

Die  folgende  Tab.  XLI  giebt  nach  der  Berufszählung  ?on  1882  die  wichtigsten 
Daten  far  diese  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich,  ergänzt  zugleich  die  Daten  im 
Yoraosgehenden  über  Erwerbsthätige  und  Son&tige  und  enthält  die  Hauptgruppirung 
der  wirthschaftlichen  Berufe,  worauf  im  nächsten  §.  247  eingegangen  wird,  mit. 

S.  a.  a.  0.  S.  69  der  Einleitung,  woselbst  und  iu  den  zugehörigen  Tabellen 
weiteres  Detail,  bes.  in  Betreff  verschiedener  Behandlung  der  in  der  Landwirtbschaft 
mitthätigen  Familienglieder  und  in  Betreff  weiterer  Unterscheidung  vcrbchiedener 
Arten  landwirthschafUicher  Arbeiter,  wie  Knechte,  Mägde,  Tagelöhner  mit  und  ohne 
selbständigen  Landwirtbschaftsbetrieb.  Je  nach  der  verschiedenen  Zusammensetzung 
der  einzelnen  Kategorieen  verschieben  sich  dann  auch  die  Proportionen.  In  der 
Tabelle  sind  die  Daten  nach  der  Hauptberechuung  der  amtlichen  Statistik  gegeben, 
doch  bei  der  Landwirthscliaft  u.  s.  w.  ist  in  den  eingeklammerten  Zahlen  auch  mit- 
getheilt,  wie  sich  diese  Zahlen  verändern,  wenn  die  mitarbeitenden  Familienglicder, 
statt  zum  niederen  Arbeitspersonal  und  damit  zu  den  Erwerbsthärigon ,  zu  den  An- 
gehörigen der  selbständigen  land wirthschaftlichen  u.  s.  w.  Erwerbsthätigen 
gerechnet  werden.  Die  Rubrik  Landwirthschaft  umfasst  auch  Viehzucht  u.  s.  w„  sowie 
die  (viel  geringeren)  Zahlen  von  Fürst wirthschaft.  Fischerei,  die  Rubriic  Industrie  auch 
den  Bergbau  und  das  Bauwesen,  die  Rubrik  Handel  und  Verkehr  auch  Gast-  und 
Schankwirthschaft  mit.  Für  die  Quotenberechnung  in  Spalte  5  und  6  sind  die 
,J)ienenden'*  („für  häusliche  Dienste,  im  Haushalt  der  Herrschaft  lebend")  in  Sptlte  2 
als  Erwerbsthätige  in  die  Berufkabtheilung  D  eingerechnet  worden.  S.  Tab.  XLI 
auf  S.  624. 

Hebt  man  die  materiellen  Berufe  A  bis  G  allein  heraus,  so  erhält  man  für 
diesen  Theil  der  erwerbsthätigen  Bevölkerung  im  Ganzen  und  nach  den  drei  Haupt- 
gruppen der  Berufe  die  Daten  der  Tab.  XLII.     S.  dieselbe  auf  S.  625. 

Das  Ergebniss  ftlr  das  ganze  Deutsche  Reich  ist,  dass  von 
den  Erwerbsthätigen  der  materiellen  Berufe  beinahe  ein  Drittel 
den  Selbständigen,  über  zwei  Drittel  den  Abhängigen  angehören. 
Im  Handel  (Gast-  und  Schankwirthschaft  u.  s.  w.)  ist  diese  Quote 
der  Selbständigen  am  Grössten,  in  der  Landwirthschaft  am  Kleinsten, 
umgekehrt  verhält  es  sich  mit  dem  Arbeits-,  besonders  dem  niederen 
Arbeitspersonal.  Das  höhere  fällt  der  Zahl  nach  nur  beim  Handel 
u.  8.  w.  etwas  stärker  ins  Gewicht. 

Diese  Verhältnisse  verschieben  sich  nun  aber  mehr  oder  weniger 
local  und  innerhalb  der  grossen  Berufsgrnppen  vornemlich  nach 
der  Vertheilung  und  Bewirthschaftungsart  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  der  Agrarverfassung,  sowie  nach  dem  Betriebsumfang 
der  Geschäfte,  besonders  in  der  Industrie,  auch,  theils  damit  zu- 
sammenhängend, theils  unabhängig  davon,  nach  Land  und  Stadt, 
Klein-,  Mittel-,  Grossstadt,  namentlich  auch  im  Handel  u.  s.  w. 
Bei   vorwaltendem  ländlichen  Mittel-  und  Kleinbetrieb,  von  Eigen- 

40* 
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Tab.  XLI.    Berufsstellung  der  Bevölkerung  im  Deutschen 
Reiche  nach  der  Berufszählung  von  1882. 


I.   Selbständige: 

A.  Land-,  Forstvirthsch. 
[Einrechn.  arbeitender 

Familiengl.  als  Angh. 

B.  Industrie  auf  eig.Rechn. 

—  auf  fremde  Bechn. 

—  ZQsammen 

G.  Handel  und  Yerkehr 
Summe  I 

[Einrechn.  arbeitender 
Familiengl.  als  An- 
gehörige bei  A 
IL  H  0  h  e  r  e  s  Arbeitspers. 

A.  Land-,  Forstwirthscb. 

B.  Industrie  etc. 

G.  Handel  und  Verkehr 

Summe  II 
IIL  N  i  c  d  e  r  c  s  Arbeitsp. 

A.  Land-,  Forstwirthsch. 
[Ansetz,  arbeitender 

Familiengl.  als  An- 
gehörige bei  I,  A 

B.  Industrie  etc. 

G.  Handel  und  Verkehr 
Summe  III 
[Ansetz,  arbeitender 
Familiengl.  als  An- 
gehörige bei  I,  A 

D.  Lohnarb.  wechs.  Art 

u.  h&usl.  Dienst 

E.  1.  MiUt  Dienst  etc. 

2.  Civil.  D.  liber.  Berufe 
Summel-IIIu.Du.E 

F.  Berufslose 

1.  V.  Vermög.  Leb. 

2.  V.  Unterstütz.  Leb. 

3.  Ohne  Berufsangabe 
Summe  aller  Obigen 
In  Benifsvorber.  etc., 

Anstaltsinsassen 
Summe  Aller 


Absolute  Zahlen  in  1000  Kopf 


Auf  je  10.000 


TS 

a 
a 


2. 


2,288 


2,288 
l,8(i2 

340 
2,202 

702 
5,191 


5,191 

67 

99 

142 

307 

5,882 


3,947 

4,096 

727 

10,705 


8,771 

398 

452 

579 

17,632 

810 

178 

34 

18,654 

332 
18,986 


395 

395 
263 
3 
266 
267 
928 


928 

13 
14 
21 

48 

17 


17 
22 

8 
47 


47 

2 

15 

149 

1,190 

134 

0.5 

0.2 

1,325 

0.3 
1,325 


•c 

a 
3. 


6,310 

8,276 
4,141 
432 
4,573 
1,618 
12,502 


14,468 

128 
158 
188 
475 

4,126 


4,095 

4,627 

859 

9,612 


9,580 

539 

75 

952 

24,154 

648 

81 

22 

24,905 


B 

S 

a 


4. 


8,993 

10,459] 

6,260 

775 

7.041 

2,586 

18,620 


20,586] 

208 
272 
351 
830 

10,025 


8,059] 
8,746 
1,594 
20,365 


18,398 

938 

542 

1,681 

42,976 

1,593 

259 

56 

44,884 


5  338 

24,910    i  45,222 


Vi    •**  ^^        I 

3^ 


5. 


1,145 


932 
170 


o 

c 

o 
c 

6. 


1,901 

[2,386] 
1,327 
171 


1,102         1,498 


351    i 
2,598 


513 
3,912 


-       1    [4,847] 


48 

57 

73 

173 


2,944         2,213 


33 

50  i 

71  ' 

154  ; 


-  fl.778] 

2,050  I  1,929 

364  I  351 

5,358  i  4,493 


[4,05S] 

862    1  500 

226    '  116 

290    I  339 

9,48«  9,533 

406  323 

89    ;  57 

17  12 

10,000    '  9,925 

I 

—       i  75 

10,000    I  10,000 
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Tab.  XLII.    Quoten  der  erwerbsthätigen  Bevölkerang  im 

DeatBchen  Reiche  nach  der  Berufsstellang  in  den 

materiellen  Berufen  in  1000-TheileD« 


Im  Ganzen 

Landwirth- 

Indastrie 

Handel 

schaft  u.  s.  w. 

a.  8.  w. 

U.   8.   W. 

320 

278 

344 

447 

19 

8 

16 

90 

661 

714 

640 

463 

Selbständige 

Höheres  Arbeitspeisonal 

l^iederes  Arbeitspeisonal       661 

thümem,  Pächtern  steigt  die  Quote  der  Selbständigen  in  der  Land- 
wirthschaft,  sinkt  diejenige  des  Arbeitspersonals;  umgekehrt  bei 
überwiegendem  ländlichen  Grossgrundbesitz  und  Betrieb.  Aehnlich 
verhält  es  sich  bei  Industrie  und  Handel  u.  s.  w.,  bei  EleingewerbCy 
Handwerk;  Hausindustrie  einer-,  Grossindustrie,  Fabrikwesen  andrer- 
seits, bei  Klein-  und  Grossgast-  und  Schankwirthschaft,  in  Klein- 
nnd  Grossstädten  beim  Detailhandel. 

Das  statistisch  näher  zn  belegen  und  zu  verfolgen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  6. 
für  Dentschland  B.  2  der  Bernfszählnng  S.  79  IT.  der  Einleitong.  Die  Zahlen,  bezw. 
Quoten  der  Gebietstheile  sind  natürlich  regelmässig  ein  Ergebniss  der  combinirten 
Wirkung  der  Ycrhäluiisse  zwischen  Selbständigen  nnd  Arbeitern  in  den  verschiedenen 
hier  vertretenen  Berofen  nnd  zugleich  der  verschiedenen  Besitz-  und  Betriebsumfangs- 
grOssen  in  den  drei  grossen  materiellen  Beruf^ig^uppen.  Die  grosse  absolute  Zahl  der 
,^elbbtändigen'*  Landwirthe  bei  stark  verbreitetem  Kleingmndbesitz  und  Kleinbetrieb 
und  die  grosse  absolute  Zahl  der  Fabrik-  und  Bergarbeiter  bei  stark  entwickelter 
Grossindustrie  und  Montanwesen  üben  dabei  auf  die  Proportionen  einen  starken  £in- 
fluss  aus. 

§.  247  —  3.    Statistik  der  Berufsarten. 

Auch  hier  mit  Beschränkung  auf  die  grossen  Hauptgruppen,  wie  sie  schon  in 
Tab.  XLI  unterschieden  wurden.  Die  weitere  Unterscheidung  in  die  einzelnen  Be- 
rufe und  in  die  Specialgruppen  innerhalb  der  Hauptgruppen  kann  hier,  braucht 
aber  auch  für  unsere  Zwecke  hier  nicht  verfolgt  zu  werden.  S.  bes.  B.  2  der  Beichs- 
stat.  a.  a.  0.  Einl.  S.  27  if.,  mit  den  Vergl eich un gen  anderer  Länder  S.  30,  auch 
für  die  Unterscheidungsmerkmale  und  die  Kubricirung  der  einzelnen  Berufe  in  die 
grossen  Gruppen,  sowie  für  die  Behandlung  der  Daten  fremder  Länder,  um  zu  einiger- 
maassen  vergleichbaren  Zahlen  zu  gelangen.  Die  folgenden  Tabellen  sind  diesen 
Materialien  entnommen.    S.  die  Tabelle  XLIII  auf  S.  626. 

Die  Tab.  XLI II  enthält  wieder  dieselben  Hauptgruppen  und  diese  in  derselben 
Begrenzung  wie  die  Tab.  XL.  Sie  dient  zu^^leich  zu  deren  Ergänzung  nach  einigen 
anderen  Zahlcncombinationcn  und  Gesichtspunctcn.  Bei  der  Berechnung  der  Quoten 
(Spalte  5  und  6)  ist  auch  hier  wieder  die  häuslich  dienende  Bevölkerung  zu  Gruppe  D 
(wechselnde  Lohnarbeit  etc.)  gestellt. 

Hiemach  kommen  —  oder  kamen  wenigstens  noch  vor 
10  Jahren,  in  1882  —  im  Deutschen  Reich  immer  noch  etwas  über 
zw  e  i  F  tl  n  f t el  der  Bevölkerung  überhaupt,  wie  der  erwerbsthätigen 
(Arbeitgeber  und  Arbeiter  aller  Art  zusammengerechnet  nebst  den 
selbständigen  Berufslosen,  s.  Tab.  XL)  aaf  die  von  der  Landwirth- 
schaft  lebende  und  von  oder  in  dieser  erwerbsthätig  beschäftigte. 
Das  ist  zugleich  immer  noch  die  grösste  Quote,  welche  auf  eine 
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Tab.  XLIII.     Vertretung   der   Bemfsabtbeilun^en   tn    der 

ReicbsbevOlkeroDg  im  Dentacheii  Reicbe  id  1882. 

AbBolate  Zahlen  in  1000  Kopf. 


„|3 

■3-S 

11 

f 

Il 
^1 

Aul 

m 

1000 

1 
1 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 
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der  grossen  Haaptgmppen  der  Berafe  fHIIt  Die  Industrie  (nebst 
Bergbau,  Bauwesen)  beschäftigt  nicbt  ganz  ein  Drittel  der 
Erwerbstbatigen,  umfaBSt,  bzw.  ernährt  etwas  über  ein  Drittel 
der  Bevölkerung.  Beide  grosse  Gruppen  znsammen  beschäftigeD 
nicht  ganz  dreiviertel  der  Erwerbethätigen,  umfassen  etwas 
Über  drei  Viertel  der  BevOlkeruDg.  Nur  der  etwa  ein  Drittel 
80  grosse  Rest  der  Erwerbsthätigen  und  der  Bevölkerung  kommt 
auf  alle  Übrigen  Berufe,  Jede  Gruppe  derselben  steht  weit  hinter 
den  beiden  ersten  Hauptgruppen  zurück,  wenn  auch,  wie  in  der 
Quotenberecbnong,  die  sämmtlicben  im  Haushalt  Dienenden  (Dienst- 
boten) zur  Rubrik  D  und  mit  dieser  als  besondere  Grnppe  gerechnet 
werden,  nicht  zu  den  einzelnen  anderen  Berufsgrnppen,  in  welchen 
sie  dienen. 

Gescblelit  letiterea,  so  Terindcrt  sich  die  Gnippe  D  in  den  Quoten  naioriich 
eDtsprecbend  (auf  21*/o,  in  beiden  Beiben)  und  erboben  sich  die  Qaaten  der  anderea 
Ornppun  hingegen  demgemlss  um  Etwas,  so  bei  Landwirthacbaft  etc.  Mif  441  and 
445,  bei  Indastrie  auf  343  und  5S5,  Handel  ctc  aof  84  nnd  100,  bei  Abth.  £  aof 
SG  und  49.  bei  F  auf  66  and  42. 

Stellt  man  alle  anderen  Grnppeo  derjenigen  der  Laudwirth- 
schaft  u.  B.  w.  (A)  gegenüber,  so  kommen  diese  demnach  anf 
fast  drei  Fünftel  der  Gesammtzahl  der  Erwerbsthätigen  u.  s.  w. 
und  der  Bevölkerung,  bilden  also  immerhin  schon  im  Verbältniss 
von  c.  3:2  die  Mehrheit.    Das  ist  für  den  Character  der  heutigen 
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deotscben  Volkswirtbschaft  beachtenswerth  and  giebt  eineii  gewissen 
Maassstab  für  den  Grad,  in  welcbem  diese  Volkswirthscbaft  aus 
der  agrariseben  in  die  industriell  -  mercantile  Pbase  sieb  bereits 
binüber  gebildet  bat.  Aueb  die  Industrie  und  Handel  und  Ver- 
kehr n.  s.  w.  allein  beschäftigen  schon  fast  ebenso  viele  Menscheui 
nur  eine  noch  wenig  kleinere  Quote  als  die  Landwirtbschaft  u.  s.  w. 
und  ernähren  und  versorgen  (ohne  und  vollends  mit  dem  Gontingent 
häuslicher  Dienstboten  gerechnet)  schon  nicht  unerheblich  mehr 
Personen  als  die  Landwirthsebaft  u.  s.  w.  Für  die  Gravitirung 
des  Schwerpuncts  der  volkswirthscbaftlichen  Interessen  ist  das 
wieder  wichtig. 

Innerhalb  eines  grossen  Volkswirtbschaftsgebiets ,  wie  des 
deutschen,  treten  die  einzelnen  Hauptberufe  dann  freilich  in  sehr 
verschiedener  Ausdehnung  hervor.  In  Industriebezirken,  in  Städten, 
besonders  Grossstädten,  überwiegen  die  industriellen,  mercantilen, 
die  Beamten-  und  liberalen  Berufe,  in  agrariseben  Gegenden  die 
landwirthscbaftlichen ,  in  mancherlei  verschiedenen  Abstufungen, 
je  nach  der  Entwicklung  der  Verhältnisse.  Hier  treten  daher 
örtlich  und  provinciell  dieselben  Verschiedenheiten  auf,  wie  sie 
zeitlicb  die  Entwicklung  der  gesammten  Volkswirthscbaft  aufweist. 

Die  deutsche  Bernfsstatistik  gestattet  'diese  Verhältnisse  zifferm&ssig  genauer  zn 
?erfoIgen  (s.  bes.  Eioleitang  zn  B.  2  S.  34  ff.).  Aach  hier  üben  aber  die  Verschieden- 
heiten der  Vertheilang  und  Beinrthschaftsveise  des  ländlichen  Grundbesitzes,  der 
Agranrerfassnng^  ferner  die  Verschiodeoheiten  der  Erwerbsferhältnisse  (Fabrik-,  Haus- 
industrie, Handwerk)  einen  Einfluss  mit  aus.  Aach  in  hochindastriellen  Gegenden 
mit  forherrschendem  Kleingmndbesitz  (Rheinland)  sinkt  z.  B.  unter  den  Erwerbs- 
thätigen  die  Quote  der  in  der  Landwirthsebaft  Beschäftigten  und  steigt  unter  jenen 
die  Quote  der  industriell  Beschäftigten  nicht  so  hoch,  als  in  Gebieten,  wo  die  Grund- 
i>esitzTortheiIang  und  Verfassung  eine  andere  ist  (K.  Sachsen).  S.  fOr  Deutschland 
die  Quoten berechnungen  in  B.  2,  S.  40  der  Einleitung.  Die  folgende  Tabelle  XLIV 
hebt  daraus  die  Mazima  und  Minima  in  den  grossen  Berufsgruppen  nach  den  Pro- 
Tincial-  und  den  ähnlichen  Gebietsgruppen  der  Reichsstatistik  für  die  erwerbsthätige 
und  filr  die  GesammtbevOlkerung  hervor;  die  Zusammensetzung  der  Berufe  in  den 
Gruppen  wie  in  den  fraheren  Tabellen. 

S.  Tab.  XLIV  auf  S.  628. 

Die  Verschiedenheiten  in  den  Rubriken  D  und  F  lassen  bezweifeln,  ob  überaU 
bei  der  Aufnahme  ganz  nach  denselben  Grundsätzen  verfahren  worden  ist  Im 
Ucbrigen  entsprechen  die  Zahlen  aber  durchaus  dem,  was  auch  sonst  hinsichtlich  des 
vorwaltenden  Wirthschaftscharacters  der  einzelnen  Landestheile  bekannt  ist.  Natürlich, 
dass  aber  auch  hier  wieder  in  verschiedener  Weise  in  den  Zahlen  Ausgleichungen 
der  Verhältnisse  zum  Ausdruck  gelangen,  so  z.  B.  in  Rheinland  zwischen  den  hoch- 
industriellen und  den  übrigen  Regierungsbezirken^  ebenso  in  Westfaten.  Die  rheinischen 
hochindustriellen  Bezirke  würden  sonst  dem  K.  Sachsen  noch  näher  stehen,  nur  dass 
die  Verschiedenheit  der  Agrarverfassung  doch  auch  hier  solche  der  Quoten  bedinf^t.  — 
Im  Ganzen  besteht  zwischen  den  beiden  Abtheilungen  I  und  II  der  Tab.  XLIV  ein 
Parallelismus  der  Daten,  aber  keine  völlige  Uebcreinsiimmung ,  woher  auch  in  beiden 
nicht  immer  ganz  dieselben  Landestheile  erscheinen. 

Im  Ganzen  nimmt  ferner  regelmässig  mit  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  die 
Quote  der  landwirthschaftlich  Erwerbsthätigen  ab  und  nehmen,  wenn  auch  nicht  völlig 
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Tab.  XLIV.  Maximal-  and  Minimalqnoten  der  Bevölkerung 

nach  den  grossen  Berafsgruppen  in  den  Provinzial-  and 

ähnlichen  Gebieten  des  Deutschen  Reichs^). 

I.  Auf  10,000  Erwerbsth&tige  und  berufslose  Selbständige  kommen: 
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regelmässig,  die  Quoten  der  fünf  anderen  Borufsgruppcn  zu.  So  kamen  nach  den 
Berechnungen  der  Reichsstatistik  a.  a.  0.  nach  den  5  Grössen classen  der  Ortabcvöikcmog 
(unter  20üO,  2—5000,  5—20,000,  20—100,000,  über  100,000  E.)  auf  die  landwirth- 
schaftliche  BeFÖlkeruiig  bezw.  (von  unten  nach  oben)  6447—2628—987—342—188  E. 
auf  10.000,  far  die  Rubriken  B  bis  F  sind  die  Quoten  für  das  platte  Land  (d.  h.  Orte 
bis  2000  E.)  bezw.  2444—489—67—220  —  324.  Das  Älax.  von  B  hatten  die  Orte 
von  5—20,000  E.,  5358  (die  beiden  höchsten,  Classen  bezw.  5283  und  4734);  das 
Max.  ron  0  die  grösstcn  Städte,  2661.  Auch  besteht  hier  wie  auch  bei  D  und  F 
eine  der  Steigerung  der  Ortsbevölkerung  genau  parallel  gehende  Steigerung  der  Quoten. 
Das  Max.  von  D  hatten  ebenfalls  die  grösstcn  Städte,  504,  das  von  E  die  zweitgrössten, 
1117  (grössten  1073),  das  von  F  wieder  die  grössten,  890. 

Zwischen  der  Verbreitung  der  Hauptberufe  in  der  Be- 
völkerung und  der  Volksdichtigkeit  der  Gebietstheile  (§.  230ffy 
237,238)  erscheint  von  vornherein  ein  Wechselwirkungsver- 


^)  Abgesehen  von  Berlin  und  den  3  Hansestädten,  deren  Verhältnisse 
hier  doch  nicht  direct  vergleichbar  sind.  Die  Quoten  sind  hier  in  der  Reihenfolge 
der  Berufe  der  Tabelle:  Berlin,  Erwerbsthätige:  75—5690—2182—438—989—626, 
Einwohner:  77  —  5429  —  2456  —  3b5  —  969  —  684 :  Hansastädte ,  Erwerbsthäiige : 
700-4414-3012-531—660—083,    Einwohner    643—4265—3262—458—647—725. 

^  Drittes  Max.  mit  4605  Rheinl.  (mit  Hohcnzollcrn). 

^)  Drittes  Max.  mit  1002  K.  Sachsen. 
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bältuiss  wahrscheinlich,  ja  Dothwendig,  ebenso  zwischen  dem 
ersteren  Moment  und  der  Verbreitung  und  der  Grösse  der 
Städte.  Das  bestätigt  auch  die  Berufsstatistik,  speciell  die  deutsche, 
im  Allgemeinen  hinsichtlich  des  ersteren,  genauer  noch,  wie  die 
vorausgehenden  Daten  schon  ergeben,  hinsichtlich  des  zweiten 
Verhältnisses.  Ein  völliger  Parallelismus  zwischen  Volksdichtigkeit 
und  vorwaltend  agrarischen  einer-,  industriell -mercantilen  und 
sonstigen  höheren  Berufsarten  andrerseits  kann  aber  nicht  wohl 
bestehen,  weil  die  absolute  und  relative  Grösse  der  landwirthschaft- 
liehen  Bevölkerung  von  Grundbesitz vertbeilung,  Agrarverfassung, 
Klima,  Bodengöte  und  Art,  Betriebssystemen  u.  s.  w.  immer  mehr 
oder  weniger  mit  abhängt.  Ebenso,  weil  auf  die  Verbreitung  von 
Bergbau,  Industrie,  Handel  u.  s.  w.  gleichfalls  Naturfactoren,  wie 
Vorhandensein  von  Bergbausubstanzen,  geographische  Lage,  Wasser- 
strassen, sonstige  Communicationsmittel,  Wasserkräfte,  technische 
Bedingungen  der  Industrie  u.  s.  w.  mit  von  Einflusss  sind.  Solche 
Umstände  verdecken  aber  den  Zusammenhang  von  Volksdichtigkeit 
und  vorherrschenden  Erwerbsberufsarten  mehr,  als  dass  sie  ihn 
widerlegten.  Im  Grossen  und  Ganzen  ist  doch  eine  durch- 
schlagende Bedeutung  des  Wechselwirkungsverhältnisses  zwischen 
beiden  Momenten  kaum  zu  verkennen. 

In  den  Erörterungen  in  B.  2  der  deutschen  Berufsstatistik  (S.  45  der  Einleitung) 
möchte  Letzteres  nicht  soweit,  wie  es  richtig  ist,  anerkannt  werden,  wenn  auch  im 
Ganzen  die  Auffassung  mit  der  im  Yorausjfehenden  dargelegten  übereinstimmt.  Hier 
wird  z.  B.  in  Bestäti^iung  der  Annahme,  dass  die  dichtbevölkerten  Landestheile  ?or- 
wiegend  starke  industrielle  und  schwache  landwinhschaftlicho  Bevölkerung,  die  dünn- 
bevölkerten das  umgekehrte  Vcrliältniss  haben,  hinzugefügt,  „aber  es  fehlt  viel  daran, 
dass  die  Gebietstheile  nach  der  Dichtigkeit  ihrer  Bevölkerung  in  derselben  Reihe  nach 
einander  folgen,  wie  nach  der  Stäike  ihrer  industriellen  oder  in  umgekehrter  Reihe, 
wie  nach  der  Stärke  ihrer  landwirthschaftlichen  Bevölkerung''.  Ganz  richtig,  aber  aus 
den  angedeuteten  Umständen  auch  ganz  erklärlich.  Ebenso,  dass  noch  weniger  genau 
die  Handels-  und  Verkehrsbevölkerung  im  Zusammenhang  mit  der  Volksdichtigkeit 
steht.  Desgleichen,  dass  „nur  ganz  im  Allgemeinen  sich  sagen  lässt,  dass  industrielle 
oder  dem  Handel  und  Verkehr  zugehörige  und  städtische  Bevölkerung  zugleich  stark 
und  schwach  vertreten  seien;  im  Einzelnen  kämen  hiervon  bedeutende  Abweichungen 
vor.'*  Einen  bestimmteren  Zusammenhang  zwischen  Art  der  Erwerbsthätigkeit  und 
Ortsgrösse,  gemäss  den  vorhin  angegebenen  Daten,  erkennt  dagegen  auch  die  amtliche 
Erläuterung  der  Berufsstatistik  an. 

Den  besprochenen  Verschiedenheiten  der  Vertretung  der  Haupt- 
berufe in  den  einzelnen  Gebietstheilen  eines  grossen,  einheitlichen 
Volkswirtbschaftsgebiets ,  wie  des  deutschen,  begegnet  man  dann 
ähnlich  bei  der  Vergleichung  der  ganzen  Staats-  und 
Volkswirthschaftsgebiete,  welche  die  Glieder  derWelt- 
wirthschaft  sind,  wieder.  Die  Stellung,  welche  z.  B.  hochin- 
dustrielle  Gebiete,  wie  K.  Sachsen  und  Theile  von  Bheinland  und 
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WestfahleD,  rein  agrariBcbe,  wie  Mecklenburg  nnd  die  preuBsiseben 
Nordostprovinzen  einnehmen,  haben  hier  England,  Schottland, 
Belgien  einer-,  Ungarn,  z.  Tb.  Oesterreich,  Italien,  Scandinavien 
andrerseita.  Die  übrigen  earopäischen  Länder  stehen  zwischen 
diesen  Extremen. 

Die  genauere  statistische  Vergleichnng  wird  hier  wieder  darch  die  mehrfach 
heryorgehobenen  Ferachiedeoco  Methoden  der  Aufnahme  and  Verarbeitung  des  beni&- 
statistischen  Materials  erschwert.  Nur  unter  Vorbehalt  und  unter  der  aosdrucküchen 
Hervorhebung,  dass  die  Vergleichnng  der  Daten  Fcrschicdener  Länder  auch  in  diesen 
Puncten  bezüglich  der  Hauptberufe  bloss  eine  ganz  annäherungsweise  sein  kann 
und  die  Schlüsse  daraus  daher  nicht  minder  nar  einen  begrenzten  Werth  haben,  ist 
es  stattliaft,  einige  Vergleichangen  anzustellen.  Das  ist  in  der  amtlichen  Erläuterung 
der  deutschen  Berufsstatistik  auch  geschehen.  Aus  den  daselbst  gegebenen  Daten  und 
Berechnungen  (s.  B.  2,  £inl.  29  ff.)  ist  die  folgende  Tabelle  zusammengestellt  worden. 
Für  die  Verhältnisse  der  fremden  Länder  sind  die  dort  gegebenen  Ausführungen  zo 
vergleichen.     Reihenfolge    nach    der    forst-   und   landwirthschaftlichen    Bevölkerung. 

S.  Tab.  XLV  auf  S.  631. 

Die  Berufsgruppen  sind  hier  wieder  wie  in  den  vorigen  Tabellen  gebildet  worden, 
bei  den  fremden  Staaten,  soweit  es  ging.  Die  starken  Abweicbungen  in  Gruppe  D 
und  F  (berufslose  Selbständige  u.  s.  w.  und  Anstaltsinsassen  mit  ihren  Dienenden  und 
Angehörigen)  deuten  wohl  mehr  Differenzen  in  der  Aufnahme  und  Verarbeitung  des 
Materials,  als  in  der  Wirklichkeit  bestehende,  an.  In  geringerem  Maasse,  aber  ver- 
muthlich  immer  auch  etwas  gilt  das  von  den  anderen  Gruppen,  bes.  wohl  von  C. 
Die  Unterschiede  der  Zahlen  der  einzelnen  Länder  in  C  erklären  sich  aber  jedenfalls 
doch  vornehmlich  aus  der  wirklichen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse.  Die  Gruppe 
umfasst  ausser  Handel  auch  Land-  und  Wassertransport,  Gast-  und  Schankwirthschall 
In  den  Daten  für  letztere  allein  (so  Frankreich  bei  den  Erwerbsthätigen  dl.8Vo« 
England  19.2,  Deutsches  Beich  15.9)  mögen  auch  Aufnahmeverscbiedenheiten  mehr 
mit  einwirken.  Den  hohen  Zahlen  der  ganzen  Abtheilung  G  entspricht  aber  die 
starke  Verbreitung  des  Handels  allein  (incl.  Versicherung)  in  Schottland,  England  mit 
über  lOO^oo  der  Erwerbsthätigen,  in  Frankreich  mit  83.4  (?),  in  Nordamerica,  des 
Land-  und  Wassertrtransports  in  England,  Schottland,  Nordamerica,  des  Wassertrans- 
ports in  Norwegen  (56.6 7oo  ^^r  Einwohner  gegen  29.4  in  Dänemark,  5.2  im 
Deutschen  Reich). 

Die  Sonderstellung  Englands  und  Schottlands  in  der  heutigen  Welt- 
wirthschaft,  die  ungeheure  Zurückdrängung  der  landwirthschaftlicheD 
Berufe  und  Bevölkerung  auf  unter  ein  Fünftel,  ja  auf 
ein  Siebentel,  die  ausserordentliche  Steigerung  der  indnstriell- 
mercantilen  auf  über  die  Hälfte  der  Erwerbsthätigen  tritt  in 
Tab.  XLV  schlagend  hervor.  Die  mehrfach  angedeuteten  Gefahren 
einer  solchen  überspannten  Entwicklung  aber  nicht  minder.  Die 
Verbältnisse  der  grösseren  und  kleineren  Gontinentalstaaten  in  der 
Tabelle  und  Nordamericas  erscheinen  demgegenüber  doch  die 
günstigeren.  Wenn  auch  hier  in  einzelnen,  selbst  grösseren  Oe- 
bietstheilen  sich  ähnliche  Berufsvertheilungsverhältnisse,  wie  in 
Grossbritannien,  finden,  so  bei  uns  in  K.  Sachsen  (mit  555^00  ^^' 
dustrieller,  100  mercantiler  etc.  und  auch  nur  noch  224  ^/q^  land- 
wirthschaftlicher  Erwerbsthätiger) ,  so  sind  es  eben  doch  onr 
Theile  des  einheimischen  Gesammt-Volkswirthschaftsgebiets, 
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Tab.    XLV.      Vergleichung    der    Vertheilnng    der    Haupt 
gruppen  der  Berufe  in  yersebiedenen  Ländern. 

L  Auf  1000  Erwerbsf&hige  kommen: 


ii    t:  ^ 

'S 

A    -«2 

Landwi 
Schaft  ( 

Indast 
etc. 

Hand 
etc. 

Wechse 

Lohuar 

etc. 

Oetfentl 

Dienst 

Fr.  Bei 

etc. 

A. 

B. 

C. 

D. 

E. 

an  'O 

« 'S 
F. 


Ungarn 

Italien 

WestOsterreich 

Irland 

Nordamericanische  Union 

Deutsches  Beich 

Frankreich 

Schweiz 

Schottland 

England  und  Wales 


672 

121 

626 

228 

598 

222 

488 

230 

478 

244 

467 

363 

463 

319 

459 

419 

188 

548 

140 

545 

II.  Auf  1000  Einwohner  kommen: 


Norwegen                           i 

552 

170 

122 

44 

44 

68 

WestOäterreich 

551 

228 

56 

84 

41 

40 

Schweden 

Frankreich                          [ 

548 

104 

34 

75 

61 

178 

488 

249 

124 

— 

57 

82 

Dänemark                          | 

•    452 

229 

96 

92 

67 

64 

Deutsches  Reich 

425 

355 

108 

21 

49 

50 

Schweiz 

425 

368 

88 

11 

88 

70 

nicht  der  Durchschnitt  des  Ganzen,  welche  Derartiges,  an  und 
für  sich  auch  kaum  Gesundes  zeigen.  Der  Menschenaustausch 
und  die  Verbindung  mit  den  übrigen  Tbeilgebieten  des  Gesammt- 
gebietes  lassen  die  Sachlage  hier  immerhin  noch  anders  erscheinen. 

Auch  hier  sei  wieder  daran  erinnert,  dass  die  directe  Vei^leichung  so  ungleich 
grosser  Länder  von  so  verschiedener  StcUang  in  der  Weltwirthschaft .  wie  zwischen 
den  Ländern  der  Tab.  XLV,  nur  bedin^^t  zulässig  ist.  Das  wird  auch  in  den  amtlichen 
Erläuterungen  der  Beicbsstatistik  nicht  genügend  beachtet.  Die  Lage  in  Sachsen  ist 
z.  B.  günstiger  als  diejenige  Englands  und  Schottlands,  weil  Sachsen  zunächst  Glied 
der  deutschen  Yolkswirthschaft,  erst  dann  der  Weltwirthschaft,  Grossbritannien  dagegen 
dies  unmittelbar  ist.  Von  der  Lage  Rheinlands  gilt  dasselbe  wie  von  derjenigen 
Sachsens.  Diejenige  der  Schweiz,  deren  industrielle  Bevölkerung  derjenigen  Gross- 
britanniens, Sachsens,  Rheinlands  unter  den  verglichenen  Ländern  am  Nächsten  kommt, 
ist  dagegen  wieder  ungünstiger  als  die  Lage  der  genannten  beiden  deutschen  Landes- 
theile,  ähnlich,  aber  noch  ungünstiger,  als  diejenige  Grossbritanniens  (nicht  nur  wegen 
der  geographischen  Lage.  Gebirgsformation ,  Mangel  an  Colonialb^itz  seitens  der 
Schweiz),  weil  die  Schweiz  ein  kleineres  Gebiet  und  als  solches  auch  unmittelbar  auf 
Productenaustausch  mit  dem  Auslande  angewiesen  ist,  von  dessen  handelspolitischen 
Maassregeln  u.  8.  w.  directer  getroffen  wird.  Aehnliches  gilt  von  Belgien,  Niederianden; 
die  Folge  der  politischen  und  wirthschaftlichen  Abtrennung  von  dem 
grossen  Staats-  und  Wirthscbaftsgebiet ,  zu  dem  alle  drei  naturgemäss  nach  Lage, 
Volksthum,  Geschichte  gehören. 
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Hiermit  beendeD  wir  die  YorführuDg  bevölkerangsstatistischeB 
Materials  nnd  die  daran  geknüpften  Untersuchnngeo  nnd  Erörterungen. 
Es  gilt  jetzt,  aus  den  statistischen  Tbatsacben  Scblflsse  ftir  die 
Yolkswirtbscbaftlicbe  Auffassung  der  Bevölkerungsfrage  zu  ziehen» 
Das  ist  die  Aufgabe  des  folgenden  zweiten  Hauptabschnitts  dieses 
Kapitels. 

Zweiter  Hauptabschnitt 
Volkswirthschaftliche  Folgerungen. 

I.  —  §.  248.  Volksvermehrung  und  Productions- 
Interesse. 

Wieder  anknüpfend  an  die  einleitenden  Erörterungen  zur 
volkswirthschaftlichen  Bevölkerungslebre  (§.  198  ff.)  lassen  sieb 
nunmehr  folgende  Ergebnisse  feststellen. 

Die  vorausgehenden  bevölkerungsstatistischen  Thatsachen  und 
Untersuchungen  rechtfertigen  den  Schluss,  dass  die  Bevölkerung 
eines  Landes,  und  zwar  auch  eines  altbesiedelten ,  bereits  dichter 
bevölkerten,  regelmässig  die  Tendenz  hat  und  auch  die  Fähigkeit 
besitzt,  sich  zu  vermehren.  Sie  vermag  sicli  insoweit  im  volks- 
wirthschaftlichen Productionsinteresse  in  Bezug  auf  ihre  Zahl 
dem  etwa  wechselnden  Bedarf  an  Arbeitskräften  durch  ihre  natür- 
liche Vermehrung  innerhalb  derjenigen  Grenzen  anzupassen,  welche 
dem  Geburtsüberschuss  naturgemäss  und  durch  die  Einwirkungen 
der  socialen  Verhältnisse  gezogen  sind,  sowie  innerhalb  derjenigen 
weiteren  Grenzen,  welche  von  den  Geschlechts-  und  den  Alters- 
verhältnissen abhängen.  Daher  kommt  hier  namentlich  die  Frist 
in  Betracht,  welche  zwischen  der  Geburt  und  der  Erlangung  der 
Arbeitsfähigkeit  nothwendig  verlaufen  muss,  um  eine  Bevölkerungs- 
vermehrung durch  Geburtsüberschuss  zu  einer  dem  volkswirth- 
schaftlichen Productionsinteresse  entsprechenden  Vermehrung  der 
nationalen  Arbeitskraft  zu  machen. 

Verlangt  dieses  Interesse  die  letztere  Vermehrung,  so  wird  es 
für  die  Volkswirthschaft  wichtig,  dass  die  Fördernngsmittel  der 
natürlichen  Volksvermehrung  stärker,  die  Hemmnngsmittel,  die 
präventiven  und  die  repressiven  Tendenzen  f§.  219)  schwächer 
wirksam  werden.  Namentlich  muss  ein  grösserer  Theil  der  Neo- 
geborenen  das  Lebensalter  der  Arbeitsfähigkeit  erreichen  und  in 
demselben  länger  verbleiben,   also  die  Sterblichkeit  entsprechend 
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yermindert  werden.  Eine  demgemässe  Gestaltung  der  wirthschaft- 
licheD  und  socialen  Lebensverhältnisse  auch  der  Masse  der  Be- 
völkerung ist  hierfür  die  Voraussetzung.  Sie  liegt  daher  auch  in 
diesem  Falle  nicht  nur  im  persönlichen  Interesse  der  unteren  Glassen 
und  im  volkswirthschaftlichen  Vertheilungsinteresse,  sondern  auch 
im  volkswirtbchaftlichen  Productionsinteresse. 

Reicht  die  so  herbeigeführte  natürliche  Vermehrung  der  Be- 
völkerung und  insbesondere  der  Altersclassen  der  letzteren  im 
wirtbscbaftlich  productiven  Alter  und  des  Hauptträgers  der  nationalen 
Arbeit,  des  männlichen  erwachsenen  Tbeils  der  Bevölkerung ,  für 
die  Bedürfnisse  der  volkswirthschaftlichen  Production  noch  nicht 
aus,  so  tritt  die  Frage  der  Wanderungen  in  den  Gesichtspunct 
des  Interesses  der  Production.  Die  Fort-  und  Auswanderung,  zumal 
der  Erwachsenen  und  der  Männer  im  productivsten  Lebensalter 
ist  dann  gegen  dieses  Interesse,  die  Zu-  und  Einwanderung  liegt 
dngegen  in  demselben,  sei  es  vorübergebend,  sei  es  selbst  dauernd, 
wenn  der  GeburtsUberschuss  zu  schwach,  die  Vermehrung  der  Er- 
wachsenen zu  gering  und  zu  langsam  ist  oder  auch  beide,  Geburts- 
Uberschuss und  Quote  der  Erwachsenen,  ihre  natürliche  und  durch 
die  gegebenen  socialen  Verhältnisse  bedingte  Grenze  erreicht  haben. 
Sei  es  ferner  local,  provincial,  allgemein  im  ganzen  Volkswirth- 
schaftsgebiete,  wo  dann  je  nachdem  die  Gestaltung  der  heimischen 
wie  der  internationalen  Wanderungen  das  Productionsinteresse  in 
verschiedenem  Maasse  berührt. 

Zahlreiche,  im  vorigen  Abschnitt  mitgetheilte  und  besprochene 
statistische  Thatsachen  zeigen  auch,  dass  sich  in  Wirklichkeit 
vielfach,  ja  regelmässig  die  Bevölkerung  in  ihrer  natürlichen  und 
in  ihrer  Wanderungsbewegung,  innerhalb  eines  grossen  Volkswirth- 
schaftsgebiets  und  von  Land  zu  Land,  in  altbesiedelten,  bereits 
dicht  bevölkerten,  wie  in  neubesiedelten,  noch  dünn  bevölkerten 
Gebieten,  dem  volkswirthschaftlichen  Bedarf  an  Arbeitskräften, 
damit  dem  Productionsinteresse,  anzupassen  sucht  und  anpasst. 

Dio  fernere  und  keineswegs  allgemein  langsamer  nnd  schwächer  werdende  natür- 
liche YoIksTermehrung  durch  GeburtsUberschuss  selbst  noch  in  dicht  bevölkerten  und 
immer  dichter  bevölkert  werdenden  Ländern  und  Landestheilen ,  wie  so  vielen 
europäischen;  dio  Steigerung  und  das  Hoch  bleiben  der  natürlichen  Zuwachsraten  auch 
sogar  hier;  die  Zu-  und  Einwanderungen  in  dicht,  wie  die  industriellen,  montanistischen, 
städtischen  Bezirke  im  In-  und  Auslände,  in  dünn,  wie  die  Überseeischen  Einwanderungs- 
länder bevölkerte  Gebiete  ist  ein  Beleg  hierfür. 

Die  Gefahr  ist  aber  dabei  auch  schon  hier  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  die  allgemeine  und  die  locale  Volksvermehrung  durch 
GeburtsUberschuss  und  durch  Wanderungen   den  volkswirthschaft- 
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liehen  Bedarf  an  Arbeitskräften  —  natürlich  hier  gemeint:  an  solchen 
jeder  Art,  von  der  höchsten  geistigen ^  bis  zur  niedrigsten  ge- 
meinen —  tibersteigt. 

Ond  zwar  wieder  Torübergehend ,  zeitweise  oder  bleibend,  allgemein,  für  alle 
oder  fast  alle  Erwerbszweige,  speciell  für  einzelne  davon,  allgemein  im  ganzen 
Lande  oder  theilweise  an  einzelnen  Onen,  in  einzelnen  Gegenden.  Femer  andi 
wieder  unbedingt,  absolut  nacb  den  a n  s i c h  überhaupt  noch  mOglich  erscheinenden 
Verhältnissen  der  rolkswirthscbaftlicben  Organisation,  der  Technik  der  Production, 
der  irgend  yemünftiger  Weise  noch  denkbaren  und  ausführbaren  Gestaltung  der 
Production  und  des  Absatzes;  wio  roUonds  bedingt,  relativ,  nach  den  einmal 
gegebenen  und  nicht  oder  nicht  sofort  oder  nicht  genügend  zu  yer&ndemden  socialen, 
rechtlichen  dem  Sittenzustand  entsprechenden,  den  technischen  Verhältnissen  der 
volkswirthschaftlichen  Orgauisation,  des  Besitzes,  der  Productionseinricbtnng.  S.  darüber 
unten  §  257  ff. 

Namentlich  bedingt  die  höhere  Volksdichtigkeit,  welche  von 
natürlicher  Vermehrung  und  von  Wanderungen  herrührt,  sowie  die 
stärkere  locale  Concentration  der  Bevölkerung  (Städte)  yer- 
wickeltere  Erwerbsverhältnisse,  unsichereren  Absatz 
der  eigenen  und  damit  unsichereren  Bezug  der  fremden 
Producte,  was  neue  Bedenken  hervorruft. 

Hat  sich  jene  Gefahr  bereits  verwirklicht,  dann  liegt  auch 
vom  Standpnncte  des  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsinteresses  aus  betrachtet  — Uebervölkerung 
vor,  absolute  oder  relative,  allgemeine  oder  partielle,  allgemeine 
oder  locale,  dauernde  oder  zeitweilige:  d.  h.  es  sind  mehr  Menschen 
da,  als  überhaupt  als  Arbeitskräfte  gebraucht  und  genügend  be- 
schäftigt werden  können,  es  ist  die  Volksvermehrung,  die  natür- 
liche und  die  durch  Wanderungen  bewirkte,  zu  rasch  und  zu  gross, 
es  müssen  daher  hier  Hemmungen,  vielleicht  schon  repressiver 
Art,  eintreten  (§  250  —  260). 

Solange  eine  derartige  Gefahr  aber  nicht  vorliegt,  sondern 
wirklich  ein  steigender  Bedarf  an  regelmässig  und  lohnend  zu  be- 
schäftigenden Arbeitskräften  aus  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklung hervorgeht,  welcher  nur  durch  natürliche  Volksvermehrnng 
und  Zu-  und  Einwanderung  gedeckt  werden  kann,  erheischt  auch 
das  volkswirthschaftliche  Productionsinteresse  eine  solche  Ver- 
mehrung und  Wanderung,  daher  auch  die  Erfüllung  der  technischen, 
ökonomischen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  hierfür:  das  ge- 
nügende Vorhandensein,  die  nachhaltige  Sicherung  von  Unter- 
haltsmitteln, in  erforderlicher  Art,  Menge,  Güte,  sowie 
die  weitere  Vermehrung  und  qualitative  Aenderung  und  Verbesserung 
dieser  Unterhaltsmittel  für  eine  wechselnde,  vielleicht  auch  Umfang 
und  Art  ihrer  Bedürfnisse  steigernde  Bevölkerung. 
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Die  ErfUlIaDg  dieser  Voraussetznngen  kann  aaf  zweierlei  Weise 
geschehen:  einmal  auf  dem  Gebiete  der  volkswirthschaftlichen 
Prodaction  darch  eine  entsprechende  volkswirthschaftliche  Organi- 
sation, welche  die  Prodactivität  der  Arbeit,  die  Entwicklung  dieser 
Produetivität,  der  Productionstechnik ,  die  genügende  and  richtige 
Bildung  und  Verwendung  des  Nationalkapitals  (§.  129)  und  die 
zweckmässige  Benutzung  des  nationalen  Bodens  verbürgt,  und 
zwar  in  einem  mindestens  mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
Schritt  haltenden,  womöglich  in  einem  stärkeren  Maasse;  sodann 
auf  dem  Gebiete  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  durch  eine  solche  Art  der  Vertheilung,  welche 
auch  für  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  eine  genügende  Be- 
dürfnissbefriedigung nach  Umfang  und  Art  ermöglicht  und  gewährt. 
„Genügend''  hcisst  aber  hier  diejenige  Bedürfnissbefriedigung,  bei 
welcher  die  physischen  und  psychischen  hier  mitspielenden  Factoren 
mächtig  genug  wirken,  um  die  vom  Interesse  der  Production  ver- 
langte nachhaltige  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Auferziehung 
einer  hinlänglich  starken  Quote  arbeitsfähiger  erwachsener,  ins- 
besondere männlicher  Personen  herbeizuführen. 

Dabei  ist  dann  eines  wichtigen  Umstands  zu  gedenken.  Die 
jeweilige  Art  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volks- 
vermögcns,  die  jeder  solcher  Vertheilungart  zu  Grunde  liegenden 
volkswirthschaftlichen  Organisations-  und  Reehtsordnungs-Principien 
üben  hier  wieder  einen  Einfluss  aus,  sowohl  auf  die  psychischen 
und  physischen  Bedingungen  der  (natürlichen)  Volksvermehrung, 
als  auf  die  psychischen  Motive  wirthschaftlichen  Handelns,  in  Bezug 
auf  Wirksamkeit  der  Arbeit,  Arbeitseifer,  Gestaltung  und  Fortschritt 
von  Technik  und  Oekonomik  der  Production,  Bildung  und  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  Benutzung,  Anbau  u.  s.  w.  des 
nationalen  Bodens.  Aenderungcn  principieller  Art  in  der 
Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft  und  dadurch 
schliesslich  der  Vertheilung  von  Volkseinkommen  und  Volksver- 
mögen müssen  daher  immer  möglichst  nach  ihrer  erfahrnngsmässigen 
oder  doch  psychologisch  wahrscheinlichen  Rückwirkung  auf  die 
Tendenzen  der.  Volks  Vermehrung  und  auf  die  psychologische  Moti- 
vation des  wirthschaftlichen  Handelns  betrachtet  werden. 

Eine  Verbesserung  z.  B.  der  unteren  Klassen  auf  Kosten  der  oberen,  die 
Productionsmittel  besitzenden,  die  Production  leitenden  könnte  vielleicht  die  Productiviiät 
der  nationalen  Gesammtarbeit  schädigen,  weil  diese  oberen  Klassen  dann  weniger 
leisteten,  ohne  die  LeistunKsfähigkcit  und  tbatääcblicbe  Leistung  der  unteren  ent- 
sprechend zu  steigern.     Was  dann  auf  der  einen  Seite  far  die  Ermöglichung  reich- 
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haltiger,  die  Summe  der  Arbeitskräfte  steigernder  natürlicher  Yolksrermehning  ge- 
wonnen wurde,  drohte  auf  der  anderen  Seite  wieder  verloren  za  gehen  (§  2TU). 

Hier  hängt  daher  die  Bevölkerangsfrage  auch  bei  der  Be- 
trachtung vom  Standpunete  des  Produetionsinteresses  aas  mit  den 
Problemen  der  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  RechtsordnuDg 
und  Vertheilung  zusammen.  Nur  bei  einer  befriedigenden  Lösung 
dieser  Probleme  kann  auch  das  volkswirthscbaftliche  Productions- 
interesse  an  Vermehrung  der  Bevölkerung,  um  vermehrter  Arbeits- 
kräfte Willen,  sicher,  nachhaltig  und  ohne  anderweite  neue  Ge- 
fahren befriedigt  werden. 

In  den  Beziehungen  zwischen  Volksvermehrung,  Productivitäts- 
steigerung  und  Vertheilungsfragen  liegt  daher  auch  der  Schwer- 
puDCt  des  „volkswirthschaftlichen  Bevölkerungsproblems'^  Bloss  vom 
Standpunete  des  Productionsinteresses  aus  betrachtet  gelangt  man 
bei  gegebener  Vertbeilungsordnung  nur  zu  dem  Postulat:  allein 
eine  solche  Volksvermehrung  ist  volkswirthsch;iftlich  heilsam  und 
erwtlnscht,  welche  selbst  wieder  die  Bedingungen  einer  mindestens 
ebenmässig,  wo  möglich  einer  mehr  als  verhältnissmässig 
gesteigerten  Productivität  und  wirklichen  Production  liefert.  An 
diesen  Satz  ist  im  weiteren  Verlauf  anzuknüpfen  (§  260). 

II.  —  §.  249.  Volksvermehrung  und  Vertheilungs- 
interesse  (vgl.  o.  §.  199,  200).  Die  im  vorigen  Abschnitt  mit- 
getheilten  bevölkerungsstatistischen  Thatsachen  und  die  dort  bereits 
daran  geknüpften  Erörterungen  rechtfertigen  nun  nicht  minder  den 
Schluss,  dass  die  regelmässig  in  der  Bevölkerung  obwaltende 
Tendenz  und  Fähigkeit  zur  natürlichen  Vermehrung  und  die  Neigung 
der  Bevölkerung,  in  heimischer  Wanderung  und  Auswanderung 
dahin  zu  strömen,  wo  es  wirklich  oder  vermeintlich  wirthschaftlich, 
social  besser  geht,  auch  für  das  volkswirthscbaftliche  Vertheilungs- 
interesse  ernste  Gefahren  in  sich  birgt  (§  260). 

Diese  Gefahren  treten  nach  der  Verschiedenheit  der  mit  ein- 
wirkenden  concreten  Verhältnisse  in  verschiedenem  Grade  hervor. 

Ganz  fehlen  werden  sie  nicht  leicht  Sic  werden  aber  grösser  mit  der  Steigerang 
der  allgemeinen  und  der  localcn  Volksdichtigkeit;  mit  der  Nothwcndigkeit,  in  einem  ve^ 
wickelten,  feingliedrigen  Arbeitsstheilongs -  und  Verkehrssystem,  yielleicht  in  weiter 
Ferne,  Absatz  fur  die  eigenen  wirthschafüichen  Guter,  Bezugsquellen  fUr  die  bedarften 
Producte  suchen,  Fabrikate  aus-,  Kohstoffe  und  Nahrungsmittel  in  die  heimische  Volks- 
wirthschaft  und  nach  den  Wohn-  und  Productionsorten  einfuhren  zu  mUsseo;  mit 
einer  fttr  die  productive  Arbeit  der  Nation  ungünstigen  Vertheilung  der  Geschlechter 
und  Altersklassen  und  einer  dadurch  bedingten  starken  Belastung  der  prodactiren, 
daher  besonders  der  männlichen  erwachsenen  Bevölkerung  (§.  239,  240);  mit  der  Ver- 
minderung der  Quote  der  Erwerbsthätigcn  (§.245),  der  Personen  in  selbständiger 
Berufsstellung  (§.  246),  der  mit  landwirthschaftlichcr  u.  s.  w.  Thätigkeit  beschäftigten 
Personen  (§.  247)  in  der  Bevölkerung  im  Yerhältniss  zu  den  tlbrigen. 
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Jene  Gefahren  werden  ferner  auch  im  concreten  Falle  grösser 
werden  können  darch  eine  sehr  ungleichmässige  Vertheilnng 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  daher  dnreh  die  rechtliehen 
und  organisatorischen  Voraassetzangen  dafür,  wie  das  Privateigen- 
thum  an  den  sachlichen  Prodactionsmitteln,  die  privatwirthschaftliche 
Organisation,  die  historisch  überkommene  Ornndbesitzvertheilnng 
und  die  bestehende  Agrarverfassung,  die  Gewerbeentwicklung,  den 
Grossbetrieb,  die  Gewerbeverfassung. 

Aber  bloss  dadurch  geschaffen  werden  diese  Gefahren 
nicht,  wie  der  Socialismus  in  seinem  populationistiscben  Optimis- 
mus (§.  192,  196)  annimmt.  Auch  durch  eine  kleinere  oder  grössere, 
selbst  durch  eine  principielle,  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital, 
privatwirthschaftliche  Organisation  der  Production  und  Vertbeilung 
ausschliessende,  Gemeineigenthnm  und  gemeinwirthschaftlicbe  Organi- 
sation (Buch  5)  einführende  Aenderung  dieser  Verhältnisse  werden 
diese  Gefahren  nicht  beseitigt.  Wahrscheinlich  würden  sie 
dabei  vielmehr  erhöbt,  weil  die  präventiven  Tendenzen  der  natür- 
lichen Volksvermehrung  vermuthlich  geschwächt  würden,  vollends, 
wenn  die  Bedingungen  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit 
und  die  Productivität  selbst  bei  einer  solchen  Veränderung  der 
Organisation  und  Rechtsordnung,  wegen  der  nachtheiligen  Rück- 
wirkung auf  die  Motivation  des  wirthschaftlichen  Handelns,  un- 
günstigere würden,  was  wenigstens  leicht  der  Fall  sein  könnte 
(mangelhaftere  Leitung,  Controle  der  Productionszweige,  geringerer 
technischer  Fortschritt  u.  A.  m). 

Alle  im  vorigen  Abschnitt  mitgetheilten  Thatsachen  rechtfertigen 
daher  auch  den  Schluss,  dass  auch  unter  unseren  heutigen  Ver- 
hältnissen der  Technik,  Oekonomik  und  Gultur  mit  der  Gefahr 
einer  Ueberholung  der  Unterhaltsmittel,  der  Höhe  und  Zunahme 
des  Volkseinkommens  durch  die  Volksvermehrung  gerechnet  werden 
muss;  m.  a.  W.,  es  droht,  vom  Vertheilungsstandpuncte  aus  be- 
trachtet, auch  für  unsere  Culturperiode  und  gerade  bei 
der  hohen  Volksdichtigkeit  und  starken  localen  Be- 
völkerungsconcentration  derselben  —  üebervölkerung,  sobald 
es  nicht  gelingt,  die  Schwierigkeiten,  welche  ein  complicirtes  Arbeits- 
theilungs-  und  Verkehrssystem  im  Nah-  und  Femabsatz  und  Be- 
zug der  Producte  unvermeidlich  in  sich  birgt,  sicher  zu  tiberwinden. 
Die  hier  drohende  „üebervölkerung*'  ist  anderer  Art,  als  diejenige 
auf  niedrigeren  Stufen  der  wirthschaftlichen  Entwicklung,  aber  sie 
ist  deswegen  doch   vorhanden  und  bietet  aus  manchen  Gründen 
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nar  Doch  mehr  Bedenken  and  ist  schwieriger  zu  vermeiden  und 
zn  heilen,   als  eine  Uebervölkernng  früherer  Wirthschafisperioden. 

Mit  dieser  Frage  der  Uebervölkernng  haben  wir  nns  jetzt 
zunächst  zu  beschäftigen« 

111.  —  §.  250.  Die  Uebervölkerungsfrage.  In  dieser 
wichtigsten  und  auch  für  das  theoretische  Verständniss  wie  ftlr 
die  Bevölkerungspolitik  schwierigsten  Frage  der  Bevölkernngslehre 
ist  viel  Verwirrung  durch  irrige  Auffassungen  und  unklare  Ver- 
mengung verschiedener,  scharf  zu  unterscheidender  Seiten  des  Pro- 
blems entstanden. 

Eine  vielfach  verbreitete,  auch  heute  noch  nicht  völlig  über- 
wundene Ansicht  hat  hohe  Volksdichtigkeit  und  Ueber- 
völkernng theils  förmlich  identificirt  und  verwechselt, 
theils  nicht  richtig  unterschieden.  Auch  wo  man  in  dieser 
Hinsicht  zu  besserer  Einsicht  durchgedrungen  ist,  hat  man  die 
Beziehungen  zwischen  Volksdichtigkeit,  niedriger,  wie 
hoher,  und  Uebervölkernng  noch  nicht  immer  richtig  er- 
fasst.  Namentlich  zog  man  aus  der  erlangten  Einsicht  in  die 
technischen  und  ökonomischen  Bedingungen  höherer  und  steigender 
Volksdichtigkeit  als  einer  Folge-  und  Begleiterscheinung  der  Ent- 
wicklung von  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  tibereilt  und  ein- 
seitig optimistisch  Schlüsse. 

So  namentlich  den,  dass  nun  auch  jede  weitere  Steigerung  der  Yolksdicbtigkeit 
und  der  damit  regelmässig  verbundenen  stärkeren  localen  BevöIkerungsanhäufaDg, 
höheren  Quote  der  in  Industrio  u.  s.  w.,  Handel,  liberalen  Berufen  beschäftigten  Erwerlb- 
thätigen  „unbedenklich'',  ja  erfreulich  und  nützlich  sei,  ohno  der  neuen  und  grossen 
Schwierigkeiten  des  Bevölkerungsproblems  grade  unter  solchen  Verhältnissen 
zu  gedenken.  Damit  gelangte  man  in  Betreff  der  Beziehungen  zwischen  Yolksdicbtigkeit 
und  üebervölkcrung  nur  in  das  andere  Extrem:  man  verkannte,  man  leugnete  wohl 
ausdrücklich  jede  solche  Beziehung  und  sah  die  Uebervölkerungsgefahr  nunmehr  ein- 
seitig als  eine  Begleit-  und  Folgeerscheinung  früherer,  niedrigerer  wirthschaftlicher 
Entwicklungsstufen  an,  eine  Gefahr,  die  auf  ^«unserer  hohen  Stufe*'  verschwunden  sei. 
Statt  dessen  hätte  man  erkennen  müssen,  dass  diese  Gefahr  nach  den  in  der  Be- 
völkerung wirksamen  Vermehrungstendenzen  immer,  auf  allen  Stufen  volkswirtlucbaft- 
lieber  Entwicklung  vorhanden  ist,  nur  nach  der  Ver^chiedenheit  der  technischen  und 
ökonomischen  Verhältnisse  in  verschiedener  Weise  sich  kundgiebt,  in  verschiedenen 
Formen  hervortritt.  M.  a.  W.  die  Uebervölkerungsfrage  gehört  zur  Kategorie  der  rein- 
ökonomischen  Fragen,  nur  ihre  concreto  Gestaltung  zur  Kategorie  der 
historischen  Erscheinungen  und  Fragen  (s.  folg.  §.  251). 

Hier  liegt  auch  wieder  der  principielle  Hauptirrthum  in  der 
optimistischen  Revölkerungslehre  des  Socialismus  (Marx)  und  in 
der  schiefen  Polemik  gegen  Malthus'  Lehre  (§.  196).  Mit  diesen» 
Irrthum  hängt  dann  der  weitere  schon  angedeutete  zusammen  — 
ohne  übrigens  einfach  damit  zusammenzufallen,  weshalb  er  denn 
auch  von  Gegnern   des  Socialismus  vertreten  wird  (§.  195  flF.)  —; 
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als  ob  die  Gefahr  der  UebervölkeroDg  nur  eine  Begleit-  und  Polge- 
erscbeinuDg  eines  bestimmten  wirtbschaftsrechtlichen  nnd  wirth- 
schaftsorganisatoriscben  Produetionssystems^  namentlich  aaeh  des 
unsrigen,  des  auf  Privateigenthnm  an  den  sachlichen  Prodactions- 
mitteln  beruhenden,  ungleiche  Art  und  Höhe  des  Einkommens  der 
Einzelnen  bedingenden  sei,  also  mit  principieller  Aenderung  dieser 
Eigentbums-  und  Prodactionsordnung  entfallen  würde. 

Wie  schou  bemerkt  (S.  637),  auch  diese  unsere  Eigenthums-  und  Productions- 
Ordnung  hat  ihre  speci fische  UeberFölkerungsgefahr,  ob  auch  nur  eine  gprOssere,  als 
die  ihr  entgegengesetzte  socialistische,  ist  mindestens  sehr  fraglich,  psychologisch 
betrachtet  unwahrscheinlich.  Die  socialistische  wtirde  eine  andere,  aber  jedenfalls 
auch  eine  ihr  eigene  specifische  UeberrOlkerungsgefahr  haben,  wie  eine  jede 
historische  Phase  der  Volkswirthschaft. 

Endlich  ist  noch  ein  sehr  verbreiteter  Irrthum  auf  diesem  Ge- 
biete, dass  zwischen  absoluter  und  relativer  Uebervölkerung 
nicht  oder  nicht  genügend  und  nicht  richtig  unterschieden  wird: 
weil  jene  erstere  selten  da  ist,  auch  die  letztere  geläugnet  oder  die 
Symptome  jener  auch  als  diejenigen  der  anderen  betrachtet  werden, 
und  wenn  dieselben  nicht  vorliegen,  die  UebervölkeruDg  nicht  als 
vorhanden  gilt  (§.  257  ff.) 

Mit  diesen  verschiedenen  Irrthümem,  welche  unter  sich  mehr- 
fach, wie  man  sieht,  näher  zusammenhängen,  ist  eine  Auseinander- 
setzung hier  geboten,  um  zur  Klarheit  in  der  Uebervölkerangsfrage, 
und  damit  zu  einem  positiven  Ergebniss  in  der  volkswirthschaft- 
lieben  Bevülkerungslehre  zu  gelangen.  Erst  nach  einer  solchen 
Auseinandersetzung  wird  man  zu  einer  richtigen  Auffassung  des 
Wesens  dieser  Erscheinung  und  zu  einer  Begrifilsbestimmung  auf 
Grund  der  Analyse  kommen  können. 

In  Betreff  der  Litteratur  sei  auf  die  Ausfuhrangen  und  Citate  oben  in  §.  101 
bis  197  verwiesen.  Mit  das  Beste,  wenn  auch  mehr  nur  sporadisch  und  skizzenhaft, 
enthalten  die  gesammten  Arbeiten  Rümelin's  auch  über  diese  Seite  der  Be- 
Tölkerungsfrage  (S.  457).  Die  meisten  Autoren,  auch  die  neueren,  und  auch  diejenigen, 
welche  auf  Malthus'üchcm  Boden  stehen,  behandeln  die  Fragen  m.  £.  nicht  principiell 
und  scharf,  sowie  namentlich  nicht  casuistisch  genug,  begntlgen  sich  mit 
historischen  und  statistischen  Daten,  die  allein  noch  nichts  beweisen,  und  überzeugen 
so  diejenigen,  welche  einen  principiell  anderen  Standpunct  einnehmen,  doch  nicht. 
Auch  ?on  Koscher  gilt  das.  In  dem  Aufsatz  von  L.  Elster  liegt  hier  m.  E.  eine 
wesentliche  Lücke  in  der  Behandlung  der  ganzen  BeFölkerungsfrage.  Die  älteren  und 
neueren  britischen  Oekonomisten  (auch  Mars  hall),  aber  auch  neuere  deutsche 
Malthusianer,  wie  G.  Cohn,  mit  welchen  ich  im  Ganzen  wesentlich  übereinstimme, 
mllssten  m.  E.  n.  auch  mehr  die  verschiedene  historische  Gestaltung  der  Be- 
völkerungs-  und  speciell  der  Uebervölkerungsfrage  in  verschiedenen  historischen 
Phasen  der  technischen  und  f»konomischen  Entwicklung  hervorheben.  Gewiss  liest 
hier  eigentlich  nur  Ein  Problem,  aber  dies  eben  je  nach  der  Verschiedenheit  dieser 
Verhältnisse  in  immer  neuen  Formen,  weil  unter  immer  neuen  Bedingungen,  vor. 
Das  wird  zu  wenig  betont,  dadurch  aber  den  principiellen  optimistischen  Gegnern, 
den  Anti-Malthubianern  aller  Richtungen,  das  Spiel  erleichtert;  diese  halten  „Malthus 
für  widerlegt",   weil   diejenigen  Argumente,  mit  welchen  für  eine  Geschichtsperiode 
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richtig  operirt  wird,  für  eine  andere" nicht  oder  nicht  ohne  Weiteres  nnd  etva  nur 
mit  den  nnd  den  Modificationen  gelten.  Die  Dnplik  mnss  nachweisen,  daas  mit  solchen 
Qegengrttnden  Malthns  nicht  widerlegt  wird,  weü  sich  far  andere  Perioden  die  ilterea 
Aignmente  sehr  wohl  mit  Erfolg  modificiren  ond^mit  neuen  verbinden  und  dorch  diese 
ersetzen  lassen. 

A.  —  §.  251.  Die  Uebervölkerungsfrage  und  die 
Yolkswirth  Schaft  liehen  Entwicklangsphasen.  Höbe 
Volksdichtigkeit  and  Uebervölkerang  sind  in  der  That  dorchaog 
nicht  identisch,  weder  principiell,  noch  praktisch.  Im  Gegentbeil: 
bei  jedem  Maasse  der  Volksdichtigkeit  kann  Uebervölkemng  vor- 
liegen, drohen  and  praktisch  findet  sich  letztere  gar  nicht  selten 
bei  sehr  kleiner  Volksdichtigkeit  Wie  sich  aas  den  früheren  Aus- 
führungen (§.  229  ff.)  ergiebt,  steht  die  Volksdichtigkeit  mit  der 
gesammten  Technik,  Oekonomik,  Rechtsordnung  und  Cultur  einer 
Periode,  eines  Volkswirthschaftsgebiets  in  Wechselwirkung.  Von 
maassgebender  Bedeutung  ist  dafür  vor  Allem  das  Verhältniss  der 
Bewohner  und  Wirthschafter  zur  Beherrschung  der  Naturkräite, 
davon  abhängig  zur  Technik  des  Werkzeug-  und  Maschinenwesens, 
zum  Boden  und  zur  Technik  seiner  Ausbeutung  und  Bearbeitung. 
Davon  hängt  die  ganze  technisch-ökonomische  Art  der 
menschlichen  Arbeit  gegen tlber  der  Aufgabe  ab,  wirthschaftlicbe, 
insbesondere  Sachgtlter,  für  die  Bedürfnissbefriedigung  zu  beschaffen. 

Nach  dieser  Arbeitsart  unterscheiden  sich  zumeist  die  grossen 
technisch-ökonomischen,  rechtlichen  und  cnlturhistorischen  Phasen 
oder  Stufen  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung. 

Jagd,  Fischerei,  Sammeln  wildwachsender  Nähr-  und  Nutzpflanzen.  Nomadeo- 
wirthschaft;  etwas  Ackerbau  daneben  anch  schon  auf  solchen  früheren  Stufen,  aber 
noch  ohne  bleibende  Wohnsitze;  dann  Ackerbau  mit  fester  Sessbaftigkeit ,  mit  Vieh- 
zucht, als  einem  regelmässigen  Glied  der  landwlrtbschaftlichen  Tbätigkeit  yerbunden. 
extensiyer,  allm&hlig  intensiver  werdender  Ackerbau  mit  mannigfaltigen  Feld-  oiid 
Betriebssystemen,  sich  in  der  Weise  entwickelnd,  dass  immer  mehr  Theile  des 
agrarischen  Bodens  regelmässig  zur  Gewinnung  von  menschlichen  und  thierischeo 
Nahrungsmitteln  und  Gewerkstoffen  benutzt  und,  wenn  auch  nelfach  mit  mehr  als 
Terhältnlssmässig  steigenden  Kosten,  immer  grössere  Roherträge  gewonnen  werden 
(„Gesetz  der  Production  auf  Land'',  §.  255);  Verbindung  7on  Gewerkthätigkeit  mit  der 
Bodenarbeit,  naturalwirthschaftliche  Herstellung  der  Gegenstände  der  KleidoBg, 
Wohnung,  des  Werkzeugs  ftlr  den  eigenen  Bedarf,  in  der  Einen  einheitlichen  ag^rariscb- 
gewerklichen  Wirthschaft — antike  Oekenwirthschaft ,  bäuerliche  Wirthschaft  — ,  Aus- 
dehnung dieser  Productionsthätigkeit  auf  Versorgung  des  Bedarfs  von  Arbeitsherreiu 
von  Dritten  ausserhalb  der  Wirthschaft,  „für  den  Markt''  —  wieder  antike  Oekenwirth- 
schaft, mittelalterliche  Frohnhof-  und  Grundherrschaft,  bäuerliche  und  grössere,  adlige 
Gutswirtschaft  — ;  Hinzutritt  ?on  Handelsthätlgkeiten ;  Abtrennung  ?on  Gewerk  und 
Handel  und  Entwicklung  zu  eigenen  wirthschaftlichen  Berufsthätigkeiten ,  auch  locale 
Abtrennung  von  Ackerbau  und  Concentration  in  Städten,  welche  nun  selbst  sich  ZQ 
Mittelpuncten  von  Gewerbe,  Handel,  öffentlicher  Yerwaltungs-  und  liberaler  Bem^- 
thätigkeit  entwickeln;  so  schärfere  Trennung  yon  Stadt  und  Land,  aber  intensirere 
Wechselwirkung  zwischen  beiden  und  Ausbildung  eines  regelmässigen  festen  Aus- 
tauschsystems  zwischen  ihren  beiderseitigen  Producten  und  Leistungen;  EntwickloDg 
Ton  Manufactur,  Fabrik,  Grossindustrie  aus,  neben,  statt  handwerklichem  Kleingewerbe 
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und  Haosindustrie ;  Fernabsatz  ?on  feineren,  mit  Verbesserung  der  Gommunications- 
mittel  auch  ?on  gröberen  und  für  den  Massenconsum  bestimmten  Gewerkserzeugnissen, 
Femher-Bezug  von  Rohstoffen,  Hilfsstoffen,  Nahrungsmittebi,  so  dass  die  Abh&ngigkeit 
Ton  der  Menge,  Art,  Bewirthschaftungsmethode  des  nahe  gelegenen,  des  heimischen 
agrarischen  Bodens  zurücktritt;  Welthandel  und  weltwirthschaftücher  Verkehr  und  regel- 
mässiges Austauschsystem  darin  nach  den  früher  (§.  150)  dargelegten  Gesichtspuncten« 

Diese  Phasen  oder  Stufen  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklung sind  freilich  nicht  scharf  von  einander  getrennt,  folgen 
sich  auch  nicht  überall  und  allezeit  in  dieser  hier  dargelegten  oder 
irgend  einer  anderen  fest  bestimmten  Reihe.  Sie  gehen  vielmehr 
in  einander  über,  wie  alle  Verhältnisse  historischer  Entwicklung, 
und  zeigen  in  ihrer  Reihenfolge,  in  den  Bernfsarbeitstheilungsver- 
hältnissen  und  Berufscombinationen  und  in  vielen  Einzelheiten 
manche  Verschiedenheit.  Aber  gleichwohl  stellen  sie  Typen  dar 
nach  der  Art  der  menschlichen  Arbeit,  nach  dem  Verhältniss  der 
letzteren  zur  äusseren  Natur,  nach  den  Austausch-  und  Verkehrs- 
gestaltungen und  den  Bedingungen  dafür,  nach  der  Art,  Menge, 
den  (natürlichen,  rein  volkswirthschaftlichen,  §.  172)  Productions- 
kosten  der  gewonnenen  und  zum  Austausch,  zur  Vertheilung  behufs 
des  Consums  gelangenden  Sachgüter  und  Dienstleistungen. 

Es  ist  hier  nicht  die  Aufgabe,  jene  Entwicklungsphasen  genauer  zu  betrachten 
und  im  Einzelnen  zu  schildern.  Das  gehört,  soweit  überhaupt  in  dieses  Werk,  mehr  in 
die  practische  Yolkswirthschaftslehre,  so  insbesondere,  was  die  Entwicklung  des  Boden- 
anbaus  und  der  gesammten  Agrarverhältnisse  anlangt  (s.  darüber  Buchenberg  er, 
Agrarpolitik  I,  Einl.  Abschn.  1).  Hier  sei  nur  daran  erinnert,  dass  in  den  genannten 
primitiven  Stufen  rein  occupatorische  Arbeit,  Gewinnung  freier  Naturgaben  statt- 
findet, dann  die  Natur  angeleitet  wird,  solche  gebrauchswerthige  Guter  herzustellen, 
welche  bedurft  werden,  hierin  durch  fortschreitende  Naturkenntnisse  und  Verwerthung 
in  der  Technik  immer  mehr  Erfolg  erzielt  wird  und  die  menschliche  Arbeit  aus  der 
Muskelleistung  sich  mehr  zur  Gehirnleistung,  damit  aus  dem  selbst  Kraft  gebenden 
zum  nur  noch  leitenden  Factor  erhebt.  Ebenso  sei  daran  erinnert,  dass  auf  jeder  Ent- 
wicklungsstufe neue  fiechtsbedUrfnisse  entstehen,  daher  neue  Rechtsnormen, 
besonders  für  die  sachlichen  Productionsmittel,  zumal  den  Boden,  und  ftlr  die  Arbeits- 
verhältnisse sich  ausbilden  müssen. 

In  Verbindung  mit  dem  Allen  stehen  dann  nun  auch  die  Be- 
völkerungsverhältnisse: die  Voraussetzungen  bestimmter 
Höhe  der  Volksdichtigkeit,  bestimmter  Vertheilung  der  Altersclassen, 
(z.  Th.  auch  der  Geschlechter),  der  Erwerbsthätigen  und  der  übrigen 
Bevölkerung,  der  socialen  Berufsstellungen,  der  Hauptberufsarten 
und  der  weiteren  Gliederungen  in  denselben;  stehen  die  grösseren 
und  kleineren  Schwierigkeiten,  diese  Voraussetzungen  einer 
bestimmten  Volksdichtigkeit,  einer  bestimmten  Gliederung  der  Be- 
völkerung nach  den  angedeuteten  Unterscheidungen  und  einer 
weiteren  Steigerung  dieser  Volksdichtigkeit,  einer  Veränderung 
dieser  Gliederung  zu  erfüllen;  ergiebt  sich  für  jede  Phase  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  ein  gewisses  Normalmaass 
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der  richtigeD,  den  GresammtverbältDissen  der  Technik,  Oekonomik, 
Arbeitstheilnng,  des  Absatzes  und  Bezugs  der  Prodacte,  der  be- 
stehenden Rechtsordnung  für  Besitz,  Productionseinrichtnng  und  Er- 
tragsvertbeilung  entsprechenden  Volksdichtigkeit  und  — eine 
freilich  wieder  nicht  durchaus  feste,  immer  etwas  elastische,  aber 
doch  eine  Grenze  (S.  596),  wo  bei  ungenügender  ErfQllang  der 
wirthschaftlicben  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  die  vor- 
handene Volkszahl,  bei  weiterer  natürlicher  oder  Wanderungs- 
vermchrung  der  Bevölkerung,  zumal  der  unproductiven  (Kinder), 
ohne  gleicbzeitige  und  mindestens  ebenmässige  Fortschritte  in  Be- 
zug auf  die  Erfüllung  jener  Lebensbedingungen  die  steigende 
Volkszahl  in  —  Uebervölkerung  überzugehen  droht  (§.  238). 

Jede  der  angedeuteten  Entwicklungsphasen,  jede  „Productions- 
Ordnung^',  mit  den  socialistischen  Theoretikern  zu  sprechen,  hat 
nicht  ihr  eigenes  „Bevölkerungsgesetz'',  wohl  aber  nach 
den  wirthschaftlicben  Lebensbedingungen,  welche  in  ihr  besteheo, 
ihren  eigenen  „Bevölkerungsspielraum'',  ihre  eigene  „Be- 
völkerungs-Fassungs-  oder  Aufnahmekraft"  (Capacität).  Wird  diese 
erreicht  oder  droht  sie  überschritten  zu  werden ,  so  droht  in  jeder 
Phase  bei  an  und  für  sich  sehr  ungleicher  Volksdichtigkeit  lieber- 
völkerung,  von  der  primitivsten  Jägerpbase  bis  zur  modernen 
hocbindustriell-mercantilen  weltwirthschaftlichen. 

„Ungefährlich"  in  dem  Sinne,  dass  Vermehrung  der  Be- 
völkerung, Steigerung  der  Volksdichtigkeit  ja  nicht  nothwendig 
„Uebervölkerung"  bedeute,  ist  daher  unter  den  einmal  ge- 
gebenen wirthschaftlicben  Lebensbedingungen  auf 
einer  volkswirthschaftlichen  Entwicklungsstufe  eine 
solche  Vermehrung  und  Steigerung  keineswegs.  Vielmehr  Alhrt 
sie  in  der  That  die  Gefahr  der  Uebervölkerung  jedesmal  näher. 
Nur  wenn  und  soweit  es  gelingt,  alsdann  die  Voraussetzungen  der 
Entwicklung  der  Wirthschaftsverhältnisse  zu  einer  höheren  Stufe 
mit  einem  grösseren  Spielraum  der  Volksdichtigkeit  zu  erfüllen, 
wird  diese  Gefahr  überwunden. 

Gewiss  ist  nun  auch  geschlechter-  und  stammesweise,  wie 
familien-  und  einzelweise  und  schliesslich  in  ganzen  Völkern  gerade 
der  durch  die  Volksvermehrung  bedingte  „Drang 
nach  Unterhaltsmitteln",  neben  dem  Drang  nach  besserer 
Lebensweise,  ein  Hauptfactor  für  die  Entwicklung  des  Wirthschafts- 
lebens  von  Phase  zu  Phase,  von  Stufe  zu  Stufe,  in  der  vorhin  an- 
gedeuteten Weise.     Gelingt   es,    die  gesammten  Voraussetzungen 
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für  eine  solche  Entwicklang  za  erfüllen  und  bleibend  zn  verbürgen 
und  ebenso  diejenigen  für  eine  immer  weitere  Entwicklung  der 
Wirtbscbaftsverbältnisse,  so  verscbwindet  die  vielleicbt  eben  noch 
vorhandene  Gefahr  der  Uebervölkemng  oder  tritt  doch  zeitweise 
zurück.  Dann  kann  die  Bevölkerung  kürzer  oder  länger  hindurch, 
in  kleinerem  oder  grösserem  Maasse  weiter  steigen,  die  Dichte  zu- 
nehmen, wie  das  ja  auch  die  Bevölkerungsgeschicbte  und  Statistik 
zeigt.  Aber  ist  das  länger  hindurch  und  in  bedeutenderem  Maasse 
geschehen  (19.  Jahrbnodert,  Deutschland !),  so  wird  immer  wieder 
ein  Zeitpunct  eintreten,  wo  unter  den  nunmehr  erreichten 
und  gegebenen  Wirthschaftsverhältnissen  abermals  — 
die  Uebervölkerung  hervortritt  und  nun  erst  durch  neue 
wirthschaftliche;  technische,  rechtliche,  sociale  Fortschritte  be- 
schworen werden  kann. 

Die  Frage  ist  daher  immer  wieder  von  Neuem,  ob  für  eine 
fortdauernd  wachsende ,  dabei  noch  ihre  Lebensansprüche  und  Be- 
dürfnisse steigernde  Bevölkerung  sich  die  nun  wieder  erforderlich 
werdenden  wirthschaftlichen  u.  s.  w.  Voraussetzungen  erfüllen  und 
sicher  verbürgen  lassen?  Das  wird  allerdings  durch  den  erreichten 
Gesammtfortschritt  einerseits  erleichtert,  aber  andrerseits  durch  die 
grösser  und  anspruchsvoller  gewordene  Volkszahl  und  durch  die 
Complication  der  zu  erfüllenden  Bedingungen  schwieriger.  Gerade 
für  die  Phase  der  volkswirtbschaftlichen  Entwicklung  in  unserer 
Zeit  möchte  sich  das  herausstellen,  für  die  Verhältnisse  des  weit- 
wirthschaftlichen  Verkehrs  hochindustrieller  Nationen,  trotz  aller 
„Wunder  der  Technik"  und  aller  Forlschritte  in  letzterer.  In  dieser 
Hinsicht  ist  vor  dem  leichtsinnigen  Optimismus  der  Anti-Malthusianer 
jeder  Richtung  zu  warnen  (§.  191 — 197). 

Gewiss,  wo  auf  dem  Jagdrevier  von  Jägerstämmen  lange  noch 
nicht  ein  Mensch  auf  dem  Quadratkilometer  Unterhaltsmittel  ge- 
winnen kann,  da  steigt  die  Volksdichtigkeit  von  Stufe  zu  Stufe 
mit  der  Entwicklung  der  Wirthschaftsverhältnisse  auf  10,  50,  100 
und  mehr,  bis  auf  einige  100  Kopf  in  hochindustriellen  für  den 
Fernabsatz  arbeitenden  Gegenden  und  selbst  auf  Tausende  in  gross- 
städtischen Verhältnissen.  Und  sogar  die  untersten  Kreise  der  Be- 
völkerung leben  vielleicht,  vermuthlich  selbst,  besser  als  früher  oft 
ihre  Vorfahren  auf  einer  niedrigeren  wirthschaftlichen  Entwicklungs- 
stufe. Aber  die  Bedingungen  für  die  Erwerbs-  und  damit  für 
die  Lebenssicherung  sind  unendlich  verwickelter,  und  darin  liegt 
es,  dass  man  wohl  von  einem  —  Damoklesschwert,  ohne  schwarz  zu 
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malen,  sprechen  darf^  welches  über  unserer  modernen  Erwerbs- 
gesellschaft, insbesondere  z.  B.  über  der  in  unseren  Fabrikgegenden 
und  grossstädtischen  Verhältnissen  lebenden  Bevölkerung,  welches 
über  Gebieten  wie  dem  E.  Sachsen,  dem  B.-B.  Düsseldorf,  Aber 
grossen  Theilen  Belgiens,  über  ganz  England  schwebt,  das  schon 
oben  (S.  618)  von  uns  gebrauchte  Bild.  Darüber  kommt  man  mit 
aller  Schwärmerei  über  den  technischen  Fortschritt  in  Industrie 
und  Ackerbau,  im  Maschinen-,  Dampf-  und  Electricitäts -Zeitalter, 
nicht  hinweg;  ebensowenig  mit  dem  Trost,  dass  eben  eine  immer 
stärkere  Betheiligung  am  Welthandel  stattfinden  müsse  und  Hilfe 
gewähre. 

§.  252.  Fortsetzung,  insbesondere  die  lieber- 
YÖlkerungsfrage  für  hochentwickelte  Industrieländer 
der  Gegenwart. 

Eine  unbefangenere  Betrachtung  der  Verhältnisse  und  namentlich 
der  Bedingungen,  unter  welchen  allein  eine  grosse  Volksdichtig- 
keit und  eine  immer  weitere  Steigerung  derselben,  des  Städte- 
wesens, der  Quoten  der  industriell-mercantilen  und  sonstigen  nicht- 
^Undwirthschaftlichen  Berufe  unter  der  erwerbsthätigen  Bevölkerung, 
ungefährlich,  d.  h.  ohne  „Uebervölkerung^^  darzustellen,  erscheinen 
könnte,  nöthigt  zu  einer  viel  grösseren  Beserve  in  der  weit  ver- 
breiteten freudigen  Genugthuung  über  eine  solche  Entwicklnog. 
Ja  mit  Becht,  wenigstens  von  einem  gewissen  Stadium  einer  der- 
artigen Entwicklung  an  und  unter  etwa  sonst  noch  ungünstigen 
Umständen,  wie  sie  u.  A.  für  Deutschland  nicht  zu  leugnen  sein 
möchten,  wird  eine  pessimistische  Ansicht,  wie  diejenige  Bümelin's 
eher  am  Platze  sein. 

Das  mag  hier  für  die  Verhältnisse  hochentwickelter  Volks- 
wirthschaften  in  der  „Fabrik-  und  Handelsperiode^',  mit  starker 
Betheiligung  am  Welthandel  und  mit  grossem  Import  von  Nahrungs- 
mitteln und  Bohstoffen,  Export  von  Fabrikaten  noch  etwas  näher 
betrachtet  werden. 

Es  gilt  in  dieser  Hinsicht,  zunächst  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
in  Betracht  kommenden  wichtigeren  Volkswirthschaftsgebiete  sich 
zu  vergegenwärtigen,  um  die  Chancen  im  weltwirthschaftlichen 
Concurrenzkampf  für  eine  weitere  Entwicklung  der  BevölkeruDg 
danach  mit  zu  veranschlagen. 

Vgl.  auch  oben  §.  153,  154,  AusfüliniDgen ,  welche  durch  das  Folgende  noch 
ihre  Erg&nznng  nach  concreten  Verhältnissen  einzelner  Länder  finden. 
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England  (Grossbritannieu)  mit  seiner  in  dieser  Kichtnng  bereits  am  Weitesten 
gediehenen  Entwicklung,  aber  anch  mit  seiner  politisch  gesicherteren,  eine  grosse 
agrarische  BevOlkening,  den  Brannqnell  der  Wehrkraft,  daher  eher  entbehrlich 
machenden  und  fttr  den  heutigen  Welthandel  so  besonders  gflnstigen  geographischen 
Lage,  seinem  grossen  Golonialbesitz,  seiner  stamm-,  sprach-,  sittenverwandten  Be- 
Yölierung  in  einem  Theil  dieses  Besitzes  und  auch  in  seinen  ehemaligen  Golonial- 
gebieten,  welche  sich  bereits  politisch  emancipirt  haben,  wie  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerica  und  in  den  noch  besessenen,  welche  es  rielleicht  einmal  thun  werden, 
wie  Canada,  Australien,  Südafrica,  endlich  mit  seiner  enger  begabten,  aber  arbeitsamen« 
energischen  Bevölkerung,  seinen  Bodensch&tzen  an  Kohle  und  Eisen,  seiner  lange 
und  mächtig  entwickelten,  dadurch  concurrenzfähigen  Industrie,  seinem  dank  langer 
Suprematie  in  Technik,  Industrie,  Handel,  Geldgeschäft  und  langer  ungestörter  politischer 
Ruhe  entwickelten  riesigen  Kapitalreichthum  kann  hier  als  das  eine  extremste,  aber 
wegen  der  angedeuteten  Umstände  nicht  ungünstigste  Beispiel  der  angedeuteten  Ent- 
wicklung dienen. 

Deutschland,  d.  h.  das  heutige  Deutsche  Reich,  mit  seiner  erst  jung 
errungenen,  noch  nicht  als  selbstverständlich  feste  Thatsache  geltenden  politischen 
Einheit,  mit  seiner  politisch  und  volkswirthschaftlich  viel  ungünstigeren  geographischen 
Lage,  seinem  viel  dringenderen  politischen  Wehr-(bezw.  Abwehr-) Bedürfniss,  daher 
auch  dem  starken  Bedürfniss,  seine  ländliehe  Bevölkerung  als  Hauptgrundlage  der 
Wehrkraft  zu  erhalten,  mit  der  späteren  und  schwierigeren  i^twicklung  seiner  Industrie 
und  seiner  Betheiligung  am  Welthandel,  mit  seinem  Mangel  an  genügendem  Colonialbesitz 
und  an  fremden  Märkten  mit  stamm-,  sprach-  und  sitten verwandter  Bevölkerung  bietet 
immer  noch  ein  viel  weniger  extremes,  aber  doch  wegen  der  angedeuteten  Umstände 
ungünstigeres  Beispiel.  Sein  im  Durchschnitt  für  Ackerbau  nur  massig  günstiges 
Klima  und  nur  massig  fruchtbarer  Boden,  einzelne  nationale  Eigenthümlichkeiten  seiner 
Bevölkerung  (weniger  wirthschaftliche  Arbeitsenergie  als  die  angelsächsischen  Yettem 
jenseits  des  Canals  und  Oceans,  Hang  zum  Lebensgenuss  und  zur  „Gemüthlichkeit^* 
[  Wirthshausleben ,  Trink-  und  Rauch  gen  üsse!]  u.  A.  m.),  ungünstigere  politische  und 
wirthschaftliche,  dadurch  z.  Th.  auch  culturliche  Entwicklung,  ausser  im  19.  Jahr- 
hundert, seit  langer  Zeit,  geringerer  Kapitalreichthum  in  Folge  von  dem  Allen,  fallen 
als  weitere  ungünstige  Momente  mit  ins  Gewicht.  Die  verbreitete  Schulbildung,  der 
hohe  Stand  des  Unterrichtswesens,  die  militärische  Bildung  und  Kräftigung  der  Nation, 
der  Kohlen-  und  Eisenreicbthum  bieten  indessen  einige  Compensation. 

In  beiden  Ländern,  Grossbritannien  und  Deutschland,  hat  man  aber  mit  der 
ziemlich  gleich  starken  natürlichen  Bevölkerungsvermehrung  (S.  513,  518,  519)  und 
mit  dem  hohen  Belastungscoefficicnten  der  grossen  Kinderquote,  von  über  einem  Drittel 
der  Gesammtbevölkerung  (S.  6 1 2),  zu  rechnen.  Dadurch  wird,  auch  bei  nebenhergehender 
grosser  überseeischer  Massenauswanderung  (S.  554.  557),  die  Lage  noch  erschwert 
und  die  Frage  der  Uebcrvölkerung  in  Folge  solcher  starken  Yolksvermehrung  noch 
ernster,  zumal  für  Deutschland. 

In  dieser  Hinsicht  bietet  Frankreich  wegen  seiner  in  beiden  genannten 
Puncten  abweichenden  Bevölkerungsverhältnisse  ein  günstigeres  Bild.  Sein  unruhiger 
Nationalcharacter,  seine  unsteten  inneren  politischen  Verhältnisse,  sein  Chauvinismus 
in  der  auswärtigen  Politik  und  seine  „Revanche- Gesinnung'^  ftlhren  aber,  trotz  der 
politisch  und  volkswirthschaftlich  günstigen,  namentlich  in  beiden  Beziehungen,  vollends 
in  der  ersten,  günstigeren  geographischen  Lage  als  Deutschland  und  trotz  seiner 
älteren  industriellen  Entwicklung,  wohl  dazu,  dass  jene  in  diesem  Puncto  in  den 
Bevölkerungsverhältnissen  liegenden  Yortheile  wieder  einigermaassen  aufgewogen 
werden. 

Italien  hat  die  alten  grossen  Yortheile  seines  Klimas,  aber  freilich  heute  nicht 
mehr  der  geographischen  Lage  für  einen  Haupttheil  des  Weltverkehrs.  Und  politisch 
günstig  ist  diese  geographische  Lage,  zumal  im  Zusammenhang  mit  der  jungen 
politischen  Einbeitsentwicklung.  auch  nicht  gerade.  Hier  bieten  sich  Analogien  mit 
Deutschland,  die  auch  in  den  Bevölkerungsverhältnissen  (Dichte,  Yermehrung,  hohe 
Kinderquote)  hervortreten,  worin  Italien  Deutschland  weit  näher  als  Frankreich  steht. 
Seine  noch  jüngere  Gross-  und  noch  weniger  auf  Massenartikel  gerichtete  Industrie, 
der  Mangel  an  Kohle.  Eisen,  sind  aber  trotz  der  hohen  natürlichen  Begabung  und 
Intelligenz  —  worin  die  Italiener  vielleicht  immer  noch  in  der  europäischen  Yölker- 
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familie  am  Höchsten  stehen  — ,  trotz  der  Arbeitsamkeit  und  Genügsamkeit  seiner  Be- 
völkerung wieder  Momente  von  Bedeutung  fur  die  uns  hier  beschäftigenden  Fragen, 
worin  Italien  ungunstiger  als  Deutschland  steht.  Daher  erscheinen  seine  Chancen  im 
weltwirthscbaftlichen  Kampf  precärer  und  seine  Bevölkernngsverhähnisse  der  Gefahr, 
zur  Uebervölkemng  zu  fuhren,  noch  näher  gerUckt 

Diese  vier  leitenden  europäischen  Golturvölker  der  Gegenwart  haben  aber  sämmt- 
lich  ein  relativ  kleines  heimisches  Gebiet:  klein  im  Verhältniss  zu  ihrer  Be- 
völkerung und  (von  Frankreich  abgesehen)  zu  deren  weiterer  Vermehrung  durch  den 
grossen  GeburtsUberschuss  in  unserer  Zeit,  so  dass  eben  auch  ihre  Durchschnitts- 
dichte, wenn  auch  in  den  einzelnen  Theilen  des  Gebiets  sehr  ungleich,  rasch  wächst 
(S.  574,  5S9);  klein  ferner  auch  insofern,  als  schon  nach  den  klimatischen  Vcrhältnisen 
manche  wichtige  Bodenproducte,  Nahrungs-,  Genussmittel,  Roh-  und  Hilfsstoffe  der 
Industrie  nicht  oder  nicht  in  genügender  Menge  und  Güte  oder  zu  kostspielig  (nach 
natürlichen  oder  volkswirthschaftlichen  Kosten  berechnet,  §.  172)  gewonnen  werdeo 
können  und  Bezug  solcher  Artikel  aus  der  Fremde  daher  nothwendig  wird. 

In   dieser  Hinsicht  steht  nur  Grossbritannien  mit  seinem   Colonialbesitz 
zusammen  („Greater  Britain''),  die  nordamericanische  Union  und  einigermaassen  aucii 
das  russische  europäisch -asiatische  Weltreich  anders  da.    Diese  umfassen  so  weite 
Gebiete,  so  verschiedenen  Klimas  und  verschiedener  Boden beschatfenheit,  Bodcninhalts, 
(Mineralsubstanzen),     dass    ein   jedes    davon    sich    so    ziemlich    innerhalb   seiner 
politisch-volkswirthschaftlichen  Grenzen  selbst  genügen  kann  oder  doch  könnte:  ein  irie 
für  alle  anderen  volkswirthschaftlichen,   besonders  —  aber  durchaus  nicht  allein  — 
für   die   handelspolitischen,   so   auch  für  die  hier  in  Erörterung  stehenden  Be-  nod 
UebervOlkerungsfragen    wichtiger  Punct     Was  schon  oben  (am  Schluss  des  §.  230, 
S.  573)    bei  der  Besprechung  der  Yolksdichtigkeitsverhältnisse  hervorgehoben  worde, 
ergiebt  sich  auch  aus  dieser  £rwägung  wieder:  nur  die  Aufrechthaltung  der  SupreoiAtie 
in  Technik,  Wirthschaft  und  Gultur  und  das  Zusammenhalten  West-  und  Mitteleuropas 
—  denn  was  von  den  genannten  vier  Hauptländern  gesagt  wurde,   gilt  auch  von  den 
übrigen  —  ermöglicht   hier  wie  die  dauernde  Führerschaft  in  der  Cultur  der  ganzes 
Welt,  so  auch  eine  weitere  Yolksvermehrung  und  immer  grösser  werdende  Yolksdichtig- 
kcit.     Aber  bei  letzterer  wird  es  freilich  wieder  vielfach  schwer  und  schwerer,  diese 
Stellung  zu  behaupten   und  rückt  eben  deshalb  dabei  die  Gefahr  der  UeberFÖlkeraog     j' 
wieder  näher. 

Es  spielt  aber  hier  in  Bezug  auf  die  Concurrenzverbältnisse 
und  die  davon  mit  bedingte  weitere  Entwicklnngsfäbigkeit  der 
Volksdichte  ,,GQltureuropas''  gegenüber  dessen  Pflanzstaaten ,  be- 
sonders germanischer  Nationalität  in  der  neuen  Welt,  in  Nord- 
america  und  Australien,  noch  ein  anderer  Umstand  mit,  welcher 
in  der  Frage  nicht  tibersehen  werden  darf:  das  Gewicht  einer 
alten  geschichtlichen  Entwicklang  aller  für  die  Frage 
wichtigen  Verhältnisse  dergesammten  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung und  der  mit  dadurch  bedingten  Besitzgestaltnng, 
namentlich  —  tibrigens  keineswegs  allein  —  der  Grundbesitz- 
vertheilung  und  der  ganzen  Agrar Verfassung.  Dies  Gewicht 
macht  sich  allerdings  mitunter  als  Bleigewicht  ftir  den  ökonomisch- 
technischen Fortschritt  der  Production  und  als  nachtheiliger  Factor 
geltend  für  die  Verhältnisse  der  Vertheilung  des  Productionsertrag». 
Es  ist  insofern  auch  unter  Umständen  für  die  Zunahme  der 
Volksdichte  und  ftir  die  Gefahr,  eine  Vermehrung  der  BcvöIkeruDg 
7ur  Uebervölkerung  werden  zu  sehen,  ein  erschwerendes  Momest 


UeberrOlk.frage  bei  holier  volkswirthscb.  EntivicklnDg.  647 

Allerdings  besteht  ja  in  den  europäischen  Pflanzstaaton  der  neuen  Welt  im 
Wesentlichen  dieselbe  PriFatcigenthumsordniing,  insbesondere  auch  fttr  den  Grand  und 
Boden,  wie  in  West-  und  Mitteleuropa.  Die  americanische  Landspeculation,  die  Fest- 
legung ?on  grossen  Landmassen,  agrarischen,  montanistischen,  städtischen  Bodens  in 
Händen  ?on  einzelnen  privaten  Speculanten  und  ?on  Erwerbsgesellschaften,  gerade 
auch  vielfach  von  Boden,  welcher  erst  der  Büsiedlung  und  Cultivirung  entgegengefahrt 
werden  soll,  ist  sogar  eine  eigen thUmli che  Frucht  des  Privateigentbumsprincips  und 
der  Speculationsfreiheit  in  jenen  neuen  Gebieten ,  wie  sie  in  dieser  Weise  in  Europa 
sich  kaum  findet.  Aber  das  alles  greift  doch  nicht  so  tief  ein,  lässt  sich  auch 
immerhin  im  Wege  der  Gesetzgebung  und  der  diese  unterstützenden  Reaction  der 
öffentlichen  Meinung  gegen  derartige  Missbräuche,  wie  die  angedeuteten  Landspocu- 
lationen,  leichter  beseitigten  oder  beschränken  und  reformiren,  als  die  im  Volksbewusst- 
sein,  in  Sitte  und  Recbtsanschauungen  fest  gewnrzelte  alte  Privateigen thumsordnung, 
Besitz-,  namentlich  Grundbesitzvertheilung  und  Agrarverfassung  in  Europa,  auch  speciell 
z.  B.  in  Grossbritannien,  Deutschland,  Sudeuropa.  Der  Socialismus,  welcher  alle 
solche  Rechtsbildung  wie  Wachs  in  den  Händen  eines  energischen  und  geschickten 
Gesetzgebers  ansieht  (vgl.  o.  B.  1),  weiss  freilich  leicht  mit  solchen  Schwierigkeiten 
fertig  zu  werden,  z.  B.  mit  denen,  welche  eine  historisch  überkommene,  zu  Recht 
bestehende  Besitzordnung,  namentlich  eine  Grundbesitzvertheilung  mit  Agrarverfassung, 
wie  in  grossen  Theilen  der  oben  genannten  Länder  (in  Deutschland  besonders  in  den 
Gebieten  ländlichen,  „ritterschaftlichen'*  Grossgrundbesitzes,  bäuerlichen  Anerbenrechts 
11.  A.  m.)  mit  sich  bringt,  wenn  man  wirklich  mit  Recht  eine  bestimmte  Grund- 
bcsitzvertheilunjir  und  Agrarverfassung  als  ein  Hcmmmittel  auch  der  sonst  möglichen 
Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Steigerung  der  Volksdichte  sollte  ansehen  können: 
«Dch  keineswefTS  immer  eine  so  leicht  und  einfach  zu  beantwortende,  wenn  auch  mit- 
unter wohl  zu  bejahende  Frage,  da  mancherlei  Weiteres,  Klima,  BodenbeschaOenheit, 
Lage,  Verkehrsmittel,  Kapitalbesitz,  Absatzverhältniss  etc.,  ausserdem  hier   mitspricht. 

Der  Socialismus  decretirt  hier  eben  einfach:  Aufhebung,  principielle  Aenderung 
der   Rechtsordnung,  der  Besitzverhältnisse,  nach  der  Schablone  seines  Recepts,  un- 
bekOmmert  um   dessen  ökonomisch-technische  Durchführbarkeit  und  Bewährung.     Be- 
sonnenere Urtheiler,    selbst  wenn  sie  die  Möglichkeit  zugeben,    dass  eine  bestimmte 
Grondbesitzvertheilung  und  Agrarverfassung  (so  die  grossgrundbesitzliche)  populatio- 
nistisch  in  Bezug  auf  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Unterhaltung  einer  grösseren 
Volksdichtigkcit   nachtheilig  und   eine  andre  (so  die  klcinirrundbesitzliche)  günstiger 
wirke   und   selbst  wenn  sie  eine  tiefgreifende  bezügliche  Reform  der  Rechtsordnung 
und   der  Besitzverhältnisse  deshalb   und  vom  Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen 
und   nationalen   Gesammtinteresses  aus  betrachtet   fUr  discutabel    halten,    z.   B. 
^enüber  mecklenburgischen,  pommerschen,  theilweise  schlesischen,  böhmischen  Ver- 
hältnissen, —  besonnenere  Urtheiler  werden  mit  Recht  gegen  die  socialistischen  (und 
hie  und  da  auch  gegen  die  von  liberal -individualistischer  Seite,  z.  B.  in  Fragen  der 
Agrarverfassung  vertretenen)  Forderungen  einwenden:  dass  eben  solchen  Verhältnissen 
gegenüber  mit  eingewurzelten  Interessen,  Anschauungen.   Rechtsgrundsätzen  als  mit 
festen   Factoren  gerechnet  werden   muss.     Es  bedarf  immer  erst  unvermeidlich  lange 
dauernder  Einwirkungen  auf  die  öCTentlichc    Meinung,  sorgsamster  Erwägungen  jedes 
Ftkr  und  Wider,   auch  der  billigen  Rücksicht  auf  einmal  bestehende  Privatrechte  und 
Privatinteressen,  auf  die  guten  Seiten,  welche  eventuell  mit  den  angriffenen  bestehenden 
Terhältnisscn  auch  für  das  (iemcinwescn ,  für  die  Gesammtheit  verbunden  sind  (z.  B. 
in   der  Frage    des    ländlichen  Grossgrundbesitzes   der  Rücksicht  auf  die  historische 
Function  desselben  für  das  politische,  sociale  Leben,  für  öffentliche  Dienstverhältnisse 
[prenssischcs  „Junkererthum'M]).    bevor    sich    solche  schwer  wiegende  Rechts-  und 
bteressenfragen  im  Wege  der  Reform  —  die  allein   hier  in  Rede  steht  —  in  der 
und  der  Richtung  und  so  und  so  entscheiden  lassen.    Bis  dahin  sind  einmal  bestehende 
Bechts-  nnd  Besitzverhältnisse  ähnlich  wie  natürliche  Umstünde,  wie  technische  Factoren, 
wie  ökonomisch- technischer  und  allgemeiner  Bildungsstand,   wie  Sitten  und  sittliche 
Auschaunngen  der  Bevölkerung  in  der  Bevölkerungs-  wie  in  anderen  socialökonomischen 
Fragen  als  etwas  Gegebenes  zu  betrachten  und  zu  behandeln,  das,  wenn  überhaupt, 
10  nur  allmählig  einer  Aenderung  entgegengeführt  werden  kann. 

Mit  grundstürzenden  Doctrineu  und  Principien  kommt  man  eben  der  Macht  — 
wenn  man    so  will:   dem  Bleigewicht  —  der  geschichtlichen  Erbschaft   von  Rechts- 
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nonnen,  wohlerworbenen  Privatrechten,  PriYatinteressen,  Sitten,  YorurtheileD,  ökonomisch- 
technischen  Gewohnheiten  gegenüber  nicht  aas.  Die  sittlich-geistige  Natur  der  ^historisch 
gewordenen'*  BeTölkerung  eines  Volkswirthschaftsgebiets  ist  so  wenig,  als  die  äussere 
Natnr,  beliebig  nnd  Tollends  sofort  anf  ein  Wachtwort  der  Theorie  hin  wie  Wachs 
einer  Umgestaltung  fähig.  Das  mttsste  sie  sein,  wenn  auch  Ökonomisch- technische 
Proceduren  und  Verhältnisse  der  Rechtsordnung  sich  jeder  idealen  Forderung  der 
Social-  und  Wirthschafts-  wie  hier  der  BeFölkerungstheorie  und  Politik  gemäss  sofort 
umändern  sollten. 

§•  253.  Fortsetzung.  Die  Gründe,  welche  zar  An- 
nahme einer  Uebervölkerungsgefahr  auch  für  unsere 
Culturvölker  nöthigen.  Erwägt  man  das  Alles,  so  wird  man 
sich  auch  vor  der  lUnsion  hüten,  als  wäre  für  unsere  hochent- 
wickelten Industrieländer  der  Gegenwart  eine  Gefahr  der  lieber- 
Yölkernng  ein  Hirngespinst,  mit  welchem  nicht  ernstlich  zu  rechnen 
wäre. 

„Ungefährlich''  ist  eine  hohe  Volksdichtigkeit  und  deren 
weitere  Steigerung  und  sind  die  ökonomischen  Bedingungen  beider 
deswegen  nicht,  weil 

1)  Oekonomik  und  Technik  auch  in  unseren  Zeitaltem  hoher 
Blüthe  der  Technik  und  grossen  Fortschritts  der  letzteren  nicht 
beliebig  ins  Unbegrenzte,  zumal  nicht  in  kürzerer  Zeit  sich 
entwickeln,  am  Wenigsten  auf  dem  hier  vor  Allem  in  Betracht 
kommenden  Gebiete,  des  agrarischen  Bodenanbaus.  Eine  feste 
Grenze  der  Entwicklung  besteht  auch  hier  freilich  nicht,  aber  deshalb 
doch  auch  eine  jeweilig  sehr  reelle  Grenze,  welche  sich  wirksam 
genug  erweist. 

Neben  der  Beschränktheit  der  Productintät  des  agrarischen  Bodens,  namentlich 
desjenigen  bestimmter  Bodenbeschaffenheit  und  gewisser  Ortlicher  Lage  und  neben  den 
durch  menschliche  Maassregeln  nur  wenig  beschränkbaren  Einfluss  des  Klimas  auf 
das  Ackerland,  besonders  bezüglich  der  Hauptfrüchte,  kommt  auch  Anderes  immer 
in  Betracht,  So  besonders  die  historisch  überkommene  und  eben  unvermeidlich  mehr 
oder  weniger  als  etwas  Gegebenes  hinzunehmende  Grundbesitzvertheilung ,  Bewirth- 
schaftungsweise,  geistig-sittliche,  über  einen  bestimmten  Ökonomisch-technischen  Bildungs- 
grad verfügende  Beschafi'enheit  der  productiven  Classen,  der  Leiter,  Gehilfen,  Arbeiter 
der  Betriebe,  speciell  der  landwirthschaftlichen.  Gewiss  kann  durch  intellectueDe, 
moralische  Hebung  dieser  Classen,  ihres  technischen  KOnnens,  ihres  OkonomischeB 
WoUens  eine  Steigerung  der  Productivität  der  Arbeit  erreicht,  damit  eine  QueUe  er- 
schlossen werden,  aus  welcher  mehr  Menschen  und  eventuell  selbst  besser  und  mit 
geringeren  volkswirthschaftlichen  Kosten  erhalten  werden  können,  so  namentlich  im 
Landwirthschaftsbetriebe.  Die  Aufgabe,  in  dieser  Richtung  zu  wirken,  wird  anzoe^ 
kennen  sein.  Aber  der  Erfolg  hat  seine  Grenzen  und  verlangt  geraume  Zeit.  WeoB 
der  Socialismus  hier  einfach  wieder  durch  sein  Rccept  „rationeller  Grossbetiieb** 
glaubt  alle  Schwierigkeiten  leicht,  „spielend''  lOson  zu  können,  so  übersieht  er  eben, 
wie  ge  wohnlich  die  Factoren  der  Ökonomisch -psychologischen  Motivation  (§.  30  £\ 
mit  welcher  auch  hier  in  dieser  Frage  gerechnet  werden  muss,  und  nicht  minder  die 
vorhin  angedeuteten  Schwierigiiciten ,  welche  eine  bestimmte  productlve  Gl&sse,  vie 
vollends  die  ländliche,  als  Product  einer  ganzen  langen  geschichtlichen  Entwicklung, 
in  dieser  Hinsicht  darbietet.  Speciell  in  der  Frage  der  agrarischen  Productioo 
wird  ausserdem  hier  wichtiges  Natu r- Gegebene  vergessen,  wie  die  locale  Decen- 
tralisation  des  Ackerbaus,  der  nur  begrenzte  Vorzug,  welchen  hier  überhaupt  Ökonomisch- 
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technisch  der  Grossbetrieb  hat  (vergl.  anch  meinen  Aa&.  „Die  Principienfrage  der 
wirthschaftlichen  Rechtsordnung  beim  Grundbesitz"',  als  Abschnitt  I  des  Art.  Grand- 
besitz im  HandwOrterb.  d.  Staatswissenschaften,  lY,  bes.  über  l&ndliches  Grondeigentham). 
Soweit  ausserdem  bei  der  Entwicklung  der  Landwirthschaft  etwa  auf  einzelne 
Speciaiculturen,  Handelägewächse  u.  dgl.,  als  auf  Mittel  zu  lohnender  Beschäf- 
tigung auch  grösserer  Mengen  ländlicher  BeFölkerung  gerechnet  wird,  übersieht  man, 
dass  solche  Culturen  nach  Bodenart,  Klima,  weiter  aber  nach  natürlichen  Productions- 
kosten  und  Absatz?erhältnissen  nur  einer  beschränkten  Ausdehnung  f&hig  sind.  Ob 
und  wie  weit  sich  ferner  Absatz  erzielen  lässt,  hängt  wieder  von  der  Eauffähigkeit 
der  nicht-ländlichen,  der  städtischen,  industriellen  Bevölkerung  etc.  ab,  daher  von  den 
weiteren  gesammten  Voraussetzangen  dieser  Kauffähigkeit  Damit  geht  die  Frage  in 
die  unten  unter  No.  3  erörterte  über. 

2)  Der  zweite  Grund,  dessentwegen  eine  Uebervölkerungsgefahr 
gerade  bei  hober  und  steigender  Volksdichtigkeit  auch  in  unserer 
Zeit  und  bei  den  höchstentwickelten  Nationen  als  vorhanden  anzu- 
nehmen ist,  liegt  in  der  wenigstens  relativ  starken  Festigkeit 
und  geringen,  zumal  nicht  raschen  Umänderungsfähig- 
keit der  historisch  überkommenen  Rechtsordnung  für  Prodnction 
und  Vertbeilung,  der  gegebenen  Besitz-,  namentlich  Grundbesitzver- 
theilung  und  Agrarverfassung;  sowie  in  den  socialen,  ökonomischen, 
technischen  Bedenken,  welche  eine  Umänderung  dieser  Ver- 
hältnisse anch  vom  Standpnnct  des  Gesammtinteresses,  nament- 
lich des  volkswirthschaft liehen  Productionsinteresses 
aus  betrachtet,  leicht  immer  und  schwerlich  jemals  ganz  ohne 
Berechtigung  bietet. 

Dafür  genügt  es  im  Wesentlichen,  auf  das  vorhin  Gesagte  zu  verweisen.  Es  sei 
nur  etwa  noch  hinzugefügt,  übrigens  ebenfalls  schon  früheren  Bemerkungen  (so  S.  637) 
gemäss,  dass  grade  die  Uebervölkerungsgefahr  hier  selbst  noch  steigen  würde,  wenn 
die  Productivität  der  nationalen  Gesammtarbeit  und  namentlich  der  auch  hier  aus 
(ökonomisch-technischen  Gründen  die  meisten  Schwierigkeiten  bietenden  agra- 
rischen Bodenarbeit  nicht  sieber  und  alsbald  bei  einer  Umgestaltung  jener  Rechts- 
ordnung wachsen,  vollends  wenn  sie  abnehmen  sollte,  während  etwa,  nach  psycho- 
logisch z.  B.  in  einem  socialistischen  System  sehr  plausibler  Vermuthung,  die  Tendenz 
der  natürlichen  Yolksvermehrung  sich  noch  verstärken,  thatsächlich  namentlich  die 
Geburtsfrequenz  zunehmen  sollte:  der  schon  früher  erwähnte  Fall,  die  Ver- 
minderung des  Dividendus,  des  Volkseinkommens,  die  Erhöhung  des  Divisors,  ein 
arithmetisches  Verhältniss,  dessen  noth wendige  Consequenz  jede  denkbare  „gesell- 
schaftliche Ordnung''  über  sich  ergehen  lassen  muss. 

3)  Der  dritte  Grund  endlich,  welcher  zur  Annahme  einer  sehr 
reellen  Uebervölkerungsgefahr,  zumal  bei  immer  weiterer  Be- 
völkerungsvermehrnng  auch  bei  unseren  ersten  Culturvölkern  nöthigt, 
liegt  in  den  precären  Verhältnissen  des  Fernabsatzes 
der  Industrieproducte  und  des  Fernbezugs  der  Agrar- 
und  sonstigen  Rohproducte,  in  der  fraglichen  be- 
ständigen Steigerungsfähigkeit  dieses  Verkehrs  und  der 
nicht  minder  fraglichen  hinlänglichen  Lohnendheit  des- 
selben, unter  den  Bedingungen,  von  welchen  er  abhängt.    Diese 
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BedingangeDy  ohnehin  schon  meist  verwickelt Jgenng^  werden  aber 
eben  immer  schwerer  zu  erfüllen. 

Von  allen  rein  politischen  Momenten  und  ?on  handelspolitischen  Einflüssen  seihst 
abgesehen,  welche  beide  hier  tbatsächlich  sehr  in  Betracht  kommen,  macht  die  ?eF- 
mehrte  Concnrrenz  der  Industrie-  ond  HandelsFÖlker  aaf  ihren  eigenen  nnd  auf  dritten 
Märkten,  die  eigene  industrielle  Entwicklung  der  fremden  Volker,  deren  Markt  bisher 
yersorgt  werden  konnte  (Colonieen,  Nordamerica,  asiatische  Kulturländer),  den  Fem- 
absatz nicht  nur  immer  precärer,  sondern  auch  nothwendig  immer  weniger  lohnend. 
Das  ist  es,  worunter  neuerdings  mehr  und  mehr  Grossbritannien  leidet,  seitdem  die 
continentale  Concurrenz  schärfer  geworden  ist. 

Damit  vertheuert  sich,  wenigstens  mittelbar,  —  grade  nach  der  Seite  des  rein 
volkswirthschaftlichen  Kostenaufwands  betrachtet  —  auch  der  Nahrungsmittel-  und 
Bohstoffbezug  aus  der  Fremde,  sogar  wenn  letztere  Artikel  nicht  selbst  direct  theurcr 
werden,  denn  ihre  Bezug^kosten  werden  für  das  Inland  —  Europa  —  durch  die  Menge 
der  Arbeit,  welche  auf  die  zur  Bezahlung  dienenden  Exportartikel  verwendet  wird, 
repräsentirt.  Ton  letzteren  Artikeln  muss  eine  immer  grössere  Menge  als  Gegenwerth 
zum  Eintausch  der  fremden  Producte  überlassen  werden.  Sobald  daher  nicht  durch 
beständigen  technischen  und  ökonomischen  Productionsfortschritt  die  „nattlrlichen'^ 
Kosten  (§.  172)  der  ezportirten  Indostrieproducte  immer  weiter  ermässigt  werden 
können,  muss  nothwendig  an  den  einzelwirthschaftlichen  Kosten,  „welche  Einkommen 
bilden",  gespart  werden,  d.  h.  es  wird  die  auf  diese  Artikel  verwendete  Arbeit  noth- 
wendig immer  schlechter  reell  bezahlt:  Löhne  und  Gewinne  müssen  fallen. 
Damit  aber  hört  die  Exportindostrie  auch  auf,  die  bei  ihr  betheiligte  Bevölkerung 
ordentlich  erhalten  zu  können:  d.  h.  die  gegebene  Bevölkerung  wird  zur  Oeber- 
völkerung,  die  sich  weiter  vermehrende  vollends.  Bald  müssen  die  repressiven 
Tendenzen  Platz  greifen  oder  die  Lebensführung  der  Bevölkerung,  zumal  der  unteren 
Klassen  —  aber  schliesslich  auch  des  grössten  Theils  oder  der  ganzen  übrigen  — 
muss  sinken,  kann  wenigstens  nicht  weiter  steigen,  schwerlich  auch  nur  so  hoch  wie 
bisher  bleiben,  materieller  und  Kulturfortschritt  muss  stocken,  ein  allgemeiner  Rück- 
gang ist  nicht  zu  vermeiden.  Er  wird  um  so  stärker  werden,  je  weniger  die  präventiven 
Tendenzen  der  Yolksvermebrung  auch  dann  wirken,  je  schwächer  und  später  die 
repressiven  genügend  in  Function  treten. 

§.254.  Folgen  des  Eintritts  einer  Uebervölkerungs- 
gefahr  auf  hohen  Entwicklungsstufen.  Natürlich  ist 
unter  solchen  Umständen  die  Losung:  möglichster  Fortschritt  der 
Technik  und  Oekonomik  der  Production,  Erfüllung  aller  Bedingungen 
dafür;  Verbesserung,  Verwohlfeilerung  der  Communications-  und 
Transportmittel,  um  den  Productenaustausch  möglich  und  lohnend 
zu  machen;  Rechtssicherheit  und  politische  Ruhe,  „Frieden"  um 
jeden  Preis,  um  den  Verkehr  lebhaft  und  lohnend  zu  erhalten  oder 
zu  machen;  liberale,  „freihändlerische"  auswärtige  Handelspolitik 
zu  demselben  Zweck;  Gestaltung  der  gesammteu  wirthschaftlicben 
Rechtsordnung  für  Production  und  Vertheilung  so,  dass  die  erstere 
möglichst  fortschreitet,  die  letztere  die  genügende  Erhaltung  der 
Volksmassen  und  deren  weitere  Vermehrung  ermöglicht,  soweit 
das  überhaupt  von  der  Lösung  des  Vertheilungsproblems,  nicht  des 
Productionsproblems  abhängt  —  daher  agrarische,  gewerberechtliche 
Reformen  in  dieser  Richtung  — ;  schliesslich,  aber  nicht  zuletzt 
und    nicht  am   Wenigsten:   Erweiterung  der  auswärtigen   Märkte, 
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ErschliessuDg  neuer,  „Colonieen",  „HaDdelsverträge"  zu  diesem 
Zweck y  um  lohnenden  Massenabsatz  von  heimischen  Fabrikaten, 
billigen  Bezug  von  Nahrungsmitteln,  Eohstoffen  zu  erzielen. 

Alles  principiell  ganz  richtig,  eine  Lebensfrage  im  wört- 
lichsten Sinne  für  die  dichte,  städtisch  concentrirte,  überwiegend 
in  nicbt-landwirtbschaftlichen  Berufen  beschäftigte  erwerbsthätige 
Bevölkerung;  eine  um  so  dringendere  Lebensfrage,  je  grösser  die 
unproductive,  die  Kinderquote,  die  nicht  erwerbsthätige  Quote,  der 
zweifache  Belastunggcoefficient,  je  höher  die  Quote  der  nicht-land- 
wirthsc haftlich  arbeitenden  Personen,  je  rascher  die  weitere  natür- 
liche und  Wanderungsvermehrung,  je  schwächer  die  Auswanderung 
in  der  Bevölkerung.  Der  „Kampf  um  den  Markt'*  unter  den  Cultur- 
völkern  in  der  Gegenwart  erklärt  sich  so  sehr  einfach  —  wesent- 
lich mit  aus  den  Bevölkerungsverhältnissen  des  19.  Jahrhunderts. 

Die  wirthschafüiche ,  die  Lebenslage,  auch  der  Massen,  ist  und  bleibt  auch 
leidlich,  solange  es  gelingt,  durch  technische  Fortschritte  die  ConcurrenzschMrierigkeiten 
zu  überwinden,  solange  die  Absatzmärkte  einigermaassen  aufnahmefähig  bleiben.  Aber 
in  den  Zeiten  der  Krisen,  der  rUckgebendcu  Conjancturen,  der  sinkenden  Nachfrage, 
der  weichenden  Preise,  der  kürzer  und  länger  —  aber  eben  vielfach  und  neuerding» 
mehr  und  mehr:  immer  länger  dauernden  —  Absatzstockungen  und  „flauen  Geschäfts- 
lage'' zeigen  sich  die  Uebelständc  immer  mehr,  tritt  die  Uebervölkerung.  zumal  in  den 
Grossstädten,  den  Industriegegenden  unverkennbar  hervor.  Und  das  wirkt  dann  weiter 
auf  alle  einheimischen  Verhältnisse,  auf  alle  Bevölkerungs-  und  Berufskreise,  nicht 
am  Wenigsten  auch  auf  die  überfüllten  liberalen  und  öffentlichen  Berufe,  ein:  überall 
unverkennbare  Symptome  der  üobervölkerung. 

In  den,  wie  gesagt,  immer  kürzer  werdenden  Zeiten  günstiger  Conjnncturen, 
regen  und  lohnenden  Absatzes  im  Auslande  und  für  die  mehr  verdienende  städtisch- 
industrielle  Bevölkerung  dann  auch  im  Inlande  tritt  zwar  eine  gewisse  Erholung, 
Beruhigung,  ein  gewisser  Aufschwung  ein.  Aber  einmal  wirkt  er,  wie  sich  zeigte 
(§.  219  ü'.)y  als  starkes  neues  Fö^de^ung^mittel  der  Volksvermehrung,  steigert  die  Heiraths-, 
(jeburtsfrequenz,  schwächt  die  präventiven  und  wohl  auch  zugleich  die  repressiven  Ten- 
denzen der  Volksvermehrung,  erhöht  die  Kinderquote,  den  Belastungcoefficienten,  alsbald. 
Sodann  ruft  er,  bei  seiner  notorisch  kurzen  Dauer,  nun  vollends  eine  wahre  steaple  chase, 
ein  wildes  speculatives  Rennen  hervor,  um  möglichst  mit  von  der  günstigen  Conjunctur 
zu  profitiren,  unterstützt  durch  die  Rechtsordnung  des  Systems  der  freien  Concurrenz, 
durch  die  sittliche  Atmosphäre,  die  sich  hier  entwickelt  (§.  30,48),  durch  das  rück- 
^ichtslose  Walten  des  „ersten  Leitmotivs",  das  Streben  nach  dem  wirthschaftlichen 
Eigenvortheil  (§.  34).  Die  Folge  ist  aber  nur  ein  um  so  schnellerer  und  stärkerer 
Rückschlag  der  Conjunctur,  wo  sich  dann  in  Erwerblosigkeit  oder  ungenügendem  Erwerb 
wiederum  die  Symptome  der  üebervölkerung  deutlich  oflenbaren. 

Natürlich  sind  es  nach  unserer  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
immer  noch  weniger,  wenn  auch  oft  genug  und  zumal  in  zahl- 
reichen Einzelfällen,  die  „besitzenden^*  Classen,  die  Inhaber  der 
.«achlichen  Productionsmittel,  welche  hier  leiden,  als  hauptsächlich 
die  unteren,  „arbeitenden",  namentlich  die  industriellen, 
die  städtischen  Arbeiterclassen,  auf  welche  der  Druck  der  Lage 
am  Schwersten  lastet.    Kei  ihnen  zeigt  sich  dann,  mindestens  local 
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und  zeitweise ;  die  y^Uebervölkernng''  noch  unverkennbarer.  Aber 
gleichwohl  ist  sie  doch  bereits  ein  allgemeines  Uebel. 

Kommen  dann  noch  besondere  Uebelstände,  Missemten,  grosse 
Theuerang  der  Brotfrüchte  und  Hauptnahrungsmittel,  schädigende, 
namentlich  fremde  handelspolitische  Maassregeln,  politische  Störungen, 
Krieg  und  Kriegsbeftlrchtangen  u.  dgl.  m.  hinzu,  so  steigert  sich 
natürlich  Gefahr  und  Noth.  Aber  geschaffen  werden  sie  nicht 
erst  dadurch. 

Das  Heilmittel  liegt  auch  nicht  in  irgend  welchen  Reformen, 
selbst  nicht  den  radicalsten,  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung, 
auch  wenn  dieselben  nicht,  wie  bemerkt  (S.  637  u.  S.  640),  die 
Lage  leicht  noch  schwieriger  machten. 

Solche  Reformen  mögen  unter  Umständen  immerhin  wOnschenswerth  sein,  fom 
volkswirthächaftlichen ,  vom  popnlationistischen  Standpuncte,  im  Yertheilnngsinteresse: 
ohne  wirksame  Steigerung  der  präventiven  Tendenzen  der  YoUcsvermehrang  wtlrden 
sie  doch  bestenfalls  nar  vortlbergehend  wirken  können. 

Dasselbe  gilt  von  allen  Maassregeln  und  Cautelen,  um  die  Be- 
dingungen  lohnenden  Nah-  und  Fernabsatzes  der  Erzeugnisse 
besser  zu  sichern  und  günstiger  zu  gestalten,  alte  Absatzmärkte 
zu  erhalten,  neue  zu  erschliessen. 

Aoch  das  wird,  wie  sich  aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt,  znmeist  schwieriger. 
Selbst  soweit  nnd  solange  es  gelingt,  kann  auch  dies  Hilfsmittel  bestenfalls  nur  zeit- 
weise (oft  aoch  überhaupt  nar  local)  helfen.  Auch  hier  nm  so  weniger,  je  mehr 
dabei,  wie  gewöhnlich,  die  Bevölkcrungsvermehrang  nar  noch  gefördert  wird.  Auch 
hier  vielmehr  nur,  wenn  dauernd  die  präventiven  Tendenzen  der  Yolksvermehrnng 
mächtiger  wirksam  werden. 

Auswanderung,  auch  Massenauswanderung  ist  zwar  unter 
solchen  Bevölkerungsverhältnissen  sehr  erklärlich  und  im  Ganzen 
ein  nicht  unerwünschtes  Ventil.  Aber  wenn  sie  nicht  einen  Um- 
fang erreicht,  wie  bisher,  ausser  der  aus  besonderen  Umständen 
mit  zu  erklärenden  irischen ,  noch  keine  selbst  der  riesigen  Ans- 
wanderungsbewegungen  der  neuesten  Zeit,  und  wenn  sie  nicht 
Berufs-  und  Volkskreise  (auch  nach  Geschlecht  und  Alter)  umfasst, 
welche  vornemlich  „überzählig''  sind,  wirkt  auch  sie  nicht  stark  genug. 

Sie  bildet  so  wiederum  nnr  ein  partielles,  wie  die  Schwankung  der  Aos- 
wandemngsbewegung  zeigt  (S.  557),  auch  ein  nnr  zeitweilig  etwas  stärker  wirkende» 
Hilfsmittel.  Dasselbe  kommt  kaum  auch  nur  als  ein  solches  in  Betracht,  wenn  die 
zurückbleibende  heimische  Bevölkerung  nur  um  so  mehr  und  um  so  rascher  der  Ter* 
mehrungstendenz  huldigt  und  die  Lücke  der  Fortgezogenen  ausfüllt 

Aehnliches  gilt  von  den  heimischen  Wanderungen,  welche  ohnehin  leicht 
gleich  im  Zuzugsgebiete  die  Gefahr  der  Uebervölkerung  (in  Städten,  IndustriegegendeD) 
näher  rücken. 

§.255.  Fortsetzung.  Verbleiben  der  Uebervölkerungs- 
gefahr  bei  grösserer  Beschränkung  von  Production 
und  Austausch    auf   den   heimischen   Markt.     Grund- 
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und  Bodengesetz.  Die  Un8icherheit,'auf  eine  forcirte  Export- 
industrie, welche  durch  niedrige  Löhne  —  oft  beinahe  Hungerlöhne 
oder  solche,  welche  z*  B.  beim  weiblichen  Geschlecht  durch  Pro- 
stitutionserwerb ergänzt  werden  und  ergänzt  werden  mtlssen,  wofür 
es  leider  an  Beispielen  nicht  fehlt  —  oder  durch  übermässige  Aas- 
debnung  des  Arbeitstages  und  Ueberspannung  der  Arbeitskraft  den 
Wettkampf  aushält,  die  Erhaltung  einer  grossen,  dichten,  sich  noch 
stark  vermehrenden  Bevölkerung  (K.  Sachsen !)  zu  begründen,  wird 
indessen  auch  öfters  eingestanden. 

U.  A.  geschieht  dies  aoch  ?on  socialistischer  Seite,  ferner  ?on  Seite  der 
theoretischen  und  practischen  Vertreter  einer  nicht  nar  im  Arbeiterinteresse,  sondern 
im  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Gesammtinteresse  liegenden  Erhöhung  der 
Arbeitslöhne,  um  die  Arbeiter  consumtionsfähiger  nnd  damit  auch  gegenüber  den 
Producten  der  nationalen  Arbeit  kaufkräftiger  zu  machen.  Die  SociaUsten  denken 
dabei  mehr  an  die  Keduction  der  Gewinne  (Profite)  der  kapitalistischen  Unternehmer 
und  Arbeitgeber,  die  Anderen  mindestens  ebenso  sehr  an  Uoberwälzung  der  Last 
höherer  Löhne  auf  die  Preise  der  Arbcitsproducte  und  damit  auf  die  Käufer  und 
Oonsumenten,  besonders  aus  den  wohlhabenderen  Classen. 

Das  Hilfs-  und  Heilmittel  soll  hier  die  Steigerung  der  Kauf- 
kraft der  inländischen,  namentlich  der  Arbeiterbevölkerung  selbst 
sein.  Dadurch  soll  der  einbeimische  Markt  aufnahmetähiger 
werden,  er  mehr  an  die  Stelle  des  precären  fremden  treten,  sollen 
die  Arbeiter  mehr  für  sich  selbst  produciren  und  ihre  Producte 
unter  sich  zum  Austausch  bringen. 

Auch  das  ist  gewiss  vielfach  erwünscht  und  in  einigem  Um- 
fang auch  wobl  ausführbar. 

Wie  weit,  insbesondere  in  Bezug  auf  ein  „Steigen  der  Löhne  auf  Kosten  der 
Profite'*,  steht  freilich  nicht  nur  practisch  dahin,  es  ist  auch  ein  Punct  ?on  principieller 
Bedeutung,  welcher  mit  der  Privatcigenthums -Grundlage  und  der  pri?atwirthschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  zusammenhängt.  Darauf  ist  hier  jetzt  nicht  ein- 
zugehen (s.  Bocli  5  unten  und  Abtheilung  2  der  Grundlegung). 

Hier  ist  nur  einzuwenden,  dass  allein  auf  diese  Weise  —  und 
ebenso,  wenn  etwa  die  ganze  socialistische  Vertheilungsordnung 
durchgeführt  und  der  nationale  gesammte  Productionsertrag,  nach 
Reservirungen  für  die  Bildung  des  Nationalkapitals,  für  die  öffent- 
lichen Bedürfnisse  u.  s.  w.,  als  Arbeitseinkommen  und  Consumtions- 
fonds  zur  Vertheilung  gelangte  —  der  Gefahr  der  Uebervölkerung 
doch  auch  noch  nicht,  namentlich  nicht  dauernd  vorgebeugt  wäre, 
ja  eher  diese  Gefahr  noch  näher  rücken  könnte. 

Denn  einmal  würde  nur  die  Richtung  der,  an  sich  eventuell 
gleichbleibenden,  Gesammtproduction  eine,  vielleicht  erfreuliche  Ver- 
änderung erleiden :  mehr  „Arbeiterconsumptibilien",  weniger  Genuss- 
mittel für  die  besitzenden  und  wohlhabenden  Classen  producirt 
werden.    Sodann  aber  wäre  der  Bedarf  an  Nahrungsmitteln,  gewerk- 

A.  Wagner,  Gnmdlegnnt;.   3.  Auflage.    1.  Theil.    Grundlagen.  42 


654    4.  B.  Be?Olk.  n.  YolksWaSch.   1.  K.  Be?OlLlehre.  2.  H.-A.  FoIgeruDgen.  §.  255. 

liehen  Roh-  und  Hilfsstoffen  unter  den  Yoraassetzangen  dieses  Falles 
—  d.  h.  bei  Beschränkung  von  Fabrikatenexport,  daher  anch 
Yon  Nahrungsmittel-  und  Rohstoffimport  —  mehr  auf  heimischem 
Boden  zu  decken^  für  eine  materiell  besser  lebende,  reichlicher  ge- 
nährte, sich  weiter  vermehrende  heimische  Bevölkerung  in  steigendem 
Maasse.  Da  würde  sich  aber  bald  wieder  zeigen,  dass  das  nach 
Klima,  Bodenbeschaffeaheit,  abnehmender  Productivität  des  Bodens 
nur  mit  höheren  Kosten  möglich  wäre,  —  wenigstens  sobald 
der  bestgeeignete  Boden  bereits  ganz  in  Anspruch  genommen  ist 
und  nicht  immer  im  mindestens  gleichen  Verhältniss  zum  steigenden 
Bedarf  an  Bodenproducten  die  agrarische  Technik  fortschreitet  und 
die  Tendenz  der  Steigerung  der  Kosten  der  Bodenbearbeitung  auf 
demselben  Grundstück  überwindet.  Das  ist  aber  nach  aller 
Erfahrung  mit  der  Bodenbearbeitung  unwahrscheinlich. 

Das  „Grund-  und  Bodengesetz'%  das  „Gesetz  der  Pro- 
duction  auf  Land^',  wie  die  britische  Oekonomik  (Senior)  es  auf- 
gestellt hat  und  nennt,  d.  h.,  dass  der  Boden,  iosbesondere  der 
agrarische  die  Tendenz  bat,  von  einer  freilich  nicht  festen,  sondern 
etwas  elastischen  Grenze  an  eine  grössere  Menge  (and  bessere  Art 
und  Güte)  der  Bodenproducte  nur  unter  im  Allgemeinen  progressiv 
ungünstigeren  Bedingungen  herzugeben,  —  dieses  Gesetz  ist  eben 
keine  Chimäre,  kein  blosses  Gedankenproduct  der  „abstracten 
deductiven  Nationalökonomie",  sondern  beruht  auf  wichtigen  festen 
Erfahrnngsthatsachen.  Es  lässt  sich  nicht  mit  dem  Hinweis 
auf  immerwährenden  technischen  Fortschritt,  der  eben  gerade 
hier  seine,  wenn  auch  nicht  durchaus  unverrückbare,  doch  praktisch 
sehr  wirksame  Grenze  hat,  widerlegen.  Bestenfalls  wird,  mit 
J.  St.  Mill  zu  reden,  durch  den  technischen  Fortschritt  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  im  concreten  Falle  etwas  hinausgeschoben; 
das  Gesetz  aber  nicht  aufgehobcD. 

Näheres  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  die  „Theoretische  Volkswirthschafis- 
lehro'*  und  in  die  Lehre  vom  Agrarwesen  und  der  Agrarpolitik,  wo  namentlich  die  Lehre 
von  den  Feldbau-  und  Betriebssystemen  mit  in  dem  Bodeogesctz  ihre  tiefere  Be- 
gründung findet.  Ich  halte  hier  die  ältere  Senior -Miirsche,  übrigens  schon  von 
früheren  Autoren,  auch  von  Turgot  vertretene  Lehre  für  durchaus  richtig  und  die 
Fassung  des  Gesetzes  bei  diesen  Autoren  für  die  immer  noch  beste.  S.  Senior, 
polit.  economy,  sein  „vierter  Elcmentarsatz*'  der  Wissenschaft:  „that,  agricultural 
skill  remaining  tho  same,  additional  labour  employed  on  the  land  within  a 
given  district  produces  in  general  a  less  proportional  return,  or  in  other 
words,  that  though,  with  every  increase  of  the  labour  bestowed,  the  aggregatc 
return  is  increased,  the  increase  of  the  return  is  not  in  proportion  of  the  increase 
of  the  labour";  mit  der  weiteren  Conscquenz:  dass  darin  ein  Hauptunterschied  zwischen 
Ackerbau  (bzw.  überhaupt  Bodenbearbeitung)  und  Industrie  liegt:  additional  labour, 
when    employed   in    manufactures   is  more,    whcn  employed  in  agriculture  is  less 
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efficient  in  proportion  (z.  B.  4.  ed.,  1858,  p.  26,  81  ff.).  Paza  die  vortrefflichen  Ans- 
fÜiiTTiDgen  von  J.  St.  Mill  in  seinen  principles,  Büch  1,  Kap.  12,  wo  aoch  dem  Ein- 
wand mit  dem  technischen  ProdnctioDsfortschritt  bereits  richtig  und  yOllig  genOgend 
Rechnung  getragen,  aber  auch  nachgewiesen  wird,  dass  damit  das  Gesetz  nicht  wider- 
legt wird  (s.  bes.  Kap.  12  am  Schlass).  Von  neueren  britischen  Occonomisten : 
Marshall,  B.  4,  Kap.  2  nnd  3,  mit  guten  Erörterungen  über  das  ganze  Problem 
und  richtiger  Verwerthung  des  Gesetzes  für  die  Productionstheorie  im  Allgemeinen. 
S.  auch  Sidgwick,  princ.  B.  1,  Kap.  6.  Von  den  deutschen  Autoren  bes.  Boscher  I, 
§.  34,  in  der  neuesten  20.  Aufl.  mit  richtiger  Abweisung  der  gegnerischen  optimistischen, 
aber  thatsächlich  widerlegten  Anschauungen  der  Socialisten,  wie  Bodbertus,  G.  George 
und  der  Schwärmereien  und  Schimpfereien  eines  Bebel  („die  Frau'',  wo  u.  A.  eben 
die  Kosten  frage,  der  entscheidende  Punct.  in  den  Ideen  ?on  landwirthschaftlich- 
technischen  Fortschritten  und  Reformen  in  keiner  Weise  genügend  beachtet  wird). 
Aus  der  Agrarpolitik  vgl.  Rose  her 's  und  Buchcnberger  s  Ausführungen  über  die 
Entwicklung  der  Feldbau-  und  Betriebssysteme.  Aus  der  landwirthschaftlich-technischen 
Litteratur  gehören  Mittheilungen  über  die  Ergebnisse  der  Düngung  verschiedener 
Art,  der  Pflügung  (Tiefpflügen  u.  dgl.)  u.  A.  m.  zur  Begründung  der  Thatsachen, 
welche  das  „Bodengesetz"  bethätigen,  mit  hierher  (s.  einige  Daten  bei  Röscher  I, 
§.  34 ,  Note  3). 

Auch  auf  die  Gefahr  hin,  von  jüngeren  Fachgenossen,  die  schnell  fertig  mit  dem 
Urtheil  und  Wort  sind,  ebenfalls  der  Beweisführung  mit  einem  „alten  Ladenhüter" 
geziehen  zu  werden,  halte  ich  an  dieser  gut  begründeten,  freilich  auch  richtig  zu 
verstehenden  und  auszulegenden  Lehre  der  britischen  Oekonomik  vom  Bodenj^esctz 
durchaus  fest.  Blosse  Behauptungen,  missverständliche  Auslegungen,  z.  B.  als  ob  die 
Bedeutung  der  landwirtbschaftlich  -  technischen  Fortschritte  von  den  Vertretern  dos 
Bodengesetzes  verkannt  würde,  schwärmerische  Tiraden  über  die  unbegrenzte  Fort- 
schrittsfähigkeit der  Technik  sind  keine  Widerlegung.  Solange  wir  nicht  das  chemische 
Problem,  die  Nahrungsmittel  unmittelbar,  ohne  stoffumformende  Mitwirkung  des  landwirth- 
schaftlichen  Bodens,  aus  den  Grundstofl'en  der  Natur  herzustellen,  gelöst  haben  — 
wozu  es  doch  noch  eine  f?ute  Weile  hat!  —  wird  auch  mit  dem  Bodengesetze  in  der 
Frage  zu  rechnen  sein.  Ob  selbst  dann  die  „Kosten frage''  aufhörte,  eine  maass- 
gebende  Rolle  zu  spielen  und  desshalb  immerhin  noch  ferner  wenigstens  mit  in  Be- 
tracht zu  kommen,  steht  auch  noch  dahin. 

§.256.  Die  Allgemeinheit  der  Thatsache  derUeber- 
Yölkerungsgefabr.  Nach  allen  diesen  Erwägungen  und  Er- 
örterungen wird  man  die  Gefahr  einer  Uebervölkerung  als  eine 
unter  jedem  Wirthschaftssystem  und  in  jeder  Phase  der  volks- 
wirthschaftlichen  Entwicklang  zu  berücksichtigende  anerkennen 
müssen.  Sie  geht  aus  dem  menschlichen  Triebleben  hervor  und 
kann  nur  durch  dessen  Beherrschung  wirksam  überwunden  werden, 
d.  h.  durch  die  präventiven  Hemmmittel  der  Volksvermehrung. 
Sonst  wird  man  über  die  üblen  Folgen  der  Uebervölkerung  und 
die  Noth wendigkeit,  dass  die  Repression  die  Ausgleichung  herbei- 
führe, nicht  hinwegkommen.  Die  letzte  Aufgabe  liegt  daher  auch 
in  dieser  Beherrschung  eines  Naturtriebs  in  der  Bevölkerung  und 
fUr  die  Gesellschaft  in  der  Herbeiführung  solcher  Verhältnisse, 
welche  diese  Beherrschung  begünstigen,  daher  die  präventiven 
Tendenzen  wirksamer  machen. 

Eben  deshalb  ist  noch  eines  weiteren  Bedenkens  hier  zu  er- 
wähnen :  der  leicht  auf  die  Bevölkerungsvermehrung  zuförderlichen 
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Rttckwirkung  yod  Verbesserungen  in  der  Lage  der  Volks- 
masse. Es  ist  wohl  möglich,  ja  es  ist,  wie  man  nach  vielfältiger 
Beobachtung,  insbesondere  nach  den  Thatsachen  der  Bevölkerungs- 
statistik beztlglich  der  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz  in  ,,gOnstigen" 
Perioden  (§.  219  £f.),  sagen  musS;  erfahruogsmässig  fast  wahr- 
scheinlich, auch  wegen  der  mitspielenden  psychologischen  Momente 
verständlich,  dass  zumal  eine  plötzliche  Verbesserung  der  materiellen 
Lebenslage  der  Volksmassen  die  präventiven  Tendenzen  der  Volksver- 
mehrung abschwäche.  Hierin  liegt  auch  eine  unverkennbare 
Gefahr  der  Wirkung  aller  Verbesserungen  der  Lebenslage,  welche 
sich  von  selbst,  durch  Verkehrsvorgänge,  technische  Entwicklungen 
wie  durch  gesetzgeberische,  administrative,  caritative  Maassregeln 
vollziehen,  namentlich  der  Wirkung  plötzlicher,  „ruckweiser'', 
graduell  starker  Verbesserungen  auf  die  Bevölkerungsbewegung. 
Tritt  diese  Wirkung  ein,  dann  werden  auch  diese  Verbesserungen 
schwerlich  dauernd  sein  können.  Das  bleibt  auch  wieder  das 
schon  mehrfach  angedeutete  entscheidende  Bedenken  bei  einer 
socialistischen  Productions-  und  Vertheilungsordnung  nnter 
völliger  Heirathsfreiheit  und  Freiheit  des  Geschlechtsverkehrs,  ver- 
bunden mit  Abnahme  der  Versorgungspflicht  bezüglich  der  Kinder 
von  den  Eltern  und  Uebertragung  dieser  Pflicht  auf  die  „Gesell- 
schaft". 

Was  aber  ist  nun  nach  dem  Allen  das  Wesen,  welches  sind 
die  charakteristischen  Merkmale  der  socialökonomischen  Er- 
scheinung oder  des  betreffenden  Zustands,  welche  wir  hier  nnter 
dem  Ausdruck  „Uebervölkerung"  behandelt  haben?  Das 
wird  sich,  wie  oben  (S.  639)  vorbehalten  wurde,  nunmehr  b^ 
stimmen  lassen:  eine  Aufgabe,  welche  mit  der  folgenden  Unter- 
scheidung in  Verbindung  steht  und  im  Zusammenhang  mit  ihr 
hier  gelöst  werden  soll. 

B.  —  §.  257.  Absolute  und  relative  Uebervölkernng. 
Hierzwischen  wird  in  der  ganzen  Frage  oft  nicht  genügend  unter- 
schieden. Namentlich  die  Optimisten  der  verschiedenen  Richtongen 
denken  an  Zustände  absoluter  Uebervölkerung.  Sie  glauben  dann 
leicht,  wenn  sie  diese  im  streitigen  Falle  nicht  finden,  damit  ancb 
das  Vorhandensein  von  Uebervölkerung  überhaupt,  von  relativer 
Uebervölkerung  widerlegt  zu  haben :  die  wesentlich  allein  hier  in 
Rede  stehende,  wichtigere  und  schwieriger  zu  beurtheilende  und  za 
behandelnde  Erscheinung,  ein  verhängniss voller  theoretischer  In- 
thum  (§.  250). 
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1.  Unter  ,, absoluter '^  Uebervölkenmg  könnte  wohl  nnr  ein 
Zustand  verstanden  werden,  welcher  etwa  folgende  Merkmale  auf- 
weist: ein  Zustand  nemlich,  in  welchem  wirklich  fttr  einen  be- 
stimmten Zeitraum  und  für  eine  gegebene,  nothwendig  zu  versorgende 
Volkszahl  das  Überhaupt  vorhandene,  in  den  erforderlichen  con- 
creten  Unterhalts-,  namentlich  Nahrungsmitteln  schon  bestehende 
oder  darin  im  gebotenen  Zeitpuncte  und  an  gebotener  Stelle  um- 
setzbare Volkseinkommen,  bzw.  auch  Volksvermögen,  schlechter- 
dings nicht  ausreicht,  diese  Volkszahl  zu  erhalten,  bzw.  zu  ernähren. 
Ein  solcher  Zustand  erscheint  möglich  und  kommt  auch  in  grösserer 
und  geringerer  localer  Ausdehnung  in  abnormen  Zeitlagen  und 
unter  besonderen  ungünstigen  Umständen  vor.  So  in  Kriegs-, 
Revolutionszeiten,  dann  allgemeiner  auf  primitiveren  Stufen 
des  Wirthschaftslebens,  wo  die  Bevölkerung  auf  freie  Naturgaben 
angewiesen  ist,  einfachen  Ackerbau  treibt,  grosse  Missemten  ein- 
getreten sind  und  es  an  technischen  Mitteln,  namentlich  Communi- 
cations- und  Transportmitteln,  auch  etwa  an  Handelseinrichtungen 
zur  Herbeischaffnng  des  Erforderlichen  aus  der  Ferne,  sowie  an 
ökonomischen  Mitteln  zum  Einkauf,  zur  Bezahlung  dieses  Erforder- 
lichen fehlt. 

Derartig  sind  die  Verhältnisse  in  den  ans  Missemten,  politischen  Ereignissen 
hervorgegangenen  HongersnOthen  £raherer  Zeiten  und  heate  noch  von  L&ndem,  welche 
in  dieser  Hinsicht  zurückgeblieben  sind  (Indien,  China ;  auch  der  russische  Nothstand 
im  Jahre  1891 — 92  bot  noch  etwas  Analogieen  und  ?or  nicht  langer  Zeit  Überhaupt 
die  HungersnOthe  in  europäischen,  namentlich  communicationsarmen  L&ndem). 

Auf  höheren  Wirthschaftsstufen  wird  gerade  ein  derartiger 
allgemeiner  Zustand,  welcher  nicht  aus  vorübergehenden  poli- 
tischen, sondern  aus  technischen  und  ökonomischen  Ver- 
hältnissen entspringt,  sehr  selten  sein,  wenn  überhaupt  vorkommen. 
Nur  in  einzelnen,  meist  auch  nur  in  kleineren  Volkskreisen  und 
mehr  sporadisch  und  vorübergehend  mag  er  hie  und  da  zu  finden  sein. 

Da  handelt  es  sich  dann  auch  um  acute  Kothstände,  denen  nicht  mit  regel- 
mässig längere  Zeit  zu  ihrer  Wirksammachung  erheischenden  Maassregeln  auf  dem 
Productionsgebiete,  als  vielmehr  mit  solchen  auf  dem  Vertheilnngsgebiete,  mittelst 
Öffentlicher  und  privater  Nothstandshilfe,  entgegen  zu  wirken  ist,  —  mit  Mitteln,  welche 
freilich  im  schliesslichen  Effect  von  denen,  welche  sie  noch  besitzen  und  entbehren 
können,  zu  Gunsten  der  in  Noth  befindlichen  BeyOlkerang  freiwillig  oder  gezwungen 
(Steuern)  hergegeben  werden  müssen.  Die  vorher  wirksamen  reprüSsiTen  Tendenzen 
der  Volksvermehrung  lassen  es  eben  nicht  zu  allgemeinerer  absoluter  Ueber« 
yOlkerung  kommen. 

Allein,  wenn  absolute  Uebervölkemng  nicht  vorhanden  ist, 
beweist  das,  wie  gesagt,  nichts  ftir  die  Frage  der  relativen  Ueber* 
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§.  258.  —  2.  Diese  letztere,  wie  der  Ausdruck  andeutet,  ist 
eben  eine  nicht  ftlr  sich  und  bloss  nach  den  Grössenbeziehungen 
zwischen  Bevölkerung  und  Volkseinkommen  (Volksvermögen)  za 
bemessende,  sondern  eine  Erscheinung,  bei  welcher  die  ganze  in 
Betracht  kommende  Mannigfaltigkeit  der  socialen,  techmscheo, 
wirthschaftlichen,  rechtlichen,  der  Culturmomente  einer  Periode  in 
ein  Yerhältniss  zur  Bevölkerung  gebracht  wird.  An  diesem  Verhält- 
niss  gemessen  ergiebt  sich  dann  für  jede  der  Stufen  der  Wirth- 
schaftsentwicklung  (§.  251)  und  für  das  ganze  Volk  wie  für  Theile 
und  Classen  desselben,  allgemein  oder  local,  einige  Dauer  hindurch 
oder  kurz  vortlbergehend,  eventuell  ein  Zustand,  welcher  als  relative 
Uebervölkerung  bezeichnet  werden  kann  und  muss.  Daher  treten  hier 
in  Bezug  auf  das  Maass  der  Volksdichtigkeit,  bei  welchem  Ueber- 
völkerung besteht  oder  nicht,  und  in  Bezug  auf  das  Maass  der 
Bedürfnissbefriedigung,  bei  welchem  Uebervölkerung  anzuerkennen 
ist  oder  nicht,  nameutlich  Verschiedenheiten  nach  jenen  Stufen 
der  Wirthschaftsentwicklung  ein.  Und  zwar  in  Betreff  dieser  beiden 
Puncte  in  umgekehrter  Richtung:  eine  Volksdichtigkeit,  welche  anf 
einer  niedrigeren  Stufe  als  Uebervölkerung  wirkt,  kann  auf  einer 
höheren  Stufe  ganz  normal  und  unbedenklich  sein.  Und  wo  wegen 
des  niedrigen  Ranges  der  Bedürfnissbefriedigung  auf  einer  höheren 
Stufe  Uebervölkerung  vorliegt,  braucht  das  auf  einer  niedrigeren 
Stufe,  z.  B.  bei  einem  viel  geringeren  Bedttrfnissstande  und  lästigerem 
Arbeitsmaass  der  Bevölkerung,  nicht  der  Fall  zu  sein. 

Das  Wesen  und  die  specifischen  Merkmale  solcher  relativer 
Uebervölkerung  lassen  sich  daher  folgendermaassen  in  einer  Formel 
bestimmen. 

Dieselbe  passt  auf  diese  Erscheinung  in  allen  Fällen,  auf  allen  Stnfen,  wenig- 
stens mit  geringen,  sich  leicht  ergebenden  Modificationen,  ist  hier  aber  den  Verhält- 
nissen des  hochentwickelten  Wirthschafts-  und  Cnlturlebens  in  unserer  Zeit  angepaast 
worden.    Sie  lautet  demnach: 

Relative  Uebervölkerung  liegt  vor,  wenn  die  Bevölkerung,  ins- 
besondere ihre  sogen,  arbeitenden  Classen,  bei  aller  Fähigkeit  und 
allem  guten  Willen  zur  Erwerbsthätigkeit  nicht  sichere  und  ge- 
nügende Beschäftigung  und  Erwerb  findet,  und  zwar  nach  Maass- 
gabe folgender  drei  Reihen  von  Umständen:  einmal  nach  den 
gegebenen  ökonomisch-technischen  Verhältnissen  der  Pro- 
duction,  insbesondere  nach  den  Bedingungen  für  den  Ab- 
satz der  Arbeitserzeugnisse  und  für  die  dafür  erlösten  Preise 
sowie  nach  denjenigen  für  den  Bezug  und  die  Preise  der  be- 
durften Producte;  ferner  nach  der  gegebenen  Rechtsordnung 
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für  Production  und  Yertheilnng;  eDdlich  aber  auch  nach  den  auf 
Grand  der  einmal  erreichten  Lebenshaltang  gestellten  Ansprüchen 
sowohl  in  Betreff  der  Art,  des  Maasses,  des  Lastgeftthls  der  Arbeits- 
leistung, als  auch  bezüglich  der  Art,  des  Maasses,  des  Lnstgefühls 
der  Entlohnung,  bzw.  der  Bedürfnissbefriedigung. 

Die  beiden  ersten  Reihen  ?on  Umständen  werden  gewöhnlich  in  der  Frage 
berücksichtigt,  die  letzte  Reihe,  die  Ansprüche  dagegen  nicht  Und  doch  ist 
grade  dieses  Moment  etwas  sehr  Wesentliches  in  der  Frage  der  relativen  Ueber^ 
TöIkerüDg.  Wenn  man  davon  nach  den  in  der  Formel  angedeateten  Einzelheiten  ab- 
sieht, wird  man  öfters  Uebervölkerung  nicht  annehmen,  wo  sie  unverkennbar  vorliegt. 
Denn  freilich,  ein  (Arbeits-)Einkommen  weit  unter  dem  Betrage  dessen,  welches  zur 
Befriedigung  selbst  nnr  der  nothwendigen  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads  im  volks- 
üblichen Umfange  (§.  24)  aasreicht,  nnd  fur  eine  überlästige  Arbeitsart  nnd  über- 
mässige Arbeitsmenge  —  z.  B.  eine  Arbeitslast  in  einem  numässig  verlängerten  Ar- 
beitstage, —  ein  solches  Einkommen  mag  vielleicht  noch  abfallen.  Aber  das  recht- 
fenigt  eben  nicht,  hier  das  Vorhandensein  von  relativer  UebervOlkemng  zn  längnen. 

Jedes  Volk,  jede  Classe,  jedes  Zeitalter,  jede  Gegend  will  nach  ihrem  Maass- 
stabe in  diesen  ihren  Ansprüchen  an  Arbeitslast  and  Befriedigangsart  and  Umfang 
gemessen,  beurtheilt  werden.  Wird  ihnen  nach  diesen  zu  viel  an  Last  zuicemuthet 
und  zu  wenig  an  Lust  gewährt,  so  werden  sie  sich  bedrückt  fühlen.  Geht  dieses 
Uebermaass  an  Last  und  Untermaass  an  Lust  aber  aus  den  angedeuteten  ersten 
zwei  Reihen  von  Umständen  noth wendig  hervor,  so  besteht  eben  —  relative  Ueber- 
völkerung. 

Namentlich  für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob,  wann  und  in  wie  weit  aaf 
verschiedenen  Wirthschafts-  und  Gultnrstufen  relative  Uebervölkerung 
vorhanden  sei.  ist  das  Moment  der  „Ansprüche"'  von  entscheidender  Bedeutung.  Für 
Asiaten,  für  Chinesen  mag  ein  Arbeitsmaass  noch  erträglich  sein  and  ein  Befriedi- 
gungsmaass  noch  völlig  genügen,  welches  für  Europäer  und  deren  Abkömmlinge  in 
der  Neuen  Welt  unerträglich  und  ungenügend  ist:  unter  jenen  wird  es  nicht,  unter 
diesen  sehr  wohl  auf  Uebervölkerung  hindeuten  können.  Aehnliches  gilt  theilweise 
von  Continental-Europäern  gegenüber  Briten,  von  Slaven,  Italienern  gegenüber  Deut- 
schen, ebenso  von  früheren  Verhältnissen  der  Bevölkerung,  z.  B.  in  West-  und  Mittel- 
europa, gegenüber  heutigen. 

Ein  Symptom  oder  eine  Wirkung  der  relativen  Uebervölkeruog 
wird  daher  auch  nicht  nothwendig  und  in  der  That  auch  in  Wirk- 
lichkeit nur  ausnahmsweise  die  Auslösung  der  repressiven  Tendenzen 
der  VolksvermebruDg,  eine  allgemein  grössere  Sterblichkeit,  nicht 
einmal  nothwendig  immer  eine  grössere  Eindersterblichkeit  sein. 
Vielmehr  wird  sich  die  Wirkung  in  einem  Druck  auf  das  Ein- 
kommen, auf  die  Löhne,  in  einer  Ausdehnung  des  Arbeits- 
tages, einer  Steigerung  des  zu  übernehmenden  Arbeits- 
maass es  zeigen.  Selbst  darin  aber  nicht  immer  direct,  sondern 
indirect:  ein  sonst  mögliches  Steigen  des  Einkommens, 
Verminderung  des  Arbeitsmaasses  wird  unterbleiben. 
M.  a.  W.  die  ganze  Lebenshaltung,  nacH  Arbeitslast  und  Umfang 
und  Art  der  Bedtlrfnissbefriedigung  gemessen^  wird  wieder  weiter 
herabgedrückt  oder  niedrig  gehalten:  die  eigentlich  cultur- 
feindliche  Wirkung  der  UebervölkeruDg,  auch  vom  Standpuncte 
des  Gesammtinteresses,  auch  selbst  von  demjenigen  des  volkswirth- 
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schaftlichen  ProdactionsiDteresses  ans,  wenn  die  ArbeitBfkhigkeit 
und  die  Arbeitslust  unter  solchen  Verhältnissen,  wie  leicht  möglich, 
leiden. 

Wirkt  die  Repression  aber  hier  nicht,  so  bleibt  auch  die  Ur- 
sache in  Kraft,  welche  ungtlnstige  wirthschaftliche  Verhältnisse 
herbeiführt:  eben  das  Missverhältniss  zwischen  Bevölkerung 
und  Unterhaltsmitteln,  bzw.  sachlichen  Productions- 
mittein,  um  Uoterhaltsmittel  direct  oder  durch  Austausch  zu  ge- 
winnen. 

Besonders  schwer  wird  sich  hier  immer  eine  nngOnstige  Altersclassen- 
vertheilang,  namentlich  eine  hohe  Kinderqnote  in  der  BevOllicning  erweiscD 
(§.  24t).  Die  Auferziehnng  der  neaen  Generation,  hier  noch  dazu  der  Annahme  nach 
einer  fortschreitend  grösseren,  nehen  der  Erhaltung  der  sonst  nicht  Erwerbsth&tigeD, 
besonders  der  alten  Lente,  der  Berafslosen,  nOthigt  bei  einem  Zustande  der  Uebe^ 
Tölkerang  Yollends  zur  Einschränkung  der  Bedürfnisse,  sowohl  der  erwerbsth&tigeo, 
erwachsenen,  producti^en  Bevölkerung,  als  freilich  auch  der  übrigen,  welche,  wie 
namentlich  die  Kinder,  unmittelbar  Ton  jener  unterhalten  werden. 

Wurde  es  sich  bei  dieser  Einschränkung  nur  um  Verminderung  oder  AufgebeD 
eines  sonst  möglichen,  unnöthigen,  vielleicht  sogar  schädlichen  Luxus  handeb,  so 
wäre  das  kein  durchschlagendes  Bedenken.  So  mag  hier  und  da  bei  einzeloen 
Familien  und  Ständen  die  Wirkung  der  grossen  Kinderzahl  sein  (Verhältnisse  in  ein- 
zelnen Kreisen  des  Mittelstandes).  Aber  meistens  und  namentlich  für  die  Masse  der 
Be?Olkerung  liegt  die  Sache  ungünstiger.  Hier  erfolgt  eine  dem  Einzelnen  wie  aodi 
der  Gesammtheit  schädliche  Einschränkung  der  Lebenshaltung,  eine  na- 
genügende  materielle,  sittliche,  geistige  Pflege  und  Aasbildung  der  Kinder,  eine 
Verkümmerung  der  Eitern,  der  alten  Leute,  der  Frauen  insbesondere,  ein  unvermeid- 
licher Verzicht  auf  Antheilnahme  an  Cuiturgütem,  welcher  auch  wieder  für  die  sociale 
Gesammtentwicklung  von  üblen  Folgen  ist.  Ein  allgemeines  Aufsteigen  der  Nation 
auf  ein  berechtigtes  höheres  Bedürfnisse  und  damit  Cultumiveau  wird  unter  diesen 
Verhältnissen  eben  gehindert,  bestenfalls  sehr  verlangsamt 

Nicht  minder  wird  natürlich  auch  die  Bildung  des  Nation alkapitals  gehemmt 
Diese  vollzieht  sich  in  unseren  Volkswirthschaften  einmal  grösstentheils  durch  das 
Medium  der  Bildung  von  Privatkapital  (§.  127  ff.),  daher  durch  Erübrigungen  ans 
dem  Einkommen  der  Privatpersonen  nach  Abzug  des  Bedarfs.  Verzehrt  letzterer  mehr 
oder  weniger  nothw endig  das  Einkommen,  bleibt  für  die  Volksmasse  überhaupt  weni; 
freies  Einkommen  (§.  174)  übrig,  so  kann  eben  die  private  und  damit  hier  die 
nationale  Kapitalbildung  nur  langsamer  und  schwächer  vor  sich  gehen.  Oder  aber  ^ 
sie  erfolgt  abermals  um  den  hohen  Preis  einer  weiteren  Einschränkung  der  Lebeos- 
haltung, der  Bedurfnissbefriedigung,  oft  genug  derjenigen,  welche  wie  bei  geistigen, 
cultnrlichen,  Bildungsbedürfnissen  im  Einzel-  wie  im  Gesammtinteresse  stattfinden 
sollte.     Auch  daher  also  wieder  nachtheilige  Folgen. 

Vergleichungen  zwischen  den  kinderreichen  und  kinderarmen  Familien  desselben 
socialökonomischen  Standes,  nicht  nur  bei  den  Arbeitern,  auch  beim  Mittelstande  bis 
weit  in  die  Kreise  der  Bevölkerung  mit  höhcrem  Einkommen,  freilich  vomemlicb 
persönlichem  oder  Arbeitseinkommen,  hinauf,  Vergleichungen  zwischen  Gegenden  und 
Ländern  mit  grösserer  und  geringerer  Durchschnittskinderzahl  in  der  Familie,  grösserer 
und  geringerer  Kinderquote  in  der  Bevölkerung,  Vergleichungen  ganzer  grosser  Volks- 
gebiete, so  zwischen  Deutschland  und  Frankreich,  liefern  deutliche  Belege  für  die 
vorstehenden  Sätze. 

Auch  in  den  einzelnen  Berufskreisen,  bei  uns  vielleicht  mehr  noch  im 
Mittelstände,  z.  B.  im  Beamtenstande,  bei  den  sonstigen  liberalen  Berufen,  in  den 
höheren  abhängigen  Stellungen  des  Gewerbe-  und  Kaufmannsstandes  (Commis  u.  s.  w,\ 
als  im  eigentlichen  Arbeiterstande  zeigen  sich  die  Symptome  und  die  Folgen  einer 
solchen  relativen  Debervölkerung.  Auch  bei  Freiheit  der  Berufswahl  recrutirt  Mch 
doch  die  künftige  Generation  der  Berufsangehörigen  vomemlich  aus  den  AbkOmm- 
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liDgen  der  bisherigen  Generation,  was  ja  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen  begreiflich 
genog  ist.  Wenn  aber  jede  solche  Generation  grösser  nnd  im  Laufe  von  ein  bis  zwei 
Menschenaltern  doppelt  so  gross  wird,  wenn  nach  Sitte,  nach  Yorurtheilen ,  nach 
Bildungsgang  u.  s.  w.  nur  wenige  Glieder  in  andere  Berufe  hintlbergehen ,  umgekehrt 
aber  die  Nachkommen  aus  anderen  Berufen,  wiederum  nach  Bildungsgang,  wegen 
gewisser  sonstiger  Vorzüge  des  betreffenden  Berufes,  wegen  Yorurtheilen  in  diesen 
einrücken,  z.  B.  aus  den  unteren  Classen  und  unteren  Mittelclassen  in  den  Beruf  der 
höheren  Beamten,  der  Aerzte,  Anwälte,  der  Techniker,  Kaufleute,  so  muss  natürlich 
eine  UeberftUlung  entstehen.  Dieselbe  wird,  wenn  die  Verhältnisse  bleiben,  immer 
drückender  werden.  Denn  nur  ausnahmsweise  wird  von  Menschenalter  zu  Menschen- 
alter der  nationale  Bedarf  an  Arbeitskräften  in  einzelnen  solchen  Berufen  in  dem- 
selben Verhältniss  wachsen.  Deuten  nicht  unverkennbare  Zeichen  in  West-  und 
Mitteleuropa,  zumal  in  Deutschland,  auf  derartige  Verhältnisse  und  Zusammenhänge 
der  Erscheinungen  hin? 

Die  „Verbreitung  der  Bildung'',  auch  höherer,  die  Ausdehnung  und  Ver- 
wohlfeilerung  der  Benutzung  des  öffentlichen  Unterrichtswesens,  von  der  Volksschule 
bis  zu  Polytechnikum  und  Universität,  ist  unter  solchen  Bevölkerungsverhältnissen  nicht 
unbedingt  ein  Hebel  zur  Emporhebung  der  Bevölkerung,  eher  oft  umgekehrt  ein  Mittel 
zur  Heiabdrückung  der  höheren  Stände  und  der  oberen  Mittelstände  auf  ein  niedrigeres 
Niveau  der  Bedürfnissbefriedignng  und  der  Gultur.  Die  Concurrenz  wird  in  allen 
Kreisen  gesteigert,  mit  einigen  guten,  mit  noch  mehr  üblen  ethischen  Folgen  für  die 
Nächstbetheiligten  und  für  die  Gesammtheit  (s.  Buch  1  £ap.  1  u.  Buch  5).  Die  Ansprüche 
an  das  Leben,  an  Lebcnsgenuss,  an  äussere  Stellung,  an  Bildungsmittel  wachsen,  die 
materiellen  Mittel  nicht  in  demselben  Maasse,  wenn  sie  nicht  gar  ganz  fehlen  oder 
geringfügig  sind  (Lage  der  Berufe  mit  Universitätsbildung  bei  uns).  Das  Miss- 
verhältniss  zwischen  erlangter  formaler  Bildung,  darauf  begründeten  Lebensansprüchen 
in  materieller  und  ideeller  Richtung  einer-,  Lebensstellung,  Aussichten,  Einkommen, 
Vermögen  andrerseits  wird  grösser.  Unzufriedenes  Bildungsproletariat  ist  die  noth- 
wendige  Folge. 

C.  —  §.  259.  Die  Uebervölkerungsfrage  und  das 
Yertheilungsproblem.  Gewiss  kommt  in  dem  Allen  dud  auch 
die  Frage  der  Yertheilung  des  Nationaleinkommens  und  National- 
vermögens mit  in  Betracht,  aber  nicht  in  erster  Linie,  wie  nach 
der  Meinung  so  vieler,  namcDtlich  der  Socialisten,  sondern  nur  als 
Nebenmoment  neben  der  Bevölkerungsbewegung  und  der  daraus 
hervorgehenden  Uebervölkerung.  Ja,  man  kann  weiter  gehen  und 
mit  Recht  behaupten:  diejenige  „Vertheilung",  welche  sich 
auf  der  Rechtsbasis  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  und  im  Wesentlichen  mittelst  Verträgen  im  privat- 
wirthschaftlichen  Organisationssystem  vollzieht,  fällt  eben  zwischen 
Besitzenden  und  Nicht-Besitzenden,  zwischen  „Kapital  und  Arbeit", 
zwischen  „Grundbesitz  und  Arbeit",  so  ungünstig  für  die  Arbeiter  aus, 
weil  sie  unter  dem  Druck  der  grossen  Bevölkerungsdichtigkeit,  der 
Vermehrung  derselben,  der  Ueberholung  des  Bedarfs  an  Arbeitskräften 
jeder  Art  durch  das  Angebot  von  solchen  steht.  Der  „Lohndruck", 
die  Erhöhung  des  Arbeitsmaasses,  die  Verlängerung  des  Arbeits- 
tages geht  wesentlich  aus  diesen  Verhältnissen  der  Be- 
völkerungsbewegung hervor.  Die  letztere  ist  das  mechanische 
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Moment,   das  sich  immer  wieder  mit  elementarer  Gewalt  im  Ver- 
theilangsprocess  Geltung  verschafift. 

Das  „Kapital''  findet  eben  hier  immer  wieder  Arbeitskräfte,  welche  ihm  zn  den 
ungünstigsten  Bedingungen  zu  Dienste  sein  mUssen.  um  leben,  um  Kinder  erhalten 
zu  können.  Durch  Bechtsnormcn ,  durch  Sitten  und  sittliche  Anschauungen,  durch 
Classenoiganisationen  der  Arbeitskräfte  (Gewerkveroinswesen)  mag  das  etwas  gemildert 
werden.  Aber  das  durch  die  Be?Olkemngäbewegnng  vomemlich  mit  bestimmte  Yer- 
häJtniss  zwischen  Arbeitsangebot  und  Arbeitsnacbfrago  gewinnt  immer  wieder  den 
wesentlich  entscheidenden  Einfloss.  Die  Ersetzung  der  menschlichen  Arbeit  durch 
die  Maschine  wirkt  ja  in  derselben  Richtung,  aber  sie  ist  nicht,  wie  der  Socialismos 
wähnt,  der  hier  allein  entscheidende  Umstand. 

Das  würde  sich  vielleicht  in  der  Form  und  etwas  im 
Maasse,  aber  nicht  nach  Princip  und  Art  ändern,  wenn  das 
so  Cialis  tische  Programm  ausgeführt  würde,  das  gesellschaftliche 
Gemeioeigenthnm  an  den  sachlichen  Productionsmitteln.  die  gesell- 
schaftliche Ordnung  der  Production  und  der  Yertheilung  einträte. 
Denn  das  Tempo  und  die  Stärke  der  Volksvermehrang,  des  6e- 
burtsüberschnsses  —  von  der  gerade  in  einem  „socialistischen'' 
Gemeinwesen  sehr  heiklen  Frage  der  Wanderungen,  der  Freizügig- 
keit, der  Ein-  und  Auswanderungsfreiheit  selbst  abgesehen  —  würde 
auch  hier  jedenfalls  der  eine  bestimmende  Factor  für  den  mög- 
lichen „Antheil  des  Einzelnen  am  Gesammtproduct  der  arbeits- 
theiligen  Volkswirthschaft^'  bleiben.  Darüber  kommt  keine  denk- 
bare „Organisation  der  Arbeit''  hinaus. 

Alsdann  steht  man  aber  wieder  vor  der  schon  mehrfach 
erwähnten  Hauptfrage:  ist  es  auf  Grund  aller  psychologischen  Er- 
fahrung wahrscheinlich,  dass  in  der  „socialistischen  Volkswirth- 
Schaft^'  die  Bevölkerung  langsamer  als  in  der  heutigen,  das  Natio- 
naleinkommen dagegen  rascher  wächst?  Wer  das  nicht  in 
bejahen  wagt  und  eher  nach  Allem  das  Gegentheil  für  wahrschein- 
licher hält,  der  wird  wiederum  einräumen  müssen,  dass  die  Ge- 
fahr einer  durchschnittlichen  Verschlechterung  der  Lebens- 
lage eintritt,  selbst  wenn  kein  Pfennig  „Besitzeinkommen''  an 
„volkswirthschaftliche  Drohnen"  abgeht;  dass,  wie  wir  es  schon 
oben  ausdrückten,  wenn  der  Divisor,  die  Bevölkerung,  noch  rascher, 
der  Dividendus,  das  Volkseinkommen,  noch  langsamer,  als  heut- 
zutage, wächst,  der  Quotient  unvermeidlich  für  den  Einzelnen 
kleiner  werden  muss. 

Alles  das  beweist  daher  auch,  dass  die  „Bevölkerungsfrage'' 
und  die  „Uebervölkerungsgefahr"  in  der  That  vom  Socialismns 
ebenso  ernst,  wenn  nicht  noch  ernster  beachtet  werden  muss,  als 
das  im  gegenwärtigen  und  in  jedem  früheren  System  der  wirthschaft- 
lichen  Rechtsordnung  und  Organisation  und  als  es  auf  der  heutigen 
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und   auf  jeder   früheren  yolkswirthschaftliehen  Entwicklungsstufe 
geboten  ist  (§.  192,  196). 

D.  —  §.260.  Schlusssätze  und  Postulate.  Wir  haben 
oben  (S.  636,  Schluss  von  §.  248)  ein  Postulat  formulirt,  welches 
vom  Standpuncte  des  Productionsinteresses  aus  ftlr  das  Maass  der 
BevölkerungSYermehrung  aufzustellen  war.  Dasselbe  Postulat  be- 
hält nach  den  vorausgehenden  Erörterungen  auch  bei  der  Be- 
trachtung der  Bevölkerungsfrage  vom  Vertheilungsstandpuncte  ans 
seine  Geltung,  muss  aber  hierillr  dann  noch  nach  einigen  Seiten 
ergänzt  werden.    Es  kann  dann  etwa  folgendermaassen  lauten: 

Bei  gegebener  Productionstechnik,  gegebenen  Communications-, 
Absatz-,  Bezugsverhältnissen,  gegebener  Rechtsordnung  für  Pro- 
duction  und  Vertheiluag,  gegebener  Lebenshaltung  der  Massen, 
daher  auch  bei  gegebenen  Ansprüchen  der  letzteren  in  Bezug  auf 
Arbeitslast,  Art,  Maass  und  auf  Bedürfnissbefriedigungslust,  Art, 
Umfang  ist  nur  eine  solche  Volksvermehrung  zu  wünschen,  welche 
selbst  wieder  durch  ihre  Bereitstellung  von  arbeitsfähigen  und 
arbeitswilligen  Gliedern  (Erwerbsthätigen)  die  Bedingungen  einer 
mindest  ebenmässig,  womöglich  einerverbältnissmässig  noch  stärkeren 
Steigerung  der  GUterproduction,  des  Volkseinkommens,  erfüllt. 

Nur  in  diesem  Maasse  ist  eine  Volksvermehrung  vom  Stand- 
puncte der  Vertheilung  betrachtet  auf  allen  Stufen  der  volkswirth- 
schaftlichen  Entwicklung  und  unter  allen  Systemen  der  volkswirth- 
sehaftlicben  Rechtsordnung  und  Organisation  möglicher  Weise 
nnbedenklich.  Bei  einer  stärkeren  Vermehrung  tritt  immer  wieder 
die  Gefahr  der  relativen  Uebervölkerung  mit  ihrer  nothwendigen 
Folge  der  Verkleinerung  des  auf  den  Einzelnen  fallenden  Ver- 
theilungsquotienten  oder  Antheils  am  Nationaleinkommen  ein.  Damit 
aber  werden  leicht  auch  die  Bedingungen  der  Cnlturentwicklung 
der  Gesammtbeit  untergraben.  Nothwendig  tritt  das  ein,  wenn 
die  Herabsetzung  der  Lebenshaltung  zu  einer  Beschränkung  in 
der  Befriedigung  nothwendiger  und  berechtigter  materieller  und 
ideeller  Bedürfnisse  führt. 

In  einer  volkswirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  Organisation, 
wie  derjenigen  der  bisherigen  geschichtlichen  Entwicklung,  der 
heute  auch  bei  den  Cniturvölkern  bestehenden,  der  Privateigen thums- 
Ordnung  und  der  privatwirthschaftlichen  Organisation,  ist  das  Maass 
der  nach  dem  Vorausgehenden  zulässigen  Volksvermehrung  noch 
enger  begrenzt.  Denn  von  dem  Volkseinkommen  geht  hier  eine 
mehr  oder  weniger  hohe  Quote  an  die  die  sachlichen  Productions- 
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mittel  besitzenden  und  damit  prodacirenden,  die  Leitung  der  natio- 
nalen Prodnction  führenden  Classen  nnd  überhaupt  an  die  Bemfs- 
stände,  Volkskreise y  Familien  und  Einzelnen,  welche  ein  ttber- 
durchschnittliches  Einkommen  beziehen,  vom  gesammten 
Nationaleinkommen  ab  (§.  199).  Nur  der  hiemach  verbleibende 
Rest  dieses  letzteren  nnd  dessen  Bewegung  nnd  Entwicklung 
(nach  dem  absoluten  Gebranchswerthbetrage  bemessen)  ist  daher 
hier  die  für  die  Vertheilnng  unter  die  übrige,  die  nicht-besitzende, 
die  untere,  die  Arbeiterclasse  zur  Verfügung  stehende  Werthgrösse. 
Entscheidend  sind  mithin  die  Proportionen  des  Wacbsthums  dieser 
Grösse  einer-,  des  genannten  Bevölkernngstheils  andrerseits  für  die 
Höhe  des  Vertheilungsquotienten.  Dieser  Bevölkerungstheil  darf 
nicht  rascher,  womöglich  nicht  einmal  so  rasch  wachsen,  als  jener 
verfügbare  Theil  des  Nationaleinkommens.  Sonst  mnss,  wenn 
auch  selbst  das  ganze  Nationaleinkommen  stärker  wüchse,  als  die 
Gesammtbevölkernng,  nothwendig  wieder  hier,  für  diese  Volks- 
t heile,   Uebervölkerung  eintreten  mit  ihren  angedeuteten  Folgen. 

Im  Interesse  dieses  Haupttheils  des  Volks  und,  soweit  dies 
Interesse  auch  ein  solches  der  ganzen  Volksgemeinschaft  ist,  in 
demjenigen  der  letzteren,  erscheint  es  erwünscht,  dass  die  Zunahme 
des  Nationaleinkommens  mehr  jenem  Volkstheil  zur  besseren  Be- 
friedigung seiner  materiellen  und  zur  Befriedigung  wahrer  be- 
rechtigter Gulturbedürfnisse  zu  Gute  komme,  daher  eventuell  —  hier 
einerlei  auf  welchem  Wege,  durch  welche  Mittel  —  auf  Kosten 
der  besitzenden  Classen  und  der  Kreise  und  Personen  Überdurch- 
schnittlichen Einkommens,  mindestens  in  der  Art,  dass  der  weitere 
Zuwachs  des  Nationaleinkommens  nicht  diesen  letzteren,  sondern 
jener  Masse  des  Volks  ganz  oder  doch  grösstentheils  zufalle.  Die 
Privateigenthumsordnung  und  die  privatwirthschaftliche  Organisation 
erschwert  das,  ohne  es  durchaus  zu  hindern.  Es  ist  eine  principidle 
socialökonomische  Frage  der  volkswirthschaftlichen  Organisation 
(Buch  5)  und  Bechtsordnung  (Abtheilung  II  der  Grundlegung),  die 
Gestaltung  der  Vertheilnng  des  Nationaleinkommens  und  National- 
vermögens und  zumal  des  weiteren  Zuwachses  beider  mehr  in  die 
angedeutete  Richtung  hinüber  zu  leiten.  S.  auch  folgendes  2.  Kapitel 
dieses  4.  Buchs  hierüber. 

Aber  der  Erfolg  selbst  der  gelungensten  bezüglichen  Em- 
richtnngen  und  Maassregeln,  selbst  einer  rein  socialistischen  Pro- 
ductions-  und  Vertheilungsordnung  ohne  jedes  Besitzeinkommen, 
vorausgesetzt,  was  freilich  zu  bezweifeln  ist,  dass  dabei  das  volks- 


Schiasssätze  und  Postolate.  665 

wirthschaftliche  Prodnctionsproblem  gentigend ,  miDdestens  nicht 
schlechter,  vielleicht  sogar  besser  gelöst  würde,  als  auf  dem  Boden 
der  bestehenden  Rechtsordnung  und  Organisation,  —  der  Erfolg 
von  dem  Allen  ist  wiederum  durchaus  abhängig  von  dem 
Maasse  der  Bevölkerungsvermehrung.  Geht  diese  rascher 
als  diejenige  des  ganzen  Nationaleinkommens  oder  des  für  die 
Masse  verfügbaren,  wenn  auch  grösser  werdenden  Theils  desselben 
vor  sich,  wozu  eben  Tendenzen  bestehen,  so  muss  sich  der  Ver- 
theilungsquotient  abermals  nothwendig  verkleinern. 

Soll  das  vermieden,  soll  die  Gefahr  der  relativen  Uebervölkerung, 
welche  hier  immer,  unter  allen  wirthschaftlichen  Rechtsordnungen 
und  Organisationen,  eintritt,  beseitigt,  andrerseits  die  traurige  Even- 
tualität einer  Niedrighaltung  der  Lebensführung,  der  Culturent- 
Wicklung  oder  eines  Hervorkommens  der  repressiven  Tendenzen 
der  Volksvermehrung  verhütet  werden;  ist  auch  die  unter  solchen 
Verhältnissen  erwünschte  Auswanderung  nicht  im  erforderlichen 
Maasse  in  Gang  zu  bringen  und  darin  zu  erhalten  und  versagt 
die  Hilfe  des  technischen  Fortschritts  in  der  Production,  zumal  im 
Landbau,  und  die  Hilfe  der  Absatzerweiterung  wie  des  hinlänglich 
lohnenden  Absatzes  heimischer  Producte  und  Leistungen  auf  fremden 
Märkten,  der  Bezugserweiterung  und  des  lohnenden  Bezugs  fremder 
Producte  uud  Leistungen  aus  diesen  Märkten  —  wie  das  nach  den 
früheren  Ausführungen  anzunehmen  ist  — :  so  giebt  es  überhaupt 
nur  ein  durchschlagendes  Hilfsmittel  auf  die  Dauer: 
die  genügende  Wirksamkeit  der  präventiven  Tendenzen 
der  Volksvermehrung,  auch,  ja  gerade  auch  in  der  hochent- 
wickelten Volkswirthschaft  der  „Agricultur-,  Manufactur-  und 
Welthandelsphase"  mit  grosser  Volksdichtigkeit;  aber  nicht  minder 
auch,  ja  vollends  auch,  in  einer  socialistisch  eingerichteten 
Volkswirthschaft  und  in  jeder  sich  einer  solchen  Einrichtung,  z.  B. 
durch  legislative  und  administrative  Maassregeln  zu  Gunsten  der 
arbeitenden  Classen  und  der  „kleinen  Leute'*  überhaupt  nähernden 
(Arbeiterschutz,  Arbeiterversicherung,  Unentgeltlichkeit  oder  hinter 
der  Kostendeckung  zurückbleibende  Bezahlung  öffentlicher  Ein- 
richtungen und  Leistungen  [Volksschule],  „sociale"  Finanz-  und 
Steuerpolitik)  ^). 

Robert  Malthus  behält  somit  in  allem  Wesentlichen 
Recht! 

^)  Vgl.  besonders  meine  Finanzwissenschaft  I,  3.  Anfl.,  §.  27,  und  II,  2.  Aufl., 
§.  82,  159,  160  und  die  Ausfahrungcn  im  folgenden  Kapitel. 
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Hiermit  haben  wir  die  Behandlnng  der  y^volkswirthscbaftlicben 
BeFölkeniDgslebre'S  soweit  das  für  QDsere  Zwecke  geboten  war 
(§.  191  ff.),  beendigt.  Eine  Grundlage  ist  so  anch  ftir  alles  Folgende, 
zanäcbst  insbesondere  für  die  Erörterungen  im  zweiten  Kapitel 
dieses  vierten  Buchs  und  im  fünften  Buche  (Organisation  der  Volks- 
wirthschaft)  gewonnen,  auf  der  wir  weiter  zu  bauen  haben. 


Zweites  Kapitel. 

Der  Bedarf  und  das  Vertheilungsproblem 
oder  die  Einkommenlehre  vom  Vertheilungs- 

standpunct  betrachtet. 

§.  261.  [2.  A.  S.  134—136.]  Vorbemerkungen.  Dieses  Kapitel  bringt  die 
oben  in  §.  170  angekUndigrte  Ergänzung  der  dort  nur  Tom  Prodactionsstand- 
pnncte  bebandelten  Einkommenlehre  nunmehr  Fom  Yertheilungsstandpancte 
und  damit  auch  ?om  Standpancte  der  Erörterung  des  Sein-soIIens,  der  Auf- 
stellung eines  Richtungsziels  aus,  zugleich  in  Gemässheit  unseres  methodologischen 
Standpuncts  (s.  §.  57,  62  E). 

Wesentlich  den  Anregungen  der  socialistischen  Theoretiker  ist  durch  ihren 
scharfen  Hinweis  auf  die  Forwiegende  Bedeutung  des  Yertheilungsproblems  die 
Berichtigung  der  Einseitigkeiten  der  früheren  Nationalökonomie  zu  verdanken.  Diese 
vertrat  hier  in  ihren  Untersuchungen  meist  nur  den  Prodnctions-  und  selbst  nur  den 
Prodnceiitenstandpnnct.  Indessen  sind  die  Consequenzen  dieser  neueren  Aoffassoni^ 
bisher  meistens  nur  in  der  im  engeren  Sinne  sogenannten  socialen  Frage,  in  der 
,, Arbeitcrfrage*S  zur  Geltang  gekommen,  in  der  Volkswirthschaftslehre, 
als  Ganzes  genommen,  namentlich  in  der  Formulirung  der  Probleme  der 
Theorie,  noch  wenig.  Diese  Aufgabe  gilt  es  jetzt  zu  lösen.  Die  folgenden  £^ 
Orteningen  in  diesem  Kapitel  enthalten  einen  Versuch  dazu,  für  welchen  nur  wenige 
unmittelbare  Vorarbeiten,  abgesehen  von  einem  Theil  der  Litteratnr  tlbcr 
die  Arbeiterfrage  und  über  sociale  Organisation  im  Allgemeinen,  vorhanden  sind. 
A.  Smith,  Ricardo,  und  ihre  cngli&chen  Nachfolger  (mit  theilweiser  Ausnahme 
von  J.  St.  Mill),  J.  B.  Say  und  die  meisten  späteren  Franzosen  (mit  theilweiser 
Ausnahme  von  Sismondi),  die  Deutschen  nicht  nur  bis  auf  Rau  und  Hermann, 
sondern  selbst  (im  Wesentlichen  wenigstens)  einschliesslich  Roscher's  haben  die  in 
diesem  Kapitel  erörterten  Puncte  theils  gar  nicht,  theils  nur  nebenbei  und  nicht 
p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  bebandelt.  Wichtige  Gesicht^^puncte.  aber  nicht  systematisch-dogmatiscbe 
Erörterungen  und  Formulirungen  der  einschlagenden  Probleme  enthalten  Sismondi's. 
Hildebrand's  und  Knies'  öfters  genannte  Schriften. 

Einige  Beispiele  für  die  ältere  Behandlungswcise.  Rau  erörtert  im  4.  Abschnitt 
des  1.  Theils  (Zustände  der  Volkswirthschaft)  §.  73 — 81  eigentlich  nur  die  formale 
Seite  dieser  Zustände  (Classification  der  Einkommenverhältnisse,  §■  76  fi\,  s.  unten  in 
diesem  Kapitel  im  zweiten  Abschnitt,  bes.  §.  2bb)  Im  1.  Abschnitt  der  Lehre 
von  der  Vertheilung  (§.  140  If.)  betrachtet  Rau  „die  Vertheilung  im  Allgemeinen** 
nur  ganz  kurz  und  auch  bloss  von  der  formalen  Seite.  Dasselbe  gilt  von 
seinen  Erörterungen  über  „das  Volkseinkommen  im  Ganzen"  §.  245 — 251,  in  welchen 
ausserdem  ausschliesslich  der  Productionsstandpunct  eingenommen  wird.  Diese  Er- 
örterungen sind  daher  schon  oben  im  3.  Kapitel  des  3.  Buchs  (S.  399  ff.)  berührt 
worden.  Nur  im  4.  Buch,  in  der  Lehre  von  der  Verzehrung,  besonders  im  1.  Ab- 
schnitt §.  319  E,  linden  sich  bei  Rau  sporadische  Bemerkungen  (besonders  §.  322, 
325,  326)  über  die   eigentlich  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der  Vertheilung 
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des  Yolkseinkoinmens.  Ich  führe  dies  an,  nicht  nur  nm  zu  zeigen,  dass  diese  Behand- 
langsweise  nicht  mehr  genügen  kann,  sondern  w^eil  diese  ganze  dürftige  Behand- 
lung des  eigentlich  bedentsamsten  Panctes  der  Einkommenlehre  bei  Ran,  nemlich 
der  Frage  nach  den  Folksurirthschaftlichen  und  coltarlicben  Wirkongen  einer  be- 
stimmten Art  der  Yertheilung  des  Nationaleinkommens  und  -YermOgens  (trotz  der 
Bemerkungen  Ran*s  in  §.  140)  nnd,  damit  zusammenhängend,  der  Frage  nach  der 
wttnschenswerthen  Yertheilang,  tlberbaupt  charakteristisch  für  die  ältere  und  fast 
noch  die  ganze  bisherige  Nationalökonomie  ist,  daher  auch  keineswegs  einen  Yonrorf 
speciell  gegen  Bau  bildet.  Hermann  in  seinen  Untersuchungen  behandelt  zwar  die 
Bedürfnisse  eingehend  genug  (2.  Aufl.  Abth.  II,  S.  78 — 103),  aber  „das  Einkommen 
in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse'^  handelt  er  in  wenigen  Sätzen,  mehr  formalen  Inhalts, 
ab  (S.  594).  Dies  entspricht  auch  dem  doch  noch  überwiegend  priyatwirthschaft- 
liehen  Standpuncte  des  Hermann 'sehen  Werkes.  Auffallender  ist,  dass  auch  Bosch  er 
eine  principielle  Erörterung  der  Tolkswirthschaftlichen  Wirkongen  der  Yertheilung 
des  Yolkseinkommens  ebenfalls  vermissen  lässt,  denn  seine  wie  immer  reichen,  fleissig 
zosammengestellten  ond  geistvoll  ausgelegten  geschichtlichen  Notizen  über  die  Yer- 
theilung können  hier  noch  weniger  als  in  anderen  Fällen  einen  Ersatz  für  eine  solche 
Erörterung  bilden  oder  eine  solche  selbst  darstellen.  Freilich  hängt  dieser  neileicht 
absichtliche  Mangel  mit  Roschcr's  Methode  und  mit  anrichtigen  Sehlossfolgerongen 
hinsichtlich  der  Aufgabe  der  Yolkswiitlischaftslehre  zusammen  (s.  o.  §.  4  u.  1.  Buch 
Kap.  2,  bes.  §.  54—64).  Aber  das  Beispiel  der  Einkommen-  ond  Yertheilungslehre 
ist  auch  gerade  ein  Hauptbeweisstück,  dass  Eoscher's  Lehrmeinung  hier  einer  ein- 
greifenden Modification  bedarf.  Yergl.  Röscher  I,  §.  147,  148,  §.  203  fif.  (7.  Kap. 
des  3.  Buchs,  Yertheilung  des  Nationaleinkommens,  besonders  §.  205,  wo  er  sagt: 
„Zar  wirthschaftlichen  BlUthe  eines  Yolks  kann  eine  Harmonie  der  grossen,  mittleren 
und  kleineren  Yermögen  die  unentbehrliche  Yoraussetzung  heissen'*,  wo  aber  die  im 
Anschluss  an  diesen  Satz  nothwcndige  principielle  Erörterung  der  Yertheilungsfrage 
ausbleibt).  Dann  4.  Buch  von  der  Consumtion.  §.  206  E,  mit  nur  sporadischen,  das 
Yertheilungsproblem  betreffenden  Bemerkungen,  z.  B.  §.  214,  221,  224,  330.  Auch 
in  den  neuesten  Auflagen  bringt  Ro&cber  zwar  einzelne  kritische  Bemerkungen  gegen 
socialifitische  oder  diesen  sich  nähernde  Auffassungen,  einiges  neuere  statistische 
Material  zur  Yertheilungs frage  aber,  treu  seinem  methodischen  Standpuncte  und 
seiner  ja  aus  anderen  Gründen  begreiflichen  Absicht,  auch  am  Texte  der  Para- 
graphen seines  berühmten  Lehrbuchs  nicht  viel  zu  ändern,  auch  jetzt  noch  keine 
eigentlich  principielle  Ausführungen.  Seine  gelegentlichen  polemischen  Wendungen, 
auch  gegen  mich,  sind  aber  eben  deswegen  m.  E.  nicht  durchschlagend,  denn  sie 
treffen  immer  höchstens  nur  Consequenzen  der  gegnerischen  Principien,  nicht  letztere 
selbst.  Yergl.  dagegen  von  Früheren  schon  besonders  Bern hardi  a.  a.  0.  §.  14 — 17, 
sonst  noch  v.  Mangoldt,  Yolkswirthschaff sichre  Kap.  12  ff.  und  jetzt  G.  Cohn's 
Grundlegung,  bes.  1.  H.  A.  Kap.  3,  2.  H.  A.  Kap.  3,  3.  H.  A.  Kap.  3. 

Die  ältere  Nationalökonumie,  auch  in  ihren  eben  genannten  strengwissenschaft- 
lichen Ycrtretern,  vollends  aber  in  den  Schriften  und  Artikeln  der  freihändlerischen 
Publicistik,  der  Männer  des  Laisser- faire ,  hat  die  Einkommenlehre  aus  dem  Grunde 
zu  einseitig  aus  dem  Standpuncte  der  Production  behandelt,  weil  sie  die  Production 
als  das  schlechtweg,  und,  logisch  sowohl  als  wirklich,  noth wendig  vorangehende 
Moment  —  das  prius  —  für  die  nachfolgende  Yertheilung  betrachtete.  Daher 
der  stete,  freilich  selbstverständliche  practische  Rath  in  der  Arbeiterfrage:  „zuerst 
mehr  prodncircn,  dann  könnt  Ihr  auch  mehr  vertheilen'*  (s.  u.  passim  im  1.  ond 
2.  Abschnitt).  Natürlich  ist  eine  vorherige  grössere  Prodoction  immer  die  conditio  sino 
qua  non  Itir  ein  zu  vcrtheilen des  grösseres  Gesammtproduct.  Aber  daraus 
folgt  nicht,  dass  die  Production  allein  die  Voraussetzung  der  Yertheilung  überhaupt 
und  einer  gewissen  Art  der  Yertheilung  ist.  Yielmehr  ist  auch  ebenso  wohl 
umgekehrt  eine  bestimmte  Art  der  Yertheilung  des  Yolkseinkommens  eine 
maassgebende  Bedingung  fUr  eine  bestimmte  Art  der  Production  und 
innerhalb  gewisser  Grenzen  —  z.  B.  weil  die  Arbeitslust  der  arbeitenden  Classe 
einwirkt,  ein  mindestens  ebenso  wichtiges  Moment,  als  die  möglichst  im  Productions- 
interesse  zu  begünstigende  Spar-  und  Kapitalbildungstendenz  der  besitzenden  Classen 
—  selbbt  für  die  Höhe  der  gesammten  Production.  Production  und  Yerthei- 
lung des  Yolkseinkommens  stehen  also  immer  in  Wechselwirkung  und 
das  eben  muss  auch  die  Einkommenlehre  berücksichtigen.   Es  ist  in  Folge  dessen 
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üDvermcidlich.  mit  der  Lehre  ?oin  Einkommen  oder  von  der  yertheilimg  sogleich  die- 
jenige  ?om  Bedarf  oder  ?om  Auskommen  und  vom  Bedürfnissstand  zu  ?er^ 
binden  und  principiell  die  Fragen  zu  erOnem,  ob  und  wie  weit  eine  Ungleich- 
heit der  indifiduellen  Einkommen  nothwendig  oder  zulässig  ist;  ob  und  wie  weit 
deijenigcn  Gestaltung  der  Einkommenverhältnisse,  welche  sich  auf  einer  gegebenen 
Basis  des  Rechts,  besonders  im  System  der  freien  Goncurrenz,  ergiebt,  entgegen  zv 
arbeiten  ist,  insbesondere  durch  den  Staat  und  durch  Beformen  des  Rechts, 
namentlich  des  Privatrechts  (Eigenthum,  Vertragsrecht);  und  demgemäas 
auch,  welches  das  Ziel  ist,  das  für  die  Vertheilung  des  Volksoinkommens  erstrebt 
werden  soll.  Principielle  Erörterungen  hierüber  fahren  dann  nothwendig  zu  höheren 
und  allgemeineren  Fragen  der  Rechtsphilosophie  und  der  Politik  und  mOsseo 
den  innigen  Zusammenhang  der  Ycrtheilong  des  Volkseinkommens  mit 
der  gesamrotcn  gesellschaftlichen  Rechtsordnung  über  Personenstand 
(Freiheit  und  Unfreiheit)  und  Eigenthum,  sowie  den  maassgebenden  Einfloss  der 
Vertheilung  auf  die  Entwicklung  der  Caltur  und  Bildung  des  Volks  überhaupt  und 
seiner  verschiedenen  Wohlstandsclasscn  insbesondere  darlegen.  Die  folgende  tt- 
örterung  über  die  Einkommen -Vertheilung  in  diesem  Kapitel  leitet  daher  zugleich 
zu  den  Untersuchungen  des  Bachs  5  von  der  Organisation  der  Voikswirthschaft,  6  vom 
Staate,  und  der  2.  Abtheilung  der  Grundlegung,  von  Volkswirthschaft  und  Recht  hinQber 
und  findet  dort  erst  ihren  Abschluss.  Sic  hat  in  dieser  3.  Aufl.  erhebliche  Er- 
weiterungen erfahren. 

Wie  man  sieht,  hangt  die  hier  eingeschlagene  Behandlungsweiso  auch  wieder 
mit  der  Streitfrage  über  die  Aufgaben  und  die  Methoden  der  Socialökonomie 
zu:$ammen.  Dafür  ist  jetzt  in  dieser  3.  Auflage  dieser  Grundlegung  auf  die  ein- 
gehenden Erörterungen  im  2.  Kapitel  des  1.  Buchs,  welche  in  den  beiden  ersten 
Auflagen  fehlten,  zu  verweisen.  Die  richtige  principielle  Erörterung  des  Verthei- 
lungsproblems  und  der  Einkommenlehrc  vom  Vertheilungsstandpuncte  aus  liefert  zn- 
gleich  wieder  m.  E.  einen  Beleg  fUr  die  Nothwendigkeit  und  die  Richtigkeit  der  oben 
in  der  Frage  der  Aufgabe  und  Methode  erfolgten  Stellungnahme. 

Die  Warnung  vor  „Ideologie'*,  und  wenn  sie  sclb:it  aas  dem  Munde  eines 
Mannes  wie  W.  Röscher  kommt  (s.  Syst.  I,  §.  23  fi.),  darf  vor  solchen  Unter- 
suchungen nicht  zurückschrecken  (vgl.  auch  §.  292). 

Bei  principiellen  Erörterungen  über  die  richtige  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  bei  Anerkennung  des  Erfordernisses,  wenigstens  für  jedes  Zeit- 
alter und  Volk  ein  ideales  Ziel  der  Entwicklung  der  Vertheilung  aufzustellen, 
muss  nur  stets  den  möglichen  und  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrung  wie  der 
psychologischen  Analyse  der  Triebe  und  Motive  wahrscheinlichen  Rück  Wirkungen 
auf  das  gesammte  Volksleben  und  insbesondere  auch  auf  die  Bevölkerungs- 
bewegung, die  natürliche  wie  die  in  den  Wanderungen  sich  vollziehende,  thunlichst 
Rechnung  getragen  werden.  Beides  geschah  schon  in  den  früheren  Auflagen,  jetzt 
in  dieser  dritten  geschieht  es  in  letzterer  Hinsicht  in  besonderer  Bezugnahme  auf  das 
vorige  Kapitel. 

Die  gegebenen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  und  der  Bevölkerun/js- 
bowegung,  des  Sitten-  und  Culturstandes  und  ausserdem  diejenigen  des  Ge- 
sammtstandes  der  technischen  Production,  des  Absatzes  und  Bezngs 
der  Productc  und  der  Entwicklungen  darin  bilden  aber  auch  zugleich  die  Be- 
dingungen für  die  Gestaltung  des  Vertheilangsprocesses.  Sie  sind  daher  auch  nacb 
dieser  Seite  bei  allen  principiellen  Erörterungen  über  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens. Aufstellung  eines  Entwicklungszicls  dafür,  entsprechend  zu  berücksichtigen. 
In  allen  diesen  Beziehungen  ist  Manches  vom  Socialismus  zu  lernen,  aber  auch  wr 
dessen  Optimismus  und  Ilyperidcologie  zu  warnen.  Es  wird  nicht  nothwendig  sein, 
darauf  jedesmal  des  Ausführlichen  zurück  zu  kommen.  Im  1.  Buche  und  im  vorigen 
Kapitel  dieses  4.  Buchs  ist  oftmals  auf  diese  Zusammenhänge  hingewiesen  worden. 

Aus  der  weiteren  Littcratur  verweise  ich  vornemlich  auf  die  vorzüglichen, 
mehrfach  schon  genannten  Schriften  A.  Lange's  (s.o.  S.  44),  bes.  die  Arbeiterfrage. 
..Mill's  Ansichten  u.  s.  w.**  und  die  einschlagenden  Abschnitte  der  Geschichte  des 
Materialismus.  S.  ferner  J.  St.  Mi  11,  politische  Oekonomic,  Buch  II  und  IV,  und 
wieder  besonders  Rodbertus'  (S.  37)  genannte  Arbeiten,  die  nur  leider  diese  wichtij^en 
Principienf ragen  immer  bloss  aphoristisch  behandeln  und  nur  geistvolle  Streifblicle 
darauf  werfen,  sodann  S  chÄf  fle,  Syst.  3.  Aufl.,  besonders  §.  282  if.  (II,  378  ff).  §.  312  ff. 


Yertheilung  und  Bedarf  im  Allgemeinen.  669 

§.  846  ff.  (eb.  S.  562  ff.)  u.  Soc.  Körper,  bes.  III,  284,  450,  491.  Schäffle  stellt 
ebenfalls  eine  ideale  Forderung  für  die  wirkliche  Einkommenyertheilang  anf  und 
nennt  sehr  schön  „die  yolkswirtbschaftlich  beste  Gestaltung  der  Einkommenprocesse 
in  der  menschlichen  Gesellschaft"  diejenige  „Vertheilung  des  gesellschaftlichen  Pro- 
ductiousertrags,  bei  welcher  die  sittliche  Gemeinschaft  im  Ganzen  und  in  der  Ab- 
stufung aller  ihrer  Gliederungen  (freilich  wieder  wesentlich  eine  Folge  der  Ver- 
theilung! möchte  ich  hinzufügen)  zum  höchsten  Maasse  der  Gesittung  und  hiernach  zum 
höch^ten  Maasse  aller  wahrhaft  menschlichen  Befriedigungen  zu  gelangen  Fermag.  Kurzer: 
der  an  Vervollkommnung  der  Gesellschaft  fruchtbarste  Einkommenprocess 
ist  das  Ideal  rolkbwirthschaftlicher  Vertheilung  der  Güter  durch  die  Gesammtheit  aller 
Einkommen''.  S.  auch  G.  Schmoller,  Grundfragen,  passim,  H.  Bischof,  Nat. 
ökön.  B.  3,  S.  440  ff.  und  jetzt  manchfach  passim  G.  Cohn  a.  a.  0.,  sowie  Mit- 
hoff, Schönbergs  Handbuch  B.  1,  auch  Anton  Menger,  Bccht  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag  (s.  o.  S.  37  Note,  S.  46)  und  überhaupt  die  in  §.  13  u.  14  genannten 
Schriften.  Wie  übrigens  doch  schon  vor  langen  Jahren  einzelne  Männer  die  Ein- 
seitigkeit der  herrschenden  nat.-ökon.  Lehre  erkannten,  zeigen  die  Ausführungen 
K.  7.  Mohl's,  bes.  über  die  poiit.  Oekonomie  in  d.  Deutschen  Viert.j.schr.  1840,  H.  3. 
S.  darüber  E.  Meier,  Tüb.  Ztschr.  187S,  S.  4:>4  ff.,  501  ff. 

Ueber  Statistik  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  u.  dgl.  m.  siehe  oben 
§.  175,  184  auch  185,  186  mit  Lilteratur. 

1.  Abschnitt. 
Yertheilnng  und  Bedarf  im  Allgemeinen. 

I.  —  §.262  [94].  Bedeutung  der  Ein  kommen- Vertheilung 
und  Ziel  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung.  Erst 
die  Vertheilung,  nicht  schon  die  Grösse  des  Volkseinkommens 
und  Volksvermögens  unter  der  Bevölkerung  entscheidet  darüber, 
in  welcher  ökonomischen  Lage  sich  die  Mitglieder  des  Volks,  die 
Classen,  Berufsstände,  Familien  und  Individuen^  namentlich  die 
grosse  Masse  des  Volks  (die  sog.  unteren  Classen)  befinden.  Be- 
deutende Höhe  des  Volks  Vermögens  und  Einkommens  und  zu- 
gleich eine  solche  Vertheilung  desselben,  dass  auch  die  in 
ungünstigerer  ökonomischer  Lage  befindliche  Masse  der  Bevölkerung 
ihr  genügendes  Auskommen  aus  eigenem  Einkommen  zur 
vollständigen  Befriedigung  aller  nothwendigen  Bedürfnisse  und  zur 
Theilnahme  an  wichtigeren  Culturgütern  eines  Zeitalters  fortdauernd 
gesichert  weiss,  ist  daher  das  zu  erstrebende  Ziel  der  volks- 
wirthschaftlichen Entwicklung,  —  wenigstens  in  jenen 
Perioden  der  Weltgeschichte,  wo  mit  der  Erklärung  der  persön- 
lichen Freiheit  aller  Bewohner  auch  das  letzte  Individuum  aufge- 
hört hat,  nur  als  Mittel  für  die  Zwecke  Anderer  in  Betracht  zu 
kommen. 

Das  bedarf  zunächst  einer  näheren  Begründung. 

II.  —  §.  263.     Begriff  der  Vertheilung. 

(Zusatz  zur  2.  Aufl.  S.  137.)  Es  ist  selbst  gegenwärtig  noch,  nach  meiner 
personlichen  Erfahrung  mit  der  Presspelemik,  nicht  Uberflas^ig,  gegenüber  den  laien- 
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haften  Missferständaisseu  und  der  spiessbargerlichen  Angst  in  gewissen  Kreisen  des 
Pnblicnms,  daran  zn  erinnern,  dass  ..Vertheilnng'*  ein  allgemeines  Problem  in 
jeder  auf  Arbeits tbeilung  beruhenden  Volkswirthschaft  ist.  In  diesem  Sinoe 
haben  natürlich  aoch  alle  wissenschaftlichen  NationalOkonomen  seit  den  Anflügen 
einer  Theorie  der  Volkswirthschaft  den  Ansdnick  (distribnzione,  distribation  im 
Französischen  und  Englischen)  als  technischen  Knnstausdrock  gebraucht  und 
7on  einem  .^Yertheilungsproblem''  gesprochen,  dasselbe  in  ihren  Systemen  uod 
Theorien  behandelt,  die  rein  individualistischen,  privatwirtbschaftlichen  (Ricardol) 
wie  alle  anderen.  Dennoch  begegnet  selbst  in  Kreisen  der  „Gebildeten'*  wohl 
hie  und  da  ein  gewisser  Argwohn,  als  handle  es  sich  hier  um  ein  „theilen  wollen'', 
wie  man  es  thOricht  genug  den  extremen  Socialisten  und  Communisten  nachsagt.  Dcdd 
dabei  missForsteht  man  ja  selbst  die  eigentlichen  bezüglichen  Ideen  und  Pläne  dieser 
Richtungen  ganz.  Im  wissenschaftlichen  Socialismus  handelt  es  sich  z.  B.  nelmehr 
umgekehrt  in  der  Hauptforderung  der  „Vergesellschaftung  der  Productionsmittel"  um 
eine  Beseitigung  der  privatrechtlichen  und  privatwirthschafüichen  „Theilung'*  dieser 
Prodnctionsmittel  unter  zahlreiche  einzelne  PriFateigenthQmer  und  um  eine  Zu- 
sammenfUgong  derselben  in  der  Einen  Hand  der  Gesammtheit,  durchaus  nicht 
um  eine  „Beraubung  der  Heicheren"  zum  Zweck  der  Uebertragung  dieses  „Raubes" 
an  die  Aermeren,  die  Nicht-Besitzenden.  Aber  Missverständnisse  und  Aeni^tlichkeiten 
dieser  Art  zeigen,  dass  auch  hier  begriffliche  und  principielle  Erörterungen 
geboten  sind,  was  die  „historische  Nationalökonomie"  wieder  zu  sehr  verkannt  hat. 

Dieselben  dienen  auch  dazu,  die  eigentlichen  Streitpuncte  zwischen  den 
verschiedenen,  namentlich  den  principiell  in  Betreff  der  Rechtsordnung  gegnerischen 
Richtungen  deutlich  heraus  zu  heben  und  eine  Verhandlungsbasis  zn  schaffen,  anf 
der  es  wenigstens  mOglich  ist,  sich  gegenseitig  zu  verstehen,  wenn  man  sich  auch  nicht 
vereinbart. 

Für  den  Begriff  der  „VertheiluDg"  ist  wieder  der  rein-öko- 
Domische  und  der  geRchichtlich-rechtlicbe  Standpnnct 
zu  unterscheiden  (§.  109).  Jener  führt  zu  einem  allgemeinen 
Begriff,  von  dem  zweiten  Standpnnct  ans  gestaltet  sich  dieser  Be- 
griff dann  wieder  nach  Maassgabe  der  bestehenden  geschichtlichen 
und  rechtlichen  Verhältnisse,  welche  anf  die  Gestaltung  der  Ver- 
theilung  einwirken,  verschieden. 

A.  Allgemeiner,  rein  ökonomischer  Begriff.  „Ver- 
theilung''  ist  hier  derjenige  wirthschaftliche  Vorgang  (Process), 
durch  welchen  ein  in  und  von  einer  aus  verschiedenen  Personen 
und  Personenkreisen  (Classen)  gebildeten  Arbeits-  und  Güterbesitz- 
Gemeinschaft  arbeitstheilig  gewonnener  Gesammt-Rein- 
ertrag  an  die  mit  Arbeit  oder  Güterbesitz  dabei  betheiligten 
Classen  und  Personen  als  deren  Einkommen  gelangt. 

Dieser  „Reinertrag"  versteht  sich  hier  im  volkswirthschaft  liehen  Sinne, 
also  nach  Abzug  der  bloss  natürlichen  oder  volkswirthschaft  liehen  Kosteo, 
welche  .,gcnubslos  verzehrt'*  werden,  also  kein  Einkommen  bilden  (§.  172). 

Für  die  ganze  Volkswirthschaft.  wenn  das  „Volk",  die  gesammte  Bevölkerung  als 
die  Arbeits-  und  Gutcrbesitzgemeinschaft  gedacht  wird,  ist  er  das  Volks-  oder  Natiooil- 
cinkommen  (§.  176),  das  nationale  „Gehammtprodact"  des  Socialismus.  Er  wird  ge- 
wonnen durch  die  vereinigte  Arbeit  und  mit  Hilfe  der  vereinigten  sachlichen  P?o- 
ductionsmittel  —  Grundstücke,  Gcbände,  Kapitalien  —  in  jener  Gemeinschaft.  Der 
Zweck  der  Vertheilung  ist,  die  neuen  Güter  an  die  einzelnen  Personenkreise  und  Per- 
sonen zur  Ermöglichung  der  BedürfnissbefriediguuR:  der  letzteren  gelangen  zu  lassen: 
als  „Consumtionsfonds".  Wie  weit  zu  anderen  Zwecken,  das  hängt  mit  von  der 
Rechtsordnung  ab,   z.  B.  beim  Zweck    der  Kapitalbildung.    Bei   einer   die  private 
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Kapitalbildung:  auch  als  Form  der  Bildang  dos  National-  oder  Socialkapitals  aas- 
schliessenden  Rechtsordnang  und  ToUtswirthschaftliclien  Organisation,  wie  der  socia- 
listischen.  würde  der  Zweck  der  Vertheilung  sich  streng  auf  Verwendnng  der  er- 
haltenen Portion  (die  auch  hier  „Einkommen"'  genannt  werden  könnte)  zu  Gebrauchs- 
und NutzvcrmOgen  (§.  124  £f.)  beschränken.  Was  zur  Erneuerung  und  zur  Vermehrung 
des  Nationalkapitals  aus  den  neu  gewonnenen  Giltern  bestimmt  wäre,  käme  hier  gar 
nicht  erst  „zur  Vcrthcilung'*,  sondern  würde  davon  ?on  Fomherein  zurückbehalten. 

B.  —  §.  264.  Historisch-rechtlicher  Begriff  der 
Vertheilung. 

Hier  kommen,  wie  schon  die  eben  vorangehende  Bemerkung  ergiebt,  ähnliche 
Momente  wie  bei  den  Fragen  vom  National-  und  Privatkapital  (§.  127  £)  und  bei 
den  Arten  des  Erwerbs  wirthscbaftlicher  Güter  (<$.  115  ff.)  in  Betracht.  Auf  die 
dortigen  Ausführungen  kann  daher  hier,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  ver- 
wiesen werden. 

Die  Vertheilang  gestaltet  sich  hier  vor  Allem  nach  der  Rechts- 
Ordnung  verschieden,  wonach  sich  dann  für  verschiedene  Rechts- 
ordnungen und  damit  zusammenhängend  und  in  Wechselbeziehung 
stehend  —  bedingend  und  bedingt  —  für  verschiedene  Verhältnisse 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  auch  der  allgemeine  öko- 
nomische Begriff  der  Vertheilung  historisch  differenzirt. 

Maassgebend  ist  hier  namentlich  Folgendes: 

1)  Ob  und  in  welcher  Weise  persönliche  Unfreiheit 
eines  Theils  der  Arbeitskräfte  oder  volle  persönliche  Freiheit  der 
letzteren  besteht. 

Bei  jener  nimmt  der  den  Unfreien  zur  Kräfteerhaltung  und  Erneuerung,  den 
unfreien  Kindern  zum  Aufwachsen  bis  zur  Arbeitsfähigkeit  gegebene  noth wendige 
UnterLaltsbedarf  denselben  Cbaracter  wie  das  Futter  u.  s.  w.  beim  Vieh  an.  Damit 
scheidet  er  aus  dem  Einkommenbegrifr  und  aus  der  Venheilung  im  hier  besprochenen 
Sinne  aus,  daher  auch  aus  der  Zugehörigkeit  zu  den  „Einkommen  bildenden"  einzel- 
wirthschaftlichcn  Kosten.  Er  geht  in  die  Kategorie  der  natürlichen,  der  eigentlich 
Tolkswirthscbaftlichen  Kosten  über  (§.  172),  —  wenn  man  am  Becbtsbegriff  der  Un- 
freien streng  festhält. 

2)  Welches  Rechtsprincip  für  die  Ordnung  des  Eigen- 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  —  insbesondere  Grund- 
stücken, Gebäuden,  jeder  Art  Kapital  —  besteht,  namentlich  ob 
reines  und  volles  Privateigenthura,  ob  irgend  eine  Art  CoUectiv- 
eigenthum,  speciell  (socialistiscbes)  „gesellschaftliches  Gemein- 
eigenthum*'. 

Hiernach  richtet  es  sich ,  ob  und  welches  Besitz-  oder  Renteneinkommen  und 
ihm  verwandtes  neben  reinem  Arbeitseinkommen  zulässig  ist,  also  aus  dem  Vertheilungs- 
process  her?orgeht.  Ferner  hängt  die  Form  der  Bildung  des  Nationalkapitals  hiermit 
zusammen.  Ausserhalb  der  Privateigenthumsorduung  kommt  eben  in  der,  Forhin  am 
Schluss  des  letzten  §.  erwähnten  Weise,  Fom  „Gesammtproduct**  deijenige  Theil, 
welcher  als  Kapital  fungiren  soll,  gar  nicht  erst  zur  Vertheilung.  Innerhalb  jener 
Ordnung  erfolgt  dagc(2:en  die  Kapitalbildung  erst  neu  aus  den  zur  Vertheilung  als 
Einkommen  an  die  Einzelnen  (Privaten)  gelangten  Quoten  des  Gesammtproducts. 

3)  Endlich  ist  maassgebend  das  im  Productions-  wie  im  Ver- 

theilungsprocess  obwaltende  Regnlirungsprincip  und,   damit 
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verbundeDy  aber  nicht  ganz  damit  zusammenfallend ,  die  Regn- 
Urnngsform.  Beim  Prodnctionsprocess  bandelt  es  sich  nm  die 
Art  der  Leitung  und  der  ganzen  Einrichtung  der  Prodnction,  sowie 
nm  die  Folgen  des  Regulirnngsprincips  und  der  Regulirungsform 
im  VertheiluDgsprocess  für  die  Verhältnisse  der  Production  (z.  B. 
bei  den  Entlohnungsformen  der  Arbeit).  Beim  Vertheilungsprocess 
kommt  von  den  oben  in  §.  115  ff.  besprochenen  typischen  Formen 
des  abgeleiteten  Erwerbs  insbesondere  die  Zutheilung  von 
Gfitern  durch  Autoritäten  oder  die  autoritative  und  die  ver- 
kehrsmässige  oder  die  durch  Verträge  sich  vollziehende  Gt- 
staltung  der  Vertheiluug  in  Betracht. 

Vgl.  bes.  die  Ausf^lhrungen  in  §.  115,  116. 

a)  Bei  der  erstgenannten  Form  wird  der  Antheil  der  mit 
Arbeit  oder  Güterbesitz  an  der  Production  und  —  sei  es  folge- 
weise hiervon,  sei  es  ihrer  Bedürftigkeit  halber  —  am  Productions- 
ertiage  betheiligten  Personenkreise  und  einzelnen  Personen  durch 
eine  anerkannte  Autorität,  welche  zugleich  voraussetzungs- 
weise die  Macht  (Zwangsgewalt)  hat,  ihren  Willen  und  ihre  Ent- 
scheidung durchzusetzen,  nach  Art,  Maass,  Zeitpunct,  Ort 
bestimmt. 

Diese  Autorität  kann  dabei  möglicherweise  ganz  nach  ihrer 
Willkühr  verfahren.  Sie  wird  aber  regelmässig,  schon  aus 
practischen  Gründen,  aus  psychologischen  Motiven,  um  sich  selbst  nicht 
zu  schaden,  mehr  noch  aus  principiellen  Gründen,  wie  Erwägungen 
der  Gerechtigkeit,  Billigkeit,  des  Wohlwollens,  der  Belohnungs-  oder 
der  Strafabsicht,  nach  bestimmten  Grundsätzen  vorgeben. 
Diese  Grundsätze  können  dann  aber  auch  hier  in  die  Sitte  über- 
gehen und  umgekehrt  aus  dieser  hervorgehen,  Bestandtheile  der 
sittlichen  Anschauungen  und  schliesslich  der  Rechtsnormen 
werden. 

Dabei  lassen  sich  als  leitende  Grundsätze  für  die  Vertheilong 
wohl  vornemlich  drei  unterscheiden.  Zunächst  derjenige  der  Be- 
dürftigkeit und  derjenige  der  Leistung  des  Empfängers  in 
der  Production,  eventuell  mit  absichtlichen  Bevorzugungen  oder 
Benachtheiligen,  um  zu  einem  gewissen  höheren  Maass  der  Leisttug 
anzuspornen,  von  einem  gewissen  geringeren  Maass  abzuschrecken 
oder  um  auf  die  Regelung  der  Bedürfnissbefriedigungen  einzuwirken. 
Manche  Modificationen  nach  verschiedenen  Gesichtspnncten  und 
nach  Combinationen  mehrerer  sind  dabei  möglich  und  in  der 
Praxis   üblich,   auch  psychologisch,   namentlich  mit  Rücksicht  aif 
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die  Verhältnisse  der  Motivation  im  wirthschaftlichen  Handeln  und 
Unterlassen  (,,Sparen'*,  Consum-Einscbränkeny  -Regeln)  richtig.  Aber 
auch  noch  ein  dritter  Grundsatz  kann  neben  oder  statt  desjenigen 
der  Bedürftigkeit  und  der  Leistung  und  in  Combination  mit  den- 
selben befolgt  werden:  die  Gewährung  von  Antheilen  in  Art  und 
Höhe,  um  eine  gewisse  ökonomische  und  dadurch  sociale 
Stellung  des  Empfängers,  etwa  zur  Auszeichnung,  zu  er- 
möglichen, eventuell,  und  vorausetzungsweise,  nicht  bloss  in  dessen 
eigenem,  sondern  in  einem  allgemeinen  Interesse,  z.  B.  auch  in 
einem  öffentlichen  (Verhältnisse  des  Besoldungswesens  im  öffent- 
lichen Dienst). 

Die  Verhältnisse  der  ««Yertheilung''  in  primitiveren  Zuständen,  bei  Geschlechts- 
verbänden a.  dgl.  bieten  manche  Belege.  Ein  typisches  Beispiel,  dorch  die  ver- 
schiedensten Zeitalter  hindurch  mit  den  gleichen  GmndzUgen,  liefert  der  Familien- 
verband (S.  296),  wo  im  Ganzen  der  Grundsatz  des  Bedürfnisses,  aber  combinirt 
mit  und  modificirt  durch  diejenigen  der  Leistung,  der  erforderlichen  oder  für  wtln- 
schenswerth  und  berechtigt  geltenden  socialen  und  ökonomischen  Stellung  des  Glieds, 
die  „Verth eilung''  beherrscht.  Ein  anderes  Beispiel  ist  die  Regelung  der  Be- 
soldung im  öffentlichen  Dienst  (System  einer  Art  „Socialtaxen'',  daher  in  1.  Linie 
nach  Leistung,  aber  mit  KUcksicht  auf  BedUrfniss,  Ausbildungskosten,  im  allgemeinen 
Interesse  liegende  sociale  und  ökonomische  Stellung  sowie  mit  sonstigen  Gesichts- 
puncten  der  den  psychischen  Motiven  Rechnung  tragenden  Lohnpolitik,  vergl.  meine 
Fin.wiss.  I,  3.  A.,  §.  152  If.). 

In  einem  streng  socialistischen  Yertheilungssystem  würde  es  sich  ebenfalls 
um  die  Wahl  zwischen  diesen  verschiedenen  Regulirungsgrundsätzen ,  muthmaasslich 
aus  practischen,  psychologischen  Motiven,  um  die  Combination  derselben  handeln. 
Ucber  diesen  heiklen  und  in  der  That  auch  besonders  schwierigen  Punct  äussert  sich 
indessen  der  Socialismus  nicht  gern  deutlich.  Immerhin  kommt  auch  in  den  social- 
demokratiscbcn  Programmen  und  in  der  Begründung  und  Auslegung  derselben  die 
,,yeitheilungsfrage''  schon  vor,  wobei  es  sich  dann  namentlich  um  die  Wahl  zwischen 
den  beiden  genannten  Grundsätzen,  BedUrfniss  und  Leistung,  als  Yertheilungsmaass^ 
Stab  handelt.  S.  Goth.  Programm  (1875):  (Punct  I)  „der  Gesellschaft,  d.  h.  allen 
ihren  Gliedern  gehört  das  gesammte  Arbeitsproduct  bei  allgemeiner  Arbeitspflicht, 
nach  grleichem  Recht,  Jedem  nach  seinen  vcrnunftgemässen  Bedürfnissen", 
während  in  dem  früheren  Eisenacher  Programm  (1869)  (IL  3)  „unter  Abschaffung 
der  jetzigen  Productiousweise  (Lohusystem)"  genossenschaftliche  Arbeit  und  in  ihr 
„der  volle  Arbeitsertrag  für  jeden  Arbeiter"  erstrebt  wurde.  Also:  Princip 
der  Leistung,  aber  ohne  genügende  Andeutung,  wie  diese  bemessen  und  ob  nach 
ihrer  Verschiedenheit  der  Antheil  des  Einzelnen  abgestuft  werden  solle.  Das  neueste 
Erfurter  Programm  (189 1)  scliweij^t  sich  über  die  Vertheilungsfrage  aus,  was  an  sich, 
zumal  in  Verbindung  mit  der  Kritik,  welche  Marx  auch  an  diesem  Puncto  dos 
Gothaer  Programms  geübt  hat.  characteristisch  ist  (vgl.  den  schon  früher  genannten 
Brief  von  Marx  in  der  „Neuen  Zeit",  1891  B.  IX,  1,  S.  567).  Man  speculirt  aber  über 
die  Frage:  ob  Jedem  nach  seinen  Bedürfnissen  oder  Jedem  nach  seiner  Leistung  ein 
Antheil  am  Ertrage  zu  gewähren  und  etwa  Jedem  nach  seinen  Fähigkeiten  auch  ein 
Antheil  an  der  Arbeit  zu  übertragen  sei  (vgl.  meine  Rede  über  das  Erfurter  soc-dem. 
Programm  auf  dem  cvang.  soc.  Congress  1892,  S.  40).  —  Jedenfalls  ergiebt  sich,  dass 
bei  einem  Vertheilungssyatem  nach  dem  Princip  autoritativer  Zutheilung  immer  noth*" 
wendig  dieselben  grundbätzlichen  Streitfragen  auftauchen,  welche  dann  auch  wie  ein 
rother  Faden  die  ganze  socialistische  Litteratur,  soweit  sie  sich  mit  dem  VertheUungs- 
problem  beschäftigt,  durchziehen. 

Auch  wo  irgend  wie  autoritativ,  durch  Gesetzgebung,  Verwaltung  in  die  im 
Ganzen  vei  tragamässige  Reguliiung  der  Vertheilnng  eingegriU'en  wird,  tauchen  übrigens 
dieselben  Fragen  auf,  nach  welchen  Grundsätzen  dieses  Eingreifen  erfolgen,  welchen 
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der  geDaonten  man  als  Ziel  ins  Aage  fassen,  wie  man  zwischen  ihnen  combiniren 
soll.  —  Und  wenn  man  bei  dieser  vcrtragsmässigen  Regnlirang  den  Arbeibherrn, 
Arbeitgeber,  Unternehmer,  als  eine  Autorität  betrachtet,  welche  nach  dem  Gesichts- 
punct  der  Zweckmässigkeit,  der  Billigkeit  auch  die  Lohnrerhältnisse  ihrer  Arbeiter  im 
Interesse  der  Unternehmung,  wie  in  demjenigen  der  Arbeiter  selbst  regeln  möchte, 
so  werden  auch  in  einem  solchen  Falle  jene  genannten  Grundsätze  wieder  als  Ziel- 
puncto  der  privaten  Lohnpolitik,  welche  eben  hier  zugleich  Politik  der  £rtrags?erthd- 
lung  wird,  hervortreten. 

b)  Die  Ycrtragsmässig  sich  vollziehende  Vertheilnng  des 
arbeitstheilig  (und  ^^besitztheilig^')  gewonnenen  Gesammtertrags  ist 
die  Conseqnenz  der  auf  persönlicher  Freiheit  der  Arbeitskräfte  und 
auf  der  Bechtsordnung  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen 
Productionsmitteln  beruhenden  Productions-  und  Vertheilungsordnung. 
Die  vornemlich  in  Betracht  kommenden  Verträge  sind  der  Arbeits- 
dienstmiethe-  oder  Lohnvertrag,  der  Pacht-,  Mieth-,  Darlehns-  (Zins-) 
Vertrag,  und  für  den  Bezug  der  in  der  Production  bedurften,  für 
den  Absatz  der  von  ihr  gelieferten  Producte,  sowie  für  den  Umsatz 
der  empfangenen  Güter,  bzw.  Geldbeträge  in  die  bedurften  Güter 
concreten  Gebrauchs werths  der  Tausch-,  in  der  Geldwirthschaft 
der  Kaufvertrag.  Bei  diesem  wird  der  Geldpreis  der  Güter 
(Waaren),  welche  für  die  aus  dem  Productionsertrag  erhaltenen 
Antheile  erworben  werden,  schliesslich  im  EflFect  ein  wichtiges 
Mittelglied  der  Vertheilung. 

Nach  der  geschichtlichen  Rechtsordnung  wechselt  nun  freilich  das  Maass  der 
Freiheit  der  Vertragsschliessung,  insbesondere  auch,  was  den  Inhalt  der  genannten 
fUr  die  Vertheilnng  maassgebendsten  Verträge  anlangt.  Jede  von  Erfolg  begleitete 
Einwirkung  der  Bechtsordnung  auf  diesen  Inhalt,  z.  B.  bei  Preis-,  Zins-,  Lohntazea. 
äussert  daher  auch  ihren  Einfluss  auf  die  endgiltige  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags.  Hierbei  treten  dann  für  das  „ob  überhaupt*',  wenn  dies  bejaht  wird,  für  6a 
Richtungsziel  und  das  Maass  dieser  Einwirkung  die  vorerwähnten  grundsätzlichen 
Fragen  hervor,  wie  namentlich  die  Geschichte  des  genannten  Tazwesens  es  deot- 
lich  zeigt. 

Femerüben  auch  bei  sonstiger  Vertragsfreiheit  Sitte,  sittliche  Anschauung. 
Billigkeitsgefühl  und  dgl.  m.  doch  vielfach,  allerdings  wieder  wechselnd  nach 
Zeitaltern  und  Cnlturverhältnissen ,  einen  grösseren  oder  kleineren  Einfluss  auf  das 
Ergebniss  des  Vertragsschlusses,  auf  die  wirkliche  Bildung  von  Preis,  Pacht-,  Mieth-, 
Darlehnszins,  Lohn  aus,  d.  h.  sie  bewirken,  dass  diese  Beträge  sich  anders  steUen,  als 
wenn  sie  rein  vertragsmässig,  nach  der  Machtstellung  der  Parteien  und  nach  deren 
Willen,  normirt  wtlrden.  Auch  das  ist  dann  wieder  für  die  endgiltige  Gestaltung  der 
Vertheilung  des  Productionsertrags  von  Bedeutung.  Die  betreffenden  Einflüsse  dOrfea 
daher  namentlich  im  concreten  Falle  bei  der  Behandlung  der  Vertheilnngsfragc  nicht 
übersehen  werden.  Die  Art  ihrer  Gestaltung,  die  Richtung,  das  Maass  ihres  Sich- 
geltend-machens  lässt  wieder  das  Mitspielen  von  mancherlei  verschiedenen  Gesicbt»- 
puncten  erkennen,  darunter  auch  der  vorhin  besprochenen  grundsätzlichen  (Rucksicht 
auf  Bedürfniss,  auf  sociale  und  ökonomische  Stellung  der  Betheiligten,  BeeinflassoD^ 
der  Leistung  und  Aehnliches). 

Auch  die  vertragsmässige  Regulirung  der  Vertheilung  er- 
fährt daher  in  der  Wirklichkeit  mancherlei  Beeinflussungen.  Voll 
und  rein  kommt  sie  nicht  allgemein,  auch  in  der  Bechtsordnung 
der  „freien  Concurrenz"  nur  auf  einzelnen  Gebieten ,   zur  Geltung. 
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Nnr  unter  den  entsprechenden  Vorbehalten  kann  man  daher  für 
unsere  modernen,  auf  dem  Princip  der  Vertragsfreiheit  im  Wesent- 
licben  beruhenden  Volkswirthschaften  den  hier  zutreffenden 
„historisch-rechtlichen'*  Begriff  der  Vertheilung  formuliren. 
Er  würde  hiernach  folgendermaassen  lauten: 

„Vertheilung''  in  unseren  Verhältnissen  der  Rechtsordnung 
und  Organisation  ist  derjenige  wirthschaftliche  Vorgang  (Process), 
durch  welchen  der  in  einer  wesentlich  nur  vertragsmässig  ver- 
bundenen Arbeits-  und  Güterbesitz -Gemeinschaft  arbeitstheilig  ge- 
wonnene Gesammtreinertrag  an  die  mit  Arbeit  oder  Güterbesitz 
dabei  betheiligten  Glassen  und  Personen  im  Wesentlichen  ver- 
tragsmässig als  deren  Einkommen  gelangt. 

Auch  hier  handelt  es  sich,  wie  bei  dem  rein  -  ökonomischen  Begriff  der  Ver- 
theilung (S.  670;  um  den  Reinertrag  im  volkswirth schaftlichen  Sinne,  sowohl 
im  einzelnen  Productionsbe triebe  (Unternehmung)  ab  in  der  ganzen  Volkswirthschaft 
(,,Volkseinkommün^').  Die  vertragsmässig  Terbundeno  Gemeinschaft  wird  durch  die 
Lohnarbeiter,  Gehilfen,  Beamten  aller  Art,  als  persönlich  Freie,  durch  die  Leiter  der 
Production  und  die  Kechtsinbaber  (PriTateigenthUmer)  der  sachlichen  Prodactionsmittel 
gebildet  Durch  den  Zusammentritt  dieser  Personenkreise  und  Personen  nebst  ihren 
Prodüctionsmitteln  entsteht  eben  ausser  der  Arbeits-  auch  eine  Besitzgemeinschaft  zo 
Zwecken  der  Production.  Der  so  gewonnene  Gesammtertrag  ist  dann  wieder  ?ertrags- 
mäsäig  zu  vertheilen.  In  den  bezüglichen  Verträgen  liegt  also  eigentlich  zweierlei 
als  „Wille  der  Parteien**  anerkannt:  einmal  das  rertragsmässige  Zusammenwirken 
mit  Arbeit  und  Prodactionsmitteln ,   sodann  das  vertragsmässige  Theilen  des  Ertrags. 

III.  —  §.  265.  Die  methodischen  Voraussetzungen 
einer  principiellen  Erörterung  des  Vertheilungspro- 
blems.  Nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  lässt  sich  über- 
haupt an  eine  derartige  Erörterung  gehen.  Für  das  vorliegende 
Problem  kann  man  vier  solcher  Voraussetzungen  oder  richtiger 
Reihen  von  Voraussetzungen  aufstellen,  in  Bezug  auf  die  Bevölkerung, 
die  Technik,  die  Rechtsordnung,  auf  gewisse  gesellschaftliche 
Glaubenssätze  (Axiome). 

1.  In  BetreflF  der  Bevölkerung  muss  eine  gegebene 
Grösse,  Gliederung  (natürliche,  Geschlechts-,  Alters-,  sociale  nach 
den  oben  in  §.  245  —  247  besprochenen  drei  Unterscheidungs- 
momenten) und  eine  gegebene  natürliche  und  Wanderungsbe- 
wegung, daraus  hervorgehend  eine  gegebene  Aenderung  der 
Zahl  und  der  Gliederung  der  Bevölkerung  zuvörderst  angenommen 
werden.  Hiervon  hängt dieGestaltungund Bewegung des„Divisors*' 
in  dem  Vertheilungsproblem  ab. 

Für  alles  auf  die  Bevülkcrurg  Bezügliche  ist  hier  jetzt  nur  auf  das  forausgehende 
Kapitel  dieses  4.  Buchs  zu  Terweisen. 

2.  Auch  der  Stand  der  Productionstechnik  (einschliesslich 
der  Technik  des  Communications-  und  Transportwesens),  die  Be- 
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dingungen  und  das  Maass  des  Fortschritts  darin,  sind  als  ge- 
gebene Verhältnisse  anzunehmen.  Davon  hängt  wesentlich  mit  die 
Gestaltung  und  Bewegung  des  ,,Diyidendu8*'  in  dem  Vertheilungs- 
problem  ab. 

Auch  dafür  ist  mit  aaf  das  vorige  Kapitel  za  verweisen,  ausserdem  anf  die 
Lehre  von  der  Prodaction  in  der  „Theoretischen''  Yolkswirthschaftslehre  und  aaf  die 
„Practische"  Volkswirthschaftslehre. 

3.  Ebenso  ist  die  Bechts Ordnung  der  Volkswirthschaft  und 
deren  Weiterentwicklung  in  bestimmter  Bichtung  als 
etwas  Gegebenes  anzunehmen.  Daher  namentlich  die  Bechts- 
ordnung  für  persönliche  Unfreiheit,  Freiheit,  die  Eigenthnmsordnung 
für  die  sachlichen  Productionsmittel.  In  unseren  Volkswirthschaften 
ist  mithin  die  Voraussetzung:  volle  persönliche  Freiheit,  auch  der 
unteren  Classen,  Ausschluss  jeder  Art  rechtlicher  persönlicher  Un- 
freiheit, Institution  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  y  im  Wesentlichen  Vertragsfreiheit,  namentlich  was 
den  Inhalt  der  Verträge  anlangt,  daher  auch  vorwiegende  privatwirth- 
schaftliche  Organisation  der  Volkswii-thschaft.  Die  ganze  Ein- 
richtung mit  der  auch  ökonomisch  so  wichtigen  Bechtsfolge  der 
Uebertragung  der  Leitung  der  Production  an  die  Privateigenthümer 
der  Productionsmittel,  der  Erlangung  des  Privateigenthums  an  den 
neuen  Producten  seitens  desselben  und  des  Bezugs  von  Beuten- 
oder  Besitzeinkommen  durch  sie. 

Dafür  ist  auf  die  folgenden  BUcher  5  und  6  und  auf  die  2.  Abtheilung  der 
Grundlegung  von  Volkswirthschaft  und  Kecht,  namentlich  Vermögensrecht  zu  verweisen. 

4.  Endlich  ist  aber  eine  vierte  Beihe  von  Voranssetzungen 
hier  zu  machen,  deren  Mitspielen  in  allen  practischen  Verhältnissen 
der  Vertheilnng  und  in  jeder  theoretischen  Erörterung  des  Ver- 
theilungsproblems  nicht  immer  genügend  erkannt  wird  und  doch 
durchaus  beachtet  werden  muss. 

In  jeder  Entwicklungsstufe  der  Volkswirthschaft,  der  Gesell- 
schaft und  Cultur  sind  gewisse  „Annahmen''  verbreitet  über  das, 
was  in  Bezug  auf  die  wirthschaftliche  Beehtsordnung,  die  Organh» 
sation,  die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  damit  zusammeo- 
hängend  die  socialökonomisehe  Classenschichtung  der  Gesellschaft 
nothwendig,  richtig,  zweckmässig,  gerecht  und  billig  sei,  daher 
bestehen  müsse  und  solle,  zu  erhalten,  in  der  und  der  Weise  za 
entwickeln  gesucht  werden  müsse  und  solle. 

Auf  Grand  regelmässig  der  Gewöhnung  an  das  geschichtlich  Ueberkommene  und 
Bestehende  bilden  sich  solche  Annahmen,  werden  durch  Yernunftgründe,  welche  der 
Wille  sich  zurechtlegt,  unterstutzt,  gelten  dadurch  wohl  auch  fur  dauernd  und  unbediogt 
richtig,  so  sehr  jede  geschichtliche  Auffassung  das  widerlegt,  worden  auch  psycho- 
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logisch,  mit  BUcksicht  auf  die  menschlicLe  Moti?atioD,  zu  begründen  gesucht  und  gern 
als  durch  das  Gesammtintercsso  gefordert  angesehen.  Aber  bei  genauerer  und 
unbefangenerer  Prtlfang,  bei  BcrUcksichtit^ung  des  notorischen  geschichtlichen  Wan- 
dels der  Anschauungen  in  Bezug  auf  diese  Annahmen,  muss  man  doch  zugestehen: 
roin  rational  sind  dieselben  nicht  zu  begründen.  Sie  haben  weit  mehr  die 
Natur  von  nicht  rein  vernunftgemäss  und  erfahruntrsmässig  zu  begründenden  Glau- 
benssätzen« welche  ein  Prodact  der  gesellschaftlichen  Gesammtentwicklung  sind. 
Sie  gelten  alsdann  aber  bei  ihrer  Benutzung  in  Theorie  und  Praxis  als  selbstver- 
ständliche Axiome,  die  man  gar  nicht  erst  zu  beweisen  hat  und  doch  zum  Aus- 
gangspunct  namentlich  fur  alle  Erörterungen  hinsichtlich  des  „Sein -so Ileus"'  der 
Dinge  macht.  Diese  Dinge  sollen  eben  so  sein,  wie  es  diesen  Annahmen  entspricht. 
Die  letzteren  erlangen  auf  diese  Weise  eine  ungeheuere  Bedeutung  und  dennoch  sind 
sie,  wissenschaftlich  gesprochen,  Vorurtheile,  Ergebnisse  unTollkommener  Inductions- 
Schlüsse,  verallgemeinerter  Deductionen  und  petitiones  principii,  Annahmen  des 
erfolgten  Beweises  fUr  das  erst  zu  Beweisende,  freilich  mit  YenmnftgrUnden  meist 
nicht  ausreichend  Beweisbare. 

Das  gilt  von  den  grossen  rechtlichen  Grundfragen, 
welche  sich  auf  das  Ob  und  Wie  der  persönlichen  Unfreiheit  und 
Freiheit,  der  Eigenthumsordnung,  ob  und  wie  Privat-,  ob  und  wie 
Gemeineigenthum ,  auch  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  auf 
das  Ob  und  Wie  und  Wie  weit  der  Vertragsfreiheit,  auf  dasjenige 
der  ClassenschichtUDg,  der  Berufsfrei beit,  der  DiflFerenz  der  indivi- 
duellen, familienweisen,  standesweisen  ökonomischen  und  socialen 
Stellung  beziehen.  Das  gilt  auch  weiter  von  den  Annahmen  be- 
züglich dessen,  was  —  auch  im  Gesamrotinteresse  —  iiothwendig, 
richtig,  zweckmässig,  gerecht  und  billig  sei  hinsichtlich  der  mate- 
riellen Lnge,  namentlich  des  davon  abhängigen  Minimal- 
maasses  der  HedUrfnissbefriedigung,  hinsichtlich  desBildungs- 
antheils,  der  politischen  Rechte  der  unteren  Classen. 

Es  gilt,  nebenbei  bemerkt,  ähnlich  auf  dem  rein-politischen  Gebiete,  in 
Betreff  der  Staatsformen  (Wurzeln  der  Monarchie,  der  Republik  im  „Glauben"), 
der  ständischen  Gliederung  (Aristokratie,  Adel)  u.  s.  w. 

Alle  die  beztiglichen  Annahmen  sind  etwas  erfahrungsgcmass 
mehr  oder  weniger  zeitlich  und  örtlich-historisch  Veränderliches. 
Sie  gelten  aber  für  eine  gegebene  Zeit  und  einen  gegebenen 
Ort  (Land  u.  s.  w.)  dennoch  für  solche  selbstverständliche  feste 
Axiome,  welche  Richtschnur  und  Maass  des  Seiusollens  liefern 
—  bis  sie  in  der  geschichtlichen  Fortentwicklung  der  Kritik  er- 
liegen, um  anderen  „Glaubenssätzen"  ähnlichen  Charakters  Platz 
zu  machen.  Bis  dahin  aber  beherrschen  sie  die  öflFentliche  Meinung 
und  üben  dadurch  ihren  Einfluss  aus.  So  auch  auf  dem  hier  er- 
örterten Gebiete  des  Vertheilungsproblems.  Nur,  indem 
allmählig  dann  der  „Glaube"  an  die  Nothwendigkeit  und  Richtig- 
keit der  alten  Axiome  wankt,  ein  vielleicht  sogar  entgegengesetzter 
sich  verbreitet,   die  Gemüther,   die  Gewissen   zu   beherrschen   be- 
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ginut,  das  ,ygesellschaftlicbe  Gewissen'^  die  Dinge  anders  aaffasst, 
kommen  dann  auch  andere  „Glaubenssätze^'  zur  Geltung,  schliess- 
lich zum  Siege,  die  nunmehr  dem  Sein -sollen  in  Gesellschaft, 
Volkswirthschaft,  Politik,  Cultur  Richtung  und  Maass  ertheilen  und 
sich  dann  auch  für  die  veränderte  Auffassung  unseres  Vertheilungs- 
problems  von  Bedeutung  erweisen. 

Uus,  d.  li.  den  heutigen  CoIturFÖlkern  der  europäischen  Gesittung  gilt  die  per- 
sönliche Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  als  Axiom.  Zugleich  glauben  wir  aus  dem 
Princip  derselben  möglichst  weitgehende  („individualistische")  Folgerungen  ziehen  za 
sollen,  so  in  Betreff  der  Vertragsfroiheit.  Noch  gilt  uns  aber  überwiegend  die  sociale 
Klassenschichtung  als  etwas  unter  menschlichen  Verhältnissen  und  auch  unter  unseren 
heute  bestehenden  technischen  und  ökonomischen  Lebensbedingungen  Naturliches, 
Gebotenes  und  vom  Gesammtinterosse  Gefordertes,  daher  auch  die  ökonomischen  und 
wirthschaftsrechtlichen  Voraussetzungen  dafür,  das  Privateigcnthum  an  den  sachlichen 
Productiousmitteln,  die  Ungleichheit  von  Einkommen  und  Vermögen,  das  Erbrecht 
Aber  die  socialistischo  Lehre  beginnt  an  diesem  Axiom  von  der  Natürlichkeit,  Noth- 
wendigkeit  und  dem  Nutzen  dieser  Classenscbichtung  zu  rütteln.  Ob  mit  durch- 
schlagendem allgemeinen  Erfolg,  das  steht  freilich  noch  dahin. 

Die  Hebung   der   unteren    Classen    in   jeder  Hinsicht   ist   aber    bereits  ein 
Glaubenssatz  der  modernen  Culturvölker  geworden,  und  das  „gesellschaftliche  Gewissen'' 
sucht  die  in  ihm  enthaltenen  Forderunj^en  durchzuführen,  indem  es  den  Verstand  anregt, 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  die  Mittel  zur  Erreichung  des  Ziels  zu  erforschen:  Ver- 
minderung der  Arbeitslast,  Beschränkung  der  Arbeitszeit,  Schutz  gegen  Arbeitsgefahren 
(Arbeiterschutzwesen):   bessere  Sicherung  des  Erwerbs,  Sicherung  von  Einkommen  in 
abnormen  Zeiten  (Krankheit,  Invalidität,  Alter.  Arbeiterversicherungswesen):  Begunstigong 
von  Lohnerhöhungen  (Gewährung  des  Coalitionsrechts,  der  Bildung  von  Gewerk vereinen); 
Verbesserung    der    Gesundheitseerhältnisse    (Wohnungswesen,    Krankheitsbekämpfong, 
präventiv  und   repressiv);   Verbreitung  von  Elementarbildung  und  unentgeltliche  oder 
wohlfeile   Gewährung   der   Mittel   dafUr   (freie  Volksschule);   Sicherung   dieser  Bil- 
dungsverbreitiing  im  Interesse  der  Betheiligten  wie  im  Gesammtinterosse  (Princip  der 
Schulpflicht);   Gewährung  politischer  Wahlrechte  auch   an    die  unteren   Klassen,   um 
ihnen  die  Ausübung  eines  Einflusses,  die  Geltendmachung  ihrer  Interessen  in  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  zu  ermöglichen;    Gestaltung  des  Finanz-  und   Stcucrwesens. 
der  Zwecke  und  Arten  der  Ausgaben,  der  Arten  der  Einnahmen,  der  Einrichtung  der 
Steuern,  z.  B.  durch  stärkere  Belastung  der  Besitzenden,  der  höheres  Einkommen  Be- 
ziehenden, nach  Interessen  der  unteren  Stände;  mehr  und  mehr  auch  schon  Aenderon; 
der  gesellschaftlichen,   wirthschaftlichen  und  politischen  Stellung  der  Frau:    Das  and 
Aehnliches   sind    Postulate,   weiche   in    unserer   Zeit   zu  jenen   gesellschafdiclien 
Glaubenssätzen  und  Axiomen  gehören,  die  immer  mehr  als  „selbstverständlich'*  gelten. 

Die  Verwirklichung  dieser  Forderungen  reagirt  aber  unmittelbar  und  mittelbar 
auf  die  Vertheilung  des  Ertrags  selbst.  Ja,  ökonomisch  gesprochen,  jene  Maassregeln 
sind  eben  nur  Mittel,  um  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  für  die  unteres 
Classen  günstiger  zu  gestalten.  Ob  das  ein  durchaus  richtiges  Ziel,  ob  diese  Mittel 
die  richtigen,  ob  sie  vom  erwarteten  Erfolg  begleitet  seien,  das  steht  hier  jetzt  nicht 
zur  Frage.     Genug,  die  zu  Grunde  liegenden  .,  Ann  ahmen'*  bestehen  eben. 

In  einer  mittelalterlich  ständischen  Gesellschaft,  mit  ihren  privilegirten  Ständen, 
den  geschlossenen  Kechtssphären  derselben  war  das  völlig  anders.  Absichtlich  sollte 
der  Adel  durch  seinen  grösseren  Grundbesitz,  seine  Besitzvorrechte  eine  höhere  Stel- 
lung einnehmen  als  der  Bauer,  der  Städter.  Allgemein  erschien  der  Unterschied  der 
Stände,  der  Berufe,  der  Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse,  von  „Reich  und 
Arm**,  als  eine  natürliche  oder,  was  nach  den  Anschauungen  der  Zeit  dasselbe  ht- 
deutet,  als  eine  göttliche  Ordnung,  die  im  Volksbewusstsein  wurzelte.  Die  auf  solches 
Anschauungen  beruhende  Vertheilongsordnung  war  eine  aristokratische,  wie  die 
heutige  in  unserem  demokratischen  und  socialistischcn  Zeitalter  nach  dessen  An- 
schauungen eiile  demokratische  zu  werden  strebt.  Mit  dieser  stehen  die  ans  den 
früheren  geschichtlichen  Rechtsordnungen  herrührenden  Reste  der  aristokratischen  — 
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wie  z.  Th.  noch  im  ländlichen  Grundbesitz  —  und  die  aus  dem  System  der  freien 
Concurrcnz  entsprungene  neue  plutokratiäche  Vertheilungsordnung  dem  inneren  Wesen 
nacli  in  Widerspruch. 

Gewiss  ist  es  nun  für  die  Wissenschaft  und  für  eine  wirk- 
licli  rationelle  Praxis  geboten,  bei  Erörterungen  über  das  Ver- 
tbeilungsproblem  und  bei  Maassregeln  zu  einer  Lösung  desselben 
solche  ^^gesellschaftliche  Glaubenssätze^'  nicht  unbesehen  als  un- 
bedingt richtig  und  maassgebend  anzuerkennen.  Aber  jedenfalls 
müssen  beide  stets  mit  solchen  Sätzen  rechnen  und  sie  ebenso, 
wie  die  drei  anderen  Reihen  von  Voraussetzungen,  bei  der  theo- 
retischen und  practischen  Behandlung  des  Vertheilungsproblems 
berücksichtigen. 

IV.  —  §.  266.  Ziele  der  volkswirthschaftlichen 
Entwicklung  für  unsere  Culturperiode.  Auf  Grund 
des  Vorausgehenden  lässt  sich  nun  auch  in  Anknüpfung  an  die 
vorläufigen  Bemerkungen  in  §.  262  näher  bestimmen,  welche 
Ziele  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  bei  uns  heute  auf- 
zustellen sind. 

A.  Für  das  Productionsproblem.  Entsprechend  der  bereits 
erreichten  hohen  Entwicklung  und  dem  starken  weiteren  Fortschritt 
der  modernen  Prodnctionstechnik  auf  naturwissenschaftlicher  Grund- 
lage, der  erreichten  und  weiter  fortschreitenden  Entwicklung  der 
Arbeitsfähigkeit  der  Bevölkerung,  dem  vorhandenen  und  weiteren 
Wachsthums  fähigen  Kapitalreichthum  ist  eine  Einrichtung  der  Pro- 
duction  zu  erstreben,  welche  ein  immer  grösseres  und  aus  immer 
passenderen  und  mit  geringeren  Kosten  gewonnenen  Gütern  be- 
stehendes Volkseinkommen  beschafft. 

Passendere  Güter,  d.  h.  solche,  welche  unmittelbar  fUr  den  nothwendigen  und 
berechtigten  Volksbedarf  geeigneter  oder,  welche  sicher  und  vortheilhaft  in  die  er- 
forderlichen Güter  umzusetzen  sind.  Mit  geringeren  Kosten  gewonnene  Güter,  d.  h. 
mit  immer  kleineren  natürlichen  Prodnctionskosten  erlangte  oder  m.  a.  W.  eine 
mit  minimalen  natürlichen  Kosten  maximale  Nutzeffecte  schaffende  Production  ist  das 
Ziel.    (Schäffle.) 

Das  setzt  immer  zugleich  eine  entsprechende  Organisation  und  Bechtsordnung 
der  Yolkswirthschaft  Foraus:  wie  schon  oben  bemerkt,  die  Probleme  des  5.  u.  6.  Buchs 
und  der  2.  Abtheilung  der  Grundlegung,  der  Productionslehre  in  der  „Theoretischen" 
und  bezüglicher  Abschnitte  in  der  „Practischen"  Nationalökonomie,  besonders  der 
Agrar-,  Gewerbe-,  Haudelslehre. 

B.  Für  das  Vertheilungsproblem.  Auf  Grund  der 
wesentlich  der  modernen  Technik  und  der  gesammten  Culturent- 
Wicklung  der  Bevölkerung  zu  verdankenden  heutigen  und  danach 
auch  eines  weiteren  Fortschritts  fähigen  Productivität  der  nationalen 
Arbeit  und  unter  der  erforderlichen  Rücksichtnahme  auf  die  für 
unsere  Zeit  mehr  und  mehr  maassgebend  gewordenen  „gesellschaft- 
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liehen  Axiome^'  hinsiehtlieh  des  Sein-soIleDS  der  Vertheilung  lassen 
sich  folgende  Forderungen  aufstellen. 

Ob  und  wie  weit  dieselben  sieh  verwirklichen  lassen,  hängt  aber 
stets  mit  von  der  Bevölkerungsgrösse  und  Gliederung  und 
von  Art,  Richtung  nnd  Maass  der  Veränderungen  darin  ab. 
Femer,  soweit  die  geschichtlich  überkommene  und  zu  Recht  be- 
stehende Rechtsordnung  der  Volks wirthschaft,  namentlich  für 
die  sachlichen  Prodnctionsmittel,  und  die  Grund-  nnd  Kapital- 
besitzvertheilung  hier  etwa  hemmend  einwirken,  kommtauch 
in  Betracht,  ob  nnd  wie  weit  hierin  überhaupt  Aenderungen  mög- 
lich und  nicht  etwa  auch  dem  allgemeinen  Productionsinteresse  der 
Volkswirthschaft  nnd  dem  wahren  Culturinteresse  der  Volksgesammt- 
heit  schädlich  sind.  Nur  vorbehaltlich  der  Beschränkungen,  welche 
sich  aus  diesen  Sätzen  ergeben,  sind  daher  die  folgenden  Forderungen 
berechtigt  und  als  Zielpuncte  für  die  Vertheilung  aufzustellen: 

Erreichung  auch  für  die  Masse  der  Bevölkerung,  die  sogen, 
unteren  Glassen,  eines  genügenden  Auskommens  aus  eigenem  Ein- 
kommen zur  Befriedigung  der  notbwendigen  Existenz bedürfnisse 
nach  Ali;  und  Umfang  der  erreichten  Lebenshaltung  des  Volks 
(s.  §.  268)  und  zur  wachsenden  Theilnahme  an  wichtigeren  Cnltnr- 
gfitern  des  Zeitalters.  M.  a.  W.  zur  Erreichung  einer  „menschen- 
würdigen Existenz'%  wie  sie  den  Anschauungen  des  Zeitalters 
auch  in  Betreff  des  der  Masse  der  Bevölkerung  angemesseneD 
Maasses  der  Bedürfnissbefriedigung  entspricht. 

Die  Billigung  des  Ziels  schliesst  aber  auch  die  Billigung 
derjenigen  Mittel  und  Wege  zur  Erreichung  dieses  Ziels  eiH} 
welche  sich  als  unumgänglich  erweisen.  Wenn  daher  auch  an  der 
Organisation  und  Rechtsordnung  unserer  Volkswirthschaft  und  an 
der  vertragsmässigen  Regulirung  der  Vertheilung  als  Regel  festge- 
halten wird,  daher  auch  an  derjenigen  Einkommenbildnng  d^ 
Classen  und  Einzelnen,  nach  Art  und  Höhe  des  Einkommens,  welche 
aus  diesen  Verbältnissen  hervorgeht,  so  muss  doch  principiell 
die  Berechtigung  zugestanden  werden,  in  diese  Vertheilung  ood 
Einkommenbildung  regulirend  einzugreifen,  soweit  dies  notk* 
wendig  und  nach  obigen  beiden  Vorbehalten  zulässig  ist,  um  dis 
aufgestellte  Ziel  zu  erreichen.  D.  h.  wie  sich  zeigen  wird,  ea  üsi 
im  Princip  directe  und  indireete  Zuwendungen  aus  dem  Tolb* 
einkommen  zu  billigen,  ja  zu  fordern,  im  Effect  daher  freilich  mf 
Kosten  derjenigen  Theile  dieses  Einkommens,  welche  durch  die 
vertragsmässige  Vertheilung  des  Productionsertrags  den  besitzendei 
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Glassen  und  den  Beziehern  über-dnrchschnittlichen  Einkommens 
zugefallen  sind.  Welche  Folgeningen  das  für  die  Gestaltung  der 
£echtsordnang  mit  sich  bringt,  wird  später  zu  erörtern  sein  (§.  271  ff.). 

V.  —  §.  267  [95].  Das  Auskommen.  Ein  relativer  Begriff: 
Es  bezeichnet,  auf  die  Einzelwirthschaft  oder  besser  nur  auf  die- 
jenige physischer  Personen,  auf  die  Individual-  und  Familien- 
wirthschaft  des  Mensehen  angewendet,  —  übrigens  auch  auf  die 
ganze  Volkswirthschaft,  als  Inbegriff  vornemlich  dieser  letzteren 
Wirthschaften,  anwendbar,  —  das  Gleichgewicht  zwischen 
dem  aus  den  Bedürfnissen  hervorgehenden  Bedarf  an  wirth- 
schaftlichen  Gütern  und  dem  Einkommen,  sowohl  dem 
ans  der  vertragsmässigen  Regulirung  der  Vertheilung  hervorge- 
gangenen, danach  selbst  „erworbenen^',  als  dem  etwa  in  der  an- 
gedeuteten Weise  durch  Zuwendungen  ergänzten,  ohne  dass  ein 
Rückgriff  auf  das  aus  früheren  Wirthschaftsperioden  herrührende 
Vermögen  stattfinden  muss. 

Nach  dem  verschiedenen  Umfang  der  Bedürfnisse  wird  daher  auch  bei  gleicher 
Grösse  des  Einkommens  bald  Auskommen  vorhanden  sein,  bald  nicht,  und  ebenso 
bei  gleichem  Umfang  der  Bedurfnisse  die  Höhe  des  Einkommens  darüber  entscheiden, 
ob  Auskommen  besteht.  Jedenfalls  muss  aber  in  jeder  Wirthschaft  das  Auskommen 
erstrebt  werden.  Demnach  kann  weder  in  der  Einzel-  noch  in  der  Volkswirthschaft 
regelmässig  das  fehlende  Gleich<cewicht  zwischen  den  Bedürfnissen  und  dem  Ein- 
kommen mit  durch  Verbrauch  des  Vermögens  oder  Kapitals  zur  Befriedigung  der  Be- 
darfnisse hergetitellt  werden.  Denn  bei  der  steten  Erneuerung  der  Bedürfnisse  würde 
immer  von  Neuem  auf  das  Vermögen  oder  Kapital  zurückgegriffen,  dies  also  allmählig 
aufgezehrt  werden  müssen.  Es  fehlte  dann  die  noth wendige  Nachhaltigkeit  der 
Quelle,  aus  welcher  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  erfolgt.  Diese  Nachhaltigkeit 
besitzt  nur  das  Einkommen.  Deshalb  ist  auch  in  der  Volkswirthschaft  zu- 
nächst auf  ein  zum  Auskommen  genügendes  Einkommen  aller  Eiozelwirtbschaften 
physischer  Personen  und  auf  ein  dazu  ausreichendes  Volkseinkommen  hin  zu  streben, 
erst  in  zweiter  Linie  auf  dauernde  Vermehrung  des  Vermögens  jener  Wirthschaften 
und  auf  ein  grosses  Volksvermögen. 

Nach  den  früheren  Begriffsbestimmungen  (§.  124)  gehört  jede  momentan  vor- 
handene, aus  dem  Einkommen  fliessendc  Gütermenge  zum  Vermögen.  Davon  kann 
aber  der  dauernd  bleibende,  daher  zur  nachhaltigen  Vermehrung  aus  dem  Ein- 
kommen dienende  Betrag  unterschieden  werden,  der  hier  gemeint  ist:  im  Wesent- 
lichen das  Nutz  vermögen  und  das  Kapital. 

VI.  —  §.  268  [9r>|.  BedUrfnissstand  und  Classification 
der  Bedürfnisse.  Die  Höhe  des  Einkommens,  welche  zum 
Auskommen  eines  Menschen  oder  einer  Familie  und  dann  wieder 
des  ganzen  Volks  erforderlich  ist,  ist  eine  relative  Grösse,  abhängig 
vom  jedesmaligen  Bedürfnissstande  oder  Bedarf.  Letzterer 
ist  im  Einzelnen  selbstverständlich  mannigfach  verschieden.  Für 
die  volkswirthschaftliche  Würdigung  des  Bedürfnissstands  kommt 
folgende  Classification  der  Bedürfnisse  in  Betracht. 

S.  schon  oben  §.  24  in  Kürze.  Kau,  §.  75,  unterscheidet  allgemein  mensch- 
liche. volksthUmliche,  gesellschaftliche,  individuelle  Bedurfnisse,  Koscher,  §.  1,  Natur-, 
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Anstaiids-,  LuzüsbedürfDisse.  Sehr  eingehende  Untersachaog  bei  Hermann,  Abb.  II, 
S.  80  ff.  Yg].  auch  Schäffle,  Syst  I,  99  ff.,  Menger,  I,  S5  ff..  Samter,  Soclehre 
Bach  1.  —  Ueber  die  wichtige,  apart  zn  behandelnde  Gattung  der  GemeinbedUrf- 
nisse  s.  u.  B.  5.  Ueber  die  für  die  volkswirthschaftliche  Frage  rom  Auskommen  und 
Bedarf  wichtige  Hanshaltstatistik  s.  o.  §.  174  S.  409. 

1)  BedürfDisse,  deren  Befriedigung  zam  Bestehen  des 
Menschen  nothwendig  ist:  Existenzbedtirfnisse. 

Insbesondere  materielle,  nemlich  Nahrung,  Wohneng,  Kleidang,  ktlnstliche 
äussere  Erwärmung  und  Beleuchtung,  Gesundheitsfürsorge,  femer  immaterielle, 
namentlich  das  für  das  Zusammenleben  der  Menschen  und  fUr  jeden  Verkehr  noth- 
wendige  erste  Gemeinbedarfniss  einer  gewissen  socialen  Ordnung  und  eine« 
ffowissen  Bechtsschutzes. 

Hinsichtlich  der  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  ist  zu  unter- 
scheiden : 

a)  der  absolut  unumgängliche  Umfang,  in  welchem  die 
Befriedigung  erfolgen  muss:  Existenzbedtirfnisse  ersten  Grads. 

Dieser  Umfang  hängt  bei  den  materiellen  Ezistenzbedürfnissen  von  der  Natur 
des  Menschen  selbst  (Minimalbedarfniss  an  Nahrung,  an  Mitteln  der  Wänne- 
bildung  und  Wärmeerhaltung  im  KOrper,  zur  Krafterhaltung,  Krafterneaernog, 
Korperausbildung  bei  Kindern  u.  s.  w.)  und  ?on  der  äusseren  Natur  des  Landes, 
in  welchem  der  Mensch  lebt  (Klima  u.  s.  w.)  ab. 

Ftlr  die  Gesellschaft  kommt  auch  der  absolut  nothwendige  Aufwand  zu 
Auferziehung,  bzw.  schon  zur  physischen  Gewinnung  einer  neuen  Generation  hiermit 
in  Betracht  (entsprechende  Ernährung  und  Pflege  der  Schwangeren,  Säugenden,  der 
Kinder  bis  zur  vollen  Arbeitstähigkeit) ,  ferner  der  absolut  nothwendige  Aufwand  zur 
Erhaltong  der  Kranken,  Alten,  Schwachen  u.  s.  w.,  nach  den  sittlichen  Anschauungen 
und  der  Rechtsordnung  des  Zeitalters. 

Nach  den  Untersuchungen  des  englischen  Arztes  Dr.  Smith  muss  die  tägliche 
Nahrung  eines  Durchschnitts-Weibes  in  England  3900  Gran  Kohlenstoff  und  180  Graa 
Stickstofi,  diejenige  eines  Durchschnitts  -  Mannes  daselbst  bez.  4300  und  200  Gnn 
mindestens  enthalten,  um  Hungerkrankheiten  zu  vermeiden,  d.  h.  für  das  Weib  so 
viel  Nahrungstoff  als  in  2  Pfund  gutem  Weizenbrot  enthalten  sind,  fttr  den  Mann  Vt 
mehr.  Nach  Marx,  Kapital  I,  642,  wo  weitere,  z.  Th.  erschreckende  Thatsachea 
über  mangelhafte  Ernährung  englischer  Arbeiter  in  der  Zeit  der  BaumwoUnoth  1S62 
bis  1863.  Ausfuhrliche  Auszüge  aus  Marx  bei  Schäffle,  Syst  II,  422  ff.  Siehe 
auch  Lange,  Arbeiterfr.  Kap.  4.  —  Nach  E.  Wulff,  landwirthsch.  Fütterungslehre 
und  Theorie  der  menschlichen  Ernähr..  Stuttg.  1801.  S.  297,  citirt  in  Graf  z.  Lippe- 
Weissenfeld,  ration.  Ernähr,  d.  Volks,  Leipz.  1866,  braucht  ein  erwachsener  Mann 
mit  einem  Körpergewicht  von  140  Pfd.  bei  mittlerem  körperlichen  und  geistigen  Kraft- 
aufwand zur  für  fortdauernde  Gesundheit  erforderlichen  Ernährung  täglich  in 
Grammen  Kohlenstoff  331,  Stickstoff  18.75,  Prote'instoff  120,  Stärkemehl- Aeqnivaleut 
excl.  Fett  540,  Fettstoffe  35,  Mineralstoffe  16,  Phosphorsäure  3.5.  Weiteres  Detail  io 
der  Schrift  von  Lippe.  S.  auch  G.  Jäger,  die  menschliche  Arbeitskraft  (B.  26 
u.  27  d.  „Naturkräfte",  naturwiss.  Volksbiblioth.),  München  1878.  Ueber  Speise  und 
Trank  daselbst  S.  130.  Nach  den  hier  mitgetheilten  Untersuchungen  von  Veit 
braucht  ein  erwachsener  arbeitender  Mensch  täglich  118  Gramm  trockenen  Ei  weisses 
und  daneben  265  Gramm  Kohlenstoff  in  Form  von  Fetten  oder  Kohlenhydraten  zur 
Nahrung.  In  welchen  Arten  und  Mengen  einzelner  gebräuchlicher  Nahrungsmittel 
dieser  Bedarf  an  Nährstoffen  enthalten  ist,  ebenda  S.  131.  —  Einfluss  des  Klimas 
übrigens  bekanntlich  nicht  nur  auf  das  Kleidungs-,  Wohnungs-,  sondern  auch  auf  Grösse 
und  Art  des  Nahrungsbedürfnisses  —  Vergl.  auch  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berlin 
1 866,  besonders  über  die  natürlichen  Selbstkosten  der  Arbeit  und  derselbe,  der  Preiri 
der  Arbeit  bei  den  deutschen  Eisenbahnen,  Zeitschr.  d.  K.  Preuss.  Statist.  Bureaus  1874 
(XIV.),  93  ff 
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b)  Der  von  Sitte  und  Gewohnheit,  von  der  ,,Leben8- 
haltung",  vom  „Lebensmaassstab"  des  Volks  und  der  ver- 
schiedenen Bevölkerungskreise  (Classen)  abhängige  Umfang  der 
Bedürfnissbefriedigung:  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads. 

Standard  of  lifo  der  Engländer,  von  Lan8:e  u.  A.  m.  ..Lebonshaltang''  ver- 
deutscht: Lebensmaassstab  scheint  mir  ebenso  treffend  und  im  Deutschen  recht  wohl 
zulässig.  Eine  räumlich  und  zeitlich  oder  geschichtlich  ebenfalls  sehr  wechselnde 
Grösse.  Kür  jede  Zeit  und  jedes  Land  ist  jedoch  nach  einem  gewissen  billigen  Er- 
messen und  Tactgefuhl  ein  Umfang  der  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  wohl 
festzustellen,  welcher  auch  fUr  die  ungünstig  situirten  Familien  und  für  die  Masse  des 
Volks  als  relativ  unentbehrlich  bezeichnet  werden  muss  und  welcher  daher  vom 
Einkommen  auskömmlich  gedeckt  werden  sollte. 

Die  materiellen  Bedurfnisse  sind  streng  genommen  quantitativ  für  den  ein- 
zelnen Menschen  beschränkt,  dagegen  qualitativ  einer  um  so  grösseren  Stei- 
gerung und  Verfeinerung  fähig.  Hier  berührt  sich  die  Frage  mit  der  des  Luxus 
S.  Bau,  über  Luxus,  1817,  bes.  Röscher,  über  Luxus,  Arch.  d.  polit.  Oekon.  1843 
(Ans.  d.  Volkswirthsch.,  3.  A.  1878,  I,  103),  Syst.  I,  §.  225  ff.,  v.  Mangoldt,  über 
Luxus  im  Staats wörtet buch,  Lexis,  Abh.  volkswirthsch.  Gonsumtion  in  Schön  bcrg'» 
Handbuch  Bd.  1.  Die  Entwicklung  des  Luxus  wird  bei  den  begüterten  Classen 
durch  eine  grosse  Ungleichheit  der  Yertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  leicht  übermässig  entwickelt.  Es  ist  dem  gegenüber,  wie 
überhaupt  der  obwaltenden  Tendenz  der  Vermehrung,  Vervielfältigung  und  Ver- 
feinerung aller  Bedürfnisse  gegenüber,  zu  betonen,  dass  der  Bedürfnissstand  und  seine 
Entwicklung  nicht  das  Product  reiner  Naturtriebe  sind,  sondern  stets  unter  einem 
sittlichen  Urtheil  stehen  und  stehen  sollen  (§.  23).  Eine  richtige  sittliche 
Beschränkung  der  Bedürfnisse  kann  und  muss  daher  häufig  grade  bei  den  Ver- 
mögenden in  Frage  kommen. 

2)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigung  einmal  znr  Erhöhung 
des  feineren  Lebensgenusses  materieller  wie  immaterieller 
Art  (z.  B.  privater  Konstluxus),  sodann  zur  weiteren  Ent- 
wicklung des  Menschen,  insbesondere  der  geistigen  Seite 
seines  Wesens,  dient:  CulturbedUrfnisse,  zu  welchen  auch  die 
meisten  aus  dem  menschlichen  Zusammenleben  hervorgehenden 
Gemeinbedürfnisse  (Buch  5)  gehören. 

Eine  ganz  feste  Grenze  zwischen  den  Bedürfnissen  bloss  feinerer  Lebensgenusses 
und  wahren  Cultnrbedürfuissen  ist  nicht  zu  ziehen.  Die  letzteren  folgen  zwar  auch 
aus  dem  Wesen  des  Menschen,  aber  ein  bestimmtes  natürliches  Minimal- 
maass  und  ein  richtiges,  vom  sittlichen  Urtheil  angegebenes  Maximalmaass, 
wie  im  Ganzen  bei  den  materiellen  Bedürfnissen,  lässt  sich  weder  für  den  Ein- 
zelnen noch  für  ein  Volk  feststellen.  Der  Bedürfnissstand  ist  hier  durchaus  ein 
Product  der  Geschichte,  zeitlich  und  räumlich  daher  völlig  verschieden.  Die  höhere 
und  feinere  Ausbildung,  zugleich  aber  eine  vor  der  Kritik  des  Gewissens  und  der 
Vernunft  standhaltende  Gestaltung  dieses  Bedürfnissstands  darf  als  Ziel  der  mensch- 
lichen Entwicklung  betrachtet  werden.  Das  ist  freilich  auch  nur  wieder  einer  jener 
„Glaubenssätze''  in  unserer  Geschichtsepoche  (§.  265).  Auffassungen,  in  welchen  der 
Werth  des  äusseren  und  des  rein  intellectuellen  Lebens  tiefer  gestellt  werden,  führen 
zu  anderen  Schlüssen,  beruhen  aber  allerdings  auch  ihrerseits  nur  wieder  auf  „Glau- 
benssätzen". So  Diogencs'sche  Bedürfnisslosigkeit,  christliche  Armuth,  puritanische 
Lebensweise  als  Ziel.  Nach  der  allgemeinen  geschichtlichen  Erfahrung  erscheint 
gleichwohl  ein  endgilti^er  Ruhepunct  im  Bedürfnissstande  wenigstens  bei  .,Ent- 
wicklungs-**,  d.  h.  eben  bei  Calturvölkern  nicht  vorhanden. 
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2.  Abschnitt. 

Regelung  der  Yertheilung. 

I.  _  §.  269.  Volkswirthschaftliche  Würdigung 
des  Bedürfnissstands  und  demgemässe  Forderungen 
für  die  Yertheilung  des  Volkseinkommens  im  Allge- 
meinen. 

Vgl.  in  der  2.  Aufl.  §.  97  (F.  Formell  und  zam  Theil  auch  sachlich  sind  diese 
AusfUhrangen  hier  in  der  3.  Aufl.  wesentlich  ycrftudort  worden,  wenn  sie  aach  aof 
demselben  principielicn  Boden  stehen. 

Unter  Berücksichtigung  dessen,  was  nach  der  Grösse  nnd 
Gliederung  der  Bevölkerung  und  der  Vermehrungsrate  der  letzteren 
sowie  nach  der  Grösse  und  Vermehrung  des  Volkseinkommens  und 
dem  Stande  der  Produetionstechnik  überhaupt  in  BetreflF  der  Be- 
friedigung der  wirthschaftlichen  Bedürfnisse  in  einem  Volke  zu 
gegebener  Zeit  als  erreichbar  erscheint,  gilt  es  nun,  einen  gegebenen 
Bedürfnissstand  eines  Volks  und  seiner  Classen  hinsichtlich  seiner 
Ausreichendheit  und  seiner  sittlichen  Berechtigung  zu  prüfen. 

Findet  sich  hierbei,  dass  dieser  Bedürfnissstand  und  das  flir 
die  Deckung  der  ihm  entspringenden  Bedürfnisse  verfügbare  Ein- 
kommen bei  gewissen  Classen,  Personenkreisen  und  einzelnen 
Personen  zu  niedrig  ist,  niedriger  als  Volkszahl  und  Höhe  des 
Volkseinkommens  es  bedingen,  so  taucht  die  Frage  auf,  ob  nun- 
mehr auf  eine  Aenderung  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens zur  Abstellung  dieser  Lage  hingestrebt  werden  soll  und  darf. 

Das  setzt  das  Anerkenntniss  voraus,  dass  jene  Classen  nnd 
Personen  berechtigte  und  anderen  Rücksichten  vor- 
gehende Ansprüche  haben,  ihr  Einkommen  direct  und  in- 
direct  aus  anderen  Theilen  des  Volkseinkommens,  wenn  auch  auf 
Kosten  der  Bezieher  dieser  andern  Theile,  ergänzt  zu  erhalten, 
um  ihren  Bedürfnissstand  erhüben  zu  können  und  doch  ihr  Aus- 
kommen nicht  zu  verlieren.  Um  diesen  Ansprüchen  aber  Richtung, 
Maassund  Grenze  zugeben,  muss  zunächst  nothwendig  wiedereio 
idealer  classenweiser  Bedtirfnissstand  aufgesucht  und  dieser  zum 
Maassstab  genommen  werden.  Dadurch  wird  dann  auch  Richtung, 
Maass  und  Grenze  für  die  zu  erzielende  Aenderung  der  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  wenigstens  nach  der  einen  Seite  bestimmt. 

Was  in  dieser  Hinsicht  nun  der  berechtigte  und  richtige  ideale 
Bedürfnissstand  einzelner  Classen  sei,  wird  im  Einzelnen  sebr 
verschieden  beantwortet  werden  und  überhaupt  niemals  ganz  ohne 
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subjective  Willktihr.  Aber  in  gegebener  Zeit  und  durch  den  Ver- 
gleich des  Bedürfnissstandes  der  verschiedenen  Classen,  namentlich 
der  reicheren  und  ärmeren,  bildet  sich  doch,  bei  Culturvölkern 
wenigstens,  eine  gewisse  gemeinsame  Ansicht  ftber  das  Wesent- 
liche. 

Freilich,  soweit  es  sich  namentlich  um  Tbeilnahme  an  Caltargütern  handelt, 
auf  (irnnd  jener  „Glaubenssätze^'  hinsichtlich  des  Richtigen  und  Nothwendigen.  Aber 
das  genügt  hier  auch.  Die  Berechtijyrung  gewisser  Forderungen  wird  danach  allmälig 
in  der  öffentlichen  Meinung  anerkannt,  und  so  setzen  sich  dann  diese  Forderungen 
durch  diese  nach  und  nach  durch,  in  der  Sitte  und,  soweit  diese  betheiligt,  ist  in 
der  Rechtsordnung.  In  der  Praxis  des  Staats  liegt  dasselbe  Problem  in  der 
Regelung  der  Besoldungen  vor  und  wird  hier  ähnlich  gelöst:  man  normirt  die 
Besoldungen  auch  ausserhalb  des  Concurrenzsystems,  mit  nach  idealen  BedUrfniss- 
ständen,  welche  man  für  die  verschiedenen  Beamtcnclassen  stufenweise  aufstellt. 

Für  unsere  Zeit  handelt  es  sich  darum,  die  Folgerungen  aus 
dem  anerkannten  Hauptgrundsatz  der  Rechtsordnung,  der  persön- 
lichen Freiheit  und  der  Gleichberechtigung,  gerade  auch 
fUr  diese  Frage  des  berechtigten  Bedürfnissstandes  zu  ziehen. 
Zugleich  ist  dabei  von  der  erreichten  hohen  Productivität 
der  nationalen  Arbeit,  dem  Ergebniss  der  modernen  Productions- 
technik,  Act  zu  nehmen.  Der  Grundsatz  der  Freiheit  und  Gleich- 
berechtigung führt  nothwendig  auch  in  wirthschaftlicher  Beziehung 
zu  Ansprüchen  in  Bezug  auf  Bedürfnissstand  und  Einkommen, 
welche  in  früheren  Rechtsverhältnissen  und  auf  älteren  diesen  ent- 
sprechenden Culturstufen  nicht  auftauchen  konnten.  Die  Pro- 
ductivität der  Arbeit  aber  bietet  in  ganz  andrer  Weise  als  früher, 
wenngleich  auch  nicht  so  schrankenlos,  wie  Optimisten  meinen 
(§.  278),  die  Möglichkeit,  diese  Ansprüche,  wenigstens  in  gewissem 
Umfange,  auch  für  die  unteren  Classen  der  Bevölkerung  zu  be- 
friedigen. Daraus  eben  ergeben  sich,  wenn  die  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  die  Erfüllung  jener  Ansprüche  für  diese 
Classen  verhindert,  Forderungen,  diese  Vertheilung  mehr  mit  diesen 
Ansprüchen  in  Uebercinstimmung  zu  bringen,  daher  eventuell  auch 
die  Rechtsordnung  (die  Eigenthums-,  die  Vertragsordnung)  zu  ver- 
ändern, wenn  und  soweit  das  für  eine  Veränderung  der  Vertheilung 
erforderlich  ist. 

Mit  Kecht  wird  besonders  auch  in  der  neueren  deutschen  socialis tischen 
Litteratur,  ?onRodbcrtus,  Marx,  Engels  immer  darauf  hingewiesen,  wie  sehr 
die  Entwicklung  der  modernen  Productionstechnik  und  die  darauf  beruhende  Steigerung 
der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  die  Sachlage  in  Bezug  auf  die  Berechtigung 
und  die  Erfüllbarkeit  der  Ansprüche  der  unteren  Classen  günstig  verändert  hat.  Die 
üebertreibungon ,  deren  sich  dabei  manche  Socialisten  zu  Schulden  kommen  lassen 
(so  Bebel),  auch  die  Thatsache,  dass  die  Fortschritte  der  Technik  weit  mehr  in  der 
Industrie  als  im  Ackerbau  zur  Geltung  kommen  (§.  255,  278),  nöthigen  nicht,  dieses 
Zugeständniss  zurückzunehmen.  Bedenklicher  ist,  dass  die  socialistischen  Theoretiker 
A.  Wagner,  Omndlegung.    8.  Auflage.    1.  Theil.    Grundlagen.  44 
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die  fi:leich  zu  erwähnenden  Gründe  gegen  einen  Eing^ff  in  die  Yertheilung  nicht  oder 
nicht  genügend  berücksichtigen.  —  Auf  den  Zusammenhang  des  Princips  der  Freiheit 
und  Gleichbercchtigong  mit  den  wirthschaftlichen  Ansprüchen  der  unteren  CUsseo, 
mit  dem  Auftauchen  der  sogen,  socialen  Frage  hier  hat  vortrefflich  H.  r.  Scheel, 
Theorie  der  socialen  Frage  (Jena  1871)  hingewiesen. 

§.  270.  Nothwendige  Rücksichten  bei  Aufstellung 
und  Durchführung  der  Forderungen  bezüglich  einer 
AenderungderVertheilung.  In  diesen  beiderlei  Beziehungen 
ist  nnn  aber  immer  der  möglichen  und  wahrscheinlichen  Rück- 
wirkungen auf  die  Bevölkerungsbewegung  und  auf  die 
Bedingungen,  von  welchen  der  Fortschritt  der  Pro- 
ductionstechnik  and  Oekonomik,  daher  die  Prodnctivität 
der  nationalenArbeit  abhängt,  zu  gedenken.  Daraus  ergiebt 
sich  auch  hier  wieder  die  Eventualität,  die  Forderungen  selbst 
oder  ihre  Durchführung  einschränken  zu  müssen,  wenn  sich 
nachtheilige  Rückwirkungen  zeigen,  welche  nicht  mit  in  den  Kanf 
genommen  werden  können  oder  dürfen. 

Aber  auch  noch  hierüber  hinaus  ist  bei  der  Entscheidung  zn 
bedenken,  dass  die  Frage  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens, 
daher  auch  des  Ob,  Wie  und  Wie  weit  einer  ungleichmässigen 
Vertheilung  nach  den  verschiedensten  Seiten  eine  solche  des  volks- 
wirthschaftlichen  und  socialen  G  e  s  a  m  m  t  Interesses  ist.  Sie  mos« 
daher  stets  mit,  ja  richtig  aufgefasst,  eigentlich  immer  nnr 
nach  diesem  Gesammtinteresse  entschieden  werden.  Nur  wenn 
daher  eine  andere  Vertheilung  als  die  vertragsmässig  auf  Grund 
der  bestehenden  Rechtsordnung  erfolgende  nicht  bloss  im  Interesse 
einzelner  Classen,  auch  der  gesammten  unteren  liegt ,  sondern 
wenn  dies  Interesse  zugleich  ein  solches  der  ganzen  Volksge- 
meinschaft ist;  ferner  nur,  wenn  die  bei  einer  Aendernng  der 
Rechtsordnung  eintretende  Aenderung  der  Vertheilung  nicht  andere 
Classeninteressen  in  höherem  Grade  schädigt,  als  das  Interesse 
der  Volksgemeinschaft  dies  gestatten  darf:  nur  dann  und  nnr 
insoweit  dürfen  jene  Forderungen  bezüglich  der  Veränderung 
der  Rechtsordnung,  um  die  Vertheilung  zu  ändern,  aufgestellt  und 
durchgeführt  werden. 

In  diesen  Erwägungen  liegt  nach  einer  zweiten  Seite  ein 
Maass  und  eine  Grenze  für  die  zu  erzielende  Veränderung  der 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  (s.  o.  S.  684). 

Aus  dem  Allen  aber  ergiebt  sich,  dass  es  sich  hier  und  zwar 
auch  heutzutage  bei  unseren  Culturvölkern,  bei  dem  heute  erreichten 
Stand  der  Prodnctivität  der  nationalen  Arbeit  und  bei  den  heute 
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verbreiteten  oder  sich  immer  mehr  verbreitendeD  ^^Axiomen''  hinsicht- 
lieh der  Möglichkeit,  sittlichen  and  wirthschaftlichen  Nothwendig- 
keit  und  Zweckmässigkeit  der  Hebung  der  nnteren  Classen  — , 
dass  es  sich  hier  doch  niemals  bloss  und  überhaupt  nicht  in 
erster  Linie  um  Classen  in  teressen,  selbst  nicht  der  grossen  Be- 
YÖlkerungsmasse,  der  Gesammtheit  der  sogen,  arbeitenden  und 
unteren  Classen,  um  Ansprüche  dieser  handelt,  sondern  stets 
um  Interessen  der  ganzen  Volksgemeinschaft  und  um  daraus 
abzuleitende,  damit  zu  begründende  Ansprüche  bezüglich  einer 
Veränderung  der  Vertheilung  und  der  dieser  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsordnung. 

Aus  dieser  An-  und  Einsicht  folgt  aber  auch  des  Weiteren  be- 
züglich der  Rechtsordnung,  dass  hier  niemals  bloss  von 
Rechten  einer  Classe  gegenüber  den  anderen  Classen  und  der 
Gesammtheit,  sondern  immer  zugleich  auch  nur  mit  von  Pflichten 
die  Rede  sein  kann;  dass  auch  die  Volksgemeinschaft  niemals  bloss 
gegen  eine  Classe  Pflichten  hat,  sie  zu  unterstützen,  zu  heben, 
z.  B.  mittelst  gewisser  Maassregeln  die  unteren  Classen,  sondern 
immer  auch  Rechte,  eine  gewisse  Bescheidung  der  Classe 
zu  verlangen,  wenn  das  wegen  der  Zusammenhänge  aller  Seiten 
des  socialen,  wirthschaftlichen  Lebens,  der  Culturentwicklung  und 
wegen  der  Rückwirkungen  des  Einzelnen  auf  Anderes  vom  Ge- 
sammtiuteresse  verlangt  wird.  Stets  kann  daher  nur  ein  System 
von  correlativen  Rechten  und  Pflichten  der  Volksgemeinschaft 
gegenüber  Classen  und  Einzelnen  jeder  Classe  und  jedes  zu  ihr 
gehörigen  Einzelnen  gegenüber  der  und  den  anderen  Classen  und 
der  Gemeinschaft,  von  correlativen  Ansprüchen  und  Beschei- 
dungen oder  Verzichtleistungen  anerkannt  werden.  Ein  blosses 
Classeninteresse  und  sei  es  dasjenige  des  grössten  Theils  der  Be- 
völkerung, z.  B.  desjenigen  der  unteren  Arbeitermasse,  hat  niemals 
berechtigten  Anspruch  auf  alleinige  Berücksichtigung,  vielmehr 
steht  ihm  immer  auch  eine  correlative  Classenpflicht  der  Bescheidung 
gegenüber.  Und  nur,  soweit  es  vom  Gesammtinteresse  der  Volks- 
gemeinschaft gefordert  oder  doch  gebilligt  wird,  ist  es  selbst  wieder 
berechtigt  und  dürfen  Forderungen  in  Bezug  auf  Vertheilung  und 
Rechtsordnung  nach  ihm  aufgestellt  und  durchgeführt  werden. 

Nach  solchen  GesichtspuDcten  ist  denn  auch  zwischen  den  reiBchiedenen  Classen- 
interessen  in  der  Vertheilungsfrage  abzuwägen.  Das  Interesse  hier  begünstigter 
Classen  hat  grade  so  sehr  Anspruch  anf  Berücksichtigung,  wenn  es  zugleich  im 
Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft  liegt,  als  das  Interesse  der  hier  nicht  be- 
günstigten Classen  im  anderen  Falle.    Die  theoretische  und  practische  Schwierigkeit 
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liegt  auch  weniger  in  der  Feststellung  der  einzelnen  Classeninteressen ,  als  in  dieser 
Abwägung  ond  in  der  Entscheidung  darüber,  ob,  wie,  wo,  wie  weit  ein  Classen- 
Interesse  ein  Gemeinschaftsinteresse  ist,  daher  z.  B.  ein  nach  der  bisherigen  Bechts- 
und  Yertheilungsordnung  vorhandenes  erhalten  oder  eingeschränkt,  ein  bisher  nicht 
80  wahrgenommenes  femer  zur  Bescheidung  gezwungen  oder  einer  besseren  Befriedi> 
gung  zugeführt  werden  soll.  Hat  man  aber  nach  richtiger  Abwägung  einmal  ent- 
schieden, dann  kann  allerdings  sowohl  ein  Eingriff  in  die  freie  Bewegung  als  in  die 
Eigenthums-  und  Bcsitzordnung ,  in  die  Gonsequenzen  des  Froiheits-  und  des  Prirat- 
eigenthumsprincips,  fur  und  gegen  die  unteren,  nicht  besitzenden,  aber  auch  für  und 
gegen  die  oberen,  besitzenden  Classeu  vom  Gesammtinteresse  gefordert  und  durch 
dasselbe  genügend  gerechtfertigt  werden. 

Das  darf  man  sich  freilich  nicht  verhehlen,  dass  man  bei 
Aenderungen  der  Vertheilung,  welche  durch  solche  der  Rechts- 
ordnung herbeigeführt  werden  sollen,  auf  Schritt  und  Tritt  zu 
Auseinandersetzungen  mit  dem  Freiheits-  und  (Privat-)  Eigen- 
thumsprineip  und  beider  Gonsequenzen  genöthigt  wird. 

So  mit  jenem  in  den  Verhältnissen,  welche  mit  der  BevölkerungsbewegUDg 
zusammenhängen  (z.  B.  Eheschliessungsrecht ,  Pflichten  aus  dem  Familienverbandl; 
oder  in  den  Verhältnissen,  welche  die  Verwendung  des  Einlcommens  betreffen 
(Fragen  der  Consumregclung ,  der  Benutzung  von  Besteuerungsmaassregeln  dazu,  vgl 
meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  250  ff.,  der  Zwangsersparungen,  z.  B.  mittelst  Zwangsbeiträgea 
der  Versicherten  für  ihre  oder  ihres  Eigenthums  Versicherung  [Arbciterversicherong, 
Feuerversicherung]).  So  hat  man  es  ähnlich  mit  Fragen  des  Privateigen thums- 
princips  zu  thun,  z.  B.  bei  der  Beschränkung  der  AusnutzungsmOglichkeit  des 
Eigenthums,  bei  Beseitigung  oder  Einschränkung  wohlerworbener  Privatrechte,  bei 
Uebertragung  von  Lasten  auf  das  Eigenthum ,  welche  es  bisher  nicht  oder  nicht  in 
dem  nunmehrigen  Maasse  zu  tragen  hatte,  bei  Regelung  der  Armenlasten  und  ganz 
allgemein  bei  einer  Finanz-  und  Steuerpolitik,  welche,  nach  dem  richtigen  Sinne 
des  Grundsatzes  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit,  dem  höheren  Besitz  und 
dorn  grösseren  Einkommen  auch  mehr  als  vcrhältnissmässigc  öffentliche  Lasten  auflegt 
(Princip  der  Progressivsteucr ;  vgl.  meine  Fin.  II,  2.  A.  §.  156  ff.)- 

Für  Theorie  und  Praxis  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden, 
dass  hier  zwischen  verächiedenen  Interessen,  Principien  und  deren 
Gonsequenzen  Compromisse  unvermeidlich  sind.  Und  zwar  um 
so  mehr,  je  schwieriger  und  unsicherer  zu  bestimmen  ist,  ob,  wie, 
wo  und  wie  weit  ein  Classeninteresse  mit  dem  Gesammtinteresse 
sich  deckt  oder  nicht. 

Die  Erörterung  und  die  Entscheidung  wird  dabei  jene  vier  Beihen  von  Yorans* 
Setzungen,  in  Betreff  der  Bevölkerung,  der  Technik,  der  Rechtsordnung,  der  gesell- 
schaftlichen Axiome  oder  Glaubenssätze  hinsichtlich  des  Sein-solleus,  stets  beachten 
müssen  (§.  205).  Ebenso  die  möglichen  und  wahrscheinlichen  Rückwirkungen  einer 
bestimmten  Entscheidung  hinsichtlich  des  Eingreifens  in  die  Rechtsordnung  und  in 
die  daraus  hervorgehende  —  bei  uns  die  vertragsmässige  —  Vertheilung  auf  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  und  auf  die  Entwicklung  von  Technik  und  Oekonomik  des  Pn>- 
ductiousbetriebs.  Endlich  ist  nicht  minder  ins  Auge  zu  fassen,  ob  die  Veränderungen 
der  Rechtsordnung,  welche  durch  eine  bestimmte  Veränderung  der  Richtung,  der  Art 
und  des  Maasses  der  Vertheilung  geboten  sind,  eben  nicht  um  anderer  Rücksichten 
Willen  zu  bedenklich  erscheinen  und  daher  doch  unterbleiben  oder  nur  beschränkter 
ausgeführt  werden  müssen.  So,  weil  die  bestehende  Rechtsordnung  anderweit 
günstige,  im  Gesammtinteresse  liegende,  auf  andre  Weise  gar  nicht  oder  nicht  ge- 
nügend zu  sichernde  Wirkungen  hat  oder  weil  jene  Aenderungen  sonstige,  dem 
Gesammtinteresse  zu  sehr  widersprechende  Wirkungen  mit  sich  führen  würden.  Abe^ 
mals  bedingt  das  Alles  —  die  Nothwendigkeit  von  Gompromissen. 
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Beispiele  liegen  in  agrarischen  Begnlirongen,  wo  etwa  mit  Rücksicht 
auf  die  Gefährdung  des  Folkswirthschaftlichen  Productionsinteresses,  des  passenden 
Bodenanbaus,  auf  die  Noth wendigkeit  und  auf  die  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft 
liegende  sociale  Function  des  Grossgmndbesitzerstands  nicht  so  weit  gegangen  wird, 
als  bloss  das  Interesse  der  gleichmSssigeren  Yertbeilong  ?on  Besitz  und  Bodenerträgen 
verlangen  würde  und  als  sonst  ?ielleicht  zulässig  wäre.  Oder  gewerbe-,  handeis-,  bank-, 
bOisenpolitische  Reformen,  wo  man  im  Interesse  der  Prodnction,  des  Absatzes,  der 
Kapitalbildnng  und  Concentration,  des  Städtewesens,  der  von  ihm  ausgehenden  oder 
vomemlich  getragenen  Cultorentwicklung  freiere  Bewegung,  ungleichmässigere  Ein- 
kommen- und  YermOgensFertheilung  znlässt,  als  andere  Rücksichten  es  bedingen 
würden.  Oder  finanz-  und  steuerpolitische  Maassrcgeln,  bei  denen  man  aus  ähnlichen 
Gesichtspuncten  in  der  Besteuerung  der  Reicheren,  der  höheren  Stände  nicht  so 
consequent  vorgeht,  als  es  der  Grundsatz  der  Besteaerung  nach  der  Leistangsfähigkeit 
fordern  und  wiederum  auch  andere  Rücksichten  gatheissen  oder  wenigstens  zulassen 
würden. 

II.  —  §.  271  [97a].  Forderungen  in  Betreff  der  Ver- 
theilong  in  der  Beziehung  zu  Bedttrfnissstand  und 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  im  Besondern.  A.  Auf- 
stellung des  Rechts  auf  Existenz.  Wir  unterscheiden  hier 
die  Befriedigung  der  ExistenzbedUrfnisse,  besonders  des  ersten 
Grads,  und  diejenige  der  feineren  ExistenzbedUrfnisse  zweiten 
Grads,  sowie  der  Cuiturbedürfnisse  (§.  268). 

Auch  vom  Standpunct  des  Einzelnen  aus  hat  die  Frage, 
in  welchem  Verhältniss  die  Befriedigung  dieser  verschiedenen  Be- 
dürfnisse richtiger  Weise  stehen  soll,  ihr  Interesse,  u.  A.  hier  für 
die  Beurtheilung  des  Luxus  als  einer  individuellen  oder 
Privatangelegenheit  bezüglich  der  Verwendung  des  Einkommens. 

Man  wird  auch  für  den  Einzelnen  den  Existenzbedürfhissen  ersten  Grads  den 
Vorrang  ?or  allen  anderen,  auch  ?or  den  Culturbedürfnissen  oinr&nmen  müssen,  weil 
ihre  genügende  Befriedigung  Bedingung  der  Existenz  und  der  Entwicklung  des 
Indi?iduums  überhaupt  ist.  Dagegen  ist  ein  solcher  Vorrang  nicht  ebenso  unbedingt 
den  EzistcnzbedQrfnissen  zweiten  Grads  vor  den  Culturbedürfnissen  zuzugestehen, 
mindestens  nicht  für  den  Einzelnen,  welcher  für  sich  allein  zu  sorgen  hat.  Anders 
kann  die  Sache  im  Familienvcrbande  bezüglich  der  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grades 
bei  den  zu  unterhaltenden  Angehörigen  liegen.  Für  den  Einzelnen  allein  kann 
dagegen  wenigstens  ein  gewisser  Vorrang  für  gewisse  richtige  und  wichtige  Cuitur- 
bedürfnisse anerkannt  werden,  nemlich  principiell  aus  dem  Gesichtsponcto  des  ethi- 
schen Sein-soUens  mit  Bücksicht  auf  die  geistige  und  sittliche  Seite  und  Bestimmung 
des  Menschen. 

Indessen  hier  in  der  Socialökonomie  handelt  es  sich  um 
die  Betrachtung  der  Frage  vom  Standpunct  der  Volksgemein- 
schaft aus.  Die  Frage  liegt  nach  Zeitaltern,  nach  ökonomisch- 
technischen EntwickluDgsverhältnissen,  nach  den  geltenden  gesell- 
schaftlichen Axiomen  bezüglich  des  Sein-sollens  verschieden, 
gestattet  daher  wieder  nur  eine  historisch-rechtliche  Be- 
antwortung. Sie  beschäftigt  uns  hier  nur  für  die  Culturvölker 
europäischer  Civilisation  in  der  Gegenwart. 
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1.  Erörterang  für  die  Befriedigung  der  Existenzbedttrf- 
nisse  ersten  Grads,  soweit  diese  Befriedigung  von  der  Ver- 
theiinng  des  Volkseinkommens  abhängt.    Recht  auf  Existenz. 

Hier  ist  als  ein  erster  leitender  Grundsatz  anfzustellen:  kein 
einzelner  Mensch  soll,  soweit  die  Gemeinschaft  es 
hindern  kann,  bloss  aus  Mangel  an  wirthscbaftlichcD 
Mitteln  zur  Befriedigung  jener  Bedürfnisse  untergehen. 
Ja,  diese  Befriedigung  soll  sogar  in  einem  nach  Art  und  Maas« 
bestimmten  Minimalumfang  stattfinden,  wie  er  annähernd  der 
erreichten  Lebenshaltung  der  unteren  Schichten  der  Handarbeits- 
classen  entspricht. 

Insoweit  besteht  eine  sittliche  Pflicht  der  Gemeinschaft, 
zu  helfen,  eine  Pflicht,  welche  auch  als  Rechtsnorm  zu  fassen 
ist;  alsdann  mit  der  Rechtsfolge,  dass  in  die  vertragsmässige  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  auf  der  Grundlage  der  persönlichen 
Freiheit  und  des  Privateigenthums  eingegriifen,  dass  daher  insofern 
und  insoweit  als  nOthig  ein  Recht  der  Gemeinschaft  gegenüber 
den  besitzenden  Classen  und  den  Classen  und  Personen  höheren 
Einkommens,  dieselben  zur  Hilfsleistung,  bzw.  zur  Hergabe  Ton 
Mitteln  in  Anspruch  zu  nehmen,  anerkannt  wird. 

Für  das  Individuum,  die  Familie  in  der  eine  solche 
Hilfe  notbwendig  machenden  Lage,  ergiebt  sich  ein  Anspruch 
auf  Hilfe,  welcher  als  Rechtsnorm  formulirt  das  Recht  anf 
Existenz,  daher  auf  Gewährung  der  hierzu  erforderlichen  wirth- 
schaftlichen  Mittel  im  angedeuteten  Umfang,  genannt  werden  kann. 
Diesem  Individual-  und  Classenrecht  auf  Existenz  entspricht  aber 
als  Correlat  die  Pflicht  —  und  demgemäss  das  Recht  der 
Gemeinschaft  —  sich  den  noth wendigen,  wenn  auch  human 
und  nach  dem  Stand  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  in 
verschiedener  Weise  aufzustellenden  und  durchzuführenden  Be- 
dingungen zu  fügen,  welche  die  Verwirklichung  des  Rechts  anf 
Existenz  allein  möglich  machen  und  die  mit  demselben  verbundenen 
Gefahren  beseitigen.  Solche  Bedingungen  sind  eventuell:  die  An- 
erkennung von  Arbeitspflichten  bei  vorhandener  ArbeitsflLbig- 
keit  und  nach  Maassgabe  derselben,  eventuell  die  Ausübung  eines 
Arbeitszwangs,  die  Anerkennung  eines  Rechts  der  Gemein- 
schaft, in  die  Verwendung  des  Individual-  und  Familieneui- 
kommens,  daher  mittelst  Consumregelung  und  Zwang  zu  Erspamngen, 
und  endlich  nicht  minder  eines  Rechts,  regelnd,  eventuell  hemmend, 
in  die  Bevölkerungsbewegung,  insbesondere  in  die  Eheschliessnngen 
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und  in  die  Wanderungen,  einzügreifen;  namentlich  soweit  das  wegen 
des  Verhältnisses  zwischen  dem  Volkseinkommen  und  dessen  Be- 
wegung (Dividendus)  und  der  Volkszahl  und  Gliederung  und  deren 
Bewegungen  (Divisor)  geboten  ist  und  soweit  auch  wiederum 
im  Gemeinschaftsinteresse  berechtigte  Interessen  der  be- 
sitzenden und  der  Classen  und  Personen  höheren  Einkommens  zu 
schonen  nnd  zu  schützen  sind. 

In  dieser  Weise  gefasst  und  begründet,  auch  mit  den  hier  an- 
gedeuteten Beschränkungen,  stellt  das  „Recht  auf  Existenz '^ 
einen  ungeheuren  sittlichen  und  rechtlichen  Fortschritt  in  unserer 
Cultarperiode  verglichen  mit  früheren  Zeiten  und  anderen  Ländern 
und  Völkern  dar:  einen  wahren  Fortschritt  der  Gesittung, 
welcher  sich  unter  dem  Einfluss  christlicher  Anschauung  mit 
vollzogen  hat. 

Dass  dabei  ein  solches  Recht  noch  nicht  formal  und  etwa  unter  diesem  Namen 
anerkannt  ist,  was  bisher  in  der  Praxis  allgemein  zugegeben  werden  muss,  und  dass 
auch  die  Theorie  noch  vielfach,  selbst  vielleicht  noch  überwiegend,  sich  zOgernd  und 
ablehnend  dagegen  verhält,  ist  keine  Widerlegung  der  vorausgehenden  Sätze  und  kein 
Beweis  dafür,  dass  ein  solches  Recht  nicht  bestehe  und  nicht  anzunehmen  sei. 
Ebensowenig  beweist  die  Art  der  Verwirklichung  des  Rechts  in  dieser  Frage  etwas, 
z.  6.  oh  man  es,  wie  bisher  regelmässig  hei  unserem  Öffentlichen  Armenrecht,  mit 
einem  Seitens  des  Einzelnen  nur  im  Beschwerdeweg  innerhalb  der  Verwaltung  geltend 
zu  machenden,  in  diesem  Sinne  nicht  mit  einem  eigentlichen  persönlichen  (Individual-) 
„Recht''  oder  wirklich  mit  einem  solchen  zu  thun  habe.  Maassgebend  für  die  hier 
vertretene  Auffassung  ist,  dass  ein  solches  „Recht'*  der  sittlichen  Auffassung  der 
Gesellschaft  einem  der  erwähnten  „Glaubenssätze"  hinsichtlich  des  Sein-sollens  ent- 
spricht, und  dass  in  der  That  in  der  Rechtsordnung,  wenn  auch  eventuell  nur 
erst  im  Verwaltungsrecht  und  nach  dessen  Normen  und  Formen,  Einrichtungen 
bestehen,  welche  implicite,  bei  richtiger  begrifflicher  Abstraction  und  Zurück- 
fuhrung des  Concreten  auf  die  ihm  zu  Grunde  liegenden  Principien,  auf  ein  solches 
„Recht  auf  Existenz'^  hinauskommen. 

Das  gilt  aher  schon  heute  von  dem  bei  den  meisten  CulturvOlkem  bestehenden 
Öffentlichen  Arm  eure  cht  oder  wenigstens  von  der  Art,  wie  hier  vom  Gemein- 
wesen für  Arme  gesorgt  wird.  Vgl.  preuss.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  19  §.  1  (s.  u.  S.  698). 
Einerlei,  wie  gesagt,  in  welcher  rechtsformalen  Weise  hier  der  Anspruch  auf  Armen- 
unterstützung geltend  gemacht  wird,  er  wird  doch  anerkannt.  Namentlich  verpflichtet 
der  Staat  die  Gemeinden  und  Verbände  auch  rechtlich,  für  ihre  Armen  zu  sorgen, 
und  wacht  über  die  Erfüllung  dieser  Pflicht.  Das  bat  aber  als  Correlat  eine 
Steuerpflicht  innerhalb  der  Gemeinschaft  zur  Deckung  der  Kosten  dieser  Armen- 
unterstlttzung  im  Gefolge  (eigentliche  Armensteuern,  wie  die  poor  rate  in  England, 
8.  meine  Fin.wiss.  III,  §.  157  ff.  oder,  selbst  bei  einem  formellen  Verbot  solcher 
„Armensteuern*',  wie  es  in  Deutschland  vorkommt,  allgemein  höhere  Gomeinde- 
abgaben  hierfür,  bzw.  die  Rechtspflicht  der  Gemeinden,  den  Bedarf  der  Armen- 
verwaltung in  den  Haushaltsetat  einzusetzen  und  für  dessen  Deckung  mit  zu  sorgen. 
Vergl.  Stein,  Verwalt.lehre  2.  Aufl.  S.  796  ff.,  im  Allgemeinen  Emminghaus, 
Armen  Wesen.  Berlin,  1S70,  Aschroth,  Art.  Armenwesen  im  H.-W.-B.  d.  Staats- 
wiss.  I).  Selbst  wo,  wie  in  romanischen  Ländern,  besonders  in  Frankreich,  eine 
eigentliche  communale  Armenunterstützungs  -  Rechtspflicht  nicht  besteh^,  läuft  die 
Sache  doch  practisch  auf  nicht  so  sehr  viel  Anderes  hinaus. 

Auch  in  dem  jetzt  sich  ausbildenden  Arbeiterversicherungsrecht  kann 
man  doch  eine  Consequenz  des  Gedankens  des  „Rechts  auf  Existenz"  sehen :  nur  eben 
auch  mit  Ziehung  der  augedeuteten   Consequenzen   zu  Gunsten   der  Gemeinschaft, 
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Demiich  den  Versicherten  zu  Beiträgen,  d.  b.  zu  einer  bestimmten  YerweDdoB^ 
seines  Einkommens,  zu  ZwaDgsersparangen  zu  nOthigen,  wie  anderseits  Dritte,  die 
Arbeitgeber,  oder  unmittelbar  die  Volksgemeinschaft  (und  in  ihr  dann  freilich 
mittelbar  die  Versicherten  als  SteaertrSger,  bei  indirecten  Stenem  ereDtoeU  mittebt 
Gonsnmregelnng,  —  Eeichszuschuss  bei  der  deutschen  Altersversich ening)  mit 
hierfür  zu  belasten,  d.  h.  eben  doch  in  die  „?ertragsmässige  Einkorn menTertheilong^ 
einzugreifen. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  agrarischen  Ablösungs-  und  PachtweseDS 
(deutsche  Grundentlastung,  neuere  irische  Pachtnormen)  liegen  ähnliche  Fälle  vor. 
Hier  werden  z.  B.  die  zu  einer  selbständigen  wirthschaftUchcn  Existenz  in  minimalem 
Umfange  erforderlichen  Bedingungen  des  Wirthschaftsbetriebes  gewährt,  die  Pacht- 
zinsen so  angesetzt,  dass  sie  einen  zur  Erhaltung  der  Pächterfamilie  ausreichendeo 
Beinertrags-Antheil  fttr  diese  übrig  lassen,  unter  Hiotansctzung  der  Rechte  und  Inter- 
essen Dritter  (vgl.  z.  B.  preuss.  Gesetz  f.  2.  Mai  1850  über  Ablösung  und  Regulinof 
der  gutsherrl.  und  bäuerl.  Verhältnisse  §.  63 :  der  Besitzer  der  Hofstelle  darf  verlangen, 
dass  ihm  nach  Abzug  der  Abfindung  des  Gutsherrn  ein  Drittel  des  Reinertrags  der 
Stelle  bleibe;  umso  viel  ist  die  Abfindung  zu  vermindern).  —  Ein  Ausnahmefall  ver- 
wandter Art,  aber  immerhin  auch  ein  solcher,  welcher  auf  dem  in  Recht  auf  Existenz 
enthaltenen  Princip  beruht,  ist  die  öffentliche  Beschlagnahme  von  Nahrungsmitteln  o.  s.  v. 
in  Nothzeiten  (belagerte  Orte,  Missernten). 

Welcher  Unterschied  gegen  frühere,  rohere  Zeiten!  Mit  ans 
Mangel  an  materiellen  Mitteln,  aber  doch  eben  auch,  weil  die  ent- 
sprechenden sittlicben  Anschaunngen  and  Rechtsnormen  fehlten, 
da  wohl  Kinderaussetzung,  Verlassen,  Tödten  der  Greise. 

Wie  auch  der  Umfang  der  Bedürfnissbefriedigung  von  den 
dem  Recht  auf  Existenz  zu  Grunde  liegenden  Anschauungen  be- 
einflusst  wird  und  sich  demgemäss  einigermaassen  nach  der  er- 
reichten Lebenshaltung  der  unteren  Volksclassen  richtet,  ergiebt 
sich  aus  der  Art  der  Verpflegung  der  öiTentlichen  Armen  (englische 
Armenhäuser),  der  Strafgefangenen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  ist  in  dem  Streben,  das  sog.  Existenz- 
minimum frei  zu  lassen,  unmittelbar  bei  directen,  namentlich  Personalsteuem, 
mittelbar  durch  Ausschluss  der  nothwendigen  Nahrungsmittel  aas  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung,  auch  eine  Tendenz  sichtbar,  welche  auf  demselben  Gedanken,  vie 
die  Gewährung  des  Rechts  auf  Existenz,  beruht).  (Vgl.  meine  Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  167. 
auch  G.  Schanz,  im  H.w.b.  d.  Staatswiss.  III,  325  ff.). 

Das  „Recht  auf  Existenz'^  obwohl  auch  hier  nicht  immer  so 
genannt  und  gefasst,  liegt  mehr  oder  weniger  klar  gewissen  socia- 
listischen  Auffassungen  zu  Grunde.  Es  hängt,  wie  sich  gleich 
zeigen  wird,  mit  dem  socialistischen  ,, Recht  auf  Arbeit"  zusammen, 
welches  seine  nothwendige  Consequenz  ist,  von  dem  jedoch  auch 
ein  anderes,  als  subsidiäres  auch  in  unserer  Rechtsordnung  unter- 
schieden werden  kann  (§.  273).  Aber  das  Recht  auf  Existenz 
steht  mit  einem  anderen,  in  der  socialistischen  Vertheilungstheorie 
vorkommenden  Rechte,  dem  „Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag", 
in  einem  Widerspruch,  welcher  nur  durch  Gonipromiss  gelöst  werden 
kann  und  nothwendig  in  der  Praxis  so  gelöst  werden  mnss. 
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Die  schärfsten  und  besten  AusfUbrungon  hierüber  in  Anton  M  enger 's  Schrift 
das  Becht  anf  den  vollen  Arbeitsertrag.  Es  ist  fUr  unsere  Zwecke  nicht  nothwendig, 
auf  die  sonstige  litterarische  Behandlung  des  Bechts  auf  Existenz  hier  einzugehen. 
Sie  ist  wenig  umfangreich  und  wissenschaftlich  unbedeutend. 

Zur  socialökoDomischen  WttrdiguDg  des  Rechts  auf  Existenz 
sind  die  Gonsequenzen  desselben  iür  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  und  damit  ftlr  die  Eigenthamsverhält- 
nisse  einer-  und  für  die  nothwendige  Stellung  der  Gemeinschaft, 
und  zwar  unter  jeder  denkbaren  Gestaltung  der  volkswirthschaft- 
lichen  Organisation,  zur  Bevölkerungs frage  andrerseits  be- 
sonders wichtig. 

In  ersterer  Hinsicht  liegt  in  der  Anerkennung  des  genannten 
Rechts  zugleich  das  Zugeständniss,  dass  die  Gemeinschaft  Interesse, 
Pflicht  und  Recht  hat,  in  das  Privateigenthnm  einzugreifen  und 
der  Ungleichheit  der  Einkommen  eine  Schranke  zu  setzen,  wenn 
und  soweit  als  die  Verwirklichung  des  Rechts  auf  Existenz  dies 
nothwendig  macht. 

Ein  Schluss  von  zwingender  Folgerichtigkeit,  wenn  man  die  prindpielle  Be- 
gründung jenes  Bechts  richtig  erfasst  und  als  richtig  zugiebt  Es  folgt  daher  auch 
für  die  Frage  des  Privateigenthums ,  dass  diesem  nur  ein  relativer,  kein  absoluter 
Anspruch  auf  Schutz  und  Schonung  zugestanden  werden  kann.  In  derThat:  zuerst 
kommt  das  Becht  des  Individuums  auf  Existenz,  soweit  die  Gemeinschaft  dies  Becht 
Ökonomisch  anerkennen  kann  und  ethisch  anerkennen  muss,  dann  erst  und  soweit  es 
mit  jenem  Bcchte  nach  dieser  Pflicht  der  Gemeinschaft  vereinbar  ist,  kommt  das 
Becht  des  Individuums,  sein  Eigenthum,  sein  in  der  vertragsmässigen  Vertheilung 
erlangtes  Einkommen  (practisch:  sein  Qber-durchschnittliches  Einkommen)  unverktlrzt 
zu  behalten.  Unsere  einseitig  den  Anschauungen  und  Interessen  der  besitzenden 
Glassen  dienende  Privatrechtscntwickluiig  hat  diese  richtige  Boihenfolge  schier  um- 
gedreht. Vgl.  hierzu  Schäffle,  System  II,  §.292.  S.  378— 394  (trelflich,  s.  auch 
die  kurze  Formulirnng  der  in  diesem  §.  282  entwickelten  Gedanken  in  der  Inhalts- 
tibersicht I.  S.  XXXV).  —  Die  Consequcnz  des  Bechts  auf  Existenz  ist  daher  auch, 
dass  in  einem  Gemeinwesen,  welches  die  persönliche  Freiheit  und  die  Gleichberech- 
tigung (den  principiell  gleichen  „Menschenwerth"')  aller  seiner  AugehOriiren  anerkennt, 
auch  keinem  noch  so  kleinen  Theile  des  Volks  ein  unbedingtes  Becht  auf  ein 
grösseres  Einkommen,  folgeweise  auch  auf  Befriedigung  der  EzistenzbedUrfnisse 
zweiten  Grads  und  der  CalturbcdUrfnisse  zugestanden  werden  kann,  wenn  jenes  Ein- 
kommen und  diese  Befriedigung  wenigstens  indirect  einem  anderen  Volkstbeil  selbst 
jene  minimale  BedUrfnissbefriedigung  entzöge  (vgl.  die  Daten  von  Marx  I,  I.A.,  642  IT., 
aus  dem  6.  report  on  public  health  JS63). 

Der  besonders  in  der  Discussion  der  Arbeiterfrage  gemachte  Einwand,  dass 
auch  in  solchem  Falle  eine  Abhilfe  der  Noth  der  unteren  Glassen  nicht  möglich  sei, 
weil  es  an  den  ihnen  allein  nöthigcn  naturalen  Gütern  (Volksnahrungsmittel, 
Brot  u.  s.  w.)  fehle  und  die  etwa  für  die  Wohlhabenderen  producirten  Güter  den  Un- 
bemittelten nichts  nützen,  tiberschiesst  das  Ziel.  Denn  sobald  eben  Güter  letzterer  Art 
vorhanden  sind,  beweist  dies  schon,  dass  an  dem  in  unserem  Falle  angenommenen 
Nothstande  der  unteren  Glassen  nicht  oder  doch  nicht  allein  die  Kleinheit  des  Volks- 
vermögens und  Volkseinkommens  schuld  ist.  Vielmehr  müssen  hier  Productionsmittel 
im  weiteren  Sinne  (Arbeitskräfte,  Kapitalien,  Boden)  da  sein,  die  in  diesem  Falle 
eben  nur  in  die  Herstellung  von  Gütern  des  Bedarfs  der  unteren  Gassen  hinüber- 
geleitet werden  müssen.  Oder  m.  a.  W.:  nicht  die  Production  ist  an  sich  zu  klein, 
sondern  ihre  Bichtung  ist  volkswirthschaftlich  nachtheilig  und  dies  kann  und  muss 
in  dem  im  Texte  angenommenen  Falle  geändert  werden.    Es  wird,  besonders  in  der 


694       4.  B.  Bevölk.  u.  Volk8w.8ch.  2.  K.  Vertheil.probl.  2.  A.  Reijölang.  §.  272. 

Lohnfrage,  so  oft  Hbersehcn,  dass  eine  bestimmte  Yertheilung  des  Volks- 
einkommens  immer  auch  bestimmte  Richtungen  und  Arten  der  Pro- 
d actio n  zur  Folge  hat.  Bei  grosser  Ungleichheit  des  Einkommens  geht  diese  Sich- 
tung mehr  auf  Luxusartikel  fttr  die  Wohlhabendon,  bei  grosserer  Gleichheit  mehr 
■auf  Artikel  des  Massenconsums,  auch  boi  gleicher  Höhe  des  gesammten  Kapitals  ood 
Volkseinkommens.    S.  o.  Vorbemerkungen  in  §.  261. 

Die  Verpflichtang  der  Gemeinschaft,  das  Recht  aaf  Existenz 
durchzuführen,  kann  aber  nicht  weiter  gehen,  als  die  ökonomische 
Möglichkeit  dazu.  Diese  aber  hängt  einmal  vom  Stande  der  Pro- 
ductionstechnik  und  Oekonomik  und  von  den  socialen  nnd  recht- 
lichen Bedingungen  dieses  Standes  und  seines  Fortschritts,  sodann 
von  der  Bevölkerungszahl  und  deren  Entwicklung  ab.  Daher  muss 
die  Gemeinschaft  auch  das  Recht  beanspruchen,  den  Classen  und 
Individuen  diejenigen  Beschränkungen  aufzulegen,  welche  sich 
hiernach  als  nothwendig  erweisen.  Droht  die  nattirliche  und  Wan- 
derungsbewegUDg  die  Verwirklichung  des  Rechts  auf  Existenz  ud- 
mögiich  oder  in  einer  dem  Gemeinschaftsinteresse  widersprechenden 
Weise  zu  schwierig  zu  machen,  so  sind  Beschränkangen  der 
Eheschliessung  und  damit  indirect  der  natürlichen  Volks- 
vermehrung und  ebenso  Beschränkungen  der  Wanderungen, 
namentlich  der  heimischen  Zu-  und  der  Einwanderangen 
aus  dem  Auslande,  nothwendig  und  berechtigt.  Hier  lieg^  zugleich 
die  Gonsequenz  der  Mal t hu s'schen  Bevölkerungslehre  vor,  welcher 
der  extreme  Individualismus  und  der  Socialismus  sich  in  gleicher 
Weise  mit  Unrecht  entzogen  haben. 

Für  das  Weitere  ist  hier  jetzt  in  dieser  3.  Aufl.  auf  das  vorige  Kapitel  dieses 
Buchs  zu  ?erweisen,  weiches  an  die  Stelle  der  wenigen,  aber  principiell  Uboreia- 
stimmenden  Bemerkungen  über  die  Bevölkerungsfrage  in  der  2.  Anfl.  S.  145,  146 
getreten  ist.  Namentlich  bei  der  Erörterung  der  socialökonomischen  Seite  des  Ehe- 
scbliessungsrcchts  und  des  Zugrechts  (Freizügigkeit),  worauf  in  der  2.  Abth.  der 
Grundlegung  bei  den  socialen  Freibcitsrechten  näher  eingegangen  wird,  ist  der  an- 
gedeutete Punct  von  besonderer  Wichtigkeit. 

B.  —  §.  272.     Durchführung  des  Rechts  auf  Existenz. 

Nor  um  Andeutungen,  um  Fingerzeige  handelt  es  sich  hier.  Alles 
Weitcrc,  namentlich  zur  Begründung  des  Einzelnen,  zur  Auseinandersetzung  mit  nahe 
liegenden  und  auch  da  nnd  dort  hervorgetretenen  Einwänden,  müsste  einem  besondereo 
„System  der  Socialpolitik'"  vorbehalten  bleiben.  Daher  das  Folgende  auch  mehr  in 
Form  von  Thesen  ohne  umfassende  Beweisführung.  Aber  es  erschien  doch  erwünscht, 
diese  Andeutungen  hier  zu  machen.  In  der  vorigen  Auflage  fehlten  sie,  was  ich  doch 
als  einen  Mangel  erkannt  habe. 

Für  die  Durchführung  eines  Rechts  auf  Existenz  —  die  Frage 
immer  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  Völker  europäischer 
Givilisation  betrachtet  —  sind  zunächst  die  Arten  oder  Reihen 
von  Fällen,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  nach  ihren  cha- 
rakteristischen Merkmalen,   danach  die   Bedingungen,   welche 
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vorliegen,  und  die  speciellen  Forderungen  bei  jeder  Art  von 
Fällen  zu  unterscheiden.  In  VerbiDdnog  hiermit  sind  die  Fol- 
gerungen aus  der  Aufstellung  dieser  Forderungen  zu  ziehen  und 
die  practischen  Mittel  und  Wege  anzugeben,  welche  zur 
Verwirklichung  dieser  Forderungen  in  Erwägung  kommen  und 
eventuell  zu  wählen  sind.  Man  hat  es  daher  hier  mit  jenen  drei 
practischen  Aufgaben  zu  thun,  welche  früher  auch  für  die 
Wissenschaft  der  Socialökonomie  aufgestellt  wurden  (Buch  1, 
§.  62—64). 

Die  Arten  von  Fällen  lassen  sich  in  folgende  vier  unter- 
scheiden: schuldlose  Erwerbsunfähigkeit  und  Mittellosigkeit)  schuld- 
loser Mangel  an  Erwerbsgelegenheit ,  selbstverschuldeter  Mangel 
an  Unterhaltsmitteln,  selbstverschuldeter  Erwerbsmangel. 

1.  Zur  efsteren  Art  gehören  die  besonderen  Fälle  der  mittellosen 
Waisen,  Kranken,  auch  Geisteskranken,  Invaliden,  Altersschwachen 
und  ähnliche.  Das  gerade  hier  unmittelbar  hervortretende  Recht 
auf  Existenz  und  die  ihm  correlative  Pflicht  der  Gemeinschaft,  zu 
helfen,  filhrt  zu  der  speciellen  Forderung,  diesen  Kategorien  von 
Personen  mit  Mitteln  der  Gemeinschaft  und  zwar  auch  mit  solchen, 
welche  direct  und  indirect  den  erwerbenden  und  bemittelten  Per- 
sonen entzogen  werden,  Hilfe  zu  leisten.  Dies  geschieht  im  öffent- 
lichen Armenwesen  und  Recht,  im  Arbeiterversicherungs- 
wesen, auch  wohl  noch  auf  andere  Weise  (unentgeltliche  öffentliche 
Leistungen). 

a)  Die  wichtigste  hierher  gehörige  Einrichtong  ist  das  Öffentliche  Armen- 
wesen und  das  wichtigste  Becht,  das  (active  und  passive)  Öffentliche  Armen- 
recht. 

Dieser  Einrichtung  und  diesem  Bechte  kann  zur  Seite  treten,  e?entaell  in  der 
Praxis  so,  dass  beide  nur  subsidi&r  in  Betracht  kommen,  die  anf  dem  caritativen 
Princip  beruhende  private,  kirchliche,  Yereinsarmenpflege.  Aber  mindestens  eine 
solohe  subsidiäre  Pflicht  OlTentlicher  KOrper  („Zwangsgemeinwirthschaften*')  muss 
im  Bechte  anerkannt  sein«  was  vielfach  in  unseren  Culturstaaten,  namentlich  den  ger- 
manischen, auch  der  Fall  ist,  wenn  in  Einrichtung  und  Becht  des  Armenwesens 
implicito  das  Becht  auf  Existenz  gewährt  sein  soll. 

b)  In  einer  dem  wirthschaftlichen  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  mehr 
oder  weniger,  mitunter  völlig  entsprechenden  Weise  wird  in  der  Einrichtung  der  frei- 
willigen (facnltativen)  wie  der  obligatorischen,  auf  dem  Zwangsprincip  beruhenden 
„Arboiterversicherung'*  das  caritative  und  das  Öffentliche  Armenwesen  in  seiner 
üblichen  Gestalt  und  Durchfulirung  ersetzt,  in  der  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden-  und 
Alters-,  Wittwen-  und  Waisenversichcrung  (bezügliche  Einrichtungen  im  Öffentlichen 
Dienst  ftlr  die  Beamten,  s.  Fin.  I,  3.  A.  §.  164  ff.,  deutsche  und  andere  neuere  Ar- 
beiterversicherung). Völlig,  wenn  die  betreffenden  Yersichemngsbeitrftge  an  die  Ver- 
sicherten ausreichend  bemessen  und  ausschliesslich  aus  Beitrftgen  der  Versicherten 
selbst,  bezw.  aus  Fonds,  welche  die  letzteren  allein  aufgebracht  haben,  bestritten 
werden;  theilweise,  wenn  andere  Privatpersonen,  wie  namentlich  die  Arbeitgeber, 
die  Kosten  einer  ausreichende  Unterstützung  gewährenden  Arbeiterversicheru ug  allein 
oder   zusammen   mit  den  Versicherton   und    etwaigen  Dritten  tragen  und  wenn  ein 
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Ofieotlicher  Körper  Beiträge  leistet  (Reichszuschüss  bei  der  deotschcn  Alters-  und 
InFalidenFersicheniDg).  In  beiden  letzteren  Fällen  Hegt  hier  aber  nur  eine  andere 
Begulirnng  der  öffentlichen  Armenlast  ?or,  wie  schon  oben  bemerkt.  Beiträge 
der  Arbeitgeber  erscheinen  zugleich  als  eine  Aendening  der  ?ertragsmässigen  Ter- 
theilong  des  Gesammtertrags  der  Production  zwischen  Arbeiter  nnd  Arbeitgeber. 
Zwangsbeiträge  als  eine  dieser  Aenderang  der  Yertheilnng  zn  Grunde  liegende 
Aenderung  der  Rechtsordnung  zwischen  „Kapital  und  Arbeit*',  freilich,  streng  ge- 
nommen, nur  wenn  jene  Beiträge  nicht  etwa  zu  entsprechenden  Lohnv^erkflrzungen 
fahren.  Beiträge  der  Arbeiter  selbst  und  auch  öffentlicher  Körper  (aus  Steuern)  haben 
ökonomisch  und  rechtlich  die  Bedeutung  ¥on  bestimmten  Verwendungsarten  des  Ein- 
kommens, Zwangsbeiträge  der  Arbeiter  ?on  zwangsweisen  Gonsumregelungcn  und  Er- 
sparungen. Beiträge  öffentlicher  Körper  aus  solchen  Steuern,  welche  nicht  auf  die 
Versicherten  selbst  fallen,  wirken  im  Effect  wie  Verkürzungen  des  aus  der  Terkehrs- 
massigen  Regelung  hervorgegangenen  Einkommens  Andrer.  —  Mit  Eingriffen  der 
Rechtsordnung  in  die  Verthcilung  des  Productionsertrags,  bzw.  in  die  Ver- 
wendung des  Einkommens  hat  man  es  hiemach  bei  der  obligatorischen  Arbeiter- 
Tersicherung  immer  in  der  einen  oder  anderen  Weise  zu  thun.  Wer  das  nicht  er- 
kennt oder  bestreitet,  verfolgt  die  hier  obwaltenden  Priucipien  in  ihrer  ökonomischen 
Wirkung  nicht  weit  genug  oder  unrichtig.  E$;  ibt  daher  auch  völlig  conscquent,  wenn 
die  ökonomischen  Individualisten  und  „Freihändler'*  diese,  wie  jede  andere  obliga- 
torische Versicherung  (z.  B.  bei  Brandschäden)  verwerfen  (vergl.  meinen  Aufs. 
Staat  und  Versicherungswesen  in  der  Tüb.  Ztschr.  IS&l,  auch  selbständig  erschienen, 
und  meine  Abb.  Versicherungswesen  im  Scbönberg'schcn  Handbuch  B.  III). 

c)  Auch  die  Steuerfreiheiten  speciell  fUr  „Arme*'  im  verwaltungsrecht- 
lichen Sinne,  die  unentgeltliche  Gewährung  öficntlichor  Leistungen  ftlr  sie 
(„Armenschule",  .^Armenrechr*  im  Process,  bei  Beanspruchung  von  Rechtshilfe,  .^reie 
oder  billigere  Fahrt"  u.  dcrgl.  bei  öffentlichen  Verkchrsanstalten  u.  a.  Aehnliche) 
gehören  mit  hierher,  soweit  es  sich  um  Bedürfnisse  handelt,  welche  nach  der  herr- 
schenden Auffassung  zu  den  Existenzbedürfnissen  gehören,  deren  Befriedigung  gewähr- 
leistet werden  soll.     So  ein  Minimum  von  Bildungserlangung,  von  Rechtshilfe. 

§.  273.  —  2.  Bei  der  zweiten  Reihe  von  Fällen,  sehnld- 
losemMangel  an  Erwerbsgelegenheit  —  und  ähnlich:  an 
genügender  —  kommen  vor  Allem  diejenigen  wirthschaftlieheD 
Verhältnisse  in  Betracht,  wo,  bei  persönlicher  Fähigkeit  und  gutem 
Willen  zu  arbeiten,  es  nach  Lage  der  Dinge  auf  dem  ,, Arbeits- 
markte*' an  ausreichender  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  fehlt. 

Daran  kann  freilich  wieder  mancherlei  Verschiedenes  schuld  sein:  allgemeinere 
und  partielle  Erwcrbsstockungen ,  welche  aus  Absatzstockungen  hervorgehen  —  der 
ominöse  moderne  Fall  der  „Krisen**  im  technischen  Sinne  des  Worts  — ;  zeitliche, 
locale  Ueborfallung  des  Arbeitsmarktes  wegen  zu  starken  Zuzugs  von  Arbeitskriften 
(Freizügigkeitsfrage),  Ueberfullung  von  einzelnen  Berufszweigen  der  nationalen  Arbeit 
wegen  zu  starken  Andrangs  des  Nachwuchses  dazu  (Uebervölkerungsfrage),  überhaupt 
alle  die  mannigfaltigen  Verhältnisse,  welche  auf  „rückgängige  Conjuncturen*'  im 
Wirthscbaftsleben  hinwirken,  Aenderungen  der  Productionstechnik,  der  Verkehrs- 
wege, Ersetzung  der  Arbeitskräfte  durch  Maschinen  u.  s.  w.  (§.  167). 

Dauernde  Abhilfe  kann  hier  nur  entweder  die  Steigerung, 
bessere  Ordnung,  mehr  an  natürlichen  Productionskosten  sparende 
Gestaltung  der  Production  (technischer  Fortschritt),  daher  eine  die» 
Alles  möglichst  begünstigende  volkswirthschaftliche  Organisation, 
oder  die  Verminderung  und  günstigere  Gliederung  der  Bevölkernog 
(auch  durch  Wanderungen),  die  langsamere  Volksvermehrung  oder 
endlich  eine  Combination  zwischen  diesen  beiden  Momenten  bringen. 
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Ein  grosser  Theil  der  Fragen  der  Bevölkerungslehre,  der  socialen 
Freiheitsrechte  (EheschliessuDgs-,  ZQg->  ^ii^-  und  Auswanderungs- 
recht),  der  EigenthumsordDiing  in  deren  RUckwirkang  auf  die  Pro- 
ductivität  spielt  auch  hier  mit. 

Indessen,  alles  das  kommt  für  chronische  Nothstände  und 
Schwierigkeiten  in  Betracht,  wobei  es  auf  die  tieferen  Ursachen 
einzuwirken  gilt.  Dadurch  kann  auch  bestenfalls  nur  langsam 
und  allmählig  Besserung  der  Verhältnisse  erreicht  werden.  In 
den  hier  in  Rede  stehenden  Fällen  handelt  es  sich  aber  um  acute 
Nothstände,  denen  durch  unmittelbar  wirkende  Maassregeln 
allein  abgeholfen  werden  kann. 

Als  solche  kommen  hier  in  nothwendiger  Consequenz  des  Rechts 
auf  Existenz  in  Betracht:  das  Recht  auf  Arbeit,  als  ein  sub- 
sidiäres Recht  auch  unserer  Erwerbsordnung,  insbesondere 
die  Beschäftigung  arbeitsloser  Erwerbsfähiger,  femer 
subsidiär  die  Ausdehnung  des  öffentlichen  Armen- 
rechts auf  diese  Personen,  wenn  dieselben  nicht  oder  nicht 
ausreichend  oder  nur  gegen  unzulängliche  Löhne  auf  diese  Art 
beschäftigt  werden  können. 

a)  Das  hier  gemeinte  Recht  auf  Arbeit  ist  das  Recht  für  diejenigen  Personen, 
welche  nicht  auf  dem  freien  Arbeit^markte  Erwerbsarbeit  finden  kOnnen,  solche  von 
öffentlichen  Autoritäten  direct  oder  durch  deren  Vermittlung  bei  Pmaten  zu- 
gewiesen zu  erhalten  und  zwar  zu  einem  mindestens  die  Befriedigung  der  Existenz- 
bedQrfnisse  im  Umfang  der  unteren  Arbeiterschichten  gestattenden  Lohne  (gemeiner 
Arbeitslohn).  Diesem  Recht  entspricht  die  Pflicht  der  Gemeinschaft,  hierftir  die  Ein- 
richtungen zu  treiTen  und  die  Mittel  (eventuell  durch  Rückgriff  auf  die  Besteuerung) 
zu  beschaffen,  aber  als  Corrclat  auch  die  Pflicht  der  betreffenden  Individuen,  die 
übertragene  Arbeit  zu  übernehmen,  das  Recht  der  Gemeinschaft,  dies  zu  verlangen 
und  dafür  die  erforderlichen  Zwangs-  und  Strafmittel  anzuwenden. 

Eine  nicht  nur  practische,  sondern  auch  in  der  Frage  mit  vorliegende  theo- 
retische Schwierigkeit  betrifft  die  Auswahl  der  Arbeit.  Diese  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  Kräfte  der  Betreffenden  zu  bestimmen  und  namentlich  auch  darnach  im 
Umfang  zu  bemessen  sein.  Andernfalls  geht  die  Person  in  die  Kategorie  unter  b  über. 
Aber  eine  freie  Wahl  der  zuzuweisenden  Arbeit  und  eine  Bestimmung  derselben 
genau  nach  dem  bisherigen  Beruf  des  Arbeitslosen  ist  keine  nothwendige  und 
keine  allgemein  durchführbare  Consequenz  dieses  Rechts  auf  Arbeit.  Ebensowenig 
eine  Lohnbestimmung  nach  freiem  Vertrag  zwischen  der  öffentlichen  Autorität, 
als  dem  Arbeitgeber  oder  Arbcitsvermittler,  und  dem  so  beschäftigten  Arbeitslosen. 
Wohl  aber  ist  Sicherung  geboten,  dass  der  Lohn  dem  angedeuteten  Maasse  ent- 
spreche. 

In  unserer,  auf  der  Rechtsgrundlage  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Privat- 
eigenthums  beruhenden  (wesentlich  „privatwirthschafilich  organisirten**)  Volkswirth- 
schaft  (Buch  5  u.  Abth.  2)  ist  dieses  „Recht  auf  Arbeit''  aber  nur  ein  subsidiäres, 
d.  h.  bloss  eine  unter  gewissen  Umständen  nothwendig  werdende  Consequenz 
des  Rechts  auf  Existenz,  —  im  Unterschied  zu  einer  socialistisch  organisirten 
Volkswirthschaft ,  wo  dieses  Recht  und  die  correlative  Arbeitspflicht  der  Eckstein 
des  persönlichen  Arbeitsrechts  sein  müsste.  Practisch  kommt  daher  bei  uns  das  Recht 
auf  Arbeit  auch  nur  in  den  angedeuteten  Ausnahmefällen  zur  Geltung,  vornem- 
Uch  dann  und  da,  wo  nach  Lage  der  Umstände,  unter  dem  Einfluss  der  Jahreszeit 
(Winter),    plötzlicher  Erwerbsstockungen    (in  Folge   politischer  Ereignisse,    sanitärer 
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Yerhältnisso  [Seachcn,  Cholerazeiten],  anderer  Elcmentarereignisse,  mit  elementarer 
Gewalt  plötzlich  einbrechender  Handels-,  Creditkrisen  u.  dgl.  m.)  Erwerbsfähige  un- 
vorhergesehen keine  Arbeit  finden.  Hier  wird  auch  in  unseren  Gultarstaaten 
bereits  regelmässig  auf  die  angedeutete  Weise  zu  helfen  gesucht 

Allerdings  wird  eine  derartige  Hilfegewährung  Seitens  öffentlicher  Autoritäten 
und  ein  correlativcr  Anspruch  arbeitsloser  Erwerbsfkhigcr  nicht  aUgcmein,  bisher, 
wie  einzuräumen  ist,  nur  selten  unter  dem  technischen  Ausdruck  des  „Rechts  auf 
Arbeit''  zusammengefasst.  Im  Gegenthcil  wird  das  wohl  abgewiesen,  weil  man  in  diesem 
„Recht  auf  Arbeit*  etwas  Gefährliches  sieht,  etwas,  was  zum  Rflstzeug  des  reinen 
Socialismus  gehöre  und  wegen  der  Conscquenzen ,  zu  denen  es  führe,  ausserhalb  der 
socialistisch  organisirten  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft,  daher  bei  uns,  theoretisch 
unhaltbar  und  practisch  undurchführbar  sei.  Auch  diese  Streitfrage  ist  hier  nicht 
auszutragen.  Es  mag  an  der  Bemerkung  genügen,  dass  hier  eben  zwischen  dem 
social  istischen  Recht  auf  Arbeit  und  diesem  Recht  als  einem  in  der  angedeuteten 
Weise  subsidiärem  auch  in  unserer  Erwerbsordnung  zu  unterscheiden  sein  möchte. 
Hier  es  zu  bestreiten ,  scheint  mir  gegenüber  den  sittlichen  Anschauungen ,  welche 
in  dieser  Beziehung  bei  uns  bereits  herrschen,  und  gegenüber  dem  unvermeidlichen 
thatsächlichen  Vorgehen  in  der  Praxis  auf  einen  Wortstreit  hinaus  zu  laufen.  In  einer 
oft  angeführten  Stelle  des  preussischen  Landrechts  findet  sich  das  Recht  auch  bereits 
formulirt  (Theil  II,  Tit.  19,  §.  2,  nach  dem  in  g.  1  als  Verpflichtung  des  Staats 
formulirten  Recht  auf  Existenz). 

Freilich  kommt  man  bei  der  Durchführung  dieses  Rechts  auf  Arbeit,  ab- 
gesehen von  den  Schwierigkeiten  der  Mittelbeschaflung  —  wofür  eben  doch  schlieäs- 
lieh  die  sonstigen  Methoden  der  Einiiahmebeschaffung  öffentlicher  Körper  in  Betracht 
kommen  — ,  auch  abgesehen  von  der  Wahl  der  Arbeitsarten,  vor  Allem  in  die  Zwangs- 
lage, sich  mit  dem  Freizügigkeitsgrundsatz  und  mit  der  wenigstens  thatsäch- 
lich  etwa  gewährten  Einwanderungsfreiheit  auch  für  Ausländer  (Industrie- 
gegenden, Handels-,  andere  Grossstädte,  überseeische  Länder)  auseinander  setzen  zn 
müssen.  Ein  Ausweisungsrecht  gegenüber  arbeitslosen  Ausländem  in  Bezug  auf  das 
ganze  Inland  wird  unter  unseren  heutigen  Verhältnissen  noch  nicht  abzuweisen  sein. 
Auch  Inländern  gegenüber  wird  dasselbe  in  Bezug  auf  heimische  Orte  so  lange  müssen 
Platz  greifen  dürfen,  als  die  Mittel  zur  Hilfegewährung  (wie  ähnlich  im  Falle  der 
communalen  Armenunterstützungspflicht)  von  den  kleineren  öffentlichen  Körpern, 
bezw.  namentlich  von  den  Ortsgemeinden,  auf  ihre  alleinige  Rechnung  aufzubringen 
sind.  Die  Freizügigkeit  führt  hier  daher  leicht  zu  unhaltbaren  Verhältnissen,  wie 
sich  das  gegenwärtig  in  Deutschland  zeigt  Die  Ausübung  auch  nur  eines  solchen 
subsidiären  Rechts  auf  Arbeit,  ebenso  wie  des  Armenrechts  (namentlich  des  unter  b 
zu  erwähnenden  ausgedehnteren)  Seitens  der  verschiedenen  kleinen  Körper,  der  Ge- 
meinden und  dann  etwa  noch  örtlich  in  verschiedenem  Maasse  drohte  in  Verbindung 
mit  Freizügigkeit  zu  unbilliger,  auch  zu  unerträglicher  Deberlastung  einzelner  Ge- 
meinden u.  s.  w.  zu  führen.  Daher  ist  die  nothwendige  Consequenz:  entweder  in 
solchen  Fällen  arbeitslosen  Erwerbsfähigen  die  Freizügigkeit  zu  beschränken,  der  Gt- 
meinde  ein  —  jedenfalls  länger  als  z.  B.  die  2jährige  Frist  der  Erwerbung  des  Cnter- 
stützungswohnsitzes  —  dauerndes  Ausweisuugsrecht  gegenüber  Zugezogenen  zu  ge- 
währen, oder  das  Recht  auf  Arbeit,  wie  das  Armenrecht,  und  in  (Jonsequenz  der 
modernen  staatswirthschaftlichen  Gestaltung  der  Erwerbsordnung,  zu  einem,  wenn 
auch  etwa  von  der  Gemeinde  administrativ  zu  handhabenden,  doch  mit  den  Mitteln 
des  Staats  und  unter  seiner  Controle  durchzuführenden  staatlichen  Recht  aoä* 
zugestalten. 

Man  sieht,  dass  hier  bekannte  wichtige  Fragen  über  die  richtige  Gestaltung  de» 
Armenrechts,  des  Rechts  des  Unterstützungswohnsitzes,  des  Zugrechts  analog  auf- 
tauchen. Es  muss  aber  hier  an  diesen  Andeutungen  genügen.  Vgl.  u.  A.  die  Abb. 
Armen wesen  von  Löning  im  Schönberg'scben  Handbuch  B.  III,  den  Aufs.  Armeo- 
wesen  von  Aschrott  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  B.  I  und  daselbst  die  Speciil- 
artikel  über  die  Armengesetzgebnng  verschiedener  Staaten.  Deber  das  Rechtspriocip 
des  Rechts  auf  Arbeit  (im  Unterschied  zum  Recht  auf  Existenz  und  zum  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag)  wiederum  das  Schärf&te  von  Anton  Meng  er  a.  a.  0. 

b)  In  denjenigen  Fällen,  wo  aber  nicht  in  der  soeben  besprochenen  Weise  kraft 
eines  subsidiären  Rechts  auf  Arbeit  auch  in  unserer  Erwerbsordnung  für  die  arbeits- 
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losen  Erwerbsfähigen  gesorgt  werden  kann,  vermag  man  sich  der  ebenfalls  subsidiären 
Ausdehnung  des  öfientlicbeu  Armenrechts  auch  auf  diese  Personen  (und  ihre  Familien) 
nicht  zu  entziehen :  daher  über  die  Kategorie  der  Erwerbsunfähigen  (unter  1  in  §.  272) 
hinaus.  Allerdings  kann  —  und  wird  in  der  Praxis  —  auch  hier  durch  die  carita- 
ti7e  Hilfe  in  mancherlei  Formen  vorgesorgt  werden.  Es  ist  auch  wohl  zulässig,  wenn- 
gleich nicht  unbedingt  geboten  und  nicht  ohne  Bedenken,  diese  Art  Hilfe  voran- 
gehen, auch  ihr  gegenüber  die  Ausdehnung  des  öffentlichen  Armenrechts  nur 
subsidiär  eintreten  zu  lassen.  Aber  subsidiär  muss  das  Armenrecht  hier  noth- 
wendig  eintreten  und  sind  demgemäss  Einrichtungen  und  Mittelbeschaffungen  zu 
verlangen. 

Die  Nothwendigkeit  hiervon  wird  mit  durch  die  Entwicklung  der  Yolkswirth- 
Schaft  bedingt.  Je  mehr  letztre  in  die  industriell-mercantile  Phase  tritt,  die  untere 
arbeitende  Bevölkerung  aus  ihrem  Geburtsort  in  andere  Orte  zur  Aufsuchung  von 
Erwerbsarbeit  übersiedelt,  je  leichter  dann  hier,  zumal  in  unserem  auf  freier  Con- 
currenz  beruhenden  Wirthschaftssystem ,  Erwerbsstocknugen  eintreten,  sowie  in  Folge 
der  Entwicklung  derTechnik(Maschincnwesen)  Arbeiter  überflüssig  werden, —  desto  wich- 
tiger und  häufiger  wird  die  Nothwendigkeit,  auch  erwerbsfähige  Arbeitslose  als  „Arme"' 
im  verwaltnngsrechtlichen  Sinne  anerkennen  und  auf  sie  das  Armenrecht  ausdehnen 
zu  müssen.  Dieser  berühmte  und  „berüchtigte''  Grundsatz  des  englischen  Armen- 
rechts war  zwar  dort  schon  vor  der  neueren  .wirthschaftlichen  Entwicklung  Rechtens 
und  in  Debung.  Er  hat  gewiss  sein  Missliches,  wie  sich  dort  auch  gezeigt  hat,  aber 
doch  auch  wieder  seine  Nothwendigkeit.  Es  ist  daher  auch  begreiflich,  dass  man  ihn 
nicht  aufgegeben  hat,  auch  nicht  in  den  Reformen  der  neueren  Zeit  (bes.  1834),  da 
er  grade  durch  die  neuere  Entwicklung  der  britischen  Yolkswirthschaft  vollends  un- 
vermeidlich geworden  ist.  Man  hat  sich  damit  begnügen  müssen,  durch  Reformen  in 
der  practischen  Ausübung  der  öffentlichen  Armenpflege  nur  die  allerdings  nicht  zu 
leugnenden  Gefahren  des  Princips  möglichbt  zu  vermeiden.  Eine  Consequenz  der 
sittlichen  Anschauungen  und  der  Rechtsideen,  welche  dem  Recht  auf  Existenz  zu 
Grunde  liegen,  ist  er  jedenfalls.  Freilich  wird  es  als  Aufgabe  anzuerkennen  sein, 
diejenigen  Classen  und  Personen  kreise,  welche  den  Hauptvortheil  von  der  Verwerthung 
der  Arbeitskraft  der  Arbeiter,  auch  der  zugewanderten,  vielleicht  absichtlich  heran- 
gezogenen, während  des  guten  Geschäftsgangs  gehabt  haben,  die  Arbeitgeber, 
Fabrikanten  u.  s.  w.,  auch  speciell  mehr  als  die  gesammte  übrige  Bevölkerung,  even- 
tuell allein  oder  doch  in  erster  Linie,  mit  den  Kosten  einer  solchen  Armenpflege  für 
arbeitsfähige  Erwerbslose  zu  belasten:  ein  wichtiger  Gesichtspunct  für  die  Frage  der 
Mittclbeschaffung  in  dieser  Armenpflege.  —  Vergl.  aus  der  neueren  Litteratur  den 
Aufsatz  von  D.  H.  Meier  über  Armenwesen  in  Grossbritannien  in  Emminghaus' 
Sammelwerk  über  Armenwesen,  bes.  jetzt  Aschrott,  das  englische  Armenwesen, 
Leipzig  1S86  u.  ders.  darüber  im  H.w.b.  d.  Staatswiss.  I,  873  ff. 

Für  die  Beschaffung  der  Mittel  kommen  sonst  die  Grundsätze  des  allgemeinen 
Armenrechts  auch  hier  zur  Anwendung  (offene  oder  verhüllte  Armensteuern,  Auf- 
nahme der  erforderlichen  Ausgaben  in  den  Etat  der  unterstütznngspflichtigen  Körper- 
schaft, des  Verbands  u.  s.  w.).  Hinsichtlich  der  Schwierigkeiten  der  Durchführung 
des  Princips,  der  Conflicte  mit  der  Freizügigkeit,  der  Cautelen,  der  Consequenz,  den 
Staat,  als  die  grösste  Volksgemeinschaft  im  einheitlichen  Volkswirthschaftsgebiet,  hier 
mit  den  Lasten  der  Armenpflege  zu  belegen,  ist  auf  die  Bemerkungen  unter  1  in 
g.  272  zu  verweisen. 

§.  274.  —  3.  Bei  der  dritten  Reihe  von  Fällen,  bei  selbst- 
verschaldetem  Mangel  an  Unterhaltsmitteln,  für  die 
eigene  Person  und  für  diejenigen,  welche  dieselbe  zu  unterhalten  ver- 
pflichtet ist  (Familie),  liegt  unrichtige,  zu  grosse,  falsch  auf  die 
Bedtirfnisskategorien  vertheilte,  zu  kostspielige  Co ns um tion  oder 
unrichtige  Verwendung  des  voraussetzungsweise  sonst  genügendes 
Auskommen  gewährenden  Einkommens  (und  Vermögens)  vor.  Auch 
das  ist  für  die  Gemeinschaft  nicht  gleichgiltig,   sobald  daraus  die 
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Gefahr  entsteht,  mit  UnterstUtzudgen  aus  öffentlichen  Mitteln  ein- 
treten zu  müssen,  weil  sonst  die  Erhaltung  der  Existenz  des  Be- 
treffenden und  seiner  Angehörigen,  dem  Recht  auf  Existenz  zuwider, 
gefährdet  würde.  Daher  muss  wiederum  als  Consequenz  jenes 
Rechts  ein  Recht  und  eine  Pflicht  der  Gemeinschaft  dem  Betreffenden 
und  den  Seinen  gegenüber  abgeleitet  werden,  eventuell  präventiv 
Vorkehrungen  gegen  solche  Gefahren  zu  treffen.  Dem  entspricht 
correlativ  die  sittliche  Pflicht  des  Betreffenden,  diese  Vorkehrungen 
zu  berücksichtigen  und,  soweit  es  sich  um  Zwang  dabei  handelt, 
die  Rechtspflicht,  sich  diesem  Allen  zu  fügen. 

Mancherlei  Maassregeln  der  Praxis  und  Rechtssätze  oder 
wenigstens  Keime  zu  solchen,  Ansätze  zu  bezüglichen  Sittenbildungen 
finden  sich  auch  bereits  in  unserer  Culturperiode  in  dieser  Richtung. 
Aber  sie  sind  noch  nicht  genügend  organisch  und  systematisch 
entwickelt  und  auch  die  Theorie  hat  es  an  bezüglicher  Vorarbeit 
noch  fehlen  lassen. 

Man  kann  wohl  dreierlei  Arten  von  Maassregeln  unter- 
scheiden, solche,  welche  auf  ein  zweckmässiges  wirthschaftliches 
Handeln  anspornend  einwirken,  also  den  Willen  beeinflussen 
sollen,  solche,  welche  jenes  Handeln  lehren,  also  die  Fähig- 
keit beeinflussen  sollen,  wobei  im  Uebrigen  in  beiden  Fällen 
Freiwilligkeit  des  Handelns  vorausgesetzt  wird,  und  drittens 
solche,  welche  direct  oder  indirect  auch  hier  zum  Zwang  greifcD. 
Einige  Beispiele  mögen  hier  zur  Erläuterung  genügen. 

a)  Zum  Ansporn  za  richtigem  wirthscliaftlichcn  Handeln  in  Bezug  auf  die 
Verwendung  des  Einkommens  und  die  Consumtion  dient  die  Institution  eines  gut 
eingerichteten,  soliden,  hinlängliche  Gelegenheit,  Bequemlichkeit  der  Benutzung  bie- 
tenden Sparcassenwesens,  vornemlich  für  die  unteren  Ciassen.  Dasselbe  kommt 
hier  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  in  erster  Linie  als  Mittel  in  Betracht,  die  Print- 
kapitalbildung  in  diesen  Kreisen  behufs  Kentcnbezugs,  auch  nicht  auf  diese  Weise  die 
Nationalkapitalbildung  zu  befördern,  obgleich  Beides  mit  Recht  mitspielt  Yomemlich 
dient  es  oder  kann  und  soll  es  wenigstens  mit  dazu  dienen.  Beiz  und  Gelegenheit  zo 
geben,  bei  schwankendem  Einkommen  und  schwankendem  Verbrauch  ein  mehr 
dauerndes  Gleichgewicht  zwischen  beiden,  eine  dauernde  Garantie  des  Auskommens 
herbeizuführen,  indem  in  günstigeren  Zeiten  Erübrigungen  zur  Deckung  der  Ausf&Ue 
in  ungünstigeren  gemacht  werden  (Reservcfondsbildung,  §.  162).  Alles  um  so  ooth- 
wendiger,  je  mehr  nach  der  Entwicklung  der  Volks wirthschaft,  der  Macht  der  Gon- 
junctur  (§.  166  fi.)  hier  Schwankungen  in  den  Erwerbs-  und  VerbrauchsFerhältnisseo 
(Preisen  der  Bedarfsgegenstände)  vorkommen.  Neben  der  Sicherheit  der  Anlage,  der 
Zinshöhe,  der  nach  Bedürfniss  möglichen,  doch  nicht  zu  leichten  Bealisirbarkeit  der  Got- 
haben  ist  hier  bequeme  Gelegenheit  zur  An-  oder  Einlage  von  Spargoldorn,  besonders 
in  kleinen  Baten,  auch  um  Ausgabeversuchungen  zu  entgehen,  von  besonderer  Wichtig- 
keit (Einrichtang  eines  regelmässigen  Abholungsdienstes  bei  den  Einlagen  nach  A. 
Scherl's  Plan,  gebilligt  in  den  Gutachten  von  Koscher  sen.  und  jun. ,  Evert,  mir 
u.  A.  1890 — 91).  —  Sonst  kommt  Alles  in  Betracht,  wodurch  zweckmässige  und  spar- 
same Consumtion,  haushälterische  Einkommenverwendung  auch  bei  den  unteren  Glasseo 
direct  und  indirect  durch  Erweckung  bezüglicher  den  Willen  bestimmender  Motive  and 
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darch  Beseitigang  oder  ZurUckdrängung '  Ton  Yersuohnngen  zur  Verschwendung,  zu 
unpassenden  und  schädlichen  Consumtionen  begünstigt  wird:  Hebung  der  materiellen 
und  sittlichen  Lebenshaltung  dieser  Glassen,  vor  Allem  Verbesserung  und  Preis- 
ermäsbigung  der  Wohnungen,  Beschränkung  des  Wirthshauswesens  und  des  Gon- 
sums  der  Alcoholica  (daher  insofern  auch  Einflüsse  der  dritten  Reihe  Ton  Maassregeln, 
unter  c),  unnützen  KJeidongsluxus  der  Frauen  u.  dgl.  m.,  auch  Gewährung  von  Ge- 
legenheit zu  besseren,  edleren,  wohlfeileren  Genüssen  und  Freuden,  als  dem  Wirths- 
hauswesen,  der  Kneipe  und  dem,  was  darum  und  daran  hängt;  freilich  aber  auch 
ausreichende,  gesunde  Nahrung  ermöglichende,  dadurch  Reizmittel,  wie  Alcohol, 
Tabak,  entbehrlicher  machende  LOhnung  und  grössere  Stabilität  der  Erwerbs- 
^erhältnisse,  der  Preise  der  Hauptbedarfsartikel.  Auch  hier  steht  daher  immer  das 
Problem  —  besserer  Regelung  von  Production  und  Vertheilung  zur  Discussion. 

b)  Belehrend,  die  Fähigkeit  richtiger  Consumregelung  und  Einkommen?er- 
wendung  steigernd  wirkt  wieder  mancherlei  ein.  Alle  neueren  Untersuchungen  über 
Arbeiterverhältnisse,  besonders  der  Fabrikarbeiter,  haben  z.  B.  gezeigt,  dass  die  mangel- 
hafte wirthschaftlich-technische  Ausbildung  der  Arbeiterfrauen  für  ihren  Hausfrau- 
und  Mutterberuf  nicht  unwesentlich  auch  bei  leidlich  auskömmlichen  und  regelmässigen 
Löhnen  zur  Störung  des  Gleichgewichts  zwischen  Einkommen  und  Gonsum  beiträgt, 
z.  B.  die  Unfähigkeit  im  Kochen,  die  Unkenntniss  der  Waaren  zu  schlechten  und 
theuren  Speisen  führt,  den  Mann  auch  deswegen  leichter  ins  Wirthshaus  treibt;  die 
Ungeschicklichkeit  in  weiblicher  Nadelarbeit  zu  Vergeudungen,  zur  Unterlassung  recht- 
zeitiger oder  schlechter  Ausführung  nothwendiger  Flickarbeit,  zu  theurem  Einkauf  von 
mancherlei  Nöthigem  und  Unnöthigem  im  Laden,  auf  Bestellung  der  Anlass  wird,  was 
zu  Hause  besser  und  wohlfeiler  herzustellen  wäre.  Mit  Recht  wird  hier  neuerdings 
manchfach  auf  Verbreitung  der  erforderlichen  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  hingewirkt. 
—  Verbreitung  von  Haushaltkunde,  Haushaltrechnen,  Buchführung  über  Einnahmen 
und  Ausgaben  wirkt  ähnlich,  desgleichen  auch  hier  Verbreitung  der  Kenntniss  edlerer 
Genüsse.  —  Einrichtungen,  welche  das  Auskommen  erleichtern,  wie  Gonsumvereine, 
Grosseiukaufe  von  Gebrauchsartikeln,  Hausbau-  und  Wohnungsvereine,  Einrichtungen 
zur  Ansammlung  der  Posten  für  grössere  Terminausgaben  (Wohnung  1)  in  kleinen  Be- 
trägen und  Aehnliches  mehr  sind  auch  hier  empfehlenswerth ,  selbst  wenn  sie  prin- 
cipiell,  wegen  ihrer  möglichen  Rückwirkung  auf  den  Vertheilungsprocess,  auf  die 
Einkommen  bildung,  die  Löhne,  nicht  dauernd  und  durchgreifend  nützen  sollten. 

c)  Endlich  sind  aber  auch  hier  Zwangsmaassregeln  und  regulative  Ein- 
griffe principiell  nicht  auszuschliessen ,  wenn  jene  freiwillig  erfolgenden  Maass- 
nahmen  nicht  ausreichen,  um  die  hier  bespiochene  selbstverschuldete  Mittellosigkeit 
vermeiden  zu  helfen,  und  die  Gemeinschaft  daher  mit  ihren  Mitteln  eingreifen  müsste. 
Hierin  liegt,  wie  nicht  bestritten  werden  kann  und  soll,  ein  Moment  der  Bevor- 
mundung, welches  den  Vorurtheilen  des  Liberalismus  und  Individualismus  wider- 
spricht, aber  dem  wahren  Interesse  der  betroiTenen  Volksclassen  selbst,  ihrer  durch- 
schnittlichen ethiächen  Beschaffenheit,  ihrem  Mangel  an  genügender  und  richtiger 
Selbstbeherrschung  und  Voraussicht,  und  auch  dem  Gesammtinteresse  der  Volksgemein- 
schaft entspricht.  Die  Praxis  hat  daher  diesen  Gesichtspunct  auch  im  Zeitalter  des 
Liberalismus  und  Individualismus  nie  ganz  aufgegeben,  so  in  den  gleich  zu  erwähnenden 
Fällen.  Sie  ist  neuerdings,  zum  Theil  nach  ungünstigen  Erfahrungen  mit  dem  „Gehen- 
lassen'^  mehrfach  wieder  zu  strengeren  Grundsätzen  zurückgekehrt,  in  den  freiesten 
Gemeinwesen  der  Welt  selbst  in  besonders  scharfem  Maasse  (Nordamerica).  Sie  hat 
in  anderen  Phallen  ähnliche  Grundsätze,  modificirt  nach  den  Bedürfnissen,  um  die  es 
sich  handelt,  anzunehmen  begonnen.  Und  auch  die  Theorie  hat  ihr  Studium  den  hier 
vorliegenden  Fragen  des  Princips  und  der  Verwirklich ong  eines  Princips  der  Regelung 
und  des  Zwangs  wieder  zugewandt  und  angefangen.  Manches  anzuerkennen,  was  sie 
vor  nicht  lange  noch  verwarf.  Es  ist  aber  hier  für  theoretische  und  practische  Arbeit 
noch  viel  zu  thun  übrig. 

Wichtigere  hierher  gehörige  Fälle  sind:  die  regulirendo  Wirthshaus-  und 
namentlich  Schankwirt hschafts-Politik,  nach  dem  Gesichtspunct,  die  Ver- 
suchung zum  Gonsum  alkoholischer  Getränke,  besonders  des  Branntweins,  zu  ver- 
mindern, die  Gelegenheit  dazu  zu  erschweren  (Ausschluss  des  Schankgewerbes  von 
dem  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit,  System  der  obrigkeitlichen  Schankconcessionen, 
entsprechende  Besteuerung  dafür  [Licenzsystem],  sonstige  Gontrolen,  „Polizeistunde'* 
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ftla  Schluss  der  Locale,  Ansschlnss  notorischer  S&afer  u.  dgl.  ?on  der  YenibreicbiiDg 
von  Getränken,  besonders  Branntwein,  Verantwortlichkeit  der  Wirthe  dafar  a.  d|^L  m.; 
anderweite,  als  gewerbliche  Begelang  des  Schankwesens  [Gothenburger  System],  Verbot 
des  Ausschanks  alkoholischer  Getränke  [nordamericanische  Staaten]).  —  Politik  der 
indirecten  Verbranchsbesteuernng,  besonders  f&r  Branntwein,  in  der  ans- 
drücklichen  Absicht,  den  Consum  zu  ?erüieuem  und  ihn  dadurch  einzaschränken, 
daher  nach  diesem  Gesichtspuncte,  nicht  oder  nicht  bloss  noch  znerst  im  fiscalischeo 
Interesse,  die  BesteoeniDg,  namentlich  den  Steuersatz  zu  bestimmen  (lange  ausgespro- 
chene Tendenz  in  Grossbritannien,  ?gl.  meine  Fin.wiss.  III,  §.  134,  Do  well 's  Wort 
daselbst  S.  287,  ähnlich  in  einigen  anderen  Ländern).  —  Verbot,  Beschränkung, 
Begelang,  Besteaerung  des  Glücksspiels  aus  ähnlichen  Grtüiden.  Aehnliche  Ten- 
denzen und  Maassregeln  bei  öffentlichen  sonstigen  Lustbarkeiten  (Tanz,  Genehmi- 
gungsrecht, Controle  der  Obrigkeit,  Besteuerung).  —  Desgleichen  beginnend  solches 
Verfahren  auf  dem  Gebiete  des  Sittlichkeitswesens,  wo  überwiegend  bisher 
indessen  noch  andere  Gesichtspuncte  (Verhütung  Öffentlichen  Aergemisses,  Sittlichkeits- 
polizei aus  ethischen,  religiösen  Gründen)  vorwalten,  aber  Vieles  auch  aus  dem  hier 
besprochenen  ökonomischen  Standpunct  zu  begründen  wäre  (Wirthshaus-,  Lust- 
barkeitspolitik  nach  dieser  Seite).  —  Manches  könnte  sich  noch  anschliessen  und 
wird  sich  wohl  allmälig  anschliessen  (Regelung  des  Börsenwesens,  Börsen- 
spiels  mit  aus  diesem  Gesichtspuncte,  des  Wettwesens,  bei  Bennen,  wo  die 
Begelung  und  Besteuerung  begonnen  hat  u.  A.  m.). 

Aber  es  gehören  hierher  auch  noch  ganz  andere  Fälle,  bei  welchen  das  gleicke 
Princip,  nur  verhüllter,  zu  Grande  liegt  So  bei  den  schon  erwähnten  Einrichtungen 
der  Zwangsersparung,  wie  im  obligatorischen  Arbeiterrersicherungs-  (ähnlich 
Feuerversicherungswesen)  mit  Zwangsbeiträgen  der  Versicherten,  wozu  auch  diejenigen 
gehören,  welche  die  Versicherten  etwa  in  der  Form  von  directen,  aber  auch  selbst 
von  indirecten  Steuern  entrichten,  wenn  aus  deren  Ertrag  Zuschüsse  zu  solchen  Ve^ 
Sicherungseinrichtungen  geleistet  werden  (der  schon  mehrfach  daher  oben  zu  erwäh- 
nende Beichszuschuss  zur  Altersversicherung). 

Diese  Zwangsersparungen  oder  zwangsweisen  Einkommenverwendungen  —  worauf 
jene  hinauskommen  —  mittelst  Besteuerungsmaassregeln  Hessen  sich  zu  einem  System 
ausbilden,  indem  aus  den  Steuererträgen  nicht  die  allgemeinen  öffentlichen  Aus- 
gaben, sondern  speciell  Zwecke  und  Einrichtungen  für  die  unteren  Classen  ausgefUiit 
würden.  (Verwendung  von  Salzsteuern ,  Tabaksteuern ,  Ertrag  eines  Tabak-,  Brannt- 
weinmonopols grade  hierfür,  vergl.  meine  Fin.wiss,  2.  A.  §.  251,  bes.  S.  607,  sowie 
meine  Abhandlung  Versicherungswesen  im  Schöuberg'schen  Handbuch  III,  3.  Anfl- 
§.  24  S.  987). 

Ob,  wie,  wie  weit,  wann,  wo  ein  solches  Verfahren  richtig  wäre,  haben  wir 
hier  jetzt  nicht  zu  erörtern.  Möglich  ist  es  jedenfalls,  zweckmässig  auch  in  man- 
chen Fällen,  ja,  im  Grunde  ist  es  in  der  Praxis  eigentlich  in  alter  Uebung,  wenn 
man  sich  auch  dabei  dieser  Zusammenhänge  und  dieser  principiellen  Seite  der 
Sache  nicht  immer  bewusst  ist.  Denn  wenn  die  grosse  Masse  von  öffentlichen  Lei- 
stungen (Rechtsschutz!  öffentliche  Verwaltungsthätigkeit,  Volksschule,  Verkehrswesen 
u.  s.  w.)  doch  notorisch  auch  in  bedeatendstem  Maasse  den  untern  Classen  zu  Gute 
kommt  und  mit  allgemeinen  Steuern,  zu  denen  diese  Classen  beitragen,  bestritten 
wird,  wie  es  notorisch  ebenfalls  geschieht,  so  läuft  das  Ganze,  principiell  erfasst,  doch 
eben  auf  eine,  die  Einkommenverwendung  zwangsweise  regnlirende 
Finanz-  und  Steuerpolitik  mit  hinaus:  d.h.  auf  das,  was  hier  in  Frage  steht. 
Berücksichtigt  man,  wahrheitsgemäss ,  dass  viele  dieser  öffentlichen  Leistungen  den 
unteren  Classen  etwas  gewähren,  was,  in  unserer  Culturepoche  wenigstens,  zu  den 
„Existenzbedürfnissen*',  selbst  1.  Grads,  gehört,  so  ergiebt  sich  aus  dem  Angeftlhrten, 
dass  wir  auch  hier  bereits  weit  tiefer  im  „bevormundenden*',  consumregelnden  (in- 
sofern: „socialistischen'*)  „Vcrtheilnngssystem"  stecken,  als  wir  meistens  glauben. 

§.  275.  —  4.  Bei  der  vierten  Reihe  von  Fällen  endlich^ 
denjenigen  selbstverschuldeten  Erwerbsmangels,  bat 
man  es  mit  den  ökonomischen  Folgen  sittlicher  Schäden  auf  dem 
Arbeitsgebiete  und  in  der  ganzen  LebensfUhmng  zu  than:  Arbeits- 
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sehen,    Liederliehkeit,    Leichtsinn,    Vagabundenthnm    n.    dgl.    m. 
Diesen  Fällen  stehen  sittlich  oder  auch  zugleich  rechtlich  verbotene 
Erwerbsarten  nahe,  Bettelei  Erwerbsfähiger  und  nnr  durch  eigene 
Schuld    Arbeitsloser,    Prostitutionserwerb,   andere   verbrecherische 
Erwerbsarten   (Diebstahl  u.  s.  w.).    Hier  wird  die  Gemeinschaft 
zwar  auch  solchen    Personen  gegenüber  das  Recht  auf  Existenz 
anerkennen,  aber  unter  den  von  ihr  zu  stellenden  sittlichen  und 
rechtlichen  Bedingungen,    daher   mit  Recht  und  Pflicht  für  sich, 
gegen  die  Betreffenden  mit  Repression  der  verwerflichen  Lebens- 
weise und  Erwerbsart,  eventuell  mit  Strafe  und  Zwang  dagegen 
einzuschreiten  und   neben   pädagogischen   Besserungsmitteln    zum 
Arbeitszwang  zu  greifen.    Soweit  die  Gemeinschaft  dabei  Unter- 
halt gewährt,  wird  sie  denselben  im   eigenen  Interesse  auf  das 
zwar  auch  historisch  veränderliche,  aber  jedenfalls  dasjenige  je- 
weilige Minimalmaass  nach  Menge  und  namentlich  nach  Art  und 
Gute  der  Bedürfnissbefriedigung  beschränken  mfissen,  welches  nach 
den  Lehren  der  Physiologie,  aber  doch  auch  nach  den  Anschauungen 
einer  humaneren  Zeit  zur  Erhaltung  der  Existenz  und  der  Arbeits- 
kraft ausreicht    Und  correlativ  diesen  Rechten  und  Pflichten  der 
Gemeinschaft  wird  zwar  diesen  Glassen  und  Personen  wieder  das 
Existenzrecht  zu  gewähren,  aber  auch  die  Pflicht  aufzulegen  sein, 
sich  diesen  Bedingungen,  unter  welchen  es  allein  die  Gemeinschaft 
einräumen  und  durchführen  kann,  zu  fUgen. 

Es  gehört  daher  hierher  das  grosse  Gebiet  der  Bettel-,  Vagabunden-,  Arbeits- 
scheu-, ProstitQtionspolizei  n.  s.  w.,  die  (Zwangs-)  Erziehnng  Ferwahrloster  Kinder 
(Bettangshäaser),  die  Gestaltung  des  Straf?ollzugs  nach  der  hier  besprochenen  wirth- 
»chaftlichen  Seite  (Maassstab  für  die  den  Strafgefangenen  yerschiedener  Art  zu  ge- 
währende Bedurfnissbefriedigung,  abgesehen  von  der  etwaigen  Abstufung  der  letzteren 
als  einer  Form  der  Strafabstufung). 

Soweit  es  sich  hier  aber  um  Verhütung  der  berührten  Fehler,  Laster  und 
Verbrechen  und  dabei  nicht  um  wirklich  individuelle  Verhältnisse ,  Bedingungen  und 
Ursachen  davon,  sondern  um  allgemeinere,  in  den  gesammten  socialen,  wirthschaft- 
lichen,  Bildungs-,  Sittlichkeitszuständen  u.  s.  w.  liegende,  handelt,  kommt  freilich  auch 
hier  wieder  sehr  Vieles  von  dem  in  Betracht,  was  bei  den  vorausgehenden  drei  Kate- 
gorieen  von  Fällen  mitspielt.  Denn  die  Probleme  bei  dieser  vierten  Kategorie  hängen 
zwar  keineswegs  allein,  wie  der  Socialismus  wieder  übertreibend  geneigt  ist  anxu- 
uehmen,  aber  doch  auch  immer  mehr  oder  weniger  mit  den  Fragen  der  volkswinh- 
schaftlichen  Organisation  und  Rechtsordnung,  der  Gestaltung  und  Entwicklung  von 
Production  und  Vertheilung  zusammen.  Unverschuldete  Erwerbsstockungen,  ungenü- 
gende Fürsorge  in  Krankheit,  ungenügende  Lohne  u.  dergL  führen  zu  Noth,  liittel- 
losigkeit,  Müssiggang  u.  s.  w.  und  damit  nur  zu  leicht  zu  Arbeitsscheu,  Vagabunden- 
thum,  Verbrechen,  Prostitution.  Die  furchtbare  Verbreitung  der  letzteren  hat  doch 
nicht  allein,  im  Ganzen  wohl  weniger  in  der  Sittenlosigkeit ,  der  Sinnlichkeit,  selbst 
nicht  der  Genuss-,  Putzsucht  u.  s.  w.  der  Frauen,  nicht  einmal  in  der  Sinnlichkeit  und 
frivolen  Anschauung  und  Lebensweise  der  Männer,  als  eben  in  der  Erwerbsnoth,  in 
der  Schwierigkeit,  Beschäftigung  zu  finden,  in  den  unzureichenden  Löhnen  in  vielen 
Zweigen  der  weiblichen  Arbeit  ihren  tieferen  Grund.  Die  moderne  wirthschaftliche 
Entwicklung  hat  hier  auch  vielfach  ungtlnstigere  Verhältnisse  bei  den  verschiedenen 
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Fällen  dieser  4.  E&tegorie  geschaffen.  Vieles  hängt  ausserdem  bei  denselben  anch 
hier  wieder  mit  der  Bevölkerungs frage,  den  Verhältnissen  relativer  UeberfOlke- 
mng,  der  Noth  in  grossen  kinderreichen  Familien,  den  Wandeningen,  dem  Zuströmen 
in  die  Städte  mit  wenngleich  Öfters  höherem,  so  doch  onsichererem  Erwerb  und  weit 
mehr  sittlichen  und  wirthschaftlichen  Versuchungen  zusammen. 

C.  —  §.  276.  Principielle  Bedeutung  solchen  Vor- 
gehens. 

Bei  mancherlei  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  in  den  hier 
unterschiedenen  vier  Reihen  von  Fällen ,  in  welchen  es  sich  um 
die  Durchführung  des  Rechts  auf  Existenz  handelt,  ergiebt  sich 
doch)  dass  allen  bezüglichen  Forderungen  gewisse  gemeinsame 
,,  gesellschaftliche  Axiome^'  oder  ,,  Glaubenssätze^' 
(§.  265)  zu  Grunde  liegen.  Ebenso  laufen  alle  angedeuteten  practischen 
Mittel  und  Wege  zur  Erfüllung  dieser  Forderungen,  namentlich 
soweit  es  sich  dabei  um  Anwendung  von  Zwang  handelt,  auf  ein 
gemeinsames  Princip  hinaus. 

1.  In  ersterer  Hinsicht  liegt  die  Annahme  zu  Grunde,  dass  die 
yertragsmässige  Vertheilung  des  Volkseinkommens  (und  VolksTcr- 
mögens)  nicht  schon  von  selbst  dem  Einzelnen  und  ganzen  Classen 
die  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  auch  nur  des  ersten  Grades 
verbürge  und  thatsächlich  gewähre,   auch  wenn  an  und  ftir  sich 
die  Grösse  und  Gliederung  und  die  Höhe  des  Volkseinkommens 
das  ermöglichen  würden.    Die  Einen  hätten  dabei  oft  zu  wenig,  die 
Anderen  zu  viel,  in  letzterer  Hinsicht  auch  mehr,  als  im  Interesse 
der  Volksgemeinschaft  liege.    Dazu  tritt  dann  die  weitere  Annahme, 
es  sei  Pflicht  der  Gemeinschaft  und  berechtigter  Anspruch  der  bei 
der  vertragsmässigen  Vertheilung  zu  ungünstig  fahrenden  Classeo 
und  Personen,  dass  diese  Vertheilung  in  gewisser  Weise,  in  ge- 
wissem Umfang  durch  Eingriff  der  Rechtsordnung  yer* 
ändert  werde.    Eine  Pflicht  zu  Gunsten  der  Aermeren,   aber  im 
Gemeinschaftsinteresse  selbst  liegend  und  durch  dieses  Begründung, 
Ziel  und  Maass  findend.    Diese  Annahmen,  diese  gesellschaftlichen 
Anschauungen  sind  es,  welche  zur  Aufstellung  und  Gewährung  des 
Rechts  auf  Existenz  und   zu  allen  den  einzelnen,   daraus  abza- 
leitenden,  im  Vorausgehenden  besprochenen  Forderungen,  im  Ge- 
biete des  Armenwesens,  Arbeiterversicherungswesens,  in  Bezug  anf 
das   subsidiäre  Recht  auf  Arbeit  auch  in  unserer  Erwerbsordnong 
u.  s.   w.   führen:  der  treibende  Factor  in  der  Bewegnng 
bezüglich  der  erforderlichen   Um-  und  Weiterbildung  der  Rechts- 
ordnung, der  Schaffung  der  erforderlichen  Einrichtungen, 

Insofern  hat  man  es  doch  auch  hier  durchaus  mit  inneres 
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psychischen  VorgäDgen,  Motiven,  WillensrichtaDgen,  oft  zunächst 
bei  Einzelnen,  in  kleineren  Kreisen,  dann  aUmälig  in  immer  weiteren 
zu  thun,  bis  gewisse  derartige  Annahmen  ein  Gemeingut  des  Zeit- 
alters werden  und  nunmehr  die  daraus  entspringenden  Forderungen 
hinsichtlich  der  Äenderung  der  Rechtsordnung,  auch  der  Hintan- 
setzung von  anderen  Einzel-  und  Classeninteressen,  der  Aufhebung 
und  Beschränkung  wohlerworbener  Rechte  durchgesetzt  werden. 

Derartige  Fälle  zeigt  die  Geschichte  anf  dem  Wirthschafts-  und  ?erwandteii  Ge- 
bieten vielfach  (Aufhebung  der  Sclaverei,  Leibeigenschaft,  Schutz  der  Bauern  gegen 
das  ,X«gen''  Seitens  des  Gutsherrn,  Beseitigung  der  bäuerlichen  Lasten,  Aufhebung 
Ton  Gewerbevorrechten,  Beseitigung,  Beschränkung  von  Steuerprivilegien,  u.  dgL  m.)- 
Grosse  Staatsmänner,  wirksame  Agitatoren  haben  hier  oft  vorgearbeitet,  erstere  viel- 
leicht gegen  starken  Widerstand  das  durchgesetzt,  was  bald  als  nothwendig  und  richtig 
erkannt  wurde  (agrar-,  gewerbe-,  handelspolitische  Reformen). 

Was  unserer  Geschichtsepoche  aber  wieder  besonders  eigen- 
thümlich  ist,  besteht  darin,  dass  nunmehr  gerade  solche  Ideen 
und  sittliche  Anschauungen  der  Nothwendigkeit  und  Berechtigung, 
aber  auch  der  ökonomischen  Möglichkeit  sich  verbreitet  haben  zu 
Gunsten  der  unteren  arbeitenden  Classen:  diese  sollen 
mindestens  in  dem  Umfang  gesichert,  gehoben  werden,  wie  es 
unseren  Ausführungen  über  das  Recht  auf  Existenz  und  dessen 
Durchführung  entspricht.  In  der  üblichen  Ausdrucksweise:  das 
neunzehnte  Jahrhundert  ist  in  seinem  letzten  Viertel  zur  Erkennt- 
niss  gelangt,  dass  der  Auf- und  Ausbau  einer  ,^positiven  Social- 
politik*'  zu  Gunsten  der  (band-)  arbeitenden  Classen 
die  besondere  Pflicht  und  Aufgabe  für  unsere  Culturvölker  sei,  und 
dass  zur  Durchfahrung  dieser  Aufgabe  auch  die  Rechtsordnung, 
soweit  nöthig,  umgeändert  werden  müsse. 

In  dieser  klaren  Erkenntniss  and  in  diesem  offenen  folgerichtigen  Zugeständuiss 
liegt  insbesondere  die  hohe  principielle  Bedeutung  des  Vorgehens  des  Deutschen 
Beiches  in  dieser  Kichtung.  Die  berühmten  Sätze  aus  den  Motiven  zur  Unfaliver- 
sicherungs -Vorlage  (Aofang  1881)  und  bald  darauf  aus  der  Kaiserlichen  Botschaft 
Tom  17.  Mai  1881  an  den  Deutschen  Keichstag  sind  von  mir  schon  in  der  Finanz- 
wissenschaft  (3.  A.  S.  50)  zur  Unterstützung  dortiger  Ausführungen  über  die  „sociale'' 
Phase  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  herangezogen  worden.  Sie  fassen  das,  worauf 
es  ankommt  und  was  ich  speciell  hier  unter  den  sittlichen  Anschauungen  als  dem 
««treibenden  Factor"'  für  die  Um-  und  Weiterbildung  der  Bechtsordnung  verstehe,  so 
vortrefflich  im  Lapidarstil  zusammen,  dass  ich  auch  hier  die  wichtigsten  Stellen  wört- 
lich anfuhren  möchte. 

„Durch  positive,  auf  die  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  ab- 
zielende Maassregeln*',  so  heisst  es  in  jenen  Motiven,  müssen  die  bedenklichen  Er* 
scheinungen  in  der  Arbeiterwelt  bekämpft  worden.  „£s  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
in  der  Unsicherheit  des  lediglich  auf  der  Verwerthung  der  persönlichen  Arbeits- 
kraft beruhenden  Erwerbs  ....  Missstände  begründet  sind,  welche  zwar  durch 
gesetzgeberische  Maassregeln  nicht  völlig  aufzuheben  sind,  deren  allmäligo  Mil- 
derung aber  auf  dem  Wege  besondrer,  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter 
berücksichtigender  Gesetzgebung  ernstlich  in  Angriff  genommen  werden  muss."  „Dass 
der  Staat  sich  in  höherem  Maasse  als  bisher  seiner  hilfsbedürftigen  Mit- 
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glieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Pflicht  der  Humanit&t  and  des  Christenthoms, 
von  welchem  die  staatlichen  Einrichtungen  darchdrangen  sein  sollen,  sondern  anch 
eine  Aufgabe  staatserhaltender  Politik,  welche  das  Ziel  za  verfolgen  hat,  auch  in  den 
besitzlosen  Glassen  der  BevOlkerang,  welche  zugleich  die  zahlreichsten  and  am  We- 
nigsten anterrichteten  sind,   die  Anschaaang  za  pflegen,   dass  der  Staat  nicht  bloss 

eine  nothwendige,   sondern  eine  wohlth&tige  Einrichtung  sei *'    „Das  Bedenken, 

dass  in  die  Qesetzgebang,  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolge,  ein  socialistisches  Ele- 
ment eingefdhrt  werde,  darf  von  der  Betretang  dieses  Wegs  nicht  abhalten.  Soweit 
dies  wiridich  der  Fall  ist,  handelt  es  sich  nicht  um  etwas  ganz  Neaes,  sondern  am 
eine  Weiterentwicklang  der  aas  der  christlichen  Gesittang  erwachsenen  modernen 
Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staate  neben  der  defensiven,  aaf  den  Schatz  bestehender 
Rechte  abzielenden,  aach  die  Aufgabe  obliegt,  durch  zweckmässige  Einrich- 
tungen und  durch  Verwendung  der  zu  seiner  Yerfftgung  stehenden 
Mittel  der  Gesammtheit,  das  Wohlergehen  aller  seiner  Mitglieder,  nament- 
lich der  schwachen  und  hilfsbedürftigen  positiv  zu  fordern.  . .  .'*  „Auch 
die  Besorgniss,  dass  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Wege  namhafte  Erfolge  nicht  er- 
reichen werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten  in 
erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Wegs  nicht  abhalten,  denn  der  Werth  von  Maassnahmen,  bei  welchen  es  sich  um  die 
Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  handelt,  darf  nicht  an  den 
Geldopfem,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  gemessen  werden/' 

In  demselben  Geist  und  Sinn  heisst  es  dann  in  der  Botschaft  von  1881:  Die 
Ueberzeugung  des  Kaisers  ist,  „dass  die  Heilung  der  socialen  Schäden  nicht  aus- 
schliesslich im  Wege  der  Repression  socialdemoloatischer  Ausschreitungen,  sondern 
gleichmi&ssig  auf  dem  der  positiven  Forderung  des  Wohls  der  Arbeiter  zn 
suchen  sein  werde.'* ....  es  gelte,  „dem  Yaterlande  neue  und  dauernde  Bürgschaften 
seines  inneren  Friedens  und  den  Hilfsbedürftigen  grossere  Sicherheit  und 
Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch  haben,  zu  hinterlassen'*. 
In  diesem  Sinne  wird  auf  die  Vorbereitung  der  Arbeiterversichorungs-Gesetzgebung 
hingewiesen  und  u.  A.  bezüglich  der  durch  Alter  und  Invalidität  Erwerbson^higen 
gesagt:  „sie  haben  der  Gesammtheit  gegenüber  einen  begründeten  An- 
spruch auf  ein  höheres  Maass  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  hat  bisher 
zu  Theil  werden  können.''  „Für  diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und  Wege  zo 
finden,  ist  eine  schwierige,  aber  auch  eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Gemeinwesens« 
welches  auf  den  sittlichen  Fundamenten  des  christlichen  Volkslebens  steht*' 

Führt  man  das  Alles  auf  die  principiellen  Ausgaogspuncte  zurück,  so  ist  eine 
völlige  Uebereinstimmung  mit  der  hier  von  uns  vertretenen  Auffassung  nicht  za 
läugnen. 

2.  In  zweiter  Hinsicht,  bezüglich  des  gemeinsamen  Princips^ 
welches  den  Mitteln  und  Wegen  zur  Erfullang  der  gestellten 
ForderoDgen  zu  Grnnde  liegt,  ergiebt  sich,  dass  in  der  Tbat  doch 
schliesslich  Alles  darauf  hinauskommt,  direct  und  indirect  darch 
Umänderungen  des  Rechts,  durch  Einrichtungen  und  Maassregeln 
der  angedeuteten  Arten,  m.  e.  W.  durch  „sociale"  Volkswirth- 
schafts-  und  Finanzpolitik  regulirend  in  die  vertragsmässige 
Vertheilnng  des  Einkommens  (und  Vermögens)  und  in 
die  sonst  freie  Verwendung  des  Einkommens  und  in 
die  Consumtion  einzugreifen. 

Das  Einzelne  ist  schon  aus  den  früheren  Ausführungen  zu  entnehmen.  Auch 
die  angeführton  Stellen  aus  den  Motiven  zur  Unfallversichemngs- Vorlage  und  aus  der 
Kaiserlichen  Botschaft  von  1881  sind  in  dieser  Hinsicht  deutlich  genug,  selbst, 
wenn  sie  ganz  wOrtlich  genommen  werden  („die  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  der 
Gesammtheit  verwenden  zur  Forderung  des  Wohlergehens  namentlich  der  Hilfsbedürf- 
tigen und  Schwachen'',  u.  a.  m.),   vollends   wenn   man   sie  auf  ihr  Princip  zarQck- 
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fuhrt  —  bzw.,  was  leider  gegenüber  öfterem  anderen  Verfahren  auch  gesagt  werden 
mass,  die  logische  Cousequenz  und  den  Muth  hat,  sie  darauf  znrückzoführen,  und 
ebenso,  wenn  man  an  Specialbestimmangen  der  verschiedenen  Arbeiteirersicherangs- 
gesetze  (Beiträge  der  Arbeiter,  Arbeitgeber,  Beichsznschuss  [wenigstens  in  einem 
Falle])  denkt 

,jSocialpolitische''  Verwendung  ?on  Finanzmitteln  für  Zwecke,  welche  allein  oder 
in  besonderem  Maasse  den  nnteren  Classen  zn  Gate  kommen,  ohne  dass  ?on  diesen 
in  Steuern  and  Gebühren  die  betreffenden  Kosten  ganz  gezahlt  werden  (unentgeltliche 
Volksschule,  sanitäre  Verhältnisse,  Arbeitenrersicherung,  Armenwesen):  „sociale'*  Finanz- 
politik in  Bezug  auf  die  Einuahmebeschaffung,  die  Besteuerung  (Benteneinkommen, 
ÜDtemehmergewinn  an  den  Staat,  die  Gemeinde  bei  den  „Verstaatlichungen'*,  „Ver- 
communalisirungen''  ?on  Eisenbahnbetrieben,  Besteuerung  consequent  nach  dem  Princip 
der  Leistungsfähigkeit);  „socialpoUtische''  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf 
Handel,  Specolätion.  Börsentreiben,  Ausbeutung  der  Conjuncturen  beziehen,  um  so 
den  ökonomisch  unverdienten,  zu  leichten  Gewinn  der  Privaten  zu  hindern  oder  zu 
erschweren  und  zu  vermindern  (§.  169):  dies  Alles  und  manches  Aehnliche  bedeutet, 
ökonomisch  und  principiell  nach  seinem  gewollten  Effect  betrachtet,  nichts 
Andres,  als:  regulirender  Eingriff  in  jenen  Process  der  freien  vertragsmässigen 
Vortheilang  des  Productionsertrags,  welcher  sich  auf  dem  Boden  unserer  volkswirth- 
schaftlichen  Bechtsordnung  und  Organisation  vollzieht,  —  ebenso  wie  im  Falle  von 
agrarischen,  gewerblichen  Regulirungen.  —  Ueber  die  „sociale*'  Finanz-  und  beson- 
ders Steuerpolitik,  nach  allen  Seiten  betrachtet,  verbreitet  sich  meine  Finanzwissen- 
schaft in  B.  I  und  bes.  in  B.  II  eingehend. 

IIL  —  §.  277.  Forderungen  bezüglich  der  besseren 
materiellen  Lebensweise  und  der  Theilnahme  der 
Bevölkerung  an  Culturgfltern. 

Vgl  in  der  2.  Aufl.  §.  98  ff.  (2.  Abschn.  §.  99  ff  S.  150  ff).  Auch  diese  Aus- 
führungen sind  in  dieser  3.  Aufl.  formell  und  in  Einzelheiten,  nicht  im  Ganzen,  sach- 
lich verändert  worden.  Der  principielle  Standpunct  und  die  dadurch  bedingte  ganze 
BehandluDgsweise  ist  jedoch  auch  hier  dieselbe  geblieben. 

Die  Erfüllung  solcher  Forderungen  wurde  oben  (S.  669)  bereits 
als  das  Strebziel  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  bei  den 
Culturvölkem  in  unserer  Geschichtsepoche  anerkannt.  Man  kann 
dafür  einen  zweiten  Hanptgrundsatz  in  folgender  Weise  auf- 
stellen: in  unserer  Zeit  —  also  ein  wichtiges  historisch- variables 
Moment!  —  kann,  ja  soll  und  muss  auch  im  Gemeinschaftsinteresse 
jeder  Mensch  zu  einer  gewissen  Verbesserung  seiner  materiellen 
Lebensweise,  zu  einer  gewissen  Erhöhung  seiner  Lebenshaltung 
und  zu  einer  gewissen  Theilnahme  an  Culturgütem  möglichst  sicher 
gelangen  können,  um  dadurch  selbst  für  die  sittliche  und  intellec- 
tuelle  Calturgemeinschaft  ein  werthvolleres  Mitglied  zu  werden. 
Auch  daran  soll  er  nicht  durch  einen  Mangel  an  materiellen  Mitteln, 
welcher  nur  aus  der  vertragsmässigen  Vertheilnng  des  Volksein- 
kommens (und  Vermögens)  hervorgeht,  gehindert  werden.  Inso- 
weit ist  wiederum  ein  regulativer  Eingriff  in  den  Ver- 
theilungsprocess  im  Princip  zulässig,  berechtigt,  ja  auch  im 
Gemeinschaftsinteresse  geboten.  Ob,  wann,  wie,  wie  weit  in  Wirk- 
lichkeit, das  hängt  aber  von  einer  Reihe  von  Erwägungen  ab,  aus 
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welchen  sich  auch  Bedenken,  namentlich  wegen  der  auch  dem 
GemeinschaftBinteresse  etwa  schädlichen  Rückwirkangen  eines  solchen 
Eingriffs  ergeben.  Diesen  Bedenken  ist,  gerade  aach  im  Ge- 
meinschaftsinteresse, gebührend  Bechnnng  za  tragen.  Es 
kann  sich  daraas  dann  die  Nothwendigkeit  einer  Einschränkung, 
unter  Umständen  eines  Verzichts  auf  diesen  Eingriff  ergeben, 
Doch  führt  die  unbefangene,  möglichst  alle  mitspielenden  Momente 
und  namentlich  als  Leitstern  stets  das  Gemein schaftsinteresse  richtig 
betrachtende  Untersuchung  dahin,  dass  unter  unseren  heutigen 
Verhältnissen  der  Entwicklung  und  des  Fortschritts  der  Productions- 
technik  sowie  bei  dem  einmal  erreichten  Culturstand  und  bei  den 
nunmehr  für  dessen  weitere  Erhöhung  maassgebenden  Factoren 
die  Gründe  für  einen  regulativen  Eingriff  in  die  Vertheilung  schwerer 
wiegen  als  die  Bedenken.  Das  wichtigste  unter  den  letzteren 
bleibt  die  Gefahr  einer  zu  raschen  Volkszunahme. 

Die  zur  Begründang  des  Vorausgehenden  erforderliche  princi- 
pielle  Untersuchung  lässt  sich  auch  als  eine  Beantwortung  der 
Frage  bezeichnen:  welches  ist  die  social  ökonomische  Be- 
rechtigung einer  ungleichen  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
wo  liegen  die  nothwendigen  Schranken  in  dieser  Hinsicht? 

In  der  2.  Aufl.  warde  so  der  2.  Abschnitt  der  hier  erörterten  Lehre  §.  99  £ 
S.  150  ff.  bezeichnet.    Anch  hier  ist  jetzt  Manches  geändert  worden. 

Wiederum  ist  es  eine  Thatsache  von  hoher  culturbistorischer 
Bedeutung  y  dass  in  unserer  Epoche  mehr  und  mehr  die  sittliche 
Nothwendigkeit  und  Berechtigung  einer  entsprechenden  Hebung 
der  unteren  Classen  anerkannt,  dies  zu  einem  jener  ,;gesellschaft* 
liehen  Glaubenssätze ''  wird,  ja  schon  geworden  ist.  Man  sieht 
diese  Entwicklang  als  eine  Consequenz  des  Princips  der  persön- 
lichen Freiheit  an,  erkennt  die  Möglichkeit,  sie  zu  erreichen,  in 
der  Steigerang  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit,  und  scheut 
auch  nicht  mehr  die  weitere  Consequenz,  eventuell  durch  Aenderung 
der  Rechts '  und  der  Besitzordnung  zur  Verwirklichung  jener 
Forderungen  zu  gelangen.  Man  erkennt  dabei  aber  auch  mit 
Recht,  dass  es  sich  hier  um  wichtige  Interessen  der  ganzen 
Volksgemeinschaft  bandelt,  daher  in  erster  Linieuro  deren, 
um  wahrster  allgemeinster  Gulturinteressen  des  ganzen 
Volks  Willen,  das  angedeutete  Ziel  aufgestellt,  demselben  auf 
die  bezeichnete  Weise  nähergekommen,  aber  auch  danach  genauer 
Richtung,  Maass   und  Grenze  gesetzt  werden  soll. 
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Die  Beschränkung  übermässiger  Arbeitslast,  zu  langen  Arbeitstages  der  unteren 
Classen,  die  grössere  Sicherung  des  Erwerbs  und  die  Erhöhung  der  Löhne,  um  eine 
materiell  bessere,  gesundere,  die  Arbeitbkraft  mehr  erhaltende  und  fördernde  Lebens- 
weise, in  einigem  Maasse  auch  ein  an  zulässigen  und  richtigen  Genüssen  reicheres 
Leben  auch  jenen  Classeu  zu  verschaffen,  um  eine  bessere  Auferziehung  der  heran- 
wachsenden Generation  zu  erzielen;  die  Verbesserung  der  Wohnungs-,  der  Gesund- 
heitsverhältnisse, die  Verbreitung  der  Schulbildung,  die  Stärkung  der  sittlichen,  der 
religiösen  Bildung,  die  Gewährung  politischer  Bechte  zur  Theilnahme  an  der  Gesetz- 
gebung u.  y.  a.  m.  wird  erstrebt,  in  der  deutlichen  Erkenntniss,  dass  das  für  unsere 
Zeit  berechtigt  und  nothwendig  sei  und  grade  auch  im  Interesse  des  ganzen 
Volks  erreicht  werden  müsse  und,  unter  gewissen  Bedingungen  und  Gautelen,  nach 
dem  Stand  der  Productionstechnik  zu  erreichen  und  dann  zu  erhalten  nützlich  sei. 

Für  die  BeantwortUDg  der  Frage,  ob,  wie.  und  in  welchem 
Maasse  ein  regulativer  Eingriff  in  die  Vertheilnng  nach  obigen  6e- 
sichtspnncten  zulässig,  berechtigt  nnd  selbst  nothwendig  sei,  sind 
zunächst  die  Voraussetzungen  hierfür  zu  untersuchen,  darauf 
die  speciellen  Zielpuncte  und  die  daraus  entspringenden 
Forderungen  näher  zu  bestimmen,  und  endlich  wieder  die 
Mittel  und  Wege  anzugeben,  welche  zur  Erfüllung  dieser  For- 
derungen gewählt  werden  können  und  sollen. 

A.  —  §.  278.  Voraussetzungen  für  die  Aufstellung 
und  Durchführung  solcher  Forderungen.  Dieselben  können 
nach  folgenden  drei  Gesichtspuncten  unterschieden  werden:  solche, 
welche  vorhanden  sein  müssen,  einmal  wenn  die  Erfüllung  jener 
Forderungen  möglich,  sodann,  wenn  sie  nothwendig,  endlich, 
wenn  sie  zulässig,  selbst  räthlich  und  berechtigt  sein  soll. 

1.  Hinsichtlich  der  Möglichkeit  der  Erfüllung  kommt  wieder 
dreierlei  in  Betracht,  die  Bevölkerungsverhältnisse,  diePro- 
d  u  c  t  i  0  n  s  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Bildung  des  Volksein- 
kommens, die  V er th eil ungs Verhältnisse  des  Volkseinkommens. 

a)  Nur,  soweit  Zahl  und  Gliederung  der  Bevölkerung,  be- 
sonders das  Verhältniss  der  productiven  (erwachsenen,  namentlich 
männlichen)  zur  unproduetiven  (namentlich  den  Kindern)  und  die 
Bewegung  beider,  die  natürliche,  wie  die  durch  Wanderungen  be- 
dingte, sich  entsprechend  gestalten,  daher  nicht  in  Missverhältniss 
zur  Höhe,  Entwicklung  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens  stehen 
oder  in  ein  solches  kommen,  ist  überhaupt,  wenigstens  in  einiger 
Allgemeinheit  und  in  einigem  Betrage,  sowie  auf  einige  Dauer,  die 
Erfüllung  der  Forderungen  möglich.  Gerade  in  dieser  Beziehung 
drohen  immer  Gefahren,  über  welche,  wie  öfters  hervorgehoben, 
insbesondere  der  Socialismus,  aber  auch  andere  „arbeiterfreund- 
liche'' Bestrebungen  viel  zu  leicht  hinweggehen.  Es  genügt,  auf 
das  vorige  Kapitel  von  der  Bevölkerung  zu  verweisen. 
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b)  Die  Prodnctionsyerhältnisse  liegen  fttr  die  Möglich- 
keit der  Erfttllung  jener  Forderungen  bei  den  Culturyölkem  in 
Folge  der  grossartigen  Fortschritte  in  den  Naturwissenschaften  und 
in  der  practischen  Verwertbung  der  letzteren  in  der  chemischen 
und  mechanischen  Technik  heute  in  mancher  Hinsicht  sehr  günstig, 
wohl  günstiger  als  jemals  früher. 

Ton  allen  einzelnen  dieser  Fortschritte  ist  bisher  keiner  wichtiger  und  allseitig 
wirthschaftlich  und  gesellschaftlich  folgenreicher   gewesen,    als   die  Auffindung  der 
Mittel  nnd  Wege,  die  Dampfkraft  für  den  Menschen  nutzbar  zu  machen.  Dadurch 
ist   ein  Princip    von    wahrhaft   erstaunlicher  Productivität   für   die  Technik  und 
Oekonomik  des  Productionsprocesses,  far  die  Ersetzong  thierischer  und  menschlicher 
Muskelkraft,   anderer  todter  Naturkräfte  (Wind,  Schwerkraft),  als  bewegender,  Kraft 
gebender  Factoren,   in  gewissem  Maasse   auch   für  die  Ersetzung  der  menschlichen 
Muskelkraft  durch  Geisteskraft  (Gehimarbeit)  gewonnen  und  dadurch  auch  die  Stei- 
gerung des   Volkseinkommens  und   YolksvcrmOgens,   die   Ersparung  an   natürlichen 
Productionskosten  und  an  Arbeitsaufwand  in  hohem  Maasse  ermöglicht  worden,  mehr  wie 
je.  Durch  die  Maschine  wird  aber  nicht  nur  (Muskel-)  Arbeit  abgenommen,  sondern  don^ 
die  nun  erst  mögliche  Concentration  riesiger  Kräfte  auf  Einen  Punct,  durch  die  Yei- 
bindung  der  Bewegung  gebenden  Maschine  (Motor)  mit  Werkzeugmaschinen   werden 
überhaupt  vielfach  erst  ganz  neue,    besonders  qualificirte  Leistungen  im  Productions- 
process  technisch  ausfahrbar  und  ökonomisch  nicht  zu  kostspielig  (Popper).     In  der 
Verwerthung  nunmehr  aber  auch  der  Electricität,   worin    wir   durchaus    erst  im 
Beginn  stehen,   mit   dem  Princip  der  Dcbertragung  von  Naturkräften  (Wasser)  über 
weitere  Bäume,  ist  eine  neue,  vielleicht  noch  wirksamere  Quelle  der  steigenden  Pro- 
ductivität  der  Arbeit  erschlossen.    Vollends   in   ihrer  Gesammtheit   sind   diese  nator- 
wissenschaftlich-technischen  Fortschritte  so  gewaltig,  dass  schon  gegenwärtig,  wo  wir 
in  mancher  Beziehung  erst  noch  im  Anfang  der  wirthschaftlichen  Verwerthung  de^ 
selben  stehen  und  täglich  neue  hinzukommen  (Electricität),  die  ökonomischen  Lebens- 
bedingungen der  Gulturvölker  erheblich  und  günstig  verändert  worden  sind.     (In  der 
2.  A.  §.  104  a  S.  162  ist  das  ähnlich,  aber  etwas  zu  einseitig,   ohne  die  folgenden 
Einschränkungen,  daher  auch  mit  etwas  zu  optimistischem  Schluss  dargelegt  worden: 
„von  Grund  aus  verändert'",   wie  ich  es  dort  ausdruckte,  sind  die   ökonomischeD 
Lebensbedingungen  der  Gulturvölker  selbst  durch  die  ausserordentlichen  Fortschritte 
der  Technik  in  der  Gegenwart  nicht,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt). 

Es  siod  nemlich  doch  auch  wesentliche  EinschränkungeD 
nicht  zu  übersehen. 

Auf  dem  Gebiete  der  unmittelbaren  Urproduction,  namentlich  in  der 
Landwirthschaft,  für  die  Gewinnung  der  wichtigsten  menschlichen  und  Hausvieh- 
Nahrungsmittel  und  vieler  der  wichtigsten  gewciklichen  Boh-  und  Hilfistofle,  ähnlick 
in  der  Forstwirthschaft  sind  die  ökonomisch -technischen  Fortschritte,  bisher 
wenigstens,  von  viel  begrenzterer  practischer  Bedeutung,  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Menge,  Art,  Güte  der  Producte  (Roliertrag),  als  namentlich  auch  in  Bezug  auf  die  Ver- 
minderung oder  wenigstens  die  nicht-progressive,  selbst  die  nicht-proportionale  Stei- 
gerung der  natürlichen  Productionskosten  bei  quantitativer  und  qualitativer  Steigenuf 
der  Boherträge  (§.  255).  Auf  heimischem  Boden,  zumal  bei  bereits  erfolgter 
Urbarung  und  regelmässiger  Benutzung  des  meisten,  vorhandenen  oder  wenigstens 
einigermaasscn  culturfähigen,  die  Kosten  deckenden  Bodens  und  bei  bereits  erreichter, 
dem  Bedarf  entsprechender  starker  Steigerung  der  Roherträge  (intensive,  hochinteasive 
Wirthschaft) .  sind  daher  die  erforderlichen  Agrar-  und  Forstprodocte ,  vollends  ftr 
eine  wachsende  und  besser  —  auch  qualitativ  in  Betreff  der  Nahrungsmtttell  — 
lebende  Bevölkerung  allgemein  überhaupt  gar  nicht  immer,  jedenfalls  aber 
vielfach  nur  mit  wachsenden  Kosten  Zugewinnen.  Sollen  sie  in  grösserer  Menge 
immer  mehr  aus  der  Fremde  bezogen  werden,  so  setzt  das  eine  Ueberwindnng  aller 
der  Schwierigkeiten  und  Bedenken  voraus,  welche  Fernabsatz  und  Fembezug  mit  sich 
bringen  (§.  254).    Diese  Ueberwindung  wird  nun  grade  durch  den  technischen  Fort- 
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schritt  anf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Commanications-  und  Trans- 
portwesens, wo  die  erwähnten  günstigen  Seiten  am  Bedeutendsten  herrortreten, 
wesentlich  und  mit  diesen  Fortschritten  proportional,  hie  und  da  selbst  progressiv  er- 
leichtert. Allein  ob  anch  dabei  anter  Einwirkung  all  der  hier  mitspielenden  Factoren 
immer  bleibend  und  genügend,  so  dass  wirklich  eine  Erhöhung  der  Gebrauchs- 
werth-Menge  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  das  definitive  Ergebniss  ist, 
bleibt  doch  wieder  fraglich.  Zu  optimistisch  darf  man  daher  auch  in  dieser  Hinsicht 
nicht  sein. 

In  Betreff  des  dritten  Hauptzweigs  der  Urproduction ,  des  Bergbans,  ist  aber 
doch  stets  auch  daran  zu  denken,  dass  wir  den  Boden  an  den  bezüglichen,  nicht 
wieder  ersetzbaren  Substanzen  (Kohle  I)  in  steigendem  Maasse  erschöpfen,  also  im 
wahren  Sinn  des  Worts  „vom  Kapital  zehren'',  Raubbau  treiben.  Das  wäre  noch  un- 
bedenkhcher,  wenn  wir  auch  hier  practisch  es  als  völlig  gleichgiltig  bezeichnen 
könnten,  ob  die  Bergbauproducte  in  der  Heimath  oder  in  der  Fremde  für  uns  ge- 
wonnen werden.  Denn  wenn  bei  den  grossen  bauwürdigen  Yorr&then  der  Erde  an 
diesen  Producten  auch  die  Gefahr  der  Erschöpfung  practisch  weit  femer  liegt,  ganz 
ausgeschlossen  ist  sie  einmal  auch  hier  nicht  (Gold !),  ferner  aber  sind  wir  bei  Bezug 
aus  der  Fremde  wieder  zum  gesteigerten  Fabrikatenezport,  unter  all  den  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  genöthigt  Die  Eostensteigerung  im  Bergbau,  besonders  bei  wachsen- 
dem Tiefbau,  bei  Mitbenutzung  der  schlechteren  Reviere,  ist  ebenfalls  in  Erwägung 
zu  ziehen.  Auch  hier  bleibt  es  fraglich,  ob  und  wie  weit  der  technische  Fortschritt 
dieser  Steigerung  hinlänglich  entgegen  wirken  kann.  Nur,  wenn  es  sicher  wäre,  dass 
der  Bedarf  an  Montanproducten  durch  Fortschritte  der  Technik  sich  absolut  oder 
relativ  verringern,  gar  theilweise  (Kohle !)  völlig  ersetzen  Hesse,  z.  B.  durch  Benutzung 
der  natürlichen  Wasserkräfte  für  Electricität,  würden  alle  diese  Bedenken  mehr  zurück- 
treten, zum  Theil  allerdings  verschwinden.  Aber  ob  und  was  hier  zu  erreichen  sein 
wird,  lässt  sich  doch  einstweilen  noch  nicht  irgend  genauer  übersehen.  Man  hat  es 
höchstens  mit  optimistischen  Phantasieen,  auch  allerdings  nicht  bloss  der  Laien  und 
Dilettanten  (Bebel,  Socialisten),  sondern  genialer  Techniker  (Siemens  n.  A.)  zu  thun, 
welche  eben  erst  realisirt  sein  müssten,  wenn  man  in  der  uns  hier  beschäftigenden 
theoretischen  Lösung  des  Problems  auf  dergleichen  bauen  dürfte.  Auch  hier  bliebe 
ausserdem  immer  noch  die  Kosten  frage  ungelöst  (s.  schon  o.  S.  655). 

Nur  auf  dem  Gebiete  der  sogen.  Stoff?eredlung,  der  Industrie  L  e.  S., 
wird  man  schon  jetzt  dem  technischen  Fortschritt  für  die  Herstellung  von  Gütern  und 
für  die  Verminderung  vieler  Kostenelemente  dabei  eine  grössere  practische  Bedeutung 
einräumen  können;  daher  insoweit  auch  für  die  Bildung,  die  Gewinnungskosten, 
die  Höhe,  die  Zusammensetzung  des  Nationaleinkommens.  Aehnliches  gilt,  mit  ent- 
sprechender Tragweite  für  den  nahen  und  fernen  Austausch  der  Producte,  anch 
hinsichtlich  des  Communications-  und  Transportwesens.  Eine  verbesserte 
Lebenslage  in  Bezug  anf  die  Befriedigung  derjenigen  materiellen,  auch  Luzusbedürf- 
oisse,  welche  unmittelbar  mit  Industrieerzeagnisson  befriedigt  werden  können,  auch 
mancher  geistiger  (Papier,  Bücher,  Presse!)  erscheint  danach  in  der  That  auch  für 
-die  Volksmasse  heute  und  weiterhin  in  grösserem  Umfange  möglich.  Im  Wohnungs-, 
Wohneinrichtungs-,  Kleid ungswesen  ist  das  wichtig  genug. 

Aber  auch  hier  bleibt  immer  zweierlei  zu  bedenken,  was  die  Tragweite  des 
technischen  Fortschrittes  nnd  den  oft  übertriebenen  Optimismus  (so  wieder  namentlich 
der  Socialisten)  hinsichtlich  dieser  Tragweite  einzuschränken  gebietet:  einmal,  auch 
für  die  Industrie  bedarf  es  doch  stets  des  dem  Boden  zu  entnehmenden  Roh-  und 
Hilfsstoffs,  der  aus  dem  heimischen  Boden  unmittelbar,  aus  dem  fremden  mittelbar, 
-durch  alle  die  dabei  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  hindurch  gewonnen  werden 
muss;  sodann,  —  die  Nahrungsmittel,  die  Brennstoffe,  die  Baumaterialien 
u.  dgL  m.,  m.  a.  W.  die  eigentlichen  Bodenproducte  selbst  bleiben  eben 
doch  unter  allen  Umständen  fOr  die  Bedürfnisse  der  Menschenwelt  (und  der  ihr  dien- 
lichen Thierwelt)  das  Wichtigste.  Und  in  dieser  Hinsicht  kann  man,  nach  allem 
besagten,  auch  betreffs  des  technischen  Fortschritts  und  seiner  schliesslichen  ökono- 
mischen Wirkung  auf  das  Volkseinkommen,  nicht  so  übertrieben  optimistisch  sein. 
Hier  liegt  zugleich  das  immerhin  recht  wesentliche  Korn  Wahrheit  in  der  —  phy- 
siokratischen  Doctrin. 
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Jedoch,  anch  vorbehaltlich  aller  dieser  wichtigen  und  nicht 
immer  von  den  Enthusiasten  des  technischen  Productionsfortschritts 
genfigend  beachteten  Einschränkungen  hinsichtlich  der  Möglichkeit 
weiteren  und  der  Tragweite  des  erreichten  und  erreichbaren  tech- 
nischen Fortschritts,  bleibt  es  doch  wahr,  dass  im  Zeitalter  von 
Dampf  und  Electricität  in  der  That  die  ökonomischen  Lebensbe- 
dingungen der  Cnltnrvölker  viel  günstiger  liegen,  als  ehedem.  Das 
ermöglicht  eine  Steigerung  des  Nationaleinkommens,  welche  auch 
der  grossen  Masse  der  Bevölkerung,  freilich  nur  bei  nicht  zo 
schnellem  Wachsthum  der  letzteren,  in  der  That  wenigstens  zu 
Gute  kommen  kann. 

§.  279.  —  c)  Bei  gegebener  Höhe  und  Art  des  Volksein- 
kommens hängt  es  endlich  mit  von  der  jeweiligen  Vertheilung  des 
letzteren  —  welche  auch  die  Art  der  im  Volkseinkommen  steckenden 
naturalen  Gfiter,  weil  die  Richtung  der  Production,  mit  bestimmt  (S.  693) 
—  ab,  ob  und  wie  weit  die  unteren  Volksclassen  auch  feinere 
Existenz-  und  gewisse  Culturbedürfnisse  mit  befriedigen  können. 
Ist  nun  auch  bei  hohem  Volkseinkommen  die  Vertheilung  eine 
sehr  ungleiche,  die  Quote,  welche  von  jenem  in  irgend  einer  Form 
(Rente  aller  Art,  Unternehmer-,  Speculations-,  Conjuncturgewinn, 
höherer  Lohn,  besonders  Beamtengehalte  u.  dgl.)  an  die  besitzenden 
und  höheren  Classen  und  an  die  Personen  mit  erheblich  fiberdarch- 
scbnittliehem  Einkommen  gelangt,  eine  bedeatende,  so  wäre  es 
wenigstens  rein  arithmetisch  aufgefasst  möglich ,  durch  eine 
gleichmässigere,  die  Einkommen  der  höheren  Classen  u.  s.  w. 
vermindernde,  den  Einkommen  der  unteren  Classen  etwas  zulegende 
Vertheilung  jene  Forderungen  hinsichtlich  der  Bedfirfnissbefrie- 
digungen  dieser  letzteren  Classen  zu  erfüllen.  Auch  was  in  dieser 
Beziehung  bei  der  auf  der  Grundlage  des  Privateigenthums  an  den 
sachlichen  Productionsmitteln  und  der  privatwirthschaftlichen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft  beruhenden  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens in  unseren  modernen  Volkswirthschaften  so,  wiederum 
die  Frage  rein  arithmetisch  aufgefasst,  geschehen  könnte, 
wäre  keineswegs,  wie  man  öfters  gegen  derartige  Ideen  eingewandt 
hat,  etwas  so  Unerhebliches. 

Selbst  H.  y.  Treitschke  (der  Socialismus  und  seine  Gönner,  Preaasisdie 
Jahrbücher  1875,  I,  S.  265)  spricht  hier  Sätze  Über  die  anyermeidliche  Niedrigkeit 
des  EinkommeDS  der  Massen  wegen  der  Niedrigkeit  des  Gesammteinkommens  Mlbst 
reicher  Volker  aus,  die  zwar  sehr  allgemein,  u.  A.  in  dem  Witzworte  ?on  der 
,,Theilun^''  Bothschild's  mit  den  Arbeitern,  für  wahr  gelten,  es  aber  durcbaos  nickt 
sind ,  wie  grade  jede  statistische  Berechnung  selbst  nur  auf  Grund  der  EinkonuBeo- 
steuerdaten,  die  doch  bekanntlich  bei  den  Keichercn  immer  mehr  hinter  der  Wihikeit 
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zurückbleiben,  belegt  So  berechnet  z.B.  Hirth,  Annal.  1874  S.  932  £  nach  den 
ungemein  niedrigen  Schätzungen  der  prenssischen  Glassen-  und  Einkommen- 
Steuer  fUr  1S73  das  Gesammteinkommen  7on  8J43,284  Personen  auf  1305.18  Mill. 
Thaler,  also  auf  1  Person  im  Durchschnitt  fast  150  Thlr.  Bei  8,395,000  Pers.  mit 
einem  Einkommen  bis  incl.  500  Thlr.  ist  das  Gesammteinkommen  830.8  Mill.  Thlr. 
oder  für  1  Pers.  ca.  99  Thlr.,  bei  225,000  Pers.  von  500  —  1000  Thlr.  ist  es  102 
Mill.  Thlr.  oder  fUr  1  Pers.  720,  bei  123,284  Pers.  in  der  Einkommensteuer  (über 
1000  Thlr.  Einkommen)  312.38  Mill.  Thlr.  oder  für  1  Pers.  2533  Thlr.  Würde  nun 
z.  B.  durch  ein  richtiges  Progressirsteuersystem,  durch  Hebung  der  Löhne  auf  Kosten 
der  Gewinne  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  im  freien  Verkehr,  durch  Steigen  der 
Preise  der  Consumptibilien  der  Wohlhabenderen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  u.  s.  w,  und 
durch  die  hier  in  diesem  Abschnitt  besprochenen  regulativen  Eing^ffe  in  die  Yer- 
theilung  auch  nur  bewirkt,  dass  ein  Drittel  des  Gesammteineinkommens  der  Ein- 
kommenstouerpflichtigen  reell  auf  die  Personen  mit  unter  500  Thlr.  Einkommen  über- 
tragen würde,  so  gestattete  dies  eine  Steigerung  des  Einkommens  der  letzteren  im 
Durchschnitt  um  ca.  12.4  Thlr.  oder  um  ca.  12.5  7o*  ^i^®  Steigerung,  welche  jedoch 
bei  den  Personen  mit  kleinstem  Einkommen  viel  bedeutender  werden  könnte.  Und 
dabei  sind  die  Ergebnisse  grade  der  früheren  preussischen  Einkommensteuer- 
Schätzung,  bes.  für  die  höheren  Einkommen,  viel  zu  niedrig.  Ich  halte  es  nicht  für 
unmöglich,  durch  Veränderungen  wie  die  erwähnten,  die  kleinsten  Einkommen  in 
Deutschland,  z.  B.  die  bis  300  Thlr.,  trotz  der  Millionen  der  Percipienteo ,  um  ein 
Drittel  zu  steigern,  woraus  ökonomisch  (auch  für  die  Richtung  der  Production, 
daher  für  die  Vermeidung  von  Absatzkrisen  u.  s.  w.)  und  culturlich  nur  günstige  Folgen 
resultirten,  ohne  dass  eine  der  Treitschke'schen  Einwendungen  zuträfe.  Vergl. 
auch  schon  die  besseren  Daten  für  Hamburg,  Annal.  1875,  S.  335.  Weiteres  Ma- 
terial zur  Bourtheilung  dieser  Frage  in  Engel 's  Aufs,  über  die  Glassen-  und  Ein- 
kommensteuer und  Vertheilung  des  Einkommens  in  Preussen  in  d.  Zeitschr.  d.  Preuss. 
Stat.  Bur.  1875.  R.  Michaelis  in  der  Schrift  „Gliederung  der  Gesellschaft  nach 
dem  Wohlstände*^  hat  die  Geringfügigkeit  einer  Verbesserung  der  ökonomischen  Lage 
der  unteren  Glassen  durch  eine  Ausgleichung  zwischen  höheren  und  niederen  Einzel- 
einkommen mittelst  der  von  ihm  vornemlich  gebrauchten  Daten  der  neuen  deutschen 
grossstädtischen  Wohnungsstatistik  nachzuweisen  gesucht.  Er  nimmt  dabei  das  „heiz- 
bare Zimmer''  als  vergleichbare  Einheit,  obgleich  er  natürlich  selbst  die  mangelhafte 
Vergleichbarkeit  dieser  Zimmer  in  schlechten  Arbeiterwohnungen  und  reichen  Luxus- 
wohnungen nicht  übersehen  kann  (S.  71).  Trotzdem  wird  die  Berechnung  für  Berlin 
(S.  71)  u.  für  die  anderen  betrachteten  Städte  durchgeführt,  wie  sich  die  Dinge  bei  einer 
„Gütervertheilung  nach  communistischem  Ideale''  gestalten  würden.  Das  Ergebniss  ist 
z.  B.  für  Berlin  (und  ähnlich  für  die  andren  Städte),  dass  bei  einer  gleichen  Ver- 
theilung der  „augenblicklich  vorhandenen"  heizbaren  Zimmer  schon  die  Bewohner  der 
Wohnungen  mit  2  heizbaren  Zimmern  geschmälert  würden.  Daher  der  „Schluss  aus 
der  ezacten  Forschung":  „eine  gleichmässigere  Gütervertheilung  kann  erst  bei  einer 
weit  grösseren  Masse  von  wirthschaftlichen  Gütern  erreicht  werden;  es  ist  also  vor 
allen  Dingen  eine  Steigerung  der  Productionsfähigkeit  der  Gesammtheit  erforderlich." 
(S.  72.)  Letzteres  ist  in  gewissem  Umfang  richtig.  Es  wird  aber  durch  diese  „exacte 
staatswissenschaftliche  Forschung'^  nicht  bewiesen.  Denn  erstens  lässt  sich  „die 
Gesammtheit  der  heizbaren  Zimmer  nicht  als  Repräsentantin  der  Gesammtheit  der 
Güter"  fassen;  zweitens  sind  zumal  in  unseren  deutschen  Grossstädten  die  „heizbaren 
Zimmer"  in  den  verschiedenen  Kategorieen  von  Wohnungen  nicht  für  diesen  Zweck 
vergleichbare  Einheiten,  sondern  ungeheuer  verschieden,  so  dass  schon  deswegen  jedes 
Zimmer  in  den  besseren  Wohnungen  mit  irgend  einer  Zahl  multicipirt  werden  müsste, 
um  den  Zimmern  in  den  schlechten  Wohnungen  vergleichbar  zu  werden;  drittens 
kommt  es  nicht  auf  die  „augenblicklich  vorhandenen  heizbaren  Zimmer"  für  diese 
Frage  an,  sondern  auf  den  Kapitalaufwand  für  die  betreffenden  Bauten  und  Woh- 
nungen, der  bei  den  feineren  Wohnungen  ungleich  höher  ist.  Mit  dem  Gesammt- 
kapital,  das  für  die  Wohnungsbescbaffung  verfügbar  ist,  liesse  sich  daher  eine  fUr  die 
kleinen  und  mittleren  Leute  immerhin  nicht  unwesentlich  bessere  Befriedigung  des 
Wohnungsbedürfnisses  erzielen.  Die  Beweisführung  des  Verf.s  ist  ein  eclatantes  Bei- 
spiel, dass  eine  planlose  „exacte  Forschung"  ohne  scharfe  Formulirung  der  betreffenden 
theoretischen  Probleme  in  die  Irre  führt  —  Giffen  berechnet  den  Werth  des 
britischen   Volksvermögens  1865  auf  6113,    1875  auf  8548  Mill.  Pf.  St.    So  wenig 
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sicher  solche  BerechnuDgen  sind  (s.  o.  S.  175),  so  ergebt  sich  doch  auch  daraus  die 
arithmetische  Möglichkeit  einer  wesentlichen  Verbesserung  der  Ökonomischen 
Lage  der  unteren  Classen,  w&hrend  QiSen's  Sjpecialisirung  der  YermOgcnsobjecte  eine 
absolut  nur  geringfügige  Theilnahme  dieser  Classen  an  dieser  Steigerung  des  Volks- 
Vermögens  aufweist    S.  auch  Engels,  Duhring*s  Umwälzung  S.  235  (1.  A.). 

Seitdem  das  Vorausgehende  (wörtlich  aus  der  2.  Aufl.  S.  158—159  Note  16) 
geschrieben  wurde,  ist  Dank  der  verbesserten  Einkommenbesteuerung  mehr  und  besseres 
statistisches  Material  zur  Beantwortung  einer  solchen  „rein  arithmetischen*' Ver- 
theilungsfrage  hinzugekommen.  Dasjenige  aus  einzelnen  grossen  St&dten  (Hamburg), 
kleinen  L&ndchen  (Sachsen- Weimar)  ist  wegen  der  Besonderheit  der  Verhältnisse  aller- 
dings nicht  wohl  hierfür  brauchbar;  viel  mehr  schon  das  vorzügliche  Material  ans 
dem  K.  Sachsen,  in  der  trefflichen  Bearbeitung  von  V.  Böhm  er  t  in  der  K.  s&chs. 
stat.  Ztschr.,  namentlich  aber  nunmehr  das  Material  aus  Preussen,  also  aus  einem 
grossen  Volkswirthschaftsgebiet  mit  wirklich  genügender  Mannigfaltigkeit  der  Pro- 
ductionsarten  und  der  lo^en,  provinziellen  Verhältnisse.  Obgleich  bisher  erst  die 
Ergebnisse  der  ersten  Einschätzung  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  von  1891  vorliegen, 
für  1.  April  1892—93,  wo  sicher  noch  manche  Mängel  und  Lücken  trotz  derDedara- 
tionspflicht  für  die  höheren  Einkommen  (über  3000  M.)  untergelaufen  sind,  hat  sich 
nicht  nur  allgemein  eine  erhebliche  Vergrösserung  des  Gesammteinkommens  der  steuer- 
pflichtigen Bevölkerung  (d.  h.  derjenigen  mit  über  900  M.  Einkommen  p.  Censit)  gegen 
die  bisherigen  Einschätzungen  nach  dem  älteren  unvollkommenen  Verfahren  ergaben, 
sondern  auch  gezeigt  (gegen  A.  Sötbeer's  Anschlag,  wie  schon  oben  einmal  be- 
merkt ward),  dass  sich  grade  die  grösseren  Einkommen,  diejenigen  aus  den  Städten, 
aus  Industrie,  Handel,  Kapital  besonders  höher  gegen  früher  herausgestellt  haben. 
Das  bestätigt  vollends  die  hier  vertretene  arithmetische  Möglichkeit  einer  Einkommen- 
erhöhung der  untern  Classen  durch  eine  diesen  günstigere  Vertheilung  seihst  de« 
heutigen  gesammten  Volksciokommens.  S.  bes.  die  amtliche  Schrift:  MittheilnngeD 
aus  der  Verwaltung  der  directen  Steuern  im  preuss.  Staat,  Statistik  der  Einkommen- 
Steuerveranlagung  Jahr  1892/93,  Berlin  1892. 

Das  gesammte  veranlagte  Einkommen  der  physischen  Censiten  ist  in  1892/93 
gegen  1891/92  gesUegen  von  4273.7  auf  5724.3  Mili.  M.  oder  um  34.2  ^o,  die  Zahl 
der  Censiten  von  1,997,638  auf  2,435,858,  das  Gesammteinkommen  der  Censiten  mit 
einem  Einkommen  von  über  3000  M.  stieg  dagegen  von  1887.4  auf  2812.3  Mlll.  X. 
oder  um  49.0%,  —  war  also  entschieden  bisher  besonders  unterschätzt  —  die  An- 
zahl dieser  Censiten  von  254,280  auf  316,889,  (a.  a.  0.  S.  II  ff.).  Auch  diese  Zahleo 
bestätigen,  dass  die  arithmetische  Bedeutung  einer  gleichmässigeren  Einkommeo- 
vertheilung  keineswegs  geringfügig  für  die  unteren  Classen  wäre.  Nach  einer  Spedfi- 
cation  der  Censiten  nach  Einkommen  classen  (mit  kleiner  Abweichung  der  veranlagteB 
Gesammteinkommen  gegen  die  vorausgehenden  Daten  aus  rechnerischen  und  steuer- 
technischen Gründen)  ergab  sich  Folgendes  (ebenfalls  nur  physische  Personeo) 
(a.  a.  0.  S.  324): 


Gruppe,  M.  Ein- 
kommen 

Censiten 
absolut 

Censiten 

auf 
100,000 

Veranlagt 

Einkommen 

Mül.  M. 

Dgl.  in 
Pro- 
mille 

Durchschnitts- 

eink.  des  On- 

siten  M. 

900—       3,000 

2,118,969 

80,991 

2912.0 

510.9 

1,374 

8,000—       6.000 

204,714 

8,404 

832.4 

146.0 

4,664 

6,000—       9,500 

55,381 

2,274 

411.7 

72.2 

7,435 

9,500—     30,500 

46,096 

1,892 

714.6 

125.4 

15,405 

30,500—    100,000 

9,039 

371 

451.6 

79.2 

49,965 

100,000—6,750,000 

1,(559 

68 

377.6 

66.2 

227,598 

Summa 

2,435,858 

100,000 

5700.0 

1 000.0 

2,389 

über  3000  M. 

316,889 

13,009 

2788.0 

489.1 

8,800 

Würden  bei  einer  arithmetischen  Ausgleichung  alle  Einkommen  der  hier  ii 
Frage  kommenden  Censiten  mit  bisher  über  900  M.  auf  den  Durchschnittsbetrag  voi 
2339  M.  gebracht,  so  wäre  das  eine  Erhöhung  des  Einkommens  von  1374  M.  der 
Censiten  der  1.  Gruppe  (900—3000  M.  Einkommen)  um  60.2  ^o» 

Für  die  untersten  Kategorieen  dieser  Gruppe  und  vollends  für  die  hier  nicht  Bit 
inbegriffene  steuerfreie  Bevölkerung  unter  900  M.  p.  Censit  (bez.  meistens:  Familki- 
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haupt)  EiDkommen  (20,945,227  physische  Personen  —  nicht  Censiten  —  7on  einer 
GesammtbevOlkernng  von  29,895,224!)  würden  sich  natürlich  manchfach  andere  Procent- 
Veränderungen  ergeben,  für  die  grosse  Masse  der  steuerfreien  BeyOlkernng  eine  andere, 
mitunter  anch  eine  relative  kleinere  Erhöhung  des  Einkommens,  je  nach  den  Zahlen 
der  Köpfe  (Censiten),  ihres  bisherigen  und  des  so  zn  erhöhenden  Einkommens.  Aber 
unbedeutend  wäre  der  Effect  auch  hier  nicht  Würde  z.  B.  mit  dem  Einkommen  der 
Censiten  der  niedrigsten  Steuerstufe  (900—1050  M.,  658,811  Censiten  mit  642.34 
Mill.  M.  Gesammteinkommen)  in  der  angedeuteten  Weise  verfahren,  so  erhöhte  sich 
dasselbe  vom  jetzigen  Durchschnitt  von  c.  975  M.  um  c.  140  Vo* 

Für  die  gesammte  Bevölkerung  kann  man  solche  Berechnungen  nicht  ebenso  genao 
durchführen,  weil  man  keine  Einschätzung  der  steuerfreien  Bevölkerung  hat.  Macht 
man  für  letztere  einen  approximativen  Anschlag,  wie  es  die  Statistiker,  Sötbeer  u.  A.« 
gethan,  um  das  gesammte  Volkseinkommen  zu  ermitteln,  so  ist  natürlich  der  Werth 
einer  so  gewonnenen  Zahl  noch  unsicherer.  Ausserdem  wird  man  auch  für  das  nach 
dem  jetzigen  besseren  preussischen  Veranlagungsverfahren  steuerveranlagte  Einkommen 
noch  eine  Quote  hinzuschlagen  müssen,  für  nicht  oder  zu  niedrig  declarirtes,  auch 
für  die  gesetzlichen  Abzüge  vom  Einkommen  zur  Feststellung  des  steuerpflichtigen, 
welche  zum  wirklichen  Einkommen  wenigstens  theilweise  gehören.  Namentlich  bei 
den  höheren  Einkommen,  denjenigen  aus  Kapital,  Gewerbebetrieb,  Landwirthschaft 
wird  so  noch  Manches  hinzukommen.  Schlägt  man  diesen  nicht  versteuerten  Betrag 
bei  den  Censiten  von  über  900  M.  Einkommen  auch  nur  auf  10  Vo  {^-  £•  wahr- 
scheinlich zu  niedrig)  an  und  schätzt  man  für  die  nicht  steuerpflichtige  Bevölkerung 
auf  den  Kopf  ein  Durchschnittseinkommen  von  c.  150  M.  —  Sötbeer  berechnet  für 
die  Bevölkerung  mit  unter  525  M.  Einkommen  p.  Censit  199  M.  p.  Kopf,  wonach 
für  diejenige  bis  900  M.  p.  Censit  wohl  mehr  als  150  M.  anzurechnen  wäre  (?)  — » 
so  stiege  das  Einkommen  aller  Steuerpflichtigen  in  Preussen  auf  c.  6270  Mill.  M.^ 
dasjenige  der  nicht  steuerpflichtigen  Bevölkerung  (unter  900  M.  Censiten-Einkommen) 
wäre  rund  c.  3150  Mill.  M.,  das  gesammte  preussische  Volkseinkommen  —  immer  ab- 
gesehen von  den  principiellen  Einwendungen  gegen  jede  derartige  Berechnungs- 
weise des  Volkseinkommens,  wie  sie  oben  §.  175  ff.  gemacht  wurden  —  erhöbe  sich 
auf  9420  Mill.  M.  Das  wäre  p.  Kopf  der  Bevölkerung  316  M.  (Sötbeer  berechnet 
für  1888  nach  der  alten  Einschätzung  und  nach  seinen  Zuschlägen  dazu  329).  Würde 
nun  das  Einkommen  der  steuerpflichtigen  Bevölkerung  gleichmässig  auf  die  ganze 
Bevölkerung  vertheilt,  so  würde  immerhin  dasjenige  des  Kopfs  der  nicht-steuerpflich- 
tigen von  dem  angenommenen  Betrage  von  150  M.  auf  diese  Ziffer  von  316  M.  oder 
um  c.  IQb^lo  steigen  können,  natürlich  je  nachdem  mehr  oder  weniger,  wenn  der  hier 
angenommene  Einkommenbetrag  der  nicht  steuerpflichtigen  Bevölkemng  und  der  Zu- 
schlag zum  Einkommen  der  steuerpflichtigen  Bevölkerung  in  Wirklichkeit  niedriger 
oder  höher  anzusetzen  wäre,  womit  sich  dann  freilich  auch  das  Gesammteinkommen 
des  Volks  und  der  davon  auf  den  Knpf  fallende  Betrag  entsprechend  emiediigte  oder 
erhöhte.  S.  für  Weiteres  die  in  §.  171  angegebene  Litteratur,  besonders  Sötbeer's 
Arbeiten,  die  Daten  bei  Rob.  Meyer  im  Artikel  Einkommen  im  Handwörterbuch 
d.  Staatswiss.,  den  Aufsatz  die  Zunahme  der  grossen  Einkommen  in  Hirth's  An- 
nalen  1893. 

Also  in  der  That:  eine  gleichmässigere  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens würde  den  unteren  Glassen  auch  heute  schon  eine 
umfassendere  Bedürfnissbefriedigung  ermöglichen.  Ob  man  darauf 
binstreben  und  die  dazu  erforderliche  Umänderung  der  Rechts- 
ordnung in  Aussiebt  nehmen  darf  und  soll,  ist  dann  freilich  eine 
ganz  andere  als  diese  bloss  aritbmethische  Frage.  Sie  ist  wiederum 
vom  maassgebenden  Standpunct  des  Gesammtinteresses  und 
des  auf  die  Dauer  von  dessen  Befriedigung  doch  auch  mit  ab- 
hängigen wahren  Interesses  der  unteren  Glassen  zu  betrachten  und 
ZU  entscheiden.    Die  Antwort  darauf  ist  mit  im  Folgenden,  nament- 
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lieh  in  den  AnsfUbrungen  über  die  Zulässigkeit  nnd  Räthliebkeit 
der  Erfüllung  der  oben  aufgestellten' Forderungen  enthalten  (§.  282). 

§.  280.  —  2.  Voraussetzungen  hinsiehtlich  der 
Nothwendigkeit  der  Aufstellung  und  Durchführung 
von  Forderungen,  welche  dem  zweiten  Hauptgrund- 
satz entsprechen  (S.  707  u.  S.  709^.  Hier  kommt  es  auf  die 
Vergleichung  der  gesammten  ökonomischen  und  socialen  Lage 
an,  welche  die  unteren,  arbeitenden  und  die  höheren,  besitzenden 
Olassen  und  beider  einzelne  Abtheilungen  (Berufsgrnppen)  auf  dem 
Boden  der  bestehenden  volkswirtbschaftlichen  Organisation  und 
Rechtsordnung  und  unter  den  hier  obwaltenden  auch  ethischen  Factoren 
(Sittlichkeit,  Sitte)  erreicht  haben.  Entscheidend  ist  hier  vor  Allem 
die  relative  Classenlage  und  deren  Entwicklung  anch  bei  stei- 
gendem Volkseinkommen,  daher  das  Antheilsverhältniss  ins- 
besondere der  unteren,  arbeitenden  und  der  besitzenden  Classeo, 
erst  in  zweiter  Linie  die  absolute  Classenlage.  Eine  bezügliche 
Untersuchung,  um  zu  einer  Beantwortung  der  Frage  der  Noth- 
wendigkeit der  Erflillung  obiger  Forderungen  zu  gelangen,  bedingt 
dann  zweierlei,  einmal  die  Ermittlung  von  Thatsachen  bezüg- 
lich der  maassgebenden  Verhältnisse,  sodann  die  Ziehung  von 
Schlüssen  aus  diesen  Thatsachen  mittelst  Vergleichung  der  letzteren 
und  danach  die  Fällung  von  Urtheilen  (erste  practische  Auf- 
gabe, §.  62,  63). 

a)  Die  Thatsachen  für  die  richtige  Vergleichung  sind  mittelst 
des  inductiven  Beobacbtungsverfahrens,  namentlich'des  statistischen, 
durch  Enqueten  über  die  Lage  der  einzelnen  Volksclassen,  be- 
sonders —  aber  nicht  allein!  —  der  unteren,  durch  persön- 
liche unmittelbare  Nachforschungen  festzustellen. 

Vergl.  oben  in  Buch  S  Kap.  5  von  den  Kennzeichen  des  Yolkswohlstands,  bes. 
§.  186,  S.  438.  Hinzuzufügen  zur  Litteratar  das  Ende  1S92  erscMenene  grosse 
Sammelwerk  des  Vereins  für  Socialpolitik  über  die  Verhältnisse  der  Landarbeiter. 

Die  gesammte  sociale  nnd  ökonomische  Lage,  als  Prodact  der  Gesammt- 
heil  der  technischen ,  ökonomischen ,  rechtlichen ,  ethischen  Factoren  a.  s.  w.  koomt 
in  Betracht:  Arbeitsart,  Maass,  Erwerbssicherheit,  Einkommenhöhe,  Consumtionsrer 
hältnissc  nach  allen  Seiten,  Lebenslage  nnd  Lebensweise  u.  s.  w. 

Allein  solche  Untersuchungen  müssten  sich,  m.  E.  für  alle  be- 
ztiglichen  Fragen  (die  „Arbeiterfrage"  i.  e.  S.),  namentlich  aber 
auch  für  das  uns  hier  beschäftigende  Problem  ebenso  syste- 
matisch und  eingehend  auf  die  übrigen  Volksclassen 
und  Erwerbsgruppen  erstrecken. 

So  z.  B.  anf  die  Bauern  Ferschiedener  Kategorie,  die  Hausindostrielleo,  die 
Handwerker,  die  kleinen  Kanfleate  (Krämer),  anf  das  mittlere  und  höhere  Aibeit»- 
personal  der  materiellen  Berufe,  auf  das  untere  und  mittlere  (Subaltern-)  öffaathek 
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BeamteuthuiiL  Aber  nothwendig  sogar,  and  grade  fUr  die  Entscheidung  der  hier  vor- 
liegenden Frage:  anch  auf  die  höheren  Besitz-  nnd  Erwerbsschichten  der  BeyOl- 
kerang,  das  höhere  Beamtenthnm,  die  höheren  liberalen  Benife,  namentlich  aber  auch 
aof  die  «.Spitzen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft*',  die  grösseren 
Gatsbesitzer  und  Landwirthe  („Rittergutsbesitzer")«  die  grösseren  Fabrikanten,  Kauf- 
leate,  Banquiers,  Börsenleute,  Speculanten  aller  Art,  Rentiers  u.  s.  w.  Denn  auch  bei 
diesen  Classen  und  Personen  lie^  immer  die  Gefahr  yor,  einzelne  Beobachtungen 
zu  sehr  zu  verallgemeinern.  Nur  systematische  und  eingehende  Erfor- 
schung der  Thatsachen  kann  auch  hier  zu  sichereren  Ergebnissen  und  Urtheüen 
fuhren. 

Namentlich  käme  es  anch  hier  darauf  an,  Art  nnd  Maass 
der  ,, Arbeit]^'  oder  dessen,  was  enphemistisch  so  genannt  wird 
(Specnlantenthätigkeit,  Ausnutzung  von  Gonjunctnren,  BOrsentreiben 
u.  s.  w.,  §.  167,  168),  an  sieb  und  im  Verhältniss  zum  Er- 
werb, zum  Einkommen,  zur  Vermögensbiidung,  besonders 
bei  den  grösseren  Privatcapitalisten,  ferner  auch  die  Lebens- 
weise, die  Verbrauchsarten  und  die  Höhe  des  Verbrauchs 
(Luxus  alier  Art!)  durch  ein  umfassendes  systematisches  Verfahren 
zu  ermitteln.  Nur  so  Hesse  sich  das  Material  für  die  weitere  Auf- 
gabe (unter  b)  gewinnen  und  feststellen,  ob  und  wie  weit  einzelne 
wahrgenommene  Erscheinungen  singulär  oder  Regel,  vielleicht  selbst 
typisch  sind. 

b)  Erst  durch  die  Ziehung  von  Schlüssen  aus  der  Ver- 
gleichung  der  so  ermittelten  Thatsachen  und  durch  die  Be- 
grfindung  eines  Urtheils  darauf  gelangt  man  zu  einer  sichereren 
Antwort  auf  die  Frage»  ob  die  Erfüllung  der  erwähnten  Forderungen 
nothwendig  sei.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  ist  die  noth- 
wendige,  wichtige  und  oft  schwierige  Vorarbeit,  aber  immer  doch 
nur  die  Vorarbeit  hierfür.  Diese  Scblussziehung  aus  der  Ver- 
gleicbung,  namentlich  der  relativen  Classenlage,  des  re- 
lativen Wachsthums  der  grossen  nationalen  Einkommen- 
zweige, des  relativen  Classenantheils  am  Volkseinkommen 
ist  das  schliesslich  doch  Wichtigere. 

Beschränkungen  der  Betrachtung  auf  Eine  Classe  und  auf  deren  einzelne,  freilich 
auch  zu  vergleichende  Verhältnisse,  z.  B.  zwischen  Arbeitsart  und  Maass  einer-,  Ent- 
lohnungsmaass  andrerseits  bei  den  unteren  arbeitenden  Glassen,  zwischen  ihrer  Lebens- 
haltung in  verschiedenen  Gegenden,  Orten  und  Zeiten,  in  verschiedenen  Arbeitszweigen 
und  verschiedener  Dienststellung  (z.  B.  noch  heute  bei  Landarbeitern),  Ermittlangen  über 
die  absolute  Gestaltung  von  Arbeitsmaass  und  Art  und  Lebenshaltung  reichen  hier 
doch  noch  nicht  aus.  Erst  durch  Yergleichung  der  analogen  Verhältnisse  bei 
anderen  Classen,  besonders  bei  den  höheren,  besitzenden,  reicheren,  grösseres  Ein- 
kommen, öfters  leichter,  für  eine  geringere  Arbeit,  vielleicht  so  gut  wie  ohne  wirth- 
schaftliche  „Arbeit''  gewinnenden  Classen,  bei  den  Arbeitgebern,  namentlich  den 
grossen  (Grosslandwirthe,  Grossindustriellc ,  Gross-Bergwerkbesitzem  u.  s.  w.)  ergeben 
sich  die  erforderlichen  Schlüsse  zur  Begründung  eines  Urtheiles  darüber,  ob  die  und 
die  Behauptungen  hinsichtlich  der  bestehenden  Verhältnisse  des  Erwerbs,  des  Ver- 
brauchs allgemeiner  begründet,  ob  die  und  die  Forderungen  hinsichtlich  Aenderung 
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dieser  Verhältnisse  und  efentaell  der  ihnen  zn  Grunde  liegenden  ^olkswirthschaftlicheD 
Organisation  und  Rechtsordnung  berechtigt,  ihre  Erfüllung  selbst  nothwendig  sei. 

Es  wird  auch  hier  nie  ganz  ohne  subjeetive  Willkühr  im 
Urtheil  abgehen.  Aber  damit  widerlegt  man  doch  nicht  das  Ge- 
sagte. Gerade  auf  diesem  Wege  und  allein  anf  ihm  gewinnt  man 
ein  Urtheil  über  Missverbältnisse  in  der  Arbeitslast ,  im 
Process  der  Vertheilung,  der  privaten  Einkommens-  und  Vermögens- 
bildung  und  einigermaassen  auch  über  das  Maass  dieser  Miss- 
Verhältnisse. 

Z.  B.  zwischen  der  Arbeitslast  und  dem  Entlohnungsmaass  der  unteren,  der  ver- 
schiedenen Kategoneen  der  mittleren  und  schliesslich  der  höchsten  ökonomischeB 
Classen,  über  die  Dnterconsumtion  der  einen,  die  Ueberconsumtion  der  anderen,  nach 
Quantum,  namentlich  nach  Art  und  Quale  bemessen,  über  das  Unbillige,  das  öo- 
verdiente  der  Lage  dort  und  hier.  Daraus  entwickeln  sich  dann  wieder  Keime  n 
neuen  gesellschaftlichen  Glaubenssätzen  hinsichtlich  des  richtigen  Sein-soUens  in 
Bezug  auf  Arbeitsart,  Maass,  Last,  Genussart,  Maass,  Lust,  m.  e.  W.  in  Bezug  auf 
Richtung  und  Gestaltung  der  Vertheilung,  wodurch  dann  bezüglichen  AenderungeB 
der  Rechtsordnung  vorgearbeitet,  der  Boden  dafür  vorbereitet  wird. 

Alle  diejenigen,  welche,  sei  es  an  der  Erhaltung,  sei  es  an  der  Aenderung  der 
bestehenden  Vertheilung  zunächst  und  zumeist  interessirt  sind,  sollten  objecti?  genug 
sein,  um  die  Noth wendigkeit  solcher  alle  Classen  umfassenden  Untersuchungen  ein- 
zusehen. Die  letzteren  würden  sich  dann  allerdings  bei  den  besitzenden  Classen 
mit  auf  die  VermOgensverhältnisse  erstrecken  müssen,  daher  namentlich  anf  die 
Art,  die  Höhe,  die  Zeitdauer  für  die  Bildung,  die  Anlage  (Grundbesitz!)  des 
Vermögens.  Besonders  bei  dem  eigentlich  modernen  Privatreichtham,  der 
Fabrikanten,  Kaufleute,  Banquiers,  Speculanten,  Börsenleute  u.  s.  w.  würde  erst  eine 
umfassende  systematische  Untersuchung  dieser  Vermögensbildung  und  der  Lebensweise 
dieser  Classen  ein  begründetes  Urtheil  über  die  Art,  das  Maass  des  Erwerbs,  über 
das  Verhältniss  desselben  zum  Erwerb  der  arbeitenden  Classen  und  andrer  Erwerbs- 
stände (Landwirthe,  liberale  Berufe,  Beamte),  über  den  directen  oder  in  Form  ron 
Forderungsrechten  (Verschuldung)  sich  vollziehenden  Uebergang  von  städtischem  und 
ländlichem  Grundeigenthum  an  diese  neue  kapitalistische  Aristokratie,  über  den  Piint- 
luzus  derselben  gestatten.  Auch  die  viel  umstrittene  Erwerbsweise  des  Judenthnms  Hesse 
sich  erst  so  richtiger,  objectiver  feststellen.  Vorurtheile  und  falsche  Verallgemeinerungea 
wären  nur  so  zu  berichtigen,  Behauptungen  und  Annahmen  nur  so  zu  bestätigen. 

Die  sorgfältigsten  Enqueten  über  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  oder  einzelner 
Gruppen  derselben  (Land-,  Bergbau-,  industrielle,  Fabrikarbeiter)  allein  reichen  für 
die  hier  vorliegende  und  für  alle  sonstigen  Fragen,  welche  sich  auf  die  Verbesserong 
der  Lage  der  Arbeiter  beziehen,  nicht  aus.  Der  Nachweis  z.  B.,  dass  die  Löhne, 
absolut  betrachtet,  „auskömmlich"'  seien,  d.  h.  dass  damit  ein  gewisser  Bedürfniss- 
stand, den  man  eben  mit  mehr  oder  weniger  Recht  als  ,,hinreichend'*  ansieht,  gedeckt 
werden  könne,  dass  sie  sich  gegen  früher  dem  Geldbetrage  nach  und  selbst  nach 
ihrem  effectiven  Betrage  (unter  Verglcichung  der  Preise  der  Arbeiterconsamptibüien^ 
gehoben  hätten,  dass  die  arbeitende  Classe  bedeutende  Summen  erspart  habe  (Spar- 
cassenstatistik)  beweist  unmittelbar  für  sich  allein  noch  nicht  viel  für  das 
Berechtigte  oder  Unberechtigte  weiterer  Forderungen  der  arbeitenden  Classen.  Wenn 
daneben  die  Arbeitgeberclassen  oder  wenigstens  zahlreiche  Gruppen  und  einzelne 
Personen  darin  (Grossfabrikanten)  ihre  Lebenslage,  ihren  Verbrauch,  besonders  quali- 
tativ (Luxus),  ihre  Vermögensbildung  in  ganz  anderer  Weise  verbessert,  gesteigert 
haben,  so  ist  eben  unbestreitbar,  dass  sie  oder  wenigstens  Theile  von  ihnen  relativ 
viel  stärker  als  die  arbeitenden  Classen  wirthschaftlich  sich  gehoben  haben,  dass  die 
Differenz  der  Classenlagen  eine  viel  grössere  geworden,  m.  a.  W.,  dass  diese 
Classen  der  Besitzenden,  welche  die  Production  leiten,  die  Conjuncturen  ausbeuten, 
die  Speculationsgewiune  einheimsen  u.  s.  w.,  vom  Volkseinkommen  und  Volksvermögen 
eine  steigende  Quote,  vom  steigenden  Ertrag  der  nationalen  Arbeit  bei  wachsender 
Productivität  der  letzteren  einen  immer  grösser  werdenden  Antheil  erlanges. 
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die  M  Vertheilung''  des  Productionsertrags  daher  für  sie  immer  gtlnstiger,  für  die 
DDteren  Glassen  wenigstens  relativ  ungünstiger  werde.  Und  das  eben  ist  das 
Entscheidende,  was  auch  auf  eine  Aendcrung  der  Yertbeilung  und  zu  diesem  Behuf 
auf  eine  Aenderung  der  Organisation  und  der  Rechtsordnung  der  Yolkswirthschaft 
hindrängt,  wenn  nicht  die  eben  angezweifelte  Nothwendigkeit  und  Yerdientheit 
dieses  Maasses  der  günstigeren  Einkommengestaltung  der  höheren  Glassen  bewiesen 
ist  Allein,  solange  umfassende  systematische,  sorgfältige,  ins  Einzelne  gehende 
und  namentlich  alle  Erwerbsciassen  und  fierufsst&nde  einbeziehende  Untersuchungen 
über  die  genannten  ökonomischen  Puncto  fehlen,  hat  man  keinen  festen  Boden  unter  sich. 

Eine  Statistik  über  den  Besitzwechsel  des  l&ndlichen  und  städtischen  Grund- 
eigenthums  nach  Stand  und  Beruf,  Stellung  (auch  Religion  und  Confession,  Juden- 
thumi),  nach  früherem  und  jetzigem  Besitzer,  eine  ähnliche  Statistik  der  Hypo- 
thekenverschuldung nach  Schuldner  und  Gläubiger,  desgleichen  über  die 
gewerblichen  Unternehmungen,  zur  Ergänzung  Enqueten  und  Steuerdeclarationen 
(Vermögenssteuer)  zur  ungefähren  Ermittlung  des  Besitzes  an  Inhaber-  und  sonstigen 
Werthpapieren  unter  den  einzelnen  Glassen.  Alles  womöglich  zurück  für  ein  bis  zwei 
Menschenalter  (was  bei  Grundbesitz  am  Ersten  ausführbar)  —  das  wären  die  For- 
derungen ,  welche  hier  in  Betreff  der  Ermittlung  der  privaten  Yermögensverhältnisse 
zu  stellen  wären. 

Namentlich  Rodbertus  hat  das  lange  eingesehen  und  daher  auch  bezügliche 
Forderungen  vertreten,  freilich,  ohne  sich  der  technischen  Schwierigkeiten  solcher 
statistischer  u.  s.  w.  Aufnahmen ,  hier  wie  in  anderen  Fällen ,  genügend  bewusst  ge- 
worden zu  sein;  der  politischen,  des  offenen  und  geheimen,  mindestens  des 
instinctiven  Widerstands  der  besitzenden  Glassen,  zumal  der  Interessenten  der  modernen 
wirthschaftlichen  Entwicklung  nicht  zu  gedenken.  Yergl.  Rud.  Meyer,  Emancipa- 
tionskampf  (1.  A.)  II,  779.  Rodbertus  hat  auch  einen  Entwurf  für  die  Anstellung 
der  ihm  vorächwebenden  Enqueten  ausgearbeitet  Yergl.  Band  II,  „Aus  dem  litter. 
Nachlass  von  Rodbertus'',  her.geg.  von  A.  Wagner  u.  Th.  Kozak,  Berl.  1885  S.  22  ff. 
In  diesem  Werke  auch  ein  Yersuch,  an  freilich  völlig  unzulänglichem  englischen 
statistischen  Material  die  Entwicklung  der  Einkommen bildung  zu  zeigen,  S.  46, 76, 88, 
dazu  meine  kritischen  Bedenken  eb.  im  Yorwort  S.  YIII  fl'.  Das  Problem  ist  aber 
gleichwohl  von  Rodbertus  immer  scharf  und  richtig,  wenn  auch  zu  eng  und  zu  ein- 
seitig erfasst:  ihn  beschäftigte  stets  die  „sociale  Frage'*  als  .,Frage  vom  An- 
theilsverhältniss  der  arbeitenden  Glassen  am  gesammten  nationalen  Productions- 
ertrage.  Er  wollte  sich  in  allen  seinen  Ideen  und  Yorschlägen  darauf  beschränken, 
dies  Antheilsverhältniss,  das  er  bei  steigender  Productivität  der  nationalen 
Arbeit  im  „freien  Yerkehr"  für  relativ  zurückgehend  annahm,  mindestens 
entsprechend  dieser  Steigerung  der  Productivität  selbst  mit  steigen  zu  lassen'*  — 
(aus  meinem  Vorwort  eb.  XXIV).  Vgl.  dazu  u.  A.  auch  die  Fragmente  aus  unvollen- 
deten Arbeiten  von  Rodbertus  in  dem  gen.  Buche  S.  24S  ff. 

Auch  die  bisher  vorliegenden  statistischen  Daten  aus  der  Einkommen- 
besteuerung (hie  und  da  auch  aus  der  Vermögensbesteuerung ,  Schweiz)  einiger 
Länder  geben  noch  keine  genügenden  Anhaltspuncte  zur  Erledigung  der  hier  er- 
örterten Frage  von  den  Olassenantheilcn  und  von  deren  Entwicklung.  Einmal  sind 
die  Veranlagungen  zu  unsicher  (Preussen  bis  1891),  auch  reichen  sie  meist  nicht 
weit  genug  zurück  und  haben  im  Recht  oder  wenigstens  in  der  Praxis  Veränderungen 
erfahren,  welche  die  Vergleichbarkeit  älterer  und  neuerer  Daten  stören.  Sodann  er- 
strecken sie  sich  nicht  immer  auf  die  ganze  Bevölkerung  (die  niedersten  Einkommen 
sind  öfters  frei,  also  besonders  das  Arbeits-  oder  Lohneinkommen),  oder  sie  treffen 
notorisch  die  einzelnen  Einkommenkategorieen  (grosse,  kleine,  Kapital-,  Grund-,  Ge- 
werbe-, Arbeitseinkommen)  ungleich.  Und  endlich  unterscheiden  sie  nicht  genügend 
nach  den  hier  für  unsere  Frage  wichtigen  Gesichtspuncten. 

§.  281.  Fortsetzung.  Id  Ermangelung  solcher  umfassender 
systematischer  Untersuchungen  über  die  relative  Classenlage 
und  über  die  Entwicklung  des  relativen  Glassenantheils  der 
verschiedenen  Glassen  am  nationalen  Arbeitsertrage,  am  Volksein- 
kommen, auch  bei  dessen  die  steigende  Productivität  der  Arbeit 
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begleitendem  absoluten  Wachsthnm,  ist  man  fttr  die  Beantwortung 
der  Frage  von  der  Nothwendigkeit  der  Erfüllung  der  oben 
aufgestellten  Forderungen  auf  Schlüsse  ans  den  deductiv  abge- 
leiteten,  induetiv  bestätigten  Tendenzen  der  Entwicklung  der 
Einkommen-  (und  Vermögens-)  Vertbeilung  im  „freien  Verkehr", 
femer  auf  die  Ergebnisse  der  systematischen  Untersuchungen  der 
Lage  der  Arbeiter  und  auf  alles  das  angewiesen,  was  der  Augen- 
schein „notorisch''  ergiebt.  Letzteren  Falles  operirt  man  hier 
freilich  mit  der  unvollkommenen  Methode  der  „täglichen  Beob- 
achtung'', deren  Mängel  oben  (§.  78)  dargelegt  wurden. 

Soweit  solche  Hilfsmittel  zu  einem  Urtheil  ausreichen ,  was, 
wie  gesagt,  nur  bedingt  und  in  beschränktem  Maasse  der  Fall  ist, 
möchte  doch  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Lage  der  unteren 
arbeitenden  Classen,  absolut  betrachtet,  nach  Einkommensichernng, 
Einkommenhöhe,  Lebenshaltung  im  Ganzen  genommen,  auch  wo 
absolute  Verbesserungen  erfolgt  sind  —  was  vielfach  der  Fall  — 
auch  heute  noch  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lässt,  d.h.  mehr,  als  nach 
der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  und  der  absoluten  Höhe 
und  Zunahme  des  Volkseinkommens  nothwendig  erscheint«  Nicht 
minder  möchte  einzuräumen  sein,  dass  diese  Lage  trotz  steigenden 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  relativ  nicht  entsprechend 
sich  gehoben  hat,  namentlich  verglichen  mit  derjenigen  der  grösseren 
Unternehmer,  Arbeitgeber,  der  „oberen  Zehntausend"  der  modernen 
bürgerlichen  Gesellschaft.  Insbesondere  wenn  bei  diesen  letzteren 
Personenkreisen  die  Art  des  Erwerbs,  die  Grösse  des  Einkommens, 
die  Höhe  und  Schnelligkeit  der  Vermögensbildung,  die  Art 
und  Höhe  des  Verbrauchs  (die  Arten  des  Luxus),  das  ^^ArbeitB- 
maass"  und  das  „Genussmaass"  oder  doch  das  Maass  der  mate- 
riellen Genussmögliehkeit  unter  einander  und  mit  den  analogen 
Verhältnissen  der  unteren  arbeitenden  und  mehr  und  mehr  auch 
der  unteren  und  selbst  mittleren  Mittelclassen  (Klein-  und  Mittel- 
bauern, Handwerker,  Kleinindustrielle,  Eleinkaufleute  oder  Krämer, 
mittlere  Beamten,  gewisse  Schichten  in  den  liberalen  Berufen) 
verglichen  werden,  —  wenn  man  das  Alles  berücksichtigt,  wird 
man,  zumal  bei  der  Höhe  und  dem  Wachsthum  des  heutigen 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  kaum  zu  einem  anderen  Schlnss 
gelangen  können,  als  dem,  dass  die  „Vertheilungsfrage*',  ge- 
rade als  Frage  der  Classen  an  th  eile  betrachtet,  n  i  c  h  t  befriedigend 
gelöst  ist:  d.  h.  nicht  so,  wie  es  der  erreichten  Productivität 
der   nationalen   Arbeit,    den   verbreiteten    und    sich   verbreitenden 
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„ Glaubenssätzen'^  hinsichtlich  des  richtigen  Sein-soUens  bezüglich 
der  Lebensweise  und  wie  es  dem  wahren  Gesammtinteresse  der  Volks- 
gemeinschaft als  einer  sittlichen  und  Gulturgemeinschaft  entspricht. 

Die  Niedrigkeit  des  Einkommens  der  Masse  der  Bevölkerung  wird  dnrch 
unmittelbare  Beobachtung  und  ziffermässig  hinlänglich  genau  auch  durch  die  Steuer- 
statistik bewiesen.  In  Preussen  z.  B.  70.1  7o  ^^'  Bevölkerung  steuerfrei,  weil  darunter 
kein  Gensit  (Familienhaupt,  Einzclsteuernder)  über  900  M.  Einkommen!  (s.  o.  S.  714). 
Auch  wenn  man  hierbei  berücksichtigt,  dass  unter  diesen  Leuten  und  ebenso  unter 
den  Censitcn  der  unteren  Steuerstufen,  zumal  auf  dem  Lande,  manche  Unterschätzung 
des  Einkommens  stattfindet,  besonders  bei  der  Veranschlagung  der  Naturaleinnahmen 
und  bei  deren  Umrechnung  in  Geld,  so  ändert  sich  dadurch  an  der  Thatsache  selbst 
nicht  viel.  Die  Statistik  der  Haushaltbudgets  von  Arbeitern  und  anderen  „kleinen 
Leuten^'  zeigt,  wie  trotz  der  oft  quantitativ  kaum  genügenden,  qualitativ  sehr  niedrigen 
Befriedigung  der  nothwendigen  materiellen  Bedürfnisse  kaum  etwas  als  wirklich 
„freies''  Einkommen  (§.  174)  übrig  bleibt,  d.  h.  als  ein  solches,  welches  für  die 
Befriedigung  der  hier  in  Frage  stehenden  feineren  materiellen  und  Culturbedürfnisse 
verwendbar  wäre.  Einzeluntersuchungen  über  die  Ernährungsweise,  die  Kleidung, 
die  geringfügigen  Qnasi-Luxusbedürfnisse  bestätigen  das.  Namentlich  aber  die  Woh- 
uungs Verhältnisse  sind  notorisch  und  nach  allen  genauen  statistischen  Aufnahmen 
meist  ausserordentlich  ungenügend,  oft,  wie  in  Grossstädten,  wahrhaft  scandalös,  auch 
in  sittlicher  Hinsicht.  Und  dies  Alles  neben  vielfacher  Unsicherheit  und  Schwankend- 
heit der  Beschäftigung,  des  Erwerbs,  des  Einkommens,  und  neben  einem  hohen  Ar^ 
beitsmaass  (langer  Arbeitstag,  Sonntagsarbeit,  wenig  freie  Zeit,  oft  starke  Arbeitslast 
bei  der  Arbeit). 

Freilich  bestehen  unter  den  Arbeitern,  zumal  den  städtischen  und  industriellen, 
viele  Abstufungen  von  Arbeitsart,  Maass,  Lohn,  danach  von  Lebensweise  (qualifi- 
cirte,  gemeine  Arbeit,  mit  zahlreichen  Stufen  zwischen  höchster  und  niederster).  Wo 
erfolgreiche,  dem  Princip  der  persönlichen  Freiheit  und  der  wirthschaftlichen ,  der 
Yertragsfreiheit  entsprechende  Organisation  der  Arbeiter  (Coalitionsrecht, 
Gewerkvereine)  stattgefunden  hat,  findet  sich  wohl  einige  Besserung  in  allen  Ver- 
hältnissen, wenngleich  nicht  in  dem  von  einseitigen  theoretischen  und  practischeu 
Parteigängern  des  Gewerkvereinswesens  (in  Deutschland  z.  B.  von  L.  Brentano  und 
seinen  Gesinnungsgenossen  bezüglich  Englands)  behaupteten  Maasse,  nicht  mit  der 
behaupteten  Bürgschaft  der  Dauer  und  der  durchgreifenden  Wirkung  (so  gegenüber 
rückgehenden  Conjuncturen,  Krisen,  technischen  Fortschritten,  im  Maschinenwesen 
u.  s.  w.,  wodurch  vorübergehend  oder  länger  und  selbst  bleibend  menschliche  Arbeits- 
kräfte entbehrlich  werden),  und  bestenfalls  wesentlich  nur  mit  der  Folge,  dass  sich 
aus  der  Masse  der  unteren  arbeitenden  Classen  ein  kleiner  Thoil  als  „vierter  Stand'' 
etwas  emporhebt,  hinter  welchem  die  übrigen  Schichten  um  so  mehr  zurück  stehen 
(Fr.  Engels).  Aber  soweit  man  selbst  die  günstige  Wirkung  der  Gewerkvereinsorgani- 
sation  zugeben  mag:  die  Erlangung  des  Rechts  zu  dieser  Organisation  bildet  eventuell 
eben  vielfach  erst  eine  Errungenschaft  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  welche  noch  nicht 
überall  erreicht  ist  und  in  einer  Hinsicht  zu  jenen  Veränderungen  der  geschichtlich 
überkommenen  Rechtsordnung  gehört,  die  hier  in  Frage  stehen. 

Diesen  im  Wesentlichen  doch  notorischen,  durch  die  neueren  Untersuchungen 
über  Arbeiterzustände  aber  auch  genauer  ermittelten  und  bestätigten  Verhältnissen 
gegenüber  nun  die  ökonomische  und  dadurch  bedingt  die  sociale  Lage  wenigstens  der 
höheren  Kreise  der  modernen  Erwerbsgesellschaft!  Die  Höhe  von  Einkommen  und 
Vermögen,  die  Art  des  Erwerbs,  die  raffinirte  Genusssucht,  die  Bildung  wahrer 
Kiesen  vermögen  selbst  in  einer  Generation  (Nordamerica),  oder  doch  in  1 — 2  Men- 
schenaltern I  Bei  „Semiten''  und  „Ariern"  (Yankees),  aber  freilich  bei  den  Juden 
in  besonderem  Maasse. 

Gewiss  öfters  bei  persönlich  verdienten  Technikern,  Fabrikanten,  Kauf- 
leuten, aber  doch  auch  hier  häufig,  bei  aller  Hochschätzung  der  persönlichen  Leistung 
muss  es  betont  werden,  unter  dem  Einfiuss  von  glücklicher  Speculation,  Ausbeutung 
der  Conjuncturen.  mit  Hilfe  von  Schutzzöllen  u.  dgl.  m.  und  in  einem  Miss  ver- 
bal tniss  zur  Lage  der  Arbeiter,  welche,  wenn  auch  nur  als  untergeordnete  Glieder 
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doch  an  dem  hohen  Gewinn,  dem  grossen  Vermögen  des  Arbeitgebers  mitgewirkt 
haben,  selber  aber  bei  der  „Tcrtragsmässigen"  Regelung  der  Vertheilung  —  im  Wesent- 
lichen auf  die  zeit-  und  ortsüblichen  Löhne  angewiesen  blieben. 

Und  neben  solchen  persönlich  7erdienten  Leitern  der  Betriebe  doch  nun 
auch  die  Schaar  der  blossen  Speculanten,  Geldgeschäfte  vermittelnder  Banqoiers. 
Börsenleute,  bei  welchen  von  solchem  ,)persönlichen  Verdienst"  wenig  oder  gar  nicht 
gesprochen  werden  kann  und  von  weichen  doch  oft  die  grössten  Vermögen  gebildet 
worden  sind!  (Jüdische  und  sonstige  Parasiten.)  Dass  diese  Kreise  auch  wieder  nicht 
selten  Verluste  erleiden,  einzelne  „Weltfirmen"  zu  Grunde  gehen,  beweist  um  so 
weniger,  weil  diese  Verluste  häufig  genug  nur  wieder  auf  Vermögensübertragun^cn 
an  andere  glücklichere  Speculanten  hinauslaufen  und  so  zur  noch  grösseren  Ver- 
mögensconcentration  hinführen:  wie  die  Bläschen  und  Blasen  auf  der  Oberfläche  von 
Flüssigkeiten,  welche  sich  auflösen,  indem  sie  sich  mit  den  grösseren  yerbinden. 

Diese  Vertreter  des  modernen  beweglichen  Kapitals  und  der  moderneo 
Lebensweise  sind  es  dann  aber  auch,  welche,  ohne  grosse  und  gute  historische 
Familientraditionen,  wie  eine  alte  Grundaristokratie  sie  hat,  ohne  ein  sociales  Pflicht- 
gefühl gegenüber  Staat  und  Gesellschaft,  dem  persönlichen  Genuss,  dem  ostentativen, 
dadurch  aufreizenden  Prunk  nur  um  so  mehr  huldigen.  Von  ihnen  geht  vomemlick 
der  üble  Einfluss  auf  andere  Gesellschaftskreise  bezüglich  der  Erwerbsweise,  Erwerbs- 
sucht, Spielsucht,  Genusssucht,  ganzen  Lebensweise  und  Anschauung  aus,  wodurch 
die  geistig-sittliche  Atmosphäre  gebildet  wird,  welche  für  das  wirthschaftliche  Leben, 
für  die  Motivation  im  wirthschafdichen  Handeln  so  entscheidend  ist  (s.  Buch  1,  Kap.  1 
Abschn.  2  u.  3).  Darin  mehr  noch  als  in  der  durch  den  erfolgreichen  Erwerb 
dieser  Kreise  bewirkten  ungleichmässigen  Einkommens-  und  Vermögensvertheilong. 
liegt  es  begründet,  dass  das  Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft  dardi 
die  Erwer^verhältnisse  der  oberen  Kreise  unserer  Volkswirthschaften  ernstlich  ge- 
fährdet erscheint 

Selbst  Volkswirthschaften,  wie  die  proussisch-deutsche,  wo  alle  solche 
Entwicklungen  doch  erst  jüngeren  Datums  und  immer  noch  meist  geringerer  Inten- 
sivität  sind  und  in  einer  althistorischen,  aristokratisch-bäuerlichen  Agrarverfassong, 
wenigstens  in  grossen  Landestheilen,  noch  ein  gewisses  Gegengewicht  finden,  zeigen 
bereits  deutlich  Symptome  der  hier  angedeuteten  Art.  Das  ergiebt  sich  unmittelbir 
aus  den  Beobachtungen  des  Lebens  schon  mit  hinlänglicher  Sicherheit,  wenn  auch 
mehr  in  allgemeinen  Eindrücken  als  in  ziffermässigen  Belegen,  z.  B.  wenn  man  die 
Entwicklung  einer  Stadt  wie  Berlin  seit  einem  Menschenalter  verfolgt,  namentlich  in 
den  Kreisen  der  Geldwelt,  in  Bezug  auf  deren  Lebensweise.  Es  lässt  sich  aber  auch 
oinigermaassen  mittelst  der  Daten  der  Einkommensteuerstatistik  zur  Ziffer  bringen. 
So  z.  B.  wenn  man  die  oben  (S.  714)  angeführten  neuesten  Daten  aus  Preussen  nach 
Stadt  und  Land  unterscheidet.  Wenn  dabei  auch  mancherlei  Weiteres  einwirkt 
althistorische  Vermögensvertheilung,  durchgreifende,  nicht  erst  moderne  Erwerbs- 
verschiedenhoit  auch  nach  Einkommenhöhe  in  städtischen  und  ländlichen  Berufen, 
verschiedene  Vertheilung  von  liberalen  Berufen,  Beamtenthum  auf  Stadt  und  Land, 
so  zeigt  sich  doch,  zumal  in  dem  Vorwalten  der  grossen  und  grösseren  Einkommen 
in  den  Städten  (und  wie  erst  in  einzelnen  davon!)  der  Einfluss  der  modernen  wiith- 
schaftlichen  Entwicklung  wohl  unverkennbar.  So  war  nach  dem  gen.  amtlichen  Werk 
(S.  308,  311)  die  Vertheilung  der  Einkommengruppen  folgende  (wieder  nur  für  die 
physischen  Personen): 
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Man  sieht,  wie  die  Zahl  der  Censiten  höheren  nnd  höchsten  Einkommens  in 
den  Städten  viel  mehr  diejenige  auf  dem  Lande  überwiegt,  als  in  der  ersten  Gmppe« 
wo  das  Verhältniss  noch  1.24  :  1,  auch  noch  in  der  zweiten  Gruppe,  wo  es  freilich 
schon  2.53  :  1  ist.  In  den  höheren  ist  es  aber  durchweg  4 — 5  :  1,  in  der  höchsten 
4.16  :  1,  wo  doch  grade  die  grossen  alten  grundaristokratischen  Einkommen  auf  dem 
Lande  ins  Gewicht  fallen.  Und  dabei  wird  man  immer  annehmen  dürfen,  dass  in 
den  Städten  und  Fielleicht  wieder  besonders  bei  den  grossen  Einkommen  die  Ein- 
künfte aus  Zinsen,  Gewerbe-  nnd  Handelsbetrieben,  Speculationen  auch  jetzt  noch 
weniger  vollständig  ermittelt,  bezw.  declarirt  sind,  die  Differenzen  also  in  Wirklichkeit 
leicht  noch  grösser  sein  dürften. 

Schlägt  man  das  Einkommen  auf  den  Kopf  der  steuerfreien  Bevölkerung  wie 
oben  (S.  715)  auf  150  oder  mit  Anderen  selbst  auf  200  M.  im  Durchschnitt  an,  das 
Gesammteiukommen  dieser  Bevölkerung  von  beinahe  21  Hill.  (20,945.227)  demnach 
auf  rund  3150  oder  selbst  auf  4200  Mill.  M.  vom  ganzen  preussischen  Volkseinkommen 
(mit  dem  10  *^/„  Zuschlag  für  das  versteuerte  Einkommen,  wie  oben  S.  715  an- 
genommen) von  9420,  bezw.  (nach  dem  höheren  Anschlag  für  die  steuerfreie  Be- 
völkerung) von  10,470  Mill.  M.,  so  würde  dieser  letztere  Haupttheil  von  70.1  7o  ^^^ 
Bevölkerung  davon  nur  ein  Drittel  (33,4  7o)t  bezw.  bei  dem  höheren  Anschlag 
nur  zwei  Fünftel  (40.1  7o)  beziehen.  Die  10,698  Censiten,  entsprechend  etwa 
40 — 45,000  Köpfen  der  Bevölkerung,  der  zwei  obersten  Einkommengruppen  (über 
30,500  M.  p.  (Jensit)  im  ganzen  Staate  beziehen  dagegen  912  Mill.  M.  (829  Mill.  M. 
versteuertes  Einkommen  mit  10  7o  Zuschlag)  vom  Volkseinkommen,  d.  h.  p.  C^nsit 
85,200  M.  p.  Kopf  bezw.  c.  20,300—22,800  M.  und  während  sie  nur  c.  0.134  bis 
0.150  ®/o  der  Bevölkerung  ausmachen,  haben  sie  immerhin  bezw.  8.7 — 9.7%,  fast 
ein  Zehntel  bis  ein  Neuntel  des  gesammten  Volkseinkommens. 

Das  sind  zwar  noch  immer  nicht  so  extreme  Gestaltungen  wie  z.  B.  in  Gross- 
britannien, soweit  nach  den  dortigen  Einkommensteuerdaten  überhaupt  eine  ähnliche 
Vergleichung,  namentlich  nach  der  classenweisen  Gruppirung  der  Gesammteiukommen 
der  einzelnen  Censiten,  gemacht  werden  kann.  Denn  die  Einrichtung  der  britischen 
Einkommensteuer  gestattet  das  nicht  genau,  so  dass  Schätzungen  und  Annäherungs- 
berechnungen hinzutreten  müssen.  Hier  wurde  indessen  schon  vor  einiger  Zeit  ver- 
anschlagt, dass  c.  8500  Censiten  je  über  100,000  M.  Einkommen  oder  c.  30,000  Kopf 
(mit  Familienangehörigen  gerechnet),  d.  h.  c.  0.1  7o  ^^^  Bevölkerung  c.  16.4  •/p, 
über  ein  Siebentel  des  Nationaleinkommens  bezögen  (Baxter,  Sötbeer),  was  frei- 
lich eine  viel  extremere  Entwicklung  wäre  (S.  noch  Näheres  unten  in  §.  322).  Aller- 
dings in  dem  Lande  der  reichsten  alten  Grundaristokratie  und  bei  einer  Agrarver- 
fassuug,  welche  das  Zusammenhalten  des  Bodens  begünstigt,  aber  anderseits  in  dem 
Lande  der  höchsten  modernen  industriell-mercantileu  Entwicklung  und  einer  relativ 
günstigen  Lage  grosser  Theile  der  Arbeiterbevölkerung,  hinsichtlich  deren  man  öfters 
sogar  angenommen  hat,  sie  hätte  sich  in  ihrer  ökonomischen  Lage  absolut  und  relativ, 
selbst  den  anderen  Classen  gegenüber,  besonders  verbessert  (Giffen).  Man  sieht 
aber  immerhin,  wohin  die  Entwicklung  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  bereits 
gelangt  ist   und   in   welcher  Richtung  sie  geht. 

Dem  Allen  gegenüber  wird  doch  die  Gefahr  der  Pluto- 
kratie  auf  der  einen^  der  knappen  Lebenshaltung,  um  nicht 
zu  sagen  der  Verkümmerung,  der  Verproletarisirung  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  auf  der  anderen  Seite  nicht  als 
Phantom  bezeichnet  werden  können.  Alles  in  Allem  scheint  uns 
das  Augeführte  dazu  auszureichen,  die  Frage  der  Noth wendig- 
keit einer  Aenderung  der  Vertheilung  in  der  angedeuteten  Richtung 
bejahen  zu  dürfen.  Freilich  nur  —  an  und  für  sich,  nach 
der  Vergleichung  der  absoluten  und  relativen  ökonomischen  Lage 
der  unteren  und  höchsten  Classen,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwaigen 
Gegenbedenken.    Ob  deswegen  auf  eine  solche  Aenderung  wirklich 
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hingearbeitet  werden  soll,  ergiebt  sich  mit  aas  den  folgenden  Er- 
örterangen. 

§.  282.  —  3.  Die  Voraussetzungen  fttr  die  Zulässig- 
keit  und  Räthlichkeit  der  Erfüllung  der  Forderungen, 
welche  dem  zweiten  Hanptgrundsatz  entsprechen  (S.  709). 
Hier  liegt  doch  der  Kern  des  Problems,  namentlich  weil  es  sich 
hier  um  das  eigentlich  Entscheidende  handelt:  einmal  um  die  Ab- 
wägung der  Interessen  der  verschiedenen  ökonomischen  Classen 
vom  Standpuncte  des  dauernden  Gesammtinteresses  der  Volks- 
gemeinschaft aus,  und  sodann  um  die  Beantwortung  der  Fragen,  ob 
und  in  wie  weit  eine  ungleiche,  selbst  eine  erheblich  ungleiche 
Vertheilang  des  Volkseinkommens  als  erfahrungsmässige  und  psycho- 
logisch wahrscheinliche  Voraussetzung  einer  genügenden 
ökonomisch  -  technischen  Gestaltung  der  Production,  eines 
befriedigenden  Fortschritts  darin  und  als  unbedingte  Voraus- 
setzung oder  wenigstens  stärk  mitwirkende  Bedingung  der  ge- 
sammten  Culturentwicklung  der  Volksgemeinschaft  ange- 
sehen werden  muss. 

Ausser  diesen  Rücksichten  sind  auch  hier  wieder  jene  anderen, 
im  Vorausgehenden  bereits  berührten  und  erledigten  Punete  bei 
der  Entscheidung  mit  zu  beachten,  worauf  hier  daher  jetzt  nicht 
von  Neuem  genauer  eingegangen  zu  werden  braucht.  Es  genügt 
sie  zu  erwähnen: 

Einmal  die  thatsächliche  Lage,  welche  die  unteren  Classen 
im  Concnrrenzkampf  um  die  vcrtragsmässige  Regelung  der  Ver- 
theilung  bisher  erreichen  konnten,  nach  Arbeitsart,  Maass,  Last, 
Sicherheit  des  Erwerbs,  Einkommenhöhe  und  Genussmaass. 

Die  Beobachtungen  hinsichtlich  dieser  Lage  lassen  ein  regulirendes  Eingreifea 
in  die  Yertheilung,  auch  bezügliche  Aendernngen  der  Rechtsordnung,  miodestens  in 
der  Richtung,  dass  die  unteren  Classen  durch  Organisationen,  Interessenrerbinde 
sich  selbst  für  den  erfolgreichen  Concurrenzkampf  geeigneter  machen,  nach  dem 
Obigen  schon  nothwendig,  daher  auch  hier  zulässig  erscheinen,  soweit  sich  nicht  ans 
den  unten  folgenden  AusJfUhrungen  Beschränkungen  ergeben. 

Sodann  die  Ansprüche  in  Betreff  der  ganzen  Lebens- 
haltung, welche  diese  Classen  nach  den  Anschauungen  des  Zeit- 
alters und  nach  dem  Vergleich  mit  der  Lebensbaltang  der  höheren 
Classen,  auch  nach  dem  sich  bei  diesen  selbst  geltend  machenden 
Ansichten,  nach  den  Gewissensregungen  der  besseren  und 
denkenden  Elemente  dieser  höheren  Gesellschaftskreise,  zu  erheben 
berechtigt  erscheinen. 

Auch  hiemach  beurtheilt,  wird  man  die  Zulässigkeit,  die  Räthlichkeit,  die  sitt- 
lich e  Nothwendigkeit  einer  den  unteren  Classen  eine  bessere  Lebenshaltung  enDdg- 


Zalässigkeit  einer  Begelnng  der  Vortheilong.  725 

lichendeo  Vertheilung  und  regnlatirer  Eingriffe  in  die  bestehende  und  sich  auf  der 
gegebenen  Grundlage  vollziehende  za  diesem  Zweck  zugestehen  dürfen,  —  wiederum 
Torbehaltlich  der  Bedenken  und  Einschränkungen,  welche  sich  etwa  aus  dem  Fol- 
genden noch  ergeben. 

Endlich  ist  auch  hier  wieder  der  Bevölkerangs frage  zu 
gedenken. 

Hier  bieten  sich,  nach  den  Ausführungen  im  1.  Kapitel  dieses  4.  Buchs,  stets 
wichtige  Bedenken,  ob  und  wie  weit  die  Verbesserung  der  ökonomischen  Lage  der 
unteren  Yolksmasse  nicht  alsbald  zu  einer  stärkeren  natürlichen  und  Wanderungs- 
vermehrung fuhrt,  woraus  dann  wenigstens  Gefahren  hinsichtlich  der  Wettmachung 
der  Verbesserung  der  Lage  hervorgehen  können,  unter  gewissen  Umständen  hervor- 
gehen müssen.  Maassvolle  Bevölkerungsvermehrung,  günstigere  Vertheilung  zwi- 
schen productiven  und  unproductiven  Altersclassen,  bieten  allein  die  Bürgschaft,  dass 
diese  Gefahren  vermieden  werden.  Kommt  es  dazu  nicht  schon  von  selbst,  so  wird 
eine  regulirende  Bevölkerungspolitik,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Hei- 
rathen,  des  Eheschliessungsrechts,  und  der  Wanderungen,  des  Zugrechts  im  Inlande, 
des  Einwanderungsrechts  gegenüber  dem  Ausland  immer  eine   offene  Frage  bleiben. 

Freilich  hängt,  nach  den  früher  mitgetheilten  statistischen  Thatsachen  und  daran 
geknüpften  Erörterungen  (§.219  ff.),  manches  Ungesunde  in  der  Bevölkerungsbewegung, 
besonders  in  der  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz,  grade  mit  den  Verhältnissen  unserer 
heutigen  Organisation  und  Kechtsordnung  der  Volkswirthschaft  zusammen,  so  die  zu 
rasche  natürliche  Vermehrung  bei  momentaner  ruckweiser  Verbesserung  der  Lage,  wie 
sie  sich  in  Zeiten  aufsteigender  Conjunctur  und  Speculation  einstellt 

Genauer  mass  dagegen  hier  auf  die  anderen  erwähnten  Zu- 
sammenhänge eingegaogen  werden,  namentlich  auf  denjenigen 
zwischen  Culturentwicklung  und  Einkommenvertheilung  und  auf 
die  hiermit  gerade  aus  dem  Gesichtspunct  des  Gesammtinteresses 
der  Volksgemeinschaft  in  Verbindung  stehende  Abwägung  der  ver- 
schiedenen Classeninteressen.  Hinsichtlich  des  Zusammenhangs 
zwischen  ökonomisch -technischem  Productionsfortschritt  und  Ver- 
theilung kann  ebenfalls  mehr  auf  Früheres,  besonders  auf  die 
Motivationstheorie  im  ersten  Kapitel  des  ersten  Buchs,  Bezug  ge- 
nommen werden. 

§.  283  [104].  —  a)  Zusammenhang  der  Vertheilungs- 
frage  mit  der  Höhe  des  Volkseinkommens  und  Be- 
dingtheit dieser  Höhe  und  des  Wachsthums  der  letzteren 
durch  die  auf  Grund  der  bestehenden  Rechtsordnung 
sich  ergebende  Ungleichheit  der  Vertheilung. 

Der  Grad,  in  welchem  die  ganze  Bevölkerung  auch  bei  relativ 
gleichmässiger  Vertheilung  des  Volkseinkommens  ihre  Existenz- 
bedürfnisse befriedigen  und  an  den  Cnlturgütern  des  Zeitalters  in 
der  gewünschten  Weise  Theil  nehmen  kann,  hängt  in  letzter  Linie 
nothwendig  von  der  Höhe  dieses  Volkseinkommens  ab. 

Ist  diese  Höhe  zu  gering  für  die  Erreichung  jenes  Umfangs 
der  Bedürfnissbefriedigung  der  Bevölkerung,  so  muss  unvermeidlicb 
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eine  CDtsprecheDde  Beschränkang  der  Consnmtion  der  Volksmasse 
ein  treten. 

So  ist  allgemeiD  die  Sachlage  in  Diedrigeren  Stufen  der  Tolkswirthsch&fUicbeB 
Entwicklong  bei  der  hier  noch  schwachen  Ansbildnng  der  Technik,  oder 
m.  a.  W.  der  geringen  menschlichen  Beherrschung  der  Natnrkräfte  für 
die  Prodnctionszwecke.  Auch  die  Einschränkung  des  Mehrconsums  der  reicheren 
nnd  höheren  Classen,  welche  gerade  hier  im  Interesse  der  Gesammtcnltnr  and  deren 
Entwicklung,  wie  sich  zeigen  wird  (§.  284),  nicht  einmal  wanschenswerth  w&re,  hätte 
hier  fQr  die  Verbesserung  der  Lebenslage  des  ganzen  Volks  keine  grössere  Bedeutung. 
Denn  der  absolute  Betrag  des  hierdurch  disponibel  werdenden,  von  den  besser 
Situirten  bezogenen  Theiles  des  Volkseinkommens  ist  hier  zu  unbeträchtlich.  Hier 
gilt  daher  der  oft  aufgestellte  Satz,  dass  eine  „Verstreichung''  des  Einkommens  der 
Wohlhabenden  und  Reichen  „nach  Unten  zu"  ohne  practische  Bedeutung  ist. 

Hat  das  Volkseinkommen  aber  bereits  eine  grössere  Höbe 
erreicht,  was  immer  (von  Ausbeutung  anderer  Völker  durch  Tribute 
u.  s.  w.  abgesehen)  eine  entsprechende  Entwicklung  der  Pro^ 
ductionstechnik  zur  Voraussetzung  hat,  dann  ist  die  Art  der 
Vertheilung  dieses  Volkseinkommens  immer  ein  mehr  oder 
weniger  wichtiges  Moment  für  den  Umfang  der  Consnmtion  im 
Volke,  daher  besonders  in  den  unteren  Classen.  Die  arith- 
metischeMöglichkeit,  eine  Theilnahme  der  Massen  an  feineren 
materiellen  und  an  Culturgütem  in  grösserem  Umfang  durch  eine 
gewisse  Ausgleichung  einer  sehr  ungleichen  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens zu  erreichen,  ist  hier  zunächst,  wie  oben  gezeigt 
wurde  (§.  279  ff.),  nicht  zu  bestreiten. 

In  welchem  Maasse,  das  hängt  von  den  arithmetischen  Factoren  ab: 
Höhe  des  Volkseinkommens,  Grösse  der  Bevölkerung,  bisherige  Ungleichheit  der 
Vertheilung,  Höhe  der  quotativen  Verminderung  dieser  Ungleichheis  u.  s.  ¥. 
Gerade  in  der  Gegenwart,  mit  ihrer  der  raschen  Entwicklung  der  Technik  zu  ?cr- 
dankenden  ungemein  schnellen  Vermehrung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens, 
ist  wenigstens  in  Ländern  mit  sehr  ungleicher  Vertheilung  durch  eine  solche 
Ausgleichung  eine  Hebung  der  Consumtion  der  Massen  arithmetisch  möglich, 
was,  wie  oben  nachgewiesen,  öfters  mit  Unrecht  bezweifelt  wurde  (§.  279). 

Ob  man  nun  aber  die  Verwirklichung  einer  solchen  Möglich- 
keit für  zulässig  erklären  darf,  hängt  von  Erwägungen  darüber 
ab,  ob  und  wie  weit  die  bisherige  Höbe  dieses  Volkseinkommens, 
deren  weiteres  Wachsthum  und  die  Erfüllung  der  wichtigsten  Voraus- 
setzung dafür,  die  Erhaltung  der  erreichten  Oekonomik  und  Techniii 
im  Produetionsbetrieb  und  der  weitere  Fortschritt  darin  ^  gerade 
von  der  rechtlichen  Zulässigkeit  und  thatsächlichen  Möglichkeit  un- 
gleicher Vertheilung  und  von  dem  bisherigen  Maasse  daftlr  abhängt. 

Hier  ist  nun  mit  der  psychologischen  und  erfahrungsmässigen 
Thatsache  zu  rechnen,  dass^  entsprechend  namentlich  dem  ersten 
Leitmotiv  wirthschaftlichcn  Handelns,  dem  Streben  nach  dem  wirtb- 
schaftlichen  Vortheil  (§.  34  if.),   auch  gemäss   dem  Mitwirken  des 
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dritten  Leitmotivs  ii>  gewissen  Formen  (Ehrgeiz ,  Eitelkeit  u.  dgl, 
§.39  ff.),  die  Aussicht,  ein  h  ö  h  e  r  e  s  Einkommen ,  Vermögen  zn  erzielen, 
notorisch  flir  den  Einzelnen  ein  ausserordentlich  mächtigerAn- 
sporn  zu  grösserer  wirthschaftlicher  Energie,  Tüchtigkeit,  Thätig- 
keit  ist.  Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  wirkt  hier  freilich 
zunächst  flir  das  Einkommen  des  Einzelnen,  damit  aber  auch 
mehr  oder  weniger  für  das  Ganze,  für  das  Volkseinkommen. 
Soweit  letzteres  hierdurch  stärker  steigt,  als  es  bei  einer  grösseren 
Ausgleichung  der  Einzelein  kommen  geschähe  und  soweit  die  so 
erzielte  Steigerung  des  Volkseinkommens  nicht  wieder  nur  zur 
üppigeren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  derjenigen  Per- 
sonen, welche  das  höhere  Einkommen  erzielen,  dient,  erscheint  die 
Ungleichheit  der  Einzeleinkommen  in  der  That  wieder 
als  nothwendig  im  Gesammtinteresse,  wenigstens  im  Princip, 
wenn  auch  nicht  ohne  Weiteres  in  dem  jeweilig  vorhandenen  oder 
unter  jenem  Ansporn  sich  entwickelnden  Maasse.  Die  Wissenschaft 
darf  daher  damit  nicht  ohne  Weiteres  die  ganze  Frage  als  zu 
Gunsten  der  bestehenden  Rechtsordnung  entschieden  voraussetzen. 
Wohl  aber  darf  sie,  namentlich  dem  Socialismus  gegenüber,  die 
Frage  aufwerfeu,  ob  dieser  Sporn  in  irgend  einer  anderen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  speciell  der  Production,  bei  irgend 
einer  anderen  Rechtsordnung  genügend  wirksam  bleiben  oder 
in  seiner  günstigen  Wirkung  für  das  Volkseinkommen  genügend 
durch  andere  Motive  und  Potenzen  ersetzt  werden  könne  und  nach 
psychologischer  Wahrscheinlichkeit  werde.  Hier  liegt  die  Schwierig- 
keit des  „Productionsproblems",  über  welche  sich  der 
Socialismus  zu  leicht  hinwegsetzt  und  welche  alle  anderen,  anti- 
individualistischen ökonomischen  Richtungen  auch  gern  zu  leicht 
nehmen.  Es  genügt,  auf  die  früheren  Erörterungen  über  die  Motive 
(§.  33  ff.)  zu  verweisen. 

Practisch  spricht  hier  indessen  nun  der  Stand  der  Technik 
der  Production  wesentlich  mit.  Er  kann  einerseits  andere 
Einzelwirthschaften ,  namentlich  sog.  „öffentliche '^  des  Staats, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  neben  den  vornemlich  vom  wirthschaftlichen 
Selbstinteressc  getriebenen,  d.  h.  neben  den  sog.  Privatwirth- 
sc haften,  ökonomisch  und  technisch  auch  in  der  Sphäre  der 
materiellen  Production  leistungs-  oder  concurrenzfähiger; 
anderseits  die  Bedeutung  jenes  Sporns  in  diesen  letzteren  Wirth- 
Schäften  relativ  weniger  wirksam  machen. 
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Denn  auch  diese  )Virthscliaften  müssen  wegen  der  Gr&sse  der  erforderlichen 
Kapitalien,  des  Risicos,  der  nothwendig  ungestörten  Fortdaner  (Erbgang  im  Pn?at- 
gescbäft!)  n.  s.  w.  in  wesentlichen  Puncten  ähnliche  Formen  wie  Öffentliche  Wirth- 
Schäften ,  damit  aber  auch  deren  Schwächen ,  annehmen ,  so  bei  der  Ersetzung 
des  gewöhnlichen  Privatgeschäfts  durch  die  Erwerbs-,  besonders  die  Actien- 
ges ellschaft:  ein  volkswirthschaftlicher  Haoptpnnct  der  Frage  des  ActiengeseU- 
Schaftswesens  I 

Ist  dies  der  Fall,  dann  ist  aber  die  Höhe  und  weitere 
Vermehrnng  des  VolkseiDkommens  und  Volksvermögens  auch 
ökonomisch-techDiseh  nnd,  tiefer  gehend,  wirthschaftspsychologisch, 
nicht  mehr  in  dem  früheren  Maasse  an  die  Ungleich- 
heit der  VertheiluDg  gebunden. 

Dass  dies  nun  in  der  That  in  der  Gegenwart  nach  dem  er- 
reichten Stande  der  Technik  einigermaassen  gilt,  wenngleich  mit 
mehr  Eiuschränkungen,  als  zu  optimistische  Auffassungen  annehmen, 
wurde  oben  schon  zugegeben  (§.  278).  Das  bedeutet  aber  ins- 
besondere auch,  dass  die  Gesellschaft  der  Culturvölker  weniger 
streng  als  jemals  eine  frühere  Gesellschaft  durch  die  gewisser- 
maassen  natürliche  ökonomische  Nothwendigkeit  an  starke  Un- 
gleichheit der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  als  an 
eine  unvermeidliche  Bedingung  einer  allein  wirk  s amen  Organi- 
sation der  gesellschaftlichen  Arbeit  tllr  den  Productionsprocess  ge- 
bunden ist. 

Damit  ist  die  ökonomische  Möglichkeit  einer  materielle 
cultarlichen  Hebung  der  Massen  unserer  Bevölkerung  auf  doppelte 
Art  constatirt:  durch  die  in  grossem  Maasse  möglich  gewordene 
a  b  8  0 1  u  t  e  Steigerung  des  Volkseinkommens  und  durch  die  gleich- 
falls möglich  gewordene  Steigerung  des  Antheils  der  unteren 
Classen  an  diesem  grösseren  Einkommen.  Die  sociale  Classen- 
Schichtung,  welche  immer  in  der  Hauptsache  die  Wirkung 
der  ökonomischen  Ungleichheit  ist,  kann  ebendeshalb  jetzt  noch 
keineswegs  fortfallen,  wie  der  Socialismus  wähnt,  weil  das  Pro- 
ductionsinteresse  dabei  doch  noch  immer  bedenklich  leiden  könnte 
und  ausserdem  auch  entscheidende  andere  Rücksichten  (§.  284)  sie 
nothwendig  machen.  Wohl  aber,  was  auch  schon  ein  grosser  Ge- 
winn ist,  kann  sie  weniger  schroffe  Ungleichheiten  der  Classen- 
lage  erhalten  und  leichtere  Uebergänge  von  einer  zur  anderen 
Classe,  dem  schon  errungenen  Kecht  gemäss,  zulassen,  als  jemals 
bisher  in  der  Geschichte.  Die  ältere  Classenschichtung  hat  ihre 
Mission  gehabt,  wie  einst  die  Unfreiheit,  aber  diese  Mission  wird 
immer  mehr  beendigt. 
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Genial  und  durchaus  objectir  entwickelt  das,  wie  schon  oben  bemerkt, 
aus  den  maassgebenden  causalen  Momenten  der  Technik  Fr.  Engels,  Dohring's 
Umwälzung,  bes.  im  3.  Abschn.;  freilich  mit  Hintansetzung  der  Gesichtspuncte,  die 
auch  jetzt  aus  ökonomischen  und  culturlichen  Grttnden  fttr  die  Glassen- 
Schichtung  der  Gesellschaft  sprechen  und  in  gewissem  Maasse  wohl  immer  gelten, 
schon  wegen  der  Verschiedenheiten  der  Begabungen.  Aber  an  Tiefe  der  Auffassung 
und  Schärfe  des  Nachweises  der  dem  socialen  Classenwescn  zu  Grunde  liegenden 
ökonomisch-technischen  causalen  Factoren  überragt  hier  Fr.  Engels  seine 
Gegner  ausserordentlich.  Man  vergleiche  etwa  mit  seiner  Darstellung  diejenige  von 
H.  7.  Treitschke  in  den  gen.  Aufsätzen  über  den  Socialismus,  wo  die  Glassen- 
schichtung  EinL  lY  so  pathetisch  verherrlicht  wird,  ohne  gentlgende  Rücksicht  auf 
den  Einftuss  der  sich  vollziehenden  Umgestaltung  der  Techuä. 

Wo  so  Dicht  mehr  nar  die  Möglichkeit  solcher  ökonomischer 
nud  in  deren  Gefolge  solcher  socialer  Verändernngen,  sondern  nach 
dem  Gesagten  bedingt  auch  die  Zulässigkeit  derselben  vor- 
liegt,  da  werden  sich  diese  mit  naturgesetzlicher  Kraft  verwirk- 
lichen,  wenn  auch,  wie  alles  geschichtlich  Werdende  auf  diesen 
Gebieten,  erst  allmählig,  freilich  im  rasch  lebenden  Zeitalter  des 
Dampfes  wohl  schneller  als  in  ähnlichen  Fällen  ehedem.  In  solcher 
Sachlage  wird  auch  das  ethische  und  politische  Postulat 
zu  stellen  sein,  dass  die  höheren  Classen  und  der  Staat  die  lohnende 
Aufgabe  übernehmen,  durch  ihr  beförderndes  Entgegen- 
kommen und  Eingreifen  dieser  Entwicklung  Vorschub  zu  leisten. 
Dies  Postulat  mag  in  Bezug  auf  das  Vertheilungsproblem  in  Rod- 
bertns'  Worte  gefasst  werden:  ,,es  muss  den  arbeitenden 
Classen  ein  mit  dem  steigenden  Nationalreichthum 
mit  steigender  Lohn  gesichert  werden'%  —  es  muss 
wenigstens  verhütet  werden,  dass  die  colossale  Steigerung  der  Pro- 
ductivität  der  nationalen  Arbeit  überwiegend  oder  gar  ausschliess- 
lich den  besitzenden  Classen  zu  Gute  komme. 

Aber  gleichwohl  wird  doch  auch  hier  noch  immer  der  mög- 
lichen, wahrscheinlichen  und  thatsäcblichen  Rückwirkungen 
einer  zu  weit  gehenden  Verminderung  der  Gelegenheiten,  grösseres 
Einkommen  und  Vermögen  zu  erreichen,  auf  Oekonomik  und 
Technik,  namentlich  auf  deren  weiteren  Fortschritt,  zu  ge- 
denken sein.  Denn  dabei  kann  die  Gefahr  drohen,  das  erste  Leit- 
motiv wirthschaftlicben  Handelns  zu  sehr  zu  unterbinden. 

Das  übersieht  namentlich  wiederum  der  Socialismus  in  seinen  Bestrebungen  nach 
Umgestaltung  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswlrthschaft  viel  zu  sehr. 
Selbst  in  den  bisherigen  ..Verstaatlichungen'^  von  Wirthschaftsbetrieben  haben  sich  lüer 
schon  Bedenken  ergeben. 

Es  nöthigt  das  dazu,  auch  in  der  Frage  der  Zulässigkeit,  die 
unteren  Classen  durch  bessere  Vertheilung  des  Productionsertrags 
zu  heben,  selbst  bei  heutigem  Stande  der  Technik,  gerade  im  Pro- 
ductionsinteresse  nicht  sowohl  kurzweg  das  Princip  aufzu- 


730       4.  B.  Bevölk.  u.  yolksw.sch.  2.  K.  Yertheil.probl.  2.  A.  Begelang.  §.  284. 

stelleDy  die  privatwirthschaftliche  Organisation  mit  ihrem  Motiyations- 
System  sei  völlig  durch  die  socialistische  zn  ersetzen,  sondern 
nur  zuzugestehen y  dass  von  Fall  zu  Fall  oder  von  Kategorie 
von  Fällen  zu  Kategorie  von  Fällen  die  Frage  zu  entscheiden  und 
heute  allerdings  öfters  als  früher  zn  bejahen  sei,  indessen  auch 
heute  noch  keineswegs  allgemein,  vermuthlich  niemals  völlig, 
gerade  im  Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft.  Auch  der 
„private  Unternehmungsgeist''  ist  eben  doch  ein  Factor, 
von  welchem  mächtige  Fortschritte  auf  dem  Productionsgebiete 
ausgehen.  Man  braucht  ihn  deswegen  nicht  absolut  zu  entfesseh 
und  ,,Orgien  der  Erwerbsucht''  feiern  zu  lassen.  Aber  man  kann 
und  darf  ihn  auch  nicht  völlig  lahm  legen. 

Auch  hier  sind  es  daher  Fragen  des  Maasses,  die  nnr 
von  Zeit  zu  Zeit,  von  Land  zu  Land,  von  Fällen  zu  Fällen  richtig 
entschieden  werden  können,  um  welche  es  sich  handelt:  bei  der 
Ersetzung  der  privaten  Unternehmung  durch  öffentliche,  wie  bei 
der  Einschränkung  der  ersteren,  wo  sie  im  Gesammtinteresse 
bleiben  muss. 

Auch  das  fahrt  hier,  wie  immer,  wieder  zu  jenem  mittleren  StandpoDCte 
innerhalb  der  Extreme  des  reinen  Socialiämas  nnd  des  blossen  indiridualistiscbes 
Concurrenzsystems,  den  wir  in  diesem  Werke  einnehmen  zn  äollen  glauben,  wennaock 
unter  Berufung  auf  alles  hier  Ausgeführte  mehr  als  Andere  in  Annäherung  an  dei 
Sociaiismus  (§.  52,  53,  296,  Buch  5  und  Abtheilung  U  der  Grundlegung). 

§.  284  [100—103,  104a].  —  b)  Abwägung  collidirendcr 
Classeninteressen  und  Zusammenhang  zwischen  Cultur- 
entwicklung  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
Hier  liegt  schliesslich  der  wichtigste  Punct  für  die  Entscheidung  der 
erörterten  Fragen.  Leiden  Culturinteressen  der  Volksgemeinschaft 
unter  einer  Aenderuug  der  Einkommen  vertheilung?  In  wie  fem 
sind  sie  mit  der  ungleichen  Vertheilung  verknüpft?  Das  erheiscbt 
genauere  Prüfung. 

Die  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grades  kommt 
oft  vornemlich  auf  die  bessere  und  angenehmere  Befriedigiu; 
der  feineren  materiellen  Bedürfnisse  hinaus.  Wenn  die  un- 
gleiche Vertheilung  des  Volkseinkommens,  bei  einer  gegebenea 
Grösse  des  letzteren,  hauptsächlich  nur  zur  reichlicheren  and 
üppigeren  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  der  besser  sitnirten 
Individuen,  Familien  und  Ciassen  führt,  so  bildet  diese  Ungleich* 
heit  des  Einzeleinkommens  leicht  einen  Schaden,  selbst  einen  tiefes  . 
Schaden  der  Volkswirthschaft  zum  dauernden  Nachtheil  des  ganzei 
Volks. 


j 
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Denn  das  üppigere  Leben  der  Bemittelten  pflegt  diesen  selbst  physisch  und 
sittlich  ZQ  schaden,  es  ruft  den  Neid  der  unteren  Glassen  besonders  leicht  herror, 
wenigstens  sobald  diese  zu  einem  gewissen  Bewasstsein  gekommen  sind,  es  fUhrt  zu 
einer  ungtLnstigen  Richtung  der  ganzen  nationalen  Gaterprodaction  (Luxusartikel  der« 
Reichen  statt  Massengüter  für  Alle),  und  es  fördert  in  der  Hauptsache,  von  etwaigem 
Einfluss  auf  Eunstlnzus  abgesehen,  kein  Culturinteresse  des  Volks.  Nur  soweit  die 
Aussicht,  selbst  an  den  Genüssen  eines  derartigen  Lebens  Theil  zu  nehmen,  die 
wirthschaftlichen  Kräfte  der  Einzelnen  anspornt,  l&sst  sich  dann  die  Ungleichheit 
des  Einkommens  in  Schutz  nehmen ,  aber  nicht  so  unbedingt,  wie  dies  gewöhnlich 
geschieht  (§.  283). 

Auch  für  Kunstluzus  und  insbesondere  für  die  Entwicklung  der  bildenden 
Künste  gilt,  dass  öffentliche  Mittel  besser  und  grossartiger  als  private  die 
Blflthe  reiner  Kunst  befördern.  Der  nachtheilige  Einfluss  der  „Gründerperiode''  auf 
die  deutsche  Malerei  ist  von  den  verschiedensten  Seiten  schon  zugegeben  worden. 
Vergl.  aoch  Springer's  Bericht  über  die  bildenden  Künste  der  Gegenwart,  im  amt- 
lichen deutschen  Bericht  über  die  Wiener  Weltausstellung,  Braunschw.  1874, 1,  107  £, 
114,  116.  Die  „Familienbilder*'  und  Porträts  von  Parvenues  der  jüngsten  Geldaristo- 
kratie beiderlei  Geschlechts  (Damenporträts  der  neueren  Zeit!),  selbst  von  „ersten 
Künstlern'',  welche  in  ihrer  Massenhaftigkeit  unsere  Ausstellungen  füllen,  werden 
auch  späteren  Zeitaltern  characteristisch  genug  sein.  Welche  andre  Physiognomieen 
bei  den  Dürer,  Holbein,  Tizian,  Yelasquez,  van  Dyck  u.  s.  w.  I 

Unter  Bolchen  Umständen  kann  and  mnss  daher  die  Gesetz- 
gebung eine  gewisse  Ausgleichung  in  der  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  ins  Auge  fassen.  Selbst  wenn  dadurch 
nur  eine  beschränkte  Theilnahme  der  Massen  des  Volks  an  der 
besseren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  erzielt  wird,  weil 
die  in  Betracht  kommende  Gütermenge  dem  ganzen  Volksbedarf 
gegenüber  nicht  mehr  erlaubt,  so  ist  dies  ein  Gewinn  für  das  Ganze. 

Freilich  wird  auch  hier  wieder  zu  unterscheiden  sein,  namentlich  nach  der 
Verwendung  des  Reichthums  (s.u.).  Z.B.  ein  Land  und  eine  Zeit,  wie  die  in  den 
deutschen  Grossstädten  erlebte  Periode  von  1871 — 73,  von  1889  ff.,  mit  Prasserei, 
Tafel-  und  Kleidungsluxos  einer  Parvenuschaar  von  Börsenmännem  wird  zur 
Heilung  eines  regulativen  Eingriffs  in  die  Vertheilung  viel  mehr  bedUrfen,  als,  viel- 
leicht bei  gleicher  Höhe  der  hervorragenden  Einzeleinkommen,  ein  Land  und  eine 
Zeit  mit  Kunstmäcenatenthom  und  grossartiger  Freigebigkeit  des  soliden  Privatreich- 
thums  für  wichtige  öffentliche  Zwecke  der  Bildung,  Wohlthätigkeit  u.  s.  w.,  wie  etwa 
in  Basel  (§.  336  ff.).  Aus  dem  socialpolitischen  Gesichtspunct  entscheidet  also  die 
blosse  arithmetische  Höhe  der  Privatoinkommen  und  -Vermögen  wieder  nicht  allein, 
sondern  auch  die  Verwendung  und  die  Erwerbsart  des  Privatcigenthums 
(Gonjuncturengewinne,  §.  166  ff.,  Spielgewinne  des  Gründerthums,  der  Börse)  über  das 
Ob  und  Wie,  das  Maass  der  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Vertheilungsregulirung. 

Durch  die  Entwicklung  und  Befriedigung  wirklicher  Cultur- 
bedürfnisse  Seitens  der  bemittelten  Classen  und  Einzelner  wird 
dagegen  regelmässig  auch  die  Culturhöhe  des  ganzen  Volks  mehr  oder 
weniger  gesteigert.  Auch  diejenigen  Bestandtheile  des  Volks,  die 
untersten  Classen,  welche  unmittelbar  an  der  Befriedigung  dieser 
Culturbedürfnisse  vielleicht  noch  gar  nicht  theilnehmen,  sind  doch 
an  der  Steigerung  der  Gesammtcultur  bereits  interessirt.  Was 
ihnen  davon  nicht  zu  Gute  kommt,  werden  ihre  Nachkommen 
wenigstens  in  gewissem  Umfange  mit  geniessen.  Auch  hier  wird 
das  Volk  in  seiner  zeitlichen  Entwicklung  als  Ganzes  zu  be- 
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traehteo  seio.  Die  Opferong  von  Lebeoden  nm  der  danerndeD 
Interesseo  des  ganzen  Volks  Willen  erfolgt  ja  z.  B.  aocfa 
im  Kriege  mit  Notb wendigkeit  und  vollständig  mit  Recht.  Nach 
einem  analogen  Gesichtsponcte  kann  auch  f&r  Theile  des  Volks 
eine  ongfinstige  ökonomische  und  sociale  Lage  im  danemden 
wahren  Gesammtinteresse  des  Volks  gerechtfertigt  werden. 
Fttr  die  erstcEntwicklnng  der  Coltorbedürfhisse  erscheint 
aber  nun  nach  allgemeinster  geschichtlicher  Erfahrung  die  un- 
gleiche Vertheilang  des  Volkseinkommens  oder  die  indiTidnelle 
Einkommens-  und  Vermögensungleichheit  als  noth- 
wendige  allgemeine  Voraussetzung,  freilich  mit  den  dabei 
nicht  zu  ttbersehenden  Beschränkungen. 

Diese  Beschriokangen  Ternachlässigte  H.  7.  Treitschkein  seinen !An£sitzeii  in 
den  Preoss.  Jahrb.  Ober  den  Socialismas,  besonders  im  ersten.  Seine  Dariegnng  machte 
öfters  den  Eindruck,  als  empfinde  er  ein  Behagen  an  der  ökonomischen  Ungleich- 
heit der  Menschen,  w&hrend  doch  nnr  noth gedrangen  eine  solche  Ungleichheit 
ond  vollends  ein  bedeutender  Grad  derselben  zuzugeben  sein  wird.  Zn  Aristoteles' 
principieller  Rechtfertigung  der  Sciarerei  ist  von  Treitschke's  Standpunct  nnr  noch 
ein  Schritt  (S.  besonders  den  1.  Aufsatz  S.  82  ff.,  89,  wo  die  doch  im  steten 
Fluss  befindliche  „Gliederung  der  Gesellschaft'*  als  Schranke  für  die  Theilnabme 
Aller  an  allen  Gulturgütem  hingestellt  wird,  106.  Treffende  Gegenausführongen  ?on 
Schmoller,  a.  a.  0.,  besonders  im  4.  und  6.  Abschnitt,  z.  B.  S.  104  (Treitschke's 
Wiederaufnahme  der  Haller 'sehen  Staatstheorie). 

a)  Cultnrbedürfnisse  entstehen  und  entwickeln  sich  bei  solchen 
Einzelnen  zunächst,  welchen  die  unmittelbare  Sorge  für  die  mate- 
rielle Existenz  wenigstens  zum  Theil  abgenommen  ist.  Diese  Per- 
sonen gewinnen  so  Zeit  für  andere  Thätigkeit  und  Geistesmusse 
für  die  Entwicklung  ihres  geistigen  Lebens :  beides  Voraussetzungen, 
dass  Culturbedttrfnisse  überhaupt  empfunden  werden.  Diese  Voraus- 
setzungen sind  aber  ihrerseits  an  die  andere  Voraussetzung  ge- 
bunden, dass  Personen  und  Classen  existiren,  welche  jenen  Einzelnen 
die  Sorge  für  die  materielle  Existenz  im  Wesentlichen  abnehmen. 
Die  sociale  und  ökonomische  Ungleichheit  der  Bevölkerung 
ist  insofern  die  Vorbedingung  fttr  die  erste  Entstehung 
jeder  höheren  Galtur.  Die  grosse  welthistorische  Mission 
der  Sola verei  bei  den  wirklichen  Culturvölkern,  wie  besonders 
bei  den  beiden  grössten  Völkern  des  Alterthums,  liegt  in  diesem 
Zusammenhange  zwischen  der  social  -  ökonomischen  Ungleichheit 
der  Volksclassen  und  der  Entstehung  und  Entwicklung  der  Cultnr. 
Vom  weltgeschichtlichen  Standpuncte  betrachtet,  ergiebt  sich  so 
die  Rechtfertigung  des  Instituts  der  Sclaverei  als  recbts- 
gesohichtliehe Erscheinung,  wenigstens  solange  der  Stand  der 
Productionstechnik  noch  niedrig  ist,  bei  solchen  Cultor- 
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Völkern,  bei  denen  das  Institat  nicht  nar  ein  Mittel  ist,  die  arbeits- 
lose üppigere  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  einer  kleinen 
Minderzahl  zu  ermöglichen,  sondern  wahrer  Golturentwicklnng  bei 
der  Herrenschicht  und  im  ganzen  freien  Staatswesen  zu  Oute  kommt. 

Soweit  stimme  ich  anch  v.  Treitschke  bei,  der  aber  nicht  genügend  nnter- 
scheidet,  in  wie  fem  Sclayerei  und  gedrückte  Lage  der  unteren  Glassen  wirklich 
eine  Bedingung  der  ersten  Culturentwicklung  oder  aber  nur  ein  Mittel 
üppigeren  Behagens  einer  kleinen  Minderzahl  ist  (s.  a.  a.  0.  S.  91,  mit  der  sehr 
bedenklichen  Aeusserung  über  Gentz,  Heine),  —  und  ein  solches  Mittel  wird  immer 
mehr  die  fortdauernde  Sclaverei.  Vergl.  auch  Röscher,  System  I,  §.  68.  In 
den  Bemerkungen  von  Büchsenschütz  über  den  Einfluss  der  Sclaverei  auf  die 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  Griechenlands,  a.  a.  0.  S.  206  ff.,  wird  m.  £.  die 
günstige  Seite  etwas  zu  wenig  hervorgehoben,  s.  auch  Röscher,  §.45.  Die  wahre 
Kehrseite  der  Sclaverei  zeigt  gut  Bücher,  die  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter 
143  ff.  vor  Christus,  Frankf.  1874.  Jene  relative  Rechtfertigung  der  Sclaverei  wird 
selbst  von  den  wissenschaftlichen  Stimmführern  des  Socialismus  anerkannt,  so  von 
Fr.  Engels  (DUhring's  Um  wälz.) —  aber  freilich  mit  den  nöthigen  Beschränkungen, 
namentlich  mittelst  Nachweises,  wie  das  Alles  vom  Stande  der  Technik  der  Pro- 
duction  bedingt  ist 

Auch  soweit  später  und  in  gewissem  Umfange  bleibend 
Culturbedürfnisse  immer  erst  bei  Einzelnen  oder  bei  einem 
kleinen  Kreise  zur  Entstehung  und  Ausbildung  kommen,  muss 
und  darf  das  Vorhandensein  einer  grösseren  unteren  Volksschicht, 
welche  vornemlich  die  materiellen  Existenzbedingungen  des  ganzen 
Volks  schafft  und  selbst  nur  geringen  Antheil  an  den  feineren  und 
höheren  Bedürfnissen  hat,  als  nothwendig  bezeichnet  werden. 
Insoweit  ist  z.  B.  der  Satz  richtig:  „ohne  Dienstboten  keine 
Cultur"  (v.  Treitschke). 

A.  a.  0.  S.  82,  83:  „Die  Millionen  müssen  ackern  und  schmieden  und  hobeln, 
damit  einige  Tausende  forschen,  malen  und  regieren  können'',  wo,  wie  in  der  ganzen 
Arbeit  Treitschke's,  der  sociale  Gegensatz  aber  m.  E.  zu  sehr  verschoben 
wird:  als  bestände  er  grade  besonders  zwischen  unteren  Handarbeitern  und  hohen 
Geistesarbeitern,  welche  letzteren  ohnedem  der  zufälligen  Vermögens-  und  Einkommens- 
vertheilung  zumeist  ihr  geistiges  Ueborgowicht,  weil  ihre  höhere  Bildung,  verdanken, 
während  es  sich  um  den  Gegensatz  zwischen  kapitalistischen  Unternehmern,  Benten- 
beziehem  (Grund-,  Kapitalrenten),  Conjuncturcn-,  Speculations-,  Spielgewinnstbeziehem 
einer-  und  nichtbesitzenden  Hand-  und  grossentheils  auch  Kopfarbeitern  anderseits 
handelt.  Ausserdem  fragt  sich  eben  stets  noch,  ob  das  Maass  der  ökonomischen 
Ungleichheit  auch  nur  annähernd  richtig  ist,  selbst  wenn  diese  Ungleichheit  bestehen 
soll.  Von  der  Beantwortung  dieser  Frage  hängt  dann  wieder  der  zu  erstrebende 
Umfang  der  Theilnahme  der  Arbeiter,  incl.  Dienstboten,  an  den  Culturgütem  ab. 
Mit  der  Rechtfertigung  Gentz 'sehen  Sybaritismus  ist  für  jene  Frage  doch  noch  gar 
nichts  entschieden. 

Man  kann  auch  weiter  zugeben,  dass  überhaupt  die  Ver- 
schiedenheit der  Art  undHöhe  von  Einkommen  undVermögen,  als 
Grundlage  der  Classenschichtung  der  Gesellschaft,  eine D i f f e - 
renzirung  der  socialökonomischen  Lage  bewirkt,  welche 
als  solche  wieder  Mannigfaltigkeit  der  gesammten  Lebens- 
verhältnisse, Bedürfnisse,  Anschauungen,  Sitten,  welche  Reibungen 
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nnter  deo  Classen  ond  damit  in  oft  nicht  geriogem  Maasse  etwas 
dem  Cnltorfortschritt  FörderlicheB  bedingt  Die  zu  weit  gehende 
Einkommengleichlieit  führt  leicht  zu  einer  Eintönigkeit  der 
Lebensverhältnisse,  welche  wahrlich  nicht  cultnrförderlich  ist 

Ein  Gesichtspooct  in  der  Frage,  welcher  nicht  selten  ?on  den  Yertretem  der 
grösseren  oder  gar  der  Tollst&ndigen  Gleichmachnng  ?on  Einkommen  und  YeimOgeo 
und  des  blossen  Arbeitseinkommens  ttbenehen  oder  zn  wenig  beachtet  wird,  l^e 
Gefahr  aoch  in  Dltrademokiatischen  Gemeinwesen,  wo  das  etwa  vorhandene  höhere 
Einkommen  ond  Yenndgeo  zu  wenig  sich  kond  zu  geben  wagt,  selbst  nicht  ia 
edlen  Genüssen. 

ß)  Aach  diese  nnd  äbnliche  Sätze  über  die  Rechtfertigung  der 
Sclaverei,  der  Classenschichtnng  nnd  Einkommenangleichheit  fuhren 
aber  zum  Missbrauch  und  zur  bedenklichen  Rechtfertigung  socialer  und 
ökonomischer  Ungleichheit,  wenn  sie  nicht  sofort  die  uöthige  princi- 
pielle  und  danach  ihre  practische  Beschränkung  erfahren. 

Sie  gelten  ttberhanpt  ond  jedenfalls  namentlich  zan&chst  nur  fUr  primitifere 
Zeiten  mit  einem  niedrigeren  Stande  der  Prodactionstechnik,  ror  Allem 
so  lange  die  menschliche  Muskelkraft  fast  alleiniger  auch  kraftgebender  Factor  (Motor) 
ist;  nicht  mehr  in  gleichem  Maasse,  theilweise  gar  nicht  mehr  (ScU?ereiI),  wenn 
die  Natorkr&fte,  besonders  die  todten,  technisch  in  ausreichendem  Maasse  filr  fiele 
wichtige  Productionszwecke  benutzt  werden  können.  Sie  gelten  daher  femer  nur  in 
der  angegebenen  Weise  in  Zeitaltem  eines  noch  niedrigen  gesammten  Volks- 
einkommens, welches  höchstens  ausreicht,  einer  kleinen  Anzahl  Personen  eine  bessere 
materielle  Lebensweise  ond  Befriedigung  von  CulturbedUrfnissen  zu  ermögUchen,  für 
eine  entsprechende  Theilnahme  der  Massen  aber  ?iel  zu  gering  ist.  Sie  gelten  weiter 
nur,  soweit  es  sich  um  wahre  Culturbedtlrfnisse,  nicht  um  lappigere  Befriediguig 
der  materiellen  Bedürfnisse  handelt  und  soweit  jene  Culturbedtlrfnisse  sich  wirk- 
lich nur  unter  den  angenommenen  Voraussetzungen  entwickeln,  was  häufig,  aber 
nicht  immer,  besonders  nicht  stets  bei  einem  allgemein  höheren  Cultumi?eau  der 
Nation,  der  Fall  ist. 

In  dieser  Hinsicht  kommt  es  daher,  wie  schon  berührt,  wesentlich  mit  auf  die 
Verwendung  an,  welche  die  reicheren  Classen  7on  ihrem  höheren  Einkommen  und 
Vermögen  machen.  Verwendungen  zu  rein  persönlichen,  üppigen  Genüssen,  an  sieb 
und  fUr  die  Geniesseuden  selbst  nicht  einmal  gut,  haben  auch  weniger  Ansprach  aaf 
Schonung,  wenn  es  sich  um  die  volkswirthschaftliche  Vertheilungsfrage  handeh. 
namentlich  hier  nur  soweit,  als  wieder  die  Aussicht  auf  solche  Genüsse  ein  durch  andere 
Motive  nicht  genügend  zu  ersetzender  Ansporn  zu  höherer  Productionsleistong  ist 
(§.  283).  Verwendungen  der  Vermögenderen  zu  wahren  CulturbedUrfnissen  können 
auch  der  Gesammtcultur  des  Volks  nützlich  sein  ond  erscheinen  dann  in  deren  Inter- 
esse social  gerechtfertigt,  mit  ihnen  ihre  Voraussetzung,  das  höhere  Privateinkommen 
und  Privatvermögen.  Endlich  ist  auch  die  Art  des  Erwerbes  der  höheren  Einkommen 
hier  wieder  mit  zu  beachten.  Je  geringer  die  persönliche  Arbeitsleistung  des  Be- 
ziebers ist,  je  mehr  das  Einkommen  aus  blossem  Eigenthumsrecht  (daher  bei  Ver- 
pachtung, Vermiüthung,  Darlehen),  nicht  aus  selbst  benutzten  und  wirtb- 
schafilich  in  der  Production  verwendeten  Objecten,  je  mehr  es  aus  Speculations-, 
Conjunctur-,  Spielgewinn  herrührt,  desto  weniger  ist  wieder  aus  volkswirthschaftlicben, 
aoch  aus  ethischen  Gründen  eine  besondre  Rücksichtnahme  auf  derartiges  höheres 
Einkommen  geboten. 

Unter  den  CulturbedUrfnissen  finden  sich  ausserdem  manche  von  so  indivi- 
dueller Art  und  von  so  geringer  allgemeiner  Bedeutung  für  den  Cnltur- 
stand  des  ganzen  Volks,  dass  mit  ihrer,  einer  verschwindenden  Minorität  zu  Gute 
kommenden  Befriedigung,  also  mit  den  dafür  aufzuwendenden  Mitteln  aus  dem  Volks- 
einkommen, die  Beschränkung  der  Massen  des  Volks  auf  das  unbedingt  zur  Existenz 
Noth wendige  zu   theuer  erkauft  erscheint.     Vielmehr  kann  hier  sehr  wohl  ein  Fall 
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vorliegen,  in  welchem,  zwar  nicht  vom  Standpnncte  des  Einzelnen,  der  mit  Becht 
immer  jedem  von  ihm  empfundenen  Galturbedürfhiss  den  Vorrang  geben  mag,  wohl 
aber  vom  Standpuncte  der  Yolkswirthschaft  oder  des  Volks  ans  Gnltor- 
bedürfhisse  dieser  letztgenannten  Art  hinter  die  wichtigeren  ExlBtenzbedürfhisse  zweiten 
Grads,  deren  Befriedigung  in  einem  der  berechtigten  Sitte  entsprechenden  Umfange 
bei  der  Masse  der  unteren  Classen  vorausgesetzt,  zurtlcktreten  müssen.  In  allen  diesen 
Puncten  hat  v.  Treitschke  a.  a.  0.  (S.  85  fi'.,  89,  91,  93)  manche  wieder  am- 
gekehn  zu  weit  gehende,  zu  sehr  verallgemeinernde  Ansichten  vertreten,  welche  mehr- 
fach von  Sc  hm  oll  er  a.  a.  0.  gut  berichtigt  worden  sind. 

Die  Consequenzen  dieser  Einschränkungen  der  Rechtfertigung  der  Ein- 
kommenungleichheit  sind  wichtig  genug,  wie  sich  leicht  durch  Beispiele  zeigen 
l&sst.  So  werden  gewisse  rein  specialistische  Wissenschafts-,  Kunst-'und 
Kunstluzusbedürfnisse  (u.  A.  auf  dem  Gebiete  der  Kunstindustrie)  nicht  mit  einer 
knapp  auf  den  nothwendigen  Ezistenzbedarf  der  unteren  Classen  reducirten  Lebens- 
weise erkauft  werden  dürfen,  mindestens  nicht  mehr  in  einem  Zeitalter  wie  dem 
unseren,  wo  persönliche  Freiheit  aller  Individuen  besteht.  Noch  weniger  aber  werden 
solche  ganz  specielle  Culturbedürfnisse  einzelner  Classen  oder  Personen  wich- 
tigeren allgemeineren  Culturbedurfnissen  des  ganzen  Volks,  deren  Befriedigung  gleich- 
zeitig nach  dem  Standpuncte  eines  Zeitalters  in  möglichst  weiten  Kreisen  erwünscht 
ist,  vorangehen  dürfen.  Und  am  Wenigsten  dürfen  sie  etwa  mit  Staatsmitteln, 
d.  h.  mit  zwangsweise  durch  Steuern  entnommenen  Volksmitteln  befriedigt  werden, 
solange  nicht  die  richtigen  allgemeineren  Culturbedürfnisse  des  Volks  in  einem  Zeit- 
alter diejenige  Befriedigung  finden,  welche  der  jeweilige  Stand  des  Volkseinkommens 
zulässt. 

Das  Gesagte  wird  in  unserer  Zeit  in  den  an  sich  ja  berechtigten  Klagen  über 
das  Zurückbleiben  der  modernen  Kunstindustrie  hinter  der  antiken  und 
z.  Th.  selbst  der  mittelalterlichen  und  über  dasjenige  der  deutschen  hinter  der  fran- 
zOsischen  und  z.  Th.  englischen  oft  übersehen.  Kunstindustrie  lebt  überwiegend  vom 
Privat reichthum  (Wohnuugsluzus  u.  s.w.)  und  wird  eben  deshalb  bei  einer  gleich- 
massigeren  Vertheilung  des  Volkseinkommens  sich  schwieriger  entwickeln.  Gegenüber 
den  antiken  Sciavenstaaten ,  mittelalterlichem  Grund-  und  Handelsreiohthum  auf  der 
Basis  von  Leibeigenschaft,  Monopolen  u.  s.  w.  sind  daher  die  wirthschaft liehen 
Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  Kunstindnstrie  jetzt  allerdings  ungünstiger,  und 
in  Deutschland  ungünstiger  als  in  England  und  Frankreich,  weil  noch  bei  uns  wohl 
eine  gleichmässigere  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  besteht.  Treitschke's 
Worte  für  die  grossen  Privatvermögen  (im  2.  Aufs.  S.  269  ff.)  gehen  wieder  zu  weit. 
Entwicklung  der  Exportindustrieen,  die  vielfach  für  den  Luxus  arbeiten,  mit 
Hilfe  von  Lohnreductionen,  nach  Minister  Camphausen's  einstiger  Empfeh- 
lung, ist  m.  E.  auch  nur  bedenklich. 

Diese  allgemeinen  Grundsätze  sind  freilich  im  practisehen  Leben 
nicht  immer  leicht  anzuwenden,  weil  es  auch  nach  selbstverständlich 
erforderlicher  genauer  und  unbefangener  Prüfung  des  concreten 
Falls  zweifelhaft  bleiben  kann,  in  wie  weit  ein  wirkliches  Cultur- 
bedtt  rfnissodernur  ein  fein  eres  materielles  Bedürfniss(z.B.beidem 
Kunstluxus  der  Privathäuser  und  der  Einrichtung  der  Wohnungen), 
ein  ganz  specielles  Culturbedürfniss  kleiner  Kreise  oder  ein 
solches  vorliegt,  das  wenigstens  im  Keim  wichtigere  allgemeine 
Culturbedürfnisse  in  sich  schliesst  (z.  B.  bei  gewissen  wissenschaft- 
lichen Bedürfnissen).  Diese  in  der  Natur  der  Sache  liegende 
Schwierigkeit  muss  eben  im  einzelnen  Falle  so  gut  wie  möglich 
durch  objective  Prüfung  überwunden  werden.  Die  Richtung,  in 
welcher  die  Entscheidung  zu  erfolgen  hat,  wird  durch  obige  An- 
deutungen wohl  hinlänglich  verständlich  bezeichnet. 
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U.  A.  wird  man  ^danach  das  Berechtigte  'und  Uebertreibende  und  Falsche  in 
unserer  modernen  Arbeiterbewegung  bestimmen  können.  Aach  practische 
Fragen  der  Finanzpolitik,  der  Yerwendnng  von  Staats-  and  Gemeindemitteln  f&r 
feinere  Caltarbedurfnisse  (Wissenschaft,  Kanst,  höherer  Unterriebt)  lassen  sich  danach 
mit  entscheiden,  z.B.  die  Schalgeldfrage,  Yertheilaog  öffentlicher  Mittel  zwischen  den  fer- 
schiedenen  Eategorieen  von  Schalen,  ohne  dass  damit  irgendwie  der  innige  organische 
Zasammenhang  des  gesammten  Schalwesens  geleognet,  die  Bedeatang  der  Gymnasien 
nnd  Universitäten  für  das  ganze  Yolksleben  verkannt  za  werden  braucht  Aber 
immer  ist  aacb  hier  die  Frage,  in  welchem  Yerh&ltniss  Öffentliche  Mittel  für  die 
verschiedenen  Arten  von  Schalen  verwenden? 

B.  —  §.  285  [105—107].  Specielle  Zielpuncte  für  die 
Gestaltung  der  Einkommenvertheilang.  Nach  diesen 
Gesichtspuncten  ist  das  Ziel  der  Yolkswirthschaftlichen 
Entwicklung  genauer  festzustellen  und  der  Weg  zur  Erreichung 
desselben  anzugeben.  Soweit  die  volkswirthschaftlicbe  Entwicklung 
auf  Grund  der  bestehenden  Rechtsordnung  nicht  schon  y,yoD 
selbst^'  als  Ergebniss  des  Kampfes  entgegengesetzter  Interessen  und 
der  Wirksamkeit  gesunder  Sittlichkeit  und  Volkssitte,  also  heutzutage 
namentlich  im  System  der  freien  Goncurrenz  (Buch  5,  §.  307  ff), 
auf  dieses  Ziel  in  Betreff  der  Production  und  Yertheilung  der 
Güter  hinstrebt  oder  auch  nur:  nicht  den  nächsten  und  zweck- 
massigsten  Weg  dazu  einschlägt,  muss  im  Princip  die  Be- 
rechtigung und  die  Verpflichtung  des  Staats  zuge- 
standen werden,  durch  seine  Intervention  die  richtige 
Correctur  eintreten  zu  lassen. 

Oh  and  wie  weit  dies  nothwendig  ist,  mass  aas  der  Untersachang  des  concreten 
Falles  hervorgehen.  Die  Behaoptang,  dass  es  niemals  nothwendig  und  immer 
schädlich  sei,  wie  die  radical-freih&ndlerische  (Manchester-)  Partei 
früher  anzunehmen  die  Neigung  hatte,  und  die  entgegengesetzte  Behauptung,  dass  es 
immer  und  im  umfassendsten  Maasse  bis  ins  kleinste  Detail  hinein  nützlich  und  ge- 
boten sei,  wie  die  eztrem-socialistischen  Parteien  meinen,  sind  beide  gleich 
weit  von  der  Wahrheit  entfernt  and  falsche  apriorische,  von  der  Erfahrung  und  Psy- 
chologie absehende  Sätze.  Vorläufig  kann  aus  den  vorausgehenden  Erörterungen  viel* 
mehr  schon  die  Nothwendigkeit  verschiedener  Organisationsprincipien  der 
Yolkswirthschaft  abgeleitet  worden,  durch  deren  richtige  Combination  dann 
jenem  Ziele  zuzustreben  ist  (Buch  5,  §.  301  ff.). 

Die  principielle  Bedeutung  der  Aufstellung  solcher  den 
vorausgehenden  Erörterungen  entsprechenden  Zielpuncte  besteht 
wieder  darin,  dass  eben  unser  Zeitalter  solche  Ziele  mit  klarerem 
Bewusstsein,  aach  auf  Grund  der  erlangten  wissenschaftlichen  Ein- 
sicht in  die  Tendenzen  der  Einkommens-  und  Vermögensyertheilung 
im  freien  Verkehr  (Rententheorie,  Theorie  der  Conjuncturgewinne 
u.  s.  w.)  aufstellt,  nach  den  sich  bildenden  Anschauungen  nnd 
„  Glaubenssätzen ''  (§.  265)  bezüglich  des  sittlichen  Sein-sollens 
immer  mehr  als  berechtigt  anerkennt  und  die  Erreichung  dieser 
Ziele  im  Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft  wünscht 
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Pflege  des  religiösen  Sinnes,  der  sittlichen  Goltar  a.  s.  w.  Yerbreitnng  von 
Elementarbildung  (Volksschulwesen,  Schulpflicht);  Theilnahme  am  geistigen,  Wissen- 
schafts-. Knnstleben  der  Nation  (Volksbildnngswesen,  YoUffiimterhaltangswesen,  Zng&ng- 
lichmachung  der  natarhistorischen ,  der  Kunstsammlungen  auch  für  die  Masse  der 
Bevölkerung).  Gewährung  politischer  Rechte,  activer  und  passiver  Wahlrechte  zu 
Yertretungskörpem ,  was  wiederum  ein  gewisses  Maass  geistiger  Bildung  voraussetzt 

Die  Aufstellung  specieller  ZielpuDcte  für  die  Vertheilung  in 
unserer  Culturperiode  lässt  sich  dann  an  folgendes  Classifications- 
schema  der  Einkommenverhältnisse  der  Individuen,  bez. 
Familien  anknüpfen.  Dasselbe  ergiebt  sich  aus  der  Betrachtung 
des  Verhältnisses,  in  welchem  der  Bedürfnissstand  eines  Einzelnen 
und  einer  Familie  zu  deren  Einkommen  und  Auskommen  steht, 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  Quellen  des  Einkommens. 

Die  Terminologie  ziemlich  nach  Bau,  §.  76  fi*.  Yergl.  hierzu  auch  Kap.  5  in 
Buch  3  (Kennzeichen  des  Yolkswohlstands). 

1)  Günstige  Einkommenverhältnisse. 

Wo  das  Einkommen  aus  eigenem  Erwerb  (in  der  vertragsm&ssigen  Yertbeüung) 
einen  Bedürfnissstand  mindestens  deckt,  welcher  bereits  die  Ezistenzbedarfnisse  zweiten 
Grads  in  dem  dem  Lande  und  der  Zeit  üblichen  Durchschnittsumfang  und  die  TheU- 
nahme  an  den  wichtigeren  allgemeineren  Culturgütern  des  Zeitalters  in  sich  schliesst, 
wo  also  Auskommen  vorhanden  ist.  Hierher  gehören  folgende  drei  aufsteigende  Stufen: 

a)  Wohlstand. 

Wo  der  Einzebe  und  die  Familie,  wenn  auch  nur  durch  Arbeitseinkommen,  ihr 
Auskommen  bei  dem  eben  bezeichneten  Mindestumfang  des  Bedürfnissstands  haben, 
auch  das  Einkommen  ohne  peinlicho  Beschränkung  dieses  Bedürfnissstands  noch  etwas 
zur  Reservebildung  für  abnorme  Lagen  und  zur  dauernden  YermögensbUdong  (Nutz- 
vermögen und  Kapitalbesitz)  übrig  lässt. 

b)  Reichthum. 

(In  diesem  Sinne  des  Worts,  vcrgl.  §.  126.)  Wo  das  Einkommen  über  den  ge- 
nannten Umfang  des  Bedürfnissstands  hinausgeht,  die  Existenzbedürfnisse  zweiten 
Grads  reichlicher  befriedigt  werden  können,  eine  umfassende  TheUnahme  an  allen 
wesentlichen  Culturgütern  möglich  ist,  das  Einkommen  aber  auch  vornemlich  aus 
Beuten,  also  aus  Privat- Eapitalbesitz  und  Privat  -  Grundbesitz  —  Renteneinkommen 
dabei  aus  der  eigenen  Yerwendung  sowohl,  als  aus  der  Yerleihung  von  Kapitalien, 
Grundstücken,  Gebäuden  verstanden,  nur  dass  die  crsterc  etwa  vorwaltet.  —  herrührt, 
demnach  das  Einkommen  hoch  genug  ist,  um  doch  noch  weitere  und  grössere  Yer- 
mögensbildung  aus  ihm  zu  gestatten  und  genügende  freie  Zeit  für  die  Pflege  geistiger 
Culturinteressen.  für  sociale  und  politische  (unentgeltliche)  Ehrenarbeit,  für  Ausübung 
caritativer  Thätigkeit  u.  dgl.  m.  übrig  bleibt.  Letztres  zwar  thatsächlich  bei  den  reichen 
Glassen,  wenigstens  was  die  Männer  anlangt,  bei  der  eigenen  Yerwendung  des  Be- 
sitzes nicht  immer  der  Fall,  aber  bei  richtiger  Zeiteintheilung  und  besonders  bei  rich- 
tiger Beschränkung  des  Erwerbstriebs  sehr  wohl  möglich. 

c)  Ueberfluss. 

Eine  höhere  Stufe  des  Reichthums,  auf  welcher  das  Einkommen  so  überwiegend 
Renteneinkommen  ist,  dass  ein  Beweggrund  zu  neuer  Kapitalbildung  kaum  mehr  vor- 
handen ist,  wenn  nicht  reiner  Pleonexie  gehuldigt  wird  (was  freilich  oft  genug  der 
Fall)  und  auch  die  eigene  Yerwendung  des  Kapitals  und  Bodens  in  der  Unter- 
nehmung aus  Rücksicht  auf  die  Yerminderung  des  Einkommens  bei  Yerleihung  der 
Kapitalien  und  Ycrpachtung  des  Bodens  u.  s.  w.  nicht  geboten  erscheint. 

2)  Ungünstige  Einkommenyerhältnisse 

Wo  das  eigens  erworbene  Einkommen  besten  Falles  zur  knappen  Befriedigung 
der  Existenzbedurfnisse   zweiten  Grads  noch  ausreicht,   aber  zur  Reserven-  und  Yer- 
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mOgensbildang ,  zur  Zahlung  7on  YersicheniDgsprftmien  (Arbeiterferaichening)  nicht 
mehr  g:enQgt  und  wo  das  Gesammtcinkommeo  oft  schon  nicht  ans  eigenem  Enreibe 
(Arbeit,  Renten)  herrührt    Hierher  gehören  folgende  drei  absteigende  Stufen: 

a)  Dürftigkeit. 

Wo  nur  knappe  Befriedigung  der  Ezistenzbedflrfoisse,  aber  wenigstens  noch  ans 
eigens  erworbenen  Mitteln  stattfindet,  die  Theilnahme  an  Gulturgütem  jedoch  fast 
ganz  fehlt  oder  nur  unentgeltlich  genossen  wird,  und  Reserrenbildung  und  neue  Yer- 
mOgensbildung  unterbleiben  muss. 

b)  Armnth. 

Wo  das  Einkommen  aus  fremden  Mitteln  unentgeltlich  eigftuzt  werden  muss, 
um  die  BedOrfiiissbefriedigung  auch  nur  in  dem  Umfange,  wie  auf  der  Stufe  der 
Dürftigkeit,  zu  erzielen:  Almosen,  Armenunterstützung. 

c)  Elend,  oder  Mangel  und  Noth. 

Wo  in  Ermangelung  genügenden  Einkommens  und  genügender  Armenunter- 
stützung auch  die  unentbehrlichen  Ezistenzbedürfnisse  nicht  mehr  ausreichend  be- 
friedigt werden  können. 

An  dieses  Sebema  anknüpfend  darf  dann  gemäss  den  im 
Vorausgehenden  begründeten  Forderungen  und  Zielen  folgende  Ge- 
staltung der  Einkommenverhältnisse  im  Einzelnen  fUr  unsere  Guitar- 
periode als  erstrebenswerth  bezeicbnet  werden: 

1)  Elend  undArmuth  im  genannten  teehnisehen  Sinne  siod 
als  sociale  Classenzustände  unter  allen  Umständen,  einerlei 
welches  die  Grösse  des  Volkseinkommens  sei,  möglichst  aus  der 
Volkswirthschaft  zu  verbannen,  soweit  dies  durch  eine  gleich- 
massigere  Vertheilung  dieses  Einkommens  erreichbar  ist.  Eventuell 
sind  Ergänzungen  des  frei  erworbenen  Einkommens  durch  Zu- 
wendungen directer  und  indirecter  Art  (einschliesslich  unent- 
geltliche öffentliche  Leistungen)  geboten. 

Es  bleiben  daher  nnr  die  Fälle  bestehen,  wo  wirkliche  persönliche  Yer- 
schnldnng  der  Einzelnen  und  der  Familien  die  Ursache  des  ungünstigen  Einkommea- 
ferh&ltnisses  und  der  Mittellosigkeit  ist.  Alsdann  kann  nur  Anspruch  auf  dOrlnge 
Armenunterstützung  der  nicht  erwerbsfähigen  Personen,  immerhin  aber  doch  einige^ 
maassen  nach  dem  Maasse  der  Lebenshaltung  der  untersten  Classen,  gew&hrt  werden. 
So  lange  die  Massen  nicht  einmal  die  noth  wendigen  Ezistenzbedflrfnisse  eisttfi 
Grads  befriedigen,  müssen  daher  auch  die  Culturbedürfnisse  der  höheren  Claasefi 
beschränkt  werden.    Vgl.  im  Uebrigen  die  Ausführungen  in  §.  272 — 275. 

2)  Dürftigkeit  der  Masse  der  Bevölkerung  als  socialer 
Classenzustand  ist  womöglich  nnr  soweit  als  dauernde  Lage 
zuzulassen,  als  soDSt  das  Volkseinkommen  nicht  ausreicht ,  Cnltor- 
bedürfnisse  entstehen  und  sich  entwickeln  zu  lassen  und  als  die 
Ungleichheit  des  Einkommens,  also  die  Möglichkeit,  ein  höheres 
Einkommen  zu  erzielen,  zugleich  als  Sporn  des  Selbstinteressee 
ein  unentbehrlicher  Factor  ist,  um  das  Volkseinkommen  auf 
eine  Höhe  zu  bringen  und  darauf  zu  erhalten,  auf  welcher  Cultur- 
bedürfnisse entstehen.    Directe  und  indirecte  Ergänzungen  des 
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Einkommens  durch  Zuwendungen  sind  daher  bei  der  in  Dürftigkeit 
lebenden  Volksmasse  wiederum  geboten. 

Die  Scla?erei  (aoch  in  ihren  abgeschwftchten  Fennen,  als  Leibeigenschaft 
Q.  8.  w.)  ist  daher,  wie  bemerkt,  innerhalb  der  hiernach  zuziehenden  Grenzen  relati7 
berechtigt  als  Mittel,  die  unteren  Glassen  in  Dtlrftigkeit  zu  erhalten.  Sie  hOrt  aol^ 
dies  zn  sein,  und  die  Dürftigkeit  der  Massen  ist  socialökonomisch  7erwerf  lieh,  sobald 
das  Volkseinkommen  genügend  gestiegen  ist  und  die  Ungleichheit  des  Einkommeni 
den  Reichen  nur  oder  vornemlich  nur  die  Mittel  zu  Üppigerem  Leben  bietet 

Insoweit  ist  in  unserer  Gnlturperiode  ein  regulirendes 
Eingreifen  in  den  Vertheilungsprocess,  durch  legislative, 
administrative  Maassregeln  der  öffentlichen  Gewalt,  berechtigt,  ja 
vielfach  nothwendig,  wenn  die  vertragsmässige  Vertheilung  nicht 
zu  socialen  Classenzuständen  führt,  welche  den  vorausgebenden 
Zielpuncten  entsprechen. 

3)  Wohlstand  auch  der  Masse  der  Bevölkerung,  daher 
eine  demgemässe  Vertheilung  des  Volkseinkommens, 
ist  das  notb wendige  Ziel,  sobald  die  erwähnten  Voraussetzungen, 
unter  denen  die  Dürftigkeit  der  Masse  durch  die  Culturinteressen 
geboten  erscheint,  fortfallen  können. 

So  in  unserer  Zeit,  wo  die  Umgestaltung  der  Technik  die  Productivität 
der  nationalen  Arbeit  ungemein  gesteigert  hat  Dadurch,  sowie  durch  die  relative 
Entbehrlichmachnng  der  privatwirthschaftlichen  Productionsform  sind  auch  die  Be- 
dingungen für  eine  genügende  Höhe  und  Steigerung  und  gleichmässigejC  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  günstiger  geworden. 

4)  Darüber  hinaus  kann  und  darf  aber  privater  Reichthum 
und  einzeln  selbst  Ueberfluss  rechtlich  zulässig  sein,  dem 
Einzelnen  als  Strebeziel  für  seine  auch  der  Gesammtheit  nützliche 
stärkere  wirthschaftlicbe  Thätigkeit,  als  unter  Umständen  passendes 
Mittel,  das  Nationalkapital  in  der  Rechtsform  des  Privatkapitals 
zu  bilden  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  auch  als  Mittel  für  die 
Entwicklung  höherer  freier  Bildung  und  für  die  Möglichkeit  der 
Ausübung  von  Ehrenarbeit  aller  Art  und  der  Gewährung  der  Unter- 
stützungen des  caritativeu  Systems  (§.  336  fi.). 

Spornt  die  Aussicht  auf  Reichthum  in  dieser  Weise  wirklich  die  wirthschaft- 
lichcn  Leistungen  an  und  wird  der  Reichthum  in  der  angedeuteten  Richtung  rer- 
wendet,  so  erscheint  er,  und  damit  die  Ungleichheit  des  Privateinkommens  und  Privat- 
?ermOgens,  auch  volkswirthschaftlich  gerechtfertigt  und  nothwendig.  Dadurch  wird 
zugleich  von  dieser  Seite  aus,  also  in  Betreff  der  Wirkung  auf  die  Consumtion  be- 
trachtet, das  Rechtsinstitut  des  Privatkapitals  und  des  privaten  Qrundeigenthums  volks- 
wirthschaftlich  gerechtfertigt,  wie  später  aus  dem  Gesichtspunct  der  Production  und 
aus  anderen,  bei  der  Frage  mitspielenden  Rücksichten  (2.  Abth.).  Nur  wird  in  immer 
grosserem  umfang  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Untemehinungen  „öffentliches'' 
Kapital-  und  Grundeigenthum  neben  dem  und  theUweise  statt  des  privaten  auch  im 
angedeuteten  Interesse  der  Consumtionsregelung  zu  verlangen  sein.  Im  üebrigen 
handelt  es  sich  dann  aber  freilich  im  concreten  Falle  immer  wieder  um  die  ethische 
Beurtheilung  der  Consumtion  und  der  fUr  diese  stattfindenden  Production  (Luxus). 
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Mit  dieser  socialökonomischen  Rechtfertigung  von  Reich- 
thum  und  Ueberfluss  und  damit  von  grösserer  Ungleichheit  der 
Vertheilung  auch  noch  in  unserer  Culturperiode  ist  aber  wiederum 
noch  nicht  die  Schrankenlosigkeit  des  Wachsthums  von  Ein- 
kommen und  Vermögen  in  Einer  Hand,  quantitativ  und  qualitativ 
(letzteres  namentlich,  was  die  Vermögenslage  in  Grund  und 
Boden,  weiter  auch  in  Zins-Kapital  anlangt),  als  nothwendige 
Consequenz  anerkannt.  Diese  Schrankenlosigkeit  wird  yielmehr 
nicht  durch  das  Gesammtinteresse  verlangt,  ist  auch  keine  un- 
bedingte Folgerung  aus  der  grundsätzlichen  Zulässigkeit  von  Privat- 
reichthum  und  Privateigenthum  an  Productionsmitteln,  sondern  im 
Gegentheil  mit  dem  Interesse  der  Volksgemeinschaft  unvereinbar. 
Ein  Maass  und  eine  Grenze  ist  auch  hier  Erforderniss. 

Darüber  mehr  beim  ..ÄDhäufangsreclit**  als  einer  Consequenz  des  Prirtt- 
eigenthumsprincips  in  der  Lehre  vom  ..Inhalt*'  des  Privateigenthams  (Abtheilong  II 
der  Grundlegung).  Hinsichtlich  der  Frage  beim  Grundbesitz  siehe  die  Agrarpohtik. 
Bezüglich  der  Steuerpolitik,  als  Mittels  der  Gorrectur,  siehe  Band  2  meiner  Fmanz- 
wissenschaft 

Im  Laufe  einer  günstigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklong 
mit  steigendem  Volkseinkommen  und  danach  dann  auch  mit 
steigendem  VolksvermOgen  und  bei  einer  diese  Steigerung  nicht 
tiberholenden  Volksvermehrung  wird  sonach  eine  immer  grössere 
Verbreitung  und  zugleich  eine  Erhöhung  des  Wohlstands  in 
der  Bevölkerung  und  hiermit  verbunden  eine  umfassendere 
Theilnahme  der  unteren  Classen  an  den  Mitteln  zur  besseren 
Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  und  an  den  Cuitur- 
gütern  des  Zeitalters  nach  dem  Vorausgehenden  zu  erstreben  und 
bei  Benutzung  der  geeigneten  Mittel  auch  zu  erreichen  sein.  Da- 
neben oder  darüber  hinaus  behält  jedoch  der  private  Reichthum 
seine  Berechtigung  und  auch  seine  volkswirthschaftliche  Function« 
Das  Ziel  für  die  Volkswirthschaft  kann  daher  im  Ganzen  wohl 
kurz  genannt  werden:  Volkswohlstand. 

In  der  Praxis  handelt  es  sich  vor  Allem  um  richtige  und  genügende 
Höhe  des  Arbeitslohns  und  bei  steigendem  Nationaleinkommen  imd  Volksrermdgen 
um  ein  Mitsteigen  des  Reallohns  (in  naturalen  Gütern)  mindestens  im  Ver- 
hältniss  der  Steigerung  des  Gesammtcinkommens.  Rodbertus  definin  demgemiss 
auch  die  „sociale  Frage'*  einfach  so:  „Wie  ist  den  arbeitenden  Classen  ein  mit  den 
steigenden  Nationalreichthum  mitsteigender  Lohn  zu  sichern'*  (§.  279)  und  glaubt, 
wie  ich,  dass  die  Erfüllung  dieser  Forderung  „wahrscheinlich  nur  durch  Maassregein 
erreicht  werden  kann,  die  vom  Staate  ausgehend  ihre  Hebel  nicht  an  den 
Einzelbetrieben  oder  auch  nur  an  den  verschiedenen  Arbeiterclassen  je  beson- 
ders, sondern  an  dem  nationalwirthschaftlichen  Zustande  im  Ganzen 
einsetzen*'  (aus  den  Motiven  des  Antrags  von  Rodbertus,  R.  Meyer  und  Schu- 
macher betreffend  die  Anstellung  einer  Enquöte  zur  Prüfung  der  wirthschaftlichen 
Lage  der  ländlichen  Arbeiterclassen  auf  dem  Congress  deutscher  Landwinho  Febroar 
1872,  Bericht  über  d.  Verhandl.  d.  1.  Congr.,  Berl.  1872,  S.  93,  abgedruckt  auch  im 
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Yorbericht  zu  v.  d.  Goltz'  Bericlit  Über  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter,  S.  VII,  wo 
hinter:  ,, nicht''  —  [an  den  Einzelbetrieben]  aber  ans  Versehen  ein  wenigstens  fOr 
die  Bodbertus'sche  Lehre  sinnstOrendes  „nnr**  eingeschoben).  Anf  diesem  Gebiete 
sind  die  im  Kapitel  5  des  3.  Bachs  erörterten  Aufgaben,  richtige  Kennzeichen  des 
Volkswohlötands  aufzufinden,  besonders  wichtig. 

C.  —  §.  286.  Durchführung  der  aufgestellten  For- 
derungen und  Mittel  und  Wege  dafür. 

Auch  diese  Frage  gehOrt  nach  der  früheren  Erörterung  ttber  die  Aufgaben  der 
Politischen  Oekonomie,  ebenso  wie  die  analoge  Frage  bezüglich  des  Bechts  auf 
Existenz,  (§.  272)  hierher.  Sie  fällt  in  das  Gebiet  der  dritten  practischen  Aufgabe 
(§.  64).  Doch  muss  es  hier  in  der  Grundlegung  wieder  an  einigen  Andeutungen 
genügen.  Näheres  gehOrt  in  die  Practische  Nationalökonomie,  in  die  Finanzwissen- 
schaft und  eventuell  in  ein  umfassendes  eigenes  System  der  Socialpolitik.  —  In  der 
vorigen  Auflage  fehlten  die  folgenden  Ausführungen,  abgesehen  von  wenigen  Be- 
merkungen (so  in  §.  99). 

l.Principielles.  Die  vertragsmässige  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens (und  danach  weiter  des  Volksvermögens)  vollzieht  sich 
auf  der  Grundlage  der  dafür  geltenden  (priyatrechtlichen,  privat- 
wirthschaftlichen)  Rechtsordnung  unter  dem  Einflnss  der  hier 
spielenden  Motive,  daher  nach  deren  individueller,  classenweiser, 
Zeitalter-  und  volksweiser  DifTerenzirung  und  Gombination  (Buch  1, 
Kap.  1).  Daraus  folgt,  dass  eine  den  obigen  Zielpuncten  gemäss 
erstrebte  Veränderung  der  Vertheilung  schliesslich  vor  Allem  durch 
Veränderung  der  Motivation  anf  wirthschaftlichem  Oebiete 
herbeizuführen  ist.  Diese  Motivation  wird  nun  aber  auch  durch 
äussere  Umstände  beeinflusst.  Um  sie  selbst  entsprechend  zu 
verändern,  müssen  daher  diese  Umstände  in  der  erforderlichen 
Weise  zu  gestalten,  bzw.  zu  verändern  gesucht  werden.  Zweierlei 
Beihen  von  Umständen  lassen  sich  dann  hier  unterscheiden,  erstens 
solche,  welche  die  nach  Aussen  zu,  auf  das  wirthschaftliche  Handeln 
einwirkenden  sittlichen  Anschauungen  bezüglich  des  Sein- 
soUens  auch  anf  wirthschaftlichem  Gebiete,  in  Hinsicht  der  Ver- 
theilung überhaupt  und  der  vertragsmSssigen  insbesondere,  weiter 
welche,  in  Anknüpfung  hieran,  die  Sitten  und  Gewohnheiten 
der  im  Verkehr  stehenden,  Verträge  schliessenden  Menschen  be- 
treffen, zweitens  solche,  welche  sich  auf  Rechtsordnung  und 
Organisation  beziehen. 

Beides  steht  hier  wieder  in  Wechselwirkung.  Namentlich  aber, 
wie  eine  bestimmte  volkswirthschaftliche  Rechtsordnung  und  Organi- 
sation wirkt,  fungirt,  hängt  wesentlich  von  der  Art  und  Macht  der 
sittlichen  Anschauungen,  der  Sitten  und  Gewohnheiten  der  wirth- 
schaftenden  Menschen  ab.  Die  erste  und  höchste  Aufgabe  zu  dem 
Zwecke  einer  besseren  Richtung  und  Gestaltung  der  Vertheilung 
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nach  den  obigen  Zielpuncten  ist  daher  stets,  die  Veränderung, 
Verbesserang,  Hebung  der  sittlichen  Anschauungen, 
der  Sittlichkeit  in  allen  Kreisen  und  Classen  des  Volks,  die 
Verbreitung  dem  entsprechender  Sitten  und  Gewohnheiten, 
das  Aufkommen  und  mächtige  Einwirken  neuer  „gesellschaft- 
licher Glaubenssätze''  (§.265)  hinsichtlich  eines  jenen  Ziel- 
puncten  entsprechenden  nothwendigen  Sein-soUens. 

Wäre  durch  sparsame  Entwicklung  auf  ethisch -psychischem 
Gebiete  allein  hier  alles  Erforderliche  zu  erreichen,  so  wäre  das 
freilich  das  Beste.  Allein  mit  einer  solchen  Annahme  würde  der 
Standpunct  der  Betrachtung  menschlicher,  zumal  wirthschaftlicher 
Verhältnisse  doch  zu  hoch,  zu  ideal  genommen.  Alle  Erfahrung, 
alle  innere  Prüfung  des  eigenen  Ich  spricht  dafür,  dass  indireet 
(mittelst  davon  ausgehender  äusserer  Einwirkung  auf  Motive,  sitt- 
liche Anschauungen,  Sitten)  und  direct  (und  zwar  um  so  mehr,  je 
weniger  diese  indirecte  Einwirkung  erfolgreich  ist)  durch  ange- 
messene Gestaltung  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volk&- 
wirthschaft  die  Annäherung  an  jene  Zielpuncte  und  die  ErftilluDg 
jener  Forderungen  zu  erreichen  gesucht  werden  muss. 

Indireet  mttssen  dadurch  YersochaDgen  vermiDdert,  die  Entstehnog  und  Wiik- 
samkeit  richtiger  sittlicher  Grundsätze  begünstigt,  das  Herrortreten  der  besseren  Mo- 
tive und  Motivecombinationen,  das  Zurücktreten  der  bedenklicheren  gefördert  werden. 
Direct  muss  die  Rechtsordnung  und  Organisation  so  gestaltet  werden,  dass  auch  die 
einer  besseren  Vertheilnng  gegensätzlichen  Motive  wenigstens  mehr  oder  weniger 
überwunden,  die  in  der  gewünschten  Richtung  wirkenden,  aber  zu  schwachen  gestäikt 
werden  und  so  aus  der  Rechtsordnung  und  Organisation  eine  Yertheilung  hervorgeht, 
welche  der  erstrebten  möglichst  gleicht. 

Für  alle  einzelnen  Fragen  und  Puncto  der  Moti?ation  und  die  Beeinflnssanf 
derselben  durch  die  Rechtsordnung  genügt  es,  auf  die  Erörterungen  hierüber  in 
1.  Kapitel  des  1.  Buchs  zu  verweisen.  Ueber  die  Bedeutung  des  Moments  der  Sitt- 
lichkeit und  Sitte  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  s.  besonders  Schmoller,  über 
Grundfragen  des  Rechts  u.  s.  w.  Abschn.  III,  wo  o.  A.  S.  36  gewiss  sehr  richtig  betont 
wird,  dass  selbst  bei  der  Preisbildung  auf  dem  Markte  die  Quantitäten  des  Angebote 
niemals  direct,  sondern  nur  durch  das  Medium  gewisser  psychologischer  Processe 
und  gewisser  Sitten  auf  die  Käufer  wirken.  Ich  habe,  so  sehr  ich  SchmoUer  in  diesen 
Ausführungen  principiell  beistimme,  eben  nur  das  Bodenken,  ob  der  Standpunct  hier 
nicht  doch  etwas  zu  hoch,  zu  ideal  gewählt  ist.  Eben  deshalb  lege  ich  dock 
noch  mehr  Gewicht  auf  die  Durchführung  des  Princips  der  „vertheiienden  Gerechtig- 
keit'' (eb.  Abschn.  lY)  und  dabei  dann  auch  auf  einschneidende  Reformen  des  Rechts. 
des  Eigen thumsrechts,  des  Erbrechts,  des  Steuerrechts  durch  die  Gesetzgobnng,  sowie 
überhaupt  auf  die  Ausbildung  des  zwangsgemein  wirthschaftlichen  Systems  neben  und 
z.  Th.  statt  des  pri?at wirthschaftlichen,  caritativen  und  frei-gemeinwirthschafUichen. 
Vcrgl.  unten  Buch  5  u.  6  u.  Abth.  2  der  Grundlegung.  „La^ct  uns  besser  werden, 
gleich  wird  es  besser  sein",  heisst  es  freilich  sicher  grade  hier  wieder.  Aller  änssenr 
und  innerer  psychologischer  Erfahrung  nach  reicht  hier  für  ,3Ienschen^*  freilich  aiick 
nicht  eine  kahle  Vernunft-Ethik  aus ,  mindestens  nicht  für  die  grosse  Mehrzahl  der 
Menschen.  Nur  eine  vom  religiösen  Bewosstsein  und  religiösen  Glauben  ge- 
tra^cno  Ethik  erweist  sich  hier  noch  einigermaassen  erfolgreich  (§.  46,  S.  120).  Daf 
wird  ron  der  deutschen  „ethischen''  Nationalökonomie  viel  zu  wenig  beachtet,  aock 
f  on  der  „historischen"  nicht,  der  grade  diese  Seite  der  Frage  sonst  nahe  liegen  sollte. 
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}^ar  Wilhelm  Boschcr  macht  in  dieser  Hinsicht  ans  seinen  anf  christlichem  Boden 
stehenden  Anschanongen  niemals  ein  Hehl. 

§.  287.  —  2.  AenderaDgen  der  Rechtsordnung  und 
Organisation  der  Volkswirthschaft.  Dreierlei  verschiedene 
«olche  Aendernngen  kommen  hier  nnn  in  Betracht,  bei  jeder  dann 
mancherlei  Einzelnes,  wovon  hier  nur  Einiges  genannt,  nicht  näher 
behandelt  werden  soll.  Die  zweite  und  die  dritte  Art  der  Aendernngen 
«tehen  unter  einander  in  näherer  Beziehung,  theils  im  Wechsel- 
wirkuDgsverhältniss,  theils  die  zweite  Art  als  die  Voraussetzung 
4er  dritten. 

Erstens  handelt  es  sich  um  Aendernngen  innerhalb  der 
sogenannten  (im  folgenden  Buche  näher  behandelten),  im  U  ehr  igen 
Tcrbleibenden  privatwirthschaftlichen  Organisation  und  ihrer 
im  Uebrigen  gleichfalls  verbleibenden  Rechtsordnung 
für  Freiheit,  Privateigenthum ,  Verträge  in  der  Richtung,  dass  die 
Aenderung  unmittelbar  zu  einer  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
mehr  nach  den  aufgestellten  Zielpuncten  und  Forderungen  führt 
oder  mittelbar  die  Erfüllung  der  letzteren  begünstigt,  erleichtert. 
Sodann  kommen  Maassregeln  der  Finanz-  und  Steuerpolitik 
und  eine  bestimmte  Wahl  von  Verwendungszwecken  und  von  Arten 
der  Aufbringung  öffentlicher  Mittel  dafür  in  Betracht,  wodurch  in 
der  Richtung  jener  Zielpuncte  gearbeitet  wird.  Und  endlich  können 
principielle  Aendernngen  der  Organisation  und  Rechts- 
ordnung der  Volkswirthschaft  ebenfalls  zu  diesem  Zweck  erfolgen, 
indem  die  privatwirthschaftliche  Organisation  und  ihre  Rechts- 
ordnung bezüglich  der  sachlichen  Produclionsmittel,  des  Privateigen- 
thums  daran,  der  socialistischen  Forderung  gemäss,  durch  die  ge- 
mein-, insbesondere  die  zwangsgemein wirthschaftliche  und  deren 
Rechtsordnung  für  das  Eigenthum,  durch  das  ,, gesellschaftliche'^, 
„öffentliche'^  oder  Gemeineigenthum  an  Grundstücken  und  Kapital, 
ersetzt  wird;  aber  im  Unterscbied  vom  Socialismus,  nicht  all- 
gemein und  völlig,  sondern  nur  theilweise  und  beschränkt, 
nach  dem  System  des  „Staatssocialismus''  (§.  18).  Daher 
wird  durch  diese  Ersetzung  doch  immer  nur  eine  Ergänzung 
der  privatwirthschaftlichen  Organisation  und  deren  Rechtsordnung 
•4ierbeigeführt,  bleibt  die  althistorische  Gombination  von  Privat- 
«und  Gemeinwirthschaft,  Privat-  und  Gemeineigenthum  bestehen, 
nur  erfolgt  sie  eben  mehr  so,  dass  die  erstere  mehr  zurück-,  die 
Jetztere  mehr  vorgeschoben  wird  (§,  302). 

a)  Die  Aenderungen   der  ersten  Art  lassen  sich  als  social- 
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politische  Regelungen  und  Beschränkungen  im  privat- 
wirtbschaf tlichen  (,,freien'')  Verkehr  und  seiner  Rechts- 
ordnung bezeichnen.  Sie  gehen  darauf  aus,  die  Ausben- 
tung  der  social  und  ökonomisch  schwächeren  durch  die  stärkerea 
Elemente  im  Verkehr  zu  erschweren,  eventuell  zu  verhindern;  femer 
die  schwächeren  Elemente  selbst  für  den  Concurrenzkampf  stärker 
zu  machen ;  desgleichen  der  Ausbeutung  der  Gonjunetoren  nnd  der 
dabei  sowie  in  der  Speculation  überhaupt  vorkommenden  Erlangung 
leichter  und  grosser  Gewinne  ohne  entsprechende  Arbeit,  daher 
der  Bildung  der  grossen  Einkommen  und  Vermögen  mehr  Sehrankea 
zu  ziehen.  Alles  das  setzt  Regelungen,  auch  Besehränknngen 
auf  dem  Gebiete  des  Privateigenthums,  der  Verträge,  aach  der  gd- 
sammten  wirthschaftlichen  Freiheit  voraus,  ohne  dass  damit  aber 
die  leitenden  Grundprincipien  der  Rechtsordnung  nnd  Organisatios 
ganz  aufgegeben  werden. 

Daher  handelt  es  sich  fOr  die  unteren  arbeitenden  Glassen  hier  um  das  gran 
und  wichtige  Gebiet  des  sog.  Arbeiterschutzes  (Fabrikgesetzgebung  u.  s.  v.): 
femer  aUgemein  um  Regelungen,  Beschränkungen  der  T ertragsfreiheit 
wenigstens  bei  solchen  Verträgen,  wo  Ausbeutungen  der  Schwächeren  besoodeis  Idcht 
Forkommen,  wie  beim  Darlehens-  und  Zins-,  Mieth-,  auch  unter  Umständen  bda 
Pachtvertrag,  wozu  je  nachdem  weitere  Fälle  treten  können,  und  zwar  immer  in  der 
Richtung,  den  Inhalt  der  Verträge  mehr  zu  Gunsten  der  schwächeren  Elementen 
gestalten,  in  der  Einsicht  und  nach  der  Erfahrung,  dass  die  schwächeren  Elemente 
dazu  nicht  mächtig,  nicht  intelligent  und  erfahren,  nicht  willensstark  genug  nnd,  das 
sonst  zu  erreichen.  Maassregeln,  Reformen  im  agrarischen,  gewerblichen  Haiukli- 
recht  u.  s.  w.  können  auch  hier  mit  in  Betracht  kommen. 

Die  Stärkung  der  Schwächeren  fUr  den  Concurrenzkampf  erfolgt  bezüglich  da 
Arbeiter  durch  die  Organisationen  der  vereinzelten  zu  Verbänden,  Sir  eiaei 
einzelnen  Zweck  (z.  B.  einen  speciellen  Fall  des  Lohnkampfes),  für  dauernde  Zwecb 
zur  Verbesserung  der  Lage,  vomemlich  zur  Lohnerhöhung  oder  zur  YerhQtong  na 
Lohnherabsetzungen,  zur  Regelung  der  Arbeitszeit,  der  Arbeits«,  Lohnzahlungsait  der 
gesammten  Bedingungen  und  Verhältnisse  des  Arbeitsvertrags.  Daher,  wenn  die 
Rechtsordnung  das  bisher  verbot,  oder  nicht  genügend  gewährte,  die  Sicherung  dei 
Goaliti  onsrechts,  der  Gewerkvereinsbildung  u.  Aehnliches  m.  Yerwaadl 
sind  Organisationen  von  vereinzelten,  schwachen  Gliedern  für  andere  wirthschafthcke 
Zwecke,  bei  deren  Erreichung  es  auf  Stärkung  der  Interessenten  ankommt,  z.  6. 
Gonsumvereine  u.  dgl. 

Die  Stärkung  schwacher  Berufsstände,  die  Erhaltung  der  kleinen  nid 
mittleren  Unternehmungen  und  Unternehmer,  die  Verhütung  oder  doch  Erschwenof 
ihrer  Aufsaugung  durch  die  stärkeren  Elemente,  durch  Grossbetrieb,  Groflsfcapitil, 
Grossgrundbesitz,  dient  ähnlichen  Zwecken.  Sie  hat,  ebenso  wie  die  Beschränkoig 
der  zu  grossen  und  zu  leichten  Gewinne  u.  s.  w.,  wieder  durch  entsprechende  Ge- 
staltung des  agrarischen,  gewerblichen,  Handels-,  Credit-,  Actien-,  Bank-,  Bflna- 
rechts  u.  s.  w.  zu  geschehen. 

Alles  in  Allem:  es  ist  der  neuerdings  sogenannte  y, social- 
politische''  Gesicbtspunct,  welcher  bei  der  Ordnung  des  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehrssystems  und  seines  Kechts,  des  Privat- 
wie  Verwaltungsrechts ;  hier  überall  zur  Geltung  kommen  solL 
Dieser  socialpolitische  Gesichtspunct  bedeutet  im  Wesentlichen  nichts 
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Anderes,  als  anter  Erhaltung  der  Grnndprincipien  der  bestehenden 
Rechtsordnung  für  Freiheit  und  Eigenthum  doch  diese  Principien 
nicht  als  absolute  zu  behandeln,  sondern  durch  einschränkende 
Rechtsnormen  missliebige  Consequenzen  derselben,  wie  sie 
gerade  im  Vertbeilungsprocess  hervortreten  und  von  da  aus  weiter 
wirken  können,  zu  verhüten. 

Ob  das  genügt,  ist  hier  jetzt  nicht  zu  entscheiden.  Wie  es  im  Einzelnen  aus- 
geführt  werden  soll,  wie  die  eben  erwähnten  Maassregeln  und  weitere,  hier  uner- 
wähnt gebliebene  —  da  es  sich  hier  für  uns  nur  um  die  Hanptfälle  als  Beispiele 
handelt  —  zu  dem  Zweck  einzurichten  sind,  gehört  auch  nicht  hierher,  sondern  nach 
der  principiellen  Seite  in  andere  Theile  der  Grundlegung,  so  besonders  in  die  zweite 
Abtheilung  derselben,  vomemlich  aber  und  namentlich  nach  den  Einzelheiten  in  die 
verschiedenen  Theile  der  Practischen  Nationalökonomie. 

§.  288.  —  b)  Die  hierhergehörigen  Maassregeln  der  „socialen'* 
Finanz-  und  Steuerpolitik  bestehen  einmal  darin,  öffentliche 
Mittel  des  Staats  und  sonstiger  öffentlicher  Körper  (,,Zwang8gemein- 
wirthschaften",  s.  Buch  5,  §.340  ff)  ftlr  solche  Zwecke  zu  verwenden, 
welche  in  der  angedeuteten  Richtung  liegen.  Alsdann  kommen  sie 
direct  und  indirect  vornemlich  den  unteren  Classen  zu  Gute, 
und  erlangen  hier,  als  „Vortheile",  „Genüsse",  „Bedürfnissbefrie- 
digungen**, bzw.  Möglichkeiten  dazu  den  Character  von  „  Zu- 
wendungen*', zur  Ergänzung  des  sonstigen  Einkommens  für  die 
betreffenden  Classen  und  Personen.  Sodann  bestehen  jene  Maass- 
regeln in  der  eigenthümlichen  Methode  der  Beschaffung  der 
hierfür  und  weiter  auch  der  für  die  gesammten  öffentlichen  Ver- 
wendungen dienenden  öffentlichen  Mittel,  nemlich  erstens  in  der 
Uebertragung  vonEigenthumsobjecten  und  wirtbschaft- 
lichen  Unternehmungen,  welche  als  Rentenquellen,  als 
Grundlage  von  Unternehmer-,Gewerbs-,  Conjuncturengewinnen  dienen, 
an  den  Staat  u.  s.  w.,  sowie  zweitens  in  der  Einrichtung  der 
Besteuerung  in  der  Art,  dass  die  besitzenden  und  die  Classen 
höheren  Einkommens  einer  Mehrbelastung,  insbesondere  für  die 
allgemeinen  öffentlichen  Zwecke,  eventuell  aber  auch  für  diejenigen, 
welche  in  der  angedeuteten  Weise  den  unteren  Classen  in  höherem 
oder  alleinigem  Maasse  zu  Gute  kommen,  unterliegen,  und  weiter 
in  der  Art,  dass  die  nicht  besitzenden  und  die  Classen  niedrigeren 
Einkommens  in  einer  auf  Consumregelung  und  Sparzwang  hinaus- 
kommenden Richtung  besteuert  werden. 

Verwendungen  von  ölTentlichen  Mitteln  zu  den  angedeuteten  Zwecken  sind  z.  B. 
diejenigen  ftlr  die  (schulgeldfreie,  unentgeltliche  oder  wenigstens  durch  die  Schul- 
gelder die  Kosten  nicht  deckende)  Volksschule,  auch  fttr  mittlere  und  höhere 
Schulen  unter  diesen  finanziellen  Voraassetzungen ,  wenn  darin  die  Angehörigen  der 
unteren   Classen  Aufnahme  finden;    ferner   die  Verwendungen   fUr  Sanitäts-   und 
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MedicinalangelegenheiteD  unter  den  gleichen  Bedingungen;  deegL  die  Yerwen* 
düngen  für  Arbeiterver Sicherungswesen  und  manche  Ähnliche  Fälle.  Die  Be- 
schaffung ron  Mitteln  in  der  angegebenen  Weise  erfolgt  durch  „Verstaatlichungen**, 
„Yercommunalisirungen'*  von  Yerkehrsanstalten  (Eisenbahnen  \\  Banken,  Yersicheiangs- 
anstalten,  gewissen  Fabriken  (Beleuchtung-,  Gas-)  (s.  Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  65)  u.  s.  w.^ 
weiter  im  althistorischen  staatlichen  und  communalen  Domänen-,  Forst-,  Bergwesen; 
sodann  durch  Begalisiruogen  und  Monopolisirungen  (wo  der  Beinertrag,  z.  B.  eines 
Tabakmonopols  doppelter  Art  zu  sein  pflegt:  Gewerbsgewinn,  den  sonst  Prifate 
gemacht,  und  etwaiges  Plus  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  mittelst  Erspaning  an 
Productionskosten  und  mittelst  höherer  Preise,  worin  die  Besteuerung  in  dieser  Form 
liegt).  Die  Besteuerung  zur  Mehrbelastung  der  höheren  Classen  und  des  Besitzes  er^ 
folgt  durch  directe  Steuern  mit  degressivem  und  namentlich  progressivem  Steaerfuss, 
wie  besonders  bei  Einkommen-,  Vermögenssteuern,  durch  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  oder  Besiueinkommens  in  irgend  einer  Form  (Fin.wiss.  11,  2.  A.  §.  183  £) 
durch  reelle  Vermögenssteuern  (eb.  §.  131  ff.),  durch  Erbschaftssteuern.  Die  Be- 
steuerung der  unteren  Classen  zu  Zwecken  der  Consumregelung  und  des  Sparzwangs 
geschieht  vornemlich  durch  gewisse  indirecte  Verbrauchssteuern,  deren  Erträge  in 
der  angedeuteten  Weise  verwendet  werden;  aber  auch  directe  Besteuerung  (Classen-, 
Einkommen-,  Familien-,  Kopfbteuern)  kann  unter  Umständen  hierfür  mit  dienen 
(Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  250  ff.). 

Eine  EinricbtaDg  des  Finanz-  und  Steuerwesens  in  dieser 
Weise,  mit  diesen  Zwecken  und  Mitteln,  kann  wiederum  passend 
mit  dem  Namen  einer  „socialen''  (socialpolitischen)  Finanz- 
und  Steuerpolitik  bezeichnet  werden.  Dieselbe  bildet  dann  ein 
Glied  eines  allgemeinen  Systems  der  Socialpolitik  oder  der  socialen 
Wirthscbaftspolitik  und  möcbte  als  ein  besonders  geeignetes  Mittel, 
die  Zielpuncte  der  letzteren  auf  dem  Gebiete  der  Vertbeilungsfrage 
zu  erreichen,  angesehen  werden  dürfen. 

Dies  habe  ich  an  anderen  Orten  nach  allen  bezüglichen  Seiten  näher  darzulegen 
und  zu  begründen  gesucht.  S.  bes.  Fin.wiss.  B.  I,  3.  A.  §.  27  und  die  dortigen  Ans- 
ftihrungen  über  den  Privaterwerb  im  ganzen  Bande,  sowie  ebenso  wesentlich  den 
ganzen  B.  II,  2.  A.,  daraus  bes.  über  die  Stenerprincipien,  namentlich  die  Prindpien 
der  Gerechtigkeit  (2.  A.  S.  372 — 461).  Ferner  meine  Aufsätze  über  Finanzwissen- 
schaft und  Staatssocialismns  in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1887  und  über  sociale 
Finanz-  und  Steuerpolitik  in  Braun's  Archiv  f.  soc.  Gesetzgebung,  1891.  In  allen 
diesen  Arbeiten  ist  es  das  besondere  Bestreben,  grade  die  Benutzung  des  Finanz-  und 
Steuerwesens  für  die  Aufgaben  der  Socialpolitik  zu  begründen.  Ueber  die  Benutzung 
der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  als  Mittels  zur  Consumregelung  und  zum  Spar- 
zwang  s.  auch  oben  S.  702. 

§.  289.  —  c)  Endlich  principielle  Aenderungen  der 
Organisation  und  Rechtsordnung  der  ganzen  Volkswirth- 
schaft  mehr  in  der  Richtung  der  Hinüberführung  in  die  gemein- 
wirthschaftliche  Organisationsform  und  in  eine  dementsprechencle 
Rechtsordnung  für  die  sachlichen  Productionsmittel,  daher  folge- 
weise für  die  Ordnung  der  Production  und  Vertheilung.  Wie  be- 
merkt, steht  diese  dritte  Reihe  von  Mitteln  und  Wegen  mit  der 
eben  besprochenen  zweiten  in  näherer  Beziehung.  Uebertragungen 
wirthschaftlicher  Unternehmungen,  Productionsbetriebe  an  den 
Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper  durch  VerstaatliebungeD, 
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VercommunalisirungeD ,   RegalisiruDgen,   Monopolisirongen   a.   dgl. 
sind  auch  hier  die  in  Betracht  kommenden  Maassregeln.    Aber  diese 
alsdann  nicht  sowohl  oder  wenigstens  nicht  nur  aas  den  erwähnten 
finanzpolitischen  Gründen,  noch  ans  bloss  solchen  Gründen,  welche 
in  den  sachlichen  Bedürfnissen  im  einzelnen  Falle  liegen,  z.  B.  bei 
der  Eisenbahnverstaatlichung  in  dem  Bedürfniss  des  Verkehrswesens» 
welches,  der  Annahme  nach,  auf  diese  Weise  am  Besten  befriedigt 
wird  —  der  bisher  wesentlich  für  diese  Maassregel  bei  den  Eisen- 
bahnen maassgebende  Gesichtspunct  — ;  sondern  in  der  That  aus 
principiellen,  die  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volks- 
wirthschaft  betreffenden  Gründen :  nemlich  um  die  Production  anders 
als   privatwirthschaftlich  zu  ordnen,   eben  „ gemein wirthschaftlich'^ 
(Buch  5,  §.300  ff,  340  ff)  und  sie  dadurch  regelmässiger,  planmässiger, 
unabhängig  von  der  im  privatwirthscbaftlichen  Productionssystem  ob- 
waltenden Motivation  zu  gestalten,  sowie  ebenso  die  Vertheilung 
principiell  anders  zu  regeln,  nicht  nach  den  mechanischen  Gesetzen 
des  freien  Marktverkehrs  wie  im  gewöhnlichen  Lohnwesen,  sondern 
nach    jenen    Biliigkeits-    und    Zweckmässigkeits  -  Gesichtspuncten 
autoritativer  Regelung    (§.    264),    wo    die    Einkommengestal- 
tnng  für    die  Einzelnen    nach  Bedürfniss,   Leistung    und    anderen 
fUr    passend    gehaltenen    Momenten,     bzw.     nach    einer    Gom- 
bination  derartiger  Rücksichten  erfolgt,  daher  nach  Analogie  der 
Verhältnisse  im  öffentlichen  Dienst  (Besoldungswesen).    Hier  wird 
mithin   in  der  That,   unbeschadet  der  Fragen  der  Ausführung  im 
Einzelnen,  das  gethan,   was  der  Socialismus  will:   Uebertragung 
der  sachlichen  Productionsmittel  an  die  Gemeinschaft,  wie  dieselbe 
durch  Staat,  Gemeinde  und  ähnliche  Körper  für  den  grössten  und 
die  kleineren  Kreise  der  Bevölkerung  im  Volkswirthschaftsgebiete 
vertreten  wird,   Ausführung  der  Production   in  „öffentlichen"  Be- 
trieben, Vertheilung   des  Productionsertrags  nach  den  zur  Richt- 
schnur   genommenen,    von    der   Rechtsordnung  anerkannten,   au- 
toritativ durchgeführten  Gesichtspuncten. 

Hierdurch  nähert  sich  allerdings  die  gesammte  volkswirth- 
schaftliche  Organisation  mehr  der  socialistischen,  gemeinwirthschaft- 
lichen.  Aber  sie  fällt  damit  nicht  zusammen,  weil  nur  auf  einzelnen, 
besonders  hierfür  geeigneten  und  danach  ausgewählten  Gebieten 
so  vorgegangen  werden  soll  und,  im  Unterschied  zur  Annahme 
des  Socialismus,  so  vorgegangen  werden  kann.  Man  beschränkt 
sich  auf  eine  „staatssocialistische"  Regelung  der  Production 
und  Vertheilung. 
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Die  weitere  BegrUndnog  für  diese  Annäherong  an  die  sociaUstische  Organisation 
and  zugleich  für  diese  Beschränkung  liegt  in  den  Ausführungen  dieses  ganzen  Wei^ 
besonders  des  1.  Kapitels  des  1.  Bochs  (vrirthschaftliche  Natur  des  Bfenschen),  dieses 
ganzen  nerten  und  des  folgenden  fünften  und  sechsten  Buchs,  sowie  der  AbtheiL  11 
der  Grundlegung.  Auch  im  nächsten  (3.)  Abschnitt  dieses  Kapitels  findet  sich  einiges 
Weitere  zur  Begründung  dieses  unseres  Standpuncts,  der  auch  in  der  Einleitung 
(§.  18)  angedeutet  wurde.  Aber  auch  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  der  Prac* 
tischen  Nationalökonomie  werden  vielfach  diese  Fragen  berührt. 

IV.  —  §.  290.  Schlussbemerkungen  über  die  Regelung 
derVertheilung.  Die  AusfübruDgen  dieses  Kapitels  und  speciell 
dieses  zweiten  Absebnitts  desselben  (§.  269  ff.)  laufen  alle  anf  die 
Erfüllung  einer  Forderung  meines  grossen  und  verehrten  social- 
ökonomischen  Lehrers  Rodbertus  hinaus:  der  wirthschaftliche 
Verkehr  darf  sich  nicht  selbst  überlassen  werden,  die  Volks- 
wirthschaft  rauss  mehr  Staatswirthschaft  werden.  Letzteres 
hier  auch  gerade  für  eine  befriedigendere  Lösung  des  Vertheilongs- 
problems,  dessen  Lösung  im  freien,  sich  selbst  überlassenen  Ver- 
kehr so  wenig  befriedigend  ausfällt.  Auch  hier  wird  aber  absicht- 
lich wieder  eine  Mittelstellung  zwischen  den  Extremen  des 
reinen  ökonomischen  Individualismus  und  Concurrenzsystems  und 
des  reinen  Socialismus  und  autoritären  Systems  in  Bezug  auf  die 
Lösung  des  Vertheilungsproblems  eingenommen:  ein  eklektisches 
Verfahren  (§.  53,  S.  137),  wie  es  m.  E.  die  Complicirtheit  des 
menschlichen  Motivationssystems  und  der  volkswirthschaftlichen 
Vorgänge  unvermeidlich  macht  und  wie  es  aller  geschichüicheii 
Erfahrung  eutspricht.  Die  Aufgabe  der  Theorie,  der  social- 
ökonomischen  Grundlegung  ist  es,  die  Nothwendigkeit  und  Richtig- 
keit einer  solchen  Mittelstellung  und  eines  solchen  eklektischen 
Verfahrens  zu  zeigen  und  zu  begründen.  Die  Aufgabe  der  ratio 
nellen  Praxis  ist  es,  anknüpfend  an  die  gegebene  und  nur  so* 
wenig  und  so  langsam  veränderliche  menschliche  Durchschnitts' 
natur  und  an  die  gesamrate  wirthschaftsgeschichtliche  Entwicklung, 
den  von  der  Theorie  aufgestellten  Zielpuncten  gemäss,  hier  den- 
jenigen für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  die  Volkswirth- 
Schaft  weiter  und  soweit  als  danach  nöthig  und  —  möglich  ist, 
umzubilden,  daher  in  der  Richtung  dieser  Ziele  zu  operiren  and 
sich  so  ihnen  zu  nähern  zu  suchen. 

Die  hier  vertretene  Auffassung  beruht  auf  der  Anerkennung 
der  auch  durch  alle  höhere  geschichtliche  Entwicklung  erwieseneo 
Nothwendigkeit  der  socialen  Glassenschichtung  im  6e8am^l^ 
Interesse  der  Volksgemeinschaft,  als  einer  Gulturgemeinschaft  selbst; 
daher  auch  auf  der  Nothwendigkeit  der  wirthschaftlichen  Hanpt- 
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grundlage  dieser  Classenschichtung,  der  ungleichen  Vertheilnng 
von  Volkseinkommen  and  Vermögen  (§.  284).  Ob  dafür  dorchaus 
das  Rechtsprincip  des  Privateigenthums  an  Grnndstttcken  and 
Kapital  geboten  ist,  soll  hier  noch  nicht  untersucht  und  entschieden 
werden,  wird  aber  später,  allerdings  mit  Beschränkungen,  bejaht 
werden  und  ward  oben  schon  als  zu  bejahen  angenommen. 

Mit  jener  Auffassung  wird  auch  eine  ökonomische  Aristo- 
kratie als  berechtigt,  ja  nothwendig  anerkannt,  selbst  heute  noch, 
bei  hochentwickelter  Technik  der  Production  und  der  davon  be- 
dingten Möglichkeit  eines  hohen  Volkseinkommens.  Aber  freilich 
muss  diese  Aristokratie  den  socialen,  den  Cultur-,  den  politischen 
Interessen  dienen,  nicht  nur  dem  Privatinteresse  ihrer  Mitglieder. 
Es  kommt  daher  bei  ihr  auf  die  Art  des  Einkommens-  und  Ver- 
mögenserwerbs und  auf  die  Art  und  Verwendung  der  ihr 
zu  Gebote  stehenden  materiellen  Mittel  an.  Die  ökonomische 
Aristokratie  wird  nur  zu  einer  dem  Gesammtinteresse  dienenden 
Cultur -Aristokratie,  wenn  sie  in  Bezug  auf  Art  von  Erwerb  und 
Verwendung  Kritik  verträgt  und  der  wahren  Culturentwicklung  des 
Volks  dient  (§.  284).  Die  Unbegrenztheit  des  Erwerbs,  der  Ein- 
kommens- und  Vermögensconcentration  in  einer  Hand  ist  freilich 
wiederum  noch  keine  nothwendige  Consequenz  der  Anerkennung 
des  Princips  der  socialen  Glassenschichtung  und  der  ökonomischen 
wie  Culturaristokratie. 

Aus  allem  hier  in  diesem  Kapitel  Entwickelten  folgt  das  Be- 
dtlrfniss  nach  einer  solchen  Organisation  und  Rechtsordnung  der 
Volkswirthschaft,  welche  die  Annäherung  an  die  hier  aufgestellten 
Zielpuncte  und  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Lösung  des  Ver- 
theilungsproblems  möglichst  sichern. 

Im  folgenden  vierten  und  fünften  Bache  dieser  ersten  und  in  der  zweiten  Ab- 
theilnng  der  Grundlegung  werden  mit  nach  diesem  Gesichtspuncte  die  Fragen  der 
Organisation  und  Kechtsordnuiig  behandelt  werden. 

Zuvor  soll  aber  im  letzten  Abschnitt  dieses  Kapitels  noch  ein  Blick  auf  andere 
Standpuncte  der  Betrachtung  des  Vortheilungsprobloms  geworfen  werden. 

3.  Abschnitt. 

Andere  Standpuncte  der  Betrachtung  des  Verthellungs- 
problems,  besonders  im  Commnnismus  und  Socialismus. 

Vgl.  1.  Aufl.  dieses  Werks,  §.  109,  2.  Aufl.,  S.  168  £F.  Es  handelt  sich 
hier  jetzt  nicht  um  eine  litterarhistorische  Darstellung  und  Kritik  der  Auffassungen 
des  Ausdrucks  und  Begrifis  Communismus  und  Socialismus  bei  den  einzelnen  Autoren 
und  Schulen  dieser  Richtungen,  was  in  die  Litteraturgeschichte  der  Politischen  Oeko- 
nomie  gohOrt.  Vielmehr  soll  hier  nur  eine  kurze  Darlegung  dessen  erfolgen,  was 
A.  Wagner,  Orandlegasg.  8.  Auflage.   1.  Thdl.  Grundlagen.  48 
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rationeller  Weise  unter  Commnnismns  nnd  Socialismus  za  verstehen  sei,  wenn  mm 
mit  diesen  Begrifen  wissenschaftlich  opciiren  will.  Erst  dadurch  wird  es  mOglich, 
zn  zeigen,  worin  der  hier  im  Vorausgehenden  nnd  in  diesem  ganzen  Werke  vertretene 
Standpnnct  sich  von  demjenigen  eines  solchen,  auf  sein  Wesen  zurückgeführten  Com- 
monismos  und  Socialismus  unterscheidet  und  worin  er  damit  übereinstimmt  Beides 
ist  Missverständnissen,  Vornrtheilen  nnd  Entstellungen  gegenüber,  welche  auch  meiner 
Behandlang  des  Vertheilangsproblems  nicht  gefehlt  haben,  geboten. 

L  —  §.  291  [108,  109].  Abweichende  Standpuncte. 
Das  volkswirthschaftliche  Problem  guter,  richtiger  und  gerechter 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  ist  früher  flber  dem 
Problem  grösstmöglicher  Production  der  Otiter  auch  in 
der  Theorie  nicht  genügend  zur  Geltung  gekommen.  Es  wird  jetzt 
in  der  Wissenschaft  immer  allgemeiner  zugestanden,  dass  das  ein 
Fehler  gewesen  ist,  und  demgemäss  die  entscheidende  Bedeutung 
des  Vertheilungsproblems  anerkannt. 

Besonders  hat  der  ökonomische  Individualismus  der  neueren  Wissen- 
schaft seit  Ad.  Smith  das  Vertheilungsproblcm  vernachlässigt  und  viel  za  sehr  eine 
««richtige  Vertheilnng*'  ohne  Weiteres  als  nothwendiges  Ergebniss  des  ,,sich  selbst 
überlassencn  Yerkehrs'*  betrachtet  oder  auch  einfach  die  pctitio  principii  begangen, 
grade  die  sich  hier  vollziehende  Vertheilnng  und  nur  diese  als  die  ,«an  sich  richtige"* 
und  sogar  als  die  „an  sich  gerechte'*  anzusehen.  Das  Vertheilungspioblem  darf  wohl 
gegenwärtig  fast  noch  als  das  wichtigere  dieser  beiden  Hauptprobleme  der  Volk»- 
wirthschaft  bezeichnet  werden.  Der  Ökonomische  Socialismns  hat  das  Ver- 
dienst, es  in  den  Vordergrund  geschoben  zu  haben.  Aber  er  hat  dabei  den  innigen 
Zusammenhang  zwischen  beiden  Problemen  zu  sehr  hintangesetzt.  Dieser  ist  im 
Vorausgehenden  demgemäss  überall  hervorgehoben  worden.  Damit  ist  zugleich  die 
Grundlage  fUr  die  volkswirthschaftliche  Beurth eilung  des  Rechtsinstituts  des 
Privateigenthums,  besonders  des  privaten  Kapital-  und  Grandeigen- 
thums«  gewonnen  worden  (Abth.  2). 

Aber  hinsichtlich  der  Behandlung  des  Vertheilungsproblems 
gehen  die  Standpuncte  auch  jetzt  noch  auseinander.  Der  hier 
eingenommene  Standpunct,  welcher  zur  Aufstellung  eines  Ziels 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  überhaupt  und  der  Lösung 
des  Vertheilungsproblems  insbesondere  führt,  steht  im  Wider- 
spruch mit  anderen  Standpuncten,  namentlich  mit  dem  früher  er- 
wähnten jener  Richtung  in  einem  Theil  der  deutschen  historischen 
Schule  der  Nationalökonomie,  welche  die  Aufstellung  eines 
Ziels  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  überhaupt  verwirft; 
femer  mit  dem  Standpuncte  des  sogenannten  Communismns  und 
des  extremen  Socialismus;  endlich  mit  demjenigen  des  ex- 
tremen ökonomischen  Individualismus. 

II.  —  §.  292  [109].  Abweisung  eines  Richtungsziels 
in  der  bistorisch-nationalökonomischen  Schule.  Die 
Berechtigung,  ein  solches  Ziel  aufzustellen,  ist  principiell  mit 
dem  Einwand,  dass  damit  bedenkliche  Ideologie  betrieben,  nach 
falscher    ,;idealistischer    Methode'^    verfahren    werde,    be- 
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stritten  worden.  Sie  wnrde  schon  oben  im  ersten  Bache  bei  der 
Erörterung  über  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oeko- 
nomie  als  nothwendig  und  richtig  nachzuweisen  gesucht. 

Darauf  genügt  es  jetzt,  hier  Bezug  zu  nehmen  (§.  57,  62  —  64).  Siehe 
namentlich  Bosch  er  I,  $.  22  ii'.  £r  steht  der  ron  uns  ?ertretenen  Ansicht 
thatsächlich  nach  Ausweis  des  Inhalts  seiner  Werke  auch  nicht  so  fern  und  kaum 
gegnerisch  gegentlber,  aber  um  so  mehr  erfolgt  dann  in  den  §.  23,  24,  besonders  26, 
die  Abweisung  des  Au&tellens  von  volkswirthschaftlichen  Idealzust&nden  zu  unbedingt. 
In  der  dritten  Aufgabe,  die  Bosch  er  in  §.  26  für  sein  System  stellt,  ist  eigentlich 
Alles  das  zugegeben,  was  ich  fordere.  Ein  Widerspruch  mit  den  Bemerkungen  über 
die  idealistische  Methode  ist  aber  dann  wohl  nur  um  so  unbestreitbarer.  —  Die 
Frage,  was  soll  sein?  hat  auch  Schmoll  er  in  seiner  Schrift  über  Grund- 
fragen Fon  Becht  und  Yolkswirthschaft  vomemlich  behandelt,  ebenfalls  in  einem 
gewissen  Widerspruch  mit  seinem  methodologischen  und  seinem  Standpuncte  in  der 
Frage  der  Aufgaben  der  Disciplin. 

Grade  die  vorausgehende  Behandlung  des  Yertheilungsproblems  zeigt,  dass  es 
sich  bei  der  „Ziel-Aufstellung'',  wie  Überhaupt  bei  den  drei  practischen  Aufgaben 
der  Wissenschaft  (§.  62),  keineswegs  um  die  Aufteilung  unpractischer  Ideal- 
zustände, für  welche  keine  Erfahrung  vorliegt,  nicht  um  Ausmalen  von  Utopien 
handelt.  Durch  Beobachtung  muss  zunächst  nachgewiesen  werden,  wie  die  Ge- 
staltung der  Yolkswirthschaft  den  Bedürfnissen  des  Yolks  entspricht.  Daran  ist  dann 
eine  principielle  Untersuchung,  wie  die  vorausgehende,  über  den  Bedürfnissstand  und 
sein  Yerhältniss  zum  Einkommen  anzuknüpfen.  Durch  eine  solche  Untersuchung  soll 
ein  von  subjectiver  Willkübr  möglichst  freier  Maassstab  gewonnen  werden,  an  dem 
man  die  Zustände  prüft  und  durch  den  die  Wirthschaftspoiitik  eine  Directive 
erhält.  Auf  Grund  eines  solchen  Yorgehens  wird  ein  ideales  Ziel  der  Gestaltung 
des  Bedurfnissstandes,  des  Yolkseinkommens  und  der  Yertheilung  des  letzteren  für 
ein  bestimmtes  Zeitalter  und  ein  bestimmtes  Yolk  (auch  in  dieser  Hin- 
sicht sind  Boscher 's  Bemerkungen  in  §.  26  unrichtig),  bez.  für  die  CulturvOlker 
unserer  Bace  in  der  Gegenwart  sehr  wohl  aufzustellen  sein.  YoUends  von 
demjenigren  Standpuncte  aus,  welcher  das  System  der  freien  Concurrenz  (5.  Buch, 
§.  308  ff)  nicht  als  einzige  oder  letzte  Lösung  des  volkswirthschaftlichen  Produc- 
tions-  und  Yertheilungsproblemes  anerkennt,  kann  eine  Aufstellung  eines  solchen  Ziels 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  nicht  nur  nicht  verurtheilt,  sondern  muss  sie 
sogar  gefordert  werden. 

III.  —  §.  293  [109a].  Standpunct  des  Communismus 
und  Socialismus.  A.  Begriffliches.  Die  Ausdrtlcke  „Com- 
munismus" und  „Socialismus"  werden  so  verschieden  aufge- 
fasst  und  sind  namentlich  im  populären  Sprachgebrauch  so  wenig 
mit  einem  klaren  Begriff  verbunden,  dass  es  nothwendig  ist,  hier 
erst  den  Sinn  und  Begriff  dieser  Ausdrücke  festzustellen ,  um  den 
Standpunct  beider  Richtungen  gegenüber  dem  Vertheilungsproblem 
klarstellen  zu  können. 

S.  oben  in  der  Einleitung  §.  13  die  socialistischo  Litteratur,  §.  14  die  Schriften 
von  Schäffle  (bes.  Quintessenz  des  Socialismus),  von  Mario  (Winkelblech),  Anton 
Menger;  L.  Steins  bezügliche  Schriften  (o.  S.  347).  A.  Held,  Socialismus, 
Socialdemokratie  u.  s.  w.,  Leipzig  1878.  G.  Cohn,  Was  ist  Socialismus?  Berl.  1878 
(Zeit-  und  Streitfragen,  Heft  108).  Ders.  in  s.  System,  S.  133  ff.  H.  Dietzel, 
Kodbertus  (s.  o.  S.  40);  Ders.,  Aufs.  Individualismus  im  H.  W.  B.  d.  Staatswis&., 
H.  V.  Scheel,  Abb.  Socialismus  und  Communismus  im  SchOnberg'schen  Handbuch, 
B.  I.  Hier  mehrfach  andere  Auffassungen.  Ich  habe  indessen  geglaubt,  an  der  Be- 
handlung der  Frage  in  der  2.  Aufl.  (§.  109a  ff.)  formell  und  sachlich  festhalten 
zu  dürfen.     Vgl.  auch  die  verschiedenen  neueren  Programme  der  deutschen  Social- 
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demokratie    (Eisenacher,    Erforter,    Gothaer)   und    Marx -Engels'    communistiscli« 
Manifest  (1848). 

1.  Commnnismus. 

a)  Wissenschaftlich  kann  unter  y^Gommanismas'' 
nichts  Anderes  verstanden  werden  als  ,,0emeinwirth8chaft'' 
(Buch  5,  §.  300,  340ff.).  Jeder  andere  „Sinn"  des  Worts  ist  „Unsinn". 
Soweit  Gemeinwirthschaft  und  insbesondere  Zwangsgemeinwirth- 
Schaft  besteht,  ist  daher  „Communismus"  vorhanden. 

Demnach  ist  der  Staat  ^.Gommnnismus'S  soweit  er  finanziell  auf  eigent- 
lichen Steuern  (im  Unterschied  von  QebOhien,  vgl  Fin.II,  2.  A..§.  15  ff.,  83 ff*.)  beruht 
und  mit  diesen  Mitteln  Aller  fttr  die  Zwecke  Aller,  d.  h.  fOr  die  all- 
gemeinen Staatszwecke,  ohne  Anwendung  dos  Princips  der  speciellen  Ent- 
geltlichkeit von  Leistung  und  Gegenleistung  wie  im  priratwirthschaftlichen  Verkehr 
und  im  Gebuhrenwesen ,  daher  ohne  individuelle  Abrechnung  mit  dem  Einzelnen  aber 
dessen  Empfänge  und  Leistungen,  arbeitet,  d.  h.  Leistungen  producirt;  die  Ge- 
meinde desgleichen.  Die  einzelne  Staats-  oder  Gemeindeanstalt,  welche  ganz  oder 
theilweise  durch  allgemeine  eigentliche  Steuern  ihre  Erhaltungs-  und  Betriebskosten 
deckt,  ist  „Commuuismus'';  die  Staatseisenbahn,  die  Post,  die  Telegr^hie 
des  Staats,  welche  zu  ihren  eigenen  Einnahmen  ZuschUsse  braucht,  ist  „Commnnismus^. 

Die  allgemeine  principielle  Opposition  gegen  diesen 
Communismus  hat  daher  keinen  Sinn.  Sie  ist  nur  im  speciellen 
Fall  verständlich  und  läuft  dann  auf  die  alten  beiden  Streitfragen 
hinaus:  einmal  über  die  richtigen  Grenzen  zwischen  Staats-, 
Gemeinde-  n.  s.  w.  Thätigkeit  einer-  und  privater  (einschliess- 
lich erwerbsgesellschaftlicher)  Thätigkeit  andererseits ;  sodann  über 
die  finanzielle  Behandlung  einer  „öffentlichen'' Thätigkeit^  nach 
dem  Princip  der  reinen  Ausgabe,  also  der  Deckung  der  Kosten 
durch  eigentliche  Steuern  oder  nach  dem  GebOhrenprincip  n.  s.  w. 
Je  mehr  die  öffentlichen  Thätigkeiten  des  Staats,  der  Gemeinde  und 
ähnlichen  Körper  sich  erweitern  und  je  mehr  das  Gebtthrenprincip 
durch  dasjenige  der  reinen  Ausgabe  verdrängt  wird,  desto  mehr 
„ Communismus '',  welcher  allerdings  insofern  in  steigendem 
Maasse  in  Aussicht  steht,  was  jetzt  schon  sich  verwirklicht. 

Vgl.  Fin.  I,  3.  A.,  §.  201,  über  die  leitenden  Finanzprincipien  bei  Stuts- 
thätigkeiten.  Näheres  im  folgenden  Buche  5,  in  den  dortigen  Erörterungen  Ober 
Gemeinbedtlrfnisse  und  Gemeinwirthschaft  §.  325  ff.,  340  ff. 

Der  Gebrauch  des  Ausdrucks  „Communismus"'  fttr  „Gemein winhschaft"  ist 
mir  öfters  als  „provocirend"  und  „irreführend"  zum  Vorwurf  gemacht  worden ,  z.  R 
von  A.  Held.  Es  scheint  mir  indessen  richtiger,  solche  Ausdrucke  ohne  Rucksidit 
auf  die  Vorurtheile  der  Menge  anzuwenden,  um  grade  zu  zeigen,  dass  sie  gar  nicht 
die  bedenkliche  Bedeutung  haben .  welche  ihnen  von  denjenigen  beigelegt  wird,  die 
sie  doch  beständig ,  aber  leider  ohne  klares  Denken ,  als  Schlagworte  im  Monde 
fahren.  Vollends  in  wissenschaftlichen  Controversen  ist  nichts  bedenklicher  als  dieser 
Bespect  vor  Schlagworten,  wodurch  die  Gegensätze  oft  unnUtz  rersch&dft  werden. 
Das  ist  ebenso  falsch,  als  die  Sucht,  die  Gegensätze  zu  vertuschen.  Vgl  Held 's 
Sehr.  Über  Socialismus  u.  s.  Bosprech.  d.  Litter.  d.  Communalsteuerfrage  in  Coniftd'i 
Jahrb.  1878  H,  256.  Es  ist  nothw endig,  immer  darauf  hinzuweisen,  dass  es  sick 
auch  beim  „Communismus"  dem  heutigen  Wirthscha&system  gegenflber  nicht  na 
ein    Entweder-Oder,    sondern    um    ein   Mehr  oder  Weniger   handelt    Kw 
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so  gewinnt  man  eine  gemeinsame  Yerhandlnngsbasis  selbst  mit  den  extremsten  „Com- 
mnnisten".  Da  man  diese  aber  wenigstens  hier  „mit  Gründen,  nicht  mit  Flinten- 
kugeln''  bekämpfen  muss,  so  ist  dies  ein  Yortheil. 

b)  In  einem  anderen  ,,Sinn'',  welcher  meistens  denjenigen,  die 
ihn  als  Freunde  und  Gegner  anwenden,  selbst  unklar  ist,  wird 
unter  ^^Communismus''  oder  wie  er  zum  Unterschiede  vom  obigen 
besser  genannt  wird,  unter  sogenanntem  (reinem)  Communismus  ein 
Gesellschaftszustand  ohne  jedes  Privateigenthum  verstanden,  daher 
nicht  nur,  wie  in  den  Forderungen  des  ökonomischen  Socialismus 
der  Gegenwart,  ohne  Privateigenthum  an  sachlichen  Productions- 
mittein  (Boden  und  Kapital),  sondern  selbst  ohne  Privateigenthum 
am  Gebrauchs-,  mindestens  am  Nutzvermögen  (§.  128).  Der  weitere, 
auch  nur  unklar  vorschwebende  Gedanke  ist  dabei,  dass,  soweit 
man  in  einem  solchen  Zustande  überhaupt  von  individuellem  „Ein- 
kommen'' sprechen  könnte,  dies  ftir  alle  Individuen  oder  Familien 
völlig  gleich  oder  m.  a.  W.  die  ökonomische  Lebenslage  und  Be- 
dtirfnissbefriedigung  die  gleiche  sei.  Es  ist  dies  ein  kaum  denk- 
barer, geschweige  practiscb  möglicher  Zustand,  über  den  kein 
Wort  zu  verlieren  ist. 

.  Er  wird  aber  kaum  auch  nur  von  einzelnen  wirren  Phantasten  ausgemalt  und 
mnss  hier  überhaupt  nnr  aus  einem  äusseren  Grunde  erwähnt  und  einfach  als  thOricht 
abgewiesen  werden.  Denn  unklare  oder  tendenziöse  Gegner  des  vorhin  genannten 
Communismus  (im  allein  fassbaren  wissenschaftlichen  Sinn)  und  de»  modernen 
Ökonomischen  Socialismus  haben  sich  gern  in  ein  )VindmQhlengefecht  gegen  diesen 
sogenannten  Communii-mus  eingelassen  und,  ihrer  eigenen  Sache,  d.  h.  derjenigen 
der  bestehenden  Wirthschaftsordnung  dadurch  mehr  schadend  als  nützend,  sich  den 
falschen  Anschein  gegeben,  als  zOgcn  sie  die  vermeintlichen  Gonsequenzen  dieses 
Socialismus  u.  s.  w.  und  widerlegten  dieselben  durch  die  Identificirong  des  letzteren 
mit  diesem  rein  phantastischen  Communismus.    Ein  leider  gefährlicher  Irrtham. 

§.  294  [109b,  109c].  —  2.  Socialismus.  Kaum  weniger 
unklar  sind,  besonders  bei  seinen  Gegnern,  die  Ideen,  welche  mit 
dem  Wort  „Socialismus"  verbunden  werden.  Wissenschaft- 
lich kann  es  sich  nur  um  z  w  e  i  Bedeutungen  des  Worts  handeln, 
um  eine  allgemeinere  und  eine  speciellere  und  in  der  letzteren 
um  einen  extremen  oder  vollständigen  undum  einen  partiellen 
Socialismus,  wie  den  Staatssocialismus  (§.  18).  Die  allge- 
meinere und  die  speciellere  Bedeutung  hängen  aber  zusammen. 

Held  a.  a.  0.  bleibt  an  der  allgemeinen  Bedeutung  Tom  Socialismus  hängen, 
wodurch  dann  die  richtige  Stellungnahme  gegenüber  dem  modernen  extremen 
Socialismus  unmöglich  wird.  S.  bes.  S.  37,  38.  Vgl.  schon  oben  §.  6  (Individuum 
und  Gemeinschaft). 

a)  Im  allgemeineren  Sinn  ist  „Socialismus^'  der  Gegen- 
satz zum  „Individualismus^^  daher  ein  Princip  der  Ordnung 
der  Gesellschaft  und  Volkswirtbschaft  zunächst  nach  den  Be- 
dürfnissen dieser  als  Gesammtheiten,  Gemeinschafts- 
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heiten,  Totalitäten,  oder  von  Gesellschaftswegen, 
während  ^Jndiyidualismas'^  ein  Princip  ist,  das  in  Gesellschaft  und 
Volkswirthschaft  das  Individuum  voran  stellt,  zum  Ansgangs- 
punct  nimmt  und  dessen  Interessen  und  Wünsche  zur  Norm 
für  die  Gesellschaft  und  Volkswirthschaft  macht. 

Ganz  richtig  sagt  Held  S.  37:  „Indindualismus  und  Socialismns  sind  zwei  ewig 
gleichberechtigte  Principien,  von  denen  nie  das  eine  das  andere  vOUig  ausBchliessea 
kann,  sondern  die  nur  zu  verschiedenen  Zeiten  in  verschiedenem  Maasse  neben 
einander  bestehen  können.*'  Aber  wenn  er  sagt:  Individualität,  d.  h.  Freiheit,  Sodalis- 
mns  d.  h.  Ordnung ,  so  ist  diese  Aaslegnng  einseitig  und  unklar.  Viel  besser  in 
dieser  Hinsicht  die  Ausfahrungen  von  Gohn  a.  a  0.,  S.  TAT.,  nur  dass  liier  die  all- 
gemeinere neben  der  neueren  specielleren  Bedeutung  von  Socialismos  zu  sehr 
zurücktritt.  Vgl.  femer,  zum  Theil  abweichend,  H.  Dietzel  in  dem  gen.  Aufsatz 
(mir  erst  während  des  Drucks  zugehend). 

Die  (,4iberale'')  Nationalökonomie  der  Physiokraten  und  der  Smith'schen  Schule 
ist,  wie  die  gleichzeitige  Rechts-  und  Staatsphilosophie  (Vertragstheorie) ,  wesentlick 
auf  dies  Princip  des  Individualismus  gebaut.  Die  historische  und  organische 
Rechts-  und  Staatslehre  hat  dies  und  die  jetzige  wissenschaftliche  Natioualökonomie 
muss  dies  als  eine  Einseitigkeit  anerkennen.  Das  in  diesem  Sinn  ,,80cit- 
listische'*  oder  —  um  Missdeutungen  und  Entstellungen  zu  vermeiden — das 
,, sociale**  Princip  muss  vorangestellt  werden.  Dies  ist  in  der  Staatslehre  schon 
geschehen ,  in  der  Privatrechtslehre  grOsstentheils  noch  zu  thun ,  beginnt  aber  aoch 
hier  (Ihering,  bes.  in  der  2.  Hälfte  des  1.  Bands  des  Zwecks  im  Recht,  während 
in  der  1.  Hälfte  das  individualistische  Princip  vornan  steht),  und  ist  auch  in  dtf 
Nationalökonomie  nothwcndig.  Der  extreme  Socialismus  hat  dies  richtig  erianat 
und  danach  gehandelt.  Er  ist  aber  in  die  andere  Einseitigkeit  verfaUen  ond 
hat  das  individualistische  Princip,  statt  es  zu  modificiren,  negirt. 

Das  Richtige  ist  nicht:  Socialismus  oder  Individnalismiu^ 
sondern  Socialismus  und  Individualismus,  nur  der  eratere  ab 
leitendes  Princip  der  genannten  Art  voran  stehend:  anch  hier: 
kein  Entweder-Oder,  sondern  ein  Sowohl -Als  auch  und  ein  Hehr 
oder  Weniger.  Dies  ist  auch  der  Standpunct  dieses  Werks  (§.  6, 
7y  18).  Socialismus  und  Individualismus  in  diesem  allgemeinereo 
Sinne  sind  zwei  Lebensprincipien  der  Gesellschaft  und  Volkswirtb- 
schafty  ihre  Verwirklichung  in  wechselndem  Maasse  durchzieht  die 
Geschichte  beider  letzteren.  Das  socialistische  Princip  ist  aber 
aus  entwicklnngsgesetzlichen,  namentlich  wieder  mit  der  Prodnctioi»- 
Technik  zusammenhängenden  Gründen  bei  fortschreitenden Gultor- 
völkem,  zumal  unserer  Periode,  im  Vordringen  begriffen.  Ans 
dem  Gesagten  folgt  auch,  dass  jede  einzelne  volkswirthschaft- 
liche  Erscheinung  und  volkswirthschaftspolitische  Maassregel  noth- 
wendig  immer  ein  socialistiscbes  und  individualistisches  Moment 
enthält,  von  denen  bald  das  eine,  bald  das  andere  zu  begOnstigen  ist. 

Held  S.  37 ff.,  Gohn  S.  7ff.  ebenso. 

b)  Auf  dem  Boden  dieses  eben  erläuterten  „Socialismus''  bat 
sich  nun  in  neuerer  Zeit  eine  wesentlich  ökonomische 
Theorie  entwickelt,  welche  mit  dem  Namen  „Socialismos'' 
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belegt  worden  ist:  der  Soeialismus  im  specielleren  Sinn.  Diese 
Theorie,  durch  Franzosen  und  Engländer  begründet,  ist  dareh 
Deutsche  (einerseits  Rodbertus,  anderseits  Marx,  Engels, 
Lassalle  §.  13),  grade  in  ihrem  ökonomischen  Kern,  nach 
der  Seite  der  Kritik  der  bestehenden  Wirthschaftsordnung,  und  der 
Postulate  für  eine  Neugestaltung  der  letzteren,  wissenschaftlich  ans* 
gebildet  und  zu  begründen  gesucht  worden.  Diese  deutsche  socia- 
listische  Theorie  bildet  den  „extremen  Soeialismus'' oder  den 
„modernen  wissenschaftlichen  ökonomischen  Socia- 
lismus'^  Um  zu  ihm  in  den  wichtigsten  und  schwierigsten 
Fragen  des  volkswirthscbaftlichen  Productions-  und  Vertheilungs- 
problems  richtig  Stellung  zu  nehmen,  ist  es  nothwendig,  gegenüber 
der  bei  vielen  Anhängern  und  bei  noch  mehr  Gegnern  desselben 
bestehenden  grossen  Unklarheit,  ihn  richtig  und  scharf  in  seiner 
„ Quintessenz ''  darzulegen,  so  dass  er  auch  für  das  populäre 
Verständniss  fassbar  wird. 

Meisterhaft  geschehen  in  Schäffle's  Quintessenz,  S.  2ff. ,  womit  die  weitere 
Ansftthrang  im  Socialen  Körper  III,  419  ff.,  457  ff.  zn  vergleichen.  Cohn  a.  a.  0. 
legt  auf  die  bestimmte  Ökonomische  Theorie  des  wissenschaftlichen  Soeialismus  m.  £. 
nicht  genug  Gewicht.  Meine  Auffassung  von  mir  zuerst  formuUrt  in  dem  Aufsatz  in 
der  Ztschr.  ,J)er  Staatssocialist'',  Nr.  1,  1878. 

Dieser  extreme  Soeialismus  ist  ein  dem  heutigen  entgegenge- 
setztes System  der  wlrthschaftlichen  Rechtsordnung,  wo  die  sach- 
lichen Productionsmittel,  d.  h.  Grund  und  Boden  und  Kapital, 
nicht,  wie  jetzt  meistens,  im  Privateigenthum  einzelner  privater 
Mitglieder  (physischer  und  juristischer  privatrechtlicher  Personen, 
wie  Erwerbsgesellschaften)  der  Gesellschaft,  sondern  im  öffentlichen 
oder  Gesammteigenthum  der  Gesellschaft  oder  (Volks -)Gemein- 
schaft  selbst,  bez.  ihrer  Vertreter,  sich  befinden ;  wo  daher  nicht  die 
privaten,  auf  Gewinn  (Kapital-  und  Untemehmergewinn)  berechneten 
Unternehmungen  und  nach  den  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags 
bezahlte  Lohnarbeiter  sich  gegenüberstehen  und  je  unter  einander 
selbst  wieder  concurriren;  wo  nicht  die  Production  eine  von  den 
einzelnen  Unternehmern  nach  individuellem  Ermessen  des  Bedarfs 
bestimmte,  daher  im  Ganzen  regellose,  vom  Gang  der  Speculation 
and  dem  Einfluss  der  Conjunctur  abhängige  ist,  die  Vertheilung  des 
Productionsertrags  aber  nach  dem  Zufall  des  „Gesetzes  von  An- 
gebot und  Nachfrage*'  erfolgt;  sondern  wo  die  Production  plan- 
mässig  nach  dem  vorher  ermittelten  und  veranschlagten  Bedarf 
der  Consamenten  von  Oben  aus  geregelt,  grossentheils  in  genossen- 
schaftlicher Weise,  oder  in  Staats-,  Communalanstalten  u.  dgl.  m. 
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ansgeftlhrt  und  ihr  Ertrag  in,  der  Annahme  nach  gerechterer  und 
zweckmäBsigerer,  Art,  als  gegenwärtig  mittelst  des  Gesetzes  von 
Angebot  und  Nachfrage  and  mittelst  der  y^Lohnabfindongsverträge^', 
nnter  die  Prodncenten  (Arbeiter)  vertheilt  wird,  ,,antoritatiy^S  ^^^^ 
Begulirnngsprincipien,  über  welche  freilich  auch  im  Socialismus 
noch  keine  Einmttthigkeit  erreicht  ist  (Bedürfhiss,  Leistung,  andere 
Momente,  Gombination  davon,  s.  o.  §.  264). 

Dieser  extreme  Sodalismns  ist  daher  ein  oenes  grosses  national- 
ökonomisches  System,  welches  als  solches  dem  System  des  ökonomischen 
Individaalismns,  d.  h.  der  wissenschaftlichen  Lehre  der  Physiokraten,  A  Smiths 
und  seiner  Schule  von  der  Yolkswirthschaft,  eine  Lehre,  welche  in  unserer  modernen 
wirthschaftlichen  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  Geltang  erlangt  hat,  als  Gegenpol 
gegenüber  steht.  In  diesem  Socialismus  handelt  es  sich,  wie  man  sieht,  um  eine 
grundsätzlich  durchaus  andere  als  die  heute  zu  Kecht  bestehende  Lösung  des 
Tolkswirthschaftlichen  Productions-  und  Yertheilungsproblems.  Zu  diesem  Zweck  will 
derselbe  eine  principioUe  Umgestaltung  ?on  Hauptpuncten  des  Privat- 
rechts  vornehmen,  namentlich  das  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital,  als 
Productionsmitteln ,  und  den  heutigen  Arbeitsvertrag  beseitigen.  IHunit 
würde  alles  Eenteneinkommcn  für  Private  fortfallen  und  blosses  Arbeits- 
einkommen übrig  bleiben. 

Mit  diesem  extremen  Socialismus  steht  dieses  Werk  wie 
überhaupt,  aus  psychologischen,  aus  technischen  Gründen  (s.  be- 
sonders Buch  1,  Kap.  1),  so  auch  mit  dem  oben  in  der  Behandlung 
des  Yertheilungsproblems  eingenommenen  Standpuncte  in  Wider- 
spruch. 

Die  weitere  und  eingehende  Auseinandersetzung  mit  diesem  Socialismus,  die 
gegenwärtig  eine  der  theoretisch  und  practisch  wichtigsten  Aufgaben  der  wissenschaft- 
lichen Nationalökonomie  bildet,  erfolgt  im  Verlauf  dieses  ganzen  Werks,  so  schon  in 
den  vorausgehenden  Abschnitten  und  so  namentlich  auch  in  Buch  5  und  6  dieser  und 
in  der  ganzen  zweiten  Abtheilung,  unter  beständiger,  selbstverständlich  dnrchaos 
objectiver  Kritik  der  einzelnen  Lehren  und  Postulate  dieses  Socialismus  und  mit 
einem  die  wichtigsten  Postulate  wenigstens  in  ihrer  Absolutheit  ablehnenden 
Ergcbniss. 

B.  —  §.  295  [109d].  Partieller  Socialismus  oder  Staats- 
socialismus  und  seine  Berechtigung.  Eine  solche  Behandlung  ist 
durchaus  geboten,  nicht  nur  durch  die  wissenschaftliche  Bedentang  des 
extremen  Socialismus  in  der  Kritik  der  anderen  Theorieen  und  im 
systematischen  Aufbau  einer  neuen  ökonomischen  Theorie,  sondern 
mehr  noch,  weil  der  extreme  Socialismus  nur  eine  UebertreibuDg 
eines  partiellen  Socialismus  ist,  welcher  in  der  geschichtlichen 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  und  volkswirthschaftlichen  Leb<  ds 
aller,  besonders  der  Calturvölker  laugst  bestanden  hat  nnd  einen 
wesentlichen,  vielfach  in  nothwendiger  und  sichtbarer  Ausdehnung 
begriffenen  Bestandtheil  der  überall  bei  uns  vorhandenen  gesell^ 
schaftlichen    und    wirthschaftlichen   Rechtsordnung  bildet.     Damit 
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wird   aber  ein   partiell  richtiger  Kern  auch  im  extremen  Socialis- 
mus  anerkannt. 

Es  handelt  sich  daher  auch  hier,  ebenso  wie  bei  dem  Socia- 
lismns  in  der  obigen  allgemeineren  Bedeutung  dem  Individualismus 
gegenüber,  nicht  um  ein  Entweder-Oder,  sondern  um  ein 
Sowohl-Als  auch  und  ein  Mehr  oder  Weniger  zwischen 
diesem  extremen  ökonomischen  Socialismus  und  dem  ökonomischen 
Individualismus  der  neueren  Nationalökonomie.  Gerade  dieser 
Umstand  erschwert  die  theoretische  und  practische  Aufgabe  sehr, 
denn  damit  erweist  sich  eine  Abwägung  von  Fall  zu  Fall 
unvermeidlich. 

S.  Colin ,  S.  17  ff. 

1.  Ganz  oder  theilweise  auf  dem  Boden  der  Productions- 
ordnung  des  Socialismus,  in  ökonomischer  und  rechtlicher  Hin- 
sicht, steht  unsere  Praxis  bereits  mit  dem  „öffentlichen''  Eigen- 
thnm  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  an  Grund  und  Boden  und 
an  Kapitalien  und  mit  dem  Betrieb  von  materiellen  Productions- 
zweigen. 

So  darch  ihr  Staats-Domänen-,  Forst-,  Berg-  und  Htltten-,  Fabrik-,  Bank- 
wesen n.  8.  w.;  dorch  ihre  grossen  Staats-Verkehrswege  und  Anstalten,  ihre  Strassen, 
Elsenbahnen,  ihre  Post,  ihre  Telegraphie;  dorch  ihre  Staatsmonopole,  wie  Salz  nnd 
Tabak  n.  a.  m.;  darch  ihre  öffentlichen  Versicheningsanstaltcn ;  durch  ihre  etwaigen 
Zuschösse  für  ProductiTassociationen  aus  öffentlichen  Geldern  (nach  Lassalle  und  Bis- 
marck);  durch  ihre  materiell  -  wirthschaftlichen  Communalanstalten ,  für  Gas-  und 
£lectricitätsbeleuchtung,  Wasscrrersorgung,  YiehhOfo,  Markthallen,  Lagerhäuser  u.  s.  w., 
sowie  durch  vieles  Audre  mehr  (vgl.  Finanzwiss.  11,  2.  A.,  §.  65  und  überhaupt  hier 
über  das  Gebührenwesen  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung,  §.  49  ff.  und  in  B.  I, 
3.  A.  über  die  Privaterwerbszweige,  Buch  3,  S.  471  ff.),  öeber  die  Berechtigung, 
in  solchen  Fällen  von  „Socialismus''  zu  sprechen,  s.  u.  §.  298,  325  ff. 

Der  extreme  Socialismus  fordert  nur,  dass  solches  öffentliches 
Eigenthum  ganz  verallgemeinert  nnd  daher  alleinherrscbend 
werde,  ungeschichtlich  und  sich  über  die  entgegenstehenden  psycho- 
logischen, technischen,  ökonomischen  und  politischen  Bedenken 
und  Schwierigkeiten  mit  einem  abstract- absoluten  Princip  hinweg- 
setzend. Dadurch  bezeichnet  er  den  äussersten  Rückschlag 
gegen  seinen  Gegenpol,  den  ökonomischen  Individualis- 
mus, welcher  seinerseits  nicht  weniger  ungeschichtlich, 
seinem  abstract- absoluten  Princip  gemäss,  den  Staat,  die  Ge- 
meinde u.  s.  w.  ganz  aus  dem  Eigenthum  an  und  aus  dem  Wirth- 
Schaftsbetrieb  mit  sachlichen  Productionsmitteln  herausdrängen  will 
oder  wollte;  vom  Standpunct  der  Gegenwart  so  „utopisch'^,  wie 
das  socialistische  Postulat. 

2.  Selbst  auf  dem  Boden  der  Vertheilungsordnung  des 
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Socialismns  steht  ansere  Praxis,  namentlich  in  Deatscbland,  bereits 
lange  in  Bezug  auf  eine  wichtige  Arbeiter-  oder  „Producenten**- 
kategorie,  die  ,,  ö  ff  entlichen  Beamten'^,  namentlich  im 
Staatsdienst. 

Auch  hier  erfolgt  nicht  anmittelbar  nach  indindaeUer  Nachfrage  und  Angebot 
die  Lohnregelong ,  sondern  auf  Grund  bestimmter  Bedarfssc&len  (Bedtlrfniss  als 
Princip  der  Yerüieilung,  s.  o.  §.  2G4)  und  zugleich  bestimmter  Abmessungen  des 
gesellschaftlichen  Werths  der  betreffenden  Arbeitsart  wird  ein  Gehaltssystem,  damit 
ein  System  ?on  „Socialtazen"  aufgestellt,  welches  die  Besoldangen  der  einzelnen 
„Arbeiter"'  regelt.  Ein  entwickeltes  Pensionssystem  (Rnhegehalte ,  Alterspensionen, 
Wittwen-  und  Waisenpensionen)  verbindet  sich  damit  (vgl.  Finanzwiss.  I,  3.  A.,  2.  Buch, 
1.  Kap.,  2.  A.,  §.  152  ff.«  wo  die  sociale  Bedeutung  dieser  Einrichtung  genauer 
gewürdigt  wird).  Die  YorzQge  dieses  „Besoldungswesens''  gegentlber  dem  „Lohn- 
wesen" der  gewöhnlichen  Arbeiter  sind  augenscheinlich.  Man  hat  das  erkannt  und 
wegen  der  Uebelstände  im  letzteren  grade  neuerdings  nach  Einrichtungen  gestrebt, 
welche  den  Arbeiter  durch  ein  entwickeltes  Versicherungswesen  in  einiger  Hinsicht 
ähnlich  wie  den  Beamten  sicher  stellen  (Kranken-,  Alters-,  Invalidenversicherung  etc., 
s.  0.  S.  695).  Das  l&sst  sich  freilich,  wie  oben  gezeigt,  nicht  ohne  grössere  Ein- 
mischung in  den  „freien  Arbeitsvertrag"  erreichen  und  fUhrt  unvermeidlich  von  der 
Lohnregelung  des  Ökonomischen  Individualismus  weiter  ab. 

So  befindet  man  sich  auch  hier  bereits  und  gelangt  immer 
mehr  in  einen  ^.partiellen  Socialismus^S  ^on  welchem  das 
staatliche  Besoldungswesen  ein  sehr  interessantes  Beispiel  ist 
Aber  überall  ist  die  vom  extremen  Socialismus  verkannte  Auf- 
gabe, an  das  geschichtlich  Gewordene  und  rechtlich  Bestehende 
anzuknüpfen,  allenfalls  Entwicklungen  in  bestimmter  Richtang, 
die  sich  ohnehin  bereits  anbahnen,  zu  postuliren,  aber  nicht 
diese  weiteren  geschichtlichen  Entwicklungen  durch  ein  abstract» 
absolutes  Princip,  dem  sich  Alles  beugen  müsse,  antieipiren 
zu  wollen,  ohne  dass  für  die  Verwirklichung  das  Wie  und  Wo 
auch  nur  zu  ersehen  ist.  Anderseits  ergiebt  sich  auch  hier  wieder, 
dass  der  extreme  ökonomische  Individualismus  nicht  weniger 
einseitig,  seinem  abstract- absoluten  Princip  von  der  Noth- 
wcndigkeit  und  Erspriesslichkeit  der  „naturgesetzlichen''  Regelung 
durch  freie  Individual -Verträge  gemäss,  bereits  bestehende 
Verhältnisse,  schon  erreichte  und  sich  fortsetzende  Ent- 
wicklungen negirt.  Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte  zwischen 
beiden  Extremen. 

Nach  diesen  hier  nur  kurz  anzudeutenden  Gesichtspuncten 
sind  die  grossen  Probleme,  welche  der  wissenschaftliche  Socialis- 
mns nicht  bloss,  sondern  die  moderne,  technische,  wirth- 
schaftliche  und  culturlicbe  Entwicklung  in  die  theo- 
retische und  practische  Discussion  geworfen  haben, 
schon  im  Vorausgehenden  vielfach  behandelt  worden  und  im 
weiteren  Verlauf  noch  öfters  zu  erörtern. 
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Die  Hauptforderung,  die  grundsätzliche  Beseitignng  alles 
privaten  Kapitals  und  Bodens,  damit  alles  privaten  Kenten- 
bezugs,  und  die  grundsätzliche  Ausschliesslichkeit  blossen 
Arbeitseinkommens  ist  zwar  durch  die  moderne  Entwicklung  der 
Technik  mit  hervorgerufen  und  insofern  weniger  unbedingt  un- 
ausführbar geworden.  Aber  gegen  sie  spricht  nicht  nur  heute  und 
für  unabsehbare  Zeit  noch  die  ganze  bisherige  geschichtliche  Ent- 
wicklung, sondern  eine  Reihe  der  schwerstwiegenden  psycho- 
logischen (Buch  1  Kap.  1),  technischen,  ökonomischen,  auch  poli- 
tischen Gründe  und  wahrster  Volks- Culturinteressen:  nicht  nur 
Opportunitäts -  sondern  principielle  Rücksichten. 

Das  ist  schon  im  Torigen  Abschnitt  ?om  Standpnnct  der  Consamtion  aus  mit 
Bezug  auf  die  Entwicklangsbedinguogen  der  materiellen  und  der  GnlturbedUrfnisse 
der  Einzelnen  und  des  Volks  ausgeführt  worden.  Die  weiteren  Argumente  sind  der 
Function  des  Privatreichthums,  des  caritativen  Systems,  der  freien  Gemeinwirth- 
schaften,  der  Bücksicht  auf  die  individuelle  Freiheit  und  auf  die  im  Gesammt- 
interesse  wirkende  Function  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  der  Indi?idaen  zu 
entnehmen,  wie  sich  dies  im  Einzelnen  in  der  Lehre  ?on  der  Organisation  der  Yolks- 
wirthschaft  (Buch  5),  von  der  persönlichen  Freiheit  und  von  der  technischen, 
(ökonomischen  und  socialen  Gesammtfunction  der  beiden  grossen  Bechtsinstitute 
des  Privatkapitals  und  des  privaten  Grund eigenthums  (Abtheil.  2)  zeigen  wird:  Unter- 
suchungen, welche  gegenwärtig  noch  zu  umgehen,  „Vogel-Strauss-Politik*'  ist. 

IV.  —  §.  296  [109e].  Standpunct  des  extremen  öko- 
nomischen Individualismus.  Gegen  diesen  kann,  wie  sich 
aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt,  aber  von  unserem  Standpuncte 
ans  auch  nur  Front  gemacht  werden.  Diese  Kichtung  erwartet 
von  dem  ,,sich  selbst  überlassenen  Verkehr''  in  einer  Volks- 
wirthschaft,  welche  möglichst  wenig  Staatswirthschaft  ist,  die 
relativ  beste,  ökonomisch  und  technisch  richtigste  Lösung  des 
Productionsproblems  und  zugleich  die  richtigste  und  gerechteste 
Lösung  des  Vertheilungsproblems.  Damit  setzt  sie  sich,  ebenso 
wie  der  extreme  Socialismus,  über  die  geschichtliche  Entwicklung 
und  die  Thatsachen  des  volkswirthschaftlichen  Lebens  blind  hinweg. 

Sie  erkennt  nicht  die  Bedenken  gegen  solche  übermässige  Ein- 
kommen- und  y ermögensungleichheiten,  welche  wesentlich  nur  zur 
tippigeren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  der  Beleben  und  zum  Theil  nur 
auf  Kosten  der  in  Dürftigkeit  darbenden  Masse  der  Bevölkerung  führen.  Sie  nimmt 
ohne  Weiteres  an,  als  würden  dergleichen  Extreme  in  der  Yertheilung  des  Volks- 
einkommens am  Besten  und  Sichersten  vermieden,  wenn  im  sogen.  System  der 
freien  Goncurrenz  Jedermann  möglichst  ganz  auf  sich  selbst  gestellt  und  die 
volkswirthschaftliche  Entwicklang  demgemäss  „frei  gehen  gelassen*'  werde.  Sie 
fibersieht,  dass  gerade  daraus  bei  Anerkennung  der  vollen  persönlichen  Freiheit  der 
sich  selbst  überlassenen  Massen  und  bei  Statuirung  vollsten  Privateigenthums  an  den 
wirthschaftlichen  Gütern,  namentlich  an  den  Productionsmitteb,  bei  vollster  Yertrags- 
freiheit,  eine  Tendenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens  und 
Vermögens  hervorgeht  Die  Auseinandersetzung  mit  dieser  ökonomischen  Theorie 
ist  nicht  minder  wichtig,  als  diejenige  mit  dem   extremen  Socialismus.     Auch  sie 
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erfolgte  daher  schon  bisher  und  erfolgt  weiter  in  den  n&chsten  Bttcbem  dieser  und 
in  der  ganzen  zweiten  Abtheilnng  der  Grundlegung. 

Weder  der  Qnietismus  der  historisch-nationalökonomischen 
Schule —  das  Seitenstück  zu  demjenigen  der  historischen  Rechts- 
schule, wo  er  jetzt  bereits  überwunden  ist,  —  noch  sogenannter 
Commnnismus,  noch  extremer  Socialismus  mit  seinen 
pessimistischen  Uebertreibungen,  noch  extremer  ökono- 
mischer Individualismus  mit  seinem  bequemen  Optimismus, 
sondern  ein  mittlerer  Standpunct  wird  daher  hier  vertreten.  Von 
diesem  aus  wird  auch  in  der  Theorie  schon  die  principielle 
Nothwendigkeit  von  Compromissen  zwischen  den  Forde- 
rungen verschiedener  wirthchaftlicherOrganisationsprincipien  (Buch  5, 
§.  301,  302)  anerkannt.  Dieser  Standpunct  ist  es,  welchen  wir 
schon  in  der  Einleitung  characterisirt  haben  und  als  den  staats- 
socialistischen  am  Besten  glaubten  bezeichnen  zu  dürfen  (§.  16.) 
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Buch. 


Die  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

.  297  (2.  A.  S.  196—200).  Vorbemerkungen  über  die  Behandlung  des 
Stands  und  Litteraturnachweis.  Vgl.  hierzu  die  Einleitung  S.  5 ff.  und  die 
umachweise  darin,  die  Vorbemerkungen  in  §.  108  zum  2.  Buche,  in  §.  144  zum 
le  (S.  346),  namentlich  das,  was  dort  über  die  ungenügende  Unterscheidung 
ivat-  und  eigentlich  Tolkswirthschaftlichen  Standpuncts  in  der  bisherigen 
lung  der  Politischen  Oekonomie  und  über  die  maassgebende  Bedeutung  der 
I  Wirthschaft  und  Volkswirthschaft  für  diese  Wissenschaft  (S.  348) 
wurde.  S.  ferner  die  Vorbemerkungen  zum  6.  Buche  und  in  der  2.  Abtheilung 
dortigen  BUchern. 

Is  unmittelbare  Vorarbeiten  systematischer  Art  über  den  Gegenstand  dieses 
bs  konnten  mir  für  die  beiden  ersten  Auflagen  dieses  Werks  eigentlich  nur 
fle's  Schriften,  bes.  sein  gesellschaftliches  System  der  menschlichen  Wirth- 
ehre  dienen,  namentlich  in  der  Lehre  von  den  Gemeinwirthschaften, 
srs  in  der  2.  Aufl.,  deren  formelle  Behandlung  dieses  Gegenstands  ich  z.Th. 
gen  in  der  3.  Aufl.  vorziehe.  S.  2.  Aufl.  S.  62—64,  namentlich  S.  331  ff., 
ß.  (Allgemeinere  Characteristik  der  Gemeinwirthschaften,  dann  bes.  Arten  der 
wirthschaftcn  S.  357  ff.,  wo  die  m.  E.  im  Wesentlichen  doch  nicht  zu  diesen 
iwirthschaften  zu  rechnende  Familienwirthschaft  (s.  o.  S.  148),  dann  die 
i wirthschaft  S.  374  ff.  in  vorzüglicher  Weise  analysirt  wird;  über  die 
ilwirkungen  des  privat-  und  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  S.  401  ff.); 
3.  Aufl.,  11,  1  ff.  (wirthschaftliche  Triebfedern  in  der  menschlichen  Gesell- 
und  namentlich  der  2.  Hauptabschnitt  über  die  Organisation  der  Volkswirth- 
n,  20  ff.,  83  ff.,  89  ff„  103  ff.,  auch  I,  24.  In  der  3.  Aufl.  werden  die  drei 
Mtionsprincipien ,  besonders  auch  dasjenige  der  freien  Hingebung 
iit&t)  schärfer  auseinandergehalten  und  die  Consequenzen  daraus  gezogen,  aber 
tematik  der  Behandlung  hat  in  der  3.  Aufl.  gegen  die  zweite  nicht  gewonnen, 
rdanke  diesem  Werke,  wie  einzelnen  Monographieen  Schaf  fle's  über  ein- 
ge  Puncto  der  Theorie  vielfache  Forderung,  bin  indessen  unabhängig  von  ihm 
)  uns  gemeinsamen  Grundanschauungen  gekommen.  Unsere  Uebereinstimmung 
hindert  übrigens  nicht,  dass  ich  auch  in  einzelnen  principiellen  Puncten,  so 
a  der  Begrenzung  der  gemeinwirthschaftlichen  Sphäre,  in  der  Ausschliessung 
milienwirthschaft  daraus,  z.  Th.  auch  in  der  nationalökonomischen  Analyse  des 
Ton  Schäffle  abweiche.  Letzterer  hat  diese  Probleme  später  im  .,Socialen 
'*,  bes.  im  3.  B.,  passim  auch  in  den  andren,  wieder  aufgenommen  und  sie  in 
en  Puncten  noch  weiter  gefördert.  Vgl.  bes.  III,  365 — 398. 
n  der  übrigen  deutschen  systematischen  Litteratur,  vollends  in  der 
idischen  fehlte  ein  diesem  5.  Buch  entsprechender  Abschnitt  früher  fast 
^z.  Nur  sporadische  Bemerkungen  über  die  hier  behandelten  Gegenstände 
usführungen  über  einzelne  Principienpuncte  (z.  B.  freie  Concurrenz,  Verhältniss 
konomik  zur  Moral)  waren  zerstreut  in  anderen  Theilen  des  Systems  der  maass- 
en  Autoren  zu  finden.  Am  Wenigsten,  seinem  vorwaltend  cameralistisch-privat- 
;hafUichen  Standpnncte  gemäss,  bei  Rau,  vgl.  überhaupt  den  Abschn.  I  der 
mg  des  1 .  Theils  ( Voäswirthschaftslehre) ,  damit  indessen  den  unten  er- 
ji  Au&atz  von    1870.     Die  nationalökonomischen   Systematiker  der 
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Smltb*  seien  Schale  haben  im  Wesentlichen  das  ganze  Lehifeb&nde  der  Politischen 
Oekonomie  auf  das  wirtbschaftliche  Selbstinteresse  des  Indi?idüamt 
begründet,  d.  h.  aaf  diejenige  Potenz,  welche  nach  der  im  Texte  rertretenen  Aof- 
fassnng  nur  dem  privatwirthschaftlichen  and  theilweise  dem  frei-gemein- 
wirthschaftlichen  System  in  der  Volkswirthschaft  za  Grande  liegt,  und  welche  selbst 
in  jenem  nicht  so  rein  und  ausschliesslich  zar  Geltang  kommt,  wie  vielfach  angenommen 
wird.  —  Das  hat  am  Besten  Knies  in  s.  Polit.  Oekooomie  1.  A.,  bes.  S.  147  £, 
wenn  aoch  vielleicht  mit  etwas  za  scharfer  Reacüon  gegen  die  herrschende  Auf- 
fassung, nachgewiesen,  s.  auch  2.  A.,  S.  223  ff.  und  die  Zasätze  za  S.  243  ff.;  ihnlich 
Hildebrand,  Nationalnknn.,  S.  27  ff.,  s.  auch  dessen  Aafs.  die  gegenwärtige  Auf- 
gabe der  Nationalökonomie  in  s.  Jahrbüchern,  1863,  B.  1;  vgl.  von  Früheren  Schtitz, 
das  sittliche  Element  in  der  Volkswirthschaft,  Tüb.  Ztschr.  1844,  and  von  Neueren 
besonders  Schmoller's  Grandfragen  des  Rechts  und  der  Volkswirthschaft 

Ich  nehme  nunmehr  in  dieser  3.  Aafl.  besonders  aaf  die  darin  nea  enthaltenen 
Ausführungen  über  ökonomische  Psychologie  und  Motivation  im  1.  Kap.  des  1.  Bachs 
Bezug.  Erst  dadurch  wird  m.  E.  auch  für  die  Entscheidung  der  principiellen  Fragen 
in  diesem  5.  Buche  die  tiefere  und  allseitigere  Begründung  gegeben,  welche  in  den 
beiden  früheren  Auflagen  in  der  Behandlung  dieses  Gegenstands  noch  gefehlt  hat 
oder  wenigstens  nicht  ausreichend  gegeben  worden  war.  Doch  glaabe  ich  im 
Uebrigcn  die  ältere  Behandlung  in  der  2.  Aufl.  sachlich  im  Ganzen  aufrecht  halten 
zu  dürfen  und  fand  auch  an  der  formellen  Behandlungsweise  nicht  so  viel  zu  ver- 
ändern für  geboten.  Für  die  Uebereinstimmung  mit  Autoren,  wie  Knies,  Hildebrand, 
Schäffle,  Schmoller,  SchOnberg  und  neueren,  welche  z.  Th.  an  meine  Auffassung  an- 
geknüpft und  daran  Kritik  geübt  haben,  wie  G.  Gohn,  Gross,  E.  Saz  (§.  298)  und  ftlr 
die  Abweichungen  von  denselben  möchte  ich  mich  ebenfalls  jetzt  mit  auf  jenes  Kapitel 
über  die  wirthschaftlichc  Natur  des  Menschen  im  1.  Buche  beziehen.  Meine  Auf- 
fassung und  Behandlung  der  Fragen  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  hier  im 
5.  Buche  sind  wesentiich  zugleich  Consequenzen  jener  Grundauffassangen,  wie  ich  sie 
jetzt  dort  niedergelegt  habe.  Eben  deshalb,  räume  ich  ein,  hätten  die  Ausführungen 
in  jenem  Kapitel  des  1.  Buchs  schon  in  den  früheren  Auflagen  nicht  fehlen  dtlrfeUf 
um  diesem  5.  Buche  als  Fundament  zu  dienen,  daher  aach  ihm  vorangehen  müssen. 
Im  Folgenden  habe  ich  deshalb  auch  nur  auf  einzelne  Puncto  der  Kritik  und  Polemik 
gegen  meine  Ansichten  BUcksicht  genommen. 

Dass  neben  dem  wirthschaftiichcn  Selbstin tercsse  („Eigennutz")  aach  andre 
Triebfedern  die  wirthschaftJichen  Handlungen  der  Menschen  bestimmen,  ist  zwar  auck 
früher  nicht  übersehen,  auch  oft  hinsichtiich  sittiich  guter  Potenzen  (Liebe,  Gemein- 
sinn) als  nothwendig  bezeichnet  worden.  Aber  theils  warde  die  Berücksichtigung 
dieser  Momente  (besonders  der  „Moral*',  Ethik)  wenigstens  als  ungehörig  in  der 
Theorie  der  Politischen  Ockonomie  bezeichnet:  es  bewirke  hier  nur  eine  wissen- 
schaftiich  falsche  Vermengung  von  Ethik  und  Oekonomik,  wie  im  Ganzen 
uamentiich  die  spätere  Smith 'sehe  Schale,  die  Bastiat'sche  Interessenharmonie- 
Theorie  und  die  sich  an  diese  anschliessende  sogen,  deutsche  Freihandels- 
schule argumentirte ;  theils  beschränkte  sich  die  Beachtung  von  Factoren,  wie  der 
(iemeinsinn,  auf  kurze  Berührung  in  einzelnen  mehr  practischen  Fragen,  wie  bei  der 
grossen  Mehrzahl  der  Schriftsteller;  theils  sollte  wenigstens,  nach  Hermann 's 
bemerkenswerther  Auffassung  in  der  1.  Aufl.  s.  staatsw.  Untersuchungen  1.  Abh„  ia 
der  Theorie,  in  der  im  engeren  Sinne  sogen.  Volkwirthschafts  1  e h r e ,  nur  das 
Sclbstintcresse ,  der  Eigennutz  der  Individuen,  nicht  der  Gemeinsinn  oder  ein  der- 
artiger Praetor  betrachtet  werden  und  erst  in  dem  practischen  Theile,  in  der 
Volkswirthschaftspflege,  die  Ergänzung  der  Theorie  durch  das  Studium  der  Function 
des  Gemeinsinns  erfolgen.  Diese  Ansicht  ist  derjenigen  Bau 's  analog,  die  theo- 
retische Volkswirthschaft  sichre  und  die  ökonomische  Politik  zu  trennen, 
d.  h.  schliesslich  doch  die  Volkswirthschaft  dort  ohne  Rücksicht  auf  den  Staat  za 
betrachten.  (S.  darüber  jetzt  oben  §.  102  ff.,  bes.  S.  268,  275.)  In  der  2.  Aufl.  s. 
Unters,  hat  Hermann  in  der  1.  Abh.  S.  47  ii.  dem  Gemeinsinn  seine  Sphäre  in  der 
Collect ivwirthschaft,  bei  den  Offen tlicben  Aufgaben  der  Gemeinden,  Bezirke,  Pro- 
vinzen, des  Staats  im  Ganzen,  bei  den  von  ihm  sogen.  Z  w e c  k  wirthschaften  für  gewisse 
Collectivz wecke  einzelner  Gruppen  der  Bevölkerung  vindicirt  Ich  kann  dieser  Auf- 
fassung Hermann 's,  die  mehrfach  Anklang   gefunden  hat,  nicht  beistimmen.    In  der 
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tbeoretisclieii  Nationalökonomie  kann  nicht  nnr  der  „Eigennutz**  betrachtet  werden, 
am  Wenigsten  als  ganz  gleich  bleibende  constante  Ursache,  in  der  practischen  National- 
ökonomie oder  in  der  Volks wirtbschaftspflege  nicht  nur  der  Gemeinsinn,  anf  welchen 
die  wichtigsten  Maassregeln,  z.  B.  des  Staats,  nar  bei  einer  darchaas  gezwungenen 
Sprachweise  zurückgeführt  werden  würden.  Boscher  (§.  11,  Anm.)  hat  darin 
BecLt,  dass  Eigennutz  und  Gemeinbinn  weder  coordinirte  noch  erschöpfende  Gegen- 
sätze bilden,  wenn  ich  dies  auch  anders  verstehe  als  er.  Auf  den  Gemeinsinn  kann 
man  jedenfalls  nur  freiwillige  Thätigkeiten  zurückführen,  also  etwa  einzelne  der 
unten  sogen,  freien  Gemeinwirthschaften ,  die  meisten  davon  auch  nicht  mit  Recht, 
noch  weniger  die  viel  wichtigeren  Zwangsgemeinwirthschaften.  Der  Gemeinsinn  femer 
steht  dem  Selbstinteresse  nicht  nothwendig  entgegen,  sondern  verbindet  sich  mit 
diesem  oft  sehr  enge,  wie  besonders  in  manchen  freien  Gemeinwirthschaften. 

Nach  Koscher,  §.  11,  liegen  der  Wirthschaft  regelmässig  zwei  geistige  Trieb- 
federn zu  Grunde,  Eigennutz  und  die  Forderungen  der  Stimme  Gottes  in  uns,  des 
Gewissens,  worin  richtig  anerkannt  wird,  dass  jene  erste  Triebfeder  nicht  allein 
wirkt,  noch  wirken  darf  und  soll,   daher  auch  in  der  Nationalökonomie  nicht  allein 
zu  betrachten  ibt.    Aus  dem  harmonischen  Zusammenwirken   beider  Triebfedern  l&sst 
Bosch  er  dann  den  Gemeinsinn  entstehen.    Damit  könnte  man  noch  einverstanden 
sein.  Aber  wenn  es  dann  heisst:  auf  dem  Gemeinsinne  beruht  stufenweise  das  Familien-, 
Gemeinde-,  Volks-  und  Menschheitsleben,  so  sind  hier  doch  schon  nicht  homogene 
noch  coordinirte  Elemente  neben  einander  gestellt,  in  denen  der  Gemeinsinn  eine  sehr 
ungleichartige  Bolle   spielen    müsste.      In   §.  12   heisst  es  dann  weiter:   durch  den 
Gemeinsion  werde  das  bellum  omnium  contra  omnes,  die  Folge  gewissenlosen  Eigen- 
nutzes zwischen  den  Einzel wirthschafteo,  zu  einem  höheren,  wohl  gegliederten 
Organismus  versöhnt;  auf  dem  Gemeinsinn  beruhten  die  so  verschiedenen  Formen 
und    Abstufungen   der   Gemeinwirthschaft:    die   Haus- ,   Gorporations-   und 
Associations- ,  die  Communal-,  die  Volkswirthschaft.     Hiermit  wird  aber  doch  das 
specifisch  Verschiedenste  auf  diesen  Gemeinsinn    zurückgeführt  und  eben   deswegen 
dem  letzteren  eine  m.  E.  unmögliche  Leistungsfähigkeit  zugetraut,    welche  mit  den 
erfahrungsmässigen  Thatsachen  in  Widersprach  steht.     Die  Volkswirthschaft  kurzweg 
auf  dem  Gemeinsinn  beruhen  zu  lassen,  halte  ich  für  ebenso  einseitig,  als  sie  mit  der 
vorgeschrittenen  Smith'schcu  Schule  bloss  auf  das  Selbstinteresse  zu  begründen.    Aehn- 
lich  wie  ich  urtheilt  über   diese  Lehre  Boscher's  Knies,  Pol.  Oek.,  2.  A.,  S.  250. 
Auch  in  den  neuesten  Auflagen   hat  Boscher  seine  Lehre  weder  nach  Inhalt,   noch 
nach  Form  irgend  wesentlich  geändert  und  nur  in  den  Noten  auf  die  abweichenden 
Auffassungen  neuerer  Autoren  hie  und  da  Bezog  genommen  (s.  20.  A.  von  B.  1,  §.  11  ü'.). 
A.   Smith   selbst   hat   nicht   nur   in    seiner   theory   of  moral   sentiments   das 
Sympathieprincip  zum  leitenden  gemacht,  sondern  auch,  wie  schon  Knies,  1.  A., 
S.  148  gegen  die  Tradition  gut  berichtigte,   das  selfinterest  der  Einzelnen  nicht  so 
unbedingt  als  mit  dem  Gesammtwohl  übereinstimmend  anerkannt,  fern  von  Bastiat'schcn 
Illusionen   über  den  Intcressenharmonismas.     Der   Ausdruck  Gemeinwirthschaft   wird 
von    Bosch  er   ferner   in   kaum    zulässiger   Weise   verallgemeinert,   wenn   er   damit 
einzelwirthschaftli'che   Gemeinwirthschaften,   wie   die  Hanswirthschaft   (einmal 
dazu  gerechnet)  jedenfalls  eine  sein  würde,  die  Gorporations-  und  Gommunalwirthschaft 
eine  ist,  und  anderseits  die  Volkswirthschaft  bezeichnet,  welche  ausserhalb  eines 
streng  socialististischen  Systems  niemals  eine  Einzelwirthschaft  mit  einem  Snbject  an 
der  Spitze  ist  (s.  o.  §.  147.  149). 

Mir  scheint  nun  das  Zugeständniss  nothwendig,  dass  in  der  Volkswirthschaft 
verschiedene  Organisationsprincipien  neben  einander  bestehen,  sich  er- 
gänzend und  modificirend,  und  demgemäss  dann  verschiedene,  immer  vor- 
nemlich  (nicht  ausschliesslich,  §.  335)  auf  j e  ei  nem  dieser  Principien  beruhende  Wirth- 
schaftssystemo  oder  Kategorien  von  Einzelwirthschaften  in  Gombination 
treten. 

Das  Selbstinteresse  muss  dabei  aber  auch  in  seinem  speciellen  Gebiete,  im 
pri  vatwirthschaftlichen,  nicht  als  eine  immer  gleich  bleibende  noch  als  eine 
immer  gleich  wirksame  Kraft  angesehen  werden,  sondern  es  steht  selbst  wieder 
unter  dem  Einfluss  der  Sitte  und  SittUchkeit  (des  Gewissens,  in  Boscher's  Ausdrucks- 
weise);  es  kann  und  soll  „moralisirt'S  allgemeiner  ausgedrückt :  zu  einem  Gulturfactor 
erzogen  werden.  Diese  Möglichkeit,  bez.  Nothwendigkeit  muss  bereits  in  der 
Untersuchung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  oder  in  dem  theo- 
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re  tischen  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  den  die  deutsche  Schule  nach  Ran 's 
Vorgang    Ton   dem  practischen  zu  trennen  sacht  (§.  103  ff.)«   beachtet  werden  nnd 
daher  auch  bei  den  Schiassen,  welche  man  aus  dem  Wirken  des  Selbstinteresses  in 
den  einzelnen  Verkehrsacten  nach  der  Methode  der  Deduction  ableitet.    Die  Annahme 
eines   .,reinen'\   ..absoluten'",   in   allen  Personen  zu  allen  Zeiten    and   tlbeiall 
gleichmässig    wirkenden    Selbstinteresses    hat    deshalb    in    der    Hypothese   in 
der  Nationalökonomie   doch    ihre    volle    Berechtigung,    aber   nur   in  derjenigen  Be- 
schränkung, wie  dies  im  Gegensatz  zu   manchen  Anh&ngem  der  sogen,  historischen 
Richtung  in  Deutschland,  aber  in  Uebereinstimmung  mit  J.  St  Mill  (Logik),  jetzt 
in  dieser  3.  Aufl.  dieses  Werks  im  2.  Kapitel  des  1.  Buchs  (2.  H.-A.  Methodenlehre), 
näher  dargelegt  und  begründet  wurde.     Auch  in   der  Theorie  nnd  in  der  Lehre 
vom   privatwirthschaftlichen  System  mtlssen  alsdann  jedoch   die  aus  dem   Wirken 
eines  solchen  bloss  hypothetischen  reinen  Selbstinteresses  abgeleiteten  Schlosse 
sofort   ihre  Berichtigung   finden,   indem    die  das  Selbstinteresse  in   der  Wirklichkdt 
selbst  modificirenden  Factoren  (andere  egoistische  und  uichtegoistische  Motive,  s.  o. 
§.  33  tr.,  69  E,  gute  und  schlechte  Potenzen,  s.  u.  §.  315)   mit   in    die    Unter- 
suchung gezogen  werden.    Dieser  Forderung  redet  in  seiner  vortrefi*iichen  Schrüt 
tlber  Mill 's  Ansichten  in  der  socialen  Frage  auch  Lange  das  Wort,   indem  er  in 
der  Einleitung  mit  Recht  sagt,   dass  die  einstweilige  Berücksichtigung  der  Moral  in 
der  angewandten  Yolkswirthschaftslehre  nicht  auf  die  Dauer  gentlge,  sondern  die  Moral, 
wenigstens  später,  in  die  ozactc  ökonomische  Theorie  mit  aufgenommen  werden 
mtlsse  (bes.  S.  16  ff.)*     Ebenso   in  voller  Zustimmung  zu  Lange,    von    dem  er  mit 
Recht  rühmt,  dass  er  „in  Bezug  auf  die  Methodik  der  Yolkswirthschaftslehre  darchaos 
den  richtigen  Standpunct  vertrete'',  v.  Mango Idt,  in  seiner  vorztlglichen  letzten  Abh. 
„Volkswirthschaft  im  StaatswOrterb.  XI,  112,  eine  Auffassung,  aus  der  y.  Mangoldt 
in  seiner  leider  durch  den  Tod  abgebrochenen  „Yolkswirthschaftslehre*^  (Stattg.  1868) 
schon   manche  Consequenzen  zog,   mehr  als  in  seinem  Gmndriss.     Diese  Annahne 
eines  nicht  unwandelbaren  Selbstinteresses  ist  in  dem  bedeutendsten  theoretischen 
Werke  der  historischen  Schule,  schon  in  der   1.  Aufl.  von  Knies'  „Die  PolitiBche 
Oekonomie    vom  Standpuncte    der   geschichtlichen  Methode'',   auch  der  rothe  Fadeo, 
welcher  die  ganze  Darstellung  durchzieht.     Die  Zusätze  in  der  2.  Anfl.  haben  hier 
noch    manche   weitere  werth volle  Ausfahrungen  gebracht.     Auf  dies  Werk  nnd  aof 
SchmoUer's  „Grundfragen'',  bes.  S.  37  ff.    („der  Egoismus  ist  niemals  eine  feste 
Potenz,    eine    glcichmässige    Grösse")    verweise     ich    daher    besonders,    Schmoll« 
gegenüber  freilich  mit  den  Yorbehalten,    welche  sich  aus  meiner  Motivationstheorie 
und  Methodologie   oben    im   1.  Buche   ergeben  (s.  u.  A.  o.  S.  90,  Note).      S.  ferner 
Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft,  S.  27ff.;  Ders.,  gegen- 
wärtige Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Nationalökonomie,  gewissermaassen  Programn- 
aufsatz,   Jahrb.  I  (1863),  S.  5  ff..  137  ff.;   G.  Cohn,  Bedeutung  der  Nationalökon.  o. 
Stellung    im    Kreise   der  Wissenschaften,    BerL    1869;    Bischof,    GrundzQge  eines 
Systems  d.  Nationalökon. ,  Graz  1874,   S.  19  ff.;    Contzen,  Einl.   in    d.  Staats-  und 
volksw.  Stud.,  Leipzig  1870.   —   Yon  besonderem  Interesse  ist  auch  die  letzte  Abk. 
Rau's  in  der  Tub.  Ztschr.  1870,  XXYI,    106—121    „Bemerkungen  über  die  Volb- 
wirthschaftslehre  und  ihr  Yerhältniss  zur  Sittenlehre",  wo  der  verehrte  Altmeister  mit 
der  ihm  eigenen  rahigen  Objectivität  und  Klarheit  die  Einwendungen   gegen  die  Be- 
gründung  der   Yolkswirthschaftslehre   auf  den    Eigennutz    auf  ihr   richtiges  Maas 
zurückzufahren  sucht,  auch  eine  wirthschaftliche  Sittenlehre  statnirt  (S.  110) 
und  e:egenüber    dem  mehr  privatwirthschaftlichen  Standpuncte  seines  Systems  doch 
mancherlei  Concessionen  macht,  freilich  mehrfach  in  der  Weise,  dass  er  meint,  die 
bisherige  Nationalökonomie  habe  die  ihr  zugeschriebene  Einseitigkeit  tbeils  gar  niekt 
besessen,  tbeils  mit  Recht  festgehalten.     Rau's  Standpunct  wird  indessen  am  Bestes 
in  Yerbindung  mit  seiner  Systematisirung  und  Eintheilung  der  Politischen  Oekonomie 
geprüft;  s.  daher  oben  Buch  1,  S.  266  ff*.     Beachtensworth  ist  in  jener  Abhandhog 
auch  Rau's  Auffassung  der  Yolkswirthschaft.     Er  sagt  darüber  S.  114:   sie  ist  eiB 
aus  Einzelwirthschaften  in  einem  Yolke  bestehendes,  auf  der  freien  Yerbindusf 
derselben  beruhendes  grosses  Ganze,  eine  Yielhcit,  zusammengehalten  durch  das 
Land  und  die  Unterwerfung  unter  die  nemliche  Staatsgewalt    Aber  aw 
letzterem  Zusätze  worden  die  Consequenzen  hinsichtlich  der  staatlichen  Organisatioa 
der  Yolkswirthschaft  nicht  gezogen.    Rau  hat,  wie  sich  S.  115  ff.  zeigt,  doch  imner 
nur    die    tauschwirthschaftliche   Seite   der  Yolkswirthschaft,    idso  das  prifat- 
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wirthscbaftliche  System  ?or  AugeD.  Vgl.  Röscher 's  ganz  richtige  Bemerkung  über 
Bau  in  seiner  Geschichte  der  Nationalökouomie,  S.  860.  —  Die  Beziehungen 
zwischen  Nationalökonomie  und  Moral  sind  mehrfach  in  der  fran- 
zösischen Litteratur  untersucht,  z.  Th.  infolge  der  äusseren  Anregung  durch  eine 
Prcisaufgabc  der  französischen  Acad6mie  des  sciences  mor.  et  polit.  im  J.  1857  über 
das  Thema :  ,,diHermincr  les  rapports  de  la  morale  a^ec  l'dconomie  politiqne''.  S.  be- 
sonders die  preisgekrönte  Schrift  von  A.  Bondelet,  du  spiritualisme  en  6conomie 
poJitique,  Par.  1859,  namentlich  preface  und  introduction.  Auch  Baudrillart  u.  A.  m. 
Uebcr  A.  Smith  speciell  mit  Bucksicht  auf  das  Yerhältniss  von  Ethik  und  Oekonomik 
8.  auch  A.  Oncken,  Ad.  Smith  und  Kant,  1.  B.,  Lpz.  1877.  und  v.  Skarzynski, 
A.  Smith,  Berl.  1878.  Aas  der  neuesten  Zeit  die  oben  S.  71  gen.  Schriften,  bes. 
Zeyss,  Schubert  und  namentlich  W.  Hasbach  {S.  5). 

Ein  zweites  Organisatioasprincip  liegt  denjenigen  Einzelwirthschaften  zu  Grunde, 
welche  im  Text  mit  dem  Namen  „caritatives  System^'  zusammengefasst  werden. 
Der  Ausdruck  „Gemeinsinn''  ist  hier,  wenigstens  ohne  Zwang,  nicht  allgemein 
anwendbar.  Es  handelt  sich  um  eine  Beihe  moralischer  Potenzen  und  geistiger 
Triebfedern,  durch  welche  absichtlich  und  freiwillig  das  Selbstinteresse  über- 
wunden, nicht  nur.  wie  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  eines  gesitteten  und 
sittlichen  Volks,  gezUgclt  oder  modificirt  wird:  daher  das  fünfte  der  von  mir  oben 
unterschiedenen  Leitmotive,  der  Trieb  des  inneren  Gebotes  zum  sittlichen  Handeln, 
(§.  45.46),  vornemlich  einwirkt,  eigentlich  allein  einwirken  sollte,  wenn  auch  andere 
Motive,  besonders  Formen  des  dritten  (§.  39  ff.,  Eitelkeit  u.  dgl.!)  vielfach  mit  oder 
selbst  allein  wirken.  Zwischen  dem  privatwirthschaftlichen  und  caritativen  System  ist 
daher  der  Gegensatz  am  Meisten  ein  principieller,  wie  dies  u.  A.  die  vorgeschrit- 
tene Smith'sche  Schule  in  ihrer  Abneigung  gegen  gewisse  Arten  der  Wohlthätigkeit 
und  Unterstützung  zeigt,  —  gelegentlich  selbst  in  der  principiellen  Verwerfung  aller 
Einnahmen,  die  nicht  streng  auf  dem  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  be- 
ruhen, was  z.  B.  ia  der  Steuerlehre  ganz  folgerichtig  zu  der  unhaltbaren  Vendlge- 
meinerung  des  Gebührenprincips  führt,  (s.  meine  Finanz.  I,  3.  A.  §.  201,  204,  H.  2.  A. 
§.  15  ff.,  83  ff.) 

Dagegen  halte  ich  es  mit  Knies  für  eine  Täuschung  und  für  unlogisch  und  mit 
den  Thatsachcn  in  Widerspruch,  das  gemeinwirthschaft liehe  System  auf  den 
Gemeinsinn  oder  auf  eine  ihm  verwandte  geistige  Triebfeder  zurückzuführen.  In 
den  freien  Gemeinwirtbschaften  waltet  doch  in  erster  Linie  ein  richtig  verstandenes, 
wenn  auch  gezügeltes  und  sich  absichtlich  freiwillig  beschränkendes  Selbstinter- 
esse vor  den  etwa  mitspielenden  gemeinnützigen  Motiven  vor  (§.  342).  Die 
viel  wichtigere  Gruppe  der  Zwangsgemeinwirthschaften  kann  man  aber  überhaupt 
ohne  die  unhaltbare  Fiction  eines  frei  geschlossenen  Staatsvortrags  gar  nicht  auf  einen 
freiwilliges  gemeinsames  Handeln  der  betheiligten  Individuen  voraussetzenden 
Factor,  wie  der  Gemeinsinn,  zurückführen,  ebensowenig  als  auf  das  individuelle 
Selbstin tercsse.  das  in  der  That  der  Einfügung  einer  Wirthschaft  in  eine  Zwangs- 
gemeinwirtbschaft  oft  abgeneigt  ist  und  vom  Standpunct  des  einzelwirthschaftlichen  Vor- 
theils  aus  mitunter  mit  Becht  (§.  348).  Die  Zwangsgemeinwirthschaften  beruhen  vielmehr 
auf  einer  freilich  im  Gesammtinteresse  der  Gattung  (des  Volks,  der  Ortsbewohner, 
einer  gegen  gewisse  Gefahren  zu  schützenden  Gemeinschaft  von  Personen  u.  s.  w.), 
aber  eben  deshalb  oft  mit  Hinwegsetzung  über  das  Interesse  des  Individuums, 
von  der  organisirten  Gewalt  im  Volke  gegebenen  Ordnung,  in  letzter  Linie 
daher  immer  auf  dem  Principe  der  organisirten  und  selbst  wieder  organisirenden 
Staatsmacht,  wenn  auch  dabei  bei  Unterthanen  und  Obrigkeit  die  seelischen  Mo- 
tive, wie  sie  im  1.  Buche  dargelegt  wurden,  wieder  mitspielen  (§.  300,  346).  So  jetzt 
auch  in  Modification  seiner  früheren  Lehre,  mir  beistimmend  Schaf fle  (Soc. 
Körper  III,  367).  Diese  organisirende  Thätigkeit  der  Staatsmacht  muss  in  der  Volks- 
wirthschaft  im  wahren  Gesammtinteresse  in  der  Bildung  der  Zwangsgemeinwirth- 
schaften und  in  der  Feststellung  des  Bereichs  oder  der  Gompetenz  einer  jeden,  ein- 
schliesslich des  Staats,  und  damit  auch  in  der  Abgrenzung  des  Boreichs  der  drei 
Wirthschaftssystemc  gegeneinander,  sich  vollziehen:  das  ist  die  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  der  Lehre  vom  zwangsgemeinwirthschafUichen  System  und  vom  Staate 
speciell  (Buch  6)  zu  lösen  ist.  Diese  Aufgabe  gehört  aber  in  die  Nationalökonomie, 
wie   dies   allerdings   bisher  am  Schärfsten  und  Gonsequentesten    die   socialistischon 
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Tbeoretikor  ?on  St.  Simon,  Fourier  und  L.  Blanc  bis  aaf  Rodbertas  und 
F.  Lassalle  betont  haben,  eine  Forderung,  welche  den  immer  noch  vorhandenen 
richtigen  Kern  selbst  in  den  Foorier 'sehen  Phantastereien  bildet  Was  Lassalle  in 
seinem  Vortrag  „über  Verfassungswesen**,  Berlin  1862,  über  die  entscheidende  Be- 
dentang der  realen  Machtverhältnisse  für  die  wirkliche  (im  Gegensatz  zur  papiemen) 
politische  Verfassung  sagt,  das  gilt  auch  von  der  volkswirthschaftlichen  Verfassung, 
in  welcher  die  gemeinwirthschaftliche  Organisation  zu  Gunsten  der  privatwirthschaft- 
lichen  und  caritativen  eingeengt,  aber  auch  ebensogut  und  bei  fortschreitenden  Cultur- 
Völkern  immer  stärker  auf  Kosten  dieser  beiden  anderen,  besonders  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems,  ausgedehnt  werden  kann  und  wird  (s.  schon  oben  §.  295 
und  unten  Buch  6). 

Von  diesem  Standpuncte  aus  erweitert  sich  dann  freilich  das  Gebiet  der 
Volkswirthschaftslehre  sehr.  Die  früher  nur  sogenannte  Volkswirthschafts- 
lehre  ist  wenig  mehr  als  eine  Lehre  des  rein  privatwirthschaftlichen  Systems,  der 
man  einen  so  engen  Namen,  wie  Tauschlehre,  Katallaktik,  von  xaraklayi^, 
Tausch  (Whately),  Plutologie,  von  nXovrog,  Beichthum  (Hearne)  wohl  allen- 
falls geben  konnte  (s.  o.  S.  266).  Die  in  diesem  Werke  von  mir  vertretene  Auffassung 
ist  m.  £.  aber  auch  eine  nothwendige  Consequenz  der  Einbeziehung  der  persönlichen 
Dienste  und  Verhältnisse  in  die  wirthschaftlichcn  Güter  (s,  o.  §.  121). 

§.  298.  Fortsetzung.  Neuere  Litteratur  zur  Kritik  der  Lehre  von 
der  Organisation.  Mehrfach  sind  meine  Auffassungen  und  BegrifTsbestimmungen, 
so  über  Gemeinbedttrfniss,  gemeinwirthschaftlichcs  Princip  und  System,  beider  letzterer 
Unterscheidung,  Wesen  der  Gemeinwirthschaft  n.  a.  m.,  wie  sie  in  den  früheren  Auf- 
lagen, besonders  in  der  zweiten,  gegeben  waren  (S.  197  ff.),  in  der  neueren  deotscben 
Litteratur  als  Anknüpfungspunct  für  weitere  theoretische  Untersuchungen  tlber  diese 
Fragen  der  Organisation  benutzt,  dabei  aber  auch  einer  mehr  oder  weniger  scharfen, 
zum  Theil  ablehnenden  Kritik  unterzogen  worden.  Ich  hebe  daraus  folgende  Arbeiten 
besonders  hervor. 

Gross  hat  in  der  beachtenswerthen  und  klargedachten  wie  klar  geschrie- 
benen Schrift  Wirthschaftsformcn  und  Wirthschaftsprincipien  (Leipzig  1888),  später 
in  Kürze  in  dem  Art.  Gemeinwirthschaft  im  H.-W.-B.  d.  Staatswiss.  (II,  803)  nach- 
zuweisen gesucht,  dass  schärfer,  folgerichtiger  und  klarer,  als  ich  es  gethan  hätte, 
zwischen  Wirthschaftsprincipien,  „Grundsätzen,  nach  welchen  bei  der  Verfolgung  des 
Wirthschaftszwecks  vorgegangen,  nach  welchen  demnach  der  Verkehr  gestaltet  werde,** 
und  Wirthschaftsformcn,  .,d.  h.  der  verschiedenartigen  Gestaltung  der  Wirthschaflts- 
subjecte"  unterschieden  werden  müsse.  Die  characteristischen  Merkmale  der  Wirth- 
schaftsprincipien lägen  nicht  in  der  Gestaltung  des  die  einzelnen  Wirthschaftsacte 
vornehmenden  Subjects,  sondern  in  der  Gestaltung  der  Wirthschaftsacte  selbst  (H.- 
W.-B.  II,  804).  Ich  gebe  zu,  dass  ich  vielleicht  in  der  Wortfassung  zu  diesem  Tadd 
mitunter  Anlass  gegeben,  im  Sinne  gleichwohl  kaum.  Auch  bleibt  es  meiner  An- 
sicht nach  eben  doch  wahr,  dass  die  „Gestaltung  des  Wirthschaftssubjects'%  wie  bei 
den  Gemein wirthschaften,  eine  Folge  und  anderseits  eine  Voraussetzung  der  Verwirk- 
lichung des  —  nicht  ausschliesslich,  aber  vornemlich  (§.  335)  —  die  Gestaltung  der 
Wirthschaftsacte  bestimmenden  Princips  ist.  In  der  Gemeinwirthschaft  wird  auch  das 
Wirthschaftssubject  so  construirt,  dass  eine  andere  Motivation  der  wirthschafUichen 
Handlungen,  als  die  in  der  Privatwirthschaft  wegen  der  Macht  des  wirthschafUichen 
Selbstinteresses  vorherrschende,  erleichtert  bezw.  selbst  erst  ermöglicht  wird.  Doch 
habe  ich  jetzt  in  der  formellen  Behandlung  einigen  der  Gross'schen  Bedenken  Kech- 
nuufj:  getragen  (s.  u.  A.  bes.  §.  300,  335). 

Einiges  iu  dieser  Kritik  von  Gross  stimmt  dem  Sinne  nach  mit  kritischen  Eio- 
wenduugeu  anderer  Autoren  gegen  mich  überein. 

G.  Cohn  hat  in  dem  Aufsatz  Gemeinbedürfniss  und  Gemeinwirthschaft,  „ein 
Wort  zur  Terminologie  der  Volkswirthschaftslehre"  (Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  ISSl, 
B.  37,  S.  464 — 495)  namentlich  meine  Aufstellung  und  Fassung  dieses  Begriffs  Ge- 
meinbedürfniss angegriflon,  ebenso  wie  den  Umfang,  welchen  ich  diesem  Be^ff  durch 
die  Einreihung  der  zu  diesen  Bedürfnissen  gerechneten  Fälle  gebe.  Er  gelangt  eigcot- 
lich  zur  Verwerfung  des  ganzen  Begriffs.  Zum  Theil  knüpft  er  an  die  Verwendon^ 
des  Begriffs  bei  anderen  Autoren,  l3es.  Hermann,  Schäffle  an,  sowie  in  meiner  ifl 
demselben  Bande  der  Tüb.  Ztschr.  enthaltenen  Abh.  „der  Staat  und  das  Versichenuigs- 
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wesen''.  „principielle  Erörterungen  über  die  Frage  der  gemeinwirthscliafdiclien  oder 
priratwirthschafüichen  Organisation  dieses  wirthschaftlichen  Gebiets  im  Allgemeinen'' 
(eb.  S.  102 — 172,  anch  selbständig  erschienen),  eine  Arbeit,  auf  die  ich  mich  anch 
für  die  Fragen  dieses  5.  Buchs  mitbeziehe  (wie  ebenfalls  auf  Weiteres  hierüber  in 
meiner  Abhandlung  über  Versicherungswesen  im  Schönberg^schen  Handbuch,  B.  II). 
Was  mir  G.  Cobn  hier  eigentlich  vorwirft,  ergiebt  sich  aus  einer  Stelle  seines  Systems 
B.  I  (S.  187)  noch  deutlicher:  mein  ganzer  Begriff  „Gemeinbedürfhiss*'  sei  nur  ans 
der  hastigen  Ungeduld  zu  erklären,  das  in  der  neueren  Nationalökonomie  betonte 
Moment  der  Gemeinschaft  in  die  ersten  Begriffe  der  Wissenschaft  hinein  zn  bringen, 
wo  dann  mit  logischer  Nothwendigkelt  alles  Weitere  aus  dem  so  festgestellten  Begriffe 
Fon  selber  folget  „eines  der  schlagendsten  Beispiele  für  die  Wülkühr,  mit  welcher 
aus  den  ControTersen  der  practischen  Gegenwart  die  Entscheidung  für  eines  der  beiden 
Extreme  herausgenommen  und  um  grösserer  Beweiskraft  Willen  in  die  ersten  Begriffe 
der  Wissenschaft  hinein  verlegt  werde/'  M.  a.  W.,  mein  Begriff  des  Gemeinbedürf- 
nisses, dessen  Mängel  Cohn  in  der  gen.  Abh.  weiter  zu  zeigen  sucht,  beruht  also 
hiemach  auf  einer  petitio  principii  und  dient  nur  zur  Vorwegnahme  der  Lösung 
practischer  Probleme  der  Gegenwart.  Ich  kann  mich  diesem  Vorwurf  gegenüber 
indessen  darauf  beziehen,  dass  ich  grade  in  den  weitaus  wichtigsten  Fällen  von 
„Gemein bedürfnissen''  mit  den  allgemeinsten  menschlichen  Gemeinschafts- 
verhältnissen zu  thun  habe,  welche  mit  Lösung  modemer  practischer  Fragen  nicht 
mehr  als  mit  derjenigen  von  uralten  Fragen  des  Menschengeschlechts  zu  thun  haben. 
Allerdings  aber  halte  ich  daran  fest,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete,  und  u.  A.  in  der 
That  auch  durch  Entwicklung  der  Productionstechnik,  neue  Fälle  von  Gemeinbedürf- 
nissen hinzutreten  (s.  auch  Saz,  Grundlegung,  S.  198 — 199).  Im  Uebrigen  möchte 
ich  mich  zur  Kritik  von  Cohn's  Polemik  auch  mit  auf  Saz  beziehen,  der  zwar  in 
einzelnen  Puncten  Cohn  beistimmt,  aber  doch  an  dem  Begriff  Gemeinbedürfniss 
(Co)lectivbedürfniss) ,  mehr  formell  als  sachlich  von  mir  abweichend,  festhält  und 
darauf  selbst  einen  Haupttheil  seiner  theoretischen  Staatswirthschaft  aufbaut. 

M.  E.  widerlegen  sich  Cohn's  Einwände  gegen  meine  Auffassung  von  Gemein- 
wirthschaft  schon  durch  mein  Zugeständniss  an  Gross.  Ich  habe  aber  auch  früher 
schon  deutlich  hervorgehoben,  dass  z.  B.  die  staatliche  Gemeinwirthschaft  nur  ihrer 
Construction  und  ihrer  Hauptaufgabe  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen  Princip  der 
generellen  Kostendeckung  huldigen  könne  und  thatsächlich  huldige  (Herstellung  all- 
gemeiner öffentlicher  Leistungen,  die  dann  „frei  genossen"  werden,  und  Kosteudeckung 
derselben  mit  allgemeinen,  nach  besonderen  Maassstäben  aufgelegten  Steuern).  Aber 
ich  habe  stets  zugleich  betont,  dass  anderseits  auch  in  der  Gemeinwirthschaft  privat« 
wirthschaftlich  verfahren  werden  könne  und  verfahren  werde  (2.  Aufl.  S.  216,  wo 
ausdrücklich  auf  Domanialwirthschaft.  Gebührenprincip  hingewiesen  «wird).  Dadurch 
erledigen  sich  daher  Cohn's  schiefe  Fragestellungen  Tüb.  Ztschr.  S.  492. 

Cohn  confundirt  aber  eben  in  der  ganzen  Streitfrage  die  drei  Puncte,  welche 
es  rechtfertigen,  vom  Vorhandensein  von  „Gemeinwirthschaft"  zu  sprechen:  einmal, 
wenn  sachliche  Productionsmittel  an  den  öffentlichen  Körper  übertragen  sind  und 
damit  unter  dessen  Leitung,  in  dessen  Auftrag  producirt  wird  („partieller  Socialismus 
auf  dem  Productionsgebiete"  §.  295  S.  757);  zweitens,  wei\p  im  öffentlichen  Beamten- 
system, nach  dessen  Normen  für  das  Besoldungswesen,  jene  im  vorigen  Buche,  Kap.  2, 
mehrfach  berührte  besondere  Art  der  „Vertheilung  des  Productionsertrags"  zwischen 
Arbeitern  (Beamten)  und  Arbeitgeber  (Staat)  erfolgt  („partieller  Socialismus  auf  dem 
Vertheilungsgebiete"  S.  75S);  drittens,  wenn  die  producinen  Güter  (Leistungen)  nach 
dem  Princip  der  generellen  Kostendeckung  mittelst  allgemeiner  Steuem  ganz  oder 
wenigstens  theilweise  bezahlt  werden,  dem  einzelnen  Nutzniesser  aber  dann  unent- 
geltlich oder  nach  anderen  Preisnormen,  auch  wohlfeiler,  als  nach  den  Preisen  im 
Concurrenzsystcm ,  zur  Verfügung  stehen.  Nur  wenn  alle  diese  drei  Bedingungen 
erfüllt  sind,  und  zwar  auch  die  letzte  so,  dass  die  Leistungen  dem  Einzelnen  als 
„freies  Gennssgut"  zustehen,  ist  volle,  wenn  eine  oder  zwei  davon  erfüllt  sind  oder 
bei  der  dritten  theilweise  Kostendeckung  nach  specieller  Entgeltlichkeit  erfolgt  (Ge- 
bührenprincip), ist  partielle  Gemeinwirthschaft  vorhanden,  oder,  nach  meiner  fest- 
gehaltenen Terminologie  (§.  293)  voller  oder  partieller  Communismus.  Wenn  nicht 
ausdrücklich  so  gefasst,  ging  diese  meine  Ansicht  doch  implicite  aus  den  ganzen 
Abschnitten  der  2.  Aufl.  hervor,  wo  über  diese  Fragen  gehandelt  wurde.    Was  Cohn 
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(a.  a.  0.  S.  486)  über  Unterscheidung  eines  formellen  and  materiellen  Princips  bei 
der  Gemeinwirthschaft  sagt  (im  ersten  Fall  denke  man  an  einheitliche  Yeranstaltang, 
im  zweiten  an  Ausschluss  egoistischer  Abrechnung  zwischen  Opfer  und  Genuss)  ist 
ganz  richtig,  aber  doch  wahrlich  nicht  von  mir  Übersehen,  wie  schon  meine  ron  Cohn 
oben  in  seiner  Polemik  unbeachtet  gelassenen  Ausführungen  in  §.  109  d  (S.  171  fL) 
der  2.  Aufl.  zeigen.  Man  muss  doch  auch  in  solcher  polemischer  Kritik  dem  Gegner 
nicht  etwas  imputiren,  was  er  vernünftiger  Weise  nicht  gemeint  haben  kann.  So  z.  B. 
wenn  man  eben  bei  in  anderer  Hinsicht  verschiedenen  Einrichtungen,  wie  altrdmi- 
scher  Getreidevertheilung  und  Uebemahme  von  Verkchrsanstalten ,  Gas-  und  Wasser- 
werken auf  Staat  und  Gemeinde,  das  hier  allein  gemeinte  Aehnliche,  nemlich 
die  Entziehung  dieser  Veranstaltungen  zur  Bedüräissbefriedigung  aus  den  Händea 
der  Privatwirthschaft  und  die  dadurch  bedingte  Möglichkeit,  andere  als  die 
rein  privatwirthschaftlichen  Entgeltlichkeitsprincipien  anzuwenden,  ignorirt  (vgl.  2.  Aufl. 
dieses  Werks  S.  206  Kote  8  und  Cohn,  Tüb.  Ztschr.  S.  489  ff.).  Denselben  Einwand 
habe  ich  gegen  Cohn's  Bemerkung  (eb.  S.  488)  über  meine  Auffasssung  des  fran- 
zösischen Tabakmonopols  (Tüb.  Ztschr.  1879  S.  89)  als  eines  gelungenen  Stücks  kanst- 
lieber  Organisation  der  Arbeit  zu  machen.  „Ihr  legt  nicht  aus,  Ihr  leget  unter*',  wo 
dann  freilich  die  Kritik  leicht  wird. 

Das  Bedeutendste  und  Schärfste  zur  Kritik  meiner  Lehre  und  zur  Fortbildoiig 
der  Theorie  der  Gemoinbedürfhisse  und  der  Gemeinwirthschaft  hat  £.  Sax  in  seioei 
Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirthschaft  beigetragen.  Von  diesem  Werke 
kommen  hier  grössere  Abschnitte  in  Betracht,  speciell  die  Ausführungen  im  Abschn.  IT 
über  Bedürfniss  u.  s.  w.  S.  172  ff.,  bes.  über  die  Collectivbedürfnisse  S.  179  ff.,  mit 
der  Kritik  meiner  Lehre  von  den  Gemeinbedürfnissen  S.  183  ff.  Die  übermässig 
abstracte  Behandlungsweise  und  die  Fassung  machen  es  freilich  auch  hier,  wie  in 
dem  ganzen  Werke,  nicht  leicht,  dem  scharfsinnigen,  aber  oft  auch  spitzfindigen 
Denker  immer  genau  zu  folgen.  Seine  Polemik  gegen  mich  und  seine  ganze  Auf- 
fassung hängt  aber  auch  mit  anderen  Differenzpuncten  unter  uns,  so  über  den  Umfang 
des  Begriffs  Gut  zusammen,  wo  Sax  die  Dienste  und  Verhältnisse  ausschliesst  (S.  199C, 
vergl.  oben  §.  120).  Sax  sucht  nachzuweisen,  dass  Hermanns,  auch  Rodbertos' 
(u.  A.  über  das  „Nationalbedürfniss'',  Kapital,  S.  73  ff. ,  vgl.  die  Angaben  von  Sax 
S.  182,  Note)  und  ebenso  meine  Auffassung  von  Gemeinbedürfhiss  unzuljüiglich  sei 
Er  verwirft  meine  Begriffsbestimmung,  gesteht  indessen  zu,  dass  meine  ,Xiste  der 
Gemeinbedürfnisse''  objective  Gemeinbedurfnisse  im  richtigen  Sinne  umfasse  nnd 
eine  daran  geübte  Kritik  (also,  ohne  dass  Sax  ihn  nennt,  diejenige  Ck>hn*8)  ihr  Ziel 
vollständig  verfehle  (S.  186),  aber  ich  beginge  Irrthümer  in  Betreff  der  Unteraiten, 
confundirte  Bedürfniss  und  Gut  und,  wie  alle  anderen  bisherigen  Theoretiker,  igDoriite 
auch  ich  über  dem  Begriff  CoUectivbedürfniss  im  objecten  Sinne  den  Begriff  in 
subjectiven  Sinne  (S.  191).  Ich  kann  dem  Allen  gegenüber  doch  nur  zugeben, 
dass  meine  Fassungen  hier  und  da  für  diese  Kritik  Anhaltspuncte  gegeben  haben 
mögen,  nicht  der  m.  E.  doch  nicht  eigentlich  misszuverstehende  Sinn  meiner  Aos- 
fUhrungen.  In  Betreff  dieses  letzteren  glaube  ich  mich  auch  mit  Sax  mehr  einig,  als 
er  annimmt,  kann  daher  auch  seine  eigenen  Erörterungen,  so  werthvoll  sie  inhsdtlicb 
sind,  doch  nicht  ftlr  so  neu  und  eigenartig  halten.  Und  ob  sie  in  der  Fassung  wrA- 
lieh  so  viel  gelungener  sind?  Ich  finde  die  Fassung  auch  hier  wieder  zu  abstracto 
die  Ausdrucksweisc ,  wie  oft  bei  Sax ,  zu  geschraubt ,  was  weder  immer  auf  volk 
Klarheit  des  Gedankens  bei  einem  Autor  hindeutet,  noch  wenigstens  dem  Leser  diese 
Klarheit  über  das,  was  der  Autor  eigentlich  meint,  zu  gewinnen  erleichtert  Zm 
Beispiel  S.  179  ff.:  Anknüpfend  an  „collectivistische  Bewusstseinserregungen''  entsteht 
bei  Sax  das  „CoUectivbedürfniss'' :  „die  Bcwusstseinszustände  der  Gemeinschaft  bezog* 
lieh  der  Gebundenheit  der  concreten  Lebenszwecke  gegenüber  den  Dingen  der  Aussen- 
weit.  Die  einzelnen  CoUectivlebenszwecke  in  dieser  Bedingtheit  sind  die  Gemein- 
bedürfnisse  im  objectiven  Sinne  des  Worts,  die  entsprechenden  psychischen  Vorginge 
in  den  collectivistisch  verbundenen  Individuen  die  Collectivbedürfnisse  im  subjectiTes 
Sinne."  Dann  über  die  Beziehung  der  Collectivbedürfnisse  im  subjectiven  Sinne  n 
den  Individualbedürfhissen  (S.  191  ff.):  „die  im  CoUectivbedürfniss  vorUegende  öko- 
nomische Bedingtheit  eines  CoUcctivlebenszweck  muss  den  von  dem  Verbände  um- 
schlossenen Individuen  als  solche  Bedingtheit  ihres  persönlichen  Zwecklebens  e^ 
scheinen,  insofern  die  coUectivistischc  Lebensführung  für  jeden  Einzelnen  eben  einei 
Theil  seines  Lebens  büdet".    Bichtig,  aber  einfacher  auszudrücken.    Schliesslich :  .,die 
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Collectiv-  und  die  IndiTidualbedürfnisse  finden  wir  in  der  Ökonomischen  Lebens- 
filhroüg  der  Menschen  mit  einander  verwoben"  (S.  194);  ein  Unterschied  der  Art 
finde  zwischen  beiden  Gruppen  gar  nicht  statt,  vielmehr,  wie  zwischen  den  einzelnen 
Bedurfnissen  jeder  (imppe,  nur  ein  Unterschied  der  Intensität,  woraus  dann  weitere 
Consequenzcn  gezogen  werden. 

Trotz  aller  Anerkennung  des  Gcdankengehalts  dieser  und  anderer  Ausführungen 
7on  Sax  habe  ich  mich  nach  reiflicher  Ueberlegung  doch  nicht  zu  einer  wesentlichen 
Aenderung  meiner  Auffassung  und  meiner  Behandln ngsweiso  in  diesem  Bache,  speciell 
in  den  Erörterungen  über  Gemeinbedttrfniss ,  Gemeinwirthschaft  bewogen  gefunden. 
Ich  kann  auch  Sax  nicht  zugeben,  dass  so  sehr  erhebliche  Meinuogsverschiedenheiten 
zwischen  uns  bestehen.  Eine  Auseinandersetzung  ttber  alles  Einzelne  nOthigte  aber 
zu  einer  hier  schon  aus  Rücksichten  auf  den  Raum  ausgeschlossenen  Ausführlichkeit 
in  der  Antikritik,  denn  letztere  müsste  sich  zu  einer  solchen  des  ganzen  grossen 
Saz'schen  Werks  erweitem.  Mehr  als  ich  es  in  einigen  Puncten  der  Fassung 
glaubte  tbun  zu  können  und  zu  sollen,  habe  ich  deshalb  Saz'  Wunsch,  das  Störende 
meiner  Darstellung  zu  beseitigen  (S.  191),  nicht  erfüllen  können  (§.  800,  324  ff.). 

Meine  genannten  Kritiker  werden  daher  ihre  sachlichen  und  theilweise  ihre 
formellen  Bedenken  gegen  die  Behandlung  all*  dieser  Fragen  der  Organisation  auch 
in  dieser  3.  Aufl.  ?ermuthlich  aufrecht  halten,  trotz  meiner  Zugeständnisse,  welche 
ich  in  der  Abänderung  einiger  Sätze  gemacht  habe,  —  auch  übrigens  mehr,  um 
Missverständnibse,  wie  sie  vorgekommen,  auch  bei  den  hier  besprochenen  Autoren,  zu 
verhüten,  als  weil  ich  es,  gegenüber  dem  m.  E.  klaren  Sinne  auch  meiner  früheren 
Fassung  für  durchaus  geboten  gehalten  hätte. 

Wesentlich  nur  referirend  in  Betreff  meiner  bezüglichen  Lehren  hat  sich 
G.  Schönberg  zu  denselben  verhalten  (in  s.  Handb.  I,  Abs.  1,  S.  10,  26  der  3.  A.). 

Mit  den  hier  in  diesem  Buche  behandelten  Fragen  hängt  auch  die  practisch 
wichtige  und  theoretisch  bedeutungsvolle  über  die  Principien  der  Kostendeckung 
öffentlicher  Leistungen  des  Staats  u.  s.  w.  zusammen.  Diese  Frage  fuhrt 
einmal  in  die  Finanzwissenschaft,  insbesondere  in  die  Gebührenlehre  und  die 
Steuerlehre,  in  letzterer  in  die  Lehre  von  den  Steuervertheilungsprincipien  (Principien 
der  Gerechtigkeit)  und  in  die  Lehre  von  der  Wahl  der  Steuerarten  und  vom  Steuer- 
system hinein.  Dafür  beziehe  ich  mich  auf  den  2.  Band  meiner  Finanzwissenschaft, 
2.  Aufl.,  worin  die  bezüglichen  Fragen  eingehend  principiell  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Entscheidung  in  Geschichte  und  gegenwärtiger  Praxis  behandelt  sind  (s.  bes. 
a.  a.  0.  Gebührenlelre  und  eb.  allgemeine  Steuerlehre,  bes.  S.  372  ff.).  Aus  der 
Gebührenlebre  und  aus  der  verwandten  Lehre  der  Tarifregelungen  der  grossen 
Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen),  welche  nicht  oder  noch  nicht,  wie  Post  und  Tele- 
graphie,  als  Gebührenanstalten  anzusehen  sind,  gehören  namentlich  die  Erörterungen 
über  die  Wahl  der  Tarif-,  Taxprincipien  und  über  das  Maass  der  An- 
wendung der  gewählten  Principien  hierher.  S.  darüber  bes.  die  Behandlung  dieser 
Poncte  in  meiner  Finanzwiss.  B.  1,  3.  A.,  S.  760  ff.  mit  den  hier  citirten  Arbeiten 
Fr.  J.  Neumann 's,  G.  Cohn's,  J.  Lehr 's.  Auch  für  alle  die  hierher  gehörigen 
finanz-  und  stenerwissenschaftlichcn  Fragen  ist  bes.  auf  Neumann 's  bezügliche 
Arbeiten  (das  Werk  „die  Steuer**  u.  a.  m.,  s.  darüber  meine  Finanzwiss.  II,  2.  A.,  S.  20) 
zu  verweisen:  mit  das  Beste  hierüber.  Sodann  aber  führen  die  angedeuteten  Prin- 
cipienfrageu  über  Kostendeckung  in  Gemein wirthschaften  in  eine  andere  Seite  des 
allgemeinen  Werth-  und  Preisproblems  hinein,  mit  welcher  sich  die  Theorie 
neuerdings  mehrfach  zu  beschäftigen  begonnen  hat:  die  Gestaltung  dieses  Problems 
in  „Verbänden'*  u.  dgl.  Auch  dafür  ist  namentlich  zu  verweisen  auf  Neumann's 
Arbeiten  (Abh.  Preis  in  Schönberg's  Handb.,  3.  Aufl.,  I,  S.  249,  Verbands-,  Vereins- 
und ähnliche  Preise,  bes.  2.  A. ,  S.  269,  Preisgestaltung  in  Fällen  der  Interessen- 
gemeinschaft), G  Cohn's  System  I,  §.  396  IF.,  E.  Sax'  Grundlegung.  S.  249,  Werth- 
erscbeinung  und  ihre  collcctivibtische  Form).  Berührung  dieser  Seite  des  Werthproblems 
auch  in  der  neueren  sonstigen  Werthlitteratur  (§.  135). 
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Erstes  Kapitel. 

Die  verschiedenen  Organisationsprincipien 
und  Wirthschaftssysteme  in  der  Volkswirthschaft 

I.  —  §.  299  [116].  Die  Volkswirthschaft  als  natür- 
licher Organismus  und  als  künstliche  Organisation. 
In  den  früheren  Erörterungen  über  Begriff,  Wesen  und  Entwicklang 
der  Volkswirthschaft  (§  149  iff.)  wurde  die  letztere  bereits  als 
Organismus  und  als  durch  den  Staat  und  die  Rechtsordnung  be- 
einflusste  Organisation  betrachtet  Auch  im  vorigen  4.  Bache  ist 
diese  Betrachtungsweise  implicite  überall  festgehalten  worden  und 
wurden  daraus  Folgerungen  gezogen.  Doch  lag  dabei  bisher  die 
atomistisch-mechanische  Auffassung  der  Volkswirthschafi 
und  ihres  Aufbaus  aus  den  einzelwirthschaftlichen  Elementen  doch 
noch  vornemlich  der  Betrachtung  zu  Grunde.  Jetzt  ist  jene  Auf- 
fassung durch  eine  eigentlich  organische  zu  ergänzen, 
wie  sie  allein  dem  Character  der  Volkswirthschaft  als  Organismus 
vollständig  entspricht. 

Während  bisher  die  Betrachtang  vom  Theil  oder  Glied  zum  Ganzen  ging  und 
verfolgte,  wie  sich  die  Volkswirthschaft  aas  diesen  Gliedern  heraus,  gewissermaassen 
in  der  Kichtang  von  unten  nach  oben,  entwickelt,  mass  jetzt  umgekehrt  das  Ganze, 
die  Volkswirthschaft,  zunächst  ins  Aage  gefasst  und  ihre  organische  Structar 
untersucht  werden,  um  so  das  gliodliche  Verhältniss  der  Einzelwirthschaften  geg^t- 
über  der  Volkswirthschaft  richtig  festzustellen  und  die  Umgestaltung  der  Glieder 
durch  das  Ganze,  dem  sie  angehören,  kennen  zu  lernen:  eine  Untersuchung  gewisser- 
maassen in  der  Kichtung  von  Oben  nach  Unten.  Daraus  ergiebt  sich  dann  erst  die 
wirklich  volkswirthschaftliche  (im  Gegensatz  zur  bloss  einzelwirthschaftlichenj 
Function,  welche  jeder  Gattung  von  Einzelwirthschaften  und  wieder  jeder  einzehiea 
der  letzteren  im  volkswirthschaftlichen  Organismus  übertragen  ist. 

Hinsichtlich  dieses  Organismus  ist  zuvörderst  ein  Irrthnm  za 
berichtigen,  welcher  gerade  durch  die  Bezeichnung  der  Volkswirth- 
schaft mit  diesem  Ausdrucke  leicht  erregt  werden  kann  und  auch 
erregt  worden  ist:  die  Volkswirthschaft  ist  auch  als  „Organismus" 
keineswegs  bloss  ein  reines  Naturgebilde.  Ein  solches,  ein 
„Naturproduct"  ist  sie  allerdings  in  einer  Hinsicht,  so  gut 
als  das  „Volk"  selbst.  Sie  wird  wie  dieses  durch  „Hunger  und 
Liebe''  zusammengehalten,  verdankt  in  einer  Beziehung  wie  das 
Volk  selbst  Naturtrieben  der  Menschen,/dem  Trieb  der  Selbst- 
erhaltung, dem  Geschlechtstrieb  ihre  Existenz,  ihre  Fortdauer  und 
Weiterentwicklung.  Aber  so  wenig  als  das  „Volk"  ist  auch  die 
Volkswirthschaft  ein  reines  Naturgebilde,  sondern  sie  ist  zugleich, 
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wiederum  ebenso  wie  jedes  staatlich  organisirte,  durch  seine  Lebens- 
geschichte  erst  entwickelte,  zur  Cultur  nicht  ohne  Weiteres  im 
Laufe  der  Zeit  ^^von  selbst  gekommene^',  sondern  absichtlich  dazn 
erzogene  Volk,  —  ein  Gebilde  bewusster  menschlicher  That,  ein 
Kunstproduct.  Menschliche,  auf  ein  bestimmtes  Ziel  gerichtete, 
planvoll  durchgeführte  Willensacte  geben  der  Volkswirthschaft  ihre 
bestimmt  gewollte  Gestalt,  eine  künstliche  Organisation. 

In  den  schönen  Erörtcrangen  über  den  7oIkswirthschaftlichen  Organis  mos 
in  s.  System  §.  1<'{  tritt  bei  Roschor  die  Auffassung  dieses  Organismus  als  ein 
Naturgebiide  doch  noch  zu  stark  her7or;  daher  wohl  auch  Roscher's  Festhalten 
an  dem  irreleitenden  Ausdruck  „volkswirthschaftliche  Naturgesetze'',  den  ich  nach 
7.  Oettingen's  u.  a.  m.  Erörterungen  über  statistische  Gesetze  jetzt  auch  glaube 
aufgeben  zu  müssen  (s.  o.  §.  86 — 91  über  wirthschaftliche  Gesetze). 

Preussens  Volk  und  Preussens  Volkswirthschaft  sind  tre£fende  Belege, 
wie  dies  fUr  die  letztere  besonders  G.  Schmoller  in  s.  historischen  Aufsätzen  über 
Friedr.  Wilh.  I.,  Sybel's  Zeitschr.  1S73,  über  den  preussischen  Staat  und  die  sociale 
Frage,  Preuss.  Jahrb.  1S74,  in  seinen  neueren  bezüglichen  Arbeiten  über  die  Ent- 
wicklung der  preussischen  Volkswirthschaft  in  seinem  Jahrbuch  Band  VIII  ff.  und 
a.  a.  0.  dargelegt  hat.  Vergl.  auch  Koscher,  Gesch.  der  Nationalökon.,  Kap.  16, 
18,  1*.).  Aber  auch  an  alle  anderen  Culturstaaten ,  Tielfach  auch  rühmend,  ist  zu 
denken.  Bei  allen  Fehlern  im  Einzelnen  wird  z.  B.  die  gesammte  Colbert'sche 
U'irthschaftspolitik  auch  als  Beweis  gelten  können,  wie  sehr  bewusste,  plauFoIl 
durchgeführte  Willensacte  eine  Volkswirthschaft  künstlich  (im  besten  Wort- 
sinn!), wenn  auch  nicht  schaffen,  wohl  aber  zur  Blüthe  bringen,  „erziehen'', 
indem  sie  aus  dem  tauschwirthschaftlichen  Naturgebilde  der  Volkswirthschaft  ein 
Kunstproduct  macheu.  Dies  hat  Fr.  List  in  seinem  nationalen  System  richtig  erkannt 
und  grossartig  entwickelt  und  begründet.  Vergl.  Cohn's  Aufs,  in  der  Tüb.  Ztschr. 
über  Colbert,  nach  den  neuem  Quellenwerken,  B.  XXV  u.  XXVI.  Lehrreiche  Aus- 
führung obigen  Gedankens  in  der  Schrift  Fon  A.  Freiherrn  v.  Dumreicher,  über  den 
fran?ö5.  National  Wohlstand  als  Werk  der  Erziehung.  1.  Studie.  Wien,  1879,  bes.  in 
Bez.  auf  Kunst  und  Kunstindustrie.  Auch  Farnham,  innere  französ.  Gewerbepolitik 
TOD  Colbert  bis  Turgot,  in  Schmoller's  Forschungen  1878.  Weiteres  bes.  in  der  Prac- 
tischen  Nationalökonomie,  namentlich  in  der  Gewerbe-  und  Handelspolitik. 

In  der  früheren  Bezeichnung  der  Volkswirthschaft  als  Inbegriff  der  Einzelwirth- 
schaftcn  eines  staatlich  organisirten  Volks  (§.  140)  und  in  den  Bemerkungen  über 
die  Ausbildung  der  concreten  Volkswirthschaften  unter  dem  Einfluss  des  concreten 
Staats  (§.  151  S.  359)  ist  diesem  Character  der  Volkswirthschaft  als  Kunstproduct 
oder,  was  dasselbe  besagen  will,  als  „Staatswirthschaff'  (in  diesem  Sinne  des 
"Worts)  auch  bereits  gebührend  Rechnung  getragen.  Es  geschieht  dies  noch  prin- 
cipieller,  wenn  die  Volkswirthschaft  nicht  nur  als  Organismus,  sondern  zum  Theil 
wenigstens,  als  menschlich  gewollte  und  von  Menschen  künstlich  absichtsvoll  und 
planmässig  gemachte  Organisation  zur  Bedurfnissbefriedigung  des  Volks  aufgefasst 
wird.  Die  Bezeichnung  als  Organismus  lässt  dann  mehr  die  natürliche  Seite,  im 
strengen  Sinne  des  Worts,  hervortreten,  nemlich  das  Wesen  der  Volkswirthschaft,  ein 
aus  Naturtrieben  hervorgehendes  Naturgebilde  zu  sein;  dasjenige  Moment,  welches 
die  physiokratisch-Smitb'sche  Nationalökonomie  fast  allein  beachtet  hat,  wobei  sie 
aber  nicht  einmal  die  Eigenschaft  der  Volkswirthschaft  als  eines  natürlichen  Orga- 
nismus gehörig  zur  Geltung  brachte ,  sondern  aus  dem  organischen  Naturgebilde  ein 
blosses  äusserlich  mechanisches  Nebeneinander  von  Einzelhaushalten  machte.  Die 
Bezeichnung  als  Organisation  berücksichtigt  anderseits  das  Moment,  welches  in 
dieses  Naturgebilde  mit  bewusster  menschlicher  Absicht  planvoll  hinein  getragen 
worden  ist:  das  Moment  selbst  organsireudcr  menschlicher  Thätigkeit,  durch  welches 
die  Volkswirthschaft  aus  einem  Naturproduct  des  blossen  menschlichen  Trieblebens 
ein  menschliches,  vernunftgemässes  Kunstproduct  wird. 
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Gerade  die  Volkswirthschaften  der  eigentlichen  Coltnrvölker 
tragen  diesen  Charakter  einer  künstlichen  Organisation  nachweis- 
bar an  sich  nnd  entwickeln  ihn  im  Laufe  der  Geschichte  immer 
mehr. 

S.  schon  oben  bes.  S.  359  ff.  Die  Bildung  des  Yerkehrsrechts,  die  Ent- 
stehung von  Wiithschaften  des  caritatiTen  Systems  nnd  von  Gemeinwirtb- 
schaften aller  Art,  die  stets  mehr  oder  weniger,  immer  sehr  bedeutsam  eingreifende 
Begelung  der  Yolkswirthschaft  durch  den  Staat  und  die  immer  umfassendere  und 
inhaltreichere  directe  Thätigkeit  des  Staats  in  der  Yolkswirthschaft.  —  alle  diese 
Momente  machen  aus  dem  Natnrgebilde  „Yolkswirthschaft''  mehr  und  mehr  ein 
menschliches  Eunstgebilde.  Man  muss  in  sehr  primitive  Lebensverhältnisse  der 
CulturvOlker  zurückgehen  oder  bei  sehr  rohen,  wahrscheinlich  auch  wenig  entwick- 
lungsfähigen Yölkern  Umschau  halten,  wenn  man  wirklich  Yolkswirthschaften  finden 
wiU,  welche  wenigstens  einigermaassen  (wOrtlich  überhaupt  kaum  je)  reine 
Naturproducte,  reine  und  blosse  Tauschverbindungen  der  Individual-  oder 
Familienwirthschaften  sind,  wo  nur  der  „Markt''  das  Organ  der  Yerknüpfung  ist 
(Prince-Smith,  s.  u.  §.  313). 

Aus  dieser  Auffassung  der  Yolkswirthschaft  als  kfinst- 
liche  Orgauisation^folgt  u.  A.  der  wichtige  Schlnss,  dass  ein 
häufiger  Einwand  gegen  alle  sogen.  ,, socialistischen'^  Pläne 
einer  künstlichen  Organisation  der  Yolkswirthschaft  oder, 
wie  es  von  dieser  Seite  gewöhnlich  bezeichnet  wird,  einer  „Organi- 
sation der  Arbeit^'  (L.  Blaue)  in  einer  Hinsiebt  wenigstens 
hinfällig  wird:  nemlich  der  Einwand,  dass  ein  derartiges  Streben 
nicht  nur  schädlich,  sondern  auch  schlechterdings  widersinnig 
sei,  weil  es  sich  auf  etwas  Unmögliches  richte.  In  vollster 
Uebereinstimmung  mit  aller  Erfahrung  muss  man  vielmehr  ein- 
räumen, dass  gerade  die  Yolkswirthschaften  der  Cultnrvölker  stets 
mehr  oder  weniger  künstliche  Organisationen  sind. 

Auf  dem  hier  ahgewiesenen  Standpunct  stehen  z.  B.  die  deutschen  Freihändler, 
wie  L.  Bamberger  in  der  Polemik  gegen  Socialismus  und  gegen  Alles,  was  si« 
damit  zusammen  werfen,  s.  dessen  Deutschland  und  der  Socialismus,  z.  B.  S.  34 :  ..die 
gegenwärtige  Betrachtung  geht  Fon  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  commanistiscke 
Weltanschauung  aaf  Unsinn  beruht/'  Der  bequemste,  aber  auch  der  flachste  Stand- 
punct. —  Auch  diejenigen,  welche  sich  in  dem  überhaupt  völlig  unhaltbaren  Gefren- 
Satze  zwischen  „Staatshilfe''  und  „Selbsthilfe"  in  der  socialen  oder  Arbeiter- 
frage immer  heftig  auf  die  Seite  der  alleinigen  Selbsthilfe  schlagen,  begehen  den 
Fehler,  anzunehmen,  als  ob  überhaupt  eine  einigermaassen  entwickelte  Yolkswinh- 
Schaft  nicht  immer  ein  mehr  oder  weniger  kunstliches  Gebilde  wäre,  d,  h.  eben  ein 
solches,  welches  durch  „Staatshilfe"  und  nicht  „von  Natur*'  so  ist.  wie  es  die 
Gegner  der  Staatshilfe  gerade  im  Moment,  wo  sie  argumentiren ,  vor  Augen  haben. 
(S.  schon  meine  Rede  über  die  sociale  Frage,  aus  1871,  S.  11  ff.) 

II.  —  §.  300  [116a].  Die  drei  Organisationsprincipien 
in  der  Yolkswirthschaft.  —  Die  Organisation  der  Yolks- 
wirthschaft beruht  nun  auf  drei  verschiedenen  Principien. 
Auf  einem  jeden  derselben  beruht  wieder  je  ein  besonderes  Wirtt 
schaftssystem,  in  welchem  die  dazugehörigen  Einzelwirtbschaften 
vornemlichy  doch  nicht  ausschliesslich,  nach  dem  betreffenden  Princip 
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foDgireD.  Durch  zweckbewusste  menschliche  That  werden  dann 
diese  drei  Wirthschaftssysteme  zur  Gesammtorganisation  der  ganzen 
Volkswirthschaft  verbunden.  Diese  Principien,  bez.  Systeme,  welche 
oben  (§.  115)  bei  der  Uebersicht  der  dem  Einzelnen  zugänglichen 
Erwerbsarten  wirthschaftiicher  Güter  schon  kurz  berührt  wurden, 
sind  das  privatwirthschaftliche  oder  „individualistische" 
(„speculative",  Schäffle),  welches  von  der  früheren  National- 
ökonomie meistens  allein  betrachtet  und  mitunter  selbst  als  das 
schlechtweg  „wirtbschaftliche^'  und  demnach  auch  in  der  Volks- 
wirthschaftslehre  allein  zu  würdigende  aufgefasst  worden  ist, 
ferner  das  gemein-,  namentlich  zwangsgemeinwirthschaft- 
liehe  oder  „communistisch-socialis tische"  und  das 
caritative. 

Vergl.  Schäffle  an  den  in  den  Yoibcmerkangen  §.  297  genannten  Stellen, 
worauf  ein  für  allemal  zum  Vergleich  mit  der  Darstellung  im  Texte  yerwiesen  wird. 
Ich  citire  im  Folgenden  nur  einzelne  mir  wichtiger  erscheinende  Formulirungen  und 
Ausführungen  dieses  hervorragendsten  hieher  gehörigen  Autors.  S.  sein  Gesellsch.- 
System,  3.  Aufl.  I,  24:  speculatire,  d.i.  7om  Privatinteresse  des  Kapitals 
getragene  (letztres  wohl  eine  etwas  zu  enge,  zu  einseitig  moderne  Formulirung:  das 
Privatinteresse  des  Kapitals  tritt  doch  z.  ß.  im  Interesse  des  kleinen  selbständigen 
bäuerlichen  oder  industriellen  Unternehmers  sehr  wenig  hcrror).  Die  anderen  beiden 
Organisationen  „wirksamster  BedUrfuissbefriedigung'*  nennt  er  hier:  die  öffentliche 
oder  staatlich-corporativc,  auf  obrigkeitlicher  Gewalt  beruhende  (also  enger 
als  die  im  Text  genannte  gcmeinwirthschaftliche,  wesentlich  der  dort  hervorgehobenen 
zwangsgemeinwirthschaftlichen  entsprechend,  vergl.  jedoch  auch  3.  Aufl.  II,  103  ff.); 
sodann  die  von  freier  Hingebung,  Liberalität  bewirkte  Organisation.  Die 
diesem  letzteren  Zweck  dienenden  Einzelwirthschaften  reiht  Schäflle  II,  104  zu  den 
freiwillige  Yerbiudun^i^cn  darstellenden  Gcmeinwirthschaften ,  welche  auf  ein- 
seitiger Liberalität  beruhen,  denen  er  dann  als  zweite  Abtheilung  die  auf  wechsel- 
seitiger (solidarischer)  Hingebung  der  Glieder  aneinander  beruhenden  freiwillifcen 
Verbindungen  hinzufügt  (Wechselseitigkeitsvereine  u.  s.  w.).  Diesen  freiwilligen  Ver- 
bindungen stellt  auch  er  als  zweite  Hauptart  der  Gemein wirthschaflen  die  Zwangs- 
yerbindungen,  Staat,  Gemeinde,  Corporaiioncn  aller  Art  gegenüber.  Schäffle 's  und 
meine  Classification  stimmt  also  im  Wesentlichen,  aber  nicht  ganz  Uberein.  Ich  lege 
bei  der  meinigen  besondres  Gewicht  auf  das  Vorwalten  des  einen  oder  anderen  Mo- 
tivs und  der  der  Bildung  des  Systems  2U  Grunde  liegenden  Potenz.  Die  Wirth- 
schaften  des  caritativen  Systems  haben  oft  gewisse  Aehnlichkeit  mit  gewissen  freien 
Gcmeinwirthschaften  und  umgekehrt  (z.  B.  Kirchen),  aber  die  hauptsächlich  leitenden 
Principien  sind  doch  verschieden:  dort  nicht  an  sich,  sondern  zunächst  an  Andre 
denken,  hier,  bei  den  freien  Gcmeinwirthschaften,  auch  z.  B.  bei  Wechselseitigkeits- 
Tereinen,  wie  etwa  Gcgenseitigkcits-Veräicherungsaustalten,  doch  umgekehrt:  zuerst  an 
sich,  dann  an  Andre  denken.  So  gestaltet  sich  wenigstens  der  Unterschied,  wenn 
man  von  dem  freilich  nicht  fehlenden  egoistischen  Motiv,  z.B.  in  den  caritativen 
Leistungen  nach  der  katholischen  Lehre  von  den  guten  Werken,  absieht,  was  hier 
wenigstens  zulässig  ist,  sondern  an  das  Walten  des  fünften  Leitmotivs,  Pflichtgefühl 
(§.  45)  denkt.  —  Ausserdem  lege  ich  für  die  Unterscheidung  der  drei  Systeme  be- 
sondres Gewicht,  mehr  und  zum  Theil  verschieden  von  Schäffle,  auf  die  ver- 
schiedenen Principien  der  Entgeltlichkeit  der  Leistungen.  Vgl.  jetzt  auch 
Schäffle,  Soc.  Körper  III,  365  ff. 

Die  Bezeichnung  dos  privatwirthschaftlichen  Princips  als  des  „individualistischen*', 
des  gemein-  bes.  zwan^si^emeinwirthschaftlichen  als  des  „communistisch-socialistischen** 
entspricht  der  in  §.  293  ff.  festgestellten  Terminologie  und  hebt  den  principiell  ge- 
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scUschaftswisscuschaftlicheD,  nicht  nar  den  virthschaftswissenschaftliclien,  Gegen- 
satz noch  schärfer  hervor. 

Ich  glaube  trotz  aller  mir  grade  wegen  dieser  Terminologie  gewordenen  Polemik 
an  derselben  festhalten  zu  sollen. 

Die  Fassung  im  Text  habe  ich  gegen  die  2.  Anfl.  (S.  204)  etwas  geändert, 
doch  nur  wenig,  womit,  glaube  ich,  den  Einwendungen  7on  Gross  genügend  Rück- 
sicht getragen  wird.  Derselbe  spricht  statt  ?on  Organisationsprincipion.  ?on  Wirth- 
schaftsprincipien  (s.  s.  oben  S.  766  gen.  Schrift,  S.  121  ff.),  denen  er  dieselben 
Namen  wie  ich  giebt,  aber  denen  er  als  ein  besonderes  Princip  noch  das  eigen- 
wirthschaftliche  für  die  Wirthschaft  mit  blosser  Ei^^engewinnung  der  Güter  voranstellt 
(s.  0.  §.  115,  S.  293).  Den  Ausdruck  Wirthschaftssystem  in  dem  ?on  mir  gebrauchten 
Sinne  vermeidet  Gross.  Er  handelt  dafür  von  „Wirthschaftsformen'*.  —  £.  Sax 
{s.  bes.  Abschn.  1  seiner  Grundlegung)  gliedert  die  Erscheinungen  in  der  Yolks- 
wirthschaft  durchweg  in  die  des  Individualismus  und  CoUectivismus,  in 
trefflichen,  tiefgründigen  Erörterungen,  aber  doch  im  Ergebniss  weniger  als  in  der 
Fassung  von  mir  abweichend. 

Der  Unterschied  der  drei  Principien  ist  ein  psychologischer, 
welcher  auf  die  Verschiedenheit  der  das  wirthschaftliche  Handeln 
bestimmenden  Motive   zurtlckgeht.    Am  Deutlichsten   ist   das  bei 
dem    ersten   und    bei   dem   dritten   Princip.    Aber  auch    bei   dem 
zweiten,  dem  gemeinwirthschaftlichen,  handelt  es  sich  bei  der  Ver- 
schiedenheit von   den   beiden    anderen   mit  um   Unterschiede  der 
Motivation.    Diese  verschiedenen  Motive  führen  in  den  drei  Wirth- 
schaftssystemen ,   welche   sich  an   die   drei  Principien   anknüpfen, 
zu    verschiedenen    Grundsätzen    der  Entgeltlichkeit    der 
hergestellten   und  den  Bedürftigen   zugeführten  Güter   (Sachgüter, 
Dienstleistungen).     Damit  hängen   dann   wieder  verschiedene  Me- 
thoden    der    Kostendeckung,    zum    Tbeil   auch    der    Her- 
stellung und  namentlich   der  Zuführung  dieser  Güter  an  die 
Bedürftigen  zusammen. 

Diese  verschiedenen  Methoden  treten  am  Schärfsten  in  denjenigen  Fällen  hervor, 
wo  jedes  der  drei  Organisationsprincipien  rein  zur  Geltung  kommt  In  der  Wirklich- 
keit zeigen  sich  aber  Vermischungen  der  Principien,  in  Verbindung  mit  Com- 
binationen  verschiedener  Motive,  daher  uamenüich  nicht  immer  rein  diejenige  Art  der 
Entgeltlichkcit  der  Leistungen  und  der  Kostendeckung  dafür,  welche  dem  einzelnes 
Princip  entspricht 

Die  Verschiedenheit  der  Production  der  Güter  (Leistungen)  in 
den  drei  Wirthschaltssystemen,  der  Zuführung  an  die  Bedürftigen, 
der  Methoden  der  Kostendeckung  hängt  aber  theilweise  auch  mit 
der  ganzen  technischen  Natur  der  in  Frage  stehenden  Gtiter 
zusammen,  so  namentlich  im  gemeinwirthschaftlichen  System; 
ferner  mit  der  ökonomisch-technischen  Construction  der- 
jenigen Einzelwirthschaften,  welche  die  bezügliche  Production  und 
Zuführung  dieser  Güter  besorgen,  so  abermals  namentlich  im 
gemeinwirthschaftlichen  System. 

Das  psychologische  Differenzmoment  in  der  Motivation  ist  immer  erkaoot 
worden,   so   auch  von  Schäffle,   von  Sax,   Gross  und  den  anderen  Schrlftstellenit 
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welche  sich  mit  dem  Problem  von  Egoismus  und  Altraismus  in  der  Nationalökonomie 
und  Sociologie  beschäftigten  (D  arg  an,  H.  Dietzel  u.  A.  m.).  Vergl.  bes.  Sax, 
'Wiesen  und  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Grundlegung,  namentlich  Abschn.  I. 
Auch  in  meiner  Behandlung  der  Frage  in  den  ersten  Auflagen  habe  ich  diese  psy- 
chologische Seite  Tornemlich  betont.  Aber  das  angeführte  ökonomisch  -  technische 
Differenzmoment  ist  von  den  anderen  Autoren  bisher  nicht  genügend,  z.  Th.  gar  nicht 
weiter  berücksichtigt,  und  auch  7on  mir  früher,  obwohl  es  mir  mit  vorschwebte  und 
ich  es  andeutete  (2.  Aufl.  S.  205),  doch  nicht  klar  und  scharf  genug  hervorgehoben 
worden. 

A.  Das  privatwirthschaftliche  Princip  beruht  auf  dem 
ersten  Leitmotiv  wirthschaftlichen  Handelns,  dem  Streben  nach 
dem  eigenen  wirthschaftlichen  Vortheil,  der  möglichst  strengen 
Verwirklichung  des  ökonomischen  Princips  (§.  34c  ff.,  28).  In  der 
Wirklichkeit  tritt  freilich  häufig  dieses  Motiv  in  Combination  mit 
anderen  Motiven  (§.30 ff.),  insbesondere  mit  den  übrigen  egoistischen 
(§.  37  ff.).  Soweit  dies  der  Fall,  kommt  auch  das  privatwirth- 
schaftliche Princip  nicht  rein  zur  Geltung.  Wo  und  soweit  als 
es  wirkt,  erfolgt  die  specielle  Entgeltlichkeit  von  Leistung 
und  Gegenleistung  nach  einem  vereinbarten  Interessenausgleich 
zwischen  denen,  welche  Gtlter  austauschen,  wobei  jede  Partei  ihr 
eigenes  Interesse  soweit  als  möglich  —  d.  h.  als  es  die  sittliche 
Auffassung  und  die  Rechtsordnung  zulässt  —  verfolgt.  Das  Princip 
der  Regulirung  ist  die  Concurrenz,  das  ökonomische  Ge- 
setz der  Regulirung  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage im  freien  Verkehr,  die  Rechtsform  der  Regulirung  ist 
der  Vertrag,  das  Ergebniss  der  Regulirung  ist  der  Vertrags- 
oder Concurrenz-Preis  des  Gutes. 

Einzelwirthsehaften,  welche  so  und  soweit  sie  so  ver- 
kehren, Güter  produciren,  absetzen,  den  Productionsertrag  ver- 
theilen,  dafür  die  Güter,  den  Entgelt,  die  Kostendeckung  erzielen, 
heissen  Privatwirthsc haften;  einzelwirthschaftliche  Acte,  Vor- 
gänge, welche  so  erfolgen,  sind  privatwirthschaftliche,  daher,  im 
gegebenen  Falle,  auch  wenn  sie  von  Gemeinwirthschaften  und  cari- 
tativen  Wirthschaften  (im  „Privaterwerb"  beider)  ausgehen  (§.  335). 

Das  privatwirthschaftliche  System  in  der  Volkswirth- 
schaft  ist  dasjenige,  in  welchem  die  Production  (Beschaffung),  die 
Vertheilung  des  Productionsertrags  unter  den  mit  Arbeit  und  Güter- 
besitz an  der  Production  betheiligten  Personen  (§.  263)  und  die 
Zuführung  der  Güter  an  die  Bedürftigen  nach  dem  privatwirth- 
schaftlichen  Princip  erfolgt. 

B.  Das  gemeinwirthschaftliche  Princip  ist  die  Consequenz 
von    Zwecksetzungen    in    grösseren    und    kleineren    menschlichen 
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Interessen-Gemeinschaften.  Diesen  Zwecksetznngen  liegen  bewnsst 
und  anbewusst  die  verschiedenen,  für  das  menschliche,  auch  wirth- 
schaftliche  Handeln  maassgebenden  Motive  (Buch  1,  Kap.  1)  zu 
Grunde.  Sie  erfolgen  freiwillig,  durch  Vertragsschluss  der 
interessirten  Mitglieder  der  zwecksetzenden  Gemeinschaft,  so  bei 
den  unten  sogenannten  „freien^'  Gemein wirthschaften ;  zwangs- 
weise, —  wenigstens  eventuell  und  soweit  als  nöthig  —  durch 
eine  zwecksetzende  Autorität,  welche  durch  die  Majorität 
der  Mitglieder  oder  —  der  geschichtlich  regelmässige  Fall  —  durch 
die  überlegene  Einsicht  und  Macht  auch  einer  Minorität, 
selbst  eines  Einzelnen  gebildet  sein  kann,  in  den  unten  so- 
genannten Zwangs  gemeinwirthschaften. 

Bei  der  Bildung,  Einrichtung  und  Function  dieser  Gemeinwirthschaften  wirken 
die  verschiedenen,  im  ].  Buche  analysirten  Motive  in  mancherlei  verschiedener  Weise 
und  Combination  ein,  was  zum  Verständniss  des  gomcinwirthschafüichen  Princips 
selbst  zu  beachten  ist.  Das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vortheils,  aber  immerhio 
etwas  modificirt  durch  sociale  Bilcksichten ,  welche  mit  einzelnen  Seiten  und  Formen 
der  anderen  egoistischen  Motive,  und  auch  mit  dem  unegoistischen  ftlnften  Leitmotif 
zusammenhängen,  kommt  bei  den  freien  Gemeinwirthschaften  vomemlich  zur  Geltung. 
Jenes  erste  Leitmotiv  fehlt  auch  nicht  bei  den  Zwangsgemeinwirthschaf^en ,  nur  das» 
hier  bei  den  erst  durch  Zwang  sich  fügenden  Mitgliedern  das  zweite  Leitmotiv  (Furcht 
vor  Strafe),  bei  allen  das  dritte  (Ehrgeftkhl  u.  s.  w.)  und  das  fünfte  (Pflich4:efQliJ) 
mitspielen  kann  und  meistens  wird.  Bei  den  Vertretern  der  Autorität  in  dieser 
Zwangsgemeinwirthschaft  ist  das  erste  Leitmotiv  regelmässig  mit  vorhanden,  wenn 
auch  nicht  immer  klar  bewusst  und  gefühlt,  aber  das  dritte,  vierte  und  fünfte  stehen 
eventuell  voran  oder  bilden  wenigstens  insgesammt  eine  mächtige  Triebfeder  neben 
dem  ersten  Motiv. 

Das  gemein wirthschaftliche  Princip  besteht  dann  darin,  dass 
auch  die  Production,  die  Vertheilang  des  Productionsertrags,  die 
Zuführung  der  Güter  an  die  Bedürftigen,  die  Kostendeckung  und 
die  Gestaltung  der  Entgeltlichkeit  nach  denjenigen  GrundsätzeD, 
daher  in  derjenigen  Art  erfolgen,  welche  sich  als  Consequenzen  der 
angenommenen,  den  gesellschaftlichen  Glaubenssätzen 
(Axiome)  über  das  richtige  Sein-sollen  (§.  265)  ent- 
sprechenden Zwecke  der  Gemeinschaft  ergeben. 

Nicht  der  einzige,  aber  ein  Hauptzweck  der  Gemeinschaften 
ist  die  Fürsorge  für  die  Befriedigung  von  Gemeindebedürfnissen 
unter  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  (§.  324  ff..  341),  daher  die 
Uebernahme  der  Production  der  für  die  Befriedigung  dieser  Bedürf- 
nisse dienenden  Güter  (der  „Gemeingüter"),  die  Regelung  der 
VergütUDgen  für  die  an  dieser  Production  mit  Arbeit  Betheiligten 
und  die  Zuführung  der  Güter  an  die  Einzelnen.  Hier  kann  dann 
von  der  Richtschnur  des  privatwirthschaftlichen  Princips,  wie  anch 
der  caritativen,  mehr  oder  weniger,  eventuell  vollständig  in  Bezog 
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auf  die  Kostendeckuog  der  ProductioD,  die  Vergütung  der  Produ- 
centen,  die  Güterzufübrung  an  die  Bedürftigen,  und  die  Entgeltlich- 
keit der  den  Bedürftigen  zugeführten  Güter  abgesehen  werden,  indem 
die  Kostendeckung,  die  Vergütung  der  Producenten,  die  Bezahlung 
der  Güter  nach  anderen,  für  richtig,  zweckmässig,  gerecht,  billig, 
social  günstiger  wirkend  geltenden  Normen  erfolgt  (§.  335).  Ein 
solches  Absehen  und  Vorgehen  nach  solchen  anderen  Normen,  be- 
sonders bezüglich  der  Güterzuführung,  Kostendeckung  und  Ent- 
geltsregelung, muss  aber  auch  nach  der  technischen  Natur 
vieler  und  gerade  der  wichtigsten  Gemeingüter  für  Gemeinbedürf- 
nisse (Rechtsschutz  u.  s.  w.)  und  nach  der  nothwendigen  öko- 
nomisch-technischen Construction  der  dabei  fungirenden 
Gemeinwirthschaften  erfolgen  (§.  348,  349).  Das  gerade  hier  zur 
hohen  Bedeutung  gelangende,  vorerwähnte  Moment.  Wenn  und 
soweit  als  dies  geschieht,  sprechen  wir  von  der  Regelang  dieser 
Verhältnisse  nach  „gemeinwirthschaftlichem"  Princip. 

Vornemlich  erfolgt  hier  die  Kostendeckung  der  Production 
und  die  Bezahlung  der  Güter  durch  die  Empfänger,  bezw.  die  Be- 
dürftigen nach  Normen,  welche,  im  Unterschied  von  der  vertrags- 
mässig  festgestellten  „speciellen  'Entgeltlichkeit"  im  privatwirth- 
schaftlichen  System,  wohl  als  solche  der  generellen  Entgeltlich- 
keit bezeichnet  werden  können.  D.  h.  die  Kosten  werden  nach 
autoritativ  festgestellten  Grundsätzen  auf  die  an  der  Gemein- 
wirthschaft  überhaupt  oder  an  den  betreffenden  Leistungen  als 
Empfänger  betheiligten  Mitglieder  vertheilt  oder  es  wird  ein- 
seitig durch  die  Autorität  die  Art  und  Höhe  des  Entgeltes  für 
die  Leistung  bestimmt.  Im  ersten  Falle  gelangt  man  in  den 
Zwangsgemeinwirthschaften  zur  (allgemeinen,  eigentlichen)  B  e  - 
Steuerung,  in  freien  Gemeinwirthschaften  zur  Regelung  der  all- 
gemeinen Beiträge  (§.  349);  im  zweiten  Falle  bei  beiden  Kate- 
gorieen  zum  Gebührenwesen. 

Einzel wirthschaften,  welche,  bezw.  wenn  und  soweit  als 
sie  nach  diesem  gemeinwirthschaftlichem  Princip  verfahren,  ins- 
besondere in  den  hervorgehobenen  Fällen,  können  Gemeinwirth- 
schaften heissen. 

Das  gemeinwirthschaftliche  System  in  der  Volks- 
wirthschaft  ist  dann  dasjenige,  in  welchem  die  Production,  Ertrags- 
vertheilung  und  Güterzuführung  an  die  Bedürftigen  nach  diesem 
gemeinwirthschaftlichen  Princip  erfolgt. 

C.  Das  caritative  Princip  endlich  ist  dasjenige,  in  welchem. 
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wenigstens  naeh  dem  zu  Grunde  liegenden  Ideal,  die  egoistischen 
Motive  des  wirtbsehaftlichen  Handelns,  insbesondere  bei  den 
gebenden  Subjeeten  das  erste  Leitmotiv  des  wirthschaftlichen 
Vortbeils,  durch  freie  sittliche  That,  ohne  äusseren  Zwang  über- 
wunden werden  und  an  ihre  Stelle  gewisse  Formen  und  Arten  des 
fünften  Leitmotivs,  des  Triebs  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen 
Handeln  auch  auf  wirthscbattlichem  Gebiete  treten  (§.  45). 

Die  Kostendeckung  der  Prodnction,  der  Entgelt  für  die  Güter  (Leistungen)  bei 
den  Empfängern  erfolgt  hier  nicht  priFatwirthschaftlich,  aber  auch  nicht  gemeinwirth- 
schaftlich:  die  Kostendeckung  bei  ganz  unentgeltlich  gegebenen  Gütern  freiwillig  aus 
sonst  zur  Verwendung  stehenden  Mitteln  der  Geber,  wobei  etwaige  Regeln  und  Normen 
der  Beitragsleistung  (wie  in  Annen7ereinen)  wiederum  des  Zwangscharacters  der  Steuer 
oder  der  als  Bedingung  des  Beitritts  normirten  Beitragsleistung  bei  der  freien  Gemein- 
wirthschaft  entbehren;  die  Kostendeckung  bei  nicht  toU  ?on  den  Empf&ngem  rer- 
gölten en  Gütern  erfolgt  nur  mit  durch  den  als  Gegenleistung  gegebenen  Entgelt.  Ob 
und  wie  aber  überhaupt  ein  Entgelt  7on  den  Empfängern  der  Güter  verlangt  und  er- 
hoben wird,  bestimmt  sich  wesentlich  nach  Bücksichten  auf  die  wirthschafUiche  Lage, 
sittliche  Beschaffenheit  (Würdigkeit)  der  Empfönger,  wobei  das  für  richtig  gehaltene 
Bedürfnissmaass  das  Kriterien  für  die  Entscheidung  mit  abglebt. 

Einzelwirthschaften,  daher  auch  Privat-  und  Gemeinwirth- 
Schäften  in  gewissen  Fällen,  welche  und  wenn  und  soweit  als 
sie  nach  diesem  caritativen  Princip  vorgehen,  können  caritative 
Wirthschaften  genannt  werden.  Dabei  lassen  sich  allenfalls  active 
derartige,  die  gebenden,  und  passive,  die  empfangenden,  unter- 
scheiden. Die  Wirthschaft  der  einzelnen  physischen  Person 
wird  gewöhnlich  nur  höchstens  theilweise  eine  solche  active  carita- 
tive Wirthschaft  sein.  Dagegen  können  ad  hoc  Vereins-,  Corporations- 
wirtbschaften  gebildet  werden  und  wesentlich  ganz  als  solche 
fungiren:  ein  gerade  hier  practisch  wichtiger  Fall,  Stiftungs- 
wesen u.  dergl. 

Das  caritative  Wirthschaftssystem  in  der  Volkswirth- 
schaft  ist  dann  dasjenige,  wo  die  Kostendeckung,  Einkommen- 
verwendung und  Regelung,  Gtiterzuführung  nach  diesem  caritativen 
Princip  erfolgt. 

Im  Vorausgehenden  ist  gegenüber  der  2.  Aufl.  (S.  '205,  206)  eine  neue  Fassang 
erfolgt,  womit  die  im  1.  Buche  begründete  Moti?ationstheorie  auch  hier  zur  Ver- 
werthung  gebracht  werden  sollte.  Zugleich  wünschte  ich  so  einigen  Einwendungea 
meiner  Kritiker,  Gross,  Cohn,  Sax  die  gebührende  Bücksicht  zu  tragen. 

III.  —  §.  301  [116  Schluss,  117—119].  Verbindung  der 
drei  Wirthschaftssysteme  in  der  Volkswirthschaft 
und  Wechsel  in  dieser  Verbindung.  Kaum  auch  nur  denkbar, 
geschweige  geschichtlich  vorgekommen,  ist  eine  Volksv^irthschaft, 
welche  ausschliesslich  auf  einem  und  selbst  nur  ausschliess- 
lich auf  zweien  dieser  Organisationsprincipien   beruht,  sondern 
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immer  besteht  eine  Combination  der  letzteren,  nur  mit  wechseln- 
der Stellung  und  Bedeutung  jedes  Princlps.  Das  Ganze  der 
Volkswirthschaft  beruht  eben  auf  dieser  Combination  und  die  Volk&- 
wirthschaften  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  diejenigen 
verschiedener  Völker  erhalten  durch  diese  wechselnde  Combination 
ihre  Eigenart. 

Die  blossen  Tauschvcrkehrsverbindongen  ganz  roher  Volker  konnten  allenfalls 
als  Beispiel  7on  Volkswirthschaften  rein  prirati^rirthschaftlichen  Characters 
gelten.  Aber  hier  wird  man  eben  noch  kaam  von  Volkswirthschaft  sprechen 
können,  oder  es  wird  wenigstens  irgend  eine,  wenn  auch  noch  so  rohe  staatliche 
Organisation  vorhanden  sein  mtlssen.  Damit  ist  alsdann  aber  schon  der  Uebergang 
aus  dem  rein  privatwirthschaftlichen  Zustande  in  den  gemeinwirthschaftlichen  (ancb 
mit  Zwangsleistnngen ,  Diensten ,  Naturalabgaben ,  Steuern  an  ein  Staatsoberhaupt)  ge- 
macht. —  Ein  Beispiel  eines  wesentlich  gemeinwirthschaftlichen  Zustands 
einer  Volkswirthschaft  könnte  in  jenem  Paraguay 'sehen  Jesuitenstaate  gefunden 
werden.  —  Jede  weitere  Ausdehnung  der  Staats-  und  Gemeindeth&tigkeit,  die  Ueber- 
nähme  der  grossen  Anstalten  des  Verkehrswesens  auf  den  Staat,  der  Gas-  und  Wasser- 
werke u.  dgl.  m.  auf  die  Gemeinde  mit  den  Folgen  für  die  Gestaltung  der  Production, 
fdr  die  Regelung  der  Vertheilnng  des  Productionsertrags  (Besoldungswesen  im  öffent- 
lichen Dienst,  statt  Lohnwesen  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Marktprincip) ,  für 
die  Regelung  der  Preise  und  damit  der  Entgeltlichkeit  (Tax-,  Tarifwesen),  wie  ander- 
seits aber  auch  (gegen  G.  Cohn  festzuhalten)  jenes  altrOmische  System  der  Getreide- 
vertheilung  mittelst  Ausbeutung  der  Provinzen  in  Form  unentgeltlicher  Gaben  an  die 
Bürger  u.  s.  w.  kommt  auf  das  stärkere  Hervortreten  des  gemeinwirth- 
schaftlichen (,, com mun istischen'')  Characters  in  der  Volkswirthschaft  hinaus. 
—  Die  umfassende  Organisation  der  kirchlichen  Armenpflege  im  Mittelalter  und 
z.  Th.  in  der  katholischen  Kirche  noch  heute  hat  den  Volkswirthschaften  ihrer 
Heimathländer  einen  stärker  caritativen  Character  gegeben. 

A.  Unzulänglichkeit  und  Beschränktheit  der  An- 
wendung und  der  Function  jedes  einzelnen  Systems 
ftir  sich. 

1.  Das  privatwirthschaftliche,  auf  reine  und  volle 
Wirksamkeit  des  einzelwirthschaftlichen  Selbstinteresses  im  Verkehr 
gegründete  System,  kann  aus  sich  selbst  heraus  für  viele 
Güter  und  BedUrfnissbefriedigungen  gar  nicht  oder  nicht  genügend 
sorgen  und  fungirt  auf  seinem  Gebiete  vielfach  so,  dass  seine  Er- 
folge einer  Correctur  bedürfen.  ^ 

Für  eine  grosse  und  unermesslich  wichtige  Art  von  Bedürfnissen,  nemlich  fUr 
die  wichtigsten  Gemeinbedürfnisse,  kann  es  theils  nur  ungenügend,  grossentheils 
jedoch  gar  nicht  die  erforderlichen,  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  dienenden 
Güter,  die  Gemeingüter,  beschaffen  (§.  352  ff.).  Namentlich  vermag  es  aus  sich 
selbst  heraus  die  ihm  selbst  unentbehrliche  Rechtsordnung  und  Rechtsbasis 
seines  Verkehrs  weder  ordentlich  herzustellen,  noch  zu  erhalten.  Vielmehr  ist 
die  Herstellung  und  Erhaltung  seiner  Rechtsordnung,  insbesondere  durch  den  Staat, 
erst  die  Voraussetzung  der  Entwicklung  und  des  Gedeihens  des  privatwirth- 
schaftlichen Systems  selbst. 

Das  wird  sogar  von  den  unbedingtesten  Anhängern  des  möglichst  rein  privat- 
wirthschaftlichen Characters  der  Volkswirthschaft,  von  der  französischen  und  deutschen 
Bastiat'schen  Schule.  Priuce-Smith  u.  A.  m.  offen  anerkannt:  der  Staat  ist  auch 
ihnen  der  nothwendige  Beschützer  „gegen  Vergewaltigung'*  (Pri  nee -Smith,  Art. 
liandeläfreiheit  in  Rentzsch'  Handwörterbuch),  und  der  Rechtsschutzzweck  der 
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Kant  sehen  Kechtsphilosophie  und  Staatslehre  auch  von  ihnen  gebilligt:  der  Stut, 
der  „Producent  von  Sicherheit".  Aber  der  Staat  (d.  h.  eben  das  gemein wirthschaft- 
liche  System  in  seinem  wichtif?sten  Vertreter,  s.  Buch  6)  erscheint  hier  doch  in  (te 
That  als  deus  ex  machina  und  diese  seine  alleinige  Function  konnte  Lassalle  ait 
Fug  mit  dem  berühmten  geflügelten  Wort  vom  „Nachtwächterdienst"  rerepotten  (§.  383)i 
Ebensowenig  bietet  das  privatwirthschaftliche  System  eine  Bürgschaft  dafor,  da» 
der  Verbrauch  derjenigen  Gemeingüter,  welche  es  etwa  selbst  herzustellen  Fermig, 
in  befriedigender  Weise  allen  Bedürftigen  ermöglicht  werde,  üeberall  moss  hier  das 
gemeinwirthschaftliche  System  daher  zum  Ersatz  und  zur  Ergänzung  des  print- 
wirthschaftlichen  eintreten.  Auch  die  Beschatiung  und  Vertheilang  derjenigen  Gat&r, 
welche  im  Allgemeinen  passend  ?om  privatwirthschaftlichen  System,  hergestellt  werdet, 
nemlich  der  grossen  Masse  der  Sachgütor  und  immerhin  auch  Yieler  persön- 
licher Dienste,  erfolgt  in  diesem  System  aber  nicht  leicht  völlig  genttgcnd  vaA 
den  Interessen  der  Gesammtheit.  Das  gemeinwirthschaftliche  System  muss  auch  hier 
corrigirend,  Härten  und  Unbilligkeiten,  welche  das  Walten  des  wirthschaftliclia 
Selbstinteresses  henrorruft,  ausgleichend  hinzutreten:  d.h.  namentlich  an  den  Auf- 
gaben richtiger  Regelung  der  Vertheilung  theilnehmen,  welche  im  2.  Eapit«! 
des  vorigen  Buchs  behandelt  worden  sind  (§.  269  ff.)-     (S.  u.  §.  332  ff.,  341.) 

2.  Umgekehrt  kann  aber  das  gemeinwirthschaftliche 
System,  nach  der  wirthschaftlichen  Natur  der  Menschen ,  nach  der 
Motivation  des  wirthschaftlichen  Handelns  (Buch  1,  Kap.  1),  nacli 
psychologischer  Analyse  und  nach  aller  bisher  yorliegenden  &• 
fahrung;  nur  in  bestimmten  Fällen,  namentlich  den  soeben 
angedeuteten,  passend  und  erfolgreich  das  privatwirthschafUiche 
System  in  der  Volks wirthschaft  ersetzen  und  sonst  in  geeigneter 
Weise  ergänzen. 

Den  ganzen  Herstellungs-  und  Yertheilungsprocess  der  wirthschti^ 
liehen  Güter,  namentlich  auch  der  grossen  Masse  der  S  ach  guter,  nach  den  Ideeoai  ■ 
Zielen  des  extremen  Socialismus  (§.294)  gemeinwirthschaftlich  und  vomealick 
zwangsgemeinwirthschaftlich  von  oben  aus  durch  den  Staat  regeln  und  fuhiei 
zu  wollen,  hiesse  unerhörte  und  wahrscheinlich  far  immer  unerftülbare  Zamuthangcfi 
an  die  Intelligenz,  Gewissenhaftigkeit  und  ökonomische  und  technische  Leistoofs^ 
fähigkeit  der  leitenden  Organe  an  der  Spitze  der  Gemeinwirthschaften  stellen.  Ats 
Einrichtungen,  wie  die  Staatspost  und  andere  Yerkehrsanstalten ,  auch  selbst  woU 
wie  das  Militärwesen  haben  socialistische  Stimmen  Otters  zu  weitgehende  Schläsx 
hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit  einer  gemeinwirthschaftlichen  Organisation  der 
Production  gezogen.  Uebrigens  kann  man  auch  in  solchen  Auffassungen  wohl  doei 
„erdigen  Beigeschmack  der  Theorieen"  (Knies)  finden:  in  Deutschland  z.  B.  i< 
das  Vertrauen  in  die  allgemeine  Leistungsfähigkeit  des  Staats  seit  den  grosses 
Jahren  1864,  1866,  1870  ungemein  gewachsen,  was  sich  in  manchem  Urtheil  Aber 
volkswirthschaftspolitische  Fragen,  z.  B.  Staatsbahnen,  Staatsbanken  (Preussische  Banili 
deutlich  zeigt.  —  Es  würde  durch  diese  maasslose  Ausdehnung  der  Gemeinwirthsehafi 
auch  die  indi?iduelle  Freiheit  in  unerträglicher  Weise  beschränkt  Darin  li«t 
die  Schwäche  aller  bisherigen  socialistischen  Systeme;  man  darf  auch  wohl  ofci 
die  dem  Socialismus  inhärente  Schwäche,  welche  die  socialistischer  Theo- 
retiker (die  practischen  Agitatoren  selbstverständlich!)  zu  wenig  beachten.  Jede 
gemeinwirthschaftliche  Organisation  hat  ein  communistisch-socialistisches  Element  wt 
bringt  daher  auch  die  hier  erwähnte  Gefahr  mit  sich.  (Freilich  darf  man  auch  ha 
nicht  übertreiben.  Vortrefllich  weist  Schäffle  (Soc  Körper  III,  540)  die  ttb«- 
triebenen  Befürchtungen  wegen  der  individuellen  Freiheit  bei  mehr  socialistischer  Orgir 
nisation  der  Volkswirthschaft  ab).  Auch  die  berechtigte  Function  des  wink- 
schaftlichen  Selbstinteresses  als  einer  auch  im  Gesammtinteresse  bockst 
wirksamen  Potenz  würde  zum  Nachtheil  der  Gesammtheit,  also  nicht  nur  der 
Einzelwirthschaften,  sondern  der  Volkswirthschaft  unwirksam  gemacht  (§.  3^)- 
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Somit  kann  es  sich  nur  um  die  richtige  organische  Verbindung 
des  privat-  mit  dem  gemeinwirtbsehaftlichen  System  ftir  das  wahre 
Gedeihen  der  Volkswirthschaft  handeln.  Principiell  ist  nur  anzu- 
erkennen, dass  die  Art  dieser  Verbindung,  daher  der  Functionen 
beider  Systeme  in  der  Volkswirthschaft,  keine  ein  für  allemal 
(,,  principiell '')  festgegebene,  sondern  eine  geschichtlich- wechseln  de 
ist.  Auch  ist  einzuräumen,  dass  hierbei  die  practische  Bewährung 
Jedes  Systems  im  concreten  Fall  eine  entscheidende  Bedeutung 
hat  und  dass  die  Technik  der  Production  hier  ein  gewichtiges 
Wort  mitspricht.  Die  moderne  Technik  (Dampf!)  und  die  Noth- 
wendigkeit  des  Grossbetriebs  aus  ökonomisch -technischen  Rück- 
sichten führten  bereits  und  führen  wohl  immer  mehr  zu  einer 
absoluten  und  relativen  Ausdehnung  des  gemein-,  auch  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  auf  Kosten  des  privatwirthschaft- 
lichen,  selbst  in  der  Sachgtiter-Production. 

3.  Aber  auch  selbst  bei  der  glücklichsten,  d.  h.  bei  einer  den 
Anforderungen  der  Zeit  und  des  Ortes  am  Vollkommensten  ent- 
sprechenden Combination  des  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen 
Systems  ist  eine  weitere  Ergänzung  dieser  beiden  Systeme  durch 
das  caritative  nicht  zu  entbehren.  Die  Begründung  der  Volks- 
wirthschaft ausschliesslich  auf  dieses  System  kann  freilich  schon 
aus  psychologischen,  aus  der  Motivation  des  wirthschaftlichen 
Handelns  entspringenden  Gründen  nicht  ernstlich  in  Frage  kommen 
und  nicht  einmal  als  ideales  Ziel  hingestellt  werden  (§.  45  ff.). 
Denn  gegen  allgemeine  unentgeltliche  Erlangung  wirthschaftlicher 
Güter  erheben  sich  auch  gewichtige  sittliche  und  ökonomische  Be- 
denken vom  Standpunete  des  wahren  dauernden  Interesses  der 
Empfänger  aus.  Um  so  mehr  ist  zuzugeben^  dass  dem  caritativen 
System  eine  immerhin  wichtige  Function  in  der  Volkswirth- 
schaft neben  dem  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen  System 
bleibt,  wenngleich  es  diesen  beiden  zwar  in  gewissen  Fällen  gleich- 
berechtigt, aber,  ganz  allgemein  betrachtet,  nicht  als  coordi- 
nirtes  drittes  Glied  zur  Seite  tritt. 

Das  caritative  System  ermöglicht  einmal  eine  sittliche  Benutzung  des  priyat- 
wirthschaftlich  erworbenen  Reichthums  der  Individualwirthschaften,  z.  6.  mittelst  um- 
fassender Privatwohlthäti^keit,  Stiftangeu,  und  fahrt  dadurch  zu  einer  Rechtfertigung 
gerade  solcher  Gestaltungen  der  Volkswirthschaft,  welche,  rein  priyatwirthschaftlich 
ausgenutzt,  am  Leichtesten  eine  Schädigung  der  Gesammtinteressen  eines  Volks  ver- 
ursachen (§.  285).  Das  caritative  System  fungirt  ferner  ebenso  nothwendig  als 
erspriessllch  zum  Heile  des  Ganzen ,  indem  es  die  Lücken  in  der  Bedarfniss- 
befriedigung mancher  Individualwirthschaften,  welche  das  priyatwirthschaftlich e  System 
allein  oder  selbst  in  Verbindung  mit  dem  gemeinwirthschaftlichen  bestehen  oder  ent- 
stehen liess,  ausfüllt  und  diejenigen  Härten  und  Disharmonieen  im  rein  privatwirdi- 
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echafÜiclien  Verkehr  aosgleicht,  welche  selbst  durch  das  gemeinwirthschaftliche  System 
nicht  leicht  g&nzlich  zu  beseitigen  sind.  Aach  hier  ist  namentlich  an  das  grosse 
Gebiet  des  Homanit&ts-  nnd  Armenwesens  im  umfassendsten  Sinn  zn  denken.  Es 
bleibt  somit  dem  caritati?en  System  stets  ein  weiterer  oder  engerer,  geschichtlich 
freilich  stark  wechselnder  Spielraum  nnd  es  muss  auch  als  ein  yolkswirthschaftliches 
Postulat  bezeichnet  werden,  dass  jenes  System  neben  den  beiden  anderen  wichtigereo 
fungire.  Namentlich  wird  in  Uebergangszeiten  des  Tolkswirthschaftlichen  Lebens,  wo 
sich  grossere  Mängel  des  prlfatwirthschaftlichen  Systems  zu  zeigen  pflegen,  for 
welche  es  noch  nicht  gelungen  ist,  den  Ersatzdienst  und  CorrectiTdienst  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Systems,  z.  6.  mittelst  des  Versicherungswesens,  Öffentlichen  Pensions- 
wesens u.  dgl.  m.  richtig  zu  organisiren,  dem  caritativen  System  mitunter  eine  be- 
sonders wichtige  Ausgleichsfunction  zufallen.  Ein  Beispiel  ist:  Organisation  voh 
Hilfsvereinen  aller  Art  bei  Calamit&ten,  welche  mit  dem  Wirthschaftslebön  zusammen- 
hängen, aus  Gefahren  des  neuen  Maschinenwesens,  aus  Mittellosigkeit  der  Greise,  der 
Wittwen  hervorgehen,  bevor  durch  ein  gut  eingerichtetes  Versicherungswesen  oder 
durch  Gesetze  tlber  Haftpflicht  der  Unternehmer  Vorsorge  getroffen  ist.  Ebenso: 
freiwillige  Leistungen  der  Arbeitgeber  im  gemeinnützigen  Interesse  der  Arbeiter,  — 
besonders  solange  das  Recht  noch  nicht  genügende  Vorkehrungen  angeordnet  hat, 
aber  eben  auch  über  das  Maass  und  die  Kategorieen  und  Fälle  im  Rechte  hinaus. 
Die  allerdings  oft  Wirklichkeit  gewordene  Möglichkeit  einer  falschen  („unwirthschaft- 
lichen'')  Wirksamkeit  des  caritativen  Systems  (z.  6.  Missbräuche  bei  der  Armenpflege, 
nicht  genügende  Ausscheidung  des  Erwerbsfähigen  bei  der  Unterstützung:  scUecbte 
Verwaltung  von  Stiftungen)  kann  gegen  die  principielle  Berechtigung  des  letzteren  in 
der  Volkswirthschaft  sowenig  geltend  gemacht  werden,  als  ähnliche  Erfahrungen  mit 
einem  der  beiden  anderen  gegen  die  Berechtigung  dieser  Systeme  (s.  u.  §.  836 ft). 

B.  —  §.  302  [120].  Wechselnde  Combination  der  drei 
Systeme.  Die  Aufgabe  dieser  Combination  überhaupt  nnd  ins- 
besondere der  Combination  der  beiden  ersten  untereinander  wird 
unvermeidlich  dadurch  sehr  erschwert,  dass  es  keine  absolut 
richtige,  „ na tttr liehe'',  ein  für  allemal  gleichbleibende  Com- 
bination zwischen  ihnen  giebt  nnd  geben  kann,  was  keines  näheren 
Nachweises  bedarf. 

Aus  dem  Wesen  oder  der  Natur  der  Dinge,  d.  h.  der  maassgebenden  Factoren. 
der  Natur  des  Menschen,  des  Staats,  folgt  eine  solche  feste  Combination  um  so 
weniger,  da  diese  Factoren,  als  ursächliche  Momente  der  Combination  der  Wirth- 
Schaftssysteme  aufgefasst,  selbst  wieder  nicht  gleichbleibende,  sondern  geschichtlich 
veränderliche  Potenzen  sind.  Es  gilt  dies  unzweifelhaft  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
selbst  Fon  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  und  dem  in  ihr  sich  äussernden 
angeborenen  Triebe  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  unter  dem  Einfluss  von 
Erziehung,  „Zucht"  und  Cultur,  ?on  Zeit  und  Ort  und  Umständen  und  nach  der  Com- 
bination mit  anderen  Motiven  (Buch  1,  Kap.  1).  Es  gilt  ebenso  vom  Wesen  der 
einzelnen  Wirthschaftsarten ,  wie  namentlich  auch  der  Gemein wirthschaften  und  des 
Staats  selbst,  welche  ihrerseits  wieder  Producte  von  Zeit  und  Ort  und  Umständen, 
d.  h.  eben  geschichtlich  wandelbare  Erscheinungen  sind,  bald  mehr,  bald  weniger 
ihrem  Zweck  entsprechend.  So  ist  es  z.  B.  eine  häufige  Erfahrung ,  dass  zahlreiche 
Vereine  für  materiell-wirthschaftliche  (Consumvereinel),  für  Bildungs-,  ünterhaltungs- 
zwecke  u.  s.  w.  nur  eine  kurze  Bltlthezeit  haben,  oft  in  ihrer  Jugend,  wo  das  Interesse 
der  Betheilig^en  noch  stark  genug  ist. 

Die  Combination  der  Systeme  steht  eben  im  Fluss  der  Ge- 
schichte und  kann  selbst  nur  durch  beständige  Veränderung 
eine  richtige  bleiben,  d.  h.  eine  solche,  dass  aus  dem  Zusammen- 
wirken der  drei  Systeme  die  Verfügung  über  die  höchstmögliche, 
streng   nach    dem    ökonomischen  Princip  gewonnene  Summe  ge- 
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eignetster  wirthschaftlicher  Güter,  eine  quantitativ  and  qualitativ 
zn  maximalen  Nntzeffecten  fahrende,  mit  minimalen  (natürlichen) 
Kosten  arbeitende  Produetion,  eine  richtige  Steigerang  des  Volks- 
einkommens, aber  aach  die  befriedigendste  Vertheilung  des  letz- 
teren anter  die  Bevölkerang  in  der  Volkswirthschaft  nach  den  oben 
in  Kapitel  2  des  4.  Bachs  dargelegten  Zielpancten  (§.  271  ff.,  277  ff.) 
hervorgeht. 

Zor  ErreichuDg  dieses  Zieb  weiden  beständig  Yerschiebangen  in  den 
Wirkungskreisen  des  pmat-  and  gemeinwirthschaftliehen  Systems  sowie  auch  innere 
b&lb  eines  jeden  derselben,  z.  B.  zwischen  den  freien  und  Zwangsgemeinwirthschaften 
und  zwischen  den  einzelnen  letzteren,  Staat,  Gemeinde,  Kreis  u.  s.  w.  untereinander, 
sodann  zur  richtigen  Ergänzung  auch  Veränderungen  im  Wirkungskreise  des 
caritaÜFen  Systems  erfolgen  mttssen.  Die  wichtigsten  politischen,  socialpolitischen 
und  wirthschaftlichen  Fragen  der  Organisation  der  gesammten  Öffentlichen 
Verwaltung,  der  Decentralisation  der  letzteren,  des  Selfgoyernment,  der 
ProfinciaU,  Kreis-,  Gemeindeordnungen,  des  Vereinswesens;  die  Fragen 
der  Vertheilung  der  Leistungen  z.  B.  im  Schul-,  Verkehrswesen  (Strassen),  Armen- 
wesen u.  s.  w.  zwischen  diesen  verschiedenen  Organen;  die  Fragen  des  Öffentlichen 
(Staats-,  Gemeinde-)  und  privaten  Schul-,  Verkehrswesens  u.  dergJ.;  der  Uebemahme 
gewisser  materieller  Productionszweige  auf  den  Staat  (z.  B.  Forsten,  Bergbau)  und  auf 
die  Gemeinde  (z.  B.  Gas-  und  Wasserwerke)  — ,  dies  Alles  sind  Probleme,  welche 
mit  der  richtigen  Gombination  der  genannten  Wirthschaftssysteme  auf  das  Engste 
zusammenhängen. 

So  wenig  dies,  abstract  betrachtet,  zweifelhaft  sein  kann,  und  so  leicht  es  ist, 
für  die  Richtung  dieser  Verschiebungen  und  Veränderungen  im  Allgemeinen  obiges 
Ziel  aufzustellen,  so  schwierig  wird  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wie  eine 
solche  Verschiebung  eintreten  solle,  im  concreten  Falle.  Die  verschiedenen  volks- 
wirthschafUichen  Parteien  gehen  darin  am  Meisten  auseinander,  weil  sie,  auch  ohne 
einseitig  nur  das  eine  oder  andere  der  drei  Organisationsprincipien  gelten  zu  lassen, 
doch  dem  einen  oder  anderen  den  Vorzug  geben.  In  jedem  Parlamente,  auf  jedem 
mit  volkswirthschaftlichen  Fragen  beschäftigten  Gongresse  tritt  dies  in  den  Meinungs- 
verschiedenheiten der  Bedner  und  Parteien  hervor.  Jede  Verschiebung  der  genannten 
Art  aber  führt  unvermeidlich  zu  einer  Ausdehnung  oder  einer  Beschränkung  der 
Wirksamkeit  des  einen  auf  Kosten  oder  zu  Gunsten  deijenigen  der  beiden  anderen 
Principien.  Ob,  wann  und  wie  weit  dies  gut  ist,  d.  h.  dem  obigen  allgemeinen 
Ziele  näher  fuhrt,  kann  nur  und  muss  immer  durch  möglichst  unbefangene  Unter- 
suchung des  concreten  Falls  festgestellt  werden.  Auch  nur  etwas  allgemeinere 
Regeln,  ausser  denjenigen,  welche  aus  der  Umgestaltung  der  Technik  im  Pro- 
ductionsprocess  wohl  abzuleiten  sind  (§.  301,  283),  lassen  sich  dafOr  aber  bloss  durch 
näheres  Eingehen  auf  die  Natur  und  Wirksamkeit  eines  jeden  der  drei  Organisations- 
principien oder  Wirthschaftssysteme  gewinnen,  wie  dies  im  Folgenden  geschieht 
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Zweites  Kapitel. 

Das  privatwirthschaftliche  System. 

§.  303  [2.  A.  S.  212  ff.].  Vorbemerknngen.  Das  Wesen  des  prirat- 
wirthschaftlichen  Systems  legen  am  Besten  die  ErOrterangen  der  Kational- 
ökonomen  über  die  Bildung  der  Waarenpreise  unter  dem  Einflnss  des  eisten 
wirth schaftlichen  Leitmotivs  (des  ..Eigennutzes'')  unter  Voraussetzung  freier  Con- 
currenz  (des  Mitwerbens)  dar,  dann  die  verwandten  Erörterungen  über  den  Process 
der  Vertheilung  des  Productionsertrags  als  Einkommen  an  die  bei  der  Production 
betheiligten  Personen,  daher  Über  Lohn,  Zins,  Rente,  Untemehmergevicn  unter  dem 
gleichen  Einfluss,  wobei  im  Wesentlichen  die  allgemeinen  Preisregeln  auf  die  ?er- 
dingte  Arbeit,  das  verliehene  Kapital,  das  verpachtete  Grundstack  angewandt  werden. 
Hierbei  wird,  —  im  Ganzen  methodologisch  auch  richtig,  sobald  man  sich  nur  bewuast 
bleibt,  dass  man  unter  Voraussetzung  bestimmter  Hypothesen  operirt 
deren  Zutreffen  in  der  Wirklichkeit  bei  der  Anwendung  der  gefundenen  Sätze  auf 
diese  Wirklichkeit  immer  erst  geprüft  werden  muss  (§.  67  ff).  —  hier  wird  mittelst 
der  Methode  der  Deduction  aas  dem  Walten  des  sich  so  viel  als  möglich  geltend 
machenden  Selbstinteressos  heraus  geschlossen;  das  Streben  nach  dem  grOssten 
Vortheil  und  dem  kleinsten  Opfer  ist  das  leitende  Princip. 

Da  man  es  unter  dieser  Voraussetzung  mit  einem  relativ  einfachen  Gausal- 
verhältniss  zu  thun  hat,  so  ist  die  Anwendung  mathematischer  Formeln  und  geo- 
metrischer Figuren  nicht  besonders  schwierig  und  öfters  versacht  worden,  um  die 
Probleme  der  Preisbildung  damit  zu  lösen,  so  von  R au,  im  Anhange  zu  §.  154.  164 
und  216  des  ].  Theils  (8.  Aufl.  S.  36S  fi.),  besonders  umfänglich  von  v.  Mangoldt. 
Grundriss  1.  Aufl.,  §.  46  ff.,  und  überhaupt  von  den  Vertretern  der  sogen,  „mathe- 
mathischen  Methode''  in  der  Politischen  Oekonomie,  wovon  oben  in  der  Methodenlebre 
in  Buch  1,  §.  68  gehandelt  wurde  (Litteratur  daselbst  S.  176.  S.  auch  die,  übrigens 
viel  zu  weit  greifende,  Bibliographie  der  Werke  der  mathematischen  Behandlung  der 
Politischen  Oekonomie.  zusammengestellt  von  Jevons  in  Conrad's  Jahrb.  1878.  II«  379. 
Eb.  S.  295  ein  Aufsatz  von  B.  Weisz,  die  mathematische  Methode  in  der  National- 
Oekonomie).  Diese  Versuche  sind  innerhalb  ihrer  Sphäre,  d.  h.  eben  inner- 
halb des  privatwirthschaftlichen  Systems  der  Volkswirthschaft  be- 
rechtigt Aber  es  ist  für  die  frühere  fälschliche  Identificirung  der  Lehre  vom 
privatwirthschaftlichen  System  mit  der  Volkswirthschaftslehre  schlechtweg 
bezeichnend,  dass  man  mit  dieser  etwa  noch  mathematisch  formulirten  Preis-  und 
Einkommentheorie,  welche  in  letzter  Linie  immer  auf  das  mit  mathematischer 
Sicherheit  wirkende,  nach  der  deductiven  Methode  in  seiner  Wirksamkeit  verfolgte 
blosse  Selbstinteresse  zurückgeführt  wird,  glaubte  die  wissenschaftlichen  Aufgaben  der 
Politischen  Oekonomie,  von  der  Productionslehre  abgesehen,  gelöst  zu  haben.  Jene 
„6conomie  politique  pure*'  des  rein  deductiven  Verfahrens  (S.  176)  ist  nur  eine 
hypothetische  Formulirung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der 
Volkswirthschaft,  von  selbst  hier  schon  sehr  bedingter  Giltigkeit  in  der  Wirklichkeit 
wie  oben  schon  bemerkt  wurde.  Denn  unvermeidlich  muss  dabei  das  Selbstinteresse, 
das  ..Streben  nach  Vermögen^\  wie  es  J.  St.  Mi  11  hier  gern  nennt,  unser  erstes 
egoistisches  Leitmotiv  (§.  34)  als  eine  constante,  selbst  ganz  gleich  bleibende 
und  immer  gleich  wirksame,  also  als  eine  absolute  Grösse  oder  Kraft  in  allen 
verkehrenden  Personen  angesehen  werden.  —  eine  Annahme,  welche  zwar  hypo- 
thetisch zulässig  und  ein  wichtiges  methodologisches  Hilfsmittel  ist.  aber  in  der 
Wirklichkeit  niemals  genau  so,  wie  sie  hypothetisch  angenommen  wird,  zutrifft. 

Hier  eben  bilden,  wie  Knies,  später  besonders  Schmoller  so  richtig  aus- 
geführt haben,  Sitte  und  Sittlichkeit,  herrschende  Anschauungen  u.  s.  w..  noch 
ganz  abgesehen  von  der  Gestaltung  des  Verkehrsrechts,  ein  Medium,  durch  welches 
Angebot  und  Nachfrage  erst  hindurch  gehen,  bevor  sie  auf  Preis  und  Einkommen  ein- 
wirken (§.  286).  Selbst  im  Grosshandel,  für  welchen  man  mit  Recht  die  theo- 
retischen Preisregeln  am  Ersten  als  unmittelbar  auch  in  der  Wirklichkeit  zutreffende 
bezeichnet,    entzieht  sich  Angebot  und  Nachfrage.    Wirksamkeit  des  Selbstinteresses. 
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„Qualität"'  des  letzteren,  wenn  man  so  sagen  darf,  Art  nnd  St&rke  des  „Strebens 
nach  YermOff^en''  n.  s.  w.  dem  Einfloss  jenes  Mediums  nicht  durchaus,  —  was  z.  B. 
für  so  manche  Practiken  des  Börsenwesens  zn  beachten  ist.  Ich  darf  jetzt  in  dieser 
3.  Aufl.  im  Uebrigen  hier  wiedenim  aof  das  1.  Bach  oben,  auf  die  psychologische 
Motivationstheorie  und  die  Methodologie  verweisen. 

Hierzu  kommt  nun  aber  welter,  dass  die  Bildung  der  Preise  und  Einzeleinkommen 
von  dem  Yerkehrsrecht  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  von  der  Mit- 
wirkung des  gemeiuwirthschaftlichen  und  auch  des  caritativen  Systems 
überhaupt  sehr  maassgebend  mit  bestimmt  wird,  was  bei  jener  bloss  priyatwirth- 
schaftlichen  Formuliraog  und  Lösung  der  Probleme  ganz  abersehen  wird  und  bei 
manchen  Untersuchungen,  z.  B.  jenen  mathematischen  Formulirungen  der  Probleme, 
zunächst  auch  tibersehen  werden  mnss.  Die  Annahme  einer  „absoluten"'  persön- 
lichen Freiheit  und  eines  „absoluten''  Eigenthumsrechts  sind  dann  eben  nur 
weitere,  aber  principiell  eben  solche  Hypothesen,  wie  die  Annahme  einer  für  alle 
Individnen  gleichen  Motivation  der  wirthschaftlichen  Handlungen  im  Goncurrenzkampf; 
Hypothesen  oder  Fictionen,  durch  welche  man  sich  jene  verwickelten  Probleme 
der  Yolkswirthschaft  künstlich  vereinfacht 

Dies  Alles  ergiebt,  dass  es  ein  Irrthum  ist,  die  Yolkswirthschaft  in 
diesem  privatwirthschaftlichen  Goncurrenzkampf,  den  man  sich  selbst 
noch  dazu  erst  im  Widerspruch  mit  der  Wirklichkeit  so  einfach  wie  möglich  construirt, 
aufgehen  zu  lassen.  Man  kann  nur  so  viel  zugeben,  dass  dieser  Goncurrenzkampf 
dem  privatwirthschaftlichen  System  vornemlich,  aber  auch  nicht  ausschliess- 
lich sein  Gepräge  giebt,  weil  andere  Motive  und  Motivecombinationen  mit  in  Betracht 
kommen,  weil  Sitte,  Recht  u.  s.  w.  mitwirken  und  er  überhaupt  nicht  ein  so 
reiner  Naturprocess  ist,  wie  im  Räsonnement  des  deductiven  Yerfahrens  an- 
genommen wird ;  ferner,  dass  dieses  privatwirthschaftliche  System  eine  Hauptseite, 
aber  eben  doch  nur  eine  Seite  der  Yolkswirthschaft  darstellt  Nur  wenn  dies  richtig 
im  Sinn  behalten  wird,  werden  die  Erörterungen  im  Texte  des  folgenden  2.  Kapitd 
richtig  aufgefasst  werden.  Die  darin  enthaltenen  Formulirungen  sind  daher  auch  hier 
nur  der  Yereinfachung  des  Räsonnements  wegen  gleichfalls  etwas  absoluter  hingestellt, 
als  den  Gestaltungen  in  der  Wirklichkeit  entspricht,  was  über  die  von  mir  durchaus 
festgehaltene  Tendenz  nicht  täuschen  darf. 

Auch  hier  bezeichnet  die  historische  Richtung  der  Nationalökonomie,  be- 
sonders mit  ihrer  wichtigen  Theorie  von  der  bloss  relativen  Giltigkeit  der  sogen, 
volkswirthschaftlichen  Gesetze,  welche  nach  rein  deductivem  Yerfahren  abgeleitet  sind 
(s.  0.  §.  73,  bes.  Knies,  Polit.  Oekon.  1.  A.  S.  284  ff.),  bereits  einen  grossen  wissen- 
schaftlichen Fortschritt,  namentlich  in  ihren  Lehren  Tom  Preise  und  Einkommen 
gegenüber  der  mehr  naturwissenschaftlich -mechanischen  Auffassung  der  Smith'schen 
Nationalökonomie,  wie  sie  hier  in  Deut^chland  auch  Hermann  (z.  B.  in  seiner  be- 
rühmten Untersuchung  über  den  Gewinn,  2.  Aufl.  S.  488 — 581)  und  (zwar  weniger 
mathematisch  scharf  als  Hermann,  aber  doch  schon  etwas  mehr  den  zahlreichen 
sonstigen  Einflüssen  Rechnung  tragend)  im  Ganzen  doch  auch  noch  Rau  vertritt 
Yergl.  dagegen  namentlich  Roscher's  Lehre  vom  Preise  und  Einkommen,  sowie  die 
neueren  Arbeiten  Neumann's  auf  diesem  Gebiete.  Noch  mehr  aber  hat  Seh  äff  le 
gerade  durch  seine  durchgreifende  Unterscheidung  des  privat-  und  gemeinwirth- 
schaftlichen  Systems  in  diesen  Lehren  die  stets  nur  bedingte  practischc  Be- 
deutung und  die  der  bisherigen  Praxis  und  dem  geltenden  Rechte  gegenüber  viel- 
fach noch  bedingtere  Berechtigung  der  privatwirthschaftlichen  Preisbildung 
nachweisen  können.  S.  sein  Gcs.-System  u.  s.  Soc.  Körper  UI,  bes.  an  den  in  §.  297 
genannten  Stellen.  Ferner  die  neuere  Theorie  der  ,. Verbandspreise"  in  der  oben 
S.  709  genannten  Litteratur. 

Die  „Deutsche  Freihand elsschule"  in  ihren  Hauptvertretem  (Prince- 
Smith,  0.  Michaelis  u.  s.  w.)  ist  dagegen  ganz  auf  dem  alten  Standpuncte  stehen 
geblieben:  sie  untersucht  nicht  nur  diese  privatwirthschaftliche  Preisbildung  und  Ein- 
kommen vcrtheilung  fast  ausschliesslich,  sondern  erklärt  sogar  in  einer  seltsamen  petitio 
principii  die  daraus,  d.  h.  die  im  Kampfe  der  sich  gegenüber  stehenden  eigen- 
nützigen Interessen  bei  möglichst  freier  Concurrenz  hervorgehenden  Gestaltongen  und 
Preise  für  die  gerechtesten  oder  selbst  für  die  einzig  gerechten!  Worauf  es 
dann   freilich   leicht  ist,  jede  Beschränkung  der  freien  Goncurrenz,   weil  sie  diese 
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„{gerechte  YertheiloDg"  stOrt,  jede  StaatseinmischaDg,  jede  neae  Organisation  der 
atomisirten  priratinrtlischaftlichen  Erverbsgesellschaft  anserer  modernen  Zeit  als  nach- 
theilig  zu  bekämpfen  I  Siehe  darüber  unten  in  Abschn.  2  die  Yorbemerkiingen  (§.  SOS) 
und  §.  312  ff  die  dortigen  literarischen  Nachweise. 

Aach  hier  sind  der  socialistischen  Kritik  der  modernen  ErwerbsgeseU- 
schaft  nnd  ihres  Systems  der  freien  Concnrrenz  bedeutende  irissenschafUiche  An- 
regungen and  doch  auch  Tiele  positive  Förderungen  za  verdanken.  Erst  dadorch 
sind  gewisse  Ansichten  der  historisch -nationalökonomischen  Bichtang  zn  grösserer 
Bestimmtheit  gebracht  worden.  Die  wahre  Bedeutung  des  Yerkehrsrechts  (incL 
Eigenthumsrecht)ftLr  das  privatwirthschafdiche  System  und  die  hohe  Berechtigung 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft  erkannt  zu  haben, 
ist  der  grosse  Kern  positivsten  wissenschaftlichen  Verdiensts,  welcher 
in  den  Schriften  der  grossen  socialistischen  Theoretiker  von  St  Simon  bis  auf 
Lassalle  auch  bei  allen  Maasslosigkeiten  der  Speculation  und  bei  allen  gehässigen 
Uebertreibungen  der  Angriffe  gegen  die  bestehende  wirthschaftliche  Ordnung  deutlich 
genug  zu  finden  ist.    (S.  §.  13,  293  ff.) 

1.  Abschnitt. 

Das  prlTatwlrthschaftliche  System  und  seine  Yerkehrs- 

rechtsbasls  im  Allgemeinen. 

L  —  §.304  [121,  122].  Die  Privatwirthschaften.  Die- 
selben sind  in  ihrem  Wesen  schon  in  §.  300  genügend  characterisirt 
worden.  Hier  sind  nnr  noch  einige  Bemerkungen  hinzuzufÜgeD 
nnd  einige  Folgerungen  zu  ziehen.  Zu  den  Zwecken  der  Prodnction 
werden  von  der  im  Verkehr  stehenden  Privatwirthschaft  die  ihr 
nicht  selbst  privateigenthümlieh  zur  Verfügung  stehenden  sachlichen 
Productionsmittel  (Grundstücke,  Gebäude,  Kapitalien)  und  die  ihr 
nicht  durch  ihr  Rechts^  und  Wirthschaftssubject  selbst  gebotenen 
und  eventuell  aus  dem  Familienverband  verfügbaren  Arbeitskräfte 
zu  der  Arbeits-  und  Besitzgemeinsehaft,  welche  der  Productionsbe- 
trieb  darstellt,  durch  Verträge,  den  Tausch-,  Kauf-,  Arbeits- 
oder Dienstmiethevertrag,  die  Creditverträge,  den  Pacht-,  Mieth-, 
Leihvertrag  in  erforderlicher  Weise  vereinigt  (§.  264).  Durch  diese 
Verträge  werden  zugleich  die  Antheile  am  (volkswirthschaftlichen) 
Eeinertrag  der  Production  (§.  264)  geregelt  Bei  der  für  den  Ab- 
satz der  Producte  (fertigen  Güter)  im  Verkehr  arbeitenden,  ein 
Glied  im  Arbeitsgliederungs-  und  Verkehrssystem  bildenden  Privat- 
wirthschaft werden  ebenso  Tausch-,  Verkaufverträge  über  diese 
Producte  geschlossen.  Beim  Abschluss  aller  dieser  Verträge,  specieU 
bezüglich  des  Inhalts  derselben,  folgen  nun  im  privatvnrthschait- 
lichen  System  alle  in  Betracht  kommenden  Personen  wesentlich 
den  Bestrebungen,  welche  sich  aus  dem  ersten  egoistischen  Leit- 
motiv, dem  Streben  nach  dem  wirthschaftlichen  Eigenvortheil 
(§.  34)  und  aus  dem  ökonomischen  Princip  (§.  28)  ergeben.  Nament- 
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lieb  verfährt  so  das  leitende  Wirthschafts-  und  Recbtssubject  der 
Privatwirtbsebaft  selbst,  wodureb  die  Ton  ibm  abgeschlossenen 
Verträge  ibren  Cbaracter  und  die  daraus  folgenden  wirtbschaft- 
licben  Vorgänge  ibr  eigentbttmliches,  eben  ,,privatwirtbschaftlicbes'^ 
Gepräge  erbalten.  Insbesondere  wird  daber  bier  nacb  dem  Grund- 
satze der  speciellen,  vollständigen  und  möglicbst  ge- 
nauen, d.  b.  in  jedem  einzelnen  Vertrage  der  höchst  mög- 
lichen Entgeltlicbkeit  der  gewährten  Leistungen  und 
der  empfangenen  Gegenleistungen  vorgegangen. 

Dieser  Grundsatz  verwiiklicht  sich  in  der  Weise,  dass  jedes  Gut  (Sachgut,  Dienst), 
seinen  bestimmten  Preis,  jedes  Einzeleinkommen  (Lohn,  Zins,  Pacht-  und  Mieth- 
rente,  Unternehmergewinn,  Specnlationsgewinn)  seine  bestimmte  Hohe  im  Kampfe 
der  sich  gegenüberstehenden,  von  jenem  ersten  egoistischen  Motiv  geleiteten  Inter- 
essenten auf  jenem  Pancte  erhält ,  wo  die  Interessen  der  Kämpfer  sich  so  weit  aas- 
gleichen, dass  der  Vertrag  geschlossen  wird.  Dieser  Pnnct  ist  der  ökonomische  Ans- 
drack  für  das  Maass,  in  welchem  es  jedem  Vertragsschliessenden  mOglich  geworden 
ist,  sein  wirthschaftliches  Interesse  zur  Geltong  zn  bringen.  Es  erfolgt  also,  im 
Unterschied  vom  gemein wirthschaftlichen  System,  hier  immer  in  jedem  Vertragsscblnss 
eine  gegenseitige  Abrechnung  tlber  den  Werth  der  Gtlter  (Leistungen n. s.  w.), 
die  Jeder  in  den  luteressenkampf  hineinbringt  Ein  solcher  Kampf,  wie  nicht  ver- 
kannt werden  darf,  liegt  jedem  Vertragsschluss  zu  Grunde. 

Für  die  Torausgehende  Formulimng  gilt  die  in  der  Vorbemerkung  (§.  803)  ge- 
machte Bemerkung,  dass  sie  hier  der  Einfachheit  des  Räsonnements  wegen  absoluter 
erfolgt,  als  der  Wirklichkeit  entspricht.  Es  ist  z.  B.  schon  lange  üblich,  neben  der 
Concurrenz  das  Herkommen  als  mitwirkenden  Regulator  bei  der  Preisbildung  und 
Vertheilung  zu  bezeichnen  (s.  J.  St  Mi  11,  Polit  Oekon.  B.  2,  Kap.  4).  Dies  Her- 
kommen ist  eben  nur  ein  gemeinsamer  Aasdruck  für  die  Summe  der  Sitten  u.  s.  w., 
welche  im  Grunde  genommen  nicht  Regulator  neben  der  Concurrenz  ist,  sondern 
welche  die  Concurrenz  selbst  neben  dem  Selbstinteresse  mit  regnlirt. 
Denn  grade,  wie  in  Wirklichkeit  die  Interessen  nach  dem  ersten  Leitmotiv  in  den 
VertragsschlUssen  sich  geltend  machen,  hängt  mit  Ton  der  sonstigen  Motivation,  von 
dem  Medium  der  sittlichen  Anschauungen  und  Sitten  ab,  durch  welches  sie  erst  bei 
ihrer  Verfolgung  hindurch  gehen  müssen. 

Als  Hauptarten  der  Privatwirtbschaften  sind  für 
unsere  Volkswirthschaft  zu  unterscheiden  : 

1)  Die  Einzelwirthschaft  einer  physischen  Person, 
die  typische  Hauptform. 

In  der  Familienwirthschaft  findet  sie  ihre  naturgemässe  Erweiterung,  aber  damit 
zugleich  schon  eine  Annäherung  an  die  Gemeinwirthschaft  für  die  Verhältnisse 
des  Familienverbands  (anders  Schäffle). 

2)  Die  Einzelwirthschaften  nicht- physischer  (sogenannter 
juristischer)  Personen  des  Privatrechts. 

Die  speculativen  Erwcrbsgcsellschaften ,  wie  die  offene  Handelsgesellschaft,  die 
Commandit-,  die  Actiengesellschaft  und  einzelne  Arten  der  Genossenschaften,  wie  die 
ältere  Bcrgbaagenosscnschaft  und  die  Mehrzahl  der  modernen  sogen.  Wirthschafts- 
genossenschaften ,  welche  freilich  den  freien  Gemeinwirthschaften  nahestehen  oder 
selbst  überwiegend  den  Character  der  letzteren  haben  kOnnen  (§.  343).  Mancherlei 
Zwischenbildungen  gehören  theils  in  die  Kategorie  der  Privat-,  theils  in  diejenige  der 
Gemeinwirthschaften.  Die  älteren  Corpora tionen  für  Handelsbetrieb,  Gewerbe- 
betrieb hatten  öfters  solchen  gemischten  Character.  In  der  alten  Handwerkerzunft 
liegt  ein  Element,  das  sie  als  Gemeinwirthschaft  characterisirt. 
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3)  Alle  Gemeinwirtbschaften  endlich,  auch  die  auf 
Zwang  beruhenden,  wie  besonders  Staat  und  Gemeinde  selbst, 
können,  wie  schon  bemerkt  (§.  300),  wenigstens  th  eil  weise  auch 
nach  dem  priTatwirthschaftlichen  System  fungiren  und  thnn  dies 
auch  in  der  Regel:  insoweit  sind  auch  sie  PriTatwirtbschaften. 

Z.  B.  der  Staat  hinsichtlich  seiner  sogen.  Privaterwerbsth&tigkeit ,  wie  in  der 
eigentlichen  Domanialwirthschaft  und  annähernd  bei  manchen  Staatsth&tigkeiten,  derai 
finanzielle  Behandlang  nach  dem  sog.  Gebtthrenprincip  erfolgt.  Das  Kähere  darüber 
gehört  in  die  Finanzwissenschaft  (s.  Band  1  n.  2  derselben). 

IL  —  §.  305  [123],  Die  Rechtsbasis  im  privatwirth- 
schaftlichen  System.  A.  Ihre  Bedeutung.  Der  Verkehr 
und  jene  Preis-  und  Einkommenbildungen  darin  haben  zur  noth- 
wendigen  Voraussetzung  eine  Rechtsbasis,  welche  als  Be- 
dingung und  Schranke  für  die  beiden  Parteien  im  Kampfe 
um  die  ökonomischen  Bedingungen  des  Vertragsabschlusses  wirkt 
Diese  Rechtsbasis  ist  nichts  von  Natur  fest  Gegebenes,  nichts  ans 
dem  Wesen  des  Menschen  ohne  Weiteres  Folgendes,  nichts  Un- 
yeränderliches ,  sondern  etwas  geschichtlich  stark  Wandelbares. 
Sie  kann  nicht  vom  privatwirthschaftlichen  System  aus  sich  selbst 
heraus  geschaffen  werden,  sondern  wird  durch  die  höchste  Form 
der  Gemeinschaften,  durch  den  Staat,  wenn  auch  nicht  ur- 
sprünglich allein  gesetzt  und  auch  später  nicht  allein  Ton  ihm 
weitergebildet,  da,  freilich  vom  Staat  erst  anzuerkennende,  Ge- 
wohnheitsrechtsbildnng  voran  geht  und  immer  etwas  zur  Seite 
bleibt.  Aber  sie  wird  doch  vo]\  ihm  allein  gesichert  gegen 
Bruch  und  vomemlich  von  ihm  weiter  gebildet.  Sie  ist  ein 
unbedingtes  Bedürfniss  für  die  Privatwirthschaften,  ohne  dessen 
genügende  Befriedigung  die  letzteren  in  der  Fürsorge  für  andere 
Bedürfnisse  im  verkehrswirthschaftlichen  Zustand  der  Volkswirth- 
Schaft  (§.  188)  grossentheils  lahm  gelegt  wären.  Das  gemein- 
wirthschaftliche  System  erweist  sich  insofern  als  eine  Voraus- 
setzung des  privatwirthschaftlichen,  wie  umgekehrt  auch  letzteres 
als  eine  solche  des  ersteren.  Darin  findet  der  frühere  Satz  (§.  302), 
dass  immer  eine  Gombination  beider  Systeme  in  der  Volks- 
wirthschaft  stattfinden  müsse,  eine  Bestätigung. 

Die  einmal  bestehende  Rechtsbasis,  persönliche  Freiheit,  Eigenthnm,  Erbrecht, 
Vertragsrecht,  wird  von  der  Nationalökonomie  stillschweigend  oder  ausdrücklich  als 
die  Voraussetzung  ihrer  Untersuchungen  über  Production,  Umlauf  und  Yertheilung 
der  Guter  angenommen,  so  auch  ?on  Rau.  Dabei  wird  aber  der  Einfluss  der  Ver- 
schiedenheit dieser  Rechtsbasis  auf  die  Volkswirthschaft  nicht  genügend  beachtet  und 
die  Möglichkeit  ihrer  Veränderung,  sowie  die  wünschenswerthe  Richtung  der  letzteren 
ebensowenig.  S.  dagegen  Röscher,!.  1.  B.  Kap.  4  u.  5,  Seh  äff  le  pass.,  bes.  Syst.  II, 
349  ff.,  506  ff.    H.  Rösler,  soc.  Verwaltungsrecht,  I,  §.  120  ff.,   177  ff.,   183  ff.  — 
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Die  spätere  Smith 'sehe  Schule,  die  Manchesterpartei,  geht  in  ihren  Untersachnngen 
stets  von  einer  natürlichen  absoluten  persönlichen  Freiheit  und  von  einem  nattlrlichen 
absoluten,  möglichst  fttr  alle  Sachen  (nicht  unbedingt:  Verhältnisse)  gleichen  Eigen- 
thums-  und  Erbrecht  aus:  —  die  zweite  Fiction  neben  dem  Dogma  von  der  Allmacht 
und  steten  Bichtigkeit  des  absoluten  wirthschaftüchen  Selbstinteresses. 

Von  der  Gestaltung  der  Rechtsbasis,  auf  welcher  sich  der 
privatwirthschaftliche  Verkehr  vollzieht,  hängt  der  Character  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  wesentlich  mit  ab.  Letzteres  unter- 
liegt daher  dem  geschichtlichen  Wechsel  in  seinen  Erscheinungs- 
formen vorzugsweise  mit  in  Folge  eines  Wechsels  dieser  Rechts- 
basis. Absolute  Sätze  für  die  letztere  giebt  es  nicht  und  kann 
es  nicht  geben,  denn  der  geschichtliche  Process,  in  welchem  sie 
steht,  ist  ununterbrochen  im  Gange  unter  dem  Einflüsse  der 
wechselnden  Bedürfnisse  und  Anschauungen  der  Menschen,  auch 
speciell  der  Productionstechnik. 

Selbst  die  maassgebenden  Hauptprincipien  der  Bechtsbasis,  nemlich  diejenigen, 
welche  sich  auf  die  verkehrenden  Menschen  und  auf  die  Gtlter  an  und  für  sich,  d.  i. 
auf  Personenstand  (persönliche  Freiheit  n.  s.  w.)  und  Eigenthum  bezieben ,  wechseln 
erfahrungsmSssig  erheblich.  Zeitliche  und  örtliche  Verhältnisse,  nicht  die  sogen. 
Natur  der  Menschen  und  Dinge  allein,  welche  ohnehin  keine  einfache  fixe  Grösse  ist, 
entscheiden  wesentlich  mit.  Dies  verkannt  zu  haben,  ist  der  grosse  principielle  Fehler 
der  neueren  Volkswirthschafts- Wissenschaft  der  Schule  von  A.  Smith.  Namentlich 
wieder  in  ihren  letzten  extremsten  Ausläufern,  der  Bastiat sehen  Bichtung  in  Frank- 
reich, der  Manchesterpartei  in  England,  der  „deutschen  Freihandelsschule''  in  Deutsch- 
land; s.  bes.  den  folgenden  Abschnitt.  Man  kann  für  die  Bechtsbasis  des  privat- 
wirthschaftlichen Verkehrs  nur  Bechtssätze  relativen  Werths  aufstellen,  welche  immer 
nur  für  ein  gewisses  Zeitalter  und  für  gewisse  Länder  und  Völker  als  die  richtigen 
gelten  können.  Dies  gilt  selbst  von  der  persönlichen  Freiheit,  vollends  vom  Privat- 
eigenthum,  Erbrecht,  Vertragsrecht.  Genaueres  hierüber  erst  in  der  2.  Abth.  der 
Grundlegung  bei  der  kritischen  Erörterung  der  Fragen  von  Freiheit  und  Eigenthum 
aus  dem  socialökonomischcn  Gcsichtspuncte. 

B.  —  §.  306  [124].  Die  einzelnen  Rechtsnormen, 
welche  für  die  Gestaltung  der  Rechtsbasis  des  privatwirthschaft- 
lichen Systems  und  damit  der  Volkswirthschaft  entscheidend  sind, 
betreflFen  folgende  vier  Puncte. 

1)  Die  Rechtsnormen  über  den  Personenstand,  be- 
sonders die  persönliche  Unfreiheit,  Freiheit  und  Gleich- 
berechtigung der  in  einer  Volkswirthschaft  verkehrenden  Menschen. 

Personenstand,  Personalstand  hier  als  CoUectivbegriff  in  einem  ähnlichen,  aber 
weiteren  Sinne,  wie  der  römisch -rechtliche  Status  genommen,  der  nur  dem  Freien 
zustand.  Besonders  hervorzuheben  sind  hier  als  maassgebende  Momente :  Das  Rechts- 
institnt  der  Unfreiheit  in  seinen  verschiedenen  Formen,  Sclaverei,  Leibeigenschaft  und 
Schollenpflichtigkeit  (glebae  adscriptio,  Colonat)  u.  s.  w.;  Frohnarbeit  —  Die  Unter- 
scheidung von  Ständen  mit  verschiedenem  Verkehrsrecht  unter  den  Freien.  Dahin 
können  auch  die  im  römischen  Recht  vorkommenden  Mittelzustände  zwischen 
Freiheit  und  Unfreiheit  gehören  (Puchta,  Instit.  II,  456).  Ferner  die  auch  mit 
privatrechtlichen  Folgen  verbundene  Unterscheidung  von  Patriciem  und  Plebejern, 
wenigstens  in  der  älteren  Zeit  —  Unterschiede  im  Verkehrsrecht  nach  der  Religion 
(Apostaten,  Häretiker.  Juden);  nach  der  Sprache  (z.  B.  im  deutschen  Handwerk, 
vergl.  Stahl,   dtsch.  Handw  ,  Giess.  1874,  I,   102);    nach  der  ehelichen  und  unehe- 
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liehen  Gebort  (eb.  S.  93  ff.).  —  Die  Unterscheidong  von  Sta&tsangehOrigen  und  Aas* 
ländern,  so  cives  nnd  peregrini,  dann  latini  im  römischen  Becht,  Bürger  und  MetOken 
in  Athen  u.  s.  w.  (Ausschluss  vom  Erwerb  des  Grundeigenthums).  Aehnliche  Gestal- 
tungen vielfach  in  den  mittelalterlichen  Uechtssystemen  und  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein,  besonders  was  Grunderwerb,  Handwerksbetrieb  u.  a.  m.  anlangt  Einzelnes 
noch  heute  bei  den  CnlturvOlkern  bestehend,  mehrfach,  auch  z.  B.  in  Nordameric 
Staaten  kommt  Un£ähigkeit  der  Ausländer  zum  Grunderwerb  noch  vor.  —  Unter- 
scheidung von  Orts-(Gemeinde-)angehOrigen  und  Ortsfremden  u.  dgL  m.  for  Grond- 
oder  Hauserwerb,  für  selbständigen  Geschäftsbetrieb,  in  unseren  modernen  Staaten  bis 
in  die  neueste  Zeit  hinein  von  Bedeutung.  Dgl.  von  Stadt-  und  Landbewohnern, 
früher  für  Gewerbebetrieb  vielfach  entscheidend;  allgemein  aufgehoben  bei  uns  erst 
in  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Jani  1869,  §.  2. —  Die  Gewährung  voller 
persönlicher  Freiheit  und  rechtlicher  Gleichheit  an  alle  erwachsenen,  im  Besitz  der 
normalen  Geisteskräfte  befindlichen  Staatsangehörigen  oder  selbst  schlechtweg  an  alle 
menschlichen  Individuen,  mit  der  Bechtsfolge  freier  Erwerbs-  und  Berafswahl  (.«freies 
Recht  zu  arbeiten''),  wie  in  der  Hauptsache  in  unseren  europäisch -americanischen 
Staaten  der  Gegenwart,  jetzt  Gleichstellung  der  Inländer  und  Ausländer  im  Allgemeinen 
in  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1S69,  §.  1,  vergl.  Jacobi,  Gewerbe- 
gesetzgebung im  Deutschen  Reiche.  Berlin  1874,  S.  20. 

2)  Die  Rechtsnormen  über  das  Eigentham,  insbe- 
sondere das  Priyateigenthum  an  wirthschaftlichen  Gütern, 
namentlich  an  Sachgütern,  und  in  Verbindung  mit  diesen  Bechts- 
normen  diejenigen  über  das  Erbrecht. 

Maassgebend  ist  hier  vornemlich:  ob  und  in  welcher  Art  Privateigenthum  aa 
Menschen  zugelassen  wird  (Sclavenrecht).  —  Sodann  die  Unterscheidong  des  Eigea- 
thumsrechts  an  beweglichen  Sachen  und  Grundstücken  und  Verhältnissen  (incl.  sogen« 
geistiges  Eigenthum);  bei  erstcren  die  Unterscheidung  nach  dem  Zweck,  zwischen 
Gebrauchsvermögen  und  Kapital  (Privatvermögen,  Kapitalbesitz,  §.  128,  129);  der 
Umfang  und  der  Inhalt  der  Rechte,  welche  das  Privateigenthum  gewährt  —  Beim 
Grund  und  Boden:  ob  derselbe  gänzlich,  theilweise,  gar  nicht  vom  Privateigenthum 
der  eigentlichen  Privatwirthschaftcn  ausgeschlossen  und  als  eigentliches  Gemein- 
eigenthum  oder  als  „ötientlicbes**  Eigenthum  von  ZwangsgemeinwirSischaften.  nament- 
lich des  Staats  und  der  Gemeinden,  vorbehalten  ist  (Regalprincip);  bei  der  Zulassung 
privaten  Grundeigenthums,  ob  dasselbe  „beschränktes*"  Eigenthum  ist,  wie  im  All- 
gemeinen in  den  früheren  Stufen  des  Volkslebens  und  in  der  germanischen  Rechts- 
bildung, oder  ob  dieses  Imniobiliareigenthum  möglichst  im  Umfange  und  Inhalt  der 
Rechte,  die  es  gewährt,  dorn  Mobiliarcigenthom  gleichgestellt  ist,  wie  unter  dem  Ein- 
fluss  des  römisch-rechtlichen  Eigen thumsbegrifis  und  im  Interesse  der  Freiheit  des 
Verkehrs  und  der  Geltung  des  Individuums  immer  vollständiger  in  der  modernen 
Volkswirthschaft;  beim  Grundeigcnthum  ferner:  ob  und  wie  dasselbe  nach  seinem 
Verwendungszweck  als  städtisches  und  ländliches,  als  Wobnungs-,  Forst-,  Bergwerb-, 
landwirthschaftlicher,  als  Wege-Boden  u.  s.  w.  im  Rechte  unterschieden  wird  und  wie 
in  Beziehung  zu  dem  Grundcigenthumsrecht  das  Wasser-,  Jagd-,  Fischereirecht  ge- 
regelt ist ;  ob  und  wie  das  Grundcigenthum  durch  Reallasten  und  Servituten  beschränkt 
werden  kann;  endlich,  wie  sich  das  Vertrags-,  namentlich  Veräusserungs-,  Ver- 
schuldungs-,  Theilungs-,  Zusammenlegungsrecht  und  das  Erbrecht  in  Bezug  anf 
Grundeigcnthum  gestaltet.  —  Bei  privatem  Kapitaleigenthum:  ob  und  in  welchem 
Maasse  Beschränkungen  in  der  freien  Verfügung  über  dasselbe  durch  bestimmte 
Bedingungen  in  der  eigenen  Verwendung  (z.  B.  vorgeschriebener  gewerblicher  Bildungs- 
gang), durch  Bestimmungen  über  den  Inhalt  der  Verträge,  deren  Gegenstand  Kapital 
ist,  mittelst  Lohn-,  Zins-,  Preistaxen  u.  s.  w.,  durch  öffentlich-rechtliche  Regelung 
der  Verhältnisse  der  Lohnarbeiter,  z.  B.  in  Betreff  der  Arbeitszeit  u.  A.  dgl.  m.,  wie 
im  Allgemeinen  im  Mittelalter  und  in  neuester  Zeit  wieder,  vorhanden  oder  das 
Kapitaleigenthum  wesentlich  dem  Privateigenthum  an  Gebrauchsvermögen  gleichgestellt 
und  daher  ein  möglichst  unumschränktes  ist,  wie  im  Ganzen  in  der  modernen  Volks- 
wirthschaft. —  Bei  Verhältnissen:  ob  und  wie  weit  überhaupt  ein  Eigenthum 
(„geistiges  Eigenthum'')  oder  ein  demselben  verwandtes  selbständiges  Recht  anerkannt 
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wird  (Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Konstwerken,  Erfindnngen,  Antor-,  Patent-, 
Masterschutzrecht  u.  s.  w.).  —  Auch  bei  privatem  Kapitaleigenthum  und  bei  der 
Rechtsordnung  der  ««Verhältnisse"  kommt  dann  wieder  die  Gestaltung  des  Erbrechts 
in  Betracht,  namentlich  diejenige  des  Intestat-  und  des  testamentarischen  Erbrechts, 
das  Pflichttheilsrecht,  der  Theilungszwang.  Auch  das  Steuerrecht  ist  bedeutsam,  das 
sich  an  das  Eigenthum  von  GebrauchsvermOgen  (Luxussteuern ,  indirecte  Verbrauchs- 
steuern auf  wichtige  Consumptibilien),  7on  Kapital  und  Grundsttlcken  nebst  Häusern 
(Ertragssteuem  als  Objectsteuern,  Vermögenssteuer)  und  an  das  Einkommen  daraus 
(Renteneinkommen),  sowie  an  das  Erbrecht  anknQpft. 

Zur  ökonomischen  Würdigung  der  Privateigenthumsinstitution 
ißt  immer  zu  beachten,  dass  die  rechtliche  Zulassung  des  Privat- 
eigenthums  an  Menschen,  Kapital  und  Grundstücken,  d.  h.  an 
Productionsmitteln  die  Voraussetzung  für  den  privaten  Renten- 
bezug  ist. 

3)  Die  Normen  über  das  Vertragsrecht,  welche 
wesentlich  eine  Gonsequenz  der  Rechtsnormen  über  den  Personen- 
stand und  über  das  Privateigenthnm  sind. 

Sie  wurden  daher  unter  der  vorigen  Nummer  schon  mit  erwähnt,  aber  sind  hier 
auch  noch  apart  herauszuheben.  Besonders  wichtig  sind  die  Normen  über  den  Tausch, 
Kauf  und  Verkauf,  über  die  verschiedenen  Creditverträge ,  das  Darlehen  und  den 
Zins,  die  Miethe,  die  Pacht,  über  den  Dienstmiethe-  oder  Arbeits  -  Lohn  vertrag. 
Namentlich  ist  zu  beachten,  ob  das  Recht  nur  über  die  Kormen  der  als  rechtsgiltig 
anzusehenden,  insbesondere  der  klagbaren  Verträge  (Mtlndlichkeit,  Schriftlichkeit, 
Zeugen,  öffentliche  Beurkundung,  Vorschrift  bestimmter  Formalien  n.  s.  w.)  oder  auch 
über  den  Inhalt  der  Verträge  Bestimmungen  enthält,  welche  nicht  durch  den  Willen 
der  Parteien  ausser  Kraft  gesetzt  werden  können;  ob  und  wie  weit  Verträge  wegen 
ihres  Inhalts  rechüich  ungiltig,  selbst  strafbar,  nicht  oder  nur  bedingt  klagbar 
sind  u.  s.  w.  (Frage  des  pactum  turpe,  der  conditio  turpis  u.  dgl. ,  der  Wucher- 
verträge, der  lex  cogens.) 

4)  Die  Rechtsnormen  über  die  Giltigkeit  sogen, 
wohl  erworbener  (Privat-)  Rechte,  sowohl  derjenigen,  welche 
auf  einer  anderen  Rechtsbasis  (z.  B.  bei  ehemaliger  Unfreiheit), 
als  derjenigen,  welche  auf  der  bestehenden  Rechtsbasis  ent- 
standen sind. 

£s  handelt  sich  hier  vorncmlich  um  die  wichtige  Principienfrage,  ob  und  wie 
weit  auch  ohne  oder  selbst  gegen  den  WiUen  des  Berechügten,  also  ausserhalb 
des  Vertragsrechts,  ein  solches  „wohlerworbenes  Recht''  anfgehoben,  be- 
seitigt, verändert,  beschränkt  werden  kann,  ob  mit  oder  ohne,  mit  voll- 
ständiger oder  theilweiser  Entschädigung,  ob  mit  vertragsmässigem  D eberein- 
kommen  wenigstens  über  die  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  oder  mit  Feststellung 
auch  der  letzteren  durch  obngkeitliche  Autorität,  Gesetz  u.  s.  w.:  die  Frage  der 
Enteignung  (Zwangsenteignuug,  Expropriation;  Entwährungswesen  L.  Stein 's). 

C.  —  §.  307  [125].  Die  Verkehrs-Rechtsbasis  des 
privatwirthschaft liehen  Systems  in  den  modernen  Volks- 
wirthschaften.  Dieselbe  characterisirt  sich  bei  den  europäischen 
Gulturvölkem  und  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Erdtheilen  in 
Bezug  auf  die  hier  allein  in  Betracht  zu  ziehende  principielle 
Gestaltung  der  eben  erörterten  vier  maassgebenden  Puncte  also: 
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1)  Es  besteht  allgemeine  persönliche  Freiheit  and 
Gleichberechtigung  der  physischen  Personen  im  Verkehr,  mit 
gewissen  Beschränkungen  für  Unerwachsene  und  in  geringem 
Maasse  noch  für  das  weibliche  Geschlecht,  aber  als  Correlat  auch 
Selbstverantwortlichkeit,  doch  unter  Gewährung  der  Hiirs- 
leistungen  Seitens  der  Gemeinschaft,  welche  oben  dargelegt  wurden 
(§.  271  flf.,  Eecht  auf  Existenz  u.  s.  w.). 

Physischer  Zwang  Ton  Person  zu  Person  ist  daher  ausgeschloesen.  „Freie 
contractliche  Vereinbarung''  ist  das  leitende  Bechtsprincip  im  prlyatwirth- 
schaftlichen  Verkehr.  Die  Vortheile,  welche  fOr  die  eine  Partei  aus  der  ungtlostigereii 
Ökonomischen  Lage  der  anderen  hervorgehen,  bei  Vertragsschldssen  tlber  Preisbildung« 
Bildung  der  Lohn-,  Zins-,  Mieth-  und  PachtzinssStze  u.  s.  w.  soweit  als  mOglich  geltend 
zu  machen,  ist  rechtlich,  ?on  wenigen  Ausnahmen,  welche  freilich  im  neuesten  Recht  wieder 
zahlreicher  und  wichtiger  werden  (Arbeitsrecht,  Ziusrecht),  abgesehen ,  durchaus  statt- 
haft. Als  Gonsequenz  der  persönlichen  Freiheit  ist  regelmässig  eine  Reihe  „socialer 
Freiheitsrechte''  gegeben:  Recht  der  freien  Ebeschliessung,  des  freien  Zugs  fbr 
Inl&nder  (Freizügigkeit),  Auswanderongsrecht  (nicht  ebenso:  Einwanderungsrecht  fülr 
Ausländer),  freies  Reiserecht.  Im  Princip  ist  regelmässig  auch  die  Wahl  des 
wirthschaftlichen  Berufs  frei;  werden  Bedingungen  für  die  Ausübung  eines 
solchen  gestellt  (vorgeschriebener  Lehr-  und  Bildungsgang,  Fähigkeits-  und  Keuntniäs- 
nachweise,  Prüfungswesen),  so  sind  diese  für  Alle  gleich  und  der  Nachweis  ihrer 
Erfüllung  ist  Allen  (mit  gewissen  Ausnahmen  für  Frauen,  Kinder  und  junge  Leute) 
gestattet.      * 

2)  Es  können  immer  mehr  alle  Sachgüter  und  ein  Theil 
der  „Verhältnisse"  (§.  119)  in  das  volle,  d.  h.  möglichst 
unumschränkte  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften 
übergehen. 

M.  a.  W.  das  Pri?ateigenthum  dehnt  sich  immer  weiter  auf  alle  wirth- 
schaftlichen Güter,  wenigstens  auf  alle  Sachgüter  aus,  wird  immer  gleichartiger 
für  alle  Güterarten,  einerlei,  welches  der  Verwendungszweck  derselben,  für  Gebraudis- 
vermögen, Kapital,  Grandstücke  (and  selbst  z.  Th.  für  Verhältnisse),  für  Mobilien  and 
Immobilien,  und  gewährt  nach  seinem  Inhalte  immer  absolutere,  umfassendere 
Rechte.  Regale  (und  Monopole)  bestehen  wenig  mehr  und  werden  meistens  prio- 
cipiell  aus  yolkswirthschaftlichen  Gründen  (freilich  nicht  immer  zureichenden)  re^ 
worfen.  Nach  Analogie  des  Eigen thu ms  an  Sachen,  nur  mit  den  durch  die  Ferschiedeoe 
Natur  des  Rechtsobjects  gebot^iCn  Modificationen  wird  auch  ein  sogen,  geistiges 
Eigenthum  an  gewissen  Verhaltnissen  (Urheberrecht,  Autorrecht,  Patentrecht  u.  s.  v.) 
gesetzlich  sanctionirt.  Endlich  ist  gewöhnlich  volles  Intestaterbrecht,  meist  bis 
zu  den  entferntesten  Verwandtschaftsgraden,  und  öfters  ein  nur  durch  das  Pflichttheils- 
recht  mehr  oder  weniger  beschränktes  testamentarisches  Erbrecht  anerkannt, 
ohne  Unterschied  für  Mobil-  und  Immobileigenthum,  für  GebrauchsvermOgen  und  Kapit&l. 

3)  Das  Vertragsrecht  ist  in  Gonsequenz  dieser  Rechtsordnung 
der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  in  materieller 
Hinsicht,  d.  h.  in  Bezug  auf  den  Inhalt  der  Verträge  immer 
mehr  von  einer  Einmischung  der  allgemeinen  Rechtsordnung  und 
gewisser  Autoritäten  befreit  worden.  Der  „Wille  der  Parteien'^ 
—  so  ist  die  Rechtsfiction  —  bestimmt  diesen  Inhalt  wesentlich, 
meist  ganz  allein.  Diese  Verträge  sind  aber  dann  unbedingt  rechts- 
giltig,  klagbar  und  nicht  strafbar.    Auch  die  Form  der  Verträge, 
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ihres  Abschlusses  und  ihrer  Aufhebung  und  Veränderung  ist  viel- 
fach möglichst  vereinfacht  („formlos")  geworden,  ohne  Nachtheil 
für  die  Giltigkeit  und  Elagbarkeit 

Daher  fast  keinerlei  Taxsystem  mehr.  Das  Vorhandensein  des  pactum  tarpe  und 
der  conditio  turpis  wird  nur  selten  angenommen.  Bei  gewissen  Gredit?erträgen  ist 
namentlich  ansser  der  Ausstellung  der  bezüglichen  Schnidurknnden  u.  s.  w.  auch  die 
Weiterbegebung  derselben  an  Dritte  in  hohem  Grade  formell  vereinfacht  worden 
(Giro,  Indossament,  Blanco-Indossament,  Inhaberpapier). 

Auf  alle  diese  Gestaltungen  formeller  und  materieller  Art,  beim 
Vertragsrecht,  Eigenthum,  bei  der  persönlichen  Freiheit,  haben 
ökonomische  Bedürfnisse  und  Rücksichten  und  speciell  Gesichts- 
puncte  des  ökonomischen  Individualismus  mit  eingewirkt. 

4)  Die  „wohlerworbenen  Rechte",  auch  diejenigen, 
welche  aus  der  Periode  einer  ganz  anderen  Rechtsordnung  her- 
rühren, werden  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt,  sind  daher 
regelmässig  nur  vertragsmässig  der  Abänderung,  Einschränkung, 
Aufhebung  fähig,  und  nach  den  formellen  und  materiellen  Be- 
dingungen, über  welche  mit  den  Berechtigten  Vereinbarung  erfolgt. 
Aber  im  Falle  gewisse  „öffentliche"  Interessen  es  fordern,  wird 
eine  Zwangsenteignung  im  Princip  für  zulässig  erklärt,  je- 
doch nur  mit  grosser  Vorsicht,  mit  vielen  Cautelen  und  gegen 
volle  Entschädigung  (wenigstens  für  damnum  emergens)  in  der  Praxis 
durchgeführt. 

Auch  hierbei  wird  mitunter  freie  contractliche  Vereinbarung  hinsichtlich  der 
Entschädigung  vorbehalten.  Doch  kommt  auch  eine  Festsetzung  der  Entschädigung 
einseitig  durch  gesetzliche  Verfügung,  durch  Obrigkeit  7or.  Auch  im  letzteren  Falle 
pflegt  sich  die  Entschädigung  aber  einigermaassen  nach  der  Höhe  des  ökonomischen 
Werths  des  beseitigten  (oder  verminderten)  Rechts  zu  richten.  Auch  bei  der  Auf- 
hebung von  Grundlasten  u.  dgl.  m.  im  Wege  der  Reform,  wie  in  Deutschland  (im 
Gegensatz  zu  dem  französischen  revolutionären  Vorgehen),  haben  freilich  die  Zeit- 
Verhältnisse  ihren  Einfluss  auf  die  Höhe  der  Entschädigung  ausgeübt,  z.  B.  in  der 
Normirung  der  Ablösungscoefficienton  bei  Zehent-  und  ähnlichen  Lasten.  Unentgelt- 
liche Aufhebung  des  Jagd  rechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  (preuss. 
Ges.  V.  31.  Oct.  1848)  u.  s.  w.  S.  Näheres  über  die  Principienfrage  im  2.  Thl.  der 
Grundlegung  (in  d.  2.  A.,  Kap.  5,  S.  787  ff.).  Bemerkenswerth  auch  für  die  all- 
gemeine Frage  ist,  dass  Ökonomisch-technische  Bedürfnisse,  wie  bei  Bergbau, 
bes.  bei  Wege-,  namentlich  Eisenbahn  bau,  wo  es  sich  darum  handelt,  gerade  das 
und  das.  da  und  da  gelegene,  so  und  so  beschaffene  Grundstück  zu  erhalten,  die 
neueste  Entwickung  des  Zwangsenteignungsrechts  bewirkt  haben:  gesellschaft- 
liche, volkswirthschaftliche  Interessen  mussten  dem  Privateigen thumsrecht  vorgehen. 
Ueber  die  verwandte  Frage  der  Befreiung  des  ländlichen  Bodens  von  Lasten  siehe 
Buchenbergcr,  Agrarpolitik  I,  1,  Kap.  1;  über  Aufhebung  von  Gewerberechten 
s.  die  Gewerbepolitik. 

Das  privatwirthschaftliche  System  auf  dieser  Verkehrsrechtsbasis 
nennen  wir  das  moderne  privatwirthschaftliche  System  der 
freien  Concurrenz. 

Die  „socialen  Freiheitsrechte"  in  Bezug  auf  Eheschliessung, 
Niederlassung,   Ein-   und  Auswanderung  u.  s.  w.   (Abth.  2)  nach 
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ihrer  OkoDomiscben  Seite  betrachtet;  die  materielle  Vertragsfreiheit, 
daher  namentlich  die  Freiheit  der  Preiae,  der  LShne,  der  ZinseD, 
im  Gegensatz  zo  Preis-,  Lohn-  und  Zisetazea;  die  Gewerbefreibeit, 
der  Freihandel ,  die  Freiheit  des  agrarischeD  GrundeigeothniuB  im 
Gegensatz  zu  Zunftwesen  und  Staataconcession  im  Gewerbe  und 
Handelsbetrieb,  zn  Schatzzolt  und  Prohibition  im  iDtemationaleH 
Handel,  znr  älteren  ÄgrarrerfasBung  mit  ihrer  rietfachen  Bindang 
des  Eigenthnms,  des  Betriebs  n.  a.  w.  sind  nar  Bezeicbnongen  fUr 
die  freie  Coocnrrenz  auf  einzelnen  besonderen  Gebieten  der  Volks- 
wirthschalit  and  Conseqoenzen  des  allgemeinen  Princtps  der  modernen 
freien  Cooearrenz  im  piiratwirthechaftlicben  System. 

Mit  di«eem  allgemeiDen  Princip  haben  vir  es  hier  in  der  Grandle^Dg  und  zam 
Tbsil  in  der  ..TheoreCiBchen  TolksvirdiscfaafbilGbre"  in  than.  mit  jenen  Conseqnenieii 
in  der  „Practischen  VoUisirirCliBGhsftsIebre".  Ancb  für  die  DUion&lOkonomische  Lehn 
TOD  der  freien  Concurrenz  sind  die  Bechtsfngen ,  welche  sich  ui  die  EigeDthuDU- 
iDSlilotion ,  du  PrivateigeDtham.  du  Vertiagsrecht  anscUiesaen,  tod  eatscheidBadu 
BedeDtQDg.  £ret  in  der  2.  Abtheilang  der  Gmndlegang  finden  daher  die  folgenden 
Etörteningen  ihren  Abscblass  nnd  in  Manchem  ihre  tiefere  BegrOndnng. 

2.  Abschnitt. 

Das  moderne  priTatirlrthschaftllche  System  der  fireleii 
ConearreDZ. 

§.S0S{2.A.,8.223].  VorbemerktinKen  and  Lilleratar.  Die  hierher  gehOii^ 
Byslemslische  nnd  monogiaphiiicbe  Litteiatnr  besteht  eigentlich  in  der  gee»mmteii 
phyglakratisch-Smithlscben  nMioDalSkenomischeii  Littor&tnr,  TofQr  auf  den 
eigenen,  in  disaem  Gesammtverk  geplsniea  titterargeschicbtlichen  Band  zn  verweiten 
ist.  Die  nenere  Litteramr,  der  Ökonomische  ladiridnalismna  nnd  LiberaUsmm,  in 
England  ans  der  Periode  nach  Smith-Malthne-Bicaido,  in  Fnnkieich  aus  der- 
jenigen nach  J.  B.  Say,  in  Denuchtand  nach  Storch,  Loti,  Ban,  Hermann, 
also  im  Allgemeinen  die  Litteralur  der  Epigouenperiode,  ist  jedoch  für  die  hiw 
erörterten  Principienpnncte  deswegen  anch  in  der  Wissenschaft  zdi  Elarstellong  del 
Theorie  besoadera  zn  beachten,  weil  erst  in  ihr  die  Tollen  CansBqnenzen  dei 
phTsiokratiach-Smithiachen  Prftmisaen  gebogen  worden.  In  dieser  Hinsicht  änd  heiTo> 
zuheben:  die  Schriften  von  Senior,  political  economy  (oittlines).  zneist  1S36,  imd 
CfteiB  (Gegner  der  Fabrikgesetzgebung),  M'GuUoch,  principlea  of  political  econoDOj, 
zuerst  Edinhurg  1323  and  Öfter,  dentach  Ton  Weber,  Stattgart  1S31,  anch  J.  Mill 
(Vater),  Elements  of  political  economy,  Lond.  1S21,  dentscb  Ton  Jacob,  Halle  ISlä; 
SDS  der  franzDiiscben  Litleratnr  Tor  Allen  des  berühmten  Aators  der  Lehre  Ton  der 
natürlichen  Interesaenbannonie,  Pr  Baatiat'a,  barmoniea  ilwinomiqnes ,  Paris  ISSO 
(dentach  Ton  Princo-Smith.  1S52),  bes.  Kap.  10  ond  zahlreiche  kleinere  Schriflea 
in  9.  oonrres  complets  (mehifache  Ausg.);  gegen  Baatlat  erscheint  z.  B.  selbK 
Ch.  Danoyer  in  seiner  libertu  du  traTail,  3  vol.,  Paris  1S45,  bes.  toL  2.  noch  ab 
nüchterner  Lobredner  der  freien  Concnrrenj. 

Die  dentscben  Syslenatiker  von  Beden tnng  haben  sich  alle  der  fnuai 
Concurrenz  gegenüber,  auch  wenn  sie  sie  principiell,  dem  Standpocci  der  Smilh'schet 
Schale  gemäss,  lertiaten,  doch  coisichtlger,  im  Einzelnen  miluntur  skepliacl 
ge&osscrt.  Auch  M.  Wirth.  der  lerdienle  Systematiker  der  elgentlichun  ..deuUcW 
Freihan dclaacb nie",  hat  in  seinen  rei breiteten  GrnndzIlReu  der  NattoDtJUiUHlri^ 
zuerst  IS56,  IS58  und  aeitdem  in  Öfteren  AnHagen,  nicht  immer  die  vollen  i 
loaen  Conseqnenzen  des  Systems  der  freien  Concurrenz  gezogen  nnd  iat  i 
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mehrfach  dem  Standpnnct  der  aog.  BocUlpolilischeo  dentsclieD  Schale  nihet  gstretBn 
(inch  in  prscliEchea  Fragen,  wie  St* aiseisen bahopohtik,   Zettel buikpoliük). 

Dtfregen  kiDD  man  das  „moderao  System  der  freien  Concarreoi"  in  seiner 
theoretiechen  FurmulitUDg  wohl  am  Beaten  in  den  kleineren  monographischen 
ÄibeiteD  theils  über  theorotieche  Principlonpancie,  iheils  Aber  praclische 
Fragen,  worin  die  verkebriifreiheitliche  Entscheidniig  tbeoreliech  princlpiell  be- 
gründet wild,  besonders  Über  Gewerbefreiheit,  Freihandel,  Freiheit  des  Grnod- 
eigemhnms.  Bankfreibeit  u.  dgl.  m.  entwickelt  linden.  Die  Form  der  Darstellong.  die 
Noth wendigkeit  der  Polntirnng  ISast  die  Schrifteteiler  hier  die  Conseqnenzen  oft 
schlrfer  ziehen.  In  dieser  Hinsicht  ist  DsmeDtlich  aaf  die  WDrterhticbeT,  so  das 
ältere  französische  dictionnaire  de  l'^conomie  politiqne,  Paris  1851,  1S53,  2  B..  das 
deutsche  HandwOrterbnch  der  Volks wiiihschaftslehie  von  Bentzseh  (besonders  die 
Artikel  von  Frince-Smith,  BOhmert,  Emminghans,  Bentzseh  n.  A.),  auch 
aaf  einzelne  Anikel  in  Bottecl-Welcker's  Stsatsleiicon  zu  Terweisen  (Blunlschli' 
Brater's  StaalswDrterb. .  snwie  U.  Vf'agener's  Geaellschaftsleiicon  stehen  anch  in 
den  Toli^swirthschafllichen  Artikeln  im  Ganien  anders),  Prlnce-Smith's  Artikel 
Handelsfreiheit  in  Bentzseh'  HandwOrterbnch  enthfiit  in  nller  Kürze  die  ganze 
Theorie  der  freien  Concnrrenz.  Weitere  Ansfahrangen  über  die  theoretischen  Puncta 
and  practischen  Fragen  aus  dem  Slandpuncte  der  Theorie  im  Joarnat  des  Economisles 
and  besondei«  in  Fancher's  (nnd  früher  0.  Michaelis',  Berlin)  ViertelJ.sch.  ftlt 
Volliswirthscliafl  und  Caltnrgeschicbte,  namentlich  in  den  Art.  lon  Prince-Smith, 
O.  Michaelis  u.  A.m.,  aber  bis  in  die  neneren  nnd  neuesten  B&nde  hinein;  ferner  in 
den  Vcrhandlnngen  des  Congresses  der  deotschen  Volkswirtbo  seit 
1S5S  über  die  wichtigsten  practischen  volkswirthschaftlichen  Fragen  dieser  Periode. 
Anfangs  besonders  Qber  Gewerhefreiheit  und  Verwandtes.  Zolltarif.  In  der  Gesammt- 
richtung  dieses  Congresses  wie  in  derjenifcen  mancher  seiner  StimmfUhrer  ist  freilich 
in  der  neneren  Zeit,  besonders  seit  1666.  ISTO.  eineTielfach  bemerkenswerihe  Massignng. 
hier  nnd  da  selbst  ein  Dmschwnng  eingeiretcn,  woraus  sich  erklärt,  dass  bestimmte 
Postnlate  nnd  Lehrs&tze  der  Theorie  der  freien  ConcDrrenz  hente  auch  lon  dieser 
Seite  aas  nicht  mehr  so  offen  und  schroff  reTtrelen.  selbst  hier  und  da  abgelehnt 
werden.  Indessen  braucht  man  nur  in  die  früheren  Verhandlungen  des  rolkswirth- 
acbaßlichen  Congresses  nnd  in  die  genannte  Viert eljahrsschrifl  in  blicken,  um  sich 
ZQ  überzeugen,  dass  hier  aar  eine  rilcklinfige  Bewegung  eingetretoo  ist.  Vgl. 
namentlich  die  Blamenlese  extrem  freihändlerischer  Aeassemngen  der  sogenannten 
..deutschen  Freihandelsschnle"  in  SchDnberg's  Aufsatz  in  der  Tub.  Zlschr.  1BT2, 
S.  404  ff.,  sowie  Boscber's  anch  hier  wie  stets  Ton  hoher  Ohjectivit&E  zeugendes 
Unheil  in  seiner  Geschichte  der  Nalionalskonomie,  S,  lUU  ff.  Es  wirft  der  genannten 
Schule  in  (heorelischer  Hinsicht  mit  Recht  vor:  sie  sei  za  abstract,  zu  wonig 
historisch,  zu  optimistisch  (letzteres  wohl  rar  Allem!).  Aach  gegenwärtig  hat 
diese  extreme  deutsche  „Manchesterrlchlnng" .  welche  sich  politisch  z,  Tb.  mit  der 
Fortschrittspartei  („Uen (seh- Freisinnige")  deckt,  in  der  Wochenschrift  „Nation"  noch 
ein  halb  wisscBschafllicbea ,  halb  populSres  Organ  ihrer  Farbe,  worin  die  Bam- 
berger. Barth,  Brflmel,  AI.  Meyer  den  radicalen  freih&ndlerischen  SlandpuncI 
der  froheren  Zeit  nach  Möglichkeit  festhalten,  gegen  Schatzzoll,  Gc werbe rechtsreform, 
Staatssocialismus  □.  s.  w.  eifern.  Die  Richtung  ist  so  geblieben,  sie  wird  aber  mit 
weniger  Geist  und  logischer  SchSrfe  wie  ehedem  rertreteu. 

In  den  wissenschaftlichen  systematischen  Werken,  den  Lehr-  nnd  Handbüchern 
fehlen  zusammenfassende  ErCrtcrungeo  über  das  Friucip  und  System  der  freien  Oon- 
correnz  meistens  ganz.  Es  wird  daron  gevDhnlich  onr  bei  theoretischen  und  prac;- 
tischen  Specialfragen  gehandelt,  was  aber  nicht  genügt.  Rao  kommt  nnr  in  der 
Kurze  in  der  Preislebre  (bei  den  Bestimmgründen  des  Preises)  I.  g.  152.  und  in 
der  Lohnlehre  I.  §.  IST.  lüä  anf  das  ..Milwerben"  zn  sprechen,  ohne  principiellc 
Vürdigang.  Rascher  legt  in  der  Lehre  vom  Gütemmlanf.  I,  g,  'JT.  die  wirlh- 
■chaflBgeachichtlicheu  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  freien  Con- 
cnrrenz dar  und  erachtet  Letztere  dorh  fut  unsere  Zeit  als  überwiegend  günstig:  die 
L  Vermothnug  sei  fUt  als  als  die  Regel,  filr  Ausnahmen  liege  dem  Behaoptenden  die 
^wetslafta{^^li|kMinnchende  Bedeutang.  welche  das  Conen rrenzprincip  in  der 
is  einnimmt,  verlangt  u).  E.  eine  principicller  ein- 
e  solche  lisforl  J.  Sl.  Mill  im  4.  Kap.  des  2.  B.   seiner 
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Polit  Oekon.  doch  auch  noch  nicht,  trotz  der  schätzbaren  Erörterungen  dieses  Kapitek 
(es  findet  sich  hier  z.  B.  noch  der  Aussprach:  dass  nnr  mittelst  des  Princips  der 
Goncurrenz  die  Volksirirthschaftslehrc  auf  den  Gharacter  einer  Wissenschaft  Ansprach 
habe).  Aebnlich  M.  Wirth,  GrundzQge  I,  4  Aufl.,  S.  41ö  ff.  Principieller  dagegei 
ist  schon  früher  Schäffle,  ges.  Syst.  2.  Aufl.,  S.  63  ff.,  3.  Aufl.,  §.  202  ff..  II,  2S  tt., 
336  ff,  auch  S.  526  ff.  auf  die  aligemein-irirthschafitliche  Bedeutung  des  Problems  der  freien 
Goncurrenz  eingegangen.  S.  auch  Schaff le's  allgemeine  Erörterung  über  «.Wettstreit* 
Soc.  Körper.  II,  412  ff.,  und  besonders  über  den  Gharacter  der  „modernen  Volks- 
wirthschaft  der  freien  Goncurrenz''  als  der  „Epoche  der  entfesselten  Geld-  and  Gredit- 
wirthschafr',  eb.  III,  417  ff.  S.  auch  Rodbertus,  Soc.  Briefe,  bes.  1  u.  2.  Knies, 
Politische  Oekonomie,  passim,  bes.  im  3.  und  4.  Abschn.  d.  Abth.  III  d.  1.  A.,  u.a. 
S.  197  ff.,  2.  A.,  S.  223  ff.,  Hildebrand,  Nationalökonomie^  passim,  z.  B.  S.  295. 
G.  Schmolier,  Grundfragen,  G.  Gohn,  System  I.  2.  Haoptabschn.,  Kap.  2,  S.  394, 
mit  einer  allgemeineren  principiellen  Erörterung  über  „freie  Goncurrenz  und  Verbinde'", 
„Pri?ateigentham  und  Gesammteigenthum". 

Statt  immer  wieder  zum  Beleg  für  die  Ansichten  über  freie  Goncarrenz  auf  die 
oft  citirten  Physiokraten ,  besonders  Turgot,  auf  A.  Smith  und  die  „Glassiker'* 
zurückgehen,  habe  ich  es  Torgezogeu,  neuere  extreme  Freihändler  anzufahren. 
Ich  erkenne  dabei  den  Werth  der  scharfen  Logik  und  des  grossen  Abstractions- 
yermögens  bei  den  hervorragenderen  Anhängern  der  „deutschen  Freihandelsschule", 
besonders  bei  Prince-Smith,  Faucher,  Michaelis,  wie  anderseits  z.  B.  bei 
dem  Rechtsphilosophen  Lassen  vollkommen  an.  Diese  Schriftsteller  stellen  die  Pro- 
bleme klar  und  scharf  hin  und  beantworten  sie  ebenso,  während  die  deutschen 
historischen  Nationalökonomen  vor  lauter  „Relativität"  mitunter  zu  gar  keiner  klaren 
Formulirung  und  Antwort  kommen,  auch  nicht  für  gegebene  Zeiten  und  Länder  und 
„den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  sehen''  (S.  252  oben),  —  der  entgegengesetzte 
Fehler  wie  beim  „abstracten*'  Verfahren,  aber  doch  gewiss  ebenso  ein  Fehler. 

Besonders  characteristisch  ist  Prince-Smith,  das  geistige  Haupt  der  sogen, 
deutschen  Freihandelsschule.  S.  namentlich  Schönberg's  Aufs.,  Tttb.  Ztschr.  1S72, 
S.  404  ff.  und  die  Aufsäue  von  Prince-Smith,  „Handelsfreiheit"  in  Rentzsch' 
Handwörterb.,  „Volkswirthschaftliche  Gerechtigkeit"  in  Eras*  Jahrb.  f.  Volkswirthsch.  I 
(1868),  der  „Markt"  in  Faucher's  Vierteljahrsschr.  1863,  IV,  143,  die  „sogenannte 
Arbeiterfrage",  cb.  1864.  IV,  192  („sogenannte"  —  völlig  consequent,  denn  wenn 
das  „Naturgesetz  von  Angebot  and  Nachfrage"  allein  Alles  richtig  und  gerecht  ent- 
scheidet, so  ist  auch  der  Arbeitslohn  und  damit  die  ökonomische  Lage  des  Arbeiters 
eine  unabänderliche  Thatsache,  über  die  es  gar  nichts  mehr  zu  „fragen"  giebt): 
ferner  „die  Socialdemokratie  auf  dem  deutschen  Reichstage",  eb.  1869,  I,  „Hern 
Dr.  J.  JFacoby*s  Ziel  der  Arbeiterbewegung",  eb.  1870,  I,  66;  s.  auch  „aber  die 
Grenzen  der  Verpflichtung  zur  Aushilfe  bei  ausserordentlichem  Nothstande",  186$, 
II,  231.  Die  letzte  Arbeit  Prince-Smith 's  aber  den  Staat  und  Volkshaushalt 
(Berl.  1874)  zeigt  mannigfach  gemässigtere  und  richtigere  Auffassungen.  Ich  bemerke 
dies  ausdrücklich,  weil  diese  kleine  Schrift  von  seinen  volkswirthschaftlichen  Freunden 
als  Beweis  fUr  die  Unrichtigkeit  der  Angriffe  gegen  die  deutsche  Freihan delsschole 
benutzt  worden  ist,  und  auch  Andere,  z.  B.  A.  Held  (in  der  „Gegenwart")  sie  des- 
halb gerühmt  haben.  Auch  auf  Prince-Smith  wie  auf  seine  Schüler  war  1866  uod 
1870  eben  nicht  ohne  Einfluss  geblieben.  Im  Text  des  §.  313  sind  mehrfach  fast 
wörtlich  Sätze  aus  den  genannten  Artikeln  von  Prince-Smith  aufgenommen.  S.  diese 
Aufsätze  jetzt  z.  Th.  in  den  von  0.  Michaelis  herausgegebenen  gesammelten  Schriften 
von  Prince-Smith,  Berl.  1878.  Neben  den  Arbeiten  des  letzteren  sind  die  Aufsitze 
von  Fauch  er  in  d.  Viertelj.schr.,  eb.  die  von  Michaelis  [z.  B.  über  die  wiith- 
schaftliche  Rolle  des  Speculationshandels),  jetzt  in  dess.  volkswirthschafdichen  Schriften, 
2.  ß.,  Berl.  1873,  das  wissenschaftlich  Bedeutendste  aus  dieser  Richtung.  Allgemeioer 
philosophisch  den  radicalen  ökonomischen  Individualismus  zu  begründen  hat  Lasson 
versucht,  so  in  d.  Berl.  Viertelj.schr.  f.  Volkswirthschaft  1874,  I.  Vgl.  sonst  anck 
z.  B.  im  Rentzsch 'sehen  Handwörterb.  den  Art  „Goncurrenz"  von  Emminghaas, 
„Gewerbefreiheit"  von  Böhmen. 

Wie  sehr  die  Grundanschauung  über  freie  Goncurrenz  schon  physio- 
kratischen,  bezw.  Turgot 'sehen,  nicht  erst  Smith 'sehen  Ursprungs  ist,  hat  o-A 
V.  Scheel  richtig  hervorgehoben:  über  Turgot  Tüb.  Ztschr.  1868,  womit  zo  v»- 
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gleichen:  7.  Sivers,  über  Targot,  Hildebr.  Jahrb.  1874,  L,  auch  Leser,  Begr.  d. 
Reichth.  bei  A.  Smith  und  7.  Skarzynski,  A.  Smith.  Aus  der  neuesten  Litteratur 
gehören  die  Arbeiten  von  W.  Hasbach  über  Quesnay  und  Smith  (s.  0.  S.  5)  auch 
hierher,  üeber  die  Angriffe  auf  die  freie  Concurrenz  in  der  Litteratur  s. 
unten  §.  315. 

I.  —  §.  309  [126].  Das  Wesen  der  modernen  freien 
Concurrenz.  £s  besteht  darin,  dass  sich  die  Privatwirthsehaften 
im  Verkehr  in  den  Eechtsschranken  halten  müssen,  welche  durch 
die  im  vorigen  Abschnitt  formulirten  Principien  der  persönlichen 
Freiheit,  des  Privateigenthums,  des  Vertragsrechts  und  der  Sanction 
geschichtlich  überkommener  und  einmal  zu  Rechtens  bestehender 
„wohlerworbener  Rechte'^  gezogen  sind.  Innerhalb  dieser  Schranken 
darf  jede  Privatwirthschaft  ihr  wirthschaftliches  Selbstinteresse  im 
Verkehr,  also  namentlich  im  Process  der  Preisbildung  für  Sachgüter 
und  Dienstleistungen  und  bei  der  vertragsmässigen  Festsetzung  der 
Arbeitslöhne,  Leihzinsen,  Pacht-  und  Miethzinsen  u.  s.  w.,  soweit 
geltend  machen,  als  es  ihr  beliebt  und  als  sie  es  vermag. 

„Die  Concurrenz  oder  Mitbewerbung  ist  das  freie  Spiel  der  wirthschaft- 
lichen  Kräfte;  sie  äussert  sich  in  der  Wechselwirkung  7on  Angebot  und 
Nachfrage,  welche  den  Preis  reguliren/*  M.  Wirth,  a.  a.  0.  Diese  Umschreibung 
ist  ungenügend,  wenn  sie  sich  auch  bis  in  die  amtlichen  Documente,  die  Moti?c  zu 
Gesetzentwürfen  des  deutschen  Reichskanzleramts  in  den  ]  870er  Jahren  verstiegen  hat 
Man  könnte  danach  in  der  That  an  vollständige  rechtliche  Schranken- 
losigkcit  der  freien  Concurrenz  denken,  weshalb  die  im  Text  gegebene  Formulirung 
richtiger  ist,  bei  welcher  die  Gefahr,  die  freie  Concurrenz,  wie  so  oft  geschehen,  für 
eine  absolute  zu  halten,  von  vornherein  fortfällt 

Die  günstigen  Seiten  und  Folgen  dieses  Systems  nicht  bloss 
für  die  einzelne  Privatwirthschaft,  sondern  für  die  ganze  Volks- 
wirthschaft  sind  von  der  modernen  Volkswirtbschaftslehre  oft 
rühmend  dargelegt  worden  und  in  der  That  auch  nicht  zu  ver- 
kennen. Nur  hat  man  dieselben  zu  allgemein,  ihren  Eintritt  zu 
sicher  angenommen,  ihre  Bedeutung  vielfach  übertrieben  und  die 
ungünstigen  Seiten  und  Folgen  nicht  hinlänglich  betrachtet. 

Man  identiticirte  Möglichkeit,  hier  und  da  Wahrscheinlichkeit  mit  Wirklichkeit 
und  Gewisslieit,  urtheilte  durchweg  zu  optimistisch,  betrachtete  zu  einseitig  Alles  vom 
Standpuncte  des  Productions-,  nicht  auch  des  Vertheilungsinteresses,  fasste  das  ganze 
Concurreuzsysteni  nicht  als  eine  historische,  sondern  als  eine  naturgemässe  rein-öko- 
nomische Einrichtung  auf,  zog  falsche  Schlüsse  aus  dieser  vermeinüichen  Natur- 
gemässheit  und  aus  der  angenommenen  nothwendigen  AUgemeinheit  und  Absolutheit 
dieses  Systems.  Man  hatte  weiter  eine  ganz  falsche  Auffassung  von  Wesen  und  Be- 
deutung des  wirthschaftlichcn  Selbstinteresses  und  überhaupt  eine  theUs  unrichtige, 
theils  durchaus  einseitige  ökonomische  Psychologie  und  Motivaüonstheorie,  erblickte 
im  Sclbstinteresse  förmlich  eine  Naturkraft  (nicht  nur  im  Vergleich,  in  der  Hypothese 
der  Methode),  statt  einen  Trieb,  von  dem  Motive  ausgehen.  Man  verfuhr  auch  in  der 
ganzen  Behandlung  der  hier  einschlagenden  einzelnen  Fragen  viel  zu  apodictisch  absolut, 
nicht  historisch  relativ,  übertrieb  auch  da  die  möglichen,  vollends  die  wirklichen  guten 
Seiten  und  Folgen  und  übersah  oder  würdigte  doch  viel  zu  wenig  die  ebenso  unzweifel- 
haften ungünstigen  Seiten  und  Folgen  und  damit  die  Gefahren  für  Yolkswirthschaft, 
Cultur,  Sittlichkeit 
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Für  das  Alles  kann  jetzt  in  dieser  3.  Aufl.  vomemlich  wieder  auf  die  Ans* 
fOhrungen  im  1.  Kap.  des  1.  Buchs  Bezug  genommen  werden,  wo  die  tiefere  Be- 
gründung der  Kritik  des  Concurrenzsystems  nach  der  psychologischen  Seite  ?ersucht 
wurde.  Für  unrichtig  halte  ich  es,  wenn  man  den  Vertretern  der  freien  Gocurreoz, 
der  älteren  und  neueren  Freihandelsschule  kurzweg  ihre  Methode,  die  spcculatire 
Deduction,  welche  sie  mit  Vorliebe  anwenden,  vorwirft.  Nicht  diese  Methode  var 
falsch,  sondern  die  Handhabung  derselben  allerdings  öfter.  Die  Kritik  des  Systems 
lässt  sich  mit  derselben  Methode  der  Deduction  liefern,  z.  Th.  besser  und  zwingender 
als  mit  der  inductiven.  Auch  dafür  sei  auf  die  Methodologie  im  1.  Bach  verwiesen 
und  unten  auf  §.  315. 

IL  —  §.  310  [127],  Die  günstigen  Folgen  der  freien 
Coneurrenz.  Nach  der  Beweisführung  der  liberal-individua- 
listischen Schule  liegen  sie  vornemlich  auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duction  der  Güter  und  treten  hier  sowohl  in  der  technischen 
als  in  der  ökonomischen  Seite  der  einzelnen,  Güter  erzeugenden 
Privatwirthschaft  und  dadurch  in  der  ganzen  Volkswirthschaft 
hervor. 

Von  allen  Anhängern  der  freien  Coneurrenz  wird  das  besonders  hcrrorgehoben, 
auch  von  denen,  welche  Bedenken  wegen  der  Wirkungen  derselben  auf  die  Vertheilung 
äussern.  Sie  nehmen  dann  gewöhnlich  an,  dass  jene  Yortheile  gross  genug  sind,  um 
alle  Bedenken  zu  überwiegen,  sowie,  dass  die  Yortheile  doch  mehr  oder  weniger 
Allen  zu  Gute  kommen.  In  diesem  „Mehr  oder  Weniger''  liegt  schon  der  schwache  Panct 

Die  Coneurrenz  kann  —  nur  dies  darf  man  sagen,  nicht:  sie  muss  und 
und  wird,  wie  es  oft  geschehen  ist;  auch  hier,  wie  in  so  vielen  Sätzen  der  volks- 
wirthschaftlichen  Theorie,  kann  nur  von  einer  Tendenz  gesprochen  werden;  —  sie 
kann  die  Erzeuger  zur  bestmöglichen  Technik  neben  der  höchstmöglichen  Oekonomü 
bei  der  Herstellung  und  wiederum  auf  die  Dauer  zur  Preisansetzung  der  Güter  nach 
dem  geringsten  Kostensatze,  zu  welchem  die  Güter  jeweilig  herzustellen  sind  (..gesell- 
schaftlich nothwendige  Productionskosten'') ,  beim  Absätze  der  Güter  im  Yerkelir 
zwingen.  Yervollkommnung  der  technischen  Prodnctionsmcthoden ,  daher  namentlich 
im  nothwcndigen  Interesse  der  Gesammtheit,  Ersparung  an  jenen  Niemandem 
als  Einkommen  zu  Gute  kommenden  eigentlich  volkswirthschaftlichen  oder  natar- 
lichen  Productionskosten  (§.  172),  weil  die  unentgeltliche  Mitwirkung  der  Natar- 
kräfte  zu  erstreben,  dafür  die  Technik  zu  gestalten,  im  hohen  Interesse  des  prirat- 
wirthschaftlichen  Subjects  liegt  (Maschinenwesen)'),  Anwendung  der  höchstmögliches 
Intelligenz  und  Thatkraft,  Lockung  dazu  durch  Eztragewinne  bei  einem  hinter  des 
Marktpreise  zurückbleibenden  eigenen  Kostensatze  oder  bei  grösserem  Absätze  in  Folge 
niedrigeren  Preises  („Rcntenfunction",  v.  Mangoldt,  Schäffle')  sind  oder,  aach 
hier  richtiger  gesagt,  können  die  Folgen  der  freien  Coneurrenz  sein. 


*)  Besonders  gern  hervorgehoben,  und  mit  Recht,  von  Bastiat  und  Andren. 
Die  übliche  Gestaltung  des  privatwirthschaftlichcn  Productionsbetriebs ,  mit  ge- 
dungenen Lohnarbeitern  zu  produciren,  deren  Löhne  zu  den  ei nzel wirthschaft- 
lichen Productionskosten  gehören,  bietet  hier  einen  besonderen  Sporn  zu  tech- 
nischen Fortschritten,  Einführung  von  Maschinen  u.  s.  w.,  um  zunächst  an  den 
Lohnauslagcn  zu  sparen.  Es  ist  eine  nachweisbare  Thatsache,  dass  die  Ve^ 
breitung  der  Maschinen  und  die  Yerbesscrung  derselben  bei  starkem  Steigen  der 
Arbeitslöhne  am  Raschesten  vor  sich  geht,  so  z.  B.  auch  in  neuerer  Zeit  in  Deutsch- 
land in  der  Landwirthschaft.  Freilich  liegt  darin  auch  gerade  wieder  die  Gefahr  för 
die  Arbeiter. 

*)  Schäffle,  ges.  Syst.  2.  Anfl.  §.  99  S.  193 ff.,  s.  auch  dess.  Theorie  d.  aus- 
schliess.Absatzvcrh.;  Syst. 3.  Aufl.  II,  75 ff., 538 ff.  Früher  schon  v.Mangoldt,  Lehre  tob 
ünternehmergewinn.  Lcipz.  1855,  S.  105,  Art.  Gütervertheilung  im  Staatswörterbuch  IV. 
569  ff.,  ders.,  Volkswirthschaftslehre  S.  486,  Grundr.  §.  120  ff.  Yen  Hermann  ist 
die  Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  bereits  angebahnt.    Ygl.  darüber  Berens. 
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Das  Volk  oder  die  Volkswirthschaft  erlangt  dann  dadurch 
den  Gesammtbedarf  an  wirthschaftlichen  Gütern,  welcher  Mch  bei 
einem  bestimmten  Bedttrfnissstande  ergiebt,  auf  das  Beste  und 
Billigste  befriedigt.  Das  ^^Consumenteninteresse''  ist  wahrgenommen, 
der  entscheidende  Gesichtspunct  der  Schule,  auch  der  einzelne 
Consument  wird  so  am  Besten  bedient.  Damit  ist  auch  das  Pro- 
ductionsinteresse  gesichert  Aber  nicht  minder  ist  das  Producenten- 
und  das  Arbeiterinteresse  so,  ja  eigentlich  nur  so,  richtig  zu 
befriedigen.  Jeder  wählt  sich  die  ihm  passende  Berufsthätigkeit 
Jeder  erlangt  aber  sogar  auch  so  und  nur  so  den  richtigen,  den 
seinen  Leistungen  entsprechenden  Antheil  am  Productionsertrag, 
im  Lohn,  im  Profit,  im  Gewinn:  die  ungeheuerliche,  gleichwohl 
begangene  petitio  principii  liberaler  Theoretiker,  womit  denn  auch 
das  Vertheilungsproblem  auf  die  allein  richtige,  gerechte,  der  An- 
nahme nach  allein  mögliche  Weise  gelöst  ist. 

in.  —  §.  311  [127].  Kritik  dieser  optimistischen  Be- 
weisführung. Gegen  diese  liberal-individualistische  Auffassung 
erheben  sich  nun  freilich  wesentliche  Bedenken ,  sowohl  solche,  auf 
welche  die  vor-  und  umsichtigere  Anwendung  der  Deduction  und 
die  psychologische  Analyse  der  im  wirthschaftlichen  Leben  mit- 
spielenden Motive  selbst  schon  führt,  als  solche,  welche  durch 
Beobachtung  der  Thatsachen  dieses  Lebens  sich  feststellen  lassen. 

So  kann  man  nachweisen:  die  Voraussetzungen  stimmen  in 
der  Wirklichkeit  mit  denjenigen  der  Schule  nicht  überein;  die 
Folgen  sind  mancherlei  andere,  nicht  diese  günstigen,  sondern 
vielfach  ungünstige,  an  sich  und  in  Vergleich  mit  den  Verhält- 
nissen in  früheren  und  anderen  Wirthschaftsordnungen ;  die  psy- 
chologische Grundlage  des  Räsonnements  ist  zu  eng  und  ein- 
seitig, zum  Theil  schief  angenommen;  die  Rechtsgrundlagen 
des  Systems  der  freien  Concurrenz,  die  Privateigenthumsinstitution, 
die  Vertragsfreiheit,  die  Consequenzen  aus  dem  Rechtsprincip  der 
persönlichen  Freiheit  (die  socialen  Freiheitsrechte  in  liberaler  Ge- 
staltung, die  freie  Berufswahl)  wirken  gerade  hier  vielfach  be- 
denklich. 


Versuch  einer  kritischen  Dogmengeschichte  der  Grandrente,  Leipzig  1868,  S.  186  ff.; 
der  übrigens  die  Bedeutung  einer  Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  auch  auf 
ihr  richtiges  Maass  zurückführt.  In  der  Anerkennung  des  ökonomischen  Ver- 
dientseins der  Renten  geht  mir  Schäffle  a.  a.  0.  auch  etwas  zu  weit.  Auch  hier 
spielen  GlUcksrälle,  Conjuncturengewinno  doch  oft  sehr  wesentlich  mit.  Schäffle  hat 
demgemäss  auch  s.  fiühere  Lehre  in  diesem  Puncto  berichtigt,  s.  Soc.  EOrper  B.  IIL 
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So  ist  es  eben  eine  nicht  selten  falsche,  oft  g:ar  nicht  zutreffende  Voraiissetzun^, 
dass  die  Yertragschliessenden  sich  einigermaassen  gleichstehen.  Damit  entfallen  sofort 
einige  der  optimistischen  Consequenzen  der  Schale  für  die  richtige,  billige  Gestaltonf 
der  wirthschafUichen  Ergebnisse  der  Verträge. 

Die  gerühmte  Kostenersparung  erfolgt  daher  z.  B.  in  der  Prodnction  oft  mehr 
durch  Lohndrack,  als  durch  technische  Verbesserungen.  Femer  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  der  Bedürfnissstand  der  Yolkswirthschaft  sich  gerade  in  dem  und  wegen  des 
Systems  der  freien  Concurrenz  eigenthümlich  und  keineswegs  unbedingt  dem  Interesse 
der  Gesammtheit  gemäss  entwickelt,  weil  auch  die  Yertheilung  der  Güter  in  der 
Yolkswirthschaft  durch  das  genannte  System  maassgebend  und  oft  nicht  günstig  f)ir 
die  Yolksmasse  mit  bestimmt  wird:  Die  Ungleichheit  der  indifiduellen  Einkommen 
bewirkt  eine  grosse  Steigerung  des  Luxus  der  Beichen  und  diesen  kommen  dann  ab 
Consumenten  jene  Productionsvortheile  überwiegend  zu  Gute.  Weiter  ist  zu  beachten, 
dass  diese  an  sich  möglichen  günstigen  Folgen  der  freien  Concurrenz  in  der  Wirk- 
lichkeit nicht  immer  oder  doch  nicht  vollständig  eintreten,  weil  die  Erzeuger  statt 
der  Concurrenz  unter  sich  die  Vereinbarung  eines  Compromisses,  die  Abschliessun; 
eines  Carteils,  die  Bildung  eines  Bings  vorziehen  oder  die  schliesslichen  Sieger  in  der 
Concurrenz  eine  Art  factisches  Monopol  erlangen.  Auf  diese  beiden  Endergeb- 
nisse der  Entwicklung  strebt  aber  gerade  im  System  der  freien  Concurreuz  die  Ge- 
staltung des  Productionsprocesses  nach  dem  ihm  in  diesem  System  innewohnenden 
Entwicklungsgesetze,  wenigstens  auf  wichtigen  Productionsgebieten,  hin.  (S.  die  Lehr« 
vom  Preise  und  den  Productionskosten,  besonders  der  Fabrikate,  in  der  thcoret.  Natiocal- 
Okonomie.)  Ein  besonders  characteristisches  Beispiel  der  Paralysirung  der  freien 
Concurrenz  durch  Compromisse,  Fusionen  und  factische  Monopole  liefert  die  Ge- 
schichte des  Privatbahnwesens  in  Nord -America,  Grossbritannien  und  Frankreich 
u.  a.  L.  (S.  Per  rot,  Eisenbahnreform,  S.  81  ff.,  und  G.  Cohn,  Untersuchungen  über 
englische  Eisenbahnpolitik,  Leipzig  1874—75,  2  Bde.). 

A.  —  §.  312  [128].  Insbesondere  die  behauptete  „Natur- 
gemässheif'  des  Systems  der  freien  Concurrenz  und  des  freieo 
Waltens  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  die  vorkommeDde 
Annahme,  dass  ein  derartiger  Zustand  der  voIkswirthscbaftlicheD 
Beehtsordnung  der  allein  und  überall  naturgemässe  sei,  das 
sind  Trugschlüsse  der  schlimmsten  Art.  Ihre  Begründung 
ist  logisch,  psychologisch  und  erfahrungsmässig  unhaltbar,  die 
Folgerungen,  zu  welchen  sie  in  der  Theorie  und  Praxis  wieder 
führten,  sind  nicht  weniger  unrichtig. 

Vgl.  besonders  die  in  der  Yorbomerkang  genannte  deutsche  publicistische  Litteratur. 
In  engem  Zusammenhang  mit  diesen  falschen  Ansichten  steht  die  Aoffassong  der 
nnter  dem  Impulse  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  bei  freier  Goncorrenz 
stehenden  „Gestaltungstendenzen*'  der  volkswirthschaftlichen  Vorgänge  schlechtweg 
als  „Naturgesetze'',  —  ein  Ausdruck,  der  richtig  verstanden,  wie  etwa  foo 
Bosch  er  (§.  13),  allenfaUs  noch  zulässig  wäre,  in  der  Beweisführung  der  Folkswirth- 
schaftlichen  Publicisten,  Congressredner  u.  s.  w.  aber  zum  Missbrauch  gefdhit 
hat  und  deswegen  besser  zu  vermeiden  ist.  (S.  oben  über  „wirthschafUicbe  Gesetze" 
§.  86—91.) 

Die  radicalen  Freihändler  z.B.,  welche  jedem  Lande  jedweder  Wirth- 
schaftsentwicklung  unbedingten  Freihandel  anrathen,  stehen  auf  dem  Standpuncte 
der  allgemeinen  Naturgemässheit  des  Conen rrenzsystems.  List  in  seinem  natio- 
nalen System  hat  diese  Verallgemeinerung  der  Freihandelstheorie  glänzend  abgewiesen. 
Die  Auffassung  ist  übrigens  eine  nothwendige  Consequenz  des  ganzen  Standponcts. 
daher  bei  den  folgerichtigen  Physiokraten  schon  zu  finden. 

1)  Die  Begründung  der  „  Naturgemässheit "  des  Systems  der 
freien  Concurrenz  ist  zunächst  schon  deswegen   verfehlt,   weil  sie 


Unrichtige  Ansichten  über  Naturgem&ssheit  der  freien  Concuirenz.         801 

auf  einer  Begriffsverwechslang  hinsichtlich  des  Wesens 
des  wirthschai'tlichen  Selbstinteresses  beruht. 

Dies  ist  nicht  eine  Natnrkraft  im  eigentlichen  Sinne  des  Worts,  wirkt  keines- 
wegs etwa  in  der  wirthschaftlichen  wie  die  Schwerkraft  in  der  körperlichen  Welt,  wie 
wohl  gesagt  wurde,  sondern  es  ist  ein  menschlicher  T  r  i  e  b ,  der  als  solcher  zwar  den 
Willen  anregt  und  zu  Handlungen  bestimmen  kann  und  darf,  auch  oft,  aber  keines- 
wegs nothwendig  immer,  bestimmen  muss  und  noch  weniger  immer  bestimmen  soll. 
Denn  dieser  Trieb  wirkt  nicht  unmittelbar  als  Ursache  der  wirthschaftlichen  Hand- 
lungen des  Menschen,  sondern  er  fahrt  zunächst  nur  zu  Motiren  für  den  Willen  und 
kann  und  wird  auch  thatsächlich  durch  Vernunft  und  Grtlnde  geleitet,  gezflgelt,  und 
im  einzelnen  Falle  seine  Wirkung  durch  andere  MotiFe  selbst  aufgehoben.  Die  sitt- 
liche Yerantwortlichkeit  des  Menschen  für  seine  wirthschaftlichen  Handlungen  wird 
durch  das  Vorhandensein  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  daher  auch  nicht  7cr- 
ändert.  S.  Buch  1,  Kap.  1,  bes.  über  das  erste  Leitmotir,  §.34  If.,  aber  überhaupt 
die  ganze  Motivationstheorie  dort. 

Zu  einer  Vergleichung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  mit  der  Schwerkraft 
hat  sich  sogar  £.  Engel  in  seiner  früheren  Zeit,  wo  er  allerdings,  wie  die  Meisten 
seiner  Zeit-  und  Altersgenossen,  noch  zu  einseitig  an  der  naturwissenschaftlich- 
mechanischen Auffassung  der  Volkswirthschaft  und  anthropologischen  Statistik  hing, 
einmal  verleiten  lassen.  (S.  Zeitschr.  d.  Egl.  Preuss.  Statist  Bür.  1860,  S.  41.)  Nur 
hypothetisch  kann  eben,  zum  Zweck  der  Anwendung  der  Methode  der  Deduction, 
das  Sclbstinteressc  mit  der  Kegelmässigkcit  einer  Naturkraft  wirkend  angesehen  werden : 
ob  und  wie  weit  dies  mit  der  Wirklichkeit  btimmt,  ist  immer  erst  speciell 
zu  untersuchen  (§.  69  ff.),  was  so  oft  vergessen  wird,  besonders  von  der  Schule 
der  freien  Concurrenz.  Die  philosophische  Grundanschauung  rührt  von  den  Physio- 
k raten  her  und  ist  diesen  mit  ihren  Zeitgenossen  gemeinsam.  Uebrigens  habe  auch 
ich  früher,  wie  ich  einräume,  gleich  vielen  anderen  Nationalökonomen  und  Statistikern 
ähnliche  F'ehler  begangen:  bestimmte  Triebe  oder  äussere  Impulse  (wirth- 
schaftlicher  Vortheil,  mancherlei  Naturcinflüsse)  als  nothwendig  so  und  so  wir- 
kende Naturkräfte  anzusehen,  —  womit  menschliche  Willensfreiheit  unvereinbar, 
aber  auch  jeder  Culturfortschritt  unerklärbar  wäre.  Dieser  Irrthum  hat  in  der  Theorie 
der  freien  Concurrenz  und  der  auf  diese  gestützten  Volks wirthschaftspolitik  ver- 
hängnisbvollen  Schaden  gestiftet,  u.  A.  verursacht,  dass  die  nach  dem  „Naturgesetz 
von  Angebot  und  Nachfrage'"  sich  ergebenden  Gestaltungen  als  das  allezeit  Rich- 
tige und  Gerechte  gelten  sollten,  —  auf  welche  petitio  principii  im  Grunde  alle 
Polemik  gegen  eine  Staatsintervention  im  wirthschaftlichen  Verkehr  hinaus  läuft. 
Auch  hier  ist  die  Gedankenreihe  ganz  physiokratischen,  speciell  Turgot'- 
schen  Ursprungs. 

2)  Erfahrungsgemäss  ist  das  moderne  System  der  freien  Con- 
currenz ein  Product  jüngster  Geschichte.  Warum  es  in 
der  heutigen  Form  das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung sein  soll,  ist  durchaus  nicht  einzusehen. 

Als  geschichtlich  geworden,  abhängig  von  den  Kategoheen  Ort  und  Zeit,  er- 
scheint es  vielmehr  von  vornherein  nur  für  gewisse  Zustände  bestimmt  und  noth- 
wendig als  etwas  Vergängliches  oder  mit  einem  bekannten  Lassalle 'sehen 
Ausdruck:  das  heutige  System  der  freien  Concurrenz  ist  eine  historische,  keine 
logische,  keine  natürliche  Kategorie.  Eine  in  der  Weise,  wie  es  Lassalle  (Syst.  d,. 
erworb.  Kechte  u.  Kap.  u.  Arbeit)  von  grossen  rechtsgeschichtlichen  Instituten,  wie 
Eigenthum,  Erbrecht  gemeint  hat,  durchaus  aufrecht  zu  haltende  Bezeichnung.  H. 
V.  Treitschke's  Gegenbemerkungen,  in  s.  1.  Aufs,  über  den  Socialismus  (a.  a.  0. 
S.  77  ff.),  zeigen  doch  nur,  dass  mit  solcher  Auffassung,  wie  mit  Allem,  Missbranch 
getrieben  werden  kann.  —  Schon  Knies  sagt  einmal  ganz  richtig,  man  solle  doch 
den  künftigen  Geschlechtern  nicht  immer  nur  die  Rolle  von  Affen  zumuthen. 

Namentlich  muss  die  Kichtigkeit  des  (socialistischen)  Einwands  zugegeben  werden, 
dass  jene  so  häufige  Behauptung  eine  willkührliche  petitio  principii  sei:  die  heutige 
Rechtsbasis  des  Systems,  d.  h.  die  heutigen  Grundsätze  der  personlichen  Freiheit,  des 
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PriFateigenthams,  des  Yertrag^recbts,  der  Enteignung  bildeten  die  schlechtweg  natür- 
lichen, die  logisch  nothwendigen,  aber  auch  die  allein  nothwendigen  and  aasreichenden 
Schranken  der  freien  Goncurrenz.  Treitschke  (a.a.  0.  S.  81)  sagt  selbst  mit  Recht, 
niemals  habe  ein  Volk  das  Eigenthnm  als  ein  so  unumschränktes  Recht  angesehen, 
wie  es  in  den  Theorieen  des  Priratrcchts,  losgetrennt  7om  Staatsrecht,  erscheine. 
Aber  er  unterlässt  es,  irgend  welche  Gonsequenzen  aus  dieser  richtigen  Auffassung 
zu  ziehen.  Die  Forderung  vieler  FernUnftiger  Socialisten,  vollends  aber  der  von 
Treitschke  hart  angelassenen  „KathedersociaUsten'',  geht  auf  nichts  Weiteres  hinaas, 
als  dass  „Eigenthum'\  „freie  Goncurrenz''  nicht  einer  rein  individualistischen,  d.  h. 
rein  privatrechtlichen  Auffassung  unterliegen,  sondern  stets  dabei,  und  im  geltenden 
Recht  bedeutend  mehr  als  jetzt,  der  gesammtheitliche,  geselbchaftliche,  m.  a.  W. 
der  öffentlich-rechtliche  Gesichtspnnct  zur  Anerkennung  kommen  soll.  (Siehe  auch 
Sc  hm  oll  er,  Grundfragen,  S.  53  ff.;  v.  I  bering,  Zweck  im  Recht  B.  1,  bes.  2.  Hälfte, 
u.  unten  Abth.  2,  in  der  2.  Aufl.- Kap.  2—5.) 

B.  —  §.  313  [129].  Falsche  Folgerungen.  Die  Folgerungen, 
welche  aus  der  falschen  Prämisse  der  „Naturgemässheit^^  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  gezogen  werden,  sind  nothwendig  selbst  wieder 
falsch.  Sie  zeigen  bei  den  conseqnentesten  Vertretern  des  Systems 
durch  die  rücksichtslose  Einseitigkeit,  in  welcher  sie  formulirt 
wurden,  ihre  eigene  Unhaltbarkeit  und  damit  von  Neuem  die- 
jenige der  Prämisse,  aus  welcher  sie  richtig  abgeleitet  worden 
sind.  Die  wichtigsten  solcher  falschen  Folgerungen  sind  wohl 
folgende : 

Die  wirthschaftlichen  Vorgänge  auf  der  genannten  Grundlage 
des  Systems  der  freien  Concurrenz  gelten  als  reine  Naturnoth- 
wendigkeit,  erscheinen  dadurch  als  an  sich  befriedigend 
oder  wenigstens  als  nicht  abzuändern,  und  als  an  sich  ge- 
rechtfertigt. 

Die  freie  Goncurrenz  bewirkt  das  wirthschaftliche  Gedeihen  der  tüchtigen,  also 
der  allein  ein  solches  ,. verdienenden''  Privatwirthschaften  und  dadurch  eine  gerechte 
Gestaltung  der  ganzen  Volkswirthschaft,  insbesondere  auch  eine  gerechte  Vertheilaof 
der  wirthschaftlichen  Guter,  des  Volkseinkommens  und  YolksrermOgens.  Eine  weitere 
Einmischung  des  Staats  in  den  wirthschaftlichen  Verkehr,  über  jene  Functionen  hinaos, 
welche  die  Aufrechthaltung  jener  Kechtsbasis  dieses  Verkehrs  mit  sich  bringt,  ist 
nicht  nur  naturwidrig  und  für  den  Einzelnen  und  ftlr  die  Volkswirthschaft  schädlicb, 
sondern  auch  ungerecht,  weil  sie  andere  Preisbildungen  für  Guter  und  Leistungen 
mit  sich  bringt,  als  diejenigen,  welche  bei  freier  Concurrenz  sich  gestalten  und  die 
allein  richtigen  und  allein  gerechten  sind.  Freiheit^),  ihr  eigenes  wirthschaftliches 
Wohl,  dass  jede  Privatwirthschaft  am  Besten  versteht,  —  auch  eine  der  mit  tausend- 
fältiger Erfahrung  in  Widerspruch  stehenden  Fictionen  der  Schule  der  freien  Con- 
currenz! Ein  von  A.  Smith  herrührender  Satz  —  nach  Kräften,  dem  Impulse  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  gemäss  zu  fordern,  ist  daher  ein  allgemeines  Postulat. 

*)  Prince-Smith  a.  a.  0.  1863,  IV,  S.  163:  „Von  jeher  hat  eine  einsichts- 
lose Gewalt  den  Marktverkehr  Beschränkungen  unterworfen,  welche  Missgestaltungen 
erzeugten,  den  Fortschritt  des  Wohlstands  hemmten  und  WillkUhr  an  die  Stelle  der 
Gerechtigkeit  setzten,  denn  im  Wirthschaftsleben  giebt  es  fUr  volle  Gerechtigkeit  keine 
andere  Bürgschaft  als  die  absolute  Freiheit/'  Einen  fast  gleichlautenden  Satz  von 
Prince-Smith:  ..Zwang  in  den  volkswirthschaftlichen  Verkehr  einfuhren  heisst 
WillkUhr  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit  setzen*',  citirt  Bentzsch  in  s.  Wörterbuch 
S.  770  zustimmend.  Ganz  ähnlich  noch  später  K.  Braun  (Johannes  Berg)  z.  B.  in 
der  „Gegenwart"  1875  N.  13. 
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Die  allein  richtige  Wirthschaftspolitik  des  Staats  ist  diejenige  des  ,,Lais8er  faire  et 
passer**.')  Die  Volkswirthschaft  —  von  den  Vertretern  dieser  Richtung  gern  möglichst 
privatwirthschaftlich  „Yolkshaushalt**  genannt  —  ist  nur  ein  Nebeneinander  von  Einzel- 
haushalten,  von  denen  jeder  für  sich  selbst  zu  sorgen  hat.  Das  einzige  Organ,  das 
ihnen  als  Verknüpfung  dient,  ist  der  Markt,  wo  der  Austausch  der  Leistungen  und 
Güter  zwischen  den  Einzelhausbalten  erfolgt.')  Hier  wird  nur  abgerechnet  und  aus- 
einandergesetzt, aber  keine  weitere  Gemeinschafc  gebildet  Nach  dem  Gesetz  von 
Angebot  und  Nachfrage  erhält  hier  Jeder  seinen  richtigen  Preis  für  seine  Leistungen 
und  damit  seinen  gerechten  Ersatz.")  Die  freie  Bewegung  auf  dem  Markte  darf  Jeder 
beanspruchen,  aber  er  ist  auch  für  sein  wirthschaftliches  Wohl  auf  sich  selbst  allein 
angewiesen.  Denn  nor  die  drohende  Noth  spornt  die  Menschen  zu  richtiger  wirth- 
schaftlicher  Thätigkeit  an,  die  gern  stark  betonte  eine  Seite  des  ersten  Leitmotivs 
des  Strebens  nach  dem  wirthächaftlichen  Vortheil  (§.  34).^)  Schutz  gegen  Concurrenz 
(z.  B.  mittelst  weiteren  Eingreifens  des  Staats)  enthebt  der  Nothwendigkeit ,  ebenso 
fleissig  und  geschickt  zu  sein  als  Andre  (Mill).  Im  freien  Marktverkehr  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems  kann  aber  Keiner  den  eigenen  Nutzen  fördern,  ohne  gleich- 
zeitig denjenigen  Andrer  mit  zu  fördern.'^)  Allerdings  zeigt  sich  auf  dem  Markte  eine 
ungleiche  Fähigkeit  der  Privatwirthschaften,  Güter  zu  beschaffen,  wegen  der  Ungleich- 
heit der  Hilfsvorräthe  (Kapitalien),  mit  denen  die  einzelnen  Wirthschaften  arbeiten. 
Aber  die  hierdurch  Be nachtheiligten  sind  daran  selbst  schuld,  weil  weder  sie  noch 
ihre  Vorgänger  (also  Erbrecht!)  etwas  angesammelt  oder  erspart  haben.')  Nicht  die 
Ungerechtigkeit  der  Zeitgenossen,  sondern  die  Pflichtunterlassung  der  Vorgänger  ist 
also  anzuklagen.  „Es  ist  eine  unbeugsame  Bestimmung  der  Weltordnung,  dass  keine 
Familie  anders  erlöst  werde  ans  der  ursprünglichen  Nahrungsnoth,  als  dadurch,  dass 
sie  wirthschaftlich  etwas  vor  sich  bringe,  haushälterisch  etwas  erübrige"  (Prince- 
Smith).^)     Die  Privatwirthschaft  (der  absolute   ,,Marktmensch"  dieser  Auffassung) 


^)  «Xaissez  faire  et  passer,  le  monde  va  de  lui-m€me!"  Die  Urheberschaft  des 
berühmten  Schlagworts  ist  nicht  ganz  unzweifelhaft.  Gewöhnlich  wird  es  auf 
Gournay,  jenen  physiokratischen  Kaufmann,  der  auf  Malesherbes,  Turgot  u.  A. 
bedeutenden  Einfluss  hatte  (vgl.  L.  De  Lavergn e,  les  6con.  frang.  au  XVIIL  si^cle, 
Par.  1S70,  p.  174)  zurückgeführt  und  jedenfalls  rührt  seine  agitatorische  Verwerthung 
erst  von  den  Phyäiokraten  und  den  Smithianern  her.  Aber  es  sollen  auch  schon 
französische  Kaufleute  in  Kemonstrationen  gegen  Colbert's  Tarifpolitik  das  Wort 
gebraucht  haben.  Auch  kommt  der  Gedanke  schon  fast  ebenso  formulirt  bei 
Boisguilberi  vor. 

^)  Dies  und  das  Folgende  fast  wörtlich  nach  Prince-Smith,  Handelsfreiheit, 
a.  a.  0.  S.  459.  Hier  heisst  es  auch:  der  Freihandel  kennzeichnet  sich  durch  eine 
radical-individualistische  Auffassung  volkswirthschaftiicher  Verhältnisse. 

*)  Eb.  Die  von  Prince-Smith  vertbeidigte  Lehre  der  volkswirthschafilichen 
Freiheit  betrachtet  diese  „als  Grundbedingung  sowohl  der  möglich  grössten  Fülle  als 
aach  voller  Gerechtigkeit  im  Volkshanshalte**. 

*)  Näher  ausgeführt,  ganz  auf  der  Basis  der  im  Text  entwickelten  Theorie  von 
Lassen,  Berl.  Vierteljahrsschr.  1874,  I,  S.  34  ff.  SchmoUer's  scharfes  ürtheil 
über  ihn,  Grundfragen  S.  32,  ist  zu  hart.  —  Die  Behauptung,  dass  das  Schulze'- 
schc  Genossenschaftswesen  eigentlich  der  individualistischen  Anschauung  der  Lehre 
von  der  freien  Concurrenz  widerspricht,  ist  begründet  und  die  wenigstens  anfangs 
etwas  kühle  Haltung  der  deutschen  radicalen  Smithianer  dazu,  die  später  noch  bei 
einzelnen  „Freihändlern**  etwas  zu  bemerken  war,  ist  nur  eine  Consequenz  des  Prin- 
cips  der  individualistischen  Anschauung. 

*)  S.  Prince-Smith  a.  a  0.  bes.  S.  440:  Satz  für  Satz  ein  Programm.  Der 
im  Text  angefahrte  Satz  wird  dann  auch  auf  „den  verrufenen  Speculationsgewinn** 
angewandt 

^)  Prince-Smith  eb. :  „das  Wesentliche  alles  Volkshaushalts  beruht  auf  an- 
gesammelten Hilfsvorräthen.  auf  Kapital Ganz  gerecht  ist  es ,   dass  in  einem 

Industrievolke  diejenigen  Familien,  welche  das  meiste  Kapital  angesammelt  haben, 
auch  den  grössten  Antheil  an  dem  durch  Kapital  beschaUten  Mehrbetrage  an  Be- 
fricdigungsmitteln  beziehen**. 

^)  Eb.  S.  441,  mit  weiterer  characteristischer  Ausführung. 
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muss  durch  den  Staat  nnr  ,,yor  Gewalti^ng"  geschützt  werden,  nnd  dies  geschiebt 
indem  der  Staat  jene  Yerkehrsrechtsbasis  schützt^)  Die  freie  Concnrrenz  wird  dann 
die  segen bringende  Ordnungsstifterin  (Y.  Bohmert).*)  Der  Handel  ist  bei  ihr  das 
Werkzeug  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  (Em min gh ans).') 

Das  Endergebniss  des  Wirkens  des  Selbstinteresses  im  System 
der  freien  Concnrrenz  in  der  Volkswirthsehaft  ist  eine  vollständige 
,, Interessenharmonie"  der  zunächst  (aber  nur  scheinbar) 
gegensätzlichen  Interessen  (Bastiat).  Wirthschaftliche  Uebelstände, 
soweit  sie  überhaupt  heilbar,  sind  daher  regelmässig  auch  nnr  das 
Prodact  einer  Beschränkung  der  freien  Concnrrenz. 
Das  einzige  Heilmittel  ist  also:  Gewährung  voller  freier 
Concnrrenz. 

C.  —  §.  314  [130].  Unhaltbarkeit  dieser  Folgernngen. 
Es  ist  leicht  zu  zeigen,  dass  diese  durchaus  optimistische  Auf- 
fkdsung  des  Systems  der  freien  Concnrrenz  einmal  auf  theils 
falschen  theils  unerwiesenen  Axiomen  beruht  und  auf  reine  peti- 
tiones  principii  hinausläuft;  sodann,  dass  dabei  rein  apriorisch 
construirt  und  die  ungünstigen  Seiten  der  freien  Concurrenz  über- 
sehen oder  mit  falschen  Gründen  beschönigt  oder  gerechtfertigt 
werden ;  endlich,  dass  dem  System  der  freien  Concurrenz  noch  eine 
ganze  Reihe  weiterer  Einwendungen  entgegen  zu  stellen  sind. 

1)  Falsche  Axiome  sind  folgende  Annahmen: 

Dass  die  wirthschaftlichen  Vorgänge  sich  mit  Natnmothwendigkeit  entwickeln, 
dass  Jedermann  sein  wirthschaftliches  Interesse  am  Besten  verätehe,  dass  Jeder  allein 
selbst  Schuld  nnd  daher  auch  allein  verantwortlich  für  sein  wirthschaftliches  Gedeihen 
sei,  —  als  ob  es  keine  ,,Conjnnctnren''  in  der  modernen  Volkswirthsehaft  gäbe! 
§.  166  ff.  — ;  Jeder  mit  seinem  eigenen  Nutzen  auch  immer  denjenigen  Anderer 
fördere  (ganz  abgesehen  von  der  Frage ,  in  welchem  Maasse  dies  geschehe);  da^ 
luteressenharmonie  aus  der  freien  Concurrenz  hervorgehe.  £s  ist  eine  völlig  apriori- 
sche Annahme  und  unerwicsene  Behauptung,  dass  eine  weitere  Einmischung  des 
Staats  in  den  Verkehr  immer  nachtheilig  und  ungerecht  und  nur  die  Politik  des 
Laisser  faire,  die  Gewährung  immer  grösserer  freier  Concurrenz  richtig  sei.    Es  läuft 


^)  Eb.  S.  441 :  ,,Dem  Staate  erkennt  der  Freihändler  keine  andere  Aufgabe 
zu,  als  eben  die  eine:  Production  von  Sicherheit 'S  Der  „Rechtsstaat'"  in  grösster 
Leerheit!  Vergl.  u.  Buch  6,  auch  Vorbemerkung  dazu. 

*)  Im  Handwörterbuch  S.  388  sagt  Böhmert  wenigstens  fast  wörtlich  so:  „Die 
freie  Concurrenz  mit  ihren  segenstiftenden  Wirkungen  ist  dei  zuverlässigste 
Regulator  des  Erwerbslebens  und  der  zwar  unsichtbare,  aber  doch  immer  gegenwärtige 
Gesetzgeber,  der  Ordnung  (?)  und  Rep^el  in  die  so  ausgedehnten  ....  industriellen 
Beziehungen  zu  bringen  vermag/'  Böhmert  steht  übrigens  seit  lange  auch  nicht 
mehr  auf  diesem  einseitig  optimistischen  Standpuncte  der  Schule  und  war  immer  einer 
ihrer  besonnensten  und  gemassigtsten  Vertreter. 

^)  Eb.  S.  169.  Selbst  dieser  ebenfalls  so  gemässigte  und  durchaus  besonnene 
Anhänger  der  Freihandelsschule  sagt  hier  freilich  S.  170:  „ein  weites  Gewissen  hilft 
manche  Siege  erringen:  allzugrosse  Scrnpulosität  ist  verdien termaassen  im  Handel 
im  Nachtheil!''  Sapienti  sat!  Wenn  das  schon  die  graue  Theorie  sagt,  was  wird  erst 
die  grüne  Praxis  leisten!  Vielleicht  ein  lapsus  calami,  aber  kein  unbedenklicher  und 
—  ein  characteristischer! 
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die  Annahme,  dass  nur  bei  freier  Goncurrenz  voIkswirthscbafUiche  Gerechtigkeit 
bestehe,  auf  die  handgreifliche  petitio  principii  hinaus,  dass  nur  diejenigen  Preis- 
bildungen far  (iiüter  und  Leistungen,  daher  auch  nur  diejenigen  Lohnsätze,  Zinssätze 
u.  s.  w.  als  „gerecht"'  gelten,  welche  rein  nach  dem  Gesetz  7on  Angebot  und  Nachfrage 
zu  Stande  gekommen  sind. 

Man  wird  in  allen  Beweisführungen  der  Schule  der  absoluten  freien  Goncurrenz. 
namentlich  auch  in  prac tischen  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Politik  und  Ge- 
setzgebung, immer  auf  diesen  eine  blosse  petitio  principii  enthaltenden  Cirkelschloss 
stossen:  eine  bestimmte  Maassregel  stört  das  „natürliche  Verhältniss**  von  Angebot 
und  Nachfrage,  dieses  Yerhältniss  hat  allein  günstige  und  gerechte  wirthschaftliche 
Folgen,  —  folglich  darf  es  nicht  gestört  werden,  folglich  ist  jene  Maassregel  zu  ver- 
werfen und  die  freie  Goncurrenz  von  Angebot  und  Nachfrage  allein  richtig.  —  Es 
wird  dabei  auch  ganz  übersehen,  wenn  nicht  direct  geläugnet,  dass  überhaupt  doch 
noch  andre  Principien  als  dasjenige  der  Regelung  der  Preise  u.  s.  w.  durch  Angebot 
und  Nachfrage  möglich  seien,  um  überhaupt  Absatz  und  Verkehr  in  Gang  zu  bringen, 
Bedürfnissbefriedigungen  mittelst  Tausches  realisiren  zu  lassen.  Ein  solches  andres 
Princip  ist  z.  B.  das  der  Reihenfolge  verbunden  mit  einem  Tazsystem,  so  dass 
wer  zuerst  kommt,  zuerst  befriedigt  wird  nach  Taxen,  keineswegs  immer  der  zuerst, 
der  am  Meisten  zahlnn  kann  (Droschkenwesen  u.  dgl.  m.).  Dass  Letzteres  in  zahl- 
reichen Fällen  nicht  das  Gerechtere  ist,  kann  doch  nicht  bestritten  werden. 

Die  Beweisführung  für  diese  Gegenbehauptungen  erfolgt  in  den  §§.  315  ff. 

2)  Falsche  Anwendung  der  deductiven  Methode. 

Durchweg  ist  diese  Anschauung  von  der  freien  Goncurrenz  nur  mittelst  der 
Methode  der  Deduction  aus  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse  heraus  gewonnen, 
aber  dabei  übersehen,  dass  diese  Methode  zunächst  nur  hypothetische  Sätze  unter 
wenigen  bestimmten,  hypothetischen  Voraussetzungen  richtig  feststellen  kann.  Ob 
und  wie  weit  diese  Sätze  in  der  Wirklichkeit  gelten,  muss  stets  erst  durch  weitere 
Untersuchungen,  insbesondere  durch  Beobachtungen  im  wirklichen  Verkehr,  welche 
Inductionsschlüsse  gebtatten.  nachgewiesen  werden.  Dabei  können  dann  auch  die 
ungünstigen  Seiten  der  freien  Goncurrenz  vollends  nicht  mehr  übersehen  werden, 
obgleich  dieselben  auch  schon  durch  richtige  Deduction  aus  dem  Walten  des  Selbst- 
interesses im  System  der  freien  Goncurrenz  abzuleiten  sind.  S.  jetzt  über  die  richtige 
Anwendung  der  Deduction  oben  §.  67 — 75. 

3)  Dem  System  der  freien  Concarrenz  ist  endlich  noch  ent- 
gegenzuhalten : 

a)  Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  bestimmt 
thatsächlich  die  Handlungen  der  Menschen  in  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten  nicht  allein.  Vielfach  kann,  öfters  soll  es  dies 
gar  nicht  tbun,  sondern  andere  Motive,  andere  Factoren  wirken 
neben  demselben  (§.  32,  33,  37-57,  315). 

b)  Das  System  der  freien  Goncurrenz  schafft  selbst,  je  aus- 
schliesslicher es  herrscht,  desto  mehr  eigenthümliche  Uebelstände 
im  privatwirthschaftlichen  Verkehr,  Härten  und  Disharmonieen, 
was  sich  auch  rein  deductiv  ebenso  sicher  ableiten  lässt,  als  die 
früher  erwähnten  gtinstigeu  Folgen,  und  durch  die  Erfahrung  be- 
stätigt wird  (s.  §.316  ff.) 

c)  Das  privatwirthschaftliche  System  an  und  für  sich,  und  bei 
freier  Goncurrenz  nur  noch  mehr,  kann  für  die  Befriedigung  vieler 
und  wichtiger  Bedürfnisse  nach  den  ihm  eigenen  Verkehrsprincipien 
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gar  nicht  oder  nicht  ausreichend  sorgen,  nemlich  für  die- 
jenige der  Gemeinbedttrfnisse  (§  325ff). 

D.  —  §.  315  [132,  133].  Die  moralischen  Factoren 
neben  dem  Selbstinteresse  im  privatwirthschaft liehen 
System. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Analyse  der  das  wlrthschaftliche  Handeln  bestim- 
menden Motive  in  dieser  3.  Anfl.  (Bach  1  Kap.  1)  hätte  ich  vielleicht  die  folgenden 
Ausführungen  (2.  Aufl.  §.  132,  133,  S.  235—240)  weglassen  oder  sehr  zusammen- 
ziehen und  kürzen  können.  Ich  hahe  sie  indessen  doch  grosscntheils  stehen  lasseo 
und  wörtlich  übernommen,  weil  sie  hier  in  der  Kritik  des  Systems  der  freien  Gon- 
currenz  noch  ihre  besondere  Bedeutung  haben  und  zugleich  eine  Nutzanwendung 
jener  Motivationslehre  auch  für  die  hier  erörterten  practischen  Fragen  enthalten. 

Nach  dem  Früheren  (Bach  1,  Kapitel  1)  ist  es  überhaupt 
ein  Irrthum,  nur  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse,  speciell  das 
Streben  nach  dem  wirthschafllichen  Eigenvortheil  nnd  die  Furcht 
vor  Noth,  unter  den  mancherlei  sonstigen  egoistischen  Motiven  des 
wirtbschaftlichen  Handelns  in  Betracht  zu  ziehen  und  das  un- 
egoistiscbe  fünfte  Leitmotiv,  den  Trieb  des  inneren  Gebots  zum 
sittlichen  Handeln,  ganz  zu  vernachlässigen.  Denn  nur  aus  der 
Gesammtheit  dieser  Motive  erklärt  sich  jenes  Handeln.  Hier  haben 
wir  nur  besonders  diese  verschiedenen  Motive  als  sittlich  gut 
und  schlecht  wirkende  Factoren  oder  Potenzen  ins  Auge  zu 
fassen,  je  nachdem  sie  den  meuschlichen  Willen  zu  einer  günstigen 
oder  ungünstigen  Abweichung  von  der  ihm  durch  das  wirth- 
schaftliche Selbstinteresse  des  Wirthschaftssubjeets  gegebenen  Rich- 
tung bestimmen:  „sittlich  gut"  und  „schlecht"  —  freilich  wieder 
nicht  völlig  absolute,  sondern  in  Etwas  historische  Begriffe,  aber 
nach  dem  ganzen  Culturzustand  eines  Volks  in  einem  Zeitalter  doch 
solche  von  einer  hinlänglich  sicheren  Bestimmtheit,  um  hier  auf 
dem  ökonomischen  Gebiete  in  gegebener  Zeit  mit  ihnen  operireo 
zu  können. 

Als  gute  Potenz  in  diesem  Sinne  des  Worts  wirkt  unser 
fünftes  Leitmotiv,  Liebe  und  Pflichtgefühl  (Gewissens- 
pflicht), welche  sich  in  mancherlei  Formen,  als  Familiensinn, 
Gemeinsinn,  bestimmte  sittliche  und  religiöse  Anschauung,  Opfer- 
willigkeit u.  s.  w.,  im  Einzelnen  nach  Völkern  und  Zeiten,  nach 
dem  Culturzustand,  nach  den  Einrichtungen  des  Religionswesens 
verschieden,  im  Wesen  gleichmässig  äussern*),  ferner  Ehrgefühl, 

^)  In  Koscher's  Auffassung  l,  §.  11,  12,  bei  Hermann  S.  44  ff.  sind  zu 
einseitig  nur  diese  Potenzen  dem  Selbstinteresse  gegenüber  gestellt  Die  unten 
genannten  schlechten  Potenzen  sind  ebenfalls  zu  beachten.  Hier  liegt  wieder  di« 
Fiction  der  Schule  der  freien  Concurrenz  vor,  bei  Jedermann  ein  richtig  ver- 
standenes und  richtig  wirksames  Selbstinteresse  anzunehmen. 
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Drang  zum  Thätigsein,  somit  eben  überhaupt  manche  Formen 
des  dritten  und  vierten  Leitmotivs  (§  39,  42). 

Diese  Motive  führen  dazu,  das  wirthschaftliclie  Selbstinteresse  nicht  immer  soweit 
geltend  za  machen,  als  es  möglich  und  rechtlich  erlaubt  ist.  Die  erstgenannten  sind  die 
Triebfedern  der  Geber  im  caritati^en  Wirtbschaftssystem.  Allerdings  bringen  solche 
Motire  auch  die  Gefahr  der  ünwirthschaftlichkeit  in  der  Yolkswirthschafc  mit  sich, 
namentlich  auf  Seite  derjenigen,  welchen  die  Vortheile  ihrer  Mitwirkung  zunächst  zu 
Gute  kommen  (Almosen,  Armenwesen).  Aber  diese  Gefahr  fahrt  nicht  zur  principiellen 
Verwerfung  einer  solchen  Mitwirkun<^,  sondern  nur  zur  Forderung,  den  an  sich  richtigen 
Motiven  nicht  blind,  sondern  mit  verständiger,  ebenfalls  sittlich  gebotener  Erwägung 
zu  folgen,  ob  und  wie  und  wie  weit  man  ihnen  im  concreten  Fall  mit  Becht  folge, 
daher  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  muthmaasslicheu  Wirkungen  der  von  dem 
Motiv  bestimmten  Handlungsweise.  Es  ist  die  Aufgabe  der  Erziehung  bei  dem  Ein- 
zelnen und  der  Cultur  bei  dem  Volke,  diese  Motive  möglichst  zu  entwickeln,  aber 
auch  ihre  richtige  Anwendung  zn  sichern.  Namentlich  in  letzterer  Hinsicht  kann 
auch  die  Rechtsordnung  bezügliche  Gautelen  zu  treffen  haben  (Armenwesen.  Bettel, 
Wohlthätigkeit).  Wird  die  Anfgabe  richtig  gelöst,  so  wird  sich  insbesondere  das 
Yolksvermögen  und  Einkommen  günstiger  yertheilen,  als  es  rein  nach  privatwirth- 
schaftlichen  Principien  geschieht. 

Schlechte  Potenzen  im  genannten  Sinne  sind  vor  Allem: 
die  eigennützige  (egoistische)  Ausartung  oder  Uebertreibung  des 
wirthscbaftlichen  Selbstinteresses  (z.  B.  mittelst  ,,  Ausbeutungen '^ 
im  Verkehr  —  ein  schwankender  Begriff,  der  aber  nicht  aufhört, 
etwas  wirklich  Existirendes  richtig  zu  bezeichnen,  weil  die  Grenzen 
des  Begriffs  schwer  genau  zu  bestimmen  sind  — ),  ferner  Träg- 
heit, Unwissenheit  in  der  Sphäre  der  Production,  Prahlerei  und 
Genusssucbt  in  derjenigen  der  Consumtion  (Luxusfrage)'). 

Die  Bekämpfung  dieser  Potenzen  durch  Erziehung  und  Cultur  bewirkt  eine 
grössere  Production  und  zugleich  eine  günstigere,  mehr  den  Interessen  der  Gesammt- 
heit  dienende  Richtung  der  Production  und  dadurch  indirect  eine  bessere  Yertheilung 
der  Guter  (Herstellung  von  Massenconsumptibilien  statt  Luxusartikeln  für  eine  kleine 
Minderzahl  des  Volks). 

Das  Vorhandensein  dieser  Potenzen,  überall  und  allzeit 
mehr  oder  weniger,  so  auch  heute  bei  unseren  Culturvölkern,  ist 
eine  so  unbestreitbare  Thatsache,  dass  deren  Bedeutung  und  Be- 
rechtigung auch  die  Anhänger  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
nicht  verkennen  können  und  nur  ausnahmsweise  verkannt  haben. 
Sie  stellen  indessen  zwei  unrichtige  Forderungen.  Sie  vindiciren 
nemlich  in  der  Theorie  die  Würdigung  dieser  Factoren,  insbesondere 
auch  der  Liebe  und  des  Pflichtgefühls,  ausschliesslich  für  die 
Moral :  die  Wirthschaftslehre  habe  sich  damit  nicht  zu  beschäftigen. 
Sodann  verlangen  sie  für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens,  dass 
jene  Potenzen,  als  dem  Gebiete  der  Moral  angehörig,  nur  durch 
freie  sittliche  That  entwickelt,  beziehungsweise  unterdrückt  werden, 
nicht  durch  den  Zwang  des  Staats,  der  sich  durchaus  auf  die  mit 

*)  S.  Mill,  Logik,  deutsch  von  Schiel,  II,  519  ff. 
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der  moderneD  Rechtsbasis  des  privatwirthschaftlichen  Systems  zu- 
sammenhäDgenden  Puncte  beschränken  müsse. 

Es  wird  dabei  gern  betont,  dass  „die  wachsende  wirthschaftliche  Einsicht'*  schon 
von  selbst  die  Ansartangen  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  unterdrücken  und  die 
Gorrectur  der  aus  dem  Walten  des  letzteren  herrorgehonden  Schäden,  soweit  nOthig, 
bewirken  werde,  während  jeder  Zwang,  als  dem  Lebensprincip  der  Moral  wider- 
sprechend, auch  das  sittliche  Verdienst  einer  Handlung  oder  Doteriassung  aufhebe. 
Die  „wachsende  wirthschaftliche  Einsicht''  ist  eine  Lieblingi>phrase  der  deutschen 
Anhänger  der  freien  Concurrenz  und  ein  in  practischen  Fragen  gern  gebrauchtes  Wort 
einst  auch  auf  den  deutschen  volkswirthschaftlichen  Congressen,  wenn  man  einsieht, 
dass  Nachtheile  der  freien  Concurrenz  in  einem  gegebenen  Falle  unläugbar  sind, 
Abhilfe  unvermeidlich  ist,  aber  man  nicht  zu  gesetzlichen  Reformen  greifen  will, 
welche  den  Principien  der  freien  Concurrenz  widersprechen  oder  welche  man  doch 
auch  für  unwirksam,  wenn  nicht  für  schädlich  halten  zu  müssen  glaubt.  Ein  charac* 
teristisches  Beispiel  die  Beschlüsse  des  volkswirthschaftlichen  Congresses  in  Mainz 
(1S69)  über  das  Actiengesellschaftswesen ,  Yerhandl.  (Berl.  1870)  S.  13,  vergl.  auch 
mein  Referat  über  Actienwesen  in  Eisenach  1873,  Hildebr.  Jahrb.  XXL,  271  ff.  Der 
Trost  beruht  aber  nicht  nur  in  zahlreichen  einzelnen  Fällen  auf  einem  Irrthum,  son- 
dern mitunter  überhaupt  auf  einer  principiell  falschen  Voraussetzung,  so  z.  B.  weon 
die  Hoffnung  ausgesprochen  wird,  dass  schwindelhafte  Fonds-,  Effecten-,  Waarea- 
speculation  nicht  so  leicht  wiederkehren  werde,  weil  die '„Lehren  der  Krisis^**  beachtet 
werden  würden.  Grade  diejenigen,  z.  B.  viele  Private,  die  in  Deutschland  an  dem 
Effecten  Schwindel  der  Jahre  1871  ff.  schliesslich  viel  verloren  haben,  werden  die 
Ersten  sein,  die  bei  einer  neuen  Speculationsära  wieder  zu  gewinnen  hoffen.  Das 
hat  sich  mittlerweile  (1SS9  ff.)  wieder  bewahrheitet.  Und  noch  mehr!  Solche 
Hoffnung  tauscht  factisch  nicht,  wenn  eben  nur  in  der  neuen  Aera  rechtzeitiger  die 
Geschäfte  abgewickelt  werden.  In  diesem  letzten  Pnnct  thut  sich  die  „wachsende 
wirthschaftliche  Einsicht''  kund,  mittelst  deren  aber  höchstens  einzelne  früher  Ge- 
schädigte diesmal  besser  durchkommen,  während  der  Schaden  im  Ganzen  derselbe 
bleibt  und  Andere  Verluste  erleiden. 

1)  Der  Irrthum  der  ersten  Ansicht  beruht  auf  einer  auch 
theoretisch  unstatthaften  vollständigen  Trennung  des  Gebiets  der 
Ethik  und  Oekonomik. 

Es  kann  wobl  erlaubt  und  für  die  theoretische  Analyse  zweckmässig,  selbst  noth- 
wendig  sein,  von  der  Hypothese  einer  solchen  Trennung  auszugehen,  um  zu  unter- 
suchen, welches  die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen  und  danach  die 
wirthschaftlichen  Vorgänge  sein  werden,  wenn  bloss  das  Selbstinteresse  die  Menschen 
leitet.  So  verfährt  man  in  der  strengen  Deduction  (§.  67,  68).  Aber  es  ist  un- 
zulässig, den  rein  hypothetischen  Character  solcher  Untersuchungen  zu  vergessen 
und,  den  Thatsachen  des  Lebens  entgegen,  anzunehmen,  dass  wirklich  ein  solches 
Handeln  bloss  nach  dem  Triebe  des  Selbstinteresses  erfolge  oder  vollends,  dass  es  so 
erfolgen  solle.  Dieser  Schluss  läuft  immer  auf  die  schon  besprochene  onricbtige  Auf- 
fassung des  Selbstinteresses  als  Naturkraft  und  auf  diejenige  des  Menschen  nicht 
als  ein  Wesen,  welches  von  einer  Menge  verschiedener  Triebe  und  Motive  bestimmt 
wird,  sondern  welches  blind  einem  einzelnen  Triebe  mit  Nothwendigkeit  folgen  muss, 
hinaus.  Die  Berücksichtigung  der  das  Selbstin teressc  thatsächlich  moditicirendeo 
moralischen  Potenzen  in  der  Wirthschaftslehre  führt  daher  nicht  zu  einer  Con- 
fusion  von  Ethik  und  Oekonomik,  sondern  ordnet  die  wirthschaftlichen  Handlungen 
nur  unter  die  ethischen  ein,    für   welche  eine  individuelle  Verantwortlichkeit  besteht 

In  der  Methodologie  im  1.  Buche,  Kap.  2,  bes.  im  Abschnitt  vom  deductiren 
Verfahren  (§.  67 — 75)  ist  näher  dargelegt  worden,  wie  hier  methodisch  vorzugeben 
ist.  An  dieser  Stolle  mag  noch  Folgendes  hinzugefügt  werden.  Die  Auffassung  des 
Sclbstiiiteresses  als  constante  Ursache,  der  anderen,  dasselbe  modificirenden  oder  neben 
ihm  zur  (leltung  kommenden  Potenzen  als  zufällige,  accidentellc,  störende  (causes 
pcrturbatrices) ,  in  Ucbertragung  einer  Auffassung  und  Terminologie  der  Physik  in 
Qoetelct'scher  Weise  auf  das  Gebiet  der  menschlichen  Handlungen  (Statistik,  National- 
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Ökonomie)  ist  aacb  nur  zulässif^.  wenn  da^on  für  methodologische  Zwecke,  nemlich 
für  die  Anwendung  der  Methode  der  Dedaction  auf  diesem  Gebiete  Gebrauch  gemacht 
wird,  wobei  dann  die  erforderlichen  hypothetischen  Annahmen  hinsichtlich  der 
Causalrerhältnisse  aufgestellt  werden.  Aber  es  darf  auch  hier  nicht  wieder  der  un- 
richtige Schluss  abgeleitet  werden,  als  ob  in  der  Wirklichkeit  das  Yerhältniss  dieser 
Potenzen  zu  einander  dasjenige  ?on  constanten  und  von  störenden  Ursachen  wäre  oder 
ToIIends  sein  mUsse.  Ob  es  so  ist  oder  ob  es  so  sein  soll,  moss  vielmehr  immer  erst 
wieder  im  concreten  Falle  untersucht  werden.  Selbst  in  einem  Falle,  in  welchem  das 
reine  wirthschaftliche  Interesse  wirkt,  ungestört  durch  andere  Potenzen,  und  in  welchem 
auch  keine  wesentlichen  Bedenken  vorliegen,  dass  es  so  wirkt,  gestaltet  sich  das  Causal- 
verhältniss  hier  doch  immer  anders  als  in  reinen  Naturverhältnissen  oder  m.  a.  W. 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  ist  eben  niemals  eine  reine  Naturkraft,  wirkt  niemals 
blind  mit  der  Nothwendigkeit  einer  solchen.  Eine  wirkliche  Naturkraft  muss  unter 
gegebenen  Umständen  stets  da  sein  und  stets  ihrem  ewig  gleichbleibenden  Wesen 
gemäss  wirken.  Das  Selbstinteresse  kann  aber  sogar  in  bestimmten  Fällen  ganz  als 
wirkende  Ursache  ausser  Spiel  gesetzt  sein,  z.  B.  durch  Furcht  oder  durch  Pflicht- 
gefühl, wenn  wirklich  beide  allgemein  wirken  (vgl.  oben  §.  89,  S.  234.  wo  an  diesem 
verschiedenen  Sachverhalt  in  Betreti*  des  Causalverhältnisses  der  wahre  Unterschied  von 
reinen  Naturgesetzen  und  wirthschaitlichen  Gesetzen  nachgewiesen  wurde).  Man  denke 
etwa  an  das  bekannte  „Gesetz"  der  Geldverdrängung  bei  Doppelwährung,  bei  Papier- 
währung. Gelingt  es  hier,  was  doch  als  Möglichkeit  zugegeben  werden  muss  und 
wofür  annähernd  practische  Beispiele  vorliegen  (z.  B.  in  England  1797  ff.  patriotische 
Haltung  des  Kaufmannsstands  gegenüber  den  uneinlösbar  gewordenen  Banknoten), 
auch  nur  einigermaassen  allgemein,  Speculationsmanoeuvres ,  Valutageschäfte,  Arbi- 
tragen u.  s.  w.  durch  Furcht  vor  gesetzlicher  Strafe  (deren  volle  Unwirksamkeit  in 
solchen  Fällen  anzunehmen,  auch  eine  Uebertreibung  der  Schule  und  der  freien 
Concurrenz  ist)  oder  durch  mächtigen  Patriotismus  zu  bändigen:  so  wird  sofort  das 
„Naturgesetz"  gar  nicht  existiren,  weil  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Ursache  gar  nicht 
existirt;  ein  Fall,  wie  er  in  reinen  Naturphänomen  nicht  denkbar  ist,  denn  hier  kann 
immer  nur  die  Wirkung  einer  Ursache  durch  diejenige  einer  anderen  paralysirt  werden, 
aber  vorhanden  und  wirkend  ist  jene  erste  Ursache  immer,  was  dageiren  in  dem 
erwähnten  volkswirthschaftlichen  Beispiel  nicht  der  Fall  ist  (s.  o.  S.  234).  Dass  im 
Herzen  vieler  Individuen  doch  die  selbstsüchtige  Neigung  nach  jenen  Speculations- 
gewinnen  bleibt,  widerspricht  dem  nicht:  in  der  Praxis  des  Verkehrs  kommt  davon 
in  unserem  Beispiel  nichts  zum  Vorschein.  Die  Nutzanwendung  auf  andere  practische 
jrolkswirthschaftliche  Fragen  liegt  nahe.  S.  überhaupt  im  1.  Buche  den  Abschnitt 
von  den  wirthschaftlichen  Gesetzen,  S.  225 — 242. 

2)  Der  Einwurf  gegen  den  Zwang  des  Staats  überschiesst 
das  Ziel. 

Er  beruht  einmal  auf  der  schon  abgewiesenen  Annahme,  als  sei  das  Gebiet  der 
staatlichen  Regelung  der  Wirthschaftsverhältnisse  naturgemäss  nothwendig  auf  die 
Aufrechterhaltung  der  modernen  Verkehrsrechtsbasis  beschränkt,  —  immer  die  alte 
petitio  principii.  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  sodann  die  weitere  falsche  An- 
nahme, als  sei  in  Bezug  auf  volkswirthschaftliche  Verhältnisse  Becht  und  Moral  ein 
für  allemal  fest  geschieden .  während  grade  hier  grosse  Grenzgebiete  liegen ,  auf 
welchen  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  bald  die  rechtliche  und  eventuell 
zwangsweise,  bald  die  freie,  sittliche  Regelung  vorkommt  und  richtig  ist.  Endlich 
aber  wird  hier  der  Zwang  als  geschichtlich  erprobtes  und  oft  unentbehrliches  Element 
der  Erziehung  zur  Cultur  und  damit  erst  zur  Vornahme  dessen  als  freie  sittliche  That, 
was  bisher  erzwungen  geschah,  nicht  gebührend  gewürdigt 

S.  Weiteres  über  Zwang  u.  §.  345  ff.,  bes.  348.  Die  vollständige  Vermengung 
von  Recht  und  Moral,  wie  bei  den  eudämonistischen  Philosophen  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, besonders  bei  Chr.  Wolff,  war  gewiss  durchaus  fehlerhaft.  Aber  eine  so 
völlige  Trennung,  wie  sie  unter  Kant  sehen  Einflüssen  in  der  neueren  Zeit  an- 
genommen wird,  besteht  ebensowenig.  Grade  die  Grenzen  von  Recht  und  Moral  sind 
auch  geschichtlichem  Wechsel  unterworfen.  Nordamericanische  Temperance- 
Gesetze  erscheinen  uns  als  falscher  Eingriff  in  das  Moralgebiet,  aber  ist  unsere 
Auffassung  denn  die  allein  allezeit  entscheidende?    Eine  gewisse  Wiederannäherung 
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an  jene  ältere  AuffassuDg  halte  ich  nicht  fttr  unrichtig.  Der  richtige  Kern  in  der 
eudämonistischen  Staatsauffassung  ist  heutzutage  fielfach  bereits  wieder  zur  Geltunf 
gekommen  (z.  B.  im  Öffentlichen  Gesundheitswesen,  in  Maassregeln  zur  Schonung  der 
Arbeitskraft,  wo  Chr.  Wolff's  Ideen  wieder  zu  Ehren  gelangen).  L.  Stein  ins. 
Verwaltungslehre  sagt  ganz  mit  Becht:  den  Inhalt  hat  die  innere  Verwaltung  aas 
der  Wohlfahrtsstaatstheorie,  die  Garantieen  für  die  Grenzen  ihrer  Thitigkeit  aus  der 
Bechtstaatstheorie  zu  entnehmen.  Der  Vorwurf  einer  gewissen  eud&monistischen 
Tendenz,  den  z.  B.  H.  7.  Treitschke  gegen  Schmoller  ausspricht  (Preass.  Jahrb. 
1875,  Aprilheft),  ist  m.  E.  gar  kein  Vorwurf,  sobald  eben  nur  Maass  gehalten 
wird  in  allem  Eudämooismus.  Auch  hier  dreht  sich  der  berechtigte  Streit  wieder 
nur  um  dies  Maass,  um  das  „Wio  weit*\  nicht  um  das  Ob.  Sehr  gesunde  An- 
sichten über  Staat  und  Staatszwang  auch  bei  dem  Schweizer  H.  Esc  her,  Handb.  d. 
pract.  Politik,  Lpz.  1863,  bes.  I,  §,  1—19.  —  Die  Auffassung  des  Zwangs  als  noth- 
wcndiges  Erziehungsmittel  in  fielen  FSllen  bestimmte  mich  z.  B.  in  der  Frage  der 
Arbeiter-Invaliden-  und  Alterspensionscassen  ftlr  Cassenzwang  zu  sein,  schon  lange, 
ehe  unsere  Gesetzgebung  dazu  schritt,  z.  Th.  in  Widerspruch  mit  „Forsichtigeren"* 
Theoretikern,  die  nunmehr  auch  dafür  sind.  (S.  Eisen,  soc-polit.  Verhandl.  1S74, 
S.  126.)  Treitschke  in  seiner  Polemik  gegen  die  Inralidencasse  „für  Millionen 
Arbeiter*'  a.  a.  0.  übersah  diese  Seite  der  Frage  auch.  Und  jetzt  haben  wir  solche 
Gassen  und  sie  fungiren  ganz  leidlich. 

Die  innere,  principielle  Berechtigung  des  caritativen  und 
des  gemein  wirthscbaftliehen  Systems  der  Bedürfnissbefriedignng 
in  der  Volkswirthschaft  neben  dem  privat  wirthscbaftliehen  er- 
giebt  sich  aus  dem  Vorhergebenden  von  Neuem. 

IV.  —  §.  316  [2.  A.  S.  240].  Näherer  Nachweis  der 
Nachtheile  im  System  der  freien  Concurrenz.  A.  Aus- 
gangspuncte.  Verfolgt  man  die  polemische  Kritik  dieses  Systems 
noch  genauer,  als  es  im  Vorausgehenden  (§.  311)  geschehen  i&t, 
so  ergiebt  sich,  dass  sie  vornemlich  folgende  drei  Ausgangspnncte 
genommen  hat. 

1.  Sie  ist  einmal  die  nothwendige  Folge  einer  theils 
mehr  theologischen,  wie  bei  Adam  Müller,  theils  mehr 
ethischen  Auffassung  des  Wirthschaftslebens  überhaupt,  weil 
diese  Auffassung  dem  individuellen  Eigennutz  gar  keine,  dem 
dazu  so  leicht  ausartenden  Selbstinteresse  nur  eine  beschränkte 
Wirksamkeit,  jedenfalls  nur  eine  secundäre,  nicht  wie  im  System 
der  freien  Concurrenz  eine  primäre,  den  Verkehr,  die  Production, 
den  Absatz  beherrschende  Rolle  xuschreiben  kann. 

A.  Müll  er 's  Meinung  (Elemente  der  Staatskunst,  3  B.,  Berlin  1S09)  z.  B.,  dass 
der  Landw^irth  in  erster  Linie  aus  Liebe  zur  Sache,  um  Gottes  Willen,  in  zweiter 
wegen  der  Frucht,  in  dritter  wegen  des  Beinertrags  arbeiten  solle,  widerspricht  dem 
Grundgedanken  des  Systems  der  freien  Concurrenz  schnurstracks.  Dieso  und  ähnliche 
Auffassungen  enthalten  die  tiefste  principielle  Opposition  gegen  dies  System, 
sind  aber  weder  in  der  Litteratur,  noch  in  der  Praxis  (Gesetzgebung)  zu  besondrer 
Geltung  gelaugt,  jedenfalls  bedeutend  weniger  als  die  beiden  anderen  polemischen 
Richtunjfen,  welche  sich  direct  gegen  die  Folgen  der  freien  Concurrenz  wenden.  — 
Sie  sind  aber  doch  bemerkenswerth,  denn  sie  weisen  implicite  auf  die  Mängel  der 
ökonomischen  Psychologie  und  Motifationstheorie  des  ökonomischen  Indiridualisinos 
und  auf  das  fünfte  uuegoistische  Leitmotiv  hin  (§.  45,  46),  dem  sie  eine  grössere 
Wirksamkeit  geben  möchten.    Es  wird  nur  dabei  wieder  die  Macht  der  anderen,  der 
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cgroistischcD  Motive  übersehen,   durch  richtige  Wirksamkeit  dieser  Motive  das  Wirth- 
schaftälebcD  in  die  gebotcnon  Bahnen  zu  leiten. 

2.  Die  eine  der  RiebtnngeD,  welche  sich  gegen  die  Folgen  des 
Systems  wendet,  geht  von  der  Opposition  gegen  dieConseqnenzen 
der  freien  Concurrenz  auf  den  einzelnen  wichtigen  Pro- 
ductionsgebieten  aus,  wünscht  die  alten  bestehenden 
Ordnungen  mögliebst  erhalten,  nur  etwas  reformirt,  nicht 
beseitigt. 

So  z.  B.  in  Betreff  des  ländlichen  Grundcigenthnms  und  der  alten  Agrar- 
verfassung  die  Geschlossenheit  der  Bauergt^ter  statt  der  von  der  individualistisch- 
atomistischen  Doctrin  der  freien  Concurrenz  geforderten  freien  Theilbarkeit.  Ebenso 
wünscht  bie  mehr  von  der  alten  Gewerbeverfassung  beizubehalten  statt  der  Gewerbe- 
freiheit, ist  mehr  für  ein  rationelles  Schutzzollsystem  statt  für  internationalen  Frei- 
handel. Zu  dieser  Richtung  gehören  die  Schriften  der  älteren  und  neueren  conser- 
vativen  Agrar-  und  Gewerbepolitiker,  der  Schutzzöllner,  wie  namentlich  Fr.  L ist's, 
der  neueren  agrarischen  Schutzzöllner.  Allerdings  wird  hier  die  Opposition  gegen 
das  ganze  System  der  freien  Concurrenz  nur  selten  eine  principielle,  öfters  wird 
selbst,  wie  z.  B.  bei  den  Schut/zöllnem,  grade  im  Interesse  der  Entwicklung  der 
Indu^trie  die  freie  Concurrenz  „im  üebrigen'\  nur  eben  nicht  bei  der  Ungleichheit 
der  ökonomischen  Lage  der  verschiedenen  Völker  im  internationalen  Handel,  sogar 
gefordert,  z.  B.  in  der  Gewerbepolitik  (Gewerbefreiheit).  Aber  man  kann  diese  prac- 
tische  Polemik  gegen  die  Postulate  des  Systems  der  freien  Concurrenz  auf  den  ein- 
zelnen Gebieten  leicht  auf  ihren  gemeinsamen  Ausgangspunct  zurückführen  und 
findet  alsdann,  dass  eben  in  jedem  solchen  Falle  die  „natürliche  Ordnung'',  die  aus 
dem  Walten  des  individuellen  Selbstinteresses  hervorgeht,  nicht  für  die  wünschens- 
werthe,  sondern  eine  künstliche  Kechtsordnung,  wie  z.  B.  die  geschichtlich 
überkommene,  wenn  auch  passend  reformirte  (eben  die  Schwierigkeit!)  Agrar-  und 
Gewerbeverfassung,  für  richtiger  und  zweckmässiger  gehalten  wird:  Das  ist  die  Grund- 
anschauung, welche  principiell  derjenigen  der  Anhänger  des  Systems  der  freien 
Concurrenz  gegenüberstellt.  Die  letztere  wird  insofern  vom  c^nservativen  Agiar-  und 
Gewerbepolitiker  und  dem  Schutz/ölln'^r  doch  schliesslich  selbst  angegriffen,  weil  sie 
die  (wirklich  oder  vermein tlich")  gute  überlieferte  Bechtsordnung  der  Uauptgebiete  der 
Volkswirthschaft  zerstört.  Im  practischen  Leben  sind  es  die  ökonomischeu  Mittel- 
stände, die  Bauern,  Handwerker,  Krämer,  welche  diese  Polemik  aufnehmen,  weil 
sie  vom  „Kapital'',  vom  Grossbesitz  und  Grossbetrieb  immer  mehr  fürchten,  aufgesogen 
und  verdrängt  zu  werden. 

In  ähnlicher  Weise  wird  aber  auch  vom  Standpunete  des 
Consumenteninteresses  gegen  das  moderne  System  der  Con- 
currenz polemisirt,  weil  dasselbe  hier,  was  Qualität,  Preiswördig- 
keit  der  Waaren  anlangt,  nicht  so  befriedigend,  wie  bei  den  Ein- 
richtungen der  älteren  Wirthschaftsordnnngen  (Qnalitätscontrolen, 
Preistaxen)  wahrgenommen  werde. 

Daher  Hinweis  auf  die  Verschlechterung  der  Waaren,  auf  die  Fälschungen  im 
Handel  und  Wandel,  in  Qualität  und  Quantität,  auf  die  Unmöglichkeit,  vollends  bei 
heutiger  Technik  Seitens  der  Privaten  eine  ordentliche  QualilätscontroUe  auszuüben, 
auf  die  Preisverabredungen  der  Producenten,  auf  die  widerwärtige  Reclame  mit  ihren 
unvermeidlich  schliesslich  do(  h  vom  Consumeuten  zu  zahlenden  hohen  Unkosten  u.  v.  a.  m. 
Dabei  wird  auch  hervorgehoben,  wie  es  grade  am  Meisten  die  „kleinen  Leute"  sind, 
welche  von  solchen  Missstiinden  getrofl'en  werden  und  sich  am  Wenigsten  dagegen 
schützen  können. 

3.  Die  letzte  oppositionelle  Richtung  und  zugleich  diejenige, 
welche  die  freie  Concurrenz   wegen  ihrer  Folgen  lllr  die  Volks- 
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wirthschaft  am  Meisten  principiell  angreift  and  welche  gegen- 
wärtig aus  mancherlei  Gründen  am  Schärfsten  hervortritt,  wendet 
sich  gegen  dies  System,  weil  die  freie  Concurrenz  zu  einseitig  die 
kräftigeren,  begabteren,  vielfach  auch  die  gewissen- 
loseren Elemente  auf  Kosten  der  Schwächeren  be- 
günstigt (§.  317)  und  daher  zu  mehr  oder  weniger  schlimmen 
Ausbeutungs-  und  monopolistischen  Herrschaftsver- 
hältnissen, zu  einem  neuen  kapitalistischen  Feudalis- 
mus, aber  einem  viel  schlimmeren,  weil  nach  Recht,  Sitte,  sitt- 
lichen Anschauungen  aller  Pflichten  haaren,  als  dem  früheren, 
mittelalterlichen,  und  damit  zu  bedenklichen  Gegensätzen  der 
ökonomischen  und  socialen  Lage  und  der  ganzen  In- 
teressen zwischen  nichtbesitzenden  und  besitzenden  Classen 
wenigstens  führen  kann  und  der  Annahme  nach  zum  Theil  wirk- 
lich führt. 

Diese  Kichtoni^  wird  Fertreton  durch  die  Social i st en  und  durch  diejeni^ 
Nationalökonomen,  welche  diesen  wenigstens  in  dieser  Auffassnns:  nahestehen.  Diese 
Schriftsteller  leiten  ans  der  freien  Concurrenz  nicht,  wie  die  Freihändler,  Bastiat 
Q.  A.  m,,  eine  gesunde  Organisation  und  Interessenharmonie,  sondern  eine  wahre 
Desorganisation  der  Volksnrirthschaft ,  eine  Anarchie,  eine  unerträgliche  Be^- 
losigkeit,  ein  beständiges  Schwanken  der  Production  zwischen  UeberspocnlaüOD  und 
Krise,  eine  immer  ungleichmässigere  Yertheilung  des  Nationaleinkommens  und  Ver- 
mögens zwischen  Arm  und  Kelch  als  nothwendige  Folge  ab  und  suchen  dies  dorcb 
den  thatsächlichen  Nachweis  zu  begründen.  Prägnant  tritt  die  grundsätzliche  Polenkik 
gegen  die  freie  Concurrenz  bei  L.  Blanc,  Organisation  du  travail,  Par.  1840,  herror. 
der  dann  auch  positive  Gegenforderungen  aufstellt.  Aber  auch  Sismondi  in  seioea 
nouveaux  principes  erkennt  die  tiefe  Schattenseite  der  freien  Concurrenz  durchaus, 
80  z.  B.  I,  407.  Die  principielle  Polemik  vieler  Socialisten.  besonders  Fourier's, 
gegen  den  Handel,  den  „legalen  Betrug'',  fuhrt  in  ihrer  Conseqnenz  ebenfalls  zu 
principiellen  Polemik  gegen  die  freie  Concurrenz.  Vergl.  Mario  (Winkelblechl 
Syst,  d.  Weltökon.,  Cassel  1850,  z.  B.  I,  Kap.  3—5,  I,  156  ff.  (Blanc  u.  Sismondi 
ganz  beigestimmt),  246  ff.,  dann  11,  Kap.  8,  S.  59  ff.  Bodbertus'  Schriften  (aocb 
die  Aufsätze  Über  altrömische  Verhältnisse),  Marx,  Kap.,  B.  1,  Engels'  Lage  der 
arbeitenden  Classen  in  England  und  Duhring's  Umwälzung,  bes.  Abscbn.  3,  txberhaopt 
die  oben  §.  13  angegebene  Litteratur,  Schäffle,  Soc.  Körper  III,  417  ff.,  ,^ur  Kritik 
der  kapitalistischen  Periode**. 

Die  richtige  Ansicht  von  der  freien  Concurrenz  kann  man  wohl  mit  Brentano 
(Arbeitergilden,  II,  314  und  Inhalt  S.  XIV)  so  formuliren:  die  Concarrenz  ist 
nur  das  Princip  der  Starken;  die  Verbindung,  fügt  er  hinzu,  ist  das  Prinöp 
der  Schwachen,  —  gewiss,  soweit  eben  spontane  Verbindung  der  Schwachen  aas- 
reicht, darüber  hinaus  muss  zwangsgemeinwirthschaftliche,  besonders  staatliche 
Fürsorge  ein-,  bez.  der  freien  Concurrenz  entgegentreten.  Mit  „Gewerkvereinen". 
der  Brentano'schen  Panacee  für  alle  Nöthen  in  der  socialen  Frage,  kommt  man  anck 
nicht  aus.  Das  zeigt  sich  immer  mehr,  grade  im  classischen  Lande  dieser  ..Ver- 
bindungen**, in  England,  wenn  uns  auch  Enthusiasten,  die  Alles  durch  ihre  Brilk 
ansehen,  z.  B.  v.  Schulze-Gävernitz,  noch  so  sehr  versichern,  so  komme  man 
„zum  socialen  Frieden**. 

In  diesen  Fragen  in  Bezug  auf  die  Nachtheile  der  freien 
Concurrenz  ist  die  Methode  der  Deduction,  richtig  gehand- 
habt,   beweiskräftig    genug    und    ist    anderseits    bei    dem    noch 
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bestebenden  Mangel  einer  aasreichenden  und  zuverlässigen  öko«- 
nomischen  und  socialen  Statistik  die  freilich  unvollkommene  ,,täg^ 
liehe  Beobachtung^^  ein  mit  zuzulassendes  Mittel  der  Bestätigung 
der  Deduction  (§.  78). 

Die  Deducirun^  der  nachtheiligen  Wirkungen  der  freien  Concurrenz  ist  am  so 
mehr  statthaft,  weil  z.  Th.  mit  den  best  erforschten  nationalökonomischen  Gesetzen, 
besonders  mit  dem  Gesetze  der  Preise  und  der  Productiouskosten,  der  Beweis  für  die 
Richtigkeit  jener  Deductionen  geführt  werden  kann.  Auch  ist  zu  beachten ,  dass  die 
Gestaltungstendenzen,  welche  diese  Methode  zunächst  nur  sicher  abzuleiten  ?ermag, 
hier  besonders  in  Betracht  kommen:  man  muss  darauf  ausgehen,  sie  in  der  Wirklich- 
keit nicht  zur  Geltung  kommen  zu  lassen  und  demgemäss  nach  Gegenmitteln  forschen. 
Dass  sie  öfters  nocli  nicht  so  vollständig  zur  Verwirklichung  gelangt  sind,  ist  gewiss 
richtig,  aber  kein  genügender  Einwand,  wie  die  unbedingten  Vertreter  der  freien 
Concurrenz  und  auch  manche  Vertreter  der  historisch  -  statistischen  Richtung  in  der 
Nationalökonomie  mitunter  annehmen.  Wenn  sich  erst  einmal  der  ganze  Process  der 
Zersetzung  des  Wirtlischaftslebens  durch  die  freie  CJoncurrenz  mehr  oder  weniger  voll- 
ständig vollzogen  hat,  wird  sich  das  freilich  auch  inductiv  genau  ermitteln  lassen. 
Aber  dann  wird  es  meistens  zu  spät  zur  Abhilfe  sein. 

B.  —  §.  317  [134].  Die  hervortretenden  Uebelstände. 
Im  privatwirthschaftlichen  System  auf  der  Basis  der  freien  Con- 
currenz entstehen  mancherlei  Uebelstände  für  die  Masse  der  Be- 
völkerung, theils  in  nothwendiger  Folge  der  nicht  zu  läugnenden 
Vortheile  des  Systems  (§.  310),  theils  als  weitere  begleitende  Er- 
scheinungen und  als  mehr  zufällige  ^  aber  häufige  Folgen  des- 
selben. Selbst  diejenigen  Personen,  welche  durch  das  System  be- 
günstigt werden  und  wirthschaftlich  emporkommen,  werden  leicht 
sittlich  geschädigt.  Namentlich  aber  zeigen  sich  die  ungünstigen 
Folgen  des  Systems  am  Meisten  auf  dem  Gebiete  der  Vertheilung 
der  Güter  in  der  Volkswirthschaft,  ferner  in  den  theils  hierdurch, 
theils  schon  durch  die  technische  Gestaltung  des  Productions- 
processes  wirthschaftlich  bedingten  socialen  Abhängigkeits-  und 
Herrschafts  Verhältnissen  in  der  Bevölkerung,  endlich  wieder  in 
Zusammenbang  mit  diesen  Momenten  in  den  Einflüssen  auf  die 
Sittlichkeit  des  ganzen  Volks. 

Es  lässt  sich  dies  Heryortreten  von  Härten  und  Disharmonieen  im  System  der 
freien  Concurrenz  schon  aus  dem  Wesen  und  den  natürlichen  Entwicklungstendenzen 
dieses  Systems  vermittelst  der  Methode  der  Deduction  ableiten.  Schon  jetzt  aber, 
obgleich  das  System  noch  nicht  nach  allen  Seiten  streng  durchgeführt  und  noch  nicht 
lange  in  unseren  Culturstaaten  in  Wirksamkeit  ist,  gestattet  die  Erfahrung,  d.  h.  die 
Induction  aus  den  Beobachtungen  der  Wirklichkeit  mittelst  Statistik  und  Geschichte, 
manche  Bestätigungen  der  Deductionsschlüsse  und  zeigt  sie  ihrerseits  immer  allge- 
meiner neue  Uebelstände. 

Insbesondere  ist  mit  den  Vortheilen  des  Systems  der  freien  Con- 
currenz für  die  Technik  und  Oekonomik  der  Production  nothwendig 
eine  Gestaltung  des  Productionsprocesses  verbunden, 
welche  mehrere  der  genannten  Uebelstände  unvermeidlich  mit  sich 
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bringt.  Es  siegen  nemlich  im  Concurrenzkampf  einmal  die  fttr 
diesen  und  dessen  gegenwärtige  Fttbrangsart  begabteren ,  dann 
aber  anch  h'änfig  genug  die  gewissenloseren  Elemente  unter 
den  Privatwirthschaften  über  die  schwächeren  und  scmpulöseren. 
Endlich  führt  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs,  welcher 
gerade  unter  dem  Einflnss  modemer  Technik  (Dampf!)  zwar  nicht 
so  allgemein,  wie  der  Socialismus  behauptet,  aber  doch  auf  imm^ 
mehr  Gebieten,  besonders  auf  einigen  der  wichtigsten  der  in- 
dustriellen Production,  ebenfalls  zum  Siege  oder  doch  zu 
starker  Uebermacht  gelangt,  weitere  ökonomische  und  sociale 
Gefahren  mit  sich,  für  welche  die  technischen  Vortheile  keines- 
wegs immer  eine  genügende  Compensation  bilden. 

§.  318  [135].  —  1.  Der  Sieg  der  begabteren  Elemente, 
iosbesondere  der  betreffenden  Vorstände  der  Privatwirthschaften 
führt  ohne  Zweifel  einen  grossen  Theil  der  oben  (§.  310)  schon 
zugestandenen  Vortheile  des  Goncurrenzsystems  auch  fUr  das 
Ganze,  fttr  die  Volkswirthschaft,  mit  sich.  Aber  einmal  entsteht 
gerade  dadurch  so  leicht  die  dort  bereits  erwähnte  Gefahr  des 
factischen  Monopols  und  sodann  erfolgt  dieser  Sieg  yielfaeb  nm 
den  Preis  grosser  materieller,  socialer  und  moralischer  Schädigung 
der  Masse  der  Bevölkerung.  Weiter  aber  fragt  sich  eben:  sollen 
denn  überhaupt  die  „Begabteren''  in  der  Volkswirthschaft  siegen? 
Wer  sind  die  fttr  diesen  Sieg  im  Concurrenzkampf  Begabteren ;  sind 
es  wirklich  diejenigen  Classen,  Personenkreise,  Individuen,  Familien, 
deren  Sieg  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  als  sittliche  und 
Cnltnrgemeinschaft  liegt,  auch  wenn  das  Volk  selbst  in  seinem  zeit- 
lichen Verlauf  weit  ttber  die  Dauer  der  einzelnen  Generation 
hinaus  betrachtet  wird?  Endlich,  mit  welchen  Mitteln  wird  der 
Sieg  dieser  fttr  den  wirthschaftlichen  Concurrenzkampf  Begabteren 
erfochten?  Eine  unbefaogene  Beantwortung  dieser  im  engen  Zn- 
sammenhang unter  sich  und  mit  dem  zweiten  Puncto,  dem  Siege 
der  gewissenloseren  Elemente  (§.  320),  stehenden  Fragen  ergiebt 
wesentliche  Bedenken  hinsichtlich  eines  solchen  Sieges  der  „Be- 
gabteren". 

Man  hat  mit  Hinweis  auf  das  Darwin'sche  Gesetz  des  ,,Kampf8 
um's  Dasein"  diesen  Sieg  der  Begabteren  fttr  eine  unvermeidliche 
Nothwendigkeit,  aber  zugleich  auch  fttr  einen  Vortheil  des  Ganzen 
angesehen,  wenigstens  wenn  die  Erscheinung  im  grossen  welt- 
geschichtlichen Znsammenhang  betrachtet  wird,  aber  mit  Unrecht. 
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Denn,  abgesehen  selbst  fon  dem  so  stark  bei  der  Entscheidung  dieses  Kampfes 
mitspielenden  sittlichen  Factor  der  Gewissenhaftigkeit  (§.  820),  leidet  diese  Anffassong 
wieder  an  dem  schon  mehrfach  geragten  Fehler,  dass  die  wirthschaftlichen  Hand- 
langen nnd  Erscheinungen  als  reine  Thatsachen  der  Nator  gelten.  Dies  ist  aber 
schon  hinsichtlich  der  körperlichen  Begabung  der  Menschen  (7er8choldcte .  ererbte 
Krankheiten!),  vollends  hinsichtlich  der  geistigen,  sittlichen  Eigenschaften,  der  Kennt- 
nisse, des  Characters,  des  privaten  VermOgensbesitzes  (Erbrecht!)  falsch. 

In  Anknüpfung  an  die  Darwin 'sehe  Lehre,  in  diesem  Poncte  eine  Verall- 
gemeinerung der  Malthus'schen,  hat  Lange  (in  s.  Arbeiterfrage)  diese  letztere 
und  implicite  das  Problem  der  Yertheilong  und  der  freien  Goncurrenz  behandelt, 
(besonders  Kap.  1,  2,  4).  Er  vertritt  denselben  Standpunct  wie  ich  hier.  Sch&ffle 
legt  gewisse  Puncto  dieser  Lehre,  speciell  das  Gesetz  der  „natürlichen  Auslese^  dem 
„Bau  u.  Leben  des  Soc.  KOrpers''  zu  Grunde  und  gelangt  trotzdem  zu  einer  gleichen 
kritischen  Beurtheilung  der  freien  Goncurrenz  (s.  bes.  III,  898  ff.).  Die  naturwissen- 
schaftlichen Darwinianer  (Häckel  gegenüber  Virchow,  Oscar  Schmid)  ver- 
wahren ihre  Lehre  sehr  dagegen,  dass  sie  sich  zur  Stützung  des  von  ihnen  freilich 
wenig  genug  gekannten  Socialismus  brauchen  lasse,  und  H.  v.  Troitschke  nimmt 
davon  a.  a.  0.  sofort  gern  Act.  Lange  und  Sch&ffle  und  die  Socialisten  werden  aber 
durch  diese  Einwürfe,  was  wenigstens  die  Kritik  der  freien  Goncurrenz  be- 
trifft, nicht  widerlegt.  In  der  Menschenwelt  unserer  Gulturperiodo  wird  der  „Kampf 
um's  Dasein'"  eben  nicht  nach  dem  rohen  und  schonungslosen  Goncurrenzprincip 
geführt  werden  dtlrfen. 

Allerdings  sind  die  Menschen  schon  von  Natur  nicht  gleich, 
persönliche  oder  individuelle  Ungleichheit  ist  wie  bei  allen  Orga- 
nismen einer  Gattung  oder  Art,  so  vollends  bei  der  „höchsten 
Form  des  Stofifs'^  (Garey),  beim  Menschen,  das  Naturgesetz.  Daraus 
liesse  sich  überall  sonst,  aber  gerade  nicht  beim  Menschen,  der 
nothwendige  und  erwünschte  Sieg  der  schon  von  Natur  bevor- 
zugten Individuen  ableiten. 

(S.  Lange  a.  a.  0.  Kap.  2,  S.  54  if.)  Bei  den  Menschen  ist  eine  Ausgleichung 
dieser  natürlichen  Ungleichheit  durch  Erziehung  und  Gultur  und  durch  den  Schutz, 
welchen  die  Gesammtheit  auch  den  schwächeren  Elementen  gewähren  kann  und  jeden- 
falls nach  dem  Volksbewusstsein  unserer  Gulturperiodo,  mit  einem  Product  christ- 
licher Anschauung,  gewähren  soll,  wenigstens  theilweise  mOglich.  Die  natürliche  Un- 
gleichheit der  Individuen  führt  vielmehr  grade  zu  der  Forderung,  dass  nicht  alle 
Elemente  in  der  gleichen  Weise  rücksichtslos  dem  Goncurrenzkampfc  ausgesetzt  und 
somit  die  schwächeren  in  demselben  geopfert  werden.  Eine  weitere  Beschränkung 
der  freien  Goncurrenz  ist  gerade  hieraus  abzuleiten  und  in  der  Praxis  neuerdings 
immer  mehr  wieder  durchgeführt  worden  (Arbeiterschutz,  Einrichtungen  der  Kinder-, 
der  Altersfürsorge  u.  dgl.  m.).  Die  natürliche  Ungleichheit  der  Individuen,  selbst  in 
körperlicher  Hinsicht,  wird  aber  durch  das  System  der  freien  Goncurrenz  sogar  auf 
(jenerationen  hinaus  gesteigert  (englische  Erfahrungen  mit  Fabrikkindern),  erscheint 
also  insofern  selbst  wieder  als  nichts  „rein  Natürliches**,  sondern  mit  als  ein  Product 
der  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse,  insbesondere  auch  der  Rechtsbildung 
und  Gesetzgebung  über  diese  letzteren.  (Lange  eb.;  Marx,  Kapitel  I,  198  ff.  Die 
sogen.  Fabrikgesetzgebung  zum  Schutz  der  Kinderarbeit  knüpfte  z.  Th.  direct  an  die 
ungünstigen  Wahrnehmungen  hinsichtlich  der  körperlichen  Beschaffenheit  der  jungen 
Fabrikarbeiter  an.  so  in  Preussen.  Treitschke  in  s.  Au&.  über  den  Socialismus 
hat  die  Möglichkeit,  gerade  unter  den  Menschen  den  Darwin'schen  Kampf  ums  Da- 
sein wesentlich  zu  beeinflussen,  übersehen  a.  a.  0.  S.  87.  Vergl.  Lange,  a.  a.  0. 
bes.  S.  55  ff.). 

Zur  natürlichen  Ungleichheit  tritt  ferner  alsdann  die  durchaus 
in  erster  Linie  auf  veränderlichen  menschlichen  Institutionen  be- 
ruhende Ungleichheit  der  Kenntnisse  und  Bildung,  des  Characters 
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nnd  des  VermögeoBbesitzes  hinzn,  wodurch  die  angeborene  körper- 
liche, geistige  und  sittliche  Ungleichheit  der  IndividueD  noch  ge- 
tseigert  oder  vermindert  wird. 

Die  Möglichkeit,  Kenntnisse  und  Bildung,  und  damit  wieder  fiolfach  ^Ossere 
oder  geringere  Erwerbsfähigkeit,  ferner,  abgesehen  davon,  die  Möglichkeit.  Vermögen 
zu  erlangen,  wird  durch  die  allgemeinen  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
auch  fQr  den  Einzelnen  maassgebeud  mit  bedingt :  insbesondere  auch  durch  das  Maass 
und  die  Art  des  directen  Eingreifens  des  Staats  (Unterrichtswesen!  Besteuerung!). 

Wenn  H.  y.  Treitschkc  die  nothwendige  Glassenordnung  der  Gesellschaft 
80  besonders  stark  gegen  Schmoller  betont,  so  mag  man  mit  ihm  über  die  Noth- 
wendigkeit,  ja  Naturgemässheit  einer  solchen  Glassenordnung  an  und  far  sich  ganz 
einverstanden  sein  (§.  2S4V  Aber  daraus  folgt  nicht  im  Mindesten,  dass  eine  be- 
stimmte, gerade  bestehende  Glassenordnung  nicht  durch  menschliches  absicht- 
liches Eingreifen  in  hohem  Maasse  verändert  und  verbessert  werden  kann,  —  gerade 
in  der  von  den  neueren  deutschen  Nationalökonomen  angestrebten  Richtung.  Das  ci^ 
weist  sich  in  unserem  Zeitalter  auch  durch  den  Stand  der  Productionstechnik 
in  höherem  Maasse  möglich  als  jemals  frtüier  (§.  283).  (S.  auch  Lange,  Kap.  3 
aber  das  GlUck.) 

Der  sehr  beliebte  Einwand  in  den  gebildeten  Gesellschaftskreisen,  z.  B.  bei  den 
„Kopfarbeitern'*  der  liberalen  Professionen,  gegen  die  .,üngerechtigkeit''  höherer  Lohn- 
forderungen der  gewöhnlichen  Handarbeit  ist  deshalb  so  wenig  zutreffend,  weil  er  die 
höhere  geistige  Bildung  u.  s.  w.  wiederum  viel  zu  sehr  als  individuelles  Verdienst 
betrachtet.  Sie  ist  aber  viel  mehr,  wenn  auch  mit  einzelnen  günstigen  Ausnahmen, 
eine  nothwendige  Folge  der  Verthcilnng  des  Pritvatvermögens  und  Einkommens. 
Jener  Einwand  läuft  also  auf  einen  Girkelschluss  hinaus. 

D.  A.  würden  Progressivbesteuerung  des  Einkommens,  Erbschaf tsstenern, 
Besteuerung  der  Gonjuncturengewinne,  besonders  am  Grundeigenthum,  und  überhaupt 
sociales  neben  dem  bloss  fi scalischen  Stenerprincip  Einkommen-  und  Yer- 
mögensverschiebungen  gegenüber  der  Gestaltung  der  Einkommen-  und  Verroögensrer- 
theilong  bei  der  bestehenden  Besteuerung  bewirken  können ,  welche  auch  auf  die 
ökonomische  Möglichkeit  der  Bildangscrlangung  zurückwirken  würden.  —  Selbst  sc 
conservative  und  gemässigte  Bechtsphilosophen ,  wie  z.  B.  A.  Txendelenburg  in 
s.  „Naturrecht  auf  dem  Grunde  der  £thik'\  2.  Aufl.,  Leipzig  ]b68,  gestehen  hier 
dem  Staate  und  der  Besteuerung  gewichtige  Aufgaben  zu,  vgl.  z.  B.  §.  158  (S.  359) 
und  §.  160. 

Soweit  aber  der  ,,Kampf  um's  Dasein'*  und  der  ^^Kampf  um 
die  bevorzugte  Stellung  und  um  deren  Erhaltung"  und  soweit  die 
„nattirliche  Auslese*'  auch  in  der  Menschenwelt  und  speciell  im 
wirthschaftlichen  Verkehr  zur  Geltung  gelangen,  wird  doch  nach 
der  vernünftig-geistigen  Natur  des  Menschen  ein  ungemeioer 
Unterschied  unter  allen  Umständen  anzuerkennen  sein,  auch  beim 
Vergleich  selbst  mit  den  höchst  organisirten  Thieren. 

Die  Menschen  empfinden  als  vernünftige,  der  Erinnerung  und  der  BeachtuDf 
der  Erfahrung  fähige  Wesen  die  Pein  dieser  Kämpfe.  Durch  Ausbildung  der  Geistes- 
kräfte, auch  der  Ökonomisch  und  social  tiefstchenden  Classcn  und  Individuen,  thoD 
die  Culiurvölkcr  Alles,  um  das  Bewusstsein  des  Menschenthums  in  jedem  IndividaoB 
zu  wecken.  Dadurch  wird  aber  Jeder  auch  empfindlicher  gegen  die  Pein  jener 
Kämpfe  und  unvermeidlich  wird  sein  Verlangen  nach  ökonomischer  und  socialer  Hebnn? 
lebhafter.  Es  wäre  die  grösste  Grausamkeit,  dies  Bewusstsein  methodisch  zu  weciefl 
(Schulwesenl)  und  dann  den  Massen  dennoch  zuzurufen:  „Lasset  jede  Hoffnonf 
fahren,  „„naturgesetzlich""  können  nur  Einzelne  von  Euch  wirthschaftlich  empor 
kommen,"  —  eine  Behauptung,  die  ohnedem  im  Zeitalter  hochentwickelter  ProductioM- 
tochnik  stets  nur  in  viel  beschränkterem  Maasse  aufgestellt  werden  kann,  als  etn 
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ehedem.   Auch  nach  dieser  Seite  betrachtet,  ist  mit  dem  ,,Siege  der  Begabteren'*  die 
Frage  der  freien  Goncurrenz  nicht  endgiltig  entschieden. 

Die  hier  berührte  Seite  der  Frage  des  allgemeinen  Yolksonterrichts  ist  bisher 
selten  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der  „socialen  Frage''  behandelt  worden.  Wir 
dürfen  nicht  vergessen,  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  unsere  Zeit  yOllig  verschieden 
von  jeder  früheren  Geschichtsperiode  ist:  Elementarbildung  der  Massen,  bis  zum 
letzten  Proletarier,  die  ßuchdruckerkunst  erst  so  für  das  ganze  Volk  wirksam  gemacht. 
Und  dann  wundert  man  sich,  dass  die  Massen  nicht  bei  Fibel  und  Katechismus  stehen 
bleiben,  —  worüber  allein  sich  zu  verwundern  wärel  Die  allgemeine  Schulpflicht  er- 
weist sich  hier  eben  als  ein  gewagtes  Experiment! 

§.  319.  Die  für  erfolgreichen  wirthschaftlichen  CoDCurrenz- 
kämpf  begabteren  Elemente  der  Bevölkerung  sind  diejenigen, 
welche  Anlage,  Neigung,  Schulung  besitzen,  ihre  wirthschaftlichen 
Handlungen  den  Bedingungen  dieses  Kampfes  möglichst  anzupassen. 

Namentlich  auf  denjenigen  Gebieten  des  Erwerbslebens,  wo  eine  solche  An- 
passung zum  Erfolg  am  Nothwendigsten  ist,  im  Handel,  zumal  Grosshandel,  Hausir- 
handel, Trödelhandel,  gewissen  Zweigen  des  Detailhandels,  im  Speculationsgeschäft 
der  Effecten-  und  Productenbörse,  in  der  kaufmännischen  Seite  der  industriellen  und 
landwirthschaftlichen  Unternehmungen,  siegen  dann  allerdings  diejenigen  Elemente, 
welche  es  in  dieser  Anpassung  am  Weitesten  bringen.  Sie  schaffen  dann  aber  auch 
jene  wirthschaftliche  Atmo.^phare,  die  von  diesen  engeren  Kreisen  aus  auf  das  ganze 
Wirthschaftsleben  schädigend  einwirkt,  die  sittlich  und  ästhetisch  hässlicheren  Formen 
und  Arten  der  egoistischen  Motive  über  die  besseren,  die  Erwerbsgier  über  alle 
anderen  Rücksichten  überwuchern  lässt  (§.  36  ff.,  47  iL).  Damit  berühren  wir  schon 
den  folgenden  Punct,  den  Sieg  der  gewissenloseren  Elemente.  Die  Anschauungen, 
die  Lebensweise  in  diesen  Classen  werden  dann,  um  nicht  zu  sagen  durch  Vererbung, 
so  doch  durch  Lehre  und  Beispiel  auf  die  Familienangehörigen,  die  Kinder,  die  neue 
Generation  übertragen. 

Sind  diese  so  an  die  Spitze,  wenigstens  auf  die  Höhen  der 
modernen  Erwerbsgesellsehaft  gelangenden  Elemente  wirklich  die 
„Begabteren",  deren  Sieg  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  als 
sittliche  und  Culturgemeinschaft  liegt V!  Der  StoflF,  aus  welchem 
eine  gute  neue  Aristokratie  gezimmert  werden  kann  ?  Oder  welcher 
die  geeigneten  politischen,  wissenschaftlichen,  künstlerischen,  volks- 
wirthschaftlichen  Führer  und  Kräfte  der  Nation  liefern  wird? 
Auch  wenn  ein  so  emporkommender  Volkstheil  alsdann  alle  for- 
malen Bildungselemente  der  Zeit  sich  aneignet,  seinen  Kindern 
mit  den  im  erfolgreichen  Concurrenzkampf  ergatterten  grossen 
Theilen  des  Volkseinkommens  den  besten  intellectuellen  Unter- 
richt verschafft  und  diese  so  neue  Staffeln  in  der  Sphäre  der 
höheren  Berufs-  und  Erwerbsarten  nur  um  so  leichter  ersteigen 
lässt?     Die  Antwort  kann  wohl  nicht  zweifelhaft  sein. 

Kicht  allein,  aber  überwiegend  ist  eine  derartige  Entwicklung  des  Judenthums 
seit  seiner  Emancipation  ein  Beleg  für  die  Folgen  dieses  Siegs  der  in  diesem  Sinne  „begab- 
teren"' Elemente,  denn  eben  grade  das  Judenthum  ist  nach  seinen  guten  und  glänzenden, 
wie  nach  seinen  üblen  und  hässlichen  Seiten,  der  Naturanlage,  des  Characters,  Tempera- 
ments, der  Neigung,  —  wenn  man  will :  auch  uralter  Tradition,  welchemit  der  Geschichte  des 
Judenthums  zusammenhängt,  wenn  nur  eben  nicht  diese  Geschichte  auch  ein  Ergebniss  der 
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nationalen  Eigenschaften  yon  Israel  w&re  —  das  Jodentbnm  ist  für  die  Bedingongen 
des  Erfolgs  in  jenem  wirthschaftlicben  Concnrrenzkampf  besonders  ausgestattet;  die 
Bechtsordnung  des  modernen  privatwirthscbaftlicben  Goncurrenzsystems  ist  ihm  wie 
auf  den  Leib  (oder  vielmehr:  aof  den  Geist  und  Character)  zugeschnitten.  Und  wenn 
dann  auch  die  errungene  Erwerbsstellnng,  Einkommen-  und  YermOgenshOhe  mit  dazu 
dient,  neben  einem  übertriebenen,  geschmacklosen  und  aufreizenden  Luxus,  Mittel  zur 
Erhöhung  der  intellectuellen  Bildung  zu  bieten;  wenn  es  selbst  in  Preussen  (7on 
Ocsterreich-Uogarn  gar  nicht  zu  reden)  schon  Mitte  der  80  er  Jahre  dahin  gekommen 
war,  dass  es  9661  jüdische  neben  bloss  63,405  evangelischen  und  sogar  nur  15,971 
katholischen  Gymnasiasten  gab,  wilhrend  die  Bevölkerung  des  Staats  (in  1890) 
nur  372,000  Juden  auf  19.23  MilL  eyangelische  und  10.25  Mill.  katholische  Christen 
(97,000  sonstige)  zählte  —  die  Quoten  der  Gymnasiasten  bezw.  10.8,  71.2  und  18.8, 
der  Bevölkerung  1.33,64.9  und  33.7  %  waren  (s.  Statistische  Correspondenz  des  Picuss. 
SUtist.  Bureaus,  Näheres  Jahrb.  Jahrg.  Y,  S.  609,  auch  Stat.  Handb.  L  S.  439)  — 
wenn  mehr  und  mehr  auch  die  liberalen  Berufe,  zumal  die  dem  wirthschaftlicben  Erwerbs- 
leben nächststehenden  (Advocator,  ärztlicher  Stand,  Journalistik)  von  Joden  überfüllt  werden 
—  die  getauften  immer  noch  gar  nicht  mitgezählt:  dann  giebt  eine  solche  Entwicklung  der 
Dinge  (zumal  in  dem  Zeitraum  von  zwei  Menschenaltern  I)  doch  zu  denken.  Aber  sie  dient 
doch  auch  zum  Beleg  dafür,  dass  der  Zweifel,  ob  der  Sieg  der  fUr  den  wirthschaftlicben 
Goncurrenzkampf  „begabteren'*  Elemente  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  als  sittlicher 
und  Gulturgemeinschaft  liegt,  seine  Berechtigung  hat  Gerechter  Weise  wird  freilich  binza- 
zufügen  sein,  dass  die  „echt  germanischen''  Elemente,  welche  das  maasslose  Concurreoz- 
system  in  No  rdam  eri  ca  an  die  Spitze  und  auf  die  Hohen  der  Erwerbsgesellschaft  führt, 
auch  nicht  eben  einen  viel  erfreulicheren  Sieg  der  „Begabten"  darstellen  und  dass  die 
Erfahrungen  anderer  modemer  Länder  (England,  Frankreich)  hinsichtlich  der  Elemente, 
welche  aus  der  eigenen  Nation  vielfach  so  emporsteigen,  zu  demselben  Urtheil  führen. 

Gewiss  gelangen  nun  auch  gerade  im  Goncarrenzsystem  and 
durch  dasselbe  im  guten  Sinne  des  Worts  ,, begabte''  Elemente 
empor,  tüchtige,  fleissige,  zur  Förderung  der  Technik  und  Oeko- 
nomik  veranlagte,  Talente  und  Genies  der  wirthschaftlicben  Praxis, 
wahre  Pioniere  des  technischen  und  wirthschaftlicben  Fortschritts, 
grossartigen  und  segensreichen  Unternehmungsgeistes  —  und  ohne 
Zweifel  deren  auch  sogar  besonders  viele  semitischer,  nicht 
bloss  „arischer''  Race,  wie  man  billig  zugestehen  muss  — ;  solche 
welche  verdienen,  höhere,  auch  führende  Stellungen  im  Volks- 
leben einzunehmen  und  deren  „Sieg"  im  wahren  Interesse  der 
Volksgemeinschaft  Hegt.  Gewiss  würden  manche,  selbst  viele  solche 
Elemente  bei  einer  die  freie  wirthschaftliche  Bewegung,  die  Aus- 
nutzung der  Gonjuncturen,  deo  Speculationserwerb  mehr  be- 
schränkenden wirthschaftlicben  Rechtsordnung  gehemmt,  in  der 
Ausbildung  und  Verwerthung  ihrer  Kräfte  gehindert  werden,  zu 
ihrem,  aber  auch  zum  Nachtheil  des  Ganzen. 

Sicherlich  bietet  grade  in  dieser  Hinsicht  die  gemeinwirthschaftliche  Organisation, 
die  „staatssocialistischo'',  vollends  die  rein  socialistische  Bedenken  und  Gefahren,  welche 
in  der  ganzen  Organisationsfrage  ins  Gewicht  bei  der  Entscheidung  fallen.  Einige 
davon  sind  eine  alte  Erfahrung  des  „Staatsbetriebs'*  von  Wirthschaftsuntemehmungeo, 
einige  haben  sich  auch  bereits  bei  den  neueren  ;,yerstaatlichungen"  (Eisenbahnen) 
etwas  zu  zeigen  begonnen.  Aber  das  Alles  beweist  doch  nur,  dass  jede  Organisatioa 
ihre  Gebrechen  und  Schw&chen  hat,  weil  Alle  —  mit  Menschen  arbeiten  mUssen.  Es 
beweist  für  uns  auch  überzeugend,  dass  das  andere  Extrem  des  privatwirthschaftlicbeo 
Concurrenzsystems,  die  rein  socialistische  Wirthschaftsorganisation,  wie  aus  zahlr&icheB 
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sonstigen,  wie  wir  sahen  yor  Allem  psychologischen,  mit  der  Motivation  zosammen- 
hängenden  (Bach  1,  Kap.  1),  so  auch  ans  Gründen  der  hier  angedeuteten  Art  ver* 
hängnissvoll  wäre :  wegen  der  zn  grossen  Hemmnng  fon  Elementen,  welche  die  Initiative 
im  Wirthschaftsleben,  in  der  Technik  vertreten  and  welchen  deshalb  eine  fahrende 
Stellong  aosserhalb  einer  immer  leicht  verknöchernden  Bareaakratie  gebührt.  Und 
ohne  solche  Bareaakratie  für  die  Leitung,  Einrichtung,  Beao£)ichtigang  des  ganzen 
Productionsbetriebs  käme  der  Socialismus  nicht  aus. 

Aber  im  privatwirthschaftlichen  Goncurrenzsystem  wird  das 
Emporkommen  unlauterer  Elemente  zu  sehr  begünstigt,  fast 
durch  die  Bedingungen,  unter  welchen  der  wirthschaftliche  Erfolg 
erzielt  wird,  zur  Nothwendigkeit  gemacht.  Das  ist  kein  ,,Sieg 
der  Begabten  ^S  auf  welchen  man  sich  zur  Rechtfertigung  jenes 
Systems  berufen  kann.  Durch  die  folgende  Erwägung  wird  dieser 
Schluss  bestätigt. 

§.  320  [136].  —  2.  Sieg  der  gewissenloseren  Ele- 
mente. In  der  freien  Concurrenz  siegen  so  nicht  allein  die 
tüchtigeren,  sondern  oft  genug  nur  die  gewissenloseren  Ele- 
mente, welche  die  ihnen  günstigen  ökonomischen  Verhältnisse  rück- 
sichtsloser  ausbeuten  (Ausartung  des  Selbstinteresses  zum 
Eigennutz).  Ihnen  kommt  das  System  der  freien  Concurrenz 
dadurch  zu  Gute,  dass  es  das  Gebiet  des  älteren  Wirthschafts- 
rechts,  welches  Ausbeutungen  von  Noth,  Leichtsinn,  Unerfahren- 
heit  beschränkte,  einengt  und  viele  Entscheidungen  dem  Belieben 
des  Einzelnen,  dem  „Willen  der  Parteien^'  überlässt,  z.  B.  im  Be- 
treff des  Inhalts  der  Verträge. 

Daraus  ergeben  sich  zwei  grosse  Gefahren:  einmal  werden 
die  von  vornherein  gewissenloseren  Elemente  noch  gewissen- 
loser, unsittlicher,  denn  der  wirthschaftliche  Erfolg  lockt  sie 
und  nur  zu  leicht  wird  das  Strafgesetzbuch  ihr  alleiniger  Moralcodex. 

Meine  Rede  über  die  sociale  Frage,  S.  6.  ,,Man  erwirbt  hentzatagre  die 
Millionen  nicht,  ohne  mit  dem  Aermel  ans  Zachthaas  zu  streifen'',  wie  jener  Wiener 
BOrsenmann  sagte,  s.  Schmoller,  soc.  Frage,  in  den  Preass.  Jahrb.  1874.  Diese 
Aeassernng  ist  Schmollcr  höchlich  verübelt,  aach  als  von  ihm  selbst  herrührend 
bezeichnet  worden,  während  er  sie  nur  jenem  Börsianer  entnommen  hat.  Findet  sie 
nicht  eine  volle  Bestätigung  in  folgendem  Satze  der  Nationalzeitang?  Ein  Satz, 
Ton  dem  die  Zeitung  zwar  „hofft,  dass  diese  Praxis  nicht  viel  Anhänger  hat'',  selbst 
aber  durch  die  Zeilen  lesen  lassen  muss,  wie  trügerisch  diese  Hotfnong  ist:  „Wer 
überhaupt  an  der  Börse  speculirt,  muss  immer  mit  gegebenen  Verhältnissen  und 
besonders  damit  rechnen,  dass  an  derselben  jedes  Mittel,  dessen  Anwendung 
nicht  offen  mit  dem  Strafgesetzbuch  in  Conflict  bringt,  erlaubt  ist".  (Wochen- 
bön>enbor.  d.  Nationalztg.  v.  5.  Jani  1875;  das  Durchschossene  auch  im  Originaltext 
so.)    Und  wie  viel  Belege  kann  man  seitdem  hinzufügen! 

Aber  auch  die  besseren  Elemente  werden  ferner  theils  durch 
deri  Erfolg  der  Anderen  in  Versuchung  geführt,  theils  unmittelbar 
durch  die  Concurrenz  gezwungen,  ähnlich  gewissenlos  zu  verfahren. 
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Die  Lage  ist  im  allgemeinen  Yerkelir  oft  ähnlich  wie  in  dem  speciellen  Falle 
des  Schmuggels:  auch  der  reelle  Kaufmann  wird  durch  die  Schmuggelconcurrenx 
gezwungen,  ebenso  zu  handeln,  oder  er  muss  das  Geschäft  aufgeben,  wo  dann  die 
Schmuggler  roUends  freies  Spiel  haben.  —  In  England  gingen  Anregungen  zu 
gesetzlichem  Einschreiten  des  Staats  in  Fabriksachen  Öfters  von  humanen  Fabri- 
kanten aus,  welche  durch  die  Goncurrenz  an  der  freiwilligen  Einfuhrung  ?on  Re- 
formen gehindert  worden  waren.  Mehrfache  Beispiele  7.  Plener,  engt  Fabrikgesetz- 
gebung, Wien  1S71. 

So  verschlechtert  sich  fast  unvermeidlich  der 
ganze  Maassstab  der  geschäftlichen  Moralität. 

Davon  liegen  z.  B.  in  Verfälschungen  der  Qualität  der  Waaren,  in  unrichtigem 
Maass  und  Gewicht  derselben,  in  Unredlichkeiten  in  den  Creditvcrhältnissen ,  in 
schleuderhaftem  „Ausverkauft,  in  widerwärtigstem  Reclamewesen ,  im  Börsentreibeo , 
im  f,Gründung8-  und  Emissionsgeschäft'',  in  der  Verquickung  der  öffentlichen  Presse 
mit  der  Börse,  in  der  Ausdehnung  der  Corroption  auf  Parlamente,  da  und  dort  selbst 
auf  das  öffentliche  Beamtcnthum  u.  s.  w.  leider  nur  zu  viele  und  zu  deutliche  Belege 
heutzutage  vor. 

'SuT  ein  paar  characteristischo  Einzelheiten,  grade  aus  Gebieten,  welche  weniger, 
als  z.  B.  das  grosse  Börsentreiben  u.  dgl.,  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen.  Geber 
vieles  Derartige  wird  z.  B.  in  den  deutschen  Handelskammerberichten  seit 
Jahren  geklagt,  das  grosse  Debel  zugestanden,  die  vollständige  Rathlosigkeit  aber 
ebenso,  da  „natürlich'"  nicht  von  einer  Rückkehr  zu  den  „veralteten  Beschränkungen" 
die  Rede  sein  könne.  Aber  „die  eigene  bessere  wirthschaftliche  Einsicht",  die  „Selbst- 
hilfe" reicht  eben  nicht  immer  aus.  Vgl.  die  preussischen  Handelskammerberichte 
für  1869  (Berl.  1870),  z.  B.  Magdeburg,  S.  138,  wo  über  die  Schwindeleien  im 
Geschäft  mit  baumwollenem  Strickgarn  gesprochen  wird  und  es  heisst:  .,von  Seite 
der  Regierung  diesem  Cebelstande  entgegenzutreten,  halten  wir  für  unausführbar, 
da  ein  Zwang  in  Handelsang.elegenhciten  wohl  kaum  noch  dem  Zeit- 
geiste entspricht**  u.  s.  w.  —  Eb.  S.  555  Ber.  von  Wesel:  Klage  über  die 
„Unsitte**,  dass  man  bei  Waaren,  welche  in  Packet-  oder  anderen  Formen  verkauft 
werden,  die  das  Gewicht  eines  Pfunds  darstellen,  im  Kleinhandel  gewöhnlich  ein 
geringeres  Gewicht  erhält;  Aasführung  am  Beispiel  der  Stearinlichte  mit  „Pfänden** 
von  28,  26,  24  Loth  und  anderen  Betrügereien.  „Es  ist  dies,  sagt  der  Bericht,  ein 
Uebelstand,  den  die  Geschäftswuth  der  Goncurrenz  herbeigeführt  hat,  um  dem 
Gegner  durch  billigere  Preise  die  Kundschaft  zu  entziehen  und  dennoch  gut  ver- 
dienen zu  können**.  Wunsch  nach  einem  abhelfenden  Gesetze.  —  Eb.  S.  908  Ber. 
von  Hildesheim,  mit  Anführang  von  Klagen  über  das  Ueberhandnehmen  des  Hausir- 
handels und  die  Veranstaltung  von  Auctionen  von  Kaufmannswaaren.  Aehnliche  Be- 
richte von  Lüneburg  S.  567:  „mehr  oder  weniger  schwindelhafte  freiwülige 
Auctionen".  In  den  letzten  Jahren,  besonders  seit  der  Weltkrise  von  1S73  ff".,  sind 
die  Klagen  immer  allgemeiner  geworden,  nur  oft  tendenziös  übertrieben  oder  einseitig 
gewissen  Ländern  Vorwürfe  gemacht  (z.  B.  von  Reuleux  in  seinem  bekannten  Wort: 
„Schlecht  und  billig*'  für  die  deutsche  Industrie),  während  wesentlich  Gleiches 
von  der  übrigen  Welt  gilt  (englischen  Baumwollwaaren ,  die  ordinären  Sorten  wegen 
der  schlechten  Qualität  vom  indischen  Markte  verdrängt,  selbst  französische  Seiden- 
waaren).  Vgl.  die  Citate  aus  englischen  Zeitungen  bei  Jagor  a.  a.  0.,  die  Verhand- 
lungen über  Verfälschung  der  Lebensmittel  im  Anschluss  an  den  bezüglichen  Gesetz- 
entwurf im  Deutschen  Reichstage  1877 — 78.  Kein  Mensch  läugnet  die  Uebel  mehr, 
aber  auf  die  Ursachen,  die  liberale  individualistische  Wirthschaftsordnun^, 
wagen  die  Wenigsten  hinzuweisen.  Man  begnügt  sich  mit  dem  Kuriren  an  den 
Symptomen  des  Ucbels.  Ist  doch  das  „socialistische**  Tabakmonopoi  bei  uns  nicht 
selten  deshalb  mit  empfohlen,  um  gute  unverfälschte  Waare  zu  erhalten:  also 
das  verpönte  Reccpt  der  „plan massigen  Regelung  der  Production"  ausserhalb  des 
Concurrenzsystems ! 

§.  321  [137J.  —  3.  Der  Sieg  des  Grossbetriebs  über 
den  Kleinbetrieb. 
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Vgl.  bierza  Scbmoller's  deutsche  Kleingewerbe,  Halle  1861),  und  überhaupt 
die  Deoere  Littcratnr  über  Gewerbewesen,  so  G.  Schönberg's  Abb.  in  seinem 
Handbuch  B.  H,  zugleich  für  Speciallitteratur;  das  Buch  von  Losch,  nationale  Pro- 
duction,  von  v.  S  chulze-Gävcrnitz,  Grossbetrieb  ein  wirthschafÜicher  und  socialer 
Fortschritt,  Leipz.  1S02.  Aus  der  Statistik  die  Daten  den  Gewerbezählangen 
(deutsche  von  1S75),  der  Berufsaufnahmen  (deutsche  von  18S2,  s.  o.  §.  243), 
E.  Engel,  die  industrielle  £nqu6te,  Berlin  1S78  (zu  optimistisch),  die  agrar- 
statistischen  Aufnahmen,  bes.  über  die  Grössen  Verhältnisse  der  laudwirthächaft- 
liehen  Besitzungen  nnd  Betriebe  (auch  in  der  deutschen  Berufszählung  ^von  1882). 
Buchenberger,  Agrarwcsen  L  Kap.  4.  Eine  nähere  statistische  Begründung  ist 
hier  nicht  zu  geben.  Es  ist  dafür  auf  die  Practische  Nationalökonomie  zu  verweisen. 
Einige  Daten  in  der  2.  Aufl.  S.  250.  Auch  die  nähere  theoretische  Begründung  der 
Grossbetriebstendenz  gehört  in  die  Theoretischen  Nationalökonomie  (Prodnctionslchre, 
Lehre  von  Productionskosten  und  Preis). 

Auch  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs  steht  im  Causalnexus 
mit  dem  System  der  freien  Concurrenz,  wenn  sie  auch  stark  durch 
die  Entwicklung  der  Productionstechnik  bedingt  ist. 

Der  Socialismus,  welcher  mit  Vorliebe  diese  technisch  gebotene 
wünschenswertbe  Grossbetriebstendenz  in  seinen  Beweisführungen 
braucht,  generalisirt  zu  sehr.  Die  Tendenz  tritt  in  den  verschiedenen 
Productionszweigen  nicht  gleichmässig  hervor,  sie  zeigt  sich  auch 
in  dem  für  die  Fragen  der  freien  Concurrenz  wichtigsten  Zweige, 
in  der  Industrie  (StoflFveredlung),  nicht  überall  in  gleicherweise, 
aber  allerdings  mehrfach  besonders  frappant. 

Denn  hier  kommen  die  einwirkenden  Factoren,  die  Ersparung  an  Generalkosten, 
die  Vortheile  der  Arbeitstheiluiig  und  des  Maschinenwesens,  die  rechtliche  Zulässigkeit 
und  thatsächliche  Möglichkeit,  beliebig  viel  Arbeitskräfte  jeder  Art  herbeizuziehen, 
in  einer  Lnternehmung  zu  rereinigen,  im  Lohnsystem  abzufinden,  ebenso  beliebig  viel 
Kapital  (Credit !)  zu  verwenden,  vornemlich  zur  Geltung.  Daher  hier  jetzt  eine  wesent- 
lich andere  Lage  als  im  ehemaligen  zünftigen  Handwerk  mit  seinem  vor- 
geschriebenen technischen  Bildungsgang  des  Meisters,  mit  der  Beschränkung  der 
Lehrlings-  und  Gcsellenzahl,  der  Beschränkung  auf  die  Gesellen  der  Zunft  u.  dgl.  m. 
(Vgl.  Schönberg,  z.  wirthsch.  Bedeutung  d.  Zunftwesens  im  Mittelalter,  Berl.  186S 
(auch  in  Hildebr.  Jahrb.),  Gierke,  deutsches  Genossenschaftsrecht  I,  ^.  38,  Stahl, 
deutsches  Handwerk  I  (1874),  bes.  Seh m oller,  Strassb.  Tucher-  und  Weberzunft, 
375  IF.,  453.)  Dazu  die  Zinstaxen,  öfters  Lohn-  und  Preistaxen:  Alles  eine  grund- 
verschiedene Lage  im  Vergleich  zu  heute  bewirkend.  Die  günstigen  technischen  und 
ökonomischen  Folgen  der  freien  Concurrenz  für  die  Production  zeigen  sich  deshalb 
auch  in  Hauptzweigen  der  Industrie  am  Meisten,  freilich  auch  die  erwähnten  Ge- 
fahren des  Compromisses  der  Concurrenten  und  des  factischen  Monopols  Einzelner. 
Besonders  die  mit  grossen  Motoren  (Dampfmaschinen)  arbeitende  Industrie,  daher  die 
metall-,  namentlich  eisenverarbeitenden,  die  Maschinen-,  die  Textilindustrie  (Spinnerei, 
Weberei),  die  chemische  Industrie,  der  Hütten  betrieb,  neigen  stark  zum  Grossbetrieb. 
Weiter  der  Bergbau,  das  Geld-  und  Bankgeschäft.  Im  Gross-  und  Kleinhandel,  in  Gast- 
und  Schankwirthschaft  zeigt  sich  die  Tendenz  auch,  aber  doch  nicht  so  gleichmässig. 
Grade  die  Gewerbefreiheit,  in  Verbindung  mit  dem  neueren  Communicationswesen, 
mit  billigen  Posttarifen  (für  Circulare,  Kataloge,  Proben,  Packete)  hat  hier  freilich  die 
Grossbetriebe  im  Waareuvertrieb  unter  den  Consumenten  (Bazan*,  grosse  Laden- 
geschäfte mit  Filialen,  regelmässigem  Waarenvcrsandt)  begünstigt,  z.  Th.  erst  er- 
möglicht. (Factische  Monopolisirungsbestrebungen  Seitens  einzelner  Unternehmer  durch 
Erwerbung  der  besten  Ladenstellen  in  Gro>sstädten.)  Auch  die  indirecte  Besteuerung, 
besonders  diejenige  Form,  welche  sich  an  den  Productionsbetrieb  anknüpft  und  hier 
namentlich  die  Form  der  Bohstotfbesteueruog,  der  Besteuerung  nach  Betriebsmerkmaleu 
(Zucker,  Bier,  Branntwein,  Fin.  II,  2.  A.,  §.  254)  hat  mannigfach  einseitig  den  Gross- 
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betrieb  gefördert,  weshalb  hier  die  Statistik  (z.  B.  der  darchschnittlichen  YergrOsserong 
der  betreffenden  Fabriken)  für  die  allgemeine  Frage  nicht  ohne  Weiteres  beweisend 
ist.  Viel  weniger  allgemein  lässt  sich  von  einer  Grossbetriebstendenz  rein  ans  Öko- 
nomisch-technischen Gründen  in  der  Landwirthschaft,  mehr  dagegen  wieder  in  der 
Forstwirthschaft  sprechen,  weshalb  letztere  auch  deswegen  sich  fdr  öffentliche  KOrper, 
wie  den  Staat,  besonders  mit  eignet  (Fin.  I,  3.  A.«  §.  236  ff.). 

Der  Socialismns,  die  Socialdemokratie  (anch  in  ihren  Programmen)  7erallgemeinert 
die  Grossbetriebstendenz  auf  allen  Prodactionsgebieten  übermässig  nnd  tendenziös  („die 
Ökonomische  Entwicklung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  führt  mit  Natamothwendigkeit 
zum  Untergang  des  Kleinbetriebs'^  erster  Satz  des  neuen  Erfurter  Parteiprogramms 
der  deutschen  socialdemokratischen  Partei,  1891).  Hier  wird  der  Einflass  des  rein 
Ökonomisch-technischen  Moments  auf  die  Entwicklung  zum  Grossbetrieb  überschätzt,  auch 
da  angenommen,  wo  er  nicht  oder  weniger  sich  geltend  macht,  werden  die  mancheriei 
anderen  Momente,  welche  mitspielen,  persönliche,  sociale,  auch  einzelne  technische,  locale, 
und  dem  Mittel-  und  Kleinbetrieb  zu  Gute  kommen,  übersehen  oder  tendenziös  unbeachtet 
gelassen,  namentlich  bei  der  Frage  in  der  Landwirthschaft,  aber  auch  in  wichtigen  in- 
dustriellen, handwerklichen,  mercantilen  Gebieten  (^on  mir  in  meiner  Rede  ,,über  dAS  nene 
socialdemokratische  Programm''  auf  dem  evang.  soc.  Congress  1892,  S.  32  ff.  gegen  die 
Uebertreibungen  und  zu  weiten  Verallgemeinerungen  des  Socialismus  geltend  gemacht 
und  mit  statistischen  Daten  aus  der  deutschen  landwirthschaftlichen  Betriebs-  und 
Gewerbestatistik  belegt).  Auch  von  anderer  Seite  ist  wohl  übersehen  worden,  daas 
bei  allen  für  den  Ortsbedarf  arbeitenden  Gewerben,  deren  immer  noch  Tid  sind 
und  ?erbleiben  werden,  auch  bei  heutiger  Entwicklung  7on Technik,  Communicationswesen, 
Handel  und  bei  Gewerbefreiheit,  schon  die  Decentralisation  der  BevOlkening,  die 
Verbreitung  über  das  ganze  Staatsgebiet  in  zahlreiche  kleinere  and  grossere  Wohn- 
orte dem  Grossbetrieb  vielfach  eine  Grenze  zieht,  wo  er  rein  Okonomiscli-technisch 
yielleicht  lohnend  wäre.  Das  beachtet  Losch  in  seinem  genannten  Buche  zu  wenig. 
Für  die  Frage  des  landwirthschaftlichen  Grossbetriebs  wird  es  von  socialistischer  Seite 
auch  nicht  genügend  berücksichtigt. 

So  wird  gewiss  die  „Grossbetriebstendenz"  auch  gegenwärtig  und  in  Zukunft 
nicht  so  allgemein  sich  Torwirklichen  kOnnen,  als  z.  B.  der  Socialismus  annimmt 
(S.  auch  G.  Schmoller,  Preuss.  Jahrb.  1892,  L)  Die  segensreichen  Folgen  bezügUch 
einer  Verminderung  des  nothwendigen  Arbeitsmaasses,  der  Veränderung  der  Arbeits- 
art u.  s.  w.  grade  im  Grossbetrieb  für  die  Arbeiter  selbst,  womit  der  Socialismus  und 
die  auf  dem  Boden  unseres  Wirthschaftsrechts  stehenden  Anhänger  des  (besonders 
industriollen)  Grossbetriebs  gern  zu  Gunsten  des  letzteren  argumentiren,  werden  eben- 
falls mannigfach  übertrieben,  die  unvermeidlichen,  grade  in  der  Technik  be- 
gründeten üblen  Folgen  zu  wenig  gewürdigt.  Wie  aber  eben  ausser  der  rein 
ökonomisch-technischen  Seite  auch  das  Wirthschaftsrecht,  die  Gewerbefreibeit 
übermässig  den  Grossbetrieb  begünstigt,  dadurch  die  Concentration  der  Geschäft8gcwinne,des 
Kapitals ,  die  Aufsaugung  und  Verdrängung  der  kleineren  selbständigen  Unte^ 
nchmungen,  z.  B.  im  Ladengeschäft  des  Handels,  was  so  manche  social  bedenkliche 
Folge  hat,  das  darf  doch  auch  nicht  verkannt  werden. 

Unterschätzt,  wie  von  Optimisten  des  liberalen  Wirthschaftssystems,  darf  die 
Grossbetriebstendenz  so  anderseits  auch  nicht  werden.  Die  Gewerbe-  und  Beni£»- 
statistik  lässt  sie  doch  auf  wichtigen  Gebieten  deutlich  hervortreten,  aber  nicht  einnul 
immer  so  deutlich,  wie  es  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  entspricht.  Die  kleinen, 
auf  fremde  Rechnung,  wenn  auch  in  eigener  Wohnung  arbeitenden  Hausindostrielleiu 
zahlreiche  Handwerker,  welche  vornemlich  oder  ausschliesslich  für  das  Magazin,  des 
Laden  des  Geschäftsmannes,  nicht  für  Privatkunden  arbeiten,  daher  fast  ganz  voi 
grösseren  kapitalistischen  Unternehmern  abhängig  sind,  verhüllen  das  Grossbetriebs- 
princip  mehr  nur  noch,  als  dass  sie  die  Ezistcnzfähigkeit  des  Kleinbetriebs  bewiesei. 
Die  mit  wenig  Gehilfen  arbeitenden,  an  sich  vielleicht  noch  sehr  zahlreichen  Gewerbe 
solcher  Art  können  daher  statistisch  dem  concentrirten  Grossbetrieb  gegenüber  nock 
stark  ins  Gewicht  fallen,  auch  nach  der  Gesammtzahl  des  Personals  aller  Art,  Unter 
nehmer,  Leiter,  Gehilfen,  welches  sie  beschäftigen,  und  dennoch  die  bereits  eingetretene 
Entwicklung  zum  Grossbetrieb  und  die  weitere  Entwicklung  in  dieser  Richtung  nicht 
widerlegen.    Auch  die  Daten  der  deutschen  Gewerbezählung  von  1875  und  derBemCr 
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z&hloDg  Ton  1882  sind  daher  für  derartige  Fragen  mit  Vorsicht  zq  benatzen. 
£.  Engel  hat  z.  B.  in  der  genannten  Schrift  mehrfach  einseitig  und  zq  optimistich 
geartheilt  (vgl.  auch  Einleitung  zu  B.  40  der  prenss.  amtl.  Statistik  aber  die  gen. 
öeirerbezählang). 

Statistisch  findet  die  Grossbetriebstendenz  in  der  Industrie  eine  gute  und  un- 
zweideutige Bestätigung  in  der  durchschnittlichen  VergrOsserung  der  Arbeiterzahl, 
der  Maschinenkräfte  (bes.  Dampf,  Wasser),  der  Zahl  der  sonstigen  Maschinen  und 
characterischen,  technischen  Betriebsfactoren,  Apparate  u.  s.  w.,  Spindeln,  •  Webstuhle, 
Oefen,  Kessel,  der  Menge  der  verarbeiteten  Rohstoffe  und  gewonnenen  Producte, 
welche  auf  eine  Unternehmung,  Fabrik  u.  s.  w.  kommen.  Dabei  ist  daher  die  Yer- 
gleichung  in  verschiedenen  Zeitpuncteo  in  demselben  Lande  und  der  Verhältnisse  von 
Ländern  verschiedener  industrieller  Entwicklung  wichtig.  Die  raschen  und  grossen 
Veränderungen  der  Productionstechnik  stören  jedoch  hierbei  die  Vergleichungen  öfters. 
Auch  ist  zu  bedenken,  dass  selbst  die  Durchschnittszahl  der  Arbeiter  in  Einer  Unter- 
nehmung wenig  gestiegen,  violleicht  sogar  zurückgegangen  sein  kann,  weil  die  Ersetzung 
der  Arbeitskräfte  durch  Maschinen,  die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen 
Arbeiters  mit  Hilfe  verbesserter  productionstech nischer  Hilfsmittel  mittlerweile  in  erheb- 
lichem Maasse  vor  sich  gegangen  ist  (Nordamerica,  Gr.-Britannien ,  aber  immer  mehr 
auch  die  anderen  Industrieländer).  Die  langsame  Steigerung  oder  Abnahme  der 
Durchnittszahl  der  Arbeiter  beweist  also  hier  nichts  für  langsamere  oder  stockende 
Entwicklung  in  weiterer  Richtung  des  Grossbetriebs.  Im  Gegentheil:  der  letztere  ist 
nur  ,J[apitalistiscber'\  mehr  auf  Verwendung  von  Naturkräften  und  Maschinen  und 
Einrichtungen  dafür  geworden:  ein  far  die  sociale  Seite  der  Frage  wichtiger,  aber 
noch  ungünstigerer  Panct  Denn  die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  wird  so  ge- 
schwächt, die  Arbeiter  gerathen  in  eine  precäre  Lage,  vollends  bei  starker  Volks- 
vermehrung durch  Geburtsuberschuss  und  Wanderungen. 

Das  neuerdings  mit  Recht  auch  von  der  socialen  Seite  behandelte  technische 
Problem,  Kleinkraftmaschinen  zu  erfinden  und  herzustellen  und  wohlfeile  motorische 
Kräfte  (Wasser,  Dampf,  Electriciiät  u.  s.  w.)  dem  Klein-  und  Mittelbetrieb  verfügbar 
zu  machen,  um  so  dessen  Concurrenzfähigkeit  zu  steigern,  ist  gewiss  für  die  hier 
erörterte  Frage  nicht  unwichtig.  (Vgl.  z.B.  Albrecht,  die  volkswirthschafiliche  Be- 
deutung der  Kleinkraftmaschinen,  Schmoller's  Jahrb.  1889,  XHI,  Heft  2.)  Aber  aus 
technischen  und  aus  allgemeineren  ökonomischen  Gründen  wird  man  von  der  Lösung 
dieses  Problems,  worin  bereits  Manches  geschehen  ist,  auch  nicht  zu  viel  hinsichtlich 
der  ZurückdräDgung  der  Grossbetriebstendenz  erwarten  dürfen.  Vielleicht  in  einzelnen 
Productionsbctrieben,  wo  auch  sonst  Kleinbetrieb  Vortheile  hat  (z.  B.  Kunstindustrie), 
aber  kaum  allgemein  möchte  hierdurch  eine  Abhilfe  erreicht  werden.  Die  relativ 
niedrigeren  Productionskosten  und  Preise  der  grösseren  Motoren,  Maschinen,  mancherlei 
technischer  Apparate  und  Einrichtungen,  die  ebenfalls  oft  relativ  niedrigeren  Betriebs- 
kosten dieser  Maschinen  u.  s.  w.  verglichen  mit  Herstellongs-  und  Betriebskosten  der 
kleineren  gewähren  dem  mit  den  ersteren  Maschinen  arbeitenden  Gross-  und  Grösser- 
Betrieb  eine  technisch  begründete  ökonomische  Ueberlegenheit,  welche  nicht  leicht 
überwunden  wird.  Ob  die  Electricitätstechnik  das  ändern  kann  und  wird,  muss  sich 
noch  zeigen.  Die  übrigen  ökonomischen  Vortheile  des  Grossbetriebs  in  Bezug  auf 
Production  mit  relativ  niedrigeren  Kosten  sind  so  mannichfach  und  durch  die  Gesammt- 
verhältnissc  des  Grossbetriebs  bedingt,  dass  man  vollends  zweifeln  kann,  ob  auch  eine 
sehr  erfolgreiche  technische  Lösung  des  Problems  der  Kleinkraftmaschinen  und  der 
Kraftzoführung  (electrischer  Strom)  die  Concurrenzbcdingungen  zwischen  Gross-  und 
Kleinbetrieb  in  Hauptzweigen  der  Industrie  erheblich  und  allgemein  zu  Gunsten  dos 
Kleinbetriebs  wird  verschieben  können.  Für  einzelne  Arten  von  Fabrikanlagen  (z.  B. 
Spinnereien,  s.  Engel,  Sachs,  stat.  Ztschr.  1856,  S.  146,  danach  2.  Aufl.  dieses 
Werks,  S.  250  u.  A.  m.)  liegen  schon  länger  technisch-statistische  Berechnungen 
darüber  vor,  wie  die  Productionskosten  nach  Einheiten  der  Betriebskräfte  oder  Betriebs- 
merkmale mit  der  Vergrösserung  der  Anlagen  regelmässig  abnehmen.  Jedes  Circular 
von  Maschinenfabriken  für  Motoren  u.  A.  m.  zeigt  die  relativ  niedrigeren  Preise 
der  grösseren  Maschinen,  Kessel  u  s.  w.  für  die  Einheit  der  Kraftleistung,  Grösse 
(Pferdekraft). 
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§.  322.  Indem  nun  aber  diese  ökonomisch -technischen  Vor- 
theile  des  Grossbetriebs  von  der  Privatunternehmang  im  privatwirth- 
schaftlichen  Concurrenzsystem  nach  dem  geltenden  Wirthschafts- 
rechte  ausgenutzt  werden,  kommen  sie  eben  doch,  zunächst  wenigstens, 
dieser  Unternehmung  und  ihren  Inhabern,  und  nur  etwa  dnich 
manche  Mittelglieder  und  oft  nur  langsam  und  unsicher,  wenn 
überhaupt,  sei  es  den  Arbeitern  im  Lohne,  als  einem  Antheil  an 
dem  durch  die  Verminderung  der  natürlichen  Productionskosten 
(§.  172)  sich  günstiger  gestaltenden  Reinertrag,  sei  es  den  Cod- 
sumenten  im  billigeren  Preise  der  Producte  zu  Gute.  Soweit 
letztere  beiden  Folgen  nicht  oder  doch  nicht  vollständig  eintreten, 
steigt  der  Gewinn  des  Privatunternehmers,  welcher  ohnehin  ab- 
solut durch  den  Grossbetrieb  wächst.  So  bildet  sich  aber  eben 
das  grössere  Einkommen,  Vermögen,  Privatkapital  der  Inhaber  der 
Grossbetriebe,  und  die  relative  Classenlage  der  „Privatbesitzer  der 
Productionsmittel " ,  der  Leiter  der  Production  einer-,  der  Arbeiter 
anderseits  geht  immer  weiter  auseinander.  Immer  mehr  Personeo 
gerathen  in  ökonomische  Abhängigkeit  vom  Inhaber  des  Grossbe- 
triebs. Im  privatwirthschaftlichen  System  wird  so  der  vielleicht 
sonst  im  Gesammtinteresse  liegende  ökonomisch-technische  Fort- 
schritt zum  Grossbetrieb  für  die  Gesellschaft  bedenklich,  während 
er  im  gemeinwiithschaftlichen ,  im  sociaiistischen  System  zum  all- 
gemeinen Vortheil  würde. 

Bei  extremerer  Entwicklung,  welche,  wie  gesagt,  auch  nach 
ökonomisch-technischer  Auffassung  freilich  lange  nicht  so  allgemein 
zu  erwarten  ist,  als  oft  behauptet  wird,  aber  doch  bei  freier  Con- 
currenz  auf  wichtigen  Gebieten  der  Industrie,  des  Handels  wahr- 
scheinlich ist,  droht  so  allerdings  die  Verdrängung  des  Klein- 
durch  den  Grossbetrieb  mit  der  nothwendigen  Folge,  dass  die 
Zahl  der  ökonomisch  und  social  selbständigeren  Personen  (Unter- 
nehmer, „Meister"  u.  s.  w.)  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  ab- 
nimmt und  die  industrielle  Gesellschaft  sich  immer  mehr  in  zwei 
nur  kurz  vorübergehend  durch  den  Lohnvertrag  lose  verbundene 
Classen  der  grossen  Unternehmer  und  Privatkapitalisten  einer-  uod 
der  Lohnarbeiter  anderseits  scheidet.  Uebergänge  von  letzterer 
in  die  erste  Classe,  obwohl  rechtlich  durchaus  zulässig,  tinden 
thatsächlich  wegen  der  Macht  der  ökonomischen  Verhältiiisse  nicht 
häufig   statt.  ^)     Die  weitere  Folge  ist  eine  grosse  dauernde  üd- 

^)  üeber  die  optimistischen  Ansichten  der  Schule  der  freien  Concarrenz  in  dieses 
Puncto  s.  Lange,  Arbeiterfrage,  Kap.  3  (Glück  und  Gltlckseligkeit  Darlegung  der 
geringen  Wahrscheinlichkeit  der  Chancen  des  Gelingens). 
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gleichheit  der  ökonomischen  und  socialen  Lage,  des  Bildangsstands 
der  beiden  Schichten,  ein  schroffer  Gegensatz  der  Interessen,  eine 
feindliche  Spannung,  wie  sie  nur  jemals  in  einem  anderen  Systeme 
des  Wirthschaftsrechts  vorhanden  war. 

Die  Übrigens  vielfach  auch  za  allgemein  und  in  zu  bedeotcndem  Grade  an- 
genommene absolute  Hebung  der  wirthschafilichcn  Lage,  des  Lohneinkommens  unserer 
arbeitenden  Clas^sen  von  heute  gegen  früher  mag  man  dabei  selbst  zugeben  (s.  auch 
§.  2S4).  Wichtiger  für  diese  Fragen  ist  eben  noch,  dass  die  Differenz  in  der 
ökonomischen  Lage  und  im  Einkommen  sich  vergrössert,  die  Aussicht  des  Arbeiters, 
in  die  höhere  sociale  Schicht  aufzusteigen,  sich  verringert  hat,  der  „Arbeiterstand^* 
nicht  mehr,  wie  doch  im  Grossen  und  Ganzen  im  zünftigen  Handwerk,  eine  Durch - 
gangsstufe,  eine  Vorbildungsstufe  fUr  die  höhere  Stellung  war,  sondern  ein 
Lebeusstand  ist,  mit  der  Aussicht,  es  in  älteren  Tagen  (aber  selbst  schon  von  den 
40er  Jahren  an!)  noch  schlechter  zu  haben,  —  m.  £.  auch  eine  Erklärung  der  viel- 
fach wahrgenommenen  Verschlechterung  der  technischen  Bildung  und  Leistung  der 
industriellen  Arbeiter,  die  nicht  so  starkes  Interesse  wie  früher  an  besserer  Aus- 
bildung haben.  Die  Behauptung,  dass  der  Arbeiter  wenigstens  nicht  das  Risico  des 
Geschäfts  trage,  ist  daher  ebenfalls  nur  sehr  bedingt  richtig.  Jene  beständigen 
Wechsel  zwischen  Spcculation,  üeberspcculation.  Krisis,  Flauheit,  wesentlich  mit  eine 
Folge  der  ..Concurrenzwuth**  und  der  „Conjunctur'*,  fallen  zu  Zeiten  mit  grösster 
Schwere  auf  den  Arbeiter,  der  dadurch  sehr  empfindlich  am  Risico  des  Geschäfts 
Theil  nimmt.  Dies  Alles  trägt  zur  Steigerung  der  feindlichen  Spannung  zwischen 
besitzenden  und  nichtbesitzenden  Classcn  bei.  Gegen  diese  Auffassung  z.  B.  Sötbeer 
in  dem  Aufsatz  das  Gesammteinkommen  und  dessen  Vertheilung  im  preussischen  Staat, 
im  „Arbeiterfreund*'  1ST5,  XIII,  2**8  ff.,  mit  Anführung  eines  W'orts  des  Engländers 
Harri son  über  die  social  und  ökonomisch  heilsame  und  nothwendige  Function  des 
grossen  Privatkapitals  in  der  Lidustrie,  S.  295.  Eben  nur  die  eine  Seite  der 
Fragel  Wie  man  aber  vollends  den  britischen  Verhältnissen  übermässigster  Ver- 
mögonsconcentration  gegenüber  —  worauf  ja  freilich  neben  der  industriellen  Gross- 
betiiebstendenz  andere  Umstände,  die  Handelssuprematie,  die  Grossgruudbesitz- 
verhältnisse  u.  A.  m.  mit  einwirken  — noch  dem  Optimismus  huldigen  kann,  der  „freie 
Verkehr"  schaffe  die  beste  Vertheilung,  ist  mir  unverständlich.  Schon  oben  (S.  723) 
habe  ich  meine  Bedenken  über  die  Ungleichheit  der  Einkommenvertheilung,  welche 
unter  den  bisherigen  Einflüssen,  darunter  eben  auch  namentlich  in  Folge  der  Gross- 
betriebstendenz auf  vielen  Gebieten,  bereits  erreicht  ist,  geltend  gemacht.  Nach 
Baxter' s  dort  schon  einmal  in  Betreff  eines  Puncts  citirten,  freilich  unsicheren,  aber 
schwerlich  zu  ungünstigen  Zahlen  bezogen  85o0  Selbstthätige  von  13,720,000  im 
Ganzen  2523  Mill.  Mark  Einkommen  von  16,282  Mill.  M.  Nationaleinkommen,  d.  h. 
0.062  7o  der  selbstthätigeu  Bevölkerung  verfügt  über  15,4 7©  ^«s  Volkseinkommens, 
über  570  Mill.  M.  mehr  als  4V2  Mill.  der  Selbstthätigeu  (also  meist  der  Familien)  der 
untersten  Classe.  Wie  ungleich  soll  denn  diese  Vertheilung  noch  werden,  bis  sie 
diesem  Optimismus  „bedenklich"  erscheint!     (S.  a.  a.  0.  S.  292  selbst  die  Daten.) 

Gewiss,  die  rroduetion  arbeitet  im  Grossbetrieb  wohlfeiler, 
öfters — freilich,  beiWcitcm  nicht  allgemein  I  —  auch  besser.  Sie  liefert 
dadurch  auch  den  unteren  Classen  als  Consumenten  Manches,  was 
sie  früher  entbehren  mussten,  weil  sie  es  nicht  bezahlen  konnten, 
manches  Andere  billiger  und  besser  (so  BekleidungsstoflFe,  einzelnes 
Hausgeräth,  auch  Genussmittel  [Zuckerl],  gewisse  ordinärere  Luxus- 
artikel). Auch  die  Arbeitsbedingungen  stellen  sich  öfters  im  Gross- 
betrieb für  die  Arbeiter  in  Bezug  auf  Arbeitsart,  Maass,  Last  und 
auch  wohl  die  LohuverhUltnisse  günstiger  als  im  Kleinbetrieb  auf 
demselben  Gebiete  der  Production. 
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Die  Vertheilnog,  nameDtlich  des  ans  der  Industrie,  dem  Handel 
herrührenden  Einkommens  nnd  Vermögens  in  der  Volkswirtbschaft 
wird  aber  nngleichmässiger,  die  Prodaction  nimmt  anch  deswegen 
eine  ungünstigere  Richtung  an,  denn  sie  arbeitet  doeh  in  grossem 
Umfang  nur  für  den  Luxus  der  Reichen.  Das  Einkommen  der 
letzteren  schwankt  aber  selbst  wieder  sehr.  Auch  deshalb  ein 
schwankenderer  Gang  der  Geschäfte,  periodischer  Wechsel  von 
Ueberspeculation  und  Ueberproductioo ,  Krise,  flauer  Zeit.  Der 
G^sammtbedarf  des  Volks  an  wirthscbaftlichen  Gütern  wird  freilich 
gerade  in  dem  System  der  freien  Concurrenz  vollkommener  be- 
friedigt, aber  er  gestaltet  sich  selbst  wegen  der  erwähnten  Ver- 
hältnisse weniger  den  Interessen  der  Gesammtheit  gemäss  und  oft 
in  hohem  Grade  nur  nach  den  Interessen  einer  kleinen  Minorität 
Schlimme,  allen  Betbeiligten  schädliche  sociale  Herrschaft s- 
und  Abhängigkeitsverhältnisse  zwischen  öffentlich 
rechtlich  gleichberechtigten  Staatsbürgern,  in  der  That 
ein  neuer  Feudalismus,  aber,  wie  schon  gesagt,  ohne  die 
guten  Seiten  des  letzteren,  ohne  sociale  und  sittliche  und  Rechts- 
pflichten gegen  die  von  ihm  abhängige  Bevölkerung,  sind  bei  dieser 
Gestaltung  der  Volkswirtbschaft  unvermeidlich.  So  bilden  sich 
auch  neue  Quellen  der  Unsittlichkeit  auf  beiden  Seiten  und  ent- 
stehen tiefe  Gefahren  fQr  den  Bestand  von  Gesellschaft,  Staat  und 
Cultur. 

Die  Torausgohende  Darlegung  bezeichnet  wesentlich  nur  die  Gest^tongs- 
tendeuzeu.  Es  ist  die  Aufgabe  der  Geschichte  nnd  besonders  der  Statistik, 
für  das  einzelne  Land  nnd  Volk  und  fur  eine  bestimmte  Zeit  näher  nachzuweiseo, 
wie  weit  diese  Tendenzen  sich  hier  verwirklicht  haben.  YerschiedenheiteD 
werden  sich  hier  immer  manche  ergeben,  namentlich  anch  deshalb,  weil  das  System 
der  freien  Concorrenz  in  verschiedenem  Umfange  durchgeführt  wird.  Ihre  tiefere 
theoretische  Begründung  findet  die  Grossbetriebstendenz  in  der  Industrie  besonder  ia 
dem  Productionskostengesetze  für  Fabrikate  orid  in  der  in  der  Indostrie  zeitweise  vor- 
kommenden Bildung  von  Renten  oder  Extragewinnen  derjenigen  ProduceDten,  welche 
wohlfeiler  prodnciren,  aber  zu  dem  dem  höheren  Kostensatz  anderer  Prodoceuten  eot- 
sprechenden  Preise  absetzen  können,  eine  Lage,  welche  dann  die  Mittel  und  Wege 
zu  einer  Ausdehnung  des  Betriebs  gewährt.  S.  oben  über  diese  Function  der  Rente 
S.  798.  Beachtenswerthe  Ausfuhrungen  hierüber  bei  Schaf fle,  See.  Körper,  IIL 
433  ff.     Weiteres  in  der  Theoretischen  Nationalökonomie. 

V.  —  §.  323  [138].  Schlussergebniss.  Aus  allen  voraiw- 
gebenden  Erörterungen  folgt,  dass  das  moderne  privatwirthsebatt- 
liche  System  der  freien  Concurrenz  einer  nothwendigen  Correctur 
uud  Ergänzung  bedarf.  Alles  Dargelegte,  nicht  zum  Wenigsten 
aber  auch  die  Thatsaebe,  dass  die  schwächeren  Elemente  unter 
den  Privatwirtbschaften  die  ungeheure  Mehrzahl  in  einem  Volke 
bilden,  führen  zu  dem  Scbluss,  dass  die  freie  Concurrenz  dorchai» 
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nicht  80  allgemeiD  and  überwiegend  günstige  Folgen  für  die  Pro- 
dnction  bat.  Aber  auch  wenn  das  in  weit  grösserem  Umfange, 
als  es  zagegeben  werden  kann,  der  Fall  wäre:  danach  wäre  das 
ganze  System  gar  nicht  allein  za  beurtheilen.  Das  mass  gleich- 
zeitig aach  nach  den  Folgen  des  Systems  fUr  die  Vert heilang 
des  Productionsertrags,  daher  illr  die  sociale  Lage  der  Classen 
und  Personen  und  für  die  Sittlichkeit  des  Volks  geschehen. 
Danach  betrachtet,  ist  das  System  überwiegend  ungünstig  zu  be- 
nrtheilen.  Es  wird  depigemäss  am  Allerwenigsten  als  Abschluss 
der  wirthschafLlichen  Entwicklung  zu  betrachten  sein.  Das  privat- 
wirthschaftliche  System  auf  dieser  Grundlage  der  freien  Goncurrenz 
verlangt  auch  wegen  dieser  notorischen  Nachtheile  theils  eine 
Gorrectur,  theils  eine  Ergänzung,  welche  ihm  besonders 
durch  das  gemeinwirthschaftliche,  daneben  auch  durch  das 
caritative  System  werden  muss. 

Vergl.  die  hiermit  vielfach  Übereinstimmende  Ansicht  schon  von  Rob.  ?.  Mehl, 
nach  den  Auszügen  aas  verschiedenen  Aufs&tzen  sehr  gat  dargestellt  von  Ernst  Meier, 
Tüb.  Ztschr.  1878,  S.  495  if. 

Bei  der  doch  nar  geringeren  Bedeotong  des  caritativen  neben  dem  privat-  und 
dem  gemeiuwirthschaftlichen  System  wird  dasselbe  hier  im  Zusammenhang  der  £r- 
örternngen  des  folgenden  Kapitels  mit  behandelt  (§.  336 — 339).  Das  empfiehlt  sich 
auch,  weil  das  caritative  System  mit  zur  Fürsorge  für  die  Befriedigung  von  Gemein- 
bedürfnlssen  dient.  An  dieser  Fürsorge  kann  auch  das  privatwirthschaftliche  System 
noch  mit  theilnehmen,  aber  nur  in  beschränktem  Maassc  und  mit  nicht  immer  be- 
friedigendem Erfolge.  Auch  das  wird  erst  im  Bahmen  der  Erörterungen  des  folgenden 
Kapitels  gezeigt  (§.  332  ii'.)«  sodass  dann  dort  die  Betrachtung  des  privatwirthschaftliche» 
Systems  erst  ihren  Abschluss  findet. 


Drittes  Kapitel. 

Das  gemeinwirthschaftliche  System. 

Erster  Hauptabschnitt 

Die  Oemeinbedürfnisse  und  die  Fürsorge  für  ihre 

Befriedigung. 

§.  324  [2.  A.  S.  251].   Vorbemerkungen  und  Litteratur. 

Ein  noch  wenig  untersuchtes  und  doch  hochwichtiges  Gebiet.  Von  Rau«  §.  75 
noch  ganz  unbeachtet,  von  Bosch  er  kaum  berührt,  dagegen  schon  etwas  näher  be- 
trachtet in  Hermann 's  staatswirthschaftlichen  Untersuchungen.  1.  A.  S.  15  ff.,  und 
eingehender  in  der  2.  A.  in  der  Abb.  H  von  den  Bedürfnissen,  S.  78  fiL,  pass.,  bes. 
94  ff.,  100  ff.,  auch  90.  92;  ähnlich,  aber  sehr  kurz,  in  der  Lehre  von  den  Gemein- 
wirthschaften  mehr  nur  vorausgesetzt,  von  Schäffle,  Syst.  3.  Aufl.  I,  102.  IOC. 
Rau ,  §.  75,  nimmt  den  Ausdruck  „individuelle  Bedürfnisse'"  in  einem  anderen  engeren 
Sinne,  im  Gegensatz  zu  den  allgemein  menschlichen,  nationalen  und  gcsellschafts- 
ständischen.    Für  die  Lehre  von   den  Gemeinwirthschaften  ist  die  Untersuchung  der 
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Gemeinbedürfnisse  fandamental.  Die  Einbeziehung  der  GemeinbedUrfnisse  in  die 
Nationalökonomie  hängt  übrigens  auch  wieder  mit  der  Anerkennung  der  ProdaciiTit&t 
der  Dienstleistungen  nnd  mit  der  Einreibung  derselben  und  der  „Verhältnisse'*  (§  119  tf.) 
unter  die  wirthschaftlichen  Güter  zusammen,  weshalb  Bau 's  Stillschweigen  über  di^e 
Bedürfnisse  und  die  für  ihre  Befriedigung  bestimmten  Guter,  die  Gemein-  oder 
Collectivgüter,  bei  seinem  Standpuncte  in  der  Frage  nicht  auffallen  kann.  Hermann's 
„GoUectivbedarfnisse'*  sind  mit  den  ron  mir  sogenannten  GemeinbedUrfnissen  nicht 
identisch,  wenn  auch  der  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ein  ähnlicher  ist.  In  den 
Gemein bedürfnissen  tritt  der  Character  des  Menschen  als  eines  tipov  7xo)atixov  nach 
der  Aristotelischen  Auffassung  besonders  hervor,  üeber  die  Polemik  gegen  meine 
Auffassfkqg  und  Behandlung  der  Gemeinbedürfnisse  (2.  A.  S.  251  ff.)  von  G.  Gohn 
(Tüb.  Ztschr.  1881,  S.  464  ff.)  und  E.  Sax  (Grundlegung  §.  29  ff.,  S.  179  ff.),  s.  o. 
§.  298.  Cohn  (a.  a,  0.  S.  468  ff.)  giebt  auch  längere  ^oszüge  aus  den  Erörterungen 
von  Hermann  und  zieht  auch,  was  ich  unterlassen  hatte,  die  1.  Aufl.  der  staats- 
wirthschaftlichen  Untersuchungen  heran.  Ich  beziehe  mich  Cohn  und  Sax  gegenüber 
auf  die  Auseinandersetzungen  mit  ihnen  in  §.  298. 

üeber  ß.  v.  Mo  hl 's  Theorie  der  gesellschaftlichen  Lebenskreise  s.  u.  §.  330. 
Vcrgl.  sonst  besonders  auch  Ahrens,  Naturrecht,  6.  A.,  Wien  1871,  bes.  II.  276  ff., 
286  ff..  ai9  ff.  und  passim. 

1.  Abschnitt. 
Die  Gremeinbedürfhisse. 

I.  —  §.  325  [139].  Individüal-  und  Gemeinbedürf- 
nisse. Die  Bedürfnisse  des  Mensehen  sind  schon  oben  (§.  24, 
S.  76)  vorläufig  auch  in  Individualbedürfnisse,  welche  aus  dem 
physisch -geistigen  Wesen  des  Einzelnen  als  solchen  and  in 
Gern  ein  bedürfnisse  (Collectivbedürfnisse),  welche  beim  Einzelnen 
aus  dessen  Angehörigkeit  zu  menschlichen  Gemein- 
schaften hervorgehen,  unterschieden  worden.  Die  Gemeinbe- 
dürfnisse sind  daher  eine  Conscquenz  der  socialen  (gesellschaft- 
lichen) Natur  des  Menschen.  Sie  ergeben  sich  aus  den  Verhältnissen 
des  menschlichen  Zusammenlebens  in  verschiedener  Weise  nacb 
den  Zwecksetzungen  der  Gemeinschaften,  welchen  der  Einzelne  als 
Glied  angehört. 

Zu  den  Indindnalbcdürfnissen  gehören  die  materiellen  Bedürfnisse,  welche  dorch 
Sachgüter  befriediget  werden,  fast  ganz,  nur  dass  die  Art  und  Weise  der  BefriedipiBf 
(selbst  bei  der  Nahrung,  mehr  noch  bei  der  Kleidung,  Wohnung  u.  s.  w.)  auch  bclwa 
durch  das  sociale  Wesen  des  Menschen  etwas  bceinilusst  wird  (Sitten,  Mode,  An- 
stand, übliche  Art  u.  s.  w.,  also  besonders  bei  den  Existenzbedürfnissen  zweiten  Gr»ds. 
§.  2r)S).  Die  Bedürfnisse  nach  persönlichen  Diensten  sind  zwar  auch  vielfach  nocfc 
Individualbedürfnisse,  so  namentlich  bei  der  Jugend,  beim  Alter  (Pflege  u.dgl.). 
aber  sie  stehen  noch  mehr  als  die  materiellen  Bedürfnisse  unter  dem  Einflüsse  da 
socialen  Natur  des  Menschen.  Die  Individualbedürfnisse  sind  selbstverständlich  beii 
Menschen  anders  geartet  als  beim  Thiere,  aber  doch  jenem  nicht  specifisch  eige»* 
thümlich.  Sie  linden  sich  vielmehr  ähnlich  auch  bei  den  Thieren,  besonders  beides 
höheren  Thicrarten. 

Erst  die  Gemeinbedürfnisse  sind  echt  und  wesentlick 
ausschliesslich  naenschliche  Bedürfnisse,   zu  welchen  man 
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in  der  Thierwelt  doch  nur  in  einzelnen  Fällen  entfernte  Analoga 
findet. 

In  der  Tbicrwelt  wie  in  der  Menschenwelt  wird  der  Einzelne  allerdings  in  eine 
Gemeinschaft  hinein  geboren,  welche  für  ihn  die  Verpflichtung  fühlt  und  übernimmt, 
seine  Eziäteuz  und  seine  Entwicklung  zu  schützen  und  zu  fördern,  solange  bis  er  das 
selbst  genügend  zu  thun  vermag.  Aber  schon  in  dieser  Lebonsperiode  besteht  zwi- 
schen der  Menschenwelt  und  selbst  den  höchsten  Classen  der  Thiere  doch  ein  im 
Wesentlichen  specifischer  Unterschied,  welcher  nach  dieser  Periode  noch  schärfer 
wird.  Die  Gemeinschaftsbeziehung  ist  bei  den  Thieren  eine  nur  physiologisch  be- 
gründete, daher  auf  das  Verhältniss  zwischen  Erzeugern  und  Erzeugten  in  der  Haupt- 
sache sich  beschränkende  und  mit  der  erreichten  genügenden  Entwicklung  der  letz- 
teren endende.  Bei  den  Menschen  dagegen  geht  die  auch  hier  zunächst  physio- 
logisch begründete  Gcmoinschaftsbeziehung  früh,  auch  in  primitiver  Stufe,  in  ethische 
über,  wird  eine  dauernde,  auch  über  die  Zeit  der  erreichten  Emancipation  hinaus, 
und  erweitert  sich  auf  diejenigen,  mit  welchen  die  Erzeuger  selbst  in  weiteren  mensch- 
lichen Gemeinschaftsbeziehungen  stehen  und  verschiedene  Gemeinschaften  bilden  (Fa- 
milie, Geschlecht,  Stamm,  Volk,  Standes-,  Wohn-,  Orts-,  Landes-,  Staatsgemeinschaft 
u.  a.  m.).  Der  Einzelne  wird  daher  hier  gleich  durch  seine  Geburt  und  dauernd  Glied 
mannigfaltigster  menschlicher  Gemeinschaften,  wozu  man  wiederum  in  der  Thierwelt 
nur  hie  und  da  einzelne  Analoga  findet.     (Vergl.  Schäffle,  Soc.  Körper  II,  40  ff.) 

Diese  zunächst  wesentlich  natürlichen  Gemeinschaften 
binden  den  Einzelnen,  sowie  er  zum  Bewusstsein  kommt,  auch  mit 
sittlichen  Rechten  und  Pflichten  an  sich  und  machen  ihn  eben- 
dadurch  aus  einem  isolirten  Atom,  einem  wahren  „Individuum'^, 
einem  bloss  mechanischen  Theil,  zu  einem  Glied  der  Gemein- 
schaft. Er  fühlt  sich  als  solches  Glied  und  die  Gemeinschaft, 
d.  h.  natürlich,  da  diese  immer  in  einer  Hinsicht  ein  begriffliches 
Abstractum  ist,  die  anderen  Glieder  der  Gemeinschaft,  fühlen  für 
ihn  als  ein  zu  ihnen  gehöriges  Glied  mit.  Aus  diesen  Verhält- 
nissen bildet  sich  das,  was  hier  ein  Gemeinbedürfniss  genannt 
wird,  und  darin  findet  es  seine  Erklärung. 

Alle  diese  Gemeinschaften  beruhen,  unbewusst  und  bewusst,  auf  Zweck- 
setzungen, dienen  Zwecken,  welche  solche  des  Einzelnen  als  Glieds  der  Gemein- 
schaft, damit  aber  auch  der  Gemeinschaft  selbst  sind.  Diese  sieht  im  Einzelnen  4hr 
Glied  und  durch  Erhaltung,  Sicherung,  Förderung  des  Einzelnen  erhält,  sichert  und 
fordert  sie  sich  selbst.  Diesen  Zwecken  liegen  aber  eben  jene  Bedürfnisse  zu  Grunde, 
welche  aus  den  verschiedenen  Gemeiuschaftsbcziehungen,  der  Folge  der  socialen  Natur 
des  Menschen  und  der  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens auf  gegebenem  Kaum  in  gegebener  Zeit,  hervorgehen. 

Zu  den  ursprünglich  natürlich,  physiologisch  begründeten  Gemeinschaftsbe- 
ziehungen treten  mit  der  Entwicklung  des  Volkslebens,  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse, der  Arbeitstheiluug,  der  Technik,  der  Cuitur  immer  neue.  Diese  gehen 
theils  unmittelbar  aus  den  Lebensverhältnissen  hervor,  jnachen  sich,  wie  die  rein 
natürlichen  (Familie,  Sippe,  Geschlecht,  Gens,  Stamm,  Volk)  „von  selbst",  grade  je 
mehr  die  einfacheren  ursprünglicheren  dieser  natürlichen  Gemeinschaften  (wie  der- 
jenigen des  Familien-,  des  Geschlechtsverbands)  ihre  Bedeutung  verlieren  oder  für 
die  neuen  Bedürfnisse  und  Zwecke  des  Gemeinschaftslebens  nicht  mehr  ausreichen, 
wie  in  der  engeren  durch  das  nähere  Zusammen  wohnen  bedingten  Ortsgemeinschaft 
(Gemeinde).  Theils  werden  neue  Gemeinschaftsbeziehungen  nun  auch  aus  Motiven 
des  Vortheils,  des  Interesses,  des  Ehr-  und  Pflichtgefühls,  der  fürsorgenden  Hilfe 
und  ans  verstandesmässigen  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  künstlich  herausgebildet, 
wobei  letzteren  falls  dann  Gesichtspuncte  der  Ökonomischen  und   technischen  Zweck- 

A.  Wagn  er,  Grundlegung.  8.  Auflage.  1.  Theil.  Orundlagan.  53 
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inässigkeit  mitspielen,  vielleicht  die  entscheidenden  sind.   Vgl.  hierzu  die  oben  S.  45 
besprochene  Schrift  von  F.  Tönnies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft. 

Wenn  nun  auch  die  Gemeinschaft  nicht  Selbstzweck  ist, 
sondern  stets  Mittel  für  die  Zwecke  der  Einzelnen,  der  allein 
wirklich  lebenden,  bedürfenden,  fühlenden,  denkenden^  nienscblichen 
Individuen,  aber  dieser  eben  nicht  als  isolirter  Atorae,  sondern 
als  in  der  Gemeinschaft  begrifflich  und  thatsächlich  zu  einer  Ein- 
heit, einem  Ganzen  zusammengefasster  Personen,  so  erscheint  doch 
auch  so  die  Gemeinschaft  als  das  Höhere,  Wichtigere  und 
Dauernde  (oder  wenigstens,  verglichen  mit  dem  Individuum, 
Dauerndere)  den  Individuen,  auch  als  ihren  Gliedern,  gegenüber. 
Ihre,  der  Gemeinschaft,  Interessen  sind  —  wenigstens  voraus- 
setzungsweise —  auch  die  wahren  Interessen  des  Individuums.  Die- 
selben werden  dann  als  Gemeinschaftszweck  gesetzt,  welcher  so 
wieder  zu  etwas  Selbständigem  und  den  Individualzwecken  Vor- 
gehendem wird,  aber  in  sich  eben  doch  diejenigen  Zwecke  auch 
des  Individuums  birgt,  welche  dasselbe  nur  in  und  mit  Gemein- 
schaften als  deren  Glied  mit  Erfolg  erfüllen  kann. 

Damit  gelangen  wir  zur  genaueren  Darlegung  des  Wesens 
der  „  G  e  m  e  i  n  b  e  d  ü  r  f  n  i  s  s  e  ".  Es  sind  solche  Bedürfnisse,  welche 
die  Individuen  als  Glieder  menschlicher  Gemeinschaften 
empfinden,  denen  sie  von  Natur  und  gezwungen  oder  nach  freier 
Wahl  angehören  —  bewusst  oder  unbewusst  empfinden:  letzteren- 
falls  Dritte  bewusst  und  pflichtmässig  für  sie  (z.  B.  Erwachsene 
für  Kinder);  Bedürfnisse  ferner,  welche  sie  um  ihrer  selbst, 
wie  um  der  Anderen,  mit  ihnen  die  betreffende  Gemeinschaft 
bildenden  Individuen  und  um  dieser  Gemeinschaft  Willen  be- 
friedigt haben  wollen  und  müssen ;  und  Bedürfnisse  endlich,  deren 
Befriedigung  es  allein  möglich  macht,  dass  ein  gesellschaft- 
liches Zusammenleben,  ein  wirthschaftliches  Zu- 
sammenwirken menschlicher,  mit  eigenem  Willen  begabter 
Einzelwesen,  darunter  auch  in  gewissen  Lebenszeiten  und  Lagen 
des  Individuums  der  Selbstfürsorge  ganz  oder  grossentheils  un- 
fähiger stattfinde,  ohne  allzu  störende  Reibungen  und  feindliches 
Gegeneinanderwirken ,  als  Folge  von  individuellen  Willens-  und 
Handlungsconflicten,  und  mit  möglichst  zweckmässigem  Ftir- 
einander- Wirken,  als  Folge  gemeinsamer  Willens-  und  Handlungs- 
richtung auf  die  Gemeinschaftszwecke  hin,  sodass  die  Interessen 
der  Gemeinschaften  und  ihrer  Glieder  thunlichst  gefördert  werden. 


Wesen  der  Gemeinbedürfnisse.  ^31 

Eine  Darlegung  des  Wesens,  keine  eigentliche  Begriffsbestimmnug  ist  mit 
diesen  Sätzen  beabsichtigt  In  einer  knappen  Formel  wttsste  ich  keine  andere  Be- 
griJfsbestimmnng  der  GemcinbedUrfnissc,  als  die  am  Eingang  dieses  §.  gegebene,  zu 
liefern.  Diese  Darlegung  weicht  in  der  Fassung  Ton  den  Ausführungen  anderer 
Autoren  (Hermann,  Schäfile,  Sax)  mehr  ab,  als  dem  Sinne  nach,  wenn  auch  in 
letzterer  Hinsicht  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  uns  bestehen,  besonders  Her- 
mann gegenüber,  trotzdem  dessen  Auffassung  auch  der  meinen  wieder  Verwandtes 
enthäh.  Auch  er  knüpft  bei  der  Erörterung  des  Wesens  der  Gemeinbedürfnisse  an 
die  sociale  Natur  des  Menschen  an  („in  allen  Einzelnen  lebt  doch  die  Sociabilit&t  als 
Grundzug  ihres  Wesens'*,  staatsw.  Untersuchungen  2.  A.  S.  93).  Seine  Bcgritfsbestim- 
mung  scheint  sich  mir  mit  seinen  Aubfuhrungeu  aber  nicht  recht  zu  decken  und  ist 
mir  zn  eng:  „Gemeinbedürfnisse,  Collecti?bedürfnisse*'  heissen  ihm  „Bedürfnisse 
einer  Mehrheit  ?on  Menschen,  als  eines  Ganzen,  deren  Befriedigung  lediglich  der 
Gesammtheit  ohne  Bezeichnung  einzelner  Mitglieder  der  Verbindung  und  ihres  An- 
theils  dargeboten  wird**  (S.  93).  S.  dazu  G.  Cohn's  Bemerkungen  (a.  a.  0.  S.  473  fF.), 
die  mir  aber  das  Schiefe,  Falsche  und  zu  Enge  bei  Hermann  nicht  zu  treffen 
scheinen.  Sax'  Auffassung  und  Begriffsbestimmung  (a.  a.  0.  S.  ISO.  s.  o.  S.  76S) 
stehen  meiner  Ansicht  näher,  mehr  als  Sax  selbst  anzunehmen  scheint.  Ich  halte 
nur  seine  Ausdrucksweise  nicht  für  deutlich  genug  und  seine  Definition  für  zu 
geschraubt. 

Alles  was  ich  hier  in  der  Darlegung  des  Wesens  der  Gemeinbedurfnisse  ent- 
wickelt habe,  lag  implicite  auch  meiner  älteren  Auffassung  in  den  früheren  Auflagen 
zn  Grunde  und  hätte  anch  von  meinen  Kritikern  als  Kern  meiner  Lehre  von  den 
Gemeinbedürfnissen  erkannt  werden  können.  In  ihrer  Kritik  tritt  dieser  Kern  aber 
m.  E.  nicht  hervor.  Ob  ich  jetzt  nach  der  genaueren  Darlegung  meiner  Gedanken 
mehr  Zustimmung  bei  den  genannten  Autoren  finde,  muss  ich  dahin  gestellt  sein 
lassen.  Waren  ihre  Vorwürfe,  was  ich  eben  bestreite,  früher  sachlich  bereclitigt,  so 
werden  sie  es  anch  jetzt  noch  sein,  da  meine  sachliche  Auffassung  im  Kern  wie 
gesagt  dieselbe  geblieben,  nur,  wie  ich  hoffe,  Missverständnissen  jetzt  weniger  aus- 
gesetzt ist.  Insbesondere  halte  ich  G.  Cohn  gegenüber  an  der  folgenden,  von  ihm 
hauptsächlich  mit  angegriflenen ,  übrigens  anch  von  Hermann  angedeuteten  Auf- 
fassung fest. 

Die  Gemeinbedtirfnisse  weisen  nun  auch  schon  durch  ihre 
Natur  auf  ein  anderes  Prineip  der  Regelung  der  Kosten- 
deckung, der  Entgeltliehkeitsverhältnisse  und  auf  ein  anderes 
System  der  Veranstaltungen  und  Einrichtungen  zur  Beschaffung 
(Production)  der  Befriedigungsmittel,  der  sogen.  Gemeingüter, 
und  der  Zuführung  derselben  zur  Bedürfnissbefriedii^ung  an  die 
bedürftigen  Mitglieder  der  betreffenden  Gemeinschaften  hin:  nein- 
lieh auf  das  gemeinwirthschaftliche  Prineip  und  System, 
statt  des  auf  diesem  Gebiete  nur  in  geringem  Maasse,  wenngleich 
immerhin  mit  anwendbaren  privatwirthschaftlichcn  und  caritativen. 
Das  wird  im  Folgenden  mit  seine  nähere  Darlegung  und  Begründung 
erfahren. 

II.  _  §.  326  [139].    Arten  der  Gemeinbedürfnisse. 

A.  Das  allgemeine  und  principale  Gemeinbedürfniss  der 
Rechtsordnung   in   der  Volksgemeinschaft  und  Volkswirthschaft. 

B.  Specielle  Gemeinbedürfnisse,  welche  aus  bestimmten 
Genieinschafts Verhältnissen    hervorgehen.     Theils    specia- 

lisirt  sich  danach  das  Gemeinbedürfniss  der  Rechtsordnung,  theils 
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entwickelD   sich  solche  Gemeinbedürfiiisse  auch  selbständig  unter 
dem  Einflass  eines  anderen  Gemeinschaftsmoments.  Hierhin  gehören: 

1)  die  „räumlichen"  oder  „örtlichen", 

2)  die  „zeitlichen", 

3)  die  im  engeren  Sinn  so  zu  nennenden  „gesellschaftlichen" 
oder  „Klassen-GemeinbedUrfnisse" ;  Ausdrücke,  welche  im  Folgen- 
den ihre  Erklärung  finden. 

A.  —  §.327  [140].  Das  wichtigste,  allen  voranstehende  6e- 
meinbedürfniss,  welches  aus  dem  menschlichen  Zusammenlebeu 
entspringt,  ist  dasjenige  nach  einer  festen  Rechtsordnung  im 
Volke,  sowohl  für  die  persönlichen  Beziehungen  der  Individuen 
unter  einander  und  für  die  Sicherung  der  politischen  Unab- 
hängigkeit des  Volks  und  seines  Staats  nach  Aussen,  als  nament- 
lieh  auch  für  den  wirthscbaftlichen  Verkehr  der  Einzel- 
wirthschaften. 

Aebnlich  Hermann  S.  95,  besonders  aucb  was  den  Panct  der  Selbständigkeit 
der  Nation  anlangt,  cbaracteristiscb  für  Hermann's  nationalökonomiscbe  EntwickloDg: 
scbarfes  Hervortreten  des  „nationalen  Macbtzwecks''  in  allen  neueren  deutschen 
Staatswissenscbaften:  Wabxes  CoUectiTbedürfniss:  dass  der  Landesrertbeidignng  und 
der  Becbtspflege.  S.  aucb  y.  Holtzendorff,  Principien  der  Politik,  Berlin  1869, 
Kap.  8.  Hermann  specialisirt  indessen  die  weiteren  GemeinbedOrfnisse  (§.  328  £) 
nicbt  genügend. 

Die  Entwicklung  der  Persönlicbkeit  der  einzelnen  Volks-  and  Staatsangebörigea, 
diejenige  des  Volks  als  Ganzen  und  die  Ausbildung  des  priratwirtbscbaftlicben  Yer- 
kebrssystems  selbst  baben  das  Vorbandensein  und  die  Sicberung  einer  solchen  festeo 
Becbtsordnung  zur  unumg&nglicben  Voraussetzung.  Diese  Recbtsordnung  mnss  die 
näheren  Bestimmungen  für  die  Verkehrsrecbtsbasis  des  privatwirtbscbaftlichen  Systems, 
bei  den  modernen  Cultunrölkem  also  namentlich  die  Bestimmungen  über  persönliche 
Freiheit ,  PriTateigenthum ,  Vertragsrecht  u.  s.  w. ,  über  freie  Goncurrenz  und  deren 
etwaige  weitere  Beschränkung  treffen  (§.  306).  Die  Aufstellung  und  Wahrung  dieser 
Rechtsordnung  hat  im  Wesentlichen  der  Staat  zu  übernehmen,  welchem  die  noth- 
wendigen  Macht-  und  Zwangsmittel  dafür  zur  Verfügung  stehen  müssen  (Buch  6). 

Die  Theorie  der  unbedingten  Allgemeingiltigkeit  der  freien  Goncurrenz  leidet 
an  der  Inconsequenz,  dass  sie  für  diese,  von  ihr  freilich  ?iel  zu  einseitig  formuliite 
Verkehrsrechtsbasis  doch  den  Staat  nicht  entbehren  kann.  Vergl.  o.  §.  313,  bes.  die 
Ansichten  von  Prince-Smith  und  seiner  Schule,  die  eben  doch  den  Staat  wie 
einen  deus  ez  machina  brauchen,  um  „gegen  Vergewaltigung  zu  schützen^*.  Die 
neueren  Naturrechtslehrer  (Rechtsphilosophen)  und  theoretischen  Politiker  der  or- 
ganischen Staatsauffassung,  wie  z.  B.  Ahrens,  a.  a.  0.,  dann  auch  A.  Tren- 
delenburg a.  a.  0.  §.  9.3  ff.,  103  ff.,  (Verkehr),  §.  150  ff.,  157  ff.,  162  ff.,  H.  Escher 
a.  a.  0.  haben  die  Einseitigkeit  der  nationalokonomischen  Schule  der  freien  Concurre&x 
auch  in  dieser  Hinsicht  seit  lange  abgewiesen.  Trendelcnburg  irrt  nur,  wenn  er 
die  Ansicht,  gegen  welche  er  polemisirt,  kurzweg  „die  nationadOkonomische*',  statt 
„eine  nationalökonomische''  nennt. 

Die  EiDrichtnngen  und  Veranstaltungen  zur  Herstellung  und 
Zuführung  des  Gemeinguts  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirtb- 
schaft lassen  sich  auch  als  die  socialrechtlichen  Voraus- 
setzungen derVoIkswirthscbaft  bezeichnen  und  sind  fOr 
die  Production  und  Vertheilung  des  Ertrags  der  Volkswirthschaft 
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oder  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  gleich  wichtig, 
zum  Theil  gradezu  entscheidend.  Sie  hängen  natürlich  von  der 
Zeit  und  dem  Ort  wieder  wesentlich  ab,  sind  also  in  ihrer  Er- 
scheinungsform historische,  keine  absolute  Kategorieen. 

In  diesem  Werke  sollen  sie  voruemlicli  nur  für  die  moderne  Zeit  der  west- 
und  mitteleuropäischen  Völker  untersaclit  werden  (Bach  6,  Kap.  2  and  überhaupt 
Abth.  2  der  Grundlegung). 

ß.  —  §.  328  [141,  142].  Die  speciellen  Gemein- 
bedürfnisse. 

1.  ,,Räumliche''  oder  „örtliche^'  Gemeinbedüri'nisse  nennen 
wir  diejenigen,  welche  aas  den  Beziehungen  der  Menschen,  des 
Volks  und  seiner  grösseren  und  kleineren  Gruppen,  zum  Boden, 
als  ihrem  Wohngebiete  und  Arbeitsfelde,  oder  m.  a.  W.  aus 
der  räumlichen  Bedingtheit  und  örtlichen  Vertheilung 
der  Bevölkerung  über  das  in  Betracht  kommende  Gebiet  (Land) 
hervorgehen.  Die  Verschiedenartigkeit  dieser  örtlichen  Vertheilung 
bedingt  verschiedenerlei  örtliche  Gemeinschaftsbeziehungen,  an 
welche  sich  dann  bestimmte  Gemeinbedürfniäse  anknüpfen,  einmal 
nach  Arten  der  räumlichen  Gemeinschaft,  um  die  es 
sich  handelt,  ferner  nach  Arten  des  Gemeinschaftsinteresses, 
welches  ein  (objectives)  GemeinbedUrfniss  hervorruft. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  sind  nach  den  Zusammenlebe-Verhält- 
uissen  von  der  kleinsten  bis  zur  grössten  räumlichen  Gemeinschaft 
Unterscheidungen  zu  machen. 

Wobnnng  (selbst  Zimmer,  das  rorschiedenen  Interessenten,  Familien  gemeinsam 
als  Wohnraum  dient,  proletarische  WohnungSTcrhältnisse),  Stockwerk.  Hans  (Gemein- 
samkeit der  Treppen,  Flure  a.  s.  w.),  der  Strasse,  des  Stadttheils,  der  Gemeinde,  des 
Kreises,  Bezirks,  der  Provinz,  des  Staates  selbst,  als  des  grOssten  Kreises  räomlichor 
Gemeinschaftsbeziehungen  in  der  Y olkswirthschaft ,  und  darüber  noch  hinans  der 
Staatennachbarschaft. 

Für  die  Rechtsordnung  stellt  sich  hier  die  Aufgabe,  diese  mannigfaltigen  Ge- 
meinschaftsbeziehuDgen  zu  regeln,  um  eine  gentlgende  Befriedigung  der  Gemein- 
bedttrfnisse zu  sichern.  Die  Fürsorge  hierfür  liegt  in  den  wichtigsten  Fällen  ?or- 
ncmlich  dem  gemein wirthschaftlichon  System  ob.  Dabei  ist  die  besonders 
schwierige  Aufgabe,  die  bezüglichen  Functionen  zwischen  den  freien  und  den 
Zwangsgcmeinwirthschaften  und  wieder  zwischen  den  einzelnen  Arten  der  letz- 
teren (Staat  einer-,  SelbstverwaltungskOrper,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde  andrerseits) 
richtig  zu  vertheilen  (Fragen  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung,  Selbstregierung 
der  kleineren  räumlichen  Kreise). 

b)  Objcctive  Gemeinbeddrfnisse  nach  Arten  des  örtlichen  Gemein- 
schaftsinteresses sind  insbesondere  folgende: 

Die  Enteignungs- (Zwangsentcignungs-)  Bedürfnisse,  betreffend  die  Mittel 
und  Wege  ausserhalb  des  Ycrtragsrechts  zur  Beseitigung  der  dem  allgemeinen  Inter- 
esse entgegenstehenden  Privatrechte  (Eigenthums-  und  dingliche  Rechte  überhaupt) 
am  Grund  und  Boden,  um  diesen,  bzw.  bestimmte,  da  und  da  gelegene,  so  und  so 
beschatfeno  Grundstücke  deijenigen  Benutzung  zuzuführen,   welche  die  jeweilig  dem 
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Gemeinschaftsintcresse  wichtigste  und  nothwendigste  (bzw.  die  dafür  geltende)  ist 
S.  2.  Aufl.,  Abth.  2.  Kap.  5  darüber.  L  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  67;  Handb. 
1.  A.,  S.  144,  nennt  das  bezügliche  Gebiet:  EntWährung.  Er  versteht  darunter:  „das 
Becbt  und  das  Verfahren  des  Staats,  vermöge  deren  derselbe  durch  seine  Verwaltung 
ein  wohlerworbenes  Privatrecht,  dessen  Aufhebung  als  eine  unabweisbar  gewordene 
Bedingung  der  allgemeinen  Entwicklung  anerkannt  ist,  gegen  Rückerstattung  seines 
Werths  oder  gegen  Entschädigung  und  nach  gesetzlichen  Formen  aufhebt''.  Es  ist 
das  grosse  Verdienst  St  ein 's,  hier  für  eine  Reihe  hochwichtiger  einzelner  Staats- 
eingriffe in  das  Prirateigentham  ein  oberstes  leitendes  Priucip  in  der  Wissenschaft 
aufgestellt  und  begründet  zu  haben.  Vor  Stein  war  namentlich  bei  den  National- 
ökonomen die  Untersuchung  gewöhnlich  auf  die  isolirten  Fälle,  Gran  den  tlastong 
u.  dergl.  beschränkt  Die  Enteignung  bezieht  sich  nach  dem  rechtsphiiosophischen 
Begriü'  nicht  auf  den  Boden  allein,  aber  ist  bei  diesem  vorzugsweise  wichtig.  An 
dieser  Stelle  kommt  hier,  wo  es  sich  um  Ortliche  Verhältnisse  handelt,  au  die  sich 
ein  Gemeinschaftsinteresse  knüpft,  die  Boden-Enteignung  auch  besonders  in  Betracht  — 
Es  ist  wieder  ein  Fehler  der  älteren  Nationalökonomie,  Fälle  wie  die  Gründen  tlastong 
als  ganz  einzig  dastehend  anzusehen.  Aehnliches  kann  und  wird,  bald  zur  lierstellaDg 
wirthschaftlicher  Verkehrsfreiheit  (s.  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Ueid.  1S55, 
S.  106  und  passim),  bald  zur  Hinüberfahrung  der  privatwirthschaftlichen  Einrichtung 
für  die  Bedürfnissbefriedigung  in  die  gemeinwirthschaftliche  in  jedem  Zeitalter  eines 
fortschreitenden  Gulturvolks  und  Cultnrstaats  vorkommen.  Privattelegraphie,  Phrat- 
eisenbahnen,  Privatbergwcrke ,  Privatwasserleitungen,  in  Städten  u.  dgl.  m.  können  in 
einer  baldigen  Zukunft  dieselbe  Rolle  im  Enteignungswesen  spielen,  wie  Zehnten  in 
den  30er  und  40er  Jahren  in  Deutschland.  Die  Bodenenteignung  geht  in  diesen 
Fällen,  wie  freilich  bei  allem  meliorirten  Boden,  bei  mit  Gebäuden  besetztem,  schon 
in  die  kapitalistische  Enteignung  mit  über.  Allgemeinere  derartige  Enteignungen 
(Fabriken,  Bank-,  Versicherungsgeschäfte)  würden  in  einer  zur  vollen  socialistischen 
Organisation  übergehenden  Volkswirthschaft  Toraussetzungsweise  auch  Gemein  bedürfhisse 
geworden  bzw.  als  solche  anerkannt  worden  sein.  Jedenfalls  sind  Enteignungsbedürfnisse 
als  wahre  Gemeinbedürfnisse  im  eminenten  Sinne  des  Worts  zu  bezeichnen. 

Gemein bedürfnisse,  welche  sich  an  die  geordnete  Benutzung  der  Elemente 
Wasser  und  Feuer  anknüpfen.  Auch  für  das  Folgende  ist  L.  Stein 's  Verwaltungs- 
lehre  zu  vergleichen,  Handb.  S.  150  ff.  Ich  habe  seine  Terminolo^e  znm  Thal 
adoptirt,  übrigens  privatim  in  den  Vorlesungen  seit  lange  eine  ähnliche  Systematü 
wie  er  in  der  sog.  Volkswirthschaftspolitik  oder  wirthschaftlichen  Verwaltangslehie 
befolgt.  S.  meine  nachträglichen  Bemerkungen  zu  dem  Referat  über  Actiengesellscb. 
in  Hildebr.  Jahrb.  XXI,  335.  Neben  Stein  vgl.  auch  H.  Rösler,  soc.  Yerwaltongs- 
recht  I,  2.  Buch.  —  Gemeinbedürfnisse  des  Versicherungswesens,  am  zufiUij 
den  Einzelnen  betreffende  Schäden  von  einer  Gesammtheit  tragen  zn  lassen  (s.  Aber 
das  allgemeine  ökonomische  Princip  aller  Versicherung  meine  Abh.  Versicherungs- 
wesen im  Schönberg'schen  Handbuch  B.  HI,  im  Anfang).  —  GemeinbedUrfnisse  des 
Verkehrswesens  (in  diesem  Sinne),  nemlich  des  Umlaufswesens  (Maass  hb^ 
Gewicht,  Geld  und  Münze,  Credit  und  Bauken)  und  des  Communications- ob^ 
Transportwesens  (Wege,  Transportleistungen,  Verkehrsaustalten) ,  um  in  des 
arbeitsgegliederten  Volkswirthschaften  dem  Verkehr  die  Mittel  und  Wege,  deren  er 
zu  seiner  Entwicklung  bedarf,  zu  gewähren.  —  Gemeinbedürfnisse  der  Gesundheit 
und  Beinlichkeit  (öffentliches  Gesundheits-  oder  Sanitätswesen,  Reinigangswesei^ 
Grade  die  neueste  Entwicklung  der  naturwissenschaftlichen  Kenntnisse  auf  diesa 
Gebiete  (Pilz-,  Bacillen-Theorie  u.  s.  w.)  hat  ad  hominem  demonstrirt,  wie  sehr  es 
sich  hier  um  Gemeinbedürfnisse,  nicht  um  blosse  Individualbedürfnisse  handelt- 
Gemeinbedürfnisse  der  Religio  nsübung;  der  Sittlichkeit;  der  Bildung  aa^ 
des  Unterrichts;  der  Humanität  (Hilfs- und  Armen wesen) ;  der  Vergnügangel 
(z.  B.  Theater). 

Endlich  selbst  Gemeinbedürfuisse  hinsichtlich  der  gemeinsamen  Versorgung  itf 
gewissen  Sachgütern,  wenn  die  Technik  der  Production  und  VertbdlBtf 
dieser  Güter  dem  Individualbedürfniss  die  Natur  eines  Gemeinbudürfnisses  giebt  (6ss. 
Wasser  u.  A.  m.  in  grossen  Städten).  (S.  auch  u.  §.  384  und  mein  Rdent 
über  Actiengesellscb.  auf  d.  Eisen,  soc.-pol.  Versammlung  1873,  besonders  in  Hild^ 
Jahrb.  XXI,  S.  272,  These  5  u.  6,  und  die  Widerlegung  der  Einwendungen  Engeln 
ob.  S.  337.    Jetzt  meine  Fin.wiss.  II,  1.  A.,  §.  314,  2.  A.,  $.  65.) 
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Diese  Entstehung  von  GemeinbcdUrfnissen  unter  dem  Einflass  der  fortschreitenden 
Technik  wird  von  Cobn  a.a.O.  besonders  in  meiner  Theorie  bemängelt  und  auch 
Sax  ((irundlejs:ung  S.  1S5,  Note)  siebt  in  dieser  Auffassung  eine  lucongraenz  mit  der, 
dass  das  sociale  Wesen  des  Menschen  zu  Gemeinbedttrfnissen  führe.  Ich  meine,  dass 
diese  Incongrucnz  hier  doch  nicht  besteht.  Ein  Einzelner  mag  das  BedUrfuiss  nach 
Wasser,  Gas  als  IndividualbedUrfniss  fahlen,  aber  indem  za'hlreiche  Einzelne  als  eine 
Gemeinschaft  dann  finden,  dass  sie  nur  durch  gemeinsame  Veranstaltungen  unter  sich 
überhaupt  genüg:end  zu  einer  Befriedigung  eines  solchen  Bedürfnisses  gelangen  kOnnen, 
daher  sich  zu  diesem  Gomeinschaftszweck  verbinden  müssen,  entsteht  in  der  That  ein 
Gemeinbedürfoiss,  ähnlich  wie  in  den  anderen  Fällen  und  wie  auch  in  dem  HauptfaU 
der  Rechtsordnung  und  zwar  hier  unter  dem  Einfluss  der  Erwägungen,  welche  die 
Technik  der  erforderlichen  Veranstaltung  hervorruft,  grade  aus  den  „Verhältnissen 
des  menschlichen  Zusammenlebens*',  hier  dos  örtlichen,  heraus,  mit  der  Entwicklung 
der  Technik  denn  auch  immer  mehr.  Die  regelmässige  Herstellung  der  Güter  zur 
Befriedigung  solcher  Gemeinbedürfnisse  (Gemeingüter)  verlangt  oft  besondere  grosse 
Anstalten  hierfür,  deren  Debernahmo  und  Betrieb  durch  einzelne  Arten  der  Gemein- 
wirthschaften  statt  durch  Privatwirthschaften  dann  vielfach  wieder  durch  die  Kechts- 
Ordnung  geregelt  werden  muss.  (Vergl.  mein  gen.  Referat,  besonders  Abth.  I  der 
Thesen  (1 — 7)  und  die  dazu  gehörigen  Ausführungen,  sowie  die  Debatte  über  diese 
Puncto  in  der  Eisen.  Versammlung  1873). 

§.329  [143].  —  2.  „Zeitliche"  Gemeinbedürfnisse  nennen  wir 
solche,  welche  sich  aus  der  „zeitlichen  Vertheilung  der  Be- 
völkerung", daher  ans  der  Gemeinschaft  gleichen  Lebens- 
alters, aas  der  Zusammengehörigkeit  zu  Generationen 
und  aus  den  in  diesen  Gruppen  sich  bildenden  Gemein- 
schaftsinteressen ergeben. 

a)  Das  Volk  setzt  sich  ja  aus  Individuen  verschiedenen 
Lebensalters  zusammen  und  zerfällt  dadurch  in  Altersgruppen 
mit  gewissen  Gemeinschaftsinteressen,  welche  aus  diesen  Alters- 
verhältnissen entspringen  und  hier  dann  zu  speciellen  Gemein- 
bedttrfnissen führen. 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  hier  diejenigen  Altersgruppen,  deren  Augehörige 
unfähig  oder  ungenUit[;end  fähig  sind,  fUr  sich  selbst  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  zu 
sorgen.  Hier  entstehen  eigenthilmliche  zeitliche  Gemeinbedürfnisse,  besonders  für  die 
Cnerwachsenen  oder  die  Kinder  und  zum  Theil  auch  fUr  die  erwerbs- 
unfähigen und  Termögenslosen  alten  Personen  oder  die  Greise. 

a)  Die  Gemeinbedürfnisse  der  Kinder  bestehen  im  Unterrichts-  und 
BildungsbedUrfuiss  (Frage  des  Schulzwangs),  in  dem  Schutz  ?or  früh- 
zeitiger übertriebener  Ausbeutung  durch  die  Erwerbsarbeit  (Arbeiter- 
schutzrecht. Bestimmungen  über  Kinderarbeit),  im  Vormundschafts-  und 
Pflegschaftsbedürfniss  bei  Waisen.  Für  die  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  aUeia 
die  Eltern  und  die  erwachsenen  Verwandten  sorgen  zu  lassen,  hat  sich  erfahrungs- 
gemäss  als  unzulänglich  erwiesen.  Es  muss  eben  deshalb  wieder  eine  eigenthüm- 
liche  gemeinwirthschaftliche,  eirentuell  caritatire  Fürsorge  eintreten.  Der  ursprüngliche 
Widerstand  der  englischen  und  continentalen  nationalökonomischen  Theoretiker  der 
späteren  Smith  sehen  Schule,  Senior's  u.  a.  m.  gegen  Fabrikgesetzgebung  dieser  Art 
ist  jetzt  ziemlich  verstummt.  Aber  die  innere  principiello  Abneigung  z.  B.  eines  so 
ehrlich  consequcnten  Mannes  wie  Prince-Smith  gegen  die  Fabrikgesetze  betr. 
Kinderarbeit  ist  ein  characteristisches  Zeichen  jener  älteren  Auffassung,  die  mit 
Unrecht  andere  deutsche  Freihändler  als  niemab  vorhanden  bezeichnet  haben.  Vgl. 
Prince-Smith  in  d.  Aufs.  Jacoby's  Ziel  der  Arbeiterbewegung  in  der  Berliner 
Vierteljahrssfhrift  1870,  I. 
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ß)  Bei  den  Groiseu  (Wittwen)  fehlt  die  priTatwirthscbafüicho  Erwerbs Ahig- 
keit  des  Alters  oder  der  Lebensstellang  wegen  (z.  B.  bei  Wittwen)  ?ielfacb,  obne  dass 
Rentenbezüg  immer  Abhilfe  gewährt.  Insofern  liegen  hier  wieder  GemeinbedQrfnisse 
der  AltersTcrsorgong  (Arbeits -Inraliden,  Alters-,  Wittwen  -  Pensionswesen  a.  s.  w.) 
vor,  für  welche  das  pri?atwirthscbaftliche  System  auf  der  Basis  der  freien  Goncnrrenz 
keine  ausreichende  Fürsorge  tri£ft,  weshalb  abermals  das  gemeinwirthschaftliche,  event. 
das  caritative  System  eintreten  muss  (Fragen  des  Arbeiter- Versicherungswesens). 

Verwandte  Fälle  betreffen  Kranke  (auch  Geisteskranke). 

b)  Das  ,yVoIk''  umfasst  nicht  nur  das  gerade  lebende  Ge- 
schlecht,  sondern  seinem  Begriff  nach  auch  die  späteren  Gene- 
rationen, die  „noch  ungeborenen  Geschlechter^'  mit.  Aus 
diesen  Verhältnissen  entspringen  gewisse  Gemeinbedürfnisse  ,,ktini- 
tiger  Geschlechter'*  oder  des  „Volks  in  seiner  Zukunft  gedacht": 
Bedtlrfnisse,  welche  auf  Wahrnehmung  der  Interessen  dieser  zu- 
künftigen Menschen  auch  in  der  Volkswirthschaft  des  jetzt  leben- 
den Geschlechts  hinausgehen:  insbesoodere  an  möglichster  Er- 
haltung und  richtiger  (schonsamer)  Benutzung  der  Natur- 
schätze des  Bodens,  der  Vorzüge  des  Klima's. 

Das  privatwirthschaftliche  System  bringt  hier  die  Gefahr  einer  einseitigen  Bflci- 
sichtnahme  anf  die  Bedürfnisse  der  Jetztlebenden  und  oft  selbst  nur  der  augenblick- 
lichen PriFateigenthtlmer  des  Bodens  mit  sich,  was  aus  der  Bewirthschaftang,  der 
Benutzung  zur  Vcrwirthschaftung  der  Naturschätze  des  Bodens  ftlhren  kann,  i^  muss 
daher  wiederum  durch  die  Rechtsordnung  des  Staats  und  zam  Theil  durch  directes 
Eingreifen  dos  gemein wirthschaftlichen  Systems  (Uebemahme  des  Eigenthums  an  dea 
Staat,  an  die  Gemeinde,  Controle  des  Staats  über  das  private  Grundeigonthum  und 
dessen  Bewirtbscbaftung)  diesen  Gefahren  im  Interesse  der  ktlnftigeu  Geschlechter 
vorgebeugt  werden:  so  im  Forstbau,  Bergbau,  in  der  Jagd  und  Fischerei,  vieUeicht 
später  selbst  in  der  Landwirthschaft  (Gefahr  der  Erschöpfung  des  Bodens  an  Mineral- 
substanzen, ohne  Garantie  des  Wiederersatzes).  Vgl.  auch  Es  eher,  Politik  I,  §.  3, 
der  mit  Recht  betont,  dass  auch  der  Staat  die  „noch  ungeborenon  Geschlechter**  mit 
umfasse.  —  Die  Forst-  und  Berghoheit,  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  fiscalischen 
Bergregal,  findet  in  diesen  volkswirthschaftlich  durchaus  richtigen  Gcsichtspuncten  ihre 
principiello  Berechtigung,  was  die  Schule  der  freien  Concurrenz  und  des  absoluten 
Privateigenthums  auch  nicht  immer  zugestanden  hat. 

Auch  diese  Kategorie  der  „zeitlichen  GemoinbedUrfnisse"  hat  vor  Kritiken 
(G.  Cohn)  keine  Gnade  gefunden.  Ich  halte  sie  gleichwohl  aufrecht,  natürlich  oboe 
mich  auf  den  Namen  zu  capricircn,  wenn  man  einen  anderen  geeigneteren  vorzieht, 
den  ich  freilich  nicht  kenne.  Der  leitende  Gedanke  bei  dieser  Kategorie  entspridit 
durchaus  dem,  was  oben  über  das  Wesen  der  Gemeinbedürfnisse  gesagt  wurde.  Dtss 
„Andere"',  „Dritte**  (die  Erwachsenen  für  die  Kinder,  die  Kräftigen  für  die  Grcbe, 
die  Lebenden  für  die  Noch-Dngeborenen)  hier  das  Bedürfniss  bewusst  oder  Uborhtnpt 
nur  empfinden  und  für  seine  Befriedigung  die  Vorkehrungen  treffen,  tritt  bei  dieser 
Kategorie  besonders  hervor,  kommt  übrigens  auch  sonst  vor  und  führt  nicht  zur  Ver- 
werfung des  Begrifis  Gcmeinbedürfniss. 

§.  330  [144].  —  3.  Gesellschaftliche  oder  Classen- 
(Gruppen-)  Gemeinbedürfnisse  nennen  wir  die  Gemein- 
bedürfnisse  der  Gesellschaftskreise  und  Interessengruppen 
in  der  Bevölkerung,  welche  aus  der  Gemeinsamkeit  eines 
wichtigeren  Interesses  entstehen,  das  hier  eine  Anzahl  Per- 
sonen zu  einer  Interessengruppe  verbindet  und   dieselben  eben 
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dadurch  von  anderen  Gruppen  und  Einzelnen  trennt.  Die  Be- 
friedigung dieses  den  Einzelnen  als  Gliedern  der  Interessengemein- 
schaft eigenen  Bedürfnisses  führt  dann  zu  gemeinsamen  Ver- 
anstaltungen undEinrichtungen  hierfür.  Die  mannigfachsten 
physischen,  wirthschaftlichen,  geistigen,  sittlichen, 
religiösen  Interessen  führen  zu  einer  solchen  Gruppirung  der 
Bevölkerung  und  damit  zum  Hervortreten  solcher  gesellschaftlicher 
Gemeinbedürfnisse. 

B.  Y.  Mohl's  Theorie  der  gesellschaftlichen  Lebenskroise,  d.  h.  ,,der 
einzeben  je  aus  einem  bestimmten  Interesse  sich  entwickelnden  natürlichen  Genossen- 
schaften'' (Gesch.  u.  Litt.  d.  Staatswiss.,  Erl.  1855,  I,  101)  kann  hier  im  Wesentlichen 
mit  als  Begründung  dieser  Kategorie  von  GemeinbedUrfnissen ,  theilweise  auch  der 
riumlichen  und  zeitlichen  dienen,  unbeschadet  der  von  Bluntschli,  Escher, 
Y.  Treitschke  u.  A.  m.  wohl  mit  Recht  geäusserten  Bedenken,  ob  MohTs  aus 
dieser  Theorie  gezogene  Gonsequcnzen  fdr  die  Systematik  der  Staats-  und  Gesell- 
schaftswissenschaften nicht  unhaltbar  sind.  Vgl.  E.  ?.  MohTs  bezügliche  Abhandl. 
in  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1851  und  bes.  d.  1.  Monographie  in  d.  Geschichte 
d.  Staatswiss.  I,  69  ff.,  namentlich  88,  89  ff.,  auch  Dess.  Encyclopädie  d.  Staatswiss. 
§.  5.  Er  hebt  besonders  folgende  Interessen  bei  Völkern  der  Neuzeit  und  Yon  euro- 
päischer Gesittung  als  Mittelpuncte  gesellschaftlicher  Kreise  hervor:  Gemeinschaft  der 
Nationalität  und  der  Sprache,  gemeinscbafUiche  Abstammung  von  geschichtlich  aus- 
gezeichneten oder  rechtlich  bevorzugten  Familien,  gemeinschaftlicho  persönliche  Be- 
deutung, gleiche  Beschäftigung,  gemeinschaftliche  Verhältnisse  des  Besitzes  (Grösse, 
Art  desselben),  Gemeinschaft  der  Religion,  enges  räomliches  Beisammenwohnen.  Für 
die  Theorie  der  Gemeinbedarf nisse  in  der  Politischen  Oekonomie  wird  man  noch  mehr 
speciaUsiren  müssen,  aber  die  von  mir  aufgeführten  GemeinbedUrfnisso  fügen  sich 
wohl  alle  unter  eine  oder  die  andere  der  Mohl'schen  Gruppen  der  gesellschaftlichen 
Lebenskreise.    Vgl.  auch  Ähren s,  Naturrecht  II,  §.  110,  S.  319  ff. 

Als  besonders  wichtige  einzelne  Fälle  erscheinen  die  kirchlichen 
Gemein bedürfnisse  der  Glaubensgemeinschaften,  die  Gemeinbedürfnisse  der 
wirthschaftlichen  Berufsgemeinschaften  (mit  den  beiden  Hauptgruppen  in 
der  arbeits-  und  besitztheiligen  Volkswirthschaft,  der  Arbeiter  und  Unternehmer  (Arbeit- 
geber), wahrer  „socialer  Glassengemeinscbaften''  und  in  beiden  dann  nach  der 
Berufs art  mit  zahlreichsten  Specialisirungen);  die  Gemeinbedarfnisse  nach  Bil- 
dung. Unterricht  einer  sp e ci eilen  Art  (z.  B.  Fachschulwesen);  nach  geselliger 
Erheiterung  und  Unterhaltung  (Clubs  u.  s.  w.)  und  viele  andere.  In  manchen 
Fällen  können  gesellschaftliche  und  örtliche  Gemeinbedürfuisse  in  einander  übergehen, 
z.  B.  bei  kirchlichen,  Bildongs-,  Untcrhaltungsbedürfnissen. 

Die  Rechtsordnang  des  Staats  hat  auch  im  Gebiete  dieser  Gemeinbedürfnisse  und 
der  Vorkehraugen  und  Anstalten  zu  ihrer  Befriedigung  wieder  wichtige  Aufgaben  zu 
erfüllen.  Der  Staat  muss  insbesondere  allen  berechtigten  Interessen  der 
Gesellschaftsgruppen  die  Möglichkeit,  sich  geltend  zu  machen,  ge- 
währen, wozu  eine  richtige  Gesetzgebung  über  Vereinswesen  und  über  die  Erlangung 
selbständiger  Vermögensähigkeit  solcher  Vereine  u.  s.  w.  besonders  nöthig  ist  (S.  u. 
§.  343  ff.:  Ahrens  II,  §.  62.)  Aber  er  muss  auch  über  sie  alle  seine  Sou- 
voränetät  bewahren  und  unter  den  verschiedenen,  vielfach  gegnerischen  Gruppen 
das  Princip  des  suum  cuique,  der  gleichmässigen  Behandlung  vertreten 
(Glaubensgemeinschaften,  wirthschaftliche  Glassenvereinel). 

Das  Gemeinbedürfniss  der  Rechtsordnung  specialisirt  sich 
mithin  aaf  den  Gebieten  der  örtlichen,  zeitlichen  and  gesellschaft- 
lichen Gemein bedtirf nisse  in  der  That,  aber  es  geht  in  letzteren 
keineswegs  anf. 
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III.  —  §.  331  [§.  144,  145].  Fürsorge  für  die  Be- 
friedignng  der  Gemeinbedürrnisse.  Ob  und  wie  weit 
das  gemeinschaftliche  System  die  Fürsorge  für  die  BefriedigUDg 
der  Gemeinbedürfnisse  tibernehmen  muss  und  ob  und  wie  weit  nur 
nach  dem  gemeinschaftlichen  Princip  oder  auch  nach  dem 
privatwirthschaftlichen  oder  caritativen,  wenn  auch  Seitens  der 
Gemeinwirthschaften  selbst,  lässt  sich  erst  entscheiden,  wenn  unter- 
sucht worden  ist,  ob  und  wie  eventuell  das  privatwirthschaft- 
liche  und  das  caritative  System  am  Platze  sind  und  die  beiden 
betreffenden  Principien  passend  in  Function  treten  können.  Es 
wird  sich  dabei  ergeben,  dass  die  Befriedigungsmittel  für  die  Ge- 
meinbedürfnisse oder  die  „Gemeingüter"  zwar  überwiegend 
durch  das  gemeinwirthschaftliche  System  beschafft  und  den 
Bedürftigen  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen.  Doch  kann 
in  beschränktem  Maasse  auch  das  privatwirthschaftliche 
und  das  caritative  System  interveniren,  nicht  immer  erfolglos, 
wenn  auch  insbesondere  das  erstere  mit  oft  nur  mangelhaftem  Er- 
folg. Ausserdem  kann,  ja  soll  und  muss  aber  auch  durch  Gemein- 
wirthschaften selbst,  wenigstens  in  gewissen  Fällen,  mit  nach  dem 
privatwirthschaftlichen  Princip,  hie  und  da  auch  nach  dem  cari- 
tativen  und  durch  (active)  caritative  Wirthschaften  gleichfalls  nach 
dem  privatwirthschaftlichen  Princip  gewirthschaftet  werden,  d.  h. 
Production,  Zuführung,  Entgelt  der  Gemeingüter  erfolgen.  Ge- 
schichte und  gegenwärtige  Praxis  bieten  für  alle  solche  Fälle  anch 
thatsächlich  Beispiele.  Indessen  wird  sich  zeigen,  dass  auf  solche 
Weise  doch  weder  ausreichend,  vornemlich  meist  nur  für  die  weniger 
wichtigen  Gemeinbedürfnisse  und  auch  für  diese  häufig  nur  un- 
zulänglich, die  Befriedigung  besorgt  werden  kann.  Das  wird  zu- 
nächst in  den  folgenden  beiden  Abschnitten  erwiesen  werden.  Die 
Unentbehrlichkeit  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  und  die 
Noth wendigkeit,  bei  diesem  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen 
Princip  vorzugehen,  wird  durch  den  Nachweis  hierüber  am  Besten 
begründet. 

2.  Abschnitt. 
PrlvatwirthschaftUche  Fürsorge  für  Gemeinbedfirfhlsse« 

§.  332  [S.  260].  Vorbemerkungen.  Einer  solchen  Fürsorge  neigen  sich, 
nach  ihren  Grundanschauangen,  die  Anhänger  des  Systeme  der  freien  Con- 
en rrcuz,  also  im  Grossen  und  Ganzen  die  Schule  7on  Ad.  Smith  zu,  mit  der 
einzigen  principiellen  Ausnahme,  dass  für  die  Fürsorge  für  das  erste  aUer  Gemein- 
bedürfuisse,    das   der  Rechtsordnung,    der  Staat,   also   die   höchste   Form  der 
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Zirangsgemeinwirthschaft,  in  Anspruch  genommen  wird.  Die  Socialiston  umgekehrt 
wollen  auch  für  alle  Gemeingüter  principiell  und  möglichst  stets  in  der  Wirklichkeit 
eine  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaftüche  Fürsorge.  Die  Vertreter 
religiöser,  kirchlicher  Anschauungen  befürworten  in  grösserem  Umfange  die  An- 
wendung des  caritati^en  Systems.  Characteristisch  ist  gegenwärtig  besonders  die 
Stellung  der  einzelnen  wirthschaftlichen  Parteien  in  Betreff  dieses  Punctes  im  Unter- 
richts-, im  Verkehrswesen:  dort  der  Streit  über  staatliche  und  bezw.  kirchliche  und 
gemeindliche  Uebcmahme  (Leitung,  Einrichtung,  Führung)  und  über  die  finanzielle 
Behandlung  des  öffentlichen  Schulwesens  (Princip  der  reinen  Ausgabe,  Gebühren- 
princip,  Maass  desselben,  Fin.  I,  3.  A.,  §.  201,  II,  2.  A„  §.  48);  hier,  beim  Ver- 
kehrswesen, der  Streit  über  private,  resp.  actiengesellschaftsmässige  und  anderseits 
staatliche  und  gemeindliche  (pro?incielle  u.  s.  w.)  Uebernahme,  Leitung  und  Betrieb 
der  betreffenden  Anstalten  und  wieder  über  das  leitende  Finanzprincip  (volle,  theil- 
weise  Kostendeckung,  genügende  Rente,  Ueberschusswirthschaft ,  s.  Fin.  I,  3.  A., 
§.  270  ff..  II,  2.  A.,  §.  54  ff),  über  die  Tarifpolitik  (eb.  I,  §.  275.  291  ff..  II,  §.  02). 
Hinsichtlich  des  ersteren  Gebiets  und  verwandter  Puncto  s.  die  Debatte  auf  dem  Eisen, 
soc.-polit.  Congress  1873  in  Anknüpfung  an  meine  Thesen  über  die  Einengung  des 
Actiengesellschaftswesens  zu  Gunsten  besonders  staatlicher  und  commnnaler  Anstalten, 
wo  0.  A.  Schm oller  mehr  auf  meiner,  Engel  und  Gneist  mehr  auf  der  privat- 
wirthschaftlichen  Seite  standen.  In  einzelnen  practischen  Fragen,  z.  B.  ob  Staats- 
oder Privatbahnen,  ob  Staats-  oder  Privatzcttelbankcn,  ob  Cassenzwang  für  Arbeiter- 
versicherungen oder  nicht  u.  A.  m.,  welche  leitende  Finanzprincipien  haben  sich  die 
Ansichten  auch  sonstiger  principicller  Gegner  übrigens  vielfach  genähert.  Das 
Nähere  in  meiner  Fin.  I,  3.  A.,  Buch  3  vom  Privaterwerb  und  II,  2.  A.,  Buch  4 
von  den  Gebühren.  Namentlich  bei  letzteren  handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  und 
wie  weit  Gemein wirthschaften  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  des  spccicllen 
Entgelts  von  Leistung  und  Gegenleistung  verfahren  sollen :  allgemeine  Principienfragen 
der  Politischen  Oekonomie.  namentlich  der  Organisationslehro ,  welche  womöglich 
immer  zuerst  nach  sachlichen,  dann  erst  nach  finanziellen  Kücksichten  zu  ent- 
scheiden sind. 

I.  _  §.  333  [145].  Zulässigkeit  und  Gebiet  dieser  Für- 
sorge durch  eigene  Pri vatwirthschaften. 

Eine  privatwirthschaft liehe  Herstellung  von  Gemein- 
gütern kann  in  der  Weise  in  Frage  kommen,  dass  sich  eigene 
einzelne,  reine  Privatwirthschaften  dieser  Aufgabe  nach  den 
Grundsätzen  der  Arbeitsgliederung  („berufsmässig**)  und 
in  der  Absicht  des  Erwerbs  widmen  und  daher  die  Gemein- 
güter gegen  speciellen  Entgelt  den  Bedürftigen  im  Tausche 
(Verkauf)  überlassen.  So  ist  auch  thatsächlich  früher  und  wird 
noch  jetzt  für  manche  Gemeingüter  gesorgt. 

Sogar  Fälle  des  Bechtsschutzes  haben  zu  Zeiten  hierher  gezählt,  solange  der 
Staat  nicht  selbst  ausschliesslich  für  die  Rechtsordnung  sorgte,  und  werden  sich  unter 
dieser  Voraussetzung  wiederholen.  Hierher  gehörige  Fälle  von  allgemeinerer  Be- 
deutung sind  z.  B.  die  mittelalterlichen  üebergaben  des  eigenen  Bodens  an  weltliche 
Grosse  und  an  die  Kirche,  mit  Bückempfang,  aber  unter  Beschwerdung  des  Bodens 
mit  Naturalabgaben  und  Diensten  gegen  Gewährung  von  Rechtsschutz,  Abnahme  des 
Wehrdienstes.  (S.  Kap.  1  d.  2.  Abth.  der  Grundlegung,  in  d.  2.  A.  §.  203.)  —  Ab- 
findungen der  Privaten  mit  Räubern,  wie  im  alten  (Friedländer,  Sittengesch.  II, 
42  ff)  und  wie  noch  im  neuesten  Italien.  —  Tribute  an  Seeräuber  u.  dgl.  m.  — 
Aber  auch  in  geordneten  Staatsverhältnissen  ist  der  Fall  möglich  und  vorgekommen, 
z.  B.  Organisation  privater  Schutzwacben  für  Waaren  auf  Messen  u.  dgl.  Allgemeiner 
in  neuen  ColoniaUändern ,  America,  Australien  zeitweise.  Neueste  Beispiele  in  den 
Vereinigten  Staaten  bei  Gelegenheit  von  Strikes  und  Lohnkämpfen,  eine  Folge  mangel- 
hafter Stellung  und  Leistungen  der  öffentlichen  Gewalt,  der  Obrigkeit. 
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Namentlich  aber  werden  die  Güter  zur  Befriedigung  mancher  Ortlichen  nnd 
gesellschaftlichen  sowie  einiger  zeitlichen  Gemeinbedürfuisse  anf  diese 
Art  hergestellt.  Beispiele  sind  PriFatschulwesen ,  specolati?es  Yersicheningsweseo, 
Yerkehrsanstalten  als  Erwerbsuntemehmungen  (Prirateisenbahnen ,  Dampfschififahrt), 
Creditanstahen  (Banken),  Gasanstalten  ?on  Erwerbsgesellschaften  betrieben,  Prirat- 
theater  u.  A.  m.  Namentlich  fnngirt  die  Eapitalassociation^  besonders  die 
Actiengesellschaft  hier  als  Vertreterin  dos  priFatwirthschaftlichen  Systems,  wenn 
es  sich  am  Anstalten  eines  gewissen  Risicos  und  grösseren  Kapitalbedarfs 
handelt.  In  technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  reicht  diese  pri?atwirth- 
schaftliche  Herstellung  von  Gemeingutem  öfters  aus,  auch  die  Actiengesellschaft  steht 
darin  nicht  immer  der  öffentlichen  Gemeinwirthschaft  nach,  mitunter  voran.  Beide 
haben  häufig  gewisse  gemeinsame  Vorzüge  und  Nachtheile  gegenüber  dem  Privat- 
geschäft des  einzelnen  Menschen,  z.  B.  Staats-  und  Actiengesellscbaftsbetrieb  ?oq 
Transportanstalten,  weshalb  die  üblichen  ökonomisch-technischen  Einwände  der  Schule 
der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsbetrieb  oft  gar  nichts  beweisen,  z.  B.  in  der  Frage 
der  Staatsbahnen,  wo  eben  ausser  dem  Staate  nur  Actiengesellschaften ,  nicht 
reine  Pri?atuntemehmungen  in  Betracht  kommen  können.  S.  Finanzwiss.  I,  3.  A., 
§.  269  ff.  Aehnliches  Verhältniss  bei  Versicherungsanstalten,  s.  meine  Abb.  Ver- 
sicherungswesen im  Schönberg'schen  Handb.  HL 

II.  —  §.  334  [146].  Beschränkte  Anwendbarkeit  nnd 
Bedenken  dieser  privatwirtbschaftlichen  Fürsorge  für 
Gemeinbedürfnisse.  Diese  ergeben  sieb  bei  jeder  anbefangenen 
Untersucbung  der  einschlagenden  Verhältnisse. 

1)  Ueberhaupt  nur  ein  beschränkter  und  nicht  der  wich- 
tigste Theil  dieser  Bedürfnisse  lässt  die  Befriedigung  durch  das 
privatwirthschaftliche  System  selbst  zu.  Namentlich  verlangt  das 
wichtigste  Gemeinbedürfniss,  dasjenige  der  Rechtsordnung, 
durchaus  die  Wahrnehmung  durch  den  Staat  selbst. 

Nur  dabei  besteht  die  Garantie  einer  richtigen  und  gerechten  Befriedigung 
dieses  Bedürfnisses  für  alle  Staatsangehörige.  Auch  deshalb  die  principiellc  Be- 
seitigung aller  patrimonialon  Justiz  in  neuester  Zeit,  —  ein  Umstand,  der  in 
Preussen,  Oesterreich  und  anderen  Ländern  seit  1848  die  Steigerung  der  Ausgaben 
im  Justizdepartement  nicht  unwesentlich  mit  vermehrt  hat.  (Vgl.  z.B.  über  Oester- 
reich meine  Ordnung  des  österreichischen  Staatshaushalts,  Wien  1S63.  S  44  ff.  uod 
Bluntschli's  Staatswörtorb.  VII,  617).  Ebenso  bewährt  sich  bei  den  wichtigsten 
örtlichen  nnd  zeitlichen  Gemoinbedttrfnissen  meistens  nur  das  gemeinwirthschaft- 
liehe  Syt^tem,  das  um  so  ausschliesslicher  eintreten  muss,  je  grössere  Kreise 
der  Bevölkerung  an  dem  (iemeinbedürfniss  betbeiligt  sind.  Nur  die  Gemeinbedürfnisse 
kleiner  räumlicher  Kreise  und  besonders  diejenigen  der  gesellschaft- 
lichen Interessengruppen,  welche  immer  nur  grössere  oder  kleinere  Theile 
oder  Classen  der  Bevölkerung  betreffen,  werden  häufiger  ohne  Nachtheil  oder  selb!^t 
mit  Vortheil  vom  privatwirthschaftlichcn  System  befriedigt.  Aber  auch  hier  ist  von 
Fall  zu  Fall  zu  untersuchen.  Selbst  gewisse  Veränderungen  der  Technik  der 
Production  können  z.  B.  mitunter  jeden  Vorzug  der  Privatwirthschaft  vor  der 
Gemeinwirthschaft  beseitigen  und  den  Debergang  zum  gemein wirthschaftlichen  System 
räthlich  machon  (städtische  Gas-  und  Wasserversorgung,  Omnibus-  und  Pferdebahnwesen). 

2)  Der  beherrschende  privatwirtliscbaftliehe  Erwerbsgesichts- 
punct  bei  eigenen  Privatwirthschafteu  kann  zwar  auch  bei  der 
Herstellung  und  dem  Gebrauch  von  Gemeingütern  Vortheile  in 
technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  bieten.  Aber  die 
Beschaffenheit  vieler  Gemeingüter  wird  gerade  unter  diesem 
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Oesichtspnncte  besonders  leicht  leiden ,  weil  diese  Güter  nach 
anderen  als  rein  ökonomischen  Rücksichten  beurtheilt  werden 
müssen. 

So  z.  B.  die  Leistangen  der  Schulen,  selbst  der  Yerkebrsanstalten  (Eisenbahn- 
wesen! S.  über  die  Frage  der  Staats-  und  Privatbahnen  Fin.wiss.  I,  3.  A.  §.  270  ff., 
über  Yersicheraugsanstalten  s.  meinen  Aufsatz  in  der  Tub.  Ztschr.  1881  u.  im  Scbön- 
berg'schen  Handb.  ITI,  3.  A.,  S.  972  ff.). 

3)  Die  betreffenden  Vorkehrungen  znr  Herstellung  solcher 
Gemeingüter  verlangen  häufig  einen  grossen  Arbeits-  und 
Kapitalaufwand,  ökonomisch  und  technisch  am  Besten  con- 
centrirt  in  einer  oder  wenigen  Anstalten.  Wird  dem- 
gemäss  im  privatwirtb schaftlichen  System  verfahren  (Verkehrs- 
anstalten, Banken,  Vcrsicherangsanstalten),  so  ergiebt  sich  die  be- 
sondere Gefahr  f actischer  Monopole  gerade  hier  (§.  310), 
worunter  die  Versorgung  der  Consumenten  dann  bei  diesen  Gütern 
in  noch  schlimmerer  Weise  leidet,  als  in  anderen  Fällen  der  ge- 
wöhnlichen Sachgüterproduetion. 

Dieser  Umstand  spricht  namentlich  dagegen,  die  Versorgung  mit  manchen  wich- 
tigen Gütern  des  örtlichen  GemeinbedUrfnisses,  z.  B.  grosse  Verkehrsanstalten  (Eiscn- 
baäinen),  Anstalten  für  städtische  GemoinbedUrfnisse  u.  dgl.  m.  den  Actiongesellschafton 
zu  tiberlassen,  obgleich  letztere  technisch  und  ökonomisch  wohl  im  Stande  sind,  die 
erforderlicben  Gemeingüter  herzustellen. 

Erfolgt  keine  entsprechende  Centralisation ,  um  solche  Ge- 
fahren zu  vermeiden,  so  zeigen  sich  als  nachtheilige  Folgen  Mangel 
an  Einheitlichkeit,  Gleichmässigkeit  in  der  Herstellung  und  Zu- 
führung der  Gemeingüter,  höhere  Kosten  u.  s.  w. 

4)  Ein  grosser  und  der  wichtigste  Theil  der  Gemein- 
bedürfnisse besteht  aus  Bedürfnissen  so  allgemeiner  Bedeutung 
für  die  ganze  Bevölkerung,  dass  eine  sichere  Bürgschaft 
dafür  vorhanden  sein  muss,  einem  Jeden  die  Befriedigung  zu 
ermöglichen.  Diese  Bürgschaft  fehlt  oft  bei  der  Herstellung  der 
betreffenden  Gemeingüter  durch  Privatwirthschaften. 

Dies  lässt  sich  an  folgendem  practisch  wichtigen  und  theoretisch  lehrreichen 
Beispiel  ausfübren.  Ein  wichtiger,  gleichwohl  frtlher  wenig  gewürdigter  Gesicbtspuuct 
in  der  Frage,  ob  das  Eisenbahnwesen,  das  städtische  Pferdebahn-  und  Omnibuswesen 
als  Öffentliche  Unternehmung,  des  Staats,  der  Gemeinde  oder  als  private,  thatsächlicb 
daher  meistens  der  Actiengesellschafteu ,  eingerichtet  werden  soll,  ist  der  folgende, 
der  nahe  genug  hätte  liegen  sollen,  weil  er  im  Postwesen,  Telegraphen wesen  schon 
lange  zur  Geltung  gelangt  war.  In  jedem  Eisenbahn-,  Omnibusliniennotze  sind  Gurse 
von  verschiedener  Bentabilität  enthalten,  wahre  Actir-,  aber  auch  wahre  Passivcurse. 
Bei  einheitlichem  Eigenthums-  und  Betriebsverhältniss  übertragen  sich  die  finanziellen 
Resultate  dieser  Gurse  gegenseitig,  so  dass  dadurch  auch  die  Fähigkeit  wächst,  un- 
gtlnstige  Gurse  mit  aufzunehmen  oder  m.  a.  W.  in  entlegenere  Gegenden  schwächeren 
Yertehis  das  Netz  auszudehnen  und  dadurch  immer  weiteren  Kreisen  die  Befriedigung 
des  betreffenden  Yerkehrsbedürfnisses  zu  ermöglichen.  Darin  liegt  der  grosse  Vorzug 
eines  umfiASsenden  Staatselsenbahnnetzes  u.  s.  w.  Wird  ein  solches  Netz  einer  Actien- 
gesellschaft  abertragen,  so  entsteht  wieder  eine  nicht  leicht  zu  bekämpfende  Tendenz 
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eines  factischen  Monopols  und  anderseits  doch  eine  immer  neue  Schwierigkeit,  da^ 
Netz  auch  bei  hoch  rentablen  Hauptcurscn  auf  schlecht  rentireude  Nebenlinien  auü- 
zudehnen.  Denn  es  ist  kaum  möglich,  einer  Gesellschaft  in  dieser  Beziehung  stringente 
Verpflichtungen  aufzulegen.  Die  zukünftige  Gestaltung  lässt  sich  nicht  so  weithin 
übersehen.  Das  Ergebniss  ist  dann  oft  das,  welches  wir  in  Preasden  im  Eisenbahn- 
wesen früher  sahen:  die  guten  Activlinien  gehörten  alten,  Fcrhäitnissmässig  kleinen 
Gesellschaften,  die  schlechten  Linien  musste  der  Staat  übernehmen  oder  mit  Zins- 
garantieen  versehen.  Ist  das  Netz  einmal  etwas  mehr  ausgebaut,  so  wächst  auch  das 
Risico  bei  der  Ucbernahme  neuer  Strecken  und  dafür  muss  dann,  gemäss  den  Grund- 
sätzen des  priTatwirthschaftlichen  Systems,  wiederum  einer  Actiengesellschaft  eine 
besondre  Vergütung  zu  Theil  werden.  Oder  m.  a.  W.  der  Ausbau  unterbleibt  oder 
wird  \rcrtheuert  und  die  allgemeine  Bedürfnissbefriedigung  wird  erschwert ,  ?iclfach 
unmöglich  gemacht.  Vgl.  meine  Fin.wiss.  I,  3.  A.,  bes.  über  Eisenbahnen  §.  271  ff., 
über  Post  II.  2.  A.,  §.  60.  Seit  der  grossen  Eisenbahnrerstaatlichung  in  Preusseu 
konnte  man  jährlich  erhebliche  Summen  für  Bahnen  zweiter  Ordnung  flüssig  machen, 
welche  von  dem  Gesammtnotz  finanziell  mit  getragen  wurden ,  obigem  Gesichts- 
punct  gemäss. 

Nach  der  ökonomischen  Lage  und  nach  dem  niedrigen  Bildungs- 
Stande  und  dem  unzulänglichen  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  der 
Masse  der  Bevölkerung  lässt  sich  mit  Gewissheit  annehmen,  dass 
ein  Theil  des  Volks  nicht  im  Stande  oder  nicht  Willens  (Unter- 
richtswesen !)  ist,  die  Kaufmittel  zu  verwenden,  durch  welche  ihnen 
die  Befriedigung  wichtiger  Gemeinbedürfnisse  nach  den  privat- 
wirthschaftlich  von  der  Privatwirthschaft  anzulegenden  nothwendigen 
Kosten  oder  Preisen  ermöglicht  wird.  Ehen  deshalb  muss  wieder 
das  gemein wirthschaftliche,  insbesondere  das  zwangsgemeinwirtb- 
scbaftliche,  mindestens  aber  das  caritative  System  diese  Bedürfniss- 
befriedigungen vermitteln. 

III.  —  §.  335.  Befolgung  des  privatwirtbschaftlichen 
Princips  durch  Gemeinwirthschaften  und  Wirthschaften 
des  caritativen  Systems.  Die  bezügliche  Frage  fällt  mit  der 
vorausgehend  erörterten  nicht  zusammen,  wird  daher  durch  die 
Erörterung  derselben  noch  nicht  erledigt.  Es  ist  nun  in  der  That 
möglich  und  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Umfange  zweck- 
mässig, ja  nothwendig,  auch  in  der  älteren  und  neueren  Praxis 
üblich,  nach  jenem  Princip  auch  Gemeinwirthschaften  und  caritativc 
vorgehen  zu  lassen.  Das  geschieht  bei  jenen,  besonders  bei  den 
öffentlichen  Zwangsgemeinwirthschaften,  dem  Staate,  der  Gemeinde 
passend  da,  wo  eine  betreffende  Anstalt,  Einrichtung,  Thätigkeit 
Einzelnen  allein  oder  in  besonderem,  ungefähr  messbarein 
Grade,  mehr  als  Anderen,  als  der  Allgemeinheit,  zu  Gute  kommt 
oder  von  den  Einzelnen  in  Anspruch  genommen,  von  ihnen  noth- 
wendig gemacht  wird.  Hier  tritt  mit  Recht  ein  specieller  Ent- 
gelt ein,  für  welchen  die  Gesichtspuncte  des  privatwirthschaft- 
lichen   Princips   und   seiner  Werthbemessung   mit  befolgt   werden 
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können,  ja  eventuell  müssen.  Das  hierhergehörige  Finanzgebiet  bei 
öffentlichen  Körpern  ist  das  sogen.  Gebuhrengebiet.  Aehn- 
liches  kann  auch  bei  caritativen  Wirthschaften  in  Frage  kommen. 

Aber  ein  wesenth'cher  und  vortheilhafter  Unterschied  gegen- 
über der  Befolgung  des  privatwirthschaftlichen  Princips  im  privat- 
wirthschaftlichen  System  und  bei  dessen  eigentlichen  Geroeinwirtb- 
schaiten  bleibt  auch  hier:  die  Gemeinwirthschaft  (und  ähnlich  die 
active  caritative)  kann  bestimmen,  ob  und  wie  weit,  wo, 
wann,  in  welcher  Weise  das  privatwirthschattliche  Princip 
statt  des  gemeinwirthschaftlichen  (oder  caritativen)  angewendet 
werden  soll.  Und  zwar  kann  sie  das  bestimmen  und  ent- 
scheiden nach  sachlichen  Gesichtspuncteu,  nach  der  Natur 
des  Gemeinbedürfnisses  und  Gemeinguts,  um  welches  es  sich 
handelt,  nach  dem  Interesse,  letzteres  leichter  zugänglich  zu  machen, 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Bedürftigen,  weil  sie  eventuell 
eine  andere  Kostendeckung  (Besteuerung,  Beitragserhebuug)  anzu- 
wenden vermag.  Für  die  Gemeinwirthschaft  steht  daher  die  rein 
ökonomische,  die  fiuanzielle  Seite  der  Frage  in  zweiter  Linie. 
Für  die  eigentliche  Privatwirthscbaft  ist  dagegen  diese  Seite  regel- 
mässig und  auch  in  der  That  nach  der  Natur  dieser  Wirtbschaft, 
die  erste  und  entscheidende,  selbst  wenn  das  leitende  Subject 
anderen  Motiven  als  dem  des  Eigen vortheils  zugänglich  ist;  denn 
schon  die  Concurrenz  verhindert  meist  ein  anderes  Verfahren. 

Die  richtige,  möglichst  nach  sachlichen  Gesichtspuncten  er- 
folgende Anwendung  des  privatwirthschaftlichen  Princips  durch  die 
Gemeinwirthschaft,  insbesondere  durch  die  öffentliche  Zwaugs- 
gemeinwirthschaft  (Staat,  Gemeinde  u.  s.  w.)  verhütet  dann  in  er- 
wünschter Weise,  dass  das  in  jeder  solchen  Gemeinwirthschaft 
steckende  „communistische"  Princip  nicht  in  zu  weitem 
Maasse  und  nicht  in  unrichtigen  Fällen  zur  Geltung  kommt.  Es 
bleibt  in  der  Gemeinwirthschaft  ein  Vortheil,  dass  so  zwischen 
verschiedenen  Kostendeckungs-  und  Entgeltlichkeitsprincipien  ge- 
wählt werden  kann,  was  bei  den  eigentlichen  Privatwirthschat'ten 
im  Wesentlichen  ausgeschlossen  ist. 

In  der  Gewährung  Ton  Zuschüssen  aus  allgemeinen  ötfentlicben  Mitteln  (Steuern) 
zur  Kostendeckung  öffentlicher  Anstalten  und  Einrichtungen  (z.  B.  Schul-,  Verkehrs-, 
Justizwesen) ,  welche  einen  Theil  ihrer  (icsammtkosten  nach  privatwirthschaftlichem 
Princip  in  Gebühren  auf  die  speciellcn  Nutznicsser  legen,  wird  dann  freilich  auch 
immer  Implicite  anerkannt,  dass  eine  Behandlung  dieser  Anstalten  und  Kinrich- 
tUDgen  rein  nach  pri^ratwirthschaftlichcn  Grundsätzen  nicht  für  angenicsscii  oder  nicht 
fUr  ausfuhrbar  gilt. 
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Dieser  §.  335  ist  in  dieser  3.  Auflage  neu  hinzngefOgt.  Eine  bezQgliche  Ansr 
f abrang  fehlte  in  den  früheren,  gehört  aber  hierher.  Denn  in  der  That  ist,  mit 
Gross  (S.  766),  dessen  Anregungen  ich  hier  gefolgt  bin,  zwischen  der  Handlungs- 
weise der  eigentlichen  Privatwirthschaften  im  prifatwirthschaftlichen  System  und  der 
Mitanwendang  des  pri?atwirthschaftlichen  Princips  anch  durch  GemeinwirtbschafteD. 
wie  der  Staat,  die  Gemeinde,  zu  n Uterscheiden.  Es  liegt  hier  die  allgemeine  Frage 
der  Kostendeckung  und  der  Werthbemessung  und  Normirung  „in  Yerb&nden^  vor. 
Ueber  letztere  s.  oben  die  litterarischen  Angaben  S.  769.  Soweit  es  sich  am  Öffent- 
liche Körper  handelt,  liegen  die  beztlglichen  Fragen  in  der  Finanzwissenschaft, 
insbesondere  in  der  Geh tihrenl ehre  und  in  der  Lehre  Fon  den  Principien  derVer- 
t  h  e  i  1  u  n  g  der  allgemeinonSteuern  (Gercchtigkeitsprincipien,  Besteuerung  nach  der 
Leistangsfähigkcit  und  nach  Leistung  und  Gegenleistung).  DafOr  kann  ich  hier  auf 
meine  Finanzwissenschaft  verweisen,  wo  die  betreffenden  Principienfragen,  welche  hier 
in  der  Grundlegung  zu  behandeln  waren ,  weiter  nach  den  finanziellen  Gonsequenzen 
verfolgt  werden.  S.  bes.  II,  2.  A.,  Buch  4  ?on  den  Gebtihren  (u.  A.  §.  15 — IV*,  76). 
Zu  wenig  Gebühren,  zu  wenig  „Fiscaliumus'*  dabei  oft  nur  —  ein  den  höheren  GUssen 
zu  Gute  kommender  Gommunismus,  S.  198.  Aehnlich  hat  mit  Recht  K.  Man 
gcurtheilt,  z.  B.  in  der  Abweisung  der  früheren  socialdemokratischen  Forderoo^ 
unentgeltlichen  höheren  Schulunterrichts,  unentgeltlicher  Girilrechtspflege.  Ueber  die 
Steuenrcrtheiluog  s.  in  Fin.  II  den  ganzen  3.  U.-A.  des  Kap.  3,  S.  372 — 460.  Aos 
der  sonstigen  Stcuerlitteratur  bes.  Keumann's  Arbeiten. 


3.  Abschnitt. 

Fürsorge  für  dremeinbedUrftilsse  dareh  das  carltatire  System 

und  Function  desselben  flberhaupt. 

§.  336  [S.  264].  Vorbemerkungen.  In  der  systematischen  Nationalökonomie 
sind  besonders  Schäffle's  Erörterungen  auch  hier  hervorzuheben.  Sie  stehen  noch 
sehr  vereinzelt  in  dieser  Litteratur.  S.  Syst.  3.  Aufl.,  I,  24,  33  ff.,  60,  II,  12,  bes. 
89  fl'.,  177  ff.,  325  ff,  4S6.  Soc.  KOrper  III,  371  ff.  Schaffte  bezeichnet  das  ganze 
Gßbict  mit  dem  technischen  Namen  „Hingebung''  und  zwar  in  der  Form  der  Ein- 
seitigkeit als  Liberalität  S.  Yorbem.  zu  folg.  Abschn.  Hermann,  Dntersuch.. 
2.  A.,  S.  44  ff.,  kurz,  aber  principiell  gut.  Es  ist  sonst  namentlich  auf  die  Litteratur 
über  Wohlthätigkeits-  und  Armenwesen  zu  verweisen,  sowohl  auf  die  Special- 
litteratur  als  auf  die  Behandlung  dieser  Fragen  in  der  Vorwaltungslehre  oder 
Polizeiwissenschaft.  S.  bes.  L.  Stein,  Handb.  d.  Yerwaltungslebro  S.  411  ff., 
419  ff.,  R.  V.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.,  I,  307  ff.,  352  ff.,  Bau,  Volkswirthschafts- 
politik  II,  §.  324  ff.  Bei  Rau  und  Mohl  auch  die  Speciailitteratur.  A.  Emming- 
haus,  Armen  Wesen,  Berlin  1869.  Asch  r  Ott,  Art  Armen  wcsen  im  H.-W.>B.  der 
Staats wiss.  Vgl.  auch  K.  Siegel,  über  die  Vertheilung  der  Liebesgaben,  ein  Beitrag 
zur  freiwilligen  Armenpflege,  Heidelberg  1877.  Manche  brauchbare  Materialien 
und  wichtige  Fingerzeige  in  den  jährlichen  „Berichten  des  vaterländischen  Franen- 
vereins**,  Berlin. 

Auch  das  Gebiet  der  „Gemeinnützigkeit''  im  weiteren  Sinne,  über  das 
eigentliche  Wohlrhätigkcitsgebiet  hinaus,  gehört  mit  hierher.  Auf  demselben  wird 
wohl  besonders  gern  vom  Wirken  des  „Gemeinsinns''  gesprochen.  Auch  hier 
handelt  es  sich  im  Grunde  um  Fälle,  welche  wesentlich  auf  das  fünfte  Leitmotiv,  den 
Trieb  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen  Handeln,  zurückgehen  (§.  45,  46)  Nur  sucht 
sich  der  Wille  nicht  oder  nicht  bloss  zu  bethätigen  in  Fällen  personlicher  Hilfs- 
bedürftigkeit,  wie  im  Armen-,  Wohlthätigkeitswesen,  sondern  in  solchen,  wo  es  sich  mehr 
um  Interessen  eines  grosseren  Personenkreises  (Gemeinde,  District,  Land)  und  insofera 
um  Etwas  handelt,  was  wahren  „öffentlichen"  Interessen  sich  nähert:  Verwendungen 
von  Mitteln,  Arbeitsleistungen  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts-,  Bildungs-,  Kunstpflege-, 
Sauitäts-,  Erholungs-,  Kirchenwesens  u.  dgl.  m.,  Seitens  eines  reicheren  und  „gemein- 
nutzig'' gesinnten  Patriciats  (Städte;  allgemeinere  Functionen  derart  in  der  Schweiz, 
Nordamerica,  Gr.-Britannien,  ,,Schenkungen"  bei  Lebzeiten,  Legate,  Erbschaften  Seitens 
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rdcber  Lente).  Vgl.  £.  Heitz,  Art.  Oemeinsinn  im  H.-W.-B.  d.  Staatswiss.  III,  801. 
T.  Miaskovski,  die  Gesellschaft  znr  Beförderung  des  Guten  und  Gemeinnützigen  in 
Basel,  Basel  1877. 

Zweifelhafter  kann  man  sein,  ob  man  ein  anderes  wichtiges  Gebiet  hierher 
rechnen  soll,  das  grade  neuerdings  mit  Becht  aus  socialpolitischen  Granden  in  der 
Praxis  mehr  in  den  Vordergrund  tritt  und  auch  die  Theorie  beschäftigt:  das  Gebiet 
Ton  gemeinnützigen  Leistungen  der  Arbeitgeber  für  ihre  Arbeiter, 
über  die  Tertragsmftssigen  Verpflichtungen  hinaus.  Denn  wenn  auch  hier  die  besseren 
LeitmotiFO  wirthschaftlichen  Handelns  (Ehrgefühl,  Th&tigkeitsdrang,  freilich  auch  — 
Eitelkeit)  und  in  der  That  auch  das  genannte  fünfte  Leitmoti?  mitwirken,  so  ist  doch 
eine  nähere  Verbindung  solcher  Thätigkeiten  mit  dem  Interesse  des  Arbeit- 
gebers als  solchen,  also  insofern  mit  dem  ersten  Leitmoti?  wirthschaftlichen  Han- 
delns, thatsichlich  häufig  rorhanden  und  wohl  nicht  selten  dies  Interesse  der  eigent- 
liche Ansporn.  Damit  wird  das,  was  hier  geschieht  und  erstrebt  wird,  nicht 
herabgesetzt  und  nicht  für  unrichtig  noch  für  unwirksam  erklärt,  sondern  nur 
psychologisch  characterisirt.  S.  hier  namentlich  die  Schriften  von  Post,  Muster- 
stätteu  persönlicher  Fürsorge  von  Arbeitgebern  für  ihre  Geschäftsangehörigeu,  2  Th., 
1889,  1892  und  die  von  demselben  Autor  herausgegebenen  Blätter  für  derartige  Be- 
strebungen (Wohlfahrtscorrespondenz)  (1892).  Aehnliche  Mittheilungen  in  Zeitschriften 
über  Arbeiterverhältnisse  aus  Arbeitgeberkreisen  (frühere  „Goncordia"). 

Die  Schule  der  freien  Coocurrenz  muss  natürlich  im  Humanitäts-  und  Armen- 
wesen eine  Verletzung  ihres  Hauptprincips :  Leistung  und  Gegenleistung,  sehen  und 
betont  daher  auch  mit  Becht  die  Gefahren  jeder  nicht  streng  indiridualisirendon. 
Erwerbsfähige  und  Faullenzer  nicht  unbedingt  ausschliessenden,  öffentlichen  und  privaten, 
besonders  auch  kirchlichen  Armenpflege,  jeder  zu  willfährigen  Gemeinnützigkeit.  Aber 
sie  trägt  dabei  wieder  der  inneren  principiellen  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  der 
liberaleron  Unterstützung  nicht  immer  vollständig  Rechnung.  Vgl.  das  gen.  Sammel- 
werk von  Emminghaus.  Die  Manchesterrichtuug  und  die  kirchliche  nicht  individua- 
lisirende  Armenpflege  stellen  hier  zwei  Extreme  dar,  innerhalb  deren  das  Bichtige 
wohl  in  der  Mitte  liegt.  Die  katholisch-kirchliche  Armenpflege  hat  wohl  practisch, 
wie  alle  religiöse,  öfters  gefehlt,  principiell  auch  sie  nicht. 

I.  —  §.  337  [147].  Zulässigkeit  und  Gebiet  dieser 
Fürsorge.  Die  in  §.  334  angedeuteten  Mängel  und  Bedenken 
fallen  fort,  wenn  statt  des  privatwirthschaftlichen  das  caritative 
System  die  Fürsorge  für  die  Versorgung  mit  Gemeingütern  tiber- 
nimmt. Dieses  System  kann  in  der  That  Bedeutendes  auf  diesem 
Gebiete  leisten,  für  zahlreiche  und  wichtige  örtliche,  gesellschaft- 
liche und  auch  selbst  für  zeitliche  Gemeinbedürrnisse,  namentlich 
solche,  welche  in  pflegenden  persönlichen  Diensten,  in  Werken  der 
Barmherzigkeit,  der  Gemeinnützigkeit,  liegen. 

Die  Erfahrung  hat  ganz  besonders  grossartige  und  erfolgreiche  Wirkungen  des 
caritatiren  Systems  unter  dem  Impulse  religiöser  Tendenzen  und  in  der  Form 
kirchlicher  Veranstaltungen  aufzuweisen,  vielleicht  niemals  mehr  als  in  der 
christlichen  Kirche,  besonders  katholischer  Confcbsion.  Ausserordentliche 
Leistungen  für  Hilfs-,  Armen-,  Kranken-,  Waisenwesen,  für  Unterricht 
und  Bildung  u.  s.  w.  sind  hier  zu  verzeichnen.  Es  wird  dies  auch  der  Protestant 
unzweifelhaft  anerkennen  müssen.  Ob  und  wie  weit  hier  die  katholische  Lehre  von 
der  Bedeutung  der  guten  Werke  von  Einfluss  ist,  bestimmt  den  sittlichen  Werth 
dieser  Leistungen  mit,  ist  jedoch  für  die  hier  in  Betracht  kommende  Auffassung 
gleichgiltig.  —  Auch  das  Judeuthum  steht  notorisch  in  Leistungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Hilfs-  und  Armenwesens  sehr  hoch,  freilich  deutlich  mit  im  specifischen 
Interesse  seiner  Angehörigen  als  einer  aparten,  der  übrigen  Bevölkerung  fremden,  oft 
Ton  dieser  angefeindeten  nationalen  und  religiösen  Gemeinschaft.  —  Auch  Leistungen 
im  Gebiete  des  Bechtsschutzes  und  selbst  in  der  materiellen  Cultur(Strassen- 
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anlagen,  Rodungen,  Verbreitung  besserer  Technik  des  Ackerbaues  und  der  Geverie) 
haben  nicht  gefehlt.  Beispiele  liefern  die  Kloster  in  den  ersten  Jahrhundeitcn 
nach  der  Einführung  des  Ghristenthams  besonders  in  Mittel-  und  Nordeuropa 
Deutschland);  die  christlichen  Missionare  in  Africa,  America  noch  heute. 
(Yergl.  auch  Brentano,  Arb. versieh.  S.  37  ff.) 

Ausser  und  neben  religiösen  und  kirchlichen  Impulsen  haben  freier  Gemein- 
sinn, Liebe  für  Wissenschaft  und  Kunst,  Liebe  zu  seinen  Orts-  und  Landaleuten, 
zu  seinem  Volke,  gemeinnützige  Tendenzen,  Humanität  im  besten  Sinne  des  Worts 
Torübergehend  und  bleibend  freiwillig  die  Arbeit  geleistet,  die  Mittel  gewährt 
und  die  Anstalten  geschaffen,  um  die  Befriedigung  von  Gemeinbedürfniase& 
nach  den  Principien  des  caritativen  Systems  den  Bedürftigen,  auch  ganzen  Beröl- 
kerungen  ohne  Unterschied  des  Wohlstands,  unentgeltlich  oder  gegen  einen  ge- 
ringeren Entgelt,  als  es  privat wirthschaftlich  oder  selbst  gemeinwirtbschafdich 
anginge,  zu  ermöglichen  (Armen-  und  Krankenversorgunfl:,  Kunstsammlungen,  Biblio- 
theken, Schulen  u.  s.  w).  In  einzelnen  alten  deutschen  St&dten,  Frankfurt  a.  M.,  Gölo, 
Leipzig,  Hamburg  u.  A.  m.,  im  Grossen  und  Ganzen  in  der  Gegenwart  wohl  auf  dem 
Gontinent  am  Meisten  in  den  reichen  schweizer  Städten  (Basel!)  ist  Dergleichen 
zu  finden.  Die  republikanische  Einfachheit  des  Privatlebens  reicher  Schweizer  ver- 
bunden mit  solchen  Leistungen  sticht  hier  vortheilhaft  ab  gegen  einen  grossen  Thcil 
der  reichen  Classcn  der  übrigen  Welt.  Debrigens  kann  doch  auch  in  Nordamerica. 
England  an  die  Astor  (deutschen  Urspiungs),  Peabody  (nordamericanischer  Gebun), 
Vanderbilt  jun.  u.  A.  m.  erinnert  werden.  Jener  Sinnspruch  im  Zopfstyl,  den 
Joseph  II.  1775  über  den  in  Wien  dem  Publicum  zur  Verfügung  gestellten  Au-Gaiteo 
setzte:  „allen  Menschen  gewidmeter  Erlustigungsort  von  ihrem  Schätzer**,  bezeichnet 
das  innere  Wesen  solcher  Leistungen  recht  gut. 

Hier  treten  eben  jene  besseren  Motive  wirtbscbaftlichen 
Handelns  (Leitmotiv  3,  4,  besonders  5,  §.  39—46),  jene  sittlich 
guten  Potenzen,  deren  Berechtigung  oben  (§.  315)  betont  wurde, 
zur  Ueberwindung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  Wirk- 
samkeit. Der  Privatreichthum  erhält  eine  sittliche  Weihe 
und  damit  eine  sociale  Rechtfertigung  (§.  285), 

Soweit  es  sich  hierbei  um  mehr  dauernde  und  von  der 
physischen  Person  des  Gebers  unabhängig  gestellte,  daher  womög- 
lich mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person  ausgestattete  und  zn 
selbständigen  Einzelwirthschaften  werdende  Veranstaltungen 
zur  Fürsorge  für  Gemeinbedörfnisse  handelt,  kann  man  das  ganze 
Gebiet  der  Thätigkeit  des  caritativen  Systems  als  Widmungs- 
und  Stift ungswesen  bezeichnen. 

Es  ist  nun  von  gleicher  Wichtigkeit,  einerseits  die  allge- 
meine Berechtigung,  ja  Nothwendigkeit  der  Function 
des  caritativen  Systems  gerade  im  Gebiete  der  Gemeinbedtlrfnisse 
neben  den  beiden  anderen  Systemen  und  insbesondere  auch  noch 
neben  einem  bestmöglichen,  d.  h.  der  Zeit  und  dem  Orte  gut 
entsprechenden  gemeinwirthschaftlichen  System,  zu  begründen; 
andererseits  aber  die  unvermeidlich  engen  Schranken, 
in  denen,  und  die  nothwendigen  Ca ut eleu,  mit  denen  das  cari- 
tative  System  in  der  Regel  allein  durchführbar  ist  und  in  und  mit 
denen  es  sich  allein  auf  die  Dauer  wohlthätig  bewährt,  festzustellen; 
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um  so  wiederum  die  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  des  gemein- 
wirtbschaftlicben  Systems  auch  von  dieser  Seite  aus  zu  erweisen. 

IL  —  §.  338  [148].  Die  Berechtigung  und  Nothwendig- 
keit des  caritativen  Systems  liegt  darin,  dass  es  in  der  Volkswirth- 
scbaft  immer  Lücken  in  der  Bedürfnissbefriedigung  geben  wird, 
welche  sich  weder  privat-  noch  gemeinwirthschaftlich  genügend 
ausftillen  lassen.  Das  privatwirthscbaftlicbe  System  reicht  nicht 
aus^  weil  oft  gar  kein,  mindestens  aber  kein  hinlänglich  starkes 
Interesse  besteht,  hier  Vorsorge  zu  treffen.  Das  gemeinwirthschaft- 
liche  System  aber  muss  nach  bestimmten  festen  Regeln  operiren 
und  kann  auf  die  Verschiedenheit  der  concreten  Fälle  häufig  nicht 
aasreichend  Rücksicht  nehmen. 

Gerade  hier  zeigt  sich  die  Stärke  des  caritativen  Systems: 
es  kann  individualisiren.  Das  ist  aber  oftmals  unbedingt 
nothwendig,  um  allseitig  in  allen  berücksichtigungswertben  Fällen, 
aber  thunlichst  auch  nur  in  diesen,  für  genügende  Bedürfnissbe- 
friedigungen zu  sorgen. 

In  dem  grossen  Gebiete  des  Humanitäts-,  Armen-,  Hilfs-  ond  Wohl- 
thätigk ei ts Wesens  und  in  verwandten  Zweigen  wird  daher  das  caritative  System 
schwerlich  je  zn  entbehren  sein.  0 öffentliche  auch  noch  so  gut  organisirte 
Armenpflege  z.B.  wird  immer  der  Ergänzung  durch  Privat wohlthätigkeit  be- 
dürfen. Ein  neues  verwandtes  und  characteristischcs  Beispiel  liefert  auch  in  Deutsch- 
land die  Gründung  privater  Hilfsvereine  für  die  Kriegsinvaliden  neben  der  gross- 
artigsten öffentlichen,  d.  h.  also  gemeinwirthschaftlichen  Invalidenversorgiiug  (Kaiser 
Wilhelm- Verein) ;  ähnlich  die  private  Unterstützung  der  Krieger  während  der  Feldzügo 
selbst  durch  Gaben  aller  Art  (««Liebesgaben'')  neben  einem  so  umfassenden  und  gut 
organisirten  Öffentlichen  Ycrpflegungswesen ,  wie  es  in  früheren  Zeiten  unerhört  war. 

Das  caritative  System  führt  hierdurch  zu  einer  SittlichuDg  des 
privaten  Vermögensbesitzes  („mit  dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern"), 
des  Renteneinkommens  und  damit  zur  volkswirthschaftlichen,  zur 
socialen  Rechtfertigung  dieser  Institution  von  der  Seite  der  Ver- 
mögensvertheilung  aus.  Es  giebt  ausserdem  den  besitzenden  Classen, 
ähnlich  wie  in  einigen  Fällen  das  gemeinwirthschaftliche  System 
(Ehrenämter,  Selbstregierung  u.  s.  w.),  Gelegenheiten  und  Anreiz, 
arbeitsfreie  Zeit  doch  passend  im  Dienste  der  Gesammtheit  zu  ver- 
wenden. Die  privatwirthschaftliche  Vermögensungleichheit  darf  von 
diesem,  gewöhnlich  übersehenen  Gesichtspuncte  aus  als  ökonomische 
Voraussetzung  mancher  der  edelsten,  sittlichsten  und  auch  mancher 
der  Allgemeinheit  nützlichsten  menschlichen  Handlungen  bezeichnet 
werden.  Eine  völlig  communistische  oder  extrem  socialistische 
Gleichmacherei  des  Verraögensbesitzes  würde  hier  Wenig  verbessern. 
Vieles  verderben. 
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III.  —  §.  339  [149].  Die  notb wendige  Beschränktheit 
der  Function  des  caritativen  Systems  ist  auf  der  anderen  Seite 
doch  ebensowenig  zu  verkennen. 

1)  Häafig  sind  schon  die  verfligbaren  materiellen  Mittel  zu 
klein,  üiessen  nicht  regelmässig,  nicbt  nachhaltig  genag,  nur  in 
Zeiten  tieferer  Erregnng  der  Gemttther.  Scboo  anf  den  erwähnten 
Gebieten  des  Hilfswesens  n.  s.  w.,  wo  das  caritative  System 
an  und  ftlr  sich  am  Besten  fangiren  kann,  reicht  es  so  notorisch 
vielfach  nicht  aus. 

Mancherlei  Beispiele  aus  dem  Wohlthfttig^keitSTereinsweseii  liessen  sich  daftr 
anfahren.  Stärkong  der  sittlichen  Impolse,  Schaffung  einer  sittlich  -  geistigen  Atmo- 
sphäre, wo  die  besseren  Moti7e  stärker  «rirken  (Bach  1,  Kap.  1),  ist  hier  freilich  die 
Aufgabe,  aber  das  wirthschaftliche  Selbstioteresse  lässt  sich  dadurch  meistens  nur  in  be- 
schränktem Maasse  überwinden.  Aach  bleibt  es  dem  gemein wirthscliaftlichen  Zwange 
gegenüber  ein  Nachtheil,  dass  die  Last,  welche  die  Herstellung  der  Güter  im  cari- 
tati?en  System  mit  sich  bringt,  sich  sehr  ungleich  auf  die  Tcrmögenden  Primaten  rer- 
theilt,  indem  die  egoistischeren  Elemente  unter  letzteren  sogar  von  der  Freigebigkeit 
der  Anderen  indirect  mit  Nutzen  ziehen. 

2)  Auch  das  caritative  System  kann  vornemlich  nur  für  die 
oben  hervorgehobenen  Bedürfnisse  sorgen.  Selbst  hierbei  aber 
und  vollends  bei  einer  weiteren  Ausdehnung  seiner  Fanction  zeigt 
sich  erfabrnngsgemäss  eine  Gefahr^  welche  unter  Umständen  ein 
principielles  Bedenken  gegen  das  ganze  System  hervorruft:  nemlich 
die  Gefahr  einer  grossen  Abhängigkeit  Derjenigen,  welchen  die 
Leistungen  des  Systems  zu  Gute  kommen,  von  Denen,  welche 
dieses  System  ausüben. 

So  von  der  Kirche,  Stiftungen,  reichen  Pri?aten  (Patronage,  Klientel).  Der  Vor- 
theil  für  die  Bedürfnissbefriediguog  wird  dabei  leicht  durch  Nachtheile  ftlr  die  ganze 
sociale  Lage  und  für  die  geistige  Freiheit  des  Volks  aufgewogen.  Ein  Punct,  welcher 
z.  B.  bei  der  Würdigung  der  caritativen  Leistungen  in  der  katholischen  Kirche  doch 
mit  ins  Gewicht  fällt. 

3)  Das  System  gereicht  keineswegs  immer  Denjenigen,  welche 
ihm  eine  unentgeltliche  Bedürfnissbefriedigung  verdanken,  zum 
wirklichen  nachhaltigen  Vortheil.  Ja,  die  Gefahr  des  Gegentheils 
liegt  öfters  vor.  Dadurch  ergeben  sich  wesentliche  ökonomische 
und  sittliche  Bedenken. 

Die  eigene  Thatkraft  und  vernünftige  Selbsthilfe  und  Vorsicht  erlahmen  (Ge- 
fahren bei  der  Armenunterstützung,  bei  der  caritati?en  Beihilfe  in  UnglücksfiUleo : 
z.  B.  Untergrabung  der  Grundlagen  richtigen  Versicherungswesens).  Ein  ron  frei- 
händlerischer Seite  nicht  mit  Unrecht  öfters  herForgehobener  Punct,  (so  in  AI.  Meyer's 
Bemerkung  über  die  grossartige  private  Wohlthätigkeit  bei  Gelegenheit  des  groesen 
Meininger  Brands  von  1874«  D.  Uandelsbl.  1874.)  Faules  Schmarotzen  ?eibreitet  sich 
(Bettelei,  Gefabren  der  kirchlichen,  klösterlichen  Unterstützungen).  Eine  Missleitnng 
der  Arbeitskräfte  kann  die  Folge  sein  (Eintritt  Unbegabter  in  die  geistigen  Bemfi^ 
arten  bei  Stipendienwesen  u.  dgl.  m.).  Der  Werth  der  frei  genossenen  Vortheile 
wird  in  den  Augen  der  Geniessenden  selbst  herabgedrückt  (Bedenken  bei  unentgelt- 
lichem Unterricht). 
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Allerdings  sind  alle  diese  Grefahren  bei  einer  richtigen 
Function  des  caritativen  Systems  zu  vermeiden,  insbesondere,  wenn 
das  Princip  der  sorgfältigen  Individualisirung  bei  der  Zu- 
lassung zu  den  Beddrinissbefriedignngen,  welche  das  System  ge- 
währt, streng  gewahrt  wird.  Aber  von  vorneherein  ist  es  begreiflich 
und  alle  Erfahrung  bestätigt  es,  dass  Fehler  in  dieser  Beziehung 
nicht  immer  vermieden  werden  und  im  Laufe  der  Zeit  sich  eher 
vermehren  als  vermindern. 

Z.  B.  bei  Stiftungen,  besonders,  wenn  die  selbst?erwaltenden  Stifter  dahingegangen 
sind,  und  ganz  allgemein,  wenn  die  orsprttnglich  leitenden  und  vielleicht  ganz  berech- 
tigten Ideen,  welche  die  Anregung  gaben,  sich  umgestalten  oder  versch «rinden  und 
damit  an  Steile  der  individualisironden  Leistung  eine  mechanische  Handhabnug  tlber- 
kommener  Satzungen  tritt:  Gefahren  bei  allen  auf  religiöse  Ideen,  kirchliche  An- 
schauungen und  auf  die  gehobene  Stimmung  einer  Forsch w  und enen  Zeit  gegrOndeten 
Yeranstsdtungen  des  caritativen  Systems.  Wer  z.  B.  die  Stiftungsverwaltung  einer 
alten,  mit  ?iel  Stipeudicnfonds  versehenen  Universität  kennt,  wird  zugestehen,  wie 
schwer  es  ist,  Fehler  in  der  Vertheilong  der  Stipendien  zu  vermeiden. 

4)  Das  caritative  System  bringt  endlich  besondere  Gefahren 
eines  Verstosses  gegen  das  ökonomische  Princip,  in  Bezug  auf 
Verwaltnngskosten  u.  dgl.  mit  sich. 

Zumal  in  seinen  dauerhaften  Veranstaltungen;  Misswirthschaft,  Verschwendung 
dann  die  Folge.  (Mängel  der  Stiftnn^verwaltung.  VgL  z.  B.  in  Emminghaus'  Armen- 
wesen S.  386,  mit  Berichten  der  badischen  Landescommissäre  tlber  Ueberlingen). 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Das  Oebiet  und  die  Function  des  gemeinwirthschaft- 

lichen  Systems. 

1.  Abschnitt. 

Das  gemeinwirthsehaft liehe  System  Im  Allgemeinen. 
Insbesondere  die  freien  Gemeinwirthscliaften. 

§.  340  [S.  269].    Vorbemerkungen. 

Litteraturnacbwcis  zu  diesem  Abschnitte  s.  o.  §.  297,  bes.  Sch&ffle,  a.  a.  0. 
£r  unterscheidet  (ges.  Syst.  II.  177  ff..  326  ff.  und  mehrfach)  bei  der  Hingebung  dia 
Einseitigkeit  und  die  Wechselseitigkeit,  danach  Liberalität  und  Soli- 
darität. Zu  letzterer  rechnet  er  Gegenseitigkdtbvercine ,  UnterstUtzuugsgeoossen- 
schaften,  Standesgenoesenschaften  (Gewerkrereine  u.  a.  m.).  Alle  diese  auf  einseitiger 
und  wechselseitiger  Hingebung  beruhenden  freiwilligen  Verbinduniren  bilden  bei 
Schäffle  (II,  104)  die  eine  Ciasse  der  Gemeinwirthschaften,  zu  denen  dann 
als  zweite  Glassc  die  Z w an i^s Verbindungen  (Staat.  Gemeinde,  Gorporationen)  hinzu 
treten.  Die  Gruppirung  im  Text  trifft  also  nicht  ganz  mit  dieser  Schäffle'schen 
zusammen.  Vgl.  auch  Schäffle,  Soc.  KOrper  III,  365  ff.  Die  nahe  Verwandtschaft 
der  WirthschaAen  des  caritativen  Systems  (auf  einseitiger  Hingebung  beruhend)  mit 
einigen  freien  Gemeinwirthschaften  habe  ich  im  Text  ebenfalls  herrorgehoben.  £s 
giebt  überhaupt  Uebcrgangsformen  und  Grenzgebiete,  die  sich  nicht  streng  in 
das  Schema  ftlgen.    Das  gilt  auch  wieder  von  manchen  freien  Gemeinwirthschaften 
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und  Pmaturirthschaften  (z.  B.  GegenseitigkeitSFersicheraog  mit  specnlaÜFer  Versiche- 
rung yerbundon),  sowie  7on  freien  und  ZwangsgemeinwirÜischaften. 

Für  die  freien  Gemeinwirthschaften  ist  sonst  besonders  auf  die  Speciallitteratur 
über  das  ältere  Gildewesen,  welches  ehemals  auch  Rechtsschutzdienste  mit 
leistete,  Zwecken  der  ReligionsUbung  mit  diente,  dann  über  das  neuere  deutsche 
Genossenschaftswesen  (Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften) ,  über  Ge- 
werk?ereine  und  auch  über  das  Versicherungswesen  auf  Gegenseitigkeit 
im  Allgemeinen  und  neuerdings  bes.  über  Arbeiterversicherungswesen  za 
verweisen.  Die  principielle  Stellung  dieser  Formen  der  Gemeinwirthschaft  in  der 
Organisation  der  Volkswirthschaft  wird  in  dieser  Litteratur  allerdings  nur  ausnahms- 
weise etwas  genauer  erörtert,  wie  z.  Th.  in  Huberts  Schriften  und  im  2.  B.  des 
Werks  von  Brentano  über  Arbeitcrgilden.  Die  meisten  Schriften  sind  referierender, 
technischer  Natur  und  beschäftigen  sich  nur  etwa  mit  Principienfragen  in  Bezu^ 
auf  den  concreten  Gegenstand,  den  sie  behandeln.  Für  nähere  Litteraturangaben  ist 
daher  auch  auf  die  bezüglichen  Abschnitte  der  Practischen  Yolkswirthschaftslehre, 
bes.  Bücher' s  Gewerbe-  und  Handelspolitik  in  diesem  Gesammtwerk  zu   verweisen. 

Vgl.  für  das  Folgende  etwa:  V.  A.  Hub  er,  Art.  Association  im  Bluntschii 'sehen 
StaatswOrterb.  I,  456 — 500,  ders.,  Beisebriefe  aus  Frankreich,  Belgien  und  England, 
3  B.,  Hamb.  1855,  ders.  in  seiner  Ztschr.  „Concordia*\  bes.  1.  Heft,  über  cL  all- 
gemeine volkswirthschaftliche  und  sociale  Bedeutung  des  Genossenschaftswesens,  Leipz. 
1861,  auch  H.  6 — 8.  Schulze-Delitzsch,  Associationsbuch  für  deutsche  Hand- 
werker und  Arbeiter,  Leipz.  1853  und  öfter,  ders.,  die  Entwicklung  des  Genossen- 
schaftswesens in  Deutschland  (Ausz.  aus  den  Blättern  für  Genossenschaftswesen), 
Berl.  1870,  ders.,  die  Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbszweigen,  Leipz.  1873, 
ders.,  Jahresberichte  über  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten  deutschen  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften  seit  1859  jährlich. —  L.  Brentano,  die  Arbeitergilden 
der  Gegenwart,  2  B.,  Leipzig  1871 — 72,  bes.  IL,  Kap.  1,  5.  Ders.,  das  Arbeits- 
verhältniss  gemäss  dem  heutigen  Recht,  Leipz.  1877  (vgl.  darüber  meine  Recens.  in 
d.  Jen.  Lit.ztg.  1878,  No.  v.  5.  Mai);  ders.,  Arbeiterversicherung,  Lpz.  1878,  ders., 
Arbeiterversicherongszwang,  Berl.  1881.  W.  Hasbach,  engl.  Arbeiterversicherungs- 
weseu,  Leipz.  1883,  Bärnreither,  die  engl.  Arbeiterverbände  und  ihr  Recht,  L 
Tüb.  18S6.  —  G.  Schönberg,  Abb.  Gewerbe  und  gewerbliche  Arbeiterfrage  in 
B.  n,  3.  A.  seines  Handbuchs,  auch  für  Litteratur.  —  Die  einschlagenden  Artikel 
im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  (Genossenschaft,  Gemeinwirthschaft  von  Gross  u.  A.m.). 
G.  Cohn,  System  I,  bes.  2.  H.  A.  Kap.  2,  ders.,  Ideen  und  Thatsachen  im  Genossen- 
schaftswesen, Schmollcr's  Jahrb.  1883.  —  L.  Bamberger,  die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtspunct  d.  Vereinsrechts,  Leipz.  1S73.  —  Die  Zeitschrift  „Mitthei- 
lungen der  öfientl.  Feucrversicherungsanstalten  Deutschlands'',  seit  1868.  mehrfach 
mit  Aufsätzen  über  Principienfragen  (öffentliche  oder  Actienanstalten).  Meine  Abb. 
Versicherungswesen  im  Scbönberg'schen  Handb.  B.  III. 

Für  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Genossenschaftsprincips,  aller- 
dings in  der  ihm  von  Gierke  beigelegten  ausserordentlich  weiten  Ausdehnung,  was 
jedoch  für  die  principielle  nationalökonomische  Betrachtung  der  Wirthschaftsformen 
und  Systeme  und  der  Bedeutung  des  Princips  für  die  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft von  besonderem  Interesse  ist,  s.  das  grossartige  Werk  von  Gierke,  deutsches 
Genossenschaftsrecht,  2  B.,  Berl.  1808  u.  1873,  worin  auch  über  die  Entwicklung  des 
Gildenwesens  Näheres.  Vergl.  darüber  auch  Wilda,  Gildewesen  im  Mittelalter, 
Berl.  1838,  G.  Schönberg,  wirthschaftl.  Bedeutung  des  Zunftwesens  im  Mittelalter. 
Berl.  1868,  Brentano  I,  Gilden,  Einl.,  Schmoller,  Strassb. Tücher- u.  Weberzunft, 
Strassb.  1879,  bes.  S.  375  ff. ,.  Schanz,  z.  Gesch.  d.  deutschen  Gesellenverbände, 
Leipz.  1876,  Stieda,  Entsteh,  d.  D.  Zunftwesens,  Hildebr.  Jahrb.  27,  1  n.  selbständig 
1877,  Pappenheim,  altdänische  Schutzgilden,  Berl.  1886,  K.  Hegel,  Städte  und 
Gilden  der  germanischen  Völker  im  Mittelalter,  2  B.,  Leipz.  1891,  Sohm,  d.  deutsche 
Genossenschaft,  Leipz.  1889,  Gross,  gilda  mercatoria,  Gott.  1883,  ders.,  the  gild 
merchant,  2  vol.,  Oxf.  1890.  Weitere  Litteratur  in  Schönberg's  Handbuch  und  in 
den  regelmässig  mit  reichen  Litteraturangaben  versehenen  Specialartikeln  (Gewerbe, 
Handwerk  u.  v.  a.  m.)  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Von  beson- 
derer Wichtigkeit  ist  die  Entwicklung  der  Principien  der  Freiheit  („freie 
Einungen'')   und  des  Zwangs  in   diesem  Genossenschaftswesen  für  die  voll^wirüi- 
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«chafUiche  Betrachtang  und  speciell  für  das  Yerhältniss  der   freien    nod  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  zu  einander. 

I.  —  §.  341  [150].  Die  Aufgabe  des  gemeinwirth- 
«chaftlichen  Systems  (§.  300)  ist  nach  dem  Vorausgehenden 
einmal,  UnvoUkommenheiten,  Härten,  Disharmonien 
auszugleichen,  welche  in  der  Bedürfnissbefriedigung  des  Volks 
aus  dem  Walten  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  insbe- 
sondere der  freien  Concurrenz  hervorgehen;  sodann  für  die 
Befriedigung  der  Gemeinbedürfnisse  zu  sorgen:  Beides 
weil  und  soweit  als  das  privatwirthschaftliche  und  das  caritative 
System  nicht  ausreichen.  Es  handelt  sich  also  im  gemeinwirth- 
scbaftlichen  System  um  die  Organisation  eines  richtigen  Gor- 
rectiydienstes  neben  dem  privatwirthschaftlichen  und  eines 
Ersatzdienstes  statt  dieses  und  des  caritativen  Systems. 
Regelmässig,  aber,  wie  schon  gezeigt,  nicht  ausnahmelos  (§.  335), 
wird  dabei  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen  Princip 
in  Bezug  auf  die  Art  der  Production  der  Gemeingüter,  die 
Vertheilung  der  Erträge  (Besoldungs-  statt  Lohnsystem),  die  Kosten- 
deckung, die  Zuführung  der  Güter  an  die  Bedürftigen,  die  (generelle) 
Entgeltlichkeit  verfahren:  daher  nach  Grundsätzen,  welche  principiell 
von  dem  privatwirthschaftlichen  und caritativen  Princip  abweichen, 
indem  nach  Gesichtspuncten  der  Billigkeit,  Zweckmässigkeit,  socialen 
Nothwendigkeit  u.  dgl.  m.  und  daraus  hervorgebenden  Erwägungen 
die  Normen  für  die  Regelung  der  genannten  Verbältnisse  festge- 
stellt werden  (§.  300). 

Verwirklicht  wird  diese  Aufgabe  durch  die  einzelnen  Gemein- 
wirthschaften, welche  wieder  in  der  Form  von  Einzelwirthschaften 
gebildet  werden,  zu  dem  Zweck,  wesentlich  nach  dem  gemein- 
wirthschaftlichen Princip  vorgehen  zu  können,  bzw.  die  Wahl 
zwischen  diesem  und  dem  privatwirthschaftlichen  (mitunter  auch 
dem  caritativen)  zu  haben,  Gombinationen  zwischen  den  Principien, 
z.  B.  in  der  Regelung  des  Entgelts,  der  Kostendeckung,  vorzu- 
nehmen (§.  335). 

Von  solchen  Gemeinwirthschaften  sind  nach  dem  Entstehungs- 
grunde zwei  wesentlich  verschiedene  C lassen  zu  unterscheiden: 
die  freien  und  die  Zwangsgemeinwirthschaften,  deren 
innere  Verwandtschaft  aber  anderseits  in  vielen  Puncten,  u.  A.  in 
der  Regelung  der  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung 
des  gemeinwirthschaftlichen  Productionsprocesses  hervortritt. 
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IL  —  §.342  [151].  Die  freien  Gemeinwirthschaften. 
A.  Wesen.  Dieselben  werden  darch  die  freie  That  der  bei 
ihnen  zunäehst  interessirten  Privatwirth Schäften,  bzw.  deren  Snb- 
jecte  gebildet  und  entstehen  durch  einen  Vertrag  derselben, 
welcher  die  Uebernahme  der  Verpflichtung,  der  Gemeinschaft  als 
Mitglied  beizutreten,  die  vereinbarten  Pflichten  zu  übernehmeD, 
aber  auch  den  Anspruch,  die  Mitgliedsrechte  zu  erhalten,  zum  Inhalt 
hat.  Es  liegt  ihnen  demnach  ein  bewusstes  Motiv  des  Vortheils  za 
Grunde,  oder  m.  a.  W.  sie  beruhen,  wie  die  Privatwirthschaften,  in 
letzter  Linie  auch  auf  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse,  welches 
die  Privaten  in  der  Vereinigung  Kräfte  und  damit  bessere  oder  in 
manchen  Fällen  überhaupt  erst  mögliche  Befriedigung  bestimmter 
Bedürfnisse  gewinnen  lehrt.  Das  Vorhandensein  des  Beweggrunds 
des  privaten  Vortheils  in  diesen  Gemeinwirthschaften  schliesst 
jedoch  nicht  das  gleichzeitige  Mitwirken  socialer  Gesichtspuncte, 
anderer  egoistischer  und  gemeinnütziger  Motive  aus. 

Vcrgl.  oben  die  Vorbemerkungen  zu  diesem  5.  Bncbe  §.  297.  Grade,  weil  nach 
meiner  Auffassang  die  Potenz,  welcbe  zur  Bildung  freier  Gemeinwirtbscbaften  führt, 
doch  eine  wesentlich  andere  als  die  in  den  Leistungen  des  caritatiyen  Systems  wirk- 
same ist,  schliesse  ich  mich  der  froheren  Seh &ffle 'sehen  Gruppirung  nicht  ganz  an. 
Brentano 's  Untersuchungen,  a.  a.  0.,  z.  B.  Arb.gilden  I,  12  ff.,  über  die  Entstehung 
der  alten  Gilden  und  der  neuen  englischen  Gewerkvereino  gipfeln  in  dem  Resultate,  dass 
besonders  in  Zeiten  des  Uebergangs,  bei  Auflösung  alter  Ordnungen,  die  schwächeren 
Elemente,  welche  unter  der  Isolirung  und  der  Desorganisation  leiden,  sich  zu  Gilden 
zusammen  thun.  Die  Gilden  können  hier  als  ein  Beispiel  freier  Gemeinwirthschaften 
gelten.  Das  Beispiel  zeigt  dann  eben,  dass  das  Interesse  des  Einzelnen  doch  der 
letzte  Entstehungsgrund  solcher  Vereinigungen  zur  Befriedigung  gewisser  Gemein- 
bedürfnisse (Schutz,  geordneter  Gewerbetrieb)  ist  und,  wo  und  insoweit  als  Freiheit 
für  den  Zusammentritt  bestand,  auch  ehemals  immer  war,  wie  bei  den  ältesten  kauf- 
männischen und  Handwerkergilden  in  Deutschland,  und  gegenwärtig  wieder  ist,  wie 
bei  den  heutigen  facultativen  gewerblichen  Innungen,  bei  Arbeiter-  und  Arbeitgeber- 
yereinen  (Gewerkvereinswesen).  Vergl.  Gierke  I,  180  und  überhaupt  daselbst  §.26. 
27  über  die  freie  Einung,  37,  38  über  die  kaufmännischen  Gilden  und  die  Hand- 
werkerzünfte verglichen  mit  §.21  über  die  hofrech tli eben  Genossenschaften.  Da» 
Mitwirken  des  socialen,  des  gemeinnützigen  Moments  neben  dem  Einzel-Interesse  ist 
daneben  gerade  in  der  Geschichte  der  alten  Gilden  nicht  zu  verkennen.  —  Die  „Yer- 
tragstheorie'S  welche  jetzt  beim  Staate  als  aufgegeben  gelten  kann,  ist  bei  den 
freien  Gemeinwirthschaften  ganz  richtig. 

1)  Das  Selbstinteresse  kann  sich  in  den  freien  Gemein- 
wirthschaften nicht  in  derselben  Weise,  wie  ini  privatwirth- 
schaftlichen  Verkehr,  überhaupt  nur  eingeschränkter,  auch  in  Folge 
der  Combination  mit  anderen  Motiven,  geltend  machen. 

Insbesondere  muss  die  Prifatwirthschaft,  welche  einer  solchen  Gemein wirthschaft 
beitritt,  von  vorneherein  darauf  verzichten,  jenes  Princip  der  speciellen,  vollständigeo 
und  genauen  Entgeltlichkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung,  welches  dem  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehr  eigenthümlich  ist  (§.  304),  in  ähnlicher  Strenge  Air  die 
Beziehungen  zwischen  sich  und  der  Gemeinwirtschaft,  zu  welcher  sie  gehört,  durch- 
zuführen. Dieses  Princip  ist  auch  meist  schon  aus  einem  technischen  Grunde,  wegeu 
der   mehr   oder  weniger  sich   zeigenden  Incommensurabilität  der  gemeinwirthschaft- 
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liehen  Leistungen  und  des  davon  auf  die  einzelne  betheiligte  Privatwirthschaft  ent- 
fallenden Vorthcils  gegenüber  den  privatwirthschaftlichen  Gegenleistungen  unanwendbar. 
Auch  far  die  heutigen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften,  fUr  Consum-,  Roh- 
stoff-, Magazinvereine,  Volksbanken  u.  s.  w.  gilt  dieser  Satz  immer  etwas. 

2)  Vermittelst  des  privatwirthschaftlichen  Preisregu- 
lators, Angebot  uod  Nachfrage,  lassen  sich  theils  ans  diesem 
Grunde,  theiis  weil  die  Gemeingüter  für  den  Einzelnen  überhaupt 
nicht  immer  als  Vortheile  qualificirt  werden  können,  theils  weil 
ihre  Zuführung  an  die  Bedürftigen  genügend  sicher  gestellt  sein 
muss,  die  Beziehungen  zwischen  der  betreffenden  Gemein wirth- 
Schaft  und  den  zu  ihr  gehörigen  Privatwirthschaften ,  und  dem- 
gemäss  auch  die  Bemessung  der  Gegenleistungen  der  letzteren 
für  die  Leistungen  der  Gemeinwirthschaft  vielfach  gar  nicht  regu- 
liren.  Es  muss  vielmehr  ein  anderes  Entgeltlichkeits-  oder  Werth- 
bestimmungsprincip  nach  der  Natur  auch  der  freien  Gemeinwirth- 
schaft und  ihrer  Leistungen  obwalten:  es  werden  Beiträge  der 
betheiligten  Privatwirthschaften  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
Gemeinwirtbschaft  (also  der  Herstellungskosten  ihrer  Leistungen) 
erhoben,  diese  Kosten  mitbin  im  Effecte  auf  diese  Weise  repartirt 
oder  umgelegt  nach  einem  vereinbarten  Maassstabe. 

Dies  tritt  auch  ganz  äosscriich  formell  hervor  bei  gewissen  Arten  der  Vereine 
zur  Gegenseitigkeitsversicherung,  z.  B.  bei  kleineren  Hagelversichemngsverbftnden  mit 
Postnnmerando-Zahlung  der  ,,Prämien''  nach  Maassgabe  der  wirklich  eingetretenen 
Schäden. 

Ein  solcher  Maassstab  muss  keineswegs  und  kann  oftmals,  wegen  der  Unmess- 
barkeit  oder  des  thatsächlichen  Fehlens  der  Einzelvortheile ,  gar  nicht  der  aus  der 
Gemeinwirthschaft  durch  die  einzelne  Privatwirthschaft  gezogene  Vortheil  sein,  und, 
wo  diese  Schwierigkeit  selbst  nicht  entgegen  steht«  ist  doch  eine  gleich  genaue 
Correspondenz  der  Einzelvortheile  aus  der  Gemeinwirthschaft  und  der  Gegenleistung 
der  Privatwirthschaft  in  den  Beiträgen  an  die  Gemeinwirthschaft,  in  der  Art,  wie  sie 
im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  erstrebt  wird,  nicht  möglich.  Denn  es  wird  gar 
nicht  in  jedem  Einzelfall,  wie  bei  freier  Concurrenz,  tiber  das  Verhältniss  von  Lei- 
stung und  Gegenleistung  eine  Bestimmung  getroffen,  sondern  dies  Verhältniss  wird 
generell,  wie  in  einem  Pauschal  verfahren,  regulirt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass,  wenn 
auch  der  Vortheil  der  Privatwirthschaften  das  Motiv  zur  Bildung  der  Gemeinwirth- 
schaft ist,  dennoch  das  wirthschaftDche  Selbstinteresse  eine  Einschränkung  erfahren 
und  erdulden  muss,  namentlich  in  der  Hinsicht,  dass  keine  Burgschaft  fUr  Gleich- 
mässigkeit  von  Vortheil  und  Leistung  oder  von  bestimmter  Proportionalität  beider  bei 
allen  Mitgliedern  besteht.  Ein  einfaches  Beispiel,  wie  ein  Leseverein  mit  festen 
Mitgliedsbeiträgen  (Kopf  bei  trag),  aber  thatsächlich  ganz  verschiedener  Benutzung  der 
Lesegelegenheiten  etc.  dos  Vereins,  Seitens  der  einzelnen  Mitglieder,  mag  als  Er- 
läuterung des  Gesagten  dienen. 

3)  Auch  die  freie  Gemeinwirthschaft,  wenn  auch  nicht  in 
demselben  Grade  als  die  Zwangsgemeinwirthschaft,  unterscheidet 
sich  von  der  Privatwirthschaft  daher  schon  durch  einen  gewissen 
„communistischen"  Characterzug  (§.  293):  an  die  Stelle  des 
privatwirthschaftlichen  Princips  der  speci  eilen  Entgeltlichkeit 
tritt  das  g e m e i n wirthschaftliche  Princip  der  generellen  Ent- 
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geltlichkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung,  an  die  Stelle  des  iso- 
lirenden  Prineips  des  Einzelinteresses  tritt  das  vereinigende 
Princip  der  Solidarität. 

Hierbei  wird  nur  eine  gewisse  UebereiQStimmong  des  Gebraachswerths  der 
Gesammtheit  der  Leistungen  der  Gemeinwirthscbaft  und  der  Gesammtbeit  der  Gegen- 
leistungen der  Privatwirthschaften  in  den  Beiträgen  erstrebt  Die  einzelne  Pri?at- 
wirthschaft  aber  begnügt  sieb  mit  dem  Bewasstsein,  aucb  Yortheile,  wenn  aacb  bei 
gleicher  Gegenleistung  (Beitrag)  yielleicht  nicht  genau  in  demselben  Maasse  wie  andre 
betheiligte  Privatwirthschaften,  aus  der  Gemeinwirthscbaft  zu  ziehen,  well  ihr  das 
etwaige  Missverhältniss  zwischen  ihren  Vortheilen  und  Leistungen  nicht  za  störend, 
die  grösseren  Yortheile  der  anderen  nicht  zu  bedeutend  erscheinen.  An  den  ein- 
fachsten Beispielen,  wie  auch  hier  wieder  an  einem  Leseverein  u.  dgL  m.,  einem 
Club  lässt  sich  die  Bichtigkeit  dieser  Auseinandersetzung  sofort  leicht  beweisen. 

4)  Ausserdem  wirken  aber  in  der  That  auch  andere  Motive, 
in  manchen  Fällen  mächtiges  sittliches  Pflichtgefühl,  reli- 
giöse Beweggründe,  Classen-,  Standesrücksichten,  gemeinnützige 
Erwägungen  u.  dgl.  m.  öfters  mit,  wodurch  sich  dann,  ökonomisch 
betrachtet,  bei  der  auf  solchen  Motiven  beruhenden  Gemeinwirth- 
scbaft in  ausgeprägterer  Weise  ein  „communistischer"  Cbaracter 
ausbildet.  Eine  solche  Gemeinwirthscbaft  gleicht  dadurch  that- 
sächlich,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  mehr  den  Zwangsgemein- 
wirthschaften. 

Auch  geht  sie  unter  Umständen  in  die  Form  einer  Wirthschaft  des  caritatifen 
Systems  über:  die  Beiträge  werden  etwa  nach  Wohlstands  Verhältnissen  auf  die  einzelnen 
Betheiligten  umgelegt,  wobei  die  Reichen  mit  ihrer  freien  Zustimmung  hoch,  die 
Aermeren  yielleicht  absichtlich  gar  nicht  getroffen  werden,  während  auch  sie,  und  in 
gleichem  Maasse  wie  jene,  an  den  Leistungen  der  Gemeinschaft  theilnchmen.  Dadurch 
wird  das  prlvatwirthschaftliche  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  immer  weiter 
eingeschränkt.  Die  Berufsgenossenschaften,  die  Kirchen  als  freie  Verbände  sind  grossr 
artige  Beispiele  dieser  Entwicklung. 

Alle  solche  Pancte,  wie  die  hier  behandelten,  hängen  mit  den  Granxiprincipien 
der  Besteuerung  eng  zusammen.  £s  zeigt  sich  dabei  aber  am  Besten,  dass  die 
Stcuerprincipicn  nicht  nur  eine  finanzielle,  sondern  stets  auch  eine  social- 
politische,  allgemein-v  olkswirthschaftliche  Seite  haben,  die  bisher  riel  za 
wenig  beachtet  worden  ist.  Erörterungen  tlber  diese  Principien  gehören  deshalb  nicht 
nur  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  den  grundlegenden  Theil  der  ganzen 
Nationalökonomie ,  wie  andrerseits  in  die  rechtsphilosophische  (naturrechtliche) 
Analyse  des  Staats  und  seiner  principiellen  Stellung  zum  Privateigentham ,  s.  z.  B. 
Trendelenburg,  Naturrecht,  §.  159.  —  Von  diesem  Gesichtpuucte  aus  habe  ich 
die  bezüglichen  Fragen  in  der  Finanzwissenschaft  behandelt  (7gl.  I,  3.  A.,  §.  27  und 
bes.  B.  II,  GübUhrenlehre  und  allgemeine  Steuorlehre).  S.  auch  Neu  mann,  pro- 
gressive Einkommensteuer,  S.  47  ff.  und  dessen  weitere  Erörterungen  in  dem  Bach 
tlber  die  Steuer  und  in  seinen  hierher  gehörigen  wichtigen  und  werthroUen  Aufsätzen 
über  Steuerprincipien  und  Werth. 

B.  —  §.  343  [152].  Das  Gebiet  der  freien  Gemeinwirth- 
Schäften  ist: 

1)  vornemlich  dasjenige  der  gesellschaftlichen  oder 
Classengemeinbedtirfnisse  (§.  330). 

Die  hier  obwaltenden  Interessen  eignen  sich  in  der  Regel  nicht  für  die  Wahr- 
nehmung durch  Zwangsgemeinwirthschaften ,  öfters  verbieten  sie  dieselbe  sogar,  weil 


Freie  Gomeinvirthsch&ften.    Gebiet.  855 

fiie  nicht  Interessen  der  gan  zcn  Bevölkerung  eines  Staats,  einer  Gemeinde  u.  s.  w.  sind. 
Aber  geschichtlich  haben  mehrfach,  z.  B.  in  dem  hochwichtigen  Falle  der 
Kirchen,  Zvangsgemcinwirthscbaften  auch  hier  fungirt.  Die  Ersetzung  der  letzteren 
durch  freie  Geroeinvirthschaften  kann  alsdann  das  Postulat  werden,  dessen  Verwirk- 
lichung freilich  gegenüber  altgewohnten  Verhältnissen  Schwierigkeiten  finden  und  für 
-die  ganze  Gemeinwirthschaft  kritisch  werden  kann,  wie  sich  bei  den  Kirchen  zeigt. 
Auch  gewerbliche  Verbindungen,  wie  die  Zünfte,  Arbeitervereine  (Gewerkvereine) 
sind  henrorzuhebcn.  Uebergänge  in  Zwangs  Verbindungen  sind  dabei  gleichfalls  vor- 
gekommen, indem  z.  B.  der  Beitritt  eine  Bedingung  der  Befugniss  zur  Ausübung  des 
Gewerbebetriebs  wird  (Zünfte). 

2)  Ausserdem  köDnen  aaeh  einige  der  oben  (§.  328,  329)  ge- 
Dannten  örtlichen  and  zeitlichen  Gemeinbedtirfnisse,  selbst 
specielle  Rechtsschutzbedürfnisse  (z.  B.  Schutzwachen-Organi- 
sation  für  Sonderzwecke)  durch  freie  Gemeinwirthschaften  passend 
wahrgenommnn  werden. 

Wichtigere  und  allgemeiner  vorkommende  Fälle  dieser  Art  liegen  vor  im  Gebiete 
<les  Versicherungswesens  (Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit,  gegen  Feuersgefahr, 
auf  den  Todesfall,  Lebensversicherung,  Begräbnisscassen,  Wittwen-  und  Waiscncassen, 
Bentenversicherung ,  Invaliden-  und  Alterspensiou,  freie  Arbeiterversicherungscassen), 
des  Credit-  und  Bankwesens  (Pfandbrief-Institute  des  Grundbesitzes,  sog.  Volksbankcn 
nach  dem  Schulze*schen  Muster,  Railfeisen'sche  Darlehuscasson),  des  Communicatiuns- 
und  Transportwesens  u.  dgl.  m.  (Strassenanlagen  von  Grundbesitzervereinen;  Omnibus- 
linien von  freien  Vereinen  nächst  interessirter  Personen;  Schulvereine;  —  Genossen- 
schaften für  Wohnungsbeschaffung). 

Gemeinde,  Kreis  und  Staat,  d.  h.  eben  die  wichtigsten 
Zwangsgemeinwirthschaften  einer-,  die  speculativen 
Erwerbsgesellschaften  (Actiengesellschaften)  andrerseits  lassen 
freilich  den  freien  Gemeinwirthschaften  hier  sowie  auf  dem  Gebiete 
der  Veranstaltungen  für  wichtigere  gesellschaftliche  GemeinbedUrf- 
nisse  oft  nur  einen  kleinen  Kaum  übrig. 

Ein  characteristisches  Beispiel  ist  bei  uns  gegenwärtig  die  Lage  im  Versicherungs- 
wesen auf  Gegenseitigkeit  (s.  meine  Abh.  im  3.  B.  von  SchOnberg's  Handb.  8.  A , 
S.  972).  Das  neuerdings  sogen.  Gebiet  der  „socialen  Selbsthilfe*'  gehört  im 
Debrigen  principiell  vornemlich  den  freien  Gemeinwirthschaften,  nur  dass  Uebergänge 
in  Privatwirthschaften  auch  hier  vorkommen  (§.  304). 

Nach  einer  ein  für  allemal  giltigen  Formel  lässt  sich  die 
Sphäre  der  freien  Gemeinwirthschaften  gegenüber  derjenigen  der 
eben  genannten  beiden  anderen  Wirthschaftsformen  und  der  ge- 
wöhnlichen Privatwirthschaften  nattlrlich  nicht  bestimmen.  Die 
Aufgabe  in  diesem  speciellen  Falle  ist  dieselbe  wie  bei  der  Com- 
bination  der  drei  Wirthschaftssysteme  überhaupt  (§.  320).  Die 
coDcreten  Verhältnisse  müssen  entscheiden.  Daher  tritt  geschicht- 
lich und  örtlich  auch  viel  Veränderung,  Wechsel  der  Wirth- 
schaftsformen auf  diesem  Gebiete  ein. 

C.  —  §.  344  [153],  Die  juristische  Form  der  freien  Ge- 
meinwirthschaften hängt  vom  geltenden  Rechte  ab.  Sie  pflegt  bei 
uns    gegenwärtig   theils    die    freiere   des   Vereins,    theils  die 
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strengere  der  Corporation  zu  sein.  Es  können  aber  auch 
darcb  das  Recht  ganz  besondere  juristische  Formen  ftlr  die 
Zwecke  des  freien  Gemeinwirtbschaftswesens  geschaflfen  werden, 
wie  z.  B.  im  Falle  der  neuen  deutschen  Erwerbs-  und  Wirthscbafts- 
genossenschaften,  des  Arbeitervereinswesens  (Gewerkvereine). 

In  privatrechtlicber  Beziebung  ist  alsdann  von  besonderer  Wichtigkeit,  ob 
die  Mitglieder  der  freien  Gemein wirthschaft  solidarisch  für  letztere  haft<>n,  bezw. 
bürgen,  wie  bei  den  genannten  deutschen  Genossenschaften  bis  zur  neuesten  Gesetz- 
gebung (7on  1889),  oder  ob  das  Mitglied  mit  der  Zahlung  seiner  Einlage  oder  seines 
Beitrags  (Umlage),  oder  etwa  eines  Mehrfachen  davon  seiner  Verbindlichkeiten  gegen 
die  Gemeinwirthschaft,  daher  auch  e?entnell  gegen  deren  Gläubiger  ledig  ist.  Diese 
und  die  übrigen  Vorschriften  des  Bechts  über  die  Bildung,  die  innere  Einrichtung, 
die  VermOgensTerhältnisse ,  die  äussere  rechtliche  Stellung  und  die  wirthschaftliche 
Verkehrsfähigkeit  der  Vereine,  Genossenschaften,  Corporationen  sind  daher  fllr  das 
freie  Gemeinwirthschaftswesen  mit  entscheidend,  hemmen  oder  fordern  seine  Ent- 
wicklung, begünstigen  oder  schädigen  sein  Gedeihen  und  seine  Function  in  der  Volks- 
wirthschaft  Die  Bemühungen  Schulze-Delitzsch's  u.  A.  um  eine  zweckmässige 
privatrechtliche  Stellung  für  das  neuere  deutsche  Genossenschaftswesen  zeigen  in 
einem  guten  Beispiel  die  hohe  Bedeutung  dieses  rechtlichen  Moments  für  die  BUdong 
freier  Gemein wirthschaftcn.    (Norddeutsches  Gesetz  über  diese  Genossenschaften  fom 

4.  Juli  ISßS.  Deutsches  Reichsgesetz  vom  1.  Mai  18S9  mit  nunmehr  drei  verschie- 
denen Arten  der  Haftpflicht  eingetragener  Genossenschaften,  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht, mit  unbeschränkter  Nachschusspflicht  und  mit  beschränkter  Haftpflicht,  nach 
§.  2  des  Gesetzes.)  Schulzo-Dolitzsch.  Gesetzgebung  über  die  privatrechtliche 
Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften ,  Berlin  1869.  —  üeber  die 
englischen  Gewerkvereine  (Tradc-Unions)  s.  Brentano,  a.  a.  0.  und  Jannasch,  in 
der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statistik  (auch  selbständig),  1871.  Ueber  die  deutschen  Be- 
strebungen zur  Fortbildung  des  Vereinsrechts,  insbesondere  in  Betreff  von  Vereinen  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  (Gcsetzentwuif  im  deutschen  Beichstage  1872)  s.  die  auf  der 
Seite  der  Gegner  dieser  Gesetzgebung  stehende  in  §.  386  gen.  Schrift  von  L.  Bamberger. 
Aehnlicho    Bestrebungen    neuerdings    (1892),    aber    noch    nicht   legislativ    erledigt 

5.  auch  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik  zu  Frankfurt  a.  M.  1.  J.  1 890.> 

Den  freien  Gemein wirthschaften  eine  passende  Rechtsform  und 
Rechtsstellung  zu  verschaflFen,  ist  namentlich  auch  deshalb  von 
grosser  v  o  1  k s  wirthschaftlicher  Wichtigkeit,  weil  alsdann  das 
privatwirthschaftliche  System  leichter  richtig  ersetzt,  das  caritatiTe 
passend  ergänzt  und  dadurch  Gebiet  und  Function  der  sonst  noth- 
wendigen  Zwangsgemein  wirthschaften  in  oft  erwünschter  Weise 
eingeschränkt  werden  können. 


2.  Abschnitt. 
Sie  Zwangsgemeinwirthscliaft^n. 

§.  345  [S.  276].  Vorbemerkungen.  £s  entspricht  nur  dem  Charftcter  der 
neueren  Volks wirthschaftslehre  der  physiokratischen  und  Smith'schen  Kichtang,  wie 
anderseits  der  parallel  gehenden  und  genau  correspondirenden  Entwicklang  der 
neueren  Verwaltungslehre  unter  den  Einflössen  der  Eant'schen  Rechts-  und  Staats- 
phüosopliie,  dass  es  an  principiellcn  Erörterungen  über  den  Zwang  in  der  Volkswirth- 
Schaft  fast  ganz  fehlt,  und  zwar  nicht  allein  in  der  sog.  theoretischen,  sondern  sogar 
in    der   practischen  KationalOkonomio   oder   in   der   sog.  VolkswirthsöhaftspoÜtik ,  in 
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welcher  doch  das  wohl  oder  ftbel  stattfindende  Eingreifen  des  Staats  die  Frage  nach 
4er  principiellen  Berechtigung  des  Zwangs  nahe  legen  musste.  Diese  Frage  hängt  natür- 
lich auf  das  Engste  mit  derjenigen  nach  der  richtigen  Function  des  Staats  in  und  für 
die  Yolkswirthschaft  nnd  demgemäss  mit  der  Frage  nach  den  Grenzen  der  Staats- 
th&tigkeit  aof  diesem  Gebiete  zasammen.  Eingehende  Untersachnngen  darüber  fehlen 
in  der  Volkswirthschaftslehre  ebenfalls  fiel  zu  sehr,  während  die  Resultate  der  rechts- 
philosophischen  Forschungen  und  derjenigen  der  theoretischen  Politik  keineswegs  immer 
in  der  Nationalökonomie  einfach  anzunehmen  sind,  grade  weil  sie  die  ökonomische 
Seite  zn  wenig  beachten.  Soweit  die  Frage  7om  Zwangsprincip  in  der  Yolkswirthschaft 
mit  derjenigen  von  der  richtigen  Tolkswirthschaftlichen  Stellung  und  Aufgabe  des  Staats 
•überhaupt  zusammenfällt,  ist  auf  das  nächste  Buch  6  und  auf  die  litterarische  Yor- 
bemerkung  dazu  zu  verweisen  (§.  352). 

Die  bedeutendsten  Erörterungen  über  das  Zwangsprincip  speciell ,  nament- 
lich auch  über  die  Grenzen,  in  welchen  auch  nur  der  Zwang  7om  Staate  in  der 
inneren  Yerwaltung  angewendet  werden  darf,  sind  in  den  Werken  über  Polizei- 
wissenschaft oder,  wie  diese  Disciplin  neuerdings  richtiger  genannt  wird,  über 
innere  Yerwaltungslehre  enthalten.  Die  ältere  Polizeiwissenschaft  der  sogenannten 
Wohlfahrtsstaatstheorie  oder  der  Wo Iff  sehen  Rechtsphilosophie  hat  dem  Character 
dieser  Philosophie  und  demjenigen  der  mercantilistischen  Theorie  und  der  Staatspraxis 
des  Zeitalters  des  aufgeklärten  Despotismus  gemäss  nur  viel  zu  allgemein  auf  den 
Zwang  grade  auch  im  Wohlfahrts-  nnd  Culturinteresse ,  ja  selbst  zu  Zwecken  der 
individuellen  Moral  und  Religiobität  recurrirt  nnd  dadurch  begreiflicher,  aber  nicht 
durchaus  berechtigter  Weise  die  „Polizcithätigkeit*'  in  der  inneren  und  in  der 
volkswirthschaftlichen  Yerwaltung  theoretisch  und  practisch  in  Misscredit  gebracht. 
Den  Phy^iokraten  und  A.  Smith  auf  dem  volkswirthschaftlichen ,  der  Kaut  'sehen 
Rechtsphilosophie  auf  dem  rechtsphilosophischen  und  politischen  Gebiete  ist  die  Reaction 
gegen  die  von  Chr.  Wolff  und  der  Rechtsphilosophie  und  Polizei  Wissenschaft  seiner 
Zeit  gebilligte  oder  selbst  geforderte  maasslose  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  und 
sogar  des  Zwangs,  zuerst  in  der  Theorie,  nach  und  nach  auch  in  der  Praxis  zu  ver- 
danken gewesen.  Aber  diese  Reaction  ist  viel  zu  weit  gegangen.  So  berechtigt  das 
Forschen  nach  Grenzen  der  Staatsthätigkeit  nnd  des  Zwangs  speciell  war,  so  noth- 
wcndig  Garantieen  für  die  Innehaltung  der  jeweilig  gesetzlich  bestehenden  Grenzen 
von  der  Theorie  gefordert  werden  mussten,  so  einseitig  war  die  alleinige  Betonung 
des  Rechtsschutz-Zwecks  des  Staats  und  so  bedenklich  war  es,  eigentlich  den  ganzen 
Inhalt  der  inneren  und  volkswirthschaftlichen  Yerwaltung  preis  zu  geben.  Darin  lag 
ein  unverkennbarer  Rückschritt  gegen  die  Wohlfahrtsstaatstheorie,  der  theoretisch 
und  practisch  nachtheilig  genug  gewirkt  hat  Die  physiokratisch-Smith'sche  National- 
ökonomie und  die  Eant'sche  Rechtsphilosophie  haben  vereint  hier  nur  zu  entgegen- 
gesetzten Einseitigkeiten  wie  der  Mercantilismus  und  der  politische  Eudämonismus 
geführt  Dadurch  ging  der  Blick  für  die  Uuentbehrlichkeit  des  Zwangsprincips  auch 
in  der  Yolkswirthschaft  verloren. 

Die  Aufgabe,  welche  in  der  Wissenschaft  von  der  letzteren,  in  der  Politischen 
Oekonomie  vorliegt,  ist  wesentlich  dieselbe,  welche  in  der  auf  die  neuere  organische 
und  historische  Staatsauffassung  begründeten  Inneren  Yerwaltungslehre  zu  lösen  ist 
und  welche  L.  Stein  doch  auch  R.  v.  Mohl  gegenüber  in  seinem  System  der  Ver- 
waltungslehre so  grossartig  gefördert  hat.  Aus  der  Theorie  des  Wohlfahrtsstaats  ist, 
wie  Stein  die  Aufgabe  für  die  Innere  Yerwaltungslehre  formulirt,  der  Inhalt  der 
Yerwaltung  zu  entnehmen  (s.  auch  oben  ^.  315,  S.  810).  Man  kann  ähnlich  sagen, 
aus  dieser  Theorie  und  aus  der  mercantilistischen  Theorie  und  Praxis  ist  die  prin- 
cipielle  Berechtigung  der  umfassendsten  Staatsthätigkeit  in  der  Yolkswirthschaft  und  die 
gleiche  principielle  Berechtigung  des  Zwangs  in  volkswirthschaftlichen  Yerhältnisseu 
zu  entnehmen:  der  Grundsatz,  dass  die  Yolkswirthschaft  zumal  fortschreitender  Cultur- 
völker,  auch  Staatswirthschaft  ist  und  immer  mehr  werden  muss  (Rodbertns,  s.  oben 
§.  150  fi.).  Aus  der  Kant'schen  Rechts-  und  Staatsphilosophie  hat  die  Yerwaltungs- 
lehre dagegen  das  Anerkenntniss  principieller  Noth wendigkeit  einer  verfassungsmässig 
festgestellten  und  durch  geeignete  Organe  mittelst  eines  geeigneten  Yerfabrens  (Yer- 
waltungsrechtspflege)  geschützten  Grenze  zwischen  Staats-  und  Privatthätigkeit  und 
einer  Grenze  des  Zwangs  zu  holen.  Aehnlich  muss  wieder  die  Yolkswirthschaftslehre 
aus  jener  Philosophie  und  aus   der  physiokratisch-Smith 'sehen  Nationalökonomie  die 
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Lehre  von  der  priocipiellen  Berechti^ang  der  PriFatth&dgkeit  und  toh  der  lieth- 
▼endigkeit  einer  pnncipiellen  BeschränkuDg  des  Zwangs  aofnelimeD.  Zwischen  de» 
Staat  und  dem  Individanm  aber  bedarf  es  in  der  Yolkswirtbschaft  der  Zwischen- 
glieder, welche  theils  in  den  freien  GemeiDwirthschaften,  theils  in  den  übrigen  Arten 
der  Zwangsi^emeinwirthschaften  (neben  dem  Staate)  oder  den  politisch  sogen.  Selbst- 
Terwaltnngs^örpern  zn  finden  sind.  Die  Politik,  die  Yerwaltungslehre  und  die  Poli- 
tische Oekonomie  verdanken  hier  der  Gn  eist 'sehen  Lehre  von  der  SelbstTerwaltong 
die  bedeutendste  Forderung.  Speciell  über  das  Zwangsprincip  in  der  inneren  Ver- 
waltung, d.  h.  eben  über  die  Polizei,  welche  das  Zwangsmoment  in  aller  Verwaltung 
darstellt,  s.  EL  v.  Mo  hl,  Polizeiwiss.,  3.  Aufl.,  Tub.  1886,  I,  §.  7,  namentlich  aber 
L.  Stein,  Verwaltungslehre  I  (1.  Aufl.),  196  ff.,  II,  62  ff.,  IV,  Einl.  1  ff.,  z.  Th. 
1 — 88.  Vgl.  auch  Ahrens,  Naturrecht  II,  g.  60,  bes.  S.  61  ff.  S.  sonst  besonders 
wieder  Schiffle  an  d.  in  den  Vorbemerkungen  zu  diesem  5.  Buche,  §.  297,  S.  761 
gen.  Stellen  s.  Syst  und  im  Soc.  KOrper  III,  d6r  ff.  Passim  G.  Cobn.  S3^t  I, 
2.  H.-A. ,  bes.  Kap.  2;  desgl.  passim  Sax,  Grundlegung,  bes.  Abschn.  II  (collec- 
tivistische  Zwecksetzungen).    v.  Ihering,  Zweck  im  Recht,  I,  Kap.  8. 

I.  —  §.  346  [154].  Wesen.  Die  zweite,  uDgleich  wichtigere 
Glasse  der  GemeiDwirthscbaften ,  von  wahrhaft  fandamentaler  Be- 
deutung für  den  Aufbau  der  ganzen  Volks wirthschaft,  sind  die 
Zwangsgemeinwirthschaften  (§.  300). 

Sie  beruhen  auf  zwangsweisem  Eingreifen  einer  mit  hin- 
länglicher Macht  ausgestatteten  Autorität,  in  letzter  Linie  immer 
des  iJtaats  oder  des  Inhabers  der  „öffentlichen  Gewalt^' 
in  die  Sphäre  der  tlbrigen  Einzelwirthschaften,  insbesondere  der 
Privatwirthschaften ,  oder  m.  a.  W.  auf  der  „Bewältigung  der  Ge- 
sellschaft durch  den  Staat'',  auf  der  Beugung  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteresses  der  Individuen,  soweit  nothwendig  und  nicht  andere 
Motive  schon  hinlänglich  mächtig  dieses  Selbstinteresse  einschränken 
und  zurückdrängen,  unter  die  Interessen  der  Gemeinschaft,  unter  die 
Zwecke  der  menschlichen  Gesammtheiten.  Diese  Zwecke  lassen 
sich  nur  zum^Theil  unter  den  BegriflF  des  Vortheils  (Interesses)  des 
Einzelnen  bringen.  Sie  betreflFen  überwiegend  Existenzbedingungen 
der  Gattung  und  des  Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Ent- 
Wicklungsbedingungen  der  ganzen  Volkswirthschaft  und  auch  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  in  ihr,  endlich  sittliche  Zwecke 
der  Gesammtbeit  wie  des  Einzelnen,  woraus  sich  für  letzteren 
Pflichten  gegen  die  Gesammtbeit,  speciell  gegen  den  Staat  ergeben. 
Die  Fürsorge  für  die  wichtigsten  Gemeinbedürfnisse  (§.  327  flF.)  ist 
nur  durch  die  Zwangsgemeinwirthschaften  zu  erlangen. 

Siehe  für  Weiteres  schon  oben  die  Ausfuhrungen  §.  300  ff.,  wo  auch  die  auf 
die  Bildung  der  Zwangsgemeinwirthschaften  hindrängenden  Momente  berilcksichtigt 
worden  sind. 

Gn eist's  Schriften  über  englisches  Verfassungs-  und  Verwaltnngsrecht,  sowie 
seine  mehr  dogmatischen  Schriften  auf  dem  Gebiete  des  Öffentlichen  Rechts  sind  für 
das  leitende  Princip,  die  Bewältigung  der  Gesellschaft  durch  den  Staat,  hier  7or  allen 
zu  nennen.  Vergl.  u.  A.  Gneis t,  Rechtsstaat,  Berlin  1872,  bes.  Abschn.  I,  II,  IX, 
130  ff.,  2.  Aufl.  1879.    Gedanken  der  StahTschen  Rechtsphilosophie  kommen  übrigens 
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in  der  Theorie  der  Zwangsgemcinwirthschaften  auch  wieder  vielfach  zu  Ehren  (,,Auto- 
rität,  nicht  Majorität'*).  —  Die  Zarackf&hrung  der  Zwang;sgemeinwirthschaftcn ,  voran 
des  Staats  als  GoUcctivwirthschaft,  auf  den  Gemeinsinn  habe  ich  oben  scbon  in 
den  Vorbemerkungen  zn  diesem  Buche,  S.  763  als  m.  £.  unhaltbar  und  nur  auf  einer 
Fiction  bemhend  bezeichnet.  Darin,  dass  die  von  ihm  sogen,  „öffentlichen'* 
Wirthschaftsorganisationcn  nicht  auf  den  Gemeinsinn,  sondern  anf  die  öffentliche 
Gewalt  zn  bcgrtlndcn  sind,  stimmt  Schäffle  mir  jetzt  bei,  Soc.  Körper  III,  309. 
S.  auch  Knies,  Polit.  Ockon.,  2.  A.,  S.  223  ff. 

Aber  im  Uebrigen  sind  es  nicht  neaere,  sondern  uralte  Gedanken  und  Principien, 
an  welche  auch  die  Politische  Oekonomie  hier  wieder  anzuknüpfen  hat:  antike 
Anschauungen,  trotz  und  wegen  unserer  modernen  atomistisch-individualistischen 
Staatsauffassung  und  Voranstellung  der  Berechtigung  des  Einzelnen.  Die  Grund- 
gedanken in  Aristoteles'  Politik,  ja  selbst  in  Plato's  Staat  hinsichtlich  der 
naturnothwendigen  Unterordnung  des  Einzelnen  unter  und  Einordnung 
desselben  in  den  Staat  sind  in  der  That,  richtig  verstanden,  nicht  nur  berechtigt  für 
altgriechische  Verhältnisse,  sondern  unbedingt  wahr,  nicht  Sätze  von  histo- 
rischer Relativität,  sondern  von  logischer  Absolutheit.  Die  Nationalökonomie 
hat  dies  viel  zu  sehr  aus  den  Augen  verloren.  Namentlich  das  1.  Buch  von  Aristoteles* 
Politik,  bes.  Kap.  2  (ed.  Bekker)  darf  daher  auch  hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Jene 
berühmten  Sätze:  Sionaoa  TciXiq  (pvosi  iatlv,  sitisq  xal  al  TCQ&tai  xoivwviai 

ipavsQov  ^6x1  (fvaei  fj  nSkig  iaxl,  xal  ^ozi  avB-QCJTiog  (pvoei  tioXlxixov 

^^v,  xal  0  anoXig  öia  fpvaiv  xal  ov  6ta  xvx^'^  i^xoi  (pavXiq  iaxiv  tj 
xgeixxmv  J  äv^Qü)7ioq,  und  endlich:  Srt  fxlv  ovv  rj  nSliq  xal  (pvasi  ^al 
TCQoxeoov  ^  ^xaaxoq  önkov'  el  yaQ  uh  dvxagxTjg  l'xaaxog  vcogia&Elg,  ofiolutq 
xolq  äkkoig  fiigeaiv  d^ei  nglq  xo  6kXov'  o  ö\  fiy  dvvafjievog  xoivcovsTv  ij 
fiTj^hv  öeSfievoq  öh  avxaQxeiav,  ov^^v  fiiQoq  TiSlscjq,  äaxe  rj  ^tigiov  ^  ^soq 
(Anst.  de  re  publ.  ed.  min.  Bekker  p.  3,  4),  —  diese  Sätze  sind  sämmtlich  auch 
Fundamen talprincipien  fUr  die  Volkswirthschaftslehre. 

II.  —  §.  347  [255].  Unter  den  einzelnen  Arten  der 
Zwangsgemeinwirthschaften  ist 

1)  der  Staat  die  weitaus  bedeutendste. 

Er  erscheint  als  Aufsteller,  Fortbildner  (nach  und  neben  dem  Gewohn- 
heitsrecht) und  Garant  der  Rechtsordnung,  insbesondere  auch  der  Rechts- 
basis des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs  (§.  305),  er  ist  ferner  der  grösste 
Kreis  örtlicher  und  zeitlicher  Gemeinschaftsbeziehungen  und  der  daraus 
hervorgehenden  Gemcinbedilrfnisse,  er  nimmt  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung 
vielfach  Theil  an  der  Fürsorge  fUr  gesellschaftliche  GemeinbedUrfnisse  und 
überwacht  die  Eiorichtungen  und  Maassregeln,  welche  die  freien  Gemein wirth- 
schaften  zur  Befriedigung  dieser  gesellschaftlichen  Bedürfnisse,  alle  Wirthschaften, 
auch  die  Privatwirthschaften  und  caritativen,  zur  Befriedigung  aller  Bedürfnisse 
überhaupt  treffen.  Die  Function  des  Staats  in  der  Volkswirthschaft  wird  im  folgenden 
Buche  noch  näher  dargelegt  werden. 

2)  Neben  dem  Staate  fungirt  die  (Orts-)  Gemeinde. 

In  mehr  oder  weniger  selbständiger,  übrigens  geschichtlich  mannigfach  wech- 
selnder Sphäre  als  zweites  Hauptglied  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  der  wiclitigste 
Kreis  der  engeren  räumlichen  (jemeinschaftsbeziehungen. 

3)  Zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Staate  stehen  andere 
allgemeinere  Zwangs  verbände  (Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung). 

In  vielfach  wechselnder  Form  und  Wirkungssphäre,  bald  mehr  nur  als  räuraliclie 
Abtheilungen  der  staatlichen  Zwan^sgcmeinwirthschaft,  bald  als  mehr  oder  weniger 
selbständige  räumliche  Zwangsgemeinwirthschaften:  der  Kreis  (Grafschaft),  der  Bezirk, 
die  Provinz  (Herzogthum),  auch  der  Parti cularstaat  (Einzclstaat,  Kanton)  im 
Bundesstaat  (Reich).  Alle  diese  Körper  führen  als  politisch-administrative 
selbständige  Einheiten  den  Namen  „Selbstverwaltungskörper''. 
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4)  Aber  auch  für  einzelDe  bestimmte  Gemeinschafts- 
zwecke  aus  der  Kategorie  der  örtlichen  und  der  gesellscbaft- 
liehen  GemeinbedUrfnisse  hat  die  geschichtliehe  EDtwicklang 
ZwangsgcmelDwirtbschaften  gebildet  und  bestehen  deren  gegen- 
wärtig mitunter  noch  in  den  Culturstaaten  oder  treten  neue  Formen 
solcher  Gemeinwirthschaften  hervor. 

Das  grossartigsto  schon  erwähnte  geschichtliche  Beispiel  sind*  die  Kirchen, 
deren  Ombiidong  von  der  Zwangs-  in  die  freie  Gemein wirthschaft  seit  Jabrhandertcn 
eines  der  grössten  Probleme  der  Coltunrölker  ist.  Auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens, des  Bankwesens  liegen  in  den  Assecuranzvereinen  mit 
Zwangsbeitritt  (ältere  Immobiliarfeoerassecuranz:  Pensionscassen ;  Wittweocassen  fir 
bestimmte  Stände,  Beamte;  manche  Arbeiterkranken-  und  Invalidencassen ;  Knapp- 
schaftscassen im  Bergbau;  neuestes  obligatorisches  Arbeitonrersicherangswosen  — 
Krankon-,  Unfall-,  Alters- und  Invaliditätsversichernng) ;  ferner  in  den  Öffentlichen 
Banken,  deren  Benutzung  zur  Zahlungsrermittlnng  für  die  Kaufleute  eines  Ortes 
obligatorisch  war  (ältere  Girobanken),  Beispiele  von  Zwangsgemeinw^irthschafteD 
vor,  welche  bis  in  unsere  Gegenwart  hineinragen  oder  neu  hinzugekommen  sind.  Die 
mittelalterlichen  Handwerkerzünfte  und  kaufmännischen  Gilden  trugen  eben- 
falls wesentliche  Merkmale  solcher  Gemeinwirthschaften  an  sich.  (Siehe  Gierke, 
Genossenschaftsrecht  I,  §.  3S,  bes.  Abschn.  111,  die  Zanft  als  Gemeinwesen  im  Kleinen, 
S.  383  £;  eine  Menge  dieser  Functionen  der  Zunft  gestatten  es,  ihr  den  Gharactcr 
einer  Gemein-  und  Zwangsgemeinwirthschaft  im  Sinne  des  Textes  beizulegen.  Vergl. 
auch  Schönberg  und  Schmoller  t\ber  Zunftwesen  a.  a.  0.)  Weiter  bilden 
Deichbau  verbände  und  mancherlei  ältere  und  neuere  Vereine  fär  landwirth- 
schaft liehe  Meliorationen  (Ent-  und  Bewässerungsanlagen  u.  dgl.  m.)  Beispiele 
von  Zwangsgemeinwirthschaften  für  specielle  Zwecke,  welche  heutzutage  eine  grosse 
practische  Bedeutung  haben.  Auch  die  älteren  Agrarverhältnisse,  besonders  bei 
den  germanischen  Völkern,  wie  sie  sich  aus  dem  Gemeineigen thum  am  Boden  in 
Feldgemeinschaft  und  Flurzwang  entwickelten,  haben  mancherlei  Gestaltungen  mit  sich 
gebracht,  welche  mitunter  Merkmale  von  Zwangsgemeinwirthschaften  wahrnehmeD 
lassen.  Beispiele  von  Zweckverbändon  far  einzelne  Ortliche  Gemeinbedarfnisse  sind 
endlich  Wege-,  Armen-,  Schul  verbände  u.  a.  m. 

III.  —  §.  348  [156,  157].  Begründung  des  Zwangs- 
iiioments.  Die  wichtigste  and  schwierigste  Frage,  sowohl  des 
Princips  als  der  practischen  Anwendung  und  Durehführnng.  Man 
wird  dabei  unterscheiden  müssen:  einmal  den  Zwang  als  absolute 
Kategorie,  allgemein  oder  wenigstens  in  den  Hauptfällen,  sodann 
den  Zwaug  als  historisch -rechtliche  Kategorie  und  damit 
als  ein  Erziehungsmittel,  eventuell  mit  der  Tendenz,  jeden- 
falls mit  der  Möglichkeit,  sich  als  solches  durch  seine  Einwirkung 
auf  Sitte,  Gewohnheit,  Motivation  der  Bevölkerung  oder  der  Kreise, 
auf  welche  er  angewendet  wird,  allmählig  unnöthig  zu  machen. 

1)  Staat  und  Gemeinde,  dann  Kreis,  Bezirk,  und  Provinz 
sind  diejenigen  Zwangsgemeinwirthschaften,  bei  welchen  für  irgend 
absehbare  Zeit  und  unter  allen  in  Betracht  kommenden  Verhält- 
nissen der  Zwang  unentbehrlich  erscheint.  Der  Zwang  ist  bei 
ihnen  also  ein  absolutes  Existenzmoment,  die  Zwangsgemein- 
wirthschaft mit  Rücksicht  auf  sie  eine  absolute  („natürliche'^) 
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ökonomische   nnd   rechtliche  Kategorie  der  Wirthschaften  in   der 
Volkswirthschaft. 

Aber  so  doch  auch  nur  im  Ganzen,  auf  den  Hauptge- 
bieten der  Function  dieser  Körper,  nicht  auf  jedem  einzelnen, 
von  ihnen  etwa  in  ihre  Thätigkeitssphäre  gezogenen  Gebiet,  wo 
vielmehr,  soweit  überhaupt  Zwang,  derselbe  eventuell  recht  wohl 
zu  der  zweiten,  der  historisch  rechtlichen  Kategorie  gehören  kann. 

Ausserhalb  der  Doctrin  des  Anarchismus  wird  diese  Auffassung  wohl  kaum 
ernstlich  bestritten,  wenn  auch  im  Socialismus  Opposition  gegen  den  Zwang  im  heutigen 
.,Glassenstaat*%  gegen  einzelne  Zwangseinrichtungen  desselben  vorkommt  Dass  in 
einem  socialistischen  Volkswirthschaftssystem  (im  „Socialstaar',  ein  freilich  7on 
den  Doctrinären  des  neuesten  Socialismus  verpönter  Ausdrack)  der  Zwang  vollends 
eine  EoWq  und  eine  viel  grössere  und  peinlichere  als  im  heutigen  Volkswirthschafts- 
system und  Staat  spielen  müsste,  möchte  zum  Gewissesten  dessen  gehören,  was  man 
psychologisch  rom  socialistischen  System  als  einer  ,,Zukunftssache*'  rermuthen  muss, 
?gl.  auch  oben  §.  38. 

2)  Bei  der  vorgenannten  vierten  Gruppe  der  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  erscheint  der  Zwang  dagegen  nicht  in  demselben  Maasse 
als  Existenz-  und  Gedeihensbedingung.  Der  Uebergang  dieser 
Wirthschaften  in  freie  Gemeinwirthschaften  und  umgekehrt  letzterer 
inZwangsgemeinwirthschaften  ist  geschichtlich  vielfach  vorgekommen. 
Die  Hauptfrage  ist  daher  hier  immer,  ob  und  inwieweit  über- 
haupt Zwang  platzgreifen  soll:  eine  niemals  allgemein,  sondern 
nur  nach  den  concreten  Umständen  zu  entscheidende,  also  eine 
örtlich  und  geschichtlich  relativ  zu  beantwortende  Frage. 
Die  Zwangsgemein  wirthschaften  der  vierten  Gruppe,  das  Zwangs- 
moment bei  ihnen,  sind  daher  nur  historische  Kategorieen  des 
Wirthschaftslebens :  das  Zwangsmoment  ist  bei  ihnen  nicht  all- 
gemein, sondern  nur  bedingungsweise  nothwendig,  berechtigt 
und  zweckmässig  und  zwar  dann,  wenn  die  Bedingungen  wesent- 
lich bei  ihnen  ebenso  liegen,  wie  in  den  Hauptfällen  bei  den  natür- 
lichen und  nothwendigen  Zwangsgemeinwirthschaften  des  Staats, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  (§.  350). 

Im  Weiteren  möchten  folgende  drei  Kategorieen  von  Fällen 
zu  unterscheiden  sein: 

a)  Historisch  relativ,  als  Erziehungsmaassregel  erscheint 
der  Zwang  namentlich  da  und  dann  begründet,  wenn  das  privat- 
wirthschaftliche  Selbstinteresse  noch  zu  mächtig  ist,  aber  einer 
allmähligen  Einschränkung  durch  Erziehung,  Gewöhnung,  Sitte 
muthmaasslich  entgegengefUhrt  werden  kann;  ferner  wenn  es  den 
Privatwirthschaften  noch  an  einem  richtigen  Verständniss  ihres 
durch  Vereinigung   am  Besten    zu  wahrenden   eigenen  Interesses 
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fehlt,  dies  Verständniss  aber  gewonnen  werden  kann;  endlicb  wenn 
auch  der  erforderliche  sittliche  Gemeinsinn  fehlt,  aber  auch  dessen 
Ausbildung  und  überhaupt  die  Erweckung  und  Wirksamkeit  anderer 
richtigerer  und  besserer  Motive  für  erreichbar  gelten  kann.  Nnr 
solange  und  in  dem  Maasse  als  in  allen  diesen  Beziehungen  hemmende 
Missstände  bestehen,  so  dass  ohne  Zwang  die  Bildung  der  unent- 
behrlichen Gemeinwirthschaften  unterbleiben  oder  letztere  nicht  ge- 
nügend fungiren  würden,  wird  hier  mit  Recht  zum  Zwang  ge- 
griflFen  werden. 

b)  Schwieriger  ist  die  Entscheidung  darüber,  ob  man  den 
Zwang  als  historisch-relativ  oder  als  nach  der  menschlichen  Natur 
wahrscheinlich  stets  nothwendig  bezeichnen  soll,  in  folgenden, 
practisch  wichtigen  Fällen.  Die  Natur  jeder  und  vollends  der  ge- 
nannten, auf  Zwang  beruhenden  Gemeinwirthschaften  bringt  es 
unvermeidlich  mit  sich,  dass  die  einer  Gemeinwirthschaft  ange- 
hörende Privatwirthschaft  vielfach  ihr  specielles  Interesse  theils 
gar  nicht,  theils  wenigstens  nicht  in  gleicher  Weise  wie  im  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehr  gewahrt  sieht.  Was  hierüber  im  vorigen 
Abschnitt  (§.  342)  hinsichtlich  der  freien  Gemeinwirthschaften  ge- 
sagt wurde,  gilt  noch  in  verstärktem  Maasse  von  den  Zwangsge- 
meinwirthschaften.  Insbesondere  kann  bei  diesen  der  Regel  nach 
noch  weniger  eine  genaue  Deckung  der  Vortheile,  welche  die  bei- 
tretende Privatwirthschaft  etwa  erlangt,  und  der  Gegenleistungen 
derselben  an  die  Gemeinwirthschaft  stattfinden.  Ueberbaapt  aber 
handelt  es  sich  gerade  in  den  Zwangsgemeinwirtbscbaften  vielfach 
gar  nicht  um  individuelle  Vortheile  der  Betheiligten,  sondern  um 
Pflichten  der  letzteren  gegen  die  Gesammtheit.  Der  privatwirth- 
scbaftliche  Gesichtspunct  reicht  eben  deswegen  für  die  Beziehungen 
zwischen  den  Privat-  und  den  Gemeinwirthschaften  nicht  aus. 

Das  hat  u.  A.  wichtige  Consequenzen  für  die  S tcn erlehr e,  insbesondere  für 
die  Anwendung  der  Steuerprincipien  der  Gerechtigkeit  (s.  Neu  mann,  progressive 
Einkommensteuer  S.  47  ff.,  58  ff.  u.  meine  Fin.  II.  2.  A.  S.  372  ff.,  428—460). 

Aus  dieser  Sachlage  darf  man  wohl  ableiten,  dass  hier  ohne 
Zwang  der  Gemeinwirthschaft  gegenüber  den  Privatwirthschaften 
nur  in  dem  unwahrscheinlichen  Falle  einer  nicht  bloss  gradweiseu, 
sondern  einer  grundsätzlichen  Aenderung  der  menschlichen 
Motivation  auszukommen  ist.  Dafür  ist  auf  die  Erörterungen  im 
1.  Kap.  des  1.  Buchs  zu  verweisen.  Der  Zwang  wird  daher  hier 
doch  wohl  als  unbedingte  und  dauernde  Notb wendigkeit,  als  ab- 
solute Kategorie  anzusehen  sein. 
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c)  Vollends  wird  man  so  artheilen  müssen,  wenn  man  sich 
die  technische  Natur  nnd  die  Beschaffenheit  derjenigen 
Gerne  in  bedtirfnisse  und  Gemeingüter,  um  welche  es  sich  bei 
den  wichtigsten  Zwangsgemeinwirtbschaften ,  Staat  und  Gemeinde, 
bandelt  (ähnlich  indessen  auch  bei  den  übrigen),  vergegenwärtigt. 
Diese  Natur  und  Beschaffenheit  sind  derartig,  dass,  solange  Menschen 
„Menschen'^  bleiben,  ohne  entsprechenden  Zwang  in  den  genannten 
Gemeinwirthsehaften  nichts  zu  erreichen  ist.  An  dem  Beispiel  des 
staatlichen  Rechtschntzes  und  der  Machtentfaltung  im  Innern  und 
nach  Aussen,  der  Hauptfunction  des  Staats,  ist  dies  am  Besten 
nachzuweisen. 

Gnte  Erörterungen  hierüber  und  über  verwandte  Pnncte,  besonders  der  Steuer- 
theorie,  in  £.  Laspeyres'  Aufs.  Staatswirthschaft  im  Staats wörterb.  B.  X.  S.  bes. 
S.  77  ff.  Vergl.  auch  Escher,  Politik  I,  1.  B.,Treiidelenburg,  Naturrecht,  §.  150 (F., 
Gneist,  Bechtsstaat,  1.  A.  N.  IX,  ?.  Ihering^,  Zweck  I,  1.  A.,  S.  310  ff. 

Der  Hechtsschutz  und  die  wichtigsten  tibrigen  Leistungen  der  vornehmsten  Zwangs- 
gemeinwirtbschaften bind  immaterieller  Art  An  einem  Maassstabe  ihres  ökonomisch un 
Werths  und  desjenigen  Yortheils,  welchen  der  Einzelne  etwa  von  diesen  Leistungen 
hat,  fehlt  es  durchaus.  Die  letzteren  können  ferner  ihrem  inneren  Wesen  nach,  dem 
Zwecke  des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemeinwirtbschaften  gem&ss,  meistens  nicht 
speciell  verkäuflich  sein,  also  dem  privatwirthschaftlicheu  Preisregulator  von  Angebot 
und  Nachfrage  überhaupt  gar  nicht  untersteUt  werden.  Zahlreiche  und  wichtige 
Leistungen  des  Staats  lassen  sich  endlich,  wie  gesagt,  auch  nicht,  oder  nur  durchaus 
gezwungen,  als  Yortheile  für  den  Einzelnen  hinstellen,  z.  B.  die  grossen  und  kost- 
spieligen Leistungen  „zur  Durchführung  des  nationalen  Machtzwecks''.  Ja,  für  den 
Einzelnen  werden  diese  Leistungen  und  deren  Voraussetzungen  nicht  selten  zu  Nach- 
theileu oder  gelten  ihm  wenigstens  dafUr  (Militärpflicht,  Steuerpflicht!)  Diese  Lei- 
stungen sind  jedoch  insgesammt,  die  Rechtsschutzleistungen  voran,  unentbehrliche 
Bedingungen  des  socialen  Znsammenlebens  der  Menschen  und  damit  auch  jedweden 
wirthschaftlichen  Verkehrs.  Ihre  Herstellung  oder  auch  nur  den  Beitritt  zu  derjenigen 
Gemein wirthschaft,  welche  diese  Herstellung  übernimmt,  dem  freien  Ermessen  und 
damit  der  WiUkuhr  der  Individuen  zu  überlassen,  hiesse  die  Bedingungen  des  socialen 
und  volkswirthschaftlichen  Organismus  dem  Zufall  preisgeben  und  practisch  oft  genug: 
diese  Bedingungen  gar  nicht  erfüllen. 

Eben  deshalb  muss  eine  mit  der  nöthigen  Zwangsgewalt 
ausgerüstete  Autorität  bei  der  Bildung  und  Einrichtung  der 
Zwangsgemeinwirthschaften,  voran  des  Staats,  bei  der  Herstellung 
und  Verbürgung  der  materiellen  Voraussetzungen  dafür  (Besteuerung!) 
und  bei  der  Durchführung  der  wichtigsten  einzelnen  Leistungen 
hier  stets  vorhanden  und  thätig  sein:  d.  h.  das  Zwangsmoment 
ist  absolute  Kategorie. 

IV.  _  §.  349  [158J.  Folgerungen  für  die  Kosten- 
deckung. Besteuerung  im  zwangsgemein  wirthschaft- 
lichen System.  Der  Staat,  die  Gemeinde  und  mehr  oder 
weniger  jede  andere  Zwangsgeraeinwirthschaft  erlangt  so  freilich 
jenen   „communistischen"   Grandzug,    welcher  den  Gemein- 
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wirthscbaften  anklebt  (§.  342,  293),  in  noch  viel  stärkerem  Maasse 
und  ganz  anverineidlich. 

Der  priratwirthschaftliclie  Widerstand  gegen  den  Staat  and  die  übrigen  Zvanfs- 
gebilde  der  Yolkswirthschaft  ond  die  Abneigung  der  Anhänger  des  Systems  der  freien 
Concnrrenz  oder  der  Vertreter  der  ^«Gesellschaft''  im  Stein- Gnei  st 'sehen  Sinne 
gegen  Einmischung  des  Staats  in  die  Yolkswirthschaft  finden  in  diesem  commonisti- 
schen  Character  ihre  Erkl&rang. 

Namentlich  ergiebt  sich  Folgendes: 

1)  Das  Princip  der  speciellen  Entgeltlichkeit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  ist  in  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
selbst  in  den  Fällen,  wo  noch  ein  Sondervortheil  für  den  Einzelnen 
nachgewiesen  werden  kann,  noch  weniger  anwendbar,  als  in  den 
meisten  freien  Gemein  wirthscbaften.  Die  Unmöglichkeit  aber,  einen 
solchen  Sondervortheil  irgend  genau  nach  seinem  ökonomischen 
Werthe  zu  messen,  bringt  es  mit  sich,  bei  der  Kostendeckung  der 
zwangsgemeinwirtbschaftlichen  Leistungen  von  dem  Principe  gleicher 
Leistung  und  Gegenleistung  grossentbeils  abzusehen. 

Daher  die  zwar  darchans  nothwendige  and  heilsame  (§.  335),  aber  unrermeindlich 
doch  nnr  beschränkte  Anwendbarkeit  des  sog.  Gebtlhrenprincips  in  der  Finanz?erwal- 
tong  des  Staats,  der  Gemeinden  und  des  (pri?atwitthschaftiichen)  Grandsatzes  der 
Besteaerang  „nach  dem  Interesse"  (nach  Leistang  ond  Gegenleistang)  neben 
oder  gar  statt  des  (staatswirthschaftlichen)  Grandsatzes  der  Besteaerang  ,,nach  der 
Leistungsfähigkeit  im  öffentlichen,  zamal  im  Staatshaashalt.  S.  darüber  die  ein- 
gehenden Erörtcrangen  im  2.  Bande,  2.  Aafl. ,  meiner  Fin.wiss.,  bes.  Hoch  4,  Ge- 
bllhrcnlehre ,  and  §  178 — 188  über  die  genannten  beiden  Steaerprincipien;  aus  der 
finanz wissenschaftlichen  Litteratar  bes.  Neamann's  eindringende  ErOrterangen. 

2)  Bei  denjenigen  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschaften, 
welche  sich  gar  nicht  als  Einzelvortheile  qualificiren  lassen,  muss 
natürlich  von  dem  Principe  gleicher  Leistung  und  Gegenleistung 
vollständig  abgesehen  werden.  Die  Kostendeckung  des  Staats  u.8.w. 
hat  daher  hier  durch  Zwangsbeiträge  (Steuern)  der  zwangsweise  im 
Verbände  der  betreffenden  Gemeinwirtbschaft  stehenden  Einzelwirth- 
Schäften  zu  geschehen,  und  zwar  wesentlich  durch  Steuern,  welche 
nach  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit aufgelegt  oder  vertheilt  werden.  Diese  Natur  der  Zwangs- 
gemein wirthscbaften  und  der  hier  erwähnten  Leistungen,  die  un- 
bedingte Nothwendigkeit  derselben  und  der  Umstand,  dass  die 
Verwirklichung  dieser  Gemeinwirthschaften  und  dieser  Leistungen 
ohne  die  Besteuerung  —  voraussetzungsweise,  d.  h.  wenn  nicht 
andere  finanzielle  Deckungsmittel,  insbesondere  aus  Privaterwerb, 
verfügbar  sind  —  unmöglich  ist,  bilden  auch  den  tieferen,  inneren 
Rechtsgrund  der  allgemeinen  Steuerpflicht  im  Staate  u.  s.w. 

Daher  die  aach  principiell  theoretische  Bedoatong  dieser  Lehre  ron  den  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  für  die   Lehre  ron  der  Besteaerang.     Hier  liegt  einer  der  wich- 
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tigsten  BcrtthrnngspüDCte  der  socialökonomischen  Grandlegnng  mit  der  Finanzwissen- 
schaft.  S.  daher  Weiteres  bes.  in  der  zweiten  Aafl.  meiner  Fin.wiss.  B.  U,  §.  85  ff. 

3)  Die  Summe  dieser  Zwangsbeiträge  lässt  sieh  ökonomisch 
als  Gesammtgegenleistung  für  die  Gesammtheit  der  Lei&tnngen 
der  Zwangsgemeinwirthschaft  auffassen.  Hier  wird  daher  anch 
wieder  mit  Rücksicht  auf  die  möglichste  ökouomiscbe  Werth- 
correspondenz  eine  Vergleichnng  stattfinden  dürfen  und  müssen, 
z.  B.  der  Leistungen  des  Staats  mit  der  Summe  der  Steuern  über- 
haupt, freilich  nur  nach  gewissen  ,,Abwllgungen"  der  Werthe  uud 
Opfer,  wie  in  bestimmten  Fällen  in  der  „constitutionellen  Budget- 
wirthschaft'*. 

S.  anch  hier  Fin.wiss.  I,  3.  Aufl.,  §.  34,  35.  Diese  Ansicht  kommt  durchaus 
nicht  wieder  einfach  auf  die  alte  Auffassung  der  Steuer  als  „Tausch'*  hinaus,  gegen 
welche  sich  z.  B.  A.  Held,  Einkommensteuer,  Bonn  1872,  S.  25  ff.,  31,  wendet  Sie 
hält  aber  den  richtigen  Kern  in  dieser  Auffassung  fest,  was  Held  nicht  thut  und 
was  man  vom  volkswirthschaftlichcn  Standpnncte  aus  thun  darf  und  muss,  ohne  die 
„tiefer  gedachte,  vom  wahrhaft  historischen  Geiste  getragene'*  Anschauung  vom  Staate 
preis  zu  geben.  Es  müssen  und  dttrfen  freilich  nur  die  Gesammtheiten  der  Steuern 
und  der  Leistungen  des  Staats  unter  den  ökonomischen  Gesichtspunct  von  Leistung 
und  Gegenleistung  gebracht  werden,  niemals  die  Steuer  des  Einzelnen  und  die 
ihm  zu  Gute  kommende  Staatsleistung.  Ohne  den  ersteren  Gesichtspunct  ist  eine 
geordnete  Finanzwirthschaft  nicht  denkbar.  Die  rechtsphilosophiscben  Vertreter  der 
organischen  Staatsauffassung  gehen  ähnlich  wie  hier  Held  öfters  wieder  zu  weit  in 
der  Beaction.   S.  meine  Fin.  II,  2.  Aufl.  §.  86. 

4)  Aber  dem  Einzelnen  gegenüber  kann  von  solcher 
Werthcorrespondenz  der  Leistungen  desselben  an  die  Gemein- 
wirthscbaft  und  der  von  letzterer  ausgehenden  Leistungen  fdr  Ge- 
sammtheiten (und  für  den  Einzelnen  als  Mitglieds  davon)  nicht 
die  Rede  sein,  daher  nicht  bei  dem  Haupttbeil  aller  Besteuerung, 
dem  nach  demPrincip  der  Leistungsfähigkeit  aufzulegen- 
den. Die  Kosten  der  Zwangsgemeinwirthschaft  können  vielmehr 
bei  diesen  Steuern  nur  auf  die  Einzelnen  an  ihr  Betheiligten  nach 
allgemeinen  Maassstäben  gleichmässig  umgelegt  werden. 
Dieser  Maassstab  kann  aber  nicht  in  dem  Werthe,  Genüsse 
und  V ortheil,  welchen  die  Verbindung  mit  der  Gemeinwirth- 
schaft  dem  Einzelnen  bietet,  liegen,  denn  theils  ist  dieser  Werth, 
wie  gesagt,  im  Einzelfall  unmessbar,  theils  fehlt  er  hier  voll- 
ständig und  ist  nur  eine  Pflicht,  kein  Vortheil  des  Einzelnen 
gegenüber  der  Gemeinwirthschaft  anzuerkennen  oder  doch  zu  be- 
achten. Der  „communistische''  Character  der  Zwangsgemein- 
wirthschaft und  besonders  des  Staats  erscheint  bei  einer  solchen 
naturgemäss  gebotenen  Besteuerung  daher  selbst  wieder  natürlich 
begründet. 
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8.  auch  hierzn  wieder  die  AasfUhniiigon  in  meiner  Fin.wiss.  im  2.  Bande  der 
zweiten  Auflage  a.  a.  0.  und  Neumann's  Arbeiten.  Aehnlich  wie  im  Text 
Trendeleubnrg,  a.a.O.  §.  159  (S.  SCO:  Besteuerung  Aufgabe  der  distributlTen 
Gerechtigkeit;  ihr  Maass  zuerst  die  Leistungsf&higkeit  des  Einzelnen:  freilich  mit 
zu  unsicherer  Ableitung  7on  Consequenzen  und  zu  allgemein  bleibenden  Sätzen). 
Auch  Laspeyres,  Staats wörterb.,  a.  a.  0.  X,  106  ff.  Anders  besonders  £.  Nasse, 
Gutachten  Über  Personalbesteuerung,  1873,  S.  3  ff.,  und  im  Ganzen  auch  A.  Held, 
Einkommensteuer  und  Gutachten  tlber  Personalbesteuerung,  1873.  Vergl.  femer  die 
principiellen  Erörterungen  über  diese  Fragen  der  Kostondeckang  und  Besteuerung  in 
Verbindung  mit  dem  allgemeinen  Werthproblem  in  E.  Saz'  Grundlegung  der  Staats- 
wirthschaft,  bes.  Abschn.  VI;  auch  G.  Gohn,  Syst.  I,  S.  525  ff.  und  Fin.wiss. 

V.  —  §.  350  [159].  Die  Berechtigung  des  Zwanges  auch 
für  bestimmte  einzelne  Gemeinscbaftszwecke  und  die  Bildung 
von  Zwangs-  statt  freier  Gemein wirtbschaften  hierfür  ist  hier- 
naeb  unter  folgenden  Bedingungen  vorhanden: 

1)  Wenn  das  Widerstreben  der  Einzelnen  den  vom 
Wobl  einer  Gesammtbeit  (Gruppe)  geforderten  Gemein- 
schaftszweck vereiteln  würde. 

So  zumal  in  dem  Falle,  dass  das  Wohl  des  Einzelnen  durch  den  Zwangsbeitritt 
nicht  irgend  wesentlich  verletzt,  Tielleicht  sogar  selbst  gefördert  wtlrde:  aber  auch, 
wenn  das  Wohl  des  Einzelnen  nicht  gefördert,  vielleicht  selbst  gefährdet  wird :  Wehr- 
wesen; Steuerwesen;  Impfwesen;  Schulwesen;  Deichbauwesen;  einzelne  Fälle  ?od 
Zwang  in  Agrarsachen,  desgl.  in  Versicherungsangelegcnheiten.  Näheres  in  der 
Practischen  Nationalökonomie,  theoretischen  Politik  und  Inneren  Verwaltungslehre 
(Polizei  Wissenschaft). 

2)  Wenn  die  Theilnahme  des  Einzelnen  an  den 
Leistungen  (Vortbeilen)  der  Gemeinschaft  nach  der  Natur  der 
betreffenden  Gemeingüter  nicbt  wohl   behindert  werden  kano. 

Daher  erscheint  es  billig,  den  Einzelnen  auch  zwangsweise  zum  Beitritt  und  zur 
Mittragung  der  Kosten  der  Gemeinwirthschaft  zu  nöthigcn.  Wiederum  besonders  Fälle 
in  Agrarsachen,  bei  Deichbau,  bei  „Beiträgen"'  im  finanztechnischen  Sinne  statt  indi- 
yidueUer  QebUhren  (meine  Fin.  II,  3.  A.,  §.  74).  Aber  auch:  ganz  allgemein  beim 
staatlichen  Rechtsschutz,  welcher  der  Idee  des  Rechts  gemäss  nicht  wUlkUhriich 
?on  Dissentirendeu  abgelehnt  werden  kann,  mit  der  Folge,  dass  dann  die  Offendiche 
Gewalt  etwa  diese  Personen  von  der  Gowährang  des  Schutzes  ausschliesst. 

3)  Mindestens  bedingt  erscheint  der  Zwang  zulässig,  wenn  es 
sieb  bei  einer  Gemeinscbaftsbildung  und  Leistung  zwar  nm  Ge- 
währung von  speciellen  Vortbeilen  an  gewisse  Mitglieder 
handelt,  aber  diese  Gewährung  gerade  auch  im  Gesamm  tinteresse 
liegt  und  deswegen  mit  ertolgt. 

Z.  B.  in  Fällen  des  Versicherungswesens  (Brand Versicherung,  um  auch  der  Ge- 
meinschaft schädliche  Verarmung  des  Brandschaden  Erleidenden  zu  verhüten;  Ar- 
beitenrersicherung ,  um  der  Gemeinschaft  erwünschte  Sicherang  der  Arbeiter  in  ge- 
wissen Fällen,  um  fur  sie,  die  Gemeinschaft,  wichtige  Verhütung  von  Erbitteran; 
der  Arbeiter  zu  erreichen;  Pensionscassenzwang  fUr  Beamte  [Wittwencassen],  um 
Beamtenproletariat  auch  im  Staatsinteresse  zu  vermeiden). 

4)  Auch  wenn  durch  eine  grössere  ßetbeiligung  von 
Personen,  Benutzern,  der  Zweck  einer  Gemeinschaftseinrichtung 
techniscb  besser,   ökonomisch   wohlfeiler  erreicht  wird, 
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ohne  dass  für  die  eyentuell  UDgem  Beitretenden  sich  bemerkens- 
werthe  Nachtheile  ergeben,  wird  der  Zwang  bedingt  zulässig. 

Z.  B.  ist  so  das  Postregal  in  gewissem  Umfang  noch  heute  za  begründen; 
ähnlich  der  Zwang  bei  Versichernngsanstalten  (Brandcassen)  und  bei  manchen  son- 
stigen gemeinuützigen  Anstalten  und  Einrichtungen.  —  Für  alle  derartigen  Fragen 
sei  auf  die  Polizeiwissenschaft  (auch  deren  allgemeinere  Erörterungen)  ?er- 
wiesen.    S.  Mohl  ([,  3.  A.  §.  7). 

Nach  diesen  Gesichtspnncten  wird  die  Zulässigkeit  des  Zwangs 
besonders  ancb  in  den  oben  (§  330)  erwähnten  Fällen  von  Glassen- 
Gemeinbedürfnissen  zu  entscheiden  sein. 

VI.  —  §.  351  [160].  Postulate  für  Zwangsgemein- 
wirthschaften  überhaupt  und  iür  die  Anwendung  des 
Zwangs  speciell.  Die  Natur  des  Zwangsprincips,  das  psycho- 
logisch Lästige  dabei,  bringt  es  mit  sich,  dass  an  alle  Zwaugs- 
gemeinwirthschaften,  insbesondere  hinsichtlich  der  Ausdehnung  und 
Art  und  Weise  ihrer  Thätigkeiten  auch  an  den  Staat  und  die  Ge- 
meinde und  in  Betreff  der  Anwendung  von  Zwang  auf  einzelnen  Ge- 
bieten, folgende  Anforderungen  zu  stellen  sind: 

1)  Die  Nothwendigkeit  und  Gemeinnützigkeit  des 
Zwangs,  seiner  Stärke,  seines  Umfangs,  seiner  Anwendung  auf 
den  einzelnen  Gebieten,  muss  möglichst  objectiv  festgestellt 
werden. 

Das  Ziel  ist,  den  Zwang  nur  da  und  nur  soweit  eintreten  zu  lassen,  wo  und 
wie  die  einsichtige,  ihr  eigenes  Beste  richtig  yersteheude,  aber  auch  rem  richtigen 
sittlichen  GemeiDsino  und  Pflichtgefilhl  getragene  Pri?atwirthschaft  freiwillig  der 
Gemeinwirthschaft  sich  anschliessen  und  alle  Lasten  derselben  mit  tragen  würde.  Der 
Zwang  muss  daher  möglichst  immer,  auch  wo  er  als  absolute  Kategorie  wird  gelten 
müssen,  als  ein  Erziehungsmittel  betrachtet  werden  und  als  solches  angewandt 
selbst  darauf  hinwirken,  sich  allmählig  entbehrlicher  zu  machen  (Zwang  im  Schul- 
wesen, Schulpflicht,  Versicherungswesen,  bei  wirthschaftlichen  Meliorationen). 

2)  Zu  diesem  Behufe  ist  auch  die  möglichste  Entwicklung 
des  Gemeinsinns  und  des  sittlichen  Pflichtgefühls  sowie 
des  Verständnisses  des  richtigen  eigenen  Interesses  und  der 
Wirksamkeit  der  übrigen  günstig  zu  beurtheilenden  Motive,  welche 
neben  dem  ersten  Leitmotiv,  dem  Streben  nach  dem  Eigenvortheil, 
mitspielen  können  (Buch  1,  Kap.  1),  geboten,  um  so  den  Zwang  ent- 
behrlich machen,  ihn  wenigstens  tbunlichst  beschränken  zu  können. 

Dadurch  wird  es  namentlich  möglich,  das  caritatire  System  an  StoUe  des  gemein- 
wirthschaftlichen ,  z.  B.  im  Humanitäts-  und  Armen wesen,  und  die  freien  Gemein- 
wirthschaften  an  Stelle  der  Zwangsgemeinwirthschaften ,  z.  B.  im  Schul-,  Ver- 
sicherungswesen, in  grösserem  Umfange  treten  zu  lassen,  den  Zwang  durch  den 
Rath,  die  Empfehlung  zu  ersetzen  und  auch  die  Staatsthätigkeit  unter  Umständen 
überhaupt  zu  beschränken. 

3)  Einen  natürlichen,  aus  dem  „Wesen"  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaft,  besonders  auch  des  Staats  und  der  Gemeinde 
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abznleitenden  oder  einen  auf  endgiltigeErfahrnng  gegründeten 
schlechtweg  „richtigen'^  Bereich  der  Thätigkeit  der  Zwangs- 
gemeinschaften  giebt  es  nicht.  Subjective  Urtheile  wirken  vielmehr 
hier  immer  mit  ein,  auch  unvermeidlich  bei  den  Inhabern  der 
Zwangsgewalt,  bei  welchen  ohnehin  durch  die  Verfügung  über 
letztere  und  damit  auch  über  die  materiellen  Darchfttbrangsmittel 
(Steuern!)  die  Gefahr  eines  unrichtigen  Vorgehens  psychologisch 
besonders  nahe  liegt.  Daher  müssen  besondere  Organe  in 
solchen  Wirthschaften  geschafifen  werden,  welche  diesen  Bereich 
im  concreten  Falle  möglichst  richtig  bestimmen  und  Nothwendigkeit, 
Umfang  und  Art  des  Zwangs  objectiv  feststellen,  eventaell  darüber 
mit  den  Inhabern  der  Zwangsgewalt  (Regierung)  verhandeln.  So 
ergiebt  sich  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpnncte  aus  die 
politische  Forderung  einer  Vertretung  der  bei  einer  Zwangs- 
gemein wirthscbaft,  wie  Staat  und  Gemeinde,  betheiligten  Privaten 
(Volksvertretungen). 

4)  Eine  Hauptaufgabe  ist  stets,  den  wechselnden  Bedürfnissen 
gemäss  in  wechselnder  Weise,  die  zwangsgemeinwirthschaftlicfaen 
Functionen  zwischen  dem  Staate  einer-  und  den  Selbstver- 
waltungskörpern andrerseits  und  wieder  unter  den  letzteren 
richtig  zu  vertheilen:  zugleich  eine  Voraussetzung  für  die  mög- 
lichst richtige  Erfüllung  des  folgenden  fünften  Postulat«.  Be- 
sonders wichtig  ist  eine  solche  Theilung  der  Functionen  in  Bezog 
auf  die  Anstalten  der  Fürsorge  für  örtliche  Gemeinbedürfnisse 
(§.  328).  Die  politischen  Fragen  der  Decentralisation  der  Staats- 
und der  Einrichtung  der  localen  Selbstverwaltung  müssen  dem- 
gemäss  auch  socialökonomisch  als  bedeutungsvoll  bezeichnet  werden. 

Die  VerfassQngs fragen  in  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde,  die  „Ordnunf^eo" 
dieser  drei  Grappen  autonomer  Glieder  des  Staats  werden  daher  anch  für  die  Volks- 
wirthschaft  in  doppelter  Weise  wichtig:  einmal,  weil  erst  durch  diese  Ordnungen  die 
richtigen  Gemeinwirthschaften  organisirt  werden,  sodann  weil  die  Organisirung  der 
Vertretungen  die  Garantie  für  möglichst  richtige  Bestimmung  und  Ausführung  der 
diesen  Wirthschaften  zu  übertragenden  Leistungen  zur  Bedurfnissbefriedigung  oder 
m.  a.  W.  fUr  die  beste  Production  der  betreffenden  Guter  liefert 

5)  Jede  Zwangsgemeinwirthschaft  muss  als  Einzel  wirth- 
schaft möglichst  richtig  ökonomisch  und  technisch  geleitet  und 
eingerichtet  werden.  Namentlich  ist  auch  in  ihr  dasPrincip  der 
Wirthschattlichkeit  (§.  28)  streng  durchzuführen.  Da  das 
Steuerrecht  der  Zwangsgemeinwirthschaft  hier  besondere  Ge- 
fahren in  sich  birgt,  so  ist  wiederum  eineControle  des  Snbjects 
der  Wirthschaft  (z.  B.  der  Regierung  des  Staats)  durch  die  Vertretang 


Postulate  für  Zwangsgomeinwirthschaften.  869 

der  Betheiligten  ein  nothwendiges,  aach  volkswirthschaft- 
liches  Postulat. 

Errichtung  unabhängiger  Finanzcontrolorgane,  System  der  constitntioneilon  Budgct- 
wirthschaft  im  Staate.  S.  darüber  auch  Schäffie,  gesellsch.  Syst.  2.  Anfl.  §.  205, 
216,  3.  Anfl.  II,  871  fF. 

Durch  die  ErfUlIang  dieser  ForderuDgen  wird  dann  aucb,  so- 
weit dies  überhaupt  erreichbar  ist,  eine  Garantie  gescbaffen, 
dass  in  ökonomischer  Hinsicht  zwischen  dem  Werthe  der  ge- 
sammten  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschaft  und  der  Gegen- 
leistungen der  Privaten  in  Beiträgen  und  Steuern  ein  möglichst 
richtiges  Verbältniss  bestehe. 

S.  0.  §.  349  unter  3.  Auch  hier  zeigt  sich  freilich  wieder  die  Tauschwerth- 
Schätzung  als  unzureichend:  die  Gebrau chswerthschätzung  ist  die  allgemeinere 
und  die  in  vielen  Fällen  allein  anwendbare.    (S.  o.  §.  138,  139.) 

Welche  Postulate  an  die  Entwicklung  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  Systems,  an  sich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
dtlrfnisse  und  auf  die  Productionstechnik  der  modernen  Cultur- 
völker,  sowie  dem  privatwirthschaftlichen  System  gegentiber,  zu 
stellen  sind,  das  wird  in  Anknüpfung  an  den  Hauptvertreter  aller 
Zwangsgemeinwirthschaft,  den  Staat,  im  nächsten  Buche,  u.  A. 
namentlich  im  3.  Kapitel,  von  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen  Thätigkeiten,  erörtert. 

In  der  zweiten  Abtheilnng,  von  Yolkswirthschaft  und  Recht,  haben  diese  Unter- 
suchungen dann  ihren  Abschluss  zu  finden.  Dadurch  wird  zugleich  die  Aufgabe, 
w^elche  in  §.  169  der  Gonjunctur  gegenüber  und  im  2.  Kapitel  des  vorigen  4.  Buchs 
in  Bezug  auf  das  Vertheiiungsproblem,  bes.  im  2.  Abschn.  hinsichtlich  der  Regelung 
der  Yerthoilung,  hervorgehoben  wurde,  ihrer  Lösung  entgegenzufahren  gesucht. 


Sechstes  Buch. 
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§.  352  [S.  2SS].  YorbemcrkuDg  nnd  Litteraturnachweis.  YeigL  die 
Vorbemerkongen  zum  vorigen  Bnche  oben  S.  761  und  die  Vorbemerkungen  zum  letzten 
Abschnitt  des  vorigen  Kapitels  S.   856. 

Die  beste  unmittelbare  Vorarbeit  aus  der  systematischen  nationalOkono- 
mi sehen  Litteratur,  fast  die  einzige,  welche  den  Namen  einer  nationalOkono- 
mi sehen  Vorarbeit  über  den  Staat  als  Ganzes  verdient,  rUhrt  irieder  von 
Schaffte  her,  s.  namentlich  dessen  nationalökonomische  Analyse  des  Staats  in  s. 
gesellschaftl.  System,  2.  Aufl.,  Kap.  31—34,  3.  Aufl.  I,  28  ff.,  II,  83  ff.  („öffent- 
liche Organisation  der  Volkswirthschaft*')*  I^&^-u  Soc.  Körper  III,  365  ff.,  457  ff. 
bes.  IV,  216  ff.,  pasäim  auch  vielfach  in  B.  I  u.  II,  s.  Index. 

Aus  den  mehr  erörterten  Gründen  konnte  die  Nationalökonomie  der  pbysiokratisch- 
Smith 'sehen  Schule  nicht  zu  einer  principiellen  volkswirthschaftlichen  Würdigung  des 
Staats  kommen.  Die  Auffassung  des  Staats  als  blossen  „Rochtsschutzprodncenten**  ist 
gerade  auch  volkswirthschaftlich  viel  zu  enge.  Vergl.  über  diese  Auffassung  und  die 
Consequenzen  daraus  besonders  den  Abschnitt  des  vorigen  Buchs  über  freie  Goo- 
currenz,  §.  310,  313  ff.,  und  die  dort  aufgeführte  Litteratur.  S.  dazu  auch  noch 
Gen  sei,  Art.  Staat  in  Rentzsch'  Handwörterbuch,  wo  es  bei  aller  Mässigung 
dieses  Schriftstellers  doch  noch  hcisst:  Der  moderne  Staat  soll  anerkennen,  dass  die 
(wirthschaftlichen)  Dinge  „durch  die  eigene  Einsicht  der  Betheiligten  und  durch  das 
lebendige,  im  freien  Verkehr  waltende  Naturgesetz  sicherer  und  besser  geregelt  werden, 
als  durch  seine  (des  Staats)  Einmischung  und  Bevormundung  mit  ihrer  menschlichen 
Kurzsichtigkeit"  (S.  827).  Für  das  Nähere  verweist  Gensei  auf  das  genannte  Wörte^ 
buch,  das  in  der  That  in  den  meisten  Artikeln  ein  characteristischer  Beleg  der  Stellung 
der  „deutschen  Freihandelsschule''  zu  der  Frage  vom  volkswirthschaftlichen  Berufe  des 
Staats  ist.  (Meine  schon  damals  abweichende  Stellung  ergiebt  sich  aus  meinem  Art.  Staats- 
haushält  und  Staatsschulden  in  diesem  Wörterbuch.)  S.  auch  Rentzsch,  Staat  und 
Volkswirthschaft,  Lcipz.  1S63,  besonders  N.  II,  Gompetenz  des  Staats,  ein  ganz  guter 
Abriss  der  Lehre  der  FreihandelsscUule  über  die  Stellung  des  Staats  in  und  zu  der 
Volkswirthschaft,  übrigens  in  einzelnen  Puncten,  z.  B.  in  der  Staatswaldfrage,  wo  ein 
Bcrgius  noch  den  reinsten  Manchesterstand punct  vertritt  und  den  klimatologischen 
Gesichtspunct  ganz  vernachlässigt,  doch  für  die  Jet^tzeit  wenigstens  für  Beibehal- 
tung der  Staatswäider  als  „der  Uebei  kleinstes''  (S.  200). 

Vergl.  sonst  für  die  Smith'sche  Schule:  A.  Smith,  wealth  of  nations,  B.  5,  1.  Kap. 
(Ausgaben  des  Staats),  worüber  die  Späteren  im  Grunde  wenig  hinausgekommen  sind. 
J.  St.  Mill,  polit.  Oekon.,  B.  5,  Kap.  1,  8 — 11,  und  ders.,  on  liberty,  deutsch  von 
Gomperz  (Leipz.  1869),  besonders  Kap.  1,4,  5.  Carricatur  des  Appells  an  den  „Staat" 
in  der  Volkswirthschaft  von  Bastiat,  oeuvres  IV,  p.  327  ff.  (petita  pamphlets:  Tdtat). 
Weitere  Litteratur  s.  bei  Kautz,  Nationalökon.  I,  249. 

Besonders  bemerkenswerth  ist  die  Stellung  der  deutschen  nationalökonomi- 
schen Systematiker  zum  Staate.  Rau  geht  nirgends  principiell  auf  die  Betrach- 
tung des  Staats  aus  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  ein.  Bezeichnend  dafOr 
ist,  dass  in  dem  ausführlichen  Index  zum  ganzen  System  (Finanzwiss.  5.  Aufl.,  II,  521) 
zwar   auf   alle   möglichen    einzelnen    Staatsthätigkeiten    und   Staatsan stalten 
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▼erwiesen  wird,  nirgends  aber  auf  den  Staat  als  solchen  oder  als  Ganzes.  In  der 
That  kommt  Rau  auf  ihn  auch  vornemlich  nur  bei  den  einzelnen  Maassregeln 
des  Finanzwesens  und  der  Volkswirthschaftspoiitik  zu  sprechen.  In  der  Einleitung 
zum  theoretischen  Theile,  §.  3  ff.,  wird  der  Staat  nur  eben  kurz  als  Thatsache 
berührt.  Aus  diesem  Mangel  einer  principiellen  Erörterung  ist  Bau  indessen  kein 
Vorwurf  zu  machen.  Denn  seine  Behandlung  Ut  wieder  eine  nothwcndige  Folge  seiner 
zu  engen  Begriffsbestimmung  der  wirthschaftlichen  Güter  und  dos  Ausschlusses  der 
Dienstleistungen  aus  letzteren. —  Hermann,  der  kein  vollständiges  System  in  seinen 
staatswirthschaftlichen  Untersuchungen  giebt,  hat  doch  wenigstens  in  der  Kürze  den 
Staat  in  seiner  principiellen  Bedeutung  und  Uneutbehrlichkeit  für  die  Volks wirth- 
Schaft  gewürdigt,  sowohl  in  seiner  Lehre  7on  den  Gollecti?bedürfnissen  (2.  A.,  S.  47  (F., 
lOU  ff.,  oben  S.  8?tl),  als  in  einer  kurzen  Erörterung  über  die  Aufgabe  des  Staats 
{S.  71 — 77).  —  Röscher  kommt  auch  nur  nebenbei  ganz  kurz  auf  den  Staat  zu 
sprechen  (I,  §.  42,  II,  §.  1.  vergl.  übrigens  I,  §.  S4),  obwohl  seine  Einbeziehung  der 
Dienstleistungen  unter  die  wirthschaftlichen  Güter  m.  E.  eine  eingehende  principielle 
Erörterung  mit  sich  führen  mUsste.  Röscher  stellt  den  Staat  unter  die  unkörperlichen 
Kapitalien  als  das  bedeutendste  davon  (I,  §.  42).  —  Knies  spricht  vom  Staat  im  Zu- 
sammenhang mit  allgemeinen  Ausführungen  über  die  Volkswirthschaft  unter  der  Eiu- 
wirkang  der  gesetzgebenden  und  verwaltenden  Tiiätigkeit  der  allgemeinen  Staats- 
gewalt    (Pol.  Oek ,  2.  A.,  S.  106  ff.,  s.  auch  S.  254  ff.) 

Factisch  kommt  diese  nebensächliche  Berührung  des  Staats  in  den  volkswirth- 
schaftlicheu  Systemen  doch  auf  ein  Ignoriren  desselben  zu  leicht  hinaus.  Erörterungen 
wie  diejenigen  von  Dupont- White,  l'individu  et  l'etat,  Par.  1S57  (vergl.  z.  B.  das 
Resumc  p.  341  ff.,  der  Staat  „le  gerant  des  intörets  collectifs''  p.  345),  und  von  Karl 
Dietzel  in  seinem  System  der  Staatsanleihen,  Heid.  1855  (z.  B.  S.  13  ff.,  18,  der 
Staat  als  Or^^an  der  Gesammtwirthscbaft ,  welche  ,,die  allgemeinste  Grundlage  und 
Form  menschlicher  Gulturent Wicklung'*  ist),  ferner  (in  Krause-Ahrens'scher  Richtung) 
Ton  Kaurz.  a.  a.  0.  Kap  9  blieben  in  der  neueren  Nationalökonomie  der  mächtigen 
vorherrschenden  Strömung  in  der  Wissenschaft  gegenüber  so  isolirt  und  ohne  nach- 
haltigen Einfluss,  wie  in  der  älteren  etwa  die  sehr  richtigen  und,  bei  mancher  Ueber- 
scbwänglichkeit,  doch  an  guten  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncten  reichen  Elemente 
der  Staatskunst  von  Ad.  Müller  (1809),  der  dem  Staate  in  seiner  volkswirthschaft- 
lichen Function  die  grösste  Bedeutung  zuschreibt.  Unter  den  neuesten  deutschen 
Systematikern  hat  G.  Cohn  sehr  kurze,  zu  aphoristische  Erörterungen  über  den 
Staat  in  seinem  System  gebracht,  bes.  §.  302,  in  dem  Abschnitt  über  freie  und  öffent- 
liche Verbände.  Im  Schön  berg'schen  Handbuch  sollten  m.  E.  eine  oder  zwei  eigene 
grössere  Abhandlungen  über  die  Principienfragen  der  volkswirthschaftlichen  Organi- 
sation und  über  Staat  und  Volkswiithschaft  nach  der  Anlage  des  ganzen  Werks  im 
grossen  Styl  enthalten  sein.  G.  Schön  borg  selbst  hat  aber  nur  in  seiner  einleitenden 
Abb.  Volkswirthschaft  im  1.  B.  seines  Handbuchs  am  Schlnss  (3.  A.  I,  S.  58—08)  in 
Kürze,  aber  gut,  über  „Staat  und  Volkswirthschaft^'  gehandelt.  E.  Sax,  Grundlegung 
der  theoretischen  Staatswirthschaft ,  gehört  seinem  Gesammtinhalt  nach  auch  hierher, 
wenn  darin  auch  über  den  Staat  als  solchen  nicht  näher  gehandelt  wird.  Im  Aus- 
lände hat  auch  die  neueste  systematische  Wissenschaft  principiell  über  den  Staat 
in  Beziehung  zur  Volkswirthschaft  noch  wenig  gehandelt  (Marshall  nicht,  mehr 
schon  Sidgwick,  polit.  econ.  book  3,  bes.  eh.  3,  Gide,  princ.  S.  590  ff.  dürftig). 

Seine  Erklärung  findet  dieser  Mangfel  principieller  volkswirthschaftlicher 
Erörterungen  über  den  Staat  —  ausser  in  der  Engheit  und  Schiefe  der  physiokratisch- 
Smith 'sehen  Lehre,  besonders  in  deren  moderner  Gestalt  in  der  Schule  der  freien 
Concurrenz,  —  in  der  gleichzeitigen  und  parallel  gehenden  Entwicklung 
des  Naturrechts  oder  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  auf  Rousseau'- 
scher  und  Kant'scher  Grundlage.  Erst  die  neuere  historische  und  organische 
Auffetssung  von  Recht  und  Staat  hat  in  dieser  Rechtsphilosophie  einen  Umschwung 
bewirkt,  der  wenigstens  in  einzelnen  principiellen  Hauptpuncten,  z.  B.  in  dem  völligen 
Aufgeben  der  Lehre  von  der  Begründung  des  Staats  auf  den  Staatsvertrag  (coutrat 
social),  ein  vollständiger  iät,  —  jener  Staatsvertrag,  der,  wie  Ahrens  mit  Recht  sagt, 
zwar  ein  möglicher,  geschichtlich  auch  öfters  vorgekommener  Entstehnngsgrund  eines 
concreten  Staats  ist,  aber  nicht  der  innere  rechtlich-sittliche  Grund  des  Staats  über- 
haupt, (Naturrecht  II,  274).     Aus   diesem   Umschwung  gilt  es   für  Recht   und  Staat 
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und  Yolkswirthschaft  jetzt  wieder  die  Conseqnenzen  nach  allen  Seiten  zn  ziehen,  vas 
allerdings  auch  in  der  Bechtsphilosophie  noch  keineswegs  allgemein  geschehen,  in  der 
Nationalökonomie  aber  bisher  kaum  anch  nur  versucht  worden  ist 

Erschwerend  far  die  nationalökonomische  Betrachtung  des  Staats  ist  es,  dass  unter 
den  neueren  rechtsphilosophischen  Systemen  keines  mehr  entfernt  zu  so  allgemeiner 
Ausbildung  und  Giltigkcit  gelangt  ist,  als  s.  Z.  die  Kant'sche  Lehre,  was  mit  der 
ganzen  Entwicklung  der  neueren  Philosophie  zosammenh&ngt.  So  erfreuen  sich 
z.B.  die  für  den  Nationalökonomen  besonders  beachtenswerthen  Be- 
strebungen der  Krause'schen  Schule  (Ahrens,  Röder,  v.  Leonhardi,  u.  A.) 
keineswegs  einer  nur  einigermaassen  allseitigen  Zustimmung  unter  den  Philosophen, 
wenigstens  in  Deutschland  nicht.  Der  Erfolg  dieser  Philosophie  in  Spanien,  Itaheo, 
z.  Th.  in  Frankreich,  den  ihre  Anhänger  rühmen  (rergl.  z.  B.  v.  Leonhardi,  die 
hohe  Bedeutung  d.  neueren  Rechtsphilosophie  im  Allgem.  u.  bes.  für  den  Rechtsstaat, 
Separatabdruck  aus  der  „Neuen  Zeir'  H.  9,  Prag  1874,  und  vielfach  Ahrens  im 
Naturrecht  passim,  z.  B.  II,  276  Anm.),  hat  nicht  verhindert,  dass  deutsche  Philo- 
sophen, wie  z.  B.  Zellor  (Gesch.  d.  deutsch.  Philos.,  München  1873,  S.  905),  ron 
einer  „fast  sectenartig  zu  nennenden  Geschlossenheit  und  Solidarität**  der  Männer  der 
Krause'schen  Schule  sprechen  und  bemerken,  dass  die  Verbreitung  dieser  Lehre  im 
Auslande  z.  Th.  wenigstens  darin  ihre  Erklärung  finde,  dass  die  Ausländer  Krause 
Vieles  zuschreiben,  was  er  von  anderen  deutschen  Philosophen  entlehnt,  wenn  auch 
vielfach  selbständig  weiter  geführt  habe.  Für  die  Nationalökonomie  ist  eine  ge- 
läuterte Rechtsphilosophie,  welche  für  das  Staats-,  Rechts- und  Wirthschafts- 
leben  die  Gonsequenzen  aus  der  organischen  Auffassung  des  Staats  und  der  Volks- 
wirthschaft  zieht,  ein  wesentliches  Bedürfniss. 

Nationalökonomie  und  Rechtsphilosophie  müssen  sich  dabei  aber 
gegenseitig  als  Hilfswissenschaften  betrachten. 

Wir  bedürfen  der  Rechtsphilosophie  besonders  in  den  Fragen  über  die  prin- 
cipielle  Nothwendigkeit  des  Staats  für  das  Zusammenleben  der  Menschen;  über  die 
Competenz  des  Staats  oder  über  seine  Zwecke  und  die  Grenzen  seiner  Wirksamkeit 
gegenüber  der  Sphäre  des  Individuums  und  der  Vereine;  über  die  Berechtigung  des 
Zwangs  (§.  350)  gegenüber  dem  Einzelwillen:  über  die  Ordnung  der  persünUcheD 
Freiheit,  des  Eigenthums,  des  Vertrags-  und  Erbrechts  durch  den  Staat;  über  die 
Durchführung  des  Princips  der  vertheilcnden  Gerechtigkeit  in  der  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  (Einkommen-  und  Auskommenlehre,  Buch  4,  Kap.  2)  und  in  der 
Besteuerung.  In  den  Rcchtsphilosophieen  aller  Zeiten  von  Plato's  Staat  uud  Ari- 
stoteles' Politik  an  bis  auf  die  neueste  Litteratur  findet  der  Natioualökonom  für 
seine  eigene  Disciplin  daher  eine  Reihe  der  wichtigsten  grundlegenden  Erörterungen. 
Das  wird  wenigstens  in  der  heutigen  deutschen  Wissenschaft,  die  sich  von  Einseitig- 
keiten der  späteren  physiokratisch-Smith'schcn  Schule  zu  cmancipiren  sucht,  Niemand 
mehr  verkennen  (s.  auch  o.  S.  859).  Die  endlosen  theoretischen  Discussionen  über 
und  Gontroversen  in  der  sogen,  „socialen''  und  speciell  in  der  „Arbeitorfrage''  liefern 
für  dies  rechtsphilosophische  Bedürfniss  der  Nationalökonomie  einen  neuesten  za- 
treffenden  Beleg;  zeigen  auch  wieder,  dass  die  aus  der  blossen  „Detailforschung"  ab- 
geleiteten Specialforderungen  ohne  principielle  und  zusammenfassende  Behandloog 
der  allgemeinen  Probleme  (z.  B.  in  Bezug  auf  die  Berechtigung  eines  staatlicheo 
Eingreifens  in  die  Vertheilung)  der  sicheren  Begründung  entbehren. 

Aber  wie  die  Nationalökonomie  der  Fühlung  mit  der  Rechtsphilosophie,  so  be- 
darf umgekehrt  gewiss  in  demselben  Maasse  um  ihrer  selbst  willen  die 
Rechtsphilosophie  der  Fühlung  wie  mit  dem  positiven  Rechte  so  auch  mit 
der  Nationalökonomie. 

In  dieser  Hinsicht  erscheinen  die  bezüglichen  Bestrebungen  der  Kraus  ersehen 
Schule  von  unserem  Standpuncte  aus  besonders  erfreulich.  Bisher  bewegt  sich  aber 
auch  diese  Rechtsphilosophie  in  der  nationalökonomischen  Seite  ihrer  Untersuchungen 
doch  noch  sehr  in  vagen  Allgemeinheiten,  aus  welchen  der  Mangel  tieferen  national- 
ökonomischen Verständnisses  ebenso  unverkennbar  hervortritt,  als  der  Mangel  an  Be- 
herrschung dos  rcchtsgeschichtlichen  und  des  positivrechtlichen  Stoffs.  Eine  solche 
Rechtsphilosophie  kann  den  Nationalökonomen  noch  zu  wenig  als  Leiterin  dienen,  weil 
sie  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  der  Probleme  meistens  ungelöst  lässt,  ja  sie  oft 
gar  nicht  empfindet  und  formulirt. 
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Freilich  gilt  dies  von  anderen  philosophischen  Richtungen  noch  ungleich  mehr. 
Hegelianer,  wie  Michelet  in  seinem  Naturrecht,  kommen  dabei  kaum  noch  zu  etwas 
Anderem  als  zu  einer  Rechtsphilosophie  für  den  reinen,  atomistischen  Smithianismas 
mit  ihrem  Princip  der  „Freiheit  der  Persönlichkeit  im  sittlichen  Bande''  (I,  86)  und 
ihrer  Construction  eines  immer  noch  fast  absoluten  Eigenthumsrechts  and  Vertrags- 
rechts (I,  172  ff.,  210  ff.,  vcrgl.  auch  über  die  Volkswirthschaft  11,  5—58). 

Aber  auch  Autoren,   wie  A.  Trendelenbnrg,   der  in  seinen  Grandanschau- 
augen, in  seinem  Aufbau  des  Naturrechts  „auf  dem  Grunde  der  Ethik''  und  in  man- 
chen schönen   principiellen  Erörterongen   tlber  Person,  Eigenthum,  Staat,  Yerhältniss 
des  Staats  zum  Eigenthum,  Regiment,  Besteuerung  sich  nahe  berührt  mit  der  deutschen 
„ethischen"    und    socialpolitischen    Schule    der   Nationalökonomie,    gelangt    doch    in 
Hauptpuncten  und  Controversen  mehr  nationalökonomischer  Art  über  eine  yage  All- 
gemeinheit und  Schematisirung  auch  noch   nicht  hinaus.     Was  nützt  es  z.  B.,  stets 
„den  Menschen",  „den  menschlichen  Willen"  schlechtweg  der  „Sache"  gegenüber  zu 
stellen   und   dann   das  Eigenthum   einer  Person   zu  bestimmen    „als  Dasjenige  ausser 
ihr,  was  als  Werkzeug  ihres  Willens  anerkannt  wird"  (S.  205),  während  in  der 
Wirklichkeit  eben  „die  Menschen"  in  dieser  Abstraction  gar  nicht  ezistiren,  sondern 
die  Angehörigkeit  zu  einem  wirthschaftlichen  Stande,  die  ,.gesellschaftlichcn  Verhält- 
nisse"  auch   entscheiden   über  die  Möglichkeit,   solche  „Werkzeuge  des  Willens"  zu 
erwerben   und  zu   benutzen?    Wie  lässt  sich  überhaupt  auch  rechtsphilosophisch  die 
Eigenthumslehre  und   die  Stellung  des  Staats  zum  Eigenthum  erörtern,  ohne  auf  die 
Terschiedenen    wirthschaftlichen   Zwecke    und   demnach    auf  die   grundFerschiedenen 
wirthschaftlichen  Folgen  der  Eigenthumsarteu   einzugehen:    Grundeigenthum,  gctheilt 
wieder  nach   seinen   Special-Zwecken,   wo   etwa   nur  das   Bergrecht  in   seiner   prin- 
cipiellen Sonderart  einige  Beachtung  findet,   aber  nicht  nur  bei  Michelet,   sondern 
auch  bei  Trend  eleu  bürg  (S.  370)  doch  keine  tieferen  Erörterungen  über  die  Noth- 
wendigkeit  einer  principiellen  Unterscheidung  der  Arten   des  Grundeigeuthums  nach 
Arten  seiner  Zwecke  gepflogen  werden:  —  Kapitaleigenthum  und  Gebrauchs- 
rermö  gen -Eigenthum,  wo  die  wirthschaftliche  Function  als  „Werkzeug  des  Willens" 
sich   so  vollständig   verschieden   gestaltet?!    Was  bedeutet  die  eingehende  Er- 
örterung über  die  Begründung  des  Eigenthums  auf  Occupation,  eine  nur  in  primi- 
tiven Verhältnissen  wichtige  Erwerbsart  des   Eigenthums,  während  sich  Alles   dreht 
um  die  Begründung  des  Eigenthums  an  den  umgeformten  Stoffen,   wo  dann  ohne 
Weiteres  mittelst  des  Lohnvertrags  der  Arbeiter  als  abgefunden  und  nach  der  römisch- 
rechtlichen Auffassung,  in  Widerspruch  mit  der  Behandlung  der  Specification  (wenig- 
stens in  dem  practiseh  wichtigsten  Falle)  in  diesem  Rechte,  der  Eigenthümer  des  ver- 
arbeiteten Stoffs  auch  als  solcher  des  umgeformten  Stoffs  betrachtet  wird  (Michelet. 
Natarrecht,   I,  191,   ähnlich   wieder  Treitschko   in  s.  Aufs,   über  Socialismus)?  — 
jener  „Eigenthümer",   der  sich  dann  den  vollen  „Mehrwerth"  des  umgeformten 
Stoffs  über  die  verausgabten  Kosten  incl.  Löhne   aneignet?!    Wenn   aber  alle  solche 
Sätze,  weil  sie  in  dem  positiven  Rechte  enthalten  sind,  wenn  weiter  z.  B.  die  in 
letzterem  stets  unterlaufende  Fiction  von  der  „Freiheit"  der  Vertragsschliessung, 
unter  ganz  unzulässiger  Gleichsetzung  der  rein   formalen  (jetzigen  juristischen) 
und    der   realen    (ökonomischen    und    socialen)    Freiheit,    einfach    von    der   Rechts- 
philosophie  ohne   nähere   Prüfung   als  Axiome   für   ihre    Deductionen    übernommen 
werden,  —  wozu   braucht   es  dann   noch   einer   besonderen   „Rechtsphilosophie", 
eines  „Naturrechts",  in  dem  Sinne,  wie  auch  die  neueren  Vertreter  der  organi- 
schen Staats-  und  Rechtsauffassung   diese   Disciplin  sonst  mit  Recht  noch  aufrecht 
erhalten? 

Nur  eine  nationalökonomischo  Vertiefung  der  Rechtsphilosophie,  wie  sie 
wenigstens  von  der  Krause'schen  Schule  in  der  Conseqnenz  ihrer  Grundanschauungen  über 
Individuum,  Gesellschaft  und  Staat  erstrebt  werden  muss  und  von  Ahreus  u.  A.  erstrebt 
wurde,  wird  hier  von  der  immer  noch  zu  abstracten,  zu  formalistischen  Behandlung 
der  Lehren  vom  Staate  und  Rechte  zu  einer  wahrhaft  fruchtbaren  und  der  National- 
ökonomie zur  Ergänzung  und  zur  Leitung  dienenden  Rechtsphilosophie  hinüberfuhren. 
Eine  Rechtsphilosophie  freilich,  welche  in  der  Lehre  vom  Eigenthum  die  ökonomische 
Seite  der  Eigenthumsfragen  unberührt  lässt,  kann  nur  etwa  mit  einer  Theorie  der 
schneidenden  Werkzeuge,  Messer  u.  s.  w.  verglichen  werden,  in  welcher  von  der 
Klinge  nicht  geredet  wird.     Aus  der  Krause'schen  Schule  ist  der  Nationalökonom  auf 


874  6.  B.  Der  Staat.  Yorbemerkimgen.  §.  352. 

Ahrens'  ,,orgaDische  Staatslehre"  und  auf  Dess.  Naturrecht,  6.  Aufl.,  2  B.,  Wieo 
1870,  vorläufig  noch  vomemlich  angewiesen,  was  die  rechtsphilosophische  Betrachtung 
des  Staats  und  der  ,,8ocialen  Bedingungen  der  Yolkswirthschaft''  (Verkehrsrecht,  Eigen- 
thum  u.  s.  w.)  anlangt.  S.  auch  Ahrens'  Abh.  tiber  Recht  o.  Rechtswissensch.  im 
Allgem.  in  ▼.  Holtz  endorff's  Encyclop.  d.  Rechtswissensch.  B.  1. 

Bei  voller  Anerkennung  der  Verdienste,  welche  sich  Ahrens  auch  um  die 
tiefere  Begründung  nationalökonomischer  Principienfragen  durch  seine  Rechtsphilosophie 
erworben,  muss  aber  gl  ade  gegen  seine  volkswirthschaftlichen  Oonseqoenzen 
manches  Bedenken  erhoben  werden.  Ausser  den  Abschnitten  über  das  Sachgtxterrecht  und 
Forderungsrecht  (II,  99  ff.,  18S  ff.)  kommt  hier  namentlich  seine  Staatslehre  in  Betracht 
(Naturrecht  II,  203  ff.).  Hier  bieten  die  Erörterungen  über  den  Staatszweck  §.  105 ff. 
Vorzt\glicbes,  aber  die  Auffassung  der  Aufgabe  des  Staats  im  gesellschaftlichen  und 
volkswirthschaftlichen  Leben  (II,  287  ff.,  auch  319  ff.,  465,  510  oder  §.  135,  14S) 
genügt  nicht,  trotz  der  berechtigtsten  Reaction  gegen  die  abstract- individualistische 
Freiheitslehre  der  radicalen  Smitbianer  (II,  291),  wie  nach  der  viel  zu  weit  gehenden 
Zustimmung,  welche  Ahrens  den  Basti at 'sehen  und  ähnlichen  „Widerlegungen^ 
der  Socialisten  zu  Tbeil  werden  lässt  (bes.  I,  §.  27,  bes.  S.  206,  auch  II,  278,  bei 
sehr  guten  Bemerkungen  I,  198  ff.),  allerdings  auch  nicht  so  sehr  auffallen  kann. 
Ahrens  knüpft  hier,  um  die  Aufgabe  des  Staats  gegenüber  den  anderen  gesellschaft- 
lichen Lebenskreisen  zu  bestimmen,  an  seine  sonst  ganz  brauchbare  Formulirung  des 
Begriffs  Bedingung  im  Unterschied  von  Causalität  an  (II,  287,  I,  270):  „durch  eine 
Ursache  wird  etwas  unmittelbar  wirklich,  durch  eine  Bedingung  dagegen  wird  es 
möglich  gemacht,  dass  etwas  Anderes  durch  eine  innere  oder  äussere  Ursache  wirk- 
lich werde.*'  (S.  auch  oben  S.  152.)  Der  Staat  soll  demnach  nur  die  Bedingungen 
der  wirthschaftlicheu  Entwicklung  schaden,  seine  Aufgabe  sei  auch  hier  nur  eine 
formell  ordnende,  nicht  eine  sachlich  schaffende,  materiell  productive.  Man  kann 
höchstens  zugeben,  dass  damit  unter  bestimmten  geschichtlichen  Verhältnissen  ein 
richtiges  Ziel  für  die  Gestaltung  und  Begrenzung  der  Staatsthätigkeit  aufgestellt  wird, 
so  im  Ganzen  etwa  in  den  Verhältnissen  eines  volkswirthschaftlich  schon  entwickelten 
Culturvolks  der  Gegenwart.  Aber  das  obige  Princip  ist  nicht  für  alle  Verhältnisse 
des  Volkslebens  richtig,  kein  absolutes,  sondern  doch  auch  nur  ein  historisch-relatives. 
Es  lässt  ferner  wegen  der  Schwierigkeit,  ja  oft  der  Unmöglichkeit,  im  conretcn  Falle 
des  volkswirthschaftlichen  Lebens  Bedingung  und  Ursache  in  der  erwähnten  Art  zo 
unterscheiden,  vielfach  ganz  im  Stich.  Ahrens*  Verwerthung  seines  leitenden  Prin- 
cips  zur  Feststellung  der  richtigen  Staatsthätigkeit  und  zugleich  der  Grenzen  dafür, 
II,  288  ff.,  510  ff.,  liefert  dafür  belbst  den  Beweis.  Manche  Thätigkeiten  werden  hier, 
zwar  ganz  richtig,  aber  kaum  in  voller  Uebereinstimmung  mit  jenem  Princip,  dem 
Staate  zugesprochen,  z.  B.  das  Strassenwesen  (S.  289),  selbst  das  Postwesen  (S.  513), 
während  Ahrens  in  seiner  Polemik  gegen  die  Socialisten  den  einmal  bei  uns  be- 
stehenden Bereich  der  Staatsthätigkeit  doch  noch  viel  zu  sehr  als  den  ohne  Weiteres 
richtigen  anerkennt.  Grade  hier  liegen  ohne  Zweifel  wichtige  Grenzgebiete,  auf 
welchen  bald  die  staatliche,  d.  i.  zwangsgemeinwirthschaftlicbe,  bald  die  privatwirth- 
schaftliche  Herstellung  und  Verthcilung  der  betreffenden  Güter  angezeigt  ist,  in  unserer 
Zeit  aber  die  erstere  mit  Recht  mehr  hervortritt,  d.  h.  m.  a.  W.  gewisse  Ideen  des 
Socialismus  sich  realisiren,  Ahrens'  Princip  zeigt  sich  auch  hierbei  als  ein  zu 
absolutes.  Vgl  auch  II,  §  CO,  62.  Meine  Stellung  zu  der  FraR:e  s  u.  in  §.  3C0. 
Neben  Ahrens  verweise  ich  auch  auf  Röder,  Grundzüge  des  Naturrechts  oder  der 
Rechtsphilosophie,  2.  A.,  2.  Abth.,  Lpz.  1860,  1863,  bes.  d.  2.  Abth.  (Bes.  Thcil, 
Anwendung  des  Rechtsprincips  auf  die  Lebensverhältnisse,  u.  A.  über  das  Eigeuthum. 
S.  23G  ff.).  Die  vielfach  zutreliende  Erörterung  über  den  Staat  in  der  1.  Abth., 
S.  213  ff.  leidet  doch  in  nationalökonomischer  Beziehung  ebenfalls  darunter,  da>s 
gewisse,  durchaus  nur  relativ  richtige  Po^tulate  in  Betreff  der  Beschränkung  des  Staats 
in  Eingriffen  in  das  wirthschaftliche  Leben  als  allgemein  giltige  Sätze  hingestellt 
werden,  vergl.  z.  B.  I,  232.  —  S.  ferner  v.  Ihering,  Zweck  im  Recht  I,  Kap.  8. 
bes.  305  ff.  (.,Die  sociale  Organisation  des  Zwanges  ist  gleichbedeutend  mit  Staat  und 
Recht'',  S.  306.)  Zum  Vergleich  einer  in  einigen  Puncten  von  der  meinen  ebenso 
abweichenden,  wie  in  anderen  übereinstimmenden  Auffassung  vom  Staate  siebe 
A.  La  SSO  n,  von  der  Natur  des  Staats,  philos.  Monatshefte  VI,  105,  sowie  jetzt 
Dess.  System  der  Rechtsphilosophie,  Berl.  1882,  bes.  §.  21)  If.  Lasson's  verschrobene, 
auf  extrem-individualistischem  Boden  stehengebliebene  volkswirthschaftliche  Auffassungeo 
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pr&JQdiciren  leider  überall  auch  seinen  Ansichten  aber  Staat  und  Yolkswirtbschaft  io 
Beziehung  zu  einander.  Sonst  ist  in  der  neaeren  italienischen  rechtsphilosophischen 
Litteratnr  eine  oder  die  andere  Erörterung  aber  den  Staat  enthalten,  die  hier  mit 
enrfthnt  werden  kann.  Vergl.  z.  B.  D.  Lioy,  Philosophie  des  Rechts,  tibersetzt  von 
Di  Martino,  Berl.  1885,  bes.  S.  323  ff.,  aas  der  neueren  deutschen  Litteratnr 
bes.  Paulsen^s  Ethik  (S.  71). 

Brauchbare  Gcsichtspuncte  für  Einzelnes  finden  sich  auch  in  StahTs 
Rechtsphilosophie  (vgl.  z.  B.  II,  2,  2.  Aufl.,  2.  Abschn.,  1.  Kap.,  4.  Abschn.,  2.  Kap., 
Finanzen,  so  die  trefflichen  Erörterungen  über  das  eine  der  beiden  Besteuerungs- 
principien,  welches  in  dem  „Verhältniss  der  Vermögen  erzeugenden  Societät  als  eines 
organischen  Ganzen**  liegt,  S.  42U). 

Mancherlei  Bausteine  für  eine  volkswirthschaftlich  Probe  haltende  Rechts- 
philosophie hat  Lange  geliefert,  besonders  in  seinen  „Ansichten  Miirs*'  (namentlich 
Kap.  2),  in  seiner  „Arbeiterfrage''  (bes.  Kap.  6).  Aber  die  principiellc  Hauptfrage 
über  den  „Staat  und  die  Volkswirthschaff'  erfährt  hier  noch  keine  ein- 
gehende Betrachtung. 

Unter  den  Schriften,  die  mehr  vom  politischen,  als  vom  rechtsphilosophischen 
Standpnncte,  aber  doch  auch  von  diesem  aus  die  Stellung  des  Staats  auch  zur  Yolks- 
wirthschaft  erOrtern,  verweise  ich  für  die  Gesammtauffassung  besonders  auf 
U.  Escher's  Politik  I,  1.  B.,  Staatsmetaphysik.  Neuere  französische  Litteratnr 
8.  bei  Ahrens,  Naturrecht  11,  277,  Anm.,  so  Pascal  Duprat,  de  T^tat,  sa  place  et 
flon  röle  dans  la  vie  des  societ6s,  1852,  £.  Laboulaye,  l'etat  et  ses  limites,  Rev. 
Internat.,  Nov.  1860,  Ducp6tiaux,  mission  de  l'etat,  ses  rögles  et  ses  limites,  1862. 
KlOppel,  Staat  und  Gesellschaft,  Gotha  1887.  Aus  neuester  Zeit  auch  die  Litteratur 
über  Staatssocialismus  (s.  o.  §.  18);  dazu  noch  H.  Spencer,  man  versus  State, 
„von  der  Freiheit  zur  Gebundenheit'  (Berl.  1891). 

§.353  [S.  292J.  Fortsetzung.  Für  die  in  diesem  Buche  angestellte  national- 
Ökonomische  Analyse  des  Staats  kann  die  alte  Frage  über  den  Entstehungs- 
grund  des  Staats  als  solchen  bei  Seite  gelassen  werden.  Dagegen  treten  die  beiden 
anderen  eng  zusammengehörigen  Hauptfragen  über  den  oder  die  Zwecke  und 
über  die  Grenzen  oder  den  Bereich  der  Staatsthätigkeit  auch  für  die  national- 
Ökonomische  Betrachtung  besonders  hervor. 

Der  neueren  organischen  Auffassung  des  Staats  widerspricht  die  äusser- 
liche  Trennung  verschiedener  Staatszwecke  ebenso  sehr  als  die  Annahme  den 
alleinigen  Rechtsschutzzwccks  der  Kant'scheu  und  der  Smith*schen  Schule  oder  als 
die  gewaltsame  Sobsumption  aller  im  concreten  Staate  vorkommenden  Thätigkeitcn 
unter  den  Begriff  dieses  „Rccht8zwecks'\  wie  er  auch  genannt  wird.  Es  handelt  sich 
aber  auch  nicht  um  eine  äusserliche  Trennung  des  einen  einheitlichen  Staats- 
zwecks, sondern  um  eine  Gliederung  desselben  und  hier  wird  die  Unterscheidung 
des  Rechts-  und  Machtzwecks  einer-  und  des  Cultur-  oder  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  anderseits  aufrecht  erhalten  werden  dürfen,  ganz  in  der 
Weise,  wie  es  neuere  Rechtsphilosophen  und  theoretische  Politiker  der  organischen 
Staatsauffassung  ebenfalls  noch  thun:  s.  z.  B.  v.  Leonhardi  (a.  a.  0.  S.  10)  und 
Ahrens  (II,  303),  wenn  er  sagt,  der  Staat  ist  nicht  abstracter  Rechtsstaat,  sondern 
ein  Cultur-  und  Humanitätsrechtsstaat.  (Vgl.  auch  Röder  l,  214  ff,  223  ff.) 
Im  Grunde  ist  alles  Wesentliche,  auch  für  die  nationalökonomische  Auffassun^^  des 
Staats  schon  in  dem  Satze  des  Aristoteles  enthalten:  ^  noXtq  yivofiivij  rov  ^^v 
tvfxevj  ovaa  de  rov  tv  ?5v  (de  re  publ.  I,  2,  ed.  Bekker,  p.  3).  Gute  Erörterungen 
darüber  von  H.  Escher  (l,  §.  7—11,  bes.  10). 

Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  werden  aus  dem  Zweck  und 
Bereich  des  Staats  dann  nur  die  speciell  ökonomischen  und  finanziellen 
Consequenzen  genauer  abzuleiten  sein,  wie  dies  im  Texte  bes.  im  3.  und  4.  Kapitel 
dieses  Buchs  geschieht.  In  den  Systemen  der  Finanzwissenschaft  und  hier  in 
der  Lehre  von  den  Staatsausgaben,  pflegen  sich  auch  gewöhnlich  theils  Be- 
schreibungen der  Staatsthätigkeiten,  theils  Erörterungen  principieller  Art  über  Zweck 
und  Bereich  des  Staats  zu  finden,  so  schon  bei  A.  Smith  a.  a.  0.,  vergl.  Rau, 
Finanzwiss.  5.  Aufl.,  I,  §.  44  und  meine  Finanzwiss.  I,  3.  A.,  §.  1  ff.,  7  ff.,  32  ff. 
Für  diese  Erörterungen,  ebenso  wie  für  die  Principien  der  Besteuerung  gilt  jedoch 
der  Satz,   dass  sie,   grade   soweit  es  sich  dabei  um  principiellc  Untersuchungen 
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handelt,  mehr  in  den  grundlegenden  Thcil  der  ganzen  Politischen  Oekonomie, 
als  speciell  in  die  Finanzwissenschaft  (oder  auch  als  nach  Stein  o.  A.  m.  in  die 
Yerwaltungalehre)  gehören.  In  diesen  letzteren  Disciplinen  ist  die  Bestimmung  der 
Staatszwecke  ond  die  Festsetzung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  der  obersten 
SteaerpriDcipien  dann  als  schon  erfolgt  roraoszasetzen  und  sind  nnr  specicU  die 
finanziellen  u.  s.  w.  Conseqaeuzen  daraus  zu  ziehen.  Nach  diesem  Gesichtsponct 
bin  ich  auch  in  der  2.  Aufl.  (§.  30  ff)  und  3.  Aufl.  (§.  32  ff.)  des  1.  Bands  meiner 
Finanzwi?senschaft  verfahren. 

Die   Erörterung    über    die    richtige   Bestimmung    des    Boreichs    oder   der 
Grenzen    der  Staatsthätigkeit   gehört  anderseits   auch  in  die  theoretische  Politik 
und  in  die  allgemeine  Staatslehre.    Die  Autoren  entscheiden  dann,  je  nachdem 
sie  mehr  abstract  dogmatisch  oder  concret  historisch  und  statistisch  ihren  Gegenstand 
behandeln,  die  Fragen  auf  Grund  eines  bestimmten  rechtsphilosophischen  Systems  oder 
nach   einem   ihnen    vorschwebenden  Ideal   eines   bestimmten   geschichtlichen  Staats. 
Hierher  gehören  als  noch  heute  besonders  beachtenswerth  W.  v.  Uumboldt's  Ideen 
zu  einem  Versuch,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staats  zu  bestimmen,  zuerst  1 792 
(neue  Aufl.,  Bresl.  1851),   eine  Schrift  auf  dem   ganz  individualistischen  Standpancte 
dos  Kant'schen    reinen  Rechtsstaats ,   und   insofern  auch  auf  jenem  A.  Smith  sehen 
Standpuncte,  wie  er  etwa  von  späten  volkswirthschafdichen  Nachläufern,  z.  B.  einem 
Princo-Smith  (§.  313)  vertreten  wird.    Mit  dieser  Schrift  Humboldt's  ist  besonders 
Hill 's  Schrift  über  die  Freiheit   zu  vergleichen,   ebenso  J.  Simon 's  Iibert6,  jetzt 
H.  Spencer's  vorhin  genannte  Schrift.    Aus  der  neueren  Litteratur  siehe:  G.  Waitz, 
Politik,   Kiel  1862,  bes.   Abschn.  1  und  6,  v.  Holtzendorff,  Politik,   Berl.  1S69, 
bes.  B.  3,  auch  für  Gesamm  taufgaben  des  Staats  v.  Roch  au,  Grundsätze  der  Real- 
politik, 2.  Th.,  Hoid.  1869;   besonders  aber  R.  v.  Mohl,  Encyclopädie   der  Staats- 
wissenschaft, namentlich  §.  IJ  u.  12,  und  Ders.,  Staatsrecht,  Völkerrecht  u.  Politik, 
]  860  ff.,  vielfach ,  besonders  im   3.  B.,   Ausführungen  des  Rechtsstaatsideals  Mohl's. 
Bluntschli,  Lehre   vom   modernen  Staat.     1.  Th.  Allgemeine  Staatslehre,  5.  A.. 
Stuttg.  1875,   bes.  B.  1    über   den  Staatsbegriff,   B.  5   über   den  Staatszweck,  auch 
Th.  3,   Politik   passim.     Bedeutender  und  far  die  nationalökonomische   Betrachtuo^ 
brauchbarer  als  diese  Werke  der  Juristen  ist  Schaffte,  Soc.  Körper  B.  4.    S.  jetzt 
auch  W.  Röscher,  Politik ,  Stuttg.  1 892.    S  i  d  g  w  1  c  k ,  Clements  of  politics ,  London 
1891,  sowie  Dess.  polit.  econ.  book  III.     Wie  wenig  unter  den  älteren  Autoren  der 
Politik  u.  s.  w.  R.  V.  Mohl  auf  dem  einseitigen  Standpunct  der  Smith'schen  Schale 
in  nationalökonomischen  und  socialpolitischen  Fragen  in  Bezug  auf  Staatsinterrention 
stand,  ergiebt  sich  aus  den  neuerdings  von  £.  Meier  in   s.  schönen  Aufsatz  über 
R.  V.  Mohl  (^Tüb.  Ztschr.  1878,  B.  34)  wieder  hervorgezogenen  Aufsätzen  Mohl's  Qber 
Fabrikwesen    (Rau*s   Arch.    d.   Pol.  Oek.    1835,  II,  141  ff..   Rotteck    und    Welckers 
Staatlsex.  1.  A.,  VI,  775)  und  über  d.  Pol.  Oek.   in  d.  D.  Viertelj.schr.  1840.   H.  8, 
S.  1  ff.     Vgl.  Meier  a.  a.  0.  S.  494  ff.  —   Vgl.  femer  das  vorhin  genannte  Werk 
von  Escher   und  die  französischen  Schriften,    sowie   Kautz  a.  a.  0.  I,  249,  261; 
ausserdem  die  oben  S.  858  schon  genannte  polizei wissenschaftliche  und  Ver- 
waltungslitteratur. 
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Erstes  Kapitel. 

Der  Staat  im  Allgemeinen. 

I.  —  §.  354  [161].  Der  Staat  als  volkswirthschaftliche 
Kategorie.  Der  Staat  ist  in  neuerer  Zeit  von  den  National- 
ökonomen öfters  unter  die  Kapitalarten  gereiht  und  als  das 
wichtigste  (stehende)  Immaterialkapital  der  Volkswirthschaft 
bezeichnet  worden. 

S.  Röscher,  I,  §42  und  besonders  die  guten  Erörtorangen  von  K.  Dietzel, 
System  der  Staatsanleihen,  Heid.  1855,  S.  11  tT.,  16  ff.,  bes.  71  ff.  und  passim. 

Diese  Auffassung  ist  nicht  unrichtig  und  entspricht  der  Ein- 
reihung des  Staats  als  wirthschaftliches  Gut  in  die  Classe  der 
„Verhältnisse"  (§.  119)  und  unter  die  Bestandtheile  des  Volks- 
verroögens  (§.  124).  Aber  der  universalen  Bedeutung  des  Staats 
an  und  für  sich  und  speciell  wieder  für  die  Volkswirthschaft  wird 
nur  die  Auffassung  des  Staats  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  in  der  Volkswirthschaft,  als  wahre  Ge- 
sammtwirthschaft  des  staatlich  organisirten  Volks  (§.  149  iOf., 
299)  gerecht. 

Die  Bezeichnung  „Wirthschaft**  für  den  Staat  ist  im  bisherigen  Verlauf  schon 
oft  gebraucht  worden.  Da  es  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  widerspricht,  Staat, 
Kirche  u.  s.  w.  „Wirthschaften**  zu  nennen  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  sie  regel- 
mässig gewisse  Leistungen  ,.produciren'' ,  welche  man  oft  ganz  ohne  Rücksicht  auf 
den  sogen,  wirthschafrlichen  Gesichtspunct  behandelt,  so  mag  hier  daran  erinnert 
werden,  dass  die  Ausdehnung  des  Begriffs  Wirthschaft  selbst  auf  Staat  und  Kirche 
eine  nothwendige  Cousequenz  der  Einbeziehung  aller  Arten  Dienstleistungen  in  die 
wirthschaftlichen  Güter  ist.  Auch  Staat  und  Kirche  sind  als  „Veranstaltungen  für  die 
regelmässige  Herstellung  von  (meist  immateriellen)  Leistungen  aller  Art'*  für  gewisse 
Bedürfnisse  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  ,,Wirthschaften",  worin  aber 
in  keiner  Weise  eine  Herabziehung  ihrer  Leistungen  in  die  Sphäre  des  materiellen 
Interesses  gefunden  werden  kann.    S.  §.  361. 

Der  so  aufgefasste  Staat  fungirt  alsdann  auf  den  beiden 
grossen  Gebieten,  in  der  Production  und  in  der  Vertheilung. 

1)  Im  volkswirthschaftlichen  Productionsprocess  erseheint 
er  neben  den  „natürlichen"  Ursachen  und  Bedingungen  aller 
Production,  den  sogenannten  Productivfactoren  Natur  und 
Arbeit,  Kapital  und  Unternehmung,  deren  Zusammenwirken 
für  die  Production  der  Güter  erforderlich  ist,  als  eigener,  als  der 
die  Rechtsordnung  schaifende  und  sichernde  Factor.  Durch 
diese  seine  Wirksamkeit  erst  schafft  und  sichert  er  die  socialen 
und  rechtlichen  Bedingungen  dafür,  dass  die  Production,  ins- 
besondere auch  im  privatwirthschaftlichen  System,  theils  überhaupt, 
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iheils  befriedigend  vor  sich  gehen,  jenes  Zusammenwirken  der 
natürlichen  Ursachen  und  Bedingungen  erfolgreich  stattfinden  kann. 
Diese  Mitwirkung  des  Staats  in  und  an  der  Production  als  „Ver- 
mögen erzeugende  Societät^'  (Stahl)  findet  in  der  Ueberweisung 
materieller  Finanzmittel  an  ihn,  insbesondere  daher  in  den  Steuern, 
welche  somit  einen  Theil  der  nothwendigen  Productionskosten 
bilden,  ihren  ökonomischen  Entgelt.  Es  kommt  darin  das  Princip 
der  Reproductivität  dieser  Finanzmittel,  bezw.  Steuern  in  den 
Staatsleistungen  zur  Geltung,  worin  auch  der  ökononiische  Er- 
klärungs-  und  Rechtfertigungsgrund  der  Besteuerung  liegt. 

S.  Fin.  II,  zweito  Aufl.,  §.  87.  Der  Ökonomische  Grand  der  Bestenerung  hi 
mit  dem  Rechtsgrund  der  Steuerpflicht  nicht  zu  verwechseln  (eb.  §.  85  ff.,  s.  auch 
oben  §.  349  ü.). 

Unter  dem  Ausdruck  „Productivfactor"'  kann  sowohl  das  bedingende,  als  das 
ursächliche    Moment   in    der  Production   verstanden    werden.      Natur    und  Arbeit 
lassen   sich    als   die   ursächlichen,    Kapital  und  Unternehmung  —  letztere   ab  rciu 
Ökonomische,    nicht    bloss    als    historisch  -  rechtliche    Kategorie    eines    be> 
stimmten   Volkswirthschaftssystems    betrachtet  —  als  die   bedingenden   Momente  im 
Productiousprocess  ansehen,  wenngleich  auch  hier  Ursache  und  Bedingung  sich  nicht 
immer  scharf  unterscheiden  (s.  o.  S.  152  u.  S.  894).    Dasselbe  gilt  vom  Staate,  welcher 
in    der  Production   zwar  überwiegend   als  Bedingung,    besonders  gegenüber  dem 
privatwirthschaftlichcn  System,   aber  doch   auch   zugleich  als  Ursache  fungirt.    Er 
schafft  die  Einrichtungen,  Anstalten,  Leistungen  auf  immateriellem  wie  materiellem 
Gebiete,    welche    seiner  jeweiligen  Aufgabebestimmung   und    Thätigkeitsspbärc    ent- 
sprechen,   ist  hier  „Productionswirthschaft"  (S.  378)   und   er  wird    dadurch 
Bedingung  aller  Productionsthätigkeit   anderer  Wirthschaften.     Ich  halte   daher  an 
der  Bezeichnung  des  Staats  als  „Productivfactor**  fest     Goordinirt  ist  er  den 
anderen  vier  Momenten  allerdings  nicht,  aber  auch  diese  sind  sich  nicht  coordinirt, 
insbesondere   ist   das  Kapital    den  Factoren   Natur  und  Arbeit  subordinirt,   erst  ein 
Product  beider,  wie  der  Staat  auch.     Auch  die  Unternehmung   ist  wieder  nicht  dem 
Kapital,  auch  nicht  der  Arbeit  coordinirt,  sondern  selbst  nur  eine  specifischo  Art  der 
Einrichtung  des  Zusammenwirkens   von  specifischer  Arbeit  und  Kapital.     (Gegen  die 
Identificirung  von  „Unternehmung  überhaupt",   als  allgemeine  ökonomische  Kategorie, 
mit   der  modernen  Form  der  Unternehmung,    wie   sie  sich  bei  den  Socialisteu,   aber 
auch    in    einer   unklaren  Begrifisbestimmung  der  Unternehmung  bei   G.  Schmoller 
findet,    möchte  ich   hier  nur  Einspruch  erheben,   ohne  meine  Auffassung  an  diesem 
Orte  näher  zu  begründen.)  —  Einwendungen  gegen  diese  Auffassung   des    Staats  ab 
Productivfactor  von  v.  Scheel  in  s.  Anzeige  d.  1.  Aufl.  d.  Grundlegung  in  Hildel>r. 
Jahrb.  1876,  B.  26,  S.  49  (s.  darüber  schon  in  d.  1.  Aufl.  S.  474,  Note)   u.  Polemik 
dagegen  von  v.  Skarzynski,  Ad.  Smith,  Beri.  1878.     Die   Betrachtung   des  Staats 
als  Productivfactor,    wenn   auch   nicht  immer  in  dieser  bestimmten  Formulirniii:, 
ist    doch    schon  häufiger  zu  finden   und    entspricht  der  gleich  zu  erwähnenden  Auf- 
fassung Müller's  und  Stahl's.     Aber  nicht  minder  wesentlich  ist  die  Auffassung 
des  Staats  als  Vertheilungsregulator.   ein   wenigstens  in  der  Theorie  bisher  zu 
wenig    beachteter    Punct.    —    Stahl's    Auffassung    s.  in    seiner   Bechtsphilosophie. 
2.  Aufl.,  11,  2,  S.  420.      Die  Consequenz    dieser  Auffassung  für  die  Würdigung  der 
Steuern  ist  eine  weittragende:  der  Staat  nimmt  eben,  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes 
aufgefasst.    den    besteuerten  Einzelnen   gar  nicht  etwas  ihnen    Gehöriges,    nur  von 
ihnen    Erworbenes,    sondern    er   nimmt   in   den  Steuern  seinen    Antheil   am  Pro- 
ductionsortrage  der  Einzelwirthschaften,  ebenso  wie  ein  stiller  Gesellschafter,  nach  der 
schönen  Ad.  Müll  er 'sehen  Auffassung  (Eiern,  d.  Staatskunst  III,    75)  gleichsam  als 
„Zinsen  des  unsichtbaren   und  doch  schlechterdings  nothwendigen  geistigen  National- 
kapitals'', welches  der  Staat  repräsentirt. 
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2)  Im  Yolkswirtbschaftlicben  Vertheilungsprocess  ist  der 
Staat  gleichfalls  ein  noth wendig  mitwirkender  Vertheilungs- 
regnlator,  vermittelst  dieser  von  ihm  ausgehenden  und  von  ihm 
garantirten  Rechtsordnung  des  Verkehrs,  vermittelst  seiner 
Politik  der  Einnahmebeschaffung,  besonders  seiner  Steuerpolitik, 
und  vermittelst  seiner  directen  Theilnahme  an  der  Production 
anderer,  auch  materiell-wirthschaftlicher  Leistungen. 

Insbesondere  giebt  der  Staat  in  der  wirthschafUichen  Rechtsordnung  darch  seine 
Bestimmungen  über  persönliche  Freiheit,  Eigcnthom,  Erbrecht,  Vertragbrecbt  und 
Giltigkeit  erworbener  Hechte  dem  Princip  der  Coucurrenz  erst  seinen  genaueren  Inhalt 
und  Umfang  (§.  306,  307)  und  greift  dadurch  wesentlich  in  die  Vertheilung  ein. 
Der  Bezug  7on  Reinerträgen  aus  seinen  Pri?aterwerbd-  und  Gebuhreueinrichtungen 
hat  für  die  Vertheilong  des  Volkseinkommens  tiefe  Wirkungen,  nicht  minder  die  von 
ihm  befolgte  Politik  des  Entgelts  und  der  Kostendeckung  seiner  Leistungen ,  sowie 
seine  Besoldungspolitik  im  ößentlichen  Dienst. 

II.  —  §.  355  [162].  Zwecke  und  Leistungen  des  »Staats. 
Um  die  Bedeutung,  welche  der  Staat  hiernach  fllr  die  Volkswirtb- 
schaft  hat,  richtig  zu  würdigen,  ist  es  auch  in  der  Politischen 
Oekonomie  nothwendig,  wenigstens  in  der  Kürze  orientirend  auf 
die  Zwecke  und  Leistungen   des  Staats   überhaupt  einzugehen. 

A.  Die  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  volkswirth- 
schaftlich  unter  dem  Gesichtspunct  der  Arbeitstheilung  be- 
trachten. 

Der  Staat  fuhrt  als  Zwangsgemeinwirthschaft  eine  Arbeitstheilung  durch,  indem 
er,  ausschliesslich  oder  neben  anderen  Einzelwirthschaften ,  die  Fürsorge  für  gewi>se 
Bedürfnisse,  insbesondere  für  Gemeinbedürfnisse  übernimmt«  dadurch  anderen  Einzel- 
wirthschafteu  die  sonst  hierfür  notbwendige  Thätigkeit  (Arbeits-  und  Kapitalaufwand) 
abnimmt,  diese  Thätigkeit  also  für  andere  Zwecke  frei  macht  und.  nach  den  ihm  als 
Zwangsgemeinwirthschaft  zur  Wahl  stehenden,  insbesondere  nach  dem  eigenthUmlichen 
Princip  der  Kostendeckung  mittelst  Steuern  (§.  340),  den  Einzelwirthschafteii  oder  der 
ganzen  Yolkswirthschaft  Steuern  auflegt  und  seine  Leistungen  dafür  zur  Verfüt2:uni>; 
stellt.  Je  nach  der  Art  und  Beschaffenheit,  nach  dem  Umf  m;^  und  Inhalt  dieser  Lei- 
stungen gestaltet  sich  dann  auch  das  Arbeit^theilunghverhäIt^iss  zwiscbcu  dem  Staat 
und  den  übrigen  Einzel  wirthschafteu  verschieden. 

In  dieser  Hinsicht  zeigt  nun  der  geschichtliche  Staat 
nach  Zeit  und  Land  grosse  Verschiedenheiten,  je  nach  der  Auf- 
fassung und  der  Durchführung  der  Staatszwecke  überhaupt  und 
der  einzelnen  Staatsleistungen  insbesondere.  Diese  durch 
Beobachtung  sicher  constatirte  Thatsache  beweist  schon,  dass  es 
ein  müssiges  und  nothwendig  verfehltes  Beginnen  ist,  den  Be- 
reich der  Staatsthätigkeit  oder  die  Grenzen  der  letzteren 
und  damit,  volkswirtbschaftlich  ausgedrückt,  die  Arbeitstheilung 
zwischen  dem  Staate  und  den  anderen  Einzelwirtbschaften,  sei  es 
der  Privaten,  der  Erwerbsgesellschaften,  der  freien  oder  der  übrigen 
Zwangsgemeinwirthschaften    (Selbstverwaltungskörper) ,    besonders 
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der  Gemeinde,  principiell  ein  für  allemal  feststellen  za 
wollen. 

A  priori ,  aus  dem  „Wesen"  des  Staats ,  lässt  sich  ein  Princip  hierfilr  nicht 
ableiten,  denn  dieses  „Wesen"  ist  selbst  wieder  ein  Prodoct  der  Geschichte.  Ebenso 
wenig  lässt  sich  aas  dem  Wesen  der  Einzelfreiheit  ein  fur  allemal  eine  unüberschreit- 
bare  Grenze  der  Staatsthätigkeit  bestimmen,  da  eben  auch  hier  das  Indiridnom 
darchaus  im  Flass  der  Geschichte  steht.  Die  Bestrebungen  der  Rechtsphilosophen  und 
Politiker,  z.  B.  wieder  von  W.  ?.  Humboldt  bis  auf  J.  St.  Mill,  liefern  einen 
Beleg  für  diese  Sätze.  Es  wird  daher  auch  jedem  neuen  Versuch,  mit  dem  eine  neoe 
philosophische  und  politische  Schule,  wie  z.  B.  diejenige  7on  Krause  und  Ahrens 
(8.  0.  ^>.  S72)  debütirt,  hierüber  etwas  ondgiltig  Abschliessendes  zu  sagen, 
nur  die  grösste  Skepsis  entgegen  zu  stellen  sein.  Die  Widersprtlche  selbst  zwischen 
Philosophen  und  Politikern  verwandter  Richtung  sind  bezeichnend  genug  und  auch 
unvermeidlich,  weil  hier  ein  Gebiet  immer  zugleich  mehr  oder  weniger  subjectirer 
Ansicht  vorliegt  und  anderseits  die  schliesslich  im  einzelnen  Zeitalter  und  Suat 
jedesmal  entscheidenden  religiösen,  sittlichen  und  rechtlichen  Anschauungen  („der 
Wille  der  erhabenen  Autoritäten",  wie  v.  Kirchmann  es  formulirt)  so  ausserordent- 
lich wechseln.  Die  nationalen  Verhältnisse  äussern  zudem  noch  ihren  besonders 
berechtigten  Einflnss.  (S.  Escher.  Politik  I,  71.)  In  den  Fragen  der  Decentralisatioo 
der  Verwaltung  und  des  Sclfgovernmcnts  wird  dies  oft  zu  sehr  vergesssen.  Ahrens 
(Naturrecht  11,  §.  60,  105—107,  62,  110)  ist  ein  neuer  Beleg  für  die  Richtigkeit  der 
Behauptung  im  Texte,  bei  aller  Zustimmung,  die  ich  ihm  gebe.  Aehnliches  gilt  von 
den  Ausführungen  von  Röder  (II,  1  ft.). 

A  posteriori,  aus  den  Beobachtungen  der  wirklichen  Staaten,  siii*! 
wohl  Merkmale  für  einen  Mi nim albereich  und  für  gewisse  Merkmale  von  Thätisr- 
keiten  zu  gewinnen,  dessen  und  deren  Vorhandensein  die  Voraussetzung  für  da^ 
Vorhandensein  jener  Form  menschlicher  Gemeinschaften  ist,  welche  mit  dem  Namen 
„Staat"  bezeichnet  werden  soll.  Aber  für  die  über  diesen  Minimal bercich  hinaa>- 
gchendcn  Leistungen  und  für  die  den  letzteren  zu  ziehende  Grenze  ist  aus  den 
Beobachtunß:en  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  nichts  Endgiltigcs  zu  entnehmen. 
Man  kann  daraus  nur  gewisse  Hauptzwecke  des  Staats  und  Grundformen  staatlicher 
Leistungen  und  hieraus  wieder  allgemeinere  Regeln  für  muthmaasslich  in  bestimmton 
geschichtlichen  Verhältnissen  richtige  Staatsthätigkeiten  abstrahiren. 

So  wird  es  der  Wirklichkeit  immer  vorbehalten  bleiben 
müssen,  durch  die  That  zu  beweisen,  dass  eine  weitere  Aus- 
dehnung des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit,  vielleicht  auf  ganz  neue 
Gebiete,  zulässig  ist  und  anderseits  auch,  dass  unter  Umständen 
eine  Beschränkung  dieses  Bereiches  unter  das  vielleicht  schon 
übliche  Maass  ebenfalls  richtig  oder  nach  den  gegebenen  geschicht- 
lichen Verhältnissen  nothwendig  sein  kann. 

B.  —  §.  35G  [163].  Für  die  volkswirthschaftliche  Betrach- 
tung des  Staats  lassen  sich  hieraus  folgende  wichtige  Sätze  ab- 
leiten, welche  in  der  Praxis  die  Bedeutung  von  Axiomen  der 
Staatspolitik  und  folgeweise  speciell  auch  der  Finanzpolitik 
erlangen  : 

1)  Es  ist  nicht  begrifflich  noch  durch  Erfahrung  endgiltig 
festzustellen,  welche  einzelne  Leistung  allein  Sache  des 
Staats  und  ebenso  wenig,  welche  nicht  Sache  des  Staats 
sein  soll. 


Zwecke  QDd  Leistuogeu  des  Staats.  g^l 

Ein  Satz,  welcher  z.  B.  mit  vielen  verbreiteten  Anschauungen  in  der  modernen 
Yolkswirthschaft  in  Widerspruch  steht  (Staatshilfe  —  Selbsthilfe,  iu  der  Arbeiterfrage ; 
Staats-  oder  Privattbätigkeit  im  Verkehrswesen  u.  dgl.  m.).  Dies  ist  von  den  Publi- 
cisten  und  Eednern  der  deutschen  Freihandelsschule,  von  den  Secretären  der  Handels- 
kammern u.  A.  m.  z.  B.  in  dem  Streite  zwischen  Schulze-Delitzsch  und  Lassalle 
so  oft  gänzlich  tibersehen  worden.  :Mit  dem  Schlagwort  „Staatshilfe*'  wurden  ohne 
jede  weitere  Prüfung  die  besten  Bestrebungen  verurtheilt.  (S.  meine  Kede  über  die 
sociale  Frage  S.  11.)  Vergl.  auch  Ahrens,  Naturrecht  II,  293.  Selbst  Ahrens, 
Böder,  Bluntschli  und  die  meisten  theoretischen  Politiker  der  organischen  Stauts- 
anffassung  versehen  es  hierin  immer  noch,  indem  sie  z.  B.  in  ihren  Erörterungen 
über  die  Stellung  des  Staats  zur  Yolkswirthschaft  eine  gewisse  vermittelnde  Auffassung, 
einen  „gemässigten  Smithianiamus"  vertreten:  in  gegebenen  Fällen  oft  ganz  richtig, 
aber  mit  Unrecht  wird  diese  Auffassung  wieder  als  eine  „end giltige"  hingestellt, 
auch  in  Widerspruch  mit  der  wahrhaft  historischen  Auffassung.  Dies  gilt  z.B. 
von  Röder  (I,  Td'D.  Freier  ist  auch  hier  K.  v.  Mo  hl  in  den  oben  S.  876  gen, 
Abhandlungen.  Die  Grenzen  zwischen  Staat  und  „Gesellschaft*',  die  u.  A.  Röder 
besonders  betont,  sind  auch  fliessende,  nicht  principielle.  —  Ein  characteristisches 
Beispiel,  wie  aus  willktlhrlichcn  Annahmen  über  die  „richtige'*  Bestimmung  der  Auf- 
gabe und  Thätigkcit  des  Staats  zu  Gunsten  bestimmter  practischer  Maassnahmen 
deducirt  wird,  war  es,  dass  s.  Z.  im  italienischen  Parlament  die  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen  damit  angefochten  wurde,  „Gewerbetrieb**  sei  keine  AutVabe  des  Staats, 
also  die  Verstaatlichung  falsch.  Wobei  ausserdem  noch  die  willkührliche  Auffassung 
des  Eisenbahnwesens  als  .,Gewerbe**,  des  Eisenbahnbetriebs  als  „Gewerbetrieb**  unterlief. 

2)  Die  Ausdehnung  der  Staatsthätigkcit  ohne  Wahl, 
„aus  Prineip",  auf  Kosten  der  privatwirthschaftlichen  und  zum 
Theil  auch  der  caritativen  und  übrigen  gemeinwiithschaftlichen 
ThUtigkeit  ist  theoretisch  falsch  und  practisch  verwerflich. 

Daher  ist  gegen  die  Wohlfahrtsstaatstheorie  des  vorigen  Jahrhunderts,  gegen  die 
Praxis  der  Staatsomnipolenz  des  aufgeklärten  Despotismus  und  des  reinen  Polizei- 
staats, aber  auch  gegen  den  rein  socialistisch-communistischen  Character  des  Staats 
(§.  293)  Stellung  zu  nehmen.  —  Gute  Darstellung  der  Wohlfahrtsstaatsiheorie  in 
Funk 's  Aufs,  über  Auffassung  und  Begrilf  der  Polizei  im  vorigen  Jahrhundert,  Tüb. 
Ztschr.  B.  19  u.  20.  Besonders  beachtenswerth  ist  Chr.  Wolff's  Theorie,  die  sich 
in  ihren  practischen  Gonse^iuenzen  so  merkwürdig  mit  den  modernsten  Forderungen 
unserer  extremen  Arbeiterparteien  in  characteristischen  Details  berührt.  Les  extremes 
se  touchent!  Roscher  in  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  (S.  347  11.)  wird  m.  E. 
der  Bedeutung  Wolffs  nicht  durchweg  gerecht.  Vgl.  auch  Zeller,  Geschichte  der 
deutschen  Philosophie,  S.  211  ff.,  bes.  2.*w  ff.,  204,  2ü7  und  Bluntschli,  (ieschichte 
des  Staatsrechts  und  der  Politik,  München  1804,  S.  213  tf. 

3)  Die  principielle  Beschränkung  des  Staats  auf  einen 
einzigen,  mehr  oder  weniger  eng  und  willktihrlich  gefassten 
Zweck,  z.  B.  auf  den  Rechtsschutzzweck  des  abstracten 
Rechtsstaats,  und  dcmgemäss  die  Proclamiiung  des  Laisser  faire 
et  passer  in  allem  üebrigen  für  den  Staat  ist  ebeuvso  theoretisch 
falsch  und  practisch  unzulässig. 

Daher  ist  die  sog.  Manchestertheorie  der  extremen  Smith'schen  volkwirthschaft- 
lichen  Schule  mit  ihren  Postulafen  für  die  Staatspolitik  grundsätzlich  zu  verwerfen. 
Die  nahe  Verwandtschaft  d'jr  Smith'schen  volkswirihschaftlichen  und  der  Kant 'sehen 
politischen  Doctrin  tritt  hier  wie  überall  hervor.  —  S.  Röder  I,  214. 

4)  In  die  Thätigkeiten  zur  Beschaifung  der  Guter  fUr  die  Be- 
dürfnissbefriedigung und  zur  Herstellung  der  Einrichtungen  und 
Anstalten  fUr  letztere  haben  sich  nach  dem  Früheren  (§.  302)  die 
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Einzelwirthscbaften  des  privatwirthschaftlicheu,  des  caritativen  und 
des  gemeinwirthsehaftliehen  Systems,  also  eiQSchliesslich  des  Staats 
und  der  SelbstverwaltUDgskOrper,  passend  zu  t heilen.  Die  bierzn 
nothwendige  Combination  ist  aber  wieder  einem  beständigen 
Wechsel  unterworfen  (§.  302).  Der  Staat,  welcher  kraft  seiner 
Souveränetät  zwangsweise  eingreifen  kann,  wird  gerade  hier- 
bei und  deshalb  leicht  Fehlgriflfe  begehen.  Daher  ist  die  möglichst 
unbefangene  Prüfung  von  Fall  zu  Fall  zu  verlangen  und  diese 
durch  die  Einrichtung  von  Volksvertretungen  und  Finanz- 
controlorganen  der  Regierung  gegenüber  (§.  351)  zu  garantiren. 

Eine  principielle  Forderang,  zamal  für  onserc  Goltarperiode  absolut  und 
relativ  (u.  A.  auch  aus  technischen  Gründen)  steigender  Ausdehnung  der  ,, öffent- 
lichen" Thätigkeiten  (§.  362  ff.). 

5)  Der  Staat  muss  namentlich  seinen  eigenen  Thätigkeits- 
bereich  nach  den  concreten  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  richtig 
gegenüber  demjenigen  der  anderen  Zwangs  gemein  wirthschaften 
oder  der  Selbstverwaltungskörper  (§.  351  Nr.  4),  die  Sphäre 
aller  Zwangs-  gegenüber  den  freien,  und  diejenige  aller 
freien  Gemein  wirthschaften  gegenüber  den  privatwirth- 
schaftlichen  und  caritativen  Wirthschaften  und  Thätigkeiten 
bestimmen. 

Aufgaben  der  Deccntralisation  der  Verwaltung,  der  Selbstregierung  der  kleineren 
räumlichen  Kreise,  der  Gestaltung  des  Vereinswesens  und  seines  Rechts,  insbesondere 
auch  des  Erwerbsgesellscbafts-  (ActiengescUschafts-),  Genossenschaftswesens  und  Rechts, 
überhaupt  der  Grenzziehung  zwischen  den  gewöhnlichen  Erwerbsthätigkeiten  des  Staats 
und  der  Privaten.  Die  früher  (§.  334,  348,  348)  berührten  Fragen  über  etwaige  Ein- 
engung des  Gebiets  der  Actiengesellschaftcn  mittelst  Ausdehnung  der  ölTentlichen  Unter- 
nehmungen gehören  auch  hierher  wieder. 

6)  In  finanzieller  Hinsicht  kann  der  Grundsatz  der  Spar- 
samkeit niemals  für  den  Staat  (ebenso  wenig  für  andere 
Zwangsgemeinwirthschaften)  eine  absolute,  sondern  nur  eine 
relative,  überhaupt  nur  die  Bedeutung  einer  Klugheitsregel, 
aber  nicht  die  Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt 
unterbleiben  müsste. 

Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben,  daher  von  der  mit  ihr  herzu- 
stellenden Staatsleistung  ab.  Die  „Sparsamkeit''  kann  mithin  niemals  ein  leitender 
Grundsatz  des  Staatshaushalts  werden,  sondern  bedeutet  bloss  die  Anerkennung  und 
möglichste  Durchfuhrung  des  ökonomischen  Princips  im  Staatsbaushalte,  wie  in  jeder 
Einzclwirthschaft.  v.  Malchus,  Finanzwiss.,  Stuttgart  und  Augsburg  1830,  II,  13, 
A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts,  Wien  1863,  S.  6,  meine  Fin.wi^.  I, 
3.  A.  §.  34. 

7)  In  finanzieller  Beziehung  ist  weiter  nach  der  Natar 
des  Staats  als  Wirthschaft  eine  grundsätzliche  Stabilität  der 
Einnahmen    und    die   Anweisung    des    Staats    bloss   auf 
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solche  Einnahmearten  unzulässig,  welche  wie  die  privat- 
wirthschaftlichen  und  wie  stabile  Steuern  dem  veränderlichen 
und  in  Galturstaaten  im  Ganzen  steigenden,  von  der  Ver- 
änderung und  der  Ausdehnung  des  Bereichs  der  Staats- 
thätigkeit  abhängigen  Bedarf  (§.  362  ff.)  des  Staats  sich  nicht  an- 
schmiegen könneo. 

8)  In  BetreflF  der  Frage  der  Kostendeckung  der  Staats- 
leistungen, der  Regelung  des  Entgelts  für  die  letzteren  bleibt 
dem  Staate  immer  die  ausschliessliche  Anwendung  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Princips  möglich  (generelle  Kostendeckung  aus 
allgemeinen  Einnahmen,  aus  Steuern,  unentgeltliche  Zuführung 
an  und  Bereitstellung  der  Leistungen  für  die  Einzelnen).  Aber  es 
kann  und  soll  unter  Umständen  hier  auch  das  privatwirth- 
schaftliche,  das  Gebührenprincip  Anwendung  finden,  mög- 
lichst in  erster  Linie  nach  sachlichen,  erst  daneben  und  danach 
nach  finanziellen  Gesichtspuucten  und  Rücksichten  und  in  der 
hierdurch  bedingten  Weise  und  dem  hiernach  passend  zu  er- 
achtenden Maasse  (§.  335). 

C.  —  §.  357  [164].  Allgemeine  Schlüsse  in  Bezug 
auf  Staatszwecke  und  Leistungen.  Giebt  es  nach  dem 
Vorausgehenden  thatsächlich  und  principiell  keinen  ein  für  allemal 
feststehenden  Bereich  der  Staatsthätigkeit,  so  lassen  sich  doch: 

1)  bei  aller  nach  Zeit  und  Ort  wahrnehmbaren  Ver- 
schiedenheit der  letzteren  überall  und  allzeit  zwei  eigent- 
liche organische  Staatszwecke  und  demgemäss  zwei 
Hauptgruppen  von  Leistungen  des  Staats  erkennen.  Min- 
destens Ansätze  zu  solchen  Leistungen  müssen  vorhanden  sein, 
wenn  überhaupt  die  Zwangsgemeinschaft  „  Staat '^  nach  den  für 
diesen  Begriff  unentbehrlichen  Merkmalen  vorhanden  sein  soll. 
(Folgendes  Kapitel  2.) 

2)  Ferner  kann  erfahrungsgemäss  aus  der  Geschichte  fort- 
schreitender Culturvölker,  also  aus  zeitlichen  Vergleichen  so- 
wohl als  auch  aus  der  Vergleichung  der  Staaten  und  Volkswirth- 
schaften  auf  verschiedenen  Entwicklungsstufen,  mithin  aus  räum- 
lichen Vergleichen^),  eine  bestimmte  Entwicklungstendenz 

^)  Es  wird  Seitens  der  sogen,  historischen  Schale  oft  za  wenig  beachtet, 
wie  die  räumliche  Vergleichung  der  zeitlichen  in  methodologischer  Hinsicht 
Torwandt,  aus  änsscren  Gründen  aber  oft  vorzuziehen  ist,  weil  nemlich  das  Material 
reichlicher  vorhanden,  die  Einfluss  übenden  Factoren  leichter  zu  ermitteln  sind. 
S.  die  Vorrede  zu  meinem  System  der  Zettelbankpolitik,  Freiburg  1873,  S.  XI,  u. 
oben  §.  SO  il. 
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oder  ein  sogen.  „Gesetz*^  der  Entwicklung  der  Staatstbätigkeiten 
für  Galtnrvölker  abgeleitet  werden:  das  Gesetz  der  wachsen- 
den Ausdebnnng  der  ,,öffen tlichen'',  bez.  der  Staats- 
tbätigkeiten bei  fortschreitenden  Gnlturvölkern.  (Kap.  3). 

Dieses  Gesetz  —  das  Wort  im  allein,  aber  aach  im  zulässigen  Sinne  bei  „Tolks- 
wirthschaftiichen  Gesetzen''  genommen,  §.  89,  —  giebt  wenigstens  die  Richtung  an, 
in  welcher  sich  im  concreten  Falle  mnthmaasslich  ebenfalls  und  mit  Becht  die  Staats- 
thätigkeit  bewegen,  daher  namentlich  die  staatliche  Gesammtwirthschaft  gegenüber  den 
anderen  Wirthschaften  ausdehnen  wird. 

3)  Ebenso  lässt  sich  darch  solche  Beobachtungen  ein  Gesetz 
für  die  EotwickluDg  und  Umbildung  der  Art  und  Weise  fest- 
stellen, in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt,  ein 
Punct,  welcher  für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  des  Staats 
von  besonderer  Wichtigkeit  ist:  das  Gesetz  desVorwaltens 
des  Präventivprincips  im  entwickelten  Rechts-  und  Cultnr- 
staat,  statt  des  blossen  Bepressivprincips,  namentlich  auf  dem  Ge- 
biete der  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks.  (Kap.  4). 

4)  Endlich  kann  man  aus  der  Erfahrung  auch  die  Bedin- 
gungen ableiten,  welche  muthmaasslich  vorhanden  sein  müssen, 
um  eine  Staatsthätigkeit  statt  einer  Privat-  oder  eine  Tbätigkeit 
andrer  Wirthschaften,  auch  anderer  öflFentlicher  Zwangsgemein- 
wirthschaften  (Provinz,  Kreis,  Gemeinde)  überhaupt  passend  er- 
scheinen zu  lassen.  Daraus  kann  man  einige  allgemeine  Regeln 
für  die  FeststelluDg  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  bei  unseren 
Culturvölkern  ableiten,  woraus  sich  dann  wieder  eine  Richtschnar 
für  den  einzelnen  Fall  ergiebt.  (Kap.  5). 

Da  von  dem  Umfange,  dem  Inhalte  und  der  Aasftthrungsart  der  Staats- 
leistnngen  der  Bedarf  des  Staats  an  materiellen  Mitteln  oder  der  Finanzbedarf 
abhängt,  so  haben  die  folgenden  Erörterungen  namentlich  auch  für  das  Finanzwesen 
und  für  die  Wissenschaft  ?on  demselben,  die  Finanzwissenschaft,  ihre  principidle 
Bedeutung.     S.  meine  Fin.wiss.  I,  3.  A.,  §.  32 — 37. 
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Zweites  Kapitel. 

Zwecke  und  Leistungen  des  Staats 
und  Durchführungsmittel  dafür.    Finanzwirthschaft. 

S.  die  litterarischen  Ang:aben  in  den  Yorbemerkongcn  zu  diesem  Buche  §.  352, 
353.  Bes.  zu  vergleichen:  R.  v.  Mohl.  Encycl.  d.  Staatswiss.  §.  11,  12.  Waitz, 
Polit.,  Abschn.  1,  Kap.  2,  und  Absöhu.  5,  v.  Holtzendorff,  Principien  der  Politik,  3.B., 
8.  bes.  Kap.  7  o.  8  (nationaler  Machtzweck),  namentlich  aber  Escher,  Polit.  §.  7 — 12. 
Blnntschli  I,  B.  5,  S.  345.  —  Trendelonburg,  Naturrecht  §.  151,  152,  154, 
155,  Ahrens,  Naturrecht  §.  105—107  (II,  276  ff'.),  auch  §.  60,  v.  Leouhardi 
a.  a.  0.  S.  10,  Köder  I,  213  If'.,  Ihering  Zweck  I,  1.  A.,  305  ü\  —  Hermann, 
staatsw.  untersuch.,  2.  A.,  S.  47  ff.,  72  ff.,  93  ff.,  Schaf fle  an  d.  in  den  Vorbemer- 
Iningen  S.  870  gen.  Stellen.  —  Meine  Fin.  2.  A.  I,  §.  31—35,  3.  A.  §.  32—37, 
Saz,  Grundlegung,  §.  63  ff. 

L  —  §.  358  [165].  Die  eigentlichen  organischen  Zwecke 
der  Zwangsgemeinschaft  ,,Staat'^  sind: 

A.  Der  Kechts-  und  damit  verbunden  der  Machtzweck. 

B.  Der  Cultur-  und  Wohl  fahrtszweck. 

Beide  Zwecke  sind  nicht  äusserlicb  zu  trennen,  auch  bei 
ihrer  Verwirklichung  erscheinen  sie  häufig  mit  einander  verbunden 
in  der  einzelnen  Leistung,  z.  B.  vielfach  in  der  Polizeithätigkeit, 
so  im  Gesundheitswesen.  Sie  bedingen  sich  auch  gegenseitig  und 
sind  der  Ausfluss  der  sittlicben  Aufgabe  des  Staats  als  der 
höchsten  Form  menschlicher  Gemeinschaften.  Aber  gerade  für 
die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  des  Staats  (und  für  die 
finanzwissenschaftliche  seines  Bedarfs)  empfiehlt  sieh 
die  Unterscheidung  der  beiden  Zwecke. 

A.  —  §.  359  [166,  167].  Der  Rechtszweck  des  Staats 
besteht  in  der  Fürsorge  für  das  erste  aller  Gemeinbedürf- 
nisse des  menschlichen,  völkerweisen  Zusammenlebens,  für  die 
Rechtsordnung  im  Inneren  des  Staats,  des  Volks  und  der 
Volkswirthschaft  und  nach  Aussen  zu  gegen  andre  Staaten, 
Völker  und  Volks wirthschaften.  Nach  beiden  Seiten,  vor  Allem 
aber  nach  Aussen  zu  gerichtet  erscheint  der  Rechtszweck  als 
(nationaler)  Machtzweck:  Aufrechthaltung  der  Unabhängigkeit 
oder  der  eigenen  Souveränetät  von  Staat  und  Volk. 

In  Deutschland  braucht  man  nach  der  Erfahrun;^  von  Jahrhunderten  trüber 
Geschichte  die  Bedeutun«:  des  nationalen  Machtzwecks  auch  für  die  materielle, 
die  Sachgüterproduction  nicht  mehr  besonders  zu  erweisen.  Der  Vergleich  mit 
Grossbritannien  liegt  nahe.  S.  besonders  von  Holtzendorff  und  Hermann 
a.  a.  0.,  auch  die  von  den  üblichen  schweizerischen  Illusionen  ganz  freien  treffenden 
Erörterungen  von  Escher,  I,  §.  12,  13. 
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Im  Einzelnen  handelt  es  sich  bei  dem  Rechtszweek  nm 
die  liei  dem  principalen  GcmeinbedUrfniss  der  Becbtsordnung  in 
§.  327  bereits  angeführten  Punete. 

1)  Im  Inneren  mnss  die  Rechtsordnung  für  die  Beziehungen 
der  Privaten  zum  Staate,  für  die  persönlichen  Beziehungen  der- 
selben unter  einander  und  für  den  wirthschaftlichen  Verkehr  (§.  306) 
festgestellt,  gegen  Bruch  gesichert,  bei  erfolgten  Bruch  wieder  her- 
gestellt, aber  auch  nach  den  als  berechtigt  erkannten  Bedürf- 
nissen, welche  die  Weiterentwicklung  des  Volks  und  der  Volks- 
wirthschaft  mit  sich  bringt,  fortgebildet  und  reformirt  werden: 
daher  in  „socialrechtlicher^^,  nicht  bloss  in  individualrecht- 
licher Richtung,  mit  dem  Ziele  der  Lösung  der  socialen  Aufgaben 
zunächst  innerhalb  des  nationalen  Staats. 

S.  B.  4  Kap.  2  oben  und  2.  Abtheilong  der  Grundlegung:.  Zur  Yeririrklichuof 
dieser  Aufgabe  dient  tbeils  die  gesetzgeberische  Thätigkeit  des  Staats  überhaupt, 
theils  von  den  grossen  Verwaltungsabtheilungen  des  entwickelten  Staats  (den  „Mini- 
sterien'') das  Jostizwcsen,  namentlich  die  Rechtspflege,  gewisse  Theüe  des  sogen. 
Inneren  Departements  und  der  Polizei.  Die  Macht-  und  Zwangsmittel  zur 
Durchfahrung  des  Staatswillens  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Rechtsordnung  stellen 
die  Organe  der  Justiz  und  der  Inneren  Verwaltung,  insbesondere  aber  die 
Polizei,    nöthigenfalls  auch  die    bewaffnete  Macht,  das  Militär. 

2)  Nach  Aussen  zu  handelt  es  sich  um  den  Schatz  der 
Staatsangehörigen,  in  Betreff  ihrer  Personen,  ihres  Eigenthums 
und  besonders  auch  ihrer  wirthschaftlichen  Interessen,  daher  nament- 
lich um  die  Sicherung  des  volkswirthschaftlichen  Marktgebiets  für 
Absatz  und  Bezug  von  Producten  im  Auslande. 

Hierzu  dienen  Staatsverträge,  diplomatische  und  consularisch e  Thätig- 
keit, cvcntueJl  die  bewaffnete  Macht.  Sodann  kommt  hier  die  Erfüllung  jenes 
nationalen  Macht  zwecks  in  Betracht,  der  vornemlich  durch  die  bewaffnete  Macht 
oder  die  Kriegsmacht  (Heer  und  Flotte)  präventiv  und  repressiv  gesichert  wird. 

Der  Rechts-  und  Machtzweck  darf  als  erster  und  Haupt- 
zweck des  Staats  betrachtet  werden.  Seine  richtige  Verwirk- 
lichung gewährt  aber  zugleich  die  bedeutendste  Förderung 
aller  Cultur-  und  Wohlfahrt  sinteressen  und  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Erfüllung  des  Culturzwecks  des  Staats 
und  für  die  Entwicklung  selbst  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
in  der  Volkswirthschaft. 

Wichtig  gerade  auch  für  die  volks wirthschaftliche  und 
finanzielle  Betrachtung  des  Staats  ist  die  Wahrnehmung,  dass 
alle  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecks, 
welche  der  Staat  früher  vielfach  mit  den  Privaten  (Selbsthilfe)  und 
mit  kleineren  autonomen  Organen,  d.  h.,  volkswirthsehaftlich  aus- 
gedrückt,  mit   anderen   örtlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  (Ge- 
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meinde,  Grafschaft),  mit  freien  Vereinen  (Corporationen)  und  be- 
vorrechteten Privaten  (Grundherrschaften)  theilte,  principiell  und 
immer  consequenter  auch  thatsächlich  ausschliesslich  dem 
Staate  vorbehalten  werden  und  von  Anderen  nur  in  beschränk- 
tem Maasse  im  besonderen  Auftrage  des  Staats  („tibertragen") 
ausgeübt  werden  dürfen:  der  Staat  allein  Wehr-  und  Kriegs-, 
Oerichts-,  Polizeiherr,  Friedensbewahrer,  Gesetzgeber  auf  allen 
Rechtsgebieten. 

Die  Nothwendigkoit  der  einheitlichen  Gestaltang  nnd  Loituniic  dieser  Thätig- 
keiten  and  der  Goncentration  der  Kräfte  eines  ganzen  Staatsgebiets  zur  Durch- 
führong  dieser  Thätigkoiten  trägt  dazu  wesentlich  bei.  Entscheidend  aber  ist,  dass 
das  Recht  ein  eines  sein  und  einheitlich  gehandhabt  werden  muss.  Bemerkens- 
werth  der  RUckbildnngsprocess  in  den  deutschen  Particularsouvcränctäten  gerade  im 
Kriegswesen  in  unserem  neuen  Deutschen  Reiche.  Auch  die  Vorgänge  in  unserer 
deutschen  Gesetzgebung  über  Gerichtsorganisation,  Process  und  gesammtes  bürgerliches 
Recht,  über  Arbeiterrecht,  wie  früher  schon  im  Wechsel-  und  Handelsrecht,  daher 
die  bezugliche  Ausdehnung  der  Reichscompetenz  durch  Verfassungsänderungen,  sind 
characteristisch. 

Im  Rechts-  und  Machtzweck  kommt  das  eigentliche  Wesen 
der  als  „Staat"  bezeichneten  Zwangsgemein wirthschaft  am  Schärf- 
sten zum  Vorschein. 

Der  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck  kann  crfahrungsgemäss  auf  ein  Minimum  in 
der  Praxis  redncirt  sein.  Der  Rechts-  und  Machtzweck  muss  immer,  bei  aller  Ver- 
schiedenheit seiner  Durchführung  und  bei  aller  Theilang  der  dazu  gehörigen  Lei- 
stungen mit  Anderen,  in  wichtigeren  Einrichtungen,  Anstalten  und  Thätigkeiten  her- 
vortreten. Etwas  dahin  Gehöriges  gehört  daher  zu  den  nothwendigen  Merkmalen 
dessen,  was  wir  „Staat''  nennen.  Daraus  erklärt  sich,  dass  weder  zeitlich  noch  räum- 
lich die  Leistungen  des  Staats  auf  diesem  Gebiete  ebenso  grosse  Verschiedenheiten  in 
Umfang,  Inhalt  und  Form  zeigen,  als  auf  dem  Gebiete  des  Culturzwecks. 

B.  —  §.  360  [168,  169].  Der  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
zweck des  Staats  besteht  in  der  Förderung  der  Staats- 
angehörigen in  der  Verfolgung  ihrer  Lebensaufgaben,  der  physischen, 
wirthschaftlichen,  sittlichen,  geistigen,  religiösen  Interessen,  nament- 
lich soweit  dabei  Gerne  inbedürfnisse,  örtliche  und  zeitliche,  mit- 
unter auch  gesellschaftliche  (§.  328  if.),  ins  Spiel  kommen. 

Das  Ziel  des  modernen  Culturstaats  der  europäischen 
Civilisation  wird  dabei  sein  müssen:  möglichst  nur  die  all- 
gemeinen Bedingungen  für  die  Entwicklung  des  selbst- 
t  hat  igen  Individuums  Seitens  des  Staats  zu  erfüllen  und  da- 
durch unter  Erhaltung  der  „Eigenthtimlichkeit  der  Kraft  und  der 
Bildung"  (W.  v.  Humboldt)  des  Einzelnen  einen  immer  grösseren 
Theil  der  Bevölkerung  zum  Mitgenuss  an  den  Culturgütern 
zu  erheben.  Die  Beschränkung,  welche  sich  der  Staat  hier- 
nach auferlegen  soll,  lässt  sich  aber  freilich  nur  als  ideales  Ziel 
bezeichnen,   im   wirklichen  Leben    nicht   immer  festhalten.    Jede 
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Staatsthätigkeit  soll  aber  bei  uns  darauf  hinausgehen,  es  immer 
mehr  zu  ermöglichen,  dass  der  Staat  sich  derartig  beschränken 
könne. 

W.  V.  Humboldt's  Satz,  den  Mi  11  zum  Motto  für  seine  .Jiberty''  macht,  kaan 
hier  auch  von  einer  anderen  Staatsauffassung  aus  als  Leitstern  dienen:  «,Daä,  worauf 
die  ganze  Grösse  des  Menschen  zuletzt  beruht,  wonach  der  einzelne  Mensch  ewig: 
ringen  muss  und  was  der,  welcher  auf  Menschen  wirken  will,  nie  aus  den  Augen 
verlieren  darf,  ibt  EigenthUmlichkeit  der  Kraft  und  der  Bildung^'.  Geber 
die  Formulirung  des  Princips  für  die  Grenzen  der  Staatsthätigkeit  bei  Ahrens, 
Naturrecht  II,  286  if.,  auch  61  tf. ,  s.  o.  Yorbemerk.  zu  diesem  Buch  S.  874.  Die 
Formulirong  im  Texte  rührt  aus  einer  Zeit  her.  wo  ich  ?on  Ahrens'  Formulirung 
noch  keine  Kenntniss  genommen  hatte.  Der  dargelegte  Standpunct  ist  auch  von 
Schmollcr  berechtigtermaassen  in  seinem  Sondschreiben  an  H.  y.  Treitschke  ver- 
treten worden. 

Die  Leistungen  des  Staats  sind  hier  dann  doppelter  Art: 

1)  sie  fördern  indirect  die  genannten  Interessen ,  indem  sie 
Hindernisse  beseitigen  oder  beseitigen  helfen,  welche  die  Kräfte 
andrer  betheiligter  Wirthschaften  tibersteigen. 

Z.  B.  Wasserbautcu,  Strassen  anlagen,  um  eine  Gegend  besiedlungsfähig  zu  machen, 
sanitäre  Vorkehrungen. 

2)  Die  Leistungen  des  Staats  bestehen  ferner  in  der  Her- 
stellung von  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  von 
den  Staatsangehörigen  unter  bestimmten  Bedingungen  unmittel- 
bar zur  Bedtirfnissbefriedigung  benutzt  werden  können. 

Z.  B.  Schulen,  Vcrkehrsanstalten. 

Die  „allgemeinen  Bedingungen"*  für  die  Entwicklung  der  Persönlichkeit  werden 
im  Ganzen  mehr  durch  die  erste  Art  der  Staatsleistungen  geschaffen.  Aber  auch  riele 
Leistungen  zweiter  Art  Verstössen  nicht  gegen  dieses  Princip  für  die  Beschränkung 
der  Staatsthätigkeit.  Ahrens'  Unterscheidung  zwischen  Bedingung  und  CausaUtät 
(s.  0.  Vorbem.  S.  874)  berührt  sich  mit  derjenigen  im  Texte,  fallt  aber  nicht  ganz 
damit  zusammen. 

Die  Gesammtheit  dieser  Leistungen  zur  Verwirklichung  dieses 
zweiten  Staatszwecks  steht  an  universaler  Bedeutung  den  Leistungen 
im  Gebiete  des  ersten  Zwecks  nach,  schwankt  auch,  zeitlich  and 
räumlich  verglichen^  im  geschichtlichen  Staate  stärker  als  letztere 
Leistungen.  Ansätze  selbst  zu  allen  einzelnen  Hauptkategorieen 
pflegen  sich  aber  schon  in  sehr  primitiven  Verhältnissen  des 
Volkslebens  und  der  staatlichen  Verbindung  zu  finden.  Und  der 
Staat  fortschreitender  culturfähiger  Völker,  so  namentlich 
der  modernen,  hört  immer  mehr  auf,  einseitig  Rechtsstaat,  im 
Sinne  der  möglichst  alleinigen  Verwirklichung  des  Rechts-  und 
Machtzwecks,  zu  sein  und  wird  immer  mehr  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsstaat, in  dem  Sinne,  dass  gerade  seine  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  sich  beständig  mehr 
ausdehnen  und  einen  reicheren  und  mannigfaltigeren  Inhalt  ge- 
winnen  (§.  365).    Dadurch  erlangt    der  Staat  jenen   y,comma- 
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nistischen^'  Character,  welcher  ihm  noch  vor  den  übrigen  Ge- 
rn ein  wirthschaften  besonders  zu  eigen  ist  (§.  349),  in  immer  aus- 
geprägterer Weise. 

Auch  die  naturwissenschaftlichen  and  prodnctionstcchniächcn  Fort- 
schritte trafen  dazu  mächtig  bei .  z.  B.  in  Betreff  der  erlangten  Kenntniss  der  ali- 
gomeioen  Bedingungen  der  öffentlichen  Gesundheit,  der  hier  erforderlichen  Caatelen. 
der  gebotenen,  nur  von  der  Oßentlichen  Gewalt  direct  oder  von  Anderen  nach  ihrer 
Vorschrift  unter  ihrer  Controle  richtig  zu  treffenden  präventiven  und  repressiven 
Einrichtungen. 

Die  Staatsleistungen  zur  Durchführung  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  bilden  im  entwickelten  Staate  das  grosse  Gebiet 
der  Inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.). 

Einzelne  hierher  gehörige  Thätigkeiten  lassen  sich  von  Thätigkeiten  zur  Ver- 
wirklichung des  Rechtszwecks  nicht  immer  trennen,  so  mannigfach  im  Gebiete  der 
Polizei  (Gesundheits- .  Wirthschaftspolizei  u.a.  m.)  und  der  im  eug:eren  Sinne  sog. 
volkswirthschaft liehen  Verwahung  (wirthschaftliche  Rechtsordnung  überhaupt, 
Agrargesetzgebung,  Gewerbeordnung,  Handelspolitik,  Geld-,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sichernng>politik  u.  s.  w.).  Ein  absolutes  Princip  für  die  Eintheilung  der  Leistungen 
des  Staats  auf  dem  Culturgebiet  giebt  es  nicht  Wechsel  nach  Zeit  und  Ort  ist  natur- 
gemäss.  Eben  deshalb  gehören  auch  in  den  modernen  Culturstaaten  die  einzelnen 
Leistunsren  oft  zu  verschiedenen  Verwaltungsabthcilungen  (Ministerien  mit  verschie- 
denen Ressorts).  Vergl.  auch  L.  Stein 's  Verwaltungslehre  und  Handbuch,  beson- 
ders 1.  A.  S.  140  ff.  Ahrens,  Naturrecht  U,  287  ff",  510  ff.  Meine  Fin.  2.  A.  I, 
§.  32,  3.  A.  §.  38  ff. 

Die  Eintheilung  in  folgende  drei  Hauptgruppen  entspricht  im 
Ganzen  den  modernen  Verhältnissen,  namentlich  Mitteleuropas: 

1)  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne. 

Mit  den  Thätigkeiten  der  amtlichen  Statistik,  des  öffentlichen  Gesundheitswesens, 
des  Hilfs-  und  Armenwesens  u.  s.  w.,  und  mit  der  gesammten  sogen,  inneren  Ver- 
waltung, welche  freilich  grossentheils  zum  Gebiet  des  Rechts-  und  Machtzwecks  ge- 
hört, in  den  Ministerien  des  „Inneren",  der  Polizei. 

2)  Volkswirthschaftliche  Verwaltung  im  engeren  Sinne. 

Mit  der  Handhabung  der  wirihschaftlichen  Rechtsordnung  im  Allgemeinen,  was, 
wie  auch  die  Feststellung  dieser  Ordnung,  wieder  mit  zum  Rechtszwecke  gehört,  mit 
der  gänzlichen  oder  theil weisen  üebernahme  gewisser  allgemeiner,  die  ganze 
Volkswirthschaft  angehenden  Angelegenheiten  auf  den  Staat:  „Verkehrswesen" 
(Maass  und  Gewicht.  Münze.  Banken,  Versichcrungs-,  Communications-  und  Trausport- 
wesen), endlich  mit  der  ..Volkswirthschaftspflege'*  im  Gebiete  der  privat- 
wirthschafilichen  Thätigkeit  (Ackerbau,  Gewerbe,  Handel),  —  in  den  Ministerien  des 
„Inneren**,  der  ..Volkswirthschaft*',  des  „Handels,  der  Gewerbe  und 
öffentlichen  Arbeiten",  der  Bauten,  der  „Landwirthschaft" ,  der  Ver- 
kehrsanstalten (Eisenbahnen,  Post,  Telegraphier 

3)  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungswesens, 
sowie  des  öffentlichen  Cultus. 

Es  handelt  sich  hier  öfters  um  gesellschaftliche  (Jemeinbedürfnisse,  wo  dem  Staat 
mehr  nur  die  Regelung  der  Thätigkeiten  der  betreffenden  andren  Gemein  wirth- 
schaften als  die  directe  üebernahme  zufällt.  In  der  Hauptsache  gehören  die  bezüg- 
lichen Staatsthätigkeiten  zu  dem  Unterrichts-  und  Cu  Itusministerium  mit 
seinem  üblichen  Resson  in  den  modernen  Staaten.  Einzelne  Thätigkeiten  sind  aber 
öfters  auch  andren  Ministerien  übertragen,  z.  B.  bestimmte  Arten  Fachschulen,  Kunst- 
pflege u.  A.  m.   üeber  die  finanzielle  Seite  der  einzelnen  Zweige  s.  meine  Fin.  I, 
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3.  Am  Buch  2,  Kap.  2  (einzelne  Gegenstände  des  eigentlichen  Finanzbedarüs)  und  Buch  $ 
(PriYaterwerbszweige),  ferner  II,  2.  A.,  B.  4  (Gebühren). 

II.  —  §.  361  [170].  Die  Durchführungsmittel  der 
Staatsthätigkeit.  Den  unmittelbaren  Thätigkeiten  zur  Durch- 
führung der  beiden  organischen  Staatszwecke  stehen  diejenigen 
Thätigkeiten  gegenüber,  welche  hierbei  als  Durchführnngs- 
mittel  dienen:  einmal  die  oberste  Handhabung  der  Staats- 
gewalt und  die  Centralleitung,  sodann  die  Finanzver- 
waltung  mit  dem  Staatshaushalte. 

A.  Die  Centralleitung  fällt  der  Regierung,  welche  als 
das  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  der  staatlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft  fungirt,  zu,  unter  eventueller  verfassungsmässiger  Theil- 
nähme  der  Volksvertretung,  insbesondere  an  der  Gesetzgebung  und 
Controle  und  der  finanzwirtbsehaftlichen  Einrichtungen  und  6e- 
bahrungen.  In  der  Centralleitung  vereinigt  sich  der  Rechts-  und 
Culturzweck  des  Staats  vollständig. 

B.  Zur  Herstellung  der  von  ihm  verlangten,  der  Centralleitung 
und  der  Durchführung  der  beiden  organischen  Staatszwecke  die- 
nenden Staatsthätigkeiten  muss  der  Staat  eine  eigene  Pro- 
ductions-  oder  Erwerbswirthschaft  führen  (§.159),  welche 
ihm  die  für  jene  Zwecke  und  Thätigkeiten  nothwendigen  wirtb- 
scbaftlichen  Güter,  insbesondere  Sachgüter,  zur  Verfügung  stellt. 
Diese  Wirthschaft  heisst  Finanzwirthschaft  oder  Staatshans- 
halt und  wird  im  modernen,  insbesondere  grösseren  Staate  regel- 
mässig von  einer  eigenen  obersten  Staatsbehörde,  von  der  Finanz- 
verwaltung geführt. 

Näheres  über  sie  gehört  in  die  speciclle  Lehre  von  ihr,  in  die  Finanzwisse n- 
schaft.  S.  Fin.wiss.  I,  dritte  Aufl.  (die  in  diesen  Abschnitten  gegen  die  früheren 
sehr  erweitert  und  nmgestaltet  ist),  1.  Buch,  Ordnung  der  Finanzwirthschaft,  besonders 
Kap.  4,  formelle  Ordnung.  Dazu  zu  vergleichen  meine  Abhandl.  die  Ordnung  der 
Finanzwirtbschaft  im  SchOnberg'scheu  Handbuch  B.  III,  ebenfalls  bes.  die  neueste 
dritte  Auflage. 

Hier  muss  nur  das  Verhältniss  der  Finanzwirthschaft 
zu  dem  selbst  wieder  als  Wirthschaftsart  aufgefassten 
Staate  richtig  verstanden  werden.  Zu  diesem  Zwecke  sind,  wie 
in  §.  159  bei  den  Privatwirtbschaften,  in  der  staatlichen  Gesammt- 
wirthschaft  verschiedene  Abtheilungen  zu  unterscheiden, 
welche  in  vieler  Hinsicht  wieder  die  Natur  selbständiger  Wirth- 
schaft en  annehmen. 

1)  Der  Staat  in  seiner  eigentlichen  Function,  d.  h. 
in  der  Handhabung  der  Staatsgewalt  und  in  der  Ausführung  der 
Staatszwecke  mittelst  der  bezüglichen  Leistungen  begriffen,  ist  in 
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Rücksicht  auf  die  HerstelluDg  dieser  Leistungen  Pro- 
ductionswirthschaft  (§.  354).  Die  Mittel,  welche  er  dazu 
verwendet,  werden,  —  soweit  es  sich  nicht  um  gewisse  persön- 
liche, theils  zwangsweise  requirirte  (Heer),  theils  unentgeltlich  er- 
langte (Ehrendienst)  Dienstleistungen  handelt  (Fin.  I,  §.  1),  —  von 
der  Finanzverwaltung  beschafft,  sind  sachliche  Mittel  (SachgUter, 
Geld),  erscheinen  in  der  Finanzwirthschaft  als  Ausgaben,  in 
der  von  ihr  getrennt  gedachten  Staatsverwaltung  als 
Einnahmen,  bez.  Eingänge  und  wieder  als  Ausgaben  zur  Her- 
stellung der  Staatsthätigkeiten  oder  als  deren  Productionskosten. 
Dies  tritt  deutlich  in  dem  Begriff  der  Dotation  der  einzelneu 
Verwaltungsabtheilungen  hervor,  daher  auch  in  den  Special- 
rechnungen  der  letzteren.  Der  Staat  in  seiner  eigentlichen  Function 
ist  mithin  auch  Ausgabewirthschaft,  mit  Rtlcksicht  auf  die 
Verwendung  der  ihm  von  der  Finanzverwaltung  überwiesenen 
Mittel  zur  Herstellung  seiner  Leistungen. 

2)  Der  Staat  als  Ganzes  und  zwar  als  Wirthschafts- 
Ganzes  betrachtet,  in  welcher  Eigenschaft  er  auch  die  Finanz- 
verwaltung in  sich  begreift,  ist  aber  noch  in  einem  zweiten  Sinne 
Productions-  oder  Erwerbswirthschaft,  insofern  er  durch 
seine  Wirthschaftsabtheilung,  die  Finanzwirthschaft,  Güter  für  die 
Verwendung  zu  seinen  eigentlichen  Staatszwecken  erwirbt. 

3)  Die  vom  Staate  getrennt  gedachte  Finanzwirth- 
schaft hat  endlich  ebenfalls  wieder  die  beiden  Abtheilungen:  die 
Erwerbswirthschaft,  soweit  Güter  eingehen,  die  Ausgabe- 
wirthschaft,  soweit  Güter  für  Staatszwecke  und  Leistungen  aus- 
gehen. Die  Gestallung  der  Ausgabewirthschaft  hängt  natürlich 
von  letzteren  Leistungen  ab  und  ist  deshalb  das  finanzielle  Spiegel- 
bild der  Productionswirthschaft  des  Staats  in  dem  ersten  (unter  1 
festgestellten)  Begriff:  das  System  der  Staatsleistungen  wird  zugleich 
zum  System  der  Ausgabewirthschaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

V.  Mangoldt  verwechselt  diese  verschiedenen  Abthcilungen  oder  Seiten,  welche 
der  Staat  als  Wirthschaft  hat,  wenn  er  die  Finanzwissenschaft  nennt:  die  Lehre 
von  der  Production  der  öllentlichen  Dienstleistungen  (Staatswörtorb.  XI,  118).  Das 
ist  die  Verwaltangslehre,  wfihrend  die  Finanzwissenschaft  die  Lehre  von  der  Be- 
schaffung und  Verwendung  der  sachlichen  Mittel  fiir  die  Zwecke  dieser  Verwaltung 
oder  dieser  Production  der  öfl'entlichen  Dienstleistungen  ist.  S.  jetzt  meine  Fin.wi^s. 
I,  3.  A.,  §.  1 — 6. 
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Drittes  Kapitel. 

Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der 
öffentlichen,  bez.  der  Staatsthätigkeiten. 

§.  362  [S.  308].   Vorbemerkungen. 

Vergl.  Schäfflc,  Syst.  2.  Aufl.  §.  221,  222,  178,  180,  welcher  jedoch  mehr- 
fach die  abnehmende  Tendenz,  der  Staatstbätigkeit  in  der  Sphäre  des  pri?atwirth- 
schaftlichen  Erwerbs  m.  £.  noch  etwas  zu  stark  betont. 

Vom  finanziellen  Gosichtspuncte  aus  ist  die  Erscheinung  seit  längerer  Zeit 
allgemeiner  beachtet  und  hier  auch  frappant  genug  nnd  ziffermä&sig  zu  belegen. 
Man  hat  daher,  wie  ich  selbst  es  frtlhcr  gethan,  ein  Gesetz  des  wachsenden 
Staats  bedarf  s  bei  fortschreitenden  Völkern  aufgestellt.  Dies  ist  jedoch  nur  die 
finanzielle  Formulirung  des  allgemeineren  Gesetzes  der  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeiten. Letzteres  ist  die  Ursache,  jenes  die  Wirkung.  S.  DmpfeDbach. 
Finanzwiss.,  1.  A.,  Er).  1S59,  I,  25,  meine  Ordn.  d.  österr.  Staatshanshalts,  Wien  1863. 
S.  2  If.,  wo  die  im  Texte  aufgestellte  Theorie  bereits  im  Kern  vollständig  gegeben  ist, 
mein  Art.  Siaatshaushalt  in  llentzsch'  Handwörterb.,  Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  1. 
Anm.  a.,  2.  A.,  I,  §.  36,  3.  A.,  §.  36.  Schmoller  verwahrt  sich  gegen  die  Auf- 
stellung eines  solchen  finanziellen  Entwicklungsgesetzes,  ohne  indessen  etwas  Sachliches 
dagegen  vorzubringen  (Jahrb.  d.  D.  Reichs  1877,  S.  110). 

Vergl.  die  Daten  für  Oesterreich  in  meiner  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts, 
passim,  v.  Czörnig,  österr.  Budg.  vergl.  mit  demjenigen  anderer  europ.  Staaten  II. 
555,  ferner  die  Daten  in  verschiedenen  Jahrgängen  d«3S  Goth.  Almanachs  nnd  über- 
haupt in  den  statistischen  Handbüchern,  für  die  einzelnen  Staaten  in  deren  Statisti- 
schen Jahrbüchern;  die  neueren  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Finanz- 
statistik von  G  erst  fei  dt  (Beiträge  zur  Roichssteuerfrage,  Leipz.  1S79,  vergleichende 
Zahlen  und  Bilder  zur  Reichssteuerfrage,  eb.  18S1),  von  R.  v.  Kaufmann  in  Conrad's 
Jahrbüchern  B.  49  und  B.  52.  Mancherlei  Materialien  im  Schan zischen  Finanz- 
archiv, auch  im  I.Bande  meiner  Fin.wissensch.  Eine  fiuanzstatistiache  Beweisführung 
gehört  indessen  nicht  hierher.  Sie  setzt  auch  ein  grosses  Material  voraus,  welches 
sich  hier  nicht  wohl  einreihen  lässt.  Einige  Daten  in  der  2.  Aufl.  der  Grundlegung, 
S.  309,  die  ich  hier  nicht  wieder  aufnehmen  und  nicht  erneuem  wollte. 

Eine  umfassende  Verarbeitnng  des  Materials  zur  vergleichenden  Finanz- 
Statistik  (räumliche  und  zeitliche  Vergleiche)  fehlt  leider,  wäre  aber  ein  grosses 
Bedürfniss.  Erschwert  wird  eine  solche  Arbeit  durch  die  Verschiedenheit  der 
Ressorts  der  einzelnen  Verwaltungsabthcilungen  (Ministerien)  in  den  verschie- 
denen Staaten  und  durch  die  Veränderungen,  welche  auch  in  einem  und 
demselben  Staate  im  Lauf  der  Zeit  mitunter  in  den  Ressorts  vorgehen.  Bei  räum- 
lichen und  zeidichcn  Vergleichen  muss  daher  besondre  Vorsicht  angewandt  werden. 
Oft  sind  sehr  detaillirte  Vorarbeiten,  bei  welchen  die  Ausgabeposten  der  Ministerien 
und  grösseren  Ministerialdepartements  in  ihre  einzelnen  Bestandtheile  aufgelöst  werden, 
nöthig.  —  Dass  keineswegs  etwa  nur.  wie  oft  behauptet  wird,  die  Ausgaben  für  Heer 
und  Flotte  und  für  die  Staatsschuld  in  den  letzten  Jahrzehnten  gestiegen  sind, 
sondern  auch  und  in  einzelnen  Fällen  relativ  noch  stärker  diejenigen  für  die  wich- 
tigsten sonstigen  Gebiete  der  („friedlichen",  „productiven")  Staatstbätigkeit.  ergiebt 
jede  unbefangene  genauere  Untersuchung  auch.  z.  B.  für  Preussen,  Baiern  und 
anderen  Staaten.  Finanzstatistik  Preussens  für  1860 — 69  im  3.  B.  d.  Jahrb.  d.  amtl. 
Statist.  (1'5G9).  Rlenck  in  d.  Zcitschr.  d.  Statist.  Bur.  1871  S.  156  (Verjrleich  der 
Ausgabcgrnppen  1849,  55,  67.  69.  Statist.  Handbuch  I,  1S8S,  S.  502  (1882—89). 
Communalfinanzcn  cb.  S.  540  (1S69 — 88"). 

Ebenso  zeigt  ein  Verfrleich  mit  Grossbritannien,  Nord-America,  der 
Schweiz,  dass  nicht  nur  in  den  continentalen  Militärmonarchieen  und  bureaukTa- 
tischon  Staaten,  wie  man  gleichfalls  gern  behaupten  hört,  eine  starke  Zunahme  aller. 
d<^r  Kriegs-  und  Friedensausgaben,  erfolgt,  sondern  dass  tiberall  auf  fast  allen 
Gebieten    eine  Zunahme  der  Staatsthätigkeiten  eingetreten  ist.     Die   Verminderung 
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des  Geld  werths,  welche  allerdings  znrErbOhnng  derAasgaben  fQr  dieselben  Th&tig- 
keiten  fast  Überall  mit  geführt,  erklärt  die  Steigerung  des  Bedarfs  doch  nur  znm  keinen  Theil. 

Zorn  Tbeil  noch  schärfer  tritt  die  Ausdehnung  der  Öffentlichen  Thätigkeiten 
bes.  neuerdings  in  Deutschland  in  der  Steigerung  der  Gommanalbudgets  and 
der  Gommunalsteuern  finanzstatistisch  her?or.  (Vergl.  für  Prenssen  die  Zu- 
sammenstellungen von  Blenck  in  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1871,  S.  160  über 
die  Beiträge  aller  Art  zu  Provinzial-,  Kreis-,  Ortlichen  Gemeinde-,  Pfarr-  und  Schul- 
zwecken 1849 — 67,  ^audbuch  I,  a.a.O.,  sowie  die  neueren  preussischen  communal- 
finanzstatistischen  Arbeiten  ?on  Uerrfurtb  n.  A.  m.  in  den  Ergänzungsheften  der 
Ztschr.  des  preuss.  Statist.  Bureaus.)  Alle  weiteren  Fortschritte  auf  der  Bahn  der 
Decentralisation  der  Verwaltung  und  der  Selbstregierung,  wie  sie 
durch  die  Kreis-  nnd  Pro?inzialordnungen  gemacht  werden,  bewirken  eine  Weiter- 
bewegung in  der  eben  angedeuteten  Richtung,  d.  h.  eine  vielleicht  noch  grossere  Zu- 
nahme der  Gemeinde-,  Kreis-  und  Pro?inzialthätigkeit  als  der  directen  Staatsthätigkeit, 
aber  anderseits  im  Ganzen  eine  immer  stärkere  Zunahme  der  gemein-,  besonders 
der  Zwangs gemeinwirthschaftlichen  Sphäre. 

Die  hier  besprochene  Entwicklungstendenz  des  Finanzbedarfs,  die  Wirkung  wie 
gesagt,  der  Ausdehnung  und  Steigerung  der  OQbutlichen  Thätigkeiten,  wird  von  keinem 
neueren  Finanztheoretiker  und  ?ernUnftigen  Politiker  übersehen,  geschweige  bestritten. 
Auch  W.  Boscher  hebt  sie  herror  (Fin.  g.  110).  Die  Praxis  hat  nur  noch  nicht 
immer  die  richtige  Consequenz  zu  ziehen  gewagt:  dass  der  Staat,  die  Gemeinde  aus- 
dehnungsfähige  Einnahmen,  vor  Allem  auch  solche  Steuern  braucht,  den  von  mir 
für  die  Besteuerung  aufgestellten  und  mit  Absicht  an  die  Spitze  aller  Steuergrundsätze 
gesetzten  „finanzpolitischen''  Principien  der  „Ausreichendheit''  und  „Beweglichkeit" 
gemäss.  Vergl.  meine  Fin.  II,  2.  A.,  §.  129  ff.  und  die  Abweisung  einer  gegneri- 
schen Auffassung  Vocke's  daselbst  §.  123. 

I.  —  §.  363  [171].  Allgemeine  Wahrnehmnng  der 
Ausdehnung  der  Staatstbätigkeiten.  Geschichtliche 
(zeitliche)  und  räumliche,  verschiedene  Länder  umfassende 
Vergleiche  zeigen,  dass  bei  fortschreitenden  Gnlturvölkem,  mit  denen 
wir  es  hier  aliein  zu  thun  haben,  regelmässig  eine  Ausdehnung 
der  Staatstbätigkeiten  und  der  gesammten  öffentlichen,  durch  die 
Selbstverwaltungskörper  neben  dem  Staate  ausgeführten  Thätig- 
keiten erfolgt.  Dies  offenbart  sich  in  extensiver  und  intensiver 
Hinsicht:  der  Staat  und  diese  Körper  übernehmen  immer  mehr 
Thätigkeiten  und  sie  führen  die  alten  und  neuen  Thätigkeiten 
immer  reichlicher  und  vollkommener  aus.  Es  werden 
auf  diese  Weise  immer  mehr  wirthschaftliche  Bedürfnisse  der  Be- 
völkerung, namentlich  Gern  ein  bedürfnisse,  zugleich  stets  besser 
durch  den  Staat  und  jene  Körper  befriedigt.  Der  deutliche  Beweis 
dafür  liegt  ziffermässig  in  der  Steigerung  des  finanziellen  Staats- 
und Coramunalbedarfs  vor. 

Der  Staat  speciell,  als  Wirthschaft  zur  Fürsorge  der  Be- 
völkerung mit  gewissen  Gütern,  besonders  Gemeingütern  für  ge- 
wisse Bedürfnisse  aufgefasst,  wird  dabei  absolut  immer  wichtiger 
für  die  Volkswirthschaft  und  für  die  Einzelnen.  Aber  auch  seine 
relative  Bedeutung  steigt,  d.  h.  eine  immer  grössere  und 
wichtigere  Quote  der  Gesammtbedürfnisse  eines  fortschreitenden 
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Culturvolks  wird  durch  den  Staat  statt  durch  andere  Gemeui- 
tind  Privatwirthschaften  befriedigt,  —  ein  Satz,  der  nur  den  übrigen 
Zwangsgemeinwirthschaften  (Gemeinde,  Kreis,  Provinz)  gegenüber 
in  Folge  der  Decentralisation  der  öflFentlichen  Verwaltung  und  der 
Organisation  der  Selbstverwaltung  mehrfach  eine  wirkliche,  sonst 
meist  nur  scheinbare  Ausnahmen  erleidet.  Fasst  man  aber  den 
Staat  mit  diesen  anderen,  seine  Tbätigkeit  ergänzenden  Zwangs- 
gemeinwirthschaften zusammen,  was  für  mancherlei  Zwecke  noth- 
wendig  ist,  so  ergiebt  sich  auch  eine  Zunahme  der  gesammteu 
Zwangsgemeinwirt hschaftlichen  oder  „öffentlichen", 
besonders  der  staatlichen  und  communalen,  auf  Kosten 
der  übrigen  gemein-  und  privatwirthschaftlichen  Thätigkeit.  Soweit 
hier  die  Kostendeckung  der  öfifentlichen  Thätigkeit  nach  dem  ge- 
meinwirthschaftlichen  Princip  erfolgt,  ergiebt  sich  so  auch  eite 
Steigerung  des  „communistischen''  Charakters  der 
ganzen  Volkswirthschaft.  Aber,  wenn  auch  nicht  in  ganz 
demselben  Maasse  und  derselben  Art,  ist  schon  die  blosse  Ueber- 
nähme  wirthschaftlicher  Thätigkciten  auf  die  öffentlichen  Körper, 
selbst  wenn  dann  ganz  oder  theilweise  das  privatwirthschaftliche, 
das  Gebührenprincip  bei  der  Kostendeckung  und  der  Regelung  des 
Entgelts  platzgrcift,  doch  von  einer  solchen  Wirkung  begleitet  (§.  300). 

S.  auch  Koscher,  I,  §.  84,  u.  ders.  Fin.  §.  110.     Vgl.  oben  §.  293. 

Die  typische  Einheit  des  Wirthschaftslebens,  die  Familie,  be- 
friedigt so  wachsend  einen  grösseren  Theil  ihrer  Bedürfnisse 
nicht  mehr  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  der  speciellen, 
sondern  nach  dem  gemeinwirtbschaftlichen ,  mehr  oder  w^eniger 
„communistischen"  Princip  der  generellen  Entgeltlichkeit  von 
Leistung  und  Gegenleistung.  Oder  m.  a.  W.  eine  grössere  Quote 
der  Ausgaben  des  Familienbudgets  entfällt  auf  Steuern,  besonders 
an  Gemeinde  und  Staat,  auch  auf  Gebühren  an  sie,  auf  Beiträge 
an  freie  Gemeinwirthschaften,  Vereine  u.  s.  w.  Wo  aber  auch, 
wie  bei  Anwendung  des  Gebührenprincips,  das  Princip  der  speciellen 
Entgeltlichkeit  bleibt,  erfolgt  die  Preisnormirung  doch  immerhin 
anders,  nach  Taxen  (§.  137ff.).  Nicht  minder  wird  die  Pro- 
ductions weise  aus  der  regellosen  privatwirthschaftlichen  eine 
geregelte,  welche  nach  autoritativer  Bedarfsbemessung  erfolgt,  und 
im  öffentlichen  Dienst  mit  seinem  Besoldungswesen  tritt  auch  fUr 
die  Vcrtheilung  der  Productionserträge  zwischen  dem  Rechts-  und 
Wirthschaftssubject  und  den  „Arbeitskräften"  (Beamten)  ein  System 
socialer  Lohntaxen  an  Stelle  der  privatwirthschaftlichen  Lohnregelang: 
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Alles  Gestaltungen  in  der  Richtung  einer  mehr  socialistischen^ 
Ton  der  individualistischen  abführenden  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft,  ihrer  Productions-,  Vertheilungseinrichtung  und  Be- 
darfsdeckung (§.  295,  300  fr.). 

Es  ergiebt  sich  auch  hieraus  wieder,  wie  ungenügend  die  Tauschwerth- 
Schätzung  in  der  üblichen  theoretischen  Behandlung  ist.  Sie  ist  in  sehr  vielen  FäUen 
in  der  That  keine  stets  notb wendig  vorkommende,  sondern  eine  historische  Er- 
scheinung, an  deren  Stelle  in  einer  anderen  Gestaltung  der  Yolkswirthschaft  die  Ge- 
brauchswerth-  und  K o s t o n werthschätzung  tritt.  In  welchem  Umfange,  — 
das  ist  nur  durch  die  spätere  Erfahrung  selbst  zu  beantworten.  Jede  Erwei- 
terung des  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  verengt  aber 
die  Sphäre  der  Tauschwerthschätzung.  (S.  oben  in  §.  187  meine  Auffassung  des 
Werths,  nach  Rodbertus*  Vorgang). 

Die  Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätigkeiten  zeigt  sich  auf 
den  Gebieten  beider  Staatszwecke,  im  Grossen  und  Ganzen  gleich- 
massig.  Productionstechnische  Gründe  führen  dabei  immer 
mehr  zu  einer  gesteigerten  Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde 
u.  s.  w.  selbst  in  der  SphUre  der  materiellen  und  der  Indivi- 
dualbedürfnisse  (§.  334,  343). 

Gas-  und  Wasser  anlagen  der  Städte  u.  s.  w.  Gerade  in  solchen  Beispielen  zeigt 
sich,  dass  das  Ahrens'sche  Princip  der  Feststellung  der  Staatsthätigkeit  auch  für  unsere 
heutigen  Culturätaatcn  nicht  ausreicht,  siehe  Vorbemerkungen  zu  Buch  ö,  Seite  b74. 

Die  inneren  Gründe  für  diese  Ausdehnung  der  Staats-  und 
der  zwangsgemeinwirthschaftlichen  oder  „öffentlichen^'  Thätigkeiten 
überhaupt  lassen  sich  zum  Theil  aus  dem  erfahruDgsmässig  fest- 
stehenden Wesen  des  Staats,  der  Gemeinde  bei  fortschreitenden 
Culturvülkeru  (a  priori)  ableiten,  zum  Theil  ergeben  sie  sich  in- 
ductiv  aus  den  einzelnen  Thatsachen,  in  welchen  die  Ausdehnung 
jener  Thätigkeiten  hervortritt.  Ihre  Kenntniss  berechtigt  uns,  von 
einem  (volkswirthschaftlichen)  Gesetze  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen  und  speciell  der  Staatsthätigkeiten  zu  sprechen, 
ein  Gesetz,  welches  für  die  Finanz wirthschaft  als  Gesetz  des 
wachsenden  öffentlichen  Finanzbedarfs  des  Staats  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper zu  formuliren  ist. 

In  causaler  Verbindung  mit  der  Entwicklung,  welche  dieses 
Gesetz  veranschaulicht  und  in  Begleitung  von  ihr  geht  in  der 
Volkswirthscliaft  und  dann  wieder  speciell  im  Staate  eine  gewisse 
centralistische  Richtung. 

Diese  ist  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  unvermeidlich  und  beiechtigt.  erst 
darüber  hinaus  wird  sie  bedenklich,  ist  aber  auch  über  ein  solches  richtiges  Maass 
hinaus  nicht  durch  die  an  und  für  sich  richtige  Ausdehnung  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen Systems  geboten.  Insofern  gilt  es,  durch  Decentralisation,  namentlich 
in  der  Richtunj;c  vom  Staate  zu  den  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften 
bis  zu  den  Gemeinden  hin,  und  durch  Selbstregierung  und  Ehrenamtssystem,  ferner 
durch  Erleichterung  und  Begünstigung  der  freien  Gemeinwirthschaften ,  des  Vereins- 
wesens,  der  Veranstaltungen   des  caritativen  Systems  u.  s.  w.  hier  gewissen  Gefahren 
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möglichst  za  steuern.  Die  gemeinwirthschaftliche  Bedllrfiiissbe£riedig:ang  bleibt  dabei 
aber  meist  bestehen  und  nimmt  nur  mannigfaltigere  Formen  an.  Im  Folgenden  wird 
die  Ausdehnung  der  Öffentlichen  Thätigkoiten  speciell  beim  Staate  n&her  Terfolgt 
Die  Ergänzung  in  Bezug  auf  die  anderen  öffentlichen  Körper,  besonders  die  Gemeinde, 
ergiobt  sich  leicht.  S.  über  das  Communalleben  Schftffle,  Soc  Körper  lY,  203  ff. 
Auch  Bluntschli  II  (Staatsrecht),  B.  8. 

II.  —  §.  364  [172].  Die  Ansdehnung  der  Staatsleistangen 
auf  dem  Gebiete  des  Reehts-  und  Machtzweeks  zeigt  sieh 
einmal  in  der  Ersetzung  anderer  Tbätigkeiten  durch  diejenigen 
des  Staats y  sodann  in  vermehrter  Staats thätigkeit  wegen 
neuer  Bedürfnisse.  Im  wachsenden  Finanzbedarf  liegt  die 
Wirkung  dieser  Entwicklung  und  der  Beleg  dafür.  Ihre  Er- 
klärung und  Begründung  finden  diese  Vorgänge  auf  folgende  Weise: 

A.  Ersetzung  von  Privat-  und  sonstiger  gemein- 
wirthschaftlicher  durch  Staats-Thätigkeit  bei  gleich- 
bleibendem Bedürfnissstand.  Es  wird  immer  mehr  Pr in cip, 
die  bezüglichen  Leistungen  allein  dem  Staate  zu  übertragen 
und  sie  nur  in  einzelnen  Fällen  in  seinem  Auftrage  und 
unter  seiner  obersten  Leitung  und  Controle  von  anderen 
Gemeinwirthschaften  oder  Einzelnen  ausüben  zu  lassen. 

Diese  Entwicklung  erklärt  und  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass 
nach  der  Idee  vom  entwickelten  Staate  gerade  in  diesen  Leistungen 
das  Wesen  des  Staates  liegt  und  dass  die  gute  Qualität  der 
Leistungen  von  ihrer  ausschliesslichen  Uebertragnng  auf  den 
Staat  bedingt  erkannt  wird  (§.  359). 

1)  Die  Uebertragung  von  Staatsaufgaben  auf  diesem 
Gebiete  an  kleinere,  in  beschränkter  Sphäre  autonome  Organe 
(Provinz,  Kreis,  Gemeinde)  ist  nur  in  begrenztem  Maasse 
(Polizei)  zulässig,  in  den  wichtigsten  Fällen  (Justiz,  Heer) 
unterbleibt  sie  durchaus.  Aber  soweit  sie  auch  mit  Recht  im 
Interesse  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  stattfindet,  bewirkt  sie  doch  nur  der 
Uebergang  gewisser  Tbätigkeiten  von  einer  auf  andere  Zwangs- 
gemeinwirthschaften.  Eine  Einschränkung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen  Systems  im  Ganzen  erfolgt  also  nicht.  Dies  ist  auch  für 
die  finanzielle  Seite  der  Decentralisationsfrage  nicht  zu  übersehen. 

2)  Das  System  ganz  oder  grösstentheils  unentgeltlicher  Ehren- 
ämter im  „Selfgovernmenf  nimmt  zwar  in  einer  Beziehung 
der  Zwangsgemeinwirthschaft  etwas  von  ihren  characteristischen 
Eigenthümlichkeiten ,  nemlieh  in  Betreff  der  Kostendeckung  der 
Leistungen  dieser  Wirthschaft  mittelst  Steuern  (§.  349).    Aber  dieses 
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System  ist  hier  wie  auf  anderen  Gebieten  nur  einer  begrenzten 
Anwendung  fähig. 

Denn  die  steigenden  Anfordeningen  an  die  Qnalit&t  der  Sta&tsloistangen  verlangen 
immer  mehr  qnalificirte  Arbeit,  d.  h.  die  Arbeit  berafs massig  gebildeter 
Kräfte,  fttr  die  Herstellung  dieser  Leistungen.  Ein  andrer  Theil  der  nothwendigen 
Arbeit  ist  so  mechanischer  Art,  dass  er  wiederum  nur  ?on  berufsmässigen,  allein 
hinlänglich  geübten  Organen  ordentlich  geleistet  werden  kann  oder  wenigstens  frei- 
willige Ehrenamtsdiener  sich  dafür  nicht  in  genügender  Menge  finden.  Das  neuere 
deutsche  System,  freiwillige  Zählagenten  bei  der  Volkszählung  zu  benutzen, 
liefert  einen  neuen  Beleg.  Man  kann  solche  Personen  wohl  linden  und  brauchen  für 
die  Austragung  und  Einsammlung  und  für  die  Ausfüllung  der  Listen  und  Karten, 
nicht  aber  für  die  Verarbeitung  dieses  Materials  zu  den  Zwecken  der  Statistik.  Im 
Ehrenamtssystem  liegt  weiter  eine  an  sich  sehr  wohl  zu  rechtfertigende  S teuer- 
präg ra?ation  für  die  Ehrenamtsdiener:  zu  den  Geldsteuem  treten  Steuern  in  der 
Form  ?on  Dienstleistungen,  eine  partielle  Verwirklichung  Ton  Progressivsteuerprincipien. 
Von  den  Vertretern  des  SeIfgo?ernment  hat  dies  in  Deutschland  besonders  K.  Walcker 
in  seinen  zahlreichen  Schriften  auf  Gneist'scher  Grundanschauung  geltend  gemacht 
Aber  gerade  in  dieser  Wirkung  des  Systems  liegt  auch  wieder  eine  wesentliche 
Schranke  seiner  Anwendbarkeit.  Für  diu  rolkswirthschaftliche  Betrachtung  ist  end- 
lich nicht  zu  übersehen,  dass  die  Ehrenamtsarbeit  doch  eben  auch  Kosten  macht. 
Nemlich  stets  dann,  wenn  die  Arbeitszeit  des  Ehrenamtsarbeiters  sonst  nicht  einfach 
müssig  ?crlaufen  ist.  War  dies  aber  der  Fall,  so  wird  die  Arbeit  einer  solchen 
Person  im  Ehrenamtsdienst  auch  leicht  nur  wenig  werth  sein.  —  Ueber  das  Ver- 
hältniss  des  Ehrenamtsdiensts  zum  besoldeten  Staatsdienerthum  s.  auch  meine  Fin.  L 
2.  A.  §.  71,  72,  3.  A.  §.  152,  153. 

B.  —  §.  365  [173].  Auftreten  neuer  Bedtlrfnisse,  welche 
vermehrte  Staatsthätigkeit  nöthig  oder  zweckmässig 
machen.  Dasselbe  pflegt  in  grösserem  Umfange  zu  erfolgen  als 
Wegfall  von  solchen  Bedürfnissen  einer  niedrigeren  Entwicklungs- 
stufe auf  einer  höheren.  Als  die  nothwendige  Folge  fortschreitender 
Gultur  ist  zwar  nicht  selten  gerade  eine  verminderte  Thätigkeit 
des  Staats  auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  a  priori  hin- 
gestellt worden.  Die  in  dieser  Thätigkeit  mit  enthaltene  ,,civi- 
lisatorische^'  Tendenz,  als  Erziehungsmittel  za  wirken, 
solle  und  müsse  auch  eine  solche  Folge  haben.  Auch  die  Er- 
fahrung ist  zur  Bestätigung  der  Richtigkeit  dieser  Annahme  be- 
nutzt worden :  offene  gewaltsame  Störungen  der  Rechtsordnung  im 
Inneren,  gewaltthätige  Verbrechen,  nach  Aussen  zu  die  Kriege 
würden  seltener  mit  der  Erhöhung  der  Gesittung.  Diese  Auf- 
fassung ist  nicht  schlechtweg  falsch,  aber  einseitig  und  zu  opti- 
mistisch, auch  verkennt  sie  die  wichtigste  Ursache  der  etwaigen 
wirklichen  Verbesseruogen.  Die  entgegengesetzte  Entwicklungs- 
tendenz in  vielen  hierher  gehörigen  Erscheinungen  bleibt  dabei 
ganz  unbeachtet. 

1)  Die  Gesittung  der  Bevölkerung  und  die  Störungen  der 
inneren  Rechtsordnung  lassen  sich  durch  die  Culturgeschichte 
und  genauer  und  vollständiger  durch  die  Moral  Statistik,  u.  A. 
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uamentlich  durch  die  Criminalstatistik  and  die  Statistik  der 
Civilprocesse,  in  ihrer  Entwicklung  verfolgen.  Das  vorliegende 
und  verarbeitete  Material  ist  aber  zu  dürftig,  zu  wenig  zuverlässig 
und  vergleichbar,  das  genannte  statistische  vor  Allem  noch  zu  jung, 
um  zu  sicheren  Schlüssen  hinsichtlich  auch  nur  der  wichtigeren 
Momente  der  Gesittung  zu  gelangen. 

Die  Beobachtang^on  der  Moralstatistik  reichen  daza  schon  deshalb  nicht  aus, 
weil  sie  erst  ganz  kleine  Zeiträume  und  zu  kleine  Theile  der  Welt  umfassen,  ab- 
gesehen davon,  dass  sie  doch  nur  einzelne  frappante  Tbatsachcn  betrefieu.  Die  ur- 
sächlichen Momente,  welche  in  den  Thatsachen  zur  Geltung  kommen,  bieten  dabei 
noch  besondere  Schwierigkeit  für  die  Beantwoitung  der  Frage  nach  der  Verbesserung 
oder  Verschlechterung  der  Gesittung. 

Immerhin  aber  haben  es  cultur historische  und  moralstatistische 
Untersuchungen  wahrscheinlich  gemacht,  was  auch  a  priori  zu  ver- 
mutben  war,  dass  z.  B.  die  Verbrechen  mehr  nur  eine  Form- 
veränderung als  eine  wirkliche  Abnahme  oder  vollends 
als  eine  sittlich  weniger  bedenkliche  Qualität  zeigen:  weniger 
gewaltthätige,  aber  mehr  feine,  listige,  tückische,  geheime  Ver- 
brechen. Auf  eine  durchschnittliche  Verbesserung  der  sittlichen 
Lebensanschauungen  und  der  davon  bedingten  Handlungen  der 
Menschen,  auch  der  Bevölkerung  in  unseren  sogen.  „ civilisirten " 
Ländern,  weist  leider  wenig  hin.  Ebensowenig  freilich  lässt  sieb 
das  Gegentbeil  sicher  nachweisen. 

S.  die  littcrarischen  Nachweise  oben  §.  112,  S.  432.  Wappäus,  Bevölkerungs- 
statistik, besonders  II,  415  fr.,  445,  meine  Gesetzmässigk.  I,  28.  Die  beste,  voll- 
ständigste und  am  Weitesten  (d.  h.  doch  nur  bis  1S26I)  zurückreichende  Griminal- 
Statistik  ist  im  Ganzen  immer  noch  die  französische  mit  ihren  jährlichen  Comptes 
rendus  (ebenso  auch  für  die  CiFÜprocesse).  Eine  entbchiedene  Abnahme  der  Ver- 
brechen selbst  im  Durchschnitt  längerer  Perioden  zeigt  sich  nicht,  wenn  man  nur 
die  ministeriellen,  unter  Napoleon  III.  sehr  schönfärbenden  Berichte  genauer  kritisirt 
nach  den  Details  der  Zahlenstatistik.  Die  Qualitätsreränderung  ist  überwiegend  die 
vorbezeichnete  ungunstige.  Ein  günstiger  EinÜuss  der  vermehrten  intellectuellen 
Bildung,  wie  sich  letztere  etwa  in  der  vermehrten  Elementarkenntniss  (Lesen  und 
Schreiben)  zeigt,  ist  kaum  wahrzunehmen,  was  schon  Wappäus  mit  Recht  hervorhob. 
Das  ist  auch  nicht  zu  verwundern.  Weit  wichtiger  muss  gprade  hier  die  Verbesserung 
der  sittlichen  Bildung  und  der  Kcligiosität  wirken.  Die  Thatsache,  dass  unter 
den  Verbrechern  Personen  der  höher  gebildeten  Stände  nur  schwach  vertreten 
sind,  ist  allerdings  richtig.  Aber  einmal  fallen  hier  wegen  durchschnittlich  besserer 
ökonomischer  Lage  viele  Versuchungen  fort,  sodann  gestattet  die  Unvollsommenheit 
der  Berufsstatistik  noch  nicht  immer  sichere  Vergleiche  zwischen  der  nicht  gentlgend 
bekannten  Zahl  der  Angehörigen  der  höheren  Berufe  und  der  Zahl  der  unter  den- 
selben vorkommenden  Verbrechen  mit  den  Erscheinungen  unter  der  übrigen  Be- 
völkerung. Eine  neuere  vorzügliche  Behandlung  der  Frage  der  Veränderung  der 
Grimiualität  s.  bei  v.  Oettingen,  Moralstatistik,  2.  Aufl.,  §.  48,  bes.  579  (auch  in 
der  3.  Aufl.);  wesentliche  Uebereinstimmung  mit  Wappäus  und  meiner  älteren 
Schrift.  Manches  spricht  dafür,  bei  Völkern  mit  steigender  wirthschaftlicher  Cultur 
eine  ähnliche  Aenderung  (aber  keineswegs  Verbesserung!)  der  Griminalität  für 
wahrscheinlich  zu  halten,  wie  sie  Quctelet  in  seiner  berühmten  Darstellung  der 
Veränderung  des  penchant  au  crime  mit  steigendem  Lebensalter  der  Verbrecher  nach- 
gewiesen hat,  —  eine  Darstellung,  deren  Richtigkeit  alle  späteren  Untersuchungen  nur 
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bestätigen  konnten.  Qaetelet,  über  den  Menschen,  1.  Ausg.,  deutsch  ?on  Riecko, 
S.  547,  loeino  Gesetzmässigkeit  I,  36.  Vgl.  dazu  auch  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit, 
S.  327  ff.  —  Bedenklichste  Zunahme  der  sogen.  Sittlichkcitsverbrcchen  bei  dem  altern- 
den Menschen  und  in  unserer  heutigen  Zeit!  —  Grosse  Zunahme  der  Verbrechen  und 
Vergehen  im  Deutscheu  Reich,  Preussen,  Baiern  in  den  siebziger  Jahren.  Wohl  über- 
wiegend verursacht  durch  den  Rückgang  der  ErwerbsFcrhältnisso.  nach  den  specu!ati?en 
Excesscn  ?on  1S71 — 73.  Hinterher  wieder  günstigere  Gestaltung.  Auch  rom  Deutschen 
Reich  erscheint  jetzt  jährlich  eine  umfassende  Criminalstatistik  seit  1882. 

2)  Im  Uebrigen  aber  sind  die  etwaigen  günstigeren  Er- 
scheinungen im  Gebiete  der  inneren  Rechtsstörungen,  ebenso  wie 
die  grössere  Seltenheit  von  Kriegen  nicht  immer  auf  höhere 
Gesittung,  also  namentlich  auf  sittlicheren  Willen  zurück- 
zuführen, obgleich  es  gewiss  das  grosse  erhabene  Ziel  der  Civi- 
lisation  ist,  dies  zu  erreichen  und  damit  den  Staatszwang  entbehr- 
lich zu  machen,  das  Rechtsgebiet  zu  Gunsten  des  Gebiets  der 
Sitte  und  Sittlichkeit  einzuengen.  Thatsächlich  ist  leider  nicht  zu 
verkennen,  dass  vielfach  nur  die  vermehrte,  verfeinerte,  grossartig 
organisirte  Präventivthätigkeit  des  Staats,  in  der  Polizei,  in 
dem  Organismus  der  Justizbehörden,  in  der  bewaffneten 
Macht  eine  Verminderung  der  Rechtsstörungen  bewirkt,  —  ein 
System,  welches  eine  intensiv  ausserordentlich  gesteigerte 
Staatsthytigkeit  bedingt  (§.  371  ff.)  und  darstellt. 

S.  auch  7,  Oettingen,  2.  A.  a.  a.  0.,  S.  578,  mit  dem  sehr  zutrefTendcn  Citat 
aus  E.  T.  Hartmann 's  Philosophie  des  Unbevussten  (3.  Aufl.,  S.  714). 

3)  Die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  so  nament- 
lich die  immer  weiter  gehende  nationale  und  internationale  Arbeit s- 
theilnng,  ferner  das  System  der  freien  Concurrenz  schaffen 
immer  complicirtere  Verkehrs-  und  Rechtsverhält- 
nisse (Creditwesen !).  Daraus  ergeben  sich  wieder  leicht  ver- 
mehrte Rechtsstreitigkeiten  und  Rechtsstörungen,  sowie  Interessen- 
gegensätze von  Einzelnen  und  Gescllschaftsgruppen  oder  Glassen 
and  demgemäss  grössere  Anforderungen  an  die  repressive  und 
präventive  Thätigkeit  des  Staats  zur  Verwirklichung  des  Rechts- 
zwecks, an  seine  gesetzgeberische,  die  Gegensätze  ausgleichende 
oder  versöhnende,  wie  an  seine  richterliche  Wirksamkeit.  Die 
vermehrte  Reibung,  die  andrerseits  wohl  nicht  mit  Unrecht 
als  besonders  günstige  culturliche  und  wirthschaftliche  Folge  der 
grösseren  Bevölkerung  und  Volksdicbtigkeit  bezeichnet  wird,  hat 
sicher  doch  vor  Allem  auch  diese  Wirkung. 

Die  extensive  und  intensive  Steigerung  der  Staatsthätigkeit 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  ist  bei  Cultur- 
völkern  daher  eine  begreifliche,  ja  nothwendige. 
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C.  —  §.  366  [174].  Grösserer  Staatsbedarf  als  Wirkung 
und  Beleg.  In  der  im  längeren  Jabresdnrcbscbnitt  überall  fast 
unanterbroebenen  Vermebrung  des  finanziellen  Staatsbe- 
darfs fttr  die  grossen  Verwaltungsabtbeiluogen  der  Justiz,  des 
Inneren,  der  Polizei,  des  Heers,  der  Flotte,  des  diplomatiscben 
Dienstes  findet  diese  Entwicklung,  auf  den  Generalnenner  „Geld^' 
zurückgefübrt,  ibren  ziffermässigen  Ausdruck  und  damit  ibr  Maass, 
wenn  die  durcb  Veränderung  des  Geldwertbs  und  bessere  Bezablung 
der  Staatsdiener  bewirkte  Erböbung  des  Bedarfs  in  Abzug  gebracbt 
wird.  Diese  Vermebrung  des  Staatsbedarfs  erlangt  umgekebrt 
aber  aucb  durcb  diese  in  der  Vermebrung  der  Staatstbätigkeit 
liegende  Ursaebe  ihre  Begründung  und  ibre  oft  angezweifelte 
Recbtfertigung. 

(§.  362.)  Man  wird  daher  mit  dieser  Tendenz  der  Steigening  des  Finanzbedarfs 
auch  in  der  Theorie  und  Praxis  des  Finanzwesens,  hier  Damentlich  des  Staatshaus- 
halts, rechnen  und  die  Einnahmebeschaffung,  namentlich  die  Besteuerung,  darauf  mit 
einrichten  müssen:  nicht  nur  um  der  dauernden  Ordnung  der  Finanzen  Willen,  son- 
dern auch  im  sachlichen  Interesse,  um  für  eine  innerlich  gebotene  Entwicklung  der 
Staatsth&tigkeit  die  materiellen  Voraussetzungen  zu  erfüllen. 

III.  —  §.  367  [175].  Die  Ausdebnung  der  Staatstbätig- 
keiten  auf  dem  Gebiete  des  Cultur-  und  Woblfabrtsz  wecks. 
A.  Im  Allgemeinen.  Aucb  sie  ist  im  Grossen  und  Ganzen  bei 
fortscbreitenden  Völkern  eine  ebenso  regelmässige,  wenu 
aucb  im  Einzelnen  bier  mebr  Aenderungen  auf  diesem  Gebiete, 
daber  mitunter  aucb  wieder  Einscbränkungen  öfters  vor- 
kommen und  die  zeitlicben  und  örtlicben  Verscbieden- 
beiten  bedeutender  sind.  Aucb  tbeilt  gerade  bier  der  Staat  die 
,,öffentlicben''  Functionen  tbatsäehlicb  und  durcbaus  passend  mit  den 
Selbstverwaltungskörpern. 

Der  Grund  für  diese  Gestaltung  der  Dinge  liegt  darin,  dass 
es  sieb  im  Einzelnen  bier  nicht  um  so  durcbaus  wesentliche 
Staatszwecke y  wie  im  ersten  Falle  handelt  und  von  der  aus- 
schliesslichen Uebertragung  aller  bezüglichen  Leistungen 
auf  den  Staat  ähnlich  wie  bei  den  Hauptfällen  des  Gebiets  des 
Rechts-  und  Machtzwecks  niemals  ernstlich  die  Rede  sein  kann. 
Die  Aufgabe  ist  vielmehr  gerade  hier  nach  aller  historischen  Er- 
fahrung und  aller  psychologischen  Analyse  der  mitspielenden  Motive 
wirthschaftlichen  Handelns  die  richtige  Combination  der  drei 
Systeme,  des  privat-,  des  gemeinwirthscbaftlichen  und  des  caritativen 
(§.  302),  und  die  Einräumung  der  richtigen  Stellung  an  den  Staat 
innerhalb  (nicht  wie  bei  dem  Rechts- und  Machtzweck  ausser- 
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und  oberhalb)  der  bezüglichen  Thätigkeiten  der  anderen  Wirth- 
Schäften. 

Im  einzelnen  Falle  wird  daher  nicht  nur  die  Anffassong  mehr  darüber  aus- 
einandergehen,  ob  und  wieweit  eine  Leistung  grade  ?om  Staate  übernommen 
werden  soll,  —  was  bei  dem  Rechts-  und  Machtzweck  schon  dadurch  principieli  ent- 
schieden wird,  das8  die  einzelne  Leistung  nothwendig  zu  dessen  Verwirklichung 
gehört,  —  sondern  es  ist  auch  einzuräumen,  dass  nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen 
eine  Leistung  bald  besser  vom  Staate,  bald  ?on  einer  anderen  Zwangs-  oder  von  einer 
freien  Gemeinwirthschaft  oder  von  einer  Privatwirthschaft,  und  hier  wieder  bald  nach 
dem  privatwirthschaftlichen ,  bald  nach  dem  caritativcn  Princip  übernommen  werden 
kann.  M.  a.  W.  die  Frage,  ob,  wann  und  wie  grade  der  Staat  eine  Thätigkcit  über- 
nehmen soll,  ist  hier  doch  gewöhnlich  mehr  eine  Opportunitäts-,  eine  Zweck- 
mässigkeitsfrage,  im  anderen  Falle  eine  Principienfragc.  Selbst  die  Fälle  sind 
sieht  selten,  dass  unter  übrigens  gleichen  Umständen  eine  Leistung  in  der  That  ebenso 
gut  yon  einer  anderen  Winhschaft  als  vom  Staate  ausgeübt  werden  kann.  Namentlich 
kann  sich  etwa  der  Staat  in  dieser  Hinsicht  ökonomisch  und  technisch  nicht  mehr 
und  nicht  weniger  zur  Uebernahme  einer  Leistung  eignen,  als  eine  einzelne  andere 
Wirthschaft,  nicht  nur  als  eine  Gemeinde,  sondern  als  z.  B.  auch  eine  Erwerbs-,  eine 
Actiengesellschafr,  und  es  wird  zweifelhaft  bleiben,  ob  andre  Rücksichten,  politische, 
sociale,  die  Entscheidung  für  oder  wider  mit  Sicherheit  räthlich  machen  (z.  B.  Ueber- 
nahme grosser  Central-Zettelbanken.  Eisenbahnen). 

Es  kommt  daher  bei  der  Frage,  ob,  wann^  wie  und  inwieweit 
eine  einzelne  Thätigkeit  im  Gebiete  der  Cultnr  und  Wohlfahrt  vom 
Staate  übernommen  werden  soll,  auf  die  möglichst  unbefangene 
Prüfung  des  concreten  Falles  an.  Zu  diesem  Zwecke  muss  wieder 
die  Nothwendigkeit  einer  Controle  der  Regierung, 
welche  letztere  meistens  leichter  zur  Ausdehnung  als  zur  Ein- 
schränkung der  Staatsthätigkeit  geneigt  ist,  durch  eine  schon  aus 
finanziellen  Rücksichten  gewöhnlich  mehr  zum  Gegentheil  neigende 
VolksvertretUDg  betont  werden  (§.  351). 

Bei  dem  bedeutsamen  Mitspielen  des  finanziellen  Moments  müssen  alle  diese 
Fragen  auch  in  der  Finanzwissenschaft,  besonders  in  der  Lehre  vom  Pri?aterwerb 
und  ?on  den  Gebühren  berührt  werden.  Es  ergiebt  sich,  dass  dann  regelmässig 
yier  Reihen  von  Fragen  auftauchen:  ob  überhaupt  auf  den  Staat  (oder  auf  einen 
anderen  öffentlichen  Körper)  etwas  übernehmen,  in  „öffentliches  Eigenthum*'  („Eigen- 
thumsfrage"') ;  im  Bejahungsfälle:  ob  ausschliesslich  so  übernehmen  (,. Kegali- 
sirung*'  in  diesem  Sinne);  wenn  so  übernehmen:  wie  verwalten,  ob  durch  den 
Staat,  bezw.  eine  Behörde  desselben  selbst  (Eigenverwaltung  oder  Eigenbewirth- 
schaftung),  ob  durch  Delegirte,  ob  verpachten  („Yerwaltungsfrage'') ;  endlich,  nach 
welchem  leitenden  Finanzprincip  verwalten:  Princip  der  reinen  Ausgabe, 
Kostendeckung  durch  andere  Einnahmen,  allgemeine  Steuern,  unentgeltliche  Zu- 
führung an,  Benutzung  durch  die  Bedürftigen  (z.  B.  öffentliche  Wege);  Gebühren- 
princip  in  verschiedenem  Maasse,  also  ganz  oder  theilweise  Kostendeckung  dadurch, 
demgemässe  specielle  Entgeltlichkeit  (z.  B.  Post);  Princip  des  privatwirthschaftlichen 
Erwerbs  mit  Reinertragserstrebung  eventuell  über  die  Kosten  (incl.  Zins  des  Kapitals) 
hinaus  (z.  B.  Staatsbahnen);  endlich  unter  Umständen  selbst  besteuern ngsartige  finan- 
zielle Ausnutzung  durch  entsprechende  Regelung  der  Benutzungstarife  (z.  B.  älteres 
Postwesen,  ältere  Finanzre^ale,  heutige  Monopole,  wie  Tabak,  „Finanzielle  Frage*'). 
Nach  diesen  Gesichtspuncten  sind  die  allgemeinen  und  speciellen  Fragen  auch  von 
mir  in  der  Finanzwissenschaft  in  den  hierher  gehörigen  Abschnitten  von  dem  Privat- 
erwerb und  den  Gebühren  behandelt  worden.  S.  bes.  Fin.  I,  3.  A..  §.  201,  218, 
II,  2.  A.,  §.  49,  und  daselbst  weiter  bei  den  einzelnen  Zweigen  die  Erörterung  der 
vier  Fragen. 
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Eine  allgemeiDe  Entwicklungstendenz  der  Staats- 
und der  gesammten  ,,öffentliehen^'  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
zweiten  Staatszweeks  lässt  sieb  iodessen  gleichwohl  durch  Beob- 
achtung constatiren  und  aus  den  Verbältnissen  des  Volkslebens 
auf  höheren  Culturstufen  auch  erklären  und  begründen,  und  diese 
Tendenz  ist  wie  gesagt  im  Ganzen  auch  hier  die  einer  stetigen 
Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätigkeit. 

B.  —  §.  368  [176].  Specielle  Gebiete.  1.  Sachgüter- 
production.  Am  Wenigsten  trat  dies  bisher  in  den  modernen 
Staaten  (ebenso  wie  im  Alterthum  und  Mittelalter)  in  der  gewöhn- 
lichen Sachgüterproduction  hervor.  Hier  ist  vielmehr 
mannigfach  eine  gerade  entgegengesetzte  Entwicklungstendenz 
wahrzuDchmeu. 

Der  Grund  und  Boden  ist  immer  mehr,  nnd  zam  Theil  aas  inneren,  mit 
der  Steigerung  der  Intensi^ität  der  Landwirthscbafc  zusammenhängenden  Gründen  in 
Privat  bände  und  bei  diesen  in  volles  Prirateigenthum  übergegangen.  (Siehe 
Abth.  II  in  der  2.  Aufl.  Kap.  4,  vom  Grundcigenthum.)  Handwerke,  Fabriken, 
Handelsgeschäfte  wurden  stets  und  werden  vollends  heute  fast  ausschliesslich  von 
den  Privatwirthschafton  betrieben.  Auch  die  Finanzverwaltung  erwirbt  ihr  Ein- 
kommen immer  weniger  privatwirthschaftlich,  immer  mehr  stcaerwirth- 
schaftlich  (Fin.  I,  b.  A.,  §.  217).  Der  Real  bedarf  des  Staats  an  gewissen 
naturalen  Gutern,  z.  B.  selbst  derjenige  für  die  Kriegsmacht,  wird  auch  vielfach  nicht 
mehr  eigens  producirt,  sondern  mittelst  der  Steuereinnahmen  von  anderen  Prodacenten 
eingekauft  (Fin.  I.  §.  16S).  Man  hat  aus  solchen  Wahrnehmungen  mitunter  selbst  ein 
Gesetz  abnehmender  Staatsthätigkeit  im  entwickelteren  Volke  abgeleitet  So 
wiederum  sehr  allgemein  in  der  späteren  Smith  *bchen  Schule,  besonders  auch  in 
der  Finanz  Wissenschaft  derselben.  Vgl.  z.  B.  Pfeiffer 's  Staatseinnahmen  I, 
94  £r.:  prlncipicUe  Forderung  der  Beseitigung  aller  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats.  S.  dagegen  meine  Fin.  I,  2.  A.,  §.  275,  3.  A.,  §.  300.  Aber  selb^t  bei 
Schaffte  lindct  sich  der  kaum  haltbare  Satz  in  der  2.  Aufl.  seines  Systems  noch: 
„im  Allgemeinen  ist  zu  bemerken,  dass  das  pnvatwirthschaftliche  System  in  steigendem 
Grade  fähig  wird,  immer  mehr  Aufgaben  wirthschaftlich  zu  lösen,  als  es  bisher  für 
dieselbe  Aufgabe  durch  Gemcinwirthschaften  geschah'*  (§.  178,  S.  335). 

Allein  man  darf  solche  Fälle  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht 
unrichtig  verallgemeinern.  Selbst  jetzt  schon  sind  viele  andere 
entgegengesetzte  Erscheinungen  zu  verzeichnen  und  eine  weitere 
Entwicklung  in  dieser  Richtung  einer  Ausdehnung  der  Staats- 
oder wenigstens  der  Thätigkeit  öffentlicher  Körper  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Sachgüterproduction  lässt  sich  aus  triftigen  Gründen 
als  wahrscheinlich  bezeichnen. 

Ein  entscheidendes  Hauptmoment  dafür  ist  die  Um- 
gestaltung der  Productionstechnik  (Dampf!  u.  a.  m., 
§.  283),  welche  „öffentliches"  Grund-  und  Kapitaleigenthum 
und  „öffentliche**  Sachgüterproduction  mit  demselben  bereits 
gegenwärtig  vielfach  möglich  gemacht  und  thatsächlich  herbeige- 
führt  hat,   auch   dies   muthmaasslich  weiter  thun  wird.     Denn  mit 
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diesem  Wechsel  der  Productionstechnik  wird  der  öiTentlicbe  Staats-, 
Communalbetrieb  ökonomisch -technisch  leichter  möglich ,  hat  er 
in  dieser  Hinsicht  weniger  Bedenken  und  specifische  Vorzüge  und 
umgekehrt  der  Betrieb  durch  Privat wirthschaften,  öfters  durch  die 
allein  hier  zweckmässigen  grossen  Erwerbs-  (Actien-)  Gesellschaften, 
wird  ökonomisch-technisch  nicht  leistungsfähiger  und  socialpolitisch 
ungünstiger  als  jener  ölSentliche.  Die  etwaigen  politischen  Be- 
denken solcher  p]ntwicklnng  werden  durch  politische  und  ander- 
weite  Vortheile  ausgeglichen. 

Die  Privatwirthschaften  werden  aach  bereits  mehrfach  durch  diese  Betriebe 
yerdrängt  (Verkebrsanstaltcn!).  Sie  zeigen  sich  in  vieler  Hinsicht  unfähig,  die  un- 
geheuren Kapitalien  des  modernen  Productionsprocesses  richtig  zu  vorwalten:  Zeuge 
des,  die  speculative  Vergeudung  und  Missleitung  der  Kapitalien  in  den  Perioden  der 
Ueberspecuiation,  die  furchtbaren  Rückschläge  in  den  Absatz*  und  Creditkrisen  hinterher, 
die  Wechselfälle  der  Conjunctur  —  lauter  Momente,  welche  der  Staats-  und  Com- 
munalthätigkeit,  d.  h.  der  gemeiuwirthschaftlichcn  Productionsweise  iudiroct  Vor- 
schub leisten  (S.  o.  §.  2S3,  295,  Fin.  I,  Buch  3  vom  Privaterwerb,  Fin.  II,  2.  A., 
Buch  4  von  den  Gebühren,  wo  Belege). 

Der  entwickelte  Staat  wählt  nur  mit  Recht  sorgfältiger 
diejenigen  Sachgüterproductionszweige  aus,  für  welche  der  Staats- 
betrieb in  technisch-ökonomischer  Hinsicht  sich  am  Meisten 
eignet,  gewisse  Vorzüge  besitzt,  gewisse  Nachtheile,  verglichen  mit 
anderen  Wirthschaften  nicht  besitzt. 

So  sehen  wir  den  Staat  allerdings  bis  in  die  neueste  Zeit  vom  Landwirth- 
Schafts-,  Fabrik-  und  Handelsbetrieb  immer  mehr  zurücktreten.  Aber  den 
Forstbetrieb  zieht  er  um  so  mehr  an  sich  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  236  ff),  einzelne 
Arten  des  Bergbaus  behält  er  wenigstens  mitunter  (eb.  §.  249,  250),  manche  Bank- 
geschäfte (eb.  §.  259  ff.\  welche  sich  an  den  Handel  auschliessen,  übernimmt  er. 
Versieh  er ungsgeschäfte  könnten  sich  anreihen.  Seinen  Finanzbedauf  deckt 
der  Staat  allerdings  mit  Recht  immermehrdurchSteueru,  aber  dieUeberschilsse 
der  Forsten,  Staatseisenbahnen  und  anderen  Verkehrsanstalten  (Post), 
des  Bergbaus  sind  und  bleiben  ein  wichtiger  Einnahmeposten.  Die  Erhebung  von 
Verbrauchssteuern  in  der  Form  eines  Monopols  (Salz,  Tabak)  bewirkt  weitere  um- 
fassende Thätigkeiten  des  Staats  in  der  SachgUterproduction,  ja  die  Einrichtung 
moderner  Tabakregalverwaltungcn,  wie  z.  B.  der  französischen,  stellt  förmlich  ein  Stück 
gelungener  „socialistischer  Organisation  der  Arbeit**  dar  (vgl.  Fin.  II,  2.  A.,  §.  lOy). 
Der  Bedarf  an  Sachgütern  wird  für  viele  Verwaltungs/weige  allerdings  durch  Einkauf 
bei  Privatwirthschaften  gedeckt,  aber  in  grossem  Umfange  immer  noch  durch  Eigen- 
production,  so  in  der  Verwaltung  des  Heers  und  der  Flotte  noch  vielfach,  in  neuen 
Zweigen,  z.  B.  dem  Eisenbahnwesen,  aus  Zweckmässigkeitsgründen  öfters  ebenfalls 
(Maschinenfabriken  für  einzelne  Gegenstände  des  Bahnbedarfs,  Reparaturwerkstätten). 

So  möchte  im  Ganzen,  namentlich  unter  Berücksichtigung 
der  Gebiete  der  Verkehrsanstalten,  des  Wegebaus,  Eisen- 
bahnbans, im  entwickelten  modernen  Staate  schon  jetzt  eine 
grössere  Staatsthätigkeit  in  der  Sphäre  der  materiellen 
Production  stnttfinden,  als  früher. 

Es  ist  dies  u.  A.  auch  deshalb  noch  besonders  wichtig  und  beachtenswerth, 
weil  hiernach  der  Staat  auch  als  der  weitaus  grösste  Arbeitgeber  im  Gebiete 
der  materiellen,  physischen  Arbeit  in  der  Volkswirihschaft  erscheint,  nicht  nur 
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Uebernahme  von  Leistungen  für  nene  Bedarfnisse  auf  den  Staat,  in  welchem  Falle 
öfters  die  Analogie  der  erforderlichen  nenen  za  alten  bestehenden  Einrichtungen 
maassgcbcnd  ist,  sind:  Schnlen,  besonders  höhere  oder  Specialschalen,  technische. 
Real-,  neben  classischen  Schalen  und  Unitrersitäten ;  Telegraphen  (sehr  charac- 
teristischcs  Beispiel:  die  Uebernahme  der  Telegraphie  mittelst  Abkanfs  der  Pri?at- 
gesellschaftcn  auf  den  Staat  sogar  in  Grossbritannien  1869)  und  Eisenbahnen 
neben  Posten;  städtische  Verkehrsanstalten  (Pferdebahnen  and  locale  Dampf-, 
clectrische  Bahueu):  (las-  und  Wasserwerke  (so  in  Berlin  mittelst  Aaskanfs  der 
betreffenden  Gesellschaft,  Fin.  II,  1.  A,  §.  314);  Banken  (Zettelbanken,  Sparcassen, 
Hypotheken-  und  Grund crcditbanken) ;  Versicherungswesen  (Pensionscassen, 
Lebens-,  FeucrFersicherung)  und  viele  andre  mehr. 

2)  Eine  intensive  Steigerung  der  Staatsthätigkeiten  auf 
diesem  Gebiete  liegt  noch  mehr  in  der  nothwendigen  Entwicklung 
auf  der  einmal  betretenen  Bahn,  als  die  äussere  Ausdehnung  jener 
Thätigkeiten.  Denn  der  Civilisirungsprocess  bewirkt  immer  steigende 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Befriedigung  der  bezüglichen  Ge- 
mein- und  Culturbedürfnisse :  dieselben  müssen  allgemeiner, 
reichlicher,  vollkommener  befriedigt,  leichter  zugänglich,  die 
Befriedigung  dem  Einzelnen  wohlfeiler,  wenn  nicht  unentgeltlich 
möglich  werden. 

Daher  z.  B.  mehr  Schulen,  mehr  und  gleichzeitig  schw&cher  besetzte  Classen 
darin,  mehr  wissenschaftliche  Arbcitstheilung  unter  den  Lehrkräften;  feinere  Aus- 
bildung der  Verkchriianstalten,  mehr  Post-  und  Telegraphen bureaux,  häufigere  Be- 
fördcrnngsgelegenheiten ,  raschere  und  sicherere  Beförderung;  sorgfältigere  Wahr- 
nehmung aller  Gcsundheitsintercssen  der  Bevölkerung,  namentlich  der  unteren  Classen, 
welche  sich  nicht  allein  schützen  können  (ölieutliches  Gesundheitswesen,  Fabrikaufsicht); 
wachsende  Thcilnahme  der  Masse  der  Bevölkerung  an  wichtigen  Cultorgütern  (Unter- 
richt, Bildungsmittcl)  u.  s.  w. 

IV.  —  §.  370  [178].  Zeitweilige  Stabilität  in  der 
Entwicklung  der  öffentlichen  Thätigkeiten.  Finanzielle 
Hemmungen.  Auch  in  den  modernen  Staaten  kommen  Zeiten 
grösserer  Stabilität  der  Staatsthätigkeiten,  besonders  auf  dem 
Cultur-  und  Wohlfahrtsgebiete,  vor.  Daran  pflegen  politische, 
sodann  namentlich  finanzielle  Verhältnisse  Schuld  zu  sein. 

Eine  schwierige  Finanzlage  hemmt  natürlich  einen  Entwickln ngsprocess,  welcher 
gewöhnlich  nothwendig  mit  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Steuerwirthschaft  ver- 
bunden ist,  soweit  nicht  (iebührenerträge  und  Privaterwerbs -üeberschüsse  sichere 
Kostendeckung  vcrhcissen.  Aber  auf  solche  Perioden  der  Stabilität  pflegen  Zeiten 
einer  um  so  rastloseren  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  zu  folgen  (in  West-  und 
Mitteleuropa  lS4S  If.  verglichen  mit  1S15 — lb48).  —  Nicht  selten  wird  von  ihren  Geg- 
nern der  feogeii.  constitutionellen  gegenüber  der  älteren  absolutistischen  Aera  unserer 
mo'ierncn  Staaten  der  Vorwurf  grösserer  Kostspieligkeit,  d.  h.  stark  steigenden  Staats- 
bedarfs und  daher  zunehmender  Steucrbelastung  gemacht.  Die  bezüglichen  That- 
sachen  sind  nicht  falsch,  aber  die  Erklärung  i&t  unrichtig  und  tendenziös:  die  cod- 
stitutionelle  Aera  begünstigt  und  ermöglicht  die  nothwendige  und  im  Gosammtinteressc 
liegende  Entwicklung  der  staatlichen  Gemeinwirthschaft  und  darf  die  Beschafi'uug  der 
Mittel  dafür  durch  Steuern  leichter  als  die  absolutistische  Zeit  wagen.  Aehnliches 
gilt  vom  Einfluss  der  neueren  Gemeinde-,  Kreis-,  Provinzialordnungen.  Wie  sofort 
finanzielle  Hemmungen  einen  momentanen  Stillstand  oder  ein  langsameres  Tempo  der 
dargestellten  Hewep^ung  bewirken,  zeigte  z.  B.  die  Lage  Ende  der  1870er  Jahre  in 
Deutschland,  speciell  in  Preussen,  v..id  wiederum  1892  IF. 
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ümgestaltuDgen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  mitUeber- 
nahme  bisheriger  Privatthätigkeiten  durch  den  Staat  (die  Gemeinde 
u«  8.  w.)  sind  ferner  öfters  mit  bedeutendem  einmaligen,  in  kurzer 
Zeit  sich  zusammendrängenden  Finanzbedarf  verbunden,  weil 
wohlerworbene  Privatrechtc  gegen  Entschädigung  abgelöst 
werden. 

S.  0.  §.  328  und  2.  Abth.  der  Grundlegung  (in  der  2.  Aufl.,  Kap.  5).  Fälle 
dieser  Art  sind  in  unseren  Tagen  in  besonders  grossem  Umfange  vorgekommen  zur 
Herstellung  volkswirthschaftlicher  Verkehrsfreiheit  (s.  Dietzel,  Syst. 
der  Staatsanleihen,  S.  106;  meine  Ordnung  des  österr.  Staatshaushalts,  S.  5),  wobei 
dann  immer  neben  finanziellen  Leistungen  umfassende  Thätigkeiton  des  Staats  im 
Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zur  Durchfahrung  der  erforderlichen 
Maassregeln  zeitweilig  oder  bleibend  geboten  sind,  z.  B.  Einrichtung  ?on  Com- 
Diissionen  für  die  Regelung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Lasten,  für  Zehntablösung, 
für  „Auseinandersetzung",  für  Gemeinheitsthciiung  und  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke u.  dgl.  m.  Wichtigere  Beispiele  sind :  Ablösung  von  Feudailasten,  bäuerlichen 
Grundlasten,  Zehnten,  Eealgerechtsamen,  Monopolen;  von  Zollrechten  u.  s.  w.  (z.B.  Ab- 
lösung der  Sund-,  Stade-,  Scheldezölle  mittelst  internationaler  Verträge ;  Entschädigung 
Mecklenburgs  für  die  Aufhebung  der  Elbezölle  auf  Kosten  des  Norddeutschen  Bunds); 
von  Sclavereiaufhebung  nicht  zu  reden  (Verwendung  von  20  Mill.  Pfd.  St.  Seitens 
Englands  zur  Entschädigung  der  Sclavenbesitzer  in  seinen  westindischen  Colonien  für 
die  Aufhebung  der  Sclaverei  im  Jahre  1S33).  Die  Uebernahme  von  Privatposten 
(Ablösung  der  Thurn-  undTaxis'schen  Postrechte  inTheilen  des  Gebiets  der  Norddeutschen 
Bunds  mit  3  Mill.  Thlr.  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1867),  von  Privat -Telegraphen 
(England).  -Eisenbahnen  (Deutschland),  (s.  Fin.  I,  3.  A.,  §.  279,  mit  vielen  Einzel- 
heiten\  -Canälen,  -Dampfschifffahrten  (z.  B.  Auskauf  der  Bodensee- Dampfschiflfahrts- 
Gesellschaften  durch  süddeutsche  Staaten)  u.  s.  w.  bewirkt  dann  auf  einmal  eine 
grosse  Ausdehnung  der  Staatsthätigkcit  und  Steigerung  des  Finanzbedarfs. 

Aehnliche  Ereignisse  werden  immer  wieder  von  Neuem  vor- 
kommen, wenn  bestimmte  Arten  des  Privateigenthums, 
besonders  des  Grundeigenthums,  und  gewisse  privatwirth- 
schaftliche  Unternehmungen  in  der  Fortentwicklung  der 
Volkswirtbschaft  mit  dem  öffentlichen  Interesse  (wozu  auch  das 
staatliche  Finanzinteresse,  z.  B.  in  der  Monopolfrage  [Tabak]  ge- 
hören kann)  in  Conflict  kommen  und  die  genügende  Rechtsregelung 
der  Objecte  und  Betriebe  in  Privatbänden  zu  viel  Schwierigkeiten 
macht  oder  ganz  unmöglich  ist.  Solche  Verhältnisse  werden  aber 
durch  die  Consequenzen  des  absoluten  Privateigenthums  und  der 
rücksichtslosen  freien  Concurrenz  stets  von  Neuem  in  wichtigen 
Fällen  heraufbeschworen  (Eisenbahnen!  Auch  bei  grossstädtischem 
Grundeigenthum,  Kohlenbergwerken,  z.  B.  England,  kann  die  Frage 
hervortreten). 

Die  augenblickliche  Finanzlage  mag  den  Process  des  Ueber- 
gangs  des  betreffenden  Eigenthums  auf  den  Staat  (und  die  Ge- 
meinde) vorübergehend  hemmen,  wie  sich  z.  B.  längere  Zeit 
in  der  verschiedenen  Eisenbahnpolitik  finanziell  günstig,  wie  Deutsch- 
land, und  ungünstig,  wie  Oesterreich  und  Italien,  situirter  Staaten, 
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Mitte  der  siebziger  Jahre  auch  in  dem  Stocken  der  „Verstaat- 
lictiang''  der  Privatbahnen  selbst  in  Prenssen  zeigte,  aber  auf  die 
Dauer  gewiss  nicht.  Deshalb  wird  immer  wieder,  unter  Voraos- 
setznng  dauernder  Fortschritte  der  Caltar  und  Volkswirthschaft 
eines  Volks,  das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  Staats-  und  andrer  zwangsgemeinwirthschaftlicheo 
Thätigkeit  Geltung  erlangen. 


Viertes  Kapitel. 

Das  Gesetz  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips 
im  entwickelten  Reclits-  und  Culturstaate. 

§.  371  [S.  325].  Yorbomcrknngen.  Aach  hier  handelt  es  sich  um  eine 
eminent  politische  Frage,  die  vom  yolkswirthschaftlichen  und  finanzlelleo  Gesichts- 
punct  noch  viel  za  wenig  erörtert  ist.  Einzelne  Bemerkungen  passim  bei  Schäffle, 
L.  Stein  and  in  Realpolitiken,  wie  derjenigen  von  U.  Es  eher.  FQr  den  Uaapt- 
punct,  das  Heerwesen,  s.  L.  Stein,  Lebre  vom  Heerwesen,  als  Theil  der  Staats- 
wirthscbaft,  Stattg.  1S74,  wo  aber  die  mir  wesentlich  erscheinenden  volkswirthschaft- 
liehen  Gesichtsponcte  dieses  Kap.  4  fehlen.  Die  Yerwaltang  des  Heerwesens  wird 
von  Stein  hier  doch  überwiegend  von  ihrer  formellen,  nicht  von  ihrer  materiellen  Seite 
behandelt.  Die  Erörterungen  über  „Nationalökonomie  and  Militärwirthschaff  S.  215  ff. 
sind  viel  zu  einseitig,  —  wenn  z.  B.  das  Heer  „nothwendig  und  immer  nur  ein 
consumirender  Körper'*  genannt  und  gesagt  wird,  es  gebe  „keine  Nationalökonomie 
des  Heerwesens''  (S.  216).  Das  Heer  als  wesentlichster  Garant  der  Sicherheit  and 
Unabhängigkeit  des  Volks,  des  Staats  und  der  Volkswirthschaft  ist  im  eminenten  Sinne 
ein  productiver  Körper.  Vgl.  dagegen  meine  Fin.  I,  3.  A.,  §.  182  ff.,  auch  über 
die  eigenthtlmliche  zeitliche  Vertheilung  des  Heeresaafwands  bei  dem  Priventiv- 
princip.  Lehrreich  als  grossartiges  Beispiel  der  Praxis  für  einige  der  wichtigsten 
Gesichtspuncte  dieses  Kapitels  ist  das  eigentliche  Kriegsfinanz wesen,  in  der  Zeit 
der  KriegsführuDg  und  der  Wiederherstellung  der  Kriegsmacht  nach  dem  Frieden. 
Eine  eingehende  quellen  massige  Darstellung  des  deutschen  Kriegsfinanzwesens  im 
letzten  deutsch-französischen  Kriege  von  1870 — 71  liefert  der  betreffende  Abschnitt  in 
meiner  Abb.  Kcichsfinanzwesen  in  v.  Holtzendorff's  Jahrbuch  des  Deatschen 
Reichs  III,  1874,  S.  62—166.  Vgl.  hier  u.  A.  die  Erörterung  über  Prävention  und 
Repression  im  Heerwesen,  S.  120 — 123.  Das  legislative  und  Verordnungsmaterial  für 
das  deutsche  Heer  stellt  übersichtlich  zusammen:  v.  Briesen,  das  Beichskriegswesen 
und  die  preussische  Militärgesetzgebung,  Düsseldorf  1872. 

Heerwesen  und  militärische  Leistungen  sind  der  wichtigste  Fall, 
welcher  zur  Erläuterung  der  hier  aufgestellten  Grundsätze  und  Regeln  dienen  kann. 
Bei  Justiz,  Polizei,  anderseits  bei  Gebieten  wie  dem  öffentlichen  Gesundheits- 
wesen liegt  aber  im  Princip  dieselbe  Entwicklung  vor.  Namentlich  die  neueren 
naturwissenschaftlichen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Erkenntniss  von  Krankheits- 
ursachen und  Bedingungen  fuhren  hier  nothwendig  neben  oder  vor  Represslvmaassregeln 
zu  grossen  zusammenhängenden  Präventivein richtuugen,  um  Verbreitung  von  Krank- 
heiten zu  verhüten  (Bekämpfung  des  Cholerabacillus ,  der  Reblaus,  des  Ck>lorado- 
käfers  u.  s.  w.).  Im  öffentlichen  Gesundheitswesen  wird  so  das  Sanitätswesen 
als  Einrichtung  zur  Verhütung  der  Krankheiten  oder  als  vomemlich  Präventiv- 
veranstaltung auch  hier  vor  das  M ed i ein al wesen  als  Einrichtung  der  Heilung 
der    Krankheiten    und    Repressivveranstaltung    treten    und    immer    wichtiger    (vergl. 
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L.  Stein's  Venraltoogslehre ,  Gesundheitswesea).  Wichtig^  sind  fOr  die  hier  be- 
handelten Fragen  auch  die  Beziehongen  zwischen  Prärention,  Repression  und  Ver- 
nchemng.  S.  darüber  Em.  Herrmann,  Principien  der  Versicherang,  und  meine 
Abh.  Yersicherongswesen  im  Schönberg'schen  Handbach,  B.  IH.  S.  jetzt  auch  Fin., 
2.  und  3.  A.,  I,  §.  37. 

I.  —  §.  372  [179].  Veränderung  in  der  Art  der  Durch- 
führung der  Staatszwecke.  In  der  Art  und  Weise,  in 
welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt,  zeigt  sich  der  Be- 
obachtung dasselbe,  wesentlich  unter  dem  Einfluss  der  fort- 
schreitenden Technik  stehende  Gesetz  wie  im  Prodactions- 
process  der  ganzen  Volks wirthschaft  überhaupt:  der  Kapital- 
factor,  besonders  das  stehende  Kapital,  hier  in  dauernden 
festen  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  bestehend,  und  die 
qualificirte  Arbeit  treten  immer  mehr  hervor.  Die  steigen- 
den Anforderungen  an  die  Qualität  der  Leistungen  bedingen 
dies  mit. 

Bei  den  Thätigkeiten  des  Staats  im  Gebiete  der  SachgUterprodaction  bedarf  dies 
keiner  weiteren  Erkl&rang.  Schon  die  gewöhnlich  zugelassene  Concarrenz  der  Pri?at- 
wirthschaften  nOthigt  hier  zor  gleichen  Entwicklang  der  Technik.  Die  Leistangen 
zar  Dorchftihrong  des  Caltar-  and  Wohlfahrtszwecks  erfordern  aber  gleichfalls  vielfach 
grosse,  kapitalbedUrftige  Veranstaltungen  (Verkehrswesen,  Unterrichtswesen,  Sanitäts- 
wesen, Medicinalwesen),  wobei  dieselbe  Entwicklang  nOthig  wird. 

Besondre  Beachtung  verdient  indessen  der  Entwicklungsgang 
der  Production  derjenigen  Leistungen,  welche  den  Rechts-  und 
Machtzweck  durchführen.  Hierbei  waltet  aus  zwingenden  wirth- 
schaftlichen  und  diesem  Zweck  entspringenden  Gründen  im  fort- 
schreitenden Volke  und  Staate  immer  mehr  das  Präventiv-  statt 
und  neben  dem  blossen  Repressivprincip  ob.  Die  Verwirk- 
lichung des  Präventivprincips  aber  führt  nothwendig  wieder  zu 
vorwaltender  Wirthschaft  mit  Kapital,  stehendem  Kapital 
und  qualificirter  (berufsmässiger)  Arbeit  (Beamtenthum, 
stehendes  Heer).  Der  Erklärungsgrund  für  das  Hervortreten  der 
Prävention  liegt  in  der  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  im  ent- 
wickelten Volks-  und  Staatsleben,  dass  Rechtsstörungen  überhaupt 
möglichst  vermieden,  nicht  erst  hinterher  durch  Repression  wieder 
beseitigt  werden. 

IL  —  §.373  [180].  Prävention  und  Repression.  A.  Im 
Allgemeinen.  Die  Idee  des  Rechts  und  der  Rechtsordnung 
stellt  das  Abhandensein  von  Rechtsstörungen  und  der 
Furcht  davor  im  Inneren,  wie  nach  Aussen  zu,  zwischen  den 
Völkern  und  Staaten,  als  das  nothwendige  Ziel  der  Entwicklung 
hin.  Dieses  Ziel  wird  am  Vollkommensten  durch  die  Gesittung 
erreicht,  indem  der  freie  Wille  der  einzelnen    Menschen  rechts- 

▲.  Wagner,  GmndlegOBg.  8.  Auflage.   1.  TheiL   Gnmdlagen.  5S 
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Störende  Handlungen  unterläest.  Soweit  aber  die  Gesittung  (Sitt- 
lichkeit, Sitte)  hierzu  nicht  ausreicht,  ist  das  Zwangsprineip 
des  Rechts,  in  der  Staatsmacht  verwirklicht,  unentbehrlich,  um 
sich  dem  Ziele  soweit  als  möglich  zu^  nähern. 

Der  Staatszwang  kann  nun  indirect  und  direct  einwirken. 
Jenes,  indem  der  Staat  Vorkehrungen,  Einrichtungen  und  An- 
stalten schafft,  um  Rechtsstörungen  von  vornherein  zu  verhüten: 
der  auf  solche  gerichtete  Wille  der  Menschen  schreitet  aus  Furcht 
oder  aus  der  Ueberzeugung  der  Aussichtslosigkeit  des  Ge- 
lingens gerade  wegen  der  Maassnahmen  des  Staats  nicht  zu  den 
rechtsstörenden  Handlangen  selbst.  (Mitunter  handelt  es  sich  auch 
um  den  Fall,  dass  bedenkliche  Unterlassungen  auf  diese  Weise 
unterbleiben.)  Der  Staat  kommt  hier  den  Rechtsstömngen  zuvor 
und  handelt  nach  dem  Präventivprincip.  Im  Gegensatz  dazu 
wirkt  der  Staatszwang  direct  ein  mittelst  der  Repression, 
indem  er  die  eingetretenen  Rechtsstörungen  wieder  gut  macht, 
sühnt,  bestraft,  die  Rechtsordnung  wieder  herstellt. 

Die  Prävention  ist  vom  Standpuncte  des  Rechts  aus  das 
höhere,  vom  Standpuncte  der  Nützlichkeit  und  des  practischeo 
Interesses  der  Einzelnen  und  der  ganzen  Volkswirthschaft  ans 
gleichfalls  das  richtigere  und  wichtigere  Ziel.  Das  Streben  muss 
darauf  hinausgehen,  die  Prävention  möglichst  richtig  und  aus- 
reichend zu  machen,  damit  die  Repression  gar  nicht  nöthig  werde. 
Je  höher  die  Volkswirthschaft  und  die  Cultur  entwickelt  sind,  je 
weiter  namentlich  auch  die  Arbeitstheilung,  national  und  inter- 
national, gediehen,  je  complicirter  die  Verhältnisse  und  Formen 
des  Verkehrs  werden  (Creditwirthschaft !  §.  189,  Weltwirthschafts- 
verkehr!  §.  152  ff.),  desto  nothwendiger  wird  nun  die  Prävention, 
weil  die  einmal  eingetretene  Rechtsstörung  viel  schädlicher  wirkt. 
Das  Bedürfniss  nach  umfassendster  Präventivthätigkeit 
des  Staats  wird  daher  mit  dem  Fortschritte  des  Volks  und 
seiner  Wirthschaft  immer  dringlicher  (störender  Einflnss 
von  Kriegen  auf  die  ausgebildete  Volkswirthschaft,  auf  ihre  Function 
in  der  Weltwirthschaft!). 

Die  Bedingungen  dafür,  dass  die  Prävention  zweckmässiger 
und  auch  allgefnein  ökonomisch  räthlicher,  als  die  Beschränkung 
auf  Repression  werde,  treten  aber  erst  bei  höherer  Entwicklung 
des  Volks  und  der  Volkswirthschaft  ein.  Dann  wird  auch  die  Er- 
füllung der  Anforderungen,  welche  die  Prävention  stellt,  erst  mög- 
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lieb.  Zugleich  bietet  die  Einrichtung  der  Prävention  jedoch  grössere 
Schwierigkeiten  als  diejenige  der  blossen  Repression. 

Die  PrätrenUon  erheischt  ein  umfassendes  System  ?on  Einrichtangen  und  Ver- 
anstaltungen. Schon  die  Entwerfong,  vollends  die  AnsfUhmng  des  Plans  dafür  setzt 
eine  grössere  Entincklang  der  Bildung  voraus,  theils  der  inteUectuellen  Bildung  tlber- 
hanpt,  theils  der  technischen  insbesondere.  Jenes  System  muss  einheitlich  möglichst 
weit  räumlich  und  zeitlich  ausgedehnt  werden,  Über  das  ganze  Gebiet  der  Volkswirth- 
schaft  und  über  die  aufeinander  folgenden  Altersclassen  und  Generationen  der  Be- 
völkerung (z.  B.  im  Heerwesen).  Demgem&ss  müssen  die  Einzelnen,  die  kleineren 
autonomen  Organe  (Gemeinden),  die  „kleinen  Herren''  und  Herrschaften  erst  dauernd 
und  ausreichend  dem  Staatswillen,  der  Gesetzgebung  und  der  Zwangsgewalt  des  Staats 
unterworfen  sein,  bevor  ein  solches  System  einheitlicher  Priventivmaassregeln  mög- 
lich wird.  Der  Sieg  der  Präventivpolitik  auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks füllt  daher  in  der  neueren  Geschichte  zeitlich  mit  dem  Siege  der  absoluten 
FOrstengewalt  (17.  Jahrhundert)  zusammen,  wenn  auch  hier  eine  längere  Entwicklung 
in  dieser  Richtung  vorangegangen  ist  (Heeresverfassung).  Mit  der  Fortentwicklung 
des  Volkslebens  und  der  Yolkswirthschaft  speciell  wachsen  die  Schwierigkeiten  für 
die  Prävention  aber  wieder,  weil  die  Verhältnisse,  welche  geregelt  und  überwacht 
werden  müssen,  immer  complicirter  werden,  während  gleichzeitig  die  Anforderungen 
an  die  Leistungen  der  Prävention  steigen.  Das  System  von  Maassregeln  und  Ein- 
richtungen zum  Zweck  der  Prävention  wird  dadurch  selbst  immer  grossartiger,  com- 
pliciner,  kUnsÜicher,  braucht  immer  mehr  und  bessere  Arbeitskräfte  und  Kapitalien, 
erheischt  deswegen  einen  immer  grösseren  regelmässigen  Finanzbedarf  und  eine  diesen 
beschatfende  umfänglichere  Anwendung  der  Besteuerung,  setzt  daher  auch  stärkeres 
Volkseinkommen  und  Volksvermögen  voraus.  Endlich  muss  aber  das  Präventivsystem 
auch  so  eingerichtet  sein,  dass  der  Uebergang  zur  kräftigsten  Repression,  wenn  er 
etwa  doch  noch  nöthig  werden  sollte,  möglichst  rasch,  ohne  Störungen  und  sicheren 
Erfolg  verheissend.  eintreten  kann.  Die  Repressivthätigkeit  muss  daher  organisch  an 
die  Präventivthätigkeit  sich  anschliessen ,  aus  ihr  herauswachsen.  Sie  wird  dadurch 
selbst  wieder  ganz  anders  gestaltet,  als  auf  früheren  Stufen  des  Volkslebens,  wo  die 
Prävention  noch  wenig  ausgebildet  ist.  Für  die  ökonomischen  Voraussetzungen  der 
Bevorzugung  der  Prävention  vor  der  blossen  Repression  sind  die  Verhältnisse  lehr- 
reich, welche  auf  dem  Gebiete  des  Sachgüterschutzes  die  Wahl  zwischen  Prä- 
vention und  Repression  bedingen.  S.  darüber  meine  Abb.  Versicherungswesen  im 
Schönberg*schen  Handb.  UI,  3.  A.,  §.  8  ff.  (S.  951  ff.). 

B.  —  §.  374  [181].  Das  Präventivsystem  auf  den 
einzelnen  Gebieten.  Das  grossartigste  Beispiel  für  eine 
rationelle  Entwicklung  in  der  dargelegten  Richtung  liefert  das 
moderne  Heerwesen  der  allgemeinen  Wehrpflicht  über- 
haupt, die  preussisch-deutsche  Wehrverfassung  insbesondere. 
Das  Gesagte  gilt  daher  vorzüglich  von  der  Durchführung  des 
nationalen  Machtzwecks,  wozu  das  Heerwesen  das  Mittel 
ist,  aber  es  ist  principiell  ebenso  richtig  auf  den  anderen  Ge- 
bieten des  Kechtszwecks  und  eine  Menge  Analogien  auf  den  ver- 
schiedenen einzelnen  Gebieten  treten  hervor.  Gleichmässig  zeigt 
sich  überall,  dass  der  Staat  bei  der  geschichtlich  vorausgehenden 
vorherrschenden  Repression  mehr  nur  sporadisch  von  Fall 
zu  Fall,  wenn  RechtsstOrungen  bereits  wirklich  erfolgt  sind  oder 
wenigstens  unmittelbar  drohen,  Thätigkeiten  zum  Schutze  der 
inneren  Rechtsordnung  und  zur  Sicherung  der  Unabhängigkeit  des 
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Volks  nach  Aussen  zu  ergreift.  Bei  der  später  vorwaltenden  Prä- 
vention dagegen  schafft  er  feste  stehende  Einrichtungen 
and  Anstalten  für  alle  auch  nur  möglichen  Fälle  von 
Rechtsstörungen,  —  Einrichtungen,  welche  einerseits  solche  Störnngen 
verhüten,  anderseits  sie  sofort  im  Keim  erdrücken  und  bei  weiterer 
Entwicklung  sie  niederschlagen  sollen. 

Solche  Eifirichtangen  sind:  die  gesammte  Justizorganisation  im  Inneren« 
mit  ihren  stehenden  Gerichtshöfen  rerschiedenei  Instanzen,  statt  der  gelegentlichen, 
höchstens  periodischen  richterlichen  Functionen  früher;  die  Präventiv-  and  Etepreadr- 
organisation  der  Polizei  (Behörden,  Gensdarmerie,  Polizeicorps)  statt  der  doch  mehr 
vereinzelten  Th&tigkeiten  zur  Friedensbewahnmg  in  älteren  Zeiten  (obwohl  grade  hier 
mit  am  Frühesten  Keime  za  rogelmftssiger  PrftFentivorganisation  sich  finden);  das 
Gef&ngniss System  mit  seinem  grossen  Geb&udekapital,  seinen  Abstofongen  der 
Strafarten  statt  der  freilich  „?iel  einfacheren''  Abstrafimg  der  Diebe  and  anifirer  Ver- 
brecher durch  die  rasch  wirksame  Repression  des  Galgens;  der  stehende  diplo- 
matische ond  Consulardienst  statt  der  einzelnen  Gesandtschaftssendungen;  end- 
lich namentlich  die  grossartige  Präventiv-  und  Bepressivorganisation  der  stehenden 
Heere  (mindestens  Cadres)  und  Flotten,  in  Verbindung  mit  grossen  bleibenden 
Befestigungen,  Lagern,  Arsenalen,  Kriegshäfen,  Kriegsschiffen,  und  mit  Einrichtungen 
zur  vorherigen  kriegerischen  Einübung  und  eventuellen  Einberufung  einer  Reihe 
von  Altersclassen  der  xnilitärisch  geschulten  männlichen  Bevölkerung  zum  wirklichen 
Kriegsdienst,  —  statt  der  technisch  unvollkommeneren,    nicht  für  die  vorherige  krie- 

J^erische  Einübung  sorgenden  älteren  militärischen  Einrichtungen  (Heerbann-Aufruf, 
ehensstaatliche  Wehrverfassung  u.  s.  w.),  statt  der  Requisition  der  Kauffahrteischiffe 
zum  Kriegsdienste  wie  im  Mittelalter  und  statt  der  Fürsorge  für  die  Ausrüstung  (Be- 
waffiiung),  Verpflegung  der  Mannschaft  nicht  aus  öffentlichen,  sondern  ganz  oder 
grösstentheils  aus  den  Privatmitteln  der  dienstpflichtigen  Leute  selbst.  Die  Analogieen 
auf  dem  (^biete  des  Sanitäts-  und  Medicinai-,  des  Armen-  and  Wohl- 
thätigk ei ts Wesens  u.  a.  m.  bieten  sich  leicht. 

III.  —  §.  375  [182,  183].  In  volkswirthschaftlicher  und 
damit  eng  zusammenhängend  in  finanzieller  Beziehung  hat  dieses 
Vorwalten  der  Prävention  noch  einige  besonders  beachtenswerthe 
Folgen.    Es  muss 

1)  eine  förmliche  Organisation  des  Staatsdiensts  und 
damit  verbunden  ein  eigenthümliches  System  des  Besoldungs- 
wesens, nach  Bedarfs-  und  socialen  Werthtaxirnngsscalen,  ein- 
treten, was  von  der  privatwirthschaftlichen  Regelung  dieser  Ver- 
bältnisse ab  und  in  eine  Art  socialistischer  Ordnung  hinüber 
führt  (§.  300). 

Eine  Reihe  von  Personen  widmet  sich  nach  dem  Grundsatze  fester  Berufsarbeits- 
theilung  ausschliesslich  dem  Staatsdienste,  bUdet  sich  fQr  denselben  eigens  kostspielig 
aus,  damit  sie  den  hohen  Aoforderuogen  an  die  Qualität  der  Staatsleistungen  ent- 
sprechen können.  Die  Anzahl  dieser  Personen  wächst  mit  der  Ausdehnung  der 
Staatsthätigkeiten  und  mit  der  Einbürgerung  der  Prävention  beständig.  Die  An- 
forderungen an  die  specifische  Ausbildung  steigen  gleichfalls  fortwährend,  besonders 
auch  mit  der  Benutzung  jener  grossen  kapitalistischen  Einrichtungen  und  Anstalten, 
des  Systems  der  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel  (Femwaffen)  in  Heer  und  Flotte, 
welche  wieder  eigens  qualificirte  Arbeiter  zu  ihrer  Leitung  und  Benutzung  rorans- 
setzen.  Der  Staatsauf  wand  an  Lohnen  (Gehalten)  wächst  ebenso  relativ  und  absolut, 
zumal  je  ausschliesslicher  die  Arbeiter  im  Dienste  des  Staats  sich  diesem  Dienste 
widmen  müssen.    Der  Staat  wird   „Beamten Staat**,  arbeitet  mit  fest  angestellten. 
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beni£siDäs8ig  gebildeten,  besoldeten,  pensionsberechtigten  Beamten,  —  eine  Entwick- 
lung, welche  grade  durch  die  Pr&yenti?thätigkoit  am  Meisten  nothwendig  (Heer, 
Justiz,  Polizei),  und  durch  die  Ausbildung  des  Ehrenamtsdiensts  und  Self- 
goFornments  doch  nur  in  beschränktem  Maasse  aufgehalten,  kaum  positiv  zurtlck- 
gedrängt  wird.  S.  auch  u.  §.  382.  Näheres  über  den  modernen  Staatsdienst, 
mit. besonderer  Rücksicht  auf  die  Besoldnngspolitik,  in  Fin.  I,  §.  53  U'.,  2.  A.,  §.  71  ff., 
bes.  3.  A.,  §.  152 — 167  ?on  mir  entwickelt  Vgl.  namentlich  auch  die  schOnen  Er- 
örterungen ron  R.V.Mo  hl,  Politik,  in  der  Monographie  „der  Staatsdienst'*  II,  347  ff. 
Auch  Laspoyres,  Art  Staatswirthschaft  im  StaatswOrterb.  X,  passim.  Schäffle, 
gesellschaftliches  System,  2.  Aufl.,  II,  209  ff.  Stein,  Yerwaltungslehre,  Gneist, 
Verwaltung,  Justiz  und  Rechtsweg  (Berl.  1869),  passim.  —  Auch  der  „Beamtenstaat" 
ist  daher  in  viel  höherem  Maasse  nothw endiges  Entwicklungsproduct,  als  früher  oft 
angenommen  wurde,  wenn  auch  die  Y erfassungs  form  auf  Maass  und  Art  dieser  Ent- 
wicklung ihren  Einflass  ausübt 

2)  EbeDso  ninss  der  Staat  mit  immer  grösseren,  kostspieligeren, 
technisch  vollkommeneren,  künstlicheren  und  öfters  erst  durch 
Hebung  ordentlich  zu  handhabenden  Kapitalien,  besonders 
stehenden,  wirthschaften ,  und  zwar  wiederum  zumeist  wegen 
des  Vorwaltens  der  Prävention. 

Hier  bandelt  es  sich  theils  um  Grundstücke  (Truppenübungsplätze,  Schiess- 
plätze) und  besonders  um  Gebäude  und  deren  Inventare  für  die  mannigfaltigsten 
Einzelzwecke  der  Staatsverwaltung  (u.  A.  Kasernen  statt  des  früheren  Privatquartiers) ; 
theils  und  namentlich  um  Werkzeuge  und  Maschinen,  mittelst  deren  auch  der 
Staat  die  Kräfte  seiner  Arbeiter  und  der  Natur  auf  den  bestimmten  Zweck  hinleitet 
Am  Wichtigsten  ist  wiederum  das  System  der  Kriegsmaschinen,  Werkzeuge 
und  Vorkehrungen  in  den  Angriffs-  und  Vertheidigungsmitteln  des  Land-  und 
Seekriegs  (Vorwalten  der  Fernwaffen,  der  Artillerie,  anderseits  die  Verthoidigungs- 
mittel  im  Festungsbau,  in  der  Panzerung  u.  s.  w.).  Geübtes,  specifisch  ausgebildetes 
Personal  ist  dann  besonders  wieder  für  die  Handhabung  dieses  Kriegsmaterials 
erforderlich. 

Werden  nun  auch  die  Kriege  seltener  und  kürzer,  so  werden 
sie  doch  viel  wuchtiger,  intensiver  geführt  und  verlangen  einen 
ungeheueren  Aufwand  an  Menschenkräften  und  Kapital  (Oeld)  für 
die  Führung  selbst  und  hinterher  zum  Wiederersatz  der  zerstörten 
Kapitalien  und  zur  Wiedergutmachung  der  geschädigten  mensch- 
lichen Existenzen  („Retablissement'*,  Invalidenpensionswesen). 

Vgl.  Beispiele  in  meiner  Abb.  Beichsfinanzwesen ,  Holtzendorff 's  Jahrb. 
B.  3  a.  a.  0.,  S.  121,  125  ff.,  141  ff. 

Auch  in  Bezug  auf  das  Vorwalten  der  Prävention  und  auf 
die  damit  verbundene  „Kapitalwirthschaft^'  und  „Wirthschaft 
mit  qualificirter  Arbeit"  ist  der  Einfluss  der  fortschreitenden 
Naturerkenntniss  (u.  A.,  wie  gesagt,  auch  im  Oesundheitswesen, 
wo  man  die  Einflüsse  der  ,, elementaren  Lebensbedingungen" 
(Stein)  der  Bevölkerung,  Luft,  Licht,  Wasser,  kleinste  Lebewesen, 
Bacillen,  Pilze  u.  s.  w.  immer  mehr  kennen  lernt  und  alsdann  an- 
gemessen das  „Prävenire"  zu  spielen  sucht),  und  der  Einfluss  der 
fortschreitenden  Technik  augenscheinlich  von  entscheidender  Be- 
deutung.   Man   muss  dies  erkennen,   um  unbefangen  grossen  ge- 
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schichtlichen  £rscheiDUDgeD,  z.  B.  dem  System  der  stehendeii 
Heere  und  ihrer  technischen  Einrichtung,  gerecht  zu  werden  und 
den  mitwirkenden  Einfluss  persönlicher  Verhältnisse  in  diesen 
Dingen  nicht  zu  überschätzen,  z.  B.  den  „Machthabem  und  Re- 
gierungen'' nicht  eine  Schuld  am  „Militarismus''  zuzuwälzen, 
welche  sie  nicht  haben.  Hier  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen, 
überhaupt  im  „bureaukratischen"  Staate  der  Neuzeit  handelt  es 
sich  um  mächtige  entwicklangsgesetzliche  Erscheinungen,  denen 
gegenüber  der  Wille  der  Einzelnen  ein  Factor  von  untergeordneter 
Bedeutung  ist. 

S.  meinen  Anfs.  in  d.  Tab.  Ztschr.  1879,  S.  75,  82,  wo  aas  dieser  Auffassung 
die  Folgerungen  für  die  Finanzen  gezogen  werden.  —  Auch  Engels,  DfUuring's 
Umwälzung,  hat  diese  Frage  ganz  richtig  beortheilt,  nur  dass  er  zu  früh  eine  Deber- 
Spannung,  z.  6.  des  MUitarismus,  annimmt,  worauf  dann  wieder  der  Rückschlag  ein- 
treten würde.  Den  entscheidenden  Einflnss  der  Technik  entwickelt  er  auch  hier 
meisterhaft,  S.  140  £ 

3)  Die  wichtige  Folge  des  Präventivprincips  für  die  Höhe  und 
besonders  fUr  die  zeitliche  Vertheilung  des  Finanzbedarfs 
besteht  dann  im  Unterschied  von  der  Repression  darin,  dass 
dauernd,  hinsichtlich  der  bewaffneten  Macht  auch  im  Frieden, 
ein  verhältnissmässig  hoher,  im  Ganzen  gleichbleibender 
Bedarf  Jahr  für  Jahr  wiederkehrt,  welcher  auch  in  Zeiten  grös- 
serer Rechtsstörungen  (bürgerliche  Unruhen,  Kriege  u.  s.  w.)  doch 
nur  massig  durch  die  alsdann  stärker  eintretende  Repression 
gesteigert  wird.  Bei  vorwaltender  Repression  ist  dagegen  der 
laufende  Bedarf  geringer,  ungewöhnliche  Störungen  der 
Rechtsordnung  treten  aber  leichter  ein  und  steigern  sodann  direct 
und  indirect  den  Bedarf  ausserordentlich. 

S.  Fin.  I,  3.  A.,  §.  183,  184,  der  Vergleich  zwischen  Preussen  und  Kord- 
america.  Die  Prä7ention  führt,  weil  sie  in  rnhiger  Zeit  systematisch  eingerichtet 
wird,  auch  zu  viel  grosserer  Sparsamkeit  in  der  Beschaffung  and  Verwendung 
der  Mittel  (Gambetta's  Kriegsfühning  1 870 — 7 1 !  Nordamerica  im  Bürgerkrieg. 
S.  V.  Hock,  Fin.  Nordamericas,  Stuttgart  1866,  S.  442  ff.)-  Ebenso  ermöglicht  sie 
leichter  eine  geordnete  Besteuerung  und  damit  die  beste  organische  Verbindung 
zwischen  der  staatlichen  Gemeinwirthschaft  und  den  Pri?atwlrthschaften.  L.  Stein, 
Heerwesen,  S.  26  ff.,  ist  etwas  zu  leicht  über  die  Schwierigkeiten  der  Militarfinanzen 
hingegangen.  Daher  wohl  auch  das  mangelnde  Verständniss  für  eine  grade  kriegs- 
finanziell so  wichtige  Function  einer  (so  sparsamen)  Einrichtung  wia  der  Staats- 
schatz (Finanzwissensch.  3.  Aufl.,  S.  194).  Vgl.  dagegen  meine  Fin.  2.  A.,  §.  66. 
106  ff.,  3.  A.,  §.  75. 

So  verdient  die  Prävention  volkswirthschaftlich,  trotz  der  nicht 
zu  läugnenden  Gefahr  für  die  Volksfreiheit  und  einer  über- 
triebenen Ausdehnung  in  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  im  Militär- 
wesen, den  Vorzug  und  entspricht  den  Bedürfnissen  der  höher 
entwickelten  Volkswirthschaft.    Jene  Gefahren  aber    müssen   vor- 
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nemlich  wieder  durch  eine  ordentliche  constitutionelie  Budgetwirth- 
Schaft  und  mehr  noch  durch  ein  richtiges  Erziehungs-  und  Unter- 
richtssystem beschworen  werden. 

Das,  was  Plato  so  tiefsinnig  durch  die  sorgfältige  Erziehung  der  „Wächter"' 
iu  seinem  „Staate""  erreichen  wollte,  ist  heute  eben  wegen  des  Prä7entivsystcins  und 
der  stehenden  Heere  ein  grösseres  practisches  Bedürfniss  als  jemals.  Sein  System 
(II,  Kap.  14  ff.)  ist  auch  ein  System  geregelter  Prätrention  grade  gegenüber  auswärtigen 
Kriegen.  Bei  aller  Ueberspanntheit  des  socratisch-platonischen  Standpuncts  im  „Staate"" 
sind  die  Anschauungen  in  diesem  Puncto  wieder  von  ewigem  Werthe. 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit. 

§.  870  [S.  H32].  Vorbemerkungen.  Die  Ansichten  hierüber  gehen  noth- 
wendig  nach  dem  recbtsphilosophischen,  politischen  und  Folkswirthschaftlichen  Stand- 
punct  auseinander.  Insofern  ist  auf  die  allgemeine  Litteratur  über  den  Staat, 
namentlich  über  den  Staatszweck  zu  verweisen,  s.  o.  die  Yorbemerk.  zu  Buch  6, 
S.  870 ff.  Vgl.  besonders  Ähren s  a.  a.  0.  Auf  jedem  Standpuncte  ergeben  sich  aber 
Streitfragen  hinsichtlich  der  Grenzziehung  für  die  Staatsthätigkeit  im  concreten 
Falle,  wenn  an  und  für  sich  (,4m  Princip"")  die  Staatsthätigkeit  filr  berechtigt  an- 
erkannt wird.  Für  die  richtige  objective  Entscheidung  solcher  Streitfragen  lassen  sich 
Kegeln  aufstellen,  wie  dies  im  folgenden  Kapitel  geschieht:  ein  Punct,  welcher  grade 
für  die  volkswirthschaftliche  (und  finanzwissenschafliche)  Betrachtung 
des  Staats  wichtig  ist  und  bisher  in  der  deutschen  volkswirthschaftlichen  Litteratur 
wohl  am  Besten  von  Schäffle  behandelt  wurde.  Ahrens  a.  a.  0.  enthält  im  Ein- 
zelnen trotz  seines  m.  E.  nicht  durchweg  ausreichenden  leitenden  Princips  (s.  o.)  viel 
Vorzügliches  (besonders  II,  284  ff.).  Sein  Versuch,  den  Staatszweck  qualitativ, 
nicht,  wie  auch  im  Texte  von  mir  geschieht,  qualitativ  und  quantitativ  zu 
bestimmen,  ist  beachtenswerth ,  aber  doch  nicht  ganz  gelungen  (s.  II,  284  vgl.  mit 
301).  Für  das  Ausland  (England,  Frankreich)  ist  in  der  Theorie  der  Standpunct 
W.  V.  Humboldt 's  noch  heute  ziemlich  maassgebend,  wie  z.  B.  J.  St  Mi  11  zeigt. 

S.  sonst  vomemlich  Schäffle,  gesellscb.  Syst.  2.  Aufl.  bes.  Kap.  2'J,  31  ff., 
namentlich  §.  135,  199,  mit  mehrfach  m.  E.  recht  glücklichen  Formulirungen  der 
Grundsätze,  an  welche  ich  mich  im  Texte  in  einigen  Puncten  unmittelbar  ange- 
schlossen habe.  Auch  Soc.  Körper  IV,  327  ff.  R.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.  I., 
§.  3  ff.  Für  Einzelnes  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft  im  Staatswörterbuch  X.  — 
Für  vieles  Einzelne  u.  für  die  finanzielle  Seite  der  Spocialfragen  s.  wieder  die  Fin.wiss., 
bes.  d.  Lehren  v.  Fiuanzbedarf  und  Privaterwerb  im  1.  B.  und  von  den  Gebühren  im  2.  B. 

I.  —  §.  377  [184].  Bedingungen  und  Regeln  für  die 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit.  Aus  der 
principiellen  ausschliesslichen  Uebertragung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks auf  den  Staat  und  aus  den  Erfahrungen  hierüber  und  über 
die  Thätigkeiten  des  Staats  zur  Durchführung  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  lassen  sich  für  die  Feststellung  des  jeweilig 
richtigen  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  folgende  Bedingungen 
und  Erfahrungsregeln  ableiten.   Um  die  Formuliruug  derselben, 
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wie  um  die  ganze  natioDalökonomische  Analyse  des  Staats,  hat 
sich  namentlich  Schäffle  wesentliche  Verdienste  erworben. 

A.  Die  allgemeine  Regel  lautet:  der  Staat  hat  diejenigen 
Thätigkeiten  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  seiner  Angehörigen 
selbst  zu  übernehmen,  welche  weder  die  P r i y a t wirthschaften, 
noch  freiC;  noch  andere  Zwangsgemeinwirthschaften 
(SelbstyerwaltungskOrper)  überhaupt  oder  welche  alle  diese  nur 
weniger  gut  oder  nur  kostspieliger  ausüben  können. 

Die  Leistungen  im  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  sind 
auch  hiernach  wieder  principiell  dem  Staate  zu  übertragen.  Dieser 
kann  hier  allein  nach  dem  Erfordern iss  der  Einheit  und  der  ein- 
heitlichen Handhabung  von  Recht  und  Macht  das  Nothwendige 
leisten.  Im  Einzelnen  ist  es  aber  auch  hier  mitunter  zweifelhaft, 
theils  ob  eine  bestimmte  Leistung  gerade  allein  zum  Gebiete  dieses 
Recbtszwecks  gehört,  theils  ob  der  Staat  direct  und  allein  sie  aus- 
üben oder  die  Ausübung  etwa  anderen  Wirthschaften ,  namentlich 
den  Selbstverwaltungskörpern  übertragen  soll.  Noch  schwieriger 
wird  die  Entscheidung  bei  Leistungen,  welche  zur  Durchführung 
des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  gehören.  Bei  diesen  mnss  ge- 
wöhnlich ein  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Wirthschaftsarten 
eintreten. 

B.  Für  die  Staatsthätigkeit  spricht  nun  in  solchen  einzelnen 
Fällen  die  Vermuthung,  wenn  besonders  folgende  vier  Be- 
dingungen vorliegen^  von  denen  die  ersten  drei  die  Verhältnisse 
der  Production,  die  vierte  diejenigen  der  Gonsumtion  betreffen: 
nemlich  wenn  die  tüchtige  Herstellung  (Production)  der  betreffenden 
Leistung  von  der  möglichsten  zeitlichen  Nachbaltigkeit,  räumlichen 
Aasdehnung  und  Einheitlichkeit  oder  selbst  Ausschliesslichkeit  der 
erforderlichen  Thätigkeiten  in  einer  Hand  abhängt,  und  wenn  die 
Benutzung  (Gonsumtion)  der  Leistung  entweder  unvermeidlich,  nach 
der  Natur  der  letzteren,  eine  gemeinsame  ist,  oder  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  zum  Vortheil  Vieler  und  mit  wenig  oder  gar  nicht 
vergrösserten  Kosten  eine  gemeinsame  werden  kann:  die  Leistung 
auch  so  beschaffen  ist^  dass  sie  einer  Mehrzahl  Einzelner ,  jedem 
in  unmessbarem  Grade,  zu  Gute  kommt. 

Zum  Theil  wörtlich  nach  Schäffle,  besonders  §.  185,  199.  Er  kommt  zu 
der  Erörterung  nur  von  einem  etwas  anderen  Gesichtspuncte  aus ;  er  will  nemlich  die 
Umstände  nachweisen,  ,,unter  welchen  die  Tauschconcurrenz  nicht  dorchaos  der 
höchsten  Wirthschaftlichkeit  dient,  also  ökonomisch  oder  auch  natürlich  ausge- 
schlössen  ist'\  S.  345. 
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§.  378  [185].  —  1)  Die  zeitliche  Nachhaltigkeit  nnd 
die  räumliche  Aasdehnnng  einer  (ProdoctioDS-)  Thätigkeit 
ins  Auge  zu  fassen,  ist  recht  eigentlich  Sache  des  Staats. 

Er  ist  f^r  anbegrenzte  Daner  berechnet  und  soa?er&n  iu  seinem  Gebiete, 
nmfasst  nicht  nnr  die  jetzt  lebende  nnd  wirkende  Generation,  sondern  das  Volk 
n  seiner  geschichtlichen  Entwicklung,  nicht  nnr  die  hier  und  dort,  sondern 
die  überall  in  seinem  Gebiete  lebenden  Menschen.  Daher  ist  der  Staat  aoch  der 
geborene  Vertreter  aller  Derjenigen,  welche  sich  nicht  selbst  za  schützen,  ihre  Interessen 
nicht  wahrzanehmen  fermögen  (§.  329):  der  onerwachsenen  nnd  der  greisen  Generation, 
der  zukünftigen  Geschlechter,  der  abseits  vom  grossen  Verkehr,  in  unentwickelteren 
privatwirthschaftlichen  Verhältnissen  Lebenden,  der  im  Concurrenzkampf  Schwächeren, 
—  ein  wichtiger  Punct  im  Grossstaat,  wo  mit  vollem  Recht  Öfters  mit  Staatsmitteln,, 
d.  h.  mit  den  Mitteln  der  Gesammtheit  und  daher  mit  einem  verhältnissmässig  be- 
deutenderen Beitrag  der  reicheren,  steuerfahigeren  Landestheile  die  Hebung  von 
ärmeren,  in  der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Theilen  des  Gebiets  erfolgt.  Ein  in 
Preussen  mehrfach  zwischen  den  politischen  Parteien  und  den  Vertretern  des  Westens 
und  Ostens  erörterter  Punct. 

Der  Staat  wird  mithin  besonders  passend  da  eintreten,  wo 
eine  einzel-,  namentlich  privatwirthschaftliche  Prodoctionsart  ein- 
seitig bloss  das,  oft  nur  augenblickliche,  Interesse  des  Wirthschafts- 
subjects  wahrnimmt,  auf  Kosten  dauernder  allgemeiner  Interessen 
und  zum  Schaden  der  eben  genannten  Elemente  des  Volks.  Er 
wird  theils  die  Leistung  ganz  auf  sich  nehmen,  theils  die  bezüg- 
liche Thätigkeit  der  anderen  Wirthschaften  regeln  und  controlireu, 
um  diese  nachtheiligen  Folgen  zu  verhüten.  Am  Notbwendigsten 
ist  dies  in  jenen  besonders  wichtigen  Fällen,  wo  eine  syste- 
matische zeitliche  Aneinanderreihung  und  räumliche  Ausdehnung 
der  organischen  Einrichtungen  zur  Productionsthätigkeit  die  Vor-- 
bedingung  des  Erfolges  dieser  letrteren  überhaupt  oder  doch  ihres 
grösseren  Erfolges  ist. 

Die  Herstellnng  und  Wahrung  der  Rechtsordnung,  die 
Gewährung  von  Rechtsschutz,  besonders  nach  dem  Präventiv- 
princip,  erweist  sich  auch  nach  diesen  Gesichtspuucten  wieder  als 
das  Hauptgebiet  unmittelbarer  und  ausschliesslicher 
Staatsthätigkeit. 

Daher  z.  B.  beim  Uebergang  vom  Staatenbund  zum  Bundesstaat,  wie  jttngst 
bei  uns,  vor  Allem  das  Milit&rwesen  Keichssache.  So  werden  im  präventiven 
Wehrsystem  die  Bewohner  des  ganzen  Staatsgebiets  und  die  ganze  Reihe  ge- 
wisser Altersclassen  systematisch  fUr  den  sonst  nicht  zu  erreichenden  grossen  Zweck 
verbunden.  So  dehnt  sich  die  Justiz-  und  Polizeiorganisation  über  das  ganze 
Land  aus  und  gewährt  dadurch  erst  die  Bürgschaft  fttr  ihre  durch  den  Zweck  der 
Institution  verlangte  genügende  präventive  und  repressive  Leistung  (Gegensatz  zu  Asyl- 
rechten u.  dgl.).  So  verhütet  der  Staat  mit  der  Beschränkung  oder  dem  Verbote  der 
Kinderarbeit  in  den  Fabriken,  mit  den  Yoischriften  über  gewisse  Vorkehrungen  gegei^ 
Gefahren  (sanitäre  Maassregeln  u.  s.  w.)  die  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  zu  Gunsten 
des  momentanen  Vortheils  der  Arbeitgeber,  aber  auf  Kosten  des  physischen,  sittlichen 
und  geistigen  Wohls  der  schutzlosen  unteren  Giassen  und  der  heranwachsenden  und 
zukünftigen  Generationen  des  Volks. 
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Aber  auch  viele  wichtige  Fälle  der  Staatsthätigkeit  im 
Gebiete  der  Caltur>  und  Wohlfahrtsförderung  sind  mit 
Rücksicht  auf  die  nötbige  zeitliche  Nachhaltigkeit  und  räumliche 
Ausdehnung  der  Leistuugen  geboten. 

So  erfolgt  in  der  Uebernahme  der  Forsten  in  Eigentham  nnd  Verwaltnng  des 
Staats  und  in  der  Gesetzgebung  und  Controle  über  Pri?at forsten  (Scliatzwaldangen 
u.  s.  w.)  und  Gewässer  sowie  in  derjenigen  über  den  Bergbau,  die  Jagd,  die 
Fischerei  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  künftigen  Geschlechter.  So  werden 
in  der  staatlichen  Fürsorge  für  die  systematische  r&umliche  Ausdehnung  des  Slrassen- 
netzes,  der  Ycrkehrsanstalten,  der  Schulen,  der  Einrichtungen  im  Gebiete 
des  Humanitäts-,  Armen-,  Öffentlichen  Sanitäts-,  Medicinalwesens 
u.  s.  w.  die  Interessen  der  Bewohner  aller  Theile  des  Staatsgebiets  und  aller  socialeii 
Classen  gleichmässiger  wahrgenommen. 

Es  ist  bezeichnend,  wie  daher  gerade  auf  diesen  Gebieten  der  moderne  Staat 
Thätigkeiten  immer  mehr  an  sich  zieht,  welche  früher  etwa  den  Gemeinden  und 
Privaten  mehr  überlassen  waren.  Neben  dem  Militärweson ,  der  obersten  Gerichts- 
organisation, sind  es  gleichfalls  die  genannten  Gebiete,  wo  die  Gentralgewalt  des 
Bundesstaats  gegenüber  den  Particularstaaten  mannigfach  ihre  Competenz  be- 
gründet: Deutsches  Reich,  z.  Th.  auch  Schweiz.  Wahrscheinlich  führen  die  neueren 
naturwissenschaftlichen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Gesundheitswesens 
auch  zu  grösserer  Reichs-  und  Staats-  statt  blosser  Gommunalthätigkeit  (selbst  in 
England  Tendenz  hierzu).     (Vergl.  meine  Fiu.  2.  A.  und  3.  A.  I.  §.  40.) 

§.  379  [186].  —  2)  Viele  Leistungen  filr  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  des  Volks  erheischen  ferner  eine  einheitliche  oder  selbst 
eine  ausschliessliche  Leitung  durch  ein  Wirthschaftssubject,  theils, 
weil  nur  so  das  betreffende  Gut  ordentlich  herzustellen  ist,  —  der 
Hauptfall  ist  wieder  die  Rechtsordnung  — ,  theils  weil  gleichfalls 
nur  so  oder  doch  so  am  Besten  für  die  erforderliche  Nachhaltig- 
keit und  Ausdehnung  der  hergehörigen  Thätigkeiten ,  auch  für 
Ermässigung  der  Kosten  gesorgt  werden  kann,  wie  in  vielen 
der  vorher  genannten  Fälle.  Zur  ausschliesslichen  Uebernahme 
einer  Leistung  in  der  Volkswirthschaft  erscheint  der  Staat  allein 
berechtigt,  zur  einheitlichen  Leitung  er  am  Besten  berufen. 

Demgemäss  ergiebt  sich  wiederum  nach  diesem  Gesichtspnncte 
eine  wichtige  Regel  für  die  Bestimmung  des  Bereichs  der  Staats- 
thätigkeit: wo  durch  die  Natur  der  Leistung  eine  ausschliessliche 
oder  einheitliche  Leitung  von  einer  Hand  aus  geboten  oder  sehr 
zweckmässig  ist,  gleichzeitig  aber  die  Ueberlassung  dieser  Leitung 
an  Andere  besonders  an  Privatwirthschaften,  wesentliche  BedenkcD 
bietet,  weil  leicht  ein  Gewaltmissbrauch,  ein  factisches  Monopol 
eintritt  oder  ein  rechtliches  nöthig  wird,  und  andrerseits  die  Staats- 
controle  die  daraus  hervorgehenden  Gefahren  nicht  genügend  aus- 
scbliesst,  da  wird  die  Staatsthätigkeit  am  Platze  sein. 

So  wiederum  vor  Allem  im  Gebiete  des  Kochtsschutzes  im  Zusammenhang 
mit  der  Verwirklichung  der  Rechtsidee  überhaupt.  So  aber  auch  öfters  im  Verkehrs- 
wesen: bei  Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen;  im  Geld-  und  MUnzwesen;  z.  Th.  im 
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Bankwesen,  besonders  im  Zettelbankwesen,  im  Versicherungswesen ;  im  Schulwesen: 
Staats-  statt  Kirchenschulen  u.  dgl.  m.,  keine  kirchlichen  Universitäten,  öffentliche 
statt  Privatschulen. 

Aus  dieser  Regel  sind  auch  Folgerungen  für  „öffentliches"'  und  gegen  Privat- 
eigenthum  an  gewissen  Grundstücken  und  gewissen  Kapitalien  zu  ziehen,  Pnncte,  auf 
welche  in  der  2.  Abtheilung  zurück  zu  kommen  ist. 

§.  380  [187].  —  3)  Gemeinsamkeit  der  Consumtion. 
Die  Natur  der  Leistangen  für  manche  Arten  der  Bedürfnissbe- 
friedigung  bringt  es  mit  sieh,  dass  Einzelnen  die  Theilnahme  an 
dem  betreffenden  Vortheil  oder  Gennss  (die  Consumtion)  nicht  vor- 
zuenthalten  ist,  wenn  die  Leistung  überhaupt  einmal  erfolgt.  Die 
Herstellung  der  Leistung  macht  hier  ferner  öfters  Kosten,  welche 
wenig  oder  gar  nicht,  jedenfalls  nicht  im  Verhältniss  des  grösseren 
Umfangs  der  Theilnahme  an  den  Vortheilen  der  Leistung  wachsen. 
Die  Vortheile  lassen  sich  für  den  Einzelnen  auch  nicht  genau 
messen,  ein  Tauschwerthanschlag  dafür  erscheint  unausführbar. 
Hier  ist  demgemäss  das  gemeinwirthschaftliche  Princip  der  Bedürf- 
nissbefriedigung angebracht:  gemeinsamer  Consum,  bez.  freie  (im 
speciellen  Fall  unentgeltliche)  Consumtion  für  den  Einzelnen,  aber 
gemeinwirthschaftliche  Production  der  Leistungen  und  Kosten- 
deckung mittelst  Beiträgen  oder  Steuern  (§.  301,  341  ff.,  349). 
Der  Staat  selbst  wird  aber  hier  wieder  besonders  passend  solche 
Leistungen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Bevölkerung  tiber- 
nehmen, bei  welchen  gleichzeitig  jene  drei  anderen,  vorher  er- 
örterten Bedingungen  vorliegen. 

Das  Gebiet  des  Rechtsschutzes  erscheint  auch  hiernach  als  wahre  Staatsangelegen- 
heit, denn  nach  der  Idee  des  Rechts  muss  Allen  der  Vortheil  des  Rechtsschatzes  zu 
Theil  werden.  Dieselbe  judicielle,  polizeiliche,  militärische,  volkswirthschaftliche 
Thätigkeit  vermag  dann  aber  auch  ohne  oder  nur  mit  relativ  kleiner  Kostensteigerung 
innerhalb  gewisser  Grenzen  einer  grosseren  Anzahl  Personen  zu  Gute  zu  kommen. 
Hier  liegt  auch  ein  bekannter  wichtiger  ökonomischer  Vortheil  der  Arbeitstheilung 
vor:  indem  sich  eine  kleinere  Anzahl  Personen  berufsmässig  ausschliesslich  und  voll- 
ständig einer  Arbeit  (z.  6.  dem  Militärdienst  das  Heer,  dem  Postdienst  die  Post- 
beamtenschaft u.  dgl.  m.)  widmet,  producirt  sie  das  betreffende  Gut  oder  die  Dienst- 
leistung im  erforderlichen  Umfang  und  möglichst  gut  und  Ökonomisch  und  nimmt 
gleichzeitig  allen  Anderen  die  bezugliche  Arbeit  ganz  ab,  so  dass  eine  grossartige 
Oekonomie  der  Kräfte  und  eine  allseitig  bessere  Ausnutzung  der  Kräfte  im  höchsten 
volkswirthschaftlichen  Interesse  vom  Productionsstandpuncte  aus  erfolgt.  Man  denke 
etwa  an  die  7,  sage  sieben  selbständigen  Postverwaltnngen  in  Hamburg,  an  deren 
Stelle  erst  im  Norddeutschen  Bunde  die  eine  deutsche  Verwaltung  tratl 

Es  ist  hier  auch  zu  beachten,  dass  auch  die  für  Repression  bestimmten  Einrich- 
tungen, wie  Justiz  und  Polizei,  nicht  bloss  Demjenigen  ntltzen,  welcher  zu  seinen 
Gunsten  eine  Repressivthätigkeit  des  Staats  erlangt,  sondern  indirect  allen  Anderen, 
welchen  dies  BedUrfniss  wegen  der  präventiven  Wirkung  jener  Einrichtungen  erspart 
bleibt.  Ein  wichtiger  Gesichtspunct  für  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Kosten  der 
Civiljustiz  von  den  JustizgebUhren  gedeckt  werden  oder  die  Justiz  unentgeltlich  fiin- 
giren  soll.  (Vergl.  in  Fin.  ü  d.  Gebuhrenlehre,  1.  A.,  §.  291  ff.,  2.  A.,  §.  3!)  If.. 
bes.  §.  45.) 
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Auch  andre  LeistangeD,  wie  die  Herstellung  und  der  Betrieb  Ton  Schalen^ 
Yerkehraanstalten,  sanit&rcn  Vorkehrungen  eignen  sich  wegen  der  Vortheile, 
an  denen  ausser  den  Benutzem  mehr  oder  weniger  die  ganze  BeFölkemng  Theil  nimmt, 
besonders  für  die  Uebernahme  durch  den  Staat  Für  die  Frage  der  Unentgeltlich- 
keit und  anderseits  der  Höhe  des  Schulgelds  der  Öffentlichen,  besonders  der 
niederen  Schulen  gilt  dasselbe  wie  fflr  die  Frage  der  Deckung  der  Justizkosten.  (S. 
Ein.  n,  §.  296,  2.  A.,  §.  48.) 

II.  —  §.  381  [188].  Lösung  weiterer  Schwierigkeiten 
in  der  Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten.  Die  richtige 
Entscheidung,  ob  Staats-  ob  ThStigkeit  einer  anderen  Wirthschaft, 
besonders  einer  Privatwirthschaft  eintreten  soll,  wird  freilich  durch 
die  Natur  des  Staats  selbst  und  seiner  Leistungen  auch  im  einzelnen 
Falle  erschwert.  Denn  der  Staat  steht  kraft  seiner  Sonveränetät 
hinsichtlich  der  Bestimmung  seiner  Leistungen  und  kraft  seiner 
Finanzhoheit  hinsichtlich  der  MittelbeschafTung  zur  Kostendeckung 
ausserhalb  der  freien  Concurrenz. 

£r  kann  also  auch  unpassende  Thätigkeiten  übernehmen  und  festhalten  oder  über- 
mässige Kosten  dafür  verwenden,  ohne,  wie  die  Priiratwirthschaft,  durch  Absatzmangel 
oder  zu  theure  Production  und  zu  hohe  Preise  zur  EinsteUung  seiner  Th&tigkeit  ge- 
zwungen zu  werden.  Die  Regierung,  als  Wirthschaftssubject,  wird  femer  leicht  geneigt 
sein,  die  Bedeutung  oder  den  Werth  ihrer  Leistungen  zu  überschätzen,  ihre  Thitig- 
keiten  zu  weit  auszudehnen,  zu  sehr  nach  alter  Schablone  auszufahren,  unpassend  alte 
Thätigkeiten  beizubehalten,  statt  sie  ganz  einzustellen  oder  sie  andren  Wirthschaften 
zu  überlassen.  Die  Eigen thümlichkeit  der  meisten  Staatsleistungen,  um  die  es  sich 
handelt,  di«;  Immaterialität,  die  spccielle  Unverkäuflichkeit,  die  Art  der  HersteUung 
vermittelst  eines  grossen  Aemterorganismus  erschwert  immer  und  hindert  oft  gänzlich, 
Werth  und  Kosten  einer  einzelnen  Leistung  genau  zu  bestimmen.  Berechnung  nach 
dem  Tausch-  oder  Geldwerth  ist  gewöhnlich  ganz  ausgeschlossen.  Yergl.  Laspeyres. 
Art.  Staats wirthsch.,  Staatswörterb.  X,  76  ff.  und  passim. 

Die  vollständige  Ueberwindung  aller  dieser  Schwierigkeiten 
für  die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  kann 
auch  durch  Befolgung  der  obigen  Regeln  natürlich  nicht  immer 
gelingen  und  in  einzelnen  Fällen  werden  Fehler  hinsichtlich  der 
Bestimmung  der  Competenz  des  Staats  stets  vorkommen.  Die  zweck- 
mässige Organisation  der  constitutionellen  Budgetwirthschaft  muss 
in  dieser  Beziehung  auch  wieder,  nicht  als  das  stets  ausreichende, 
aber  als  ein  principiell  richtiges  und  relativ  bewährtes  Hilfs- 
mittel zur  Lösung  der  Aufgabe  bezeichnet  werden. 

Sch&ffle,  ges.  Syst.  2.  Aufl.  §.  205,  216. 

Günstig  ist  dabei  der  Umstand,  dass  es  sich  bei  der  Fest- 
stellung des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  der  Einrichtung  des 
Verwaltungssystems,  nach  welchem  diese  Thätigkeit  ausgeführt, 
die  Staatszwecke  verwirklicht  werden,  nicht  um  einen  vollständigen 
Neubau,  sondern  höchstens  um  einen  Um-  und  Weiterbau  zu 
bandeln  pflegt. 
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Bei  diesem  ist  die  Masse  der  altuberkommenen  Staatsleistangen  gar  nicht  in  Frage. 
(Darin  liegt  die  principielle  Begründung  der  Forderung  einer  Trennung  eines  stabilen 
und  wandelbaren  Budgets  und  der  Ausscheidung  der  enteren  aus  der  jährlichen 
parlamentarischen  Bewilligung,  nach  englischem  Vorgänge.  S.  Fin.  I,  2.  A.  §.  56, 
3.  A.  §.  64  und  die  dort  citirte  Litteratur,  besonders  Gneist)  Die  Einschränkung 
oder  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  und  die  Aenderung  des  Verwaltungssystems  im 
einzelnen  Falle  wird  dann  doch  immer  bei  einiger  Fähigkeit,  Tact  und  gutem  Willen 
der  Kegierung  und  der  Volksvertretung  leichter  richtig  entschieden  werden. 

Die  geordnete  Herbeiziehung  der  übrigen  autonomen 
räamlichen  Zwangsgemeinwirthschaften ,  der  Provinz,  des  Kreises, 
der  Gemeinde,  znr  Mitwirkung  und  die  Ausbildung  derSelbst- 
regierung  und  des  Ehrenamtssystems,  soweit  es  sich  be- 
währt, femer  die  gute  Einrichtung  des  Vereinswesens,  der 
Gesetzgebung  über  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellscbaften  hebt 
weitere  Schwierigkeiten.  Die  Sphäre  der  Privatwirthschaften  wird 
dann  auch  im  Grossen  und  Ganzen  richtig  bestimmt,  nicht  zu 
sehr  eingeschränkt,  nicht  zu  weit  ausgedehnt  werden,  aber  noth- 
wendig  immer  wieder  von  Zeit  zu  Zeit  Veränderungen  unter- 
liegen. 

IIL  —  §.  382  [189].  Einfluss  des  Beamtenthums  für 
die  Feststellung  des  Staatsbereichs.  Die  Thätigkeiten 
des  Staats  müssen  durch  eine  besondere  Art  von  Arbeitern,  durch 
das  Beamtenthum  ausgeführt  werden.  Die  Leistungsfähig- 
keit dieses  Beamtenthums  ist  daher  schliesslich  auch  noch  ein 
hochwichtiger  Punct,  welcher  bei  der  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit  und  bei  der  Einrichtung  des  Verwaltungssystems 
mit  berücksichtigt  werden  muss.  Diese  Leistungsfähigkeit  hängt 
zum  Theil  von  dem  System  der  Besetzung  der  Staatsämter, 
besonders  im  sogen.  Givildienst,  selbst  wieder  ab,  zum  Theil 
ist  sie  auch  bei  ein  und  demselben  Beamtensystem  vom  Stande 
der  Cultur  und  der  Sittlichkeit  und  Sitte  des  ganzen 
Volks  und  Zeitalters  mit  abhängig.  Je  mehr  es  gelingt,  ein 
den  Verhältnissen  einer  Zeit  und  eines  Landes  besonders  richtig 
angepasstes  Beamtensystem  auszubilden  und  je  tüchtiger  dieses 
unter  dem  Einfluss  richtiger  Erziehung  und  günstiger  Cultur-  und 
Sittenzustände  fungirt,  desto  grösser  ist  natürlich  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Beamtenthums  und  desto  mehr  Aufgaben  können 
ihm  und  somit  dem  Staate  gestellt  werden. 

Hebung  des  Beamtenthums  in  technischer  und  geistiger 
Fähigkeit,  in  sittlicher  Integrität,  in  unabhängiger 
Gesinnung  neben  voller,  vom  Staatsdienst  geforderter  Sub- 
ordination   wird    damit   zu   einer   weiteren  wichtigen   Voraus- 
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Setzung  der  erfolgreichen  extensiv  und  intensiv  gesteigerten  Staats- 
thätigkeit. 

Aach  in  dieser  Frage  muss  wohl  wieder  mehr  an  antike  Ideen,  wie  in  P  lato 's 
,,Staat*\  angeknüpft  werden.  Der  Ponct  der  richtigen  Staatsdienererziehong  ist  bei 
uns  noch  nicht  genügend  untersucht  worden,  was  Ginl-  and  was  Militärdienst  anlangt 
(Frage  der  Cadettenhänser). 

Die  Einrichtung  des  Systems  der  Besetzung  öffent- 
licher Aemter  erhebt  sich  dadurch  zu  einer  hochwichtigen 
Aufgabe  für  das  Staatsleben  und  für  die  Volkswirthschafl  und 
ist  nicht  nur,  was  oft  zu  einseitig  angenommen  wird,  von  Bedeutung 
für  die  im  engeren  Sinne  politische  (d.  h.  formal -politische)  Seite 
des  Staatslebens  und  für  die  persönliche  Stellung  der  Beamten. 

Unter  den  Hauptsystemen  der  Besetzung  öffentlicher  Aemter 
in  den  modernen  Staaten  zeichnet  sich  das  in  Deutschland  ge- 
schichtlich eingebürgerte,  auch  in  anderen  Ländern  bemerkens- 
werther  Weise  gerade  für  Richter  gleichfalls  übliche,  besonders 
durch  die  Leistungsfähigkeit  des  Beamtenthums  aus. 

Es  besteht  darin,  dass  berufsmässige  Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher 
Vorbedingungen,  dnrch  welche  die  Geeignetheit  zur  Bekleidung  eines  Staatsamts  nach- 
gewiesen werden  soll,  in  systematischer  Ordnung  ?om  Inhaber  der  Staatsgewalt  zu 
besoldeten  Aomtern  ernannt  werden.  Die  Ernennung  giebt,  sofort  oder  nach 
einer  Probezeit,  einen  Bechtsanspruch  auf  das  klaglos  ?erwaltete  Amt,  bez.  auf 
dessen  Besoldung  (Gehalt),  theils  fUr  die  Lebenszeit,  theils  für  bestimmte  längre 
Perioden,  worauf  alsdann  Anspruch  auf  Ruhegehalt  (Pension)  eintritt.  (S.  Fin.  I, 
3.  A.  §.  152  iL) 

Die  Kostspieligkeit  dieses  Systems  ist  nur  ein  schein- 
barer Nachtheil  verglichen  mit  anderen  Systemen. 

Solche  sind:  besoldete  Berufsbeamte  ohne  Recht  auf  das  Amt  (Frankreich); 
fUr  kürzere  Zeit  durch  Yolkswahl  (direct  oder  indirect)  ernannte  besoldete,  nicht 
nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz,  Nordamerica);  frei- 
willig und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleichfalls  nicht  immer 
berufsmässig  ausgebildete  Beamte  wenigstens  fUr  gewisse  Aemter,  meist  auf  Zeit: 
System  der  Ehrenämter. 

Die  Verbindung  des  Ehfenamtssystems,  soweit  es  geht,  mit 
dem  deutschen  System  der  Aemterbesetzung,  welches  aber  noth- 
wendig vorwiegt,  bietet  wohl  in  unserer  Zeit  die  beste  Bürg- 
schaft für  ein  leistungsfähiges  Beamtenthum,  welchem  immer  mehr 
und  grössere  Aufgaben  des  Staats  zur  Ausführung  übertragen 
werden  können. 

Wir  Deutschen  werden  mit  Recht  doch  auch  an  die  Ehren-Beamten  höhere 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Berufsbildung  stellen.  (Yergl.  Königs,  zur  Ausbildung 
und  Stellung  der  Beamten  in  Preussen,  Berl.  1875.)  £ine  enge  Grenze  dieses  Ehren- 
amtssystems liegt  u.  A.  schon  in  dem  unentbehrlichen  und  stets  steigenden  Bedarf 
technisch  gebildeter  Beamten,  „die  selbstredend  am  Wenigsten  durch  die  Selbst- 
verwaltung  ersetzt  werden  können"  (Königs  a.  a.  0.  S.  8). 
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IV.  —  §.  383  [190].  Die  speciellen  Aufgaben  des 
Staats  als  Untersuchangsgegenstand  der  systematischen 
Yolkswirthschaftslehre.  Im  Vorausgehenden  ist  der  Staat 
in  seiner  universalen  Bedeutung  für  die  Volkswirtbschaft  betrachtet 
worden,  jenem  Standpuncte  gemäss,  wonach  wir  es  in  der  Volks- 
wirthschaftslehre  zu  thun  haben  mit  der  Volkswirthschaft  staat- 
lich organis'irter  Völker  (§.  149,  299).  Nach  dieser  allgemeinen 
Würdigung  des  Staats  und  der  generellen  Feststellung  seines  Be- 
reichs müssen  in  der  systematischen  Volkswirthschaftslehre  folgende 
vier  vom  Staate  zu  lösende  Aufgaben  noch  specieller  untersucht 
werden : 

1)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts. 

D.  b.  auf  die  Regelung  der  grossen  Rechtsinstitute  der  persönlichen  Freiheit 
(nacb  principieller  Beseitigung  aller  Zustände  der  personlichen  Unfreiheit)  und  des 
Eigcntbums,  bez.  der  gcsammten  Eigenthnmsordnnng,  einschliesslich  des  Vertrags- 
rechts,  des  Erbrechts  und  der  Behandlung  wohlerw^orbener  Rechte  (Enteignungswesen), 
(§.  305  ü\):  jener  Verhältnisse  des  Öffentlichen  und  des  Priratrechts ,  welche  die 
Rechtsbasis  auch  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs  büden.  Die  Untersuchung  der 
dem  Staate  auf  diesem  Gebiete  gerade  nach  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte 
obliegenden  Aufgabe  erfolgt  in  der  zweiten  Abtheilung  der  Grundlegung:  ?on  ««Volks- 
wivthschaft  und  Recht,  besonders  Vermögensrecht  oder  ?ou  „Freiheit  und  Eigenthum 
in  volkswirthschaftlicher  Betrachtung**. 

2)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des 
speciellen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts. 

D.  h.  auf  die  Regelung  der  Rechtsordnung  der  einzelnen  grossen  Zweige  ins- 
besondere der  materiellen  Production  oder  auf  die  Normirung  der  speciellen 
wirthschaft liehen  Bern fs Ordnung,  des  hierauf  bezüglichen  Verwaltungsrechts. 
Das  ist  näher  zu  untersuchen  in  dem  dritten  Haupttheil  des  Systems  der  Politischen 
Oekonomie,  d.  h.  in  der  sogenannten  speciellen  und  prac tischen  Volkswirth- 
schaftslehre. 

3)  Mehrfach  ist  im  bisherigen  Verlauf  bereits  generell  die 
Frage  erörtert  worden,  ob  und  inwieweit,  wo  und  wann  theils 
Zwangsgemeinwirthschaften  überhaupt,  theils  insbe- 
sondere der  Staat  selbst,  als  wichtigste  Form  derselben,  direct 
die  Fürsorge  für  die  Herstellung  und  Vertheilung  von  Gütern 
neben  oder  auch  ausschliesslich  anstatt  anderer  Wirth- 
schaften,  namentlich  der  Privatwirthschaften  und  freier  Gemein- 
wirth Schäften,  in  volkswirthschaftlich  zweckmässiger  Weise  über- 
nehmen sollen;  ferner  ob  sie  auf  den  übernommenen  Gebieten  stets 
nach  dem  gemeinwirthschaftlichen  Princip  oder  auch  unter  Um- 
ständen nach  dem  privatwirthschaftlichen ,  dem  Gebührenpriocip 
(§.  335)  zu  verfahren  haben. 
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Diese  Frage  ist  speciell  fUr  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  FiUe 
vomemlich  ebenfalls  in  dem  dritten  oder  speciellen  und  practischen  Theile 
der  Volks wirthschaftslehre  genauer  zu  untersaclien.  Sie  mass  aber  nach  ihrer  prin- 
zipiellen Seite,  namentlich  nach  ihren  Folgen  fUr  die  Eigenthomsordnung, 
auch  in  der  zireiten  Abtheilung  der  Grandlegnng  noch  mehrfach  berührt  und  nach 
ihrer  finanziellen  Seite  in  der  Finanzirissenschaft,  besonders  in  der  Lehre 
?om  Priraterwerb  und  rou  den  Gebühren  (Fin.  I,  3.  A.  Buch  3,  II,  2.  A.  Buch  4), 
«rOrtert  werden. 

4)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Führung  seiner 
eigenen  Productions-  und  Erwerbswirthschaft,  d.  h.  der  Finanz- 
wirthschaft  oder  des  Staatshaushalts  (§.  361). 

Damit  hat  sich  der  vierte  Theil  der  Politischen  Oekonomie,  die  Finanzwissen- 
schaft, näher  zu  beschäftigen  (Fin.  I,  3.  A.,  Einleitung  und  Buch  1). 


Ende  des  ersten  Theiles  der  Grundlegung. 
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348  354  370  387  389  393 
Lioy  875 

Lippert  (Culturhist.)  66 
Lippert  (Berl.)  455 
V.  Lippe- Weissenf  cid,  Graf  682 
V,  Littrow  214 
List,  Fr.   35  46  47  265  347 

354  360  362  364  367  368 

771  801 
LOning  30  698 
Lorenz,  Ott.  146 
Loria  72  326  456 
Losch  161  412  414  821  822 
Lotz,  sen.  286  321  794 
Lotz,  jun,  440 
Lowe  411 


Mac-Culloch  314  321    430 

439  794 
Macleod  318  440 
Maier,  Wllh.  63 
Maine  66 


V,  MalchQs  429  882 

Malesherbes  803 

Malthus  2.  H.-B.  VL  287  301 

445/458  471  510  524  530 

639  665 
V.  Mangoldt  71   79  190  253 

261  263  270  286  290  292 

300  307  813  321  328  329 
344/349  369  386  399  411 
414  419  489  443  457  667 
683  764  784  798  891 

Markow  491 

Mario  (Winkelblech)  44  461 

751  817 
Marquardt  296  429 
Marquardseu  30 
Marshall  49   55   56   72  189 
176/179  190  227  264  270 
287  326  455  639  654  871 
Martin  430 

Marx,    K.    12    35/38    41  ff. 
128  180  163  187  240  287 
322  323  328  330  841  843 
360  399  408  448  455/461 
678  682  685  698 
V.  Mayr,  Georg  142  204  429 
432  433  464  581  568  602 
899 
van  Mees  827 
Meier,  D.  H.  699 
?.  Meier,  Ernst  669  876 
Meitzen,  A.  51  142  480 
Menger,  Anton  87  89  41  46 

322  669  698  698  758 
Menger,  1.  H.-B.  VIL  Karl  35 
54  55   68  ff.   72   138  139 
142/151   175  188  190  224 
227  238  254/264  273/277 
287/290  301  808  318  314 
321  343  386  682 
Messedaglia  456 
Meyer,  Alex.  795  848 
Meyer,  Ed.  450  452  669 
Meyer,  Rob.  399  401  406/419 
Meyer,  Rud.  40  719  740  904 
V.  Miaskowski  55  845 
Michaelis,  Otto   80  821  898 

785  795  796 
Michelet  878 

Michelis,  R.  430  436  713 
MiU,   J.   Stuart   17  138  140 
171   190  213  214  270  292 

301  818  821  344  347  440 
455  461  654  668  764  784 
787  794  795  803  807  870 
876  881  888  915 

Minghetti  72 

Mithoff  899/401  405  408  411 

416  418  669 
Moser,  Justus  428  452 

59* 
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V.  Mohl,  Kobert  72  20S  283 
443  451/458  472  669  S2S 
837  844  857  858  867  876 
889  885  913  915 

Mohrhof  257 

Moll  321 

?.  Moltke,  Graf  40S 

Mommscn,  Theod.  296 

Montchr6tiGn  de  Wateville  264 

Moormeister  72  139 

Morgan  66 

Morreau  de  Joddös  411  426 

Morus,  Th.  72 

Moser»  L.  432 

Müller,  Adam  117  348  354 
810  S71  878 

^Tasse  1  55  57  71  344  412 
439  440  866 

Neumann,  Fr.  Jul.  (Tüb.) 
1.H.-B.  VII.  35  55  56  72 
75  81  141  151  188  190 
226/236  253  262  264  268 
276/290  300/311  321  326/ 
338  348  349  35S  389  400 
401  406/421  428  433/436 
491  769  785  844  855  802 
864  866 

NenmanD,  G.  430 

Neumann  (Freib.  Geogr.)  668 
578 

y.  Neumann-Spallart  344  362 
366  390  412  425  426  429 
430  439  465  556  559 

Neurath  71   72  139 

Neuwirth  393 

Newmarch,  W.  395  4:^0  438 

?.  Oettingon,  AI.  141  226 
432  433  437  464  532  599 
600  771  898  S99 

Oldendorff  432 

Oncken  71  765 

Oppenheim,  Sah  313 

Ortes  364  452 

0 verston  0  439 

Owen  72 

Paaschc  439 
Pappenbeim  S50 
Paszkowski  71 
Patten  325  32(> 
Paulsen  71  S75 
Peabody  846 
Pebrer  411 
Pechar  366  390  394 
Peel,  Sir  Rob.  439 
Perrot  800 
Petermann  508 
V.  Pfeifer  257 
Pfeifler  902 


V.  Philippovich  (\r.  Philipps- 
berg) 2.  U.-B.  VII.  65  139 
549  552  561  562 

Pickford  139  187  224 

Pierson  327 

Plato  327  297  859  872  915 

Platter  459 

V.  Plener  41  820 

PöUtz  303 

Porter  480 

Porter,  N.  71 

Post  845 

Prince-Smith  187  275  307 
308  348  772  779  785 
794/796  802  ff.  832  835  876 

Proudhon  37  347  459 

Provost,  G.  u.  P.  455 

Puchta  306  374  385  7S9 

Quesnay  7  8 

Quetelet    138    140    214   215 

225  432  433  449  463  464 

483  532  898 

Rae  63 

llaleigh  452 

Rathgen  583 

Ratzel  569 

Ratzingcr  71 

Rau  1  29  35  51  71  73  79 
81  139  204  252  257/268 
275  276  283/291  297 
299/307  311/313  818  821 
322  328/353  309  375  386 
399  406  408  411  414/416 
421  424  426  428  439 
413/446  457  606  667  681 
683  761/764  784/795  827 
828  844  870  S71   875 

Rauchberg  465 

Rayen  568 

V.  Reden  429  430 

Rentzsch  794  802  870 

Rhenisch  141 

Ricardo  7  16  17  34  35  56 
167  190  292  321/328  330 
411  416  454  458  461  666 
794 

Richter,  Eugen  73 

?.  Richthofen  366 

V.  Riccko  437 

Riccke  140  432  464 

Riehl  423 

Rochau  876 

Rodbcrtus  l.H.-B.Vll.  12  20 
35  37  38  39  0.  187  287  297 
300/308  312  315  320/323 
330  360  370  375  379  399 
402/404  440  459  668  680 
719  740  766  796  812  857 

Röder874  875  880  882  885 


Rösler,  Herrn.  41  44  71  297 

306  310  321  380  399  7SS 
834 

Rogers  55 

Rondelct  765 

Röscher,  K.  jun.  700 

Röscher,  Wilh.  5  6  8  12  29 
35  46  47  51  52  71  73  79 
81  139  140  146  160  163 
168  176  204  240  253/275 
283  287  288  299  301  306 

307  311/314  321  328  333 
338  343/349  353/355  358 
360  375  399  408/421  428 
439  445/457  465  654 
666/668  681  683  700  733 
743  751  763  765  771  785 
788  795  806  827  871  S7G 
877  893 

Koschlau  7 

Rossi  421 

Rotteck  29  795 

Rousseau  871 

Roy  er,  Clem.  67 

RQmelin  141  142  168  197 
201  204  214  226  227  432 
446/462  485/494  531  015 
639 

Sadler  455 

Samter  46  348  682 

Saurow  430 

7.  Sangny  344 

Say,  J.  B.  301  314  411  456 
666  794 

Say,  Leon  30  63  412 

Sax,Em.64  72  77  139190265 
270  287  290  308  316  325 
327  348  350  354  762  767  ff. 
774  828  831    858  876  S71 

Schäfer,  W.  73 

Schäffle  1.  H.-B.  VII.  19  30 
35/42  ff.  54  57  61  71  73  76 
79/81  139  163  253  259/262 
268  269  286/292  301  307 
321/328  842/353  369  3S6 
457  668  669  682  693  751 
755  761  762  765  766  773 
774  780  785  788  796/799 
812  815  826/829  844  849 
852  858  859  869  870  876 
885  892  894  902  908  913 
915  916  920 

Schanz  180  363  692  850 

Scharling  325 

7.  Scheel  36  41  44  139  142 
204  253  262  270  283  306 
321  344  413  415  429  433 
439  459  615  622  686  751 
878 


Scherl  700 

Schippe!  41  460 

Schmidt,  Conr.  327 

Schmidt,  Ose.  815 

Schmoller,  l.H.-B.VII.  6  35 
36  45/J7  61  64  65  71  90 
139  141  175  216  240  241 
270  297  353  357  390  392 
399  406  408  411  445  457 
<)69  732  735  742  751  762 
764  771  784  796  802  803 
810  S16  819/S22  839  850 
860  878  S88  892 

Schnapper- Arndt  410 

Schnitzler  411  430 

V.  Schönberg  30  51/57  61 
72  78  205  26b  271  308 
349/353  436  439  762  769 
795  796  821  850  860  871 

Schubert,  F.  W.  429 

Schubert,  Dr.  71  765 

Schütz  71   348  762 

Schumacher  740 

Schumann,  2.  H.-B.  VlI.  465 
501  543  545  599  604 

Schulze-Delitsch  803  850  856 
8S1 

V.  Schnlze-üävemitz  812  821 

Schwabe  429  4i6 

Senior  17  167  187  190  301 
303  364  455  654  794 

Seyd  438  440 

Shakespeare  332 

Sidgwick  55  72  139  348  455 
654  871   876 

Siegel  844 

Siegwart  138  140  213  214 

Simon.  Jules  876 

Sismondi  270  347  354  411 
456  666  812 

V»  Sivers  797 

Y.  Skarzynski  71  765  797  878 

Smith,  Adam  5/10  17  18  35 
51  71  187  266  297  312 
314  321  330  339  347  411 
452  454  666  750  763  765 
7i)4  796  802  838  857  870 
875  881 

Sötbcer,  Ad.  292  412  415 
426  430  435  439  714  715 
723  825 

Sötbeor,  Heinr.  451  459  460 

Sohm  850 

Sombart,  W.  327 

V.  Sonncnfels  452 
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Spencer,  Herb.  03  66  71  140 

Vanderbilt  846 

459  875  876 

Vetter  459 

Spicker  430 

Viebahn  430 

Sprecher   ?on   Bernegg    568 

Virchow  815 

578 

Vocke  893 

Springer  731 

Voit  682 

Stahl,  Jul.   (Berl.)  307    858 

Vorländer  141 

875  878 

Stahl  (Nat.-Ök.)  821 

Wagener,  Herrn.  795 

V.  Stein,   Lorenz    29  35   63 

Wagner,  Dr.  A.  463 

257  268  283  347  388  415 

Wagner,  Herrn.  430  437  465 

472  691  751  810  834  844 

473  512  568  570  580/584 

857  858  876  869  908  909 

Wagner,  Moritz  569 

913  914 

Waitz,  Georg  876  885 

Steinlein  314 

Walcker,  K.  464  894 

Steinthal  71 

Walras  176  324  326 

Stephan  438 

Wappäns   141    389   430  432 

Stuart,  S.  6  452 

451  403  464  487  491/494 

Stieda,  W.  599  850 

509  511  531  599  602  610 

StOpel  455 

898 

Storch  301  303  312  321  411 

Weber,  Wilh.  77 

438  794 

Weiss,  Bftla  399  784 

Strassburger  433 

Welcker  795 

Strauss  430 

Westergaard    138    141    204 

Ströll  63 

211  215  216  432  487 

St.  Simon  12  317  766  786 

Whately  266  766 

V.  Stndnitz  433 

Wieser  64  287  324/327  885 

Stürmer  437 

421 

Süssmilch  138  452 

Wilhelm  I  (Botsch.  von  1881) 

Supan  465  473  570  582  586 

705 

Snplno  287 

Wilhelm  ü  (Botsch.  yon  1890) 

Sydow  568 

904 

Winkelblech  s.  Mario 

Tallquist  538 

Wirth,  Max  75  322  430  463 

7.  Tengoborski  450 

794  796  797 

Thomas  321 

Wirth,  Moritz  39  40 

Thompson  322  323 

Wiss  463 

Thornton  316  455 

Wittstein  142 

?.  Thttnen   35    176  187  190 

Wolkoff  301 

258  292 

Woltf,  Chr.  452  682  809  857 

TOnnics  41  45  397  830 

881 

Tooke  389  395  430  438  439 

Wolf,  J.  2.  H.-B.  VU  326 

Torrens  321  421 

Wundt    71    76    77    138    140 

7.  Treitschko-,  H.  52  283  712 

171   172  176  184  224 

729  732  733  801  802  810 

815  816  837 

Yonng  452 

Trendelenburg   816  832  854 

Tschitscherin  379 

Zamcke  320 

Tucker  511 

Zellcr,  Ed.  872  881 

Turgot  6  312  654  796  801 

Zeller,  J.  39 

803 

Zeuner  142  432 

Zeyss  71  465 

Cbbelohde  385 

Ziegler  71   73 

Uhde  81 

Zincke  257 

ümpfcnbach  63  892 

Znckerkandl  64  325 

Druckfehler. 

Scito  482  Zolle  19  ron  oben  lies  sich  statt  sie. 

-  484  Zeile  12  ron  unten  lies  diesen  statt  dieser. 

-  504  Zeile  7  von  nnton  lies  Gol.  8  statt  9. 

-  519  Tab.  XII  in  Gol.  Frankreich  letzte  Zahl  (Jahr)  lies  1871  statt  ISSl. 

-  519  Tab.  XIII.  bei  Gross-Britannien  Jahreszahl  lies  1891  statt  18S0. 

-  565  Zeile  5  von  oben  ist  hinter  ,,im  Ganzen'^  einzuschalten:   in  den  einzclnei 

Jahren. 

-  568  Abschnittzifi'or  lies  V  statt  VI. 

-  581  Note  1  lies  westlichen  statt  nördlichen. 

-  705  Zeile  16  von  unten  lies  17.  November  statt  17.  Mai. 

-  736  Ueberschrift  lies  §.  285  statt  265. 

-  760  letzte  Zeile  lies  §.  18  statt  16. 


